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Dritte, vermehrte und verbeflerte Auflage. 





Berlin 1907. 
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Aorwort. 


Die in dem Vorworte zur dritten Auflage mitgeteilte Verteilung des Stoffes 
unter die Mitarbeiter hat in betreff des zweiten Bandes, von dem die erſte 
Lieferung, umfaſſend die 88 1—515 bereits im Oftober 1904, die zweite Lieferung, 
umfaffend die 88 516-657 im Januar 1907 zur Ausgabe gelangt find, dadurch 
eine Anderung erfahren, daß Herr Profeffor André durch Übernahme des Rektorats 
der Univerfität Marburg für dag Jahr 1905/1906 an der Arbeit für den Kom- 
mentar behindert war, und um bie Fertigftellung des zweiten Bandes nicht weiter 
zu verzögern, auf die Bearbeitung des zwölften bis fünfundzwanzigiten Titels bes 
fiebenten Abſchnitts verzichtet Hat. Diefe Titel find zum Teil von dem Heraus- 
geber, zum Zeil von Herrn Ober- Regierungsrat Dr. Unzner, zum Teil von 
Herrn Oberlandesgerichtgrat Streder übernommen. Hiernach find bearbeitet von 
dem Herausgeber ber erfte bis ſechſte Abfchnitt und die Titel zwölf bis vierzehn, 
zweiundzwanzig bis fünfundzwanzig des fiebenten Abfchnitts; von Heren Geheimen 
Dberjuftizrat Greiff der erfte big dritte Titel des ſiebenten Abfchnitt3; von Herrn 
Profeſſor Dr. Andre der vierte bis elfte Titel des fiebenten Abfchnitts; von 
Herrn Dber- Regierungsrat Dr. Unzner der fünfzehnte bis achtzehnte Titel des 
fiebenten Abfchnitts und von Herrn Oberlandesgerichtsrat Streder der neunzehnte 
bis einundzwanzigite Titel des fiebenten Abfchnitts. 


Göttingen im Juni 1907. 
Der Herausgeber. 
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8 546 Verpflichtung des Vermieterd zur Tragung der auf der Sache ruhenden Laſten 
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88 553—555 Kundigungsrecht des Vermieter? . . 
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8 594 Übernahme eines .n. FERIEN un Grund einer er Scäpung des ss min 
lien Zuftands . . s 

8 595 Pacht auf unbeftimmte Beit” — 
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88 691, 692 Verpflichtungen und Rechte des Berwahrers in nfehung der Art der e Al 
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dem Verwahrer entfiandenen Schaden 
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Sechzehnter Titel. 
Leibrente. 

Vorbemerkungen 800 
88 759, 760 Inhalt der Verpflichtung zur Gewůhrung einer Leibrente . 802 
8 761 Schriftliche Form des Verſprechens einer Leibrente . 804 
Siebzebnter Titel 
Spiel. Wette. 

Vorbemerkungen . . an erde, er O0 

8 762 Ausſchluß eines Anſpruchs auf Srund von ni "ober Bette. _ Austaiah ber Rück⸗ 
forderung bes Geleiftetn . . . F SEE ana r se BOB 
8 763 Lotterievertrag. Kusfpieigefäaft BEE er VE BE 66 
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Rorbemerkungen. 


Stammier, Das Recht der Schuldverhältnifie in feinen allgemeinen Lehren 1897; 
Voſener, Recht der Schuldverhältniffe des BGB. 1900; Sieber, Der Rechtszwang 
im Schuldverhältnis nach deutihem Reichsrecht 1903 und bie fi) auf das Recht der 
Schuldverhaltniſſe beziehenden der im Bb. I ©. 31 ff. angeführten fyftematifchen Were 
und Kommentare. Zu diefen ift inzwifchen Binzugetreten Kohler, Lehrbuch bed 
Bürgerlihen Rechts 1904. 

I. Begriff des Schuldverhältniffes. Unter dem Rechte der Schulbverhältnifie, 
von welhem daS zweite Buch handelt, verjteht dad BGB. im wefentlichen dasſelbe, 
was in der gemeinrechtlichen Theorie ald Obligationenrecht bezeichnet wird. Über 
Weſen und Begriff der Obligation bzw. des Forderungsrechts und des Schuld» 
verhältnifjeß f. Wind ſcheid-Kipp II 8$ 250, 251, insbefondere Anm. 3 und bie 
dajelbft angeführte Literatur; Dernburg II Band. 88 1—8. 

Im €. 18 206 war beftimmt: 

„Gegenſtand eines Schuldverhältniſſes Tann ein Thun oder ein Unterlaffen 
des Schuldner (Leiftung) fein.” 

In dem entſprechenden 8 241 bes BOB. heißt es: 

„Kraft des Schuldverhältniſſes ift der Gläubiger berehtigt, von dem 
Schuldner eine Leiftung zu fordern. Die Leijtung kann auch in einem 
Unterlafjen beſtehen.“ 

Durch die Anderung der Faſſung follte Hargeftellt werden, daß zum Wefen des 
Schufdverhältnified gehöre, daß eine beitimmte Perfon (dev Gläubiger) von einer 
anderen beftimmten Perfon (dem Schuldner) eine Leiftung zu fordern berechtigt fei. 
Hierand ergibt fi die Unterfcheidung des Schuldverhältniffes von dem 
dingliden Rechte, wie überhaupt von jedem abjoluten Rechte. Das 
abfolute Recht ift ein gegen alle wirkſames Recht; der Wille des Berechtigten ift in 
Beziehung anf ein beitimmtes Verhältnis maßgebend für jedermann. Das ding- 
liche Recht indbefondere begründet die Herrichaft des Berechtigten über eine Sache; 
fein Wille ift in Beziehung auf die Sache maßgebend für das Verhalten aller. Das 
Schuldverhältnis dagegen ift ein Verhältnis nur zwiſchen zwei oder mehreren be- 
ſtimmten Perſonen, kraft beffen der Wille der einen Perfon (bed Gläubigerd) in 
einer beftimmten Beziehung für das Verhalten der anderen Perſon (des Schuldners) 
maßgebend ift. Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß daS Verhalten, welches 
der Gläubiger von dem Schuldner fordern Tann, ſich auf eine Sache bezieht, daß der 
Gläubiger alfo z. B. die Übertragung des Eigentums der Sache von dem Schuldner 
fordern fann. Auch in diefem Falle befteht nur ein Nechtöverhältnis zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Schuldner. Ein Zwiſchending zwiſchen dem dinglichen Rechte und 
dem Forderungsrechte, das fog. Recht zur Sache des preußifchen Landrechts Tennt 
das BGB. nicht. 

U. Schuldverhältnis und Anfprud. Es fragt fi, ob eine erſchöpfende Be— 
fimmung des Begriffs des Schuldverhäftniffes durch den 8 241 beabfichtigt if. Nicht 
in Betracht kommt hier, daß unter dem Ausdrude „Schuldverhältnis“ auch das gefamte 
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auf einem beftimmten Grunde ruhende obligatorijhe Verhältnis zwifchen zwei Perfonen, 
durch welches verſchiedene Verpflichtungen der einen Perfon gegen die andere begründet 
werden können, 3. B. ein Dienftverhälmis, ein Mietverhältniß verftanden wird. Es 
Handelt fich vielmehr um die einzelne zwilchen zwei Perſonen beftehende Verpflichtung, 
und es fragt fi, ob jedes Nechtsverhältnis, kraft deſſen eine Perſon von einer 
anderen Perjon eine Leiftung verlangen kann, ein Schuldverhältnis ift, oder ob es 
auch Aechtöverhältnifie gibt, kraft deren jene Berechtigung zwar befteht, die aber doch 
feine Schulbverhältniffe find. Für die letztgedachte Annahme ſcheint zu fprechen, daß, 
wenn der Begriff bed Schuldverhältniffes in dem 8 241 erichöpfend geregelt wäre, 
diefer mit dem Begriffe de Anſpruchs zufammenfallen würde. Der Anſpruch ift nad 
8 194 das Recht, von einem anderen ein Tun ober ein Unterlafjen, aljo eine Leitung 
zu verlangen. Jedes Schuldverhältniß begründet daher nad) $ 241 einen Anſpruch, 
das Schuldverhälniß würde alfo, wenn fi) Hierin fein Begriff erfchöpfte, nichts anderes 
fein, al8 die Kehrfeite des Anſpruchs. Eine folche verſchiedene Bezeichnung desfelben 
Verhältnifjed wäre auffallend. Es ift daher zu prüfen, welche Rechtsverhaͤltniſſe das 
BGB. nicht als Schuldverhältniſſe betrachtet, obwohl fie einen Anſpruch des Be— 
rechtigten gegen den Verpflichteten begründen. Die Unterſcheidung kann nicht darin 
gefunden werden, daß als Schuldverhältniſſe nur die in dem zweiten Buche beſonders 
geordneten Verhältniffe betrachtet würden. Unzmeifelhaft entipringen nad) der YAuf- 
faffung des BGB. auch aus Verhältmiffen, die in den anderen Büchern des BOB. 
geordnet find, Schuldverhältnifie. Ein folches befteht z. B. zwiſchen dem Vermächtnis⸗ 
nehmer und den mit dem Vermächtniſſe Beſchwerten (35 2174, 2176). Die Unter- 
ſcheidung kann aud nicht darin gefunden werben, daß die Verpflichtungen, welche aus 
der Verlegung abfoluter Rechte entfpringen, auß dem Kreife der Schuldverhäftnifie 
außfcheiden. Die vorjägliche ober fahrläffige Verlegung eines abfoluten Rechtes ift 
nad $ 823 eine unerlaubte Handlung; aus einer ſolchen entfteht ein Schuldverhältnis 
zwilchen dem Täter und dem Verlehten, welches im zweiten Buche, Abjchnitt VII 
Titel 25 näher geregelt ift. Bmeifelhaft erfcheint Dagegen, ob der aus dem abfoluten 
Nechte entftehende Anſpruch, foweit er lediglich auf Heritelung des dem Rechte ent- 
ſprechenden Bujtanded geht, nach den Vorſchriften über Schuldverhältnifie zu beurteilen 
ift. Diefe Frage ift in der erften Kommiffion, insbeſondere in Beziehung auf den 
dinglichen Anſpruch, wiederholt: erörtert; fie wird in den Motiven (Bb. II ©. 4, 
3b. III ©. 397, 399, 408, 409) ausbrüdlich bejaht. Auch in der zweiten Kommifjion 
ift die Frage mehrfach zur Sprache gefommen (f. 3. B. P. II Bd. 1 ©. 195, 197, 
312; Bd. 3 ©. 344); ein Beſchluß ift darüber aber nicht gefaßt (vgl. auch du Chesne, 
Der dingliche Anſpruch in feinem Wejen und in feiner Geftaltung nach beutjchem 
Bürgerlihen Rechte im Sächſ. Arch. Bd. 10 ©. 684). Die Ausdrudsweife, deren 
fih dad BGB. bedient, deutet auf eine Unterſcheidung zwiſchen dem echte, Die Her⸗ 
ftellung bes bem dinglichen Nechte entfpredhenden Buftandes zu fordern und dem 
Rechte, die den Gegenftand eined Schuldverhältniſſes bildende Leiftung zu fordern. 
Das erftere wird als Anſpruch, daS letztere als Forderung bezeichnet. Andererſeits 
ergeben aber die über den dringlichen Anſpruch, insbejondere über die „Unfprüche 
aus dem Eigentume* (Drittes Buch Abſchnitt III Titel 4) gegebenen Vorſchriften, 
daß dabei von der Voraußfegung audgegangen ift, daß die allgemeinen Grundſätze 
über Schuldverhältniffe auch auf den dinglichen Anſpruch infoweit Anwendung finden, 
als ſich nicht auß der. dafür geltenden beſonderen Veftimmungen eine Abweichung er⸗ 
gibt. So beftimmt z. 3. der $ 990, welcher bie Verpflichtungen des unreblichen 
Bejigerd gegenüber dem Eigentümer regelt, im Abſ. 2: 
„Eine weitergehende Haftung des Beſitzers wegen Verzug bleibt unberührt.“ 
Auch die Vorſchrift bes 5 993 Abſ. 1 „im übrigen ift er (nämlich der Befiker) 
weder zur Herausgabe von Nugungen noch zum Schadenserſatze verpflichtet“ deutet 
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darauf Hin, daß ohne dieſe Vorſchriſt die allgemeinen Grundjäge über Schuldverhältniffe 
zur Anwendung kommen würden. Als ſelbſtverſtändlich wird es im $ 931 betrachtet, 
daß der Eigentümer den dinglichen Anſpruch gegen den Beſitzer auf Herausgabe ber 
Sade abtreten kann. Entſcheidendes Gewicht würde freilich auf die leßtgedachte Vor⸗ 
ſchrift deshalb nicht zu legen fein, weil nad) $ 413 die Vorjehriften über Übertragung 
von Forderungen auch auf andere Rechte entiprechende Anwendung finden, foweit nicht 
ein anderes bejtimmt ift. Die oben herborgehobenen Vorſchriften über den Eigentumd- 
anſpruch lafjen aber feine andere Deutung zu, als daß die Vorfchriften über Schuld- 
verhältniffe auf den dinglihen Anſpruch direkte oder entfprechende Anwendung finden, 
foweit ſich nicht aus der befonderen Natur des binglichen Anſpruchs und den mit 
Rückſicht Hierauf gegebenen befonderen Vorſchriften eine Abweichung ergibt. 

Ahnlich liegt daB Verhältnis bei dem Erbſchaftsanſpruch. Auch die für dieſen 
gegebenen Vorſchriften (58 2018 ff.) laſſen erkennen, daß die allgemeinen Grundfäge 
über Schulbverhältnifie darauf infoweit Anwendung finden, als ſich nicht aus jenen 
Borfchriften eine Abweichung ergibt. 

Die aus familienrechtlihen Verhältniffen entipringenden Rechte haben das Eigen- 
tümlide, daß fie, obmohl fie abjolute Nechte find, doc zugleich Unfprüche gegen be— 
fimmte Perſonen begründen. Soweit dies der Fall ift, werden auch auf diefe An— 
ſprũche die allgemeinen Borjchriften über Schuldverhältniffe infoweit Anwendung finden 
mũſſen, als fi nicht auß der Natur der betreffenden Anſprüche und den dafür ge— 
gegebenen bejonderen Vorſchriften eine Abweichung ergibt. Died gilt z. B. von ben 
Anjprüchen der Ehegatten gegeneinander auf Gewährung des Unterhalts ſowie für 
die ihnen auf Grund des ehelichen Güterrechtd gegeneinander zuftehenden Anſprüche. 
Indirekt wird Died durch den 8 1359 anerkannt, welcher beftimmt, daß die Ehegatten 
bei der Erfüllung der fi) auß dem ehelichen Verhältnis ergebenden Verpflichtungen 
nur für diejenige Sorgfalt einzujtehen haben, melde fie in eigenen Angelegenheiten 
anzumenben pflegen. Vorausgeſetzt wird alfo, daß ohne diefe Vorſchrift die für 
Schuldverhältniffe geltende allgemeine Negel der Haftung für jede Fahrläſſigkeit An- 
wendung finden mwürbe. 

Nicht zu verfennen ift, daß die Abweichungen von den für Schuldverhältniffe im 
allgemeinen geltenden Vorſchriften, welche ſich aus der befonderen Natur der Dinglichen, 
erbrechtlichen und familienrehtlichen Anſprüche ergeben, fehr erheblich find. Das 
BGB. gibt für dieſe Anſprüche eingehende fpezielle Vorſchriften; aber biefe genügen 
doch für ſich allein nicht, um alle in Betracht fommenden Fragen zu entfheiden. Man 
wird Häufig genötigt fein, auf allgemeinere Grundſätze zurüdzugehen und diefe können 
nur in den Vorfchriften über Schuldverhältniffe gefunden werben. Ob man daß Ver- 
haltnis fo anjehen will, daß das BGB. unter den Schuldverhältniffen auch jene Un- 
ſprũche mit begreift, die für Schuldverhältniſſe geltenden Vorſchriften aber infomeit 
nicht anwendet, als die befondere Natur der fraglichen Anſprüche eine Abweichung er- 
fordert, oder ob man die fraglichen Anſprüche nicht zu ben Schuldverhäftnifien rechnet, 
die für Diefe geltenden Borfchriften aber infoweit zur entfprechenden Anwendung bringt, 
als fi aus dem allgemeinen Charakter jedes Anſpruchs, ald eines Rechtes, von einem 
Anderen eine Leiftung zu fordern rechtfertigt, ift eine Konftruftionsfrage, die praktiſch 
ohne Bedeutung fein dürfte. 

IN. Erfordernis eines Vermögenswerts. In der gemeinrechtlihen Theorie 
herrſcht Streit darüber, ob es zum Weſen eines Schuldverhältnifies gehört, daß die 
dadurch begründete Forderung einen Vermögenswert Hat. Das BGB. verneint dieſe 
Stage, indem es dad Erfordemiß eined Vermögenswerts nicht aufftellt (a. A. Dert⸗ 
mann, Erl. 1b zu 8 241). Für Forderungen, die unmittelbar auf dem Gejepe 
beruhen, ergibt ſich direlt auß der geſetzlichen Vorſchrift, daß andere als bie in ihr 
beſtimmten Exrforderniffe für die Entftehung der Forderung nicht in Betracht kommen. 
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Für die Durch Nechtögefchäft, insbeſondere für die durch Vertrag begründeten Schulds 
verhältniffe wird ſich Häufig auß den für das betreffende Rechtsgeſchäft aufgeitellten 
Erforderniſſen ergeben, daß die dadurch begründete Forderung einen Vermögenswert 
haben muß. Someit fi} dies aber aus dem befonberen Inhalte des Mechtögefchäfts 
nicht ergibt, folgt auß dem Schweigen des Geſetzes, daß durch bad Mechtögefchäft eine 
Zorberung auch dann begründet wird, wenn biejelbe einen Vermögenswert nicht hat. 
Auf dem Gebiete ded Rechtes der Schuldverhältnifie gilt das Prinzip der Vertrags⸗ 
freiheit. Das BGB. gibt in dem fiebenten Abſchnitte des zweiten Buches bejondere 
Vorſchriften über eine große Zahl von Verträgen. Daraud darf aber nicht ge= 
ſchloſſen werben, daß nur die durch diefe Vorfchriften geregelten Verträge ein Schuld- 
verhältnis begründen. Megel iſt vielmehr, daß jeber Vertrag, durch welchen ber eine 
Teil dem anderen Teil eine Leiftung verjpricht, gültig ift und daß die verbindliche 
Kraft desjelben nicht Davon abhängt, daß Die verjprochene Leiftung einen Vermögend- 
wert hat. Gegen dieſe Auffafjung wird das Bedenken geltend gemacht, daß ed manche 
Leiftungen gebe, die ihrer Natur nad) nicht geeignet feien, Gegenftand einer rechtlichen 
Verbindlichkeit zu fein. Dies ift zwar richtig, aber es folgt daraus nicht, daß bie 
Leiftung, um Gegenitand einer rechtlichen Werbindlichfeit fein zu können, einen Ver- 
mögendwert haben müſſe. Die Grenze ift vielmehr in anderer Art zu beftimmen. 
Kohler (Ard. für Bürg. R, ®b. 12 ©. 1ff.) führt aus, daß die berfprochenen 
Zeiftungen nicht einer Sphäre des Leben angehören dürfen, die nicht geſchäftsmäßig 
ift und nicht gefchäftsmäßig fein fol. Religion, Liebe und Anftand ſeien Die Gebiete, 
in betreff deren Werabredungen dem Berfehr entzogen fein. Deshalb fei dad Ver- 
ſprechen von Leiftungen, die dieſen Gebieten angehören, rechtlich unverbindlid. Die 
Vorſchriften des BGB. führen im mefentlichen zu einem dieſer Auffaffung entfprechen- 
den Ergebniſſe. Zunächſt iſt zu beachten, daß Verabredungen des gedachten Inhalts 
regelmäßig überhaupt nicht in der Abſichi getroffen werden, um eine rechisgeſchäfiliche 
Verbindlichkeit einzugehen. Niemand wird daran denken, das Verſprechen bes eriten 
Tanzes auf dem nächſten Balle in diefem Sinne aufzufaffen. Wird aber im einzelnen 
Falle eine Leitung des gedachten Inhalts wirklich in der Abficht vereinbart, daß da⸗ 
durch eine rechtliche Verbindlichkeit begründet werben folle, jo würde eine ſolche Ver⸗ 
einbarung gegen bie guten Sitten verftoßen und beshalb nad) $ 138 nichtig fein. 
Denn gegen die guten Sitten verftößt ed, wenn fi) jemand etwas rechtsgeſchäftlich 
berfprechen Täßt, was nad) den Geboten der Sittlichleit und bes Anftanded nur auf 
Grund eine freien Entſchluſſes geſchehen oder unterlafjen werden fol (a. U. Ehrlich, 
Das zwingende und nicht zwingende Recht im Bürgerlichen Geſetzbuch. 1899). 

Schuldverhältniffe, bei denen die Leiftung keinen Vermögenswert hat, ftehen in= 
befien in einer Beziehung den Schuldverhältniſſen, bei denen dies der Fall ift, nicht 
gleich. Nach $ 253 kann der Erjag eines Schadens, welcher kein Vermögensſchaden 
üft, in Geld nicht gefordert werben. Wird alfo eine Leiftung, welche keinen Vermögend- 
wert hat, geichuldet, jo Tann zwar der Gläubiger nah CPO. 88 887, 888, 890 
die Leiftung im Wege der Zwangsvollſtreckung erzwingen; er kann auch wegen Nicht- 
erfüllung der Verbindlichkeit auf Grund ded dadurch begründeten Anſpruchs auf 
Schadenserſatz nah 8 249 die Herftellung desjenigen Zuſtandes fordern, welcher 
beftehen würde, wenn die Verbindlichkeit erfüllt wäre. Soweit eine ſolche Herftellung 
aber nicht möglich ift — und dies wird bei Leiftungen der fraglichen Art regelmäßig 
ber Fall fein — fteht ihm ein weitered Mittel, fein Recht zu verfolgen, nicht zu 
Gebote. Sein Nedt ift alfo infofern ein unvollkommenes. Will der Gläubiger fi 
gegen die hieraus entjpringende Gefahr ſichern, fo muß er ſich die Leiftung unter 
einer Vertragsftrafe verfprechen laſſen. (88 339 ff.) Die Vertragdftrafe erfegt dann 
die ihm von dem Geſetze verfagte Entihädigung in Geld. 

IV. Ratürliche Werbindlichkeiten. (Dertmann, Natürlie Berbindfichkeiten 
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im deutſchen BGB.; in der allg. öfterr. Ger. Big. 1902 S. 109). Die aus einem 
Schuldverhaltnis entſpringende Forderung kann, wie jedes Recht, im Wege der Klage 
geltenb gemacht werben. Die gemeinrechtliche Theorie macht hiervon eine Ausnahme 
in betreff der fog. Naturobligationen. Das BGB. enthält allgemeine Vorſchriften 
über diefe Kategorie nicht. 3 beftehen inbefien einzelne Rechisverhältniſſe, welche 
man als Schuldverhältnifje betrachten Tann, bei denen dem Gläubiger zwar das Recht, 
feine Forderung im Wege der Klage geltend zu machen, nicht zufteht, die aber doch 
in anderer Beziehung eine gewiſſe vechtlihe Bebeutung haben. Go fteht z. B. der 
Mage aus einer verjährten Forderung die Einrede der Verjährung entgegen; aber 
dad auf Grund einer folden Forderung Bezahlte Tann nicht zurüdgefordert werben 
und dad vertragsmäßige Anerlenntnis fowie die dafür bewirkte Sicherheitleiftung find 
rechtsverbindlich (3 222, Durch Spiel und Wette wird eine Verbindlichkeit nicht 
begründet, das auf Grund des Spiel oder der Wette Geleiftete kann aber nicht 
zurüdgefordert werden ($ 762), ähnlich beim Ehemäflerlohn ($ 656), Auch den 
fittlichen Pflichten wird infofern eine vechtliche Bedeutung beigelegt, ald eine BZurüd- 
forderung des auf Grund einer folden Pflicht Geleifteten außgejchloffen ift ($ 814; 
dgl. au) $ 1624). 


V. Beſchränkung der Haftung auf einen Teil des Vermögens. In der 
gemeinrechtlichen Theorie ift beftritten, ob ein Schulbverhältniß in der Art eingegangen 
werden Tann, daß der Verpflichtete nicht unbeſchränkt, fondern nur mit einem beſtimm⸗ 
ten Zeile feines Vermögens haftet. Die Beantwortung dieſer Frage dürfte Davon 
abhängen, was man darunter verjteht, daß der Schuldner nur mit einem bejtimmten 
Teile feine Vermögens haftet. Denft man hierbei an eine vertragdmäßige Anderung 
der prozefjwalifchen Vorſchriften über die Bwangsvollftredung, fo wird die Frage zu 
verneinen fein; denn jene Vorſchriften gehören dem öffentlichen Rechte an und können 
deshalb, foweit fie nicht felbft der Vereinbarung der Beteiligten Spielraum gewähren, 
von diefen nicht geändert werden. Dagegen dürfte die Frage zu bejahen fein, wenn 
man fie dahin verfteht, ob der Inhalt einer Verbindlichkeit von den Parteien in der 
Art befchräntt werben Tann, daß ber Schuldner nur infoweit verpflichtet wird, als 
bie Verbindlichkeit auß einem beftimmten Teile feines Vermögens erfüllt werden kann. 
Yür die Beurteilung einer ſolchen Vereinbarung geben die Vorfchriften bes BGB. 
felbft einen Anhaltspuntt. Es wird Hierbei nicht an die Vorfchriften gedacht, nad) 
weichen die Gläubiger einer Ehefrau wegen einer Verbindlichfeit derjelben aus einem 
Rechtögeichäfte, Das fie ohne Buftimmung des Ehemannd vorgenommen hat, ihre Be- 
friedigung nicht aus dem eingebrachten Vermögen der Frau verlangen fönnen. Die 
Ehefrau Haftet aus einem folden Mechtögefchäft unbeichräntt; nur das Recht bed Ehe⸗ 
mannd an dem eingebrachten Vermögen fteht der Befriedigung der Gläubiger aus 
demjelben entgegen. In Betracht kommen dagegen die Vorfchriften über die beſchränkte 
Haftung des Erben gegenüber den Nachlafgläubigern. Regelmäßig wird hier die be— 
Khränkte Haftung des Erben dadurch zur Geltung gebracht, daß der Konkurs über 
den Nachlaß eröffnet oder eine Nachlaßverwaltung angeordnet wird. Sind dieje Wege 
aber wegen Mangel einer den Koften entiprechenden Maſſe ausgeichloffen, fo kann der 
Erbe nach 8 1990 die Befriedigung der Gläubiger infoweit verweigern, als der Nachlaß 
nicht außreicht. Er ift in dieſem Falle verpflichtet, den Nachlaß zum Zwecke der Be- 
friedigung des Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung herauszugeben. Macht 
ber Erbe von diejem Rechte Gebrauch, fo finden nad) $ 1991 auf feine Berantwortlichkeit 
wegen der bisherigen Verwaltung des Nachlafles bie Vorfchriften ber 88 1978, 1979 
Anwendung; wegen der fich hierauß ergebenden Werbindlichfeiten haftet der Erbe den 
Nachlaßglaubigern unbeſchruͤnkt. Diefe Vorſchriften finden nad) $ 419 entſprechende 
Anwendung, wenn jemand durch Vertrag daB ganze Vermögen eined anderen über- 
nommen Bat und deshalb den Gläubigern des anderen haftet, aber die Beſchränkung 
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feiner Haftung auf den Beſtand des übernommenen Vermögens und bie ihm aus dem 
Vertrage zuftehenden Anſprüche geltend madt. Es ift nicht abzufehen, weshalb ein 
Bertrag, durch welchen die Haftung des Schuldners in einer jenen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechenden Art beſchränkt wird, unzuläffig fein follte. Der Inhalt feiner 
Verbindlichkeit wird durch einen ſolchen Vertrag dahin beſchränkt, daß er die Erfüllung 
berfelben verweigern Tann, im Falle der Geltendmachung dieſes Rechtes aber ver⸗ 
pflichtet ift, einen beftimmten Gegenftand ober einen beitimmten Teil feine Vermögens 
dem Gläubiger zum Zwecke der Befriedigung im Wege ber Zwangsvollſtreckung heraus⸗ 
zugeben. Durch ben Vertrag kann beftimmt werben, daß der Schuldner, wenn er 
von biefem Rechte Gebrauch macht, für die bisherige Verwaltung bed betreffenden 
Gegenſtandes oder Teiles feined Vermögens dem Gläubiger in ähnlicher Urt verant- 
mortlih fein fol, wie der Erbe für die Verwaltung bed Nachlaſſes ben Nachlaß⸗ 
gläubigern verantwortlih if. Ohne eine ſolche Verpflichtung ift daS Recht des 
Glaͤubigers ein höchſt unficheres; denn ohne fie erhält er nichts, wenn der betreffende 
Gegenftand ober Teil des Vermögend nicht mehr im Vermögen des Schuldners ift. 
Die Gültigkeit des Vertrags dürfte aber nicht davon abhängen, ob eine Verpflichtung 
der gebachten Art vereinbart iſt. Will der Gläubiger ſich mit dem unficheren Rechte 
begnügen, welches er ohne jene Verpflichtung erhält, fo Tiegt Fein genügender Grund 
vor, ihn daran zu hindern. Denkbar ift, daß ihm das perfönliche Vertrauen, welches 
er zu dem Schuldner bat, genügt. Möglich ift auch, daß befondere Berhältniffe vor⸗ 
liegen, welde ihn zu ber Erwartung berechtigen, daß der Schuldner auch ohne eine 
Verpflichtung der gedachten Art den betreffenden Gegenftand oder Teil des Vermögens 
behalten und orbnungsmäßig verwalten wird. Solde Berhältniffe kommen z. B. in 
tage, wenn die Mitglieder eines nicht vechtsfähigen Vereins eine Verpflichtung ein⸗ 
gehen und dabei vereinbaren, daß fie nur mit dem Bereinsvermögen haften wollen. 
Hier kann der Gläubiger unter Umftänden genügenden Grund zu der Annahme haben, 
daß dad Intereſſe der Mitglieder an der Erhaltung bed Vereins ſtark genug ift, um 
fie zu der Erhaltung und ordnungsmäßigen Verwaltung bed Vereinsvermögens zu 
beitimmen; er wird ſich in ſolchem Zalle mit der gedachten beſchränkten Haftung der 
Vereinsmitglieder begnügen (ſ. Bd. I Erf. 2h zu 8 54). Die Gefahr, melde der 
Öläubiger bei einer Vereinbarung der fraglichen Art läuft, ift fein gemügender Grund, 
die Bereinbarung für rechtlich unzuläffig zu erflären. 

VI. Anordnung des Stoffes im zweiten Buche. Der erfte Abſchnitt (8$ 241 
bis 304) faßt unter der Überſchrift „Inhalt der Schuldverhältniffe" bie in ben 
erften beiden Titeln des erften Abſchnitts be E. I gegebenen Vorfchriften zufammen 
und zerfällt in zwei Titel, von denen ber erfte Titel (8$ 241—292) die Verpflichtung 
zur Leiftung, der zweite Titel (8 293—304) den Verzug bed Gläubiger betrifft. 
Der zweite Abſchnitt (SS 305—361) enthält die allgemeinen Borfchriften über Schuld- 
verhältniffe aus Verträgen. Der dritte Abfchnitt handelt von dem Erlöfchen der 
Schuldverhältniffe und zerfällt in vier Titel, welche die Erfüllung (8 362—371), 
die Hinterlegung (88 372—386), die Aufrechnung (6 387—396) und den Erlaß 
(8 397) betreffen. Der vierte Abſchnitt (SS 888 —418) Handelt von der Übertragung 
der Forderung, der fünfte (SS 414—419) von der Schuldübernahme, ber fechite 
(88 420—432) von der Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. Im fiebenten 
Abſchnitte (5 433—853) find in fünfundzwanzig Titeln die einzelnen Schuldver- 
haltniſſe behanbelt. 

VII. Übergangsvorfchriften enthält das EG. Art, 170—179. 


Zweites Bud), 
Recht der Schuldverhältniffe 





Erfier Abſchnitt. 
uhalt der Schuldverhältniſſe. 


Erfter Titel. 
Verpflichtung zur Leiftung. 


Erſter Abſchnitt. 

Der erſte Abſchnitt (88 241—304) handelt von dem Inhalte ber Schuldverhältniſſe tm 
allgemeinen. Unter dem Inhalte wird die Geſamtheit der durch das Schuldverhältnis unter den 
Beieiligten begründeten Beziehungen verſtanden. Dahin gehört auch, was der E. I als „Begen- 
fand des Schuldverhältniſſes“ bezeichnete; er verſtand darunter die geſchuldete Leiftung. In der 
gemeinvechtlichen Theorie wird dagegen als Gegenitand des Schuldverhältnifies bisweilen das» 
jenige bezeichnet, was bem Gläubiger verſchafft werden foll, alfo z. B. bei dem Schuldverhältnis 
aus einem Kaufe die gelaufte Sache, bei dem Schuldverhältuis aus einem Dienftvertrage der zu 
leitende Dienft. Nah dem €. I ift dies „Gegenſtand der Leiftung“. Das BGB. folgt im 
allgemeinen dem €. I. Geſchuldet wird die Leiftung; Gegenſtand der Leijtung iſt dasjenige, 
was zu leiften iſt. Indeſſen wird hieran nicht ftreng fefigehalten, vielmehr diejenige Ausdruds- 
weife gebrancht, weldhe den Umftänden nach als die deutlichſte und zutrefiendfte betrachtet wird. 
Daher wirb ſowohl von „geihuldeter Sache“ ald von „gejhuldeter Leiftung* und von „Leiftung 
der Gadje” gefprochen (I. 3. ®. 88 241—243, 262%). 

Durch das Schuldverhältnis werden rechtliche Beziehungen nur zwifchen beitimmten Berfonen 
begründet, zwifchen dem Gläubiger und bem Schuldner. Auf ber einen oder anderen Geite 
Lnnen mehrere Berfonen ftehen, aber immer handelt es ſich nur um die rechtlichen Beziehungen 
zwiſchen diefen beftimmten PBerfonen. Im erften Titel des erften Abſchnitts (88 241—292) 
handelt das BGB. von der Verpflichtung zur Leiftung. Damit ift zugleich gefagt, was der 
Gläubiger zu fordern hat. Eine Verpflichtung des Gläubiger zur Annahme ber Leiftung wird 
durh das Schuldverhältnis nicht begründet, aber durch die Nictannahme von feiten des 
Gläubigers (Berzug des Gläubigers) wird der Inhalt des Schuldverhäftniffes modifiziert; Hiervon 
handelt ber zweite Titel des erften Abſchnitts (88 293— 304). 


Erſter Titel. 

Der erfte Titel (88 241—292) enthält die allgemeinen Borfchriften über bie durch das 
Schuldverhãltnis begründete Verpflichtung des Schuldners zur Leiſtung. Der $ 241 beftimmt, 
dab der weſentliche Inhalt eines jeden Schuldverhältuiffes darin beftehe, daß der eine Teil (dev 
Gläubiger) von dem anderen Teile (dem Schuldner) eine Leiftung zu fordern berechtigt fel. Der 
$ 242 ſtellt den leitenden Grundfag feft über die Art, in welcher die Leiftung zu bewirken ift; 
fie fol erfolgen, wie Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsfitte es erfordern. 

Die 85 243—265 enthalten allgemeine Borfchriften darüber, wie ſich das Schuldverhältnis, 
je nach der Art der gefchuldeten Leiftung, verfchieden geftaltet. Der 8 243 Handelt von den⸗ 
jenigen Fällen, in welden die geichulbete Sache nur ber Gattung nad; beftimmt if. Die 
98 244, 245 handeln von Geldſchulden, die 88 246—248 von geſchuldeten Binfen, die 88 249 
bis 255 von der Verpflichtung zum Schadenserfage, die 88 256, 257 von ber Verpflichtung zum 
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8. 241. Kraft des Echuldverhältniffes ift der Gläubiger berechtigt, von dem 
Schuldner eine Leiftung zu fordern. Die Leiftung kann aud in einem Unter- 
laſſen beftehen. 


8. 242. Der Schuldner ift verpflichtet, die Leiftung fo zu bewirken, wie 
Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verfehrzfitte es erfordern. 


Erfage von Aufwendungen, der $ 258 von ber Verpflichtung desjenigen, welcher berechtigt ift, 
von einer Sache, die er herauszugeben bat, eine Einrichtung wegzunehmen, die 88 259—261 von 
der Verpflichtung zur Mechenfchaftsablegung, zu der Herausgabe eines Iubegrifis von Gegen- 
ftänden und zur Leiftung eines Offenbarungdeibs, die 88 262—265 von ben alternativen Schuld- 
verhältniffen. 

Die 88 266—272 enthalten nähere Vorſchriften über die Urt, im welcher die Leiftung zu 
bewirken ift, ber 8 266 über bie Unzuläffigleit einer Teilleiftung, bie 83 267, 268 über die 
Berfon besjenigen, von welchem bie Leiftung bewirkt werben Tann, bie 88 269, 270 über den 
Ort, die 88 271, 272 über bie Zeit der Leiftung. 

Die 88 273, 274 handeln von dem Burüdbehaltungsrecte. 

Die verſchiedenen Folgen, welche ſich daraus ergeben, daß bie Leiftung infolge eines 
von dem Schuldner zu vertretenden ober infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Um» 
ftandes unmöglich wird ſowie das Maß des Verfchuldens, welches der Schuldner zu vertreten 
bat, werben in den 88 275—282 beftimmt. Daran jchlieht fid) in dem 8 283 die Beftimmung, 
daß ber Gläubiger nad; rechtskräftiger Verurteilung des Schuldner? umter näher beftimmten 
Vorausfegungen Schadenserfag wegen Nichterfüllung verlangen Tann. Die 88 284—290 handeln 
fodann von dem Verzuge des Schuldners, die 88 291,.292 von dem Einflufie, welchen die 
Rechtshängigkeit auf das Schuldverhältnis hat. 


8 241. 
@.18 206; II 8 205 vew. 8 235; III 8 235. P.IE.45M;M.IIE.5f. PIE 1 6. 2797.; 
38.6 6.150. 2. 6. 622. 

Wendt, Unterlaffungen und Verſäumniſſe im bürgerlihen Recht; im Acc. f. civ. Pr. 
Bd. 92 ©. 1ff.; von Buchka, Die indirekte Verpflichtung zur Leiftung, 1904. 

Über bie VBedentung der im 8 241 gegebenen Vorſchriften ſ. Borbm. I-V zu biefem 
Bude ©. 3ff. 

Die Verpflichtung, etwas zu dulden, iſt eine Unterart der Verpflichtung, etwas zu unters 
lafien. Sie ift die Verpflichtung, Widerſpruch umd Widerfiand gegen die Handlung zu unter 
laſſen, auf deren Duldung die Verpflihtung gerichtet ift (Wendt, S. 16ff.). Auch in der CPO. 
& 890 werben bie Verpflichtungen, etwas zu unterlafien oder etwas zu dulden, gleich behandelt. 

Über die Frage, ob und welche Modifikationen bie allgemeinen für Schuldverhältnife gelten- 
den Vorſchriſten bei ben auf Unterlaffung gerichteten Schulbverhältnifien erleiden |. Wendt 
©. 53ff. Hervorzuheben ift Hier, daß durch die Vorfchrift ber CPO. 8 259, nach welder eine 
Klage auf künftige Leiftung erhoben werden fann, wenn ben Umftänden nad) bie Beſorgnis 
gerechtfertigt ift, daß der Schuldner ſich der rechtzeitigen Leiftung entziehen werbe, allgemein die 
Möglichkeit gewährt wird, bei einer Verpflichtung zur Unterlaflung unter der angeführten Bor» 
ausjegung auf Unterlaſſung für die Zukunft zu Magen. 


8 242. 
€. 198 224 Wbf. 1 Cat 1, 359; [I 8 206 res. 8 236; III 8 236. P.I 8.635 ff., 10871., 10601; 
M. II €, 261., 197. P. Il Be. 1 6. 302ff.; 82.6 6.150. D. 6.622. EB. 27721. 

Steinbad, Treu und Glauben im Verkehr, 1900; Schneider, Treu und Glauben im 
Recht der Schuldverhältmiffe des BGB. 1902, dazu Regelsberger, i. d. Krit. Viert. 3.3, Bd. 8 
©. 429, Schneider, Treu und Glauben im Sinne bes BGB. in DIE. ©. 232, 1903. 

1. Berüdfiätigung von Treu und Glauben bei der Leiftung. Die Vorſchrift des €. I 
8 359 wirb dur den 8 242 in zweifacher Beziehung erweitert. Nach dem $ 359 des EI ſoll 
die Nüdfiht auf Treu und Glauben bei der Entſcheidung der Frage in Betracht kommen, was 
fi) aus einem Vertrag als Inhalt der Verpflichtung des Schuldners ergibt. Dies folgt nach 
dem BGB. ſchon aus der allgemeinen Vorſchrift des 8 157, nach welcher Verträge jo auszulegen 
find, wie Treu und Glauben mit Nüdfiht auf die Verkehrsſitte es erfordern. Durch bie all- 
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$. 243. Wer eine nur der Gattung nad) bejtimmte Sache fchuldet, hat eine 
Sade von mittlerer Art und Güte zu leiften. 


gemeinere Faffung des 8 242, nach weicher der Schuldner die Leiftung fe zu bewirken Hat, wie 
Iren und Glauben mit Müdficht auf die Verkehrsfitte e8 erfordern, ſoll ausgedrüct werden, dab 
die Rädfiht auf Tren und Glauben aud für die Art, im welcher der Schuldner feine Ber- 
pflichtung zu erfüllen Hat, maßgebend fein fol. Unter dem Ausdruck „Inhalt der Verbindlichkeit“ 
in bem $ 359 des €. I lann dies mitverftanden werben, und ber E. I hat die fragliche Bor- 
frift auch wohl in diefem weiteren Sinne verftanden. Da aber auch eine engere Auslegung 
möglich ift, fo hat der $ 242 eine Faſſung erhalten, welche ben beabfichtigten weiteren Sinn 
außer Zweifel ftellt. 

Die zweite Anderung befteht darin, daß, während der 8 359 des €. I fi nur auf die 
Verbindlichteiten aus Verträgen bezieht, die Vorſchrift des 3 242 für alle Schuldverhältniſſe 
gilt. Ste gift alfo insbefondere auch für die auf Geſetz beruhenden Verbindlichkeiten. Für den 
Inhalt diefer Verbindlichteiien tft zwar zunächſt die Auslegung bed Geſetzes maßgebend, auf 
weldem die Verbindlichkeit berußt. Auch bei einer ſolchen Verbinblichteit ſoll aber in beireff 
der Art und Weife, in welcher die geſchuldete Leitung zu bewirken ift, die Rückſicht auf Treu 
und Glauben in Verbindung mit der Verkehrsfitte maßgebend fein. Ebenfo wie bei ber Bors 
idrift des $ 157 kommt die Verfehrsfitte nicht als felbitändiges Moment in Betracht; fie tft nur 
bei ber Beurteilung ber Stage, was im einzelnen Falle Treu und Glauben erfordern, mit zu 
berüchſichtigen. Nicht zu berüdfichtigen ift eine Verkehrsſitte, die gegen Treu und Glauben ver- 
itößt; dies iſt Teine Verkehrsfitte, fondern eine Unfitte. Zahlreiche Beiſpiele der Art und Weiſe, 
wie der $ 242 anzuwenden if, gibt Schneider a. a.D. (vgl. auch RG. Bd. 50 ©. 169; Bd. 53 
S. 70; Bd. 54 ©. 80; Erl. zu 8 157). 

2. Den Vorſchrifien der 83 157, 242 liegt Im weientlichen derfelbe Gedanke zugrunde wie der 
gemeimehtlihen exceptio doli generalis. In ber Praxis iſt diefe indefien, wie Schneider 
mit Recht hervorhebt, bisweilen dazu benupt, um Geſichtspunkten Geltung zu verihaffen, die 
außerhalb des Gebiets des Rechtes liegen. Die 38 157, 242 geitatten eine ſolche Ausdehnung 
des rihterlichen Ermefiens nicht. Der 8 157 ermöglidt, einem Vertrag eine’ weitere ober eine 
beihzänttere Auslegung zu geben als der Wortlaut ergibt, wenn Treu und Glauben mit Rüdficht 
auf die Verkehrsfitte dies erfordern; aber er geftattet wicht, dem Vertrag einen der erfennbaren 
Abit der Parteien wideritreitenden Sinn unterzulegen. Ebenfo kaun auch bei gefeplichen Bor» 
ſchriften eine über den Wortlaut hinausgehende oder eine bdenfelben einjchränfende Auslegung 
geredifertigt und geboten jein, nicht aber eine Korrektur des erfennbaren Willens des Geſetzes. 
Der 8 242 ermöglicht dann ferner, innerhalb der durch richtige, alfo möglicherweiſe aus— 
dehnende oder beſchränkende Auslegung des Vertrags oder bes Gefetzes beftimmten Grenzen die 
jchuldige Leiftung und deren Art fo zu beftimmen, wie bei billiger Berückſichtigung ber Intereſſen 
beider Teile amd aller Umftände des einzelnen Falles Treu und Glauben mit Ruckſicht auf die 
Berlehröfitte e8 erfordern. Hierliber hinaus darf aber das richterlihe Ermeſſen nicht gehen; ber 
Richter ift insbeſondere nicht beveihtigt, den Bertrag oder das Geſetz durch Aufftellung eines 
fozialen Ideals als Richtmaß oder durch Geltendmachung fubjekttver fittliher Anſchauungen zu 
torigieren. Soweit die exoeptio doli generalis hierzu bißwetlen — wohl aud nad; bem bis⸗ 
herigen Rechte mit Unrecht — benugt ift, Hat fie in dem BGB. Feine Anerkennung gefunden, 
und wird ferner nicht mehr zuläffig fein. Nicht zuläffig dürfte e8 3. 8. fein, mit Regelöberger 
©. 433 die exceptio doli zur Unterftügung der von Gradenwitz vertretenen Auffaſſung zu 
verwenben, nach welcher derjenige, demgegentiber eine wegen Irrtums anfechtbare und angefochtene 
Billenserflärung abgegeben ift, verlangen kann, daß das Verhältnis fo beurteilt werde, wie wenn 
der Anfechtende dasjenige, was er erfläxen wollte, infolge des Irrtums aber in Wirklichkeit nicht 
ellürt hat, doch erflärt Hätte (f. Bd. I Exl. 3 zu 8 119). Eine recht weitgehende Anwendung 
55 doli generalis enthält R®. in DIE. 1904 ©. 314; vgl. auch RG. in ZB. 

©. 89. 

88. 


E19 2186; 1 8 207 ven. 8 297; IN 8 297. 9.1 6.520.; MIT E. 10M. PIE. 1 6.2881. SSif.; 
Br. 2 ©. 329f.; BR. 6 ©. 1501. 2. 6. 622. 
Berndorff, Die Gattungsſchuld, 1900; Haver, Die Gattungsihuld, 1900 in Ebering, 
Rehts und Staatswiſſenſchaftliche Studien, Heft 11; Cuno, Übergang der Gefahr bei Battungs« 
Idulden nad) dem BGB. 1901; Düringer-Hadhenburg, HGGB. II ©. 398. 
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Hat der Schuldner das zur Leiftung einer ſolchen Sache ſeinerſeits Er— 
forderliche getHan, fo beſchränkt fich dag Schuldverhältnig auf dieſe Sache. 


1. Gattungoſchuld. Die Vorſchrift bes 5 243 bezieht fih nicht auf alle generiihen Schuld⸗ 
verhäktnifie, fondern nur auf folde, deren Gegenftand die Leiftung einer Sade if. Über 
Schulbverhältnifie, deren Gegenſtand eine andere mır ber Gattung mach beftimmte Leiftung, 
38. bie Leiftung von Dienften ift, enthält das BGB. keine beionderen Vorſchriften. Auf die 
Leiftung von Sachen findet die Vorfchrift des $ 243 fowohl dann Anwendung, wenn es ſich um 
vertretbare Sachen, ald auch, wenn es ſich um nicht vertretbare Sachen Banbelt. 

2. Ob die fog. gemiſchten geueriſchen Schuldverhältniſſe unter die Vorfchrift des 8 243 
fallen, Hängt davon ab, in welchem Sinne ein foldes Schulbverhältuid gemeint ii. Die Ver⸗ 
pflihtung, ein Schaf aus einer beftimmten Herde ober eine Duantität Weizen aus einem 
beitimmten Speicher zu liefern, kann möglicherweife als alternative Verpflichtung (88 262—265) 
gedacht fein. Regelmäßig wird anzunehmen fein, daß nur eine fpeziellere Bezeichnung der 
Gattung beabfihtigt ift und dab daher die Borfchriften des 8 243 zur Anwendung kommen 
(a. 9. Dernburg II $ 11 DI; Dertmann, Erl. 1 zu 8 243; Rehbein II Erl. 13 zu 
88 4—292; Euno, S. 7). 

8. Berpflichtung bed Schuldners bei einer Gattungsihuld. In dem E. I 8 213 war 
beftimmt, daß der Schuldner in dem vorausgefegten Falle eine Sache von mittlerer Art und 
Güte auszuwählen habe. Die Erfeßung des Wortes „auszuwählen” durch „zu leiften“ im 
8 243 Abf. 1 fol Harftellen, daß das generifhe Schuldverhältnis im Gegenjage zu dem alters 
nativen nur eine Leiftung, nämlich die Leiftung einer Sade von mittlerer Art und Gilte zum 
Gegenftande hat. Daraus ergibt fi von jelbft, daß dem Schuldner die Beitimmung der Sache 
äufteht, d. 5. daß er durch die Leiftung einer jeden Sache von mittlerer Art und Güte, aber 
and) nur durch die Leiftung einer folhen Sache feine Verpflichtung erfüllt. Dies ift nur in dem 
Sinne gemeint, daß die Sache mindeftens von mittlerer Art und Güte fein muß; eine befiere 
als die mitilere Art und Güte iſt zuläffig, fofern nicht aus den Umftänben erheit, daß gerade 
nur Saden von mittlerer Art und Güte geleiftet werden follen (a. A. Dernburg II 8 11 IV). 
Welche Sachen ald von mittlerer Art und Güte anzufehen find, beitimmt fi, fofern nicht aus 
dem zugrunde liegenden Verirage fi) ein andere ergibt, nach dem Erfüllungsorte. 

Der Vorfchrift des 3 243 Abſ. 1 entfpredhen die weiteren in dem BGB. über generiſche 
Schuldverhältnifie in dem 88 279, 480, 491, 493, 524 Abſ. 2 gegebenen Vorſchriften. Abweichend 
von ber Regel bes 8 243 Abf. 1 gilt für das Vermächtnis einer nur ber Gattung nad} beſtimmten 
Sade die Vorſchrift, daß eine den Verhältniſſen des Bebachten entiprechende Sache zu leiften iſt 
(88 2155 Abf. 1, 2182 Abf. 4, 2183). 

Nicht berüdfichtigt in dem 8 243 find ſolche Fälle, in denen vereinbart ift, dab dem 
Gläubiger die Wahl zuftehen foll; fie find zu anomaler Urt, als daß eine geſetzliche Regel 
für fie nötig und möglich wäre. Nur fir den Fall, daß bei dem Vermächtnis einer nur ber 
Gattung nach beftimmten Sache dem Bedachten die Beftimmung der Sache überlaflen ift, werden 
befondere Borfchriften in dem 8 2155 Abſ. 2 gegeben. 

Iſt die Beftimmung der zu leiftenden Sade einem Dritten überlafien, fo finden bei Wer- 
trägen die Vorſchriften der 88 317—319, bei Vermächtniſſen die Vorſchrift des 8 2155 Abſ. 2 
Anwendung. 

4. Beſchränkuug des Schuldverhältuiſſes anf eine beftimmte Sache. Iſt eine Sache von 
mittlerer Urt und Güte geleiftet, fo ift dadurch bie dem Schuldner obliegende Verpflichtung 
erfült. Der €. I 8 214 beftimmte, daß mit der Keiftung die Auswahl als vollzogen gelte und 
bab das Schuldverhältnis fih nad Vollziehung der Auswahl auf bie ausgewählte Sache 
befchränte. In dem BGB. find diefe Säge weggelafien, weil durch die Leiftung ber gefchuldeten 
Sache das Schuldverhältnis, abgefehen von einer möglicherweile noch verbleibenden Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht erlifht und man deshalb nicht wohl fagen kann, daß ſich dasfelbe auf die durch 
die Leiftung ausgewählte Sache befchräntt. Sachlich befteht in dieſer Beziehung keine Ver⸗ 
ſchiedenheit zwifchen dem €. I und dem BGB., es handelt fi vielmehr nur um eine korreltere 
Ausdrudsweife besfelben Gedankens. 

Eine ſachliche Verſchiedenheit beftcht dagegen zwiſchen den Vorſchriften bes E. I und bes 
BGB. in betreff der Frage, unter welhen Vorausſehungen fi) das Schuldverhältnis ſchon vor 
der Erfüllung auf eine individuell beftimmte Sache beſchränkt. In der gemeinrechtlichen Wiſſen⸗ 
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haft Reben fich die fog. Lieferungstheorie und die Ausſcheidungstheorie gegenüber. "Sowohl dem 
€. I als dem BEL. Liegt die erſigedachte Auffaffung zugrunde, beiden jedoch nur unter einer 
pratniſch wichtigen Modifilation. Diefe war im €. I dahin beftimmt, daß das Schuldverhälmis 
fig auf eine individuell beſtimmte Sade beſchränke, wenn die Gefahr auf ben Gläubiger übers 
gegangen fei. Nach dem E. I $ 257 Abf. 2 geht bie Gefahr auf den Gläubiger über, wenn 
dieſer durch die Richtannahme der ausgewählten und angebotenen Sache in Verzug der Annahme 
koınmt, ebenfo nad) 8 465, wenn ber Verkäufer unter ben dort bezeichneten Vorausſetzungen bie 
verlaufte Sache dem Epebditeur, dem Frachtführer oder der fonft zur Ausführung des Transports 
beftimmten Berfon ausgeliefert Hat. Die Mehrheit der zweiten Kommilfion hielt eine Ber» 
allgemeinerung der Borichrift des E. I für zwedmäßig. Das Schuldverhältnis foll fih 
auf eine individuell beftimmte Sache beihränten, wenn ber Schulbner das zur 
Leitung diefer Sache ſeinerſeits Erforderliche getan Kat und bie betrefiende Sache 
dem in Abſ. 1 beftimmten Erfordernis entipricht, aljo mindeflens von mittlerer Art und Güte 
iſt. Wann der Schuldner das zur Leiftung einer folden Sache feinerfeits Erforderliche getan 
hat, beftimmt fich nach der Urt des in Frage ftehenden Schulbverhältnifies. Immer tft dem 
gedachten Erfordernifje genügt, wenn ber Schuldner die Sache dem Gläubiger in folder Art 
anbietet, daß biefer dadurd), daß er fie nicht annimmt, in Verzug kommt (f. Erl. 3 zu 8 800). 
Der Schuldner wird hierdurch zwar von feiner Verbindlichkeit noch nicht befreit. Erbietet ſich 
der Gläubiger fpäter zur Annahme, fo ift der Schuldner noch verpflichtet, die Sache zu leiſten. 
Aber Hierauf kommt es nad; der Abficht des 5 243 Abf. 2 nicht an; die Vorſchrift des €. I 
$ 214, nad) welcher der Zeitpunkt maßgebend tft, in dem bie Gefahr auf den Gläubiger über- 
geht, Hat nicht beſchränkt, fondern erweitert werben follen. Die Gefahr geht aber nach 8 300 
bj. 2 (E.I 8 257 Abſ. 2) auf den Gläubiger über, wenn derfelbe in der gedachten Art in 
Verzug der Annahme kommt. Die Borfchrift des $ 243 Abſ. 2 muß alfo dahin verftanden 
werden, dab das ordnungsmäßige Angebot einer Sache der fraglichen Art unter die Borfchrift 
fällt, daß alfo unter dem zur Leiftung der Sache Erforderlichen nur dasjenige verſtanden wird, 
was dem Schuldner zunächſt zu tun obliegt. Dem Erfordernifie des 8 243 Abſ. 2 tft ferner 
genügt, wenn bei dem auf einem Kaufe beruhenden Sculdverhältnifie der Verkäufer auf Ver⸗ 
langen des Käufers die verfaufte Sache nach einem anderen Orte ald dem Erfüllungsorte ver 
fendet und die Sache zu dieſem Bwede dem Spediteur, dem Frachtführer oder ber fonft zur 
Ausführung der Berfendung beitimmten Perſon oder Unftalt ausgeliefert hat. Auch in dieſem 
Falle bleibt der Verkäufer, wenn die Sache, ehe fie dem Käufer zukommt, wieder in feinen Befig 
gelangt, zur Leiſtung der Sache verpflichtet; aber aud) hier ift, da in dem gedachten Beitpunfte nach 
$ 447 (E.I 8 465) die Gefahr auf ben Käufer übergeht, anzunehmen, daß der Käufer im Sinne 
des 8 243 Abſ. 2 das feinerfeit3 zur Leiftung der Sache Erforderliche getan hat. Das gleiche 
güt abweichend vom E. I nad) 88 644 Abſ. 2, 651, wenn die Berpflihtung auf einem Werts 
vertrage beruft. Ebenſo zu beurteilen find alle nicht durch die gedachten Vorſchriften getroffenen 
Säle, in denen der Schuldner einer nur der Gattung nach beftimmten Sache auf Verlangen des 
Gläubiger8 eine Sache der geſchuldeten Art nad) einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte 
berfendet, mag bie Berpflihtung auf einem entgeltlichen oder auf eimem unentgeltlichen Vertrage 
beruden. Ill dagegen der Schuldner nad) dem Inhalte des Schuldverhältnifies verpflichtet, die 
Sache dem Gläubiger zu bringen, fo hat er das feinerjeits zur Leiftung Erforderliche nicht {hun 
duch die Abſendung einer Sache ber geichuldeten Art, fondern erft dann getan, wenn bie Sache 
bei dem Gläubiger angelommen, biefem alſo ordnungsmäßig angeboten iſt. Auch dann, wenn 
& fih um eime fog. Holſchuld Handelt, der Gläubiger aber den Schuldner nicht mit der Über 
fendung beauftragt hat, beſchränkt fi das Schuldverhältnis nicht ſchon dadurch auf eine 
individuell beftimmte Sache, daß ber Schuldner eine Sache der gefhuldeten Art ausſcheidet und 
für den Gläubiger bereithält, fondern erft dadurch, daß der Gläubiger durch das Ungebot der 
betreffenden Sade in Berzug der Annahme kommt (f. Erl. 3 zu 8 300). 

5. Die Wirkungen, welche fi aus der Beſchränkung des Schulbverhältnifies auf die 
beſtimmte Sache ergeben, find zweifacher Art. Die Vorſchrift des 8 279, mad; welder der 
Echuldner, wenn die gefchuldete Leiftung nur ber Gattung nad; beftimmt ift, folange die Leiftung 
aus der Gattung möglich ift, fein Unvermögen zur Leiftung aud) dann zu vertreten kat, wenn 
ihm ein Verſchuiden nicht zur Laſt fällt, findet Feine Anwendung mehr; der Schuldner wird 
biefmehr nad den 85 275—278 von feiner Verpflichtung frei, wenu ihm bie Leiftung ber 
beftimmten Sache ohne fein Verſchulden unmöglich wird. Bei gegenfeitigen Verträgen würde 
der Schuldner nad) 5 323, wenn die Leiftung der beftimmten Sache ohne fein Verfchulden 
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unmögli wird, aud) den Unfpruc auf bie Begenleiftung verlieren; biefe Vorſchrift findet aber 
in den oben angeführten Fällen deshalb eine Anwendung, weil Bier mit ber Befchränfung des 
Schuldverhälmifies auf die befiimmte Sache auch die Gefahr auf den Gläubiger übergeht. Die 
zweite Wirkung der Beſchränkung befteht darin, daß der Gläubiger ein Recht auf die Leiftung 
der beftimmten Sache erhält. Der Schuldner, welcher nach dem urſprünglichen Schuldverhältntfie 
feiner Berpflihtung durch Leiftung einer jeden Sache ber fraglichen Art genügen konnte, ift nach 
Beſchränkung des Schuldverhältniffes auf bie beftimmte Sache, eben diefe Sache zu leiften ver— 
pflihtet. Ex Tann, wenn ber Gläubiger durch Angebot der Sade in Verzug gelommen ift, 
dem Gläubiger nicht fpäter ftatt der angebotenen Sade eine andere Sache von gleicher Art 
und Güte liefern, ebenfowenig ift er berechtigt, tn den Füllen des 8 447 über bie dem Spediteur 
ober Frachtführer behufs Verjendung an ben Gläubiger Übergebenen Waren anderweit zu ber- 
fügen und von dem Gläubiger zu verlangen, daß er ſich die Lieferung anderer Waren von 
gleicher vertragämäßiger Urt und Güte gefallen laffe. Der Gläubiger ſoll darauf rechnen können, 
daß er eben diejenigen Sachen erhält, auf weiche das Schuldverhäftnis nach Maßgabe des 3 243 
Abſ. 2 beſchränkt ift, er fol daher insbefondere in der Lage fein, mit Sicherheit über dieſe 
beftimmten Sachen anberweit verfügen zu lönnen. Diefe Konfequenz bat in ber zweiten 
Kommiffion zu lebhaften Bedenken gegen die Borfchrift des 8 243 Abf. 2 Anlaß gegeben. Es 
wiberfprehe — jo wurde ausgeführt — der Muffafjumg des Lebens, daß der Schuldner, welcher 
Hundert Scheffel Weizen der geſchuldeten Art dem Spediteur behufs Berfendung an ben Gläubiger 
übergeben ober dem legteren in folder Art angeboten babe, daß berfelbe in Verzug der Annahme 
gefommen, nicht berechtigt fein folle, über biefe Hundert Scheffel anderweitig zu verfügen und 
ftatt derfelben dem Gläubiger andere Hundert Scheffel der geſchuldeten Urt zu liefern. Befonders 
auffallend fei diefed Ergebnis, wenn der &läubiger ohne genligenden Grund die Annahme der 
ihm überfendeten Waren ablehne. Mit Rüdfiht Hierauf war beantragt, den & 243 Abf. 2 zu 
ftreichen und ftatt deſſen bie Vorſchrift des 8 447 dahin zu verallgemeinern: 

„Verſendet der Schuldner die zu leiftende Sache auf Verlangen bed Gläubigers nad 
einem anderen Orte ald dem Erfüllungsorte, fo geht die Gefahr auf den Gläubiger über, 
fobalb ber Schuldner die Sache dem Spediteur, dem Frachtführer oder der fonft zur Aus⸗ 
führung des Transports Beftimmten Perfon oder Anftalt ausgeliefert hat.“ 

Der Antrag wurde indefien abgelehnt. Die Mehrheit nahm an, daB die geltend gemachten 
Bebenten deshalb nicht enticheidend feien, weil bem Schuldner, wenn der @läubiger die Annahme 
anberer als ber früher angebotenen oder dem Spediteur übergebenen Sachen, bie vom derſelben 
Art und Büte wie jene feien, ohne genügenben Grund ablehne, eine exceptio doli zur Seite 
ftehe; unter Umftänden werde auch in der Weigerung des Gläubigers, die ihm zuerft überjendeten 
Sachen anzunehmen, ein Verzicht auf die ihm aus der Konfretifierung bes Schulbverhältnifies 
zuftehenden Rechte gefolgert werben können. Diefe Auffaffung ift nicht unbebenklih. Wird eine 
species geſchuldet, jo braucht der Gläubiger ſich gewiß nicht gefallen zu laſſen, daß ihm flatt der 
geſchuldeten Sache eine andere Sache von gleicher Art und Güte geliefert wird. Nach 8 243 Abſ. 2 
fol ja aber das auf die Leiftung einer nur der Gattung nad) beitimmten Sache gerichtete Schuld⸗ 
verhältnis ſich unter den bort beftimmten Vorausſetzungen in ein auf bie Leiftung einer species 
gerichtetes Schulbverhältuis verwandeln. Won diefem Zeitpunkt an fcheinen alfo biefelben 
Grundfäge Anwendung finden zu müflen, welche fiir ein von Anfang an auf die Leiftung einer 
species gerichteteß Schuldverhältnts gelten. XTropdem wird man, um bem Bedürfniſſe des 
Lebens gerecht zu werben, ſchwerlich umbin können, dem Schuldner unter Umftänden das Recht 
einzuräumen, fi) durch Leiftung einer anderen als derjenigen Sache, auf welche fi das Schuld» 
verhältnis nad) 3 243 Mbf. 2 befchränft Hat, von feiner Verpflichtung zu befreien. Das Be— 
dürfnis tritt befonder8 Mar hervor, wenn es ſich um vertretbare Sachen handelt. Man wird 
daher aus der Ratur eine auf die Leiſtung einer nur ber Gattung nad beftimmten Sache 
gerichteten Schulbverhältnifies folgern müfjen, daß nach Treu und Blauben die nah Maßgabe 
des 8 243 Abf. 2 ftattfindenbe Beſchränkung des Schulbverhältnifies auf eine beftimmte Sache 
nicht im jeder Beziehung die Wirkung hat, dab das Schuibverhältnis ala anf eine species 
gerichtet angefjehen wird, daß vielmehr das urfprüngliche Schufbverhältnis noch inſoweit von 
Bebeutung bleibt, ald Treu und Glauben e8 erfordern. Diefe erfordern aber, daß ber Gläubiger 
fi nit auf die nad 8 243 Abſ. 2 erfolgte Konkretifierung berufen darf, wenn ihm Sachen ber 
urfpränglich geichuldeten Art geliefert werben und er keinerlei Intereſſe dabei Hat, gerade bies 
jenigen Sachen zu befommen, auf welde ſich das Schuldverhältnis beſchränkt hat. Daraus 
erwächit allerdings eine gewiſſe Unſicherheit; eine ſolche ift aber Überhanpt nicht zu vermeiden, 
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8. 244. Sit eine in ausländifcher Währung ausgedrückte Geldſchuld im 
Inlande zu. zahlen, fo kann die Zahlung in Reichswährung erfolgen, es fei denn, 
dab Zahlung in ausländifcher Währung ausdrüdlich bebungen ift. 

Die Umrechnung erfolgt nad) dem Kurswerthe, der zur Beit der Zahlung 
für den Zahlungsort maßgebend ijt. 


wo der Inhalt einer Berpflihtung nah Treu und Glauben zu beitimmen ift (Seuff. A. Bb. 57 
S. 260; 8b. 59 S. 74; Rſpr. Bd. 8 ©. 435; zum Teil a. U. Windfheid-Kipp II 8 255 
&.38c, der nur im Falle des Annahmeverzugd dem Schuldner das obenbezeichnete Recht zu⸗ 
geſteht). Die gedachte Modifilation findet nicht ftatt, wenn die Konfretifierung auf eine beftimmte 
Sache durch Vertrag zwifchen Gläubiger und Schuldner eingetreten if. In folhem Falle finden 
die für die Schuld einer species geltenden Grundfäge ausnahmslos Anwendung. 

6. Mängel ber angebotenen oder überjendeten Sache. Sind die dem Gläubiger anges 
botenen oder ihm orbnungsmäßig überſendeten Sachen nicht mindeftens bon mittlerer Art und 
Güte, fo treten bie in Erl. 5 bargelegten Wirkungen nit ein. Das urſprüngliche Schuldver- 
hältmis bleibt umverändert, foiern nicht die ungenügende Leiitung al genligend angenommen 
wird. Die Annahme ald Erfüllung für fi) allein ändert nur bie Beweislaſt ($ 363). 

Auch wenn die angebotenen oder überfendeten Sachen bem Schuldner nicht gehörten, biefer 
aber zur Berfchaffung des Eigentums verpflichtet war, tritt die Konkretifierung des Echuldver- 
hältnifjes auf diefe Saden durch jene Handlungen nicht ein, weil der Schuldner wegen feiner 
Verpflihtung zur Verſchaffung bes Eigentums das zur Leiftung ber Sache feinerfeits Erforderliche 
noch nicht getan hat. Hat der Gläubiger die Übertragung des Eigentums an den betreffenden 
Sachen angenommen, fo ift das Schuldverhältnis erledigt, wenn ber Gläubiger auf Grund des 
Erwerbes in gutem Glauben nach Maßgabe der 88 931ff. Eigentümer geworden ift. Iſt dies 
nicht der Fall, jo kann der Gläubiger noch Erfüllung, alfo Leiftung einer anderen Sade von 
wittlerer Art und Güte verlangen. Die Vorſchriften des 3 440 kommen nicht in Betracht, weil 
fie nur den Anfprudy auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung betreffen. 

Für den Fall, daß die gelieferten Sachen an einem Mangel der im 8 459 bezeichneten Urt 
leiden, gelten bie befonderen Vorſchriften ber 88 480, 491, 493, 524. 


$ M. 
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1. Gelb find diejenigen vertretbaren Sachen, welche im Verkehr al3 allgemeine Wertmeſſer 
gelten. Durch die Gefepgebung kann beftimmt werden, daß dieſe Eigenfchaft ausſchließlich bes 
fimmten Sachen zufomme. In Deutſchland iſt dies duch das Münzgefeh v. 9. Juni 1873 
(modifiziert durch das Gef. v. 1. Juni 1900) gefhehen. Gelb find hiernady die tn dem gedachten 
Gelege bezeichneten nad) der Goldwährung ausgeprägten Reichsmünzen. Geldſchulden find die 
auf Entrichtung eines in Geld ausgedrüdten Wertes gerichteten Schulden. Nur die Reichsgold⸗ 
münzen und bis auf weiteres bie Taler müffen auf jede Geldihuld in Zahlung angenommen 
werben. Den Betrag, bis zw welchem Neicsfilber, Kupfer⸗ und Nidelmünzen in Zahlung 
angenommen werben müſſen, beftimmt der Art.9 ded Münzgefekes. Banknoten find tein Geld, 
ſondern Inhaberpapiere, fie brauchen nit in Zahlung angenommen zu werben (Banfgel. v. 
14 März 1875 8 2). Über Reichskaſſenſcheine f. Gef. v. 30. April 1874, insbefondere 8 5. 

Der Ausdrud Geld wird im BGB. an einigen Stellen tn einem weiteren als dem oben 
dargelegten Sinne, nämlich dahin verftanden, dab darunter alle vertreibaren Sachen fallen, 
welche im Verkehr allgemein als Geld behandelt werben, insbeſondere alſo ausländifches Geld, 
Reichala ſſenſcheine und Banknoten; fo z. ®. wohl in den 88 270 Abſ. 1, 935 Ubf. 2, 165%, 
1806. Über die Bedeutung des Ausdruds „Geld“ in den 88 232, 233 f. Erl. 2 zu 8 233 (ngl. 
Enneccerus-Lehmann I 8 153). Im bemfelben weiteren Sinne wird auch der Ausbruck 
Geldſchuld“ gebraucht; insbefondere wird, wie der 8 244 ergibt, bie Eigenſchaft einer Geldſchuld 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß fie in ausländifcher Währung ausgedrüdt ifl. 

er die fog. Geldſortenſchuld ſ. Erl. zu 8 245. 

2. Der 5 244 enthält nur eine dispoſitive Vorſchrift für den Fall, dab eine im Inlande 
iahlbare Geidfchuid in ausländiſcher Währung auögebrüdt if. Die Zahlung kann in foldem 
Sale immer in ausländifher Währung erfolgen, fofern nicht das Gegenteil vereinbart ift; fie fol 


16 LI Abſchnitt: Inhalt der Schuldverhäftniffe. 


8. 245. Iſt eine Geldſchuld in einer beftimmten Müngforte zu, zahlen, Die 
fi) zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlaufe befindet, fo ift die Zahlung 
fo zu leiften, wie wenn die Münzforte nicht beftimmt wäre: 


aber, andy ohne daß es einer beſonderen Vereinbarung bedarf, in Reichswährung erfolgen können, 
fofern nicht die Zahlung im ausländiſcher Währung ausdrücklich bedungen iſt. Es liegt Hier 
einer der feltenen Fälle vor, in welhem zum Ausſchluß eiuer dißpofitiven Vorſchrift eine aus» 
drückliche Beftimmung gefordert wird. Über die Bedentung dieſes Exforderniiies |. Bd. I S. 203 ff. 
Vorbm. Iia. Die Hinzufügung bes Wortes „effektiv“ oder eines ähnlichen nad; der Auffafiung 
des Verkehrs unzmweideutigen Ausbrudß genügt, um eine ausdrüdliche Beftimmung als getroffen 
anzunehmen. Die Anfiht von Endemann I 8 121 Anm. 7, Dernburg IT 8 16 Anm. 4, 
daß ber Schuldner in dem vorausgefegten Falle in Reichswährung zahlen müffe, fofern nicht 
ensbrüdlih Zahlung in ausländiſcher Währung bedungen fei, entſpricht zwar der Beftimmung 
des E. I 8 215 Abſ. 1, ift aber mit ber Faſſung des $ 244 nicht vereinbar, in weldem bie 
Worte des €. I „Ift in Reichswährung zu bewirken“ durch die Worte „jo kann bie Zahlung in 
Neihswährung erfolgen”, erſetzt find. 

8. Der für den Kuröwert, nad) welchem die Umrechnung im alle des 8 244 Abſ. 2 zu 
erfolgen hat, maßgebende Zahlungsort beftimmt ſich nad) den Vorſchriften bes 8 269 (vgl. auch 
8 270 Abi. 4). Befteht an dem Zahlungsort ein Kurs nicht, fo tft ber Kurs besjenigen Handelg- 
plages maßgebend, zu befien Bereiche der Bahlungsort gehört. 

4. Im €. I $ 215 Ubf. 3 war beftimmt, daß die dem 8 244 Abſ. 2 entiprechende Vor⸗ 
ſchrift des 8 215 Abſ. 2 des E. I auch dann Anwendung finde, wenn bie iu Neihswährung 
ansgedrüdte Geldſchuld tu ausläubifher Währung zu bezahlen fei. Won ber zweiten Kommiſſion 
it diefe Vorſchrift geftrichen, weil eine geſetzliche Beſtimmung für einen jo feltenen Fall entbehrlich 
fei. Kommt ein derartiger Fall vor, jo wird die Zahlung in der ausländiſchen Währung gefordert 
werden können, fofern nicht eine andere Abſicht der Parteien erhellt oder der im 8 245 vor⸗ 
geiehene Fall vorliegt. 

5. Haben bie Parteien vereinbart, daß bie Zahlung in anderen Umlaufsmitteln als 
NReihsmünzen, z. B. in Banknoten oder Papiergeld erfolgen könne, fo wird, wenn eine Bes 
ftimmung darüber nicht getroffen ift, zu welchem Kurfe die Banknoten zc. anzunehmen find, im 
Bweifel der Kurswert des Erfüllungsortes zugrunde zu legen fein. Es ift davon auszugehen, 
daß der Gläubiger fo viel erhalten fol, als erforderlich ift, um mit den erhaltenen Banknoten zc. 
Reihsmünzen zum Betrage ber Geldihuld einzutaufchen. 

6. Die Frage, in welcher Urt eine im Auslande zahlbare Geldſchuld zu erfüllen ift, 
beitimmt ſich nad; den Grundfägen des internationalen Privatrechts. Beſondere Vorſchriften 
darüber enthält weder das BGB. nod) das EB. 


824. 
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Bereinbarung der Zahlung in einer beftimmten Münzforte. Eine Verbindlichkeit tann 
darauf gerichtet fein, baß Münzen einer beftimmten Urt zu liefern find (Geldſortenſchuld im engeren 
Sinne). Es liegt dann eine Gattungsſchuld (8 243) vor. Eriftieren Münzen der betreffenden 
Art nicht mehr, fo iſt objektive Unmöglichkeit der Erfüllung und damit nad) $ 275 Befreiung 
des Schulbners eingetreten. Eine Verbindlichkeit diefer Urt liegt aber nicht vor, wenn die Ver⸗ 
bindlichteit ihrem Hauptinhalte nad) ſich als eine Geldſchuld barftellt und nur daneben beftimmt 
tt, daß bie Zahlung in beftimmten inländifhen oder ausländiſchen Münzſorten erfolgen folle. 
Durch eine ſolche Nebenbeftimmung wird das Weſen der Schuld als einer Geldſchuld nicht 
geändert. Aus diefem Grundſatze zieht der 8 245 eine Konſequenz für den Fall, daß die Minze 
forte, in welcher die Zahlung erfolgen foll, nicht mehr im Umlauf ift. Die Hauptverbindlicfeit 
fol durch diefen Umftand nicht berührt werben; nur die Nebenbeitimmung über die Miünzforte, 
in welcher die Zahlung erfolgen fol, fält weg. Die Zahlung hat daher nad) Maßgabe ber all: 
gemeinen für Geldſchulden geltenden Vorſchriften in Reihswährung zu erfolgen. Nicht mehr im 
Umlaufe befindlih iſt eine Münzforte, wenn fie außer Kurs gefet if. Daß bie Münzforte 
überhaupt nicht mehr extittert, wird nicht erforbert; anbererfeit# genügt aber nicht, daß die Münz- 
forte am Bahlungdorte nicht mehr im Umlaufe befindlich iſt. Auf Fälle der Iegteren Art 
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$. 246. Iſt eine Schuld nad) Gefeg oder Rechtsgeſchäft zu verzinfen, fo 
I vier * Hundert für das Jahr zu entrichten, ſofern nicht ein Anderes 
timmt iſt. 


bezieht ſich det Art. 37 der WO. und der im neuen HGB. weggelafſene Art. 336 Abſ. 2 des 
früheren HGB.; das BGB. gibt für diefe Fälle keine befonderen Beftimmungen, fie find alfo 
nad) der Borfchrift des 8 244 zu enticheiden. 


8 26. 
€. 18 217; II 8 210 rev. 8 240; III 8 240. P.1 6. 1111f., 3244; M.IE 6. 15f. PIE. 1 6. 2901.; 
38.6 6. 175f. D. 6.6231. SB. 6.1962. EB. ©. 3773. 

1. Zinfen find die Vergütung, welche der Schuldner einer Duantität vertretbarer Sachen 
(bed Kapitals) dem Gläubiger dafür zu entrichten Hat, daß dieſer die Nupung des Kapitals 
entbehrt. Die Vergütung befteht in einem Teilbetrage (Prozenten) der geſchuldeten vertretbaren 
& Eine in anderer Art beftimmte Verglitung, 3. B. der bei ber Hingabe eines Kapitals 
gemachte Abzug ober ber bei der Zurüdzahlung des Kapitals zu zahlende Mehrbetrag find feine 
Zinfen. Keine Zinſen find auch die Vergütung für die entbehrte Nupung geichuldeter nicht ver⸗ 
tretbarer Sachen. Ein den Binfen entiprechendes Verhältnis ann dadurch entftehen, daß der 
Bert der geichuldeten Sachen in Geld geſchätzt und bie Vergütung im der Art Beitimmt wird, 
dab eine Duote des geſchätzten Betrags zu entrichten iſt. Menten und Dividenden find keine 
Zinfen. Die erfteren nicht, weil fie unabhängig von einer Kapitalforderung zu entrichten find, 
die letzteren nicht, weil fie nicht im einem Teilbetrag einer Hauptforderung, fondern in einem 
Gewinnanteile beftehen. 

Bon dem Standpunkte des Glänbigers aus find bie Binfen Früchte feiner Kapitalforderung 
& 9). Die Binfen find infofern ein Akzeſſorium der Hauptforderung als fie für die Zukunft 
au geſchuldet werden, wenn und folange die Hauptforberung befteht. Eine Ausnahme hiervon 
gilt infolge der Beftimmung des 8 803 über bie bei Schuldverfchreibungen auf den Inhaber 
ansgegebenen Zinsſcheine. Die Zinsforderung tft aber infofern eine jelbftändige Forderung neben 
ber Rapitalforberung, als die Binfen für die Vergangenheit auch gefordert werden können, wenn 
die Kapitalforberung erloſchen ift (Ausnahme nad) 8 224 im Falle ber Verjährung der 
Hanptforderung). 

2& Grund der Zinsverpfiihtung. Binfen find von einer Schuld nur zu entrichten, foweit 
bies durch Geſetz oder durch Rechtsgeſchäft beftimmt if. Eine gefegliche Borfchrift, nach welcher 
Binfen von einer Schuld zu entrichten find, enthalten z. B. die 88 256, 347 Sag 3, 452, 641 
Abf. 2, 668, 675, 698, 820 Abf. 2, 849, 1834. Über Werzugszinfen f. bie 98 288, 289, über 
Vrozeßzinſen f. 8 291. Über die Berucſichtigung von Binfen bei der Bezahlung einer uns 
verzindfichen Schuld vor deren Fälligkeit ſ. die 88 272, 813 Abſ. 2, 1133 Sag 3, 1217 Abf. 2 
Sap 2. Über die Verzinfung ber Forderungen von Kaufleuten aus beiderfeitigen Handels— 
geihäften |. HGB. 8 353. 

8. Gefeglicder Zinsſaz. Die Vorfchrift bes €. III 8 240 bezog fi nur auf gejepliche 
Binfen. Der 8 246 ftellt in Übereinftimmung mit dem € 1 und dem €. II den Binsjag auch 
für folde Fälle feft, in welchen die Zinspflicht auf Rechtsgeſchäft berußt, eine Beſtimmung über 
die Höhe der Binfen aber nicht getroffen iſt. Bir beachten tft Hierbei, daß eine Vereinbarung 
über einen höheren oder geringeren Binsfag auch ſtillſchweigend getroffen werben dann und unter 
Umftänden aus der unter den Parteien in ihrem geſchäftlichen Verkehr üblichen Höhe der Ver⸗ 
zinfung zu entnehmen it. In Ermangelung einer ſolchen Vereinbarung enticheidet nicht ber 
übliche, fondern der geſetzliche Zinsſatz. 

Auf Binfen, welche durch richterliches Urteil zuertannt find, bezieht ſich der $ 246 nicht. 
Ein Urteil, welches die Zinspflicht ausfpricht, ohne die Höhe der Binfen zu beftimmen, ift uns 
volftändig; nad} der CPD. 8 324 kann daher die Ergänzung be Urteils gefordert werben. 

Die €. I, II, III beftimmen fünf Prozent als geſetzlichen Bintfag. Dabei war ins⸗ 
beionbere bie Rüdficht maßgebend, dab dem Gläubiger durch die geſetzlichen Binfen ber Schaden 
ediegt werden folle, welcher ihm aus ber Vorenthaltung des Kapitals erwachſe, dab er alfo 
Binfen vom folder Höhe erhalten müfje, als er felbft zu zahlen Habe, wenn er dad Kapital auf 
feinen Berfonalkredit anleife. In der RR. überwog indefien die Auſchauung, baß die ver» 
änderten wirtſchaftlichen Berhältuifie und das infolge derfelben eingetretene Sinten des üblichen 
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$. 247. Iſt ein höherer Zinsfag als ſechs vom Hundert für das Jahr ver- 
einbart, jo fann der Schuldner nach dem Ablaufe von ſechs Monaten das Kapital 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrift von ſechs Monaten kündigen. Das 
Kündigungsrecht Tann nicht durch Vertrag auögefchloffen ober beſchränkt werben. 
Diefe Vorfchriften gelten nicht für Schuldverfchreibungen auf den Inhaber. 


$. 248. Eine im voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige Zinfen wieder 
Zinſen tragen follen, ift nichtig. 

Sparkaſſen, Kreditanftalten und Inhaber von Banfgefchäften können im voraus 
vereinbaren, daß nicht erhobene Binfen von Einlagen als neue verzingliche Ein- 
lagen gelten follen. Sreditanftalten, bie berechtigt find, für den Betrag der von 
ihnen gewährten Darlehen verzingliche Schuldverfchreibungen auf den Inhaber 
„auszugeben, können fich bei ſolchen Darlehen die Verzinjung rüdjtändiger Zinjen 
im voraus verfprechen laſſen. 


Binsfußes die Beibehaltung des bisherigen gefeglichen Binsfapes von fünf Prozent als nicht 
gerechtfertigt erſcheinen laſſen und daß die billige Nüdficht auf das Intereſſe des Schuldners 
bie Herabfegung auf vier Prozent erforbere. Nach Art. 287 des früheren HGB. gilt ber Zinsfag 
von ſechs Progent für gefegliche wie für rechtsgeſchäftliche Zinſen; dev 8 352 des neuen HGB. 
fegt ihn auf fünf Prozent herab. 

8 247. 


€.18 358 Abſ.i: 11 8 211 1: a 2.16.5931; —— — 2.18.16. 473f. 
6231. RB. 6.1963. 6GB. ©: 

1. Die Höhe der re — —— der freien ar Die Etreihung biefes in 
den €. I, II, III ausdrücklich ausgeſprochenen Grundfage® durch die RR. erfolgte nur aus 
redaltionellen Gründen; ber Grundfag ergibt fi daraus, daß das Geſetz eine Beſchränkung der 
Vertragefreiheit in diefer Beziehung nicht beſtimmt. Auch von rüdftändigen Binfen können 
Binfen vereinbart werben; nur bie im voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige Zinfen wieder 
Zinſen tragen follen, ift nach 8 248 nichtig. Die Bertragsfreiheit in betrefi ber Vereinbarung 
von Binfen unterliegt hiernach, abgefehen von der eben erwähnten Vorſchrift des 8 248, nur 
denjenigen Beſchränkungen, welche fih aus den Borfchrifien über den Wucher ergeben 
(8 138 Abſ. 2). 

2. Die Vorſchrift des Abſ. 1, nad) welcher dem Schuldner bei Bereinbarung eines höheren 
Zinsſatzes als ſechs vom Hundert zwar nicht fofort, aber doch nach Ablauf von ſechs Monaten 
ein ſtündigungsrecht unter Einhaltung einer ſechsmonatigen Kündigungsfriſt zufteht, entfpricht 
dem 8 2 des durd das EG. Art. 39 aufgehobenen Bundesgejeges v. 14. November 1867, 
befeittgt aber den in dieſem Geſetze zugunften der Landesgeſetze gemachten Vorbehalt. Ob das 
gedachte Gefeg von 1867 günftige Wirkungen gehabt habe, war in der erſten Kommiffion be— 
zweifelt worden; die zweite Kommilfion glaubte, daß fein Grund vorliege, die ben Schug des 
wirtſchaftlich Schwächeren bezwedende Vorſchrift zu befeitigen. Die Vorſchrift iſt zwingender 
Natur. Sie findet auch dann Anwendung, wenn zwar nur ſechs Prozent Binfen ausbedungen, 
diefe aber von einem Höheren als dem geſchuldeten Betrag, alfo 3. B. von hundert flatt von 
den geſchuldeten fünfzig berechnet werden ſollen. Sachlich ift Hier ein höherer Zinsſatz als 
ſechs vom Hundert bedungen (a. U. Dernburg II $ 23 Anm. 9). Hat ber Schuldner recht⸗ 
zeitig gelündigt, kommt aber mit der Rückzahlung des Kapitals in Verzug, fo hat er nad) $ 288 
Abſ. 1 Sag 2 die bedungenen höheren Zinfen fortzuentricten. 

Die für Schuldverfhreibungen auf den Inhaber (88 793 ff.) gemachte Ausnahme rechtfertigt 
fih durch die wirtſchaftliche Natur diefer Schuldverfchreibungen. 


8248. 
— 2; 18212 ven. 8 242; III 8 242. 9.1 6.593 1.; M. II 6. 1967. 
Id. 1 6.4721., 475. 2. ©.624. RB. 6.1963. EB. ©. 2773. 
1. Die — des Abſ. 1 über die Richtigkeit einer die Berzinfung fälliger Zinſen im 
voraus bejtimmenden Vereinbarung ift die einzige Veihräntung, die abgefehen von dem Verbote 
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8.249. Wer zum Schadenderfage verpflichtet ift, hat den Zuftand Herzu- 
ftelen, der beftehen würde, wenn ber zum Erſatze verpflichtende Umftand nicht 
eingetreten twäre. Iſt wegen Verlegung einer Perfon oder wegen Befchädigung 
einer Sache Schabenserfag zu leiften, fo kann der Gläubiger ftatt he Herjtellung 
den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen. 


des Wuchers ($ 138 Abf. 2) aus dem biöherigen Rechte in betrefi ber Vereinbarung von Binfen 
beibehalten iſt. Die Vorſchriſt gilt ſowohl für vertragsmäßige wie für gefegliche Binfen. Buläffig 
ift eine Vereinbarung, welche die Berzinfung von Zinfen, nachdem biefe fällig geworden find, 
fetfept. Auch eine Vereinbarung, daß bie Zinſen im voraus zu entrichten find, ift zuläffig. 

2. Die Ausnahmen des Abf. 2 rechtfertigen ſich durch das wirtſchaftliche Bedürfnis. Die 
in den €. II und €. III ber für Kreditanftalten beftinnmten Ausnahme hinzugefügte Beſchränkung, 
daß Binfen nur bis zu ſechs vom Hundert außbedungen werben können, ift von ber AS. geftrichen, 
weil fein Grund vorliege, Hier, abweihend von den im übrigen in dem BGB. feftgehaltenen 
Srundfag, ein Zinsmaximum zu beftimmen. 

Über Zinfen von dem fich bei einem Kontokurrentverkehr herausftellenden Überſchuß, auch 
foweit Binfen in der Rechnung enthalten find, |. $ 355 des HGB. 


8249. 
©1829; 8218 Mb. 1 ven. 8 23: IT 8 249. M.LG. 1020N, 11204, 32441; MU 6.100. 
9.1 Br. 1 ©. 293.; 88.2 ©. 311f. 2. 6.224. 

Rümelin, Die Gründe der Schadendzurechnung und die Stellung des deutfhen BGB. 
zur objeltiven Schadenderfatpflicht. 1896; Rümelin, Die Verwendung der Kaufalbegriffe im 
Straf und Bivilteht, im Ach. f. eiv. Pr. Bd. 90 ©. 171ff.; Sperl, Über das Schadens⸗ 
erſahrecht nach dem deutſchen BGB., Separatabdruck aus der allg. öſterr. Gerichtszeitung. 1902; 
Dertmann, Der Schabenserfaganfpruc des obligatoriſch Verechtigten. 1900; Sieht, gur 
Lehre vom Kauſalzuſammenhange, in Gruch. Bd. 41 ©. 54ff.; Spittel, Über "bns Verhältnis 
der Herftelung zum Gelderfag im BGB. 1901; v. Tuhr, Naturalferitellung und Gelderjag, 
in- Fherings Jahrb. Bd. 46 ©. 39ff.; Gottidalt, Das mitwirtende Verſchulden des Be— 
fhädigten bei Schadenserfaganfprüchen nach dem BGB. 1903; Fiſcher, Der Schaden nad 
im BGB. 1903. 

1. Die Berpflichtung zum Schabenserfage wird durch das BGB. in einer großen Zahl 
von Fällen beftimmt. Ron allgemeiner Bedeutung find die Vorfchriften über die Verpflichtung 
zum Schadenserfage wegen verjchuldeter Nichterfüllung einer Verbindlichkeit (88 280, 283, 286 
Abf. 1, 325 Abſ. 1 Sab 4) und wegen einer unerlaubten Handlung (88 823 fj.). Über andere 
Säle der Verpflichtung zum Schadenserſatze f. z. B. die 88 42, 122, 179, 307, 989, 1243, 
1833, 2138. Die Vorſchriften der 88 249—254 enthalten die allgemeinen für die Verpflichtung 
zum Schadenserfage geltenden Grundfäge; biefe fommen indeffen nur infoweit zur Anwendung, 
als nicht für einzelne Fälle befondere Vorfchriften gegeben find (f. 3. B. die 88 557, 597, 
843-845, 912 Abſ. 2, 917 Abſ. 2). 

2. Inhalt der Berpflichtung zum Schadenserſatz. Aus der Vorſchrift bed 8 249 Gap 4, 
nad) welcher der Erfappflichtige denjenigen Zuftand herzuſtellen hat, welcher befiehen würde, wenn 
der zum Schadenderfage verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre, in Verbindung mit der 
Vorſchrift des 8 251 Abf. 1, nach welcher der Erfagpflichtige, ſoweit die Herftellung nicht möglich 
oder zur Entfhädigung des Gläubigers nicht genügend ift, den Gläubiger in Geld zu entfchädigen 
hat, ergeben ſich folgende Grundfäge. 

a) Erfah des vollen Intereſſes. Der Gläubiger ſoll wirtichaftlid in biefelbe Lage gebracht 
werben, in welcher er fich befinden würde, wenn ber zum Schadenserſatze verpflihtende Umſtand 
nicht eingetreten wäre. Dem Gläubiger ift daher fowohl der unmittelbare ald ber mittelbare 
Schaden infötiestie de3 entgangenen Gewinns, alfo dag gejamte Interefie zu erfegen; denn 
nur hierdurch wird ex wieber in diefelbe Lage verjegt, in welcher er ohne den zum Schadenserſatze 
verpflichtenden Umſtand geweſen wäre. 

b) Kauſalzuſammenhang. Nur derjenige Schaden iſt zu erſetzen, welcher ſich als eine Folge 
des zum Schadenserſatze verpflichtenden Uniftandes darflellt; denn der Erſaßpflichtige hat nur 
denjenigen Buftand herzuſtellen, welcher beftehen wiirde, wenn der zum Erſatze verpflichtende 
Umftend nit eingetreten wäre; feine Verpflichtung erftredt fi alfo nicht auf 1 m 
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eines Buftandes, der auch ohne den zum Erſatze verpflichtenden Umſtand eingetreten wäre. 
Nähere Vorfchriften über die Borausfegungen, unter welden der Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
dem eingetretenen Schaden umb dem zum Schabenserfage verpflichtenden Umftand anzunehmen 
iſt, gibt das BGB. nicht. Die Löfung diefer ſchwierigen Frage bleibt alfo wie bisher der Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis überlaffen (f. außer ben oben angeführten Schriften indbefondere Windſcheid⸗ 
Kipp II 8 258 Nr. 2; Dernburg II 827; Enneccerus-Lehmann I 8 160; Endemann I 
$ 129; ferner die bei EnneccerussLehmann I 8 160 Anm. * angeführte ftrafrechtliche und 
philoſophiſche Kiteratur). Eine eingehende Erörterung der Frage ift Hier nicht möglich; jedoch 
muß folgendes berporgehoben werden. Um einen Schaden als durch einen Umftand oder infolge 
eined Umftandes entſtanden (88 280, 286, 823) anzunehmen, muß, wie bereitd berborgehoben, 
jedenfalls feftftehen, daß ohne den Umſtand der betreffende Schaden nicht eingetreten fein würde. 
(Über den befonderen fall, daß der Schaden durch zwei gleichzeitig eintretende Umftände herbei⸗ 
geführt ift, von bemen jeder für ſich allein zur Herbeiführung des Schadens genügt haben würde, 
ſ. Enneccerus-Lebmann a. a. D. Anm. 6.) Es fragt ſich aber, ob dies genügt, ober ob 
noch etivaß weiteres erforderlich ift, um den Schaden als durch den betreffenden Umftand ent- 
ftanden anzunehmen. Sol, um an ein von Enneccerus-Lehmann angeführtes Beiſpiel 
anzufnüpfen, ein Schneider, der einen Reifepelz zu einer beftimmten Beit zu liefern verſprochen 
Bat, diefe Verpflichtung aber ſchuldhafterweiſe nicht erfüllt, den Schaden zu erſetzen verpflichtet 
fein, ben der Beſteller dadurch exfeidet, daß er infolge der verfpäteten Lieferung des Reifepelzes 
mit einem fpäteren Eifenbadnzuge reifen muß, diefer Zug aber verunglüdt und er dabei be— 
ſchädigt wird? Ober foll derjenige, welcher einem anderen ſchuldhafterweiſe eine leichte Körper- 
verlegung zugefügt hat, den Schaden zu erfegen verpflichtet fein, welchen der Verletzte dadurch 
erleidet, bab er, um fi verbinden zu lafien, in ein Krankenhaus gegangen ift und bier von 
einer dort herrſchenden Krankheit angeftedt wird? Das Rechtsgefühl firäubt fi dagegen und 
die herrſchende Anſicht verneint daher in Fällen der gedachten Art bie zivilrechtliche Verantwort⸗ 
lichkeit. Auf ſtrafrechtlichem Gebiet ift die Frage dadurch von geringerer praftifcher Bebeutung, 
daß Bier das Erfordernis des Verſchuldens auch auf die entfernteren Folgen ber ftrafbaren 
Handlung bezogen und dadurch die Verantwortlichkeit für Die von dem Täter nicht voraus- 
zuſehenden Folgen ausgeichlofien wird. Auf dem zivilrechtlichen Gebiet aber bezieht fi, obwohl 
auch Hier in ben praftifch widtigften Fällen der Schadenserſatzpflicht ein Verſchulden erfordert 
wird, dieſes doch nur auf die durch die Handlung bewirkte Rechtöverlegung felbft, alfo 3. B. auf 
die Herbeiführung der Unmöglichkeit einer gefdjuldeten Leiftung (8 280) ober im falle einer 
unerlaubten Handlung auf die Verlegung ber im 8 823 Abſ. 1 bezeichneten Güter und Mechte, 
während nicht erfordert wird, daß der Täter den aus der Mechtöverlegung entitehenden Schaden 
vorausſah oder vorausfehen mußte. Auf zivilrechtlichen Gebiete herrſcht im weſentlichen darliber 
Einverftändnis, daß ed, um einen eingetretenen Schaden als durch einen beftimmten Umftand 
entftanden anzunehmen, nicht gentige, daß biefer Umftand die conditio sine qua non des ein- 
geiretenen Echadens jet, daß vielmehr das gefunde Rechtsgefühl verlange, noch ein weiteres 
Erfordernis aufzuftellen. Darüber aber wie dieſes Erfordernis zu beftimmen fet, gehen die 
Anfihten auseinander (vgl. über bie verſchiedenen Anfichten Rümelin im Arch. f. civ. Pr. Bd. 90 
©. 256ff.; Enneccerus-Lehmann a. a. D. Anm. 10). Gemeinſam ift allen Anſichten wohl 
ber Gedanke, dab jhädliche Folgen eines Umftandes im Rechtsſinne dann nicht als aus dieſem 
Umftand entftanden anzufehen feien, wenn die Möglichkeit ihres Eintrittö eine fo entfernt liegende 
iſt, daß fie nad der Auffaſſung des Lebens vernünftigerweife nicht in Betracht gezogen werben 
tönnen. Rumelin (S. 188ff) präzifiert diefe Anſchauung näher dahin, daß ein Erfolg dann 
als durch einen Umftand verurfacht anzufehen fei, wenn dieſer Umftand generell geeignet fei, den 
Erfolg herbeizuführen. Um ein ſolches Urteil abzugeben, miülfie von einem beftimmten vorhandenen 
Bedingungslonpfer ausgegangen werben und eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit vorliegen, daß bei 
diefem Bedingungskomplexe durch daS Hinzutceten des betreffenden Umſtandes ber Erfolg eintrete. 
Als ein folher Bedingungskomplex fet zugrunde zu legen alles, was zur Beit des Eintritts des 
Umftandes objektiv in erfennbarer Weife vorgelegen Habe (Theorie bed abäquaten Kaufalzufammen- 
hanges von dem Standpunkte ber nachträglichen objektiven Prognoſe). EnneccerudsLehmann 
$ 160 III2 will nur dann einen Schaden nicht ald Folge einer Tatfache, die conditio sine qua 
non für den Schaden ift, anfehen, wenn die Tatſache ihrer Natur nach für die Entftehung bes 
Schadens ganz indifferent war und nur infolge anderer aufergewöhnlicher Umftände zu einer 
Bedingung des Schadens wurde. Weber durch bie eine noch duch bie andere biefer beiden 
Formulterungen dilrfte eine juriſtiſch ſcharſe Grenze gezogen werben. Ob 3. B. die Borfchriften 
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ber 85 287 Satz 2, 848, nach welchen der Schuldner für den Zufall haftet, dem er die geſchuldete 
Sache burch feinen Berzug oder durch feine widerrechtliche Handlung ausſetzt, fih, wie Ennecceruss 
Lehmann meint, als Kouſequenz oder, wie Rümelin meint, als Ausnahme von dem Brinzipe 
darſtelen, läßt fich mit Sicherheit weder auß der von Enneccerus-Lehmann no aus ber 
von Rümelin verjuchten Formulierung ableiten. Ähnlich fieht es mit den von den übrigen 
oben angeführten Schriftfiellern verfuchten Formulierungen ber @renzlinte. Es dürfte daraus 
ſchwerlich ein fefterer Anhaltspunkt gewonnen werden als aus dem oben hernorgehobenen allge 
meinen Geſichtspunkte. Lehrreiche Erörterungen über den Kaufalzufammenhang in einzelnen 
Fällen enthalten z. B. RG. Bd. 6 ©. 1ff.; Bd. 13 ©. 65, in welchen beſonders hervorgehoben 
wied, dab es nicht darauf ankommt, dab der Täter den infolge befonderer Exeigniffe eingetretenen 
Schaden voransfehen mußte oder konnte; Bd. 28 ©. 159; Bd. 29 ©. 120; Bd. 42 ©. 291, wo 

wird, daß des Schaden in ber Richtung gelegen fein muß, nach welcher Vertrags⸗ 
verpflihtungen übernommen und verlegt worden find; und daß das Kaufalitätsverhältnis als 
unterbrodyen anzufehen tft, wenn erft ungewöhnliche, den Charakter höherer Gewalt tragende und 
notwendig außerhalb aller Berechnung gebliebene Umſtände eintreten mußten, um ben nicht 
gewollten Erfolg zu erzielen; RG. in DIE. 1904 ©. 360, in welchem es ſich um bie Unter 
brechung bes Kaufalzufammenhanges handelt, und ausgeführt wird, daß der Schaden, welcher 
infolge ber durch eine Körperverlegung (Armbruch) eingetretenen verminderten Exrwerbsjähigleit 
entftanden fet, nicht mehr erſetzt verlangt werden könne, wenn der Berlegte infolge einer anderen 
— Körperverlegung unabhängigen Krankheit (Schwindſucht) völlig erwerbsunfähig ges 
wor! ei. 

Für die Praxis if von befonderer Wichtigkeit die Vorſchrift der CPO. 8 287, nach welcher 
das Gericht unter Würdigung aller Umftände nach freier Überzeugung darüber zu enticheiben hat, 
ob ein Schaden entftanden fei und wie hoch fi) der Schaden oder eim zu erfegendes Jutereffe 
belanfe. Diefe Vorſchrift wird nach der herrihenden Auffaffung mit Recht au auf die Be—⸗ 
urteilung des Kaufalzufammenhanges angewendet (R®. Bd. 9 ©. 418; Bd. 10 ©. 65). 

Über die Frage, ob die oben dargelegten Grundfäge Über den Kaufalzufammenhang in betreff 
des entgangenen Gewinns eine Modififation durd bie Vorſchrift des & 252 Sag 2 erleiden, 
1. &f. 2 zu 8 252, über die fog. compensatio lucri cnmdamno f. Erl. 3 zu $ 252, fiber den 
Einfinb, welden ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten anf die Verpflichtung zum 
Schadenserſatze Hat, |. Erl. zu 8 254. 

6) Ein geſetzlich gemißbilligtes Jutereſſe braucht, au wenn der Kauſalzuſammenhang 
anzunefmen ift, nicht erfegt zu werden. Hieraus kann aber wohl nit mit Eofad I 8 91 
Rr. 7a gefolgert werden, baß derjenige, weldyer aus Entrüftung über ein unfitliches z. B. ein 
pornographifches Bild, diefes zerftört, dafür nicht Erfag zu leiften verpflichtet ſei, wohl aber, daß 
niht Erfag für einen entgangenen Gewinn gefordert werben kann, der durch ein gegen bie guten 
Sitten verftoßended Rechisgejchäft, 3. B. durch die Vermietung eines Haufes zu einem Bordelle 
betriebe hätte gemacht werden können. 

4) Der Schadenserſatz iR durch Raturalreftitution zu leiſten. Darunter ift nicht zu vers 
Heben, dab der Gläubiger rückwärts in diejenige Lage verſetzt wird, welche beftanden haben 
würde, wenn der zum Schadenserſatze verpflichiende Umitand nicht eingetreten wäre. Dies tft 
unmöglich, denn Geſchehenes läßt ſich nicht ungeſchehen machen. Nur für die Zukunft muß ein 
gleiher Zuftand Hergeftellt werden, wie er beſtanden haben wiirde, wenn ber zum Schadenserſatze 
verpfliitende Umftand nicht eingetreten wäre. Für die Nachteile, welche der Gläubiger dadurch 

erlitten Hat, daß der fragliche Buftand im der Zwifchenzeit nicht beftand, ift immer Erſatz in 
Geld zu leiſten. Ob ein gleicher Buftand hergeftellt werben kann, wie er beftanden haben witrde, 
werm der zum Scabenserfage verpflichtende Umftand nicht eingetreten wäre, ifi eine Frage, bie 
fi nur nach ben Umftänden des einzelnen Falles entiKeiden läßt. Sie tft nur dann zu vers 
neuen, wenn die Herſiellung des fraglichen Buftandes „obiektiv“ unmöglich tft (j. Borbm. 1 
iu den 88 275—291). Eine ſolche Unmöglichkeit liegt immer vor, wenn ein Schuldner deshalb 
zum Schadenserſatze verpflichtet ift, weil die ihm obliegende Leiftung infolge eines von ihm zu 
vertretenden Umftandes objektiv unmöglich geworben ift (f. Erl. 2 zu 8 280). Dasfelbe gilt von 
der Verpflichtung eines Schuldnera, den durch feinen Verzug entftehenden Schaden dem Gläubiger 
w erfegen; denn bier Handelt es fi um Erfag bes Nachteils, welchen ber Gläubiger dadurch 
erlitten Hat, daß die Erfüllung nicht rechtzeitig erfolgt ift; nachträglich kann aber die rechtzeitige 
Erfülung nicht mehr bewirkt werden. In anderen Fällen tt bie Bejahung der gedachten Frage 
unweifelaft. Beſteht der zum Schabenserfage verpflichtende Umftand in der Entziehung einer 
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Sache, fo wird durch die Reſtitution der Sache der Zuftand Hergeftellt, der beitanden haben 
würde, wenn jener Umftand nicht eingetreten wäre. Nicht wiederhergeftellt aber wird der jrag- 
liche Buftand dadurch, daß eine andere Sache geliefert wird, mag biefe auch genau bon derjelben 
Art und Güte fein wie die entzogene (a. U. Dertmann Erl. 2 zu 8 249). Beſteht der zum 
Schabenderfage verpflictende Umſtand in einer Rechtsänderung, fo wird durch Wieberherjtellung 
des früheren Rechtszuſtandes derjenige Zuftand hergeftellt, welcher ohne die Rechtsänderung 
beftanden haben würde. 

Zweifelhaft iſt die Frage, wenn wegen Beſchädigung einer Sache Schadenserſatz zu leiſten 
iſt. Durch die Ausbeſſerung einer Sache wird ſtreng genommen niemals derſelbe Zuſtand her⸗ 
geſtellt, welcher beſtanden haben würde, wenn bie Beſchädigung nit erfolgt wäre. Ohne die 
Beihäbigung würde bie Sache jegt unbeſchädigt fein, während fie nun eine ausgebefjerte Sache 
if. Aus dem 8 249 Cap 2 ergibt fi indefien, daß das BGB. im Falle der Beihädigung 
einer Sache die Leiftung des Schadenserfages durch Herftellung ber Sade für möglich anfieht. 
Man wird daher den 8 249 Sag 1 in einem weiteren Sinne auszulegen und unter bem dort 
bezeichneten Buftand einen ſolchen Zuſtand zu verftehen Haben, der wirtſchaftlich im weſentlichen 
der gleiche iſt wie derjenige, welcher beitehen würde, wenn ber zum Gchadenderjage verpflichtende 
Umftend nicht eingetreten wäre. Hiernach wird bie Leiftung bes Schadenserfaged wegen Bes 
ſchädigung einer Sache durch Ausbeſſerung der Beſchüdigung je nad den Umftänden bes alles 
als zuläfiig ober als nicht zuläffig anzufehen fein. Der durch Berbrehen einer Fenſterſcheibe 
entftandene Schaden kann durch Einfegung einer anderen Fenſierſcheibe von gleicher Güte erfept 
werden. Ob für das Zerreißen eines Kleides Schadenserfag dadurch geleiftet werden kann, daß 
das Kleid wieder ausgebefiert wird, bdilrfte nit, wie in ben bisherigen Auflagen geichehen, 
unbedingt zu verneinen fein, fondern hängt davon ab, ob nad; der Urt bes Kleibes, ber Art der 
Beſchädigung und der Art der Ausbeflerung angenommen werden kann, daß durd die Aus— 
befierung wirtſchaftlich im weſentlichen der frühere Zuſtand wieder hergeftellt wird (Windſcheid⸗ 
Kipp II 8 258 Zuſatz 2c); bei erhebliceren Beichädigungen dürfte bie Frage regelmäßig zu 
verneinen fein. Läßt ſich wirtſchaftlich der frühere Zuftand nicht wieder herſtellen, fo braucht der. 
Beſchädigte ſich nicht damit zu begnligen, daß die beſchädigte Sache ausgebefiert und ihm für dei 
Minderwert, welchen biejelbe im Wergleiche mit der unbejhädigten Sade Hat, Erſatz geleiftet 
wird; er kann vielmehr nad) 8 251 Abſ. 1 wegen Unmöglichkeit der Herſtellung Schabenserfag 
in Geld für die ganze Sache fordern. Zweifelhaft ift, ob das Recht bes Beſchädigten ſich hierauf 
beſchrankt, oder ob ihm die Wahl zufteht, ftatt des Exrfages für die ganze Sache deren Aus- 
befferung und den Exfag des Minderwerts zu verlangen, welchen bie ausgebefierte Sache im 
Vergleiche mit ber unbefhädigten Sache Hat. Die Frage dürfte zu bejahen fein. Hierfür fpricht, 
daß nach ber Faſſung des 8 251 Abſ. 1 „joweit die Herftellung nicht möglich“ auch an ſolche 
Fülle gedacht ift, in welchen die Herftiellung nur zum Teil möglich ift; es fpricht bafür ferner, 
daß e8 an inneren Gründen fehlt, aus welden dem Gläubiger nicht geftattet werden follte, ſich 
im einzelnen Sale mit der möglichen teilmeifen Herftellung in natura und dem Erſatze des 
Bertunterfchtebes in Geld zu begnügen; es fpricht dafür endlich, daß in manchen Fällen die Ent- 
ſcheidung der Frage fehr zweifelhaft und fchwierig ift, ob eine vollftändige ober nur eine teil- 
weiſe Herjtellung möglich ifl. Das Intereſſe bes Erfagpflichtigen wird genügend durch bie Bor- 
ſchriſt des 8 251 Abf. 2 geſchützt, nach welcher derfelbe den Gläubiger in Geld entihädigen kann, 
wenn bie Herfielung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich ift. 

Iſt wegen Verlegung einer Perſon Schadenserſatz zu leiſten, fo gilt dasſelbe wie im Falle 
der Beihädigung einer Sache. Hier hat ber Verletzte unzweifelhaft das Recht unter allen Um- 
ftänden, alfo ohne Rüdficht darauf, ob eine voliftändige Wiederheritellung des früheren Zuftandes 
möglich iſt oder nicht, die Herftellung, d. 5. alfo die Heilung ber Verlegung infoweit zu fordern, 
als dieſe möglich ift, und daneben den Erſatz des Schadens in Geld zu verlangen, welcher ihm 
dadurch erwächſt, daß eine volftändige Heilung nicht erreicht wird. 

Über den Fall, in welchem Schadenserfag dafür geleiftet werden muß, daß ein Recht 
gegen einen Dritten nicht zur Entftehung gelangt oder aufgehoben ift, |. Erl. 2 zu 8 179. 

Befondere Fälle, in welden ftatt dee Herfiellung Entihädigung in Geld zu leiften ift, 
beitimmen die 88 251, 252 Sap 2. 

8. Durch den 8 249 Say 2 wird dem Gläubiger für ben Fall, dab wegen Berlekung bed 
Körperd oder wegen Beſchädigung einer Sache Schadenserſatz au Ieiften if, das beiondere 
Recht eingeräumt, ftatt der Herftellung den dazu erforderlihen Geldbetrag zu verlangen. Der 
Gläubiger fol nicht genötigt werben, bie Heilung feines verlegten Körpers ober die Herfiellung 
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$. 250. Der Gläubiger kann dem Erfagpflichtigen zur Herftellung eine an- 
gemefjene Friſt mit der Erklärung beftimmen, daß er die Herftellung nach dem 
Ablaufe der Frift ablehne. Nach dem Ablaufe der Frift Tann der Gläubiger den 
Erjag in Geld verlangen, wenn nicht die Herftellung rechtzeitig erfolgt; der An- 
jprud) auf die Herftellung ift außgefchlofien. 


der beihäbigten Sache dem Erfagpflichtigen zm überlafien. Er ſoll berechtigt fein, dafür nad 
ieinem eigenen Ermefjen Sorge zu tragen und den dazu erforderlichen Geldbetrag von dem Er» 
fappflichtigen zu verlangen. Erforderlich ift der Geldbetrag, weichen ber Beſchädigte zum Zwece 
der Herftellung aufzumenden hat, nicht derjenige Betrag, mit welchem ber Erfagpflichtige bie Her⸗ 
#elung bewirken könnte. Daneben verbleibt dem Gläubiger das Recht, Schadenserſatz in Geld 
infomeit zu verlangen, als die Herftellung nicht möglich oder zur Entſchädigung nicht genügend if. 

Durch den 8 249 Sag 2 wird nicht ein alternativer Schuldverhältnis (88 262ff) begründet, 
vielmefe bem Gläubiger eine facultas alternativa eingeräumt. Das BGB. enthält keine bes 
fonderen Borfchriften darüber, mit welchem Beitpunkte der Gläubiger an die von ihm getroffene 
Wahl gebunden ift. Er tft unzweifelaft gebunden, wenn er wegen des einen ober anderen 
Anſpruchs befriedigt worden if. Das Recht des Gläubigers, die Herftellung des früheren Zus 
ftandes duch den Schuldner zu fordern, dürfte aber auch ſchon dadurch ausgeichlofien werden, 
daß der Gläubiger dem Edjuldner gegenüber erklärt hat, er verlange den zur Herftellung er⸗ 
forderlichen Geldbetrag. Ein Recht des Erfagpflihtigen, dem Gläubiger eine Friſt zur Ent 
ſcheidung darüber zu beftimmen, ob berfelbe von ben ihm nach Satz 2 zuſtehenden Rechte 
Gebrauch machen wolle, befteht nicht; ebenfowenig geht das Wahlrecht des Gläubiger im Falle 
des Berzugs auf den Schuldner über. 


80. 
€.18 219; 11 8 218 — veb. 8 244; III 8 244. P. I €. 1026. uꝝ 5 324; N. TI 6. 19M. 
1 6. 298, 297; 88.2 ©. 54, 5121. D. ©. 624. 

Romeid, Zur a des BGB. Heft 1 ©. 34ff.; beriefbe in DIZ. 101 ©. 494; 
v. Müller, Einfeitige Sriftbeftimmungen zur Wornahme einer Handlung nad dem BGB. 
1902; Teutſch, Segung einer angemefienen Zrift nach BGB. in BL. f. RAnw. 1901 ©. 485. 

1. Recht des Beihädigten, dem Schuldner eine Frift zur Herftelung au beftimmen. Der 
$ 250 berußt auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion. Da der Berechtigte nach ben 
85 249 Sag 1, 251 Abſ. 4 Schabenserfag in Geld nur verlangen kann, wenn die Herftellung 
des im 8 249 bezeichneten Zuftandes unmöglich iſt, fo würde er nach allgemeinen Grunbfägen, 
um den Anfprud auf Erfag in Geld zu begründen, entweber dartun müſſen, daß die Herftellung 
unmöglich ift, oder er müßte den im 8 283 bezeichneten Weg einſchlagen, alfo zunächſt eine 
rechtstrãftige Verurteilung des Erfagpflichtigen zur Herſtellung erwirken und bemfelben dann 
eine angemefjene Friſt zur Bewirkung der Heritellung beitimmen. Die Vorſchrift des 5 250 be 
zweit eine Vereinfachung des Verfahrens zugunften des Berechtigten. Er fol nicht unter ber 
Ungemwißheit leiben, ob die Herftellung des früheren Buftandes möglih und innerhalb welcher 
Zeit biefelbe von dem Erfappflichtigen bewirkt werben wird. Der $ 250 gibt ihm deshalb das 
Recht, dem Erfagpflichtigen fofort, und ohne baß es einer Verurteilung bedarf, eine angemefiene 
Friſt zur Herftellung mit der Erfärung zu beftimmen, daß er bie Herjtellung nach dem Ablaufe 
der Friſt ablehne und nad; deren fruchtlojem Ablaufe bie Entihädigung in Geld zu verlangen. 

Macht er von dieſem Rechte Gebrauch, fo verliert er mit dem fruchtlofen Ablaufe der 
Friſt and) ſeinerſeits das Recht, bie Herftellung zu verlangen. Durch die Beftimmung der Frift 
wird das Verhältnis auch zugunften des Schuldners definitiv geregelt. Die von Behrend in 
der DIE. 1897 ©. 342 aufgeftellte Behauptung, daß unter dem Anſpruch auf bie Herftellung 
Im legten Halbfage das Recht des Schuldners zu verfichen fei, ſich durch Naturalzeftitution zu 
befeien, beruft auf einem Mißverſtändniſſe. 

Der in dem 8 250 von dem BGB. eingefälagene Weg, eine Vereinfahung und Klärung 
der Berhältnifie dadurch herbeizuführen, daß einem Beteiligten das Recht eingeräumt wird, bem 
anderen Teile eine angemeflene Friſt zur Bewirkung einer Leiftung oder zur Abgabe einer 
Bilenserflärung unter der Androhung eines näher beftimmten Rechtsnachteils zu beitimmen, 
bird don dem BGB. noch in einer großen Zahl anderer Fälle eingefhlagen. Regelmäßig wird 
die Veſtimmung einer angemefienen Frift verlangt (f. 3. ®. die 88 264 Abſ. 2, 283, 326, 354, 
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355, 516 Mbf. 2, 634, 1003); im einzelnen Fällen wird die Dauer ber Friſt durch das Geſetß 
beftimmt (f. 3. B. 88 108, 177, 1396) oder dem Belieben des zur Beitimmung der Friſt Bes 
zechtigten überlafien (f. 3. B. $ 415). 

2. Beltimmung einer angemefienen Friſt. Die Beftimmung der Friſt ift ein einfeltiges 
empfangsbedürftiges Nechtsgeichäft (88 130—132). Angemeſſen ift diejenige Friſt, welche unter 
Berüdfihtigung des in Frage kommenden Reditöverhältnifies und der Umflände des einzelnen 
alles demjenigen, welchem die Friſt beftimmt wird, billigertveife gelafien werden muß, um die 
Zeiftung zu bewirken ober die Erklärung abzugeben. Es entitehen mun aber, wenn das Geſet 
bie Beſtimmung einer angemeflenen Srift fordert, folgende Fragen: 

a) Iſt erforderlich, daß die Frift mach Zeitabichnitten (Tagen, Wochen 2c.) beſtimmt wird, 
oder genügt es, wenn nur allgemein beftimmt wird, daß die Leiftung oder Erflärung binnen 
angemefiener Friſt zu erfolgen Habe? Der Zwed der Vorſchrift, ein klares feſt begrenztes Ver⸗ 
hältnis berbeizuführen, ſcheint für das erftere zu fprehen (j. Staub, Exkurs zu 4 377 H@8. 
Anm. 77; Romeid, Zur Technik des BEB. ©. 40; Windſcheid-⸗Kipp II 8 264 Zuſ. 8). 
Trotzdem bürfte es bedenklich fein, einer Beftimmung, bie ſich darauf beichränkt, die Teiſtung 
oder ErHärung binnen angemefjener Friſt zu verlangen, jede rechtlihe Wirkung zu verfagen. 
Auch durch die Bezugnahme auf die Angemeſſenheit wird die Friſt in folcher Weiſe begrenzt, 
daß ihre Dauer beftimmt werden Tann. Diefe Beftimmung hängt freilich nach dem oben ans 
gegebenen Begriffe der Angemeſſenheit von der Berückſichtigung aller Umfiände ab ımd kann 
daher im einzelnen Falle zweifelhaft fein. Will der Berechtigte aber die von der Friſtbeſtimmung 
abhängige Veränderung der Mechtölage von dem Ablauf einer nur in der angegebenen Art bes 
ftimmten Frift abhängig machen, fo hat das Geſetz fein Interefie, ihn daran zu hindern. Der 
Schuldner wird, weil es nur innerhalb der objektiv angemefienen Friſt zu leiften oder fi zu 
ertlären hat, nicht beeinträchtigt (ebenfo Romeid a. a. O. ©. 42). 

b) Iſt die Frift nad; Zeitabſchnitten beftimmt, fo kann die beftimmte Frift möglicherweife 
länger fein als für eine angemefjene Friſt erforderlich war. In einem folden Falle Hat es bei 
der Sriftbeftimmung fein Bewenden. Die Leiftung oder Erklärung erfolgt vechtzeitig, wenn fie 
Innerhalb der beftimmten Friſt erfolgt. 

Iſt die Friſt aber zu kurz bemefien, fo find zwei Auffafjungen möglid. Man kann ent 


weber die Beftimmung der Friſt als rechtlich unwirkſam betrachten oder man nimmt an, daß” 


die Beſtimmung infomweit wirkſam ift, als die Erklärung oder Leiftung nunmehr zwar nicht 
innerhalb ber beftinnmten zu kurzen, aber doch innerhalb einer angemefjenen Friſt erfolgen muß. 
Der Wortlaut des Gefeges fpricht fr die eritere Auffaſſung. Der Berechtigte foll eine ans 
geineſſene Friſt beftimmen; die von ihm beftimmte Frift ift nicht angemefien; die Vorausfegung, 
von welcher das Geſetz den Eintritt des betreffenden Rechtsnachteils abhängig macht, liegt alfo 
nicht vor. Die Vertreter der zweiten Auffaſſung glauben einen Anhaltspunkt für ihre Anficht 
darin zu finden, daß nad) den fraglichen Borfchriften der betrefiende Rechtsnachteil nur dann 
eintrete, wenn nicht bie Leiftung oder Erklärung rechtzeitig erfolge. Diefe Ausdrucksweiſe 
tommt zwar an mehreren Stellen vor (f. 3. B. die 88 250, 264 Abi. 2, 283, 326, 634, 1003). 
Der Gebrauch des Ausdruds „rechtzeitig“ Täkt aber ſowohl die eine wie die andere Auffajjung 
zu. Im anderen Vorſchriften der fraglichen Art wird darauf abgeftellt, daß die Leiſtung oder 
Erklärung „niht vor dem Ablanfe der Frift“ erfolge (f. 3. B. in den 88 354, 355, 516). 
Es kann nit angenommen werden, daß je nad; dem Gebrauche der einen oder anderen Auss 
drudsmeife eine verichtedene Beurteilung der Frage eintreten folle. Auch unter ber „rechtzeitigen“ 
Leiftung oder Erklärung wird vielmehr eine ſolche zu verftehen fein, die vor dem Ublaufe der 
Friſt erfolgt. Für die zweite Auffaffung wird ferner geltend gemacht, da der andere Teil durch 
die Beftimmung der Frift, and wenn diefelbe zu kurz bemeſſen ift, doch erführt, daß der Bes 
rechtigte von feiner Befugnis, eine angemefjene Friſt zu beftimmen, babe Gebrauch machen wollen. 
Die Beftimmung der Frift — kann man fagen — fei fo aufzufafjen, daß die betreffende Hand⸗ 
Iung eventuell jedenfalls innerhalb einer angemefjenen Frift erfolgen folle. Nur eine folhe folle 
dem anderen Zeile gelaffen werden; er erhalte aber, wenn man die Beflimmung der Frift fo 
formaliſtiſch auffaffe, daß fie ganz unwirkſam fei, wenn die Friſt zu kurz bemefien worden, in 
allen Fällen, in denen ein folder Irrtum vorgelommen, in ber Tat eine viel längere Frift, 
indem ber Berechtigte aud) nad dem Ablauf einer angemefjeuen Friſt noch erſt wieder von 
neuem die Frift beftimmen müſſe. Hiergegen ift aber folgendes zu bemerfen: 

Das Geſetz läßt es von dem Willen des Berechtigten abhängen, ob er durch die Beitimmung 
der Friſt eine Änderung bes beftchenden Rechtszuftandes herbeiführen wil. Dieſe Ünderung 
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bringt ihm gewifle Vorteile, Hat aber in manden Fällen auch einen Rechtsverluſt für ihr zur 
Folge. So verliert er 3. B. im Falle des 8 250 das Recht. die Herftellung des früheren Bu- 
Ranbes zu fordern, in ben Fällen ber 88 283, 326 das Recht, Erfüllung zu verlangen. Sein 
Bile allein muß deshalb darüber entiheiden, mit welchem Zeitpunkte bie Rechtsanderung ein» 
treten fol. Der Berechtigte kann, wenn er fid) darauf beichräntt, dem anderen Teile eine ans 
gemehiene Frift zu beftimmen, diefer Beftimmung die Erklärung Hinzufügen, da ex eine Frifl 
von fo oder fo viel Tagen oder Wochen für angemefien Halte. Dadurch erhält der andere Teil 
die Sicherheit, daß es genügt, wenn er vor dem Ablaufe der beftimmten Tage oder Wochen die 
betreffende Handlung vornimmt; er ift aber auch, wenn ex dieſe Friſt für zu kurz hält, doch ver⸗ 
»flichtet, bie betreffende Handlung binnen angemefjener Srift vorzunehmen. Hat der Berechtigte 
fi aber daramf beſchränkt, eine nach Beitabichnitten z. B. nad Tagen, Wochen ꝛc. beftimmte 
Zrift zu feen, fo ift anzunehmen, daß er ben Eintritt der Nechtsänderung nur dann will, wenn 
die betreffende Handlung nicht vor dem beftimmten Zeitpunkte vorgenommen wird. Die NRechtde 
änderung foll entweber mit biefem Zeitpunkt oder gar nicht eintreten; das erftere, wenn bie Friſt 
eine angemefiene war, das legtere, wenn dies nicht der Fall fein follte und ber andere Teil des⸗ 
halb eine Anderung feiner Rechte durch die Friſtbeſtimmung beftreitet. Die Beitimmung einer 
zu kurzen Friſt hat alfo die Wirkung, dab der andere Teil dadurch eventuell als zur Leiftung 
oder Erklärung binnen einer objektiv angemefienen Friſt aufgefordert anzufehen iit nur dann, 
wenn dies ausdrücklich erflärt oder unter Berüdfichtigung aller Umftände als ſtillſchweigend er— 
Märt anzufehen ift; anderenfalls hat bie Beitimmung der zu kurzen Frift keine rechtliche Wirkung 
(e A Eofad 8105 Anm. 25; Romeid a. a. D. ©. 44; derſelbe in DIE. ©. 494f.; Wenbt, 
im Ach. f. ziv. Br. Bd. 92 ©. 198; Dernburg II $ 33 Nr. 4; Rehbein, Erf. 49 zu 
88 241—292, welder annimmt, daß der Schuldner, wenn die Friſt zu kurz fei, noch innerhalb 
der objeftiv angemeflenen Frift die Herftellung bewirken könne und daß, wenn ber Berechtigte 
dies ablehne, der Schuldner zwar nicht frei werde, aber nur dasjenige zu zahlen brauche, was 
die Wieberherftellung ihm gefoftet haben würde. RG. Bd. 56 ©. 231, mweldes annimmt, 
dab im Falle des $ 326 bei Setzung einer zu kurzen Friſt eine im Intereſſe aller Beteiligten 
liegende Ergänzung der Willensertlärung dahin geboten fei, baß eventuell eine objektiv angemefjene 
Friit geſetzt fei; ebenfo RG. in ZW. 1904 ©. 172). Aus ber hier vertretenen Anficht folgt 
übrigens nicht, wie Romeid S. 46 annimmt, daß auch der Berechtigte felbit ſich daranf berufen 
könne, daß die Friſt nicht angemefien fei. Erkennt der andere Teil die Beftimmung ber Friſt als 
wirffam an und madıt die ſich hieraus für ihn ergebenden Mechte geltend, fo würde es gegen Treu 
und Glauben verftoßen, wenn der Berechtigte die Ungemefienheit ber von ihm ſelbſt beftimmten 
und dadurch für angemefjen erflärten Frift befireiten wollte. 

e) Muß der andere Teil, wenn bie Frift zu furz bemefien ift, der Friftbeftimmung uns 
verzüglich widerſprechen und, fall er die nicht tut, die Beitimmung ber Friſt als wirkſam ans 
erlennen? (jo Staub, Exkurs 3. HGB. 8 374 Anm. 79; Wendt a. a. O. ©. 193; v. Müller 
6.24, letzterer nur für handelsrechtliche Verhältnifie). Das Geſetz verlangt eine ſolche Erklärung des 
anderen Teiles nicht und ebenfowenig kann man fie als durd) die Rüdficht auf Treu und Glauben 
für geboten erachten. Nur dann, wenn unter Berüdfichtigung aller Umftände, insbefondere auch 
mit Rüdfiht auf bie Werfehrsfitte in dem Schweigen des anderen Teiles eine Buftimmung 
gefunden werben muß, wird man diefer nach den allgemeinen Grundſätzen über ftillfchweigende 
Billenserffärungen die Wirkung beifegen dürfen, den Mangel der Angemeſſenheit zu heilen. 

8. Im betreff der Beweislaſt ergibt fi aus der Fafjung des 8 250, daß ber Berechtigte, 
welcher ftatt der Heritellung Erſatz in Geld fordert, zu bemeifen bat, daß er die Frift unter der 
im $ 250 bezeichneten Erklärung befiimmt habe und daß die von ihm beftimmte Friſt abgelaufen 
ſei. Iſt die Friſt nach Beitabfchnitten beftimmt, fo Hat der Berechtigte, wenn ber andere Teil 
geltend macht, daß die Frift zu kurz bemeſſen fet, die Umftände darzulegen und zu beweiſen, aus 
welchen ſich ergibt, daß die Friſt nicht zu kurz bemefien fei. Iſt die Beſtimmung dahin getroffen, 
dab die betrefiende Handlung binnen angemefiener Friſt vorzunehmen fei, fo hat der Berechtigte 
zu beweifen, wie lang eine angemefiene Frift tft. Dem anderen Teile liegt dann ber Beweis ob, 
dab die Herftellung vor dem Ablaufe der beftimimten bzw. einer angemefienen Friſt erfolgt ſei. 

Fordert der Berechtigte Herftellung und verweigert ber andere Zeil biefe, weil ber Berechtigte 
He nach Maßgabe des 8 250 eine Friſt zur Herſtellung gefegt habe und dieſe abgelaufen ’fet, 
fo liegt dein amberen Teile ber Beweis biefer Tatſachen ob. Die Angemefienheit ber gefepten 
Srift braucht er nicht zu beweifen; der Berechtigte kann ſich nicht darauf berufen, daß die 
Fit zu kurz bemefien fet. 
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$. 251. Soweit bie Herftellung nicht möglich oder zur Entſchädigung des 
Gläubigers nicht genügend ijt, hat ber Erfagpflichtige den Gläubiger in Geld zu 
entjchädigen. 

Der Erjagpflichtige kann den Gläubiger in Geld’ entfchädigen, wenn die Her- 
ftellung nur mit unverhältnigmäßigen Aufwendungen möglich ift. 


4. Beitimmung ber Friſt durch ben Richter. Nach CPO. 8 255 Tann ein Berechtigter, 
welder fir eine Leiftung eine Friſt zu beftimmen berechtigt ift, in den dort bezeichneten Fällen, 
wenn er auf die Leiftung Magt, verlangen, bat in dem Urteile die Friſt beftimmt werde. Diefe 
Vorſchrift wird, obwohl fie ihrem Wortlaute nad) den im 8 250 bezeichneten Fall nicht direkt 
teifft, ihrer Abſicht nad doch auch auf diefen Fall anzuwenden fein. Der Erfagberehtigte kann 
alfo, wenn er auf Herfiellung des früheren Zuftandes klagt, verlangen, daß in dem Urteile zu= 
gleich die Friſt beftimmt werbe, bei deren fruchtloſem Ablaufe der Erſotz in Gelb zu leilten iſt. 


831. 
€. 18 219; II 8 213 Abl. en A 11 8 245. P.1 6. 1026f., 1129f., 3244M.; MR. II €. 19. 
9.11 82.1 6.293f.; 8b. 2 ©. ill. D. 6.624. 

1. Über die —— unter welchen Erſatz in Geld gefordert werden kann, ſ. Erl. 2e. 
3 zu $ 249 und Erl. zu 8 250. Über die Frage, ob ein Schaden entſtanden iſt, ob die nad 
8 249 in erfter Linie zu bewirkende Herftellung zur Entſchädigung nicht ausreicht, wie hoch ſich 
ber Schaben beläuft und welcher Geldbetrag daher von dem Erſatzpflichtigen zu entrichten iſt, 
enticheidet das Gericht nach freier Überzeugung (EBD. 8 287). 

2. Für den Wert eines zu erfegenden Gegenftandes ift, da das volle Intereſſe erſetzt 
werben muß (f. Erl. 28 zu 8 249) nit bloß der gemeine Wert, fondern derjenige Wert maß— 
gebend, welchen der Gegenſtand für den Gläubiger nach ben befonderen Verhältnifien Hatte. Dies 
war im €. I 8 220 ausbrüdlich beftimmt. Die Streichung diefer Beitimmung durch die zweite 
Kommiffion ift nur deshalb erfolgt, weil fich ihr Inhalt aus 88 249 Sag 1, 251 Abſ. 1 von 
felbft ergebe (B. II 8b. 2 ©. 211). Wegen Erfag bes Affeltionswerts f. Erl. zu 8 253. 

8. Über die Zeit uud ben Ort, welche bei Berechnung bed Schadens zugrunde zu legen 
find, enthält das BGB. keine befonderen Vorſchriften. Die Urt, in welcher fie zu berüdfichtigen 
find, ergibt fi auß dem Grundfage, daß ber Berechtigte wirtſchaftlich in diefelbe Lage gebracht 
werben fol, in welcher er fein würde, wenn ber zum Scabenderfage verpflichtende Umſtand 
nicht eingetreten wäre (f. Erl. 2 zu 8'249). Je nach der Verfchiebenheit der Fälle geflaltet fi 
die Unwendung dieſes Grundfages verſchieden (ſ. Windſcheid⸗Kipp II 8 258 Anm. 5—8; 
Rehbein Erl. 44, 45 zu 88 241—292). Der Zeitpunkt des Urteils über den Erſatz des Schadens 
ift für die Beftimmung besjelben nicht ausichließlich maßgebend. Iſt 3. B. dafür Erſatz zu 
leiften, baß die Verpflichtung zur Leiſtung eines Gegenſtandes nicht erfüllt ift und hat der zu 
leiftende @egenftand in der Zwiſchenzeit zwiſchen der Zeit, in welder bie Verpflichtung hätte 
erfiiit werden müflen und der Zeit des Urteils einen höheren Wert gehabt wie zur Beit des 
Urteils, fo kann diefer höhere Wert erfept werden müſſen, wenn, anzunehmen ift, bdaß der Bes 
vehtigte den Gegenitand in der Zwiſchenzeit veräußert haben würde. Eritredt fich ber Schaden 
auf eine über bie Zeit bes Urteils hinausgehende Zeit, ift 3. B. der Schaden zu erſetzen, welcher 
darin befteht, daß ein Grundftüd infolge des zum Schadenderſatze verpflictenden Umftandes 
dauernd geringeren Ertrag gewährt oder daß der Berechtigte infolge einer zum Schadenderfage 
verpflichtenden Verlegung dauernd erwerböunfähig oder in feiner Erwerbsfähigkeit befchränft 
worden ift, fo ift auch diefer zukünftige Schaden in dem Urteile zu berüdfichtigen (vgl. 8 843). 
Ausgeichlofien ift and nicht, daß zunädit der Erſatz eines Teiles des Schadens z. B. des 
damnum emergens gefordert wird, demnächſt aber noch ein weiterer Schaden z. B. der entgangene 
Gewinn geltend gemacht wird (Seuff. W. Bd. 52 ©. 5; vgl. auch Erl. 3 zu $ 287). 

4. Recht des Erſatzyflichtigen, den Gläubiger in Geld zu entihäbigen, wenn bie Her- 
Rellung nur mit umverhältnismäßigen Aufwendungen möglih if. Die von der zweiten 
Kommiffion Hinzugefügte Vorſchrift des Abſ. 2, welche diefes Recht bem Erfappflichtigen ein- 
räumt, berußt auf der Erwägung, daß unter der gedachten Vorausfegung die Entihädigung in 
Geld der wirtfchaftlich zivedmäßigere Weg iſt. Bu denken iſt z. B. an folde Fälle, in welchen 
die Herftellung einer beſchädigten beweglichen Sache zwar möglich, die Koften der Herftellung 
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8. 252. Der zu erjegende Schaden umfaßt auch ben entgangenen Gewinn. 
Als entgangen gilt der Gewinn, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 


aber fo erheblich find, daß ein geringerer Betrag gemilgt, um eine neue Sache von gleicher Güte 
wie die beſchãdigte vor ihrer Beihädigung war, anzuſchaffen. Der Erfagpflichtige fol gegen den 
Eigenfinn des Gläubigers geſchützt werden; das Intereſſe des letzteren wirb durch bad dem 
Schuldner eingeräumte Recht nicht beeinträchtigt, weil biefem Intereffe unter der gedachten 
Vorausſetzung fachlich befier durch die Entihädigung in Geld als dur bie Wiederherſtellung 
gedient wird. 

Dem Schuldner liegt, wenn er von bem ihm im Abſ. 2 beigelegten Rechte Gebrauch machen 
will, der Beweis ob, daß die Herjtellung nur mit unverhältnismäßigen Koften möglich ift. 
Zweifelhaft ift, ob, wenn died feitfteht, die Erklärung des Schuldners, daß er in Geld entſchädigen 
wolle, genügt, um feine Verpflichtung hierauf zu beichränten ober ob er erft badurch von ber 
Berpfihtung zur Herftellung befreit wird, daß er die Entihädigung in Geld dem Gläubiger 
lciflet. Bet der erfteren Auffafjung würde der Gläubiger, nachdem der Schuldner die Erklärung 
abgegeben Hat, nur noch die Entihädigung in Geld fordern können und ben Betrag des Schabeng 
beweifen müfjen (fo Endemann I 8 128 Anm. 37). Bei der zweiten Auffafjung Tiegt dem 
Schuldner der Beweis ob, wie hoch ſich der Schaden des Gläubigers beläuft und daß er den 
Betrag in Geld dem Gläubiger geleiftet habe. Durch das bloße Angebot des Betrags an den 
Gläubiger wird er noch nicht befreit. Man wird ihm indefien in entſprechender Anwendung der 
Vorſchriften über den Annahmeverzug das Recht einräumen müffen, den Betrag zu hinterlegen 
und fi) dadurch von feiner Schuld zu befreien (88 372ff.). Nötigenfalls kann der Schuldner 
im Wege der Seftitellungsllage bie Seftjtellung des Betrags fordern, welcher zur Entfhädigung 
des Gläubiger8 in Geld genügt (ähnlih Schollmeyer, Erl. 3 zu 8 251). Den ber eriten 
Auffaffung entfpredhenden Weg fchlägt dad BGB. bei dem Werkvertrag ein (88 633—635). Der 
Unternehmer Tann die Bejeitigung von Mängeln des Werkes verweigern, wenn die Beſeitigung 
einen underhältnismäßigen Aufwand erfordert ($ 633 Abſ. 2). Der Beſteller kann in ſolchem 
Falle nit mehr die Befeitigung, fondern nur noch, je nach Lage der Sache Wandelung, 
Minderung oder Schabengerfag fordern (88 634, 635). Die von dem 8 633 Abſ. 2 abweichende 
Safiung des 8 251 Wbf. 2 deutet darauf hin, daf Hier eine andere Beftaltung des Verhältniſſes 
beabfihtigt ift. Dem Echuldner wird nur eine fog. facultas alternativa eingeräumt und bei 
einer ſolchen wird der Schuldner erft durch die wirkliche Leitung des betreffenden Betrags befreit 
0. Erl. 1 zu 8 2625 Windſcheid⸗Kipp II 8 255 Zufag zu 2b zu Nr. 1). Die zweite Auf⸗ 
faffung verdient daher den Vorzug. Bei diefer ift die Lage des Schuldners allerdings eine weit 
ungünftigere wie bei der erſten: der Abficht des Geſetzes dürfte dies aber entfprechen, weil der 
Schuldner an ſich zur Herftellung ohne Rüdficht auf die Koften verpflichtet tft und dem Gläubiger 
deshalb, weil der Schuldner von der zu feinen Gunften beftellten Befugnis Gebrauch macht, nicht 
der ihm fonft nicht obliegende Beweis des Betrags feines Schadens aufgebikrdet werben foll. 
Brozefiualtich geftaltet ſich das Verhältnis bei der erften Auffaffung dahin, daß der auf Her- 
Rellung Magende Gläubiger, wenn ber Schuldner erflärt, den Öläubiger in Geld entfchädigen zu 
wollen, und bie Borausfegung feines Rechtes, dab die Herftellung unverhältnismäßige Aufe 
wendungen erfordern wüurde, beweift, mit feiner Klage abgemwiefen wird, fofern er fie nicht, was 
zuläffig ft, eventuell dahin geändert Hat, daß er Entfhädigung in Geld verlangt. Bei der zweiten 
Auffaffung wird der Bellagte zur Herftellung verurteilt, wenn er nicht beweift, daß er einen zur 
Eniſchadigung genügenden Betrag bem Gläubiger geleiftet oder ordnungsmäßig hinterlegt hat. 
Bei beiden Auffafjungen Tann indeffen der Schuldner, auch nachdem er zur Heritellung verurieilt 
iſt, das ihm nach 8 251 Abſ. 2 zuftehende Recht nach Maßgabe der EPO. 8 767 noch gegen 
die Bwangsvollitredung geltend machen. 

Das fragliche Recht fteht Übrigens dem Schuldner nur gegenüber dem Anfpruch auf 
Schadenserfag, nicht gegenüber dem. kraft der actio negatoria nach & 1004 dem Eigentümer 
suftehenden Anſpruch auf Befeitigung einer Beeinträchtigung feines Eigentums zu (Mipr. Bd. 4 
S. 313; RG. Bb. 51 ©. 408). 

: 8 32. 


&.18 218; 11 88 2141. veb. 88 2461.; III 8 246. 9.16. 1028ff., 1129ff.. 3244, 3246, 3271, 3276; 
. I 6. 170. P.I1B2.1 €. 291f.; 88.6 ©. 151. D. 6.624. RB. 6.1963]. Et. €. 27731. 
Dertmann, Die Vorteilsausgleihung beim Schabenserfapanfprud im römifhen und 
deutſchen bürgerlichen Recht 1901. 
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ober nad) den befonderen Umftänden, insbeſondere nach ben getroffenen Anftalten 
und Vorkehrungen, mit Wahrfcheinlichfeit erwartet werden fonnte. 


1. Erfag der Sinbuhe nnd des entgangenen Gewinns. Der Beichädigte foll durch dem 
Schabenserfag in diefelbe wirtſchaftliche Tage verfegt werben, in welcher ex geweſen fein wirbe, 
wenn der zum Schadenserſatze verpflichtende Umftand nicht eingetreten wäre. Wird nad) Maß⸗ 
gabe des 8 249 der tatfählihe Zuſtand vollftändig hergeftellt, welcher befiehen wärde, wenn 
jener Umftand nicht eingetreten wäre, fo können für die Bufunft nadteilige Folgen für den 
Beihädigten aus jenem Umſtaude nicht eintreten. Wußzugleichen bleibt in diefen ale nur die 
Differenz zwifchen der Vermögenslage, wie ſolche zur Zeit ber Herftellung des früheren Bufiandes 
iſt, und derjenigen Vermögenslage, weldhe zu biefer Zeit beitanden haben wilcde, wenn der zum 
Schabenserfage verpflichtende Umftand nicht eingetreten wäre. Findet eine SHerftellung des 
früheren Buftandes nicht ftatt, fei es, weil fie nicht möglich ift, oder weil auf Grund des 8 250 
oder bes 8 251 Abſ. 2 Erfag in Geld zu leiften tft, fo ift die gefamte Differenz zwifchen der 
Bermögenslage, wie folhe zu der für die Seftftellung bes Schadens maßgebenden Beit befteht, 
und berjenigen Bermögendlage auszugleichen, welche zu biefer Zeit beftehen wide, wenn der 
zum Schabenserfage verpflichtende Umftand nicht eingetreten wäre. Über den ber Schadens= 
berechuung zugrunde zu legenden Beitpunkt |. Erl. 3 zu 8 251. In dem einen wie im dem 
anderen ber bervorgehobenen Fälle kommt bei der Ermittelung der gedachten Differenz zwiſchen 
den beiden Bermögendlagen fowohl bie pofitive Einbuße, welche da8 Bermögen des Beſchädigten 
erlitten, als auch der Gewinn in Betracht, welcher dem Beichädigten entgangen ift (RG. Bd. 49 
©. 49). Abweichend vom E. I 8 218 erwähnt der $ 252 die erlittene Vermögenseinbuße nicht 
ausdrüdiih. Daß diefe zu erfegen ift, wird als felbftverftändlich angejehen. Um Zweifel abzu« 
ſchneiden, wird dagegen ausdrüdlich beitimmt, daß ber zu erfegende Schaden auch dem entgangenen 
Gewinn umfaßt. Eine Abftufung des zu leiftenden Erjages nad dem Grade der Verſchuldung 
ift bem BGB. fremd (vgl. jedoch die 88 254, 829). 

2. Ob ein Gewinn entgangen if, hängt telld davon ab, wie fi) die äußeren Umftände 
bis zu der für die Ermittelung bed Schadens enticheibenden Zeit geftalten, teil® davon, was ber 
Beſchädigte getan haben witrde, wenn ber zum Schadenserfage verpflichtende Umftand nicht eins 
getreten wäre. Iſt 3.8. Schabenserfag zu leiſten wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit zur 
Lieferung von Sachen, fo hängt die Entiheidung ber frage, ob und welder Gewinn dem 
Gläubiger entgangen ift, teild davon ab, ob und zu welchem Preife er die Sachen bei rechtzeitiger 
Lieferung hätte verlaufen können, teils davon, ob er die Sachen verkauft oder in anderer Art 
darüber disponiert haben würde. Der 8 252 Sag 2 ftellt num die Regel auf, daß als entgangen 
ber Gewinn gelte, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder nady den befonberen 
Umftänden, insbefondere nad) den getroffenen Anftalten und Vorkehrungen mit Wahrſcheinlichkeit 
erwartet werben konnte. Diefe Borfchrift iſt einer doppelten Auslegung fähig. Nach der einen 
Auslegung enthält fie lediglich eine Beweiserleichterung. Der Beſchädigie fol nicht zu beweifen 
brauchen, daß ihm infolge des zum Schabenserfage verpflichtenden Umftandes wirklich ein @es 
winn entgangen ift; e8 foll vielmehr genügen, wenn nur bewieſen wird, daß der Gewinn unter 
Berüdfichtigung der in Sat 2 Hervorgehobenen Umſtände mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden 
konnte. Nach der zweiten Auslegung enthält der Sag 2 eine Beſchränkung des Anſpruchs auf 
Erſatz des entgangenen Gewinns. Es foll nicht genügen, dab die allgemeinen Vorausſeßungen 
vorliegen, unter welchen ein Schaden als duch den zum Schadenserfage verpflihtenden Umſtand 
entftanden anzufehen if, daß alfo nad der Rümelinfhen Formulierung des betreffenden 
Grundfages der adäquate Kaufalzufanımenhang zwiichen dem zum Echadenserfage verpflichtenden 
Umftand und dem Gnigangenfein bes Gewinns beſieht (ſ. Exl. 2b zu 8 249); es foll vielmehr 
noch außerbem erfordert werden, daß ber Gewinn unter Berüdfihtigung der im Sat 2 hervor⸗ 
gehobenen Umftände mit Wahrfceinlicheit erwartet werben konnte. Diefe Erwartung braucht 
zwar nicht gerade ber zum Erfage Verpflichtele felbft gehabt zu haben, aber fie muß doch objeltiv 
begründet gemefen fein. Zür den Anſpruch auf Erfag ber Einbuße und für den Unfprucd auf 
Erfag des entgangenen Gewinns würden hiernach verfhiedene Grundſätze gelten. Für den erfteren 
genügen die in der Erl. 2b zu 8 249 dargelegten Vorausfegungen; für den leßteren muß noch 
das eben bargelegte Erfordernis Hinzutreten. 

Die erfigebachte Auslegung iſt bie herrſchende (f. insbejondere EnneccerussLehmann I 
8 160 V; Dernburg II 8 29; Endemann I 8128 Anm. 12; Rehbein, Erl. 44 zu 88 241 
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68 292; Schollmeyer, Erl. 3 zu 8 32; Kif in Grünhut Bb. 29 ©. 350; Rümelin im 
&rd. f. eiv. Pr. Bd. 90 ©. 255 Anm. 91; Rſpr. Bb. 4 ©. 215, 216). Die zweite Auffaſſung 
it in ben bisherigen Auflagen vertreten. Entſcheidendes Gewicht wurde dabei auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 252 gelegt. Im €. I 8218 Ubf. 2 Iautete die dem 8 252 Sahtz 2 entfpredende 
vorſchrift folgendermaßen: 

„US entgangener Gewinn kommt nur berjentge in Betracht, welcher nad} dem 
gewößnfichen Laufe der Dinge oder nad) den befonderen Umftänden, insbeſondere nad) 
getroffenen Anftalten und Vorkehrungen, mit Wahricheinlichkeit erwartet werden konnte.“ 

Die Begründung diefer Vorfhrift in den M.II ©. 18 berüdfichtigt freilich bie Worte 
„tommt nur derjenige in Betracht“ nicht, fondern fteht auf dem Standpunkte ber oben gedadjten 
erſten Auffajjung. 

In der zweiten Kommiffion (B. II Bd. 1 ©. 291 ff) waren folgende Faſſungen der bes 
trefienden Borfchrift beantragt: 

a) „Der zu erfegende Schaden umfaßt auch dem entgangenen Gewinn, foweit biejer 
nad) den gewöhnlichen Vorkehrungen mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte.“ 

b) „AUS entgangen ift nur derjenige Gewinn anzufehen, in Anfehung defien nad) den 
gwöhnlihen ......... Borlehrungen anzunehmen ift, baß er ohne daß zu vertretende 
Ereignis gemacht worden wäre.“ 

Die Kommiffion beſchloß — fo Heißt es in den P. II Bd.1 ©. 292 — den 8 218 feinem 
ſachlichen Inhalte nad; anzunehmen und die Anträge, da fie lediglich die Faſſung beträfen, ber 
Reaktionstommiffion zu überweifen. In biefer hat der $ 252 die jegige Faſſung erhalten. 
Eine fachliche Änderung kann dadurch nicht beabſichtigt fein, da eine folche in der Hanpttommilfion 
hätte zur Sprache gebracht und genehmigt werden müſſen; dies ift aber nicht gefchehen. 

Hiernach erfheint die Annahme berechtigt, daß die zweite Kommiffion auf dem Standpunkle 
der oben bargelegten zweiten Auffaſſung geitanden hat. Daflir ſpricht auch, daß ber E. II rev, 
$ 247 die Exfagpflicht wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit allgemein dahin beſchränkte, daß 
fie ih nicht auf einen Schaden erſtrecke „deffen Entſtehung außerhalb des Bereichs der Wahr- 
ſcheinlichkeit Tag oder nad den Umftänden, die der Schuldner kannte oder kennen mußte, als 
außerhalb dieſes Vereichs liegend angejehen werden durfte”. Diefe Vorſchrift ift zwar vom 
Bundebrate gefirihen und ihre Wiederaufnahme au vom der RTE., nachdem fie anfänglich 
beſchloſſen war, ſchließlich abgelehnt. Immerhin aber behält fie für die Charaktertfierung des 
Standpuntts, von welchem bie zweite Kommiſſion ausgegangen tft, ihre Bedeutung. Auch innere 
Gründe laſſen fich fiir die gedachte zweite Auffaffung anführen. Es läßt ſich dafür insbefondere 
geltend machen, daß die Rüdficht auf den Schulbner eine weitere Beſchränkung der Verpflichtung 
zum Erſatze des entgangenen Gewinns erfordere, als ſich ans den in ber Exl. 2b zu $ 249 
dargelegten Grundjägen über den Kaufalzufammenhang ergebe. 

Eprechen diefe Gründe für die in ben bisherigen Auflagen vertreiene zweite Auffaffung, 
fo muß doch anerkannt werben, daß e8 mindeftens zweifelhaft ift, ob der Bundesrat, die RTK. 
und der Reichſstag den Standpunkt der zweiten Kommiſſion geteilt haben und daß biefer Stande 
punkt jedenfalls in dem Geſetze felbit Leinen genligenden Ausdrud gefunden Hat. Um ihn zum 
Ausdrude zu bringen Hätte ähnlich wie im €. I 8 218 Hinter dem Worte „gilt“ das Wort 
„aur” Hinzugefügt werden müflen; biefes entjcheidende Wort ift aber weggelaflen worden. Auch 
bei der obengebadjten erften Auffafiung ift freilich die Faſſung des 8 252 Satz 2 nicht ganz korrekt. 
Ihrem Wortlaute nah müßte ein Gewinn, der mit Wahrſcheinlichteit erwartet werben konnte, 
ud) dann als entgangen angenommen werden, wenn trotz dieſer Wahrſcheinlichkeit feftgeftellt 
wäre, da er in Wirtlichtkeit nicht gemacht fein würde. Dies iſt unzweifelhaft nicht beabfichtigt, 
vielmehr Tann nur gemeint fein, daß ftatt des vollen Beweiſes die Wahrſcheinlichkeit genügt. 
Eine biefer Auffaſſung entſprechende einfchränfende Auslegung des Sa 2 tut inbeflen immerhin, 
wie anerkannt werden muß, dem Wortlaute weniger Bwang an, als eine Auslegung, bei welcher 
das Wort „nur“ hinzugedacht wird. Für die obengedachte erfte Auffaſſung fpricht endlich, 
dab fie ſich der bisherigen gemeinrechtlichen Theorie anjchlieht und daß fie tm großen und ganzen 
der Auffaffung des Lebens und der Billigkeit entfpriht. Die für fie fprechenden Gründe bitrften 
hiernach doch wohl als überwiegend angefehen werben müflen. 

Stellt fi hiernach die Vorſchrift des Sap 2 als eine gewiſſermaßen zur Ergänzung bes 
9287 der CPO. dienende Beweisregel dar, jo finden neben ihm felbftverftändlich auch in betreff 
des entgangenen Gewinns die allgemeinen Grundfäge über daB Erfordernis des Kaufalzufammen- 

hanges Auwendung. Liegen bie im 8 252 Sag 2 beftimmten Boraußfegungen vor, fo wird 
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immer auch ein Kanfalzufammenbang zwifchen dem Entgangenfein des Gewinns und dem zum 
Schadenserfage verpflichtenden Umftande, wie folder nad) ben in Erl. 2b zu 8 249 dargelegten 
Grundfägen erfordert wird, ald vorhanden anzunehmen fein; insbeſondere wird, wenn man die 
Rümelinfhe Sormulierung jener Grundfäge zugrunde legt, immer der adäquate Kauſal- 
zufammenhang vom Standpunkte der nachträglichen objektiven Prognoſe vorliegen müflen. Liegen 
die im 8 252 Sat 2 beftimmten Borausfegungen nicht vor, ift aber trotzdem feitgeftellt, daß ein 
Gewinn entgangen ift und daß er nicht entgangen fein würde, wenn der zum Schabenserjage . 
verpflichtende Umftand nicht eingetreten wäre, daß biefer Umſtand alfo eine conditio sine qua non 
bes Enigangenjeins bifdet, fo muß nun geprüft werden, ob nicht trogdem nad Maßgabe der in 
der Erl. 2b zu 8 249 Hervorgehobenen Gefihtspunkte der Kaujalzufammenhang im Sinne des 
Gefeged als ansgefchloffen anzımehmen iſt. Kommt z. B. ein Schuldner mit ber Zahlung ber 
geſchuldeten Geldfumme in Verzug und wird, obwohl die im $ 252 Sag 2 beitimmten Boraud- 
fegungen nicht vorliegen, feftgeftellt, daß der Gläubiger, wenn das Geld rechtzeitig gezahlt wäre, 
ein ihm angebotenes Lotterielos getauft haben würde, fo ift ber Schuldner, wenn fpäter auf dieſes 
208 ein Gewinn fällt, obwohl feftiteht, dab er dem Gläubiger infolge des Verzugs des Schuldners 
entgangen ift, doch nicht zum Erſatze desfelben verpflichtet, weil die Möglichkeit, dab das Geld 
bei rechtzeitiger Zahlung zum Untaufe verwendet werde und daß auf biefes Los ein Gewinn 
falle, eine fo entfernt liegende tft, daß fie nicht in Betracht gezogen werben darf. 

In betreff des Begriffs ber im 8 252 Sap 2 erforderten Wahrſcheinlichkeit ift noch 
folgendes zu bemerken: Um die Wahrjcheinfichkeit im Sinne des Geſetes anzunehmen, genligt 
es, wenn ein Gewinn von derjenigen Art, wie der Beſchädigte ihn bei der fpäter eingetretenen 
Geftaltung ber Verhältniffe Hätte machen können, nad) dem gewöhnlichen Laufe der Dinge in 
Ausſicht genommen zu werden pflegt, während es nicht erforberlich ift, baß die fpäter eingetretene 
Geftaltung der Verhältnifie, weldhe den Gewinn ermöglichte, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet 
werben konnte. Wenn z. B. ein Kaufmann Waren kauft, bie zu einer beftimmten Zeit geliefert 
werden follen, aber nicht geliefert werden, fo ift der Gewinn, ben er bei rechtzeitiger Lieferung 
dadurch hätte machen können, daß die Waren im Preife geftiegen find und er fie zu dem höheren 
Preiſe Hätte verlaufen können, ein folder, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe ber Dinge mit 
Bahrfcheinlichfeit erwartet werben konnte, auch wenn die Umftände, welche das Steigen ber 
Preiſe veranlaßt haben, nicht vorauszufehen waren. Wenn ein Schriftfteller die einem Buchhändler 
gegenüber übernommene Verpflichtung, demfelben ein beftimmtes Werk in Verlag zu geben, nicht 
erfült, dad Wert vielmehr einem anderen Buchhändler in Verlag gibt und biefer aus dem Verlag 
einen Gewinn zieht, fo wirb der Schriftfteller diefen Gewinn dem Buchhändler, mit weldem er 
zuerſt kontrahiert Hatte, zu erfegen haben, aud wenn ber Ubjag des Werkes ein ganz uners 
wartet großer war; denn durch ben Vertrag mit dem Buchhändler war die Gewinnquelle, um 
welche es fi} Handelt, beſtimmt, umd jeder Gewinn, welcher aus diefer Gemwinnquelle ohne den 
zum Schadenderfage verpflichtenden Umftand würde gemacht fein, ift im Sinne des 8 252 als ein 
folder zu betrachten, der mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werben fonnte. Wird dagegen z. B. ges 
ſchuldetes Geld zu ber beftimmten Zeit nicht gezahlt, fo kann der Gläubiger nicht ſchon deshalb 
einen Gewinn, als ihm durch die Nichterfüllung entgangen, in Auſpruch nehmen, weil er durch 
irgend eine Spekulation mit dem vechtzeitig gezahlten Gelbe einen Gewinn hätle machen fünnen; 
vielmehr müßte, um eine ſolche Forderung zu rechtfertigen, nachgewieſen werben, daß nach den 
befonderen Umftänden des alles, insbefondere nad) den getroffenen Anftalten und Vorkehrungen, 
der betreffende Gewinn in Ausficht genommen war. Nach denfelben Grundjägen ift das Ver⸗ 
hältnis zu beurteilen, wenn der zum Schadenserfage verpflichtende Umftand in einer unerlaubten 
Handlung, 3. ®. tm ber Entziehung von Saden, beſteht. Eine Preißfteigerung, welche bei 
Sachen ber betreffenden Art nad) dem gewöhnlichen Laufe ber Dinge ald möglich vorausgefehen 
werben kann, ift bei ber Frage, ob ein Gewinn entgangen ift, zu berücſichtigen, nicht aber die 
Möglichkeit, durch eine zur Zeit der unerlaubten Handlung noch nicht durch bejondere Vorkehrungen 
vorbereitete Spekulation einen Gewinn mit den betreffenden Saden zu maden. 

8. Über die fog. eompensatio Iuori cum dammo enthält das BGB. feine bes 
fonderen Vorſchriften. Daß derjenige, welcher fich eines zum Schadenserſatze verpflihtenden 
Verhaltens ſchuldig gemacht Hat, ſich nicht darauf berufen kann, daB er durch andere 
Handlungen dem Beſchädigten einen Vorteil verfhafft Habe, verfteht fi von felbft. Hat dar 
gegen der zum Schabengerfage verpflichtende Umftand ſelbſt nicht nur Nachteile, ſondern auch 
Vorteile für den Beſchädigten zur Folge, jo befteht der dem Beichädigten erwachſene Schaden 
nur in derjenigen Verminderung feines Wermögens, welche nad) Ubzug der durch ben betreffenden 
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8. 253. Wegen eines Schadens, ber nicht Vermögensſchaden ift, fann Ent» 
fhädigung in Geld nur in den durch das Geſetz beftimmten Fällen gefordert werben. 


Umftand zugleich eingetretenen Vermehrung desſelben verblieben ift. Zweifelhaft kann im einzelnen 
Zalle fein, ob es ſich wirflid um einen und denfelben Umſtand handelt, welcher die Nachteile 
und die Borteile verurjadht hat, oder ob mehrere nicht in einem notwendigen Bufammenhange 
ſtehende Umftände vorliegen. Diefe Frage läßt fi nicht durch allgemeine Regeln, fondern nur 
unter Berüdjihtigung aller Umftände des einzelnen Falles entfcheiden. Über einzelne Fälle 
f. Dertmann a. a. D. 5. 34ff, Dertmann, Komm. Vorbm. 2e vor 8 249; Windſcheid- 
Kipp II $ 258 Bufag 6; Dernburg II 8 31; Endemann I $ 128 Anm. 15, 16; Rehbein, 
EL 46 zu 88 241—292; Rümelin im Urd. f. civ. Pr. Bd. 90 ©. 276. RG. Bd. 10 ©. 50 
(auf die von einer Witwe nad dem Unfallverfiherungsgefege wegen des Todes ihres Mannes 
zu gewährende Entihädigung ift nicht anzurechnen die Witwenpenfion, bie fie auf Grund einer 
Berſicherung infolge des Todes ihre Mannes erhält), RG. Bd. 15 ©. 114 (die geſetzlichen 
Binwen- und Waifengelder find auf die auf Grund des Haftpflihtgefeges wegen bed Todes bed 
Ehemanns oder Baters zu gewährende Entfhäbigung anzurechnen). RG. Bd. 17 ©. 45 (auf 
die einem Beamten wegen einer beim Betriebe der Eiſenbahn erlittenen Körperverlegung nad 
dem Haftpflihtgefege zu gewährende Rente ift die ihm bei der infolge ber erlittenen Verlegung 
eingetretenen Benfionierung gejeglich zuftehende Benfion tn Anrechnung zu bringen). ME. Bd. 40 
©. 172 (Ausgleihung des infolge eines Verzugs erwachſenen Schadens durch einen andererjeits 
durch den Verzug entitandenen Vorteil). NE. Bd. 54 ©. 137 (die Gefamtlage tft zu berüd- 
fichtigen und die compensatio lucri cum damno hat zu erfolgen, ohne daß die befonberen Grund⸗ 
füge über Anftechnung und Rückbehaltung Anwendung finden). 

Beiondere Vorſchriften über bie Berüdfihtigung eines dem Erfagberechtigten erwachſenen 
Borteils enthalten die 88 255, 281, 324 Abſ. 1 Satz 2, 649 Sup 2. 


838. 
@.18 231: ea: 9.16.1047 f., 11300; N. 6. 21. 
I 2.1 6.298, 620ff. 

1. Ausſchluß einer —— in Geld für einen Schaden, ber kein Bermögens- 
ſchaden if. In der erfien wie in der zweiten Kommiffion find wiederholt Anträge dahin geitellt, 
eine Entihädigung in Geld für einen Schaden, ber nicht ein Vermbgensſchaden ift, entweder 
überhanpt oder doch für den Fall zuzulafien, da der Schaden durch die Nichterfüllung einer 
Berbindlichkeit entftanden iſt. Die Anträge find abgelehnt, und zwar im weientlichen beshalb, 
weil es den zeitlichen und fittlichen Anſchauungen des deutfchen Volles nicht entipreche, fich für 
die Verlegung idealer Interefien in Geld entihädigen zu lafien. 

Welcher Schaden ein Vermögensſchaden tft, ergibt fi aus dem Begriffe bes Ver⸗ 
mögens. Bweifelhaft ift, ob als ein Vermögensſchaden aud derjenige Schaden anzufehen tft, 
welchen jemand dadurch erleidet, daß ihm ein Genuß entzogen wird, fofern er ſich die Möglichkeit 
biefes Genuſſet durch Geld oder geldwerte Leiſtungen verſchafft hatte. Konnte dieſe Möglichkeit 

ge Entgelt an einen anderen übertragen werben, fo ift die Frage unzweifelhaft zu bejahen; 
fie dürfte aber auch dann zu bejahen fein, wenn die Übertragung unzuläffig war. Der für ein 
Theaterbillett bezahlte Preis würde alfo 3. B. im falle eines Diebftahls diefes Billetts von bem 
Diebe auch dann erſetzt verlangt werden können, wenn das Billett auf die Perfon geftellt, und 
* Übertragung desſelben deshalb unmöglich geweſen wäre (ſ. Kohler im Arc. f. Bürg. R. 
d. 12 ©. 1ff). 

2. Durch die Vorſchrift des 53 253 wird auch bie Berüchſichtigung des Affeltionswerts 
bei dem Schadenserſatze wegen Entziehung, Beſchädigung ober Zerſtörung einer Sache aus— 
geſchloſſen. St die Sache von dem Beſchädigten aber mit Rückſicht auf den Affektionswert, 
welchen fie fiir ihn Hatte, für einen beſonders hohen Preis erworben, fo iſt die Frage, ob biejer 
Brei bei der Bemefjung der Entihäbigung zu berüüdfichtigen tft, ebenfo zu beantworten wie die 
oben in der Erl. 2 erörterte Frage (a. U. Schollmeyer, Erl. 2 zu 8253). Nicht richtig dürfte 
es fein, mit Dernburg II 8 33 Nr. 7 ben Affektionswert bei der Schägung von Saden, für 
welde Erjag zu leiſten ift, iediglich deshalb mit zu berücſichtigen, weil diefe Sachen auch, abges 
fehen von dem Aflektionswert, einen Bermögenswert haben, alfo z. B. demjenigen, welcher für 
ein zerfiörte Bild Erfag zu fordern hat, deshalb, weil biejes Bild einen wenn aud nur geringen 
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$. 254. Hat bei der Entftehung des Schadens ein Verfchulden bed Be— 
ſchädigten mitgewirkt, fo hängt Die Verpflichtung zum Erſatze ſowie der Umfang 
des zu leiftenden Erfates von den Umftänden, insbefondere davon ab, inwieweit der 
Schaden vorwiegend von dem einen oder Dem anderen Theile verurjacht worben ift. 

Dies gilt auch dann, wenn fi) das Verfchulden des Beichädigten darauf 
befchränft, daß er unterlaffen hat, den Schuldner auf die Gefahr eines ungewöhnlich 
hohen Schadens aufmerffam zu machen, die der Schuldner weder fannte noch 
fennen mußte, oder daß er unterlaffen Hat, den Schaden abzuwenden oder zu 
mindern. Die Vorfchrift des $. 278 findet entiprechende Anwendung. 


Vermögenswert Hat, den Anſpruch auf einen höheren Betrag als dieſen Bermögenswert mit 
Rüdfiht darauf zu gewähren, weil er das Bild von feiner Braut gefchenkt erhalten Hatte. 

Nicht um den Affektionswert Handelt es fi, wenn Sachen, für welche mehrere Berfonen 
eine Liebhaberei haben, 3. B. gewiſſe Münzen oder Briefmarken, wegen ihrer Seltenheit mit einem 
beſonders Hohen Preiſe bezahlt werden; ſoiche Sachen haben infolge ihrer Seltenheit einen höheren 
Bermögendwert erhalten als fie urfprüglich Hatten. 

8. Ausnahmen von der Regel der 8 253 beftimmen die 88 847, 1300. Ein nicht ver⸗ 
mögensrechtliches Intereſſe fol nad 8 343 Abſ. 1 Sag 2 auch bei der Beurteilung ber Frage 
berüdfichtigt werden, ob eine verwirfte Vertragsſtrafe unverhältnismäßig hoch ift. Nicht berührt 
durch den 8 253 werden bie ftrafrechtlichen Beftimmungen über die Buße. 

4. Die Zuläfligteit der Zwangsvollſtreckung wegen einer nicht vermögensrechtlichen 
Berbindlicteit nad Maßgabe der CPO. 88 887, 888, 890 wird durdy den 8 253 nicht berührt. 
Auch bleibt die Verpflichtung zum Erfag eines Schadens, welcher fein Vermögensſchaden ift, 
infoweit beftehen, als die Herftellung des Buftandes möglich ift, welcher beftehen würde, wenn 
der zum Schadenderfage verpflichtende Umftand nicht eingetreten wäre. Die Borfchrift des 8 251 
Abf. 2, nad welcher der Exrfappflichtige den Gläubiger in Geld entſchädigen kann, wenn bie 
Herftellung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich ift, findet in diefem Falle feine 
Untwendung. 

g 4. 
@.18 222; 11 8 217 vev. 8 249; II » 248. 9.16. 1021f., 1130f.; M.II E.231. 9.11.16. 300f. 
8. 6.196391. EB. ©. 27731. 

Cohn, Unterfuhungen zu si 254 BGB. in Gruch. Bd. 43 ©. 96ff. 376ff.; v. Leyden, 
Die fog. Culpa-8ompenfation im BGB. 1902; Gottſchalk, Das mitwirtende Verſchulden des 
Veihädigten bei Schadenserſatzanſprüchen nad) dem BGB. 1903; Rospatt im Recht 1902 ©. 96; 
Heuer, bafelbft 1902 ©. 147; Staub, in DIE. 1901 ©. 160; Broh, in DIL. 1901 ©. 234; 
Negelsberger, in Iherings Jahrb. Bd. 41 ©. 273; Rümelin, im Arc. f. civ. Pr. Bd. 90 
©. 307; Neumann, Prolegomena zu einem Syſtem bed Bermögensrehts, 1903 ©. 80ff.; 
Schroeder, Die Bedeutung der Berweifung auf den 8 278 im zweiten Abſatz des 8 254 bes 
BGB. im Ard. f. cv. Pr. Bd. 95 ©. 298. 

Ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten bei der Entfichung eines Schadens 
wurde nad gemeinem Rechte unter dem Gefichtäpunft einer Kompenfation der culpa berüdfichtigt. 
Der 8 254 ftellt allgemeine Grundfäge auf, nach welchen fi ber Einfiuh eines ſolchen Ber 
ſchuldens des Beſchädigten auf bie Verpflihtung zum Schabenserfag und deren Umfang 
beftimmen fol. 

1. Anwendungsgebiet des $ 254. Die Vorfchriften des Paragraphen finden Anwendung 
auf alle Fälle der Verpflichtung zum Schadenserfage, mag biefe Verpflichtung auf der Verlegung 
einer obligatorifchen Verbindlichteit oder auf einer unerlaubten Handlung oder unmittelbar auf 
dem Geſet oder auf einem Vertrage beruhen, mag fie von einem Verſchulden bes zum Erſatze 
Verpflichteten abhängen oder unabhängig davon beftehen. Es fallen unter bie Vorſchrift ind- 
befondere aud) die FäNe des 8 833 (Verpflichtung des Tierhalter) und des 8 835 (Verpflichtung 
zum Erfage des Wildſchadens) fowie die Hülle des 8 325 (Schabenderfag wegen verfchulbeter Uns 
möglichfett der Leiftung; R®. in IWW. 1904 ©. 57; R&. in DIZ.1904 ©. 264). Es fallen darunter 
ferner die Fälle, in melden jemand auf Grund eines Garantie oder Verſicherungsvertrags zum Ere 
ſatz eines durch Bufall entftandenen Schadens verpflichtet ift (MG. Bd. 51 ©. 275; Bd. 53 ©. 75). 


1. Titel: Verpflichtung zur Leiſtung. $ 254. 33 


Gegen die Anwendung bes 8 254 auf die Fälle der letztgedachten Art wird ber Einwand exhoben 
(Gortfhalt ©.64), daß der 8 254 darauf abftelle, ob der Schaden vorwiegend von dem einen oder 
anderen Teile verurfacht fei, daß aber bei einem durch Zufall entfiandenen Schaden nicht davon 
die Rebe fein könne, daß ber zum Erſatze Verpflichtete den Schaden verurſacht habe. Hiergegen 
iR zu bemerken, daß bie Hauptbeftimmung des 8 254 dahin geht, daf im Falle eines mitwirken- 
den Verſchuldens bes Beſchädigten bie Verpflichtung zum Schabenderfage von ben Umftänden 
obhänge und daß bie vorwiegende Berurfahung des Schadens durch bem einen oder anderen 
Teil nur als ein befonders zu berüdfichtigender Umftand hervorgehoben wird. Die Vorſchrift 
des 8 254 würde daher auch dann anwendbar Bleiben, wenn in einem einzelnen Falle von einer 
vorwiegenben Berurfachung durch den einen oder anderen Teil nicht die Rede fein könnte. Die 
diefen Umftanb hervorhebende Vorſchrift kann übrigens auch in Fällen ber Hier fraglihen Art 
wenigftens entfprechende Anwendung finden. Der ihr zugrunde liegende Gedanke führt dahin, 
dab in den Fällen diefer Art abzuwägen ift, ob der Schaben vorwiegend durch den Zufall oder 
durd das Verſchulden des Beihädigten verurſacht mworben ift. Ein mitwirkendes Verſchulden 
des Beihädigten if, wie fi) aus Abſ. 2 ergibt, immer möglih. In RG. Bd. 56 ©. 154 wird 
ausgeführt, dab der $ 254 aud im dem alle des 8 1 des Haftpflichtgefeges Unmwendung finde 
and daß dieſer $ 1 in feiner praktifchen Bedeutung durch den 8 254 infofern mobifiztert ſei, 
ds ſchon bie Urſächlichleit der allgemeinen Gefährlichkeit bes Eifenbahnbetriebes einerfeit? und 
eined eigenen Verſchuldens des Berlegten andererfeilß gegen einander abgewogen werben müſſen; 
ebenſo Seuff. A. Bd. 59 ©. 2%4; RG. in JW. 1904 ©. 87. 

Über die Frage, ob die Vorfchrift des 8 254 in den im Abſ. 2 erwähnten Fällen auf 
* durch Verletzung obligatoriſcher Verbindlichkeiten entſtandenen Schaden zu beſchränken iſt, 
Erl 4. 

2 Borausfegung ber Vorſchrift des 8 254 iſt mitwirkendes Verſchulden bes Beſchädigten 
kei der Entfiehung bed Schadens. Auf Verſchulden des zum Erſatze Verpflichteten kommt es 
ziht an (ſ. Erf. 1). Ein mitwirkendes Verſchulden bes Beichädigten liegt vor, wenn er durch 
ein ſchuldhaftes Tun oder Unterlaſſen den Schaden mit verurfacht hat. Der eingetretene Schaden 
muß alfo im Kaufalzufammenhange ftehen ſowohl mit dem zum Schabenserfage verpflichtenden 
Unftand als mit der fehuldhaften Handlung (Tun oder Unterlafien) des Beſchädigten. Liegt 
zwar ein zum Schadenserfage verpflichtender Umftand vor, hat derſelbe aber infolge des Da⸗ 
zwifdentreieng einer ſchuldhaften Handlung des Beſchädigten ben Schaden nicht wirklich herbei» 
gefüßet, iſt diefer vielmehr lediglich als Folge der Handlung des Beihädigten anzufehen, jo 
findet der $ 254 feine Anwendung; in dieſem alle befteht eine Verpflichtung zum Schadens« 
eriag überhaupt nicht. Ob ein rechtlich zu beachtender Kaufalzufammenhang fowohl zwiſchen dem 
zum Schadengerfage verpflihtendem Umftand als der ſchuldhaften Handlung des Beſchädigten 
und der Entfiehung des Schadens befteht, ift nach den in Erl. 2b zu 8 249 dargelegten Grund» 
fügen zu beſtimmen. Jeder der beiden Saltoren muß alfo conditio sine qua non des ein- 
getretenen Schadens fein; daneben aber müffen fiir jeden derſelben die ferneren Borausfegungen 
vorliegen, unter welchen der Kauſalzuſammenhang vehtlih angenommen wird. Die hierüber 
beitehenben verſchiedenen Unfichten werden alſo aud) hier zu verfhiedenen Ergebnifien führen; 
praltiſche Bedeutung wird diefe Verfchtedenheit indeſſen kaum haben. 

Eine ſchuldhafte Handlung des Beichädigten liegt vor, wenn fie vorfäglih auf Herbeis 
führung oder Vergrößerung des Schadens gerichtet war ober wenn der Beſchädigte bei der 
Handlung diejenige Sorgfalt unterlaffen hat, welche nad ber Auffaffung des Verkehrs ein 
ordentlicher Menſch anzuwenden Hat, um Schaden von ſich abzuwenden oder zu vermindern 
4. Borbm. III zu Buch I S. 40). Ein Verſchulden des Beſchädigten liegt nicht unbebingt ſchon 
dam vor, wenn der Beichädigte fi bewußterweife einer Gefahr ausſetzt; nad; Umftänden kann 
foldes Handeln geboten oder doch entfhuldbar fein (MG. in IW. 1904 ©. 288). Man kann 
den Gedanten des Geſetzes auch dahin ausdrüden, daß dem Beſchädigten gegenüber dem Schädiger 
die Berpflichtung auferlegt wird, in der angegebenen Aıt für die Abwendung eines Schadens 
zu forgen und daß er wegen Nichterfüllung diejer Verpflichtung zwar nicht verantwortlich ift, daß 
aber fein Anfpruch auf Schadenserſatz wegfällt oder ſich mindert. Diefer Geſichtspunkt tritt be= 
ſouders in den Fällen des Abſ. 2 hervor. Eine ſchuldhafte Handlung des Beihädigten liegt 
daher nur dann vor, wenn der Beihädigte vorausfah ober vorausfehen mußte, daß die 
Handlung auf die Entftehung, Abwendung oder Berminderung des Schadens von Einfluß fein 
werde (m. U. wie es ſcheint Gottſchalt ©. 74). Auf Vorherfehbarkeit der Größe bes Schadens 

kommt es nicht an. 
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Eine ſchuldhafte Handlung der fraglichen Art iſt möglich, ſowohl vor, als bei, als nach 
der Entſtehung des Schadens. Ob den Beſchädigten ein Verſchulden trifft, hat das Gericht unter 
Berüdfihtigung aller Umstände zu entſcheiden (Nipr. Bd. 6 ©. 81). Auf befondere perfönliche 
Eigenihaften des Beſchädigten, z. B. geiltige Befchränktheit, Leichtfinn 2c. darf dabet ebenfowenig 
NRüdfiht genommen werben wie bei ber Beurteilung des Verſchuldens der Erfüllung einer Ver» 
bindlichleit überhaupt. Verſchulden ſetzt aber begrifismäßig zwar nicht Gefchäftsfähigfeit wohl 
aber Deliktsfähigkeit voraus (88 276, 827, 828). Eine Handlung des Beſchädigten, welche 
biefer im Buftande der Bewußtloſigkeit oder in einem die freie Willensbeftimmung ausſchließen⸗ 
den Zuftande krankhafter Störung der Geiftestätigfeit vorgenommen bat, ift daher Feine ſchuld⸗ 
hafte im Sinne bes 3 254 ($ 827 Say 1). Ebenſo müffen au $ 827 Sa 2 und 8 828 An= 
wendung finden (RG. 8b. 51 ©. 275. RG. in ZW. 1903 Beil, ©. 90; S. 122. A. A. Endes 
mann I $ 132 Nr. 1b in betreff bes Abf. 1 des 8 254; Cohn, ©. 116, der nicht Delikts⸗ 
fähigkeit, aber Geichäftsfähigfeit verlangt). 

8. Neben dem allgemeinen im Abſ. 1 andgefprochenen Prinzipe werben im Abſ. 2 noch 
zwei befondere Fälle Hervorgehoben, in welchen die Vorſchrift bes Ab. 1 zur Anwendung 
lommen fol. 

a) Der erfte Fall befteht darin, daß fi das Verſchulden des Beſchädigten darauf be» 
ſchrünkt, daß er unterlaflen hat, den Schuldner auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen 
Schadens aufmerkfam zu machen, bie der Schuldner weber kannte noch Tennen mußte. Die 
Vorſchriſt ift erft von der RK. eingeftellt und zwar als Erſatz für eine im E. II rev. 8 247 
enthaltene von dem Bundesrat aber gejtrichene Vorſchrift, nach welcher die Erfagpflicht wegen 
Nichterfüllung einer Verbindlichkeit fi nicht auf einen Schaden erftreden follte, deſſen Entſtehung 
außerhalb des Bereichs ber Wahrſcheinlichkeit Liege ober nad) den Umftänden, die der Schuldner 
kannte oder fennen mußte als außerhalb diefes Bereichs Tiegend angefehen werden dürfe Ge— 
dacht ift bei ber Vorfchrift des Abſ. 2, wie fih aus der Entſiehungsgeſchichte desſelben ergibt, 
zunädft nur an folde Fälle, in welchen die Verpflichtung zum Schabenserfage wegen Nichte 
erfülung einer Verbindlichkeit in Frage fteht. Der Vorſchrift liegt der Gedanke zugrumde, daß 
bet obfigatorifhen Rechtsverhälmiſſen ber Gläubiger nad Treu und Glauben verpflichtet iſt, den 
Schuldner auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens, den die Nichterfiillung feiner 
Verbindlichkeit zur Folge haben würde, aufmerkfam zu machen, fofern ber Schuldner dieſe Gefahr 
weder fannte nody kennen mußte. Bei ben Verhandlungen der zweiten Kommiſſion und der 
NE. find folgende Beifpiele angeführt: Eine beftellte Droſchle kommt nicht zu der beftimmten 
Zeit. Der Befteller verjäumt infolge davon einen Eifenbahnzug und erleidet dadurch einen 
Schaden von 10000 Mark. Jemand Hat ſich unter einer ungewöhnlich Hohen Vertragsſtrafe 
verpflichtet, ein Bauwerk bis zu einer beftimmten Zeit Herzuftellen. Ex beftellt die zu dem Bau— 
wert erforderlichen Materialien; diefe werden ihm nicht zur rechten Beit geliefert; er kann infolge 
davon das Bauwerk zu der vertragsmäßig beftimmten Beit nicht herftellen und muß deshalb die 
Vertragäftrafe bezahlen. Jemand wird gebeten, einen Brief zu beforgen; er übernimmt die 
Belorgung aus Gefälligfeit; der Brief wird ihm infolge eines von ihm zu vertretenden Ver— 
ſchuldens geftohlen; in dem Briefe waren 10000 Mark; auf diefen Betrag beläuft fi) alfo der 
Schaden bes Auftraggebers. In Fällen diefer und ähnlicher Art fol der Verpflihtete von dem 
Gläubiger darauf aufmerkfam gemacht werden, baß die Nichterfilllung feiner Verbindlichkeit einen 
ungewöhnlich hohen Schaden zur Folge haben werde. Unterläßt dies der Gläubiger, fo kann 
er den Erfag des ungewöhnlic hohen Schadens nicht fordern, vielmehr beſchränkt fi) fein Ans 
ſpruch auf den Betrag desjenigen Schadens, auf melden ber Schuldner unter Berückſichtigung 
aller Unıftände gefaßt fein mußte. Vorausgefegt wird immer, daß ber Gläubiger, nicht aber 
der Schuldner, die Gefahr des ungewöhnlich Hohen Schadens kannte oder Tennen mußte. Nicht 
erforderlich ift, daß der Gläubiger dem Schuldner den Betrag bes drohenden Schadens mitteilt; 
es genügt, wenn der Schuldner weiß oder wiſſen mußte, daß in einer beftimmten Richtung die 
Gefahr eines ungewöhnlih Hohen Schadens drohte. Im Handelsverkehre wird der Schuldner 
immer mit der Möglichfeit eined Schadens zu rechnen haben, welcher durch Steigen oder Sinken 
der Preife oder dadurch enıfteht, daß der Gläubiger die ihm zu liefernde Ware anderweit wieder 
verkauft hat und feinem Käufer bei nicht rechtzeitiger Lieferung zum Schabenserfage verpflichtet iſt. 

Die herrſchende Anſicht will, abweichend von der in den biöherigen Auflagen vertretenen 
Auffafiung, die Vorſchrift nicht auf eine Verpflichtung zum Schadengerfage wegen Nichterfüllung 
einer Verbindlichkeit bejhränten, fondern auf alle Fälle bed Schabengerfages anwenden. Zu— 
zugeben ift, daß der Wortlaut der fraglihen Vorſchrift bie gedachte Beſchränkung nicht erfordert. 
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Ans dem Ausdrude „ber Schuldner“ läßt ſich die Beftränfung nicht ableiten, denn hierunter 
iR, wie ſich in#befondere aus dem zweiten im Abſ. 2 erwähnten Falle ergibt, der zum Schadend« 
erfape Berpflichtete zu verſtehen. Won praktiſcher Bedeutung wird die Vorſchrift indefien nur 
bei Berbindlichleiten aus Schuldverhältniffen fein. Im allen anderen Fällen, insbeſondere bei 
erlaubten Handlungen wird wenigftens nur höchſt felten ein Verſchulden des Beſchädigten in 
der Unterlafiung der Mitteilung der Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens gefunden 
werben Lönnen. In dem mehrfach angeführten Beiſpiele der fchuldhaften Beihädigung einer 
Epiegelſcheibe dürfte man ſchwerlich in der Unterlafjung der Kundgebung, dab es fi um eine 
Spiegeliheibe handle, eine ſchuldhafte Unterlafjung des Beſchädigten finden können. 

b) Der zweite im Abſ. 2 hervorgehobene Fall befteht darin, dab ber Schulduer es unter 
isfen bat, den Schaden abzuwenden ober zu mindern. Die Vorſchrift bezieht fih nicht nur 
auf ben durch die Verlegung einer Verbindlichkeit entitandenen Schaden, fondern auf alle Fälle 
einer Verpflichtung zum Schadenserjag. Ein ordentlicher Menſch wird einen ihm drohenden 
Schaden abzuwenden oder zu mindern fuchen; dies fol ex auch tun, wenn ein Dritter ihm zum 
Erfage des Schadens verpflichtet ift. Unterläßt er dies ſchuldhafterweiſe, fo findet der 8 254 
Anwendung (Ripr. Bd. 8 ©. 254). Ob die Unterlafiung der zur Abwendung oder Minderung 
erforderlihen Maßregeln dem Veſchädigten zur Schuld anzurechnen ift, läßt ſich nur unter Bes 
rüdfihtigung aller Umftände bes einzelnen Falles entſcheiden. Dies gilt auch fir die beftrittene 
Frage, ob es dem Beſchäbigten zur Schuld anzurechnen iſt, wenn er eine Operation, durch 
welche der ihm durch eine Verlegung zugefligte Schaden Hätte befeitigt oder vermindert werden 
können, ablehnt (vgl. Endemann, Die Rechtswirkung der Ablehnung einer Operation 1893; 
Dernburg II 8 32 II 3; R®. in Seuff. A. Bd. 46 Nr. 189). 

Die Koften der zur Abwendung des Schadens erforberlihen Maßregeln Hat ber Schädiger 
zu tragen. 

Über die Anwendung der fraglichen Borfchrift des Abſ. 2 auch in dem Halle, wenn wegen 
Verzugs in der Lieferung marktgängiger Baren der Käufer nur bie Differenz zwiſchen dem 
Kaufpreis und dem Marktpreiſe zur Beit des Eintritts bes Verzugs fordert (ſog. abſtrakte 
Sthabensberechuung) ſ. Broh in DIZ. 1901 ©. 234; a. U. Staub daſ. ©. 160. 

Eine befondere Vorſchrift enthält der 8 839 Abf. 3, nad weicher die Erſatzpflicht eines 
Beamten wegen Verlegung feiner Amtspflicht wegfällt, wenn dee Verletzte vorſätßlich oder fahr 
läffig unterlafien hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. Anders 
nad) dem Geſ., betr. die Entihäbigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigefprochenen Berfonen 
d. 20. Mai 1898 8 1 Abf. 4. 

4. Die Wirkung eines mitwirtenden Verſchuldens bes Beichädigten beiteht darin, daß je 
nad) den Umftänden bes alles die Verpflichtung zum Schabenserfage ganz wegfällt oder ſich 
mindert. Die Entſcheidung, ob die Umftände den Wegfall oder bie Minderung ber Erſatzpflicht 
rechtfertigen, erfolgt wie im €. I 8 222 ausdrücklich hervorgehoben war, nad) billigem richter⸗ 
lichen Ermefien. Als ein beſonders zu beridfichtigender Umftand wird in dem & 254 Abf. 1 
hervorgehoben, ob ber Schaden vorwiegend von dem einen oder bem anderen Teile verurfacht 
M. Dieſe Vorſchrift enthält infofern eine Modifikation des für die Schadenderfagpfliht tm all- 
gemeinen geltenden Prinzips, nad) welchem jeder Umftand, auf den der Schaden kauſal zurüds 
zuführen tft, als ein folder betrachtet werben muß, welder den Schaben verurjadht Hat 
6. &.2b zu 8 249), als man hiernach, wenn jene Vorausfegung bei zwei Umftänden zutrifft, 
Ätreng genommen nicht jagen kann, daß ber eine oder ber andere dieſer Umftände in größerem 
ober geringerem Maße den Schaden verurſacht habe. Mit Unrecht indeſſen folgert Hieraus 
tv. Leyden (88 22, 23), daß der Kaufalzufammenhang gänzlih außer Betracht Bleiben müſſe 
und nur auf das Verfhulden Rüdficht zu nehmen fei. Das Geſetz hat hier, wie der Wortlaut 
unzweibentig ergibt, eine Abweichung von ber fraglichen Konſequenz beftimmen wollen, eine 
Abweihumg, bie der Auffafjung des Lebens entſpricht, melde, wenn mehrere Umſtände einen 
Erfolg Herbeigeführt Haben, unter der größeren oder geringeren Wirkſamkeit ber Umftände unter 
Iheidet (MO. Bd. 54 ©. 13). Daß eine ſolche Vergleihung der Wirkfamfeit auch dann möglich 
iſt, wenn es fi) um ben Erfag eines zufäligen Schadens handelt, ift ſchon oben in ber Erl. 4 
Berborgehoben. 

Die Kaufalität bildet indefien nicht dem alleinigen Maßſtab, vielmehr find alle Umitände 
zu berüdfichtigen, iusbeſondere das Maß des Verſchuldens auf beiden Seiten (R®. Bd. 54 ©. 13; 
aa. Endemann I 8 132 Nr. 18; Schollmeyer Erf. 5 zu 8 254). Insbeſondere wird in 
Betracht tommen, ob auf der einen Seite nur Vorſatz, auf der anderen Seite Sahrläffigfeit vor⸗ 
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liegt. Unter Berüdfihtigung aller Umſtände iſt zu entſcheiden, ob infolge des mitwirkenden 
Verſchuldens des Beichädigten die Schadenserfagpflicht ganz megfällt oder fi nur mindert. Die 
Anwendbarkeit des 8 254 muß deshalb auch dann geprüft werden, wenn dag Gericht die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung zunächſt auf ben Grund bes Anſpruchs (CPO. 8 304) beſchrankt 
(RO. in ZW. 1902 Beil. ©. 252). 

Zweifelhaft ift, ob die Vorfchrift des $ 254 auch dann Anwendung findet, wenn der 
Erſatzberechtigte nad) Maßgabe des $ 249 nur die Wiederherftellung des früheren Buftandes in 
natura fordert. dv. Leyden, $ 48, will für diefen Fall die Anwendung ber Vorſchrift aus—⸗ 
fließen. Richtiger dürfte es fein, mit Gottſchalk ©. 211 darauf abzuftellen, ob die Wieder« 
heritellung des früheren Zuftandes eine Wermögensaufwendung von feiten des Erſatzpflichtigen 
erfordert oder nicht. Nur in dem lepteren Falle, wenn alfo z. B. die Wiederherfiellung des 
früheren Zuftandes® in natura in ber Burldgabe einer dem Beſchädigten gehörenden Sache 
befteht, it für die Unwendung des 8 254 kein Raum. Im erfteren Falle Dagegen ift bie Ans 
wendung möglich und gerechtfertigt. In derfelben Art beftimmt ſich die Anwendung des 8 254 
in ben Fällen des 8 250. 

5. Haftung des Beſchädigten für das Verſchulden feines gefeklihen Vertreters und 
berjenigen Perfonen, deren er fi zur Erfüllung feiner Berbindlichteit bedient. Im Wbf. 2 
Sag 2 wird die entiprechende Anwendung des 8 278 vorgefchrieben. Aus der Stellung diefer 
Vorſchrift Lönnte man fchließen, daß fie nur in den Fällen des Abſ. 2 Anwendung finden 
fole. Dies dürfte indeffen nicht richtig fein. Der Abſ. 2 fchließt fi an den Abf. 1 durch die 
Worte an „bie gilt auch dann”. Es follen darin nur einzelne Fälle Hervorgehoben werden, 
in welden ein mitwirfendes Verſchulden bes Beſchädigten angenommen werben foll. Hiernach 
wird auch der Sag 2 nicht bloß auf diefe Fälle, fondern allgemein Anwendung finden müfjen 
(0. 4. Cohn ©. 118). 

Auch die Beichränfung der Anwendung bes 8 278 anf Fälle, in benen es fih um die 
Erfülung einer Verbindlichkeit Handelt, dürfte fich nicht rechtfertigen Iaffen (a. U. EndemannI 
8 132 Anm. 25; Schollmeyer, Erl. zu $ 254; RG. in DIE. 1903 ©. 549, wo von der 
Regel, dab bie Anwendung des 8 278 ein beftehendes Vertragäverhältnis vorausfege, nur für 
das Seerecht auf Grund des HGB. 8 785 eine Ausnahme zugelafen wird; ebenjo RG. Bd. 55 
S. 316; vgl. aud U. 55 ©. 329; Nipr. 8b. 2 ©. 456). Die Vorſchriſt des 8 278 begieht 
fi) zwar nur auf ein Verſchulden bei der Erfüllung einer Verbindlichkeit; aber die im 8 254 
Abſ. 2 Sag 2 vorgefchriebene entfprehende Anwendung führt dahin, den 8 278 in allen 
Fällen anzuwenden, in welden nad 8 254 der Erfaganfprud des Beſchädigten durch fein mit- 
wirkendes Verſchulden ausgeſchloſſen oder beſchränkt wird; es ift ihm durch diefe Beftimmung in 
gewifiem Sinne eine Verbindlichkeit gegenüber dem Schäbiger auferlegt (j. Erl. 2), bie Boraud- 
fegung einer entiprehenden Anwendung alfo gegeben. 

Daß die hier vertretene Anwendung des 8 278 auf alle Fälle des $ 254 der Gerechtigkeit 
und Billigkeit entipricht, dürfte ſich in betreff des gefetlichen Vertreters kaum bezweifeln laſſen. 
Wenn ber gefepliche Vertreter einer Perſon die Sachen derſelben fahrläffigerweife in folder Art 
auf die Öffentliche Straße gelegt hat, daß fie ber Gefahr der Beſchädigung durd einen vorliber- 
fahrenden Wagen ausgefebt wurden, fo wird man, wenn die Sachen in dieſer Art von einem 
Dritten ſchuldhaft befhädigt werden, ein mitwirtendes Berfchulden bes geſetzlichen Vertreter bei 
ber Entftefung bes Schadens anzunehmen haben. Diefes Berfhulden muß gegentiber dem Ans 
ſpruche des von dem gejeplichen Wertreter vertretenen Beſchädigten nad Maßgabe des 8 254 
Abf. 1 geltend gemacht werden können. Die Frage anders zu entfcheiden, wenn das Hinlegen 
ber Sachen durch eine von dem Eigentimer mit der Sorge für die Sachen betrante Berfon erfolgt 
ift, dürfte kein Grund vorliegen. 

Wer gefeplicher Vertreter ift, ergibt ſich aus ben Vorſchriften über elterliche Gewalt, 
Vormundſchaft, Pflegihaft und juriftifche Perſonen. Als Perſonen, deren fi ber Beſchädigte 
zur Erfühung feiner Verbindlichkeit bedient, find diejenigen Perfonen zu verfiehen, welche von 
bem Befchädigten mit der Sorge für die Angelegenheiten betraut find, in betreff deren dem Be 
ſchädigten die im $ 254 bezeichneten Xerbinblickeiten in Unfehung eines eniitehenden oder 
entftandenen Schadens obliegen (f. daß obige Beiſpiel). Die Betrauung kann auf einem Dienſt⸗ 
verhältnis, auf einem Auftrag oder einem fonftigen Rechtöverhältnifie beruhen. Ein fpezieller 
Auftrag, ein mitwirtendes Verſchulden bei der Entftehung eines Schadens zu vermeiden, iſt nicht 
erforderlich. Für das Verſchulden des mit der betreffenden Angelegenheit Betrauten haftet der 
Beihädigte nad 8 278 ohne Nüdficht darauf, ob ihn bei der Auswahl der Perſon ein Ber 
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$. 255. Wer für den Verluft einer Sache oder eines Rechtes Schadens- 
erſatz zu leiften Hat, ift zum Erfage nur gegen Abtretung der Anfprüche ver- 
pflichtet, die dem Erfagberechtigten auf Grund des Eigenthums an der Sache ober 
auf Grund des Nechtes gegen Dritte zuftehen. 


ſchulden trifft oder nit. Soweit nad) 8 254 ber Erſatzanſpruch des Beihäbigten durch fein 
ser ausgeichlofien ober gemindert wird, tritt der Ausſchluß oder die Minderung auch 

dann ein, wenn ein ſolches Verſchulden derjenigen Perſon zur Laft fällt, deven fich der Beſchädigte 
ia ber angegebenen Art zur Wahrnehmung feiner Angelegenheiten bedient. Dem Beſchädigten 
fült es alfo z. B. zur Lafl, wenn bee von ihm mit der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
Beauftragte die Mitteilung der auß ber Nichterfüllung ber dadurch begründeten Verbindlichkeit 
entfiehenden Gefahr eines umgewöhnlich hohen Schadens an den Schuldner ſchuldhaft unterläßt, 
ober wenn ber bei einer Körperverlegung zugezogene Arzt die zur Heilung erforderlichen Mittel 
anzumenden ſchuldhafterweiſe verabjäumt (ebenjo Ed ©. 255). Die Richtigkeit des zuletzt an⸗ 
geführten Beifpiel3 wird von verſchiedenen Seiten beftritten (Endemann I 8 132 Unm. 25; 
v. Leyden 8 43; Cohn ©. 125). Der dagegen angeführte Grund, dab den Beichädigten kein 
Verſchulden treffe, werm er einen approbierten Arzt zugezogen babe — bei Buziehung eines 
Kurpfufchers fol e8 anders fein — trifft nicht zu, weil der Beichädigte nad $ 278 unbedingt 
für das Verſchulden derjenigen Perſouen haftet, deren er fi in der Erfüllung feiner Ver⸗ 
bindfichkeit bedient. Auch der Billigfeit wiberftreitet bie Bier vertretene Anficht niht. Der Bes 
ſchãdigte wird dadurch nicht beeinträdtigt; er kann fi, ſoweit fein Anfpruch auf Erſatz gegen 
ben Scäbiger infolge des mitwirkenden Verſchuldens bes Arztes wegfällt oder vermindert wird, 
an den Arzt halten und der Billigleit dürfte es mehr entiprechen, wenn dieſer den Schaden 
oder einen Teil besfelben trägt, ald wenn der Schädiger ihn allein zu tragen Hätte (wie hier 
and) insbejondere Schroeder a. a. D.). Ein anderes Beifpiel der Anwendung des 8 279 gibt 
RE. in JW. 1903 Beil. ©. 123. 

6. Beweißlaft. Die Berufung auf eine nad) $ 254 eintretende Ausſchließung oder Bes 
ſchrãnkung der Erfagpflicht ift feine Einrede (a. U. v. Leyden 8 44), fondern eine Einwenbung, 
durch welche ein Umſiand geltend gemacht wird, der die Entfiefung des Anſpruchs ganz ober 
teilmeife ausſchließt. Das Gericht Hat einen folhen Umftand daher von Amtswegen zu berüd- 
fihtigen, wenn ex fih aus der Verhandlung ergibt. Die Beweislaft aber liegt, wenn ber 
Umftand beftritten wird, dem Beihädigten ob. Über die Geftaltung der Beweißlaft in einzelnen 
befonderen Fällen ſ. Cohn ©. 129ff. 

7. Rah 8 846 finden die Vorfchriften des 3 254 auch dann Anwendung, wenn nad) 
Maßgabe der 58 844, 845 ber Anſpruch auf Schabenserjag wegen ber dort bezeichneten unerlaubten 
Handlungen einem Dritten zufteht, dem durch die unerlaubte Handlung zunächſt Verlegten aber 
ein Verſchulden der tm 8254 gedachten Art zum Laft fällt. Fällt alfo 3.8. im Falle der Tötung 
eined Menfchen dem Getöteten ein foldhes Verſchulden zur Laft, fo hängt auch die bem Täter 
nad) $ 844 dem Unterhaltsberechtigten gegenüber obliegende Verpflichtung zum Schadenserſatze 
ſowie ber Umfang des zu leiftenden Erſatzes von den Umftänden, insbejondere davon ab, inwieweit 
der Tod vorwiegend durch die Handlung des Täters oder durch das Verſchulden bed Betdteten 
verurfacht worden iſt. Nicht berührt wird übrigens durch die Vorſchrift des 8 846 bie An⸗ 
wenbbarteit des 8 254 au auf den Fall, daß den nach 88 844, 845 Erſatzberechtigten ein 
Berſchulden nad Maßgabe des 5 254 zur Laft fällt. Der 8 254 ift auch im biefem Falle 
anwendbar (R®. Bh. 55 ©. 24ff.). 

In dem Falle, daß wegen Nichterfüllung eines Vertrags der eine Vertragichließende ben 
Erfag des einem Dritten erwachienen Schadens von dem anderen Vertragſchließenden zu fordern 
berechtigt, f. Regelsberger ©. 273. 


g 28. 
€.18 223; II 8 218 res. 9 250; III 8 249. P. I 6. 4208f., 6205; M.IIE.248. P.IIB.1 €. s01f. 
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Dertmann, Die Borteildausgleihung beim Schadenserſatzanſpruch im römiſchen und 
beutfchen bürgerlichen Recht. 1901 ©. 256ff. 

1. Berpfliätung zum Erfage wegen Berluftes einer Sache. Das Recht, wegen des Ver⸗ 
luſtes einer Sache Schadenderfag von einem anberen zu fordern, Tann ſowohl auf einem ding⸗ 
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lichen als auf einem perfönlichen Unfpruche beruhen. Der dingliche Anſpruch des Eigentümers 
einer Sache gegen den Befiger geht zunächſt auf Herausgabe ber Sache. Iſt der Befiger aber 
nicht in gutem Glauben, jo ift er dem Eigentümer für den Schaden verantwortlich, der dadurch 
entſteht, daß infolge feines Verſchuldens die Sahe von ihm nicht beraußgegeben werden kann 
(8 990); biefelbe Verantwortlichkeit trifft von der Rechtshängigkeit des Eigentumsanfprudhs an 
auch den gutgläubigen Befiger. Ebenfo Hat derjenige, welcher auf Grund einer perfönlichen 
Verbindlichkeit, 3. ®. auf Grund eines Leihvertragd oder eined Sinterlegungsvertrags, eine 
Sache zurüdzugeben verpflichtet ift, Schadenderfag zu leiſten, wenn die Burüdgabe infolge eines 
von ihm zu vertretenden Umftandes unmöglich ift ($ 280). Die Berpflihtung zum Schabens- 
erfage tritt nicht nur bei objeltiver, fondern aud bei fubjeltiver Unmöglichkeit, alfo auch dann 
ein, wenn bie Sache nicht untergegangen, ber Verpflichtete aber zur Herausgabe außerftanbe iſt 
(88 280, 275 Abſ. 2); fie tritt nad) $ 283 auch dann ein, wenn dee Berpflichtete nad) rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung innerhalb der ihm gefegten Friſt die Sache nicht herausgibt. Auch un= 
mittelbar durch Vertrag kann die Verpflichtung zum Erſatze begründet fein, fo 3. B. durch 
einen Berfiherungdvertrag. In allen Fällen, in welchen der Schaden, den der Berechtigte erleidet, 
in dem Verluſt einer Sache befteht, würbe der dafür in Geld zu leiftende Erfag in Ermangelung 
einer befonderen Borfchrift ein verſchiedener fein, je nachdem bie Sache untergegangen oder der 
Verpflichtete nur ſubjektiv auferftande tft, die Sache herauszugeben. Im erfteren Falle ift der 
ganze Wert zu erſetzen; im letzteren Falle behält der Erfagberechtigte daB Eigentum der Sache; 
ber Betrag feines Schadens befteht alfo nur in dem Werte der Sache nad Abzug bes Wertes, 
welchen das dem Berechtigten verbleibende Eigentum der Sache hat. Im einzelnen Falle ann 
es ungewiß fein, ob die Herausgabe der Sache objektiv oder nur fubjeftio unmöglich if. Sit 
die Unmöglichkeit nur eine fubjeltive, fo kaun es doc ungewiß fein, ob der Erſatzberechtigte noch 
Eigentümer der Sache ift oder ob er das Eigentum 3.8. etwa dadurch verloren Hat, daß bie 
Sache von einem Dritten in gutem Glauben erworben ifl. Auch wenn der Erfapberechtigte 
Eigentümer geblieben tft, wird es regelmäßig ungemwiß fein, ob er imftaude fein wird, die Sache 
wieberzuerlangen. Das BGB. geht nun davon aus, daß der Erſatzberechtigte in allen Fällen 
ben Erfag des vollen Wertes der Sache verlangen kann. Da er hierdurch aber für den Fall 
zu viel erlangen würde, daß er Eigentümer der Sache geblieben ift und anf Grund feines 
Eigentums fpäter die Sache wiebererlangt, fo beftimmt der 8 255, daß der Erſatzpflichtige 
zum Erjage nur gegen Abtretung der Anſprüche (8 398) verpflichtet ift, die dem 
Erfatzberechtigten auf Grund bes Eigentums einer Sade zuftehen. Der Erſatz- 
berechtigte Tann ſich Übrigens auch darauf beihränten, nur den Erſatz desjenigen Schadens zu 
verlangen, welcher ihm unter Berüdfichtigung bed Umftandes erwachien tft, daß er den ihm auf 
Grund feines Eigentums zuftehenden Anſpruch behält. In folhem Falle kaun der Erfagpflichtige 
die Abtretung jenes Anſpruchs nicht verlangen. Praktiſch dikrfte diefer Fall bei der Schwierigkeit, 
den Schaben unter Berüdfichtigung jenes Umftandes zu Itquidieren, ohne Bedeutung jein. 

2. Abzutreten find die dem Erfagberehtigten anf Grund bed Eigentums an ber Sache 
snftehenden Anſprüche. Hierher gehört zunächſt der dem Erjagberedhtigten auf Grund feines 
Eigentums an ber Sade zuſtehende Anſpruch auf Herausgabe berjelben ($ 985). Es gehört 
dazu aud ferner ber dem Eigentlimer gegen ben Befiger nad) Maßgabe ber 88 989, 990 
zuftehende Anſpruch auf Schadenserfag wegen Verſchlechterung, Unterganges ober fonftiger 
Unmöglicleit der Herausgabe der Sache. Das BGB. betrachtet diefen Anſpruch, obwohl ex ein 
Verſchulden des Beſitzers vorausfeht, doch, wie ſich aus ber Stellung ber gedachten Paragraphen 
ergibt, als einen dem Eigentümer auf rund feines Eigentums zuftehenden Anſpruch. Zweifel⸗ 
after ift, ob auch der dem Eigentümer nicht gegen ben Beſiher, fondern gegen einen Dritten 
nad) $ 823 wegen fdhulbhafter Verlegung feines Eigentums zuftehende Anfpruh auf Schabens- 
erfag hierher gehört. Der Grund eines folgen Auſpruchs iſt die unerlaubte Handlung eines 
Dritten, nicht unmittelbar das Eigentum. lÜberwiegende Gründe bürften indeſſen dafür ſprechen, 
auch diefen Anſpruch, weil er Berlegung des Eigentums vorausfegt, doch als einen dem 
Berechtigten auf Grund feines Eigentums zuftehenden im Sinne des $ 255 zu betrachten. Es 
würde mwiderfinnig fein, den inhaltlich gleichen Anſpruch in den Fällen der 88 989, 990 und in 
dem alle des 8 823 verichieden zu behandeln (Dertmann, ©. 286; Dernburg II $ 34 IIb; 
Windſcheid-⸗Kipp II 8 258 RM. 7. WU Stammler, Einrede aus dem Recht eines 
Dritten, in der Feftgabe der Jur. Fakultät Halle für Dernburg ©. 151). Aus diefer Auffaſſung 
ergibt fi 3. B., dab, wenn eine in Verwahrung gegebene ober verlichene Sache von einem Dritten 
durch eine unerlaubte Handlung zerftört if, der Verwahrer oder Entleiher aber bem Eigentümer 
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wegen fahrläffiger Verletzung ihrer obligatoriihen Pflichten verantwortlich find, Schadenserfag 
wegen Berluftes der Sachen von ihnen nur gegen Abtretung des dem Eigentümer gegen den 
Dritten zuftehenden Erſatzanſpruchs geleiftet zu werben braucht. Nicht zu den dem Erſatzberech- 
tigten auf Grund feines Eigentums zuftehenden Anſprüchen gehört aber ein ihm auf Grund eines 
beionderen obligatoriichen Berhältnifies zuftehender Aniprud. So kann in dem obigen Beiſpiels⸗ 
falle der Dritte, welcher durch eime unerlaubte Handlung die Sache zerftört hat und dieferhalb 
in Anſpruch genommen wird, nicht die Abtretung des dem Erjagberechtigten gegen den Berwahrer 
oder Entleiher zuftehenden Erſatzanſpruchs verlangen. Sind mehrere wegen Verlegung des 
Eigentums darch unerlaubte Handlung nad) 3 840 als Geſamiſchuldner verantwortlich, fo findet 
aur der $ 840, nicht der 8 255 Anwendung (Dertmann, ©. 289). 

Bu ben dem Erſatzberechtigten auf Grund feines Eigentums zuftehenden Anſprüchen gehört 
auch der dem Eigentümer auf Grund des $ 1005 zujtehende Anſpruch. Entiprehende Unwendung 
dürfte der $ 255 auch auf den dem befieren Befiger nad) $ 1007 zuſtehenden Anſpruch finden 
@ertmann, ©. 286). 

3% Die Wirkung der Abtretung beftimmt ſich nad) 3 398. Der abgetretene Anſpruch geht 
anf den Erfagpflichtigen über ohne Rüdficht darauf, ob er wirklich vollen Erſatz für den Verluſt 
der Sache geleiftet Hat oder nicht. Der Erſatzberechtigte brauchte den Anſpruch nur abzutreten, 
wenn er vollen Erfag erhielt. Hat er geringeren Erſatz erhalten, den Unfprud aber body abge 
teten, fo dann er ſich nachträglich nicht darauf berufen, daß er nicht vollen Erſatz erhalten habe; 
der Übergang des Anfpruchs iſt von diefem Umftand unabhängig. 

Die Abtretung des Anſpruchs des Eigentümers gegen ben Befiger ber Sache auf Heraus 
gabe derſelben genügt für fich allein nicht zur Übertragung des Eigentums. Durch, eine folde 
Abtretung wird nad) $ 931 zwar bei bewegliien Sachen bie Übergabe erjegt. Zur Übertragung 
des Eigentums ift daneben aber die hierauf gerichtete Einigung erforderlih. Es entfteht hiernach 
die Frage, wie das Verhältnis ſich geitaltet, wenn ber Erfagpflichtige auf Grund des abgetretenen 
Anſpruchs den Befig der Sade erlangt. lÜberwiegende Gründe bürften dafür ſprechen, ihm im 
foldem Falle das Recht einzuräumen, die Übertragung des Cigentumd der Sache von dem 
Erfapberechtigten zu verlangen. Gewiß ift er nicht verpflichtet, die Sache dem Erſatzberechtigten 
herauszugeben; eine folche Verpflichtung würde mit dem Bwede ber Abtretung bes Eigentums— 
anſpruchs unvereinbar fein. Wollte man hierauf aber das Recht bes Erfappflichtigen beichränten, 
fo würde fich ein dauernder Widerſpruch ziwifchen dem tatfächlihen Verhältnis und dem Rechte 
ergeben. Der Erfagpflichtige könnte ſich zwar im Befige der Sache behaupten, ber Erſatzberechtigte 
bliebe aber Eigentümer. Einen ſolchen Zuftand herbeizuführen hat das Geſetz gewiß nicht beab⸗ 
fichtigt. Der Erfagpflichtige wirrde überdem durch den bloßen Befig nicht die volle Ausgleihung 
erhalten, die ihm gegen die Leiftung des vollen Erfages für den Verluft der Sade an ben 
Erſatzberechtigten zuteil werden fol. Die Abſicht des 3 255 wird baher dahin aufzujafien fein, 
daß dem Erjagpflichtigen da8 Eigentum der Sache, fofern dieſes noch eriftiert, verſchafft werden 
fol. Die Abtretung des dem Erſatzberechtigten auf Grund feine® Eigentums zufiehenden 
Anſpruchs ift nur ein Mittel zur Erreijung diefes Bwedes; fie tft immer fofort möglich, welcher 
Art die Sache für deren Berluft Erfag zu leiften iſt, auch fein mag; deshalb iſt der Erſatz⸗ 
berechtigte hierzu immer verpflichtet, aber feine Verpflichtung wird damit nicht erſchöpft; er tft 
vielmehr noch ferner verpflichtet, die zur Übertragung des Eigentums noch weiter erforberlihen 
Handlungen vorzunehmen. Iſt diefe Auffaffung richtig, fo wird man in dem eben hervorgehobenen 
Yale, in welchem der Eigentumsanfpruch auf Herausgabe einer beweglichen Sache abgetreten 
wurde, dies wenigſtens im Zweifel ald im der Ubficht geichehen anzunegmen haben, das Eigentum 
an der Sache felbit zu übertragen; in der Ubtretung des Unfpruch® und der Annahme derjelben 
liegt dann die zur Übertragung desfelben erforderliche Einigung. Aus der dargelegten Auffaſſung 
folgt dann ferner, daß auch, wenn der Erſatzberechtigte den Befig der Sache wiebererlangt hat, 
er verpflichtet Hit, die Sache dem Erfagpflichtigen herauszugeben und die zur Übertragung bes 
Eigentums etwa noch erforderlichen Handlungen vorzunehmen. Er tft nicht berechtigtigt unter 
Rudgewãhr des erhaltenen Erſatzes bie Sache zu behalten. Durch Unnahme des Erſatzes gegen 

Abtretung feines Eigentumsanipruds iſt dad Verhältnis definitiv geregelt und kein Teil Tann 
don diefer Regelung ohne Buftimmung des anderen Teiles zurüdtreten. Möglich ift zwar, daß 
bei der Abtretung bes Anſpruchs vereinbart ift, daß, wenn die-Sace wiedererlangt werbe, eine 
andermeite Regelung des Verhältniſſes eintreten folle; eine ſolche Vereinbarung ann aud) ftill- 
ſchweigend erfolgen und ſich aus den bei der Abtretung vorliegenden Umftänden ergeben; im 
Zweiſel wird fie aber nicht anzunehmen fein (eine von der Hier vertretenen Auffafjung abweichende 
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Anfiht Haben insbejondere Dertmann ©. 300ff.; Schollmeyer, Erl. 3 zu $ 255; wie hier 
im wefentlihen Windfheid-Kipp II 8 258 Nr. 7). 

4. Hat ber Eriagpflicätige Erſatz geleiftet, ohne dab ihm von bem Erſatzberechtigten der 
Eigentumsanfprud abgetreten if, fo fragt es fi, ob bei ber Beftimmung bes Betrags bes 
Erjages darauf Rüdfiht genommen ift, daß dem Erfagberechtigten der Eigentumsanſpruch ver- 
bleibt oder, ob burd den Erſatz volle Entiäbigung für den Verluſt der Sache geleiftet werden 
follte. Im erfteren alle behält ber Erfagberechtigte die Sache, wenn er fie wiedererlangt, und 
iſt nicht verpflichtet den erhaltenen Erſatz zurückzugewähren; er ift in ſolchem Falle aud nicht 
verpflichtet, dem Erſatzpflichtigen nadträglih den Eigentumsanſpruch abzutreten. * Unders fteht 
bie Sache im zweiten Falle Man wird bier dem Erfagpflichtigen das Recht einräumen müfjen, 
noch nachträglich die Abtretung des Eigentumsanfpruchs ſowie den fonftigen dem Erſatzberechtigten 
auf Grund feines Eigentums etwa zuftehenden Anſprüche zum verlangen. Der Wortlaut bes 
8 255 Täßt die Auslegung zu, dab dem Erſatzpflichtigen nicht ein bloßes Burüdbehaltungsrecht 
hat eingeräumt werben follen, daß ihm vielmehr für den Fall, daß ber Erſatzberechtigte vollen 
Erſatz für den Verluſt der Sache verlangt und erhält, das Recht hat eingeräumt werden follen, 
die Abtretung der fraglichen Anſprüche zu verlangen. Der Billigleit und dem Bmede bes 8 255 
würde es offenbar widerfprehen, wenn ber Erſatzberechtigte vollen Erſatz erhielte und baneben 
bie ihm auf Grund bes Eigentums zuftehenden Anfprüche behielte. In der Leiftung des vollen 
Erfages ohne gleichzeitige Abtretung kann wenigfiens im Zweifel ein Verzicht auf bie Abtretung 
jener Anſprüche nicht gefunden werden. Das Verhältnis ift vielmehr ähnlic zu beurteilen wie 
bei einem gegenfeitigen Vertrage. Jeder Teil kann die Leiftung nur gegen die vertragsmäßige 
Gegenleiſtung fordern. Iſt aber bie Leiftung erfolgt, jo kann nun die Gegenleiftung unbedingt 
gefordert werden. In entiprechender Weife muß auch dem Erjagpflichtigen, wenn er vollen Erſatz 
geleiftet Hat, das Recht eingeränmt werden, die Gegenleiftung, aljo bier die Abtretung ber 
fraglien Anfprüce zu verlangen. Nur bei diefer Auslegung wird ber Zweck erreicht, das 
Verhältnis definitiv in einer der Gerechtigkeit und Billigkeit entiprechenden Weiſe zu regeln. 
Aus biefer Auffafjung ergibt ſich dann weiter, daß ber Erfagbereditigte, wenn er die Sache 
wiebererlangt, fie dem Erſatzpflichtigen herausgeben und ihm das Eigentum übertragen muß. 
Weder er noch ber Erfappflichtige find berechtigt, von ber durch bie Leiftung bes vollen Erſatzes 
eingetretenen definitiven Megelung des Verhältnifies zurüdzutreten und Rüdgewähr bes geleifteten 
Erjages gegen Überlafjung der Sache an ben Erſatzberechtigten zu forbern bzw. anzubieten; 
a. U. Schollmeyer, Erl. 4 zu 8 255; Endemann II 8 128 Anm. 40; Rehbein, Erl. 52 
zu 88 241—292; Dernburg II $ 34 IIg; Dertmann, ©. 299, bie, obwohl fie in einzelnen 
Beziehungen voneinander abweichen, doch darin übereinftimmen, daß dem Erfappflichtigen ein 
Recht, bie Abtretung der fraglichen Anſprüche bzw. die Übertragung des Eigentums zu verlangen, 
nicht zuftehe und daß er, wenn ber Erfagberechtigte bie Sache wiedererlange, nur eine condictio 
auf Nildgewähr des geleifteten Erfages habe. Dabei wird aber von einzelnen angenommen, baß 
ber Erjagberechtigte befugt fei, fi von ber Rüdgemähr des Erſatzes durch Überlaffung bes 
Eigentums der wiedererlangten Sache zu befreien. Wie dem Erfagpflichtigen geholfen werden 
fol, wenn der Erfagberechtigte bie ihm verbleibenden fraglichen Anſprüche an Dritte abteitt, 
wird nicht gejagt, während ſich aus der bier vertretenen Anficht von felbft ergibt, daß ber Erſatz⸗ 
berechtigte wegen verſchuldeter Unmöglichkeit der ihm obllegenden Leiſtung dem Erſatzpflichtigen 
Schadenserſatz zu leiſten hat. 

5. Iſt für dem Verluſt eines Rechtes Erſatz zu leiſten, ſo finden dieſelben Grundſätze 
Anwendung wie in dem alle, wenn Erjag für den Verluſt einer Sache zu leiſten iſt. 
Die Leiftung bed Erfages braucht alfo nur gegen Abtretung ber dem Erfagberedhtigten auf 
Grund des Rechtes gegen Dritte zuftehenden Anſprüche zu erfolgen. Iſt 3. 8. der Befiger einer 
Sache demjenigen, welchem ber Nießbraud) einer Sache zufteht, zum Schadenserjage verpflichtet, 
weil er die Sache infolge feines Verſchuldens herauszugeben außerſtande tft, jo hat er bem 
Nießbraucher den Wert des Nießbrauchs zu erjegen; der Niekbrauc bleibt aber beftehen, und 
der Erfagberedhtigte Tann ben Erfag nur gegen Abtretung ber ihm aud dem Nießbrauche zus 
ftehenden Anſprüche verlangen. Iſt das Recht, für defien Verluſt Erfag zu leiften ift, über— 
tragbar, fo bat der Erfagberetigte bad Recht felbft zu übertragen; da8 in den Erl. 3, 4 
Gefagte findet auch hier Anwendung. Iſt das Recht nicht übertragbar, fo hat der Erſatz⸗ 
berechtigte dem Erfagpflichtigen die Ausübung des Rechtes zu überlafien. 

Der 8 255 bikfte auch auf folhe Fälle entiprechende Anwendung finden, in welchen 
jemand dafür Schadenserfag zu leiften Bat, dab dem Anſpruch aus dem Rechte eine 
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$: 256. Wer zum Erſatze von Aufwendungen verpflichtet ift, Hat den aufe 
geivendeten Betrag oder, wenn andere Gegenftände als Geld aufgewendet worden 
find, den als Erſatz ihres Werthes zu zahlenden Betrag von der Zeit der Auf- 
wendung an zu verzinfen. Sind Aufwendungen auf einen Gegenftand gemacht 
worden, der dem Erjagpflichtigen herauszugeben ift, jo find Binjen für bie eit, 
für welche dem Erjagberechtigten die Nugungen oder die Früchte des Gegenftandes 
ohne Vergütung verbleiben, nicht zu entrichten. 


peremtorifhe Einrede entigegenfteht ober daß basfelbe aus einem anderen 
Grunde wertlos geworben if. Hat z. B. der Verwalter eines Vermögens dafür Erfag 
zu leiften, daß eine Forderung, bie er einzuziehen verpflichtet war, verjährt iſt oder daß fie 
infolge der unterlaſſenen Anmeldung tn dem Konkurfe des Schuldners nicht befriedigt wird, fo 
faun der Erſatzberechtigte in dem erfteren Falle immer, in dem Iepteren Falle wenigitend unter 
Umftänden Erfap bes vollen Wertes ber Forderung verlangen. Die orberung bleibt aber 
beftehen. Es ift möglich, daß ber Schuldner auf die Einrede der Verjährung verzichtet und 
freiwillig zahlt oder daß er nad) Beendigung des Konkurfes wieder Bermögen erwirbt; biefe 
Chancen follen dem Erſatzpflichtigen zuftatten kommen; er braucht beshalb nur gegen Abtretung 
der Forderung den Erſat zu leiften. In Fällen dieſer Art füllt der auf Grund des Rechtes 
dem Erſatzberechtigten zuftehende Anſpruch mit dem Rechte jelbft zufammen (a. U. Schollmeyer, 
El. 2b zu 8 255, der die Anwendbarkeit des 8 255 auf andere als dingliche Rechte verneint). 


8236. 
KB. 6. 1964. EB. ©. 2774. 

Berzinfung von Aufwendungen. Das BGB. fchreibt in einer großen Zahl von Fällen vor, 
daß derjenige, welder Aufwendungen oder Verwendungen (beides wird im $ 256 unter dem Aus⸗ 
drude „Berendungen“ zufammtengefaßt) einer beftimmten Art gemacht Hat, Erſatz dafiir von einem 
anderen verlangen tann (f. 3.8. die 38 304, 347, 450, 467, 500, 526 Sap 2, 538 Abf. 2, 547, 
633 Abf. 3, 670, 683, 693, 860, 970, 994—996, 1049, 1390, 1648, 1835, 1978 Abſ. 3, 1991, 
2124 Abſ. 2, 2125, 2185, 2381 Abſ. 2). Über die Frage, ob der Erfagberedhtigte Zinfen von dem 
aufgewendeten Betrage verlangen Tann, enthielten die Entwürfe nur vereinzelte Beſtimmungen. 
In den Übrigen Fällen, in welchen der Erfag von Aufwendungen vorgeihrieben war, fehlte eine 
Beittmmung über die Zinspflicht. Auf Anregung ber Regierungskommiſſare wurde in ber 
Reichstagskommiſſion beihlofien, die Frage prinzipiell zu regeln. Bei biefer Regelung waren 
folgende Gefichtöpunkte maßgebend. Wer Aufwendungen, bie ein anderer auf einen Gegenſtand 
gemacht bat, zu erſetzen Hat, ift regelmäßig berechtigt, die Nutzungen dieſes Gegenſtandes zu 
beziehen. In diefen Nutzungen bezieht er zugleich die Nutzung ber gemachten Aufwendungen. 
Der Erfagberehtigte Hat den fir die Aufwendungen erforderlichen Betrag aus feinem Vermögen 
hergegeben. Die Billigkeit erforbert, dah er von bem Erjagpflictigen für den Nutzen, den biejer 
aus den Verwendungen bat, Vergütung erhält; diefe Hat durch Verzinſung bes aufgewwendeten 
Betrags zu erfolgen. Nur wenn ausnahmsweiſe nicht der Erfappflitige, fondern ber Erſatz⸗ 
bereitigte die Früchte oder die Nupungen des Gegenftandes zu beziehen hat, auf welchen die 
Aufwendungen gemacht find, trifft der erſtgedachte Gefihtspunkt nicht zu; für diefen Fall find 
daher Zinfen nicht zu entrichten. Der 8 256 ftellt tm Sag 1 die biefem Gedanken entſprechende 
Regel auf. Die Beſchränkung der Binspfliht, welche in den einzelnen Vorſchriften des €. III 
dadurch beſtimmt war, daß nur die Werzinfung des aufgemendeten Geldes vorgeichrieben wurde, 
if befeitigt. Binfen follen auch, wenn andere Gegenftänbe ald Geld aufgewendet find, von bem 
als Erfap ihres Wertes zu zahlenden Betrag entrichtet werden. Die Berzinfung beginnt von 
dem Beitpunft an, in weichem bie Aufmendung gemacht if. Der Binsfag beftimmt ſich nad 
$ 246. In dem Sage 2 wird bie ſich aus den obigen Geſichtspunkten ergebende Ausnahme von 
der Regel beftimmt. Zr die Zeit, in welder dem Erfagberechtigten die Nugungen (8 100) oder 
die Frůchte (8 99) des betreffenden Gegenftandes verbleiben, Hat der Erjagpflichtige Binfen nicht 
wu entrichten. Fälle diefer Art enthalten z. ®. bie 88 1949, 2125. Macht ber Nießbraucher 
Verwendungen auf die Sache, zw denen er nicht verpflichtet iſt, fo beftimmt ſich bie Erfagpflicht 
des Eigentümers nad den Vorſchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag ($ 1049). Da 
dem Nießbraucher, folange der Rießbrauch dauert, die Nugungen der Sache verbleiben, fo find 
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8. 257. Wer berechtigt ift, Erfag für Aufwendungen zu verlangen, die er 
für einen beftimmten Zweck macht, fann, wenn er für diefen Zwed eine -Ber- 
bindlichfeit eingeht, Befreiung von ber Verbindlichkeit verlangen. Iſt die Ver— 
bindlichfeit noch nicht fällig, fo fann ihm der Erfagpflichtige, ftatt ihn zu be= 
freien, Sicherheit leiſten. 


8. 258. Wer berechtigt ift, von einer Sadje, die er einem Anderen heraus⸗ 
zugeben Hat, eine Einrichtung wegzunehmen, hat im Falle der Wegnahme bie 








für diefe Zeit Zinfen von dem aufgewendeten Betrage nicht zu entrichten. Nach 8 2125 hat der 
Nacherbe unter den dort gedachten Vorausfegungen dem Vorerben Erjag fir die von diefem auf 
die Erbſchaft gemachten Verwendungen zu leiften. Auch hier fällt aber die Binspflicht bis zu 
dem Zeitpunkte weg, in welhem der Fall ber Nacherbfolge eintritt; denn bis dahin verbleiben 
die Nutzungen der Erbihaft dem Borerben. 

" Eine Mobdifitation erleiden die Vorſchriften des 3 256 in denjenigen Fällen, in welchen 
Verwendungen nur bis zu dem Betrage zu erjegen find, um welchen der Wert des betreffenden 
Gegenftanbes erhöht Hk (1. 3. 8. 88 500, 996, 2381 bl. 2; vgl. aud 8 526 Gap 2). Im diefen 
Fällen find zwar Zinfen zu entrichten, aber der Gefamtbetrag der Aufwendungen und ber Zinfen 
braucht nur infoweit erfeßt zu werden, als die Werterhöhung reicht. (Abweichende Berechnung 
für den Hall des 8 996 bei Biermann, Erf. 3 zu $ 996). 


8 2357. 

@. 188 595 sl. 3, 621 Mbf. 2; 11 88 601 Mibf. 2, 633, 1289 Mibf. 1 Eat 2, 1997 Uhl. 2 Gab 3 reb. 8 251; 
11 8 250. P.1 6. 2437 f1., 27431.; M. II €. 542, 581. P. 118%. 2 ©. 3661. 32. 6 ©. 1521. 
Recht, Befreiung von einer zum Zwede einer Aufwendung eingegangenen Verbindlichkeit 

zu verlangen. Über die Fälle, in welchen jemand Erſatz von Aufwendungen verlangen kann, 

die ex für einen beftimmten Zweck gemacht hat, |. Erl. zu 8 256. Über die Axt, in welcher eine 

Aufwendung zu erfegen ift, wenn fie durch Eingehung einer Verbindlichkeit gemacht tft, enthielten 

die E. Iund II eine Beitimmung nur für einzelne Fälle. Im Übereinftimmung mit dem €. III 

8 250 ift der biefen einzelnen Borfchriften zugrunde Tiegende Gedanke in dem 8 257 ver⸗ 

allgemeinert. Der Erfah ift in dem gedachten Falle dadurch zu leiften, daß ber Erſatzpflichtige 

den Erſatzberechtigten von der eingegangenen Verbindlichkeit befreit. Da indeſſen der Erſatz⸗ 
pflichtige Hierzu, wenn bie Verbindlichkeit noch nicht fällig iſt, oft nicht imftande fein wird, fo 
wird ihm dad Recht eingeräumt, dem Erſatzberechtigten, fratt ihn zu befreien, Sicherheit zu leiften. 

Die Sicherheitsleiftung ift nur in solutione, nicht in obligatione. Die Sicherheit ift zu leiſten 

wegen ber Erfapaniprüche, welche dem Erfagberechtigten gegen ben Erſatzpflichtigen für den Fall 

äuftehen, daß er bie eingegangene Verbindlichkeit erfüllen muß. Hiernach beitimmt ſich ber 

Betrag der Sicherheit. Die Leiftung hat nad) Maßgabe ber 88 232Ff. zu erfolgen. 

Im €. 18 595 Abf. 3 war dem Erſatzpflichtigen das Recht, dem Erfagberechtigten, ftatt 
ihn zu befreien, Sicherheit zus leiften, unbefchräntt, alfo auch für ben Fall eingeräumt, daß die 
Verbindlichkeit bereits fällig ift. Die zweite Kommiffion hielt dieſe Vorſchrift für zu weitgehend. 
Iſt die Verbindlichkeit bereits fällig, jo Tann der Erfagpflichtige die Befreiung von derſelben 
immer dadurch bewirken, ba er fie erfüllt. Auch wenn bie Verbindlichkeit in einer fälligen 
Geldſchuld beſteht, Tann der Erſatzberechtigte abweichend vom E. I $ 595 Abſ. 3 Sag 2 nicht 
die Zahlung der zu der Erfüllung der Verbindlichkeit erforderlichen Geldfumme, fondern nur 
die Befreiung von ber Verbindlichkeit verlangen. Selbftverftändlich wird dadurch nit aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Erfagberechtigte nad den 88 249fj. Entihädigung in Geld verlangen kann, 
wenn ber Erſatzpflichtige wegen Nichterfüllung der Verbindlichkeit zur Befreiung Schadenserfag 
zu leiften bat. 

$ 258. 
€. 188 479 W5I. 3, 514 bl. 2, 553 bl. 2, 936 MSf. 3, 1010 Mbf. 1, 1815; TI RB 435 Wöl. 2, 491 bl. 2 
Sat 2, 3, 541 Abf. 2 Eat 2, 910 Mbf. 1 Eat 2, 959 Eat 9, 1125, 1998 Eat 3 rev. 8 252; TI 8 251. 

P.1 6. 2083 7., 41851. M. II ©. 344, 394, 448; M. II 6.414, 524. PIE BB. 2 €. 174; Ba. 6 ©. 1521. 
Klein, zu BGB. 3 258 in IW. 1902 ©. 646. 

Recht zur Wegnahme einer Einrichtung. In verihiedenen Fällen gibt das BGB. dem⸗ 
jenigen, welcher eine Sache herauszugeben Hat, das Recht, eine Einrichtung von der Sache weg- 
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Sade auf feine Koften in den vorigen Stand zu fegen. Erlangt der Andere 
den Befig ber Sache, fo ift er verpflichtet, die Wegnahme der Einrichtung zu ges 
ftatten; er fann die Geftattung verweigern, bis ihm für den mit der Wegnahme 
verbundenen Schaden Sicherheit geleiftet wird. 


8. 259. Wer verpflichtet ift, über eine mit Einnahmen oder Ausgaben 
verbundene Verwaltung Rechenſchaft abzulegen, hat dem Berechtigten eine die ge- 
ordnete Zufammenftellung der Einnahmen oder der Ausgaben enthaltende Rechnung 
mitzutheilen und, foweit Belege ertheilt zu werben pflegen, Belege vorzulegen. 

Befteht Grund zu der Annahme, daß die in ber Rechnung enthaltenen 
Angaben über die Einnahmen nicht mit der erforderlichen Sorgfalt gemacht 
worden find, jo hat der Verpflichtete auf Verlangen den Offenbarungseid dahin 
zu leilten: 

daß er nach beftem Wiflen die Einnahmen fo vollftändig angegeben 
babe, al3 er dazu im Stande jei. 

Im Ungelegenheiten von geringer Bedeutung befteht eine Verpflichtung zur 
Leiftung des Offenbarungseids nicht. 


zunehmen (f. 3. B. die 88 500 Sat 2, 547 Abſ. 2 Sag 2, 601 Abf. 2 Sa 2, 1049 Abf. 2, 1216 Sap 2, 
2125 Abf. 2). Die näheren Beftimmungen über bie Art, in welcher dieſes Recht auszuüben Hit, gibt 
für alle in Betracht fommenden Fülle der % 258. Solange der zur Herausgabe der Sache 
Verpflichtete noch im Beſitze der Sache ift, kann er bie Einrichtung wegnehmen, ohne ber Zus 
finmung desjenigen zu bedürfen, weldem ex die Sache herauszugeben hat; ex ift aber ver⸗ 
pflichtet, die Sache vor deren Rückgabe auf feine Koften in dem vorigen, d. 5. in denjenigen 
Stand zu ſetzen, in welchem fi) die Sadye befand, ehe die Einrichtung gemacht wurde. Hat der 
andere Zeil bereit3 ben Befig der Sache erlangt, fo bebarf der Berechtigte ber Einwilligung bes 
Befigers zu der Wegnahme. Der Befiper ift verpflichtet, die Einwilligung zu erteilen, er fann 
jedod verlangen, daß ihm vorher Sicherheit fiir den mit ber Wegnahme verbundenen Schaden, 
insbefondere alfo für die orbnungsmäßige Heritellung des vorigen Bultandes geleiftet werde. 
Solange die Sicherheit nicht geleiſtet ift, Tann der Befiger die Einwilligung zu der Wegnaßme 
verweigern. Die Sicherheitleiftung beftimmt ſich nad) den 83 232ff. 

Iſt bie Wieberherftellung unmöglich, fo tritt an deren Stelle bie Verpflichtung zum 
Shadenserfag (a. A. Schollmeyer Erl. zu 3 258, ber in biefem Falle das Recht zur Weg- 
nahme wegfallen laſſen will). 

Die Borihriften des 8 268 finden auch Anwendung auf das dem Befiger einer Sache 
gegenüber dem Eigentiimer nach 8 997 zuftehende Hecht, eine von ihm als weientlichen Bejtandteil 
mit der Sache verbundene andere Sache abzutrennen und ſich anzueignen; jedoch gelten Hier bie 
im $ 997 Abſ. 2 beſtimmten Mobifilationen. 


8 * 
@.18 591 6a4 2; II 9 698 reu. 8 253; III 8 25 —— — TR; MI 6. 5371. 
P.1 88. 2 €. 779., 7861. D. ©. 

1. Im 8259 Abſ.1 * beſtimmt, was das BGB. unter er Berpflictung verfteht, Rechen · 
ſchaft über eine Berwaltung abzulegen, wenn dieſe mit Einnahmen und Ausgaben verbunden 
#. Eine ſolche Verpflichtung liegt 5. ®. ob dem Beauftragten gegenüber dem Auftraggeber (8 666), 
dem Geſchäftsführer ohne Auftrag gegenüber dem Geſchäftsherrn (8 681 Sat 2), dem geſchäfts— 
führenden Gefellihafter gegenüber anderen Geſellſchaftern (8 713), dem antichretiſchen Pfand» 
gläubiger gegenüber dem Verpfänder (4 1214 Abſ. 1), dem Ehemanne gegenüber bex Ehefrau 
u 1421, 1546 Abf. 3), dem Inhaber der elterlichen Gewalt gegenüber dem Kinde (8 1681), 

dem Bormumd umb bem Pfleger gegenüber dem Mündel bzw. dem Pflegebefohlenen (88 1890, 
195), dem Exben gegenüber den Nadlakgläubigern (88 1978, 19901992), dem Borerden 
gegenüber dem Nacherben (8 2130 Abf. 2), dem Teftamentsvollftreder gegenüber bem Erben 
(9 2218). Im allen ſolchen Fällen bat der Berpflichtete dem Berechtigten eine nad) den Bor- 


IN 
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8. 260. Wer verpflichtet ift, einen Inbegriff von Gegenftänden herauszu⸗ 
geben oder über ben Beſtand eines folchen Inbegriff Auskunft zu ertheilen, hat 
dem Berechtigten ein Verzeichniß des Beſtandes vorzulegen. 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß das Verzeichniß nicht mit der erforder» 


fchriften bes 8258 abgefaßte Rechnung mitzuteilen. Aus ber Verpflihtung zur Mitteilung folgt, 
daß die Rechnung ſchriftlich abgefaßt fein muß. 

2. Belege brauchen nur infomweit vorgelegt zu werben, als über bie betreffenden Ausgaben 
Belege erteilt zu werden pflegen. Über Heine Ausgaben z. B. Porto, Trinfgelder zc. pflegt 
ein Beleg nicht erteilt zu werden. Die Verkehrsſitte fol in diefer Beziehung enticheiden 
(RO. in ZW. 1902 Bell. S. 275). Durch die Beſchränkung der Verpflichtung zur Vorlegung 
von Belegen wird bie Entſcheidung darüber nicht berührt, wen im Beftreitungsfalle der Beweis 
obliegt. Diefer Iiegt in betreff ber Ausgaben dem zur Ablegung ber Rechenſchaft Verpflichteten 
ob. Der Berechtigte hat dagegen, wenn er behauptet, daß ber Verpflichtete mehr eingenommen, 
als in ber Rechnung zugeftanden ift, dies zu beweien. Die Belege brauchen dem Berechtigten 
nur vorgelegt, nicht ihm ausgehändigt zu werben. 

8. Folgen der Nichterfüllung der im 8 259 beflimmien Verpflichtung. Wird eine ben 
Vorſchriften des 8 259 Abſ. 1 entſprechende Rechnung nicht vorgelegt, fo Tann der Berechtigte 
die Verurteilung bed Berpflichteten zur Borlegung bzw. Vervollſtändigung der Rechnung ver- 
langen und nötigenfalls die Zwangsvollſtrecung nad) Mafgabe der CPO. 8 888 beantragen. 
Im Falle der Nichterfüllung der Verpflichtung kann der Berechtigte Schadenserſatz nad) allgemeinen 
Grundfägen fordern. Unter biefem Geſichtspunkte kann er auch ben Erfag der Mehrloften 
verlangen, welde infolge ber Nichtvorlegung oder ber Mangelhaftigteit ber Rechnung in bem 
Verfahren über die Herausgabe des verwalteten Vermögens entftehen. 

4. Offenbarungseid. Da der Berechtigte nad) der Natur der in Frage kommenden Ver⸗ 
Hältnifje regelmäßig nicht imftande iſt, fich darüber Gewißheit zu verfchaffen, weile Einnahmen 
der Verpflichtete bei der Verwaltung gehabt bat, fo wird ihm dur 8 259 Abf. 2 das Recht 
eingeräumt, Die Ableiftung des Offenbarungseids von dem Berpflichteten zu fordern. Es handelt 
fi hier nicht um eine progefiualifche, fondern um eine zivilrechtliche Befugnis. Die Verpflichtung 
iſt auf die Einnahmen beſchränkt, weil eine unvollſtändige Angabe der Ausgaben und die Nichte 
vorlegung von Belegen nur bem Verpflichteten, nicht dem Berechtigten ſchädlich ift. 

Die in Abſ. 2, 3 beftimmten Beſchränkungen ber Verpflichtung zur Leiftung des Offen⸗ 
barungseids beruhen hauptfählih auf dem Beftreben, die Leiftung unndtiger Eide zu verhüten. 
Der Berechtigte ſoll die Leitung des Eides nur verlangen können, wenn Grund zu der Annahme 
befteht, daß bie in der Rechnung enthaltenen Ungaben über bie Einnahmen nicht mit der er— 
forberlihen Sorgfalt gemacht worben find. Der Berechtigte hat die Tatfachen anzugeben und 
zu bemeifen, welche diefe Annahme rechtfertigen. Ob die VBoraußjegung ber zweiten im Abſ. 3 
beitimmten Beſchränkung vorliegt, nach welcher die Verpflichtung zur Eidesleiftung in Ungelegen- 
heiten von geringer Bebentung überhaupt nicht befteht, hat das Gericht nad) den Umftänden 
des Falles zu ermefien. Bei biefer Entieidung werden nicht lediglich der Wert der Gegenftände, 
um deren Verwaltung ed ſich Handelt, fondern die gefamten Umftände bes Falles zu berüd» 
fihtigen fein. Soweit hierbei Tatfahen in Betracht kommen, welche nicht feitftehen, liegt ber 
Beweis bderfelben, je nahdem aus ihnen bie geringe oder bie erhebliche Bedeutung der Ans 
gelegenheit gefolgert wird, dem NWerpflichteten ober dem Berechtigten ob. 

5. Verbindung der Klage auf Rechenſchaftslegung mit der Klage auf Keiflung dei aus 
dem betreffenden Rechtsverhältnifſe Geſchnldeten. Die Klage auf Ablegung der Rechenſchaft 
und Leiftung des Offenbarungseidd dient regelmäßig zur Worbereitung der Klage auf Heraus« 
gabe desjenigen, was ber Beklagte aus bem zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe ſchuldet. 
Diefe zweite lage kann bis zur Erledigung des über die erjte Klage geführten Rechtsſtreits und 
bis nad; Leiftung bes Offenbarungseid ausgefegt werben. Sie kann aber auch mit ber erfteren 
Klage verbunden werden. Für biefen Fall beftimmt der 8 254 ber CPO., dab die beftimmte 
Ungabe der Leiftungen, welche der Kläger beanfprucht, vorbehalten werben kann, bis bie Rechnung 
mitgeteilt, da8 Vermögensverzeichnis borgelegt oder ber Offenbarungseid geleiftet iſt. Wird nad) 
Maßgabe diefer Vorſchrift die beftimmte Angabe der geforderten Leiftungen ausgeſetzt, jo erfolgt 
die Entfgeidbung über den Anfpruch auf Rechnungslegung oder auf Leiftung des Offenbarungseid 
dur Zeilurtell. Der Prozeß bleibt anhängig und wird nad Vorlegung ber Rechnung bzw. 
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lichen Sorgfalt aufgeftellt worden ift, jo Hat ber Berpflichtete auf Verlangen den 
Dffenbarungseid dahin zu Leiften: 
daß er nach beftem Wiſſen den Beftand fo vollftändig angegeben habe, 
als er dazu im Stande fei. 
Die Vorſchrift des 8. 259 Abſ. 3 findet Anwendung. 


mad) Leifiung des Offenbarungseids fortgefegt, indem der Kläger nunmehr bie von ihm ges 
forderten Leiftungen beſtimmt angibt. 
6. Über die Art, in welcher die Leiſtung des Offenbarungseids zu erfolgen bat, |. Erl. 
au 8 261. 
8260. 


@.18 777 Abl.1; 118 699 vew. 8 254; III 8 253. PIE. 26971.; MI 6. 89311. 
9.118. 2 6. 779f., 786R. 2. 6. 625. 

1. Berpflicätung zur Herausgabe eines Inbegriffs von Gegenftänben ober zur Auskunft 
berüber. Während der 8 259 vorfchreibt, in welcher Art die Verpflihtung zur Ablegung der 
Rechenſchaft zu erfüllen ift, enthält: ber 8 260 eime entiprechende Borfchrift in betreff der Vers 
pflichtung zur Herausgabe eines Inbegrifis von Gegenftänden oder zur Erteilung von Auskunft 
über den Beitand eines ſolchen Inbegriffe. Unter einem Inbegriffe von Gegenftänden verfteht 
der 8 260 nicht nur die ſog. Sacgefamtheiten, wie z. B. eine Herde, eine Bibliothek, das 
Inventar eines Landguts, fondern überhaupt eine Mehrheit von Gegenftänden, welche herauss 
äugeben ober über welche Auskunft zu erteilen jemand auf Grund desjelben Rechtsverhältniſſes 
verpflichtet ift und melde einzeln zu bezeichnen ber Berechtigte nach ber Natur des betreffenden 
Verhältnifies regelmäßig nicht imftande tft (M. II ©. 894). Borandzufegen tft indeſſen immer, 
daß bie Verpflichtung zur Heraudgabe der mehreren Gegenftände auf einem gemeinſchaftlichen 
befonderen Redtögrunde beruht. Es muß entweder durch Vertrag ober durch Geſetz die Ber» 
pflichtung des einen Teiles gegenüber dem andern Teile begründet fein, bie mehreren Gegenjtände 
herauszugeben. Dies trifft z. B. zu bei einem Vertrage, welder auf die Herausgabe einer 
jolchen Mehrheit von Gegenftänden gerichtet fit, jo 3. ®. bei dem Vertrage, durch welchen ſich 
jemand zur Übertragung feines ganzen Vermögens verpflichtet Bat (8 419) ober bei dem Vers 
Taufe des Inventars eines Landguis ober bei bem Verkauf einer Erbſchaft (& 2374). Eine 
gefepliche Verpflichtung der fraglichen Urt befteht z. B. file den Exbidaftäbefiger (8 2018); 
ebenfo aufzufaſſen ift bie Verpflichtung des Beauftragten, dem Auftraggeber alles herauszugeben, 
was er zur Ausführung des Auftrags erhalten und aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt hat 
(8 667). Die Verpflichtung zur Herausgabe eines Inbegrifis in dem hier fraglichen Sinne wird 
regelmäßig überhaupt in allen denjenigen Fällen anzunehmen fein, in welchen eine Verpflichtung 
zur Rechenſchaftsablegung über eine mit Einnahmen und Ausgaben verbundene Verwaltung 
befteht (ſ. Exl. 1 zu 8.259). Keine Anmendung findet bagegen der $ 260 ſchon deshalb allein, 
weil derfelben Berfon gegen einen anderen Anfprüche auf mehrere Gegenftände zuftehen.. Ing» 
befondere läßt fi) daraus, daß mehrere demjelben Eigentümer gehörende Gegenſtände fih in 

Beſitz eines Dritten befinden, eine Verpflichtung der im $ 260 beitimmten Art für den 
Befiger nicht ableiten (f. Exl. 1a y zu $ 985). Dem Eigentümer liegt e8 in ſolchem Falle ob, 
die einzelnen Sachen zu bezeichnen; durch die Vorſchrift des 8 809 wird ihm dies erleichtert 
(Apr. 8.5 ©. 153). 

Die Verpflichtung, über ben Beftand eines Inbegriffs Auskunft zu erteilen, wirb z. B. 
—— in den 88 1374 Satz 2, 1891, 2011, 2027, 2127, 2314, 2362. 

2. Offenbarungseid. Aus ähnlichen Gründen, aus welchen dem Berechtigten im Falle bes 
8 259 das Recht gegeben tft, den Offenbarungseib zu fordern (f. Erl. 4 zu 5 259), wird biefes 
Net dem Berechtigten auch tm alle ded 8 260 eingeräumt. Dieſelben Beichränkungen biejes 
Rechtes, welche im 3 259 Abf. 2, 3 beftimmt find (j. Exl. 4 zu & 259), gelten aber auch Hier 
(8 260 Abf. 2, 3). 

Entſprechende Anwendung finden bie Vorſchriften der 38 260, 261 auf bie Verpflichtung 
ber Miterben, einander Auskunft über bie Zumendungen zu erteilen, welche fie zur Ausgleichung 
zu bringen haben ($ 2057). Beſondere Vorſchriften über den von dem Erben in betreff des von 
ihm aufgenommenen Inventars zu leiftenden Eid enthält der 8 2006. 

3. Die Borjchriften der CPO. $ 254 (f. Erl. 5 zu 8 259) finden auch in den Fällen bes 
$ 260 Anwendung. 
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8. 261. Der Offenbarungseid ift, ſofern er nicht vor dem Prozeßgerichte zur 
feiiten ift vor dem Amtögerichte des Ortes zu leiften, an welchem die Verpflichtung 
zur Rechnungslegung oder zur Vorlegung des Verzeichniſſes zu erfüllen ift. Hat 
der Verpflichtete feinen Wohnfig oder feinen AufentHalt im Inlande, fo kann er 
ben Eid vor dem Amtägerichte des Wohnſitzes oder bes Aufenthaltsorts leiften. 

Das Gericht kann eine den Umſtänden entfprechende Aenderung der Eides- 
norm bejchließen. 

Die Koften der Abnahme bes Eides hat derjenige zu tragen, welcher die 
Leiftung des Eides verlangt. 


€.18 777 uf. 2; 11 8 700 zen. — —— M.IIE.895. P.II Bo.2 €. 7881. 


1. Seiftung des Offenbarungseibs. Die privatrechtliche Verpflichtung zur Ableiftung des 
Offenbarungseid fann nur unter Mitwirkung des Gerichts erfüllt werden. Iſt durch Urteil auf 
bie Leiftung des Eides erlannt, fo erfolgt die Leiftung bes Eides nad) Maßgabe der CPO. 
8 889 vor dem Prozeßgerichte. Diefes hat bie Norm des Eides feitzufegen; der 8 261 Abf. 2 
gilt aud) für die Feftfegung durch das Prozeßgericht (RG. in ZW. 1902 Beil. ©. 193). 

Hat eine Verurteilung zur Leiftung des Offenbarungseids nicht ftattgefunden, fo erfolgt die 
Leiftung des Eides, wenn ber Berpflichtete bazu bereit iſt, nach Maßgabe des 8 261 vor dem 
bort bejtimmten Gerichte. 

Buftändig ift das Amtsgericht bes Ortes, an weldem die Verpflichtung zur Redinungs- 
legung ober zur Borlegung des Verzeichniffed zu erfüllen ift. Zur Erleichterung des Ver⸗ 
pflichteten ift aber beflimmt, daß er den Eid, wenn er feinen Wohnfig ober feinen Aufenthaltsort 
(88 7) im Imlande hat, vor dem Umtögerichte feines Wohnfiges oder feines Aufenthaltsoris 
leiften kann. 

2. Koften ber Eibeäleiftung. Da nad allgemeinen Grundfägen die Koften, welche die Er⸗ 
füllung einer Berpflihtung macht, von dem Berpflichteten zu tragen find, jo würde in Ermangelung 
einer befonderen Borfchrift ber zur Leiftung bes Offenbarungseids Werpflichtete bie Koften der 
Abnahme des Eides zu tragen haben. Das BGB. geht indefien davon aus, daß für die Ber 
pflihtung zur Leiftung des Offenbarungseidß eine Ausnahme von ber Regel ſich deshalb redite 
fertige, weil das Recht, den Offenbarungseid zu fordern, dem Berechtigten dur das Geſetz 
lediglich in deflen Interefie eingeräumt fei, um ihm die Möglichkeit zu gewähren, fi) Gewißheit 
über die ihm zuftehenden Anſprüche zu verihaffen. Made er von diefem ihm duch das Geſetz 
gebotenen anomalen Mittel Gebrauch), fo erfordere die Billigleit, ba er die Koften trage. Der 
8 261 Abſ. 3 beftimmt daher allgemein, daß die Koften der Abnahme bed Eides derjenige zu 
tragen bat, welcher die Leiftung des Eides verlangt. Diefe Vorfchrift gilt auch für den Fall, 
daß die Eibesleiftung vor dem Prozekgericht erfolgt. Nur wenn wegen der Leiftung des Eides 
die Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner nach Maßgabe der CPO. 8 888 erfolgt, fallen die 
dadurch verurſachten Koften dem Schuldner zur Laft (a. U. Dertmann, Erl. 3 zu 8 261, der 
annimmt, daß im Falle der Keiftung des Eides vor dem Prozeßgerichte die Koften nad den alls 
gemeinen Vorſchriften über die Zwangsvollſtredung den Schuldner treffen). 

8. Berfahrensvorfäriften. Iſt der Offenbarungseid nicht vor dem Prozeßgericht abzuleiften, 
fo kann nach $ 163 in Verbindung mit $ 79 des FGG. bie Beſtimmung zur Leiftung des Eides 
ſowohl von dem Berechtigten als von dem Berpflichteten beantragt werben. Bu bem Termine 
find beide Teile zu laden. Die Unmwefenheit bes Berechtigten ift nicht erforderlich. 


Zu 96 82—265. 

Kitten, Die Wahlſchuld im deutfchen bürgerlichen Rechte. 1903; F. Leonhard, Die Wahl 
bei ber Wahlſchuld, in Iherings Jahrb. Bd. 41 ©. 1; Ehamizer, Natur, Gebiet und Grenzen 
der Wahlſchuld. 

1. Die 88 262-265 handeln von ben fog. alternattuen Schuldverhältniſſen. Das Weſen 
eines ſolchen Schuldverhältniffes wird im Übereinftimmung mit der herrſchenden gemeinrechtlichen 
Theorie in dem 8 262 dahin beftimmt, daß mehrere Leiftungen geſchuldet werden, aber in der 
Art, dab nur die eime oder die andere zu bewirken tft. (Über die verichiedenen Anfichten in 


1. Zitel: Verpflichtung zur Leiftung. 88 261268. 47 


$. 262. Werden mehrere Leiftungen in der Weife gejchuldet, daß nur die 
eine oder die andere zu bewirken ift, fo fteht das Wahlrecht im Zweifel dem 
Schuldner zu. 


8. 263, Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Theile. 
Die gewählte Leiftung gilt al die von Anfang an allein gefchuldete. 


betveff ber jwiftifcgen Konſtruktion ſ. Litten ©. 75ff.). Leiftungen jeder Urt können Gegens 
fand eines alternativen Schuldverhältniffes fein. (Beifpiele f. bei Litten) im alternatives 
Schuldverhãltnis Tiegt auch dann vor, wenn derſelbe G@egenftand aber wahlweiſe unter 
verſchiedenen Modalitäten, z. B. zu verichtedenen Zeiten oder an veridiedenen Orten geſchuldet 
wird (RS. in ZW. 1904 ©. 200). Über den fog. Spezififationsfauf |. HGB. $ 375. 

Bon dem alternativen Schuldverhälmiſſe, bei welchem die mehreren Leiftungen ſämtlich 
im obligatione find, iſt zu unterfcheiden die fog. facultas alternativa (Regeläberger in 
Sherings Jahrb. Bd. 16 ©.1595f.). Hier ift nur eine Leiſtung geſchuldet; ber Schuldner kann 
fi aber duch eine andere Leiftung befreien, oder der Gläubiger ift berechtigt, eine andere 
Zeiftung zu fordern. Bälle der erfteren Art enthalten z. B. bie 88 1973 Abſ. 2, 1992, 2329 
Abſ. 2, Fälle der letzteren Art die 88 340, 1345—1347. Über ben Fall des 8 179 Abſ. 1 
1. ®b. I ©. 227, Erl. zu 8 179; über 8 462 f. Erl. zu dieſem Paragraphen. Über generifche 
Schuldverhältnifie |. $ 243, (vgl. auch RG. in IW. 1904 ©. 200), über Schulbverhältnifie, bei 
welchen bie geſchuldete Leiſtung von einem der Vertragſchließenden beſtimmt werden foll, ſ. 88 315 ff. 

2. Die 88 262—265 beziehen fi) nur auf folhe Fälle, in denen das Wahlrecht entweder 
dem Gläubiger oder dem Schuldner zufteht. Der E. I $ 212 enthielt eine Vorichrift auch für 
den Ball, daß die Wahl einem Dritten zuſteht. Das Schuldverhältnis follte in einem ſolchen 
Falle im Zweifel ald ein durch die Wahl des Dritten bedingtes angejehen werden und die Wahl 
al3 vollzogen gelten, wenn fie gegenüber dem Gläubiger oder dem Schuldner erklärt fel. Bon 
ber zweiten Kommiflion ift diefe Vorſchrift mit Rüdficht auf die 88 317—319 als entbehrlich 
geftrihen (f. Erl. zu diefen Paragraphen). 

8 262. 

@.18 207; II 8 219 zew. 8 256; IT 8 255. P.IGE.AI:M.IE.6f. P.IIWDI ©. 2811. 

1. Wahlrecht des Schuldners. Die Vorfchrift, dab das Wahlrecht dem Schuldner zuftehe, 
iR in dem 8 262 abweichend vom E. I 8 207, welcher eine dispofitive Beſtimmung gab, nur 
als Auslegungsvorſchrift gefaht. Ste gilt auch fiir gegenfeitige Schulbverhältniffe, wen jedem 
Teile die Wahl zwiſchen mehreren Leiftungen zufieht. Iſt aber das Schuldverhältnis dahin 
beftimmt, baß wahlweiſe verfchiedene Leiftungen und Gegenleiftungen gefchuldet werben, daß alfo 
3 B. entweder daS Pferd A gegen einen Preis von 1000 ober das Pferd B gegen einen Preis von 
2000 Mt. geliefert werben foll, jo läßt ſich aus ber Vorfchrift des 8 262 nicht entnehmen, welchem 
Zeile das Wahlrecht zufteht, weil Hier beide Teile zugleih Gläubiger und Schuldner find. 
Belhem Teile hier dad Wahlrecht zufteht, muß durch Auslegung des Vertrag gefunden werben. 

2. Dad Wahlrecht bildet einen integrierenden Beſtandteil des Schulbverhältnifies; es geht 
mit diefem auf die Erben des Wahlberechtigten über und fteht im Falle der Schuldübernahme, 
wenn ed dem Schuldner zuftand, dem neuen Schulbner, wenn e8 dem Gläubiger zuftanb, gegen- 
über bem neuen Schuldner zu. 

8 268. 
@.188 208, 209; II 8 220 res. 8 257; III 8 256. PIE. 471f., 3291; MI E. 7f. 
9.1 88.1 €. 282; Sb. 6 ©. 153. 

1. Bollziehnug der Wahl. Die in der gemeinrechtlichen Theorie beftrittene Frage 
(Bindfheib-Kipp II 8 255 Anm. 9), ob das Schuldverhältnis ſchon dur die Erklärung 
der Wahl oder erft durch die wirkliche Keiftung auf eine der mehreren geſchuldeten Leiftungen 
tonzentriert wird, entſcheidet das BGB. im Sinne ber erfteren Auffaſſung. Die Erklärung 
der Wahl ift ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft (88 130-132). In 
den €. I und II war ausdrücklich beftimmt, daß die Erklärung unwiderruflich ſei. Diefe Vors 
ſchrift ift, wie alle ähnlichen Vorſchriften, fpäter geftrichen, weil es als jelbftverftändlich angefehen 
wurbe, daß die Rechtswirkung, welche durch die Erklärung eingetreten ift, durch den Widerruf des 
Erttärenden nicht rückgängig gemacht werden Tann (f. Bd. I Vorbm. VIII ©. 183). Die Erklärung 
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ann durch einen Vertreter erfolgen. Die Prozeßvollmacht für einem auf bie wahlweiſe geſchuldeten 
Leiftungen gerichteten Prozeh genügt, um den Bevollmächtigten zur Abgabe bzw. zur Entgegen» 
nahme der Wahlerflärung zu ermächtigen. 

Die Wahlerklärung kann nit unter einer Bedingung abgegeben werden. Es ift 
dies zwar mit ausdrüclich beftimmt, dürfte aber ebenfo wie bei der Kündigung und Mahnung 
daraus zu folgern fein, daß der Zweck der Erklärung dahin geht, dem anderen Teile jofort Ge= 
wißheit fiber die getroffene Wahl zu geben (ſ. Bb. I Worbm. I vor 8 158 ©. 273). Nicht un= 
zuläffig tft eine Bedingung, die in praesens oder in praeteritum collata ift, wenn der Empfänger 
der Erklärung bei dem Empfange wußte, daß der Umftand, von welchem bie Wahl abhängig 
gemadjt wurde, eingetreten ift. Eine bedingte Wahlerflärung allgemein dann zuzulaffen, wenn bie 
Lage des Empfängers durch die Hinzufügung ber Bedingung nicht ſchlechter wird, als fie nach 
dem Inhalte bes Schuldverhältniffes ift, dürfte ſich ſchwerlich rechtfertigen lafien (a. U. Litten 
©. 152ff.). Anzuerkennen iſt nur, daß fi) aus dem Inhalte bes Schuldverhältnifies unter Um— 
ftänden bie Befugnis bes Wahlberechtigten ergeben kann, feine Wahlerklärung unter einer Be— 
dingung abzugeben. Eine befriftete Wahlerklärung ift zuläffig, fofern nicht bie Wahl nad) dem 
Inhalte des Schuldverhäftniffes innerhalb einer beftimmten Frift erfolgen mußte und der Zeils 
punkt, mit welhem die Erklärung wirkſam werben fol, nicht innerhalb der Friſt Liegt. 

Geht die Erklärung des Wahlbereitigten, ohne daß darin von einer Wahl geſprochen wird, 
Iediglih dahin, daß er eine ber geſchuldeten Leiſtungen bewirken wolle, fo fragt e8 fi, ob eine 
folge Erklärung, wenn der Erklärende fein Wahlrecht nicht kannte, überhaupt nicht als Erklärung 
der Wahl gilt, oder ob fie zwar als eine ſolche aufzufaflen, aber nad; 8 119 anfechtbar ift. Die 
legtere Auffafjung dürfte den Vorzug verdienen, denn eine Erklärung der gedachten Art ftellt 
fi, wenn ein Wahlfhuldverhältnis vorliegt, objektiv als Erklärung ber Wahl dar (f. Bd. I 
Borbm. I 3 ©. 208, Vorbm. II Abſ. 4 ©. 209), in einem folchen Falle ift aber die Erklärung 
wegen Willensmangel nicht nichtig, fondern nur nach 8 149 anfechtbar (ebenfo Ennecceruss 
Lehmann, ber aber die Erklärung nicht als Wahlerklärung gelten laſſen will, wenn der 
Empfänger den Irrtum bes Erllärenden Tannte; f. dagegen Erf. 3 zu 8 119; ähnlich wie 
Enneccerus- Lehmann Litten ©. 148). Wird die Erklärung auf Grund des $ 119 anges 
fochten, fo iſt der Erklärende dem andern Teile nach $ 122 das negative Intexefie zu erſetzen 
verpflichtet, es jei denn, daß diefer den Srrtum des Erflärenden kannte oder kennen mußte. 

2. Über die Zeit, im welder die Erklärung ber Wahl erfolgen kann oder muß, enthält 
das Geſetz keine Vorfchriften. Es hängt alſo von dem Belieben des Wahlberechtigten ab, wann 
er die Erklärung abgeben will. Eine Beſchränkung des Wahlrechts dahin, daß bei befrifteten 
Schuldverhältnifien der Schuldner nit vor Ablauf der Frift wählen fünne (Ennecceruss 
Lehmann I 8 166 Nr. 3b) oder noch allgemeiner dahin, daß ber Schulbner nicht, bevor er 
zu leiften verpflichtet fei, der Gläubiger nicht, bevor er zu fordern berechtigt fei, wählen könne 
(NRehbein, Erf. 62 zu 88 %41—292) läßt fih aus dem Weſen eines Wahlihuldverhältnifies 
nicht ableiten. Zuzugeben iſt nur, daß ſich in einzelnen Fällen eine ſolche Beſchränkung mit 
Rüdfiht auf Treu und Glauben als ſtillſchweigend vereinbart ergeben Tann (Endemann I 
8118 Anm. 12; Titten ©. 193). Über die Frage, ob ber Wahlberechtigte die Wahl vorzunehmen 
verpflichtet ift, |. Erl. 1 zu 8 264. 

8. Erllärung der Wahl durch Bewirtung oder Annahme der Beiftung. Im E. I 8 208 
Abf. 2 war beftimmt: 

„Die Wahl gilt auch dann als vollzogen, wenn der wahlberechtigte Schuldner eine 
der Leiftungen, fei e8 auch nur theilweife, bewirkt, oder wenn der wahlberechtigte Gläubiger 
eine ber Leiftungen, fei e8 auch nur theilweife, angenommen hat.“ 

Von ber zweiten Kommiffton tft diefe Vorſchrift geftrichen, weil ihre Faſſung zu dem Miß⸗ 
verftändnis Anlaß gebe, dab die Wahl in den gedachten Fällen aud dann als vollzogen gelten 
folle, wenn der Wahlberechtigte fein Wahlrecht nicht gelannt habe, und weil die Vorſchrift, wenn 
dieſe Kenntnis vorliege, ſeibſiverſtändlich fe. Eine fachliche Änderung iſt nicht beabſichtigt. Die 
Anwendung der allgemeinen Grundfäge über ftillihweigende Willenserflärungen (j. Bd. I 
Borbm. I 1 ©. 203ff.) führt zu demfelben Ergebniſſe wie die gedachten Vorſchriften des E. J. 
In der Bewirkung oder Annahme einer der gefchuldeten Leiftungen liegt eine ber ausdrüdlichen 
Erklärung gleichwertige Betätigung des Willens, die betreffende Leiſtung zu wählen. Dasielbe 
gilt von ber gerichtlichen Geltendmachung bes Anfprud auf die eine der mehreren Leiftungen 
von feiten des wahlberechtigten Gläubigers gegenüber dem Schuldner. Die Wahl tft vollzogen 
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8. 264. Nimmt der wahlberechtigte Schuldner die Wahl nicht vor dem 
Beginne der Zwangsvollſtreckung vor, fo Tann der Gläubiger die Zwangsvoll-⸗ 
ftrefung nad) feiner Wahl auf die eine ober auf die andere Leiftung richten; der 
Schuldner kann fich jedoch, folange nicht der Gläubiger die gewählte Leitung 


wicht nur, wenn von dem Gläubiger in betreff ber einen der mehreren Leiftungen Klage auf Er- 
fülung oder auf Feftitellung erhoben ift, fondern auch dann, wenn in betreff ber einen Leiſtung 
die Zwangsvollſtreckung durch den Serichtsvollzieher begonnen hat oder der von dem Gläubiger 
an das Gericht gerichtele Antrag auf Zwangsvollſtreckung oder ber Untrag auf Anordnung des 
Apreiles oder einer einfiweiligen Verfügung bem Schuldner zugeitellt ift. 

Hat der wahlberechtigte Schuldner oder Gläubiger bet ben gedachten Handlungen fein Wahl⸗ 
recht nicht gefannt, fo unterliegt die in den Handlungen liegende ſtillſchweigende Wahlerlärung 
der Anfechtung nach $ 119. Erfolgt diefe, fo wird zwar bie Leiftung bzw. die Annahme derſelben 
nicht ſelbſt unwirkſam und ebenfo behalten die obengebachten prozeſſualiſchen Alte ihre progefiualifche 
Birkfamteit, aber die darin liegende ftillichweigende Willenserklärung ber Wahl ift nichtig. Hieraus 
ergibt fi, dab, wenn die Anfechtung erfolgt, der Schuldner bas von ihm Geleiftete nad) den Vor⸗ 
ſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung (88 812ff.) zurüdjordern kann; der Unfechtende iſt 
aber dem anderen Teile zum Erfage des negativen Intereſſes nach $ 122 verpflichtet, fofern nicht 
diefer den Irrtum des Anfechtenden kannte oder lennen mußte (im Ergebnis im weſentlichen 
übereinftimmend aber in der Begründung zum Teil abweichend Litten ©. 148; Enneccerus⸗ 
Lehmann I 8 165 III; F. Leonhard ©. 5; Dernburg II 8 43 Wr. 11; Endemann I 
$ 118 Anm. 11; Windſcheid⸗Kipp II 8 255 Zuf. 5a; Rehbein Erf. 62 zu 88 41—292). 
Eine Verpflichtung des wahlberechtigten Schuldners, welcher das Geleiftete wegen Nichtigleit ber 
Wahl zurüdjordert, gleichzeitig eine andere der gejchuldeten Leiftungen anzubieten, ditrfte fich nicht 
begründen laflen (a. U. die eben zitierten Schrififteller). Beſchränkte fi das Schuldverhältnis 
aber auf zwei wahlweiſe geſchuldete Leiftungen, fo liegt in der Zurüdforderung ber einen zugleich 
die Wahl ber anderen. Sit diefe fällig, jo wird man annehmen dürfen, daß der Auſpruch des 
Gläubiger auf biefe andere Leiltung im Sinne bes 8 273 auf demfelben Rechtsverhältniſſe wie 
der Rüdforderungsaniprud) des Schuldners berußt; ber Gläubiger Hat daher ein Burüdbehaltungs- 
recht nad) den 88 273, 274. 


4. Sind mehrere Glänbiger oder mehrere Schuldner vorhanden, fo tft die Wahl, ſofern 
fi nit aus dem Inhalte des Schuldverhäftniffes eim anderes ergibt, erft vollzogen, wenn fie 
von ben mehreren Wahlberechtigten übereinftimmend dem anderen Teile erklärt tft. Beſteht der 
andere Teil aus mehreren Berfonen, jo muß die Erklärung allen gegenüber erfolgen. Es ergibt 
fih dies daraus, daß nur die eine oder bie andere Leiftung ganz gewählt werben kann, daß aber 
feiner der mehreren Schuldner oder Gläubiger für fi allein eine Entſcheidung in diefer Be— 
ziehung zu treffen berechtigt iſt (teilweiſe a. U. Litten ©. 133). Über Geſamtſchuld⸗ 
verhältnifie f. Erl. zu 88 425, 429. Das Verhältnis umter den mehreren Gläubigern oder 
Schuldnern beitimmt fi nad) den Vorſchriften, welche für die unter ihnen beftehende Gemein 
ſchaft gelten (f. 3. B. die Borfchriften über die Geſellſchaft 88 709ff., über die Gemeinſchaft 
88 744ff., über die Erbengemeinfhaft 88 2032ff.). Über Wahlvermächtniſſe f. 8 2154. 

5. Durch den 8 263 Sag 2 wird bie Nüdwirkung ber getroffenen Wahl beitimmt. Das 
Schuldverhältnis wird nicht nur von ber Zeit der Wahl an auf die gewählte Leiftung beſchränkt, 
vielmehr wird es fo angefehen, als fei e8 von Anfang an hierauf beſchränkt geweſen (in beireff 
der Konjtruftion a. W. Endemann I 8 118 Anm. 7). Über die Folgen, bie fi hieraus für 
den Fall ergeben, daß eine der Leiitungen unmöglich wird, ſ. Exil. zu $ 265. 


8 264. 
€.18 210; II 8 221 res. 8 258; III 8 257. V. I 6.473, 475, 4781, 1173; RU 6. 8. 
9.1.1 6. 282. 


1. Eine Berpflihtung des Wahlberechtigten, die Wahl vorzunehmen, läßt ſich aus dem 


Weſen des Wahlſchuldverhältniſſes nicht ableiten (a. U. Litten ©. 126; Rehbein, Erl. 65 zu 

88 241— 292). Eine ſolche Verpflichtung kann aber unter den Parteien vereinbart werden und wirb 

unter Umftänden als ſtillſchweigend vereinbart anzujehen fein. Jusbeſondere kann bie Beftimmung 
Bland, Kommentar 5 BGB. Bb.IL 3. Auflage. 4 
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ganz oder zum Theil empfangen hat, durch eine ber übrigen Leiftungen von feiner 
Verbindlichkeit befreien. 

Iſt der wahlberechtigte Gläubiger im Verzuge, fo kann der Schuldner ihn 
unter Bejtimmung einer angemefjenen Frift zur Vornahme der Wahl auffordern. 
Mit dem Ablaufe der Frift geht das Wahlrecht auf den Schuldner über, wenn 
nicht der Gläubiger rechtzeitig die Wahl vornimmt. 


einer Wahlfrifi diefe Bedeutung haben; nicht immer aber ift dies der Fall; die Beftimmung 
einer Wahlfriſt kann vielmehr auch in dem Einne gemeint fein, daß nady Ablauf der Frift dag 
Wahlrecht auf den anderen Teil übergehen, eine Verpflichtung bes zunächſt Wahlberechtigten zur 
Vornahme der Wahl aber nicht beftehen foll. Iſt eine ſolche Verpflichtung vereinbart, fo finden 
auf die Erfüllung derfelben die allgemeinen Grundſätze Anwendung; insbelondere treten nach 
Maßgabe biefer Grundfäge die Folgen bes LXeiftungsverzugs ein (38 284ff.) und der andere 
Teil ift aud auf Vorname der Wahl zu Magen beredtigt; die Bwangsvoltredung beftimmt 
fi) in ſolchem Falle nad) EVD. 8 888. (Über ben Fall, dab der Schuldner alternativ 
zur Abgabe einer Willenserklärung oder zu einer anderen Leiftung verurteilt iſt, ſ. RG. 
in IB. 1903 Beil. ©. 15). Befteht eine folhe Verpflichtung aber nicht, fo hat do ber 
andere Teil ein berechtigtes Interefie, daß die Ungewißheit, welche der mehreren Leiftungen 
er zu fordern berechtigt Bzw. zu bewirken verpflichtet fei, gehoben werde. Dieſem Intereſſe 
tragen die Vorfchriften des 8 264 Rechnung, indem fie dem nicht wahlberechtigten Teile ein 
Mittel gewähren, die Enticheidung herbeizuführen. 


2. Recht des Gläubiger bei Nihtvornahme der Wahl dur ben wahlberechtigten 
Schuldner. Iſt der Schuldner wahlberechtigt, fo verliert er das Wahlrecht nicht dadurch, daß 
er in Verzug gerät. Der Gläubiger muß, ſofern er nicht bereits einen vollftredbaren Titel Hat, 
zunädft die Verurteilung des Schuldners erwirken. Auch durch das Urteil wird das Wahlrecht 
des Schuldners nicht berührt; er wird nur verurteilt, die eine oder die andere der mehreren 
Leiſtungen zu bewirken. Durch den 8 264 Abſ. 1 wird aber dem Gläubiger das Recht ein« 
geräumt, die Bmangsvollfiredung nad) feiner Wahl auf die eine oder die andere 
Leiſtung zu richten. Auch wenn der Gläubiger von biefem Rechte Gebrauch macht, wird dadurch 
das Recht des Echulbners noch nicht völlig ausgeichlofien; er bleibt vielmehr, folange ber Gläubiger 
die gewählte Leiftung noch nicht ganz oder teilmeife erhalten hat, berechtigt, fich durch eine der anderen 
Zerftungen zu befreien (M®. in ZW. 1903 Beil. ©. 15). Diefe Vorſchriften loſſen eine boppelte Auf⸗ 
fafinng zu. Nach der einen geht das Wahlrecht auf den Gläubiger Über; dieſer Tann es aber nicht 
durch einfache Erklärung, fondern nur dadurd) ausüben, daß er die Zwangsvollſtreckung auf eine der 
Zeiftungen betreibt. Mit dem Beginne der Zwangsvollſtredung ift die Wahl von feiten bes 
Gläubiger vollzogen und damit das Wahlreht des Schuldners erloſchen. Un defien Stelle 
tritt aber für den Eduldner, folange ber Gläubiger bie gewählte Leiftung nicht ganz oder teil- 
weife erhalten bat, die facultas alternativa, ſich durch eine der anderen Leifiungen zu befreien 
(jo Stammler ©. 138; Windfheid-Kipp, 8 255 Buf. 3a; Dertmann, Erl. 1 zu & 264; 
EnneccerusdsLehmann I 8 167; Dernburg II $ 43 Anm. 12; Litten ©. 175). Nach 
der anderen Auffaſſung findet ein Übergang des Wahlrechts auf ben Gläubiger nicht ſtatt; das 
Wahlrecht des Schuldners wird durd) ben Beginn der Zwangsvollſtredung nur infofern beſchränkt, 
ala er es nicht mehr durch ExHärung gegenüber dem Gläubiger, fondern nur durch Bewirkung 
der Keiftung ausüben kann; e8 erliſcht erft, wenn der Gläubiger die von ihm gewählte Leiftung 
ganz oder teilweife erhalten bat (fo die bieherigen Auflagen; Titze, Die Unmöglichkeit der Leiftung 
5.202; Eccius in Gruch. Bd. 42 ©. 204. Vgl. auch M. II ©. 8). Der praktiſche Unterjchted 
der beiden Auffafiungen beſteht hauptſächlich darin, daß nach der erften Auffaſſung der Gläubiger 
von dem Beginne der Zmwangsvoliftredung an nur noch diejenige Leiſtung fordern Tann, auf 
welche die Bwangsvollfiredung gerichtet ift, während er nach der anderen Auffafiung, wenigſtens 
folange er die Leiftung, auf welche die Zwangsvollſtrecung gerichtet ift, nicht ganz oder teilweife 
erhalten Hat, noch das jus variandi hat, die Zwangsvollſtredung alfo noch auf eine der anderen 
Leiftungen richten kann. Die Gründe für die erfte Auffafiung dürften überwiegend fein. Es 
ſpricht dafür der Wortlaut des Mbf. 1, insbefondere die Faſſung des Satz 2, die ſich der in 
anderen Fällen für die facultas alternativa gebrauchten Ausdrucksweiſe anſchließt und nad 
der die Leiſtung, auf welche die Bwangsvollfiredung gerichtet iſt, alß die gewählte Leiftung 
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bezeichnet wird. Dem Intereſſe des Gläubiger entipricht freilich mehr die zweite Auffaflung; 
dies zeigt fich inäbefondere dann, wenn der Gegenitand, auf deſſen Leiſtung die Bmangsvoll« 
fredung gerichtet ift, untergeht oder verfchlecdhtert wird. Uber es Tann ſchwerlich angenommen 
werden, dab bem Gläubiger eim weitergehenbes Recht eingeräumt werden follte ala er haben 
würde, wenn ihm von Anfang an das Wahlrecht zugeftanden hätte. In diefem alle würde in 
der Richtung der Zwangsvollſtreckung auf die eine Leiftung die Wahl diefer Leiftung liegen und 
dos Schuldverhältnis fih damit nad $ 263 auf fie Lonzentrieren. Hätte er im Kalle des 
Ei Abſ. 1 ein mweitergehendes Recht haben follem, fo Hätte dies ausdrüdlich beitimmt werben 
en. 

Was unter dem Beginne der Bwangsvollftzedung zu verjtehen ift, beftimmt ſich nach ben 
Vorſchriften der EBD. (f. Strudmann-Kod, Anm. 1 zu 8 750; a. U. Tige, Die Unmög- 
lichleit der Leiftung ©. 201 Anm. 9, der ald Beginn ber Zwangsvollſtredung den Zeitpunkt 
anſieht, im welchem der Gläubiger nad CPO. 8 753 dem Gerichtsvollzieher den Auftrag zur 
Zwangsvollſtredung gibt). 

Über den Zeitpunft, in welchem die Leiftung im Sinne des 8 264 als ganz oder teilweiſe 
von dem Gläubiger empfangen gilt f. Litten ©. 178. Hervorgehoben mag nur werden, daß 
gepfändetes Gelb nad CPO. 3 815 Abf. 3 als an den Gläubiger gezahlt gilt. 

Ter wirklichen Leiftung, durch welche ber Schuldner nach Abf. 1 Halbfag 2 befreit wırd, 
iſt ein Angebot derfelben, durch das der Gläubiger in Verzug der Annahme gerät (88 293 ff.), 
infojern gleichzuftellen, als ſchon Hierdurch das Recht des Gläubiger auf die von ihm gewählte 
Leiftung ausgeihloffen wird. 

3. Was die Beweislaſt anlangt, fo würde nad) der von dem BGB. regelmäßig befolgten 
Regel (ſ. Bd. I Vorbm. V5 ©. 49) aus der Faſſung des Abſ. 1 zu folgern fein, daß der Gläubiger 
zur Begründung feines Rechtes, die Zwangsvollſtreckung nach feiner Wahl auf die eine oder 
auf die andere Keiftung zu richten, beweifen müßte, daß der Schuldner die Wahl nicht vor dem 
Beginne ber Bmwangsvollftredung vorgenommen Habe. Die gedachte Megel wird indefien von 
dem BEL. in folden Fällen nicht firenge beobachtet, in welchen ber Konditionalfag vorangeitellt 
wird und nad) der Natur des betreffenden Verhältniſſes ein begründeter Bweifel über die Bes 
weislaſt wicht wohl entfiehen fann. Für den Fall des 8 284 ift dies von der zweiten Kommiffton 
ausdrũdlich anerfannt (f. Bd. I Borbm. V7 ©. 50). Ein ebenfolher Fall liegt hier vor. Aus 
der Natur des in Frage fiehenden Berhältnifies ergibt ſich, daß dem Schuldner, welcher die Zu⸗ 
Kffigfeit der Zwangsvollſtrecung beftreitet, der Beweis obliegt, daß er vor deren Beginne bie 
Wahl vollzogen Habe. Daneben fieht ihm der Beweis offen, daß er nad; dem Beginne der 
Swangsvollftredung eine der anderen Leiſtungen bewirkt oder in folder Urt angeboten habe, daß 
der Gläubiger in Verzug der Annahme gelommen ift. Der Schuldner Hat den auf biefe Tate 
fahen gegründeten Einwand gegen die Bwangsvollftredung nad Maßgabe der EBD. 8 767 
geltend zu machen. 

4. Recht des Schuldners bei Richtvornahme der Wahl durch ben wahlberechtigten 
Gläubiger. Der 8 264 Abſ. 2 befiimmt bie Vorausfegungen, unter welchen das Wahlrecht des 
Gläubigers auf den Schuldner übergeht. Diefe Boraudfegungen find: 

8) Der Gläubiger muß im Verzuge der Annahme fein (88 293 ff.). 

b) Der Schuldner muß dem Gläubiger eine angemefjene Srift zur Vornahme der Wahl 
beftimmen. Die Beſtimmung der Frift ift erft zuläffig, nachdem der Gläubiger in Verzug der 
Annahme gekommen #ft; fie kann daher nicht mit dem Angebote der Leiſtung verbunden 
werden. Die abweichende Anfiht von Eofad I ©. 292d; Scholimeyer, Erl. 2 zu 8 264; 
titten ©. 187 bürfte weder dem Wortlaute noch dem Bwede der Vorſchrift gerecht werden. 
Rod weniger läßt fich die Anfiht von Dernburg II 8 43 Unm. 17 veditfertigen, dab, wenn 
die Aufforderung an den Gläubiger untunlich und dies feitgeftellt fei, das Wahlrecht nad) Ab⸗ 
lauf einer für die Wahl angemefienen Zeit auf ben Schuldner übergehe. Durch den 8 132 wird 
dem Schuldner immer die Möglichkeit gewährt, die Aufforderung wirffam an den Gläubiger 
zu richten. 

©) Der Gläubiger muß die Wahl vor dem Ablaufe der beftimmten Friſt nicht vollzogen haben. 

Über den Begriff der „Angemefienheit“, über die Folgen, welche eintreten, wenn die bes 
Aimnte Friſt nicht angemefien if, über die rechtliche Natur der Friftbeftimmung und über bie 
Beneisfaft |. Exl. 2—4 zu 8 250. 

4* 
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8. 265. Iſt eine der Leiftungen von Anfang an unmöglich oder wird fie 
fpäter unmöglich, fo beſchränkt ſich dag Schuldverhältnig auf die übrigen Leiftungen. 
Die Beſchränkung tritt nicht ein, wenn die Leiftung in Folge eine Umſtandes 
unmöglich wird, den der nicht wahlberechtigte Theil zu vertreten hat. 


825. 
€.18 211; 11 8 222 ve. 8 289; IN 8 258. P.I €.482f., SOLf., 1207, 3262, 3273; M. II €. 81. 
9.12. 1 6. 282. 

1. Unmögliäteit einer der wahlweife geſchuldeten Leiſtungen. Die Möglichkeit der Wahl 
zwiſchen mehreren Leiftungen wird nicht als ein fo wefentliches Element des Schuldverhältniſſes 
angejehen, daß das ganze Schuldverhältnis megfiele, wenn jene Möglichkeit dadurch beichränft 
wird, daß eine ber mehreren Xeiftungen entweder von Anfang an unmöglich ift oder jpäter 
unmöglid wird. Die Unmöglichkeit der einen Leiftung ſoll vielmehr, fofern nicht die Ausnahme 
des zweiten Satzes zutrifft, die Konzentration des Schulbverhältniffes auf die noch möglichen 
Leiftungen zur Folge Haben. (Über die abweichende Anfiht von Titze in betreff der nacjträg« 
lichen Unmöglichkeit f. Exl. 3.) Dabet ift indefien zu beachten, daß bie Vorſchriften des $ 265 
nur dispofitiver Natur find und daher nicht zur Anmwenbung kommen, wenn das alternative 
Schuldverhältnis auf einem Nechtsgefhäfte beruht und ſich aus diefem eine abweichende, wenn 
aud nur ftillfchweigende Vereinbarung ber Parteien ergibt. So kann z. B., wenn der Schuldner 
einen von zweien ihm gehörenden Gegenftänden zu ſchenken verfprodhen Hat, aus ben Umftänden 
exhellen, daß er auf alle Fälle einen dieſer Gegenftände behalten wil. In einem folden Falle 
wird er frei, wenn einer der gefchulbeten Gegenjtände durch Zufall untergeht. 

2. Anfänglihe Unmöglichteit. Ein auf eine unmögliche Leiftung gerichteter Vertrag ijt 
nad) $ 306 nichtig. Fit der Vertrag auf mehrere Leiftungen gerichtet, von denen die eine uns 
möglich tft, fo würde der Vertrag in Ermangelung einer beionderen Vorſchrift teilweiſe nichtig 
fein und daher die Vorſchrift des 8 139 zur Anwendung fommen. Rad) 8 265 bleibt der Ber- 
trag aber, fofern nicht ein anderes vereinbart ift, voll wirffam, indem er als nur auf die mög- 
lien Leiſtungen gerichtet angejehen wird. Nach $ 307 Abſ. 2 ift indefien derjenige, welcher die 
Unmöglichkeit der einen der mehreren Leiftungen kennt oder fennen muß, dem anderen Zeile zum 
Erfape bes negativen Interefies (ſ. Bd. I ©. 219 Erl. 2 zu $ 122) verpflichtet, fofern nicht der 
andere Teil die Unmöglichteit Tennt ober kennen muß. Über den Fall, daß eine der gejhuldeten 
Zeitungen gefeglich verboten ift oder gegen die guten Sitten verftößt |. Erl. zu 8 309. 

3. Bei nachträglich eintretender Unmöglichteit einer der geſchuldeten Leiftungen tritt nach 
8 265 regelmäßig ebenfo wie im alle der anfänglichen Unmöglichkeit eine Beſchränkung des 
Schuldverhältnified auf die noch möglichen Leiftungen ein. Nach der Unfiht von Titze, Uns 
möglichkeit der Leiftung S. 198 ff., befteht die Bedeutung diefer Vorſchrift indeſſen nur darin, 
daß die unmöglich gewordene Leiſtung ex electione ausſcheidet; fie bleibt aber in obligatione. 
Hieraus wird gefolgert, daß, folange noch andere Leitungen möglid find, die unmöglich gewordene 
nicht gewählt werden kann, daß aber, wenn jpäter auch alle anderen Leiftungen unmöglich werden, 
auf bie zuerſt unmöglid gewordene zurüdgegriffen und diefe noch gewählt werden kann. Mit 
dem Wortlaute des $ 265, nad welchem fih das Schuldverhältnis im Falle der Unmög- 
lichteit einer Leiftung auf die noch möglichen Leiftungen beſchränkt, tt die Auffaſſung von Tige 
nit vereinbar (Litten ©. 197). Aus der dem Wortlaut entiprehenden Auslegung können 
fih zwar im einzelnen Falle Härten ergeben; biefe berechtigen aber nicht bazu, das Geſetz zu 
Torrigieren; es Hit vielmehr Sache der Barteien durch zweckmäßige Bereinbarungen bie in einzelnen 
Fällen möglichen Unzuträglichteiten zu befeitigen. Die Konſequenzen, welhe Titze ©. 199ff. 
aus feiner Auffaſſung zieht, dürften im ganzen auch nicht befriedigender fein, wie die fi) aus 
einer dem Wortlaute bes 8 265 entfprechenden Auslegung ergebenden Folgen. 

Die Regel des Sag 1 findet nad Sag 2 keine Anwendung, wenn die Unmöglichkeit der 
einen ber gefchuldeten Leiſtungen infolge eines Umſiandes eintritt, ben der nichtwahlberechtigte 
Teil zu vertreten hat. In einem folden Falle bleibt alſo die unmöglich gewordene Leiftung 
in obligatione und kann auch gewählt werben. Welche Umftände von einer Partei zu vertreten 
find, beitimmen die 88 276—279, 823. 

Für die verſchiedenen möglichen Fälle ergeben fi) aus bem aufgeftellten Grundſätzen 
folgende Refultate: 
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a) Das Wahlrecht ſteht dem Schuldner zu. 


«) Die Leiftung ift infolge eines von feinem Teile zu vertretenden Umftandes unmöglich 
geworden. Der Schuldner kann in ſolchem Falle nur noch eine der möglichen Leiftungen wählen. 
Verden diefe ſãmtlich kaſuell unmöglich, fo ift der Schuldner frei. Hat ſich dad Schuidverhältnis 
infolge der Unmöglicfeit ber übrigen Leiftungen auf eine Leiftung beſchränkt, fo beftimmt ſich 
die Verpflichtung des Schuldners ebenfo, wie wenn er von Unfang an nur biefe Leiftung 
geſchuldet Hätte. 

A) Die Leiftung ift infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umftandes unmöglich 
geworben. Hier gilt dasſelbe wie unter =. Die im Anſchluß an das gemeine Recht vertretene 
Anſicht Rehbein, Erl. 64 zu 88 241—292; Schollmeyer, Erl.I 3 zu 8 265; Windfcheid- 
Kipp 8255 Buf.8 aa; Kleinetdam, Unmöglichkeit und Unvermögen ©. 103; Enneccerus- 
Lehmann I 8 192 Anm. 5), daß der Schuldner, wenn er die Unmöglichkeit der einen Leiftung 
derſchuldet Habe und fpäter die Übrigen Leiftungen kaſuell unmöglich werden, zum Exfage wegen 
der erften Leiſtung verpflichtet ſei, beruht auf bem Gebanten, dab das Verſchulden des Schuldners 
in betreff der erften Leiftung die Urſache fei, infolge deren der in Anfehung der übrigen Leiftungen 
eingetretene casus die für den Gläubiger ſchädliche Wirkung gehabt habe und daß deshalb der 
Schuldner auch diefen casus vertreten müfle Mit dem Wortlaute des.8 265 Sa 1, nad 
welchem ſich das Schuldverhältnis auch im Falle einer von dem Schuldner verfhuldeten Unmög- 
lichleit einer Leiftung auf die übrigen Leitungen beſchränkt, tft diefe Anſicht ſchwerlich vereinbar. 
Sie dürfte aber auch ber Abſicht des Geſetzes nicht entfprechen. Nach 8 263 konzentriert ſich das 
Schuldverhältnis duch die Wahl einer der gefchuldeten Leiſtungen auf diefe. Hätte der Schuldner 
au der Beit, in welder die eine Leiftung infolge feines Verſchuldens unmöglich geworden, die 
Erflärung abgegeben, daß er eine ber übrigen Leiftungen wähle, fo würde er unzweifelhaft wegen 
ber von ihm verſchuldeten Unmöglichkeit der erften Leiltung nicht verantwortlich fein. Wenn das 
Geſetz nun der von dem Schuldner verſchuldeten Unmöglichkeit im der Hier fraglichen Beziehung 
dieſelbe Wirkung beilegt wie wenn er gewählt hätte, fo dlirfte die8 von dem Standpunkt aus, 
melden da® Gele in betreff der Folgen der Wahl einnimmt, durchaus gerechtfertigt fein und 
der Billigleit entſprechen. 

y) Die Leiſtung iſt infolge eines von dem Gläubiger zu vertretenden Umſtandes unmöglich 
geworden. Die Konzentration auf die noch möglichen Leiftungen tritt nach $ 265 Satz 2 nicht 
ein. Der Schuldner Tann alfo die unmöglich gewordene Leiſtung wählen und ift dann, ba in 
ſolchem Falle nad) 8 263 Abſ. 2 die gewählte Keiftung als bie von Anfang an geſchuldete gilt, 
nad) $ 275 von ber Verpflichtung zur Leiftung frei. Der Schuldner kann aber auch eine ber 
noch möglichen Leiftungen wählen. Ob und welche Anſprüche ifm in folhem Falle deshalb 
gegen ben Gläubiger zuftehen, weil durch befien Verfchulden die andere Leiftung unmöglich 
geworden ift, beftimmt fich nad) den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen. Hat z. B. ber 
Gläubiger die geſchuldete Sache vorfäglic oder fahrläflig zerſtört, fo iſt er nach den 88 828 ff. 
zum Schadenserſatze verpflichtet. 

b) Das Wahlrecht ſteht bem Gläubiger zu. 

a) Die Leiftung tft infolge eines von keinem Teile zu vertretenden Umftandes unmöglich 
geworden. Das Wahlrecht des Gläubiger wird Hierdurch auf die noch möglichen Leiſtungen 
beihränkt. Werden dieſe fpäter unmöglich, fo gilt basjelbe wie unter a =, 


) Die Leiftung ift infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umftandes unmöglich 
geworben. Eine Konzentration des Schuldverhältnifies auf die noch möglichen Leiftungen tritt nad) 
8 265 Sat 2 nicht ein. Der Gläubiger Tann daher ſowohl eine der noch möglichen Leiftungen, 
als die unmöglid) gewordene fordern. Wählt er die letztere, fo gilt biefe nad 8 263 Abſ. 2 
als die von Anfang an allein geſchuldete; der Schuldner ift daher nad; Maßgabe der 88 280ff. 
zum Schadenserſatze verpflichtet. 

7) Die Leiftung ift infolge eine von dem Gläubiger zu vertretenden Umftandes unmöglich 
geworben. Das Schuldverhältnis beſchränkt fi) auf die noch möglichen Leiftungen. Ob und 
weile Anfprücde der Schuldner wegen der unmöglich neworbenen Leiltung gegen den Gläubiger 
bat, beſtimmt ſich nad) den Vorichriften über unerlaubte Handlungen. Die Anficht von Endes 
mann I 8 118 Anm. 25, daß in dem bier fraglihen Falle der Gläubiger immer auch die durch 
fein Verſchulden unmöglich gewordene Leiftung zu wählen beredtigt jet, hat in dem Geſetze 
feinen Anhalt (f. gegen Endemann auch Enneccerus-Lehmann I 8 168 Anm. 2). 
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o) Das bei gegenfeitigen Verträgen, durch welde eine alternative Verpflichtung begründet 
wird, eintretende Verhältnis ergibt fi) aus bem unter a und b Geſagten in Verbindung mit 
den 88 323ff. 

4. Für den Fall gleichzeitig eintretender Unmöglichkeit fümtlicher Leiſtungen gibt das 
Geſetz keine befonderen Vorſchriften. Aus ben für das Wahlſchuldverhältnis maßgebenden Grunde 
fügen ergibt ſich folgendes: 

a) Iſt der Schuldner wahlbereätigt, fo wird er frei, wenn bie Unmöglichkeit infolge 
eines von keinem Teile ober infolge eined von dem Gläubiger zu vertretenden Umſtandes ein» 
getreten ift, wogegen ex, wenn bie Unmöglichkeit infolge eines von ihm zu vertretenden Um⸗ 
ftandes eingetreten ift, zum Exfage für diejenige Leiftung verpflichtet tft, welche er wählt. 

b) Iſt der Gläubiger wahlberedhtigt, fo tritt auch bier Befreiung des Schuldners ein, 
wenn bie Unmöglichkeit infolge eines von feinem Teile ober infolge eines von dem Gläubiger 
zu vertretenden Umſtandes eingetreten ift, während im Halle eines Werfchuldens des Schuldners 
der Öläubiger die Wahl Hat, für welche der unmöglich gewordenen Leitungen er Erfah vers 
langen will. 

Für gegenfeltige Verträge vgl. 38 323ff. 

5. Auch für den Fall teilweifer Unmöglichkeit einer ber geſchuldeten Leitungen gibt das 
Geſetz keine bejonderen Borfchriften. Aus allgemeinen Grundfägen ergibt ſich folgendes: 

a) Iſt die teilmweife Unmöglichkeit von Anfang an vorhanden, jo ift nad 
Maßgabe des 8 139 zu enticheiben, ob die ganze auf bie teilmeife unmögliche Leiftung fi 
bezichende Beſtimmung nichtig ift oder nicht. Iſt fie nichtig, fo gilt das in der Erl. 2 Geſagte. 
Iſt fie gültig, fo ift die Leiftung, ſoweit fie noch möglich ift, eine der geſchuldeten Leiftungen. 
Die Verpflichtung zum Erfage des negativen Inlereſſes befiimmt ſich nad) $ 308. 

b) Wird eine der gefhulbeten Leiftungen jpäter teilweife unmöglich, fo tritt 
eine Beichräntung des Schuldverhältnifies auf die übrigen Leiftungen nicht ein. Eine Gleich— 
ftellung ber teilweiſen mit der vollffiändigen Unmöglichkeit in der hier fraglichen Beziehung 
widerfpricht der Natur der Sache und bem von bem BGB. im betreff der Behandlung ber teil- 
weten Unmöglichkeit fonft eingenommenen Standpunkt (f. 88 275, 280. U. N. Litten, ©. 208ff.; 
Titze, Unmöglichfeit der Leiftung ©. 198, welche die Vorſchriften des 8 265 auch auf bie teil- 
weiſe Unmöglichkeit jedod mit gewiffen Ausnahmen anwenden), Die teilweiſe unmöglich 
gewordene Leiſtung bleibt alſo in obligatione und Tann von dem Wahlberechtigten gewählt 
werben. Iſt bie teilweife Unmöglichkeit von dem Schuldner verſchuldet, fo findet der & 280 
Abf. 2 Anwendung. Das bei gegenfeitigen Verträgen eintretende Verhältnis ergibt fi aus 
88 323ff. 

6. In betreff der Beweislaſt ergibt ſich aus der Faſſung des 8 265, daß derjenige Teil, 
welcher bie Beichränkung des Schuldverhältmiffes auf die noch möglichen Leiftungen deshalb 
beftreitet, weil bie Unmöglichkeit der anderen Leiſtung infolge eines von bem nicht wahlberechtigten 
Teile zu vertretenden Umftandes eingetreten fei, dies zu beweiſen hat. In dem oben in Exl. 3a y 
angeführten Falle hat daher ber Schuldner zu beweilen, daß bie Leiftung infolge eine® von bem 
Glaubiger zu vertretenden Umftandes unmöglich geworben ift. Im dem Erl.3 b 4 bezeichneten 
Falle würde nach dem angeführten Grundſatze der Gläubiger beweifen müfien, daß die Un- 
möglichkeit infolge eines von bem Schuldner zu vertretenden Umftandes eingetreten fei. Dem 
ſteht aber bie Vorfchrift bes 8 282 entgegen, nach welder, wenn es ſtreitig ift, ob die Uns 
möglicteit der Leiſtung bie Folge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umftandes iſt, ben 
Schuldner die Beweislaft trifft. Für den gedachten Fall wird dieſe Vorſchrift zur Anwendung 
kommen müffen. 

8 266. 


@.18 228; II 8 223 ve. 8 260; III 8 259. P.IE.1074.; R. U @.33f. P.IIBE1 EG. 308f. 

1. Eine Teilleiftung, zu deren Annahme der Gläubiger nach $ 266 nicht verpflichtet ift, 
liegt nur dann dor, wenn eine einheitlihe Verpflichtung teilweife erfüllt wird. Ob eine 
einheitliche Verpflichtung befteht, beftimmt ſich nach dem zugrunde liegenden Schuldverhältnis, 
Über die Frage, ob die Verpflihtung zur Bezahlung eines Kapital® und von Zinſen desſelben 
als eine einheitliche Verpflichtung anzufehen fit, f. Exl. 1 zu 8 367. 

Mehrere an ſich felbftändige Verpflichtungen können rechtsgeſchäftlich in folder Art 
miteinander verbunden werben, daß fie im Sinne bed 8 266 als eine einheitliche Verpflichtung 
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8. 267. Hat der Schuldner nicht in Perfon zu Ieiften, jo kann auch ein 
Dritter die Leiftung bewirken. Die Einwilligung des Schuldners ift nicht er- 
forberlic). 

Der Gläubiger kann die Leiftung ablehnen, wenn der Schuldner widerfpricht. 


bebanbelt werben. Andererſeits findet der 8 266 felbftverftändfih nur Anwendung, fofern nicht 
der Schuldner nad bem Inhalte des Schuldverhältnifies zu einer ZTeilleiftung berechtigt ober 
verpflichtet ii 

Sind mehrere Gläubiger ober mehrere Schuldner vorhanden, fo ift, wenn bie Leiftung 
teilbar ift, im Zweifel jeder Schuldner nur zu einem gleichen Antelle verpflichtet, jeder Gläubiger 
nur zu einem gleichen Anteile berechtigt ($ 420; vgl. jedod 8 427). Bei ſukzeſſiv zu bewirkenden 
Lieferungen ift im Zweifel anzunehmen, daß Teilleiitungen zuläffig feien und ber $ 266 feine 
Anwendung finde (RE. in DIE. 1904 ©. 267). Beſondere Vorſchriften gelten für die Erben» 
gemeinjhaft (88 2039, 2058 Ff.). 

2. Die Wirkung ber Vorſchrift des 8 266 befteht darin, baß der Gläubiger, welcher eine 
Teilleiftung ablehnt, nicht in Verzug der Annahme kommt und daß der Schuldner durch das 
Angebot einer Teilleiftung den Leiitungsverzug dadurch nicht abwendet. Über das bei teilweifer 
Unmöglidjfeit der Leiftung eintretende Verhältnis f. die 88 280, 323, 325. 

Nimmt der Gläubiger, welcher mehrere Forderungen gegen den Schuldner Hat, eine zur 
Erfälung aller nicht hinreichende Leiitung des Schuldners an, jo muß er fidh unter den im 
& 366 bezeichneten Borausfegungen gefallen laſſen, daß eine verhältnismäßige Tilgung jeder 
Schuld eintritt. 

3. Eine Ausnahme von der Regel bed & 266 findet ftatt, wenn bie von dem Gläubiger 
gegen ben Schuldner betriebene Zwangsvollſtreckung nur zu einer teilmeifen Befriebigung des 
Gläubiger führt. Auch in dem Falle eines Teilurteils (CPO. 8 301), durch melde der 
Schuldner in betreff eines Teiles des geltend gemachten Anſpruchs zur Erfüllung rechtskräftig 
verurteilt if, wirb aus ber Berpflihtung bed Schuldners zu einer dem Urteil entiprechenden 
Zeilleiftung deſſen Berechtigung zu einer folhen ZTeilleiftung gefolgert werden müffen. Die im 
P. I S. 1075 vertretene abweichende Anſicht dürfte nicht gerechtfertigt fein. Huch im Konkurſe 
des Schuldner? muß ber Bläubiger Teilleiftungen annehmen (KO. 8 149). Über teilmeife 
Zilgung einer Schuld durch Aufrechnung f. 8 387. Über Xeilleiftungen bei Wechſelſchulden 
f. Art. 38 der WO. 

887. 


@.18 237; II 8 224 veo. 9 261; III 8 260. ®.1 ©. 1070M., 8287, 6183; M. II €. 321. 
9.1801 6.305. 


Dertmann, Die Zahlung fremder Schulden, im Arc. f. civ. Br. Bd. 82 ©. 367. 

1. Die Zuläffigleit der Erfüllung einer Verbindlichkeit durch einen Dritten ſetzt voraus, 
daß der Schuldner nicht in Perſon zu leiften Hat. Im €. I 8 226 war beftimmt, baß der 
Schuldner die Leiftung nur dann in Berfon zu bewirken habe, werm es dabei auf feine Perjön- 
lichleit anfomme. Bon ber zweiten Kommiffton ift diefe Vorſchrift geftrihen, jedoch nur, weil 
fie für felbitverftändlich gehalten wurde. Regel ift auch nad dem BGB., dab der Schuldner 
nit in Perſon zu leiften braucht. Für jedes Schuldverhälmis kann aber das Gegenteil ver- 
einbart werden ober fi aus deſſen befonderem Inhalt ergeben. Bei dem Dienfivertrage, dem 
Auftrag und dem Verwahrungsvertrage bildet für bie Verpflichtungen des Dienftverpflichteten, 
des Beauftragten und bed Verwahrers die Leiftung duch den Schuldner in Perſon bie gejepliche 
Regel (88 613, 664, 691; vgl. auch 8 713). Auch In betreff der Verpflihtung zur Entritung 
einer Gelditrafe wird nad) dem Bwede diefer Verpflichtung anzunehmen fein, daB fie von dem 
Schuldner in Berfon zn erfüllen ift Dertmann, Erl.1 zu 8 267; Dernburg II 849 ID. 

2. Durch bie Beiftung von feiten des Dritten wird bie Verbindlichkett getilgt. Der 
Gläubiger, welcher die ihm von dem Dritten ordnungsmäßig angebotene Leiftung ablehnt, 
kommt dadurch dem Schuldner gegenüber in Verzug der Annahme (98 293ff.). Dem Dritten 
gegenüber hat die Verweigerung der Annahme einen Rechtönachteil für den Gläubiger nicht. 
Der Verzug der Annahme tritt nicht ein, wenn der Schuldner der Leiftung wider- 
ſpricht. Erfolgt der Widerfpruch erft, nachdem die Leiftung angeboten und nicht angenommen 
ift, fo wird darin ein Verzicht auf die Wirkungen des Annahmeverzugs zu finden fein. Der 
Widerſpruch kann ſowohl dem Dritten ald dem Gläubiger gegenüber erflärt werden. Cr bat 
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8. 268. Betreibt der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in einen dem 
Schuldner gehörenden Gegenftand, fo ift Jeder, der Gefahr läuft, durch die Biwangs- 
vollitredung ein Recht an dem Gegenftande zur verlieren, berechtigt, den Gläubiger 
zu befriedigen. Das gleiche Recht fteht dem Beſitzer einer Sache zu, wenn er 
Gefahr Täuft, durch die Zwangsvollſtreckung den Beſitz zu verlieren. 

— Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung er⸗ 
olgen. 

Soweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, geht Die Forderung auf ihn über. 
Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des Gläubigers geltend gemacht werden. 


wur die Wirkung, daß der Gläubiger, wenn er bie Leiftung nicht annimmt, nicht in Verzug ber 
Annahme kommt. Nimmt der Gläubiger trogdem die Leiſtung an, fo erliſcht dad Schuldver⸗ 
Kältnis (8 362). 

3. Der Dritte Hat nicht das Necht, gegen Bewirtung ber Reifung bie Wbtretung ber 
Sorberung zu verlangen (f. jedod) 8 268). Ob der Dritte durch die Bewirtung ber 
Xeiftung einen Anfpruh gegen ben Schuldner erwirbt, beftimmt fi nad dem 
zwiſchen ihm und dem Schuldner beftehenden Verhältnis. Erfolgt die Leifiung in ber Abſicht 
der Schenkung, fo findet ber 8 516 Abf. 2 Anwendung. Handelt der Dritte ald Beauftragter 
oder ald Gejhäftsführer ohne Auftrag, fo beftimmt fi fein Anſpruch nad den für dieſe Ver⸗ 
hältniſſe geltenden Vorſchriften (88 670, 683Ff.). 

4. Der Dritte iſt nicht berehtigt, den Schuldner durch Hinterlegung der geſchuldeten 
Sache oder buch Aufrechnung zu befriedigen. Nur dem Echuldner fteht nach ben 88 372Ff., 
387 ff. daß Recht der Hinterlegung und ber Aufrechnung zu. Der $ 267 gibt dem Dritten nur 
das Recht der Erfüllung (58 362Ff.), nicht aber jene Rechte. Eine entiprechende Anwendung bed 
& 267 auf die Hinterlegung und auf die Aufrechnung ift um fo weniger zuläffig, als in dem 
Falle des 8 268 beftimmt ifl, daß in dem dort bezeichneten Falle die Befriedigung auch durch 
Hinterlegung ober Aufrechnung erfolgen könne; ebenfo auch in den Füllen ber 88 1142, 1224, 
1249 (vgl. auch 8 1171; a. U. Rofenberg in Iherings Jahrb. Bd. 43 ©. 226ff.). 


0 
8 268. 
@. IUl 8 261. 

1. Recht eines Dritten, durch Befriebigung des Gläubigerd deſſen Forderung zu 
erwerben. Der 8 268 beruht auf einem Beſchluſſe des Zuftizausichufies des Bundesrats. Er 
enthält eine Verallgemeinerung des Gedankens, weicher den 88 1057, 1156 des €. II zugrunde 
liegt. Unter den in dem 8 268 beftimmten Vorausfegungen follen die dort beftimmten Dritten 
nicht nur zugunften des Schuldners befugt fein, die geſchuldete Leiftung zu bewirken, fondern 
ein eigenes felbſtändiges Recht Haben, den Gläubiger zu befriedigen und hierdurch die Forderung 
bes Bläubigers gegen den Schuldner zu erwerben. 

2. Boransfegung tft, daß der Gläubiger die Bmwangsvollfiredung in einen bem 
Schuldner gehörenden Gegenftand betreibt. Die Vorausfegung iſt alfo enger, wie in 
den Fällen der 88 4150, 1249. Wann bie Zwangsvollſtreckung als in einen Begenftand betrieben 
anzuſehen ift, beftimmt ſich nad) der CPO. (88 808Ff., 828ff.) und 88G. (88 15ff., 146Ff., 162ff.). 

Borausſetzung ift nicht wie im alle des 8 267, dab die Verbindlichkeit, wegen deren bie 
Zwangsvollſtredung erfolgt, von dem Schuldner nicht in Perfon zu erfüllen ift. Das bier frag⸗ 
Kiche Net tft alfo auch dann begründet, wenn es ſich um eine Verbindlichkeit zur Entrichtung 
einer Geldftrafe handelt (a. U. Schollmeyer, Erl. 28 zu 8 268). 

8. Berechtigt, ben Gläubiger zu befriedigen, ift: 

a) wer Gefahr läuft, durch die Bwangdvollfiredung ein Recht an dem 
Gegenftande zu verlieren. Das Recht an dem Gegenftande muß aljo ein dingliches fein. 
Ein obligatorifher Anſpruch auf den Gegenftand genügt nit (a. U. Dertmann, Erl. 2c zu 
8 268, deſſen Anficht aber mit dem Haren Wortlaute des Geſetzes nicht vereinbar iſt). Durch 
die Zmangsvolftredung muß dem Berechtigten bie Gefahr drohen, das Recht zu verlieren. 
Dies ift der Fall, wenn das Recht an dem Gegenftand infolge der Bmangeverfteigerung des⸗ 
felben untergeht (88 1242, 1257, 1273, CPO. 88 804, 805, TC. 88 91, 146, 162). 
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b) Der Befiger einer Sache, welder Gefahr läuft, burd die Zwangsvoll⸗ 
Aredung ben Befig zu verlieren. Diefe Vorſchrift gilt fowohl für den unmittelbaren wie 
für den mittelbaren Befiger (88 854, 868); fie kommt insbefondere aud dem Mieter und dem 
Fächter einer Sache zuftatten. Die Vorſchrift wird ihrem Bmwede nad auch Anwendung finden 
müfjen zugunften des Drittichuldners, der den Befig einer Sache dadurch zu verlieren Gefahr 
läuft, daß der Anfpruch des zur Bahlung einer Geldihuld verurteilten Schuldners gegen ihn 
auf Herausgabe einer Sache gepfändet und ihm infolge davon bie Herausgabe der Sache nad) 
ERD. 88 847, 848 an einen Gerichtsvollzieher oder Sequefter aufgegeben wird (a. U. Scholls 
meyer, Erl. 2b zu 8 268). 

4. Die Befriedigung des Glänbigers erfolgt durch Bewirtung ber geſchuldeten Reiftung. 
Durch 8 268 Abſ. 2 wird das Recht des Dritten aber dahin ermeitert, daß er ben Gläubiger 
aud) durch Hinterlegung fowie durch Aufrehnung befriedigen kann. Aus der Be 
jngniß, die geſchuldete Leiſtung zu bewirken, wiirde bies an fi nicht folgen (f. Erl. 4 zu 8 267). 
Durch ben & 268 wird aber ein befonderes Mectöverhältnis zwiſchen dem Dritten und dem 
Gläubiger dahin begründet, daß der letztere dem Dritten gegenüber in Verzug der Unnahme 
tommt, wenn er die ihm von dem Dritten ordnungsmäßig angebotene Leiftung anzunehmen vers 
weigert. Mit dem Berzuge der Annahme ijt die Vorausfegung gegeben, unter welcher ber Dritte 
nad) 8 372 zur Hinterlegung berechtigt iſt. Die Befriedigung des Gläubiger8 durch die Hinter 
fegung tritt nach 8 378 exft ein, wenn die Rüdnahme der hinterlegten Sache ausgefhlofien ift. 
Auf die Aufrechnung finden die Vorfchriften der 88 387ff. Anwendung. Die Anwendung ift 
indeſſen infofern nur eine entiprechende, als die Forderung, welche aufgerechnet wird, nicht eine 
Forderung des Schuldners, fondern eine Forderung des Dritten iſt. Diefe tyorberung bes 
Dritten muß den Borausfegungen entfprechen, weiche die 88 387 ff. für die Forderung, melde 
aufgerechnet wird, beftimmen. 

5. Die Befriedigung muß fih anf die ganze Forderung, wegen der die Zwangsnoll. 
#redung betrieben wird, erſtrecken. Eine Zeilleiftung kann der Gläubiger ablehnen. Betreibt 
der Gläubiger aber die Zwangsvollftredung nur wegen eined Teiles feiner Forderung, fo be» 
ſchrãnkt fi) das Recht des Dritten darauf, den Gläubiger wegen biefes Teiles zu 
befriedigen, und nur diefer Teil geht auf den Dritten über. 

6. Mit der Befriedigung des Gläubigers durch den Dritten erwirbt dieſer nad Abf. 3 
hie Forderung bes Gläubigerd. Die Befriedigung des Gläubigers hat Hier alfo nicht die Natur 
der Erfüllung ber dem Gläubiger gegenüber beftehenden Verbindlichkeit, denn durch diefe würde 
die Forderung untergehen. Es Handelt fi) vielmehr ſachlich um ein dem Dritten eingeräumtes 
Recht der Enteignung. Die von Stammler ©. 203 vertretene Anſicht, daß bie Forderung 
untergebe, ber Dritte aber eine neue Forderung desjelben Inhalts erwerbe, ift mit dem Worts 
laute des Abf. 3 nicht vereinbar und die künſtliche Konjtruftion, welche dadurch verfucht wird, 
gewährt einen Vorieil. Die Forderung geht mit der Befriedigung bes Gläubigers ipso jure 
auf ben Dritten über. Es findet daher ber $ 412 Anwendung. Hieraus ergibt fi insbefondere, 
daß mit ber Forderung bie im 8 401 bezeichneten Rechte auf den Dritten übergehen und daß 
der Gläubiger dem Dritten gegenüber die im 8 402 bezeichneten Verpflichtungen hat. Für bie 
Eriftenz der Forderung und für die Solvenz des Schuldners haftet der Gläubiger nicht. 

7. Beitand zwifhen dem Dritten und dem Schuldner ein Verhältnis, Traft befien ber 
Dritte den Glänbiger zu befriedigen verpflichtet war, jo wird dadurch doch die Anwendung 
des & 268 nicht ausgeſchloſſen. Der Dritte erwirbt aljo, wenn die Vorausſetzungen bes $ 268 
vorliegen, durch die Befriedigung des Gläubigers deſſen Forderung (a. U. Rehbein, Erl. 70 
zu 88 241-292); aber dem Schuldner fteht auf Grund der ihm gegenüber beftehenden Ver» 
pflitung bed Dritten eine Einvede gegen die Forderung zu. 

8. Aus der Fafiung des Abf. 3 Sab 2, nad; welchem der Übergang nicht zum Rachteile 
des Gläubigers geltend gemacht werden Tann, ergibt fi, dab dem Gläubiger nit nur eine 
Eimzede gegen die Geltendmahung zufteht, daß vielmehr die Unzuläffigteit ber Geltendmachung 
des Überganges in dem Prozeſſe zwifchen dem Gläubiger und dem Dritten von dem Gerichte 
ſchon dann berüdfihtigt werden muß, wenn fi) nur aus den Verhandlungen ergibt, daß bie 
Geltendmachung dem Gläubiger zum Nachteile gereicht (a. U. Schollmeyer, Erl.5 zu 8 263). 
Wird dies beftzitten, fo liegt dem Gläubiger der Beweis ob. Handelt es ſich nicht um einen 
Prozeß zwiſchen dem Gläubiger und einem Dritten, fondern um die Geltendmachung ber 
fraglichen Beftimmung bei einer Zwangsvollſtredung oder im Konkurſe, fo hat ber Gläubiger 
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8. 269. Iſt ein Ort für die Leiftung weder beftimmt noch aus den Um— 
ftänden, insbefondere aus ber Natur des Schuldverhältnifies, zu entnehmen, fo 
bat die Leijtung an dem Orte zu erfolgen, an welchem der Schuldner zur Zeit 
der Entitehung des Schuldverhältniffes feinen Wohnfig hatte. 

Sit die Verbindlichkeit im Gewerbebetriebe des Schuldners entitanden, fo tritt, 
wenn der Schuldner feine gewerbliche Niederlaffung an einem anderen Orte hatte, 
ber Ort ber Niederlaffung an die Stelle des Wohnſitzes. 

Aus dem Umftand allein, daß der Schuldner bie Koften der Verſendung 
übernommen bat, ift nicht zu entnehmen, daß der Ort, nach welchem die Ver- 
fendung zu erfolgen hat, der Leiftungsort fein joll. 


feine Rechte durch die geeigneten Rechtsbehelfe geltend zu machen (CPO. 88 766, 771, 876; 
BB. $ 115). 

Der praktifch wichtigite Fall, in welchem die fragliche Vorſchrift zur Anwendung kommt, 
iſt der, dab der Gläubiger nur teilweife befriedigt ift, alfo nur eim Teil der Forderung auf den 
Dritten übergegangen iſt. Bei ber Befriedigung aus einem Pfande, welches für bie ganze 
Forderung haftet, geht Hier der Gläubiger dem Dritten vor (a. U. Frande, BL. f. RAnw. 
8b. 67 ©. 237 ff.). Dasfelbe gilt bei einer Hypothek, wenn fie für die ganze Forderung bejtellt 
iſt. Die fragliche Vorſchrift kann ferner zur Anwendung kommen, wenn ein Pfand außer für 
die auf den Dritten übergegangene Forderung auch noch für eine andere Forderung des Gläubigers 
haftet, unter Umftänden aud, wenn dem Gläubiger mehrere aufeinanderfolgende Hypotheken 
zuſtehen und die vorgehende Hypothek auf Grund des $ 268 übergegangen iſt (Schollmeyer, 
El. 5 zu 8 2685 Dertmann, Er. 5 zu $ 268). Die fragliche Vorſchrift wird ferner zur An— 
wendung tommen können, wenn ber Dritte das ihm nad ben 88 412, 402 zuftehende Recht, bie 
Herausgabe ber Beweißurfunden über bie auf ihn fübergegangenen Forderungen von bem 
Gläubiger zu verlangen, geltend madt. Beziehen ſich die Beweisurkunden zugleich auf andere 
Forderungen des Gläubiger oder enthalten fie Angaben über fonftige die übergegangene 
Forderung nicht betreffende Verhältnifie, deren Mitteilung an den Dritten dem Gläubiger zum 
Nachteile gereicht, z. B. über Geichäftsgeheimnifie, fo kann der Gläubiger bie Herausgabe ber 
Beweisurkunden auf Grund der fraglichen Vorjhrift ablehnen. Endlich wird auch im Konturfe 
des Schuldners, wenn nur ein Teil ber Forderung auf den Dritten übergegangen tft, bei der 
Tonkursmäßigen Befriedigung des dem Gläubiger verbliebenen und des auf den Dritten über» 
gegangenen Teiles der Forderung die fragliche Vorfchrift zur Anwendung fommen müffen. Über 
einen weiteren Fall ber Anwendung vgl. Rſpr. Bd. 8 ©. 429. 


82%9. 
@. 188 229. Abf. 1; II 8 225 rev. 8 262; III 8 262. PIE. 10771: M. 116. 348. 
9.1 3.1 6. 306f.; 88.6 ©. 1531. 

Düringer-Hahenburg, HGB. ©. 390 ff. 

1. Der Ort, an welchem eine Verbindlichkeit erfüllt werben muß (Leiftungsort) ift von 
Bedeutung einerfeitd für die Entſcheidung ber Trage, an welchem Orte bie Erfüllung angeboten 
und angenommen werden muß, andererjeits für die Beitimmung bes Rechtes, dem das betreffende 
Schuldverhältnis unterliegt und für die Auslegung der ihm zugrunde Siegenden Vereinbarung 
der Parteien, endlich auch für den Gerihtsftand (CPO. 8 29). Verfchieden von bem Leiftungs- 
orte kann der Ort fein, an dem der Schuldner den geſchuldeten Gegenstand dem Gläubiger zu 
übermitteln bat (8 270). Bei ber im 8 269 über ben Leiftungsort gegebenen Vorſchriften 
wird durch die Faſſung des Einganges beſonders ſcharf Hervorgehoben, daß es fi nur um eine 
dispoſitive Vorſchrift Handelt und daß in erfter Linie darauf zu fehen ift, welcher Leiftungsort 
ſich aus der gefeglichen oder rechtsgeſchäftlichen Beftimmung ergibt, auf der die Verpflichtung zur 
Leiſtung beruht. Handelt es fih um eine gefeglihe Verpflichtung, jo kommt es nur auf bie 
Auslegung des Geſetzes an; Handelt es fih um eine rechtsgeſchäftliche Verpflichtung, fo fommt 
es nit nur auf die Auslegung des zugrunde fiegenden Rechtsgeſchäfts, fondern insbeſondere 
auch darauf an, ob nicht eine ſtillſchweigende Vereinbarung (f. Bd. I Vorbm. I1 ©. 204 ff.) über den 
Leiftungsort getroffen ift. Unter den Umftänden, welche bei der Auslegung und bei der Ent- 
ſcheidung der Frage, ob eine ftilljehweigende Vereinbarung vorliegt, zu berüdfichtigen find, wird 


* 
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beſonders Hervorgehoben bie Natur bes Schuldverhältniffes. Im manden Fällen ergibt 
fi der Ort der Leiftung unmittelbar aus diefer ſelbſt. Ein Grundftüd kann nur an dem Orte 
übergeben werben, an welchem es liegt. Bei einem Werkvertrage fowie bei einem Dienftvertrag 
ergibt ſich der Leiftungsort häufig aus der Beſchaffenheit des Werkes und aus ber Art der zu 
leiftenden Dienfte. Für ben Fall, daß bewegliche Sachen zu übergeben find, wurde im Art. 324 
de3 früheren HGB. im Anflug an die gemeintechtliche Theorie beftimmt, daß die Saden, wenn 
fie fi mit Wiſſen der Kontrahenten an einem anderen Orte als dem Wohnfige des Kontrahenten 
beiinden, am diefem Orte zu übergeben find. Eine entfprechende Vorſchrift ift in das BGB. 
nicht aufgenommen, und in dem neuen HGB. ift ber gedachte Art. 324 als durch die Vorſchriften 
de BGB. überflüffig geworden weggelafien. Aus den Umftänden, insbefondere aus der Natur 
des Schuldverhältmifies, wird unter dem gedachten Vorausſetzungen regelmäßig gefolgert werden 
tönnen, daß bie Übergabe der Sachen an dem fraglichen Orte ftillichweigend vereinbart jet. 

Der einfeitig von dem Verkäufer von Waren bei oder nad) ber Überfendung derfelben auf 
der Faltura oder Rechnung gemachte Vermerk über den Erfüllungsort begründet, aud; wenn ber 
andere Teil ſchweigt, regelmäßig feine vertraggmäßige Änderung des gefeglihen Erfülungsorts 
RS. Bd. 52 ©. 133), 

2. Die für den Fall, daß ein Lelftungsort weder ausdrücklich noch ftillihweigend beftimmt 
if, geltende geſetzliche Negel geht bahin, dab die Leiftung an dem Orte zu erfolgen 
Hat, an welhem der Schulbner zur Zeit der Entftehung bes Schuldverbältntffes 
feinen Bohnfig (88 7 ff.) Hat. Wer ſich darauf beruft, daß bie Leiftung an einem anderen 
Orte zu erfolgen Habe, muß beweiſen, daß dies ausbrüdlich oder ſtillſchweigend beſtimmt ſei. 
Die Faſſung des Paragraphen deutet zwar auf eine andere Verteilung der Beweislaſt hin 
(. Bd. I S. 48, Vorbm. V4—7). Es liegt Hier indeſſen einer der in ber Erl. 2 zu 8 264 er⸗ 
wähnten Säle vor, in welchen aus der Fafjung des vorangeftellten Konditionalfages ein Schluß 
auf die Beweißlaft nicht gezogen werden kann. Nach der Natur des hier vorliegenden Verhält - 
nifles Tann es nicht zweifelhaft fein, daß hier ebenfo wie im Falle bes 8 284 (f. Bd. I ©. 50 
Borbm. V 7) bie Beweislaſt in der oben angegebenen Weiſe zu beftimmen tft. Die gefepliche 
Regel findet insbeſondere auch bei einem Gattungskauf in der Art Anwendung, daß ber Käufer 
die ihm überfendeten Sachen an feinem Wohnfig abzunehmen hat (RG. Bd. 49 ©. 72); fie 
findet auch bei einer rechtsgeſchäftlichen Verpflichtung zu einer Unterlaffung und zwar ſelbſt dann 
Anmendung, wenn bie Unterlaffung nicht oder nicht nur an dem Wohnfite des Schuldners er⸗ 
folgen fol; es ift dies insbefondere von Bedeutung fir die Beitimmung bes Gerichtsſtandes 
nad EBD. 8 29 (RG. Bd. 51 ©. 311). Über den Ort, an welchem bie auf Grund einer 
Wandelung entftegenden Aniprüche zu erfüllen find, ſ. RG. Bd. 55 ©. 105 ff.; über ben Ort, an 
welchem Rotariatsgebühren zu entrichten find f. Ripr. Bd. 6 ©. 379. 

Bei aufichiebend bedingten und betagten Schuldverhältnifien entfteht das Schuldverhältnis 
erft mit dem Eintritte der Bedingung ober des Anfangstermins (88 158, 163). Der Wohnſitz 
bes Schuldners zu diefer Zeit ift alfo maßgebend für den Leiftungsort (a. A. Enneccerus- 
Lehmann I 8 172 Anm. 3, der bie Beit des Vertragsſchluſſes für entjcheidend Hält), Häufig 
wird fi) indeffen in Fällen diefer Art aus den Umftänden ergeben, daß nad; der Abſicht ber 
Parteien der Leiftungsort an dem Orte fein foll, an welchem der Eculbner zur Zeit des 
Bertragsfchlufies feinen Wohnſitz hat. 

Eine nad) Begründung des Schuldverhältnifies eintretende Veränderung des Wohnſitzes 
des Schuldners iſt ohne Einfluß für dem Leiftungsort. Die von Dernburg II $ 52 III 4 
vertretene Anficht, daß der Schuldner in foldem Falle auch an dem Orte feines neuen Wohn- 
figes feiften fönme, wenn ber Gläubiger kein Intereffe an der Leiftung an dem Orte des früheren 
Bohnfiges habe, läßt ſich in diefer Allgemeinheit nad; Treu und Glauben nicht rechtfertigen. 

Der 8 269 eniſcheidet Übrigens nur über den Ort, nicht über den Platz oder die Stelle 
diefes Ortes, an der die Erfüllung zu erfolgen hat. Hierüber enticheibet der Inhalt ber Leiftung 
und bie Verkehrsſitie (Ripr. Vb. 8 ©. 34). 

3. An die Stelle des Wohnfites tritt nad 8 269 Abf. 2, wenn die Verbindlichkeit im 
Gewerbebetriebe ded Schuldners entftanden ift und der Schulbner feine gewerbliche Niederlafjung 
an einem anderen Orte ald an bem feines Wohnfiges Hatte, der Ort ber Niederlaffung. Hat 
der Schuldner mehrere gemerbliche Nieberlafiungen, fo kommt ed darauf an, ob das Schuld⸗ 
verhältnis in dem Gewerbebetriebe der einen ober der anderen Niederlafjung entitanden ift. 
Ber fi} darauf beruft, daß an bie Stelle des Ortes des Wohnſitzes der Ort der Niederlafiung 
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8. 270. Geld Hat der Schuldner im Zweifel auf feine Gefahr und feine 
Koften dem Gläubiger an defien Wohnfig zu übermitteln. 

Iſt die Forderung im Gewerbebetriebe des Gläubigers entitanden, fo tritt, 
wenn der Gläubiger feine gewerbliche Niederlaffung an einem anderen Orte hat, 
der Ort der Niederlaffung an die Stelle des Wohnſitzes. 

Erhöhen ſich in Folge einer nach der Entſtehung des Schuldverhältniffes ein- 
tretenden Nenderung des Wohnfiges oder der gewerblichen Niederlaffung des 
Gläubigerd die Koften oder die Gefahr der Uebermittelung, jo hat der Gläubiger 
im erfteren Falle die Mehrkoſten, im legteren Falle die Gefahr zu tragen. 

Die Vorfchriften über den Leiftungsort bleiben unberührt. 


getreten fei, hat bie obengedachten Vorausſetzungen, unter welchen biefe Änderung des Leiſtungs⸗ 
orte ftattfindet, zu bemeifen. 

4. Hat der Schuldner einen mehrfachen Wohnfig (8 D, fo Hat er, fofekn fi nicht aus 
dem Schulbverhältnis ein anderes ergibt, bie Wahl, ob er an dem Orte des einen oder an dem 
de8 anderen Wohnfites leiften will. Die Vorſchriften über alternative Schuldverhältniſſe 
(88 262ff.) finden in ſolchem Falle Anwendung. Hat der Schuldner feinen Wohnfig, fo 
wird an die Stelle des Wohnfiges der Aufenthaltsort zu treten haben (a. A. Hellmann, 
Krit. Biert. 3. F. Bd. V ©. 244, der in einem alle diefer Urt auf 8 242 zurüdgehen will). 
Bei juriſtiſchen Berfonen iſt deren Sitz ihr Wohnfig. y 

5. Übernahme der Berfendungstoften. Der 8 269 Abſ. 3 tritt einer fonft naheliegenden 
Auffafjung der dort bezeichneten Vereinbarung entgegen (f. aud) $ 270 Ubf. 4); er enthält eine 
Berallgemeinerung der Megel, welche in dem Urt. 345 Mbf. 2 des früheren HGB. getroffen 
war; in bem neuen HGB. ift diefe Vorſchrift weggelaſſen. 

6. Für einzelne Säle beftimmt das BOB. den Leiftungsort ausdrücklich, fo z. B. für bie 
Leiſtung des Offenbarungseids (8 261), für die Verpflichtung zur Vorlegung von Sachen ($ 811), 
für die Rückgabe einer hinterlegten Sache (88 697, 700), für die Grundſchuld (8 1194). 


8 270. 
€. 18 230 9bf. 2; II 8 226 veb. 8 263; III 5 263. PIE. 10771; M. II €. 34. PIE. 1 6.306; 
22.6 ©. 1531. 

Schönfeld, Die Verteilung der Beweislaſt beim Verluſt einer Geldſendung, im Recht 
1902 ©. 393; Beer, über bdiefelbe Frage, ebenda ©. 504. 

1. Verpflichtung des Schuldners zur Überfendung des gefhuldeten Geldes. Abweichend 
vom €. I 8 230 Abf. 2, welcher für Geldſchulden eine Ausnahme von ber Megel des $ 269 
dahin beſtimmte, daß die Zahlung an demjenigen Orte erfolgen müſſe, an weldem ber Gläubiger 
zur Beit der Entftehung bes Schuldverhälmiffes feinen Wohnfig habe, beläßt es das BGB. auch 
in betreff der Geldſchulden bei der Regel bes 8 269 (8 270 Ab. 4. Soweit alfo der Leiftungsort 
für die Beurteilung der Frage, nad; welchem Rechte das betreffende Schuldverhältnis zu beurteilen 
iſt, oder für die Auslegung bes Rechtsgeſchäfts, auf welchem das Schuldverhältnis beruht, von 
Bebentung ift, find die Vorſchriften des 8 269 über den Leiftungsort maßgebend; ebenjo in 
betreff des Gerichtsitandes (CPO. 8 29). Der 8 270 Abf. 1—3 beftimmt im Anſchluß an ben 
in dem neuen HGB. mit Rüdficht auf die Vorichriften bed BGB. als überflüffig weggelafienen 
Art. 325 des früheren HGB. und mit Rüchſicht auf die Auffafjung des Verkehrs nur, daß im 
Zweifel der Schuldner Geld auf feine Gefahr und feine Koften dem Gläubiger an deſſen Wohnfig 
zu übermitteln habe. Geldfhulden find aljo Bringſchulden. An die Stelle des Wohnfiges tritt 
nah 8 270 Abf. 2, entfprehend der Vorſchrift des 8 269 Abf. 2, wenn bie Forderung im 
Gewerbebetriebe des Gläubigers entitanden ift, fofern der Gläubiger feine gewerbliche Nieder 
laſſung an einem anderen Orte als an dem des Wohnfiges hatte, ber Ort ber Nieberlafjung. 
Hat ber Gläubiger einen mehrfachen ober keinen Wohnftg, fo gilt das in ber Erl. 3 zu $ 269 
Gefagte; ebenfo in betreff des Wohnfiges einer juriftifhen Perſon. 

Die Vorſchrift des 8 270 tft nur eine Auslegungsregel. Aus ben Umftänden 
des einzelnen Falles kann ſich das Gegenteil ergeben. So dürfte bei dem Verſprechen eine 
Darlehens regelmäßig anzunehmen fein, daß der Darlehensempfänger fi dad Gelb Holen muß 
(a. U. Rehbein, Erl. 72 zu 88 241—292). Der Beauftragte hat das für den Auftraggeber 
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8. 271. Iſt eine Zeit für die Leiftung weder beftimmt noch aus den Um— 
ftänden zu entnehmen, fo fann der Gläubiger die Leiftung fofort verlangen, der 
Schuldner fie fofort bewirken. 

Iſt eine Zeit bejtimmt, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß der Gläubiger 
die Leiftung nicht vor diefer Zeit verlangen, der Schuldner aber fie vorher be- 
wirfen fann. 


erhobene Gelb biefem zu fenden, aber aus den Vorjchriften über den Auftrag folgt, daß die 
Überjendung auf Gefahr und Koften des Auftraggeberd erfolgt. Für Zahlungen aus öffentlichen 
Kaſſen geftattet der Art. 92 des EG. ben Lanbesgefegen zu beftimmen, daß die Zahlung an ber 
Kafje in Empfang zu nehmen tft. Won diefer Ermächtigung haben die meiften Landesgeſetze 
Gebrauch gemacht (Preußen Urt. 11, Bayern Urt. 11, Württemberg Urt. 142, Heſſen Art. 32, 
Weclenburg Echwerin 8 35, Eifaß-Lothringen 8 10). 

2 Das Geld ift dem Gläubiger nad befien Wohnfige zu übermitteln. Gemeint iſt der 
Bohnfig, welchen der Gläubiger zur Beit der Übermittelung des Geldes Hat, aud) wenn zur Beit 
ber Entftehung bes Schuldverhältniffes der Wohnfig an einem anderen Orte begründet war. 
Der Wechſel des Wohnſitzes nad) der Entitehung bes Schulbverhältnifies (f. Erl. 2 zu 8 269) ift 
nad) Abf. 3 nur von Bebentung für die Koften und die Gefahr ber Übermittelung. Erhöhen 
ſich infolge der Änderung bes Wohnfiges die Koften, fo Hat der Gläubiger bie Mehrkoſten zu 
tragen. Erhöht fi die Gefahr, fo findet eine Teilung nicht ftatt; vielmehr hat in ſolchem Falle 
der Gläubiger bie Gefahr ganz zu tragen. Was von dem Wechſel bes Wohnfiges gilt, gilt auch 
von dem Wechſel ber Niederlaffung. 


ga. 
@.18 231; II 8 227 rev. 8 264; III 8 264. PIE. 10870; M.IIE.37M. P.IIBR.1 €. 309. 

1. Die Regel des Abſ. 1 über die Zeit ber Leiftung kommt, wie die Regel des 3 269 
über den Ort ber Leiftung, nur zur Anwendung, wenn nicht durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft ein 
anderes beftimmt ift. Dur die Faſſung des Einganges wird auch Hier wie im 8 269 darauf 
bingewiefen, daß nicht eine ausdrückliche Beſtimmung erforderlich ift, fondern daß ſich eine Ab» 
weichung von ber Negel bes Abf. 1 aus einer die Umftände berüdfichtigenben Auslegung des zu— 
grunde liegenden @ejeges oder Rechtsgeſchäfts oder daraus ergeben kann, daß eine ſtillſchweigende 
Bereinbarung der Parteien anzunehmen ift. Befonders in Betracht kommt hierbei wie im Falle 
des 3 269 bie Art der Leiftung. Manche Leiftungen erfordern ihrer Natur nach einen längeren 
Beitraum; bei anderen bedarf es eines gewiſſen Zeitraums für die Vorbereitung derfelben. Auch 
wo die befondere Natur ber Leiftung einen Auſſchub nicht vechtfertigt, kann fi aus den Um— 
Händen unter Berüdfichtigung der Verkehrsſitte ergeben, daß nach Treu und Glauben ein modicum 
tempus dem Schuldner zu ber Xeiftung oder bem Gläubiger zu der Annahme zu gewähren tft 
(8212). Über die Beweislaſt gilt dasfelbe wie bei 8 209 (f. Erl.2 zu 8 269; Rfpr. 8.5 ©. 144). 

2. Der Abf. 2 ſtellt die Auslegungsregel auf, daß bie Beftimmung einer Zeit für die 
Leitung nur als augunften des Schuldners getroffen anzujehen, diefer alfo nicht verpflichtet, 
wohl aber berechtigt ift, früher zu leiften. Aus den Umftänden kann ſich auch hier eine andere 
Auslegung rechtfertigen. So wird z. B. die Beftimmung einer beftimmten Beit fiir die Zurück⸗ 
bezahlung eines verzinslichen Darlehens regelmäßig dahin aufzufafien fein, daß fie auch zugunften 
des Gläubigers getroffen ift, dieſer aljo die Burüdbezahlung vor der beftimmten Zeit nicht ans 
zunehmen braucht ($ 609). Eine Vereinbarung, durch melde der Gläubiger innerhalb einer 
gewifien Frift fordern kann, der Schuldner aber nad; dem Ablaufe der Frift von feiner Ber 
pflihtung frei wird — dies ift 3. B. der Fall bei Rückfahrtskarten — gehört nicht hierher. Es 
Handelt ſich Hierbei um eine Verpflichtung unter Beitimmung eines Endtermins ($ 163). Für 
die Berechnung der für die Leifiung beftimmten Friſt find bie 88 187 ff. maßgebend. 

8. Keine Beftimmung trifft dad BGB. für den Fall, daß bie Zeit der Leiftung bem Be- 
lieben des Schuldners überlafien tft. Hier ift zunächſt zu prüfen, ob überhaupt eine rechtliche 
Berpflihtung hat begründet werden follen. Iſt diefe Frage zu bejahen, fo wird bie Leiftung 
fpäteflens mit dem Tode des Schuldners fälig werben, Für Vermächtniffe ift dies in dem 82181 
ausbrüdlih beftimmt. 

Zäßt die Beftimmung über die Zeit der Leiftung einen gemwiffen Spielraum, 
iR z. 3. beftimmt, daß die Leifiung fobald als tunlich oder daß fie in einigen Jahren erfolgen 
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8. 272, Bezahlt der Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor der Fälligfeit, 
fo ift er zu einem Abzuge wegen ber Zwiſchenzinſen nicht berechtigt. 


8. 273. Hat der Schuldner aus demfelben rechtlichen Verhältniß, auf dem 
feine Verpflichtung beruht, einen fälligen Anfpruch gegen den Gläubiger, fo kann 
er, fofern nicht aus dem Echuldverhältniffe fich ein Anderes ergiebt, die gejchuldete 
Zeiftung verweigern, bis die ihm gebührende Leiftung bewirft wird (Burüd- 
behaltungsrecht). 

Wer zur Herausgabe eines Gegenftandes verpflichtet ift, Hat das gleiche Recht, 
wenn ihm ein fälliger Anſpruch wegen Verwendungen auf den Gegenstand oder 


ſolle, fo ift nach billigem Ermeſſen unter Berüdfihtigung der Umftände des Falles zu entſcheiden. 
in welchem Beitpunfte fpäteften® geleiftet werden muß. Uber die Auslegung unbeftimmter eit- 
beftimmungen f. 3. B. RG. Bd. 33 ©. 54. 

Sit die Zeit, in welder ein beftimmtes Ereignis eintreten wird, als Zeit 
ber Leiftung beftimmt, fo ift zunächſt zu unterfuchen, ob die Beftimmung als Bedingung 
gemeint tft. Iſt diefe Frage zu bejahen, fo fällt die Verpflichtung zur Leiftung weg, wenn das 
Ereignis nicht eintritt. Iſt die Frage zu bermeinen, fo hat die Leiftung, wenn gewiß wird, 
daß das Ereignis überhaupt nicht eintritt, regelmäßig in dem Beitpuntte zu erfolgen, in welchem 
diefe Gewißheit eintritt. Möglich ift indeſſen auch die Auslegung, daß die Leiftung in dem 
Zeitpunkt erfolgen fol, in welchem das Ereignis, wenn e8 überhaupt eingetreten wäre, eingetreten 
fein würde. In diefem Sinne wird z. B. regelmäßig die Verpflichtung, eine Leiftung bei der 
Volljährigkeit einer beftimmten Perfon zu machen, aufzufaflen fein, wenn diefe Berfon vor ber 
Volljährigkeit ftirbt. 

4, Über den Fall, wenn der Tag der Leiftung auf einen Sonntag oder aufeinen ſtaatlich 
anerfannten allgemeinen Feiertag fält, |. 3 193; CPO. 8 222. 

5. Über die Tageözeit, an welcher eine Leiftung zu bewirken ift, gibt das BGB. feine 
Vorſchriften. Nah HGB. 8 358 kann nur während ber gewöhnlichen Geſchäftszeit geleiftet und 
gefordert werden. Der dieſer Vorfchrift zugrunde liegende Gedanke wird auch für den gemöhn- 
lichen bürgerlichen Verkehr anzumenben fein und führt hier dahin, daß regelmäßig an denjenigen 
Stunden des Tages zu leiften ift, an weichen Leiftungen ber betreffenden Urt nach ber Verkehrs⸗ 
fitte gemacht zu werden pflegen; aus ber Natur und bem Bwede ber Leiftung kann ſich indefien 
ergeben, daß die Leiftung zu einer anderen Zeit erfolgen -kann ober muß. 

6. Für mande Schuldverhãlmiſſe gibt das BGB. befondere Vorſchriften über die Zeit 
der Leiſtung; fo z. B. in den 88 551, 84, 604, 608, 609, 614, 641 Abſ. 1, 695, 5%, 699, 
721, 760, 1612 Abſ. 3, 1710 Abi. 2, 

8 272. 
€. 18 232; II 8 229 veu. 8 266; II 8 266. P.I 6.1088, 1091; M.IIE.40. P.IIW.1 6.310. 

Die Vorſchrift des 8 272, nach welcher der Schuldner, wenn er eine unverzinsliche Schuld 
vor ber Fäligkeit zahlt, Zwifchenzinfen nicht in Abzug bringen lann, ift eine wegen ihrer 
proftiihen Wichtigkeit beſonders herborgehobene Konfequenz der allgemeinen über die Ber- 
pflihtung zur Leiftung geltenden Grundfäge. Nach 8 813 Abf. 2 kann bie Erftattung 
der Zwiſchenzinſen felbit dann nicht gefordert werden, wenn ber Schuldner bei der Bahlung irr⸗ 
tümlich geglaubt Hat, zu dieſer Beit bereit3 zur Zahlung verpflichtet zu fein. Steht dem Gläubiger 
ausnahmsweiſe das Recht zu, die Leiftung ſchon vor der beftimmten Zeit zu fordern, fo braucht 
der Schuldner nur nad) Abzug der Zwiſchenzinſen zu leiften. Die Berechnung der Zwifchenzinfen 
erfolgt nach der fog. Hoffmannſchen Methode (83 1133 Satz 3, 1217 Abſ. 2 Sap 2; KD. $ 65). 

Wird eine verzinslihe Schuld vor der Fälligkeit bezahlt, fo hört die Binsverpflichtung mit 
der Zahlung auf. „Regelmäßig tft der Gläubiger aber nicht verpflichtet, die Bahlung anzunehmen 
(. Erl. 2 zu 8 271). 

8 273. 

@.1 88 2331., 8 234 Ent 2,3, „ aa II 8 230 zcv. 8 267; II R 267. ®.1 €. 1096 M., 258415 

1640f. P. II Bo.1 6. 310f. 

zeume Das ee gegenüber unpfändbaren Forderungen, in DIL. 
1902 ©. 86. 
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wegen eine3 ihm durch diejen verurfachten Schadens zufteht, e8 fei denn, daß er 
den Gegenftand durch eine vorfäglich begangene unerlaubte Handlung erlangt hat. 

Der Gläubiger kann die Ausübung bes Zurückbehaltungsrechts durch Sicher- 
heitfeijtung abwenden. Die Eicherheitsleiftung durch Bürgen ift ausgefchloffen. 


1. Zurüdbehaltungsregt. Steht demjenigen, welcher eine Leiftung ſchuldet, gleichzeitig ein 
Anfpruch gegen den Gläubiger zu, jo erleiden hierdurch die beiberfeitigen Anſprüche, abgefehen 
von dee Möglichkeit der Aufrechnung im Zalle der Gleichartigkeit ber Leiſtungen, keinerlei 
Anderung. Jeder Teil hat die ihm obliegende Verbindlichkeit zu erfüllen, ohne aus feinem An⸗ 
ſpruche gegen ben Gläubiger einen Einwand ableiten zu können. Nur wenn bie beiderfeitigen 
Anſprüche in einer gewiffen Verbindung miteinander ftehen, gewährt der 8 273 dem Schuldner 
dad Recht, die gefhuldete Leiftung zu verweigern, biß bie ihm gebührende Leiftung bewirkt wird. 
Dos Zurücdbehaltungsrecht findet, wenn deffen Vorausfegungen gegeben find, bei Forderungen 
aller Art ftatt, mögen fie auf die Leiftung von Sachen oder auf Handlumgen gerichtet fein; es 
it ſelbſt bei Forderungen auf Unterlafjung nicht ausgeichlofien (vgl. jedoch Erl. 2a 2). 

Das Zurüdbehaltungsreht begründet eine verzögerliche Einrede, deren Wirkungen jedoch 
durch die Vorſchrift des $ 274 in einer von der Wirkung anderer verzögerlihen Einreden abs 
weichenden Art beitimmt find (ſ. Erl. zu 8 274). Gemeinfam mit anderen verzögerlihen Eins 
eden hat das Burüdbehaltungsrecht die Wirkung, daß der Schuldner, dem das Hecht zuftcht, 
nicht in Verzug der Leiftung kommt. Daß, wie Dertmann, Erl. 4 zu 8 273 annimmt, der 
Gläubiger durch die Geltendmachung bed Zurücbehaltungsrechts immer in Verzug der Annahme 
tomme, weil in der Geltendmachung eine Mahnung liege, dürfte fich in diefer Allgemeinheit nicht 
rechtfettigen laſſen (vgl. jedoch $ 298). Die Verjährung eines Anſpruchs wird dadurch nicht ges 
hemmt, daß dem Schuldner ein Zurüdbehaltungsrecht zufteht (8 202). 

Das Zurüdbehaltungsredht gewährt dem Schuldner das Nedit, die ganze Leiftung zurüd« 
zubehalten, anf melde die Forderung geht, gegen die das Zurückbehaltungsrecht zufteht. Eine 
der Vorſchrift des 8 320 Abf. 2 entiprechende Beſtimmung befteht für das Zurückbehaltungsrecht 
nit. Es dürfte ſich auch nicht rechtfertigen lafien, jene Borfchrift entiprechend dahin anzumenden, 
daß ber Schuldner, wenn die Forderung, auf Grund deren er bad Burüdbehallungsrecht geltend 
macht, im Vergleiche mit der Forderung, gegen welche es geltend gemacht wird, unverhältnismäßig 
gering ift, nur einen verhältnisnäßigen Teil der gegen ihn geltend gemachten Forderung zurüd- 
behalten dürfe. Den Bmwed, welcher bei gegenfeitigen Verträgen durch die Vorſchrift des 8 320 
Abf. 2 erſtrebt wird, erreicht das Geſetz bei dem Zurückbehaltungsrechte durch die Beſtimmung, 
da der Gläubiger dad Zurlidbehaltungsrecht durch Eicherheitzleiftung abwenden Tann (f. Erf. 8 
a. A. Schollmeyer, Erl. 1b zu 8 273; äßnlih Dernburg II 8 57 II2; Endemann I. 
8 126 Anm. 16). 

Über die befonderen Wirkungen, welche dad dem Beſitzer einer Sache gegenüber dem Eigen- 
tümer zuftebende Zurüdbehaltungsrecht wegen Verwendungen bat, f. $ 1003. 

2 Boransjegungen bed Zurückbehaltungsrechts. Es findet ftatt: 

a) Benn ber Schuldner aus demfelben rechtlichen Verhältnis, auf weldem 
feine Verpflichtung beruht, einen fälligen Anfprud gegen den Gläubiger hat. 

a) Der Anſpruch des Gläubigerd gegen ben Schuldner muß fällig fein. Der Begriff der 
Falligleit wird hier in einem anderen Einne gebraucht wie im 8 101 Nr. 2 (f. Bd. I ©. 176 
El. 3 zu 8 101). Es kommt nicht allein auf ben Zeitpunkt an, in welchem die Leiftung nad) 
dem Inhalte des zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes gefordert werden fann; vielmehr ift 
der Anipruch nur dann fällig, wenn ihm auch feine verzögerliche Einrede entgegenfteht. Der 
An ſpruch iſt alfo insbefondere nicht fällig, wenn dem Schuldner Stundung gewährt ift. Auch 
- anf einen verjährten Anfpruc kann das Zurückbehaltungsrecht nicht gegründet werben, weil der 
Schuldner eines ſolchen Anſpruchs nad 8 222 die Leiftung zu verweigern berechtigt iſt. Der 
Ansihlug der Rüdforderung des zur Erfüllung eines verjährten Anſpruchs Geleifteten genügt 
sicht, um den Anipruc als Grundlage für dad Burüdbehaltungsreht geeignet zu machen, weil 
durch diefeß der Anſpruch aktiv geltend gemacht wird (a. A. Staudinger, Erl. I 4 zu $ 273; 
Repbein, Erf. 77 zu 88 241—292; Schollmeyer, Erl. 2a zu 8273. Wie hier Dernburg II 
857 Anm. 7; Endemann I 8 126 Anm. 17). Das gleiche gift von Anfprüchen aus Spiel 
und Wette fowie auf einen Ehemädlerlohn. 
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Daraus, daß ber Anfpruch, auf den daS Burlidbehaltungsrecht gegründet wird, dem 
Schuldner gegen den Gläubiger zuftehen muß, ſcheint gefolgert werden zu müflen, daß das 
Burüdbehaltungsrecht nicht dem Zeifionar des Gläubigers, gegenüber welchem e3 begründet war, ent« 
‚gegengefegt werben Tann, fofern biefer nicht zugleich Schuldner des Anfpruch® geworden ift, auf 
welchen das Zurüdbehaltungsrecht gegründet wird. Dieſer Folgerung fteht indeſſen die Vorſchrift 
bes 8 404 entgegen, nad welchem dem Schuldner alle Einwendungen zuſtehen, bie ihm zur 
Beit der Abtretung ber Forderung gegen ben bisherigen Gläubiger zuftanden (a. U. Schoflmeyer, 
Erl. 1a zu 8 273; Mehbein, Erl. 77 zu 88 241—292; wie bier Staudinger, Eıl. 5 
zu 8 273). 

A) Der Anſpruch muß dem Schuldner aus bemfelben rechtlichen Verhältniſſe zu— 
ſtehen, auf welchem feine Verpflichtung gegenüber bem Gläubiger beruht. Der praftifch wichtigſte 
hierher gehörende Fall tft der der gegenfeitigen Verträge; das Hierbei eintretende Verhältnis ift 
in den 88 320ff. beſonders geregelt. Auf demſelben rechtlichen Verhältniſſe beruhen ferner die 
beiderfeitigen Unfprüche ber Parteien aus den unvolllommen zweifeitigen Verträgen. Der Auf— 
trag iſt fein gegenfeitiger Vertrag, aber der Anſpruch des Beauftragten auf Erjag feiner Aufs 
wendungen ($ 670) beruht auf demfelben rechtlichen Verhältnis, auf welchem feine Verpflichtung 
zur Herausgabe des durch die Geſchäftsbeſorgung Erlangten (8 667) beruht. Ebenſo liegt die 
Sache in betreff der Anſpruche, welche dem Entleiher einer Sache ($ 601) oder dem Berwahrer 
(88 693, 694) gegen den anderen Teil zuftehen. In diefen Fällen ift es derfelbe Bertrag, auf welchem 
die beiderfeitigen Anſprüche beruhen. Dasfelbe rechtliche Verhältnis Tann aber auch vorliegen, wenn 
die beiberfeitigen Anſpruche nicht auf Vertrag beruhen. So entfteht z. ®. ber Anſpruch des Ge- 
ſchäftsfülhrers ohne Auftrag auf Erjag feiner Aufwendungen (8 683) aus demfelben rechtlichen 
Verhältnis, auf dem feine Berpflihtung gegen ben Gefhäjtsheren beruht. Dasfelbe gilt ferner 
von dem Anfpruche des Schuldners auf Erteilung einer Quittung und ber Verpflichtung desſelben 
zur Zahlung ($ 368); ferner von bem im alle des Verzugs des Gläubigers bem Schuldner 
zuſtehenden Anfpruh auf Erſatz ber im $ 304 bezeichneten Mehraufmendungen und ber Ver: 
pflichtung, im betreff deren der Verzug bes Gläubiger eingetreten ift, ebenfo von den Anſprüchen 
auf Rüdgemähr des auf Grund eines ungültigen Vertrags von den Parteien einander Geleifteien 
(vgl. auch 3. ©. 88 255, 348). In einzelnen Fällen kann die Frage, ob bie heiderfeitigen An— 
fprüche auf demfelben rechtlichen Berhältnifie beruhen, zweifelgaft fein. Entfcheidend wird dabei 
der Geſichtspunkt fein müffen, ob das Verhältnis, auf welchem die beiberfeitigen Unfprüche bes 
ruben, nach der Auffafiung bes Verkehrs und nah Treu und Glauben als ein einheitliches zu 
betrachten ift (RG. Bd. 14 ©. 231). Nah RG. in DIZ. 1904 5. 408 kommt ed darauf an, 
baß der Anſpruch auf Leitung und Gegenleiftung aus einem innerlich zufanımengehörenden ein= 
heitlichen Zebensverhältnis entjprungen ift und ein hierdurch bewirkter natürlicher Zufammenhang 
der beiderfeitigen Unfprüche vorliegt. Auch wenn bie beiderjeitigen Unfprüce auf bemfelben 
rechtlichen Verhältniffe beruhen, kann ſich doch aus diefem felbft ergeben, daß bie eine Leiſtung 
vor der andern gemacht werben muß ober daß es doch dem Zwecke der beiberfeitigen Ver— 
pflihtungen nicht entiprechen würde, wenn die Erfüllung der einen bis zur Erfüllung ber anderen 
verweigert würde. Co folgt 3. B. aus bem Bwede der Rechenichaftsablegung, zu welcher ber 
Beauftragte verpflichtet ift, daß er dieſe nicht verweigern darf, bis ihm bie Aufwendungen, die er 
zum Zwecke der Ausführung des Auftrags gemacht Hat, erfegt find. Das Zurüdbehaltungsreht 
bildet alfo nur die Regel; in jedem einzelnen Falle ift zu prüfen, ob ſich nicht aus dem betreffen⸗ 
den Schuldverhältnis eine Ausnahme ergibt. Über einzelne Fälle |. RG. Bb. 54 ©. 237; 
Apr. Bd. 3 ©. 354, 355; Rünger, DIE. 1903 ©. 542. 

In ber Erl. 1 ift Hervorgehoben, daß das Zurückbehaltungsrecht auch bei Forderungen auf 
Unterlafjung nicht ausgeſchloſſen tft, daß alfo der Schuldner die Unterlaffung, zu welcher er ver 
pflichtet fit, verweigern und die zu unterlafiende Handlung vornehmen kann, wenn ihm ein das 
Burüdbehaltungsredht begründender Anſpruch zuſteht. In Fällen diefer Art wird aber mit 
befonderer Vorſicht zu prüfen fein, ob nicht nad) der Natur des Mechteverhältnifjes und der 
Abſicht der Parteien das Zurüdbehaltungsreht ausgeſchloſſen ift. Dies wird insbeſondere dann 
in Srage kommen, wenn es ſich um eine einmalige Unterlafjung handelt, und fomit durch die 
Vornahme der unterfafienen Handlung die Erfüllung des Anſpruchs auf Unterlafiung überhaupt 
unmöglich wird. Als gänzlich ausgeſchloſſen wird imdeffen auch im diefem alle das Zurück⸗ 
behaltungsrecht nicht, wie Schollmeyer, Erl. 1b zu 8 273 anzunehmen fcheint, anzujehen 
fein. Hat fi 3. B. jemand verpflichtet, eine Wegegeredtigfeit an einem beitimmten Tage nicht 
auszuüben, wogegen ber Berechtigte fih ihm gegenüber verpflichtet Hat, ifm an diefem Tage 
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einen Weg Über ein anderes Grundftüd zu gewähren, fo wird der zur Nichtausübung der Weges 
gerechtigkeit Berpflichtete kraft des Zurückbehaltungsrechts berechtigt fein, die Wegegeredjtigkeit am 
dem betreffenden Tage auszuüben, wenn ber anbere Teil ihm ben verfprodenen Weg über das 
andere Grundftüd nicht gewährt. Ähnlich liegt das Verhältnis auch bei Verpflichtungen zu einem 
pofitiven Tun, wenn dieſes Tun zu einer beftimmten Zeit geſchehen foll und bie Zeit ein fo 
weſentliches Moment des Schuldverhältnifies bildet, daß die Erfillung nah Ablauf der Zeit 
überhaupt nicht mehr möglich ift, alſo z. B. bei der Verpflichtung zur Lieferung von Speifen zu 
einem beftimmten Feſtmahle. Wie fi in Füllen diefer Art das Verhältnis in betreff des An- 
ſpruchs des Schuldners geftaltet, auf Grund defien er das Zurückbehaltungsrecht ausgeübt hat, 
ergibt ſich aus den 38 323, 324. 

y) Richt ausgeichloffen wirb das Zurückbehaltungsrecht dadurch, dab der Anfprud des 
Gläubigers der Pfändung nicht unterliegt. ine bem 8 394, durch welchen die Aufs 
rechmung gegen Forderungen bdiefer Art ausgeſchloſſen wird, entiprechende Vorſchrift bejteht für dag 
Zurüdbehaltungsredht nicht und eine analoge Anwendung des $ 394 läßt fich bei der Verſchieden⸗ 
beit der Rechtslage nicht rechtfertigen (Bappenheim ©. 86; Ripr. Bd. 5 ©. 456; Bd. 6 ©. 225, 423; 
RS. in Seuff. A. Bd. 59 ©. 9). Das Zurückbehaltungsrecht kann alfo insbefondere auch gegen 
Anlprücje auf Arbeits⸗ oder Dienftlohn ausgeübt werben, fofern es nicht im einzelnen Falle als aus⸗ 
geihloffen anzuſehen ift (1. Ripr. Bd. 3 ©. 352, wo angenommen wird, daß gegen einen Anfpruch 
auf Dienſtlohn der Verpflichtete zwar zur Zurüdbehaltung wegen folher Anſprüche berechtigt fei, bie 
ihm auf Erja eines durch Verſchulden des Dienfiverpflichteten entjtandenen Schadens zuftänden, 
daß aber, wenn nad) dem Dienftvertrage der Dienftverpflichtete auch zum Erſatz eines von ihm 
nicht verfchuldeten Schadens verpflichtet fei, wegen des Hierauf gerichteten Anfprus den: Dienfts 
berechtigten ein Burüdbehaltungsrecht nicht zuftehe, weil dasfelbe in diefer Beziehung wegen der 
privilegierten Natur des Anſpruchs auf Dienftlofn als ausgeſchloſſen angefehen werden müfle). 
Die Zulaſſung des Zurückbehaltungsrechts gegen Anſprüche auf Arbeits und Dienftlohn führt 
nun zwar, wenn auc ber Gegenanſpruch auf Geld geht, unter Berüdfihtigung ber Vorfchriften 
des $ 274 im praktiſchen Ergebniffe zu einem ähnlichen Reſultate wie die Aufrechnung. 
Immerhin bleiben aber doch wenigſtens bis zu der Zwangsvollſtreckung nicht unmefentliche 
Verſchiedenheiten des in dem einen und in dem anderen Falle eintretenden Verhältniſſes und es 
dürfte daher unzuläffig fein, auf Grund jener Erwägung die Borfchrift des 8 394 für den Fall, 
daß beide fich gegenüberjtehenden Anſprüche auf Geld gehen, auf das Burüdbehaltungsreht 
entfprehend anzuwenden. Andererſeits läßt es fi) aber auch wohl nicht rechtfertigen, mit 
Dernburg II $ 59 IM in Fällen diefer Art wegen der Zuläſſigkeit des Zurücbehaltungsrechts 
entgegen der Vorſchrift des $ 394 auch die Aufrechnung für zuläffig zu erklären. 

b) Das Burüdbehaltungsreht findet ferner flatt, wenn berjenige, welder einen 
Gegenftand Herauszugeben bat, einen fälligen Anfprud wegen Verwendungen 
auf den Gegenftand oder wegen eines ihm durch diejen verurfadten Schadens 
gegen ben ®läubiger hat. Unter dem Ausdrude „herauszugeben“ wird auch das Übers 
tragen eines dem Berpflichteten gehörenden Gegenftandes mitverftanden. Die Vorſchrift beſchränkt 
fih, wie der Ausdruck „Gegenftand“ ergibt, nicht auf Sachen, fondern bezieht ſich auch auf Rechte. 
Die zu diefer Kategorie gehörenden Fälle werben zum Teil ſchon durch die unter a angeflihrte 
Vorſchrift gededt; jo z. B. das Recht des Entleihers und des Verwahrers, die Zurlidgabe der 
entliefenen bzw. ber hinterlegten Sache zu verweigern, bis ihm die auf die Sache gemachten 
Verwendungen erfegt find. In anderen zu diefer Kategorie gehörenden Fällen aber kann man 
nicht fagen, daß die beiderfeitigen Auſprüche auf demfelben rechtlichen Verhältniffe beruhen, ohne 
diefen Begriff ungebührlich weit auszudehnen. Den praktifch wichtigſten hierher gehörenden Fall 
bildet das Burüdbehaltungsredht des Beſitzers einer Sache wegen ber auf bie Sache gemadten 
Berwendungen gegenüber dem Anfpruche des Eigentümers auf Herausgabe der Sache (88 1000ff.). 
Andere Fälle, in denen eine Verpflichtung zum Exfage von Aufwendungen beftimmt tft, enthalten 
38. die 88 304, 347, 450, 500, 547, 592, 601, 850, 970. Eine Berpflihtung zum Erſatze 
des durch eine Sache zugefügten Schadens beflimmen 3. B. bie 88 833, 834, 836; fie fann aber 

auch bei obligatorifhen Verhältniffen in Frage kommen. In betreff bed Erforderniſſes der 
Fälligkeit gilt auch Hier das in der Exl. aa Gefagte. 

Ausgeihlofien iſt das Zurücbehaltungsrecht in den Fällen dieſer Urt, wenn ber Schuldner 
den Gegenfland durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung 3. ®. durch Diebſtahl 
erlangt hat. Über den Begriff des Vorfages f. Bd. I Vorbm. III ©. 41. Nicht erforderlich 
it, daß die unerlaubte Handlung gegen den anderen Teil gerichtet war. 

Vlond, Kommentas } BGB. Bd. II. 3. Auflage. 5 
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8. 274. Gegenüber der Klage des Gläubiger3 hat die Geltendmachung bes 
Zurückbehaltungsrechts nur die Wirfung, daß der Schuldner zur Leiftung gegen 
Empfang der ihm gebührenden Leiftung (Erfüllung Zug um Zug) zu verurtheilen ift. 

Auf Grund einer ſolchen Verurtheilung fann der Gläubiger feinen Anſpruch 
ohne Bewirkung der ihm obliegenden Leiftung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
verfolgen, wenn der Schuldner im Verzuge der Annahme ift. 


8. In einzelnen Fällen tft das Burüdbehaltungsrecit durch befonbere geſetzliche Bor- 
ſchriften auögefchlofien, fo 3. B. in den 88 175, 556 Abſ. 2; KO. 8 223. 

4. Durch die Vorſchrift des Abſ. 8, nach welder der Gläubiger dad Zurüdbehaltungsredit 
durch Sicherheitsleiſftung (8% 2321.) abwenden Tann, unterfcheibet fih das allgemeine Zurlid- 
behaltungsrecht mwefentlich von dem Zurlidbehaltungsrechte bei gegenfeitigen Verträgen (88 320ff.). 
Bei diefen ftehen Leiſtung und Gegenleiftung in einem folchen Zuſammenhange, dab fein Teil 
zu leiften braucht, ohne gleichzeitig die Gegenleiftung zu erhalten. Das allgemeine Zurück⸗ 
behaltungsreht hat nur ben Bwed, dem Schuldner Sicherheit zu gewähren, daß er demnächſt 
die ihm gebührende Leiſtung erhält. Das Zurückbehaltungsrecht gewährt ihm biefe Sicherheit; 
er muß fi aber, wenn der andere Zeil die vorzieht, mit jeder anderen nad allgemeinen 
Grundſätzen (88 2325.) zuläffigen Art der Sicherheitsleiftung, begnügen; nur die Sicherheits⸗ 
leiftung durch Bürgen kann er ablehnen, weil ihm diefe nicht die gleiche reale Sicherheit gewährt 
wie das Burüdbehalten der gefchuldeten Leiftung. Sicherheit muß, um das Burüdbehaltungss 
recht abzuwenden, auch dann geleiftet werben, wenn ber Schuldner bereitd genügende Sicherheit 
hat; benn wenn dem Schuldner troß diefer Sicherheit das Burüdbehaltungsrecht zufteht, fo kann 
ihm dasfelbe nur entzogen werden, wenn er an befien Stelle noch anderweitige Eicherheit 
erlangt (a. U. Rehbein, Erl. 82 zu 88 241—292). Daß die Gegenforderung unſtreitig ift, 
fließt das Recht, das Zurückbehaltungsrecht durch Sicherheitßleiitung abzuwenden, nit aus 
(a. A. wie e3 fcheint Nebbein, Erl. 82 zu 88 241— 292). Wirb die gefeiftete Eicherheit un⸗ 
genügend, fo findet der 8 240 Anwendung. Kann ber Schuldner bie hiernady bem Gläubiger 
obliegende Ergänzung der Sicherheit oder anderweitige Sicherheitsleiftung nicht erlangen, fo ift 
er berechtigt, auf dad Zurüdbehaltungsreht zurüdzugreifen, foweit dies noch möglich ift. 

5. Über das weitergehende kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht ſ. HGB. 88 369372. 


R 8 274. 
@.18 234 Eat 1; II 8 231 eb. 8 268; III 8 268. P.1E. 10961; M.IT 6.48 P.IIB.1 6. 312f. 

Neumann, Zur Zwangsvollſtredung aus Urteilen auf Leitungen Zug um Bug in IB. 
1901 ©. 704. 

1. Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts im Prozefie. Während eine verzögerliche 
Einrede regelmäßig dem Schuldner das Recht gewährt, bie Abmweifung der Klage zu verlangen, 
hat bie Geltendmadung bes Burüdbehaltungsreht3 nur zur Folge, daß der Schuldner nicht 
unbedingt, fondern nur zur Xeiftung Zug um Bug verurteilt wird. Hieraus dürfte indeſſen 
nicht mit Endemann I 8 126 Anm. 21 zu folgern fein, daß es fich bei der Geltendmachung 
des Zurudbehaltungsrechts Überhaupt nit um eine Einrede, fondern nur um eine prozeſſualiſche 
Einmwendung handelt. Die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts iſt Geltendmachung 
eines Gegenrechts und deshalb eine Einrebe. Daß fie im Prozeß eine andere Wirkung hat, als 
die verzögerlihen Einreden regelmäßig haben, nimmt ihr den Charakter der Eintede nicht. In 
dem 8 202 Abſ. 2 wirb dies ausbrüdlich anerfannt. Rah RG. in ZW. 1903 Beil. ©. 16 iſt 
eine Geltendmahung des Zurückbehaltungsrechts nicht one weiteres in dem Antrag auf Abweiſung 
ber Klage zu finden und liegt ebenſowenig eventuell in der Geltendmachung ber Aufrechnung. 

Begrifflich erfordert die Leiftung Zug um Zug die Gleichzeitigkeit beider Leiftungen. 
Praktiſch iſt die vollſtändige Gleichzeitigkeit häufig nicht ausführbar. Im folden Fällen muß es 
genügen, wenn die Leiftung in folder Art erfolgt, dab der Leiſtende die volle Sicherheit hat, 
unniittelbar darauf die ihm gebührende Leijtung zu erhalten. Bei gegenfeitigem Mißtrauen der 
Parteien kaun es unter Umftänden notwendig werben, daß ein Dritter zugezogen wird, ber die 
tunlichſte Gleichzeitigleit der beiberfeitigen Leiftungen vermittelt. 

2. Die Zwangsvollſtreckung wegen eines Urteils auf Keiftung Zug um Ing Tann nad 
dem Inhalte des Urteils ebenfal® nur auf Leiftung Zug um Bug gehen. Nach 8 274 Abf. 2 
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fieht eB aber der Bewirkung der dem Schuldner gebührenden Leiftung gleih, wenn diefer im 
Berzuge der Annahme iſt. Der Gläubiger kann unter diefer Borausfegung die Zwangsvollſtreckung 
betreiben, wie wenn ber Schuldner unbedingt verurteilt wäre. Die Vorausſehungen des Verzugs 
werben in den 88 293 ff. beftimmt. Beſonders zu beachten ift dabei die Vorſchrift des 8 298, 
nad) welder, wenn der Schuldner nur gegen eine Leiftung bes Gläubiger zu leiften verpflichtet 
it, der Gläubiger in Verzug kommt, wenn er zwar die angebotene Leiftung anzunehmen bereit 
il, die verlangte Gegenfeiftung aber nicht anbietet. In dem bier vorausgefegten Falle ift alfo 
der Schuldner im Verzuge ber Annahme ber ihm gebüßrenden Leiftung, wenn ihm dieſe von 
dem Gläubiger gegen Bewirtung der ihm obliegenden Gegenleiftung angeboten tft, er aber bie 
verlangte Gegenleiftung nicht anbietet. 

Näher geregelt wird das Verfahren duch CPO. 88 726 Ab. 2, 756, 765. Hiernad) er⸗ 
fordert die Wollfiredbarkeitserflärung eines auf Leiftung Bug um Zug lautenden Urteils den 
Nachweis, dab der Schuldner befriedigt oder im Verzuge der Annahme fei, nur dann, wenn die 
dem Schuldner obliegende Leiftung in der Abgabe einer Willenserllärung beiteht. Der Gerichts« 
vollzieher barf aber die Bwangsvoliftredung nicht beginnen, bevor er dem Schuldner die diefem 
gebührenbe Xeiftung in einer den Berzug der Annahme begründenden Weife angeboten Hat, fofern 
nicht der Beweis, daß der Schuldner befriedigt oder im Verzuge der Annahme fei, durch öffent 
lie oder öffentlich beglaubigte Urkunden erbracht tft und diefe Urkunden bem Schuldner vorher 
äugeftellt find ober gleichzeitig zugeftellt werben. Das Vollftredungsgericht darf eine Vollſtreckungs⸗ 
maßregel nur anordnen, wenn ber Beweis, daß der Schuldner befriedigt, oder im Verzuge der 
Annahme fei, durch öffentlicye oder öffentlich beglaubigte Urkunden erbradjt wird und die Urkunden 
bem Schuldner zugeitellt find. Der Buftellung bedarf es nicht, wenn der Gerichtsvollzieher die 
Zwangsvollſtredung bereits begonnen hatte und der Beweis buch das Protololl bes Gerichts⸗ 
vollzieherd geführt wird. 

3. Zurüdbehaltungsrecht im Falle einer Berpflihtung bed Gläubiger zur Borleiftung. 
Für die Klage aus einem gegenfeitigen Vertrage beſtimmt der $ 322 Abf. 2 im Anflug an 
eine dem 8 274 Abf. 1 entiprechende Vorſchrift noch ferner, daß, falls der klagende Teil vor⸗ 
äuleiften Habe, derfelbe, wenn der andere Zeil im Berzuge ber Annahme fei, auf Leiftung nah 
Empfang der Gegenleiftung Hagen könne. Eine entſprechende Vorſchrift enthielt der E. I 8 365 
Abſ. 1 Sag 2, und diefe follte nad 8 234 Sap 1 auf das allgemeine Zurüdbehaltungsrecht 
entſprechende Anwendung finden. Die zweite Kommiſſion hielt es fir zwedmäßiger, die hier 
feaglihe Beftimmung nicht durch Verweiſung auf die für gegenfeitige Verträge geltenden Bor« 
ſchtiften zu treffen, fondern direkt auszuſprechen; fie beicränfte ſich aber auf die Vorſchrift des 
8 274 Abf. 1 umd lehnte die Aufnahme einer dem & 322 Ubi. 2 entſprechenden Vorſchrift ab. 
Dabei wurde zwar anerkannt, daß es denkbar ſei, daß das Burüdbehaltungsreht nach dem 
Inhalt eines befiimmten Schuldverhältniffes nur dem einen Teile zuftehe, ber andere Teil alſo 
zur Borleiftung verpflichtet jet; ob aber ſolche Fälle im Verkehrsleben in irgend erheblicher Zahl 
vorfämen, erfcheine zweifelhaft; bei den al Beiſpiel angeführten Fällen des E. I 38 270, 301 
Geht 88 369, 403; vgl. auch 88 798, 799) liege eine andere Auffafiung näher, deswegen werde 
don einer ſolchen Vorſchrift, zu welcher die Rechtſprechung erforberlihenfalles mittel8 analoger 
Anwendung des 8 365 (jept $ 322 Abf. 2) gelangen könne, befier abgefehen. Der im $ 273 
befrimmte Begriff bes Zurücbehaltungsrechts paßt auf bie Bier fraglichen Fälle nicht; eine ent» 
ſprechende Anwendung des 8 322 Abf. 2 auf fie dürfte aber unbedenklich fein. 
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Tige, Die Unmöglichkeit der Leiftung nad; deutſchem bürgerlichen Recht, 1900; Kleineibam, 
Unmöglichfeit und Unvermögen nad) bem BGB. ac. 1900; derfelbe, Einige Streitfragen aus der 
Unmöglichleitslehre bes BEB., in Iherings Jahrb. Bd. 43 ©. 105 ff.; Kiſch, Die Wirkungen 
der nachträglich eintretenden Unmöglichkeit der Erfüllung bei gegenfeitigen Werträgen, 1900; 
Biermann, Zur Lehre vom der Unmöglichteit der Leiftung im Arch. f. civ. Pr. Bd. 91 
©. 73-102; Krug, Das unverſchuldete Unvermögen zu einer verſprochenen Leiſtung, 1901; 
Treitel, Die Unmöglichkeit der Leiftung und der Verzug bei Unterlafjungsverbindlicteiten; 
Titze über das oben erwähnte Wert von Kiſch in Krit. Viert. 3. F. Bd. IX ©. 338ff. 

1. Das BGB. unterſcheidet zwiſchen objeltiver und fubjektiver Unmöglicteit der Leiftung. 
Objektiv unmöglich iſt eine Zeiftung, die von niemand bewirkt werden fan. Gleichgültig tft es, 
ob bie Unmöglichkeit eine phyfiiche oder eine rechtliche fit. Objektiv unmöglich ift alfo 3. 2. die 
Übergabe einer Sache, welche nicht mehr egiftiert, oder die Veftellung eines dinglichen Rechtes, 
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welches nach den Vorſchriften bes Sachenrechts nicht begründet werden kann. Subjeltiv unmög- 
lich tft eine Leiftung, die zwar objektiv möglich, bie aber dee Schuldner zu bewirken außeritande 
ift, 3. B. die Übergabe einer Sache, bie ber Schuldner nicht befigt. Das Unvermögen des 
Schuldners, bie Leiftung zu bewirken, kann übrigens auch eine objektive Unmöglichkeit begründen. 
Es ift die dann der Fall, wenn nad; dem Inhalte des Schuldverhältnifjes die Leiftung durch 
den Schuldner in Berfon erfolgen muß. Wo das BGB. von der Unmöglichkeit ber Leiftung 
fpricht, verſteht es darunter die objektive Unmöglichkeit. Die fubjektive Unmöglichkeit, welche dag 
BGB. als das „Unvermögen des Schuldner zur Leiftung” bezeichnet ($ 275 Abf. 2), wird aber, 
wenn fie nad) der Entſtehung des Schuldverhältniſſes eingetreten tft, der objeltiven Unmöglichkeit 
gleichgeftellt (8 275 Abf. 2). Infolge diefer Gleichftellung gelten die in ben 88 280—283 über 
die Unmöglichkeit der Leiftung gegebenen Vorſchriften auch für die fubjeftive Unmöglichkeit. Die 
Kritik der Unterſcheidung zwifchen objektiver und fubjeltiver Unmöglichkeit, die Tihe ©. 70 ff. 
übt, dürfte nicht begründet fein. Da es ſich dabei lediglich de lege condenda handelt, ift Hier 
nicht näher darauf einzugehen; f. dagegen aud Kleineidam in Sherings Jahrb. ©. 122 ff. 

2. Die Unmöglicteit der Zeiftung kann eine vollfländige oder eine nur teilweiie fein. 
Ob die Unmöglichkeit, eine Leiftung in einer einzelnen Beziehung fo zu bewirken, wie fie nad 
dem Inhalte des Schuldverhältniffes erfolgen fol, eine vollftändige oder eine teilweife Unmöglich- 
teit begründet, hängt von dem Inhalte des Schuldverhältnifjes ab. Die Unmöglichkeit kann eine 
nur teilmeije fein, weil fie nur einen Teil des zu leiftenden Gegenftandes betrifft oder weil fie 
fih nur anf den Ort, am weldem oder auf die Zeit, zu welcher die Leiftung zu erfolgen hat, 
bezieht. Im Iegterer Beziehung wird unterjchieden zwifhen bauernder und zeitweifer Un- 
möglichkeit. Dauernd ift die Unmöglichkeit, wenn fie fi nad) dem gegenwärtigen Stanbe 
unferer Kenntnifie und Erfahrungen überhaupt nicht heben läßt. Steht dagegen ber Leiftung 
nur ein feiner Natur nad) borlibergehendes Hindernis entgegen, fo tft die Unmöglichkeit eine 
zeitweife. Bildet aber die Zeit der Leiſtung einen fo weientlihen Beitandteil des Schulöverhält- 
nifjes, daß bie Leiftung zu einer anderen als der beftimmten Beit ald eine ganz andere Leiftung 
erſcheint, fo ift die Unmöglichkeit, die Leiftung zu der beftimmten Beit zu bewirken, eine voll» 
ftändige und dauernde. Geht 3. B. die Verpflichtung des Schuldners dahin, eine Fahrt zu einem 
beitimmten Eifenbahnzuge zu machen oder zu einer beftimmten Geſellſchaft ein Diner zu liefern, 
fo Bilder die Zeit einen integrierenden Beltandteil des Inhalts der Leiftung; die geichuldete 
Leiftung ift überhaupt unmöglih, wenn fie zu ber beftimmten Beit unmöglich ift (vgl. Seuff. 
A. 8.57 S. 240f.). Regelmäßig bildet die Beit einen fo weientlihen Beſtandteil der Leiftung. 
In biefem alle begründet die Unmöglichkeit, % der beſtimmten Zeit zu leiften, nur eine zeit⸗ 
weife Unmöglichkeit (vgl. Ripr. Bd. 6 ©. 48). Ähnlich liegt das Verhältnis im betreff des Ortes 
der Leiftung. 


8. Aufängliche und nachfolgende Unmöglichkeit. Die rechtlichen Folgen ber Unmöglichkeit 
find verfchiebene, je nachdem die Unmöglichkeit fon zur Zeit ber Begründung des Schuld 
verhältnifies befteht ober exit fpäter eintritt. 

a) Allgemeine Borfchriften über die Folgen, welche eine bereits bei ber Begründung 
des Schuldverhältniffes beftehende Unmöglichkeit Hat, enthält das BGB. nicht. Ein 
auf eine unmögliche Leiftung gerichteter Vertrag tft nad) $ 306 nichtig. Nähere Beſtimmungen 
über die Verpflichtung zum Erfage des negativen Jutereſſes von feiten desjenigen Teiles, welcher 
die Unmöglichkeit gelaunt hat, an den anderen Teil fowie über ben Fall, daß die Unmöglichkeit 
gehoben werben kann, enthalten die 88 307, 308. Unwirkſam tft nah 8 2171 aud ein Ber 
mädtnis, das auf eine zur Beit des Erbfalls unmögliche Leiſtung gerichtet iſt. Unter Unmög- 
tichleit verſtehen bie gedachten Vorſchriften nur die objektive Unmöglichleit (ſ. oben Erl. 1 und 
Erl. zu 8 306; dgl. für Vermächtniſſe auch 8 2172). Eine den 88 306, 2171 entſprechende 
Beitimmung für Leiftungen, zu denen ber Schuldner auf Grund einer geſetzlichen Vorſchrift 
verpflichtet ft, hat das BGB. nicht aufgenommen, weil voraußgefegt werben muß, daß bas 
Geſetz niemals eine objektiv unmögliche Leiftung vorſchreiben wird. 

Ans dem Mangel einer Vorſchrift über die Folgen einer bereitS bei ber Entitehung des 
Scähuldverhältniffes beſtehenden fubjeftiven Unmöglichkeit muß gefchlofien werden, daß eine ſolche 
Unmöglichteit keine redhtlihen Folgen hat. Das Schuldverhältnis befteht alfo trotz dieſer Uns 
möglichkeit. Der auf eine fubjeltiv unmögliche Leiſtung gerichtete Wertrag ift gültig; über Vers 
mädjtniffe f. die 88 2169, 2170. Bei Verträgen biefer Urt gebt dad BGB. davon aus, dab 
der Schuldner die Garantie für die Leijtungsfähtgkeit übernommen habe. Someit fid) aus dem 
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8. 275. Der Schuldner wird von der Verpflichtung zur Leiftung frei, fo- 
weit die Leiftung in Folge eines nach der Entſtehung des Schuldverhältnifies ein» 
tretenden Umftandes, den er nicht zu vertreten Bat, unmöglich wird. 

Einer nach der Entftehung des Schuldverhältniffes eintretenden Unmöglichkeit 
iteht das nachträglich eintretende Unvermögen des Schuldners zur Leiftung gleich. 


Inhalte des Vertrags ein anderes exgibt, haftet der Schuldner — nur nach Maß⸗ 
gabe der getroffenen Vereinbarung. Über das Nähere f. Erl. zu 8 306. 

db) Tritt die Unmöglichkeit der Keiftung erſt nad der Entfehung des Schuld» 
verhältniffes ein, fo beftimmen fich die Folgen nad den Vorſchriften der 88 275—283. 
Rad diefen Vorſchriften wird zwiſchen objektwer und fubiektiver Unmöglichkeit nicht unterfchieben 
(8 275 Abf. 2). Es tommt vielmehr Lediglich darauf an, ob die Unmöglichkeit infolge eines von 
dem Schuldner zu vertretenden Umſtandes eingetreten iſt oder nicht, Welche Umftände ber 
Schuldner zu vertreten hat, beitimmt fich, ſoweit fi nicht aus dem Inhalte des Schuldverhält« 
niſſes ein anderes ergibt, nad) den Vorſchriften der 38 276—279. Der Schuldner wird von 
feiner Verpflichtung frei, foweit die Leiftung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Um⸗ 
ſtandes unmöglid wird (8 275 Abi. 1); er Hat dem Gläubiger den durch Nichterfüllung ent- 

Schaden zu erfegen, foweit die Leiftung infolge eines von ihm zu vertretenden Um- 

Randes unmöglich wird ($ 280). Far beide Zälle gibt der 8 281 dem Gläubiger, wenn ber 
Schuldner infolge des Umftandes, welcher die Leiftung unmöglich gemacht Hat, einen Erſatz oder 
einen Erſatzanſpruch erlangt bat, dad Recht, von dem Schuldner die Herausgabe des Erſatzes 
bzw. die Abtretung des Erſatzanſpruchs zu verlangen. Der $ 282 gibt Vorſchriften über die 
Beweislaft, der $ 283 über die dem Gläubiger im alle einer rechtskräftigen Verurteilung des 
Schuldners zuftehenden Rechte. Über gegenfeitige Verträge |. 88 323—825. 

©) Befondere Vorichriften gibt dad BGB. für den Fall, daß die Leiftung nicht recht⸗ 
zeitig erfolgt. Eine Leiftung, welche zu derjenigen Beit, zu welcher fie erfolgen follte, nicht 
erfolgt, kann zu biefer Zeit überhaupt nicht mehr erfolgen. Durch die Nichtleiftung tritt alfo 
in Anfehung der Zeit eine vollftändige und dauernde Unmöglichkeit der Letſtung ein. lie biefe 
Art der Unmöglichfeit gelten die Vorfchriften über den Verzug des Schuldners (88 284—290). 
Über dad bei gegenfeitigen Verträgen eintretende Verhältnis |. $ 326. 


82%. 
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1. Über den — ber Unmoglichkeit und die Sen art — objeltiver und 
fubjeltiver Unmöglichkeit ſ. Vorbm. 1 zu 88 275—290. Subjektiv unmoͤglich iſt eine Leiſtung 
auch dann, wenn fie von dem Schuldner durch diejenige Kraflanftrengung nicht bewirtt werben 
lann, welche ihm nad dem Imbalte des Schuldverhäftnifies obliegt. Die Möglichkeit, daß die 
Leiſtung durch eine größere als die obligationsmäßige Kraftanftrengung bewirkt werben kann, 
kommt für die Frage, ob die fraft des Schuldverhältniſſes geſchuldete Leiftung möglich oder 
unmöglidy tft, nicht in Betracht. Die fubjektive Unmöglichkeit wird auch in Fällen biefer Art zu 
einer objektiven, wenn die Leiftung von dem Schuldner in Berfon bewirkt werden mußte (f. Borbm. 1). 
Bei teinem Schuldverhältniffe wird von dem Schuldner erfordert, daß er die Leiftung auch daun 
beiirfe, wenn ex dies nur unter Verlegung öffentlichrectlicher Verpflichtungen kann, wenn er 
aljo z. B. die Leiftung nur dadurch bewirken könnte, daß er fich ber Milttärpflicht entzieht (vgl. 
auch RG. Bd. 32 ©. '133, nad) welchem die von einer Eifenbafnverwaltung übernommene 
Berpflihtung, Züge an einer beitimmten Station Halten zu laffen, wegen ber Unmöglichkeit der 
Crfühung wegfällt, wenn die zuftändige ſtaatliche Behörde das Halten der Büge unterfagt). All 
gemein wird eine Leiftung aus dem angeführten Geſichtspunkt auch dann wohl als unmöglich zu 
betrachten fein, wenn ihre Bewirkung nur unter Verlegung Höherer fittlicher Pflichten möglich ift. 
Bei der Beurteilung ber Frage, ob eine fittliche Pflicht befteht, wird aber immer zu beachten 
fein, ob diefe Pflicht audy dann noch angenommen werden muß, wenn durch ihre Erfüllung eine 
Leiſtung unmöglid) wird, zu der eine vechtliche Verpflichtung beſteht. Man kann z. B. eine ſitt⸗ 
liche Pflicht, an der Beerdigung eines nahen Angehörigen teilzunehmen, im allgemeinen aner« 
fennen, während nicht zugegeben werben kann, daß eine folhe Teilnahme ald durch eine ſittliche 
Pit auch dann noch als geboten zu erachten iſt, wenn dadurch die Erfüllung einer rechtlichen 


70 I. Abſchnitt: Inhalt ber Schuldverhältnifie. 


Verpflichtung auf die ber Gläubiger unbedingt reinen konnte, gehindert wird. Wllgemeine 
Grundſätze dariiber, welches Maß ber Kraftanfirengung von dem Schuldner gefordert wird, und 
welde Opfer er nötigenfalld bringen muß, um die geſchuldete Leiſtung zu bewirken, laſſen ſich 
nicht aufitellen. Man wird immer das einzelne Schuldverhältnis ins Auge fafien und an dieſes 
den im $ 242 beftimmten Maßftab anlegen müfien, nad welchem die Leiftung fo zu bewirken 
Aft, wie Tren und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsfitte es erfordern. Nicht richtig dürfte 
es fein, für vermögensrechtliche Geſchäfte allgemein die Regel aufzuftellen, daß der Schuldner zu 
unverhäftnismäßigen Aufwendungen, d. h. zu folden, die mit bem Werte der von ihm zu ber 
wirkenden Leiftung in feinem Verhältniſſe ftehen, nicht verpflichtet fe. Nach 8 151 Abſ. 2 Tann 
der Schuldner, welder auf Grund einer Verpflichtung zum Schabenserfage ben früheren Buftand 
wieberherzuftellen verpflichtet if, den Gläubiger ftatt deſſen in Geld entihädigen, wenn die Wieder 
herftellung in Natur unverhältnismäßige Aufwendungen erfordern mwilrde. Dur den letzt⸗ 
gedachten Umftand wird alfo die geſchuldete Wiederherftellung nad der Auffafiung des Geſetzes 
nicht unmöglich; denn wäre dies ber Fall, fo würde bie Vorſchrift des Abſ. 2 neben der Bor 
ſchrift des Abſ. 1, nach welcher der Schuldner den Gläubiger in Geld zu entfchädigen hat, wenn 
die Wiederherftelung nicht möglich ift, unnötig und widerfinmig fein. Ügnliche Vorjchriften ent- 
halten die 38 633 Abf. 2, 2170 Abi. 2. Im dem 9 904 wird zwar dem Eigentlimer das Recht 
entzogen, bie Einwirkung eines Dritten auf feine Sache zu verbieten, wenn die Einwirkung zur 
Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig und ber aus dieſer Gefahr drohende Schaden 
gegenüber dem burd die Einwirkung für den Eigentümer entfiehenden Schaden unverhältnis⸗ 
mäßig groß ift. Diefe Vorausfegung gentigt hier alſo, um den Gefährbeten von feiner Wer 
pflitung, auf das fremde Eigentum nicht einzuwirken, zu entbinden, aber er ift nad Satz 2, 
wenn er aus diefem Grunde feine Verpflichtung nicht erfült, dem Eigentlimer in Geld zu ents 
fchädigen verpflichtet. Das BGB. fteht, wie fi) aus den angeführten Vorſchriften ergibt, nicht 
auf dem Standpunkte, dab ein Schuldner von feiner Verpflichtung dadurch befreit werde, daf die 
geſchuldete Leiftung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen oder Opfern bewirkt werden 
könne; mo dies im einzelnen Yale für billig erachtet wird, gibt das BGB. vielmehr befondere 
Vorſchriften zugunften des Schuldners; aber auch in biefen Bällen wird der Schuldner nicht 
völlig befreit, fondern muß ben Gläubiger in Geld entihädigen. Das BGB. trägt mit Recht 
nicht ausſchließlich dem Interefie des Schuldners, fondern auch dem Interefie des Gläubigers 
Rechnung. Wollte man den Schuldner wegen der im einzelnen Falle zur Bewirkung der Leiftung 
erforderlichen unverhältnismähtg Hohen Aufwendungen von feiner Verpflihtung ganz befreien, 
fo würde dadurch in unbilliger Weiſe dem Rechte des Gläubiger zu nahe getreten werben. 
Nur fomweit befondere Borfchriften eine folche Befreiung zulafien, wird man fie anzuerlennen 
haben; vgl. außer den oben angeführten Worfchriften noch die 88 343 Abf. 1, 655, 966 Mbf. 2; 
auch bie Borfhrift der CPO. $ 721, nad) welder das Gericht bei einer Slage auf Räumung 
einer Wohnung dem Beklagten eine rift zur Räumung geftatten kann, gehört Hierher. Die Ans 
nahme, dab der Schuldner von feiner Verpflichtung deshalb befreit ſei, weil die geſchuldete Leiftung 
unverhältnismäßige Aufwendungen und Opfer erforbere, tft daher, abgefehen von den oben ers 
wãhnten Fällen nur dann gerechtfertigt, wenn fich eine folche Beſchränkung ber Haftung aus der 
befonderen Natur des in Frage ftehenden Schuldverhältniſſes ergibt. Auch wenn diefe Borause 
fegung zuteifft, wird immer nod zu prüfen fein, ob der Schuldner, wenn er bie Befreiung 
geltend macht, nicht wenigftend zu einer Entihäbigung des Gläubigers in Geld verpflichtet bleibt 
r A. Tige, ©. 2ff.; wie hier im wefentlihen Endemann I 8 124 Anm. 8; Windfheid- 
ipp II 8 264 Bufag 4). 

2. Die Unmöglicteit ber Leiſtung muß, um ben Schuldner zu beireien, nad ber Ent- 
Rehung bes Schulbverhältuifies eingetreten fein. Bei aufſchiebend bebingten ober Befrifteten 
obligatorifhen Rechtsgeſchäften entfteht die Verbindlichkeit des Schuldners erit mit dem Eintritte 
der Bedingung oder des Termins ($ 158). Der bedingt oder befriftet Verpflichtete ift aber ſchon 
vorher gebunden und nach 8 160 dem Berechtigten zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn durch 
fein Verſchulden das von der Bedingung abhängende Recht vereitelt oder beeinträdtigt wird. 
Es kann bahingeftellt bleiben, ob der 8 275 unter der Entftehung des Schuldverhältniffes auch 
fon die Entfteßung eines bebingten Schuldverhältnifies mit verfteht; jedenfalls ift eine ent 
ſprechende Anwendung des 8 275 auf bie durch ein ſolches Schuldverhältnis begründete Ges 
bundenheit des Schuldners gerechtfertigt. Won diefer Gebundenheit wird der Schuldner befreit, 
wenn bie bedingt geſchuldete Leiſtung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes 
dor dem Eintritte der Bedingung unmöglich wird. Dies gilt auch dann, wenn es fi) um eine 
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fubjeltive Unmöglichkeit Handelt (3 275 Abſ. 2). Fände der 8 275 Abf. 2 bei auffhiebend be— 
bingten oder befrifieten Berbindlichfeiten nur Anwendung, wenn die fubjeftive Unmöglichkeit nad 
Eintritt der Bedingung eingetreten wäre, fo würde fi) da8 unannehmbare Refultat ergeben, daß 
der bedingt Verpflihtete firenger als der unbedingt Verpflichtete haftete, indem diefer durch jede 
nad; Abſchluß ded Vertrags einiretende, von ihm nicht zu vertretende fubjeltive Unmöglichteit 
befreit witrde, während der bedingt Verpflichtete dadurch, wenn die Unmöglichkeit vor dem Eins 
tritte ber Bedingung einträte, nicht beireit würde (Tige ©. 54; Enneccerus-Lehmann I 
$ 141 Anm. 1; Kiſch ©. Üf; Kleineidam ©. Sf. A. U Schollmeyer, Erl. 2b 
au 8 275). 

3. Eine nad) Abf. 2 der objektiven Unmöglichkeit in der bier in Frage ftehenden Beziehung 
gleichftehende fubjektive Unmöglichkeit Liegt insbefondere dann vor, wenn der Schuldner einem 
in fi) beftimmten Gegenftand zu Ieiften hat und biefen infolge eine von ihm nicht zu ver⸗ 
teetenden Umftandes zu leiſten außerſtande gefegt worden iſt. Auf diefen Fall beichränfte der 
€. I 8 237 Ubf. 2 die fubjettive Unmöglichkeit. Hierdurch follte ausgedrüdt werden, daß der 
Schuldner von einer Verpflichtung zur Leiftung von Gegenftänden, die nur der Gattung nad) 
beftimmt find, durch die fubjeltive Unmöglichken der Leiſtung nicht befreit werde. Sachlich will 
das BGB. dasſelbe; es erreicht ben Zweck aber auf einem anderen Wege, indem es im 8 279 
befiimmt, daß der Schuldner bei einer Verpflichtung der gedachten Art fein Unvermögen auch 
dann zu vertreten habe, wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laft falle (f. Erl. zu 8 279). Aber 
der Abf. 2 beſchränki ſich nicht auf deu im E I bezeichneten Fall, fondern trifft alle Fälle, im 
welchen ber Schuldner die von ihm gefchuldete Leiftung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden 
Umflandes zu bewirken unvermögend wird. 

Beruht das Schuldverhältnid auf einem Vertrag und tft die ſubjektive Unmöglichkeit bereits 
beim Abſchluſſe des Vertrags vorhanden, fo Hat der Schuldner für die Befeitigumg derfelben ein- 
zuftehen (ſ. Erf. 4 zu 8 306). Auf Grund des $ 275 wird er von feiner Verpflichtung zur 
Zeiftung mer frei, wenn nad) Abſchluß des Vertrags entweder eine objeftive oder eine andere als 
die beim Abfchlufle des Vertrags vorhandene fubjektive Unmöglichkeit, die er nicht zu vertreten 
dat, eintritt. Verkauft z. B. jemand eine Sache, die ibm nicht gehört, fo liegt für ihn eine ſub⸗ 
jettive Unmöglichkeit vor, die Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums zu erfüllen. Er iſt 
teogbem hierzu verpflichtet und wird von biefer Verpflichtung auch nicht dadurch befreit, dab er 
das zum Erwerbe der verlauften Sache erforderliche Geld nicht hat oder fpäter verliert. Anders 
liegt daS Verhältnis, wenn die Sache nicht verfauft, fondern nur die Verpflichtung eingegangen 
wurde, die Sache dem anderen Teile zu verfhaffen. Auch in dieſem Falle wird ber Verpflictete 
dadurch nicht frei, daß er das zur Anſchaffung der Sache erforderliche Geld nicht hat oder fpäter 
infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes verliert. Der Grund der Entſcheidung 
iſt hier aber ein anderer. Halte der Verpflichtete zur Zeit der Eingehung des Vertrags das zur 
Anfhaffung der Sache erforderliche Geld und verliert er biefes fpäter infolge eines von ihm 

nicht zu vertretenden Umftandes, fo liegt eine nachträgliche fubjeltive Unmöglichkeit der Leiflung 
vor. Die hieraus an fich folgende Anwendbarkeit des $ 275 Ubf. 2 wird Hier aber durch die 
befonbere Vorſchrift des 8 279 ausgeſchloſſen (f. Erl. 2 zu 8 279. U. U. Enneccerus⸗Leh⸗ 
mann I 8 192 Anm. 1; Eofad I ©. 334). 

4. Eine Verpflichtung zur Unterlaflung ift der Verpflichtete infolge eines von ihm nicht zu 
vertretenden Umfiandes zu erfüllen außeritande, wenn er infolge eines folhen Umftandes bass 
ienige tun muß, was er zu unterlaffen verpflichtet iſt (ſ. Treitel ©. 36ff.). Hat fid z. 8. 
jemand verpflichtet, fi) zu einer beftimmten Beit an einem beftimmten Orte nit aufzuhalten, 
fo iſt ihm bie Erfüllung diefer Verpflihtung unmöglich, wenn er zu der beitimmten Zeit mit 
Gewalt an den betreffenden Ort gebracht wird oder wenn er behufs Erfüllung einer öffentliche 
rechtlichen Pflicht fi zu der beftimmten Zeit an dem betreffenden Ort begeben muß. Das Une 
vermögen des Schuldners zur Letftung begründet bier immer eine objeltive Unmöglichkeit, weil 
die geſchuldete Unterlafjung von dem Berpflichteten in Perfon zu erfolgen hat. Der von Treitel 
6.13}. angeführte Fall, in welchem die Verpflichtung dahin eingegangen ift, daß aud Dritte 
etwad unterlaffen follen, gehört nicht hierher. Hier ift neben der Verpflichtung zur Unterlafjung 
zugleich die Verpflichtung zu einem pofitiven Tun, nämlich dazu eingegangen, die anderen vom 
der zu unterlafienden Handlung abzuhalten. 

5. Die Befreiung des Schuldners, welhe infolge einer von ihm nicht zu vertretenden 
Unmöglichteit der Leiftung eintritt, reicht nur fo weit, als die Unmöglichtett reiht. Iſt nur 
ein Teil der Leiftung unmöglich, fo wird ber Schuldner nur in betreff diefes Teiles frei. Iſt 
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$. 276. Der Schuldner Hat, fofern nicht ein Anderes beftimmt ift, Vorſatz 
und Fahrläffigfeit zu vertreten. Fahrläſſig Handelt, wer die im Verfehr erforder- 
liche Sorgfalt außer Acht läßt. Die Vorfchriften der 88. 827, 828 finden An« 
wendung. 

Die Haftung wegen Vorfages kann dem Schuldner nicht im voraus erlaffen 
werden. 


die Leiftung nur zurzeit unmöglich, fo wird er nur für diefe Zeit frei. Soweit die Leiftung 
volftändig und dauernd unmöglich tft, wird ber Schufdner vollftändig frei. Das letztere war im 
€. 1 3 237 Abſ. 1 ausdrücklich ausgeſprochen, tit aber von der zweiten Kommiſſion als über» 
flüffig mweggelaffen. Über den Begriff der dauernden Unmöglichkeit |. Vorbm. 2 zu 88 275—2905 
Rſpr. Bd. 6 ©.226. Bilder die Zeit ber Leiftung ein weſentliches Moment ber Leiftung felbft, 
fo macht die Unmöglichkeit zu biefer Beit zu leiften, die Leiftung ſelbſt unmöglich. Wuc dann 
aber, wenn bie Beſtimmung ber Zeit nicht diefen Charakter hat, kann der Ablauf einer längeren 
Zeit die Folge Haben, daß die Leiſtung nicht mehr gefordert und nicht mehr angeboten werden 
kann. Welcher Beitraum verflofien fein muß, damit diefe Wirkung eintritt, beftimmt ſich nad 
dem Inhalte des Schufdverhältniffes und nad den Umftänden des Falles; eine Bindung auf 
ewige Zeit wird wohl niemals anzunehmen fein (Tige ©. 35). 

6. Rur von der Leiſtungspflicht wird der Schuldner infolge einer von ihm nicht zu ver 
tretenden Unmöglichkeit der Xeiftung befreit. Das Schuldverhältnis felbft bleibt, foweit dies 
bei dem Wegfalle der Leiftungspflicht noch möglich; ift, beftehen. Es zeigt fi dies insbeſondere 
darin, daß der Schuldner nad) Treu und Glauben (8 242) für verpflichtet zu erachten fein wird, 
dem Gläubiger unverzüglich von der eingetretenen Unmöglichkeit Mitteilung zu maden (Tige 
©. 100f., Seuff. A. Bd. 56 ©. 392). 

7. Beweislaſt. Die Befreiung des Schulbners von der Leiftungspflicht auf Grund bes 8 275 
tritt ipso jure ein. Dem Schuldner, welcher die Befreiung geltend macht, liegt aber ber Beweis 
ob, daß die Leiftung nach der Entftehung des Schuldverhältuifies unmöglich geworden und daß 
die Unmöglichkeit infolge eines von ihm nicht z vertretenden Umſtandes eingetreten fei (3 282; 
RG. Bd. 54 ©. 28). Der Schuldner Hat die Umftände darzulegen und zu bemweifen, aus denen 
fi ſowohl die Unmöglichkeit als auch, daß er dieſelbe nicht zu vertreten Hat, ergibt. Die Ent« 
ſcheidung der Frage, ob fi dies auß den angeführten Umftänden ergibt, iſt Sache des Gerichts. 
Wegen unrichtiger Subfumtion der Umftände unter jene Begriffe tft Revifion zuläffig. Genügen 
bie von dem Schuldner bewieſenen Umjtände zwar, um die Unmöglichkeit der Leiftung darzutum, 
ergeben fie aber nicht, daß der Schuldner bie Unmöglichkeit nicht zu vertreten bat, fo ift der 
Schuldner, fofern der Gläubiger nicht wegen der bewiefenen Unmöglichkeit feine Klage ändert und 
ftatt der Leiftung Schadenserfag fordert, zur Leiftung zu verurteilen. Das RG. nimmt dies in 
dem oben angeführten Urteile nur für den Fall an, daß der Schuldner bie Unmöglichkeit behauptet, 
ber Öläubiger fie aber beftreitet, während es für den Fall, dab die Unmöglichkeit feftgeftellt ſei, 
die Verurteilung des Schuldners zur Leiftung für unzuläffig Hält. Dies bürfte aber nicht konſe⸗ 
quent fein; denn wenn bie Feltftellung der Unmöglichkeit die Abweifung ber Klage auf Leiftung 
zur Folge Hat, fo muß dem Schuldner auch die Möglichkeit gegeben werden, die Unmöglichkeit 
zu bemweifen. Das auf eine unmögliche Leiſtung gerichtete Urteil kann zwar nicht direkt vollftredt 
werden. Es ift aber nicht nichtig und gewährt, wie auch dad RG. Hervorhebt, dem Gläubiger 
den Vorteil, den im 8 283 bezeichneten Weg einfchlagen zu können. 

8. Eine Mopifitation erleidet die Regel dei $ 275 durch bie Vorſchrift bes & 281 Abſ. 1, 
indem in dem dort vorausgefegten Falle feine vollftändige Befreiung des Schuldners eintritt, 
biefer vielmehr zu den dort beftimmten Leiftungen verpflichtet bleibt. 

9, Über die Frage, welche Umftände ber Schuldner zu vertreten hat, f. bie 88 276—279. 


8 276. 
&.18 144 WR. 1, 9 224 bi. 1 Ga 2,3, 8 225; II 8 233 Mb. 1,3 res. 8 270; III 8 270. 
P.1 €. 9931., 1057 f., 1067f., 3223f.; M.I S. 2791.; M. TI €. 271, 31. P.U Be. 1 ©. 187, 3021f.; 
Bd. 2 €. 590f., 604. 
v. Hippel, Die Grenze von Vorſatz und Fahrläffigkeit, 1903. 
1. Die im 8 276 beftimmte Haftung des Schuldners für Borfag und Fahrläſſigkeit 
bezieht ſich auf alle dem Schuldner obliegende Verpflichtungen. Er haftet aljo nicht bloß, wie 
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aus der Stellung des 8 276 gefolgert werben könnte, dafür, daß bie geſchuldete Leiftung wicht 
durch vorfägliches oder fahrläffiges Verhalten unmöglich wird, fondern Hat auch bet der Erfüllung 
der ihm obliegenden pofitiven Verpflichtungen diejenige Sorgfalt anzumenden, durch welche eine 
Sohrläffigfeit ausgefchlofien wird (RG. Bd. 52 ©. 18ff., Bd. 53 ©. 200ff.). Über bie den 
Schuldner im Falle vorjäglicher oder fahrläffiger Nichterfüllung der ihm obliegenden Ver— 
pfihtungen trefiende Berbindlichteit zum Schadenserfage |. Erl. zu 8 280; über die dem 
Gläubiger in ſolchem Falle bei gegenfeitigen Verträgen zuftehenden Rechte |. Erf. zu 88 325, 326. 

Nur auf beftchende Schuldverhäftnifie bezieht ſich der $ 276, nicht auf die fog. culpa in 
contrahendo. Beftimmungen über diefe enthalten die 88 122, 179, 307, 694. Über entſprechende 
Anwendung des 8 276 im den Fällen des 8 254 ſ. Erl. 2 zu 8 254. 

2. Über den Begriff des Borfages und der Fahrläſſigkeit ſowie über die Anwendung 
der 88 827, 828 f. Bd. I Borbm. III ©. 41ff. 

In betreff des Vorſatzes ift zu beachten, daß ber Schuldner wegen einer Handlung, 
durch welche die Leitung unmöglich wird, auch dann wenn er dies wußte, nicht haftet wenn er I 
aus einem der in der Erl. 2 zu & 275 bargelegten Gründe zu der Handlung bereditigt war. . 
Hat alfo 3. B. der Schuldner der ihm obliegenden Verpflichtung, fih an einem beftimmten Orte 
nicht aufzuhalten, zumidergehandelt, fo Haftet er, auch wenn er wußte, daß er dadurch objektiv 
feine Verpflichtungen verlegte, nicht, wenn er duch eine öffentlichrechtliche Pflicht, 3. ®. um 
feiner Milttärpflicgt zw genügen oder als Zeuge vor Gericht zu ericheinen, zu der Handinng 
genötigt war. 

Der in betreff der Fahrläſſigkeit nach Bd. I Vorbm. III ©. 41ff. anzulegende objektive 
Waßſtab fließt regelmäßig die Berückſichtigung individueller Verhältniffe aus. Es dürfte auch 
unzuläffig fein, mit Titze ©. 80 aflgemein anzunehmen, daß im Privatverfehre bei Geſchäften, 
die mit Nüdficht auf die Perfünlichteit des anderen Teiles vorgenommen werden, 3. B. beim 
Berleipen einer Sache oder bei ber Beftellung eines Fauſtpfandes nur biejenige Sorgfalt verlangt 
werden könne, die von dem Schuldner nad) feiner Individualität verlangt werden könne. Abge— 
ſchen von denjenigen Fällen, in denen der Schuldner gefeglich nur für diejenige Sorgfalt haftet, 
welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, muß ber Gläubiger immer darauf rechnen 
tönnen, daß der Schuldner die im Verkehr erforderliche Sorgfalt anwendet. Nur wenn im eins 
einen Falle die Umftände ergeben, daß bei dem Abfchluffe des dem Schuldverhältnifie zugrunde 
liegenden Vertrags befondere Rückſicht auf die dem Gläubiger bekannte Individualität des Schuldners 
genommen war, wird hierin eine ſtillſchweigende Vereinbarung gefunden werden fünnen, nad) 
welcher bei der Bemefjung der dem Schuldner obliegenden Sorgfalt befien Individualität berlid- 
fihtigen fol. Über die Anwendung des Begriffs der im Verkehr üblichen Sorgfalt ſ. R®. in 
733. 1902 ©. 435; in 1903 ©. 345. 

% Die Vorſchrift des 8 276 Abf. 1 Sag 1 ift eine dispoſitive. Dur; Vertrag unter 
den Parteien und bei der Verpflihtung aus Vermächtniſſen durch Verfügung des Erblafjers 
lann beitimmt werden, daß die Haftung des Schuldners eine weitergehende oder daß fie eine 
beiränttere fein foll; f. jedoch Erl. 4. 

Auch durch das Geſetz wird in einer Reife von Fällen die Haftung teils erweitert, teils 
beitäntt. Eine Erweiterung findet z. ®. flatt in den Fällen ber 88 279, 287 Satz 2, 678, 
01, 702, 848. 

Nur grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten hat ber Schuldner in den Fällen der 88 300 Abſ. 1, 
521, 599, 680, 968. 

Nur für die Sorgfalt, welche der Schuldner in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, 
hat er einzuftehen in ben Fällen der 88 690, 708, 1359, 1664, 2131. 

4. Die Vorſchriſft des Abf. 2, nach welder bie Haftung wegen Vorſatzes dem Schuldner 
im voraus nicht erlafien werden Tann, darf nicht auf grobes Verſchulden ausgedehnt werden. 
Die nach gemeinem Rechte bisweilen angenommene Sleichjtellung der lata culpa mit dem dolus 
ift dem BGB. fremd (RG. in Gruch. Bd. 46 ©. 900f.; a. U. wie e8 fcheint, Enneccerus⸗ 
Lehmann IS 194 D. 

Der Abf. 2 bezieht fich nicht auf eine Beftimmung, nad welcher der Schuldner nicht für 
den Vorſatz feines geſetzlichen Vertreters oder derjenigen Berfonen, deren er fih zur Erfüllung 

feiner Berbindlichkeit bedient, haften fol (z 278 Sap 2). 

5. Ob, wenn ein Vertrag eine nach 8 276 Abf. 2 nichtige Vereinbarung enthält, der ganze 
Vertrag oder nur dieſe Vereinbarung nichtig if, beftimmt fich nad) 8 139. Der ganze Ber- 
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8. 277. Wer nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen hat, welche er in eigenen 
Angelegenheiten anzuwenden pflegt, ift von der Haftung wegen grober Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht befreit. 


$. 278. Der Schuldner hat ein Verſchulden feines gefehlichen Vertreters 
und der Berfonen, deren er fich zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit bedient, in 
gleichem Umfange zu vertreten wie eigene® Verſchulden. Die Vorfchrift des 
8.276 Abf. 2 findet feine Anwendung. 


trag ift alfo nichtig, fofern nicht anzunehmen ift, daß er au ohne die fragliche Vereinbarung 
geichloffen wäre, 

6. Irrtum. Der €. I 9 241 beftimmte, daß die Unmöglichkeit als durch einen von dem 
Schuldner nit zu vertretenden Umftand herbeigeführt gilt, wenn fie dadurch herbeigeführt ift, 
daß der Schuldner fih in Unfehung des Schuldverhältnifies in einem entihulbbaren Irrtume 
befunden hat. Entihulbbar ift nah E. I 8 146 ein Irrtum, der nicht auf Fahrläffigkeit beruht. 
Bon ber zweiten Kommiffion find diefe Vorſchriften geſtrichen (P. II Bd. 1 S. 302f., 319). 
Sie find ſachlich richtig (f. Bd. I Borbm. III ©. 40), aber infofern nicht erichöpfend, als fie nur 
den Regelfall ins Auge faffen, in welchem der Schuldner Vorſatz und Fahrläffigfeit zu vertreten bat, 
und als fie ih nur auf den Irrtum über das Schuldverhältnis beziehen. Hat der Schuldner nur 
grobe Fahrläffigkeit zu vertreten, fo ift die Unmöglichkeit aud) dann als duch einen von ihm 
nicht zu veriretenden Umftand herbeigeführt anzujehen, wenn fie dadurch Herbeigeführt ift, da 
der Schuldner fih in Unfehung des Schuldverhältnifies in einem nicht auf grober Fahr— 
läſſigkeit beruhenden Irrtume befand. Andererſeits findet die fragliche Vorfchrift überhaupt 
feine Anwendung, wenn der Schuldner auch für Zufall Haftel. Der Irrtum kommt aud nicht 
allein dann in Betracht, wenn er ſich auf das Schulbverhältnis bezieht, fondern in allen Fällen, 
in welden der Iretum die Unmöglichkeit herbeigeführt hat. So wird z. B. ber Schuldner von 
der Berpflihtung, eine in feinem Befige befindliche Sache dem Eigentlimer herauszugeben, frei, 
wenn er biefe Verpflichtung zwar kannte, die Sache aber zerftörte, weil er fie infolge eines von 
ihm nicht zu vertretenden Umftandes mit einer ihm gehörenden Sache verwechſelte (a. U. wie es 
ſcheint Rehbein, Erl. 88 zu 88 241—292). 


8 27. 
G.18 145; 118 238 Abl. 2 zen. —* 371; II 8 271. P.1 6. 1066f., 32221.5 M.I €. 280. 
um. 1 6. 187f., 304. 

Über die Fälle, in welden ne Schuldner kraft des Gefeges nur für bie Sorgfalt ein- 
auftehen hat, welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, |. Erl. 3 zu 8 276. 

Über den Begriff der groben Fahrläffigkeit |. Bd. I Vorbm. III ©. 40. 

Eine Beftimmung ber hier fraglichen Art hat, mag fie auf Geſetz oder auf Vereinbarung 
beruhen, niemals die Bedeutung, daß der Schuldner, wenn er in feinen eigenen Angelegenheiten 
eine noch größere als die im Verkehr erforderliche Eorgfalt auzumwenden pflegt, au für diefe 
größere Sorgfalt einzuftehen hätte. Seine Haftung wird durch die fraglihe Beftimmung nur 
beſchränkt, nicht erweitert. 

Sit die Haftung des Schuldners in der gedachten Urt befchräntt, jo hat der Schuldner, 
um den Ausſchluß der Haftung darzutun, zu beweifen, daß er in feinen eigenen An⸗ 
gelegenheiten Teine größere Sorgfalt anzuwenden pflege, als er angewenbet habe, und daß ihn 
eine grobe Fahrläffigkeit nicht zur Laft falle (3 282). 


8 278. 
&.18 224 @6f. 2; II 8 234 res. 8 272; II 8 272. PIE. 11710: M. I E29. 
P.11 88. 1 6.302, 304; BB. 6 €. 154f., 161fl. 

Rümelin, Die Gründe der Schadenszurechnung und die Stellung des beutfchen bürgerlichen 
Geſetzbuchs zur objektiven Echadenserfagpflicht, 1896; Nukbaum, Haftung für Hilfsperionen, 
1898; Bridner, Die Haftung für das rechtöwidrige Verhalten anderer, insbefondere der Ver- 
treter und Gehilfen nad) dem BGB. und fonftigen Reichögefegen, 1901; Hoffmann, Die Haftung 
des Schuldners für feine Gehilfen; eine Studie über 8 278 BGB., 1902; Feder, Die Verants 
wortlicjleit für fremdes Verſchulden nad dem BGB., 1902; Blau, Rerantwortlicfeit für 
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ftemdes Berichulden nad; dem BGB., 1902; Eichhorn, Die Haftung des Notars für Verfehen 
des Bureauvorftehers, in 8. d. D. Not.Ber. 1901 ©. 325; Schulze⸗Görlitz, Über die Haftung 
des Notars für feine Gehilfen insbefondere den Bureauvorfteher, ebenda ©. 449. 

Die Frage, ob und in welhem Umfange ber Schuldner bei der Erfüllung feiner Ber- 
biudlichteit für das Berſchulden dritter Perfonen, die bei ber Erfüllung mitwirken, haftet, 
war im bisherigen Nechte ſehr beftritten. Wuch der 8 278, welcher diefe Frage enticeibet, Hat 
bereitö zu vielfachen Zweifeln Anlaß gegeben. Folgende Punkte find Hervorzuheben: 

1. Rur auf befiehende Schuldverhältuiſſe bezieht fi der 8 278, nicht auf die Vornahme 
von Redhisgefchäften, durch welche ein Schuldverhältnis begründet werden fol (R®. Bd. 49 ©. 26). 

2. Als PBerfouen, für deren Berfhulden ber Schuldner Haftet, bezeichnet der 8 278 

a) ben gejeglihen Vertreter des Schuldners. Wer gefeglicher Vertreter ift, bes 
kimmt fih nad den Vorſchriften über die elterliche Gewalt (88 1626ff.), Über die Bormunds 
ſchaft (88 1773 ff., 1896 ff.) und über die Pflegichaft (88 1909Ff.). Geſetzlicher Vertreter ift auch 
der Nachlaßpfleger (8 1960; a. 9. Tige ©. 86) und der auf Grund bes $ 1981 beftellte 
Nachlaßverwalter (a. A. Rehbein, Erl. 91 zu 88 241—292, ebenfo der Vertreter einer Attien- 
geſellſchaft (66B. $ 231). Die Stellung eines gefeglihen Xertreter8 Bat nach 8 26 auch der 
Borftand einer juriftiihen Perfon. Bu den gefeplichen Vertretern rechnet Feder ©. 25 auch 
den Teftamentöpoliftzeder, den Konkuröverwalter, ben Bwangsverwalter, den gejhäftsführenden 
Geſellſchafter bei der offenen Handelsgejellihaft, ferner den Ehemann in Unfehung bes einge 
brachten Gutes und bes Geſamtguts fowie die Frau innerhalb ihres häuslichen Wirkungstreifes 
und in Anſehung des Gefamtguts bei Behinderung des Manned. Nach der Terminologie des 
BGB. find diefe Perfonen indefien nicht geſetzliche Vertreter; fie gehören, ſoweit nicht für fie 
befondere Vorſchriften gelten, zu ber Kategorie der unter b bezeichneten Berfonen. Dasfelbe gilt 
von allen Perfonen, die durch Rechtsgeſchäfte von dem Schuldner zu feiner Vertretung bevoll- 
mädtigt find. 

Die Befugnis des gefeglichen Vertreters, im Namen des Vertretenen Rechtögefchäfte vors 


zunehmen, fteht Bier nicht in Frage. Es handelt ſich Hier vielmehr nur um die tatſächliche Er⸗ H 


flüung einer Verbindlichkeit des Vertretenen (f. Erl. 3). Auch in biefer Beziehung ift ber 
gelegliche Vertreter aber berechtigt und verpflichtet, für den Vertretenen zu handeln, und deshalb 
wird das, was er in dieſer Beziehung tut, dem Vertretenen angerechnet. Vorausſetzung ift nur, 
daß der gefegliche Vertreter eniiweber den Vertretenen auf deſſen ganzes Vermögen zu vertreten 
hat oder daß die Verbindlichkeit zu demjenigen Vermögen gehört, in betreff befien dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter die Verwaltung zufteht. 

b) Diejenigen Berfonen, deren fih der Schuldner zur Erfüllung feiner 
Verbindlichkeit bedient. Ein foldes Verhältnis kann durch das Geſetz oder durch den 
Pillen des Schuldners begründet fein. Durch das Geſetz tft es begründet in foldhen Fällen, in 
denen eine Perfon, ohne gefeglicher Vertreter des Schuldners zu fein, kraft des Geſetzes die 
Berwaltung de3 Vermögens hat, zu dem die betreffende Verbindlichkeit gehört, fofern die Ver- 
mwaltungsbefugnis fih auch auf die Berichtigung von Verbindlichkeiten bezieht (f. unter a). 
Someit die Mitwirkung des Dritten auf dem Willen des Schuldners beruht, ift zu unterſcheiden, 
ob der Schuldner nad dem Inhalte des Schuldverhältnifies berechtigt iſt, fi) anderer Perſonen 
zur Erfülung feiner Verbindlichkeit zu bedienen, oder ob er dazu nicht berechtigt iſt. In dem 
legteren Falle verlegt der Schuldner feine Verbindlichkeit ſchuldhaft ſchon Dadurch, daß er fidh zu deren 
Erfüung anderer Perfonen bedient; er hat deshalb eine hierdurch eingetretene Unmöglichkeit 
der Erfüllung auch dann zu vertreten, wenn bdiefe nicht duch ein Verſchulden jener Perfonen, 
fondern durch Zufall eingetreten ift, der Zufall aber nicht eingetreten fein würde, wenn er fi 
jener Berfonen nicht bebient hätte. Die Vorſchrift des $ 278 bezieht fi) zwar ihrer Fafjung 
nad auch auf diefen Fall und tft ihrem pofitiven Inhalte nach auch für ihn zutreffend; aber fie 
darf nicht dahin verfianden werden, daß der Schuldner auch für diefen Fall nur für das 
Verſchulden der Perfonen Haftet, deren er ſich zur Erfüllung jeiner Verbindlichfeit bedient. 
Lie Frage, ob der Schuldner in diefem Falle noch in weiterem Umfange haftet, wird durch den 
8 278 nicht berührt und iſt nad) allgemeinen Brundfügen in dem oben dargelegten Sinne zu 
entfheiden. Soweit der Schuldner nad) dem Inhalte des Schufdverhältniffes berechtigt ift, fich 
anderer Berfonen zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit zu bedienen, haftet er, wenn ex von biefer 
Befugnis Gebrauch macht, zwar nicht allein für fein eigenes Verichulden bei der Auswahl und 
Beauffigtigung der Berfonen aber doch nur für das Verſchulden derſelben nad; Maßgabe der 
unten (Exl. 3, 4) darzulegenden Grundfäge. 


An 
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Die Vorausfegung, daß ſich dee Schuldner einer anderen Perſon zur Erfüllung feiner 
Verbindlichkeit bedient, liegt nicht nur dann vor, wenn der Schuldner bie geſchuldete Leiftung 
durch einen anderen bewirken läßt, wenn er alfo z. B. die gefchuldete Sache durch einen Be— 
auftragten überbringen oder geihuldete Dienfte ganz oder teilweife durd einen anderen beforgen 
läßt (RG. in DIZ. 1902 ©. 435; RE. Bd. 55 ©. 335; Afpr. Bd. 6 ©. 81; Bd. 8 ©. 431). Jene 
Vorausfegung liegt auch dann vor, wenn e8 fi um’ bie Verpflichtung des Schuldners handelt, 
den Eintritt von Umftänden zu verhüten, welche die fünftige Leiftung unmöglich machen, und ſich 
ber Schuldner zur Erfüllung diefer Verpflichtung anderer Berionen bedient. So Hat z. B. der 
Verkäufer einer Sache bis zur Übergabe derfelben die im Verkehr erforderliche Sorgfalt darauf 
u verwenden, daß die Sache nicht untergeht oder verjchlechtert wird. Beauftragt er mit der 

berwachung der Sache feine Ungeftellten oder Dienftboten, fo hat er bafür zu haften, wenn 
durch deren Verſchulden die Sache umtergeht oder verſchlechtert wird. Man wird aber noch 
weitergehen müflen. Hat ber Schuldner die Cache vermietet, verliehen ober in Verwahrung 
gegeben, fo hat er aud) das Verſchulden des Mieters, des Entleiherd und des Verwahrers zu 
vertreten. Er war nad bem Inhalte des Schuldverbältnifies entweder zu diefen Handlungen 
überhaupt nicht berechtigt, dann haftet er nad) den oben bargelegten Grundſätzen ſchon deshalb, 
weil er durch diefe Handlungen ſelbſt feine Verbindlichteit ſchuldhaft verlegt Hat; oder er war 
zu den Handlungen berechtigt, dann müſſen biejelben fo aufgefaßt werden, daß er ſich zu ber 
Erfüllung feiner Verbindlichkeit, für die Erhaltung der Sache zu forgen, ber Berfon bes Mieters, 
Entleiherd ober Verwahrers bedient (a. A. Endemann I $ 116 Anm. 11). In ber zweiten 
Kommiffion kam biefe Frage bei Gelegenheit des Antrags zur Sprache, die Vorſchrift des 8 278 
bei den Beitimmungen über den Rücdtritt von einem Bertrage zur Unwendung zu bringen 
(8 351 Sag 2; P. II Bd. 6 ©. 161 ff). Die Anfiten gingen auseinander; ein Beſchluß ift 
darüber nicht gefaßt. Die obige Auffafjung dürfte aber ſowohl dem Wortlaut als dem Zwede 
des 8 278 entiprechen. Ein Einwand dagegen kann auch nicht aus der Worichrift des 8 549 
Abf. 2 abgeleitet werden, nad) welcher ber Mieter, wenn er den Gebrauch der gemieteten Sache 
einem Dritten überläßt, ein dem Dritten bei dem Gebrauche zur Laft fallendes Verfchulden zu 
vertreten hat, auch wenn ber Vermieter die Erlaubnis zur Überlaffung erteilt hat. Es Handelt 
fi) bei diefer Borfchrift nicht um eine Ausdehnung der Haftung bed Mieters, aus welchem ein 
argumentum a contrario für andere Fälle zu entnehmen wäre; es handelt fi} dabei vielmehr 
um eine Konfequenz aus der Borfchrift des 8278, die deshalb beſonders ausgeiprochen ift, weil 
aus ber ausdrüdlihen Erlaubnis des Vermieters der Schluß gezogen werden könnte, ba dieſer 
anf die Haftung des Mieters für das Verſchulden des Untermieterd verzichtet habe. Zweifelhaft 
tft, ob, wenn ber Mieter, wenn er anberen Perfonen befugterweiſe bie Mitberugung ber ge 
mieleten Sache z. B. der Wohnung geftattet, auch für ein Verſchulden diefer Perſonen bei der 
Benugung der Wohnung haftet. Der Abficht des Geſetzes dürfte es entſprechen, auch dieſe 
Perſonen mitzutreffen. Der Mieter ift verpflichtet, dafür zu forgen, daß bei dem Gebrauche der 
gemieteten Wohnung diejenigen Grenzen innegehalten werben, welde ſich aus dem Mietvertrag 
ergeben. Geftattet er anderen die Mitbenugung, fo muß angenommen werden, daß er ihnen 
zugleich auch die Verpflichtung auferlegt, für die Innehaltung jener Grenzen zu forgen, baß er 
fi ihrer alfo infofern zur Erfüllung feiner Werbindlichfeit bedient (a. U. Dernburg II 
8 68 III e). 

Auf Perſonen, die ohne den Willen des Schuldners bei der Erfüllung ber Verbindlichkeit 
mitwirken, findet die Vorſchrift des 8 278 nur dann Anwendung, wenn der Schuldner die Ger 
ſchäftsführung diefer Perfonen genehmigt. 

8. Sehr beftritten ift bie Frage, für welde ſchädigenden Handlungen ber in der Erl 2 
bezeichneten Hilfäperfonen der Schnidner haftet. Nach der einen Uuffaffung ſoll fi) die Haftung 
erſtreden auf alle Fälle, in welchen bie Erfüllung der Obligation Anlaß zu einer Beihädigung 
des Gläubigers gibt und in welchen zugleich buch die Benugung des Ungeftellten bie Gefahr 
einer derartigen Beſchädigung begründet war. Der Schuldner joll alfo für alle generell voraus⸗ 
fehbaren Gefahren, welche die Buziehung der Hilfsperfon mit ſich bringt, und folglich für alle 
von biefer bei ®elegenheit der Erfüllung vorgenommenen fchädigenden Handlungen haften (jo 3. 8. 
Rümelin ©. 88; Feder ©. 29 ff, 56ff.; Hoffmann). Nach der anderen Auffaſſung bes 
ſchränkt fid) die Haftung des Schuldners auf die von den Hilfsperfonen bei der Erfüllung der 
Verbindlichkeit felbft vorgenommenen ſchädigenden Handlungen oder Unterlafjungen (jo 3. ®. 
Nußbaum ©. 74ff.; EnneccerussLehmann I 8 195 IN; Endemann I 8 116 Nr. 4b; 
Rehbein II Exl. 93 zu 88 241—292). Die letztere Auffafjung verdient den Vorzug. Nah 
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dem Wortlaute, der Stellung und der Entitehungsgefdhichte des 8 278 Handelt e8 ſich dabei nicht 
um eine bie Schadensverteifung aus Billigkeitsgründen regelnde Vorfchrift, fondern um eine aus 
der Verpflichtung bes Schuldnerd zur ordnungsmäßigen Erfüllung gezogene Folgerung. Wenn 
bei der Erfüllung zuläffigerweife Hilföperjonen mitwirken, fo fol dadurch die Lage des Gläubiger 
nicht verichlechtert werden. Der Schuldner foll daher für alle von ben Hilfsperfonen bei ber 
Erfüllung vorgenommenen fhädigenden Handlungen und Unterlafjungen infoweit, aber aud nur 
inſoweit haften, als er, wenn er die Erfüllung ſelbſt bewirkt hätte, baflv aus dem Schuld- 
verhältnifje haften wide. Soweit der Schuldner bei eigener Erfüllung nicht aud dem 
Scäuldverhältniffe, fondern nur wegen unerlaubter Handlung haften würde, Haftet er für 
die entſprechenden Handlungen der Hilfsperfonen nicht. Hieraus ergibt fi 3. ®., dab, wenn ein 
Handwerker, der eine Reparatur in einem Haufe vorzunehmen verpflichtet ift und zu dieſem 
Awede einen Gejellen ſchickt, dafii: haftet, daß der Gefelle die Reparatur ordnungsmäßig vor⸗ 
nimmt. Dazu gehört auch, daß er bei der Reparatur bei ben diefelbe vorbereitenden Handlungen, 
3 B. dem Aufftellen einer Leiter, fo vorfichtig verfährt, daß bie Wohnung oder die Sachen, 
welche ji darin befinden, nicht befhädigt werden; denn für Schädigungen folcher Art würde der 
Handwerker, wenn er die Reparatur jelbft vorgenommen hätte, dem Befchädigten aus dem 
Dienftvertrage haften. Der Handwerker Haftet aber nicht dafür, daß ber Gefelle die Gelegenheit, 
welche ihm der Zutritt in die Wohnung zum Zwecke ber Reparatur gewährt, benugt, um einen 
Diebjtahl zu begehen, oder daß er durch das Wegwerfen einer brennenden Zigarre in ber Woh- 
nung einen Brand veranlaßt; denn wegen folder ſchädigenden Handlungen würde ber Handwerker, 
wenn er fie ſelbſt bei ©elegenheit der Reparatur vorgenommen hätte, nicht aus dem Dienft- 
vertrage, ſondern aus unerlaubter Handlung haften (vgl. auch Rſpr. Bd. 8 ©. 431, nach welder 
ein Theaterdireftor wegen ber von einem Schaufpteler bei feinem Spiele einem Bufchauer fahr- 
(äffig zugefügten Körperverlegung dem Verlegten haftet). Auch Feder (S. 78ff.) will den Schuldner 
aur in biefer Beſchränkung für die fchädigenden Handlungen bes gejeglichen Vertreters haften 
laſſen. Eine ſolche Unterfeibung zwifchen den gefeglichen Vertretern und anderen Hilfsperfonen 
findet aber im Gefege keinen Anhalt und dürfte auch ber inneren Berechtigung entbehren. 

Keine Berechtigung hat die Unterſcheidung, welche Nußbaum (S. 52) zwifchen der Mit 
wirtung von Hifsperfonen bei der Erfüllung der von ihm als „echte” oder „unechte” bezeichneten 
Verbindlichkeiten macht. Bu den Iepteren zählt er die Verpflichtung zu der Beobachtung einer 
gewifien Sorgfalt bei ber Ausübung eines Rechtes, 3.8. die Verpflichtung des Mieters zur 
Veobachtung der ihm bei der Benupung der Sache behufs Schonung derſelben obliegenden 
Sorgfalt. Weder der Wortlaut noch der Zweck des Gefeges bürfte e8 rechtfertigen, die Haftung 
de Schuldners für die Hilfsperfonen bei der Erfüllung von Berbindlicfeiten der letztgedachten 
Art auszuſchließen. 

4. Der Schuldner Hajtet nur, foweit die zugezogene Hilfäperfon bei der ſchüdigenden Hand- 
lung oder Unterlaffung ein Verſchulden trifft. Die Haftung des Schuldners ift daher aus- 
geichloffen, wenn ſich die Hilfsperfon bei der Handlung oder Unterlafiung in einem die Verantwort⸗ 
lichteit ausſchließenden Buftande der im 8 827 bezeichneten Art befindet (8 276 Abſ. 1 Satz 3; a. A. 
Endemann I 8 116 Anm. 45). Zu beachten ift indeffen, dab dem Schuldner, wenn er bei 
der Zuziehung der Hilfsperfonen zur Erfülung feiner Verbindlichkeit weiß oder wiſſen muß, 
dab die Hiffsperfon fi in einem Buftande der im 8 827 bezeichneten Art befindet, felbft ein 
Berfhulden trifft und dab er daher aus diefem Geſichtspunkte Haftet. Traf ihm aber bet der 
Veftelung der Hiffsperfon kein Verſchulden, trat alfo insbefondere ein Buftand der im 8 827 
bezeichneten Art z.B. die Geiſteskrankheit oder unverſchuldete Trunkenheit erſt nad) der Beitellung 
ein, fo haftet der Schuldner nicht. Der im 8 828 bezeichnete Fall kann nicht erft nad) der Zu— 
älefung der Hilfsperſon eintreten. Hier kommt ed alfo nur darauf an, ob den Ecjuldner beshalb, 
weil er eine Perſon ber im $ 828 bezeichneten Art als Hilfsperſon zugezogen hat, ein Verſchulden 
hilft. Sollte diefe Frage im einzelnen Falle zu verneinen fein, jo würde der Schuldner auf 

Grund des 8 278 fur die von der Hilfsperjon vorgenommenen ſchädigenden Handlungen unter 
ee 8 828 die Berantwortlicgkeit einer folden Perſon ausfchließenden Vorausfegungen 
ten. 

5. Der Schuldner haftet für das Verſchulden der Hilfsperfon wie für eigenes Verſchulden. 
dat er alſo nach dem Inhalte des Schuldverhältnifies unbeſchräntt Vorſah und Fahrlaffigkeit 
A dertreten, fo Bat er Diefe auch im betreff der Hilfsperſonen zu vertreten. Haftet er nur für 
eulpa lata oder für culpa in conereto, fo hat er ein Verſchulden der Hilfsperfon nur zu ver⸗ 
teten, wenn dieſes ein grobes war oder die Hilfsperſon nicht diejenige Sorgfalt anwandte, welche 
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8. 279. Iſt der gejchuldete Gegenstand nur der Gattung nach beftimmt, 
fo Hat der Schuldner, folange die Leiftung aus der Gattung möglich ift, fein Un— 
vermögen zur Leiftung auch dann zu vertreten, wenn ihm ein Verſchulden nicht 
zur Laſt fällt. 


der Schuldner in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Bon verfchiedenen Eeiten wird 
freilich die Anſicht vertreten, daß der Schuldner, wenn er in ber gebachten Art nur beſchränkt 
bafte, ein Verſchulden der Hilfsperfonen Überhaupt nicht zu vertreten habe (Mußbaum ©. 88ff.; 
Dertmann, Erl. 8 zu 8278: Dernburg II 868 Anm. 7, letzterer nur im betreff der eulpa 
lata). In dem Wortlaute des Geſetzes findet diefe Anficht indefien Leinen Anhalt und ber der 
Vorſchrift zugrunde liegende Gedanke führt nicht dahin, den Schuldner in den gedachten Fällen 
überhaupt nicht fiir da8 Verſchulden der Hilfsperfonen haften zu laſſen, ſondern nur dahin, an 
die von den Hilfsperfonen zu beobachtende Sorgfalt nur biefelben Anforderungen zu ftellen wie 
an bie von dem Schuldner felbft zu beobachtende Sorgfalt. Auch in betreff der culpa in concreto 
tommt es daher nicht auf die Eorgfalt an, melde bie Hilfsperfon in ihren eigenen Angelegens 
beiten anzuwenden pflegt, ſondern lediglich; auf die Perfon bes Schuldners. Das hiergegen er⸗ 
hobene Bedenken, daß es ſich bei der Mitwirkung der Hilfsperfonen möglicherweife um Verrich⸗ 
tungen handle, die der Schuldner felbit niemald vornehme und daß man daher nicht wiſſen 
könne, welche Sorgfalt der Schuldner bei ſolchen Berrihtungen anzuwenden pflege, erledigt fich 
dadurch, daß in einem ſolchen Falle eben ber Beweis, dab ber Schuldner in eigenen Ungelegen- 
heiten feine größere Sorgfalt ald die angemenbete beobadjte, nicht erbracht werden kann. Zweifel⸗ 
haft liegt daS Verhältnis bei dem gefeplichen Vertreter. Hier ift zu beachten, daß, wenn in einem 
Schuldverhältniffe, bei dem der Schuldner nur fr culpa in conereto haftet, eine gejhäftdunfähige 
ober in ber Geichäftsfähigfeit beſchränkte Perſon der Schuldner ift, da8 Maß der zu beobachtenden 
Sorgfalt nicht aus der Perſon bes Vertretenen genommen werben kann, fondern die Perſon bed 
geſetzlichen Vertreter maßgebend fein muß. In Betracht fommt aber nicht die Sorgfalt, welche 
ber geſetzliche Vertreter in feinen eigenen Ungelegenheiten anzuwenden pflegt, fondern biejenige, 
welche er in ben Angelegenheiten des Vertretenen anzuwenden pflegt. Da er tn diefen Angelegen⸗ 
heiten dem Bertretenen gegenüber aber immer die Sorgfalt eines ordentlichen Vertreters anzuwenden 
verpflichtet ift, fo kann er fich nicht darauf berufen, daß er eine geringere Sorgfalt zu beobachten 
pflege. Hieraus ergibt fih, daß bei der Erfüllung einer Werbindlichfeit durch den gefeglichen 
Vertreter des Schuldners diefer fi, auch wenn er in betreff der Verbindlichkeit an fi nur für 
culpa in concreto haftet, doch jedes Verfchulden feines geſetzlichen Vertreters zu vertreten hat 
(a. U. Feder ©. 78ff.; Dernburg II 868 Ild; Endemann I 8116 Anm. 15; Rehbein Il 
Erl. 91 zu SS 241—292, welche in bem fraglichen Falle auf die Sorgfalt abftellen, die der ges 
ſetzliche Vertreter in feinen eigenen Ungelegenheiten anzumenden pflegt). 

6. Bejondere Vorſchriften. Die Vorichriften des 8 278 finden keine Anwendung, wenn einem 
Beauftragten die Übertragung der Ausführung des Auftrags an einen anderen geftattet if: Er 
haftet in einem ſolchen Falle nach $ 664 Abf. 1 nur fr ein ihm bei der Übertragung zur Laft 
faNendes Verſchulden, während er flir das Werfhulden zugezogener Gehilfen nad; Maßgabe bes 
8.278 haftet (8 664 Satz 3). Entiprechende Borichriften gelten für den Berwahrer ($ 691 Cap 2, 3). 

Über die entiprechende Unmwendung des 8 278 im Falle des 8 254 f. Erl. 5 zu 8 254, 
über defien Anwendung im Falle des Rücktritts von einem Vertrage |. Erl. 2 zu 8 351. 

Der 8 278 kann nad) dem EG. Art. 95 Abf. 2 auch für dag Gefinderecht durch die Landes⸗ 
gejege nicht geändert werden. 

Über weitergehende Haftung juriſtiſcher Perſonen für den von ihren Vertretern in Aus» 
führung ber ihnen zuftehenden Berrihtungen einem anderen zugefügten Schaden f. bie 88 31, 
86, 89 Ubf. 1; über die Haftung wegen unerlaubter Handlungen der zu einer Berrichtung bes 
ftellten Perfonen ſ. $ 831; vgl. auch EC. Art. 77, 78. 


82%. 
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Euno, Übergang der Gefahr bei Gattungsfchulden, 1902. 


1. Bei Schuldverhältnifien, bei denen ber Gegenftand der Schuld nur der Gattung nad 
beftimmt tft (3 243), entipriht es der Auffafjung des Verkehrs, daß der Schuldner, folange nicht 
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die Leiftung aus der Gattung unmöglich wird, für die Xeiftung einzuftehen hat, ohne Rückſicht 
darauf. ob ihm die Leiftung ſubjektiv möglich ifl oder nit. Der Schuldner wird Bier alfo nur 
durch die ohne fein Verſchulden eingetretene objektive Unmöglichfeit der Leiftung befreit. Cine 
ſolche liegt vor, wenn Gegenftände der betreffenden Gattung überhaupt nicht mehr eriftieren oder 
wenn die Leiftung folder Gegenftände infolge befonderer Ereigniffe z. B. einer Blodade oder 
eines Ausfuhrverbots unmöglich geworben ift. Hat der Schuldner diefe objektive Unmöglichkeit 
verſchuldet. ift alfo 3. B. die ganze Gattung, aus welcher er zu leiten hatte, durch fein Ber- 
ſchulden untergegangen, fo haftet er nach Maßgabe des $ 280. Trifft ihn fein Veiſchulden, 

fo ift er frei. Jede andere als die gedachte Art ber Unmöglichkeit aber hat er, auch wenn 

ihn kein Verichulden trifft, zu vertreten (j. jebod Erl. 3). Die Frage, ob bie Leiftung aus 

der Gattung noch möglich ift, wird nicht nur dann zu verneinen fein, wenn feitfteht, Daß Gegen⸗ 

Hände der fraglichen Gattung überhaupt nicht mehr eriftieren, fondern aud dann, wenn bies 

zwar ungewiß ift, die Beſchaffung von Gegenftänden der fraglichen Art aber mit fo außer⸗ 

gewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden tft, daß dieſe Schwierigfeiten nach der Uuffafjung des 

Bertehrs der Unmöglichteit gleichgeachtet werden (RG. in DIL. 1904 ©. 459; NG. in JW. 1904 

©. 201; a. A. Biermann ©. 99; Endemann I 3 119 Anm. 12. Im weſentlichen wie hier 

Tige ©. 14ff., der darauf abitellt, daß die Leiftung eine fo ſchwierige geworden fei, daß fie 

dem Schuldner nad) Treu und Glauben nicht zugemutet werden könne). Die praktifch wichtigſten 

Falle der im 8 279 bezeichneten Urt bilden bie Verpflichtungen zur Leiftung veriretbarer Sachen, 
insbejondere Geldfhulden. \ 

2. Der bem $ 279 zugrunde liegende Gedanke dürfte eine entiprechende Anwendung bed- 
felben anf alle Fälle rechtfertigen, im denen nad; bem Auhalte des Echuldverhältnifies davon 
ausgegangen wird, dab der Schuldner bie von ihm zu bewirkende Beiftung durch Aufwendung 
son Gelbmitteln ermöglien fol. Der Schuldner Hat in folhen Fällen nicht bireft Gelb zu 
leiten, aber er foll Geld zum Biwede der Leiftung aufwenden. Der Yuffafjung des Verkehrs 
und der Mbficht der Parteien entipricht es, dab der Schuldner fi) in einem ſolchen Falle, um 
die Befreiung von feiner Verpflichtung barzutum, ebenfowenig wie in dem Falle, in weldem er 
direlt Geld zu leiſten bat, darauf berufen kann, daß ex ohne fein Verſchulden unvermögend ges 
worden jei, da8 Geld zu befchaffen. So wird z. ®. bei einem Werkvertrage, bet defien Schließung 
die Parteien davon auögegangen find, daß ber Unternefmer die zu der Heritelung des Wertes 
erforberlihen Stoffe anfhafen und die dazu nötigen Lohnarbeiter ftellen werbe, der Unternehmer 
fh nicht daranf berufen lönnen, daß ihm das zur Bezahlung der Stoffe und der Arbeiter ers 
jorderliche Geld ohne fein Verſchulden gefehlt habe. In dem von Eofad I 8 99 angeführten 
Beifpielsfalle, daß ein Kunſthändler ein auf der Ausſtellung befindliches Bild von Menzel zu 
liefern verfpricht, wird der Kunſthändler nicht, wie Coſack annimmt, dadurch befreit, daß er 
ohne fein Berfhulden fein Vermögen verliert umd dadurch außerftande gefegt wird, das Bild zu 
tanfen. Entweder ift nämlich) der von dem Kunſthändler abgeichloffene Vertrag als Verkauf 
einer fremden Sache anzufehen; dann lag für den Kunſihändler von Anfang an eine fubjeltive 
Unmöglichkeit der Erfüllung vor und er haftet deshalb für deren Veſeitigung (f. Erl. 3a zu 8 275). 
Dder der Vertrag ift dahin aufzufafien, dab der Kunſthändler ſich verpflichtet, das Bild zu kaufen 
und dann dem anderen Teile zu liefern; dann Handelt es fih um eine Verpflichtung zur Auf 
wendung von Geld und der Kunfthändler wird, obwohl es fi unmittelbar nur um die Lieferung 
einer individuell beftimmten Sache handelt, do auf Grund einer entiprechenden Anwendung des 
& 278 nicht dadurch befreit, daß er das zum Unlauf des Bildes erforderliche Geld ohne fein 
Verſchulden nicht mehr hat (a. 9. Biermann ©. 99ff.; im weſentlichen wie bier Titze, 
©. 94, der aber infofern noch weiter geht, als er ganz allgemein den Sap aufftellt, daß der 
Schldner ſich niemals auf unverſchuldete Zahlungsunfähigkeit berufen könne). 

8. Zweifelhaft ift, ob der $ 279 auch dann Anwendung findet, wenn das Unvermögen des 
Squldners, ben geſchuldeten une der Gattung nad beftimmten Gegenſtand au leiſten, anf Um- 
Ränden beruht, die in der Perfon des Schuldners eingetreten find (Dernburg II 8 62 II3; 
Ennecceruss Lehmann I 8 192 Anm. 1; Cofad I 8 99; Titze ©. 9). Der Wortlaut 
des 8 279 fcheimt für die Bejahung der Frage zu ſprechen. Nach der Entſtehungsgeſchichte der 
fraglichen Vorſchrift und nach ihrem Bufammenhange mit den 88 275—278 tft indeffen nur an 
den Fall gedacht, dab das Umvermögen des Echuldners, den geihuldeten Gegenftand zu leiſten, 
darauf berußt, daß er einen Gegenftand der betreffenden Gattung nicht beichaffen kann. Die 
Verpflichtung, einen nur der Gattung nad) beftimmten Gegenftand zu leiften, wird dahin auf 
gefaht, daß der Schuldner dafür einftehen fol, einen Gegenſiand der betreffenden Gattung zu 
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8. 280. Soweit die Leiftung in Folge eines von dem Schuldner zu ver- 
tretenden Umftandes unmöglich wird, Hat der Schuldner dem Gläubiger den durch 
die Nichterfüllung entftehenden Schaden zu erfegen. 

Im Falle theilweifer Unmöglichkeit kann der Gläubiger unter Ablehnung des 
noch möglichen Theiles der Leiftung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen 
Verbindlichkeit verlangen, wenn die theilweife Erfüllung für in fein Intereſſe 
hat. Die für dag vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorfchriften der SS. 346 
bis 356 finden entjprechende Anwendung. 


beſchaffen und daß er Hiervon nur beireit fein fol, wenn die objektive Unmöglichkeit einer ſolchen 
Beſchaffung eingetreten ift. Weshalb der Fall, daß ber Schuldner einen Gegenftand ber betreffen⸗ 
den Gattung beſchafft hat, dann aber an dem zur Leifiung beitimmten Tage plöglich durch Kranke 
heit oder Tod ober durd) einen anderen in feiner Perfon eingetretenen nicht verſchuldeten Ume 
fand verhindert ift, den Gegenftand bem Gläubiger zu überliefern, anders behandelt werden 
ſollte, als der Fall, dab das Schuldverhältnis auf eine species gerichtet gewefen und der 
Schuldner durch Umftände der gedachten Art behindert war, die species dem Gläubiger zu der 
beftimmten Zeit zu liefern, tft nicht abzufehen und der Zufammenhang, in welchem die Vorſchrift 
des 3 279 mit den vorhergehenden Beftimmungen fteht, weiſt entfhieden darauf Hin, daß eine 
verſchiedene Behandlung der gedachten beiden Fälle in dem 8 279 nicht Hat beftimmt werben 
follen. Auch der Wortlaut bes 3 279 zwingt nicht zu einer folden Auslegung; man muß die 
Worte „fein Unvermögen zur Leiſtung“ mit Nüdficht auf die vorhergehenden Worte dahin er= 
gängen, daB nur fein Unvermögen zur Leiftung aus der Gattung gemeint ift. Dann ergibt fi) 
der Hier vertretene Sinn. Ob der Schuldner, wenn er durch Umftände, die in feiner Perſon 
eingetreten find, ohne fein Verſchulden verhindert ft, die Leiltung zu bewirken, vollſtändig befreit 
wird oder nur die Nichterfüllung zur beftimmten Zeit nicht zu vertreten hat, hängt bavon ab, 
ob die Leitung zu derjenigen Zeit, während der bie Behinderung dauerte, ein fo weſentliches 
Moment der Verpflichtung bildete, daß die Unmöglichkeit, zu dieſer Zeit zu leiften, die gefchuldete 
Leiftung überhaupt unmdglih machte. Sit dies ber Fall, fo wird der Schuldner völlig frei, 
während anderenfall8 bie Verpflichtung, die Leiſtung zu bewirken, fobald die Hindernden Umftände 
weggefallen find, beftehen bleibt und nur die Folgen des Werzugs für die betrefiende Beit nicht 
eintreten. 
8 280. j 
@. 188 240 Mbf. 1, 242; II 8 236 sch. 8 274; II 8 274. PIE. 1114 . 1129., 1137 .; 
Ru ©. 521. 9.18.16. 3171.5 Bd. 2 S. 62. 

1. Wird die Leiftung infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umſtandes 
unmöglich, fo hat ber Schuldner dem Gläubiger Schadenserſatz zu Ieiften. Der objektiven 
Unmöglidleit fteht nad 8 275 Abf. 2 aud) in den Fällen des 8 280 die fubjeltive 
Unmöglichkeit glei. Welche Umftände der Schuldner zu vertreten ‘hat, beſtimmt ſich nad 
dem Inhalte des Schuldverhältniſſes und nad) den 88 276—279. An bie Stelle der gefchulbeten 
Leiftung tritt im Falle einer von dem Schuldner zu vertretenden Unmöglichkeit die Leiflung von 
Schadenderfag. Der Streit barliber, ob der Anſpruch auf die unmöglic gewordene Leitung 
untergeht und an feine Stelle der Anſpruch auf Schabenderfa tritt (jo 3. B. Kleineidam 
©. 107 ff) oder, ob der Schadenserfap als Surrogat der urſprünglich geſchuldeten Leiftung be 
trachtet werden muß, tft ohne pratiihe Bedeutung. Jedenfalls bleibt das Echuldverhältnis bes 
Stehen, es bildet den Grund ſowohl fr den Anfpruch auf die eine als für den Anipruch auf die 
andere Leiftung. Daraus ergibt fich insbefondere, daß ein für die Schuld Beftellter Bürge oder 
ein dafür beftelltes Pfand aud für den Anſpruch auf Echadenzerfag haftet (88 767, 1210). 

Die Vorſchrift des 8280 findet Unwendung auf Verbindlicteiten aller Art; fie findet ins⸗ 
befondere auch dann Anwendung, wenn der Schuldner die Erfülung einer Verpflichtung zur 
Unterlaffung dadurch unmöglich gemacht Hat, daß er die zw unterlafiende Handlung vornahm. 

2. Der Schaden iſt zu erſetzen, foweit die Leiſtung unmöglich geworden iſt. Iſt die 
Zeiftung nur teilmeife unmöglich geworden, fo ift nur der durch die Nichterfilllung diefes Teiles 
ber Leiftung enftehende Schaden zu erfegen; jedoch fteht dem Gläubiger in diefem alle bad im 
Abſ. 2 bezeichnete Hecht zu (f. Exl. 5, 6). Iſt die Leiftung nur zur Beit unmöglich, jo kommen bie 
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Borichriften über den Verzug (88 286ff.) zur Anwendung. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
der ganzen Verbindlichkeit kann aljo auf Grund bes 8 280 Abf. 1 nur gefordert werden, wenn 
die Leiftung vollftändig und dauernd unmöglich geworden ift. Ob eine dauernde Unmöglichkeit 
vorliegt, kann im einzelnen Falle zweifelhaft fein. Es gilt dies insbeſondere von ber ſubjektiven 
Unmöglichkeit. Im allgemeinen wird davon auszugehen fein, daß eine Unmöglichleit nicht dadurch 
allen aufhört, eine dauernde in bem Hier fraglichen Einne zu fein, daß fie denfbarermeife fpäter 
wegfallen kaun. So hört z. B. die Unmöglichleit, einen geichuldeten Gegenſtand zu leiften, welche 
der Schuldner dadurch Kerbeigeführt Hat, daß er ben Gegenftand am einen Dritten veräußerte, 
nicht deshalb auf, eine dauernde zu fein, weil der Schuldner möglicherweife den Gegenftand von 
bem Dritten wieder erwerben kannz vielmehr müfjen im folhem Falle, um die Annahme einer 
dauernden Unmöglichkeit auszuichließen, von dem Schulbner befondere Umftände dargetan werden, 
welche den Wiedererwerb des Gegenftandes von bem Dritten fichern (NG. Bd. 31 ©. 184; Bd. 52 
€. 92). Die Unmöglichkeit tft feine dauernde, wenn fie ihrer Natur nach vorübergehend ift oder 
ihre Hebung doch nad; dem gewöhnlichen Laufe der Dinge in Ausfiht fteft. Nur die Berüd- 
fihtigung aller Umftände des einzelnen Falles wird zu einer richtigen Entſcheidung führen. Die 
Nachteile, welche für den Gläubiger aus der Ungewißheit entftehen, ob eine Unmöglichkeit als 
eine dauernde anzufehen ift, werden, abgefehen von dem dem Gläubiger nad) 8 286 im Zulle des 
Verzugs des Schuldners zuftehenden Rechte, im weſentlichen dadurch befeitigt, daß der Gläubiger 
nach $ 283 nach rechtskräfriger Verurteilung des Schuldners demfelben zur Bewirtung der Leiftung 
eine angemefjene Frift mit der Erllärung beftimmen Tann, daß er die Annahme der Leiftung nad) 
dem Ablaufe der Frift ablehne (j. Erl. zu $ 283). 

8. Für den Anſpruch auf Schadenserſatz gelten die Vorſchriften ber 88 249255. 
Nah $ 249 hat der zum Schabenderfage Verpflichtete den Buftand herzuftellen, welcher beftehen 
würde, wenn der zum Erſatze verpflihtende Umftand nicht eingetreten wäre; nur foweit bie Her⸗ 
fteſlung objektiv nicht möglich tft, kann ber Gläubiger fofort Entihäbtgung in Geld verlangen 
(· Erl. 2d gu 8 249). Der zum Erſatze verpflichtende Umftand iſt im Falle des 8280 die zu 
vertretende Unmöglichkeit der Leiflung. Iſt diefe Unmöglichteit eine objektive, jo fteht, wenn die 
Vorausſetzung des Anſpruchs auf Schadenserfag vorliegt, zugleich feit, daß der Zuftand, welder 
befiehen wilde, wenn ber zum Echadenserfage verpflichtende Umftand nicht eingetreten wäre, 
d. h. hier aljo die Möglichkeit der Leiſtung, nicht Hergeftellt werden kann. In dieſem Falle kann 
der Gläubiger alfo fofort Entihädigung in Geld verlangen. Unders liegt das Verhältnis, wenn 
die Unmöglichkeit, wegen deren Schabenserfag gefordert wird, eine fubjeltive ift. Aus der Feſt⸗ 
Rellung ber fubjeftiven Unmöglichkeit ergibt fich nicht, dab bie Vorausſetzung vorliegt, unter 
welder Entihädigung in Geld gefordert werden kann. In biefem Falle kann ber Gläubiger 
alfo auf Grund des 8 230 Abſ. 1 zunächſt nur die Herftellung des Buftandes fordern, welcher 
beſlehen wurde, wenn bie fubjeltive Unmöglichkeit nicht eingetreten wäre. Wäre diefe nicht ein» 
getreten, fo würde der Schuldner feine Verbindlichkeit haben erfüllen können und erfüllt Haben. 
Hergeftellt wird jener Buftand alfo durch Erfüllung der Verbindlichkeit. Der Gläubiger kann alfo 
anch als Schadenserſah zunächſt nur dieſe fordern. WIN er, was ja regelmäßig ber Fall ſein 
wird, Entihädigung in Geld verlangen, jo muß er entweder den in dem $ 283 bezeichneten 
®eg einihlagen oder nad) Maßgabe des $ 350 dem Schuldner eine angemefiene Frift zur Her. 
flellung d. 5. bier alfo zur Erfüllung beftimmen. Nach dem fruchtlofen Ablaufe diefer Friſt 
dann er Entihädigung in @eld fordern. 

Die in dem Obigen vertretene Auffafiung iſt ſehr beftritten. Vielfach wird angenommen, 
daß der Gläubiger auch bei nur fubjektiver Unmöglichkeit immer fofort Entſchädigung in Geld 
verlangen Tann (Endemann I 8 124 Unm.29; Schöller in Gruch. Bb.45 ©. 530; Dern- 
burg II 8 60 Anm. 6; Kiſch ©. 122ff.; Tige ©. 145; Rehbein Erl. 101 zu 88 241—292; 
Apr. Bd. 8 ©. 433; Hanf. Gerichtsz. 1904 ©. 133; wie hier Kleineidam ©. 126). Diele 
Auftefung iſt indeflen mit der Vedentung, in welcher das BGB. das Wort „Schadenderfag” 
gebraucht und mit den Vorſchriften ber 89 249}. nicht vereinbar. Hätte das BEB. dem Gläubiger 
auch im Falle der fubjektiven Unmöglichkeit ohne weiteres einen Anſpruch auf Entfädigung in 
Geld geben wollen, fo würde dies im 8 280 ausdrücklich beftimmt und nicht lediglich vom 
Shadenserfag gefprochen fein. Auch vom praltiſchen Standpunkte dürfte die hier vertretene 
Anfiht den Vorzug verdienen. Es wird dadurch eine fihere Grundlage für das Verhalten des 
Glänbigers und des Schulbners gegeben und dabei in billiger Weife dem Zweifel Rechnung ge 
tragen, weicher bei der fubjeltiven Unmöglichkeit darliber befteht, ob es nicht dem Schuldner ges 
Üngen wird, fie zu heben. 
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Bu erfegen tft die pofitive Einbuße fowie der entgangene Gewinn (f. Erl. zu 8 252). 
Wegen eined Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift, kann Entihädigung in Geld nidt ge: 
fordert werden (8 253). Hat ein Verſchulden bes Glänbigers bei der Entftehung des Schadens 
mitgewirkt, jo kommen di? Borfchriften bes $ 254 zur Anwendung. Bon beſonders praftifcher 
Bedeutung ift hier die Beſtimmung, daß die Vorſchriften bes $ 254 au dam zur Anwendung 
kommen, wenn fid) das Berfchulden bes Beſchädigten darauf beichräntt, dab er unterlaffen hat, 
den Schuldner auf bie @efahr eines ungewöhnlich Hohen Schadens aufmerkfam zu machen, bie 
der Schuldner weder kannte noch kennen mußte, oder daß er unterlafien hatte, den Schaden abe 
zuwenden oder zu mindern (ſ. Erl. 3 zu $ 254). Über die Anwendung des 8 255 auf den hier 
fraglichen Fall f. Erl. zu $ 255. - 

4. Berüdfihtigung von Ort und Zeit der Leiftung bei Berechnung bed Schadens. Der 
E 18 240 Abf. 2 enthielt noch folgende Vorſchrift: 

„Für die Beftimmung bed Wertes eines Gegenftandes, beffen Leiftung ganz, 
ober teilmeife unmöglich geworben, tft der Ort ber Leiftung ſowie die Zeit enticheidend, 
in welcher der Schuldner zu leiften verpflichtet war. Den Wert einer fpäteren Beit kann 
der Gläubiger nur geltend machen, wenn nad) den Umftänden anzunehmen ift, daß jein 
Schaden in der Entziehung bed höheren Wertes befteht.“ 

Bon ber zweiten Kommiffion ift diefe Vorfchrift geftrihen (®. II Bd. 1 ©. 319), weil ſich 
gegen beren Inhalt begründete Bedenken geltend machen faflen und kein Bedürfnis vorliege, diefe 
bei jedem Anſpruch auf Schadenderiag vorkommende Frage bier beſonders zu enticheiden. DB 
bei der Ermittelung des Schadens in dem bier fraglichen Falle der Wert zugrunde zu legen ift, 
den der gefchuldete Gegenftand zu der Beit hatte, im welcher der Schuldner zu leiſten ver— 
pflichtet war, oder ob ber Wert zu berüdfichtigen ift, welchen der Gegenftand, wenn bie Leiftung 
rechtzeitig erfolgt wäre, in einem fpäteren Beitpunfte für den Gläubiger gehabt Haben würde, ift 
alfo lediglich nach den allgemeinen für die Ermitielung des Schadens geltenden Grundfägen zu 
entfcheiden (f. Erl. 3 zu 8 251). Daß ber Ort, an welchem bie Leiltung gu erfolgen Hatte, immer 
mit zu berüdfictigen iſt, verfieht ſich von ſelbſt. 

5. Die Beweislaft anlangend, fo hat der Gläubiger, welcher Schadenserfag in Geld vers 
langt, zu beweifen, daß die Leiftung nach Entftehung bes Schuldverhältnifies unmöglich geworben 
fei; er Hat außerdem, wenn die Unmöglichkeit eis fubjeltive ift, zu beweifen, dab ex dem 
Schuldner nad Mabgabe bes 8 250 eine Frijt zur Lerftung gefept Habe. Der Beweis, dab die 
Unmöglichkeit infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umſtandes eingetreten fe, liegt 
dem Gläubiger nicht ob; vielmehr tft es Sache des Tchuldners, darzutun, daß er die Unmöglicdye 
teit nicht zu vertreten babe (8 282). Der Gläubiger Tann übrigens, aud wenn die Leiftung 
unmöglich geworden ft, immer noch auf Erfüllung Magen. Tut er dies, fo ift e8 Sache des 
Schuldners, zu behaupten und zu beweifen, daß die Leiftung infolge eines von ihm nicht zu 
vertretenden Umftandes unmöglich; geworden fei. Die Behauptung und der Beweis der Unmögs 
lichkeit für fi allein genügt nicht, um eine Abweiſung der Klage zu rechtfertigen (f. Erl. 7 zu 
8 275; a. A. Tige ©. 145; Dernburg II 8 60 Anm. 6, $ 61 Anm. 5; Rehbein Erl. 101 
au 88 241—292). 

6. Teilweiſe Unmöglichkeit der Leiſtung. Der Gläubiger tft nach 8 266 bereditigt, eine 
Teilzahlung abzulehnen. Dies gilt auch, wenn eine Leiftung infolge eines von dem Schulbner 
zu vertretenden Umftandes teilmeife unmöglich geworben ift, von dem noch möglihen Teile der 
Leiftung. Die Verbindlichkeit des Schuldners befteht in diefem alle darin, ben durch die Une 
möglichkeit entftandenen Schaden zu erfegen und den noch möglichen Teil der Leiftung zu bewirken. 
Bietet er beides zufammen an, fo bietet er die Erfüllung feiner ganzen Verbindlichleit an, und 
biefe fann der Glänbiger nicht ablehnen. Der 8 280 Abſ. 2 gibt dem Gläubiger aber dad Recht, 
diefe Urt der Erfüllung abzulehnen und Schadenderfag wegen Nichterfüllung der ganzen Vers 
bindlichkeit zu verlangen, wenn die nur teilweife noch mögliche Erfüllung der urſprünglichen 
Verbindlichkeit für ihn kein Interefie hat. Den Beweis dieſer Worausfegung hat ber Gläubiger 
zu führen. Ob die Borausfegung vorliegt, entfcheldet ſich nicht nach objektiven Gefichtäpuntten, 
fondern nad; den individuellen Verhältniſſen des Gläubigers. 

7. ZR die Leiftung zu ber Zeit bereits teilweije bewirkt, in welder die Leitung des 
übrigen Teiled unmöglich wird, fo kommt es darauf an, ob die Bewirkung und Annahme ber 
teifweifen Leiftung in der Art erfolgt ift, dab dadurch die Verbindlichkeit ſelbſt geteilt wurbe, ober 
ob bie Annahme nur als Teilleiftung, alfo unter bem Vorbehalte, daß auch der übrige Teil 
geleiftet werde, angenommen wurbe Im Zweifel wird das letztere anzunehmen fein. In dem 


1. Titel: Verpflichtung zur Leiftung. & 280. 83: 


erfitgedachten Falle findet die Borfchrift des 8 280 Abſ. 2 Leine Anwendung. Die Verbindlichkeit, 
die Leiſtung. ſoweit fie noch nicht bewirkt ift, zu bewirten, bildet nicht mehr ben Teil einer 
Serbindfichteit, fondern iſt eine felbftändige Verbindlichkeit. Wird ihre Erfüllung unmöglich, fo 
findet Tebiglich der 8 280 Abf. 1, nicht Abf. 2 Anwendung. Im dem zweiten oben gedachten alle 
wird dagegen durch die teilweiſe Leiftung die Anwendung des 8 280 Abſ. 2 nicht ausgefchlofien. 
Der E. 1 8 242 forderte in diefem Falle die Rüdgewähr des erhaltenen Teiles. Der 8 280 
Abf. 2 ſtellt dieſes Erfordernis nicht auf, fondern verweift auf bie entfpredhende Anwendung ber 
für dad vertragsmäßige Rüdtrittsrecht geltenden Vorfchriften der 88 346—356. 

Die entfprehende Anwendung diefer Baragraphen führt zu dem folgenden 
Ergebnifje: 

&) Durch die Erklärung des Gläubigers gegenüber dem Schulbner, daß er unter Ablehnung 
des noch möglichen Teiles der Leiftung Schadenserfag wegen Nichterfüllung ber ganzen Ver- 
bindlichteit verlange, tritt die dem Rückiritte vom Vertrag entfprechende Beränderung des Rechts⸗ 
verhältniffes ein. Die Erklärung ift ein einfeitiges empfangsbebürftiges Mechtögefchäft (8 349). 

b) Die im 8 346 beitimmte Verpflichtung der Parteien, einander die empfangenen Leiftungen 
aurlidgugewähren, kommt nur für den Gläubiger in Anfehung der empfangenen Teilleiftung 
in Betracht, indem für den Schuldner an die Stelle jener Verpflichtung die Verpflichtung zum 
Schadengerfage tritt. Fir geleiftete Dienfte ſowie für die Überlafjung ber Benugung einer 
Sache Bat ber Gläubiger ben Wert zu vergüten oder, falls nad dem Schuldverhältnis eine Gegen⸗ 
leitung in Geld beftimmt war, diefe zu entrichten (3 346 Gab 2). 

©) Auch der 8 347 kommt nur für den Gläubiger in Anfehung der empfangenen Teil⸗ 
leiſtung in Betracht, und auch in diefer Beziehung nur infofern, als nicht das Recht des Gläubigers 
infolge der im dem 8 347 Sag 1 bezeichneten Umftände nach 8 351 (f. unter f) gänzlich aus⸗ 
geihlofien if. Der 3 347 Sag 1 kommt daher nur in Frage bei einer nicht weſentlichen Ver⸗ 
ſElechterung des Gegenftandes, welchen der @läubiger durch die Teilleiftung erhalten hat. Im 
betreff dieſes beftimmt ſich die Verpflichtung des Gläubigers zum Schabenserfage vom Empfange 
der Leiftung an nad ben Vorſchriften, welche fr das Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und 
dem Befiger von bem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs an gelten. Das 
gleiche gilt von der Verbindlichkeit zur Herausgabe oder Vergütung von Nutzungen fowie von 
dem Anſpruch auf Erfap von Verwendungen. Eine Geldſumme Hat der Gläubiger von der 
Zeit des Empfanges an zu verzinien (8 347). 

d) Die unter b und e bezeichneten Verpflichtungen des Gläubigers und die Verpflichtung 
des Schuldners zum Schadenserſatze wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit find Bug 
um Bug zu erfüllen. Die Vorſchriften der 88 320, 322 finden entiprehende Anwendung (5 348). 

e) Das dem Gläubiger nad) 8 280 Abſ. 2 zuftehende Recht wird nit dadurch auge 
geihloflen, daß der Gegenftand, welchen der Gläubiger durch die Tellleiftung empfangen Hat, 
duch Zufall untergegangen ift (8 350). 

N) Das fragliche Recht des Gläubigers iſt ausgeſchloſſen, wenn er eine weſentliche Ber 
Glechterung, den Untergang oder die anderweitige Unmöglicfeit der Herausgabe des durd die 
Teilleiftung empfangenen Gegenftandes verſchuldet hat. Der Untergang eines erheblichen Zeiles 
Heßt einer wefentlichen Berfchlechterung des Gegenftandes, da von dem Gläubiger nad) 8 278 
5 — Verſchulden eines anderen ſteht dem eigenen Verſchulden des Gläubigers gleich 

N). 

8) Das fragliche Recht des Gläubigers iſt ferner ausgeſchloſſen, wenn ex die burd die 
Teilleiftung empfangene Sade burd Verarbeitung oder Umbildung in eine Sache anderer Art 
umgeftaltet hat (3 352). 

h) Das fraglidde Recht des Gläubigers ift ferner ausgefchlofien, wenn er ben durch die 
Teilleiftung empfangenen Gegenftand oder einen erheblichen Teil des Gegenftandes veräußert 
oder mit dem Rechte eine Dritten befaftet hat und wenn bei demjenigen, welcher den @egenftand 
infolge der Verfügung erlangt hat, die unter f ober g bezeichneten Vorausſetzungen eingetreten 
nd. Einer Verfügung des Gläubigers fteht eine Verfügung gleich, die im Wege der Bwangd- 
dollſtrecung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt (3 353). 

N) Kommt der Gläubiger, nachdem er die unter a bezeichnete Erklärung abgegeben hat, 
mit der Ridgewähr des empfangenen Begenftandes oder eines erheblichen Teiles des Gegen⸗ 
Handes in Verzug, fo kann ihm der Schuldner eine angemefiene Friſt mit der Erklärung bes 
ſinmen, daß er die Annahme nad} dem Abiaufe der Friſt ablehne. Die ErHärung des Gläubigers 
wird unwirtſam, wenn nicht die Rüdgewähe vor dem Ablaufe der Friſt erfolgt (8 354). Der 
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8. 281. Erlangt der Schuldner in Folge des Umftandes, welcher die Leiftung 
unmöglich macht, für den gefchuldeten Gegenftand einen Erſatz oder einen Erjaß- 
anſpruch, fo kann der Gläubiger Herausgabe des als Erjag Empfangenen oder 
Abtretung des Erſatzanſpruchs verlangen. 

Hat der Gläubiger Anfpruch auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung, fo 
mindert fi), wenn er von dem im Abf. 1 beftimmten Rechte Gebrauch macht, die 
ihm zu leiſtende Entfchädigung um den Werth des erlangten Erfages oder Erſatz- 
anſpruchs. 


Glaͤubiger kann im ſolchem Falle nur Schadenserſatz wegen des unmöglichen Teiles ber Leiſtung 
fordern. 

k) Der Schuldner kann dem Gläubiger eine angemefjene Frift zu der Abgabe der Erklärung 
beftimmen, ob derfelbe von dem im $ 280 Abf. 2 beftimmten Rechte Gebrauch made. Das 
Recht fält weg, wenn nicht innerhalb der Frift die Erflärung, davon Gebrauch zu machen, ab⸗ 
gegeben wird (8 355). 

D) Sind mehrere Gläubiger oder mehrere Schulöner vorhanden, fo kann das im $ 280 
Abſ. 2 beftimmte Recht nur von allen Gläubigen und gegen alle Echuldner ausgeübt werben. 
Erliſcht das Recht für einen Gläubiger, fo erliicht e8 auch für die Übrigen Gläubiger (8 356). 

Über einzelne Fragen, bie fid) an die 88 346—356 tnüpfen, ſ. Erl. zu biefen Paragraphen. 

8. Über die Geſtaltung des Verhältnifies bei gegenfeitigen Verträgen, f. bie 88 324—327. 

9. Auſpruch auf Erſatz des einem Dritten erwachſenen Schadens. Über die Frage, ob 
und unter welchen Borausfegungen derjenige, welcher im Interefie eines Dritten, z. B. als 
Beauftragter einen Vertrag fchlieht, im Falle der verfchuldeten Nichterfüllung von dem anderen 
Vertragichließenden Erfag des Schadens verlangen kann, welchen der Dritte durch die Nicht» 
erfüllung erleidet |. Regelsberger, Erfagpflicht aus Verträgen für den Schaden, den durch den 
Bertragsbruch ein Dritter erleidet, in Iherings Jahrb. Bd. 41 ©. 2d1 ff. ö 


8 381. 
BL a » 3247, 9589 1.5 MIT ©. 461. 

1. Der im $ 281 beitimmte Anſpruch auf Herausgabe bed Erſatzes oder Abtretung des 
Erſatzauſpruchs, welche der Schuldner infolge des die Unmöglichkeit der Leitung begründenden 
Umftanbes erlangt bat, fteht dem Gläubiger nicht nur in dem Falle des $ 275, fondern ab⸗ 
weichend vom E. I $ 238 aud in dem alle des 8 280 zu. Iſt die Unmöglichkeit der Leiftung 
von dem Schulbner nicht zu vertreten, fo beſchränkt fi daS Recht des Gläubigers auf diefen 
Anſpruch. Hat der Schuldner die Unmöglichkeit zu vertreten, fo fteht dem Gläubiger der gedachte 
Anſpruch nah Maßgabe des $ 281 Abf. 2 neben dem Anſpruch auf Schadenserjag zu. 

Der objektiven Unmöglichkeit der Leiftung ſteht nad) 8 275 Abſ. 2 auch hier bie fubjeltive 
NMumöglichfeit gleich. 

2. Borandfehung des im $ 281 Abſ. 1 bezeichneten Anſpruchs iſt. daß der Schuldner 
für ben geſchuldeten Gegenftand einen Erfag oder Erſatzanſpruch erlangt hat umd daß dies in» 
folge desſelben Umftandes geicheben ift, weicher bie Unmöglichkeit der Leiſtung herbeigeführt hat. 
In Betracht kommen haupiſächlich ſolche Fälle, in melden eine geichuldete Sache zerftört ober 
abhanden gelommen ift und dem Schuldner wegen ber Zerftörung oder wegen des Abhanden ⸗ 
tommens der Sache ein Erſatzanſpruch gegen einen Dritten zuſteht. Hatte der Schuldner bie 
Sache gegen Zerftörung oder Diebftahl verfichert, fo kann der Gläubiger aud die Herauegabe 
desjenigen, was der Echulbner erlangt hat, bzw. die Abtretung des Erſatzanſpruchs gegen den 
Verfiherer verlangen. Der Anſpruch auf die Verfiherungsfumme wird freilich nicht durch den 
Unfall, welcher bie Sache betroffen, fondern durch ben Berficherungsvertrag begründet; aber ber 
Anfpruc aus dieſem Bertrage fteht dem Schuldner nur zu, wenn die Sache von dem fraglichen 
Unfalle betroffen ift. Der 3 281 erfordert nur, daß der Erfag bzw. der Erfapanfpruh infolge 
desfelben Umſtandes eingetreten tft, welcher die Unmöglichteit der Leitung herbeigeführt hat. 
Infolge des Unfalls, von weichem die Sache betroffen ift, bat aber der Schuldner in dem 
gedachten Falle den Anſpruch auf die Verſicherungsſumme erlangt. Die Borausfegung bes 
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s 281 Abi. 1 iſt alfo gegeben. Unter den 8 281 Abſ. 1 fült ferner ber Erfag oder der Erſatz⸗ 
aufpruch, welchen ber Schuldner für die Enteignung bes gefchuldeten Begenftandes erlangt hat, 
wenn bie Leiftung desjelben durch die Enteignung unmöglich geworben ift. 

Zweifeihaft ift, ob Hierher auch ber Fall gehört, daß der Schuldner, welcher durch die Ver— 
äußerung des gefchuldeten Gegenftandes bie Unmöglichkeit ber Leiftung Herbeigeführt hat ein 
Entgelt für den veräußerten Gegenſtand erlangt Hat. Die herrschende Anficht bejaht dies (Dert- 
mann, Erl 20 zu 281; Schollmeyer, Erl. 2b zu 8 281; EnneccerusI 8 192 I; Dern- 
burg II $ 62 IV). Vermeint wird bie Frage insbefondere von Kiſch ©. 198ff. und jept auch 
Tige in Krit. Viert. ©. 380. Die legtere Anficht dürfte den Vorzug verdienen. Der Anſpruch 
auf die Gegenfeiftung wird begründet durch den der Veräußerung des geſchuldeten Gegenſtandes 
zugrunde liegenden obligatoriichen Vertrag, aljo z. B. dur den über den Gegenitand abe 
geichlofienen Verkauf. Der Unipruc beiteht auch, ohne daB ber verfaufte Gegenftand dem Käufer 
übertragen iſt. Die Übertragung ift allerdings infofern von Bedeutung, als dadurch dem Käufer 
die Einrede des nicht erfüllten Verirags gegen den Anipruc bes Verkäufers entzogen wird. 
Aber bie Sache liegt bier doc weſentlich anders ald in dem oben erwähnten Falle einer Ver⸗ 
fiherung. Auch bei diejer bildet zwar ber obligatorifche Verfiherungsvertrag bie Grundlage bes 
Anſpruchs; dieſer entfteht aber doch erft durch den Unfall felbft, weicher den Gegenfiand betroffen 
unb dadurch bie Unmöglichkeit der Leiftung herbeigeführt Hat. Der Unterſchied tritt befonders 
deutlich hervor, wenn der Kaufprei® nad dem Inhalte bes Kaufvertrag vor der Übertragung 
des verkauften Gegenftandes gezahlt werden mußte und gezahlt worben ift. Hier kann man doch 
gewiß nicht fagen, dab der Kaufpreiß infolge ber die Unmöglichkeit ber Leiftung begründen⸗ 
den Übertragimg des @egenftandes erlangt ift; ebenfowenig wird man dies aber auch dann fagen 
tönnen, wenn die Übertragung nur die Wirkung gehabt hat, die dem Anſpruch entgegenftehenbe 
Einvede zu befeitigen. Es Handelt fih in allen Fällen bdiefer Art nicht um einen Erſat oder 
einen Erfaganfprud für die Veräußerung des geihulbeten Gegenftandes, fondern um ein durch 
ein obligatorifches Nechtögeichäft erworbenes Aquivalent. 

Keine Anwendung findet ber 8 281, wenn nicht der Gegenftand felbft, für welchen ber 
Schuldner einen Erſatz oder einen Erfaganiprud erlangt Hat, jondern nur eine in Beziehung 
auf diejen Gegenftand vorzunefmende Handlung den Gegenſiand bes Schuldverhältnifies bildet. 
IR 3 3. eine vermietete Sache zerftört, fo hat ber Mieter keinen Unfprudy auf den Exfag, 
welchen der Bermieter für die zerftörte Sache erlangt. Auch einen feinem Mietrecht entiprechenden 
Zeil ded Erſatzes farm er nicht beanfpruchen, alfo 3. B. nicht einen Teil der Berfiherungsfumme 
ober des Verfiherungsanfpruchs, welche ber Bermieter erlangt hat (a. A. Schollmeyer, Exl.20,d 
zu $ 281; wie bier im weſentlichen Kiſch ©. 205; Titze ©.120). Dagegen dürfte jih in 
Fällen diefer Art eine entiprehende Anwendung des 8 281 bahin rechtfertigen lafien, daß der 
Gläubiger (3. B. der Mieter) gegen den Schuldner (den Vermieter) einen Anſpruch auf Herause 
gabe der Nutzungen, welche biejer von bem erlangten Erſatz oder Erſatzanſpruche für die Zeit 
zieht, für melde dem Mieter das Nugungsreht an dem zerftörten Gegenftanbe zujtand. Daß 
dies ber Billigkeit und dem Gedanken des $ 281 entipricht, tritt beſonders Har hervor, wenn 
man an ben Fall denkt, daß es ſich nicht um ein Mietverhältnis, ſondern um eine unentgeltliche 
Berpflihtung des Eigentümers des zerſiörten Gegenſtandes zur Überlafjung der Nupungen ded- 
felben auf beftimmte Zeit an einen Dritten handelt. Der Eigentümer würde hier, wenn man 
dem Dritten den gedachten Anfpruch nicht gewährte, nicht nur den Erfag für bem zerjtörten 
Gegenftand erlangen, fondern and) die Nupungen bed Erſatzes für bie betreffende Zeit auf Koften 
des Dritten lukrieren. Bei einem Mietverhältnifie würbe dem Intereſſe bes Mieter auch ohne 
den fraglichen Unfpruch infoweit Rechnung getragen werden, daß er nach den Borfchriften über 
ben Mietvertrag und über gegenjeitige Verträge von feiner Verpflichtung zur Zahlung des Miei- 
preiſes frei würde; aber aud) in dieſem Falle ſoll dem Mieter, wie fi) aus $ 323 Abſ. 2 ergibt, 
der bier fragliche Anipruc gegen den Vermieter zuftehen (a. U. wie es jcheint Kiſch S. 205). 
Direlte Anwendung findet der 8 281, wenn dem Schulbner nicht der Gegenitand felbft, deſſen 
Nugung er einem Dritten überlafien bat, jondern nur die Nutung des Gegenftanded entzogen 
it und ex hierfür einen Erjag oder Erfaganfpruch erlangt hat, wenn aljo z.B. dem Bermieter 
der Gebrauch bed vermieteten Grundftüds für beftimmte Zeit duch die unerlaubte Handlung 
eines Dritten ober im Wege ber Enteignung entzogen ift. Der 8 281 ſpricht nicht nur von 
einer gefchuldeten Sache, fonbern von einem geſchuldeten Gegenitand. In einem Falle der Hier 
fraglichen Art bildet der Gebrauch den gejchuldeten Gegenftand und ber Wortlaut des 8 281 trifft 
alfo auch diefen Fall (a. U. Tige in Krit. Viert. ©. 380). 
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8. Für die Erfüllung der Verbindlichkeit zur Herausgabe bes Erſates oder Abtreinng 
des Erſatzauſpruchs haftet der Schuldner in derſelben Art wie für bie Erfüllung ber uripräng- 
lichen Berpflihtung; er hat alfo Borjag und Faprläffigfeit in bemjelben Umfange wie bei biejer 
zu vertreten. War dad Schuldverhältnis ein bedingtes oder befrijtetes und tritt der Umftand, 
weicher die Unmöglichleit Herbeiführte, vor dem Eintritte ber Bedingung oder des Termins ein, 
fo erlangt der Gläubiger einen unter berjelben Bedingung oder Sriftbeitinnmung wie bei dem 
urfprünglichen Schuldverhältnifie ftehenden Anfpruc auf Herausgabe bed Erfages oder Abtretung 
des Erſatzanſpruchs, den der Schuldner durd den betreffenden Umftand erlangt Hat, und bie 
Haftung bes Schuldners in Beziehung auf biefen Anſpruch beftimmt ſich nad 8 160. 

Keinen Unfpruch bat der Gläubiger auf Herausgabe des Erfages ober Abtretung eines 
Erſatzanſpruchs, den der Schuldner erft nach dem Eintritte des die Unmöglichkeit begründenden 
Umftandes erlangt hat; er kann alfo z. B. nicht bie Herausgabe besjenigen verlangen, was bem 
Schuldner nad dem Eintritte jenes Umftandes zum Erfage von einem Dritten geſchenkt tft. 
Ebenfowerig kann der Gläubiger auf Grund des 8 281 einen Anfpruch deshalb erheben, weil 
der Schuldner infolge des betreffenden Umftandes Auslagen oder Aufwendungen eripart hat 
Eiſch ©. 203). 

4. Dos Recht auf Abtretung des Erſatzanſpruchs fteht dem Gläubiger nicht zu, wenn der 
Erfaganfpruch nicht abgetreten werden kann ($8 399, 400). Dies ift 3. B. dann ber Fall, wenn 
in dem Berfiherungsvertrag, auf Grund deſſen der Schuldner wegen ber Berftörung des geſchuldeten 
Gegenftandes die Verfiherungsfumme zu fordern hat, beitimmt ift, daß diefe zur Wiederherſtellung 
des zeritörten Gegenftandes verwendet werden müffe. Nicht ausgefchlofien wird das Recht auf 
Abtretung des Erfaganfpruchs, wenn biefer nad 8 249 zunächit auf Herfiellung desjenigen 
Zuſtandes get, welder beftehen würbe, wenn der zum Schadenserſatze verpflichtende Umſtand 
nicht eingetreten wäre (Kleineidam &»121; a. U. Kiſch ©. 216). Iſt z. B. dem Schuldner 
die Sache, welhe er dem Gläubiger zu fbertragen verpflichtet war, geflohlen, fo kann der 
Gläubiger die Abtretung des dem Schuldner nad 8 823 gegen den Dieb zuftehenden Erjah- 
anſpruchs, der nach 8 249 zunäcft auf die Zurückgabe der Sache geht, verlangen. 

5. Nach Abſ. 2 wird das dem Gläubiger im alle des $ 280 auftehende Recht auf 
Schabenderfag gegen ben Schuldner durch das ihm nad) 8 281 zuftehende Recht nur inſofern 
berüßrt, als er fi) dasjenige, was ex durch die Geltendmachung des letztgedachten Rechtes erlangt, 
auf dem ihm nad) 8 280 zuftegenden Schadenserſatz anrechnen laſſen muß. Durch die Konkurrenz 
beider Rechte entfteht aljo kein alternatives Schuldverhältmis; es handelt ſich vielmehr um eine 
befondere Art der facultas alternativa. Dem Gläubiger kann der Erfap ober der Erfaganfprud, 
melden der Schuldner erlangt hat, nicht aufgebrängt werden; er kann vielmehr, folange er die 
Herausgabe bed Erſatzes oder bie Abtretung des Erſatzanſpruchs nicht angenommen bat, von ber 
Geltendmachung feines Rechtes darauf abjehen und ſich lediglich anf bie Geltendmachung des ihm 
nad $ 280 .zufteßenden Rechtes auf Schabenserfag beſchränken (Kiſſch ©. 212; Kipp, Rehts- 
wahrnehmung und Reurecht, in ber Feſtgabe der jur. Geſellſchaft für Koch, ©. 127; Wind— 
ſcheid-Kipp II 8 264 Zuſ. 4; Titze ©. 142). Trotzdem haftet der Schuldner auch ſchon, 
bevor ber Gläubiger fein Recht auf die Herausgabe des Erjages ober Abtretung des Erfag« 
anſpruchs geltend gemacht Hat, für die Erfüllung ber ihm hiernach eventuell obliegenden Ver» 
bindlichleit nach Maßgabe des in ber Erl. 3 Gefagten. Durch einen auf Annahme des Erſatzes 
oder des Erſatzanſpruchs gerichteten Vertrag zwiſchen dem Schulöner und dem Gläubiger wird 
der letztere felbftverftändlich ebenfo wie durch die wirkliche Herausgabe oder Abtretung dahin ges 
bunden, daß er fih das Erlangte auf den Schadenserfag anrechnen laſſen muß. 

It dem Gläubiger der dem Schuldner zuftehende Erſatzanſpruch abgetreten, fo erfolgt bie 
Anrehnung auf bie Entfhädigung nidt in der Art, daf dasjenige angerechnet wird, was 
der Gläubiger auf Grund des Anſpruchs erlangt, alfo nicht zahlungshalber; die Abtretung exe 
folgt aber auch nit an Zahlungs Statt in der Urt, daß ſich der Gläubiger den Nominalbetrag 
des abgetretenen Unfpruch® anzurechnen Hätte. Angerechnet wird vielmehr dem Gläubiger der 
Bert, welchen der abgetretene Anfpruc; zur Beit der Abtretung hat. Diefer Wert ift nötigenfalls 
buch Schägung zu ermitteln; er kann unter Umftänden, z. B. wenn der Dritte, gegen ben 
ber Anfpruc geht, zur Zeit zahlungsunfäbig ift oder fi im Auslande befindet, weit Hinter 
dem Nominalbetrage zurüdbleiben. Will der Gläubiger fi die Anrechnung des Wertes nicht 
gefallen laſſen, ſo muß er von ber Geltendmachung bes fraglichen Rechtes Abftand nehmen. 
Es Bleibt ihm dam noch die Möglichkeit, fidh, wenn der Schuldner rechtskräftig zum Schadens 
erfage verurteilt Hit, im Wege der Zwangsvollſtrekung ben bem Sculbner zuftehenden Erſatz⸗ 
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8. 282. Iſt ftreitig, ob die Unmöglichkeit der Leiftung die Folge eines von 
dem Schuldner zu vertretenden Umftandes ift, jo trifft die Beweislaſt den Schuldner. 


8. 283. Iſt der Schuldner rechtöfräftig verurtheift, fo fanın der Gläubiger 
ihm zur Bewirkung der Leiftung eine angemefjene Friſt mit der Exflärung beftimmen, 
dab er die Annahme der Leiftung nach dem Ahlaufe der Frift ablehne. Nach dem 
Ablaufe der Frift kann der Gläubiger Schadenserfag wegen Nichterfüllung ver- 
langen, ſoweit nicht die Leiftung rechtzeitig bewirkt wird; der Anſpruch auf Er- 
füllung ift ausgejchloffen. Die Verpflichtung zum Schadenserfage tritt nicht ein, 


anſpruch zur Einziehung überweifen zu lafien (CPO. 88 835, 841). In bdiefem Falle braucht 

ex fi) nur aurechnen zu lafien, was er auf Grund des überwiefenen Anſpruchs erhält. 

2: = Über die Geftaltung des Verhältniſſes bei gegenjeitigen Berträgen |. Er. zu 8 323 
7. Auf eine bereit3 beim Abſchluß eines Vertrags vorhandene Unmöglichteit ber Leitung 

findet der $ 281, wie fi aus deſſen Stellung und Zwece ergibt, feine Anwendung (a. U. 

Cojad J S. 332). 


8 282. 
@.1 8 239; II 8 238 res. 8 276; 11 8 276. P.I €. 10691., 11751. M. 11 G. 47 q. P.II BE. 1 6, 31T. 

1. Beweislaſt. Die Frage, ob die Unmöglichkeit der Leitung die Folge eines von dem 
Schuldner zu vertretenden Umftandes ift, kommt nur in Betracht, wenn bie Unmöglichkeit nach 
der Begründung des Schuldverhältniffes eingetreten iſt. liber den Fal einer bereits früher 
vorhandenen Unmöglichkeit |. Borbm. 3a zu 88 275-290. . Der Beweis, daß die nachfolgende 
Unmöglicteit die Folge eines von bem Schuldner nicht zu vertretenden Umftandes fei, liegt dem 
Schuldner ſowohl dann ob, wenn der Gläubiger Erfüllung, als aud wenn er Schadenserſat 
fordert. Im erfleren Falle muß der Schuldner auch den Eintritt der Unmöglichkeit beweifen. 
Im letzteren Falle bildet die Unmöglichteit ben Grund des Anſpruchs auf Schadenderfag und 
ift daher von dem Gläubiger zu beweiſen, während bem Schuldner auch Hier der Beweis obliegt, 
daß die Unmöglichkeit infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes eingetreten ſei. 
Der Gläubiger kann fi) übrigens den Beweis der eingetretenen Unmöglichkeit immer dadurch 
erfparen, dab er zunächſt auf Erfüllung klagt und dann den im $ 283 bezeichneten Weg ein- 
ſchiagt (f. Exil. zu 8 283). 

Die Borfchrift des 8 282 findet Anwendung fowohl, wenn ber Schuldner wegen jeder 
Fahrlaſſigkeit, als auch dann, wenn er nur wegen grober Fahrläffigleit oder nur wegen culpa in 
conereto haftet. Sie findet auch Anwendung bei einer Verpflichtung auf Unterlafjung. Der 
Schuldner, welder die zu unterlafiende Handlung vorgenommen hat, muß beweijen, daß er dazu 

. infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes genötigt gewefen fei (f. ErL4 zu $ 275; 
a. U. wie es ſcheint, RO. in DIE. 1903 ©. 215). 

2. Art der Beweisführung. Der Beweis der in dem 8 282 bezeichneten Negative wird 
regelmäßig dadurch geführt werden, daß der Umftand nachgewiefen wird, durch welden die Un— 
möglidkeit eingetreten ift, und Daß zugleich bewiefen wird, daß dieſer Umftand von dem Schuldner 
nicht zu vertreten war. Möglich bleibt zwar unter Umftänden auch tim biefem Falle, baf der 
Schuldner bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt die Einwirkung des Umftandes hätte ab- 
wenden können. Sade der Beiveiswürbigung iſt es, ob von dem Schuldner in diefer Beziehung 
noch ein befonderer Beweis zu erfordern oder ob es dem Gläubiger zu überlaflen ift, im Wege 
des Gegenbeweiſes barzutun, daß der Schuldner bei Anwendung ber erforderlihen Sorgfalt die 
Einwirkung des fraglichen Umftandes habe abwenden können. Beſondere Beweisregeln in biefer 
Beziehung, wie folde von anderen Geſetzgebungen vorgeichrieben find, ftellt da8 BGB. nicht af. 


8 288, 
@ 18 243; II 8 239 veb. 8 277; II 8 277. 9.1 6. 11201., 11250; MR. II ©. 531. P.IIBE1 6.3318; 
32.6 ©. 155. 4 
Romeid, Zur Technik des BGB. Heft 1, 1901. 


1. Recht bes @länbigers, dem Schuldner nach rechtskräftiger Verurteilung desſelben, 
eine Friſt zur Erfühung zu ſetzen. Nach allgemeinen Grundſähen mühte der Gläubiger, um. 
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wenn die Leiſtung in Folge eines Umſtandes unmöglich wird, den der Schuldner 
nicht zu vertreten hat. 

Wird die Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt nur theilweiſe nicht bewirkt, 
To ſteht dem Gläubiger auch das im 8. 280 Abſ. 2 beſtimmte Recht zu. 


ftatt der Erfühung Schabenserfag wegen Nichterfüllung verlangen zu können, bemweifen, daß bie 
Zeiftung infolge eines von bem Schuldner zu vertretenden Umftandes unmöglich geworben fei. 
Diefer Notwendigkeit wird der Gläubiger durch die Vorfchriften des 3 283 überhoben. Sat ber 
Schuldner vor dem Ablaufe der ihm von dem Gläubiger beftimmten Frift die Leiftung nicht bewirkt, 
fo kann der Ölänbiger Schadenserfag wegen Nichterfüllung ohne Nüdfiht darauf fordern, ob die 
Zeiftung wirklich unmöglich geworden iſt oder nicht (RG. Bd. 54 ©. 28; Rſpr. Bd. 8 ©. 434: a. A. 
Romeid, ©. 24ff., der die Bedeutung des 8 283 darin fieht, daß der Gläubiger durch die Friſiſetzung 
erkläre, dab er nad Ablauf der Friſt an ber Leiftung kein Intereſſe mehr Habe [$ 286 Abf. 2) 
und daß als gefegliche Folge des Yriftablaufs beftimmt werde, daß diefe Erflänng bes 
Gläubigerd als bewiefen gelte. Wuch für ſolche Fälle, in welchen die Leiftung bereits bei der 
Begründung des Schuldverhältniffes unmöglich, diefe Unmöglichkeit aber nur eine fubjeltive war 
und baher eine Verpflichtung des Schuldner begründet wurde, ermöglichen die Vorſchriften des 
8 283 dem Gläubiger, Schabenserfag zu erlangen. In beiden gedachten Fällen ift der Schadens- 
erfag in Geld zu leiften. Die Vorfchrift bes 8 249, nach welcher der Berechtigte zunächſt nur 
die Herftellung bes Zuftandes fordern kann, welcher beftehen wiirde, wenn der zum Schabeng- 
erfage verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre (f. Erl. 3 zu 8 280), findet feine Anwendung, 
indem der Gläubiger nad 8 283 Abf. 1 Sat 2 nad dem fruchtloſen Ablaufe der Frift nicht 
mehr Erfüllung verlangen Tann, hierdurch aber der Anſpruch auf Herftellung des früheren Bu: 
ſtandes ausgeſchloſſen tft. Im übrigen finden die allgemeinen Vorſchriften über Schadenserſatz 
(88 252—255) Anwendung. 

In ber Beftimmung der Frift durch den Gläubiger wird auch die Erklärung des Gläubigers 
zu finden fein, daß er bis zum Ablaufe ber Friſt die Erfüllung noch annehmen werde, daB er 
alfo von dem ihm im Falle des Verzugs des Schuldners nach $ 286 Abſ. 2 Say 1 zuftehenden 
Rechte unter der dort bezeichneten Vorausſetzung Schabenderfag wegen Nichterfüllung zu fordern 
bei Leiftung innechalb ber Friſt feinen Gebrauch made. An diefe Erklärung tft der Gläubiger 
nad Treu und Glauben gebunden (Romeid, ©. 30; a. A. Schollmeyer, Erl. 3 zu 8 283). 

2. Beflimmung der Frifl. Der Gläubiger kann die Friſt beftimmen, fobald der Schulbner 
rechtsträftig verurteilt if. Ein für vorläufig vollftredbar erflärtes Urteil genügt nicht. Nicht 
erforderlich ift, daß die Zwangspollftredung verſucht und fruchtlos geblieben ift. Über die Be 
ftimmung ber Friſt, über den Begriff ber Angemeſſenheit fowie über die Beweislaft 
1. Erl. A zu 8 250, 

3. Die Verpflichtung zum Schadenserſatze tritt nicht ein, wenn die Leiftung infolge 
eines Umſtandes unmöglid wird, den ber Schuldner nicht zu vertreten hat. Die 
Unmöglichkeit muß eingetreten fein nach ber rechtskräftigen Verurteilung bes Schulbnerg 
ober doch nah dem Schluffe derjenigen mündlichen Verhandlung, in welcher Einwendungen 
fpäteftens hätten geltend gemacht werden müſſen (CPO. 8 767 Abf. 2). Durch das rechtsfräftige 
Urteil ift die auf eine früher eingetretene Unmöglichteit gegründete Einwendung ausgeſchloſſen. 
Die Unmöglichkeit muß ferner vor dem Ablaufe der beftimmten Friſt eingetreten fein. Mit dem 
Ablaufe der Friſt verwandelt fi ber Anfpruch auf Erfüllung in den Anſpruch auf Schabengerfag 
wegen Nichterfiillung, und diejer Anfprud) wird nicht dadurch berührt, daß bie auf Grund des 
urfprünglien Schuldverhältnifies gefchuldete Leiftung unmöglich wird. Die Unmöglichkeit muß 
endlich eine dauernde fein. Eine nur zeitweife Unmöglichkeit kommt nicht in Betracht (®. II 
2b. 1 ©. 322). Gleichgültig ift ed, ob die Unmöglichkeit eine objektive oder eine fubjeltive ift; 
die Vorfchrift des 8 275 Abf. 2 findet auch im Falle des 8 283 Anwendung. 

Die Frage, ob die Unmögliteit von dem Schuldner zu vertreten ift, beftimmt ſich nad) 
dem Inhalte des Schuldverhältmiffes und nach den 88 276—279. Iſt der Schuldner, wie regel⸗ 
mäßig ber Fall fein wird, im Berzuge, fo ift er nad) 8 287 auch für bie durch Zufall eintretende 
Unmöglichleit ber Leiſtung verantwortlich, es fei denn, ba ber Schaden auch bei rechtzeitiger 
Zeiftung eingetreten fein würde (f. Erl. zu 8 287). 

Teilweiſe Leiftung innerhalb der Friſt. Somelt bie Leiftung nicht vor dem Ablaufe 
der Friſt bewirkt wird, kann ber Gläubiger Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern (f. Erl. 1). 
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8. 284. Leiftet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigerd nicht, die 
nad dem Eintritte der Fälligfeit erfolgt, fo kommt er durch die Mahnung in 
Verzug. Der Mahnung fteht die Erhebung der Klage auf die Leiftung jowie die 
Zuftellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren gleich. 

Iſt für die Leiftung eine Zeit nach dem Kalender beftimmt, fo kommt der 
Schuldner ohne Mahnung in Verzug, wenn er nicht zu ber beftimmten Zeit leiſtet. 
Das Gleiche gilt, wenn der Leitung eine Kündigung vorauszugehen hat und die 
Zeit für Die Leiftung in der Weife beftimmt ift, daß fie fi von der Kündigung 
ab nach dem Kalender berechnen läht. 


Der Beweis ber rechtzeitigen Leiftung liegt bem Schuldner ob. Wird biefer Beweis nur in 
Anfegung eines Teiles der Leiftung geführt, fo iſt der Schuldner für den übrigen Teil der 
Leiftung zum Schabenserfage verpflichtet. Zür diefen Fall räumt aber der & 283 Abf. 2 dem 
Gläubiger auch das im 8280 Abf. 2 bezeichnete Recht ein. Er kann aljo unter Ablehnung des 
übrigen Teiles Schabenserfag wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit verlangen, wenn 
die teifweife Erfüllung für ihn fein Interefie hat (ſ. Exl. 6, 7 zu 8280). Momeid, ©. 29, 32 
verteidigt auch im diefer Beziehung eine andere Auffaffung. Der Abſ. 2 fol die Bedeutung 
haben, dab dem Gläubiger bet teilweifer Bewirkung der Leiftung durd den Schuldner ſowohi 
das Recht zufiche, dem Schuldner eine neue Frift zu fegen, nad) deren Ablauf als feitgeitellt 
angenommen werbe, baß der Gläubiger an der teilmeifen Leiftung kein Intereſſe mehr habe, als 
cud das Recht, ohne Frifijegung den Verweis des mangelnden Anterefies nach 8 280 Abſ. 2 zu 
führen und die dort beitimmten Rechte geltend zu machen. Dieſe Auffafjung fol beſonders durch 
das Wort „auch“ im Abſ. 2 gerechtfertigt werden. Dieſes Wort bedeutet aber nur, daß während 
nad Abf. 1 dem Gläubiger nur das Recht zuftehen würde, an Stelle des nicht geleifteten Teiles 
Schadenserfag wegen Nichterfüllung zu fordern, ihm nad) Maßgabe des 8 280 Abf. 2 auch das 
Recht zuftehen fol, unter Ablehnung bzw. Rüdgewähr bes geleifteten Teiles Schadenserfag 
wegen Nichterfüllung der ganzen Berpflichtung zu fordern (f. Exl. 6, 7 zu 8 280). 

5. Auf Antrag des Glaͤubigers ift die Friſt nach EBD. 8 255 durch das Urteil au be 
Rimmen 1. Erl. 4 zu 8 250). 
er & Über das bei gegenfeitigen Verträgen eintretende Verhältnis f. bie 88 325 Abſ. 2, 

, 327. 


8 2%. 
©. 18 245; II 8 240 eu. 8 278; II 278. PIC. 11795 MIC. 56M. PIE. 1 €. 324; 
32.6 ©. 159, 384. 


Baech, Der Leiftungsverzug 1902; de Clapardde, Beiträge zur Lehre vom Leiftungs« 
verzuge zc. 1903. 

1. Berzug des Schuldners. Der Gläubiger kann bie Leiftung, welche er kraft des Schuld⸗ 
verhäftnifjes zu fordern berechtigt iſt, im Bmeifel fofort fordern (8 274). In Übereinftimmung 
mit dem bißherigen Mechte geht aber ba8 BGB. davon aus, daß ber Schuldner deshalb, weil 
er nicht fofort leiſtet, nicht ohne weiteres wegen verfpäteter Leiftung verantwortlich wird. Die 
Berantiwortlichteit des Schuldnerd tritt vielmehr erft ein, wenn er in Verzug kommt. Die 
Boransfegungen, unter welchen dies gefchieht,.beitimmen die 88 284, 285. Liegen biefe Boraus- 
fegungen vor, fo hat der Schuldner die durch die Nichtleiftung zu der beftimmten Beit eingetretene 
Unmöglichteit ber Leiftung in Anfehung der Zeit zu vertreten. Die näheren Vorſchriften über 
die ſich daraus ergebenden Verpflichtungen des Schuldners enthalten bie 38 286—290. Das 
BER. beſchränkt fi) Hier wie an anderen Stellen auf bie Beftimmung allgemeiner Grundſätze. 
Für dag richtige Verftändni® und die Unwenbung berfelben gibt die reiche gemeinrechiliche 
Literatur über die mora wertvolle Anhaltspunkte. (Windſcheid⸗Kipp II 88 276—281 und 
die dort angeführte Literatur, insbefondere Mommfen, Die Lehre vom ber more.) Hier können 
nar die leitenden @efichtspuntte Hervorgehoben werben. 

2. Die Borausfegungen des Berzugd find: 

a) die Fälligkeit der Forderung, 

b) die Mahnung des Gläubigers, 
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Der Mahnung gleich fteht die Erhebung der lage und bie Buftellung des Zahlungsbefehls 
im Mahnverfahren. Die Mahnung ift nicht erforderlich, wenn für die Leiftung eine Zeit nad 
dem Kalender beftimmt ift. 

6) Das Unterbleiben der Leiftung nad dem Eintritte ber unter a und b bezeichneten 
Vorausſetzungen infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umftandes. 

8. Der Begriff der Fälligkeit ift Hier wie im Falle des 8 273 ein anderer ala im 8 101 
Nr. 2 (f. 8b. I Erl. 3 zu 8 101; Erl. zu 8 273). Es genügt nicht, daß die Forderung entitanbden 
und der Beitpumft eingetreten ift, in welchem der Gläubiger die Leiftung nad; bem Inhalte des 
Schuldverhältniſſes verlangen kann. Die Forderung ift aud dann nicht fällig, wenn die Leiftung 
geftundet iſt. Überhaupt darf der Forderung keine Einrebe entgegenftehen (Rſpr. Bd. 5 ©. 28). 
Über die Frage, wie dad Verhältnis zu beurteilen ift, wenn ber Schuldner nur Bug um Bug 
gegen eine Gegenleiftung (f. 3. B. die 88 273, 320) ober erft, nachdem ihm Sicherheit geleiſtet ift 
(f. 3. B. die 88 258, 324, 867,1005), oder nur gegen Quittung ($ 368) zu leiften braucht, 
ſ. unten Erl. 4d und 7c, 7d; über bie dem Erben auf Grund der 88 2014, 2015 zuftehende 
Einrede f. Erl. 70 (f. Paech ©. 31). 

4. Mahnung ift die Aufforderung des Gläubiger an den Schuldner, die Leiftung zu 
bewirken. Das Erfordernis der Mahnung hat den Zweck, den Schuldner davon in Kenntnis zu 
fegen, daß der Gläubiger die Leiftung verlangt. Nähere Vorſchriften über die Urt, in weicher 
die Mahnung zu erfolgen hat, enthält das BGB. nicht. Die einzelnen in Betracht fommenden 
ragen find aus der Natur bes in Frage ftehenden Verhältnified und aus bem Zwecke ber 
Mahnung zu enticheiden. Folgende Punkte mögen hervorgehoben werben: 

a) Die Aufforderung des Gläubigers an den Schulbner bedarf feiner Form; 
fie Braucht auch nicht als Mahnung bezeichnet zu fein; fie muß aber ergeben, daß der Gläubiger 
fofortige Leiftung verlangt. Buftellung der Rechnung für fi) allein enthält daher feine Mahnung. 
In ber wiederholten Zufendbung einer Rechnung kann indefien eine Mahnung liegen; fie wirb 
immer in der Bufendung einer quittierten Rechnung fowie in einem Poſtauftrage zu finden fein 
(Rehbein, Erl. 108 zu $ 284; Dernburg II $ 71 II 2e). 

b) Die Mahnung ift ein einfeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft oder 
doch, was wohl richtiger fein ditrfte, eine Rechtshandlung, auf welche die Vorſchriften über Rechts⸗ 
geſchäfte der gedachten Art entiprechende Anwendung finden (Ripp in der Feitgabe ber jur. Geſell⸗ 
ſchaft für Koh ©. 119ff.; Paech ©. 50). Hieraus ergibt ſich insbefondere, daß die Mahnung 
eines Gefchäftsunfähigen (8 104) fowie einer Perfon, die fi) in einem Zuftande ber im $ 105 
Abſ. 2 bezeichneten Zuſtande befindet, nichtig ift. Die Mahnung einer in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Berfon ift wirkſam, weil dieſe Dadurch lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt (8 107). 
Der Schuldner braucht bie Erfüllung zwar nicht an den in ber Geichäftöfähigfeit Beſchränkten in 
Perſon, fondern nur an den gefeglihen Vertreter zu bewirken, weil zu ber Wirkſamkeit der Er» 
füllung die Zuſtimmung des gejeglichen Vertreters erforderlich ift. Hieraus folgt aber nicht, daß 
auch zu der Mahnung die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters erforderlich ift; nur darf aller 
dings die Mahnung nit in der Art erfolgen, ba die Erfüllung an den in der Geſchäftsfähig⸗ 
keit Beſchränkten felbft verlangt wird. Nicht notwendig aber ift, daß ausdrücklich die Leiftung 
an ben geſetzlichen Bertreter verlangt wird; vielmehr genügt es, wenn bie Leiſtung ſchlechthin 
und ohne nähere Bezeichnung der Perfon, an welche fie erfolgen fol, verlangt wird (a. U. wie 
es ſcheint Enneccerus I $ 198 II 3, der verlangt, daß die Leiftung an den gejeplihen Ver⸗ 
treter gefordert werde; Endemann 18137 Anm. 5, ber die Mahnung von feiten eines Minders 
jährigen nad) 88 111, 114 filr nichtig Hält; der auch in der früheren Auflage mitallegierte $ 111 
findet indeffen feine Anwendung, weil er nur von einfeitigen Nechtsgefchäften fpricht, zu denen 
die Einwilligung des gefehlichen Vertreters erforderlich tft, Hier aber nad dem Obigen bie Ein- 
willigung nicht erforderlich iſt). Die Mahnung von feiten eines in ber Geſchäftsfähigkeit 
Beſchränkten zur Leiftung an ihm felbft ift nur wirkſam, wenn ber geſetzliche Bertreter feine 
Einwilligung zu biefer Art der Leiftung erteilt hat; in biefem Falle findet der $ 111 Sag 2 
Anwendung. Für die Mahnung durch einen Vertreter mit Vertretungsmacht gelten die 88 164, 174, 
durch einen Vertreter ohne Vertretungsmacht der 8 180. Iſt ber Schuldner geihäftsunfähig oder 
in ber Geichäftsfähigkeit befchräntt, fo kommen die Vorjchriften des 8 131 zur Anwendung; über 
die Mahnung an einen Vertreter des Schuldners enticheiden bie 88 164, 180. Der Beitpuntt, 
in weldem die Mahnung, wenn fie einem Abweſenden gegenüber erfolgt, wirkſam wird, beftinmt 
fi) nad) den 88 130, 132. Es genügt alfo, wenn die Mahnung bem Schuldner zugeht, und 
fie gilt als zugegangen, wenn fie dem Schuldner nad; Maßgabe des 8 132 zugeftellt wird. Über 
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de Mahnung gegenüber einem Abweſenden ſ. Bd. I Erl. 2 zu 8 130. Auch die Vorſchriften 
über Willen@mängel (88 116—124) finden Anwendung, find aber für bie Mahnung ihrer Natur 
nad) ohne praftiiche Bedeutung. Über die Mahnung von feiten eines Zeſſionars f. 8 410, von 
feten eines Sypothefengläubiger8 $ 1160. 

©) Die Mahnung muß auf Leiftung bes gefchulbeten Gegenftandes gehen. 
Beftritten iſt. ob fie unwirkſam ift, wenn fie auf Leiftung von mehr, als wirklich gefchuldet wird, 
geht. Der Zwed der Mahnung befteht darin, den Schuldner davon in Kenntnis zu feßen. dag 
der Gläubiger nunmehr die Leiftung verlange. Diefer Zweck wird erreicht, wenn die Mahnung 
über die Identität der Forderung, deren Erfüllung verlangt wird, feinen Zweifel läßt. Ein 
Zweifel hierüber wird regelmäßig allen dadurch nicht begründet werben, dab der Betrag ber 
Forderung Höher angegeben wird, al er wirklich ift. Nur dann wird die Mahnung als unwirkſam 
zu betrachten fein, wenn anzunehmen iſt, daß der Gläubiger die Leiftung eines geringeren als 
des geforderten Betrags nicht annehmen werde. Iſt eine folhe Annahme nad den Umftänden 
des Falles nicht begründet, fo hat der Schuldner den wirklich geihuldeten Betrag dem Gläubiger 
anzubieten. Lehnt diefer die Annahme, weil die Leiftung nach feiner Auffafjung nur eine Zeil 
leiſtung fei, ab, jo tit ein Verzug des Schuldners nicht eingetreten (ſ. Exl. 7). Dasjelbe gilt, 
wenn ber Glaäubiger eine Quittung über den von dem Schuldner angebotenen Betrag auszuftellen 
fi) weigert; doch faım ber Schuldner Fein ausdrückliches Anerkenntnis, daß dur die Leitung 
bie ganze Forderung erfüllt fei, verlangen (8 368). Iſt ein Schuldfchein ausgeftellt, fo braucht 
der Schuldner nur gegen Rüdgabe des Schuldfheins oder Ausftellung eines Anerkenntniſſes der 
im & 371 gedachten Art zu leiften und fommt alfo nicht in Verzug, wenn ber Gläubiger jene 
Yandlungen vorzunehmen nicht bereit ift. Hiernach wird regelmäßig die Mahnung dadurch allein, 
daß fie auf mehr als den gefchuldeten Betrag geht, nicht unmwirkfam. Dem Interefie des Schuldners 
geſchieht dadurch Genüge, daß, wenn er das wirklich Geſchuldete anbietet, dex Verzug nicht eins 
tritt (Dernburg II 8 71 II 2c; Paech ©. 63; im mefentlihen auch zu bemielben Ergebniſſe 
füßren die Anfichten von Enneccerus 8 198 II 2 und Endemann I 8 137 Anm. 8, nad) 
welhen e8 von ben Umftänden des Falles abhängt, ob die Mahnung auf mehr ala den 
geſchuldeten Betrag wirkiam ift; a. %. Windſcheid-Kipp II 8 279 Zufag 2, welcher verlangt, 
daß der Gläubiger auf Gegenvorftellung des Schuldners die Mahnung anf den wirklich gefchuldeten 
Betrag befchränte). Iſt die Mahnung auf weniger ald das Geſchuldete gerichtet, fo ift fie nur 
in betreff des geforderten Betrags wirkſam. 

Wird bei einem alternativen Schuldverhältnifie die Mahnung auf eine ber geichuldeten 
Leiſtungen gerichtet, fo ift fie, falls dem Schuldner bie Wahl zufteht, unwirlſam, wenn anzunehnen 
it, daß der Gläubiger nur die geforderte Leiftung annehmen wolle, während fie anderenfalls 
wirffam ift, der Schuldner aber nicht in Verzug kommt, wenn er von ben wahlweife gefchulbeten 
Leiftungen eine andere als bie von dem Gläubiger geforderte ordnungsmäßig anbietet. 

&) Bweifelpaft if, wie die Mahnung zu erfolgen hat, wenn der Schuldner nur 
Bug um Zug gegen eine Begenleiftung zu leiften verpflichtet ift. Der Schuldner 
tommt bier unzweifelhaft nicht in Verzug, wenn er bie Leiftung gegen die Gegenleiftung ans 
bietet; nad) 8 298 kommt in ſolchem Falle fogar der Gläubiger in Berzug, wenn er nicht feiner 
ſeits die Gegenleiftung anbietet. Es fragt fich aber, ob der Gläubiger die Mahnung auf die 
Leiſtung Zug um Bug richten, ob er fi alſo gleichzeitig zu der Gegenleiftung erbieten muB und 
ob die Mahnung, wenn dies nicht geihieht, unwirkſam iſt, oder ob die Wirkfamteit der Mahnung 
dadurch, daß das Exbieten zu ber Gegenleiftung unterbleibt, nicht berührt wird, der Schuldner 
alfo, um nicht in Verzug zu lommen, bie Leiftung gegen bie Gegenleiftung bewirken oder doch 
mbielen muß. Die legtere Auffafjung bürfte dem Ziwede ber Mahnung und der Art und Weiſe 
am meiften entiprechen, in welder das BGB. die Verpflichtung zur Leiftung Bug um Bug bes 
handelt. Dem Schuldner fteht in einem ſolchen Falle eine verzögerlihe Einrede gegen den An- 
fprad zu (88 273, 320); diefe Hat aber nur die Wirkung, baf ber Schuldner nicht zur Leiftung 
ſchlechthin, ſondern nur zur Erfüllung Bug wm Bug verurieilt wird (88 274, 322). Dem ent 
Wpriht es, daß auch die Mahnung nicht dadurch, dab fie ſchlechthin auf Leiftung gerichtet ift, 
ummirffam wird und daß die dem Schuldner zufiehende verzögerliche Einrede nur die Wirkung 
bat, daß er nicht ſchlechthin, ſondern nur Zug um Zug zu leiften bzw. anzubieten braucht 
ta A. Reh bein Erl. 109 zu 88 2414—291; Dernburg II 8 71, 1 verlangt Bereitfchaft des 
Glaubigers zur Gegenleiftung). Bei diefer Auffaffung handelt es fih nit um ein Erfordernis 
der Nahnung, fondern um die Frage, ob bie oben in Erl. 2c bezeichnete Borausfegung bed 
Berzugs vorliegt (f. Erl. 7). 


en 
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6) Die Mahnung muß auf Leiftung an demjenigen Orte gehen, an welchem ber 
Schuldner zu feiften verpflichtet iſt. Die Mahnung zur Leiftung an einem anderen Orte wird 
trogdem als wirkſam anzuſehen fein, wenn die Forderung, beren Erflillung gefordert wird, 
genügend bezeichnet ift umd nach den Umftänden nicht angenommen werden muß, daß bez 
Gläubiger die Leiftung nur an dem von ihm bezeiäineten Orte annehmen wolle. Für diefe vom 
der bisherigen Auflage abweichende Auffafjung fpredhen bie in der Erl. 4c berborgehobenen 
Geſichtspunkte. Bietet der Echuldner die Leiftung ftatt an dem von dem Gläubiger bezeichnete 
Drte an dem wirklichen Erfüllungsort an, fo gilt dasſelbe, was in der Erl. 40 von dem An— 
gebote bed wirklichen Betrags der Forderung ftatt ded von dem Gläubiger geforderten Mehrbetrags 
geſagt iſt (teilweiſe anderer Anfiht Paech ©. 65). Iſt bei ber Mahnung über den Ort der 
Reiftung nichts gefagt, fo ift fie dahin auszulegen, da bie Leiftung am Erfülungsorte gefordert 
werde; die Mahnung iſt daher wirkfam. 

N) Über die Beit der Leiftung braucht in der Mahnung nichts gefagt zu werben. Die 
Mahnung ift ihrem Weſen und Zmede nach Aufforderung zur fofortigen Leiftung. Deshalb 
kann die Mahnung erft nad) der Fälligkeit der Forderung erfolgen. Nicht erforderlich ift, 
daß der bie Mahnung enthaltende Rechtsakt zeitlich dem die Fälligkeit begründenden Rechtsakte 
nachfolgt; es ift vielmehr zuläffig, die Handlung, welde die Fälligkeit begründet, z. B. bie 
Kündigung, mit der Mahnung zu verbinden (RG. in ZW. 1902 Beil. ©. 230). Zuläffig dürfte 
es auch fein, die Mahnung auf eine nad) dem Kalender zu beitimmende fpätere Beit zu richten. 
Der Hierfür in der früheren Auflage angeführte Grund, daß dur eine folhe Mahnung bie 
Forderung in eine Forderung der im 8 284 Abſ. 2 bezeichneten Urt umgewandelt werde, ift freilich 
infofern nicht richtig, als dem Gläubiger einfeitig das Recht nicht zufteht, die unbefriftete Forderung 
in eine befriftete zu verwandeln (Windfheib:Kipp II 8 279 Bufak 3); aber ber dem Abſ. 2 
zugrunde liegende Gedanfe läßt erkennen, dab dem Gläubiger das Recht zuftehen muß, die 
Mahnung in der Art zu befchränfen, dab ihre Wirkung nicht fofort, fondern erft mit einem nad 
dem Kalender beftinmten fpäteren Zeitpunkt eintrete (a. A. Paech, ©. 59, der in einer Mahnung 
der fraglihen Art ben Bertragsantrag auf Ummanbelung der Forderung in eine befriftete 
Forderung findet, biefen Bertragsantrag ſchon dann aber als ſtillſchweigend angenommen anfieht, 
wenn ber Schuldner nicht fofort Teiftet). 

8) Die Mahnung kann nit unter einer Bedingung erfelgen. Es ergibt fich dies 
aus dem Bwede der Mahnung, dem Schuldner Gewißheit darüber zu geben, daß der Gläubiger 
fofortige Leiſtung verlange fowie daraus, daß nur, wenn die Zeit der Leiftung nach dem Kalender 
beftimmt ift, eine Mahnung nicht erfordert if. Die von Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 284 und 
Nehbein, Erl. 108 zu 88 241-292, vgl. auch Dertmann, Erl. 2 zu 8 284 für ben Fall 
behauptete Ausnahme, dab die Bedingung auf das Verhalten bes Schuldners, insbefondere dabin 
geftellt fet, wenn er nicht Sicherheit leiſte, dürfte nicht begründet fein. Eine Mahnung ber 
gedachten Art wird vielmehr dahin aufzufafien fein, dab der Gläubiger mit ber unbedingten 
Mahnung den Antrag auf Abfchluß eines Vertrags verbindet, nad) welchem die Wirkungen ber 
Mahnung wegfallen follen, wenn der Schuldner Sicherheit leiſtet. Wird die Sicherheit geleiftet, 
fo kommt ber Vertrag zuftande. Die Mahnung war wirkſam, aber infolge des Vertrags fallen 
ihre Wirkungen ex tunc weg. 

h) Über Zeit und Ort der Mahnung enthält das BOB. nur die Beitimmung, da bie 
Mahnung nicht vor der Fälligkeit der Forderung wirkſam erfolgen kann (f. Erl.3). Die Mahnung 
kann übrigens, wenn die Fälligkeit von einer Erklärung des Gläubigerd z. B. einer Kündigung 
abhängt, mit diefer verbunden werden (RG. Bd. 50 ©. 255). Im Übrigen finden in betreff des 
Ortes und ber Beit ber Mahnung nur bie allgemeinen für Rechtsgeſchäfte, insbeſondere für ein⸗ 
feitige empfangsbedürftige Nechtsgeichäfte geltenden Grundfäge Anwendung. Aus diefen ergibt 
fi) eine Beſchränkung nur infofern, als die Mahnung unzuläffig tft an einem Orte und zu einer 
Beit, an welchem eine rechtsgeſchäftliche Willenserflärung der hier fraglichen Art entgegenzunehmen 
dem Schuldner nad) der Auffaffung ded Verkehrs nicht zugemutet werden fann. 

1) Nah RG. in IW. 1902 ©. 28 Beil. ©. 252 fol bie Mahnung im kaufmänniſchen 
Verkehr unnötig fein, wenn der Schuldner dem Gläubiger vor der Fälligkeit der in Frage 
ſtehenden Forderung erflärt Hat, daß er den Vertrag, auf welchen die Forderung beruht, nicht 
als bindend betrachte und deshalb nicht leiften werde. Nach der im kaufmänniſchen Verkehre 
herrſchenden Auffafjung, die nad) HGB. 8 346 maßgebend fei, verzichte der Schuldner durch eine 
ſolche Erklärung auf die Mahnung und unterwerfe fich allen Folgen, die nad) dem Geſet eins 
treten, wenn er doch verpflichtet fein ſollte. Es muß dahingeſiellt bleiben, ob dieje Anſicht der 
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Auffaffung des faufmännifchen Verkehrs entipriht. Für ben gewöhnlichen bürgerlichen Verkehr 
türfte fie nicht berehtigt fein. Der Zweck der Mahnung beiteht darin, den Schuldner davon 
in Kenntnis zu jeßen, daß der Gläubiger die Bewirtung der gefchuldeten Leiftung fordere. Die 
Ereichung dieſes Erfolges wird aber in dem hier fraglichen Falle durch bie Erklärung des 
Schuldners nicht überflüffig gemacht; vielmehr erforbert Hier erft recht das Intereſſe des Schuldners, 
daß er durch die Mahnung Kenntnis davon erhält, daß der Gläubiger ſich nicht bei der Weigerung 
des Schuldners, zu leiften, berubige. 

5. Die Erhebung ber Klage auf Leiſtung (CPO. 88 263, 281, 500 Abi. 2, 510 Abi. 2) 
und die Zuftellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren (CPO. 8 693) begründen ebenjo 
wie die Mahnung den Berzug nur dann, wenn fie nad; dem Eintritte der Fälligkeit erfolgen. 
Im der Erhebung der Klage kann auch eine Kündigung liegen (RG. in JW. 1903 Beil. ©. 138). 
Tritt die Fälligkeit erft während des Prozeifes ein, jo wird dadurch für ſich allein der Verzug 
nicht begründet. Wirb der Proze aber nad) dem Eintritte der Fälligkeit fortgefegt, fo dürfte 
dies als genügend anzufehen fein, um den Verzug zu begründen (M. II ©. 58). Dies gilt 
auch, wenn die Fälligkeit erft in der Berufungsinſtanz eintritt. Bei Geldſchulden tritt bie Ver— 
plihtung zur Zahlung von Zinſen nad 8 291, wenn die Fälligkeit während bes Prozefies ein= 
tritt, mit diefer ein. Wird auf Grund der CPO. 8 258 wegen ber erft nad Erlafjung bed 
Urteils fällig werdenden Binfen Klage auf künftige Zahlung erhoben, fo tritt in betreff dieſer 
Zinfen der Verzug ſelbſtverſtändlich erſt mit ber Mahnung ober, fofern in dem Urteil eine Zeit 
für bie Leiftung nad dem Kalender beitimmt ift, zu diefer Beit ein. Die Klage auf Feſtſtellung 
des Anſpruchs (CPO. 8 256) begründet den Verzug nicht; ebenfomenig die Ladung zum Sühne- 
termine nad EBD. $ 510 (a. U. Dernburg II $ 71 Anm. 10); wohl aber die auf Leiftung 
gerihtete Widerklage. 

6. Die Vorichrift des 8 284 Abf. 2, daf die Mahnung nicht erforderlich iR, wenn bie 
Zeit für Die Leiſtung nad) dem Kalender beftimmt tft, findet Anwendung fowohl, wenn die 
Beftimmung durch Rechtsgeſchäft, als auch wenn fie durch Geſetz oder Urteil erfolgt iſt. Er- 
forderlich it mur, daß die Beftimmung für den Eduldner bindend tft. Nicht richtig dürfte die 
Anfiht von EnneccerussLehmann I 8 198 Anm. 10 fein, daß die Vorſchrift feine An⸗ 
wendung finde bei Holſchulden, weil Hier die Zeit nicht für die Leiftung, fondern für die Ab⸗ 
holung beftimmt fei. Der Schuldner kommt in Fällen diefer Art ziwar nicht in Verzug, wenn 
der Gläubiger nicht abholt, aber nicht deshalb, weil die Beit der Leiftung nicht nach bem Kalender 
beftimmt, fondern nur deshalb, weil zu der Keiftung die Mitwirkung des Gläubigers erforderlich 
und dieſe nicht eingetreten iſt (f. Exl. 7b), Nach dem Kalender beitimmt ift die Zeit nit nur 
dann, wenn dad Datum angegeben ift, fondern in allen Fällen, in welden fi) das Datum aus 
der Beftimmung beredinen läht. Die Vorſchrift findet daher au dann Anwendung, wenn ald 
Beitpunft der Leiſtung ein bewegliches Seit, 3. B. Oſtern oder Pfingften eines beitimmten Jahres 
ober der Geburtstag einer beftimmten Perſon feftgefegt ift, in dem letzteren Falle jebocd nur 

dam, wenn die Feftfegung nicht in dem Sinne getroffen ift, daß die betreffende Perſon ben 
feaglihen Tag erleben müfle. Auch die Beftimmung einer Frift, deren Ende ſich nach dem 
Kalender berechnen läßt, fällt unter die Vorſchrift des Abſ. 2. Der letzte Tag ber Friſt ift danu 
der Beitpunft, in welchem die Leiſtung fpäteftens erfolgen muß. Es genügt aljo 3. B., wenn bes 
ſtimmt if, daß bie Leiftung vor Ablauf von zwei Monaten erfolgen ſolle. Notwendig iſt in 
folhem Falle nur, daß auch der Anfang der Frift nad dem Salender beftimmt if. Sit als 
Anfang der Zeitpunkt bejtimmt, in welchem ein beftimmtes Ereignis eintritt, in betreff deſſen es 
ungeriß ift, zu welcher Zeit es eintreten wird, fo findet die Vorſchrift des Abſ. 2 eine Un- 
wendung; felbftverftändfich findet fie auch dann feine Unmendung, wenn bie Zeit, in welcher 
das Ereignis eintritt, felbft als Zeit der Leiftung beftimmt if. Eine Ausnahme Biervon gilt 
jedoch ans Müdficht auf die Auffaffung des Verkehrs dann, wenn der Leiltung eine Kündigung 
borauszugehen hat und die Beit für die Leiftung in ber Weiſe beftimmt ift, daß fie ſich von der 
Kündigung ab nach dem Kalender berechnen läht; fo alfo z. B. in dem alle, wenn beftimmt 
iR, daß die Leiftung drei Monate nach der Kündigung erfolgen fol. Iſt die Beftimmung dahin 
getroffen, daß bie Leiftung fofort nah der Kündigung erfolgen fol, fo fit der Zeitpunkt ber 
Kündigung maßgebend. In diefer Liegt, foferm nicht ein amderes beftimmt ift, zugleich die 
Wohnung (RS. Bb. 50 ©. 255; ſ. Erl. 4h). 

Die Vorſchrift des Abi. 2 findet keine Anwendung, wenn bie Beftimmung der Zeit nicht 
in dem Sinne erfolgt it, daß der Echuldner zu diefer Zeit leiften folle, jondern in dem Sinne, 
daß der Gläubiger vor der beftimmten Zeit zu fordern nicht berechtigt ſei. Die Beftimmung 
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gilt indefien als in bem erftgebachten Sinne erfolgt, fofern nicht ausdrüclich oder ſtillſchweigend 
da8 Gegenteil beftimmt ifl. Die fraglihe Vorſchrift ift Leine Auslegungsregel, fondern eine 
biöpofitive Vorfchrift. 

7. Der Berzug tritt, auch wenn die unter Erl. 3 bezeichnete und eine der unter Erl. 4—6 
erörterten Vorausſetzungen vorliegt, nur ein, wenn bie Beiftung infolge eines von dem Schuldner 
au vertretenden Umſtandes nnterbleist. In den in Erf. 4 und 5 bezeichneten Fällen kommt 
es darauf an, daß die Leiftung nad der Mahnung bzw. nad) der Erhebung der Klage oder der 
Zuftellung des Zahlungsbefehld unterbleibt, in dem in Exl. 6 bezeichneten Falle darauf, daß 
fie zu der beftimniten Zeit umterbleibt. Hierzu ift folgendes zu bemerten: 

a) Die Leiftung muß in den in Erl. 4, 5 bezeichneten Fällen fofort nad) der Mahnung 
bzw. nad) der Erhebung der Klage oder ber Zuftellung des Zahlungsbefehls erfolgen. Erfordert 
die Leiftung ihrer Natur nad eine gewifie Zeit, fo enticheidet ſich erft nad dem Ablaufe diefer 
Zeit, ob der Verzug eingetreten tft. Auch in anderen Fällen ift dem Schuldner ein modicum 
tempus zu belafien. Erfolgt die Leiftung innerhalb dieſer Beit nicht, fo gilt der Verzug ſchon 
al zur. Zeit der Mahnung bzw. ber Erhebung der Klage oder der Buftellung des Zahlungs- 
befehls eingetreten. 

In dem in Exl. 6 bezeichneten Galle muß bie Leiftung zu der beftimmten Zeit erfolgen. 
Erfolgt fie nicht, fo tritt der Verzug mit dem beftimmten Zeitpunfte bzw. mit dem Ablaufe der 
beftinmten Friſt ein. 

b) Sft zu der Leiftung eine Mitwirkung des Gläubigers erforderlich, fo tritt 
der Verzug, wenn der Schuldner dasjenige tut, was ihm nah dem Inhalte des Schuldverhälts 
niffes obliegt, nicht ein, folange der Gläubiger bie erforderlihe Mitwirkung nicht gewährt. 
Bietet der Schuldner alfo z. B. bei einer Bringfchuld bie Leiftung an, fo kommt er nicht in 
Verzug, wenn der Gläubiger die Leiftung nicht annimmt. Handelt es fi um eine Holſchuld, 
fo kommt der Schuldner erſt in Verzug, wenn der Gläubiger fi) zu der Empfangnahme der 
Zeiftung an dem bazu beitimmten Orte einfindet und der Schuldner dann die Leitung nicht 
anbietet. Auch bei anderen Verbindlichkeiten als Holfäulden kann daB Verhältnis fo liegen, 
daß die Leiſtung erft bewirkt zu werden braudt, wenn der Gläubiger eine beftimmte Handlung 
vorgenommen hat. Solange dies nicht geihehen ift, tommt der Schuldner nicht in Verzug. In 
allen Fällen diefer Urt findet eine Burüdbeziefung des Verzugs auf den Zeitpunkt der Mahnung 
bzw. der Erhebung ber Klage oder ber Zuftellung bed Zahlungsbefehls und in den in Erl. 6 
bezeichneten Fällen auf die für die Leiftung beftimmte Zeit auch dann nicht ftatt, wenn ber 
Schuldner die Leiftung, nachdem ber Gläubiger fih zur Empfangnahme ber Leiftung eingefunden 
bzw. die ihm obliegende Handlung vorgenommen hat, die Leiftung nicht bewirkt oder anbietet. 
Es ergibt fi) dies daraus, daß der Schuldner, folange jene Worausfegung nicht vorliegt, zur 
Zeiftung nicht verpflichtet ift, die Leiftung alfo mit Recht unterbleibt. Bei einer Bringſchuld 
dagegen gilt der Verzug, wenn der Schuldner die Lelftung nicht anbietet, nad dem unter a 
Geſagten bereits als in dem dort bezeichneten Zeitpunkt eingetreten. 

6) Über bie Beurteilung des Falles, wenn ber Euldner nur Bug um Bug zu leiften 
verpflichtet Fit, f. Exil. 4d. Bweifelhaft ift die Frage, wie dad Verhältnis zu beurteilen ift, 
wenn ber Schulbner die Leiftung folange verweigern kann, bis ihm Sicherheit geleiftet 
ift (f. 3. B. die 88 268, 321, 867). Iſt die Mahnung erft zuläffig, nachdem die Sicherheit 
geleiftet ift, oder ift fie do nur dann wirkfam, wenn fie unter bem Erbieten der Sicherheits⸗ 
Teiftung erfolgt, oder iſt fie auch ohne ein ſolches Erbieten wirfam und wird der Berzug bis 
zur erfolgten Sichereitsleiftung nur dadurch außgeihlofien, daß ber Schuldner bie Sicherheits- 
leiftung verlangt? Die letztgedachte Auffafiung dilrfte dem Bivede ber Mahnung und dem Weſen 
der hier fraglichen verzögerlihen Einrede am meiften entiprechen. Erklärt ber Schuldner dem 
Gläubiger auf defien Mahnung, daß er die Sicherheitgleiftung verlange, fo kommt er nicht in 
Verzug, folange die Sicherheit nicht geleiftet oder nicht wirffam angeboten tft. 

d) Nach 8 368 Hat ber Gläubiger gegen Empfang der Leiftung auf Berlangen 
eine Quittung zu erteilen. Der Gläubiger braucht ſich bei der Mahnung nicht zu ber Aus: 
ftellung der Quittung zu erbieten. Der Schuldner kommt mit der Mahnung in Verzug, wenn 
er bie Leiftung weder bewirkt noch anbietet. erlangt er aber bei dem Angebote bie Aueſtellung 
der Quittung, fo kommt er folange nicht in Verzug, als die Aushändigung der Quittung unter» 
bleibt. Die Leiftung des Schuldner braucht nur Bug um Bug gegen Uushändigung ber 
Quittung zu erfolgen. Entſprechendes gilt, wenn der Schuldner nad) 8 371 nur gegen Rüdgabe 
des Schuldſcheins ober gegen Außftellung deö dort beitimmten Anertenutnifjes zu letiten braucht. 


1. Titel: Verpflichtung zur Leiftung. $'284. 95 


©) Die dem Erben nad 5% 2014, 2015 zuſtehende verzögerlihe Einrede ſchließt nad) 
EBD. 8 305 die Verurteilung ded Erben zur Leiftung nicht aus, fondern bewirkt nur eine Be— 
Mränkung der Zwangsvollſtreckung. Trotzdem kommt ber Exbe, folange ihm die Einrede zufteht, 
nicht in Verzug (f. Bb. V Borbm. 2 vor 8% 2014 ff.). 


D) Der Verzug tritt, auch wenn im übrigen alle Borausfegungen desſelben vorliegen, 
nicht ein, folange die Leiftung infolge eines von dem Schuldner nicht zu vers 
tretenden Umftanbes unterbleibt. Dieſer im & 285 ausgeſprochene Sag iſt eine Konſequenz 
deö ben 83 275, 280 zugrunde liegenden Prinzips, nach welchem ber Schulöner wegen der Uns 
möglichleit ber Leiftung nur dann haftet, wenn dieſe infolge eines von ihm zu vertretenden 
Umftandes eingetreten if. Aus der Faſſung des 8 285 ergibt fih weiter, dab der Schuldner 
wegen des Unterbleibend der Leiftung für die Zufunft von dem Zeitpunkt au haftet, in welchem 
dad Unterbleiben von ihm zu vertreten if. In diefem Zeitpunkte hätte der Schuldner leiſten 
mäflen; von dieſem Zeitpunkt an tritt alfo der Verzug ein. Es tft nicht erforderlich, daß bie 
Handlungen, von deren Vornahme der Eintritt des Verzugs abhängt, von neuem vorgenommen 
werben, daß insbefondere alfo die Mahnung mieberholt wird. Die einmal eingetretenen Vorauss 
fegungen bed Verzugs werben dadurch, dab ber Schuldner das Unterbleiben der Leiftung nicht 
zu vertreten bat, nicht unwirffam; fie werden dadurch nur in ihrer Wirkfamteit gehemmt, und 
diefe tritt ein, ſobald das Hindernis, welches Hier entgegenfteht, wegfällt. Eine Zurüdbeziehung 
de3 Verzugs auf einen früheren Zeitpunkt findet ſelbſiverſtändlich nicht flatt. 

Welche Umftände ber Schuldner zu vertreten hat, beftimmt fich hier, wie in ben 
Fällen der 88 275, 280, nad) dem Inhalte des Schuldverhäliniſſes und nad den 88 276—279. 
Regelmäßig Hat der Schuldner alfo nur Vorfag und Fahrläffigfeit zu vertreten (8 276). Die 
von den bisherigen Rechten verjchieden beantwortele und nad) gemeinem Rechte beitrittene Frage, 
ob der Verzug Verſchulden des Schuldners vorausfegt, wird alſo bejahend entſchieden. Aus 
dem Inhalte des Schuldverhältnifies kann ſich aber eine weitergehende Haftung des Schuldners 
ergeben, und nad) 8 279 gilt für Schuldverältnifie, bei welchen der geſchuldete Gegenjtand nur 
der Gattung nad) beftimmt ift, kraft des Gefeges als Regel, daß der Schuldner fein Unvermögen 
zur Leiftung auch dann zu vertreten hat, wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laft fällt, daß 
alfo and) des Verzug durch dad Unvermögen des Schuldners nicht ausgeſchloſſen wird (a. U. 
Dernburg II 8 71.IH, der one genügenden Grund ben $ 279 im falle des Verzugs nicht 
anwenden will). Auch in dem alle des 3 279 aber fann das Unterbleiben ber Leiftung auf 
einem von dem Schuldner nicht zu vertretenden Umftande berufen. Nur fein Unvermögen zur 
Leitung bat der Schuldner in diefem Falle ohne Rüdfigt auf fein Verſchulden zu vertreten, 
nit aber andere von ihm nicht verfhuldete Umftände, infolge deren die Leiftung unterbleibt. 
Der Berzug tritt daher auch im Falle des 5 279 nicht ein, wenn fi der Schuldner in einem 
entfuldbaren Irrum fiber das Schuldverhältnis befindet (B. II Bd. 1 ©. 325f.). 


8. In betreff der Beweislaſt ergibt fich aus allgemeinen Grundjägen und aus der Faffung 
ber 88 284, 285 folgendes: 

Der Gläubiger Hat darzutun, daß nah dem Eintritte der Fälligkeit die Mahnung oder 
die Erhebung der Klage oder die Zujtellung des Zahlungsbefehls erfolgt oder daß für die Leiftung 
eine Zeit nad) dem Kalender beflimmt gemefen und abgelaufen fei oder daß bie Leiftung inner 
halb einer nach dem Kalender zu berechnenden Zeit von der Kündigung ab habe erfolgen 
müflen und daß die Kündigung erfolgt und die fragliche Zeit abgelaufen fei. In den im 
Erl. 7b erwähnten Fällen hat der Gläubiger ferner zu beweilen, daß er diejenige Handlung 
vorgenommen habe, vor deren Vornahme der Schuldner nicht zu leiften brauchte. Das Unter 
bleiben der Keiftung braucht der Gläubiger nicht zu beweifen (über bie Faſſung des 8 284 in 
diefer Beziehung f. Bd. I S. 50, Vorbm. V 7); vielmehr Liegt dem Schuldner ber Beweis ob, 
daß er die Leiſtung zu der in Erl. 7a bezeichneten Zeit bewirkt oder ordnungsmäßig angeboten 
habe. In den in Erl. Te bezeichneten Fällen braudt der Schuldner nur zu beweiſen, daß er 
Leiſtung Zug um Bug angeboten bzw. daß er Gicherhertsleiftung verlangt habe, in den Fällen 
der Eti. 7d, dab er die Leiſtung gegen Quittung angeboten Habe. In ben Fällen ber 
legtgebachten Art fteht dann dem Gläubiger der Beweis offen, dab er die @egenleiflung 
bewirkt, die Sicherheit geleiftet, die Quittung ausgeftellt oder doch diefe Leiſtungen ordnungs⸗ 
mößlg angeboten Habe. In allen Füllen fteht dem Schuldner zur Widerlegung des Verzugs 
der Beweis offen, daß bie Leiftung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes 
unterbfteben fei. 
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9. Die Vorſchriften des 8 284 finden Feine Anwendung bei Schuldverhältniſſen, welde auf 
ein Unterlaffen gerichtet find (Wendt, Unterlafiungen und Berfäunmifie im bürgerlichen Recht 
im Ach. f. civ. Pr. Bd. 92 ©. 68; a. U. Paech, S. 21, ber bei ber Verpflichtung zu bauernden 
Unterlafjungen die Vorſchriften über Verzug file anwendbar hält), Nimmt ber Schuldner bie 
Handlung vor, welche er zu unterlafien verpflichtet ift, fo haftet er ohne Müdficht darauf, ob eine 
Mahnung, bie Handlung zu unterlafien, erfolgt ift oder nicht, nach Maßgabe des $ 280 Abi. 1. 
Über die Frage, ob im Falle einer folden pofitiven Wertragsverlegung bie 88 325, 326 direkte 
oder eniſprechende Unwendung finden, ſ. Erl.7 zu 8 325, Erl. 6 zu 8 326. 

10. Beendigung des Beringd. Der E. I 3 253 beitimmte: 

„Der Verzug des Schuldners hört für die Zukunft mit dem Beitpunkte auf, in welchem 
er das Berfäumte nachgeholt hat.“ 

Von der zweiten Kommiſſion tft diefe Vorſchrift als überflüſſig geftrichen (P. II Bd. 1 
©. 328). Aus dem Weſen des Verzugs ergibt fi), daß der Verzug aufhört, wenn der Schuldner 
die Leiftung bewirkt oder doch ordnungsmäßig anbietet. Zu beachten ift, dab das Angebot ſich 
nicht nur auf die urfprängliche Leiftung, fondern auch auf dasjenige zu erfireden hat, was der 
Schuldner infolge des Verzugs ſchuldet. Die Verpflichtung hat fih um bdiefen Betrag erweitert. 
Wird dieſes Mehr nicht geleiftet, fo liegt eine Teilerfüllung bzw. ein Zeilangebot vor. Der 
Gläubiger braucht die Teilleiftung nicht anzunehmen. Nimmt der Gläubiger bad auf die ur— 
ſprünglich geſchuldete Leiftung beichränfte Angebot an, fo Hört der Verzug in Beziehung auf 
diefen Teil ber jegigen Schuld auf, bleibt aber im übrigen beftehen, fofern nicht aus den Um— 
ftänden zu entnehmen tft, daß der Gläubiger durch die Annahme der Leiſtung auf ben durch 
ben Berzug begründeten weitergehenden Unipruch verzichtet Habe. Der Gläubiger tft verpflichtet, 
dem Schuldner auf Verlangen Auskunft über den Betrag des ihm erwachfenen Schadens zu geben. 

Das Angebot der Leitung von feiten des Schuldners muß, um den Verzug zu beendigen, 
in der Art erfolgen, daß der Gläubiger, wenn er bie angebotene Zeiftung nicht annimmt, in 
Verzug der Unnahme kommt (8 293). Das Angebot muB daher regelmäßig ein tatſächliches 
fein ($ 294). Im den Fällen bes $ 295, insbefondere alfo auch bei Holſchulden genügt ein 
mörtliches Ungebot bzw. bie im Sag 2 bezeichnete Aufforderung. Die Anfiht. daB eine Hol⸗ 
ſchuld fi durch den Leiftungsverzug in eine Bringſchuld verwandele (Dernburg I 873 Hi; 
NRehbein, Exil. 122 zu 88 241—292; Paech ©. 182) ift mit der Vorſchrift des 8 295 nicht 
vereinbar. Das Gefeg gibt keinen Anhalt fir die Annahme, daß dieſe Vorſchrift keine Ans 
wendung finden folle, wenn ber Schuldner im Verzuge der Leiftung fe. Gerät aber ber Gläubiger 
bei einer Holfhuld durd) das wörtliche Ungebot des Schuldners in Verzug der Annahme, jo 
muß notwendig der Leiftungsverzug aufhören, denn Annahmeverzug und Leiftungsverzug können 
in Beziehung auf diefelbe Schuld nicht nebeneinander beftehen. Der Schuldner muß allerdings 
zur Beit des Angebots imftande fein, die Leiftung zu bewirken. Uber eine Umkehrung der in 
diefer Beziehung nad $ 297 dem Gläubiger obliegenden Beweislaſt wie fie von Dernburg 
für den Hier fraglichen Fall angenommen zu werben fcheint, läßt fi weber aus dem Wortlaute 
noch aus dem Zwede der fraglichen Borfchriften ableiten. 

Auch durch die Leiftung oder das tatſächliche Angebot von feiten eines Dritten wird ber 
Verzug beendigt. Die Beendigung tritt indefjen nicht ein, wenn ber Schuldner der Annahme 
der Leiftung widerfprochen und der Gläubiger fie abgelehnt Hat. Daß beim Wideripruche des 
Schuldners der Gläubiger durch die Ablehnung ber angebotenen Leiftung nicht in Verzug ber 
Annahme kommt, tft unzweifelhaft. Daß aber trogdem, wie Dernburg II $ 73 II und Paech 
©. 183 annehmen, durch das Angebot von feiten bed Dritten ber Leiſtungsverzug beenbigt 
werben follte, läßt ſich um fo weniger rechtfertigen, als die Nichtbefriebigung des Gläubigers 
Hier ja gerade auf dem Willen des Schuldners beruht oder boch mit dieſem erfolgt. 

Die Beendigung des Leiftungsperzugd durch ordnungsmäßiges Angebot wirkt nur für bie 
Butunft; die bis dahin eingetretenen Wirkungen werben dadurch nicht berüht 

Der Verzug und befien Folgen können felbfiverftändlik auch durch Vertrag unter ben 
Barteien aufgehoben werben. Wird eine Frift zur Leiftung bemilligt, fo liegt barin die Auf⸗ 
Hebung des Verzugs für die Zukunft. Ob darin auch ein Verzicht auf die bereits eingetretenen 
Folgen des Verzugs oder doch auf einzelne derfelben liegt, ift eine Auslegungsfrage, deren 
Entſcheidung von den Umftänden des einzelnen Falles abhängt. Eine Nachfriſt fann aud in 
dem Sinne bewilligt werben, daß der Verzug, wenn innerhalb der Nacıfrift die Leiftung nicht 
erfolgt, als durch die Bewilligung der Nachiriſt nicht beendigt angefehen werden fol. Im 
Zweifel dürfte indefien eine ſolche Auslegung der Bewiligung nicht anzunehmen fein. 
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$. 285. Der Schuldner kommt nicht in Verzug, folange die Leiftung in 
Folge eines Umftandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. 


$. 286. Der Schuldner Hat dem Gläubiger den durch den Verzug ent- 
fteßenden Schaden zu erſetzen. 

Hat die Leiftung in Folge des Verzugs für den Gläubiger fein Interefje, 
fo kann diefer unter Ablehnung der Leiftung Schadengerfag wegen Nichterfüllung 
verlangen. Die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorfchriften der 
88. 346 bis 356 finden entfprechende Anwendung. 


82385. 
6.18 246; II 8 241 ve. 8 379; II 8 279. P.16.1195M.; M.II©.00f. P.IIB2.1 6.325. 

©. Erl. zu 284 Eıl. 7f., 8. 

8 286. 
@.18247; II 8242 rev. 8 280; II 8 280. 9.1 6.1200, 1215f., 32471.; M. II E.61. P.II Be. 16. 326. 

1. ®irfungen des Berzugd im allgemeinen. Der 8 286 Ubf. 1 entipriht dem 8 280 
Ab. 1. Berzug bedeutet die durch den Schuldner zu vertretende Unmöglichkeit der Leiftung in 
Auſehung der Zeit (f. Erl. 1 zu 8 284). Die von Kiſch in Grünhut Bd. 29 ©. 351 und 
Dernburg II 5 71 Anm. 3 gegen diefen Sap erhobenen Einwendungen find unbegründet. 
Die Leiftung zur rechten Beit ift durch den Verzug unmöglich geworden, denn es tft nicht möge 
lich, nachträglich noch zu einer jhon vergangenen Beit zw leiften. Der durch dieſe Unmöglichteit 
dem Gläubiger entftandene Schaden ift nad) Maßgabe der 85 249--254 zu erfegen. Herftellung 
des Buftandes, welcher beftehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umftand nicht eins 
getreten wäre (5 249), ift bier indeſſen nicht möglich; der Erfag ift daher in Geld zu leiſten 
(8 251). Bildet bie Zeit ber Leiltung ein jo wefentlihes Moment der Verbindlichkeit des 
Schuldners, daß die Leiftung zı ziner anderen als zu der durch das Schuldvergältniß beſtimmten 
Beit eine ganz andere Leiftung iſt (f. Borbm. 2 zu 88 275—290), fo tft dadurch, daß nicht zu der 
beflimmten Zeit geleiftet ift, bie Leiftung überhaupt unmöglich geworden; in ſolchem Falle iſt der 
Schuldner daher, wenn die Unmöglichkeit infolge feines Verzugs eingetreten ift, zum Schadeng- 
erfage wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit verpflichtet. 

Die Koften der Mahnung bilden feinen Teil des buch den Verzug entitandenen Schadens; 
fie find von dem Gläubiger zu tragen, fofern fi nicht aus dem zugrunde liegenden Rechts- 
verhältnis ein anderes ergibt. Ob, wenn ber Gläubiger nach der Mahnung und dem Unter 
bleiben der Leiflung einen Anwalt angenommen bat, die dadurch veranlaßten Koften von dem 
Schuldner zu erjegen find, hängt davon ab, ob nad den Umftänden bes einzelnen Falles bie 
Annahme des Anwalt? als eine zur Wahrung ber Interefien des Gläubigers erforderliche Maß— 
nahme zu betrachten ift (Dernburg II 8 72 Anm. 9). 

2. Recht bed Glänbigerd, die verfpätete Leiftung abzulehnen. Der 8 286 Abf. 2 ents 
ſpricht dem 8 280 Abſ. 2. Der Gläubiger fann die verfpätete Leiſtung ablehnen, wenn fie in- 
folge des Berzugs für ihn kein Interefie mehr Hat. Es tritt dann dasjelbe Verhältnis ein, wie 
wenn die Zeit von Anfang an einen wefentlichen Beftandteil der Leiftung felbft gebildet hätte; 
dee Gläubiger kann alfo Schabenderfag wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit fordern. 
Ob die Leiftung für den Gläubiger kein Interefie mehr bat, beſtimmt fi) nach den individuelle 
Berhältnifien des Gläubigers. Dieſem liegt dev Beweis ob. 

Hat der Gläubiger einen Zeil der Leiftung bereits erhalten und ift dev Schuldner mit dem 
übrigen Teile der Leiftung tm Berzuge, jo kommt ſowohl der $ 280 Ubf. 2 als ber $ 286 
UF. 2 zur Anwendung. Über die entiprechende Anwendung der 88 346—356 ſ. Exl. 7 zu 
$ 280. Iſt noch fein Zeil geleiftet, fo fommen nur bie 88 349, 355, 356 in Betracht. Dass 
felbe gilt auch, wenn der Gläubiger die fchon bewirkte Teilleiftung behalten will und nur für 
die Reſtleiſtung unter Ablehnung berfelben wegen mangelnden Intereſſes Schadenderjag fordert. 

3. ZA eine Forderung durch rechtsgeſchäftliche Beftimmung an eine beflimmte Zeitdauer 
gebunden, jo hat der Verzug des Schuldners, fofern ſich nicht aus den Rechtsgeſchäft ein andere 
gibt, die Wirkung, daB die Forderung durd) den Ablauf der beftimmten Zeit nicht untergeht; denn 
der durch den Verzug entitandene Schaden befteht bier darin, daß die Forderung durch den Zeit⸗ 
ablauf untergegangen ift und der Schuldner hat den hierdurch entftandenen Schaden _ zu erſetzen, 

Bland, Kommentar j. BEE. Bd. IL 3. Auflage. 
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8. 287. Der Schuldner Hat während des Verzugs jede Fahrläſſigkeit zu 
vertreten. Er ift auch für die während bes Verzug durch Zufall eintretende 
Unmöglichkeit der Leiftung verantwortlich, e8 fei denn, daß der Schaden auch bei 
rechtzeitiger Leiftung eingetreten fein würde. 


daß er bie Forberung mwieberherftellt. Anders liegt das Verhältnis, wenn vechtägeichäftlich, wie bei 
BVerfiherungsverträgen häufig zu geichehen pflegt, bie gerichtliche Geltendmachung der Forderung inner⸗ 
Bald beſtimmier Zeit vorgejchrieben iſt. Hier macht der Verzug die gerichtliche Geltendmachung nicht 
überflüfftg; vielmehr erlifcht die Forderung, wenn die Geltendmachung nicht rechtzeitig erfolgt (Win d- 
ſcheid-Kipp IT8 280 Zufag 4). Über eine auf Beit eingegangene Bürgichaft f. 8 777. Bei gefeglicher 
Beichräntung einer Forderung auf eine gewiffe Beit hängt es von dem Inhalte der betreffende 
geſehlichen Beftimmung ab, melden Einfluß ber Verzug hat. Über ben Einfluß des Verzugs 
auf ben gefeglichen Unterhaltsanſpruch f. die 88 1613, 1615. Auf die Verjährung ift ber Ver⸗ 
zug ohne Einfluß; es ergibt fidh dies daraus, daß das Geſetz, wenn es dem Verzug einen ſolchen 
Einfluß hätte einräumen wollen, beftimmt haben würde, daß die Berjährung dadurch unterbrochen 
werde; dies ift nicht gefchehen; vgl. auch wegen der Verzugszinfen Erl. 1 zu 8 224 (a A. wie 
es ſcheint Windſcheid⸗Kipp a. a. D.). 

4. Über die Wirkungen des Verzugs bei gegenfeitigen Berträgen f. 3 326. Über das 
bei einem gegenfeitigen Vertrage, nad; welchem die Leiftung genau zu einer feftbeftimmten Beit 
oder innerhalb einex feftbeflimmten Friſt erfolgen fol, dem anderen Zeile ohne Rückſicht auf 
Verzug zuftehende Rücktrittsrecht f. 8 361 (GGB. 8 376). Für einzelne Schuldverhältnifie 
bat der Verzug noch befondere Folgen; f. 3. B. die 88 264 Abſ. 2, 280, 339, 354, 554, 633 
Abſ. 3, 775 Nr. 3. 

887. 


@.188 250, 251; II 8 243 vew. 8 381; III 8 281. P.I ©. 1200 .3 M. II @.64f. P.II BL. 1 6. 3271. 

Der 8 287 fpricht zwei praftifch wichtige Konfequenzen bed Prinzips aus, daß der Schuldner 
dem Gläubiger ben durqc den Verzug entftehenden Schaden zu erſetzen hat ($ 286 Abi. 1). 

1. Bertretung jeder Fahrläfligleit. Die Leiftung würde, wenn fie rechtzeitig erfolgt wäre, 
durch Fahrläfjigkeit des Schuldners nicht mehr unmöglich werden können; deshalb Hat ber 
Schuldner nach 8 287 Satz 1 während des Verzugs jede Fahrläſſigkeit zu vertreten, auch wenn 
er nad dem Inhalte des Schuldverhältniffes nur Vorſatz oder nur grobe Fahrläſſigkeit zu vers 
treten oder nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen hätte, die er in eigenen Angelegenheiten anzu⸗ 
wenben pflegt. 

2. Vertretung des Zufalls. Die Leiftung würde, wenn fie rechtzeitig erfolgt wäre, aud) 
nicht mehr durch Zufall unmöglich werben fünnen. Der Schuldner hat deshalb während bes 
Verzugs auch den Zufall zu vertreten. Diefe Regel erleidet aber, weil der Schuldner nur den⸗ 
jenigen Schaben zu erfegen braucht, welcher infolge des Verzugs eingetreten ift, nad 8 287 
Sa 2 infofern eine Modifitation, als die Haftung des Schuldners wegfält, wenn der Schaden 
aud bei redtzeitiger Leiftung eingetreten wäre. Befleht alfo z. B. die Leiftung in der Über 
gabe eines Brundftild® und wird dieſe Leiftung dadurch unmöglich, daß das Brundftüd während 
bed Verzugs infolge einer Sturmflut von dem Meere weggeriſſen wird, fo würde dieſer Bufall 
das Grundfitit auch dann betroffen Haben, wenn bie Leiftung rechtzeitig erfolgt wäre. Möglich 
ift indefien, daß der Gläubiger bei rechtzeitiger Leiftung das Grundftüd vor dem Eintritte der 
Sturmflut verkauft und übertragen Hätte. Im biefem Falle würde er durch ben Untergang bes 
Grundftüds keinen Schaden gehabt haben. Der Schuldner muß deshalb, um feine Haftung aus⸗ 
zuſchließen, nit nur beweilen, daß ber fraglihe Zufall das Grundftüd auch bei rechtzeitiger 
Leiftung betroffen haben würde, fondern auch, daß der Gläubiger das Grundftüd bis zum Ein- 
tritte des Zufalls behalten hätte (a. U. Meisner Erl. 2 zu 8 287; Kuhlenbed, Exl. 2 zu 
8 287, die biß zum Gegenbeweis annehmen, daß der Gläubiger bie Sache behalten haben würde, 
vermittelnd Derimann, Erl. 2 zu 8 287, der von dem Schulbner den Beweis verlangt, daß 
die Ubwälzung des Schadens nad) der Eigenartigkeit des Objekts oder den fonftigen Unftänden 
des Falles nicht zu erwarten geweſen wäre). Das Geriht Hat nad freiem Ermeſſen (CPO. 
8 287) zu enticheiden, ob ber gedachte Beweis als geführt anzunehmen ift. 

Tie Haftung des Schuldners fält indefien nicht nur dann weg, wenn derfelbe Zufall, 
welcher die Leiftung unmöglich gemacht Hat, den Gegenſtand auch bei rechtzeitiger Leiftung ge⸗ 
troffen haben würde. Hierauf beichränfte der €. I & 251 ben dem Schuldner nachgelafienen 
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$. 288. Eine Geldſchuld ift während des Verzugs mit vier vom Hundert 
für das Jahr zu verzinjen. Kann ber Gäubiger aus einem anderen Rechtsgrunde 
höhere Zinfen verlangen, jo find dieſe fortzuentrichten. 

Die Geltendmadjung eines weiteren Schadens ift nicht ausgefchloffen. 


Beweis. Die zweite Kommiſſion hielt diefe Beſchränkung nicht fix gerechtfertigt. Sie ging bavon 
ans, daß es auf ben Kaufalzufammenhang zwiſchen dem Verzug und dem Schaden ankomme. 
„Lieier Zufammenhang beftehe zwiſchen dem Verzug und bem durch bie zufälige Unmöglichkeit 
der Leitung erwachſenen Schaden aud dann nicht, wenn ber Verzug dadurch, daß ex den ge⸗ 
ſchuldeten &egenftand dem Gläubiger vorenthalten Habe, denjelben der Wirkung eines Zufalls 
entzogen babe, welcher ihn im alle reditzeitiger Leiftung bei dem Gläubiger betroffen hätte 
6. Erl. 2b zu 8 249). Der Schuldner müffe ſich deshalb auch auf einen folhen Zufall berufen 
tönnen” (P. II Bd. 1 ©. 328). Auf diefen Erwägungen beruht die jegige Faſſung bed 8 287 
Sat 2. Hiernach ift alfo 3. B., falld eine zu leiftende Sache während be Verzugs durch einen 
Blitzſchlag zerftört ift, der die Sache bei rechtzeitiger Leiftung nicht getroffen hätte, der Schuldner 
doch nicht zum Schabenderfage verpflichtet, wenn bei rechtzeitiger Leiſtung die Sache auf einem 
Schiffe verladen wäre, welches untergegangenen ift, und der Gläubiger hierfür weder auf Grund 
einer Verficherung ber Sade noch aus anderen Gründen Erjag befommen haben würde. Nicht 
gerechtfertigt durch die jegige Faſſung wird aber die Berufung auf einen Zufall, welcher nad} der 
Entftehfung bes Schadenserſatzanſpruchs den Gegenitand bei dem Gläubiger betroffen hätte, wenn 
derſelbe nicht ſchon vorher untergegangen wäre. Ein folder Zufall läßt ben einmal entitandenen 
Erſatzanſpruch unberührt. 

Über die Haftung für den Bufall im Falle der Verpflichtung zur Rüdgabe einer durch eine 
unerlaubte Handlung entzogenen Sache f. 8 848. 

3. IR ber Gegenfland, welden ber Schuldner zu leiten hat, wührend bed Berzugs im 
Breife gefunten, fo finden für den Erſatz der wirtihaftlichen Verſchlechterung des Gegenftandes 
diefelben Grundfäge Anwendung, welche im alle eines zufälligen Unterganges oder einer zu⸗ 
fälligen Beſchädigung deö zu leiftenden Gegenftandes gelten. Den Zufall der Preisminderung 
hat alfo der Schuldner zu vertreten, fofern er nicht nachweiſt, daß berjelbe ben Gläubiger auch bei 
rechtzeitiger Leiftung getzoffen haben würde. Die Preisminderung felbft würbe zwar immer auch 
bei rechtzeitiger Reiftung eingetreten fein, aber der dadurch entſtandene Schaden würde den Gläubiger 
nit getroffen haben, wenn biejer den Gegenftand vorher zu einem höheren Preife verkauft hätte. 
Der Schuldner muß daher, ebenfo wie in dem in der Erl. 2 gedachten Falle beweiſen, daß ber 
Gläubiger den Gegenftand nicht verkauft, fondern behalten haben wilrde (a. A. M. II ©. 65). 

It der Wert bes betreffenden Gegenftandes in ber Zwiſchenzit bis zu dem Urteile geftiegen, 
fo tan der Gläubiger den höheren Wert der Schabensberechnung zugrunde legen (f. Exl. 3 zu 
8 51). Zweifelhaft ift, ob wenn ber Preis in der Zwiſchenzeit gejtiegen, nachher aber wieder 
gefallen war, der Gläubiger, wenn ex die Berüdfihtigung dieſes Höheren Preiſes bei feiner 
Schabengerfagforderung verlangt, beweifen muß, daß ex zu biefem höheren Preife verfauft haben 
würde ober, ob der Schulöner, um die Beriidfichtigung des höheren Preiſes auszuſchließen, bes 
weifen muß, daß der Gläubiger den Gegenftand nicht verkauft, fonbern behalten Haben würde. 
Die Konfequenz der oben für den Fall einer eingetretenen Wertminderung dargelegten Auffafjung 
dürfte für die letztgedachte Anficht ſprechen. Wenn in jenem Falle davon ausgegangen wird, daß 
der Gläubiger vor dem Eintritte der Wertminderung verlauft haben würde, fofern der Schuldner 
sicht dad Gegenteil beweift, fo wird man aud; hier annehmen müſſen, daß der Gläubiger zu dem 
eingetretenen höheren Preiſe verfauft haben wiirde, fofern der Schuldner nicht beweiſt, daß der 
Gläubiger ben Gegenſtand bis dahin dab ber Preis wieber geiunfen, behalten Haben würde 
®indfheid-Kipp TI 8 280 Buf. 1; Paech ©. 147; a. U. Rehbein, Erl. 120, 121 zu 
88 241—292; Enneccerus-Lehmann I 8 199 II 2; Dernburg U 8 72 IE; MU 
©. 65). Auch bei der Wilrdigung diefes Beweiſes entjheibet nad) EBD. 8 287 das Gericht 
nach freiem Ermefien. 

$ 288. 
18 248; II 9 244 veh. 8 282; II 8 282. 9.1. 1201f.; M.IIE.62. P.II BL. 1 6. 3261., 
8.6 6. 175ff. RB. 6.196271. GB. ©. 2774. 

1. Zinfen zu vier vom Hundert (8 246) kann ber Gläubiger ohne Rüdficht barauf verlangen, 

db ex durch den Verzug überhaupt einen Schaden erlitten Hat. Nur der Schenker braucht feine 
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g. 289. Bon Binfen find Verzugszinfen nicht zu entrichten. Das Recht des 
Gläubigerd auf Erſatz des durch den Verzug entftehenden Schadens bleibt unberührt. 


8. 290. Iſt der Schuldner zum Erſatze des Werthes eines Gegenftandes 
verpflichtet, der während des Verzugs untergegangen ift ober aus einem während 
des Verzugs eingetretenen Grunde nicht Herausgegeben werben kann, fo fann ber 
Gläubiger Zinſen des zu erfegenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, 
welcher ber Beftimmung des Wertes zu Grunde gelegt wird. Das Gleiche gilt, 
wenn ber Schuldner zum Erſatze der Minderung des Werthes eines während des 
Verzugs verfchlechterten Gegenftandes verpflichtet ift. 


Berzugszinſen zu entrichten (8 522). Über die Verjährung des Anſpruchs auf Verzugszinfen 
ſ. Erl. 1 zu 8 197. Für Forderungen aus beiberfeitigen Handelögeichäften betragen die Ber- 
zugszinfen nad HGB. 8 352 fünf vom Hundert. 

Das Recht bes Gläubiger, vertragsmäßig bebungene ober ihm aus einem anderen 
Rechtsgrunde zuftehende höhere Binfen zu verlangen, wird, wie im Abf. 1 Satz 2 ausdrüdlich 
hervorgehoben wird durch die Vorſchrift des Sag 1 nicht berührt. 

2. Neben bem Rechte auf die Berzugszinfen flieht dem Gläubiger nach Abf. 2 das Recht 
au, den Erfag eines ihm durch den Berzug erwachfenen, durch Die Verzugszinſen nicht gedeckten 
Schadens zu verlangen. Bu dem Beweis eines folhen Schadens genügt indefien nicht der 
Nachweis, daß die landesüblichen Binfen zur Zeit des Verzugs höher find als vier vom Hundert. 
In dem gewöhnlichen bürgerlihen Verkehre mwenigftend kann nicht ohne weiteres angenommen 
werden, daß ber Gläubiger daß geichuldete Geld zu bem höheren Iandesühlichen Binsfage ver- 
wertet haben würde. Bweifelhaft ift, ob bie angenommen werben muß, wenn der Gläubiger 
ein Kaufmann ift. Wichtiger dürfte es indefien fein, auch im biefem alle den Nachweis zu 
fordern, daß der Gläubiger bei den in dem einzelnen alle vorliegenden Umftänden von der 
Möglichkeit einer höheren verzinslihen Belegung Gebraud; gemacht Haben würde. Das Gericht 
bat Hierüber nad EBD. 8 287 nad freiem Ermeſſen zu entfcheiden (a. U. Paech ©. 124; 
Staub, in DIZ. 1900 ©. 64; wie Hier Dernburg II 8 72 Anm. 15; Endemann I 
8 138 Anm. 10). 

8. Der €. I 3 248 Abf. 3 enthielt noch die Vorfcrift, daß die Veftimmungen des Paras 
graphen auch dann Anwendung finden, wenn befiimmte Geldftüde zu leiten find. on der 
zweiten Kommiſſion tft diefer Satz geftrihen. Die pofitive Vorſchrift des 8 288 Sag 1 findet 
alfo in einem Falle ber gedachten Urt keine Anwendung (a. 9. Dertmann, Erl. 3 zu 8 288). 
Der Släubiger ann aber Schadenserfag nad Maßgabe des 8 286 verlangen und der Schaden 
wird, fofern nicht befondere Umftände entgegenftehen, bis zur Höhe von vier vom Qundert ohne 
weitere als bewieſen anzunehmen fein. = 

8 289. 


@.18 249; II 8 245 ves. 8 283; III 8 288. PIE. 12030; M.IIE.62M. P.IIBS.1 6.327. 
Die Borichrift des 8 289, dab Berzugszinfen von Zinfen nicht zu entrichten find, bezieht 
fi, abweichend vom E. I 8 249, welcher diefelbe nur für gefeglihe Binfen gab, ſowohl auf 
vechtsgeihäftliche als auf gefepliche Zinfen. Die Vorſchrift gilt auch für Binfen, welche von 
einer Schuldverfhreibung auf den Inhaber zu entrichten und über welche Zinsſcheine auf den 
Inhaber außgefiellt find. Über die Vereinbarung von Binfeszinfen f. $ 248. Uber Binfen im 
Falle des Kontokorrentverkehrs mit einem Kaufmanne |. HGB. 8 355. 


8 290. 
@. 18 252; II 8 246 res. —— 9 30 9.16. 1210f., 32511.; MR. 6.66. P.II Bd. 1 G. 328. 
1964f. EB. ©. 2774. 

Zinfen von dem au — we eines Gegenftanded. In ben €. I, IL, III war 
beftimmt, daB der Gläubiger Zinfen des zu erfegenden Betrags von ber Zeit an verlangen 
könne, zu welcher der Gläubiger mit der Leiftung des Gegenftandes in Verzug gekommen jet. 
Hinzugefügt war im Abi. 2, daß ber Gläubiger für die Zeit, für welche er Zinſen fordere, nicht 
Erſatz für entzogene Nugungen verlangen könne. Diefe Beftimmungen beruhten auf dem Ger 
danken, daß ber Gläubiger ohne ben Verzug bie Nusungen bes Gegenſtandes bezogen haben 
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$. 291. Eine Geldſchuld Hat der Schuldner von dem Eintritte der Nechts- 
bängigfeit an zu verzinfen, auch wenn er nicht im Verzug ift; wird die Schuld 
erſt fpäter fällig, fo ift fie von der Fälligkeit an zu verzinfen. Die Vorjchriften 
des 8. 288 Abſ. 1 und bes 8.289 Sat 1 findet entjprechende Anwendung. 


würde und daß ihm dieſe durch die Binfen vergütet werden follen. Die jegige Faſſung bes 
8290 ift durch bie Reichstagskommiſſion beſchloſſen. Maßgebend dabei war die Erwägung, daB 
der Betrag bes zu erjegenden Wertes fi nicht immer nad) der Zeit, zu welder der Schuldner 
in Berzug gelommen, fondern möglicherweife, wenn der Wert eines Gegenſtandes ber betreffenden 
Art nad) dem Verzuge geftiegen ſei, fih nach einer fpäteren Zeit beftimme (f. Exl. 3 zu 8 251, 
El. 4 zu 8 280, Exl. 2, 3 zu 8 287). Es komme alfo auf den Zeitpunkt an, welcher im 
einzelnen Falle der Beftimmung des Wertes zugrunde gelegt werde. Erſt von biefem Zeitpunkt 
an fei der zu erfegende Betrag zu verzinfen. Die Binfen bilden nad der jeigen Faſſung alfo 
nit mehr einen Erſatz für die dem Gläubiger entgangenen Nupungen des Gegenftandes, fonbern 
den Erfag für dem Schaden, welchen ber Gläubiger dadurch erlitten hat, daß ihm ber zu erjegende 
Betrag nicht fofort zu ber Zeit bezahlt ift, welche der Beſtimmung des Wertes zugrunde gelegt 
it. Der Abf. 2 wurde hiernach überflüffig, indem es fich von jelbft verfteht, dab Nußungen 
des Gegenftandes von demjenigen Zeitpunkt an nicht mehr in Frage kommen können, welcher 
der Beitimmung des zu erfegenden Wertes zugrunde gelegt iſt. Den Wert der bis zu biefem 
Beitpuntte dem Gläubiger entgangenen Nupungen kann biefer felbftverftändlich erfegt verlangen. 
Über die verſchiedene Geftaltung des Xerhältnifies, bie fih nah dieſen Grundſätzen in den 
einzelnen Fällen ergibt, je nachdem der Gläubiger ben Erſatz des Wertes zur Zeit des Verzugs 
oder zu einer fpäteren Zeit zu forbern berechtigt ift und fordert, |. Windfcheid-Kipp II 
8280 Zuſ. 3. 

Hat der Schuldner den geichuldeten Gegenftand ſelbſt noch herauszugeben, daneben aber 
Erfag für eine Wertminderung zu leiften, die der Gegenftand infolge einer während bed Verzugs 
eingetretenen Verſchlechterung erfahren bat, jo find nad Sag 2 aud) von dem zu erjeenden 
Betrage diefer Wertminderung Binjen zw entrichten. Die Verpflihtung zur Herausgabe ober 
Vergütung der Nugungen des Gegenftandes felbit bleibt daneben beftehen. - 

Die auf Grund des 8 290 zu entrichtenden Binfen Haben denjelben Charakter wie bie 
Berzugszinfen und betragen wie diefe vier vom Hundert (8 246). Der Schuldner Tann ſich von 
ber Berpflichtung zur Entrichtung diefer Binfen ebenfowenig wie bei den Berzugezinfen durch 
den Beweis befreien, daß ber Gläubiger von dem zu erfegenden Betrage bei fofortiger Entrihtung 
desjelben keine Binfen oder geringere Binfen als vier vom Hundert bezogen haben würde 
(a. 4. Paech ©. 132). 

Eine dem 8 290 entiprechende Vorſchriſt für den Ball ber Entziehung oder ber Bes 
hädigung einer Sache durch unerlaubte Handlungen enthält der $ 849. 


8 291. 
€.118 247 veo. 8 285; DI 8 285. M.IIE.55. P.IIBO.1 €. 3231. 


1. Prozehzinſen. Der Schuldner kommt duch die Klagerhebung, da dieſe der Mahnung 
gleihfteht (8 284 Abſ. 1 Say 2), regelmäßig in Verzug. Der Verzug kann aber dadurch aus» 
geihioffen fein, daß die Leiftung infolge eines Umſiandes unterbleibt, ben der Schuldner nicht 
zu vertreten bat (8 285). Bei einer Geldihuld Hat ber Schuldner zwar nad 8 279 fein Uns 
vermögen zur Leiftung auch dann zu vertreten, wenn ihn eim Verſchulden nicht zur Laft fällt. 
Auch bei einer jolhen Schuld ift indefien möglich, daß ber Schuldner fein Unvermögen nicht 
zu vertreten hat, wenn es auf Umftänden berubt, die in feiner Perfon eingetreten find (f. Erl. 3 
zu 8 279). Der Schuldner Hat inshefondere nicht zu vertreten einen entihuldbaren Irrtum; 
et tommt alſo teog der Klagerhebung nicht in Verzug, wenn ex deshalb nicht zahlt, weil ex in« 
folge eines entihuldbaren Irrtums nicht verpflichtet zu fein glaubt. Der Schuldner wilrde 
hiemad trog der Klagerhebung Binfen nicht zu bezahlen brauchen. Der €. I belich es bei 
diefem Ergebnifſe. Mit Rüdfiht auf das in einem größeren Teile von Deutſchland geltende 
biöherige Recht und auf die Auffaſſung bes Lebens beftimmt dagegen der & 294, daß bei einer 
Geldſchuld die Verpflichtung zur Bezahlung von Binfen, auch wenn ein Verzug nicht vorliegt, 
mit der Rechtshängigfeit eintritt. Der Schuldner führt den Prozeß auf feine Gefahr. Die 
Binfen betragen vier vom Hundert, fofern nicht der Schuldner aus einem anderen Rechtsgrunde 
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$. 292. Hat ber Schuldner einen beftimmten Gegenftand herauszugeben, 
fo bejtimmt fi) von dem Eintritte der Rechtshängigfeit an der Anfpruch des 
Gläubigers auf Schadengerfag wegen Verfchlechterung, Unterganges oder einer aus 
einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nach den Vor— 
ſchriften, welche für das Verhältnig zwifchen dem Eigenthümer und dem Befiger 
von dem Eintritte der Nechtöhängigkeit des Eigenthumsanfpruch® an gelten, ſoweit 
nicht aus dem Schuldverhältnig oder dem Verzuge des Schuldners fich zu Gunften 
des Gläubiger? ein Anderes ergiebt. 

Das Gleiche gilt von dem Anfpruche des Gläubiger auf Herausgabe oder 
Vergütung von Nubungen und von dem Anfpruche des Schuldners auf Erſatz von 
Verwendungen. 


höhere Binfen zu entrichten Hat ($ 288 Abſ. 1 Sa 2). Binfeszinfen find nicht zu entrichten 
(8 289 Sag 1). Iſt der Gläubiger im Verzuge der Annahme, was z. B. bei Holſchulden trotz 
der Rechtshängigleit der Fall ſein fann, fo fällt bie Verpflichtung zur Bezahlung von Zinfen 
weg (8 301). 

Vorausgeſetzt wirb bei ber Vorſchrift des 8 291, daß die Klage auf Leiftung gerichtet ift. 
Bei einer Feitftellungsklage findet der $ 291 keine Anwendung. Vorausgeſetzt wird ferner, wie 
ſich aus Abſ. 1 Halbfag 2 ergibt, daß die Schuld fällig ift. Iſt die Klage auf Erfüllung einer 
noch nicht fäligen Schuld gerichtet, was nad) CRD. 88 257—259 zuläffig ift, fo tritt die Ver- 
pflihtung zur Entrihtung der Prozehzinfen erft mit dem Beitpunfte der Fälligkeit ein. Der 
Begriff der Fälligkeit ift Hier derfelde wie im 8 284 (f. Erl. 3 zu 8 284). Die Fälligkeit ift 
ausgefchlofien, wenn dem Schuldner eine Einrede zufteht. Dies gilt auch dann, wenn die Ein- 
rede eine verzögerliche ift und ber Verurteilung bes Beklagten wie in ben Yällen der 88 2014, 2015 
nicht entgegenfteht, fondern nur eine Beihränkung der Zwangsvollſtrecung zur Folge hat (CPO. 
8 305; a. U. Paech ©. 32). 

Prozeßzinſen Hat auch der Schenker zu entrichten. 

2. Mit weldem Zeitpuntte bie Rechtshängigkeit eintritt, beftimmt ſich mad der CPO.; 
es ift derfelbe Beitpimft, in welchem die prozefiualifhen Folgen der Rechtshängigkeit eintreten 
(Saupp=Stein, Komm. z. EBD. I, Erl. zu 8 267, insbefondere unter I 4); es fommen alfo 
in Beiracht die 88 263, 281, 302, 500, 510, 541, 600, 693, 695, 717 ber CWO. Die Zurld- 
nahme ber Klage Hat bie Wirkung, daß der Rechtsſtreit als wicht anhängig geworden anzufehen 
ift (CRD. 8 271; vgl. au) 8 113); damit tft auch die Verpflichtung zur Entrihtung von Prozeß⸗ 
zinſen als nicht eingetreten anzufehen. Diefelbe Wirkung tritt ein, wenn die Rechtshängigkeit 
nad Maßgabe der 88 697, 701 erlifht. Im dem Urteil ift tiber die Progebzinfen, ſoweit fie 
geforbert werden, zu ertennen; die Wirkungen der Aberkennung beftimmen fi nad) den Grund⸗ 
fägen über die Rechtskraft der Urteile. 

Bei den Vorſchriften über die Unterbrechung der Verjährung iſt nicht auf die Rechtshängigkeit 
abgeftellt; vielmehr find Hier die einzelnen prozefjualifchen Alte angeführt, durch welche die Ber- 
jährung unterbrochen wird (8 209). Daran knüpfen fih dann Vorſchriften über die Fragen, wie 
lange bie Unterbrechung dauert und unter welchen Boraußfegungen fie als nicht eingetreten 
anzujehen tft oder ihr erneuter Eintritt anf einen früheren Zeitpunkt zurüdbezogen wird. Eine 
entipreddende Anwendung dieſer Vorſchriften auf die nad 8 291 maßgebende Recdtshängigfeit ift 
nicht vorgefchrieben und dürfte fi in Ermangelung einer ſolchen Borfchrift bei der inneren und 
äußeren Verſchiedenheit der in Betracht kommenden Fragen nicht rechtfertigen lafien (vgl. Gaupp⸗ 
Stein a. a. O.). 

g 292. 
hun End a EEE I 9.16. 1536, 1545, 4185; M.II 6. 55f. 
U Bo. i 6.323; 82.6 €. 135. 

1. Wie der 8 291 für —— fo beſtimmt der 8 292 für die Berbindlichkeiten zur 
Heranögabe eines beſtimmten Gegenflanded eine von dem Eintritte des Verzugs unabhängige 
Wirkung ber Rechtshängigkeit. Die Vorfchrift des 8 292 beruht zunächſt auf dem Gedanken, 
daß es für den Anſpruch auf Herausgabe einer Sache in den Hier fraglichen Beziehungen keinen 
Unterſchied machen kann, ob ber Anſpruch ein dinglicher oder ein perfönlicher Anſpruch ift. In 
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Zweiter Titel. 
Verzug des Gläubigers. 


dem einen wie in bem anderen Falle muß ſich der Schuldner von dem Eintritte der Rechts⸗ 
hängigteit an fagen, daß er die Sache möglicherweife mit Unrecht dem Gläubiger vorenthält; er 
it deshalb von dieſem Zeitpunft an verpflichtet, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt auf die 
Erhaltung der Sache zu verwenden. Dieſer Geſichtspunkt führt aber dazu, die Vorſchrift nicht 
nur für Sachen, fondern aud; für andere Gegenftänbe zu geben und fie nicht auf diejenigen Fälle 
zu beſchränken, in welchen ber Schuldner dem Gläubiger einen dbemfelben gehörenden Gegenftand 
herauszugeben hat, ſondern auch auf folhe Fälle auszudehnen, in welchen der Schuldner einen 
ihm gehörenden Gegenftand bem Gläubiger zu Übertragen verpflichtet ift. Der Ausdrud „Herauss 
gabe” umfaßt nad; der Terminologie des BGB. beide Fälle. 

Die Vorſchrift des 8 292 ift eine fubfidläre; fie findet nur Anwendung, foweit ſich nicht 
aus den für das betreffende Schuldverhältnis geltenden bejonderen Borjchriften oder aus den 
allgemeinen Vorſchriften über den Verzug ein anderes ergibt. Der Wortlaut des 8 292 „ſoweit 
nit aus dem Schuldverhältnis oder dem Verzuge des Schuldners fh zugunften des 
Gläubiger ein andere ergibt” ſcheint zwar eine Abweichung nur zuguniten des Gläubiger 
geftatten zu wollen. Bei den fraglichen Worten ift indeffen nur an folde Abweichungen gebacht, 
die kraft des Gejeges eintreten. Abweichungen zum Nachteile des Gläubigers beftimmt das 
BOB. nicht. Daß durch rechtsgeſchäftliche Beſtimmung eine Abweihung aud zum Nachteile bes 
Gläubigers beftimmt werben Tann, daß bie Vorſchrift alſo nur eine bispofitive ift, wird als 
felbitverftändfich vorausgeſetzt. 

Über den Eintritt der Rechtshängigkeit ſ. Exl.2 zu 8 291; nicht in Betracht kommen jedoch 
bier die 88 302, 600, 693, 695 der CPO., weil es ſich bei ihnen nicht um Anfprlche handelt, 
die auf Herausgabe eined Gegenftandes gerichtet find. 

2. Die Anwendung der in dem $ 292 angezogenen Vorſchriften über ben Eigentums 
eufprud führt au folgenden Ergebnifien: 

a) Der Schuldner ift von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an dem Gläubiger fiir den 
Schaden verantwortlich, der dadurch entfieht, daß infolge feines Verſchuldens dir Begenftand 
verfchlechtert wird, untergeht oder aus einem anderen Grunde von ihm nicht herausgegeben 
werben fann (88 989, 280). 

db) Der Schuldner Hat bem Gläubiger die Nutzungen herauszugeben, welche ex nad) dem 
Eintritte der Rechtshängigfeit zieht. Für Nupungen, die er von bem Eintritte ber Rechts⸗ 
bängigleit an nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtfhaft hätte ziehen können, aber 
nicht gezogen bat, tft er dem Gläubiger, foweit ihn ein Verſchulden trifft, Erfag zu leiften ver⸗ 
pflichtet (88 987, 100). 

e) Der Schuldner kann für notwendige Verwendungen, bie er nad dem Eintritte der 
Rechtöhängigkeit gemacht Hat, von dem Gläubiger Erfag nad den Vorfchriften über die Ge— 
ſchäfisführung ohne Auftrag verlangen (88 994 Abf. 2, 683ff.). Für andere Verwendungen 
tan der Schuldner Exrfag nicht verlangen (8 996). Iſt jeboch der heranszugebende Gegenftand 

ein landwirtſchaftliches Grundftüd, fo hat der &läubiger die often, die der Schuldner auf die 
noch nicht getrennten, jedoch nach ben Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtichaft vor dem Ende 
des Wiriſchaftsjahrs zu trennenden Früchte verwendet hat, infoweit zu erfegen, als fie einer 
ordnungsmäßigen Wirtfhaft entſprechen und den Wert diefer Früchte nicht überfteigen (8 998). 

4) Der Schuldner Hat wegen ber ihm zu erfegenden Verwendungen das Zurüdbehaltungs« 
recht (8 1000 Satz 1). Der Anſpruch des Schulöners gegen den Gläubiger auf Erfap der 
Verwendungen unterliegt aber denfelben Beſchränkungen, welche nad) den 88 1001—1003 für 
den dem Beſitzer gegen den Eigentümer zuſtehenden Anſpruch auf Erſatz von Verwendungen gelten. 


Zweiter Titel, 

Kohler, Arc. f. Bürg. Recht Bd. 13 ©.149; Munk, Weien und Vorausſetzungen ber 
wora creditoris 1898; Wentrup, Der Gläubigerverzug im BGB. 1900; Wolffenftein, 
wora acoipiendi des gemeinen Rechts und Gläubigerverzug des bürgerlichen Geſetzbuchs 1902; 
Rofenberg, Der Verzug des Gläubiger in Iherings Jahrb. Bd. 43 ©. 141ff. 
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8. 293. Der Gläubiger fommt in Verzug, wenn er die ihm angebotene 
Leiſtung nicht annimmt. 


1. Der Verzug bed Gläubigerd hat einen weſentlich anderen Charakter als der Verzug 
de3 Schuldners. Der Schuldner fit zur Leiftung verpflichtet; dev Gläubiger tft nicht verpflidtet, 
die Leiftung anzunehmen, fomeit ihm nicht durch befondere Vorfchriften bei einzelnen Schuld⸗ 
verhältniffen bie Verpflichtung zur. Abnahme auferlegt ift (f. 3. B. die 88 433 Abſ. 2, 640 Abf. 1). 
Der Schuldner kommt nur in Verzug, wenn die Leiftung infolge eines von ihm zu vertretenden 
Umftandes unterbleibt; ber Verzug bes Gläubigers teitt ohne Rückſicht darauf ein, ob dem 
Gläubiger ein Verſchulden zur Laft fällt oder nicht. Aus dieſer Verfchiedenheit der Voraus-⸗ 
jegungen ergibt fi dte Verfchtebenheit der Wirkungen. Auch durch den Werzug des Gläubigers 
teitt zwar eine Anderung bes Schuldverhältniſſes ein, aber diefe Änderung ift feine fo tefgreifende, 
als die infolge des Verzugs bes Schuldners eintretende Änderung. Die Vorfchriften über die 
Wirkungen des Gläubigerverzugs haben nur ben Zwed, die Nachteile zu befeitigen, welche für 
ben Schuldner dadurch eingetreten find, daß ihm durch das Verhalten des Gläubiger bie 
Möglichleit entzogen ift, durch Erfüllung feiner Verbindlichkeit das Schuldverhältnis zu beendigen; 
insbefondere wird der Gläubiger nicht allgemein verpflichtet, dem Echuldner den duch den Ber- 
zug erwachlenden Schaben zu erfegen; nur im einer einzelnen Beziehung tritt eine Verpflichtung 
des Gläubiger zum Erfage von Aufwendungen ein, die der Schuldner infolge des Verzugs 
machen mußte (8 304). 

2. Anordnung bed Stoffes. Die 88 293—299 beftimmen die Borausfegungen, die 
88 300—304 bie Wirkungen des Verzugs des Gläubigers. 

Der E. I 8 262 enthielt noch eine Vorſchrift Über den Zeitpunkt, in welchem der Verzug 
des Gläubigers aufhört. Won der zweiten Kommifflon ift diefe Vorſchrift geftrihen (ſ. Exl. 3 
zu 8 304). 

8 298. 
@.18 254; 1 8 249 ven. 8 297; I 9 287. PIC. 12180; M. TI €. 68. BI BE.1 E.328f., 
386 €. 156. 

1. Die Borausfegungen bed Verzugs find: das Angebot der Leitung an ben Gläubiger 
nnd das Unterbleiben der Annahme. Beide Vorausfegungen hat eintretendenfals der Schuldner 
zu beweifen. Über einen Fall, in welchem ein Angebot nicht erforberlich ift j. 8 296. Zu ben 
gedachten beiden in dem 8 293 beftimmten Erforderniffen bed Verzugs tritt als ein weiteres nach 
8 297 noch Hinzu, daß der Schuldner zur Zeit des Angebots oder in dem im 8 296 beftimmten 
Zeitpuntt imftande ift, die Leiftung zu bewirken. Diefes Erfordernis hat aber der Schuldner 
nicht zu beweifen, vielmehr liegt dem Gläubiger der Beweis ob, daß der Schuldner zu ber 
betreffenden Zeit außerftande war, die Leiftung zu bewirken. Ein Verſchulden des Gläubigers 
iſt nicht erforderlich. 

Die Anfiht von Rofenberg ©. 151 ff. und ©. 183, welcher das Erfordernis des Angebots 
durch das Erfordernis der Leiſtungsbereitſchaft erfegen will und demgemäß nicht zwiſchen tatjäch- 
lichem und wörtlihem Angebote, ſondern zwiſchen tatfächlicher und wörtlicher Leiſtungsbereitſchaft 
unterfcheidet, dürfte feine Vorteile gewähren und dem Standpunfte des BGB. nicht entfprechen. 

2. Das Angebot der Leiftung muß von dem Schuldner erfolgen. Iſt bie Leiftung von 
ihm in Perſon zu bewirken, fo bat er fie in Berfon anzubieten. Anderenfalls Tann das Angebot 
and durch einen Vertreter, und nad 8 267 auch duch einen Dritten erfolgen. Im feßleren 
Falle fann der Gläubiger die Leiftung aber ablehnen, wenn der Schuldner widerſpricht (f. Exl. 5 
zu 8 295). 

3. Das Angebot muß erfolgen an ben Gläubiger. Dem fteht gleich das Ungehot an 
einen Vertreter, wenn dieſer berechtigt war, den Gläubiger in betreff der Annahme ber Leiftung 
zu vertreten (8 164 Abſ. 3). Bei einem rechtsgeſchäſtlich beftellten Wertreter verlangt Ennecceruss 
Lehmann I 8 203 Anm. 5, daß der Schuldner ermächtigt fei, an ben Vertreter zu leilten; 
es genüge nicht, daß ber Vertreter ermächtigt ſei, die Leiftung anzunehmen. Dies dürfte nicht 
richtig fein. Die Vollmacht kann nad 8 167 ſowohl dur Erklärung gegenüber dem zu Be— 
vollmächtigenden als gegenüber dem Schuldner erfolgen; fie hat diefelbe Wirkung, mag fie in 
der einen oder anderen Weiſe erteilt fein. Es kommt daher lediglich auf den Umfang der Volle 
macht an. Diefe ann dahin bejchränft fein, daß ber Vertreter nur zur Annahme, nicht aber 
zur Ablehnung ber Leiftung ermächtigt ift; ein ohne folde Beſchränkung zur Annahme ber Ers 
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8. 294. Die Leiftung muß dem Gläubiger fo, wie fie zu bewirfen ift, 
thatjächlich angeboten werden. 


fülfung einer Verbindlichkeit ermächtigter Vertreter ift wenigitens tm Zweifel auch zur Ablehnung 
der Annahme der Erfüllung ermächtigt. Dies muß fon deshalb angenonmen werden, weil der 
Bertretex doch zu prüfen berechtigt und verpflichtet if, ob die angebotene Leiftung dem Inhalte 
des Schuldverhältniffes entipriht. Daß die Vollmacht zur Annahme der Erfüllung wenigitens 
im Zweifel auch zur Ablehnung der Leiftung ermäditigt, tritt befonder8 Har bei einer auf Bers 
waltung eines ganzen Vermögens gerichteten Vollmacht hervor (Windſcheid-⸗Kipp II 8 345 
Buf. zu Rr. 2). 

Eind mehrere Gläubiger vorhanden, an welche bie Leiftung nur gemeinſchaftlich erfolgen 
kann (8 432), fo muß das Angebot an alle erfolgen. Liber Gefamtgläubiger |. 8 429. 

Iſt die Forderung, um deren Vefriedigung es fih handelt, an einen Dritten übertragen, 
fo kann der Schuldner wirkfam dem bisherigen Gläubiger anbieten, es ſei denn, daß er bei dem 
Angebote von der Übertragung der Forderung Kenntnis hatte ($ 407). Das Angebot wird auch 
nit dadurch unwirkſam, dab der bisherige Gläubiger dem Schuldner nad) dem Angebote mit 
teilt, daß die Forderung von ihm auf einen anderen übertragen ſei; denn das von bem Schuldner 
ohne Kenntnis ber Übertragung vorgenommene Angebot wirkt nach 8 407 ebenſo wie wenn es 
dem wirklichen Gläubiger gegenüber erfolgt wäre und biefe Wirkung wird nicht dadurch befeitigt, 
daß der Schuldner jpäter von der Übertragung Kenntnis erhält (Rofenberg ©. 175). 

4. Die Art, in welder dad Angebot zı erfolgen Kat, beftimmen Die 38 294—298. 

5. Das Angebot kann erſt erfolgen, wenn ber Schuldner bie Leiſtung zu bewirken 
berechtigt if. Nicht erforderlich ift, da der Gläubiger die Leiftung ſchon zu fordern das Recht 
hat. Iſt daher eine Zeit für die Leiftung beflimmt, fo kann der Schuldner nad $ 271 im 
Bweifel die Leiftung ſchon vorher wirkſam anbieten. Für biefen Fall enthält indeffen der 8 299 
eine befondere Vorſchrift (f. Erl. zu 8 299). 

6. Der Gläubiger muß bie angebotene Leiftung nicht annehmen. Ausdrückliche Ablehnung 
iſt nicht erforderlich. Gleichgültig ift, aus welchem Grunde die Nichtannahme erfolgt; insbeſondere 
ob der Gläubiger ſubjektiv unfähig ift, die Leiftung anzunehmen. ft die Leiftung aber infolge 
eines in ber Berfon des Gläubiger eingetretenen Umftandes objektiv unmöglich geworben, 
3. 3. die Vornahme einer Operation infolge bes Todes des zu Operierenden oder bie Reparatur 
eines Hauſes infolge des Unterganges des Haufes, fo kann ein wirkfames Angebot nicht mehr 
erfolgen, weil eine Verbindlichkeit des Schuldners zu der betreffenden Leiftung nicht mehr befieht 
Oertmaun Erl.3 zu 8 293; a. U. wie e8 jheint Kohler, ©. 200, 259). 

Nichtannahme von fetten des Gläubigerd liegt auch dann vor, wenn der Gläubiger die 
Leiftung zwar annehmen aber nicht ald Erfüllung annehmen will; denn der Schuldner braudt 
die Leijtung nur zum Zwecke der Erfüllung der Verbindlichkeit zu bewirfen und er bietet fie nur 
zu biefem Bwede an (Rofjenberg ©. 197 f.). 

7. In einzelnen Fällen ift zur Bewirtung ber gefhuldeten Leitung eine Annahme von 
feiten des Gläubiger nicht erforberlidh, fo z. ®. wenn bie Leiftung in der Vornahme einer 
Handlung befteht, die der Schuldner ohne Mitwirtung des Gläubiger vornehmen Tann. In 
Fällen diefer Urt ift ein Verzug des Gläubigers nicht möglich. 

8. Über Beendigung bed Berzugs f. Erl. 3 zu 8 304. 


8 29. 
©. 18 255 ABl. 1; I1 8 250 rev. 8 288; II 8 288. 9.1.1235 ff.; M.IIE.69. P. II BR. 1 6.329. 

1. Den Vorſchriften der 5 294—297 über das Angebot der Leiftung liegt ber Gebante 
ingrunde, daß ber Gläubiger in Verzug kommt, wenn der Schuldner dasjenige getan Kat, was 
bon feiner Seite zur Bewirkung ber Leiflung erforderlich ift, diefe aber trogdem deshalb nicht 
erfolgt, weil der Gläubiger die von feiner Seite erforderliche Mitwirkung nicht gewährt. lber 
die ih Hieraus ergebenden Erforderniffe des Angebots tm allgemeinen f. Exl. zu 8 293. 

2. Tatſãchliches Angebot. Der 8 294 betrifft den Regelfall, in welchem zur Bewirtung 
der Leiftung zunãchſt der Schuldner tätig werden muß und die Mitwirkung des Gläubigers ſich 
darauf beſchränkt, daß er die von dem Schuldner angebotene Leiftung annimmt. Für diefen 
Fall beſtimmt ber 8 294, daß die Lelitung dem Gläubiger fo, wie fie zu bewirken ift, RD 
angeboten werden muß. Ein wörtliches Angebot genügt nicht. Bei einer Bringſchuld z. B 
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8. 295. Ein wörtliches Angebot des Schuldners genügt, wenn der Gläubiger 
ihm erklärt hat, daß er die Leiftung nicht annehmen werde, oder wenn zur Be— 
wirkung der Leiftung eine Handlung des Gläubigerd erforderlich ift, insbejondere 
wenn der Gläubiger die gejchuldete Sache abzuholen hat. Dem Angebote der 
Leiftung fteht die Aufforderung an den Gläubiger gleich, die erforderliche Hand- 
lung vorzunehmen. 


alfo hat der Schuldner fi zu dem Gläubiger zu begeben und ihm die gefchuldete Sache fo an- 
zubieten, daß ber Gläubiger nur zuzugreifen braucht, um die Sache zu befommen. Die Leiftung 
muß fowohl dem Gegenftand ald dem Orte als der Zeit nach fo angeboten werden, wie fie ge- 
ſchuldet wird. Eine Zeilleiftung braucht der Gläubiger nicht anzunehmen (& 266). Über den 
Ort ber Leiftung ſ. die 88 269, 270. Iſt der Gläubiger am Erfüllungdorte nicht anwefend und 
der Schuldner infolge davon nicht imftande, ihm die Leiftung tatſächlich anzubieten, jo findet 
der 8 295 Anwendung (f. Erl. 2 zu 8 29). U. U. Dertmann, Erl. 3 zu 8 294, der an= 
nimmt, daß die Kenntnis des Gläubigers von dem Angebote nicht erforderlich fei. Dies dürfte 
indefien nur dann richtig fein, wenn das tatſächliche Ungebot einem Abweſenden gegenüber ers 
folgt, wenn alſo a. B. der geſchuldete Gegenftand dem Gläubiger, welchem an defien Wohnfige 
zu leiften war, durch die Poſt dorthin zugefendet wird. Hier ift die im dem tatfächlichen Au⸗ 
gebote liegende Willenderlärung nad) $ 130 mit dem Bugehen der Sendung wirkjam geworden. 
Stellt ſich der Schuldner oder ein Vertreter desfelben aber perjünlich bei dem Gläubiger an dem 
Erfüllungsort ein, fo liegt darin, auch wenn er den geſchuldeten Gegenftand bei fi) hat und zu 
übergeben bereit ift, für ſich allein noch kein genügendes Ungebot; denn dieſes erfordert eine Er— 
klärung gegenüber dem Gläubiger und eine ſolche ift, wenn diefer nicht anweſend ift, nicht mög- 
lid. Über die Zeit der Leiſtung f. die 38 271, 299. Ergänzend tritt zu allen diefen Vorſchriften 
die Beftimmung des & 242 Hinzu, nad) welcher die Leiftung und folglich auch das Angebot fo 
zu bewirken ift, wie Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verfehrgfitte e8 erfordern. Dies 
ift insbeſondere auch im betreff des Ortes und ber Zeit des Angebots, foweit die rechtögeichäfts 
lichen oder geſetzlichen Beſtimmungen in bdiefer Beziehung einen Spielraum laſſen, zu beachten. 
Das Ungebot der Übergabe von Sachen auf der Straße oder während der Nachtzeit wird z. 8. 
regelmäßig unzuläffig fein. 

Nah RG. Bd. 49 ©. 38 wird mit Recht angenommen, dab ein der Vorfchrift bes 8 294 
genügende3 Angebot nicht vorliegt, wenn ber Schuldner fih dem Gläubiger gegenüber zur Ab⸗ 
rechnung wegen der von ihm behaupteten Gegenforderungen erbietet. Der Schuldner muß viels 
mehr den Betrag der Gegenforderungen angeben und den banad) verbleibenden Meft tatjächlich 
anbieten. 

$ 295. 
@.18 255 Abſ. 2,3 Eau 1; II 8 251 Mbf. 1 reb. 8 289; III 8 289. PIE. 1225.; M. II E. 69. 
9.11 88.1 6.329. 

Romeid, Zur Technit des BGB. 1901. 

Die in dem $ 295 gegebenen beiden Vorſchriften über das wörtliche Angebot haben einen 
verſchiedenen Charakter. 

1. Die Vorfchrift, daß das wörtliche Angebot genügt, wenn der Gläubiger bem Schuldner 
ertlärt hat, daß er die Leiftung nicht annehmen werde, beruht auf der Erwägung, baß es gegen 
Treu und Glauben verftoßen würde, wenn der Gläubiger unter ber gebachten Vorausſetzung fich 
darauf berufen wollte, daß der Schuldner die Leiftung nicht tatſächlich, ſondern nur wörtlich 
angeboten babe. Das wörtliche Angebot muß erfolgen, nachdem ber Gläubiger die fragliche 
Erklärung abgegeben bat; ein vorher erfolgte wörtliches Angebot genügt nicht (RG. Bd. 50 
©. 208). Die Erflärung des Gläubigers, daß er die Leiftung nicht annehmen werbe, iſt eine 
einfeitige empfangsbebürftige Willenserflärung. Sie wird regelmäßig darin zu finden fein, daB 
der Gläubiger erflärt, ex Halte das Rechtsgeſchäft, auf Grund defien die Leiftung gefchuldet fein 
folle, für unwirkſam. Die Erklärung kann von dem Gläubiger zurüdgenommen werden. Sie 
braucht nicht vor der Fälligkeit der Forderung zu erfolgen. Bietet der Schuldner, nachdem die 
fragliche Erklärung des Gläubiger abgegeben ift, aber vor der Fälligkeit die Leiftung wörtlich 
an, fo braudjt er bad Angebot zur Beit der Fälligkeit nicht zu wiederholen, fofern der Gläubiger 
nicht vorher feine Erffärung zurildgenommen hat. ft dies geichehen, fo muß ber Schuldner 
tatfächlich anbieten. Iſt dies nicht gefchehen, jo fommt der Gläubiger, jobald der Schuldner zu 
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leiten berechtigt iſt, in Verzug und der Schuldner kann die ihm für dieſen Fall nach 88 372, 383 
zuſtehenden Rechte ausüben (Romeid ©. 86ff.; Kohler ©. 197 ff.). 

2. Die zweite Vorſchrift, daß das wörtlice Angebot genügt, wenn zur Bewirkung ber 
Leiſtung eine Hanblung des Gläubigerd erforderlich tft, folgt aus der Natur eines Schuldver- 
hältnifjeß biefer Art. Der Schuldner kann, folange ber Gläubiger die Handlung nicht vorge 
nommen Hat, nichts anderes tun, als wörtlich die Leiftung anbieten. Er hat, wenn er died 
tut, alles getan, was zurzeit von feiner Seite behufs Bewirtung ber Leiftung geſchehen fann. Died 
muß, wenn der Schuldner auch wirklich bereit und imftande tft (ſ. Erl. 6), genügen, um den Verzug 
zu begründen. Die Vorfchrift des 8 295 findet ſowohl dann Anwendung, wenn ber Schuldner 
erſt tätig werden kann, nach dem ber Gläubiger die Handlung vorgenommen hat, als auch 
dann, wenn diefe Handlung gleichzeitig mit der Tätigleit bes Schulöners erfolgen muß. 
Zu den Fällen der erfien Art gehört der feiner praktiihen Wichtigkeit wegen in dem $ 295 bes 
ſonders hervorgehobene Fall einer Holſchuld (a. A. Rojenberg ©. 151ff., 183, der im Falle 
der Holſchuld nicht wörtliche, fondern tatſächliche Leiſtungsbereitſchaft verlangt). Erſcheint ber 
Släubiger, um die Leiftung in Empfang zu nehmen, fo muß ber Schuldner ſelbſtverſtändlich die 
Leiftung tatſächlich anbieten, und ber Gläubiger fommt nur in Berzug, wenn er bie in folder 
Beife angebotene Leiftung nicht annimmt. Erſcheint der Gläubiger aber nicht, um die Leiftung 
in Empfang zu nehmen, fo genügt das wörtliche Angebot des Schuldners; der Gläubiger kommt 
in Verzug, wenn er ſich nunmehr nicht zur Empfangnahme der Leitung einftellt. ühnlich wie 
der Fall der Holſchuld liegt der Fall, wenn der Schuldner die Leiftung zu bringen Bat, der 
Gläubiger aber an dem Erfüllungsort, mag dies nun ber Wohnort bes Gläubigers oder ein 
anderer Ort fein, nicht anzutrefien if. Das tatſächliche Angebot wird hierdurch unmöglich) 
fd Erl. 2 zu 8 294). Der Schuldner wird hierdurch ber Notwendigkeit eines Angebots 
nit enthoben (a. A. Kohler ©. 199), aber es genügt nun nad) & 295 eim wörtliches Angebot. 
Dieſes kann, wenn die Vorausfegungen des 8 132 Abf. 2 vorliegen, wenn insbeſondere aljo 
der Aufenthalt bes Gläubiger unbelannt ift, nad Maßgabe der dort gegebenen Vorſchriften 
erfolgen. Der Schuldner tft aber, wenn es fi um Leiftung beweglicher Sachen handelt, auch 
ohne dab der Gläubiger vorher in Verzug geſetzt ift, auf Grund des 8 372 Satz 2 berechtigt, 
die Sache zu Hinterlegen oder, wenn fie zur Hinterlegung nicht geeignet ift, damit nad) & 383 
zu verfahren. 

Bu den Fällen der hier fraglichen Urt gehört ferner ber Fall eines alternativen Schuld- 
verhältnifjes, bei welchem dem Gläubiger das Wahlrecht zuficht (3 264 Abſ. 2). Nur die eine 
oder bie andere Leiftung braucht der Schulbner zu bewirken (4 262). Um die Letftung zu ers 
mõglichen, ift alfo die vorherige Wahl des Gläubigers erforderlich. Der Gläubiger kommt daher 
in Verzug, wenn der Schulbner ihm wörtlich die Leiſtung anbietet ober ihn zu der Wahl aufs 
fordert, trogdem aber die Wahl von ihm nicht vorgenommen wird. Hierher gehört ferner ber 
Tall des ſog. Spezifitationsfaufs, fofern man Hierbei nicht eine Verpflichtung des Käufers, die 
vorbehalten Beftimmung zu treffen, annimmt, ebenfo der all, in welchem der von dem Schuldner 
zu leiftende Betrag durch eine von dem Gläubiger dem Schuibner mitzutellende Abrechnung feſt⸗ 
äuftellen ift (6GB. 8 375). 

Zu den Fällen der zweiten Art gehört die Verpflichtung zur Übergabe eines Grundſtücks. 
Dieſe daun nur bet gleichzeitiger Anwefenheit beider Teile erfolgen. Das wörtliche Ungebot des 
Schuldners genügt Hier, wenn ber Schuldner dem Gläubiger zugleich; eine angemeffene Zeit für 
bie Übergabe beftimmt und dee Schuldner zu dieſer Beit zu dev Übergabe bereit tft, ber Gläubiger 
aber nicht erfheint (vgl. auch RG. in CBl. f. FG. Bd. 4 ©. 88). 

3. Aus der Vorſchrift des 8295 ergibt ſich fermer, dab, wenn zunächſt eine Tätigkeit bes 
ESquldners erforderlich iR, zur Fortſetzung derſelben aber eine Mitwirkung bed Gläubiger 
nötig wird, der Verzug des Gläubigers erjt eintritt, wenn diefer, nachdem der Schuldner tätig 
geworden tft und ſich zur Fortfegung der Tätigkeit nach Vornahme der dem Gläubiger obliegenden 
Yandfungen bereit erflärt hat, diefe Handlungen nicht vornimmt. Es kommen bier die Bor 
ſchriften der 88 294, 295 nebeneinander zur Anwendung. Iſt 3. B. der Schuldner zur Leiftung 

bon Dienften nad; Maßgabe einer ihm von dem Gläubiger zu erteilenden Anweifung verpflichtet, 
fo hat fi der Schuldner zu der beftimmten Zeit bei dem Gläubiger zur Empfangnahme ber 
Anweifung einzufinden und zu der Dienftleiftung bereit zu erflären. Sind zu der Dienftleiftung 
Bertjenge oder fonftige Gegenftänbe erforderlich, die der Schuldner zu beſchaffen Hat, fo muß er 
diefe mitbringen oder doch bereit Halten. Hat der Schuldner dies getan, fo kommt ber Gläubiger 
in Verzug, wenn er die ihm obliegende Anweiſung nicht erteilt. 
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8. 296. It für die von dem Gläubiger vorzunehmende Handlung eine 
Zeit nach dem Kalender beftimmt, fo bedarf es des Angebot? nur, wenn der 
Gläubiger die Handlung rechtzeitig vornimmt. Das Gleiche gilt, wenn der Hand- 
fung eine Kündigung vorauszugehen hat und die Zeit für die Handlung in 
der Weije beftimmt ift, daß fie fich von der Kündigung ab nach dem Kalender 
berechnen Täßt. 


4. Dem Angebote ber Leiftung ſteht bie Aufforderung au ben Gläubiger glei, bie 
erforderliche Handlung vorzunehmen. In einer folhen Aufforderung findet das Gefeg zugleich 
daß Angebot der Leiftung nad) Vornahme der Handlung. Sollte ſich im einzelnen Galle aus dem 
Umftänden ergeben, daß die Aufforderung nicht in dieſem Sinne gemeint iſt, fo wird fie nicht 
als genügend betrachtet werden können, um den Gläubiger in Verzug zu fepen. 

5. Das Angebot ſowie die Aufforderung iſt ein einſeitiges empfangsbebürftiges Nedhtd- 
geſchäft (88 130—132) und muß durch ben Schuldner ober deſſen Vertreter erfolgen. Im 
alle des 8 294 wird nicht erfordert, daß bie Leiftung von dem Schuldner angeboten wird. 
Auch das tatfählihe Angebot eines Dritten genügt, fofern nicht nach dem Inhalte bes Schuld» 
verhältniffes der Schuldner perſönlich zu leiften Hat (j. Erl. 2 zu 8 293). In den Fällen bes 
& 295 wird dagegen ein Angebot de3 Schuldner verlangt. Einer in der zweiten Kommiſſion 
gegebenen Anregung, die Faſſung bes $ 295 entfprechend der Faſſung bed $ 294 dahin zu ändern, 
daß auch das wörtliche Angebot von feiten des Dritten genüge, wurde von der Kommijfion feine 
Folge gegeben. Man ging davon aus, daß dem Gläubiger nicht zugemutet werden Lünne, fich 
mit einem Dritten auf defſen wörtliches Angebot Hin in Verhandlungen einzulajien. Nur wenn 
der Schuldner die Leiftung anbtete, liege es dem Gläubiger ob, die zur Bewirtung ber Leiftung 
erforderlichen Handlungen vorzunehmen (P. II Bd. 1 ©. 329). Das nur wörtlihe Ungebot eines 
Dritten ift hiernach nicht geeignet, den Gläubiger in Verzug zu fehen. 

6. Zu dem wörtlichen Angebote muß, um den Gläubiger in Verzug zu fegen, noch hinzu— 
treten, daß der Schuldner zur Zeit bed Angebots imſtande ift, die Leiftung zu bewirken. Sit 
dies nicht der Fall, jo ift dad Angebot nur ein feerer Schein. Nah dem €. I 8 255 Abi. 2 
wurde deöhalb das Leiftungsvermögen des Schuldners unter den Borausfegungen des Verzugs 
mit angeführt. Sachlich Hält auch das BGB. hieran feft. Die zweite Kommtifion nahm aber 
an, baf die Auffafjung des Lebens eine Umkehrung der Beweislaſt erfordere. Der Schuldner 
braucht daher, wie ſich aus der Fafſung des 8 297 ergibt, nicht fein Leiftungsvermögen zu 
beweifen, vielmehr Tiegt dem Gläubiger, wenn das Ungebot dargetan ift, ber Beweis ob, daß 
ber Schuldner zur Zeit desfelben außerſtande geweſen fei, die Leiftung zu bewirken (f. Erl. 
zu 8 297). 

82%. 
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1. Berzug des Gläubigers, wenn für die von biefem vorzunehmende Handlung eine Zeit 
nad dem Kalender beftimmt ift. Die Vorfchrift des $ 296 entfpricht der Vorſchrift des 3 284 
Abi. 2. Wie es nach der legteren zur Begründung bes Verzugs bed Schuldners einer Mahnung 
nicht bedarf, wenn für die Leiftung eine Zeit nad) dem Kalender beftimmt ift, fo iſt, um ben 
Verzug bed Gläubiger8 zu begründen, nad) 8 296 das Angebot der Leiltung von jeiten bes 
Schuldners nicht erforderlih, wenn zur Bewirkung ber Leiftung eine Handlung bes Gläubigers 
erforderlich und für deren Vornahme eine Zeit nad) dem Salender beftimmt ift. Der Gläubiger 
fonımt in Verzug, wenn er die Handlung zu der beftimmten Beit nicht vornimmt. Vorausgeſetzt 
wird indefien bier wie im Falle des 8 295, daß der Schuldner zu ber beftimmten Zeit imjtande 
ift, die Leiftung zu bewirken; jedoch liegt der Beweis dieſer Borausjegung nad) $ 297 nicht dem 
Schuldner ob, vielmehr ift nur dem Gläubiger ber Beweis nachgelaſſen, daß die gedachte Vorauss 
fegung nicht vorgefegen Hat. Nimmt ber Gläubiger die ihm obltegende Handlung vor, fo muß 
nunmehr der Schuldner, um den Gläubiger in Verzug zu fegen, bie Leiftung tatſächlich ober, 
wenn die Borausfegungen des 8 295 vorliegen, wörtlich anbieten. Die Anfiht von Scholl 
meyer, Erl. d zu 8296, daß in dem hier fraglichen Falle immer das wörtliche Angebot genüge, 
bat in dem Geſetze feinen Anhalt. Die Beitimmung ber Zeit für die Vornahme der Handlung 
kann durch das Geſetz oder durch Vertrag unter ben Parteien, nicht aber einfettig duch dem 
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8. 297. Der Gläubiger fommt nicht in Verzug, wenn der Schuldner zur 
Zeit des Angebots oder im Falle des $. 296 zu ber für die Handlung des 
Gläubiger3 bejtimmten Zeit außer Stande ift, die Leiftung zu bewirfen. 


8. 298. Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiftung des Gläubigers zu 
leiften verpflichtet, fo fommt der Gläubiger in Verzug, wenn er zwar die angebotene 
Leiftung anzunehmen bereit ift, die verlangte Gegenleijtung aber nicht anbietet. 


Schuldner erfolgen. Ein Fall der bier fraglichen Art liegt 5. B. vor, wenn in einer Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber oder in einem Orbderpapiere beftimmt ift, daß die Schuldverfchreibung 
oder das Orderpapier an einem nach dem Kalender beftimmten Tage zur Zahlung vorgelegt 
werben müfle. 

2. Über die Berechnung der Zeit nach dem Kalender fowie über Die Gleichftellung bed 
Sales, wenn der Handlung eine Kündigung vorandzugehen hat und die Zeit für die Handlung 
in der Beife beftimmt ift, daß fie fi von der Kündigung ab nad) dem Kalender berechnen läßt, 
Erl. 6 zu 8 284. 

gm. 
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Über die Gefichtöpunfte, welche bei ber Vorfchrift maßgebend gewefen find, dab dem 
Gläubiger zur Wiberlegung bed Berzugs der Beweis zufteht, daß der Schulbner zu ber in 
dem $ 297 bezeichneten Zeit außerſtaude geweſen fet, die Leiftung au bewirken, f. Exl. 6 zu 
8 295, Erl. 1 zu 8 296. Die Vorſchrift kommt nicht in Frage in denjenigen Fällen, in welchen 
der Schuldner tatfählih anbieten muß; denn bier ergibt fi aus den Erforberniffen des tat⸗ 
ſãchlichen Angebots von jelbfl, daß der Schuldner imftande fein muß, die Leiftung zu bewirken. 
Nur, wenn ein wirkliches Angebot genügt ($ 295) oder ein Angebot überhaupt nicht erforderlich 
iR (8 296), kommt der dem Gläubiger nad) 8 297 offenftehende "Beweis in Betracht. Was 
erforberlich if, um fagen zu können, daß der Schuldner zu der in Frage ftehenden Zeit außer⸗ 
ſtande gewefen ei, bie Leiftung zu bewirken, läßt fi mır unter Beridfichtigung der Umftände 
de3 einzelnen alles entfheiden. Es wird hierbei insbejondere in Betracht zu ziehen fein, ob 
der Grund, aus welchem ein tatſächliches Ungebot nicht erforderlich ift, darin befteht, daß der 
Gläubiger die Annahme der Leiftung verweigert hat, oder darin, daß zur Bewirtung der Leiftung 
zunächſt eine Handlung des Gläubigers erforderlich if. In RE. Bd. 50 ©. 255 ift z. B. mit 
Recht angenommen, daß daraus allein, daß der Schuldner, welcher eine Ware zu liefern Hatte, 
diefe weder bejaß noch an Händen Hatte, nicht gefolgert werden könne, daß er außerjtande geweſen 
fäi, die Ware zu liefern, daß er vielmehr als dazu imftande feiend angefehen werden müfle, 
wenn ex fi) bie Ware jederzeit verſchaffen kann. Unter Umftänden wird ein Wußerftandefein 
ſelbſt dann nicht angenommen werben können, wenn der Schuldner nicht fofort, ſondern erft nad 
Ablauf einer gewiſſen Zeit die Leiftung zu bewirken imftande ift. Welche Beit dem Schuldner 
gelafien werden muß, um bie Leiftung zu bewirken, hängt von dem Inhalte des Schulbverhält- 
nifjed und den fonftigen Umftänden ab. Über einzelne Fälle |. Rofenberg ©. 183ff. 


& 298. 
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1. Beraug bei Glänbigers bei Beiftungen, die Zug um Zug au bewirlen find. Ver—⸗ 
pflichtungen der im & 298 bezeichneten Art find nicht nur die Verpflichtungen aus gegenfeitigen 
Berträgen (8 320), fonderm alle Verpflichtungen, welhe nur Zug um Zug erfüllt zu werden 
brauden (f. Erl. zu $ 273; vgl. auch die 88 255, 258, 348). Die in dem 8 298 gegebene 
Vorſchrift, daß der Gläubiger bei Verpflichtungen diefer Art in Verzug kommt, wenn er auf dad 
Angebot des Schuldners die ihm obliegende Gegenleiftung nicht anbietet, läßt ſich bei richtiger 
Auffoffung des Weſens der hier fraglichen Verpflichtungen vielleicht ſchon aus dem $ 295 ableiten. 
Ft der Schuldner nur gegen eine Leiftung des Gläubigers zu letften verpflichtet, fo braucht er 
die Leiftung mar gegen die ®egenleiftung anzubieten und braucht die ihm obliegende Tätigkeit nicht 
eher fortzufeßen, als biß die Gegenleiftung angeboten wird. Es Hegt aljo ein all der in der Erl. 3 
30 8 295 bezeichneten Art vor. Daraus ergibt ſich zugleich, dab, um den Verzug bes Gläubigers zu 
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8. 299. Iſt die Leiftungszeit nicht beftimmt oder ift der Schuldner berechtigt, 
vor der beftimmten Zeit zu leiften, jo kommt der Gläubiger nicht dadurch in 
Verzug, daß er vorübergehend an der Annahme der angebotenen Leiftung ver- 
hindert ift, es fei denn, daß der Schuldner ihm die Leiftung eine angemefjene 
Beit vorher angekündigt hat. 


begründen, nicht eine Weigerung besjelben, die Gegenleiftung zu bewirken, erforderlich ift, daß es 
vielmehr genügt, wenn ex fich paſſiv verhält und die ihm obliegende Handlung, nämlich das 
Angebot ber Gegenleiftung, nit vornimmt. Die Art, in welcher das Angebot der Gegenleiftung 
zu erfolgen hat, beſtimmt fich nad; denfelben Vorſchriften, melde für da8 Angebot der Leiftung 
von feiten des Schuldners gelten (88 294—297). Borausgefegt wird, ba der Schulbner die 
Leiſtung nicht unbedingt, fondern nur gegen die Gegenleiftung angeboten hat; Hierin liegt das 
Verlangen der Gegenleiftung. Handelt es fi nicht um eine eigentliche Gegenleiftung, kann der 
Schuldner aber doch verlangen, daß, bevor er leiftet, oder gleichzeitig mit ſeiner Leiftung eine 
Zeiftung des Gläubigers erfolge, fo muß der Schuldner mit dem Angebote der Leiitung das Vers 
langen verbinden, daß der Gläubiger jene Leiftung bewirkt. So kommt z. B. der Gläubiger, 
wenn ber Schuldner nur gegen eine Sicherheitsleiftung zu leiften verpflichtet ift, die Leiftung 
aber anbietet, one Sicherheitäleiftung zu verlangen, nicht dadurch in Verzug, daß er die Sicher 
heitsleiftung nicht anbietet. Ebenſo kommt ber Gläubiger, wenn er auf das Angebot des 
Schuldners fih nicht zur Ausftellung der Quittung (8 368) oder zur Rückgabe des Schuldſcheins 
(8 371) exbietet, nı in Verzug, wenn ber Schuldner die Quittung oder die Rückgabe des Schuld- 
ſcheins verlangt hat (f. Erf. 7e, d zu 8 284). Bei gegenfeitigen Verpflichtungen kommt bie 
Vorſchrift des 8 298 nicht in Frage, wenn ein Dritter die geſchuldete Leiſtung ambietet; denn 
an biefen bie Gegenleiſtung zu machen, ift der Gläubiger nicht verpflichtet. Dagegen kann auch 
ein Dritter, wenn er den Gläubiger zu befriedigen berechtigt ift (88 267, 268), bie Ausſtellung 
einer Quittung und die Rüdgabe des Schuldfheins von dem Gläubiger verlangen und biefer 
tommt in Verzug, wenn er fi, nachdem der Dritte diefed Verlangen mit dem Angebote ver- 
bunden hat, nicht die Duittung oder den Schuldfchein anbietet (vgl. auch die 88 1144, 1145; 
Scäollmeyer, Erl. 2b zu 88 297—299). 

Anwendung findet der 8 298 auch dann, wenn ber Gläubiger vorzufeiften Hat und ber 
Schuldner die Leitung gegen Bewirtung der Vorleiftung anbietet, ſelbſwerſtändlich jedoch nur 
dann, wenn die Vorleiftung fälig it (Schollmeyer, Erl. 2a zu 88 297—299). 

2. Verzug bed Schuldners. Daraus, daß der Gläubiger unter den im 8 298 beftimmten 
Vorausſetzungen in Verzug der Annahme fommt, folgt nicht, daß er in betrefi der ihm obliegenden 
Leiftung aud in Verzug der Leiftung kommt. In dem nad Mafgabe des 8 298 erfolgenden 
Angebote des Schuldners liegt zwar regelmäßig zugleich eine Mahnung zur Bewirkung der dem 
Gläubiger obliegenden Gegenleiftung. Uber ald Schuldner diefer Gegenleiftung kommt ber 
Gläubiger nur in Verzug, wenn biefelbe infolge eines von ihm zu vertretenden Umftandes unter» 
bleibt; das Unterbleiben bes Angebots ber Gegenleiftung begründet dagegen den Verzug ber 
Annahme in betreff der dem Gläubiger geſchuldeten Leiftung ohne Müdficht darauf, ob dem 
Glaäubiger ein Verſchulden zur Laft fälit oder nicht. Iſt alfo z. B. das Angebot ber Gegenleijtung 
infolge eines entſchuldbaren Irrtums des Gläubigers über das Schuldverhältnis unterblieben, 
fo kommt ber Gläubiger in betreff der von ihm geſchuldeten Gegenleiftung nicht in Verzug 
ber Xeiftung, während er trogbem im betreff der ihm angebotenen Xeiftung in Verzug der Une 
nahme kommt. f 

829. 
€. I1 8 253 res. 8 293; III 8 298. P.IIBL.1 6.329. 

Borherige Ankündigung ber Leiftung. Iſt eine Beit für die Leiftung in dem Sinne bes 
ftimmt, daß der Schuldner nicht vor der beitimmten Zeit leiften darf, fo kommt der Gläubiger 
durch daß Angebot der Leiftung vor diefer Zeit nicht in Verzug. Im Zweifel Hat aber die Bes 
ftimmung einer Zeit für die Leiftung die Bedeutung, daß der Gläubiger vor ber beftimmten 
Zeit nicht fordern, der Schuldner aber fchon vorher leiſten kann (8 271 Abf. 2); ebenfo ift der 
Schuldner fofort zu leiften berechtigt, wenn eine Zeit für die Leiftung nicht beftimmt ift (8 271 
Abf. 1). In den Fällen ber letzieren Urt Tann der Schuldner zu jeder beliebigen Zeit die 
Leiftung dem Gläubiger anbieten, und diefer wiirde nach $ 293, wenn er die Leiflung nicht ans 
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$. 300. Der Schuldner hat während bes Verzugs des Gläubigers nur Vor⸗ 
fag und grobe Fahrläffigfeit zu vertreten. 

Wird eine nur der Gattung nach beftimmte Sache gefchuldet, jo geht die 
Gefahr mit dem Zeitpunkt auf den Gläubiger über, in welchem er dadurch in 
Berzug fommt, daß er die angebotene Sadje nicht annimmt. 


nimmt, ohne Rüdfiht darauf in Verzug kommen, ob ihm ein Berfhulden zur Laft fällt oder 
nidt. Es kann fi) fragen, ob die Härte, welche Hierin unter Umftänden für den Gläubiger 
liegt, nicht ſchon durch eine richtige Unwendimg des 8 242, nad) welchem bie Leitung fo zu be= 
wirken iſt, wie Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrsſitte es erfordern, befeitigt 
werben Tann. Bei den Zweifeln indefien, die in Diefer Beziehung befiehen können, Hielt die zweite 
Kommiffion es für zwedmäßig, die Vorausſetzungen näher zu beitimmen, unter welchen in den ge 
dachten Fällen der Bläubiger nicht in Verzug fommt. Er fol nicht dadurch in Verzug kommen, 
daß er vorübergehend an der Annahme der angebotenen Leiftung behindert tft. Die 
Nichtannahme ded Angebots darf alfo nicht auf dem Willen des Gläubigers, jondern muß barauf 
beruhen, daß er an der Unnahme behindert ift. Gleichgültig ift es, auf. welchen Umftänden diefe 
Behinderung berupt und ob ex fie Hätte vermeiden können oder nicht; er ſoll eben bei Schuldvers 
hältnifien der hier fraglichen Art nicht genötigt fein, ſich jeben Augenblid zur Annahme der Leiftung 
bereit zu halten. Die Behinderung darf nur eine vorübergehende, keine dauernde fein; bie 
Berüdfihtigung einer dauernden Behinderung würde das Recht des Schuldners ungebührlich bes 
einträhtigen. Bann eine Behinderung anzunehmen und ald eine vorübergehende zu betrachten 
it, läßt fi une unter Berüdfichtigung aller Umftände des einzelnen Falles entſcheiden. Maß— 
gebend muß bei diefer Entſcheidung nad dem in dem 8 242 ausgeſprochenen Grunbfage fein, 
was bei einem Schuldverhältnifie der vorliegenden Art Tren und Glauben mit Rüdficht auf die 
Bertehräfitte erfordern. 

Teer Gläubiger fol fi) auf feine Behinderung nicht berufen können, wenn ihm ber Schuldner 
eine angemefjene Zeit vorher die Leiftung angelündigt Hat. Dem Schuldner wird 
alfo, um defjen Imereſſe zu fihern, in den Fällen der Hier fraglichen Art das Recht eingeräumt, 
die Beit der Leiftung mit der Wirkung zu beitimmen, baß, wenn er zu dieſer Zeit Leiftung ans 
bietet, der Gläubiger durch die Nichtannahme in Verzug kommt. Die Ankündigung verliert ihre 
Birkfamteit, wenn der Schuldner zu der angekündigten Zeit die Leiſtung nicht tatfächlich anbietet. 
Anf wörtliches Angebot findet der $ 299 überhaupt keine Anwendung Angemeſſen ift die 
jenige Zeit, welhe dem Gläubiger bei einem Schulbverhältnifie ber betreffenden Art nad Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitie gelaffen werden muß, um ſich auf die Annahme 
der Leitung einzurichten. Der Beweis der vorübergehenden Behinderung liegt dem Gläubiger 
ob. Dem Schuldner fteht dagegen der Beweis offen, daß er bie Keiftung dem Gläubiger eine 
angemefiene Beit vorher angefündigt habe. 

Die Ankündigung tft ein einfeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft (88 130—132) oder 
doch eine Rechtshandlung, auf welche bie Borfchriften über derartige Rechtsgeſchäfte entſprechend 
Anwendung finden. Die Ankündigung kann nur von dem Schuldner ober deſſen Vertreter, nicht 
von einem Dritten erfolgen; aus $ 267 kann ein Recht dazu für einen Dritten nicht gefolgert 
werben. 


5 30. 

€.18 257: I1 8 254 res. 8 294; 118 29. P.IE.122N.;M.TIE. 73. PUBLIC. 2311. 

1. Folgen des Verzugs. Die Verpflihtung bed Schuldners bleibt, auch wenn der Gläubiger 
im Berzug ift; fie erleidet aber durch den Verzug des Gläubiger in mehrfacher Beziehung 
Modifitationen. Die Vorſchriften, welche das BGB. in diefer Beziehung gibt, bezweden eine 
bilige Bermittelung zwifchen dem Jutereſſe des Schuldners, deſſen Lage durch den Verzug bes 
Gäubigers verfchlechtert wird, und dem Intereſſe des Gläubiger, das insbeſondere deshalb 
beridfichtigt werden muß, weil der Verzug des Gläubigers ein Verſchulden desfelben nicht voraus⸗ 
fept. Reben den allgemeinen Vorſchriften über die Folgen des Verzugs, welche in den 
% 300—304 getroffen werden, gibt dad BGB. noch eine Neihe befonderer Vorſchriften für 
Einelne Schulbverhäftniffe (f. 3. B. die 88 264 Ubf. 2, 274 Ubl. 2, 322 Abf. 3, 324 Ubf. 2, 
615, 642, 644 Abi. 1 Satz 2). Bon allgemeiner Bedeutung find bie Vorfchriften, nach welchen 
der Schuldner im Falle des Verzugs des Gläubigerd befugt iſt, geichuldete bewegliche Sachen 
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zu hinterlegen ober fie, falls fie zur Hinterlegung nicht geeignet find, verfieigern zu Iafien und 
den Erlös zu hinterlegen (88 372—386). 

2. Der 8 300 Abf. 1 beftimmt eine Ermähigung ber Berantwortlihteit des Schuldners. 
Er hat, wenn der Gläubiger im Verzug tft, nur noch Vorſatz und grobe Fahrs 
Täffigfeit (f. Bd. I Vorbm. III ©. 40ff.) zu vertreten, auch wenn er nad dem Inhalte 
des Schuldverhältniſſes in weiterem Umfange haftete. Im E. I 8 257 Abſ. 1 lautete bie 
Faſſung ber enifprechenden Vorſchrift: 

„Der Schuldner haftet von dem Beginne de3 Verzuges bed Gläubiger au in Aus 
fehung eines dem Gläubiger zu gewährenden Gegenftandes nur wegen Vorſatzes und grober 
Fabrläffigfeit, auch) wenn er vorher im weiteren Umfange haftbar war.“ 

Dur die Einfhaltung ber Worte „in Unfehung eines dem Gläubiger zu gewährenden 
Gegenſtandes“ folte nach M. II ©. 74 (P. J ©. 1244) audgedrüdt werden, daß die Ermäßigung 
der Haftung nur infofern eintrete, ald es fi) um einen in den Händen des Schuldners befinds 
lichen Leiſtungsgegenſtand Handle, nicht aber fi auf die von dem Schuldner in Erfüllung feiner 
fortdauernden Rerpflihtung vorzunehmenden fonitigen Handlungen erftrede. Die jegige Faſſung 
beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion. Nah P. II Bd. 1 ©. 332 ift davon aus⸗ 
gegangen, daß es fid Hierbei nur um eine redaktionelle Änderung handle. Ob dies richtig ift, 
läßt fi) bezweifeln. on erheblicher Bedeutung iſt indefien die Änderung nicht. Solange der 
Gläubiger im Verzug ift, braucht der Schuldner in Erfüllung feiner fortdauernden Verpflichtung 
nur infoweit tätig zu werben, als der Verzug des Gläubiger es geftattet. Geine Verpflichtung 
beſchränkt ſich daher darauf, dafür zu forgen, daß die geichuldete Leiftung nicht infolge eines von 
ihm zu veriretenden Umftandes unmöglich werde. Bon praftifcher Bedeutung wird biefe Ver—⸗ 
pflitung regelmäßig nur fein, wenn fie auf bie Gewährung eines Gegenftandes an den Gläubiger 
gerichtet ift. Der Schuldner ift dafür verantwortlich, daß ber Gegenſtand nicht infolge feines 
Verſchuldens untergeht, verfchlectert wird oder aus einem fonftigen Grunde von ihm nicht heraus⸗ 
gegeben werben kann. Die jegige Faſſung umfaßt indeſſen auch folde Fälle, in welchen es fi) 
nicht um die Verpflihtung zur Herausgabe eined Gegenftandes, fondern um bie Verpflichtung 
zur Vornahme anderer Handlungen Handelt. Auch bei einer folden Verpflichtung hat der 
Schuldner dafür zu forgen, daß bie Handlungen nicht infolge eines von ihm zu vertretenden 
Umftandes unmöglich werben; auch bier wird nad) ber jegigen Faſſung des 8 300 Abſ. 1 die 
Haftung des Schuldner? auf die Vertretung von Vorſatz und grober Fahrläſſigkeit beichräntt. 

8. Übergang der Gefahr für den Fall, dab die geſchnldete Sache nur ber Gattung nad 
beſtimmt if. Der 8 300 Abf. 2 enthält eine Konfequenz des tn dem 8 243 audgefprodyenen 
Grundſatzes, dient aber zugleich zur Erläuterung desſelben (f. Erl. 4—6 zu 8 243). Wird eine 
nur ber Gattung nad beftimmte Sache gefhuldet, fo Hat ber Schuldner nad 8 279, folange die 
Leiſtung aus der Gattung möglich iſt, fein Unvermögen zur Leiftung au dann zu vertreten, 
wenn ihn ein Verſchulden nicht trifft. Nicht jeber Verzug des Gläubigers hat eine Beſchränkung 
diefer Haftung zur Folge, die Gefahr geht vielmehr nur dann auf ben Gläubiger 
über, wenn dieſer dadurch in Verzug fommt, daß er die angebotene Sache nidt 
annimmt. Bei einer Bringſchuld ift alfo tatſächliches Angebot einer individuell beftimmten 
Sache der betrefienden Gattung notwendig. Die Abfendung der Sache an ben Gläubiger genügt 
nicht; dag Angebot ift erſt erfolgt, wenn die Sache dem Gläubiger zugeht. Der Gläubiger nimmt 
alfo entweder die Leiftung der Sache an, dann iſt das Schuldverältnis durch Erfüllung er- 
loſchen; oder er nimmt nicht an, dann kommt er in Verzug, und die Gefahr geht auf ihn über. 
Unter gewiſſen Vorausſetzungen geht freilich die Gefahr ſchon mit ber Abſendung auf den Gläubiger 
über (ſ. Erf. 4 zu $ 243); dies Hat feinen Grund aber nicht darin, da der Gläubiger ſchon 
durch die Abfendung in Verzug kommt, fondern darin, dab in dem fraglichen Zählen (f. z. B. 
8 447) die Konfretifierung des Schuldverhältnifies nach Maßgabe des 8 243 Ab. 2 ohne Verzug 
des Gläubigerd durch die Abſendung eintritt. 

Bei einer Holſchuld kommt der Gläubiger nad) $ 295 dadurd in Verzug, daB ex, nachdem 
ihm der Schuldner die Leiftung wörtlich angeboten oder ihn zur Abholung aufgefordert hat, fich 
nicht bei bem Schuldner zur Empfangnahme der Leifiung einfindet. Hierdurch aber wird bie bem 
Schuldner nach 8 279 obliegende Haftung noch nicht ermäßigt. Die gefchuldete Leiftung ift zwar 
angeboten, aber nach 8 300 Abſ. 2 muß die Sache, d. 5. eine individuell beftimmte Sache, ans 
geboten fein. Es kann zweifelhaft fein, ob unter einem folchen Angebote nicht ausſchließlich ein 
tatſächliches Angebot zu veritehen if. Der Wortlaut des 8 300 Abf. 2 fpricht indefjen dagegen, 
und ein zwingender Grund zu einer einfchränfenden Auslegung legt nicht vor. Man wird das 
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$. 301. Bon einer verzinzlichen Geldfchuld Hat der Schuldner während des 
Berzugs des Gläubigerd Zinſen nicht zu entrichten. 


$. 302. Hat der Schuldner die Nußungen eines Gegenftandes herauszu—⸗ 
geben oder zur erjegen, fo befchränft fich feine Verpflichtung während des Verzugs 
de3 Gläubigerd auf die Nugungen, welche er zieht. 


ber in denjenigen Fällen, in welchen nad 8 295 ein wörtliches Angebot genügt, ein ſolches 
and) in der bier fraglichen Beziehung für genügend Halten müflen. Rotwendig iſt indefien, wie 
gefagt, immer, daß der Schuldner aus den mur der Gattung nad beftimmten Saden eine 
einzelne beftimmte Sade ausgefhieden und biefe dem Gläubiger wörtlich angeboten hat (R&. 
in JW. 1904 ©. 286). Damit wird das Schuldverhältnis auf diefe Sache Eontretifiert, und gebt 
deshalb die Gefahr auf den Gläubiger über. Auch bei einer Bringſchuld genügt ein wörtliches 
Angebot der gedachten Art, wenn der Gläubiger erflärt Hat, daß er die Leiltung nicht annehmen 
werde. Tritt nad) Maßgabe des 8 296 ber Verzug ein, ohne dab ein auch nur wörtliches An= 
gebot erfolgt ift, fo geht hierdurch die Gefahr nicht anf den Gläubiger über; auch in diefem 
Galle muß erſt eine individuell beftimmte Sache angeboten werden, um jene Wirkung hervor⸗ 
jubringen (a. A. Rofenberg ©. 278, der im Falle bes 8 296 bie Gefahr übergehen läßt, wenn 
der Schuldner die zu leiltende Sache bereit Hält; ähnlich Tige, Die Unmöglichkeil der Leiftung 
©. 2%). K 

Wenn in dem Bisherigen von dem Übergange der Gefahr auf den Gläubiger 
geſprochen ift, fo handelt es ſich dabei zunächſt darum, daß der Schuldner von feiner Verpflichtung 
befreit wird, wenn bie angebotene Sache untergeht oder infolge eined anderen von ihm nad 
8 300 Abf. 1 nicht zu vertretenden Umftandes nicht Herausgegeben werben kann. Für bie gegen- 
feitigen Verträge hat der Übergang ber Gefahr aber noch bie weitere Bebeutung, ba ber vom 
feiner Xerpfligtung zur Leiftung befreite Schuldner trogdem die Gegenleiftung fordern Tanız 
(. Erl. 1b zu 8 324). gm 


€. 18 259; 1 8 255 ven. 8 295; III 8 295. PIE. 1246 q.3 M. I S. 78. P. I BEI 6. 332, 


Bei einer verzinglihen Geldſchuld fällt während des Verzugs bie Verpflichtung zur 
Zahlung von Zinfen weg, mag fie auf Geſetz oder auf Mechtögeichäft berufen. Verzugszinfen 
tommen nicht in Betracht, da ein Verzug bes Schuldners nicht denkbar ift, wenn der Gläubiger 
im Verzug iſt. Die Anwendung der Vorſchrift des 8 301 wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Schuldner während des Verzugs bed Gläubiger von dem gefchuldeten Betrage Zinfen 
gezogen Hat. Die Anfiht, daf ber Schuldner in diefem Falle auf Grund bes 8 302 die gezogenen 
Binfen zu entrichten habe (Dernburg II 8 76 II 4; Dertmann, Erf. zu 8 301; Schollmeyer, 
Exl. zu 8 301; Rofenberg ©. 287; vgl. auch M. II ©. 72), dürfte weder mit dem Wortlaute 
noch mit dem Zwecke bes $ 301 vereinbar fein. Binfen gehören freilich auch zu den Nutzungen 
und ohne die Vorſchrift des 8 301 würde auf fie der & 302 Anwendung finden. Da aber der 
$% 301 für Zinfen eine beſondere Borfchrift gibt, jo wird diefe unter Ausſchluß des 8 302 anzuwenden 
fein. Das Geſeß will eben durch die Vorichrift des $ 301 für verzinsliche Geldſchulden alle 
Beiterungen ausichliegen. Dieſelben Gründe ftehen der Anfiht von Dertmann (Erl. zu 8 301) 
entgegen, nach welcher ber $ 301 feine Anwendung auf bie Binspflict besjenigen finden foll, 
welcher wie in den Füllen ber 88 668, 1834 fremdes Geld für fi verwendet. 

Auf die nur felten vortommenden Fälle, in welchen andere Schulden als Geldſchulden ver⸗ 
zinslich find, findet ber $ 301, da er ausdrüdlich nur von Geldſchulden fpricht, Feine Anwendung. 


s 802. 
E.i g 258; II 8 256 eu. 8 200; III 8 296. 9.16. 1246f.; 9.1 @. Taf. P.IIBE1 6,332. 
Beigräntung der Verpflichtung zur Heransgabe ber Rupgungen. Sit der Schuldner 

nad) dem Inhalte des Schuldverhältniſſes nicht verpflichtet, die Nutzungen herauszugeben oder 
zu erfegen, jo wird hieran durch ben Verzug des Glänbigers nichts geändert. Der Schuldner 
behält die nach dem Eintritie des Verzugs vom ihm gezogenen Nupungen, obwohl nicht er, 
ſondern ber Gläubiger fie gezogen Haben würbde, wenn ber Verzug nicht eingetreten wäre. 
Dies gilt and) dann, wenn die Gefahr infolge des Verzugs des Gläubiger auf dieſen über» 
gegangen iſt. 

Plan, Kommentar 5. BOB. BB.IL 3. Auflage. 8 
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$. 303. It der Schuldner zur Herausgabe eines Grundſtücks verpflichtet, 
fo kann er nach dem Eintritte des Verzugs des Gläubiger den Beſitz aufgeben. 
Das Aufgeben muß dem Gläubiger vorher angedroht werden, es fei denn, daß 
die Androhung unthunlich ift. 


Iſt der Schuldner nad) dem Inhalte des Schuldverhältnifjes bie Rupungen herauszugeben 
ober zu erfeßen verpflichtet, fo beſchränkt ſich dieſe Verpflichtung nad dem Eintritte des Verzugs 
des Gläubiger auf die von dem Schuldner wirklich gezogenen Nugungen. Er haftet jelbft dann 
nicht, wenn ex abfigtlic feine Nutzungen zieht. 


8 808, 
@. 11 8 257 rev. 9 297; III 8 297. P.II Bo. 1 6.332; BB. 3 6.450. 

1. Recht aur Hinterlegung geſchuldeter beweglicher Sachen und zum Aufgeben des Be- 
figes eines geſchuldelen Grundftüds. Werben bewegliche Sachen geſchuldet, fo kaun fi ber 
Schuldner, wenn der Gläubiger im Verzug ift, durch Hinterlegung der geichuldeten Sache ober, 
wenn fi biefe zur Hinterlegung nicht eignet, durch Verſteigerung derjelben und Hinterlegung 
des Exlöfes von feiner Verbindlichkeit befreien (88 372ff., 383 ff.). Die zweite Kommiffion hielt eine 
Ergänzung dieſer Borfchriften für den Fall erforderlich, dab das Schuldverhältnis auf die Herand- 
gabe eines Grundſtücks gerichtet iſt. Der Schuldner fol nad dem Eintritte bes Verzugs 
des Gläubigers den Beſitz bed Grundſtücks aufzugeben beredtigt fein. Nicht 
beftimmt ift, daß der Schuldner hierdurch von feiner Verpflichtung befreit wird. Dies folgt aber 
daraus, daß der Schuldner, wenn er ben Befig aufgegeben hat, nicht mehr imftande Hit, das 
Grundftüd herauszugeben, und daß dieſes Unvermögen, da der Schuldner zu der Aufgabe des 
Befiges berechtigt war, infolge eines von bemfelben nicht zu vertretenden Umftandes eingetreten 
iſt (ß 275 Abſ. 2). Die Befreiung des Schuldnes dauert übrigens nicht länger als fein durch 
das Aufgeben bes Befiges eingetretened Unvermögen. Ex ift nicht verpflichtet, ſich ben Beſitz 
wieder zu verſchaffen; erlangt er aber den Beſitz wieder, jo tritt feine Berbindlichkeit zur Heraus⸗ 
gabe wieder in Kraft. Die Befreiung bes Schuldners bezieht fi aud nur auf die Verpflichtung 
desfelben zur Herausgabe des Brundftüds. Nimmt ber Schuldner nad der Mufgabe des Bes 
fites vorfägli oder aus grober Fahrläffigkeit Handlungen vor, durch welde das Grundftüd 
verſchlechtert wird, fo Haftet er dafür nach Maßgabe des $ 300 Abf. 1 (Schollmeyer, Exl. zu 
$ 303). Iſt der Schuldner verpflichtet, da8 Eigentum des Grundſtücks dem Gläubiger zu übers 
tragen, fo wird dieſe Verpflichtung durch das Aufgeben des Beſites nicht berührt. Der Schuldner 
ift aud nicht berechtigt, ba8 Eigentum aufzugeben (3 928). Tut er die dennod, fo hat er fein 
dadurch eingetretene8 Umnvermögen zur Übertragung des Eigentums zu vertreten und tft daher 
dem Gläubiger zum Schadenserſatße verpflichtet ($ 280). Hat dee Schuldner das Eigentum 
behalten, fo Tann ber Gläubiger bie Übertragung desfelben erzwingen. Das rechtskräftige Urteil 
erſetzt bie Übertragungserflärung des Schuldners. Hat der Gläubiger das Eigentum auf diefem 
Wege erworben, jo fann er auf Grund beöfelben die Herausgabe des Grundſtücks von jedem, 
der inzwifchen etwa ben Beſitz beöfelben erworben Hat, verlangen ($ 985). Solange der von 
dem Schuldner aufgegebene Beſitz noch nit von einem anderen erworben ift, kann der 
Gläubiger denfelben jederzeit eigenmädjlig ergreifen. 

Nur auf das Grundftüd felbft, nicht auf bewegliche Sachen, die fi auf dem Grundftüde 
befinden und von dem Schuldner mit demfelben Herauszugeben find, 3. B. das Inventar eines 
Landguts, bezieht fih der 3 303. Die Anficht von Dernburg II 876 III 2, daß der Schuldner 
aud den Beſitz beweglicher Sachen aufgeben bürfe, wenn fie wertlos feien oder, wenn bei der 
Verfteigerung nicht darauf geboten werde, läßt fi) vom Standpuntte des BGB. nicht rechtfertigen. 

2. Dad Anfgeben des Befiges if erft dann zuläſſig, wenn der Schuldner e8 dem Gläu- 
biger angebroßt bat. Die Androhung ift ein einfeitiges empfangsbebürftiges Rechtsgeſchäft 
(88 130—132). Sie darf unterbleiben, wenn fie untunlich iſt. Sie ift untunfih, wenn unter 
Berlidfichtigung der Auffaffung des Verkehrs nach den Umftänden des einzelnen Falles billiger» 
weiſe von dem Schuldner nicht verlangt werden Tann, daß er fich den mit ber Androhung ver⸗ 
bundenen Echwierigleiten und Weitläufigleiten unterziehe. Untunlich ift nicht gleichbedeutend mit 
unmögli. Unmöglic, ift die Androgung niemals, da dem Schuldner aud) bei Abweſenheit und 
Unbelanntfchaft des Gläubiger ber im 8 132 Abſ. 2 bezeichnete Weg ofienfteht. Gerade im 
ben bier bezeichneten Fällen wird man aber regelmäßig die Androhung alg untunlich au betrachten 
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&. 304. Der Schuldner fann im Falle des Verzugs bes Gläubigers Erſatz 
der Mehraufwendungen verlangen, bie er für das erfolglofe Angebot fowie für 
die Aufbewahrung und Erhaltung des gefchuldeten Gegenftandes machen mußte. 


haben, inbem der im 8 132 Abſ. 2 bezeichnete Weg fo viel Zeit in Anſpruch nehmen würde, 
dab, wenn der Schuldner diefen Weg einzuihlagen genötigt wäre, fein Recht, ben Beſitz aufzu⸗ 
geben, wenn nidjt illuſoriſch gemacht, fo doch in einer bem Zwede ber Vorſchrift widerſtreitenden 
Beife bejhräntt werben würde. 

Der Schuldner hat zu beweifen, daß bie Androhung erfolgt ober dab fie untunlich 
gewefen ſei. Führt er weder ben einen noch den anderen Beweis, fo fit das Nufgeben des 
Beſitzes ald unberehtigt anzufehen; der Schulbner hat alfo das dadurch eingetretene Unvermögen 
zur Erfüllung feiner Verbindlichfeit zu vertreten und ift dem Gläubiger zum Schabenserfage 
verpflichtet. 


8 304. 

@.198 261; II 9 258 veb. 8 298; III 8 298. 9.1.1252... 76. P.IIWE.1 €. 333. 

1. Berpflichtung des Gläubigers zum Erjage notwendiger Mehranfwendungen. Eine all- 
gemeine Verpflihtung des Gläubigers, ben durch feinen Verzug dem Schuldner erwachſenen 
Schaden zu erſetzen, befteht nicht (f. Borbm. 1 zu dieſem Titel), Nur in benjenigen Fällen, 
im welchen der Gläubiger ausnahmsweiſe zur Annahme verpflichtet fit (1. 3. B. die 88 433 
Abf. 2, 640), hat der Gläubiger den durch die Nichterfüllung biefer Verpflichtung dem Schuldner 
erwachſenen Schaden nad; allgemeinen Grundfägen zu erfegen. Dieſe Verpflichtung tft aber nicht 
eine Folge der mora accipiendi, fondern ber damit zufammentreffenden mora solvendi. Auf 
rund der more accipiendi hat ber Schuldner nur einen Anſpruch auf Erfag der in dem 8 304 
bezeichneten Mehraufwenbungen. Es ift dies ein felbftänbiger Anſpruch des Schuldners, der ſo⸗ 
wohl im Wege der Klage als im Wege ber Einrede geltend gemacht werden kann. Auf Grund 
besjelben fieht dem Schuldner gegenüber dem Anfpruche bes Gläubigers auf Erfüllung nach 8 273 
das Burüdbehaltungsreht zu. 

2. Als Mebraufwendung kommen in Beirat: 

a) die Koften des erjolgfojen Angebots Der Schuldner bleibt zur Erfüllung vers 
pflichtet; die Soften des erfolglofen Angebots find nutzlos aufgewendet und find baher von dem 
Gläubiger zu erjegen; 

b) bie Koften, welche nach dem Verzuge des Gläubigers die Erhaltung und 
Aufbewahrung bed gefchuldeten Gegenftandes verurſachte. Die Koften würden nicht 
erwachſen fein, wenn ber Gläubiger angenommen hätte, und find beshalb zu erjegen. 

Sowohl bie unter a ald die unter b bezeichneten Koften find nur inſoweit zu erfegen, als 
fie nad) den Umftänden bed Falles zu dem gedachten Zweden erforderlicd waren. Erforderlich 
find Aufwendungen nur infoweit, als der Schuldner fie um feine Verpflichtungen dem Gläubiger 
gegenüber zu erfüllen (3 300 Abf. 1), zu machen genötigt iſt. Den Erſatz anderer Aufwendungen 
tann der Schuldner nur nad) Maßgabe der Vorfchriften über die Gefhäftsführung ohne Auftrag 
verlangen. Keinen Anſpruch hat der Schuldner auf Erſatz eined Schadens, welchen ihm die ge⸗ 
ſchuldete Sache während bes Verzugs bed Gläubigers zugefügt hat (Mehbein, Erl. 17 zu 
38 293—304). 

Bon bem Betrage ber Mehraufwendungen kann der Schuldner nad) Maßgabe des 8 256 
Binfen fordern. Iſt der Schuldner zu den gedachten Bweden eine Verbindlichkeit eingegangen, 
fo kann er nad) Maßgabe des 8 257 Befreiung von derjelben verlangen. 

8. Beendigung des Bermgs. Im €. IS 262 war beitimmt: 

„Der Berzug des Gläubigers Hört für die Zukunft mit dem Zeitpunkte auf, in welchem 
er das Verfünmte nachgeholt und fi zugleich zum Erſatze der im 8 261 bezeichneten 
Mehraufwendungen bereit ertlärt hat.“ (P. I ©. 1258 bis 1260.) 

Bon ber zweiten Kommiſſion find dieſe Borfchriften geftrichen, weil fie, fowelt darin aus⸗ 
gefprochen wird, daß ber Verzug bes Gläubigers aufhöre, wenn er dad Verſäumte nachhole, 
telbfiverftändlich, im übrigen teils bedenklich teils unmötig feien. 

Das Aufhören bed Verzugs beftimmt ſich alfo fediglid nad) den aus der Natur des 
Berzugs zu ziehenden Folgerungen. Hiernach Hört der Verzug bes Gläubigers, wenn er nad) 
Maßgabe des $ 294 eingetreten if, dadurch auf, daß ber Gläubiger fi dem Schuldner gegen- 

8* 
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Zweiter Abſchnitt. 
Schuldverhältniffe ans Verträgen. 


Erſter Titel, 
Begründung. Inhalt des Vertrags. 


$. 305. Zur Begründung eines Schuldverhältnifjes durch Rechtsgeſchäft 
fowie zur Aenberung bes Inhalts eines Schuldverhältniffes ift ein Vertrag zwifchen 
den Beteiligten erforderlich, foweit nicht das Geſetz ein Anderes vorjchreibt. 


über zur Annahme der geſchuldeten Leiftung erbietet. Iſt der Gläubiger nad 88 295, 296 im 
Verzug gelommen, fo Hört der Verzug auf, wenn ber Gläubiger diejenige Handlung vornimmt, 
durch deren Unterlafjung er in Verzug gekommen ill. Bei einer Holſchuld insbejondere muß er 
fh zur Empfangnahme der Leiftung bei dem Schuldner einfinden. Der Schuldner hat dann, 
um nicht feinerfeitz in Verzug zu kommen, bie geſchuldete Leiftung anzubieten, jedod nur in 
demjenigen Umfang, in welchem feine Berpflichtung nach Maßgabe der 88 300303 noch beiteht. 
Hat der Schuldner auf Grund des Z 304 einen Anſpruch auf Erfag der dort bezeichneten Mehr⸗ 
aufwenbungen, fo braucht er, da ihm wegen dieſes Anſpruchs ein Zurüdbehaltungsreht zufteht, 
die geſchuldete Leiftung nur Bug um Zug gegen bie Leiftung jenes Erſatzes anzubieten (j. Erl. 
4d zu $ 284). Der Gläubiger hat daum feinerfeitd bie Leiftung des Erſatzes anzubieten. Tut 
er dies nicht, fo fommt er nach 8 298 von neuem in Verzug. 


Zweiter Abſchnitt. 

Der zweite Abſchnitt enthält die allgemeinen Vorſchriften über Echnibverhältnifie aus 
Verträgen. Über ben Begriff bes Vertrags ſ. Bd. JIS. 209 Vorbm. 1. Für das Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe kommen diejenigen Verträge in Betracht, welche auf die Begründung, erung oder 
Aufhebung eines Schuldverhältniffes gerichtet find. Die obligatorifchen Verträge find regelmäßig 
taufale Rechtsgeſchäfte, jedoch kommen aud auf dieſem Gebiete abſtrakte Rechtögeſchäfte vor 
(. Bd. I ©. 184 Vorbm. IX 2). 

Der ziveite Abſchnitt zerfällt in fünf Titel. Der erfte Titel (88 305—319) enthält die all« 
gemeinen Vorſchriften iiber Begründung und Inhalt ber Verträge. Der zweite Titel (85 320 bis 
327) Handelt von ben gegenfeitigen Berträgen, der dritte Titel (88 328—335) von bem Ber- 
iprechen der Leiftung an einen Dritten, ber vierte Titel (83 336345) von ber Draufgabe und 
der Bertragsftrafe, der fünfte Titel (88 346-361) von dem Müdtritte von einem Vertrage. 


Erfter Titel, 

Auordnung bed Etoffed. Der $ 305 ftellt die Regel auf, baf zur Begründung fowie zur 
Änderung eines Schuldverhältnifies durch Rechtsgeſchäft ein Vertrag erforderlih fe Die 
88 306-309 enthalten Borjchriften über Verträge, bie auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet 
find oder gegen eim geſetzliches Verbot verfiohen. Die 88 310, 311 handeln von Verträgen, 
welche auf Übertragung des ganzen zufünftigen oder gegenwärtigen Vermögens gerichtet find, 
der 5 312 vom dem Verträgen über ben Nachlaß eimeß noch lebenden Dritten, der $ 313 bon 
der Form des auf die Übertragung bes Eigentums an einem Grundftüde gerichteten Vertrags. 
Der 8 314 enthält eine Auslegungsregel über die Ausdehnung der vertragsmäßigen Verpflichtung 
aux Veräußerung ober Belaftung einer Sache auf das Zubehör. Die 88 315319 enthalten 
Vorſchriften für ſolche Fälle, in denen die Leiftung ber Beftimmung eines ber Bertragichließenden 
ober eines Dritten überlaflen ift. 


$ 305. 
©.18 342; 11 8 310 veu. 8 299; IT 8 290. P.16.821; M.IIE. 1751. PUB EC. MIT. 
Be. 6 6. 1631. 


1. Der 8 305 ſpricht in pofitiver Faſſung den im E. I 8 342 und im €. II 8 310 negativ 
außgebrüdten Grundſat aus, daß durch das einfeitine nicht angenommene Beripreien eine 


41. Titel: Begründung. Inhalt bes Vertrags. 88 806, 806. 117 
8. 306. Ein auf eine unmögliche Leiftung gerichteter Vertrag ift nichtig. 


Berbiudlichkeit nicht begründet wird. Ausnahmen von biefer Regel enthalten bie 38 82 (Stiftung), 
6575. Auslobung), 793. (Schuldverfcreibungen auf den Inhaber). Über die bindende Kraft 
des Vertragsantrags |. die 88 145ff. Über die Begründung einer Verbindlichkeit durch Teftament 
1. die 88 1939, 1940. 

2. Für den Abſchluß eines auf Begründung oder Änderung eines Schuldverhältnifſes 
gerichteten Bertrags gelten bie allgemeinen Vorſchriften der 88 145—155 über den Abſchluß 
eines Vertrags. Daß ein Schulbverhältnis durch Vertrag aufgehoben werben Tann, wirb als 
ſelbſiwerſtãndlich angefehen. Daneben gelten für das Erlöſchen der Schuldverhältnifie die Vor⸗ 
jchriften des dritten Abfchnitts (88 362—397). 

3. Der E. 18 343 enthielt die Vorfchrift, da, wenn ein einfeitiged Serſprechen von 
dem Gefeg als verbindlich anerkannt werde, auf das daraus eniftehende Schulbverhältnis die 
für Schuldverhältuiſſe aus Verträgen geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung finden, 
foweit nicht das Gefeg ein anderes beftimmt. Won ber zweiten Kommiffion ift dieſe Vorſchrift 
als felbfiverftändlich geftrichen. Die ſachliche Richtigkeit derfelben dürfte infoweit feinem Zweifel 
unterliegen, als ſich nit ans der Natur ded Vertrags als eines zweifeitigen Rechtsgeſchäfts 
Abweichungen ergeben. 

4. Bersit auf Einreden. In der zweiten Kommiffion war beantragt, ber Vorſchrift bes 
& 305 den Zuſatz hinzuzufügen: 

„Bu bem Berzichte bes Schuldnerd auf eine Einrede genügt einfeitige Erklärung gegen« 
über dem Gläubiger“ (B. II 8b. 6 ©. 163f.). 

Zur Begründung des Antrags war angeführt, daß zu dem Verzicht auf eine Einrede ein 
Vertrag ebenfowenig erforderlich ſei wie zu dem Verzicht auf ein Mecht an einer fremden Sache. 
Der Berzicht made lediglich das Recht des Gläubiger von einer Beichränkung frei, und an 
diefer Habe nur der Schuldner, nicht der Gläubiger ein Interefie. Die Kommilfion lehnte den 
Antrag ab, weil ber darin ausgeiprohene Sag jedenfalls auf bie felbftändigen Einreden beichräntt 
werben müffe, aber aud) in dieſer Beſchränkung auferhalb des Prozeſſes zweifelgaft fei und die 
Vorſchriften über Schenkungen verbunfeln könne. Es fei daher vorzuziehen, bie Frage im Geſetze 
nicht zu entfcheiben. Die Zweifel der Kommiffion dürften begründet fein. Der dem Grundfage, 
daß das einfeitige nicht angenommene Verſprechen eine Verbindlichkeit nicht begrlindet, zugrunde 
liegende Gedanke fpricht dafür, auch den einfeitigen nicht angenommenen Verzicht auf eine Eins 
rede für unwirkſam zu erflären. Das BGB. fordert freilih zu dem Verzicht auf dad Recht an 
fremden Sachen nur die einfeitige Exflärung des Berechtigten (88 875, 876, 1064, 1255); aber 
bei ber eigentümlichen Natur der dinglichen Mechte läßt fich aus diefen Vorſchriften ſchwerlich 
ein Schluß auf die Zuläffigfeit eines einfeitigen Verzicht? auf eine Einrede ziehen; jene Vor⸗ 
ſchriften Hätten es im @®egenteil, wenn das Geſetz biefelbe Hegel auch für Einreden hätte geben 
wollen, nahe gelegt, dies ausdrücklich auszuſprechen. Praktifch ift die Frage von keiner großen 
Bebeutung. Im Brozefie wird die Einrebe nicht berüdfichtigt, wenn fie nicht vorgebracht wird. 
Ein außerhalb des Prozeſſes dem Berechtigten gegenüber erflärter Verzicht wird jedenfalls als 
ein ımter bie Vorſchrift des 8 151 fallender Vertragsantrag zu betrachten fein; der Vertrag 
kommt daher durch die Annahme zuftande, ohne da die Annahme dem Antragenben gegenüber 
erlärt zu werben braucht (f. Erl. 4 zu 8151). Die Geltendmachung des Anſpruchs, welchem bie 
Einrede entgegenftand, wird regelmäßig ala ftiNfhweigende Annahme des Verzicht anzufehen 
fein (a. A. Cohn in Gruch. Bd. 47 ©. 269ff. der einen Vertrag nur für erforderlich Hält, wenn 
in dem Verzicht auf die Einrede eine Änderung bes Schuldverhältnifies zu finden fei). 


8 306. 
6.18 344; TI 8 259 Wbf. 1 rev. 8 300; III 8 300. P.1&.557f., 11865 f.; M. II E. 176. 
2.12.16. 4481. 


Literatur |. Borbm. zu 88 275—290 ©. 67; Kaplan, Die teilweife Unmöglichkeit ber 
Zeiftung nad) dem Recht des BGB. 1904. 

1. Richtigkeit des anf eine von Anfang an unmöglige Leiſtung gerichteten Bertrags. 
Unter einer unmöglichen Leiſtung verfteht der 8 306 nur die objeltin unmögliche Leiftung 
(1. Borbm. 1, 3a zu den 88 275-290; Rſpr. Bd. 6 ©. 231). Die Unmöglichkeit muß beim 
Abſchluſſe des Vertrags vorliegen. Es muß objektiv feftftehen, daß bie Leiftung fo wie fie ver⸗ 
ſprochen ift, unmöglich erfolgen kann. Kann die Leiftung zwar bei dem Abſchluſſe des Vertrags 
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unmöglich erfolgen, tft fie aber an dem vertragsmäßigen Erfüllungsort oder zu ber vertragsmäßig 
beftimmten Beit möglich, fo ift die Borausfegung des 8 306 nicht gegeben (EndemannI 8 124 
Anm. 9). Beiſpiele eines auf eine unmögliche Leiftung gerichteten Vertrags f. RC. Bd. 51 
©. 92; 8b. 52 ©. 417. Iſt die Unmöglichkeit keine dauernde oder ift der Vertrag unter einer 
Bedingung geſchloſſen, fo findet 8 308 Anwendung. Iſt die Leiftung nur teilweife un— 
möglid, fo ift nad) $ 139 der ganze Vertrag nichtig, wenn nicht anzunehmen ift, daß er aud) 
in betreff des möglichen Teiles der Leiftung allein abgefchloffen fein würde (NG. Bd. 51 ©. 92). 
Iſt das letztere anzunegmen, fo ift der Vertrag nur inſoweit nichtig, als die Leiftung unmöglich 
if, in betreff des möglichen Teile der Leiftung iſt er aber gültig. Wei einem gegenfeitigen 
Vertrage wird bie gedachte Annahme nur dann begründet fein, wenn aus bem Vertrag unter 
Berüdfichtigung der Umftände des Falles zu entnehmen ift, ob für den möglichen Zeil der 
Leiftung die ganze Gegenleiftung entrichtet werden oder ob eine entſprechende Minderung ber 
ſelben eintreten ſoll. Bei bem auf ein alternatives Schuldverhältnis gerichteten Vertrage wird 
die Gültigkeit des Vertrags durch die Unmöglichkeit einer der mehreren geichulbeten Leiftungen 
nicht berührt; das Schulbverhältnis beſchränkt fi vielmehr auf die noch möglichen Leiftungen 
(88 265, 307 Abf. 2). Über den Begriff der Nichtigkeit |. Bd. I Vorbm. VIT1 ©. 182. 

Die Gründe, aus welchen Tige ©. 247ff. de lege ferenda die Unterſcheidung zwiſchen 
anfängliher und nachfolgender Unmöglichkeit bekämpft, bürften nicht durchſchlagend fein. 

2. Garantievertrag. Durch die Vorſchrift des 8 306 wird nicht getroffen ein Vertrag, 
in welchem jemand die Garantie dafür übernimmt, daß eine Leiftung, welche in Wirklichkeit 
objektiv unmöglich iſt, möglich fei. Die Nichtigkeit des auf eine unmögliche Leiſtung gerichteten 
Vertrags beruft nicht auf eimem gefeglichen Verbote; bie Vorſchrift des $ 306 ift vielmehr 
lediglich eine Folgerung ans dem Weſen der objektiven Unmöglichkeit (a. A. Tige ©. 240ff.). 
Dieſe Folgerung trifft bei einem Garantieverfprechen der gedachten Art, welches auf eine Geld⸗ 
leiftung geht, nicht zu; die Gültigkeit eines folhen Verſprechens wird beshalb durch ben $ 306 
nicht berührt. Aus einem ſolchen Verſprechen haftet daher ber Verſprechende nicht nur nad 
Maßgabe des 8 307 für das negative Intereſſe, fonbern für das Erfüllungsintereſſe. Das 
Garantieverfprechen braucht wicht ausdrüdlich zu erfolgen. Der auf eine unmögliche Leiitung 
gerichtete Vertrag ann vielmehr unter Umftänden fo ausgelegt werben müſſen, daß dadurch eine 
Garantie hat übernommen oder eventuell eine andere als die unmögliche Leiftung hat verfprocden 
werben follen (Beijpiele |. bei Titze ©. 214). In einzelnen Fällen geht das Geſetz von einer 
folden Auslegung aus. So haftet 3. B. der Verfäufer einer Forderung oder eined Rechtes 
fiir ben rechtlichen Beftand der Forderung oder bes Rechtes (4 437; |. au) 8 445). Die 
Übertragimg einer Forderung ober eines Rechtes, welche nicht eziftieren, ift ummöglid. Der 
darauf geridjiete Vertrag würde aljo nad) 8 306 nichtig fein. Das Geſetz faht den Vertrag 
aber als Garantieverfprehen auf und als ſolches ift er gültig. Ebenfo haftet der Verkäufer 
einer Sache dafür, daß die Sache zur Beit des Überganges der Gefahr die zugeficherten Eigen- 
ſchaften hat (8 459 Abſ. 2; f. auch 8 493). Handelt e8 fih um Eigenſchaften, welche, wenn die 
Sache fie nicht hat, ihr nicht gegeben werben Können, fo handelt es fi) auch Hier um die Zu— 
fiherung einer unmöglichen Leiſtung; trogdem ift die Zuficherung, weil fie als Garantieverſprechen 
aufgefaßt wird, gültig. Der Verkauf einer nicht exiftierenden Sache iſt dagegen nichtig, ſofern 
nicht aus ben Umftänben zu entnehmen ift, dab bie Garantie für die Exiſtenz der Sache bat 
übernommen werben follen. 

3. Der E. J 8 344 erklärte auch folche Verträge für nichtig, welche auf eine Leiſtung ge- 
richtet find, die durch Gejeg verboten if ober gegen bie guten Eitten verftöht. Diefe Vor⸗ 
fehrift ift von der zweiten Kommiffion geftrichen, weil fie bei der Faſſung, welche die 88 134, 
138 erhalten Haben, ſchon durch biefe Paragraphen gebedt wird. Über Verträge, die auf eine 
ia verbotene —— gerichtet find, ſ. $ 309. 

4. Ein Bertrag, ber anf eine ſubjektiv uumögliche Keiftung gerichtet iſt, wird durch 8 306 
nicht geteoffen; er iſt vollgültig (Kſpr. Bd. 3 S. 8; Vorbm. 3a zu 88 275-290; a U. 
Stammler ©. 107). Das Geſetz geht davon aus, bob derjenige, welcher eine Leiftung verfpricht, 
diefe, fofern fe nicht objektiv unmöglich ift, ohne Rückſicht darauf, ob fie ihm ſubjektiv möglich 
ift oder nicht, zu bewirlen verpflichtet iſtz er hat dafiir einzuftehen, daß fie ihm möglich iſt. 
Der Gläubiger ann daher auf Erfilllung Hagen. Die darauf gerichtete Zwangsvollſtrecung kann 
freilich, wenn die Leiftung auch zur Beit derſelben dem Schuldner noch fubjeltiv unmöglich ift, 
Beinen Erfolg Haben; aber ber Gläubiger ift daun bereditigt, Schadengerfag wegen Nichterfüllung 
au fordern, unb der & 283 bietet ihm einen einfachen Wen, um zu dieſem Biele zu gelangen. 


1. Titel: Begründung. Inhalt des Vertrags. & 807. 119 


$. 307. Wer bei der Schließung eines Vertrags, der auf eine unmögliche 
Leiftung gerichtet ift, die Unmöglichkeit der Leiftung fennt oder fennen muß, ift 
zum Erſatze bes Schadens verpflichtet, den der andere Theil dadurch erleidet, dag 
er auf die Gültigfeit des Vertrag vertraut, jedoch nicht über ben Betrag des 
Interefjes hinaus, welches der andere Theil an der Gültigfeit des Vertrags hat. 
Die Erjagpflicht tritt nicht ein, wenn der andere Theil die Unmöglichkeit kennt 
oder fennen muß. 


Diefe Vorſchriften finden entfprechende Anwendung, wenn die Leiftung nur 
tbeilweife unmöglich und der Vertrag in Anfehung bes möglichen Theiles gültig 
it oder wenn eine von mehreren wahlweife verfprochenen Leiftungen unmöglich ift- 


Zweifelhaft if, ob der Gläubiger auch von vornherein auf Grund ber fubjeltiven Unmöglichkeit 
Scadenserfag fordern Tann. Die Frage dürfte zu bejahen fein; benn wenn ein Vertrag ber 
fraglichen Art nad dem Obigen dahin aufzufafien ift, daß der Schuldner für die Möglichkeit einzu= 
ftehen Hat, alfo für den Fall, daß ihm die Leiftung nicht möglich fei, dem Gläubiger Schadens» 
erfag zu leiften verpflichtet ift, fo ift die Vorausſetzung der eventuellen Verpflichtung zum Schabens- 
erfage gegeben, wenn bie jubjeltive Unmöglichkeit ber Leiftung feſtſteht. Es Tommi dabei dann 
aber nicht darauf an, dab die Leiftung zur Zeit bes Abſchluſſes bes Vertrags fubjektiv unmöglich 
geweien ſei, fondern darauf, baf fie zu derjenigen Zeit unmöglich ift, zu welcher der Schabens= 
erfag gefordert wird und der Gläubiger bat dies zu beweiſen (Ripr. Bd. 3 ©. 8). Da biefer 
Beweis Häufig mit Schwierigkeiten verbunden fein wird, fo ift es für den Gläubiger von 
Wichtigkeit, daB ihm auch der oben bezeichnete Weg, der ihn jenes Beweiſes tiberhebt, offenftcht. 
Für die von Dernburg II 8 61 II vertretene Anficht, nach welcher der Gläubiger bei fubjel- 
tiver Unmöglichkeit nur auf Schadenserfag zu Hagen berechtigt fein foll, bietet das Geſetz feinen 
Anhalt. Ebenfowenig läßt fih daraus mit Dernburg a. a. D. ber Sag ableiten, da ein 
Anſpruch des Gläubigers aus dem Vertrag überhaupt mwegfalle, wenn er bei bem Abſchluſſe bes 
Bertrags die Unmöglichkeit gelaunt habe. Daß Treu und Glauben dies immer oder aud nur 
regelmäßig erforderten, läßt ſich gewiß nicht behaupten. Man bene nur an ben Fall, daß die 
beim Abfchluffe des Vertrags vorhandene Unmöglichkeit wegfallen kann und daß der Gläubiger 
ein Imterefje dabei Hat, durch den Abſchluß des Vertrags ein Garantieveriprehen don bem 
Säulöner zu erhalten. 

Auf einem von der Hier vertretenen Auffafjung weſentlich verfchiebenen Standpuntte fteht 
Tige ©. 252ff. Ex beftreitet, daß durch den auf eine ſubjektiv unmögliche Leiftung gerichteten 
Bertrag immer eine Verpflichtung des Schuldners zur Erfüllung begründet werbe und meint, 
daß das Geſetz, indem es über einen Vertrag der fraglichen Urt keine Beftimmung gebe, eine 
Rüde habe. Diefe Lüde ſei durch entfprechende Anwendung der Vorjchriften über die nachfolgende 
Unmöglicgteit auszufüllen. De lege condenda mögen ſich für die Anwendung biejer Beſtim⸗ 
mungen auf bie anfängliche fubjeltive Unmöglichkeit manche Gründe geltend machen laſſen. 
Benn man aber einerfeit erwägt, daß das BGB. von dem Grundfag ausgeht, daß alle obliga= 
toriſchen Verträge, foweit nicht befondere Borjchriften entgegenftehen, bindend find und wenn man 
anbererfeitö die Vorſchriften der 88 275ff. über die nachfolgende Unmöglichkeit, insbeſondere ben 
8275 Abf. 2 mit den Vorfchriften der 88 306—309 vergleicht, fo läßt ſich die Unficht von 
Titze über die angebliche Lüde nur dann rechtfertigen, wenn man eine ſchwer begreifliche Nadı- 
fäffigfeit in der Medaktion bed BGB. vorausſetzt; die Annahme einer folhen ift aber gewiß 
nicht begrünbet. 

8m. 
€.19 345; II 8 259 Abi. 2m 680; 11 g 301. —— 2201 ., 3273, 11766 ff. 
NR.U CE. 1781. P. U Bd. 6. 400 

Brock, Das negative Vertragsintereſſe, 1903. 

1. Berpflichtung zum Grfake des negativen JIntereſſes bei ben anf eine unmöglide 
Leitung gerichteten Berträgen. Aus der Nichtigkeit des auf eine unmögliche Leiſtung gerichteten 
Vertrags folgt, daß Schadenderfag wegen Nicjterfüllung nicht zu leiften iſt. Wer einen Vertrag 
fhlieht, fol aber die erforberlihe Aufmerkſamkeit darauf verwenden, daß nicht ein wegen ns 
möglihleit ber Leitung nichtiger Vertrag gelchloſſen wird. Weib er bei dem Abſchluſſe des 
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Bertrags oder mußte er wiſſen, daf bie verſprochene Leiftung unmöglich ſei, fo ift er dem anderen 
Zeile zum Erſatze des negativen Jutereſſes verpflichtet, foferm nicht auch diefer bie Unmöglichkeit 
gelanni Hat ober Hätte fennen müſſen. 

Nicht erforderlich, um den Anſpruch auf Erfag auszufchließen, ift, daß, wenn ber eine Teil 
die Unmöglichfeit kannte, audy der andere Teil fie gekannt hat; es genügt vielmehr, daß diefer 
fie nur hat kennen müffen. Die abweichende Unfiht von Dertmann, Erl. 4 zu $ 307 läßt 
ſich weder durch die Analogie bes 8 254, noch durch bie ſich aus ber Hier vertretenen Unficht 
angeblich ergebende Begünftigung des Vorfapes folgern und ift mit dem Wortlaute des $ 307 
unvereinbar. Die Frage, ob der eine ober andere Teil die Unmöglichkeit lennen mußte, ob ihm 
alfo eine Fahrläſſigkeit zur Laft fällt, ift nach denfelben Grundſätzen zu entſcheiden, die für das 
Berfchulden des Schuldners gelten (88 276, 278); es finden daher auch die 88 827, 828 An⸗ 
wendung (Neumann in ber Feſigabe für Wille ©. 221; a. U. Eofad I $ 71 Nr. 6b). Bu 
vertreten ift jede Fahrläſſigkeit. Bweifelhaft ift, ob, wenn ber Verſprechende aus dem Schuld» 
verhältnifie nur für grobe Fahrläffigteit oder culpa in concreto haften würde, feine Haftung fich 
nicht Hierauf auch im der Hier fraglichen Beziehung befchräntt, ob alſo insbeſondere nicht der 
Schenker nur dann Haftet, wenn er die Unmöglichleit der von ihm verſprochenen Leiftung lannte 
ober feine Unkenntnis auf grober Zahrläffigkeit berußt (fo Tige ©. 226; Sifher-Henle Erl. 3 
zu 8 59). Nach der von dem BGB. ftrenge feflgehaltenen Terminologie im Betreff der Aus⸗ 
drüde „Seennen und Kennenmüffen“ dürfte es indefien unzuläffig fein, die gefehlichen Vorſchriſten 
über die befchränkte Haftung bed Schenker auch auf die culpa in contrahendo bei der Schenfung 
anzuwenden. Buzugeben ift aber, dat der Maßſtab der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, ber 
auch Hier anzuwenden ift, häufig dazu führen wird, von demjenigen, welcher ſchenlweiſe eine 
Zeiftung verfpricht, einen geringeren Grad von Eorgfalt zu erfordern, als von demjenigen, welcher 
eine Leiſtung gegen Entgelt verſpricht. In der Praxis wird diefe Auffaffung regelmäßig zu dem⸗ 
ſelben Ergebnifie führen wie die Auffaflung von Tige. 

Die Verpflichtung zum Erfage des negativen Intereſſes trifft nicht nur denjenigen, welcher bie 
unmögliche Zeiftung befprochen hat, fondern auch den anderen Zeil, went diefer fi gegen bie 
anmöglie Leiftung zu einer möglichen Gegenleiftung verpflichtet und der Verſprechende dadurch, 
daß er auf bie Gültigfeit des Vertrags vertraute, einen Schaben erlitten hat. Das Verhältnis 
iſt Hier anders geregelt wie im $ 122. Nach biefem haftet derjenige, welcher die nichtige oder 
anfechtbare Willenserflärung abgegeben bat, ohne Rückſicht darauf, ob ihm eine Fahrläſſigkeit 
zur Loft fällt, während ber andere Teil überhaupt nicht Haftet. Hier haften beide Teile, aber 
beide nur wegen culpa in contrahendo. Dadurch wird nicht ausgeſchloſſen, daß von bemjenigen, 
welcher die unmögliche Zeiftung verfpricht, ein größeres Maß von Sorgfalt verlangt wird als 
von dem Verſprechensempfänger. Dies ergibt fih daraus, daß nach ber Auffafiung bes Ver— 
kehrs in erfter Linie der Verſprechende darauf zu achten Hat, ob die von ihm verfprochene 
Zeiftung möglich ift. Prinzipiell aber Haften beide Teile gleihmäßig für die im Verkehr er» 
forderlihe Sorgfalt. 

2. Über die Bedeutung und deu Umfang des negativen Jutereſſes |. Bd. I ©. 219 Erl. 2 
zu 8122. Aus der durch die Vorſchrift, daß der Anſpruch auf das negative Intereffe niemals das 
Erfülungsintereffe überfteigen kann, gezogenen Grenze folgert Enneccerus-Lehmann 18178 
Anm. 8 wohl mit Recht, daß der Anſpruch ganz wegfält, wenn der Anſpruch auf Erfüllung aus 
irgendwelchem Grunde 3. B. aus Verjährung nicht würbe geltend gemacht werben können. 

8. Beweisiaft. Wer auf Grund des 3 307 Schabenserfag verlangt, hat zu bemeifen, daß 
ber andere Teil bei dem Abſchluſſe des Vertrags die Unmöglichkeit der Leiſtung gekannt habe 
oder habe kennen müſſen; diefem fteht dagegen der Beweis offen, daß auch derjenige, welcher den 
Schabenserfag verlangt, die Unmöglichkeit gefannt babe oder habe kennen nıüfien. 

4. Iſt die Leiftung nur teilweiſe unmöglich, fo tft der ganze Vertrag nad) $ 139 nichtig, 
wenn nit anzunehmen ift, daß er auch über den möglichen Teil allein geichlofien wäre. Im 
Zalle der Nichtigfeit de ganzen Vertrags findet $ 307 Abf. 1 Anwendung. Bleibt der Vertrag 
teilweife gültig, fo tft er infoweit von beiden Zeilen zu erflillen; daneben aber ift derjenige, 
welcher die teilweife Unmöglichkeit kannte oder kennen mußte, nach 8 307 Abſ. 2 dem anderen 
Teile denjenigen Schaden zu erſetzen verpflichtet, welchen diefer dadurch erlitten Kat, daß er auf 
die Gültigkeit des ganzen Vertrags vertraute, fofern nicht aud der andere Zeil bie teilweife 

‚ Unmöglichleit fannte oder kennen mußte. 
k 5. Wurde durch den Vertrag eine alternative Verpflichtung eingegangen, fo hat die Uns 
möglichfeit einer der mehreren Leiftungen nad; 8 265 nur die Folge, daß ſich das Echuldver- 
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$. 308. Die Unmöglichkeit der Leiſtung ſteht der Gültigkeit des Vertrags 
nicht entgegen, wenn die Unmöglichkeit gehoben werben Tann unb der Vertrag 
für den Fall gefchloffen ift, daß die Leiftung möglich wird. 

Wird eine unmögliche Leiftung unter einer anderen auffchiebenden Bedingung 
oder unter Beftimmung eines Anfangstermins verſprochen, jo ift der Vertrag 
gültig, wenn die Unmöglichkeit vor dem Eintritte der Bedingung oder des Terming 
gehoben wird. 


bälmis auf die noch möglichen Leiftungen befchränft. Der Vertrag bleibt alfo gültig, aber auch 
hier Hat der Echuldige dein nicht ſchuldigen Teile den Echaden zu erfegen, welchen diefer dadurch 
erlitten hat, daß er auf das Beſtehen des alternativen Schuldverhältniffes vertraute. Hierunter 
fällt nicht der Schaden, welchen der Vertragſchließende dadurch erlitten hat, daß er die unmögliche 
Seiftung nicht wählen und daher den Anſpruch darauf nicht erwerben kann; denn diefer Schaben 
betrifft nicht das negative Interefie, ſondern das Erfüllungsinterefie (Dertmann, Erf. 6 zu 8 307), 
Über die von Tige aus feiner Auffafiung des 8 265 (f. Exl. 3 zu 265) für dem Hier fraglichen 
Fall gezogenen Folgerungen f. Titze ©. 223ff., 231 ff. 

6. Der dem Beihädigten nad 8 307 zuftehende Anſpruch ift nicht als ein Anſpruch aus 
einer unerlaubten Handlung zu betrachten und unterliegt daher nicht ber kurzen Verjährung 
nad Maßgabe des $ 852, fondern der gewöhnlichen Verjährung. Der fragliche Anfpruch gründet 
fih aber auch nicht auf den Vertrag; denn biefer ift nichtig; es handelt fi vielmehr um einen kraft 
des Geſetzes aus ber culpa in contrahendo entſtehenden Anſpruch. Es dürfte fi daher nicht recht⸗ 
fertigen lafen für diefen Anſpruch mit Titze ©. 231 bie für die Forderung aus dem Bertrage 
beftellten Pfänder und Bürgen ohne weiteres haften zu lafien. Nur wenn fi) aus den befonderen 
Umftänden des Falles ergibt, daß die Beftellung der Pfünder und Bürgen auch für den Fall der 
Unmögfichfeit der Leiſtung hat erfolgen follen, läßt fi die Haftung derfelben auch für den Bier 
fraglichen Fall rechtfertigen. 

8 308. 
@.18 346; II 8 260 rev. 8 302; 11 8 302. ®.1 6.5651.; MR. TI €. 180. P.II BE. 1 ©. 4541. 


1. Bebingung, daß die Leiftung möglih wird. Der Vertrag ift nichtig, wenn bie 
Leiftung zur Zeit des Abichlufies bed Vertrags unmöglich Hit, miag die Unmöglichkeit eine 
dauernde oder eine nur vorübergehende fein (j. Erl. 1 zu $ 306). Im letzteren Falle aber ift 
der Vertrag gültig, wenn ex für den all geichloffen wird, daß die Unmöglichkeit wegfällt. Der 
Vertrag ift im folhem Falle nad; den Vorfchriften über aufſchiebend bedingte Verträge zu be— 
urteilen (f. Bd. I ©. 277 Erf. zu 8 160). . Eine ausdrüdliche Beſtimmung, daß bie Leiftung 
für den gedachten Fall verfprochen werde, tft micht erforderlich; es genügt, wenn aus den Um— 
Händen erhellt, daß die Parteien den fraglichen Fall in Ausfiht genommen haben. Regelmüßig 
wird dieß nicht anzunehmen fein, wenn beide Parteien bie Leiftung für eine fhon zur Beit des 
Abſchlufſes des Vertrags mögliche gehalten Haben. Der auf Übertragung des Eigentums einer 
Sache an denjenigen, welchem die Sache bereitd gehört, gerichtete Vertrag fällt daher im Bmeifel 
nicht unter die Vorſchriſt des & 308, indem anzunehmen tft, daß die Parteien das Eigentumd- 
verhältnid nicht gelannt und bie Übertragung baher für möglich gehalten haben. 

2. Die Borfchrift des Abſ. 2 fept einen Fall voraus, in welchem bie unmöglige Beiftung 
nicht für den Fall verſprochen if, daß bie Leiſtung möglich werbe, in welchen aber eine aubere 
aufigiebende Bebingung sder ein Anfangstermin beftimmt if. Ein folher Bertrag wird fo 
behandelt, wie wenn neben der vereinbarten Bedingung bzw. neben dem Anfangstermin auch 
noch die Bebingung vereinbart wäre, daß bie Leiftung vor oder, was dem gleich zu ftellen fein 
wird, gleichzeitig mit der in dem Vertrag ausgedrüdten Bedingung bzw. vor oder gleichzeitig mit 
dem Anfangstermine möglich werde. Es ift nicht erforderlich, daß die Leiftung zur Zeit des 
Eintritts der Bedingung oder des Anfangstermins möglich iſt; es genügt vielmehr, daB fie zu 
irgendeiner Zeit vor diefem Zeitpunkt einmal möglich geweien if. War dies der Hall, fo iſt 
eine ſpäter von neuem eintretende Unmöglichfeit der Zeiftung ebenfo zu beurteilen, wie wenn die 
teiftung bei dem Abſchluſſe des bedingten oder befrifteten Vertrags möglich geweſen, fpäter aber 
unmöglich geworden wäre. Der bedingt ober befriftet Berechtigte kann alfo von bem anderen 
Teile beim Eintritte der Bedingung Schadenserfag veilangen, wenn die Zeiftung Infolge eines 
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8. 309. PVerftößt ein Vertrag gegen ein gefegliches Verbot, fo finden die 
Vorfchriften der $$. 307, 308 entfprechende Anwendung. 


von diefem zu vertretenden Umftandes wieder unmöglich geworben iſt (3 160). Hat der andere 
Teil die wieder eingetretene Unmöglichkeit nicht zu vertreten, fo wird er nicht verpflichtet. Das- 
felbe gilt, wenn die Unmöglichkeit der Leiſtung vor dem Eintritte der Bedingung oder des Ans 
fangstermins überhaupt nicht wegfällt. Ob man in diefem Falle den Vertrag wegen Unmöglichkeit 
der Leiftung als nichtig oder wegen NichteintrittS der Bedingung als unwirkſam betrachtet, ift 
eine Frage der juriftifhen Konftrultion, die nad) der verfchiedenen Faflung der fraglichen Vor— 
fchrift in dem €. I und in bem BGB. von dem E. I in dem letzteren Sinne, von dem BOB. 
in bem erfteren Sinne beantwortet zu werden ſcheint. Praktiſch ift diefe Frage ohne Bedeutung. 
Ein Wegfall der Unmöglichkeit nach dem Eintritte der Bedingung oder bes Anfangstermins hat 
keine rehtlihe Wirkung. Mit dem Eintritte dev Bedingung vor dem Wegfalle der Unmöglichkeit 
tt definitiv entfchieden, daß der Vertrag unwirkſam ift. Das gleiche gilt in betreff des Anfangs- 
termind. Iſt ber Vertrag unter einer Bedingung und unter Beſtimmung eines Anfangstermins 
geſchloſſen und tritt die Bedingung vor bem Anfangstermin ein, jo ift der Bertrag gültig, wenn 
die Leiftung auch nur vor dem Anfangstermine möglich geworden ift. Wäre der Vertrag aus— 
drüdlich oder ſtillſchweigend für den Fall geſchloſſen, daß die Unmöglichkeit überhaupt, fei e8 vor 
ober nad) dem Eintritte der Bedingung, wegfalle, fo würbe die Vorfchrift des Abf. 1 zur An— 
wendung kommen. Es ift in diefem Halle gleichgültig, ob die Möglichkeit vor oder nad dem 
Eintritte der Bedingung eintritt. 

3. In ben Fällen des Abf. 1 wie des Abſ. 2 finden die Vorſchriften der CPO. und 
ber KO. (f. Bd. I ©. 278 Erl. 2 zu 8 160) Anwendung. Zur Sicherung des bedingten An—⸗ 
ſpruchs iſt daher der Arreſt zuläfjig, und im Konkurſe des Schuldner3 wird der bedingte Unfpruch 
auch bei der Schlußverteilung berüdfihtigt. Zu beachten ift dabei aber, daf die cine wie die 
andere Vorſchrift Leine Anwendung findet, wenn die Möglichkeit des Eintritt der Bedingung 
eine fo entfernte ift, daß die bedingte Forderung einen gegenwärtigen Wermögendwert nicht hat. 
Diefe Vorſchrift gilt aud fir die auf den Wegfall der Unmöglichkeit geftellte oder nach Abſ. 2 
als geftellt anzufehende Bebingung. 


83. 
@.18 347; II 8 261 ces. 8 303; TIL G 303. 9.1. 568, 118661.; M. II 6.180. P.II BE. 1 6.455. 

1. Die Vorfchrift des 3 309 bezieht ſich nicht nur auf Berträge, durch welche eine gejeglich 
verbotene Leiftung verſprochen wird, fondern auf alle Berträge, bie gegen ein geiegliches Berbot 
verſtohen. Vorauszuſetzen ift nur, daß fih nicht aus dem Geſetze, welches das Verbot enthält, 
ergibt, daß der gegen das Geſetz verſtoßende Vertrag nicht nichtig ſei, der Verftoß vielmehr nur 
andere Folgen haben fol (Ripr. Bd. 8 ©. 34). Die entiprehende Anwendung ber 88 307, 
308 führt zu folgenden Ergebniffen: 

a) Jeder Teil ift verpflichtet, dem anderen Teile das negative Interefie nad) Maßgabe des 
8 307 zu exfegen, wenn er das gefegliche Verbot kannte ober Tennen mußte, fofern nicht auch 
ber andere Teil diefe Kenntnis Hatte oder Haben mußte. Das Nichtlennen des Verbotsgeſetzes 
tann insbefondere in folden Fällen ein entichuldbares fein, in welchen das Berbotsgefeg nur für 
einen Heineren Bezirk gilt und auf polizeilichen oder auf fiskaliſchen Rüdfichten beruht. 

b) Der gegen ein Verbotsgeſet verſtoßende Vertrag ift gültig, wenn er für den Fall ge= 
ſchloſſen ift, daß das Verbotögefeg aufgehoben wird. Iſt ein folder Vertrag unter einer anderen 
Bedingung ober unter Beſtimmung eines Anfangstermins geichloffen, fo ift er gültig, wenn das 
Verbotsgeſetz aufgehoben wird, bevor die Bebingung oder ber Anfangdtermin eintritt. 

2. Die Borfhrift des 8 309 bezieht ſich nicht auf Berträge, die gegen bie guten Eitten 
verſtohen. Der 8 307 findet nicht Anwendung, weil jeder wifien muß, was gegen bie guten 
Sitten verftößt, der 3 308 nicht, weil die Bedingung, daß ein gegen bie guten Sitten ver⸗ 
ftoßender Vertrag fpäter nicht mehr als gegen bie guten Sitten verftoßend angefehen werde, ſelbſt 
gegen bie guten Sitten verftößt. Unter Umftänden kann aud ein Vertrag, der fiir ben Fall ges 
ſchloſſen wird, daß daß gefegliche Verbot, gegen welches der Vertrag verjtößt, aufgehoben wird, 
gegen die guten Sitten verftoßen; dies mwürbe z. B. der Fall fein, wenn fi jemand zu einem 
Diebftahle für ben Fall verpflichtet, daß das Verbot des Diebftahls aufgehoben werde. In Fällen 
biefer Art findet der $ 309 keine Anwendung. 
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$. 310. Ein Vertrag, durch ben fich der eine Theil verpflichtet, fein künftiges 
Vermögen oder einen Bruchtheil feines künftigen Vermögens zu übertragen oder 
mit einem Nießbrauche zu belaften, ift nichtig. 


$. 311. Ein Vertrag, durch den fich der eine Theil verpflichtet, fein gegen- 
wärtige8 Vermögen oder einen Bruchtheil jeined gegenwärtigen Vermögens zu über- 
tragen oder mit einem Nießbrauche zu belaften, bedarf ber gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 


$ 310. 
18 350 wbi. 1; 1 8 262 rev. 8 304; IT 8 304 PIE. 1788N.5 M.II E. 1867. P.IIBE.1 6. 4571.; 
20.6 €. 156. 


Die Richtigkeit eines Vertrags, durch den ſich jemand zur Übertragung feines zukünftigen 
Bermögend uber zur Beitellung eines Nichbrauds daran verpflidtet, beruht auf dem Gefichte- 
puntte, daß eine ſolche Verpflichtung die wirtfchaftliche Freiheit des Verfprechenden in einer wider 
bie guten Sitten verftohenden Weife (3 138) beeinträchtigt. Hieraus tft zu folgern, daß auf einen 
Vertrag biefer Art der $ 309 keine Anwendung findet (a. U. Schollmeyer, Erf. 1 zu 8 310; 
Endemann I 8 102 Anm. 1, weil ein Vertrag der fraglichen Art zu einem gefeglich verbotenen 
gefempelt jei; Enneccerus-Lebmann. I 8 180 I, der unterfcheidet, ob der Vertrag nad} den 
Umftänden be einzelnen alles als ein gegen bie guten Sitten verfioßender zu betrachten jet 
oder nicht). Die Vorfchrift des 3 310 findet Anwendung ſowohl auf eine ſchenkweiſe als auf 
eine gegen Entgelt eingegangene Verpflichtung der fraglichen Art; fie findet insbefondere An⸗ 
wendung auf einen Gejellichaftsvertrag ſowie auf einen Vertrag, durch welchen gegen eine Leib- 
vente oder gegen einen Altenteil eine Werpflichtung der im 8 310 bezeichneten Art eingegangen 
wird. Die Anwendung wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß einzelne Bermögensteile 
von der Verpflihtung ausgefchloffen werden. Nicht getroffen durch die Vorſchrift des 8 310 
wird ein Vertrag, durch welchen die Verpflichtung übernommen wird, einzelne Gegenftände, die 
zufünftig erworben werben zu übertragen oder dem Niekbraudy daran zu beitellen. Ebenfowenig 
unterliegt der Vorſchrift des 8 310 ein Vertrag, durch welchen bie Verpflichtung übernommen 
wird, das ganze zukünftige Vermögen zu verpfünden. Auch auf eine vertragsmäßige Verpflichtung 
zur Übertragung eines Sondervermögens z. B. eine? Erwerbsgeſchäfts oder zur Beftellung eines 
Nießbrauchs daran darf die Vorfchrift des $ 310 nicht ausgedehnt werden (Dernburg II 980I)- 

IR die Verpflihtung auf die Übertragung des gegenwärtigen und bes zu— 
fünftigen Vermögens oder eines Bruchteils desſelben oder auf die Beſtellung des Nießbrauchs 
daran gerichtet, fo findet die Vorſchrift des 8 139 Anwendung. Hiernach wird z. B. ein auf 
bie Schenkung des gegenwärtigen und künſtigen Vermögens gerichteter Vertrag in betreff des 
gegenwärtigen Vermögens regelmäßig gültig fein, wenn die im 8 311 vorgefchriebene Form 
beobachtet if. e 

Die Guültigkeit eines Vertrags, ber auf die Übertragung des bei dem Tode bes Berfprechenden 
vorhandenen Vermögens gerichtetet tft, beftimmt ſich nach erbrechtlichen Borfchriften (f. die 83 2274 ff., 
301), die Gültigkeit eines Chevertrags, durch melden bie allgemeine ober partiluläre Güter⸗ 
gemeinſchaft vereinbart wird, nad) den Vorfchriften des ehelichen Gillerrechts (38 1432Ff.). 


8 311. 
€. 18330 Abl.2; II 8263 zen. 8305; III 9 305. P.1 €. 1788f., 1805M., 2012j. 4780; M. II €. 187. 
9.188. 1 6. 4571.; 88.5 ©. 444; Bi. 6 ©. 156. 

1. Der 8 311 bezieht fi nur auf den obligatoriſchen Bertrag, durch welden ſich jemand 
wm ber Ubertragung feines gegenwärtigen Vermögens baw. eined Bruchteils bedfelben oder 
sur Beftelung eines Rießbranchs daran verpflichtet. Ein dinglicher auf eine ſolche Übertragung 
ober Belaftung gerichteter Vertrag ift nicht möglich. Hın den auf Übertragung des Vermögens 
gerichteten Vertrag auszuführen, müſſen die einzelnen zu dem Vermögen gehörenden Gegenftände 
nach Maßgabe der für ihre Übertragung geltenden Vorſchriften übertragen werben. In gleicher 
Beife muß bei der Verpflichtung zur Veitellung des Nießbrauchs ber Niekbraud) an den einzelnen 
Gegenfländen beftellt werden (5 1085). Iſt der obligatorijche Vertrag wegen Formmangels 
nichtig. fo Tann daB zur Erfüllung desſelben Geleiftete nach Maßgabe der 88 812ff. zuriidgeforber 
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$. 312. Ein Vertrag über den Nachlaß eines noch Iebenden Dritten ijt 
nichtig. Das Gleiche gilt von einem Vertrag über den Pflichttheil oder ein Ver- 
mächtniß aus dem Nachlaß eines noch lebenden Dritten. 

Diefe Vorfchriften finden feine Anwendung auf einen Vertrag, der unter 
künftigen gefeglichen Erben über den gefeglichen Erbtheil oder den Pflichttheil eines 
von ihnen geichloffen wird. Ein folcher Vertrag bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 


werden. Unrichtig ift die Unficht, daß ein anf ſchenkweiſe Übertragung des ganzen gegenwärtigen 
Vermögens ober auf die Beftellung eines Nießbrauchs daran gerichteter Vertrag, ber nicht in der 
durch 8 310 vorgefchriebenen Form abgeſchloſſen ift, nach 8 518 Abf. 2 durch die Übertragung 
aller einzelnen zu dem Vermögen gehörenden Gegenftände bzw. durch die Beſtellung des Niehs 
brauchs daran gültig werde (fo Schollmeyer, Erl. 2b zu 8 311; Rehbein Exl. 12 zu 
88 305—319; Endemanz, I 8 102 Anm. 4); benn ber $ 518 Abf. 2 bezieht fih nur auf 
die Heilung bes Mangels der tm 8 518 Abſ. 1 für dad Schenkungsverfprehen (nit auch 
für deſſen Annahme) vorgeihriebenen Form und ann nicht auf die Heilung des Mangels der 
im $ 311 für einen Vertrag der dort bezeichneten Art vorgeichriebenen Form ausgedehnt werden 
Aipr. Bd. 8 S. 35). Über die zu dem übertragenen bzw. belafteten Vermögen gehörenden 
Schulden f. die 88 419, 1086—1088. 

Die des 8 314 bezieht fi ebenfowenig wie bie bes $ 310 auf ein Sonder 
vermögen z. B. auf ein Erwerbsgeſchäft. 

2. Über die im $ 311 vorgefchriebene gerichtliche oder notarielle Beurkundung f. Bd. I 
©. 231 Erl. 1,4 zu 8 1288. 


$ 312. 
&. 18 349; II 8 264 ren. 8 906; III 8 300. P.1 €. 5691. 9291 f., — 10244, 11289.; 
Rus. 2.188. 1 6. 456f.; 83.5 ©. 4421., 6101. 


1. Berträge über bie Erbſchaft eines noch lebenden Dritten. Im Anſchluß an das in 
dem überwiegenden Teile von Deutſchland bisher geltende Recht und an die herrfchende gemein⸗ 
rechtliche Theorie geht das BGB. davon aus, daß ein Vertrag Über die Erbichaft eines noch lebenden 
Dritten ſowohl aus fittlihen wie aus wirticaftlihen Gründen zu mißbilligen fei. Der 8 312 
Abſ. 1 erflärt deshalb einen folden Vertrag für nichtig. In Frage kommt auch bier wie in 
den Füllen der 88 310, 311 nur ein obligatorifcher Vertrag; ein binglicher Bertrag über die 
Erbſchaft eines noch lebenden Dritten wilde aud) ohne die Borfchrift des 8 312 nad) den Grund» 
fügen des Erbrechts ungültig fein. Nichtig ift nach $ 312 jeber Vertrag, welchen jemand in Ans 
ſehung der Erbſchaft eines noch lebenden Dritten eingeht, mag die Verpflichtung darauf gerichtet 
fein, die Erbſchaft auf den anderen Teil zu übertragen oder einen Nießbrauch daran zu beftellen 
oder in anderer Weiſe darüber zu verfügen. Auch die Berpflihtung zur Verpfändung bes 
Nahlafjes fällt unter 8 312 (a. U. Schollmeyer, Erl. 2b zu 8 312, weil eine ſolche Ber- 
pflihtung fi nur auf die Aktiva des Nachlaſſes beziehe, zu dem Nachlaß aber auch die Paffiva 
gehören. Mit dem Zwede des 8 312 bürfte biefe Auffaſſung unvereinbar fein). Die Vorſchrift 
des 8 312 gilt auch von einem Bruchteile der Erbſchaft. Die befondere Erwähnung des Bruch⸗ 
teils im €. I ift von der zweiten Kommiſſion aus redaktionellen Gründen als überflüffig ge- 
ftrichen (8 1922 Ubf. 2). Auf einzelne zu der Erbſchaft gehörende Gegenftände bezieht fich die 
Vorſchrift nicht; jedoch kann unter Umftänden ein folder Vertrag als in fraudem legis geſchloſſen 
zu betrachten und aus diefem Geſichtspunlte nichtig fein. 

2. Gleihgültig ift, ob ber Gegenſtand bed Bertrags bie Erbſchaft eined beftimmten 
Dritten ober einer unbeſtimmten Perjon betrifft. Die ausdrückliche Hervorhebung dieſes 
Sinnes ber Vorſchrift im E. I 8 349 Abf. 1 Sag 2 ift ebenfalls mur als überflüffig, nicht als 
unrichtig von der zweiten Kommiffion geſtrichen. Auch ber Vertrag z. B., durch melden ein 
Auswanderer alle ihm Hinftig in der Heimat anfallenden Erbichaften abzutreten verſpricht, tft 
daher nichtig. 

3. Eutſcheidend für bie Gültigtett ober Richtigkeit bes Vertrags if, ob ber Dritte zur Zeit 
des Abſchluſſes des Vertrags noch lebt. Ein nad) dem Tode des Dritten, wenngleih vor dem 
Anfalle der Erbfhaft gefchlofiener Vertrag wird durch die Vorſchrift des 8 312 nicht ge 
teoffen. Ein Vertrag über die Erbfchaft eines für tot erklärten ift, da bie Tobeserflärung nad 
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$. 313. Ein Vertrag, durch den fich der eine Theil verpflichtet, da8 Eigen- 
thum an einem Grundftüde zu übertragen, bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurfundung. Ein ohne Beobachtung diefer Form gejchloffener Vertrag wirb 
feinem ganzen Inhalte nach gültig, wenn die Auflafjung und die Eintragung in 
das Grundbuch erfolgen. . 


818 die Vermutung des Todes begründet, zunächſt als gültig zu betrachten; er ift aber nichtig, 
wenn fi) demnächſt herausſtellt, daß ber flir tot erflärte zur Beit des Abſchluſſes des Vertrags 
noch gelebt Hat. 

4. Ein Vertrag der im 8 312 Abf. 1 bezeichneten Art wird auch dadurch nicht gültig, daß 
der Erblaſſer dem Bertrage zuftimmt. Iſt diefer mit dem Zwecke einverftanden, fo können die 
Beteiligten den Zwed in vollftändigerer und ficherer Weiſe durch Erbverzicht (88 2346 ff.) und 
durch Erbvertrag (88 2274ff.) erreichen. 

5. Richtig ift nad; 8 312 Abſ. 1 Sag 2 aud) der Bertrag über ben Pflichtteil oder über 
ein Bermädtuis ans dem Rachlaß eines noch lebenden Dritten. Die in Erf. 1—4 bargelegten 
Grandfäge finden auch auf einen folden Vertrag Anwendung. Über den Pflichtteil f. 38 2303 ff., 
über Bermäctnifie f. 88 2147 ff. 

6. Berträge über bie Erbſchaft oder den Pflichtteil unter gefeglihen Erben. Die zweite 
Kommiffion glaubte mit Rüdficht auf das wirtſchaftliche Bedürfnis, das ſich insbeſondere im 
Falle der Auswanderung geltend madje, eine Ausnahme von der Regel bes Abf. 1 für den Fall 
zulafien zu müſſen, baß es ſich um einen Vertrag zwiſchen den künftigen gefeplichen Erben über 
den gefeglichen GErbteil oder den Pflichtteil eines von ihnen Handle ($ 312 Abf. 2). Über die 
gefeglichen Erben f. die 881924 ff., über dem Pflichtteil 88 2303 ff. Ein Vertrag der gedachten Art 
wird nur wirkſam, wenn die Vertragfchließenden demnächſt wirklich kraft der geſetzlichen Exbfolge 
Erben bzw. Pflichtteiläberechtigte werden, nicht aber, wenn fie bie Erbſchaft auf Grund einer 
Verfügung von Tobeswegen erhalten. Dem Eintritte der gefeglichen Erbfolge wird gleichzuſtellen 
fein der Fall, daß ber betreffende Vertragſchließende durch Verfügung von Todesivegen auf feinen 
geſetzlichen Erbteil als Erbe eingefeht ifi (vgl. 8 2052). Wird der betreffende Bertragfchliehende 
nicht geſetzlicher Exbe, erhält er aber feinen Pflihtteil, fo hängt es von ben Umftänden des 
Falles ab, ob bie fiber dem gejeglichen Erbteil getroffene Vereinbarung als eventuell über den 
Vflichtteil getroffen anzufehen tft; im Zweifel dürfte dies anzunehmen fein (a. U. Schollmeyer, 
El.4 zu 8 312). Zweifelhaft ift, ob die Vertragichließenden zur Zeit des Abfchluffes des Vertrags 
die nächſten gefeglichen Exben fein müfien, oder ob ber Vertrag auch dann gültig iſt, wenn er 
von entfernteren gefeplichen Erben für den Fall geichloffen wird, daß fie bemnächft zur gefelichen 
Erbfolge berufen werben. Der Wortlaut wie der Zwed der Vorſchrift dürfte filr die letztgedachte 
Anffafjung fprechen. 

Der Bertrag bat nur obligatorifhe Wirkung unter den Vertragſchließenden; die Erbfolge 
wird dadurch nicht geändert. Die Sicherung der Bertragfchließenden ift baher nur eine unvolls 
torımene, wird aber doch hänfig genügen, um ben beabfihtigten Zweck zu erreichen. 

Über die für eimen Vertrag der fraglihen Art erforderliche gerichtliche oder notarielle Be 
urtundung ſ. ®b. 1 ©. 231 Erl. 1, 4 zu 8 128. 


8 318. 
©. 18351; 118 265 res. 8 307; II 8 807. 9.1 6.11768f.; M.II G.189f. PER. 1 6.4581.; 
20.5 6.4421. D. 6.6251. 23.6.1965 EB. ©. 2774. 

Tohtermann, Beiträge zur Erläuterung des 8 313, 1902; Stranz und Haenſchke 
Öntachten über die Auſhebung des $ 313 in den Verhandlungen bes 26. Juriftentags Bd. 2 
&.105ff., ©. 389 fj.; Oberned in DIB. 1902 ©. 422 ff. 

1. Die Vorſchrift des 3 313, nad welcher ein Bertrag, durch ben fih der eine Zeil 
verpfiigtet, das Eigentum am einem Grunbftäde u übertragen, ber gerichtlichen ober notariellen 

8 bedarf, enthält eine auf dee wirtfchaftlichen und fozialen Bedeutung des Grund⸗ 
eigenums berubende Abweichung von dem fonft für obligatorifche Verträge geltenden Grundſatze 
der Sormfreigeit. Die Vorſchrift bezieht ſich mur auf die Verpflichtung zur Übertragung bes 
Eigentums, nicht auf die Verpflichtung zur Übertragung anderer dinglicher Rechte an Grund⸗ 
füden Nur für bie Übertragung des Erbbaurechts ailt nach & 1017 Ubf. 1 auch ber 8 313. 
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Keine Anwendung findet der 8 313 anf bie Velaftung von Grundſtüden. Zweifelhaft if, ob 
auch in diefer Beziehung in Anſehung der Beftellung eines Erbbaurechts eine Ausnahme ftatt- 
findet. Die Frage dürfte zu verneinen fein; denn ber 8 1017 bezieht ſich nur auf bereits bes 
gründete Erbbaurechte, nicht auf bie Beftellung eines ſolchen, wie fidh insbefondere aus ber 
Vergleichung mit 8 1015, in welchem befondere Vorſchriften über die Beitellung gegeben 
werben, ergibt (vgl. auch M. III ©. 40, wo bei ber Wufzählung der Vorſchriften bie auf 
felbftändige Gerechtigkeiten Anwendung finden follen, bie dem 8 313 entſprechende Vorſchrift des 
des €. I 8 354 nicht mit aufgeführt ift; a. U. Dertmann, Erl. 3b zu $ 313; Staudinger, 
El. 3 zu 8 313; Schollmeyer, Erl. 1a zu 8 313 und bie frühere Auflage; vgl. auch 
2. II Bd. 1 ©. 464; mie bier Rehbein, Erl. 14 zu 88 3065—309). Ein Vertrag, durch 
welchen ſich jemand verpflichtet, daB Eigentum an einem Grundftüd aufzugeben (8 928), wirbe 
nad dem Wortlaute der Borfchrift bes 8 313 Sag 1 nicht unter biefelbe fallen; eine entiprehende 
Anwendung bürfte indefien keinem Bedenlen unterliegen; praftifch wird eine ſolche wohl niemals 
in Frage kommen. 

Ein der vorgefchriebenen Form ermangelnder Vertrag ift vorbehältlich der Vorſchriſt des 
Sag 2 nichtig (8 125), begründet alfo weder einen Anfpruh auf Erfüllung noch auf Voll⸗ 
ziehung der Form. Iſt eine durch den Vertrag bedungene Gegenleiftung bewirkt, jo kann das 
Geleiftete nach den Vorſchriften über ungerechtfertigte Vereiherung zurüdgeforbert werben. 
(Rip. Bd. 6 ©. 228). Der in ber vorgeichriebenen Form abgeſchloſſene Vertrag erſetzt felbit- 
verftändli nicht den binglihen Vertrag, fondern begründet nur einen Anfpruc auf beffen Bor- 
nahme nad; Maßgabe des 8 925. 

Im einzelnen ift über die Tragmeite des Sap 1 bes 8 313 noch folgendes zu bemerken: 

a) Die Vorſchrift bezieht fih auf Verträge jeder Art, durch welde die Ver⸗ 
pfligtung zur Übertragung des Eigentums an einem Grundftüd eingegangen 
wird; fie findet insbefondere auch Anwendung auf den Verkauf eines Hanbelögefchäfts, zu dem ein 
Grunbftüd gehört (Ripr. Bd. 8 ©. 436), ferner auf Erbauseinanderjeßungsverträge, durch welche 
einem ber Miterben das Eigentum an einem erbſchaftlichen Grundſtück übertragen wirb (ip. 
Bd. 5 ©. 355), ebenfo auf Geſellſchaftsverträge, durch melde fi ein Gefellichafter verpflichtet, 
das Eigentum an einem Grundftüd in die Gefellichaft einzubringen. Sind in einem Vertrage 
neben einer Verpflichtung der fraglichen Art noch andere Beitimmungen enthalten, für welche 
eine Form nicht vorgefchrieben ift, fo beſtimmt fi) nad) $ 139, ob dieſe Veitimmungen bes 
ftehen bleiben oder ob der ganze Vertrag nichtig ift. 

Nicht erforderlich if, dab die Verpflichtung darauf gerichtet iſt, dem anberen Teile das 
Eigentum bed Grundftüds zu übertragen; der $ 313 findet vielmehr auch Anwendung, wenn 
die Verpflichtung dahin geht, das Eigentum einem Dritten zu übertragen, er findet alfo ins⸗ 
befondere Anwendung auf die fog. Parzellierungsverträge, durch welche ſich ber eine Teil bem 
anderen gegenüber verpflichtet, bie von diefem mit Dritten über einzelne Teile des Grunbftüds 
abgefclofienen Verträge gerichtlich oder notariell zu vollziehen. Iſt in einem ſolchen Vertrage 
dem anderen Teile zugleich eine Vollmacht zu dem Verlauf einzelner Teile des Geundſtücs 
erteilt, fo bebarf diefe zwar nad 8 167 feiner Form (f. Erl. g); bildet aber bie Vollmacht⸗ 
exteilung einen integrierenden Teil des Gefamtvertrags, jo ift fie nah 8 139 als Teil bes 
ganzen Vertrags ebenfalls nichtig (Kſpr. Bd. 2 ©. 463; Bb. 3 ©. 188; RG. Bd. 50 ©. 163). 

b) Die Bereinbarnng eines Vorkaufsrechts bedarf ebenfalls der Form des 8 313, 
nicht aber bie Ausübung desfelben (Ripr. 8b. 2 ©. 73). Auch die Ausübung eines Wiederkaufs- 
rechts bedarf der Form nicht. 

0) Eine Änderung eines in der Form des 8 3138 abgeſchloſſenen Vertrags 
der fraglichen Urt bedarf ebenfalls der Beobachtung biefer Form, nicht aber bie vollftändige 
Aufhebung bed Vertrags (Mipr. Bd. 6 ©. 40; Bd. 8 ©. 25; Senf. U. 8b. 57 ©. 390 f.; 
RO. Bd. 51 ©. 179; a. U. in beireff der Aufgebung Dernburg II $ 80 IV). 

4) Unter den 8 313 fällt auch ein Vertrag, buch den bie Verpflichtung übernommen wird, 
dem Verfprehensempfänger die im Wege der Bmangsverfteigerung veräußerten 
Grundftüde zurüdzugeben, falls fi) darunter eins befindet, daß der Verſprechende erworben 
hat (RW. in DIE. 1902, ©. 335). 

©) Der Vorſchrift bes 8 313 unterliegt ein Borvertrag, buch ben die Verpflichtung 
zum Abſchluß eimes Vertrags der im $ 313 bezeichneten Art eingegangen wird. Der Form 
bedarf aud) ein Vertrag, durch den die Verpflichtung eingegangen wird, einen bindenden Antrag 
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anf Abſchluß eines Vertrags ber im 8 313 bezeichneten Art zu machen oder einen foldhen 
Antrag nicht abzulehnen (RG. Bd. 53 ©. 236 ff., 257 ff). Auch ein Bertragsantrag felbft ift 
auz bindend, wenn er in gerichtlicher oder notarieller Form gemacht ift. 

H Iſt der Vertrag in ber vorgefäriebenen Form geichloffen, jo find Neben 

beftimmungen, bie vor dem Abſchluſſe des Vertrags von ben Parteien vereinbart, in den 
Vertrag aber nicht aufgenommen find, unwirkſam (bayer. ObL&. Bd. 3 ©. 8). Das gleiche 
ailt von allen Nebenabreden, die bei oder nad) dem Abſchluſſe des formgültigen Vertrags ges 
troffen find, die aber der Form des $ 313 entbehren (Rſpr. Bd. 4 ©. 207 f.; RE. Bd. 51 ©. 179; 
Bb. 52 ©. 1). Dies gilt auch von der Bufage von Eigenjchaften des zu übertragenden Grund» 
ftüds (a. 4. Dernburg II 8 184 IIND. Nicht ausgeihlofien ift die Benupung von Nebens 
beredungen zur Auslegung des formgültigen Vertrags (Ripr. Bd. 6 ©. 228; RG. in Seuff. A. 
26.59 ©. 92; RG. in DIE. 1904 ©. 504). Immer aber ift erforderlich, daß aus dem forms 
gültigen Bertrage felbft zu eriehen ift, worauf die eingegangene Verpflichtung geht und daß dies 
ſich nit Bloß aus den Nebenabreden ergibt (Rfpr. Bd. 8 ©. 37). Iſt ein formgültig verlauftes 
Srmdftüd mit einem Mechte belaftet, für defien Nichtvorhandenſein der Verkäufer gefeglich ein⸗ 
zuſtehen hat, jo kann aus 8 313 nicht gefolgert werden, daß bie Kenntnis des Käufers von diefem 
Rechte nur dann zu berüdficgtigen fei, wenn die Belaftung fi) aus dem Vertrag ergebe (R®. 
Bd. 52 ©. 273). 
E 8) Der Form des 8 313 bedarf nicht eine Bollmadt oder ein Auftrag zu der 
Übertragung oder zum Erwerb eines Grunditüds (Mipr. Bd. 8 ©. 438). Dies gilt auch dann, 
wenn ber Beauftragte neben der Annahme des Auftrags fich ausdrüdlic verpflichtet bat, das in 
Gemäßheit des Auftrags von ihm erworbene Grundſtück dem Auftraggeber zu übertragen, denn 
die Verpflichtung Hierzu folgt fhon aus dem Aufirage (MG. in DIE. 1902 ©. 475; RG. in 
IB. 1903 Beil. ©. 56; vgl. oben a). 

h) Der Form des 8 313 bedarf ebenfalls nicht die Abtretung der durch einen 
formgültigen Vertrag begründeten Forderung auf Übertragung bes Grundftüds (N®. 
Bd. 53 ©. 268 fi; a. A. Bretiner im Recht, Bd. 4 ©, 319 f.). 

H Nicht genügt wird der Formvorſchrift des 8 313 duch Überreihung eines 
fchriftligen Vertrags der Parteien bei dem Grundbuchamt; ed mwird dadurch auch 
mit Rüdfiht auf 8 925 eine nad 8 873 Abſ. 2 bindende Einigung nicht begründet (Rſpr. 
Bd. 2 ©. 80). 

k) Die falihe Bezeichnung des Grundſtüds in der Vertragsurfunde ift unfhädlih, wenn 
der Bertragswille genügend erhellt ( KG. in IW. 1904 ©. 58). 

H Erfegt wird die Form des 8 313 dur einen im Prozeß abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleich (f. Eri. 1 zu 8 125; Rſpr. Bd. 2 ©. 51; RG. Bd. 48 ©. 183 ff.). 

2. Heilung des Formmangeld. Aus Gründen praftiiher Zwedmäßigleit wird durch die 
Vorſchrift des 8 313 Sag 2 der Brundfag, dab ein nichtiger Vertrag niemals gültig werben 
Tann, durchbrochen. Ein ohne Beobachtung der im Sag 1 vorgefchriebenen Form geſchloſſener 
Bertrag wird gültig, wenn bie verfprodhene Übertragung des Eigentums duch Auflaſſung und 
Eintragung in das Grundbuch wirklich erfolgt. Vorausgeſeht wird, daß die Übertragung ſelbſt 
güftig ift. Iſt die Auflaſſung nichtig oder iſt fie anfechtbar und angefochten, fo wird auch ber 
obligatorifche Bertrag nicht gültig. Selbſwerſtändlich wird durch die gültige Auflaffung und 
Einiragung die Nichtigkeit des obligatoriſchen Vertrags nur infomeit geheilt, als fie lediglich auf 
dem Formmangel beruht. Andere Mängel des Vertrags, welche befien Nichtigkeit ober Anfechte 
barfeit begründen, werben dadurch nicht geheilt. 

8. Die Hellung des Formmangels jet voraus, daß die Auflafiung und Eintragung bes» 
jenigen &rundftüds erfolgt, auf deſſen Übertragung der obligatorifhe Vertrag gerichtet ift. Wird 
nur ein Teil biefes Grundftüds aufgelaffen und übertragen, fo tritt Die Heilung nur in betreff dieſes 
Teiles ein; war der obligatorifche Vertrag auf die Übertragung mehrerer Grundftüde gerichtet und er» 
folgte die Auflafiung und Eintragung nur eineß diefer Orundftüde, fo teitt bie Heilung nur in betreff 
dieſes Srundftüds ein (Nipr. Bd. 3 ©. 93; Bd. 6 ©. 43; RG. in JW. 1904 ©. 169; Jacubezky 
©. 80; a. U. Dernburg II 8 80 Il; OLG. Naumburg in der Zeitſchr. d. Anwaltsk. Bb. 3 
©. 31). Ob infolge der Heilung der Nichtigkeit nur eines Teiles des obligatorifchen Vertrags 
der ganze Vertrag als nichtig anzufehen ift, beſtimmt fi) nach 8139. Bei einem obligatorifchen 
Vertrag über den Touſch bedarf es zur Heilung der Nichtigkeit der Auflaffung und Eintragung 
beider zu vertaufchenden Grundftüde;, denn durch die Auflafiung und Cintragung nur eineß 
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$. 314. Berpflichtet ift Iemand zur Veräußerung ober Belaftung einer 
Sache, fo erſtreckt fich Die Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör der Sache. 


diefer Brumdftüde wilrde die Nichtigfeit bes obligatorifchen Vertrags nur in betreff dieſes Grund⸗ 
ftüdes geheilt werben; ber ſich hierauf beziehende Teil bes obligatorifchen Vertrags kann aber 
für fi) allein nad) der Natur des Taufches nicht beftehen; der ganze Taufchvertrag bleibt baher 
nichtig (Jacubezky ©. 80; Enneccerus-Lehmann I 8 177 Anm. 4; Schollmeyer, 
Erl. 2a zu 8 313; Rſpr. Bd. 6 ©. 36; NG. in ZW. 1904 ©. 169; RE. Bd. 56 ©. 383; 
0. A. Dernburg III 889 Ar. 8; OLG. Kiel in Schleswig-Holiteinichen Anzeigen Bd. 3 ©. 277). 
Sol durch die Auflafjung nad) dem Willen der Parteien eine Reihe von formlofen Beräußerungs=- 
geihäften erfüllt werden, fo wird durch bie Auflafjung ein Formmangel in betreff aller dieſer 
Geſchäfte geheilt. Died gilt auch dann, wenn bie Auflaffung nicht unter den unmittelbaren Ver⸗ 
tragsteilen, fondern an einen Zeifionar erfolgt ift (R®. in IW. 1904 ©. 169). 

4. Die Wirkung ber Hellung befteht darin, daß ber obligatorijhe Vertrag feinem ganzen 
Inhalte nach gültig wird. Gültig wird daher auch das Verſprechen der &egenleiftung; gültig 
werben auch die von ben Parteien getroffenen Nebenabreden. Iſt ber obligatoriihe Vertrag 
in ber vorgefchriebenen Form gefchlofien, find daneben oder fpäter aber Modifikationen oder Zu—⸗ 
fäge ohne Beobachtung der vorgefchriebenen Form vereinbart, fo werben auch diefe durch die Auf- 
laſſung und Eintragung gültig, wenn in Beziehung auf fie bei der Auflaſſung und Eintragung 
noch Willensübereinftimmung unter den Parteien befteht. Dies wird anzunehmen fein, wenn 
fein Teil von der vereinbarten Nebenbeftimmung zuridgetreten iſt (Ripr. Bd. 4 ©. 207f.; 
Bd. 8 ©. 37; RO. Bd. 51 ©. 179; Bd. 52 ©. 1). Das Verhältnis ift fo zu beurteilen, wie 
wenn mit der Auflafiung das gefamte zu biefer Zeit unter den Parteien befiehende obligatorifche 
Verhältnis, das fi) auf die Übertragung bes Grumdftüds bezieht, in ber vorgefchriebenen Form 
beurkundet wäre. Das Geſetz behandelt bie Auflafjung wie eine in der vorgefcriebenen Form 
exfolgende Beftätigung deö zugrunde liegenden obligatorifhen Vertrags (8 141; a. A. Scholl⸗ 
meyer, Erl. 3 zu 8 313, der aber trotzdem Rückwirkung ex tunc unter den Parteien annimmt). 
Daraus ift zu folgern, daß die Parteien verpflichtet find, einander zu gemüähren, was fie haben 
würden, wenn der Vertrag von Anfang an gültig geweien wäre. Sit alfo z. B. vereinbart, 
daß ber Käufer die Nugungen des Grundftüds ſchon vor der Auflaffung beziehen, andererſeits 
aber den Kaufpreis ſchon von dem Abſchlufſe des obligatorifchen Vertrags an verzinfen foll, fo 
kann das auf Grund diefer Vereinbarungen Geleiftete nicht zurüdgeforbert, andererſeits. went 
die Leiftung nicht erfolgt iſt, nachträglich Erfüllung verlangt werden. Nicht richtig dürfte aber 
fein, mit Schollmeyer aus ber Rückwirkung ex tunc zu folgern, daß Anfprüdhe wegen Mängel- 
gemäßr, wenn bie Auflafjung und Eintragung fpäter als ein Jahr nad) dem Abſchluſſe des oblis 
gatorifhen Vertrags erfolge, verjährt feien und deshalb trog der Auflaffung und Eintragung 
nicht mehr geltend gemacht werden könnten. In der Auflaffung legt nad) dem Standpuntte 
des Geſetzes ein vertragsmäßiges Anerfenntnid aller durch den obligatortfchen Vertrag begründeten 
Anfprüce. Ein folches ift aber, aud wenn die Anſprilche verjährt find, nad) $ 222 Abſ. 2 Cap 2 
gültig und fließt die Geltendmachung der Verjährung aus. 

5. Rah EBD. 5 8 Lönnen bie Landesgeſetze beſtimmen, daß das Grundbuchomt vor 
der Auflafjung die Borlegung des über die Übertragung des Eigentums nach Maßgabe bes. 
& 313 Sag 1 aufgenommenen obligatoriichen Vertrags verlangen können. Bon diefer Befugnis 
haben z. B. Gebrauch gemacht Bayern, A®. zur GBO. Art. 12, Württemberg AG. Art. 22, 
Baden AG. zur GBO. 8 23, Eifaß-Lothringen AG. zur EBD. 8 14, Bremen AG. zur EBD. 
$ 9. Aus einer Beſtimmung dieſer Art kann indeſſen nicht gefolgert werben, dab das Grund» 
buchamt bie Auflafjung ablehnen kann, wenn eim obligatorifcher Vertrag in der burd 8 313 
Sag 1 vorgefchriebenen Form überhaupt nicht aufgenommen tft; feine Befugnis beſchränkt fi 
vielmehr darauf, die Vorlegung für den Fall zw verlangen, daß eine ſolche Aufnahme ftatt- 
gefunden Hat (f. ©b. III Erl. 11 zu 8 925; a. 9. wie es ſcheint Schollmenyer, Erl. 4 zu 
& 313). 

6. Über die entſprechende Anwendung des 8 313 Gap 2 in Gebieten, in welchen im betreff 
der Übertragung des Eigentums an Grundftüden noch das bisherige Recht gilt und in melden 
nad) diefem die notarielle Aufnahme des obligatorifchen Vertrags und die Tradition des Grund⸗ 
ftüds zu der Übertragung des Eigentums erforderlich ift, f. Sacubezty in BI. f. RAnw 
Bd. 68 ©. 449. 


1. Titel: Begründung. Inhalt des Vertrags. 88 314, 815. 129 


8. 315. Soll die Leiftung durch einen der Vertragjchließenden beſtimmt 
werden, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß die Beſtimmung nach billigem Er— 
mefjen zu treffen ift. 

Die Beitimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Theile. 

Soll die Beitimmung nad) billigem Ermeſſen erfolgen, jo ift die getroffene 
Beftimmung für den anderen Theil nur verbindlich, wenn fie der Billigfeit ent 
ſpricht. Entſpricht fie nicht der Billigfeit, jo wird die Beftimmung durch Urtheil 
getroffen; Das Gleiche gilt, wenn die Beſtimmung verzögert wird. 


8 314. 
@.18 790; I1 8 2655 rev. $ 308; III 8 308. 9.16.3347; M.IIIE.65f. P.IIWE.3 ©. 10. 

Erſtreckung ber Berpflihtung zur Beränßerung ober Belaftung einer Sache auf das 
Zubehör. Über den Begriff des Bubehörs j. die 88 97, 98 und die Erl. hierzu (Bd. I ©. 168ff.), 
über den Begriff der Veräußerung und Belaftung f. Bd. I Borbm. IX 4 ©. 185. Der $ 314 
enthält eine Auslegungsregel für die obligatoriihen, auf Veräußerung oder Belaftung einer Sache 
gerichteten Verträge. Eine ähnliche Vorſchrift enthält fr den dinglichen, auf Übertragung ded Eigen- 
tum$ gerichteten Bertrag ber 8 926 Abf. 1 Sa 2, für Vermächtniſſe der 8 2164 Ubf. 1. Im E. J 
8 709 war ansdrüdlich hervorgehoben, daß es darauf ankomme, ob bie betzefienden Sachen zur 
Zeit des Abfchluffes des Rechtsgeſchäfts Zubehör jeten. Eine ſachliche Änderung ift 
durch die jegige Fafjung nicht beabfichtigt. Die Umftände des einzelnen Falles können indeſſen 
ergeben, daß ein anderer Zeitpunkt, insbefondere bderjeninge, in welchem die Übertragung oder 
Belaftung der Sache zu erfolgen hat, entſcheidend fein oder doch mit in Betracht gezogen werben 
fol. So wird fi 3. ®. bei dem auf Veräußerung eines Grundftüds gerichteten obligatorifhen 
Bertrage die Verpflichtung des Veräußererd zwar im Zweifel auf das zur Zeit des Abſchluſſes 
des Vertrags, nicht aber auf das zur Zeit der Übergabe vorhandene als Zubehör zu betradje 
tende Inventar beziehen. Aus dem Zwede des Vertrags und aus ber Natur des Zubehörs 
wird aber regelmäßig gefolgert werden können, daß, wenn die Übergabe des Grundftücks erft 
einige Zeit nad dem Abſchluſſe des obligatorifhen Vertrags erfolgen fol, die bei orbnungse 
mäßiger Bewir:ſchaftung erforderliche Veräußerung einzelner Inventarftüde in der Zwiſchenzeit 
nicht hat auspeichlofien werden und daß andererfeitd die zum Erſatz angeſchafften, dem Inventar 
einverleibten Stüde mit übertragen werben follen. Die Zuläfiigleit folder Modifikationen er— 
gibt fi) aus dem Weien einer Auslegungsregel. Auszugehen it aber immer davon, daß im 
Zweifel die Zeit des Abſchluſſes des obligatorifhen Vertrag entſcheidend iſt. Nicht erforderlich 
it, daß der Verpflichtete zu der entiheidenden Zeit Eigentümer bes Zubehörs ift. Beſteht zu 
diefer Beit die Zubehöreigenichaft troß des mangelnden Eigentums des Verpflichteten (f. Erl. 3a 
zu 8 97), fo erftredt ſich feine Verpflichtung auch auf das ihm nicht gehörende Zubehör. Bei 
einem Vermãchtniſſe tritt an die Stelle des Zeitpunkt des Abſchluſſes des Vertrags der Zeit 
punft bes Erbfalls (8 2164). Über den Wiederfauf ſ. $ 498. 


$ 815. 
€.18 353; 11 8 206 ses. 8309; IIT 8 308. P. I 6. 5777., 5811-5 M.II ©. 1921. P.IIBE.1 6.4641; 
82.6 ©. 158. 


Rede, Das Ermeflen im BGB. im Arc). f. Bürg. R. Bd. 20 ©. 137ff. 

1. Beſtimmung der Leiftung durch einen ber Bertragiäliehenden. Die Beſtimmung ber 
Leiſtung kann nicht vollftändig der Willkür des Schuldnerd überlaffen werden. Ein Schuld» 
verhältnis befteht nicht, wenn es von ber Willlür des Schuldners abhängt, ob und was er 
leiten will. Iſt dem Schuldner die Beftimmung der Leiftung innerhalb folder Grenzen über 
laſſen, daß das Schuldverhältnis der genligenden Beftimmtheit wicht entbehrt, fo ift der Vertrag 
gülig. Auch der Willkür des Gläubigers kann die Beftimmung der Leiftung nicht unbeſchränkt 
überloffen werben, weil Hierin eine gegen die guten Gitten verfloßenbe Unterwerfung bes 
Echuldners unter den Willen des Gläubigers liegen würde. Iſt die Beftimmung dem Gläubiger 
aber innerhalb folher Grenzen und unter ſolchen Modalitäten überlafien, daß ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten wicht vorliegt, fo ift ber Vertrag gültig. Gültig iſt z. B. ein Vertrag, durch 
welchen fi) der eine Zeil verpflichtet, dem anderen Teile Waren zu einem nad dem Gewichte 
beftimmten Preife zu liefern, währenb die zu liefernde Quantität mnerhalb geiifier a der 

Vland, Kommentar 5 BB. Bd. IL. 8. Auflage. 
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nad) freiem Belieben zu treffenden Beftimmung des einen oder anderen Teiles überlaffen mwirb; 
dgl. auch HGB. 8 375 über ben Spezifikationskauf. Buläffig tft vegelmähig die Vereinbarung, 
daß der Schuldner oder der Gläubiger die Leiftung nach billigen Ermeſſen beftimmen folle. In 
diefem Sinne ift nach 8 315 Abf. 1 die Vereinbarung auszulegen, nach welcher die Leiftung von 
einem der Vertragichließenden beftimmt werben foll. 

2. Die Beftimmung erfolgt durch Erllärung gegenüber dem anderen Bertragicliehenden; 
fie ift ein einfeitige8 empfangsbedürftiges Nechtegeihäft (88 130132). Die im E. I 8 353 
Abſ. 2 enthaltene Vorſchriſt, daB die Beſtimmung unwiderruflich ſei, ift von ber zweiten Roms 
miffion geftrichen, aber nur deshalb, weil fie als felbftverftändlich angeiehen wurde (ſ. Bd. I 
Vorbm. VIII ©. 183). Diefe Regeln gelten fowohl für die nad billigem Ermeſſen als für die 
nad) freiem Belieben zu trefiende Beftimmung. 

8. Soll bie Beſtimmung nach billigem Ermeflen getroffen werden, fo ift nur eine ber 
Billigkeit entſprechende Befiimmung vertragsmäßig; nur eine ſolche Beftimmung tft daher für den 
anderen Teil verbindlich. Diefer im Abſ. 3 Sag 1 ausgeſprochenen Konjequenz des im Abſ. 1 
aufgeitellten Prinzips wird im Sag 2 bie Vorihrift Hinzugefügt, daß die Beitimmung, wenn 
fie der Billigkeit nicht entfprehe, burd Urteil getroffen werde. Der andere Teil hat alſo 
in diefem Falle nicht das Recht, von dem zur Beitimmung Berechtigten eine anderweite der 
Billigkeit entſprechende Beftimmung zu fordern; vielmehr tritt ohne meiteres an die Stelle der 
Beitimmung durch ben Berechtigten die Beſtimmung durch das Urteil. Das Verhältnis bierbet 
iſt indeſſen nicht, wie nad) M. II ©. 192, 193 angenommen werben könnte, fo gedacht, dab zu⸗ 
nächſt auf die Beitimmung durch das Gericht und erft, nachdem bie Beftimmung getroffen, auf 
Leiftung zu Magen wäre; vielmehr ift davon ausgegangen (P. II Bd. 1 ©. 404), daß regel- 
mäßig bie Beftimmung in dem über die Klage auf Leitung geführten Prozeß erfolge. Nicht 
ausgeſchloſſen tft zwar eine Klage auf Feſtſtellung der der Billigkeit entſprechenden Leiftung; aber 
eine folhe Klage iſt nur unter ben tn dem 8 256 der CPO. beftimmten Borausjegungen zuläffig 
(a. 4. Dertmann, Erl. 4a zu 8 315, ber die Klage auf Feſtſtellung bier aud) dann zulaffen 
will, wenn jene Vorausfegungen nicht vorliegen). Regelmäßig wird das Verfahren fi alfo in 
folgender Weife geitalten: Hat der Gläubiger die Beftimmung zu treffen, fo klagt er auf Leiftung 
nad Maßgabe der von ihm getroffenen Beftimmung. Beftreitet ber Schuldner die Billigkeit der 
getroffenen Beftimmung, fo Hat der Gläubiger die Billigkeit nahzumweifen. Führt er diefen Beweis 
nicht, fo wird die Leijtung durch das Gericht beftimmt, fofern anzunehmen ift, daß der Gläubiger 
ev. auf die in dieſer Art beftimmte Leiftung geflagt Habe. Hat ber Schuldner die Beftimmung 
zu treffen, fo fann der Gläubiger ohne weiteres auf die beftimmte Leiftung und, wenn er die 
Billigkeit der Beſtimmung nicht anerkennt, auf diejenige Leiftung Magen, welche das Gericht als 
der Billigleit entfprechend erkennt. Der letzteren Klage gegenüber fteht dem Schuldner der Nach—⸗ 
weis offen, daß bie von ihm getroffene Beftimmung ber Billigkeit entfpricht. 

4. Unterlafjung oder Berzögerung der nach billigem Ermeſſen zu treffenden Beſtimmung. 
Derjenige Teil, welhem dad Recht zufteht, die Leiftung nad billigem Ermefien zu bejtimmen, 
it dem anderen Teile gegenüber auch verpflichtet, die Beftimmung zu treffen. Die Folgen eines 
Verzugs in der Erfüllung bdiefer Verpflichtung beftimmen ſich nach den allgemeinen Grundfägen 
über den Verzug. Hat der Gläubiger die Veftimmung zu treffen, fo kommt er, wenn er fie nit 
trifft, nach Maßgabe der 88 295, 296 in Verzug der Annahme. Der im 3 888 der CPO. be- 
ftimmte Weg, den zu der Beitimmung Berechtigten zur Erfüllung der Verpflichtung zu zwingen, 
die Beſtimmung zu treffen, würde nur felten zu bem erſtrebten Ziele führen. Der 8 315 Abf. 3 
läßt deshalb auch für den Fall, daß die Beitimmung verzögert wirb, ohne weiteres die Ent- 
fcheidung durch das Gericht eintreten. Die Verzögerung ſetzt fein Verſchulden voraus; fie Liegt 
vor, wenn bie Beitimmungen aus irgendwelhem Grunde nicht innerhalb der vereinbarten oder 
in Ermangelung einer Vereinbarung nicht innerhalb einer nach den Umftänden zu beſtimmenden 
angemefjenen Beit erfolgt. Je nad) Lage der Sache kann dann entweder fofort auf die von dem 
Gerichte nach Billigkeit zu beftimmende Leiftung oder auf gerichtliche Zeitftelung der der Billige 
Teit entiprechenden Leiftung geklagt werden. 

Die Bedeutung einer Vrreinbarung, nach welcher der eine oder ber andere Teil die Leiftung 
nad billigem Ermefien zu beftimmen hat, befteht alfo im weentlichen darin, daß der zur Be 
ftimmung Berechtigte an bie von ihm getroffene Beftimmung gebunben ift, daß alfo der Gläubiger, 
wenn er die Beftimmung zu treffen hatte, niht mehr, als er beftimnt hat, wenn der Schuldner 
die Beftimmung zu treffen batte, den ganzen von biefen beftimmten Betrag zu fordern 
berechtigt ift, daß aber, wenn der zu der Beftimmung Berechtigte dieſe nicht ohne Zögern trifft 
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$. 316. it der Umfang ber für eine Leiftung verfprochenen Gegenleiftung 
nicht beftimmt, fo fteht die Beftimmung im Zweifel demjenigen Theile zu, welcher 
die Gegenleiftung zu fordern hat. 


ober die Billigkeit der von ihm getroffenen Beſtimmung nicht nachzuweiſen vermag, das Ver⸗ 
bãlmis ebenfo zu beurteilen ift, wie wenn feinem Zeile ein Beſtimmungsrecht zuftände, die 
Berpflitung vielmehr anf eine objeltiv der Billigkeit entiprechende Leiftung gerichtet wäre. 

5. Unterlafien oder Berzögerung ber nad; freiem Belieben zu treffenden Beſtimmung. 
Die Borjchriften des 8 315 Abſ. 3 beziehen fi nur auf den Fall, daß die Beſtimmung nad) 
biligem Ermefien zu treffen if. Keine Borfchrift gibt das BGB. in der hier fraglichen Bes 
ziehung für den Fall, daß die Leiftung von einem der Vertragichließenden nad) deſſen freiem 
Belieben beitimmt werden fol. Aus allgemeinen Grundfägen ergibt ſich für diefen Fall, da 
die Barteien zwar, fofern der Vertrag überhaupt gültig ift, gebunden find, daß eine Verpflichtung 
zur Leiftung aber folange nicht beſteht, als die Beftimmung nicht getroffen ift. Der Vertrag 
wirb daher als ein unter der aufichiebenden Bedingung, daß die Beftimmung erfolge, geſchloſſener 
anzufehen fein. Die Vorfchriften der 88 1658—160 finden daher Anwendung. Eine Verpflichtung 
deöjenigen, welchem bie Beftimmung überlaffen ift, diefe zu treffen, befteht nicht (a. U. Derts 
mann, Erl. 4b zu 8 3155 Schollmeyer, Erl. 40 zu 8 315). Ebenfowenig kann in Er- 
mangelung einer befonderen Bereinbarung angenommen werben, daß bie Beſtimmung innerhalb 
einer beftimmten Beit getroffen werben müfle und daß, wenn dies nicht gefchehe, die Bedingung 
als aufgefallen und ber Vertrag daher als unwirkſam anzufehen fei. ine entiprechende An— 
wendung ber Borfchrift des 3 319 Abſ. 2 iſtt bei ber Verſchiedenheit ber Geſichtspunkte, melde 
für die von einem der Bertragfcließenden und für die von einem Dritten zu trefiende Be— 
fimmung in Betracht kommen, bedenklich. Unter Umftänden wird indefien ein Vertrag der 
fraglihen Art nah Treu ımd Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrsfitte ($ 157) dahin aus⸗ 
zulegen fein, daß die Bebingung als ausgefallen gilt, wenn die Beftimmung nicht innerhalb 
angemefjener Zeit erfolgt. Durch Urteil kann die einem ber Bertragichließenden nach deſſen 
freiem Belieben überlafjene Beftimmung niemals erjegt werden. Beſondere Vorſchriften über 
den Spezifikationskauf enthält da8 HGB. 8 375. 


$ 316. 

€.19 354; II 8.267 rev. 8310; III 8310. P. I €. 577, 5791, 584; M.II ©. 1921. P.I WE. 1 ©. 465. 

1. Beitimmung der Gegenleifiuug bei gegenfeitigen Verträgen durch benjenigen, welchem 
bie Gegenleiftung gebührt. Im täglichen Verkehre kommen häufig gegenfeitige Verträge vor, bei 
welchen die Leiftung beitimmt, über den Umfang der Gegenleiftung eine Vereinbarung aber nicht 
getroffen ift. Für Fälle diefer Art gilt die Regel des $ 316. Vorausſetzung ift, daß eine Gegen⸗ 
feiftung erfolgen fol; gleichgitltig ift, ob dies ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart ift. Den 
Umfang der Gegenleiſtung hat in folhem Falle derjenige zu beftimmen, welchem die Gegen⸗ 
leitung gebfihrt, beim Kaufe alſo z. ®. der Verkäufer. Wuf die Beſtimmung finden bie Bors 
Ihriiten bes 8 315 Anwendung. Die Beftimmung hat daher nad) billigem Ermefjen zu erfolgen. 
Entfprigt fie dem billigen Ermeſſen nicht oder wird fie verzögert, fo findet der $ 315 Ubi. 3 
Anwendung (f. Erl. 14 zu 8 315). Der Beweis, daß der Vertrag ohne Beltimmung des 
Umfanges ber Gegenleiſtung gefchloffen fet, liegt demjenigen ob, welcher bie Begenleiftung fordert 
und das Recht, diefe nad) Maßgabe des 8 316 zu befilmmen, in Anſpruch nimmt (RG. in 
Seuff. U. Bd. 58 ©. 260; a. N. Martinins in DIZ. 1903 ©. 148). 


2. Beflimmung der Gegenleiftung nach einer Tare ober nad ber Ortsüblicteit. Fir 
den Dienftvertrag (8 612), den Werkvertrag ($ 632) und den Mällervertrag ($ 653) ift vor⸗ 
gefchrieben, daß, wenn die Höhe der Vergütung nicht beftimmt ſei, bei dem Beftehen einer Tare 
die tarmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Tare bie übliche Vergütung als vereinbart 
anzufehen fei. In diefen Fällen findet ber $ 316 alſo nur Anwendung, wenn weder eine Taxe 
befteht, noch eine Vergütung von befttmmter Höhe üblich tft (MO. in IW. 1902 Beil. ©. 253). 
Für den Kauf befteht eine entiprechende Vorſchrift nicht; bei diefem findet alfo, wenn ber Umfang 
der @egenleiftung nicht beftimmt ift, regelmäfig ber 8 316 Anwendung. Handelt es ſich in« 
deſſen um den Kauf von Waren, fiir welche an dem Erfüllungsort eine Taxe befteht, fo wird 
der durch dieſe beitimmte Preis im Zweifel als ſtillſchweigend vereinbart anzufehen fein. Das- 
lelbe gilt, wenn Waren den Begenftand des Kaufes bilden, bie einen Börfen» oder Marktpreis haben. 

9* 
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8. 317. It die Beftimmung der Leiftung einem Dritten überlaffen, fo ift 
im Zweifel anzunehmen, daß fie nad) billigem Ermeſſen zu treffen ift. 

Soll die Beftimmung durch mehrere Dritte erfolgen, jo ift im Zweifel Ueber- 
einftimmung aller erforderlich; fol eine Summe beftimmt werben, fo ift, wenn 
verfchiedene Summen beftimmt werden, im Zweifel die Durchfchnittsfumme maß- 
gebend. 


8. 318. Die einem Dritten überlafjene Beftimmung der Leiftung erfolgt 
durch Erklärung gegenüber einem der Vertragichließenden. 

Die Anfechtung der getroffenen Bejtimmung wegen Irrthums, Drohung oder 
argliftiger Täuſchung fteht nur den Vertragfchließenden zu; Anfechtungsgegner ift 
der andere Theil. Die Anfechtung muß unverzüglich erfolgen, nachdem der An- 
fechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt Hat. Sie ift 
ausgefchloffen, wenn dreißig Jahre verftrichen find, nachdem die Beitimmung ges 
troffen worden ift. 


317. 
@.18 355; II 8 268 res. 8 311; IT 8 311. P.I €. 585, 589; M.ITE. 1931. P.II WE. 1 6. 4671. 

1. Der Bertrag, durch weldhen die Beſtimmung ber Keiflung einem Dritten überlaflen 
wird, ift gültig, fofern der Schuldner dadurch nicht in ſolchem Maße dem Willen des Dritten 
unterworfen wird, daß der Vertrag als gegen die guten Sitten verſtoßend angefehen werden muß. 
Ein ſolcher Verſtoß liegt regelmäßig nicht vor, wenn bad billige Ermefien des Dritten enticheiden 
fol. Hierauf wird gewöhnlich die Ubficht der Parteien gerichtet fein und ber Abf. 1 ftellt eine 
dementiprechende Auslegungsregel auf. Daß die Perfon des Dritten in dem Vertrage beftimmt 
ober body der Weg vereinbart fein muß, auf welchem bie Veitimmung zu erfolgen bat, ergibt 
fi aus dem Wefen eines Vertrags. Der Vertrag tft nicht gefchloffen, folange eine Einigung in 
der fraglichen Beziehung nicht erreicht ift (vgl. auh RE. in JW. 1904 ©. 289). 

2. Die für den Fall, dag die Beflimmung durch mehrere Dritte getroffen werden fol 
im Abſ. 2 gegebenen Auslegungsregeln gelten ſowohl für den Fall, daß der Dritte die Leitung 
nad) billigem Ermefjen beftimmen joll, als für den Fall, daB feinem Belieben keine Schrante 
gefeßt ift. Wird Die nach der Negel bes Abf. 2 erforderliche Übereinftimmung der mehreren 
Dritten nicht erreicht, fo ift das Verhältnis ebenfo zu beurteilen, wie wenn ein einzelner zu ber 
Beſtimmung berufener Dritter diefe nicht treffen will ober kann. Je nachdem alſo die Beftimmung 
nad) billigem Ermefjen oder nad) freiem Belieben getroffen werben fol, findet die Vorſchrift des 
8 319 Abſ. 1 Satz 2 oder die Vorſchrift des 8 319 Abſ. 2 Anwendung. Die von der Regel des 
Abf. 2 für den Fall, daß eine Summe zu beftimmen ift, gemadte Ausnahme, entſpricht 
dem in folden Fällen im Leben regelmäßig beobachteten Verfahren. 

3. Hot ſich ber Dritte den Parteien oder einer derſelben gegenüber verpflichtet, Die 
Beitimmung au treffen, fo beitimmt fi das Hierdurch begründete Schuldverhältnis nad den 
allgemeinen Grundfägen über die Verpflihtung zur Vornahme einer Handlung. Der Dritte kann 
alfo barauf verklagt werben, bie Beſtimmung zu treffen und Haftet bei ſchuldhafter Unterlaffung 
wegen des dadurch der betreffenden Partei entitandenen Schadens. Die Vorſchriften der 88 317—319 
werden durch eine folche Verpflichtung des Dritten nicht berührt; fie kommen ohne Rüdficht barauf 
zur Anwendung, ob eine Verpflichtung des Dritten befteht oder nicht. 


8 318. 
E18 306; 118260 von. 8 912; TUR sı2. „nie 589f.; M.II 6.19. P.IIBE1 6.467, 471; 
6 ©. 153, 156. 

1. Die Vorſchriften des 8 318 Aa Anwendung fowohl für den Fall, daß der Dritte 
bie Veftimmung nad billigem Ermefien, als für den Fall, baß er fie nad) freiem Belieben 
treffen ſoll. 

2. Die Beſtimmung bes Dritten if ein einfeitiges empfangsbebürftiges Rechtsgeſchäft 
(a. 9. Dernburg II $ 87 IH 2) oder doch eine nad den Vorſchriften über ſolche Rechts⸗ 
geihäfte (88 130—132) zu beurteilende Rechtshandlung; fie wird für beide Bertragichließende 
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8. 319. Soll der Dritte die Leiftung nach billigem Ermefjen beftimmen, 
fo ift Die getroffene Beftimmung für die Vertragfchließenden nicht verbindlich, 


mwirffam, wenn fie einem derſelben gegenüber abgegeben worden ift; fie ift unwiderruflich 
6. ®b. IS. 183 Borbm. VII). Die Beftimmung muß dur den Dritten in Perſon erfolgen, 
weil die Überlaffung derfelben an ihn regelmäßig auf perfönlihem Vertrauen beruht. Vertretung 
bei der Beſtimmung ift daher ausgeſchloſſen, ſofern nicht ein anderes vereinbart iſt. Iſt der 
Drine in der Geſchäfisfähigleit beihräntt, fo ift die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters zu 
der Beftimmung nicht erforderlih. Dies wird menigftens im Zweifel als der Abficht ber 
Barteien entfprechend anzufehen fein. Die Borichriften der 88 107, 111 ftehen dem nicht ent- 
gegen, weil der Dritte durch die Beflimmung einen rechtlichen Nachteil nicht erleiben Tann. 
Der 8 107 fordert zwar die Einwilligung des gefeglichen Vertreters eines Minderjährigen zu 
allen Rechtögeichäften bed letzteren, durch melde derſelbe nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil 
erlangt. Im Fällen ber bier fraglichen Art wirb man aber nad) Analogie des 8 165 (f. 8b. I 
©. 287 Exl. 1z3u 3 165) für genügend erachten müfien, daß der im der Geichäftsfähigteit Be- 
ſchränlte dur bie betreffende Willenserflärung einen rechtlichen Nachteil nicht erleiden kann. 
Ander3 liegt die Sache in betreff eines Vertrags, durch welchen fi) der Dritte verpflichtet, bie 
Beſtimmung zu treffen. Auf einen folden Vertrag finden, wenn der Dritte in ber Gefchäfts- 
fühigfeit beſchränkt ift, die 88 108 ff. Anwendung. 

8. Die Borfchriften des Abſ. 2 über die Anfechtung ber von dem Dritten getroffenen 
Beſtimmung find von der zweiten Kommiſſion Hinzugefügt. 

8) Nac allgemeinen Grundfägen würde der Dritte die vom ihm getroffene Beitimmung 
wegen Irrtums oder unridtiger Übermittelung nach Maßgabe der 88 119, 120 und megen 
argliftiger Täufhung und Drodung nad Maßgabe bed $ 123 anzufechten berechtigt fein (a. A. 
Dernburg II 887 III 3). Der Dritte Hat aber höchſtens ein ibeales, fein materielleg Intereſſe 
an der Anfechtung; beshalb wird vorgeihrieben, daß bem Dritten die Anfehtung nit 
zufteht. Die Anfechtung wegen unrichtiger Übermittelung (8 120) wird im Abſ. 2 nicht auß- 
drüdlic, erwähnt; fie wird aber unter der Anfechtung wegen Irrtums mit verftanden. 

) Ob den Bertragichließenden nad) allgemeinen Grundfägen die Anfechtung der von dem 
Dritten getroffenen Beftimmung zuftehen würde, kann bezweifelt werben. Dad BGB. geht 
davon aus, daß der Vertragswille der Parteien durch die dem Dritten überlafjene Beſtimmung 
ergänzt wird, und geftattet deshalb jebem der Vertragfchließenden die Änfechtung. Sie fteht alfo 
wicht nur dem durch den Vertrag verpflichteten Schuldner, fondern auch dem Gläubiger zu; denn 
auch defien Vertragswille wird durch die Beitimmung ergänzt. Nicht zur Anfechtung wegen 
argliftiger Täufchung oder widerrechtlicher Beftimmung duch Drohung berechtigt ift indefien 
derjenige Wertragichließende, welcher felbft die Täuſchung oder Drohung verübt Hat (Scholl- 
meyer, Erl. 2b zu 8 318). Der Dritte ift nicht Vertreter der Vertragsſchließenden oder eines 
derfelben; die Worfchriften des $ 166 finden daher feine Anwendung. Unfehtungsgegner 
(8 143 Abſ. 1) tft ber andere Teil. Die für die Anfechtungsfriſt gleihmäßig ſowohl für 
die Anfechtung wegen Irrtums (f. oben unter a) als wegen argliftiger Täufhung und Drohung 
gegebenen Borichriften entfprehen dem 8 121 (f. Bb.1 ©. 217 El. 1—A zu $ 121). Auch die 
Borichrift des 8 121 Abſ. 1 Sag 2, nach welcher bie einem Abweſenden gegeniiber erfolgte An« 
fehtung als rechtzeitig erfolgt gilt, wenn bie Anfechtungserlärung unverzüglich abgefandt worden 
if, findet entfprechende Anwendung. 

Iſt die von dem Dritten getroffene Beſtimmung anfehtbar und von einem der Vertrag 
ihließenden angefochten, jo ift fie al3 von Anfang an nichtig anzujehen (8 142). Das Ber 
hältnts ift dann fo zu beurteilen, wie wenn die Beſtimmung überhaupt noch nicht erfolgt wäre. 
Der Dritte hat alfo die Veftimmung noch erft zu treffen (a. 9. Dernburg II $ 87 III 3). 
Kann oder will er fie nicht treffen ober verzögert er fie, fo findet der $ 319 Anwendung. 
Dieſelben Grundfäge gelten, wenn die von bem Dritten getroffene Beftimmung aus irgend einem 
anderen Grunde z. B. auf Grund des 8 116 Cap 2, 88 117, 118 von Anfang an nichtig ift. 


8 319. 
€.18 355 Eat 1, 8 357; I1 8 270 ve. 8 313; IN 8 319. PIE. 586.5 M.II E. 1951. 
P.18.1 6.4671.; 88.5 ©. 1991. 
1. Offenbare Unbilligkeit der Beltimmung. Soll der Dritte die Leiftung nad billigem 
Ermeſſen beftimmen, fo wird dem vertragsmäßigen Erforderniffe nicht genügt durch eine Be— 


134 I. Abſchnitt: Schuldverhältnifie aus Verträgen. 


wenn fie offenbar unbillig ift. Die Beitimmung erfolgt in diefem Falle durch 
Urtheil; das Gleiche gilt, wenn der Dritte die Beftimmung nicht treffen kann oder 
will oder wenn er fie verzögert. 

Soll der Dritte die Beftimmung nach freiem Belieben treffen, jo ijt der Ver⸗ 
trag unwirkſam, wenn der Dritte die Beftimmung nicht treffen kann oder will 
oder wenn er fie verzögert. 


ftimmung, welche der Billigfeit nicht entipricht. Hieraus wird aber nicht der Schluß gezogen, 
daß eine unbillige Beſtimmung als nicht getroffen gelte und daß daher der Dritte eine anderweite 
der Billigkeit entiprechende Beftimmung zu treffen habe, vielmehr ſoll in folhem Falle an die 
Stelle bes Dritten ohne weiteres das Gericht treten. Eine Vereinbarung ber fraglichen 
Art wird alfo dahin ausgelegt, daß eine ber Billigkeit entfprechende Leiftung verſprochen und bie 
Entſcheidung der Frage, welche Leiftung der Billigfeit entipreche, zwar zunächſt durch den Dritten 
erfolgen, das Verhältnis aber, wenn die Entiheibung des Dritten der Billigleit nicht entſpreche, 
fo angefehen werden folle, wie wenn ſchlechthin eine objektiv der Billigkeit entfprechende Leiftung 
vereinbart fei. Abweichend vom 8 315 braucht indeſſen berjenige, welcher fi) auf bie Be— 
ftimmung des Dritten beruft, nicht deren Billigfeit nachzuweiſen; die Beſtimmung ift vielmehr 
maßgebend, wenn nicht von dem einen oder anderen Vertragſchließenden behauptet und nad 
gewieſen wird, daß fie offenbar unbillig fei. Der Ausdruck „offenbar“ Hat feine ſcharf 
abgegrenzte juriftifhe Bedeutung; er tft ein Ausdruck des gewöhnlichen Lebens und tft dement— 
ſprechend auszulegen (vgl. RG. in DIE. 1904 ©. 554, in welchem die offenbare Unbilligteit einer 
Schägung in Frage ftand). Nicht erfordert wird dadurch, daß die Unbilligteit one weitere Beweis⸗ 
führung ans ber Beſtimmung felbft erhelle. Dem die Beſtimmung Unfechtenden darf bie 
Möglichkeit nicht abgeſchnitten werden, die Umftände darzulegen und zu beweiſen, aus benen bie 
offenbare Unbilligkeit der Beitimmung fih ergibt. Läßt fi aber nad dem Ergebnifle ber 
Beweisführung nicht fagen, daß die offenbare Unbilligfeit der Beftimmung erhelle, bleibt viel- 
mehr eine verfchiedene Beurteilung möglich, fo ift zugunften der Aufrechterhaltung ber Be 
ftimmung zu entſcheiden. Das Verfahren geftaltet fi) tm Übrigen ebenfo wie in dem alle des 
8 315. Die Entſcheidung tiber bie behauptete offenbare Unbilligfeit wird alfo regelmäßig nicht 
in einem befonderen Prozeſſe, fondern in dem auf Leiftung gerichteten Prozeſſe erfolgen (f. Erl. 3 
zu 8 315). Buläffig tft indeſſen auch hier, wenn die Vorausſetzungen der CPO. 8 256 vorliegen, 
eine Feſtſtellungsklage. Wird diefe darauf gerichtet, daß bie getroffene Beftimmung wegen offen» 
barer Unbilligfeit unverbindlich fet, fo hat ber Kläger die Unbilligleit zu beweifen. Geht bie 
Klage auf Anerkennung ber Berbindlicjleit ber Beflimmung, fo braucht der Kläger au, wenn 
ex der Gläubiger ift, nicht die Billigkeit zu beweifen (a. A. Schollmeyer, Erl. 1a zu 8 819); 
vielmehr liegt dem anderen Teile ber Beweis der Unbilligfeit ob. 

2. Abweiend vom €. I 8 355 Sag 1 fommen, wenn die Beftimmung nad billigem 
Ermeſſen zu treffen ift, die in Erl. 1 dargelegten Grundjäge auch dann zur Anwendung, 
wenn, ber Dritte bie Beſtimmung nicht treffen kann ober will ober wenn er fie verzögert. 
Die Überweifung der Beſtimmung an den Dritten wird als eine Nebenbeftimmung behandelt, 
welche nad} der vermuteten Mbficht der Parteien unter den gebachten Borausfegungen wegfallen 
fol. Mit ihrem Wegfalle tritt die Hauptvereinbarung in Kraft, nad) welcher eine der Billigkeit 
entfprechende Leiftung geihuldet wird. Welche Leiftung der Billigkeit entipricht, ift durch Urteil 
zu enticheiben. Diefe Eventualität tritt ein: 

a) wenn der Dritte die Beftimmung nicht treffen fann. Es fragt fi, ob ein 
vorübergehenbes Nichtkönnen genügt oder ob feftftehen muß, daß der Dritte niemals imftande 
fein wird, die Veftimmung zu treffen. Die Enticheidung biefer Frage ergibt fi) daraus, daß 
dem Nichtlönnen das Verzögern gleichgeftellt ift (f. unter c). Hiernach iſt ein dauerndes Nicht» 
können nicht erforderlich; andererfeit3 genügt eine vorübergehende kurze Behinderung des Dritten 
nit; dag Nihtlönnen muß vielmehr folange dauern, daß, wenn baßjelbe nicht vorläge, eine 
Verzögerung anzunehmen wäre. Gleichgültig tft e8, auf welchem Grunde das Nichtlönnen bes 
ruht. Der praltiſch wichtigſte Fall ift, da der Dritte die Beſtimmung perfönlic treffen muß 
(f. El. 2 zu 8 318), der feines Tobes. Andere Gründe des Nichtlönneng find z. B. Geſchäfts- 
unfähigkeit, Krankheit, Abweſenheit. Gründe diefer Urt können wegfallen; bet ihnen kommt es 
alfo darauf an, ob fie folange bejtehen, daß das Abwarten ihres Wegfalls eine Verzögerung bes 
gründen würde. Daß ber Dritte in der Geſchäftsfähigkeit befhränkt wird, begründet an ſich ein 
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Nichtkönnen besfelben nicht (f. Erl. 2 zu 8 318). Es ift indeſſen zuzufehen, ob nicht eine flils 
ihmeigende Bereinbarung der Parteien anzımehmen tft, nad) melder der Eintritt einer Be— 
ihräntung der Geichäftsfähigteit wenigitens in gewiſſen Fällen, 3. B. wenn eine Entmündigung 
wegen Geiftesihwäde erfolgt, dem Nichtlönnen gleichgeftellt ift; 

b) wenn der Dritte die Beſtimmung nicht treffen will. Der Dritte ift, fofern 
nicht ein beſonderer Vertrag mit ihm gefchloffen tft, nicht verpflichtet, die Beittmmung zu treffen. 
Erklärt er, da er die Beftimmung nicht treffen will, fo fteht dadurch fein Nichtwollen feft. Nach 
Analogie der Vorſchriften des 8 318 Abſ. 1 wird als genügend anzunehmen fein, wenn jene 
Erffärung einem der Bertragfchließenden gegenüber erfolgt. Eine Zurücknahme der Weigerung 
iſt zwar nicht ausgeſchloſſen (a. A. Rſpr. Bb. 6 ©. 7; vgl. jedoch Bd. I Vorbm. VIII ©. 183); 
doch kommt Hier wie in dem Falle unter a in Betracht, daß die Verzögerung diejelbe Wirkung 
Hat wie das Nichtlönnen und Nichtwollen. Erfolgt daher die Zurücknahme der Weigerung erft 
fo fpät, daß eine Verzögerung der Beſtimmung anzunehmen tft, fo bat fie feine rechtliche Wirkung; 

e) wenn ber Dritte die Beftimmung verzögert. Eine Verzögerung liegt immer 
vor, wenn in bem Vertrag eine Friſt vereinbart ift, innerhalb deren die Beſtimmung erfolgen 
fol, und wenn die Beftimmung nicht innerhalb diefer Friſt getroffen wird. Iſt eine Frift nicht 
vereinbart, jo ift bie Beftimmung verzögert, wenn fie nicht innerhalb angemefjener Zeit getroffen 
wird (f. Erl. 4 zu 8 316). Gleichgültig iſt es, aus welchem Grunde fie nicht erfolgt; ein Ber 
ſchulden de Dritten kommt, aud wenn derfelbe durch befonderen Vertrag fidh verpflichtet Hat, die 
Beftimmung zu treffen, nicht in Betradtt. 

3. Sol ber Dritte bie Beſtimmung nad freiem Belieben treffen, fo wird, wenn der 
Dritte die Beftimmung nicht trefien kann oder will oder wenn er fie verzögert, der ganze Vertrag 
unwirkſam. Die Überweifung der Beſtimmung an den Dritten tft in dein vorausgefegten Falle 
aicht eine Nebenverabrebung, fondern bildet einen wefentlihen Beftandteil des Vertrags ſelbſt. 
Darüber, wie das Verhältnis juriſtiſch zu Lonftruieren ift, find verſchiedene Auffafjungen möglich. 
Am natürlichiten und der Abſicht der Parteien am meiften entiprechend dürfte e8 fein, wenn man 
den Vertrag als einen unter der aufichiebenden Bedingung, daß der Dritte die Beſtimmung treffe, 
geſchloſſenen anfieht (a. A. Endemann I 8 117 Anm. 14). Die Parteien find zwar durch den 
Vertrag fofort gebunden; bie Verpflichtung zur Leiftung entfteht aber erft, wenn der Dritte bie 
Beſtimmung trifft (88 158—160). Als ausgefallen gilt die Bedingung nad) der pofitiven Vor⸗ 
jchrift des 8 319 Abf. 2, wenn der Dritte die Beftimmung nicht treffen kann oder will oder wenn 
er fie verzögert. Die Frage, wann dad Nichtlönnen oder das Nichtwollen oder die Verzögerung 
anzunehmen ift, beftimmt fich nad; den oben in Erl. 2 bargelegten Grundſätzen. Im übrigen 
finden ſowohl für bie Zeit während des Schwebens der Bedingung als für den Fall, dab dies 
felbe eintritt oder ausfällt, die für auffhiebend bedingte Rechtsgeſchäfte geltenden Vorſchriften 
(88 158 ff.) Anwendung. Bu beachten ift, daß, wenn bei einem gegenfeitigen Bertrage die Bes 
ftimmung der ©egenleiftung bem freien Belieben eines Dritten überlaſſen ift, nicht etwa nur die 
auf Die Gegenleiftung ſich beziehende Vereinbarung, fondern der ganze Vertrag unwirkſam wird, 
wenn ber Dritte die Beftimmung nicht treffen kann oder will oder wenn er fie verzögert. 

4. Die Borfchriften des z 319 find dispoſitiver Ratur; fie tommen baher nicht zur Uns 
wendung, wenn ausdıüdlich oder ſtillſchweigend ein andere vereinbart ift. 


Zweiter Titel. 

Krabmer, Gegenfeitige Verträge 1904; Düringer-Hahenburg, HGB. 8b. 2 ©. 91ff.; 
Staub, HGB. Bd. 2 ©. 1270ff. 

Gegenfeitige Berträge. Der obligatorifche Vertrag begründet feinem Begriffe nad) immer die 
Verpflichtung mindefteng eines Teiles. Auf diefe Verpflichtung kann fi) die Wirkung bes Vertrags 
beichränten, fo 3. ®. bei dem Schenktungsverfprechen. Der Vertrag kann neben der dadurd bes 
zwedten Verpflichtung des einen Teiles unter Umftänden auch eine Verpflichtung des anderem 
Xeiles begründen (actio contraria). Dieje Verpflichtung des anderen Teiles bildet aber nicht dem 
Zweck des Vertrags; die Möglichkeit ihres Eintretens wird aber durch diefen Bwed erfordert. 
So 3. ®. geht der Zweck des Auftrags nur dahin, den Beauftragten zu ber Uusführung des 
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$. 320. Wer aus einem gegenfeitigen Vertrage verpflichtet ift, kann die ihm 
obliegende Leiftung bis zur Bewirkung der Gegenleiftung verweigern, es fei denn, 
daß er vorzuleiften verpflichtet ift. Hat die Leiftung an Mehrere zu erfolgen, fo 
Kann dem Einzelnen der ihm gebührende Theil bis zur Bewirkung der ganzen 
Gegenleiftung verweigert werden. Die Vorſchrift des 8. 273 Abf. 3 findet Feine 
Anwendung. 

Iſt von der einen Seite theilmeife geleitet worben, jo kann die Gegenleiftung 
infoweit nicht verweigert werden, al3 die Verweigerung nach den Umftänden, ind« 
befondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigfeit des rüdftändigen Theiles, gegen 
Treu und Glauben verftoßen würde. 


Auftrags zu verpflichten. Eine Verpflichtung des Auftraggebers braucht dadurd nicht begründet 
zu werden; fie fann aber entftehen, wenn ber Beauftragte Aufwendungen zum Bwede der 
Ausführung des Auftrags macht; ber Auftraggeber wird zu deren Erfage verpflichtet. Eine 
dritte Kategorie bilden bie gegenfeitigen Verträge. Bet diefen tft begrifflich die Verpflichtung 
beider Zeile erforderlich. Jeder Teil geht eine Verpflichtung nur ein, um die Verpflichtung des 
anderen Teiles zu erlangen. Leiftung und Gegenleiftung follen gegeneinander audgetaufcht 
werben (f. Windſcheid-Kipp II 8 324, Dernburg II 88 91 ff). Aus biefem Weſen des 
gegenfeitigen Vertrags folgt zunächft, daß, wenn auch nur bie eine Leiftung von Anfang an uns 
möglich ift, die infolge davon nad 8 306 eintretende Nichtigkeit den ganzen Vertrag trifft. 
Ebenfo treffen die Folgen der Geſchäfisunfähigkeit oder der beichräntten Geichäftsjähigteit des 
einen Teiles fowie die Folgen ber Anfechtbarkeit der Vertragderllärung des einen Teiles immer 
den ganzen Vertrag. Aus dem Verhältniſſe von Leiftung und Gegenleiftung ergibt fi ferner 
eine beſondere eftaltung ber beiberfeitigen Verpflichtungen. Die fi Hierauf beziehenden allgemeinen 
Vorſchriften werden in dem zweiten Titel gegeben. Es handelt fich zunächft um bie Frage, in welcher 
Art der Bwed, daß Leiftung und Gegenleiftung ausgetaufcht werden follen, am beten erreicht 
wird (Einrede des nicht erfüllten Vertrags). Auf bie Entfheidung diefer Frage beziehen ſich bie 
88 320, 322. Der 8 321 enthält eine Vorſchrift für den Fall, daß ber eine Teil nad dem 
Inhalte des Vertrags vorzuleiften verpflichtet iſt, und beftimmt die Voransfegungen, unter welchen 
trotzdem bie Leiftung bis zur Bewirtung ber @egenleiftung verweigert werben kaun. Die 88 323—325 
enthalten Vorſchriften darüber, wie fi die Verpflichtungen der Parteien geftalten, wenn die 
Leiftung des einen Teiles infolge eines von feinem Zeile oder infolge eines von dem anderen 
Zeile oder infolge eines von dem Berpflichteten zu vertretenden Umftandes unmöglich geworden 
if. Der $ 326 beftimmt die Wirkungen, welche ber Berzug auf das beiderfeitige Schuldverhältnis 
hat. Der 8 327 endlich beftimmt, welche Vorjcriften zur Anwendung kommen, wenn ein Teil 
nad) Maßgabe der 38 325, 326 von dem Vertrage zurüdiritt. 


8 320. 
@.188 3621.; II 8 271 rev. 8 Ms II 8 314. ®.1 6. 649f., 659f.. 1860ff., 1883, 2024f., 3258 1.; 
M.I 6.200f. P.1 Bo. 1 6. 6261., 633 fl. 

Regelsberger, Zur Lehre von ber Einrede des nicht erfüllten Vertrags und von dem 
Einfluß der teilweifen Unmöglichkeit der Erfüllung auf das Vertragsverhältnis, in Iherings Jahrb. 
©. 249. 

1. Eiunrede bes nicht erfüllten Vertrags. Aus dem Wefen des gegenfeitigen Vertrags 
folgt, daß jeder Teil die Leiftung nur gegen Empfang ber Gegenleiftung zu bewirken braucht. 
Die juriftiihe Durchführung diefed Gedankens iſt in verſchiedener Art möglich und in den biß- 
herigen Rechten im verſchiedener Art erfolgt. Man Tann das Recht jedes Teiles, bie ihm ges 
bührende Leiftung zu fordern, davon abhängig machen, daß er bie ihm obliegende Xeiftung be: 
wirkt Hat oder doch ambietet; man kann aber auch das Recht auf die Leiftung als ein an fi) 
unbedingtes anerfennen und nur dem anderen Zeile bad Recht gewähren, die geforderte Leiftung 
bis dahin zu verweigern, daß bie ihm gebührende Gegenleiftung bewirkt iſt. Das BGB. folgt 
im Anſchluß an die herrſchende gemeintechtlihe Theorie ber letzteren Auffaſſung. Die hiernach 
jedem aus einem gegenfeitigen Vertrage Verpflichteten nach $ 320 Abſ. 1 zuftehende verzögerlihe 
Einrede hat, wie fih aus 8 322 ergibt, nicht bie Wirkung, daß ber andere Teil zurzeit über 
haupt die ihm gebührende Teiſtung zu fordern nicht berechtigt ift, fondern fie hat lediglich die 
Wirkung, daß er nur Leiftung Bug um Zug fordern kann (ſ. Erl. 1 zu $ 274). Das dem 
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Gläubiger nach 8 273 Abſ. 3 zuftchende Recht, die Ausübung des Zurüdckbehaltungsrechts durch 
Sicherheitsleiitung abzuwenden, fteht dem Gläubiger gegenliber ber bem Schuldner nad 8 320 
zuſtehenden Einrede bes nicht erfüllten Vertrags nicht zu (f. Erl. 2 zu 8 273). Die Vorſchrift, 
daß bie Verpflichtungen aus einem gegenfeitigen Vertrage Zug um Bug zu erfüllen find, iſt 
diöpofitiver Natur; fie findet daher feine Anwendung, wenn nad) dem Inhalte des Vertrags der 
eine Teil vorzuleiften Hat. 

Nicht ausgefchlofien wird die Einrede dadurch, daß ber Beflagte ſich in betreff der ihm ges 
bührenden @egenleiftung im Verzuge der Annahme befindet. Nicht mehr begründet iſt die Eitt- 
rede aber dann, wenn die dem Beklagten gebüßrende Gegenleiftung unmöglich geworben ift. 
Das in diefem alle eintretende Verhältnis beftimmt fich nad) ben 88 323—325 (Regelsberger 
&. 266; Ripr. Bd. 8 ©. 38; f. Erl. 4 zu $ 323). 

2. Wirfung der Einrede beim Borbandenfein mehrerer Gläubiger. Nach 8 420 ift, 
wenn mehrere eine teilbare Leiftung ſchulden oder mehrere eine teilbare Leiſiung zu fordern haben, 
im Zweifel jeder Schuldner nur zu einem gleichen Anteile verpflichtet, jeder Gläubiger nur zu einem 
gleihen Anteile berechtigt. Hiernach fann aljo z. B, wenn zwei Berfonen eine Duantität vers 
tretbarer Sachen verfaufen, jede berfelben die Hälfte des Kaufpreifes von dem Käufer fordern 
und Äft nur verpflichtet, den Kaufgegenftand zur Hälfte dem Käufer zu liefern. Es kann 
zweifelhaft fein, mie ſich in Fällen diefer Art die Einrede bes nicht erfüllten Vertrags geflaltet. 
Diefen Zweifel ſchneidet der 8 320 Abſ. 1 Sap 2 ab. Aus dem Wefen des gegenjeitigen Ver⸗ 
trags wird gefolgert, daß, wenn bie Leitung an mehrere zu erfolgen Hat, bem einzelnen der 
ihm gebührende Zeil bis zur Bewirkung ber ganzen Gegenleiftung verweigert werden kann. In 
dem gedachten Beifpielsfalle braucht alſo der Käufer Leinen Teil bes Kaufpreifed zu zahlen, wenn 
ihm nicht gleichzeitig der von ihm gekaufte Gegenftand ganz geliefert wird. Er kann die Zahlung 
ber Hälfte. des Kaufpreifes nicht nur bis zur Bewirkung der dem klagenden Verkäufer obliegenden 
Leiftung der Hälfte des Kaufgegenftandes, fondern bis zur Leijtung des ganzen Saufgegen« 
ſtandes verweigern. Die fragliche Vorſchrift Hat gegenüber dem E. I dadurch an Bedeutung ver- 
loren, daß nadı dem von ber zweiten Kommiſſion befchlofienen 8 427 mehrere, die fi durd, 
Vertrag gemeinfhaftlid zu einer teilbaren Leiftung verpflichten, im Zweifel als Geſamtſchuldner 
haften. Bei einer unteilbaren Leiftung ergibt fi) Died aus 8 431. Soweit jeder der mehreren 
Schuldner als Gefamtihuldner haftet, kaun der obengedachte Zweifel nicht eniftehen. Die 
fragliche Borfchrift behält aber, da ber $ 427 nur eine Auslegungsregel gibt, ihre Bedeutung 
noch für diejenigen Fälle, in welchen die Haftung ber einzelnen als Geſamtſchuldner ausdrüdlic 
ober ſtiſl ſchweigend ausgeichlofien iſt. Zu beachten ift übrigens, daf die fragliche Vorſchriſt über: 
haupt nur dann Anwendung findet, wenn es ſich um einen Vertrag handelt, nicht aber dann, 
wenn in Wirklichkeit mehrere felbftändige Verträge vorliegen. Die Vorſchrift bezieht fich, wie fich 
aus ihrem Wortlaut und Zwede ergibt, nicht auf den Fall, daß von mehreren pro rata haftenden 
Schuldnern, alfo 3. B. von mehreren nur pro rata haftenden Käufern einer Duantität vertret⸗ 
barer Sachen jeder derſelben nur einen verhältnismäßigen Bruchteil der Gegenleiftung in dem 
Beiſpielsjall alfo der verkauften Sachen, zu fordern beredhtigt ift. Hier Tann der auf Zahlung 
der von ihm geichuldeten Rate des Kaufpreifes verflagte Käufer die Zahlung nur bis dahin ver- 
weigern, daß ihm ber ihm gebührende Teil ber verkauften Waren geleiftet wird, alfo überhaupt 
nicht, wenn er biefen Teil bereit3 erhalten hat (a. U. Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 320; wie 
bier Erzneccerus-Lehmann I 8 182 Unm. 3; Staudinger, Erl. 3 zu $ 320; Rehbein, 
Erl. 11 zu 88 3%0—327). 

Der nad) dem E. I noch in Betracht kommende Fall, daß der eine ober der andere Ver- 
teagfchließende von mehreren Berfonen beerbt wird, entjcheidet fi nach bem BGB. nach den bes 
fonderen über die Exbengemeinfchaft gegebenen Vorſchriften (f. insbefondere die 88 2038—2040). 

8. Giurebe bes nicht vollſtändig erfüllten Vertrags. Die im 8 320 Abi. 1 beftimmte 
Eimzebe flieht dem Schuldner nicht nur dann zu, wenn ber andere Teil noch überhaupt nicht ges 
leiftet Hat, fondern auch dann, wenn derſelbe noch nicht vollftändig oder nicht in folher Art ges 
leiftet bat, wie er zu leiften verpflichtet war (exceptio non rite adimpleti contractus). Der 
aus einem gegenfeitigen Vertrage Berpflichtete braucht nur zu leiften, wenn er ſeinerſeits alles 
erhält, was ihm aus dem gegenjeitigen Wertrage gebührt. Bei einem Kaufe z. B. alfo fteht dem 
Käufer die Einrede auch dann zu, wenn ber Verkäufer einen Teil bes vertauften Gegenftandes 
noch nicht geliefert oder wenn er bie ihm in betreff des Kaufgegenftandes nach ben 88 434—437, 
439 obliegenden Verpflichtungen in betrefi ber Gewährleiſtung bes veräußerten Rechtes nicht er 
fült Hat (8 440). Iſt der andere Teil nicht imftande, die ihm obliegende Leiftung zu bewirken, 
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fo ift er entweder von feiner Verpflichtung frei (8 275) oder dem anderen Teile zum Schadens- 
erfage verpflichtet. Über daS im diefen Fällen eintretende Verhältnis ſ. die 88 323—327, ins⸗ 
befondere die Erl. zu ben 88 323, 325. Über die befonderen Borfchriften, welche in betreff der 
G©ewäßrleiftung wegen Mängel einer verkauften Sache gelten, |. die 38 459. Bei einem Ber- 
trage, durch welchen der Schuldner zu Leiftungen verpflichtet tft, die ſukzeſſive zu erfolgen Haben, 
fteht dem Schuldner die Einrede aud) dann zu, wenn ber für eine der bereit3 früher erfolgten 
Zeiftungen gefchuldete Teil der Gegenleiftung noch nicht bewirkt fft, fofern fi nicht aus dem 
Vertrag ein andere ergibt oder der 8 320 Abf. 2 Plak greift (Ripr. Bd. 4 ©. 222). Nah RE. 
Bd. 56 ©. 251 kann, wenn bet einem gegenieitigen Vertrag ein Teil für feinen Anſpruch eine 
Vormerkung auf ein Grundftüd des anderen Teiles bat eintragen laſſen, der legtere gegenüber 
der wider ihm erhobenen Leiftungsflage verlangen, nur Zug um Zug gegen Einwilligung bes 
Magenden Teiles in die Löſchung der Bormerfuug zur Leiſtung verurteilt zu werden. Es komme 
Bier nicht 8 276, fondern 8 320 zur direkten oder doc entfprechenden Anwendung. 

4. Beihräntung der Einrede bei teilweife erfolgter Gegenleiſtuug. Die Vorfchrift, 
daß jeder Teil die geſchuldete Leiftung nicht eher zu bewirken braudt, ala bis er die ihm 
gebührende Leiftung erhält, kann zu einem unbilligen Ergebnifje führen, wenn der eine 
Teil bie ihm gebüßrende Leitung bereits teilmeife erhalten Hat. Verweigert er in einem 
folgen Falle die ihm obliegende Leiftung bis dahin, daß er bie ihm gebüßrende Leiftung 
volftändig erhalten Hat, fo hat ex bis dahin, daß dies geichehen ift, den Nugen von der an ihn 
bewirkten Teilleiſtung, ohne feinerfeitö irgend etwas geleiftet zu haben. Dem tritt die Vorſchrift 
de3 $ 320 Abſ. 2 entgegen. Iſt von der einen Seite bereits teilweife geleiftet, fo ſoll bie Gegen- 
feiftung inſoweit nicht verweigert werden können, ald die Verweigerung nah den Umijtänden, 
insbefondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigfeit des riidftändigen Teiles, gegen Treu und 
Glauben verfloßen wide. Im E. I war eine derartige Beltimmung nicht enıhalten; nad den 
M. II. S 203 wurde indefien als felbftverftändlich angenommen, daß unter Umftänden, ing: 
beſondere bei einer verhältnismäßigen Geringfügigkeit des quantitativen oder qualitativen Mangels, 
eine replica doli begründet fein wilde. Die Vorſchrift des Ab. 2 befeitigt bie Zweifel, die in 
diefer Beziehung entftehen könnten. Unter dem Ausbrud „iſt teilmeife geleitet” ift nicht nur der 
Fall zu verftehen, dab die Leiftung eine quantitativ undollftändige geweſen ift, fondern auch ber 
Tall, daß die Leiftung eine qualitativ mangelhafte war, die Befeitigung der Mängel aber möge 
lich iſt. Die Art, in welcher Coſack I ©. 301f. in ber Hier fraglichen Beziehung zwiſchen 
mangelhafter und unvolljtändiger Leiftung unterſcheidet, dürfte nicht gerechtfertigt fein. Voraus— 
zufegen ift allerdings, daß die Mängel nicht von folder Urt find, daß die Leiftung überhaupt 
nicht als die geſchuldete anzufehen ift; bie Leiftung muß vielmehr von folder Art fein, dab eine 
Vervolftändigung möglich ift. Die Vorſchrift des Abſ. 2 beſchränkt ſich nicht auf ben Fall, daß 
nur ein verhältnismäßig geringer Zeil der Leiftung rückſtändig tft; diefer Fall tft zwar als ein 
praftifch befonder8 wichtiger hervorgehoben; die Vorfchrift fan aber auch unter Umftänden Ans 
wendung finden, wenn ein verhältnismäßig bedeutender Teil der Leiftung noch rüdjtändig ift. 
Andererſeits darf die Vorfchrift nicht dahin ausgelegt werden, doß das Recht, die Gegenleiftung 
zu verweigern, ſich immer nur auf einen dem rüdjtändigen Teile der Leiftung entfprechenden 
Zeil der Gegenleiftung beſchränke. Erfült z. B. der Verkäufer, der einen Teil des verkauften 
Gegenftandes geleiftet Hat, die ihm obliegende Verpflichtung, den ganzen Gegenſtand zu leiften, 
obwohl er dazu imftande ift, vorſätzlich oder fahrläjfigerweife nicht, fo wird es nicht als gegen 
Treu und Glauben verftoßend angefehen werben können, wenn ber Käufer bie Zahlung des 
ganzen Kaufpreiſes bis dahin verweigert, daß der Verkäufer die ihm mögliche und lediglich aus 
Vorſatz oder Nachläffigkeit unterbliebene Leiſtung des ganzen Kaufgegenftandes vollſtändig bes 
wirkt. Sft der Verkäufer dagegen zurzeit außerftande, feine Verpflichtungen vollſtändig zu 
erfüllen, ohne daß jedoch die ihm obliegende Leiſtung unmöglich geworben ift (Über den letzteren Fall 
f. Erl. 4 8 323), fo würde der Käufer, welcher die Zeilleiftung angenommen hat, gegen Treu und 
Glauben verftopen, wenn er bie Zeilleiitung behalten und doch von dem Kaufpreife nichts bes 
zahlen wollte. Er muß in einem folhen Falle einen der erhaltenen Zeilleiftung entiprechenden 
Teil bed Kaufpreifes zahlen. Dan Tann dagegen nit einwenden, daß dadurch zum Nachteile 
des Käufers ein Zwiſchenzuſtand eintrete, ber mit dem Zwede des abgefchlofienen Kauſes un⸗ 
vereinbar el. Der Käufer ift immer in der Lage, zu einer definitiven Ordnung bes Berhälte 
niffes zu gelangen. Er kann die Verurteilung des Verkäufers zur Bewirtung der noch rüd- 
ftändigen Leiftung verlangen und diefem nad) Maßgabe des 8 283 eine Frift ſetzen. Bewirkt 
der Berfäufer die Letftung vor dem Ablaufe diefer Frift nicht, fo flieht dem Käufer nah $ 325 
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8. 321. Wer aus einem gegenfeitigen Vertrage vorzuleiften verpflichtet ijt, 
fann, wenn nad) dem Abichluffe des Vertrags in den Vermögensverhältniſſen des 
anderen Theile eine wejentliche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anspruch 
anf die Gegenleiftung gefährdet wird, die ihm obliegende Leijtung verweigern, big 
bie Gegenleiftung bewirkt oder Sicherheit für fie geleiftet wird. 


Abf. 2 die Wahl zwifchen den dort bezeichneten Rechten zu. Er kann alfo Schadenserfag wegen 
teilweifer Nichterfüllung verlangen und biefe Forderung gegen bie Forderung des Verkäufers auf 
Zahlung des Kaufpreifes aufrechnen; er kann, wenn fein Interefje es erfordert, unter Rüdgewähr 
des bereits erhaltenen Teiles des Kaufgegenſtandes Schadengerfag wegen Nichterflillung des ganzen 
Vertrags verlangen oder von dem ganzen Vertrage zurüdtreten. Der Verkäufer dagegen ift 
unter den gedachten Vorausfegungen nit in der Lage, dad Verhältnis zum Abſchluſſe zu 
bringen; er müßte, folange er nicht imſtande ift, den Meft bes SKaufgegenitandes zu liefern, ſich 
gefallen faffen, daß der Käufer den gelieferten Teil des Kaufgegenſtandes behielte und nupte, 
von dem Kaufpreis aber nichts bezahlte. Die Unbilligkeit eines folchen Ergebnifies liegt auf der 
Hand, und der Käufer verftößt gegen Treu und Glauben, wenn er ſich diefe Lage zunutze 
macht. Er jo entweder das Verhältnis auf einem der oben angegebenen Wege zum Abjchlufje 
bringen oder, wenn er ben erhaltenen Teil des Kaufgegenftandes behalten und abwarten will, 
bis der Verkäufer den Reit zu Fiefern imftande ift, diefem einen dem bereit3 erhaltenen Teile 
de Kaufgegenftandes entiprechenden Teil bed Kaufpreiſes zahlen. Im einzelnen Falle kann es 
freilich) zweifelhaft fein, ob und inwieweit die Verweigerung der Gegenleiftung gerechtfertigt ift 
oder gegen Treu und Glauben verflößt. Ein folder Zweifel kann z. B. entitehen, wenn der 
Berfäufer fich vorſätlich oder aus Fahrläſſigkeit felbft in die Lage gebracht Hat, die rückſtändige 
Teilleiftung zurzeit nicht bewirten zu fünnen. Diefen Fall mit Schollmeyer, Erl. 3 zu 
8 320 immer ebenjo zu behandeln wie den Fall, daß der Verkäufer aus Borjag oder Fahrläfjige 
feit die ihm mögliche Leiſtung nicht bewirkt, dürfte fich ſchwerlich vechtfertigen laſſen; es wird 
bier vielmehr unter Berüdfichtigung des einzelnen Falles zu entfcheiden fein, was Treu und 
Slanben erfordern. Die hieraus entipringende Gefahr einer gewiſſen Nechtsunficherheit muB mehr 
oder weniger bei allen Vorfchriften in dem Kauf genommen werden, welche der Durchführung 
eines fiarren Rechtsſatzes zugunften der Billigkeit und der Aufrechterhalung von Treu und 
Glauben enigegentreten. Ein Beifpiel ber Anwendung der fraglichen Borfchrift gibt RG. Bd. 56 
&. 151. Hiernad) kann die Klage aus dem Kaufvertrag auf Zahlung des Kaufpreiies gegen 
Entgegennahme der Auflafjung des bereits übergebenen Grunbftüds nicht deshalb als verfrüht 
abgewieien werben, weil ber zugeficherten Hypothelenfreiheit ungeachtet im Grundbuch, eine gering- 
fügige Rente eingetragen ift. 

5. Über das prozeſſualiſche Verfahren bei der Klage aus einem gegenfeitigen Vertrag und 
über die Beweislaſt ſ. Erl. 1 zu $ 322. 

g 321. 
€. 11 8 272 res. 9 315; IS 315. PUB 1 8. 631f. 

Negelsberger, Anſpruch bes Gläubigers auf Leiltung von Eicherheit für betagte oder 
bedingte Forderungen wegen Eintrittö einer Verichlechterung in der Vermögenslage des Schuld- 
ner, in Iherings Jahrb. Bd. 40 ©. Ad1ff.; Türk, Der Irrtum über die Zahlungsfähigfeit des 
Schuldners beim Vertragsſchluſſe nach dem BOB. in Gruch. Bd. 43 ©. 549. 

Einrede bed zur Borleiftung Verpflichteten bei Vermögensverſchlechterung bed anderen 
Teiles. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrags ($ 320) fteht demjenigen nicht zu, welder 
nad) dem Inhalte des Vertrags zur Borleiftung verpflichtet if. Die auf einem Beſchluſſe der 
zweiten Kommiſſion beruhende Vorſchrift des $ 321 macht hiervon mit Rüdfiht auf die Aufs 
fafjung des Verkehrs eine Ausnahme für den Fall, dab nad dem Abfchlufje des Vertrags in den 
Vermögensverbältnifien des anderen Teiles eine wefentliche Verſchlechterung eintritt, durch die 
der Anſpruch auf die Gegenleiftung gefährdet wird. Nicht jede Verfchlechterung der Vermögens⸗ 
verhältnifie bes anderen Teiles genügt alfo, jondern nur eine folche, durch welche der Anſpruch 
auf die Gegenleiftung gefährdet wird. Ob eine folde Gefährdung vorliegt, läßt fih nur unter 
Berüdfihtigung der Umftände des einzelnen Falles entjheiden. Die Verſchlechterung muß ferner 
nach Abſchluß des Vertrags eingetreten fein. Bei einer hypothekariſch feftgeitellien Forderung 
findet der 8 321 Anwendung, wenn die Realſicherheit, die dad Grundftüd bietet, zur 
Sicherfiellung der Forderung nicht mehr ausreicht (RG. in ZW. 1903, Beil. ©. 33). 
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8. 322. Erhebt aus einem gegenfeitigen Vertrage der eine Theil lage auf 
die ihm gefchuldete Leiftung, jo hat Die Geltendmachung des dem anderen Theile 


Eine bereit zur Zeit des Mbichluffes bes Vertrags beſtehende ſchlechte Bermögenslage 
begründet bie Ausnahme auch dann nit, wenn fie dem zur Borleiftung Verpflichteten 
ohne defien Verſchulden unbelannt war. Er würde dann zwar vorausſichtlich ſich nicht zur 
Vorleiſtung verpflichtet haben. Ein folder Irrtum in den Motiven ift aber ohne Einfluß 
auf die Wirkſamkeit ber Willenserklärung. Beſtritten ift, ob der Irrtum über die Bahlungs- 
fähigkeit des anderen Teiles als ein Irrtum über die Eigenfchaft der Perfon im Sinne 
des 8 119 Abſ. 2 anzufehen ift und deshalb die Anfechtung begründet. Die Frage dürfte aus 
den in ®b. I Erl. 2a zu 8 119 angeführten Gründen zu verneinen fein (a. W. außer den im 
der Erl. 2a zu 8 119 angeführten Schriftftellern auch Regelsberger ©. 479, der fi haupte 
fählih auf die mit der Auffaffung des Verkehrs übereinftimmende Entwidlung des gemeinen 
Rechtes beruft, dabei aber felbit hervorhebt, daß nad) diefem Entſchuldbarkeit des Irrtums vers 
langt mwerbe, was nad dem BGB. nicht der Fall ift; das letztere fpricht dafür, dab das BOB. 
im der fraglichen Beziehung auf dem bier vertretenen Standpuntt fieht). Berußt der Irrtum 
über die Zahlungsfähigkeit auf einem wirklichen Irrtum über eine Eigenfchaft des anderen Teiles, 
Hat ber Sreditgeber alfo z. B. den anderen Teil irrtümlich für einen mit feſiem Gehalt angeftellten 
Beamten angefeen, fo kann auf Grund dieſes Irrtums die Anfechtung nah 8 119 Abf. 2 
begründet fein. Iſt der Irrtum über die Zahlungsfähigkett durch argliftige Täufhung von feiten 
des anderen Teiles veranlaft, fo ift der Vertrag nach 8 123 anfechtbar. Eine argliftige Täuſchung 
kann unter Umftänden fchon darin liegen, daf der andere Teil auf Befragen desjenigen, welder 
fi) zur Borleiftung verpflichten ſoll, die ſchlechte Lage feiner Vermögensverhältniſſe verſchweigt. 
Es Handelt ſich in folgen Fällen aber niemals um eine Anwendung bes 8 321, fondern um 
einen Fall bes 8 123. 

Nicht erforderlich ift es, dab die Wermögenslage des anderen Teiles bei dem Abfchluſſe 
des Vertrags eine gute gemwefen ift. Die Vorſchrift des 8 321 findet auch dann Anwendung, wenn bie 
Bermögendlage damals bereit? eine ſchlechte war, fpäter fi) aber noch mehr verichlehtert Hat 
und durch diefe Verſchlechterung der Anſpruch auf die Gegenleiftung gefährdet wird. 

Liegen die in dem 8 321 beftimmten Vorausſetzungen vor, fo fteht dem zur Borleiftung 
Berpflichteten trog ber Verpflichtung zur Vorleiſtung die im 8 320 beftimmte Einrede zu, jedoch 
mit der Modififation, bat der andere Teil die Eintede durch Sicherheitßleiftung befeitigen kann. 
Das Verhältnis iſt hiernach alfo im weſentlichen dasjelbe wie im Falle des 8 273. Eine ber 
dort getroffenen Beitimmung, daß die Sicherheitsleiftung dich Bürgen ausgeſchloſſen fei, ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift findet fich aber im $ 321 nicht. Eine entſprechende Anwendung jener Bes 
fiimmung des 8 273 dürfte fich nicht rechtfertigen laſſen. Die Sicherheitsleiftung beflimmt fich 
daher lediglich nach den 88 232 ff. 

Nur eine Einrede gegen den Anſpruch auf orleiftung fteht dem Verpflichteten auf Grund 
des 8 321, wenn bie dort bezeichneten Borausfegungen vorliegen, zu. Durch die Verſchlechterung 
der Vermögenslage des anderen Teiles wird aber das Krebitgeihäft nicht in ein Geſchäft ver 
wandelt, auf Grund befien der andere Teil zur Leiftung Bug um Bug bzw. gegen Sicherheitß« 
letftung verpflichtet würde. Der 8 298 findet daher keine Anwendung und ber zur Borleiftung 
Verpflichtete ift nicht berechtigt, von dem anderen Teile zu verlangen, daß diefer gegen bie Bor- 
leiftung auch feinerjeits fofort die ihm obliegende Leiftung bewirkte oder Sicherheit leiſte. Für 
einen berartigen pofitiven Anſpruch des zur Worleiftung Nerpflichteten gibt das Geſet feinen 
Anhalt (Ripr. Bd. 4 ©. 222; Bo. 6 ©. 44; Genf. U. Bb. 58 ©. 308; RB. Bd. 51 ©. 170; 
Bd. 53 ©. 62, ©. 244; RO. in JW. 1904 ©. 201; RG. in IW. 1903 Bell. ©. 7 RG. in 
I. 1903 Beil. ©. 78; a. U. Dernburg II 8 93 Anm. 7; DüringersHahenburg, Das 
HGB. 3b. II ©. 101e). Der $ 321 gewährt dem Verpflichteten auch nicht das Recht wegen 
Verſchlechterung der Vermögensverhältnife des anderen Teiles von dem Bertrage zurüdzutreten. 
Das BGB. kennt die clausula rebus sic stantibus wicht. Nur wenn unter Berädfichtigung des 
8 157 als ftillfchweigend vereinbart anzufehen ift, daß der eine Teil bei dem Eintritt einer Ber» 
ſchlechterung der Vermögendverhältniffe des anderen Teiles an ben Bertrag nicht gebunden fein 
fol, kann ein Rücktritisrecht als begründet angefehen werden (Ripr. Bd. 6 ©. 44; RG. 
Bd. 50 ©. 255). 

Auf einem ähnlichen Gedanken wie der $ 321 beruft bie Vorſchrift bes 8 610. 
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äuftehenden Rechtes, die Leiftung bis zur Bewirkung der Gegenleiftung zu ver- 
weigern, nur die Wirfung, daß der andere Theil zur Erfüllung Zug um Bug 
zu verurtheilen ift. 
Hat der flagende Theil vorzuleiften, fo Tann er, wenn der andere Theil im 
Berzuge der Annahme ift, auf Leiftung nach Empfang der Gegenleiftung flagen. 
Auf die Zwangsvollſtreckung findet die Vorſchrift des $. 274 Ab. 2 An- 
wendung. 


8 322. 
@. 188 365f.; II 8 273 rev. 8 316; III 8 316. PIE. 649f., 1240 ff., 117751.; M. I ©. 2031. 
90 Bu1 ©. 6281., 631; 82.6 6. 1561. 

1. Wirkung ber — des nicht erfüllten Vertrags. Der $ 322 Abſ. 1 entſpricht dem 
824 Abſ. 1 (f. Erl. 1 zu 8 274 und Erl. 1, 3 zu 8 320). Das Verfahren geſtaliet ſich 
biernad folgendermaßen: 

Aus einem gegenfeitigen Bertrage kann immer auf Leitung Zug um Bug gellagt werben. 
Seder Teil farm aber auch auf Bewirtung der dem anderen Teile obliegenden Leiſtung ſchlechthin 
Hagen. Zur Begründung diejer Klage iſt nur erforderlich, daß der Beklagte die geforderte 
Leiftung ſchuldet. Nicht erforderlich ift die Behauptung, daB der Kläger die ihm nad} dem Ver- 
trag obliegende Leiſtung bewirkt oder in folcher Art angeboten Habe, daß der Beklagte im Bers 
zuge der Annahme fei. Gegen die auf Leiſtung ſchlechthin erhobene Klage fteht dem Beklagten 
die Einrede ded nicht erfüllten Vertrags nad) Maßgabe des $ 320 zu. Der Beklagte braucht 
nicht zu beweiſen, daß der Kläger feinerjeit® noch nicht erfüllt Habe. Die Einrede wird be= 
gründet durch die nad dem Verirage dem Stläger obliegende Berpflihtung zur @egenleiftung. 
Dieſe Verpflichtung fteht, da die Klage auf den gegenfeitigen Vertrag gegründet wird, durch 
die eigenen Angaben des Klägers feſt. Sollte im einzelnen Falle Über den Inhalt des ber 
Klage zugrunde gelegten Vertrags Etreit fein, fo liegt ein Leugnen des Stlaggrundes vor, 
und der Kläger hat zu beweifen, daß ber Vertrag, jo wie er behauptet, abgeichlofien ſei. Wird 
diefer Beweis nicht geführt, jo tft die Klage abzumweifen, fofern fie nicht eventuell auf einen den 
Behauptungen des Bellagten entiprehenden Vertrag gegründet ift. Wird ber Beweis geflihrt oder 
wird der ben Behauptungen des Beklagten entiprechende Vertrag zugrunde gelegt, jo ſteht damit 
auch immer feft, welche @egenleiftung der Belfagte verlangen kann, und daß er bis zu ber Ber 
wirtimg derjelben die von ihm geforderte Leiftung zu verweigern berechtigt ift. Gegenüber ber 
Einrede des Beklagten fteht dem Kläger bie Replik zu, dab er die ihm obliegende Gegen» 
leiftung bereit3 quantitativ und qualitativ vollftändig bewirkt habe. Hat der Beklagte bie ihm 
als Erfüllung angebotene Gegenfeiftung als Erfilllung angenommen, fo fehrt fi} nach 8 363 
die Beweislaſt um. Der Bellagte hat zu beweifen, daß die Gegenleiftung nicht die geſchuldete 
oder daß fie unvollftändig geweſen fei. Bei dem Kaufe ferner hat nad) 3 442 ber Käufer, wenn 
der Bertäufer den von dem Käufer geltend gemachten Mangel im Rechte beftreitet, den Mangel zu 
beweifen. Diefe Borjchrift findet nad; 3 445 auf alle Verträge Anwendung, die auf Beräußerung 
oder Velaftung eines Gegenftandes gegen Entgelt gerichtet find. Much wenn die Gegenleiftung 
in einem Unterlafien befteht, wird nad Analogie der 88 345, 358 der Beklagte den Beweis der 
Buwiderhandlung führen müffen (Bindſcheid-Kipp II 8 321 Zufag 6). Die Einrede ift auch 
dann begründet, wenn zu der dem Kläger obliegenden Gegenleiftung eine Mitwirkung des Bes 
Hagten erforderlic, ift und ber Kläger ſich fehon vorher zu der Gegenleiftung bereit erklärt hatıe, 
wenn aljo 3. B. bei einem Tauſchvertrage, durch welchen der Beklagte zugleich zur Bezahlung 
einer Geldſumme verpflichtet ift, die Klage Hierauf gerichtet wurde und der Kläger fi ſchon 
vorher zu ber ihm obliegenden Auflafjung bes zu vertauſchenden Grundſtücks bereit erklärt Hat. 
Der Berzug des Beklagten in der Annahme der Nuflaffung fließt die Einrede nicht aus, 
fondern tommt erft bei der Zwangsvofftredung in Betracht (RG. Bd. 51 ©. 367). (RG. in 
I®. 1904 ©. 90) 

Gegenüber ber Einvede des Beklagten fteht dem Kläger ferner die Replik zu, daß er bie 
Gegenleiftung tetlweife bewirkt habe und daß deshalb die vollftändige Verweigerung der Leifrung 
nach den Umftänden gegen Tren und Glauben verftoße (j. Ex. 4 zu 8 320). Durch diefe Replit 
wird die Einrede nicht vollftändig befeitigt. Inwieweit der Bellagte zur Verweigerung der 
Leiſtung, obwohl er die @egenleiftung teilweife erhalten hat, berechtigt #ft, inwieweit daher die 
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Einrede begründet bleibt, Hat da8 Bericht nach ben Umftänden des Falles zu ermefien. Soweit 
biernad der Betrag, bis zu weldem die Verweigerung ber Leiftumg begründet ift, zweifelhaft 
bleibt, wird zugunften bes Bellagten zu entſcheiden fein, weil dem Kläger der Beweis obliegt, 
daß und inwieweit die an ſich begründete Werweigerung ber Leiftung den Umfländen nad) gegen 
Treu und Glauben verjtoße. 

Werben der Einrede des Bellagten die gedachten Repliken nicht entgegengeftellt oder werden 
diefelben für unbegründet erfannt, jo ftellt fi) der auf Verurteilung des Beklagten ſchlechthin 
gerichtete Antrag bes Klägers ald unbegründet heraus; bie Klage ift aber nicht abzuweifen, die 
Einrede Hat vielmehr nur die Wirkung, daß ber Bellagte zur Leiftung Zug um Bug vers 
urteilt wird. 

Wird die fragliche Einrede von dem Bellagten nicht geltend gemacht, fo ift der Beklagte 
nach Maßgabe des Klagantrags alfo zur Leiftung ſchlechthin zu verurteilen. Dies gilt insbejondere, 
wenn ein Verjäumnisurteil gegen ben Bellagten ergeht (ERD. 8 331 Abf. 2). Hierin zeigt ſich 
die praftiihe Wichtigkeit des Grundfages, daß der Kläger zur Begründung ber Klage nicht zu 
behaupten braucht, feinerfeitS erfült zu haben (a. A. in betreff der Konſtruktion Endemann 
18 25 Unm. 15, ber die Behauptung bes Klägers, erfüllt zu Haben, nicht ala Replik, fondern 
als zur Begründung der Klage gehörend anfieht). Auch für die Buläffigkeit des Urkunden» 
prozeſſes tft der gedachte Grundjag von Bedeutung (EVD. 8 592). 


2. Recht des zur Borleiftung Berpflichteten im Falle des Annahmeverzugs des anderen 
Teiles. Iſt nach dem Inhalt eines gegenjeitigen Vertrags der eine Teil vorzuleiften verpflichtet, 
fo kann diefer die ihm gebührende Leiftung erſt verlangen, wenn er feine Verpflichtung zur Vor⸗ 
leiſtung erfüllt hat. Durch $ 322 Abſ. 2 wird aber befiimmt, daß ber zur Vorleiſtung Vers 
pflichtete, auch wenn ex feinerjeit® noch nicht geleiftet hat, der andere Teil aber im Verzuge der 
Annahme ift, auf die ihm gebührende Leiftung zu lagen berechtigt ift; er fann dann aber nicht 
die Leiſtung fchlehthin, fondern nur Leiftung nad Empfang ber Gegenleiftung verlangen 
(a. 9. Rſpr. Bd. 8 ©. 38 für dem dort bezeichneten Fall). Nah dem Wortlaute des Abſ. 2 
ſcheint die Klage abgemwiefen werden zu müffen, wenn der Stläger ſchlechthin auf Leiftung ftatt 
auf Leiftung gegen Empfang der Gegenleiftung gellagt bat. Dies dürfte indefjen der Abſicht 
des Geſetzes, wie fi aus dem Zufammenhange des Abi. 2 mit dem Abf. 1 ergibt, nicht ent 
fprehen. Durch den Unnahmeverzug des Beklagten entfteht ein ähnliches Verhältnis, wie bei 
den Zug um Bug zu erfüllenden Verpflichtungen von Anfang an befteht. Wie bei biefen bie 
Einrede des nicht erfüllten Vertrags nicht die Wirkung Hat, daß die auf Leiftung ſchlechthin ge 
richtete Klage abgemwiefen wird, fondern nur die Wirkung, daß der Belfagte ftatt auf Leiftung 
ſchlechthin, nur auf Leiftung Bug um Bug verurteilt wird, fo kann aud) die auf die Vor— 
leiftungspfliht des Klägers geftügte Einrede bei Annahmeverzug des Bellagten nur die Wirkung 
haben, daß der Beklagte ftatt zur Leiftung ſchlechthin nur zur Leiftung gegen Empfang der 
Gegenleiftung verurteilt wird. Der Unterfchied von dem erfteren alle befteht nur darin, dab 
dag Urteil dort auf Leiftung Zug um Bug, hier auf Leiftung nad Empfang der Gegenleiftung 
geht (Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 322). 

8. Die Zwangsvolftredung auf Grund eines Urteils, das auf Leiftung Zug um Zug 
ober auf Leiftung gegen Empfang der Gegenleiftung gerichtet ift, wird durch bie nad) 8 322 
Abſ. 3 zur Anwendung kommende Vorſchrift des 8 274 Abſ. 2 weſentlich erleichtert. Der 3 274 
Abf. 2 ſpricht zwar nur von den auf Leitung Zug um Bug gerichteten Urteilen. Die Stellung 
des 8 322 Abſ. 3 ergibt aber, daß bie fragliche Vorſchrift auch auf den Fall des 8 322 
Abſ. 2, alfo auf ein Urteil Anwendung finden fol, das auf Leiftung nad Empfang der Gegen» 
leiftung gerichtet iſt. Solange der Bellagte im Verzug ift, kann alfo der Kläger feinen An⸗ 
ſpruch ohne Bewirtung der Gegenleiftung, alfo ebenfo, wie wenn ber Beklagte zur Leiftung 
ſchlechthin verurteilt wäre, tm Wege der Zwangsvollſtredung verfolgen (j. Erl. 2 zu $ 274). 
Der Annahmeverzug des Beklagten ift durch das Urteil feftgeftellt; ein nochmaliges Angebot von 
feiten des Klägers ift daher nicht erforderlich (a. U. Rehbein, Erl. 6 zu 88 320-327; wie 
hier Strudmann-Kod, Unm. 1 zu 8 726; Düringer-Hadenburg, H68. II ©. 96). 
Erft wenn der Bellagte ſich orbnungsmäßig zur Unnahme bereit erflärt und dadurch ber 
Unnahmeverzug aufgehört hat, hängt das weitere Fortſchreiten in der Zwangsvollftredung davon 
ab, baß ber Beklagte die Gegenleiftung wirklich empfangen bat oder von neuem in Verzug der 
Annahme gelommen ift. Über die Borausfegungen, unter welhen der Kläger die Erteilung 
einer vollftredbaren Ausfertigung eines Urteils der gedachten Art verlangen kann ſowie über die 
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$. 323. Wird die aus einem gegenjeitigen Vertrage dem einen Theile ob⸗ 
liegende Leiftung in Folge eines Umftandes unmöglich, den weder er noch der 
andere Theil zu vertreten Hat, jo verliert er den Anſpruch auf die Gegenleiftung; 
bei theilweifer Unmöglichkeit mindert fich die Gegenleiftung nad) Maßgabe ber 
88. 472, 473. 

Berlangt der andere Theil nach 8. 281 Herausgabe des für den gefchuldeten 
Gegenstand erlangten Erfages oder Abtretung des Erſatzanſpruchs, fo bleibt er 
zur Gegenleiftung verpflichtet; diefe mindert fich jedoch nad) Maßgabe der $$. 472, 
473 infoweit, als der Werth des Erſatzes oder des Erfaganfpruch® Hinter dem 
Werthe der gejchuldeten Leiftung zurüchleibt. 

Soweit die nach diefen Vorfchriften nicht gefchuldete Gegenleiftung bewirft 
üt, kann das Geleiftete nach den Vorfchriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung zurüdgeforbert werden. 


von dem Gerichtövollzieher und von bem Vollſtreckungsgericht in Fällen der Hier fraglichen Art 
zu beobachtenden Vorſchriften ſ. Exl. 2 zu $ 274. 

4. Über die Frage, ob nach CPO. 8 257 aus einem gegenfeitigen Vertrag auf künftige Leiftung 
geflagt werden kann, wenn der Kläger die ihm obliegende Leiftung bereitö bewirft oder der Bes 
Hagte vorzuleiften hat, |. Buſch in DIZ. 1902 ©. 305. 


Zu 98 323-327. 

©. außer der zu den Vorbm. zu 88 275—290 angeführten Literatur (S. 67) Regeld« 
berger, Zur Lehre von der Einrede des nicht erfüllten Vertrags und von dem Einfluß der 
teilweifen Unmöglichkeit der Erfüllung auf das Vertragsverhältnig, in Iherings Jahrb. Bd. 40 
©. 249 ff.; Jacobi, Der Schadenserfag megen Nichterfüllung nach 88 325, 326 unter bes 
fonderer Berüdfihtigung der Lehre vom Kaufvertrage 1902; Schöller, Die Folgen fhuldhafter 
Nichterfüllung, insbeſondere der Schadenserfag wegen Nichterfüllung bei Kauf, Werkvertrag, Miete 
und Dienfivertrag nah dem BGB. in Grud. Bd. 44 ©. 603 ff.; Bd. 45 ©. 511lff.; Bd. 46 
©. 1, S3f.; Srande, Die Beweislaft Hinfihtlic des Umfanges der Minderung zu 88 323 
und 325 BGB. in BL. f. RAnw. 1901 ©. 133; Kiſch, Der Schabenserfag wegen Nichterfüllung 
bei gegenfeitigen Berträgen in Iherings Jahıb. Bd. 44 S. 68 ff.; Oswalt, Schabenserfag wegen 
Nichterfüllung in DIZ. 1899 ©. 213; Staub, Die pofitiven Vertragdverlegungen und ihre 
Rechtsfolgen, in der Feſtſchrift des 26. Yuriftentags von Guttentag 1902; Bernburg, Über 
das Rückiritisrecht des Käufers wegen pofitiver Nechisverlegung, in DIZ. 1903 ©. 1ff.; Kipp, 
Das Reichsgericht und die pofiliven Vertragsverlegungen, in DI8. 1903 ©. 253; Luttermann, 
Das geſetzliche Rüdtrittsrecht vom Bertrage na) dem BGB. 1902; Staffel, Bur Erläuterung 
der 88 325, 326 BGB. im Arch. f. civ. Pr. Bd. 92 ©. 467ff. Gutachten für den deutichen 
Juriſtentag über die Frage „Worin befteht der Schadenserfag wegen Nichterfüllung eines gegens 
feitigen Vertrages” von v. Mayr und Kipp in den Verhandlungen bes 27. beutichen Juriſten⸗ 
1098 Bd. II S. 167ff., ©. 249ff., Staub, Die pofitiven Bertragsverlegungen 1904. 

Die 88 323—327 beflinnmen bie Folgen, melde die Unmöglichkeit der Leiftung und der 
Verzug bes Schuldners bei gegenfeitigen Verträgen hat. Unter Unmöglichteit verfteht das Geſetz 
in den 88 323—325 ebenfo wie in den 88 280—283 nicht nur die objeltive, fonbern auch bie 
fubjettive Unmöglichkeit. Dies ergibt fi aus 8 275 Abf. 2 und aus dem Bufammenhang, in 
welchem dieſe Vorſchrift mit den hier fraglichen Beftimmungen fteht. 


8 338. 
©.18 368 Mbf. 1, 3; II 8 274 veb. — ar MI 8 317. 9.16. 1153 ff.. 3259f., 117761.; M. II ©. 205 ff. 
11 ©6381. D. €. 626. 

1. ®irkung ber von Re Teile zu vertretenden Unmöglichleit der Leiſtung auf bie 
Berpfligtung zur Gegenleiftung. Wird eine geſchuldete Leiitung infolge eines Umftandes un- 
möglich, den der Schuldner nicht zu vertreten hat, fo wird ber Schuldner von feiner Verpflichtung 
frei (88 275—279). Der 8 323 befltmmt die Folgen, welche die Befreiung des Schuldners, 
wenn defien Verpflichtung auf einem gegenfeitigen Bertrage berußt, für bie ihm nad} dem Vertrage 
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gebührenbde Gegenleiitung bat. Abweichend von ben gemeinrechtlic für ben Kauf und andere 
auf Veräußerung gerichtete Verträge geltenden Grundſähen, in Übereinftimmung aber mit dem 
preuß. Landrechte beitimmt der 8323, daß derjenige Teil, deſſen Leiftung unmöglid 
wird, die Gefahr trägt, d. h. daß er die Gegenleiftung zu fordern nicht berechtigt iſt. Vorauss 
fegung bed Wegfalls des Anſpruchs auf die Gegenleiftung ift nah dem Wortlaute bes & 323, 
daß die Leiftung infolge eines Umftandes unmöglich wird, den weder ber zur Leiftung Ber» 
pflichtete noch der andere Teil zu vertreten hat. Hiernach müßte ber andere Teil, welcher den 
Wegfall des Anſpruchs auf die Gegenleiftung geltend macht, jene Borausfegungen beweifen. Der 
Käufer z. B., welcher geltend macht, daß der Anſpruch bes Verkäufers auf den Kaufpreis weg⸗ 
gefallen fet, müßte nicht nur bemeifen, daß bie Leiftung des verkauften Gegenftandes unmöglich 
geworben ſondern aud, daß die Unmöglichkeit infolge eines weber von dem Verkäufer noch eines 
von ihm zu vertretenden Umftandes eingetreten ſei. Nah 8 325 Ab. 1 Sag 3 kann indefien 
der andere Zeil, in dem angeführten Beifpielsfall alfo der Käufer, bie ihm nad 8 323 zuftehenden 
Rechte auch dann geltend machen, wenn die Leiftung infolge eines Umfiandes unmöglich ges 
worden ift, welchen der zur Leiftung Verpflichtete, hier aljo der Verkäufer, zu vertreten hat. Der 
Käufer braudt alfo, um ben Wegfall des Anſpruchs bes Verkäufers auf den Kaufpreis darzu⸗ 
tun, keinesfalls zu beweifen, daß die Unmöglichkeit, ben verkauften Gegenftand zu leiften, infolge 
eined von dem Verkäufer nicht zu vertretenden Umſtandes eingetreten ſel. Bmeifelhaft ift, ob 
ihm der Beweis obliegt, daß er ben Umftand nicht zu vertreten habe, infolgebefien die Uns 
möglichleit eingetreten ift. Im E. I 3 368 Abf. 1 war der Wegfall des Anſpruchs auf bie Gegen» 
leitung nur von ber Vorausfegung abhängig gemacht, daß der zur Leiftung Verpflictete, in bem 
Beiſpielsfall alfo der Verkäufer, von der Verpflichtung zur Leiftung infolge eingetretener Un⸗ 
möglichleit befreit fei. Im Abſ. 2 war dann beftimmt, baß der Anſpruch auf die Gegenleiftung 
beftehen bleibe, wenn die Leiftung infolge eine von bem anderen Teile, in dem Beiſpielsfall 
alfo von dem Käufer, zu vertretenden Umftandes oder, nachdem berjelbe in Verzug der Annahme 
gefommen ift, unmöglich geworben fei. Aus diefer Faſſung und Stellung der beiden Vorſchriften 
ergab ſich, daß dem Käufer nicht der Beweis obliegt, daß der Umſtand, infolgedefien die 
Unmödglichteit eingetreten ift, nicht von ihm zu vertreten fei, daß vielmehr der Verkäufer, 
wenn er troß der Unmöglichkeit, die Leiftung des verkauften Gegenſtandes zu bewirken, bem 
Kaufpreis fordert, eine der in dem E. I 8 368 Abf. 2 gedachten Voraudfegungen zu beweifen 
hat. Aus den Protofollen der zweiten Kommiffion ergibt fi wicht, daß durch die Änderung 
ber Faſſung und Stellung ber fraglichen Vorſchriften eine fachliche Änderung beabſichtigt ift. 
Es wurde redaktionell für zwedmäßiger gehalten, bie drei Fälle, daß die Unmöglichkeit ber 
Leiſtung infolge eines von keinem ber beiden Teile ober daß fie infolge eines von bem einen 
Teile oder infolge eines von dem anderen Teile zu vertretenden Umftande& eingetreten ift, in 
befonderen Paragraphen zu behandeln. Die Faſſung des 8 324, in welchem der Fall behandelt 
wird, daß die Leiftung infolge eines von dem anderen Teile, in dem obigen Beifpielsfal alfo 
von bem Käufer, zu vertretenden Umftandes unmöglich geworben tft, deutet darauf Bin, daß e# 
fih Hierbei um eine Ausnahme von der Megel bes 8 323 Handelt, deren Vorausſetzung alſo 
derjenige zu beweiſen hat, welcher fi auf die Ausnahme beruft. Dazu kommt, daß bie Aus— 
nahme be3 8 324 audy in dem im 8 328 überall nicht erwähnten Falle Platz greift, daß die Un- 
möglichkeit eintritt, nachbem der andere Teil in Verzug der Annahme gekommen iſt. Auch das 
Weſen der gegenfeitigen Verträge bürfte dafür fprechen, daß derjenige, welcher den Wegfall des 
Anſpruchs auf die Gegenleiftung geltend macht, nur die Unmöglichkeit der Leiſtung, gegen welche 
die Gegenleiftung erfolgen jollte, nachzuweiſen braucht. Der beabfichtigte Austaufch der beiden 
Leiftungen ift durch die Unmöglichkeit der einen unmöglich geworden; deshalb muß auch bie 
Gegenleiftung wegfallen, fofern nicht bie befonberen in dem $ 324 bezeichneten Umftände vor« 
liegen, welde trog der Unmöglichkeit ber Leiftung ben Fortbeſtand bes Änfpruchs auf die Gegen» 
leiſtung vechtfertigen (a. U. Schollmeyer, Erl. 4 zu $ 323 und wie es ſcheint Rehbein, Erf. 18 
au 88 320-327; Endemann I 8125 Anm. 27). 

Durch die von keinem Teile zu vertretende Unmöglichkeit ber Leiftung wird nicht, wie 
häufig gefagt wird, das ganze Vertragsverhältnis, fondern nur bie Verpflichtung zur Gegens 
leiftung aufgehoben (Tige ©. 101; und in Krit. Viert. ©. 362). Möglich bleibt z. B., daß der 
zu der unmöglich gewordenen Leiftung Berpflichtete, obwohl er von diefer, weil er die Unmöglichkeit 
nicht zu vertreten hat, befreit wird, doch noch dem anderen Teile auf Grund des Vertrags des⸗ 
Halb Haftet, weil er ihm fchuldhafterweife den Eintritt der Unmöglichkeit nicht mitgeteilt Bat. 
Auch bie Verpflichtung zur Gegenleiftung fällt nicht unbedingt weg, fie kann vielmehr nad) Abf. 2 
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ganz oder teilweife beftehen bleiben, wenn der bort bezeichnete Anfpruch auf Abtretung bes Er⸗ 
fages oder des Erſatzanſpruchs geltend gemacht wird (f. Erl. 5). 

3. Teilweife Unmöglichteit der Leitung. Wird die dem einen Teile obliegende Leiftung 
infolge eines von feinem ber beiden Teile zu vertretenden Umſiandes nur teifweife unmöglidy, 
fo mindert ſich die Gegenletftung nad Maßgabe der 88 472,473. Die Minderung erfolgt nad 
8472 in der Art, daß ber Wert, welchen die ganze Leiftung zur Beit bes Abſchluſſes des Ver» 
trags hatte, zugrunde gelegt und hiermit der Wert, welchen die noch mögliche Teilleiftung ge⸗ 
habt Haben würde, verglichen wird. In demſelben Verhältnis, in welchem dev erfiere Wert zur 
dem letzteren ſteht, wird die Gegenleiſtung herabgefegt. Wenn 3. B. alfo bei einem Kaufe der 
Bert des verlauften Gegenftanbes zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrags 100 betrug, der Wert 
desjenigen Teiles des Kaufgegenftandes, befien Leiftung nad bem Untergange des anderen Teiles 
noch möglich ift, ſich zu jener Beit auf 50 belaufen haben würde, fo mindert ſich die Gegen- 
leiftung in dem Berhältnifje von 100 zu 50; fie mindert fich alfo, wenn fie 200 betrug, auf 
100 (8 472 Abſ. 1). Wirb von mehreren Leiftungen, für welche in dem Vertrag eine &egen- 
leiſtung verſprochen ift, eine der Leiftungen teilweife unmöglich, jo wird bei der Herabfegung der 
Gegenleiftung der Geſamtwert aller Leiftungen zugrunde gelegt (8 472 Abf. 2). Sind ala Gegen⸗ 
leitung ganz oder teilweife Leiſtungen bebungen, beren Gegenſtand nicht vertretbare Sachen find, fo 
find dieje Leiftungen nad) dem Werte zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrags in Geld zu veranfchlagen. 
Die Minderung der Gegenleifiung erfolgt, fojern ein Xeil berfelben in Geld feſtgeſetzt ift, an 
diefem Zeile. Sft diefer Teil geringer als der abzufegende Betrag, fo ift der überſchießende 
Betrag dem zu ber Gegenleiltung Verpflichteten von dem anderen Teile zu vergüten. Iſt fein 
Teil der Gegenleiftung in Geld feitgefegt, fo ift der ganze abzuſetzende Betrag in der gedachten 
Art zu vergüten ($ 473). Im diefen Fällen ift aljo bie Gegenfeiftung, foweit fie nicht Geld 
ober vertretbare Sachen zum Gegenftande hat, vollftänbig zu entrichten, und bie Minderung ers 
folgt durch die von dem anderen Teile dem zu der Gegenleiftung Berpflicteten zu gewährende 
Bergütung. In dem $ 473 ift der oben miterwäßnte Fall, daß fein Teil der Gegenleiftung 
in Geld beftimmt ift, nicht erwähnt, weil er bei dem dort behandelten Kaufe nicht vorlommen 
kann. Die entipreddende Anwendung der dort gegebenen Borfchriften führt aber zu dem obigen 
Ergebniß. 

Iſt die Leiftung nur vorübergehend unmöglich, oder ift e8 ungewiß, ob die Unmöglichkeit 
eine dauernde jein werde und iſt infolge Hiervon ber Schuldner nur zeitweife befreit oder tft 
ungewiß, ob eine Befreiung eingetreten ift, fo gilt badfelbe von ber Gegenleiftung. Der hier 
durch eintretende Schwebezuftand kann insbeſondere bei ſolchen Wertragöverhältnifien, bei denen 
& fih um Leitungen Handelt, bie für längere Beit zu erfolgen haben, erhebliche Nachteile für 
bie Parteien oder für eine derfelben zur Folge haben. Bei einzelnen Rechtsverhältniſſen wird 
hiergegen durch befondere Borjchriften, kraft deren ben Parteien ober einer berfelben ein 
Kündigungsredt eingeräumt wird, Abhilfe gewährt, fo 3. B. bei der Miete durch 8 537, bei 
dem Dienftvertrage durch 8 617, bei der Geſellſchaft durch 8 723. Den Parteien, auch wo folde 
befonderen Vorſchriften nicht beftehen, bei dem Vorliegen der gedachten Borausfegung allgemein 
ein Ründigungsreht einzuräumen (fo Kiſch ©. 54) dürfte ſich nicht reditfertigen laſſen. 

8. Beweislaſt bei teilweifer Unmöglichkeit. Wird die Minderung ber Gegenleiftung auf 
Grund bes $ 323 Abf. 1 Halb. 2 geltend gemacht, fo Hat der zu der Gegenleiftung Berpflichtete 
die teilweiſe Unmöglichkeit der Leiftung nad) den in Exl. 1 dargelegten Grundfägen zu beweijen; 
ex bat ferner zu beweilen, um melden Betrag fi) bie @egenleiftung nad) den in Erl. 2 dar» 
gelegten Grundſätzen minder. Es Handelt fi Hier zwar nicht wie in den Fällen der 88 472, 
473 um einen Anfprud) auf Minderung ($ 462); der Auſpruch auf die Gegenleiftung mindert 
fi vielmehr ipso jure infolge der teilweifen Unmöglichkeit der Leiſtung. Wie aber bei der 
Einwendung der Zahlung der Schuldner nicht nur zu beweifen hat, dab etwas gezahlt ſei, 
fondern auch beweiſen muß, wieviel gezahlt ift, fo Kat auch Hier der zu der Gegenleiftung Ver⸗ 
pflichtete zu bemweifen, um welchen Betrag der Anſpruch auf die Gegenleiltung gemindert ift. 
Er Hat alfo nad Mafgabe der im Erl. 2 dargelegten Grundfäge darzutun, in weldem Berhälte 
niſſe zur Zeit bes Abichlufies des Vertrags der Wert ber ganzen Leiftung zu dem noch möglichen 
Teile der Leiftung geftanden bat. Hieraus ergibt fi) dann von ſelbſt der Betrag, um melden 
die Gegenleiftung fi) mindert, Wie in dem Füllen des 8 473 zu verfahren iſt, ergibt fi aus 
dem in Erl. 2 Befagten. Das Verhältnis liegt Hier alfo anders wie in dem alle des 8 320 
Abſ.2 (f. Erl. 4 zu 8 320). In diefem Falle Handelt es fih um eine Beichränkung der Einrebe 
des nicht erfülten Vertrags; der Beweis liegt daher dem Stläger ob, welcher dieſe Beichränfung 
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geltend macht; Hier Handelt es fich dagegen um eine Einwendung, durch melde das teilmeife 
Erlöſchen des Anſpruchs auf bie Gegenleiftung geltend gemacht wird, und der Beweis ber diefe 
Einwendung begrünbenden Tatſache liegt bemjenigen ob, welder bie Einwendung geltend madıt. 
Auch hier wird übrigens, wenn die teilweife Unmöglichkeit der Keiftung feſtſteht, bet der Ex» 
mittelung des Wertunterfchiedes zwiſchen der vollftändigen unb ber teilweiſe noch möglichen 
Leiftung das vernünftige Ermeflen des Gerichts aushelfend einzugreifen haben (CPO. 8 287). 
Zu demfelben Ergebnis in betreff ber Beweislaft gelangt ſowohl für das gemeine Hecht wie für 
das BGB. Regelsberger, in Iherings Jahrb. Bd. 40 ©. 249ff. (a. U. wie es fheint RS. 
in Seuff. U. Bd. 52 Nr. 78; Titze, ©. 175, ber annimmt, daß es fi Hier gar nit um eine 
Trage der Bemweislaft handle, das Gericht vielmehr, wenn die teilweife Unmöglichkeit feſtſtehe, 
von Umtswegen, nötigenfall® unter Buziefung von Sacveritändigen, den Betrag feitzuftellen 
babe, um welden ſich die Gegenleiftung mindere, was indeſſen prattiih zu bem gleichen Er=- 
gebniſſe führt. 

4. Über dad Verhältnis ber bier fraglichen Einwenbung zu ber Einrebe bes nicht er- 
fülten Vertrags ift folgendes zu bemerken. Es foll dabei das Betipiel einer Klage bed Ver— 
täufer3 auf Zahlung des Kaufpreifes zugrunde gelegt werben. Schiltzt der Käufer genen die 
Klage die Einrebe des nicht erfüllten Vertrags vor und wird von feiner Seite zur Sprache ges 
bracht, daß bie dem Verkäufer obliegende Leiftung unmöglich geworben fei, fo erfolgt infolge 
der vorgebrachten Einrede bie Verurteilung des Käufers nur dahin, daß er Zug um Bug gegen 
Bewirtung der dem Verkäufer obliegenden Leiftung ben Kaufpreis zu bezahlen habe. Ein 
ſolches Urteil nügt dem Verkäufer, wenn bie ihm obliegende Leiftung wirklich unmöglich ge— 
worden ift, nicht, weil ex bie unmögliche Leiftung nicht anbieten kann. Die verzögerlihe Ein- 
rebe des nicht erfüllten Vertrags Hat bier praktiſch alſo dieſelbe Wirkung wie eine Abweiſung 
der Klage. Behauptet und beweift der Verkäufer der Einrede des Käufers gegenüber, die 
Unmöglichleit der ihm obliegenden Leiftung, fo wird dadurch die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrags Hinfällig, aber gleichzeitig geht aus diefer Behauptung hervor, daß bie Klage uns 
begründet iſt fofern der Verkäufer nicht zugleich behauptet und beweiſt, daß bie Unmöglichkeit 
infolge eines von dem Käufer zu vertretenden Umftandes oder zu einer Beit eingetreten fei, in 
welcher der Käufer in Berzug der Annahme war. In dem Iebteren Falle kann der Verkäufer 
den Kaufpreis nach 8 324 unbedingt fordern. Führt der Verkäufer aber diefen Beweis nicht, 
ift alfo anzunehmen, daß die Leiftung infolge eine von dem Verkäufer ober infolge eines von 
Telnem Teile zu vertretenden Umftandes unmöglich geworben ſei, fo tit die lage nad) 88 323, 
325 unbegründet. Nach 8 325 hat zwar der Käufer, wenn die Unmöglichkeit infolge eines von 
dem Verkäufer zu vertretenden Umftandes eingetreten ift, die Wahl, ob er Schadenserfag wegen 
Nichterfüllung fordern oder von dem Bertrage zurüdtreten ober die im $ 323 beftimmten Rechte 
geltend machen wil. Wirb eine der Iegteren beiden Alternativen vom Käufer gewählt, fo ergibt 
fi) die Unbegrünbetheit der Klage aus den Folgen bes NRücdtritts bzw. aus 8 323. Bu der 
Wahl bes Schadenserfages kann aber der Berläufer den Käufer nicht nötigen. Nur dann, wenn 
dex Käufer ſich hierfür entſchieden hätte und an diefe Wahl gebunden wäre (f. Erl. 2 zu8 325), 
wenn alfo Hierdurch ein neues Nechtsverhältnis eingetreten wäre, kraft deſſen ber Säufer 
Schadenderfag wegen Nichterfüllung gegen Zahlung bed Kaufpreifes zu fordern, umgekehrt dann 
aber aucd der Berfäufer die Zahlung bes Kaufpreifes gegen Leitung des Schabenserfages zu 
verlangen berechtigt wäre, wiirde die Klage, gleichzeitig aber aud) bie Einrede bes nicht erfüllten 
Vertrags in der Urt aufrechterhalten werden, daß ber Säufer zur Bahlung des SKaufpreifes Zug 
um Bug gegen Leiftung des Schadenserfages zu verurteilen wäre. 

Wird von dem Verkäufer nur teilmeife Unmöglichleit ber ihm obliegenden Leiftung bes 
hauptet und bemwiefen, fo wird die Einrebe des nicht erfüllten Vertrags nur hinſichtlich bes 
unmöglich gewordenen Teiles hinfällig, bleibt aber tm übrigen befiehen. Der Käufer kann dann 
neben ber Einrede das Recht auf Minderung des Kaufpreifes nach Maßgabe des 8 323 Abf. 1 
Halbf. 2 geltend machen (f. Exl. 3) und er ift dann nur zur Zahlung des geminderten Kaufs 
preijed Zug um Bug gegen bie noch mögliche Leiſtung des Verkäufer zu verurteilen. 

Beruft ſich der Käufer zu feiner Verteibigung darauf, daß die dem Verkäufer obliegende 
Leiftung unmöglich geworden fei, fo Hat er die Unmöglichkeit zu beweifen und erreicht dadurch 
die Abweiſung der Klage, fofern nicht der Berfäufer behauptet und beweiſt, daß die Unmöglichkeit 
infolge eine3 von dem Käufer zu vertretenden Umſtandes oder zu einer Beit eingetreten ſei. in 
welcher ſich derfeibe tm Verzuge der Annahme befunden Habe. Neben ber Geltendmadhung ber 
Unmöglichkeit kann bie Einrede des nicht erfüllten Vertraas nur eventuell oder in dem Falle vor⸗ 
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geihügt werben, daß ber Verkäufer die Unmöglichkeit verfchuldet und der Käufer von dem ihm 
amier dieſer Boransfegung nad $ 325 zuftehenden Rechten, das Recht, Schadenserjag zu ver⸗ 
langen, gewählt hat. In diefem alle gilt das oben G@ejagte. 

Macht der Käufer mur teilmeife Unmöglichkeit der dem Verkäufer obliegenben Leiftungen 
geltend, fo beſtimmt fi) das Werhältnis zu der Einrede des nicht erfülften Vertrags nad ben 
oben dargelegien Grundfägen im Verbindung mit ben nad) 8 325 für den Fall einer von dem 
Schuldner zu vertretenden teilweifen Unmöglichkeit geltenden Vorſchriften (j. Exl. 3 zu 8 325). 

Zu beachten ift übrigens, daß durch die Unmöglichkeit ber Leiftung bie Verpflichtung zur 
Gegenleiftung ipso jure wegjällt, daß es fi) alfo bei Geltendmachung dieſer Unmöglichkeit nicht 
um eine Einzebe, fondern um eine Einwendung handelt, durch melde ber eingetretene Wegfall 
der Leiſtungspflicht geltend gemacht wird. Hieraus folgt, daß daß Gericht die gefegliche Folge 
der Unmöglichkeit, wenn dieſe feftfteht, ohne Nüdficht darauf zugrunde zulegen Bat, von welcher 
Bartei fie zur Sprache gebradt tft. 

5. Erlangt der Schuldner infolge bed Umfiandes, welder bie Beiftung unmöglich ge 
macht hat, einen Erfah oder einen Erfakaniprud für den geſchuldeten Gegenftand, ſo kann der 
Gläubiger die Abtretung des Erſatzes oder Erfaganfpruch® verlangen (f. Erl. zu 8 281). Macht 
der Gläubiger von biefem Rechte Gebrauch, fo erlangt er, wenn bie Verpflichtung zu der un. 
möglich gewordenen Leiftung auf einem gegenfeitigen Vertrage berubte, die ihm gebührende 
Leiltung ganz oder teilmeife; er bleibt daher auch ganz oder teilweife zu der Gegenleiftung 
verpflichtet (8 323 Abſ. 2). Er erhält die ihm gebührende Leiftung ganz und bleibt daher zu 
der ganzen G@egenleiftung verpflichtet, wenn der Wert bes herausgegebenen Erſatzes ober ber 
Bert bes abgetretenen Erſatzanſpruchs dem Werte der unmöglich getvordenen Leiſtung gleich tft. 
I jener Wert geringer als diefer, fo mindert fi) in demfelben Berhältnifie die Gegenleiftung. 
Die Minderung erfolgt nad den Grundjägen der 88 472, 473 (f. Exl. 2). Beträgt z. B. bei 
einem Kaufe der Kaufpreis 200, während der Wert des Kaufgegenftandes zur Zeit des Abſchluſſes 
bed Bertrags 100 beträgt, jo mindert fi) der Kaufpreis, wenn ber Wert des von dem Berläufer 
herausgegebenen Erfages oder des von ihm abgetretenen Erſatzanſpruchs 50 beträgt, in dem 
Berhältnifie von 100 zu 50, alfo auf 100. 

6. Zurüdiorderung des Geleifteten. Hat derjenige Teil, defien Verpflichtung zur Gegen 
leiftumg nad) Maßgabe des 8 323 Abſ. 1, 2 ganz oder teilweife wegfält, die Gegenleiftung 
bereit8 bewirkt, fo kann er das Geleiftete, fomweit feine Verpflichtung weggefallen ift, nach ben 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungereitfertigten Bereicherung zurüdforbern (8 323 
Abſ. 3). ES Handelt fi Hierbei nicht um einen Rüdtritt von bem Vertrage, fondern um die 
Unwenbung des in dem 8 812 Abſ. 1 Sag 2 außgefprochenen Grundſatzes (condietio ob causam 
finitam). Der zur Zurädgabe der erhaltenen Gegenleiftung Berpflichtete haftet alſo nicht nach 
den Borfchriften der 88 346, 347, fondern nur nad) den milderen Vorfchriften des 8 818; er 
haftet alfo insbeſondere nicht, foweit er nicht mehr bereichert iſt (8 818 Abſ. 3). Die Burlide 
forderung findet nicht ftatt, wenn bie Leiftung nad dem Eintritte der Unmöglichkeit erfolgt iſt 
und der Leiftende dabei die Unmöglichkeit gekannt hat (8 814). Hat er die Unmöglichkeit nicht 
gelannt, fo findet die Zurldforderung nad) den Grundfägen der condiotio indebiti ftatt. Die 
Burüdforberung ift ferner ausgeichlofien, wenn und ſoweit der Gläubiger die Abtretung bes 
Erfages oder Erſatzanſpruchs, welchen der Schuldner erlangt Hat, fordert und erhält (ſ. Exl. 5). 
Auf die dem Gläubiger zufiehenden beiden Anſprüche, nämlich auf Burüdgabe des Geleifteten 
und auf Abtretung des Erfages oder Erſatzanſpruchs finden in ihrem Verhältnifie zueinander 
dieſelben Grumdfäge Anwendung, welde nah $ 281 für bie Aniprühe des Gläubigers auf 
Schabenserfag und auf Abtretimg bed Erfages und Erſatzanſpruchs gelten (f. Exl. 5 zu 8 281). 
Eine entfprechende Anwendung bes 8 264 Abſ. 2 auf jene Anſprüche dikrfte ſich nicht rechtfertigen 
laſſen (a. U. Kiſch ©. 219). Ebenſowenig dürfte es fid) für den Fall, daß noch keine Leiftung 
erfolgt ift, rechtfertigen, dem Schuldner das Recht einzuräumen, dem Gläubiger eine angemefjene 
Friſt zur Erklärung darliber, ob er bie Abtretung des Erfages oder Erſaßanſpruchs verlange, 
mit der Wirfung zu ſetzen, daß, fall® bie Erklärung innerhalb der Frift nicht erfolge, das 
Recht, die Abtretung zu verlangen, erlöſche. Für eine analoge Anwendung der für verſchiedene 
andere Fälle gegebenen Vorſchriften der fraglichen Arten fehlt es bei dem durchaus pofitiven 
Sharakter dieſer VBorfchriften an einem genüigenden Grunde (a. A. Kiſch ©. 220). 

7. Belondere Borfäriften über bie Tragung ber Gefahr enthalten z. B. 88 446, 447, 
588, 615, 616, 644. 
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8. 324. Wird die aus einem gegenfeitigen Vertrage dem einen Theile ob- 
liegende Leiftung in Folge eine Umftandes, den der andere Theil zu vertreten 
bat, unmöglich, fo behält er den Anſpruch auf die Gegenleiſtung. Er muß ſich 
jedoch dasjenige anrechnen fafjen, was er in folge der Befreiung von der Leiftung 
erfpart oder durch anderweitige Verwendung feiner Arbeitskraft erwirbt oder zu 
erwerben bösmwillig unterläßt. 

Das Gleiche gilt, wenn die dem einen Theile obliegende Leiftung in Folge 
eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes zu einer Zeit unmöglich wird, zu 
welcher der andere Theil im Verzuge der Annahme ift. 


8 3%. 
@.18368 As. 2; II as 275 res. 9 318; III 8318. 9.16. 1153., 1169M., 1242 q. 2334f., 2373 M., 3259 1.; 
II 6. 2081. 2.0881 6.638f. RB. 6.1965. ED. G. 2774. 

1. ne Fortdauer ber Berpflichtung zur Gegenleiftung trotz unverſchuldeter 
Unmoglichtkeit ber Leiſtung. Der 8 324 beſtimmt zwei Ausnahmen von der Regel des 8 323, 
daß derjenige, defien Leiftung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes unmöglich 
wird, deſſen Berpflihtung alfo wegfällt, aud bie Begenleiftung nicht fordern kann. 

a) Der Teil, deſſen Leiſtung unmöglich geworden ift, behält den Anfprud auf bie 
Gegenleiftung, wenn feine Leiftung infolge eined von dem anderen Teile, alfo 
von dem Gläubiger diefer Leiftung zu vertretenden Umftandes unmöglid ges 
worden iſt. Der Gläubiger tft als folder dem Schuldner gegenüber nicht verpflichtet; er ift 
nicht einmal zur Annahme der gejchuldeten Leiftung verpflichtet. Eine Berantwortlichleit des 
Gläubigers für die Unmöglichkeit der dem Schuldner obliegenden Leiftung kann alfo nur nad) 
den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen (88 823ff.) oder nad) den fiir das betreffende 
Sculdverhältnis geltenden bejonderen Beftimmungen begründet werben. Aus dem zuleßtgebachten 
Geſichtspunkte kann fi bei einem gegenfeitigen Vertrag eine Verantwortlichkeit des einen Teiles 
für die Unmöglichkeit der dem anderen Teile obliegenden Leiftung daraus ergeben, daß diefe 
Unmöglichkeit infolge einer von ihm verfhuldeten Verletzung feiner Bertragspflichten eingetreten 
if. So kann 3. 8. bei einem Kaufvertrage die Leiftung des Verkäufers dadurd unmöglich 
werben, daß der Käufer bie ihm obliegende Verpflichtung zur Abnahme der gelauften Sache 
(8 433 Abf. 2) nicht erfüllt; ebenfo bei einem Werkvertrage die Verpflichtung des Unternehmers 
dadurch. daß der Beſteller die Verpflihtung zur Abnahme des Wertes (8 640) nicht erfüllt. Bei 
einem Dienftvertrage kann die Leiftung der Dienfte dadurch unmöglich werden, daß der Dienft- 
verpflichtete infolge einer ſchuldhaften Verlegumg der dem Dienjtberedhtigten nach 8 618 obliegenden 
Verpflichtungen zur Leiftung ber Dienfte unfähig wird. Andere Beifptele f. bei Kiſch ©. 74, 76. 
In allen Fällen folder Urt behält derjenige, befien Leiftung unmöglich wird, den Anſpruch auf 
die Gegenleiſtung. 

Veruht das Verſchulden besjenigen Teiles, welcher die dem anderen Teile obliegende Leiftung 
unmöglich gemacht bat, auf unerlaubter Handlung, fo finden bie fir diefe geltenden Grundiäge, 
insbefondere aud) bie 88 827, 828 und bie in betreff der Haftung für dritte Berjonen geltenden 
Vorſchriften (8 831) Anwendung. Beruht das Verſchulden auf Berlekung vertragsmäßiger Ver⸗ 
pflihtungen, fo finden die 88 276, 278 birelte oder entiprechende Anwendung. Hat aud ein 
Berichulden des anderen Teiles mitgewirkt. jo gelangt der $ 254 zur Anwendung. 

Iſt durch die unerlaubte Handlung, durch welche bie Leiftung unmöglich geworben ift, dem 
zu berjelben Werpflichteten noch ein weiterer Schaden zugefügt, iſt 3. B. durch Verfchulden des 
Mieterd das vermietete Haus abgebrannt, fo behält der zu der unmöglich gewordenen Leiftung 
Berpflichtete, in dem Beiſpielsfall alfo ber Vermieter, nicht nur den Anfpruch auf die dem anderen 
Zeile, in dem Beiipielsfall aljo dem Mieter obliegende Gegenleiftung, fondern er tann auch Erſatz 
bes weitergehenden Schadens, bier alfo für den Wert des Haufes verlangen; diefer Anſpruch 
beftimmt fi) nad den 88 823 ff. 

b) Der Teil, deffen Leiftung unmöglich geworden tft, behält ben Anfprud 
anf die Gegenleiftung, wenn bie Unmöglichkeit infolge eines von ihm nidt zu 
vertretenden Umjtandes während der Zeit unmöglich geworben ift, in welder 
der andere Teil im Verzuge der Annahme ift. Über die Vorausfegungen des Berzuge 
der Annahme f. die 88 293-299; über die während bes Verzuas den Schuldner trefiende Ver 
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autwortlichteit |. die 88 276—279, 300 (R®. in DIE. 1902 ©. 436; Rſpr. Bd. 5 ©. 32ff.). 
IR eine nur der Gattung nad beitimmte Sadje geichuldet, fo wird die Leiftung derſelben, fofern 
fh das Schuldverhälmis nicht bereit? nad Maßgabe des 8 243 Eonfretifiert Hat, nur dadurch 
unmöglid,, ba die ganze Gattung untergeht. Für diefen Hal kann der zur Leiftung Verpflichtete 
alſo, wenn der Untergang der Gattung erfolgte, nachdem der andere Teil in Verzug der Annahme 
gelommen ift, die dieſem obliegende Gegenleiſtung fordern. Hatte fih aber bie Berpflichtung bereits 
auf eine beftimmte Sache Tonkretifiert (f. Erl. zu 8 243), fo Bleibt dem Verpflichteten, auch wenn 
nur diefe beftimmte Sache untergeht, nachdem der andere Teil in Verzug der Annahme gelommen, 
der Anſpruch auf die Begenleiftung. 

2. Aurechnung von Erfparungen. Hätte derjenige Teil, defien Leiftung unmöglich geworden 
iR, wenn dies nicht gefchehen wäre, Aufwendungen behufs Bewirkung der Leiftung machen müffen, 
fo erſpart er dieſe Aufwendungen infolge der Befreiung von feiner Verpflihtung. Der Unter 
nehmer eines Werkes 3. B., das unmöglich geworden ift, eripart die Butaten, die er nach dem 
Bertrage zu liefern Hatte, und den Arbeitslohn für die Gehilfen, die er bei der Herfiellung bes 
Werkes gebraucht Hätte. Beläme der von der Lieferung befreite Teil in Fällen biefer Art die 
ganze Gegenleiftung, fo würde er mehr erhalten, als er nad dem Vertrag erhalten follte.e Rad; 
diefem gebührte ihm die Gegenleiftung nur gegen die gedachten Aufwendungen; er wilrde alfo, 
wenn er bie Gegenleiftung ganz exhielte, um fo viel zuviel erhalten, als der Wert ber eriparten 
Aufwendungen beträgt. Der Abf. 1 Sag 2 ſchreibt deshalb vor, daß ber von der Lieferung 
befreite Teil fih das im dieſer Art Erjparte anf die Gegenleiftung anrehnen 
laffen muß. Sind andere Gegenftände als Geld erfpart, fo tft der Wert durch Schägung zu 
ermitteln. Hat der von der Leiftung Befreite infolge der Befreiung feine Arbeitskraft gefpart, 
jo kann diefe nicht direft in Anrechnung kommen. Die Arbeitskraft bildet keinen Beftandteil des 
Vermögens, aber durch ihre Verwendung kann Bermögen erworben werden. Was der befreite 
Zeil dur anderweitige Verwendung der infolge ber Befreiung von feiner Ver— 
pflihtung frei gewordenen Arbeitskraft erworben hat, muß er fi deshalb ebens 
fols auf bie Gegenleiftung anrehnen laffen. Er ift aber nicht verpflichtet, die frei 
gewordene Arbeitskraft anderweitig zu verwerten; er ift dazu ſelbſt dann nicht verpflichtet, wenn 
ex die Verwertung feiner Arbeitskraft gewerbsmäßig zu betreiben pflegt. Nur wenn er die Ver⸗ 
wertung ber frei gewordenen Arbeitskraft bösmwillig unterläßt, muß er fi dasjenige, was er 
in diefer Art zu erwerben unterlafien hat, ebenfo anrechnen laſſen, wie wenn er e& wirklich er» 
worben Hätte. Böswillig iſt nicht gleichbedeutend mit vorfäglih. Zu dem Vorſatze muß hinzu 
treten die Abficht, den anderen Teil zu fhädigen, oder doch die Abficht, fi die Möglichkeit, 
untättg zu bleiben, in einer gegen Treu und Glauben verftogenden Weife zumupe zu machen. 
Der Dienftverpflichtete, welchem die Gelegenheit geboten wird, die unmöglich gewordenen Dienfte 
anderweitig zu verwerten, iſt nicht unbedingt verpflichtet, dieſe @elegenheit zu benutze. Die 
Berfönlichkeit des Dienftberehtigten und bie fonftigen Umftände, unter melden die Dienft- 
verpflihtung übernommen war, bilden ein fo wefentliches Moment des Dienftverhältniffes, dab 
dem Dienftverpflichteten nicht zugemutet werden Tann, ein anderes ihm mit Midficht auf die 
Berfönlichkeit des Dienfiberechtigten oder auf die fonftigen Umftände des alles nicht zufagendes 
Dienftverhältnis einzugehen. Nur wenn aus den Umftänden erhellt, baf er die Eingehung des 
Dienfiverhältniffes lediglich aus den oben hervorgehobenen Gründen unterläßt, tut ex dies auf 
feine Koften und muß er ſich deshalb dasjenige, was er in diefer Art zu erwerben unterlafien 
bat, anf die Gegenleiftung anrechnen laſſen. Der Beweis der Boöswilligkeit liegt dem anderen 
Teile ob. Entiprediende Anwendung werben bie Borfchriften bes Abf. 1 Sag 2 auf ben Fall 
finden müffen, daß eine zu leiftende Sache zwar infolge eines von dem anderen Teile zu ver⸗ 
tretenden Umftanbes ungeeignet geworden tft als Erfüllung geleiftet zu werden, bie Leiftung alfo 
unmöglich geworden ft, daß aber die Sache noch in anderer Art Nupen zu gewähren geeignet 
iR und in diefer Art von dem Verpflicteten benupt wird. Den Gewinn, welchen ber Berpflichtete 
hierdurch macht, wird er fi auf die Gegenleiftung anrechnen laſſen müſſen (Kifh ©. 91). 

Beiteht die Gegenleiftung nicht in Geld, fo ift die Abrechnung des erjparten Betrags nicht 
möglih. In einem folden Halle wird der 8 473 infofern entfprechend anzuwenden fein, ald der 
zu der unmöglich gewordenen Leiftung Berpflichtete Die ganze Gegenleiftung gegen Erftattung 
des erfparten Betrags fordern kann. Eine Verikkfichtigung aber des Wertes zur Beit bed Ab⸗ 
ſchluffes des Vertrags, wie der 3 473 fie vorfchreibt, findet Hier felbftverjtändlich nicht ftatt. Der 
zu der Gegenleiftung Verpflichtele hat keinen felbftändigen Auſpruch auf die von dem anderen 
Teile eriparten Beträge, vielmehr fleht ihm nur ein Buridbehaltungsrecht zu. Hat er die ganze 
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8. 325. Wird die aus einem gegenfeitigen Vertrage dem einen Theile ob» 
liegende Leiftung in Folge eines Umftandes, den er zu vertreten Hat, unmöglich, 
fo kann der andere Theil Schabengerfag wegen Nichterfüllung verlangen ober von 
dem Bertrage zurüdtreten. Bei theilweifer Unmöglichkeit ift er, wenn die theilweife 
Erfüllung des Vertrags für ihn fein Intereffe hat, berechtigt, Schadenserfag wegen 
Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nad) Maßgabe des $. 280 Abf. 2 zu 
verlangen oder von dem ganzen Vertrage zurüdzutreten. Statt des Anſpruchs 
auf Schadenserfag und des Rücktrittsrecht? lann er auch die für den Fall bes 
8. 323 beftimmten Rechte geltend machen. 

Das Gleiche gilt in dem Falle des $. 283, wenn nicht die Leiftung bis zum 
Ablaufe der Frift bewirkt wird oder wenn fie zu dieſer Zeit theilweife nicht bes 
wirkt ift. 


Gegenleiftung bewirkt, ohne das Burlcdbehaltungsrecht geltend zu machen, fo kann er das Ge— 
leiftete nur dann zuridverlangen, wenn bie Borausfegungen bes Anſpruchs auf Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung vorliegen. 

Auf demfelben Gedanken wie der 8 324 Abſ. 1 Sap 2 beruben die befonberen für ben 
Dienftvertrag und für den Wertvertrag gegebenen Borjchriften der 38 615, 649. 

8. Hat der zu ber unmöglich gewordenen Leiftung Verpflichtete infolge bed Umftandes, 
welder die Leiftung unmöglich machte, einen Erſatz ober Erſatzanſpruch für ben geſchuldeten 
Gegenftand erlangt, fo ift er diefen dem anderen Teile abzutreten verpflichtet. Es iſt dies zwar 
für den $ 324 nicht ausdrüdlich beftimmt, ergibt ſich aber aus der ganz allgemeinen Vorſchrift 
des 8 281. Ein Erwerb der fraglichen Urt wird zwar in den Fällen beö 8 324 mur felten vor» 
Iommen, ift aber doch möglich, jo z. B. wenn bie geſchuldete Sache verfihert war und der zu 
ihrer Leiftung Verpflichtete den Anſpruch aus ber Verfiherung erwarb (Schollmeyer, Erl. 2 
au 8 324; Mehbein, Exl. 19 zu 88 320-327). 


83%. 
@.18369 61. 1, 3; 18 276 a mg Tr 2.16. sk 3260, 3266, 3274; mM. II 6. 209 ff. 
1 6. 639f., 649; 8b. 2 6. 62fl. 

1. Der 8 325 Abſ. 1 — die Folgen, welche Bes wenn bie bem einen Teile 
ans einem gegenfeitigen Bertrag obliegende Leiſtung infolge eines von ihm au vertretenden 
Umſtaudes unmöglich wirb. Welche Umſtände zu vertreten find, ergibt ſich aus ben 88 276—279. 
Nach 8 325 Abſ. 1 ftehen dem anderen Teile, d. 5. alfo demjenigen, mwelder bie unmöglich 
gewordene Leiftung zu fordern Bat, im Falle volfländiger Unmöglichkeit derfelben (f. Borbm. 2 
zu 88 275—290; vgl. auch NG. in JW. 1904 ©. 171) nad) feiner Wahl folgende Rechte zu: 

a) Er kann Schadenserfag wegen Nichterfüllung fordern. Darüber, was 
bierunter zu verftehen ift, herrſcht Iebhafter Streit. Nach der einen Anſicht tritt der Schadens 
erſatz, der ſich nad $ 280 beftimmt (ſ. Erl. 1—4 zu 8 280) an bie Stelle der unmöglich 
geworbenen Leiftung; ber Vertrag bleibt im übrigen beftehen und ber andere Teil kann baber 
den Schabenserfag nur gegen Bewirkung ber ihm obliegenden Gegenleiſtung fordern (88 220, 222). 
Nach der anderen Anficht wird davon ausgegangen, dab ber ganze gegenfeitige Vertrag als 
nicht erfült anzufehen fet und derjenige Schaden erfegt werben müfje, welcher dem anderen Zeile 
durch diefe Nichterflillung erwachfen fe. Es foll alfo erjegt verlangt werden können die Differenz 
in dem Bermögensftande bes anderen Teiles, welche fih aus der Vergleichung des Zuſtandes, 
ber bet orbnungsmäßiger beiderfeitigen Erfilllung bes Vertrags eingetxeten wäre mit dem Zuſtand 
ergibt, der infolge beiderjeitiger Nichterfilllung eingetreten ift. Eine Zuſammenſtellung ber Schrift« 
fteller, welche ſich für die eine oder die andere Auficht ausgeſprochen haben, gibt Kiſch in 
SIherings Jahrb. Bd. 44 ©. 68ff. Anm. 2, 3. Das RG. Hat fich in dem Falle des $ 326 für 
die lehigedachte Anficht entſchieden (MG. Bb. 50 ©. 255; Bh. 52 ©. 352; Bd. 53 ©. 11, ©. 89; 
dgl. auch Mipr. Bb.4 ©. 224), Was im Falle des 3 326 richtig iſt, wirb auch für den $ 325 
gelten müflen. UÜberwiegende Gründe dürften indeſſen für die erftgebachte Anſicht ſprechen. 
Schadenserjag wegen Nichterflillung bedeutet ſowohl nach dem Wortlante wie nach der fi aus 
8 280 ergebenden Auffafjung des Geſetzes Erſatz für den Schaden, der dem Gläubiger durch die 
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Nichtbewirkung der geichuldeten Leitung erwachſen iſt. Diefer Erſatz tritt an die Stelle der 
geſchuldeten aber unmöglich gemordenen Leiftung. Durch diefe Surrogation wird der Beſtand 
des gegenfeitigen Vertrags felbit wicht berlihrt. Ebenfo wie die urfprlinglich gefchuldete Leiftung 
nur gegen die Bewirkung der Gegenleiftung gefordert werben kann, kaun aud der an ihre Stelle 
getretene Schabengerjag nur in diefer Urt gefordert werden. Daflir, daß der Ausdrud „Schadens- 
erſatz wegen Nichterfüllung“ in den 88 325, 326 die Bebentung hätte, dab der ganze gegenfeitige 
Sertrag als aufgehoben zu betrachten und hierflir Schadenserjag zu leiften fei, gibt das Geſetz 
feinen Anhalt. Es wilde für den Gläubiger unter Umftänden eine große Härte fein, wenn er 
nicht berechtigt wäre, gegen Bewirkung feiner Gegenleiftung, bie für ihn möglicherweife nur 
geringen Wert Hat, vollen Schabenserfag für die unmöglich gewordene Leiftung zu fordern, viels 
mehr darauf beſchränkt wäre, die Wertdifferenz zwiſchen ben beiderfettigen Leiftungen zu verlangen. 
Wenn einige Schriftfteler (3. ®. Rehbein Erl. 28 zu 88 320-327) dem Gläubiger das Recht 
einzäumen, nad; feiner Wahl entweder den erfigebachten oder ben zweiten Weg einzufchlagen, fo 
bedeutet dies, daß der Gläubiger das Recht haben fol, den Ausdruck „Schadenderfag wegen 
Nichterfüllung“ nad) jeiner Wahl in der einen oder anderen Art auszulegen. Wäre dies beab⸗ 
fichtigt, fo würde bie Redaktion des Geſetzes doch eine fehr mangelhafte fein und dies anzunehmen, 
dürfte man doch nicht ohne weiteres berechtigt fein. Der Gläubiger kann auch bet der bier vers 
treienen Anfiht das Nefultat, dab er die Wertdifferenz zwiſchen den beiderfeitigen Leiftungen 
erhält, immer dadurch erreichen, daß er ben Schuldner in betreff der Gegenleiftung in Verzug 
der Annahme ſetzt und dann ben von ihm gefchulbeten Gegenftand hinterlegt (3 372) oder, wenn 
diefer fich zur Hinterlegung nicht eignet, nach $ 383 verfteigern läßt und dann den Erlös hinter⸗ 
legt. Befteht die Gegenleiftung in Geld, fo kann er feine Forderung auf Schadenderfag dagegen 
aufrechnen. Das Gejeg ftellt dem Gläubiger ferner für den Fall, baß er die Gegenleiftung nicht 
bewirlen will, noch zwei andere Wege frei, den Rücktritt von dem Vertrag und die Geltendmachung 
der ihm nad $ 323 zufichenden Rechte. Damit dürfte dem Intereſſe bes Gläubigerd völlig 
Genüge gefchehen fein und e8 würde dem berechtigten Intereſſe des Schuldners und dem Wefen 
des gegenfeitigen Bertragd wideriprechen, wenn man ihm auch noch den bier befämpften vierten 
Weg freiftellen wollte. Auf eime eingehendere Erörterung der ganzen Frage muß Bier verzichtet 
werden (vgl. fir die hier vertretene Anficht insbefondere bie überzeugenden Ausführungen von 
Kiſch in Iherings Jahrb. Bd. 44 ©. 68ff.). Won den beiden über die frage für den Juriſten— 
tag erftatteten Gutachten von v. Mayr und Kipp*) ſ. oben vor 8 323 ſpricht ſich dag erfiere 
für bie Hier vertretene Anſicht ans, während in dem letzteren hauptſächlich mit Rückſicht auf die 
D. zum HGB. und auf das Bebilrfnis des Verkehrs die Auffafjung vertreten wird, bak dem 
Gläubiger im der obengedachten Weife die Wahl zwifchen dem Differenzanfpruch und dem An- 
ſpruch anf Schadenserfag gegen Bewirtung der Gegenleiftung zufteht. 


Aus der hier vertretenen Anficht folgt Übrigens nicht, daß auch der Schuldner, der bie 
Unmöglichkeit der ihm obliegenden Leiftung zu vertreten Hat, die &egenleiftung gegen Leiftung 
des Schadenserſatzes zw fordern berechtigt wäre. Nur bem Gläubiger werden durch 8 325 Rechte 
eingeräumt, nicht dem Schuldner. Nur wenn der Gläubiger in bindender Weiſe (f. Erl. 2) 
Schadenserſatz gewählt hat, kann auch ber Schuldner bie ſich Hieraus ergebenden Rechie geltend 
machen. 


b) Er kann von dem Bertrage zurüdtreten. Auf ben Rüdtritt finden nad 
8 327 bie Borichriften ber 88 346-356 Anwendung. Der Rücktritt erfolgt nad) $ 349 durch 
Erklärung gegenüber dem anderen Teile. Nach $ 355 fann dem Berechtigten von bem anderen Teile 
eine angemefiene Friſt für die Wusübung bes Nüdtrittörechts gefegt werden, nach deren Ablaufe 
dad Rücktritisrecht erfiicht. Die 88 351—354 beftimmen die Fälle, in welchen der Rücktritt aus⸗ 
geihloffen ift oder unmirffam wird. Sind bei dem Vertrag auf der einen oder anderen Seile 
mehrere beteiligt, fo kann nach 8 356 das Rüdtrittsrecht nur von allen unb gegen alle ausgeübt 
werden. Die Folgen des Rücktritis ergeben fi aus den 85 346—348 (f. Erl zu 8 327). Iſt 
der Rüdtritt erfolgt und wirkſam, fo kann Schadenserſatz aud für die Vergangenheit nicht mehr 
gefordert werden. Tritt der Gläubiger in dem Prozeß, in mwelhem er Schadenserfag verlangt 
dat, von dem Zertrage zurüd, fo ift, fofern ber Rüdtritt überhaupt noch zuläffig ift, die Geltend⸗ 
madung der ſich Hieraus ergebenden Rechte in demſelben Prozeß als eine nad CPO. 8 268 
zuläffige Mlagänderung anzufehen (NG. in DIE. 1903 ©. 274). 


*) Anm. Die Berhandiungen bed Juriftentags felbit Haben beim Abſchluſſe des Druckes noch nicht ftattgefunden. 
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o) Er kann bie ihm nad 8 323 zuftehenden Rechte geltend machen (Abf. 1 

Sap 3). Er kann alfo, ohne von dem Vertrage zuriidzutreten, geltend machen, daß ber Anſpruch 
auf die Gegenleijiung erloſchen ſei und, wenn bie Gegenleiftung bereitS bewirkt ift, das @eletftete 
nad ben Borfcriften über die Herausgabe einer ungerecitfertigten Bereicherung zurüdfordern 
(8 323 Abſ. 3). Der Unterfchied diefed Weges von dem Rüdtritt vom Vertrage liegt haupt 
ſächlich darin, dab Hier die Zurücforderung des Geleifteten nur nad) den oben angeführten 
Grundfägen erfolgt, während bei dem Rücktritte vom Bertrage die ſtrengeren Vorſchriſten der 
88 346ff. Platz greifen. 
— d) Neben den unter a und c erwähnten Rechten ſteht ihm das Recht zu, bie 
Herausgabe des Erfapes oder die Abtretung bed Erſatzanſpruchs zu verlangen, 
weldhen ber Schuldner infolge des Umſtandes erlangt Hat, der bie Leiftung un- 
möglih machte. Macht er diefen Anfpruc, neben dem Rechte auf Schadenserfag geltend, fo 
mindert ſich bie Entihädigung nah 8281 Abj.2 um den Wert des erlangten Erfages oder 
Erſatzanſpruchs (f. Erl. 5 zu 8 281). Macht er die im $ 323 beftimmten Rechte geltend, fo 
bleibt, wem er die Herausgabe des Erfages oder Mbtretung des Erſatzanſpruchs verlangt, die 
Verpflichtung zur Gegenleiftung beftehen; diefe minbert fi aber nad; Maßgabe bes 8 323 Abf 2 
um ben Wert des erlangten Erſatzes oder Erſatzanſpruchs (f. Erl. 5 zu 8 323). Dur ben 
Nüdtritt von dem Vertrage wird der fragliche Anſpruch ausgefchloffen. Bei der Beratung ber 
bier fraglichen Vorſchrift in der zweiten Kommiffion ſcheint man zwar der Anſicht geweſen zu 
fein, daß die Geltendmachung des fraglihen Anſpruchs und der Rüdtritt nicht unvereinbar feien 
und daß nur eine Anrechnung des duch den Anſpruch Erlangten bei der infolge des Rüdtrttts 
entitandenen Verbindlichkeit ftattzufinden habe (P. II Bd. 1 ©. 639f.). Die ſchließlich befchlofiene 
Faſſung läßt aber eine ſolche Auffaffung nicht zu. Durch den Rüdtritt wird der Vertrag ex tune 
aufgehoben und es wird alfo auch der bier fragliche Anſpruch auf Abtretung bes Erſatzes, da 
ex ebenfall® aus dem Vertrag entfpringt, ausgeſchloſſen. 

2. Über die Art, in welder die Wahl zwiſchen den in Erl. 1 bezeichneten Rechten er- 
folgt und über den Zeitpunkt, in welchem die Wahl bindend wird, enthält dad BGB. Teine ausdrüd- 
lichen Vorichriften. Aus dem Wefen des Rüdtrittd als einer rechtögefchäftlichen Willenserklärung 
di. Kipp, Rechtswahrnehmung und Reurecht, in der Feſtgabe ber jur. Geſellſchaft für Koch, ©. 124 ff.) 
folgt, daß er unwiderruflich iſt umd die in der Erl. 1a, e, d bezeichneten Rechte ausſchließt. 
Diefe Wirkung tritt nicht ein, wenn ber Rüdtritt nach ben befonderen Vorſchriften der 88 351 
bis 353 ausgeſchloſſen ift oder wenn er nad) Moßgabe des 8 354 unmirkfam wird. Nach 8 355 
kann dem Ridtrittöberechtigten von dem anderen Teile für die Wusübung des Rülcktrittsrechts 
eine Frift gefegt werden. Mit dem Ablaufe der Friſt erlifht das Nüdtritisrecht, fofern nicht 
der Rüdtritt vorher erflärt worden iſt. Diefe Vorſchrift gewährt demjenigen, defien Leiftung 
infolge eines von ihm zu vertretenden Umftandes unmöglich geworben ift, die Möglichkeit, den 
anderen Teil zu ber Wahl zwifchen dem Rücktritt umb ben umter Exl. 1a, c, d bezeichneten Rechten 
zu nötigen. Bweifelhaft ift, ob durch die Erklärung des Gläubigers gegenüber dem anderen 
Zeile, daß er Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlange, das Rücktrittsrecht ausgeſchloſſen 
wird. Die für alternative Schuldverhältniſſe geltende Vorſchrift des 8 263 kann, da es ſich hier 
nicht um die Wahl zwiſchen zwei Verbindlichkeiten handelt, keine direfte Anwendung finden. Für 
eine entiprechende Anwendung läßt ſich geltend machen, daß hier wie bei bem alternativen 
Schuldverhältnifie der Gläubiger mur entweder Entihädigung verlangen ober von dem Vertrage 
zurldtreten fann und daß alfo Tren und Glauben zu erfordern fcheinen, daß der Gläubiger, 
wenn er dem anderen Teile gegenüber Entfhädigung fordert, an biefe Erklärung gebunden und 
das Müdtrittsreht ausgefchloffen if. Gegen diefe im der früheren Auflage als entiheidenb bes 
trachteten Erwägungen dürften indefien erhebliche Bedenken fprechen (f. Kipp a. a. D.; Wind» 
ſcheid-Kipp II 8321 Zuf. 3a; Erome II ©. 183ff.; Schollmeyer, Erl. 5 zu 8 325; 
Rehbein, Erl. 20 zu 88 320—327; DüringersHahenburg I ©. 1500). In ber Geltend« 
machung des Rechtes auf Schadenserfag kann nicht ohne weiteres ein Verzicht auf das 
dem Gläubiger daneben zuftehenden Rücktrittsrecht gefunden werben. Diefe jteht vielmehr zu 
dem Prinzipalrecht auf Schabenserfag in dem Verhältnis einer facultas alternative Die 
Geltendmadjung einer folhen wird nur ausgeichloffen, wenn bie prinzipale Verbindlichkeit erfüllt 
oder ber Ausſchluß unter den Parteien ausdrüdlich oder ſtillſchweigend vereinbart if. Dan 
kann auch nicht fagen, daß es immer gegen Treu und Glauben verjtoße, wenn der Gläubiger, 
nachdem er zunächft Schabenserfag gefordert hat, fpäter noch den Rücktritt erklärt. Ex Hat fi 
vielleicht überzeugt, dab von dem Schuldner nichts zu erlangen fei ober daß ber Beweis des 
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Schadens große Schwierigkeiten made; fein Intereſſe erfordert daher, fid; nicht ben hieraus ent 
fpringenden Gefahren auszufegen und zwar um fo mehr, ald er den Echadenderfag nur gegen 
die von ihm zu bemwirtende Gegenleiftung fordern kann. Nur dann, wenn im einzelnen Falle 
befondere Umftände vorliegen, weldhe ein Abgehen des Gläubiger von feiner Forderung von 
Shadenserfag ala wider Tren und Glauben verftoßend erſcheinen laſſen, wenn z. B. ber 
Säuldner auf bie ihm gegenüber von dem Gläubiger abgegebene Erklärung, daß er Schadens- 
erſaß verlange, feine Verpflichtung dazu fofort anertennt und den Erjag anbietet, wird man 
vieleicht, auch wenn in einem ſolchen Sadverhalt ein vertraggmäßiger Ausſchluß bes Rücktritts⸗ 
rechts nicht follte gefunden werden können, diefen doch durch die Rüdficht auf Treu und Glauben 
als ausgefchloffen anzufehen haben. Bei diefer Auffafjung wird man auch durch die Anftellung 
der Klage anf Schadenserſotz und durch die rechtskräftige Verurteilung des anderen Teiles das 
„Rüdtrittöredht nicht ohme weiteres als ausgeichloffen anfehen können (a. A. Schollmeyer, 
Erome a. a. D.). 


Die Geltendmachung der für den Fall des 8 323 beftimmten Rechte (f. Exl. 1e) wirb durch 
die Forderung von Schadenserjag regelmäßig nicht ausgefchlofien. In diefer Beziehung deutet 
ſchon die Faflung des 8 323 Abf. 1 Sag 3 darauf Hin, daß es fi} um eine facultas alternative 
handelt. Dazu fommt, daß die Geltendmachung der im 8 323 beftimmten Rechte auch dann zu= 
läffig iſt, wenn die Unmöglichkeit der Leiftung nicht von dem Schuldner zu vertreten ift und daß 
der Gläubiger bei ber Verfolgung feines Schadenserſatzanſpruchs fich vielleicht überzeugt, daß der 
Schuldner die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat, und daß ihm baher nur die im 8 323 be⸗ 
ſtimmten Rechte zuftehen. Ein Burtidgehen auf diefes minus wird daher dem Gläubiger nie 
verfagt werben können, fofern es nicht durch eine vertragamäßige Vereinbarung mit dem Schuldner 
anẽgeſchloſſen iſt. Daß die Geltendmachung ded im der Erl. 1c bezeichneten Anſpruchs auf 
Herausgabe des Erſatzes oder Abtretung des Erſatzanſpruchs durch das Verlangen des Schadend« 
erfapes nicht ausgeſchloſſen wird, ergibt ſich daraus, daß diefer Anfpruch neben dem Rechte auf 
Schadenderfag geltend gemacht werden kann und nur ber Wert des dadurch Erlangten auf ben 
Schadenserfag anzurechnen ift. 

Zuweifelhaft ift, ob durch die Erklärung, die im 8 323 beftimmten Rechte geltend zu madjen, 
der Anfpruch auf Schabengerfag und das Rückrittsrecht ausgeſchloſſen wird. Hierfür dürfte 
Iprechen, daß durch die Geltendmachung der fraglichen Rechte unmittelbar eine Underung bes 
Redtsverhältnifies dahin eintritt, daß der Gläubiger von feiner Gegenleiftung befreit wird. 
Dies ift auch dann der Fall, wenn der Gläubiger die Gegenleiſtung bereits ganz oder teilmeife 
bewirkt Hat. Der ihm im ſolchem Falle zuftehende Anſpruch auf Buriidgewähr des Geleiſieten 
(8 323 Abſ. 3) iſt lediglich die Folge des Wegfalls der Verpflichtung zur Gegenleiftung. Bu 
beachten ift indefien, ob die Erklärung des Gläubigers wirklich dahin geht, definitiv nur die Rechte 
auß 8 323 geltend zu machen und ob diefe Geltendmachung nicht vielmehr nur eventuell für dem 
Gall erfolgt, daß dem Gläubiger weitergehende Rechte nach 8 325 nicht zuftehen würden. Im 
dem letztgedachten Falle wird die Geltendmahung diefer echte jelbftverftändlich nicht aus— 
gefhfoffen. Über die Auslegung zweiſelhafter Erklärungen f. Kiſch S. 158. 


Was endlich den Fall anlangt, daß der Gläubiger den in ber Erl. 1d gedachten Anſpruch 
auf Herandgabe des Erſatzes oder Abtretung des Erſatzanſpruchs geltend gemacht hat, fo wird 
hierdurch das Hecht, Schabenserfag zu verlangen oder bie im $ 323 beftimmten Rechte geltend 
za maden, nicht ausgeſchloſſen. Auch die auf Grund bes Anſpruchs erfolgte Herausgabe des 
Erfages oder Abtretung bes Erſatzanſpruchs Hat den Ausſchluß jener echte nicht zur Folge. 
Es ergibt ſich dies darans, dab die Geltendmachung des fraglichen Anſpruchs ſowohl neben dem 
Rechte auf Schadenserſatz als neben ber Geltendmachung der im 8 323 beftimmten Rechte zu⸗ 
laſſig ift (88 281 Abſ. 2, 323 Abſ. 2). Neben ber Geltendmachung des Rücktrittsrechts tft da⸗ 
gegen bie Geltendmachung bed fraglichen Anſpruchs unzuläffig (f. Erl. 1d). Bet der Frage, ob 
der Gläubiger, wenn er den fraglichen Anfpruch geltend gemacht Hat, hieran gebunden ift und 
daher daB Müdtrittsreht verloren hat, kommen bdiefelben Gefichtöpunkte in Betracht, welche aber 
in beireff ber Frage, ob das Müdtrittörecht durch bie Geltendmachung des Anſpruchs auf Schadens« 
jap ausgefchloffen wird, hervorgehoben find. Wie dort, fo wird aud hier der Rüdtritt noch 
für zuläſſig gehalten werben müffen, folange der Gläubiger den geforderten Erſatz oder Exrfape 
enipruch nicht wirklich erhalten oder nicht durch ausdrüdlichen oder ſtillſchweigenden Vertrag auf 
das Rüdtrittsrecht verzichtet Hat oder nicht befondere Umftände vorliegen, welche das Burlidgreifen. 
auf das Rücktrittsrecht als gegen Treu und Glauben verftoßend erſcheinen laſſen. 
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8. AR bie bem einen Teile obliegende Leiſtung infolge eines Umſtandes, ben er gu ver- 
treten bat, teilweife unmöglich geworben, fo ftehen dem anderen Teile folgende Rechte zu: 

&) Er kann den noch möglichen Teil der Leifiung und wegen bed unmöglich gewordenen 
Teiles Schadenserfag wegen Nichterfüllung nad) Maßgabe bes $ 280 Abf. 1 fordern. Er bleibt 
in diefem Falle zu der ganzen Gegenleiftung verpflichtet; 

b) ex kann den noch möglichen Teil der Leiftung fordern nnd wegen des unmöglich 
gewordenen Teiles Minderung der Gegenleiltung nad; Maßgabe des 8 323 Abf. 1 verlangen. 
Soweit die hiernach nicht geichuldete Gegenleiftung bereits bewirkt iſt, kann fie nad Maßgabe 
des 3 323 Abſ. 3 zuridgeforbert werden; 

©) & kann den möglien Teil der Leiftung fordern und in betreff des unmöglich ge 
wordenen Teiles von bem Bertrage zurldiveten. Diefe Befugnis fteht ihm jedoch nicht unbeſchränkt 
zu. Sie fegt voraus, daß die dur den Vertrag begründeten Verpflichtungen auf beiden Seiten 
teilbar find (Tige ©. 187f.). — Man wird indefien wohl noch weiter gehen und verlangen 
müfjen, daß es der Abficht der Parteien bei der Eingehung bed Vertrags nicht widerfpricht, wenn 
ber Vertrag fachlich in zwei Verträge zerlegt wird, von denen ber eine ben unmöglich gewordenen 
Zeil, der andere den möglich gebliebenen Zeil der Leiftung betrifft. Widerfpricht eine ſolche Ber- 
fegung ber aus den Umjtänden des Falles und aus ber Auffaflung bes Verkehrs zu ent» 
nehmenden Abficht der Partei, jo würde durch bie Zulaffung des Rüdtritts in betreff mur eines 
Teiles des Vertrags das berechtigte Interefie des Schuldners der unmöglich) gewordenen Leiftung 
in einer durd fein Verſchulden nicht gerechtfertigten Weife verlegt werben; der Wortlaut bes 
Gefeges zwingt nicht bazu, dies ald gewollt anzunehmen (ähnlich Schollmeyer Erl. 7 zu 8 325; 
a. U. wie e8 fheint Kiſch, ©. 184). Bei biefer Auffafſung muß aus dem Bertrage jelbft zu 
entnehmen fein, um welchen Betrag ſich die Gegenleiftung infolge der Befchräntung des Vertrags 
um den noch möglichen Teil mindert. Im praktifchen Ergebnis unterfceibet ſich diefer Weg von 
dem unter b bezeichneten hauptſächlich dadurch, daß, wenn die @egenleiftung bereitö bewirkt iſt, 
das Geleiftete in dem Falle unter b nad den Vorfchriften über die Herausgabe einer ungerecht 
fertigten Bereicherung, im Falle des Rücktritts aber nad ben Vorfchriften der 88 346, 347 
zurückgefordert werben Tann. 

Neben den sub a—c bezeichneten Rechten ftehen dem anderen Teile, d. 5. demjenigen, 
welcher die unmöglich gewordene Leiftung zu fordern hat, wenn die teilweife Erfüllung 
bed Vertrags für ihn kein Intereffe hat (f. Erl. 5 zu 8 280), noch folgende Rechte zu: 

d) Er fann unter Ablehnung des noch möglichen Teiles ber Leiftung Schadenserfag wegen 
Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nach Maßgabe des 8 280 Abf. 2 verlangen. Auf biefes 
Verlangen finden die Vorſchriften der 88 346356 über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht ent- 
ſprechende Anwendung (f. Erl. 6 zu $ 280), Macht er von biefem Rechte Gebrauch, fo bleibt 
er zur Gegenleiftung verpflichtet; 

e) Er kann von dem ganzen Vertrage zurüdtreten (f. oben Exl. 1b). 

Zweifelhaft ift, ob der andere Teil, wenn er nur an einem Teile der noch möglichen Leiftung 
kein Interefie bat, in Beziehung auf dieſen Teil die unter d, e bezeichneten Rechte ausüben, in Bes 
ziehung auf ben anderen nod) möglichen Teil der Leiftung den Vertrag aber aufrechterhalten kann. 
Die Frage dürfte zu verneinen fein; denn es handelt fih, werın man ihm ein ſolches Recht einräumt, 
nit um ein einfaches minus, bes dur $ 325 Abf. 1 Sag 2 eingeräumten echtes, fondern 
um etwas weſentlich anderes, indem der Vertrag dadurch in mehrere Teile zerrifien wird (a. A. 
Schollmeyer, Erl. 7 zu $ 325; Rehbein, Erl. 25 zu 88 320-327; Kiſch ©. 192). 

Die Frage, ob bie teilweife Erfüllung für den Gläubiger Bein Interefie hat, ift unter 
Berüdfihtigung aller Umftände des einzelnen Falles zu entfheiden. Iſt 3. B. Gegenſtand eines 
Kaufes ein literariiches Werk von mehreren Bänden und tft dem Verkäufer die Lieferung eines 
diefer Bünde durch fein Verſchulden unmöglich geworben, jo wird man bie Erflärung des 
Käufers, daß ex an ber Lieferung ber übrigen Bände, aljo eines unvollitänbigen Wertes, kein 
Interefje Habe, regelmäßig als begründet anjehen und ihm daher die unter d und e bezeichneten 
Rechte zugeitehen müſſen. Andere Beifpiele |. bei Kiſch S. 186ff. 

Auf die Wahl zwiſchen den unter a—e bezeichneten Rechten finden die oben in Erl. 2 
bargelegten Grundfäge Anwendung. 

4. Anwendung ber Borfäriften bes 5 325 tm Falle des 5 283. it ein Teil zur Be⸗ 
wirkung der aus einem gegenieitigen Vertrage geſchuldeten Leiftung rechtskräftig verurieilt, fo 
Tann der andere Teil ihm zur Bewirtung ber Leitung eine angemefjene Friſt mit ber Erklärung 
beftimmen, daß er die Annahme der Leiftung nad dem Ablaufe der Frijt ablehne ($ 2833 Abf. 1). 
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$. 326. Iſt bei einem gegenfeitigen Vertrage ber eine Theil mit der ihm 
obliegenden Leiftung im Berzuge, fo fann ihm der andere Theil zur Bewirkung 
der Leiftung eine angemefjene Friſt mit der Erklärung beftimmen, daß er bie 
Annahme der Leiftung nach dem Ablaufe der Frift ablehne. Nach dem Ablaufe 
der Friſt ift er berechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen oder 
von dem Bertrage zurüdzutreten, wenn nicht die Leiftung rechtzeitig erfolgt ift; 
der Anſpruch auf Erfüllung ift ausgefchloffen. Wird die Leiftung bis zum Ab⸗ 
laufe ber Friſt tHeilweife nicht bewirkt, fo findet die Vorfchrift des $. 325 Abſ. 1 
Satz 2 entjprechende Anwendung. 

Hat die Erfüllung des Vertrags in Folge des Verzugs für den anderen Theil 
kein Intereſſe, fo ftehen ihm die im Abſ. 1 bezeichneten Rechte zu, ohne daß es 
der Beftimmung einer Frift bedarf. 


Rad dem Ablaufe der Frift kann der andere Teil nach $ 325 Abf. 2 die oben in Erl. 1 bes 
zeichneten Rechte geltend machen, fofern nicht die Erfüllung vor dem Ablaufe der Friſt erfolgt. 
IR die Erfühung vor dem Ablaufe der Frift nur teilweiſe erfolgt, jo ftehen dem anderen Teile 
bie oben in Erl. 3 bezeichneten Rechte zu. Die Nichterfüllung vor dem Ablaufe ber Frift fteht 
der von bem Schuldner zu vertretenden Unmöglichkeit gleich. Die Borfchrift bes 8 283 Abſ. 1 
Sa 3, nad) welder die durch dem Mblauf der Friſt begründete Verpflichtung zum Schadens» 
erfage nicht eintritt, wenn die Leiftung infolge eines Umftandes unmöglich wird, den ber Schuldner 
nicht zu vertreten bat (f. Erl. 3 zu $ 283), wird indeſſen auch hier zur Anwendung kommen 
möüfjen. Unter der in der gedachten Vorfchrift bezeichneten Borausfegung ſtehen alfo dem anderen 
Zeile die in Erl. 1a, b und die in Erl. 3a und c—e bezeichneten Rechte nicht zu. Er bat dann 
nur die in Erl. 1c und in Erl. 2b bezeichneten, ihm nad) Maßgabe des 8 323 zuftehenden 
Nechte, fofern nicht auch diefe ihm nach Maßgabe des 8 324 nicht zuftehen. 

Bet einem Kaufe fteht nad 5 454 bem Verkäufer, wenn er den Vertrag erfüllt und 
den Kaufpreis geftundet Hat, das im 8 325 Abi. 2 beftimmte Rücktritisrecht nicht zu (f. Erl. 
zu 8.454). 

5. Über das Verhältnis ber Vorſchriften bes G 325 au ber Einrebe des nit erfüllten 
Bertrags |. Eri. 4 zu 8.328. 

6. Die Borſchriften ber 95 323—325 Abſ. 1 finden nur Anwendung, wenn bie Leiſtung 
na dem Abſchluſſe des Vertrags numöglich geworden if. Sie finden keine Anwendung, wenn 
die Leiftung bereit? bei dem Abſchluſſe des Vertrags unmöglich war. Der Vertrag Hit in einem 
folden Falle nichtig, wenn die Unmöglichkeit eine objektive war. Lag eine nur fubjeltive Un: 
möglichkeit vor, fo iſt der Vertrag gültig, und derjenige, welcher die unmbgliche Leiſtung ver- 
ſprochen Hat, ift bem anderen Teile zum Schabenserfage gegen Bewirkung ber Gegenleiſtung ver⸗ 
pflichtet (ſ. Exl. zu 3 306); das Recht, von dem Vertrage zuridzutreten, und die in dem $ 323 
beftimmten Rechte ftehen aber bem anderen Teile nicht zu; ber 8 324 kann nicht in Frage kommen. 
Die Borfriften des 8 325 Abſ. 2 finden dagegen aud Auwendung, wenn die Leiftung bereits 
bei bem Abfchlufie des Vertrags unmöglich war, fofern nur ber Vertrag, weil es fih um eine 
amt fubjeltive Unmöglichkeit handelt, überhaupt gültig if. Iſt der aus einem ſolchen Vertrage 
zu der unmöglichen Leiftung verpflichtete Teil rechtskräftig verurteilt, jo kann ihm der andere 
Teil nach Maßgabe des 8 283 eine Friſt fegen. Nach dem Ablaufe der Friſt hat ber andere 
— im 8 325 Abf. 1 beſtimmten Rechte, ſofern nicht vor dem Ablaufe der = die Leiftung 

olgt ift. 

7. Über Anwendung bes 8 325 auf pofitive Bertragsverlegungen ſ. et 6 zu 8 326. 


8 32%. 
@. 18 369 uf. 3; — —— —— un —— N. TG. 2001. 
186. 1 6. 6421.; 38.2 ©. 62. 
©. außer ber zu u 323—327 zitierten —* ae: — des BGB. Heft 1; 
derſelbe über Friſibeſtimmung, in DI8. 1901 ©. 493; Erler, über Seiftbeftimmung bei 
Weigerung ber Erfüllung von feiten des Schuldners, im Reit 1901 ©. 421. Über diefelbe Frage 
Niedner in DIE. 1901 ©. 443; Staub in DIE. 101 ©. 478; Brüdmann in DIR. 1902 
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©. 220; Förtſch, Schadenserfag wegen Nichterfüllung bei Zahlungsverzug des Käufers vor 
Übergabe der Ware, in DI. 1902 ©. 64; Simonfon, Frifibeftimmung und Undrofung aus 
8 326 BGB. in DIZ. 1902 ©. 121. 

Folgen des Leiſtungsverzugs bei gegenfeitigen Berträgen. 

1. Für den Fall, daß die Erfüllung des Bertrags für ben anderen Teil Tein Intereſſe 
mehr Bat. Iſt bei einem gegenfeitigen Vertrage ber eine Teil mit ber ihm obliegenden Leiſtung 
im Verzuge (88 284, 285), fo kann der andere Teil nach 8 286 neben der Erfüllung ben Erſatz 
des durch den Verzug entitehenden Schadens fordern. Hat bie Leiftung für ihn infolge bes Ber- 
zugs kein Intereſſe, fo kann er, ftatt von diefem Rechte Gebrauch zu maden, unter Ablehnung 
der Erfiilung Schadenserſatz wegen Nihterfüllumg fordern. Ob die Leiftung fein Intexefie mehr 
hat, fann nur unter Berücſichtigung aller Umftände bes einzelnen Falles entihieden werden. 
Gleichgültig iſt, ob der Wegfall durch eigene Handlungen des nicht jäumigen Teiles oder durch 
andere Umftände herbeigeführt iſt. Für den Käufer ift 3. B. das Inlereſſe weggefallen, wenn 
er wegen Verzugs bed Verkäufers fi durch Anſchaffung anderer Waren hat beiden müſſen 
und gededt hat Dertmann, Erl. 4 zu 8 326). Beim Wegfalle des Intereſſes wird dem 
Gläubiger durch $ 326 Abf. 2 ferner dad Recht eingeräumt, ohne weiteres von dem Vertrage 
zurädzutreien. 

Die dem anderen Teile hiernach zuftehende Wahl ift gefeglih an eine Friſt nicht gebumben. 
Die Frage, in welchem Zeitpunkte der andere Teil an eine von ihm getroffene Wahl gebunden 
ift, beftimmt fi) nach benfelben Grundſätzen, die in der Erl. 2 zu 8 325 In beireff der Wahl 
zwifhen den bem Gläubiger im alle einer von dem Schuldner zu vertretenden Unmöglicteit 
der Erfüllung zuftehenden Rechten dargelegt find. Über Unzuläjfigteit einer purgatio morae 
f. Rſpr. Bd. 6 ©. 51. Der im Verzuge befindliche Teil kann nad) 8 355 dem anderen Teile 
eine angemefjene Frift fir die Ausübung des Rücktrittsrechts beſtimmen; das Recht erlifcht, wenn 
der Nüdteitt nicht vor dem Ablaufe der Friſt erflärt wird. Ein entiprechendes Recht ſteht dem 
im Verzuge befindlichen Teile nad; 8 256 Abſ. 2 Sag 2 in betreff des dem anderen Teile zu- 
ftehenden Rechtes, Schabenserfag wegen Nichterfüllung ftatt der Erfillung und des Erfapes des 
durch ben Verzug entftandenen Schadens zu forbern, zu. 

In beireff der Frage, was bei gegenfeitigen Verträgen unter „Schabenserfag wegen Nichts 
erfüllung”“ zu verſtehen ift, gilt dasfelbe wie im alle der von dem Schuldner zu vertretenden 
Unmöglichkeit der Erfüllung; fie wird, da der Ausdrud „Schadenserfag wegen Nichterfüllung” in 
den 88 325, 326 nicht im verfchiedenem Sinne gebraucht fein kann, bier wie dort in demfelben Sinne 
zu entſcheiden fein (f. Exl. 1 zu 3 325; vgl. gegen bie hier vertretene Anficht für den Fall des Ver⸗ 
zugs no För tſch a. a.D. ©. 64; Rehbein, Erl. 36 zu 88 320-8327; Ripr. Bd. 4 ©. 224). 
Hervorgehoben mag mur nod) werden, daß bei Handelsläufen ber 8 373 des HGB. dem Verkäufer 
beim Annahmeverzuge des Käufers in dem Mechte, die verlauften Waren zu veräußern, einen 
einfachen Weg zur raſchen Erledigung des Verhältnifies gewährt. 

2. Recht zur Setzung einer Frift und Folgen berfelben. Im Anſchluß an die Urt. 354 
bis 356 des früheren HGB. gewährt dev 8 326 Abf. 1 Satz 1, 2, wenn der eine Teil mit der 
ihm obliegenden Leiftung im Verzug ift, dem anderen Teile ohne Rüdficht darauf, ob die Er⸗ 
fülung des Vertrags für ihn kein Interefie Hat, dad Recht. unter Ablehnung ber Erfüllung 
Schabenserjag wegen Nichterfüllung zu verlangen ober von dem Vertrage zurldzutreten, auch 
dann, wenn der fäumige Teil die Erfüllung nit vor dem Ablauf einer ihm nad Mafgabe bes 
Abſ. 1 Sag 1 beftimmten angemeflenen Friſt bewirkt. Hierzu ift folgendes zu bemerken: 

a) Borausfegung des Rechtes, bie Frift zu fegen, iſt, daß der Schulbner im 
Verzug iſt (88 284, 285). Nach dem Wortlaute des $ 326 kann bie Friſt erft gefegt werden, 
nachdem ber Verzug eingetreten ift. Infolge der Segung ber Friſt erhält der Gläubiger wichtige 
neue Rechte. Die Rüdfiht auf den Schuldner erfordert, dab dem Glänbiger bie Möglichkeit, 
diefe Rechte zu erwerben, erft dann gewährt wird, wenn der Schuldner ſchuldhafterweiſe feine 
Verbindlichkeit nicht erfüllt und dadurch in Verzug geraten iſt. Hiernach ift die Setzung der 
Feift umzuläffig und unwirkſam, wenn fie vor dem Eintritte bes Verzugs erfolgt if. Die 
Praxis folgt indefien im Anſchluß an das bisherige Recht einer anderen Auffaſſung. Nach ihr 
ann bie Segung der Frift nicht nur ſchon mit der Mahnung verbunden werden, obwohl der 
Schuldner erft in Verzug gerät, wenn er nach ber Mahnung nicht erfüllt, fondern die Friſt 
kann auch ſchon vor dem Verzug und felbft ſchon vor ber Fälligkeit mit der Wirkung geſetzt 
werden, daß fie vom Eintritte des Berzugs an läuft. Mit der Segung der Friſt ſoll auch zus 
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glei, die Erklärung verbunden werden können, meldes der im 8 326 beftimmten Rechte ber 
Gläubiger im Falle des umbenupten Ablaufd der Friſt wähle. Dabei wird angenommen, daß 
der Gläubiger die Segung der Srift zwar bis zum Eintritte des Verzugs, nicht aber nad 
demfelben zurüdnehmen könne (Bernburg II 8 98 IV 3; Rehbein, Exil. 32 zu 88 320—327; 
Senff. U. Bd. 57 ©. 443; RG. Bd. 50 ©. 355; Rſpr. Bd. 6 ©. 45). Die Segung der Friſi 
Bramcht nicht fofort nach Eintritt des Verzugs zu erfolgen; fie ift zuläffig folange der Verzug 
dauert, fofern nit in dem Verhalten bes Gläubigers nad Treu und Glauben ein Verzicht auf 
das Recht, die Friſt zu feben, gefunden werben muß (Btipr. Vd. 8 ©. 441). 

b) Das Recht, die Friſt zu fegen, fteht dem Gläubiger bei allen Schuldverhältniffen 
aus gegenfeitigen Verträgen zu. Es fteht ihm insbejondere auch bei einem alternativen 
Schuldverhältnifie zu, bei welchem der Schuldner die Wahl Hat, und wird nicht dadurch auß- 
geichloffen, daß dem Schuldner eine Begenfordberung zufieht, und ber Betrag feiner Schuld erit 
dur; Abrechnung feftzuftellen ift (N. Bd. 49 ©. 38; Rſpr. Bd. 4 ©. 224). Das fraglihe Recht 
Hteht nad RG. Bd. 55 S. 402; vgl. auch RE. in ZW. 1903 Beil. ©. 140, and) dem Beffionar 
des GBlänbigers, wenn der Schuldner ihm gegenüber in Verzug kommt, zu; es wird jedoch 
dahingeſielli gelafien, ob der Zefſionar in ſolchem alle auch von dem Vertrage zurüdzutreten 
berechtigt fei. 

Beitritten iſt, ob der $ 326 aud) in folhen Fällen Anwendung findet, in welchen ber 
Schuldner zur Abnahme eines verkauften Gegenftanbes verpflichtet iſt (8 433 Abſ. 2) und mit 
der Erfüllung biefer Berpflihtung im Verzug if. Dan beruft fi} dagegen teils darauf, daß es 
ih in Fällen diefer Art ſachlich nit um Leiftungsverzug, fondern um Verzug ber Annahme 
handle, teils darauf, daß ber 8 326 nur die durch dem gegenjeitigen Vertrag bedingten Haupt⸗ 
verbindlichkeiten im Auge babe, zu dieſen aber die Verbindlichkeit zur Abnahme nicht gehöre 
(Romeid in DIE. 1901 ©. 493; derfelbe, Zur Technik des BEB. Heft 1 ©. 56ff.; Kohler, 
Zwölf Studien, Gläubigerverzug S. 109 ff.; Staub, Exkurs zu 8 374 HEB. Anm. 143, 145; 
DLS. Stuttgart in DIE. 1902 ©. 584; RG. in DIE. 14 ©. 342; Rſpr. Bd. 6 ©. 48). 
Anerkannt wird die Anwendbarkeit des 8 326 bei dem Verzuge ber Abnahme in Rſpr. Bd. 4 
©. 223; Bb. 6 ©. 50f. Daß das Gefeh die Verpflihtung des Käufers zur Abnahme der ges 
tauften Sade als eine felbftändige Verpflichtung anfieht, geht aus der Faſſung bes 8 433 
Abſ. 2 unzweideutig hervor. Dies wird aud von dem RG. in bem oben angeführten Urteil 
anerlannt. Beſtritten wirb in bemfelben nur die Anwendbarkeit bes 8 326 Abſ. 1 Sap 1, 2, 
weil die Verbindlichkeit zur Abnahme keine Hauptverbindlichleit des Käufers fei, während die 
Trage, ob Abf. 1 Gap 3 anwendbar fei, dahingeftellt gelaffen wird. Die Beftimmung dieſes 
Sapes dürfte jedenfalld zur Anwendung kommen müflen. Die Berpflihtung bes Käufers zur 
Abnahme bildet nur einen Teil der dem Käufer obliegenden Berpflihtungen. Auf ben Fall 
der Nichterfüllung eines folden Teiles bezieht ſich aber die Borfchrift des Gap 3. Über die 
fi Hierans ergebenden Folgen ſ. Erl. 3. In RE. in DIE. 1904 ©. 342 wird allgemein aus⸗ 
geſprochen, daß der 8 326 auf den Verzug der Abnahme bei dem Kaufe feine Anwendung findet, 
fofern nicht im einzelnen alle die Verbindlichkeit zur Abnahme einen Hauptzwed bes Vertrags 
bildet, ebenſo RG. in ZW. 1904 ©, 112; für die Anwendbarkeit des 8 326 auf den Verzug mit 
ber Abnahme |. Düringer-Hahenburg III ©. 108. 

Für den Werkvertrag ergeben fit Mobifitationen des & 326 aus ben 88 642, 643, 645 
(RE. Bb. 53 ©. 22). 

©) Die Segung ber Frift ift ein einfeitiges empjangsbebürftiges Rechts⸗ 
gefhäft Mit ihr muß die Erklärung verbunden fein, dab der Gläubiger nach dem Ablaufe 
der Friſt die Unnahme der Leiftung oblehne. Es iſt zwar nicht notwendig, daß gerade bieje 
Worte gebraudt werben, aber die Abficht, die Friſt nach Maßgabe bes 8 326 zu fepen, muß 
Har erhellen (Ripr. Bd. 8 ©. 439; ©. 440). Die Zrift muß eine angemefiene fein. Über bie 
Frage, was hierunter zu verſtehen und ob eine beftimmie Friſt geiept werden muß oder ob es 
zuläffig iſt, ohne Veitimmung der Beit eine angemefiene Friſt zu ſetzen, fowie welche Folgen 
eintreten, wenn bie gefepte beftimmte Friſt zu kurz bemefien ift, ſ. Etl. 2—4 zu 8 250 (gegen 
die dort vertretene Anficht f. no RG. in ZW. 1904 ©. 92, 172). Für den Fall einer Ber 
pflihtung zur Entgegennahme der Auflafjung fol nad RG. Bd. 53 ©. 70 erforderlich fein, 
daß Tag und Stunde angegeben wird, im welcher der Schuldner zur Entgegennafme der Aufs 
lofiung vor dem Grundbuchamte zu eriheinen hat. 

Die Feift kann wirtfam auch noch in dem Prozefie gefegt werben, in welchem ber Gläubiger 
auf Erfüllung Magt, wenn diefer bamit die eventuelle Klage auf Schadenserjag wegen Nichterfüllung 
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für den Fall verbindet, daß innerhalb der Friſt die Erfüllung nicht erfolgt. Iſt zur Zeit ber 
Abgabe des Urteils die Friſt noch nicht abgelaufen, fo ift der prinztpalen Klage auf Erfüllung 
ftattzugeben, während wenn zu biefer Zeit bie Friſt bereits abgelaufen ift, ohne daß der Schuldner 
erfüllt Hat, die Berurteilung zum Schadengerfag auf Grund der eventuellen Klage zu erfolgen hat. 
Die Friſt kann wirlſam von dem Prozeßbevollmächtigten des Klägers gegenüber dem Prozeh- 
bevollmächtigten bes Beklagten erfolgen. Auf Antrag bes Klägers ift nah CPO. $ 255 dirrch 
dad auf Erfüllung gehende Urteil zugleich eime Friſt nach Maßgabe des 8 326 zu beftimmen. 
Erſt nad) Ablauf dieſer Friſt kann dann der Kläger die ihm nad 8 326 zuſtehenden Rechte 
geltend machen. 

d) Beſtriiten ift, ob die Segung der Frift dadurch überflüffig wird, daß der 
Schuldner die Erfüllung beftimmt verweigert. Von verſchiedenen Schriftftellern wird 
diefe Frage bejaht und angenommen, dab im Falle einer folden Weigerung dem Gläubiger bie 
tm 8 326 beftimmten Rechte zuftehen, ohne daß es der Segung einer Frift bedürfe. Wan beruft 
fich für diefe Auffaffung teils anf die Praxis bes bisherigen Rechtes, deren Gründe aud nad 
dem BGB. noch zutreffend feien, teils darauf, daß in einer folhen Weigerung ein Verzicht des 
Schuldners auf die Segung der Friſt zu finden fei (Bernburg II 8 98 IV 1; Romeid in 
DIE. 1901 ©. 493; Niedner in DIE. 1901 ©. 443; a. U. Rehbein, Erl. 30 zu 88 320 
bis 327; Erler a.a.D.). Die Praxis hat ſich überwiegend für die Bejahung ber obigen Frage 
ausgeſprochen (Seuff. U. Bb. 57 ©. 442; MG. Bd. 51 ©. 347; RG. Bd. 52 ©. 150; Bd. 53 
©. 11fj.; 86.53 S. 161ff. RG. in DIE. 1904 ©. 342; RE. in ZW. 1903 Beil. ©. 139, 
nad) legterem Urteile fteht e8 der Verweigerung gleich, wenn die Erfüllung von ganz unzu⸗ 
läffigen Bedingungen abhängig gemacht wird; RG. in ZW. 1902 Bell. ©. 263; a. 4. Ripr. 
Bd. 3 ©. 9). Die fir diefe Auffafſung angeführten Gründe dürften ſchwerlich durchſchlagend 
fen. Die Vorfehrift des 8 326 iſt allerdings infofern nur eine bispofitive, als die Parteien 
vereinbaren können, daß bei Erfüllungsweigerung von feiten des Schuldnerd die im 8 326 
beftimmten Folgen fofort und ohne daß e3 noch der vorherigen Setzung einer Friſt bedarf, eins 
treten follen. Aber eine ſolche Vereinbarung kann doch gewiß nicht bei allen gegenfeitigen 
Verträgen als ſtillſchweigend getroffen angefehen werden. Ebenjowenig Tann nad allgemeinen 
Anslegungögrundfägen in der Weigerung bes Schuldners, zu erfüllen, ein Verzicht auf die zu 
feinen Gunften getroffene gefegliche Beftimmung gefunden werben, nad melder bie im 8 326 
beflimmten erweiterten Befugnifle des Gläubiger erft nach unbenugtem Ublauf einer dem 
Schuldner gefegten Friſt eintreten ſollen. An einen folden Verzicht kann der Schuldner gar 
nicht denken, wenn feine Weigerung, wie dies regelmäßig der Fall fein wird, darauf beruht, 
daß er feine Verpflichtung zur Leiftung überhaupt nicht anertennt. Aber auch, wenn feine 
Weigerung auf anderen Gründen berubt, fo kann daraus in Ermangelung ganz befonderer Um— 
ftände nicht auf die Abficht, einen Verzicht ber fraglichen Urt zu erklären, gefchloffen werden. 
Auch die Praxis des biöherigen Rechtes dürfte eher gegen als für die bier befämpfte Anſicht 
ſprechen. Hätte das Geſetz dieſer Praxis folgen wollen, jo würbe e8 bei einer nur einigermaßen 
forgfamen Nebattion doch geboten gewefen fein, dies gegenüber der Maren Vorſchrift des 8 326 
Abf. 1, nach welcher die bort beftimmte Erweiterung der Rechte bes Gläubiger von einer vor- 
herigen Sriftfegung abhängen, ebenfo ausdrüdlich zu beitimmen wie im Abſ. 2 die Entbehrlichkeit 
der Srift für den Fall ausgefprochen tft, daß ber Gläubiger infolge bes Verzugs fein Jutereſſe 
mehr an der Erfüllung hat. Im einer neueren Entieidung (RG. in DIZ. 1904 ©. 342) hat 
das RG. die Anſicht, daB die Segung einer reift unmötig fet, wenn der Käufer den Kauf mit 
Unrecht für annulliert erkläre, darauf gegründet, daß in einer folhen Erklärung eine pofitive 
Vertragsverlezung liege und deshalb der 8 362 entſprechend anzuwenden fei. Mit biefer Be- 
gründung bat fi auch Staub, der früher die Hier vertretene Anficht verteidigt hat, einverftanden 
erflärt (Staub, Die pofitiven Bertragsverlegungen ıc. 1904 ©. 54). Es dürfte indeſſen doch 
fehr gewagt fein, in einer Erklärung der fraglichen Art eine Verlegung des Vertrags zu erhliden 
und noch bebenklicher erfcheint es auf Grund einer ſolchen Bertragsverlegung dem Gläubiger in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des 8326 ohne weiteres die bort bezeichneten Rechte einzuräumen (ſ. Exl. 6). 

Eine andere Frage ift, ob, wenn der Schuldner, nachdem ihm die Friſt gefegt fit, die Er« 
füllung beſtimmt verweigert, hiermit bereit3 biejelben Wirkungen eintreten, wie wenn die Frift 
unbenugt abgelaufen wäre (Rehbein, Erl. 32 zu 88 320—327). Auch dies dürfte indeſſen 
ſchwerlich allgemein zu bejahen fein. Die Segung ber Friſt tft für dem Gläubiger bindend und 
der Schuldner kann fi bis zum Ablaufe derjelben noch anders Befinnen, feine Weigerung 
aurldnehmen und erfüllen. Diefe Möglichkeit darf ihm nicht abgefcänitten werden. Unter Um- 
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fänden kann übrigens in der Weigerung des Schuldners, zu erfüllen, mag fie vor oder nad 
der Segung der Friſt erfolgen, ein wichtige Moment für die Erbringung des dem Gläubiger 
nach Abſ. 2 immer ofienftehenden Beweifes fein, dab er Fein Snterefie mehr an ber Er» 
fällung habe. 

©) Der unbenupgte Ablauf der gefeglihen Frift Hat die Folge, daß ber Gläubiger 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern oder von dem Vertrage zurüdtreten kann. Anderer⸗ 
ſeits verliert der Gläubiger aber auch das Recht, Erfüllung zu fordern (RG. Bd. 52 ©. 92). 
Auch der Schuldner kann fi) durch Erfüllung nicht mehr befreien. In betreff bes Begriffs des 
Schabenderfages wegen Nichterfällung und der Wahl zwiſchen biefem und dem Rüdiritte gilt 
das in den Erl. 1, 2 zu 8 325 Geſagte. 

Die gedachten Folgen treten nicht ein, wenn die dem Schuldner obliegende Leiſtung vor 
Ablauf der gefegten Frift unmöglich geworden if, und biefe Unmöglichkeit von dem Gläubiger 
zu vertreten ober die Folge eines Bufalls tft, dem der Schuldner nach 8 287 trotz des Verzugs 
nicht zu vertreten hat. In dieſem Falle finden die 88 324, 323 Anwendung. Durch eine von 
dem Schuldner zu vertretende Unmöglichfeit werben die durch bie Sriftfegung begründeten Rechte 
bes Glänbigerd nicht berührt (Schollmeyer, Erl. 2). 

D) Im betreff der Bemweislaft gilt das in der Erl. 4 zu 8 250 Geſagte. 

3 Eine Teilleiiung bed Schuldners kann erfolgt fein, bevor die Friſt gefegt iſt oder 
während bes Lauſes berjelben. Im erfteren Falle beichräntt ſich das Hecht des Gläubiger 
daranf, dem Gläubiger eine Frift zur Bewirtung des noch nicht erfolgten Teiles ber Zeiftung 
zu beftimmen. Erfolgt die Leiftung innerhalb der Friſt nicht, fo ftehen dem Gläubiger die im 
$ 326 beftimmten Rechte nur in betreff desjenigen Teiles zu, für befien Bewirtung bie Frift 
gelegt if. Schabenserfag wegen Nichterfüllung des ganzen Vertrags zu verlangen oder von dem 
ganzen Bertrage zurüdzutreten tft ber @läubiger in biefem alle nur berechtigt, wenn er an 
der Erfülung kein Intereſſe mehr Hat (Abf. 2). In dem zweiten Falle, wenn alfo bei Sepung 
der Friſt die bem Schuldner obliegende Leiſtung überhaupt noch nicht erfolgt war, innerhalb ber Friſt 
aber teilweije erfolgte, ftehen dem Gläubiger die im 8 326 Abf. 1 beftimmten Rechte ebenfalls 
nur in betreff desjenigen Teiles der Leiftung zu, welcher innerhalb ber Friſt nicht bewirkt ift, 
jedoch auch hier mit ber Maßgabe, dak er Schadenserfag wegen Nichterfüllung des ganzen 
Vertrags fordern oder von dem ganzen Vertrage zurüdtreten Tann, wenn er kein Intereſſe an 
der Erfüllung mehr hat. Dies ergibt fih aus Abf. 1 Sag 3, der ſich auf beide gedachten Fälle 
bezieht (RG. Bb. 50 ©. 138 ff). Eine andere Auffafiung bes Sag 3 hat Romeid, in 
DIE. 101 6.493 fi.; derfelbe, Bur Technik des BGB. Heft 1 S.295. Nach ihm ſoll die im 
8 326 Abf. 1 Sag 3 beftimmte entfprechende Anwendung des 8 325 Abf. 1 Sag 2 dazu führen, 
daß ber Gläubiger, wenn der Schuldner nur teilweife erfüllt Hat, ihm in betreff des übrigen 
Teiles der Leiftung die Friſt mit dee Wirkung fegen kann, daß bei Nichtbewirkung des Reſies 
der Leiftung diejelde Folge eintritt, wie wenn der Gläubiger den Wegfall feines Intereſſes an 
der Erfüllung überhaupt nachgemwiefen Hätte, daß der Gläubiger alfo nach unbenugtem Ablaufe 
der Frift fofort Schabenseriag wegen Nichterfüllung des ganzen Vertrags verlangen kann oder 
von bem Bertrage zurfidzutreten berechtigt ift. War bei Segung ber Friſt noch kein Teil ge 
leiftet, erfolgt aber innerhalb ber Frift eine Teilleiftung, fo fol nun zwar jene Folge noch nicht 
eintreten, der Gläubiger fol aber bereditigt fein, in betreff bes nicht bewirkten Teiles ber 
Leiftung nodmals eine Friſt mit ber obigen Wirkung zu ſetzen. So mandjes fid de lege 
condenda für eine folhe Auffaſſung fagen läßt, fo bilxfte doch ber Berfuh Romeids, fie als 
ber Abficht des Geſetzes entiprechend darzuftellen, mißlungen fein. Bet unbefangener Auslegung 
des Abſ. 1 Satz 3 des 8 326 wird man bei der vorgefchriebenen entſprechen den Anwendung 
des 8 325 Abſ. 1 Sap 2 doch immer nım baran denken, baß bei teilmeifer Nichtbewirkung vor 
Ablauf der Frift diefelben Folgen eintreten follen wie bei teilmeifer Unmöglichteit. 

4. Bei einem Kaufe fteht nach 8 454 dem Verkäufer, wenn er ben Vertrag erfüllt und den 
Kanfpreis geftundet Hat, das im 8 326 beftimmte Rücktrittsrecht nicht zu (f. Exl. zu 8 454) 

5. Fixgeſchäft. Im E. 18361 war beftiimmt, daß, wenn ſich aus dem Vertrag ergebe, daß die 
Bertragsleiftung von dem einen Vertragſchließenden genau zu einer feft beftimmten Zeit oder binnen 
einer feft beitimmten Friſt bewirft werden folle, der andere Teil, wenn die Leiftung nicht zu 
ber beftimmten Zeit ober nicht binnen ber beftimmten Frift erfolge, berechtigt fei, von dem Ders 
trage zurüdzutreten oder feine Rechte aus dem Vertrage geltend zu machen. (Entipredhende, 
jedoch in einigen Beziehungen vervolljtändigte Vorſchriften enthielten bie 88 278, 279 des E. TI 
und die 88 321, 322 des vom der zweiten Kommiſſion bem Bundesrat Überreichten Entwurfs. 
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Auf Antrag des Juſtizausſchuſſes find diefe Vorfchriften von dem Bundesrate geftrihen. Zum 
. Erfage wurde in dem €. III ber 8 351 aufgenommen. Diefem entſpricht ber 8 361 des BGB. 
Hiernad ſoll bei einem Bertrage ber gebachten Art der andere Teil im Zweifel berechtigt fein, 
von dem Bertrage zurlidzutreten, wenn die Leiftung nicht zu der beftimmten Beit oder nicht 
inmerhalb der beftimmten Friſt erfolgt. Es handelt fich Hierbei nur um eine Auslegungsregel, 
kraft deren bei einem Vertrage der fraglichen Art das Niüdtrittsreght als vertragsmäßig ver- 
einbart angejehen wird (ſ. Erl. zu 8 361). Iſt na den Umänden des Falles eine folde 
vertragämäßige Vereinbarung als gewollt nicht anzufehen, fo findet ber Müdtritt kraft de8 Ges 
ſetzes nur nach Maßgabe des $ 326, aljo wenn der Schuldner im Verzug ift, ftatt. Dabei ift 
aber zu beachten, daß unter Umftänden die Zeit der Leiftung einen fo weſentlichen Beftand- 
teil der Leiftung bildet, daß bie Leiſtung zu einer anderen als zu ber beftimmten Zeit eine 
ganz andere Leiftung ift (f. Vorbm. 2 zu den 88 275—29%0). In Fällen biefer Art iſt die 
Leiftung, wenn fie nicht zu der beftiimmien Zeit erfolgt, überhaupt unmöglich geworden. Daraus 
folgt, daß, wenn bie Leiftung infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umftandes 
unterblieben ift, der 8 325, wenn fie infolge eines von dem Gläubiger zu vertretenden Um⸗ 
ſtandes unterblieben ift, der 8 324, und wenn fein Teil das Unterbleiben zu vertreten hat, 
der 8 323 Anwendung findet. Über befondere Borfchriften bei dem Mietvertrage f. die 83 537 
bis 543, bei dem Dienftvertrage bie 88 626628, bei einem Werkvertrage die 88 633-636. 
Für den Handelskauf gelten, wenn ausbebungen ift, daß bie Leiftung bes einen Teiles 
genau zu einer feſt beftimmten Zeit oder innerhalb einer feſt beftimmten Friſt bewirkt werden 
fol, die befonderen Vorichriften des HGB. 8 376. Im Übrigen gelten auch fir Handelsgeſchäfte 
die Borichriften ber 88 323—326. 

6. Streitig ift, ob und inwieweit ber $ 326 anf eine pofitive Bertragäverlegung anzn- 
wenden ifl. Die Frage ift von Staub im dem oben angeführten interefianten Auffag in der 
Guttentagſchen Feſtſchrift für den 26. Juriftentag angeregt und in der fpäteren felbftändigen Schrift 
über pofitive Vertragsverlegungen weiter ausgeführt und gegen die erhobenen Einwendungen vers 
tetdigt. Er befämpft die Anficht, daß durch die Verlegung einer Unterlafjungspflicht eine Unmöglich⸗ 
teit der Leiftung eintrete und führt dann aus, daf daß Bedürfnis und der dem 3 326 zugrunde 
liegende Gedanke dahin führen müffe, den $ 326 in allen Fällen einer pofitiven Vertragsverletzung 
entfprechend anzumenden, wenn durch dieſelbe ber Bwed des Vertrags gefährdet werde. Er 
wendet diejen Grundſatz insbeſondere an auf ben Fall, daß ber zu fulzeifinen Leiftungen Ver⸗ 
pflichtete die erſte Leiftung fo mangelhaft bewirkt habe, daß ber Gläubiger Grund zu ber 
Beſorgnis habe, daB auch die künftigen Leiftungen ebenfo mangelhaft fein würden. Bon Dern⸗ 
burg und Kipp wird in den oben zitierten Auffägen die Anficht von Staub befämpft; die 
Ausführungen diefer Schriftfteller beziehen ſich indefien im weſentlichen mur auf die Frage, ob 
bei mangelhafter Lieferung von Sachen, die nur der Gattung nach beftimmt find, eine ents 
fprechende Anwendung bed $ 326 mit den Vorſchriften des BSB. über die Mängelgewähr 
(88 459ff.) vereinbar fei und durch ein Bedürfnis geboten werde. Das RG. bat fi in zwei 
Urteilen über bie prinzipielle Frage ausgeiprocden, ohne jedoch in ihnen das Verhältnis zu den 
Borfchriften über Mängelgewähr zu berühren. In dem einen diefer Urteile (RG. Bd. 54 ©. 98) 
ſchließt fi das RG. dem von Staub aufgeftellten Grundfag an. Der $ 326 fei nicht eine 
finguläre Borfchrift, fondern die Anwendung bes allgemeinen Prinzips, ba dem Gläubiger in 
allen Fällen einer Vertragsverlegung, durch welche der Zweck bes Vertrags gefährdet werde, die 
im $ 326 beftimmten Rechte zuftehen müßten. In dem zweiten Urteile (RG. Bd. 54 ©. 286) 
wird angenommen, daß bie Verlegung einer Unterlaffungspflicht in Beziehung auf dieſe Pflicht 
eine Unmöglichteit der Erfüllung begründe und daß der Gläubiger, wenn er infolge diejer, an 
fi nur einen Teil der Verpflichtungen des Schuldners betrefienden Unmöglichkeit kein Intereſſe 
mehr an der Erfüllung des Vertrags habe, auf rund des 8 325 Abſ. 1 Sag 2 die dort bes 
ftimmten Rechte habe. Der in diefem Urteile vertretenen Auffaſſung wird beizuftimmen fein. 
Daß durch daB Zuwiderhandeln gegen eine Unterlaſſungspflicht die Erfüllung biefer Pflicht 
unmöglich geworben ift, folgt logiſch daraus. daß @eichehenes nicht ungeihehen gemacht werben 
kann. Eine Leiftung kann, wie im $ 241 Sag 2 ausdrüdlich hervorgehoben iſt, aud in einem 
Unterlaffen beftehen. Es ift daher nicht abzujehen, weshalb der z 325 nicht auch auf eine in 
einem Unterlafien beftehenbe Leiftung Anwendung finden und deren von dem Schuldner zu ver» 
teetende Unmöglichkeit nicht die im 8 325 beftimmten Folgen haben folle. Der von Staub ew 
hobene Einwand, daß eine Unterlaffung zu der Zeit, zu welcher fie vertragsmäßig erfolgen folle, 
immer möglich fei und daß deshalb die Vorſchriften über nachfolgende Unmöglichkeit teine An⸗ 
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8. 327. Auf das in den $$. 325, 326 bejtimmte Rücktrittsrecht finden bie 
für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorfchriften der 88. 346 bis 356 
entiprechende Anwendung. Erfolgt der Rüdtritt wegen eines Umftandes, den der 
andere Theil nicht zu vertreten hat, fo Haftet diefer nur nach den Vorfchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. 


wendung finden könnten, iſt unbegründet; denn bei der nachfolgenden Unmöglichkeit kommt es 
nicht auf den Beitpunkt an, in welchem die Leiftung erfolgen follte, fondern auf den Zeitpunft, 
in welchem fie gefordert wird. Iſt fie in diefem Zeitpunkt unmöglich — und dies tft bei einer Untere 
lafiung, wenn das zu Unterlafjende bereits gefchegen tft, immer der Fall — fo findet der 8 325 An⸗ 
wendung. Die Anwendung bed 8 325 würde aud) in bem durch das erfte Urteil des RG. ent⸗ 
ſchie denen alle zu einem befriedigenden Rejultate geführt haben. Es handelte fi) dabei um die 
Lieferung von Kies zur Herftellung eines Betonwerks. Dad Quantum des gelieferten Kieſes follte 
demnächft durch Ausmeſſung des Betonwerts ermittelt werden. Der Käufer verivandte nun aber dem 
gelieferten Kies auch zu anderen Zwecken als für das Betonwerk. Hierzu war er nicht beredhtigt. 
Er verlegte daher bie ihm obliegende vertragsmäßige Verpflichtung, die Verwendung des Kieſes zu 
anderen Bweden als für das Betonwerk zu unterlafjen; die erfolgte Verwendung konnte nicht uns 
geſchehen gemacht werden; die ihm obltegende Leiftung der Unterlaſſung ſolcher Verwendung war alfo 
unmöglid; geworden. Durch diefe Unmöglichkeit war ed aber zugleich unmöglich geworden, das 
Quantum des gelieferten Kiefes und damit den zu zahlenden Preis in der durch dem Vertrag 
beftimmten Art zu ermitteln. Die Vorausſetzung des 8 325 war aljo gegeben und zwar ſowohl 
dann, wenn man die Erfüllung des Vertrags überhaupt als durch bie Verlegung der Unter» 
laſſungspflicht unmöglid; geworden anfieht, ald auch dann, wenn man in der Unmöglichkeit der 
Unterlafjung nur eine teilweife Unmöglichkeit erblidt, ducch diefe aber das Jutereſſe des anderen 
Teile an ber Erfüllung als weggefallen anſieht. Es bedurjte daher, um zu ber richtigen Ent» 
ſcheidung zu gelangen, nicht des in dein gedachten Urteil aus bem 8 326 abgeleiteten allgemeinen 
Grundfages. Wie bedenklich diefer Grundſatz ift, ergibt fih aus den Gründen des Urteils ſelbſt, 
indem darin hervorgehoben wird, daß das Geſetz den Brunbfag wohl nur deshalb nicht allgemein 
ausgeſprochen habe, weil es in Anlehnung an bie in ber gemeintechtlihen Theorie, insbejondere 
von Deommfen vertretene Anficht, in der Verlegung einer Unterlafiungspfliht immer die Uns 
möglichkeit der Erfüllung dieſer Pflicht gefehen habe. Dies ift richtig; ed geht daraus aber 
hervor, daß dad Geſetz die Vorſchrift des 8 325 für genügend gehalten und den 8 326 ald eine 
finguläre, für den Verzug gegebene Borjchrift angejehen Hat, aus der ein darüber hinausgehendes 
allgemeines Prinzip nicht abgeleitet werden kann. 

Auf die Frage, in welchem Verhältniſſe die 88 325, 326 zu den Vorfchriften liber Mängel 
gewähr fiehen, ſoll Hier nicht näher eingegangen werden. Es ift in diefer Beziehung auf bie 
oben angeführten Aufjäge von Dernburg und Kipp zu vermweifen, in welden der Nachweis 
erbracht ift, daß die richtige Anwendung ber Vorfchriften über Mängelgewähr in Verbindung 
mit der Borfchrift des 8 326 umd bes $ 276 zu einem völlig befriedigenden Ergebniffe führt, 
ohne daß es der Aufftellung des gebachten allgemeinen, durch feine Unbeftimmtheit höchſt gefähr- 
lichen Grundſatzes bedarf. Hervorgehoben mag nur noch werden, daß aud) in RG. Bd. 52 ©. 18 
anerfannt wird, daß bei Mängel der verfauften Ware, wenn ben Verkäufer ein Verſchulden trifft, 
neben der Wandelung auf Grund des 8 276 Schadenserfag verlangt werden kann. In einer 
neueren Entiheidung (R®. in DIZ. 1904 ©. 342) hat Übrigens dad RG. den Grundfag wieder 
ganz allgemein aufgeftellt, daß nach einem aus den 88 325, 326 abzuleitenden Rechtsſatze dem 
Gläubiger wegen jeder pofitiven Bertragsverlegung bie im & 326 bezeichneten Rechte zuftchen, 
wenn durch die Verlegung die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet werde. Hieraus wird 
insbefondere gefolgert, daß bei futzeifiven Lieferungageichäften wiederholte mangelhafte Lieferungen 
den Käufer zum Rüdiritte für künftige Lieferungen berechtigen. 


$ 327. 
&.18 309 081.3; 8270 von. 8 82; MI 8 321. 9.1 6. 1144f., 1910f., 1922, 3260; M. II €. 211. 
B.11 88.1 6. 640f., 650N. D. €. 626. 


1. Auf den nad) ben 98 325, 326 kraft des Geſetzes zuſtehenden Rüdtritt vom Bertrage 
Anden bie Vorſchriften der 55 346856 über ben vertragämäßigen Nüdiritt Anwendung 
Vland, Kommentor 5. BGB. Bd. IL. 3. Auflage. 11 
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Dritter Titel. 
Verſprechen der Leiftung an einen Dritten. 


G. Erl. 1b zu 8 325). Nah dem Wefen und dem Zwede des Rüdtritts kann berjelbe nicht 
unter einer Bedingung ober Zeitbeftimmung erfolgen; er kann aud nicht im voraus für den Fall 
ertlärt werden, daß ein Grund für den RKücktritt eintreten werde (a. W. Tibe ©. 369). Der 
Angabe bes beſonderen Grundes, ans welchem der Rüdtritt erfolgt, bebarf es nicht (Tige ©. 369). 
Der Rüdtritt ift für beide Teile bindend. In den Fällen der 83 325, 326 Hat ber Berechtigte 
zwar die Wahl zwifchen dem Rücktritt und den dort bezeichneten anderen Rechten und eine Wahl 
bat nicht ftattgefunden, wenn ber Berechtigte fein Wahlrecht nicht Tannte; dies wirb aber bei dem 
gefeblihen Nüdtritt auf Grund der 88 325, 326 nicht vorkommen können. Die Erklärung des 
NRücktritis ift an feine Form gebunden; er kann audı in einem Prozeß erfolgen und nad) ben 
von dem RG. für die Anfehtung angenommenen Grundſätzen au von und gegenüber dem 
Vrozeßbevollmãchtigten erlärt werben (Rehbein, Exl. 24 zu 88 320-327). 


2. Nüdgewähr bed Geleifteten im Falle des Nüdtrittd. Erfolgt der Rücktritt von 
dem Vertrage, fo find beide Teile verpflichtet, einander dasjenige, was fie auf Grund des 
Vertrags erhalten haben, nad) Maßgabe der 88 346, 347 zurüdzugeiwähren. Won biefer Hegel 
wird durh ben Sag 2 eine Ausnahme filr den Fall gemacht, dab der Rücktritt wegen eines 
Umftanded erfolgt, den der andere Teil nicht zu vertreten hat. Der andere Teil haftet in 
diefem alle nicht nach den Vorfchriften der 88 346, 347, fondern nur nad den Vorfcriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiherung. Da der Rüdiritt nad) 8 325 Abſ. 1 
und nad) $ 326 nur wegen eines von dem anderen Teile zu vertretenden Umftandes zuläffig iſt. 
fo kann in diefen Fällen die Vorſchrift des 8 327 Sag 2 nicht zur Anwendung fommen. Eins 
treten kann der vorauögefegte Fall aber, wenn der Rüdtritt auf Grund des 8 325 Abi. 2 erfolgt. 
Nach dieſer Vorſchrift kann, wenn der eine Teil rechtskräftig zur Leiſtung verteilt ift, der 
andere Teil von dem Vertrage zurüdtreten, wenn der Verurteilte bie Leiftung nicht vor dem 
Ablauf einer ihm nad) Maßgabe des 8 283 geſetzten Frift bewirkt. Der Rücktritt ift zwar aus⸗ 
geſchloſſen, wenn die Leiftung infolge eines von dem Verurteilten nicht zu vertretenden Umftandes 
unmöglid wird (f. Erl. 4 zu 8 326); er bleibt aber zuläffig, wenn die Unmöglichkeit nur eine 
zeitweife ift, und kann daher möglicherweife erfolgen, ohne daß ein Verzug oder ein fonftiges 
Verſchulden des Schuldners vorliegt. Ein fernerer Fall, in welchem bie Vorfchrift des $ 327 
Sag 2 zur Anwendung fommen kann, ergibt fich aus den fir den Werkvertrag geltenden Vor⸗ 
ſchriften des 8.636. Nach dem €, II kam außerdem ber praktiſch viel wichtigere Fall eines 
Fixgeſchäfts in Betracht. Nachdem die Vorſchriften über das Fixgeſchäft geftrichen find (f. Erl. 5 
zu 8 326), dommt biefer Fall nicht mehr in Frage. 


Dritter Titel. 

Hellwig, Die Verträge auf Leiftung an Dritte 1899. 

1. Ein Bertrag, durch welchen der eine Teil dem anderen Teile eine Leiftung an einen 
Dritten verfpricht, war nad) römiſchem Rechte ungültig; jedod wurden für einzelne Fälle Aus» 
nahmen von diefer Regel anerkannt (Windfcheid-Kipp II 8 316). Das Bedürfnis des Lebens 
hat dazu geführt, die Gültigfeit und Wirkjamteit folcher Verträge im weiteren Umfang an« 
auerlennen. Ju ber gemeinrechtlichen Theorie und Praris iſt jedoch beftritten, in welchen Fällen 
und unter welhen Borausfegungen der Dritte einen Anſpruch auf die Leiftung erhält und wie 
das Verhältnis juriitifh zu tonftruieren tft (Windfheid-Kipp II $ 3168, Dernburg II 
83 104ff.). Auch die neueren Gefepgebungen gehen auseinander (M. II ©. 265ff.). Das BGB. 
Bringt diefe Entwidelung zum Abfchluffe. Wie es einerfeitS durch die Vorſchriften über die Stell» 
vertretung (88 164 ff.) die Möglichkeit anerkannt hat, daß ber im Namen’ eines anderen abge 
ſchloſſene Vertrag unmittelbar für den anderen wirkfam mird, fo Hat es andererſeits burd die 
Vorſchriften dieſes Titels die volle Wirkſamkeit eines von den Parteien im eigenen Namen, aber 
augunften des Dritten abgeſchloſſenen Vertrags auerlannt. Der Dritte erwirbt ben Anfpruch auf 
die durch den Vertrag an ihn verfprochene Leiftung, wenn dies ber Abficht der Barteien entfpricht. 
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Der Verſprechensempfünger erwirbt regelmäßig auch jelbft einen Anſpruch gegen den Verſprechenden, 
aber diefer Anſpruch geht nit etwa auf den Dritten über, fondern der Dritte erwirbt einen 
durchaus jelbftändigen Anſpruch. Er erwirbt biefen Anſpruch, wenn die Bertragichliekenden es 
mollen, unmittelbar durch den Abſchluß bes Vertrags, ohne daß es einer Anzeige an ihn oder 
feiner Annahme bedarf. Wollen die Parteien, daß der Dritte ben Anſpruch erft zu einer fpäteren 
Beit oder nur ımter gewifien Borausfegungen erwirbt ober daß fein Anſpruch zwar fofort, aber 
nur al@ ein bedingter oder betagter entfteht, fo iſt diefer Wille maßgebend. Der Dritte kann 
das erworbene Recht zurückweiſen; tut er dies, jo gilt das Recht als nicht erworben. Über die 
juriftiſche Konſtruktion des durch ben Vertrag zugunften eines Dritten oder wie das BGB. fih 
ansdrüdt, des Verſprechens der Leiftung an einen Dritten, befteht Streit. Stammler ©. 172 
führt das Recht des Dritten auf eine mit dem Vertrage verbundene einfeitige Willenserklärung 
des Verſprechenden zurüd. Hellwig geht in feiner ſehr eingehenden Erörterung des Verhäli— 
nifſes davon aus, daß eine Verbinblichkeit immer einen Vermögenswert oder doch ein vermögend« 
rechtliches Interefie für den Gläubiger haben müffe. Dies fei and; für den Vertrag zugunften 
eined Dritten feftzuhalten. Der Vertrag zerfalle daher in zwei Teile. Den einen Teil bilde der 
Hauptvertrag, durch welchen fi ber Verſprechende dem Verſprechensempfänger gegenüber zu einer 
Leitung verpflichte. Den zweiten Teil bilde ein Nebenvertrag, kraft defien der Beriprechende die 
durch ben Hauptvertrag begründete Verpflichtung durch Leiftung an den Dritten zu erfüllen habe. 
Der Dritte fei daher Empfangsbevollmächtigter des Verſprechensempfüngers. Der Nebenvertrag 
tönne übrigens aud für fi allein neben einem geſetzlichen Schuldverhältniffe zwifhen bem 
Gläubiger und dem Schulbner geſchloſſen werden. Immer bilde daS durch den Vertrag oder 
froft bes Geſetzes begründete Schuldverhälnis bie causa für die Leiftung an ben Dritten. 
Hellwig geht von dem Falle aus, daß der Dritte fein felbftändiges Mecht auf die Leiftung 
erhalten, der Verſprechende aber die ihm gegenüber dem Berfprechensempfänger obliegende Ber- 
bindlichleit durch Leiftung an ben Dritten erfüllen ſolle. Hier fei der Dritte lediglich Empfangss 
bevollmächtigter des Berfprechensempfängerd. Diefe Stellung behalte er aber auch dam, wenn 
er baneben kraft des Nebenvertrags ein felbitändiges Recht auf die Leiſtung gegen ben Ver— 
iprechenden erhalte. Der Dritte und der Verfprechengempfänger feien in biefem "alle Geſamt⸗ 
gläubiger des Verſprechenden. Weber die Anfiht von Stammier, no bie von Hellwig 
dürften der natürlichen Auffaſſung und dem Standpunkte bes BGB. entſprechen. Gegen die 
Anfiht von Hellwig, dab die durch ein Schuldverhältnis begründete Forderung immer einen 
Bermögenswert haben mäffe, |. Borbm. III zu diefem Buche ©. 5. Einen Vermögenswert braucht 
daher auch die durch Vertrag zugumften eines Dritten für den Verſprechensempfänger begründete 
Forderung nicht zu haben. Das Geſetz fieht dieſen Vertrag als einen einheitlichen an, ber ſich 
von anderen Schulbverträgen nur durch ben Gegenftand ber Verpflichtung unterſcheidet. Diefer 
befteßt nicht, wie fonft regelmäßig, in einer Leiftung an den Verſprechensempfänger, fondern in 
einer Zeiftung an einen Dritten. Der Dritte ift nicht Empfangsbevollmächtigter des Veriprechend« 
empfängers in betreff der diejem gefchuldeten Leiftung, jondern er bildet in dem Berhältnifie 
zwiſchen dem Xerfprechenden und dem Verfprechensempfänger nur das Objekt, auf welches fi 
die Leiftung bezieht. Die Forderung des Verſprechensempfängers geht eben nur auf Leiftung 
on den Dritten (Enneccerus-Lehmann I 8 183 III 1). Kraft pofitiver gefeglicher Borfchrift 
hat der obligatorifche Vertrag zwiſchen dem Veriprechendempfänger und dem Verſprechenden, wenn 
amd foweit die Parteien e3 wollen, zugleich, die Wirkung zugunften des Dritten, daß diefer ein 
felbfländiges Hecht gegen ben Verſprechenden erhält. Durch die Erfüllung der Verbindlichkeit 
gegen den Dritten wird zugleich die Verbindlichkeit gegen den Berfprechensempfänger erfüllt, weil 
biefe eben nur auf Leitung an den Dritten gebt; aber ein Gefamtgläubigerverhältnis wird 
dadurch zwiſchen bem Dritten und dem Verfprechensempfänger nicht begründet. Eine eingehendere 
Begründung diefer Auffaffung ift Hier nicht möglich. Ihre Konfequenzen werben in den Er» 
läuterıngen zu den einzelnen Paragraphen näher dargelegt werben. 

2. Ansrbunng des Gtoffed. In dem $ 328 wird das in dem obigen bargelegte Prinzip 
ansgefprochen. Die 88 329—331 enthalten bejondere Vorjchriften für einzelne praktiſch beſonders 
wichtige Fülle eines Vertrags zugunften eines Dritten. Der $ 332 beftimmt die Art, in welcher 
dad nach dem Vertrage dem Verſprechensempfänger vorbehaltene Recht, an die Stelle des in dem 
Vertrage bezeidmeten Dritten einen anderen zu fegen, ausgeübt werden kann. Der 5 333 
befimmt die Wirkungen, welche die Zurückweiſung des Rechtes von feiten bes Dritten hat. Der 
8 334 Handelt von den Einwendungen, welche dem Verſprechenden gegen ben Dritten zuftehen. 
Der $ 335 endlich handelt von dem Verhältnis unter den Vertragſchließenden. 

11* 
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$. 328. Durch Vertrag kann eine Leijtung an einen Dritten mit der 
Wirkung bedungen werden, daß der Dritte unmittelbar das Recht erwirbt, bie 
Leiftung zu fordern. 

In Ermangelung einer befonderen Beftimmung ift aus den Umftänden, ind- 
befondere aus dem Zwecke des Vertrags, zu entnehmen, ob der Dritte das Recht 
erwerben, ob dad Recht des Dritten fofort oder nur unter gewifien Vorausfegungen 
entftehen und ob den Vertragichliegenden die Befugniß vorbehalten fein foll, das 
Recht des Dritten ohne defjen Zuftimmung aufzuheben oder zu ändern. 


B & 328. 
@.1 88 412 Wbf. 1, 413, 414; II 8 280 rev. 8 323; TII 8 322. P. 16. 836f., 846. 3292f.; 
MI E.265f. P. Il 88.1 ©. 748f., 7601 ff. D. ©. 627. 

1. Borausfegung der Eutſtehung eines Rechtes bed Dritten anf die Beiflung. Der & 328 
ſpricht das der ganzen Lehre zugrunde liegende Prinzip aus (f. Vorbm. 1 zu diefem Titel). 
Enthält der Vertrag keine ausdrüdlichen Befiimmungen über die Frage, ob und unter melden 
Borausfegungen die unmittelbare Berechtigung des Dritten eintreten fol, fo ift aud den Um» 
ftänben, insbeſondere aus dem Bwede bed Vertrags zu entnehmen, was der Abficht ber Parteien 
entſpricht. Nicht jelten wird der Fall fo liegen, daß fich nit ermitteln läßt, ob die Parteien 
an bie in Betracht kommenden Fragen gedacht und ob fie diefelben in einer beftimmten Richtung 
haben entſcheiden wollen. In folhen Fällen wird als von den Parteien gewollt dasjenige 
anzuſehen fein, was fie nad den Umftänden, insbefondere nach bem Zwece des Vertrags ver— 
nünftigerweije gewollt haben würden, wenn fie bei dem Abſchluſſe des Vertrags fi die Frage 
vorgelegt hätten. Der objektive typiſche Charakter des Vertrags tft alfo maßgebend. Die von 
den 88 328—330 entfchiedenen einzelnen Fälle werben als Anhaltspunkte für die Entſcheidung 
anderer Fälle benugt werden können. In der zweiten Kommiffion war der Untrag geftellt, die 
Entiheidung durch Aufftellung eines allgemeineren Geſichtspunlies zu erleichtern und zu biefem 
Bwede zu Beftimmen, daß die unmittelbare Berechtigung des Dritten im Zweifel als gewollt 
anzufehen fei, wenn ber Verſprechensempfänger durch die Vereinbarung eine Fürſorge für dem 
Dritten bezwede. Dieſer Geſichtspunkt — fo wurde ausgeführt — würde außer auf die in dem 
8 330 herporgehobenen Fälle unter anderen auch zutreffen auf die Ausbedingung eines Trink⸗ 
geldes für ben Kuticher bei bem Vertrag über eine Fahrt, oder eines Halftergeldes für den Reit⸗ 
tnecht bei dem Verkauf eines Pferdes, auf die bei der Vermietung oder Verleihung einer fremden 
beweglichen Sache getroffene Vereinbarung, daß der Mieter oder Entleiher die Sache dem Eigen- 
tümer zurüdgeben folle, und auf die Vereinbarung des Verkäufers eines Haufes mit dem Käufer, 
daß dieſer den über das Haus geichlofienen Mietvertrag aushalte. Die Mehrheit der Kommifjion 
glaubte, daß eine Beftimmung der fraglichen Axt zu unbeftimmt fei, um der Rechtſprechung einen 
Anhaltspunkt zu gewähren. Aus dem Zwede einer fürforge für den Dritten könne einerſeits 
leineswegs immer bie Abficht gefolgert werden, dem Dritten unmittelbar ein Recht zu verſchaffen, 
fo 3. B. nicht in dem Falle, wenn jemand, ber bisher einen Bedürftigen freiwillig unteritüpt 
habe, fi) bei feiner Auswanderung von einem anderen verfprechen lafle, diefe Unterftügung auch 
ferner gewähren zu wollen. (Hellwig ©. 50 fieht einen folchen Vertrag, fofern der Verſprechens⸗ 
empfänger nicht als Stellvertreter der zu unterftügenden Perſon gehandelt habe, infolge feiner 
in ber Vorbm. 1 dargelegten Auffafjung mit Unrecht ald nichtig an, weil e8 in der Beziehung 
der vertragfchließenden Berfonen zu einander an einer causa fehle Die Fürlorge für einen 
Dritten ift eine genügende causa.) Andererſeits fomme in manchen derjenigen Fälle, weiche durch 
die fragliche Beſtimmung getroffen werden follten, der Zweck ber Fürforge für den Dritten nur 
in zweiter Linie in Betracht, fo 3. B. in dem Falle, dab ber Verkäufer eines Haufe fi von 
dem Käufer verfprechen lafie, die Dliete aushalten zu wollen. Endlich fei zu beforgen, daß die 
Hervorhebung bes fraglichen Gefihtspunktes dazu führen werde, in ſolchen Fällen, in welchen 
eine Fürforge für dem Dritten nicht den Bwed ber Vereinbarung bilde, gleichwohl aber bie 
unmittelbare Berechtigung der Abſicht der Parteien entſpreche, dieſe mit Unrecht zu vereinen. 
Der Vertrag zugunfien eines Dritten Tann in ber Tat durchaus verfhiedenen Zwecken bienen. 
Seine allgemeine Bedeutung liegt darin, daß dem Verſprechensempfänger, ber aus irgendeinem 
Grunde einem Dritten eine Leiftung verfhaffen will, der Ummeg erfpart wird, ſich diefe Leiſtung 
erft von einem anderen verſprechen zu laſſen und dann das erworbene Recht an den Dritten zu 
übertragen, dab ihm vielmehr die Erreichung diefed Zweckes unmittelbar durch den Abſchluß 
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eines Vertrags zugunften bes Dritten ermöglicht wird. Nur unter Berädfichtigung aller Umftände 
des einzelnen alles läßt ſich die Frage enticheiden, ob und unter welchen Vorausſetzungen die 
unmittelbare Berechtigung bes. Dritten ber Abſicht der Parteien entipricht. Dabei ift noch 
beionder® zu beachten, daß zwar nicht felten eine unmittelbare Berechtigung des Dritten gewollt 
fein wird, daß diefe aber nicht fofort mit dem Abſchluſſe des Vertrags, fondern erft mit einem 
fpiteren Ereignis eintreten ſoll und bie Parteien bis zum Eintritte des Ereignifjes berechtigt 
bleiben wollen, ben Vertrag aufzuheben. So z. B. wird regelmäßig bet der Ausbedingung eines 
Trinfgelbe8 für ben Kutſcher oder eines Halitergelbes filr den Reitknecht die Berechtigung bes 
Lutſchers oder bed Reittnechts erft mit der Ausführung der Fahrt bzw. mit ber Übergabe des 
Pferdes eintreten follen; ber Mieter einer Sache, zu defien Gunften der Käufer der Sache dem 
Berläufer verſprochen Bat, die Miete auszuhalten, foll ein Hecht gegen den Käufer erft erlangen, 
wenn diefem auf Grund ded Kaufvertrages dad Eigentum der Sache übertragen ift. Über bie 
Geſichtspunkte, welche bei der Entfcheibung der Frage, ob eine unmittelbare Berechtigung des 
Dritten gewollt ift und wann diefe eintreten fol, in Betracht zu ziehen find, |. Hellwig ©. 148 ff, 
09, 315 ff. J 

2. Befugnis der Vertragſchließenden, das Recht des Dritten aufzuheben. Iſt das Recht 
des Dritten, ſei es auch nur als ein bedingtes oder betagtes, entſtanden, ſo kann es regelmäßig 
von den Parteien nicht wieder aufgehoben oder geändert werden. Möglich iſt es indefien, daß 
die Parteien ſich die Befugnis Hierzu vorbehalten. In ſolchem Falle entfteht das Recht des 
Dritten zwar fofort, aber als ein auflöfend bebingtes. Die auflöjende Bedingung befteht in der 
Aufpebung oder Anderung des Vertrags durch die Parteien. Diefe Hätten die Entitehung des 
Rechtes des Dritten bis zu einem fpäteren Zeitpunfti oder Ereignis in der Art hinausſchieben 
tönnen, daß vorher überhaupt feine Gebundenheit gegenüber dem Dritten eintritt (j. oben Erl. 1). 
Cie önnen aber ein Intereffe dabei haben, daß das Recht des Dritten fofort entfteht, ihnen 
aber doch die Möglichkeit gewährt wird, dasfelbe wieder aufzuheben. Die fofortige Entftehung 
des Rechtes als eines auflöfend bedingten kann insbeſondere von Bedeutung fein, wenn der Ver⸗ 
Iprediende in Konkurs gerät. Ob die Parteien den einen oder ben anderen Weg gewollt haben, ift 
eine Auslegungsfrage. Durch die Worte im Abf. 2 „und ob den Bertragicließenden die Bes 
fugnis vorbehalten fein fol, daB Recht des Dritten ohne deſſen Zuftimmung aufzuheben ober 
zu ändern“ wird darauf Hingewiefen, daß es eines ausdrüdlihen Vorbehalts nicht bedarf, daß 
& vielmehr auch in bdiefer Beziehung lediglich darauf antommt, was der Abficht ber Parteien ent» 
ſpricht. Über die Frage, ob, auch wenn eine folhe Befugnis nicht vorbehalten worden, das Recht 
des Dritten dur objektiven Erlaßvertrag zwiſchen den Bertragichließenden aufgehoben werden 
tan f. Erl. 1 zu 8 335. 

3. Beiftungen jeder Art Tönuen Begenftand des Vertrags angunften eines Dritten fein. 
Die Verpflichtung des Verſprechenden kann insbefondere dahin gehen, bem Dritten eine Gelds 
fumme zu zahlen oder ihm das Eigentum einer Sache zu übertragen oder ihm ein anderes Recht 
zu verihaffen oder ihm den Befig einer Sache einzuräumen oder ihm Dienfte irgendwelcher 
Art zu leiften. Dadurd, daß ber Dritte die Leiftung erhält, iſt aber noch nicht beftimmt, aus 
welder causa er fie befommt. Die Leiftung berußt, da fie auf Grund des Vertrags zwiſchen 
dem Berfprechensempfänger und dem Verfprechenden erfolgt, immer auf einer Bumendung des 
Verjprechensempfängers, aber dieſe Zuwendung kann zu verſchiedenen Zweden erfolgen; fie kann 
insbeſondere ſchenkweiſe oder zum Zwede der Erfüllung einer Verbindlichteit des Verſprechens— 
empfänger8 gegenüber dem Dritten oder zum Bwede der Begründung einer Verbindlichkeit des 
Dritten erfolgen. Der Verſprechende tft als folder nicht Vertreter des Verſprechensempfängers 
und daher nicht berechtigt, im Namen desſelben bei der Leiftung am den Dritten zugleich ben 
Vertrag über die causa abzuſchließen. Hierzu bedarf e8 noch eines bejonderen Vertrags zwiſchen 
dem Berfprehensempfänger und dem Dritten. Sollte alfo 3. ®. die Übertragung des Eigen« 
tumd einer Sache an einen Dritten zu dem Zwecke erfolgen, um eine Verbindlichkeit des Ver⸗ 
ſprechensempfängers gegen den Dritten aus einem über diefe Sache abgeſchloſſenen Verkaufe zu 
afüllen, jo bedarf es, damit die Übertragung des Eigentums der Sade von feiten des Ver⸗ 
ſprechenden an den Dritten als zum Bmede der Erfüllung jener Verbindlichteit des Verſprechens⸗ 
empfänger8 gilt, einer hierauf gerichteten Vereinbarung zwiſchem dem Verſprechensempfänger 
und dem Dritten. Enifprechendes gilt, wenn die dem Dritten zu zahlende und gezahlte Geld- 
fumme als Darlehen gegeben werden follte. Solange die erforderliche Vereinbarung zwiſchen 
dem Beriprechensempfänger und dem Dritten nicht erfolgt ift, hat biefer daS Geleiftete sine causa. 
Prinzipiell gilt dasfelbe auch bei einer ſchenkweiſen Zuwendung. Hier tritt nur auf Grund bes 
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8 516 Abf. 2 die Modifikation ein, daß der Verſprechensempfänger dem Dritten eine angemefjene 
Feift zu der Erklärung darüber jegen kann, ob er die Zuwendung als Schenkung annehme und 
daß, wenn innerhalb der Frift eine Erklärung nicht abgegeben wird, die Annahme als erfolgt 
gilt. Im praftifhen Leben wird übrigens das Verhältnis regelmäßig fo liegen, daß der Ber- 
ſprechende bei der Leiftung an den Dritten zugleich ald Bote oder Vertreter des Verſprechens⸗ 
empfängers den Vertragsantrag besfelben bem Dritten erflärt und daß es einer Erklärung ber 
Annahme ded Antrags von jeiten des Dritten an ben Vertragichliegenden nad) $ 151 nicht be 
darf, die Annahme vielmehr genügt, um den Vertrag zum Abſchluſſe zu bringen und diefe durch 
die Annahme der Leiftung al erfolgt gilt (Hellwig ©. 334ff., 342ff., 347). 

Anbers liegt daS Verhältnis, wenn die Leiltung, zu welcher der Berfprechende fi ver= 
pflichtet Hatte, in ber Abſchließung eines Vertrags mit dem Dritten beftand, wenn alfo z. ®. der 
Beriprechensempfänger bei dem Abſchluß eines Verlaufs mit dem Verſprechenden ausbedungen 
batte, daß ber Verſprechende die gekaufte Sache zu einem beitimmten Preife an einen Dritten 
wieder verlaufe oder wenn er bei der Hingabe eines Darlehens an den Verfprechenden ausbedungen 
hatte, daß diefer ein Darlehen zu einem beftimmten Betrag an einen Dritten gebe ober endlich, 
wenn der Verſprechende fi) verpflichtet hatte, dem Dritten im eigenen Namen eine Schenkung 
zu machen: Der Veriprehensempfänger bat in allen dieſen Fällen das Recht, von dem Ber 
fprechenben zu verlangen, daß biefer den betreffenden Vertrag im eigenen Namen mit dem 
Dritten ſchließe. Die Leiftung an dem Dritten, zu der fi) der Verfprechende verpflichtet Hatte, 
fiegt hier in der Abjchließung des betreffenden Vertrags im eigenen Namen mit dem Dritten. 
Das dem Dritten durch den Abſchluß bdiefes Vertrags erworbene Recht bebarf feiner weiteren 
causa; fie liegt in dem Vertrage jelbft Das Verhältnis Itegt Hier ähnlich, wie wenn der Ber- 
teag auf rund eines vorherigen pactum de contrahendo geſchloſſen wäre. Der Dritte tritt in 
fein Rechtsverhältnis zu dem Berfprechensempfänger. Der zwifchen diefem und dem Berfprechen- 
den abgeihlofjene Vertrag ift für den Vertrag mit dem Dritten nur injofern von Bedeutung, 
als der Verſprechende den Vertrag kondizieren Tann, wenn fein Vertrag mit dem Verſprechens⸗ 
empfänger etwa nichtig war und er bie Nichtigkeit nicht fannte. 

4. Der Umfang ber Haftung bed Beriprehenden gegenüber bem Dritten beitimmt fich 
nad) dem Umfange feiner Haftung gegenüber dem Verſprechensempfänger. Bon Bedeutung ift 
dabei indbefondere, ob ber Vertrag zwifchen dem Berfprechenden und dem Berfprechensempfänger 
ein entgeltlicher oder ein unentgeltlicher iſt. Die Haftung desjenigen, welcher gegen Entgelt eine 
Verpflichtung einem anderen gegenüber übernimmt, ift eine andere wie bie Haftung desjenigen, 
welcher fi) ımentgeltlich verpflichtet. Je nachdem ber Verſprechende in der einen oder anderen 
Art dem Verfprechensempfänger gegenüber haftet, haftet er in derjelben Art auch gegenüber dem 
Dritten. Die Verſchiedenheit ber Haftung zeigt ſich insbefondere, wenn bie Verpflichtung des 
Berfprehenden auf Veräußerung eines Gegenſtandes an den Dritten geht. Sit dieſe Verpflichtung 
gegen Entgelt eingegangen, fo finden darauf nad; $ 345 die 88 433—444 entſprechende Ans 
wendung. Soweit nad) dieſen Vorfchriften der Verſprechende, wenn er fi zu der Veräußerung 
des Gegenftandes an den Verſprechensempfänger verpflichtet hätte, diefem gegenüber haften würde, 
fo Haftet ex, wenn feine Verpflichtung auf Veräußerung an den Dritten geht, dem Dritien un- 
befchadet des dem Berfpredhensempfänger nah 8 335 zuftehenden Rechtes. Es macht dabei 
keinen Unterichied, ob der Verfprechensempfänger durch die Ausbedingung ber Keiftung an den 
Dritten eine Verpflihtung gegen dieſen erfüllte oder ob er ihm eine Schenkung machte. Hat 
der Verſprechende aber die Leiftung an den Dritten nicht gegen Entgelt, fondern in der Abſicht 
zu ſchenken gemacht, fo Haftet er ſowohl dem Verfprehensempfänger ald dem Dritten gegenüber 
nur nad) Maßgabe der für Schenkungen geltenden Borfchrifien der 88 519—524. 

5. Der Dritte ann, jobald er dad Recht erworben Hat, Einfiht der Vertragsurkunde nach 
$ 810 verlangen und wird, wenn ber Beriprechensempfänger fein Recht mehr Hat (j. Exl. zu 
8 335), nach 8 952 Eigentümer der über bie Forderung auögeftellten Urkunde (Bernburg II 
8 106 VID. 

Über die Verpflichtung des Verſprechenden zur Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache 
für den Fall, daß er die Veräußerung einer Sahe an den Dritten verfprochen hat (8 493), 
f. Erl. zu $ 335. 

6. Der Berſprechensempfänger Tann fi bie Beſtimmung ber Perſon des Dritten vor- 
behalten. Die Beſtimmung erfolgt in folhem Falle regelmäßig durch Erklärung des Ver- 
fprechensempfängers gegenüber dem Verfprechenden, jedoch kann eine andere Art der Beftimmung 
vereinbart fein oder ſich aus der Urt des zugrunde liegenden Geichäfts ergeben, ſo z. B. wenn 
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8. 329, Berpflichtet fich in einem Vertrage der eine Theil zur Befriedigung 
eined Gläubigers des anderen Theile, ohne die Schuld zu übernehmen, fo ift im 
Zweifel nicht anzunehmen, daß der Gläubiger unmittelbar das Recht erwerben 
fol, die Befriedigung von ihm zu fordern. 


bei einer Lebendverfiherung eine Police ausgeſtellt ift, nad welcher ber Inhaber der Police 
berechtigt fein joll. Der Dritte erwirbt das Recht Hier felbitverftändlich erft mit dem Zeitpunkt, 
in welchem bie Beſtimmung gültig getroffen ft; f. im übrigen Hellwig ©. 223 fi. Soll der 
Dritte ein Recht nur dann erhalten, wenn er dem Vertrage Beitritt, fo liegt ein Vertrag zu⸗ 
gunften eines Dritten nicht vor. Die Aufforderung an ben Dritten, dem Bertrage beizutreten, 
die je nad bem Inhalte bes Vertrag von beiden Teilen zufammen erfolgen muß oder vom 
einem Teile allein erfolgen fan, enthält einen Bertragsantrag und ift nad ben darüber 
geltenden Grunbjägen zu Beurteilen Gchollmeyer Erl. 4 zu 8 328; Windſcheid⸗Kipp 
II $ 3164, Zuſ. 1a). 

7. Der Vertrag zugunften eines Dritten ift als ſolcher an eine Form nicht gebunden 
B. I 8b. 1 ©. 769); ob er derjelben bedarf, beſtimmt fi) nad) dem Inhalte des Vertrags 
{. > B. die 88 314—313). 

8. Über die Anfechtung der durch den Vertrag zugunften eines Dritten dieſem gemachten 
Zuwendung f. Hellwig ©. 366. 

9. Befondere Vorſchriften. Über die Wirkung des Vertrags, durch welden der Erwerber 
eines Grundſtücks dem Vermieter gegenüber bie Erfüllung der fih aus dem Mietverhältnis ergebenden 
Berpflichtungen übernommen bat, j. 8 578. Die Haftung besjenigen, welcher bad Vermögen eines 
anderen durch Vertrag übernimmt, gegenüber befien Gläubigern tritt ohne Rüdfit darauf ein, ob 
fie vereinbart ift (8 419). Über die Haftung des Erwerbers eines Handelsgeſchäfts für die aus 
dem Betriebe desſelben entitandenen Berbindlichleiten des früheren Inhabers ſ. H6B. 8 2. 
Über die Wirkungen bes Frachtvertrags zugunften des Empfängers |. HGB. 8 433 ff. 


8 329. 
@.18 318 Nbf. 1; II 8 281 ven. 8 324; 118 323. PIE. 1366 1.5 IR. II 6.147. P.IIBR.1 6.426; 
Bo. 2 6.473. 


Erfũllungsũbernahme. Über die Schuldübernahme f. 8 415. Diefe unterfheidet fi vom 
der Erfüllungsübernahme dadurd, daß fie die Befreiung des bisherigen Schuldners bezweckt, 
während die Exfüllungsübernahme die Verpflichtung des Schuldners gegenüber dem Gläubiger 
unberührt läßt und nur eine Verpflichtung bes Übernehmerd zur Befriedigung des Gläubigers 
begründet. Der ©. I 8 318 Abf. 1 Sa 2 beftimmte, daß im Zweifel nicht Schuldübernahme, 
ſondern Erfülungsübername anzunehmen fei. Diefe Auslegungsregel ift von ber zmeiten 
Kommiffion geftrihen. Die Auslegung bat daher freie Hand. Dabei tft jedoch zu beachten, 
daß nad 8 415 Abſ. 3 in der Schuldübernahme eventuell immer zugleih eine Erfülungs- 
übernahme legt. Steht feft, daß nur eine Erfüllungsübernahme in Frage kommt, fo würde, 
da durch fie die Verpflichtung zur Leiftung an einen Dritten, nämlich an ben Gläubiger be= 
dungen wird, nad) 8 328 aus den Umftänden und aus dem Bmwede bes Vertrags zu entnehmen 
fein, ob eine unmittelbare Berechtigung de Gläubigers gegenüber dem Übernehmer gewollt iR. 
Der 8 329 gibt für diefen Fall die Auslegungsregel, daß eine unmittelbare Berechtigung bes 
Glaubigers als gewollt nicht anzunehmen iſt. 

Die in dem €. 1 8 318 Abſ. 1 Sag 1 enthaltene fernere Vorfchrift, dab durch die Er⸗ 
fülungsübernahme der Übernehmer nicht verpflichtet werde, bie fofortige Befreiung des 
Schuldners zu bewirken, daß er vielmehr nur bafür Hafte, daß der Gläubiger den Schuldner 
nicht in Anſpruch nehme, hat das BGB. nicht — Im Zweifel wird anzunehmen 
fein, daß der Übernehmer zwar nicht verpflichtet ift, den Schulbner fofort zu befreien, daß fi) 
feine Berpflihtung aber auch nicht auf die im €, I 8 318 bezeichnete Haftung befchränft, daß 
er vielmehr dem anderen Teile gegenüber verpflichtet ift, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen 
($ 415 Abf. 3). Die Befriedigung kann auch durd Hingabe an Zahlungs Statt durch Auf⸗ 
tehnungsvertrag oder durch Hinterlegung erfolgen (Hellmig ©. 189 ff.). 

Die Erfüllungsübernahme bedarf als ſolche keiner bejonderen Form (ſ. Erl. 7 zu 8 
Erfolgt fie abſtrakt, fo bedarf die Erklärung des Verfprechenden nad 8 780 der ſchriſmchen 
Form; erfolgt fie ſchenkweiſe, fo iſt gerichtliche oder notarielle Beurkundung nad) 8 518 er⸗ 
ſorderlich (Kſpr. Bd. 8 ©. 41). 
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8. 330. Wird in einem Lebensverficherungs- oder einem Leibrentenvertrage 
die Zahlung der Verficherungsfumme oder der Leibrente an einen Dritten be- 
dungen, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß der Dritte unmittelbar das Necht 
erwerben foll, die Leiftung zu fordern. Das Gleiche gilt, wenn bei einer unent- 
geltlichen Zuwendung dem Bedachten eine Leiftung an einen Dritten auferlegt 
oder bei einer Vermögenz- oder Gutsübernahme von dem Uebernehmer eine Leiftung 
an einen Dritten zum: Zwecke der Abfindung verfprochen wird. 


8380. 
@.11 8 282 rev. 8 325; III 8 324. P.11 88.16.7491. D. ©. 627. 

Ehrenberg, Wichtige Probleme des Lebensverſicherungsrechts, in&befondere der Anſpruch 
auf die Lebensverfiherungsfumme. Mit Nüdfiht auf das BGB. erörtert, in Iherings Jahrb. 
Bd. 41 ©. 341. 

1. Der 8 330 bezeichnet die Fälle, in welden Traft bes Geſetzes im Zweifel bie um- 
mittelbare Berechtigung des Dritten ald gewollt angenommen werben foll. Es handelt ſich 
um eine Uuslegungsregel, die fi) an die in bem bisherigen Rechte herrſchende Auffaſſung 
auſchließt. Die Regel gilt 

a) für Lebensverfiherungs- und Leibrentenverträge, in benen die Bablung ber 
Zebenöverfiherungsfumme oder ber Leibrente an einen Dritten bedungen ift. Gtreitig ift, ob 
bei einem Lebenöverfiherungävertrage die Negel auch dann gilt, wenn bie Bahlung ber Ber 
fierungsfumme an die Erben des Berficherten bedungen ift (Schollmeyer, Erl.1 zu $ 330; 
Dertmann, Erl. 2c zu 8 330; RG. Bd. 32 ©. 162). Der Zweifel entfteht dadurch. daß 
die Bezeichnung der Erben, als derjenigen, an welche die Verfiherungsfumme zu zahlen ift, 
berflüffig fein würde, wenn die Erben als folde bie Verſicherungsſumme erhalten follen. 
Dies würde ſich von felbft ergeben, wenn überhaupt feine Beftimmung über die Perſon, an 
welche die Verfiherungsfumme zu zahlen ift, getroffen wäre. Hieraus wird gefolgert, daß mit 
der fraglichen Beſtimmung gemeint ift, daß diejenigen Perfonen, welche (rben fein werben, 
nicht als Erben, fondern kraft ber Beftimmung des Verfiherungsvertragd die Verſicherungs— 
fumme erhalten follen. Diefe Folgerung ift inbefien nicht zwingend, indem möglich ift, dab 
die Vertragſchließenden durch die fragliche Beftimmung nur etwas Selbftverftändliches ausdrücklich 
haben Hervorheben wollen. Man wird daher keine allgemeine Regel aufjlellen können, fondern 
nad den Umftänden des einzelnen alles zu beurteilen haben, was gewollt iſt GMehbein, 
Ed. 11 Ubf. 6 zu 88 328—335). Die Frage ift praktisch infofern von Bedeutung, als je nad) 
der Enticeidung die Verfiherungsfumme zu dem Nachlafie gehört und daher dem Zugriffe der 
Nachlaßgläubiger unterliegt oder den Perfonen, welche Erben find, kraft eigenen felbftändigen 
Rechtes zufteht (f. El. 1 zu 8 331). Über den Beitpunft in welchem ber in dem Vertrage 
bezeichnete Dritte dad Recht erwirbt, enthält der 8 331 eine befondere Vorfchrift für den Fall, 
daß die Leiftung an ihm mad dem Tode bed Verſprechensempfängers erfolgen foll. Dieſer 
Fall bildet bei den Hier fraglihen Verträgen die Negel. Für andere fälle muß der Zeitpunkt 
des Erwerbes in Gemäßbeit des 8 328 nad dem aus den Umftänden zu ermittelnden Willen 
der Vertragſchließenden bejtimmt werden. 

b) für unentgeltlihe Zuwendungen, bei denen den Bedachten eine Leiltung an 
einen Dritten auferlegt wird. Gedacht tft hierbei wohl nur an ſolche Fälle, in welchen ber Dritte 
durch bie Leiftung eine unentgeltliche Bumendung von dem Beriprechensempfänger erhalten foll 
(Hellwig, ©. 155). Über den Zeitpunkt des Erwerbs des Rechtes von jeiten bes Dritten 
gibt das Geſetz Feine Vorſchrift. Nah dem vermutlichen Willen der Vertragichließenden wird 
der Erwerb regelmäßig nicht vor dem Beitpumft eintreten follen, in melden ber Verſprechende 
daB ihm Zugewendete erhalten hat. 

e) für Vermögens- oder Gutsübernahmen, bei welchen von dem Übernehmer eine 
Zeiftung an einen Dritten zum Bmede der Abfindung verſprochen wird. Der Erwerb des 
Rechtes durch den Dritten wird auch Bier regelmäßig nit vor dem Zeitpunft eintreten follen, 
in welchem die Vermögens» oder Gutsübernahme tatfählic ausgeführt ift. 

2. Nah dem EG. Art. 75 bleiben die landesgeſetzlichen Worichriften über das Ver⸗ 
ſicherungsrecht unberührt, foweit nicht im BGB. befondere Beitimmungen getroffen find. 
Eine derartige Beftimmung enthält der 8 330 Sag 1; fie kann durch die Landesgefege nicht 
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$. 331. Soll die Leiſtung an den Dritten nad) dem Tode desjenigen er- 
folgen, welchem fie verfprochen wird, fo erwirbt der Dritte das Recht auf die 
Leiftung im Zweifel mit dem Tode des Verſprechensempfängers. 

Stirbt der Verfprechengempfänger vor der Geburt des Dritten, jo fann das 
Verſprechen, an den Dritten zu leiften, nur dann noch aufgehoben oder geändert 
werden, wenn die Befugniß dazu vorbehalten worden ift. 


geändert werben. Über Leibrenten f. 88 759-761, über Schenkungen unter einer 
Auflage f. die 88 525—527, über den Borbehalt für bie Qandesgefege in betreff der mit der 
Übertragung eines Grundftüd® in Verbindung ftehenden Leibgedings-, Leibzuchts⸗, Alten⸗ 
teils oder Anszugsverträge f. EG. Urt 96. 


8 331. 
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1. Die Auslegungsregel bed Abf. 1, nach welder, wenn bie Beiftung au den Dritten nad 
dem Tode bed Beriprechensempfängers erfolgen fol, der Dritte das Recht darauf im Zweifel 
mit bem Tode bed Verſprechensempfängers erwirbt, ift von befonderer Bedeutung für die im 
Leben häufig vortommenden Fälle, in denen jemand fein Leben zu Gunften einer beftimmten 
Berfon verſichert, oder für eine folche, z. B. für feine Witwe, die Zahlung einer Leibrente nad) 
feinem Tode ausbedingt. Verträge ber fraglihen Art bezweden die Fürſorge für den Dritten 
nah dem Tobe des Verſprechensempfängers. Daraus wird als vermutlicher Wille der Parteien 
nejolgert einerfeits, daß ber Dritte mit dem Tode bes Verfprechensempfängerd unmittelbar das 
Recht erwerben foll, bie ausbedungene Leiftung von dem Verjprechenden zu verlangen, andererfeits, 
daß er bis zu diefem Zeitpuntt überhaupt fein Recht, auch nicht einmal ein bedingtes Recht 
haben foll (a. U. Derimann, Erl. 1 zu 8 331). Die Erben des Dritten haben daher, wenn 
diefer vor dem Verſprechensempfänger ftirbi, fein Recht, die Leiſtung von dem Berfprechenden 
zu fordern; es erifliert fein Recht, das auf die Erben übergehen Tönnte. Das Recht auf die 
Verſicherungsſumme gehört nicht zu dem Nachlaß und fällt daher auch nicht in den Nadlaß- 
tonturs (RG. Bd. 51 ©. 403). Die Vertragſchließenden können bis zu dem Tode bes Ver— 
ipredjendempfänger8 den Vertrag beliebig ändern; nad bem Tode de8 Verſprechensempfängers 
tönnen befien Erben durch Vertrag mit dem Verfprehenden das Recht des Dritten nicht mehr 
anheben oder ändern. Wie fih das Verhältnis zwiſchen den Vertragicließenden geftaltet, wenn 
der Dritte vor dem Verfprehensempfänger ftirbt, beftimmt ſich nad) dem Inhalte des Vertrags. 
Möglich ift es, daß der Verfprechende von feiner Verpflichtung befreit wird; dies ift z. ®. regel⸗ 
mäßig ber Fall bei dem Verſprechen einer Leibrente zugunften ber Witwe bes Verſprechens⸗ 
empfängerd. Möglich ift e8 auch, daß bie Leijtung beim Wegfalle bes Dritten an die Erben bes 
BVerfprechengempfängers erfolgen muß; dies wird z. B. regelmäßig der Fall fein bei der Lebens⸗ 
verfiherung zugunften eines Dritten. Hat bei einer folchen der Werficyerte das Recht auf die 
Berfiherungsfumme, bevor der Dritte es erworben, belaftet, 3. B. verpfänbet oder iſt e8 im Wege 
der Zwangdvollittedung gepfändet, fo bfeibt die Velaftung and nad) dem Erwerbe von feiten 
des Dritten befiehen (Eprenberg ©. 395). 

Die Anwendung des 8 331 Abf. 1 auf eine Lebensverfiherung wird nicht dadurch aus— 
geichloffen, daß bie Verficherungsfumme nad; dem Verfiherungsvertrage mit dem Ablauf einer be 
timmten Reihe von Jahren fchon bei Lebzeiten des Verficherten ausgezahlt werden muß. Er— 
forderlich ift in ſolchen Falle nur, daß die Zahlung der Verſicherungsſumme an den Dritten erſt 
nad) dem Tode des Berfiherten erfolgen fol und daß fie nicht durch den Ablauf der beftimmten 
Jahre fondern durch den Tod des Verficerten fällig wird (Ehrenberg ©. 382). 

Iſt bei einer Lebensverfiherung ausbebungen, daß der Dritte das Recht auf bie Ver— 
fiherungsfumme fofort erhalten fol, fo kann ihm dasſelbe weder durch einfeitige Verfügung des 
Berficherten noch durch Vertrag desſelben mit dem Berficherer wieder entzogen werden. Mittel- 
bar kann er des Rechtes aber dadurch verluftig merden, da der Verſicherte durch Unterlafjung 
der Prämienzahlung die Verſicherung verfallen läßt. Er kann fi) das Recht in folhem Falle 
dadurch retten, daß er die Prämien bezahlt (Ehrenberg ©. 387). 

Aus der Vorfchrift des Abſ. 1 würde folgen, daß auch die bei einer Vermögens⸗ ober 
Gut3übernahme für einen Dritten vereinbarte Abfindung, wenn fie erſt nach dem Tode des Ber- 
ſprechensempfängers ausbezahlt werden fol, dem Dritten erft mit bem Tode des Verſprechens- 
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8. 332. Hat fich der Verfprechengempfänger die Befugniß vorbehalten, ohne 
Zuftimmung des Verjprechenden an die Stelle des in dem Vertrage bezeichneten 
Dritten einen Anderen zu fegen, jo Tann dies im Zweifel auch in einer Ver— 
fügung von Tobeswegen gejchehen. 


empfänger® erworben würde, alfo wenn er vorher ftirbt, nicht auf feine Erben fberginge. Dies 
wird indefien bei Verträgen der bier fraglichen Urt nad) ihrem Zwede regelmäßig der Abficht 
der Beteiligten nicht entiprehen und man wird daher die Borfchrift des Abf. 1, da fie nur eine 
Auslegungsregel ift, auf Fälle diefer Art im Zweifel regelmäßig nicht anwenden dürfen 
(Dernburg II $ 106 IT 1; a. A. Hellwig ©. 217). 

2. Geburt bed Dritten nad dem Tode des Verſprechensempfängers. Sit der Dritte, an 
welden die Leiftung erfolgen fol, zur Beit des Abſchluſſes des Vertrags noch nicht geboren und 
erfolgt die Geburt auch nicht vor dem Tode des Veriprechensempfängers, fo kann die Vorſchrift 
des 8 331 Abf. 1 keine Anwendung finden, weil ein Dritter, der mit dem Tode bes Ber- 
ſprechensempfüngers dad Recht auf die Leiftung erwerben könnte, noch nicht vorhanden iſt. In 
Ermangelung einer bejonderen Vorſchrift würden daher die Erben bed Berfprechensempfängers 
den Vertrag durch Vereinbarung mit dem Verſpechenden aufheben können. Die Mehrheit der 
zweiten Kommiſſion glaubte, dab died dem Willen des Verſprechensempfängers nicht entipreche, 
und. bat deshalb die Vorfchrift des Abſ. 2 aufgenommen. Nach biefer entfteht in dem gedachten 
Falle zwar ein Recht eines Dritten noch nit — dies tft nicht möglich, weil der Dritte noch 
. nicht egiftiert — aber es entfteht eine Gebundenheit des Verſprechenden, infolge beren mit ber 
Geburt des Dritten das Mecht desjelben auf bie Leiftung zur Entftehung gelangt. Zum Schuße 
des Rechtes des Dritten ift erforderlichenfalls eine Pflegihaft anzuorbnen (8 1913; Ehrenberg 
©. 392). Die Vorſchrift des Abſ. 2 ift abweichend von der Vorſchrift des Abſ. 1 nicht bloß 
eine Auslegungsregel, fondern eine bispofitive Vorſchrift. 

3. Für Bermädtnifie zugunſten einer zur Zeit des Erbfalls mod; nicht erzeugten Perſon 
enthalten die-88 2162, 2163 Vorſchriften, infolge deren ein ſolches Vermächtnis, fofern nicht die 
im $ 2163 bejtimmten Ausnahmefälle vorliegen, unwirffam wird, wenn der Bedachte nicht dor 
dem Ablaufe von dreißig Jahren nad dem Erbfalle geboren wird. Eine eniiprechende Be— 
ſchränkung für das Verſprechen einer Leiftung zugunften eine® noch nicht geborenen Dritten 
beſteht nicht. Ein auf die Aufnahme einer folhen Beſchränkung gerichteter Antrag wurde von 
der zweiten Kommifjion abgelehnt, weil ein praktifches Bedürfnis fiir eine ſolche Beitimmung 
nicht beftehe. g 382 


&@. 11 8 284 rev. 8 327; TII 8 326. P. Il 32.1 6.739, 762. D. ©. 627. 

Borbehaltene Befimmung des Dritten durch ben Beripreendempfänger. Bei Lebens- 
verfiherungen zugunften eines Dritten wird nicht felten ausdrüdlich oder ſtillſchweigend ver» 
einbart, daß der Verfiherungsnehmer die Befugnis Haben folle, an die Stelle des in dem Vertrage 
bezeichneten Dritten einen anderen zu jegen. Die von ber zweiten Kommiffion beichlofiene Aus—⸗ 
legungsvorſchrift des 8 332 entſcheidet den in folhen Fällen möglichen Zweifel, in welcher Art 
die fraglide Befugnis auszuüben fei, dahin, dab ‚die Beftimmung auch in einer Ber- 
fügung von Todes wegen getroffen werden könne. Aus diefer Vorſchrift darf nicht ge- 
Ichlofien werben, daß das Recht auf die Berfiherungsfumme an ſich zu dem Nadjlaffe des Ber 
fiherungsnehmers gehöre. Die Borfchrift geht nicht dahin, daß die fragliche Beſtimmung durch 
eine Verfügung von Todeswegen, fondern dahin, daß fie in einer folhen getroffen werden könne. 
Zweifelhaft kann fein, ob bie Vorſchrift als eine Zolgerung aus dem nicht ausdrüdlich ausge 
ſprochenen allgemeineren Satze aufzufaſſen ift, dab die fragliche Beſtimmung ein einfeitiged nicht 
empfangsbebürftiges Mechtögefchäft fei, oder ob fie dahin zu verftehen ift, daß die fragliche Be— 
ftimmung ausnahmöweife auch in einer Verfügung von Todeswegen getroffen werben könne, 
während als Regel vorausgefegt wird, daß die Beſtimmung durch Erklärung gegenüber dem 
Verficerer erfolgen milffe. Die erftgedachte Auffaſſung wilde eine Ungenauigleit ber Redahiion 
vorausfegen, welche one zwingende Gründe nicht angenommen werden darf. Die Bulaflung 
einer einfeitigen an feine Form gebundenen nicht empfangsbebürftigen Erflärung witrde ferner zu 
einer bedenklichen Rechtsunficherheit führen und mit dem bereditigten Intereffe des anderen Bertrag- 
ſchließenden, des Verſicherers, ſchwer vereinbar fein. Die zweite Auffaflung dürfte daher den 
Vorzug verdienen. Selbſtverſtändlich kann übrigens durch den BVerficherungsvertrag vereinbart 
werben, daß jede einfeitige Erklärung des Verficherungsnehmers genügen foll. 
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8. 333. Weit der Dritte das aus dem Vertrag erworbene Recht dem Vers 
iprechenden gegenüber zurüd, fo gilt daS Necht als nicht erworben. 


8. 334. Einwendungen aus dem Vertrage ftehen dem Berjprechenden auch 
gegenüber dem Dritten zu. 


Die Lebensverfierung ift der praltiſch wichtigſte Fall, in weldem die Vorſchrift des 8 332 
zur Anwendung fommt; die Vorſchrift beſchränkt fich indefien nicht auf diefen Fall, jondern gilt für 
alle Verträge zugunften eines Dritten, in denen ſich ber Verſprechensempfänger die fragliche 
Befugnis vorbehalten hat. 

Die Vorſchrift bes 8 332 dürfte in Konſequenz bes ihr zugrunde liegenden Gedankeuns 
and) auf den Fall auszubehnen fein, dab bie Berfon des Dritten in dem Vertrag überhaupt 
noch nicht beftimmt, vielmehr dem Verfprechensempfänger vorbehalten fit, die Beftimmung eins 
feitig zu treffen (Schollmeyer, Erl. 3 zu 8 332). 


8 333. 
€.18 415; 11 8 285 vew. 8 328; 11 8327. 9.1 6.845; M.IIE.271f. PIE. 1 6. 7671.; 
3.6 €.157. 2. 6. 627. 

1. Zurüdweifung des Rechtes durch den Dritten. Gin Recht wird niemandem aufgedrängt; 
deshalb beitimmt der 8 333, daß der Dritte das aus bem Vertrag erivorbene Recht zurlickweiſen 
tann. Zum Exrmwerbe des Rechtes ift die Annahme nicht erforderlich; erfolgt aber die Burlids 
weifung, fo gilt der Erwerb ala nicht erfolg. Man kann ben Erwerb als unter einer auf- 
Löfenden Bedingung erfolgt anſehen (M. II. ©. 272), muß dann aber hinzufügen, daß ber 
Eintritt der Vebingung, abweichend von ber für Bedingungen geltenden Regel, rückwirkende 
Kraft Hat. 

2. Die Zurüdweifung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Verſprechenden; fie iſt 
ein einfeitige® empfangsbedürftiges Mechtsgefhäft (88 130—132). Ste kann erft erfolgen, 
nachdem der Dritte dad Recht erworben hat. Es dürfte indeffen feinem Bedenken unterliegen, 
einen Verzicht des Dritten auf den Erwerb bes Rechtes ſchon vor dem Zeitpuntte zuzulaſſen, 
in welchem er das Recht erwerben fol, und auf einen ſolchen Verzicht die Vorfchriften über die 
Zurückweiſung des erworbenen Rechtes entfpredhend anzuwenden (Schollmener, Erl. 2 zu 8 333; 
Rehbein, Erl. 7 zu 88 328—333). 

3. Der Dritte kann das Recht nicht mehr zurüdwelien, wenn er es angenommen hat. 
Dies it nicht ausdrüdlich beftimmt, dürfte fi) aber aus der Natur der Sade und aus dem 
Zwecke ber fraglichen Vorfchriften ergeben. Die Zurückweiſung des Rechtes hat einen ähnlichen 
Charakter und ähnliche Wirkungen wie die Ansihlagung eines Vermächtniſſes. Da dieſe aus- 
geichloffen ift, wenn der VBermächtmisnehmer das Vermächtnis angenommen hat (8 2180), fo 
wird man entiprechend auch die Zurückweiſung des bier fraglichen Rechtes für unzuläffig zu 
betrachten haben, wenn ber Dritte dad Recht angenommen bat. Die Annahme muß ebenfo wie 
bie Zurüdweifung dem Verſprechenden gegenüber erklärt werden; fie iſt indefien ebenfo wie jene 
nicht an eine Form gebunden und kann daher auch ſtillſchweigend, z. B. durch Annahme der ver- 
fprocdenen Leiftung, unter Umftänden aud; durch Verfügung über das erworbene Recht erfolgen. 
Die Hinzufigung einer Bedingung oder Zeitbeftimmung ift ſowohl bei ber Zurückweiſung wie 
bei ber Annahme unzuläffig und macht diefelben untirkfam. Ein Widerruf der Annahme ift 
auch mit Einwilligung des Berfpredjenden unmirffam (Schollmeyer, Exl.1 zu $ 333); felbfts 
verjtändfich it indefien ein Vertrag zwiſchen dem Dritten und dem Verſprechenden zufäffig, durch 
welchen das erworbene Necht aufgehoben wird. Zu der Annahme bedarf eine in der Geſchäfts— 
fähigkeit beſchränkte Berfon, weil fie dadurch lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Ein- 
willigung ihres gefeglichen Vertreters nicht (88 107, 114), während biefe zu der Zurüdweifung 
erforderlich ift. 

4. Über die Folgen, welche die Zurückweiſung des Rechtes durch den Dritten für bag 
Verhältnis unter den Vertragſchließenden hat, f. Erl. 2 zu 8 335. 


8 334. 
€.18 416; II 8 286 rev. 8 329; III 8 528. »1cs0n. 61421.3 MU E.2727. P.IIBD.1 6.7681. 


1. Riqchtigkeit und Anfechtbarkeit bed Bertragd. Das Hecht bed Dritten beruht auf dem 
zu feinen Gunften geſchloſſenen Bertrag. it diefer Vertrag nichtig, fo entfteht ein Recht bes 
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Dritten nicht. Es ift gleichgültig, auf welhem Grunde bie Richtigkeit beruht (88 105, 116—118, 
134, 138). Iſt einer der Bertragfchließenden in ber Geſchäftsfähigkeit befchränti, fo finden die 
88 107 ff. Anwendung. Iſt der Verſprechende in der Geſchäftsfähigkeit beichränft, jo bedarf er 
immer der Genehmigung feines gefeglichen Vertreters. Iſt der Verfprechensempfänger in ber 
Geichäftsfähigfeit beichräntt, jo bedarf er der Genehmigung bed geſetzlichen Vertreters nicht, wenn 
er durch den Vertrag lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt (vgl. Hellwig, ©. 63 ff., ber 
bei feiner Erörterung aber von der unrichtigen Annahme ausgeht, daß der Vertrag zugleich eine 
Vollmacht für den Dritten enthalte). 

Ein Recht des Dritten entfieht ferner nicht, wenn ber Vertrag anfehtbar iſt und ans 
gefochten wird (88 119, 120, 123). Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung bes einen Vertrags 
fließenden gegenüber dem anderen Bertragicließenden, in bem alle bes $ 123 Abſ. 2 Sap 2, 
alfo wenn ber Dritte die Täufhung kannte oder kennen mußte, durch welche bie anfechtende 
Bartei zu dem Vertrage beftimmt worden durch Erklärung gegenüber dem Dritten ($ 143; 
a. U. in lepterer Beziehung Hellwig ©. 285 ff.; |. dagegen Bd. I Exl. 5 zu 8 123). Soll 
der Tritte nad) dem Vertrage durch einjeitige Erklärung bes Berfprechensempfängers beftimmt 
werden und fol dieſe Erklärung nicht dem Berfprechenden, fondern dem Dritten gegenüber ers 
folgen, fo if dieſer Unfechtungsgegner, wenn die ihm gegenüber getroffene Beftimmung an= 
gefochten wird. Im alle des 8 332 wird bie Anfechtung der in einer letztwilligen Verfügung 
getroffenen Beſtimmung nach den für die Unfehtung folder Verfügungen geltenden Vorſchriften 
(88 2080 ff.) zu erfolgen Haben (Hellmwig ©. 290 ff.). Die Anfechtbarkeit begründet, folange 
die Anfechtung nicht erfolgt ift, feine verzögerliche Eintede gegenüber dem Anfpruche des Dritten 
(f. 8b. I Erl. 4 zu 8 142; a. A. Hellwig ©. 293). 

2. Einwendungen des Beriprechenden gegen deu Dritten aus dem Bertrag. Unter Ein— 
wendungen find nicht nur die zivilrechtlichen Einreden, ſondern alle Einwendungen zu verftehen, 
welche fih gegen bie Entftehung oder gegen bie Fortdauer bes Rechtes bes Dritten richten 
(f. 8b. I Vorbm. VIII ©. 53). Someit dem Verfprechenden aus dem Vertrag eine Einwendung 
gegen feine Verpflichtung zur Leiftung zufteht, fteht ihm diefe nicht nur gegen den Verſprechens— 
empfänger, fondern auch gegen den Dritten zu. Die Einwendung muß fi) aus dem Vertrag 
ergeben. Einwendungen, welche gegen ben Beriprechendempfänger erſt begründet find, nachdem das 
Recht bes Dritten entftanden war, ftehen dem Dritten nicht entgegen; jo z. B. alfo nicht bie 
Einwendung, daß der Verfprechensempfänger dem Verfprechenden befien Verbindlichkeit erlaffen 
babe oder daß die Parteien den Vertrag wieder aufgehoben Haben (a. U. Hellwig ©. 321 ff., 
welcher auf Grund feiner Annahme, daß der Verfprechensempjänger und der Dritte Geſamt⸗ 
gläubiger feien, einen objeltiven Erlaßvertrag des Berfprechengempfängers mit dem Berfprechenden 
auch gegen den Dritten wirken läßt; f. dagegen Erf. zu $ 335). Einwendungen aus dem Ver- 
trage find aber auch ſolche, welche nicht auf bem Bertrage für ſich allein, fondern auf ihm in 
Verbindung mit anderen Tatſachen beruhen, fofern nur die Bebeutung diefer Tatſachen für die 
Begründung der Einwendung ihren Grund in dem Vertrage hat. Es kommt dabei nicht darauf 
an, daß die Bedeutung folder Tatſachen in dem Vertrage felbft beitimmt iſt; es genügt vielmehr, 
daß ſich ihre Erheblichteit aus den für Verträge der fraglichen Urt geltenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften ergibt. Aus einer Beftimmung des Vertrags felbft Tann fid) z. B. bei einer Lebens- 
verfiherung zugunften eines Dritten ergeben, daß infolge der nicht rechtzeitigen Zahlung ber 
Prämien die Verfiherung erliſcht. Bon gefeglihen Vorſchriften der fraglichen Art kommen ins—⸗ 
befondere die Borjchriften über gegenfeitige Verträge in Betracht. Iſt ber Vertrag, auf welchen 
das Recht des Dritten fih gründet, ein gegenfeitiger, fo fteht dem Berfprechenden auch gegenüber 
dem Dritten, welcher die Leiftung fordert, die Einrede des nicht erfüllten Vertrags nach Maßgabe 
der 88 320-322 zu. Zweifelhaft kann fein, ob, wenn die Einrebe begründet ift, die Verurteilung 
des Verfprechenben zur Erfüllung Zug um Bug nad Maßgabe des $ 322 zu erfolgen hat oder 
ob die Klage zurzeit abzuweilen if. Gegen die erftere Uuffaffung läßt ſich geltend maden, 
daß bei ber Berinteilung zur Erfüllung Bug um Bug nur gedacht werde an bie Erfüllung gegen 
Bewirkung der bem Kläger obliegenden Gegenleiftung, daß hier aber eine Verpflihtung bes 
Dritten zur Bewirtung der Gegenleiftung nicht beftehe. Diefes Bedenken dürfte indefien nicht 
durchſchlagend fein. Dur die Verurteilung zur Erfüllung Bug um Zug wird keine Verpflichtung 
des Klägerd zur Bewirtung der Gegenleiſtung feftgeftellt, fondern nur ausgeſprochen, daß ber 
Verurteilte erft gegen Enıpfang der ihm gebührenden Gegenleiftung zu erfüllen braude. Bu der 
Erfüllung gegen Empfang der Gegenleiftung iſt bei bem Vertrage zuguniten eines Dritten der 
Verſprechende auch dem Dritten gegenüber verpflichtet. Dem Dritten nützt eine ſolche Verurteilung 
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allerding3 nur, wenn er imftande ift, die Bewirtung der Gegenleiftung durch den Verſprechens⸗ 
empfänger herbeizuführen, oder wenn er diefelbe, obwohl er nicht dazu verpflichtet ift, ſelbſi 
bewirft. Ob er died kam oder will, ift feine Sache; es liegt aber hierin fein Grund, eine 
Verurteilung nad Maßgabe des 8 322 für unzuläffig zw erflären und am beren Stelle bie fir 
den Dritten ungünftigere Abweiſung der lage treten zu laſſen. Ebenfo wie mit der Einrebe 
des nicht erfüllten Vertrags verhält es ſich mit der Geltendmahung eines anderen Burüd- 
behaltungsrechts, fofern der Anſpruch, wegen befien dad Recht geltend gemacht wird, auf dem 
Bertrage beruht (Hellwig ©. 278). 

St die dem Verſprechensempfänger obliegende Leiftung infolge eines nicht von dem Vers 
fprechenden zu vertretenden Umſtandes unmöglih geworden, jo fann ber Verſprechende die im 
$ 323 Abſ. 1 bezeichneten Rechte auch gegenüber dem Dritten geltend machen. Er ift alfo von 
feiner Verpflichtung gegenüber dem Dritten befreit, bzw. nur nod zu dem geminderten Betrage 
verpflichtet; das bereits Geleiftete kann er nad) Maßgabe des 8 323 Abſ. 3 zurldforbern. Iſt 
die Unmöglichfeit der dem Berfprechensempfänger obliegenden Leiftung infolge eines von diefem 
zu vertretenden Umftandes eingetreten, fo hat ber Verſprechende nah $ 325 die Wahl zwifchen 
den dort bezeichneten Rechten. Verlangt er Schadenserfat wegen Nichterfüllung, fo kann ex diefen 
zwar nidt von dem Dritten fordern; er kann aber die Erfüllung feiner Verbindlichkeit gegen 
den Dritten folange verweigern, bis ihm der Schadenserſatz geleiftet iſt. Zweifelhaft kann fein, 
wie fi) das Verhältnis geitaltet, wenn ber Berfprechende den Rücktritt vom Vertrage wählt. 
Daß diefer wegen bes konkurrierenden Rechte des Dritten unzuläffig wäre, läßt fih nicht annehmen. 
& fragt ſich aber, ob er lediglich für die Vertragichließenden oder ob er auc gegenüber dem 
Dritten wirft. Nimmt man dag erftere an, fo bleibt das Recht des Dritten unberührt; nur die 
Bertragichließenden werden durch den Rücktritt nach Maßgabe der 88 346 ff. untereinander ver⸗ 
pflichtet; der Verſprechensempfänger indbejondere hat den Berfprechenden wegen ber bem Dritten 
gegenüber übernommenen und beftehenbleibenden Verpflichtung oder, wenn biefelbe bereits erfüllt 
it, wegen des zu biefem Zwecke Geleifteten nad Maßgabe der fi aus den 88 346ff. ergebenden 
Grundſätze zu entihädigen. Nimmt man dagegen an, daß der NRüdtritt auch gegenüber bem 
Dritten wirkt, fo erliſcht mit dem Rüdtritte der Auſpruch des Dritten gegen ben Berjprechenden, 
und der Dritte ift das auf rund des Anſpruchs bereits Erhaltene nad den Vorſchriften tiber 
die Herausgabe einer ungerechtfextigten Bereicherung zurüdzugemwähren verpflichte. Das Vers 
hãltnis unter den Vertragſchließenden beitimmt ſich aud in diefem Falle nad) den Vorſchriften 
ber 38 346 ff., jedoch unter Berüdfichtigung des Umftandes, daß dem Verſprechenden ber gedachte 
Anfpruch gegen den Dritten auf Rückgewähr des bereits Geleifteten zufteht. Überwiegende Gründe 
dürften für die letztgedachte Auffafjung fprehen. Das Müdtrittsrecht fteht dem Verſprechenden 
traft der für gegenfeitige Berträge gefeglich geltenden Vorfchriften zu. Wäre das Ridtrittörecht 
in dem Bertrage felbft ausbedungen, jo würde es keinem Zweifel unterliegen, daß durch die 
Geltendinadhjung desjelben auch das Recht des Dritten binfällig werden wilde. Eine andere 
Beurteilung eintreten zu laſſen, weil das Rüdirittsrecht ſchon kraft des Geſetzes begründet ift, 
dürfte ſich nicht rechtfertigen laſſen. Es Handelt fi zwar um die Aufhebung des bereits ent⸗ 
Handenen Rechtes des Dritten, aber nach 5 328 Abſ. 2 Hit auch eine ſolche Aufhebung zuläſſig, 
wenn die nach den Umftänden und nad; dem Bivede bes Vertrags als der Abfiht der Parteien 
entiprechend anzujehen iſt. Eine ſolche Abficht dürfte in dem hier vorliegenden Halle aus ber 
Natur des gegenfeiligen Vertrags in Verbindung mit der Vorſchrift des $ 334 zu entnehmen 
fein. (Im Ergebnis ebenjo, aber zum Zeil aus anderen Gründen Hellwig ©. 299). Der 
Rüdtritt erfolgt durch Erklärung des RVerfprechenden gegenüber bem Verſprechensempfänger 
(88 327, 349). Dur Erflärung gegenüber dem Dritten kann er nicht erfolgen (a. U. Scholl- 
meyer, El. 2b zu 8 334). 

Diefelben Grundfäge milfien Anwendung finden, wenn ber Verſprechende die rechtskräftige 
Verurteilung des Veriprehendempfängers zur Bewirkung der biefem obliegenden Leiftung er- 
wirkt Hat und ihm deshalb die in den 88 283, 325 Abſ. 2 bezeichneten Rechte zuftehen; ebenfo 
aud dann, wenn dem Berfprechenden, weil der Berfprechensempfänger mit der ihm obliegenden 
Leiſtung im Verzug ift, die im 8 326 bezeichneten Rechte zufiehen. 

Ging bie Verpflihtung des Verſprechensempfängers gegenüber dem Verſprechenden auf 
Beräußerung oder Belaftung einer Sache, fo finden nad $ 493 bie Vorſchriften über die Vers 
plichtung des Verkäufers zur Gewährleiftung wegen Mängel der Sache entipreende Anwendung. 
It ber Verfprechende nach dieſen Borfchriften zur Wandelung oder Minderung bereditigt und 
macht er von diefem echte Gebrauch, fo wirkt die Wandelung oder Minderung auch gegenüber 
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8. 335. Der Berfprechensempfänger Tann, jofern nicht ein anderer Wille 
der Vertragfchließenden anzunehmen iſt, die Leiftung an den Dritten auch dann 
fordern, wenn diefem das Recht auf bie Leiftung zuftcht. 


dem Dritten. Hierfür ſprechen diefelben Erwägungen, welde nad; dem Obigen dafür ſprechen, 
den Rüdtritt von bem Vertrag auch gegenüber dem Dritten wirken zu lafien. Erfolgt die 
Bandelung, jo wird ber Verfprechende von feiner Verpflichtung gegenüber den Dritten frei; er« 
folgt die Minderung, fo mindert fi feine Verpflichtung gegenüber dem Dritten. Der Dritte ift, 
foweit er bereit3 etwas erhalten hat, worauf ex infolge der Wandelung oder Minderung keinen 
Anſpruch Hat, das Erhaltene nad) den Vorſchriften fiber die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung herauszugeben verpflichtet. 

Über bie dem Verſprechenden gegen den Dritten zuftehenden Einwendungen, wenn das Ver⸗ 
ſprechen abftraft erteilt war, f. Hellwig ©. 270. Zweifelhaft ft, ob dem Verfprehenden, wenn 
es fih um eine Schenfung handelt, die dem Schenker nad; 8 528 zuftehende Einwendung des 
Notbedaris dem Verfprechenden zufteht. Die Frage dürfte zu bejahen fein ſowohl für den Fall, 
daß ber Verſprechende fi dem Berfprechensempfänger gegenüber gegen Entgelt verpflichtet hat, 
dem Dritten eine Echentung zu machen, als auch dann, wenn bad Verfprechen der Leiftung an 
ben Dritten dem BVerfprechensempfänger fchentweife erteilt war (Dertmann, Erl 1 zu 8 334; 
Stammler ©. 179; a. X. Hellwig ©. 303). 

8. Neben ben Einwendungen aus bem Bertrage fiehen dem Verſprechenden ſelbſtverſtändlich 
alle Einwendungen zu, welche aus feinem Berhältuiffe au dem Dritten entipringen, z. B. die 
Einwendung des Erlaſſes, der Verjährung ꝛc. 

4. Aufrechnung. Der Verſprechende kann eine ihm gegen ben Verſprechensempfänger zu⸗ 
ſtehende Forderung nicht gegen die Forderung des Dritten aufrechnen. Es ergibt fich dies daraus, 
daß das Recht zur Aufrechnung nicht aus dem Bertrag entipringt und daß ein Schuldner nur 
eine ihm gegen den Gläubiger, nicht eine ihm gegen einen Dritten zuftehende Forderung gegen 
die Forderung des Gläubigers aufrechnen kann ($ 387). Die Aufrechnung einer dem Verſprechenden 
gegen ben Dritten zujtehenden Forderung ift ſelbſtverſtändlich zuläfiig. 


8 33. 
€.18 412 &bf. 2; II 8 287 veb. 8 330; III 8 329. P.I 6. 836f., 849f.; IR. TI 6. 2691. 
».18.1 6.7561. 2. ©. 627. 

1. Berbältnis des Rechtes des Berſprechensempfängers gegen ben Beriprechenden zu bem 
Rechte bed Dritten gegen ben Berfprechenden. Der Vertrag zugunften eines Dritten kann nach 
8 328 in bem Sinne gefchlofien werben, daß dem Dritten ein unmittelbares Recht aus bem 
Vertrag überhaupt nicht zuftehen fol. Dann handelt es fi nur um dem durch den Vertrag 
begründeten Anfjpruch bes Verſprechensempfängers gegen ben Verſprechenden. Iſt aber die 
ımmittelbare Berechtigung des Dritten gewollt, fo beftehen nach 8 335 im Zweifel die Anſprüche 
des Verſprechensempfäüngers und des Dritten nebeneinander. Nah Hellwig ©. 310ff. follen 
der Veriprehendempfänger und ber Dritte hierdurch in das Verhältnis von Gelamtgläubigern 
treten. Died dürfte aber mit dem Begriffe „Befamtgläubtger“, nach welchem jeber ber mehreren 
Gläubiger bie Leiftung für ſich zu fordern berechtigt ift ($ 428) nicht vereinbar fein. Die zugelafiene 
Unmöglicjleit einer die gefeglichen Folgen der Geſamtgläubigerſchaft mobifizierenden Vereinbarung 
bezieht ſich richt auf das Wefen ber Geſamtgläubigerſchaft felbit. Dies wird hier dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß das Recht, die Leiftung an den Dritten zu fordern, ein ganz anderes Recht if, 
als daß Recht, die Leiftung an ſich zu fordern. Eine gewiſſe Ühnlicfeit des hier fraglichen 
Berhältnifies mit dem Verhälmiſſe der Gefamtgläubiger befteht allerdings infofern, als der objettive 
Inhalt der Leiftung, die ſowohl der Verfprechensempfänger als ber Dritte fordern kann, derſelbe 
iſt. Hierdurch kann fi) unter Umftänden eine entſprechende Anwendung der für Geſamtgläubiger 
gegebenen Vorſchriften rechtfertigen, aber e8 wird bei jeder Vorfchrift zu prüfen fein, ob fie auf 
das bier fragliche Verhältnis teog der hervorgehobenen Verſchiedenheit der fubjeltiven Bes 
rechtigung paßt. 

Die Vorfchrift des 8 335 findet, da fie eine Außslegungsregel if, nur Anwendung, wenn 
nit aus den Umftänden erhellt, daß die Vertragfchließenden die außfchließliche Berechtigung des 
Drünten gewollt Haben. Die Abficht kann entweder dahin gehen, daf bie ausſchließliche Berechtigung 
des Dritten fofort eintreten fol, als auch dahin, daß zunächſt zwar auch ber Verſprechens⸗ 
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empfänger nod) das Recht haben foll, die Leiftung an den Dritten zu fordern, dieſes Recht aber 
in einem fpäteren Beitpuntte, 3. B. dann, wenn ber Dritte das Recht angenommen bat oder 
wenn der Beriprehensempfänger geftorben ift, wegfallen fol. Möglich ift auch, daß der Wegfall 
des Mechtes des Veriprechensempfängers erft ſpäter von ben Vertragſchließenden vereinbart wird. 
In allen Fällen, in welchen das Recht bes Berfprechensempfängers ausgeſchloſſen oder weg⸗ 
gefallen ift, befteht ein obligatorifches Verhältnis nur noch zwiſchen dem Beriprechenden und 
bem Dritten. 

2. Folgen ber Zurüdweifung bed Rechtes von feiten des Dritten für bad Berhältuis 
der Bertragiäliekenden. 

a) Im Falle der ausſchließlichen Berehtigung des Dritten. Der Berfprechende 
ift frei, denn es ift fein Gläubiger vorhanden. Der Zweck des Vertrags ift vereitelt. Diefer 
beftand darin, dem Dritten ein Recht auf die Leiſtung zu verichaffen. Infolge der Zurückweiſung 
von feiten des Dritten ift das Recht nicht entitanden. Hatte der Verfprechende die Leiftung an 
den Dritten dem Berjprechensempfänger gegen Entgelt zugefagt, fo ift das Verhältnis durchaus 
ähnlich dem bei einem gegenfeitigen Vertrage für den Fall eintretenden Werhältniffe, daß die 
Leiftung des einen Teiles infolge eines von feinem Teile zu vertretenden Umftandes unmöglich 
wird. Wie in biefem Falle der Teil, deſſen Leiftung unmöglich geworden ift, zwar felbit frei 
wird aber auch das Recht auf die Gegenleiftung verliert, fo wird auch bier der Verfprechende, 
da feine Berpflihtung infolge der von feinem der Vertragſchließenden zu vertretenden Burüds 
weifung von feiten des Dritten wegfält, auch das Recht auf die Gegenleiftung verlieren müffen. 
Möglich ift indefien, daß bie Vertragfchließenden davon ausgegangen find, daß ber Verfprechende 
dadurch, daß er dem Dritten die Möglichkeit gewährte, das Recht zu erwerben, alles getan bat, 
was ihm auf Grund des Vertrags zu tun oblag, daß er daher, weil er ſeinerſeits erfüllt habe, 
die Gegenleiftung zu fordern berechtigt ſei. Ob dies der Abficht der Vertragichließenden entipricht 
läßt fi nur nad) dem Zwecke des beirefienden Vertrags und unter Berüdfichtigung aller Ums 
fände des einzelnen Falles entiheiden. So wird z. B. bei einer Lebensverfiherung ber Vers 
ſicherer regelmäßig auch im Falle der Zurüdweifung des Rechtes von feiten des Dritten dad Recht 
auf die Prämien behalten follen. Möglih ift aud, daß im alle der Zurückweiſung der Ver- 
fprechende verpflichtet fein fol, die Leiftung an ben Veriprechendempfänger zu madjen; doch wird 
dies in dem bier vorausgefegten falle nur unter ganz befonderen Umftänden angenommen werben 
tönnen, da bie Bertragichließenden, wenn fie dies beabfichtigt Hätten, nicht die ausſchließliche 
Berechtigung des Dritten vereinbart Haben würden. 

b) Im Falle der Berehtigung aud des Verfprehensempfängers. Die Zurüd- 
weiſung des Rechtes von feiten des Dritten ift regelmäßig ohne Einfluß auf das Recht des Ver- 
fprechensempfängers. Er behält das Recht, die Leiftung an den Dritten zu verlangen, ebenfo, 
wie wenn von Anfang an nur er, nicht ber Dritte ein Recht aus dem Vertrage gehabt hätte. 
In ber Burücweifung des Rechtes auf bie Leiftung liegt nicht notwendig eine Verweigerung ber 
Annahme ber Keiftung. Über den Fall, daß auch diefe vorliegen follte, |. Erl. 3. Möglich, ift, 
dab nad; ber Abſicht der Parteien bie Zurüdweifung des Rechtes von ſeiten bes Dritien die 
Folge haben foll, daß der Verſprechende die Leiftung ftatt an den Dritten an den Berjprechens- 
empfänger zu bewirken bat. Ausgeſchloſſen ift dies nur dann, wenn bie Leiftung ihrem Inhalte 
nad nur an ben Dritten erfolgen kann, wenn z. B. der Verſprechende ſich verpflichtet hatte, fein 
Grundſtũck mit einer beftimmten Grunddienftbarkeit zugunften eines Grundſtücks des Dritten zu 
belaften. In allen anderen Fällen ift eine Abſicht ber gedachten Art möglih und wird nicht 
felten aus der Natur und dem Zwede bes betrefienden Vertrags geſchloſſen werben können. So 
wirb 3.8. bei einer Lebensverſicherung regelmäßig anzunehmen fein, daß, wenn der Dritte das 
Recht darauf zurüdweift, die Verjiherungsfumme an den Berfiherten bzw. deſſen Erben gezahlt 
werden foll (Ehrenberg ©. 392). Soll die Leiftung im alle der Zurüdweifung von feiten 
des Dritten an den Veriprechensempfänger erfolgen, fo gilt das Recht darauf, da bie Zurück 
mweifung des Dritten nad) $ 335 ex tuno wirkt, als dem Verſprechensempfünger von Anfang an 
zuſtehend. 

8. Folgen einer Verweigerung ber Annahme ber Leiſtung von ſeiten bes Dritten für 
bie Bertragiäliehenden. 

a) Im Falle der ausſchließlichen Berehtigung bes Dritten. Der Dritte kommt 
dem Berfprechenden gegenüber durch die Verweigerung der Annahme fowie überhaupt dadurch, 
daß er bie von feiner Seite zur Bewirtung der Leiftung erforderliche Mitwirkung unterläßt, in 
Verzug ber Annahme nad) Maßgabe der hierfür geltenden allgemeinen Grundfäge. Der Ver— 


176 U. Abſchnitt: Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 





ſprechende bleibt dem Dritten unter ben Mobifilationen, welche ber Annahmeverzug zur Folge 
bat (88 300ff.), zur Leiftung verpflichtet, fofern dieſe nicht infolge ber Verweigerung ber Annahme 
unmöglich geworben ift. Dies kann z. B. ber Fall fein, wenn die Leiftung ihrem Inhalte nach 
nur zu einer beitimmten Zeit oder bei einer beftimmten Gelegenheit erfolgen konnte. In ſolchem 
Falle wird der Verfprechende nach $ 275 von feiner Verpflichtung gegenüber dem Dritten frei. 
Eine Verpflihtung gegenüber bem Verſprechensempfänger hatte er in dem bier vorausgeſeßten 
Falle überhaupt nicht und fein Verhältnis zu diefem wird auch ſonſt durch die Verweigerung ber 
Annahme von feiten des Dritten nicht berührt. Insbeſondere behält er das Recht auf bie 
Gegenleiſtung und zwar jelbit dann, wenn infolge ber Verweigerung ber Annahme die Leiftung 
unmöglid wurde (f. Erl. 4). 

b) Im Falle der Berehtigung auch des Verfprehensempfängers. In hetreff 
des Verhältniſſes zwiichen dem Verſprechenden und dem Dritten gilt aud hier, wenn der Dritte 
die Annahme verweigert, daS unter a Gefagte. Der Verfprehensempfänger kommt durch die 
Verweigerung der Annahme von feiten des Dritten nicht in Annahmeverzug, weil in betreff 
feiner die Vorausfegungen desfelben (98 293ff.) nicht vorliegen (a. W. Hellmig ©. 126 ff. infolge 
feiner Annahme, daß der Dritte Empfangsbevollmähtigter des Verſprechensempfängers fei; 
Windſcheid-Kipp II 3 316). Es dürfte Hier aber die für Gefamtgläubiger im 8 429 Abf. 1 
gegebene Vorfchrift, nad) welchem ber Verzug eines Gefanttgläubigerd and gegen die übrigen 
Gläubiger wirkt, bet ber in ber bier fraglichen Beziehung vorliegenden Gleichheit ber Rechtslage 
entiprechend anzuwenden jein. Die Folgen des Verzugs (88 300ff., 322 Abf. 2, 3, 324, 615, 
642) treten daher auch zum Nachteil bes dem Veriprechensempfänger zuftehenben Anſpruchs auf 
Leiſtung an ben Dritten ein. 

Iſt die Leiftung infolge de3 Unnahmeverzugs des Dritten unmögli geworden, fo treten 
die Folgen der Unmöglichkeit auch in dem Verhäftniffe zwifhen dem Verfprechenben und dem 
Verfprechengempfänger ein. Es ift nicht abzufehen, weshalb, wenn wirklich eine Unmöglichkeit 
vorliegt, diefe deshalb anders behandelt werden follte, weil fie infolge der Verweigerung der 
Annahme von feiten des Dritten eingetreten ift (a. U. Hellwig S. 111ff.). Über die Folgen 
der Unmöglichkeit |. Erl. 4. Möglich ift Übrigens aber auch bier, daß die Abficht der Vertrag⸗ 
ſchließenden dahin gegangen iſt, daß bei Weigerung ber Annahme von feiten bed Dritten bie 
Leiftung fofort an den Berfprehendempfänger erfolgen folle. Ob dies anzunehmen iſt, läßt fich 
nur unter Berüdfihtigung der Umftände des einzelnen alles enticheiden. 

6) Wenn ber Dritte kein Recht haben follte. Bon einem Verzuge bes Dritten in= 
folge feiner Weigerung, die Leiftung anzunehmen, kann Hier feine Rede fein, da ifm eine 
Forderung nicht zuftand. Auch der Verſprechensempfäuger kommt durch die Weigerung des 
Dritten nicht in Unnahmeverzug, da die Borausfepungen desielben in feiner Perjon nit vor— 
liegen (a. U. Hellwig ©. 126ff.). Es kann indefien in Frage kommen, ob nicht nad) ber 
Abfiht der Vertragſchließenden die Weigerung des Dritten für die Forderung bes Verſprechens- 
empjängers gegen ben Verſprechenden biefelben Folgen haben fol, wie wenn der Verſprechens⸗ 
empfänger in Verzug der Annahme gekommen wäre. Ging z. B. die Verpflichtung des Ver— 
ſprechenden dahin, dad Eigentum einer Sache dem Dritten zu übertragen und ging die Sache 
unter, nachdem ber Verſprechende die Übertragung angeboten, der Dritte aber die Annahme ver 
weigert hatte, fo liegt die Annahme nahe, daß der Veriprehende ebenfo wie im Falle des 8 324 
Abi. 2 troß der durch den Untergang eingetretenen Unmöglichkeit der Leiftung den Anfprud auf 
die Gegenleiftung gegen den Verjprechensempfänger behalten follte. Cine allgemeine Regel dürfte 
ſich indefien in der Beziehung ſchwerlich aufftellen Laffen, vielmehr werden bei der großen Ber: 
fhiedenheit ber Verträge zugunften Dritter die Umſtände des einzelnen Falles eniſcheidend fein 
müffen. Wird durch die Weigerung des Dritten die Leiftung unmöglich, fo gilt das unter b 
Geſagte (vgl. auch Erl. 4). 

4. Folgen der Unmöglicteit ber Leiſtung. 

a) Im Falle der ausſchließlichen Berechtigung bes Dritten. In dem Berhält- 
niffe zwiihen dem Verſprechenden und dem Dritten beftimmen ſich die Folgen der nachträglichen 
Unmöglifeit (im Falle anfänglicher Unmöglichkeit ift der Vertrag nichtig) nach den 83 275—283. 
Gegenüber dem Verſprechensempfänger entfteht durch die Unmöglichkeit, auch wenn fie von dem 
Verſprechenden zu vertreten war, keine Verpflichtung desfelben; denn der Verſprechensempfänger 
hatte ja in dem vorausgefegten Falle kein Recht mehr aus dem Bertrage. Der Berfprehende 
Hat, was ihm nah dem Vertrage zu tun oblan, durch bie Verſchaffung bes Rechtes an den 
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Dritten erfüllt und behält daher auch im alle der Unmöglichkeit ber Leiftung ben Anfpruch auf 
die &egenleiftung gegen den Verſprechensempfänger (a. U. Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 335). 

») Im Falle der Berehtigung aud) bes Berfprehensempfängers. 

a) Würde die Leiſtung infolge eines vom Teinem Teile zu vertretenden Umſtandes un⸗ 
möglich, jo wird ber Verſprechende frei. In dem Verhältnifie zwiihen dem Verſprechens⸗ 
empfänger und dem Berfprechenden findet, wenn ber Vertrag ein gegenfeitiger war, ber $ 323 
Anwendung; der Verſprechende verliert aljo das Recht auf die Begenleiftung. Enthielt der 
Vertrag eine Schenkung bed Berfprechensempfängers an den Berfprechenden, fo behält ber Ver⸗ 
ſprechende das Geſchenk vollftänbig, da der 8 527 Abſ. 4 in dem Bier vorausgeſetzten Falle, 
dab auch dem Dritten ein Recht auf die Leiftung zuftand, nad 8 527 bl. 2 keine An⸗ 
wendung findet. 

8) Hatte der Dritte die Unmöglichkeit zu vertreten, fo wird ber Verſprechende ſowohl ihm 
wie dem Verſprechensempfänger gegenüber frei. Ob ex bei einem gegenfeitigen Vertrage den 
Anſpruch auf die Gegenleifiung an den Beriprehensempfänger behält, hängt davon ab, ob man 
annimmt, daß die dem Dritten zur Laft fallende Vertretung der Unmöglichkeit au; dem Ber 
fprechensempfänger zur Laft fällt. Im betreff des Annahmeverzugs ift dies nad) Erl. 3b regel- 
mäßig anzunehmen. Die dort bervorgehobenen Geſichtspunkte dürften bie gleiche Annahme auch 
in betteff der von dem Dritten zu vertretenden Unmöglichkeit rechtfertigen. Insbeſondere wird 
alfo, auch wenn bie Leiftung infolge ber Weigerung des Dritten, biejelbe anzunehmen, unmöglich 
wird, ber Veriprechende den Anfpruch auf die Gegenleifiung gegen ben Verſprechensempfänger 
nach $ 324 behalten müflen. Möglich, ift indeffen, daß nad) der Abficht ber Parteien der Ber» 
ſprechende die Gegenleiftung nur dann erhalten follte, wenn bie Leiftung an den Pritten wirklich 
bewirkt wurde. So wird man 3. B., wenn die Leiftung in der Beftellung einer Grundgerechtigkeit 
auf einem Grunbitlide des Verſprechenden zugunften eines Dritten beftand, regelmäßig anzunehmen 
haben, daß die Gegenleiftung nur für den Fall erfolgen follte, daß die Beftellung wirklich ſtatt⸗ 
fand. Nur aus ben Umftänden bes einzelnen Falles läßt fich entnehmen, wohin bie Abficht der 
Bertragfchließenden ging. Daß der Verſprechende den Anfpruch auf die Gegenletftung behält, 
wenn ber Verſprechensempfänger die Unmöglichkeit der Leiftung zu vertreten Hatte, ergibt fich 
diret aus $ 324. Ob der Dritte in folhem Falle einen Anſpruch gegen den Verſprechens⸗ 
empfänger bat, beitimmt fi nad dem Inhalte des Vertrags und den Vorſchriften über un⸗ 
erlaubte Handlungen. Enthielt ber Vertrag eine Schenkung, fo gilt bad unter a Geſagte. 

y) Hat ber Verfprechende bie Unmöglichkeit der Leiftung zu vertreten, fo hat der Dritte 
nad Maßgabe des 8 280 einen Anſpruch auf Erfeg des ihm durch die Nichterfüllung ent 
Handenen Schabens gegen den Verſprechenden. Einen gleichen Anſpruch hat der Verſprechens⸗ 
empfänger gegen ben Berfprechenden; babei handelt es ſich aber nicht um bem dem Dritten 
erwachſenen Schaden, fondern nur um denjenigen Schaden, welchen ber Verſprechensempfänger 
felbft etwa erlitten hat. Bar ber Vertrag ein gegenfeitiger, fo kann ber Berfprechensempfänger, 
ftatt Schadenderjag zu fordern, nad) Maßgabe des 8 325 von dem Vertrage zurücktreten. Es 
fragt fich alfo, ob ihm dieſes Hecht auch im dem hier fraglichen Falle troß bed von dem Dritten 
erworbenen Rechtes auf die Leiltung zuficht. Bejaht man diefe Frage, fo fragt ſich weiter, ob 
der Rüdtritt auch gegen den Dritten wirkt. Für den Ball, daß es fih um einen Rücktriti 
des Berfprechenden von dem Vertrage Handelt, iſt diefe Frage nad; Erl. 2 zu 8 334 bejaht. 
Hier bllrfte fie zu verneinen fein. In jenem Falle Handelt es fi um die Verpflichtung bes 
Verſprechenden. Aus ben Umftänden und aus bem Zwecke des Vertrags in Verbindung mit 
des Vorſchrift des 8 334 wurde gefolgert, daß der Verſprechende ſich nur unter dem Vorbehalte 
des ihm nach Maßgabe bes 8 325 geſetzlich zuftehenden Rückrittsrechts habe verpflichten wollen 
und daß deshalb ein Fall vorliege, in welchem dad Recht des Dritten, obwohl es bereits 
entftanden war, durch den Nüdtritt des Verſprechenden aufgehoben werben könne. Hier handelt 
es fih darum, ob das Recht des Dritten vom dem Verfprechengempfänger deshalb foll aufs 
gehoben werden können, weil die Erfüllung ber von dem Berfprechenden eingegangenen Ver— 
pflichtung infolge eines von bemfelben zu vertretenden Umftandes unmöglich geworden: ift. 
Nach dem Zivede des Vertrags kann nicht angenommen werden, daß die Aufhebung deö Rechtes 
des Dritten dadurch zuläffig werden fol, daß der Verpflichtete feine Verpflichtung nicht erfüllt. 
Der Rüdtritt des Verfprechendempfänger® auf Grund des 8 325 müßte daher bag Recht des 
Dritten unberührt Iaffen. Für das Verhältnis unter den Vertragicliegenden würbe ſich Hieraus 
als Folge des Nüdtritts ergeben, daf der Verjprechensempfänger bie ihm nad dem Vertrag 
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obliegende Leiftung nicht zu bewirken braucht und bas etiva bereit3 @eleiftete nach ben fir den 
NRüdtritt geltenden Borfchriften der 88 346 ff. zurüdfordern kann, daß er aber anbererfeits ver- 
pflichtet fit, dem Verfprechenden zurüdzugewähren, was biefer auf Grund bed Vertrags geleiftet 
hat. Die Leiftung, welche dem Berfprechenden auf Grund bes Vertrags oblag, beitand in ber 
Verpflichtung gegenüber dem Dritten. Bon biefer bzw. von ber an ihre Stelle getretenen 
Berpflihtung zum Erſatze bed dem Dritten infolge ber eingetretenen Unmöglichkeit erwachſenen 
Schadens muß der Verſprechensempfünger aljo ben Verſprechenden befreien oder, falls ber 
Schadenderfag bereit geleiftet ift, das Geleiſtete erfegen. Ausdrückliche Beftimmungen fitr 
Faälle diefer Art enthalten zwar die für den Rücktritt geltenden Vorſchriften der 88 346 ff. 
nit; den aus ifmen abzuleitenden Grunbfägen dürfte aber die oben dargelegte Geſtoltung bes 
Verhältnifies zwifchen den Bertragichliehenden entfprehen. Das eintretende Verhältnis würde 
hiernach ein recht vermwideltes fein. Died allein würde zwar nicht genügen, den Rücktritt fär 
unzuläffig zu erflären, aber gewichtige andere Gründe fprechen dafür. Mit dem Weſen bes 
Nüdıritts, durch welchen der Vertrag ex tunc aufgehoben wirb, tit e8 kaum vereinbar, ihm, wie 
bier der Fall fein wilde, eine nur relative Wirkung beizulegen. Dazu kommt, daß in einem 
ähnlichen alle, wenn nämlich mehrere bei einem Vertrage beteiligt find, das Rüctrittsrecht 
nad $ 356 nur von allen gemeinſchaftlich ausgeübt werden kann und daß es, wenn es für 
den einen Berechtigten erlifcht, auch von den anderen Verechtigten nicht mehr ausgeübt werden 
tann. Auch der 8 527 Abſ. 2, nad welchem das im Abſ. 1 Beftimmte Hecht des Schenkers 
das @eichent, wenn eine bem Beſchenkten gemachte Auflage nicht erfüllt wird, infoweit zurüd« 
zufordern, als es zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werben müſſen, ausgefchlofien 
ift, wenn einem Dritten ein Recht auf die Bollziehung der Auflage zufteht, ſpricht dafür, auch 
in dem bier fraglichen Falle das Rüdtrittsrecht des Werfprechensempfängers wegen des Rechtes 
des Dritten auszuſchließen. Diefe Gründe dürften überwiegend fein (Hellwig ©. 403 ff; 
Dertmann, Erl.4 zu 8335; a. U. Schollmeyer, Erl. 1b zu 8 335, der den Rücktritt für 
zuläffig Hält, aber aud gegen den Dritten wirken läßt; die bisherigen Auflagen, nad) welden 
der Rücktritt fir zuläffig gehalten wurde, aber nicht gegen den Dritten wirken follte). 

Das dritte Recht, welches der Veriprehensempfänger im Falle der von dem Berfprechenben 
zu vertretenden Unmöglichteit hat, befteht nad 8 325 Abſ. 1 Sag 3 darin, daß er die in dem 
8 323 beftimmten Rechte geltend machen kann. Hiernach würde der Verſprechende das Recht 
auf die bem Verfprechensempfänger obliegende Gegenleiftung verlieren; andererfeit8 aber wird 
vorausgefegt, daß er von der ihm obliegenden Verpflichtung frei wird. Dieſe Borausfegung trifft 
bier nicht zu, indem ber Verſprechende dem Dritten gegenüber zum Schadenserſatze verpflichtet 
bleibt. Die Vorſchrift bes $ 325 Abſ. 1 Sag 3 wird daher in dem hier fraglichen Falle feine 
Anwendung finden können. (a. A. Schollmeyer, Erl. 1b zu $ 335). 

Nach denjelben Grundfägen find die Fragen zu enticheiden, welche fih im Falle einer 
von dem Berfprechensempfänger erwirkten rechtskräftigen Verurteilung bes Verſprechenden zur 
Leiftung an ben Dritten fowie im Falle des Verzugs des Verſprechenden aus den Borfchriften 
der 88 283, 325 Abf. 2, bzw. des 8 326 ergeben. 

©) Benn ber Dritie fein Recht Haben follte. Während der Dritte bier felbft- 
verftändlich Schabenserfag zu fordern nicht berechtigt ift, beftimmen fi die Rechte des Ber 
fprehensempfängerd nad dem unter b Gefagten, er iſt aber auch zum Rücktritte von dem 
Vertrage berechtigt und befugt, die Rechte aus $ 323 geltend zu machen. Dem bier voraus- 
gefegten Falle wird der Fall gleihzuftellen fein, daß der Dritte zwar ein Hecht erhalten, bie 
Vertragfcließenden aber oder der Verſprechensempfänger für ſich allein berechtigt fein follten, 
das Recht des Dritten wieder aufzuheben (Hellwig S. 304). 

5. Wandelung ımb Minderung. War der Vertrag gegen Entgelt auf Veräußerung einer 
Sache an den Dritten gerichtet, jo finden darauf nad) $ 493 die über die Mängelgewähr bein 
Kaufe geltenden Vorſchriften (88 459 ff.) entfprediende Anwendung. Nur auf dad Verhältnis 
zwiſchen dem Verfprechensempfänger und dem Werfprechenben ift eine folhe Anwendung möglich. 
Das Recht des Dritten gegen den Berjprechenden geht lediglih auf Leiftung der veriprochenen 
Sache und darauf, daß fie die veriprodenen Eigenſchaften hat oder in Ermangelung eines 
befonderen Berfprechens, fofern es fi um eine nur der Gattung nad; beftimmte Sache handelt, 
daß fie den Anforderungen bes 8 243 entfpridt. Andere Mängel der Sache bereitigen regel⸗ 
mäßig nur zur Wanbelung oder Minderung und dieſe Nechte tünnen der Natur der Sache nad 
dem Dritten nicht zuftehen. Aus diefem Verhältnis ergeben ſich mande Schwierigfeiten und 
Zweifel. Folgendes mag Herporgehoben werben: 
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a) Im Falle ausſchließlicher Berehtigung des Dritten fiehen dem Verſprechens ⸗ 
empfänger feine Rechte in betreff ber Gewährleiſtung gegen den Berfprechenden zu. Diefer bat 
feine Verpflichtung durch Berfhaffung bed Rechtes an den Dritten erfült. Die Rechte des 
Dritten gegen ben Beriprechenden beftimmen ſich bei Mängeln ber Cache nadı 88 243, 275—283. 

b) Im Falle der Berehtigung aud des Verfprehensempfängers beftimmen 
fi die Rechte des Dritten wie unter a. Der Verfprechensempfänger aber hat gegen ben Ber 
ſprechenden die dem Säufer nad) 88 459 ff. wegen Mängel ber Sache zuftehenden Rechte. In 
betreff des Rechtes auf Wandelung entftehen bier aber bdiefelben Fragen bie in Erl. 4b in 
betreff des Rucktritisrechts dargelegt find. Die dort angeführten Gründe gegen bie Zulaſſung 
bes Rüdtrittsrechts dürften im weſentlichen aud) gegen die Bulafiung bes Rechtes auf Wandelung 
fprechen (Hellmig ©. 305; a. A. bie früheren Auflagen). Das Recht auf Minderung verbleibt 
dem Berfprehendempfänger; es modifiziert fich jebod wenn und foweit dem Dritten ein Anſpruch 
anf Schadenserjag wegen nicht gehöriger Erfüllung gegen ben Verſprechenden zufteht. Der 
Betrag eines folhen Schadenserfages ift dem Preife hinzuzurechnen und hiernach zu beitimmen, 
ob und inwieweit die Minderung noch zuläffig iſt. Auch ber dem Verſprechenden nad) $ 480 
zuſtehende Anſpruch auf Lieferung einer mangelfreien Sade wirb wegfallen müfjen, wenn ber 
Dritte bie mangelhafte Sache angenommen bat und behalten will. Nur ber Anſpruch auf 
Schadenserfag, foweit ein folder nad) 8 463 begründet if, verbleibt dem Verſprechensempfänger 
unbeſchränkt. 

e) Stanb nur dem Verſprechensempfänger ein Recht auf die Leiſtung an 
den Dritten zu, fo gilt im weſentlichen daß in Erl. 460 Gefagte. 

6. Beſtaud bie dem Berſprechenden obliegende Leiftung iu dem Abſchluß eines Tanfalen 
Beriragd mit bem Dritten, fo beftinmen fi, wenn der Vertrag abgeſchloſſen fit, die Rechte 
und Verpflichtungen bes Berfprechenden gegenfiber dem Dritten nad) dem Inhalte dieſes Vertrags 
und ben für Verträge ber betreffenden Art geltenden gefeplichen Vorſchriften. Hatte z. B. der 
Verſprechende einen Kaufvertrag mit dem Dritten abzuſchließen und bat er einen folhen ab» 
geichloffen, fo entſcheidet fi) die Frage, ob er oder ber Dritte anf Grund ber 88 325, 326 von 
dem Vertrage zurüdzutreten berechtigt ift, ober nach 88 459 ff. daß Recht ber Wandelung oder 
Minderung Hat, lediglich nad) den für ben Kauf geltenden Vorſchriften. Das Recht bes Ber 
fpredhensempfängers, bie Leiftung an den Dritten zu fordern, begründet in Fällen dieſer Art 
nur das Redit, den Abſchluß des betreffenden Vertrags zum verlangen. Iſt der Vertrag ab» 
geichloflen, fo Hat der Verſprechende dadurch die ihm obliegende Leiftung bewirkt und dem Ver⸗ 
ſprechensenipfünger fteht eim Recht, die Erfülung des mit dem Dritten abgefchlofienen Vertrags 
zu verlangen ober Rechte wegen der Nichterfüllung geltend zu machen, nicht zu. 

7. Erliſcht bie Berbindlichtett bes Beriprehenden gegenüber dem Verſprechensempfäuger 
durch Vertrag zwiſchen ihnen, jo ift dies, wie bereits in Ex. 1 berhorgehoben wurde, auf die Ver⸗ 
pflichtung des Berfprechenden gegenüber dem Dritten ohne Einfluß, fofern nicht bie Bertrag- 
ſchließenden fid) dad Recht vorbehalten Hatten, das Necht des Dritten wieberaufzuheben. Auch 
die Bereinigung von Forderung und Schuld in der Perſon eines ber Bertragfchließenden be— 
feitigt dad Recht des Dritten gegen den Berjprechenden nit. Eine entiprechenbe Anwendung 
der füle Gefamtgläubiger geltenden Vorſchrift des 8 429 Abf. 2 auf das Verhältnis des Ber 
fprechengempfängers und des Dritten dürfte fi) ebenfowenig rechtfertigen wie die entfprechende 
Anwendung der in betreff des objektiven Erlaßvertrags für Geſamtgläubiger geltenden Borfchriften 
(88 423, 429 Abſ. 3). Das Wefen und der Zwed des zugunften des Dritten gejchlofienen 
Vertrags erfordert, wenn das Recht des Dritten ein unwiderrufliches fein follte, daß es uns 
abfängig von ben Schidfalen iſt, welches das Recht des Verſprechensempfängers gegen ben 
Berfvredjenden fpäter treffen, ſoſern fie nicht ihren Grund in dem Vertrage felbft haben 
(1. Et. 2 zu 8 334). 

die Erfüllung der dem Xeriprechenden gegenüber dem Dritten obliegenden Ber» 
Bindlichteit wird aud die Verbindlichkeit des Verſprechenden gegenüber dem Verſprechensempfänger 
erfült. Das gleiche wird gelten müflen im betreff ber fog. Erfüllungsſurrogate. Exlifcht die 
Verbindlichkeit des Verſprechenden gegen den Dritten durd) Hingabe an Erfüllungsftatt, durch 
Hinterlegung oder duch Aufrechnung, jo erliiht damit aud feine Verbindlichkeit gegenüber dem 
Berfprechensempfänger. Zweifelhaft ift die Frage in betreff eines zwiſchen dem Verſprechenden 
und dem Dritten geichlofienen Exlafvertrags und der Bereinigung von Forderung und Schulb 
in der Berfon des Verſprechenden und des Dritten. Aus dem Zwecke bes Bertragd, welcher 
dahin ging, dem Dritten ein unentziehbares Recht gegen den Verſprechenden zu verichaffen, 
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Bierter Titel. 
Draufgabe. Vertragsitrafe. 


8. 386. Wird bei der Eingehung eines Vertrags etwas als Draufgabe ge⸗ 
geben, fo gilt dies al3 Zeichen des Abichluffes des Vertrags. 
Die Draufgabe gilt im Zweifel nicht als Reugeld. 


wird indefjen regelmäßig zu fliehen fein, daß der Verſprechensempfänger fein rechtliches 
Interefie an der Erfülumg des Vertrags durch den Eintritt jener Tatſachen als befriedigt 
anfieft. Im Zweifel wird daher auch durch ihren Eintritt das Mecht bed Verfprechendempfängers 
gegen dem Verſprechenden als erloſchen anzuiehen fein. 


Vierter Titel. 

Kunze, dad Weſen und bie Bedeutung der arrha des gemeinen Rechts im Verhältnis 
zu der Draufgabe des BGB. der Konventionalfirafe des gemeinen Rechts und der modernen 
Vertragsſtrafe. 1904. 

Der vierte Titel enthält Vorſchriften über die Nebenverabrebungen, weldge als Beftärkungs- 
mittel ber Verträge bezeichnet au werben pflegen. Die 38 336338 handeln von ber Draufe 
gabe, die 88 339—345 von der Vertragsſtrafe. 


8 386. 
@.18 417; 11 8 288 ven. 8 331; III 8 330. P. I 6. 507 q.3 M. II 6.2734. P. I BE. 1 6.7690. 

1. Das Geben und Nehmen einer Dranfgabe kann eine verfchiedene Bebeutung haben; 
die Parteien pflegen fich nicht darüber auszuſprechen, was fie damit beabfihtigen. Da die Drauf⸗ 
gabe bei gewiſſen Verträgen in manchen Teilen Deutſchlands Häufig vorkommt, fo wird ihre 
Bedeutung und rechtliche Wirkung durd die 88 336—338 gefeglich feitgeftellt. Diefe Borfchriften 
find nur dispofitiver Natur, zum Teil nur Auslegumgsregeln. Statt bes Ausdruds „Draufs 
gabe* werden, wie im €. I 8 417 ansdrüdlich hervorgehoben wurde, auch die Ausdrücke 
„Arrah“, „Haftgeld*, „Angeld“, „Handgeld*, „Dranfgeld“ gebraucht. Auch die Ausdrüde „Wein- 
tauf“. „Mietstaler“ kommen für die Draufgabe bei gewifien Geichäften vor. Die Vorſchriften der 
88 336—338 finden Anwendung, mag ber eine oder ber andere Ausdruck gebraucht fein. 

2. Bedeutung ber Draufgabe. Ein Vertrag ift zuftande gekommen, wenn über alle 
Punkte, über welche nad; der Erklärung der einen oder anderen Partei eine Vereinbarung ge— 
troffen werden follte, eine Einigung ber Parteien erfolgt und erklärt if. Die Draufgabe ift 
nicht wie das Handgeld nach ülterem deutichen Rechte Borausfegung für das Buftandelommen 
des Vertrags; fie bient vielmehr nur als Zeichen des Abſchluſſes des Vertrags. Der Vertrag 
Tann ſchon vorher zuftande gekommen fein, das Geben und Nehmen der Draufgabe kann aber 
aud die Erklärung enthalten, daß der Vertrag nad Maßgabe der in der vorherigen Befprehung 
erfolgten vorläufigen Einigung über bie einzelnen in Betracht kommenden Punkte nunmehr des 
finitiv gefchlofien werden folle. In dem einen wie in dem anderen alle wird durch die Draufs 
gabe der Beweis erbracht, daß der Vertrag zuftande getommen tft. Buläffig bleibt der @egen« 
bemweis, daß die erforderliche Einigung (3 154) in Wirklichkeit nicht erreicht iſt. 

3. Die Draufgabe hat nad 8 336 Abſ. 2 nicht bie Bedeutung eine Neugelbed (8 359). 
Der Geber wird dadurch alfo nicht berechtigt, gegen Verzicht auf die Zurüdgabe von dem Ver⸗ 
trage zurädzutreten. Der E I $ 417 Hatte diefe Vorſchrift als eine dißpofitive gegeben. Der 
8 336 gibt nur eine Auslegungsregel. Es foll dadurch der Berlidfichtigung der örtlichen Übung 
und Sitte freierer Spielraum gewährt werden. 

4. Als Draufgabe Tann jeder Gegenftand gegeben werben. Begelmäbig wird Gelb 
gegeben; es Tann indefien auch eine andere Sache oder ein Mecht gegeben werden; ber Ausdrud 
„etwas“ umfaßt beides und aus dem Ausbrude „gegeben werden“ folgt nicht, daß nur Sachen 
den Gegenitand der Draufgabe bilden können (Schollmeyer, Erl. 2 zu $ 336). Im gewöhn- 
lichen Leben kommen nur Sachen in Betracht. Für das Geben und Nehmen der Draufgabe 
gelten die allgemeinen Erfordernifie ber Verträge. Die bingegebene Sache geht in ba Eigen- 
tum bed Nehmers über. Dies iſt nicht ausdrüdlich beſtimmt, e8 ergibt fi aber aus dem Zwecke 
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$. 337. Die Draufgabe ift im Zweifel auf die von dem Geber gefchuldete 
Leiftung anzurechnen ober, wenn bie nicht geſchehen fann, bei der Erfüllung des 
Vertrags zurüdzugeben. 

Wird der Vertrag wiederaufgehoben, jo ift die Draufgabe zurüczugeben. 


der Draufgabe und ans ber Abſicht der Parteien. Nicht erforderlich, obwohl üblich, Hi die 
törperfiche Übergabe der Sache. Auch die in dem 88 930, 931 beftimmten Surrogate der Über 
gabe genügen (a. A. Derimann, Erl. 5 zu 8 336). 

5. IR bie Dranfgabe gegeben, obwohl ber Bertrag in Wirklichkeit nicht zuſtande ge- 
Tonsmen, fo ift dee Zweck der Hingabe nicht erreicht; der @eber kann das Gegebene alfo nad 
den Borſchriften fiber die Herandgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurädfordern (8 812). 
Bie das Berbältnis zu beurteilen tft, wenn die Parteien bei dem Geben und Nehmen der 
Draufgabe gewußt Haben, daf der Vertrag noch nicht zuſtande gekommen fei, hängt von ben 
Umfländen des Falles ab; mögliherweife fann eine Schenkung beabfichtigt fein, möglicherweiſe 
auch Hingabe unter der Bedingung, daß ber Vertrag zuftande komme, oder in der Abſicht, daß 
ber Empfänger die Draufgabe behalten folle, wenn der Vertrag nicht zuftande komme. In dem 
legteren Falle Hat die Draufgabe ben Charakter eines Strafverfprehen® ($ 343 Abſ. 2). 

6. Die Draufgabe kommt beſonders Häufig beim Viehhandel und bet den Gefindeverträgen 
sor. Für die Iegteren können die Qandesgefege nad) EG. Art. 95 aud im betreff der Drauf- 
gabe bejondere Vorſchriften geben. 54 


$ 887. 
@.18 418; II 8 289 ve. 8 332; III 8 331. P.I 6. 5991.; M.IIE.274. P.UIBE1 6.771. 

1. Die Draufgabe wird nad) 8 337 Abf. 1 tm Bweifel nicht als eine Zugabe zu der dem 
Geber sbliegenden Leiftung angejehen. Ste Hat vorbehältlid der Vorſchrift des 8 338 nur 
den im $ 336 bezeichneten Bwed des Beweifes. Iſt der Vertrag erfüllt, jo bedarf es des Be: 
weiſes nicht mehr; dee Empfänger ift Daher verpflichtet, bie Draufgabe fich auf die ihm gebührende 
Leiſtung anrechnen zu laſſen oder, joweit died nicht geſchehen kann, fie zurüdzugeben. Hat alfo 
z. B. bei dem Gefindevertrage der Dienftverpflichtete Geld als Draufgabe erhalten, fo muß er 
fi) dasfelbe, wenn fein Lohn in Gelb beitimmt iſt, hierauf anrechnen laflen; Hat der Dienft- 
berechtigte die Draufgabe erhalten, fo muß ex fie neben bem Lohne zurüdgeben. Auch dieſe 
Borfchrift ift abweichend vom €. I $ 418, welcher fie als biöpofitive gab, als Auslegungsregel 
gefaßt, um bei der Beurteilung der einzelnen Fälle die Berückſichtigung einer abweichendeu Orts- 
fitte zu ſichern. 

2. Und die Vorſchrift des Abf. 2, daß bie Draufgabe zurüdgngeben if, wenn ber Vertrag 
wieber aufgehoben wird, ift eine Konſequenz bed der Draufgabe nach $ 336 zugrunde liegenden 
Gedankens. Die Vorſchrift findet vorbehältli ber Beftimmung bes 8 338 Anwendung ſowohl, 
wenn ber Vertrag durch Vereinbarung unter den Parteien, als auch, wenn er dadurch aufgehoben 
wird, daß die eine ober bie andere Partei von einem ihr vertragsmäßig oder gefeglich zuftehens 
den Nüdtrittsrechte Gebrauch mat. Die Verpflichtung zur Zurückgabe tritt mit der Aufhebung 
bes Vertrags ein. 

8. Inhalt der Berpflitung zur Surüdgabe. Die Burüdgabe ber Draufgabe hat, wenn 
diefelbe in vertretbaren Sachen beitand, dadurch zu erfolgen, daß Sachen von berjelben Art und 
Menge zurüdgegeben werden. Beitand die Draufgabe in einer nicht vertretbaren Sache, fo ift 
diefe in Natur zurüdzngeben. Auf die Verpflichtung zur Zurückgabe finden bie allgemeinen 
Grundfäge, insbefondere aud) die Vorſchriften der 88 275—283, nicht die befonderen Vorfchriften 
über die Heransgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung Unwendung. Es folgt dies hieraus, 
dab bie Verpflichtung zur Zurüdgabe ſowohl im Falle des Abſ. 1 als bes Abſ. 2 eine gejeglich 
aus dem Bertrage der Draufgabe folgende Verpflichtung if (a. U. Dertmann, Erl. 3 zu 
8 337; Endemann I 8 107 Anm. 6; Schollmeyer, Exil. 1 zu 8 337; letzterer gelangt je- 
doch durch Anwendung des 8 820 zu demſelben @rgebnifie wie hier). Über den Fall, daß der 
Bertrag nichtig ift, |. Erl. 4. 

4. Folgen ber Nidtiglett bes Bertrags. Im €. I 8 418 Sag 2 war noch beftimmt 
das die Zurüdgabe der Draufgabe audy dann zu erfolgen habe, werm der Vertrag nichtig fei. 
Bon der zweiten Kommiſſion tft diefe Vorſchrift geftrihen. Zür den gedachten Fall finden daher 
die allgemeinen Grundfäge Anwendung. Iſt der Vertrag nichtig, fo ift aud der Nebenvertrag 
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8. 338, Wird die von dem Geber gefchuldete Leiftung in Folge eines 
Umjtandes, den er zu vertreten hat, unmöglich ober verfchuldet der Geber Die 
Wieberaufhebung bes Vertrags, fo ift der Empfänger berechtigt, die Draufgabe 
zu behalten. Verlangt der Empfänger Schadenserfag wegen Nichterfüllung, To 
ift die Draufgabe im Zweifel anzurechnen oder, wenn dies nicht gefchehen kann, 
bei der Leiftung bes Schadenserfates zurüdzugeben. 


der Draufgabe nichtig ($ 139). Möglicherweife ift auch die Übertragung des Eigentums des als 
Draufgabe Gegebenen nichtig, fo z. ®., wenn ber Gebende geihäftsunfähig war. Sm foldem 
Falle kann das Gegebene vindiziert werben. Sit die Eigentumsübertragung gültig oder ber 
Eigentumsanſpruch aus irgendeinem Grunde, z. B. weil der Empfänger nicht mehr im Befig 
tft, audgefchlofien, fo kann die Zuriiderftattung regelmäßig nad) den Vorſchriften über die Heraus—⸗ 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung geforbert werben (88 812, 818, 819). Der Anfpruch 
ift indeffen ausgeichlofien, wenn die Nichtigkeit des Vertrags darauf berußt, daß er gegen ein 
Geſetz ober gegen die guten Sitten verftößt, und nicht mur dem Empfänger, fondern auch dem 
Geber der Draufgabe ein Verſtoß gegen dad Geſetz oder gegen bie guten Sitten zur Laft fällt 
(8 817); fo 3. ®., wenn ber Vertrag megen Wuchers nichtig und der Geber der Draufgabe der 
Wucherer At. 
5. Über die Zurüdgabe bed zum Zeichen eined Berlöbniſſes Gegebenen f. 8 1301. 


$ 388. 
@.18 419; II 8 290 veb. 8 333; III 8 332. WIE. 6001.5 M.II GE. 2741. P.IIBE1 6. 7Taf. 


1. ®esfall des Rechte auf Zurüdgabe ber Dranfgabe. Durch die Vorſchrift des 8 338 
erhält die Draufgabe neben dem im 8 336 bezeichneten Bwede noch einen weiteren Zwed. Der 
Geber fol zu der getreuen Erfüllung des Vertrags durch die Drohung angehalten werben, daß 
ex den Auſpruch auf die Burlidgabe der Dranfgabe verliere, wenn die von ihm gefchuldete 
Zeiftung infolge eines von ihm zu vertretenden Umftandes unmöglich oder ber Vertrag infolge 
feines Verſchuldens wieder aufgehoben werde. Wird die geſchuldete Leiftung infolge eines von 
dem Geber der Draufgabe zu vertretenden Umftandes unmöglich, fo ftehen bem Empfänger ver- 
ſchiedene Wege offen. Er Tann Schadenserfag wegen Nichterfüllung fordern (88 280, 325). 
Macht er von dieſem Rechte Gebrauch, jo muß er fi) die Dranfgabe auf ben Schadengerfag an⸗ 
rechnen laſſen oder, wem dies nicht gefchehen Tann, weil die Draufgabe nicht in Geld befteht, 
fie zurfidgeben. Er kann ferner nad) 8 325 von dem Vertrage zurüdtreten; tut er dies, fo liegt 
der zweite in dem 8 338 Sag 1 bezeichnete Fall vor, daß ber Geber bie Wieberauffebung bes 
Vertrags verfchuldet Hat. Der Empfänger kann endlich aud nad) $ 325 Ubf. 2 die im 8 323 
bezeichneten Rechte geltend machen, alfo, ohne Schadenderfag zu fordern oder von bem Vertrage 
zurüdzutreten, die ihm obliegende @egenleiftung verweigern. Wählt er diefen Weg, fo ift er auch 
berechtigt, die Draufgabe zu behalten. Fordert er indefien nach Maßgabe des g 323 Abſ. 2 die 
Herausgabe des Erfapes oder Erſatzanſpruchs, fo muß er ſich die Draufgabe hierauf ebenfo an- 
rechnen laſſen, wie wenn er Schadenderjag verlangte. Macht der Empfänger keines dieſer Rechte 
geltend, fondern verhält ſich paffiv, fo kann er die Burüdgabe der Draufgabe unter Berufung 
auf die Vorſchrift des 8 338 Sag 1 ablehnen. 

Eine von dem Geber verſchuldete Wiederaufpebung des Vertrags liegt außer in dem bereits 
erwähnten Falle, daß der Empfänger der Draufgabe auf Grund des $ 325 von dem Vertrage 
zurüdteitt, auch danın vor, wenn der Empfänger nad) Maßgabe des 8 326 wegen Verzugs des 
Geber von dem Bertrage zurüdtritt. Fordert er in diefem alle Schabenserfag, fo muß er 
fi) die Draufgabe darauf anredinen laſſen oder, wenn dies nicht geichehen Tann, fie zurüdgeben. 
Nicht als von bem Geber verfchuldet ift die Aufhebung des Vertrags anzufehen, wenn ber Geber 
von einem vorbehaltenen Rüdtrittsrehte Gebrauch macht. Ein Berfchulden des Gebers kann 
auch nicht ohne weiteres darin gefunden werben, daß eine verkaufte Sade an Mängeln leidet, 
infolge deren der Empfänger zur Wandelung berechtigt tft (a. U. Dertmann, Erl. 2 zu 8 338). 
Das Recht auf Wandelung kann auch ohne jedes Verſchulden bes Gebers begründet fein. Nur 
wenn im einzelnen falle ein ſolches vorliegt, fällt bie von dem Empfänger vorgenommene 
Bandelung unter die Borfchrift des Abſ. 1. 
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8. 339. Verſpricht der Schuldner dem Gläubiger für den Fall, daß er 
feine Verbindlichkeit nicht ober nicht in gehöriger Weife erfüllt, die Zahlung einer 
Geldſumme als Strafe, jo ift die Strafe verwirkt, wenn er in Verzug kommt. 
Beiteht die gejchuldete Leiftung in einem Unterlaffen, jo tritt die Verwirkung mit 
der Zuwiderhandlung ein. 


Die Borfärift des Sag 2 ift nur Auslegungsvorſchrift. Die Anrechnung auf ben Schadens: 
erfag findet alfo nicht ftatt, wenn ein anderer Wille der Parteien aus den Umftänden, insbeſondere 
aus der an dem Drte bes Vertragsſchluſſes und an dem Wohnorte der Parteien herrſchenden 
Sitte, zu entnehmen iſt. 

2. Die Draufgabe Hat infolge der Vorſchriften bes 8 338 eine ähnliche Funktion wie bie 
Bertragsfirafe. Diefe hat aber noch einen anderen Bwed (f. Exl. zu $ 339), und auch der hier 
fragliche Zweck wird durch fie in anderer und birekterer Art erſtrebt wie durch die Draufgabe. 
Die Borfhriften über die Vertragsfirafe finden daher auf die Draufgabe keine Anwendung; ind» 
befondere gilt dies auch von der Worfchrift des 8 343, nach welcher eine verwirkte Strafe, wen 
fie unverhältnismäßig hoch ift, auf Untrag des Schuldners durch Urteil auf einen angemefienen 
Berrag herabgefegt werden kann (a. U. Schollmener, Erl..3 zu 8 338). Sollte indeſſen in 
einem einzelnen Falle erhellen, dab das Inſtitut der Draufgabe benupt worden ifl, um die 
Borfchriften bes 8 343 über die Vertragsftrafe zu umgehen, fo würden biefe troß ber gewählten 
Rechtsform nad den allgemeinen Grundſätzen über die in fraudem legis vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchãfte (ſ. Bb. I ©. 243 Erl. zu $ 134) anzuwenden fein. 

3. Hat der Empfänger der Draufgabe bie Unmöglichkeit der von ihm geſchuldeten Leiſtung 
sm vertreten ober hat er bie Wieberaufbebung des Bertragß verſchuldet, fo ift er zur Zurikd- 
gabe ber Dranfgabe nad $ 337 verpflichtet. Ein weiterer Nachteil aber trifft ihn nicht; ins⸗ 
befonbere ift ex nicht, wie in einzelnen Rechten beſtimmt ift, verpflichtet, dem Geber einen bem 
Werte der Draufgabe entipredienden Betrag neben der Burlidgabe zu bezahlen. 


$ 339. 

@.18 422; 11 8 291 ven. 8 394; II 8 338. P.IE.617N.; M.IIE.278. P.IIBR.1 6.7791. 

Fuld, Die Vertragäftrafen nach dem BGB. im Sächſ. Ar. Bd. 9 ©. 337; Pfizer, Die 
Bertrags(Konventionaf)ftrafe nad dem BGB. in ber Beitichr. f. d. Notartat in Bayern 1900 ©. 24. 

1. Die Vereinbarung einer Bertragäftrafe hat den 
drohenden Nachteil einen Un ber or Berpfithtung zu 
geben. Sie kann außerdem den Bwed haben, dem Gläubiger für den Fall, daß der Schuldner 
feine Verpflichtung nicht erfüllt, dem Beweis des erlittenen Schadens zu erjparen. Beide Zwecke 
werben in den $8 339 ff. berüdfichtigt. Die Vereinbarung einer Vertragäftrafe ift nicht nur bei 
vertragsmäßigen, fondern auch bei geſetzlichen Berbindlichkeiten, überhaupt bei Verbindlichkeiten 
jeder Art zuläffig. Die Vereinbarung kann fofort bei der Begründung der Verbindlichkeit oder 
fpäter getroffen werden. Nicht unter die Vorichrift bes $ 339 fält eine Wereinbarung, nach 
welcher im Falle der Nichterfüllung der durch einen Vertrag begründeten Berbindlichfeit dad Recht 
des Schuldners aus dem Bertrage wegfallen foll (lex commissoris). Nicht erforderlich, aber iſt, 
daß die von dem Echuldner für den Fall der Nichterfüllung feiner Verbindlichkeit zu entrichtenbe 
Zeiftäng als Strafe bezeichnet wird, ed genügt, daß fie objektiv den Charakter einer folchen hat. 
So wird 3.8. ein Strafvertrag in der Vereinbarung zu finden fein, daß der Kaufpreis im Falle 
nicht rechtzeitiger Zahlung fich um gemifle Prozente erhöhen ober daß der Lohn eines Dienft- 
verpflichteten ſich bei nicht gehöriger Erfüllung feiner Dienftpflichten um einen gewiſſen Betrag 
vermindern ober daß der Zindfag ” bei nicht vechtzeitiger Bahlung ber Zinfen erhöhen fol 
(Endemann I 8 133 Anm. 6; a. U. Dernburg II $ 100 II3). 

Eine Vertragdftrafe kann auch zugunfen eines Dritten, z. B. der Armenlafle bedungen 
werben. Durch einfeitige Willenderflärung kann fie nur in denjenigen Fällen beftimmt werden, 
in welchen folde Willendertlärungen überhaupt bindend find, alfo z. B. in Schuldverichreibungen 
auf den Inhaber. Über Auslegung eines Strafvertrags |. Ripr. Bd. 8 ©. 44. 

2. Berwirkung ber Gtrafe. Die 88 339—341 behandeln den Fall, daß als Strafe die 
Bahlung einer Geldfumme vereinbart ift. Der $ 339 Sag 1 ftellt daß Prinzip auf, dab die 
Strafe nur verwirkt wird, wenn der Schuldner in Verzug kommt. In der Vereinbarung der 
Strafe wird alfo nicht ein Garantieverſprechen geſehen. Der Schuldner kommt nicht in Verzug, 






184 I. Abſchnitt: Schuldverhältniffe aus Verträgen. 


und die Strafe wird alfo nicht verwirkt, folange bie Leiftung infolge eines Umtftandes unter- 
Bleibt, den der Schuldner nicht zu vertreten hat (8 285). Über die Beweislaſt f. Erl. zu 8 345. 
Nur für den Fall, daß die gefchulbete Zeiftung in einem Unterlafien befteht, geht da8 Geſeh von 
einem anderen Standpunkt aus. Hier wird ein Garantieverſprechen in der Vereinbarung der 
Steofe gefunden, und biefe wird alfo durch bie Zumiberhandlung ohne Rüdficht darauf verwirkt, ob 
den Schuldner ein Verſchulden trifft oder nicht (ME. Bd. 55 ©. 78; RG. in ZW. Beil. ©. 91; 
a. A. Tige, Die Unmöglichkeit der Leiftung ©. 103). Tren und Glauben erfordern inbeflen, daB 
der Gläubiger die Verwirkung der Bertragsftrafe nicht geltend machen Tann, wenn er felbft die Zuwider⸗ 
handlung verſchuldet hat. Noch weiter zu gehen und bie Verwirkung der Strafe auch dann nicht 
anzunehmen, wenn ber Schuldner burch fittliche Pflichten, z. B. um einem anderen daß Leben zu retten 
oder durch Pflichten Öffentlicher Urt z. B. um ben Befehl eines Vorgeſehßten, dem er zu gehorchen 
verpflichtet Hit, Folge zu leiften, die Zuwiderhandlung begangen hat, diirfte mit der dem Geſetze 
zugrunde liegenden Auffafjuhg eines Strafvertrags der Hier fraglichen Art, ald eines Baranties 
verſprechens, nicht wohl vereinbar fein (a. U. Enneccerus-Lehmann I 8 186, Anm. 7; 
Dernburg II 8 103 I2). 

Die gedachten Vorſchriften find ſelbſwerſtändlich bißspofitiver Ratur. Die Parteien können 
vereinbaren fowohl, daß die Strafe im Falle der Nichterfüllung ohne Rüdficht auf ein Berfhulden 
des Schuldners eintreten ſoll, als auch, daß fie, wenn die geichuldete Leiftung in einem Untere 
laſſen befteht, durch die Zuwiderhandlung mur dann verwirkt fein fol, wenn dem Schuldner ein 
Verſchulden zur Laſt fällt. 

8. Die Strafe Taun nicht verwirlt werben, wenn bie Berbinblicteit, deren Sicherung 
bie Bereinbarung ber Gtrafe beswedt, nicht befteht. Dasfelbe gilt, wenn die Berbindfichteit 
wegfällt, bevor die Strafe verwirkt ift. Im E. I & 423 war das Ießtere ausdrücklich beitimmt. 
Bon der zweiten Kommiſſion iſt diefe Beftimmung als ſelbſtverſtändlich geftrichen (PB. IT Bb I 
©. 787). Der Schuldner Hat die Strafleiftung nur verfprochen für den Fall, daß er feine Ber 
bindlichteit nicht erfüllt. Beſteht eine Verbindlichkeit nicht oder nicht mehr, fo fit das Strafver⸗ 
ſprechen gegenitandslos. Ein Vertrag kann freilich aud) dahin geſchloſſen werben, daß ber eine 
Zeil dem anderen Teile eine Leiftung für den Fall verſpricht, daß er eine Handlung unterlaffe 
oder vornehme. Bei einem Vertrage diefer Art kommt es nicht darauf an, ob eine Verbindlichkeit 
zu der Vornahme Bzw. zur Unterlafjung der betreffenden Handlung befteht oder nicht. Auf einen 
Bertrag dieſer Art finden die Vorſchriften der 88 339 fj. überall feine Anwendung; der Vertrag 
ift nad) den allgemeinen Borfchriften über bedingte Rechtsgeſchäfte (38 158 ff.) zu beurteilen. Nur 
in dem 8 343 Abſ. 2 und in dem 8 344 Hit auf Verträge diefer Art Müdficht genommen 
(f. El. 6 zu 8 343 und Exl. 1 zu 8 344). Nicht unter bie Vorfchriften der 88 339 ff. fällt 
aud ein Vertrag, durch welchen ſich jemand zu einer Leiftung für den Fall verpflichtet, daß ein 
Dritter eine ihm obliegende Verbindlichkeit nicht erfüllt (a. U. Rehbein, Erl. 9 zu 88 336 bis 
345). Hat ber Verſprechende fih als Bürge für den Dritten verpflichtet ($ 765), fo kann er 
felbftverfiändfich für den Fall ber Nichterfüllung feiner Bürgichaftsverbindlichteit eine Strafe ver⸗ 
ſprechen. Hat er aber die Verbindlichkeit ded Dritten weder ganz noch teilweife übernommen 
noch ſich dafür verbürgt, fo enthält das Verfprechen einer Strafe für den Hall der Nichterfüllung 
der Berbindlichteit des Dritten einen beſchränkten Garantievertrag, nicht aber einen Strafvertrag 
im Sinne der 88 339 ff. Auch die Vorfchrift bes $ 343 Abſ. 2 gilt nicht für diefen Fall. 

Dem Nichtbeſtehen der Verbindlichkeit gleich fteht der Fall, da dem betreffenden Anfpruch 
eine peremtorifche Eintede entgegenfteht. Ein Unterjchied befieht nur infofern, als die Einrebe 
wegfallen kann. Geſchieht die, fo wird auch das Strafverfpredgen wirkſam. Steht dem bes 
treffenden Anfpruch eine dilatorifhe Einrede entgegen, fo ift das Strafverjprehen zwar nicht 
gegenftandslos, aber der Schulbner Tann nicht in Verzug kommen, die Strafe kann alfo nicht 
verwirlt werben, folange die dilatoriiche Einrede befteht. 

Im €. 1 $ 423 war ferner beflimmt, daf die Strafe nicht verlangt werden künne, wenn 
die Nichterfüllung der Verbindlichkeit, deren Sicherung das Strafverfpreden bezwedt, von dem 
Gläubiger verſchuldet ſei. Auch diefe Vorſchriſt it von der zweiten Kommiſſion als teils felbfte 
verftändlich, teil nicht erſchöpfend geftrichen, als nicht erſchöpfend, weil bei ber Aufnahme 
einer Vorſchrift der fraglichen Art aud der Fall erwähnt werden müſſe, daB der Gläubiger im 
Berzuge der Annahme fei. Im ber Tat dürfte die Vorſchrift bes 8 339, daß zur Verwirkung 
ber Strafe Verzug des Schuldners erforderlich ift, genügen. Der Schuldner fommt nidt in 
Berzug, wenn die Nichterfüllung der betreffenden Verbindlichkeit von dem Gläubiger verſchuldet 
wird oder wenn biefer im Verzuge ber Annahme iſt. 
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8. 340. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verſprochen, daß er 
feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, fo kann der Gläubiger die verwirkte Strafe ftatt 
der Erfüllung verlangen. Erklärt der Gläubiger dem Schuldner, daß er bie 
Strafe verlange, jo ift der Anfprucd auf Erfüllung ausgejchloffen. 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung 
zu, fo fann er bie verwirkte Strafe als Mindejtbetrag des Schadens verlangen. 
Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ift nicht ausgeſchloſſen. 


5 30. 
&. 18 420; II 8 292 rew. 8 335; IT 8 Be 11787; MR. 11 6.2751. 9.1188. 1 7765 


1. Bereinberung ber Etrafe für ben Hall ber Nichterfüllung. Die Strafe kann ſowohl 
für den Fall vereinbart werben, dab die Verbindlichteit überhaupt nicht erfüllt, als für den Fall, 
daß fie nicht im gehdriger Art erfüllt wird. Durch Auslegung des Vertrags muß ermittelt 
werden, ob das eine oder das andere gewollt iſt. Auf den erſigedachten Fall beziehen ſich die 
Borfchriften des 8 340; fie find bispofitiver Natur. Iſt die Strafe verwirkt, fo kann, wenn 
nit ein anderes vereinbart ift, nux die Erfüllung oder die Strafe, nicht beides 
nebeneinander gefordert werden. Zur Verwirkung der Strafe tft mur erforderlich, daß 
der Schuldner in Verzug fommt (8 339). Die Verwirkung tritt aber au dann ein, wenn bie 
von dem Schuldner rechtzeitig angebotene Leiftung quantitativ ober qualitativ ungenfigenb ift 
und deshalb von bem Gläubiger nicht angenommen wird. 

Rah dem E. I 8 420 verwandelte fih das Schuldverhältnis mit der Verwirkung ber 
Strafe in em alternatives Schuldverhältnis. Die 88 208, 209, 210 Abf. 2 des €. I (jegt 
88 263, 264 Abſ. 2 des BGB.) fanden alfo Anwendung. Bon der zweiten Kommiffion ift 
bies geändert worden. Die Vorſchriflen über alternative Schuldverhältnifie finden keine An⸗ 
wendung. Der Öläubiger hat neben dem Rechte auf Erfüllung die facultas alternativa, ftatt 
der Erfüllung die Strafe zu fordern. Dieſes Recht geht nicht dadurch verloren, daß der 
Gläubiger dem Schuldner erklärt, er fordere die Erfüllung. Dem Schuldner fteht das im 8 264 
Abf. 2 bezeichnete Recht nicht zu. Nur wenn die Erfüllung wirklich erfolgt und angenommen 
iſt. exliiht das Recht des Glänbigerd, die Strafe zu fordern. Zweifelhaft kann fein, ob das 
Recht auf die Strafe auch durch die Annahme teilweiſer Erfüllung wegfält. Unter Umftänden 
kam in diejer Annahme ein Verzicht auf das Recht Fiegen, die Strafe zu fordern. In ber 
Annahme fir fi allein liegt ein folder Verzicht nicht. Der Gläubiger kann auch nad Annahme 
einer Zeilleiftung unter den in den 88 280 Abſ. 2, 283 Abſ. 2 bezeichneten Borausfegungen 
(ogl. auch 3 286 Abſ. 2) Schadenserfag wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlicleit fordern. 
Die Vereinbarung einer Strafe hat dem Zweck, dem Gläubiger die Geltendmadhung feines 
Jutereſſes im alle der Nichterfüllung zu erleichtern; der Gläubiger fol den Erfag feines 
ES chabens in der Strafleiftung erhalten können, ohne den fonft erforderlichen Beweis führen zu 
brauchen, daß die Leiftung infolge eine? von dem Schuldner zu vertretenden Umfiandes une 
mõglich geworben oder daß er infolge des Verzugs des Schuldners fein Interefie an ber Leifiung 
mehr hat. Diejer Zweck würde nur unvollftändig erreicht werden, wenn der Gläubiger durch 
die Annahme einer Zeilleiftung das Recht, die Strafe zu fordern, verlöre. Bei ber von dem 
BGB. gewählten Konftrultion wird man daher der Annahme einer Teilleiftung die fragliche 
Wirkung nicht beilegen fünnen. Fordert der Gläubiger nah Annahme einer Teilleiftung bie 
Strafe, fo muß er felbftverjtändlich das Erhaltene zurüdgewähren. Nach Analogie der Vorſchrift 
des 5 280 Abſ. 2 dürften in folhem Falle die Vorjchriften der 88 346—356 über das Rücktritis⸗ 
recht entfprechend anzuwenden fein (f. Exl. 6 zu $ 280; a. U. Titze, Die Unmöglichteit der 
Leiftung ©. 159 Anm. 18). 

Ausgefchlofien wird das Recht des Gläubigers, Erfüllung zu fordern, nad $ 340 Abſ. 1 
Sap 2, wenn ber Gläubiger dem Schuldner erklärt, daß er die Strafe verlange. Die Erklärung 
ift ein einfeitiges empfangsbebürftiges Rechtsgeichäft. Über die Vorausfegungen, unter welden 
eine ftilfchweigende Willenserklärung anzunehmen ift, ſ. Erl. 1-3 zu & 263. 

2. Steht dem Gläubiger ein Auſpruch anf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu 
(88 280, 283, 286 Abſ. 2, 325, 326), fo gilt nach Abſ. 2 imfofern dasſelbe Prinzip wie im 
Falle des Abi. 1. als der Gläubiaer nicht Schadenserſaßs und Strafe nebeneinander fordern 
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8. 341. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verjprochen, dab er 
feine Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weife, insbeſondere nicht zu der beftimmten 
Zeit, erfüllt, fo kann der Gläubiger die verwirkte Strafe neben der Erfüllung 
verlangen. 

Steht dem Gläubiger ein Anfprucd auf Schabenserfag wegen ber nicht 
gehörigen Erfüllung zu, fo finden die Vorfchriften des $. 340 Abi. 2 An⸗ 
wendung. 

Nimmt der Gläubiger die Erfüllung an, fo fann er die Strafe nur ver- 
langen, wenn er ſich das Recht dazır bei der Annahme vorbehält. 


Tann; aber ber Gläubiger kann, wenn er Schadenserfag fordert, ald Minbeftbetrag immer den 
Betrag der Strafe verlangen, ohne daß ihm ber Beweis obliegt, daß ihm ein Schaden erwachſen 
ſei (a. U. Schollmeyer, Erl. 4 zu $ 340); er fann ferner, wenn er die Strafe forbert, dem 
Unfprud auf Echadenserfag noch infoweit geltend maden, als fein Schaden den Betrag der 
Strafe überfteigt. je legtgedachte Vorſchrift hatte der E. I 8 420 nicht; nad biefem wurbe 
vielmehr das Recht, Schabenserfag zu. fordern, ducd; Die Wahl ber Strafe” außgejhlof 

der zweiten Kommiſſion iſt dies in Konfequenz des Gap B 
Schadenserfag verlangt, als Mindeitbetrag immer den Berrag der Strafe fordern kann und in 
Anlehnung an die Vorſchrift de $ 288 Ab. 2 geändert worden. 

3. Rüdtritt von dem Bertrage. Fällt die Verbindlichkeit, durch deren Nichterfüllung die 
Strafe verwirkt wird, dadurch weg, daß der Gläubiger auf Grund eines ihm vertragsmäßig 
oder geſetzlich (88 325, 326) zuftehenden Rücktrittsrechts von dem Vertrage zuridteitt, auf 
welchem die Verbindlichkeit beruht, fo kann der Gläubiger die Strafe nicht fordern, indem mit 
dem Rücktritte von dem Vertrag auch bie auf die Strafe gerichtete Nebenverabrebung in 
Wegfall kommt. 

4. Mit der Abtretung bed Anſpruchs auf die Hauptleiftung geht im Zweifel auch der 
Anſpruch aus dem Strafveritag über. Der letztgedachte Anſpruch Tann auch für fi allein ab⸗ 
getreten werben. Dies iſt wohl unzweifelhaft, wenn die Strafe bereit# verwirkt iſt. Der Anſpruch 
auf Erfüllung geht dann aber unter, wenn ber Beffionar dem Schuldner erklärt, daß er die 
Strafe fordere; dasfelbe wird gelten miffen, wenn ber Gläubiger dem Schuldner die Abtretung 
des Anſpruchs auf die Strafe anzeigt (8 409). Zweifelhaft ift, ob auch ber Anſpruch auf die 
noch nit verwirkte Strafe für ſich allein abgetreten werden kanm. Da inbdefien aud bedingte 
Forderungen abgetreten werden können unb bie 88 399, 400 nicht entgegenftehen, fo dürfte die 
Abtretung für zufäffig zu Halten fein (Mehbein, Erl. 10 zu 88 336—345; a. U. Dertmann, 
Erl. 2b zu 8 399). 

5. In anderer Art wie in 8 340 werben die Folgen ber Wereinbarung einer Strafe nad 
875 des HGB. für den Fall geordnet, daß ein Handlungsgehilfe wegen Zuwiderhaublung 
gegen bie mit bem Prinzipale getroffene Vereinbarung eine Strafe verſprochen bat. Hier 
tann nur die Strafe gefordert werden; der Anſpruch auf Erfüllung und Schadenserfag ift aus⸗ 
geſchloſſen. 





341. 
@.18 421; 118 203 vew. 8 336; III 8 335. PIC. 607 q. M.11 6. 270f. V. I Bo. i 6. 770M. 


1. IR die Strafe nur für den Ball verſprochen, daß ber Schuldner feine Verbindlichkeit 
nicht in gehöriger Weife erfüllt, fo gilt die umgelehrte Regel wie im Falle des 8 340. Er- 
fülung und Strafe können nebeneinander gefordert werben. Das Strafverſprechen kann generell 
auf alle Fälle einer nicht gehörigen Erfüllung gerichtet fein oder ſich auf einzelne Mängel der 
Erfüllung beichränten. Der praktiſch wichtigfte, in dem 8 341 beſonders hervorgehobene Fall iſt 
der, daß die Strafe für den Fall veriprochen wird, daß die Erfüllung nicht zu der beitimmten 
Zeit erfolgt. Iſt bie Erfüllung nicht rechtzeitig erfolgt, fo ift nachträgliche Erfüllung zu der 
beitimmten Zeit unmöglih. Die Erfüllung, re in diefem Falle neben der Strafe gefordert 
werden kann, ift aljo nur die nicht gehörige, d. h. die nicht zu ber beitimmten Beit erfolgende 
Erfüllung. Die Strafe erfegt Hier den Mangel 2 er Eriüllung, Ebenſo fteht die Sache, wenn 
die Erfühung an einem anderen ald an dem befiimmten Orte erfolgt. Der Mangel der Er— 
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fälung lann aber auch von der Art fein, daß er nachträglich noch befeitigt werden ann. So 
3 8. lann da® auf Grumb eines Werkvertrags gelieferte Wert Mängel haben, die befeitigt 
werben können und die der Unternehmer auf Verlangen des Beſtellers zu befeitigem verpflichtet 
#t (8 633 Abſ. 2). Bezieht ſich das Strafverſprechen au auf folde Mängel, jo kann ſowohl 
die Befeitigung ber Mängel ald auch die Strafe gefordert werben. Nur wenn dem Gläubiger 
ein Anſpruch auf Schadenserfag wegen nicht gehöriger Erfüllung zuſteht und wenn ex biefen 
geltend macht, tritt wieder die Regel des $ 340 ein. denserfag und Strafe können nicht 
nebeneinander verlangt werben; aber bie Strafe Tann als Mindeitbetrag de8 Schadens gefordert 
werden, und burdh die Welfenbmagung bes Ks auf Strafe wird der Anſpruch auf Erſaß 
de durch die Strafe nicht gebeten Schadens nicht ausgeſchlofſen. 

Verwirkt wird die Strafe auch im Falle bes 8 341 nur, wenn ber Schuldner in Verzug 
tommt (88 284, 285). 

Jft der Schulder im Verzug und macht ber Gläubiger von dem ihm nad) $ 326 zuftehenden 
Rechte Gebrauch, nah Ablauf ber dem Schuldner gejegten Friſt Schadenserfag wegen Nicht⸗ 
erfüung zu fordern, fo kann er nicht baneben die fiir den Fall der nicht gehörigen Erfüllung 
beftimmte Strafe fordern; e3 liegt unter der gedachten Vorausſetzung nicht der Fall des 8 341, 
jondern der de3 8 340 vor (a. U. wie es fheint Nehbein, Erl. 14 zu 88 336—345). 

2. Wegfall der Strafe durch Annahme der Erfüllung ohne Vorbehalt. Die Vorſchrift 
des 8 341 Abf. 3 iſt pofitiver Natur; fie enthält eine Abweihung von dem Grunbfage, daß die 
Anfprüce auf Nebenleiftungen duch die Annahme der Hauptleiftung nicht erlöfhen. Im €. I 
$ 421, Sag 3 war bie Vorfehrift dur den Zuſatz gemildert, daß fie feine Anwendung finde, 
wenn ber Gläubiger bei Annahme der Hauptleiftung von feinem echte auf die Strafleiftung 
oder von bem Eintritte ber Borausfegungen besfelben nicht unterrichtet war. Won ber zweiten 
Kommilfion ift diefer Zufag geitrihen, um den Schuldner wirkfamer zu fügen und um 
Streitigkeiten abzufhneiden. Die Vorſchrift hat alſo nicht den Charakter einer Auslegungsregel, 
fondern findet aud dann Anwendung, wenn feftfteht, daß der Gläubiger durch die Annahme auf 
die Strafe nicht hat verzichten wollen. Borausfegung ift aber immer, dab eine auf Annahme 
der Erfüllung, d. 6. auf Annahme als Erfüllung (8 363) gerichtete gültige Willenserklärung 
vorliegt (RS. in IW. 1904 ©. 338; Apr. Bd. 8 ©. 42; Bd. 8 ©. 441). Diefe braucht 
leine ausdrüdlihe zu fein, vielmehr genligt jebe in Handlungen fi ausfprechende Betätigung 
bed Willens. Die Vorſchriften über Willensmängel, insbejondere über Anfechtung (88 119, 120, 
123) finden Anwendung. Die Annahme einer Teilleiftung genügt nit. Auch im Falle ber 
Beitreibung der Leiftung im Wege ber Zwangsvollſtreckung dürfte der Abſ. 3 feine Anwendung 
finden. Der Vorbehalt, welcher erforderlich if, um die im Abf. 3 beftimmte Wirkung der Annahme 
auszuſchließen, muß bei der Annahme erflärt werben (RG. in JW. 1904 ©. 338). Eine im voraus 
erfolgte Erflärung, nur unter Vorbehalt annehmen zu wollen, dürfte indefien genügen, wenn aus 
den Umftänden erhellt, dab ber Vorbehalt bei der jpäteren Unnahme der Erfüllung aufrecht erhalten 
wird (Dernburg II $ 193 IV; a. U. Rehbein, El. 15 zu 88 336—345). Erfolgt die Er» 
fülung durch einen Vertreter de3 Schuldners, fo ift der Vorbehalt diefem gegenüber zu erklären. 
Erfolgt die Erfüllung durch Perfonen, die nicht zur Entgegennahme von Willenserflärungen für 
den Schuldner ermädtigt find, fo muß der Vorbehalt zugleich mit der Annahmeerklärung oder, 
fans die Annahme ſtillſchweigend durch Handlungen erfolgt, unverzüglich nach biefen Handlungen 
‚sem Schuldner gegenüber erflärt werben. Wird die Leiftung, durch welche die Verbindlichkeit 
erfüllt werden follte, an einen Vertreter des Gläubigers gemacht, fo muß dieſer den Vorbehalt 
bei der Annahme erllären. Erfolgt die Leiftung an Perfonen, bie zwar zu der tatſächlichen 
Annahme, nicht aber zu ber Willenserflärung der Annahme als Erfüllung ermächtigt find, fo 
muß der Gläubiger den Vorbehalt unverzüglich, nachdem er von der Leiftung Kenntnis erhalten 
hat, erklãren. 

Die Vorfchrift des Abſ. 3 iſt ebenfo wie die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 infofern diöpofitiver 
Natur, als in der Vereinbarung über die Strafe beftimmt werben Tann, daß die Vorſchrift feine 
Anwendung finden fol. 

Die Beweislaſt anlangend, fo brancht der Schuldner nur zu beweifen, daB der Gläubiger 
die Erfüllung angenommen; dem Gläubiger liegt dann ber Beweis ob, daß er den Vorbehalt 
gemacht habe. 

Nur der Anſpruch anf die Strafe erliſcht durch die vorbehaltslofe Annahme der Erfüllung, 
nicht aber ein dem Gläubiger etwa zuſtehender Anſpruch auf Schadenserſatz. 
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$. 342. Wird als Strafe eine andere Leiftung als die Zahlung einer Geld⸗ 
ſumme verjprochen, jo finden die Vorfchriften der 88. 339 bis 341 Anwendung; 
der Anfprud auf Schadenserfag ift ausgefchloffen, wenn der Gläubiger Die 
Strafe verlangt. 


$. 343. Iſt eine verwirkte Strafe unverhältnigmäßig hoch, jo kann fie auf 
Antrag des Schuldners durch Urtheil auf ben angemefjenen Betrag herabgefeßt 
werden. Bei der Beurtheilung ber Angemefjenheit ift jedes berechtigte Interefje 
des Gläubiger, nicht blo das Vermögensintereſſe, in Betracht zu ziehen. Nach 
der Entrichtung der Strafe ift die Herabfegung ausgeſchloſſen. 

Das Gleiche gilt auch außer den Fällen der 88.339, 342, wenn Jemand 
eine Strafe für den Fall verfpricht, daß er eine Handlung vornimmt oder unterläßt. 


8 342. 
€. II 8 294 res. 8 337; IT 8 336. P. I BE 1 6.776; 8.6 €. 137. 

Berſprechen einer Seiftung, bie nicht in einer Geldzahlung befteht, als Etrafe. Der E. I 
(88 420—422) unterfchted nicht zwiichen den Fällen, in welchen die Bahlung einer Geldſumme, 
und denjenigen, in melden eine andere Leiftung als Strafe verfproden iſt. Hiernach mußte 
in dem letztgedachten Falle bei der Anwendung der Borfchriften der 88 340 Abſ. 2, 341 Abf. 2 
die als Strafe verſprochene Leiſtung in Geld geſchätzt und ber ſich ergebende Betrag auf den 
Schadenserfag angerechnet werden. In der zweiten Kommiffion überwog die Anficht, daß dieſes 
Ergebnis weder der vermutlichen Abficht der Parteien entſpreche noch zwedmäßig fel. In dem 
gedachten Falle foll deshalb na 8 342 der Anſpruch auf Schadenserfag wegfallen, 
wenn die Strafe verlangt wird. Für das Verhältnis zwiſchen Schadenserfag und Strafe 
gilt Hier alfo dabſelbe wie für da Verhältnis von Erfüllung und Strafe nad 8 340 Abf. 1 
(f. Exil. 1 zu 8 340). Auch das Recht des GBläubigerd, die Strafe als Mindeftbetrag des 
Schadens zu verlangen, fällt infolge der Vorfchrift des 8 342 weg. Der Gläubiger kann aber, 
wenn er Schabengerfag verlangt hat, folange er benfelben nicht erhalten, noch immer ftatt des 
Erjages die Strafe fordern. Abgefehen von diefen das Verhältnis des Anfpruchd auf Schadens 
erfag und auf Strafe betreffenden Borfchriften finden auch auf ben hier fraglihen Fall die 
88 339—341 Anwendung. 


8 348. 
€. 11 8 295 res. 8 338; III 8 337. 9.11. 1 €. 780ff.; Bb.6 6.157. D. 6. 627. 
Hölder, Die richterliche Herabfegung einer Bertragäftrafe, im Recht 1900 ©. 161; 
Marcus, Über die Geltendmachung bes Rechtes des Schuldners auf richterlihe Ermäßigung in 
den Fällen der 88 343, 655 BGB.; in BI. f. Nechtöpflege 1. Bez. des KG. 1900 ©. 18; Bolf, 


Herabjegung der Vertragditrafe bei Abzahlungsgefchäften, in DIL. 1901 ©. 554. 


1. Richterliche Herabfegung der Bertragäftrafe. Der 8 343 enthält eine jener von ber 
weiten Kommiſſion hinzugefligten Borfchriften, welche dem foztalen Bebürfniffe Rechnung tragen, 


den wirtichaftlih Schwächeren gegen den Mißbrauch der dem wirtſchaftlich Stärkeren zuftehenden 


Rechte zu fhügen. Mit unverhältnismäßig hohen Vertragsſtrafen wird, wie die Erfahrung zeigt, 
ur Vebrüdung ber wirtſchaftlich Schwachen häufig Mißbrauch getrieben. Nur felten werben die 
Verhältniſſe fo Itegen, dag man die Vereinbarung der Strafe wegen übermäßiger Höhe berfelben 
als gegen bie guten Sitten verftoßend (8 138) und deshalb nichtig betrachten fann. Der Weg, 
welden das BEL. einihlägt, um dem gedachten Mißbrauch zu befeitigen oder doch zu mildern, 
hat einen Ausnahmecharakter. Die Abhilfe wird nicht auf dem gewöhnlichen zivilrechtlichen Wege 
geſucht. Die Vereinba— einer übermäßig hohen Strafe wird niqht für unwirkſam erklärt. 
Dem PR ud) miär eine € Einrede gegen den Anfpruc) auf die Strafe — viel⸗ 
mehr wird ihm das anomale Recht eingeräumt, die Herabſetzung ber rechtlich verwirtten ‚Strafe 
durch Urteil zu verlangen. Die Klage auf die Herbfegung tft feine Feſtſtellungsklage, fondern 
ähnlich wie die Klage anf Scheidung der Ehe eine auf Änderung des beitehenden Rechtszuſtandes 
gerichtete Klage. Das Urteil ift kein deflaratorifches, fondern ein konſtitutives. Hieraus bürfte 
füh ergeben, daß die Herabfegung der Strafe nur im Wege der Klage oder Widerklage, nicht aber 
durch eine Einrede gegen bie auf Entrihtung der Strafe gerichtete Klage verlangt werden kann 
(Hellwig, Anſpruch und Klagrecht ©. 13; Hellwig, Lehrbuch d. Civilprozeſſes (Bd. I ©. 247; 
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a. 9. Dertmann Erl. 3 zu 8 343; Rehbein Er. 16 zu 88 336—345; Dernburg II 
$ 1020; R®. in ZW. Beil. S. 96). Die Herabfegung kann erft verlangt werden, wenn 
die Strafe verwirkt if; fie Tann aber auch nor nach ber rechtskräftigen Werurteilung bes 
Schuldners zur Entrichtung der Strafe verlangt werden, weil das Recht auf Herabſetzung der 
Strafe feine Einvebe ift und das Urteil daher darüber nicht entichieden Hat. Eine fpäter erfolgte 
Serabſehung ber Strafe kann auch in der Bwangsvolliitredungsinftang noch geltend gemacht werben 
(a. A. Repbein Erl. 16 zu 88 336—345; wie bier Schollmeyer Erl. 2a zu 8 343, obwohl 
er die Geltendmachung des Rechtes auf Herabfegung auch im Wege der Einrede zuläßt). 

2. Der Eäuldmer kann bie Herabfegung ber verwirkten Gtrafe verlangen, wenn fie 
übermäßig bed if. Bei der Beurteilung der Frage, ob dies der Fall tft, kommt es nicht auf. 
u Zeitpunkt an, in weldjer bie Grenfe Derfinbark IL, aud; nicht auf den Beitpuntt, in melden: 

}, Tondern auf den Zeitpunkt des Urteils. Die Heräbfepung hat zu erfolgen, nicht 
wer Be Bereinbarung der Strafe, Tondern weil die Einforderung derjelben wegen übermähiger 
Höhe gegen die guten Sitten verftößt. Wei der Beurteilung der Frage, ob dies ber Fall iſt, 
wird zwar auch auf die Verhältnifie zur Beit der Vereinbarung und der Verwirkung ber Strafe 
Rüdficht zu nehmen fein; diefe kommen aber nicht für ſich allein, fondern nur infofern in Betracht, 
als fie für die Beurteilung der Frage, ob bie Entrihtung ber Strafe wegen ihrer übermäßigen 
Höfe den Schuldner unbillig bedrüdt, von Bedeutung find. Die weſentlichſten @efihispuntte, 
welche ber Richter zu berüdfichtigen Hat, find folgende: 

a) Ein weſenilicher Zweck der Strafe befteht darin, dem Gläubiger im &alle der Nicht- 
erfällung der Berbindlichteit, zu deren Schuge die Strafe beftimmt tft, die Geltendmachung feines 
Intereffes zu exleichtern. Die Gtrafe iM mist zu_hod, wenn fe_das mögliche Interefie dea 
un nicht überfteigt. er Beurteilung der Trage, ob dies der Fall iſt, kommt, wie 

bereit® beeborgehoben, nicht allein der Zeitpunkt, in welchem bie Strafe vereinbart wurde, in 
Betracht. Es faum ſich heraußftellen, daB eine Strafe, bie zu jener Beit als nicht zu Hoch bemefien 
angefehen werben mußte, zur Zeit des Urteils den möglichen Schaden, den ber Gläubiger durch 
die Nichterfüllung der Verbindlichkeit gehabt hat, unverhältnismäßig überfteigt. 

b) Nicht allein das vermögensrechtliche Interefje kommt, wie in dem 8 343 ausbrüdlic 
Bervorgehoben tft, in Betracht; auch ein Affektionsinterefie ſowie ein ideales Intereſſe muß berüd- 
fihtigt werden. Es ift die® um fo wichtiger, als wegen eined Schadens, der nicht Vermögens» 
ſchaden if, nach $ 253 Entfhädigung in Geld xegelmäßig wicht gefordert werden kann. Die 
Vereinbarung einer Strafe bildet alfo in ber Regel das einzige Mittel, am das Intereſſe des 
Gläubigers an ber Befriedigung eines Anſpruchs, ber nicht vermögensrechtlicher Natur ift, zu 
fihern. Borauszufegen iſt felbfiverftändlic, dab der betreffende Unfpruch felbft begründet ilt. 
Über bie Erfordernifie eined Rechtsgeſchäfts, durch welches eine Verbindlichkeit begründet wird, die 
wicht vermögensrechtlicher Natux ift, |. Borbm. III zu diefem Bude ©. 5. Das Gericht wird 
indefien, auch wenn das ideale ober dag Affeltionsinterefie, um das es ſich Handelt, von folder 
Art ift, dab eine gültige Verbindlichkeit zum Schutze desfelben eingegangen werden kann, zu 
ermefien Haben, ob bie für den Fall der Nichterfüllung beftimmte Strafe das verftändige Intereſſe 
an ber Erfüllung nicht unverhältnismäßig überfteigt. Nur einem verftändigen Jutereſſe, nicht 
der Laune und der Phantafie fol die Strafe dienen. 

6) Die Vereinbarung der Strafe Hat nicht allein den Zweck, die Geltendmachung bes 
Interefies bes Gläubiger3 im Falle ber Nichterfüllung zu erleichtern; fie foll auch als Zwangs⸗ 
mittel bienen, um den Schuldner zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit anzuhalten. Auch dieles 
Moment ift daher bei der Prüfung der Frage, ob die Strafe unverhältnismäßig hoch iſt, zu berüds 
fihtigen. Daraus ergibt fi, daß die gefamten Umftände, unter welchen die Zumiderhandlung 
erfolgte, in Betracht kommen, daß es insbeſondere von Bedeutung ift, ob der Schuldner die 
Berbindlicteit vorfäglich oder fahrläffig verlegte und ob im lepteren Falle die Fahrläffigfeit eine 
grobe iſt oder nicht. 

d) Auch die Bermögenslage beider Teile darf nicht unberüdfitigt bleiben; insbeſondere 
aber ift in Betracht zu ziehen, ob und welche Vorteile der Schuldner etwa infolge der Handlung, 
durch welche die Strafe verwirkt wurde, erlangt Hat. 

8. Beweislaft. Der Gläubiger ift nicht verpflichtet, die Faktoren feines Intereſſes darzu⸗ 
legen. Sache des Schulbners tft es vielmehr, zu beweiſen, daß die verwirkte Strafe unter Berück⸗ 
fichtigung ber oben in Exl. 2 dargelegten Gefihtöpuntte übermähig hoch iſt. Die Herabfegung 
hat nur infoweit zu erfolgen, als diefer Beweis gelingt. Soweit es ungewiß bleibt, ob die 
derwirtte Steafe übermäßig hoch fit, verbleibt eB bei derſelben 
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$. 344. Erflärt das Geſetz das Verſprechen einer Leiftung für unwirkſam, 
fo ift auch die für ben Fall der Nichterfüllung des Verfprechens getroffene Ber- 
einbarung einer Strafe unwirffam, jelbjt wenn bie Parteien die Unwirffamfeit 
des Verſprechens gefannt haben. 


4. Die Vorſchrift des 8 343 findet auch Anwendung, wenn ald Strafe eine andere Leiſtung 
als die Zahlung einer Geldſumme vereinbart if. Wie in folhem Falle die Herabfegung zu er⸗ 
folgen hat, beſtimmt ſich nach der Art der Leiftung. Iſt z. B. eine individuell beſtimmie Sache 
zu leiften, fo wirb die Herabfegung dadurd zu erfolgen haben, daß nur ein ideeller Zeil der 
Sade zu leiſten ift (a. U. Schollmeyer, Erl. 1 zu 8 343; Rehbein, Erl. 16 zu 88 326—345, 
die in Fällen diefer Art die Herabfegung für unzuläffig balten). Iſt eine Herabfegung über 
Haupt nicht möglich, befteht z. B. die Strafe barin, daß eine Grundberechtigung beftellt werden 
fol, fo findet der 8 343 keine Anwendung. Es fragt fi) in ſolchen Fällen bann nur, ob nicht 
das ganze Strafverſprechen ols gegen die guten Gitten verftoßend, nad) & 138 nichtig ift. 

5. Die Herabfegung ber Strafe findet nit mehr fait, wenn bie Strafe entrichtet ft. 
ft fie teilweife entrichtet, fo kann die Herabfegung des noch nicht entrichteten Teiles verlangt 
werben. War vereinbart, daß eine auf den Kaufpreis gemachte Anzahlung als Strafe verwirft 
fein folle, wenn der Reſt des Kaufpreifes nicht rechtzeitig entrichtet werde, fo tft die Herabfegung 
auch in betreff der bereit3 gezaflten Summe nicht ausgeſchloſſen, weil diefe nicht als Strafe 
bezahlt war (Kſpr. Bd. 6 ©. 232). Nicht nur die Leiftung der als Strafe vereinbarten Gegen⸗ 
ftände, fondern jedes barauf gerichtete Erfüllungsgeihätt. 4. B. die Hingabe an Erflilungsftatt, 
die Hinterlegung oder die vom Schuldner vorgenommene Aufrechnung genügt, um bie Herab⸗ 
fegung auszufchliefen, nicht aber Anertenntnis oder Schuldverfprechen. Auch bie zwangsweiſe 
Beitreibung der Strafe im Wege der Zwangsvollſtreckung ſchließt die Herabfegung ber Strafe 
nicht aus. Sie ift endlich and dann nicht ausgeſchloſſen, wenn die Entrichtung ber Strafe unter 
Vorbehalt der Herabfegung erfolgt iſt Gehbein, Erl. 16 zu 88 336-345). 

6. Berſprechen einer Strafe für den Fall der Bornahme oder der Unterlafiung einer 
Handlung, wenn eine Verbindlichkeit dazu nicht beftcht. Der 5 343 Abſ. 2 läßt die richtexliche 
Ermäßigung auch für foldhe Fülle zu, in denen es ſich, weil eine Verbindlichkeit nicht befteht, 
nicht um eine Vertragsftrafe im Sinne der 83 339ff. Handelt, in denen vielmehr eine Leiſtung 
ohne Rüdfiht auf das Beſtehen einer Verbindlichkeit für den Fall verfprochen wird, daß 
der Xerfprechende eine Handlung unterläßt ober vornimmt (f. Erl. 3 zu 8 339). Durch ein 
Verſprechen diefer Art Lönnen im wefentlichen diejelben Zwecke erreicht werden wie durch bie 
Eingehung einer Verbindlichkeit zu ber Bomahme oder der Unterlafiung ber betreffenden Handlung 
in Verbindung mit einem Strafveriprechen für den Fall ber Zumwiderfandlung. Die Barteien 
wilden alfo dadurch, dab fie ftatt der lezteren Form bie erftere wählen, die Vorſchriften des 
8 343 Abſ. 1 über das richterlihe Ermäßigungsrecht iluforiih machen können. Dem wird durch 
die Vorſchrift des Abf. 2 vorgebeugt. Die in diefem Falle für die richterlihe Ermäßigung maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkte find diefelben wie bei ber Beriragsftrafe. 

7. Die Vorſchriften des 8 343 find zwingend. ine die Herabfepung der Strafe aus⸗ 
ſchließende Vereinbarung ift unwirkſam. Über bie Anwendung bes 8 343 auf Schuldverhältnifie, 
die nad auslänbiihem Rechte zu beurteilen find ſ. Rſpr. Bd. 6 ©. 231; Seuff. U. Bd. 59 
©. 63. Über Nichtanwendung des 8 343 in Fällen, in welchen bie Vertragsfirafe vor dem 
Inkrafttreten des BGB. vereinbart iſt f. RG. Bd. 53 ©. 420. 

8. Befoudere Vorſchriften. Eine dem 8 343 entipredhende Vorfchrift enthält ber 8 4 des 
Gef. v. 16. Mat 1894, betr. die Abzahlungsgefhäfte. Nah HEB. 8 348 kann eine Vertrags 
ftrafe, die von einem Kaufmann im Betriebe feines Handelsgewerbes verſprochen ift, nicht auf 
Grund des 8 343 des BGB. Herabgefegt werben (Mipr. Bd. 7 &. 386). Bet der Vereinbarung 
einer Etrafe für den Fall, dab ein Hanblungsgehilfe bie in ber Vereinbarung übernommene 
Verpflichtung night erfüllt, findet nah HGB. 8 75 Abf. 2 ber 8 343 Anwendung. 


$ 34. 
} €. 18 424; 11 8 296 ceu. 8 399; III 8 338. 9.16. 610N.; M. 116.279. P.IIB.1 6.787. 


1. Unwirffamteit eine für den Gall der Nichterfüllung eines unwirkſamen Beripredens 
gegebenen Strafverſprechens. ine vereinbarte Strafe iſt nicht verwirkt, wenn bie Berbind- 
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Uichteit nicht befteßt, durch deren Nichterfüllung die Strafe verwirkt fein foll (. Erl. 3 zu $ 339). 
Darans ergibt fi, daß. wenn das Verſprechen einer Leiftung unwirkſam iſt, bie file den Zall 
der Nichterfüllung des Verſprechens veriprodhene Strafe nicht verwirkt werden kann, dab alfo 
auch bad Strafveriprehen unwirkſam if. Cine andere Beurteilung bed Verhältniſſes iſt aber 
möglich, wenn bie Parteien bei der Vereinbarung ber Strafe gewußt haben, daß die Berbind- 
Hdleit, durch deren Nichterfüllung die Steafe verwirkt werden foll, nicht befieht. Die Verein⸗ 
barung Tann in foldem falle dahin aufgefaßt werden, dag ohne Rüdficht auf das Beftehen ber 
Berbindlichteit eine Leiftung unter ber Bedingung verſprochen wird, daß diejenige Handlung, auf 
deren Vornahme oder Unterlafjung die Berbindlichleit geht, unterlafien oder vorgenommen wirb. 
Ein folder Vertrag würde nad den Voricriften über bedingte Rechtsgeſchäfte zu beurteilen 
fein. Die Wirkſamkeit einer folhen Vereinbarung würde aber, wenn das Nichtbeitehen der Bers 
bindlichteit darauf beruht, dab dad Weich das Veriprechen der Leiſtung für unwirkſam erklärt, 
mit bem Bmede des Geſetzes nicht vereinbar fein, indem duch die Vereinbarung ber Strafe im 
weſentlichen basfelbe erreicht werden würde, was das Geſetz dadurch, daß es das Verſprechen 
der Leiftung für unwirkſam erklärt, verhindern will. Ob mit Rüdficht hierauf eine Vereinbarung 
der fraglichen Art ſchon nach allgemeinen Grundfägen als in fraudem legis erfolgt für unwirk- 
fam zu Halten ift, ann tm einzelnen Falle zweifelgaft fein. Der 8 344 beftimmt die Unwirk— 
ſanileit deshalb ausdrücklich. Die Vorfchrift findet ihrem Wortlaute nach nur dann Anwendung, 
wenn bei ber Vereinbarung der Strafe auf das unwirkſame Verfprechen der Letitung, durch beren 
Nichtbewirkung die Strafe verwirkt fein fol, Bezug genommen iſt; fie muß ihrem Bmede nad 
aber aud) dann Anwendung finden, wenn ein Fall des 8 343 Abſ. 2 vorliegt, wenn alſo die 
Strafe für den Fall verſprochen wird, dab eine Handlung oder Unierlafjung unterbleibt, bie 
vertragsmäßige Verpflichtung zu dieſer Handlung oder Unterlafjung aber geſetzlich unwirkſam 
fein würde. Die Vorfchrift findet aljo z. B. Anwendung, wenn jemand eine Strafe für den 
Fall verfpricht, da ex eine Verfügung von Tobeswegen errihte oder nicht errichte, aufhebe oder 
nicht aufhebe (8 2302), oder wenn eine Strafe für den Fall ber Vornahme einer Handlung ver⸗ 
ſprochen wird, zu ber eine Verpflichtung nad 8 152 der Gew.D. nicht wirkſam eingegangen 
werben kann (RG. Bd. 50 ©. 28). Anwendung findet die Vorſchrift auch auf Handlungen oder 
Unterlaffungen, zu benen eine vertragsmäßige Verpflichtung deshalb nicht wirkſam eingegangen 
werben ann, weil bie gute Sitte oder der Anſtand rechtögeichäftliche Verpflichtungen biefer Art 
verbietet (f. Borbm. III zu diefem Buche ©. 5); wie daß Verſprechen des eriten Tanzes rechtlich 
unwirtſam tft, fo tft auch unwirkſam das Beriprechen einer Strafe für ben Fall, daß der Berfprechende 
den erſten Tanz mit dem anderen Teile nicht tanze (a. A. wie es fheint Dernburg II $ 101 ID. 
Dagegen ift dad Verſprechen einer Strafe wirkſam, and; wenn bie Bertragichließenden eine Ver⸗ 
pflitung zu ber Handlung oder Unterlaffung, durch deren Bornahme die Strafe verwirkt fein 
fol, nicht eingehen wollen, fofern fie nur die Verbindlichkeit dazu wirtfam hätten eingehen 
können (a. U. wie es ſcheint Stammler ©. 160). 

Keine Anwendung findet der $ 344, wenn daß Strafverfprehen als eine Beſtätigung des 
Hanptvertrags anzufehen ijt und bei dem Strafveriprechen die Gründe nicht vorliegen, aus denen 
dad G@efeg ben Hauptvertrag für unwirkſam erflärt. Das Verhältnis ift dann nah Maßgabe 
des $ 141 zu beurteilen. Der Sauptvertrag gilt als zugleich mit dem Strafverfprechen ges 
ilofien, und beide find wirtfam. So z. B. ift das von einem Geicdäftsunfähigen gegebene 
Verſprechen einer Leiftung nichtig (8 105). Wird von dem Verfprechenden, nachdem er die uns 
beichräntte Geichäftsfähigfeit erlangt hat, eine Strafe für den Fall veriprochen, daß er bie durch 
den nichtigen Vertrag eingegangene Verbindlichkeit nicht erfülle, jo wird barin regelmäßig eine 
Beftätigung jenes Vertrags zu finden und biefer daher als nunmehr abgejchlofien und deshalb 
aud) das Gtrafverfprechen ald wirtſam zu betrachten fein. 

Unter die Borfchrift des 8 344 fällt insbeſondere auch die Vereinbarung einer Strafe für 
den Fall, daß die durch einen wegen Formmangels nichtigen Vertrag verſprochene Leiftung nicht 
bewirft wird. Nach $ 313 3. B. bebarf der Vertrag, durch welchen ſich jemand verpflichtet, 
das Eigentum an einem Grundftüde zu übertragen, dee gerichtlichen ober notariellen Be— 
urtundung. Die Vereinbarung der Strafe für den Hall, daß die Übertragung des Eigentums 
an einem Grundftüde nicht erfolgt, tft, wenn die Verbindlichkeit zu der Übertragung nicht bes 
Rand, unwirffam, mag bei ber Vereinbarung auf ein der vorgefchriebenen Form ermangelndes 
Verſprechen der Übertragung Bezug genommen fein oder nicht. Vorauszuſehen ift dabei, daß 
much das Strafveriprechen nicht gerichtlich ober motariell beurkundet if. Wäre dies geichehen, 
jo würde nad) den oben bargelegten Grundfägen das Strafverfprehen unter dem Geſichtspunkt 
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8. 345. Beftreitet der Schuldner die Verwirkung der Strafe, weil er feine 
Verbindlichkeit erfüllt Habe, fo hat er die Erfüllung zu beweifen, fofern nicht Die 
gejchuldete Leiftung in einem Unterlaſſen befteht. 


Fünfter Titel, 
Rücktritt. 


einer Beltätigung des anf bie Übertragung des Eigentums gerichteten Vertrags wirkſam 
fein können. 

Unter die Vorfchrift des 8 344 fällt z. B. ferner die Vereinbarung einer Strafe für den 
Fall, daß eine Spiels oder Wettihuld (8 762) nicht bezahlt ober daß die durch einen ungültigen 
Lotterievertrag ($ 763) eingegangene Verpflichtung nicht erfüllt wird. Im 8 1297 Abſ. 2 ift 
ausdrücklich beftimmt, daß das Verſprechen einer Strafe fir den Fall, daß die Eingefung der 
Ehe unterbleibt, unwirkſam fei. Dieſe Beftimmung war nur deshalb uötig, weil im Abf. 1 
abweichend vom E. I 8 1227 das Verſprechen ber Ehe nicht fir unwirtſam erllärt, ſondern 
nur beitimmt ift, daß aus dem Verlöbniſſe nicht auf Eingehung der Ehe geflagt werben kann. 
Bei ber Faflung des E. I folgte die Vorſchrift des 8 1297 Abſ. 2 ſchon aus dem 8 344 
(€. 18 429). 

2. Strafverſprechen für den Fall der Niterfüllung eines anfehtbaren Vertrags. Der 
€. I 8 424 beftimmte noch, daß, wenn eine Verbindlichkeit anfechtbar fei, auch das Verſprechen 
einer GStrafleiftung für den Fall der Nichterfüllung ber Verbindlichkeit anfechtbar jei, felbft 
wenn die Vertragichließenden die Anfechtbarteit gekannt haben. Bon der zweiten Kommiffion 
iſt diefe Vorſchrift als teils überflüffig, teils unrichtig geftrihen. Diefe Auffaflung beruht auf 
folgenden Erwägungen: Das Strafverfprehen unterliegt entweder ber Anfechtung aus den⸗ 
jelben Gründen wie der Hauptvertrag; es tft 3. B. wie dieſer wegen Drohung ober argliftiger 
Täuſchung anfechtbar; dann bedarf es einer Vorſchrift der fraglichen Art nicht. Oder das 
Strafverfprechen felbft unterliegt der Anfechtung nicht; dann find folgende Möglichkeiten vor- 
handen: Der Verſprechende kannte die Anfechtbarkeit des Hauptvertrags nit. In biefem Falle 
wird, wenn der Hauptvertrag angefochten wird, das Strafveriprehen unwirlſam oder, genauer 
gefagt, gegenſtandslos, weil bie Verbindlichkeit, durch deren Nichterfüllung die Strafe verwirkt 
werben follte, nicht beſteht. Wird der Hauptvertrag nicht angefochten, fo liegt fein Grund vor, 
das Strafverfprehen für unwirkfam ober anfehtbar zu erflären. Möoglich ift ferner, daß ber 
Verſprechende die Anfechtbarkeit des Hauptvertrags kannte; dann liegt in dem Steafverfprechen 
eine Genehmigung des Haupwertrags; diefer wird dadurch unanfehtbar; folglih muß aud das 
Strafverfprehen wirkſam und unanfehtbar fein. Es ift hier derſelbe Gefichtöpunft maßgebend, 
auf Grund defien nad den Ausführungen in Erl. 1 das Strafverfprechen wirkſam tft, wenn 
barin eine Beftätigung bes nichtigen Haupwertrags liegt. 


8%. 

@.18 425; II 8 297 ven. 8 346; III 8 339. 9.16.6321; M.I1 6.279. P.I Be. 16.787. 

Die in dem $ 345 über die Beweislaſt aufgeftellte Regel iſt eine Konſequenz ber von 
dem BEL. in betreff ber Bemweislaft befolgten allgemeinen Grundfüge. Sie findet Anwendung 
ſowohl in den Fällen des 8 340 als in denen des 8 341. Der Gläubiger, welcher ben Anfpruch 
anf die Strafe geltend macht, hat zu beweifen, daß die im 8 284 beftimmten Borausfegungen 
des Verzugs vorliegen (3 339); er braucht aber nicht die Nichterfüllung von feiten des Schuldners zu 
beweifen (f. Erl. 8 zu 8 284). Dem Schuldner fteht der Beweis offen, entweber daß er erfüllt 
habe ober dab die Erfüllung infolge eine von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes unters 
blieben, alfo fein Verzug eingetreten fet (& 285). Nur wenn die geſchuldete Leiftung in einem 
Unterlaſſen beſteht, liegt dem Gläubiger in Konſequenz des & 339 Gap 2 ber Beweis der Bu- 


wiberhandlung ob. 
Fünfter Titel, 
1. Weſen und Wirkung bes Rücktritts. Im €. I 8 427 Abi. 1 mar beftimmt: 
„Der Rüdtritt bewirkt, dab die Vertragſchließenden unter einander fo berechtigt 
und verpflichtet find, wie wenn der Vertrag nicht nefchloflen worden wäre, insbeſondere, 
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daß kein Theil eine nach dem Bertrage ihm gebührende Leiftung in Anſpruch nehmen 
kann umb daß jeber Theil verpflichtet ift, dem anderen Theile die empfangenen 
Leitungen zurüdzugewähren.“ 

In ben folgenden Sägen wurden dann bie infolge de3 Rücktritis eintretenden Ver⸗ 
rn beider Teile näher beftimmt. 

Der Rüdkiitt ſollte hiernach nicht die Wirkungen bes Eintritts einer auflöfenden Bes 
dingung haben. Das durch den Bertrag begründete Schuldverhältnts follte auch dur ben 
NRüdtritt nicht voNftändig erlöfhen; der Rüdtritt follte vielmehr nur eine zivilrechtliche Einrede 
(Bd. I Borbin. VIL ©. 53) und daneben bie Verpflichtung der Parteien begründen, ſich fo zu 
behandeln, wie wenn ber Vertrag nicht geſchloſſen wäre, insbeſondere aljo die empfangenen 
Leiſtungen zurädzugemähren. 

Diefe Konftruftion wurde in der zweiten Kommiſſion belämpft; es wurde beantragt, an 
die Spige den Sag zu ftellen, daß durch ben Miüdtritt das durch den Vertrag begründete 
Schuldverhãltnis erlöfche, umd daran die Beftimmung zu ſchließen, daß beide Teile einander fo 
verpflichtet feien, wie wenn ber Vertrag nicht geſchloſſen wäre (P. II ®b. 1 ©. 787). Die 
Kommiffion lehnte diefen Antrag anfangs ab. und beſchloß, es bei ber Konftruftion des €. I 
bewenden zu lafien. Später erflärte fi indefien die Mehrheit der Kommilfion mit den dem 
gedachten Antrage zugrunde liegenden Gedanken einverftanden, beſchloß aber, bie juriſtiſche 
Konfteuftion im Geſetz überhaupt nicht auszuſprechen und dem 8 346 bie jehige Faſſung zu 
geben. 


Die Wiſſenſchaft Hat hiernach in betreff des Konftruftion freie Hand. Verſchiedene An= 
fihten werden in biefer Beziehung vertreten. Bon einer Seite wird angenommen, daß ber 
Aüdtritt das Schuldverhältnts nicht vernichte, fonbern deſſen Wirkungen nur infofern modifiziere, 
daß, ſoweit noch nicht geleiftet worden, eine Einrede gegen den Anſpruch auf Leiftung, ſoweit 
bereit3 geleiftet worden, ein neuer Auſpruch auf Nüdgewähr des Geleifteten begründet werbe 
(f. + B. Dernburg II 8 107 V; Matthiaß I ©. 410; Crome II 8 174 Nr. 4b; ähnlich 
Endemann I 8 148 Nr. 2). Von anderer Seite wird dem Rücktritte, wenn noch nicht geleiftet 
worden, liberntorifhe Wirkung beigelegt, während, wenn bereits geleiftet worden, das Verhältnis 
fo beurteilt wird, wie wenn ſich die Parteien unter der Bedingung des Rücktritts zur Rück— 
gewähr verpflichtet hätten (f.3.8. Windſcheid⸗Kipp II 8 323 Zuf.3, 8361 Buf.; Hellwig, Anfpruch 
und Klagrecht ©. 21; Sedel, Die Geftaltungsrechte bes bürg. Rechts, in der Feſtgabe d. jur. 
Geſellſch. fir Koch, S. 222). Aus den über die Wirkungen des Rülcktritis gegebenen einzelnen 
Vorſchriften und aus den allgemeinen in bem BGB. befolgten Grunbfägen bürfte folgendes zu 
entnehmen fein: 

a) Das dur den Vertrag begründete Schuldverhältnis erlifht duch den 
Rücktritt. Gegen die Annahme, dat durch ben Rüdtritt nur eine zivifrechtliche Einrede gegen 
bie auf dem Xertrage beruhenden Unfprüche begründet werbe, fpricht, abgejehen von der oben 
dargelegten Entſtehungsgeſchichte des $ 346, die Erwägung, bat dad BGB. die Rechtsform ber 
Eintede nur in folhen Fällen wählt, in welchen befondere Gründe dafür fprechen, daß es an 
folhen Gründen hier aber vollitändig fehlt. Dazu kommt, daß das BGB., wo e8 eine Einrede 
bejtimmen will, dies durch die Faſſung der Vorſchrift „Der Schuldner ift die Leiftung zu ver» 
weigern berechtigt” oder durch die birelte Bezeichnung bes Rechtes als Einrede regelmähig aus⸗ 
drücklich hervorhebt, daß aber die Faſſung bes 8 346 einen derartigen Hinweis nit enthält. 
Das Erlöfhen des Schuldverhältniffes tritt alſo ipso jure ein; ein Anſpruch fann darauf nicht 
mehr gegründet werben, Wieberheritellung des Schuldverhältniffes durch Verzicht auf bie Ein- 
rede tft unmöglich. Das Schuldverhäftnis erlifcht auch nicht allein für bie Zukunft, verliert 
vielmehr auch fir bie Vergangenheit feine Wirkung. Nur das Schulöverhältnis aber erlift. 
Die auf Grund besfelben vorgenommenen Leiftungsgefchäfte, inäbejondere bie Übertragung des 
Eigentums der geſchuldeten Gegenſtände, bleiben beftehen, fie verlieren aber infolge des Er- 
lõſchens des Schuldverhältmifies die causa, auf Grund deren fie erfolgt find. Nach allgemeinen 
Grundfägen würde Hieraus folgen, daß derjenige, welcher durch ein ſolches Leiftungsgeichäit 
etwas erhalten hat, diefes nad den Borjchriiten über bie Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung zurüdzugewähren hätte. Die Verpflichtung des Empfängers geht aber weiter, indem 

b) der Rüdtritt die Wirkung bat, daß die Parteien verpflichtet werben, ein- 
ander die empfangenen Leiftungen nicht nach ben Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungeredjtfertigten Bereicherung, fondern nah Mabgabe der fi aus ben 88 346 ff. er⸗ 
gebenden Grundſätze zurückzugewähren. Die gedachten Vorſchriften .n befondere 
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Beftimmungen nur für einzelne Leiftungen. Aus biefen ift indeſſen in Verbindung mit dem 
Bwede bes Nüdtritts das Prinzip abzuleiten, daß bie Parteien einander verpflichtet find, den- 
jenigen Buftand herzuftellen, der beſtehen würde, wenn ber Vertrag nicht gefchlofien wäre. Dies 
darf indeſſen nicht fo veritanden werden, daß bie Parteien einander das fog. negative Jntereſſe 
zu erfegen verpflichtet wären. Das Verhältnis ift vielmehr fo zu beurteilen, wie wenn bie 
Parteien fi durch den Vertrag felbft verpflichtet Hätten, einander die auf Grund besfelben 
gemachten Leiftungen zuridzugewähren. Aus biefem Prinzipe find alle Fragen zu entfcheiben, 
in betreff deren in ben 88 346 ff. befondere Beftimmungen nicht gegeben find. Es ergibt ſich 
daraus 3. B., dab, wenn eine Partei auf Grund des Vertrags eine Verpflichtung gegenüber 
einem Dritten übernommen bat, die andere Partei fie, wenn ber Nüdtritt erfolgt, von biefer 
Verpflichtung zu befreien Bat. 

2. Entiprechende Anwendung ber Vorſchriften über das vertragämähige Rücktrittsrecht anf 
andere Berhältnifie. Die fih auf die Wirkungen und den Ausſchluß bes NRüdtritts beziehenden 
Vorfchriften der 88 346—348, 350—354, 366 finden auf die Wandelung bei dem Kaufe und 
dem ®erkvertrag entiprecdende Unwenbung (88 467, 634 Abſ. 4). Die 88 346—366 finden ferner 
entſprechende Anwendung auf das in den 88 325, 326 beftimmte gefeplihe Nüdtritts- 
recht (ß 327), auf das dem Gläubiger im Falle teilweifer Unmöglichkeit der Leiftung ſowie im 
Falle des Verzug nad Maßgabe der 88 280 Abf. 2, 286 Abf. 2 zufiehende Nedt, 
Schabenserfag wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit zu verlangen. 

8. Auf dingliche Verträge finden die Vorfchriften der 88 346 ff. feine Anwendung (RE. in 
IB. 1908 Beil. ©. 79). Wird bei einem binglihen Vertrag einem Teile das Recht bes Rüd⸗ 
tritis vorbehalten, fo ift aus den Umftänden zu entnehmen, was bie Barteien damit beabfichtigt 
haben. Möglich ift es, daß die Erklärung des Rücktritts als auflöfende Bedingung wirken foll; 
dann finden die Vorſchriften der 38 158 ff. Anwendung; die Auflafjung kann jedoch nicht unter 
einer Bedingung erfolgen (5 925 Abf. 2). Möglich tft e8 auch, daß bie Parteien mit dem 
Nücdktritte nur obligatorifche Wirkungen haben verbinden wollen. In einem ſolchen Falle werben 
die 88 346 ff. entſprechend anzuwenden fein. 

4. Verwandt mit dem Rücktritt, aber doch in mehrfachen Beziehungen davon verſchieden 
find die Inftitute des Widerrufs und ber Kündigung Der Widerruf fommt z. B. vor in 
den 88 81 Abſ. 2, 109, 178, 530, 1397. Auch durch den Widerruf erliſcht die Wirkfamteit eines 
Rechtsgeſchäfts, aber eine Verpflichtung der oben in Erl. 1b bezeichneten Art wird dadurch nicht 
begründet. In ben meilten ber Bier in Betracht fommenden Yälle beftand bie bisherige Wirt 
famfeit des Rechtsgeſchäfts nur im ber Gebundenheit deöjenigen, welcher das Rechtsgeſchäft vor» 
genommen hatte; dieſe Gebundenheit fällt durch den Widerruf weg; bie Rückgängigmachung 
weiterer Folgen des Rechtsgeſchäfts kommt regelmäßig nicht in Frage, da folhe Folgen nicht 
eingetreten waren. In dem alle bes Widerrufs einer Schenfung wegen Undants (5 530) 
erliſcht die Wirkſamkeit des Schuldverhältniffes wie bei dem Rücktritt auch für die Vergangenheit. 
Die zur Vollziehung der Schenkung vorgenommenen Leiftungdgefchäfte verlieren ihre causa; aber 
bie in Erl. 1b bezeichneten Verpflichtungen entfichen nicht; vielmehr kann bie Heraußgabe des 
Öeleifteten nur nach ben Vorſchriften über die Herausgabe einer ungereditfertigten Bereicherung 
verlangt werden. Dasfelbe gilt, wenn in anderen Fällen bes Widerrufs ausuahmsweiſe auf 
Grund des widerruflichen Vertrags vor dem Widerruf erfolgt fen follten. 

Die Kündigung eines Rechtöverhältniffes kommt in zahlreichen Fällen vor, fo 3.8. in ben 
88 553, 564, 605, 623, 626, 649, 671, 723—725, 1358. Ste hat bie Wirkung, daß das Rechts⸗ 
verhältnis erlifcht, aber nur für die Zukunft. Für die Vergangenheit bleibt es wirkſam; die 
auf Grund besjelben vorgenommenen Leiſtungsgeſchäfte verlieren ihre cansa nicht und bleiben 
daher beftehen. Der Widerruf des Auftrags (8 671) beendigt das durch den Auftrag begründete 
Rechtsverhältnis nur für die Zukunft; die bereits eingetretenen Wirkungen werden dadurch nicht 
berüßrt. Der Widerruf Bat Hier alfo diefelbe Bedeutung wie die Kündigung. 

5. Anordnung des Stoffes, Die 85 346—348 beftimmen die Wirkungen des ARidtritis, 
ber $ 349 die Axt, in welder der Rücktritt erfolgt, der 3 350 beitimmt, daß ber Rücktritt nicht 
dadurch ausgefchloffen wird, daß der Gegenftand, welchen der Berechtigte empfangen hat, durch 
Zufall untergeht, die 88 351—353 Handeln von den Fällen, in welchen der Rücktritt ausgefchlofien 
it, der $ 354 von einem Falle, in welchem der Rüdiritt unwirffam wird. Der 8 355 beftimmt 
das Recht des anderen Teiles, dem Rücdtrittöberechtigten eine Frift zur Ausübung des Rechtes 
zu beftimmen. Der 8 356 gibt Vorfchriften für ben Hall, dab auf der einen oder auf der 
anderen Seite mehrere Beteiligt find. Die 88 357, 358 Handeln von dem Vorbehalte des Rüd- 
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8. 346. Hat fich in einem Vertrag ein Theil den Rücktritt vorbehalten, fo 
find die Barteien, wenn der Rücktritt erfolgt, verpflichtet, einander die empfangenen 
Leiftungen zurüdzugewähren. Für geleiftete Dienfte fowie für die Weberlaffung 
der Benugung einer Sache ift der Werth zu vergüten oder, falls in dem Vertrag 
eine Gegenleiftung in Geld beftimmt ift, dieſe zu entrichten. 


$. 347. Der Anſpruch auf Schabenserfag wegen Verfchlechterung, Unter 
ganges oder einer aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe bejtimmt fich im Falle des Rücktritts von dem Empfange der Leiftung an 


tritts für den Fall, daß der andere Teil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt. Der 8 359 handelt 
von dem Borbehalte des Rücktritis gegen Zahlung eines Reugeldes, der 8 360 von ber Verein» 
barung, dab ber Schuldner feine Rechte aus dem Bertrage verlieren fol, wenn er feine Ber- 
bindlichleit nicht erfüllt, der 8 361 von der fr Firgefchäfte geltenden Auslegungsregel, daß ber 
Gläubiger zum Nüdiritte berechtigt fein fol, wenn die Leiftung wicht zu der beitimmten Zeit 
oder innerhalb der beitimmten Friſt erfolgt. 

8 346. 

@. 18 427 Abi.i.23 II 8 298 Wbf. 1 ven. 8 341; ITIB 340. PIE. 6251. 7520. 789, 19111, 1916f. 
6191, 11788N.; M. II @. 280. P.IIB». 1 6. 788f.; 33.6 6. 1581. D. 6.6271. KB. €. 1966. 
6:8. 6. 3776, 

1. Über die Wirkungen des vorbehaltenen Rüdtritts im allgemeinen ſ. Borbm. 1 (f. and) 
Ripr. 8.7 ©. Art). 

2. Rüdgewährverpfiiätung bei Leiſtung von Dienften ober bet Überlafiung der Nugung 
eimer Sache. Der Sap 2 beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion; er bezwedt eine 
aud im Sinne bed €. I liegende Verbeutlihung des in bem erſten Satze ausgeſprochenen Grund⸗ 
Tages für folde Fälle, in denen eine Zurückgewähr einer empfangenen Leiftung nad der Natur 
derſelben nicht möglich iſt. Hier tft ber Wert zu vergliten. Megelmäßig ift der gemeine Wert, 
welchen eine Leiftung ber fraglichen Art hat, zu vergüten. Ergibt fi aber aus ber in dem 
Bertrage für die betreffende Leiftung in Geld beftimmten Gegenleiftung, wie hoch bie Parteien 
die Leiftung gefhäßt haben, fo iſt diefer Wert zugrunde zu legen. Sit die Gegenleiſtung nicht 
in Gelb beftimmt, ſondern beſteht fie in der Leiſtung anderer Gegenftände, fo bleibt es bei ber 
Regel, daß der Wert zu erftatten ift. 

8. Ob eine Vereinbarung den Vorbehalt des Nüdtritts enthält, ift Auslegungsfrage. In 
der bei einem Darlehnsvertrag und der file Dad Darlehen beftellten Hypothek getroffenen Neben» 
verabrebung, daß ber Gläubiger, wenn ber Schuldner in Konkurs gerate, bie fofortige Rüdzahlung 
ſolle fordern können, ift nah RG. Bd. 52 S. 5 ein Vorbehalt des Mildtritts nicht zu finden. 
Der Rüdtritt wird vegelmäßig in dem SHauptvertrage felbft vorbehalten werden; ex Tann aber 
auch noch nachträglich durch befonderen Vertrag für zuläffig erlärt werden. In diefem Falle 
wird im Zweifel anzunefmen fein, daß nad) der Abficht der Parteien das unter ihnen beftehende 
Berhältnis, insbeſondere bie Verpflichtung zur eventuellen Nüdgewähr bes Geleifteten, fo bemteilt 
werden foll, wie wenn der Rüdtritt ſchon in dem Vertrage felbft ausbedungen wäre (a. W. wie 
es fcheint Schollmeyer, Erl. 1 zu 8 346). 

Durch den Vorbehalt des Rüdtritts wird für feine der Barteien das Medıt begründet, bie 
Zeiftung bis dahin zu verweigern, daß das Rücktritisrecht erlofchen ift (a. U. Mehbein, Erf. 4 
zu 88 346—361). Unter Umftänden wird indefien in der Vereinbarung einer Friſt, innerhalb 
deren das Rücktrittsrecht ausgeübt werben foll (8 355) zugleich die Vereinbarung gefunden werden 
tonmen, daß vor Ablauf biefer Friſt die Leiftung nicht fol gefordert werben können. Über bie 
Frage, ob in ber Annahme der Leiftung von feiten bes Mildtrittäberechtigten ein Verzicht auf 
das Rüdtrittsrecht zu finden ift, f. Erl. 2 zu 8 355. 


83. 
€. 18 437 &bf. 2, 3; II 8 298 Abj.2 veb. 8 342; III 8 341. P.I 6. 6251., 7521. 789, 19111., 1016. 
6101, 117881. NR. E.281f. vV. U Bo. 1 6.7881. D. ©. 6271. 
1. Berpflichtung zur Nüdgewähr des Geleifleten. Die Vorſchriften des 8 347 Cap 1, 2 
find Konfequenzen bes Prinzips, daß jeder Teil beim Empfang einer Leiſtung, die behufs Erfüllung 
44* 
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nach den Vorfchriften, welche für das Verhältniß zwifchen dem Eigenthümer und 
dem Befiter von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigenthumsanſpruchs an 
gelten. Das Gleiche gilt von dem Anſpruch auf Herausgabe oder Vergütung von 
Nugungen und von dem Anſpruch auf Erfag von Verwendungen. Eine Geld- 
fumme ift von der Zeit des Empfanges an zu verzinfen. 


$. 348. Die fi) aus dem Rücktritt ergebenden Verpflichtungen der Parteien 
find Zug um Zug zu erfüllen. Die Vorfchriften der 88. 320, 322 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 


eines dem Rüdtritt unterltegenden Vertrags erfolgt, wiſſen muß, daf er bas Geleiſteie im Falle 
des Rüdirittö zurlidzugemähren hat. Das Verhältnis liegt Hier alfo vom Empfange der Leiftung 
an ebenfo wie bei der Verpflichtung zur Herausgabe eines beftimmten Gegenftandes von ber 
Rehtshängigfeit an. Diefelben Vorſchriften, welche nad 8 292 in dem letzigedachten Falle für 
den Anfpruc des Gläubigerd von dem Eintritte ber Rechtshängigleit an gelten, kommen daher 
bier zur Anwendung von dem Empfange ber Leiftung an. Über das Ergebnis, zu welchem die 
Anwendung diefer Vorſchriften führt, |. Erl. 2 zu $ 292. 

Im €. I war beftimnit, daß die empfangenen Gegenftände mit Zuwachs zurüdzugemwähren 
ſeien. Die Worte „mit Zuwachs“ find von der zweiten Kommiffion geftrichen, weil ber Begriff 
des Zuwachſes nicht ohne weiteres aus ſich felbft verftändfich fei. Eine Vorſchrift darüber ſei 
entbehrlich, weil die Vorſchriſten über Beſtandteile (88 93ff.) genügen. Ein Grundftüd müßte 
felbftverftändfich mit denjenigen Beftandteilen heransgegeben werben, weldye bei der Herausgabe 
dazu gehören. Durd die Hinzufügung der Worte „mit Zuwachs“ könne aber das Mibverftändnis 
entftehen, daß auf die als Zuwachs zu betrachtenden, dem Grundftüde nad) defien Leiftung hinzu—⸗ 
getretenen Beftandteile, wenn biefe durch Verwendungen des Schuldners hinzugetreten feien, die 
Vorſchrift Über den Exrfag von Verwendungen keine Anwendung finden. 

Die Vorſchrift bes 8 347 bezieht ſich nur auf ſolche Keiftungen, welde vor der Erklärung 
des Rücktritts gemacht find. Wird nad) dieſem Zeitpunkt eine Leiftung gemacht, fo Tann fi auf 
fie die dur den Rüdtritt begründete Verpflichtung nicht beziehen; das Geleiftete kann nur nad) 
den Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung zurlidgeforbert werden. 

* 2. Berzinfung einer Geldfumme. Die Vorſchrift bet Cap 3 beruht auf bem Geſichtspunkte. 
daß von einer Belbfumme bei orbnungsmäßiger Wirtſchaft immer Binfen gezogen werben können. 
Die Vorſchrift gilt nicht für den nach 8 346 Sap 2 zu vergütenden Wert am geleifteten Dienften 
oder von ber Überfafjung ber Benutzung eines Gegenftandes. 


8 348, 
@. 18 428; 11 8 299 veb. 8343; III 9 342. 9.1 6. 760f., 789, 1912, 1919, 6191; M. II €. 282. 
9.18.16.790. 2. 6. 6271. 

Erfüllung Zug um Zug. Das duch den Rücktritt unter den Barteien begründete Verhältnis 
fol nach $ 348 fo behandelt werben, wie wenn die Parteien durch gegenfeitigen Vertrag zu den 
in den 38 346, 347 beitimmten Leiftungen verpflichtet wären; jedoch finden nur die 88 320, 322, 
nicht die 88 323—326 Anwendung. Jeder Teil Hat alfo, wenn er auf die Rückgewähr belangt 
wird, eine ber Einrede bes nicht erfüllten Vertrags entſprechende Einrede. Es findet insbeſondere 
auch 8 320 Abſ. 2 Anwendung, nad welchem, wenn teilweiſe geleiftet ift, die entſprechende 
Reiftung bes anderen Teiles inſoweit nicht zurückbehalten werben darf, als bie Verweigerung 
gegen Treu und Glauben verfiogen würde. Die Einrede Hat nach $ 322 nur die Wirkung, dab 
der Bellagte zur Leiftung Bug um Bug verurteilt wird. Über die Biwangsvollfttedung eines 
folgen Urteils ſ. CPO. 38 726, 756, 765. Im Übrigen ift auf die Erf. zu den 88 274, 320, 
322 zu verweilen. 

Nah RE. in ZW. Beil. ©. 95 darf aus $ 346 nicht gefolgert werden, daß berjenige, 
welcher verpflichtet if, eine Sache zurüdzugewähren, die Sache auf feine Koften an den Ort zurüds 
zubringen Hat, an welchem ber andere Zeil fie ihm übergeben hat. Denn die Rüdgemährpflicht 
Degreift ſchon nad) dem Wortlaute bes 8 346 nur folde Handlungen in fi, durch melde ber 
NRüdgewährende fi) der Sache entäußert und zugleih ben anderen Teil in die Lage verſetzt, 
darüber zu verfügen. Diefem Erfordernifje wird aber durch die Nüdgewähr an dem Orte, an 
welchem fie fi) dem Vertrage gemäß befindet, genügt. 


5. Titel: Rüdteitt,. 96 848-851. 197 
$. 349. Der Rüdtritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Theile. 


8. 350. Der Rüdtritt wird nicht dadurch ausgefchloffen, daß der Gegenftand, 
welchen der Berechtigte empfangen Bat, durch Zufall untergegangen ift. 


8. 351. Der Rücktritt ift ausgefchloffen, wenn der Berechtigte eine wejent- 
liche Verſchlechterung, den Untergang ober die anderweitige Unmöglichkeit der 


8 3. 
©. 18 426; II 8 300 zer. 8344; III 8343. P.1 6. 624, 1911, 1916; M. TI 6. 280. P.II We. 1 6. 7871.; 
8.6 6.153. D. 6.628. 

Die Erklärung bed Nüdtritts if ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft 
(88 130—132). Der in dem €. I und E. II enthaltene Bufap, daß die Erklärung un— 
widerruffich ſei, iſt Hier wie an anderen Stellen als jelbftverftändlich geftrichen (j. Bd. I Borbm. VILL 
©. 183). Die Erllärung des Rückiritts kann nicht umter einer Bebingung erfolgen; es iſt dies 
zwar nicht ausdrücklich beſtimmi, e8 ergibt fidh aber aus bem Weſen und Zwede bes Rüdtitts. 
Es gilt Hier dasſelbe wie in betreff der Kündigung (f. Bd. I Vorbm. 1 ©. 273). Zur Wirkfamfeit 
der Rüdtrittserflärung iſt nicht erforderlich, daß fi der Exklärende zu den ihm imfolge bes 
Rücktritis nach 88 346, 347 obliegenden Keiftungen erbietet (RG. Bd. 49 ©. 38). 

Die Entfcheidung der Frage, ob ber Ridtritt in dem auf Erfüllung des Vertrags gerichteten 
Frozefie von dem Prozeßbevollmäctigten der einen Partei gegenüber dem Prozeßbevollmächtigten 
der anderen Bartei erllärt werben kann, hängt von der Entfceidung der allgemeinen Frage ab, 
ob die Prozeßvollmacht nah CPO. 8 81 auch matertelle Rechtsgeſchäfte umfaßt, wenn fie zum 
Angriff oder zur Verteidigung in dem Prozefie dienen (ſ. Exl. 1 zu 8 143). Das RG. Hat fi 
in betveff des Rücktritis für die Bejahung der Frage entihieben (KG. Bd. 50 ©. 138). 


8 350. 
€. 18429; II 8 301 res. 8 345; II 8 344. P. 1 6.755, 757f., 7661., 1910N.; M. II €. 2821. 
P.1 80.1 6. 790f.; Br. 6 6. 158. D. 6. 628. 

Zufähiger Untergang des von bem NRüdtrittsbereitigten empfangenen Gegenflandes. 
Die zweifelhafte und in den bisherigen Rechten verſchieden beantwortete Stage, ob der Rüdtritt 
duch den zufälligen Untergang des Gegenftandes, welchen dev Berechtigte empfangen hat, aus⸗ 
geſchloſſen wird, entfcheibet der 8 350 im Anſchluß an das gemeine Recht verneinend. Maß—⸗ 
gebenb für die Entſcheidung ift der Geſichtspunkt, daß der Müdtrittsberechtigte bucch den Rücktritt 
in biefelbe Lage verfegt werden foll, wie wenn er ben Vertrag nicht geſchloſſen hätte. Aus dem 
aufgeftellten ®rundfage folgt, daß der Berechtigte im Falle des Rüdtritts das von ihm Geleiftete 
nad) den Vorſchriften der 83 346, 347 zurückfordern Tann, feinerjeit3 aber, wenn der von ihm 
empjangene Gegenftand buch Zufall untergegangen tft, nichts zu leiften braucht. Die für gegen» 
feitige Verträge im 8 323 gegebenen Vorſchriften gelten Hier alfo nicht. Hat ber Rüdtrittd- 
berechtigte aber durch den Zufall, welcher den Untergang de? empfangenen Begenftandes herbei⸗ 
geführt Hat, einen Erſatz oder einen Erſatzanſpruch erhalten, fo iſt er diefen, wenn er von bem 
Rüdirittsrechte Gebrauch macht, nad) $ 231 herauszugeben bzw. abzutreten verpflichtet. 

Dem zufälligen volftändigen Untergange fteht der zufällige tellweife Untergang fowie die 
zufällige Verſchlechterung glei. Bufällig in dem Hier fraglichen Sinne find ber Untergang und 
die Verſchlechterung, wenn fie von bem Rüdtrittöberechtigten nicht zu vertreten find, insbeſondere 
alfo auch dann, wenn fie von bem anderen Teile zu vertreten find. Die Vorſchrift des 8 350 
ift ebenfo wie die anderen Vorſchriften dieſes Titeld nur diöpofitiver Natur. Ob aus den Ums 
ftänden des Falles eine abweichende ſtillſchweigende Wereinbarung zu entnehmen iſt, beftimmt 
fh nad) allgemeinen Grundfägen. Über den Wegfall des Rücktrittsrechts infolge Werzichts des 
Rüdtrittsberechtigten |. Exl. 2 zu $ 355. 


8 851. 


&.18.430 Ar. 1; 118 302 Mr. 1 rev. 8 346; III 8 345. —— —— 767 fi... 1913, 1921; M. II 6. 283. 
2.118. 1 6.7941.; Br. 6 ©. 158. D. 6. 628. 


"1. Ausſchluß des Rücktritisrechts wegen des von bem Rüdtrittäberehtigten verſchuldeten 
Unterganges eines von ihm empfangenen Gegenſtaudes. Nach 8 347 ift im alle des Rüd- 
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Herausgabe des empfangenen Gegenftandes verjchuldet Hat. Der Untergang eines 
erheblichen Theiles fteht einer weientlichen WVerfchlechterung des Gegenſtandes, das 
von dem Berechtigten nach $. 278 zu vertretende Verſchulden eines Anderen fteht 
dent eigenen Verſchulden des Berechtigten gleich. 


$. 352. Der Rücktritt ift auögefchloffen, wenn ber Berechtigte bie 
empfangene Sache durch Verarbeitung oder Umbildung in eine Sache anderer 
Art umgeftaltet hat. 


tritts jeder Teil vom Empfange der Leifiung an für dem Schaben verantwortlich, der dadurch 
entiteht, daß infolge feines Verſchuldens der geletitete Gegenſtand verichledtert wird, untergeht 
ober aus einem anderen Grunde von ihm nicht herausgegeben werben kann (f. Erl.1 zu 8 347 
und Erl. 2 zu 8 292). ft e8 aber der Rüdtrittsbexecdhtigte, welcher ben Untergang ober bie 
anderweitige Unmöglichteit der Herausgabe des von ihm empfangenen Gegenſtandes verſchuldet 
bat, fo tritt an die Stelle der Verantwortlichkeit für den entitandenen Schaden der Ausihluß des 
NRüdtritts. Ob die Vorausſetzung der Verihuldung vorliegt, beitimmt ſich bier wie im alle 
des 8 347 nad) dem allgemeinen Grundfägen der 88 276 ff. Dem Begriff des Verſchuldens Hier 
mit Dertmann, Exl. 1 zu 8 351, anders zu faflen und jede freie imputable Handlung als ver- 
ſchuldet anzufehen, dürfte fi ſchwerlich rechtfertigen laſſen; jedoch kann man vielleicht jagen, daB 
der Rüdtrittsberechtigte gegen Treu und Glauben verjtößt, wenn er, obwohl er von bem Rücktritis- 
rechte Gebrauch macht, ſich darauf beruft, daß eine von ihm vorgenommene Handlung, durch 
welche der Untergang des empfangenen Gegenſtandes herbeigeführt iſt, ihm deshalb nicht zum 
Berſchulden anzurechnen fei, weil er bei der Handlung in entihuldbarem Irrtum über das ihm 
zuſtehende Rücktrittsrecht geweien fet und daß daher die Berufung auf einen folden Irrtum nach 
8 242 die Anwendung des $ 351 nicht ausſchließe Rehbein, Exil. 6 zu 88 346—361; a. N. 
Schollmeyer, Erf. 1 zu 8 353). 

Vorausgeſetzt wird, da die gedachten Umftände ſchon eingetreten find, bevor ber Rücktritt 
erfolgt. Treten fie erſt nachher ein, fo beitimmt fi) das Verhältnis nad 8 347. Über ben 
Fall, wenn der Rüdtrittsberechtigte zur Zeit des Rücktritts den empfangenen Gegenfiand deshalb 
nicht zurüdgewähren Tann, weil es denfelben veräußert oder mit Rechten Dritter belaftet hat, j 
Erl. zu 88 353, 354. 

Abweichend vom E. I 8430 Nr. 1 wird dem Untergange bes Gegenſtandes eine weſent⸗ 
liche Verſchlechterung desfelben fowie der Untergang eines erheblihen Teiles gleich—⸗ 
geitellt. Ob eine Verſchlechterung wefentlich und ob der untergegangene Teil ein erheblicher ift, 
beftimmt ſich nad) den Umftänden bes Falles, indbefondere nad) der Bedeutung, welche die Bers 
ſchlechterung oder der untergegangene Teil für die wirtihaftliche Bedeutung des Gegenſtandes 
bat. Iſt die Verfchlechterung keine weſentliche, fo bleibt der Rücktritt zuläffig, der Rüdtritts- 
berechtigte ift aber nad Maßgabe des 8 347 dem anderen Teile zum Erfage des dadurch ent» 
ftandenen Schadens verpflichtet. Dasfelbe gilt, wenn der untergegangene Teil kein erheblicher 
iſt. Iſt die unweſentliche Verſchlechterung oder der Untergang eines nicht erheblichen Teiles in⸗ 
folge eines von dem Nüdtrittsberechtigten nicht zu vertretenden Umſtandes eingetreten, fo haftet 
ex, falls er dadurch bereichert ift, nach den Vorfchriften über bie Herausgabe einer ungerecht 
fertigten Bereicherung. Dasfelbe gilt, wenn er nach dem Öbigen den Untergang des ganzen 
Gegenftandes oder eine weſentliche Verſchlechterung nicht zu vertreten bat und ber Rücktrut des⸗ 
Halb zufäifig bleibt. 

2. Hoftung für geſetliche Vertreter und Hilfsperſonen. Daß in betreff der den Be— 
rechtigten nach & 347 treffenden Berantwortlichkeit der Berechtigte ein Verſchulden feines gefeplichen 
Vertreters und der Berfonen, deren er ſich zur Erfilllung feiner Verbindlichteit bebient, in gleichem 
Umfange zu vertreten hat wie eigenes Berfchulden, ergibt fi) unmittelbar aus 8 278. Dieje 
Grundfäge follen in Konfequenz des ihnen zugrumde liegenden Gedankens nad) 8 351 Sag 2 
aud) bei ber Beurteilung der Frage Anwendung finden, ob der Rüdtritt dadurch ausgeſchlofſen 
ift, daß ber Berechtigte die Verſchlechterung, dem Untergang oder die anderweitige Unmöglichkeit 
ber Herausgabe des empfangenen Gegenftandes verſchuldet Hat. Über die Bedeutung der Haftung 
des Schuldners fir daS Verſchulden feined geſetzlichen Vertreters und derjenigen Perſonen, deren 
er ſich zur Erfüllung feiner Berbindfichkeit bedient, |. Erl. zu 3 278. 
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$. 353. Hat der Berechtigte den empfangenen Gegenstand ober einen erheb- 
lichen Theil des Gegenftanbes veräußert oder mit dem Rechte eines Dritten belaftet, 
fo ift der Rücktritt audgefchloffen, wenn bei demjenigen, welcher den Gegenftand 
in Folge der Verfügung erlangt hat, die Vorausfegungen des $. 351 oder bes 
$. 352 eingetreten find. 

Einer Verfügung des Berechtigten fteht eine Verfügung gleich, die im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursver⸗ 
walter erfolgt. 


8 352. 
@.1 8 430 Nr. 3; II 8 302 Mr. 2 ven. 8 847; III 8 346. en, Nele 19215 M.II 6. 283. 
9.08.16. 7941.; 88,6 6.168. 2. 

Die durch Berarbeitung ober Umbildung von feiten = PER erfolgende Um · 
geſtaltung ber empfangenen Sache in eine Sache anderer Art wird ebenſo behaudelt, wie 
wenn ber Berechtigte den Untergang verjhuldet Hatte. Das Erfordernis der Verfhuldung wird 
Hier nicht aufgeftellt. Die Tatfadhe ber Umgeftaltung dur den Müdtrittsberechtigten gentigt; 
fie wird regelmäßig nicht ohne Verſchulden des Rüdtrittsberechtigten eintreten; möglich wäre 
jedoch ein Ausſchluß der Verfhuldung infolge entſchuldbaren Irrtums des Müdtrittöberechtigten, 
fei es im betreff der umgeftalteten Sachen oder in betreff des Beſtehens des Rücktrittsrechts, 
weder das eine aber noch das andere wird berüdfichtigt. 

Sind Verwendungen behnfs Verbeſſerungen ber Sache gemacht, ohne daß biefelbe in eine 
nene Sache umgeftaltet ift, fo wird das Rüdtrittsrecht nicht ausgeſchloſſen und der Berechtigte 
kann den Exfag der Verwendungen nad Maßgabe ber im 8 347 aufgeftellten Grundſäte ver- 
langen, wenn ex von bem Nüdtrittsrechte Gebrauch macht und die Sache zurückgewährt. Das 
Nüdtrittöreiht mit Dertmann, Erl. 2 zu 8 352 auszufchliehen, wenn ber Erſatz ber Ber 
wendungen den anderen Teil unverhältnismäßig belaftet, dürfte ſich wicht rechtfertigen laſſen. 
Die Grenzen, innerhalb deren nad 3 347 Erſatz der Verwendungen verlangt werden Tanz, 
genügen, um eine unbillige Belaftung des anderen Teiles auszuſchliehen. Die fiir ben Eriverb 
des Eigentums durch Verarbeitung oder Umbildung nad) $ 950 geltende Ausnahme, nad) welder 
der Erwerb nicht flattfindet, wenn der Wert der Verarbeitung oder Umbildung erheblich geringer 
MR als der Wert bes Stoffes, findet Hier feine Anwendung. 

Der 8 352 enthält eine dem 8 351 Sap 2 entipredhende Borfchrift nicht. Die entſprechende 
Anwendung jener Vorſchrift dürfte aber geboten fein. Der Ummandelung der ganzen Sache in 
eine Sache anderer Art wird die Ummandelung eines erheblichen Teiles, und ber Ummandelung 
durch den Bereihtigten die Ummandelung dur eine Perſon, deren Verſchulden ber Berechtigte 
nad) 8 278 zu vertreten bat, gleichzufiellen fein. Hiervon ift auch bie zweite Kommilfion aus— 
gegangen ($. II Bb. 6 ©. 163). 

Bei der Wanbelung findet der & 352 nur in beſchränktem Umfang Anwendung (8 467). 
Bet der Wandelung wegen Biehmängel finden bie 88 351 —353 überhaupt leine Anwendung (3 487). 


8 358. 
&.18 430 Ar. ——— zes. 8 348; IT 8 247. P. 16. 7; FAR 1913, 1921; IM. II 6. 283. 
9.0 88.1 6. 7941.: 88.6 6.163. 2. 

Veräußerung ober Belaſtung des empfangenen Abe dur; ben Rüdtritts- 
berechtigten. Nach dem E. I 8 430 Wr. 1, 2 follte ber Nüdtritt ausgeihloffen fein, wenn ber 
Berechtigte den empfangenen Gegenftand deshalb nicht zurlidgeben kann, weil er darüber verfligt 
bat, oder wenn er ben Gegenftand mit Rechten belaftet bat, die er nicht befeitigen kann. Auf 
demfelben Standpunfte ftand der €. II 3 303. Die bei der Revifion von der zweiten Kommiſſion 
beſchloſſene Anderung, aus welcher der 8 353 hervorgegangen iſt, beruft aus folgenden Er⸗ 
wägungen: 

Ob der Beredhtigte ſich durch bie Veräußerung bes Gegenftandes auferftande geſetzt Hat, 
den Gegenftand zurlicdzugewäßren, enticheidet fich exit in dem Zeitpunkt, in welchem er ben 
Gegenſtand infolge des Rüctritis zurüdzugewähren Hat. Bis dahin bleibt es möglich, daß er 
fi} den Gegenſtand wiederverſchafft. Zur Zeit des Rücktritts kann es alfo noch ungemwiß fein, 
ob er zur Burlidgewährung imftande fein wirb oder nicht. Deshalb kann die Zuläffigleit des 


An 
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8. 354. Kommt der Berechtigte mit ber Rüdgewähr des empfangenen Gegen- 
Standes oder eine® erheblichen Theiles des Gegenftandes in Verzug, jo fann ihm 
der andere Theil eine angemeffene Frift mit der Erklärung beftimmen, daß er die 
Annahme nad dem Ablaufe der Frift ablehne. Der Rüctritt wird unwirkſam, 
wenn nicht die Rückgewähr vor dem Ablaufe.der Frift erfolgt. 


Rücdtritts nicht dadurch ausgeichloffen werden, daß ber Berechtigte infolge ber Veräußerung 
außerftande ift, die Sache zurüdzugewähren. Dem den betreffenden Vorſchriften des E. I und 
€. II zugrunde liegenden berechtigten Gedanken muß im anderer Weiſe Rechnung getragen 
werben. Dies gefchieht durch die Vorſchrift bes 3 354, nad welder ber Rücktritt unwirkſam 
wird, wenn der Berechtigte mit ber Rüdgewähr in Verzug kommt und vor dem Ablauf einer 
ihm von dem anderen Teile beftimmten angemeffenen Friſt die Rüdgemähr nicht bewirkt (f. Eri. 
zu 8 354). Dasfelbe gilt von der Belaftung des Gegenftanbes mit dem echte eines Dritten, 
die ber Berechtigte zu befeitigen nicht imſtande iſt. In einer anderen Richtung bagegen erſchien 
ber zweiten Kommiſſion nod eine befondere Vorſchrift erforderlich. Ob berjenige, welcher dem 
Gegenftand infolge der Verfügung des Berechtigten erlangt Hat, zu den Perfonen geredjnet 
werben kann, deren Berichulden der Berechtigte nad) 8 278 zu vertreten hat, ift ſehr zweifelhaft. 
Nimmt man dies nicht an, fo würde der Rücktritt nicht ausgefchloffen fein, wenn bie in ben 
88 354, 352 bezeichneten Borausfegungen bei demjenigen eingetreten find, welcher die Sache 
infolge der Verfügung bes Berechtigten erlangt Hat. Der Berechtigte würde fi) darauf berufen 
können, daß bie weſentliche Verſchlechterung, der Untergang oder die Umgeftaltung der Sache 
von ihm nicht zu vertreten fei und daß alfo nicht nur der Nüdtritt zuläffig, fondern auch eine 
Verpfliätung zum Schadenserfage nad $ 347 nicht begründet ſei. Dieſes Ergebnis ift uns 
onnehmbar; ihm tritt die Vorſchrift des $ 353 entgegen, durch welche der oben hervorgehobene 
Zweifel befeitigt und beftimmt wird, daß der Rüdiritt ausgefchlofien iſt, wenn bie in ben 88 351, 
352 bezeichneten Vorausſetzungen bei demjenigen eingetreten find, welcher die Sache infolge der 
Verfügung des Berechtigten erlangt hat. Der Verfügung des Berechtigten wirb im Abſ. 2 eine 
—— gleichggeſtellt, die im Wege der Zwangsvollſtreclung oder der Arreſwollziehung oder 
durch den Konkursverwalter erfolgt. 

Nah RG. Bd. 56 ©. 258 ift übrigens aus 8 353 nicht zu folgern, daß im Falle ber 
Beräußerung der Rüdtritt nur audgefchlofien tft, wenn in der Berfon bes Erwerbers die Vorauss 
fegungen des $ 351 eingetreten find, vielmehr ift in exfter Tinte immer zu fragen, ob ber Rücd⸗ 
tritisberechtigte nach 8 351 ſich ſchuldhafterweiſe durch die Veräußerung in die Unmöglichteit der 
NRüdgewähr verfegt habe (vgl. auch NG. Bd. 56 ©. 267). 


g 854. 
€. rev. 8 349; III 8 348. 9.11 Br. 6 6. 160f., 384, 399. D. 6. 638. 

1. Unwirtfamteit des Nüdtritts, wenn der Berechtigte innerhalb einer ihm von dem 
anderen Teile gefegten Friſt die Rüdgewähr nicht bewirkt. Der 8 354 berußt auf einem 
Beichlufie der zweiten Kommiffion (f. Erl. zu $ 353). Durch den Nüdtritt werben bie Parteien 
verpflichtet, einander die empfangenen Leiftungen zurüdzugemähren. Die fih daraus ergebenden 
Verpflitungen find nach 3 348 Zug um Zug zu erfüllen. Das Verhältnis ift alfo ein ähnliches 
wie bei dem gegenfeitigen Vertrage. Dem Berzuge des Rücktrittsberechtigten wird beshalb eine 
ähnliche Wirkung beigelegt wie nach $ 326 dem Verzug eined Teiles bet ber Erfüllung eines 
gegenfeitigen Vertrags. Der andere Zeil Tann dem Nüdtrittöberechtigten eine angemefiene Frift 
beftimmen; der Ablauf der Friſt Hat, fofern nicht vor demfelben die Erfüllung erfolgt, die 
Wirkung, daß der Rücktritt unwirkſam wird. 

2. Boransfegung des Rechtes des anderen Teiles, bem Nüdtrittöberechtigten eine Srift 
wu fegen, iſt Verzug des Iegteren. Nicht jeder Verzug genügt aber, fondern nur ber Verzug 
mit der Rüdgewähr bes empfangenen Gegenſtandes ober eines erhebliden Teiles 
desjelben. Berzug in der Erfüllung der in den 88 346 Gay 2, 347 bezeichneten Ver⸗ 
pflichtungen fommt nicht in Betracht. Der 8 354 will nur benfelben Zweck, welden ber €. II 
8 303 duch die Vorſchrift verfolgte, daß der Nüdtritt ausgeſchloſſen fei, wenn ber Berechtigte 
den empfangenen Gegenftand nicht herausgeben könne, weil er ihn veräußert habe, auf einem 
anderen zwedmäßigeren Wege erreichen. Der Nüdtrittöberechtigte ift im Werzuge mit der Rüde 
gewäße des empfangenen Gegenſtandes, wenn er ihn beöhalb nicht herausgeben Tann, weil er 
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ihn veräußert Hat und ſich ihn nicht wieder zu verſchaffen imftande ift; denn die Beräußerung 
iR immer ein don ihm zu vertretender Umſtand. Er kann ſich auch nicht barauf berufen, daß 
ex bei ber Veräußerung fein Rüdtritisrecht nicht gelaunt habe und biefe Unkenntnis entſchuldbar 
gewejen fei. Dies tft zwar möglich, 3. ©. wenn der Exbe des Rücktrittsberechtigten bie Ver⸗ 
änßerung vorgenommen bat; aber man wird bier wie im alle des & 351 (f. Erl.1 zu 8 351) 
anzımehmen Haben, daß e3 gegen Treu und Glauben verftoßen würbe, wenn der Rucktritts⸗ 
bereditigte, der dieſes Recht geltend macht, ſich zugleich darauf beruft, daß er es früher nicht 
gelaunt habe und daß deshalb eine ſolche Berufung nicht zu beachten ift. Kann der Rücktritts⸗ 
bereditigte ben empfangenen Begenftand beshalb nicht zurückgewähren, weil berfelbe zur Beit des 
Rüdtritts infolge eines von ihm zus vertretenden Umftandes untergegangen oder nad; Maßgabe 
bes 8 352 umgeftaltet ift oder weil diefe Vorausſetzungen bei demjenigen eingetreten find, welcher 
infolge einer Verfügung des Berechtigten über den Gegenftand denſelben empfangen hat, fo kommt 
der 8 354 nicht in Frage, weil in diefen Fällen ber Rücktritt nach den 88 351 —353 audgefchloffen 
iſt. SIR die Zurückgewähr zur Zeit des Rücktritis aber objektiv nod möglich, fo fließt die 
infolge ber Veräußerung bes Gegenſtandes eingetretene fubjeltive Unmöglichkeit den Rücktritt 
nicht au, weil fie noch gehoben werden kann. Diefe Möglichkeit wird aber nad 8 354 nicht 
mehr berüdfitigt, wenn die dem Berechtigten beftimmte Friſt abgelaufen if. Das Verhältnis 
wird dann ebenjo beurteilt, wie wen ſchon zur Beit des Müdtritts eine von bem Rüdtrittd- 
berechtigten zu vertretende objektive Unmöglichkeit vorgelegen hätte (a. U. Romeid, zur Technik 
des BEB. Heft 1 ©. 24; vgl. auch RE. Bd. 56 ©. 258). 

Dem Verzug in der Rückgewähr des empfangenen Gegenftandes wird in Konſequenz ber 
entſprechen den Vorſchrift bes 8 351 der Verzug in ber Müdgewähr eines erheblichen Teiles 
gleichgeftellt. Nach dem €. I 8 430 Nr. 2, €. II 8 303 Sag 1 follte der Rücktritt aud dann 
ausgeſchloſſen fein, wenn der Berechtigte den Gegenſtand mit bem Rechte eines Dritten belaſtet 
dat und das Recht nicht befeitigen kann. Dieſer Fall ift in bem 8 354 nicht beſonders berid- 
fichtigt. Nach der Entftehungsgefchichte der 88 353, 354 fann man nicht annehmen, daß in 
diefer Beziehung eine Anderung beabfichtigt ift. Mit dem Bivede ber Vorſchriften ber 88 351 ff. 
würde es nicht vereinbar fein, den Rücktritt für wirkfam zu erllären, wenn ber Berechtigte z. B. 
ein zurüdzugemäßrendes Grundftüd mit Hypotheken oder Grundſchulden belaftet Hätte und bieje 
zu befeitigen auferftande if. Dan wird daher die Worte „oder eines erheblichen Teiles des 
Gegenftandes” in bem 3 354 in einem weiteren Sinne auszulegen und darunter auch den Fall 
mit zu verftchen haben, daß ber Berechtigte mit ber Vefeitigung einer erheblichen Belaftung bes 
Gegenftandes in Verzug kommt. Eine Abweihung von dem €. I und dem E. II bleibt dann 
freilich noch immer infofern, als eine erhebliche Belaftung gefordert wird. Cine ſolche 
würde 3. B. nicht anzunehmen fein, wenn ein zurüdzugewährendes Grundftück mit einer Hypothek 
von ganz geringem Betrag oder mit einer ganz unerheblichen perſönlichen Dienftbarfeit belaftet 
wäre. Diefe Abweichung dürfte ſich aber aus denfelben Gründen vechtfertigen, aus welchen nad 
8 351 nicht ber Untergang eines Teiles, fondern nur ber Untergang eines erheblichen Teiles 
de8 Gegenftandes einer weſentlichen Verſchlechterung des Gegenftandes gleichgeitellt wird (a. A. 
Shollmeyer, Exl.2b zu $ 354, der dem anderen Teile bei jeder Belaftung bes Gegenftandes 
ohne Rüdficht auf ihre Erheblichleit das Recht einräumt, die Annahme zu verweigern). Für 
eine nicht erhebliche Belaftung ift, wie für eine nicht weſentliche Verſchlechterung, nad Maßgabe 
des 8 347 Erfaß zu Ieiften. 

Der 8 354 findet aud) dann Anwendung, wenn ber Hüdtrittöberechtigte ben betreffenden 
Gegenftand deshalb zurüdzugewähren außerftande tft, weil er ihn vermietet hat und innerhalb 
der geſetzlichen Friſt nicht zurüderlangen Tann (Dertmann, Exl. 2 zu 8 354). Ex findet auch 
Anwendung, wenn der Rüdtrittsberechtigte rechtskräftig zur Rilckgewähr verurteilt worden iſt. 
Der andere Teil ift dann nicht auf die im 8 283 beftimmten Rechte beſchränkt, fondern kann 
dem Nüdtritt$berechtigten, wenn biefer mit der Rückgewähr tm Verzug iſt, eine Friſt nad Maps 
gabe des 8 354 fegen, nad; deren unbenuptem Ablaufe ber Rücktritt unwirkſam wirb (Rehbein, 
&l. 7 zu 98 346361). 

— die Beſtimmung einer augemeſſenen Friſt und über die Beweislaſt ſ. Erl. 2—4 
Fi . 

4, Streitig ift, ob die Beſtimmung einer Friſt nicht erforberit it, wenn ber Rüdtrittd- 
berechtigte ben betreffenden Gegenftanb nicht herandgeben Tanıı oder will, und ob in dieſem 
Falle der Rüdteitt ohne weiteres unwirkſam wird. Steht feſt, daß der Rüdtrittsberechtigte den 
Gegenſtand wicht herausgeben kann und dab dies die Folge eines von ihm zu vertretenden Um⸗ 
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8. 355. Iſt für die Ausübung des Rücktrittsrechts eine Friſt nicht vereinbart, 
fo kann dem Beredjtigten von dem anderen Theile für die Ausübung eine ange- 
mefjene Friſt beftimmt werden. Das Rücktrittsrecht erlifcht, wenn nicht der Rüd- 
tritt vor dem Ablaufe der Frift erflärt wird. 


ftandes ift, fo ift der Müdiritt nach 8 351 ausgeſchloſſen und die Veftimmung einer Frift auf 
Grund des 8 354 alfo nicht mehr am Plage. Ein Nichtkönnen liegt aber nicht ſchon deshalb 
vor, weil der Rücktritisberechtigte dei betreffenden Gegenſtand veräußert und fi ihn noch nicht 
wieder verſchafft Hat; (vgl. indefien RG. Bd. 56 ©. 258). In betreff der Frage, ob bie Er- 
Märung des Nüdtrittsberechtigten, dab er ben betreffenden Gegenſtand nicht herausgeben könne 
oder wolle, die Beſtimmung einer Friſt nad 8 354 unnötig macht und ohne weiteres die 
Wirkung hat, daß ber Rücktritt unwirkſam ift, tommen diefelben Erwägungen in Betracht wie im 
Falle des 8 326. Hier wie bort wird die Frage aus den in Erl. 2d zu 8 326 dargelegten 
Gründen zu verneinen fein. Die bisherige Praris ſteht indefien auch bier auf bem entgegen- 
geſetzten Standpunkte (Seuff. A. Bb. 57 ©. 264; RG. 3b. 50 ©. 188). 


g 856. 
©. 18 432; II 8 304 veu. 8 8505 II 8 349, — 1921. MI G. 224. PU. 1 6.706. 


1. Friſt für die Ausübung bes Rücktrittsrechts. Das Nüdtrittöreht unterliegt nicht ber 
Verjährung, da es fein Anſpruch ift (ander bei ber Wandelung 88 462, 477). Die Rüdficht 
auf den anderen Teil gebietet, die Ungewißheit darüber, ob ber Nüdtrittsberechtigte von feinem 
Rechte Gebrauch machen wird, nicht auf unbeſtimmte Zeit fortbeitehen zu laſſen. Bei der ver- 
tragsmäßtgen Bereinbarung des Nüdtritts wird vegelmäßig zugleich eine Friſt vereinbart werden, 
innerhalb deren der Niüdtritt erfolgen muß. Iſt eine ſolche Wereinbarung getroffen, fo ift dieſe 
maßgebend. Der Hüdtrittäberechtigte muß bemweifen, daß er vor dem Wblaufe der vereinbarten 
Friſt den Rücktritt erlärt Habe. Der Beginn der Friſt beftimmt ſich nad bem Inhalte des 
Vertrags; in Ermangelung einer befonderen Beftimmung beginnt die Friſt mit dem Abſchluſſe 
des Vertrags. Über die Berechnung der Srift f. 88 187 ff. Der Ausſchluß des Rücktrittsrechts 
infolge bes unbenugten Ablaufs ber Friſt fchlieht ſelbſtwerſtändlich das Recht nicht aus, beim 
Eintritte der beſtimmten Vorausſetzungen eine Frifi mit ben dori bezeichneten Wirkungen zu 
fegen und dadurch das gefegliche Rüdtrittörecht zu erlangen. 

Für den Fall, dab eine Frift nicht vereinbart tft, fowie für ben Ball bes gefeplichen Rück⸗ 
tritisrechts (88 325, 326) bedarf es einer geſetzlichen Vorſchrift. Der E. I 8 432 beftimmte 
eine fefte Frift von vier Wochen, die, wenn das Rücktritisrecht von einer Bedingung nicht abe 
bängig ſei, mit der Schließung des Vertrags, anderenfalls mit dem Beitpunkte beginnen follte, 
in weldem nad) Erfüllung der Bedingung der Berechtigte von dem anderen Teile zur Erklärung 
aufgefordert fei. Die zweite Kommiffion Hielt e8 für ziwedmäßiger, von einer feften Zrift abzı= 
fehen und dem anderen Teile die Beſtimmung einer angemefienen Frift zu überlafien. Die Be 
ftimmung kann, wenn der Rücktritt von einer Bedingung, z. B. von der Nichterfüllung dev dem 
anderen Teile obliegenden Verpflichtungen abhängig ift, erft nad) dem Eintritte der Bedingung 
(RS. in JW. 1902 ©. 10), anderenfalls fofort nad dem Abſchluſſe des Vertrags erfolgen. Im 
alle des geſetzlichen Rücktrittsrechts Tann die Beſtimmung erft erfolgen, wenn bie geſetzlichen 
Borausfegungen des Rüdtrittß eingetreten find (85 325, 326, 280 Ubf. 2, 286 Ubf. 2). 

Über die Beflimmung einer angemefjenen Friſt ſowie über die Beweislaft |. Erl. 2—4'zu 
8 250. 

2. Bersicht auf bad Rücktrittsrecht. Der EI 8 431 beftimmte, dab das NMildtrittsrecht 
erlöfche, wern ber Berechtigte ben Vertrag auch nur teilweife erfülle oder befien Erfüllung 
auch nur teilweife verlange ober annehme. Diele Vorſchrift follte jedoch) feine Anwendung finden, 
wenn ber Berechtigte von feinem Rechte oder von dem Eintritte dev Borausfegungen besfelben 
nicht unterrichtet geweſen ſei. Won der zweiten Kommiffion find biefe Vorſchriften geftrichen. 
Sie ging davon aus, daß bie Buläffigkeit eines vertragsmäßigen Verzichts auf das Rüdtritisrecht 
unzweifelhaft fei. Ein folder Verzicht werde als ſullſchweigend erfolgt häufig anzunehmen fein, 
wenn bie in ben gedachten Vorfchriften bezeichneten Borausfegungen vorliegen. Es komme das 
bei aber immer auf die Umflände des Falles an. ine gefegliche Borfchrift, kraft welder unter 
ben gedachten Vorausfegungen ein Verzicht finniert werbe, fei nicht gerechtfertigt. Diefe Auf- 
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8. 356. Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen Seite 
Mehrere betheiligt, jo kann das Rücktrittsrecht nur von allen und gegen alle aus- 
geübt werden. Erliſcht das Rücktrittsrecht für einen der Berechtigten, fo Si 
es auch für die übrigen. 


8. 357. Hat fich der eine Theil den Rücktritt für den Fall vorbehalten, 
daß der andere Theil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, fo ift der Rücktritt unwirkfam, 
wenn ber andere Theil fich von der Verbindlichkeit durch Aufrechnung befreien 
konnte und unverzüglich nach dem Rücktritte die Aufrechnung erflärt. 


fafjung dürfte zutreffend fein. Es kommt alfo darauf an, ob im einzelnen Falle in der Erfüllung 
des Vertrags oder in ber Annahme berfelben ein ſtillſchweigender Verzichtsvertrag zu finden ift. 
Das Berlangen der Erfüllung von feiten des Rüdtrittäberechtigten fir fi allein genügt nicht, 
weil hierin nur eine einfeitige Erklärung bes Rücktrittsberechtigten liegt, der Verzicht auf ein 
Recht aber in Ermangelung bejonderer Vorfchriften nur vertragsmäßig erfolgen kann. (Gegen die 
Annahme eines friljhweigenden Verzichtsvertrags Hellwig, Verträge ıc. ©. 302; im Ergebnifje 
wie bier aber auß anderen Gründen Cohn in Gruch. Bd. 47 ©. 274.) 


$ 356. 
@.18 433; II 8 305 x. 8 351; III 8 350. ®.1 6. 763#., 1914, 1921; M. II ©. 284 
P.18.16.796f. 2. 6.628. 

Mehrheit der bei dem Bertrage Beteiligten. Das vorbehaltene Rücktrittsrecht ſoll nicht 
die Folge Haben können, dab der Vertrag nur teilweiſe exlifcht. Deshalb beftimmt der 8 356, 
daß wenn auf der einen oder der anderen Seite mehrere Beteiligte find, 

1. das Rücktritisrecht nur von allen und nur gegen alle ausgeübt werben kann. Die 
Vorausſetzung tft gegeben fowohl, wenn die auf Grund des Vertrags gefchuldeten Leiftungen 
unteilbar, als wenn fie teilbar find; fie ift gegeben jowohl, wenn bie mehreren Gläubiger Ge— 
famtgläubiger, als wenn die mehreren Schuldner Gefamtihuldner find (a. U. in betreff der Ge— 
famtgläubiger Hellwig, Anfpruh und Klagrecht ©. 197, der als ſtillſchweigend vereinbart an- 
zimmt, daß jeder Gefamtgläubiger mit Wirkſamkeit für alle zurüdtreten könue und daß der 
$ 356 biefer Auffafjung nicht entgegenftehe, weil er nur dispoſitiv fell. Die Vorfchrift des 
& 356 findet auch Anwendung, wenn die Mehrheit der Beteiligten durch Erbgang entitanden ift 
und zwar fowohl vor der Teilung der Exbichaft als nad) derſelben. Die für die Erbengemein- 
ſchaft geltenden befonderen Borichriften ftehen dem nicht entgegen. Ob dasfelbe aud) für andere 
Gemeinſchaften zur gelamten Hand (Gefellichaft, ehelihe Gütergemeinihaft) gilt, beitimmt fich 
nach den für diefe Gemeinſchaften geltenden Vorſchriften. Nicht erforderlich Hit, daß das Rüd- 
tritisrecht gemeinſchaftlich und gleichzeitig von allen und gegen alle ausgeübt wird. Die Rück⸗ 
trittgerlärung wird aber erft wirkſam, wenn fie von allen bzw. gegen alle erfolgt tft; 

"2. daß das Rücktrittsrecht, wenn ed für einen ber Beteiligten erlifcht, auch für alle ex 
liſcht. Gleihzültig ift, aus welchem Grunde das Erlöſchen eingetreten ift, ob insbefondere alfo 
durch Verzicht oder durch verfchuldete Unmöglichkeit der Leiſtung oder durch unbenußten Ablauf 
der einem Beteiligten gegenüber gefebten Friſt. 


8 857. 
€.11 8 306 reb. 8 352; II 8 352. 9. Be. 1 6.3671. 

Borbehalt des Rücktritts für den Fall, dab der andere Teil feine Verbindlichteit nicht 
erfült. Durch den Rüdtritt von dem Vertrag erlöfchen bie durch den Vertrag begründeten 
Sorderungen. Eine Aufrechnung gegen die dem Burldtreienden aus dem Vertrage zuftehenbe 
Forderung ift daher nad) dem Nüdtritte nicht mehr möglich (8 387). Hat ſich der eine Teil 
den Rüdtritt aber für den Fall vorbehalten, daß der andere Teil feine Verbindlichkeit aus bem 
Bertrage nicht erfüllt, fo fol biefer, wenn ihm eine zur Uufrechnung geeignete @egenforberung 
gegen den Müdtrittäberechtigten zufteht, nicht dadurch leiden, daß er im Vertrauen auf die 
Möglichkeit der Aufrechnung diefe nicht fofort erflärt Hat (8 388). Die Aufrechnung foll noch 
zuläffig fein, wenn fie unverzüglich (ſ. Bd. I ©. 217 Erl. 1 zu 8 121) nad dem Mildtritt er= 
tlãrt wird. Die Aufrehnung bewirkt dann nad) 8 389, baf die beiderfeitigen Forderungen, os 
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8. 358. Hat fich der eine Theil den Rücktritt für den Fall vorbehalten, 
daß der andere Theil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, und beftreitet dieſer bie 
Zuläffigfeit des erklärten Rücktritts, weil er erfüllt habe, fo Hat er die Erfüllung 
zu beweifen, fofern nicht die gefchuldete Leiftung in einem Unterlaffen bejteht. 


8. 359. Iſt der Rücktritt gegen Zahlung eines Reugeldes vorbehalten, fo 
ift der Rücktritt unwirkſam, wenn da Reugeld nicht vor ober bei der Erffärung 
entrichtet wird und der andere Theil aus biefem Grunde die Erklärung unver- 
zügfich zurüdweift. Die Erflärung ift jedoch wirkfam, wenn das Reugeld unver- 
züglich nach der Zurückweiſung entrichtet wird. 


weit fie ſich deden, als in dem Zeitpunkt erloſchen gelten, in welchem fie fi als zur Aufrechnung 
geeignet gegenüberftanden. Daraus ergibt fi, daf der Rüdtritt unwirkſam tft, weil die Voraus⸗ 
fegung, daß ber andere Teil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt habe, nicht eingetreten ift, indem 
die Verbindlichkeit Infolge ber Aufrechuung als ſchon vor dem Rücktritt erlofchen gilt. In dem 
Vorbehalte des Eigentums bei einem Kaufe liegt nad & 455 im Zweifel der WBorbehalt des 
Nüdteittd für den Fall, daß der Käufer mit der Zahlung des Kanjpreifes in Verzug kommt. 


8 38. 
@.18 434; II 8 307 vew. 8 353; III 8 353. P. 1 S. 634, 1914, 1921; M.II@. 2841. V. Il Bo. 1 6.797. 

1. Die im 8 358 für die Beweislaſt in Betreff der Erfüllung für den Fall aufgeftellte 
Regel, daß dem einen Teile das Rücktrittsrecht zuftehen folle, wenn der andere Teil feine Ber 
Bindlichkeit nicht erfülle, entfpricht der Vorſchrift des 8 345 und beruft auf denſelben Ermägungen 
wie biefe. 

2. Beweislaft in betreff des Vorbehalts bed Nüdtritts. Im E. 1 8 434 Abſ. 1 mar noch 
beftimmt, daß der Bertragfchließende, welcher auf Grund des Vorbehalt des Rücktritisrechts vom 
Bertrage zurildtrete, biefen Vorbehalt zu beweifen Habe. Won der zweiten Kommiſſion ift dieſe 
Vorſchriſft geſtrichen. Die Streiung erfolgte indefien nicht, weil man die Vorſchrift für unrichtig 
hieft, fondern weil man beforgte, daß in berfelben von denjenigen, welche ben Vorbehalt des 
Rüdtritts als auflöfende Bedingung betrachten, ein Bräjubiz im betreff der Frage gefunden werde, 
mem bei einer auflöfenden Bedingung die Beweislaft obliege, während dieſe Frage doc nad) dem 
zu $ 196 bes E. I gefaßten Beichluffe durch das BGB. nicht entichieden werden folle. Infolge 
ber Streichung der fraglichen Vorfchrift Hat die Wiffenfchaft nun freie Hand. Iſt der Vertrag, 
durch welchen der Müdtritt vorbehalten wurde, als jelbftändiger Vertrag geſchloſſen, fo kann es 
wohl teinem Zweifel unterliegen, daß demjenigen, welcher den Vorbehalt des Rücktritts geltend 
macht, ber Beweis obliegt. Dasfelbe dürfte aber wenigftend regelmäßig auch dann anzunehmen 
ſein, wenn behauptet wird, daß die Vereinbarung, durch welche der Rücktritt vorbehalten wird, 
einen Beftandteil des Hauptvertrags bilde. Die Frage ift Übrigens ſehr beftritten (ſ. Stru ck⸗ 
mann und Kod, Unm. 3 zu 8 289); doch kann darauf Hier nicht näher eingegangen werden. 


830. 
€. 18 435; II 8 308 eb. 8 3545 III 8 354. P.IG. eoi q., 623, 1914f., 19215 M. II 6. 285. 
P.188.1 6.7971. 

1. Der 8 359 gibt eine dißpofitive Vorſchrift über Die Bebentung, welde ber Vorbehalt 
bes Rücktritts gegen Zahlung eines Neugelbes hat. Der €. I $ 435 beftimmte, daß im Falle 
einer ſolchen Bereinbarung der Rüdtritt nur dann wirkſam fei, wenn das Reugeld vor oder bet 
der Erflärung bes Rüdtritts entrichtet werde, daß aber ber Berechtigte, auch wenn er das Reugelb- 
nit entrichtet Habe, an die Ridirittderflärung gebunden fei. Der andere Teil follte in biefem 
Falle alfo die Wahl haben, ob er den Rüdtritt als wirkſam anjehen und das Meugeld fordern 
oder ob er ben Rüdtritt als unwirkſam anfehen und Erfüllung des Vertrags verlangen will. Die 
zweite Kommiffion glaubte, daß diefe Regelung mit der Auffaſſung des Lebens nicht im Einklange 
ftehe und für den Rücktrittsberechtigten unbillig fei. Sie ging zwar ebenfalls davon aus, dab 
die Entrichtung des Reugeldes vor oder bei der Erklärung bes Rüdtrittö zu erfolgen habe. Die 
Birkſamkeit des Rüdtritts fol aber nicht dadurch bedingt fein; vielmehr ſoll nur dem anderen: 
Teile das Recht zuſtehen, ben Rücktritt zurüczuweiſen. Der andere Teil muß unverzüglich, 
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$. 360. Iſt ein Vertrag mit dem Vorbehalte gefchlofien, daß der Schuldner 
feiner Rechte aus dem Vertrage verluftig fein foll, wenn er feine Verbindlichkeit 
nicht erfüllt, fo ift der Gläubiger bei dem Eintritte diefes Falles zum Rücktritte 
von dem Bertrage berechtigt. 


erlären, ob er von biefem Rechte Gebrauch machen will. Weiſt er die Rücktrutserklärung 
nicht unverzüglich zurüd, fo ift der Müdtritt wirkfam. Aber aud im Falle unverzüglicher 
Burüdweifung bleibt ber Rüdtritt wirffam, wenn die Entrichtung des Meugeldes unverzüglich 
nachträglich erfolgt. 

Es liegt Hier alfo ein Ball ſchwebender Unwirkſamkeit vor (f. Bd. I ©. 181ff. Borbm. 
VI6, VII3). Über den Begriff des „unverzüglih* f. Bd. I ©. 217 Erl. 1 zu 8 121. Ein 
ſchuldhaftes Kögern in der Entrichtung des Reugeldes liegt im Falle des Sa 2 immer vor, 
wenn das Zögern in der Entrihtung darin feinen Grund Hat, daß ber Zurüdtretende das zur 
Entrichtung des Reugeldes erforderliche Geld nicht Hat. Es muß dies angenommen werben, 
weil die Buläffigteit des Rücktritis durch die Entrichtung des Reugeldes bedingt ift. Sit ber 
Rüdtritt wirkſam, ohne daß das Meugeld entrichtet ift, fo ift ber Rücktritisberechtigte zur nach⸗ 
träglichen Entrihtung desſelben verpflichtet; der 8 348 findet auf dieſe Verpflichtung Anwendung. 

2. Beweislaſt. Nach der Fafjung des 3 359 Sag 1 liegt demjenigen, welcher die Unwirk⸗ 
ſamkeit des Rüdtritts geltend macht, ſowohl der Beweis ob, daß das Reugeld nicht vor ober bei 
der Erklärung entrichtet worden ift, als auch der Beweis, dab er aus biefem Grunde die Er⸗ 
Härung unverzüglich zurüdgemwiejen habe. Es kann zweifelhaft fein, ob dies wirklich beabſichtigt 
ift und ob nidt, wenn ber andere Teil die Rücktrittserklärung unter Berufung darauf, daß das 
Rengeld nicht entrichtet ift, unverzüglich zurüdgemieien hat, ber Mücdtrittsberechtigte, um bie 
Wirkſamkeit des Rüdteitts aufrecht zu erhalten, beweifen muß, daß das Reugeld vor oder bei 
dem Rüdtritt entrichtet ſei. Nach dem E. I 8 435 Ca 1 lag unzweifelhaft diefer Beweis dem 
Rüdtrittsberechtigten ob. Aus ben Protoollen iſt nicht zu erſehen, daß eine Underung der 
Beweislaft in biefer Beziehung beabfichtigt fit. Die Wirkſamkeit des Rikdtritts wird troß der 
Burüdweifung besfelben von feiten des anderen Teiled von dem Rücktrittsberechtigten darauf 
gegründet, daß er das Reugeld vor oder bei ber Erklärung des Rücktritts entrichtet Habe. Den 
von dem BGB. in anderen Fällen (f. 3. B. die 88 345, 358) in Betreff der Beweislaſt befolgten 
Grundfägen würde es entiprechen, von dem Nücdtrittöberechtigten ben Beweis der rechtzeitigen 
Entriytung bes Reugeldes zu fordern und nicht den anderen Teil mit bem Beweife der Negative 
zu belaften. Behauptet der Rüdtrittöberechtigte bie Wirkſamleit bes Rücktritts, weil er unver» 
züglich nach der Zurüdweifung das Nengeld entrichtet Habe, fo liegt ihm unzweifelhaft ber Beweis 
diefer Behauptung ob. Eine entgegengefegte Regelung der Beweislaft für den Fall, daß bie Ent» 
richtung des Reugelbes vor ober bei ber Müdtrittserflärung fireitig ift, witrde ſehr auffallend fein. 
Überwiegende Gründe dürften daher trotz der Faſſung des 8 359 für eine Regelung der Bemeislaft 
in dem angegebenen Sinne ſprechen. 


8 360. 
@.1 8436; 118 309 rev. 3 355; II 8355. P.I . 631f., 1915, 1921; M. II 6. 2851. P. IB. 16.7981. 
RB. ©. 1966. GB. ©. 2776. 

Borbehalt der Rechtsverwirkung im Falle der Nichterfüllung. Der 8 360 gibt eine 
dispofitive Vorſchrift über die Bebeutung des einem Vertrage hinzugefügten Vorbehalts, 
daß der Schuldner feiner Rechte aus dem Vertrage verluftig fein folle, wenn er 
feine Verbindlichkeit nicht erfülle (lex commissoria), Der Vorbehalt fol nicht bie 
Bedeutung haben, daß die Rechtsverwirkung mit der Nichterfüllung der Verbindlichkeit von jelbft 
eintritt; der Gläubiger fol vielmehr durch die Nichterfüllung nur das Recht erhalten, von dem 
Bertrage zurüdzutreten. Auf das Ridtrittöreht finden die Vorichriften der 88 346—358 An« 
wendung; insbefonbere kann der Schuldner dem Gläubiger nad) Maßgabe bes 8 355 eine Frift 
für die Ausübung des Rücktritisrechts beftimmen. Iſt fireitig, ob der Schuldner erfüllt hat, fo 
beftimmt fi) die Beweislaſt nad) 8 358. 

Keine Vorſchrift enthält dev 3 360 darüber, in welchem Sinne die Bedingung zu verfiehen 
tft, dab der Schuldner feine Werbindlichfeit nicht erfüllt Habe. Insbeſondere wird nicht darliber 
entſchieden, ob Verzug des Schuldners erforderlich ifi oder ob es genügt, daß objektiv nicht erfüllt 
iſt; ebenfowenig, ob erforderlich ift, daß ber Schuldner überhaupt nicht erfüllt hat, oder ob es 
genügt, daß er nicht zur rechten Zeit erfüllt Hat. Der durch Auslegung zu ermittelnde Inhalt 
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8. 361. Iſt in einem gegenfeitigen Vertrage vereinbart, daß bie Leiftung 
des einen Theiles genau zu einer feitbeftimmten Zeit oder innerhalb einer feſt⸗ 
beftimmten Friſt bewirkt werben joll, fo ift im Zweifel anzunehmen, Daß der 
andere Theil zum Rücktritte berechtigt fein foll, wenn die Leiftung nicht zu ber 
bejtimmten Zeit oder innerhalb der beftimmten Friſt erfolgt. 


des Vertrags enticheidet hierüber; die einzelnen Fälle find zu verſchieden, als daß fi) eine dis⸗ 
pofitive ober eine Auslegungsvorjchrift geben ließe. Worausgefept wird, daß ber Vorbehalt dahin 
gebt, da der Schuldner im Falle der Nichterfüllung feiner Verbindlichkeit aller Rechte aus dem 
Vertrage verluftig fein fol. Geht der Vorbehalt nur dahin, daß der Schuldner in dem gedachten 
alle feine Rechte für die Zukunft verlieren folle, fo tft der Rücktritt von dem Vertrage nicht 
zuläffig. Die Vorſchrift des 8 360 wird indeſſen in biefem alle infofern entfprehend anzu⸗ 
wenden fein, als das Erlöſchen der Rechte für die Zukunft nicht von felbft eintritt, fondern dem 
Gläubiger nur das Recht der Kündigung zufteht. 

Ob, wenn der RüdtrittSberechtigte, nachdem bie Vorausſetzung bed Rücktrittsrechts einge 
treten ift, bie Erfüllung fordert, Hierin ein Verzicht auf dad Rücktrittsrecht zu finden ift, beftimmt 
ſich nach den in der Erl. 2 zu 8 355 dargelegten Grundſätzen. 


8 361. 
eng 351 

1. Die Borausfegung der für fog. Fixgeſchäfte im 8 861 gegebenen Negel tft nicht ſchon 
dann gegeben, wenn in dem Vertrage für die Erfüllung eine beftimmte Zeit nder eine beftimmte 
Friſt feftgefegt iſt. Die Abſicht der Parteien muß vielmehr dahin gegangen fein, daß bie 
Einhaltung der Zeit einen weſentlichen Beftandteil der Erfüllung bilden folle; e8 wird bier 
derſelbe Fall vorausgefegt wie im 8 376 des HGB. (MG. in DIE. 1902 ©. 393; RG. Bd. 51 
©. 347). Nicht vorausgefegt wird, daß die Leiftung, dadurch daß fie nicht zu der beftimmten 
Beit erfolgt, überhaupt unmöglih wird. In dieſem Falle finden vielmehr bie 88 323—325 
Anwendung (f. Erl. 5 zu 8 325). 

Liegt ein Vertrag der im 8 361 bezeichneten Art vor, fo ift das Rücktrittsrecht lediglich 
dadurch bedingt, daß bie betreffende Verbindlichkeit nicht zu ber beftimmten Seit oder Innerhalb 
der beftimmten Friſt erfüllt wird. Verzug des Schuldners ift nicht erforderlich. Iſt die Nichte 
erfüllung von dem Nüdtrittsberechtigten verjhuldet, fo wird man bie Wuslegungsregel des 
$ 361 nicht anwenden bürfen. Der 8 324 findet zwar feine Auwendung, weil in ifm voraus⸗ 
gefegt wird, daß bie Leiftung infolge eines von bem Gläubiger zu vertretenden Umſtandes 
unmöglid geworden fel, Fälle diefer Art aber nach dem obigen überhaupt nicht in Frage 
tommen. Der Rüdtrittsberehtigte würde aber gegen Treu und Glauben Handeln, wenn er in= 
folge der durch fein eigenes Verſchulden erfolgten Nichterfüllung ein Rücktrittsrecht ableiten 
wollte. Man kann alfo in diefem Falle dem Vertrage nicht die nad) 8 361 im Zweifel an⸗ 
zunehmende Auslegung geben (Staudinger, Exil. 3 zu $ 361; etwas anders Rehbein, Erl. 
10 zu 88 346—361). 

2. Auf den Nüdtritt und befien Folgen finden auch im Falle des 8 361 bie 88 346 ff. 
Anwendung. Der Aüdtritt kann erit erklärt werden, wenn die im der Erl. 1 bezeichneten Bor» 
ausfegungen eingetreten find. Eine im voraus für den Fall, daß jene Borausfegungen ein- 
teten, erfolgte Erklärung des Rüdtitts iſt unwirkſam. Dagegen dürfte der Rücktritt auch ſchon 
vor dem Eintritte der beftimmten Zeit zuläffig fein, wenn feititeht, daß die Erfüllung zu der 
beftimmten Zeit nicht mehr erfolgen faun (Schollmeyer, Erf. zu 8 361). Der Rüdtritt iſt 
nit an eine beſtimmte Frift gebunden; der Schuldner kann aber dem Nüdtrittsbereditigten 
nad Maßgabe des 8 355 eine Friſt fegen, nad deren unbenugtem Ablaufe das Rücktritts⸗ 
recht erliſcht. 

Nicht berührt durch 8 361 wird das Recht des Gläubigers, ſtatt von dem Rücktritis⸗ 
echte Gebrauch zu machen, Erfüllung und Schadenderfag wegen nicht rechtzeitiger Erfüllung 
zu fordern (anders nah HEB. 8 376). Die Forderung von Schadenserſatz fegt aber Verzug 
des Schuldners voraus. 
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Aritter Abſchnitt. 
Erlöjhen der Schuldverhältnifle. 


Dritter Abſchnitt. 


Unter bem Erlsſchen eines Echuldverhältuifies verſteht das BGB. die vollftändige Aufe 
hebung der dadurch begründeten Forderung. Ale Erlöfgungegründe wirken daher ipso jure. 
Über die Wirkung einer der Forderung entgegenftehenden Einrebe |. Bd. I ©. 53, Borbm. VII. 
Richt ſãmtliche Erlöfhungsgründe der Schuldverhältniffe werden in dem dritten Abſchnitt aufs 
geführt, fondern nur diejenigen, melde eine allgemeinere Bedeutung Haben und fi nicht ſchon 
aus anderen Vorſchriften ergeben. Es find dies die Erfüllung (erfter Titel 85 362—371), 
die Hinterlegung (zweiter Titel 88 372—386), die Aufrechnung (britter Titel 88 387—396), 
der Erlaß (vierter Titel 8 397). 

Im E.1$ 29 war als Erlöfgungsgrund noch ferner angeführt die Bereinigung 
von Forderung und Verbindlichkeit in derſelben Perſon. Bon der zweiten Kommifjion 
ift diefe Vorſchrift geftricden (B. II Bd. 1 ©. 376), weil fie, ſoweit fie richtig fet, fi aus dem 
Beien der Obligation von felbft ergebe und fi überdem aus den im Entwurfe gemachten 
Ausnahmen ableiten laſſe. Eine folche Ausnahme enthielt der E. I in den 88 1032, 1223, 
1866. Die erfigedachten beiden Paragraphen, in welchen beftimmt war, daß die Bereinigung 
einer dem Nießbrauch oder dem Piandredjt unterliegenden Forderung mit der Verbindlichkeit 
in einer Perſon nicht gegen die Nießbraucer oder Pfandgläubiger wirkte, find von ber zweiten 
Kommiffion als felbfiverftändlich geftrihen. Dem $ 1866 bes E. I entipricht der 8 2175 des 
BSH. In diefem wird beftimmt, daß, wenn der Erblafier eine ihm gegen den Erben zu= 
Hehende Forderung vermacht Habe, „bie bucch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit“ er⸗ 
loſchenen Recisverhältnifie in Unfehung des Bermächtnifies als nicht erloſchen gelten. Auch in 
dem von dem Geſanitſchuldverhältniſſe handelnden $ 425 Abf. 2 wird der Bereinigung ber 
Zorbderung mit der Schuld als einer Tatſache gedacht, die, obwohl fie regelmäßig das Erlöſchen 
be Echuldverhälmifies zur Folge hat, doch nur für und gegen den Gejamtihuldner wirkt, 
in befien Berfon fie eingetzeten iſt. Sachlich geht aljo das BGB. ebenjo wie ber E. I davon 
aus, daß ein Schuldverhältnis durch die Vereinigung von Forderung und Verbindlichkeit in dere 
felben Berfon erliſcht, foferm nicht befondere Umftände eine Ausnahme begründen (ſ. Schwebler, 
„Das Erlöfhen der Schuldverhältniffe durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit nad) 
bürgerlihem Recht“ 1897; Kretſchmar, Die Theorie der Konfufion, Leipzig 1899. 

Im €. I 5 292 war ferner beitimmt, daß das Schuldverhältnis nicht dur den Tod 
des Gläubigers oder des Schuldners erlöfche, ſofern ſich nicht aus bem Geſetz oder 
and dem Hechtögefhäft oder aus der Natur der Leiftung ein anderes ergebe. Auch biefe 
Vorſchrift iſt vom der zweiten Kommiffion geſtrichen (P. II Bd. 1 ©. 376f.), weil fie ſich aus 
den Grunbfägen des Erbrechts (88 1922, 1967) von felbft ergebe. 

Keine Vorſchriften enthält das BGB. über die Aufhebung eines Schuldvergältniffes durch 
eoncursus causarum lucrativarum (Windjheid-Kipp II 8 3438). Der Inhalt und 
Bwed des Schuldverhältnifies entſcheiden darüber, ob und unter welchen Borausfegungen auf dem 
durch jenen Ausdrud bezeichneten Wege eine Aufhebung des Schuldverhältniffes eintritt. Über 
Aufpebung eines Schuldverhältniffes durh Vertag f. Erl. zu 8 397. Über No⸗ 
vation f. Erl. zu 8 364. 

Die allgemeinen Redtsfäge über Aufhebung von Rechtöverhältnifien gelten felbftverftändlich 
ud für Schuldverhälmiſſe; fo insbefondere die Vorſchriften über die Wirkungen des Eintritts 
einer auflöfenden Bebingung oder eines Endtermins (88 158, 163). Über die Wirfung des 
Urteils f. Bd. I ©. 42 Vorbm. IV. Über die Einrede der Verjährung f. Bd. I ©. 366, Erl. 
zu z 222, 

Aus den allgemeinen Vorſchriften über Schuldverhältniſſe ergibt ſich, unter welchen Vor⸗ 
aufegungen ein Schuldverhältnis dadurch erliſcht, dab defien Erfüllung unmöglich wird 
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Erſter Titel, 
Erfüllung. 


$. 362. Das Schuldverhältniß erlifcht, wenn die geſchuldete Leiftung an ben 
Gläubiger bewirkt wird. 

Wird an einen Dritten zum Zwecke ber Erfüllung geleiftet, fo finden die 
Vorfchriften des $. 185 Anwendung. 


(88 275-279). Fur Schuldverältniffe aus Verträgen begründet ber Rüdtritt vom Bertrag 
einen Erlöfgungsgrund von allgemeinerer Bedeutung (38 346ff.). Für einzelne Schuldver« 
bältnifje ergeben fidh außerdem aus den dafür geltenden Vorfchriften befondere Erlöſchungs⸗ 
gründe. 


Erſter Titel, 


Anorbnung bed Stoffes. Die 83 362, 363 Handeln von der Wirkung und von bem 
Beweiſe der Erfüllung, die 38 364, 365 von ber Leiftung an Erfilllungsftatt. Die 88 366, 
367 enthalten Vorfchriften über den Fall, dab ber Schuldner dem Gläubiger aus mehreren 
Schuldverhältnifien zu gleichartigen Leiftungen verpflichtet if, da8 von ihm Geleiſtete aber nicht 
zur Tilgung ſämtlicher Schulden ausreicht. Die 38 368—371 Handeln von der Quittung und 
der Rüdgabe eines Schuldſcheins. 


$ 862. 
@, 1 88 263, 266: II 8 311 res. 8 356; 118356. P.I GE. 1373 ff., 193841., 3219 Mf., 3231, 6179, 6182, 11734f. 
MIT E. 80, Sal. P.IIBL.1 6.3337. 

Neißer, Der Vorbehalt des Bahlenden zc., in Grud. Bd. 34 ©. 275ff.; Eccius, in 
Gruch. 8b. 42 ©. 15 ff., 233 ff; Martinius, Die Vorbehaltszahlung, in Gruch. Bd. 47 ©. 760 ff.; 
Stölzel, Schulung für die civiliftifhe Praxis, Bd. 2 ©. 97; Liebknecht, Vorbehaltszahlung 
und Eventualaufrehnung 1899; Leonhard, Aufrechnung gegen eine Nichtihuld, i. Arch. f. 
Bürg. R, Bd. 21; Wieland, Die Ermächtigung zum Leiftungsempfang im Arch. f. civ. Pr. 
Bd. 95 ©. 161; Klein, Die Natur der cansa solvendi 1903; Klein, Die Natur der Erfüllung 
durch Herftellung bei Schadenserfagobligationen, im Sächſ. Arch. Bd. 14 ©. 314. 

1. Das Schulbverhältnts erliſcht jeinem Begriffe nach, wenn der Gläubiger badjenige er- 
Bält, was er Traft des Schuldverhältniſſes zu fordern berechtigt iſt ($ 241). Unter dem Aus» 
drude „Schulbverhältnis" wird bisweilen ein Rechtsverhältnis verftanden, durch welches mehrere 
Borberungen begründet werben. Eo wird z. B. bie Gefamtheit der durch einen Mietvertrag 
zwifhen dem Vermieter und ben Mieter begründeten obligatorifhen Beziehungen als das durch 
den Mietvertrag begründete Echulbverhältnis bezeichnet. Diefes Schuldverhältnis umfaßt die 
verſchiedenen Sorderungen, welche dem Vermieter gegen ben Mieter und diefem gegen jenen zu⸗ 
ftehen. Bei den hier in Frage kommenden Borfchriften wird der Ausdrud „Schuldverhäftnis“ 
in einem engeren der Vorſchrift des 8 241 entfprechenden Sinne gebraudt; e8 Handelt fi) dabei 
nicht um die Geſamtheit ber durch ein Rechtsverhältnis begründeten obligatorifchen Beziehungen, 
fondern um bie einzelnen aus dieſem Rechtsverhältnis entipringenden Forderungen; bei einem 
Mietverhältnis alfo z. B. bildet jede Forderung auf den fälligen Mietzins ein Schuldverhälinis 
im Sinne bes $ 362. 

2. Über die Erforberniffe der Erfüllung ift folgendes zu bemerken: 

a) Die gefhuldete Leiſtung muß bewirkt werden. Die allgemeinen Grundſätze dariber, 
was fraft eined Schulbverhältnifies gefchuldet wird, ergeben ſich aus ben Vorſchriften der erften 
beiden Abichnitte diefes Buches. Dazu tritt dann der Inhalt bes einzelnen Schuldverhältnifies. 
Geleiſtet werben muß der gefhuldete Gegenftand am rechten Orte und zur rechten Beit (88 269, 
270, 271). Geht die Verbindlichkeit auf Veräußerung eines Gegenftandes, fo muß biefer frei 
von Rechten beſchafft werden, die von Dritten gegen den Gläubiger geltend gemacht werden 
tönnen (38 433—445). Eine Teilleiftung braucht ber Gläubiger nicht anzunehmen (8 266). 
Nimmt er fie am oder iſt zur Bewirkung ber Leiftung eime Annahme des Glaubigers nicht er» 
forderlich (f. unter c), fo erliſcht das Schuldverhältnis nur in betreff des geletiteten Teiles. Ob 
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eine Leiſtung. die an einem anderen Orte als dem Erfüllungsort oder zu einer anderen als der 
beitimmten Zeit erfolgt, überhaupt noch als geſchuldete Leiſtung angeſehen werben kann, beſtimmt 
fich nach der Bedeutung, welche der Ort und bie Zeit nach dem Inhalte bed Schuldverbältnifies 
haben. Iſt die Leiftung, obwohl fie nit am rechten Orte ober zur rechten Zeit erfolgt, doch 
als Leiftung auf das Schuldverhältnis anzufehen, fo kann dadurch, daß fie nicht am rechten 
Orte und zur rechten Zeit erfolgt, ein Aufpruch auf Schadenderfag gegen den Schulbner ent» 
fichen. Das Ehuldverhältnis exrftredt fi in folhem Falle auf die Verbindlichkeit zum Schadens» 
erſatz; es erliſcht alfo durch die Leiſtung an einem anderen ald dem beftimmten Orte oder zu 
einer anderen als ber beftimmten Zeit nur teilweife, fofern nicht zugleich der Schadenserſatz ger 
leitet wird. 

b) Die Leiftung muß zu dem erklärten oder aus den Umftänden erhellenden 
Zwede erfolgen, die Verbindlichkeit zu erfüllen. Dieſes Erfordernis ift in dem 8 362 
nicht ausdrũcklich ausgefprochen, bürfte fi aber aus den Worten „gefchuldete Leiftung“ und aus 
dem Weſen der Erfüllung ergeben. Erfolgt die Leijtung z. B. im ber Abſicht zu ſchenken, fo 
wird die Verbindlichkeit nicht erfüllt; es ift zwar eine Leiftung derfelben Art wie diejenige, auf 
welche das Schuldverhältnis gerichtet war, aber es ift nicht die gefhuldete Leiitung bewirkt. Das 
Schuldverhältnis kann möglicherweife infolge einer folhen Leifiung deshalb erlöjchen, weil die 
Leitung nicht zweimal erfolgen kann, fo 3. B. wenn bie Verbindlichkeit auf Übertragung des 
Eigentums an einer beitimmten Sache gerichtet it. Dem Gläubiger, welcher das Eigentum be 
reits ſchenkweiſe erworben hat, kann dasſelbe nicht mehr Übertragen werben. Das Erlöjchen des 
Schuldverhältniſſes tritt in folhem Falle aber nicht infolge der Erfüllung, fondern infolge ein⸗ 
getretener Unmöglichkeit ber Erfüllung ein (8 275); die Folgen find dementiprechend, insbeſondere 
bei gegenfeitigen Verträgen ($ 323), weſentlich verſchieden. Die prattiihe Bedeutung des bier 
fraglichen Erforderniſſes tritt insbefondere dann hervor, wenn die Leiftung nicht durch dem 
Schuldner, fondern durd einen Dritten erfolgt (f. unter g). 

c) In der gemeinrechtlichen Theorie iſt beftritten, ob zu der Erfüllung erforderlich tft, 
daß der Gläubiger die Leiftung als zum Zwede der Erfüllung erfolgen ans 
nimmt, ob alfo ein Erfüllungsvertrag erforderlich ift (f. 3. B. Kohler, Iherings Jahrb. Bd. 17 
S. 262; Klein a. a. D.). Eine ausdrüdliche Entfheibung diefer Frage findet fich in dem BGB. 
nit; ihre Löfung fol nad M. II ©. 81 der Wiſſenſchaft überlafien werden. Auf folgende Punkte 
iſt in dieſer Beziehung hinzuweiſen: Manche Leifrungen, und zwar die praktiſch wichtigften, können 
nur erfolgen, wenn der Gläubiger fie annimmt. Dies ift insbefondere der Fall, wenn bie Verbind⸗ 
fijkeit auf Zahlung von Geld oder auf Übertragung des Eigentums an anderen Sachen gerichtet ift. 
Die gefchuldete Leiftung kann bier nur duch Vertrag mit dem Gläubiger bewirkt werden. Nimmt 
der Gläubiger den ifm von dem Schuldner gemachten Vertragdantrag nicht an, jo kommt er in 
Berzug der Annahme (88 293 ff.), die Verbindlichkeit des Schuldners erliſcht aber durch das 
Angebot nit. Im anderen Fällen iſt zwar nicht eine Annahme der Leiftung von feiten des 
Glänbigerd, aber doc eine Mitwirkung desſelben erforderlich, fo z. B. bei der Verbindlichkeit zu 
Dienften, die nad) Maßgabe einer von dem Dienftberechtigten zu erteilenden Anweiſung erfolgen 
folen. Es gibt aber auch Verbindlicteiten, welche der Schuldner ohne jede Mitwirkung des 
Glänbigers, ja ohne daß dieſer etwas davon weiß, erfüllen kann. Dies ift z. B. der Fall bei 
der durch Auftrag oder Dienftvertrag begründeten Verbindlichkeit, eine beftimmte Handlung vor- 
äumehmen, zu welcher ihrer Natur nad eine Mitwirkung des Gläubiger nicht erforderlich. 
vielleicht nicht einmal möglich ift; ebenfo bei der Verbindlichkeit, ein Recht aufzuheben, zu defien 
Aufpebung die einfeitige Erklärung bes Schuldners erforderlich tft und genügt (f. 3. ®. 8 875), 
fowie bei allen Verbindlichteiten auf Unterlafjung. In den Fällen ber legtgebadhten Art noch 
eine Buftimmungderffärung des Gläubigers zu erfordern, würde der natürlihen Auffafiung des 
Berhättniffes widerfprechen. Der Gläubiger hat durch die betreffende zum Bwede der Erfüllung 
der Berbindlichleit vorgenommene Handlung alles erlangt, worauf ex Anſpruch hatte; nad; ber 
Natur des betreffenden Schuldverhältniffes war zu deſſen Erfüllung nur die Vornahme der be 
treffenden Handlung, nicht die Annahme oder auch nur die Kenntnis des Gläubigers erforderlich 
Zweifelhaft ift die Frage in denjenigen Fällen, in welchen bie Leiftung nur durch einen Vertrag 
mit dem Gläubiger bewirkt werden faın. Wird die auf eine ſolche Leiftung gerichtete Ber: 

bindlichleit dadurch erfüllt, daß ber betreffende Vertrag geſchloſſen wird, oder iſt außerdem 

rjorderlich, daß beibe Teile ſich einverfianden erflären, daß der Vertrag zum Zwecke der Erfüllung 

der Verbindlichleit abgeſchloſſen werde? Praktif wird bie Frage ſich zwar regelmäßig dadurch 

erledigen, dab, wenn der Schuldner dem Gläubiger zu erkennen gibt, daß ex bie Leiftung, d. 5. 
Blond, Kommentar 3. BGB. Bd. IL 3. Auflage. 14 


216 LII. Abſchnitt: Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 


bier alfo den Abſchluß des Vertrags, zum Bivede der Erfüllung der Verbindlichkeit bewirle, der 
Gläubiger, wenn er auf den Abſchluß des Vertrags eingeht, alfo z. B. wenn er das zum Zwecke 
der Erfüllung einer Geldſchuld angebotene Geld annimmt, ſich hierdurch auch mit dem gedachten 
Zwecke eimverftanden erllärt. Es find indefien aud Fälle denkbar, in welchen zwar über den 
Vertrag ſelbſt Einverftändnis befteht, nicht aber Über den Zweck besfelben. Der Schuldner 
überfendet 3. 8. dem Gläubiger einen feiner Schuld entſprechenden @elbbetrag durch Poſt⸗ 
anweiſung. Auf diefer ift nur der Name der Abſenders, nicht der Zwed der Sendung vermerkt. 
In einem daneben an ben Gläubiger abgefandten Briefe erklärt der Schuldner dem Gläubiger, 
daß bie Überjendung des @eldes zum Zwede der Bahlung ber betreffenden Schuld erfolge. Der 
Brtef geht dem Gläubiger zu (8 130), fommt aber aus irgendwelchem Bufalle nicht zu befien 
Kenntnis. Der Gläubiger, der vielleicht die fragliche Schuld gar nicht fennt, glaubt, daß ihm 
dad geſandte Geld gefchenft werden folle, und nimmt es als ſchenkweiſe gezahlt an. Der zur 
Bewirkung ber Leiftung exforderlihe auf Geben und Nehmen des Geldes gerichtete dingliche 
Vertrag wird bier, fofern nicht im einzelnen alle das Einverfländnis zum Zwecke der Erfüllung 
als eine dem Angebote binzugefügte Bedingung aufzufafien iſt, als gefchlofien anzufehen fein; 
über den Zwed befteht aber fein Eimverjtändnis. Je nachdem man das Einverjtändnis des 
Glaubigers mit ber von dem Schuldner durch den Vertrag bezwedten Erfüllung verlangt oder 
nicht, find die Folgen verjchieden. Nimmt man das erftere an, fo ift die Schulb nicht getilgt, 
und der Gläubiger ift verpflichtet, ba8 empfangene Geld nad den Vorſchriften über die Heraus- 
gabe einer ungerechtfertigten Bereiherung Herauszugeben (85 812 ff.). Die beftehen gebliebene 
Forderung und bie Forderung des Schuldners auf Herausgabe des gezahlten Geldes können 
dann zwar gegeneinander aufgerechnet werden, und jeder Teil ift zu biefer Aufrechnung berechtigt. 
Ob die erjtere Forderung durch die Aufrechnung aber vollftändig getilgt wird, hängt, da bie 
Verpflichtung des Gläubigers zur Rüdzahlung infoweit ausgeſchlofſen wird, als er nicht mehr 
bereichert ift (8 818 Abſ. 3), davon ab, ob die Bereicherung noch befteht oder nicht. Überdem 
laufen, wenn bie Schuld eine verzinslihe war, die Binfen bis zur Aufrechnung weiter. Iſt 
dagegen dad Einverftänbnis des Gläubiger mit dem Bmwede der Erfüllung nicht erforderlich, fo 
ift in dem gedachten Falle bie Echuld durch die Zahlung getilgt. Für bie lehtgedachte Auffaflung 
fcheint der Wortlaut des 8 362 zu fprechen. Erfordert wird nur, daß die gefchuldete Leiftung 
an den Gläubiger bewirkt wird. Dies ift durch die Zahlung des Geldes ar den Gläubiger 
geichehen. Ein Mehrere zu erfordern, ſcheint um fo bedenklicher, ald bei manden Berbindlichs 
teiten, wie oben hervorgehoben wurde, es unzweifelhaft genügt, daß bie geſchuldete Leiftung 
zum Bwede der Erfüllung bewirkt wird, ohne daB es darauf ankommt, ob ber @läubiger die 
Leiſtung als Erfüllung annimmt. Auf der anderen Seite läßt fi geltend machen, daß bie 
beiondere Natur einer Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung der Abſchluß eines Vertrags mit dem 
Gläubiger erforderlich ift, eine abweichende Behandlung erfordere. Der Gläubiger fol in Fällen 
biefer Art die Möglichkeit Haben, darüber zu entſcheiden, ob und wann er bie geſchuldete Leifiung 
annehmen und dadurch das Erlöſchen bes Schuldverhältnifies herbeiführen will. Er kann durch 
die Ablehnung der Leiftung in Verzug ber Annahme kommen; aber ohne feinen Willen foll das 
Schuldverhältnis dur Erfüllung nicht erlöfchen können. Diefes Recht würde dem Gläubiger 
entzogen werden, wenn eine Leitung deöhalb, weil er fie annimmt, auch dann als Erfüllung 
gelten würde, wenn er nicht gewußt hat, daß fie zum Bwede der Erfüllung gemacht wird. Der 
Wortlaut bes $ 362 ſpricht zwar nicht für eine folde Unterfheidung zwiihen ben verſchiedenen 
Arten der Verbindlichkeiten, dürfte ihr aber doch auch nicht direkt entgegenftehen. Wie nad) 
bem oben unter b Gefagten, obwohl der Wortlaut des Geſetzes darüber nichts enthält, doch 
immer zu erfordern ift, daß bie Leiftung zum. Zmede der Erfüllung erfolgt, fo wird man es 
aud nicht fiir unzuläffig erachten können, das Erfordernis bes Einverftändnifies des Gläubiger 
mit dem auf Erfüllung gerichteten Zwecke für folde Fälle anzunehmen, in welden bie Natur 
der betreffenden Verbindlichteit dies erheifht. Gegen dieſe Auffafiung dürfte fih auch nicht 
geltend machen lafien, daß nad 8 366, falls der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren 
Schuldverhältnifien zu gleihartigen Leiftungen verpflichtet ift und das von ihm Geleiftete nicht 
zur Tilgung ſämtlicher Schulden ausreicht, die von dem Schuldner bei der Leiftung getroffene 
Beftimmung barüber enticheidet, welche Schuld getilgt iſt. Es handelt ſich Hierbei um einem 
befonberen Fall, ans defien Regelung man nicht auf ein allgemeines Prinzip fchließen barf. 
Eine eingehendere Erörterung der ganzen Frage ift bier nicht möglid. Die für das Erfordernis 
des Einverftändnifies des Gläubigers bei Werbindlichfeiten der hier fraglichen Art ſprechenden 
Gründe dürften überwiegend fein. Diefer Auffafiung entſpricht e8 auch, baß das BGB., wie in 
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Band I ©. 185 IX, 4 dargelegt ift (f. Bd. I S. 243 Erl. 1, 2 zu 8 435), als Verfügung über 
eine Forderung auch die Annahme der Leiftung von feiten des Gläubigers betrachte. Endlich 
ſprich dafür auch der Abf. 2 des 8 362 (f. unter f). 

4) Ob die Erfülung Geſchäftsfähigkeit des Schuldners und des Gläubigers 
voransjebt, hängt von dem Inhalte der zu bewirkenden Leifiung ab. Erfordert biefe einen 
Bertrag zwifchen den Parteien, fo kommt ein ſolcher nicht zuftande, wenn ber Gläubiger oder 
der Schuldner gefhäftsunfähig iſt. Iſt der eine oder der andere in ber Geſchäftsfähigkeit be 
ihräntt, fo ift die Einwilligung oder Genehmigung bes gefeglichen Vertreters erforderlich; es 
gilt dies auch für den Gläubiger, weil er durch die Unnahme über bie Forberung verfügt, 
dadurch alfo nicht lediglich einen vechtlichen Vorteil erlangt (3 107). Erlöſchen des Schuldver- 
hältnifies durch Erfüllung tritt alfo nicht ein, wenn bei einem ber "beiden Teile die erforderliche 
GSeihäftsfähigkeit fehlt. Hat Indefien der Gläubiger durch bie Leiftung von feiten eines Geſchäfts⸗ 
unjähigen oder in der Gejhäftsfähigfeit beſchränkten Schuldners lediglich dasjenige erhalten, was 
er nah dem Inhalte des Schuldverhältnifies zu fordern hatte, fo fteht ihm gegen die Zurück⸗ 
forderung des Geleifteten eine exceptio doli zu. Dies gilt 5. B., wenn eine vermietete oder 
verliehene Sache dem Bermieter oder Berleiher von dem Mieter ober Entleiher nad) Beendigung 
des Schuldverhältnified zurüdgegeben wird. Der Vermieter oder Verleiher Hat Hier, wenn der 
Schuldner geihäftsunfähig war, den Beſitz nicht durch Einigung mit bemfelben erlangt; Erfüllung 
der Berbindlickeit liegt alfo nicht vor, aber trozdem kann er den Anſpruch auf Wiebereinräumung 
des Befigeö wegen ungerecifertigter Bereicherung mit der Einzede zurlicweifen, daß der Schuldner 
gegen Trem und Glauben handelt, wenn er basjenige zurlidforbert, was er doch fofort auf Grund 
des Schuldverhältnifies wieder leiften müßte. Dasfelbe gilt aud, wenn eine verlaufte Sache 
von dem geichäftsunfähigen oder in ber Beichäftsfühigleit beſchränkten Verkäufer bem Käufer 
übergeben wird. Das Eigentum der verlauften Sache geht Hierdurch nicht Über, der Verkäufer 
bleibt noch verpflichtet, dasſelbe zu übertragen. Auch die Verpflichtung zur Übergabe der Sache 
it im Ermangelung einer Einigung nicht erfüllt, aber der Verkäufer kann von dem Käufer doch 
die Zurüdgabe der Sache wegen der ihm nad) bem obigen zuftehenben exceptio doli nicht fordern. 

Iſt der Gläubiger bei der Annahme der Leiftung als Erfüllung geihäftsunfähig oder in 
der Geihäftsfähigkeit beſchränkt, fo erliſcht das Schuldverhältnis nicht. Man wird indefien auch 
bier mit Nüdfiht anf Treu und Glauben infoweit eine Modifitation anerfennen müflen, als ber 
Gläubiger die Forderung nicht mehr geltend machen fanın, wenn und foweit der geſetzliche Vers 
treter bes Gläubigerd daS Geleiftete erhalten hat. Iſt bie nicht geſchehen, jo hat der Schuldner 
einen Anfpruch auf Rüdgewähr bes Geleifteten nach den Borfchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung unb kann biefen Anſpruch gegenüber bem dem Gläubiger ver- 
bliebenen Anſpruch ans dem Schuldverhältnifie zur Aufrechnung bringen, wenn die beiderfeitigen 
Anſprũche fich Hierzu eignen. 

Anders liegt das Verhältnis, wenn bie Erfüllung feinen Vertrag unter den Parteien fordert. 
Bebarf es zu der Erfüllung einer einfeitigen Willenserklärung des Schuldnerd wie 5.8. in dem 
Falle, daß der Schuldner zu der Aufhebung eines dinglichen Rechtes an einem Grundftüde ver 
pflichtet ift, jo bleibt das Schuldverhältnis unverändert beftehen, wenn die von dem Schuldner 
abgegebene Willenserflärung wegen Geſchäftsunfähigkeit oder befchränkier Geſchäftsfähigleit un⸗ 
wirtſam ift. Begründete das Schuldverhältnis nur eine Verpflichtung zu tatſächlichen Leiftungen, 
3 B. zu gewiffen Dienften, fo erlifcht das Schulbverhältnis durch Erfüllung, wenn die geſchuldeten 
Reiftungen von bem Schuldner bewirkt werden,’ mag berfelbe geſchäftsfühig oder gefhäftsunfähig 
fein. Ebenfo ift e8 in Fällen diefer Art gleichgültig, ob ber Gläubiger geſchäftsfähig oder 
geihäftsunfähig iſt, fofern nur die Leiftungen in ber Art bewirkt werben, wie das Schuldver- 
hältniß beftimmt. 

0) Die Leitung muß, wenn fie eine Mitwirkung des Gläubigers erfordert, 
regelmäßig an diefen oder an feinen Vertreter erfolgen. ine von bem Schuldner 
dem Gläubiger gegenüber abzugebende Willenserklärung bat, wenn fie einem Dertreter des 
Glänbigerö gegenüber erfolgt und diefem bie Vertretungsmacht zufteht, diefelbe Wirkung wie die 
Erklärung gegenüber dem Gläubiger felbft (8 164 Ubf. 3). Steht dem Vertreter die Vertretungd- 
macht nicht zu, fo finden, wenn es fi um einen Vertrag Handelt, die Vorfchriften des 8 177, 
wenn es fi um ein einſeitiges Rechtsgeſchäft handelt, bie Vorichriften des 8 180 Satz 3 An⸗ 
wendung. Beſteht die Leiſtung in dem Abſchluß eines Vertrags, z. B. in ber Veräußerung eines 
Gegenftandes, fo lann der Vertretene dem Vertrag nur in der Urt, in welcher er angetragen ift, 
alſo ala zum Zwecke der Erfüllung abgefhlofien, genehmigen; er kann ben Vertrag felbft und 
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befien Zwed nicht von einander trennen, kann aljo z. B. nicht, die Übertragung des Eigentums 
genehmigen, bie ®enehmigung zu der Vereinbarung, daf die Übertragung zum Bmwede der Er—⸗ 
fülung erfolge, verweigern. Die Genehmigung muß für beide zufammen erklärt oder verweigert 
werden. Das Verhältnis liegt Hier ebenfo wie bei der Genehmigung ber von einem Minder- 
jährigen erfolgenden Annahme der Übertragung eines gefchuldeten Gegenftandes von feiten des 
gefeglihen Vertreters. 

Ob eine Vollmacht fi auf die Annahme der Erfüllung einer Verbindlichkeit bezieht, befttmmt 
fi nad) dem Inhalte und Zwecke der Vollmacht. Eine Generalvollmacht bezieht ſich regelmäßig 
auch hierauf. Die Prozekvollmaht ermächtigt den Prozeßbevollmächtigten nad CPO. 8 81 nur 
zur Empfangnahme der Koften des Rechtsſtreits, nicht des Streitgegenftandes ſelbſt. Der mit ber 
Biwangsvollfiredung beauftragte Gerichtsvollzieher gilt nach CPO. 8 754 als zur Empfangnahme 
ber geichuldeten Leiſtung ermächtigt. Über die Ermächtigung des Überbringers einer Duittung 
zur Empfangnahme der Leiftung, über welche die Quittung ausgeftellt tft, f. Exl. zu 8 370. 

1) Bird die Leiftung zum Zwecke der Erfüllung an einen anderen als den 
Gläubiger oder beffen Vertreter bewirkt, fo finden nad 8 362 Abf. 2 die Vorſchriften 
des 8 185 Anwendung. Die Annahme der Leiftung wird als eine Verfiigung über die Forderung 
angefehen. Bu einer ſolchen berechtigt ift mur der Gläubiger. Nimmt ein anderer als ber 
Gläubiger die zum Zwecke ber Erflilung erfolgende Leiftung an, fo verfügt ex unberechtigtermwetfe 
über bie Forderung. Diele Verfügung ift aber wirlſam, wenn der Gläubiger feine Einwilligung 
dazu erteilt; fie wirb wirlſam, wenn ber Gläubiger fie genehmigt oder die fonftigen in dem $ 185 
bezeichneten Umſtände eintreten (f. Exl. zu 8 185). 

Der E. I 3 266 beichränkte die Vorſchrift auf den Fall, daß der Gläubiger in die Leiftung 
an ben anberen einwilligt oder fie genehmigt. Die Anwendung auf bie beiden anderen in dem 
8 185 beitimmten Fälle, daß der Verfügende den Gegenftand ber Leiftung erwirbt oder daß er 
von dem Berechtigten beerbt wird, wurbe für bedenklich erachtet, weil der Schuldner, ber gegen 
den Nichtberechtigien, an melden er geleitet, nur einen Anfprud auf Herausgabe ber Bes 
reicherung habe, durch die Konvaleszenz einen nicht gerechtfertigten Vorteil erlange. Die zweite 
Kommilfion glaubte, dab der ben Vorfchriften des 8 185 zugrunde liegende Gedanke dazu nötige, 
jene Beſchränkung fallen zu laſſen. Die zum Zwecke der Erfüllung an einen anderen als den 
Gläubiger bewirkte Leiftung wird alfo auch dann wirkfam, wenn ber andere bie betreffende 
Forderung erwirbt oder wenn er von bem Gläubiger beerbt wird und biefer für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten unbeſchränkt haftet. Die Anwendung bes 8 185 ſetzt voraus, daß es fi) um 
eine Leitung handelt, zu deren Bewirtung die Annahme des Gläubigers erforderlich ift. Iſt 
eine Unnahme bes Gläubigers nicht erforderlich, jo bedarf es des Hinzutritt3 der in dem 8 185 
bezeichneten Umftände nicht, um die Letftung wirkſam zu machen; benn in biefem alle ift die 
Leiftung, wenn fie überhaupt bewirkt ift, auch an den Gläubiger bemirkt. 

Keine Vorschrift enthält das BGB. über den solutionis causa adjectus. Aus den 
Umftänden des einzelnen Falles ift zu entnehmen, wie eine Vereinbarung zu beurteilen ift, durch 
welche die Leifiung an einen anderen als den Gläubiger filr zuläffig erklärt ift. Die Vereinbarung 
ann die Bedeutung Haben, dab der Dritte Vertreter bed Gläubigers in betreff der Empfangs 
nahme der Leiftung fein fol; fie kann aud) ben Sinn haben, daß die Leiſtung an den Dritten 
in betreff der Erfüllung als gleihwertig mit ber Leiftung an ben Gläubiger behandelt werben 
fol. Die rechtlichen Folgen ergeben fi, je nachdem das eine oder das andere beabfichtigt ift, 
aus dem Inhalte der Vereinbarung feldft. Iſt die Beitimmung, daß bie Leiftung ftatt an dem 
Gläubiger an den Dritten erfolgen könne, wie regelmäßig der Hall fein wird, im Intereſſe bes 
Schuldners getroffen, fo kann der Gläubiger fte einfeitig nicht ändern, fofern nicht bie Anderung 
wegen bes Eintritts beſonderer Umſtände, z. B. weil ber Dritte in Konkurs geraten iſt, dem 
Gläubiger als nad) Treu und Glauben geftattet angefehen werden muß (Enneccerus: Lehmann I 
8 207 2). 

Steht einem Dritten der Nießbrauch oder ein Pfandrecht an einer Forderung 
zu, fo beftimmt ſich nach dem für dieſe Rechte geltenden Vorſchriften, ob und unter welden 
Boransfegungen das Schuldverhältnis dadurch erlifcht, dab die geſchuldete Leiitung ftatt an dem 
Gläubiger an den Dritten bewirkt wird (88 1074, 1076—1079, 1281, 1282, 1284, 1291). 

Über die Fälle, in welchen der gutgläubige Schuldner durch bie Leiftung an einen 
anberen als ben Gläubiger befreit wird, f. die 33 407—409. Über andere Fälle, in 
denen der Schuldner durch die Leiftung an einen anderen als an ben Gläubiger befreit wirb 
ſ. 88 808, 851, 2367. Daß dem Gläubiger, wie nach gemeinem Rechte angenommen wird, eine 
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excoptio doli auch dann entgegenftehe, wenn ber Dritte, an welchen der Schuldner geleiftet hat, 
das Geleiftete an den Gläubiger herausgegeben hat, oder wenn er ein Gläubiger des Gläubigers 
if und fein Interefie Hat, die Leiftung nicht als an ſich erfolgt anzufehen, dürfte fich nach dem 
BGB. nicht rechtfertigen laſſen (a. A. Enneccerus⸗Lehmann I 8 207 IV 4); bie Vorſchriften 
über Gejchäftsfügrung ohne Auftrag und Über Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
werben in Fällen biefer Art genügen, um zu einem ber Gerechtigleit entiprecyenden Ergebnifie 
zu gelangen. 

8) Hat nad dem Inhalte des Schuldverhältnifies der Schuldner in Perſon zu Ieiften, fo 
it die gefchuldete Leiftung nur bewirkt, wenn fie durch den Schuldner in Perfon bewirkt wird. 
Ju allen anderen Fällen kann die Leiftung auch durch einen anderen als ben 
Schuldner erfolgen ($ 267). Ob die Leiftung von dem Gläubiger abgelehnt werden lann, 
beftimmt ſich nad) den Vorſchriften der 38 267 Abi. 2, 268. 

In verfchiedenen Fällen hat die Befriedigung des Gläubigers durch einen anderen als ben 
Schuldner nicht die Wirkung, dab das Schulbverhältnis erliſcht, vielmehr geht die Forderung auf 
denjenigen über, welcher bie Befriedigung bewirkt hat, jo 3. B. in den fällen ber 88 268 Abf. 3, 
774 Abſ. 1, 1143 Abf. 1, 1225. Die Befriedigung des Gläubiger wird hier nicht als Erfüllung 
angefehen, fonbern bildet die Worausfegung, unter welcher kraft bed Geſetzes die betreffende 
Forderung auf den Befriebigenden übergeht. 

Befondere Vorfchriften gelten fir den Fall ber Vefriedigung eines Hypothekengläubigers 
(f. insbefondere die 88 1143, 1163, 1164, 1173, 1174, 1182). 

8. Über die Bebentung und Wirkung eines von dem Schuldner bei der Leiflung er- 
Härten Borbehalts befteht Streit; vgl. über die verſchiedenen Anfichten die im Eingang an= 
geführten Schriften. Der Vorbehalt kann einen verfchiedenen Sinn Haben. Es ift möglid, 
dak der Schuldner dadurch nur hervorheben will, daß er nicht ſicher ſei, ob die Schuld beftehe. 
Er will trogbem zum Zwede ber Erfüllung der Schuld leiften, aber fich vorbehalten, da8 Ges 
leiftete nach den Vorſchriften über bie Herausgabe einer ungeredtfertigten Bereicherung (88 812 ff.) 
für den Fall zurüdzufordern, daß bie Schuld nicht beftehen jollte. Der Vorbehalt hat hier 
aur die Bedeutung einer Verwahrung dagegen, daß er bei ber Leiftung gewußt babe, daß die 
Schuld nicht beftehe ($ 814). Der Sinn bes Vorbehalt kann aber auch dahin gehen, daß 
der Schuldner nur unter der Bedindung zum Bmwede der Erfüllung leiſte, daß die Schuld 
wirklich beſtehe. Der Gläubiger hat in folhem Falle das Geleiftete folange sine causa, als 
nicht feftfteht, daß die Schuld wirklich beftanden hat. Der Vorbehalt kann möglicherweife auch 
noch weitergehen und wenn die Schuld auf Übertragung des Eigentums geht, die Bedeutung 
haben, daß der Übergang des Eigentums dadurch bedingt fein foll, dab die Schuld wirklich 
beitehe. Die wichtigſten Verſchiedenheiten der praktiſchen Folgen, melde ber Vorbehalt hat, je 
nachdem er in dem einen oder anderen Sinne gemeint ift, find folgende: Bei der erſtgedachten 
Auffafiung kann der Schuldner, wenn die Schuld nicht beftand, nach Maßgabe der allgemeinen 
Grundſätze über die condictio indebiti zurüdfordem; er muß dann bemeifen, daß bie Schuld 
nicht beitanden babe, wogegen dem Gläubiger der Beweis ofienjieht, daß ber Schuldner bei 
der Leiftung das Nichtbeftehen der Schuld gekannt Habe (f. Erl. zu 8 814). Wegen eines in 
diefem Sinne gemachten Vorbehalts kann der Gläubiger die Leiftung nicht zuridweifen, denn 
der Vorbehalt ändert nichts an den Folgen, welche aud ohne ihn kraft des Geſetzes eintreten. 
Dem Gläubiger wird nur das Recht einzuräumen fein, auf Feſtſtellung des Beſtehens der 
Schuld zu Magen, weil er infolge des Vorbehalts ein befonderes rechtliches Interefie an diefer 
Feſtſtellung Hat. Ein Leiftungsaniprud; gegen den Schuldner auf Anerkennung ber Schuld dürfte 
ihm nicht zuftehen, weil der Inhalt einer Schuld nur auf Leiftung des Gegenftandes der Schuld, 
nicht auf Anerfennung der Schuld geht. Iſt der Vorbehalt in dem obengedachten zweiten 
Einne gemeint, fo Hat der Gläubiger daß Geleiftete sine causa, folange nicht feftiteht, dab die 
Schuld wirklich beftand. Fordert ber Schuldner das Geleiftete zuriid, ſo braucht er nur zu 
beweifen, daß er die Leiftung unter dem Vorbehalt in dem gedachten Sinne gemacht habe. 
Dem Gläubiger liegt dann der Beweis, daß die Schuld beftanden Habe, ebenfo ob, wie wenn 
er auf Erfüllung Magte. Bet diefer Auffaffung braucht der Gläubiger eine Leiftung unter 
Vorbehalt nicht anzunehmen; denn er kann unbebingte Leiftung zum Zwecke der Erfüllung 
fordern ımd diefe erhält er durch die Leiftung unter dem Vorbehalt in dem Hier gemeinten 
Sinne nicht. Auf die verſchiedenen juriſtiſchen Konftruftionen, welche dem Vorbehalte bei der 
zweiten Auffaflung gegeben werden, foll bier, da fie ſämtlich praftifch zu den oben gedachten 
Folgen führen, nicht eingegangen werben. Wird bei bem Vorbehalt ausdrüclich erflärt oder 
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8. 363. Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung angebotene Leiftung 
als Erfüllung angenommen, fo trifft ihn die Beweislaſt, wenn er die Leiftung 
deshalb nicht als Erfüllung gelten laſſen will, weil fie eine andere als Die 
geichuldete Leiſtung oder weil fie unvollftändig geweſen fei. 


ift unter Beriidfihtigung der Umftände bes einzelnen Falles durch Auslegung zu entnehmen, 
in welchem Sinne er gemeint ift, fo ift diefer Sinn ſelbſtwerſtändlich zugrunde zu legen. Es 
fragt ſich aber, welcher Sinn dem Vorbehalte beizulegen ift, wenn die Wuslegung im einzelnen 
Falle fein beftimmies Rejultat ergibt. In folhem Falle dürfte die obengedadhte erſte Auf- 
faflung zugrunde zu legen fein. Es läßt fich dagegen zwar einwenden, daß bei ihr der Vor⸗ 
behaft eine rechtliche Bedeutung überhaupt nicht hat, weil es troß desſelben lediglich bei dem- 
jenigen bfeibt, was auch ohne ihn Mechtens fein witrde. Aber diefer Einwand dürfte nicht 
begründet jein. Im praftifhen Leben werben fehr Häufig Vorbehalte oder Berwahrungen 
lebiglich zu dem Zwecke gemacht, um eine Deutung auszuſchließen, aus welcher eine Abweichung 
von ben geieglichen Folgen einer Willenserflärung gefolgert werben könnte. Der natürlichen 
Auffafiung dürfte e8 aber am meilten entiprechen, daß der Schuldner fich bei der Leiſtung unter 
Vorbehalt nur das Recht ſichern will, dad Gelelitete nad den Vorſchriften über die condictio 
indebiti für den Fall zurüdzufordemn, daß er das Nichtbeftehen ber Schuld beweiſen könne. 
Die juriftifh tomplizierte Bedeutung, welche ber Vorbehalt nad der obengedadten zweiten 
Auffafiung Haben fol, liegt der Auffafiung des Verkehrs gewiß ferner ald bie hier vertretene 
Auffaffung. Auf diefem Standpuntte jteht au wohl NG. Bd. 7 ©. 184, 186, welches (aller 
dings auf Grund des preuß. Landrechts), dem Schuldner, der das unter Vorbehalt Geleiſtete 
‚zurldjordert, den Beweis auferlegt, daß die Schuld nicht beftanden Habe, 

Hat der Schuldner auf Grund eines vorläufig bollftredbaren Urteils geleiftet (CPO. 
8 717; vgl. auch 88 802, 540, 541, 599, 600, 780), fo ergeben fich die Folgen, wenn das 
Urteil aufgehoben wird, aus ben betreffenden gefeglihen Vorſchriften; die Beweislaſt in betreff 
des Beſtehens der Schuld in dem ferneren Verfahren wird durch die Leiftung nicht geändert, 
fie liegt alfo dem Gläubiger ob und dies auch dann, wenn die Leiftung etwa ausdrücklich unter 
Vorbehalt gemadt ift. Handelt es fih um eine Schuld, melde im abminiftrativen Wege ein» 
gezogen werben kann, wie 3. ®. in betreff der Entrichtung von Stempel und iſt bie Zurüd- 
forderung des Geleifteten im Wege des Prozeſſes zuläffig, fo wirb ebenfalls durch die Leitung, 
mag fie freiwillig oder auf Grund ber Bwangsvollitredung im Verwaltungsweg erfolgen und 
mag dabei ein Vorbehalt erklärt fein oder nicht, die Beweislaft nicht geändert. Der Gläubiger 
bat alfo das Beſtehen der Verbindlichkeit zu beweiſen (KG. Bd. 26 ©. 46; Bd. 30 ©. 173). 


& 368. 
€.18 367; I1 8 312 ven. 8 357; II 8 357. P.IE.663N.: PR.TTE. 2041. PITBE1 6.6367. 


1. Umkehrung ber Beweislaft im Falle der Annahme der als Erfüllung angebotenen 
Beiftung. Der Schuldner, welcher das Erlöfchen des Schuldverhältnifies durch Erfüllung geltend 
macht, hat zu beweifen, daß ex die gejchulbete Leiftung quantitativ und qualitativ im folcher 
Art bewirkt hat, wie fie gejchuldet war. Nach 8 363 fol fich die Beweislaft umkehren, wenn 
der Gläubiger die ihm als Erfüllung angebotene Leiſtung als Erfüllung angenommen hat 
Die Annahme al3 Erfüllung kann möglicherweile eine weitergehende Wirkung haben; fie kann 
einen Verzicht auf Mängel der Leiltung enthalten. Dies wird indefien nur dann anzunehmen 
fein, wenn der Gläubiger die Mängel ber Leiftung tannte (vgl. über die verfchiedenen hier in 
Betracht kommenden Fälle Cohn in Gruch. Bd. 47 ©. 264ff.). Ohne Rüdficht hierauf hat 
aber die Annahme ald Erfüllung immer die gedachte Wirkung in betreff der Beweislaſt. Die 
Annahme ald Erfüllung braucht nicht ausdrücklich erflärt zu werben; es genügt, wenn fie unter 
Berüdfihtigung der Auffafiung des Verkehrs aus den Umftänden zu entnehmen ift. Hat 3.8. 
bei der Zahlung einer Geldſchuld ber Gläubiger eine Geldrofe, die einen beftimmten Betrag 
enthalten fol, one nachzuzählen als Zahlung dieſes Betragd angenomnten, fo liegt Annahme 
als Erfülung vor. Sind Waren behufs Erfüllung der Verbindlichkeit auf Lieferung berjelben 
dem Gläubiger überfandt, fo wird eine Annahme derſelben als Erfüllung nicht ohne weiteres 
deshalb angenommen werben fünnen, weil ber Gläubiger die Waren in fein Haus genommen 
hat. Beigt er aber dem Abſender den Empfang der Waren an oder verfügt er über bie 
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8. 364. Das Schufdverhältniß erlifcht, wenn ber Gläubiger eine andere als 
die gejchuldete Leiftung an Erfüllungsftatt annimmt. 

Uebernimmt der Schuldner zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers 
diefem gegenüber eine neue Verbindlichkeit, jo ift im Zweifel nicht anzunehmen, 
daß er die Verbindlichkeit an Erfüllungsftatt übernimmt. 


Waren oder behält er fie, ohne bem Abfender eine. Mitteilung zu machen, während eines Zeit⸗ 
raums, der den Umftänden nad; genügte, um zu prüfen, ob die Waren vertragsmäßig feten, 
fo wird Hierin die Annahme als Erfüllung zu finden fein. Liegt eine folche vor, jo fann durch 
einen von dem Gläubiger gemachten Vorbehalt die Anwendung des 8 363 nicht ausgeſchloſſen 
werden, jedoch kann die Erflärung eines Vorbehalt? umter Umftänben die Wirkung haben, daß 
einer Handlung, 3. ®. der Anzeige von der Unkunft ber beftellten Waren, die ihr fonft zus 
tommende Bedeutung ald Erfüllungsannahme entzogen twird. 

Die Anmahıne als Erfüllung ift eine rechtsgeſchäftliche Willenderflärung und unterliegt 
daher auch der Anfechtung auf Grund ber 88 119, 120, 123. 

2. Anwendung ber Regel auf eine andere als bie geſchuldete und anf eine unvollſtändige 
Leitung. Nach dem E. I 8 367 follte fi die Vorſchrift nur auf ben Fall der Mangelhaftigteit 
der Leiftung, nicht auf ben Fall beziehen, daß ein ganz anderer Gegenftanb als ber geſchuldete 
geleiitet oder daß die Leiftung unvollftändig tft (M. IT S. 205). Bon der zweiten Kommiſſion 
it dieſe Beſchränkung befeitigt. Die Umkehrung der Beweislaſt für den Fall, daß die Leiftung 
als Erfülung angenommen ift, findet alfo Anwendung ohne Rüdficht darauf, aus welchen Gründen 
beftritten wird, daß die Leiftung der Verbindlichkeit entipreche. 

Über die Beweislaft für den Fall, daß der Verkäufer den vom Käufer geltend gemachten 
Mangel im Rechte beftreitet, |. 8 442. Befondere Borichriften für den Hanbelsfauf enthalten 
die 88 377, 378 de HGB. 

3. Einfing der Regel anf die Einrebe des nidt erfüllten Vertrags. Der E. I 8 367 
bezog ſich, wenigften® feinem Wortlaute nah, nur auf Berbindfickeiten aus Verträgen, nüpfte 
aber in diefem Falle an die Annahme als Erfüllung nicht nur die prozefiualifche Folge der Ums 
tehrung der Beweislaft, fondern auc die materiellrechtliche Zolge, daß der Annehmende auf Grund 
der Mangelhaftigkeit der Leiftung nicht wegen Nichterfüllung bes Vertrags bie Gegenleiftung ver» 
weigern, ſondern nur noch die ihm fonft zuftehenden Anſprüche geltend machen könne. Bon der 
zweiten Kommiſſion ift einerfeit3 die prozefjualifche Vorſchrift auf alle Verbindlichkeiten ausgedehnt, 
andererſeits aber die materiellrechtliche Worfchrift geftrichen. Die Einrede des nicht erfüllten Ver⸗ 
trags (88 320—322) wird alfo durch die Annahme als Erfüllung nicht ausgefchloffen. Nur die 
Beweisfaft ändert fi. Während fonft der aus einem gegenfeitigen Vertrag in Anſpruch genommene 
Teil die Erfüllung verweigern kann, bis der andere Teil die Erfühung der ihm obliegenden Ver- 
bindlicheit bewiefen Hat, muß er, wenn er bie Leiftung des anderen Teiles als Erfüllung ans 
genommen hat, die Mangelhaftigfeit ber Leiftung bemeifen. Führt er dieſen Beweis, fo iſt er 
zur Verweigerung nad) Maßgabe der 89 320—322 bereditigt. Hanbelt e8 fi um Mängel einer 
verkauften Sache, welche der Verkäufer nach den 88 459461 zu vertreten Bat, fo tritt an die 
Stelle der Einrede des nicht erfüllten Vertrags das Net, Wandelung oder Minderung zu ver 
fangen (8 462). Dem Käufer liegt Hier immer der Beweis der Mängel ob. fehlen der ver» 
kauften Sache Eigenfchaften, welche der Verkäufer zugefichert hat, und laſſen ſich diefe Eigenfchaften 
noch nachträglich Herftellen, fo fteht dem Käufer desfalls auch bie Einrede des nicht erfüllten Vers 
trag8 zu; er hat aber auch behufs Begründung diefer Einrede den Beweis ber Mangelbaftigkeit 
zu führen, wenn er die Leiftung der vertauften Sache als Erfüllung angenommen hat. 


8 364. 
€. 18 264; II 8 313 ve. 8 358; III 8 358. 9.16.1376; M. U E.82. P.IBE.1 EC 333]. 

Berndorf, Die Annahme an Erfüllungsftatt. 1904. . 

1. Die Hingabe an Erfüllungsftatt ift ein Realvertrag, durch melden, wie durch die Er⸗ 
füllung, das Schuldverhältnis ipso jure erlifht. Der Vertrag kann von dem Gläubiger ſowohl 
mit dem Schuldner als mit einem Dritten abgeſchloſſen werden. Iſt der Vertrag nichtig oder 
iſt er anfechtbar und wird er aufgefodten, fo bleibt das Schuldverhältnig beftehen. Beſtand das 
cchuldverhältnis nicht, behufs deſſen Erfüllung die Hingabe an Erfülungsftatt erfolgte, fo kann 
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8. 365. Wird eine Sache, eine Forderung gegen einen Dritten oder ein 
anderes Recht an Erfüllungsftatt gegeben, fo hat der Schuldner wegen eines 
Mangels im Rechte oder wegen eines Mangels ber Sache in gleicher Weife wie 
ein Verkäufer Gewähr zu leiſten. 


das Geleiftete nad; den Vorfhriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertigten Bereicherung 
aurlidgefordert werben (88 812ff.). Bu unterfheiden von der Hingabe an Erfüllungsitatt ift der 
Vertrag, durch welchen vereinbart wird, daß eine Verbindlichkeit durch Leiftung eines anderen 
Gegenitandes ald des geichuldeten folle erfüllt werden können. Dies ift ein obligatorifcher Ver⸗ 
trag, durch welchen bie Werbinblicheit felbft noch nicht berührt wird. 

2. Seiftungen jeder Art Lönnen an Erfüllungsfiett gegeben werben. Die Leiltung kann 
baher ſowohl in der Vornahme einer Handlung ald in ber Übertragung des Beſitzes als in bem 
Abſchluß eines Vertrags, duch welchen ein Recht begründet, geändert oder aufgehoben wirb, be 
fiehen. Auch bie Übernahme einer neuen Verbindliqhkeit ift eine Reiftung, welde 
an Erfüllungsftatt gegeben werden kann. m Zweiſel foll indefien, wenn der Schuldner 
zum Zwede ber Befriedigung des Gläubiger diejem gegenüber eine neue Verbindlichkeit über- 
nimmt, nad) 8 364 Abf. 2 nicht Übernahme an Erfüllungsftatt, fondern nur erfüllungshalber 
angenommen werben. Beide Verbinblichteiten beftehen Gier aljo neben einander. Die urſprüng ⸗ 
liche Verbindlichkeit erliſcht erft, wenn der Gläubiger durch Erfülung ber erfüllungshalbexr über— 
nommenen Verbindlichkeit befriedigt wird. Megelmäßig wird eine derartige Vereinbarung dahin 
aufzufaffen fein, daß der Gläubiger verpflichtet tft, zunächſt aus der neuen Verbindlichkeit feine 
Befriedigung zu fuchen. (ME. in JW. 1901 ©. 867). Wird die urfprüngliche Verbindlichkeit erfüllt, 
fo kann die Erfüllung der neuen Verbindlichkeit nicht gefordert werden. Ten am häufigfien vor⸗ 
lommenden Fall der Hingabe einer Forderung erfüllungshalber bildet bie Ausftellung eines Wechſels. 
Nicht Hierher gehört der Fall des 5 607 Abf. 2 (Ummandelung einer Schuld in eine Darlehns⸗ 
ſchuld). Über den in Beziehung auf eine erfüllbare aber nicht Hugbare Verbindlichkeit abgeichlofjenen 
Anertenntnisvertrag f. 88 656 Abf. 2, 762 Abf. 2 und andererfeitd 8 222 Abf. 2. 

Die Uuslegungsregel bes Abf. 2 bezieht fih nur auf den Fall, daß der Schuldner zum 
Bivede ber Befriebigung des Gläubiger eine neue Verbindlichkeit übernimmt; fie gilt nicht, wenn 
ein Dritter zu bem gebachten Bwede eine Verbindlichkeit übernimmt; in diefem Falle hat die Aus» 
legung freie Hand. Über Anweifung auf Schuld oder zum Bwede ber Leitung an einen Dritten 
f. die 88 787, 788. Über Überweifung einer Forderung an Bahlungsftatt in der Zwangsvoll⸗ 
ftredung |. CRD. $ 835. 

Iſt die neue Verbindlichkeit an Erfüllungsftatt übernommen, fo ergibt fi) aus dem Er- 
Löfchen des früheren Schuldverhältniſſes, daß bie ſich darauf beziehenden Nebenrechte, insbeſondere 
Pfandrechte und Rechte gegen den Bürgen erlöfhen und nit auf daß neue Schuldverhältnis 
übergehen. 

8. Über Rovation enthält das BGB, eine Vorſchriften. Die Bwede derfelben können teils 
durch Beifion oder Schulduübernahme, teils durch bie Übernahme einer Verbindlichkeit an Erfülungs« 
ftatt erreicht werden. Der Grundſatz ber Bertragsfreiheit ermöglicht den Parteien, diejenigen Modis 
filationen eintretem zu laſſen, welche ihrem Intereſſe entiprechen. Ergibt fi) aus den Ber 
einbarungen der Parteien, daß bad bisherige Schulbverhältnis hat aufgehoben werden follen, fo 
erlöſchen die dafür befiellten Bürgfchaften und Pfandrechte (RE. in IW. Beil. ©. 96). 


8 365. 
€. 18 265; TI 8 314 ven. 8 359; III 8 359. P. 1 S. 13761. 3552, 3559; M. II 6. 831. 
2.1 8.1 6.3371. 

Stampe, Das Causa-Problem des Civilrechts; eine rechtspolitiſche Studie am $ 365 
BEL. 1904. 

1. Im Falle der Hingabe einer Sache, einer Forderung gegen einen Dritten ober eines 
anderen Rechtes an Erfüllungsftatt haftet der Hingebende nad beufelben Grundfägen wie ein 
Berläufer. Der Vertäufer einer Sache ift zur Berfhaffung des Eigentums an der Sache, ber 
Verkäufer eines Rechtes zur Verſchaffung des verkauften echtes verpflichtet ($ 433 Abſ. 1); er 
haftet dem Käufer wegen eined Mangels im Rechte nach Maßgabe der 83 434444. Der bins 
gebende Schuldner hat die Stellung des Verkäufers, der Gläubiger die Stellung des Käufers; 
dem Kaufpreis entſpricht die Aufhebung des Schuldverhältnifies. Erfüllt der Schuldner die ihm 
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nad) den 88 433—437, 439 obliegenden Berpflichtungen nicht, fo beftimmen ſich die Rechte des 
Glãubigers nad) den 88 320—327 (8 440). Dabet ift aber zu beachten, daß die dem Gläubiger 
obliegende @egenleiftung bereits bewirkt ift, indem das Schuldverhältnis durch bie Annahme an 
Erfülung® Statt nad) $ 364 ipso jure erlofchen tft; die Vorſchrifien der 88 320—822 kommen 
daher nicht im Frage. : 

Bweifelgaft kann fein, wie das Verhältnis zu beurteilen tft, wenn der Gläubiger nad) 
Maßgabe der 38 325, 326 von dem Vertrage zurldteitt. Nach 8 327 finden in ſolchem Falle 
die Vorſchriften der 83 346356 entiprechende Anwendung. Beide Teile Haben einander zurück⸗ 
zuigewähren, was fie auf Grund bed Vertrags erhalten haben. Der Gläubiger muß alfo das⸗ 
jenige, was er an Erfüllungsftatt erhalten hat, nach Maßgabe der 8 346, 347 zurüdgewähren. 
Der Schuldner hat Befreiung von feiner Verbindlichkeit erhalten. Lebt diefe von felbft wieder 
auf oder wirb der Schuldner mur verpflictet, fie wiederherzuftellen? Im eriteren falle würden 
auch die fi auf das Schufdverhältnis beziehenden Pfandrechte und Bilrgichaftsverpflichtungen 
wieder aufleben; im letzteren Falle würde der Schuldner auch in biefer Beziehung nur zur 
Wiederherſtellung verpflichtet fein. Die letztgedachte Auffafjung dürfte den für das Mildtrittärecht 
maßgebenden Grundfägen entſprechen. Durch den Rüdtritt wird zwar der Vertrag, von welchem 
zurüdgetreten wird, vollftändig aufgehoben; die auf Grund beöfelben bewirkten Leiftungen aber 
werben nicht unwirkſam, vielmehr wird nur eine Verpflihtung zur Rückgewähr bes Geleifteten 
begründet (f. die Borbm. 1 zum fünften Titel des zweiten Abſchnitis S. 192). Im dem Bier fraglichen 
Falle ift zwar die Verbindlichkeit des Schuldner® nicht auf Grund des die Hingabe an Erfülungss 
Hatt betreffenden Vertrags aufgehoben, fondern durch diefen Vertrag ipso jure erloſchen. Hier⸗ 
durch kann aber ein Unterjchieb nicht begründet werben. Das eingetretene Erlöſchen kann eben- 
fowenig als rechtlich nicht geſchehen betrachtet werden wie etwa bie Übertragung des Eigentums 
an einer Sache. Iſt alſo z. B. eine Forderung, für welche eine Hypothek beftellt ift, durch Hins 
gabe an Erfüllungsftatt erloſchen und ift infolge davon die Hypothel im Grundbuche gelöfcht 
oder auf den Eigentümer des Grundftüds übergegangen, fo leben die Forderung und die Hypothek 
infolge bes Rücdtritts des Gläubigers von ber Hingabe an Erfiillungsftatt nicht von felbft wieder 
anf, jondern der Schuldner tft nur zum Wiederherftellung verpflichtet. Iſt er dazu mit Rüdficht 
anf die Rechte des Eigentümers des Grundftüdd oder anderer dinglich Verechtigter nicht imftande, 
fo fit er dem Gläubiger zum Schadenserſatze verpflichtet. Der Gläubiger kann hierdurch, wenn 
der Schuldner zahlungsunfähig ift, benachteiligt werden; diefer Nachteil ift aber die unvermeibliche 
Folge der von ihm angenommenen Leiftung an Erfüllungsftatt und bes Rüdtrittö von berfelben. 
Die Anfiht von Schollmeyer, Erl. 284 (äbnlih Endemann I $ 142 Unm. 7), daß bie 
Wiederherſtellung einer erlofchenen Forderung unmöglich fei und dem Gläubiger deshalb nur ein 
Anſpruch anf vollen Schadenserſatz zufiche, dürfte nicht richtig fein; denn wirtſchaftlich ift die 
Biederherftellung einer erlofchenen Forderung gewiß möglich. 

Der Fall des 8 823 wird nur ausnahmöweile eintreten können. Eventuell ift er nach 
denfelben Grundſätzen zu beurteilen. Der Gläubiger kann alfo bie vollitändige oder teilweiſe 
Biederherftellung feiner Forderung nur nach den Vorfchriften über die Herausgabe einer un. 
gereitfertigten Bereicherung forbern (8 323 Abf. 3; a. 4. aud) bier Schollmeyer a. a. D., der 
dem Gläubiger in entiprechender Anwendung des 8 818 Abi. 2 nur einen Anſpruch auf ben 
Bert der erlofchenen Forderung einräumt). 

2. Der Berkänfer einer Sache haftet wegen Mängel derſelben nach Maßgabe der 89 459ff. 
In gleicher Weife haftet der Schuldner, welcher eine Sade an Erfüllungsftatt Hingegeben Bat, 
wegen Mängel derſelben. Berlangi ber Gläubiger Wanbelung, fo entfteht biefelbe Frage wie im 
Galle des Nüdtritt8 des Gläubiger8 von der Unnahme der Leitung an Erfüllungsftatt und wird 
nach denfeiben Grundjägen zu enifcheiden fein (f. Exl. 1). Das Schuldverhältnis Iebt nicht von 
ſelbſt wieder auf; der Echuldner ift aber verpflichtet, e8 wieberherzuftellen. Verlangt der Gläubiger 
Minderung, fo tommt der 8 473 zur Anwendung. Die Gegenleiftung bes Gläubigers beitand 
in der Aufhebung des Schuldverhältniſſes; dieſe tft nah dem Werte zur Zeit ber Annahme an 
&fülungsjtatt in Geld zu veranfchlagen, und der Schuldner hat dem Gläubiger denjenigen Betrag 
zu vergüiten, um welchen der veranichlagte Wert ben nad) Maßgabe des 8 472 zu berechnenden 
Betrag überfteigt. 

3. Der Gläubiger hat nit, wie nach gemeinem Rechte, die Befugnis, ftatt die in 
El. 4, 2 bezeichneten Rechte geltend zu machen, auf feine nriprünglidie Forderung zurüdsn- 
greifen; er iit vielmehr auf jene Rechte beſchränkt. Unberührt bleibt die Vorſchrift des $ 835 
ai. 2 dee CPO., nad welcher bie Überweifung einer Forderung an Bahlungsftatt nur die 
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8. 366. Sit der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Schuldverhältniſſen 
zu gleichartigen Leijtungen verpflichtet und reicht das von ihm Geleiftete nicht zur 


Wirkung Hat, dab der Gläubiger, fomweit bie überwieſene Forderung befteht, wegen feiner 
Forderung an den Schuldner als befriedigt anzufehen iſt (f. Strudmann und Koh Anm. 5 zu 
8 736). 

4. Hingabe an Erfüllungsfatt von feiten eines Dritten. Nach dem Wortlaute des 
8 365 Hat in allen Fällen einer Hingabe an Erfülungsftatt, alfo au dann, wenn diefe von 
feiten eines Dritten erfolgt iit, der Schuldner Gewähr zu leiften. Nach dem €. I 8 265 war 
nur gefagt, daß im falle ber Hingabe an Erfülungsftatt die fraglichen Borfchriften über Ges 
mwährleiftung entfprehende Anwendung finden; diefe Faſſung mar, wie aus ben Vrotokollen 
und Motiven hervorgeht, abjichtlich gewählt, um die Frage unentichieben zu laſſen, ob im alle 
der Hingabe an Erfüllungsftatt von feiten eines Dritten biefem oder dem Schuldner die Ger 
wäbrleiftungspflict oblieg. Dan nahm an, daß diefe Trage eine allgemeine Entfheibung nicht zu 
laſſe (M. II ©. 84). Bon der zweiten Kommiſſion ift, foweit die Protokolle ergeben, eine 
Änderung in biefee Beziehung nicht beabfichtigt; der angenommene Antrag (P. II Bd. 1 ©. 333) 
ftimmt in betreff der objektiven Fafiung mit dem €. I überein; die jegige Faflung hat ber 8 365 
durch die Redaktiontommiffion erhalten. Es muß hiernach angenommen werben, daß ber 8 365 
nur den regelmäßigen Fall vor Augen hat, in weldem die Hingabe an Er- 
füllungsftatt dur den Schuldner erfolgt, dab dadurch aber nicht hat beftimmt werden 
follen, daß der Schuldner auch dann Gewähr zu leiften habe, wenn die Hingabe an Erfüllungs- 
flatt don fetten eines Dritten erfolgt ift. Dies allgemein zu beftimmen würde widerfinnig fein. 
WS Regel wird umgefehrt anzunehmen fein, daß der Schuldner nicht aus dem von dem Dritten 
mit dem Gläubiger abgefhlofienen Vertrage haftet. Denkbar ift zwar, daß die Umftände bes 
einzelnen Falle eine andere Beurteilung rechtfertigen, fo 3. B., wenn ber Dritte als Vertreter 
oßne Bertretungsmacht gehandelt Hat und ber Schuldner den Vertrag genehmigt. Liegen aber 
folhe befonderen Umftände nicht vor, fo ift nur der Dritte dem Gläubiger zur Gewähr— 
leiftung verpflichtet. Die Anwendung der Vorfchriften über die Gemäßrleiftung auf diefen 
Fall bietet feine befonderen Schwierigkeiten. Dem Kaufpreis entipricht bie Aufhebung der 
Forderung des Gläubiger gegen den Schuldner. Fordert der Gläubiger Schadenserfag wegen 
eined Mangels im Rechte, fo Kat der Dritte diefen zu leiften. Tritt der Gläubiger von der 
Annahme an Erfülungsftatt zurück, fo hat der Dritte die erloſchene Forderung des Gläubigers 
gegen den Schuldner wieberherzuftellen und, fofern er dazu außerfiande iſt, Schadenderfag zu 
leiſten (f. oben Erl. 1). Dasfelbe gilt im Falle der Wandelung. Im Falle der Minderung hat 
der Dritte den überfchießenden Betrag zu zahlen (f. oben Exl. 2). Die Anfiht von Rehbein, 
Erl. 28 zu 88 362—371, daß der Anſpruch auf Wiederherftellung der erloſchenen Forderung 
gegen den Schuldner gebe, diefer alfo in diefer Beziehung ebenfo hafte wie bei eigener Hingabe 
an Erfühungsftatt, entbehrt eines gemügenden Grundes. 

5. Die Vorfchriften des 8 365 finden keine Anwendung, wenn ber Schulbner oder ein 
Dritter an Erfüllungsftatt eine Verbindlichkeit gegenüber dem Gläubiger übernommen hat. 
Die Haftung des Schuldners oder bes Dritten beftimmt ſich Hier Tebiglich nach dem Inhalte der 
übernommenen Berbindlicjfeit. 

6. Zweifelhaft ift, ob ber 8 365 ımbefchränft auch dann Anwendung findet, wenn bie 
Hingabe an Erfüllungäftatt zum Zwede der Erfüllung eines Schenkungsverſprechens erfolgt if, 
oder ob in folhem Falle der 3 523 anzuwenden if. Stampe ©. 43 nimmt das letztere an, 
weil die Hingabe an Erfüllungsſtatt ein ſolutoriſches Hilfsgeihäft fei und fich deshalb nach dem 
Grundgeſchäfte, hier alfo nad) dem Schenfungsverfprechen, beftimmen müfje. De lege condenda 
ſprechen gewichtige Gründe für biefe Anficht. Die ganz allgemeine Faſſung des 8 365 iſt damit 
aber ſchwerlich vereinbar. In M. II ©. 83 wird auch ausdrücklich Herborgehoben, daß bie 
befonderen Vorfchriften über die geminderte Haftung des Schenkers durch den dem 8 365 ent 
ſprechenden 8 265 des €. Jausgeſchloſſen feien (ebenjo Endemann I 8 148 Anm. 8). 


8 366. 
€. 18 267; I1 8 315 rev. 8 360; III 8 360. P.IE.1385f.; M.TIE.86. P.ITBRIE.3IT ._. 
1. Der 3 366 gibt Regeln barliber, auf welde von mehreren Forderungen eine Leiſtung 
anzurechnen ift, wenn fie zur Berichtigung aller Forderungen nicht ausreicht. Nach dem Wort« 
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Tilgung fämmtlicher Schulden aus, fo wirb diejenige Schuld getilgt, welche er bei 
der Leiftung beftimmt. 

Trifft der Schuldner feine Beftimmung, fo wird zunächſt die fällige Schuld, 
unter mehreren fälligen Schulden diejenige, welche dem Gläubiger geringere Sicher- 
heit bietet, unter mehreren gleich ficheren die dem Schuldner Täftigere, unter mehreren 
gleich Täftigen die ältere Schuld und bei gleichem Alter jede Schuld verhältniß⸗ 
mäßig getilgt. 


laute des 8 366 wird vorausgeſetzt, daß der Schuldner dem Gläubiger zu Leiftungen aus mehreren 
Schulbverhältnifien verpflichtet fei. Die gegebenen Regeln finden indeſſen auch dann Anwendung, 
wenn durch ein und dasſelbe Schuldverhältmis mehrere Verbinblichleiten des Schulbners gegen 
den Gläubiger begründet find, wenn alio z. B. ber Schuldner aus einem Mietverhältnifie mehrere 
Mietsraten bem Gläubiger ſchuldet. Boransfegung ift aber immer, daß bie mehreren geſchuldeten 
Leiſtungen gleihartig find. Nicht notwendig ift, dab es ſich um bie Leiſtung vertretbarer 
Sachen Handelt. Dies bildet zwar ben praktiſch wichtigſten Fall; ber 8 366 findet aber auch 
dann Anwendung, wenn es ſich nicht um Leiftungen vertretbarer Sachen, fondern um Leiftungen 
anberer Art handelt, diefe Leiftungen aber nur ber Gattung nad} beitimmt find und die Gattung 
bei allen diejelbe ift. 

2. Für die Anrechnung maßgebend tft in erfter Linie die Beſtimmung bes Schuldners. 
Sie muß bei der Leiftung dem Gläubiger gegenüber erfolgen. Sie ifi ein einfeitiges empfangd« 
bebürftiges Necdisgeihäft. Sie ift für die Anrechnung felbft dann maßgebend, wenn ber 
Gläubiger davon feine Kenntnis erhalten, wenn er z. B. den ihm mit ber überſendung des 
Geldes zugegangenen Brief, in welchem die Beſtimmung erklärt iſt, nicht geleſen hat. Will der 
Gläubiger ſich der von dem Schuldner getroffenen Beſtimmung nicht unterwerfen, fo muß er die 
Leiftung ablehnen. Ex hat daun die Folgen des durch die Ablehnung eintretenden Verzugs der 
Annahme zu tragen. Nimmt er die Leiftung an, fo wirb die von dem Schuldner beitimmte 
Schuld getilgt, auch wenn der Gläubiger fofort erklärt, die Leiſtung auf eine andere Schuld an⸗ 
zechnen zu wollen. Unter Umftänden wird indeſſen in einer ſolchen Erklärung bie Verweigerung 
der Annahme der Leiftung in Verbindung mit dem Angebote zu finden fein, die Leiftung für 
den Fall anzunehmen, dag der Schuldner fi) mit der vorgeſchlagenen Anreqmung einveritanden 
erflärt. Haben Gläubiger und Schuldner vereinbart, auf melde Schuld eine fpäter erfolgende 
Leiſtung angerechnet werben folle, fo wird durch einen folhen Vertrag die Verpflichtung bes 
Schuldners begründet, die Anrechnung der fpäteren Leiitung nad) Maßgabe ber Vereinbarung zu 
beftimmen. Erfolgt die Leiftung ohne ausdrüdlihe Beſtimmung, fo ift diefe ftillfhweigend als 
nad) Maßgabe der Bereinbarung getroffen anzufehen. Beſtimmt der Schuldner aber bie An- 
rechnung auf eine andere Schuld, fo kann ber Gläubiger fie nicht diefer Beſtimmung zumider 
auf bie vereinbarte Schuld anrechnen, denn auf dieſe ift ihm die Leiftung nicht angeboten. Der 
Schuldner verlegt zwar durch die von ihm getroffene Beitimmung bie durch die Vereinbarung 
übernommene Verpflihtung und iſt deshalb eventuell zum Schadenserfage verpflichtet. Man wird 
den Gläubiger auch für berechtigt halten müffen, die Leiftung abzulehnen, ohne in Verzug der An⸗ 
nahme zu geraten, weil die Leiftung, wie fie angeboten war, infolge der getroffenen Vereinbarung 
nicht der Verpflichtung des Schuldners entſprach. Nimmt der Gläubiger aber bie Leiftung an, 
fo ift die von dem Schuldner über die Anrechnung getroffene Beflimmung maßgebend (a. A. 
Rehbein, Erl. 15 zu 83 362— 371; Schollmeyer, Erl.1 zu 8 366; Dernburg II 8 117 
II 1, welche auf Grund der unrichtigen Annahme, daß eine Vereinbarung der fraglihen Art 
nicht bloß eine obligatorifhe Verpflichtung des Schuldners begründe, fondern einen wirkſamen 
Verzicht auf das dem Schuldner zuftehende Beſtimmungsrecht enthalte, die Vereinbarung auch 
bei einer ihr widerfprechenden Beftimmung des Schuldners für maßgebend erklären; ebenſo auch 
wie es ſcheint M. II ©. 86). » 

Durch ein nach der Leiftung zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner getroffenes Über⸗ 
eintommen fann dad Erlöſchen der von dem Schuldner bei der Leiftung beftimmten Verbindlichteit 
nicht ungefchehen gemacht werben. Die in einem folchen Übereinfommen erflärte Abſicht der Barteien 
wird indeſſen eine Auslegung berjelben recitiertigen, infolge deren nad dem Grundſatze ber 
Bertragsfreiheit praltiich tm weſentlichen dasſelbe Ergebnis erreicht wird wie durch die Anrechnung 
der Leiftung auf bie in dem Übereinlommen bezeichnete Schuld. Die infolge des Erlöſchens ber 
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beftimmten Schuld eingetxetene Befreiung von Pfändern und Bülrgen wird aber durch eine nach⸗ 
teäglihe Vereinbarung der Parteien nicht berührt. 

Die Veitimmung des Schuldners kann auch ſtillſchweigend erfolgen (Ripr. Bd. 8 ©. 45 
RE. in JW. 1904 ©. 58). Eine ſolche ſtillſchweigende Beſtimmung wird z. B. regelmäßig 
aud dann anzunehmen fein, wenn ber Schulbner, der aus einem Darlehen oder aus einer 
Miete dem Gläubiger größere Summen ſchuldet, von diefem Waren für einen Meinen Betrag 
bezieht und nad) erhaltener Rechnung Über diefe Waren einen derjelben genau entfpredienden 
Betrag dem Gläubiger übermittelt. Die Beitimmung kann, wenn die Leiftung durch einen Ber- 
treter des Schuldners erfolgt, felbftverftändfich auch von diefem getroffen werden; fie kann ebenfo, 
wenn die Leijtung an einen zur Empfangnahme ermächtigten Vertreter des Gläubigers erfolgt, 
diefem gegenüber getroffen werben. 

8. Hat der Schuldner bei ber Leiftung keine Beſtimmung getroffen, fo fteht diefe nicht 
etwa dem Gläubiger zu; vielmehr erfolgt die Unrehnung kraft des Gefeges nah Maße 
gabe der in dem 8 366 Abf. 2 aufgeftellten Grundfäge. Erklärt ber Gläubiger fofor: 
bei ber Leiftung bem Schuldner, auf welche Schuld er die Leiftung annegme, und erklärt ſich der 
Schuldner damit einverftanden, fo erfolgt die Anrechnung nad Maßgabe diefes Übereintommens. 
Ein foldes wird regelmäßig auch dann anzunehmen fein, wenn der Schuldner der Erflärung des 
Gläubigers gegenüber fit) ſchweigend verhält. Eine fpätere Beftimmung des Gläubigers, z. B 
in ber Quittung, ift unwirkſam. Erklärt der Schuldner fi) damit einverftanden, fo gilt dasſelbe 
wie bei einem Übereintommen, das von ben Parteien getroffen wird, nachdem auf Grund der 
Beftiimmung ded Schuldners die in derſelben bezeichnete Schuld erlofchen ift (f. Exl. 2). 

4. Bei den nad) Abſ. 2 für die Anrechnung geltenden Vorſchriften ift der Gedanke maß— 
gebend geweſen, daß die Anrechnung fo erfolgen fol, wie es dem verjtändigen Interefje bes 
Schuldners entfpricht, wie diefer alfo, wenn er eine Beftimmung getroffen hätte, vorausſichtlich 
beitimmt haben würde; jedoch ift auf das Interefje bes Gläubiger infoweit Nücjicht genommen, 
als ein billig dentender Schuldner darauf Rüdficht nehmen wird. Im einzelnen ijt zu bemerten: 

a) Der Begriff der Fälligkeit der Schuld tft Hier in demfelben Sinne zu verftehen wie 
in dem $ 284 (f. Exl. 3 zu 8 284). 

b) Die Beftimmung, daß unter mehreren fälligen Schulden diejenige als getilgt gilt, welche 
dem Gläubiger geringere Sicherheit bietet, ilt von der zweiten Kommifjion Hinzugefügt. 
Hier ſcheint das Interefie des Gläubiger maßgebend zu fein. Mittelbar wird die Vorſchrift 
aber auch dem Intereſſe bed Schuldners gerecht, indem biefer, wenn die Anrechnung nicht in der 
gedachten Urt erfolgte, der Gefahr ausgefept jein wirde, daß der Gläubiger die betreffende Schuld 
fofort einflagt. In Betracht fommt Haupifählic die Sicherheit duch Pfand, Hypoihek oder 
Bürgen. Welche diefer Sicherheiten die geringere ift, hängt von den Umftänden des einzelnen 
Falles ab. Im Zweifel wird die reale Sicherheit durch Pfand oder Hypothek als die größere 
anzufehen fein. Auch Forderungen, in betreff deren dem Gläubiger ein perjünliches Vorrecht im 
Konkurje zufteht (KO. 8 61), bieten dem Gläubiger größere Sicherheit als Forderungen, in betreff 
deren er ein ſolches Vorrecht nicht hat. Bmeifelhaft ift, ob man fagen kann, daß Forderungen, 
welche einer kürzeren Verjährung unterliegen, dem Gläubiger geringere Sicherheit bieten als 
Forderungen mit längerer Verjährung. Die Frage dürfte von dem Bier entfheidenden wirtihafts 
lihen Standpunkt aus zu bejahen fein (Nehbein, Exl. 15 zu 88 362-371; Schollmeyer, 
Erl. 3 zu 8 366; Dernburg ITS 117 Anm. 9; RG. in Gruch. 3b. 29 ©. 686). Enticeidend 
tann aber nicht fein, welche Forderung in abstracto einer Hirgeren Verjährung unterliegt; viel⸗ 
mehr fommt es darauf an, für melde Forderung in concreto bie Verjährung eher abläuft 
(Staudinger, Erl. 1c zu 8 366). 

€) Die größere ober geringere Läftigfeit der Schuld für den Schuldner kann auf 
verſchiedenen Gründen beruhen. ine verzinslihe Schuld z. B. ift Läftiger als eine unverzind- 
lie. Eine Schuld, durd deren Nichterfüllung eine Vertragsftrafe verwirkt wird, ift Läftiger als 
eine Schuld, bei welcher dies nicht der Fall if. Eine Schuld, für welche ein vollfttedbarer 
Schuldtitel befteht, ift läftiger als eine Schuld, für welche ein folher Titel nicht befteht. Liegen 
bei mehreren zu vergleichenden Schulden Umftände verichiebener Art vor, weiche für die Läftigkeit 
don Bedeutung find, fo entſcheiden bie Umftände des einzelnen alles darüber, auf welche Um=- 
ftände größeres Gewicht zu legen ift. 

d) Das Alter der Schuld beſtimmt fi nicht nad der Fälligkeit, fondern nad) der Ent- 
ftehung der Schuld. Der Wortlaut des Geſetzes bürfte eine andere Auslegung nicht zulaffen. 
Auch aus inneren Gründen bürfte fi) aber, da ja vorausgeſetzt wird, daß beide Forderungen 
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$. 367. Hat ber Schulbner außer der Hauptleiftung Zinfen und Koſten zu 
entrichten, fo wird eine zur Tilgung der ganzen Schuld nicht ausreichende Leiftung 
zunächft auf die Koften, dann auf die Zinfen und zulegt auf die Hauptleiftung 
angerechnet. j 

Beftimmt der Schuldner eine andere Anrechnung, fo kann ber Gläubiger die 
Annahme der Leiftung ablehnen. 


fällig find, veitfertigen, die Beit der Entftehung ber Forderung entſcheiden zu laſſen (a. U. Reh⸗ 
bein, Et. 15 zu 88 362—371; EnneccerussLehmann I $ 208 II; Dernburg II 
$ 117 IL 3e). 

5. Leiſtung von jeiten eined Dritten. Die Vorſchriften des 8 366 betreffen nur ben 
Fall, daß die Leiftung von dem Schuldner bewirkt wird. Sie werden indeſſen entſprechende 
Anwendung aud) file den Fall finden müfjen, dab ein Dritter dem Gläubiger eine Leiftung zu 
dem Bwede macht, um die Schulden des Schuldners zu tilgen, und daß dieje Leiftung nicht zur 
Tilgung aller Schulden hinreicht. Ob die Vorſchrift des Abf. 2 auch bei der Zwangsvollſtreckung 
für den Fall eritfprechende Anwendung findet, daß das Urteil auf mehrere gleichartige Leiftungen 
aus verfhiedenen Schufdverhältnifien gerichtet ift, und der beigetriebene Betrag nicht zur Tilgung 
aller Schulden hinreicht, ift zweifelhaft; die Frage dürfte jedoch zu bejahen fein. Das Bes 
ſtimmungsrecht des Schuldners wird freilich wegfallen müfjen; denn obwohl nah CPO. 8 819 
die Empfongnahme des Erlöſes durch den Gerichtsvollzieher als Zahlung des Schuldners gilt, 
fo erfolgt body die Befriedigung bes Gläubiger Hier nit durch bie Leiftung des Schuldners, 
vielmehr befriedigt ber Gläubiger fich felbft Im Wege der Zwangsvollitredung. Weshalb aber bie 
in Ermangelung einer Beftimmung des Schuldners geltenden Vorſchriften des $ 366 Abſ. 2 bei 
der völlig gleihen Sachlage im falle der Befriedigung im Wege der Bwangsvoliftredung nicht 
entfprechenbe Anwendung finden follten, iſt nicht abzufehen. Das gleiche gilt im Falle der Befriedigung 
des Glänbigers ans dem Verkauf eines für mehrere Forderungen Haftenden Pfandes (a. A. Nehs 
bein, Erl. 15 zu 88 362— 371; Dernburg II $ 117 Anm. 5; Endemann I$ 141 Unm. 47). 

6. Beweislaft. Der 3 366 findet nur Anwendung, wenn mehrere Verbindlichleiten des 
Schuldners zu gleihartigen Leiftungen beftehen. Steht daher feit, daß der Schuldner eine Leiftung 
zum Zwecke der Erfüllung einer Werbindlichteit gemadt babe — dies hat felbftverftändlich der 
Schuldner zu beweiſen — beftreitet aber der Gläubiger auf Grund bed 3366, daß bie Leiftung 
auf die don ihm geltend gemachte Forderung anzurechnen ſei, fo bat er zu beweiſen, daß mehrere 
Berbinblichteiten bes Schuldners zu gleihartigen Leiftungen beftehen. Dengegenüber Hat dann 
der Schuldner zu beweifen, daß er die Anrechnung auf die von dem Gläubiger geltend gemachte 
Forderung beftimmt habe oder in Ermangelung dieſes Beweifes, daß die Leifiung nach Maßgabe 
der Borfchriften bes 8 366 Abſ. 2 auf die fragliche Forderung anzurechnen fei (Ripr. Bd. 8 
©. 45; RG. Bd. 55 ©. 411). 

7. Über Anwendung des 8 366 im Stontofurrentverfehre f. NG. Bd. 56 ©. 20. 


87. 
@.18 268; II 8 316 ven. 8 361; IT 8 361. P.1 6.1388, 13924; M. II E.66f. 
9.1 88.1 6.245 ff., 3361. 

1. Anrechnung anf Zinfen und Koften. Der 8 367 beftimmt eine Ausnahme von ber 
Regel bes 8 366 für den Fall, daß der Schuldner neben einer Hauptleiftung Binfen und Soften 
ſchuldet. Ob bie Leiftung, welche nur zur Tilgung ber Haupiſchuld, nicht aber der Binjen und 
Koften genügt, eine Teilleiftung ift, welche ber Gläubiger unbedingt ablehnen Tann, hängt davon 
ab, ob es ſich um ein einheitliches, Binfen und Koften mit umfafjendeg Schuldverhältnis oder 
um drei verfchiebene Unfprüche handelt. Die Beantwortung biefer Frage hängt von den Um⸗ 
Händen des einzelnen Falles ab. Der Unfprud) auf Berzugszinfen z. B. tft mur eine Erweiterung 
des Anſpruchs auf die Hauptleiftung ($ 288); der Anfprucd auf vertragsmäßige Binfen ift ein 
felbftändiger Anſpruch. Nach E. I 8 268 follte es für fälle der Iepteren Urt bei dem Be 
ſtimmungsrechte des Schuldners verbleiben umd nur in Ermangelung einer Beftimnung bie Un- 
rechnung nad) Maßgabe ber in bem $ 367 gegebenen Vorſchriften erfolgen. Die zweite Kommifiton 
glaubte, ba dieje Regelung des Berhältnifies der Auffaffung des Lebens und der Billigkeit 
nicht entſpreche. Das Veſtimmungsrecht des Schuldners ift deshalb durch den 8 367 zwar nicht 
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8. 368. Der Gläubiger hat gegen Empfang der Leiftung auf Verlangen 
ein fchriftliches Empfangsbefenntnig (Quittung) zu ertheilen. Hat der Schuldner 
ein rechtliches Interefie, daß die Duittung in anderer Form ertheilt wird, fo kann 
er die Ertheilung in diefer Form verlangen. 


vollftändig befeitigt, aber doch injofern abgeihwädt, als ber Gläubiger, wenn der Schuldner 
eine mit der Vorſchrift des Abſ. 1 nicht in Einklang ftehende Beftimmung über die Anrechnung 
trifft, die Leiſtung auch bann, wenn es fi nit um ein einheitliches Schuldverhältnis, fondern 
am mehrere nebeneinander beitehende Schuldverhäftniffe handelt, ablehnen kann, ohne in Verzug 
der Annahme zu fommen. Nimmt der Gläubiger bie Leiftung an, fo ift die Beftimmung des 
Schuldners maßgebend. Die Anfiht von Rehbein, Erl. 14 zu 88 362—371, dab ber Gläubiger 
durh eine Verwahrung bei Annahme der Leiftung fi eine ber Beſtimmung des Schuldners 
zuwiderlaufende Anrechnung nah Maßgabe des Abf. 1 ſichern könne, entipricht weder bem 
Wortlaute noch dem Zwede des Geſetzes. Hat ber Schuldner keine Beftimmung getroffen, fo er⸗ 
folgt bie Anrechnung nad Maßgabe des Abſ. 1. 

Beitehen mehrere Berbindlichleiten, deren jede außer auf die Hauptleiftung auch auf Binfen 
umb Koften gebt, fo ift zunächſt nad) 8 366 zu beftimmen, auf welche dieſer Verbindlichkeilen die 
Xeiftung tn erfter Linie anzuredinen tft und erft für die Anrechnung der Leiftung auf diefe Ver— 
bindlichteit findet in betreff der Binfen und Koften der 5 367 Anwendung. Die Leiftung ift 
alfo nit etwa vorab auf alle Binfen und Koften anzurechnen. 

2. Die Vorſchriften des 8 367 finden auch dann Anwendung, wenn bie Leiſtung nicht won 
dem Schuldner, fondern von einem Dritten bewirkt wird. Wuc wenn der im Wege der 
Bwangsvollittedung wegen eines auf Zahlung der Hauptſchuld, der Zinfen und Koften gerichteten 
Urteils beigetriebene Betrag nicht zur vollftändigen Tilgung genügt, findet die Vorſchrift des 
Abf. 1 Anwendung (f. Erl. 5 zu 8 366); der Abf. 2 kommt in diefem Falle nicht in Betracht. 
Eine dem 8 367 Abſ. 1 entprechende Vorſchrift enthält die KO. 8 48. 


8 368. 
@.18 269; 11 8 317 eu. 8 362; III 8 362. ®.I 6. 1394 M., 1401f., 117351.; M. II E. 881. 
P.U BB. 1 6.337, 3381; 88.6 6. 164. 

Eollag, Bur Lehre vom Schuldverfprehen, Schuldanerfenntnis und von der Quittung, 
in Iherings Jahrb. Bd. 40 ©. 127ff. 

Verpflichtung bes Gläubiger zur Erteilung einer Quittung. 

1. Die Quittung bebarf ber im $ 126 beftimmten ſchriftlichen Form (f. Exl. zu 8 126). 
Die Quittung muß mit genügender Deutlichteit die Verbindlichkeit bezeichnen, welche erfüllt ift. 
Sie muß auf Verlangen bed Leiftenden auch ben Ort und bie Zeit der Leiftung angeben. Gie 
kann nicht nur von dem Schuldner, fondern, wenn ein Dritter bie Leiftung bewirkt und zu 
bewirken befugt ift, auch von dieſem verlangt werden. 

2. Die Quittung if Zug um Zug gegen Empfang ber Leiſtung an erteilen. Dem 
Schuldner fteht ein Zurüdbehaltungsreht zu (ſ. Erl. zu $ 273). Erbietet fi der Gläubiger 
nit zu der Ausftellung der Quittung, wenn der Schuldner diefelbe unter dem Angebote der 
Reiftung verlangt, fo kommt der Schuldner nicht in Verzug ber Leiftung, der Gläubiger aber in 
Verzug der Annahme (f. Erl. 70,d zu 8 284 und zu $ 298). Sit die Leiftung erfolgt, ohne 
daß eine Duittung erteilt ft, fo kann ber Schuldner die nachträgliche Ausſtellung ber Quittung 
verlangen. 

3. Die Quittung Tann bei allen Echnibverhältnifien verlangt werben, mögen fie auf 
Zahlung von Geld oder auf andere Leiftungen gehen. Sie kann auch bei einer Teilleiftung 
gefordert werben, wenn ber Gläubiger biefelbe annimmt. Ein in der zweiten Kommiſſion 
geftellter Antrag, von der Vorfchrift des 8 368 eine Ausnahme für VBarzahlungen zu machen, 
bei denen nad) der Verkehrsſitte die Erteilung von Dutttungen ausgeſchloſſen ift, wurde ab⸗ 
gelehnt. Die Verpflichtung zur Erteilung einer Quittung kann aber dur Vertrag ausgeſchloſſen 
werden. Ein folder Vertrag wird regelmäßig als ſtillſchweigend gefchlofien anzufehen fein, wenn 
ein Kauf oder ein fonftiger Vertrag, über deſſen Erfüllung nad der Verkehrsſitte eine Quittung 
nicht erteilt zu werben pflegt, erfüllt wird, ohne daß babei eine Quittung verlangt wird (Ennec- 
cerus»Lehmann I $ 209 Anm. 1). Noch weiter zu gehen und ſchlechthin bei allen Geſchäften, 
bei weldien nach ber Verkehrsſitte eine Duittung nicht verlangt zu werben pflegt, z. ®. bei Ein- 
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laufen auf dem Markte oder im offenen Laden gegen Barzahlung die Verpflichtung zur Erteilung 
einer Quittung auszufcließen, dürfte fich nicht vechtfertigen laflen; denn auch bei Geſchäften 
diefer Art kann im einzelnen Falle ein dringendes Snterefie bes Käufers beftehen, eine Quittung 
zu erhalten, fei e8 um fich gegen die Gefahr des Verlangens einer nochmaligen Zahlung zu 
Idügen, ſei es um ſich gegenilber einem Dritten, in deſſen Auftrage gehandelt ift, ausweifen zu 
Uinnen. Man wird daher, ba der 8 368 eine Ausnahme nicht beftimmt, immer einen ausdrüde 
lichen oder ſtillſchweigenden Vertrag verlangen müffen, durch den die Verpflichtung zur Erteilung 
einer Quittung ausgeſchloſſen wirb; ein folder dürfte aber, wie gejagt, regelmäßig darin zu finden 
fein, daß bei Geſchäften ber fraglichen Art die Erfilllung erfolgt, ohne daß Quittung verlangt 
wird. Die Berufung auf bie 88 226 und 242 dürfte ſchwerlich praktiſche Bedeutung haben 
(0. U. Dernburg II $ 115 IV). Die Anfit von Endemann I 8 141 Anm. 21, ber bie 
Frage dadurch als erledigt anfieht, daß bei richtiger Auffafiung der realen Austaufchgefchäfte 
eine Verpflichtung überhaupt nicht begründet werde, verliert ihre Grundlage, foweit die Voraus— 
egung, anf weicher fie beruft, unrichtig ift (vgl. hierüber Erl. zu 8 433), 

4. Ein rechtliches Jutereſſe, bie Erteilung ber Quittung im öffentlicher ober öffentlich 
beglanbigter Form zu verlangen, hat der Schuldner z. B. in folhen Fällen, in welchen eine 
in folder Form ausgeſtellte Duittung zu einer Eintragung in da8 Grundbuch erforderlich ift 
(88 1144, 1192. GBO. $ 29; Ripr. Bd. 6 ©. 271). 

5. Über die rechtliche Bebentung der Quittung herrſcht in der Theorie Iebhafter Streit 
GBindſcheid⸗Kipp II 88 4128, 412b; Dernburg II 8 115; Planck, Lehrb. d. deutfchen 
gwilprozeßrechts, Bd. 188 63, 64; Bd. II 88 115, 116; DO. Bülow, Das Geſtändnisrecht 1899; 
Bad, im Arch. f. civ. Br. Bd. 64; Hellmann, Krit. Biert. 3. F. Bd. V ©. 245). Die 
Quittung wird von bem einen nur als Willenserklärung, von dem anderen als rechtSgeichäftliche 
Willenserklãrung aufgefabt. Unter ben Berteibigern der legtgebachten Auffafjung befteht wieder 
Streit darüber, ob durch den in dem Geben und Nehmen der Quittung liegenden Bertrag das 
Schulbverhältnis aufgehoben oder ob dadurch nur das Beftreiten der Erfüllung im Prozeß aus: 
geihloffen wird, ‘ferner ob diefer Ausfchluß ein unbebingter, nur im Wege der Kondiktion zu 
bejeitigender ift oder ob er nur die Bebeutung eine® Beweisvertrags hat, durch welchen der fich 
auf bie Erfüllung berufende Teil zwar von dem Beweiſe der Erfüllung befreit, dem anderen 
Zeile aber der Gegenbeweis offengelaffen wird. Die letztgedachte Auffaſſung nähert fih im 
praftifchen Ergebniſſe der Anficht, nad) weicher die Quittung nur eine Wiffenserflärung tft, die 
aber, weil fie zum Nachteile derjenigen Partei gereicht, welche fie abgegeben Hat, regelmäßig 
vollen Beweis gegen diefe Partei begründet. Die Vorichriften des bisherigen Rechtes, nad) 
welhen die Beweiskraft einer Duittung erft nach dem Ablauf einer beftimmten Friſt eintritt, 
find bereit3 durch das EG. zur EBD. 8 17 aufgehoben. 

Ausdrüdliche Vorjchrijten über die rechtliche Bedeutung der Quittung finden fi) weder in 
den Entwürfen noch in dem BGB. ſelbſt. Im der zweiten Kommiffion war beantragt, bie im 
wefentlichen mit dem 8 368 übereinftimmende Faſſung des E. I 8 269 dahin zu ändern, daß 
der Gläubiger verpflichtet fet, dem Schuldner ein [hriftlihes Anertenntnis über ben Empfang 
der Leiftung zu erteilen. Hierdurch follte ausgedritdt werden, daß fich in dem Geben und Nehmen 
der Quittung ein bie Sicherftellung des Schuldners gegen künftige Anfprüche des Gläubiger 
bezwedendes Rechtsgeſchäft vollziehe. Die Duittungserteilung — fo wurde auögeführt — fei 
zwar nicht ohne weiteres als ein Erlaßvertrag oder als ein ſchlechthin das Nichtbeftehen der 
Forderung fehftellender Anertennungsvertrag aufzufaflen. Sie lünne zum Ausdruck eines ſolchen 
Vertragawillens bemußt werden, aber dies fei nicht die Regel und dürfe daher nur dann ange 
nommen werben, wenn die Umftände des Falles dies rechtfertigten. Gleichwohl bezwecke die 
Quittungserteilung die bindende Feſtſtellung bes Rechtsverhälmiſſes unter den Parteien dahin, 
daß der Gläubiger durch Erfüllung befriedigt fe. Wäre die Duittung kein Rechtsgeſchäft, fo 
würde jede im voraus erteilte Quittung wertlos fein; denn das darin liegende außergerichtliche 
Gefändnis werde durch den Beweis widerlegt, daß die Erfüllung zur Beit der Außftellung der 
Quittung noch nicht erfolgt gewefen fet. Die Mehrheit der Kommiffion lehnte den Antrag ab. 
Sie ging davon aus, daß nad) der Auffaflung des Verkehrs und nad der bisherigen Recht⸗ 
jprechung die Duittung als ein Beweismittel angefehen werbe, dad durch Gegenbeweis entkräftet 
werden Tönne. Ob fie lediglich außergerichtliches Geſtändnis oder, wenigſtens unter Umjtänden, 
Beweißvertrag fei, könne dabingeftellt bleiben. Werbe die Duittung in Erwartung ber Leiftung 
im voraus ausgeftellt, fo habe die Quittung Beweiskraft, bis der Gegenbeweis erbracht werde, 
dab auch nachträglich die Leiftung nicht erfolgt fei. Diefe Erweiterung der Beweiskraft ente 
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ſpreche dem Sinne, in welchem die Quittung erteilt fei, fie höre aber dadurch nicht auf, Beweis⸗ 
mittel zu fein. 

Diefe Auffaffung Hat in der Faſſung des $ 368 einen zweifelsfreien Ausdrud nicht ge» 
funden. Bei der Auslegung bes Geſetzes werden daher bie in bem mitgeteilten Stellen ber 
Brotofolle geäußerten Anfichten zwar zu berüdfictigen fein; eine enticheibende Bedeutung kommt 
ihnen aber nicht zu. Die Frage über die rechtliche Bedeutung der Quittung hängt mit der all» 
gemeinen frage über die rechtliche Bedeutung des Anerkennungsvertrags und des außergerichte 
lichen Geftändnifies zufanımen. Eine erihöpfende Erörterung biefer Frage tft Bier nicht möglich. 
Nur folgende Punkte mögen hervorgehoben werben. 

a) Das BGB. erkennt die Möglichkeit eines vertragdmäßigen Schuldanertenntnifies am, 
duch weldes die anerfannte Schuld felbftändig begründet wird (35 780, 781); es erkennt eben 
fo an, daß das Schuldverhältnis durch einen Vertrag erlifcht, in welchem der Gläubiger dem 
Schuldner gegenüber anerfenni, daß das Schuldverhältnis nicht beflehe (8 397 Abi. 2). Ein 
Vertrag der letztgedachten Art kann in der Weiſe geichlofien werben, daß ber @läubiger bem 
Schuldner eine fi auf das Schuldverhältnis beziehende Duittung aushändigt. Ob in ber Aus— 
ftellung und Aushändigung einer Quittung ein folder Vertrag liegt, ift unter VBerüdfihtigung 
aller Umftände des Falles durd) Auslegung jeftzuftellen. Dabei ift insbeſondere zu berüdfichtigen, 
ob die Duitiung generell lautet oder ob der Erlöfhungsgrumd fpeziell angegeben, ob alſo z. B. 
der Empfang ber gefchuldeten Letitung befcheinigt wird. In dem erfteren falle liegt die Aus- 
legung, daß ein Vertrag ber fraglichen Art beabfichtigt fet, näher als in dem Iepteren Falle. Bon 
großer Bedeutung ift ferner, ob der Ausiteller der Quittung bei der Exteilung bderjelben gewußt 
bat, daß die betreffende Verbindlichkeit noch nicht erlofchen, bzw. die anertannte Erfülung noch 
nicht erfolgt fei, oder ob er jich im diefer Beziehung geirrt hat (f. unter e). 

b) Das BGB. enthält Leine Vorfchriften über einen Vertrag, buch welchen vereinbart 
wird, daß ber eine Teil gegenüber dem anderen Teile bad Beſtehen ober die Aufhebung eines 
Nechtöverhältniffes oder das Beftehen oder Nichtbeſtehen einer Tatſache nicht folle beftreiten 
tönnen. Ob ein folder Vertrag gegenüber den Vorfchriften der CPO. zuläffig ift und die recht⸗ 
liche Wirkung hat, da dasjenige, was nad) dem Bertrage nicht foll beftritten werben können, 
im Prozeſſe von dem Gericht als feflitehend angenommen werden muß, ift ſtreitig. Streitig ift 
insbefondere auch, ob ber Vertrag dahin gefchloffen werden kann, daß eine Tatſache zwar als 
des Beweiſes nicht bedürftig anzufehen, ber Gegenbeweis aber zuläffig ift. Der Gruudſatz der 
Vertragsfreiheit fpricht fir die rechtliche Zuläffigkeit derartiger Verträge, und aus den Vorſchriften 
der CPO. dürften entfheidende Gründe dagegen nicht hergeleitet werben können (a. U. Wach 
a. a. O.; O. Bülow ©. 181ff.), Hält man einen Vertrag ber fraglichen Art für zuläffig. 
fo kann berfelbe auch in der Form gefchloffen werden, daß eine Duittung über das Schuld» 
verhältnis oder über die Erfüllung der Verpflichtung erteilt wird. Ob die Erteilung der 
Quittung diefen Sinn hat, ift wie in den Fällen unter a durch Auslegung feftzuftellen. 

©) Bei der Erteilung einer Duittung kann der Wille, ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen, über» 
haupt fehlen. Die Ouittung kann nur Wiſſenserklärung, nicht Willenserlärung fein. Sie bat 
in biefem Falle nur die Bedeutung eined Beweismitteld, defien Wert für dem zu erbringenden 
Beweis dad Gericht nad freiem Ermeflen zu würdigen Hat. Regelmäßig wird indeſſen das 
Gericht die Erklärung des Gläubigers, die geſchuldete Leiftung empfangen zu haben, für genügend 
erachten, um ben Beweis ber Erfilllung ala erbracht anzufehen. Der Gegenbeweis iſt ſelbſwer⸗ 
ftändli immer zuläffig. 

a) Auf einen Vertrag ber unter a und b bezeichneten Art finden die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über Verträge Anwendung, insbefondere alfo die Vorſchriften über Geſchäftsfähigkeit 
und über die Anfechtung wegen Willensmängel. Da nad $ 812 Abſ. 2 die durch Vertrag er⸗ 
folgte Anerkennung des Beftehens oder Nichtbeftehens eines Schuldverhältnifies als Leiſung im 
Sinne der 88 812ff. gilt, fo ift der Schuldner, wenn das Anerkenntnis des rechtlichen Grundes 
entbehrt, von dem Gläubiger die Herausgabe des dadurch Erlangten, alfo die Aufhebung 
bes Anerfenntnisvertrags nad; ben Vorſchriften über bie Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung (83 812ff.) zu fordern berechtigt. Die Vorſchrift des 8 812 Abſ. 2 bezieht 
ſich ihrem Wortlaute nad nur auf Verträge der unter a bezeichneten Urt, umfaßt ihrem 
.. nad) aber, foweit Verträge der unter b bezeichneten Art überhaupt rechtlich wirkfam find, 
auch diefe. 

In dem unter c bezeichnelen Fällen kommen bie Vorfchriften über Mechtögefchäfte und 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung nicht in Frage; ed handelt fi nur 
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darım, ob und in wieweit daß Geſtändnis glaubhaft und durch Gegenbeweis nicht entkräftet ift. 
Ein Bertrag der unter a und b bezeichneten Art, der als folder, z. B. wegen befchränfter Ge⸗ 
ſchaͤſtsfühigkeit des Bläubigers, unwirkſam tft, kann unter Umftänden als Wifienserflärung nod 
Bebentung haben. 

©) Die dem Gläubiger nad) $ 368 obliegende Verpflichtung, gegen Empfang ber Leiftung 
ein ſchriftliches Empfangsbelenntnis zu erteilen, Hat nicht bie Bedeutung, daß der Gläubiger 
verpflichtet wäre, einen Vertrag der unter a bezeichneten Art zu fchließen. Einer ſolchen Auf- 
faſſung fteht ſowohl der Wortlaut des 8 368 als die Erwägung entgegen, daß dadurch dem 
Schuldner eine Verpflichtung auferlegt würde, die durch das Schulbverhältnis nicht gerechtfertigt 
wird (a. A. Collatz a.a.D.; Endemann I $ 141 Anm. 24—26). Zweifelhaft iſt, ob bie 
Erteilung des Empfangsbelenntnifjes die unter b’oder mur bie unter o bezeichnete Bedeutung 
bat. Aus dem Ansdrude „Belenninis“ läßt fi) mit Sicherheit nichts ſchliehen. Der Ausdruck 
„Anerteuntnis" mußte vermieden werden, weil badburd mit Rildſicht auf die Faſſung des 8 397 
Abf. 2 die Deutung nahe gelegt wäre, daß ein Vertrag ber unter a gebachten Art gemeint ſei. 
Nach bem oben angeführten Inhalte der P. II follte es dahingeftellt bleiben, ob in ber Erteilung 
der Quittung ein Beweißvertrag liege oder nicht. Der Zwed der fraglichen Vorſchrift geht dahin, 
den Schuldner, welcher die Leiftung bewirkt hat, gegen Veitreitung von feiten des Gläubigers zu 
ſichern. Diefer Zwed wird offenbar vollftändiger und ficherer auf dem unter b als auf dem 
unter c bezeichneten Wege erreicht. Die fragliche Vorſchrift dürfte daher im Sinne ber erften 
Ülternative auszulegen fein. Die zweite Kommilfion wollte indefien, wie ber oben angefüdrte 
Inhalt ber P. II ergibt, durch die im Anſchluß an den E. I angenommene Faſſung bes 3 368 
zum Ausdrucke bringen, daß dem Gläubiger der direkte Gegenbeweis gegen die don ihm aus» 
geftellte Quittung zuſtehe. Es ſcheint daher angenommen werden zu müfjen, daß ber in ber 
Erteilung der Quittung liegende Beweisvertrag nur die oben unter b angeführte zweite Bedeutung 
haben fol, nad; welcher der Empfang der Leiftung zwar bed Beweiſes nicht bebarf, der Gegen⸗ 
beweiß aber zuläffig bleibt. Sachlich gelangt man indeffen im weientlihen zu demfelben Er⸗ 
gebnis, auch wenn man einen foldhen Vorbehalt des Gegenbeweifes nicht annimmt. Die 
folgenden Erwägungen bürften ergeben, daß überwiegende Gründe für die Annahme eines 
Veweisvertrags ohne Vorbehalt des Gegenbeweiſes ſprechen. Entipricht die Quittung der wirk⸗ 
lihen Sadjlage nicht, fo kann dies feinen Grund eutweder darin haben, daß der Gläubiger ſich 
bei der Erteilung der Duittung geirrt Bat, oder darin, ba er wiſſentlich die nicht bewirkte 
Zeiftung als bewirkt Hat amertennen wollen, oder endlich darin, dab er die Quittung in der 
Erwartung ausgeftellt Hat, daß die Leiftung erfolgen werde. In dem erfteren Falle glaubte 
der Gläubiger nad) Maßgabe bes 8 368 zur Erteilung der Onittung verpflichtet zu fein; ex 
erteilte die Quittung zum Bwede ber Erfüllung dieſer Verpflichtung. Die Verpflichtung beftand 
aber, da bie Erfüllung nod nicht erfolgt war, nit. Der Gläubiger kann alfo die Aufhebung 
des in der Erteilung der Quittung liegenden Vertrag nad) den Vorſchriften über die Heraus- 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung (88 812—814) verlangen. Er braucht zur Begründung 
dieſes Anfpruhs nur zu beweifen, daß er die Quittung zu dem gedachten Zwede erteilt Habe 
und daß zur Beit der Erteilung ber Quittung die Erfüllung noch nicht erfolgt gewefen fei, eine 
Berpflihtung zur Erteilung der Quittung alfo noch nicht beftanden habe. Dem Schuldner fieht 
dagegen nad) $ 814 ber Beweis zu, dab ber Gläubiger gewußt habe, daß die Erfüllung noch 
nit erfolgt und dab er daher zu ber Erteilung der Quittung nicht verpflichtet geweien fei. 
Bird diefer Beweis geführt, fo liegt, fofern bie Quittung nit in ber Erwartung der Leiſtung 
erteilt war, der oben bezeichnete zweite Fall vor. Die Erteilung ber Quittung erfolgte nicht 
auf Grund bes 8 368; fie konnte nur im der Abſicht erfolgen, das Schuldverhältnis, obwohl 
die Leiftung nicht erfolgt war, aufzuheben (j. oben unter a) oder doch die Beftreitung der Auf⸗ 
hebung andzufchließen (ſ. oben unter b). Fir einen Fall diefer Art den Gegenbeweiß zuzu⸗ 
Sofien, iſt fiherlich auch die Abficht der zweiten Kommiffion nicht geweſen. In bem oben hervor⸗ 
gehobenen dritten Falle, wenn der Gläubiger, wie dies bei ber Erfüllung mancher Verbindlich. 
teiten, 3. B. bei ben Berbindlichleiten öffentlicher Kaſſen die Regel bildet, die Quittung vor der 
Erfüllung, aber in der Erwartung derfelben erteilt, wilrde die einfache Bulafiung des direkten 
Gegenbeweifes mit dem Bivede, zu welchem die Quittung erteilt wird, nicht vereinbar fein. Der 
biete Gegenbeweis gegen den Inhalt der Quittung wird dadurch geführt, dab die Erfüllung 
zur Zeit der Erteilung, alfo zur Beit der Aushändigung ber Quittung an ben Schuldner, noch 
nicht erfolgt iſt. Died wird regelmäßig leicht bewieſen werden können und tft meiſtens übers 
Haupt nicht fireitig. Dem Schuldner wilrde alfo die Quittung in Fällen diefer Art nichts nühen. 

Vland, Kommentar 3. BEE. Mb. IL. 8. Auflage. 15 
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8. 369. Die Koften ber Quittung Bat der Schuldner zu tragen und vor- 
zufchießen, fofern nicht aus dem zwifchen ihm und bem Gläubiger beitehenden 
Nechtsverbältniffe fich ein Anderes ergiebt. 

Treten in Folge einer Uebertragung der Forderung oder im Wege der Erb- 
folge an die Stelle des urfprünglichen Gläubigers mehrere Gläubiger, fo fallen 
die Mehrkoften den Gläubigern zur Laft. 


Der Zwed, zu welchem die Quittung erteilt wird, kann nur erreicht werden, wenn der Gläubiger 
dieſelbe nicht durch ben Beweis, dab die Erfüllung zur Beit der Erteilung noch nicht erfolgt 
geweien, fondern nur durd ben Beweis entkräften kann, baß bie Erwartung, in welder die 
Quittung erteilt worben, ſich nicht erfüllt Habe, bie betreffende Leiſtung alfo auch fpäter nicht 
bewirkt ſei. Diefer Anforderung wirb genügt, wenn man die Erteilung der Quittung in dem 
fraglien Falle als einen ben einfachen Gegenbeweis ausfchließenden Vertrag der unter b 
bezeichneten Art anfieht, zugleich aber annimmt, dab bem Gläubiger, wenn bie Leiftung nicht 
erfolgt, das Recht zuftehe, die Aufhebung des Vertrags nad den Vorſchriften über die Heraus- 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zu verlangen. Die Berechtigung biefer Annahme 
dürfte ſich nicht beftreiten laſſen. War die Quittung in der Erwartung ausgehändigt und an⸗ 
genommen, daß bie Erfüllung fo, wie fie in ber Quittung als erfolgt anerkannt ift, erfolgen 
werde, fo ift, wenn bie Erflillung nicht erfolgt, der durch die Erteilung der Duittung nad dem 
Inhalte bes Rechtsgeſchäfts bezwedte Erfolg nicht eingetreten; dem Gläubiger fieht daher nach 
8812 Abf.1 Say 2 (vgl. auch 8 815) der Anſpruch gegen den Schuldner auf Herausgabe bes 
duch die Duittung Exlangten, alfo auf Aufhebung des dur die Quittung begründeten Rechtes 
zu. Dem Gläubiger liegt der Beweis ob, daß die Duittung in der gedachten Erwartung erteilt 
und da bie Erfüllung nicht erfolgt ſei. Sachlich hat audy wohl die zweite Kommiffion nichts 
andered gewollt. Die in ben Protolollen enthaltene Undentung einer abweichenden juriſtiſchen 
Konſtruktion ift für die Auslegung nicht bindend. 

Das Verhältnis geitaltet ſich hiernach, wenn ber Schuldner fih in einem Rechtsſtreite zur 
Belämpfung des Anſpruchs bed Klägers auf eine Quittung besfelben über den Empfang der 
geihuldeten Leiftung beruft, folgendermaßen: 

Die Duittung überhebt den Bellngten bes Beweiſes der Erfüllung. Der Kläger kann 
aber die Wirkung der Ouittung durch den Beweis befeitigen, daß er die Oxittung zum Zwecke 
der ihm mac) 8 368 obliegenden Verpflichtung ausgeftellt Habe und daß diefe Verpflichtung, 
weil die Erfüllung zur Zeit der Erteilung der Duittung moch nicht erfolgt gewefen fei, nicht 
beitanden habe. Der erfte Teil dieſes Beweiſes wirb regelmäßig ohne weiteres als erbracht 
anzufehen fein. Dem Beklagten fteht jenen Hägerifchen Beweiſen gegenüber der Beweis offen, 
daß der Stläger bei Erteilung der Quitiung gewußt habe, daß die Erfüllung nicht erfolgt fei. 
Hiergegen ſteht wieder dem Kläger der Beweis zu, daß die Duittung in ber Erwartung ber 
Erfüllung erteilt, dieſe aber nicht erfolgt fei (vgl. Erl. zu $ 397). Auch diejenigen übrigens, 
welche in der Quitung lediglich ein Beweismittel jehen (Kublenbed, Erl. 4 zu 8 368; 
Staudinger, Exl. 3 zu $ 368; Dertmann, Erl. 5 zu 8 368), erfennen an, daß, wem bes 
wieſen wird, daß die Quittung in Erwartung der Bahlung ausgeftellt ift, dem Gläubiger ber 
Beweis obliegt, daß er die Leiftung auch nach Ausftellung der Quittung nicht erhalten habe. 

D) Iſt in der Quittung der gezahlte Beitrag zugleich in Zahlen und wit Buchſtaben aude 
gebrüdt und lauten beibe Angaben verichieden, z. B. 1100, elftaufend, fo tft es Frage der 
Auslegung, welcher Angabe der Vorzug zu geben ift. Der Art. 5 der WO. findet nur auf Wechſel 
Anwendung (RG. in Seuff. U. Bd. 59 ©. 55). Dasfelbe gilt, wenn bie Duittung in anderen 
Beziehungen an einem Widerfpruch ober an Unklarheit leidet. 


8 369. : 
6.18 270; I 8 318 ve». 8 363; LI 8 363. P.IG. 1394, 1397M., G1STf. 117365 DR. II 6.891. 
9.181 6.340. 


1. Roften der Quittung. Die Verpflichtung zur Erteilung einer Quittung ift dem 
Gläubiger im Jutereſſe des Schuldners auferlegt; beshalb Hat diefer die Koſten ber Quittung 
zu tragen. Die Koiten des Papiers und der Tinte find fo unerheblih, daß Hierfür nach der 
Verkehrsſitte Erfag nicht verlangt wird. In Betracht lommen aber die Koften eines eiwa er= 
forberlichen Stempels (die Verpflichtung zur Tragung biefer Koften gegenüber dem Staate wird 
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duch den 8 369 nicht berührt), ferner die Koften der Öffentlichen Beglaubigung des Handzeichens 
des Glänbigers (8 126), fowie die Koften einer befonderen Form, wenn eine ſolche nach 8 368 
Cap 2 von dem Schuldner verlangt wird. Auch die Koften der Überfendung der Quitiung an 
den Schuldner Hat diefer zu tragen. Nicht Hierher gehören aber bie Koſten, welche durch die 
Legitimation des Gläubigers z. B. als Erbe oder Beifionar verurſacht werden. 


2. Die Vorſchrift, dah der Schuldner bie Koſten der Onittung auch vorzuſchtehen hat, 


beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion. Solange ber Schuldner dieſer Verpflichtung 
nit genügt Hat, braucht der Gläubiger die Quittung nicht zu erteilen und kommt daher dadurch, 
daß er fie nicht anbietet, nicht in Verzug ber Annahme der von dem Schuldner angebotenen 
Leiſtung (f. Erl. 2 zu 8 368). Die Borfhußpflicht wird von dem BGB. au in allen ähnlichen 
Fällen anerfannt (f. 3. B. die 88 403, 798, 800). e 

3. Die Befreiung des Schuldners von ber Berpflichtung, bie Koſten ber Quittung zu 
tragen und vorzufhiehen, fann durch Vertrag zwiſchen den Parteien begründet fein. Sie 
fann fi) aber auch aus der Natur bes Rechtsverhältniſſes ergeben, auf welchem bie Ver⸗ 
bindlichkeit des Schuldners beruht. Died wird regelmäßig der Fall jein, wenn das betreffende 
Rechtsverhältnis im Interefie des anderen Teiles eingegangen ift, fo 3. B. bei den Verbindlich» 
teten des Beauftragten, des Verwahrers, des Bormundes. 

4. Eintreten mehrerer Gläubiger an bie Stelle eines Gläubigers. Die Vorſchrift des 
Abf. 2 beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiifion. Der Schuldner fol, wenn ihm 
wfpränglih nur ein Gläubiger gegenüberftand, an die Stelle besfelben aber durch Übertragung 
oder durch Erbfolge mehrere Gläubiger getreten find, bie dadurch entſtehenden Mehrkoſten nicht 
tragen. Zweiſelhaft kann fein, wie fi hiernach das Verhältnis bes Schuldnerd zu dem mehreren 
Gläubigern geftaltet. Iſt die Forderung durch Erbfolge auf mehrere Erben übergegangen, fo 
braucht der Schuldner, folange bie Erbſchaft ungeteilt ift, nur an alle Erben gemeinichaftlic 
leiſten ($ 2039); er fann Outttung von allen Erben verlangen und braucht die Koften derſelben 
nur infoweit zu tragen und vorzuſchiehen, als fie nicht dem Betrag ber Koften überſteigen, 
melde die von dem Erblaſſer zu erteilende Duittung erfordert Haben wilrbe. Iſt aber die Erb⸗ 
ſchaft geteilt umd jedem ber Erben ein Teil der Forderung überwiefen, oder ift die Forderung 
durch Teilzeffionen auf mehrere übergegangen, fo fragt es fi, in welcher Urt der Schuldner 
des ihm nad Abf. 2 zuſtehende Recht gegen die mehreren Gläubiger geltend zu machen bat: 
Sholfmeyer, Erl. 3 zu $ 369 nimmt an, daß dur das Geſetz eine Gemeinfhaft der 
Gläubiger. begründet fei und daß der Schuldner, der zunächft jedem Gläubiger bie Koften feiner 
Zuittung vorzufchiegen habe, dann von allen Gläubigern als notwendigen Streitgenoffen den 
Betrag erfegt verlangen könne, um welchen die Koften der mehreren Duittungen, die Koften der 
Quittung des urfprünglichen Gläubigers überfteigen; die Repartition dieſes Betragd unter den 
mehreren Glänbigern fet deren Sache. Nach Rehbein, Erl. 22 zu 89 362—371, hat ber 
Schuldner die Koften zu zahlen und vorzuſchießen, die durch bie Quittung feines urfprünglichen 
Glänbigerd entftanden fein würden. Die Repartition der Mehrkoſten ſei Sache der Gläubiger, 
die dem Schuldner infoweit als Geſamtſchuldner entgegenfländen. Die Ieptere Annahme würde 
das Berhältuis zwar zugunften bes Schuldners weſenilich vereinfachen, aber bie Vorſchrift des 
Abſ. 2 dürfte dafür keinen genügenben Anhalt bieten; denn die danach den mehreren Gläubigern 
obliegende Verpflichtung, die Mehrkoſten zu tragen, ift in Ermangelung einer befonderen Vorſchrift 
ipso jure umter ihnen geteilt (8 420). Ebenſowenig bdilifte ſich aus Abſ. 2 eine geſetzliche Ge— 
meinf haft ber mehreren Gläubiger mit ben von Schollmeyer daran geknüpften Wirkungen 
obleiten laſſen. Es bleibt alfo nur übrig, bem Schuldner jedem- ber mehreren Gläubiger 
gegenüber nach dem Verhältniſſe des Anteils derſelben an ber Forderung ein Recht auf Erſatz 
der Mebrfoften zu geben. Hat der Schuldner allen Gläubigern bie Koften ihrer Duittungen 
vorgefhofien, fo ergibt fi Hieraus der Betrag der Mebrloften gegenüber den Koften der 
Quittung des urſprunglichen Gläubigers und der Schuldner kann von jedem Gläubiger den dem 
Anteile desfelben an der Forderung entſprechenden Teil biefes Betrag erfegt verlangen. Der 
Schuldner kann diefen Anteil auch bei der Bahfung der Koften an den einzelnen Gläubiger 
gleich) im Abzug bringen; prattiſch wird er Hierzu allerdings Häufig nicht imftande fein, indem er 
noch nicht angeben und bemweifen kann, wie hoch ſich die Mehrkoften der Duittungen der ſämtlichen 
Hänbiger belaufen. Hiergegen dürfte aber eine Abhilfe nicht möglich fein (ähnlih Staudinger, 
Eil. 3 zu 8 369; Dertmann, Erl. 4 zu 8 369). Bu beachten ift übrigens, daß nur Die 
durch das Eintreten mehrerer Gläubiger entftandenen Mehrkoſien durch dem Abſ. 2 getroffen 
werden, nicht aber ſolche Mehrkoſten, bie dadurch entitehen, dab bie Quittung eines an bie 
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8. 370. Der Ueberbringer einer Duittung gilt als ermächtigt, die Leiftung 
zu empfangen, fofern nicht bie dem Leiftenden befannten Umftände ber Annahme 
einer folchen Ermächtigung entgegenftehen. 


8. 371. Iſt über die Forderung ein Schuldfchein außgeftellt worden, fo 
kann der Schuldner neben der Duittung Rüdgabe des Schuldjcheind verlangen. 
Behauptet ber Gläubiger, zur Rückgabe außer Stande zu fein, jo kann der Schuldner 
das Öffentlich beglaubigte Anerfenntnig verlangen, daß die Schuld erlofchen fei. 


Stelle des uripringlichen Gläubigers tretenden anderen Gläubigers, z. B. dadurch, daß ber 
letztere ſchreibensunkundig ift, mehr koſtet, al3 die des urfprünglichen Gläubigers. 

Die Anfiht von Fiſcher⸗Henle, Exil. 3 zu 8 369, daß der Abf. 2 anf Teilübertragungen 
leine Anwendung finde, Hat in dem Geſetze feinen Anhalt. 


8 0. 
E.I 8 319 ven. 8 364; III 8 364. V.I BEL 6.341. 

Keybner, Der Duittungsträger, in der Feſtgabe für Koch, ©. 139 ff. 

Ermãchtigung bed Überbringers einer Quittung zur Empfangnahme ber Zeitung. Der 
8 370 beruht auf einem Beichlufie der zweiten Kommiffion. Er verallgemeinert die Vorſchrift 
des 8 296 bes früheren HGB. Sm dem neuen HGB. iſt eine entſprechende Vorſchrift mit 
NRüdfiht auf ben 8 370 des BGB. weggelafien. Der Ausftellee ber Quittung bat die Gefahr 
bes Mibbrauds derſelben durch einen Dritten zu tragen. Die von bem Schuldner an bem 
Überbringer bewirkte Leiftung gilt als an einen Bevollmächtigten bes Gläubigers erfolgt (8 164). 
Boraußfegung iſt nur, daß bie Duittung echt ift. Nicht erforderlich ift, daß der Gläubiger bie 
Quittung dem Überbringer übergeben hat. Auch wenn der legtere fie geftohlen hat, gilt ex dem 
Schuldner gegenüber als legitimiert. Ausgeiclofien wird die Annahme einer Ermächtigung nur, 
wenn die dem Leiſtenden belannten Umftände einer folgen Annahme entgegenftehen. Um 
die Ausnahme zu begründen, ift nicht erforderlich, daß ber Leiſtende gewußt Bat, daß der 
Uberbringer der Quittung zu der Annahme der Leiftung nicht ermächtigt fel; es genügt vielmehr, 
daß er Umftände gekannt Bat, welche bei verftändiger Würdigung derſelben die Annahme einer 
Ermädtigung ausfchliegen. Andererfeits genügt e8 nicht, daß ber Leiftende die fraglichen Umftände 
kennen mußte; er muß fie vielmehr wirklich gefannt haben. 

Die Vorſchrift des 8 370 gilt nicht nur zugunften bes Schuldners, fonbern auch zugunften 
eines Dritten, welcher die Leiſtung zu bewirken befugt tft. Iſt indefien in der Quittung ber 
Schuldner al derjenige bezeichnet, von welchem bie Leiftung bewirkt ift, fo wird der Überbringer 
wicht ald ermächtigt anzufehen fein, die Leiftung auch von einem Dritten in Empfang zu nehmen; 
denn hierdurch würbe das dem Gläubiger nach 8 267 zuftehende Recht, die Leiſtung abzulehnen, 
wenn der Schuldner widerſpricht, beeinträchtigt werben. 

Zweifelhaft ift, ob, wenn ein Dritter die Leiftung bewirkt, die Annahme der Ermädtigung 
des Überbringers nicht nur dadurch ausgeſchloſſen wird, daß der Dritte die im 8 370 bezeichneten 
Umftände kennt, fondern auch dadurch, daß dem Schuldner folhe Umftände bekannt waren. Die - 
für die Bejahung diefer Frage fprechenden Billigkeitsgründe dilften dem Haren Wortlaute des 
& 370 gegenüber, welder nur von dem „Leiftenben“ fpridt, zur Rechtfertigung der Bejahung 
nicht genügen (a. A. Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 370; Rehbein, Erl. 7 zu 88 362—371). 


4 1. 
@& 18 271; 118 320 veu. 8 365; III 8 365. P.IE.1402f.; M.IIE.901. P.ITBE.IE. Sail. 

1. Berpflichtung des Gläubiger zur Nüdgabe bed Schuldſcheins. Die Rückgabe kat 
ebenfo wie die Erteilung der Quittung Bug um Bug gegen Empfang ber Leiftung zu erfolgen 
(f. &xl. 2 zu 8 368). Sit ſtreitig, ob ein Schuldſchein ausgeftellt worden iſt, fo Itegt der Beweis 
bem Schuldner ob. 

2. Das Recht des Schuldners, ftatt ber Rüdgabe bes Schuldſcheins dab in bem Satze 3 
bezeichnete Anerkenntntö zu verlangen, iſt nicht, wie nad) dem €. I 8 271, dadurch bedingt, daß 
der Gläubiger zu der Müdgabe des Schuldſcheins auferftande tft; vielmehr genügt es, daß ber 
Gläubiger dies behauptet. Nicht entſchieden ift die frage, ob der Schuldner, wenn er bie 
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Hinterlegung. 


Bahrheit der Behauptung des Gläubigers beftreitet, die Rückgabe bes Schuldſcheins verlangen 
tan und ob ber Gläubiger in biefem Falle beweifen muß, daß er infolge eines von ihm nicht 
zu vertretenden Umftandes zur Rüdgabe auferftande fei. Die Frage dürfte zu bejahen fein, 
weil ber Sag 2 für den Fall, daß der Gläubiger zur Rüdgabe des Schuldſcheins außerftande 
zu fein behauptet, nur das Recht einräumt, das Unerfenntnis des Erlöfchens ber Schuld zu vers 
langen, nicht aber die dem Gläubiger die nad) Satz 1 obliegende Verpflichtung befeitigt (a. U. 
Dernburg II 8 115 VI, welder annimmt, daß ber Schuldner fid, wenn ber Gläubiger die 
Ausftelung des Anerkenntniſſes anbiete, damit begnügen müſſe, fofern er nicht ein beſonderes 
Intereſſe an der Rüdgabe des Schuldſcheins nahmeile; Rehbein, Erl. 18 zu 88 362—371, 
welcher gegenüber ber Behauptung des Gläubigers, zur Müdgabe des Schuldſcheins außerſtande 
zu fein, von dem Schuldner, der fi mit dem Unertenntnifje nicht begnügen will, den Beweis 
verlangt, daß der Gläubiger den Schuldicein noch befite). 

3, Rechtliche Bedeutung bed Auerkenntniſſes. Nach bem E. I 8 271 war bie Verpflichtung 
des Gläubiger dahin beftimmt, daß ex eine ſchriftliche und öffentlich beglaubigte Erklärung abs 
gebe, dab die Schuld erlofchen ſel. In dem 8 371 wird durch den Ausbrud „Unerlenntnis“ 
ichärfer hervorgehoben, daß es ſich um ben Abſchluß eines Anerkennungsvertrags der im 8 397 
Abf. 2 bezeichneten Art handelt (ſ. Erl. 3a zu 8 368 und zu 8 397). Nach dem €. I follte der 
Schuldner die fragliche Erklärung neben ber Quittung verlangen können. Die zweite Kommilfion 
glaubte, daß die Quittung keinen Zweck habe, wenn das Erlöfhen ber Verbindlichkeit durch das 
Anertenntnis des Gläubigers feftgeitellt werde. Der Schuldner kann daher eine Quittung neben 
der Rüdgabe des Schuldfcheins, nicht aber neben dem im Sat 2 bezeichneten Auerkenntuiſſe 
verlangen. 

Über öffentliche Beglaubigung f. 3 129. Nur die Erflärung des Gläubigerd bebarf der 
öffentlihen Beglaubigung, nicht bie Annahme berfelben von feiten des Schuldners. 

Das Anertenntnis wird erfegt durch bie rechtskräftige Verurteilung des Gläubigers zu dem 
Anerfenntnifie. 

4. Die Koſten des Anerkenntnifies Hat der Gläubiger zu tragen. Im E. I 8 271 Sag 2 
war dies ausdrüdlich beftimmt. Geftrichen ift diefe Borfchrift nur deshalb, weil man fie für 
felöftverftändlidh Hielt. 

5. Hat ein Dritter bie LZeiftung bewirkt, fo fteht nicht diefem, fondern dem Schuldner 
das Recht zu, bie Nüdgabe des Schuldſcheins ober das im Sat 2 bezeichnete Anerkenntnis 
zu fordern. 

6. Der Schuldner kann die im 8 371 beftimmten Rechte auch noch nachdem die Leiſtung 
bewirkt ift, geltend machen. Sie ftehen ihm auc zu, wenn die Schuld durch Leiftung an &r- 
füllungsftatt getilgt ift, nicht aber wenn die Schuld erlaffen tft ober der Vertrag, auf welchem 
fie beruht, nichtig oder anfechtbar und angefochten ift. In den letzteren Fällen hat der Schuldner 
zwar einen Anfprud auf Rüdgabe bes Schuldſcheins, aber nicht auf Grund des 8 374, fondern 


auf Grund des $ 812. 
Zweiter Titel. 


Hellwig, Verträge auf Leiftung an Dritte 1899 ©. 442ff.; Kopf, Das Hinterlegungs- 
verhältnis ꝛc. 1903; Beer, Die Hinterlegung zum Biwede der Befreiung von Schuldver« 
bindlichteiten 1900; Mühſam, Die gerichtliche Hinterlegung zc. in Eberings reits» und flantd« 
wiſſenſchaftlichen Stubien 1900 Heft 7 ©. 1; Kohler, im Arc. f. Bürg. R. Bd. 13 ©. 209; 
Müller, Die Hinterlegung zur Schuldbeireiung nah dem BGB. in Jherings Jahıb. Bd. 41 
©. 411ff.; Rofenberg, in Iherings Jahrb. Bd. 43 ©. 221 ff. 

1. Die Hinterlegung bildet ein Surrogat ber Erfüllung bei ſolchen Schuldverhältnifien, 
welche auf Leiftung von Geld, Wertpapieren und fonftigen Urkunden ſowie auf Leiftung von 
Koftbarleiten gerichtet find. Die Landesgeſetze können beftimmen, daß bie Hinterlegungsftellen 
aud andere bewegliche Sachen als bie gedachten anzunehmen haben. Soweit dies beftimmt ift, 
finden die Vorfchriften der 88 372—382 auch auf ſolche Schuldverhältnifie Anwendung, melde 
auf Leiftung von Sachen ber fraglichen Art gerichtet find (EG. Art. 146). Bei Schuldverhälte 
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niffen, die anf Leiſtung von Sachen gehen, welche nicht Hinterlegungsfähig find, tritt an die Stelle 
der Hinterlegung der Sache die Veräußerung berjelben und bie Hinterlegung des Erlöſes 
(88 383—386). Fir Schulbverhältniffe, Die auf Leiftung unbeweglicher Sachen gerichtet find, beiteht 
ein der Hinterlegung entſprechendes Surrogat der Erfühlung wicht (1. jedoch $ 303). 

2. Die Boransiegungen, unter welchen bem Schuldner bad Recht zur Hinterlegung baw. 
Beräußerung aufteht, find im ben 88 372, 383 beſtimmt. Im einzelnen Fällen ift aud ein 
Dritter zur Hinterlegung berechtigt (f. Erl. 3 zu $ 372); auch der Gläubiger ann in einigen 
Fällen die Hinterlegung fordern (. 3. ®. die 88 432, 660 Abf. 2, 1077, 1281, 2039, 2114; 
SGB. 8 646; vgl. auch WO. Art. 73). Macht der Gläubiger von dieſem Rechte Gebrauch, 
fo finden, wenn die Hinterlegung erfolgt, die Vorſchriften dieſes Titeld darauf Anwendung. 
Keine Anwendung finden die Vorſchriften diefes Titels auf die Hinterlegung von Geld umb 
Wertpapieren, welche zum Bwede der Sicherheitsleiftung erfolgt (j. Bb. I ©. 387 Erl. 2 zu 
8 232). Nicht beriihrt durch die Vorſchriften dieſes Titels werden die Beſtimmungen der Prozeß⸗ 
geiege, welche eine Hinterlegung anordnen oder nadjlafien und die Wirkung einer folden Hinter 
legung regeln (Ripr. Bd. 4 ©. 312). 

3. Die Bundesflaaten find verpflichtet, Hinterlegungäftellen einzurichten, bei welchen 
bie reichsgeſetzlich zugelafiene Hinterlegung erfolgen Tann. Über die Urt der Einrichtung be- 
ſtimmen die Landesgeſetze. Diefe entſcheiden inebeſondere über bie fadjlihe und ärtliche Zus 
ftändigfeit der Hinterlegungsftellen (EG. Art. 144); fie können Beſtimmungen fiber die Hinter 
Iegung felbft treffen (EG. Art. 145). Selbſtverſtändlich bürfen derartige Beſtimmungen nicht 
im Widerfpruche mit den Vorfchriften des BGB. ftehen. 

4. Die Hinterlegung erfolgt burd Vertrag zwiſchen bem Schuldner nud ber Hinter 
legungsſtelle. Dieſe ift verpflichtet, die Hinterlegung jeder dazu geeigneten Sache anzımehmen. 
Eine Prüfung der Frage, ob die Voraußfegungen der Buläffigkeit (8 372) vorliegen, fteht der 
Hinterlegungsftelle nicht zu. Won einer gerichtlichen Anordnung kann auch durch Iandesgefegliche 
Vorſchriften die Hinterlegung nicht abhängig gemacht werden (EG. Art. 145 Abſ. 2. Durch 
den Hinterlegungsvertrag wirb die Hinterlegungsftelle dem Hinterleger gegenüber verpflichtet, 
die hinterlegte Sache zu verwaßren und demnächſt dem Hinterleger oder dem Bläubiger wieder 
herauszugeben. Es Handelt ih um einen Verwahrungsvertrag, für ben indeſſen wegen des 
Zwedes ber Hinterlegung einige befondere Beitimmungen in dieſem Titel gegeben find und im 
betreff deffen auch ben Lanbesgefegen nad) EG. Art. 145 ein gewiſſer Epielraum gelaffen tft 
(a. A. Kopf a. a. D.; Endemann I 8 143 Anın. 48, 49, welde annehmen, daß burd die 
Hinterlegung fein privatrechtliher Berwahrungsvertrag geſchloſſen, fondern lediglich ein öffentlich 
rechtliches Verhältnis begrlindet werde). Die Landesgejepe können insbefondere nad EC. Art. 145 
beftimmen, baß Geld und Wertpapiere gegen die Verpflichtung zur Hüderftattung in bag 
Eigentum des Fisfus oder der als Hinterlegungsftelle beftimmten Anftalt übergehen. An die 
Stelle des Anſpruchs auf Herausgabe ber hinterlegten Sachen ſelbſt tritt in ſolchem falle ber 
Anfprud auf Nüderftattung einer gleichen Quantität von Sachen berfelben Art. 

5. Die Hinterlegung erfolgt für ben Gläubiger und wirkt, wenn fie rechtmähig iſt, 
unmittelbar für nnd gegen ihn. Ihre Wirfung befteht einerfeits in einer Änderung des Schulb« 
verhältnifjeß, anbererfeitö in der Begründung eines Anſpruchs des Gläubiger gegen die Hinter 
Tegungsftelle. 

a) Die Ünderung, melde das Schulbverhältnis erleidet, iſt eine verſchiedene, 
je nachdem der Schuldner noch zur Rücknahme der Hinterlegten Sache befugt oder das Recht 
dazu ausgeſchloſſen ift. Wudgefchloffen wird das Recht zur Miüdnahme, wenn ber Schulbner der 
Hinterlegungsitelle gegenüber darauf verzichtet oder wenn der Gläubiger ber Hinterlegungsftelle 
die Unnahme erklärt oder wenn der Hinterlegungsftelle ein zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Schuldner ergangenes rechtskräftiges Urteil vorgelegt wird, durch welches bie Hinterlegung für 
rechtmäßig erffärt iſt ($ 376). Solange das Recht der Rücknahme nicht ausgeichloffen ift, hat 
die Hinterlegung gegenüber dem Gläubiger nur die Wirkung, daß der Schuldner ihn auf die 
Binterlegte Sache verweilen Tann und dab biefelben Folgen eintreten wie im alle eines An—⸗ 
nahmeverzugd. Diefe Wirkung fällt mit rückwirkender Kraft weg, wenn ber Schuldner die 
Sade zurlidnimmt (5 379). Iſt die Rücknahme ausgefchlofien, fo wird der Schuldner von 
feiner Verpflichtung befreit, wie wenn er zur Zeit der Hinterlegung an ben Gläubiger geletftet 
hätte ($ 378). Soweit indefien der Gläubiger zum Nachweiſe feiner Empfangsberechtigung gegens 
über der Hinterlegungäftelle (f. unter b) noch der Einwilligung des Schuldners bebarf, bleibt 
diefer zur Erteilung derfelben verpflichtet (8 380). 
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8. 372. Geld, Werthpapiere und fonftige Urkunden ſowie Koftbarkeiten kann 
der Schuldner bei einer dazu beftimmten öffentlichen Stelle für den Gläubiger 
Binterlegen, wenn der Gläubiger im Verzuge ber Annahme ift. Das Gleiche gilt, 
wenn der Schuldner aus einem anderen in ber Perfon des Gläubigerd Tiegenden 
Grunde oder in Folge einer nicht auf Fahrläffigkeit beruhenden Ungewißheit über 
die Perſon des Gläubigers feine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit Sicherheit er⸗ 
füllen Tann. 


b) Der Gläubiger Tann die Herausgabe ber Hinterlegten Sache von ber 
Hinterlegungsftelle fordern. Diele Recht fteht ihm zu, mag das Recht bes Schuldners 
zur Rücknahme noch beftehen oder mag es ausgefchloffen fein; es fält weg, wenn der Schuldner 
die Sache zurüdgenommen Hat. Der Hinterlegungsvertrag hat hiernach den Gharalier eines 
Vertrags auf Leiftung an einen Dritten (88 328ff.). Aus bem Bivede ber Hinterlegung ergeben 
fich indeſſen einige Befonderheiten. Insbeſondere findet der 3 333, nad) welchem das Recht bes 
Dritten als nicht erworben gilt, wenn er dasfelbe dem Verſprechenden gegenüber zurüdweift, 
feine Anwendung. Die Buläffigleit der Beftimmung, daß der Hinterlegende das Recht bes 
Gläubigers durch Rüdnahme der Hinterlegten Sache befeitigen Tann, fteht mit dem 8 328 im 
Einklang (a. A. in betreff der Konſtruktion Endemann I 8 143 Anm, 17, 34, der früder bie 
Hinterlegung als Angebot der Erfüllung an ben Gläubiger betrachtete, jegt aber unter Feſt⸗ 
Jaltung des diefer Auffafiung zugrunde liegenden Gedankens als Wirkung ber Hinterlegung bes 
zeichnet, daß an die Stelle der unmittelbar vom Schuldner zu bewirtenden Leijtung der Anſpruch 
auf die Himterlegten Sachen tritt; vgl. auch Kohler ©. 209). Der Schuldner fan, wenn er 
mır gegen eine Leiftung des Gläubigers zu leiften verpflichtet ift, daB Hecht des Gläubigers 
zum Empfange der hinterlegten Sache von der Bewirtung ber Gegenleiftung abhängig machen 
($ 373). Durch die Landesgefege können auch bejondere Vorfchriften Über den Nachweis der 
Empfangsbereditigung des Gläubigers gegeben werben (EG. Urt. 145). Der Anſpruch bes 
Slöubigerd erliiht nach dem Ablaufe von dreißig Jahren nad dem Empfange ber Anzeige von 
der Hinterlegung, fofern er ſich nicht vorher bei der Hinterlegungsftelle gemeldet hat (8 382). 

6. Anorbnung bed Stoffes. Der 8 372 beftimmt die Worausfegungen, unter melden 
der Schuldner zur Hinterlegung berechtigt ift. Der 8 373 handelt von bem Falle, in welchem 
der Schuldner nur gegen Leiftung des Gläubigers zu leiften verpflichtet iſt. Der 8 374 beftimmt 
den Ort, an welchem zu Hinterlegen ift, und die Verpflichtung des Schuldners zur Anzeige der 
Öinterlegung an den Gläubiger. Der 3 375 beftimmt die Wirkungen, welche die Überfendung 
der Hinterlegten Sache an bie Hinterlegungäftelle durch die Poſt hat. Die 88 376, 377 Handeln 
von dem Rechte des Schuldners, die hinterlegte Sache zuriidzunehmen; die 88 378, 379 von 
der Wirkung der Hinterlegung. Der $ 380 Handelt von der Verpflichtung bed Schuldners, dem 
Gläubiger eine zum Nachweiſe der Empfangäberechtigung erforderlihe oder genügenbe Erklärung 
abzugeben; ber $ 381 von ben Koften der Hinterlegung, ber 8 382 von bem Erlöſchen des 
Rechtes des Gläubiger anf die hinterlegte Sache durch Zeitablauf. Die 58 383—386 enthalten 
Vorſchriften für diejenigen Fälle, in welchen eine zur Hinterlegung nicht geeignete bewegliche 
Sache geſchnidet wird. — 


SUB a2 met. 1; 18 321 von. 8 306; IL 8.206. MI E11. MILE. IR. 
9.188. 1 6.342 f., 353; 83.6 6.1641. AB. ©. 6tB. 6. 2776. 

1. Hinterlegungsfähige Sachen. Nah dem €. I$ * ee 1 follten nur Gelb und 
Wertpapiere Binterlegt werden Tönmen. Die Ausdehnung auf fonftige Urkunden und Koftbar- 
keiten berußt auf einem Beſchluſſe ber zweiten Kommilfton. Infolge der Ausdehnung auf 
fonftige Urkunden wird es unnötig, zu unterfuchen, ob der Begriff der Wertpapiere in einem 
engeren oder in einem weiteren Sinne verſtanden ift. Unter Urkunden find nur Schriftinfunden 
zu verfiehen (mach Rſpr. Bd. 6 ©. 54 können auch Handakten hinterlegt werben, jedoch nicht 
als Ganzes, vielmehr müffen die einzelnen Schriftftüde bezeichnet werden). Was unter Koſibar⸗ 
keiten zu verftehen iſt, beftimmt ſich nach der Auffaſſung bes Lebens. Es gehören dahin ins⸗ 
beſondere Juwelen ſowie goldene und filberne Sachen und Kunſtgegenſtände. Es wird immer 
voraudzufegen fein, daß der Wert im Verhälmiſſe zum Volumen ein beſonders hoher iſt. 
Andere als bie im $ 372 bezeidineten Sachen können nur Hinterlegt werden, wenn bie durch 
bie Landesgefepe beftimmt ift (EG. Art. 146). 
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8. 373. Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiltung bes Gläubiger zu 
leiften verpflichtet, jo kann er das Recht des Gläubigers zum Empfange der hinter⸗ 
legten Sache von der Bewirtung der Gegenleiftung abhängig machen. 


2. Borausſetzung ber Zuläffigteit ber Hinterlegung. Buläffig ift die Hinterlegung bei 
jedem Schuldverhältnis (über Wechſelſchulden |. Apr. Bd. 6 ©. 55). Die Schuld muß fällig 
ober der Schuldner doch zur Befriedigung bes Gläubiger berechtigt fein. Die Hinterlegung 
eines Teiles ber Schuld kann der Släubiger ebenfo wie eine Teilzahlung zurüdweifen. Beftand 
die Schuld nicht, fo kaun der Schuldner, wenn das Recht zur Burücdnahme bereits ausgeſchloffen 
war, nad) den Grundfägen über bie condictio indebiti die Einwilligung des Gläubigers zur 
Buriidnahme verlangen. Durch ein Verſchulden des Gläubigers ift die Hinterlegung nicht bedingt. 
Sie ift aber nur zuläffig 

a) wenn der Gläubiger im Verzuge ber Annahme ift (88 293Ff.); 

b) weun ber Schuldner and einem anderen in der Berfon bes Gläubigers 
Legenden Grunde feine Verbindlichkeit nit oder nit mit Sicherheit erfüllen 
kann. Diefe Voraudſehung liegt z. B. vor, wenn ber Gläubiger geſchäftsunfähig oder in der 
Gefchäftsfäpigkeit beſchränkt oder abweſend ift und feinen Vertreter Hat; ebenfo wenn ber Gläubiger 

Forderung an einen anderen abgetreten bat, die Abtretung aber anfehtbar und es noch 
ungewiß iſt, ob bie Anfechtung erfolgen werde. Hierher gehört auch der all, da bie Forderung 
bes Gläubigers mit Arreſt belegt ift (vgl. auch für Wechſelſchulden RG. Bd. 55 ©. 4ff); 

6) wenn der Schuldner infolge einer nit auf Sahrläffigleit beruhenden 
Ungewißheit ber die Perſon des Gläubigers nicht oder niht mit Sicherhei: 
erfüllen kann. Während in bem alle unter b eine objektive Ungewißheit erfordert wird, 
genügt es Bier, daß der Schuldner fubjeltiv über die Perfon bes Gläubigers ungewiß iſt. Auf 
bie Gründe der Ungewißheit kommt es nit an. Notwendig ift nur, daß bie Ungewißheit nicht 
auf Sahrläffigkeit beruht. Über den Begriff ber Fahrläffigkeit |. Bd. I Worbm. III ©. 40. 
Unter biejer Vorausſetzung genügt auch eine Ungemwißheit, welche auf rechtlichen Zweifeln beriht. 
Streiten mehrere darüber, wem von Ihnen bie Forderung zufteßt, fo wird regelmäßig eine Ans 
gewißheit ber Hier erforderlichen Art vorliegen. 

8. Nur ber Schulduer oder ein Vertreter besfelben, welcher Bertretungsmacht hat, aicht 
ein Dritter if zur Hinterlegung berechtigt. Es ergibt fich dies fomohl aus dem Wortlaute bes 
8 372 als auch daraus, daß für einzelne Fälle ausdrücklich beſtimmt ift, daß auch einem Dritten 
daß Recht der Hinterlegung zuftehe, fo 3. ©. in ben 88 268, 1142, 1150, 1171, 1224 (f. Exil 4 
zu 8 267; a. A. Rofenberg ©. 225). 

4. Die Hinterlegung erfolgt bei ber dazu beftimmten öffentlichen Gtelle. Die Beſtinmung 
erfolgt durch bie Landesgeſetze (EB. Urt. 144). Über bie Befugnis der Landeögefeggebung, zähere 
Beitimmungen zu treffen |. EG. Urt. 145. 


8 3738. 
©. 11 8 322 res. 8 367; 11 8 367. V. I BE. 1 6.345 |. 

Borbehalt des Schuldners, wenn derſelbe nur gegen eine Beiflung bes Gläubigers zu 
leiſten verpflichtet if. Der 8 373 beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion. 
Sachlich fieht ber €. I auf bemfelben Standpunkte (ſ. M. II ©. 96). Der Schuldner fol 
dadurch, daß er von bem Rechte der Hinterlegung Gebrauch; macht, nicht genötigt werden, ein 
ihm nad dem Inhalte des Schulbverhältnifies zuftehendes Recht aufzugeben. Dies würde 
geſchehen, wenn ber Gläubiger bei Sculdverhältniffen der im 8 373 bezeichneten Urt dadurch, 
daß er ber Hinterlegungsftelle die Annahme erllärt ($ 376 Abf. 2 Nr. 2), ein unbebingtes Recht 
auf die Herausgabe der Hinterlegten Sache erwürbe. Der Schuldner braucht bei einem Schuld» 
verhäftnifie der Hier fraglichen Art nur gegen bie ®egenleiftung des Glänbigers zu leiften; 
deshalb muß er, wenn er von dem Rechte ber Hinterlegung Gebrauch macht, das Nedt des 
@läubigers zum Empfange der hinterlegten Sache von ber Bewirtung der @egenleiftung abhängig 
machen können (j. Erl.1 zu 8 380). 

Der praktiſch wichtigfte Fall, in welchem der $ 373 Anwendung findet, iſt ber eines 
gegenfeitigen Vertrags (8 320). Über andere Hierher gehörende Fülle f. 3.8. die 88 255, 273, 

, 371. 

Der Schuldner wird durch die Hinterlegung nicht gehindert, fein Recht auf bie Gegen⸗ 

leiftung im Wege der Klage geliend zu machen; der Gläubiger kann die Leiftung aber folange 
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8. 374. Die Hinterlegung hat bei der Hinterlegungsftelle des Leiftungsorts 
zu erfolgen; Hinterlegt der Schuldner bei einer anderen Stelle, jo hat er dem 
Gläubiger den daraus entftehenden Schaden zu erjegen. 

Der Schuldner hat dem Gläubiger die Hinterlegung unverzüglich anzuzeigen; 
im Falle der Unterlafjung ift er zum Schadengerfage verpflichtet. Die Anzeige 
darf unterbleiben, wenn fie unthunlich ift. 


8. 375. Iſt die Hinterlegte Sache ber Hinterlegungaftelle durch die Poſt 
überfendet worden, fo wirft die Hinterlegung auf die Zeit der Aufgabe der Sache 
zur Poſt zurüd. 


verweigern, als der Schuldner nicht auf das Recht der Zurücknahme verzichtet Hat. Der Gläubiger 
taım aber aud eine unter dem Vorbehalte bes 8 373 gemachte Hinterlegung nad) 8 376 mit 
der dori bezeichneten Wirkung annemen (Dertmann, Erl.2, 3 zu 8 373). 


8 31. 
6.18 273 Wef. 1; 11 8 323 ven. 8 368; II 368. PIE. 1480 q.3 MR. IT E.97f. P. U Bo. 1 E.348; 
82.3 6.459. 


1. Der Ort, an welchem bie Hinterlegung zu erfolgen bat, wird durch den Ort beftimmt, 
an weldyem die Leiftung zu erfolgen hat. Die Hinterlegung hat bei derjenigen Hinterlegungs- 
helle zu erfolgen, welche Durch die Landesgefege für ben Leiitungsort beſtimmt iit (EG. Art. 144). 
Welcher Ort ber Leiftungsort ift, ergibt fi aus 88 269, 270. Iſt Geld zu leiſten, jo wird als 
Leiſtungsort im Sinne des 8 374 derjenige Ort zu betrachten fein, nach welchem der Schuldner 
nad) 8 270 das Geld dem Gläubiger zu ſenden hat; denn anderenfall® würde die Lage des 
Glänbigers durch bie Hinterlegung verfchlechtert werden (Schollmeyer, Erl.1 zu 8 374). Die 

-Hinterlegung wird dadurch, daß fie bei einer anderen Hinterlegungöftelle als der de Leiſtungsorts 

erfolgt, nit unmwirtiam (88 378, 379). Der Schuldner hat dem Gläubiger aber denjenigen 
Schaden zu erjegen, welchen diefer dadurch erlitten hat, daß die Hinterlegung nicht an bem 
Zeiftungsort erfolgt ift (88 240ff.), alfo z. B. den durch die größeren Koſten der Erhebung der 
hinterlegten Sache entftandenen Schaden. Der Schadenserſatz tft, da die Herftellung des in dem 
8 249 bezeichneten Buftandes nicht möglich ift, nad $ 251 in Gelb zu leiten. 

2. Anzeige an den Schuldner. Die Hinterlegung tft nicht ein dem Gläubiger gegenüber 
vorzumehmendes Rechtsgeſchäft im Sinne des 8 130; aber fie hat die im den 88 378, 379 
beftimmten Wirkungen für den Gläubiger, deshalb foll diefem unverzüglich Anzeige durch den 
Schuldner gemacht werden. Über den Begriff des „unverzüglich“ im Abi. 2 |. 8b. IS. 217, Erl. 1 
zu $ 121. Die Unterlafjung der unverzüglichen Anzeige ift ohne Einfluk auf die Wirkſamkeit 
der Hinterlegung, begründet aber einen Anſpruch des Gläubiger auf Erſatz des ihm durch die 
Unterfafjung erwachſenen Schadens. 

3. Untunlichteit der Anzeige. Die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen Unterlafjung 
der Anzeige tritt nicht ein, wenn diefe untunlic) war. Der Beweis ber Untunlichkeit liegt, wie 
fih aus der Faſſung des Abſ. 2 Saß 2 ergibt, dem Schuldner ob. Über den Begriff der Un- 
tunlichkeit |. Exl. 2 zu 8 303. Als untunlid) wird die Anzeige ſchon dann zu betrachten fein, 
wenn fie mit unverhältmismäßigen Schwierigkeiten oder Koften verbunden iſt. Solche Schwierigs 
teiten und Koſten werden insbeſondere dann ind Gewicht fallen, wenn die Erreihung des Zwedes 
der Anzeige, dem Gläubiger Nachricht von der Hinterlegung zu geben, infolge der Urt, in welcher 
bie Anzeige zu erfolgen hat, doch unficher iſt. So wird z. B. die Anzeige, wenn fie nur nad 
den für die öffentliche Zuftellung einer Ladung geltenden Borfcriften der CPO. erfolgen kaun 
(8 132 Abf. 2 des BOB), regelmäßig als untunlich zu betrachten fein. Untunlich ift die Anzeige 
immer, wenn die Perſon des Gläubigers umgewiß ift. Beruht die Ungewißheit indefien lediglich 
darauf, wer von mehreren beſtimmten Perfonen der Gläubiger ift, fo wird die Anzeige an alle 
erfolgen müjjen. 

83%. 
©. I1 8 324 res. 8 369; III 8 369. P.II Be. 1 6. 348f., 3601. 

Uberfendung durch bie Poſt. Nach dem E. I 8 280 follte es den Lanbesgefegen über⸗ 

faffen bleiben, eine dem 8 375 entſprechende Vorſchrift zu treffen. Die zweite Kommiffion glaubte, 
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8. 376. Der Schuldner hat das Recht, die hinterlegte Sache zurückzunehmen. 
Die Rücknahme ift ausgefchlofien: 
1. wenn der Schuldner der Hinterlegungsftelle erflärt, daß er auf das 
Necht zur Rücknahme verzichte; 
2. wenn der Gläubiger der Hinterfegungsftelle die Annahme erflärt; 
3. wenn der Hinterlegungsftelle ein zwifchen dem Gläubiger und dem 
Schuldner ergangenes rechtäfräftiges Urtheil vorgelegt wird, das Die 
Hinterlegung für rechtmäßig erflärt. 


daß eine derartige Vorſchrift, wenn fie für zuläffig und zwedmäßig erachtet werde, nicht dem 
Landesgeſetzen überlafjen bleiben könne, indem fie nicht das Verhältnis zu der Hinterlegungsftelle, 
fondern das Verhältnis zwifchen Gläubiger und Schuldner betreffe. Die billige Rüdficht auf das 
Intereſſe bes Schuldners vechtfertige aber die Vorſchrift. 

* Aus der Vorſchrift des 8 375 folgt nicht, daß der Gläubiger die Gefahr der 
Überfendung trägt. Die Wirkungen ber Hinterlegung (88 378, 379) treten vielmehr nur 
ein, wenn die durch die Poſt überſandte Sache bei der Hinterlegungäftelle eingegangen und von 
diefer angenommen, die Hinterlegung alfo wirklich erfolgt ift. In diefem Falle gelten aber die 
Wirkungen ber Hinterlegung als bereit3 mit der Aufgabe zur Poft eingetreten. Auch die Gefahr 
der Verichlechterung bis zur Unnahme durch die Hinterlegungsftelle trägt ber Schuldner. Nur 
die wirklich erfolgte Hinterlegung, alfo wenn eine beihädigte Sache hinterlegt ift, nur die Hinter» 
legung der befhädigten Sache gilt als ſchon mit ber Aufgabe auf die Voft als erfolgt (a. U. 
Schollmeyer, Erf. zu 8 375). Auf Überfendung burch andere Verkehrsanftalten als bie Poſt 
darf der 8 375 nicht ausgedehnt werden. 

8 876. 
@.18 274; I1 8 325 ces. 8 370; IB 370. PIE. 144.5 MI 6.98. PILBE.1 E30; 
32.6 6. 165, 6451. 

1. Der Schuldner iR zur Zurücknahme der Hinterlegten Sache berechtigt, folange nicht 
einer der im Mbf. 2 bezeichneten Umftände eingetreten ifl. Der Gläubiger erlangt durch die 
Hinterlegung noch fein unentziehbares Recht, vielmehr tft ifm ein Recht auf Herausgabe der 
hinterlegten Sache nur als ein durch den Schuldner wiberrufliches eingeräumt (f. Vorbm. 5 zu 
diefem Titel). Den Widerruf übt der Schuldner durch die Zuriidnahme aus dem Gewahrfam 
der Hinterlegungsftele aus. Die Hinterlegungsftelle ift ihm gegenüber zur Burldgabe ver⸗ 
pflitet. Mit der Zurüdnahme erlifht das Recht des Glänbigers; zugleich erlöfchen auch ex tune 
die Wirkungen der Hinterlegung zugunften des Schulöners (3 379 Abf. 3). Bet dem Borhanden- 
fein mehrerer Geſamtſchuldner fteht das Mecht der Zurücknahme, da es auf dem Hinterlegungs« 
vertrage beruht, nur demjenigen Geſamtſchuldner zu, welcher binterlegt Hat. 

2. Die Zurücknahme tft ausgeſchloſſen, 

a) wenn der Schuldner der Hinterlegungsftelle gegenüber erklärt, daß er auf 
das Recht verzichte. Die Erklärung tft ein einfeitiges einer Behörde gegenüber vorzunehmendes 
empfangsbebürftiges Rechtsgeſchäft (8 130 Abf. 3). Die Erklärung kann ſowohl glei bet ber 
Hinterlegung als auch noch fpäter erfolgen. Daß bie Zuridnahme nicht dem Gläubiger, ſondern 
ber Hinterlegungsftelle gegenüber erklärt werden muß, vechtfertigt fi dadurch, daß der Schuldner 
auf Grund des Hinterlegungsvertrags ein Recht auf die Burlidgabe gegen die Hinterlegungsftelle 
bat und daß dem Gläubiger nur ein mwiderrufliches Recht gegen die Hinterlegungsitelle und kein 
Recht gegen den Schuldner zufteht. Ein von dem Schuldner dem Gläubiger gegenüber erklärter 
Verzicht auf die Zurücknahme ſchließt das Mecht des Schuldners, die Rücknahme von der Hinters 
legungsftelle zu fordern, nicht aus. Es wird dadurch nur eine obligatorische Verpflichtung des 
Schuldners gegenüber dem Gläubiger, die Hinterlegte Sache nicht zurüdzunehmen, begründet, 
deren Verlegung den Schuldner zum Schabenserfage verpflichtet (a. U. Hellmig ©. 450, der in 
einem Verzichte des Schuldners gegenüber dem Gläubiger eine Abtretung des dem Schuldner 
gegen bie Hinterlegungsftelle zuftehenden Anſpruchs an den Gläubiger erblict, und hierdurch ben 
Anſpruch des Schuldner gegen die Hinterlegungäftelle als ausgeſchloſſen anfieht); 

b) durch Erklärung des Gläubigers an bie Hinterlegungsftelle, daß er das 
Recht aus ber Hinterlegung annehme, Diefe Erklärung tft ein einfeltiges empfangs- 
bebürftiges Rechtsgeſchaft. Eine Erklärung des Gläubigers gegenüber dem Schulöner fließt 
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end bier wie in dem Yalle unter a daB Recht des Schulbners, von ber Hinterlegungäftelle die 
Zurüdgabe der hinterlegten Sache zu fordern, nit aus. In einer folden Erklärung bes 
Gläubigers liegt aber die Anerkennung der Rechtmäßigkeit der Hinterlegung. Regelmäßig wird 
darin auc ein Verſprechen des Gläubigers zu finden fein, die Annahme auch der Hinterlegungss 
ſtelle gegenüber zu erklären und dadurd das Erlsöſchen ber Schuld herbeizuführen. Hat der 
Schuldner diefes Verfprehen angenommen, jo kann er, wenn der Gläubiger feine Forderung in 
anderer Weiſe als dur Annahme der Hinterlegung geltend macht, bagegen aus dem Verſprechen 
eine Einrede herleiten; 

6) wenn der Hinterlegungsftelle ein zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Schuldner ergangenes rechtsträftiges Urteil vorgelegt wird, das bie Hinterlegung 
für rehtmäßig erklärt. Das zwifchen dem Glänbiger und dem Schuldner ergebende rechts⸗ 
träftige Urteil, durch welches die Hinterlegung für rechtmäßig erflärt wird, ſchließt für ſich allein 
bie Rücknahme ebenfowenig aus, wie die Erklärung der Annahme von feiten des Gläubiger 
gegenüber dem Schuldner. Erſt die Vorlegung des Urteils bei ber Hinterlegungäftelle ſchließt 
die Rücknahme aus. Die Borlegung kann fomohl von feiten des Gläubigers als von feiten des 
Schuldners erfolgen. 

8. Ausnahmaweife ifi der Schuldner zu der Rücknahme berechtigt, auch wenn er darauf 
verzichtet Hat. Dies ift der Fall, wenn das Recht bes Gläubiger nach Mafgabe bes 8 382 
ober des 8 1171 Abſ. 3 erloſchen ift. Bmeifelhaft kann fein, wie ſich dad Verhältnis im Falle 
des 8 75 der EBD. geftaltet, nach welchem ber verflagte Schuldner, wenn er einem Dritten, der 
die Forderung für fih in Unfprud nimmt, den Streit verkündet, und den Betrag dev Schuld 
unter Verzicht auf die Rücknahme für die ftreitenden Teile hinterlegt, auf feinen Antrag aus dem 
Rechtsſtreite zu entlaflen und der Rechtsſtreit Über die Berechtigung am der Forderung zwiſchen 
den ftreitenden Gläubigern allein fortzufegen, dem Obfiegenden aber der Hinterlegte Betrag zu— 
zuſprechen ift. Der 8 75 unterfcheidet fi von dem früheren 8 72 der CPO. dadurch, daß mit 
Ruckſicht auf die Vorſchrift des 8 378 BGB. die Worte „unter Verzicht auf das Recht zur Rüd- 
nahme“ eingefhaltet find. Es entfteht nun aber die Frage, wie fi das Verhältnis geftaltet, 
wenn feiner der ſtreitenden Teile obfiegt. Nach dem Beichluffe der zweiten Kommilfion follte 
ausdrücklich beftimmt werden, daß der Beklagte für diefen Fall zur Nüdnahme bes Binterlegten 
Betrags berechtigt fei (D. Anl. II ©. 745). Diefer Zuſatz fehlt in der dem Neichätage gemachten 
Vorlage und in dem jegigen 8 75. In den Motiven ber Reichstagsvorlage wird indeſſen be= 
merkt, daß dem Bellagten die Befugnis zur Rücknahme nicht unbedingt entzogen fet; benn der 
Berzicht auf die Rücknahme werde von ihm, wie nad den Umſtänden anzunehmen fei, nur für 
den Fall erflärt, daß der Beirag einem der ftreitenden Gläubiger zugeiprocden werde. Danach 
bleibe, falls feiner der beiden obfiegen follte, der Hinterlegende Schuldner trog des Verzichts in 
der Lage, von ihnen die Einwilligung zur Rücknahme des Betrags zu verlangen. Die Sachlage 
fet alsdann eine ähnliche wie im alle des 8 1171 Abſ. 3 des BGB. Die letztere Bemerkung 
dürfte infofern unzutreffend fein, als nad; $ 1171 Abſ. 3 ebenfo wie nad) $ 382 dem Schuldner 
das Recht zur Zurücknahme ohne weitered zufteht, wenn die bort bezeichneten Vorausfegungen 
vorliegen, während ein ſolches Recht Hier in Ermangelung einer dem $ 382 Halbſatz 2 und dem 
81171 bj. 3 entiprechenden Vorfchrift nicht angenommen werden kann. Nur mit Einwilligung 
der Gläubiger, zu deren Gunſten bie Hinterlegung erfolgte, ift der Schuldner zur Zurücknahme 
berechtigt; ex kann aber bie Einwilligung der Gläubiger aus dem Gefihtspunkt einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung derfelben fordern (f. Erl. 5), indem der mit der Hinterlegung nad dem 
Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezwedte Erfolg nicht eingetreten tft (8 812; a. 4. Müller ©. 495, 
der die Einwilligung ber Gläubiger fir nicht erforderlich Hält, weil nur zugunften bes ob⸗ 
fiegenden Gläubiger Hinterlegt fei, das Recht der Gläubiger aljo, weil einer obgefiegt Habe, 
von felbft erlofchen fei). 

4 Zurüduchme mit Einwilligung des Gläubigerd. In dem 8 376 Abſ. 2 werben nur 
die Fälle bezeichnet, in welchen das einfeitige Recht des Schuldners zur Rücknahme ausgeſchloſſen 
iſt. Mit Einwiligung des Gläubigerd ift die Zurücknohme aud dann zuläffig, wenn eine der 
im Ubf. 2 bezeichneten Borausfegungen eingetreten ift. Der Hinterlegungsftelle ſteht ein ſelb⸗ 
fländiges Recht, die Hinterlegte Sache zu behalten, nicht zu und fie tft, wenn das Recht des 
Släubigerd auf den hinterlegten Betrag durch Vertrag zwilhen dem Gläubiger und dem Schuldner 
aufgehoben ift, dem Schuldner auf Grund bes Hinterlegungsvertrags zur Zurückgabe verpflichtet. 
Durch einen folhen Vertrag zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner wird, wenn die Schuld 
beftand, die tm 8 378 beitimmte Wirkung des Erlöſchens der Schuld nicht mit rückwirkender 
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8. 377. Das Recht zur Nüdnahme ift der Pfändung nicht unterworfen. 

Wird über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet, fo kann 
während des Konfurfes das Recht zur Rücknahme auch nicht von dem Schuldner 
ausgeübt werben. 


Kraft befeitigt; insbefondere bleibt bie infolge des Erlöſchens eingetretene Befrelung von Bürgen 
und Pfändern. Welche Wirkung der Vertrag für das Verhältnis zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Schuldner Hat, ift Auslegungsfrage. Regelmäßig wird er dahin auszulegen fein, daß der 
Schuldner, welcher den Hinterlegten Betrag zurüderhält, dem Gläubiger gegenüber fo verpflichtet 
fein fol, wie wenn die Schuld nicht erlofchen wäre. 

Der Schuldner kann von dem Gläubiger die Einwilligung zur Rüdnahme verlangen, wenn 
die Borausfegungen vorliegen, unter welchen er die Herausgabe einer ungerechtjertigten We: 
reiherung verlangen kann (38 812ff.). Der Gläubiger hat durch die Hinterlegung ein Recht auf 
Koften des Schulöners erlangt; diefes muß er herausgeben, wenn jene Vorausſetzungen vorliegen ; 
die Herausgabe erfolgt buch die Einwilligung zur Rücknahme. 

5. Zt der Schuldner zur Hinterlegung verpflichtet, jo Kat er diefer Verpflichtung erft 
dann vollftändig genligt, wenn er auf das Recht der Zurlidnahme der Hinterlegungsitelle gegen 
über verzichtet hat. 

8 377, 


€. 18277; 118 326 res. 8 371; TI 8 371. PIC. 1467, 1470; MIT E. 1011. V. U Bo. 1 €. 302 ſ. 

1. Unzuläffigteit der Pfändung ded Rechtes zur Rücknahme. Die Vorſchriften bes $ 377 
find pofitiver Natur und beruhen auf Zwedmäßigteitögründen. Nach allgemeinen Grunbfägen 
würbe das Recht des Schuldners zur Rücknahme der hinterlegten Sache als ein Vermögensrecht 
der Pfändung von feiten der Gläubiger des Schuldners unterliegen. Das BEL. geht aber davon 
ans, daß ber Schuldner der hinterlegten Sache dur die Hinterlegung die Beflimmung gegeben 
habe, zur Befriedigung des Gläubiger zu dienen, und daß diefe Bejtimmung im Interefie beider 
Teile als eine Verfügung über die Sache zu behandeln fei, durch welche das Recht der Gläubiger 
des Schuldners, fi) an die Sache zu Halten, ausgeſchloſſen wird. Der Schuldner felbft kann 
zwar bie Hinterlegte Sache zurüdnehmen; dad Recht wird aber als ein höchſt perfünliches be⸗ 
trachtet und foll deshalb der Pfändung von feiten der Gläubiger nicht unterliegen. Aus dem 
Ausſchluſſe der Pfändung des fraglichen Rechtes folgt nach $ 400 die Unzuläfiigteit der Abe 
tretung besfelben (a. A. Kifch in Grünhut Bd. 29 ©. 353; Hellmig ©. 461; Schollmeyer, 
Erl. 18 zu 8 377; Dernburg II $ 123 Anm. 8, welde daraus, daß die fragliche Vorſchrift 
lebiglih im Intereſſe des Schuldners getroffen fei, folgern, daß der $ 400 in diefem Falle feine 
Anwendung finde. Die fragliche Vorſchrift ift aber nicht bloß im Intereſſe des Schuldners, 
ſondern auch in dem des Gläubiger getroffen und ber $ 400 erklärt ganz allgemein die Ab⸗ 
tretung von Forderungen, deren Pfändung ausgefchloffen tft, flir unzuläffig. Eine Ausnahme 
von biefer Regel für den Fall des $ 377 beitimmt das Gefeg nicht und es tft unzuläffig, fie 
auf Grund des Bmwedes eines einzelnen Pfändungsverbots in das Geſetz bineinzuinterpretieren). 
Aus dem Ausſchluſſe der Pfändung folgt ferner nach 8 392 die Unzuläffigkeit der Aufrechnung 
und nah RO. 8 1 Abf. 4, dab dag Recht, falls der Schuldner in Konkurs gerät, nicht zur 
Konkursmaffe gehört. Der E. I $ 277 beſchränkte ſich auf die Vorfchrift, daß die Hinterlegte 
Sade nicht zu der Konkursmaſſe gezogen werden könne. Die Erweiterung, welche dieſe Vorſchrift 
durch ben & 377 Ubf. 1 erhalten Hat, entjpriht dem ihr zugrunde liegenden Gedanken. 

Nur auf das dem Schuldner nad 3 376 zufiehende Recht der Zurücknahme bezieht fi die 
Vorſchrift des 8 377, nicht aber auf den Fall, daf die Schuld, wegen beren die Hinterlegung 
erfolgte, nicht beitand oder nicht mehr befteht, oder daß die Hinterlegung unzuläffig war. 
Die in Fällen diefer Art dem Schuldner unabhängig von der Vorfchrift des 8 376 zujtehende 
eondictio gegen den Gläubiger unterliegt ber Pfändung und fällt in ben Konkurs des Schuldners 
(Hellwig ©. 460; Rehbein, Exl. 11 zu 88 372-386). Dasſelbe gilt, wenn dem Schuldner 
das Recht der Zurücknahme, obwohl es nad 8 376 ausgeſchloſſen iſt, nah Exl. 3, 4 zu 
8 376 ausnahmsweiſe doch zuiteht. Unzuläffig dürfte e aber fein, mit Hellwig ©. 468ff. bier 
Pfändung diefes Rechtes ber Burüdnahme ſchon dor ber Entftehung desfelben mit Nüdficht 
darauf zuqulafien, daß es zur Entſtehung gelangen könne. 

2. Unzuläfigfeit der Ausübung bed Rechtes der Zurücknahme während des Konkurſes. 
Daraus, ba das Recht zur Rüdnahme nicht zur Konkursmaſſe gehört, würde an ſich folgen, daß 
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der Schuldner dasfelbe ausüben kann. Im nterefie des Gläubigers, zu defien Gunften bie 
Hinterlegung erfolgt tft, wird dem Schuldner diefe Befugnis während der Dauer des Konkurfes 
duch den 8 377 Abf. 2 entzogen. Infolge diefer Borfchrift erlangt ber Gläubiger durch dem 
Konkurs über das Vermögen des Schuldner ben Borteil, daß fein Hecht, die Hinterlegung an⸗ 
zunehmen und dadurch ein unwiderrufliches Recht auf die Hinterlegte Sache zu erwerben, ihm, 
folange der Konkurs dauert, nicht entzogen werben kann. Er fann auch fchon während bes 
Konturjes die Annahme gegenüber der Hinterlegungsftelle erklären und dadurch ein unmider- 
rufliches Recht erwerben. Die 88 12, 15 ber KO. ftehen nicht entgegen, weil bie hinterlegte 
Sade und die bem Gläubiger und dem Schuldner in Beziehung auf fie zuftehenden Rechte nach 
8 377 nicht zu ber Kontursmafle gehören, der 8 377 alfo ber Anwendung ber 88 12, 15 der 
KD. enigegenfteht und da das BGB. gleichzeitig mit der KO. in Kraft getreten ifl, nicht als 
duch) jene Paragraphen aufgehoben angejehen werben kann (Schollmeyer, Erl. 1a zu 8 377; 
a. U. Hellwig ©. 464 ff., der mit Nüdfiht auf die KO. amıimmt, daß man nur die Wahl 
Habe, entweber den bei Eröffnung des Konturfes beftehenden Tatbeftand unverändert fortbauern 
zu laſſen oder dem Konturöverwalter eine condictio gegen den Gläubiger auf Hereinziefung ber 
Dinterfegten Cache zu ber Konkursſache zu gewähren. Er entſcheidet fih für die letztere Alter⸗ 
native, erkennt aber felbft an, daß dies der mit dem & 377 verfolgten Abſicht nicht entſpreche. 
Daß die Austührung diefer Abficht aber, wie Hellwig meint, an ben konkursrechtlichen Vorſchriften 
fcheitere, Tann nicht zugegeben werben). Auch ber Schuldner Tann nicht nur nach Beenbigung 
des Konkurſes, fondern ſchon während desfelben auf das Recht ber Burüdnahme verzichten und 
daburch das Recht des Bläubigers zu einem unwiderruflichen machen; der 8 6 ber KO. fteht bem 
ans ben oben angeführten Gründen ebenfowenig entgegen wie die 88 12, 15 dem Rechte des 
Gläubigers zur Annahme entgegenfteht (a. N. auch Hier Hellwig a. a. D.). 

Zweifelhaft ift, ob der Schuldner mit Einwilligung bes Gläubigers das Recht zur Burüds 
nahme ſchon während des Konlurfes ausüben kann. Die die Ausübung ausfchließende Vorichrift 
des Abf. 2 ift zwar wefentlich im Intereſſe des Gläubiger gegeben. Die Ausübung berührt 
aber auch das Intereſſe der Konfursgläubiger. Diefe verlieren dadurch das Recht, ben Gläubiger, 
wenn er feine Sorberung im Konkurs anmeldet, auf die hinterlegte Sache zu verweilen. Der 
Übergang der Gefahr der hinterlegten Cache ayf den Gläubiger und bie Aufhebung der Ber- 
pflichtung des Schuldnerd zur Zahlung von Binfen und zum Erfage nicht gezogener Nupungen 
gelten als nicht erfolgt ($ 379). Undererfeits fällt freilich durch bie Zurücknahme, da die Hinter 
legung dann als nicht erfolgt gilt, die hinterlegte Sache in die Konkursmaſſe. Hierdurch Hat 
biefe einen Vorteil von der Burlidnahme. Ob dieſer Vorteil die Nachteile überwiegt, welche fiir 
die Kontursgläubiger aus der Aufhebung der durch bie Hinterlegung zu ihren Gunſten ent⸗ 
flandenen Rechte entfiehen, läßt fi) nicht allgemein beftimmen. Auf die Unterfuhung diefer 
Frage im einzelnen Falle kann es aber nit anlommen, vielmehr wird man, um die 88 6, 7 
der KO. anzuwenden, für genügend halten müſſen, daß überhaupt eine Änderung der Rechtslage 
der Konkurögläubiger durch die Ausübung des Rechtes der Zurilcknahme eintritt. Die Regel des 
8 377 Abf. 2 wird daher auch durch die Einwilligung des Gläubigerd nicht ausgefchlofien 
(Hellwig, Anm. 931; a. U. Schollmeyer, Erl. 1b zu 8 377 und bie frühere Aufl. d. 
Komm). Willigt außer dem Gläubiger auch der Sonkursverwalter in die Zurücknahme ein, 
fo fit fie zuläffig. Nah Beendigung des Konkurſes fteht das Recht der Burlidnahme dem 
Schuldner wieder unbeſchrünkt zu (vgl. aud Jaeger, Komm. zur KO. 8 1 Anm. 29; Müller 
©. 5075). 

8. Durch den 8 377 werden die Vorſchriften über die Anfechtung von Rehtähanblungen 
des Schuldners von jeiten der Gläubiger und des Konkursverwaliers nicht berührt (vgl. Hellwig 
©. 462). 

4. Ausſchluß der Kinterlegten Sache von der Konkursmaſſe nad Wegfall bed Rüdnahme 
rechts. Keine Borfchriften gibt dad BGB. für den Fall, dab dad Recht zur Rüdnahme ber 
Binterlegten Sache bei der Eröffnung des Konkurjes über bad Vermögen des Schuldners bereits 
außgefchloffen war. Es kann indefien Teinem Zweifel unterliegen, daß die Hintexlegte Sache auch 
in diefem Falle nicht zur Konkursmafle gezogen werben Tann. Dies gilt auch dann, wenn das 
Eigentum der Sache noch nicht auf den Gläubiger übergegangen tft, fondern noch dem Schuldner 
zufteht (f. Erl. 5 zu 8 378); denn dem Gläubiger fteht ein Recht auf bie Sache zu, und da dieſes 
Recht nach 8 377 der Konkursmaſſe gegenüber fhon dann wirkſam ift, wenn dem Schuldner no 
das Ryecht ber Rücknahme zufteht, fo muß dasfelbe erſt recht dann gelten, wenn das Recht ber 
Rüdnahme ausgeſchloſſen ift. 
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8. 378. Iſt die Rücknahme der Hinterlegten Sache ausgefchloffen, fo wirb 
ber Schuldner durch die Hinterlegung von feiner Verbindlichkeit in gleicher 
Weife befreit, wie wenn er zur Zeit der Hinterlegung an ben Gläubiger ge 
leiſtet hätte. 


8 878. 
©. 1 8 272 051.2; n 8 397 Bf. 1 ven. 8 972; DIR 972. PIE. 1481; MUTIG. 081. 
9.1.1 6.350f. 

1. Wirkung ber Hinterlegung nah Ausſchluß bes Rücknahmerechts. Abweichend vom 
€. 18 272 Abf. 2, nad) welchem die Hinterlegung unbedingt bie Wirkung bat, daß ber Schuldner 
von feiner Verpflichtung in gleicher Weife wie durch Erfüllung befreit wird, läßt der 8 378 biefe 
Wirkung erft dann eintreten, wenn die Nüdnahme der hinterlegten Sache ausgeſchloſſen if. In 
der Zeit zwifchen der Hinterlegung und dem Ausſchluſſe der Rüchnahme tritt ein Zwiſchenzuſtand 
ein, deſſen Wirkungen in dem 8 379 beitimmt find. Der Ausſchluß der Rücknahme hat aber 
ruckwirkende Kraft, indem die Befreiung des Schuldners ſchon als zur Zeit ber Hinterlegung 
eingetreten gilt. Umgekehrt ließ ber € I 8 275 durch die Rücknahme die Befreiung bes 
Schuldners mit rüchuirtender Kraft aufhören und beichräntte in dem 8 276 bie Wirkung ber 
Hinterlegung bis zum Ausſchluſſe der Rücknahme dahin, daß ein Recht nicht geltend gemacht 
werden könne, welches von der Befriedigung des Gläubiger abhängig jet. Im praktifhen Er⸗ 
gebnifje ftimmt alfo das BGB. tm mefentlichen mit dem €. I überein; nur bie juriftiiche Sons 
ſtruktion ded BGB. ift eine andere und einfachere wie bie des E. L 

2. VBoransfegungen der Wirkung. Die Hinterlegung hat die tm 8 378 beftimmte Wirkung 
zur, wenn bie Vorausſetzungen bes 8 372 vorliegen, bie Hinterlegung alfo rechtmäßig if. Dem 
fteht jelbjtverftändlich gleich, wenn zwifchen dem Gläubiger und dem Schuldner ein rechtskräftiges 
Urteil ergangen tft, durch welches die Hinterlegung für rechtmäßig erklärt if. Auch durch die 
von fetten des Gläubigers der Hinterlegungsftelle erklärte Annahme der Hinterlegung wird ein 
etwaiger Mangel in den VBorausfegungen der Buläffigfeit der Hinterlegung geheilt. Dies wird 
auch ſchon dann anzunehmen fein, wenn ber Etkiubiger dem Schuldner gegenüber die Annahme 
erffärt. Zum Ausſchluſſe des Rechtes der Rücknahme genügt dies freilich nicht, aber die Recht⸗ 
mäßigleit der Hinterlegung wird, da in ber Erflärung ber Annahme regelmäßig die vertrags- 
mäßige Anerkennung der Rechtmäßigkeit zu finden fein wird, dadurch feftgeftellt (f. Erl. 1, 2 zu 
8 376; a. U. Derimann, Erf. 3b infofern, als durch die Einnahme von feiten bes Gläubigers, 
wenn bie Hinterlegung unrechtmäßig war, zwar die Wirkung der Erfüllung aber nicht mit rüde 
wirlender Kraft eintreten fol). 

Iſt die Hinterlegung nicht rechtmäßig und von ben Gläubigern nicht angenommen, fo tritt 
die im 8 378 beftimmte Wirkung nicht ein. Der Schuldner kann zwar au in biefem Falle, 
wenn er ber Hinterlegungsitelle gegenüber auf dad Recht zur Rüdnahme verzichtet hat, die hinter⸗ 
legte Sache nicht ohne weiteres zuridnehmen. Der Gläubiger hat durch den Ausſchluß ber 
Rüdnahme unwiderruflich das Recht erworben, die Hinterlegung anzunehmen, und die Hinter- 
legungsftelle ift ohne Einwilligung bes Gläubiger zur Müdgabe der hinterlegten Sache nicht 
berechtigt. Der Schuldner kann aber, wenn ber Gläubiger die Annahme der Hinterlegung ver» 
weigert, von bemfelben bie Einwilligung zur Rüdnahme verlangen. Es ergibt ſich dies daraus, 
daß der mit der Hinterlegung bezwedte rechtliche Erfolg infolge ber Unrechtmäßigkeit der 
Hinterlegung und der Berweigerung der. Annahme von feiten des Gläubiger nicht ein⸗ 
netreten iſt und der Schuldner daher von dem Gläubiger die Herausgabe des dadurch Erlangten 
nad den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerehtfertigten Bereicherung verlangen 
kaum (88 812ff.). 

8. Hinterlegung eines Teiles. Der Echuldtier iſt regelmäßig zu Teilleiftungen nicht bes 
rechtigt (8 266); der Släubiger braucht fie nicht anzuneimen. Nimmt ex fie an, fo tritt die 
Befreiung des Schuldners mur in Anfehung des binterlegten Teiles ein. Weiſt er bie Zeil- 
letftung zurüd, fo kann der Schuldner, wenn er auf die Rüdnahme verzichtet Hatte, von dem 
Gläubiger die Einwilligung zur Zurlicknahme nad den Vorfchriften über die Herausgabe einer 
ungereöitfertigten Bereicherung (88 812ff.) fordern. 

4. Aus ber Befreiung bed Schuldners und ber Rückwirkung berielben anf bie Zeit der 
Hinterlegung folgt, daß bie für bie Verbindlichkeit des Schuldners beftellten Pfandrechte und 
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Bürgfhaften ald mit der Hinterlegung erfofhen gelten. Es folgt daraus ferner, daß bei An⸗ 
ſprũchen, welche anf Leiftung Zug um Bug gehen, der Schuldner bie Bewirtung ber ihm ges 

en Leiftung von dem Bläubiger ebenfo unbedingt verlangen kann, wie wenn er die ihm 
obliegende Zeiftung bewirkt hätte. Dies erleidet indefien eine Modiſikation, wenn der Schuldner 
mad} 5 373 das Recht des Gläubigers zum Empfange der Binterlegten Sache von der Bewirtung 
der ibm obliegenden Gegenleiftung abhängig gemacht hat. Der Gläubiger kann in ſolchem Falle 
die Herausgabe der Sache von ber Hinterlegungsftelle nur verlangen, wenn er ihr den Nachweis 
erbringt, daß er die Gegenleiftung bewirkt hat. Diefen Nachweis kann er regelmäßig nur durch 
eine Erflärung des Schuldners erbringen und die Landesgefege können vorſchreiben, da er eine 
ſolche ExHärung beibringen müffe (f. Exl. 1 zu 380). Der Gläubiger kann nad) 8 380 diefe 

ig unter benfelben Borausfegungen verlangen, unter welchen er die Leiftung, wenn die 
Hinterlegung nit erfolgt wäre, von dem Sculdmer verlangen könnte. Gein Recht auf die 
Deransgabe der Hinterlegten Sache ift hiernach noch abhängig von ber Abgabe ber fraglichen 
Erklärung durch den Schuldner. Ans den für Verpflichtungen der bier fraglichen Art geltenden 
Seumdfägen folgt, daß der Schuldner, wie er ohne die Hinterlegung die ihn gebüührende Leiftung 
nur Bug um Bug gegen Bewirtung ber ihm obliegenden Gegenleiftung fordern fünnte, fo 
nad) der Hinterlegung die ihm gebührende Leiftung nur gegen Abgabe der Erklärung fordern 
kaum, welcher der Gläubiger bebarf, um die Hinterfegte Sache von ber Hinterlegungsftelle zu ers 
Balten. Der Wortlaut des 8 378 ſcheint diefer Auffaffung zwar entgegenzuftchen, aber aus dem 
Zufammenhange mit ben 88 377 und 880 dürfte ſich bie eben bargelegte Einfhräntung ergeben. 
Der Gläubiger wird bei diefer Auffaflung nicht zur Vorleiſtung verpflichtet, fondern er bleibt 
nur zur Leiftung Bug um Bug verpflichtet. War der Gläubiger im Verzuge ber Annahme, fo 
kann der Schuldner nach 8 274 ohne Bewirtung der ihm obliegenden Gegenleiftung wegen Bes 
wirkung der ihm gebührenden Leiftung im Wege der Bwangsvollittedung vorgehen. Unter diefer 
Borausſetzung kann der Schuldner aud in dem Hier fraglichen Falle gegen den Gläubiger vor» 
sehen, ohne die obengedachte Erklärung abzugeben. Ertlärt der Gläubiger aber die Annahıne 
der Biderlegung und Hört bamit fein Verzug auf, fo muß nun ber Schuldner die fragliche Er⸗ 
Märung Bug um Bug abgeben. Nicht gerechtfertigt diirfte e8 fein, der Hinterlegung, wenn fie 
aus anderen Gründen als wegen Verzugs des Gläubiger erfolgt ift (8 372 Abf. 2), diefelben 
Wirkungen beizulegen, wie wenn der Gläubiger im Verzuge wäre. Das Geſet bietet zu einer 
folgen Gleichſiellung feinen genügenden Anhalt (Kiſch in Grünhut Bd. 29 ©. 303f.; Scholl⸗ 
meper, Erl.1 zu 8 378; Dertmann, Exl. 1 zu 8378; Staudinger, Erl. 1 zu 8 378; a. 9. 
bie frühere Auflage). 

Gibt die Hinterlegungsftelle dem Schuldner, obwohl deſſen Recht zur Aüdnahıme audges 
fchlofien if}, auß Verſehen die Hinterlegte Sadje zurüd, fo bleibt trotzdem die Wirkung der Hinters 
legung beftehen. Der Gläubiger bat aber gegen den Schuldner einen Unfprud auf Herausgabe 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung (38 812ff.); es dürfte ihm aber auch gegen die Hinterlegungs« 
Helle ein Anſpruch anf Schadenserfag zufteben. 

5. Der Übergang des Eigentums ber hinterlegten Sache an ben Gläubiger erfolgt, auch 
wenn ber Schulbner zur Übertragung des Eigentums verpflichtet war und bie Hinterlegung bes 
hufs Erfüllung diefer Verpflichtung erfolgte und rechtmäßig war, nod nicht durch die Hintere 
fan. Bur Übertragung des Eigentums ift Einigung zwilhen dem Beräußerer und Erwerber 
und Übergabe ber Sache oder ein diefelbe nad) den 88 930, 931 erſehender Tatbeitand erforder 
ld. Dieſe Borausfegungen find durch die Hinterlegung noch nicht gegeben. Der Schuldner 
bietet durch fie zwar, wenn er Eigentum zu übertragen verpflichtet war, dem Gläubiger bie 
Übertragung bes Eigentums der hinterlegten Sache an, aber die Annahme diejes Angebots von 
feiten des Gläubiger8 fiegt erft vor, wenn er bie Annahme der Hinterlegung erflärt bat. Man 
wird nicht noch den Beweis erfordern dürfen, dab der Schuldner dem Gläubiger die Hinterlegung 
angezeigt bat, denn aus ber Annahme von feiten des Gläubigers folgt, dab das burd bie 
Hinterlegung erfolgte Angebot in genügenber Weife zu feiner Kenntniß gelangt if. Mit ber 
Annahme von feiten des Gläubigerd ift zugleih ein bem 8 931 entfpredhender Tatbeſtand her⸗ 
geitellt. Der Schuldner Hat zwar nicht feinen Anfpruch anf Herausgabe der Sache gegen die 
Hinterlegungsftelle dem Gläubiger abgetreten, aber nach dem Sinne und Bwede des 8 931 
muß ber Abtretungserflärung von feiten des Eigentümers der zugunften des @läubigers mit 
der Hinterlegungsftelle abgefchlofiene Vertrag und ber Annahme der Abtretungserklärung bie 
Annahme der Hinterlegung von feiten des Glänbigers gleichftehen. Diefelbe Wirkung wie die 
Annahme muß bie Borlegung eines die Hinterlegung für rechtmäßig erklärenden rechtskräftigen 
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8. 379. it die Rücknahme der Hinterlegten Sache nicht ausgejchloffen, jo 
kann der Schuldner den Gläubiger auf die Hinterlegte Sache verweijen. 

Solange die Sache hinterlegt ift, trägt der Gläubiger die Gefahr und ift 
ber Schuldner nicht verpflichtet, Binfen zu zahlen oder Erſatz für nicht gezogene 
Nugungen zu leiften. 

Nimmt der Schuldner die Hinterlegte Sache zurüd, fo gilt bie Hinterlegung 
als nicht erfolgt. 


Urteil von feiten des Gläubigers an die Hinterlegungsfielle haben. Dagegen dürfte es fid nicht 
rechtfertigen, mit Hellwig ©. 456 ben Eigentumsühergang in allen Füllen anzunehmen, im 
welchen der Schuldner das Recht auf Zurlidnahme ber. hinterlegten Sache verloren hat; eim 
folder fi) ohne und möglicherweiſe gegen den Willen des Gläubigers vollziehender Übergang 
bes Eigentums ift mit den allgemeinen Grundfägen, die das BGB. in betreff des Erwerbes 
bes Eigentums befolgt, nicht vereinbar und läßt fi) aus den Vorſchriften der 88 376ff. nicht 
ableiten. War der Echuldner nit Eigentümer der hinterlegten Sache, fo findet ber 8 934 
Anwendung; der Übergang des Eigentums findet alfo, da der Schulbner mittelbarer Befiger 
if, ftatt, wenn der Gläubiger zur Zeit der Annahme in gutem Glauben war; ex tft jedoch 
ausgeichlofien, wenn die im & 935 beftimmten Worausfegungen, umter welden ein Erwerb auf 
Grund des guten Glaubens ausgeſchloſſen iſt, vorliegen. 


e 8 3m. 
@. 188 275, 276; I19 327 Mb. 2 ve. 8 873; ITIB 373. 9.16. 1448 q.3 M. I S. os q. P.I Bo. i G. ↄb0 ſj. 


1. ®irfung ber Hinterlegung bevor bad Recht der Rücknahme ausgeſchloſſen if. So» 
lange die Rüdnahme der hinterlegten Sache nicht ausgeſchloſſen ift, Hat die Hinterlegung nicht 
die Wirkung der Erfüllung, vielmehr nur die in dem $ 379 Abſ. 1, 2 bezeichneten Wirkungen. 
Pfandrechte und Bürgicaften bleiben beitehen. Im einzelnen tft folgendes zu bemerken: 


a) Der Schuldner hat durch die Hinterlegung dem Gläubiger die Binterlegte Sade in 
folder Art angeboten, daß diefer nur feine Annahme zu erklären braucht, um die Sade zu 
erhalten. Macht der Gläubiger trogdem feinen Anſpruch gegen den Echuldner geltend, fo fieht 
diefem nad) $ 379 Abf. 1 die Berweiſung auf die hinterlegte Sade, alfo eine ver» 
zögerlihe Einrede zu (a. U. Kohler ©. 214, Endemann I $ 143 Ann. 21, ber eine 
verzögerfiche Einrebe deshalb nicht annimmt, weil der Schuldner durch bie Verweiſung auf die 
Hinterlegung nur geltend made, daß er nicht mehr zu erfüllen Habe). Diefe Einrede fteht auch 
dem Bürgen bes Schuldner zu (8 768). Bum Verkauf eines für bie Forderung beftellten 
Bandes iſt der Gläubiger, folange bie Einrede befteht, nicht berechtigt (8 1228 Abi. 2). Hat 
der Schuldner behufs Erfüllung der ihm aus einem gegenfeitigen Vertrag obliegenden Ber- 
pflihtung binterlegt und macht er bann feine Forderung auf die Gegenleiflung gegen den 
Gläubiger geltend, fo kann er den Gläubiger, wenn biefer einmwenbet, daß er nur Zug um Bug 
zu leiften habe, auf die Hinterlegte Sache verweifen, zu deren Erlangung burch ben Gläubiger 
es ja nur der Annahme desfelben bedarf; der Schuldner muß aber, wenn er nad) 8 373 das 
Recht des Gläubigers von der Bewirtung ber diefem obliegenden Gegenleiftung abhängig gemacht 
hat, die im 8 380 bezeichnete Erklärung abgeben (f. Erl. 4 zu 8 378); die Verurteilung bed 
Gläubigers zur Leiftung Zug um Bug bat alfo dahin zu erfolgen, daß er mur gegen Abgabe 
der gedachten Erklärung von feiten des Schuldners zu leiften braucht. 

b) Der Gläubiger trägt, folange bie Hinterlegung banert, bie Gefahr. Dies 
entſpricht der im 8 800 als Wirkung des Annahmeverzugs beftimmten Beſchräntung ber Haftung 
bes Schuldners auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit infofern, als auch hiernach ber Schuldner 
die Gefahr nicht zu tragen Hat. Der 8 379 beitimmt aber nicht, daß, wenn ber Echulbner nach 
dem Inhalte des Schulbverhältniffes wegen jeder Fahrläffigteit haftet, diefe Haftung fich durch 
die Hinterlegung auf Borfag und grobe Fahrläſſigkeit beſchränke. Eine ſolche Beitimmung war 
nicht erforderlich, weil, folange bie Hinterlegung dauert, infolge derfelben ein Verſchulden bes 
Schuldners wenigftens regelmäßig tatſächlich ausgeſchloſſen tft. Sollte ein ſolches ausnahms⸗ 
weife vorlommen, fo tft es von bem Schuldner auch dann zu vertreten, wenn ihm nur eine 
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leichte Sahrläffigfeit zur Laft fällt, fofern er diefe nad; dem Inhalte des Schufbverhältnifies zu 
vertreten hat (a. U. Schollmener, Erl. 1a, b zu 8 379). 

©) Der Schuldner ift, folange die Hinterlegung bauert, nicht verpflidtet, 
Zinſen zu zahlen. Dies gilt ſowohl für gefeglicge wie für vertragsmäßige Binfen. Die 
Vorſchrift entfpricht der im $ 301 für den Unnahmeverzug gegebenen Borfcrift. 

9) Der Schuldner ift nicht verpflichtet, Erfag für nit gezogene Nugungen 
zu leiften. Diefe Beftimmung entipricht der Vorfchrift bes 8 302. ft Hinterlegtes Geld nad) 
landesgeſetzlicher Vorſchrift in das Eigentum des Fiskus oder der im EG. Art. 145 bezeichneten 
Anftalt übergegangen und beftimmt, daß eine Berzinfung des Geldes ftattfinde, fo hat ber 
Schuldner, wenn er nad dem Inhalte des Schuldverhältnifies die gezogenen Nutzungen dem 
Gläubiger zu eritatten Hat, die gezogenen Zinfen, da fie Nugungen find, dem Gläubiger 
zu eritatten. 

©) Über die Wirkungen der Hinterlegung auf bie Verjährung enthält das 
Geſetz eine ausdrückliche Vorſchrift nicht. Aus $ 202 ergibt fih, daß bie Verjährung, da die 
Hinterlegung eine verzögerliche Einrede begründet, gehemmt wird, folange die Hinterlegung 
dauert. Man wird aber wohl noch weiter gehen und in ber Hinterlegung, wenn fie von dem 
Schuldner dem Gläubiger angezeigt ift, eine Anerkennung ber Schuld von feiten des Verpflichteten 
gegenüber dem Berechtigten im Sinne bes $ 208 finden müflen und baher eine Unterbrechung 
der Berjäßrung durch bie Hinterlegung anzunehmen haben. 

D) Die unter a—o bezeichneten Wirkungen treten ein, mag bie Hinterlegung wegen 
Anmahmeverzugd oder aus einem der im 8 372 Sap 2 bezeichneten Gründe erfolgt fein. 
Boransfegung ift aber immer, daß die Hinterlegung rechtmäßig war. 

2. Wirkungen der Nüdnahme. Wie lange ber Schuldner zur Rücknahme berechtigt ift, 
exgibt fi aus 8 376. Auf dem befonderen Fall des 8 382, in welchem der Echulbner noch 
nach Wegfall des Rüdnahmerehts zur Rücknahme berechtigt ift, bezieht fich der Abſ. 3 des 
8 379 nit. Die Rüdnahme im Sinne des Abf. 3 tft erfolgt, wenn der Schuldner der Hinter» 
legungsfielle erflärt Hat, daß er die Hinterlegung zurücknehme; es ift nicht erforderlich, daß bie 
hinterlegte Sache dem Schuldner auch wirklich fhon zuridgegeben ii. Durch die Rüdnahme 
hören die Wirkungen der Hinterlegung nit nur auf, fondern bad Verhältnis wird fo 
beurteilt, wie wenn bie Hinterlegung überhaupt nit erfolgt wäre. Es ergibt 
fi) dies ans den Worten des Abf. 3 „gilt als nicht erfolgt”. Die im 8 379 Abf. 1 ber 
ffimmte verzögerliche Einrede fällt weg und gilt, unbeſchadet der Wirkungen eines etwa in der 
Zwiſchenzeit ergangenen rechtöfräftigen Urteils, al3 nicht begründet gewejen; bie Gefahr gilt als 
nicht von dem Blänbiger getragen unb der Schuldner hat auch für die Zeit, während welcher 
die Sache hinterlegt war, Zinſen zu zahlen und Erfah für nicht gezogene Nugungen zu leiften. 
Die letztgedachten Folgen treten durch die Rücknahme ſelbſtverſtändlich nur infoweit ein, als der 
Übergang der Gefahr und die Befreiung von der Verpflihtung zur Zahlung der Binfen und 
zum Erſahe der Nutzungen Iedigli die Folge der Hinterlegung war. War der Gläubiger im 
Berzuge der Annahme, fo werden die dadurch eingetretenen Wirkungen durch die Rücknahme der 
Hinterlegten Sade nicht berührt. Auch bie Hemmung und Unterbreiung der Verjährung 
(f. Erl. 16) gelten als nicht erfolgt. In betreff der Unterbrechung kann hiergegen ein Zweifel 
daraus entnommen werden, daB zu ber Unterbrechung bie Hinterlegung allein nicht genügt, ſondern 
die Unzeige an den @fäubiger hinzutreten muß. Immerhin ift aber doch auch die Hinterlegung 
erforderlich, um bie Unterbredung zu begründen und, ba jene als nicht erfolgt gilt, jo wird auch 
biefe als nicht eingetreten anzufehen fein (a. U. Rehbein, Erl. 12 zu 88 372—386, der auch die 
Hemmung der Verjährung durch die Rücknahme nicht als weggefallen anfieht). 

8. Zahlt der Schuldner vor der Nüdnahme der Hinterlegung dem Gläubiger, fo ift 
dadurch feine Verbindlichkeit erloſchen. Zahlt dann die Hinterlegungäftelle vor der Rüdnahme 
dem Gläubiger den Hinterlegten Betrag, jo ift fie befreit. Der Schuldner kann in foldem Falle 
von dem Gläubiger den ihm audgeantworteten Betrag nad den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung zurlidforben. Die Hinterlegungsftelle ifi dem Gläubiger 
gegenüber, wenn diefer ihr vor der Zurücdnahme durch den Schuldner die Annahme erklärt, zur 
Ausantwortung des Hinterfegten Betrags verpflichtet Dertmann, Erl. 4 zu $ 379; a. A. wie 
es fdeint Kohler ©. 2277). Der Schuldner kann aber von dem Gläubiger auf Grund bes 
Erloſchens der Schuld die Einwilligung zur Zurücknahme verlangen und mit biefer füllt dann 
and bie Verpflichtung der Hinterlegungsftelle gegenüber dem Gläubiger weg. 
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8. 380. Soweit nad; den für die Hinterlegungsftelle geltenden Beftimmungen 
zum Nachweife der Empfangsberechtigung des Gläubiger eine diefe Berechtigung 
anerfennende Erklärung des Schuldners erforderlich oder genügend ift, fann der 
Gläubiger von dem Schuldner die Abgabe der Erklärung unter denjelben Voraus- 
fegungen verlangen, unter denen er die Leitung zu fordern berechtigt jein würde, 
wenn die Hinterlegung nicht erfolgt wäre. 


$ 380. 
€. 11 9 328 ven. 8 374; II 8 374 V. II BR. 1 S. 345. 35a. 

1. Berpfliätung des Schuldners zur Abgabe einer bie Legitimation des Gläubiger 
feſtſtellenden Erklärung im Falle des z 378. Über das Recht bes Bläubigers, die Herausgabe 
der hinterlegten Sache von der Hinterlegungsftelle zu fordern, enthält das BGB. keine Bor- 
fchriften. Da die Hinterfegimg nad $ 372 für den Gläubiger erfolgt, fo wird es feinem Zweifel 
unterliegen, daß dem Gläubiger jenes Recht zufteht. Das Recht des Gläubigers ift indeſſen 
tein unbebingtes, wenn ber Schuldner nad Maßgabe des 8 373 das Recht bes Gläubigers 
zum Empfange der hinterlegten Sache von der Bewirkung einer Gegenfeiftung abhängig gemacht 
dat. Der Gläubiger kann in einem folhen Falle die Herausgabe ber Hinterlegten Sade erft 
dann verlangen, wenn die gedachte Borausfegung eingetreten iſt. Um bie Zweifel zu befeitigen, 
welche in beireff der Frage entfiehen können, in welcher Art ber Gläubiger den Nachweis bes 
Eintritts jener VBorausfegung zu führen hat, wird die Landesgeſetzgebung vorausſichtlich von 
der ihr nad; dem EG. Art. 145 zuftehenden Befugnis, die Empfangsberetigung bes @läubigers 
zu regeln, Gebrauch, madıen und zu diefem Zwede vorjchreiben, daß zu jenem Nachweiſe die 
Einwilligung des Schuldners zu ber Auslieferung ber hinterlegten Sache an ben Gläubiger 
erforderlich oder genügend ift (f. Bd. VI, Erl. 3 zu Art. 145). Für diefen Fall kann ber 
®läubiger die Einwilligung des Schuldners unter denfelben Boraudfegungen 
verlangen, unter denen er bie Leiftung zu fordern beredtigt fein würde, wenn bie 
Hinterlegung nit erfolgt wäre. Die Leiftung würde ber Gläubiger verlangen können 
Bug um Zug gegen Bewirtung der ihm obliegenden Gegenleiftung. Er kann aljo bie Ein- 
willigung des Schuldnerd Zug um Zug gegen Bewirtung ber Gegenleiftung fordern. Die Ein⸗ 
willigung gilt nad) 8 894 Abſ. 1 Sag 2 der CPO. als erllärt, werm eine vollitredbare Aus- 
fertigung von dem Urteil erteilt ift, durch welches der Schuldner zur Erteilung ber Einwilligung 
Zug um Zug verurteilt ift. Die vollſtrecbare Ausfertigung ift nad) 8 274 Abf. 2 und nad 
88 726, 730 der EBD. zu erteilen, wenn ber Schulbner die Gegenleiftung erhalten Hat oder 
im Berzuge der Annahme ift. 

Sollten die Landesgefepe eine Beftimmung der gedachten Art nicht enthalten, fo bat der 
Gläubiger der Hinterlegungsftelle den Nachweis zu liefern, daß der Schuldner die @egenleiftung 
erhalten hat oder im Verzuge der Annahme ift. Erſetzt wird biefer Beweis durh bie Eins 
willigung des Schuldners in die Auslieferung der Hinterlegten Sache an den Gläubiger. Die 
Hinterlegungdftelle dürfte auch dann, wenn eine landesgeſetzliche Beſtimmung der gedachten 
Art nicht getroffen ift, berechtigt fein, die Einwilligung des Schuldners zu verlangen, und dieſer 
wird in folhem Falle unter den im 8 380 beftimmten Borausfegungen für verpflichtet zu er- 
achten fein, die Einwilligung zu erteilen. Man wird aber noch weiter gehen dürfen und dem 
Gläubiger auch ohne den Nachweis, daß die Hinterlegungsftelle die Einwilligung des Schuldners 
verlange, dad Recht einräumen müfjen, unter den im 8 380 beftimmten Worausfegungen bie 
Einwilligung des Schuldner zu verlangen; denn nur durch diefe wird er ſicher in den Stand 
gefegt, die Hinterlegte Sache von der Hinterlegungsftelle zu erhalten und ber Schuldner ift, wenn 
er nach Maßgabe des 8 373 Himterlegt Kat, nad Treu und Glauben verpflichtet, dem Gläubiger 
jene Möglicteit zu gewähren. Das Recht des Gläubigers, von dem Schuldner eine Quittung 
über die am ihn bemirkte Leiftung zu verlangen, genügt nicht immer, indbefondere dann nicht, 
wenn der Schuldner im Verzuge der Annahme iſt und ber Gläubiger aus biefem Grunde die 
ihm gebührende Leiftung verlangen kann (a. W. Schollmeyer, Erl. 3 zu 8 380). 

2. Berpflichtung des Schuldners zur Abgabe einer Erklärung ber im $ 380 gebadten 
Art im Falle einer Hinterlegung auf Grund des $-372 Sat 2. Iſt die Hinterlegung nad 
Maßgabe bes 8 372 Sag 2 erfolgt, weit der Schuldner ſich in entfhuldbarer Ungewißheit über 
die Perſon des Gläubiger befindet, fo muß der Gläubiger, welcher die Auslieferung der hinter⸗ 
legten Sache fordert, ſich als folder bei der Hinterlegungsftelle Iegitimieren. Auch fir diejen 
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$. 381. Die Koften der Hinterlegung fallen dem Gläubiger zur Laft, fofern 
nicht der Schuldner die hinterlegte Sache zurüdnimmt. 


$. 382. Das Recht des Gläubigerd auf den hinterlegten Betrag erlischt mit 
dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Empfange der Anzeige von der Hinters 
legung, wenn nicht der Gläubiger ſich vorher bei der Hinterlegungsftelle meldet; 
der Schuldner ift zur Rücknahme berechtigt, auch wenn er auf das Recht zur 
Rüdnahme verzichtet hat. 


Fall Tönnen die Landesgefege zum Nachweiſe der Legitimation die Einwilligung des Schuldners 
erfordern oder für genügend erklären. Der Schuldner tft aud in diefem Falle die Einwilligung 
unter ben im 8 380 beftinnmten Vorausſetzungen, alſo dann zu erteilen verpflichtet, wenn ber 
Gläubiger ihm gegenüber feine Legitimation in ſolcher Art nachweiſt, daß er fih auf ents 
ſchuldbare Ungewißheit nicht mehr berufen kann. Dieje Grundſätze werden and dann entſprechend 
anzuwenden fein, wenn die Hinterlegung aus einem anderen in der Perſon des Gläubigers 
liegenden Grunde erfolgt ift. Haben die Landesgefege eine Beſtimmung der fraglichen Art nicht 
getroffen, jo werden die für dieſen Fall in Erl. 1 dargelegten Grundfäge anzuwenden fein. 

SIR die Hinterlegung erfolgt, weil unter mehreren Berfonen Streit darüber befteht, wer 
der Gläubiger ift, fo enticheibet über die Empfangsberechtigung das unter den GStreitenden ers 
gehende rechtsträftige Urteil (EBD. 8 75). Der Schuldner wird in biefem Falle in Ermangelung 
einer Beftimmung der Landesgefepe nicht für verpflichtet zu erachten fein, eine Erflärung der 
im $ 380 gedachten Art abzugeben, ba der Gläubiger ſich durch die Borlegung bes rechtskräftigen 
Urteils Iegitimieren fann. 

8. Die Vorſchriften des 8 380 kommen and dam zur Anwendung, wenn das Net zur 
Aädnahme der hinterlegten Sache noch nicht ausgeſchloſſen if. Der Schuldner kann zwar in 
ſolchem Falle ben Anſpruch des Gläubigers jederzeit dadurch befeitigen, daß er die Hinterlegte 
Sache zuridnimmt, indem in einem ſolchen Falle nad; 8 379 bie Hinterlegung als nicht erfolgt 
gilt. Solange ber Echuldner aber von dem Rechte ber Rücknahme keinen Gebrauch gemacht 
bat, iſt er nad) Maßgabe des 8 380 verpflichtet. Dies ift von praftifcher Bedeutung befonders 
für den Fall, dab die Rechtmäßigkeit der Hinterlegung unter den Parteien ftreitig iſt. Der 
Gläubiger kann den Anſpruch auf Erteilung ber Einwilligung von feiten des Schuldners in 
dem Prozeß über die Rechtmäßigkeit der Hinterlegung geltend maden und die Verurteilung des 
Schuldners für den Fall fordern, daß die Hinterlegung für rechtmäßig erfannt wird. 


8 381. 

@.18 279 Gap 1; II 8 329 rev. 8 375; 118375. PIE. 1464; ME. 1031. P.II Me. 1 €. 3581. 

Der Gläubiger hat bie Koften der Hinterlegung auch daum zu tragen, wenn die Hinter 
legung nicht wegen Verzugs des Gläubigers, fondern aus einem der im $ 372 Sag 2 bezeichneten 
Gründe erfolgt. In dem erfteren Falle würde ber Gläubiger aud ohne die Hinterlegung die 
Mehrkoſten der ferneren Aufbewahrung ber geſchuldeten Sache nad) $ 304 tragen müffen; in den 
legtgebachten Fällen würden bie Koften regelmäßig dem Schuldner zur Laft fallen; die Hinter- 
legung gewährt Hier alſo dem Schuldner den weiteren Vorteil der Befreiung von dieſen Koften. 
Die Veftimmung der Koften erfolgt durch die Landesgeſetze. 

Borausfegung der Verpflichtung bed Gläubigers tft, daß die Hinterlegung rechtmäßig war. 
Die Verpflichtung fällt weg, wenn der Schuldner die Hinterlegung zurüdnimmt, da fie in diefem 
Falle nad) $ 379 Abſ. 3 als nicht erfolgt gilt. 


& 882. 
€. rev. 8 376; III 8 376. P.II WE. 6 6. 165, 468. 

1. Erlöfchen des Rechtes des Gläubigers nad Ablauf von dreißig Jahren, Der 8 382 
beruht anf einem Beſchluſſe der zweiten Kommilfion. Es liegt ihm derfelbe Gedanke zugrunde 
mie dem $ 1171 Abſ. 3. Dem Schuldner follen durch die Hinterlegung die Vorteile nicht ent⸗ 
zogen werden, auf welche ex ohne die Hinterlegung durch die Verjährung Anſpruch Haben würbe. 
In dreißig Jahren würde ohne die Hinterlegung der Anſpruch bes Gläubiger verjährt fein. 
Nach dem Ablaufe derſelben Zeit fol, wenn die Hinterlegung erfolgt ift, der Anſpruch des 
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Gläubiger auf den hinterlegten Betrag (dev Ausdruck ift infofern ungenau, als dasſelbe von 
jeder hinterlegten Sache gelten muß) erlöfhen, fofern nicht ber Gläubiger ſich vorher bei ber 
Hinterlegungdftelle gemeldet hat. Eine Meldung des Gläubiger liegt vor, ſowohl wenn ex bie 
Annahme erflärt al wenn er ein vechtöfräftiges Urteil der Hinterlegungsftelle überreicht Hat, 
durch welches die Hinterlegung für rechtmäßig erflärt wird, An die Stelle der Verjährung des 
Anſpruchs tritt das Erlöfchen desfelben durch Ablauf der Prälfufivfrift. Die Friſt beginnt mit 
dem Entpfange der Anzeige von ber Hinterlegung (8% 374 Abſ. 2, 132; vgl. Erl. 3). Die Be- 
rechnung der Frift beftimmt ſich nach den 83 187 Abſ. 1, 188. Das Erlöfchen tritt ein, ſowohl 
wenn der Schuldner auf das Necht ber Rücknahme verzichtet hat, als wenn dies nicht geſchehen 
iſt; es tritt ein fowohl dem Schuldner als der Hinterlegungsftelle gegenüber. Iſt der Anſpruch 
erloſchen, fo ſoll die Hinterlegte Sache nicht etiwa ber Hinterlegungstelle verbleiben (f. Exl. 3), 
vielmehr fol der Schuldner die Hinterlegte Sache zurüdnehmen können, auch wenn er auf das 
Net zur Rücknahme verzichtet Hat. 

2. Beſtritten ift, ob das Schuldverhältnis zwiſchen Gläubiger und Schuldner, behufs 
deſſen Erfüllung die Hinterlegung erfolgt war, durch ben Ablauf ber dreißig Jahre unbebingt 
erliſcht. Hatte der Schuldner auf bie Zurlicknahme verzichtet, jo war das Schuldverhältnis durch 
die Hinterlegung erloſchen, weil diefe nach $ 378 die Wirkung der Erfüllung Hat. Diefe Wirkung 
wird dadurch nicht aufgehoben, da der Schuldner von dem ihm nad $ 382 ausnahmsweiſe 
zuftehenden Rechte trotz des Verzicht? auf die Rücknahme noch zurüdzunehmen, Gebrauch macht. 
Auf diefe Zurüdnahme findet die Vorſchrift des 8 379 Abſ. 3 feine Anwendung. Es handelt 
fi) dabei jahlih um ein dem Schuldner duch dad Geſetz eingeräumtes neues Net (Rehbein, 
Erl. 14 zu 88 372—386). Auf diejes Recht finden daher au die Vorfchriften des 8 377 keine 
Anwendung (f. Exl. 4 zu 8 377). Eür Fälle biefer Art war alſo eine Veftimmung, dab das 
Schuldverhältnis durch den Ablauf der dreißig Jahre erlöfche, weder nötig noch möglich, indem 
da8 Schuldverhälinis bereits durch ben Verzicht auf die Rüdnahme erloſchen war. Anders liegt 
das Verhältnis, wenn ber Schuldner dad Recht auf die Burüdnahnte nod nicht verloren Hatte. 
Für die Annahme, dab in diefem Falle das Schuldverhältnis durch den Ablauf der dreißig 
Sahre erlöjhe (Müller ©. 515; Kohler ©. 229; Dertmann, Erl. 3 zu 8 382; Hellwig 
©. 454, Anm. 920), dürfte das Geſetz Teinen Anhalt bieten. Der 8 382 Sap 1 ſpricht nur 
von dem Erlöſchen bes Mechtes bes Gläubigers auf den hinterlegten Betrag. Dieſes Recht iſt 
etwas anderes als die Forderung bed Gläubigers gegen den Schuldner, behufs deren Erfüllung 
die Hinterlegung erfolgte. Das Erlöſchen dieſes Forderungsrechts beftimmt das Geſetz nicht. 
Zu einer ſolchen Beftimmung beiteht auch kein Bedürfnis; denn wenn der Schufdner auch das 
Net ber Zurlidnahme nicht verloren Bat, fo gilt die Hinterlegung, wenn er von dem Rechte 
Gebrauch; macht, als nicht erfolgt (3 379 Abf. 3); die Verjährung gilt infolge davon weder ala 
gehemmt noch als unterbroden (f. Erl. 2 zu $ 379) und mit Ablauf von dreißig Jahren ift 
alfo die Verjährung vollendet. Dem Intereſſe des Schuldners geſchieht duch bie Möglichkeit 
ſich Hierauf zu berufen, vollftändig Genüge. Möglich wäre zwar, daß während der Verjährungd« 
zeit ein bie Verjährung unterbrechender Tatbeftand eingetreten, z. B. eine Abſchlagszahlung 
erfolgt wäre. Für folhe Ausnahmefälle eine befondere Beftimmung zugunften des Schuldners 
zu geben, dürfte fein Bedürfnis beftehen. 

8. Beginn der dreißigjährigen Friſt. Nach 8 374 Abſ. 2 darf die Anzeige der Hinter 
legung an den Gläubiger unterbleiben, wenn fie untunlich ift, und das Unterbfeiben ber Anzeige 
macht, felbft wenn biefelbe tunlich war, die Hinterlegung niemals unwirkſam, fondern begründet 
nur einen Anſpruch auf Schadenserſatz. Da nach 8 382 die dreikigjährige Friſt von ber Anzeige 
an läuft, fo enifteht die Frage, wie fi das Verhältnis geftaltet, wenn bie Anzeige nicht erfolgt 
it. Einen ähnlichen Fall regelt der 8 1128. Nach diefem kann ber Verficherer die Berfiherungs- 
fumme dem Rerfiherten mit Wirkung gegen den Hypothekengläubiger erft zahlen, wenn er oder 
der Verfiherte den Eintritt des Schadens dem Hypothekengläubiger angezeigt hat und feit dem 
Enıpfange der Anzeige ein Monat veritrihen ift. Die Anzeige — beißt e8 dann weiter — „darf 
unterbleiben, wenn fie untunlich ift; in diefem alle wird ber Monat von dem Beitpunft an 
berechnet, in welchem die Verſicherungsſumme fällig wird." Eine ähnliche Vorſchrift fehlte dem 
8 382. Es dürfte ſich nicht rechtfertigen, Hier ein Verſehen ber Redaktion anzunehmen, und 
deshalb die Borfchrift des 8 1128 in der Art entiprechend anzuwenden, daß die breißigjährige 
Srift beim Unterbleiben der Anzeige von der Hinterlegung an liefe (a. A. Roſenberg ©. 235; 
Endemann I 8143 Anm. 32; Dernburg II 8123 VID; Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 382; 
Dertmann, Erl. 2 zu 8 382). Hichtiger dürfte es fein, anzunehmen, daß die Exlöfhungsfrift 
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8. 883. Iſt die geſchuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht geeignet, 
jo fann der Schuldner fie im Falle des Verzugs des Gläubiger am Leiftungs- 
orte verfteigern lafjen und den Erlös Hinterlegen. Das Gleiche gilt in den 
Fällen des $. 372 Sat 2, wenn der Verderb der Sache zu beforgen oder bie 
Aufbewahrung mit unverhältnißmäßigen Koften verbunden ift. 

Iſt von der Verfteigerung am Leiftungsort ein angemeffener Erfolg nicht zu 
erwarten, fo ift die Sache an einem geeigneten anderen Orte zu verfteigern. 

Die Berfteigerung hat durch einen für den Verfteigerungsort beftellten Ge— 
richt3vollzieher oder zu Verfteigerungen befugten anderen Beamten oder Öffentlich 
angeftellten Berfteigerer öffentlich zu erfolgen (Öffentliche Verfteigerung). Zeit und 
Ort der Verfteigerung find unter allgemeiner Bezeichnung der Sache öffentlich 
befannt zu machen. 


beim Unterbleiben der Anzeige zu laufen nicht beginnt. Dadurch Tann e8 zwar kommen, daß 
das Recht des Gläubigers überhaupt nicht erlifcht. Hierin dürfte aber ein entſcheidendes Bedenken 
nicht liegen. Die Erlöfhungsfeift iſt zum Vorteile des Schuldners beftimmt. In feiner Hand 
liegt es, die Friſt dadurch in Lauf zu ſetzen, dab ex die Anzeige macht. Er darf die Anzeige 
zwar unterlaſſen, wenn fie untunli if. Macht er aber von biefer Erlaubnis Gebrauch, jo tut 
er es infofern auf feine Gefahr, als die Erlöſchungsfriſt dann nicht zu laufen beginnt. Untunlich 
ift wicht gleichbedeutend mit unmöglid (f. Erl. 3 zu $ 374). Auf dem im 8 132 bezeichneten 
Bege wird die Anzeige immer möglid fein. Sie ift an feine Friſt gebunden; denn die Vorfchrift, 
daß die Anzeige unverzüglich erfolgen foll, ift nur von Bedeutung für die Verpflichtung bes 
Schuldners zum Schabenserfage; die Wirkung, daß dur fie die Friſt in Lauf gefegt wird, 
hängt nicht davon ab, daß fie unverzüglich erfolgt. Der Schulbner kann bie Anzeige alſo noch 
jeberzeit nachholen. Sein Intereſſe ift Hierdurch genügend gefichert. 

Zür die Hinterlegungsftelle entftehen aus biefer Auslegung keine Schwierigkeiten. Der 
Schuldner kann von ihr die Nüdgabe der Hinterlegten Sache, ſofern er auf dad Recht zur Rück⸗ 
nahme verzichtet hatte, nur verlangen, wenn er nachweiſt, daß das Recht bes Gläubigers erlofchen 
iſt. Er muß alſo beweiſen, daß er dem Gläubiger die Hinterlegung angezeigt hat und baß ſeit 
dem Empfange der Anzeige von feiten bes Gläubigers (38 130—132) dreißig Jahre verftrichen 
find. Durch EG. Art. 145, Hit übrigens ber Landesgeſetzgebung die Möglicleit gewährt, durch 
befondere Vorſchriften bie Übelftände zu befeitigen, melde für bie Hinterlegungsftelle daraus 
entfpringen, daß, wenn der Schulduer die Anzeige an den Gläubiger nicht macht, das Recht bes 
legteren auf den Hinterlegten Betrag nicht erliſcht und bie Hinterfegungafteie daher bie hinter⸗ 
legte Sache ohne Zeitbeſchränkung aufbewahren muß. Die Landesgefeßgebung kann zwar nicht die 
im $ 382 beftimmte breißigjährige Friſt abkürzen (die abweichende in Erl. 2 zu 8 382 vertretene 
Anficht ift bereits in Vd. VI Erl. 6 zu Art. 145 berichtigt); fie kann aber beftimmen, daß die 
Anzeige von der Hinterlegungsftelle erfolgen könne. Geſchieht dies, fo läuft bie breikigjährige 
Friſt von diefer Anzeige an, jofern der Schuldner nicht bereit früher die Anzeige gemacht hatte 
(. Erl. 6 zu Art. 145). Dem praltiſchen Bedürfniffe kann auf diefem Wege vollſtändig Genüge 
geſchehen. 

8 388. 
€.18 278 bl.i Gap; 118 850 mt. zes. 8 377; IL 8 a7. 2.16. ausst. 1491; M. I ©. 1021. 
P. II 80.3 6. 4581., 4811.; Dr. 4 6.590; Ba. 6 €. 1651. 

1. Recht des Glänbigers, eine nicht hinterlegungsfähige Er au veräußern. Sit die 
gefchuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht geeignet ($ 372; EG. Art. 146), jo tritt au 
die Etelle des Rechtes des Schuldners zur Hinterlegung das Recht, die Sache öffentlich zu vers 
fteigern und den Erlös zu Binterlegen. In den fällen des 8 372 Sa 2 ſieht diefes Recht 
dem Schuldner aber nur zu, wenn der Werberb der Sache zu beforgen oder wenn bie Aufs 
bewaßrung mit unverhältnismäßigen Koften verbunden tft. Dieſe Borausfegungen mäffen zur 
Zeit ber Berfteigerung vorliegen. Durch ihren Wegfall nad; der Verfteigerung wird bie Zuläffige 
teit der Hinterlegung des Erlöfes nicht ausgeſchloſſen. Iſt die Werfteigerung rechtmäßig erfolgt 
und der Erlös Hinterlegt, fo treten bie in den 88 378, 379 beflimmten Wirkungen der Hinter 
legung ein. Durch die Verfieigerung für fi allein wird der Schuldner von feiner Verpflichtung 
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noch nicht befreit. Zweifelhaft iſt es, ob der Erlös ſchon vor der Hinterlegung an die Stelle 
des geſchuldeten Gegenftandes tritt, der Schuldner aljo nicht mehr zur Leiltung dieſes Gegen⸗ 
Standes, fondern zur Leiftung des Erlöſes verpflichtet if. Un anderen Stellen des BGB., in 
welchen die öffentliche Verſteigerung einer Sache vorgeſchrieben oder zugelafien tft (1. 3. B. 
die 89 966, 979, 1219, 1247), wird ausbrüdlich beftimmt, daß der Erlös an bie Stelle 
ber verfteigerten Sache trete. Eine ſolche Vorſchrift fehlt Hier. Ein in der erften Kommiffion 
geftellter Antrag auf Aufnahme einer Borfchrift der fraglihen Art ift abgelehnt (f. au M. II 
©. 103) und ift in ber zweiten Kommilfion nicht wiederholt worden. Der 8 383 enthält frei= 
lich überhaupt feine Vorſchriften über die Wirkungen der Verfteigerung und der Hinterlegung 
des Erlöſes. Diefe find aus dem Zivede und aus dem Bufammenhange der fraglichen Bor- 
fchriften abzuleiten. Hieraus ergibt fi) zunächft mit Sicherheit der oben aufgefiellte Say, dab 
die Wirkungen der Hinterlegung eintreten, wenn orbnungsmäßig fomohl die Verfteigerung als 
die Hinterlegung des Erlöfes erfolgt ift. Die Verfteigerung für ſich allein kann aber nicht jeber 
rehtlihen Wirkung entbehren. Der Schuldner ift zu derfelben berechtigt, fie ft alfo nicht 
widerrechtlich, Hat vielmehr jebenfalls die Wirkung, daß der Schuldner fi) durch Hinterlegung 
des Exlöfes befreien kann. Eine Frift für die Hinterlegung iſt nicht beftimmt. Der Hinterlegung 
gleichſtehen muß die Ausantiwortung bes Erlöſes an den Gläubiger. Diefer wird fogar, wenn 
er fi zur Unnahme bes Erlöſes bereit erflärt umd damit ber Verzug ber Annahme wegfällt, 
die Ausantwortung ftatt der Hinterlegung fordern Können, fofern nicht etwa bie im 
8 372 Sag 2 beflimmten Vorausſetzungen des Rechtes des Schuldners zur Hinterlegung vor⸗ 
liegen. Hieraus ergibt fidh, daß durch die Verftelgerung eime Underung des Echuldverhältnifies 
infofern eintritt, als der Schuldner berechtigt wird, ſich durch Hinterlegung des Erlöſes ober, 
falls der Gläubiger zur Annahme des Erlöfes bereit ift, durch Ausantwortung desſelben an den 
Gläubiger zu befreien. Dies genügt, um das Interefie de Schuldners zu fihern und den Biwed 
des Verſieigerungsrechts zu erreichen. Nicht erforderlich ift, eine Änderung des Schulbverhäftnifies 
dahin anzunehnen, daß der Erlös auch ſchon, bevor deſſen Hinterlegung erfolgt tft, in jeder 
Beziehung an die Stelle ber gefchuldeten Sade tritt. Dem Schuldner wird daher z. B. das 
Net nicht verfagt werben können, fi, wenn er die verfteigerie Sache vor der Hinterlegung 
des Erlöſes wieder envirbt, oder biefelbe — was zuläffig fein dürfte — bei der Verfteigerung 
felbft wieder erworben hat, durch Leiftung berfelben von feiner Verbindlichkeit zu befreien (zum 
Zeil anderer Anſicht Schollmeyer, Erl. 1 zu 8 383, welcher eine alternative Ermächtigung 
des Gläubigers; Rofenberg, ©. 244, welcher eine alternative Ermächtigung des Schuldners 
annimmt; Staudinger, welcher den Schuldner für beredtigt hält, fi, wenn die Voraus: 
fegungen der Hinterlegung weggefglien find, durch Ausantwortung des Exlöfes an ben Gläubiger 
zu befreien). Aus dem Gefagten ergibt fi aud, daß der Schuldner nicht eine ihm gegen den 
Gläubiger zuftehende Forderung gegen den Erlös aufrechnen kann (a. W. Dertmann Erl. 2 
zu 8 383). 

Hat der Schuldner den Erlös Hinterlegt, nimmt er denfelben aber fpäter wieder zurüd 
(8 376), fo gift die Hinterlegung als nicht erfolgt ($ 379 Abf. 3). Das Verhältnis ift dann 
nad) den oben dargelegten Grundſätzen zu beurteilen. 

2. Die Verfieigerung der Sade muß eine öffentliche fein. Der Begriff der öffentlichen 
Verfteigerung wird in dem’ 8 383 Abſ. 3 definiert. Die Verfteigerung muß öffentlich durch eine 
ber im 8 383 Abſ. 3 für zuftändig erlärten Perfonen erfolgen. Zuſtändig ift 

a) ein für den Verſteigerungsort beftellter Gerichtsvollvollzieher. Nicht erforderlich ift, daß 
dem Gerichtsvollzieher Iandesgefeplich die Befugnis zu Verfteigerungen an dem BVerfteigerungs- 
orte beigelegt ift. Der für den Verfteigerungsort beftellte Gerichtsvollzieher ift kraſt Reichsrechts 
zufländig; 

b) ein zur Berfteigerung befugter anderer Beamter. Welche Beamte zu Verſteigerungen 
befugt find, beftimmen die Landesgefege. Regelmäßig fteht die Befugnis landesgeſetzlich auch 
den Notaren zu; 

e) ein öffentlich angeftellter Verfteigerer ($ 36 ber Gew. O.). Die Anftellung erfolgt durch 
die zuftändige Landesbehörbe. 

Zeit und Ort der Berfteigerung find nad; Maßgabe des Abf. 3 Sap 2 öffentlich befannt 
zu machen. - 

. Eine Berfteigerung, welche dieſen Vorſchriften nicht entfpricht, Kat die in ber Erl. 1 zu 8 383 
beftimmten Wirkungen nicht. 

Weitere Vorſchriften über die Verftelgerung enthalten die 88 156, 456—458. 
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F. 384. Die Berfteigerung ift erft zuläffig, nachdem fie dem Gläubiger an= 
gedroht worden ift; die Androhung darf unterbfeiben, wenn die Sache dem Verberb 
auzgejegt und mit dem Aufichube der Verfteigerung Gefahr verbunden ift. 

Der Schuldner hat den Gläubiger von der Verfteigerung unverzüglich zu be= 
nachrichtigen; im Falle der Unterlaffung ift. er zum Schadenserſatze verpflichtet. 

Die Androhung und bie Benachrichtigung Bader unterbleiben, wenn fie un⸗ 
thunlich find. 


Offentliche Verfteigerung iſt außer in dem Falle des 8 383 z. B. vorgefchrieben in den 
88 966 Abi. 2, 979, 1219, 1235. 

3. Die Berfteigerung hat am Leiftungsorte (4 269) au erfolgen. Nah Abſ. 2 tritt 
iedod), wenn von der Berfteigerung am Leiftungsort ein angemefjener Exfolg nicht zu erwarten 
ift, an die Stelle des Leiftungsorts ein geeigneter anderer Ort. Im E. I 8 278 fehlten dieſe 
Vorſchriften; es war dort nur beftimmt, daß die Berfteigerung durch einen „für ben Leiftungsort 
—— Gerichtsvollzieher 2c. zu erfolgen habe. Ob bie Nichtbeobachtung der im $ 383 über 

den Berfteigerungsort gegebenen Vorſchriften die Folge hat, daß die Verfteigerung nicht als eine 
techtmäßige zu betrachten ift, oder ob fie nur eine Verpflichtung des Schuldners zum Schadens» 
erjage begründet, ift zweifelhaft. Aus dem Ausdruck „ift zu verfteigern“ tm Abſ. 2 läßt fih 


ein ſicherer Schluß nicht ziehen (f. Bb. I S. 29 unter d). Nach 3 374 iſt der Schufdner, weni‘ 


er vorſchriftswidrig bei einer anderen Hinterlegungsitelle ald der des Leiftungsorts hinterlegt, 
nur zum Schabenserfage verpflichtet. Für den Verlauf des Pfandes duch den Pfandgläubiger 
enthält der 8 1236 Saß 1 eine dem $ 383 Abf. 1 entiprechende Vorſchrift dahin, daB die Ver⸗ 
fteigerung an dem Orte zu erfolgen habe, an weldem das Pfand aufbewahrt werde; daran 
fließt fi) im Satz 2 eine dem 8 383 Abſ. 2 entſprechende Vorſchrift. In dem $ 1243 wird 
aber ausdrüdlidh beftimmt, daß die Verlegung der im $ 1236 gegebenen Borjchriften ben Verkauf 
nicht zu einem unrechtmäßigen made, fondern nur eine Verpflihtung zum Schadenserfage bes 
gründe. Man könnte geneigt fein, diefe Borjchriften in bem Falle des 8 383 zur entfprechenden 
Anwendung zu bringen. Dagegen ſpricht indefien, daß in jenen Vorfchriften ausdrüdlich beftimmt 
iſt, daß die Verlegung derſelben nur eine Verpflihtung zum Schadenserfate begründe, während 
in dem 8 383 eine foldhe Beftimmung fehlt. Auch die Gleichheit des Grundes läßt fi be 
zweifeln. Die Hinterlegung bei einer anderen Hinterlegungsftelle als der des Leiftungsorts 
berührt nicht den Gegenstand ber Leiftung, während durch den Verlauf an einem anderen als 
dem vorgefehriebenen DOxte der Erlös ein geringerer werden Tann. Bei dem Pfandverkaufe hat 
der Berpfänder regelmäßig felbft ein Intereffe, an demjenigen Orte zu verfleigern, an welchem 
ex den möglichſt Hohen Vreis erreichen zu können Hoffen darf; in dem Falle des 8 383 bat 
ber Schuldner ein folhes Interefie regelmäßig nicht. Dazu kommt, daß nad dem Wortlaute 
des 8 383 Abf. 1 Sap 1 dem Schuldner nur das Recht eingeräumt wird, „am Leiftungsorte 
verfteigern zu laſſen“. Diefe Faſſung deutet darauf hin, daß nur am Leiftungsorte verfteigert 
werden kann, fofern nicht die im Abſ. 2 beflimmte Ausnahme Plap greift. Auf eine verfhiebene 
Behandlung der Vorfchrift Über den Ort, an welchem die Verfteigerung vorzunehmen ift, und 
der Vorſchrift, daß die Verfteigerung eine öffentlihe fein muß (Abſ. 3), deutet die Faſſung 
diefer Vorſchrift in keiner Weife Hin. Bon ber Beobachtung ber letztgedachten Vorſchrift hängt 
zweifellos die Rechtmäßigkeit ber Verfteigerung ab. Überwiegende Gründe dürften daher dafür 
fprechen, dasſelbe im betrefi der Vorſchriften über den Ort dev BVerfteigerung anzunehmen 
(a. A. Dertmann, Erl. 3 zu 8 383; Kublenbed, Erl. 3 zu 8 383). 

4. Die Beweislaft in betreff der Beobachtung ber für die Berfteigerung wefentlichen 
Vorſchriften trifft den Schuldner. Insbeſondere Hat der Schuldner zu bemeifen, ba die Ver⸗ 
feigerung an dem Orte erfolgt ift, an welchem fie nad Abſ. 2 zu erfolgen Hatte, 


x =. 
GIB ATENBL1 Gue2, 3, ML.2; 19 320 Mbl-2 vn 278; MUB STE. DIE. 00, 14001.; 
RI €. 1021. Qu 1 
1. Androhung der Berfleigerung. Der 8 384 : — ein weiteres Erfordernis 
der Rechtmäßigkeit der Verſteigerung. Die Verſteigerung muß, bevor ſie vorgenommen wird, 
dem Gläubiger von dem Schuldner angedroht werden. Die Androhung iſt ein einſeitiges 
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8. 386. Hat die Sache einen Börfen- oder Marktpreis, jo kann der Schuldner 
ben Verlauf aus freier Hand durch einen zu folchen Verkäufen öffentlich ermächtigten 
Handelsmäfler oder durch eine zur Öffentlichen Berfteigerung befugte Perfon zum 
laufenden Preife bewirken. 


empfangsbedürftiges Rechtsgeihäft (88 130—132). Zwiſchen ber Androhung und ber Ber 
iteigerung muß ein gewifler Zeitraum liegen. Die Dauer desfelben ift gefegfich nicht beſtimmt. 
Aus dem Zwede der Androhung ift zu entnefmen, daß dem Gläubiger foviel Zeit gelaſſen 
werben muß, als erforderlich ift, um die Werfteigerung durch Annahme der geichuldeten Sache 
abzuwenden. Iſt die Androhung nicht orbnungsmäßig erfolgt, fo tft die Verfteigerung nicht 
tehtmäßig; die im der Exl. 1 zu 8 383 bezeichneten Folgen treten daher nicht ein. 

2. Fälle, in welchen die Androhung nicht erforderlich if. Die Androhung ift nicht er» 
forderlich, die Berfteigerung alfo auch ohne fie rechtmäßig, wenn die Sade dem Berberben auss 
gefegt und mit dem Auffchube dev Werfteigerung Gefahr verbunden oder wenn die Androhung 
untunlid ift. Die mit dem Aufſchube ber Verfteigerung verbundene Gefahr muß darin ihren 
Grund haben, daß das Verberben der Sache vor der Verfteigerung zu beforgen ifl, wenn diefe 
bis nad} erfolgter — verſchoben wird. Über den Begriff der Untumlichkeit ſ. Erl. 2 zu 
s 303, Erl. 3 zu 8 37. 

8. Beweislaſt. — Schuldner liegt der Beweis ob, daß die Androhung ordnungsmäßig 
erfolgt iſt oder daß eine ber in Erl. 2 bezeichneten Boraußfegungen vorlag, unter welchen die 
Androhung nicht erforderlich ift. 

4. Benachrichtigung des Blänbigerd. Nach ber Verſteigerung bat der Schuldner bem 
Slänbiger unverzüglih von berfelben Nachricht zu geben. Die Benachrichtigung ift ein ein⸗ 
jeitige8 empfangsbebdürftiges Rechtageſchäft (88 130—132). Über den Begriff des „unverzüglich“ 
f. 8. 16. 217, Erl. 1 zu $ 1%. Die Unterlafiung ber Benachrichtigung macht die Ver⸗ 
fteigerung nicht unrechtmäßig, fondern begründet nur einen Aufpruch des Gläubiger auf Erfag 
des ihm durch die Unterlaffung erwachſenen Schadens. Die Benachrichtigung tft nicht erforberlich, 
wenn fie untunlich tft (f. Erl. 2). Dem Schuldner liegt der Beweis ob, dab die Benachrichtigung 
erfolgt ober daß fie untunlich gewefen fei (a. A. Kiſch in Grünhut, Bb. 29 ©. 354; Reh⸗ 
bein, Erl. 19 zu 88 372-386; Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 383, nad) welchem dem Gläubiger 
der Beweis der Unterlafiung der Benachrichtigung obliegen fol). 


$ 38. 
E. res. 8 379; 1118 37%. B.Il Bd.6 6. 1651. 

1. Berlanf von Sachen, die einen Börfen- oder Marktpreis haben. Der $ 385 iſt von 
der zweiten Kommiffion neu hinzugefügt worden; er entfpricht ben für ben Pfandverfauf geltenden 
Vorſchriften der 88 1221, 1235. Hat die Sache einen Börfene oder Marktpreis, fo kann der 
Schuldner die Sache, ftatt fie öffentlich verfteigern zu laſſen, aus freier Hanb nad) Maßgabe des 
8 385 verkaufen. Ein folher Verkauf hat dieſelben Wirkungen wie die Öffentliche Werfteigerung 
(8 383). Die im $ 384 vorgefchriebene Androhung und Benachrichtigung tft auch bier erforderlich. 

2. Boransjegungen der Zuläffigleit. Die Sade muß einen Börfen- oder Marktpreis an 
demjenigen Orte haben, an welchem nach 8 383 die Berfteigerung zu erfolgen Hat, alfo an dem 
Leiftungsort oder an bemjenigen Orte, welcher nad) $ 383 Abſ. 2 au defien Stelle tritt. Einen 
Börfene oder Marktpreis hat die Sache, wenn Sachen diefer Art an ber Börfe ober auf dem 
Markte des betreffenden Ortes verkauft zu werben pflegen und aus ben ftattfindenden Verkäufen 
ein Durchſchnittspreis fi ermitteln läßt. Die Art, wie diefer Preis zu ermitteln ift, beftimmt 
fi nad den an dem betreffenden Orte beftehenden Einrichtungen und nach der Verfehrsfitte. 
Beſteht an dem Orte, an welchem ber Verkauf ftattzufinden Hat, eine Börfe oder ein Markt nicht, 
find aber für diefen Ort nad der Auffaffung des Verkehrs die Preiſe eines anderen Ortes maß- 
gebend, an welchem eine Börfe oder ein Wtarkt befteht, fo ift der Börfen- oder Marktpreis ent⸗ 
fcheidend, welchen die Sache au biefem Orte hat. 

8. Vorſchriften über die Art des Verlaufs. Der Verlauf muß erfolgen entweder 

a) durch einen üffentlih ermädtigten Handelsmäkler. Amilich beftellte Handels⸗ 
mätler (Art. 66 ff. des früheren HGB.) kennt das neue HGB. (88 93Ff.) nicht mehr. Dadurch 
wird aber nicht ausgeſchloſſen, dab das Gefep für gewiſſe Geſchäfte die öffentliche Ermächtigung 
erfordert. Ein ſolches Erfordernis wird durch 8 385 fiir dem dort zugelaffenen Verkauf aus freier 
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$. 386. Die Koften der Verfteigerung oder des nad) 8. 385 erfolgten Ber- 
faufs fallen dem Gläubiger zur Laft, jofern nicht der Schuldner den Hinterlegten 
Erlös zurüdnimmt. 


Rritter Titel, 
Aufrehnung. 


Hand aufgeitellt. Zu einem ſolchen befugt ift ein Handelsmäkler nur, wenn er dazu öffentlich 
ermädtigt ift. Bon welder Behörde und in welcher Urt die Ermächtigung zu erteilen iſt, 
beftimmen die Landesgefege. Sursmälfer Haben nad) dem Börfengefeg v. 22. Juni 1896 8 34 
im der Faſſung des EG. zum HGB. 8 14 in der hier fraglichen Beziehung bie Rechte eines 
öffentlidy ermächtigten Handelsmälers; 

b) oder durch einen für den Berkaufsort beftellten Gerichtsvollzieher ober 
einen zu Berfteigerungen befugten anderen Beamten oder öffentlich angeftellten Berfteigerer 
G. Erl. 2 zu 8 383). 

Der Verlauf muß zum laufenden Breife erfolgen, d. 5. zu demjenigen Preife, welder 
am bem Tage des Verkaufs an dem betreffenden Orte der Börfen- oder Marktpreis für Sachen 
der fraglichen Urt ift. Diefe Vorſchrift hat indeſſen felbftverftändlich mar die Bedeutung, da der 
Berlauf nit unter dem laufenden Preiſe erfolgen darf. 

Ein Berkauf, ber nicht durch eine der unter a und b bezeichneten Berfonen oder zu einem 
geringeren als dem laufenden Preiſe erfolgt, ift nicht rechtmäßig; er hat daher die in der Exil. 1 
bezeichneten Wirkungen nicht. 


8 386, 
©.18 279; 11 8 390 Mbf. 3 ven. 8 380; III 8 390. P.I €. 1464], 3352, 3359; MILE. 1031. 
9.1881 6.3581. 

Für die Koſten ber Berfteigerung ober des nad Maßgabe des 8 385 erfolgten Verkaufs 
ift derſelbe Grundfag maßgebend wie für die Koften der Hinterlegung (f. Erl. zu 8 381). Der 
Gläubiger Hat bie gedachten Koften zu tragen, wenn die Berfteigerung bzw. der Verlauf recht⸗ 
mäßig war und die Hinterlegung erfolgt ift. Dasſelbe muß auch gelten, wenn der Erlös dem 
Stäubiger audgeantwortet ift. (Erfolgt weber die Hinterlegung noch die Ausantwortung an ben 
Gläubiger, fo verbleiben die Koften dem Schuldner. Das gleiche gilt, wenn der Schuldner die 
Hinterlegung zurüdnimmt. 

Dritter Titel. 


Sranz Leonhard, Die Aufrechnung, 1896; Liebknecht, Kompenfationsvollzug, 1898; 
Stölzel, Schulung für die ziv. Praxis Bd. II, Vorbehaltszahlung und Eventunlaufrehuung; 
Stölzel in 8. f. EB. Bd. 24 ©. 50ff., ©. 415ff.; Eccius in Gruch. Bd. 42 ©. 15ff,, 
©. 233f.; Stölzel, Die veihögerihtlihe Rechtſprechung über bie Eventunlaufrehnung, im 
Art. f. civ. Br. 8b. 95 ©. 1ff.; Liebknecht, Vorbehaltäzahlung und Eventualaufrechnung nad 
beute geltendem und tünftigem Reichsrecht, 1899; Goldſchmidt, Der Widerfpruc gegen bie 
Aufrechnungserllärung, 1899; Siber, Kompenfation und Aufrechnung, 1899; Regelsberger, 
Die rechtliche Natur der Ubrehnung, in Iherings Jahrb. Bd. 46 S. 1ff.; Tippmann, Nüd- 
wirkung und Rechtsgeſchäft ber Aufrehnungserflärung, in Iherings Jahrb. Bd. 43 ©. 435ff.; 
Franz Leonhard, Aufrechnung gegen eine Nichtſchuld, im Arch. |. Bürg. R. Bd. XXI ©. 171ff.; 
Frtfch im Sächſ. Arch. 1897 ©. 401; berfelbe in Gruch. Bb. 42 ©. 226; derfelbe in DIZ. 1898 
©. 489; Dertmann, Die Rechtsbeftändigteit von Forderung und Gegenforberung als Erfordernis 
der Uufrehnung, im Recht 1901 ©. 447; Geib im Acc. f. civ. Pr. Bd. 85 ©. 181; Kohler, 
3.f. EB. Bd. 24 ©. 1ff.; Redlich, 8. f. CP. Bd. 25 ©. 367ff.; Wach dafelbft Bd. 27 ©. 1ff.; 
Radday im Sächſ. Arch. Bb. 10 S. 217ff.; Kiſch in Grünhut Bd. 29 ©. 354; Hellmann, 
Ki. Viert. 3. F. Bd. V Heft 2 ©. 246; Peterſen, Die Aufrechnung im Prozeß. in BL f. 
RAnw. Bd. 64 ©. 263; Fitting in ber Feftgabe der Univerfität Halle für Dernburg 1900 ©. 1ff.; 
Bepold in Gruch. Bd. 44 ©. 845; Dronte in DXZ. 1902 ©. 220; Friedrichs im Recht 1902 
©. 459; Binder, Rüdwirkung der Aufrechnung, in BernHöft:Binders Beiträge zur Auslegung 
des BGB. 1902 6.23]. Martintus, Eventualaufrehnung im Arch. f. Bürg. R. Bd. 24, 6.277 ff. 

1. Der dritte Titel Handelt non ber einfeitigen Aufrechnung durch ben Echulbner. Über 
den Aufrechnungẽvertrag enthält das BGB. keine Vorſchriften. Die Buläffigkeit eines ſolchen 
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ift nicht zu bezweifeln. Über feine Borausfegungen, feine rechtliche Bedeutung und feine Wirkungen 
herrſcht in der gemeinrechtlichen Theorie Streit (f. Windſcheid⸗Kipp II 8 351 Nr. 2). Der 
Aufrechnungsvertrag Tann ein gegenfeitiger Erlaßvertrag fein. Regelmäßig werben die Parteien 
indeſſen beabfichtigen, durch einen foldyen Bertrag diefelben Wirkungen herbeizuführen, welche die 
einfeitige Aufrechnung von feiten des Schuldners hat, insbeſondere alfo bie Rüdwirkung in dem⸗ 
felden Umfang eintreten zu laſſen, wie ſolche im $ 389 vorgefchrieben ift (Windſcheid⸗Kipp II 
8 351, Zuſaß zu Nr. 2). In diefem alle eriheint der Aufrechnumgsvertrag als ein Vertrag 
befonderer Urt. Daß biefelben Wirkungen auch durch einfeitige Aufrechnung von feiten des 
Schuldners hervorgebracht werden könnten, fteht der Möglichkeit eines Vertrags mit derfelben 
Tendenz nicht entgegen. Aus ber Natur bes Vertrags folgen immerhin noch bejonbere Wirkungen, 
welche bei der einfeitigen Aufrechnung fehlen; Uberdem kann ber Aufrechnungsvertrag in jolden 
Fällen von Bedeutung fein, in welchen bie einfeitige Aufrechnung ausgeſchloſſen ift (vgl. Lipp⸗ 
mann ©. 476, 509). . 

Der Abrechnungsvertrag feht fih aus einer Mehrheit von Rechtsgeſchäften zufanmen, 
nämlich aus mehreren, mindeflend zwei Anerkenniniöverträgen, und aus einem Aufrechnungs⸗ 
vertrage (Regeldberger ©. 9). 

2. Rechtliche Natur ber einfeitigen Aufrechnung. Durch das Recht ber einjeitigen Aufs 
rechnung erlangt der Schuldner die Möglichkeit, den Gläubiger ofne und felbft gegen deſſen 
Willen ftatt durch Leiftung bed geihuldeten Gegenftandes dadurch zu befriedigen, dab er eine ihm 
gegen ben Gläubiger zuſtehende Forderung auf eine dem Gegenſtande nach gleichartige Leiſtung 
aufgibt. Diefe Möglichkeit ift in allen bisherigen Rechten anerlannt, aber über die Konſtruktion 
des Verhältniſſes gehen die Unfichten weit auseinander, insbeſondere darüber, ob die Forderungen 
ion dadurch, daß fie fi als zur Aufrechnung geeignet gegenüberftehen, unbedingt oder doch 
unter ber Bedingung, daß der eine oder andere Teil von der Aufrehnungsbefugnis Gebrauch 
madht, aufgehoben oder doch mit einer Einrede behaftet werben ober ob es zu der Aufhebung 
eines beionderen Rechtsakts von ſeiten des einen oder anderen Teiles bedarf und ob biejer 
Rechtsakt nur im Prozeſſe durch Vorſchützen einer Einrede und auch außerhalb des Prozeſſes 
durch einfeitige Willenserklärung erfolgen kann (f. Windſcheid-Kipp II 83 348ff.; Dern: 
burg II 88 1%4—129). 

. Dad BGB. geht von folgenden Brundfägen aus: 

Die beiderfeitigen Forderungen werden dadurch, daß fie fih al zur Aufrechnung geeignet 
gegenüberftegen, nicht berüßrt. Eine Rehtsänderung tritt erſt dadurch ein, daß der eine Teil 
dem anderen Teile die Aufrechnung erllärt. Durch diefe Erklärung werden beibe Forderungen 
in dem fich bedenden Betrag aufgehoben, und zwar mit rüdwirkender Kraft in der Urt, daß fie 
fon in dem Zeitpunkt als erloſchen gelten, in welhem fie als zur Aufrechnung geeignet ein 
ander gegenübergetveten find. ber die Frage, wie diefe Rüdwirtung mit dem Grundjage, daß 
die MRechisänderung erſt mit der Aufrechnungserflärung eintritt, zu vereinigen fei, befteht große 
Meinungdverfciedenheit. Man bat verfucht, beide Grundfäge auf ein einheitliches Prinzip zurück⸗ 
zuführen. Der Verſuch dürfte nicht gelungen fein. Eine eingehende Erörterung biefer Kon⸗ 
fteuftionsfrage ift Hier nicht möglich; es mag inbefien folgendes hervorgehoben werden. Die 
Auffaffung, daß die Forderungen, fobald fie fi gegenüberftehen, ipso jure unter der Bedingung 
aufgehoben feien, daß ber eine oder andere Teil fpäter die Aufrechnung erkläre, ift beshalb zur 
Löſung bed Problems ungeeignet, weil, wenn man auf die angenommene Bedingung die Bor 
fchriften über vechtögefchäftliche Bedingungen anwendet, das Ergebnis zu ber Werneinung der 
NRüdwirkung führt, und weil, wenn man jene Borjchriften nicht anwenden will, die Fiftion der 
Bedingung keinerlei Vorteil bietet. Eine andere Auffaſſung nimmt an, daß die Aufrechnungs« 
erfärung nur belfaratorifd die vorher bereit3 eingetretene Aufhebung beider Forderungen feit- 
ftelle; fie ift mit dem im & 388 ausgeſprochenen Grundfage, dab die Aufrehnung duch Er- 
klärung des einen Teiles gegenüber dem anderen Zeile erfolge, unvereinbar. Nach einer dritten 
Auffafjung fol file beide Forderungen durch ihr Gegenüberjtehen eine Gebundenheit eintreten. 
Da das Weſen dieſer Gebundenheit aber lediglich in der Möglichkeit der Aufrechnung mit rüd- 
wirkender Kraft befteht, jo enthält diefe Auffaflung im Grunde nur eine Wiederholung der ges 
dachten beiden Grundfäge in anderer Form. Die Auffafjung endlich, daß die Aufrechnungser⸗ 
Härung überhaupt feinen vechtsgefhäftlihen Charakter Habe und daß das Weſen ber Aufrechnung 
Zwang mit Hilfe bed Prozeſſes ſei (Lippmann ©. 503, 521), beutet bie von dem Geſetz auf: 
geftellten Orundfäge in einer Weife um, die weder mit dem Wortlaute der betreffenden Borfchriften 
noch mit deren Abficht und Bwede vereinbar if. Man wird die gedachten beiben Grunbfäge als 
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8. 387. Schulden zwei Perfonen einander Leiftungen, die ihrem Gegenftande 
nad) gleichartig find, fo kann jeder Theil feine Forderung gegen die Forderung 
des anderen Theile aufrechnen, fobald er die ihm gebührende Leiftung fordern 
und die ihm obliegende Leiftung bewirfen fann. 


zwei felbftändig nebeneinanderfiehende anerfennen müfien, die das Geſeß aus praftiichen Gründen 
mit Rüdfigt auf die Auffaſſung uub die Bebürfnifie des Verkehrs aufgeſtellt hat. Beide Grund⸗ 
fäge ergänzen und mobifizieren fich gegenfeitig und bie einzelnen von bem Geſete gegebenen 
Borfchriften ergeben, wie die folgenden Erläuterungen zu ben einzelnen Paragraphen darlegen 
werben, in genügenber Weiſe, wie dieſe Ergänzung und Mödifilation gedacht ift. 

8. Ansrbuung des Stoffes. Der 8 387 beftimmt die Boraudfegungen, unter welchen bie 
Aufrechnung zuläffig ift, der 8 388 die Art, in welcher die Aufrechnung erfolgt, der 5 389 die 
Wirkungen der Aufrehnung. Der $ 390 gibt Borfchriften für den Fall, daß der Forderung, 
welche aufgerechnet wird, eine Einrede entgegenfteht, ber $ 391 fr ben Fall, daß verſchiedene 
Leiftungs- oder Ablieferungsorte für die beiderfeitigen Forderungen beitinmt find, der $ 392 für 
ben Fall, daß die Forderung, gegen welche aufgerechnet werden foll, in Beſchlag genommen ift. 
Die 85 393—395 beftimmen einzelne Fälle, in denen bie Aufrechnung ausgeſchloſſen oder be⸗ 
ſchränkt iſt. Der 8 396 regelt das Verhältnis für den Fall, daß der eine oder ber andere Zeil 
mehrere zur Anfrechnung geeignete Forderungen Hat. 

4. Progefinaliiche Borföriften. Die veränderte Konftruftlon machte diejenigen Änderungen 
der bisherigen 88 136, 274, 293, 491 der EWO. erforderlich, welche fi aus den jegigen 83 145 
Abi. 3, 302, 322 Abf. 2, 529 Abſ. 3 ergeben (f. Exil. 4 zu $ 388). 


8 381. 
@.18 281 Wbf. 1; II 8 331 ven. 9 381; III 8 381. P. I 6. 14041., 117371.; M. II ©. 104f. 
P.1 8.16.3611. 

1. Sorderungen können untereinander unter folgenden Borausfegungen aufgerechnet 
werben: 
a) Der Schuldner der einen Forderung muß Gläubiger der anderen 
Forderung fein. Nur der Schuldner, nit ein Dritter Tann aufrehnen. Aus der Yuläffig- 
teit der Leiftung durch einen Dritten (% 267) darf nicht auf die Zuläffigkeit der Aufrechnung dur 
einen Dritten geichlofien werden. Die in den M. II ©. 105 angedeutete abweichende Auffaſſung 
ift vom der zweiten Kommiffion nicht gebilligt worden (P. II Bd. 1 ©. 362 Erf. 4 zu 8 267). 
Nur ausnahmsweile kann auch ein anderer als der Schuldner den Gläubiger durch Aufrehnung 
einer ihm gegen denfelben zuftehenden Forderung befriedigen; folde Ausnahmen find beftimmt 
in ben 88.268, 1142, 3224, 1249. Ein Geſellſchafter kann eine Forderung der Befellfhaft gegen 
einen Privatgläubiger nicht aufrechnen (Ripr. Bd. 6 S. 25). Über das Mecht des Schuldners, 
im alle der Abtretung ber Forderung eine ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuftehende 
Sorberung gegen den neuen Gläubiger aufzurechnen, ſ. 8 406; über bie dem Bürgen auf Grund 
des Rechtes bes Gläubiger, den Hauptſchuldner durch Aufrechnung zu befriebigen, zuſtehende 
verzögerliche Einrede f. 8 770 (vgl. auch die 88 1137, 1211). Eine dem Bürgen ſelbſt gegen 
den Gläubiger zuftehende Forderung kann der Bürge gegen die Forderung bes Gläubigers 
aus ber Bürgſchaft aufrechnen (RG. Bd. 53 S. 403). Aber Aufrehnung bei einem Gefamts 
ſchuldverhãliniſſe |. die 88 422, 429; über Aufrechnung gegen Erben f. die 88 1977, 2040; über 
Aufrechnung durch einen Vertreter oder gegen einen ſolchen f. Exl. zu 8 388. 

b) Die beiderfeitigen Forderungen müſſen vollgültig fein. Der Umftand, daß 
das zur Befriedigung einer nicht beftehenden Forderung Geleijtete nicht zurückgefordert werben 
tan (f. z. B. bie 88 656, 762), genügt nicht, um die Forderung zur Aufrechnung geeignet zu 
machen. Über einzelne Ausnahmen, in welchen gegen eine bereitß erloſchene Forderung aufge» 
rechnet werben kann, f. die 88 357, 554 Abſ. 2. Über Forderungen, welchen eine Einrede ent» 
gegenfteßt, ſ. $ 390. Liquidität der beibderjeitigen Forderungen ift nicht erforderlich. 

©) Die gefhuldeten Leiftungen müffen ihrem Inhalte nad gleichartig fein. 
In Beiracht kommen aljo hauptſächlich Forderungen, die auf Leiftung vertretbarer Sachen ges 
richtet find, insbeſondere Geldforberungen. Auch Forderungen auf Leiftung von Wertpapieren, 
die nur der Art und Gattung nad beftimmt find, Lünnen gegeneinander aufgerechnet werben. 
Untes Umftänden können aud Forderungen anf Handlungen, wenn biefe vertretbar find, aufge 
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rechnet werben. Ausgeſchloſſen wird bie Gleichartigleit bes Inhalts nicht nur buch die Ber» 
ſchiedenartigkeit des Gegenflandes, fondern auch dadurd, daß die Art und der Zweck der Leiftung 
ein verfhiedener ift. So kann z. B. eine Forderung auf Zahlung einer Schuld nicht gegen eine 
Forderung auf Zahlung eines Darlehens aufgerechnet werben (RG. Bd. 52 ©. 303). Die Gleich⸗ 
artigleit des Inhalts braucht nur zu der Zeit zu beftehen, in welcher die Aufrechnung erfolgt. 
Eine Forderung, welche urſprünglich auf Leiftung einer fpeziellen Sache gerichtet war, kann, wenn 
fie in eine Geldforderung auf Echabenserfag übergegangen tft, gegen eine @eldforderung aufs 
gerechnet werben. Die Berfchiedenheit bes Leiſtungsorts ſchließt regelmäßig die Aufrechnung nicht 
aus (8 391). Gleichgultig ift e8, auf welchem Rechtsgrunde bie beiderfeitigen Forderungen bes 
ruhen. Auch dinglihe Anfprüche können, wenn fie in Geldforberungen übergegangen find (3 989), 
gegen perfünliche @eldforderungen aufgerechnet werben. Über bie aus einer vorfäglic begangenen 
unerlaubten Handlung entftandenen Forderungen |. $ 393. Nicht erforderlich ift, daß bie beider⸗ 
feitigen Forderungen von gleicher Höhe find. Die Forderung, welche aufgerechnet wird, kann 
höher oder niebriger fein als die Forderung, gegen welche aufgerechnet wird. Die Aufrechnung 
hat in dieſem Falle die Wirkung, dab die Forderungen in dem ſich dedenden Betrag aufgehoben 
werben ($ 389). Hierin liegt ein weientliher Unterfchled der Aufrechnung von der Bahlung. 
Zu einer Teilleiftung ift der Schuldner nicht berechtigt ($ 266); durch Aufrechnung mit einer 
Forderung von geringerem Betrage lann er eine Forderung von einem höheren Betrage teilweije 
aufheben. 

d) Die Yufrehnung ift erft von dem Zeitpunft an zuläffig, in welchem die 
Erfüllung ber Forderung, welche aufgerehnet wird, verlangt werben kann. Iſt 
eine Zeit für bie Leiftung nicht beftimmt, fo fan der Gläubiger nad; 8 271 Ubf. 1 die Leiftung 
fofort fordern; ift eine Zeit für die Leiftung beftimmt, jo Tann der Gläubiger nad) $ 271 Abi. 2 
die Leiftung im Zweifel nicht vor diefer Beit fordern. Eine Aufrechnung im voraus fir den 
Fall, daß der fie Erklärende demnächſt Schuldner des anderen Teiles werde, tft unzuläffig (R®. 
in I®. Bell. ©. 124). Über verzögerlihe Einreben, welche ber Forderung entgegenftehen, 
f. Erl. zu 8 3%. 

e) Die Forderung, gegen welche aufgerehnet wird, braudt nicht fällig zu 
fein. Es genügt, wenn der Schuldner die Leiftung zu bewirken berechtigt ift. Iſt 
eine Zeit für die Leiftung beftimmt, fo ift nach 8 271 Ubdf. 2 im Zweifel anzunehmen, daß der 
Schuldner die Leiftung aud vor der beftimmten Beit zu bewirken berechtigt if. Über verzögers 
liche Einreden f. Erl. zu 8 390, 

2. Solgen des Mangelö einer Boransfegung, inäbefondere Aufrechnnng gegen eine Ridht- 
ſchuld. Liegt eine der in Erl. 1 bezeichneten Vorausfegungen nicht vor, fo ift die Aufrechnung 
unwirkſam. Die beiderſeitigen Forderungen bleiben, foweit fie beitanden, auch fernerhin beftehen. 
Beitand bie Forderung, welche aufgerechnet wurde, nicht aber diejenige, gegen welde die Auf⸗ 
rechnung erfolgte, fo braucht ber Aufrechnende nicht wie im Falle der Erfüllung die Zurüdgewähr 
bes Geleifteten zu verlangen; er braucht dies nicht, weil eine weſentliche Borausfegung der Auf⸗ 
rechnung, nämlich daß beide Teile einander eine Leiftung ſchulden, fehlt, die Aufrechnung aljo 
unwirkſam und die Sorberung, welche aufgerechnet wurbe, beftehen geblieben ift (a. A. Leonhard 
im Arch. f. Bürg. R. ©. 171 ff, der die Aufrechnungserkärung als eine zum Zwede der Tilgung 
einer Forderung des anderen Teiles erfolgte Verfügung über die Forderung, welche aufgerechnet 
wurde, anfieht, und deshalb ebenfo wie bie Zahlung einer Nichtſchuld behandeln will, die aufs 
gerechuete Forderung aljo ald untergegangen betrachtet und nur eine condictio indebiti unter 
denfelben Vorausſetzungen zuläßt, unter welchen dieſe bei der Zahlung einer Nichtſchuld ſiatt⸗ 
findet; ähnlich Kohler ©. 20; Stölzel ©. 138). Über die für einzelne Fälle geltenden bes 
ſonderen Boransfegungen |. die 88 394, 395. 

Nur für die einfeitige Aufrechuung gelten die unter Erl. 1 bezeichneten Borausfegungen, 
nicht für den Aufrehnungsvertrag. Die für diefen geltenden Erforbernifje ergeben ſich aus den 
allgemeinen Borjchriften über Verträge (f. Vorbm. 1 zu diefem Titel). Jusbeſondere dürfte auch 
ber BWirkiamleit eines Vertrags, durch welchen gegen Aufgebung einer dem einen Teile gegen den 
anderen Teil zuftehenden Forderung eine Forderung bes anderen Teiles gegen einen Dritten 
aufgehoben wird, nichts entgegenfiehen. 

3. Die Vorſchriften des 4 387 find nur dispoſitive. Durch Vertrag unter den Parteien 
kann beftimmt werben, daß eine Forderung nicht aufgeredhnet werden und daß gegen fie eine 
Aufrechnung nicht ftattfinden fol. Der 8 391 Abſ. 2 beftimmt einen Fall, in welchem ein 
derartiger Vertrag im Bweifel angenommen werden fol. 
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$. 388. Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen 
Theile. Die Erklärung ift unwirkfam, wenn fie unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbejtimmung abgegeben wird. 








& 388. 
@.18 282; II 8 332 reb. 8 382; III 8 382. P.I 6. 1404f.. 1410f., 11951 M.; M. TI E. 106M. 
3.1.16. . 


1. Erklärung der Anfrechnung. In dem 8 388 wird der für die Konſtruktion der Auf⸗ 
rechnung leitende Grundſatz ausgeiprohen. Durch dad Gegenüberftehen zweier Forderungen der 
der im 8 387 gedachten Urt werben biefelben weder fraft bed Geſetzes aufgehoben noch wird 
dadurd) eine Einrede begründet (f. Borbm. 2 zu diefem Titel). Jeder Teil Hat aber das Recht, 
feine Forderung gegen die Forderung des anderen Teiles aufzurechnen und dadurch das Er— 
töfchen beider Forderungen zu bewirken. Die Aufrechnung iſt ein einſeitiges empfangs— 
bedürftiges Rechtsgeſchäft (38 130—132; a. A. Lippmann ©. 503, 505, der der Auf 
rechnung einen rechtsgeſchäftlichen Charakter abfprict, darin aber doch injofern ein rechts— 
geſchäftliches Handeln fieht, als fie die Bedingung fir eine Verantwortlichkeit bes Aufrechnungs⸗ 
gegners dem Anfrechnenden gegenüberjegt). Die ErMärung braucht nicht den Ausdruck „Aufe 
rechnung“ zu enthalten, bie darauf gerichtete Abſicht aber muß Har erkennbar fein (RG. Bb. 52 
©. 303). Sie fann von einem Vertreter und gegenüber einem ſolchen erfolgen; da es fi um 
ein einfeitiges Rechtögefchäft handelt, finden die 88 174, 180 Anwendung. 

2. Aufrechnung im Prozeſſe. Beruft fich in einem Prozeß eine Vartei anf eine außerhalb 
des Prozefſes von ihr erklärte Aufrechnung, fo handelt es ſich hierbei ebenfo, wie wenn die 
Bartei ſich auf die Zahlung der gegen fie geltend gemachten Forderuug beruft, unzweifelhaft 
lediglich um eine Prozeßhandlung. Anders, wenn die Aufrechnung felbit erit in dem Prozeß 
erlärt wird. Man könnte bezweifeln, ob dies, da die Aufrechnung ein materielled Rechtsgeſchäft 
ift, überhaupt zuläffig fei. Es würde indefien ein ungerechtfertigter Formalismus fein, wenn 
man die Vornahme eines derartigen Rechtsgeſchäſts, aus welchem Einwendungen gegen einen 
Anſpruch abgeleitet werden follen, gänzlic aus dem Prozeſſe verweifen wollte. Weder das BGB. 
noch die CPO. nötigen dazu; vielmehr laſſen verſchiedene Vorfchriften, z. B. der 8 209 Abſ. 2 
Nr. 3, CPO. 8 322 Abf. 2 deutlich erfennen, dab das Geſet von der Möglichkeit einer erft in 
dem Proze erfolgenden Aufrechnung ausgeht. In einem folden Falle liegt in der Aufrechnung 
ein Doppeltes, einmal das zivilrechtliche Mectögeichäft der Aufrechnungserflärung und ſodann 
die progefiwalifche Berufung anf dad durch dieſes Mechtögeichäft eingetretene Erlöſchen der 
gegnerifhen Forderung (a. W. Bad ©. 14; Kohler ©. 17; Lippmann ©. 480ff., welche 
die Aufrechnung im Prozeſſe lediglich für eine Prozeßhandlung Halten). Hieraus folgt, daß bei 
der im Prozeß erfolgenden Aufrechnung ſowohl den Erfordernifien des zivilrechtlichen Aufrechnungs⸗ 
geihäfts als den Erforbernifien einer Prozeßhandlung genügt fein muß. In erfterer Beziehung 
ift hervorzuheben, daß auch bei der Aufrechnung im Prozefie die 88 174, 180 Anwendung finden 
(a. & Lippmann ©. 481). Des Ausdruds „Aufrechnung“ bedarf es auch im Prozeſſe nicht. 
Wird eine Gegenforderung zur Verteidigung gegen einen erhobenen Anfpruc geltend gemadit, fo 
wird darin vegelmäßig die Erklärung der Aufrechnung mit diefer @egenforderung und zugleich 
die Geltendmachung der dadurch begründeten Einwendung gegen ben Mägeriihen Anſpruch zu 
finden fein. 

Beitritten ift, ob die Prozeßvollmacht genügt, um ben Prozeßbevollmächtigten zur Er— 
tlãrung der Aufrechnung bzw. zur Entgegennahme diefer Erklärung zu ermächtigen. Es handelt 
fih hier wie bei der Frage, ob die Prozekvollmacht zu der Erklärung und dev Entgegennahme 
der Anfechtung genügt, um die Auslegung des $ 81 der CPO. (f. Bd. I Erl. 1 zu 8 143). 
Es tritt Bier indefien noch ein befonberes Moment hinzu, das gegen die Erftredung der Prozeß⸗ 
vollmacht auf die Erflärung der Aufrechnung fpricht. Wei der Anfechtung und ebenfo auch bei 
der Erklärung des Müdtriit von einem Bertrage Handelt es ſich um die Geltendmachung eines 
aus demſelben Necdtsverhältnis entipringenden Einwanbes, aus welchem ber klägeriſche Anſpruch 
abgeleitet wird, gegen welchen zu verteidigen bie Prozeßvollmacht den Prozeßbevollmächtigten 
ermädjtigt. Bei der Aufrechnung aber wird ein anderes Bermögensrecht bed Bellagten herein- 
gezogen und dazu verwendet, um dem gegneriichen Anfpruch zum Exlöfcen zu bringen. Zur 
Geltendmadjung einer vor dem Prozeß erfolgten Aufrechnung ift der Prozeßbevollmächtigte uns 
zweiſelhaft ebenfo befugt wie er eine vor dem Prozeß erfolgte Zahlung geltend machen Tann. 
Die Prozeßvollmacht ermächtigt den Prozeßbevollmächtigten aber nicht, aus der Kafie ſeines 
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Machtgebers Geld zu nehmen und damit den Kläger zu befriedigen; ebenfowenig kann fie ihn 
ermächtigen, eine beliebige Forderung ſeines Machtgebers, dadurch, daß er mit ihr aufrechnet 
aufzuopfern und dadurch den klägeriſchen Anſpruch zum Erlöfhen zu bringen. Trotz ber ſich 
hieraus ergebenden Bedenken gegen die Erftredung ber Prozeßvollmacht anf die Aufrechnung 
Hat ſich aber bie Praris im Anſchluß an das biöherige Recht entſchieden für bie Erſtreckung 
außgefproden (Ripr. 3b. 1 ©. 77, ©. 138; Bd. 2 ©. 294; Seuff. U. Bb. 56 ©. 394; RG. 
Bd. 50 5. 426). 

In betreff der Frage, ob die Aufrehnungserflärung in der mündlichen Verhandlung er- 
folgen muß oder ob es genügt, wenn fie in dem vorbereitenden Schriftſatz enthalten ift, gilt 
dasfelbe, was in diefer Beziehung in betveff ber Erklärung der Anfehtung in Exl. 1 zu $ 143 
geſagt ift. 

Über die Eventualaufrehnung im Prozeſſe |. Exl. zu 8 390. 

8. Bedingte ober: betagte Aufrechnung. Der mögliche Zweifel, ob ſich ſchon aus der 
Natur der Aufrechnung ergibt, daß biefelbe nicht umter einer Bedingung oder Beitbeftimmung 
erfolgen kann, wird durch die Vorſchrift des 8 388 Sag 2 entſchieden. So wenig wie bie unter 
einer Bedingung oder Zeitbeftimmung erfolgende Bahlung von dem Gläubiger angenommen zu 
werben braucht, braucht fi} Diefer auch eine bedingte oder betagte Aufrechnung gefallen zu laflen. 
Dem wird, da die Aufrehnung ein einfeitiges Rechtsgeſchäft ift, dadurch entſprochen, daß eine 
in folder Art erfolgende Aufrechnung für unwirkſam erflärt wird. Aus der Unzuläffigkeit einer 
Bedingung folgt nicht, daß die Aufrechnung unwirkſam tft, wenn fie für den Fall erfolgt, daß bie 
Borderung, gegen welche aufgeredjnet wird, befteht. Hier haudelt es fih nit um eine rechts⸗ 
geichäftlihe Bedingung, fondern um eine geſetzliche Borausfegung der Aufrechnung (f. Exl. 1a, 2 
zu 8 387). Die Aufrechnung ift kraft des Geſetzes nicht wirffam, wenn bie Forderung. 
gegen welche aufgerechnet wird, nicht beiteht. Hieran wird dadurch nichts geändert, daß auf 
diefe gefegliche Borausfegung bei der Aufrechnung ausdrücklich hingewieſen wird (a. U. Wind- 
iheid-Kipp I 8 349 Zuſ. 2c, der die Aufrechnung unter der fraglichen Bedingung, wenn fie 
außerhalb des Prozefies erfolgt, für unwirffam hält, weil auch auf eine conditio juris, wenn 
fie ausdrücklich ausgeſprochen werde, die Borjchriften über Bebingumgen Anwendung finden 
müßten). Allgemein anerkannt ift, daß es tm Prozefie zuläffig ift, eine Forderung gegen die 
dur die Klage geltend gemachte Forderung für den Fall anfzurechnen, daB biefe Forderung 
beſteht (f. Bd. I ©. 354 Erl. 2a zu 8209). Über das in folhem Kalle ftattfindende Verfahren 
ſ. Erl. zu 8 390. Aus demfelben Gefihtspuntte wird die Frage zu enticheiben fein, wie fid) 
das Verhältnis geftaltet, wenn der Schuldner gegen eine Forderung aufrechnet, zu deren Erfüllung 
er duch ein vorläufig vollftredbares Urteil ober durch ein ſolches Urteil verurteilt worden tft, 
welches unter Vorbehalt von Einwendungen des Bellagten ergangen ift, das aber in Anfehung 
der Zwangsvollfitedung als Endurteil gilt (ſ. CPO. 88 302, 540, 600, 717). Hat ber Bellagte 
in Fällen biefer Art behufs Abwendung der Zwangsvollſtredung eine Leiftung gemadt, fo kann 
ex, wenn das Urteil fpäter aufgehoben wird, im alle des 8 540 ber CPO. Erftattung des 
Geleifteten nah den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechifertigten Bereicherung 
(CPO. 8 541), in den übrigen Fällen Erſatz des Schadens verlangen, welchen er duch die 
Leiftung erlitten hat. Hat der Beklagte behuſs Abwendung der Zwangsvollſtrecung den Kläger 
ftatt durch Leiftung durch Aufrechnung befriedigt, fo ftellt ſich das Verhältnis verſchieden, je 
nachdem das Urteil fpäter deshalb aufgehoben wird, weil der klägeriſche Anſpruch nicht beftebt, 
ober beöhalb, weil ihm eine Einrede entgegenfteht. Im erfteren Halle, wenn alfo z. B. im Falle 
des 8 302 ber EBD. das Urteil unter Vorbehalt der Entiheidung über eine geltend gemachte 
Aufrechnung ergangen und bie hierauf gegründete Einwendung fpäter für begründet, der Hägerifche 
Anſpruch alfo für erloſchen erklärt ift, flellt fi die zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung 
gemachte Aufrehnung als unmirkfam heraus. Die Forderung, gegen welche die Aufrechnung 
erfolgte, war, wie durch das fpätere Urteil feftgeftellt dit, bereit3 erlojchen; die Aufrechnung war 
daher unzuläffig, und die aufgerechnete Forderung iſt beftehen geblieben. Eine Zurüderftattung 
oder Schadenserfag iſt daher nicht erforderlich. Im dem oben bervorgehobenen zweiten Falle 
dagegen iſt bie Aufrechnung wirkſam erfolgt. Die Aufrehnung gegen einen Anſpruch, welchem 
eine zivilrechtliche Einrede entgegenfteht, ift zufäffig (ſ. Erl. 3 zu $ 390). Hier bedarf es alfo 
einer Wiederherftellung der durch die Aufrechnung erlofhenen Forderung, und der Bellagte kann 
die Wieberherftellung in den Fällen des 8 540 der EBD. nad den Vorſchriften über bie uns 
gerechtfertigt Bereicherung, in den übrigen Fällen als ihm gebührenden Schadenserſatz verlangen 
(zum Teil a. U. Lippmann ©. 499). 
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8. 389. Die Aufrechnung bewirkt, daß die Forderungen, foweit fie fich decken, 
al3 in dem Zeitpunkt erlofchen gelten, in welchem fie zur Aufrechnung geeignet 
einander gegenübergetreten find. 


8. Aufrechnung bebingter oder betagter Forderungen. Die Vorſchrift bes 8 388 Sa 2 
trifft nur den Fall, daß die Aufrechnung felbft bedingt oder betagt ift, nicht den 
Zal, da eine bedingte ober betagte Forderung ober daB gegen eine folhe Forderung 
unbedingt und unbetagt aufgerechnet wird. Der letztere Fall ift nad den in der Erl. 1 
zu & 387 bargelegten Grundfägen zu entfcheiden. Eine aufidiebend bedingte Forderung 
beiteht noch nicht (ſ. Bd. I ©. 274 Erl. 2 zu $ 158). Die Aufrechnung einer folhen Forderung 
oder gegen eine ſolche ift daher unzuläffig. Eine auflöfend bedingte Forderung befteht (f. Bd. I 
S. 275 Erl. 3 zu $ 158). Die Aufrechnung mit einer folhen und gegen eine ſolche ift daher 
zuläffig. Tritt nad ber Aufrechnung die auflöfende Bebingung ein, fo leben bie durch die 
Aufrehnung aufgehobenen Forderungen nicht ipso jure wieder auf, weil durch den Eintritt 
der auflöfenden Bedingung eine Rüdwirkung in dem Sinne nicht eintritt, daß die Forderung 
als niemals entftanden angejehen würde (Schollmeyer, Erf. 2b zu 8 388; a. U. Siber, 
©. 17). Es können dadurd vielmehr nur obligatorifche Anſprüche entftehen. Iſt mit einer 
anflöfend bebingten Forderung aufgerechnet, jo kann ber andere Teil nach den Vorſchriften über 
die Herausgabe einer ungeredhtfertigten Bereicherung ($ 812) immer die Wieberherftellung feiner 
durch [die Aufrechnung erlofchenen Forderung verlangen. Iſt gegen eine auflöfend bedingte 
Forderung aufgerechnet, jo kanız der Aufrechnende nah dem Einiritte der Bebingung die 
Wiederherftellung feiner Forderung nad Analogie des $ 814 nur dann verlangen, wenn er 
bei der Aufrehmung nicht wußte, daß die Forderung, gegen welche er aufrechnete, auflöfend 
bedingt war. Die Unzuläffigleit der Aufrechnung einer beiagten Forderung ergibt ſich aus dem 
in ber Erl. 1d zu 8 387 Geſagien. Ob bie Aufrechnung gegen eine betagte Forderung zuläffig 
ift, hängt davon ab, welchen Sinn die Beitbeftimmung bat (j. Exl. 1e zu 8 387). Über bie 
im Falle des Konkurſes geltenden Abweichungen von biefen Grundjägen f. RO. 8 54. Über 
die Aufrechnung von Forderungen, welchen eine Einrede entgegenfteht, |. Erl. 3 zu 8 390. 

4. Die veränderte Konſtruktion der Aufrechnung hat eine Anderung ber Faſſung ver- 
ſchiedener Vorſchriften der CPO. erforderlich gemadht. In den an die Stelle der 88 136, 274, 
293, 491 getretenen 88 145 Abſ. 3, 302, 322 Abj. 2, 529 Abf. 3 wird nicht mehr von der 
Einrede der Kompenfation, fondern von der Geltendmadung der Aufrechnung gefprodhen. 


& 889. 
6.18 283; 1I 8 333 res. 8 383; III 8 383. PIE. 14051; M.IIE. 1088. BP. BE. 1 6.3661. 

1. Birtung der Aufrechnung. Durch die Aufrechnung erlöſchen die beiberfeitigen 
Forderungen. Der Aufrechuende zwingt dem anderen Teile die Befriedigung wegen beilen 
Zorberung auf; er befriedigt zugleich fich felbft wegen feiner Forderung. Die beiberjeitige Bes 
friebigung erfolgt zu dem Betrag, in welchem die beiderfeitigen Forderungen ſich deden. Der 
Schuldner Tann alfo im Wege der Aufrechnung den Gläubiger zu der Annahme einer teilweiſen 
Befriedigung nötigen, obwohl er zu einer Teilleiſtung nicht berechtigt ift. Die größere Forderung 
bleibt infoweit beitehen, al8 fie die andere überfteigt. x 

Durd die Aufrehnung wird nicht eine Einrede begründet; beide Forderungen erlöſchen 
vielmehr, ebenſo wie im Falle der Zahlung, ipso jure. Eine replica compensationis tft nicht 
denkbar, da nad der Aufredinung eine Forderung, gegen welche aufgerechnet werden könnte, 
nicht mehr befteht. Hieraus folgt indbejondere, daß der Gläubiger, welcher nur einen Teil 
feiner Forderung eingellagt hat, wenn der Beklagte dagegen mit einer ihm gegen den ®läubiger 
zuftehenden Forderung aufrecänet, denjelben mit der Aufrechnung nicht auf den nicht eingellagten 
Teil der Forderung verweifen fann. Er kann inbefien den Bed dadurch erreichen, daß er im 
Bege einer für zuläffig zu baltenden Klagänderung die Klage auf den anfänglih nicht mit eins 
geflagten Zeil feiner Forderung ausdehnt (ſ. Rehb ein, Erl. 29 zu 88 387—397). 

2. Die Anfrehnnng hat rüdwirtende Kraft. Die beiderjeitigen Forderungen gelten, 
wenn bie Aufrechnung erfolgt, ſchon ald in demjenigen Zeitpunkt erlofhen, in welchem fie zur 
Aufrechnung geeignet einander gegemübergetreten find. Diefer Grundſatz entipriht nad) ber 
herrſchenden Anficht dem bisherigen Rechte. Unbeftritten ift derſelbe freilich keineswegs, und bie 
Anfichten über die juriſtiſche Konftruftion des Verhültnifjes weichen mannigfach von einander ab. 
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Der prinzipiellen Anffafjung des BGB. gegenüber, nad; welchem bie Aufrechnung ein ein— 
feitiges, auf die Aufhebung der einander gegenüberftehenden Forderungen gerichtetes Rechtsgeſchäft 
ii, erſcheint der fraglihe Grundfag als eine Anomalie. Er ift in beiben Kommiffionen 
lebhaft belämpft. Die Mehrheit aber war der Anſicht, daß die Rüdwirkung der Auffafiung des 
Lebens entipreche und daß nur duch fie dem Bebürfniffe, defien Befriedigung die Aufrechnung 
bezwedt, vol Genüge geichehe. Auf demfelben Standpunkte flieht ber 8 46 ber KO. Die 
abweichende Behandlung ber Forderungen im Kontofurrentverfehre bildet eine Ausnahme, welche 
fih aus der befonderen Natur und aus dem Zwecke des Kontokurrentverkehrs ergibt (vgl. RC. 
Bb. 56 ©. 19). 

Aus a aufgeftellten Grundfage folgt insbeſondere: 

a) die Verpflichtung, Zinſen von dereinen ober von ber anderen Forderung 
zu zahlen, gilt ald in bem Beitpunfte weggefallen, in welchem die Forderungen zur Auf— 
rechnung geeignet einander gegenüber getreten find. Dies gilt au dann, wenn die eine 
Forderung verzinslih, die andere unverzinslih war. Es gilt aud, wenn bie Zinsforderung 
abgetreten war und nachher die Aufrechnung gegen bie Kapttalforderung erfolgt; die abgetretene 
Binsforberung gilt als weggefallen. Handelt es fih um Aufrechnung eines Kapitals nebft 
Binfen und Koften, fo ift der 8 396 Abſ. 2 zu berüdfichtigen; 

b) ein Verzug, welder nad) dem gedachten Beitpunft in betreff der einen oder der 
anderen Forderung eingetreten war, gilt als nicht eingetreten (a. U. Lippmann ©. 444 ins 
fofern, als er infolge feiner unrichtigen Anſicht über die Wirkung des Gegenüberfiehens beider 
Forderungen den Verzug in folhem Falle überhaupt für ausgefhloffen hält, weil den zur Auf- 
rechnung Berechtigten ein Verſchulden nicht treffe). Eine Mobififation der Regel enthält der 
$ 554; indem hiernach bie eingetretene Wirkung des Verzugs, kraft beten ber Vermieter zur 
Kündigung bereitigt war, nur dann als durch die Aufrechnung meggefallen angefehen werden 
fol, wenn bie Aufrechnung unverzüglich nad} der Kündigung erfolgt (f. Exl. 3 zu $ 554); 

©) eine Bertragäftrafe, welche nach dem gedachten Zeitpunfte wegen Nichterfüllung der 
einen ober ber anderen Forderung verwirkt ift, gift als nicht verwirkt. Dasfelbe gilt von jedem 
anderen Nachteile, der fr den einen oder für den anderen Teil nach dem gedachten Zeitpunkt 
infolge der Nichterfüllung feiner Verbindlichkeit eingetreten ifl. Hieraus wird vom RG. in 
DIE. 1902 ©. 141 gefolgert, daß, wenn ein anerfannter Anfpruc durch Aufrechnung im 
Prozeß erledigt werde, die Koſten des Prozefies dem Kläger zur Laft fallen, wenn ſchon por 
Erhebung der Klage Forderung und Gegenforderung fi gegenüberitanden. 

Sind in der Zwifchenzeit Forderungen, welche auf Grund der unter a—o bezeicjneten 
Berhältniffe entftanden waren, welche aber infolge ber Aufrechnung als nicht entflanden gelten, 
in ber Zwiſchenzeit befriedigt, fo kann das Geleiftete nach den Vorfchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung (38 812ff.) zurüdgeforbert werden; jedoch dürfte die Auf- 
rechnung nad Analogie des 8 814 ausgeſchloſſen jein, wenn der Bahlende bei ber Zahlung 
fein Recht zur Aufrechnung kannte. 

8. Die in dem $ 389 beſtimmte Wirkung tritt nur ein, wenn bie Aufrechnuug zuläſſig 
und wirffam war (f. Erl. zu $ 387). Insbeſondere aljo milſſen bie beiberfeitigen Forderungen 
zur Zeit ber Aufrechnung noch beftehen. Iſt eine berfelben vorher buch Zahlung oder in 
anderer Weife erloichen, jo kann weder mit ihr noch gegen fie aufgerechnet werden. Die erfolgte 
Zahlung fann auch nicht etwa durch nachträgliche Aufrechnung einer Forderung gegen bie 
bezahlte Forderung aus dem Gefichtöpunfte rüdgängig gemacht werben, daß der Zahlende fi 
in einem entihuldbaren Irrtum über fein Recht zur Aufrechnung befunden habe. Durch das 
Recht zur Aufrechnung werben die beiderfeitigen Sorberungen ebenſowenig berührt wie durch 
das Recht, fie zu bezahlen; erft die wirkliche Aufrechnung bewirkt das Exlöjchen der betreffenden 
Forderung. Die vor der Aufrechnung erfolgende Zahlung ift alfo Bahlung einer beftehenden 
Schuld; ber bezahlien Forderung fand auch auf Grund des Rechtes zur Aufrechnung feine 
Einzede entgegen; bie Borausfegungen ber condictio indebiti (88 812, 813) liegen alfo nicht 
dor, und eine ausdehnende Auslegung der für dieſe geltenden Vorſchriften läßt ſich nicht rechte 
fertigen. In ber gemeintechtlihen Theorie wird zwar vielfah eine abweichende Auffaffung 
vertreten; dieſe häugt aber mit der Konftrultion zufammen, welde von den Bertretern jener 
Anfiht der Kompenjation zugrunde gelegt wird. Das BGB. bietet keinen Anhaltspunkt für 
jene Anfiht (a. U. Enneccerus«-Lehbmann I 8 215 II 2; Winbicheid-Kipp I 8 349 
Buf. 1h.; Kohler in 8. f. EP. 3b. 20 ©. 19; Liebknecht, Vorbehaltözahlung, ©. 108Ff., 
welche auf Grund der Nüdwirkung der Aufrechnungserffärung annehmen, daß der Zahlende, wenn 
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$. 390. Eine Forderung, der eine Einrede entgegenfteht, kann nicht auf- 
gerechnet werden. Die Verjährung fchliegt die Aufrechnung nicht aus, wenn die 
verjäßrte Forderung zu der Zeit, zu welcher fie gegen bie andere Forderung auf- 
gerechnet werben fonnte, noch nicht verjährt war. 


ex bei der Zahlung fein Recht zur Aufrechnung nicht kannte, das Gezahlte mit der condictio 
indebiti zurüdfordern könne). 

Aus der oben herporgehobenen Borausfegung der Wirkfamfeit der Aufrechnung ergibt 
fi ferner, da mit einer Forderung oder gegen eime folde nicht aufgerechnet werden kann, 
welche auf einem Vertrage berußt, von bem der eine Teil auf Grund eines ihm vertragsmäßig 
oder geſetzlich zuftehenden Rechtes zurüdgetreten tft. Mit dem Rüdtritt iſt die Forderung er⸗ 
loſchen; daher kann weder mit ihr noch gegen fie aufgerechnet werben. Eine Ausnahme von 
diefer Konfequenz beftimmt aus Billigleitögründen der $ 357. Daß biefe Beftimmung nicht 
zur Widerlegung der oben dargelegten Auffafiung, nach welcher wicht beftehende Forderungen 
nicht zur Aufrechnung gebracht werben können, benutzt werben kann, fondern eine Ausnahme 
enthält, ergibt fich daraus, daß nur die unverzüglich nad dem Rüdtritt erklärte Aufrechnung 
noch zugelaflen wird umb die dort bezeichnete Wirkung haben fol. 

4. Bird die Aufrechnung nad dem Schluſſe derjenigen mündlihen Berhanblung, in 
welcher Einwendungen in Gemäßheit ber CPO. fpäteitens Hätten vorgebracht werben müflen, 
erflärt, fo Tann die darauf gegründete Einwendung gegen dem durch das Urteil feftgeftellten 
Anſpruch nach Maßgabe der CPO. 8 767 auch dann noch geltend gemacht werden, wenn bie 
Aufrechnung ſchon während bes Prozeſſes hätte erfolgen Lönuen. Die im P. I ©. 1414f. 
vertretene abweichende Auffaffung dürfte fih nicht rechtfertigen Iaflen; denn der Grund, auf 
welchem in dem gedachten Falle die Einwendung beruht, befteht nicht in ber Möglichkeit der 
Anfrehnung, fondern in diefer felbft. Hiergegen läht fi fein Einwand daraus herleiten, daß 
der $ 767 (früher 8 686) der CPO. in der bisherigen Praxis meiſtens eine andere Auslegung 
erfahren hat. Dies berubt auf der bisherigen Auffaffung der Kompenfation. Mit der Kon⸗ 
ſtruktion, welche die Aufrechnung durch dad BGB. erhalten Hat, iſt jene Auslegung nicht vereinbar. 


@.19 281 Abl.2; IT 8 334 rev. 8 384; III 8 384. WI. 1173945 MIT 6.106. P.IBE.1 E.S61N. 

1. Eine Forderung, der eine Einrede entgegenfteht, kaun nicht aufgerechnet werben. Dies 
gilt fowohl von einer peremtoriichen wie von einer verzögerlihen Einrebe. Eine Forderung, 
welcher eine peremtoriſche Einrede entgegenfteht, wird wiriſchaftlich ebenfo angefehen wie eine nicht 
beftehende Forderung; dem Gläubiger kann daher nicht zugemutet werben, ſich durch die Aufs 
rechnung einer folhen Forderung befriedigen zu laſſen. Cine Forderung, welcher eine verzöger- 
liche Eintede entgegenfteht, hat mirtfchaftlich benfelben Charakter wie eine betagte Forderung im 
Sinne des 8 163. Der Gläubiger, welcher fofort die Leiftung verlangen kann, braucht ſich nicht 
gefallen zu lafien, duch Aufrechnung einer Forderung befriedigt zu werben, bie er noch nicht zu 
bezahlen brauchte. Aus der Unzuläffigkeit der Aufrechnung einer Forderung, welcher eine ver- 
zögerliche Einrede entgegenftebt, folgt unter anderem, daß die Forderung aus einem gegenfeitigen 
Bertrage, welcher die Einrede des nicht erfüllten Vertrags entgegenfteht, nicht aufgerechnet werden 
tann. Rah M. II ©. 105 (ebenfo Schollmeyer, Erl. 1 zu 8 390) fol die Regel des Abf. 1 
feine Anwendung finden auf eine Forderung, mit deren Berichtigung ber Gläubiger den Schuldner 
aus Nochficht befriftet Hat. Dies bürfte nicht richtig fein. Liegt eine rechtsgeſchäftliche Stundung 
vor, fo ift es gleichgültig, aus welchen Motiven die Stundung erfolgt ift. Hat aber die Nachſicht 
des Glänbigerd nicht zu einer wirklichen rechtsgeſchäftlichen Stundung geführt, fo fteht ber 
Zorberung auch feine Einrede entgegen und die Boransfegung bes Abſ. 1 liegt alſo nicht vor. 
Nach RE. Bd. 56 ©. 363 fteht einer Forderung eine Einrede im Sinne bes 8 390 nicht deshalb 
entgegen, weil bie Aufrechnung gegen ben Konkursverwalter im Konkurs eines perſönlich 
haftenden Geſellſchafters erfolgt und deshalb der 3 212 der KO. auf fie Anwendung findet 

2. Die Ausnahme, welche der Gay 2 von der Regel bed Gag 1 macht, beruht auf einem 
Beſchluſſe der zweiten Kommiffion. Rad) jener Regel wiirde eine Forderung, welcher die Einrebe 
der Verjährung entgegenfteht, nicht aufgerecjnet werben können. Der Sap 2 läßt die Aufrechnung 
für den Fall zu, dab bie verjährte Forderung zu ber Zeit noch nicht verjährt war, zu welder 
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fie gegen die andere Forderung aufgerechnet werben konnte. Die Ausnahme beruht auf ähnlichen 
Erwägungen wie die Borfchrift fiber die rüdwirkende Kraft der Aufrechnung (f. Erl. 2 zu $ 389). 
Insbeſondere wurde geltend gemacht, daß im täglichen Verkehre der Echuldner, welcher eine 
Gegenforberung Habe, den Gläubiger ohne weiteres als durch biefe befriedigt anfehe und bie 
Aufrechnung daher nicht zu erflären pflege; ein ſolcher Schuldner werde durch den Ausſchluß der 
Aufrehnung nad) dem Ablaufe ber bei Forderungen der hier fraglichen Urt regelmäßig nur kurzen 
Verjährungszeit unbillig benachteiligt. Eine entiprechende Anwendung dieſer durchaus pofitiven 
Ausnahme auf andere Fälle ift nicht zuläffig. 

8. Aufrechnung gegen eine Forderung, der eine Einrede entgegenftcht. Der 8 390 Handelt 
nur von ber Forderung, welche aufgerechnet wird, nicht von derjenigen, gegen melde die Aufs 
rechnung erfolgt. Für diefe verbleibt ed bei den in bem 5 387 beftimmten VBorausfegungen. 
Hiernach Tann gegen eine Forderung, welcher eine Einrebe entgegenfteht, aufgerechnet werden. 
Eine ſolche Forderung befteht troß des Entgegenftehens der Eintede; der Schuldner braucht zwar 
die ihm obliegende Keiftung wegen der ihm zuftehenden Einrebe nicht zu bewirken; er Tann fie 
aber bewirken, und dies genügt nach $ 387. Die Aufrechnung gegen eine ſolche Forderung Hit 
daher wirkſam. Dem Schuldner würde indeſſen, wenn er troß der entgegenftehenden Einrede 
geleiftet Hätte, fofern diefe Einrede eine peremtorifche ift, nah $ 813 das Recht zuftehen, das 
Geleiftete nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüde 
zuforbeen; ausgefchloffen würde dieſes Necht nad) $ 814 nur fein, wenn ber Schuldner das 
Beitehen der Einrebe bei der Leiftung gekannt bat. Diefe Vorfchriften werden auf die Aufrechnung 
entiprechend anzuwenden fein. Der Schuldner, welcher gegen eine Forderung aufgerechnet Bat, 
der eine pexemtorifche Einrede entgegenftand, kann die durch die Aufrechnung bewirkte Leiftung 
nad den Vorfchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüdfordern, 
fofern er nicht das Beſtehen der Einrede bei der Aufrechnung kannte. Die Rüdgewähr erfolgt 
dadurch, daß bie beiderfeitigen Forderungen jo wiederhergeftellt werben, wie fie vor der Aufrech⸗ 
nung beftanden haben. Die Rüdgewähr kann nad) $ 222 nicht geforbert werden, wenn bie 
Einrede, welche der Forderung gegenüberfiand, die Einvebe ber Verjährung war. War die Ein- 
rede, welche ber Forberung, gegen bie aufgerechnet wurbe, entgegenftand, nur eine verzögerliche, 
fo fteht dem Schuldner das Recht, die Aufrechnung rüdgängig zu machen, nicht zu (8 813). 

4. Eventualanfrehnung. Beftritten ift, ob der Schuldner gegen eine Forderung in der 
Art aufrechnen kann, daß die Aufrehnung nur wirkſam fein fol, wenn der Forderung, gegen 
welche aufgerechnet wird, eine Einrede nicht entgegenfteht. Bu unterſcheiden tft, ob die Aufrech⸗ 
nung außerhalb des Prozefies oder im Prozeß erfolgt. 

a) Erfolgt fie außerhalb des Prozefſes, fo iſt die Aufrechnung unter der gedachten 
Bedingung unwirkſam. Es handelt fi) Hier zwar nit um eine wirkliche Bedingung, denn bie 
Aufrehnung wird nicht von einem zufünftigen ungewiſſen Ereigniffe, fondern davon abhängig 
gemacht, ob zur Zeit der Aufrechnung eine Einrede befteht. Die Vorfchriften, welche die Hinzu- 
fügung einer Bedingung bei einer Willenserflärung für unzuläffig erklären, werden indefien vegels 
mäßig auch auf Fälle der bier fraglichen Urt entipredgende Anwendung finden müſſen (f. Bd. I 
©. 276 Erl. 7 zu 8 158); dies wird daher auch von der Borfchrift des $ 388 Sag 2 zu gelten 
haben. Der Gläubiger braucht eine Zahlung nicht anzunehmen, welche ihm unter ber Bebingung 
angeboten wirb, dab dem Schuldner eine Einrede nicht zuftehe. Ebenſowenig wird eine Auf⸗ 
rechnung für zuläffig gehalten werden können, die unter einer folden Bedingung erfolgt. Dem 
Schuldner wird dadurch nicht zu nahe getreten. Kennt er bie Einrebe nicht, fo kann er nad 
dem oben Geſagten die Aufrechnung nad ben Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung rüldgängig machen. Kennt er die Einrebe, fo muß er fi; enticheiden. ob 
er von der Einsede Gebrauch machen will oder nit. Will er bieß, fo muß er die Aufrechnung 
unterlaffen; will er es nicht, fo kann er aufrechnen, verliert dadurch aber feine Einrede. Iſt er 
tiber das Beſtehen der Einrede im Bmeifel, fo finden, wenn er trogdem aufrechnet, diefelben 
Grundfäge Anwendung, welche gelten, wenn er troß eines ſolchen Zweifels zahlt. Regelmäßig 
fteht der Zweifel dem Kennen nicht gleich und ſchließt daher die Rückforderung nicht aus. Es 
liegt tein Grund vor, die Aufrechnung in dieſen Beziehungen anders zu behandeln wie die 
Zahlung. Der Gläubiger würde unbillig benachteiligt werden, wenn die Wirkſamkeit der Hufe 
rechnung felbft von dem Beftehen oder Nichtbeftehen der Einrede abhängig gemacht werben künnte, 
weil es dadurch auf unbeftimmte Beit hinaus ungewiß bleiben würde, ob bie zur Aufrechnung 
nebrachten Forderungen beftehen oder nicht. Das Intereſſe des Schuldner wird durch die Zus 
laſſung ber condictio genügend gewahrt (a. U. Hellmann in Krit. Biert. 3. F. Bd. 5 ©. 246f.; 
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Schollmeyer, Exl. 4 zu 8 390, welde die Anwendung der Vorſchriften über Bedingungen 
wegen Fehlen der Gleichheit der Nechtälage für unzuläffig Halten). 

b) Im Brozefje wird eine Aufrehnung, welde für den Fall erfolgt, daß eine in erfter 
Linie erfolgte Einrede nicht begründet fein follte, für zuläifig zu halten fein. Im ber Erl. 3 zu 
$ 388 iſt dargelegt, daß und weshalb die Vorfchrift des 8 388 Gag 2 keine Unmwendung findet, 
wenn der Beklagte die Aufrechnung im Prozefie fir den Fall geltend madt, daß bie Stage 
begrünbet fein oder daß eine auf das Erlöfchen des klägeriſchen Anſpruchs geftügte Einwendung 
ımbegräündet fein follte.e Die Aufrechnung ift bier nach 5 387 kraft des Geſetzes unwirkſam, 
wenn der flägerifhe Anfpruch nicht befteht oder wenn er erloſchen ift. Diefer Grund trifft nicht 
au, wenn eine in erfter Linie vorgejchligte Einrede beſteht, weil trotz eimer ſolchen aufgerechnet 
werden fann. Bei entiprechender Unmendung bed $ 388 Sag 2 würde es aljo unzuläffig fein, 
die Aufrechnung im Prozefie für den Fall zu erflären, daß eine prinzipafiter vorgeſchützte Einrede 
unbegründet fein follte. Diefes Ergebnis entſpricht dem praltiſchen Bedürfniſſe nicht. Es würde 
als eine juriſtiſche Spitfindigleit angefehen werben, wenn es für zuläffig erachtet würde, die 
Aufrechnung tm Prozeſſe für ben Fall zu erflären, daß die prinzipaltter vorgefhütte Einwendung 
der Bablung unbegründet fein follte, nicht aber für den Fall, daß die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrags oder die Einrebe der Berjährung unbegründet fein follte. Beide Fälle müſſen gleich 
behandelt werden. Die Gründe, aus welchen die Vorichrift, dab eine bedingte Aufrechnung 
unzuläffig ift, vegelmäßig auch auf die für den Fall des Nichtbeſtehens einer Einrede erflärte 
Aufrehnung analog anzuwenden ift, treffen nicht zu, wenn bie Aufrechnung in der gedachten Art 
im Prozeß erflärt wird. Die Einrede, um melde es fich hier handelt, ift im Prozeſſe bereits 
geltend gemadt. Es fteht alſo feft, daß der Schuldner von diefer Einrede Gebrauch macht. Es 
fteht ferner feft, daß in diefem Prozeſſe die Entſcheidung über die Eintede erfolgen und dadurd 
feitgeftellt werden wird, ob die Einzede begründet iſt oder nicht. Die Ungemwißheit darüber, ob 
die Aufrechnung ald erfolgt anzufehen ift oder nicht, ift alfo auf enge, feit beftimmte Grenzen 
befhräntt. Sie dauert nicht über den Prozeß hinaus; diefer muß in ber Hier fraglichen Bes 
ziehung als ein einheitliches Ganzes betrachtet werben. Nur bei völliger Gleichheit des Grundes 
darf eime Vorſchrift anf andere durch fie nicht direkt getroffene Fälle entſprechend angewendet 
werden. Der Grund, auf welchem bie Borfchrift des 8 388 Sat 2 beruft, liegt darin, daß durch 
eine bedingte Aufrechnung anf unbeftimmte Zeit eine Ungewißheit darüber entiteht, ob die Aufs 
rechnung erfolgt ift ober nicht. Diejer Grund trifft in dem Hier fraglichen Falle nicht oder doch 
nur in fo geringem Maße zu, dab bie entfprechende Anwendung ber fraglichen Vorjchrift auf ihn 
fich nicht rechtfertigt. Im Refultate ftimmt mit der bier vertretenen Unffafjung, obwohl zum 
Zeil aus anderen Gründen (f. 3. B. Lippmann ©. 484; Sr. Leonhard ©. 147 ff) die Herrichende 
Anfıht überein (vgl. auch EBD. 88 145, 302; Hellwig, Lehrbuch des Eivilprozefies 1903 
8.1 ©. 244 Note 23, 24). 

5. fiber das prozefinalifhe Berfahren im Halle der Eventualaufrechnung befteht Streit (vgl. 
insbefondere Stölgel, Eccius, Lieblneht; Hellmig in dem oben angeführten Echriften; 
Windſcheid⸗Kipp II 8349 Zuf.20; Schollmeyer, Erl.2c zu 8388). Nach ber herrſchenden 
Anficht wird über die Aufrechnung, die nur für ben Fall geltend gemacht ift, daß der klägeriſche 
Anſpruch begründet und bewiefen oder daß eine prinzipaliter vorgebrachte Einmwendung unbegründet 
ober uicht bewieſen fein follte, nur dann entfchieden, wenn ber Klaganſpruch für begründet und be= 
wiefen ertannt und bie prinzipaliter vorgebrachte Einwendung verworfen ift. Wird die Klage 
dagegen als unbegründet ober wegen mangelnden Beweijes, oder auf Grund einer für begründet 
erfannten Einwendung abgemiefen, fo wird über die Aufrehnung nicht erkannt, weil fie für den 
eingetretenen Fall als nicht erfolgt angefehen wird. Demgegenüber ift von Stölzel, bem ins: 
befondere auch Windſcheid⸗Kipp beigetreten iſt, folgende Auffaffung vertreten. Iſt die von 
dem Bellagten zur Aufrechnung gebrachte Gegenforderung liquide, die klägeriſche Forderung aus 
ingendeinem Grunde illiquide, jo tft die Klage abzumelfen. Durch das Urteil wird rechtskräftig 
am fefigejtellt, daß der vom Kläger geltend gemachte Anſpruch jept nicht befteht. Die Frage, 
ob bie Hägerifche Forderung durd die Aufrehnung getilgt fel, wird durch das Urteil offen ge- 
lafien. Der Bellagte kann demnächſt Klage auf Berichtigung der Gegenforberung erheben. In 
diefem Prozeß erft muß der Beweis über die in bem früheren Prozeſſe von dem Kläger geltend 
gemachten Forderung erhoben und hiernach entſchieden werben, ob der jegige Stläger bie von ihm 
geltend gemachte Forderung noch hat, oder ob biefe durch die im dem früheren Prozeß erfolgte 
Aufrechnung getilgt ift. Der Kläger kann diefen zweiten Prozeß dadurch vermeiden, daB er in 
dem exften PBrozeffe feine Klage dahin ändert, daß er Feſtſtellung barüber beantragt, daß bie 
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$. 391. Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß für bie 
Forderungen verfchiedene Leiftungs- ober Ablieferungsorte beftehen. Der auf- 
rechnende Theil Hat jedoch den Schaden zu erjegen, ben der andere Theil dadurch 
erleidet, daß er in Folge der Aufrechnung die Leiftung nicht an dem beftimmten 
Orte erhält oder bewirken Tann. 

ft vereinbart, daß die Leiftung zu einer beftimmten Zeit an einem be- 
ftimmten Orte erfolgen foll, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß die Aufrechnung 
einer Forderung, für die ein anderer Leiftungsort befteht, ausgeſchloſſen fein foll. 


Gegenforderung bes Bellagten durch Uufrechnung getilgt ſel. Gegen biefe Auffafiung dürfte 
entfcheidend fprechen, dab bet einer eventuellen Aufrechnung der bier fraglichen Art ber fall, für 
welchen die Aufrechnung erflärt wurde, erft dann eingetreten ift, wenn bie flägeriiche Forderung 
für begründet und bewieſen erfannt und bie prinzipaliter vorgebrachten Einwendungen verworfen 
find unb daß daher, ehe diefer Fall eingetreten iſt, Über die Aufrechnung nicht erkannt und bie 
age auf Grund derfelben auch nicht eventuell abgewieſen werden darf. Die Stölzelfche 
Auffaffung dürfte fi) nur dann rehtfertigen laſſen, wenn man eine eventuelle Aufrehnung in 
dem bier fraglichen Sinne für unzuläffig halten müßte. Ihre Buläffigkeit dürfte fi aber aus 
dem früßer Gefagten ergeben. Ein näheres Eingehen auf bie intereffanten Stöl zel ſchen Er⸗ 
örterungen ift bier, da es ſich im wefentlihen um prozeſſualiſche Fragen handelt, nicht möglich. 
Das RE. fteht auf dem Standpunkte der herrſchenden Anſicht (MG. in Gruch. Bd. 41 ©. 947; 
Bd. 43 ©. 209; RG. Bd. 42 ©. 362). 
8 391. 
€ 18 285; II 8 335 reb. 8 385; III 8 385. P. I S. 14131; MIT €. 111. P.IB1 6.371. 

1. Verſchiedenheit des Leiſtungsorts ober des Ablieferungsorts. Nach 8 387 hängt die 
Zuläſſigkeit der Aufrehnung davon ab, daß die geſchuldeten Leiftungen ihrem Gegenftande nad) 
gleihartige find. Der 8 391 ergänzt diefe Vorſchrift dahin, dab eine Gleichartigkeit im betreff 
des Erfüllungs- oder Ublieferungsorts nicht erfordert wird. Der €. I $ 285 fprad nur von 
der Verſchiedenheit der Leiftungsorte. Die Erwähnung ber Ablieferungsorte beruht auf einem 
Beichluffe der zweiten Kommiffion. Es ift dabei am ſolche Fälle gedacht, in melden der 
Schuldner verpflichtet Üft, die gefchuldete Sache au einem anderen Orte als dem Erfüllungdorte 
zu liefern (f. 3. B. $ 270). 

2. Verpflichtung des aufrechnenden Teiles zum Erſatze des dem anderen Teile durch bie 
Verſchiedenheit des Ortes erwachſenen Schadend. Derjenige Teil, gegen welchen aufgerechnet 
wird, kann dadurch, daß er die ihm gebührende Leiftung nicht an dem beftimmten Orte erhält 
und daß er die ihm obliegende Leiſtung nit an dem beftimmten Orte bewirken kann, einen 
Schaben erleiden. Es würde ungerecht fein, ihn diefen durch bie Aufrechnung entitandenen 
Schaden tragen zu laſſen. Der Abf. 1 Sag 2 legt deshalb dem aufrechnenden Teile die Ber- 
pflihtung auf, dem anderen Teile den Schaden zu erfegen. In der zweiten Kommilfion waren 
die Anſichten über die Tragweite diefer Vorfchrift geteilt. Nach der einen Anficht ſoll dadurch 
nur die Verpflichtung des aufrechnenden Teiles beftimmt werden, die Koften des Transports 
nad dem Erfülungs- oder Ablieferungsorte zu erfegen. Nach der anderen Anſicht bezieht fich 
die Vorſchrift auf allen Schaden, welchen der andere Teil dadurch erleidet, daß er bie Leiftung 
nit an dem beftimmten Orte erhält oder bewirken kann; insbefondere fol alfo der anbere Teil 
auch den Erſatz einer Vertragsitrafe verlangen können, welche er dadurch verwirkt hat, daß er 
eine ihm obliegende Verpflichtung deshalb nicht erfüllen konnte, weil er bie ihm gebübrende 
Leiftung niht an dem beitimmten Orte erhielt. Eine Entſcheidung der Kommiſſion fiber diefe 
Trage ift nicht erfolgt. Nach dem Wortlaute der fraglihen Vorſchrift muß aller Schaden erſetzt 
werben, vorausgefegt natürlich, daß der Kaufalzufammenhang zwiihen dem Schaden und dem 
Nichtempfange ber Leiftung an dem bejtimmten Orte feftiteht. ine einſchränkende Auslegung 
diefer Vorſchrift dürfte fih nad dem Grunde und Zwecke derfelben nicht rechtfertigen laffen. 
Der Schadenserfag it in Geld zu leiſten, weil eine Wieberherftellung des früheren Buftandes 
unmöglid ift. 

3. Unzuläffigtett der Aufrechnung im Falle der Vereinbarung ber Reiflung au einer 
beftimmten Zeit an einem beftimmten Orte. Der Abſ. 2 beruht auf einem Beſchluſſe der 
zweiten Kommiſſion. Er enthält eine Auslegungsregel für den Fall, daß die Leiftung an einem 
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8. 392. Durch die Beichlagnahme einer Forderung wird die Aufrechnung 
einer dem Schuldner gegen den Gläubiger zuftehenden Forderung nur dann aus» 
geichloffen, wenn der Schuldner feine Forderung nach der Beichlagnahme erworben 
hat oder wenn jeine Forderung erft nach der Beichlagnahme und fpäter als die 
in Beichlag genommene Forderung fällig geworden ift. 


beitimmten Orte zu einer beftimmten Zeit vereinbart ift. Eine ſolche Bereinbarung fol dahin 
ausgelegt werden, dab dadurch zugleich die Ausſchließung der Aufrechnung gegen eine Forderung, 
für welche ein anderer Leiftungsort befteht, als vereinbart anzufehen ift. Aus der Verbindung 
der Bereinbarung eines beitimmten Ortes und einer beftimmten Zeit wird gefchlofien, daß der 
Ort ein fo weientlihes Moment ber Leiitung bildet, daß die Leiftung an einem anderen Orte 
nit ald eine vertragsmäßige Leiftung anzufehen ifi, und daß deshalb aud die Aufrechnung mit 
einer Sorderung, für welche ein anderer Leiftungsort beſtimmt ift, hat ausgefchlofien werden 
follen. Zu benten tft 3. B. an ſolche Fülle, in melden jemand, ber eine Reife machen will, 
ansbebungen hat, daß ihm eine Geldſumme zu einer beftimmten Zeit an einem beftimmten 
Orte, ben er auf feiner Reife berührt, ausbezahlt werde. Ergeben die Umftände, daß ber 
Schluß aus einer Vereinbarung der gedachten Urt auf die Abſicht, die Aufrechnung auszufchliehen, 
nicht gerechtfertigt iſt, fo verbleibt e8 bei der Hegel bes Abf. 1. 


8 392. 
@.1 8 286; II 8 336 veb. 4 386; III 8 386. PIE. 151; M.UIE.111f. P.IIBD.1 €. 3781. 

1. Beigräntung der Aufrechnung gegen eine befchlagnahmte Forderung. Die Beihlag- 
nahme einer Forderung enthält nit nur ein Veräußerungsverbot für den Gläubiger, fondern 
aud ein Erfüllungsverbot für den Schuldner (EBD. 98 829, 845, 930, 936). WS Ber 
äußerungöverbot mwürbe die Beſchlagnahme nur der Annahme der Erflillung von feiten des 
Gläubigers und der Aufrechnung ber in Beichlag genommenen Forderung von feiten des Gläubigers 
entgegenftehen. Als Erfüllungsverbot fteht fie auch ber Aufrechnung einer Gegenforderung von 
feiten des Schuldners entgegen, weil durch eine ſolche Aufrechnung die in Beſchlag genommene 
Forderung erliſcht. Die Aufrechnung fol aber nicht unbedingt ausgeſchloſſen fein; fie ſoll zuläffig 
bleiben, foweit ber Schuldner zur Zeit der Beichlagnahme berechtigt war, barauf zu rechnen, dab 
er ſich buch Aufrechnung feiner Gegenforberung von ber in Beichlag genommenen Forderung 
werde befreien können. Hierauf konnte ex nicht rechnen, wenn ihm die Gegenforderung zur Zeit 
der Beſchlagnahme noch nicht zuftand. Die Aufrechnung ift daher nad) $ 392 ausgefhloffen, 
wenn der Schuldner die Gegenforberung erft nad der Veihlagnahme erworben Hat. Eine bes 
dingte Forderung wirb erit mit dem Eintritte der Bedingung erworben (j. Bd. I 5.274, Erl. 2 
zu $ 158). Mit einer folhen Forderung kann der Schuldner daher nur aufrechnen, wenn bie 
Bedingung vor ber Beihlagnahme eingetreten ift. 

Auf diefe Beftimmung bejchräntte fi) der $ 286 des E. I. Bon der zweiten Kommiffion 
iſt die Vorfchrift Hinzugefügt, daß die Aufrechnung auch dann ausgeſchloſſen fein fol, wenn die 
Gegenforderung erft nach der Beichlagnahme und fpäter als die in Beihlag genommene Forderung 
fällig geworden ift. Iſt die Gegenforberung vor der Beichlagnahme fällig geworben, fo iſt der 
Schuldner nad) der Beihlagnahme zur Aufrechnung beredtigt, mag bie Gegenforberung früher 
ober fpäter wie die in Beſchlag genommene Forderung fällig geworden fein. Wurde die Gegen- 
forberung aber erjt nad der Beſchlagnahme fällig, jo hätte der Schuldner vor der Beihlagnahme 
nicht aufrechnen können. Auch in diefem Falle konnte er aber darauf rechnen, fi durch Auf⸗ 
rechnung befreien zu fünnen, wenn die Gegenforberung vor ber in Beichlag genommenen Forderung 
fällig wurde. War dies nicht der Fall, fo hätte er zwar möglicherweife doch aufrechnen können, 
wenn er die Erfüllung der in Befhlag genommenen Forderung bis dahin hinausſchob, daß feine 
Gegenforberung fällig wurbe. Aber zu einem ſolchen Hinausſchieben ber Erfüllung ift er nit 
berechtigt. Deshalb kann er nicht aufrechnen, wenn feine Gegenforderung erft nach ber Beſchlag⸗ 
nahme und fpäter als die in Beichlag genommene Forderung fällig geworden ifl. Der Begriff 
der Fälligkeit ift Hier derfelbe wie im alle bes 8 284 (f. Exl. 3 zu 8 284). 

2. Die Beſchlagnahme wird wirkſam mit ber Zuftellung der diejelbe ausſprechenden Vers 
fügung an ben Schuldner (CPO. 98 829, 845, 930, 936). Auf die Kenntnis des Schuldners 
lommt e8 nicht an. 
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%. 393. Gegen eine Forderung aus einer vorfäglich begangenen unerlaubten 
Handlung ift die Aufrechnung nicht zuläffig. 


$. 394. Soweit eine Zorderung der Pfändung nicht unterworfen ift, findet 
bie Aufrechnung gegen die Forderung nicht ftatt. Gegen die aus Kranfen-, Hülfs- 
oder Sterbefafjen, insbefondere aus Knappfchaftsfafien und Kaffen der Knapp⸗ 
fchaftsvereine, zu beziehenden Hebungen können jedoch gejchuldete Beiträge auf- 
gerechnet werben. 


8. Relative Unwirkſamkeit einer entgegen ber Borjchrift bes z 392 erfolgten Aufrechnung. 
Ein Veräußerungsverbot, weldres nur den Schu beftimmter Perfonen bezwedt, hat nur die 
relative Unwirkſamkeit der gegen bad Verbot verftoßenden Verfügung zur Folge (ſ. Bd. I ©. 244 
Erl. 2 zu 8 135), Dasſelbe wird von dem in ber Beichlagnahme liegenden Erfüllungsverbote 
gelten müffen. In dem E. I 8 286 mar dies durch bie Worte, daß der Schuldner niht „zum 
Nachteile desjenigen, für welhen die Beſchlagnahme erfolgt iſt“, aufrechnen könne, ausbrüdlich 
hervorgehoben. In dem $ 392 find diefe Worte zwar weggelaffen; eine fachliche Anderung ift 
aber nicht beabſichtigt. Eine der Vorſchrift des 8 392 zuwider erfolgende Aufrechnung ift daher 
ebenfo wie eine nad) der Beihlagnahme an den Gläubiger erfolgende Zahlung nicht bem Gläubiger, 
fondern nur demjenigen gegenüber unwirkſam, für welchen die Beichlagnahme erfolgt ift. Ob der 
Schuldner das an den Gläubiger durch Zahlung oder Aufrechnung Geleiftete zurüdjordern Tann, 
beftimmt fi) nad den Borfchriften Über den Anſpruch auf Herausgabe einer ungeredhtfertigten 
Bereicherung (88 812 ff.). 

8 38. 


@.18 287; 11 8 337 veu. 8 387; IT 8 387. 9.16. 1410 q.3 M.IT 6.1121. P.IIBE.1 6.374. 

Unzuläffigfeit der Aufrechnung gegen eine Forderung ans einer vorfäglic begangenen 
unerlaubten Handlung. Der Vorteil, welchen das Recht zur Aufrechnung dem Schulbner ge= 
währt, foll demjenigen Schuldner nicht zuftatten kommen, bdefien Berbindlicleit auf einer vor: 
fäglich begangenen unerlaubten Handlung beruht. Über unerlaubte Handlungen f. bie 88 823 f.; 
über Borfag f. Bd. I ©. 40 Borbm. III. Haben beibe Teile eine Forderung ber im $ 393 
gedachten Art, fo kann kein Teil aufrechnen. Auf Forderungen wegen Verlegung einer obligatorifchen 
Verpflichtung bezieht ſich die Vorſchrift des 8 393 nicht. Eine ähnliche Borfhrift wie der 8 393 
enthält 8 273 Abf. 2. 

8 39. 


&.18 288; II 8 338 reb. 8 388; III 8 388. PIE. 14197. 1422; MILE. 118. PT WE.1 6, Tat. 

Schmelzle, Xerbot der Aufrechnung bei Lohnforderungen und Burüdbehaltungsreht, in 
Bl. f. RAnw. 1901 ©. 289, 305; Sinzheimer; Lohn und Aufrechnung 1902; Neukamp in 
der 8. f. Sozialwiſſenſchaft Bd. 6 ©. 245; Wallroth, Die Verſuche einer Durchbrechung des 
Lohnaufrechnungsverbots im Arch. f. Bürg. R. Bd. 24 ©. 250. 

1. Unzuläffigteit der Aufrechnung gegen eine der Pfändung nicht unterliegende Forberung. 
Durch die Aufrechnung gegen eine Forderung wird der Gläubiger derfelben genötigt, feine Forderung 
zur Befriedigung einer ihm obliegenden Werbinblichleit verwenden zu lafien. Diefe Nötigung 
fol wegfallen, wenn feine Forderung der Pfändung nicht unterworfen if. Die Gründe, auf 
welchen der Ausſchluß der Pfändung beruht, treffen auch für den Ausfchluß jener Nötigung zu. 
Die Forderungen, welche ber Pfändung nicht unterworfen find, werden durch die EVD. 88 850 bis 
852 beftiimmt. Die Vorſchrift des 8 394 beſchränkt ſich indefien nicht wie die des €. I 8 288 
anf die Forderungen, deren Pfändung durch die CPO. ausgeichloffen wird, fondern trifft alle 
der Pfändung nicht unterliegenden Forderungen, mag ber Ausſchluß auf ber CPO. oder auf 
anderen Beitimmungen beruben (vgl. $ 377; Gew.D. v. 26. Juli 1900 8 100c; Geſ. v. 1. Juni 
1884 beit. die Abänderung des Geſetzes über die eingeichriebenen Hilfskaſſen Art. 8; Gef. v. 
25. Mat 1903 Urt. I Ziff. XIX betr. anderweite Anderungen des SKrankenverfiherungsgef. 
(. 8 56 def.); Inpalidenverfiherungsgef. v. 19. Juli 1899 8 55; ferner die Unfallverficherungs- 
geſetze, insbeſondere das Gewerbeunfallverfiherungägef. v. 5. Juli 1900 8 96). 

Über das Verhältnis des $ 394 zu ben 88 115, 118 der Gew. O. ſ. Neulamp im Bers 
waltungsarhiv V ©. 225, 244—256; Frankenberg, in DIZ. 10 ©. 91; Metzges, in 
DI. 1902 ©. 47. j 
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8. 395. Gegen eine Forderung des Reichs uder eines Bundesſtaats fowie 
gegen eine Forderung einer Gemeinde oder eines anderen Kommunalverbandes ift 
die Aufrechnung nur zuläffig, wenn die Leijtung an diefelbe Kaſſe zu erfolgen 
bat, aus der die Forderung des Aufrechnenden zu berichtigen ift. 


8. 396. Hat der eine ober der andere Theil mehrere zur Aufrechnung ge- 
eignete Forderungen, fo kann der aufrechnende Theil die Forderungen beftimmen, 
bie gegen einander aufgerechnet werben follen. Wird die Aufrechnung ohne eine 
folche Beftimmung erklärt oder widerfpricht der andere Theil unverzüglich, fo 
findet die Vorfchrift des $. 366 Abſ. 2 entjprechende Anwendung. 

Schuldet der aufrechnende Theil dem anderen Theile außer der Hauptleiftung 
Zinſen und Koften, fo finden die Vorfchriften des $. 367 entiprechende Anwendung. 


Die Vorſchrift des 8 394 kann nicht durch Vertrag zwifchen ben Parteien geändert werben, 
ſoweit dies nicht Durch Spezialgeſetze geftattet ift. 

2. Richt ausgeſchloſſen wird durch den 8 394, daß der Schuldner gegen eine der Pfändung 
nicht unterliegende Forderung ein ihm wegen einer Gegenforberung nad) z 273 auftehendes 
Zurũckbehaltungsrecht (ſ. Erl. 2ay zu 8 273; a. U. Wallroth, ©. 256ff., weil dad Zurüds 
behaltungsrecht zu dem wirtſchaftlich gleichen von dem Geſetzgeber verworfenen Refultate wie 
die Aufrechnung führe). Hierdurch wird dem praftifchen Bedürfnis, insbeſondere bei den ber 
Pfändung nicht unterliegenden Lohnforderungen genügt ohne daß es ex forderlich ift, zu der un⸗ 
haltbaren Annahme des Gewerbegerichtd Kiel (f. DIZ. 1901 ©. 304) zu greifen, nad) welcher, 
wenn zwei nicht aufrechenbare forderungen einander gegenüberjtegen, die Aufrechnung zu- 
täffig fein fol. 

3. Die Ausnahme des Gag 2 beruht auf einem Beichluffe der zweiten Kommiffion; er 
teägt dem Bedürfniſſe der darin bezeichneten Kaſſen Rechnung. Wenn übrigens der 8 394 Sa 2 
von ber Aufrechnung „geſchuldeter“ Beiträge ſpricht, jo ergibt ſich aus 8 387, daß es fih um 
Beiträge handelt, die von dem Unterftügung&berechtigten felbft zu bezahlen find. 

Eine ähnliche Erweiterung ber Aufrehmungsbefugnis, wie fie der $ 394 Sag 2 vorfieht, 
enthalten einige Sondergeſetze, insbeſondere der 8 55 Mbf. 2 des Invalidenverſicherungsgeſ. v. 
19. Juli 1899, der 8 56 des Kranfenverfiherungsgef. in der Faſſung des Art. I Ziff. XIX des 
Geſ. v. 25. Mai 1903. 

4. Über weitere Fälle der Unzuläffigteit der Aufrechnung f. Bel. v. 1. Mat 1889 betr. 
die Erwerbs⸗ und Wirtfhaftsgenoffenfhaften 8 22 Abf. 3; Gel. v. 20. April 1892 8 19 Uhl. 2 
betr. die Geſellſchaften mit beichränkter Haftung; 8 26 des Auffichtögef. über Privatverfiherungen 
v. 12. Mai 1901; f. auch HÖB. 3 221. 

Nah EG. Art. 81 können die Landesgeſehe die Aufrechnung gegen die Anſprüche der Bes 
anıten, Geiftlichen, Lehrer und gegen die Hinterbliebenen derfelben auf Beſoldung, Wartegeld, 
Ruhegehalt, Witwens und Waifengeld, abweichend von der Vorſchrift des 8 394 zulafien. 


8 3%. 

©.18 289; I1 8 839 rev. 8 389; U 8 389. 9.1.1420; M.IE. 11. P.IIBE.1 6.375. 

Aufrechnung gegen öffentliche Kaſſen. Die verſchiedenen Kaſſen, welche das Reich, ein 
Bundesſtaat oder ein Kommunalverband hat, find nicht felbftändige juriftiiche Perfonen, ſondern 
nur Organe der einheitlichen juriftiichen Perſon des Reichs, des Bundesſtaats oder deö Kommunale 
verbandes. Aus Gründen adminiftrativer Zwedmäßigkeit follen die verichiebenen Kaſſen im betreff 
der Aufrechnung fo behandelt werden, wie wenn fie felbftändige juriftiiche Perfonen wären, 

Die Vorſchrift des 8 395 gilt nur für die Aufrehnung gegen bie barin bezeichneten 
Forderungen, nicht für die Aufrechnung mit Forderungen diefer Urt. 


$ 3%. 
&@.18 284; I1 8 340 vev. 8 390; II G 390. P.I ©. 14094.; IR. II E.110f. P.IIBE.1 6. 3681.5 
23.6 6. 1661. 


Breit, Mehrheit kompenſabler Forderungen im Sächſ. Arch. Bd. 10 ©. 121ff.; Sonntag, 
Die Aufrehnung auf eine Forderung, die aus Hauptleiſtung, Binfen und Koften befteht, im 
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Ach. f. Vürg. R. Bb. 21 ©. 10ff.; von Seeler, Aufrechnung bei einer Mehrheit von 
Forderungen nah BGB. 8 396, im Arch. f. Bilrg. R. Bd. 15 ©. 104; Goldfhmidt, Arc. 
f. Bürg. R. Bd. 15 ©. 153ff.; Srande, Aufrechnung einer Forderung, zu welder Binfen und 
Koften gehören, im Recht 1902 ©. 318. 

1. Mehrheit aufrechenbarer Forderungen auf feiten bed Aufrechnungsgegners. Nach 
dem €. I 8 284 follen, wenn ber eine oder ber andere Teil mehrere zur Aufrechnung geeignete 
Forderungen hat, im Falle der Aufrehmung diefelben Grundfäge Anwendung finden, welde 
nad) dem E. I $ 267 für dem Fall gelten, daß der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren 
Schuldverhältnifien zu gleichartigen Leiſtungen verpflichtet ift und das Geleiftete nicht zur 
Tilgung ſämtlicher Schulden ausreicht. Hiernach folte alfo die Beſtimmung des Schuldners 
darüber entj—eiben, gegen welche Forderungen des anderen Teiled bie Auftechnung erfolgen 
fol. Hat der Schuldner eine Beftimmung nicht getroffen, jo werden feine Schulden durd) die 
Aufrehnung im derfelben Reihenfolge getilgt wie im Falle der Zahlung. Der $ 396 beläht es 
bei dieſen Vorfchriften für den Fall, da der Schuldner eine Beſtimmung nicht getroffen Hat. 
Die Regelung des €. I erleidet in biefer Beziehung nur infofern eine Ünderung, als bie 
Reihenfolge, in welcher die mehreren Schulden durch die Zahlung getilgt werden, nad) 8 366 
anders beftimmt ift, wie nach dem €. I $ 267. Hat der Schuldner aber eine Beitimmung ger 
teoffen, fo fol dieſe nach $ 396 nicht unbedingt, fondern nur dann maßgebend fein, wenn der 
Gläubiger ihr nicht unverzüglih (f. Bd. I ©. 217 Erl. 1 zu 8 424) widerſpricht. Diefe 
Änderung des €. I beruht auf einem won ber zweiten Kommiſſion bei der Renifion des E. IL 
gefaßten Beſchluſſe. Wideripricht der Gläubiger unverzüglich, fo erfolgt die Aufrechnung auf 
die mehreren dem Gläubiger zufiehenden Forderungen nad) Maßgabe des 3 366 ebenfo wie 
wenn ber Schuldner eine Beſtimmung nicht getroffen hätte. Über die Reihenfolge, in welcher 
hiernach bie Aufrechnung erfolgt, ſ. Erl. 3 zu 8 366. Bweifelhaft ift, ob bei der entjprechenden 
Anwendung bed $ 366 eine verjährte Forderung des Gläubigers, welche biefer nad) 8 390 
Sag 2 gegen die von dem Schuldner aufgerechnete Forderung aufzurehnen berechtigt ift, mit 
in Betracht zu ziehen und als eine Forderung anzufehen tft, welche dem Gläubiger geringere 
Sicherheit bietet. Bei dem oben gedachten Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion ift haupiſächlich 
an biefen Fall gedacht (PB. II Bd. 6 ©. 166f.). Der Gläubiger wilde eine Forderung der frage 
lichen Art haben aufrecdhnen können. Durch die Aufrechnung des Schuldners gegen eine andere 
Forderung würde ihm dieſe Möglichleit entzogen werden. Der von der Kommiſſion hiernach 
eritrebte Zwed, den Gläubiger gegen den gedachten Nachteil zu fihern, wird nur erreicht, wenn 
auch eine verjäßrte Forderung mit berüdfichtigt wird. Hiervon tft die Kommiſſion unzweifelgaft 
andgegangen. Es rechtfertigt fi dies duch bie Erwägung, dab die Aufrehmung auch gegen 
eine verjährte Forderung zuläffig iſt. Vollſtändig wird der gedachte Bwed aber nur erreicht, wenn 
man eine verjäßrte Forderung der gedachten Urt als eine folche anfieht, die dem Gläubiger ge- 
ringere Sicherheit bietet und deshalb nad; Maßgabe der im 8 366 beftimmten Neihenfolge die 
Aufrehnung als gegen fie erfolgt annimmt. Nimmt man dieß nicht an, fo wiirde die verjährte 
Forderung, abgeſehen von dem jeltenen Falle, daß fie neben einer noch nicht fälligen Forderung 
des Gläubiger in Betracht käme, nur dann vor anderen Forderungen de Gläubiger zur 
Aufrechnung zu bringen fein, wenn das Alter der Forderungen über die Meihenfolge entſchiede. 
Der Zweck der fraglichen Vorſchrift würde hiernach nur höchſt unvolllommen erreicht. Es 
dürfte aber ber Abſicht des Geſetzes entiprechen, eine Forderung der fraglichen Art al eine ſolche 
zu betrachten, bie dem Gläubiger geringere Sicherheit bietet. Er kann eine ſolche Forderung 
nicht mehr mit Erfolg einflagen, fondern nur noch zur Aufrechnung benugen. Die Sicherheit, 
iſt alfo offenbar eine geringere, als bei allen Forderungen, die der Gläubiger mit Erfolg eins 
Hagen kann (a. U. Enneccerus-Lehmann I 8 215 Unm. 13; Windfheid-Kipp II 8 349 
Zuſ. 3 und die frühere Auflage). 

2. Schuldet der aufrechnende Teil dem anderen Teile aufer der Hauptleiftung Zinfen 
und Koften, fo follen nad) $ 396 Abſ. 2 die Vorfchriften des 8 367 entiprechende Anwendung 
finden. Die Aufrehnung gilt alfo in einem folden Falle zunächſt als gegen die Forderung 
auf Koften, dann gegen die auf Binfen und zuletzt als gegen bie Hauptforberung erfolgt. 
Diefe Vorſchrift war im Intereſſe des Gläubiger8 notwendig, denn menn die Aufrechnung 
zunächſt als gegen bie Forderung auf bie Hauptleiftung erfolgt angejehen würde unb bieje 
dadurch getilgt wäre, fo würde damit vermöge der rücwirfenden Kraft der Aufrechnung (3 389) 
die Forderung des Gläubiger auf Binfen und möglichermeife auch auf Koften von felbft weg⸗ 
gefallen fein und folgemweife ber Betrag, um welchen die aufgerechnete Forderung die Gegenforderung 
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auf die Hauptleiftung überfteigt, als durch die Aufrechnung nicht berührt anzufehen fein, die 
fragliche Forderung alfo infoweit dem Schuldner verbleiben. Nun kann freilich ber Schuldner 
eine von ber gefeglicden abweichende Beitimmung über die Aufrechnung treffen. Der Gläubiger 
tann aber einer folhen Beflimmung widerfprechen. Tut er bie nicht, jo behält es bei ber 
Beitimmung bes Schuldners fein Bewenden und es treten dann die oben bargelegten Folgen 
ein. Widerſpricht aber der Gläubiger, fo ſoll die Vorfchrift des 8 367 Abf. 2 entiprechende 
Anwendung finden. Bu weldem Ergebniſſe diefe entiprechende Anwendung führt, tt beftritten. 
Rad) einer Anfiht (Mehbein, Erl. 27 zu 88 387396) fol der Widerſpruch nur die Folge 
haben, da die Aufrechnung als in der gefeglihen Reihenfolge bewirkt angejehen wird. Nach 
einer anderen Anfiht (Sontag a. a. DO.) fol die Aufrechnung gegen die Sauptforberung, und 
falls die Aufrechnung auf die Binsforderung vor der auf die Koftenforderung beftimmt war, 
aud) die Aufrechnung gegen die Binsforderung als nicht erfolgt gelten, gegen die Forderung 
auf Koften und eventuell auch auf Binfen aber beftehen bleiben. Richtiger dürfte es fein, als 
Folge des Widerſpruchs anzufehen, da die der gefeglichen Vorfchrift zuwider beftimmte Auf- 
rechnung als nicht erfolgt gilt. Es Handelt ſich bei der Aufrechnung zwar nit wie im Falle 
des 5 367 bei der Bahlung um einen der Mitwirkung de3 Gläubiger bebürfenden Vertrag, 
fondern um ein einfeitiges Mechtsgefchäft des Schuldners; aber ald das dem Rechte des 
Släubigers, die Leiftung abzulehnen, Entiprehende muß doc hier das Recht des Gläubigers 
angefehen werden, die Aufrechnung abzulehnen (8 367 Ubf. 2). Daß bier ausnahmsweife dem 
Glänbiger ein ſolches Recht eingeräumt wird, rechtfertigt ſich dadurch, daß der Schuldner eine 
den gejeglichen Vorſchriften widerſprechende Reihenfolge beftimmt Hat. Dafür, daß die Aus 
rechnung wirkſam bliebe und nur die Beftimmung des Schuldners als nicht erfolgt anzufehen 
wäre, ober daß die Aufrechnung nur teilweiſe aufrecht erhalten würde, bietet bie vorgeichriebene 
entfprechende Anwendung des 8 367 Abf. 2 keinen Anhalt. 

Die Borfchrift bes 8 396 Abf. 2 findet fowohl dann Anwendung, wenn nur eine Gegen- 
forderung bes Gläubigers anf Haupileiſtung, Zinſen und Koften in Frage fteht, ala menn es 
fit) um mehrere Gegenforderungen handelt, in betreff deren die Reihenfolge der Aufrechnung 
nad) $ 396 Abf. 1 zu beftimmen iſt. Soweit Hiernad gegen eine Forderung aufgerechnet 
wird, die anf eine Hauptleiftung, Binfen und Koften geht, findet der $ 396 Abſ. 2 Anwendung. 

Der Widerſpruch des Gläubigers gegen die Beftimmung des Schulöners muß unverzüglid 
erfolgen. Es ift dies zwar im 8 396 Abſ. 2 nicht ausdrüdlich beitimmt, dürfte aber aus der 
entfprechenden Anwendung de® 8 367 Abf. 2 zu folgern fein (a. U. Dernburg II 8 129 II 3). 

8. Mehrheit aufrehenbarer Forderungen auf feiten des Aufrechnenden. Nach dem Wort» 
laute des 3 396 Abf. 1 findet die darin gegebene Vorfchrift ſowohl auf den Fall Anwendung, 
daB dem Aufrechnungsgegner mehrere zur Aufrechnung geeignete Forderungen zuftehen, als auch 
anf den Fall, dab dem Uufrechnenden mehrere derartige Forderungen zuftehen. Die für beide 
Fälle vorgefchriebene entfprechende Anwendung des 8 366 paßt aber, da der $ 366 eine Be= 
ſtimmung nur darüber trifft, auf welche von mehreren Forderungen des Gläubigers eine Zahlung 
des Schuldner anzurechnen ift, nur auf den Fall, daß der Schuldner eine ihm zuftehende 
Forderung zur Aufrehnung bringt. Die Abficht des Geſetzes ift auch fiher nicht dahin gegangen, 
gegen die Beftimmung des Schuldners, welcher nur eine beftimmte Forderung zur Aufrechnung 
gebracht Hat, im Falle eines Widerfpruchs des Gläubigers noch andere dem Schuldner zuftehende 
Forderungen ald zurAufrehnung gebradjt anzufehen und bie Reihenfolge unter diefen nad) 
8 366 zu beitimmen. In Betracht kann immer nur diejenige Forderung kommen, welde der 
Schuldner aufrechnen zu wollen erflärt hat. Möglich it aber, daß er mehrere ihm zuftehende 
Forderungen gleichzeitig zur Aufrechnung bringt. Sofern dieſe Abſicht aus ber Aufrechnungs⸗ 
erffärung mit genligender Sicherheit erhellt und auch kein Zweifel über die Forderung befteht, 
welche zur Aufrechnung gebracht werben foll, fteht der Buläffigkeit einer folhen Aufrechnung 
nichts entgegen, Nur wenn nicht mit Sicherheit zu erkennen ift, welche Forderungen aufge 
rechnet werden follen, ift die Aufrechnung wegen ihrer Unbeftimmtheit als unwirkſam an: 
zuſehen (Dernburg II 8129II 4). Iſt eine Aufrechnumgserflärung der gedachten Art als 
genügend beitimmt und deshalb als wirkiam zu betrachten, fo entfcheidet über die Reihenfolge, in 
welcher die Forderungen aufzurechnen find, fofern deren Gefamtbetrag den Betrag der Forderung, 
gegen welche amfgeredjnet werben fol, überfteigt, zunächſt die Beſtimmung des Schuldners. 
Iſt eine folhe von dem Schuldner nicht getroffen, fo ditrfte eine entiprechende Anwendung bes 
8 366 fi im der Art rechtfertigen, daß das Verhältnis fo beurteilt wird, wie wenn ber Gläubiger 
die ihm zuftehende Forderung gegen die mehreren von dem Schuldner zur Aufrechnung gebrachten 
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VBierter Titel. 
Erlaß. 


8. 397. Das Schuldverhältniß erliſcht, wenn der Gläubiger bein Schuldner 
durch Vertrag die Schuld erläßt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger durch Vertrag mit dem Schulbner 
anerfennt, daß das Schuldverhältniß nicht beftehe. 


Forderungen aufgererhnet hätte; die Neihenfolge, in welcher biefe Forderungen als zur Aufrech- 
nung gebracht anzufehen find, beftimmt fi) dann nad $ 366. Zweifelhaft tft, ob die Reihenfolge 
auch dann nad 8 366 zu beflimmen ift, wenn der Schuldner eine andere Reihenfolge beftimmt 
hat, ber Gläubiger diefer aber widerſpricht. Nach dem Wortlaute des Einganges des $ 396 
Abf. 1 würde auch in diefem Falle der 8 366 entiprechend anzuwenden fein. Wenn aber nad 
dem Obigen die entiprechende Anwendung bes 3 366 auf folde Forderungen des Schuldners aus⸗ 
geſchloſſen ift, die diefer überhaupt nicht zur Aufrechnung gebracht Hat, jo dürfte die entiprechende 
Anwendung auch dann ald ausgeſchloſſen zu betrachten fein, wenn erhellt, daß der Schuldner 
eine Forderung nur für ben Fall Hat zur Aufrechnung bringen wollen, dab ihre Aufrechnung im 
ber von ihm beftimmten Reihenfolge erfolge. Ein Widerſpruch des Gläubigerd wird baher in 
foldem Falle als unwirkſam zu betrachten fein. Diefe Regeln finden auch dann Anwendung, 
wenn mehrere Forderungen des Schuldners mehreren Forderungen bed Gläubiger gegenüber- 
ftehen. Sm betreff der legteren finden die Vorfchriften des 8 366, wenn der Schulbner eine Be» 
ftimmung über die Reihenfolge nicht getroffen oder der Gläubiger widerſprochen Hatte, immer, in 
betreff der erfteren nur unter den bervorgehobenen Beſchränkungen Anwendung. 

Bringt der Schuldner eine Fordeming zur Aufrehuung, die außer auf die Hauptleiftung 
aud auf Zinfen und Koften geht und überfteigt der Geſamtbetrag die Forderung, gegen welche 
aufgerechnet wird, fo ft in Ermangelung einer abweichenden Beitimmung de Schuldners zunächſt 
die Forderung auf die Koften, dann die Zinsforderung und zuletzt bie Forderung auf die Haupt⸗ 
leiftung als aufgerechnet anzufehen. Der 8 396 Abf. 2 betrifft zwar diefen Fall nicht; eine ent 
ſprechende Anwendung in ber bier fraglichen Beziehung dürfte aber unbedenklich fein, 
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8 39. 
6.18 290; 118 341 ces. 8 391; III 8 391. P.1 6. 14731., 1788 q.. 11740M., 118391.; M. II G. 114F. 
9.18%. 1 6.376; 88.2 6.511. 

Cohn, Erlak und Verzicht nach dem BGB. in Gruch. Bd. 47 ©. 221ff. 

1. Zu dem Erlaß einer Schuld if ein Bertrag zwiiden dem Gläubiger und dem 
Schuldner erforderlich. Der einfeitige Verzicht ded Gläubigers auf die Forderung iſt unwirkfam. 
Der Erlaßvertrag ift ein abftrafter Vertrag. Im E. I$ 290 war dies durch folgenden Abſ. 2 
ausdrüdlic hervorgehoben: 

„Zur Wirkſamkeit des Vertrages ift die Angabe des Rechtsgrundes nicht erforderlich. 
Die Wirkſamkeit des Vertrages wird dadurch nicht ausgeichlofien, daß Die Vertragichließenden 
verfchiedene Rechtsgründe vorausgejegt haben ober daß der von Ihnen borausgefegte 
Rechtsgrund nit vorhanden oder ungliltig war. Die Vorfchriften über NRüdforderung 
einer Zeiftung wegen ungeredhtfertigter Bereicherung bleiben unberührt.“ 

Die zweite Kommilfion war ſachlich mit diefen Grundfägen einverftanden, hielt die Hervor⸗ 
hebung berjelben aber für entbehrlich (f. Bd. I ©. 184 Vorbm. IX 2). 

2. Der Erlaßvertrag enthält eine Verfügung über das Schuldverhältnis. Diefes erlifcht 
buch den Vertrag ipso jure. Hieraus ergibt ſich, daß der Erlab, aud wenn ex fhentweife 
erfolgt, nicht der im 8 518 vorgefchriebenen Form bedarf (RE. Bd. 53 ©. 294; RG. in 
IB. 1903 Beil. ©. 42). Stand die Forderung demjenigen, welcher fie erließ, nicht zu, fo wird 
der Erlaß nah Maßgabe des 8 185 durch die Genehmigung des Gläubigerd wirkſam; auch die 
übrigen Vorfchrifien des $ 185 finden in foldem Falle Anwendung. Auch eine bedingte oder 
befriftete Schuld kaun exlafien werden. Ein Vertrag, durch welchen eine künftige Schuld erlafien 
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wird, ift nicht ald ein Erlaßvertrag anzufehen, fondern als ein Vertrag, durch melden bie Ent 
ſtehung eines künftigen Schuldverhältniſſes ausgeichlofien wird. In diefem Sinne ift z. B. bie 
Borfchrift des_8 276 Abſ. 2 gemeint (Kehbein, Erl. 1 zu 8 397; a. A. Schollmeyer, Erl. 1a 
zu $ 397). Über die Unwirkſamkeit eines Erlaßvertrags bei gewifien Forderungen f. 3. B. die 
88 1614, 1714. Beſchränkte fi) der Erlaß auf einen Teil der Schuld, fo erlifht das Schuld⸗ 
verhältnis nur für Diefen Teil. Die Parteien können ftatt eine Erlaßvertrags auch einen 
obligatorifchen Vertrag fchließen, durch welchen ſich der Gläubiger verpflichtet, feine Forderung 
nicht geltend zu machen. Durch einen folhen Vertrag wird nur eine Einrede gegen die Forderung 
begründet. Dieje Rechtsform wird regelmäßig nur gewählt werden, wenn die Geltendmadhung 
der Forderung nicht für immer, fondern nur für eine beftimmte Zeit oder unter gewiſſen Boraußs 
fegungen ausgeſchloſſen werden fol. Sol die Geltendmachung für immer ausgeichloffen werben, 
fo wird im Bweifel ein Erlaßvertrag anzunehmen fein. 

3. Regatives Schulbanerfenntnis. Diefelbe rechtliche Wirkung wie der Erlaßvertrag bat 
ein Bertrag zwilchen bem Gläubiger und bem Schuldner, durch melden ber Gläubiger anerkennt, 
daß das Schuldverhältnis nicht befteht. Ein ſolcher Vertrag hat eine zweifache Funktion. Beftand 
das Schuldverhältnis nicht, jo wird durch den Vertrag das Nichtbefiehen unter ben Parteien 
feftgeitellt. Beſtand das Schuldverhältnis, fo erlifcht e# durch den Vertrag. In dem Geben 
und Rehmen einer Duittung kann ein negativer Anerkenntnisvertrag liegen; regelmäßig liegt er 
darin nicht (f. Erl. 5 zu 8 368). 

4. Der Erlaßvertrag fowie der negative Unerkenntnisvertrag if an eine Form nicht 
gebunden. Für das pofitive Schuldanerkenntnis tft durch 8 781 die fchriftliche Form vor⸗ 
geichrieben. 

5. Recht auf Aufhebung des Erlaßvertrags wegen ungerehtfertigter Bereiherung. In 
dem Erlaßvertrage ſowie in dem megativen Wnerfenntnisvertrage liegt eine Keiftung des 
Gläubigers an den Schuldner, durch welche ber letztere auf Koften des erfteren etwas, nämlich 
die Befreiumg von feiner Verbindlichkeit, erlangt. Der Zweifel, welcher in diefer Beziehung in 
betreff des Anerfenntnisvertrags beftehen könnte, ift durch die ausdrüdliche Vorſchrift des 8 812 
Abf. 2 befeitigt. Iſt die gedachte Leiftung ohne rechtlichen Grund erfolgt oder tit der Grund 
ſpãter weggefallen ober ift der mit ber Leiftung nad) bem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezwedte 
Erfolg nicht eingetreten, fo kann der Gläubiger von bem Schuldner die Herausgabe des dadurch 
Erlangten nah Maßgabe der 88 812ff. verlangen. Die Herausgabe erfolgt durch Wieder» 
herfiellung des Schuldverhältnifies. 

Um die Zweifel zu befeitigen, welche in betreff ber Frage entftehen können, unter melden 
Borausfegungen die condictio gegemüber einem negativen Anertenntmisvertrage zuläffig tft, war 
im €.1 8 290 Abi. 4 beitimmt: 

„Die Vorſchriften der 88 737 bis 741 finden entiprechende Anwendung, wenn ber 
Erlaß oder das Anerkenntnis, daß ein Schuldverhältmis nicht beftehe, in ber ausdrücklich 
oder ftillihweigend erklärten Borausfegung erfolgt tft, daß die erlafiene oder als nicht 
beftehend anertannte Schuld nicht beftehe.” 

. Die in Bezug genommenen 88 737—741 des E. I enthielten die Vorſchriften über bie 
condictio indebiti. on der zweiten Kommiſſion tft die gedachte Vorſchrift mit Rüdficht auf 
die Änderungen, welde die Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung in ben 88 812 ff. 
erfahren haben, geftrihen. Bon mehreren Seiten wurde zwar bie Aufnahme einer die ob» 
waltenden Zweifel entiheidenden Beſtimmung gewünſcht. Verſchiedene Unträge wurden zu 
diefem Bwede gejtellt (®. II Bd. 2 ©. 697 ff). Bel einer eventuellen Abſtimmung erklärte fi 
bie Mehrheit fir folgenden Antrag: 

„Iſt ein Schuldverhälmis vertragsmäßig anerkannt, fo findet die Zurüdforderung ftatt 
wenn in Wirklichkeit die Schuld nicht beftand oder dem Anſpruch eine Einrede entgegenitand, 
durch welche die Geltendmahung desſelben dauernd ausgeſchloſſen wird, es fei benn, daß bie 
Abſicht der Parteien nicht lediglich auf Beftftellung einer beitehenden Schuld gerichtet war. 
Die Borfchriften des $ 0 Abf. 2, 3 finden entiprehende Anwendung. 

Diefe Vorſchriften finden entfprechende Anwendung, wenn ein Schuldverhältnis vertragse 
mäßig als nicht beitehend anerfannt wird.“ 

Die tn Bezug genommenen Vorfchriften des 8 0 entiprechen im weſentlichen dem $ 813 
Abf. 2. Bei der Schlufabftimmung wurde mit acht gegen acht Stimmen beſchloſſen, eine 
Vorſchriſt Über die betreffende Frage überhaupt nicht aufzunehmen. Die Mehrheit ging davon 
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aus, daß die Theorie auch ohne befondere Vorſchrift dazu gelangen werde, in den dazu ges 
eigneten Fällen die Borjchrift über die condictio indebiti auf dem pofitiven und negativen 
Anerkenntniöverirag anzuwenden, und dab die Aufnahme einer befonderen Vorſchrift für ben 
bier fraglihen Fall deshalb beſonders bebenklich fei, weil man für den praktiſch wichtigeren 
Fall, daß daS Anerkenntnis in Erwartung einer Leiftung erfolgt fei, Vorſchriften nicht aufs 
genommen habe. 

Die Wiſſenſchaft Hat hiernach freie Hand. Die Entſcheidung bürfte im Sinne des oben 
mitgeteilten Antrags zu erfolgen haben. Der negative Anerkenntnisvertrag, welcher hier allein 
in Frage fteht (für den pofitiven Anerfenntnisvertrag werben biefelben Grundſätze anzuwenden 
fein), kann, wie ſchon oben hervorgehoben ift, die zweifache Funktion Haben, das Nichtbeſtehen 
eine Schuldverhältnifies, welches in Wirklichkeit nicht befteht, feftzuftellen, oder ein beftehenbes 
Schuldverhälinis aufzuheben. Wehen die Parteien bei dem Bertrage davon aus, daß das 
Schuldverhältnis in Wirklichkeit nicht beiteht, jo bezweden fie als rechtlichen Erfolg bes Vertrags 
eine der wirklichen Rechtslage entſprechende Feſtſtellung. Diejer rechtliche Erfolg wird nicht 
erreicht, wenn die Feſtſtellung der wirklichen Rechtslage nicht entipriht. Das Verhältnis ift in 
der bier fraglichen Beziehung dadfelbe wie bei der condictio indebiti. Diefe ift zuläffig, wenn 
der durch die Leiftung bezwedte rechtliche Erfolg, eine Verbindlichkeit zu erfüllen, nicht erreicht 
wird, weil die Verbindlichkeit nicht beſteht. Hier ift die condietio zuläffig, weil der mit dem 
Anerfenntnis bezwedte rechtliche Erfolg, die wirkliche Rechtslage feitzuftellen, nicht erreicht wird, 
indem die Rechtslage der Feftftellung nicht entſpricht. Dem Nichtbeſtehen des Schuldverhältniffes 
wird hier, wie bei der condictio indebiti, der Fall gleihzuftellen fein, daß der Forderung eine 
peremtorifche Einrede entgegeniteht. Zweifelhaft ift, wie fih die Bemweislaft beftimmt. Bet 
der condictio indebiti muß der Kläger beweilen, daß er zum Zwecke der Erfüllung einer Ver» 
binblichkeit geleiftet Habe und daß bie Verbindlicheit nicht beftand. Dem würde Hier der Beweis 
entiprehen, daß der Vertrag zum Bwede der Feftitellung der wirklihen Rechtslage geſchloſſen 
fet und daß das Schuldverhältnis, defien Nichtbeftehen anerkannt ift, doch beftanden habe. Der 
erfte Teil diefes Beweifes dürfte indefien bis zum Beweiſe des Gegenteils ſchon dadurch geführt 
werben, daß die Parteien bie Form des negativen Anerkenntnisvertrags gewählt Haben. Hätten 
fie den Zwed verfolgt, die beftehende Mechtölage zu ändern, fo würde bie Form des Erlaß— 
vertrag ober des Vergleichs oder eines fonftigen Vertrags näher gelegen haben, in welchem die 
wenigitend eventuelle Abficht einer Underung der Rechtslage Ausdrud findet. Dur den Ge— 
brand) des Ausbruds „anerfennen“ wird ber Zwed, die wirkliche Rechtslage feftzuftellen, genügend 
ausgebrüdt. Zur Begründung der condietio wird daher regelmäßig der Beweis genügen, daß 
das Schuldverhältnis, defien Nichibeftehen anerkannt ift, beftanden habe. Dem anderen Teile 
liegt dann der Beweis ob, dab der Zwed des Unerkenntnisvertrags nicht in ber Feftftellung des 
Nichtbeftehens des Schuldverhältniffes beftanden oder fich doch wicht auf diefen Zwed beſchränkt 
babe. Geführt wird dieſer Beweis, wenn dargetan wird, daß der Unerlennende bei dem Ab» 
ſchluſſe des Vertrags das Beltehen des Schuldverhäftnifies gefannt hat. Auch in diefem Falle 
ift zwar möglid, daß dem Anerkennenden eine condictio zufteht. Es ift dies dann der Fall, 
wenn er ben Vertrag in ber Erwartung geſchloſſen Hat, dab die Aufhebung bed Schuld⸗ 
verhältnifjes erfolgen werde, diefe Erwartung ſich aber nicht erfüllt Hat. Der Geſichtspunkt, auf 
welchem in einem ſolchen Falle die condictio beruht, ift aber ein anderer wie ber oben hervor- 
gehobene. Dem Unerkennenden liegt daher der Beweis ob, dak die gedachten bejonderen 
BVorausfegungen vorliegen (f. Erl. be zu $ 368; a. W. in betreff der Beweislaft Kiſch in 
Grünhut, Bd. 29 ©. 355; Dertmann, Erl. 7 zu 8 397; Schollmeyer, Erf. 2 zu 8 397; 
Rehbein, Erl. 6 zu 8 397; Endemann $ 149 Anm. 12; EnneccerussLehmann I 
8 217 IH 2b, welde von dem Stläger den Beweis verlangen, daB der negative Unerfenntnis- 
vertrag in der irrtünlichen Unnahme geſchloſſen fei, daß die Schuld nicht befiehe. Aus der für 
diefe Auffaffung angeführten Faſſung des 8 397 Abſ. 2 dürfte inbeffen für die Beweislaft nichts 
gefolgert werden fünnen und ebenfowenig ift zuzugeben, daß das negative Anerkenntnis bei ber 
bier vertretenen Auffaſſung allen Wert verliere). 

6. Bertragdmähiges Anerfenntnis des Beſtehens oder Nichtbeftehens eines anderen 
Nehtsverhältnifies als eines Schuldverhältnifſes. Nur auf den Vertrag, durch welden das 
Nichibeftehen eines Schulbverhältnifies anerfannt wird, bezieht ſich der 3 397 Abf. 2; ebenfo 
beichräntt ſich der 8 781 auf das pofitive Schuldanerkenntnis. Über den Vertrag, durch welchen 
das Beitehen oder Nichtbeitehen eines anderen Rechtsverhältniſſes anerfannt wird, enthält das 
BGB. feine Vorfhriften. In der zweiten Kommiffion Hat eine fehr eingehende Diskuffion 
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Rierter Abſchnitt. 
Mebertragung der Forderung. 


darüber flattgefunden, ob allgemeine Borfchriften über den pofitiven und negativen Anerkenntnis⸗ 
vertrag aufzunehmen jeien (PB. II ®b. 2 S. 490 ff). Das Ergebnis war, daß alle Unträge ab- 
gelegt wurden. Allgemeine fiir alle Rechtsverhältniſſe pafiende Grundfäge dürften fich ſchwerlich 
aufitellen lafien. Es wird vielmehr die Natur des einzelnen Rechtsverhältniſſes, um welches es 
fi handelt, in Betracht zu ziehen und hiernach unter Beriidfichtigung der von bem BGB. aufs 
geftellten allgemeinen @rundfäge und ber befonderen über das pofitive und negative Schulds 
anertenntniß gegebenen Vorſchriften zu entfcheiden fein, ob und welche Wirkung ein Anertenntnis 
der betreffenden Art Hat (vgl. Windiheid-Fipp IL 88 4125, 412b; Planck, Lehrb. bes 
deutfhen Zivilprozeßrechts Bd. I 88 62, 63). 


Vierter Abſchnitt. 


Affolter, Über Zeifion von Forderungen, im Arch. f. Bürg. R. Bd. 13 ©. 296 ff.; 
Caspari, Sicherungsübereignung und Sicherungszeſſion nad) gemeinem Recht und BGB. 1903; 
Lippmann, Die Zeffton vechtshängiger Klaganfprühe in Iherings Jahrb. Bd. 45 ©. 391 ff.; 
Heltwig, Prozeßführungsrecht und bloße Prozehführungsmadt, im Recht 1902 ©. 29, 63; 
Heuer, Iſt die Abtretung zukünftiger Forderungen nad BGB. möglich, in DIE. 1903 ©. 28, 29; 
über dieſelbe Frage Strauß in DIE. 1903 ©. 342; Eccius in DIE. 1904 ©. 54; Eccius in 
Gruch. Bd. 48 ©. 465; Lippmann in DIE. 1904 ©. 257; von Thur in DIE. 1904 
©. 426 ff.; Treitel im Arch. f. Bürg. R. Bd. 14 ©. 40. 

1. Übertragbarteit der Forderungen. Nach römiſchem Rechte war bie Übertragung der 
Forderung prinzipiell unmöglid. Das mirtfhaftliche Bedurfnis nötigte indefien zu einer Abs 
ſchwächung des Prinzips. Diefe erfolgte dadurch, daB zwar nicht die obligatio, aber wohl die 
actio Überging. Das ältere deutſche Recht erkannte bie Möglichkeit einer Übertragung ber 
Forderung an, jedoch nur mit Yuftimmung des Schuldners. Das Veblirfnis bes Verkehrs 
drängte zu der unbeſchränkten Anerkennung der Übertragbarkeit. Die Hierauf beruhende Ent 
widelung des biöherigen Rechtes wird durch das BGB. zum Abfchluffe gebracht. Die Übertragbarkeit 
der Forderung wird im Prinzip anerkannt. Die Übertragung Tann erfolgen durch Vertrag (Ab⸗ 
tretung), kraft des Geſetzes und durch gerichtliche Anorbnung. Den Bedenken, welhe der Durch⸗ 
führung des Prinzips entgegenftehen, wird einerfeit3 durch die Beſtimmung einer Ausnahme für 
gewifle Fälle, andererjeit3 durch eine Reihe befonderer Vorſchriften zugunften des Schuldners 
Rechnung getragen. 

a) Die Übertragung ift unzuläffig, wenn bie Leiftung an einen anberen als den ur. 
ſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen kann oder wenn die Über- 
tragımg durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeichlofien ift. Das Geſetz geht aljo zwar 
davon aus, daß regelmäßig bie Perſon des Gläubigers fein weſentliches Element des Schuld» 
verhältntfjes bildet; es erfennt aber an, daß es Schuldverhältnifie gibt, aus deren Inhalte das 
Gegenteil folgt, und dab jedes Schuldverhältnis durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger und 
Schuldner diefen Charakter erhalten kann (& 399). Über andere Beſchränkungen der Übertrag⸗ 
bareit f. Erl. 4 zu 8 398, $ 400. 

b) Mit der Übertragung geht bie Forderung auf ben neuen Gläubiger über. Jede Tat- 
fadhe, die, wenn fie in der Perſon des Gläubigers eintritt, das Erlöſchen des Schuldverhältniffes 
bewirlt, 3. B. die Zahlung an den Gläubiger, hat dieje Wirkung, wenn fie in der Perſon des 
neuen Gläubigers eintritt. Erfolgt die Übertragung aber durch Vertrag oder kraft bes Gefepes, 
fo kann ber Schuldner, folange er von der Übertragung feine Kenntnis Bat, den biöherigen 
Gläubiger noch als ben wirklichen Gläubiger betrachten. Der neue Gläubiger muß daher eine 
von dem Schuldner an den bisherigen Gläubiger bewirkte Leiftumg ſowie jedes andere zwiſchen 
ihnen in Anfehung der Forderung vorgenommene Rechtsgeſchäft gegen ſich gelten laſſen 
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8. 398. Eine Forderung fann von dem Gläubiger durch Vertrag mit einem 
Anderen auf diefen übertragen werden (Mbtretung), Mit dem Abſchluſſe des 
Vertrags tritt der neue Gläubiger an bie Stelle bes bisherigen Gläubigers. 


(88 406—408). Selbſt durd die Kenntnis der Abtretung wird der Schuldner noch nicht vers 
pflihtet, an ben neuen Gläubiger zu leiften oder eine Kündigung oder Mahnung von feiten des⸗ 
felben gegen fi) gelten zu laſſen. Hierzu wird er erft verpflichtet, wenn ihm der bisherige 
Gläubiger die Übertragung ſchriftlich angezeigt hat oder wenn ihm eine von dem biöherigen 
Gläubiger über die Wbtretung oder Über die Unerfennung bes kraft des Geſetzes erfolgten Über⸗ 
ganges der Forderung außgeitellte Urkunde ausgehändigt wird ($ 410). Andererſeits kann ber 
Schuldner, wenn ihm eine Urkunde der gedachten Art vorgelegt oder die Übertragung von bem 
bisherigen ®läubiger angezeigt tft, ſich Hierauf unbedingt verlafen; der bisherige Gläubiger muß 
die angezeigte Abtretung gegen fi} gelten laſſen, auch wenn die Abtretung in Wirklichkeit nicht 
erfolgt oder nicht mwirffam war ($ 409). A 

2. Anordnung des Stoffed. Die 8 398—411 enthalten die Vorichriften über die Über- 
tragung ber Forderung burd Vertrag. Durch den 8 412 werden bie Vorfchriften der 38 399 bis 
404, 406—410 auf die Übertragung ber Forderung kraft des Geſetzes für entipredhend anwendbar 
erflärt. Die Vorfchriften über die Übertragung durch gerichtliche Unordnung find in die CPO. 
verwieſen (f. CPO. 33 835—838, 844, 857, 859, 860). Der 8 398 beftimmt die Zuläſſigkeit 
der Abtretung; bie 88 399, 400 beftimmen bie Ausnahmen von biefer Regel. In den 88 401 bis 
404 werben die Wirkungen der Abtretung beftimmt. Der 8 405 enthält eine Vorſchrift iiber Ber 
Ichräntung ber bem Schuldner gegen den neuen Gläubiger zuftehenden Einwendungen für den 
Sal, daß der Schuldner eine Urkunde iiber die Schuld ausgeftellt Hatte. Die 88 406-408 
enthalten die Vorſchriften, weldhe zuguniten des Schuldners für diejenige Beit gelten, in welcher 
berfelbe feine Kenntnis von der Abtretung hat. Der 3 409 beftimmt bie Wirkungen, welche die 
von dem biöherigen Gläubiger an den Schuldner erfolgende Anzeige der Abtretung oder bie 
Vorlegung einer über bie Abtretung von dem bisherigen Gläubiger ausgeftellten Urkunde hat. 
Der 8 410 beitimmt bie Rechte des Schuldnerd gegenüber bem neuen Gläubiger, folange dem 
Schuldner bie Abtretung don dem bisherigen Gläubiger nicht fchriftlich angezeigt oder eine Urkunde 
über die Ubtretung nicht ausgehändigt iſt. Der 8 411 enthält eine befondere Borfchrift für die 
Abtretung des Dienfteintommens eines Beamten x. Der $ 413 endlich Handelt von ber ent- 
ſprechenden Anwendung der für bie Übertragung einer Forderung geltenden Vorſchriften auf die Über- 
tragung anderer Redte. 

8 38. 
@. 188 293, 294 Mibf. 1, 2; 11 8 342 ren. 8 392; III 8 392. PIE. 1265 ſ. 32871., 1740 f. 
M.IE. 1100. V. N Bd. i 6.3771. D. 6.6281. 

1. Abtretung der Forderung. Der 8 398 bringt das Prinzip zum Ausdrude, daß eine 
Forderung von dem Gläubiger anf einen anderen durch Vertrag mit dieſem übertragen werben 
kann. Die Forderung geht Über mit dem Abſchluſſe des Vertrags. Einer Anzeige an den 
Schuldner bedarf es nit. Durch eine Reihe befonberer Vorſchriften (88406411) wird dafür 
geiorgt, dab der Schuldner durch den mit dem Vertrag erfolgenden Übergang ber orberung 
teinen Schaden leidet. Die Übertragung ber Forderung durch Vertrag bezeichnet das BGB. als 
Abtretung; derjenige, welcher die Forderung abtritt, wird als der bisherige Gläubiger, derjenige, 
an welchen die Abtretung erfolgt, als der neue Gläubiger bezeichnet. Diefe Ausdrucksweiſe wird 
auch in folhen Fällen feftgehalten, in welchen die Abtretung unwirkſam, ein neuer Gläubiger 
alfo in Wirklichkeit gar nicht vorhanden iſt. Mit dem Übergange der Forderung hört der biße 
herige Gläubiger auf Gläubiger zu fein; er kann daher durch Rechtsgeſchäfte, die er im eigenen 
Namen vornimmt, keine alzefjorifchen Rechte, z. B. ein Pfandrecht oder eim Recht aus einer 
Bürgſchaft, für die Forderung erwerben und ebenjowenig durch derartige Handlungen die Vers 
jährung der Forderung unterbrehen (NG. Bd. 52 ©. 181). Died gilt aber nur, wenn wirklich 
die Abtretung der Forderung gewollt tft. Iſt nad) dem übereinfiimmenden Willen beider Teile 
trotz des Gebrauchs des Ausdruds „Beifion oder Abtretung“ nur ein Inkaſſomandat beabfichtigt, 
fo geht die Forderung nicht über, vielmehr verbleibt es bei dem gewollten Rechtsverhälmiſſe 
(RS. Bd. 52 ©. 216); bet einer fidueiae causa erfolgenden Abtretung einer Forderung finden 
die allgemeinen für fiduziariſche Übertragungen von Rechten geltenden Grundfäge Anwendung. 
Die Forderung geht alfo über und der bejondere Zweck, zu welchem die Übertragung erfolgte, 
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dat nur die Wirkung, daß zwiſchen den Vertragſchließenden ein diefem Bmede entfprechendes 
obligatorifches Verhältnis begründet wird (a. A. Stammler ©. 196, der die Abtretung einer 
Forderung fiduciae causa für unzuläffig hält: vgl. auch Schollmeyer, Erl. 2 zu z 398; 
Dernburg II, $ 135IV, die in gewiſſen Fällen der fiduziariichen Wbficht auch eine Wirkung 
gegen Dritte beilegen. 

2. Der Bertrag, durch welden bie Forderung übertragen wird, ift ein abfirakter Vertrag. 
In dem €. I 8294 Abſ. 2 Sag 2 war dies dadurch noch beſonders hervorgehoben, daß bie ent- 
Iprehende Anwendung der Vorichriften des E. I 8 290 Abſ. 2 vorgefchrieben wurde. Bon ber 
zweiten Kommiſſion ift diefe Vorſchrift aus denſelben Gründen geftrichen, aus welchen der Ubf. 2 
des & 290 geftrichen iſt (f. Erl. 1 zu 8 397). Der Mangel oder der Wegfall der causa, aus 
der die Abiretung erfolgt, begründet einen Anſpruch auf Herausgabe der ungerechtfertigten Be— 
reiherung nad) Maßgabe der 88 812ff. Buläffig iſt aber, die causa als Bedingung in ben 
Abtretungsvertrag aufzunehmen. Geſchieht dies, jo beftimmen fi die Wirfungen der Abtretung 
nah den BVorfchriften über bedingte Verträge (88 158ff.). Der bie Übertragung enthaltende 
Bertrag Tann mit dem obligatoriſchen Bertrage, durd; welchen die Verpflichtung zur Übertragung 
begründet wird, verbunden werben. Häufig wird gar nicht hervortreten, daß es fich um zwei ver 
ſchiedene Verträge handelt. Rechtlich ift die Unterſcheidung beider aber immer deshalb von Be- 
deutung, weil auf den abitraften Vertrag ber Abtretung andere Grundfäge Anwendung finden 
wie auf den obligatorifhen Vertrag (f. Bd. I ©. 184 Vorbm. IX 2). 

3. Die Abtretung bedarf Teiner Form. Über befondere Vorſchriften bei Hypotheken⸗ 
forderungen ſ. bie 88 1154, 1159. Für die Übertragung von forderungen aus Schuldver⸗ 
ichreibungen auf den Inhaber, aus Wechſeln oder aus fonftigen inbofjabelen Papieren ergeben 
fi befondere Grundfäge aus der Natur diefer Forderungen. 


4. Die Zuläffigkeit der Abtretung bildet Die Regel. Hervorzuheben tft folgendes: 


a) Abgetreten werben fünnen nicht nur perjönliche Forderungen, fondern auch dingliche 
Anſprüche (vgl. 88 255, 931). 

db) Werden durch ein Rechtsverhältnis verfhiedene Forderungen begründet, 
fo Tann jebe derfelben allein abgetreten werden. Auch ein Teil einer Forderung lann ab 
getreten werben. 

©) Abgetreten werben können auch Forderungen and gegenfeitigen Berträgen, 
ohne daß der neue Gläubiger zugleich die durch den Vertrag begründete Berbindfichleit des 
Schuldners gegen den biöherigen Gläubiger übernimmt (a. A. Stammler ©. 186). Gegen 
die Geltendmadhung der abgetretenen Forderung durch den neuen Gläubiger fteht dem Schuldner 
aber die Einrede des nicht erfüllten Vertrags in berielben Art zu, wie fie ihm gegenüber dem 
bisherigen Gläubiger zuftand. Auch die im 8 321 beittimmte Einrede ſteht dem zur Vor⸗ 
leiftung verpflichteten Schuldner wegen Verſchlechterung der Bermögensverhältnifie des bisherigen 
Gläubigers zu (RG. Bd. 51 ©. 170). 

d) Auch bedingte oder befriftete Forderungen können abgetreten werben. Im 
Falle einer auffciebenden Bedingung entiteht die Forderung zwar erſt mit dem Eintritte der 
Bedingung und kann alfo auch exit in diefem Zeitpunkt auf den nemen Gläubiger übergehen; 
aber die durch die Gebundenheit des Schuldners ſchon vorher begründeten Nechte des Biss 
herigen Glänbigers (f. Erl. zu 88 160, 161) gehen fofort mit der Abtretung auf ben neuen 
Glaubiger über. 

e) Beitritten tft, ob fünftige Forderungen, d. 5. folde Forderungen, deren Entſtehun; 
nur als möglich vorausgejegt wird, abgetreten werben können. Die frage wird zu bejahen 
jein, wenn bie Forderung, welche abgetreten werden foll, genügend beftimmt ift. Eine noch 
nicht beftehende Forderung kann freilich nicht übergehen. Es ift aber nicht abzufehen, weshalb 
ein Abtretungsvertrag nicht follte in der Urt geſchloſſen werden können, dab er exit wirtfam 
werden fol, wenn die Forderung, auf welche er ſich bezieht, eniſteht. Mit ber Entftehung find 
dann die Vorausfegungen gegeben, unter welchen die Forderung übergeht. Das Verhältnis if 
hier ein anderes wie in dem falle, daß eine künftig erft zur Entitehung gelangende Sache über» 
tragen wird. Zur Übertragung einer Sache ift außer der Einigung über den Eigentumsühbergang 
auch die Übergabe der Sache erforderlich. Diefe kann erft erfolgen, wenn die Sache entftanden 
ift und der Übergang des Eigentums Tann alfo nicht fofort mit der Entftehung der Sache, 
fondern erft mit der Übergabe erfolgen. Nur ausnahmsweiſe erfolgt der Erwerb von Ers 
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zeugniſſen einer Sache, beren Befig einem anberen überlaflen ift, am biefen nad) 8 956 fon 
mit der Trennung der Erzeugniſſe von ber Sache. Anders aber liegt bie Sadje bei Forderungen. 
Bei ihnen genügt der Abtretungsvertrag zur Übertragung der Forderung. Diefer liegt vor, 
wem die Forderung entiteht; fie entfteht zwar in ber Perſon des bisherigen Gläubiger 
(a. 4. von Thur in DIE. 1904 ©. 426ff.), aber geht fofort auf den neuen Gläubiger über. 
Auch die Analogie des $ 485, nach welchem die Übertragung einer Forderung von feiten 
eines Nichtbereditigten wirfam wird, wenn der Übertragende Die Forderung erwirbt, ſpricht fiir 
die — und Wirkſambkeit der er tünftiger Forderungen. Hierfiir hat fi) auch 
die Vraxis entichieden (Mipr. Bd. 4 ©. 213f.; RG. Bd. 55 ©. 334; RG. in DIE. 1904 ©. 744; 
RS. in ZW. 1903 Beil. ©. 124; a. A. Strauß in DIE. 1903 ©. 342; Eccius in DIE. 1904 
©. 54; Eccius in Gruch. Bd. 48 ©. 465; Windſcheid-Kipp II 8 335 Zuf. 1e). Aus 
der Zuläffigteit der Abtretung zukünftiger Forderungen ergibt fich insbefondere, daß die im 
einen Verfiherungsvertrage getroffene Vereinbarung, nad) welcher die dem Berficherten demnächſt 
gegen Dritte erwachſenden Anſprüche auf Erjag eines von ihnen zugefügten Schadens auf den 
BVerficherer übergehen follen, gültig iſt. Iſt eine künftige Forderung mehrmals abgetreten, fo 
geht die Forderung mit ihrer Entftehung auf denjenigen über, welchem zuerſt abgetreten ift 
(j. 8. I ©. 325 Erl. 6 zu 8 185). Die Zuläffigkeit einer Bilrgichaft fowie der Beftellung 
einer Hypothel oder eines Pfandrechts für eine künftige Forderung ift in den 88 765, 1113, 1204 
anerfannt. Unzuläffig ift die Abtretung fümtlicher Forderungen, welche dem Abtretenden Tünftig 
erwachfen werben, meil hierin eine gegen bie guten Sitten verftoßende Beſchränkung ber wirt- 
ſchaftlichen Freiheit des Abtretenden liegen würde (8 138; vgl. aud) $ 310). 

Nah RG. in DIZ. 1904 ©. 696 folgt übrigend aus der Zeffibilität einer künftigen 
Sorderung nicht ohne weiteres die Auläffigkeit der Pfändung einer foldhen Forderung, weil hier 
die Forderungen der CPO. eingreifen. Die Pfändung ift vielmehr nur dann zuläffig, wenn 
für fie in einem Vertragsverhältniffe zwijchen dem Schuldner und dem Drittichuldner eine aus- 
reichende rechtliche Grundlage gegeben ift. 

N) Bweifelgaft ift, ob die Forderung aus fog. Naturalobligationen abgetreten 
werden können. Buläffig ift wohl jedenfalls die Abtretung einer Forderung, wenn ihr die Einrede 
der Verjährung entgegenſteht. Das zur Befriedigung einer folchen Forderung an den neuen 
Gläubiger Geleiftete kann nicht zurldgefordert werden (8 222 Abf. 2). Dasfelbe dürfte aber 
aud) gelten bei anderen Forderungen, welche nicht klagbar, aber erfüllbar find (88 518 Abf. 2, 
762; Windſcheid-Kipp IS 335 Zuf. zu 1e; Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 398). 

8) Auch akzeſſoriſche Forderungsrechte können übertragen werden, foweit nicht ber 
8 399 (f. Erl. 1 zu $ 399) oder die für einzelne Rechte gegebenen bejonderen Vorſchriften ent 
gegenftegen (M. II ©. 121; a. W. Dertmann, Erl. 2b zu 8 399). Dies gilt insbefondere 
für die Forderung von vertragamäßigen oder gejegmäßigen Binfen. Auch die Forderung auf 
eine Bertragsftrafe kann abgetreten werben, mag diefe bereits verwirkt fein oder nit. Im 
Falle des $ 340 ift die Ubtretung des Mechtes auf die Vertragsftrafe aber nur dann zuläffig, 
wenn aud) die Forderung auf Erfüllung abgetreten wird, weil es ſich Hierbei um eine facultas 
alternativa des Gläubigerd Handelt. Der Feſtſtellungsanſpruch ift nicht übertragbar, weil er 
fein materieller, fondern ein prozefinalifcher Anſpruch ift (Mipr. Bd. 8 ©. 46). 

h) Die Zuläffigteit der Abtretung vehtshängiger Forderungen ergibt fi aus 
CPO. 38 265, 325. Über die prozeſſualiſchen Folgen einer folchen Abtretung, auf deren Ex» 
örterung bier nicht näher eingegangen werben kann, |. Lippmann, in Iherings Jahrb. 
Bd. 45 ©. 391ff. 

1) Nicht Übertragen werben können die in den 88 399, 400 bezeichneten Forderungen 
(j. Erl. zu 88 399, 400). Dazu kommt eine Reihe befonderer Borjcriften, durch welche bie 
Abtretung einzelner Forderungen befchräntt wird, fo 3. B. in den 88 613 Gap 2, 664 Abi. 2, 
717 Sag 1 (vgl. hierzu RG. Bd. 52 ©. 35, wonad; ber Anuſpruch ber Geſellſchafter auf 
Rechnungslegung behufs Ermittelung des Gewinnanteils und desjenigen, was dem Geſellſchafter 
bei der Uuseinanderfegung zufommt und zwar felbft nach Auflöſung der Geſellſchaft nicht ab⸗ 
getreten werben Tann), 847, 1310, 1427, 1585, 1623, EG. Art. 81. Auch in verſchiedenen 
Reichsſpezialgeſetzen finden fi Vorſchriften, durch welche die Abtretung befchränkt wird, fo z. B. 
in der GewO. $ 1158, in dem Gef. v. 21. Juni 1869 8 2, in dem Reichsbeamtengeſetze 
8 6, in dem Reichsmilitärgeſetz 8 45, ferner in den Gefegen betr. die Kranken-, Unfall, Alters- 
und Invaliditätsverfiherung und in dem Gejeg über die eingefchriebenen Hilfskaſſen. 
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$. 399. Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, wenn die Leiftung 
an einen anderen al3 den urjprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres 
Inhalts erfolgen kann oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung mit dem 


Schuldner ausgefchloffen ift. 


8 39. 
@.158 295; II 8 343 vew. 8 398; III 8 393. P. 16. 1276 .: 9.1 6.121. P.II Be. 1 6.384, 
D». 6.629. 88. 6. 1966. 6tB. 6. 2777. 

1. Ungnläffigfeit ber Abtretung einer Forderung, wenn die Beiftung an einen anderen 
ala den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen Tann. 
Wird ein Schuldner verpflichtet, an einen anderen als den uripränglichen Gläubiger zu letiten, 
fo ändert fi) dadurch firenge genommen tmmer der Inhalt feiner Verpflichtung; denn die 
Leiſtung an B ift nicht dieſelbe Leiftung wie die Leiftung an A. In diefem Einne ift die 
Borichrift de 8 399, daß eine Forderung nicht abgetreten werden kann, wenn die Keiftung an 
einen anderen als den uriprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen 
Tann, nicht zu verftehen. Die Regel, daß jebe Forderung abgetreten werden kann, Hat eben ben 
Sinn, daß die Perfon des Gläubigers für ſich allein eine fo wefentliche Bedeutung hat, daß 
eine Anderung in diefer Beziehung als eine Änderung des Inhalts der Leiftung zu betrachten 
wäre. Es müflen alfo noch andere Umftände Binzutreten, auß denen im einzelnen alle ſich 
ergibt, daß die Änderung in der Berfon des Gläubigers eine Änderung des Inhalts der Leiftung 
zur Folge hat. Solche Umflände können insbefondere in der Natur der Leiftung liegen. Die 
Leiftung von Gelb Hat regelmäßig benfelben Inhalt, mag fie an A ober an B erfolgen. Die 
Leiftung von Dienften hat dagegen regelmäßig einen anderen Inhalt, je nachdem fie an den 
Einen oder an den Anderen erfolgt. Dies wird in dem $ 613 Sag 2 ausdrüdiih anerkannt. 
Handelt es ſich indefien um Dienfte, bei welchen es nad) der Verkehräfitte für den Schuldner 
gleichgüftig iſt, an wen fie geleiitet werben, fo ift der Anſpruch auf fie, foferm nicht aus ben 
Umständen ein anderes erhellt, übertragbar. Dasſelbe gilt von ber Forderung auf Erfüllung 
eines Auftrags (& 664 Abf. 2) und von dem Anſpruch auf Gewährung des Unterhalts. Auch 
der Anfpruch auf Bejtellung eines Nießbrauchs oder einer beſchränkten perjönlichen Dienftbarkeit 
iſt, weil der Inhalt der danach zu bewirtenden Leiftung je nahdem fie an den Einen oder an 
den Anbern erfolgt, ein verfchiedener ift, unübertragbar. Dasſelbe gilt von dem Anſpruch auf 
Abſchluß eines obligatorischen Vertrags aus einem pactum de contrahendo insbefondere von 
dem Aniprud aus dem pactum de mutuo dando auf Gewährung des Darlehens (vgl. 8 610). 
Der Anfpruc auf Auszahlung der Baluta ift dann fibertragbar, wenn buch die Auszahlung 
derfelben am ben neuen Gläubiger der Darlehensvertrag mit dem bisherigen Gläubiger zu 
Stande kommt (EnneccerussLebmannI$ 222 III1; a. A. Dertmann, Erl. 1a zu 8 399). 

Im €.1 8295 war noch befonders hervorgehoben, daß unzuläffig fei auch die Abtretung 
einer Forderung, welche von einer nicht übertragbaren Eigenſchaft des Gläubigers abhänge. Ge—⸗ 
dacht war dabei an folde Forderungen, welche den Mitgliedern einer Körperfchaft, eines Vereins ıc. 
als ſolchen zuftehen. Bon der zwetien Kommiffion tft diefe Vorſchrift geftrichen, weil man an= 
nahm, daß ſich diefelbe aus der Beftimmung des $ 399 von felbft ergebe. Dies iſt richtig und man 
tann den Sa dahin verallgemeinern, daß eine Forderung in allen den Fällen nicht übertragbar 
ift, in welchen die Leiftung ein befonderes Verhältnis in ber Perſon des Gläubiger vorausſetzt. 
Iſt diefes Verhältnis aber ſelbſt übertragbar, fo kann mit der Übertragung des Werhältnifjes 
aud die Forderung übertragen werden. So kann eine Hhpothel, ein Pfandrecht, eine Bürgſchaft 
nicht ohne die Forderung, zu deren Gunjten diefe Rechte beftellt find, übertragen werben, ein 
Anjehtungsanfprud nicht ohne die Forderung, zu deren Sicherung ber Anfechtungsanfpruch dient, 
der Anfprudy anf. Rechnungslegung, auf Austunftserteilung und auf Leiftung des Offenbarungs- 
eids nicht ohne das Rechtsverhältnis, für deſſen Zwecke diefe Anfprüche beftimmt find. Mit der 
Übertragung eined gewerblichen Geichäfts, zu defien Gunften ein beſchränktes Konkurrenzverbot 
befteht, ann auch der Anſpruch aus diefem Konkurrenzverbot übertragen werden (RG. in Seuff. 
Q. 8.56 ©. 227). Der Eigentümer eines Grundftilds kann den Anfpruch auf Beftellung einer 
Grundbdienftbarleit zugunften dieſes Grundſtücks nur abtreten an denjenigen, welcher Eigentümer 
dieſes Grundftüds geworben ift; ebenfo kann der Anſpruch auf Lieferung auf Gas oder Elektrizität 
für beſtimmte Räume nur an einen Beſiter biefer Räume abgetreten werden (Mipr. Bd. 6 
©. 132). 
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8. 400. Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, ſoweit fie der 
Pfändung nicht unterworfen ift. 


Durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner Tann eine Sorberung, welche 
auf Grund ber hier fraglichen Vorſchrift des 8 399 nicht abtretbar ift, im eine abtretbare ver⸗ 
wanbelt werden, wenn der Inhalt ber Leiftung dahin geändert wird, daß diefe aud) an einen 
anderen als den urſprünglichen Gläubiger erfolgen kann. Inſofern dürfte es nicht richtig 
fein, wenn Schollmeyer, Exl. 31 zu 8 399 die Hier fragliche Vorſchrift ald eine zwingende 
bezeichnet. Nur mo das Gefe bie Unübertragbarleit befonders vorſchreibt, wie 3. B. in betreff der 
Übertragung der Hypothek ohne bie Forderung, ift für eine vertragsmäßige Anderung ten Raum. 

2. Unzuläffigleit der Abtretung im Falle einer darauf gerichteten Bereinbarung. Im 
E. 18 295 Abf. 2 war beftimmt, daß die Übertragbarkeit einer Forderung durch Rechtsgeſchäft 
mit Wirkung gegen Dritte nicht ausgefchlofien werben fünne. Auf Grund eines Beſchluſſes der 
zweiten Kommiffion ift dagegen im 8'399 beftimmt, daß eine Forderung nicht abgetreten werben 
ann, wenn die Wbtretung durch Vereinbarung mit bem Schuldner ausgefchloffen ift. Als Regel 
wird zwar anerfannt, dab die Perſon des Gläubigers für den Inhalt der Leiftung nicht wejent- 
lich it. Eine abweichende Beitimmung in diefer Beziehung zu treffen, foll den Parteien aber 
nit benommen werben. Die Vereinbarung kann fowohl bei der Begründung des Schuldver- 
haltniſſes als auch fpäter getxoffen und durch Vertrag wieder aufgehoben werben. Über eine 
zum Schutze des guten Glaubens eines Zeſſionars getroffene Borichrift ſ. 3 405. 

8. Wirkung des Wbtretungsnerbots bed $ 399. Iſt eine Forderung entgegen ben Bor- 
fchriften des 8 399 abgetreten, jo kann der neue Gläubiger die Leiftung nicht von dem Schuldner 
fordern. Die Abtretung ift aber nicht völlig nichtig. Die Vorſchriften des 8 399 find im 
Intereſſe des Schuldner® getroffen. Genehmigt diefer eine nach 8 399 unzuläffige Abtretung, 
fo wird fie wirffam. Eine Genehmigung liegt audy darin, daß der Schuldner die geſchuldete 
Leiftung an den neuen Gläubiger bewirkt. Der bisherige Gläubiger kann fich nicht auf die Vor⸗ 
ſchrift des 8 399 berufen, weil er durch die Abtretung der Forderung zu erkennen gegeben hat, 
daß er bie an den neuen Gläubiger erfolgte Letitung fo wirken laſſen wolle, wie wenn fie an 
ihn felbft erfolgt wäre (Rehbein, Erl. 13 zu 88 398—413). Dies alles gilt indeflen nur, wenn 
die Unzuläffigleit der Abtretung Iebiglih auf den tm Jutereſſe des Schuldners getroffenen Bor» 
ſchriften beruht, nicht aber, wenn fie durch befondere tm Öffentlichen Intereſſe gegebene Borjchriften 
(vgl. insbefondere $ 400) beftimmt if. In Fällen diefer Art ift die Abtretung nichtig. 

4, Prozeſſualiſche Vorſchriften. Die Bebenten, welche gegen bie Vorſchriften des 8 399, 
inöbefondere daraus abgeleitet werben können, daß dur den vertragsmäßigen Ausſchluß der 
Abtretung den Gläubigern eines @läubigerd ein Objekt entzogen werben könne, aus dem fie 
fonft ihre Befriedigung fuchen tönnten, werden buch die Vorichrift der CPO. 8 851 befeitigt, 
nad; welcher eine nad) 8 399 BGB. nit Übertragbare Forderung infoweit gepfändet und über- 
wiejen werben kann, als der gepfändete Gegenftand der Pfändung unterworfen iſt. 

5. Nach 8 412 finden die Vorſchriften des 8 399 auch auf die Übertragung einer Forderung 
kraft Geſetzes entiprechende Unmenbung. Soweit eine Forderung nicht abgetreten werben kann, 
findet daher auch der Übergang der Forderung kraft Geſehes micht flatt. 


:8 400. 
@. 18 296 Sf. 15 II 8 344 ven. 8 394; III 8 394. 9.16.1280. 110041. A. 6. 1281. 
918.1 6.3841. 2. 6.629. 

1. Die Vorfchrift des 8 400, nad) welcher eine Forderung infoweit nicht abgetreten werden 
Yaun, als fie der Pfändung nicht unterliegt, entipricht dem 8 394 und beruht auf ähnlichen 
Gründen. Über die der Pfändung nicht unterliegenden Forderungen f. Erl. 1 zu 8 394; CPO. 
88 850-852. Da die Unzuläffigkeit ber Abtretung in den Fällen des 5 400 hanpifächlich im 
Interefje des Gläubigers und im Öffentlichen Jutereſſe beftimmt tft, jo ift eime ber Vorſchrift 
des 8 400 zumwiderlaufende Abtretung nichtig. 

Die im €. 18 296 Abf. 2 noch enthaltene Vorſchrift, daß eine nicht übertragbare Forderung 
der Pfändung nicht unterliege, ift in die CPO. 8 851 Abf. 1 verwieſen. 

2. Nach 8 412 findet die Vorſchrift des 8 400 auch auf bie Übertragung einer Forderung 
kraft Geſetzes entiprehende Anwendung. Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen. 
ift, findet daher auch der Übergang ber Forderung kraft Geſetzes nicht ftatt. 
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$. 401. Mit der abgetretenen Forderung gehen die Hypothefen oder Pfand» 
rechte, die für fie beftehen, jowie die Rechte aus einer für fie bejtellten Bürgfchaft 
auf den neuen Gläubiger über. 

Ein mit der Forderung für den Fall. der Swangsvollitredung ober des Kon⸗ 
kurſes verbundenes Vorzugsrecht kann auch der neue Gläubiger geltend machen. 


8 401. 
@,1 8 297; II 8 345 res. 8 395; III 8 395. 9.16.1283 f., 5658; M. U E. 124. P. U Bd. l ©. 3851.; 
8.3 6.751. 


1. Übergang der für die Forderung beftellten Hypotheken, Pfandrechte, Rechte aus einer 
Bürgiheft und ſonſtiger Rebenrechte anf den neuen Gläubiger. Der 8 401 Ubf. 1 zieht eine 
Konfequenz aus ber Natur der für eine Forderung beftehenden Hypotheken, Pfandrechte und 
Bürgichaften. Die Vorſchrift ift nur eine dispofitive Für Hypotheken ſchreibt indefien ber 
& 1153 Abſ. 2 vor, daß die Forderung nicht ohne die Hypothek Übertragen werden kann. Eine 
Ausnahme hiervon beftimmt der 3 1190 Abſ. 4 für eine Sicherungshypothek der dort bezeichneten 
Art; biefe geht nicht über, wenn bie Sorberung, für welche fie beftellt tft, nach dem für die 
Übertragung von Forderungen geltenden allgemeinen Vorſchriften übertragen wird. Nach $ 1250 
Abſ. 2 erliicht das Pfandrecht, wenn der Übergang beöfelben bei der Übertragung der Forderung 
ausgeſchloſſen wird (vgl. auch 8 1273 Abf. 2). 

Der €. I 8 297 Sag 2 fprach allgemein von ben zur Verftärtung ber Forderung bienen- 
den Nebenrechten. Bon der zweiten Kommiffion wurde dieſe allgemeine Faſſung für bedenklich 
gehalten, weil unter Nebenrechten bex bezeichneten Art auch ſolche verftanden werden könnten, auf 
welche die Vorſchrift nicht pafie, z. B. das kaufmänniſche Burüdhehaltungsreht (HGB. 3 369). 
Dusch die Beſchränkung der Vorſchrift auf Hypotheken, Pfandrechte und die Rechte aus Bürg- 
ſchaften wird indeſſen die entfprechende Anwendung ber Vorfchrift auf andere zur Verftärkung 
einer Forderung dienenden Nebenrechte, welche eine jenen Rechten entiprechende Natur haben, 
nicht ausgeſchloſſen. Ein nad Maßgabe des 8 273 zuftehendes Burüdbehaltungsredt kann mur 
in Stage fommen, wenn zugleich mit der Abtretung der Forderung eine Schulbübernahne in 
beireff derjenigen Verbindlichkeit erfolgt, deren Erfüllung auf Grund der Forderung verweigert 
werden fan. Cine entſprechende Anwendung der fraglichen Vorſchrift wird aber z. B. in beitreff 
ber Rechte aus einer Vormerkung geboten fein, welche zur Sicherung eines Anſpruchs einges 
tragen ift (88 883 ff). Mit der Übertragung des durch die Vormerkung geficherten Anſpruchs 
muß auch das Recht aus der Vormerkung übergehen, fofern nicht das Gegenteil beftimmt ift. 
Wird der Übergang ausgeſchloſſen, fo erlticht das Recht aus der Vormerkung. Eine entiprechende 
Anwendung wird fich ferner rechtfertigen in betreff eined Pfandrechtstitels, welcher dem früheren 
Gläubiger in bezug auf bie Forderung zufteht (f. 3. B. 8 648) fowie eines Rechtes auf Sicherheitd« 
leiftung wegen ber Forderung. 

Die Vorſchrift des 8 401 Abſ. 1 bezieht fich nicht auf die Frage, ob mit der Abtretung 
einer Forderung aud; die Nebenforderungen aus Zinſen, Koften ꝛtc. mit abgetreten find. Die 
Entjeidung dieſer Frage ift Sache der Auslegung bed betreffenden Rechtsgeſchäfts. Künftig 
fällig werdende Binfen werden regelmäßig al3 mitabgetreten anzufehen fein. Im betreff der für 
die Vergangenheit zu entrichtenden Binfen wird dies im Zweifel mur für die gefeplichen Binjen 
anzunehmen fein, während in betrefi der vertragsmäßigen Binfen im Zweifel daß Gegenteil ans 
zunehmen fein wird. 

Durch die Vereinbarung einer Vertragsſtrafe erhält das Echulbverhältnis eine befondere 
Geftalt. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Vertragsſtrafe bildet einen Beftandteil des Schuld⸗ 
verhältnifjes. Mit der Abtretung der Hauptforderung geht daher auch der Anfprudh aus der 
Bereinbarung über die Strafe auf den neuen Gläubiger über, mag dieſe bereits verwirft fein 
oder nicht (a. A. wie es ſcheint Dernburg Il 8 138 112; EnneccerussLehmann I 
$ 223 UI). In dem Falle des 8 341 bildet indefien ber Anfpruch auf die bereits verwirkte 
Strafe einen jelbftändigen Nebenanſpruch. Ob mit der Hauptforderung auch diefer Anſpruch als 
mitabgetreten anzujehen ift, Hängt vom dem Juhalt und der Auslegung bes Vertrags über die 
Abtretung ab. 

Nah RE. Bd. 54 ©. 111 liegt in der Abtretung der Forderung nicht von felbft bie Ab⸗ 
tretung des Anſpruchs auf Herausgabe des Hypothekenbriefs, kann aber unter Berüdfichtigung 
des 5 133 durch Auslegung der Abtretungsurtunde als beabfichtigt angenommen werben müſſen. 
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8. 402. Der bisherige Gläubiger ift verpflichtet, dem neuen Gläubiger die 
zur Geltendmachung der Forderung nöthige Auskunft zu ertheilen und ihm Die 
zum Beweife der Forderung dienenden Urkunden, joweit fie ſich in feinem Beige 
befinden, auszuliefern. 


2. Übergang der mit ber Forderung verbundenen Vorzugsrechte. Der 401 entſcheidet 
die in dem bisherigen Rechte nicht unbeftrittene Frage fiber die rechtliche Ratur-der jog. privilegia 
exigendi. Borausfegung ift, dab das Vorzugsrecht mit der Forderung für den Fall der Zwangs- 
vollftredung oder des Konkurſes verbunden tft (f. KO. 88 61, 62). Ein dem Gläubiger nur 
für feine Perſon zufiehendes Vorzugsrecht befteht nach dem BGB., nach der KO. und nad) der 
CPO. nicht, fofern man dahin nicht etwa das einer Partei erteilte Armeurecht oder die Freiheit 
des Fiskus von den Gerichtäfoften rechnen will. Derartige Rechte können im alle der Ub- 
tretung ber Forderung von dem neuen Gläubiger nicht ausgeübt werben; das gleiche gilt, ſoweit 
Rechte diefer Art auf Grund befonderer Geſetze beftehen follten. Ob der neue Gläubiger ein ihm 
für feine Berfon zuftehendes Vorzugsrecht diefer Art in betreff der an ihn abgetretenen Forderung 
geltend maden kann, hängt von dem Inhalte der betreffenden gefeglichen Vorſchrift ab. 

3. Nach 8 412 findet die Vorſchrift des $ 401 auch auf die Übertragung einer Forderung 
kraft Gefeged entiprechende Anwendung. Im Falle einer ſolchen Übertragung gehen daher die 
im $ 401 bezeichneten Rechte auf den neuen Gläubiger über. 

Das gleihe gilt im Zalle der gerichtlichen überweiſung einer Zorberung, foweit fich 
nicht aus den Vorſchriften der EVD. eine Abweichung ergibt (f. CPO. 88 830, 836—838). 


8 402. 
@.18 301; II 9 346 Eat 1 ces. 8 396; III 8 396. P.1 6. 12981.; m. IT €. 128. B.II We. 1 €. 381. 

1. Berpflichtung des bisherigen Gläubigers zur Erteilung von Auskunft und Auslieferung 
von Beweisurkunden an den neuen Gläubiger. Die in dem 8 402 beftimmte Verpflichtung 
de3 bisherigen Gläubigers wird durch die Abtretung felbft, nit durch den ihr etwa zugrumde 
liegenden obligatorifchen Vertrag, begründet. 

a) Die Verpfliätung zur Erteilung von Auskunft bezieht fi auf alle für die 
Forderung erheblichen Verhältnifje. In Betracht kommt insbefondere Ort und Zeit der Leiftung, 
etwaige Einteden gegen die Forderung und bie dagegen zufiehenden Repliken, Angabe von 
Beweismitteln 2c. 

b) Unter den auszultefernden Beweisurtunden ift nicht bloß der über die Forderung 
ausgeſtellte Schuldfchein zu verfiehen; an diefem erwirbt der neue Gläubiger durch die Abtretung 
nach 8 952 das Eigentum; es kommen vielmehr alle für den Beweis erheblichen Urkunden, 
insbefondere Briefe und Telegramme, die fi auf bie Forderung beziehen, in Betracht. 

6) Unter der Auslieferung der Beweisurkunden ift nit mur die Überlaffung des 
Befiges zu verftehen, vielmehr ift ber bisherige Gläubiger verpflichtet, dem neuen Gläubiger, ſoweit 
dieſer nicht ſchon kraft des Gefeges Eigentümer wird (8 952), diejenigen Rechte an den Urkunden 
zu übertragen, die er felbft an den Urkunden Hat. Ber Ausdrud „ausliefern“ läßt zwar eine 
engere Deutung zu; bie Vorſchriften über Zubehör, aus denen Rehbein, Erl. 18 zu 88 398—413, 
die bier fragliche Verpflichtung ableitet, können auch feine direkte Anwendung finden, weil nach 
8 97 nur Sachen Zubehör haben können; aus dem Weſen des Gläubigerrechts ift aber unter 
entiprechender Anwendung ber für daS Bubehör geltenden Borfchriften zu folgern, daß durd bie 
Übertragung des Gläubigerrehts auch die Verpflichtung übernommen ift, die dem bisherigen 
Gläubiger an den Beweisurkunden zuftehenden Rechte zu übertragen (a. A. Schollmeyer, 
Erl. 2b zu 8 402). 

d) Nur fomweit die Beweisurkunden fi im Befige des bisherigen Gläubigers befinden, tft 
diefer zur Auslieferung verpflichtet. Unter dem Beſiß ift auch der mittelbare Befig mitzuver⸗ 
ſtehen ($ 868). Der biöherige Gläubiger ift biefen dem neuen Gläubiger zu übertragen vers 
pflitet (a. A. Schollmeyer, Erl. 2b zu $ 402, der bem bisherigen Gläubiger erit dann, 
wenn er den unmittelbaren Beſitz erlangt, zur Übertragung besjelben verpflichtet erachtet. 

e) Iſt nur ein Teil der Forderung abgetreten, fo fragt es fich, ob und in welcher 
Art fih in folhem Falle die Verpflichtung des bisherigen Gläubigers zur Wuslieferung der 
Beweisurfunden modifiziert. Die Frage ift beftritten. Nach der einen Anficht fol auch in diefem 
alle der bisherige Gläubiger zur Auslieferung der Beweisurkunden verpflichtet fein, ſoweit nicht 
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%. 403. Der bisherige Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf Verlangen 
eine öffentlich beglaubigte Urkunde über die Abtretung auszuftellen. Die Koften 
Bat der neue Gläubiger zu tragen und vorzufchießen. 


vertragsmäßig ein anberes vereinbart iſt (Schollmeyer, Exl. 3 zu 8 402; Rehbein, Erl. 18 
zu 85 398413). Nach einer anderen Anficht tft der bisherige Gläubiger nur verpflichtet, dem 
nenen Gläubiger eine beglaubigte Abſchrift der Beweisurkunden zu Itefern (Bernburg II 
8142 11; Oertmann, Erl. 2b zu 3 402). Nach einer dritien Anficht ift der bisherige Gläubiger 
zwar verpflichtet, die Beweisurkunden felbit dem neuen Gläubiger auszuliefern, fofern nicht etwa 
ein beglaubigter Auszug genügt, jedoch nur gegen die Verpflichtung des neuen Gläubigers, nad 
gemachtem Gebrauche die Urkunden zurückzugeben. Für Hhpothelenbriefe ergeben die $8 1145, 
1152, daß umd im welcher Art ſich bei einem nur teilweifen Übergange der Hypothek die Vers 
pfichtung zur Auslteferung des Hypothekenbriefs modifiziert. In dem alle des 8 444 beſchränkt 
fih die Verpflichtung zur Auslieferung der Urkunde nah Sag 2 auf bie Berpflihtung zur Ge 

" währung eines beglaubigten Auszugs. Die erſtgedachten Borfchriften eignen ſich wegen ihres 
befonderen Inhalts zu einer entiprechenden Anwendung auf den hier fraglichen Fall nicht. Auch 
die entfprechende Anwendung des 3 444 Sag 2 auf ben hier fraglichen Fall dürfte bei der Ber» 
ſchiedenheit der Rechtslage und dem Wortlaute bes $ 402 gegenliber bedenklich fein. Den bis⸗ 
herigen Gläubiger in dem Bier fraglichen Falle nur zur Einräumung des Mitbeſitzes verpflichtet 
anzufehen (jo die bisherige Auflage), läßt ſich ebenfalls mit dem Wortlaute des 8 402 ſchwer 
vereinigen und führt zu einem praftifch wenig brauchbaren Ergebnifie. Dem Bwede des 8 402 
und ber Natur des bier fraglichen Verhäftnifies ſowie der Rüdfiht auf Treu und Glauben 
bürfte e8 am meiften entiprechen, bie Verpflichtung des bißherigen Gläubigers zivar, foweit fie 
anf Übertragung ber dem Gläubiger an den Beweisurkunden zuftehenden Rechte geht, dahin zu 
beichränten, daß er den Gläubiger zum Mitberechtigten macht (mie ja auch nad $ 952 der neue 
Gläubiger in dem bier fraglihen Falle nur DMiteigentümer des Schuldſcheins wird), die Ver⸗ 
pflichtung zur Überlajjung des Beſitzes der Beweisurkunden aber infoweit beftehen zu laſſen, als 
der nene Öläubiger fie zur Geltendmachung feiner Rechte bedarf. Soweit diefe Borausfegung 
nit zutrifft folgt aus der Gemeinſchaftlichkeit des Rechtes an dem Urkunden auch deren gemein- 
ſchaftlicher Befig. 

N Überträgt der neue Gläubiger bie Forderung an einen Dritten, fo hat diejer 
Dritte die im $ 402 bezeichneten Rechte nur gegenüber demjenigen, weicher ihm die Forderung 
abgetreten Bat, nicht gegen den uriprünglidien Gläubiger; denn nur bie Abtretung ift es, durch 
welche die hier fraglichen Verpflichtungen begründet werden (a. X. Scholimeyer, Erl. 4 zu 8 402; 
Dernburg II 8 142 I1; Rehbein, Exl. 18 zu 88 398—413). 

2. Die Vorfchriften des 8 402 finden nad) 8 412 auch auf bie Übertragung der Forderung 
Iraft Geſetzes Anwendung. Entſprechende Vorjchriften gelten nah CPO. 8 836 Abf. 3 auch für 
die Überweifung der Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung. 

3. Die im €. I SS 298—300 gegebenen Vorſchriften über Gewährleiftung beftimmen 
nicht Folgen der Abtretung, ſondern des berfelben zugrunde liegenden obligatoriihen Verhält- 
nifjes. Die ſich hierauf beziehenden Beftimmungen find von dem BGB. in ben Abſchnitt über 
den Kauf (88 437, 438, 445) vermwielen. 

8 408. 
@.1 8 302; II 8 364 Eau 2 ze. 8 397; III 8 397. 9.16. 1208 q.3 M.lI 6.128. PT Be. 1 6.387. 

1. Auch die durch den 8 403 beftimmte Verpflichtung des bisherigen Gläubigers, dem neuen 
Gläubiger auf defien Verlangen eine öffentlih beglaubigte Urkumbe über die Abtretung auszn- 
ſtellen, beruht auf der Abtretung jelbft, nicht auf dem zugrunde liegenden obligatoriihen Ber- 
Hältnie. Im Falle der Übertragung einer Forderung kraft des Geſetzes findet nad) 3412 
der 8403 in der Art entiprechende Anwendung, daß der biöherige Gläubiger eine öffentlich 
beglaubigte Urkunde darüber auszuftellen hat, daß er die kraft des Geſetzes erfolgte Übertragung 
anerfenne. Im alle der gerichtlichen Uberweilung findet der $ 403 feine Anwendung. Der 
Überweifungsbefhluß erfegt die Urkunde. 

2. Über öffentliche Beglaubigung ſ. Bb. I ©. 232f., Exl. zu 8 129. 

8. Aus der Berpflitung des nenen Gläubiger, die Koften vorruſchießen, folgt, daß, 
fofange dies nicht geſchehen tft, der bisherige Gläubiger mit der Erfüllung feiner Verpflichtung, 
die Urkunde auszuftellen, nicht in Verzug kommt. 
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8. 404. Der Schuldner kann dem neuen Gläubiger die Einwendungen ent⸗ 
gegenjegen, die zur Zeit der Abtretung der Forderung gegen den bisherigen Gläubiger 
begründet waren. 


8 40. 
©. 18 302; 11 8 347 ven. 8 296; II 8 398. ©.I 6. 13501. MEI G. 128. P.IIBE.1 6.3871. 


1. Recht des Schuldners, die dem biöherigen Gläubiger gegenüber begründeten Ein- 
wendungen dem nenen Gläubiger entgegenzuſetzen. Die Borfchrift des 8 404 beruht auf einem 
Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion. Der E. I ftand fahli auf demfelben Standpunkte. Die 
Aufnahme einer entfprechenden Vorſchrift war aber abgelehnt, weil fie ſich einerſeits indirekt aus 
der im E. 18 302 enthaltenen Beftimmung (f. Erl. 2) ergebe und weil ſich andererſeits nicht leicht 
eine Fafiung finden lafle, welche nicht zu bedenklichen Mißverftändnifien führen fünme In 
legterer Beziehung war insbefondere daran gedadit, daß die Beſchränkung des Schuldners auf 
diejenigen Einwendimgen, welche demfelben zur Zeit ber Abtretung gegen den bisherigen Gläubiger 
zuſtanden, die Deutung zulafie, daß alle Einwendungen ausgeichlofien feien, welche auf Tatſachen 
beruhen, die erft nach der Abtretung eingetreten feien. Dies fei aber nicht richtig. Der Schuldner 
müffe 3. B. dem neuen Gläubiger auch die Einwendung entgegenfegen können, dab eine aufs 
löſende Bedingung, unter welcher die Forderung geftanden habe, nad) ber Abtretung einge 
treten oder daß die dem Schuldner als Gegenleiſtung gegen feine Verpflichtung verſprochene 
Sache nad der Abtretung entwährt ſei. Sachlich war die zweite Kommiffion damit einver— 
ftanden, daß Einwendungen ber gedachten Art dem neuen Gläubiger entgegengefeßt werden 
können; fie glaubte aber, daß aus der Faſſung des 3 404 ein Miverftändnis der gedachten 
Art nicht zu beforgen fe. Die Vorichrift des 8 404 muß hiernad dahin ausgelegt werden, 
daß dem Schuldner gegen den neuen Gläubiger alle Einwendungen zuftehen, welche ihren Grund 
in dem Schuldverhältnifie, wie ſolches zur Zeit der Abtretung beftand, haben, mögen auch die 
Tatſachen, infolge deren der in dem Schuldverhäftnifie liegende Rechtsgrund dev Einwendung 
wirkſam wird, erft nad) der Abtretung eingetreten fein. Hieraus ergibt fi die Enticheidung 
der oben angeführten beiden Füälle in dem dort bezeichneten Sinne. Hieraus ergibt ſich 3. B. 
ferner, daß bei der Abtretung der Forderung aus einem gegenfeitigen Vertrage dem Schuldner, 
wenn die ihm gebüßrende Gegenleiftung nad der Abtretung unmöglich wird oder ber zur 
Bewirkung berfelben verpflichtete bisherige Gläubiger nach der Abtretung in Verzug kommt, 
alle fi Hieraus nad) den 83 323—327 ergebenden Einwendungen gegen den neuen Gläubiger 
äuftehen. 

Der Ausdrud „Einwendungen" umfaßt ſowohl die ztuilrechtlihen Einreben wie die auf 
rechtshindernde oder rechtsvernichtende Tatſachen geſtützten Einreden tm prozefinalifhen Sinne 
(f. Bd. J ©. ba Vorbm. VIID. 

Tritt der neue Gläubiger die Forderung an einen Dritten ab, fo kann ber Schuldner 
biefem auf Grund des $ 404 auch alle gegen ben neuen Gläubiger begründeten Einreden 
entgegenjegen. 

2. Im €. I 3 302 war noch beftimmt, dab Einreden, welde eine ausſchließliche Be- 
ziehung auf die Perfon bes biäherigen Gläubigerd haben, von dem Schuldner dem neuen 
Gläubiger nicht entgegengefeßt werben können. Bon der zweiten Kommiffion ift diefe Vorſchrift 
geitrichen, weil das BGB. Einreden der gedachten Art nicht kenne. Sollte ſich aus einer Ber- 
einbarung zwiſchen Gläubiger und Schuldner eine Einrede diefer Art ergeben, fo folgt aus dem 
Inhalte der Vereinbarung von felbft, dab fie mit der Abtretung der Forderung wegfällt. 
Sollten andere Gefege als das BGB. Einreden diefer Art beftimmen, fo ift aus dem betreffenden 
Geſetze zu entnehmen, ob die Einrede mit der Abtretung wegfallen oder ob fie beftehen bleiben 
fol. Um eine Eintede der Hier fraglichen Art kann e8 fi) möglicherweife handeln, wenn auf 
Grund des EG. Art. 31 zum Bmwede der Retorfion Beftimmungen zum Nachteile der einem 
Ausländer zuftehenden Forderung gegeben find und diefe Beftimmungen feine Anwendung zum 
Nachteil eines inländifchen Rechtsnachfolgers finden folen (Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 404). 

8. Einwendungen aus der Abtretung oder aud der Perfon bed neuen Glänbigers. 
Außer ben im 8 404 bezeichneten Einwendungen ftehen dem Schuldner ſelbſtverſtändlich alle 
Einwendungen zu, welche auf dem Berhältnifie zu dem neuen ®läubiger berußen; ebenfo ſolche 
Einwendungen, welde ſich gegen die Wirffamfeit der Abtretung richten. Iſt diefe nichtig oder 
anjehibar und angefochten, fo kann der Schuldner geltend machen, daß ber neue Gläubiger nicht 
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8. 405. Hat der Schuldner eine Urkunde über die Schuld ausgeſtellt, jo 
fann er fi, wenn die Forderung unter Vorlegung der Urkunde abgetreten wird, 
dem neuen Glaubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß die Eingehung ober 
Anerkennung des Schuldverhältniffes nur zum Schein erfolgt ober daß die Ab⸗ 
tretung durch Vereinbarung mit dem urjprünglichen Gläubiger ausgefchloffen jei, 
& fei denn, daß der neue Gläubiger bei ber Abtretung den Sachverhalt kannte 
oder fennen mußte. 


Gläubiger geworben fei. ine befondere Vorſchrift enthält der 3 405 für den Fall, daß bie 
Abtretung zum Schein erfolgt tft. Keine Einwendung kann der Schuldner daraus ableiten, dag 
die Abtretung fiducise causa erfolgt fei. Auch auf eine Vereinbarung zwiſchen dem bisherigen 
und dem neuen Gläubiger, nad) welcher die Abtretung nur zum Inkaſſo erfolgt fein fol, kann 
der Schuldner eine Einwendung nicht gründen, wohl aber barauf, daß der bisherige Gläubiger 
auf Grund und in Gemäßheit einer Vereinbarung der gedachten Art die Abtretung widerrufen 
babe (RG. Bd. 39 ©. 166). 

Die Wirkungen eines Anerkenntniſſes des Schuldners gegenüber dem neuen Gläubiger 
beitimmen fi) nad allgemeinen Grundfägen. Es ift hiernach zu unterſcheiden, ob nur bie 
Tatſache der Abtretung anertannt ift oder ob ein vertragsmäßiges Anerkenntnis der Schuld 
vorliegt (M. II ©. 130). Im erfteren Falle iſt das Anerfenntnis nur für den Beweis von 
Bedeutung; im zweiten alle findet der $ 781 Anwendung und beftimmen fi) hiernach die 
Birkungen des Anerkenntniſſes. 

4. Nach 8 412 findet die Vorſchrift des 8 404 auch auf die Übertragung einer Forderung 
kraft des Geſetzes entiprechende Unmendung. Dasſelbe gilt auch im Zalle der gerichtlichen 

eifung einer Forderung. 


8 406. 
@.I1 8 348 zes. 8 399; III 8 399. P.II Be. 1 6.385M. 2. 6.629. 

1. Ausſchluß des Gimwandes der Simulation im Falle der Ausſtellung einer Urkunde 
über die Forderung und deren Borlegung bei der Abtretung. Ein Scheingeichäft ift nad 
$ 117 nichtig; eine Forderung wird durch dasfelbe nicht begründet und Kann daher nicht ab» 
getreten werben. Hat aber derjenige, welcher nad) dem Scheingejhäft als Schuldner erſcheint, 
eine Urkunde über die Schuld auögeftellt, fo foll dem Dritten, welchem die fcheinbar entftandene 
Forderung abgetreten wird, die Einwendung, daß ein Scheingefhäft vorliege, nicht entgegengefet 
werben lönnen, fofern er nicht den Sachverhalt bei ber Abtretung kannte oder kennen mußte. 
Durch die Abtretung kommt Hier alfo bie Forderung zur Entſtehung. Dem Schuldner wird 
dadurch nicht zu nahe getreten, weil er wußte ober wiſſen mußte, daß er ſich durd die Aus— 
ftelung ber Urkunde der Gefahr des Mißbrauchs derſelben ausfege. Er Haftet dem neuen 
Gläubiger nach dem Inhalte der Urkunde. Sein Anſpruch auf Schadenderfag gegen den Abs 
tretenden beſtimmt ſich nach bem zwiſchen ihm umd dem Abtretenden befichenden Berhältnis. 
Über den Begriff des „Kennen müfjen“ |. 8 122 Abf. 2. 

Nicht ausgefhlofien durch 8 405 wird, vorbehaltlich des in Erl. 2 erwähnten Falles, die 
Geltendmachung von Einwendungen aus gültigen Nebenabreden, auch wenn diefe aus der Ur⸗ 
tunde nicht erhellen fowie ans fpäter zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner vereinbarten 

erungen. 

2. Ausſchluß der Geltendmachung einer Einwendung aus der Bereinbaruug der Un- 
wmläffigleit der Abtretung. Die Abtretung eimer Forderung ift nach $ 399 unwirkſam, wenn 
fie durch Vereinbarung zwifchen dem Gläubiger und dem Schuldner ausgeſchloſſen war. Die 
Ausftellung einer Urkunde über die Schuld hat indeffen die Wirkung, daß der Schuldner fi 
auf eine Vereinbarung der gedachten Art einem Dritten gegenüber, welchem die Forderung abs 
getreten ift, wicht berufen kann, fofern nicht diefer bie Vereinbarung bei ber Abtretung kannte 
oder Tennen mußte. Es kommt nicht darauf an, ob bie Vereinbarung bereit bei der Auf- 
ftellung der Urkunde getroffen war oder ob fie erſt fpäter geiroffen wird. Gefchieht das letztere, 
fo muß der Schuldner, um ſich zu fihern, dafiir forgen, daß die Vereinbarung in der Urkunde 
bemerkt wird. 

8. Die in Erl. 1, 2 aufgeführten Vorfchriften finden nır Anwendung, wenn bie Ab ⸗ 
tretung unter Borlegung der Urkunde erfolgt. Die Borlegung muß bei der Abtretung er⸗ 
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:: 8.406. Der Schuldner fann eine ihm gegen ben bisherigen Gläubiger zu- 
ftehende Forderung auch dem neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen, es fei denn, 
daß er bei dem Erwerbe der Forderung von der Abtretung Kenntniß hatte oder 
daß die Forderung erjt nad) der Erlangung ber Stenntniß und fpäter als die ab⸗ 
getretene Forderung fällig geworben ift. 


folgen; die etwa in früherer Beit ober nach bes Abtretung erfolgte Vorlegung genügt nicht 
(a. U. Rehbein, Erl. 24 zu 88 398—413, nach welhem eine nachträgliche Borlegung genügt, 
wenn bie Abtretung unter Bezugnahme anf die Urkunde erfolgt iſt). Das Verhältnis iſt hier 
alfo ein anderes wie tm alle des 8 172 (f. Bd. I ©. 302 Erl. 2 zu 8 172). 

4. Beweislaſt. Dem neuen Gläubiger liegt der Beweis ber Vorlegung der Urkunde bei 
der Abtretung ob. Der Beweis, daB der neue Gläubiger die Sachlage bei der Abtretung gelannt 
Habe ober babe kennen müflen, Hegt dem Schuldner ob. 

5. Berhältnis bei weiterer Abtretung von ſeiten bes neuen Gläubigers. Iſt die Ab- 
tretung nach Maßgabe des 8 405 als wirkſam zu betrachten, fo ift eine weitere Abtretung ber 
Forderung von feiten des neuen Gläubigers ohne Rüdicht darauf wirkſam, ob derjenige, an 
welchen die Abtretung erfolgt, die urfprüngliche Sadlage fennt oder Tennen muß. Der auf 
diefer Sachlage beruhende Mangel ift dur die erfte Abtretung definitiv geheilt (®. II Bd. 4 
©. 391; a. A. Staudinger, Erl. Iä; Endemann I $ 152 Anm. 38; Schollmeyer, Erl. 3 
zu $ 405; Rſpr. Bd. 8 ©. 444). 

Hat die Abtretung nad) 8 405 wegen Mangels ber darin beflimmten Vorausſetzung die 
fragliche Wirkung nicht gehabt, Tann alſo der Schuldner den neuen Gläubiger bie Hier fraglichen 
Einwendungen noch entgegenjegen, fo verliert der Schuldner doch dieſes Recht, wenn ber neue 
Gläubiger die Forderung, und zwar nunmehr unter Vorlegung der in dem $ 405 bezeichneten 
Urkunden, einem Dritten abtritt, und diefer bet der Ubtreiung in gutem Glauben ift (Dert- 
mann, Erl. 3 zu 8 405; Schollmeyer, Erl. 3 zu $ 405). Es läßt ſich dagegen zwar ein- 
wenden, daß der neue Gläubiger im vorausgeſetzten Falle Überhaupt nicht Gläubiger geworben 
iſt, weil die Forderung tm Falle eines Scheingefhäfts nicht zur Exiſtenz gelangt und dieſer 
Mangel durch die Abtretung wicht geheilt worden iſt. Nach dem Wortlaute wie nach bem 
Zwede des 3405 wird indefien nicht erfordert, daß der Abtretende wirklich Gläubiger war; 
vielmehr genügt es, daß bie Abtretung an dem Schuldner unter Vorlegung der Urkunde von bem 
darin als Gläubiger Bezeichneten oder deſſen Rechtsnachfolger erfolgt. 


8 406. 
@.18 303; U 8 349 red. 8 400: III 8 400. B.I 6. 1335f., 6204; M.IT G. 131. P. U WS. 1 6.391. 

1. Mit bem 8 406 beginnen bie Vorſchriften, welche den Schuß ded Schuldners beweden, 
wenn diefer die Abtretung nicht Tennt. Die Forderung geht mit dem Abtretungsvertrag über, 
ohne Rüdficht darauf, ob der Schuldner Kenntnis davon hat oder nicht. In mehrfacher Be— 
ziehung follen aber ihm gegenüber die Wirkungen ber Abtretung erft mit dem Beitpunft eintxeten, 
in weldem er von der Abtretung Kenntnis erhält. Auf welchem Wege der Schuldner die 
Kenntnis erhält ift gleichgültig. Der Kenntnis fteht das „Kennen müflen“ nicht gleih. Durch 
die Zuftellung einer Benadrichtigung von der Abtretung durd den Gerichtsvollzieher wird der 
Schuldner regelmäßig Kenntnis von der Abtretung erhalten. Die Zuftellung an fich fteht aber 
der Kenntnis nicht gleich. Erhellt im einzelnen Falle, daß der Schuldner trog ber Yuftellung 
feine Kenntnis von der Abtretung erlangt Bat, fo treten die an die Kenntnis gefnüpften Wir⸗ 
tungen nicht ein (vgl. Hellwig, Weſen und fubjeltive Begrenzung ber Rechtskraft, ©. 392). 

Die 58 406408 finden in einer Reihe von Fällen entiprechende Unwendung (f. 3. B. 
die 88 720, 1158, 1473 Ubf. 2, 2019 Abſ. 2, 2111 Ubi. 1 Sag 2). Über ihre Nichtanwendung 
im Falle der Ubtretung einer Hypothel ſ. $ 1156. 

2. Aufrechnung. In Ermangelung befonderer Vorſchriften würde ber Schuldner nad der 
Abtretung Forderungen, die ihm dem bisherigen Gläubiger gegenüber zuftehen, dem neuen 
Gläubiger nicht aufrechnen Tönnen (f. Erl. 10 zu 8 387; Erl.1 zu 8 388; Erl. 1, 3 zu 8 389). 
Hierin würde aber eine Unbilligfeit für den Schuldner liegen, der auf die Möglichkeit der Auf- 
rechnung vertraut hat. Deshalb wird ihm die Aufrechnung geitattet, fofern er nicht bei bem 
Erwerbe der Forderung, welche er aufrehnen will, vor der Abtretung Kenntnis Hatte oder die 
Forderung erſt nad) der Erlangung der Kenntni® und fpäter als bie abgetretene Forberung 
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$. 407. Der neue Gläubiger muß eine Leiftung, die der Schuldner nach 
der Abtretung an ben bisherigen Gläubiger bewirkt, fowie jedes Rechtsgeſchäft, 
das nach ber Abtretung zwifchen dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger 
in Anjehung der Forderung vorgenommen wird, gegen fich gelten laſſen, es ſei 
denn, daß der Schuldner die Abtretung bei ber Leiftung .oder der Vornahme des 


Rechtögefchäfts kennt. 
Iſt in einem nach der Abtretung zwifchen dem Schulbner und bem bisherigen 
Gläubiger anhängig gewordenen Rechtsſtreit ein rechtskräftiges Urtheil über Die 


fällig geworben ift. Der Sinn biefer Vorſchrift und die Erwägungen, welche zu ihr geführt 
baben, find diefelben wie bei der Vorſchrift des 8 392. Nur tritt an die Stelle der Beſchlag⸗ 
nahme hier die Kenntnis von der Abtretung (f. Er. 1, 2 zu 8 392). Hervorgehoben mag noch 
werben, daß die Aufrechnung unzuläffig tft, wenn der Schuldner zu der Beit, in welcher er von 
der Abtretung Kenntnis erhielt, mit feiner Gegenforderung gegen den Abtretenden deshalb nicht 
aufrechnen konnte, weil die Gegenforderung mit der abgetretenen Forderung nicht gleichartig 
war. Die Aufrehnung wird in folhem Falle auch nicht dadurd zuläffig, daß fpäter die 
Gleichartigfeit eintritt, daß aljo z. B., wenn die eine Forderung auf Geld, die andere auf 
Leiſtung einer individuell beftimmten Sache oder auf Vornahme einer Handlung ging, die letzt⸗ 
gedachte Forderung ſich fpäter in eine Forderung auf Schadenserfag in Geld verwandelt (RG. 
Bd. 29 ©. 206). Wegen Erforderniſſes der Fälligkeit f. Apr. Bd. 8 ©. 48. 

Wird die abgetretene Forderung von dem neuen Gläubiger weiter abgetreten, fo fanı ber 
Schuldner die ihm gegen den erften Zeſſionar zuftehenden Forderungen gegen ben zweiten Beifionar 
unter entiprechender Unwendung des $ 406 zur Aufrechnung bringen. 

8. Die Beweislaſt anlangend, fo Hat abweichend vom E. I $ 303 der neue Gläubiger, 
welcher die Zuläffigkeit der Aufrechnung beftreitet, zu beweifen, daß eine ber Vorausſetzungen 
vorliegt, unter welhen die Aufrechnung nach $ 406 audgeichlofien ift. 

4. Regreßanſprüche des neuen Gläubiger gegen ben biöherigen Gläubiger. War die 
Aufrechnung zuläffig, fo erlifht die abgetretene Forderung nach Maßgabe des 8 389. Die dem 
neuen Gläubiger gegen den bisherigen Gläubiger desfalls zuſtehenden Anſprüche beftimmen ſich 
nad dem zwiſchen ihnen beftehenden obligatoriihen Verhältnis. Erfolgte die Aufrechnung mit 
einer dem Schuldner gegen den biöherigen Gläubiger zur Beit ber Abtretung zuſtehenden fälligen 
Gegenforderung, fo ift das Verhältnis infolge der nach 8 389 eintretenden Rüdwirkung fo zu 
beurteilen, wie wenn die Forderung zur Beit der Abtretung nicht eriftiert Hätte. Someit alſo 
der bisherige Gläubiger nad; Maßgabe bed der Abtretung zugrunde liegenden Kaufalverhältnifies 
dem neuen Gläubiger für die Exiſtenz der Forderung zu haften Hat (f. 3. B. 88 437, 445), 
tritt dieſe Haftung ein. Für den Fall ſchenkweiſer Abtretung vgl. 8 523, für die anderen Fälle 
einer zuläffigen Aufrechnung findet eine Haftung wegen ungerechtfertigter Bereicherung nad 
Maßgabe des 8 816 ftatt. 

5. Nach 8 412 finden die Vorſchriften des $ 406 auch auf die Übertragung einer 
Sorberung Traft de Geſetzes entiprechende Anwendung. Bei biefer tritt an bie Stelle der 
Kenntnis von der Abtretung die Kenntnis won der Übertragung fraft des Geſetzes. Die 
Kenntnis ift anzunehmen, wenn ber Schuldner die Tatfachen kennt, an welche die Übertragung 
kraft des Gefeges geknüpft ift. 

Im Falle der gerichtlichen Überweiiung einer Forderung beftimmt fi, ba mit diefer 
immer eine Beichlagnahme verbunden ifl oder ihr vorausgeht, die Zuläffigkeit der Aufrechnung 
nach den Vorſchriften des & 392. Entſcheidend iſt hiernach der Zeitpunkt der Beſchlagnahme, 
nicht der Zeitpunkt, in welchem der Schuldner davon Kenntnis erhielt. 


8 407. 


€. 18 304; II 8 350 ven. 8 401; TIT 8 401. P.I ©. 1301fl., 8695, 8697 ff., 8704M1.; M. II 6. 132ff. 
2.13. 1 6.391f.; Bo. 6 ©, 1681. 


Negeläberger, Der fogenannte Rechtserwerb vom Nichtberechtigten, in Iherings Jahrb. 
3b. 47 ©. 339 fi. 

1. Leiſtung des Schuldners an ben biäherigen Glänbiger und fonftige awifchen ihnen 
vorgenommene Rechtsgeſchäfte. Da die Forderung mit der Abtretung auf den neuen Gläubiger 
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Sorderung ergangen, fo muß der neue Gläubiger das Urtheil gegen fich gelten 
laſſen, e3 fei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei dem Eintritte der Rechts⸗ 


bängigfeit gefannt hat. 


übergeht, fo würde in Ermangelung einer befonberen Vorſchrift eine von dem Schuldner an 
den bisherigen Gläubiger behufs Erfüllung feiner Berbindlichteit gemachte Leiftung ſowie jebes 
in Anfehung der Forderung zwiſchen dem Schulduer und dem biöherigen Gläubiger vorgenommene 
Nechtsgefchäft dem neuen Gläubiger gegenüber rechtlih unwirkſam fein. Im Intereffe des 
Schuldners wird aber durch $ 407 vorgefchrieben, daß für die Wirkſamkeit der gedachten Hand⸗ 
lungen gegenüber dem neuen Gläubiger nicht ber Zeitpunkt der Wbtretung, fonbern der Beit- 
punft der Kenntnis des Schuldners von der Abtretung (f. Erl. 1 zu 8 406) maßgebend ift. 
Bugunften des Schuldners, welcher die Abtretung nicht fennt, wirkt die Reiftung an den bis⸗ 
berigen Gläubiger, obwohl dieſer nicht mehr Gläubiger war, ebenfo, mie wenn er noch Gläubiger 
wäre. Dasfelbe gilt von jedem anderen Rechtsgeſchäfte ber gedachten Art. Die Leiftung ift 
häufig ein Rechtsgeſchäft zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner; fie ift dies aber nicht 
immer (f. Erl.2c, d zu 8 362); deshalb wird im $ 407 die Leiftung befonders erwähnt. Unter 
einem zwiſchen bem Schuldner und dem bieherigen Gläubiger in Anſehung der Forderung vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfte verfteht das BGB. nicht nur einen zwiſchen diefen Berfonen in 
Unfehung der Forderung gefchlofienen Vertrag, z. B. einen Erlaßvertrag oder einen Stundungs⸗ 
vertrag, fondern auch jedes einfeitige von dem einen Teile gegenüber dem anderen Teile in 
Anſehung der Forderung vorgenommene Rechtsgeſchäft, 3. B. die Kündigung oder bie Exflärung 
der Aufrechnung. Auch eine Handlung, dich welche der Schuldner den bisherigen Gläubiger 
in Verzug der Annahme verfept (88 293Ff.), wird als ein Rechtsgeſchäft der Hier fraglichen Art 
oder doch als eine nad) denfelben Grunbfägen zu behandelnde Rechtshandlung zu beurteilen fein. 

Beftritten ift, ob der Schuldner, wenn er bet der Leljtung oder dem fonftigen Redis- 
geihäfte die Abtretung nicht kannte, die Wahl hat, ob bie Leiftung oder das Rechtsgeſchäft 
dem neuen Gläubiger gegenüber wirkſam fein foll oder ob er diejenigen Rechte geltend machen 
will, welche ihm wegen mangelnder Legitimation des bisherigen Gläubiger ohne die Vorſchrift 
deö 8 407 zuftehen würde, ob er aljo insbeſondere das eleiftete mit der condictio indebiti von 
dem bisherigen Gläubiger zurüdfordern tann. Die Stage wird zu verneinen fein. Die Vor⸗ 
ſchrift des 8 407 bezwedt zwar nur, den in gutem Glauben befindlihen Schuldner zu ſchützen; 
aber um dieſen Bmwed zu erreichen wird der Leiſtung des Schuldners an den bisherigen Gläubiger 
die objeftive Wirkung einer Tilgung der Schuld beigelegt. Der 3 407 gibt dem Schuldner nicht 
bloß eine Einrede gegen den neuen Gläubiger, fondern er beitimmt allgemein, baß der neue 
Gläubiger bie an den bisherigen Gläubiger bewirkte Leiftung gegen ſich gelten laſſen müfle. Wie 
die Leijtung des Schuldners an den bisherigen Gläubiger im Falle der Einwilligung nad $ 185 
wirkſam fein würde, fo fol biefelbe rechtliche Wirkung auch kraft der Vorſchrift des $ 407 unter 
den bort bezeichneten VBorausfegungen eintreten. Deshalb kann ber Schuldner aud dem biöherigen 
Gläubiger gegenüber nicht geltend machen, daß durch die Leiftung der Zweck der Erfüllung nicht 
erreicht fei, und es fteht ihm daher die condictio indebiti nit zu (Endemann I $& 152, 
Anm. 21, 22; a. A. EofadI 8114 II 2a, b; Regelsberger ©. 367, weil durch die Leitung 
an ben bisherigen Gläubiger zwar eine Befreiung des Schuldners, nicht aber eine Tilgung der 
Schuld bewirkt werde, 

2. Nechtäftreit über die Forderung zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen 
Gläubiger. Iſt Über die abgetretene Forderung zwiſchen dem bisherigen Gläubiger und dem 
Schuldner vor der Abtretung ein Prozeß rechtshängig geworden, jo iſt das in diefem Prozeß 
ergebende Urteil nah CPO. 8 325 auch gegen den neuen Gläubiger wirkſam. In Konjequenz 
des Gedankens, daß die Wirkung der Abtretung zugunften des Schuldners erſt mit defien 
Kenntnis von der Abtretung eintritt, dehnt der 3 407 Abſ. 2 die Vorſchrift des 8 325 der EBD. 
auf den Fall aus, daß die Abtretung zwar ſchon vor der Rechtshängigkeit erfolgt iſt, dab der 
Schuldner aber erft nach der Rechtshängigkeit davon Kenntnis erhält. Der €. I $ 304 hatte 
als für die Kenntnis des Schuldners mahgebend den Zeitpunkt beftimmt, in welchem die Ab- 
tretung in dem Prozefie Hätte geltend gemacht werden können. Die zweite Kommiffion glaubte 
weiter gehen zu müfien. Entſcheidend foll fein der Zeitpunkt der Rechtöhängigfeit. Hat der 
Schuldner erft nad) diefem Beitpunkte von der Abtretung Kenntnis erhalten, fo kann er die 
Rechtskraft des zu feinen Gunften ergebenden Urteil auch gegen ben neuen Gläubiger geltenb 
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maden. Dies gilt ſowohl wenn der Schuldner der Beklagte war, als auch, wenn er auf Feſi⸗ 
ſtellung bes Nichtbeſtehens der Forderung gellagt Hatte; es gilt auch von einem Berfäunmnis- 
urteile jowie von einem Vollſtrecungsbefehl (CPO. 8 700). Ebenfo zu behandeln ift ein 
zechtöfräftige® Urteil, durch welches über die Aufrechnung mit der abgetretenen Forderung ent⸗ 
ſchieden wird (CPO. $ 322 Abf. 2). Zweifelhaft kann fein, ob der Schuldner, wenn er der 
Bellagte ift, trotz ber Borfchrift des 3 407 Abſ. 2 das Recht Hat, auf Grund ber Abtretung 
die Legitimation des bisherigen Gläubiger zu beftzeiten und deſſen Abweiſung zu verlangen. 
Nah CPO. 8 265 Abf. 3 kann zwar dem Kläger, wenn ex nad der Rechtshängigkeit ab» 
getreten hat, ber Einwand, daß er zur Geltendmahung des Anſpruchs nicht mehr befugt fei, 
nur entgegengefegt werden, wenn das Urteil nad 8 325 EBD. gegen den Rechtsnachfolger 
nicht wirtem fein würde. Hieraus wird inbefien nicht gefchlofien werden dürfen, daß dem 
Kläger jener Einwand auch dann nur unter ber gedachten Vorausſetzung entgegengefegt werben 
tann, wenn er den Anſpruch bereit? vor der Nechtshängigkeit abgetreten, der Schuldner aber 
davon erſt nachher Kenntnis erhalten hat. Hätte der Schuldner bie Abtretung ſchon bei der 
Rechtshãngigkeit gekannt, fo würde ihm der fragliche Einwand unzweifelhaft zugeftanden haben. 
Es würbe auffallen und innerlich nicht gerechtfertigt fein, den Schuldner diefes Rechtes für 
verluftig zu erflären, weil ex von der Abtretung erft nach ber Rechtshängigfeit Kenntnis erhalten 
hat. Der Schuldner hat hiernach die Wahl, ob er den Prozeß mit dem biöherigen Gläubiger 
fortfegen oder ob ex die Einwendung der fehlenden Sadhlegitimation geltend machen will. 

Zweifelhaft und beftritten find verfchiedene fi an den Ubf. 2 Intipfende prozefiualifche 
Fragen, insbeſondere, 

a) ob der neue Gläubiger als Hauptintervenient in den Rechtsſtreit zwiſchen dem bisherigen 
Gläubiger und dem Schuldner einzutreten berechtigt ift; 

b) ob dem neuen Gläubiger, wenn er während bes Prozeſſes zwiſchen bem bisherigen 
Gläubiger und bem Schuldner den letzteren verflagt, eine Einrede entgegengeſetzt werben kann 
ober ob ihm erft nad rechtskräftiger Entſcheidung des erfigebachten Rechtsſtreits die Einrede der 
Rechtskraft entgegenfteht; 

e) ob der nene Gläubiger, wenn ber bisherige Gläubiger in dem Rechtsſtreite mit dem 
Schuldner ein obfiegendes Urteil erwirkt Kat, dieſes für fich geltend machen fann. 

Auf eine nähere Erörterung dieſer prozeffwalifhen Fragen kann Hier nicht eingegangen 
werben (vgl. Schollmeyer, Erl. 2 zu 3 407; Endemann I $ 152 Unm. 23; I 8 89b 
Anm. 13b; Rehbein, Erl. 26 zu 88 398—413; insbeſondere aber Hellwig, Weſen und 
fubjeltive Begrenzung der Rechtskraft S. 400, 403). Aus 8 407 Abf. 2 läßt ſich eine Ent- 
ſcheidung biefer Frage nicht ableiten. Aus allgemeinen Grundfägen bitrfte es ſich nicht recht⸗ 
fertigen laffen, die Hauptintervention bes neuen Gläubiger in bem Prozefle zwiſchen bem 
bisherigen Gläubiger und dem Echuldner für unzuläffig zu erflären oder dem Schuldner, wenn 
er vor der vechtöfräftigen Entſcheidung des zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger ans 
bängigen Brozefies von dem neuen Gläubiger verklagt wird, eine Einrede zu geftatten (a. A. 
Hellmig, a. a. O. ©. 400). Dem Schuldner fteht aber in dem letztgedachten alle unter 
den Borausfegungen der CPO. 8 75 das dort bezeichnete Recht zu. Die unter c gebadhte 
Frage dürfte mit Hellmig a. a. ©. ©. 403 zu bejahen fein (a. U. Endbemann I 8 89b, 
Anm. 13). . 

3. Die Beweislaft anlangend, fo Liegt fomohl in den Fällen des Abſ. 1 wie bes Abf. 2 
demjenigen, welcher die Unwirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts oder des rechtskräftigen Urteils geltend 
macht, der Beweis ob, daß der Schuldner die Abtretung zu dev in Betracht kommenden Zeit 
bereits gefannt habe. 

4, Die dem neuen Gläubiger gegen ben biöherigen Gläubiger wegen der Anfhebung oder 
Auderung feiner Forderung zuſtehenden obligatorifhen Anfprüde beitimmen fi nad all» 
gemeinen Örundfägen und können ſich je nach Lage der Sache verfchieden geitalten. Hat ber bisherige 
Gläubiger dur die Annahme ber Leiftung von feiten des Schuldners die Geichäfte bes neuen 
Gläubiger führen wollen, fo haftet er nach den Vorjchriften über Gefchäftsführung ohne Auftrag. 
In anderen Fällen kann wegen vorfägliher oder fahrläffiger Verlegung des Forderungsrechts 
ein Anſpruch des neuen Gläubigers auf Schabenserfag wegen unerlaubter Handlungen ($ 823) 
begründet fein. Liegen die Vorausſetzungen eines folhen Anfpruch® nicht vor, fo Hat der neue 
Gläubiger gegen ben bisherigen Gläubiger nach 8 816 einen Anſpruch auf Herausgabe ber un: 
gerechifertigten Bereicherung. Im alle eines unentgeltlichen Erlaſſes befteht ein ſolcher Anſpruch 
nad 8 816 Abf. 1 Sag 2 auch gegen den Schuldner. 
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8. 408. Wird eine abgetretene Forderung von dem biöherigen . Gläubiger 
nochmals an einen Dritten abgetreten, jo finden, wenn der Schuldner an den 
Dritten leiftet oder wenn zwifchen dem Schuldner und dem Dritten ein Rechts⸗ 
gefchäft vorgenommen oder ein Nechtöftreit anhängig wird, zu Gunften des 
Schuldners die Vorjchriften des $. 407 dem früheren Erwerber gegenüber ent- 
ſprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn bie bereits abgetretene Forderung durch gerichtlichen 
Beſchluß einem Dritten überwiefen wird oder wenn der bisherige Gläubiger dem 
Dritten gegenüber anerkennt, daß bie bereit3 abgetretene Forberung kraft Gefeges 
auf den Dritten übergegangen jei. 


5. Die Vorſchriften des $ 407 finden nad) 8 412 auf die Übertragung der Forderung 
kraft des Geſetzes entfprechende Anwendung. Un bie Stelle der Kenntnis bes Schuldners von 
der Abtretung tritt die Kenntnis von der Übertragung Traft des Geſehes (f. Erl. 5 zu $ 406). 

Der €. I 8 304 ſprach allgemein von der Übertragung der Forderung. Hierunter fiel 
aud bie Übertragung durch gerichtliche Überweifung. Auch bei einer ſolchen ſollte e8 alio auf 
die Kenntnis des Schuldners von der Überweifung aulommen. Bon ber zweiten Kommiffion 
iſt dieß geändert. Der 8 407 fpricht nur von der Abtretung. Eine entiprehende Anwendung 
auf die gerichtliche Überweifung ift nicht vorgefchrieben. Bei dieſer kommt es alſo auf den Beits 
punkt an, in weldiem fie erfolgt if. Nach CPO. 8 835 Abſ. 3 folen auf die Überweifung nicht 
nur die Vorſchriften des 8 829 Abſ. 2 der CPO., fondern auch die des $ 829 Ubf. 3 entiprechende 
Anwendung finden. Hiernach tft alfo die Überweifung erjt mit der Zuftellung des Überweifungss 
befchlufies an ben Drittihuldner als bewirkt anzufehen. Der Drittihuldner ift der Schuldner 
im Sinne des 8 407. Regelmäßig wird biefer daher von ber Übertragung der Forderung 
durch gerichtliche Überwelfung in dem Beitpunkte Kenntnis erhalten, in welchem die Übertragung 
als bewirkt anzufehen ift; die feltenen Fälle, in melden er bie Kenntnis erſt fpäter erhält, 
werden nicht berüdfichtigt. 

6. Iſt die Abtretung anfechtbar und wird fie angefodhten, fo findet der 8 407 keine 
entfprechende Anwendung auf bie darin bezeichneten Rechtshandlungen (f. Bd. I Erl. 4 zu 8 142). 


8 408. 
€.18 303; 18 351 ze. 8 402; 118 402. PIE. 18051.: ML E. 141. P.IISE1 6.3981; 
3.6 ©. 1681. 

1. Abtretung her bereitß abgetretenen Forderung von jeiten des biöherigen Gläubigers 
an einen Dritten. Die Vorfchriften des 8 408 Abf. 1 beruhen auf demjelben Gedanken wie der 
8 407. Hat ber bisherige Gläubiger die von ihm abgetretene Forderung noch wieder an einen 
Dritten abgetreten, fo erwirbt diefer die Forderung nicht, weil der bisherige Gläubiger infolge 
der erfien Abtretung nicht mehr Gläubiger war. Hat der Schuldner aber von ber zweiten Ab» 
tretung eher Kenntnis erhalten als von der erften, fo gilt zu feinen Gunſten derjenige, an welchen 
die zweite Abtretung erfolgte, in bemfelben Umfang als der wirkliche Gläubiger, in welchem nad 
& 407 der bisherige Gläubiger dem Schuldner gegenüber als der wirkliche Gläubiger gilt. Der 
erite Zeifionar muß alfo eine von dem Schuldner an den zweiten Beffionar gemachte Leiftung 
jowie jedes zwifchen bemfelben in Anfehung ber Forderung vorgenommene Rechtsgeſchäft gegen 
fi gelten laſſen, ſofern nicht der Schuldner bei der Leiſtung oder bei ber Vornahme des Rechts⸗ 
geihäfts die erſte Abtretung kannte. Ebenfo ift das in einem Prozefie zwiſchen dem zweiten 
Zeffionar und dem Schuldner ergebende Urteil gegen den erften Zeſſionar wirkſam, fofern nicht 
der Schuldner bei dem Eintritte der Nechtöhängigkeit die erfte Abtretung kannte. Seine ent 
ſprechende Anwendung findet der 8 406. 

2. Nah $ 408 Abſ. 2 finden die VBorfchriften aud dann Anwendung, wenn die Forderung, 
nachdem fie abgetreten war, durch gerichtlichen Beſchluß einem Dritten überwiefen wird (EBD. 
$8 835, 836, 846). Auf Grund der Abtretung war der Zeſſionar Gläubiger geworden, aber er 
muß, wenn fpäter die Forderung durch gerihtlihen Beſchluß einem Dritten überwieſen wird, 
eine von dem Schuldner an den Dritten gemachte Leiftung fowie ein zwiſchen denſelben vor- 
genommenes Rechtsgeſchäft und ein zwifchen ihnen ergangenes rechtskräftiges Urteil gegen fi) 
gelten laſſen, fofern nit der Schuldner zur Zeit der Leiftung, der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
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8. 409. Zeigt der Gläubiger dem Schuldner an, daß er die Forderung ab⸗ 
getreten Habe, jo muß er dem Schuldner gegenüber die angezeigte Abtretung gegen 
fich gelten laſſen, auch wenn fie nicht erfolgt oder nicht wirffam ift. Der Anzeige 
fteht es gleich, wenn der Gläubiger eine Urkunde über bie Abtretung dem in der 
Urkunde bezeichneten neuen Gläubiger ausgeftellt Hat und diefer fie dem Schuldner 
vorlegt. 

Die Anzeige kann nur mit Zuftimmung desjenigen zurüdgenommen werben, 
welcher als der neue Gläubiger bezeichnet worden ift. 


oder der Rechtshängigkeit die Abtretung kannte. Died gilt allgemein, wenn die Forderung an 
Zahlungsftatt Überwiefen war. Iſt die Forderung nur zur Einziehung überwiefen, fo kommen 
nur ſolche Rechtsgeſchäfte in Betracht, zu welchen der Gläubiger auf Grund ber Überweifung zur 
Einziehung bereditigt war, aljo z. B. Annahme der Leiftung, Mahnung, Kündigung, nicht aber 
Rechtsgeihäjte anderer Art, z. B. ein Erlaßvertrag. Die hier fragliche Wirkung tritt erft mit der 
Überweifung, nicht bereits nıit der Pfändung ein. 

Das gleiche wie im Falle der Überweifung gilt, wenn ber bisherige Gläubiger, nachdem 
er die Forderung abgetreten hatte, einem Dritten gegenüber anerkennt, daß die Forderung kraft 
des Seſetzes auf deufelben übergegangen ſei. Die Anerkennung ift ein einfeiriges empfangs- 
bebürftiges Rechtsgeſchäft, bedarf aber keiner form. Der Schuldner braucht zwar nad ben 
88 410, 412 demjenigen, an welchen die Forderung kraft des Wejeges Übergegangen ift, nur zu 
feiften, wenn ihm eine von dem bißherigen Gläubiger über die Anerkennung des Überganges 
ausgeftellte Urkunde ausgehändigt wird oder der bisherige Gläubiger ihm dieje Anerkennung 
ſchriftlich mitteilt. . Er Tann aber mit Wirkfamfeit gegen ben früheren Zeifionar ſchon dan 
leijten, wenn der bisherige Gläubiger au nur mündlich dem Dritten gegenüber ben Übergang 
anerfannt hat, fofern er nicht bei der Leiftung die frühere Abtretung kannte. Ebenfo wie die 
Leiftung find die im $ 407 Abſ. 1 bezeichneten Rechtsgeſchäfte und das rechtskräftige Urteil 
(8 407 Abf. 2) zu behandeln. 

3. Die Vorſchriften des 8 408 finden nad $ 412 entiprechende Anwendung, wenn bie 
erſte Übertragung kraft des Geſetzes erfolgte. Iſt die Forderung fpäter von dem bisherigen 
Gläubiger an einen Dritten abgetreten oder durch gerichtlichen Beſchluß einem Dritten überwiejen 
ober hat der bisherige Öläubiger einem Dritten gegenüber anerfannt, daß die Forderung auf 
denjelben übergegangen fei, fo muß derjenige, auf welchen die Forderung kraft des Geſetzes übers 
gegangen tft, eine Leiftung des Schuldners an den Dritten fowie ein zwiſchen benfelben vorge 
nommened Rechtsgeſchäft oder ein ergangenes Urteil gegen fi gelten lafien, fofern nicht der 
Schuldner bei ber Leiftung, bei bem Rechtsgeſchäft oder der Rechtshängigkeit wußte, daß die 
Sorderung ſchon vorher kraft des Geſetzes auf jenen übergegangen fi. 

Keine entiprechende Anwendung findet der $ 408, wenn bie erjte Übertragung duch ge- 
richtliche Überweifung erfolgt iſt (j. Erl. 5 zu 8 407). 

4. Wegen ber Beweislaft gilt dasfelbe wie im $ 407 (f. Exl. 3 zu 8 407). 

5. In betreff der dem erften Erwerber der Forderung zuſtehenden obligatorifhen Anfprüche 
finden bie in ber Erl. 4 zu 8 407 bargelegten Grundfäge entiprechende Anwendung. 


8 409. 
€. 18 306; II 8 352 veb. 8 403; 1II 8 408. P.I ©. 1317M., 6215; M. II 6. 135M. 
2.188. 1 6. 3941., 3981. 
1. Anzeige der Wbtretung von jeiten des Gläubigerd an ben Schuldner. Die Vorſchriften 
des 8 409 bezweden wie die 88 406-408 den Schup bes Schuldners (vgl. jedoch Eri. 4). 
Beigt der Gläubiger dem Schuldner an, daß er die Forderung abgetreten babe, fo foll der 
Schuldner ſich auf diefe Anzeige unbebingt verlafjen können. Er kann denjenigen, an welchen 
nad) der Anzeige die Abtretung erfolgt ift, als den wirklichen Gläubiger anfehen, auch wenn die 
Abtretung in Wirklichkeit nicht erfolgt oder wenn fie nichtig oder anfechtbar tft. Eine an den in 
der Anzeige bezeichneten neuen Gläubiger erfolgte Leiftung tft alſo, auch wenn derfelbe Nicht» 
gläubiger war, dem wirklichen Gläubiger gegenüber wirkſam; ebenſo jedes zwiſchen dem in der 
Anzeige bezeichneten neuen Gläubiger und dem Schulbner in Anfehung ber Forderung vor 
genommene Rechtsgeſchäft ſowie ein zwiichen ihnen ergangenes rechtöfräftiges Urteil. Das Ber 
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Hältnis ift ein ähnliches wie in dem Falle der Mitteilung einer Bevollmächtigung an denjenigen, 
mit welchem der Bevollmächtigte ein Rechtögeichäft vornehmen fol (8 171). Die Wirkung, welde 
die Unzeige der Abtretung hat, geht aber weiter wie bie Wirkung jener Mitteilung. Sie wird 
auch dann nicht ausgefchlofien, wenn ber Schuldner weiß, daß die Abtretung nicht erfolgt oder 
daß fie nichtig oder anfehtbar ift (a. A. wie e8 ſcheint Kuhlenbed Erl.2 zu 8409; Rehbein, 
Erl. 27 zu 98 398—413). Der Schuldner wird auch in diefem Falle durch die Leiftung an ben 
in der Unzeige Bezeichneten befreit. Denkbar ift indefien, daß im einzelnen Falle eine Haflung 
gegenüber dem wahren Gläubiger nad & 826 begründet if. Um biefes anzunehmen, müſſen 
aber ganz befondere Umftände vorliegen. Worausfegung der fraglichen Wirkung der Anzeige tft, 
daß die Anzeige felbft wirkſam ift. Sie ift ein einfeitiges empfangsbebürftiges Mechtsgefchäft 
(88 130—132). Sit fie nichtig oder iſt fie anfechtbar und angefochten, fo treten die im 3 409 
beftimmten Wirkungen nicht ein. Die fchriftlihe Sorm, welcher nad 8 410 Abf. 2 die Anzeige 
bedarf, um die dort bezeichneten Wirkungen zu haben, ift fir die im $ 409 beftimmten Wirkungen 
nicht erforderlich. 

Maßgebend ift ber Inhalt der Anzeige. War bie Abtretung nur bedingt erfolgt, wird im 
der Anzeige die Bedingung aber nicht erwähnt, fo kann ber Schuldner ſich darauf verlafien, daß 
die Abtretung unbedingt erfolgt ift. Das gleiche gilt, wenn nur ein Teil der Forderung ab⸗ 
getreten ift, in der Anzeige aber die ganze Forderung als abgetreten bezeichnet tft. Der Anzeige 
wird die fragliche Wirkung indeffen nur dann beizulegen fein, wenn nicht aus ihr felbft erhellt, 
daß die Abtretung nichtig ift; insbeſondere wird dies gelten müffen, wenn ſich die Anzeige auf 
eine Forderung bezieht, deren Abtretung im öffentlichen Intereſſe, wie z. 8. in bem 8 400 von 
dem Geſetze für nichtig erffärt ift (Schollmeyer, Erl. 2b). 

2. Die Anzeige wirft nur zugunſten des Schulduers, nicht gegen denſelben (vgl. jedoch 
8410). Der Schuldner kann troß der Anzeige die Legitimation des in der Anzeige bezeichneten 
neuen Gläubigers beftreiten (R®. Bd. 53 ©. 416); er tut dies aber anf feine Gefahr und bat, 
wenn bie Abtretung wirklich erfolgt und gültig war, die durch bie Beftreitung erwachſenden Koften 
zu tragen. 

8. Borlegung einer von dem Gläubiger über die Abtretung der Forderung audgeftellten 
Urkunde an den Schuldner. ALS Anzeige der Abtretung an den Schuldner gilt e8 nad) 8 409 
Abſ. 1 Sap 2, wenn der Gläubiger eine Urkunde über die Abtretung dem in der Urkunde bes 
zeichneten neuen Gläubiger ausftellt und diefer die Urkunde dem Echulbner vorlegt. Die Vor- 
ſchrift entfpricht der Im 8 172 Abſ. 1 gegebenen Borfchrift über bie Wirkung, melde die YAuss 
bändigung und Vorlegung einer Bollmadıturtunde Hat. In dem $ 172 wird zwar bavon ge» 
ſprochen, daß der Vollmachtgeber „dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde ausgehändigt bat“, 
während in dem 8 409 Abf. 1 Sap 2 die Vorausſetzung dahin gefaßt ift, dab der Gläubiger 
„eine Urkunde über die Abtretung dem im ber Urkunde bezeichneten neuen Gläubiger ausgeftellt 
Bat”. Die Worte „ausgehündigt” und „ausgeitellt” find indefien in bemjelben Sinne gemeint; 
das im Bb. I ©. 302, Erl. 1 zu 8 172 Gefagte gilt daher auch bier. Jnsbeſondere ift zu 
beachten, daß die Ausftellung ber Urkunde an den im derſelben bezeichneten neuen Gläubiger die 
auf die Anzeige an den Schuldner gerichtete Willengerllärung enthält und dab diefe Willens- 
erflärung dem Schuldner burd die Borlegung ber Urkunde zugeht. Hieraus ergibt fi, unter 
welchen Borausfegungen die in biefer Form exfolgende Anzeige an ben Schuldner nichtig oder 
anfechtbar ift und daß möglicherweife diefe Anzeige wirkſam fein kann, während die in der Ausftellung 
der Urkunde zugleich; liegende Abtretung felbit nichtig oder anfechtbar iſt. Die Wirfung der An⸗ 
zeige tritt ein mit der Vorlegung der Urkunde an den Schuldner. Die einmalige Borlegung 
genügt; einer erneuten Vorlegung bei ber Vornahme eines der im $ 407 bezeichneten Rechtsge- 
ſchäfte bedarf es nicht. Bon dem alle des 8 172 unterfcheidet fich die Worfchrift des 8 409 
Abf. 1 Sa 2 dadurd, daß, während dort die Vorlegung der Vollmachtsurkunde die fragliche 
Wirkung nicht hat, wenn der Dritte bei der Vornahme des betreffenden Mechtögefchäfts mußte 
ober willen mußte, daß die Vertretungsmacht nicht zur Entftehung gelangt ober daß fie erloichen 
fei (f. 86. I ©. 303, Erl. 3 zu $ 172), bier das Kennen oder das Kennenmüflen des Schuldners 
in ber fraglichen Beziehung ohne Bedeutung ifl. Nach dem E. I 8 306 Abſ. 2 Sag 2 war 
hiervon für den Fall eine Ausnahme gemacht, daß der Schuldner zu der nad) bem 8 304 des 
€. I (8 407 des BGB.) entſcheidenden Zeit von ber Nichtigfeit der beurfundeten Abtretung 
Kennmis hat. Won der zweiten Kommiſſion ift dieſe Vorſchrift geitrichen. Der nad B. II Bd. 1 
©. 395 angeführte Grund, daß in dem entfprehenden Falle der Vorlegung einer Vollmachts⸗ 
urkunde der Kenntnis des Dritten von der Richtigkeit der Bevollmächtigung eine gleiche Wirkung 
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nicht beigelegt fei, bürfte freilich nicht richtig fein (j. Bb. I ©. 292 Erl. 3 zu 8 167). Die 
Streihung rechtfertigt fi aber dadurch, daß, während die Bevollmächtigung nad der Auffafjung 
des BGB. regelmähig ein laufales und nur ausnahmsweife ein abſtraktes Nechtsgeichäft tft, die 
Abtretung einer Forderung immer ein abftraftes Rechtsgeſchäft it und daß die Anzeige der Ab⸗ 
tretung an den Schuldner dieſem gegenüber diefelbe rechtliche Wirkung hat wie die Wbtretung 
felbft, dak es alfo nur auf die Gültigkeit der Anzeige ankommen kann. 

4. Die Anzeige Tann zurückgenommen werben und verliert mit der Burlidnahme ihre 
Wirkung für die Zutunft. Dies iſt in dem 8 409 Abf. 2 zwar nur imdivelt ausgeſprochen. darum 
aber nicht weniger zweifellos. Die rechtliche Wirkung, welche zur Zeit der Zurücknahme infolge einer 
auf Grund ber Anzeige von dem Schuldner an ben in ber Anzeige bezeichneten Gläubiger bewirkten 
Leiſtung bereit eingetreten war, bleibt beitehen. Das gleiche gilt von der Wirkung eines auf Grund 
der Anzeige zwiſchen dem Schuldner und dem in ber Anzeige bezeichneten Gläubiger vorge 
nommenen Rechtsgeſchäfis und eines zwiſchen ihnen rechtshängig gewordenen Rechtsſtreits über 
die Forderung. Nicht richtig aber dürfte e8 fein, mit Enneccerud-Lehmann I $ 224 Anm. 3 
als eine derartige bereit eingetreiene rechtliche Wirkung die Möglichkeit einer Aufrechnung von 
feiten des Schuldnerd gegenüber dem in der Anzeige bezeihneten Gläubiger anzufehen. Die 
bereit8 erfolgte Aufrehnung ift wirffam. Rad Zurüdnahme der Unzeige kann der Echuldner 
aber nicht mehr aufrechnen. 

Die Zurüdnabme der Anzeige ift nur wirkſam, wenn fie mit Zuflimmung bes in 
ber Anzeige bezeihneten neuen Gläubigers erfolgt. Diefe Vorſchrift beruht auf einem 
Beſchluſſe der zweiten Kommiffion. Die Anzeige erhält dadurch eine neue Bedeutung. Sie 
wirkt nicht, wie nach dem €. I, nur zugunften des Schuldners, fondern auch zugunften bes in 
der Unzeige bezeichneten neuen Gläubigers. Die fchriftliche Unzeige der Abtretung von feiten 
des bisherigen Gläubiger an den Schuldner hat nad $ 410 Abſ. 2 die Wirkung, dab das 
dem Schuldner nah 8 410 Ubi. 1 zuftehende Recht megfält, bie Leiſtung an den neuen 
Gläubiger bis zur Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger über die Abtretung aus⸗ 
geitellten Urkumbe zu verweigern und eine Kündigung oder Mahnung des neuen Gläubigers, 
die oßne die Borlegung einer folhen Urkunde erfolgt, zurüdzumeifen. Die Rechtspoſition, 
welche der neue Gläubiger hiernach durch die Anzeige erlangt, foll ihm one feine Zuftimmung 
von bem bisherigen Gläubiger nicht entzogen werben tönnen. Erforderlich zu dieſem Zwecke 
würde nur fein, die Zurlicdnahme der Anzeige für ben Fall an die Zuftimmung bes Gläubigers 
zu binden, daß die Anzeige jriftlih oder durch Aushändigung einer über bie Abtretung aus- 
geftellten Urkunde erfolgt if. Die Vorfchrift des 8 409 Abf. 2 untericheibet indeſſen nicht 
zwiſchen fchriftlicher und mündlicher Anzeige, fondern erfordert ohne Rückſicht darauf, ob die 
Anzeige ſchriftlich erfolgt ift oder nicht, die Zuſtimmung bes in der Unzeige bezeichneten neuen 
Släubigers zur Zurücknahme. 

Bar bie Abtretung in Wirklichkeit nicht erfolgt ober war fie nichtig oder war fie anfechtbar 
und angefochten, fo kann ber Gläubiger von dem in der Unzeige bezeichneten neuen Gläubiger 
die Zuftimmung zu der Buriidnahme nach Mahgabe der für die Herandgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung geltenden Grundſätze (88 812ff.) fordern. Das gleiche gilt, wenn die Ab⸗ 
tretung nur zu einem beftimmien Bmwede erfolgt war und dieſer weggefallen ift, wenn alſo z. B. 
die Abtretung nur zum Inkaſſo erfolgt war und der Gläubiger die Vollmacht zur Einziehung 
wirkſam widerrufen hat; ebenfo wenn die Anzeige in ber Boransfepung erfolgt war, daß die 
Abtretung erfolgen werbe, dieſe Vorausſetzung aber nicht eingetreten ift. Nur aber dann, wenn einer 
diefer Fälle vorliegt, Tann der Gläubiger von bem in ber Anzeige als Gläubiger Bezeichneten 
die Einwilligung zur Zurücknahme der Anzeige verlangen; ein unbebingtes Recht darauf fteht 
ihm nicht zu (a. U. wie es fcheint Dernburg II 8 141 II Nr. 6, der bie Vorſchrift bes 8 894 
über Berichtigung des Grundbuchs entiprechend anwenden will). 

Die Zurüdnahme ift ein einfeitiges empfangsbebürftiged Rechtsgeſchäft. Auf die Zuſtim⸗ 
mung des in der Anzeige bezeichneten neuen Gläubigers finden die 88 182—184 Unmendung. 

5. Anwendung des 5407 auf eine von dem biäherigen Gläubiger gemachte Anzeige der 
Abtretung an einen anderen ald den neuen Gläubiger. Nur die Anzeige des wirklichen 
Gläubigers Hat die im 8 409 bezeichneten Wirkungen. Es fragt ſich aber, ob, wenn ber Gläubiger, 
nachdem er die Forderung abgetreten hat, dem Schuldner anzeigt, daß er bie Forderung an einen 
Dritten abgetreten Habe, der neue Gläubiger, d. 5. derjenige, an welchen bie Forderung wirklich 
abgetreten ift, die Anzeige des bisherigen Gläubiger auf Grund des 5 407 gegen fi) gelten 
laſſen muß, fofern nicht der Schuldner bei dem Empfange ber Anzeige bie Abtretung gelaunt 
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Bat. Nah M. II ©. 136 wird angenommen, daß die Anzeige zwar ein unter die Vor— 
fhriftien der 8% 304, 305 des €. I (88 407, 408 des BGB.) fallendes Rechtsgeſchäft fel, dab 
aber die Wirkjamfeit eine von dem Schuldner mit bem in der Anzeige als Gläubiger bezeice 
neten Dritten vorgenommenen Rechtsgeſchäfts davon abhänge, daß der Schuldner nit nur bei 
dem Empfange der Anzeige, fondern auch bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts die bereits vorher 
erfolgte Abtretung nicht gekannt habe. Diefe Auffafjung dürfte indefien keine Billigung verdienen. 
Iſt die Anzeige des bisherigen Gläubiger an den Schuldner, daß er bie Forderung, welche er 
in Wirklichkeit an A bereit8 abgetreten hatte, an B abgetreten habe, ein unter die Borfchriften 
des 8 407 fallendes Rechtsgeſchäft — und bieß ift nicht zu bezweifeln —, fo kann es für die 
Wirkſamkeit der Anzeige gegenüber dem neuen Gläubiger A nur darauf anlomnten, ob ber 
Schuldner bei dem Empfange der Anzeige, nicht darauf, ob er bei dem fpäter auf Grund ber 
Anzeige mit dem B vorgenommenen Rechtsgeſchäfte die Abtretung an den A gekannt hat. Die 
Motive meinen zwar, daß durch die Anzeige für fi) allein das Schuldverhältuis noch in feiner 
Weiſe getroffen werde. Wäre bied richtig, jo würde die Anzeige überhaupt nicht unter den 8 407 
fallen, denn diefer bezieht fi nur auf Mechtsgefchäfte, welche zwiſchen dem bisherigen Gläubiger 
und dem Eduldner „in Anjehung der Forderung“ vorgenommen werden. In der Tat ift die 
Anzeige aber ein in Anfehung ber Forderung vorgenommenes Rechtsgeſchäft; das Schuldver- 
bältnis wird durch fie infojern betroffen, als der Schuldner, der bis dahin nur an ben bisherigen 
Gläubiger leiften und nur mit ihm Rechtögeichäfte in Unfehung der Form vornehmen konnte, 
auf Grund ber Unzeige berechtigt wird, den in der Anzeige ald Gläubiger bezeichneten Dritten 
als feinen Gläubiger zu behandeln. Diefe Wirkung der Anzeige muß der neue Gläubiger A 
nad $ 407 gegen fich gelten laſſen, fofern nicht der Schuldner bei ber Vornahme des Rechtö- 
geihäfts, alfo bei dem Empfange der Anzeige, die Abtretung ber Forderung an A fannte. Hat 
der Schuldner zu diefer Zeit die Abtretung nicht gelaunt, fo ift die Wirkung ber Unzeige, kraft 
deren der Gläubiger nach 8 409 die angezeigte Abtretung gegen fich gelten laſſen muß, einge» 
treten, und diefe Wirkung kann nicht dadurch wegfallen, dab der Schuldner fpäter von ber bereits 
vorher erfolgten Abtretung an A Kenntnis erlangt. Die Wirkung bleibt vielmehr folange beftehen, 
bis die Anzeige nach Maßgabe des 8 409 Abf. 2 zurüdgenommen ift. Der neue Gläubiger A 
kann auf Grund der Abtretung von bem bisherigen Gläubiger verlangen, daß dieſer die Anzeige 
zurüdnehme ober die Zuftimmung zu der Burüdnahme erteile; er lann auch auf Grund der über 
die Heraudgabe einer ungeredhtiertigten Bereicherung geltenden Vorſchriften von dem in der 
Anzeige ald Gläubiger bezeichneten B die Zuftimmung zu der Zurüdnahme verlangen. Solange 
die Zurücknahme unter Bujtimmung bes B nicht erfolgt fit, bleibt die Wirkung ber Unzeige 
zugunften des Schuldners beftehen (a. U. Hellwig, Weſen und ſubjektive Begrenzung der Recdhts- 
traft, ©. 385; Dertmann, Erl. 5 zu 8 409; Kuhlenbed, Erl. 4 zu 8 409; Staudinger, 
Erl. 3 zu 8409; Dernburg I 8 1411 7, welde den Standpunft der Motive vertreten; wie 
bier Schollmeyer, El. 2b zu $ 409; Endemanz I 8 152 Anm. 40, Enneccerus-Leb- 
mann I 8 22411 1f). 

Diefe Grundjäge müſſen aud; in dem Falle des 8 408 entfprechende Anwendung finden. 

6. Die Haftung ded in ber Anzeige als Gläubiger Bezeihneten, welhem in Wirklichkeit 
die Forderung aber nicht abgetreten war, der aber trogdem von der ihm durch die Anzeige 
gewährten Möglichkeit, die Forderung einzuziehen ober ein nad; $ 407 wirkſames Nechtsgeichäft 
mit dem Schuldner vorzunehmen, Gebrauch gemacht Hat, beftimmt fi) dem wirklichen Gläubiger 
gegentiber nach denſelben Grundſätzen, welche im alle des $ 407 für das Verhältnis des bis- 
herigen Gläubigers zu bem neuen Gläubiger gelten (ſ. Erl. 4 zu 8 407). 

7. Nach 8 412 finden die Vorfchriften des 8 409 auf die kraft des Gefegeö erfolgende 
Übertragung einer Forderung entiprehende Anwendung. Die entſprechende Anwendung führt 
dahin, daß eine Anzeige des Gläubigers an ben Schuldner, daß er die kraft des Geſetzes erfolgte 
Übertragung ber Forderung an einen Dritten anerfenne, diefelbe Wirkung Hat wie die Anzeige 
von der Abtretung der Forderung. Der Anzeige fteht e8 gleich, wenn ber Gläubiger eine Urkunde 
über die Anerkennung der kraft bed Geſetzes erfolgten Übertragung bem in ber Urkunde bezeich- 
neten neuen Gläubiger ausgeitellt bat und bdiefer die Urkunde dem Schuldner vorlegt. 

8. Im Falle gerichtlicher Überweifung der Forderung ift an bie Stelle des €. I $ 307 
die Borfchrift der CPO. 3 836 getreten, nad) welcher der Überweilungsbefhluß, auch wenn er 
mit Unrecht erlafjen ift, zugunften des Dritifchuldnerd dem Schuldner gegenüber folange als 
sechtsbeftändig gilt, biß er aufgehoben wird und die Aufhebung zur Kenntnis des Drittſchuldners 
aelangt... 


IV. Abſchnitt: Übertragung der Forderung. & 410. 289 


$. 410. Der Schuldner ift dem neuen Gläubiger gegenüber zur Leiftung 
mur gegen Aushänbigung einer von dem bisherigen Gläubiger über die Abtretung 
außgeftellten Urkunde verpflichtet. Eine Kündigung oder eine Mahnung des neuen 
Gläubigers ift unwirkfam, wenn fie ohne Vorlegung einer folchen Urkunde erfolgt 
und der Schuldner fie aus diefem Grunde unverzüglich zurückweiſt. 

Diefe Vorfchriften finden feine Anwendung, wenn ber bisherige Gläubiger 
dem Schuldner die Abtretung fchriftlich angezeigt Bat. 


8 410. 


6.18 308; I1 8 353 res. 8 404; III AR 404. P.l EG. 1311f. 61I0M.; M.I 6. 1377. 
P.I1 88, 1 6. 396f., 3991.; Bb.5 ©. 729; Be. 6 ©. 169f., 322, 647. 


1. Berpflichtung des Schulduers zur Leiftung nur gegen Aushändigung einer über bie 


Abtretung anögeftellten Urkunde oder nad vorheriger ſchriftlicher Anzeige von fetten des bis⸗ 
herigen Glänbigerd. Der E. I 8 308 enthielt eine dem $ 410 Abſ. 1 Sag 1 entiprechende Bor- 
ſchrift nicht; er wollte den Zwed, den Schuldner zu fügen, wenn diefer von bem neuen Gläubiger 
in Anfprucd genommen werde, ohne daß ihm eine Urkunde über bie Abtretung vorgelegt oder 
eine Anzeige bes bieherigen Gläubiger über die Abtretung zugegangen fei, durch eine Vorſchrift 
erreichen, nad) welcher der Schuldner im alle des Prozefles die durch das Beſtreiten ber Ab- 
tretung entftehenden Koften nicht zu tragen habe. Die zweite Kommiſſion glaubte, daß der er- 
firebte Zweck fiherer und zwedmäßiger durch die Vorfchrift erreicht werde, dak der Schuldner, 
fofern ihm nicht die Abtretung von dem biöherigen Gläubiger fhriftlih an— 
gezeigt fei, zur Leiftung an den neuen Gläubiger nur gegen Aushändigung 
einer von dem biöherigen Gläubiger über bie Abtretung ausgeftellten Urkunde 
verpflichtet fei. Iſt dem Schuldner die Abtretung von dem bisherigen Gläubiger angezeigt 
ober ift ihm eine von dem bißherigen Gläubiger ausgeftellte Urkunde vorgelegt, fo muß der bis—⸗ 
herige Gläubiger nach 8 409 die Abtretung gegen fi gelten laſſen, auch wenn fie nicht erfolgt 
oder nicht wirtfam war. Dur eime Urkunde oder eine fchriftlihe Unzeige ber gedachten Art in 
Verbindung mit der über bie Leiftung von dem in der Urkunde oder ber Anzeige bezeichneten 
neuen Gläubiger auszuftellenden Quittung Tann alſo der Schuldner dem bisherigen Gläubiger 
gegenüber ben Beweis führen, daß er durch die Leiftung befreit iſt. Aus der Vorſchrift des 
8 410 kann nicht gefolgert werden, daß der Schuldner, wenn ihm weder eine Urkunde tiber die 
Abtretung ausgehändigt, noch eine fchriftliche Anzeige von der Abtretung gemacht ift, noch wirk⸗ 
fam an ben bisherigen Gläubiger leiſten könne. Dies hängt nad) $ 407 davon ab, ob anzu⸗ 
nehmen ift, daß der Schuldner, obwohl jenem Erforderniſſe nicht genügt iſt, doch die Abtretung 
kennt. Nur wenn dies nicht anzunehmen iſt, kann er noch wirkſam an den biöherigen Gläubiger 
leiſten. Iſt ex im Zweifel, fo ift er zur Hinterlegung berechtigt, fofern feine Ungewißheit über 
bie Perfon des Bläubigers nicht auf Fahrläffigleit beruht (8 372). 

Ans der Vorſchrift des 8 410 kann nicht gefolgert werden, daß ber Schuldner, wenn die 
Abtretung durch einen Bevollmächtigten des bisherigen Gläubigers erfolgt ift, auch die Aus— 
Bändigung einer Vollmachtsurkunde verlangen könne. In diefer Beziehung verbleibt es Lediglich 
bei den allgemeinen Grundjägen, nad welchen der Schuldner von dem neuen Gläubiger ben 
Nachweis ber Abtretung verlangen kann, ehe er zu leiften braucht (f. Erl. 4); jedenfalls genüigt Hier 
iramer bie Mitteilung einer beglaubigten Abichrift der Vollmachtsurkunde (NG. Bd. 56 ©. 301). 

2. Auf die Urkunde fowie auf bie ſchriftliche Anzeige finden die Borſchriften des $ 126 
über die ſchriftliche Form Anwendung. Offentlihe Beglaubigung der Urkunde oder der Anzeige 
it abweichend vom €. I 8 308 nicht vorgefchrieben. Selbftverftändlih muß die Urkunde ſowie 
die Anzeige echt fein, und der Schuldner kann, wenn die Leitung von ihm gegen Aushändigung 
der Urkunde verlangt wird, den Nachweis der Echtheit verlangen. Wie diefer Nachweis zu er⸗ 
bringen #ft, beftimmt ſich unter Berüdfichtigung der Verkehrsfitte. nach Treu und Glauben (a. N. 
Rehbein, Erl. 21 zu 88 398—413, der in entiprechender Anwendung des 5 403 dem Schuldner 
das Recht einräumt, eine Beglaubigung der Urkunde ober der Unzeige zu fordern). 

8. Rechtliche Natur des dem Schuldner nad $ 410 aufiehenden Rechtes. In der zweiten 
Kommiffion war die Frage angeregt, ob bie VBorfchrift des 8 410 Abf. 1 Satz 1 die Bedeutung 
Habe, daß dem Schuldner gegen Leiftung an den neuen Gläubiger ein Anſpruch gegen denfelben 
uf Unshändigung einer Urkunde über die Abtretung zuftehe und daß er wegen dieſes Anſpruchs 
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ein Zurüdbehaltungsreht Habe (88 273, 274). Die Frage fet insbefondere deshalb von Bes 
deutung, weil es von ihrer Entſcheidung abhänge, ob die Vorſchrift des 8 273 Abſ. 3, dab der 
Gläubiger die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch Sicherheitsleiftung abwenden könne, 
Anwendung finde. Die Zuläfjigfeit der Sicherheitsleiftung ſei insbejonbere in folhen Fällen 
von Wichtigkeit, in welchen die Abtretung mündlich erfolgt fei und der neue Gläubiger die Er⸗ 
füllung der dem bisherigen Gläubiger nach 8 403 obliegenden Berpflibtung, eine öffentlich bes 
glaubigte Urkunde über die Abtretung auszuftellen, deshalb nicht oder doch nur mit unverhältnie- 
mäßigen Schwierigkeiten erreichen könne, weil der bisherige Gläubiger abweſend fei. Die 
Kommiffion lehnte es indeſſen ab, eine Entiheidung über die aufgeworfene Frage zu treffen oder 
eine Beftimmung über die Zuläſſigkeit der Sicherheitäleiftung aufzunehmen. Die Entieidung 
ift daher aus dem 8 410 felbft abzuleiten. Der Wortlaut fpriht gegen die Annahme eines 
felbftändigen Rechtes des Schuldners auf Aushändigung einer über die Abtretung ausgeftellten 
Urkunde. Dies tritt befonder8 Mar hervor, wenn man die Faſſung des 8 410 mit ber des $ 368 
vergleicht. Auch der Zmwed ber fraglien Vorſchrift fpricht wicht fir die Annahme eines folchen 
Rechtes. Der Zwed geht dahin, dem Schuldner die Möglichkeit zu gewähren, ſich dem biöerigen 
Gläubiger gegenüber diejenige Sicherheit zu verichaffen, welche die Vorſchrift bes 8 409 Abf. 1 
Sap 2 bietet. Diefe Sicherheit erhält der Schuldner nur, wenn ihm bie Urkunde über die Ab- 
tretung vor ber Leiftung vorgelegt und ausgehändigt wird; die nachträgliche Vorlegung und 
Aushändigung ſichert ihm nicht. Der Zwed ber Vorſchrift erfordert daher nur eine verzögerliche 
Einrede, nicht die Einräumung eines felbftändigen Rechtes. Das Verhältnis liegt hier weſentlich 
anders als im alle bes $ 255. In diefem handelt es fi darum, den Erfagpflihtigen gegen 
die Leiſtung eines zu hohen Erfages zu fügen. Diefer Zweck wird nur erreicht, wenn dem 
Erfagpflichtigen ein felbftändiges Recht auf die Abtretung der in dem 8 255 bezeichneten An= 
ſprüche eingeräumt wird. Der Zweck ber Vorſchrift erfordert alfo bort die Annahme eines 
ſolchen Rechtes (f. Erl. 1 zu 8 255), während er bier dagegen ſpricht. Auch eine entfprechende 
Anwendung der Borichrift des 8 273 Abſ. 2 dürfte ſich nicht vechtfertigen laſſen. Bugelafien 
wird dort bie Leiftung der Sicherheit für die Erfiillung des Anſpruchs, wegen defien das Zurlid» 
behaltungsrecht beiteht. Hier beiteht ein folher Anſpruch nicht. Die Sicherheit müßte bafür 
geleiftet werden, dab der biäherige Gläubiger den Schuldner nicht in Anſpruch nähme; dies 
würde alfo etwas ganz anderes fein als die in dem $ 273 Abf. 2 zugelafiene Sicherheitsleiftung 
(Ripr. Bd. 8 ©. 144; Hanfeatifche Gerichtszeinung ©. 202; RG. Bd. 56 ©. 301. Im Ergebnis 
ebenfo, jebody aus anderen Gründen Endemann I $ 152 Unm. 27; a. U. Kuhlenbeck, 
El. 1 zu $ 410; Schollmeyer, Exl. 2 zu 8 410, Iegterer nur für den Fall, daß bem 
Schuldner ein Anſpruch auf Abnahme der Leiftung gegen ben Gläubiger zufteht). Die Vorſchriften 
des $ 274 werben dagegen entiprechende Anwendung finden müflen. Im alle bes Prozefies 
iſt alfo ber Gläubiger anf Grund der Einrede nicht abzumweifen, vielmehr ift der Schuldner zur 
Leiſtung Zug um Bug zu verurteilen. Die Zwangspollitredung auf Grund eines folhen Urteils 
Tann nach Mafigabe bes 8 274 Abſ. 2 erfolgen. 

Ans ber rechtlichen Natsr des dem Schuldner zuftehenden Rechtes folgt einerfeits, dag 
der Schuldner nit in Verzug kommt, jolange ihm die Urkunde nicht ausgehändigt oder die 
ſchriftliche Anzeige nicht zugegangen ift, andererfeits, daß trotz des dem Schuldner zuftehenden Rechtes 
der Urkundenprozeß zuläffig iſt (Ripr. Bd. 8 ©. 144; Hanfeatifche Gerichtäzeitung ©. 202). 

4. Zur Ergänzung bed $ 410 dient die prozefſualiſche Vorſchrift der CPO. 8 94, nad 
welcher bem Stläger, wenn er einen auf ihm übergegangenen Anſpruch geltend madıt, ohne da 
er vor Erhebung der lage dem Beklagten den Übergang mitgeteilt und auf erlangen nad 
gewiefen bat, bie Prozeßkoſten ihm infoweit zur Laſi fallen, als fie dadurch entitanden find, daB 
ber Beklagte durch die Unterlafjung der Mitteilung oder des Nachweiſes veranlaßt worden ift, 
den Anſpruch zu beitreiten. 

5. Recht des Schuldners, eine Kündigung oder Mahnung zurüdzuweifen. Da bie Forderung 
fofort mit der Abtretung auf ben neuen Gläubiger übergeht, fo kann diefer auch fofort nad) der 
Abtretung dem Schulbner kündigen und ihn mahnen. Äuch in diejer Beziehung wird aber dem 
bereitigten Interefje des Schuldnerd dadurch Rechnung getragen, daß ihm das Mecht eingeräumt 
wird, bie Kündigung oder Mahnung zurüdzumeifen, wenn fie ohne Borlegung einer Urkunde 
über die Abtretung erfolgt und der bisherige Gläubiger dem Schuldner die Abtretung nicht vor« 
ber fhriftlich angezeigt hat. Die Zurlidweiiung muß unverzüglich (f. Bd. I ©. 217, El. 1 zu 
& 121) erfolgen. Iſt dies gefcgehen, fo iſt die Kündigung ſowie die Magnung unwirkſam. Nach 
der Faſſung des 8 410 Abſ. 1 Sa 2 muß der Schuldner, welcher die Unwirkſamkeit geltend 
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$. 411. Tritt eine Militärperjon, ein Beamter, ein Geiftlicher ober ein 
Lehrer an einer Öffentlichen Unterrichtsanftalt den übertragbaren Theil des Dienft- 
einfommens, des Wartegeldes ober bes Nuhegehalt3 ab, jo ift die auszahlende 
Kaffe durch Aushändigung einer von bem bisherigen Gläubiger ausgeſtellten, 
öffentlich beglaubigten Urkunde von der Abtretung zu benachrichtigen. Bis zur 
Benachrichtigung gilt die Abtretung als der Kaffe nicht bekannt. 


madt, nicht nur bemweifen, daß bie Zurückweiſung unverzüglich erfolgt fei, fondern auch, daß 
bei der Stünbigung oder bei der Mahnung eine Urkunde über die Abtretung nicht vorgelegt fei. 
Es erſcheint Hier indefien ebenfo wie im alle des 8 359 zweifelhaft, ob nicht dem Gläubiger 
ber Beweis obliegt, daß er die Urkunde vorgelegt Habe. Der Zweifel dürfte in demfelben Sinne 
zu entfcheiden fein, wie im Falle des 8 359 (f. Erl. 2 zu 8 359; a. U. Schollmeyer, Erl.3 
zu 8 410). Der Beweis, daß der bisherige Gläubiger dem Schuldner die Abtretung fchriftlich 
angezeigt habe, liegt jedenfalls dem neuen Gläubiger ob. 

6. Die Vorfchriften des 8 410 finden nach $ 412 auf die Übertragung einer Forderung 
Trafi des Geſetzes entiprechende Anwendung. An die Etelle der von bem bisherigen Gläubiger 
über die Abtretung audgeftellten Urkunde tritt eine von demfelben über bie Anerkennung bes 
kraft des Gefees erfolgten Überganges der Forderung außgeftellten Urkunde; an die Stelle der 
ſchriftlichen Anzeige von der Abtretung der Forderung tritt bie fchriftliche Anzeige von dem krafi 
des Geſetzes erfolgten Übergange. 

Fur bie gerichtliche Nberweiiung ber Forderung beiteht eine dem 8 410 entipredhende 
Borfhrift nicht. Es bedarf einer ſolchen nicht, weil die Überweifung erft durch die Buftellung 
des liberweifungsbeiclufies an deu Schnldner wirffam wird. 


g 41. 
@18 311; 118 354 ven. 9 405; TI 8 405. 9.16. 13161., 117481.5 MR. TI G. 140. BI BE. 1 6.408. 


1. Der $ 411 verfolgt ben Biel, die Ordnung der Kaffenführung bei den öffentlichen 
Kaſſen zu fihern. Denielben Zweck verfolgt für die Kafle des Reichs das Reichsbeamtengeſetz 
v. 31. März 1873 8 6 Wbf. 2 und das Heichämilitärgefeg v. 2. Mai 1874 8 45 Ubi. 2 
Cap 2. Diefe Vorſchriften werden durch den 8 411 verallgemeinert und ben Beftimmungen 
bes BGB. über die Abtretung angepaßt; fie werden daher für die Zukunft überflüffig und find 
deshalb durch dad EG. Art. 43, 45 aufgehoben. 

2. Über den Begriff der Milttärperfonen |. Bd. I ©. 72, Erl. 2 zu 8 9. Unter einem 
Beamten, einem Geiftlihen oder einem Lehrer an einer öffentlichen Unterrichtsanſtalt wird 
im 8 411 basfelbe verftanden wie in ber CPO. 8 811 Nr. 7, 8 und im 8 850 Nr. 8 
(. Strudmann und Koh Unm. 7 zu 8 811; Anm. 10 zu 8 850). Der übertragbare Teil 
des Dienfteintommens beftimmt fih, da nah $ 400 eine Forderung infoweit nicht abgetreten 
werden kann, als fie der Pfändung nicht unterliegt, nad) 8 850 Ubi. 2, 4 ber CPO. 


8. Die Vorſchrift, dab Die auszahlende Kaffe durch Aushändigung einer von dem bis- 
Gerigen Gläubiger ansgeftellten öffentlich beglaubigten Urkunde von der Abtretung zu 
benachrichtigen fei, ift, mie fih aus Sap 2 ergibt, nicht dahin zu verftehen, daß die Wirk- 
ſamkeit der Abtretung von ber Benachrichtigung abhängt. Zahlt die Kafie, ohne daß die 
Benackrichtigung erfolgt ift, an den neuen Gläubiger, fo iit die Zahlung wirkſam auch gegenüber 
dem bisherigen Gläubiger. Die Kaffe braucht aber ohne bie vorgeihriebene Benachrichtigung 
an ben neuen Gläubiger nicht zu zahlen und kann deſſen Kündigung oder Mahnung nad 
Maßgabe des 8 410 Abſ. 1 Sag 2 zurüdweifen. Die nah den 88 406 bis 408 mit der 
Kenntnis von der Abtretung verbundenen Wirkungen treten erſt ein, wenn bie Benachrichtigung 
in der gedachten Art erfolgt ift. Bis dahin Tann die Kaffe alfo den bisherigen Gläubiger als 
ben Berechtigten behandeln. Die Benachrichtigung braucht nicht durch ben bißherigen Gläubiger 
zu erfolgen; es genügt, wenn der neue Gläubiger die von dem bisherigen Gläubiger ausgeſtellte, 
öffentlich beglaubigte Urkunde der Kafle aushändigt. Über öffentliche Beglaubigung f. 8 129. 


4. Auf eine kraft des Geſetzes erfolgende Übertragung findet nah 8 412 der 8 411 
teine Anwendung. 
19* 
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8. 412. Auf die Uebertragung einer Forderung kraft Geſetzes finden die 
Vorfchriften der 88. 399 bis 404, 406 bis 410 entjprechende Anwendung. 


8. 413. Die Vorfchriften über die Uebertragung von Forderungen finden 
auf die Uebertragung anderer Rechte entjprechende Anwendung, foweit nicht das 
Geſetz ein Anderes vorfchreibt. 


8412. 
&.18 293, 301M., 308; II 8 355 zes. 8 406; III 8 406. ®.If. bie su den BB 398-404, 406-410 
allegierten Seiten; M.II deigl. P. II Ba, 1 6. 377ff., 3831. 391, 399. 

Über die emtiprechende Anwendung der in dem $ 412 bezeichneten Vorſchriften auf bie 
Übertragung einer Forderung kraft Geſetzes f. Erl. 5 zu $ 399, Erl. 2 zu 8 400, El. 3 zu 
8 401, Erl. 2 zu 8 402, Erl. 1 zu $ 403, Erl. 4 zu 8 404, Erl. 5 zu $ 406, Erl. 5 zu 8407, 
Erl. 3 zu 8 408, Erf. 7 zu 8 409, Erl. 10 zu 8 410. Die Unanwendbarkeit ber 38 398, 405, 
411 ergibt ſich aus dexem Inhalte. 

Die Übertragung einer Forderung kraft bes Geſehes findet 3. B. ftatt in den Fällen der 
88 268 Abſ. 3, 426 Abf. 2, 774 Abſ. 4, 1143 Abſ. 1, 1225, 1249 Gap 2, 1438, 1519 Abf. 2, 
1549, 1607 Abſ. 2 Sap 2, 3, 1709 Abſ. 2. 


g 418. 
@.18 312; 118 356 res. 8 407; 111 8 407. 9.16. 3307. 11894; MIT 6.141. 9. BE 1 6. 404. 

1. Entipregende Anwendung ber Vorſchriften über bie Übertragung von Forderungen 
auf bie Übertragung anderer Rechte. Die allgemeinen Vorſchriften über Forderungen finden, 
wie in den Vorbm. zu diefem Buche unter II dargelegt ift, auf alle Auſprüche, insbeſondere 
auch auf die Dinglichen Anfprüce Anwendung. Inſoweit hätte es alfo ber Borfchrift des $ 413 
nicht beburft. Dieſe geht aber weiter; fie ſchreibt bie entſprechende Anwendung der Vorſchriften 
über die Übertragung von Forderungen auf bie Übertragung aller Rechte vor, im betreff deren 
das Geſetz nicht ein andere vorſchreibt. Für die in bem BGB. geregelten Rechte enthält diefes, 
foweit es bie Übertragung zuläßt, regelmäßig auch befondere Vorſchriften über die Art, in 
welcher bie Übertragung zu erfolgen hat. Solde Vorſchriften gibt z. B. das Sachenrecht über 
die Übertragung der dinglichen echte, der 8 792 über bie Übertragung einer Unweifung, ber 
8 2033 über die Übertragung eines Erbteild. Die Vorſchrift des 8 413 hat praktifche Bebeutung 
daher im weſentlichen nur für ſolche Rechte, weiche im BGB. nicht geregelt find. Dahin gehört 
3. B. das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunft nach dem Gef. v. 19. Juni 1901 
8 8, das Verlagsrecht, weldyes nad; dem Gef. vom 19. Juni 1901 über bag Verlagsrecht 8 28 
nur unter gewiſſen Beſchränkungen übertragbar if, dad Recht auf Warenzeichen nah dem Gef. 
vd. 12. Mai 1894 87, da8 Urheberreht an Werten der bildenden Künfte (Gef. v. 9. Januar 1876 
8 2), das Recht des Verfertigers eines photographiihen Werkes (Gef. v. 10. Januar 1876 
87), das Urheberreht an Muftern und Modellen (Gef. v. 11. Januar 1876 $ 3), der An- 
ſpruch auf Erteilung eines Patents und das Recht aus dem Patente (Gef. dv. 7. April 1891 
88 6, 19 Abſ. 2). 

Aus der Vorſchrift des 3 413 ergibt fi, daf zu der Abtretung eines jeben Mechted, in 
betreff defjen nicht beiondere Vorſchriften beftehen, ein Vertrag zwiſchen dem bisherigen Be 
rechtigten und demjenigen, welchen das Recht abgetreten werben foll, erforderlich ift und genügt, 
und daß dieſer Vertrag ein abitrakter ift. In welcher Art die übrigen Vorſchriften diefes Titels 
entiprechende Anwendung finden, beftimmt ſich nad dem Inhalte des betreffenden Rechtes. 
Soweit es fih um abfofute Rechte handelt, können die befonderen Vorſchriften, welche einen 
beftimmten Schuldner vorausfegen, keine Anwendung finden. Soweit ein Recht der fraglichen 
Art kraft des Geſetzes übertragen wird, finden auf biefe Übertragung die Vorſchriften bes $ 412 
Anwendung. Die Übertragung durch gerichtliche Anordnung beitimmt fi nad) ber CPO. 8 857. 

2. Pfändumg nicht übertragbarer Rechte. Im €. I 8 312 Sag 2 war beitimmt: 

„Ein nicht übertragbares Recht ift infoweit, als die Ausübung einem anveren übers 
lofien werden Tann, der Pfändung unterworfen, fofern nicht das Gefep ein anderes 
beitimmt.* 

Diefe Borfchrift ift von der zweiten Kommiſſion geftrichen; eine entſprechende Vorſchrift 
tft indeſſen in den 8 857 der CPO. aufgenommen. 
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Sünfter Abſchnitt. 
Schuldübernahme. 


Fünfter Abſchnitt. 

Tränkner, Die Schuldübernahme nad dem deutſchen BEB. in Sächſ. Ar. Bd. 7; 
Hellmig, Die Verträge auf Leiftung an Dritte 1899 ©. 159ff.; Horn, Die Schuldübernahme 
1902; von Blume, Zur Lehre von der Schulbübernahme in Iherings Jahrb. Bd. 39 ©. 390ff.; 
derfelbe in Iherings Jahrb. Bd. 40 ©. 109ff.; Regelsberger, daſelbſt Bd. 39 ©. 463ff.; 
Brettner, Die Schuldübernahme beim Grundſtückserwerbe in Gruch. 1898 ©. 790; Haverkamp, 
Zur Lehre von der Schuldübernahme in DIE. 1901 ©. 530; Romeid, Zur Technik des BGB. 
Heft 3 ©. 84; Silbermann, Iſt zur Gültigfeit der fog. kumulativen Schuldübernahme die Schrift 
form erforderlich, in BL. f. RAnw. 1903 Bd. 68 ©. 365ff.; Jacoby, Iſt der Schulbübernehmer 
Rechtsnachfolger im Sinne der CRD. 88 325, 727, 729, in JDZ. 1904 ©. 211; Hellbad, 
Über fumulative Schuldübernahme, im Recht 1903 Nr. 13. 

1. Schuldübernahme. Wie bie Sondernachfolge in die Forderung, fo war aud) die Sonder- 
nachfolge in bie Schuld nach römiſchem Rechte prinzipiell unmöglih. Ein Wechſel in der 
Verſon des Schulbners konnte nur durch Novation erreicht werben. Das ältere deutiche Recht 
erfannte die Möglichkeit einer Übertragung der Schuld mit Genehmigung des Gläubigerd an. 
Über das jegige gemeine Recht gehen die Anfichten auseinander (Windfheid-Kipp II 8 338; 
Dernburg II 8 155). Das mirtihaftlihe Bedikfnis drängte dahin, die Buläffigleit ber 
Schuldübernafme anzuerkennen. Das BGB. bringt diefe Entwidelung zum Abſchluß. In den 
88 414ff. wird die Buläffigleit der Schuldübernahme durch Vertrag unbefchräntt anerkannt. 
Dad Weſen der Schuldübernahme befteht darin, daß an die Stelle des bisherigen Schuldners 
ein anderer Schuldner tritt, daß im übrigen aber das Schuldverhältnis unverändert bleibt (vgl. 
jedod 8 418). Zur Schuldübernahme erforderlich ift immer bie Zuftimmung des Gläubigers, 
nicht bie des bißherigen Schuldners. Die Schuldübernahme kann erfolgen ſowohl durch Ver⸗ 
trag zwifchen dem Übernehmer und dem Gläubiger ald durch Vertrag zwifchen dem UÜbernehmer 
und dem Schuldner. In dem legteren Falle Hängt die Wirtſamkeit ber Schuldühernahme aber 
von der Zuſtimmung des Gläubiger ab. Die Schuldübernafme ift bei allen Schuldverhältnifien 
zuläffig. Eine der Vorfchrift des 8 399 in betreff der Übertragung der Forderung entſprechende 
Beihräntung kommt für die Schuldübernahme nicht in Betracht, weil zu dieſer immer die Bus 
ftimmung bes Glänbigers erforderlich ift. 

Die Schuldübernahme ift ein abftralter Vertrag. Kraft deöfelben tritt unmittelbar 
die dadurch bezwerte Rechtsänderung ein. Der Vertrag ift an eine Form nicht gebunden (vgl. 
jedoch die Erl. 7 zu 8 415). 

2. Bon der Schuldübernahme im Sinne des BGB. iſt zu unterfcheiden: 

a) die fog. kumulative Schuldübernahme. Das BGB. enthält über fie keine Vorſchriften; 
fie iſt nichtödeftomeniger unzweifelhaft zuläffig. Ihr Wefen befteht darin, daß ein Dritter neben 
dem Schuldner dem Glänbiger zur Erfüllung verpflichtet wird; fie erfolgt durch Vertrag 
zwifhen dem Dritten und dem Gläubiger (vgl. jedod unter b). Der Dritte haftet bem Gläu— 
biger neben dem Urfculdner als Geſamtſchuldner. Ob im einzelnen Falle Übernahme einer 
Bürgfhaft mit oder ohne Verzicht auf die Einrede der Vorausklage oder einfacher Eintritt als 
Geſamtſchuldner beabfichtigt wird, tft Auslegungsfrage. Auch im legteren Falle dürfte wegen 
Gleichheit der Rechtslage, die für Übernahme einer Bürgſchaft vorgefchriebene Form des 8 766 
erforderlich fein (R&. Bd. 51 ©. 120; Rſpr. Bd. 6 ©. 449; a. U. Rſpr. Bd. 8 ©. 84; 
Rehbein, Erl. 2 zu 88 414—419, welcher unterfcheidet, ob ſelbſtſchuldneriſche Bürgichaft oder 
Eintritt als Geſamtſchuldner gewollt ift und mur im erfteren Falle die Form des 8 766 für 
eriorderlih Hält; Silbermann, ©. 365ff.; Staub, in DIE. 1903 ©. 19; im Ergebniſſe wie 
bier Hellbach, im Recht 1903 Nr. 13, jedoch unter Heranziehung des 8 780); 

b) die Erfüllungsübernahme. Durch fie wird eine Verpflihtung des Dritten gegenüber 
dem Schuldner begründet, die entweder dahin geht, den Schuldner von feiner Schuld zu bes 


294 V. Abſchuitt: Schuldübernaßme. 


F. 414. Eine Schuld kann von einem Dritten durch Vertrag mit dem 
Gläubiger in der Weife übernommen werben, daß der Dritte an die Stelle des 
bisherigen Schuldners tritt. 


freien ober dahin, den Gläubiger, wenn bie Schuld fällig iſt, zu befriedigen. Die Erfüllungs- 
übernahme erfolgt durch Vertrag zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten. Ein ſolcher Vertrag 
Tann nad) den Vorfchriften über Verträge auf Leiftung an einen Dritten auch dahin geſchlofſen 
werben, daß der Gläubiger ein Recht auf die Leiftung an dem Dritten erhält. Im Zweifel ift 
dies nad) 8 329 nicht anzunehmen. Hat durd) den Vertrag auch der Gläubiger ein Recht auf 
die Leiftung an den Dritten erlangt, fo entſteht ein wirtichaftlich der kumulativen Schuldüber⸗ 
nahme (f. unter a) ähnliches Verhältnis; rechtlich aber unterliegt das Verhältnis in verſchiedenen 
Beziehungen nad) Mafgabe der 88 333, 334 einer abweichenden Beurteilung. Ob im einzelnen 
Sale der Dritte zur Befreiung des Schuldner oder nur zur Leiftung an ben Gläubiger ver» 
pflichtet fein und ob der Gläubiger ein Recht gegen ben Dritten erhalten fol, ift Auslegungs⸗ 
frage. Bermutungen laſſen ſich darüber, abgefehen von der Vorſchrift des $ 329, nicht aufftellen 
(vgl. Hellwig ©. 193ff.; Windſcheid⸗Kipp II 8 338 Buf. 4, 5). 

8. Anordnung bed Stoffes. Der 8 414 Handelt von der übernahme der Schuld durch 
Vertrag zwifchen dem Gläubiger und einem Dritten, bie 88 415, 416 Handeln von der 
Übernahme der Schuld durch Vertrag zwiſchen dem bisherigen Schuldner und einem Dritten. 
Die 88 417, 418 beftimmen die Wirkungen der Schulbübernahme. Der $ 419 Handelt von 
der Haftung desjenigen, welcher durch Vertrag ein ganzes Vermögen übernommen hat, gegenüber 
den Gläubigern des bisherigen Eigentümers dieſes Vermögens. 


8 414. 
€.1 8314; 118357 res. 8.408; TILE 408. PIE. 1344-5; M. n €. 1421. P.IIML.1 6.405. 2. 6.62%. 

Über den Begriff der Schuldübernahme f. die Borbm. 1 zu diefem Abfchnitt. 

1. Erfolgt die Schuldübernahme durch Bertrag zwiſchen dem Gläubiger und einem 
Dritten, fo treten deren Wirkungen fofort ein. Der bisherige Schuldner Hört auf, Schuldner zu 
fein, und ber Dritte tritt als Schuldner an bie Stelle des biöherigen Schuldners. Der Vertrag 
ift ein abftralter; er ift an eine Form nicht gebunden. Iſt der Vertrag nichtig ober iſt er 
anfechtbar und wird angefochten, fo wird der bisherige Schuldner nicht befreit. Iſt der Gläubiger 
durch argliftige Täuſchung zu dem Vertrage beitimmt, fo ift fir die Anfechtbarkeit gegenüber dem 
Übernehmer der 8 123 Abf. 1 und Abſ. 2 Sag 1 maßgebend. Nah 8123 Abf.2 Sag 2 kann 
die Anfechtung aber aud; gegen ben bißherigen Schuldner erfolgen, wenn biefer die Täufchung 
Tannte oder kennen mußte; denn er erwirbt unmittelbar durch ben Vertrag die Befreiung von 
feiner Schuld, alfo ein Net im Sinne bes $ 123 Abſ. 2 Sag 2 (f. Erl. 5 Abſ. 3 zu 8 123). 
Iſt der Vertrag weber gegenüber dem Übernehmer noch gegenüber bem bisherigen Schuldner 
anfechtbar, jo kann unter Umftänden ein Anſpruch des Gläubigers gegen den biöherigen Schuldner 
wegen ungerechtjertigter Bereicherung begründet fein. Wird durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger 
und dem Übernehmer die Schuldüibernahme wieder aufgehoben, fo lebt dadurch die Schuld bes 
bisherigen Schuldners nicht wieder auf. Er war durch bie Schuldübernahme befreit und biefe 
Beireiung kann durch Vertrag zwiſchen dem Übernefmer und bem Gläubiger nicht wieder 
befeitigt werben. Nur bie Verpflichtung des Übernehmers wird durch einen ſolchen Verttag aufs 
gehoben. 

2. Die Schulbübernahme kann fih auf einen Teil der Schuld beiäränten. Ob fie ſich, 
wenn dem Gläubiger neben der Hauptforderung Nebenforderungen zuftehen, auf bie letzteren 
mit bezieht, iſt Auslegungsfrage. Fur bereits fällige Verzugszinfen wird dies tm Bweifel immer 
anzunehmen fein. 

8. Zweifelhaft ift, ob eine künftige Schuld übernommen werben Tann. Die Frage dürfte 
aus benfelben Gründen zu bejahen fein, aus melden die Abtretung einer künftigen Forderung 
für zuläffig gehalten werben muß (f. Erl. 40 zu $ 398; Schollmeyer, Erl. 5 zu 8 414). 

4. Ob ber fibernehmer wegen ber Schuldübernahme einen Anfpru gegen ben bisherigen 
Schuldner Hat, beftimmt fi nach dem unter ihnen beftehenden obligatoriſchen Verhältnis; ein 
folder Anſpruch kann insbefondere begründet fein, wenn die Schuldübernahme auf Grund eines 
Auftrags des bisherigen Schuldner oder auf Grund einer Geſchäftsführung ohne Auftrag erfolgte. 
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8. 415. Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit dem Schuldner 
vereinbart, jo hängt ihre Wirffamfeit von der Genehmigung des Gläubigers ab. 
Die Genehmigung kann erjt erfolgen, wenn der Schuldner oder der Dritte dem 
Gläubiger die Schuldübernahme mitgetheilt hat. Bis zur Genehmigung können 
die Parteien den Vertrag ändern ober aufheben. 

Wird die Genehmigung verweigert, jo gilt die Schuldühernahme als nicht 
erfolgt. Fordert ber Schuldner ober der Dritte den Gläubiger unter Beftimmung 
einer Friſt zur Erklärung über die Genehmigung auf, fo kann die Genehmigung 
nur bis zum Ablaufe der Frift erklärt werden; wird fie nicht erklärt, ſo gilt fie 
als verweigert. 

Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung ertheilt Hat, ift im Zweifel 
der Uebernehmer dem Schuldner gegenüber verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig 
zu befriebigen. Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger die Genehmigung verweigert. 


8415. 
€.18 315; 18.358 ven. 5 409; IE 8 408. 9.1 ©. 1346M., 3219, 3231, 11661, 11664; M. II G. 1431. 
B.1 88.1 6.405. 2. 6.629. 


1. Die Schuldübernahme durch Bertrag zwiſchen bem Übernehmer und dem Schulbuer 
mterjcheibet ſich wejentlih von dem Vertrage, duch welchen ber Dritte fi dem Schuldner 
gegenüber verpflichtet, den Gläubiger zu befriedigen (f. Borbm. 2b). Eim Vertrag der letzteren 
Art begründet nur eine obligatorifche Verpflichtung zwiſchen dem Dritten und dem Schulöner; 
von ihm handelt ber $ 329. Ein Vertrag ber erfigebachten Art dagegen bewirkt ähnlich wie 
eine Veräußerung unmittelbar eine Änderung des beftehenden Schuldverhäftnifies, deren Wirk 
famkeit indefien von der Genehmigung des Gläubiger abhängt. Nah M. II ©. 143 wird die 
Schuldübernahme direkt als Beräußerungdvertrag behandelt, welcher deshalb der Buftimmung 
bes @läubigers bebfrfe, weil er eine Verfügung über das Recht besfelben enthalte. Es kann 
dabingeftelit bleiben, ob dieſe etwas künſtliche Konſtruktion richtig if. Abzuweiſen tft die Auf⸗ 
fafjung, daß es ſich nm ein Verſprechen zuguniten eines Dritten handele; ein ſolches kann vor⸗ 
liegen, wenn der Dritte neben bem biöherigen Schuldner, nicht aber, wenn er an befien Stelle 
Schuldner werden will. Abzuweiſen tft auch die Auffafjung, daß durch den Vertrag zwiſchen 
dem Schuldner und dem Dritten nur infofern eine objeltive @ebundenheit des Dritten begründet 
werbe, als diefer einen an den Gläubiger gerichteten Vertragsantrag auf Übernahme der Schuld 
in die Hände des Schuldners lege, daß die Schulbübernahme felbft aber erft duch Annahme 
diefes Vertragsantrags oder eines direft von dem lbernehmer dem Gläubiger gemachten Ver⸗ 
tragdantrags von jeiten des ®läubigers, alfo durch einen nach Maßgabe des 8 414 abgeichlofienen 
Vertrag zuftande komme. Für eine ſolche Auffafjung laflen ſich de lege oondenda erhebliche 
Gründe anführen, dem Standpunkte des BGB. entiprict fie nicht. Es ergibt ſich dies unzwei⸗ 
beutig aus ber Faffung des 8 415. Diefer fpricht nicht von der Annahme eines Bertragdantrags, 
fondern von ber Genehmigung eined bereits abgeichlofienen Vertrags durch den Gläubiger. Auch 
die inneren Gründe, welche für die hier abgemwiejene Auffafiung von Hellwig ©. 160ff. und von 
von Blnme in Iherings Jahrb. im Bd. 39 ©. 402, 416, 418, Bd. 40 ©. 109 geltend gemacht 
werben, find nicht überzeugend und von Regelsberger ©. 470ff. fhlagend widerlegt. Der einzige 
beachtenswerte Einwand, der gegen bie bier vertretene Auffafjung gemacht wird, befteht darin, daß 
ber Übernehmer, wenn ex die Schuld mur gegen eine von dem biöherigen Schuldner zu bewirkende 
Gegenfeiftung übernehme, bie ihm gegen diefen zuftehende Einrede bes micht erfüllten Vertrags dadurch 
verliere, baf der bisherige Schulöner die Schuldübernahme dem Gläubiger mittelle und biefer fie 
genehmige. Diefer Einwand ift indeſſen nicht durchſchlagend, weil dem Übernehmer doch keines⸗ 
weg® immer auf Grund bes ber Schuldübernahme zugrunde liegenden Kauſalverhältniſſes die 
Einrede des nicht erfüllten Vertrags gegen ben Schuldner zuſteht. Abgeſehen von dem doch auch 
möglichen Falle, daß die Schuldühernagme ſchenkweiſe erfolgt, kann die ſchuldige Gegenleiftung 
bereits bewirkt ober doc) Frebitiert fein. Dazu kommt, daß, wenn dies auch nicht der Fall tft, 
der Übernehmer fid immer dadurch fihern kann, dab er bei der Schuldlibernahme mit bem 
Schuldner vereinbart, daß biefer die Schuldübernahme dem Gläubiger nit vor Bewirtung der 
Gegenleiitung mitteilen fol. Eine ſolche Vereinbarung kann in dem Sinne gefchlofien werben, 
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daß der Schuldner dadurch nicht bloß obligatoriſch verpflichtet, ſondern die Schuldübernahme felbft 
von der Bedingung abhängig gemacht wird, daß die — — werde, und in dieſem 
Sinne wird fie im Zweifel auszulegen fein. Hierdurch wird der Übernehmer vollfiändig geſichert, 
da ber Gläubiger felbftverftändlic auf Grund einer ihm von dem Schuldner vor dem Eintritte 
der Bedingung gemachten Mitteilung die Schuldübernahme nicht in der Art genehmigen kann, 
daß fie fofort wirkſam wird. Man wird alfo tm Anſchluß an den Wortlaut des $ 415 babei 
itehen bleiben müflen, daß es fi) Hier um ein Rechtsverhältnis der im 8 182 nebaditen Art 
handelt. Der auf Schulbübernahme gerichtete Vertrag wird zwiſchen bem Schuldner und dem 
Dritten geichlofien, aber die Wirkſamkeit desielben hängt von ber Zuftimmung bes Gläubigers 
ab. Man braucht, um biefe Kategorie anzuwenden, nicht notwendig eine Verfügung über das 
Recht desjenigen anzunehmen, defien Buftimmung erfordert wird. Es Hit dies nur einer ber 
Fälle, auf welche jene Rechtsform Anwendung findet. Andere Fälle find die Genehmigung des 
Vertrags eines Minderjährigen durch den gefeglichen Vertreter (8 108) und die Genehmigung bes 
von einem Vertreter ohne Bertretungsmacht geichlofienen Vertrags durch den Bertretenen (8 177). 
Einen weiteren Fall bildet der bier fragliche auf Schuldübernafme gerichtete Vertrag zwiichen 
dem Schuldner und dem Dritten. 

2. Die Genehmigung bed Gläubigers Tann erft erfolgen, wenn ihm die Schuldübernahme 
von dem Übernehmer oder dem Schuldner mitgeteilt ift (vgl. Erl. 1). Die Mitteilung ift ein 
einfeitige8 empfangsbedfrftiges Nechtögefhäft (88 130—132); fie ift unwiderruflich, weil ber 
Gläubiger dadurch das Recht erlangt hat, durch feine Genehmigung die Schuldübernahme zu 
feinen Gunſten wirkſam zu machen (a. A. Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 415). Auf die Ge— 
nehmigung finden die Vorfchriften der 88 182 Ubf. 1, 2, 184 Anwendung. Die Genehmigung 
Tann nad) Maßgabe der allgemeinen Grundſätze auch ſtillſchweigend erfolgen. Eine ſtillſchweigende 
Genehmigung wird regelmäßig in ber Unftellung der Klage von feiten des Gläubigers gegen dem 
Übernehmer zu finden fein (vgl. RG. Bd. 19 ©. 253; Wh. 33 ©. 184). Aus der nad Maßgabe 
des 8 184 ftattfindenden rüdwirtenden Kraft (ſ. Bd. 1 ©. 322 Erl. zu 8 184) der Genehmigung 
folgt unter anderem, daß eine nad) dem Abſchluſſe des Schuldübernahmevertrags bon feiten des 
Gläubiger an ben Schulöner erfolgte Kündigung oder Mahnung dem Übernehmer gegenüber 
unwirkſam tft, weil infolge der Rüdwirkung der Genehmigung zu der betreffenden Zeit bereits 
ber Übernehmer, nicht ber bisherige Schuldner derjenige war, welchem gegenüber die Kündigung 
ober Mahnung erfolgen mußte. Ein Verzug, der dadurch eingetreten war, daß die Leiftung nicht 
zu ber kalendermäßig beftimmten Zeit erfolgte, bleibt dagegen auch bem Übernehmer gegenüber 
wirfam (Schollmeyer, Erl. 1b zu 8 415). 

Bis zur Erteilung der Genehmigung können bie Parteien, wie im Abf. 1 Sah 3 außer 
drũcklich Hervorgehoben wird, den Vertrag aufheben oder ändern. Died gilt auch dann, wenn 
dem Släubiger die Schuldübernahme von dem einen ober dem anderen Teile bereits mit- 
geteilt ift. Die Bebunbenheit der Parteien unter ſich tritt fon mit dem Abs 
ſchluſſe des Vertrags ein; einfeitig kann kein Teil den Vertrag widerrufen (j. Bd. J ©. 181 
Borbm. VI2—4). 

8. Die von bem Glänbiger vor dem Abſchluſſe bes Vertrags erklärte Einwilligung bat 
diefelbe Wirkung wie bie Genehmigung. Es ift dies zwar in dem $ 415 nicht außsbrüdlich be= 
fimmt, folgt aber aus 8 182 und aus bem direlt und analog zur Anwendung kommenden 
8 185. Die Einwilligung mit Schollmeger, Er. 2 zu $ 415 nur dann für wirkſam zu er- 
Hören, wenn fie im Einverftändniffe zwiſchen dem Übernehmer und dem Schuldner erklärt fei, 
dürfte ſich nicht rechtfertigen. Der Übernehmer wird dadurch, daß bie Schuldübernayme, wenn 
die Einwilligung des Gläubiger bereits vorher erfolgt war, fofort mit dem Abichlufie des Ver⸗ 
trags wirkſam wird, nicht benachteiligt, denn da fowohl dem Schuldner wie dem Übernehmer 
das Recht zufteht, die Schuldübernahme fofort nad) dem Abichluffe des Vertrags dem Gläubiger 
mitzuteilen, und biefer dann fofort Die Genehmigung erteilen kann, fo ift im praftifhen Mefultate 
der Übernehmer im Falle der Einwilligung nicht ſchlechter geftellt wie im alle der Genehmigung. 
Die Einwilligung muß dem Gläubiger oder dem Übernehmer gegenüber erklärt werben. Die 
Schuldübernahme wird, wenn die Einwilligung erteilt ift, fofort wirkſam, jeboch ſelbſtverſtändlich nur 
dann, wenn die Wirkſamkeit aud im Falle der fofort nad dem Abſchluſſe des Vertrags er⸗ 
folgenden Mitteilung und Genehmigung eintreten würbe, alfo nur bann, wenn ber Bertrag 
unbedingt geſchloſſen ift (j. Erl. 1). 

4. Berweigert ber Gläubiger die Genehmigung, fo gilt die Schuldübernahme als nicht 
erfolgt. Die Verweigerung ift bier ein einfeitiges empfangsbebürjtiges Nechtsgeihäft und fan 
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nicht widerrufen werben (f. Bd. I ©. 328, Erl. 3 zu 8 184). Wollen bie Parteien bei ber 
Schuldübernahme beharren, fo müfjen fie einen neuen Xertrag fliehen. Dies kann felbit- 
verftändlich in der Art geſchehen, daß fie ſich gegenfeitig erklären, den früheren Vertrag aufrecht 
erhalten zu wollen. Nach bem €. I 8 315 Abf. 2 Sag 2 follte die Schulbübernahme durch 
die Verweigerung ber Genehmigung nicht völlig Hinfälig werden, die Verweigerung vielmehr 
aur die Wirkung haben, dab der Gläubiger die Genehmigung exft nad; einer erneuten Auf— 
forderung erteilen könne. Dieje Regelung bing mit der Vorfchrift des €. I 8 315 Abi. 1 
Saßt 3 zufammen, nach welcher ber Schulbübernehmer dem Schuldner gegenüber zur Beſchaffung 
der Genehmigung verpflichtet if. Mit der Befeitigung dieſer Vorſchrift (f. Erl. 7) muß die 
Verweigerung ber Genehmigung eine weitergehende Wirkung erhalten. Die ernente Aufforderung 
an ben Gläubiger von feiten eines Teiles ift ohne rechtliche Wirkung, wenn nicht vorher der 
Vertrag zwiſchen den Barteien von neuem gefchlofien ift. Eine ſolche Aufforderung kann indefien 
unter Umjtänden, wenn fie von dem Übernehmer ausgeht, als Antrag auf Abſchluß eines 
ES chuldübernahmevertrags nad; Mafgabe des 8 414 aufzufaflen fein. Ohne weiteres kann dies 
indefien nicht angenommen werden (a. U. Dernburg II $ 156 Anm. 3); es ift vielmehr eine 
Trage der Auslegung, bei der alle Umftände des Falles in Betracht zu ziehen find. 

5. Net ber Parteien, bem Gläubiger eine Friſt zur Erllärung au fegen. Bis zur 
Erteilung oder Verweigerung der Genehmigung von feiten des Gläubigers beſteht ein Zuſtand 
der Ungewißheit. Um diefe nicht auf unbeitimmte Beit hin dauern zu laſſen, gibt der 8 415 
Abſ. 2 Sag 2 jedem Teile das Recht, dem Gläubiger eine Friſt zur Erklärung zu fegen. Das 
Berhältnis ift Hier indeffen in mehrfacher Beziehung anders geordnet wie in ähnlichen Fällen, 
in welchen dat BGB. das Mittel einer Friftbeftimmung zur Beleitigung einer Ungewißheit ans 
wendet. Die Dauer ber Frift ift nicht, wie in den Füllen ber 88 108, 177 gefeglich beftimmt; 
auch wirb nicht wie in anderen Fällen (f. 3. B. bie 88 250, 283, 355) erfordert, daß die be» 
jtimmte Frift eine angemefjene fei. Dies trogdem zu erfordern (f. Romeid, Zur Technik des 
BGB. Heft 1 S. 49 ff), läßt fich nicht rechtfertigen. Die Beftimmung ber Dauer hängt vielmehr 
lediglich von der Willfür des Mitteilenden ab; jedod dürfte aus der Natur und dem Bwede 
der Friftbeitimmung zu folgern fein, daß fie jo bemefien fein muß, daß dem Gläubiger die 
Möglichkeit gewährt wird, innerhalb der Friſt eine Erflärung dem Schuldner oder Übernehmer 
gegenüber abzugeben (Schollmeyer, Erl. 2 zu $ 415). Nicht vorgefchrieben ift ferner wie in 
den 88 108, 177, daß bie Erklärung des Gläubiger nach ber Aufforderung nur dem Aufs 
fordernden erflärt werden könne; ebenfowenig, daß eine vorher bem anderen Teile gegenüber 
erffärte Genehmigung unwirkſam werde. Die Erteilung wie bie Verweigerung der Genehmigung 
kann bier vielmehr nad Maßgabe des 8 182 vor wie nady der Wufforderung fomohl dem 
Schuldner wie dem Dritten gegenüber erfolgen, und die Friftbeftimmung hat nicht die Wirkung, 
daß eine vor derfelben erflärte Genehmigung unwirkfam wird. In Übereinftimmung mit den in 
äbnlihen Fällen gegebenen Vorſchriften wird aber beitimmt, daß die Genehmigung als ver 
weigert gilt, wenn fie nicht innerhalb ber Friſt erteilt wird. Diefe fingierte Verweigerung Ift 
aber unwirffam, wenn vorher die Genehmigung bereit erteilt war. 

Die Beweislaft beftimmt ſich nach denjelben Grunbjägen wie in den oben angeführten 
Fällen. Wer ſich auf die Verweigerung ber Genehmigung beruft, braucht nur zu beweiſen, daß 
eine Frift und melde dem Gläubiger von dem einen oder dem anderen Teile beftimmt und daß 
diefe Friſt abgelaufen ſei. Dem anderen Teile liegt der Beweis ob, daß die Genehmigung vor 
dem Ablaufe ber Frift exteilt jet. 

Ein Zweifel kann entitehen, wie das Verhältnis zu beurteilen ift, wenn beibe Teile bem 
Gläubiger eine Friſt zur Erklärung beſtimmt haben und die beftimmten Friſten von ver- 
ſchiedener Dauer find. Der Zweifel wird nad) den oben angegebenen Grundjägen dahin zu 
entſcheiden fein, daß die Frift, welche zuerft abläuft, maßgebend ift. Hat der Gläubiger vor 
dem Ablaufe derfelben die Genehmigung nicht erteilt, fo gilt diefe al verweigert. Die Schulds 
übernahme gilt damit als nicht erfolgt; eine Genehmigung ift daher nicht mehr möglich (a. U. 
Hellwig ©. 169; Endemann I $ 153 Anm. 14; Dernburg II $ 156 Anm. 3, der, wenn 
die längere Friſt von dem Übernehmer gefegt ift, ben 8 414 zur Anwendung bringen will, was 
indefien nur zuläffig ift, wenn im einzelnen Falle den Umftänden nad; anzunehmen ift, daß ber 
Übernehmer eventuell einen Bertragsantrag nach Maßgabe des 8 414 Hat ftellen wollen; bie 
Anfiht von Romeid, Heft 1 ©. 54, dab die längere Frift, wenn bie kürzere Friſt nicht ans 
gemefjen geweſen, infofern entfcheidet, als dem Gläubiger eine angemefiene Frift zur Erklärung 
offen bleibe, hängt mit defien Unficht, dab die Friſt eine angemefjene fein müfle, zufammen und 
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$. 416. Uebernimmt ber Erwerber eines Grundſtücks durch Vertrag nut 
dem Veräußerer eine Schuld des Veräußerers, für die eine Hypothek an dem 
Grundſtücke befteht, jo fann der Gläubiger die Schuldübernahme nur genehmigen, 
wenn ber Veräußerer fie ihm mittheilt. Sind feit dem Empfange der Mittheilung 
ſechs Monate verftrichen, jo gilt die Genehmigung als ertheilt, wenn nicht der 
Gläubiger fie dem Veräußerer gegenüber vorher verweigert hat; die Vorfchrift 
des $. 415 Abſ. 2 Sag 2 findet feine Anwendung. 

Die Mittheilung des Veräußererd kann erft erfolgen, wenn der Erwerber als 
Eigenthümer im Grundbuch) eingetragen ift. Sie muß fchriftlich gefchehen und den 
Hinweis enthalten, daß der Uebernehmer an die Stelle des bisherigen Schuldners 


fällt mit diefer; Horn ©. 69, der die längere Friſt entfcheiden laſſen will, wenn fie von dem 
Übernehmer gefeßt ift). 

6. Verpflichtung ber Bertragfhliehenden, einander vom ber Grieilung ober Ber- 
weigerung ber Genehmigung Mitteilung zu machen. Aus dem in Erl. 3 Gefagten ergibt 
fih, daß die Parteien troß des ihnen eingeräumten Rechtes, dem Gläubiger eine Frift zur Er» 
Märung über die Genehmigung zu beitimmen, in Ungewißheit darüber bleiben können, ob die 
Genehmigung wirkfam erteilt ift oder nicht. Die Ungewißheit Bleibt für jede Partei, folange fie 
nicht weiß, ob und welche Ertlärung der anderen Partei gegenüber erfolgt ift oder als erfolgt 
gilt. Der 8 415 enthält eine dem $ 416 Abſ. 3 Sag 2 entiprechende Worfchrift, nad) welcher 
die eine Partei der anderen, ſobald die Erteilung oder die Verweigerung feititehe, davon Mit- 
teilung zu machen Habe, nit. XTrogdem dürfte eine ſolche Verpflichtung anzunehmen fein. 
Treu und Glauben erfordern bei einem Vertrage ber Hier fraglichen Art, dab die Parteien ſich 
von einem für ben Beftand des Vertrags fo weſentlichen Umftande, wie es die Erteilung oder 
die Verweigerung der Genehmigung iſt, Mitteilung machen. 

7. Berpflichtung bes Übernehmers, ben Gläubiger au befriedigen. Im €. I 8 315 
Abſ. 1 Sag 3 war beitimmt, daß der Schuldübernehmer dem Schulbner zur Verſchaffung der 
Genehmigung verpflichtet fei. Won der zweiten Kommiſſion ift diefe Vorſchrift geftrichen, weil 
man annahm, daß fie nad der Wuffafiung des Lebens ber vermutlichen Abſicht der Parteien 
nicht entſpreche. Zum Erfape dient die Vorſchrift des 8 415 Abſ. 3. Hiernach foll der auf 
Schuldübernahme gerichtete Vertrag im Zweifel dahin ausgelegt werden, daß mit der Schuld- 
übernahme zugleich ein obligatoriſcher Vertrag zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten ver 
bunden ift. Sowohl für bie Zwiſchenzeit zwiſchen dem Abſchluſſe des Vertrags und der Er- 
Märung bed Gläubiger, während deren es ungewiß tft, ob die Schuldübernahme wirkſam fein 
wird, als aud für den Kal, daß bie Schuldübernahme infolge der Verweigerung der Ge 
nehmigung von feiten des Gläubigerd als nicht erfolgt gift, foll der Dritte dem Schuldner ver- 
pflichtet fein, die rechtzeitige Befriedigung des Gläubiger8 zu bewirken. Der Gläubiger erhält 
dadurch im Zweifel feinen Anfprud; gegen den Dritten ($ 329). Die Verpflichtung des Über 
nehmerd gegenüber dem Schuldner geht nicht auf Befreiung des letzteren, ſondern nur auf Bes 
feiedigung des Gläubigers in dem Zeitpunkt, in welchem befien Forderung fällig tft. Aus biefer 
im Zweifel in der Schuldübernahme liegenden Verpflihtung kann ſich unter Umftänden ergeben, 
daß ber Vertrag zwiſchen dem Übernehmer und dem Schuldner einer Form bedarf. Dies ift 
dann der Fall, wenn für die Übernommene Verpflichtung wegen ihres Inhalts eine Form vor⸗ 
geichrieben ift, fo z. B. wenn die Verpflichtung auf Übertragung des Eigentums an einem 
Grundſtüucke geht und besgalb der $ 313 Anwendung findet. Diefer Form bedarf es inbeflen 
nur für die Erfülungsübernaime, nicht für die Schuldübernahme. Iſt dieſe durch die Ge— 
nehmigung des Gläubigers mirtfam geworden, jo kommt die Erfüllungsübernahme und bie dafür 
erforderliche Form nit mehr in Frage (Hellwig ©. 174 ff.; Windſcheid-Kipp II 8 338 
Bufag 2c). 

$ 416. 


@.18 318 Mbf. 2; II 8 359 veb. 8 410; IIE A 410. PIE. 5097f., 6190f.; MR. II G. 1481. 
2.13.16. 413f.; 82.2 6. 127, 4721. 2. ©. 6291. 
1. Für den Fell, dab ber Erwerber eined Grundfüdd durch Vertrag eine Schulb 
übernimmt, für welche eine Hypothel am bem Grumbftüde beficht, trifft ber 8 416 befondere 
die Vorichriften des 8 415 mobdifizierende Beſtimmungen. Schon bie preußiſche und bayrifde 
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tritt, wenn nicht der Gläubiger die Verweigerung innerhalb der ſechs Monate 
ertlärt. 


Der Veräußerer hat auf Verlangen des Erwerber dem Gläubiger die 
Schuldübernahme mitzutheilen. Sobald bie Ertheilung oder Verweigerung ber 
Genehmigung feitfteht, Hat der Veräußerer den Erwerber zu benachrichtigen. 


Geſetzgebung Hatten für diefen Fall befonbere Vorfähriften gegeben. Das BGB. ſchließt ſich der 
legteren an. Die Erfahrung bat gezeigt, daß es für Fälle diefer Art dringend wünſchenswert 
iR, die Übernahme der Schuld durch den Veräußerer, aljo den Schuldner, zu erleichtern und bie 
dinglihe Haftung auf Grund der Hypothek mit der perfönfichen Haftung in der Hand bes Er- 
werber8 zu vereinigen. Vorausſetßung ift, ein auf Veräußerung eines mit einer Hypothek bes 
Iafteten Grundftücks gerichteter Vertrag, bei welchem der Erwerber die perfönlihe Schuld, für 
welche bie Hypothek Haftet, übernimmt. Der praftiich wichtigſte Fall ift der, daß bei dem Kaufe 
eines Grunditüdß der Käufer die Hypothek und die Schuld, für welche fie Haftet, anf den Kauf- 
preis übernimmt. Die Vorfchriften des $ 416 befchränten fich indeſſen nicht auf diefen Fall; 
fie gelten vielmehr für jeden auf Beräuferung eines Grundſtücks gerichteten Vertrag, mag berfelbe 
entgeltlich oder unentgeltlich erfolgen, wenn dabei eine Schuldübernafme in der gedachten Art 
erfolgt. Die Haftung aus der Hypothet trifft den Erwerber kraft des Geſetzes. Im Verkehre 
wird diefe Haftung häufig als die Hauptfache angefehen, während die Haftung für die perſön⸗ 
liche Schuld, fo wichtig fie unter Umftänden für den Gläubiger ift, als Atzefiorium der Hypothel 
angefehen wird. Bur Übernahme des lehteren bedarf es aber eines beionberen Vertrags und 
der Genehmigung des Gläubigerd. In jener wirtihaftlihen Zuſammengehörigkeit der dinglichen 
und ber perjönlien Haftung findet daS Gefeg einen genügenden Grund, um die Genehmigung 
bes Gläubigers, abweichend vom 8 415, als erfolgt anzufehen, wenn ihm von dem Beräußerer 
in geſetzlich beftimmter Form Mitteilung von dem Xertrage gemadt ift und er innerhalb 
einer gefeglih beftimmten Friſt dem Weräußerer gegenüber die Genehmigung nicht vers 
weigert. ®ie vis inertiae wird in den Dienft des Zwedes geftellt, die Wirkſamkeit der Schuld⸗ 
Übernahme zu erleichtern. 

Der 8 416 regelt einen befonderen Fall einer nad Maßgabe des 8 415 erfolgenden Schulbs 
übernafme (a. A. von Blume in Sherings Jahr. Bd. 39 ©. 419, Bd. 40 ©. 123, ber 
in Konjequenz feiner Auffafjung des $ 415 bie Beitinnmung des $ 416 als eine durchaus 
jelbftändige anfieht, nach welchem die perfönlihe Schuld ala Alzefiorium der Hypothek kraft bes 
Gefeges auf den Erwerber übergehen ſoll, fofern der Gläubiger innerhalb einer beftimmten Frift 
nicht wiberfpricht; f. dagegen die überzeugende Widerlegung von Regelsberger in Iherings 
Jahrb. Bd. 39 &. 483ff.). Die Vorſchriften des 8 415 kommen daher infoweit zur Auwendung, 
als fie nit durch bie befonderen Vorfchriften des 8 416 ausgeſchloſſen werben. 

Der 3 416 findet auch Anwendung bei dem auf Veräußerung eines mit einer Hypothek 
belafteten Erbbaurechts gerichteten Vertrags (a. U. Schollmeyer, Exl. 2b zu 8 416; Mehbein, 
Erl. 20 zu 88 414—419; ſ. dagegen Bd. III Erf. 1, 2 zu $ 1017); er findet ferner nach Maß⸗ 
gabe des ZIG. 8 53 entſprechende Anwendung bei der Zwangsverfteigerung eines Grundſtücks. 

2. Die Abweichungen vom $ 415, die im Falle des & 416 gelten, find folgende: 

a) Der Gläubiger fann die Genehmigung nur erteilen, wenn ihm die Schuld⸗ 
übernahme von dem Beräußerer, aljo von dem Schulbner, mitgeteilt iſt. Eine 
Mitteilung von feiten des Erwerbers, alſo des Schuldübernehmers, berechtigt den Gläubiger 
nit, die Genehmigung zu erteilen. Nicht ansgeichlofien wird Hierdurch, daß der Erwerber dem 
Gläubiger den Antrag auf Abſchluß eines felbftändigen Schuldiibernahmevertrags nach Maßgabe 
des 5 414 macht. Nimmt der Gläubiger einen folhen Antrag an, fo ift damit bie Schuldüber⸗ 
nabme erfolgt; der zwilchen dem Erwerber und dem Weräußerer in betreff der Echuldübernahme 
geſchloſſene Vertrag tft alfo gegenſtandslos. ES Handelt fi in einem ſolchen Falle dann aber 
nicht um die Erteilung der Genehmigung, fondern um die Annahme eines Vertragsantrags. 

») Die Verweigerung ber Genehmigung von feiten bes Gläubigers kann 
wirkſam nur dem VBeräußerer gegenüber erfolgen. Die dem Erwerber gegenüber er 
Härte Verweigerung ift ohne rechtliche Wirkung. Weder der Erwerber noch ber Beräußerer 
tann bem Gläubiger eine Srift zur Erklärung der Genehmigung mit der Wirkung beitimmen, 
daß die Genehmigung ald verweigert gelte, wenn fie nicht vor dem Ablaufe der Friſt erklärt 
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werde. Daß auch bie Genehmigung nur dem Veräußerer gegenüber erklärt werben könne, iſt 
nicht vorgeſchrieben. In dieſer Beziehung verbleibt es alſo bei den allgemeinen Grundfägen, 
nad) welchen die Genehmigung ſowohl dem einen wie dem anderen Teile gegenüber erflärt 
werden kann ($ 182); jedoch Tann fie nad) dem unter a Gefagten erft erteilt werden, wenn ber 
Beräußerer bie Schuldübernahme mitgeteilt Hat. Die von verfhiedenen Seiten (Dertmann, 
Erl. 18 zu 8 416; Schollmeyer, Erl. 3e zu 8 416; Staudinger, Exl. II 2; Rebbein, 
Erl. 25 zu 88 414—419) vertretene Anficht, dab auch die Genehmigung nur dem Veräußerer 
gegenüber wirtſam erteilt werben könne, ift mit ber gefeglichen Vorſchrift, nach welcher eine Ab⸗ 
weihung von den gefeglihen allgemeinen Grundſätzen nur im Falle der Verweigerung ftatt- 
findet, nicht vereinbar. Sie läßt fih aud nicht durch die Erwägung reditfertigen, daß nur bei 
diefer Annahme der Zweck erreicht werde, bem Weräußerer Gewißheit darüber zu verſchaffen, ob 
die Schuldübernahme wirkſam jet oder nit; denn wenn dies auch wünſchenswert ift, fo geht 
das Intereſſe bes Veräußerers doc dor allem dahin, daß die Schuldlibernahme wirkſam wird 
und biefem Intereffe trägt das Geje Rechnung, indem ed ber Genehmigung, aud wenn fie 
dem Erwerber gegenüber erfolgt, die Wirkſamkeit nicht verfagt (wie bier Bernburg II 
& 159 III 4). 

e) Teilt der Veräußerer dem Gläubiger die Schuldübernafme mit, fo gilt bie Ge— 
nehmigung nad) dem Ablaufe von feh8 Monaten als erteilt, fofern nicht vorher 
die Verweigerung bem Veräußerer gegenüber erklärt ift. 

4) Die Mitteilung des Beräußerers fann erft erfolgen, wenn ber Erwerber 
als Eigentümer in das Grundbuch eingetragen ift (38 873, 925). Aus dem Ausdrude 
„tann“ ergibt fi, daß eine vor diefem Zeitpunkt erfolgende Mitteilung unwirkſam ifl. Zweifels 
haft kann fein, ob die Unwirkſamkeit mur die Bedeutung hat, daß bie unter o bezeichnete 
Wirkung nicht eintritt, oder ob auch die Genehmigung ber Schuldübernahme auf Grund einex 
vor dem gedachten Beitpunkt erfolgenden Mitteilung nicht erfolgen kann (f. unter a). Für die 
letztere Auffafiung ſpricht nicht nur der Wortlaut, fondem auch die Erwägung, daß ber Zweck 
der fraglihen Vorſchrift dahin geht, tunlichſt die dingliche und die perfünliche Haftung nicht 
von einander zu trennen unb dab der Erwerber ein Intereſſe daran Bat, nicht eher perfünlich 
haftbar zu werden, ehe er nicht Eigentümer des Grundſtücks geworden ift (a. A. Kiſch im 
Grünhut Bd. 29 ©. 355f.; Schollmeyer, Erl. 3d zu 8 416; Dernburg II 8 159 III 4; 
Endemann I 8 153 Anm. 28, welche eine wirtfame Genehmigung auf Grund einer vor der 
Eintragung des Erwerbers erfolgenden Mitteilung annehmen). Mit dem gedachten Zwede ber 
fragliden Vorſchrift dürfte es indeſſen vereinbar fein, die vor ber Eintragung des Erwerber 
erfolgende Mitteilung konvaleszieren zu laſſen, wenn nachher die Eintragung des Erwerbers 
erfolgt und nachdem bie geſchehen ift, eine wirkſame Genehmigung des Gläubiger zuzulaflen 
(Rehbein, Erl. 24 zu 88 414—419). Zweifelhaft ift, ob die Mitteilung noch zuläffig fit, 
nachdem der Erwerber, welder eingetragen war, infolge der Weiterveräußerung des Grundſtücks 
nit mehr eingetragen ift. Der Wortlaut der fraglihen Vorſchrift wie deren Zwed dürfte für 
die Bejahung fprehen (RG. Bd. 56 S. 200 a. U. Mipr. Bb. 8 ©. 49; Dberned, Grundbude 
recht ©. 605, 608). 

e) Die Mitteilung des Beräußererd muß ſchriftlich erfolgen (8 126) und 
muß den in dem 8 416 Abf. 2 Sag 2 beftimmten Hinweis enthalten. Aus bem 
Ausdrude „muß“ ergibt fi, daß die Wirkſamkeit der Mitteilung von der Beobachtung biejer 
Vorſchrift abhängt. Der unter d hervorgehobene Zweifel entfteht indeſſen auch hier. Die inneren 
Gründe, welche in dem unter d bezeichneten alle dafür fprechen, auch die Buläffigkeit der Ge— 
nehmigung als von ber Beobachtung der fraglichen Vorſchrift abhängig anzufehen, treffen bier 
nicht zu und das Intereſſe des Veräußerers fpricht dafür, auch die auf Grund einer von ihm 
nicht in der vorgeicriebenen Form gemachten Mitteilung erklärte Genehmigung für wirkfam zu 
erllären (a. U. Staudinger, Erl. II 1c; Rehbein, Erl. 24 zu 88 414—419; Rſpr. Bd. 8 
©. 52%). Es dürfte fi) daher rechtfertigen, die fragliche Vorſchrift einfchräntend dahin aus— 
zulegen, daß zwar die unter o bezeichnete Wirkung davon abhängt, dab die Mitteilung bes 
Veräußerers in ber durch 8 416 Abſ. 2 Satz 2 vorgefchriebenen Weife erfolgt, dab aber die 
Genehmigung wirtfam auch dann erteilt werden kann, wenn die Mitteilung den fraglichen Vor⸗ 
ſchriften nicht entipriät. 

D) Beweislaft. Wer fi) darauf beruft, daB bie Schuldübernahme zuftande gelommen 
fet, braucht nur zu beweifen, daß der Veräußerer dem Gläubiger davon nad) Mafgabe der 
unter a, d und 6 bezeichneten Vorfchriften Mitteilung gemacht Habe (88 130-132) und daß 
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$. 417. Der Uebernehmer kann dem Gläubiger bie Einwendungen entgegen- 
fegen, welche fich aus dem Nechtöverhältniffe zwifchen dem Gläubiger und dem 
bisherigen Schuldner ergeben. Eine dem bisherigen Schuldner zuftehende Forderung 
fann er nicht aufrechnen. 

Aus dem der Schuldübernahme zu Grunde Tiegenden Rechtsverhältniſſe zwischen 
dem Uebernehmer und dem bisherigen Schuldner kann der Uebernehmer dem 
Gläubiger gegenüber Einwendungen nicht herleiten. 


feit dem Empfange der Mitteilung von feiten des Gläubiger ſechs Monate abgelaufen feien. 
Dem anderen Teile liegt dann ber Beweis ob, daß ber Gläubiger bie Genehmigung vor dem 
Ablaufe der ſechs Monate dem Beräußerer gegenüber verweigert Habe. 

8) Zum Erjage des dem Erwerber entzogenen Rechtes, dem Gläubiger die Schuldüber- 
nahme mitzuteilen, wird dem Erwerber durch 8 416 Abf. 3 Sap 1 ein obligatorifher 
Anfprucd gegen den Beräußerer darauf gegeben, baß bdiefer die Mitteilung an 
den Gläubiger made. Der Veräußerer ift dazu aber erſt verpflichtet, wenn ber Erwerber 
es von ihm verlangt. Jui Falle ſchuldhafter Nichterfüllung des Verlangen? ift er zum Schadens» 
erſatze verpflichtet. 

h) Die nad Erläuterung 6 zu 8415 jebem Teile obliegende Verpflichtung, den 
anderen Teil zu benachrichtigen, fobald die Erteilung oder die Werweigerung der Ge- 
nehmigung feftfteht, wird in $ 416 Abi. 3 Sap 2 für den Veräußerer ausdrüdlich beftimmt. 
Nur diefer ift nad) den Vorſchriften des 8 416 regelmäßig in der Lage, beurteilen zu können, 
ob die Genehmigung wirkſam erteilt oder verweigert ift. Nach orbnungsmäßig erfolgter Mit- 
teilung der Schuldübernahme von feiten des Veräußerers an den Gläubiger kann indefien die 
Erteilung der Genehmigung aud dem Erwerber gegenüber erflärt werden (f. oben unter b). 
Geſchieht dies, fo wird auch ber Erwerber für verpflichtet erachtet werben müffen, den Beräußerer 
zu benadrichtigen. R 

3. Berweigert der Gläubiger in einem Falle ber in Erl. 1, 2 bezeichneten Art bie 
Genehmigung ber Schuldübernahme, fo bleibt der Veräußerer perfönliher Schuldner. Zu 
feinem Schuge dienen in ſolchem alle bie Vorſchriften der 88 1164—1167. 

4. Die Vorfchriften ded 8 416 find infofern dispofitiver Natur, als der Veräußerer und 
der Erwerber berechtigt find, die Anwendung ber Borichriften des 8 416 vollftändig auszu— 
ſchließen. In folhem Falle findet der $ 415 Anwendung. Nicht berechtigt find dagegen die 
Bertragichließenden, die Worfchriften des 8 416 zum Nachteile des Gläubiger dahin zu ändern, 
daß feine Genehmigung unter anderen als den im & 416 beitimmten Vorausſetzungen als 
erfolgt angenommen wird. 

5. Die Vorſchriften des & 416 beichränfen ſich auf ben Fall, daß für die übernommene 
Schuld eine Hypothek an bem veräußerten Grundſtücke befteht. Eine Ausdehnung diefer 
fingulären Borfchriften anf andere Fälle der Übernahme einer Schnid des Verkäufers von ſeiten 
des Stäufers, wie folhe von dem E. I 8 318 Nbj. 2 für defien befchränktere Vorſchriften beftimmt 
war, iſt unzuläffig. Ein in ber zweiten Kommiſſion gejtellter Antrag, die Vorſchriften des 
8 416 auch auf folche Fälle anzuwenden, in benen auf bem veräußerten Grundftüd eine Grund⸗ 
ſchuld ruht, für welche der Veräufßerer zugleich perfönlich haftet, ift abgelehnt. Nach 8VG. 8 53 
Abf. 2 findet indeſſen der & 416 unter gemwifien Vorausfegungen bei der Zwangsverſteigerung 
aud dann Anwendung, wenn der Schuldner für eine Grund⸗ ober Rentenſchuld perſönlich haftet. 


gun. 
18 316; II 8 360 ven. 8 4115 I 8 411. PL. 13590.; .II ©. 1461. P.II BE. 1 6.419. 

1. Einwendungen bes Übernehmerd ans dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem biäherigen 
Echuldner und dem Glänbiger. Der E. I 8 316 enthielt eine dem 8 417 Abſ. 1 Sag 1 ent- 
ſprechende Borfchrift nicht, beftimmte vielmehr ftatt befjen nur, daß bee Schuldübernehmer dem 
Gläubiger Einreden nicht entgegenfegen könne, melde eine ausſchließliche Beziehung auf bie 
Berfon des bisherigen Schuldners Haben. Diefe Vorſchrift entſprach der fiir die Abtretung einer 
Sorderung gegebenen Borfchrift bes 3 302 bes E. I. Aus denjelben Gründen, aus welchen die 
weite Kommiffion die Vorſchrift des 8 302 bes E. I durch die Vorſchrift des 8 404 erſetzt hat, 
iſt an bie Stelle des 8 316 Sag 1 bes €. I bie Vorſchrift bes 8 417 Abſ. 1 Sap 1 getreten 
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(f. Erl. 1,2 zu 8404). Die Vorſchrift gilt ſowohl für den Fall, daß die Schuldübernahme nad) 
Maßgabe des 8 414, als für den Fall, daß fie nad Maßgabe der 38 415, 416 erfolgt ift. In 
ber Schuldübernafme Liegt aljo Feine vertragsmäßige Anerkennung des Beſtehens der Schuld. 
Der Schuldübernehmer wird vielmehr dem Gläubiger gegenüber nur dann und nur infomweit 
verpflichtet, als der Schuldner zur Zeit der Schuldübernahme verpflichtet war. Daß in betreff der 
Zuläffigleit von Einwendungen ber Zeitpunkt der Schulbübernahme, nicht der der Genehmigung 
(a. U. wie ſcheint Dernburg II 8 157I) maßgebend ift, ergibt ſich aus der rückwirkenden Seraft 
der Genehmigung. Es genügt bier aber wie bei ber Übtretung (ſ. Erl. zu 8 404), daß ber 
Grund der Einwendungen bereit? zur Beit der Schulbübernafme beitand. Ein Verzicht des 
Glänbigerd auf einzelne Einwendungen ift jelbitverftändlich zuläffig; and) findet der 8 184 Abf. 2 
entiprechenbe Anwendung. 

2. Aufrechnung. Der Abſ. 1 Sap 2 beläßt e8 bei der fi aus ben allgemeinen Grund» 
fügen über Aufrechnung und Schuldübernahme ergebenden Konfequenz. Mit der Schuldüber⸗ 
nahme wird ber Schuldübernehmer Schuldner; er kann alfo, da ein Schuldner nur eine ihm 
ſelbſt gegen den Gläubiger zuftehende Forderung aufrechnen kann, nicht die Forderung bes früheren 
Schuldners aufrechnen. Hatte der frühere Schuldner felbit ſchon aufgerechnet, jo kann dies von 
dem Schuldübernehmer felbftverftändlich geltend gemacht werben, da durch bie erfolgte Aufrehnung 
die Schuld erlofhen ifl. Die Gründe, welche bei der Mbtretung einer Forderung zu einer Mo— 
dififation diefer Grundſätze geführt haben ($ 406), treffen Hier nit zu. Selbitverftändlich ift es, 
daß der Schuldübernehmer eine ihm gegen den Gläubiger zuftehende Forderung aufrechnen kann. 

8. Einwendungen aus dem der Schuldübernahme zugrunde liegenden Rechtsverhältnifſe. 
Der Schuldübernehmer kann, mag ber Schuldübernahmevertrag mit dem Gläubiger oder mit dem 
Schuldner gefchloffen fein, alle Einwendungen geltend machen, welche die Gültigkeit des Vertrags 
betreffen (a. U. Horn ©. 72 in betreff des mit dem Schuldner geſchloſſenen Vertrags, aus dem 
unzutreffenden Grunde, daß e# ein abftrafter Vertrag fei). Iſt der Vertrag anfechtbar, jo muß 
die Unfehtung, je nachdem ber Vertrag mit bem Gläubiger oder mit dem Schuldner geſchloſſen 
war, bem einen oder dem anderen gegenüber erklärt werden; jebod) findet, wenn der Übernehmer 
durch argliftige Täuſchung von feiten des Gläubigers zum Abſchluſſe des Schuldübernahmevertrags 
mit bem Schuldner befliimmt worden ift, die Unfechtung auch gegen biefen nad) $ 123 Abſ. 2 
Sag 2 ftatt. Erſt wenn die Unfechtung erfolgt tft, kann darauf eine Einwendung gegenüber bem 
Gläubiger begründet werden. Eine dem & 770 entiprechende verzögerliche Einrede bürfte bem 
Ubernehmer gegen den Gläubiger nicht zuftehen (a. X. Hellwig, Anſpruch und Klagrecht ©. 18). 

Der Schuldübernahmevertrag ift ein abftrakter Vertrag. Daraus ergibt fi, daß, wenn 
der Vertrag zwifchen dem Schuldner und bem Schulbübernehmer geſchloſſen ift, ber Iegtere dem 
Gläubiger feine Einwendungen entgegenfegen Tann, welche nicht die Gültigkeit des Vertrags felbft, 
fondern das ihm zugrunde liegende Mechtöverhältnis betreffen. Hat der Schulbübernehmer 
3. B. in dem Glauben, dem Schuldner gegenüber zur Schuldübernahme verpflichtet zu fein, bie 
Schuld übernommen, obwohl er in Wirklichkeit nicht dazu verpflichtet war, fo kann er hieraus, 
wenn bie Schulbübernahme durch die Genehmigung des Gläubigers wirffam geworben ift, eine 
Einwendung gegen den Gläubiger nicht ableiten; er kann nur von dem früßeren Schuldner die 
Herausgabe der von dieſem erlangten ungerechtfertigten Bereicherung, aljo die Wiederberitellung 
des früheren Verhältniſſes oder, falls diefe, weil der Gläubiger feine Zuftimmung verjagt, nicht 
möglich tft, Ausgleicuung in Geld nad) Maßgabe ber 88 818ff. verlangen. Hat jemand einen 
Gegenftand verkauft und hat ber Käufer auf den Kaufpreis eine Schuld des Verkäufers übers 
nommen, fo fann der Käufer dem Gläubiger, wenn die Schuldübernahme durch defien Ge» 
nehmigung wirkſam geworben ift, Einwendungen aus dem Kaufvertrage nicht entgegenfegen; ex 
kann 3. B. nicht geltend machen, daß der Berläufer den verkauften Gegenſtand nicht geliefert Habe 
ober daß ex, weil der Verkäufer die Unmöglichkeit der Lieferung verfchuldet oder mit der Lieferung 
in Verzug gelommen fei, nad; Maßgabe der 88 325, 326 von dem Berlaufe zurlidgetreten ſei. 
Die Schuldübernahme bildet keinen Teil des obligatoriſchen Kaufvertrages, fondern fie enthält eine 
Erfüllung desſelben. Das Verhälmis ift ebenſo zu beurteilen, wie wenn der Käufer behufs Er⸗ 
füllung ber dur den Kaufvertrag übernommenen Berpflihtung bie Schuld bes Verkäufers an 
den Gläubiger Baar bezahlt hätte. So wenig er In diefem Falle dad Bezahlte von dem Gläubiger 
deshalb zurüdfordern kann, weil ber Verkäufer feine Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage nicht 
erfüllt babe und er deshalb von dem Kaufe zurüdgetreten ſei, ebenfowenig kann ex die Aufhebung 
der von dem Gläubiger genehmigten Schulbübernahme verlangen ober dem Anſpruche des 
Gläubigers aus derfelben eine Einwendung aus jenem Grunde entgegenfegen; ex hat vielmehr 
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8. 418. In Folge der Schuldübernahme erlöſchen die für die Forderung 
beftellten Bürgfchaften und Pfandrechte. Beſteht für die Forderung -eine Hypothek, 
fo tritt das Gleiche ein, wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet. 
Diefe Vorschriften finden feine Anwendung, wenn der Bürge oder derjenige, welchem 
der verhaftete Gegenstand zur Zeit der Schuldübernahme gehört, in diefe einwilligt. 

Ein mit der Forderung für den Fall des Konkurſes verbundenes Vorzugsrecht 
fann nicht im Konkurs über das Vermögen bes Webernehmerd geltend gemacht 
werben. 


in bem einen wie in bem anderen Falle nur einen Anſpruch gegen den Verkäufer und zwar, je 
nad) Lage der Sache, auf Schadenserfaß oder auf Herausgabe ber ungerechtfertigten Bereicherung. 

Die Borfhrift des E. I 8 316 Sag 3 befchränfte ſich auf den Fall einer zwiſchen dem 
Schnuldner ımd den Dritten vereinbarten Schuldübernahme. Durch die Faſſung des 8 417 Abi. 2 
wird auch der Fall berüdfichtigt, daß die Schuldübernahme durch Vertrag zwifchen dem Dritten 
und dem Gläubiger vereinbart ift (8 414). Auch für diefen Fall gilt der Grundſatz, daß der 
Schuldübernehmer aus dem der Schuldübernahme zugrunde liegenden Nechtöverhälinifie zwiſchen 
ihm und bem bisherigen Schuldner Einwendungen gegen ben Gläubiger nicht herleiten fann. 
Er kann aljo z. B. nicht geltend machen, daß er bie Schuld behufs ber Erfüllung einer ihm 
vermeintlich gegen ben früheren Schuldner obliegenden Verpflichtung übernommen habe, diefe 
Berpflichtung aber nicht beftanden habe oder fpäter weggefallen fei. 

Buläflig find Einwendungen aus bem Rechtsverhältniſſe zwifhen dem 
Scäulbübernehmer und dem Gläubiger. Hat z. B. der Dritte die Schuld durch Vertrag 
mit dem Gläubiger im der irrigen Meinung übernommen, diefem dazu verpflichtet zu fein, fo 
taım ex, ſoweit ihm dieferhalb nach den Vorfchriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertigten 
Bereicherung ein Anſpruch gegen den Gläubiger auf Wieberanfhebung der Schulbiibernahme zus 
fieht, diefen Anſpruch auch im Wege ber Einrede gegen den Anſpruch des Gläubiger aus ber 
Sculdübernahme geltend machen. Bu beachten tft dabei indeſſen, daß der Gläubiger, da der 
biöherige Schuldner durch die Schuldilbernahme befreit worden iſt, zur Wiederaufhebung der 
Schuldubernahme nur gegen Wieberherftellung feiner Forderung gegen den urſprünglichen 
Schuldner verpflichtet ift. Die Einwilligung des früheren Schuldners zu diefer Wiederherftellung 
wird der Schuldũbernehmer von dem Echuldner regelmäßig auf Grund der Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung verlangen können (a. A. Kiſch in Grünkut 
Bd. 29 ©. 356; Schollmeyer, Erl. 2 zu 8 407, weiche in dem vorandgefegten Falle dem 
Übernehmer einen Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung nur gegen den Schuldner, nicht 
gegen den Gläubiger geben; der dafiir angeführte Grund, daß der Gläubiger nicht bereichert ei, 
weil er feine Sorderung behalten habe, dürfte nicht zutrefiend fein, weil der Gläubiger durch die 
Schuldübernahme eine Forderung gegen den Übernehmer erlangt Hat und die hierdurch eingetretene 
Bereicherung nicht deshalb unberüdfictigt Bleiben darf, weil der Gläubiger gleichzeitig feine 
Forderung gegen den bisherigen Schuldner, die möglicherweife wegen Inſolvenz des Schulbners 
ohne Wert war, verloren hat; wie hier Dernburg II 8 157 Anm. 3). 


8 418. 
@.18 317; II 8 361 ven. 8 412; II 8 412. P. 16. 15680; .T1 8.14. BI B 16.21; 
3.3 6. 751. 


1. Die mit der Forderung verbundenen und zur Berflärkung derſelben dienenden NReben- 
rechte. Durch die Schuldübernahme wird nur die Berfon des Schuldners geändert; im übrigen 
bleibt das Schuldverhältnis unverändert beitehen. Hieraus zog ber &.I 8 317 Abſ. 1 Sag 1 
die Folgerung, daß die zum Zeit der Schuldübernahme mit der Forderung verbundenen, zur 
Berftärtung derfelben dienenden Nebenrechte beftehen bleiben. Bon ber zweiten Kommilfion ift 
diefer Gap aus ähnlichen Gründen geftrichen, aus welchen die entſprechende Borfchrift des 8 297 
Satz 2 bed €. I geftrichen if. Im jedem einzelnen alle ift aus der Natur des in Frage 
tommenden Rechtes in Verbindung mit dem Weſen der Schuidübernahme zu entnehmen, ob das 
Recht beftehen bfeibt oder nicht (ſ. Exl. 1 zu $ 401). 

2. Bertragsmäßige Bürgſchaften. Aus dem in Erl. 1 angeführten Prinzipe würde folgen, 
daß bie Schuldübernahme keinen Einfluß auf den Beitand eimer für die Forderung beiftellten 
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Bürgſchaft Hat. Bei der Beftellung einer Burgſchaft pflegt indeſſen der Bürge darauf zu rechnen, 
daß der Hauptfcgulbner rechtzeitig erfüllen werde. Die Perſon des Schuldners ift daher fir ben 
Bürgen regelmäßig von entieidender Bedeutung. Der $ 418 ſchreibt deshalb vor, daß die filr 
die Forderung beftellte Bürgichaft durch die Schuldübernahme erlifcht. Bon diefer Hegel beſtimmte 
der €. I in dem 8 317 Ubf. 1 Sag 2 eine Ausnahme für den Fall, da die Birgfhaft ohne 
Rückſicht auf die Perſon des biäherigen Schuldners beitellt je. Bon ber zweiten Kommiſſion 
ift diefe Worfchrift geſtrichen, weil ein Fall der gedachten Art nicht leicht vorlommen oder ſich 
doch nicht nachweien Iafjen werde. Dagegen iſt bie Fortdauer der Bürgichaft für den Fall vor 
geichrieben, daß der Bürge in bie Schuldübernahme einwilligt ($ 183). Eine fpätere Genehmigung 
kann nur unter dem Gefichtöpunft in Betracht kommen, dab bie infolge der Schuldübernahme 
erlofhene Bürgfhaft von neuem übernommen wird (vgl. jedoch $ 766). Nur wenn die Schulb- 
übernadme unter Vorbehalt der Genehmigung des Bürgen abgefchloffen und von diefer abhängig 
gemacht ift, Tann die Genehmigung noch wirkſam erfolgen, weil mit ihr die Schuldübernahme 
erſt wirkfam wird (Mehbein, Erl. 8 zu 88 414—419; a. 4. EnneccerussLehmann I 8 229 
Anm. 2, der in analoger Unwendung bes $ 185 die Genehmigung der Einwilligung gleich ftellt, 
jedoch mit Unrecht, weil mit der ohne Einwilligung des Bürgen unbedingt abgeſchloffenen Schuld- 
übernabme die Burgſchaft erloichen ift). 

8. Bertragsmäßige Pfandrechte. Auch bei ber Beftellung eines Pfandrechts pflegt auf die 
BVerfon bes Schuldners Gewicht gelegt zu werden. Auch für Pfandrechte gilt daher die Regel, 
daß fie durch die Echuldübernahme erlöſchen. Bon dem E. I $ 317 Abſ. 1 war hiervon neben 
derfelben Ausnahme wie fir die Bürgfchaft noch eine fernere Ausnahme für den Fall beftimnt, 
„daß ber Gegenftand des Pfandrechts zur Zeit des Schuldübernahme dem Schuldner vechtlich 
zugehört.“ Won ber zweiten Kommiſſion ift die erftgedachte Ausnahme aus denjelben Gründen 
wie bei ber Bürgſchaft geftrichen, die zweite Ausnahme durch die Vorſchrift erfegt, daß das 
Pfandrecht beitehen bleibt, wenn derjenige, welchem der verhaftete Gegenftand zur Beit der 
Schuldubernahme gehört, in dieſelbe einmwilligt. Hierin Tiegt teils eine Beſchränkung, teil eine 
Erweiterung der Vorſchrift des E. I. Eine Beſchränkung liegt darin infofern, als nad) dem €. I 
das Pfandrecht, wenn der verhaftete Gegenftand zur Beit der Schuldübernahme dem Schuldner 
gehört, auch dann beftehen bleiben würbe, wenn bie Schulbübernahme nad Maßgabe bes $ 414 
ohne Mitwirtung des Schuldner durch Vertrag zwifhen dem Übernefmer und dem Gläubiger 
erfolgt ift, während nad) $ 418 das Pfandrecht in diefem alle erlifcht, fofern nicht der Schuldner 
in bie Schulbübernahme eingemilligt hat. Erfolgt die Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen 
dem Schulöner und dem Schuldübernefmer ($ 415), fo liegt in dem Abfchlufie des Vertrags die 
Einwilligung des Schuldners. Diefe genügt, wenn der verhaftete Gegenftand bem Schuldner zur 
Beit der Schuldübernahme gehörte; fie genügt nicht, wenn der verhaftete Gegenſtand dem Schuldner 
nur zur Beit des der Schulblibernagme zugrunde liegenden Kaufalgefchäfts gehörte, vor der 
Schuldübernahme aber von ihm veräußert ift und zwar jelbft dann nicht, wenn bei dem Kaufal- 
geſchäfte die Fortdauer des Pfandrechts vereinbart war; denn zur Zeit der Schuldübernafme war 
nur ber berzeitige Eigentümer zu der Einwilligung legitimiert (a. A. Schollmener, Erl. 2a 
Abſ. 2 zu 8 418). Eine Erweiterung ber Vorſchrift des E. I liegt infofern vor, als auch 
dann, wenn der verhaftete Gegenitand einem anderen ald dem Schuldner gehört, das Pfandrecht 
beftehen Bleibt, wenn der Eigentümer die Einwilligung in bie Schuldübernahme erteilt. 
Gehörte der verhaftete Gegenftand dem Schuldübernehmer, fo Liegt deſſen Einwilligung in dem 
Abſchluſſe des Vertrags über bie Schulbübernahme, mag diefe nad, Maßgabe des 8 414 oder 
bes & 415 erfolgen. In betreff der nachträglichen Genehmigung gilt dasfelbe wie in betreff der 
nadträglihen Genehmigung bed Bürgen (f. Erl. 2). 

4. Gefehlie Bürgiheften und Pfaudrechte. Die Vorfchrift des 8 418 Abf. 1 beſchränkt 
fi auf die durch Mechtsgefchäft beſtellten Pfandrechte und Bürgſchaften. Geſetzliche Pfandrechte 
und Bürgichaften bleiben beftehen. Dies ergibt fi) aus dem Wortlaute wie aus dem Grunde 
der fraglichen Vorſchrift (a. U. Enneccerns-Lehmann I 8 229 Ann. 1). 

6. Durch die im 8 418 Abſ. 1 Sap 2 gegebene Vorſchrift über eine für bie Forderung 
beftehenbe Hypothek wird den beſonderen Borichriften des Hypothekenrechts Rechnung getragen. 
Nach 8 1168 geht bie Hypothek, wenn der Gläubiger darauf verzichtet, nicht unter; vielmehr 
wird fie in foldem alle von dem Eigentümer des Grundftüds erworben. Nur im Kalle einer 
Geſamthypothek erlifcht, wenn der Gläubiger anf die Hypothek an einem der mehreren verhafteten 
Grundſtüde verzichtet, die Hypothet an dieſem Grundftüde (8 1175). Diefelden Grundſähe, wie 
im alle eines Werzichts des Gläubiger anf bie Hypothek, follen aud im Falle der Schulbüber- 
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8. 419. Uebernimmt Jemand durch Vertrag das Vermögen eines. Anderen, 
fo fönnen deſſen Gläubiger, unbeſchadet der Fortbauer der Haftung des biöherigen 
Schuldners, von dem Abſchluſſe des Vertrags an ihre zu diefer Beit beftehenden 
Anſprũche auch gegen den Hebernehmer geltend machen. 

Die Haftung des Uebernehmerd bejchränkt fich auf den Beſtand des über- 
nommenen Vermögens und bie ihm aus dem Vertrage zuftehenden Anſprüche. 
Beruft fich der Uebernehmer auf die Beſchränkung feiner Haftung, fo finden die 
für die Haftung des Erben geltenden Vorfchriften der 88: 1990, 1991 entfprechende 
Anwendung. 

Die Haftung des Uebernehmers kann nicht durch Vereinbarung zwifchen ihm 
und dem bisherigen Schuldner ausgefchloffen oder bejchränft werben. 


nahme gelten, fofern nicht der Eigentümer des mit der Hypothek belafteten Grundſtücks in die 
Schuldübernafme eingewilligt Hat. Die Hypothek Haftet aljo für die Forderung nicht mehr, aber 
fie erliicht, abgefehen von dem in dem & 1175 Abſ. 1 Sag 2 bezeichneten Falle, nicht, fondern 
wird von dem Eigentümer des Grundſtücks erworben. Die Borfchrift des 8 1165, nad) welcher 
der perfönlihe Schuldner im Falle eines Verzichts des Gläubigers auf die Hypothek unter den 
dort bezeichneten Borausfegungen von feiner Verpflichtung befreit wird, kommt bei der Schuld⸗ 
übernahme nicht in Frage. 

6. Während nach 8 401 Abf. 2 im Falle der Abtretung einer Forderung ein mit derſelben 
für den Fall des ſtonkurſes verbundened Vorzugsrecht auch von dem neuen Gläubiger geltend 
gemacht werben kann, ift die Geltendmachung eines ſolchen Vorzugsrechts im Konkurſe des Schuld⸗ 
übernehmers nad) 8 418 Abſ. 2 ausgeſchlofſen. Die Vorſchrift enthält eine dem Zwecke bes 5 61 
der AD. entiprechende Erläuterung desfelben. 


8 419. 
€.1 8309; II 8362 ve. 8413; IS 413. P.I €. 1818M., 117491.; M. II. 151f. V. I Bo. 1 6.4371; 
2.5 6.928; 82. 6 ©. 3221. 
Hellwig ©. 390. 


1. Der Bertrag, durch welden jemand dad Bermögen eines anderen übernimmt, be 
gründet feine Univerfalfutzeifion. Das Aktivvermögen geht nicht ipso jure auf ben Übernehmer 
über; der bisherige Eigentümer wird vielmehr durch den Vertrag nur obligatorifch verpflichtet, 
die zu dem Vermögen gehörenden Gegenflände dem Übernehmer zu üherteagen (ſ. Exl.2 zu 
$ 311). Die Paſſiva anlangend, fo Bleibt der Eigentümer bes Vermögens Schuldner; neben 
ihm wird aber ber Übernehmer ben Gläubigern gegenüber verhaftet. Es handelt 
fi) alfo niht um eine Schuldiibernahme im Sinne des BGB., jondern um eine fog. kumulative 
Schuldübernahme (f. Borbm. 2a zu diefem Titel), Die Haftung des Übernehmers gegenüber 
den Gläubigern tritt kraft des Geſetzes mit dem Abichlufle des obligatorifhen Vertrags ohne 
Rückſicht darauf ein, ob bie Übertragung des Wermögens bereits erfolgt iſt oder nicht. Die 
‚Haftung tritt auch ohne Rüdficht darauf ein, ob fie von den Parteien gewollt ift oder nicht. Es 
handelt fi um eine im Intereſſe der Gläubiger getroffene zwingende Vorſchrift, die durch 
Vertrag zwiſchen ben Parteien nicht ausgeſchloſſen ober beſchränkt werben fann. Rorausjegung 
der Haftung des Übernehmers ift nur, daB der auf bie Übernahme gerichtete Vertrag ſelbſt 
gültig, daß er insbefondere in der vorgeichriebenen Form (8 311) abgefchlofien ift. Die Bor: 
fchrift des 8 419 dürfte auch dann zur Anwendung kommen, wenn nicht ausdrüdlich bie Über 
tragung des ganzen Vermögens vereinbart tft, aber fümtliche einzelne zu dem Vermögen ges 
hörende Gegenftände in der Abficht, dad ganze Vermögen zu überiragen, übertragen find (Rebe 
bein, Erl. 30 zu 88 414—419). — 
UÜber Erteilung einer vollitredbaren Ausfertigung eines gegen den Schuldner vor ber 
Übernahme bes Vermögens ergangenen rechtskräftigen Urteild gegen ben Übernefmer |. CPO. 
3 729. 

Dur die Vorſchrift des 8 449 wird ſelbſwerſtändlich sicht ausgeichloflen, daß der Über 
nehmer in betreff einzelner zu dem Vermögen gehörender Schulden jelbftändige Schuldübernahmes 
verträge nad; Maßgabe der 88 414, 415 abfchlieht. 

VBland, Kommentar 5. 808. Bb. II. 3. Auflage. 20 
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2. Der Übernehmer haftet den Gläubigern nicht unbeſchränkt, ſondern nur mit dem vom 
ihm übernommenen Bermögen und ben ihm aus dem Vertrage zuſtehenden Auſprüchen. Die 
Haftung ift alfo in ähnlicher Art beichräntt wie die Haftung des Erben für die Nachlaßſchulden. 
Die Beſchränkung der Haftung des Erben wird regelmäßig dadurch ausgeführt, daß eine Nadı- 
laßverwaltung angeordnet oder ber Konkurs über den Nachlaß eröffnet wird. Iſt diefer Weg 
aber wegen einer ben Koften entſprechenden Maſſe nicht möglich, fo tritt das in den 88 1990. 
1991 beftimmte Verfahren ein. Im Falle des 8 419 follen zwar nicht die Worfchriften über 
Nachlaßverwaltung und Nachlaßlonkurs, wohl aber die Borjchriften der 88 1990, 1991 ent=- 
ipredgende Anwendung finden. Die entiprehende Anwendung führt zu folgenden Ers 
gebnifjen: 

Den Nachlaßſchulden entiprechen diefenigen Schulden, welche ber bisherige Eigentümer bes 
Vermögens zur Beit des Abfchlufies des übernahmevertrags hat. Wegen biefer Schulden können 
fi die Gläubiger an den Übernehmer halten; fie brauchen nicht nachzuweiſen, daß daß über⸗ 
nommene ®ermögen zur Bezahlung der Schulden außreiht. Der Übernehmer Tann aber die 
Befriedigung infoweit verweigern, als das übernommene Vermögen und die ihm gegen ben bie- 
herigen Eigentümer aus dem Bertrage zuftehenden Anſprüche nicht ausreihen ($ 1990 Abf. 1 
Sag 1). Macht er von diefem Rechte Gebrauch, fo tft er verpflichtet, daß übernommene Ber- 
mögen und bie gedachten Anſprüche zum Zwece der Befriedigung des Gläubigers im Wege der 
Bmwangsvollftredung herauszugeben (8 1990 Abf. 1 Sap 2). Er ift den Gläubigern fr die bis— 
berige Verwaltung des übernommenen Vermögens und der gedachten Unfprüche fo verantwortlich, 
wie wenn er bie Verwaltung von dem Abſchluſſe des Übernahmevertrags an als ihr Beauftragter 
zu führen gehabt Hätte (88 1991 Abſ. 1, 1978 Abſ. 1 Satz 1). ber bie fi) hieraus ergeben- 
den Berbindlichfeiten und Unfprüce bes Übernehmers f. bie 88 666—668, 670. Die Berichtigung 
einer zu dem übernommenen Bermögen gehörenden Verbindlichkeit durch den Übernehmer müfien 
die Gläubiger als für Rechnung des übernommenen Vermögens erfolgt gelten laſſen, wenn der 
Übernehmer den Umftänden nad) annehmen durfte, daß das fibernommene Wermögen und die 
ihm aus dem Vertrage gegen den biöherigen Eigentümer zuftehenben Anſprüche zur Berichtigung 
aller von dem Übernehmer zu berichtigenden Verbindlichkeiten ausreichen würden (88 1991 Abſ. 1, 
1979). Die infolge der Übernahme des Vermögens durch Bereinigung von Redt und Verbind⸗ 
lichkeit oder von Recht und Belaftung erlojchenen Rechtsverhälmiſſe gelten im Berhältnifie zwiſchen 
den Gläubigen und dem Übernefmer als nicht erloſchen (8 1991 Abf. 2). Die rechtskräftige 
Verurteilung de Übernehmers zur Befriedigung eines Gläubigers wirkt einem anderen Gläubiger 
gegenüber wie die Befriedigung ($ 1991 Abf. 3). Der 8 1991 Abf. 4 kommt nicht in Frage. 
In beteeff der Urt und Weife, in welcher der Übernehmer die Beichräntung feiner Haftung 
prozeſſualiſch geltend zu machen bat, ſ. EPO. 8 786. Much im Kalle der Vollftredbarfeits« 
erflärung eines gegen den Schuldner ergangenen rechtslräftigen Uxteild gegen ben Ubernehmer 
nah Maßgabe der CPO. 8 729 iſt der Übernehmer die Beſchränkung feiner Haftung bei ber 
Bwangsvolliitredung geltend zu mahen befugt (vgl. tm übrigen die Erl. zu 88 1978, 1979, 
1990, 1991). 

8. Das Berhältnis zwiſchen bem Übernehmer und dem bisherigen Gigentümer bed Ber- 
mögen beflimmt ſich nad) dem Inhalte ded Übernahmevertrangg. Im Zweifel finden die Vor— 
fchriften des 8 426 feine Anwendung; vielmehr ift der Übernehmer im Verhäftnifie zu dem bis⸗ 
berigen Eigentümer die zur Beit des Übernahmevertrags beſtehenden Schulden des lehieren allein 
zu tragen verpflichtet. 

4. Die Vorſchriften des 8 419 finden aud dann Auwendung, wenn einzelne Gegenftände 
son ber Übertragung ausgeſchioffen find und dem bisherigen Eigentümer verbleiben folen. Um 
dies Marzuftellen, ift gegenüber der Faſſung des E.I 8 319, in melder die Borausfegung 
dahin beftimmt war, daß jemand „das ganze gegenwärtige Vermögen” eines anderen übernehme, 
das Wort „ganze“ geftrihen. Erforderlich ift nur, dak daB Vermögen mit Ausihluß der 
etwa vorbehaltenen Gegenftände im ganzen übernommen wird. 

Die Vorſchriften bes 8 419 finden aud im alle der Übernahme des Bruchteils eines Ber- 
mögen entiprechende Anwendung. In bem 8 319 Abf. 3 des &. I war died ausdrücklich be= 
ftimmt. Die Streichung diefer Borfchrift durch die zweite Kommiffion iſt nur deshalb erfolgt, 
weil fie für felbitverftändfich gehalten wurde. 

5. Belondere Borfchriften. Über die Beftellung eines Nießbrauchs an einem Vermögen 
ober an einer Erbſchaft j. die 8 1085—1089; über den Erbſchaftskauf f. die 88 2871ff. ins⸗ 
befonbere 8 2382; über die Übernahme eines Handelsgeihäfts |. HGB. 8 25. 
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Nicht berührt durch 8 419 werden die befonderen Vorſchriften der 88 571ff. Gehört alfo 
zu dem übernommenen Bermögen ein Grundftüd, welches vermietet oder verpadhtet und dem 
Mieter oder Pächter überlaſſen ift, jo gehen, wenn der Eigentümer das Grundſtück an den 
Uberneimer überträgt, die Rechte und Verpflichtungen aus dem Diet- oder Pachtvertrage nad 
Maßgabe der 88 571ff. anf den Übernehmer über. 


Sechſter Abſchnitt. 

Binder, Die Korrealobligation 1899; Hruza, im Sächſ. Arch. Bd. 5 ©. 401 ff. 

1. Das Borhandenjein mehrerer Schulduer oder mehrerer Gläubiger bei einem Schuld, 
verhältuiffe kann eine verichiedene Bedeutung haben. Mehrere Schuldner Tünnen entweder in 
der Art verpflichtet fein, daß jeber von ihnen nur einen Teil der Leitung zu bewirken verpflichtet 
if, oder in der Art, daß jeder Schuldner die ganze Leiftung zu bewirken bat, der Gläubiger 
aber die Leiftung nur einmal zu fordern berechtigt tft. Im bem eriteren Falle handelt es fi 
materiell um jo viele Schulbverhältnifje, als Schuldner vorhanden find; nur in einzelnen Be 
ziefungen bleibt die formelle Einheit noch von Einfluß (f. Erl. 1 zu 8 420). Ob man in dem 
legteren Falle ein Schuldverhältnis annimmt oder mehrere Schulbverhältnifle, die aber dadurch 
miteinander in Verbindung ftehen, daß, wenn bie gefchuldete Xeiftung einmal bewirkt ift, alle 
Schuldner befreit werden, ift eine Konftrufttonsfrage, welche das römiſche Recht bei den ver= 
ſchiedenen unter biefe Kategorie fallenden Schuldverhältnifien verichieden beantwortet. Hierauf 
beruhte der Unterſchied zwiſchen Korreal⸗ und ſolidariſchen Obligationen (f. hierüber Windſcheid⸗ 
Kipp II 8 292 und die dort angegebene Literatur). Das BGB. kennt dieſe Unterſcheidung nicht 
und ftellt für alle Schulbverhältnifie der fraglichen Art diejelben Grundfäge auf (88 421—426, 
431). Hieraus folgt aber nicht, daß alle Geſamtſchuldverhältniſſe im jeder Beziehung gleichmäßig 
zu beurteilen find. Je nad) der Natur und dem Bwede bes betreffenden Berhältnifies kann in 
einzelnen Beziehungen eine abweichende Beurteilung Platz greifen müffen. Dies wird im $ 425 
für die dort aufgeftellten Megeln durch die Worte „joweit fi nicht aus dem Schuldverhältnis 
ein anderes ergibt“ ausdrüdlic anerkannt (f. Erl. 1 zu 8 425). 

Eine Mehrheit von Schuldnern fommt außer in den bißher bezeichneten Fällen noch in einer 
anderen Form vor. Zur Bewirtung einer geichuldeten Leiftung fann die Mitwirtung mehrerer 
Berfonen in der Art erforderlich fein, daß jebe von ihnen eine Handlung vornehmen muß, bie 
nicht den Charakter einer Teilleiftung bat. So kann eine Leiftung aus einem Vermögen, welches 
mehreren Berfonen zur gefamten Hand zufteht, nur unter Mitwirkung aller Eigentümer biejes 
Bermögens erfolgen; ein ſolches Verhältnis befteht bei der Geſellſchaft (88 709, 718 bes BGB.; 
$ 736 der CPO.), bei der @ütergemeinichaft nach deren Auflöfung bis zur Auseinanderjegung 
(8 1472 des BGB.; 88 743, 745 ber CPO.), bei bem ungeteilten Nachlaſſe (88 2038, 2040 bes 
BGB.; 8 747 der CPO.). Pie Mitwirfung mehrerer Perfonen zu einer Leiftung ift ferner ers 
forderlich in ſolchen Fällen, in welchen ber zu leiftende Gegenſtand zwar den zu leiftenden Perſonen 
nicht zur gefamten Hand zufteht, in denen ber Eigentümer darüber aber doch nur unter Bus 
fimmung eines anderen zu verfügen beredtigt iſt. Diefes Verhältnis findet z. B. ftatt bei einer 
Zorderung, deren Befriedigung aus dem eingebrachten Gute einer Ehefrau verlangt werden fann; 
die Ehefrau ift zur Leiftung, der Ehemann zur Erteilung der Einwilligung zu ber Leiftung aus 
dem eingebrachten Gute verpflichtet (8 1411 des BGB.; 3 739 der CPO.). Über andere Fälle 
diefer Art vgl. CPO. 88 737, 748. Auf diefe Verhältniſſe beziehen fi die Vorſchriften des 
ſechſten Abſchnitis nicht; fie beichränfen ſich vielmehr auf die Regelung des Verhältnifies, welches 
Hattfindet, wenn mehrere Perfonen zu derſelben Leiftung verpflichtet find, der Gläubiger aber die 
Zeitung nur einmal zu fordern berechtigt ift. Leitend ift hierbei der Grundſatz, daß durch die 
Erfüllung und deren Surrogate alle Schuldner befreit werden, daß aber andere Tatſachen nur 
für und gegen denjenigen Schuldner wirken, in deſſen Perſon fie eintreten (88 421—427). Ein 
Verhälinis diefer Art bezeichnet da8 BGB. als Geſamtſchuldverhältnis. 

20* 
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8. 420. Schulden Mehrere eine theilbare Leiftung oder haben Mehrere eine 
theilbare Leiftung zu fordern, fo ift im Zweifel jeder Schuldner nur zu einem 
gleichen Antheile verpflichtet, jeder Gläubiger nur zu einem gleichen Antheile berechtigt. 


Mehrere Gläubiger können entweder in der Urt beveditigt fein, baf jeder von ihnen nur 
einen Zeil der Leiftung zu fordern beredtigt iſt oder daß jeder von ihmen das Ganze fordern 
kann, der Schuldner aber nur einmal zu leiften verpflichtet ift. In dem erfteren alle (8 420) 
iſt das Schuldvechälmis materiell geteilt; in dem Iegteren Falle (38 428, 429) tritt eis bem 
Geſamtſchuldverhälmis entſprechendes Verhältnis ein; Erfüllung und Erfüllungsſurrogate wirten 
gegen jeden der Gläubiger, andere Tatfachen nur für oder gegen denjenigen @läubiger, in beflen 
Perfon fie eingetreten find. Gläubiger, welche in diefer Art berechtigt find, bezeichnet das BED. 
als Befamtgläubiger, während es für das Schuldverhältnis felbft ben Ausdruck Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis" nicht gebraudt. Auch eine Mehrheit von Gläubigern kommt wie bie Mehrheit von 
Schuldnern noch in einer anderen, nämlich in der Form vor, daß die Leiftung von den mehreren 
Släubigern nur gemeinfhaftlich gefordert und nur an alle gemeinfchaftlich bewirkt werden lann. 
Diefes Rechtsverhältnis findet nach $ 432 ftatt, wenn mehrere eine unteilbare Leiftung zu fordern 
berechtigt find. Der Grundfag, daß nur alle Gläubiger gemeinichaftlich fordern können, erleidet 
bier indefien die Modifitation, daß jeder Gläubiger für ſich allein berechtigt fit, die Leiftung an 
alle Gläubiger zu verlangen (f. aud) $ 432 Abſ. 1 Sag 2). Ein ähnliches Verhältnis teils mit 
der gebachten Modifikation, teils ohne diefelbe findet ftatt bei folhen Unfprüchen, welche mehreren 
zur gefamten Hand zuftehen, fo 3.8. bei der Gefellihaft (88 709, 718), bei ber @ütergemein= 
ſchaft nad deren Auflöſung bis zur Wuseinanderfegung (8 1472), bei der Erbengemeinſchaft 
($ 2039); es findet ferner ftatt bei Anfprüchen, welche mit dem Rechte eines Dritten belaftet find 
(88 1077, 1281) fowie bet folhen Aniprüchen, über welche der Gläubiger nur mit Zuftimmung 
eines anderen zu verfügen berechtigt ift (88 1375, 1392 Abf. 2, 1395, 2116 Abf. 2). 


2. Anorbnung bes Stoffes. Der 8 420 ftellt die für teilbare Leiftungen geltende Regel 
auf. Die 85 424—426 Handeln von dem Gejamtihuldverhältnis, und zwar die 88 421—425 
von bem Verhältniffe zwilchen den Gefamtichuldnern und dem Gläubiger, der $ 426 von bem 
Verhältnis umter den Gefamtihuldnern. Der 8 427 beftimmt, daß mehrere, die ſich durch Ber- 
trag zu einer gemeinſchaftlichen teilbaren Leiftung verpflichten, als Geſamtſchuldner hafıen. Die 
$8 428, 429 Handeln von dem Berhältnifie mehrerer Gejamtgläubiger zu dem Schuldner, ber 
8 430 von dem Verhältniſſe der Gefamtgläubiger untereinander, die 88 431, 432 beftimmen das 
Berhältnis mehrerer Echuldner und mehrerer Gläubiger bei einem auf eine unteilbare Leiftung 
gerichteten Echuldverhältnifie. 


848. 
6@.18 320; II 8 363 ces. 8 414; IE 8 414. —— 11788 f.3 MILE. 18038f. P.IIBE1 CE. 4901. 


1. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern bei einer teilbaren Leiſtung. Die Aus- 
legungsregel des 8 420 entipriht bem gemeinen Rechte. Eine Forderung, bie auf eine teilbare 
Leiftung geht, fol, wenn mehrere Gläubiger oder mehrere Schuldner vorhanden find, in betreff 
des Mechtes, die Leiftung zu fordern, bzw. der Verpflichtung, die Leiftung zu bewirken, fo bes 
handelt werben, wie wenn die Forderung zu gleihen Teilen unter die Öläubiger ge- 
teilt bzw. jeder Schulbner zu einem gleihen Teile verpflichtet wäre. Sind mehrere 
Gläubiger und mehrere Schuldner vorhanden, fo tritt eine doppelte Teilung ein. Haben 5. B. 
drei Gläubiger von drei Schuldnern 900 zu fordern, fo kann jeder Gläubiger nur 300 im ganzen, 
von jedem Schuldner aljo nur 100 fordern. Durch diefe Vorſchrift wird indefjen die Einheitliche 
teit des Schuldverhältniffes nicht vollftändig aufgehoben. Die Wirkung der Einheitlichteit zeigt 
ſich 3. 8. noch in der Vorfchrift des 8 320 Abſ. 1 Sag 2 fowie in der Zuläſſigkeit der Streits 
genofienshaft (CPO. 8 59; vgl. auch 8 356). 

2. Begriff einer teilbaren Leiftung. Das BGB. enthält keine Vorſchrift darüber, mas 
unter einer teilbaren Leiftung zu veritehen ift. Die Frage ift in ber gemeinrehtlihen Theorie 
eingehend erörtert worden (Windſcheid⸗Kipp II 8 253; Regelöberger [851 VI, 2. Im 
einzelnen gehen die Anfihten auseinander. In der Haupiſache beiteht aber doch Einverftändnis, 
und es dürfte feinem Bedenken unterliegen, die Ergebniſſe der gemeinrechtlihen Wiſſenſchaft bei 
der Auslegung des BGB. zugrumde zu legen. Man wird hiernach davon auszugehen haben, 
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8. 421. Schulden Mehrere eine Leiftung in ber Weife, daß jeder die ganze 
Leiftung zu bewirken verpflichtet, Der Gläubiger aber die Leiftung nur einmal zu 


daß eine Leiftung teilbar tft, wenn fie ſich im folder Art in mehrere Teilleiftungen zerlegen läßt, 
dab jede Teilleijtung qualitativ denfelben Inhalt hat, wie die Geſamtleiſtung und dab durd) die 
fämtlichen Zeilfeiftungen zuſammen berfelbe Erfolg bewirkt wird, wie duch die Gefamtleiftung. 
In dem 8 752 if beftimmt, daß bie Aufhebung einer Gemeinſchaft durch Teilung in Natur ers 
folgt, weım ber gemeinſchaftliche Gegenftand oder, falls mehrere Gegenftände gemeinſchaftlich find, 
diefe ſich ohne Verminderung des Wertes in gleichartige den Anteilen der Teilhaber entfpredhende 
Zeile zerlegen lafien. Die Leiftung eines Gegenſtandes ber hier bezeichneten Art, aljo z. B. die 
Zeiftung einer Quantität vertretbarer Sachen, insbefondere die Leiftung von Geld, ift immer eine 
teilbare Leiftung. Der Begriff der teilbaren Leitung beſchränkt fi) aber nicht auf biefe Fälle, 
Aud die Verfhaffung des Eigentums an einer individuell beftimmten Sache iſt eine teilbare 
Zeitung, weil dad Eigentum ſich in ideelle Anteile zerlegen läßt und weil die Übertragung eines 
ideellen Teiles qualitativ denfelben Inhalt hat, wie bie Übertragung des Eigentums im ganzen, 
durch die Übertragung fämtlicher ideeller Anteile aber das Eigentum der ganzen Sade übertragen 
wird. Ob bie Verihaffung anderer Rechte eine teilbare Leiftung ift, hängt davon ab, ob das 
betreffende Recht ſich in ibeelle Anteile zerlegen läßt. Zweifelhaft und in der gemeinrechtlichen 
Theorie beftritten iſt es, ob die tatfächliche Übergabe einer Sache eine teilbare Leiftung ift. Mit⸗ 
befig mehrerer an einer Sache iſt möglich (8 866). Die Übertragung des Mitbefiges hat quali- 
tativ denfelben Inhalt, wie die Übertragung des Befipes. Wird demjenigen, welchem bie Sache 
zu übergeben ift, der Mitbefig von jedem der mehreren Mitbefiger übertragen, fo erlangt er den 
Alleinbeſitz. Haben mehrere eine Sache zu fordern, fo erlangen fie den gemeinfchaftlichen Befig, 
wenn jedem von ihnen ber Mitbefig Übertragen wird. Hieraus würde ſich ergeben, daß auch die 
Übergabe einer Sache eine teilbare Leiftung iſt. Das BGB. fteht indeſſen auf einem anberen 
Standpunkt. In dem 8 432, welcher von dem alle handelt, daß mehrere eine unteilbare Leiftung 
zu fordern haben, wird u. a. beitimmt, daß jeder Gläubiger verlangen kann, daß die geſchuldete 
Sache für alle Gläubiger hinterlegt oder, wenn fie fi nicht zur Hinterlegung eignet, an einen 
gerichtlich zu beftellenden Verwahrer abgeliefert werde. Die Herausgabe einer Sache wird alſo 
als eine unteilbare Leiftung betrachtet (a. U. Hellmann in kit. Viert. 3. F. Bd. V ©. 247). 
Diefelbe Auffafjung liegt der Vorſchrift des 8 1011 zugrunde. Nicht ausgeſchloſſen dürfte Hier 
durch aber fein, daß im einzelnen Falle die Parteien ein Echulbverhältnis in dem Sinne vers 
einbaren, daß jeder Schuldner nur zur Übertragung des Mitbefiges verpflichtet ift, jeder Gläubiger 
mur die Einräumung bes Mitbefiges verlangen kann. Bei anderen Schuldverhältnifien, die auf 
ein Tun gerichtet find, wird regelmäßig Unteilbarfeit der Leiftung anzunehmen fein; in einzelnen 
Fällen kann jedoch auch bei ſolchen Schulöverhältniffen Teilbarteit ber Leiftung vorliegen, jo z. B. 
bei der Verpflichtung zu einer beftimmten Zahl von Arbeitstagen, wenn Die Arbeit nicht zu einer 
beſtimumten Zeit und nicht in Berfon verrichtet zu werden braucht. Forderungen auf ein Unter 
lafien find unteilbar; jeber der mehreren Schuldner muß ganz unterlafien, jeder ber mehreren 
Gläubiger kann von dem Schuldner fordern, daß er ganz unterlafje (Wendt, Unterlaffungen und 
Berfäumnifie tm bürgerlihen Rechte, im Arch. f. civ. Pr. Bd. 92 ©. 70; nah RG. in IM. 
Beil. ©. 198 iſt auch der Anfpruch auf Zahlung einer Geldfumme aus einem Grundftüde [8 1113] 
ein Anſpruch auf eine unteilbare Leiftung, weil er ſachlich auf Duldung der Befriedigung aus 
dem Grundftüde geht). 


3. Eine Ausnahme von der Negel des $ 420 gilt nach 8 427, wenn mehrere durch Vers 
trag gemeinſchaftlich eine Verpflichtung übernemen. Die Regel gilt ferner nicht für die Anfprüche 
fowie für die Verbindlichkeiten mehrerer Erben (88 2039, 2058). Außerdem wird noch in einer 
Reihe einzelner Fälle die Haftung mehrerer Schuldner ald Geſamtſchuldner vorgefchrieben (f. 3. B. 
die 88 42 Abſ. 2, 53, 54, 769, 840, 1108 Abſ. 2, 1388, 1459 Abſ. 2, 1480, 1530 Abſ. 2, 1833 
Abf. 2, 1915, 2219 Abf. 2). 


8 421. 
E.i 88 331 MB. 1, 324; II 8 364 ven. 8 415; II B 415. PIE. 450.5 MI €. 1541, 1581. 
9.18. 16.433ff. 2. 6.690. 
1. De 8421 beitimmt den Begriff und bie Entfiehung eined Geſamtſchuldverhältnifſes 
bahin, daß mehrere eine Leiftung in der Urt ſchulden, ba jeder die ganze Leiſtung zu bewirken 
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fordern begechtigt ift (Geſammtſchuldner), jo kann der Gläubiger die Leiftung 
nad) jeinem Belieben von jedem der Schuldner ganz ober zu einem Theile 
fordern. Bis zur Bewirfung der ganzen Leiftung bleiben ſämmtliche Schuldner 
verpflichtet. 


verpflichtet, der Gläubiger aber die Leiftung nur einmal zu fordern berechtigt ifl. Die gemein 
rechtliche Unterſcheidung zwiſchen Korrealität und Solidarität ift aufgegeben. Ein Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis kann entſtehen durch Mechtögeichäft oder kraft des Geſehes Im €. I 8 321 Abf. 2 
waren folgende Ausdrücke, durch welche rechtsgeſchäftlich ein Geſamtſchuldverhältnis bezeichnet zu 
werben pflegt, hervorgehoben: „Alle für einen und einer für alle“, „zu ungeteilter Hand“, 
„jamt und ſonders“, „ſolidariſch“, „korreal“. Bon der zweiten Kommiſſion ift diefe Vorſchrift 
mit Rüdficht auf die Vorfchrift bes 8 427 geftrichen. Aus bem Gebrauche der gedachten Aus 
drüde wird inbeflen auch ohne gefegliche Vorſchrift die Mbficht, ein Geſamtſchuldverhältnis zu 
begründen, gefolgert werden müfjen. Ein @efamtichulbverhältuts wird dadurch nicht ausgefdjloffen, 
daß der eine Geſamtſchuldner fchlechthin, der andere unter einer Bedingung oder Beitbeftimmung 
oder beide unter verſchiedenen Bedingungen oder Beitbeftimmungen verpflichtet find. Im €. I 
8 322 Abf. 1 war dies ausdrücklich ausgeiprohen. Diefe Vorſchrift ift von der zweiten Kom— 
miffion geftrihen, jedoch nur, weil fie für felbftverftändlich erachtet wurde. Die im E. I 8 322 
Abf. 2 enthaltene fernere Beſtimmung, daß die Verpflichtung bes einen Geſamtſchuldners dadurch 
nicht ausgefchlofien werde, daß die Verpflichtung der übrigen Geſamtſchuldner nicht zur Ent- 
ftehung gelangt fei, tft von der zweiten Kommiffion geftrichen, weil fie mit Rückſicht auf die 
Vorſchrift des 8139 ſowie auf die Fälle eines atzefioriihen Geſamtſchuldverhälmiſſes (88 765, 
767, 768) nicht unbefchränkt richtig fe, foweit fie aber richtig fei, eines befonderen Ausdrucks 
nicht bebürfe. 

Über Fälle eines kraft des Geſetzes eintretenden Geſamtſchuldverhältniſſes f. Erl. 3 zu 
8420. Ein foles ift, ſoweit ber oben angegebene Begriff des Gefamtfchuldverhältnifies zutrifft, 
auch dann anzunehmen, wenn der Ausdrud „Gefamtfhuldverhältnis“ nicht gebraucht ift (f. 3. B. 
88 419, 2382). Für einzelne Geſamiſchuldverhältniſſe werden bie fir diejelben geltenden all= 
gemeinen Grundfäge durch befondere Vorſchriften mobifiziert, jo z. B. für bie Haftung des 
Bürgen (88 765ff.). 

Bon den Gefamtihuldverhältnifien im Sinne der 88 421ff. find zu unterfheiden die fog. 
unechten Geſamtſchuldverhältniſſe, d. h. ſolche Werhältniffe, bei denen der Gläubiger eine Leiftung 
und zwar nur einmal erhalten foll, die mehreren Schuldner diefer Leiftung aber in einem anderen 
Verhältniſſe ftehen wie die gewöhnlichen Geſamtſchuldner. Hierher gehört z. B. der Fall, dag 
jemand einen Anſpruch auf Erſatz des dur eine unerlaubte Handlung zugefügten Schadens 
gegen den Schädiger, zugleich aber auf Grund eines Verfiherungdvertrags Anſpruch auf Erfag 
dieſes Schadens gegen den Berficherer Hat; ferner der Fall, daß für den Erſatz des durd eine 
unerlaubte Handlung einer Sache zugefligten Schadens neben dem Schädiger auch der Mieter 
oder Entleiher der Sache aus dem Diet- ober Leihvertrage wegen Vernachläſſigung der ihm 
obfiegenden Sorgfalt haftet. Auf Fälle dieſer Urt finden nicht die 88 422—424, fondern der 
8 255 Anwendung. Befondere Borjchriften enthält be® Verſicherungsrecht für den Fall; daß für 
denfelben Schaden felbftändig bei mehreren Perfonen Verfiherung genommen ift. 


2. Die Wirkung bed Geſamtſchuldverhältniſſes beiteht darin, daß der Gläubiger die Leiftung 
nah feinem Belieben von jedem Schuldner ganz oder zu einem Teile fordern kann. Das 
Gefamtfhuldverhältnts ift fein alternatives Schuldverhältnis (88 262ff.). Der Gläubiger kann, 
auch wenn er die Leiftung von bem einen Schuldner fordern zu wollen erklärt Hat, fie immer 
noch von bem anderen Schuldner fordern. Sein Recht wird auch dadurch nicht beſchränkt, daß 
er bie Forderung gegen ben einen Schuldner bereits gerichtlich geltend gemacht oder die Bwangs- 
vollitredung gegen ihn betrieben Hat. Die Haftung ſämtlicher Schuldner bleibt vielmehr biß zur 
Bewirkung ber ganzen Leiftung beftehen. (Vgl. jedoch die 88 422, 423.) Die Einrebe ber 
Teilung steht einem Gefamtfchuldner nicht zu. Bei teilmeifer Leiftung von feiten eines Geſamt⸗ 
ſchuldners werden die übrigen Schuldner nad) 8 422 frei joweit die Teilleiftung reicht, fie bleiben 
aber in betreff des Reſtes als Geſamtſchuldner verpflichtet. Mehrere Geſamtſchuldner können 
nad) CPO. 859 gemeinfhaftlih ala Streitgenoſſen belangt werben. In dem Konkurs eines 
Geſamtſchuldners kann der Gläubiger nad KO. 3 68 die ganze Forderung geltend machen. 


VI. Abſchnitt: Mehrheit von Schuldnern und Glänbigern. $ 422. si 


8. 422, Die Erfüllung durch einen Geſammtſchuldner wirkt auch für Die 
übrigen Schuldner. Das Gleiche gilt von der Leiftung an Erfüllungsftatt, der 
Hinterlegung und der Aufrechnung. 

Eine Forderung, die einem Gejammtfchuldner zufteht, kann nicht von ben 
übrigen Schulbnern aufgerechnet werben. 


g42. 
€. 188 329.5 11 8 305 ven. 8 416; TIT 8 416. PIE. 50515 M.TIG.161M. BIS. 1 6.4381. 


1. Befriedigung des Gläubigers dur einen Geſamtſchuldner. Die Vorfchriften des 
8 422 find Konfequenzen des Grundfages, daß der Gläubiger die Keiftung nur einmal zu fordern 
berechtigt ift. Iſt er befriedigt, fo ift feine Forderung erlofhen; alle Geſamtſchuldner 
find daher befreit. Die Befriedigung kann erfolgen duch Erfüllung ($ 362), durch Leiftung an 
Crfüllungsftatt (8 364), durch Hinterlegung (88 372f.) und durch Aufrechnung (98 387 ff.). Beſteht 
bei einem Geſamtſchuldverhältniſſe für die Schuldner eine facultas alternativa, fo werden, 
wenn ber eine Schuldner in Gemäßheit diefer facultas alternativa leiftet, auch die anderen 
Geſamtſchuldner befreit (RE. Bd. 51 ©. 73). Die Hingabe an Erfüllungsftatt wirkt für 
alle Geſamtſchuldner auch dann, wenn fie dur die Übernahme einer neuen Verpflichtung 
von feiten des Geſamtſchuldners erfolgt. Hier mit Dertmann, Erl. 1b zu 8 422, die Wirkung 
für die anderen Geſamtſchuldner nur bann eintreten zu laffen, wenn diefe auch zur Er—⸗ 
füllung der Verpflichtung bereit find, bürfte kein Grund vorliegen. Durch die Hinterlegung 
erlifcht das Schuldverhältnis nad) 8 378 nur, wenn die Rüdnahme der Hinterlegten Sache aus- 
geihlofien if. Sofange die Rüdnahme nicht ausgefchloffen fit, treten nur die im 8 379 
deftimmten Wirkungen ein; dieſe können aber au von ben übrigen Geſamtſchuldnern geltend 
gemadt werden. Durch bie Aufrechnung von feiten eines Geſamtſchuldners werben bie 
übrigen Geſamtſchuldner frei, mag die Aufrechnung dur Vertrag oder durch einfeitige Er» 
Mörung erjolgen. 

Durch die Befriedigung des Gläubigers von feiten eines Geſamiſchuldners tritt eine Bes 
freiung der übrigen Geſamtſchuldner infoweit nicht ein, ald nad) 8 426 Abſ. 2 die Forderung 
des Gläubiger auf den befriedigenden Geſamtſchuldner übergeht. Das Verhälmis des den 
Gläubiger befriedigenden Bürgen ift durch 8 774 felbftändig geregelt. In RG. Bd. 53 ©. 403 
wird deshalb angenommen, daß der 8 422 auf Bürgicaftöverbältnifie keine Anwendung finde. 
Der Bürge könne eine ihm gegen den Gläubiger zuftehende Forderung nicht gegen befien For⸗ 
derung gegen den Haupiſchuldner, wohl aber gegen defien Forderung aus der Bürgſchaft gegen 
ben Bürgen aufrechnen; mit ber Aufrechnung gehe dann bie Forderung des Gläubigers gegen 
den Hauptſchuldner auf den Burgen über. 

Richt berührt durch 8 422 wird die Frage, welche Wirkung die von einem Dritten erfolgende 
Erfüllung ober Hingabe an Erfüllungsſtatt auf das Geſamtſchuldverhältnis Hat. Die Ent- 
ſcheidung diefer Frage beftimmt fi) nach denfelben Grundſätzen mie bei anderen Schulöverhält- 
niſſen. Die fäntlihen Geſamtſchuldner werden alfo, foweit nad) $ 267 die Erfüllung durch einen 
Dritten erfolgen kann, befreit. Die Befreiung tritt aber nicht ein, wenn nad) beſonderen Vor⸗ 
ſchriften (88 268, 1142, 1143, 1225) die Forderung durd bie Befriedigung bed Gläubigers 
von feiten des Dritten auf diefen übergeht. Auch die Frage, inwieweit ein Dritter den Gläubiger 
durch Hinterlegung oder Aufrechnung zu befriedigen befugt ift, und welche Wirkung eine ſolche 
Vefriedigung auf dad Schuldverhältnis hat, beftimmt fi bei dem Gejamtihuldverhältnifie 
nad benfelben Grundſätzen wie bei anderen Schuldverhältnifien (88 268, 1142, 1143, 1171, 
1224, 1225). 


2. Die Borſchrift des Abſ. 2 über die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung einer dem einen 
Geſamtſchuldner zuſtehenden Forderung burch einen anderen Geſamtſchulduer fit eine Konfequenz 
des Brinzips, daß ein Schuldner nur die ihm zuftehende Forderung aufrechnen kann. Die 
nad gemeinem Rechte für den Fall eines unter den Schuldnern beftehenden Geſellſchaftsverhält- 
niſſes oder einer unter, ihnen beftehenden Megrekverpflichtung geltende Ausnahme ‚Hat das BGB. 
nit aufgenommen. Über die dem Bürgen auf Grund bes Rechtes des Gläubiger, fich durch 
Aufrechnung gegen eine fällige Schuld des Haupiſchuldners zu befriedigen, zuftehenbe verzöger⸗ 
liche Einrede ſ. 8 770 Abſ. 2. 


312 . VI Abſchnitt: Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. 


8, 428. Ein zwifchen dem Gläubiger und einem Gefammtfchuldner verein- 
barter Erlaß wirkt auch für: die übrigen Schuldner, wenn die Vertragfchließenden 
das ganze Schuldverhältniß aufheben wollten. 





8 428. 
@. 18 332; II 8 366 veb. 8 417; II 8 417. PIE. 5080.: MR. IE. 1641. W.H SS. 1 6.433, as5f. 

1. Erlaßvertrag. Aus der Natur des Gefamtfhulbverhältniffes folgt, dab einer ber Ge—⸗ 
ſamiſchuldner ausfheiden Tann, ohne daß daburd die Forderung des Gläubiger gegen bie 
übrigen Geſamtſchuldner berührt wird. Ob ein zwiſchen dem Gläubiger und einem ber Geſamt⸗ 
ſchuldner abgeſchloſſener Erlaßvertrag (8 397) nur dieſe Wirkung haben ſoll oder ob die Abficht 
dahin geht, dab die Forderung des Gläubigers durch den Erlaß ebenfo wie durch Annahme an 
Erfühungsftatt volftändig erlöfchen folle, ift eine Tatfrage, für deren Entiheidung das BGB. 
feine Anhaltspunfte gibt. Aus dem Ausdrude „das ganze Schuldverhältnis“ würde fi ein 
ſolcher nur gewinnen lafen, wenn bei allen Gejamtichulbverhältnifien im Stme ber gemein- 
rechtlichen Korrealität nur una eademque obligatio anzunehmen wäre. Dies dürfte aber nicht 
der Fall fein. Bei der Bürgſchaſt hat der mit dem Hauptichuldner abgeſchloſſene Erlaßvertrag 
immer die Wirkung, daß auch der Blirge befreit wird, während der mit bem Bürgen abgeſchloſſene 
Erlafvertrag regelmäßig nur biefen befreit. Bei anderen Geſamtſchuldverhältnifſen ift der Wille 
der Parteien, fofern eine ausdrückliche Erklärung fehlt, aus den Umftänden zu entnehmen. Im 
Zweifel wird nur bie geringere Wirkung, alfo nur das Ausſcheiden des Geſamtſchuldners, mit 
welchem der Vertrag abgefchloffen wird, anzunehmen fein. In einem Falle diefer Art wird, 
wenn ber ausſcheidende Schuldner na dem zwiſchen ihm und den übrigen Gefamtichuldnern 
beſtehenden Berhältnifie (8 426) zur Ausgleichung verpflichtet ift, dieſe Ausgleichungspflicht durch 
den Bertrag regelmäßig nicht berührt. Ob ber ausfcheidende Schuldner in ſolchem Falle, wenn 
der Gläubiger von ben übrigen Geſamtſchuldnern die ganze Sorderung beitreibt, von dem Gläubiger 
Erſatz fordern kann, Hängt davon ab, ob ein folder Erſatzanſpruch als vereinbart anzufehen ift. 
Im Zweifel wird dies nicht anzımehmen jein. 

2. Über einen zwifchen dem Gläubiger und einem der Geſamtſchuldner abgefchlofienen 
Bergleih (8 799) enthält das BGB. eine beſonderen Beftimmungen. Die Borichriften über 
den Erlaßvertrag werben barauf infoweit Anwendung finden mitfien, als durch ben Bergleich 
die Schuld ganz oder teilweife erlafien wird. Es kommt aljo baranf an, ob nur bie Befreiung bes 
Geſamtſchuldners, mit welchem der Vergleich abgefchlofien ift oder ob ein in rem wirkender Erlaß ber 
ganzen Schuld beabfihtigt iſt. Iſt mit einem teilweiſen Erlaß ein Erfüüllungsverfprechen in betreff 
des übrigen Teiles der Forderung verbunden, fo werden die übrigen Schulbner, wenn fie ſich auf 
den teilmeifen Erlaß berufen, aud) das Erfüllungsverſprechen im betreff des übrigen Teiles gegen 
fi gelten laſſen müflen. Eine durd ben Vergleich übernommene Verpflichtung anderer Art 
begründet eine Verpflichtung der übrigen Schuldner nicht; jedoch dürfte auch im diefer Beziehung 
im Bweifel eine Verbindung des Erlaſſes mit der übernommenen Verpflihtung infoweit anzu= 
nehmen fein, als die übrigen Schuldner fi auf den Erlaß nur berufen können, wenn fie auch 
die Verpflichtung zu erfüllen bereit find (a. U. Schollmeyer, Erl. 3 zu $ 423, der indefien 
anerkennt, daß die Wirkungen des Vergleichs zuguniten ber übrigen Gefamtihulbner davon ab- 
hängig gemacht werben können, daß die übrigen Geſamtſchuldner dad Erfüllungsveriprehen auch 
für fih als bindend anerkennen bzw. die übernommene anderweite Verpflichtung zu erfüllen 
bereit find; im Bmeifel diirfte indefien anzunehmen fein, daß eine folde Abhängigteit von den 
Vertragſchließenden beabfichtigt ii). Über die Wirkungen bes Zwangsvergleichs gegen Mit 
ſchuldner und Bürgen des Gemeinſchuldners f. KO. 8 193. 

8. Auch in betreff der Schuldübernahme enthält das BGB. keine Vorſchriften. Erfolgt 
diefelbe nad) Makgabe des 8 414 durch Vertrag zwiſchen bem Gläubiger und dem Übernehmer, 
fo wird regelmäßig anzunehmen fein, daß der Übernehmer an die Stelle aller Schuldner treten 
folle, daß diefe alfo befreit werden (a. U. Staudinger, Erl. 3a zu $ 423, ber die objektive 
Wirkung nur annimmt, wenn bewiefen werde, daß fie beabfichtigt fell. Das Gegenteil kann 
indeſſen vereinbart werden oder nad) dem Umständen des Falles als von ben Parteien beabfichtigt 
erhellen. Erfolgt die Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen einem der Geſamtſchuldner und 
dem Scäuldübernehmer unter Genehmigung bes Gläubigers, jo bürfte dadurch umgelehrt nur 
das Schuldverhältnid des betreffenden Schuldners berührt werben, jofern nicht nach ben Ums 
ftänden des einzelnen Falles eine weitergehende Abſicht anzunehmen ift. 


VI. Abſchnitt: Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. $8 428, 824. 313 


8. 424. Der Verzug des Gläubiger gegenüber einem Geſammtſchuldner 
wirkt auch für die übrigen Schuldner. 


4. Die Novation kennt das BGB. als felbftändiges Inftitut nicht. Bei einem dem Bed 
berfelben verfolgenden Rechtsgeſchäfte werben die in ben Erl. 1—3 dargelegten Grundfäge zur 
Anwendung kommen müfien. Died gilt insbejondere auch von ber im 8 607 Abf. 2 bezeichneten. 
Vereinbarung. 

g 424. 
@.18 326 M6f. 2; 11 8.367 rev. 8418; III A413. PIE. 5021; MI €. 1891. P.II SS. 1 6.433, 436. 

1. Berzug des Gläubigerd. Der E. I 8 326 Abſ. 2 beftimmte, dab das Anbieten 
der Leiftung von feiten eines Geſamtſchuldners nicht für die übrigen Gefamtfchuldner wirte. 
Die entgegengejegte Vorſchrift des 8 424 beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommilfion. 
Man nahm an, da dad Angebot der Leiftung nicht anders behandelt werben könne wie die 
Leiftung felbft; da biefelbe für alle Gefamtichuldner wirke, fo müfje dasſelbe auch von dem 
Angebote der Leiftung gelten. Der Auffaſſung des Lebens entſpreche es nicht, wenn bie übrigen 
Geſamiſchuldner geötigt würden, da3 von dem einen Geſamtſchuldner erfolgte, von dem Gläubiger 
aber abgelehnte Ungebot der Leiftung zu wiederholen. Der $ 424 beſchränkt fi indeſſen nicht 
anf biefen Ball, fondern fpricht für alle Fälle des Verzugs bie Regel aus, daß der Verzug 
des Gläubigers gegenüber einem Geſamtſchuldner für alle Schuldner wirte. 
Die Borausfegungen, unter welchen der Gläubiger in Verzug kommt, find in den 88 293ff. bes 
Rimmt. Soweit mehrere Tatfachen erforderlich find, um den Verzug zu begründen, müſſen fie 
zwifchen dem Gläubiger und demfelben Schuldner eingetreten fein. Der 8 424 beitimmt nicht, 
daß durch dem gegenüber einem Gefamtiuldner eingetretenen Verzug au bie übrigen 
Schuldner im Verzug kommen, fondern nur, dab der gegenüber einem Schuldner eine 
getretene Verzug auch gegen bie übrigen Schuldner wirt. Die Frage, wann ber bes 
gründete Verzug wieder wegfalle (purgatio morae), beftimmt ſich nad; bdenfelben Grund ⸗ 
fägen, wie wenn nur der Schuldner vorhanden wäre, gegenitber dem der Werzug eingetreten 
iſt. Ihm gegenüber müſſen aljo die Tatſachen eingetreten fein, durch welche der Verzug aufs 
gehoben wird. Möglich ift aber, daß gegenüber demjenigen Schuldner, gegenüber welchem ber 
Verzug eingetreten ift, bie Borausfegungen der Aufhebung nicht eingetreten find, der Verzug alſo 
fortdauert ımb im allgemeinen auch gegenüber den anderen Schuldnern wirkt, daß aber doch in Bes 
ziehung anf einen einzelnen Schuldner infolge beſonderer Tatſachen eine andere Beurteilung 
Blog greifen muß. Dies tft insbefondere dann ber Fall, wenn gegenüber einem Schuldner die 
Boransfegungen des Leiſtungsverzugs eingetreten find. Für den Schuldner, der im Leiftungs- 
verzug ift, fält die Wirfung bes Annahmeverzugs weg. Für die einzelnen Fälle bes Annahme⸗ 
verzugs ergibt ſich aus diefen Grundfägen folgendes: 

a) Das Angebot ift nad Maßgabe bes 8 294 tatfählih erfolgt, von bem 
Gläubiger aber nicht angenommen. Die Wirkungen des Verzugs treten für alle Gefamtichuldner 
ein. Sie hören wieder auf, wenn ſich der Gläubiger demjenigen Schulbner gegenüber, welcher 
das Ungebot gemacht hat, zur Annahme bereit erklärt. Erklärt er fi) einem andern Schuldner gegen» 
über zur Annahme bereit, fo wird dadurch der Annahmeverzug nicht aufgehoben. In einer ſolchen 
Erklärung wird aber regelmäßig zugleidy eine Mahnung des betreffenden Schuldners zu finden 
fein und der Schuldner kommt dadurch nad 8 284 in Leiftungsverzug, fofern nicht die Aus— 
nahme des 8 285 Platz greift. Hiermit fallen für ihm die Wirkungen des Unnahmeverzugd des 
Glänbigers weg, bleiben aber gegenüber den übrigen Gläubigern in Kraft. Auch dann aber, 
wenn durd dad Erbieten des Gläubiger ausnahmsweiſe ein Leiftungdverzug des Schuldners, 
gegenüber welchem das Erbieten erfolgte nicht eingetreten ift, bürften ihm gegenüber die Wirkungen 
des Annahmeverzugs infolge des Grundfages, daß ber Gläubiger die Leiftung von jedem Ge— 
ſamtſchuldner fordern kann, in Wegfall tommen müſſen (a. U. Rofenberg in Iherings Jahrb. 
Bd. 43 ©. 296; Dertmann, Erl. 2 zu $ 424, welche annehmen, daß dad Exbieten zur An— 
nahme gegenüber irgendeinem der Schuldner die Wirkungen des Annahmeverzugd gegenüber 
allen Schuldnern aufhebe; Hellmann tn krit. Viert. 3. F. Bd. 5 ©. 247 f., welcher annimmt, daß 
das Erbieten gegenüber einem anderen Schuldner als demjenigen, welcher die Leiitung angeboten, 
feine Wirkung babe). 

db) Der Gläubiger hat einem der Schuldner gegenüber erklärt, daß er bie 
Reiftung nit annehmen werde; dieſer bietet ihm die Xeiftung wörtlich an, ber Gläubiger 


—— 


314 VI. Abſchnitt: Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. 


8. 425. Andere al3 die in den 85. 422 bis 424 bezeichneten Thatfachen 
wirfen, foweit ſich nicht aus dem Schuldverhältnig ein Anderes ergiebt, nur für 
und gegen den Gefammtjchuldner, in deſſen Perjon fie eintreten. 

Dies gilt ingbefondere von der Kündigung, dem Verzuge, bem Verſchulden, 
von der Unmöglichkeit der Leiftung in der Perfon eines Gefammtfchulbners, von 
der Verjährung, deren Unterbregung und Hemmung, von der Vereinigung der 
Forderung mit der Schuld und von dem rechtäfräftigen Urtheile. 


‘ 

nimmt aber nicht an (8 295). Die Wirkungen bes Verzugs treten gegenüber allen Geſamt⸗ 
ichuldnern ein. Das wörtliche Angebot eines anderen Schuldners als besjenigen, gegenüber 
welchem der Gläubiger erklärt hat, die Leiftung nicht annehmen zu wollen, begründet den Ans 
nahmeverzug nicht. Erklärt fi der Gläubiger fpäter demjenigen Gläubiger gegenüber zur 
Annahme bereit welchem gegenüber er fie verweigert Hatte, jo fällt der Annahmeverzug weg. Gibt 
der Gläubiger diefe Erklärung gegenüber einem anderen Schuldner ab, fo iſt das Verhältnis 
ebenfo zu beurteilen wie in dem unter a bezeichneten Falle. 

0) Bei einer Holſchuld bietet der eine der Geſamtſchuldner die Leiſtung 
wörtlich an (8 295). Der Gläubiger findet ſich bei dieſem zur Empfangnahme ber Leiſtung 
nicht ein; der Annahmeverzug ift dadurch eingetreten und wirkt für alle Schuldner. Findet fi 
der Gläubiger aber bei einem anderen Schuldner ein, um die Leiftung abzuholen, fo iſt das 
Verhältnis diefem Schuldner gegenüber ebenfo zu beurteilen wie in dem unter a bezeichneten Falle. 

d) Für die von dem Gläubiger vorzunehmenbe Handlung ift eine Zeit nad 
dem Kalender beftimmt (8 296). Nimmt der Gläubiger diefe Handlung überhaupt nicht 
vor, fo tritt Umahmeverzug gegenüber allen Schulbnern ein. Iſt die Handlung aber von ber 
Art, daß fie gegenüber einem Schulöner vorgenommen werden muß, handelt es fi z. B. um 
dag Abholen der Leiftung, fo fragt e8 fi, wie dad Verhältnis zu beurteilen ift, wenn die 
Handlung gegenüber einem ber Schulduer, nicht aber gegenüber den anderen Schulbnern vor- 
genommen fit. Den lepteren gegenüber ift der Gläubiger durdy das Unterlafen der Handlung 
in Annahmeverzug gelommen; diefer wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gläubiger die 
betzeffende Handlung dem einen Schuldner gegenüber vorgenommen hat. Diefem gegenüber aber 
können aus den oben bargelegten Gründen die Wirkungen des gegenüber den anderen Schuldnern 
eingetretenen Annahmeverzugs nicht eintreten. Sie fallen aud) gegenüber jebem derfelben weg, 
wenn ber Gläubiger ihm gegenüber nachträglich die Handlung vornimmt (a. A. Hellmann in 
krit. Viert. 3. F. Bd. b ©. 248). 

2. Die Wirkungen des Berzugs beſtimmen ſich nach den Vorſchriften der 84 300-304. 
Sie treten, foweit nad) dem in Erl. 1 Geſagten der Verzug für alle Geſamiſchuldner wirkt, zugunſten 
aller ein. 

8 425. 
€@.188 325, 326 Ms. 2, 58 227, 333 11.; II 8 368 zeo. 8419; III g 419. W.I 6. 498f., B02 .. 517 q. 5659; 
MR. U 6. 15911. 1661. P. IB. 1 6.437. 

1. Andere als die in den 88 422-424 bezeichneten Tatſachen wirken nur für und gegen 
den Geſamtſchuldner, im defien Perſon fie eingetreten find. Durch den dieſe Regel in dem 
3 425 binzugefügten Zuſatz: „fomeit fi nit aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt“, 
wird auf die dispofitive Natur der Vorſchrift ſowie darauf hingewieſen, daß eine Abweichung von 
der aufgeftellten Megel auch ftillfhweigend vereinbart werben und fi aus der Natur und dem 
Zwecke des betreffenden Schuldverhältniſſes ergeben könne. In Betracht kommen hier insbejondere 
diejenigen Gefamtichuldverhältnifie, welche auf Vertrag berufen. Die von dem BGB. aufgeftellte 
Regel beruft auf dem Gedanken, dab der Zweck des Geſamtſchuldverhältniſſes regelmäßig nur 
darin beftehe, den Gläubiger gegen bie Bahlungsunfähigleit eines Schuldners zu fihern. Der 
Zwed eines vereinbarten Gejamtichuldverhältnifies kanm aber auch weitergehen; die Parteien 
können babei beabfichtigen, daß bie Handlungen und Unterlaffungen eines Geſamtſchuldners fo 
angefehen werden follen, als ſeien fie zugleich in Vertretung der anderen Geſamtſchuldner vor⸗ 
genommen, oder daß doch alle Geſamtſchuldner für das Verſchulden eines von ihnen einzuftchen 
haben. In Fällen diefer Art, die fich in gewiſſer Beziehung dem Korrealverhältniſſe des römiſchen 
Rechtes nähern, muß aus dem Bwede, welchen bie Parteien bei der Eingehung bes Geſamtſchuld⸗ 
verhältnifſes verfolgt haben, entnommen werden, welche Tatſachen, obwohl fie nur in der Berfon 
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eined Geſamtſchuldners eingetreten find, doch auch für und gegen bie anderen Geſamtſchuldner 
wirten follen. Ein Beiſpiel bietet die Bürgichaft, für welche geſetzlich beitimmt ift, daf die Vers 
pflichtung des Vürgen fid nad) dem jeweiligen Beftande der Hauptverbinblichteit richte (3 767), 
und ba der Bürge die dem Hauptſchuldner zuftehenden Einreden geltend machen könne. lber 
einen Fall eineß geſetzlichen Gefamtfchuldverhältnifies, in welchem ſich aus ber Natur dieſes Vers 
Hältnifies eine Abweichung von der Megel bes 8 425 ergibt, |. Ob. III El. 2 zu 8 1388. Im 
Zweifel muß es inbeffen immer bei der Regel des 8 425 Abſ. 1 verbleiben. 

2. Aus dem aufgeſtellten Prinzip ergeben ſich folgende zum Teil in dem z 425 aus 
drũcklich hervorgehobene Konſequenzen: 

a) Durch die an einen Geſamtſchuldner ober von einem derſelben erfolgende Kündigung 
wird nur bie Berbinblichleit dieſes Geſamtſchuldners, nicht die der übrigen Geſamtſchuldner fällig. 

db) Durch die an einen der Geſamiſchuldner erfolgende Mahnung fommt mur diejer in 
Berzug. Das gleiche gilt von ber Erhebung ber Klage gegen einen ber Geſamtſchuldner ſowie 
von ber Buftellung eines Bahlungsbefehls im Mahnverfahren. Iſt für die Leiftung eine Beit 
nach dem Kalender beitimmt, jo fommen mit dem Eintritte diefes Zeitpunkts alle Geſamtſchuldner 
in Verzug. Tritt der Verzug aber nad) $ 285 für einen derfelben deshalb nicht ein, weil bie 
Leiftung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes unterbleibt, fo kommt dies nur 
dem betrefienden Geſamtſchuldner, nicht dem übrigen zufiatten. Infolge des nur für einen der 
Gefamtfhuldner eintretenden Verzugs ändert ſich befien Berbindlichteit nach Maßgabe der 
88 286-290, während bie Verbindlichkeit dex übrigen Gefamtihuldner unverändert bleibt. Die 
Vorfchriften der 88 422—424 werben hierdurch aber nicht berührt. Wirb daher z. B. bie Vers 
bindlichtett von einem der übrigen Geſamtſchuldner erfüllt, fo fällt aud die Verbindlichkeit des 
im Berzuge befinblihen Geſamtſchuldners weg; biefer bleibt nur inſoweit verhaftet, als feine 
Berbinblichleit infolge des Verzugs auf ben Erjag des durch dem Verzug erwachſenen Schadens 
(8 286 Abf. 1) erweitert if. Hat ber Gläubiger auf Grund des 8 286 Abſ. 2 nach Maßgabe 
des 8 349 dem im Verzuge befindlichen Schuldner erklärt, daß ex ftatt der Leiſtung Schadend« 
erjag wegen Nichterfüllung verlange, fo kann er von ihm nur den Schabenserfag, von ben 
übrigen Gejamtfhulbnern nur die urſprünglich geſchuldete Leiftung verlangen. Keiftet der im 
Verzuge befindliche Schuldner den Schabenserfag, fo werden bie übrigen Geſamtſchuldner frei; 
bewirkt einer don diefen die urfprünglich geichuldete Leiftung, fo wird dadurch auc ber im Ver⸗ 
zuge befindliche Schuldner befreit. Der Gläubiger braucht indefien bie urſprünglich ihm von 
einem der übrigen Geſamtſchuldner angebotene Leiftung nicht anzunehmge; er kommt dadurch 
zwar dieſem gegenüber in Verzug dev Annahme; fein Recht, von dem im Verzuge ber Leiftung 
befindlichen Schuldner Schadenserfag wegen Nichterfüllung zu fordern, wird dadurd aber nicht 
berüßrt. Nach benfelben Grundſäten find die übrigen Sombinationen zu eniſcheiden, die ſich 
aus der verfchiedenen Lage ergeben, in welcher ſich die Schuldner dadurch befinden, bag nur 
einer berjelben im Verzuge der Leiftung ift; insbefondere gilt dies auch, wenn infolge des Ber 
zugs eined Schuldners eine Bertragsftrafe verwirkt iſt (3 339). 

©) Wird die gefhulbete Leiftung objektiv unmöglich, fo werden alle Geſamt⸗ 
ſchuldner frei, wenn die Unmöglichkeit infolge eines von feinem derſelben zu vertretenden Um⸗ 
ftandes eingetreten ift. Iſt die Unmöglichkeit infolge eines Umftandes eingetreten, welchen nur 
einer der Geſamtſchuldner zu vertreten Bat, fo haftet diefer nad; Maßgabe der 88 280, 325; bie 
übrigen Gefamtfchuldner werben nad Maßgabe des 8 275 frei, weil für fie die Unmöglichkeit 
eine zufällige iſt; fie Können aber möglicherweiſe nad) Maßgabe des 5 281 zur Herausgabe bes 
Erſatzes oder zur Abtretung bes Erſatzanſpruchs verpflichtet fein, dem fie durch den Umftand, 
welcher bie Unmöglichkeit begründete, erlangt haben. Nach denfelben Grundfägen ift dad Verhältnis 
zu entſcheiden, wenn die Unmöglichkeit infolge eines von mehreren oder von allen Geſamtſchuldnern 
zu vertretenden Umſtandes eingetreten ift. i 

Eine fubjettive Unmöglichkeit wirkt nur für und gegen den Geſamtſchuldner, in deſſen 
Berfon fie eingetreten ift. Diefer wird frei, werm bie Unmöglichkeit infolge eines von ihm nicht 
zu vertretenden Umftandes eingetreten ift, anderenfalls wird er nach Maßgabe der 88 280, 325 
verpflichtet. Die Verpflichtung der übrigen Geſamtſchuldner bleibt unberührt. Die in Füllen 
diefer Art eintretenden Kombinationen enticheiden ſich nach ben umter b dargelegten Grundjägen. 
Hervorzuheben ijt nur noch, daß, wenn nur für einen der Schuldner infolge Verſchuldens des» 
felben die Leiftung ſubjektiv unmöglich geworben ift, und der Gläubiger deshalb ihm gegenüber 
nad) Maßgabe des 8 325 von bem die Verpflichtung begründenden Bertrage zuridtritt, diefer 
Rüdteitt nur gegen den betreffenden Schuldner nicht gegen die übrigen Geſamtſchuldner wirkt 
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(a. U. Schollmeyer, Erl. 1e zu 8425, der in dem vorausgeſetzten Falle den Rüdtritt gänzlich 
ausſchließt, wenn die Verpflichtung auf einem gemeinſchaftlichen Rechtsalte beruft). 

d) Der Zeitpunkt, in welchem bie Verjährung zu laufen beginnt, beftimmt ſich für jeden 
Gefamtfhuldner befonders. Regelmäßig wird zwar ber Anſpruch bes Gfläubigerd gegen alle 
Geſamtſchuldner gleichzeitig entitehen; die Berjährung beginnt dann nad) 8 198 mit diejem Beit- 
puntte gleichzeitig gegen alle Geſamtſchuldner. Notwendig ift dies aber nicht. Haftet z. B. der 
eine Geſamtſchuldner nur bedingt, die übrigen aber unbedingt, fo beginnt bie Verjährung gegen: 
über dem erfteren erſt mit dem Eintritte der Bedingung, gegenüber den anderen Gefamtichulduern 
dagegen fofort. Die Hemmung ber Verjährung (88 202—205) beitimmt fi für jeden 
der Geſamtſchuldner befonderd. Die einem Geſamtſchuldner bewilligte Stundung z. B. hemmt 
die Verjährung gegenüber diefem, nicht gegenüber den anderen Geſamtſchuldnern. Much die auf 
Grund der 88 206, 207 eintretende Hinausfchiebung der Vollendung der Verjährung kommt nur 
demjenigen Schuldner zuftatten, in defien Berfon die in den 88 206, 207 bezeichneten Umſtände 
eingetreten find. Das gleiche gilt von ben Tatſachen, weiche die Berjährung unterbreden 
(88 208—210) fowie von ber Verlängerung ber Verjährungsfriit infolge ber Feſtſtellung des 
Anſpruchs durch rechtskräftiges Urteil, durch einen vollitredbaren Vergleich, durch eine volftred- 
bare Urkunde oder durch bie im Konkurs erfolgte Feftitellung (8 218). 

e) Durch, die Bereinigung von Forderung und Schuld in einer Perſon erliſcht 
zegelmäßig das Schuldverkältnid (f. Borbm. zum dritten Abſchnitte S. 207). Den Grund, aus 
welchem dies gefchteht, findet da8 BGB. nicht darin, dab der Gläubiger duch die Vereinigung 
ebenfo wie durch die Erfüllung befriebigt werde, fondern barin, daß niemand jein eigener 
Gläubiger oder Schuldner fein kann. Dieſer Grund trifft bei Gefamtichuldverhältnifien nur für 
den Gläubiger und denjenigen Geſamtſchuldner zu, in defien Perſon die Vereinigung ſtattfindet. 
Den übrigen Geſamtſchuldnern gegenüber bleibt als @läubiger ein Dritter; durch die Bereinigung 
erlifht ihm gegenüber daher das Schuldverhäftnis nit. Sind aber die Geſamtſchuldner unter 
fih zur Ausgleihung verpflichtet, jo muß fi der Schuldner, in deſſen Perſon ſich Forderung 
und Schuld vereinigt haben, wenn er von ben übrigen Gefamtihuldnern Erfüllung fordert, den- 
jenigen Teil anrechnen laſſen, welchen er bei der Ausgleichung jelbft zu tragen hat ($ 426). 

N) Die Vorſchrift, daß das zwifchen dem Gläubiger und einem Befamtfchuldner ergangene 
techtsträftige Urteil nicht für und gegen die Übrigen Gefamtfhuldner wirkt, ift eine Konjequenz 
der Borfchriften der CRD. 85 322, 325. 

8) Steht bei einem alternativen Gefamtihulbverhältniffe den Schuldnern 
die Wahl zu, fo ift die von einem der Geſamtſchuldner abgegebene Erklärung der Wahl nit " 
wirkſam für die übrigen Geſamtſchuldner; fie ift aber auch für den Schuldner, der fie abgegeben 
hat, folange ohne Wirkung, als nicht die übrigen Schuldner zugeftimmt Haben; denn die Wahl 
tann wirkſam nur von allen Schuldnern gemeinfchaftlich getroffen werden (f. Exl. 4 zu 8 263; 
a. A. Schollmeyer, Erl. 3d zu 8 263 und Exl. 2 zu $ 425, der auf Grund ber bei einem 
Geſamtſchuldverhältnis anzunehmenden Abſicht der Parteien die von einem der Geſamiſchuldner 
getroffene Wahl für alle wirken Täßt). 

h) Dur die Abtretung bes Unfpruchs gegen einen ber Geſamtſchuldner von fetten des 
Gläubigerd wird das Verhältnis des letzteren zu den Übrigen Schuldnern nicht berüßrt. Leiſtet 
einer derfelben an ben urſprünglichen Gläubiger, fo erliſcht dadurch auch die Forderung bes 
Zeſſionars. 

3. Abweichende Vereinbarungen. Bei den Beratungen ber zweiten Kommiſſion wurde die 
Frage angeregt, ob bie der Vorſchrift bes 8 425 Abf. 1 binzugefügte Beſchränkung, nach welcher 
diefe Vorſchrift nur inſoweit Anwendung findet, als ſich nit aus dem Schuldverhältniß ein 
anderes ergibt, für alle in dem Abſ. 2 bervorgehobenen Fälle gelte. Es wurde dabei befonders 
darauf Bingemwiefen, daß das Geſamtſchuldverhälinis, auch wenn es nad) der Abſicht der Parteien 
eine ähnliche Bedeutung haben folle wie dad römiſche Korrealverhältnis, doch nie die Folge Haben 
tönne, daß das gegen einen der Geſamtſchuldner ergehenbe Urteil auch für und gegen die übrigen 
Gefamtihuldner wirke und dab bie gegen einen ber Geſamtſchnldner erfolgende Unterbredjung 
der Verjäßrung auch den übrigen Geſamtſchuldnern zuftatten komme. Hiergegen wurde indefjen 
don anderer Geite geltend gemacht, daß eine obligatorifche Vereinbarung zuläffig fei, nach welcher 
alle Geſamtſchuldner verpflichtet feien, Tatſachen der gedachten Urt, welche nur im der Perſon 
eines Gefamtihuldnerd eintreten, gegen fich wirken zu laffen. Eine ſolche Vereinbarung werde 
freilich nur angenommen werben können, wenn fie ausdrücklich erfolgt fei, nicht aber aus dem 
Zwecke des Schulbverhältnifies gefolgert werden fünnen. Der Redaktionskommiſſion wurde die 


VI. Abſchnitt: Mehrheit von Schulduern und @läubigern. 8 426. 317 


8. 426. Die Gefammtfchuldner find im Verhältniffe zu einander zu gleichen 
Antbeilen verpflichtet, foweit nicht ein Anderes bejtimmt ift. Kann von einem 
Geſammtſchuldner der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werben, jo ift ber 
Ausfall von den übrigen zur Ausgleihung verpflichteten Schuldnern zu tragen. 

Soweit ein Gefammtfchuldner den Gläubiger befriedigt und von den übrigen 
Schuldnern Ausgleichung verlangen fann, geht die Forderung des Gläubigers gegen 
die übrigen Schuldner auf ihn über. Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile 
des Gläubiger geltend gemacht werben. 


Prüfung der frage überlafien, ob e8 erforderlich fei, diefer Aufſaſſung einen befonderen Aus» 
drud im Gefege zu geben. Dur die Faſſung des 8 425 iſt dies nicht gefchehen. Einer be= 
fonderen Hinweifung auf die hervorgehobenen Geſichtspunkte bedurfte es auch wohl nicht. Die 
Borfchriften über die Beſchränkung der Wirkungen eines vechtöfräftigen Urteils auf die Parteien 
Lönmen ihrer Ratur nad) durch Vertrag nicht geändert werden. Einem obligatoriihen Vertrag 
aber, durch welchen ſich ber eine Teil dem anderen Teile gegenüber verpflichtet, ein zwiſchen 
biefem umd einem Dritten ergehendes rechtskräftiges Urteil als für fi maßgebend anzuerkennen, 
Heht nichts entgegen. ÄHnfich fteht e8 mit den Vorſchriften über die Verjährung. Anzuerkennen 
wird fein, daß eine Vereinbarung diefer Art ſchwerlich jemals lediglich aus dem Zwecke eines 
Gefamtfchuldverhältniffes wird entnommen werben können. Nicht richtig dürfte es aber jein, 
unter allen Umftänden eine ausdrüdlihe Erklärung zu verlangen. Eine ftillfehweigende 
Bereinbarung wird allerdings nur felten und nur unter befonderen Umftänden anzunehmen fein; 
völlig ausgeſchloſſen ift fie nicht. 
8 426. 
&. 18 337; II 8 369 res. 8 420; III 8 420. 9.1 6.5241.; M.II 6.169. P.II BE. 1 6. 440; 
83.2 6.478. D. 6.690. 

1. Ausgleichung unter den Geſamtſchuldnern. Durch das Gefamtfhuldverhältnis wird an 
ſich nur das Verhältnis zwifchen dem Gläubiger und den Geſamtſchuldnern beftimmt. Das 
Berhältnis unter den Geſamtſchuldnern Tann ein verfchiedenes fein. Es ift möglich, daß im 
Berhältnis unter ihnen nur der eine oder nur einige oder daß fie ſämtlich zu gleihen oder zu 
verſchiedenen Anteilen verpflichtet find. Im der gemeinzechtlichen Theorie ift es beitritten, ob die 
Gefamtichuldner in Ermangelung eines befonderen Rechtsgrundes einander zur Ausgleihung vers 
pflichtet find. Der 8 426 Ubf. 1 Sag 1 ftellt die Regel auf, daß die mehreren Geſamt⸗ 
jſchuldner im Verhältnis unter fi zu gleichen Anteilen verpflichtet find. (Über 
Anwendung dieſes Grundſatzes auf den Fall, daß zwei Straßenbahnunternefmungen kraft des 
Gefeges für den durch einen Bujammenftoß einem Dritten verurfachten Schaden als Gejamt- 
ſchuldner haften f. hanſeat. Gerichtszeitung 1903 ©. 75). Ausdrücklich hervorgehoben wird, daß 
die Vorſchrift nur eine dißpofitive iſt. Eine Abweichung ann ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vereinbart werden; fie kann ſich insbeſondere aus dem Anhalt und aus dem Zwecke des 
Scäyuldverhältnifjes ergeben. Bei den fog. unechten ſolidariſchen Verbindlichkeiten findet 3. B. 
eine Ausgleichungspflicht nicht flatt; Hier wird meiftens ber $ 255 zur Unmwendung kommen 
(vgl. auch RG. Bd. 51 ©. 69 für preuß. Net). Gefeglih wird eine Abweichung beſtimmt z. B. 
in den 83 840 Abf. 2, 3, 841, 1883 Abſ. 2. Val. auch Erl. 3 zu 8419. Beſonders geregelt 
it das Nechtöverhältnis dev Bürgen in den 38 765 ff. 

Aus der unter den Geſamtſchuldnern beftehenden Verpflichtung ergibt ſich nicht nur ihre 
Regrehpfliht für den Fall, dab einer von ihnen die Leiftung allein bewirkt Hat; es ergibt fi 
daraus auch, daf jeder Geſamtſchuldner von dem anderen verlangen kann, daß berfelbe die 
Leiftung zu bem ihm obliegenden Anteil oder, falls er im Verhältnis unter den Geſamtſchuldnern 
allein verpflichtet iſt. daß er die ganze Leiftung rechtzeitig bewirte. Sind die mehreren Gefamt- 
ſchuldner nad) der Hegel des 8 426 Abſ. 1 Sag 1 im Verhälmiſſe zueinander zu gleichen Uns 
teilen verpflichtet, jo kann jeder Geſamtſchuldner, weicher die Leiftung ganz ober teilweiſe an den 
Gläubiger bewirkt Hat, von den übrigen Gefamtfchuldnern verhältnismäßig Erfag verlangen. 
Nicht erforderlich zur Begründung des Regreſſes ift, wie nach ber Faſſung des 5 337 Ubf. 2 
des €. I angenommen werben könnte, daß der betreffende Geſamtſchuldner mehr als den auf ihn 
entfallenden Anteil bezahlt Hat. (A. U. wie es ſcheint Dertmann Erl. 1 3u 8 426; Ennecceruss 
Lehmann I 3 236 II 3b). Regelmäßig wird allerdings nur im diefem alle die Aus» 


318 VI. Abſchnitt: Mehrheit von Schuldnern und Gläubigerm. 


gleihungepflicht praktifch in Frage kommen; denn wenn jeder der Geſamtſchuldner ben auf ihn 
entfallenden Anteil bezahlt Hat, fo werden die gegenfeitigen Uusgleihungsanfprüce gegenein- 
ander aufgerechnet werden. Bon Bedeutung Tann die Frage aber bei Teilzahlungen werben 
Haften z. 8. A, B und O als Geſamiſchuldner für eine Forderung von 900, fo kann A, wenn 
er den auf ihn entfallenden Anteil von 300 dem Gläubiger zahlt, ſowohl von B wie von C der 
Erſatz von 100 verlangen. Haben B und C ebenfalls die auf fie entfallenden Anteile der Schulb 
an ben Glaͤubiger bezahlt, fo fteht jebem von ihnen ein dem Ausgleihungsanfpruce des A ent- 
ſprechender Anfprucd gegen die anderen beiden Geſamtſchuldner zu. In biefem Falle gleichen 
fi) alfo die gegenfeitigen Erfaganfprüche der Geſamtſchuldner aus. Haben B und C aber feine 
Bahlung an ben Gläubiger gemacht, fo iſt jeder von ihnen dem A 100 zu erfegen verpflichtet. 
Praktiſch von Bebeutung wird dies befonders in folhen Fällen, in denen bie Schuld ratenweiſe 
zu bezahlen tft und einer ber Geſamtſchuldner eine Rate ganz bezahlt Hat. Er kann in ſolchem 
Falle, aud) wenn bie von ihm bezahlte Rate den auf ihn entfallenden Anteil der ganzen Schuld 
nicht überfteigt oder nicht erreicht, doch fofort verhältnismäßigen Erſatz von den übrigen Geſamt⸗ 
ſchuldnern verlangen, 

Die unter ben mehreren Geſamtſchuldnern beſtehende Ausgleihungspflicht wird, fofern ſich 
nicht aus den Umftänden ein anderes ergibt, nicht dadurch berührt, daß einer der Geſamtſchuldner 
infolge eines nur für ihn wirkſamen Umftandes ($ 425), 3. ®. infolge perſönlichen Erlaſſes oder 
infolge vechtöfräftigen Urteild oder infolge einer nur feine Schuld betreffenden Schuldübernahme 
oder infolge der Verjährung bes Aniprud gegen ihn, dem Gläubiger gegenüber befreit wird. 
Der dem Gläubiger gegenüber aus dem Schulbverhältnis ansfcheidende Geſamtſchuldner bleibt 
teogdem, wenn der Gläubiger bie Sorderung von ben übrigen Geſamtſchuldnern beitreibt, diejen 
zur Ausgleihung verpflichtet. Der Gläubiger kann übrigens die Ausgleihungspfliät mittelbar 
dadurch befeitigen, daß er feinen Anfpruch teilt und von jedem Schuldner nur den feinem Anteil 
entfprehenden Betrag fordert. Er kann dann einem einzelnen Schuldner defien Antetl erlafjen 
und dadurch deſſen Ausgleichungspflicht infomweit befeitigen, als fie nicht auf Erfag des Ausfalls 
nad Maßgabe des Abſ. 1 Sag 2 geht (Kehbein, Erl. 18 zu 88 420-432). Aus dem Ber 
hältnis unter den Schuldnern kann ſich eine Verpflichtung berfelben ergeben, einander von einer 
an den Gläubiger gemachten Zahlung Anzeige zu machen und den Schaden zu eriegen, ben ein 
Schuldner dadurch erlitten hat, daß er infolge der Unterlafiung ber Anzeige dem Gläubiger mehr 
geleiftet, als dieſer noch zu fordern hatte und das zuviel Gezahlte nicht zurlderlangen Tann. 
Das unter den Schulbnern beftehende Verhältnis ift auch für die Frage maßgebend, ob ein 
Schuldner, der dem auf ihn fallenden Anteil nicht geleiftet hat, den anderen Schuldnern nicht bloß 
zur Ausgleihung, fondern aud zum Erfag eines weiteren Schadens verpflichtet ift, dem diefe 
durch Unterlafiung der Leiftung erlitten Haben (Ripr. Bd. 8 ©. 53). 

2. Durch den 8 426 Abf. 1 Sag 2 wird bie Ausgleihungspflidt der Gefamt- 
fhuldner untereinander anf den Fall ausgedehnt, daß von einem ber Gefamt- 
ſchuldner der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werben Taun. Kann aljo in dem in 
Erl. 1 angeführten Beiſpielsfalle A den auf B entfallenden Beitrag von 100 nicht erlangen, fo 
iſt der Ausfall von iym und von O zu tragen. A kann alfo von O außer den auf diefen ent» 
fallenden 100 noch 50 fordern. Gleihgültig ift ed, aus welchem Grunde der Beitrag von dem 
einen Geſamtſchuldner nicht erlangt werden Tann. Den praftiih wichtigſten Fall bildet die 
Bahlungsunfähigfeit des betreffenden Schuldners. Die Vorausſetzung wird aber z. B. aud dann 
als eingetreten anzufehen fein, wenn ber Wohnfig und ber Aufenthaltsort des betreffenden 
Geſamiſchuldners unbekannt ift; fie liegt auch dann dor, wenn ein Schuldner geftorben iſt und 
der Erbe nur beſchränkt haftet. Erforderlich iſt nur, daß der Beitrag nicht erlangt werden kann. 
Freiwilliger Etlaß oder Stundung von feiten des erfagberechtigten Geſamtſchuldners begründen 
einen Ausgleihungsanfprud gegen die Übrigen Geſamtſchuldner nicht. Zweifelhaft kann fein, 
ob dem Gefamtfchuldner der Einwand entgegengeiegt werben tan, daß die Unmöglichkeit, den 
Erſatz von dem auöfallenden Geſamtſchuldner zu erlangen, von ihm verſchuldet fei, daß er alſo 
3. B. ben Beitrag beshalb nicht erlangen könne, weil er ben Anſpruch darauf in ſchuldhafter Weiſe 
nicht geltend gemacht habe, folange der beitragspflichtige Geſamtſchuldner noch zahlungsfähig 
geweien, ober daß der Anfpruch gegen denjelben infolge ſchuldhafter Unterlafjung der Geltend⸗ 
madung verjährt fei. Die Frage dürfte zu bejahen jein, weil die mehreren Geſamtſchuldner 
infolge ber unter ihnen beitehenden Ausgleihungspfliät in einem Gemeinfchaftsverhältnifie 
ftehen, durch welches jeder derjelben nad Treu und Glauben zur Anwendung ber im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt verpflichtet wird. 
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8. 427. Verpflichten ſich Mehrere durch Vertrag gemeinfchaftlich zu einer 
theilbaren Leitung, jo haften fie im Zweifel als Gejammtfchuldner. 


Die Borfchrift des Abſ. 1 Sap 2 findet Anwendung, mögen bie Gefamtihuldner im Ber 
hältniS untereinander zu gleichen oder zu verſchiedenen Anteilen verpflichtet fein. Der Erfag 
des Ausfalls kann von ben übrigen Gefamtihuldnern immer nur in demjenigen Berhältnifie 
verlangt werben, in welchem fie überhaupt im Verhältnis untereinander Haften. 

8. Der im 8 426 Abſ. 2 beitimmte Übergang der Forderung bed Glänbigers auf den 
ausgleichungsberechtigten Geſamtſchulduer (8 412) findet nur inſoweit ftatt, al6 der Schuldner 
von den übrigen Geſamtſchuldnern Ausgleihung verlangen kann. Der Umfang feines Aus—⸗ 
nleihungsanfpruchs wird dur) den Übergang der Forderung des Gläubigerd alfo nicht ver- 
größert. Der audgleihungsberechtigte Schuldner kaun daher nicht etwa, wie dies der Gläubiger 
getonnt hätte, von jedem Schuldner den ganzen Betrag befien fordern, was er über feinen Anteil 
binans geleiftet Hat (a. U. Hruza ©. 47); er kann vielmehr von jebem der übrigen Geſamt⸗ 
ſchuldner nur denjenigen Beitrag fordern, welchen er auch ohne den Übergang der Forderung 
des Gläubigers zu fordern berechtigt geweſen wäre; in dem in Exil. 1 angeführten Beifpielsfalle 
tann alfo A fowohl von B wie von C nur 100 und, falls er den Betrag von B nicht erlangen 
tann, von C 450 verlangen. Hierauf befchränkt fih der auf den Schuldner übergegangene 
Anſpruch auch dann, wenn ber Gläubiger ausdrüdlich den ganzen Anſpruch abgetreten haben 
follte (Mepbein, Erl. 21 zu 88 420-432). Die praftifhe Bedeutung der Vorſchrift, daB der 
betreffende Schuldner den auszugleichenden Betrag nicht bloß auf Grund des geſetzlichen Aus- 
gleihungsanfpruds, fondern auch auf Grund bed auf ihm libergegangenen Anſpruchs des 
Gläubigers fordern fann, zeigt ſich darin, dab mit ber Forderung des Gläubiger Hypotheken 
und Pfandrechte, die für fie beftehen fowie die Rechte aus einer für fie beftellten Bürgſchaft auf 
den ausgleichungsberechtigten Geſamtſchuldner übergeben; diefer ift ferner berechtigt, ein mit der 
Forderung bes Gläubiger für den Fall der Zwangsvollſtreckung oder des Konkurfes verbundenes 
Vorzugsrecht geltend zu machen (f. Erf. zu $ 401). 

Über die Vorſchrift, daß der Übergang nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend gemacht 
werden kann, f. Exl. 8 zu 8 268. 

4. In demfelben Umfange, wie im Yale der Erfüllung durch einen Gefamtichuldner befteht 
die Ansgleichungspflicht der übrigen Geſamtſchuldner im Falle der Befriedigung des Gläubigers 
durch Hinterlegung ober durch Aufrechnung. Erfolgt bie Befriedigung des Gläubiger durch 
Hingabe an Erfüllungsitatt, jo kann der betreffende Gefamtichuldner von ben übrigen Gefamt« 
ſchuldnern verhältnismäßigen Erſatz des Wertes des an Erfilllungsfiatt Geleifteten, jedoch nie 
mehr als denjenigen Betrag verlangen, welchen er im alle der Erfüllung erſetzt verlangen Tonnte. 

Iſt das Schuldverhältnts duch objektiven Erlaßvertrag zwifhen dem Gläubiger und einem 
der Geſamtſchuldner erlojchen, fo fteht dem letzteren ein Ausgleichungsanſpruch gegen bie übrigen 
Geſamiſchuldner nicht zu (a. A. Schollmeyer, Erl. 2 Abf. 3 zu $ 423, weil in dem Erlaſſe 
die Erklärung des Gläubigers liege, daß er befriedigt fei). ft der Erlaß gegen Entgelt erfolgt, 
fo fann ber betreffende Geſamtſchuldner einen verhältnismäßigen Exfag des von ihm zum Entgelt 
©eleifteten von ben übrigen Geſamtſchuldnern nad) denfelben Grundſätzen verlangen, welche nad 
dem Obigen für den Fall gelten, daß einer der Geſamtſchuldner den Gläubiger durch Hingabe 
on Erfülungsftatt befriebigt hat. Das gleiche gilt in betrefi desjenigen, was ein Gefamtichuldner 
dem Gläubiger behufs Erfüllung eines mit demſelben abgeſchloſſenen objektiv wirkenden Ber» 
aleichs oder was er im Falle einer objeltiv wirkenden Schuldübernafme dem Übernehmer ald 
Enigelt geleiftet Hat. 

8 427. : 
@.I1 8 370 ren. 8 421; II 8 421. P. I Bo. 1 6.430. D. €. 630. 

1. Geſamtſchuldverhältniſſe im Falle gemeinſchaftlicher Verpflichtung durch Vertrag. Die 
Unslegungsregel bes 8 427 beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiffion. Sie flieht 
fi) dem Art. 280 des früheren HGB. und den Vorichriften des preußiſchen Landrechts an. Sie 
findet Anwendung nicht nur, wenn mehrere fi in einem und demfelben Vertrage gemeinſchaftlich 
zu einer Leiftung verpflichtet Haben, z. B. wenn mehrere gemeinihaftlih ein Darlehen erhalten 
oder gemeinjhaftlih eine Sache kaufen oder verlaufen ober gemeinſchaftlich etwas zu ſchenken 
verfprechen, ſondern auch dann, wenn die gemeinſchaftliche Verpflichtung durch verſchiedene Vers 
träge eingegangen if. In dem legteren Falle würde ein Geiamtichuldverhältnis im Zweifel 
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8. 428, Sind Mehrere eine Leitung in ber Weife zu fordern berechtigt, 
daß jeder die ganze Leiftung fordern kann, der Schuldner aber die Leiftung nur 
einmal zu bewirken verpflichtet ift (Gefammtgläubiger), jo fann der Schuldner nach 
feinem Belieben an jeden der Gläubiger leisten. Dies gilt auch dann, wenn einer 
der Gläubiger bereit3 Klage auf die Leiftung erhoben hat. 


ſchon nad) allgemeinen Grundfägen anzunehmen ſein, indem ein Vertrag, durch welden fi 
jemand verpflichtet, die einem anderen obliegende Verpflichtung zu erfüllen, in Ermangelung 
befonderer Umftände nur bie Bedeutung haben kann, daß er als Gefamtfchuldner Haften will. 
Die allgemeine Yafiung des 8 427 bezwedt, eim bentbare® argumentum a contrario aus- 
zuihliegen (a. U. Dertmann, Erl. 1 zu 8 427; Schollmeyer, Erl. 2a zu $ 427; Dern» 
burg I 8 164 IT infofern, als fie ben & 427 nur für den Fall einer durch ein und denfelben 
Vertrag eingegangenen gemeinichaftlichen Verpflichtung anmendbar Halten, die aber doch an— 
erfennen, daß auch bei der Eingehung einer gemeinichaftlichen Verpflichtung durch verſchiedene 
Verträge regelmäßig ein Geſamtſchuldverhältnis auf Grund allgemeiner Auslegungsregeln anzu⸗ 
nehmen fei). Die Borfchrift des 8 427 beſchränkt fi auf Verpflihtungen zu einer teilbaren 
Leiftung; die Verpflichtung mehrerer zu einer unteilbaren Leiitung begründet nad $ 431 immer 
ein Geſamtſchuldverhältnis. 

In dem Berbältnis untereinander haften die mehreren Geſamtſchuldner auch im Falle bes 
8 427 nadı Maßgabe des 8 426. 

2. Anf eine durch ein einfeitiged Rechtsgeſchäft von mehreren eingegangene gemeiniäaft- 
liche Verpflichtung findet wegen Gleichheit der Rechtslage der $ 427 entiprechende Anwendung 
(a. A. Schollmeyer, Erl. 2a zu 8 427; Rebbein, Erl. 6 Ab. 5 zu 88 420—432, ber jedoch 
anerkennt, daß die in Fällen diefer Art ftattfindende freie Auslegung regelmäßig zu demſelben 
Ergebniſſe führen werde). Einfeitige gemeinſchaftliche Verpflichtungen können vorfommen in den 
Fällen der 38 82, 657, 793. 


8 428. 
©.18 321 Of. 1, 9 323: 118 371 Mbf. 1 ven. 8422; ITS 422. PIE. 405; ML E. 184. 
9.0 8.1 6.4481. 

1. Gefamtglänbiger. Stehen bei einem Schuldverhältnis auf der Gläubigerfeite mehrere 
Berfonen, fo kann das Verhältnis derſelben zu dem Schuldner, ſofern nicht die Regel des 3420 
Anwendung findet, entweder dahin beftimmt fein, daß die mehreren Gläubiger die Forderung 
nur gemeinfhaftlich geltend machen können, ober dahin, daß jeder Gläubiger die ganze Leiftung 
fordern Tann, der Schuldner aber die Leitung doch nur einmal zu bewirken verpflichtet ift. 
Über Berhältnifie der erftgebachten Art. f. die Borbm. 1 Ubf. 2 zu dieſem Abſchnitte S. 209. 
Die 88 428430 beziehen fi nur auf Schulöverhältnifie der zweiten Art. Geſetzlich wird ein 
Schuldverhältnis biefer Urt z. B. in dem 8 2151 Abſ. 3 beitimmt Ein dem Berhäftnifie 
mehrerer Gejamtgläubiger ähnliches Verhältnis befteht in denjenigen Fällen, in welchen mehrere 
Berfonen und zwar eine jede für fih allein die Erfüllung einer Auflage zu fordern berechtigt 
find (88 525 Abſ. 2, 2194). 

2. Recht jedes Geſamtgläubigers, Die ganze Leiſtung von dem Echulbner zu fordern und 
Recht des Schuldners an jeden Gefamtgläubiger zu leiften. Der Hauptzweck eines Schuld» 
verhältniſſes der im 8 428 bezeichneten Urt befteht darin, jedem Gläubiger die Geltendmachung 
der Forderung zu erleichtern. Jeder Gläubiger Tann daher unabhängig von ben übrigen 
Gläubigern die Forderung für ſich alein gerichtlich geltend maden und die Bwangsvolfftredung 
gegen den Schuldner betreiben. Er ift beredhtigt, die ganze Leiftung an fich zu verlangen 
1a. A. Hellwig, Anfpruh und Klagrecht 192 ff, der annimmt, daß die Klage und das Urteil 
auf Leiftung an ben Kläger oder an einen ber anderen Gejamtgläubiger gehen müfje). Anderer 
ſeits gewährt ein Schuldverhältnis der fraglichen Art and dem Schuldner den Vorteil, daß er 
nach feinem Belieben an jeden Gläubiger mit der Wirkung leiften kann, daß dadurch das ganze 
Schuldverhältnis erliſcht. Diefes Recht ſoll nach 8 428 Eak 2, abweichend von einer in ber 
gemeinrechtlichen Theorie vertretenen Anficht, auch dadurch nicht ausgeſchloſſen werden, daß einer 
der ©läubiger die Forderung gegen den Schuldner bereit? gerichtlich geltenb gemacht hat. Der 
Schuldner kann trogdem wirkſam an einen anderen Gläubiger leiften. Daraus ergibt fi dann 
freilich die Möglicgteit, daß der Schuldner von jedem der Gläubiger gleichzeitig auf Berichtigung 
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8. 429. Der Verzug eines Gefammtgläubigers wirkt auch gegen die übrigen 
Gläubiger. 

Bereinigen ſich Forderung und Schuld in der Perfon eines Gejammtgläubigers, 
jo erlöjchen die Nechte der übrigen Gläubiger gegen den Schuldner. 

Im Uebrigen finden die Vorfchriften der 88. 422, 423, 425 entfprechende 
Anwendung. Insbeſondere bleiben, wenn ein Gejammtgläubiger feine Forderung 
auf einen Anderen überträgt, Die Rechte der übrigen Gläubiger unberührt. 


der ganzen Schuld belangt werben kann und dab ihm bie Einrede der Rechtshängigkeit nicht 
äufteht. Auch das in einem Prozeß ergehende rechtskräftige Urteil kann ex in den: Prozefje mit 
dem anderen Gläubiger nicht geltend maden. Hat er aber an einen der. Gläubiger geletitet, fo 
tann er in allen Prozeſſen die Einwendung ber Zahlung geltend maden und auf Grund diefer 
Einwendung, wenn bie Leiftung erft nad) feiner rechtskräftigen Verurteilung erfolgt ift, die Auf⸗ 
hebung der Zwangsvollſtrecuung nah Maßgabe der EBD. 8 767 verlangen. 

Das Recht des Schuldners, nad; feinem Belieben an jeden der Gläubiger zu leiften, wird 
aud dadurch nicht ausgeichloffen, daß er an einen der Gläubiger bereitd eine Teilleiſtung ge- 
macht hat. Soweit dieſe Teilleiftung reicht, ift dad Schuldverhältnis auch gegenüber den anderen 
Släubigern erlofhen. Die noch übrige Leiftung kann der Schuldner aber wirkſam auch an einen 
anderen Gläubiger als am denjenigen, an melden die Teilleiftung erfolgt war, maden. Der 
andere Gläubiger tft auch nicht berechtigt die Annahme einer ſolchen Leiftung, fofern fie ben 
ganzen Reſt ber Schuld umfaht, deshalb abzulehnen, weil fie nur eine Zeilleiitung fei; fie ift, 
weil durch die an ben eriten Gläubiger bewirkte und angenommene Teilleiftung dad Schuld⸗ 
verhältnis infoweit erlofchen iſt, als biefe Teilleiſtung reicht, nicht mehr Teilleiftung, fondern 
Leiſtung der noch beftehenden ganzen Schuld. Die Leiftung nur eines Teiles der noch reftierenden 
Schuld braucht nach 8 266 kein Glünbiger anzunehmen. 

3. Im €. 18 323 Sa 3 war noch beitimmt, dab das von dem Echulbner einem ber 
Gläubiger gegebene Erfüllungsverſprechen die übrigen Gläubiger nicht ausſchließe. Diefe Vor⸗ 
ſchrift ift Dom der zweiten Kommilfion als felbftveritänblich geftrihen; fie ergibt fi}, ſoweit es 
Tih wirklich nur um ein Erfüllungdveriprechen handelt, auß ber in $ 429 für entſprechend ans 
wendbar erklärten Borfchrift des 3 425. Anders liegt bad Verhältnis, wenn ber Schuldner 
einem der Gläubiger gegenüber eine neue Verbindlichkeit an Erfüllungsftatt übernommen 
bat. Hierdurch erliicht nad) dem durch 8 429 für anwendbar erklärten 8 422 Abf. 1 Sag 2 
das ganze Schuldverhältnis. Nach 8 364 Abſ. 2 ift indeſſen im Zweifel nicht anzunehmen, 
daß bie Verbindlichkeit an Erfüllungsſtatt übernommen ſei. 


- 8 429. 
€. 18 325, 8 326 bl. 1, 9 337.5 II 8 871 Mol. 2—4 ven. 9 429; III 8 428. BI €. 4981., 5021. 5659; 
NR.UE. 1594. V.I Bd. l 6.442. 

Für das altive Geſamtſchuldverhältnis gelten, abgefehen von ber Vorichrift bes 8 429 
Abf. 2, im wejentlihen diefelben Grundjäge wie für das paſſive Gefamtichuldverhäftnis. Im 
einzelnen iſt folgendes zu bemerlen: 

1. Die Befriedigung eines Gelamtgläubigerd durch bie Don dem Schuldner bewirkte 
Erfüllung, Hingabe an Erfülnngsftatt, Hinterlegung und Aufrechnung wirkt gegen alle 
Gläubiger. Diejelbe Wirkung bat die duch einen Dritten bewirkte Erfüllung oder Hingabe 
an Erfüllungsſtatt. Über die Fälle, in welchen das Schuldverhältnis durch die von feiten eines 
Dritten bewirkte Befriedigung eines Gläubiger nicht erliſcht, bie Sorderung des Wläubigers 
vielmehr auf den Dritten übergeht, ſ. unten Erl. 11. Bu der Hinterlegung ift der Schuldner 
berechtigt, wenn "deren Borausjegungen (8 372) auch nur gegenüber einem Gefamtgläubiger 
vorliegen. Zweifelhaft ijt, wie fi tm Falle der Hinterlegung das Verhältnis gejtaltet, ſolange 
die Burüdnahme der hinterlegten Sache nicht außgeichlofien ift. Der Schuldner ift im dieſen 
Falle nach 8 378 noch nicht befreit. Das ihm nad $ 379 zujtehende Recht, ben Gläubiger 
auf die hinterlegte Sache zu verweijen, diirfte dem Schuldner nur gegen denjenigen @läubiger 
zuſtehen, für welchen die Hinterlegung erfolgt iſt. Die anderen Gefamtgläubiger ſind nicht be 
rechtigt, die Hinterlegung anzunehmen; fie können baher auch nicht daranf verwieſen werben 

Bland, Kommentar z. OSB. Bd. IL 8. Auflage. 21 
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(a. U. Dernburg II 8 165 Unm. 3; Grome II 8 208, Rehbein, Erl. 26 zu 88 420-432, 
weil der Gläubiger, gegenüber dem bie Hinterlegung erfolgt ift, filh duch Annahme derjelben 
befriedigen könne). Die übrigen in dem $ 379 beftimmten Wirkungen, welche den Wirkungen 
des Unnahmeverzugs entfprechen, dürften dagegen nad Mnalogie der Vorſchrift des 8 429 
Abſ. 1 auch gegen bie anderen Gefamtgläubiger eintreten. 

2 Der Schuldner kann einem Gefamiglänbiger gegenüber nur die ihm gegen diefen, nicht 
bie gegen einen anderen Gefamtgläubiger zuftehende Forderung aufrechnen (8 422 Abj. 2); 
felbftverftändfih wirkt aber bie gegenüber einem Gläubiger erfolgte Aufrechnung auch gegen 
bie übrigen Gläubiger. 

3. Ein zwifchen dem Schuldner und einem Gefamigläubiger abgejchlofiener Erlagvertrag 
wirkt gegen die tibrigen Gläubiger, wenn die Bertragichließenden das ganze Schuldverhältnis 
aufgeben wollten. Ob bie Abfiht der Parteien Hierauf geht, ift eine Auslegungsfrage. Die 
Vorſchriften über einen Erlafvertrag finden auch auf einen Vergleich Anwendung, durch welchen 
die Schuld ganz oder teilweife erlafien wird. Iſt mit dem teilmeifen Erlaß ein Erfülungs- 
verjprehen in betreff des übrigen Teiles verbunden, fo muß der Schuldner, wenn der Erlaß 
aud) gegen bie übrigen Gläubiger wirkt und der Schuldner fih diefen gegenüber darauf beruft, 
auch das Erfüllungsveriprechen ihnen gegenüber gegen ſich gelten laflen. Ob bie von einem 
der Gläubiger vereinbarte oder genehmigte Schuldübernahme (38 414—416) gegen die übrigen 
Gläubiger wirkt, Tann zweifelhaft fein. Die dur bie Schulbübernahme bewirkte Befreiung 
de3 Schuldners iſt untrennbar mit dem Übergange der Schuld auf den Übernehmer verbunden. 
Diefer haftet nur gegenüber dem Gläubiger, welcher die Schuldübernahme vereinbart oder genehmigt 
hat, nicht gegenüber den anderen Gläubigern. Hieraus ſcheint gefolgert werden zu müflen, daß 
auch die Vefreiung des bisherigen Schuldner8 nicht gegenüber den anderen &läubigern eintritt, 
Auch ein Erlaßvertrag kann indefien gegen Entgelt abgefchlofien werben. Auf das vereinbarte 
Entgelt hat nur ber Gläubiger Anſpruch, welcher den Vertrag geichlofien hat. Tropdem wirkt 
der Erlafvertrag, wenn das ganze Schuldverhältnis dadurch aufgehoben werden follte, aud) 
gegen die anderen Gläubiger. Dasjelbe dürfte daher auch in betreff der Schuldübernabme gelten, 
wenn bie Übernahme des ganzen Schuldverhältnifies gewollt war (a. A. Dertmann Erl. 2b—d 
au 8 429; Schollmeyer, Exl. 2a zu 8 429; Rehbein, Erl. 29 zu 88 420-432). 

4. Der Berjug eines Gefamtgläubiger8 wirkt auch gegen die übrigen Gläubiger. Die 
in den Erl. 18—d zu 8 424 angeführten verfchiebenen Fälle des Verzugs find nad denfelben 
Grundjägen zu beurteilen, welche dort für das Verhältnis mehrerer Geſamtſchuldner dargelegt 
find. Die aufgeftellte Regel findet Teine Anwendung gegenüber demjenigen Gejamtgläubiger, 
welcher fi zur Annahme der Leiftung gegenüber dem Schuldner bereit erflärt, bzw. ihm 
gegenüber bie ihm obliegende Handlung vorgenommen hat. Ob in dem Angebote des 
Schuldners an einen anderen Gläubiger als denjenigen, welcher in Verzug der Annahme ges 
tommen war, ein Verzicht auf die dem Schuldner aus bem Verzug erwachſenen Vorteile 
gefunden werben Tann, läßt fi nur nad den Umſtänden des einzelnen alles enticheiden 
@®. U 8. 1 ©. 442). 

5. Im Falle der Bereinigung von Forderung und Schuld in ber Perſon eines Gefamt- 
gläubiger8 gilt das Entgegengejegte wie bei der Bereinigung von Forderung und Schuld in 
der Berfon eines Geſamiſchuldners. Der Schuldner kann die Leiltung nad feinem Belieben 
an jeden ber Gefamtgläubiger bewirfen. Diefes Recht fol ihm dadurch nicht entzogen werden, 
daß er die Forderung eines Gefamtgläubigerd erwirbt. Er iſt in ſolchem Falle berechtigt. an 
fich felbft zu leiften. Die Leiftung wird mit der Vereinigung von Forderung und Schuld in 
feiner Berjon als erfolgt angejehen; das Schulbverhältnis erlifht daher gegenüber allen 
Gläubigern. 

6. Durch die von einem Gejamtglänbiger sder an ihn erfolgende Kündigung wird nur 
befien Forderung fällig. Die übrigen Gläubiger können bie Leiſtung von dem Schuldner noch 
nicht fordern (a. U. Hellwig, Anſpruch und Klagrecht ©. 197, welcher in der Vereinbarung 
eines Gefamtgläubigerverhältnifies zugleich bie Vereinbarung findet, daß jeber Gläubiger mir 
Birkfomteit für alle kündigen könne), Der Schuldner kann ihnen, fofern die Leiftungszeit, was 
bei einer auf Kündigung fiehenden Forderung regelmäßig anzunehmen fein wird, auch zu ihren 
Gunſten beftimmt ift (8 271 Abf. 2), nicht wirkſam anbieten. 

7. Die Mahunng eined Gejamtglänbigers wirkt nicht für die übrigen Gläubiger. Der 
Schuldner tommt nur demjenigen Gläubiger gegenüber in Verzug, welcher ihn gemahnt hat. 
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Das gleiche gilt von der Erhebung der Klage und von der Buftellung eines Zahlungsbefehls. 
Der nur einem Gefamtgläubiger gegenüber eingetretene Verzug der Leiftung wirkt nicht zus 
gunjten der übrigen Gläubiger; ihnen gegenüber bleibt der Schuldner nur nad Maßgabe der 
uriprünglihen Verbindlichkeit verhaftet. Bewirkt ex die Erfüllung an einen derfelben, jo wird 
er von der Haupwerbindlichkeit gegenüber allen Öläubigern frei, bleibt aber gegenüber dem- 
jenigen &läubiger, welchem gegenüber er in Verzug gelommen ift, zum Erfage bed Hierdurch 
entitandenen Schadens (8 286 Abf. 1) verpflichtet. Hatte biefer Gläubiger auf Grund des 
8% 286 Abi. 2 Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit gefordert, fo wird 
der Schuldner durch Entrihtung des Schadenserſatzes auch gegenüber den anderen Glänbigern 
frei. Zweifelhaft kann fein, wie das Verhältnis fi geitalte, wenn der Schuldner an 
einen ber anderen &läubiger die urſprünglich geſchuldete Leiftung bewirkt. Der Gläubiger, gegen- 
über welhem der Schuldner im Verzug gefommen ift, hätte biefe Leiftung nicht anzunehmen 
braudjen; er konnte fie auch nicht mehr fordern. Trotzdem wird man annehmen müfien, daß 
die Forderung auf Schadenserjag erliſcht, wenn der Schuldner die urfprünglich gefchuldete Leiftung 
an einen anderen Gläubiger, welcher dieſe Leiftung noch fordern konnte, bewirkt. Das Ber- 
bäftnis muß ebenjo beurteilt werden, wie wenn ber Gläubiger, dem gegenüber fi die Ver- 
bindlichkeit des Schuldners in eine Verbindlichkeit zum Echadengerfage verwandelt Hatte, ftatt 
des letzteren noch bie uriprünglich geſchuldete Leiftung annimmt. Entſprechendes gilt im Falle 
der Verwirkung einer Vertragdftrafe gegenüber einer der Gefamtgläubiger ($ 339). 

8. Die Unmöglichkeit der Leiftung wird regelmäßig gegenüber allen Gläubigern eintreten. 
Denkbar ift indefien, daß fie nur gegenüber einem ber Gläubiger eintritt; fo 3. ®., wenn ein 
Gläubiger daS Eigentum der Sache, auf befien Übertragung bie Berbinbfichteit gerichtet war, 
fhentweife von einem Anderen übertragen erhalten hat. In Fällen diefer Art tritt die Wirkung 
der Unmöglichkeit num gegenüber demjenigen Öläubiger ein, welchem gegenüber bie Leiftung 
unmöglid) geworden ift. In dem angeführten Beifpielöfalle liegt zwar aud den übrigen 
Gläubigern gegenüser eine fubjeftive Unmöglichteit der Leiftung vor. Soweit dieſe aber von 
dem Schuldner zu vertreten iſt — und fie ift von ihm 3. B. immer zu vertreten, wenn das 
Schuldverhältnis auf Vertrag beruhte und der Schuldner ſchon bei Eingehung des Schuld- 
verhältnifies nicht Eigentümer der geſchuldeten Sache war — bleibt der Schuldner den übrigen 
Gläubigen verhaftet. 

9. Die Berjährung des Auſpruchs eines Gefamtglänbigers, deren Hemmung und Unter 
brechung ſowie die übrigen in der Erl. 2d zu & 425 angeführten Tatſachen wirken nicht gegen- 
über den anderen Gläubigern. 

10. Das zwiſchen einem Gefamtgläubiger und dem Schuldner ergebende rechtskräftige 
Urteil wirkt weder für noch gegen die übrigen Gläubiger. 

11. Tritt ein Gläubiger feine Forderung an einen Anderen ald den Schuldner ab (bei 
Abtretung an ben Schuldner tritt Bereinigung von Forderung und Schuld ein (j. Exl. 5), fo 
werben dadurch die Rechte ber übrigen Gläubiger nicht berührt. Der neue Gläubiger tritt 
lediglich an die Stelle des bisherigen Gläubigers; er hat alle Rechte des letzteren, aber auch 
nur diefe Rechte. Der bisherige Bläubiger ſcheidet aus dem Schuldverhältniffe gegenüber dem 
Schuldner vollftändig aus; über fein Verhältnis zu den übrigen Geſamtgläubigern ſ. Exl. zu 
8 430. Diefe Grundſätze finden Anwendung, mag die Abtretung gegen Entgelt oder unentgeltlich 
erfolgt fein. Ebenſo wie die Abtretung tft auch die Übertragung der Forderung durch gericht 
lihe Unordnung oder kraft des Geſetzes zu beurteilen. Dies gilt insbefondere auch von einer 
Übertragung der Forderung, welche kraft des Geſetzes gegen Befriedigung des Gläubigers erfolgt 
(88 268, 1150, 1249). 

12. Steht bei einem alternativen Schulbverhältuifie mehreren Befamtgläubigern bie 
Wahl zu, fo muß die Erklärung der Wahl von allen Gejamtgläubigern erfolgen, die von 
einem Gefamtgläubiger erfolgte Erklärung der Wahl ift unwirkſam (a. U. Hellwig, Anſpruch 
und Klagrecht ©. 197; Schollmeyer, Erl. 3a zu $ 263, und Erl. 3 zu 8 429, welde als 
ſtillſchweigend vereinbart anfehen, daß die von einem Gejamtgläubiger erklärte Wahl für alle 
Sefamtgläubiger wirtſam jei). Steht dem Schuldner die Wahl zu, fo muß diefe gegenüber 
allen Gefamtgläubigern erfolgen (f. Erl. 4 zu 8 263). 

13. Die Beſchräukung der Wirkſamkeit der in Erl. 6-12 angeführten Tatſachen auf 
denjenigen Gläubiger, in deſſen Perfon fie eingetreten find, findet nur ftatt, ſoweit ſich nicht aus 
dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt (ſ. Erl. 1, 3 zu 8 425). 

21* 
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8. 430. Die Gefammtgläubiger find im Verhäftnifie zu einander zu gleichen 
Antheilen berechtigt, foweit nicht ein Anderes beftimmt ift. 





8 49. 
€. 18 337 Abf. 1; 1 8 372 vew. 8 424; III 8 424. 9.16.5248; MU G.109. BP. BEL G. 444. 


1. Ausgleihungspflit unter ben Gefamtgläubigern. Die Vorſchrift bes 8 430 beruht 
auf ädnlihen Erwägungen wie der $ 426 (f. Erl. 1 zu 8 426). Das Gefeg nimmt das Be— 
ftehen eines Gemeinjhaftsverhältnifies unter ben Gefamtgläubigern an, ſofern nicht im einzelnen 
alle durch Geſeß oder durch Rechtsgeſchäft ein anderes beſtimmt iſt. Geſetzlich gilt eine ab» 
weichende Beſtimmung z. B. im Falle des $ 2151 Abſ. 3. Aus dem Zwecke des Schuld- 
verhaͤltniſſes ergibt ſich eine Abweichung, wenn materiell die geſchuldete Leiitung nur einem der 
Gejamtgläubiger zu Statten kommen fol und die Berechtigung der Übrigen Gefamtgläubiger 
nur zu dem Zwecke Beftimmt ift, um die Einziehung oder Erfüllung der Forderung zu er= 
leichtern. Findet die Regel des 8 430 Anwendung, fo tft der Gefamtgläubiger, welcher bie 

Leiſtung erhalten Kat, verpflichtet, jedem der anderen Gefamtgläubiger einen verhältnismäßigen 
Anteil des Erhaltenen herauszugeben. 

2. Folgen ber Ausgleichungspflicht im Halle ber Arſhebung des Ehulbverhältnifies 
durch andere Tatſachen als durch Leiſtung am einen Gläubiger. Hat ein Geſamtgläubiger 
mit dem Schuldner einen objektiv wirkenden Erlaßvertrag geſchloſſen, jo wird er auf Grund 
bes zwifchen ihm und den übrigen Gläubigern beftehenden Gemeinſchaftsverhältniſſes für ver= 
pflichtet erachtet werden müfjen, jedem von ihnen denfelben Betrag zu gewähren, melden er 
hätte gewähren müffen, wenn die Leiftung des gefchuldeten Gegenſtandes an ihn bewirkt wäre. 
Er kann fi von diefer Verpflichtung auch nicht, wie Schollmeyer, Erl. 2b zu 8 430, in= 
folge feiner Auffaffung der Hier fraglichen Verpflihtung als einer Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erjag, annimmt, durch ben Nachweis befreien, dab die Einziehung der Forderung auch ohne den 
Erlaß teinen Erfolg gehabt haben würde. Dasfelbe gilt, wenn der Schuldner burh einen 
Bergleich mit einem der Gefamtgläubiger oder durch eine von einem Gefamtgläubiger vereinbarte 
ober genehmigte Schulbübernahme oder durch Vereinigung von Forderung und Schuld in der 
Berfon eines Gefamtgläubigerd gegenüber allen Gläubigern befreit tft (a. U. Schollmeyer, 
Er. 2g zu 8 430 in betreff der Schuldübernahme infolge feiner Auffafiung, daß diefe 
niemals eine Befreiung des Schuldnerd gegenüber den anderen Gläubigern bewirkte). Bweifel- 
oft kann fein, ob, wenn das Schulbverhältnis infolge einer Hingabe an Erfüllungsitatt am 
einen der Gefamtgläubiger erlofchen ift, diefer den übrigen Gläubigern einen verhälmismäßigen 
Anteil des an Erfüllungsftatt Erhaltenen oder dasjenige zu gewähren hat, was er ihnen zu 
gewähren verpflichtet wäre, wenn er bie gefchuldete Leiſtung felbft erhalten Hätte. In Ermangelung 
einer befonderen Beitimmung wird ein Gefamtgläubiger gegenüber den anderen Geſamtgläubigern 
nicht für berechtigt zu erachten fein, den Inhalt des Schuldverhältniſſes zu ändern. Die legt 
gedachte Auffafiung dürfte daher die richtige fein. 

3. Berhältnis im Falle ber Abtretung ber Forderung. Die Ausgleihungspfliht eines 
Gejamtgläubigerd gegenüber ben anderen Gläubigern wird dadurch nicht berührt, daß er die 
Forderung an einen Dritten abtritt (f. Erl. 11 zu $ 429). Wird bie gefchuldete Leiſtung an 
den neuen Gläubiger bewirkt, fo hat dies in dem Verhältniſſe zwijchen dem bisherigen Gläubiger 
und ben übrigen Gefamtgläubigern diefelbe Wirkung, wie wenn das Schuldverhältnis durch 
Keiftung an den bisherigen Gläubiger erlofhen wäre. Der bisherige Gläubiger hat aljo den 
übrigen Gefamtgläubigern den ihnen zulommenden Anteil zu bezahlen. (U. A. Hellmann in 
keit. Viert. 3. %. Bd. V ©. 248, der die Verpflichtung zur Ausgleichung dem Zeſſionar auferlegt. 
Dies ift unrichtig, weil durch die Abtretung nur die Forderung, nicht aber die Verpflichtung 
übergeht). 

Auch ein von dem neuen Gläubiger abgeſchloſſener Erlaßvertrag fowie die Befriedigung des 
neuen Gläubiger duch Hingabe an Erfüllungsftatt, durch Hinterlegung, durch Aufrechnung 
ober durch Vereinigung von Forderung und Schuld in feiner Berfon hat in dem Verhältniſſe 
des bisherigen Gläubiger8 zu den übrigen Gefamtgläubigern biefelbe Wirkung, wie wenn diefe 
Zatbejtände der Perfon des bisherigen Gläubigers eingetreten wären. Diefelben Grundfäge, wie 
im Sale der Abtretung, finden Anwendung im Falle der Übertragung der Forderung durd) ges 
rihtlihe Unordnung oder kraft bes Geſetzes. 
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$. 431. Schulden Mehrere eine untheilbare Leiftung, fo haften fie als 
Geſammtſchuldner. 


$. 432. Haben Mehrere eine untheilbare Leiſtung zu fordern, jo kann, ſo⸗ 
fern fie nicht Gefammtgläubiger find, der Schuldner nur an alle gemeinschaftlich 
leiften und jeder Gläubiger nur die Leiftung an alle fordern. Jeder Gläubiger 
fann verlangen, daß der Schuldner die gejchuldete Sache für alle Gläubiger hinter- 
legt oder, wenn fie fich nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu be— 
itellenden Verwahrer abliefert. 

Im Uebrigen wirkt eine Thatfache, die nur in der Perjon eines der Gläubiger 
eintritt, nicht für und gegen die übrigen Gläubiger. 


8 431. 
€.18 340; II 8 373 vew. 8 425; III 8 425. 9.16. 547M., 555; M. 11 6.1731. 9.11 6. 444. 
1. Berpflichtung mehrerer zu einer unteilbaren Leiſtung. Über den Begriff der unteil- 
baren Leijtung |. Exl.2 zu 8 420. Eine unteilbare Leiftung liegt nicht vor, wenn zu Bewirtung 
der Leiftung bad Zuſammenwirken der mehreren Schulöner erforderlich ift, im betreff jedes 
Schuldners aber beitimmt ift, was er zu biefem Bmwede zu tun bat. Jeder Schuldner ift in 
einem folhen Falle nur die ihm obliegende Xeiftung zu bewirken verpflichtet. 

2. Die Berpfliätung der mehreren Schuldner zu ber unteilbaren Leiſtung iſt in jeder 
Beziehung als ein Geſamtſchuldverhältnis zu beurteilen; es finden darauf alle für ein ſolches 
Schuldverhälmis in den 83 421-—426 getroffenen Borfchriften Anwendung. Nah M. II S. 173f. 
wirb angenommen, baß die dem 8 431 entiprechende Vorſchrift des 8 340 des E. I keine An- 
wendung finde, wenn bie unteilbare Leiftung fi) in eine teilbare verwandelt habe. Im Anflug 
an diefe Auffaffung war in der zweiten Kommiffion beantragt worden, dem 8 431 folgenden 
Zuſatz zu geben: 

„Tritt an die Stelle der unteibaren Leiftung eine teilbare Leiftung, insbejondere Wert 
erfag oder Schadenserſatz, fo iſt jeder Schulbner nur feinen Teil zu leiten verpflichtet.” 
Der Antrag wurde abgelegnt. Man ging davon aus, daß eine Ummwanbelung der gedachten 
Art fih immer nur in der Perfon eines Schuldners vollziehe. Gedacht fei bei dem Antrage 
hauptſächlich an den Fall, daß die unteilbare Leiftung durch daß Verſchulden aller Geſamtſchuldner 
unmöglid werde. Auch in biefem Falle Haftet indeflen ein jeder Schuldner wegen feines Ver— 
ſchuldens dem Gläubiger für das Ganze. Nicht die unteilbare Leiftung habe fi im eine teil- 
bare verwandelt, jondern nur die Leiftungspflicht eines jeden Schuldners gehe ftatt auf eine 
aunteilbare auf eine teilbare Leiftung. Diefe Auffafjung dürfte richtig fein. Somwenig bei einem 
auf Bertrag beruhenden Gefamtihuldverhältnifie die Verpflichtung eines Geſamtſchuldners fich 
dadurch änbert, daß ſich die Verpflichtung aller Geſamtſchuldner in eine Verpflichtung zum 
Schadenserſatze verwandelt Hat, ebenjowenig ift dies der Fall bei einem Schuldverhältnifie, das 
kraft des Geſetzes ein Gefamtichuldverhältnis if. Iſt die Unmöglichkeit der Leiftung infolge 
eine3 nur von einem der Schuldner zu vertretenden Umftanb eingetreten, fo ift nur diefer zum 
Schadenserſatze verpflichtet, während die übrigen Schuldner frei werden. Selbftverftändlich findet 
der 5 431 teine Anwendung, wenn durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger und den ſämtlichen 
Gefamtfchuldnern an die Stelle der Verpflichtung zu einer unteilbaren Leiftung die Verpflichtung 
zu einer teilbaren Leiftung gejeßt iſt. 


8 432. 
&.18 390; 11 8 374 vev. 8 426; II 8 426. P.1 6. 539M., 840 .; MIT E.17IM. PIE 1 6. 446. 

Forderung mehrerer auf eine untetlbare Leiftung. 

1. Berpflichtung des Schuldners, an alle Gläubiger gemeinihaftli zu leiſten und Recht 
eines jeben Glänbigerd, die Leiſtung in diefer Art zu fordern. Sind mehrere eine unteilbare 
Leiftung zu fordern beredhtigt, fo find fie Gejamtgläubiger nur, wenn dies für das betreffende 
Rechtsverhältnis vertragsmäßig oder geſetzlich beftimmt ift. Die Unteilbarteit der Leiftung für 
fi) allein begründet ein aktives Gejamtihuldverhältnis nit. Die Unteilbarkeit hat vielmehr 
nur bie fi) aus ihrer Natur ergebende Wirkung, dab die Leiftung nur an alle Gläubiger ge— 
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meinfchaftlih erfolgen kann. Daraus würde an ſich folgen, daß aud nur alle Gläubiger ge 
meinſchaftlich die Keiftung fordern tünnten. Der $ 432 Abſ. 1 Sag 1 beftimmt aber, daß jeder 
Gläubiger die Leiftung an alle fordern kann. Der E. 18339 Abſ. 1 Sap 2 beftimmte daneben 
noch, daß, wenn das Schuldverhäftnis von ber Art fei, daß durch bie Leiftung an einen 
Gläubiger auch die übrigen befriedigt werden, jeder Gläubiger zur Forderung der ganzen Leiftung 
berechtigt fei. Bon der zweiten Kommiffion ift dieſe Vorſchrift geftrichen, weil biefelbe nur eine 
felbftverftändliche Folgerung aus dem Begriffe ber Unteilbarkeit ziefe. Gemeint ift Hiermit, dab, 
wenn eine unteilbare SLeiftung den in ber fraglien Vorſchrift bezeichneten Charakter 
bat, die Leiftung, wenn fie überhaupt erfolgt, von felbft an alle Gläubiger geſchieht. daß 
alfo das in dem 8 432 Abi. 1 Sag 1 beitimmte Recht jedes Gläubigers, die Leiftung an alle 
Gläubiger zu fordern, in dem vorausgeſetzten alle mit dem echte, die ganze Leiftung zu 
fordern, identiſch iſt. Haben z. B. mehrere Gläubiger das Recht. die Errichtung eined Wertes 
auf einem beftimmten Grundfiüde zu fordern, fo wird durch die Errichtung bes Werkes auf dem 
beftimmten Orunbftüde die gefchulbete Leiſtung an alle Gläubiger bewirtt. Jeder Gläubiger 
ann bier ſchlechthin auf die Errichtung des Wertes als auf die ganze Leiftung Magen; er flag! 
damit von felbft auf die Leitung an alle Gläubiger. 

2. Recht eined jeden Gläubigers, bie Hinterlegung einer geſchuldeten Sache oder bie 
Herausgabe derſelben an einen gerichtlich au beftellenden Berwahrer zu verlangen. Da bie 
Leiftung einer gefchuldeten Sache an die mehreren Gläubiger nur gemeinschaftlich erfolgen kann, 
fo würde der einzelne Gläubiger in der Verfolgung feines Rechtes dadurch beeinträchtigt werben 
tünnen, daß ein anderer Gläubiger die Annahme der Leiſtung verweigert (f. Erl. 2 zu $ 420). 
Mit Rüdficht Hierauf iſt von der zweiten Kommiifion die Beſtimmung des Abf. 1 Sag 2 für 
notwendig erachtet, nad) welchem jeder Gläubiger die Hinterlegung ber gefchuldeten Sache oder, 
fall8 dieſe fi zur Hinterlegung nicht eignet, bie Herausgabe an einen gerichtlich zu beftellenden 
Berwahrer verlangen kann. Die Beftellung des Verwahrerd erfolgt nad) FGG. 8 165 durch das 
dort beftimmte Gericht. Jeder Gläubiger ift die Hinterlegung bzw. die Herausgabe an einen 
Verwahrer zu fordern berechtigt, fobald die Forderung fällig iſt. Aus bem Zwecke des Rechtes 
ift zu folgern, daß die Hinterlegung unter Verzicht bes Schuldners auf bie Zurüdnahme er- 
folgen muß. on bejonberem Werte ift das fragliche Recht für jeden einzelnen Gläubiger bann, 
wenn bie fämtlihen Gläubiger in Verzug der Annahme gelommen find. Ein folder Verzug 
tritt ein, wenn der Schuldner die gefcjuldete Sache allen Gläubigern orbnungsmäßig angeboten 
bat, einer von ihnen die Leiftung aber nicht angenommen Hat (a. U. die bisherigen Auflagen). 
Hiergegen fcheint zwar zu fprechen, daß nad 8 432 Abſ. 2 eine Tatjache, die nur in der Berfon 
eines Gläubigers eintritt, für und gegen die übrigen Gläubiger nicht wirkt. Da indeſſen nad) 
Abf. 1 die Leiftung nur an alle Gläubiger gemeinſchaftlich erfolgen Tann, fo Itegt in dem hervor⸗ 
gehobenen Falle die zur Herbeifihrung bed Annahmeverzugs erforderliche Rihtannahme der an- 
gebotenen Leiftung ($ 293) fon dann vor, wenn nicht fämtliche Gläubiger zur Annahme ber 
Zeiftung bereit geweien find. Ebenſo genügt in ben fällen des 8 296 zur Begründung bes 
Annahmeverzugs, daß eine von allen Gläubigern zu der beftimmten Zeit vorzunehmende Handlung 
3. B. das Erſcheinen an einem beftimmten Orte zur Abholung der Sadje, au) nur von einem 
Gläubiger nicht vorgenommen ift. Der Annahmeverzug kann hiernach für einen einzelnen @läubiger 
eintreten, wenn ex ſelbſt ſeinerſeits alles zur Annahme Erforderliche getan hat. Gegen bie ſich für 
ihn hieraus ergebenden nadhteifigen Folgen, insbeſondere gegen die Beſchränkung der Haftung 
de3 Schuldners auf grobe Fahrläſſigkeit (PB. II Bd. 1 ©. 446) und das Recht desfelben, die ge 
ſchuldete Sache, wenn fie fi nicht zur Hinterlegung eignet, nach Mafgabe des 8 383 öffentlich 
zu verfteigern, wirb der Gläubiger durch das Recht geihügt, die Hinterlegung bzw. bie Heraus— 
gabe der Sache an einen gerichtlich zu beftellenden Berwahrer zu verlangen. Mit der Erklärung 
dieſes Berlangens von feiten eines Gläubiger an ben Schuldner verwandelt fi deffen Hintere 
legungsrecht in die Hinterlegungäpflicht und er verliert das Recht, die Sache öffentlich veriteigern 
zu laffen. Mit der Hinterlegung oder der Herausgabe der Sache an dem gerichtlich beftellien 
Berwahrer wird der Schuldner allen Gläubigern gegenüber befreit. Er kann weder die Hinter: 
legung noch bie Herausgabe an den gerichtlich beftellten Verwahrer einjeitig zurüdnehmen. Solange 
die Hinterlegung oder die Herausgabe an den gerichtlich beftellten Verwahrer noch nicht erfolgt ift, 
dürfte der Gläubiger, welcher dieſelbe verlangt hat, berechtigt fein, das Verlangen zurüdzunehmen, 
da durch die Stellung desfelben nur eine Werpflihtung des Schuldners ihm gegenüber, nicht 
gegenüber den anderen Gläubigern begründet ift (a. U. Schollmeyer, Erl. 4 zu 8 432). 
Jeder ber anderen Gläubiger kann aber auch ſeinerſeits jederzeit das Verlangen ftellen. . 
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3. Jede andere Tatſache als bie in ben Erl. 1, 2 bezeichneten wirkt nur für und gegen 
denjenigen Gläubiger, in defien Perſon fie eintritt. Dies gilt auch von demjenigen Tatfachen, 
weldye, wenn die Gläubiger Gefamtgläubiger find, für und gegen alle Gläubiger wirken, alfo 
von der Erfüllung und ber Hingabe an Erfüllungsftatt an einen ber Gläubiger, von dem Erlaſſe 
der Schuld durch einen berjelben, von ber Bereinigung von Forderung und Schuld in ber Berjon 
eines Gläubigers. Durch alle diefe Tatſachen wird bie Verpflichtung des Schuldners gegenüber 
den anderen Glänbigern nicht berührt. Die Aufrehmung kann bei ber Verpflihtung zu einer 
unteilbaren Leiftung nicht in Frage kommen. Über den Verzug der Annahme f. Erl. 2. 

4. ®ird die Leitung infolge eined von dem Schuldner zu vertretenden Umfandes un ⸗ 
möglich, fo kann jeder Gläubiger ben Erfag des ihm dadurch erwachſenen Schadens in Geld 
von dem Schuldner verlangen. Iſt die Unmöglichkeit nicht von dem Schuldner zu vertreten, jo 
wird er allen Släubigern gegenüber frei. 

5. Die mehreren Gläubiger fiehen unter fi in einem Gemeinfhaftöverhäitnid. Auf 
dieſes finden, foweit fi nicht aus dem zugrunde liegenden Rechtaverhälmis ein anderes ergibt, 
die Borfchriften der 8 741ff. Anwendung. 


Siebenter Abſchnitt. 

Schollmeyer, Das Recht der einzelnen Schulbverhältniffe im BGB., 2. Aufl. 1904. 

1. Znhaltsüberfiht. Der fiebente Abſchnitt behandelt in 25 Titeln einzelne Schuld⸗ 
verhältniffe Die Anordnung berückſichtigt neben ber begriffligen Verwanbdiſchaft der 
Schuldverhälmiſſe deren Bufammengehörigfeit für bie praltiihe Handhabung. So regeln die 
Titel 1—22, mit Ausnahme des 11. und des 15. Titel, Shulbverhältniffe aus Redts- 
geihäften, und zwar in folgender Reihenfolge: 1. Kauf, Tauſch, 2. Schenkung, 3. Miete, 
Pacht, 4. Leibe, 5. Darlehen, 6. Dienfivertrag, 7. Wertvertrag, 8. Mätlervertrag, 9. Auslobung, 
10. Auftrag, 12. Verwahrung, 13. Einbringung von Sachen bei Gaftwirten, 14. Gefellihaft, 
46. Leibrente, 17. Spiel, Wette, 18. Bürgſchaft, 19. Vergleich, 20. Schuldverfprechen, Schuld- 
anertenntnis, 21. Anweiſung, 22. Schuldverfchreibung auf den Inhaber. Im Anfchluß an den 
Auftrag wird im 11. Titel die Gefchäftsführung ohne Auftrag, im Anſchluß au die Geſellſchaft 
im 15. Titel die Gemeinſchaft geordnet. Won ben brei legten Titeln behandelt der 23. die 
Vorlegung von Sachen, der 24. die ungerechtfertigte Bereicherung, ber 25. die unerlaubten 
Handlungen. 

2. Übergangene Schuldverhältuiffe. Der E. I enthielt in den 88 681, 682 noch befondere 
Vorſchriften über das Schuldverhältnis aus einem Verpfänbungsvertrage, d.h. dem Vertrage, 
duch den fi) jemand feinem Gläubiger oder dem Gläubiger eines Dritten gegenüber ver 
pilichtet, zue Sicherung der Forberung des Gläubigers ein Pfandrecht zu beftellen. Der $ 681 
inüpfte an den Vertrag allgemein die Verpflichtung zur Verichaffung des Pfandrechts, der 8 682 
gab dem Gläubiger im Zalle der Nichterfüllung der von dem anberen Teile übernommenen 
Verpflichtung das Recht, ſtatt Schadengerfages anderweitige Sicherheitsleiftung, vorbehaltlich bes 
Erjages eines weitergehenden Schadens, zu verlangen (P. I ©. 2591ff.; M. II ©. 684 ff). 
Die zweite Lommiifion Hat diefe Veitimmung geftrihen P. II Bd. 2 ©. 488f.). Über bie 
im 8 681 behamdelte Frage vgl. Erl. 3 zu 8 445. Ein Recht, wie es der $ 682 dem Gläubiger 
beilegte, Tann nur aus bem Inhalte des Vertrags abgeleitet werden. 

Für den fog. Trödelvertrag, dem im Anfchluß an das gemeine Hecht einige der 
früßeren Rechte (preuß., ſächſ. R.) befondere Beſtimmungen widmeten, ſah ſchon der E. I folde 
nicht vor. Die bisher unter jener Bezeichnung begriffenen Verträge find je nad) der Beſonderheit 
des einzelnen Falles unter Verückſichtigung der Parteiabſicht und der Verkehrsſitte nad dem 
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Erfter Titel. 
Kauf. Taufd. 


Vorſchriften über Auftrag, Kauf, Verkaufstommiffion, Dienft: und Werkvertrag oder Geſellſchaft 
zu beurieilen (M. IL ©. 516fj.). 

8. Anderweit geregelte Schuldverhältuiſſe. Reichsſsgeſetzlich jind beſonders geregelt 
verfchiedene Dienftverhältnifie, während andere Dienftverhältniffe, namentlich das Wefindes 
verhältnis (EG. Art. 95), der Lanbesgefeggebung vorbehalten find (vgl. Borbm. I zum 
6. Titel). Andere dem Landesrecht überlafiene Schuldverhältnifie find die aus dem Verſicherungs- 
und. Verlagsvertrage (EG. Art. 75, 76); doch ift der Werlagsvertrag in bezug auf Werke der 
Literatur und der Tonkunft inzwifhen durch das Reichsgeſ. v. 19. Juni 1901 geregelt. Bon 
den Vorbehalten bes EG. tft hier ferner noch der des Art. 96 zu erwähnen, wonad bad Schuld: 
verhältnis aus einem mit ber Überlafjung eines Grundftüds in Verbindung ftehenden Leib— 
gedingsvertrag durch ergänzende landesrechtliche Normen geregelt werden Tann. 

4. Über das internationale Privatrecht in Anjehung der Schuldverhälnifie enthält das 
EG. nur im Art. 12 eine Vorſchrift, betreffend unerlaubte Handlungen. 

Übergaugävorfgriften |. im EG. Art. 170-179. 


Erſter Titel. 


DüringersHadenburg, HGB. Bb. III ©. fi. 

1. Inbaltsüberfigt. Von den vier Unterabichnitten dieſes Titel find drei dem Kaufe 
gewidmet: I. allgemeine Borfchriften (88 433—458), II. Gemwährleiftung wegen Mängel der 
Sache (88 459—493), III. bejondere Arten des Kaufes (88 494—514). Der IV. Unterabſchnitt 
(8 515) behandelt den Tauſch. 

2. Befondere Vorſchriften gelten reichsgeſetzlich außer für den Erbſchaftskauf und 
die ihm gleichgeftellten Verträge (88 2371 ff., 2385) für den Kauf, der Handelsgeſchäft 
ift, d. 5. von einem Kaufmann (HGB. 88 1—4, 6, 8 210 Abſ. 2, 3 320 Ab. 3; Genoſſenſchaftsgeſ. 
8 17 Abi. 2; Reichsgeſ. v. 20. April 1892 8 13) zum Betriebe feines Handelsgewerbes oder 
über Waren oder Wertpapiere auch im Betriebe feines gewöhnlich auf andere Geſchäfte gerichteten 
Handelögewerbed geſchloſſen wird (06B. 88 343—345). Solche Handelsgeihäftlihe Käufe unter: 
liegen vor und neben den Vorſchriften des BGB. denen des HGB. 88 346-372 über Handels- 
geichäfte. Unter ihnen nimmt wieber eine befondere Stellung ein ber Handelstauf, d. 5. der 
bandelögeichäftliche Kauf, deſſen Gegenſtand Waren oder Wertpapiere find (HGB. 8 381 Abi. 1; 
Staub ©. 1244 Anm. 2). Für den Handelskauf“ gelten die Vorjchriften des HGB. 
88 373ff. über die Rechte bes Verkäufers bei Annahmeverzug bed Käufers (Sf 373f.), den 
Spezifitationgtauf (3 375), den Kauf als Fixgeſchäft (8 376), die Rügepflicht des Käufers bei 
zweifeitigen Handelsläufen (88 377f.), die Aufbewahrungspfliht des Käufers bei zmweifeitigen 
Diftanzläufen ($ 379) und den Abzug des Taragewichts (8 330). 

Für den AUbzahlungstauf, d. h. den ſtauf einer beweglichen Sache, bei dem die Sache 
dem Käufer übergeben, ber StaufpreiS in ZTeilzahlungen zu entrichten und dem Verkäufer für 
den Fall, daß der Käufer feine Verpflichtungen nicht erfüllt, der Rüdtritt vorbehalten ift, gelten 
vor den Vorſchriften des BGB. die bejonderen Vorſchriſten des Reichsgeſ., betr. die Abzahlungs- 
geſchäfte, v. 16. Mat 189 (ES. Art. 32; ngl. Über das Verhältnis des Gef. zum BOB. 
Windſcheid-Kipp Bd. IT ©. 596; Endemann Bb. I ©. 923). 

Landesgeſetzliche Sondervorſchriften find vorbehalten für die Enteignung im EG. 
Art. 109, fiir den Bierlieferungdvertrag im EG. z. HGB. Art. 18 (vgl. Bayern Art. 13, 14). 

8. Sieferungsvertrag. Werklieferung. Den Lieferungsvertrag, d. h. den Vertrag, 
durch den ſich jemand verpflichtet, einem anderen eine beftimmte Sade für einen gewiflen Preis 
zu verfchaffen, behandelt da8 BGB. nicht, wie das preuß. ALR.I, 11 88 981ff. als befondere 
Bertragsart. Er unterliegt vielmehr, wie ſchon früher nad Art. 338 des alten HEB., den 
Vorſchriften über den Kauf (M. II Bd. 2 €. 319). 

Auch auf ben Werklieferungspertrag, d. h. den Vertrag, durch den fich ber eine 
Zell verpflichtet, auß einem von ihm zu beihaffenden Stoffe gegen eine vereinbarte Vergütung 


4. Titel: Kauf. Tauſch. 329 
I. Allgemeine Vorſchriften. 


ein Berk Herzuftellen, finden bie Vorſchriften über den Kauf Anwendung, und zivar, wenn die 
berzuftellende Sache eine vertretbare ift, unbeichräntt, wenn fie eine nicht vertretbare iſt, mit 
Abweichungen, die den Borfchriften über den Werkvertrag entnommen find (8 651 Abf. 1 umd 
El. dazu). ft der Vertrag ein Hanbelsgeihäft und betrifft er die Herftellung einer beweglichen 
Sadhe, fo unterliegt ex den Vorfchriften über den Handelskauf auch dann, wenn es fi um eine 
nicht vertretbare Sache Handelt (HEB. 8 381 Abſ. 2; Staub ©. 1245 Anm. 6, ©.1391 Anm. 2).- 

4. Über die Anwendung der Vorſchriften über den Kauf bei dem Grenzüberbau 
1. 8 915 Abſ. 1 Satz 2 


I. Allgemeine Vorſchriften. 

1. Inhaltsũberſicht. Der $ 433 beftimmt die hauptſächlichen Verpflichtungen aus dem 
Kaufvertrage. Die 88 434—443 regeln näher die Verpflichtung bes Verkäufers zur Berihaffung 
des Rechtes, der $ 444 behandelt die Pflicht bes Verkäufers zur Wuskunfterteilung, während 
der 8 445 bie vorhergehenden Borfchriften auf gewifie andere Verträge ausdehnt. Die 88 446, 
447 betreffen den Übergang der Gefahr, der Nutzungen und der Laften, die 88 448, 449 bie 
Tragung ber Koften, der $ 450 die Erſatzanſprüche des Verläufers wegen Verwendungen; ber 
8 451 erweitert dieſe Vorſchriften. Die 88 452, 453 handeln vom Kaufpreis, und zwar von 
defien Verzinſung und vom Marktpreis als Kaufpreis. Der $ 454 ſchließt das geſetzliche 
Ruücktrittsrecht des Verkäufers unter Umjtänden aus. Der 8 455 behandelt den Eigentums« 
vorbehalt. Die 38 456 biß 458 ftellen Kaufverbote für gewiſſe Perſonen auf. 

2. Handlauf. Die Borfchriften des vorliegenden Titels über den Kauf treffen unmittelbar nur 
den obligatorifchen Kaufvertrag. Ob ein folcher auch bei dem fog. Hand» oder Realkauf ans 
zunehmen tft, bei welchem Kaufgegenftand und Kaufpreis fofort gegeneinander ausgetaufcht werden, 
ift eine Frage, zu der das Geſetz abſichtlich nit Stellung genommen Hat. In ben M. II 
©. 212, 318 war die Frage bejaht. Demgegenüber behauptete Bähr im Anſchluß an ältere 
Ausführungen (lrteile des RG. mit Beiprehungen 1883 ©. 33ff.) eine wejentlihe Ver— 
ichiebenheit des Handkaufs vom Kreditlaufe, die fih namentlich darin praktiſch äußere, dag 
der auf Zahlung de Kaufpreifes verflagte Käufer mit der Behauptung, es liege ein Haud⸗ 
tauf vor, den Klagegrund leugne und dadurch den Verkäufer zum Beweile der Nichtzahlung 
de3 SKaufpreifes nötige (Krit. VISchrift 30 ©. 386ff., Zitlg. IT ©. 225). Im ber zweiten 
Kommiffion waren bie Unfichten über die Natur des Handkaufs und die Folgerungen für die 
Beweislaſt geteilt (B. II 8b. 2 ©. 54ff.). Die Mehrheit beſchloß, die Frage offen zu lafien. 
Ihre praktiſche Bedeutung befcränft ſich auf die Verteilung der Beweislaſt. Denn im fibrigen 
it es unfireitig, daß gewiſſe Vorſchriften über den Kauf, namentlich die tiber Gewährleiftung für 
Rechts· und Sachmängel, auch auf die Fälle des Handkaufs Anwendung finden, wobei es praltiſch 
unerheblich ift, ob man jene Vorſchriften für unmittelbar oder nur nad) ben 88 445, 493 für 
entfprechend anwendbar hält. Bezüglich der Beweislaft dürfte zu unterjcheiben fein zwifchen 
ſolchen Fällen des Handlaufs, in denen, wie bei den Ladenkäufen des täglichen Verkehrs, dem 
Austaufhe der Leiftungen eine obligatorifche Bindung vorhergeht, und denjenigen Füllen, in 
welchen, wie bei dem Kaufe eines Thenterbillett3 und dem Kauf mitteld Automaten, eine ob» 
ligatoriſche Vereinbarung erft dur ben Austauſch der Leiftungen ftillihweigend (vgl. Bd. I 
©. 204 ff.) getroffen wird. In den erfterwähnten Fällen erſcheint die Belaftung des Verkäufers 
mit dem Beweife ber Nichtzahlung des Kaufpreifes theoretiich unbegründet und praktiſch be 
denklich, weil fie zum Nachteile des häufig auf den Klageweg angewiejenen Kreditverfäufers dem 
Barkäufer einen Schug gewährt, defien ex nur felten bedarf; dagegen rechtfertigt fih in den an 
zweiter Stelle angeführten Fällen die gedachte Verteilung der Beweislaſt durch die Erwägung, 
daß bei ihnen eine obligatorifhe Bindung erft durch den Austauſch bes Kaufpreifes und des 
Kaufgegenftandes zuftande fommt, eine noch zu erfüllende Verpflichtung zur Zahlung bes Kauf- 
preiſes alfo regelmäßig überhaupt nicht entiteht (für die Beweislaſt des Verkäufers, z. T. alle 
gemein, auch Erome Bd. II ©. 400; Dernburg Bd. II ©. 3; Endemann Bd. I ©. 3295, 
1018f.; Staub ©. 1250 Anm. 27; Stölzel, Schulung f. d. ziv. Prax. Vd. I, 4. Aufl. ©. 147, 
164f.; Dietrih in Gruch. 48 ©. 223ff.; a. 9. Coſack Bd. I, 3. Aufl. ©. 455; Ring, 
Arch. f. Bürg. R. I S. 03; Dertmann ©, 153 Erl. 1a; Enneccerus-Lehmann Bd. I 
2. Aufl. S. 587). 
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8. 483. Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, 
dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu ver- 
ichaffen. Der Verkäufer eines Rechtes ift verpflichtet, dem Käufer das Recht zu 
verfchaffen und, wenn das Recht zum Befig einer Sache berechtigt, die Sache zu 
übergeben. 

Der Käufer ift verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu 
zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen. 


8 438. E 
€. 188 459, 370; II 8 375 rev. 8 427; III 8 427. ®P.1 6. 669f., 685, 1844 ff.. 3075, 3290, 3553, 3560, 
12133; NR. II 6. 211f., 316. P. I BE. 1 6. 6541.;5 38.2 6. 50f. D. 6. 630. 

1. Den Begriff des Kaufvertrags hat das Gefeg nicht unmittelbar beftimmt. Statt deſſen 
zegelt e8 — und zwar nur für ben Kaufvertrag über Sachen oder Rechte — im 8 433 bie 
wichtigſten Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage. Bon diefen find als für den Begriff des 
Kaufes weſentlich anzufehen die Verpflichtung zur Verſchaffung des verkauften Gegenftandes, 
wenn aud nicht notwendig zu unbeſchränktem Rechte, auf ber einen und bie Verpflichtung zu 
einer Geldleiftung auf ber andern Seite (RG. in DIZ. 1904 ©. 344). Daß ber Kaufpreis 
in Geld feftgefegt fein muß, fprad ber €. I 8 460 bejonders aus. Im €. II ift der Sap als 
jelbitverjtändfich weggelafien (PB. II Bd. 2 ©. 56); er ergibt fi) auch, abgefehen von dem 8 473, 
darans, dab auf ihm bie Unterſcheidung des Kaufes vom Taufche beruht. Er ift namentlich von 
Bedeutung fir die Anwendung gefeplicher ober rechtsgeſchäftlicher Beſtimmungen, die einen Kauf 
zur Borausjegung haben, 3. B. der Beftimmungen über den Vorkauf oder über die Beihräntung 
der Berfügungsgewalt bed Fideikommißbeſitzers (M. II ©. 321). 

Übrigens ift eine entfprehende Anwendung der Borfchriften über den Kauf auch bei 
Verträgen, in denen die Gegenleiftung nicht in Geld beftimmt ift, nad) bem Willen der Parteien 
unter Umftänden geboten und für ben Tauſch im $ 515 vorgefchrieben. 

2. Für den Abſchluß des Kaufvertrags gelten lediglich die allgemeinen Vorſchriften (insbeſ. 
88 145—157). Ein gefeplihes Sormerfordernis (gerichtliche oder notaxielle Beurkundung) bes 
fteht für Kaufverträge über daS gegenwärtige Vermögen des Verkäufers (8 311), über daß ge- 
jegliche Erbteil oder ben Pflichtteil unter künftigen gefeplichen Erben (8 312 Abſ. 2) und über 
Grundſtücke (8 313) ſowie für den Erbſchaftskauf (8 2371). Über die Koften ber Beurkundung 
ſ. 8 449 Saß 2. 

Einfeitig nad dem Vertragſchluſſe feitgefegte, ergänzende oder albändernde 
Bertragsbedingungen werden nur durch außbrüdliche ober den Umftänden nad} anzunehmende 
jtillſchweigende Annahme von feiten bed anderen Teiles für dieſen verbindlih (ngl. Dernburg 
8b. II $ 171 Nr. ID. Jusbeſondere find Fakturenvermerke bes Verkäufers iiber den Erfülungs- 
ort für den Käufer nicht bindend, ſelbſt wenn er vom Verkäufer ſchon früher Rechnungen mit 
demfelben Bermert erhalten hatte (RG. 52 ©. 133; ZW. 1903 Beil. ©. 15). 

8. Als Gegeuftände des Kaufes erwähnt der 8 433 nur Sachen und Rechte. Für den 
Kauf anderer Gegenftände (z. B. eines Geheimnifjes, einer Kundfchaft, einer ärztlichen Praxis, 
einer nicht patentierten Erfindung, der Befreiung von einer Laft) find die gejeglichen Borfchriften 
daher nicht unmittelbar anwendbar; ihre entiprechende Anwendung ift damit aber keineswegs 
ausgeſchloſſen, joweit fie bem in erjter Linie maßgebenden Willen der Parteien (vgl. 8 157) ent» 
fpricht (®. IT Bd. 2 ©. 815) 

Auch Sachen und Rechte eines Dritten können Gegenftand eines Kaufvertrages fein. 
Doch ift der Vertrag umter Umftänden als gegen die guten Sitten verftoßend nichtig (8 138). 
Irrtum des Verkäufers über fein Eigentum kann den Wertrag nach 8 119 für ihn anfehtbar 
maden (v. Seeler in DIE. 1899 ©. 16). 

Ein Kaufvertrag über eigene Sachen oder Rechte des Käufers unterliegt den Bor- 
jchriſten über Verträge, die auf eine unmögliche Leiftung gerichtet find (88 306—308; vgl. BP. II 
Bd. 1 ©. 667f.). Wirkſam it dagegen der Kauf des (unmittelbaren oder mittelbaren) Beſitzes 
einer dem Käufer gebörenden Sache. Über den Kauf einer verpfändeten Sache durch den Eigen« 
tümer bei ber Berfteigerung f. 8 1239 und Exl. 2 dazu; f. auch HGB. 3 373 Abſ. 3, 388.8 68. 

Künftige Sahen können Gegenitand eines Kaufes entweder in dem Sinne fein, daß der 
Kauf durch die Entftehung der Sachen bedingt, ober fo, daß er von diefer Bebingung unabhängig 
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ift (emtio rei speratae und emtio spei); im zweiten Falle find jedoch in Wahrheit nicht die 
tünftigen Sachen, fondern es tft die Gewinnausſicht Gegenftand des Kaufe (a. U. Eojad Bd. J 
©. 407). Beide Fälle unterliegen den Vorſchriften über den Kauf, foweit ſich nicht aus ihrer 
Natur ald gewagten Geichäften Abweichungen ergeben. Inwiefern der Verkäufer verpflichtet ift, 
fih um die Entftehung der Sachen zu bemühen, ift Auslegungsfrage; regelmäßig wird eine folche 
Verpflichtung der Parteiabſicht entiprechen. Bezliglich ber Breisabrede gelten nur die allgemeinen 
Beſchrãnkungen, namentlich nad) 8 138. 

Auch über fünftige Nugungen einer Sache kann ein Kauf abgeichlofien werben; doch 
ift nad) dem Geſamtinhalte des Vertrags zu entſcheiden, ob nicht in Wahrheit ein Pachtvertrag 
vorliegt (Dgl. Dernburg Bd. II 8 168 Wr. 2 ©. 6; Enneccerus⸗Lehmanu Bb. I ©. 588 
Anm. 9. 

Über den Kauf in Bauſch und Bogen find befondere Beſtimmungen nicht getroffen (I. 
darüber Dernburg ©. 10f. und wegen der Gefahrtragung Erl. 2d zu 8 446). 

Gegenſtand eines Kaufes Tönnen auch Geldſtücke fein. Das Geldwechſelgeſchäft ift 
Kauf, wenn ausländifches Geld oder Banknoten gegen inländifches Geld gewechfelt werden, dagegen 
Zaufch, wenn inländifches Geld gegen inländiſches gewechſelt wird (vgl. Rießer in Iherings 
Jahrb. 20 ©. 201 ff.). 

Über das Beitungsabonnement als Kaufvertrag |. Rehbein im Recht 1901 ©. 5; Apr. 9 
S. 32; gegen die Anwendung ber Vorſchriften über Kauf auf Elektrizitätslieferungsverträge f. 
Schlecht in B. f. RU. 67 ©. 34ff. 

Beim Kaufe einer Sache erftreden ſich die Verpflichtungen des Verkäufers nach 8 314 auch 
auf da8 Zubehör der Sache, und zwar zunächſt das zur Beit des Kaufabſchluſſes vorhandene; 
inwieweit der Verkäufer diejes durch andere Stüde zu erfegen oder ergänzen berechtigt oder ver- 
pflichtet it, muß mit Rüdficht auf Tren und Glauben und bie Berkehrsfitte durch Auslegung des 
Vertrags beftimmt werben (vgl. Erl. zu 8 314). Das gleiche gilt von der frage, ob der Ber- 
täufer nadhträglice Erweiterungen der Kauffache (durch Verbindung anderer Sachen mit 
ihr als wefentliche Beitandteile, Anlandungen u. dgl.) mit herauszugeben hat oder behalten 
darf (M. II ©. 317); vgl. aber wegen der Früchte und fonftigen Nupungen Exl. 3 8 446. 

Ob der Verkauf einer Sache fih auch auf Forderungen erfiredt, die dem Verkäufer 
in Unfehung der Sade zuftehen, ift ebenfo Tatfrage wie die Frage, ob bejahendenfalls ber 
Kaufvertrag unmittelbar die Wbtretung der Forderungen an ben Käufer in fi fließt oder nur 
die Berpflihtung bes Verkäufers zur Abtretung begründet (M. II ©. 319f.). 

Der Bertauf von Rechten kann ſowohl ein beftehenbes als auch ein erſt zu begrünbendes 
Recht betreffen. 

Sind mehrere Gegenjtände wahlmweife verkauft, fo kommen bie 38 262—265 zur 
Anwendung. Für den Verlauf einer nur der Gattung nad beftimmten Sade gilt der 
$ 243 (vgl. HGB. 8 360). 

Kaufverträge unterliegen bezüglich des Gegenftanbes ben allgemeinen Beihräntungen, 
insbefondere nad) ben 88 134, 138, 306310, 312 Abſ. 1. Bol. über geſetzlich verbotene Ver⸗ 
täufe Endemann Bd. I 8 158 Anm. 5, 6 ©. 930. 

4. Der Kaufpreis muß in Geld feitgefegt fein (vgl. Erl. 1). Nicht notwendig iſt die 
Feſtſetzung in Reichswährung (vgl. 88 244, 245). Nach 8 433 Abſ. 2 erfordert jeder Kauf⸗ 
vertrag die Vereinbarung eined Kanfpreifes. Diefer braucht aber nicht ziffermäßig beftimmt 
zu fein (pretium certum); es genügt vielmehr jede die Beftimmung bes Preiſes ermöglichende 
Vereinbarung, 3. B. auch durch Bezugnahme auf den üblichen Preid oder den Marktpreis (vgl. 
$ 453). Die Beftimmung des Kaufpreifes kann auch vertragsmäßig einem ber Bertragfhließenden 
überlafjen werden, allerdings nicht feiner Willkür, da ein derartiges Beitimmungsrecht, falls dem 
Berfäufer eingeräumt, ben Vertrag nad) $ 138 Abf. 1 nichtig machen, fall8 dagegen dem Käufer 
vorbehalten, die zum Vertragſchluß exforderliche Bindung des Käufers ausſchließen würde, wohl 
aber feinem billigen Ermeſſen. In diefem Sinne tft die Vereinbarung, daß einer der Bertrag- 
fließenden den Kaufpreis beftimmen fol, na 8 315 Abf. 1 im Zweifel zu verftehen, und 
nad 8 316 ifl eine folhe Vereinbarung als zugunften bes Verkäufers getroffen ohne weiteres 
im Zweifel anzunehmen, wenn die Höhe des Kaufpreifes nicht — ſei es ziffermäßig, fei es auf 
andere objektive Weiſe — beftimmt tft. Der Verkäufer kann alfo den der Billigleit entfprechenden 
oder nad) der bisher üblichen Ausdrudsweife den angemeffenen Kaufpreis dann verlangen, 
wenn entweder die Höhe des Kaufpreifes nicht beftimmt oder dem Verkäufer die Beſtimmung 
vertragsmäßig vorbehalten iſt. Eins oder das andere tft Vorausſetzung des Anſpruchs auf den 
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angemefienen Kaufpreis (a. 9. Stölzel, Schulung ®b. I S. IX, der bier nit eine An- 
wendung der 88 315, 316 annimmt) und muß demgemäß zur Begründung der Klage auf den 
angemefjenen Kaufpreis vom Verkäufer behauptet werden. Behauptet demgegenüber der beflagte 
Käufer die Vereinbarung eines niedrigeren Kaufpreiies, fo leugnet er damit ben Klagegrund; die 
Beweislaſt trifft daher den Verkäufer für feine Slagebegründung, nicht den Käufer für die 
Vereinbarung eines niedrigeren Saufpreifes (Im Ergebnis übereinitimmend RG. in ZW. 1903 
©. 100; Stölzela.a.D. S. IX, 90ff., 135f., 3. |. ER. 22 ©. 553, Recht 1901 ©. 503; 
Künpel in Gruch. 41 ©. 483 ff.; Staub, HGB. Bd. I S. 12; Endemann Bd. I ©. 506; 
a. A. v. Knieriem, VBehauptungspfliht und Beweislaſt bei der Klage auf Zahlung eines 
angemefjenen Kaufpreiſes 1896; Koffka in DIE. 1899 ©. 173; Dernburg Bb. II S. 170 
Anm. 13; Crome Bd. II ©. 409). 

Auf einem Dritten kann die Beſtimmung bes Kaufpreifes überlafien werden; dann gelten 
die Borfchriften der 88 317—319. 

Die Höhe bes Kaufpreifes unterliegt, vorbehaltlich der allgemeinen Grundfäge (vgl. 
befonber8 88 123, 138), der freien Bereinbarung. Ein Müdtrittöredjt wegen Verlegung über 
die Hälfte iſt nicht anerfannt (M. IT ©. 321). 

Inwieweit bei der Berehnung des Kanfpreifes nah dem Gewichte der Ware 
das Gewicht ber Berpadung (Taragewicht) in Abzug kommt, beftimmt für Handelsläufe der 
8 380 Abf. 1 bes HGB. (vgl. über die Berechnung des Taragewichts ſowie den Anfprud des 
Käufers auf Gutgewicht und Refaktie den Abf. 2 dafelbft). 

Iſt ein Kaufpreis nur zum Scheine verabrebet, fo liegt nicht Kauf, fondern eine ver⸗ 
dedte Schentung vor (8 117). 

Buläffig und Häufig iſt die Vereinbarung, dab der Kaufpreis ganz oder zum Teil nicht 
bar, fondern durch Hingabe anderer Werte an Erfüllungsftatt berichtigt werden fol. 
Dahin gehört die Berichtigung des Kaufpreifes durch Wertpapiere (vgl. Cofad Bd. I ©. 464, 
der hier einen Doppellauf mit Verrechnung der Kaufpreife annimmt) ſowie die Übernahme einer 
Schuld des Verkäufers (vgl. msbeſ. bezüglich der Übernahme hypothekariſch eingetragener Schulden 
des Verkäufers den 8 416). Wird die Schuldübernahme von dem Gläubiger genehmigt, fo ift 
der Kaufpreis infoweit getilgt; andernfalls bleibt die Kaufpreisforderung bis zur wirklichen Bes 
freiung des Verkäufers von der übernommenen Schuld durch den Käufer bejtehen. Nicht Hierher 
gehört die Hingabe eined Wechſels für bie Kaufpreisforderung feitens des Käufers (vgl. 8 364 
Abf. 2, Staub ®b. II ©. 1253 Anm. 41). 

Mit dem Weſen des Kaufvertrags ift es übrigens wohl vereinbar, daß der Käufer neben 
dem Geldpreife anderweitige Leiftungen übernimmt (vgl. 88 473, 507). 

5. Die gegenfettigen Verpflichtungen and dem Kaufvertrage find im vorliegenden Titel 
nicht erihöpfend beftimmt. Ergänzend kommen die allgemeinen Grundfäge, insbeſondere die 
88 157, 242, 320—327, in Beiracht. Nur die wichtigſten Verpflichtungen werden bier hervor⸗ 
gehoben (M. II ©. 318; P. II Bd. 2 ©. 52). 

6. Einzelne Verpflichtungen bed Verkäufers. 

a) Der Verläufer einer Sache ift verpflichtet: 

a) bem Käufer die Sade zu übergeben, d. 5, torperlich zu übergeben (vgl. $ 929 
mit 83 930, 931), ihn in den Befig der Sache zu fegen (8 854), bei Sachen, bie fih im un- 
mittelbaren Befig eines Dritten befinden, auf Verlangen des Käufers dieſem ben Anfprud) auf 
Herausgabe der Sache abzutreten, unbeſchadet des Rechtes des Käufers, aud in dem voraus⸗ 
gefegten Falle die Einriumung ded unmittelbaren Vefipes zu verlangen. Bur Erfüllung der Über- 
gabepflicht, bie Übrigens durch Vertrag geändert werden kann, gehört aud, daß der Verkäufer 
die Sache bis zur Übergabe mit der erforderlichen Sorgfalt ($ 276 Abf. 1, 8 300 Abi. 1) 
verwahrt. Eine bem Art. 343 Abſ. 1 des früheren HGB. entfprehende Vorſchrift ift deshalb 
als entbehrlich nicht aufgenommen (M. II ©. 318) und auch im 8 373 des neuen HGB. 
weggelaſſen. 

2) Außerdem begründet der Kaufvertrag, abweichend vom gemeinen Rechte, welches den 
Verfäufer nur für das emtori rem habere licere haften lie (M. II ©. 213), für den Ver— 
fäufer die Verpflichtung, dem Käufer das Eigentum an ber Sade zu verfhaffen. Dieſe 
Verpflihtung umfaßt zweierlei: 

aa) Der Verkäufer hat einerfeits die Handlungen vorzunehmen, namentlich 
die Erklärungen abzugeben, die nach den ſachenrechtlichen Borihriften zur Eigentumsübertragung 
erforderlich find (M. IT ©. 317), insbefondere bei Grundftüden zur Auflafiung mitzuwirken 
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(88 873, 925), auch, foweit nad ber EBD. (38 40, 41) notwendig, zuvor feine eigene Eintragung 
als Eigentümer herbeizuführen. 

BB) Anbererfeits bat ber Verkäufer, foweit bie vorbezeichneten Handlungen nicht 
ondreihen, um ben Käufer zum Eigentümer zu machen, weil ber Verkäufer weder Eigentümer 
noch über die Sache zu verfügen berechtigt ift, das zur Vejeitigung diefes Hinderniffes 
des Eigentumserwerbes Erfordberlihe zu tun, alſo regelmäßig die Zuftimmung bes 
Eigentümers zu erwirten (vgl. 8 165). Erfüllt der Verkäufer dieſe Verpflichtung nicht, jo hat 
er dem Käufer nach 88 439—443 wegen Mangel im Rechte Gewähr zu leiſten. Auch im ihrer 
bier fraglichen zweiten Bedentumg geht alfo die Verpflichtung ‚zur -Berfchaffung bes Eigentums 
auf eine Leitung des Verkäufers, ift dagegen nit, wie Schlokmann in Iherings Jahrb. 45 
©. 97 fi, 115.126 ff. ansführt, nur eim ungenauer Ausdrud für die Verpflichtung zur Ge— 
mwährfeiflung. Ubrigens find die Fälle, in denen der Käufer deshalb nicht Eigentümer wird, 
weil ber Verfäufer weder Eigentümer noch fonft zur Verfügung berechtigt ift, durch die Vor⸗ 
ſchriften über den öffentlihen Glauben des Grundbuchs ($ 892) und über den gutgläubigen 
Erwerb beweglicher Sachen (88 932 ff.) erheblich vermindert. Vgl. wegen der Gewährleiftungs- 
pflicht ferner unter c. ; 

b) Der Verkäufer eines Rechtes ift verpflichtet, bem Käufer das Recht zu verichaffen. 
Im betreff des zwiefahen Inhalts diefer Verpflichtung gilt dad unter a8 über die Verpflichtung 
zur Eigentumsverfaffung Geſagte. Bei Rechten, die zum Befig einer Sache berechtigen, tritt 
die Berpflichtung zur Übergabe der Sache (vgl. aa) hinzu. Nach dem BGB. kommt bie Über- 
gabe der Sache in Betracht bei dem Verkauf eines beftehenden oder zu beitellenden Erbbaurechts 
(8 1012, 8 1017 Ubf. 2), eines zu beftellenden Nießbrauchs (3 1036 Abſ. 1, 8 1059), eines zu 
beftellenden Wohnungsrechts (8 1093 Abſ. 1, 8 1092) und einer Forderung, zu deren Sicherung 
ein Pfandrecht an einer Sache befteht ($ 1250, 8 1251 Abf. 1). Daß der Verkäufer anderer 
Rechte die ber Ausübung entgegenftehenden tatſächlichen Hinderniſſe, der zur Beſtellung einer 
Grundbienftbarkeit Berpflichtete alſo z. B. die auf dem dienenden @runditüde befindlichen 
Schranfen, welde der Ausübung der Dienftbarkeit entgegenftehen, zu befeitigen hat, folgt aus 
4 242 (P. M Bd. 2 6©. 52). 

©) Die Verpflichtung des Verkäufers zur Verſchaffung des Rechtes und zur 
Gewährleiftung wegen Mangels im Rechte beſchränkt ſich nicht auf bie Verſchaffung des 
Eigentums und des verfauften Rechtes. Ihr weiterer Inhalt wird in den 88 434—437 geregelt. 
Der 8 439 beftimmt einen Ausfchließungsgrund, die 88 440, 441 behnndeln bie Folgen der 
Kichterfüllung, der 3 442 die Beweislaft. Der 8 443 fept der Vertragsfreiheit in bezug auf die 
Regelung ber Gewährleiftungspflicht eine Schrante. 

Die Hier gegebenen Vorfchriften beziehen fi nur auf die &ewährleiftungspflicht, weiche 
durch den Kaufvertrag ohne weiteres begründet wird. Aus der Zuſiche rung einer beftimmten 
Rechtseigenſchaft haftet ber Verkäufer nad) ben allgemeinen Grundſätzen über die Erfüllung einer 
Beriragspfliht (M. II ©. 212, 317). 

Nach 8 806 der CPO. fteht, wenn ein Gegenstand auf Grund ber Pfändung ver— 
äußert ift, dem Erwerber wegen eines Mangels im Rechte ein Anfprucd auf Gewährleiftung 
nicht zu (®. II Bd. 1 ©. 668). Bol. auch 8 56 Sag 3 des 8VG. 

7. Einzelne Verpflichtungen des Käufers. Der Käufer wird in jedem Falle verpflichtet: 

a) ben vereinbarten Kaufpreis an den Verkäufer zu zahlen (vgl. oben Erl. 4 und 
bezüglich) der Verzinjung $ 452). Der Übergang des Eigentuns der verfauften Sache ift geſetzlich 
nicht davon abhängig, daß der Kaufpreis gezahlt oder geſtundet iſt (M. ITS. 318). Wegen des 
vertragsmäßigen Eigentumsvorbehalts f. 8 455. Über die Bedeutung der Klaufel „Netto Kafja* 
1. Rſpr. 8 ©. 56. K 

b) Der Käufer einer Sache iſt nah Abf. 2 ferner verpflichtet, bie Sache dem Käufer 
abzunehmen. Durd bie Anerkennung der Abnahmepfliht als naturale negotii mird ber 
Verkäufer von dem Beweis einer diefe Pflicht begründenden befonderen — ausdrücklichen oder 
jiiffchweigenden — Vereinbarung befreit und dem Käufer der Beweis einer die Verpflichtung 
ausſchließenden Vereinbarung auferlegt. 

Die Abnahmepflicht des Käufers entfpricht der Übergabepflicht des Verkäuferd. Demgemäß 
wird auch an ber einzigen Stelle, wo bie Abnahme zweifellos in demfelben Sinne wie im $ 433 
Abf. 2 erwähnt wird, nämlich in dem von der Koftentragung handelnden 8 448 Abi. 1, die Ab⸗ 
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‚nahme der Übergabe gegenübergeftellt, und ebenfo heben die PB. II Bd. II ©. 53f. hervor, da 


an beiden Stellen die Abnahme bem aus Art. 351 des alten HGB. herübergenommenen techniſchen 
Begriffe der tatfächlihen Wegnahme im Gegenfage zum jurijtiichen Alte der Übergabe entſpreche, 
wobei der Übergabe nur mit Unrecht die Natur eines juriftiichen ftatt der eines gleich der Ab- 
nahme tatfächlihen Aftes beigelegt wird. Die in 8 433 Abſ. 2 anerkannte Abnahmepflicht des 
Käuferd bezieht ſich dagegen nicht auf die zweite dem Verkäufer obliegende Leiftung, die Bornahme 
der zur Eigentumsverfhaffung erforderlichen Handlungen; fie enthält insbefondere nicht die Ver— 
pflihtung zur Entgegennahme der Auflajfung (a. U. RG. 53 ©. 70), wie denn auch die Koſten 
der Auflafjung im $ 449 neben den im $ 448 Abf. 1 erwähnten Koſten der Abnahme beſonders 
behandelt find. Die Abnahmepflicht des Käufers kommt hiernach ald naturale negotii nur für 
folhe Kaufverträge in Betracht, bei welchen ber Verkäufer, der Regel des $ 433 Abſ. 1 ent» 
fprecdend, zur Übergabe der Sache verpflichtet ift. 

Durch die Anerkennung der Abnahmepflicht follte der Schuß verftärkt werden, weldyen der 
Verkäufer in bezug auf feine Verpflichtung zur Übergabe nad) den Vorſchriften über den Verzug 
des Glaͤubigers genießt. Nach dieſen Vorſchriften gerät der Käufer insbefondere dann in Verzug 
der Annahme, wenn er entweder die ihm vertragsgemäß tatſächlich angebotene Übergabe nicht 
annimmt (88 293, 294) ober eine zur Bewirtung der Übergabe ſeinerſeits erforderliche Handlung, 
wie namentlich die Abholung der Sache, falls für die Handlung ein Kalendertermin beftimmt 
ift, nicht an diefem, fonft nicht nad) einem mwörtlichen Angebot oder einer Aufforderung des Ver- 
käufers vornimmt, obwohl leßterer zur Übergabe imjtande tft (88 295—297). Der Berfäufer 
Tann fi) in diefen Fällen zwar bei beweglihen Sachen durch Hinterlegung ber Sache oder des 
durch Selbfthilfeverfauf erzielten Erlöſes, bei Orundftüden durch Aufgeben bed Beſitzes von feiner 
Übergabe- und Verwahrungspflicht befreien (88 372 ff., 383 ff, 303), müßte aber, foweit diefe 
Mittel, 3. B. bei Unverfäuflichleit einer nicht hinterlegbaren beweglichen Sache, verfagen oder 
nur mit WVeiterungen und Gefahren angewendet werben fünnen, die Eadje, wenngleich mit 
erleichterter Verantwortlihfeit und mit Anſpruch auf Erfag ber Mehraufmendungen (38 300, 
302, 304), für den Käufer weiter verwahren. Demgegenüber beiteht die Bedeutung der Abnahme— 
pfücht darin, daß durch fie der Käufer zur Vornahme der vorerwähnten Handlungen, deren Unter 
laſſung ihn fonft nur in Verzug der Annahme verjegen würde, alfo zur Annahme ber tatjächlich 
angebotenen Übergabe und zu dem feinerfeitS zur Bewirkung der Übergabe erforberlichen Hand⸗ 
lungen, verpflichtet wird. Der Inhalt der Abnahmepfliht läßt fi hiernach zu— 
fammenfaffend bezeihnen als bie körperliche Hinwegnahme ber Sade, um bie tatſächliche 
Verfügungsgemwalt zu erhalten und dem Käufer von ber Sache zu entlaften (Lehmann in 
DIZ. 1902 ©. 493, RE. 53 ©. 162, JW. 1904 ©. 58, 112, DIE. 1904 ©. 342; Rofens 
berg in Sherings Jahrb. 43 ©. 254; a. W. Jacobi in Iherings Jahrb. 45 ©. 273). Richt 
bat die Abnahme Hier die Bedeutung der Annahme als Erfüllung im Sinne des $ 363 (f. da⸗ 
gegen über die Bedeutung ber Abnahme beim Werkvertrag Erl. zu 8 640). 

Die Abnahmepflit iſt eine wahre Nechtspfliht des Käufers (a. W. Kohler im Arc. f. 
Bürg. R. 13 ©. 174 ff, 40 ff.; Romeid, Zur Technik bes BGB. Hft. I ©. 56 ff., 110 Nr. 6) 
und kann als ſolche durch einen Verzicht des Käufers als des Schuldners auf die Leiftung des 
Verkäufers nicht aufgehoben werden (a. U. Kohler a. a. D.; Jacobi ©. 274, 278). 

Ans der Abnahmepflicht ergibt fi für den Verkäufer zunächſt ein Hagbarer Anſpruch 
auf Vornahme der zur Abnahme erforderlihen Handlungen. Zur Begründung des 
Anſpruchs find außer dem Abſchluſſe des Kaufes die oben erwähnten Vorausfegungen des Annahmes 
verzugs darzutun, regelmäßig alfo dag vertragsmäßig erfolgte tatfächliche Angebot (M. II ©. 318; 
dgl. über die Borausjegungen bei dem Gattungslaufe HG. 56 ©. 173). Der Anſpruch kann 
ausnahmsweiſe nach & 226 ausgefchlofien fein (ebenfo Rofenberg ©. 251). In dem Klage 
antrag und dem Urteile find die vom Stäufer vorzunehmenden Abnahmehandlungen beftimmt zu 
bezeichnen. Die Bollitredung bes Urteils erfolgt, fofern die Handlung, wie z. B. die Abholung 
der Sache, buch einen Dritten vorzunehmen tft, nad) 8 887 ber CPO., foweit dies nicht der 
Fall ift, die Handlung aber ausfhließlih vom Willen des Käufers abhängt, wie bie Annahme 
der Sache, nach 8 888 daſelbſt. Der Berkäufer kann ferner, wenn der Käufer nicht nad feiner 
rechtstraftigen Verurteilung die Abnahmepflicht Binnen angemefjener Friſt erfilt oder wenn er 
mit ihrer Erfülung im Verzug ift, mindeftens nad Maßgabe der 88 283, 286 Schadenserſat 
wegen Nichterfüllung verlangen. Ob ihm in diejen Fällen die weitergehenden Rechte nah $ 320 
Abſ. 2, 8 326 zuftehen, ifl ſtreitig. Staub ©. 1810 Anm. 145 und Jacobi ©. 287f. be 
ſtreiten es ſchlechthin, Roſenberg ©. 261 ff. bejaht es allgemein, während das RG. dem Ber« 
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fäufer wegen bloßen Abnahmeverzugs bes Käufers bie Rechte aus $ 326 Abſ. 1 Sap 1, 2 nur 
dann zuerfennt, wenn die Abnahme nach den befonderen Umftänden des Falles ein Teil der im 
übrigen noch nicht erfüllten Hauptleiftung ift (R®. 53 ©. 161; IW. 1904 ©. 112; DIZ. 1904 
©. 342). Geht man mit dem RG. davon aus, daß im $ 326 unter „ber Seiftung“, mit welcher 
der eine Teil im Verzug ift, nur die ihm obliegende Hauptleiftung oder ein Teil der im übrigen 
nicht erfüllten Hauptleiftung zu veritehen ift — und dem wird beizutreten fein —, fo verbient 
die vom RG. vertretene Mittelmeinung Biligung; demm daß die Abnahme in der Regel nicht 
ala die dem Käufer obliegende Hauptleiftung oder als ein Teil von diefer anzufehen ift, ericheint 
zutreffend (vgl. auch RG. 56 ©. 138; f. dagegen Düringer-Hadhenburg Bd. III ©. 108f.). 
Die Vorſchriften des $ 325 Abſ. 1 Sa 2 und des $ 326 Abf. 1 Sag 3 find dagegen auf die 
Nihterfülung der Abnahmepflicht jedenfalls anwendbar (vgl. oben ©. 157 Erl. 2b zu $ 326). 
Die Borausfegungen des Abnahmeverzugs ergeben fich aus ben 88 284, 285; der Käuſer befindet 
ſich danach trog Annahmeverzugs nicht im Abnahmeverzug, folange die Abnahme infolge eines 
von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes unterbleibt. Der 8 287 ift auf den Abnahmeverzug 
nicht anwendbar (FW. 1904 ©. 287). 

Bei dem Berlaufe von Redten, die zum Befige einer Sache berechtigen, iſt 
es lediglich Auslegungsfrage, ob der Käufer zur Abnahme verpflichtet iſt. 

Die Abnahmepflicht ſchließt nicht die Verpflichtung des Käufers zur Vornahme ſolcher ihm 
vertragsmäßig vorbehaltener rechtsgeſchäftlicher Handlungen in ſich, durch melde eine Un— 
beſtimmtheit in bezug auf die Lieferung der Ware nad) Zeit, Ort, Urt oder Gegenſtand beſeitigt 
und dem Verkäufer erft eine törperliche Lieferung der Ware ermöglicht wird, wie insbeſondere 
eines Abrufs oder einer Spezifilation (R®. in DIZ. 1904 ©. 343). Über die Verpflichtung 
zur Epezifilation enthält für den Handelskauf befondere Beſiimmungen das HGB. 8 375. 

8. Bezüglich des Orted und der Zeit der Erfüllung gelten für die beiderfeitigen Ver— 
pflihtungen lediglich die 88 269—271. 

a) Der Erfüllungsort beftimmt fi danach zunächſt nad der ausdrüdlichen oder ſtill⸗ 
ſchweigenden Vereinbarung der Parteien; nad) der Natur bes Schuldverhältuifies find insbefondere 
Grundftilde dort, mo fie liegen, zu übergeben und vor dem zuftändigen Grundbuchamt aufzulafien, 
individuell beftimmte bewegliche Saden an dem Orte, an dem fie fi mit Wiſſen beider Teile 
befinden, zu übergeben (über Falkturenvermerke ſ. Erl. 2 a. €). In Ermangelung einer abs 
weichenden Vereinbarung iſt 

a) die Übergabepflicht des Verkäufers einer beweglichen Sache an dem Orte zu erfüllen, 
an dem er zur Beit des Kaufabfchlufies feinen Wohnfig hat, oder, falls der Kauf in feinen 
Gewerbebetriebe geſchloſſen ift und er feine gewerbliche Niederlaſſung an einem anderen Orte als 
dem feines Wohnfiges hat, an diefem anderen Orte (8 269 Abf. 1,2). Nicht felten ift aber ber 
Berkäufer verpflichtet, die Sache an einen anderen als den für die Übergabepfliht maßgebenden 
Erfüllungsort, insbefondere an den Wohnfig des Käuferd oder einen fonftigen von diefem an- 
gegebenen Beitimmungsort, zu verfenden (jog. Verſendungs kauf oder gewöhnlicher Wer- 
ſendungskauf im Gegenſatze zum Fernkauf oder qualifizierten Verſendungskaufe, bei welchem es 
ſich um Verfendung an den Erfüllungsort Handelt). Ob eine ſolche Verſendungspflicht des Ver— 
Tanfers befteht, beflimmt ſich mangels einer Bereinbarung nach der Verfehrsfitte (über Handels« 
gebrauch f. Rſpr. 8 ©. 57). Wegen des Gefahrüberganges beim Berfendungdfaufe j. 8 447, 
wegen ber Koften der Berfendung vgl. 8 448 Abf. 1. Aus der Übernahme der Berfendungstoften 
folgt für fi) allein nicht die Bereinbarung des Beſtimmungsorts al3 Erfüllungsort (5 269 Abf. 3). 

4) Die Berpflihtung des Käufers zur Zahlung des Kaufpreijes ift in gleicher 
Belle am Orte des Wohnfige oder der gewerblichen Niederlafjung des Käufers zu erfüllen. 
Doc Hat diefer den Kaufpreis dem Verkäufer gemäß $ 270 im Bweifel an defien Wohnfig oder 
gewerbliche Niederlafjung zu übermitteln. 

Auch für die Abnahmepflicht des Käufers ift bei Käufen von nur der Gattung nad 
beftimmten Sachen in der Regel der Wohnfig oder die gewerbliche Niederlafiung des Käufers 
Erfühungsort (RG. 49 S. 72). Doc Tann ſich and der Natur ber Abnahmepflicht für die dem 
Käufer obliegenden Abnahmehandlungen ein anderer Erfüllungsort ergeben, fo wenn der Käufer 
zur Abholung verpflichtet fit. Beim Berfendungstauf ift bie Abnahmepflicht am Beſtimmungs⸗ 
orte zu erfüllen. 

b) Die Erfüllungszeit befttmmt ſich gleichfalls zunächit nad ber Vereinbarung der 
Parteien. Fir eine Beitbeftimmung gilt die Auslegungsregel des $ 271 Abſ. 2. In Ermangelung 
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8. 434. Der Berfäufer ift verpflichtet, dem Käufer den verkauften Gegen- 
ftand frei von Rechten zu verjchaffen, die von Dritten gegeit ben Käufer geltend 
gemacht werben können. 


8. 485. Der Verkäufer eines Grundftüds oder eines Nechtes an einem 
Grundſtück ift verpflichtet, im Grundbuch eingetragene Rechte, die nicht beftehen, 
auf feine Koften zur Löſchung zu bringen, wenn fie im Falle ihres Sa das 
dem Käufer zu verichaffende Necht beeinträchtigen würden. 

Das Gleiche gilt bei dem Verkauf eines Schiffes oder eines Rechtes an einem 
Schiffe für die im Schiffsregifter eingetragenen Rechte. 


einer Vereinbarung iſt jede der gegenfeitigen Verpflichtuugen fofort, aber nur Zug um Bug, zu 
erfüllen (8 271 Mbf. 1, 8 320). Je nachdem vertragsgemäß der Käufer oder ber Verkäufer vor⸗ 
äuleiften hat (vgl. 8 320 Abſ. 1 Sap 1, 8 321, 8 322 Abſ. 2), fpriht man von Pränumerationg« 
oder Kreditlauf. 
8 434. 
€.18 371; IL 8 376 reb. 8 428; IIT 8428. ®P.I 6.676M., 686, 3281, 3286, 3559, 3560, 6178, 6190; 
R. II E. 214. 9.1 Br. 1 6.654ff. D. ©. 630. 

Der 5 434 ergänzt die Vorſchriften bes 5 433 Abſ. 1 über bie Verpflichtung des Ber- 
täufers zur Verſchaffung des Eigentums oder des verkauften echtes durch eine bispofitive Be- 
ſtimmung über die Verpflichtung bes Verkäufers zur laftenfreien Berfhaffung des 
Kaufgegenftandes. 

Bu den Rechten, wegen deren ber Verkäufer nach 8 434 Gewähr zu leiften hat, gehören 
elle dinglihen Rechte, insbefondere auch Grunddienitbarteiten. Die Geringflgigleit einer 
Belaftung fließt die Haftung für fie nicht aus, iſt aber von Einfluß auf die dem Käufer 
zuftehenden Rechte (vgl. Exl. zu 8 440). Den dinglichen Rechten find im Sinne dieſer Vorſchrift 
ferner gleihzuftellen Vormerkungen zur Sicherung des Auſpruchs auf Beltellung eines 
Rechtes an einem Grundſtück oder einem eingetragenen Rechte (vgl. 8 439 Abſ. 2 Sag 2, P. V 
8b. 3 ©. 751). Neben den dinglihen Rechten fommen bier namentlid; bei Grundſtüden Miet- 
und Pachtrechte gemäß den 88 571 ff., 8581 Abſ. 2, bei beweglichen Sachen, bie nad) $ 931 
veräußert werden, die dem Beſitzer gemäß 8 986 Abſ. 2 zuftehenden Einreben, ferner Beſitzanſprüche. 
die ein Dritter gegen den Stäufer geltend machen fann (Windfheid-Kipp Bd. I ©. 634), in 
Betracht. Bei verfauften Grumdftlden erſtreckt fi die im 8 434 beftimmte Pflicht aud) auf das 
Zubehör (RG. in ZW. 1904 ©. 141). 

Der Verkäufer hat auch dafür einzuftehen, daß bezüglich des verkauften @egenftandes nicht 
ein Veräußerungsperbot ber in den 88 135, 136 bezeichneten Art beiteht, welches bie Ber- 
fügung über den Gegenftand der durch das Verbot gejhligten Perſon gegenüber unwirkiam macht 
(2. II Bd. 1 ©. 656). 

Nur auf privatrechtliche Laften bezieht fich die Veireiungspflicht bes Verkäufers (vgl. 
8 436; eine entiprechende Anwendung auf die polizeiliche Befugnis zur Befeitigung eines Gebäudes 
wird anertannt in Ripr. 8 ©. 58). 

Die im 8 434 bejtimmte Verpflichtung des Verkäufers geht zunächſt anf Befreiung des 
verfauften Gegenfiandes von dem Rechte des Dritten und im Falle der Nichterfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung auf Gemwährleiftung wegen dieſes Mangels im Rechte (vgl. Erl. 6a 4 zu 8433 unter 22). 


8 435. 
€. 18 378; II 8 377 vew. 8 429; 1118 429, P.IE. Dat — ** 3560; WM. U 6. 222. 
V. II Bod.i 6.664. 2. ©. 3 

1. Der Abf. 1 beftimmt dispofitiv für den ehe eines Grundftüds oder eines Rechtes 
an einem Grunditüd eine über den 8 434 hinausgehende jelbftändige Verpflihtung. 
Die Vorfchrift beruht darauf, daß auch die Eintragung eines nicht beftehenden — nicht ent» 
ftandenen oder erloſchenen — Rechtes den Käufer an der vollen Ausnugung ded ihm zu vers 
fchaffenden Rechtes hindert. Zur Befeitigung dieſes Hinderniſſes wird der Verkäufer, vor⸗ 
behaltlich abweichender Vereinbarung, verpflichtet, nicht beitehende eingetragene Rechte auf feine 
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$. 436. Der Verkäufer eines Grundftüds Haftet nicht für Die Freiheit des 
Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und von anderen Öffentlichen Laften, die 
zur Eintragung in dad Grundbuch nicht geeignet find. 


$. 437. Der Verkäufer einer Forderung oder eines fonftigen Rechtes haftet 
für ben rechtlichen Beſtand der Forderung ober des Rechtes. 

Der Berfäufer eines Werthpapiers haftet auch dafür, daß es nicht zum Zwecke 
der Kraftloserflärung aufgeboten ift. 


Koften zur Löſchung zu bringen, wenn fie tm alle ihres Beſtehens das dem Werläufer zu ver⸗ 
ſchaffende Eigentum oder fonftige Rechte beeinträchtigen würden. Beeinträchtigt wird das Eigen- 
tum durch jedes fih auf die Sadje beziehende Recht, ein fonftiges Recht duch vorgehende, 
gleichſtehende oder das Recht belaftende Rechte. In bezug auf beſtehende Rechte ergibt ſich die 
unbedingte Verpflichtung zu ihrer Wegſchaffung ſchon aus 8 434 verb. mit $ 440 Abf. 1; indefien 
tommt die Borjchrift des 8 435 auch gegentiber beftchenden Rechten dem Käufer zuftatten, indem 
fie ihn von dem ihm nach 8 442 obliegenden Beweife befreit, daß das Hecht befieht. Zur Löfhung 
if entweder die Bewilligung bed eingetragenen Berechtigten oder ber Nachweis des Nichtbeitehens 
des Rechtes und bei Hypotheken, Grundihulden und Rentenfchulden außerdem bie Zuftimmung 
des Eigentlimerd erforberlih (EBD. 33 19, 22, 27). Den Löſchungsantrag kann der Verkäufer 
nah EBD. 8 13 Ubf. 2 ftellen. In der vertragsmäßigen Verpflichtung des Verkäufers, eine 
eingetragene Laft zur Löfchung zu bringen, liegt nah NG. 53 ©. 411 bie Ermädtigung zur 
Geltendmachung des dem Käufer zuſtehenden Berichtigungsanſpruchs. 

2. Gemäß Abſ. 2 gilt das unter 1 Geſagte auch bei dem Verkauf eines in das Schiffs⸗ 
regifter eingetragenen Schiffes oder eine? Rechtes an einem ſolchen Schiffe für die im Regiſier 
eingetragenen Rechte (vgl. 88 1259 ff.). 

8 436. 
€. 18 373; II 8 378 vos. 8 430; III 8430. — 686; M.II 6.215. P.I Bo. 1 6. 6561. 


Der $ 486 dient zur Klarfiellung. Er fchneidet eine Folgerung ab, bie aus 8 434 ges 
zogen werden könnte. Welhe Abgaben und Laften im Sinne des 8 436 öffentlihe und melde 
öffentlichen Laften zur Eintragung in das Grundbud nicht geeignet find, beftimmt ſich nad 
dem für das Grundftück maßgebenden Landesrechte, z. B. für Preußen nad Urt. 11 des AG. z. 
GWO. verb. mit Urt. 1, 2 des AG. z. 38G. Danach fällt unter 8 436 die öffentliche Laſt der 
Unbebaubarfeit (Ripr. 4 ©. 229; RG. in Gruch. 47 ©. 833), nicht dagegen fallen darunter die 
Rentenbantrenten (ZW. 1902 ©. 69, Gruch. 47 ©. 396; f. auch Ripr. 8 ©. 60). Auf rück— 
Rändige Abgaben bezieht ſich die Befreiung des Verkäufers von ber Haftung nit (vgl. 
88 446, 103). Die Vorſchrift ift auch auf den Verkauf eines Rechtes an einem Grundftüd 
auszudehnen, nicht dagegen auf den Verlauf von bewegliden Saden, foweit bei folchen, 
wie 3. B. bei Schiffen, Buden, öffentliche Abgaben vorlommen. Doc gibt ed keine gefegliche 
Vorſchrift, nach welcher der Verkäufer in Fällen der Iegteren Urt für freiheit der Sache von 
öffentlichen Abgaben Haftet; insbejondere folgt dies nicht aus 8 434. 

In allen Fällen kann eine Haftung des Verkäufers für die Freiheit von öffentlichen 
Laſten durch befondere Zufiherung oder Arglift begründet werben. 


8497. 
«I Te nz II 8 431. 9.1 6. 1289 .. 32481., 3253, 3552, 35501.; 9. II 6. 1251. 
©. 386, 65411., 6691.; 32.2 6.472, 475. D. 6. 630. 

1. Abſ. 1. = —— einer Forderung Hat nach 9 433 Abſ. 1 Gap 2, 8 434 dem 
Käufer die Forberung frei von biefem gegenüber wirkſamen Rechten Dritter zu verfchaffen. Bei 
dem Verkauf einer nicht beftehenden Forderung könnte aber zweifelhaft fein, ob ber 
Verkäufer wegen Nichtverſchaffung des Rechtes haftet oder ob, ebenfo wie bei dem Verkauf 
einer nicht eriftierenden Sache, ein Vertrag über eine unmögliche Leiftung vorliegt (f. Erl. zu 
8 306 Wr. 2). Diefen Zweifel befeitigt der $ 437 Abſ. 1, indem er dispofitiv die Haftung bed 
Verkäufers filr den rechtlichen Beftand ber Forderung ausſpricht. Der Verkäufer haftet danach 
fowohl, wenn bie Forderung nie entitanden, ald auch wenn fie erloſchen ift > durch eine 
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Einrede entkräftet oder durch Anfechtung oder durch Aufrechnung mit einer zur Zeit des Kaufes 
dem Schuldner gegen ben Verkäufer zuftehenden Gegenforberung zum Erlöſchen gebracht werden 
kann. Die unbedingte Haftung des Verkäufers für den Beitand der Forderung bezieht fi auf 
den Zeitpuntt des Abſchluſſes des Kaufvertrags. Beſtand die Forderung zu dieſer 
Zeit zu Recht, fo Haftet der Verkäufer für das Fortbeftehen ber Forderung bis zur Erfüllung 
bed Kaufvertrags nur nah Maßgabe ber 88 275ff., 323ff. Er haftet alfo z. B, wenn er bie 
Erfülung der Forderung angenommen oder mit der Forderung aufgerechnet Hat; er Haftet nicht, 
wenn bie Forderung dadurch erlofchen Hit, daß bie geſchuldete Sache infolge eines Zufalls 
untergegangen ift oder daß ber Schuldner gegen die Forderung eine ohne Verjhulden bes Ver⸗ 
käufers nad dem Kaufe erlangte Gegenforderung aufgerechnet Hat. In ben Fällen ber letzt⸗ 
gedachten Art finden die Vorſchriften des 8 323 Anwendung; ber Berkäufer wird alfo von 
feiner Verpflichtung befreit, Tann aber auch den Kaufpreis nicht fordern. Im der zweiten 
Kommiffion beftand zwar tm diefer Beziehung eine Meinungsverjchiebenheit (B. II Bd. 1 ©. 656), 
indem von einer Seite bie Unficht vertreten wurde, daß der Verkäufer bi zur Erfüllung unbedingt 
für den Beitand des Rechtes zu haften habe. Dieſe Auffafjung dürfte aber nicht richtig fein. 
Das bei einem Kaufe der fraglichen Art anzunehmende Garantieverfprechen kann mur auf die 
Zeit des Abſchluſſes des Kaufes bezogen werden, Für die fpätere Zeit müflen die allgemeinen 
Örunbfäge über nachfolgende Unmöglichkeit zur Anwendung kommen. 

Sofern ber Käufer auf Grund der bier fraglichen Haftung nach $ 440 Abſ. 1, 88 325, 
326 Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen Tann, ift ihm vollftändiger Schadenserfag 
zu gewähren (vgl. $ 252). Doc kann er, wenn ber Kaufpreis geringer war als ber Nennwert, 
keineswegs immer den lepteren vergütet verlangen. Vielmehr wird in dem gedachten Falle 
nicht felten die Preisbeftimmung gerade mit Rüdficht auf die Unficherheit des rechtlichen Beftandes 
ber Forderung erfolgt und daher die Haftung des Verkäufers für den rechtlichen Beſtand als 
vertraglich ausgeſchloſſen anzufehen fein; wenn bie8 aber aud nicht zuirifft, fo wirb der 
Schaden des Käufers nicht gleich dem Nennwerte, fondern gleich dem Werte zu bemefien fein, 
welchen die Forderung, ihren Beſtand vorausgefegt, zur Zeit der Mbtretung nad den Umftänden 
gehabt haben wilrde. 

Der Abſ. 1 erſtrectt ſich audy auf den Verlauf anderer Rechte als Forderungen, z. B. 
von Urheberrechten. Doc, dürfte der Verkauf eines Rechtes, deſſen Eutftehung objektiv unmöglich 
tft, wie 3. B. eines Nießbrauchs an einem nicht vorhandenen Grundftüd, als ein Vertrag über 
eine unmögliche Leiftung zu beurteilen fein (Coſack Bd. I ©. 398). 


2. Der Abſ. 2 entſcheidet bie früher ftreitige Frage (vgl. König, Die Haftpflicht des 
Verkäufers von Inhaberpapieren 1892 ©. 39ff.), ob der Verkäufer eines Wertpapiers, 
falls diefes dem Inhaber abhanden gelommen und deshalb zum Bwed der Kraftlos— 
erllärung aufgeboten ift, nad) den für Mängel ber verlauften Sache ober nad den füür Mängel 
im Rechte des Verkäuſers geltenden Grundfägen haftet, In letzterem Sinne. In Betracht lommen 
namentlih Wechſel, die im HGB. 8 363 bezeichneten Urkunden fowie Schuldverfchreibungen 
auf den Inhaber (WO. Art. 73; HB. 8 365 Abf. 2, BGB. 8 799; ERO. 8 1003). Die 
bier beftimmte Haftung beruft auf der Auffafjung, daß es Sadje des Verkäufers eines Wert» 
papiers iſt, ſich darüber zu unterrichten, ob das Papier nicht von einem Uufgebote betroffen iſt 
(®. II 86.1 ©. 655). Nah P. II a. a. O. D. ©. 630 foll die Haftung eintreten, wenn zu 
der für die Haftung entſcheidenden Zeit die erſte gerichtliche Handlung im Aufgebotsverfahren 
erfolgt iſt. Nach dem Grunde der Vorſchrift wird jedoch weder der etwaige Erlaß eines befonderen 
Bulaffungsbeichlufies noch felbft der bloße Erlaß des Aufgebots genügen, fondern die öffentliche 
Bekanntmachung des Aufgebot? hinzukommen müflen, da erft dieſe dem Verkäufer bie Möglicjfeit 
bietet, von dem Aufgebote Kenntnis zu erhalten. 

In betreff der Zeit, auf welde fi bie Haftung bezieht, gelten bie in der 
Erl. 1 dargelegten Grundſätze. Lnbebingt haftet der Verkäufer alfo nur dafür, daß das Papier 
zur Zeit des Kaufes nicht aufgeboten iſt. War das Papier nur der Gattung nad beitimmt, 
fo tritt an die Stelle der Zeit des Kaufes derjenige Zeitpunkt, in welchem fi das Schulö« 
verhältnis nach $ 243 auf ein beftimmtes Papier beſchränkt Hat. Für die fpätere Zeit bis zur 
wirklichen Übergabe des Papierd gelten bie Vorfchriften über nachfolgende Unmöglichkeit; es 
tommt alfo darauf an, ob ein tm diefer Zeit erfolgendes Aufgebot von dem Berfäufer ver ' 
ſchuldet ift oder nicht. Eine Verſchuldung wird indefien nur ausnahmsweiſe vorliegen; regel⸗ 
mäßig wirb daher der $ 323 zur Anwendung kommen. 
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8. 438. Mebernimmt der Verkäufer einer Forderung die Haftung für die 
Zahlumgsfähigkeit des Schuldners, fo ift die Haftung im Zweifel nur auf die 
Zahlungsfähigkeit zur Zeit der Abtretung zu beziehen. 


$. 489. Der Berfäufer bat einen Mangel im Rechte nicht zu vertreten, 
wenn der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufe Eennt. 

Eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Rentenſchuld oder ein Pfandrecht hat 
der Verkäufer zu befeitigen, au) wenn der Käufer bie Belaftung kennt. Das 
Gleiche gilt von einer Vormerfung zur Sicherung bes Anſpruchs auf Beitellung 
eines dieſer Rechte. 


Eine vor oder bei der Einleitung des Aufgebotsverfahrens verfügte Zahlungsſperre 
(EVD. 88 1019, 1020) enthält ein gerichtliches Leiitungsverbot an die Ausfieller jowie die 
Bahlftellen und damit zugleich ein Einziehungsverbot an den Inhaber des Papiers, mithin ein 
gerichtliches Weräußerungsverbot, wegen deſſen der Verkäufer ſchon nad) 8 434 haftet (P. II 
DB. 2 ©. 475). 

Die Vorſchrift des Abf. 2 ſchließt felbitverftändfih nicht aus, dab ber Verkäufer eines 
Wertpapiers im übrigen auch nach den Borichriften über Gewährleiftung wegen Mängel ber 
Sade (88 459ff.) Haftbar gemacht werden kann. 


& 488. 
u ah a ee a P.1 6. 1290, a 3559, 3560; M.II E. 126f. 
21.1687. 2. 6. 

Der 8 438 ſchließt an die Vorſchrift bes 8 437 ai. = über die Haftung bes Verkäufers 
einer Forderung für deren rechtlichen Beftand eine — die Veitimmungen über Gewährleiſtung 
wegen Mangel im Rechte unterbredhende — Vorſchrift über die Haftung des Verkäufers 
einer Forderung für die Bahlungsfähigleit des Schuldners, bie Güte der 
Forderung. Eine ſolche Haftung tritt nicht kraft Geleges ein, fondern nur dann, wenn ber 
Verkäufer fie vertragsmäßig übernimmt. Welche Bedeutung die Übernahme diefer Haftung hat, 
ift Auslegungsfrage. Möglich ift, dab der Verkäufer ſchlechthin für die Einbringlichleit der 
Forderung Gewähr elften ober fir den Schuldner Bürgfchaft Übernehmen will, in welchem 
Falle bie Formvorſchrift des 8 766 in Betracht fommt. ALS Auslegungsregel ftellt der 
8 438 auf, daß die übernommene Haftung nur auf die Zahlungsfähigkeit zur Zeit der Ab— 
tretung (vgl. 8 398 Sa 1) zu beziehen iſt. Bet nictfälligen Forderungen wird aber die 
Borteiabfiht in ber Megel auf bie Haftung für Bahlungsfähigteit zur Zeit der Fälligkeit ges 
richtet fein (Dernburg Bd. II, $ 182 Rx. VII). 

Hat der Verkäufer die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners argliftig verſchwiegen, fo 
ann biefer den Kauf nach 8 123 anfechten oder nad ben Vorſchriften über unerlaubte Hand- 
lungen (88 823ff.) Schabenserfat verlangen. 


8 nn 
a 8433. ©. 680. —* ee ER ur 
139.1 eh er ns“ on 

1. De anf. 1 Sr eine Ausnahme von den — Vorſchriften, 
nach denen der Verkäufer einen Mangel im Rechte zu vertreten hat, mag der Mangel darin 
beſtehen, daß der Verkäufer nicht imſtande iſt, dem Käufer das Eigentum an der verkauften Sache 
oder das verkaufte Recht zu verſchaffen ($ 433 Abſ. 1), daß bezüglich des verkauften Gegenſtandes 
Rechte der im 8 434 bezeichneten Urt beftehen, daß in ben Füllen des $ 435 nicht beftehende 
Rechte eingetragen find oder dab ein verlauftes Mecht nicht befteht (8 437 Mbf. 1) oder ein ver 
tanftes Wertpapier aufgeboten ift (3 437 Abſ. 2). Nicht anmendbar tft die Vorfchrift auf 
obligatorifche Vorkaufsrechte (Mfpr. 1 ©. 83). 

a) Boransfegung ber Ausnahme ift, daß der Käufer den Mangel bei bem Abſchluſſe 
des Kaufes kennt. Kenntnis der Tragweite des Mangels tft nicht erforderlih (RG. 52 ©. 167). 
Ob ber Käufer bie Kenntnis durch Mitteilung bes Verkäufers oder auf andere Weife erlangt hat, 
iſt gleichgültig. Die Kenntnis Srontt bei Grundftüdsläufen nit aus ber Vertragsurkunde 
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8. 440. Erfüllt der Verfäufer die ihm nach den 88. 433 bis 437, 439 
obliegenden Verpflichtungen nicht, fo beftimmen fich die Nechte des Käufers nad) 
den Vorſchriften der 88. 320 bis 327. 

Iſt eine bewegliche Sache verkauft und dem Säufer zum Bwede der Eigen- 
thumsübertragung übergeben worden, jo kann der Käufer wegen bes Nechtes eines 
Dritten, das zum Befige der Sache berechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nur verlangen, wenn er die Sache dem Dritten mit Rüdficht auf deſſen Necht 
herausgegeben hat oder fie dem Verkäufer zurüdgewährt oder wenn die Sache 
untergegangen ift. 

Der Herausgabe der Sache an den Dritten fteht e8 gleich, wenn der Dritte 
den Käufer oder dieſer den Dritten beerbt oder wenn der Käufer das Necht des 
Dritten anberweit erwirbt oder den Dritten abfindet. 

Steht dem Käufer ein Anſpruch auf Herausgabe gegen einen Anderen zu, 
fo genügt an Stelle der Rüdgewähr die Abtretung des Anfpruchs. 


hervorzugehen (RC. 52 ©. 273). Nur wirkliche Kenntnis des Käufers ſchließt die Haftung aus, 
nicht verfhuldete Unkenntnis; denn nicht dev Käufer iſt zu Nachforfgungen, vielmehr der Ver—⸗ 
äufer zur Auskunftderteilung verpflichtet. Der Umftand, daß ein Rechtsmangel aus dem Grundbuch 
erſichtlich ift, mag dem Verkäufer den Beweis ber Kenntnis des Käufers erleichtern, befreit ihn 
aber nicht von der Haftung, fofern der Käufer den Mangel nicht wirklich kennt. Für den Fall 
des Vertragſchluſſes durch einen Vertreter des Käufers vgl. $ 166. Die Kenntnis des Käufers 
bat der Verkäufer zu beweijen. 

b) Wirkung ber Kenntnis des Käufers von einem Nechtsmangel ift die Ausfchliekung ber 
gefegligen Haftung des Verkäufers für den Mangel. Dagegen bleibt zu prüfen, ob und in 
welcher Weije ber Berfüufer etwa auf Grund einer befonderen vertragsmäßigen Zuſage haftet, 
namentlich zur Befeitigung des Rechtsmangels verpflichtet ift. Eine ſolche Verpflichtung kaun 
unter Umftänden anzunehmen fein, wenn der Kauf mit Wiffen beider Teile über die Sache oder 
das Recht eines Dritten abgeſchloſſen wird, vorausgejegt, da ber Vertrag nicht als gegen bie 
guten Sitten verftoßend nichtig ift (M. II ©. 216; P. II Bb.1 ©. 659). 

2. Der Ab. 2 enthält eine Ausnahme von der Ausnahme des Abſ. 1. Dana) Hat der 
Verkäufer eines Grundſtücks die daran beftehenden Hypothelen, Grundſchulden oder 
NRentenfhulden (88 1113, 1191, 1199), der Verkäufer einer beweglichen Sache oder eines 
Nechtes die daran beftehenden Pfandrechte (88 1204, 1273) auch dann gemäß $ 434 zu befeitigen, 
wenn ber Käufer die Belaftung fennt. In gleicher Weife hat der Verkäufer eines Grundftüds 
deſſen Belaftung mit rüdftändigen Reallaftleiftungen gemäß 8 439 Abſ. 2 verb. mit $ 1107 
zu befeitigen (Eccius bei Gruch. 41 ©. 302). Der Verkäufer eines Grundſtücks ober eines 
eingetragenen Rechtes tft ferner verpflichtet, eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Beitellung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenfchuld oder eines Pfandrechts (vgl. 3 883) zu 
befeitigen. 

Für andere Vormerkungen gilt dagegen die Vorſchrift des Abſ. 1; der Verkäufer iſt alfo 
nicht gemäß $ 434 zu ihrer Vejeitigung verpflichtet, wenn ber Käufer beim Abſchluſſe des Kaufes 
weiß, daß der durch die Bormerkung geficherte Unfpruch begründet tft. 

Nach Abf. 2 bleibt es für die darin bezeichneten Rechte and im alle der Kenntnis des 
Käufers bei der Megel des 8 434. Diefe gilt aber nur mangels abweichender Vereinbarung. 


8 40. 
@. 188 374-377; II 8 382 Mbf. 1, 2 ven. 8 434; III 8 494. PIE. 6691. 1 ran. „it. 

1191 q.. 3551, 3554, 35571.; M. II S. 216 f. P. U WE. 1 €. 660f1.; 8.6 &.170. D. 

1. Bebentung des Abſ. 1 im allgemeinen. Dex Abſ. 1 bezieht fih zwar feinem — 
nach auf alle dem Verkäufer mach den 88 433—437, 439 obliegenden Verpflichtungen. Auf⸗ 
genommen ift er aber, wie bie Nichterwähnung bes 8 438 fowie der Zuſammenhang mit den 
folgenden Vorſchriften (8 440 Abſ. 2—4, 88 441—443) zeigt, nur mit Rüdjiht auf die 
Berpflihtungen, bie dem Verkäufer wegen Mängel in feinem Redte obliegen. 
Diefe Verpflichtungen entfpringen freilich, ebenſo wie bie Verpflichtung zur Übergabe und zur 
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Übertragung bes Eigentums oder zur Begründung oder Übertragung des verkauften Rechtes, aus 
dem Kaufvertrag, alfo einem gegenfeitigen Vertrage, fo daß fich bie Anwendbarkeit der 88 320—327 
auf fie von felbft ergeben wurde. Doc; erſchien es notwendig, diefe Vorſchriften hier ausdrücklich 
als anwendbar anzuerkennen, um daran bie einfchräntenden Vorfchriften des 8 440 Abſ. 2—4 
und bes 8 441 anknüpfen zu fönnen. Der 8 440 Abf. 1 foll alfo die Rechte beſtimmen, 
die bem Käufer bei Unkenntnis bes betreffenden Rechtsmangels zur Zeit des Bertragsfchluffes 
($ 439) zuftehen, wenn ber Verkäufer: 

a) ihm nicht daß Eigentum an der verkauften Sache ober das verkaufte Recht verſchafft 
(8 433 Abf. 1), 

b) ihm den verkauften Gegenftand nicht frei von Rechten Dritter verſchafft (88 434, 4835), 

©) ein nicht beftehendes eingetragenes Recht nicht zur Löfchung bringt (8 436), 

dä) eine verkaufte Forderung zc. nicht von Mängeln ihres rechtlichen Beſtandes (8 437 
Abf. 1), ein verkauftes Wertpapier nicht von dem durch ein Aufgebot begründeten Mangel befreit 
(8 437 Abf. 9. 

Im einzelnen geftalten fi die Rechte bes Käufers nach Abf. 1 folgender- 
maßen: 

2. Einrede des nichterfüllten Vertrags. Der Käufer ift, folange ber Verkäufer eine ber 
unter 1 bezeichneten Verpflichtungen nicht erfüllt, gegen deſſen Anſprüche nad; Maßgabe ber 
$8 320-322 geihügt. Er Tann bie ihm obliegende Leiſtung, aljo ſowohl bie Zahlung des 
Kaufpreifes als auch die Abnahme der Sache, bis zur Erfüllung der Berpflihtung des Verkäufers 
verweigern. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrags Hat der Käufer auch dann noch, wenn, 
abgejehen von dem Mechtsmangel bes Verkäufers, den Erforderniſſen, von denen die Erlangung 
des dem Käufer zu verfchaffenden Rechtes abhängt, bereit3 genügt if, wenn insbefondere ſchon 
da3 verkaufte Grundftüd ihm aufgelaflen und er als Eigentümer eingetragen, die verkaufte be 
wegliche Sade ihm zum Zwecke der Eigentumsilbertragung übergeben, . die verkaufte Forderung 
ihm abgetreten ift. Das Mecht des Käufers beſchränkt ſich jedoch, fofern ber Verkäufer im übrigen 
erfüllt Hat, nach 8 320 Abf. 2 unter Umftänden auf einen verhältnismäßigen Teil der Gegen- 
leiftung, fo 3. B. wenn an bem verkauften Grunditid eine unerhebliche Grunddienſtbarkeit befteht 
(P. II Bd. 1 ©. 664; ſ. Erl. zu 8 320 Nr. 4). 

Was jeboc die ut der Einrede des nicht erfüllten Vertrags betrifft, fo erleidet 
der 8 322 bier eine erhebliche Änderung durch 8 442. Nah 8 322 Abf. 1 wilrde, wenn ber 
Käufer wegen Nichterfüllung der bem Verkäufer obliegenden Verpflichtung zur Rechtsverſchaffung 
die Einrede geltend macht, nicht er bie Nichterfiillung, fondern ber Verkäufer die Erfilllung dieſer 
Verpflichtung zu beweifen haben, und mangels biefes Beweifes würbe ber Käufer nicht unbedingt 
zur Erfüllung, jondern nur zur Erfüllung Zug um Bug verurteilt werben. Dagegen hat nad) 
8 442 der Käufer zur Begründung ber Einrebe ben von ihm geltend gemachten Mangel im Rechte 
des Verkäufers, fofern diefer den Mangel beftreitet, feinerfeitS zu beweifen, und wenn ber Käufer 
diefen Beweis nicht führen Tann, jo bleibt bie Einrede unberüdfichtigt und ber Käufer wird un⸗ 
bedingt verurteilt. 

3. Anſpruch anf Erfüllung. Der Käufer kann ferner vom Verkäufer Erfüllung ber unter 
1 bezeichneten Verpflichtungen verlangen. Diefer Anſpruch beſteht auch, wenn der Verkäufer 
zur Zeit des Kaufabſchluſſes zur Erfüllung außer ftande war; denn der Verkäufer 
übernimmt durch ben Kaufvertrag bie Garantie für feine Leiftungsfähigkeit zur Zeit des Vertrags 
ſchluſſes und hat daher fein zu diefer Zeit vorhandenes Unvermögen unbedingt zu vertreten (vgl. 
M. II S. 246, 220; Borbm, 3a zu 88 275—2%0). Der Käufer Tann alſo jedenfalls, mag dag 
anfänglihe Leiftungsunvermögen nachträglih gehoben fein oder nicht, auf Erfüllung Hagen 
(a. U. Shloßmann in Iherings Jahrb. 45 ©. 115ff., 126ff.) und nad rechtskräftiger Ber 
urteilung des Verkäufers zur Erfüllung gemäß 8 325 Abſ. 2, 8 283 Schadenderfa wegen Nicht 
erfüllumg verlangen oder vom Bertrage zurlidtreten. Die gleichen Rechte erlangt er ferner auch 
ohne vorherige Verurteilung des Verkäufers zur Erfüllung nad) Maßgabe des $ 326, wenn der 
Verkäufer mit der Erfüllung im Verzug tft. Bezüglich des Anfpruchs auf Schadenserſatz kommen 
aber hier bie einſchränkenden Beftimmungen des 8 440 Abſ. 2—4A und des 8 441 in Betracht. 

4. Rachträgliches Keiftungsunvermögen und Berzug bed Verkäufers. 

a) Wird der Verkäufer nah dem Vertragfäluffe zur Erfüllung der unter 1 
bezeichneten Verpflichtungen außer ftand gefegt, fo beftimmen ſich Die Mechte des Käufers 
gemäß 8 440 Abſ. 1 nad) 8 323, 8 324 Abſ. 1, 8325 Abſ. 1 verfchieden, je nachdem der dag 
Unvermögen des Berfäufers herbeiführende Umftand von feinem ber beiden Vertragsteile ober 
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von dem Käufer oder von dem Verkäufer zu vertreten ift. Der Berläufer Kat nicht etwa nad 
dem Bertragichluß eintretende Umftände, bie ihm bie Exrfülung ber hier fraglichen Verpflichtungen 
unmöglih maden, unbedingt zu vertreten. Ein Untrag, der die Haftung des Verläufers in 
diefem Sinne zu regeln bezwedte, ift zwar nicht von ber zweiten Kommiffion abgelehnt, aber 
ohne Beichlubfaflung zurüdgezogen worben, nachdem dargelegt worden war, daß ohne die beantragte 
Vorſchrift die Folgen nachträglich eintretenden Unvermögens bes Verkäufers zur Rechtsverſchaffung 
fi) nad) den allgemeinen Grundſätzen beflimmen würden, und nachdem aud der Untragiteller 
anerkannt Hatte, daß die Anwendung diefer Grundjäge zu befriebigenben Ergebnifien führe (}. II 
Bd. 1 ©. 656, 665Ff.). Diefer Standpunkt Hat durch die Bezugnahme auf die 88 323—325 im 
8 440 Abſ. 1 unzweidentigen Ausdrud gefunden (a. U. Coſack Bd. I 8 125 unter II4 
©. 422; Endemann Bd. I €. 977 Anm. 40). Hiernad wird 

a) wenn ber Verkäufer nadhträglih dur einen weder von ihm nod von bem 
Käufer zu vertretenden Umftand zur Erfüllung außer ftand gefeßt wird, nad) 8 323 Abf. 1 
der Käufer von der Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreifes befreit, und zwar, wenn das 
Keiftungsunvermögen, wie im alle der bloßen Beſchränkung des Eigentums im Wege ber Ente 
eignung, nur ein teilweijed ift (a. 9. Eofad ©. 425 unter IV), zu einem entſprechenden Teile 
des Kaufpreifed; er kann aber auch ftatt befien vom Verkäufer, falls diefer Durch denfelben Umftand 
einen Erfag oder einen Erſatzanſpruch erlangt bat, nach 8 323 Abf. 2 Herausgabe bed Erſatzes 
oder Abtretung des Erſatzanſpruchs verlangen und kann endlich nad) $ 323 Abf. 3 den nun 
nicht mehr gejhuldeten Kaufpreis zurlidforbern. 

8) Beruht das nachträgliche Leiftungsunvermögen des Verkäufers auf einem vom Käufer 
zu vertretenden Umftande, 3. B. einer vom Stäufer verſchuldeten ftrafgerichtlichen Einziehung 
(StB. 8 295), fo bleibt er nach $ 324 Abſ. 1 trotz der Befreiung des Verkäufers von feiner _ 
Verpflihtung zur Zahlung des Kaufpreifes verpflichtet und fann nur dem Verkäufer eine ihm etwa 
infolge feiner Befreiung erwachſene Erjparnis in Abzug bringen. Das gleiche gilt nad $ 324 
Abf. 2, wenn das Leiftungsunvermögen des Verkäufers auf einem Umſtande beruht, der zwar 
auch vom Käufer nicht zu vertreten iſt (3. B. Enteignung), aber eintritt, während der Käufer im 
Berzuge der Annahme ift. 

y) Beruht das nachträgliche Leiftungsunvermögen des Verfäufers auf einem von ihm 
felbjt zu vertretenden Umftanbe, z. B. darauf, daß er nad) bem Kaufabiclufie das Eigen- 
tum an der gelauften Sade einem Dritten übertragen oder dieſem ſelbſt ein Recht an der Sache 
beftellt Hat, fo Hat der Käufer nach 8 325 Abſ. 1 wahlweife den Aniprud auf Schadenserfag 
wegen Nichterfüllung, das Recht zum Rüdtritte vom Vertrage (gemäß $ 327) und bie im 8 323 
beftimmten Rechte, und zwar die beiden erfigenannten Rechte auch bei nur teilweifem Leiftungs- 
undermögen, 3. B. dem Unvermögen zur Berihaffung laftenfreien Eigentums, in Anſehung 
der ganzen Berbindlichteit ober des ganzen Vertrags, wenn die teilwetfe Erfüllung bes Vertrags 
für den Käufer kein Interefie hat. Ein Leiftungsunvermögen des Verkäufers, das biefer durch 
eine Gelbleiftung befeitigen kann, Hat er nad) 8 279 ſtets zu vertreten, fo 3. B. das durch ein 
Pfändungspfandrecht begründete Unvermögen zur Verſchaffung laftenfreien Eigentums (P. II 
Bd. 1 ©. 666). Der Schadenderfaganfprud; unterliegt aber wiederum nad 8 440 Abſ. 2—4, 
8 441 Einfchräntungen. hi 

Die gleichen Rechte hat der Käufer nad) 3 325 Abf. 2, wenn der Verkäufer feine Vers 
pflihtungen nad) rechtöfräftiger Verurteilung nicht binnen angemefjener Friſt erfüht. 

b) Iſt der Verkäufer mit der Erfüllung ber unter 1 bezeihneten Bere 
pfligtungen im Berzuge, fo hat der Käufer nad; Maßgabe der 88 326, 327 gleichfalls die 
Wahl zwifhen dem Anſpruch auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung und dem Rechte zum 
Nüdtritte vom Vertrage; doch unterliegt auch bier jener Anſpruch den Einjchränfungen des 5 440 
Abſ. 2—4 und bes 8 441. 

6) Die unter a und b bezeichneten Rechte kann der Käufer, ebenjo wie die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags, im allgemeinen aud dann noch geltend machen, wenn der Verkäufer, 
abgefehen von dem Nechtsmangel, alles Erforderliche getan Hat, um ihm das Eigentum an der 
gekauften Sade oder das gefanfte Recht zu verſchaffen. Im betreff des Anſpruchs auf Schadens- 
erfag wegen Niterfüllung beitimmen jedoch der 8 440 Ubi. 2—4 und ber 8 441 hiervon 
Ausnahmen flr die Fälle, in welchen eine bewegliche Sache oder ein zum Befige berechtigendes 
Net an einer folhen Gegenſtand des Kaufes ift. Auch ber E. I 88 374—377 tnüpfte den 
Schadenserſatzanſpruch des Käufers wegen eines Rechtsmangels nad) der Erfüllung der fonftigen 
Erfordernifie der Rechtsverſchaffung regelmäßig an eine einichränfende Vorausjegung, nämlich 
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die, daß das ben Rechtsmangel begründende Recht des Dritten mil Exfolg geltend gemacht worden 
fet, Hielt alfo im Anfchluß an die Mehrzahl der bisherigen Rechte an dem Erforderniſſe der 
Entwehrung feit (M. II ©. 218). Im der zweiten Kommiffion drang dagegen die Anficht durch, 
daß biefes Erfordernis, welches im römifhen Rechte mit ber Geftaltung des Sachenrechts 
aufammenhänge, zu den ſachenrechtlichen Grundſäten bes BGB. nicht pafle (vgl. Jacubezky 
©. 91). Man ließ es daher fallen, beſchloß aber eine andere Einfchränkung des Anſpruchs auf 
Schadenserfag wegen Nichterfüllung. Diefe bezwedt lediglich, zu verhüten, daß ber Käufer zugleich 
wegen eined Rechtsmangels Entihädigung erlangt und trog des Rechtsmangels die Sache auf 
Grund des Kaufvertrags ungeſtört genießt. 

5. Die Abſ. 2— fehen Ausnahmen von ben nach Abf. 1 maßgebenden Vorfchriften nur vor 

a) für den Kauf beweglicher Saden, nicht alfo für den Kauf von Grundſtücken und 
von Rechten, mit Ausnahme ber im $ 441 bier gleihbehandelten zum KBefige berechtigenden 
Rechte an einer beweglichen Sache, und auch bei dem Kaufe beweglicher Sachen nr « 

b) für die Zeit nad) erfolgter Übergabe der Sache zum Bwede der Cigentumsüber- 
tragung. Die Übergabe muß nad) $ 929 Sag 1 oder Saß 2 erfolgt fein; die in ben 88 930, 
931 bezeichneten Erfagmittel ber Übergabe ftehen dieſer Hier nicht gleich, weil fie dem Käufer 
nicht ben Genuß der Sache verſchaffen. 

©) Die Ausnahmen betreffen nur den Anfprud bes Käufers auf Schadenserfag 
wegen Niterfüllung, nicht alfo die Einrede des nicht erfüllten Vertrags, die Rechte des 
Käufers nad) 88 323, 324 und fein Rüdtrittsrecht nad) den 88 325, 326, und aud) den Schadend⸗ 
erfaganfprud) nur 

d) foweit er fih anf ein zum Befige berehtigendes Recht, d. h. Eigentum, Nieh- 
brauch oder Pfandrecht, eines Dritten, alfo auf die Nichterfüllung der Verpflichtung zur Ver⸗ 
ſchaffung laftenfreien Eigentums ($ 433 Abſ. 4 Sat 1, 8 434) gründet, nicht dagegen ben 
Schadenserfaganfprud, bed Käufers eines Wertpapiers wegen Aufgebots bes Papiers (8 437 Abf. 2). 

©) Die Beſchränkung des Schadenserjaganfprucds befteht darin, daß er nur gegeben wird, 
wenn eine ber nachfolgend bezeichneten befonderen Borausjegungen erfüllt Hit: 

a) Der Käufer hat die Sahe dem Dritten mit Rüdjiht auf beffen Recht 
heransgegeben (Abf.2). Ob die Herausgabe in freiwilliger Anerkennung des echtes oder 
erft auf Grund eines dem Känfer unglinftigen Urteils erfolgt ift, macht feinen Unterſchied. Nur 
bat im erfteren Falle der Käufer das Beftehen des Rechtes bed Dritten dem Verkäufer gegenüber, 
falls diefer es beftreitet, ftets nad) $ 442 zu beweilen; das gleiche gilt, wenn auf Grund eines 
zwifchen dem Käufer und dem Dritten ohne Beteiligung des Verkäufers geſchloſſenen Schiedsvertrags 
ein dem Dritten günftiger Schiedsſpruch ergangen tft. Iſt dagegen bie Herausgabe auf Grund der 
Verurteilung des Käufers erfolgt, fo ift diefer von dem gedachten Beweife dem Verkäufer gegenüber 
frei, wenn er dem leßtexen in dem Rechtsſtreite mit bem Dritten ben Streit verkündet bat und 
der Berfäufer gemäß 88 74, 68 ber EBD. das ergangene Urteil gegen fi gelten laſſen muß. 
Borausfegung für den Erſatzanſpruch des Käufers gegen den Verkäufer ift aber die Streitverfündung 
nit; iſt fie unterblieben, fo trifft lediglich den Käufer die Beweislaſt nad 8 442. Die Be- 
fugnis des Käufers zur Streitverfündung ergibt fi aus CPO. 8 72. Der Herausgabe an ben 
Dritten wirb die Herausgabe an einen anderen, ber dem Dritten mitielbaren Befig vermittelt, 
gleichzuſtellen fein, 3. B. bei geftoßlenen Sachen die Herausgabe an die Strafverfolgungsbehörbe 
(ebenfo Endemann Bd. J ©. 982 Anm. 61). 

P) Der Käufer gewährt die Sache dem Verkäufer zurtd (Abſ. 2). Diefer Fall tft 
dem ber Herausgabe an ben Dritiem gleichgeftellt, um den Käufer der Notwendigkeit zu übers 
heben, das Recht des Dritten auf feine Gefahr zu prüfen oder ſich mit dem Dritten in einen 
Vrozeß einzulafien. Der Schadenserſatzanſpruch ift nicht dadurch bedingt, daß der Käufer die 
Sache dem Verkäufer zurüdgewährt Hat. Bielmehr wird dem Säufer bier der Auſpruch auf 
Schadenserfag gegen Rüdgewähr der Sache gegeben, und zwar auf Schadenserfag wegen Nichte 
erfüllung der ganzen Verbindlichfeit. Die Hier fragliche Vorſchrift enthält alfo gegenüber dem 
Abſ. 1 nicht nur eine Einſchränkung infofern, als der Käufer, wenn er die Sache behält, Schadens⸗ 
erfag wegen Nichterfüllung nicht verlangen kann, ſondern auch eine Erweiterung infofern, als fie 
dem Käufer unabhängig von dem bei teilweiſer Nichterfüllung fonft erforderlichen Nachweiſe des 
mangelnden Intereſſes an ber teilweiſen Erfüllung bes Vertrags (8 325 Abſ. 1 Sag 2, 8 326 
Abf. 1 Sap 3) das Recht gibt, gegen Rüdgewähr der Sache an ben Verkäufer Schadenserfa 
wegen NRicterfüllung der ganzen Verbindlichkeit zu verlangen. Im übrigen mäfjen aber bie 
Borausfegungen ber 88 325, 326 gegeben fein (a. A. Windſcheid-⸗Kipp Bd. II ©. 637). 
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Die Rüdgewähr der Sache an den Verkäufer wird, falls der Käufer felbft nicht mehr im 
Beige dev Sache iſt, aber gegen einen anderen einen Unfpruch auf Herausgabe der Sache hat, 
duch die Abtretung diefes Anſpruchs an ben Verkäufer erfegt (Abſ. H. Gedacht 
ift bei biefer Vorſchrift an den Fall, daß die Sache dem Käufer oßne feinen Willen, namentlich 
durch Diebftahl, entzogen ift (PB. II Bb. 6 S. 170). Ihrem Wortlaute nach trifft fie aber auch 
auf jeben anderen Herausgabeanſpruch des Käufers zu; doch wird nur die Abtretung eines fälligen 
und unbedingten Herausgabeanſpruchs der Rüdgewähr gleichzuachten fein (Eojad Bd. I ©. 423). 

y) Die Sache ift untergegangen (Mbf. 2). Der Käufer foll nicht dadurch ben Anſpruch 
auf Erfag eines ihm dur den Rechtsmangel erwachſenen Schadens verlieren, daß ihm bie Hilde 
gewähr der Sache dur; deren Untergang unmöglich wird. Hat er z. B. die Sache weiterverkauft 
und demnäcft feinem Abkäufer gegen Rüdgewähr der Sache wegen des Rechtsmangels Schadens» 
erſatz leiften müffen, fo Tann er baflie auch nad dem Untergange ber Sache Erfag verlangen; unb 
zwar wird man annehmen müffen, daß in diefem Falle ber $ 440 Abſ. 2 dem Käufer einen von ben 
allgemeinen Vorausfegungen des Abſ. 1 und des $ 325 Abf. 2 cher 8 326 unabhängigen 
Schadenserſatzanſpruch gewährt, da eine Verurteilung oder eine Aufſorderung des Verkäufers zur 
Erfüllung im Falle des Unterganges der Sache nicht in Frage kommen Tann. Nur der duch 
den Rechtsmangel verurſachte Schaden ift zu erfegen; ein folcher ift 3. B. nicht vorhanden, wenn 
der Käufer die Sache trotz des Rechtsmangels bis zu ihrem natürlichen Ende ungeftört genutzt 
hat (Dernburg Bb.II 8181 ©. 45 Unm. 5). Hat der Käufer ben Untergang felbft verſchuldet, 
fo greifen die allgemeinen Grundfäge über die Folgen eines bei der Entftehung des Schadens 
mitwirtenden Verſchuldens bes Beſchädigten ($ 254) Platz. 

8) Der Abſ. 3 fügt noch folgende Fälle hinzu, denen gemeinfam tft, daß der Käufer oder 
deffen Erbe dad, was er von bem Verkäufer verlangen kann, nämlich das Eigentum oder bie 
Befreiung von dem Rechte eines Dritten, auf andere Weiſe erlangt: 

aa) Der zum Befige ber Sache berechtigte Dritte (Eigentümer, Nießbraucher, 
Bfandgläubiger) beerbt den Käufer. Er erleidet dadurch infofern einen Schaden, als er für 
die von dem Käufer verfprodiene oder gezahlte Gegenleiftung einen für ihn bebeutungslofen 
Anfpruch gegen ben Verkäufer erlangt. Ad Erſatz diefes Schadens kann er Befreiung von der 
Verpflichtung zur Gegenleiftung oder Exrftattung der vom Käufer gezahlten Gegenleiftung oder 
eines entfprechenden Teiles verlangen. Diefer Schadenserſatzanſpruch dürfte, ebenjo wie im Falle des 
8 325 Wbf. 1, nicht am die Vorausfegungen des 8 325 Abi. 2 oder des $ 326 gelnüpft fein. 
Notwendig ift aber, da der Dritte Ulleinerbe des Käufers geworben iſt und daB die Folgen bes 
Erbfalls nicht wegen befchränkter Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten nach 8 976 
wieder rüdgängig werden (Endemann 8b. I ©. 982 Anm. 63). 

Entiprechendes gilt, wenn ber Käufer den Dritten beerbt und dadurch das Eigentum 
ober bie Befreiung ber Sache von dem Rechte des Dritten erlangt. 

BB) Der Käufer erwirbt das Recht des Dritten andermweit, entgeltlih ober 
unentgeltlich, unter Lebenden oder von Todes wegen. Wie aber ber Beerbung des Dritten durch 
den Käufer die Beerbung bed Käufers durch den Dritten gleichiteht, jo wird dem bier fraglichen 
alle der Fall gleihzubehandeln fein, daß, der Dritte den Anſpruch bed Käufers auf Rechts-⸗ 
verfhaffung anderweit (duch Abtretung, Überweifung) erwirbt (ebenſo Windfheid-Kipp 
Bd. II ©. 636). 

yy) Der Käufer findet den Dritten wegen feines Rechtes ab. Diefer Fall hat 
neben dem vorerwähnten felbftändige Bedeutung nur dann, wenn gegen die Abfindung nicht der 
Käufer da8 Recht erwirbt, fondern der Dritte auf das Recht verzichtet (8$ 1064, 1255). Wie 
aber dem entgeltlichen der unentgeltliche Rechtserwerb gleichſteht, jo wird dem entgeltlihen auch 
der unentgeltliche Verzicht hier gleihzuftellen fein (ebenſo Windſcheid⸗Kipp a. a. D.) 

6. Für den Umfeng bed bem Käufer zu erſetzenden Schadens und bie Art ber Erfap- 
feiftung gelten die allgemeinen Grundfäge (88 249ff.). Bezüglich des Beitpunkts, der für 
die Zeftftellung des Schadens maßgebend ift, enthielt der E. I in $ 377 Abſ. 2 Sag 1 eine 
beſondere Vorſchrift. Die zweite !ommiffion hat fie aber erſahlos geftrichen und damit die Ent» 
ſcheidung der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überlafien. Auch in diefer Beziehung müſſen bie 
allgemeinen Grundfäge über bie Bemefiung des Schabenserfages entſcheiden (vgl. beſonders 
Erl. 3 zu 8 31). 

7. Die Aniprüce des Käufers wegen Mängel im echte bes Verkäufers unterliegen ber 
regelmäßigen breihigjährigen Berjährung. 
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$. 441. Die Vorſchriften des $. 440 Abſ. 2 bis 4 gelten auch dann, wenn ein 
Recht an einer beweglichen Sache verfauft ift, das zum Beſitze der Sache berechtigt. 


$. 442. Beſtreitet der Verkäufer den vom Käufer geltend gemachten Mangel 
im Rechte, jo hat der Käufer den Mangel zu beweifen. 


$. 443. Eine Vereinbarung, durch welche Die nach den 88. 483 bis 437, 
439 bi 442 wegen eines Mangels im Rechte dem Verkäufer obliegende Ber- 
pflichtung zur Gewäßrleiftung erlaffen oder bejchränft wird, ift nichtig, wenn der 
Verkäufer den Mangel argliftig verfchweigt. 


$. 444. Der Berfäufer ift verpflichtet, dem Käufer über die den verkauften 
Gegenstand betreffenden rechtlichen Verhältniffe, insbefondere im Falle des Verkaufs 


8. Für den Kauf einer nur ber Gattung nad beftimmten Sache gelten bezüglich 
der Haftung des Verfäuferd für Mängel in feinem Rechte keine Befonderheiten (vgl. Windſcheid⸗ 
Kipp 8b. II ©. 637). 4 


* 
E.n 8 382 Abſ.ↄ ven. 8 435; III 8 435. P. I BR. 1.6607. D. €. 681. 

Borausfegung bes $ 441 ift, daß ein zum Veſitze berechtigendes Recht an einer beweg⸗ 
lichen Sache, d. 5. ein zu beftellender Nießbrauch (8 1059) ober ein beftehendes Pfandrecht (8 1250), 
verkauft und die Sache dem Käufer zum Zwecke der Übertragung des Rechtes übergeben ift. 

Ya diefen Fällen gelten für den Schadenserſatzanſpruch des Käufers wegen Nichterfüllung 
der bem Verkäufer obliegenden Verpflichtung zur Verſchaffung bes Rechtes (3 433 Abſ. 1 Sap 2 
die Vorſchriften des 8 440 Abſ. 2—4 (Erl. 5 zu 8 440). Daß im übrigen aud auf jene Fälle 
die Vorſchrift des 8 440 Abf. 1 anwendbar ift, ergibt fi aus deren Faſſung von felbft. 


8 442. 

€. 18379; II 8 383 ven. 8 496; III 8 436. PIE. Tiaf., 1170 .3 MI E. 2227. P. I Bo. 1 €. 665. 

Bel. Erl. 2 und dea zu 8 440. 

8488. 

@.18 380; II 8 384 veb. 8 437; III 8 437. P.IE.7230.; R. I €. 2231. P. U BR. 1 €. 668. 

Vereinbarungen über bie Gewährleifiung. Die Vorſchriften über die Verpflichtung des 
Berläufers zur Gewährleiftung wegen Mangels im Rechte find nicht zwingender Natur. Diefe 
Berpflihtung Tann daher, was ber E. I beſonders ausſprach, von der zweiten Kommiſſion aber 
für jelbfverftändlich erachtet wurde, durch Vertrag erweitert, beichränft oder erlaflen werben. 
Eine Vereinbarung jedoch, durd; welche bie Gewährleiftungspflicht des Verkäufers in Unfehung 
eined von ihm uach den geſetzlichen Vorſchriften zu vertretenden Mangels im Rechte, alfo eines 
dem Käufer bei bem Bertragsihluß unbekannten Dangels ber in der Erl. 1 zu 8 439 bezeichneten 
Art, beſchränkt oder erlafjen wird, ift nichtig, wenn ber Verkäufer den Rechtsmangel argliftig 
verſchwiegen hat. Argliftiges Verſchweigen Legt dann vor, wenn der Verkäufer ben Mangel 
fennt und dem Säufer in der Abſicht, ihn zu täuſchen, nicht mitteilt (MG. 55 ©. 214; 
weitergeben Süßheim, BI. f. RAnw. 66 ©. 208). Nichtmitteilung bloßer Bweifel darüber, 
ob nicht der Mangel befteht, genügt nicht (anders anfcheinend RG. in Gruch. 47 S. 925, Seuff. 
A. 58 ©. 314, dagegen Beer in DIE. 1904 ©. 8Bff. und auch RG. in Seuff. U. 59 ©. 137 
und ZW. 1904 ©. 359) und ebenfowenig Nichtangabe eines dem Verkäufer befannten Mangels 
in ber Annahme, daß ex auch dem Känfer bekannt fei. Der Käufer Hat das argliftige Vers 
ſchweigen zu beweifen. Die Folge ift Nichtigkeit der Vereinbarung, nicht bloß Anfechtbarkeit 
nad) $ 123. Nichtigkeit des ganzen Kaufvertrag wird daraus aber nach 8 139 regelmäßig wicht 
Herzufeiten fein. 


8 44. 
€. 18 462; 11 8 385 ven. 8 438; III 8 438. PIE. 1858 1.; M. €. 322. P. I Bo. 2 €. 58. 
Rad) der ergänzenden Vorſchrift des $ 444 entjpringt aus dem Kaufvertrage für 
den Berfäufer eine doppelte Verpflichtung: 
1. Die Verpflichtung zur Auskunfterteilung. Die hierauf bezüglihe Vorſchrift hat 
nit das Verhalten bes Verkäufers bei ben Vertragsverhandlungen im Auge, jo dab aus ihr 
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eined Grundftüds über die Grenzen, Gerechtiame und Laften, die nöthige Auskunft 
zu ertheilen und ihm die zum Beweiſe bes Rechtes dienenden Urkunden, joweit fie 
ſich in feinem Beſitze befinden, auszuliefern. Erſtreckt ſich der Inhalt einer ſolchen 
Urkunde aud) auf andere Angelegenheiten, fo ift ber Verfäufer nur zur Ertheilung 
eine öffentlich beglaubigten Auszugs verpflichtet. 


eine Haftung wegen culpa in contrahendo hergeleitet werben könnte, fondern betrifft eine aus 
bem abgeſchloſſenen Vertrag entftehende Verpflichtung. Diefe geht dahin, dem Käufer" die für 
ihn nad) den Umftänden nötige Auskunft fiber alle die verfaufte Sache oder daß verfaufte Hecht 
betreffenden rechtl ichen Verhältniffe, dingliche wie obligatorifche, zu exteilen, insbeſondere 
bei Grundftüden über die Grenzen, die Berechtfame, d. H. die mit dem Eigentume verbundenen 
Rechte, und die Laften, privatrechtliche wie öffentliche. Bon Bedeutung tft die Auskunftspflicht 
namentlich auch bezüglich ber ein Gruudſtück betreffenden Mietverhältniſſe, weil der Käufer mit 
dem Eigentumserwerb in diefe gemäß 88 571 fi. eintritt. Ob der Käufer nad) GBO. 8 11 in 
der Lage wäre, fi) durch Einficht ded Grundbuchs über den Rechtszuſtand des Grundftüds zu 
unterrichten, ift für bie Auskunftspflicht des Verkäufers ohne Belang. Unter den „rechtlichen 
Berhältnifien“ find aber nur die fie begrünbenden tatſächlichen Unterlagen zu verfiehen; zu einer 
Velehrung über bie fi) aus ihnen ergebenden rechtlichen Folgen tft der Verkäufer nicht verpflichtet 
(RO. 52 ©. 167). Die Erfüllung der Auskunftspflicht kann im Prozeßwege nah CPO. 8 883 uns 
mittelbar erzwungen werben. Ihre Nichterfüllung begründet ferner für ben Käufer diejenigen 
Rechte, welche fi aus den Vorfchriften über gegenfeitige Verträge (88 320—327) ergeben. 

Im Falle des Verlaufs einer Forderung kommt nad) der Abtretung auch die im 8 402 
beitimmte Austunftspfliht in Betracht. 

Inwieweit der Käufer au über tatfählihe Verhältniffe Auskunft verlangen kann, be 
Stimmt fi nad 8 242. 

2. Der Verkäufer hat dem Käufer bie Urkunden ausyuliefern, die zum Beweiſe 
des Nechtes dienen und fi in feinem Beſitze befinden. Der €. I ſprach von den zum Bewelje 
des Rechtes an dem Kaufgegenftande dienenden Urkunden. Diefer Ausdrud konnte nur auf 
Urkunden bezogen werben, die zum Beweiſe bes Eigentums an ber gelauften Sache oder des 
gefauften Rechtes dienen, z. B. Kaufverträge, Enteignungserflärungen, Zuſchlagsbeſcheide, den 
Schuldſchein über eine Forberung, Verlagsverträge. Die jegige Faſſung geftattet eine weitere 
Anslegung. Sie deckt alle Urkunden, welche zum Beweiſe der ben gelauften @egenftand be- 
treffenden rechtlichen Verhältniſſe, im die der Käufer eintritt, dienen, alfo auch Verſicherungs⸗ 
policen und bie über ein Grundſtück gefchlofjenen fchriftlihen Wietverträge. Bei Dispofitiond- 
papieren folgt bie Verpflichtung des Verkäufers zu ihrer Auslieferung fhon aus feiner Vers 
pflichtung zur Übergabe und zur Eigentumsverfhaffung (Staub ©. 1252 Anm. 38). 

Nur die in feinem Befige befindlichen Urkunden hat der Verkäufer außzuliefern. 
Befig umfaßt nach 88 868, 871 auch den mittelbaren Beſitz; ſteht dem Verkäufer nur ber letztere 
zu, jo kann ber Käufer ftatt ber Auslieferung die Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe der 
Urkunde verlangen. Nah Satz 2 find aber von der Auslieferungspflicht ſolche Urkunden auss 
genommen, welde nur teilweife bem Beweife bes Mechtes in dem oben bezeichneten Sinne bienen, 
nebenher aber fi auf andere Angelegenheiten, z. B. perfünliche und Yamilienverhältnifie des 
Käufers oder andere Gegenftände als den gelauften, eritreden. Bet folhen Urkunden tritt an 
die Stelle der Auslieferungspflicht die Verpflichtung zur Erteilung eines öffentlich beglaubigten 
Auszugs. Die Zuftändigleit und das erfahren für die Erteilung eines ſolchen Auszugs bes 
ftimmt fi) nach den Landesgefegen (vgl. 3. B. für Preußen das Preub. FOG. Art. 31, 35, 57 
Abi. 3). Die Koften des Auszugs hat ber Verkäufer zu tragen. Geftattung der Einficht ber 
ganzen Urkunde nad 8 810 kann der Käufer nicht verlangen, da die Vorausſetzungen dieſer 
Vorschrift nicht gegeben find (a. U. die PB. IIBd.2 ©. 58; Endemann Bd. I ©. 979 Anm. 46; 
Dertmann Erl. 2 zu 8 444). 

Sit eine Forderung verkauft, fo kann der Käufer nad) der Abtretung auch auf Grund 
diefer allein nad) 8 402 Andlieferung der zum Beweiſe der Forderung dienenden Urkunden, 
foweit fie fih im Beſitze des Verkäufers befinden, verlangen. Mit dem Erwerbe der Forberung 
erlangt der Käufer ferner das Eigentum an dem über die Forderung ausgeftellten Schuldſchein 
‘8 952 Abſ. 1) und damit den dinglichen Anſpruch auf Herausgabe des Schuldſcheins ($ 985). 
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$. 445. Die Borfchriften der 88. 433 bis 444 finden auf andere Verträge, 
die auf Veräußerung oder Belaftung eines Gegenjtandes gegen Entgelt gerichtet 
ind, entfprechende Anwendung. 


$. 446. Mit der Uebergabe der verkauften Sache geht die Gefahr des zu- 
fälligen Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung auf den Käufer über. 
Bon der Uebergabe an gebühren dem Käufer die Nugungen und trägt er die 
Laſten ber Sache. 

Wird der Käufer eines Grundſtücks vor der Uebergabe als Eigenthümer in 
das Grundbuch eingetragen, ſo treten dieſe Wirkungen mit der Eintragung ein. 


9485. 
€. 11 8 386 veb. 8 439; III 8439. P.II 2.1 6.668; Do.2 ©. 4881. 2. E. 631. 

1. Entfiehung. Der E. I regelte in ben 88 370—380 die Verpflichtung zur Gewäßrleiftung 
des veräußerten Rechtes als allgemeine Folge jeded Vertrags, durch deu fi der eine Teil dem 
anderen zur Veräußerung einer Sache oder eined Mechtes verpflichtet. Diefe allgemeinen Bors 
ſchriften erfuhren bei den einzelnen auf unentgeltliche Veräußerung gerichteten Verträgen bie not⸗ 
wendige Einſchränkung. Die zweite Kommiffion beichloß dagegen, die Gewährleiſtungspflicht 
zunächſt nme bei dem Kaufe zu regeln. Infolgedeſſen bedurfte es einer die bezüglichen Vor⸗ 
ihriiten anf andere Verträge ausdehnenden Beftimmung, wie fie der $ 445 enthält. Die Be» 
ftimmung wurde zugleich auf alle fonftigen Vorfchriften ber 38 433—A44 erſtreckt. 

2. Anwendungsgebiet. Unter den Verträgen, die auf Veräußerung oder Be- 
laflung eines Gegenftandes gegen Entgelt gerichtet find (vgl. über den Begriff ber 
Beräußerung und Belaftung Bd. 1 ©. 185 Vorbm. zu Buch I Abfchn. III unter IX 4), kommt 
der Tauſch bier mit Rüdfiht auf 8 515 nicht in Betracht. Ebenfo enthalten bie 88 365, 757 
befondere, fachlich freilich übereinftiimmende Vorſchriften für die Hingabe an Erfüllungsftatt und 
die Buteifung eines gemeinfchaftlichen Gegenftandes an einen Teilhaber bei der Aufhebung der 
Gemeinſchaft (vgl. $ 2042 Abf. 2). Der 8 445 trifft daher namentlih den Bergleich, ſoweit 
ex auf Veräußerung oder Belaftung eines Gegenftandes gerichtet ift (NG. 54 ©. 167; JW. 1903 
Beil. ©. 56), ſowie Verträge, bet denen das Entgelt in Handlungen befteft. Er beſchränkt ſich 
nicht auf obligatorifche Verträge, dedt daher auch ben Handfauf, wenn man bei diefem einen 
obligatoriſchen Kauf nit annimmt (vgl. ©. 329 Vorbm. 2 vor $ 433). 

Ein auf Belaftung eines Gegenſtandes gerihteter Vertrag ift insbefondere der Ver⸗ 
pfändungsvertrag (vgl. Borbm. 2 zum 7. Abſchnitt, oben ©. 327), dem ein anf Beftellung einer 
Oypothek gerichteter Bertrag gleichzuſtellen ift. Dieſe Verträge können aber je nad) den Umftänben 
entgeltliche ober unentgeltliche fein (B. II Bb. 2 ©. 488). Nur wenn erfteres zutrifft, unter- 
fiegen fie dem 8 445. 

3. Inhalt. Die im 8 445 angeordnete entjprechende Anwendung der 88 433 ff. Bieter, 
ſoweit diefe die Verpflichtungen des Verkäufers betreffen, feine Schwierigkeit. Selbfiverjtändlic 
folgt aus ihr für dem Verpfändungsvertrag nicht die Verpflihtung des bie Verpfändung Ber- 
iprehenden zur Befeitigung älterer Pfandrechte oder Hypotheken (RE. 55 ©. 128). Die Bor- 
ſchrift des 8 433 Abſ. 2 über die Verpflichtungen bes Käufers ift, ſoweit fie die Abnahme betrifft, 
nur bei den auf Veräußerung einer Sache gerichteten Berträgen, ſoweit fie ben Kaufpreis "betrifft, 
bei einem in Handlungen beftehenden Entgelt überhaupt nicht entſprechend anwendbar. 

4. Unentgeltliche Berträge. Bezüglich der Schenkung ift bie Gemwährleiftungspflicht wegen 
Rechtsmangels im & 523, bezüglich der Ausftattung im 8 1624 Abſ. 2 geregelt. 


8 446. 
@.18 463 Mbf. 1,2; 11 8 387 ven. 8 440; III 840 ei R.U 6.3227. P. 180.2 6.58. 
. €. 631. 


Martinins, Zur Lehre von ber Gefahr beim Kaufe nad; den BGB., Arch. f. Burg. R. 17 S. 80. 
1. Inhaltsüberſicht. Der 8 446 trifft fir den Kauf von Sachen ergänzende Vorſchriften 
einerjeit über die Wirkung des zufälligen Unterganges oder der zufälligen Verſchlechterung ber 
verlauften Sache auf das Schuldverhältnis, die Gefahrtragung, anderfeits über die Verteilung 
don Nugungen und Lajten ber Sade. In erſter Linie entjheiben ſich diefe Fragen aud beim 
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Sachkaufe nad ber Vereinbarung der Parteien. Die Vorfchriften des 8 446 gelten nad; 8 451 
aud) für den Kauf von Rechten, die zum Befig einer Sache berechtigen ; 

2. Übergang der Gefahr. 

a) Bebeutung des Gefahrübergangeß. Der 8 446 beitimmt in Abſ. 1 Sag 1, Abſ. 2, den 
Zeitpunkt, mit welhem bie Gefahr des zufälligen Unterganges ober ber zufälligen Ver⸗ 
ſchlechterung auf den Käufer übergeht; was aber unter biefer Gefahr unb deren Übergang zu ver- 
ftehen ift, fagt das Geſetz weder hier noch an anderen Stellen, wo von dem Tragen ber Gefahr 
(8 270 Ubj. 1, 3, 8 379 Abſ. 2, 8 588 Abſ. 1 Sat 1, 8 644 Abſ. 1 Sah 1, 8 811 Abi. 2 
Sat 1, 8 2380 Sag 1) oder von dem Übergange ber Gefahr (8 300 Abi. 2, 8 459, 8 480 
Abj. 2, 88 483, 484, 8 644 Abf. 1 Sag 2) die Nede iſt. Auf den Käufer übergehen kaun nur 
eine Gefahr, die bis dahin ber Verkäufer getragen hat. Die Gefahr aber, die fi an den zufälligen 
Untergang (ober bie zufällige Verſchlechterung) der Sache für ben Verkäufer Inüpft, befieht darin, 
daß, mwenm infolge des zufälligen Unterganges der Sache bie ihm obliegende Leiftung, d. 5. die 
Übergabe und bie aftenfreie Übereignung ber Sache, unmöglich wird, er nad) 8 323 den Anſpruch 
auf ben Saufpreis (bei der Verichlechterung zu einem Teile) verliert. Die Beftimmung, daß 
mit einem beftimmten Beitpuntte die Gefahr bes zufälligen Unterganges auf 
den Käufer übergeht, bebeutet alfo: Die infolge zufäligen Unterganges der Sache ein⸗ 
tretende Unmöglichkeit der dem Verkäufer obliegenden Leiftung hat nur dann, wenn fie vor jenem 
Zeitpunkt eintritt, die bezeichnete nachteilige Mechtsfolge für den Verkäufer, macht dagegen, wenn 
fie fpäter eintritt, den Verkäufer nicht mehr des Kaufpreisanfpruchs verluftig, läßt mithin die 
Verpflihtung des Käufers zur Zahlung des Kaufpreifes beftehen, vorausgejegt ſelbſtverſtändlich, 
daß fie überhaupt befteht, der Kauf aljo rechtsgültig zuftande gekommen ift. 

Die Wirkung des Gefahrüberganges bezieht fi hiernach nur auf bie infolge des 
zufälligen Unterganges eintretende Unmöglichkeit ber Leiftung oder bes noch rũck⸗ 
ftändigen Teiles ber Leiſtung des Verkänfers. Sie läht daher die Haftung des Verkäufers für 
eine ſchon vor dem Untergange ber Sache vorhandene objektive oder fubjeltive Unmöglichleit der 
Übergabe oder der laftenfreien Übereiguung der Sache unberüßrt. So wird z. B., wenn eine 
verkaufte bewegliche Sache, an welder der Käufer, weil fie geſtohlen if, Eigentum nicht erwerben 
kann, nach der Übergabe an den Käufer untergeht, an der Haftung des Werfäufers für fein 
anfängliche Unvermögen zur Eigentumsverfhaffung (Exl. 3 zu 8 440) buch 8 446 Abſ. 1 
Sag 1 nichts geändert (f. auch Erl. 5 05 zu 8 440), und ebenjo wird, wenn nadı der Eintragung 
des Käufers eines Grundfiitds tm Grundbuch, aber vor der Übergabe des Grunbftüds an den 
Käufer ein darauf befindliche Gebäude duch Zufall zerſtört wird, durch den 8 446 Abſ. 2 die 
Haftung bed Verkäufers für anfängliche Unvermögen zur Übergabe nicht berüßrt. Aus 8 446 
folgt für diefe Fälle nur, daß es zur Abwehr des Kaufpreisanſpruchs nicht genügt, wenn der 
Käufer die Nichterfüllung der Verpflichtung des Verkäufers zur Eigentumsverichaffung oder Über 
gabe barlegt und ſich daneben zum Nachweiſe der Unmöglichkeit der Erfüllung anf ben Unter- 
gang der Sache beruft. 

Das Verhältnis bes 8 446 zum 8 323 if nach dem Gefagten dahin zu beftimmen, 
daß der 8 446 ben Beitpunft des Überganges ber Gefahr bes zufälligen Unterganges 
ober ber zufälligen Verſchlechterung bei Käufen von Sachen (und biefen nad $ 451 
gleichgefiellien Rechten) beſonders beitimmt, während fi in anderen Fällen der Zeitpunkt und 
in allen Fällen die Wirkungen des Gefahrüberganges nad 8 323 vegeln. 

Bum Untergange mie zur Verſchlechterung (scil. ber Sache) gehört eine körperliche 
Veränderung der Sache felbft, durch welche dieſe in ihrem wirtſchaftlichen Werte vernichtet oder 
herabgefegt wird (a. U. teilweife Dernburg Bd. II $ 174 VIII; dagegen Endemann Bd. I 
©. 948 $ 159 Anm. 26; vgl. au Erome Bd. I ©. 415 8 213). 

Zufällig iſt der Untergang oder bie Verfchlechterung, wenn fie auf einem weder vom 
Verkäufer noch vom Käufer zu vertretenden Umftande beruhen (8 323). 

b) Zeitpunkt des Gefahrüberganged. Diefen beftimmt ber $ 446 verfchieden für bewegliche 
Sagen und für Grundſiucke 

a) Bei beweglihen Sachen entſcheidet ausfchließlih die Übergabe. Darunter ift 
hier, wie fonft, insbeſondere auch im 8 433 Abſ. 1 Sap 1, die körperliche Übergabe zu ver 
ftehen, ber nur bie brevi manu traditio ($ 929 Sag 2) gleichzuftellen if. Der 8 446 Abſ. 1 Sag 1 
ift auf Kaufverträge vom dem im & 433 beftimmten Rormalinhalte berechnet, alſo ſolche, bei 
welchen der Berläufer zur Übergabe der Sadje verpflichtet ift und auch bie via ne bewirkt. Er 
trifft alfo unmittelbar weder den Fall, da der Verkäufer vertragsmäßig nicht zur Übergabe, fonbern 
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ur zur Übertragung des mittelbaren Befiges ober zur Abtretung des ihm gegen ben dritten 
Befiper zuſtehenden Herausgabeanſpruchs verpflichtet ift, noch den Fall, daß der Verkäufer zwar 
zur Übergabe verpflichtet ift, ftatt der Erfüllung diefer Verpflichtung aber mit dem Säufer ein 
Beſitzkonſtitut ſchließt oder dem Süufer den ihm gegen dem britten Befiger zuftehenden Heraus⸗ 
gabeanſpruch abtrit. Die Frage, ob in diefen Fällen die Gefahr mit dem Abſchluſſe des 
Konftitut® oder ber Abtretung des Serausgabeanſpruchs auf ben Käufer übergeht, ift nicht 
auf Grund bes 8 446 Abſ. 1 deöhalb zu bejahen, weil unter Übergabe im Sinne diefer 
Vorſchrift auch jene Erfagmittel der Übergabe zu verftehen feien (ebenſo Endemann Bd. I 
©. 950; a. A. Dernburg Bd. II 8174 III; Eofad ®b. I S.405; Erome Bb.II ©. 416; 
Enneccerus- Lehmann Bd. I ©. 592 Anm. 8; Martinius S. 54ff.; Dertmann Erl. 1a zu 
$ 446), fondern entſcheidet fich im erfter Tinte nach der Vereinbarung ber Parteien, mangels 
einer ſolchen aber nad dem allgemeinen Grunbfage bed 3 323, wonach e3 darauf anlommt, ob 
mit dem an bie Stelle der Übergabe tretenden Tatbeftande die bem Berfäufer obliegende Leiftung 
bewirkt ift oder nicht. 

Erforderlich ift Übergabe auf Grund des Kaufes, d. 5. bei beweglichen Sachen 
zum Zwede ber Eigentumsübertragung (vgl. 8 440 Abf. 2); nicht genügt libergabe zur 
Nugung auf Grund eines mit einem befrifteten Kaufe verbundenen Nebenvertrage (vgl. Eccius bei 
Gruch. 41 ©. 883). Da mit der Übergabe der Käufer regelmäßig au laftenfreies Eigentum 
erlangt (88 929, 932, 936), jo enthält der 8 446 im bezug auf beweglihe Sachen nur für 
die Ausnahmefälle, in denen dies nicht zutrifft, eine Abweichung vom 8 323. 

Ein früherer Beitpuntt bed Gefahrüberganges ergibt fi bei Berzug des Käufers 
mit der Annahme ans 8 300 Abf. 1, 8 324 Abſ. 2, und für den Gattungslauf aus 8 300 
Abf. 2, im Falle der Hinterlegung der gelauften Sahe aus anderem Grunde als wegen Ans 
nahmeverzugs aus 8 379 Abf. 2, bei dem Berfendungslauf aus 8 447. 

A) Bei Srundftüden geht die Gefahr entweder mit ber Übergabe oder mit der Ein- 
tragung bes Käufers als Eigentümer in das Grundbuch über, und zwar entſcheidet derjenige 
diefer beiden Alte, welcher zuerft vorgenommen wird. Hierin liegt, da ber Verkäufer weder 
mit der Übergabe noch mit der Eintragung allen erfüllt Hat, eine Abweichung von dem Grunde 
ſatze des $ 323. Doc fchlieht dies die emtiprechende Anwendung ber für den Kauf gegebenen 
Borfchriften auf andere gegenfeitige Verträge über bie Veräußerung eines Grundſtücks nicht aus 
(®. II 86.2 ©. 62). Für das Erfordernis der Übergabe gilt aud bei Grundftüden das 
unter a Gefagte, abgefehen davon, dab hier die auf Grund bes Kaufes erfolgende Übergabe 
wicht zum Bwede ber Eigentumsübertragung, fondern nur zur Eintäumung unmitielbaren Eigen» 
befiges (vgl. Erl. 2b zu 8 872) geſchieht. Daß die Übergabe eines verkauften Grunbftüds 
on den Käufer nicht zu diefem Zwecke, fondern zunächft nur zur Nupung bis zur nachfolgenden 
Auflaffung und Eintragung erfolgen folle, bedarf im einzelnen Falle beſonderen Nachweiſes, iſt 
aber nicht aus der vertragsmäßigen Vereinbarung eines früheren Zeitpuntts für die Übergabe 
ohne weiteres zu entnehmen (a. A. Ecctus a. a. D., bagegen Martinius ©. 60). 

Auch die Eintragung des Käufers als Eigentimer im Grundbuche muß zufolge 
teilweifer Erfüllung der Berpflihtung des Bertänfers aus dem Kaufvertrage, d. 5. auf Grund 
der zur Erfüllung jener Verpflichtung erklärten Auflaſſung des Grundſtücks an ben Käufer, 
erfolgt fein. Dies ergibt fid) aus dem Zufammenhange mit 8 323, doc genügt zur Begründung 
des Gefahrüberganged die Tatſache der Eintragung; daß diefe nicht auf Grund einer rechts⸗ 
gültigen Auflafiung erfolgt fei, iſt Sade bed Gegenbeweifes (vgl. Endemann Bb. I ©. 954 
Anm. 47). Tritt der Untergang oder bie Verſchlechterung des Grundfiids ein, während 
ber Verkäufer mit der Übergabe im Verzug tft, fo ift der Käufer durch die Vorſchrift des 8 287 
Sap 2 gefhügt. 

If ein Grundſtück mehrfach verfauft und von dem Verkäufer (A) bem einen Käufer 
(B) übergeben, dem anderen (C) aufgelafjen, biefer auch als Eigentümer eingetragen worben und tritt 
munmehr der zufällige Untergang oder eine zufällige Verſchlechterung des Gruudſtücks ein, fo 
folgt doch aus 8 446 nicht, daß ber Verkäufer vom beiden Käufern den Kaufpreis verlangen 
Tann (jo Schollmeyer ©.18, Martinius ©. 76, vgl. au Dernburg Bd. II 8174 Anm. 9). 
Vielmehr ergibt fich für das Verhältnis des A zum B aus 8 446 nur, daß B nicht durch ben 
zufälligen Untergang oder die zufällige Verichlechterung des Grundſtücks von der Verpflichtung 
zur Zahlung bed Kaufpreifes ohne weiteres ganz ober zum Teil befreit wird. Da aber A dem 
B anßer zur Übergabe auch zur Eigentumsverfhaffung verpflichtet war und fi zur Erfüllung 
diefer Verpflichtung durch die Übertragung des Eigentums an C in einer von ihm zu vertretenden 
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Weiſe außer ſtand geſetzt Hat, fo erwächſt mit der Eigentumsübertragung an O dem B nad 
3 440 Abſ. 1 und $ 325 Abſ. 1 das Recht, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen 
oder vom Vertrage zurüdzutreten, und in&bejondere das Nüdtrittsrecht wird durch den zufälligen 
Untergang oder bie zufällige Verſchlechterung des Grundſtücks nicht ausgeſchloſſen (88 327, 350). 
Der B ifi alfo gegen ben Anſpruch des A auf Bahlung des Kaufpreifes geſchützt. Nur gegen 
C dringt ber A mit diefem Anſpruche durch (vgl. M. II ©. 323, tm Ergebnis übereinftimmend 
Erome Bd. II ©. 419; Dertmann Erl. de zu $ 446; a. M. Eojad Bb. I ©. 426; 
Endemann Bd. I ©. 956; Windfheid-Kipp Bd. II ©. 626; Enneccerus Bd. I ©. 592). 

6) Für den Fall eines bedingten Kaufvertrags ergibt fich für die Tragung ber Gefahr 
aud den allgemeinen Vorſchriften der 88 158, 159 folgendes: 

a) Bei der aufijhiebenben Bedingung tritt die Wirkung des Kaufvertrags erft mit bem 
Eintritte der Vebingung ein. Es kommt alfo darauf an, ob in diefem Beitpunfte der Ber- 
täufer feine vertragsmäßige Verpflichtung erflillen fann. Iſt ifm die Erfüllung infolge zufälligen 
Unterganges ober zufälliger Verſchlechterung unmöglich geworben, fo liegt bie Vorausſetzung bes 
& 323 vor; er verliert danach den Anipruch auf den Kaufpreis ganz oder teilweife. Died gilt 
trotz 8 446 Abſ. 1 auch) dann, wenn bie Sache bem Käufer vor dem Eintritte der Bedingung 
übergeben war. Erft mit dem Eintritte der Bedingung geht alfo die Gefahr über. Ein früherer 
Beitpumtt kann fi nad) 8 159 ergeben. 

A Bet der auflöfenden Bedingung entitehen die beiderjeitigen Verpflichtungen fofort 
mit dem Abſchluſſe des Kaufes, ebenjo wie beim unbedingten Kaufe Der Zeitpunft des 
©efahrübergangs beitimmt ſich demgemäß nad) 8 446. Der Käufer iſt alfo, wenn nad; ber 
Übergabe ber Sache an ihn oder nad) feiner Eintragung als Eigentümer die Sache zufällig 
untergeht ober verſchlechtert wird, bis zum Eintritte der Bedingung zur Bablung des Kauf- 
preifes verpflichtet. Mit dem Eintritte der Bedingung endigt jedoch die Wirkung des Kaufvertrags 
($ 158 Ubf. 2). Der Verkäufer kann alfo jedenfalls, wenn ber Kaufpreis noch nicht gezahlt 
ift, ihn jept nicht mehr verlangen. Inwieweit er den gezahlten Kaufpreis zu erilatten hat, ob» 
wohl der Käufer wegen des zufäligen Unterganges oder ber zufälligen Verſchlechterung der 
Sade diefe gar nicht oder nur in verändertem Buftande zuridgeben kann, hängt davon ab, ob 
die durch ben Eintritt der auflöfenden Bedingung enijtehenden Verpflichtungen auf dem Kaufe 
vertrag ober auf der ungeredhtfertigten Bereicherung beruhen. Iſt erftere® anzunehmen, fo wird 
der Käufer des Anſpruchs auf Rüderftattung des Saufpreifes gemäß 8 323 ganz ober teilweife 
verluftig. Andernfalls bat der Verkäufer den ganzen Kaufpreis zu erftatten (8 820). Die 
letztgedachte Auffafjung dürfte den Vorzug verdienen (a. U. Endemann Bb. I ©. 917 Anm. 10). 
Auch Hier Tann der 8 159 zu einem anderen Ergebnifje führen. 

d) Über die Gefahriragung bei dem fog. Kaufe in Baufh und Bogen ift nichts 
Beſonderes beftimmt. Nach den M. II ©. 325 ift ein folder Kauf in Anſehung ber Gefahr- 
tragung wie der Kauf einer anderweit individuell beftimmten Sache zu behandeln, wenn nicht, 
was in nicht feltenen Fällen zutreffen mag, der Wille der Parteien anf ein Abſehen von dem 
Untergang einzelner Stücke oder von dexen Beſchaffenheit gerichtet iſt. 

©) Bezüglich des Gefahrüberganges bei dem Erbihaftstaufe vgl. $ 2380, bei ber 
Bwangsverfteigerung 8V8G. 8 56. 

Über bie VBebentung des Gefahrüberganges fir die Haftung des Verkäufers wegen 
Mängel der Sache f. 88 459, 480 Ubf. 2, 483, 484. 

8. Verteilung ber Nugungen umb ber Laſten. Won bemfelben Zeitpunkt an, mit dem 
nad) 8 446 bie Gefahr auf ben Käufer übergeht, alſo von der Übergabe oder von der Eintragung im 
Grundbuch an, gebühren aud) dem Känfer die Nuyungen und trägt er die Laften ber 
Sade, d. 5. er ift bem Verkäufer gegenilber berechtigt, die Nutzungen für fi) zu verlangen, 
und verpfliätet, die Laften zu tragen. Auf das Verhältnis zu Dritten, in deren Leiftung bie 
Nugung befteht (3. B. dem Mieter oder Vächter), oder an bie die Laft zu entrichten ift, bezieht 
fich die Vorſchrift nicht. Sie bezieht ſich ferner nur auf die Fülle, in denen der Gefahrübergang 
fich nad} 8 446 beftimmt, nicht anf andere Fälle, indbefondere ben des 8 447. Durch Vereinbarung 
kann aud in jenen Fällen für den Übergang der Nupungen und Laften ein fpäterer Zeitpunki 
als ber für den Gefahrübergang maßgebende beſtimmt merden, fo namentlich, wenn bie Über 
gabe erft längere Zeit nad) der Eintragung ftattfinden fol (P. II Bb. 2 ©. 61). Der Begriff der 
Nutzungen ergibt fi) aus 8 100. Laften find ſowohl öffentlichrechtliche als auch privatrechtliche. 
Die näheren Veftimmungen über die Art der Verteilung ber Früchte und der Laften find in den 
88 101, 103 gegeben. Die Vorfchriften des 8 446 fliehen nicht aus, daß fi) der Verkäufer 
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$. 447. Verſendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die verfaufte 
Sache nad) einem anderen Orte ala dem Erfüllungsorte, fo geht die Gefahr auf 
den Käufer über, fobald der Verkäufer die Sache dem Spediteur, dem Frachtführer 
oder der fonft zur Ausführung der Verfendung beftimmten Perſon oder Anftalt 
ausgeliefert hat. 

Hat der Käufer eine befondere Anweifung über die Art ber Verfendung er- 
theilt und weicht ber Verkäufer ohne dringenden Grund von der Anweifung ab, 
To ift der Verkäufer dem Käufer für den daraus entftehenden Schaden verantwortlich. 


durch ordnungswidrige Nutzung der Sade vor dem Gefahrübergange dem Käufer nad; allgemeinen 
GSrundfägen Haftbar macht ($ 242; Dernburg Bd. II $175IT. Mad dem Gefahrübergange 
hat der Berkäufer nicht nur die Nutzungen herauszugeben, die er felbft zieht, fondern auch dies 
jenigen zu erfegen, welche er zu ziehen jhuldhaft unterlafien Hat, außer bei Annahmeverzug des 
Käufers (8 302). 
gar. 
18 465; I1 8 388 vew. 8 441; III 8 — — . I 6. 3260. V. I Bo. 2 €. 67f. 


1. Bebentung tm allgemeinen. Der 8 447 trifft für den Fall des Verſendungs— 
tanfs (Erl. 824 zu $ 433) eine vom $ 446 Abf. 1 Sag I abweichende, ergänzende Vorſchrift 
über die Tragung der Verfendungsdgefahr, indem er die auf den Handelstauf bes 
ſchränkten Vorfchriften im Art. 345 Abſ. 1 des früheren HGB. auf alle Verjendungsläufe aus- 
behnt. Für ben Fall des Fernkaufs, bei dem der Verkäufer die Sade zur Erfülung feiner 
Übergabepfliht an den Erfüllungsort zu verſenden hat, bewendet es dagegen bei ber Regel bes 
8 446 Abſ. 1 Sag 1; die Gefahr geht erfi mit der Übergabe der Sache auf ben Käufer über. 

2 Boransfegungen bed Gefahrüberganges. 

a) Der Verkäufer muß die Sache an einen anderen Ort als ben Erfüllungsort 
verfenden, gleichgültig, ob von dem Erfüllungsort aus, und ebenfo, ob an den Käufer felbft 
oder an einen von ihm beftimmten Dritten. Auch auf Berfendungen innerhalb einer Oriſchaft 
von ber Stelle, wo bie Übergabe vertragsmäßig zu erfolgen hat, an eine vom Käufer beftimmte 
andere Stelle findet die Borfchrift entiprechende Anwendung (Ripr. 2 ©. 218). 

b) Die Berjendung muß auf Berlangen bed Käufers erfolgen. Das Verlangen braucht 
felbftverftändfic, fein ausdrüdiiches zu fein. Vielmehr tft nah Tren und Glauben mit Rüdjicht 
auf die Berfehröfitte zu enticheiden, ob die Verfendung als einem Berlangen des Käufers eni- 
ſprechend anzufehen ift. 

6) Der Verkäufer muß die Sache dem Spediteur (HGB. 8 407), dem Frachtführer 
(ebenda $ 425) ober der fonft zur Ausführung der Verſendung beftiimmten Berjon 
oder Unftalt ausgeliefert Haben. Ob die Perfon oder Anftalt von dem Käufer oder dem 
Berkänfer beftimmt ift, macht für den Gefahrübergang keinen Unterſchied. Beftimmt der Verkäufer 
die Urt ber Berfendung, fo bat er zwar ein ihm bei der Wahl der Verfendungsart zur Laft 
fallendes Verſchulden nad) $ 276 zu vertreten. Ex haftet aber nicht nach 8 278 für ein Ber- 
ſchulden der von ihm gewählten Berfon oder Anftalt wie für ein eigenes; führt dieſe ben Unter- 
gang ober die Verfchlechterung der Sache ſchuldhaft herbei, jo Handelt es fih demnach um einen 
vom Verkäufer nicht zu vertretenden, zufälligen Umftand, fo ba der Käufer vermöge bes nad 
8 447 Ubf. 2 eingetreienen Gefahrüberganges von der Berpflihtung zur Zahlung bes Kaufpreifes 
nicht befreit wird. 

An dem Gefahrübergang ändert es auch nichts, wenn der Verkäufer von einer bes 
fonderen Anweiſung des Käufers über die Art der Verſendung abweicht; tut er 
dies aber ohne dringenden Grund und erleidet ber Käufer dadurch einen Schaden, der bei Bes 
folgung ber Anweljung vermieden worden wäre, fo Tann er nad) Abf. 2 dafür Erfag verlangen. 

Beforgt der Verkäufer unter ben zu a und b bezeichneten Voransfegungen die Ver⸗ 
fenbung ber Sache feldft — perfönli oder durch feine Leute oder mit feinen Beförderungs- 
mitteln —, fo wird die Vorſchrift des 8447 Abf. 1 ifrem Grundgedanken nad) dahin entiprechend 
anzuwenden fein, da bie Gefahr mit dem Beginne der Berfendung auf den Käufer übergeht. Für 
Berſchulden feiner eigenen Leute haftet ber Verkäufer. nad $ 278. 
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8. 448. Die Koften der Uebergabe der verkauften Sache, insbefondere bie 
Koften des Meſſens und Wägens, fallen dem Verkäufer, die Koften der Abnahme 
und der Verfendung der Sache nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte 
fallen dem Käufer zur Laft. 

Iſt ein Necht verkauft, fo fallen bie Koften der Begründung oder Ueber 
tragung des Mechtes dem Verkäufer zur Laft. 


Erxleidet die Berfendung eine Unterbrehung und wird während biefer bie Sache 
zufällig vernichtet oder verſchlechtert, ſo bewendet es auch in biefem alle bei der einmal einge 
tretenen Wirkung bes Gejahrüberganges; der Käufer wird alſo dur ben Bufall von der Wer 
pflihtumg zur Zahlung des Kaufpreifes nicht befreit. Es bleibt ihm aber der Nachweis offen, 
baß die Unterbrehung der Verfendung auf einem vom Verkäufer zu vertretenden Umftande be 
ruht und daß die Sade ohne die Unterbrehung nicht von dem Bufalle betroffen fein wiirde, 
und er Tann auf Grund dieſes Nachweiſes vom Verkäufer Erfag des ihm durch die Unterbrechung 
erwachſenen Schadens, d. h. bed Betrag verlangen, um melden jein Bermögen dadurch vers 
mindert ift, daß er gegen bem gezahlten oder zu zahlenden Kaufpreis die Sache überhaupt nicht 
oder nur in verfchlehtertem Zuſtand erhält. Ein Rückfall der Gefahr an den Verkäufer tritt 
niht ein (a. A. Coſack Bd. I ©. 417; Dernburg 3b. II $ 172 Anm. 6; Endemann Bd. J 
©. 952 Anm. 41). 

3. Gattungstauf. Die Vorſchrift des 8 447 Abſ. 1 gilt auch für den Kauf einer nur 
der Gattung nad beflimmten Sache, vorausgefegt, daß die zur Verſendung auögelieferte 
Sache im Sinne bed 3 243 Abf. 1 vertragsmäßig war. Denn unter biefer Vorausſetzung hat 
der Verkäufer mit der Auslieferung das zur Leiftung der gefchuldeten Sache jeinerfeitd Er— 
forderliche getan und bamit hat fi das Schuldverhältnis auf die ausgelieferte Sache beſchränkt 
(8 243 Abſ. 2, Erl. 4 zu 8 243). Liefert der Verkäufer mehrere für verfchiedene Käufer bes 
jtimmte Sachen zur Verjendung aus, fo geht die Gefahr nur dann nady $ 447 Abf. 1 auf den 
einzelnen Käufer über, wenn entweber bie fir ihn beftimmten Sachen gefonbert ausgeliefert find 
oder er fi mit der ungefonderten Verſendung einverftanden erllärt hat (Windfheib- Kipp 
8b. II ©. 624). 

4. Nugungen. Laften. Nur die Gefahr geht im alle bes 8 447 Abi. 1 ſchon in dem 
dort bezeichneten früheren Zeitpunkt über. Bezüglich des Überganges der Nupungen und ber 
Laſten bewendet es aud) in biefem alle bei $ 446 Abf. 1 Sag 2, wonad er mangeld ab» 
weichender Vereinbarung erft mit der Übergabe eintritt. Dem Verkäufer eines Tieres gebührt 
alſo der gefeglihen Megel nad das während der Verſendung geivorfene Junge, und er erhält, 
wenn dad Muttertier während der Berfendung durch Zufall ftirbt, den Kaufpreis (a. U. Eofad 
Bd. I ©. 417; Dernburg Bb. II 8 175IV). 

5. Eigentumsübergang. Nur in betreff bes Gefahrüberganges tritt im alle des $ 447 
Abf. 1 die Auslieferung an die Stelle der Übergabe. Im übrigen erſetzt fie die Übergabe nicht, 
weder in dem Sinne, daß der Verkäufer damit feine Verpflichtung zur Übergabe erfüllt Hätte, 
noch in Anfehung des Eigentumserwerbes (vgl. $ 931). 

6. Über die entfpredhende Anwendung des 8 447 auf den Werkvertrag vgl. 8 644 Abſ. 2. 


8 48. 
©. 18 466 Wbf. 1; 11 8 390 Abl.i rei. 8 442; II 8 442. P.IG.18741.5 M. U 6.328. 
9.1182.2 6. 68. 


Die ergänzenden Vorfchriften bes Abſ. 1 über bie Koften ber Übergabe und der Abnahme 
(vgl. das frühere HGB. Urt. 351) und die Vorſchrift des Abf. 2 find Anwendungen des all 
gemeinen @rundfages, daß ber Schuldner die zur Bewirtung ber — Leiſtung er⸗ 
ſorderlichen Aufwendungen zu tragen Hat. Wegen bes Begriffs der gabe ſ. Erl. 2ba zu 
8 446. Bur Übergabe gehört auch die Berfendung au den Erfüllungsort. Die Vorfhrift des 
Abf. 1 über die Koften des Meſſens ſchließt felbftverftänblic die Verpflichtung des Abnehmers 
von Gas zur Zahlung der Gasmeſſermiete nicht aus (vgl. DIL. 1902 ©. 149, 172). Koften 
de3 Meffens Tünnen auch bei Grundſtücken in Frage kommen. er ben Begriff der Abnahme 
f. Erl. 7b zu 8 433. Bu den dem Käufer zur Laft fallenden Koften ber Verſendung gehören 
auch die der Berpadung (vgl. Staub ©. 1415 Unm. 98ff.). 
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8. 449. Der Käufer eines Grundſtücks hat die Koften der Auflaffung und 
der Eintragung, der Käufer eines Rechtes an einem Grundftüde hat die Koften 
der zur Begründung oder Webertragung des Rechtes nöthigen Eintragung in das 
Grundbuch, mit Einfchluß der Koſten der zu der Eintragung erforderlichen Er- 
Härungen, zu tragen. Dem Säufer fallen in beiden Fällen auch bie Koften ber 
Beurkundung des Kaufes zur Laft. 


8. 450. Sit vor der Uebergabe der verkauften Sache die Gefahr auf den 
Käufer übergegangen und macht der Verkäufer vor der Uebergabe Verwendungen 
auf die Sache, die nach dem Uebergange der Gefahr nothwendig geworden find, 
fo fann er von dem Käufer Erfa verlangen, wie wenn der Käufer ihn mit der 
Verwaltung der Sache beauftragt Hätte. 

Die Verpflichtung des Käufers zum Erſatze fonftiger Verwendungen bejtimmt 
fih nad) den Vorſchriften über die Gejchäftsführung ohne Auftrag. 


Nach Abſ. 2 Hat der Verkäufer nur die zur Begründung ꝛc. bes verkauften Rechtes er⸗ 
forderlihen Koften zu tragen. Wegen ber Koften einer öffentlich beglaubigten Wbtretungs« 
ertlärung ſ. $ 403 Sag 2. 

Der Abf. 2 gilt nicht für den Verkauf eines Rechtes an einem Grundftüce (vgl. 8 449). 


8449. 
©. 18 466 Abf. 2; II 8 390 Mbf. 2 rev. 8 443; M B 443. P.I €. 18741.; I. II E. 328. 
92.0 8.2 €. 681. 


1. Allgemeine. Die Vorſchriften find nur ergänzender Natur. Sie betreffen lediglich 
das Berhältnis der Parteien zueinander, nicht das Verhältnis zu dem Fiskus, dem beurfundenden 
Notar ıc. Über letzteres enticheiden die Koften= und Stempelgefege. Im Verhältniſſe der Parteien 
zweinanber fallen auch die Stempeltoften unter die hier gegebenen Vorfchriften. Dagegen treffen 
diefe nicht eine Umfagabgabe. Wer diefe zu tragen hat, beftimmt fi nach dem Vertrage, der 
mit Rüdfiht anf die Verkehrsfitte auszulegen ift (vgl. Dernburg Bd. II 8 172 Anm. 16, 
Apr. 9 ©. 32). 

2. Satz 1. Wegen ber Auflaffung ſ. 8 925, EG. Art. 143. Unter den Koſten ber 
Eintragung, bie der Käufer eines Grundftüds zu tragen hat, find, wie im €. I ausdrücklich 
gefagt war, nur die Koften der Eintragung des Käufers als Eigentümer zu verftehen, nicht etwa 
auch die Koften der nach der GBT. 88 40, 41 notwendigen vorgängigen Eintragung des Vers 
lãufers. Über die zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen f. GBO. 88 13, 19, 20 
29, 30. Die Koften der Befeitigung eingetragener Rechte fallen nad 8 435 bem Verkäufer 
zur Laft. 

3. Sag 2. Für die Anwendung macht es feinen Unterfchieb, ob die Beurkundung bes 
Kaufes gefetzlich vorgefchrieben war ($ 3183) oder nicht. Für die Koften ber Beurfundung eines 
fonftigen Kaufvertrags haften der Verkäufer und der Käufer nad außen im Zweifel als Gejamt- 
ſchuldner, untereinander je zur Hälfte (88 426, 427). 


8 450. 
©. 18 464; 118 389 veb. 8 444; III 8 444. PIE. 1851 M., 11791, 117974, 121221.3 M. II €. 3251. 
P.1 80.2 €. 64ff., 175f.; Be. 6 6. 170ff. 

1. Abſ. 1. Die Verpflichtung des Verkäufers zur Erhaltung und Bewahrung der verkauften 
Sache (vgl. Erl. 6aa zu 3 433) fließt in fi, daß er die Verwendungen, melde in der Zeit 
zwiſchen dem Vertragſchluß umd der Übergabe zur Erhaltung der Sade notwendig 
werden, vornehmen muB, ohne vom Käufer Erſatz verlangen zu können. Bon biefem aus bem 
regelmäßigen Inhalte des Kaufvertrag ſich ergebenden Sage befiimmt der 8 450 Abf. 1 aus 
Biligkeitsrüdfihten für die Fälle eine Ausnahme, in denen bie Gefahr dor der 
Übergabe auf den Läufer übergeht, fei es vermöge beionberer Vereinbarung, fei es fraft 
Geſetzes nad) 8 446 Abſ. 2 oder 8 447 Abf. 1. (Die Fälle des Annahmeverzugs des Käufers — 
8 300, $ 324 Abſ. 2 — lommen wegen 8 304 nicht in Beirat.) Auch in ben bezeichneten 
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8. 451. Iſt ein Recht an einer Sache verkauft, daS zum Befige der Sache 
berechtigt, fo finden die Vorfchriften der 88. 446 bis 450 entfprechende Anwendung. 


Fällen bleibt der Verkäufer aus dem Kanfvertrage verpfliäitet, die nad) dem Übergange der Gefahr 
bis zur Übergabe notwendig werbenden Verwendungen auf die Sache zu madien. Er kann aber 
für folge Verwendungen vom Käufer Erfa verlangen, wie wenn biefer ihn mit der 
Verwaltung der Sache beauftragt hätte. Der Verkäufer Hat alfo in bezug auf die 
Bornahme folder Verwendungen die Pflichten und die Rechte eines Beauftragten. Daraus folgt: 

a) Der Verkäufer bat die Welfungen des Käufers zu befolgen und darf von ihnen nur 
nad Maßgabe des 8 665 abweichen, wibrigenfaliß er fir den daraus entjtehenden Schaben 
verantwortlich wirb. 

2) Er Hat nad 8 666 ben Käufer zu benachrichtigen, ihm Auskunft zu erteilen und 
Rechenſchaft abzulegen. 

e) Er kann nad) 8 669 vom Käufer Vorſchuß verlangen. 

d) Der Erſatzanſpruch des Verkäufers hängt nicht davon ab, daß die Verwendung 
objettio notwendig war, fonbern davon, daß der Verkäufer fie den Umftänden nad) für ers 
forderlich Halten durfte (8 670; a. 9. Dertmann Erl. 1 ba). 

2. Abſ. 2. Aur Vermeidung des Mißverftändnifies, als könne außer den Fällen des Abſ. 1 
der Verkäufer niemals Erſatz für Verwendungen verlangen, verweift der Abf. 2 bezüglich des 
Erfages fonftiger Verwendungen ausdrücklich auf die Vorfchriften über Geihäftsführung ohne 
Auftrag (88 677 ff). Wegen derjenigen Verwendungen, welche zu machen ber Verkäufer nad 
dem unter Nr. 1 Geſagten vertragamäßig verpflichtet tft, kann er felbitverftändli aud nad) den 
bezeichneten Vorſchriften nicht Erjag verlangen; denn mit der Vornahme folder Verwendungen 
beforgt er fein eigenes Geſchäft. In Betracht kommen mur die lediglih nüplihen Ver- 
mwendungen. Aus den in Bezug genommenen Vorfchriften ergibt ſich insbeſondere: 

a) Der Verkäufer Hat nach Maßgabe des 8 681 vor der Vornahme der Verwendung bie 
Entſchllehung des Käufers abzuwarten und hat ferner ihm Auskunft zu erteilen und Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen. 

b) Er kann nur dann wie ein Beauftragter (vgl. oben zu 1d) Erjag einer Verwendung 
verlangen, wenn deren Vornahme eniweber 

a) bem Intereſſe des Käufers entſprach und zur rechtzeitigen Erfüllung einer Pflicht des 
Käufers, deren Erfüllung im öffentliden Interefie liegt, nötig war ($ 683 Satz 2) oder 

8) dem Intereſſe und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Käufers entſprach 
(8 683 Cap 1) ober 

y) vom Käufer genehmigt ift (8 684 Satz 2). 

Abgefehen von diefen Fällen bat der Verkäufer nur einen Anſpruch auf Grund ber un- 
gerechtfertigten Bereicherung ($ 684 Sap 1). 

©) Jeder Erfaganfpruch fällt weg, wenn ber Verkäufer bei ber Verwendung nicht die 
Abficht Hatte, Erfag zu verlangen (8 685 Abi. 1). 

3. In betreff der Verzinfung bed bem Verkäufer zu erfegenden Vetrags und feines 
Anſpruchs auf Befreiung von einer eingegangenen Berbindlichfeit vgl. 88 256, 257. 

4. Der Verkäufer hat wegen der Erfaganiprüce das Zurüdbehaltungsreht nad) $ 273 
Abſ. 2, 3, 8 274. 

8 sl. 
@.18 463 Mbf. 3; II 8 391 veb. 8445; II 8445. PIE. 18711; M.11 6.325. P. U Bo. 2 6.58. 62. 

1. Die Anwendungsfäle find für 8 451 bie gleichen mie für die entiprechende Vor— 
fchrift des 8 433 Abſ. 1 Sag 2 über die Verpflichtung bes Verkäufers eines zum Beſitze bes 
rechtigenden Rechtes an einer Sache (vgl. Erl. 6b zu $ 433). 

2. Die entſprechende Anwendung der 48 446450 auf die fraglichen Fälle ergibt folgendes: 

a) Die Gefahr geht bei Rechten an beweglichen Sachen mit der Übergabe, bei Rechten 
an Grundftüden mit bes Übergabe, wenn aber die Eintragung vor biefer erfolgt, mit ber Ein 
tragung über. s 

b) Mit dem gleichen Beitpuntte gehen bie Rugungen und die Laften über, fomeit der 
Känfer nad) bem Inhalte des Rechtes ein Recht auf Nutzungen bat oder zur Tragung ber Laften 
verpflichtet ift. 


4. Titel: Kauf. Tauſch. 88 451458. 355 


$. 452. Der Käufer ift verpflichtet, den Saufpreis von dem Zeitpunkt an 
zu verzinjen, von welchem an die Nugungen des gefauften Gegenftandes ihm 
gebühren, fofern nicht der Kaufpreis geftundet ift. 


$. 458, Iſt als Kaufpreis der Marktpreis beftimmt, fo gilt im Zweifel der 
für den Erfüllungsort zur Erfüllungszeit maßgebende Marktpreis als vereinbart. 


©) Im Sale des $ 447 tritt der Übergang der Gefahr in dem dort bezeichneten früheren 
Zeitpuntt ein. 

d) Der Berläufer trägt die Koften ber Übergabe der Sache, ber Käufer die Koften der 
Berfendung. Der 8 448 Abſ. 2 und der 8 449 finden unmittelbare Anwendung. 

©) Die Erfaganfprüche des Verfäufers wegen Verwendungen beftimmen ſich nad 8 450. 


452. 

@.18 467; U8— ren 8 —; IB 446. PIC. 18791; M.I1 €. 3201. P. Il 0.2 6.69. 

1. Allgemeines. Über die Verpflichtung des Käufers zur Verzinfung des 
Kanfpreifes entfcheidet, abgefehen vom Falle bed Verzugs (8 288) und bis zum Eintritte der 
NRechtshängigkeit (3 291), die Vereinbarung der Parteien. Ihr Wille ift durch Auslegung nad) 
8 157, alfo unter Berüdfigtigung einer etwa beftehenden Verkehrsſitte, zu ermitteln; im täglichen 
Keinverfehre z. 8. ift eine Verzinfungspfliht des Käufers nad) der Verkehrsſitte ausgeichloffen. 
Der 8 452 gibt nur ergänzende Vorſchriften, und zwar ftellt er eine Megel auf und fügt 
eine Ausnahme bei. 

2. Der Regel nach Hat der Käufer den Kaufpreis von dem Zeitpunkt an zu verzinfen, 
von welhem an ihm die Nupungen des gelauften Gegenſtandes gebühren, aljo mangels einer 
abweichenden Vereinbarung nady 8 446 Abf. 1 Sag 2, Ubf. 2 (8451) von der Übergabe an oder 
bei Grundftüden, wenn die Eintragung des Käufers als Eigentümer vor ber Übergabe erfolgt 
it, von der Eintragung an. Die Berzinfung bed Kaufpreijes hat hiernach unter Umftänden vor 
feiner Fälligleit zu beginnen; doch teitt die Fälligkeit des Zinsauſpruchs nicht vor der bes Kaufpreis» 
anfprud ein. Ob ber verlaufte Gegenſtand (natürliche oder bürgerliche) Früchte trägt oder nicht, 
macht für die Verzinſungspflicht keinen Unterſchied. Die Höhe der Binfen beträgt 4 v. H. (8 246), 
bei beiderjeitigen Handelögeihäften 5 v. H. (HB. $ 35%). Bei Kaufverträgen zwiſchen Kaufs 
leuten kann ber Berläufer, wenn ber Vertrag ein beiderfeitiges Handelögefchäft ift, von ber 
Fälligkeit des Kaufpreiſes an Binfen fordern (HGB. 8 353). 

8. Eine Ausnahme erleidet die Regel für den Fall, daß ber Kaufpreis geftunbet iſt. 
Die Ausnahme Hat der Käufer zu bemweifen. Sie liegt nur vor, wenn bie Stundung bei dem 
Vertragſchluß oder doc vor dem Beginne ber Verzinfungspflicht bewilligt iſt. Andernfalls hängt 
es von den Umftänden ab, ob in der Stundung auch ein Erlaß der Zinspflicht zu finden ift. 

In dem bezeichneten Ausnahmefalle beginnt die Zinspflicht auch mit bem Ablaufe der be 
willigten Frift nicht ohne weiteres, fofern nicht die Friſt im folder Art beftimmt ift, daß mit deren 
Ablaufe nah 8 284 Abf. 2 Verzug ded Käufers eintritt (ebenjo Coſak Bb. I ©. 453; Staub 
S. 1252 9. 40). Die gegenteilige Anfiht Dernburgs Bd. IE 8 176 II (f. aud) Erome Bd. II 
©. 422; Endemann Bb. I ©. 936) rechtfertigt ſich weber durch ben Wortlaut bes 8 452, der 
darüber, warn die Zinapfliht im Falle der Stundung beginnt, nichts beflimmt, noch durch die 
ihm zugrunde liegende Erwägung, daß im Falle der Stundung die Zinſeneinbuße ſchon im Kauf- 
preife veranfchlagt iſt. 

4. Der 5 452 beirifft nur den in Geld feſtgeſetzten Kaufpreis. Ob ber Käufer 
aud den Wert etwa vereinbarter Nebenleiftungen von bem Übergange der Nuyungen an zu ver« 
zinfen Hat, ift eine Frage der Auslegung bes einzelnen Vertrags. ü 


8458. 
@.18 461; 118392 ven. 8446; III 8447. 9.1 6. 18501., 3552, 3560; M.II 6.322. P.IIB.2 6.57. 
1. Die Vorſchrift verallgemeinert den Art. 353 des früheren HEB., welcher deshalb in das 
neue HGB. nicht übernommen ift. 
2. Borausſetzung des $ 453 ift, daß als Kaufpreis ber Marktpreis beftimmt iſt. Es 
genügt, wenn eine ſolche Beitimmung des Kaufpreifes fi aus den Umfländen als von ben 
23* 


856 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhätmiffe. 


8. 454. Hat ber Verkäufer den Vertrag erfüllt und den Staufpreis gejtundet, 
jo fteht ihm das im $. 325 Abſ. 2 und im $. 326 beſtimmte Rücktrittsrecht nicht zu. 


Parteien gewollt entnehmen läßt. Legteres wird beim Verkaufe marktgängiger Waren häufig, 
nit aber immer zuiveffen. Iſt die Höhe des Kaufpreiſes gar nicht beftimmt, fo findet 
nicht 8 353, fondern $ 316 Anwendung; die Beſtimmung fteht danad im Bweifel dem Ber- 
täufer zu, und dieſer bat fie gemäß $ 315 nad} billigem Ermeſſen zu treffen (f. Erl. zu den 
88 315, 316). 

8. Die im $ 453 anfgeftellte Regel geht dahin, da als vereinbart gilt derjenige Marktpreis, 
welder für den Erfilllungsort zur Erfüllungszeit maßgebend ift. Erfüllungsort und Ers 
füllungszeit find nad) der von ber zweiten Kommiſſion ſachlich gebilligten genaueren Faſſung 
des E. I der Ort, an dem, und bie Beit, zu der ber Verkäufer zu erfüllen Hat (Erl. 8 zu 
8433). Für den Erfüllungsort maßgebend ift, fofern in bezug auf Waren von der Art 
der verkauften nicht an diefem Orte ſelbſt ein Marktpreis befteht, der Marktpreis des Ortes, zu 
deſſen Vertehrsbereiche der Erfüllungsort in bezug auf Waren der betreffenden Art gehört. 

Der Marktpreis eines Ortes ift ber Durchſchnittspreis, welcher ſich aus der Vergleihung 
einer erheblichen Anzahl an diefem Orte zu der maßgebenden Zeit iiber Waren der betreffenden 
Art und Gte gefhloffener Kaufverträge als der von ben befonderen perfönlihen Beziehungen 
und fonftigen fpeziellen Umftänden unabhängige gemeine Wert einer Ware biefer Art ergibt 
(RIHG. 2 ©. 9%). Die Höhe des Marktpreiſes unterliegt der freien Bewelsiwilrdigung Ein 
„nach den dafür beftehenden örtlichen Einrichtungen“ oder amtlich feitgeftellter Preis (vgl. das 
frühere HGB. Art. 353, Börfengef. vom 22. Juni 1896 88 29ff.) wird danach regelmähig als 
maßgebend anzuerkennen fein; dee Gegenbeweis, daß die Zeftitellung unrichtig ift, bleibt jedoch 
zuläſſig ((. Staub ©. 1248 Anm. 20ff.). 

8 454. 
&. 118 393 ven. 8 447; III 8 448. P. Il Br. 1 €. 643 Aum. 1, 650; 93.2 ©. 69. D. ©. 6261. 

1. Allgemeines. Nach 8 325 Abſ. 2 und 8 326 würbe dem Verkäufer neben dem Anſpruch 
auf Schadengerfag wegen Nichterfüllung ftetd wahlweiſe ein gefegliches Recht zum Rücktritte vom 
Vertrage gemäß $ 327 zuftehen: 

a) wenn ber Käufer nad) rechtskräftiger Verurteilung zur Bahlung des Kaufpreifes nicht 
bis zum Ablauf einer ihm vom Verkäufer gemäß $ 283 beftimmten Friſt die Zahlung leiftet; 

b) wenn ber Käufer mit der Bahlung im Verzug ift und entweder die Erfüllung bes 
Bertrags für ben Verkäufer infolge des Verzugs fein Interefie Hat ober ber Käufer nicht vor 
dem Ablaufe ber ihm vom Verfäufer nad) 8 326 Abf. 1 beftimmten Friſt bie Zahlung bewirkt. 

Diefes Rücktrittsrecht fließt der 8 454 im Anfchluß an ben Art. 364 des früheren HGB. 
unter gewiſſen Borausfegungen, deren Vorhandenſein erforberlihenfals der Käufer zu beweifen 
bat, in der Erwägung aus, daß dem Käufer, der den gelauften Gegenſtand zur Verwendung für 
feine Zwecke erworben habe, die mit dem Nüdtritte verbundene Rückgewährpflicht danm nicht 
zugemutet werden fünne, wenn der Berläufer durch Stundung des Saufpreifes den an ſich in 
der Natur des gegenfeitigen Vertrags begründeten Bufammenhang zwiſchen feiner Leiftung und 
ber Gegenleiftung des Käufers ſelbſt gelöft habe. 

2. Boransfegungen für den Ausſchluß des Rücktrittsrechtes. 

a) Der Verkäufer muß ben Vertrag erfüllt haben, und zwar vollftändig, nit nur 
teilmweife (ebenfo R®. 50 ©. 139, Crome Bd.I ©. 426, Endemann Bd. 1 ©. 937 Unm. 21, 
Schöller bei Gruch. 46 ©. 13; a. A. Cofad Bd. J S. 447, Dernburg Bd. II 8 178 Anm. 4, 
Staub ©. 1301 Anm. 101, Windfheid-Kipp Bd. II ©. 615). Das folgt fowohl aus dem 
Wortlaute des 3 454 als auch daraus, daß erft mit der vollftändigen Leiftung des Verkäufers 
der Kaufpreis fällig wird, alfo feine Stundung in Frage fommen fann. Bei dem Verkauf einer 
Sade muß fomit der Verkäufer die Sache übergeben und feiner Verpflichtung zur Mechtävere 
ſchaffung genügt Haben. Der Fall des 8 454 liegt bei dem Verkauf eines Grundftüds z. B. nicht 
vor, wenn zwar das Grundftüd dem Käufer übergeben und aufgelafien, er auch als Eigentümer 
eingetragen ift, jedoch wegen Kenntnis des Rechtsmangels des Verkäufers nicht Eigentum erlangt 
hat ober wenn er zwar Eigentümer geworden tft, der Verkäufer aber ein nad 8 434 von ihm 
zu bejeitigendes Recht noch nicht bejeitigt Hat. Die Erfüllung des Vertrags feitens bes Ver⸗ 
käufers ſchließt jedoch für fich allein, abweichend von dem tn bie neue Faſſung nicht über- 


1. Titel: Kauf. Tauſch. 88 454, 455. 857 


$. 455. Hat fich der Verläufer einer beweglichen Sache das Eigentfum 
bis zur Bahlung des Kaufpreifes vorbehalten, jo ift im Bmeifel anzunehmen, 
daß bie Uebertragung des Eigenthums unter der aufichiebenden Bedingung 
volljtändiger Zahlung des Kaufpreifes erfolgt und daß ber Verkäufer zum Nüd- 
tritte von dem Vertrage berechtigt ift, wenn der Käufer mit der Zahlung in 
Berzug kommt. 


nommenen Art. 354 bed früheren HGB. das Rücktrittsrecht des Verkäufers nicht aus. Hinzu⸗ 
tommen muß vielmehr, 


b) daß der Verkäufer den Kaufpreis geitundet Hat. Ein Stundung im Sinne 
des 8 454 liegt vor, wenn nad) ber Vereinbarung ber Parteien der Kaufpreis nicht Zug um Zug 
gezahlt werden fol (RG. 50 ©. 140), insbefondere auch in dem Falle, daß der Käufer eines 
Srundftüds in Anrechnung auf dad Kaufgeld eine Schuld bes Verkäufers, für die eine Hypothek 
an dem Grundftild befteht, übernimmt, folange nicht durch Genehmigung der Schuldübernahme 
ſeitens des Gläubiger die Kaufpreisfhuld getilgt ift (vgl. 8 416). War die Stundung nur 
unter einer aufidiebenden Bedingung, 3. B. der, daß der Käufer Sicherheit leifte, bes 
willigt, fo wird das Rücktrittsrecht erſt mit ber Erfülung der Bedingung ausgeſchloſſen. Iſt die 
Stundung nur für einen Teil des Kaufpreifes gewährt, fo ift der Müdtritt nur wegen 
Nichtbezahlung diefes Teiles ausgeſchloſſen; er bleibt zuläffig, wenn in betreff des nicht geftunbeten 
Teiles die Boraudfegungen des $ 325 Abf. 2 ober des 8 326 eintreten. Daß bie Stundung in 
dem Kaufvertrage gewährt ift, wird nicht erfordert. Erfolgt fie jedod erſt, nachdem die Voraus⸗ 
feßungen bes MüdtritisrchtS bereit eingetreten find, fo ift es Auslegungsfrage, ob in ber 
Stundung ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht Liegt. 


8. Rechte des Verkäufers. Unter den Vorausfegungen des 8 454 bleiben dem Verkäufer 
nur die fonftigen Rechte, die ihm in den Fällen des $ 325 Abf. 2 und bes 8 326 zufiehen, aljo 
in beiden Fällen der Anſpruch auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung und daneben wahlweije 
im Falle des $ 325 Abſ. 2 das im 8 323 beftimmte Recht auf Rüdjorderung des Geleiſteten 
nad) den Voricriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiherung (a. U. Wind⸗ 
iheid-Kipp Bd. II ©. 615), im Falle des $ 326 der Anſpruch auf Erfüllung und Schadenderfag 
wegen verzögerter Erfüllung. 

8 455. 
@. 11 8 384 red. 8 448; III 8 449. 9.11 38.2 6. 78. Dal. MIT E. 319. 

1. Allgemeined. Der 8 455 ftellt eine Muslegungsregel für den Fall auf, daß bei dem 
Verlauf einer beweglichen Sache der Verkäufer fih das Eigentum bis zur Zahlung des für die 
Sache vereinbarten Kaufpreife vorbehalten und die Sache dem Käufer übergeben hat. Der 
Vorbehalt des Eigentums bat danach im Zweifel ſowohl obligatorifche ala aud 
dinglihe Bedeutung. Er beeinflußt alfo nicht nur den Inhalt des Kaufvertrages, fondern 
aud den Inhalt bes dinglichen Vertrags, welcher nad $ 929 zufammen mit der Übergabe die 
Übertragung des Eigentums vermittelt. 


2. Die dinglihe Wirkung des Eigeninmsvorbehalts befteht im Zweifel darin, daß er bie 
Eigentumsübertragung von ber auffhiebenden Bedingung vollftändiger Zahlung des Kaufe 
preifes abhängig macht. Der Verkäufer bleibt alſo bis zur vollftändigen Zahlung des Kaufpreifes 
Eigentümer ($ 158 Abf. 4). Als folder kann er, wenn ber Kaufpreis bis zu dem feftgejegten 
Termine nicht gezahlt ift, die Herausgabe der Sache vom Käufer verlangen ($ 985), ohne daß 
diefer einredeweiſe ein Recht zum Beſitze geltend machen kann (3 986 Abf. 1 Sag 1), ba fein 
Recht zum Beſitze durch den Ausfall der aufichiebenden Bedingung erloſchen ift. Der Käufer kann 
in dem bezeichneten Falle auch nicht Rüderftattung der ſchon geleifteten Teilzahlungen verlangen, 
da die Geltendmachung bed Eigentumsanſpruchs die gegenfeitigen Verpflihtungen aus dem Kaufs 
vertrag unberührt läßt und für ſich allein nicht den Rücktritt des Verkäufers von diefem Vertrag 
enthält (vgl. RG. 7 ©. 147). Verfügungen, die der Käufer vor dem Eintritte der Bedingung 
teifft, find mir nad) Maßgabe der Vorjchriften über den Schutz gutgläubiger Dritter wirkfam. 
Sie werben jedod nad 8 185 mirkfam, wenn die Bedingung der Bahlung eintritt. Das vor⸗ 
behaftene Eigentum des Verkäufers endet nad) Maßgabe der 8% 946 ff. durch Verbindung, Vers 
miſchung oder Verarbeitung ber Sache. Da die Übergabe im Falle des Eigentumsvorbehalts 


358 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


$. 456. Bei einem Berfauf im Wege der Zwangsvollftredung dürfen der 
mit ber Vornahme ober Leitung des Verkaufs Beauftragte und die von ihm zu— 
gezogenen Gehülfen, mit Einfchluß des Protofollführers, den zum Verkaufe geftellten 
Gegenftand weder für fich perjönlich oder durch einen Anderen noch als Vertreter 
eined Anderen kaufen. 


nicht zum Zwecke endgültiger Eigentumsübertragung erfolgt, wie es nad 8 446 Abſ. 1 Sag 1 
zum Übergange der Gefahr erforderlich ift (Erl. 2b a), fo geht bie Gefahr nicht ſchon mit 
der Übergabe, fondern erft mit dem Eintritte der Bedingung auf den Käufer über (ebenfo Derns 
burg Bd. II 8 171 Anm. 11; a. A. Recht 1903 ©. 546; Rſpr. 8 ©. 445). 

Im Einzelfale kann ſich übrigens aus ben Umftänden als Wille der Parteien ergeben, dab 
die Eigentumsübertragumg unter der auflöfenden Bedingung ber Nichtzahlung des Kaufpreiſes 
zur vereinbarten Zeit erfolgen fol. Eine Auslegung des Borbehalts in dem Sinne, dab dem 
Berläufer an der dem Käufer übereigneten Sache nur ein Pfandrecht wegen ſeines Kaufgeld- 
anſpruchs zuftehen foll, ift ausgefchlofien (vgl. 88 1205, 1206). 

3. Für das obligatoriſche Verhältnis ber Parteien zu einander hat der Eigentums- 
vorbehalt im Zweifel bie Bedeutung, dab der Verkäufer zum Rüdtritte von dem Vertrage be- 
rechtigt ift, wenn der Käufer mit der Zahlung in Verzug kommt. Die Vorausfegungen des 
Verzugs beitimmen ſich nad} den 88 284, 285 (f. Exl. zu diefen Paragraphen). Für dad Rücktritts- 
recht gelten die Vorſchriften dev 88 346—358. 

4. Für die im $ 1 des Geſetzes, betreffend die Abzahlungsgeichäfte, vom 16. Mai 1894 
bezeichneten Kanfverträge auf Abzahlung (j. oben ©. 323 Borbm. 2 zum 1. Titel) enthält der 
8 5 des Gefeges eine Sonderborfchrift über den Eigentumsvorbehalt. 


5. Welche Bedeutung ein Eigentumdvorbehalt in einem Kaufvertrag über ein Grund- 
ſtück Hat, ift Auslegungsfrage. Eine dinglihe Wirkung ift ausgeichlofien, ba die Eigentume- 
übertragung nur durch die Auflaſſung vermittelt wird, letztere aber nicht umter einer Bebingung 
erfolgen Tann (8 925 Abf. 9). Die Abfiht kann dahin gehen, dab ber Verkäufer im alle nicht 
rechtzeitiger Zahlung des Kaufpreifes die Rückübertragung des Eigentums zu verlangen befugt 
und ber Käufer verpflichtet fein foll, bie Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung dieſes 
auffiebend bedingten Anfpruchs bes Verkäufers zu bewilligen. Unter Umftänden wird der Bor- 
behalt auch künftig wie nad früherem Rechte (vgl. insbeſ. preuß. Gef. Über ben Eigentums- 
erwerb zc. v. 5. Mai 1872 8 26) dahin auszulegen fein, dab der Käufer gehalten fein fol, für 
die zu fihernde Forderung dem Verkäufer Hypothek zu beftellen. 


8 466. 
@. 18 468 Wbf. 1; 11 8 395 Mbf. 1 vev. 8 449; III 8 450. WI. 1936M.; IR. TI SG. 330f. 
9.11 8.2 6.72. 

1. Die in den SS 456, 457 anfgeftellten Kaufverbote besweden, in den dort bezeichneten 
Fällen das Intereſſe der an dem Ergebnifje des Verlaufs beteiligten Perſonen zu fchligen, indem 
fie die Unparteifichleit und Lauterleit bes Verfahrens bei bem Verlaufe gewährleiften. Auf die 
Folgen der Zumiberhandlung gegen das Verbot bezieht ſich der 8 458. 


2. Das Berbot des & 456 betrifft den Verkauf eines Gegenftandes im Wege der Bwangs= 
vollftredung. Zr ben Fall der Zmwangsverfteigerung eined Grundſtücks beftimmte der von 
der eriten Kommiffion aufgeftellte Entwurf eines Geſetzes, betreffend bie Bwangspollitredung in 
das unbewegliche Vermögen, im 8 97 befonders, daß ein Gebot des Richter oder des Gerichts- 
fchreibers, vor welchem die Verſteigerung ftattfindet, unwirkſam ift. Die Vorſchrift iſt zwar in 
das ZUG. nicht übergegangen. Da jedoch die bezeichneten Beamten für die Entgegennahme von 
Geboten, die fie fir ſich perjünfi oder durch einen anderen oder als Vertreter eines anderen 
abgeben würden, kraft Gefeges von der Ausübung ihres Amtes, ausgeichlofien wären (EVD. 8 41 
Nr. 1, 4), jo find folhe Gebote als nicht abgegeben anzufehen; für die Anwendung der 88 456, 
458 iſt daher bei der Zwangsverſteigerung von Grundftüden fein Raum (vgl. Fiſcher⸗Schaefer, 
-Die Gefeggebung betr. die Bmwangsvollftredung in das unbewegliche Vermögen S. 70 Unm. 1 
zu CPO. $ 764, ©. 309 Anm. 2e zu ZU®. 8 71). 
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%. 457. Die Vorjchrift des 8. 456 gilt auch bei einem Verkauf außerhalb 
der Zwangdvollitredung, wenn der Auftrag zu dem Verkauf auf Grund einer 
gefeglichen Vorſchrift ertheilt worden ift, die den Auftraggeber ermächtigt, ben 
Segenftand für Rechnung eines Anderen verkaufen zu laſſen, insbefondere in den 
Fällen des Pfandverfaufs und des in den 88 383, 385 zugelafjenen Verlaufs, 
fowie bei einem Verlaufe durch den Konkursverwalter. 


8. 458. Die Wirkjamfeit eined den Borfchriften der 88. 456, 457 zuwider 
erfolgten Kaufes und der Uebertragung des gekauften Gegenftandes hängt von ber 


Den wichtigen Anwendungsfall bes 8 456 bilbet ber Verlauf einer beweglichen Sache 
im Wege ber Zwangsvollſtreckung, mag er durch Öffentliche Verfteigerung (CPO. 8 814) ober 
aus freier Hand (EBD. 8 821) erfolgen. Auch an bem Verlauf einer Forderung oder eines 
anberen Vermögensrechts nad CPO. 58 844, 857 ift zu benfen. 

8. Dem Berbot unterliegen ber mit ber Vornahme oder Leitung bes Verlaufs Beauftragte 
und die von ihm zugezogenen Gehilfen, mit Einfluß des Protokollführers, alfo namentlich der 
Gerichtsvollzieher und die etwa nad $ 825 der CPO. vom Bollftredungdgerichte beftimmte andere 
Berfon, Ausrufer x. Der Ausdrud „Beauftragter“ ift im Anſchluß an die EBD. 8 753 gewählt, 
ohne daß dadurch über die juriftifche Konftruftion ber Stellung des GerichtSvollziehers entſchieden 
werben follte (B. II 8b.2 S. 76). Ein „Auftrag“ im techniſchen Sinne des WEB. $ 662 ſteht 
ohnehin nicht in Frage. 

4. Der Inhalt des Verbots geht dahin, daß die betreffenden Perfonen den zum Verkaufe 
geftellten Gegenftand weder für ſich noch als Vertreter eines anderen für diefen Laufen dürfen, 
und zwar für fi) weder perſönlich noch durch einen anderen als unmittelbaren ober mittelbaren 
Vertreter. Die hei ber Beratung der zweiten Kommiffion (B. II Bd. 2 ©. 73ff.) erörterte Frage, 
wie ſich das Verbot des 8 456 zu dem im $ 181 enthaltenen allgemeinen Verbote bes Selbit- 
tontrabierens verhält, kann auf fi beruhen, da die Fälle des $ 456 in biefem und im 8 458 
jelbftändig und abweichend vom 8 181 geregelt find (vgl. Bd. I ©. 316 Erl. 3 zu $ 181 und 
dazu bie abweichende Entjheibung bed R®. im Bd. 56 ©. 104). 


5. Neben dem privatrechtlichen Werbote des 8 456 bleiben die Ianbesgefeplich für Beamte 
beſtehenden Erwerbsverbote, welche dem öffentlichen Rechte, insbeſondere bem Disziplinarrecht, an⸗ 
gehören, in Kraft. Zuwiderhandlungen gegen fie find aber ohne prwatrechiliche Wirkung. 


8 657. 
@.18 469; 11.8 395 MBf. 2 ven. 8 450; II 8 451. 9.16. 19361. M.II 6.382. P.IW.2 6.73; 
20.6 €. 172. 


1. Zu der erfien Gruppe von Fällen, auf welche der 8 467 daS Verbot des 8 456 aud« 
dehnt, gehören außer den ſchon im Geſetze felbft erwähnten, nämlich dem Pfandverkaufe gemäß 
den 88 1228 ff. oder 88 4219 ff. (vgl. 8 753 Abſ. 1, 8 1003 Abſ. 1, 8 2042 Abſ. 2) und dem 
in den 88 383, 385 zugelafienen Verkauf einer nicht Hinterlegbaren Sache, insbeſondere auch die 
Fälle der Verfteigerung gefundener Sachen (8 966 Abi. 2, 88 979, 983) fowie des Verkaufs 
auf Grund eines faufmännifchen Burüdbehaltungsrehts (HGB. 8 371) und des Gelbfthilfer 
verfanfs nah HGB. 8 373 Abf. 2. 

2. Was den Berlauf durch den Konkursverwalter betrifft, fo gilt bezüglic) der Zwangs⸗ 
verfteigerung eines Grundſtücks auf Betreiben des Konkursverwalters gemäß 8 126 der KO. 
das im der Erl 2 zu 8 456 Gefagte (vgl. BUG. 8 172). 

Bei dem Verlaufe von beweglihen Sachen und von Redten durch den Konkurs— 
verwalter fommt das Berbot des 8 456 nur zur Anwendung, wenn ber Verwalter einen Gerichts⸗ 
vollzieher, Verfteigerer 2c. mit der Vornahme des Verkaufs beauftragt, nicht wenn er ſelbſt verkauft. 
Für den legteren Fall ift 8 181 maßgebend (a. U. Dernburg 3b. II 8 171 Anm. 17). 

3. Auch in den Fällen bes $ 457 gilt das Verbot fowohl für ben Verkauf durd; öffentliche 
Verfteigerung (8 383 Abf. 3) wie für dem freihändigen Werkanf von Sachen, bie einen Börfens 
oder Markipreis haben (88 335, 1224, 3 1235 Abf. 2 zc.). 


860 VIL Abſchnitt: Einzelne Schuldverhäftnifie. 


Zuftimmung ber bei dem Berfauf als Schuldner, Eigenthümer oder Gläubiger 
Betheiligten ab. Fordert der Käufer einen Betheiligten zur Erflärung über die 
Genehmigung auf, fo finden die Vorfchriften des 8. 177 Abf. 2 entiprechende 
Anwendung. 

Wird in Folge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer Verkauf vor- 
genommen, jo Hat ber frühere Käufer für bie Koſten des neuen Verkaufs ſowie 
für einen Mindererlds aufzulommen. 


II. Gewährleiftung wegen Mängel der Sache. 


$ 458. 
@.18 468 U6f. 2, 3, 8 469; II 8396 res. 8451; III 8 452. 9.1 €. 19361.; M. 1 6. 332. 
2.18.26. 72f. 

1. Folgen ber Zuwiderhandiung gegen dad Berbot für den Kauf, Ein gegen das Verbot 
der 88 456, 457 verftoßender Verkauf ift, abweichend von ber Hegel des & 134, nicht nichtig. 
Vielmehr Hängt die Wirkſamkeit fowohl des Verkaufs ald aud der dinglichen Über- 
tragung bed verkauften Gegenitandes von ber Buftimmung der Beteiligten ab. 
Bu den Beteiligten gehören in allen in Betracht fommenden Fällen der Schuldner und ber 
Gläubiger, in manden aud ein vom Schuldner verichiedener Eigentümer. Die Beteiligten 
müflen ſämtlich zuftimmen. Durch die einfeitige Geftattung deöjenigen, welcher den Auftrag zum 
Verlaufe gibt, wirb das Kaufverbot der 88 456, 457 nicht befeitigt (vgl. dagegen & 181). 

Die Zuftimmung kann im voran oder nachträglich erteilt, die Erteilung und die Ber- 
weigerung im allgemeinen fowohl dem Verkäufer als auch dem Käufer gegenüber ertlärt werden 
(8182 Abſ. 1). Die vorherige Zuftimmung (Einwilligung) ift bis zur Vornahme des Verlaufs 
oder der dinglichen Übertragung widerruflich (8 183). Ift die Einwilligung von allen Beteiligten 
exteilt, fo find der Stauf und die Übertragung von vornherein wirkſam (8 185 Abſ. 1). Anderne 
falls kommt es auf die Genehmigung der Beteiligten an. Nach 8 458 Abſ. 1 Satz 2 Tann fi 
der Käufer, d. i. derjenige, welcher den verbotenen Kauf für fich perſönlich oder durch einen 
anberen oder als Vertreter eines anderen geſchloſſen bat, tiber feine Rechtslage Gewißheit ver⸗ 
ſchaffen, indem ex die Beteiligten zu einer Erklärung auffordert. Der Aufgeforderte kann alddann 
nme dem Käufer gegenüber fich wirkſam erklären, und eine früher einem andern gegenüber ab» 
gegebene Erklärung wird unwirkſam; ſchweigt ber Aufgeforderte zwei Wochen lang nad dem Ems 
pfange der Aufforderung, fo gilt die Genehmigung als verweigert (j. Erl. zu den 88 177, 108). 
Der 8 178 findet feine entiprechende Anwendung. 


2. Shabenserfagpfliht. Vorſätzliches ober fahrläffiges Zuwiderhandeln gegen das Verbot 
der 88 456, 457 verpflichtet nach 8 823 Abſ. 2 zum Erſahe des Schabens, welder einem ber 
Beteiligten, zu deren Schutze das Verbot dienen fol, aus der Zuwiderhandlung erwächſt. 

Abgejehen von biefer aus den allgemeinen Vorſchriften fi) ergebenden Verbindlichkeit trifft 
den das Verbot verlegenden Käufer (in bem unter 1 bezeichneten Simne) die im 8 458 Abf. 2 
beftimmte Haftung für die Koften und den Mindererlös eines neuen Verlaufs, ber infolge ber 
Unmirtjamleit bes verbotswidrigen Kaufes vorgenommen wird. Die Kojten find demjenigen zu 
erftatten, welchem fie zur Laft fallen. Der Mindererlös ift demjenigen zu erfepen, weichem er zu 
ſtatten gelommen fein würde; er beiteht in bem Unterjchiede zwiſchen dem’von dem früheren Käufer 
verfprodhenen und dem bei dem neuen Verkauf erzielten Kaufpreife. 


I. Gewährleiftung wegen Mängel der Sache. 


Biermann (Mechtsanmalt), Die Klage des wandelungsberehtigten Käufers, Arch. f. civ. 
Pr. 95 ©. 315 ff.; Eccins, Die Gemwährleiftung wegen Mängel der Sache, Gruch. 43 ©. 305 ff.; 
Flechtheim, Aufhebungsanſpruch und Einrede, Gruch. 44 ©. 65ff.; Haymann, Zur Frage 
nad) der rechtlichen Natur und prozefjualtihen Behandlung bed Wandelungsanſpruchs, Gruch. 46 
S. 509f.; Heuer, Recht 1902 ©. 97; Klo, Gewährleiftung wegen Mängel und Fehler 
der Kauffade, Sächſ. Arch. 9 S. 273; Kuhlenbed in JW. 1901 ©. 108ff., 217 ff; 
Langheineken, Unfprud) und Einrede nach dem Deutſchen BGB. 1903 ©. 21dff.; Lobe, Die 
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Borfchriften bes Deutichen BGB. 33 462, 465 über die Wandelung und ihre Bedeutung, Sächſ. 
Ar. 9 ©. 104 ff.; Matthiaß, Die Wandelung nad) dem BEB., DIL. 1902,©. 205; Müller, 
Bollzug der Wanbelung und Preisminderung, BL. f. RAnw. 69 ©. 4dff., Dertmann, Zur Lehre 
von der Wandelung, Recht 1904 ©. Aff., 29ff.; Schölfer, Die Folgen ſchuldhafter Nichterfüllung, 
Gruch. 46 ©. 13ff.; Schröder (John Ulrich), Zur Gewährleiſtung für Sahmängel beim Kauf, 
1903; Thiele, Die Vollziehung der Bandelung und der Minderung nad) dem BEB., Arch. f. 
civ. Pr. 93 ©. 387 ff; Berner, Streitfragen aus bem Gebiet des Wandelungsrechts, Recht 
1902 ©. 282, 338 ff., 476 ff. 

1. Grundgebanten. Der II. Unterabſchnitt bes Titel vom Kaufe enthält die Vorſchriften 
über die Verpflichtung bes Verkäufers einer Sache zur Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache. 
Das BGB. folgt Hier, was bie allgemeinen Vorſchriflen ber 38 459480 betrifft, im mwefentlichen 
dem gemeinen Rechte, wie es ſich durch die Ebikte ber römiſchen Übilen geftaltet hat. Nach all» 
gemeinen Grundfägen könnte der Käufer einer beftimmten Cache mangels befonderer Abrede nur 
Leiſtung (Übergabe und Übereignung) der Sache in bem Buftande, den fie zur Zeit des Vertrag. 
ſchluſſes Hatte, verlangen (8 433 Abf. 1) und wegen nachträglicher Verſchlechterung, falls 
diefe durch Zufall eingetreten ift, teilweiſe Befreiung von der Kaufpreisihuld oder Erftatiung 
des gezahlten Raufpreifes in Anſpruch nehmen ($ 323), falls die Verfchlechterung dagegen vom 
BVerfänfer verſchuldet ift, nach feiner Wahl entweder diefelben echte geltend machen ober 
Schadengerfag wegen Nichterfüllung verlangen oder von dem Xertrage zurüdtreten ($ 325 Abf. 1). 
Wegen eines ſchon zur Zeit des Vertragichlufies vorhandenen Fehlers könnte er ferner gegebenen- 
falls dem Vertrag wegen Irrtums oder argliftiger Täuſchung anfechten (8 119 Abſ. 2, 8 123), 
wegen letzterer auch Schadenserfaß verlangen (88 823, 826). Der Käufer einer nur der Gattung 
nad) beftimmten Sache könnte wegen Fehler, weiche ber Sache bie Eigenfhaft einer Sache von 
mittlerer Art und Güte nehmen, Lieferung einer anderen Sache mit diefer Eigenſchaft verlangen 
8243 Abſ. 1). Diefe Grundſähe gewähren aber dem Käufer keinen ausreichenden Schutz. Der- 
Käufer muß ſich, fofern er nicht das Gegenteil weiß oder doch bei geringer Aufmerkfamkeit zu 
wifien in der Lage ift, ohne weitere® darauf verlafien können, daß ihm bie Sache in einer 
Beſchaffenheit geliefert wird, die ihr normalen Wert verleiht und fie zu dem gewöhnlichen Ges 
brauch, fal8 aber nad) dem Vertrag ein beftimmter Gebrauch vorausgeſetzt ift, zu diefem tauglich 
macht, und bebarf für den Fall, daß der Sache dieſe Beichaffenheit fehlt, zur Wahrung feines 
Interefies geeigneter Rechtsbehelfe. Außerdem erfordert der häufige Fall eine befondere Regelung, 
daß ber Verkäufer einer Sache eine beftimmte Eigenſchaft zugefagt hat. 

Der vorliegende Unterabſchniit ordnet daher einerjeils die allgemeine Haftung des Verkäufers 
einer Sache auf Grund bes Kaujvertrags (8 459 Abf. 1), anderſeits die befondere firengere 
Haftung des Verfäuferd aus der Bufiherung einer Eigenfchaft der Sache ($ 459 Abſ. 2). 
Nach beiden Richtungen find jedoch die hier gegebenen Vorjchriften nur ergänzender Natur. In 
erjter Linie beftimmt fi) bie Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers nad der Vereinbarung der 
Barteien. Sie kann gegenüber dem gejeglich fejigefegten Umfange fowohl erweitert al3 aud, 
vorbehaltlich des 8 476, beſchränkt oder erlafien werden. 

2. Zuheltsüberfigt. Die 38 459—480 enthalten die allgemeinen Borfchriften über 
die Verpflichtung des Verfäufers zur Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache. Hier werden 
zunädft die Borausjegungen der Verpflichtung geregelt (88 459—461), fodann bie ber Vers 
pflihtung entſprechenden Nechte des Käufers im allgemeinen beftimmt, nämlich die Anfprüche auf 
Bandelung oder Minderung (8 462) und auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung ($ 463). 
Der 8 464 behandelt die Wirkung der Annahme der mangelhaften Sache durd den Käufer, der 
$ 465 bie Vollziefung der Wandelung oder Minderung. Die 88 466-471 beftimmen weiter 
das Recht auf Wandelung, die 8 472—475 das Recht auf Minderung. Der 8 476 zieht ber 
Bertragsfreibeit im bezug auf die Megelung der Gewäßrleiftungspfliht eine Schranfe. Weiter 
werden die Verjährung dee Anfprüce des Käufers wegen Mängel im 8 477 und bie Rechte des 
Käufers nad Vollendung der Verjährung in ben 88 478, 479 georbnet. Der $ 480 ergänzt 
die vorangegangenen Vorfchriften für den Fall des Verkaufs einer nur der Gattung nad) br 
ſtimmten Sadıe. 

Die 88 481—492 enthalten befondere Vorſchriften über die Bemwährleiftung bei 
dem Verlaufe von Tieren der tm 8 481 bezeichneten Art. 

Der 8 493 dehnt alle VBorfchriften dieſes Unterabfchnittes auf andere Verträge aus, die auf 
Beräußerung ober Belajtung einer Sache gegen Entgelt gerichtet find. 
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8. 459. Der Verkäufer einer Sache haftet dem Käufer dafür, daß fie zur 
der Beit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergeht, nicht mit Fehlern 
behaftet ift, bie ben Werth oder die Tauglichfeit zu dem gewöhnlichen ober dem 
nach dem Bertrage vorausgefegten Gebrauch, aufheben oder mindern. Eine unerheb- 
liche Minderung des Werthes oder der Tauglichkeit fommt nicht in Betracht. 

Der Verkäufer haftet auch dafür, daß die Sache zur Zeit des Überganges 
der Gefahr die zugeficherten Eigenfchaften hat. 


g 459. 
@.18 381; II 8 397 ven. 8 452; III 8458. P.1@. 7321. 3551, 35581. 3561, 121321.;5 MR. II €. 2340. 
P.138.1 6.6701. 2. ©. 632. 

Der 8 459 ſpricht die Haftung des Verkäufers einer Sache für gewiffe Mängel der Sadıe, 
vorbehaltlich der nachfolgenden Ausnahmen (88 460, 461) und ber Regelung des Inhalts der 
Haftung (88 462 ff.), tm allgemeinen aus und beftimmt, für welde Mängel fie Plat greift. 

1. Abſ. 1: Haftung aus dem Kaufvertrage. 

a) Boransfegung. Die im Abf. 1 beftimmte Haftung trifft den Berläufer einer 
Sade als folden, wird alfo durch jeden Kaufvertrag begründet, der nicht ein anderes 
beftimmt (8 476). Der Kaufvertrag muß gültig, insbefondere in gehöriger Form (f. naments 
lich 8 313), abgefchlofien und von Willensmängeln frei fein. Iſt ex wegen Irrtums ober 
argliftiger Täufhung nach 8 119 Abf. 2, 8 123 aufechtbar und wird er deswegen angefochten, 
fo ift er als von Anfang an nichtig anzufehen (3 142 Abſ. 1), und es entfällt damit die 
Grundlage für Gewährleiftungsanfprüde (RG. 49 ©. 422; vgl. Über das Verhältnis der Ans 
fechtung wegen Irrtums zur Gewährleiſtung auch Baum in DIE. 1902 ©. 144, Betzinger 
im Recht 1903 ©. 276 ff. über die Bedeutung der Vertragsauglegung für bie Frage, ob das 
Anfechtungsrecht oder der Wandelungsanfpruc gegeben tft, f. Danz in Iherings Jahıb. 46 
©. 463ff.). 


Die Haftung trifft ben Verkäufer fowohl, wenn bie verkaufte Sache indivibuell, als auch 
dann, wenn fie nur der Gattung nad beftimmt ift; für letzteren Fall aber gelten nad 
8 480 noch befondere Borfchriften. 

Dem Verlauf einer Sade iſt der Verkauf eines zum Befip einer Sache be- 
tehtigenden Rechtes nicht gleichgeftellt (vgl. dagegen 8 433 Abſ. 1 Sag 2, 8 441); bod 
dürfte eine entiprechende Anwendung nicht unzuläffig fein (ebenfo Eofad Bd. I ©. 457). 

b) Inhalt. 

a) Die Haftung des Verkäufers nad) 8 459 Abſ. 1 bezieht ſich darauf, daß die verkaufte 
Sade zu der Beit, zu welder die Gefahr auf den Käufer übergeht, von gewiſſen 
Fehlern frei ift. Die Wahl diefes Beitpunktes beruht nicht auf einem notwendigen Zuſammen⸗ 
hange zwiſchen Gefahrübergang und Gewährleiſtungspflicht, fondern weſentlich auf der Erwägung, 
daß das Zurückgehen auf ben Buftand der Sade in einem früheren Zeitpunkt (dem bed Ber 
tragfchlufies) praftifhe Unzuträglichkeiten mit fi bringt. Die Folge ift, daß der Verkäufer für 
einen beim Vertragſchluſſe vorhandenen, zur Zeit des Gefahrüberganges aber mweggefallenen Fehler 
nicht haftet, da er dagegen für einen zur Zeit des Gefahrüberganges vorhandenen Fehler auch 
dann haftet, wenn er beim Vertragſchluſſe nicht beftand, es jet denn, dab im legteren Halle der 
Fehler infolge eines vom Käufer zu vertretenden Umſtandes entitanden ift; denn dann wirb ber 
Ausflug der Haftung aus 8 324 Abſ. 1 herzuleiten fein (ebenfjo Windfheid-Kipp Bd. II 
©. 655; Erome Bd. II S. 448 Anm. 33; Schröder ©. 8). Über den Beitpuntt des Gefahr- 
überganges vgl. 88 446, 447 und Erl. dazu. Bei dem Berfendungsfaufe haftet jedoch der 
Verkäufer in der Regel nicht für Mängel, die zwar zur Zeit ber Übergabe an ben SFradht- 
fuhrer 2c. vorhanden waren, zur Zeit der Ablieferung an ben Käufer aber weggefallen find 
(RE. 55 ©. 207; Dernburg Bd. II 8 184 ©. 52). 

4) Die Haftung erftvedt fi nur auf Fehler beftimmter Urt. Ob eine Beſchaffenheit 
der Sache al3 Fehler und ferner als ein Fehler der gefeglich vorausgefegten Art anzufehen tft, 
muß nad den Umftänden und der Verkehrsanfhauung, und zwar der am Erfüllungsorte 
berrfchenden, beurteilt werben. Beim Gattungskauf ift von ber Lieferung einer fehlerhaften 
Sache wohl zw unterſcheiden die Lieferung einer Sache anderer Gattung. Über Unbewohnbarkeit 
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infolge baupolizeiwidrigen Zuftandes als Mangel der Sache, nicht im Rechte |. RE. in IW. 1903 
Beil. ©. 68, 140. 

Die zu vertretenden Fehler find von zweierlei Art: 

aa) ſolche, welde den Wert ber Sache, d. h. den Tauſchwert, aufheben oder mindern, 
auch ſofern fie die Brauchbarkeit der Sache nicht beeinträchtigen; 

8B) ſolche, welhe die Tauglichkeit der Sade zum Gebrauch aufheben oder mindern, 
und zwar kommt e3, wenn nad) dem Vertrag ein beftimmter Gebrauch vorausgefegt ift, nur auf 
dieſen, anderenfalls auf den gemwöhnlihen Gebrauch an. Ein biefe Tauglichfeit minbernder 
Fehler iſt aud dann, wenn er den Wert erhöht, zu vertreten (Mipr. 8 ©. 66). Nach dem 
Bertrage vorausgeſetzt iſt ein beftimmter Gebraud nur dann, wenn bie Parteien darliber, 
daß die Sache zu diefem Gebrauche dienen follte, wenn auch formlos und fogar nur ftills 
ſchweigend, einig geworben find; eine einfeitige, wiewohl ausgeiprochene Erwartung des Käufers 
genügt nit (Dernburg Bd. II 8 184 ©. 50). Bum Begriffe des gewöhnlichen Gebrauchs 
f. Rip. 9 ©. 1. 

Wegfall von Vorzügen, die die Sade beim Vertragſchluſſe Hatte, begründet an ſich feine 
Daftung des Verkäufers, wenn er nicht einen zu vertretenden Fehler zur Folge hat Eceius 
S. 312). 

Für beide Arten von Fehlern beſtimmt der Abſ. 1 Satz 2, entſprechend dem Grundſatze: 
minima non curat praetor, eine Ausnahme für den Fall, da die Minderung des Wertes ober 
der Tauglichkeit eine unerhebliche iſt. Wei der Beurteilung ber Exheblichkeit der Wertminderung 
erſcheint eine Berlidfichtigung des Berhältnifies zum Gefamtwerte nicht ausgefchlofien (a. A. OLE. 
Dresben bei Seuff. A. 57 ©. 392). 

Auch für die im Abf. 1 bezeichneten Fehler haftet Übrigens ber Verkäufer nur, wenn fie 
dem Käufer bei dem Kaufabjchluffe verborgen waren. Diefer Gedanke ift aber nicht fo 
durchgeſührt, da die Verborgenheit eine vom Käufer zu beweifende Vorausfegung ber Haftung 
bildet, fondern fo, daß die Nichtverborgenheit die Haftung ausſchließt (8 460). 

c) Wirkung. Die hier fragliche Haftung bes Verkäufers begründet für den Käufer im 
allgemeinen lediglich die im $ 462 beftimmten Rechte auf Wandelung oder Minderung (f. aber 
El. 7 zu 8 469). 

d) Über die Beichräntung der Haftung des Verkäufers bei dem Viehhandel auf beftimmte 
Hauptmängel vgl. 8 482. 

2. Abſ. 2: Haftung aus ber Zufiherung einer Eigenſchaft. 

a) Boransfegungen. Auch Hier fit zunädft ein gültiger Kaufvertrag erforberfid 
(vgl. Erl. 18). 

Weitere Borausfegung ift, daß der Verkäufer eine Eigenfchaft zugefichert Hat. Bus 
ſicherung ift nicht jede Erklärung bes Verkäufers über eine Eigenſchaft der Sache; eine ſolche 
hat unter Umftänden nur die Bedeutung einer tatſächlichen Ungabe oder einer im Verkehr 
üblichen, nicht exnft zu nehmenden Anpreiſung; bei Anpreiiungen kann übrigens eine Haftung 
wegen unerlaubter Handlung (8 826) in Frage kommen. Als Zuficherung ift dagegen nur eine 
folche Erklärung des Verkäufers anzufehen, welche vom Käufer als vertragsmäßige verlangt und 
vom Berfäufer in vertragsmäßig bindender Form abgegeben ift (R®. in IJW. 1903 Beil. ©. 43, 
124; RO. 54 ©. 223; Gruch. 48 ©. 340). Bedarf ber Kaufvertrag einer beftimmten Form, 
wie befonder8 nad) 8 313, fo ift auch zur Gültigkeit der Zuficherung die gleiche Form erforderlich 
(R6.52 ©. 1, 54 ©. 223, 56 ©.50; IW. 1903 Beil. S. 124; Schneider im Recht 1903 ©. 522; 
a. U. Dernburg Bd. II $ 184 ©. 51; über die Folgen der Nichtbeurtundung einer vertrags- 
mäßig gewollten Zufiherung in der Urkunde über ben Kaufvertrag ſ. RG. 56 ©. 50). Bei 
nicht einer bejonderen Form bebilrfenden SKaufverträgen braucht die Zuſicherung feine aus— 
drüdfiche zu fein. Nicht erforderlich tft ferner, daß die Zuſicherung bei dem Abſchluſſe des 
Kaufvertrags erteilt wird. Bei einer Mehrheit von Verkäufern ift nur eine von allen erteilte 
Bufierung verbindlih (R®. in IW. 1903 Beil. ©. 124; vgl. ebenda über Bufiherungen bed 
Mannes bezüglich eined gütergemeinfhaftlihen Grundftüds; über Zufiherungen eines Verkaufs⸗ 
vermittlers |. RG. in IW. 1904 ©. 354), 

Zu den Eigenſchaften der Sache gehören nicht nur die natürlichen, der Sache an 
und für fi zulommenden Eigenfchaften, ſondern auch ſolche tatſächliche oder rechtliche Ver— 
hältniſſe, welche zufolge ihrer Beſchaffenheit und vorausgefegten Dauer nad) den Verkehrs— 
anjhauungen einen Einfluß auf die Wertihäpung der Sache zu üben pflegen (RG. 52 ©. 2, 
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$. 460. Der Verfäufer hat einen Mangel ber verkauften Sache nicht zu 
vertreten, wenn der Käufer den Mangel bei dem Abfchluffe des Kaufes fennt. 
Sit dem Käufer ein Mangel der im 8.459 Abſ. 1 bezeichneten Art in Folge 
grober Fahrläffigkeit unbekannt geblieben, jo haftet der Verfäufer, fofern er nicht 
die Abwefenheit des Fehlers zugefichert Hat, nur, wenn er den fehler argliftig 
verſchwiegen hat. 


Gruch. 47 ©. 104; Erome im Recht 1902 S. 333), wie ber Ertrag oder die Ertragsfähigkeit 
eines Grundſtüds (N®. in ZW. 1903 Beil. ©. 113), der Umfag eines Gewerbebetriebs (Ripr. 8 
©. 65), das Beitehen einer Berfiherung zu beftimmter Höhe (RG. 54 ©. 222), nicht dagegen 
die rechtliche Buläffigleit der Bebauung (RG. 52 ©. 429), ebenſo aud nicht lediglich für die 
Zukunft in Ausfiht geftellte, außerhalb ber natürlichen Eigenfchaften liegende Berhältnifie 
(Schröder ©. 81). 

Us Bufiherung einer Eigenichaft ift au die Zufiherung der Abmefenheit eines 
Fehlers zu behandeln. Eine ſolche Zufiherung iſt auch bei Fehlern, die der Verkäufer nad 
8 459 Abſ. 1 zu vertreten hat, wegen ber dadurch begründeten ftrengeren Haftung von Bedeutung. 

Über Bufiherung einer beftimmten Größe ber Sache f. Exl. zu 8 468; über die Behandlung 
der Probemäßigfeit als zugeficgerter Eigenfchaft beim Kaufe nach Probe f. 8 494. 

db) Inhalt. Die Haftung aus der Buficherung bezieht fi, ebenfo wie die geſetzliche 
Haftung, auf den Zuftand der Sade zur Zeit des Gefahrüberganges, alfo darauf, da 
die Sade zu diefer Zeit die zugeficherte Eigenfchaft hat (vgl. daher Erl. 1b a). Die Haftung 
tann aber auch vertragsmäßig dahin beſchränkt fein (8 476), daß fie fih nur auf das Beſtehen 
der zugeſicherten Eigenſchaft zu einem früheren Beitpuntte bezieht, 3. ®. auf das Borhandenjein 
eines Mieterirags zur Zeit des Kaufe (Dernburg Bd. II 8 184 ©. 52; vgl. Rſpr. 8 ©. 66). 

Fehlt der Sache die zugeficherte Eigenihaft zur Zeit des Gefahrüberganges, fo wird die 
Haftung aus der Zuſicherung nicht dadurch ausgeſchloſſen, dab das Fehlen ber Eigenichaft den 
Wert oder die Tauglichkeit der Sache nur unerheblich oder gar nicht mindert oder fogar erhöht 
Römer in DIE. 1904 ©. 591, Coſack Bd. I ©. 445). Ganz unerhebliche Abweichungen 
von der Zufiherung werden jedoch außer Betracht bleiben müfjen (Erome Bd. II ©. 457 Anm. 22). 

Über den Ausſchluß der Haftung durd; Kenntnis des Käufers vom Fehlen ber Eigenfchaft 
zur Beit des Vertragſchluſſes |. Erl. 2 zu 8 460. 

e) Wirkung. Dieſe befteht auch bier im allgemeinen nur in ben Anſprüchen auf 
Bandelung oder Minderung ($ 462). ©. aber Erl. 7 zu 8 462. 

d) Die Hier gegebenen Borfchriften beziehen fich nicht auf den Fall, daß ber Verkäufer 
eine — Eigenſchaft herzuſtellen verſpricht. Bol. Erl. 2 zu 8 460. 

er die Beweislaft in Unfehung ber in dieſem Paragraphen behandelten Borausfegungen 
der — ſ. Erl. 1 zu 8 462. 
40. 


8 
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Der $ 460 bringt den Gebanten, daß der Bertänfer nur für verborgene Mängel haftet, 
dadurd zum Ausdrude, daß er die Haftung unter nacjftehenden Vorausſetzungen ausſchließt. 

1. Die geſetzliche Haftung bes Verkäufers nad 8 459 Abſ. 1 iſt ausgeſchloſſen: 

a) wenn ber Käufer den fehler bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt (Sag 1), 

b) wenn ihm der Fehler infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben tft; doch tritt in 
diefem zweiten Falle der Ausſchluß der Haftung nicht ein, wenn ber Verkäufer den Fehler arg- 
liſtig verfhwiegen hat (Satz 2), während Kenntnis des Käufers von dem Fehler die Haftung 
felbft bei argliftigem Verſchweigen bes Fehlers durch den Verkäufer ausſchließt (RG. 55 ©. 214). 
Über den Begriff der „groben Sabrläffigkeit“ |. Bb. I ©. 40. Eine Befihtigungs- oder Unter- 
ſuchungspflicht des Käufers befteht im. allgemeinen nicht. Wo aber Belichtigung nad ber 
Berkehrsfitte oder ben Umftänden geboten ift, fann ihre Unterlaffung eine grobe Fahrläſſigkeit 
darftellen; ebenfo das Überfehen eines leicht erfennbaren Fehlers bei der Befichtigung. Bet ber 
Entfeidung, ob dem Käufer grobe Fahrläffigkeit zur Laſt fällt, tft au eine etwa bei ihm 
vorhandene bejondere Sachkunde zu berüdfichtigen (vgl. 5. 8. DIZ. 1903 ©. 405). Bet Abſchluß 
bes Kaufvertrags durch einen Vertreter des Käuferd kommt der $ 166 zur Anwendung. 
Über den Begriff des argliftigen Verſchweigens |. Erl. zu $ 443. Der Ausſchluß der Haftung 
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$. 461. Der Verkäufer hat einen Mangel ber verkauften Sache nicht zu 
vertreten, wenn die Sache auf Grund eines Pfandrechts in öffentlicher Verfteigerung 
unter der Bezeichnung als Pfand verfauft wird. 


beſchränkt fih auf den einzelnen, dem Käufer befannten oder infolge grober Fahrläſſigkeit 
unbetannten Fehler. Daneben Tann die Haftung wegen eines anderen fehler: Platz greifen. 

2. Die Haftung ans der Zuſicherung einer Eigenſchaft, inSbejondere auch ber Abweſenheit 
eines geſetzlich zu vertretenden Fehlers, tft nur dann ausgeſchloſſen, wenn der Käufer bei dem 
VBertragfchluffe das Fehlen der Eigenfchaft kennt (8 460 Sa 1). Diefer Satz gilt jedoch weder 
für den Fall, dab der Verkäufer eine herſtellbare Eigenſchaſt dem Käufer in dem Sinne zu= 
fichert, daß er fie herzuftellen verfpricht, noch in dem Falle, ba der Verkäufer eine zur Zeit 
des Kaufes nicht vorhandene Eigenichaft, ohne ſich zur Herftellung zu verpflichten, für bie Zeit 
bes Gefahrüberganges zufihert (M. II ©. 226, P. IT ©. 672f.). Im eriten alle Handelt es 
fi überhaupt nit um die hier geregelte Haftung für eine zugefiherte Eigenſchaft mit den in 
ben 88 462, 463 beftimmten Wirfungen, fondern um eine Haftung nad ben allgemeinen Bor- 
ſchriften über die Erfüllung von Vertragspflichten. Eine Zuſicherung in diefem Sinne wird bei 
Fehlern der Sache, die nach der Verkehrsüübung vor ber Ablieferung ber Sache befeitigt zu 
werben pflegen, wie 3. B. Schrammen an einem als neu gelauften Tiſche, als ſtillſchweigend 
erteift anzufehen fein (Cofad Bd. I ©. 431; a. U. Dernburg Bd. II 8 184 ©. 53 Anm. 14, 
der au in ſolchem Falle Haftung nad 8 462 anzunehmen fcheint). Dagegen wird in dem 
oben erwähnten zweiten Falle eine vertragsmäßige Verihärfung ber gefelih nur dispofitiv 
geregelten Haftung aus der Zufiherung dahin anzunehmen fein, dab diefe Haftung trog der 
Kenntnis des Käufer von dem Fehlen der Eigenfhaft bei dem Kaufabſchluß eintritt 
(Eccius ©. 310f.). 

8. Über die Beweislaft in Anfehung der im 8 460 behandelten Umitände ſ. Erl. 1 
zu 8 462. 

8 461. 


@.I1 8 398 rev. 8 454; III 8 455. 9.118839 ©. 480. 

1. Der $ 461 beftimmt eine Ausnahme von der Vorſchrift des 8 459 für den Fall bes 
Biandvertaufs. 

a) Die Borausfegung der Ausnahme tft eine dreifache: 

a) Der Berlauf muß auf Grund eines wirklich bejitehenden Pfandrechts erfolgt 
fein. Nur der wahre Pfandgläubiger foll duch die Vorſchrift geſchützt werden. 

2) Der Bertauf muß in Öffentlicher Verftetgerung (vgl. $ 383 Abſ. 3 Sag 1) ge 
fchehen, mithin nad 8 1219 oder $ 1235 Abſ. 1. Aus einem auf Grund bes 8 1221, des 
81235 Abſ. 2 oder des 8 1240 Abſ. 2 vorgenommenen freihändigen Verkaufe bes Pfandes haftet 
der Verkäufer, fofern er die Haftung nicht ausgeſchloſſen Hat, ebenjo aus einem gemäß 98 1245, 
1246 in abweichender Art bewirkten Verkaufe. 

y) Die Sache muß bei der Verfteigerung als Pfand bezeichnet fein. 

b) Liegen diefe Borausfegungen vor, jo hat der Verkäufer, d. h. ber Bfandgläubiger (Erl. 1 
zu $ 1233), einen Mangel der verkauften Sache nicht zu vertreten. Da das Gefep 
fonft (3. B. 88 460, 462, 464) unter Mangel auch das Fehlen einer zugefiherten Eigenſchaft 
begreift, fo fchließt der & 461 feinem Wortlaute nach auch die Haftung aus einer Zuficherung 
bes Pfandgläubigers aus (jo Enneccerus:Lehmann Bd. I ©. 603; Eccius ©. 313 Fj.; 
Klo ©. 310). Indeſſen ift nach der Eniftehung nicht anzunehmen, daß der Pfandgläubiger 
gehindert werden folte, dem Erwerber eine Zufiherung im Sinne und mit den Wirkungen der 
geieplichen Borfchriften über die Haftung aus einer Zufiherung zu erteilen; denn die Vorjchrift 
folte nur den Pfandgläubiger vor einer von ihm nicht gewollten Haftung bewahren. Man wird 
daher den $ 465 nur auf die gejeglihe Haflung des Verkäufers zu beziehen haben (ebenfo 
Dernburg 3b. II 8 184 ©. 54; Erome Bb. II ©. 453 Anm. 75). 

2. Eine weitere Ausnahme von der Regel des 8 459 Abſ. 1 findet nach 8 806 der CPO. 
in dem Falle ftatt, daß eine Sache auf Grund einer Pfändung veräußert wird. Hier foll 
dem Erwerber ein Anfpruch auf Gewährleiftung wegen Mängel der Sache nicht zuftehen, weder 
gegen den Släubiger noch gegen den Schuldner oder ben Eigentümer (E. I 395, P. IS. 771. 
2 DI ©. 2375, $. I 8b. 1 ©. 701). ©. ferner 88G. $ 56 Sa 3. Bgl. Erl. zu 8 433 

6e a. € 
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8. 462. Wegen eines Mangels, den ber Verkäufer nad) den Vorfchriften 
ber 88. 459, 460 zu vertreten bat, fann der Käufer Rückgängigmachung des 
Kaufes (Wandelung) oder Herabjegung des Kaufpreifes (Minderung) verlangen. 


8 462. 
@.18 383; U 8 399 ve». 8 455; III 8 456. ——— T168.. 78T; M. II 6. 227. 
9.188. 1 ©. 673f., 697. 2. ©. 

Der 8 462 beitimmt die regelmähige Wirkung der Bo ben 88 459, 460 eintretenden 
Haftung des Berfäuferd. Sie beftcht in den dem Käufer wahlweife gewährten Anſprüchen auf 
Wandelung oder Minderung (entiprehend der actio redhibitoria und ber a. quanti minoris). 

1. Borandfegung der Anfprüche ift ein vom Verläufer nad} den 88 459, 460 zu vertretender 
Mangel der Sade. 

Die Beweislaſt für das Borhandenfein ber Borausfegung trifft grundſätzlich den Känfer, 
ohne daß e8 darauf ankommt, ob auf bie Lieferung einer mangelhaften Sache die Vorſchrift des 
8 363 Anwendung findet (KG. in JW. 1904 ©. 358; a. U. Dernburg Bb. II 8 184 ©. 52; 
Endemann ®b. I ©. 992). Im einzelnen verteilt fi die Beweislaſt nach der Faſſung der 
88 459, 460 wie folgt: 

Der Käufer Hat in allen Fällen dem Kaufvertrag zu beweiſen. Bei der geſetzlichen 
Haftung Hegt ihm ferner der Beweis des Borhandenfeins eines Fehlers ber im 8 459 Abf. 1 
Sap 1 bezeichneten Art ob. Dazu gehört namentlich gegebenenfalls auch ber Beweis, daß ein 
beftimmter @ebraud der Sade nah dem Vertrage vorausgeſetzt ift. Der Verkäufer Hat dagegen 
den Gegenbeweis zu führen, daß die buch den Fehler verurjadte Minderung des Wertes oder 
der Tauglichkeit eine unerhebliche ift (8 459 Abſ. 1 Say 2) oder daß ber Käufer dem Fehler bei 
dem Bertragichluffe gefannt oder nur infolge grober Fahrläſſigkeit nicht gefannt Hat, wogegen in 
legterem Falle der Käufer zu beweifen hat, daß der Verkäufer den Fehler argliftig verihwiegen 
babe (8 460). Bet der Haftung aus der Zufiherung einer Eigenfchaft Hat ber Käufer 
die Zuficherung und das fehlen der Eigenfhaft zur Zeit des Gefahrübergangs (8 459 Abf. 1), 
der Verkäufer dagegen bie Kenntnis bes Käufers von bem Fehlen der Eigenſchaft zur Zeit des 
Bertragichluffes (9 460 Sag 1) zu bemeifen (vgl. aber aud NG. 47 ©. 124). 

Daraus, daß fi die Haftung des Verkäufers auf die Zeit des Gefahrüberganges bezieht, 
folgt aber nicht, daß bem Käufer die im $ 462 beftimmten echte erft nad; jenem Beitpuntt, alſo 
regelmäßig erſt nad; ber Übergabe der Sache und bei Grundftüden nad) der Eintragung des 
Käufers zuftehen. Vielmehr kann der Käufer, aud wenn er wegen bes Mangels die Annahme 
vermeigert, die echte geltend machen (vgl. 5 464, ebenfo Endemann Bd. I ©. 996; a. A. 
Dernburg 8b. II 8184 6.55, f. auch RG. 53 ©. 73; Düringer-Hadenburg Bd. III ©. 124), 
und ber Verkäufer vermag fie nur auszufcließen, fofern er imftande ift, den vorhandenen Fehler 
zu befettigen oder bie fehlende Eigenſchaft Herzuftellen. 

2. Jeder vom Berläufer zu vertretende Mangel gibt dem Käufer das Recht, nad; feiner 
Wahl Wandelung oder Minderung zu verlangen. Der Anfprucd auf Wandelung ift jedoch nur 
beſchränkt gegeben im alle des 8 468. Er kann ferner im einzelnen Falle durch befondere 
Umftände ausgefchlofien fein (vgl. Ex. 1b zu 8 467). Der Anſpruch auf Minderung ift beim 
Viehhandel verfagt (8 487 Ubi. 1). 

8. Gegenftand der Anipräde auf Wandelung ober Minderung. 

®) Der Anſpruch auf Wandelung geht nach der Legaldefinition des $ 462 auf Rück⸗ 
gängigmahung bes Kaufes, d. h. des obligatortfchen Kaufvertrags (vgl. 8 634 Abf. 1 
Sag 3). Darüber, was unter Rüdgängigmadhung bes Kaufe zu verftehen ift, befteht jedoch 
Meinungsverfchiebenheit. 

Nach der einen Anficht ift zur Rückgängigmachung des Kaufes, wenn man von bem 
natürlihen Sinne diefeg NAusdruds angeht, die Wiederaufhebung der Rechtsfolgen bes 
Kaufes erforderlich, umd zwar nicht nur der unmittelbaren, fondern auch ber mittelbaren, alſo 
ſowohl der durch den Kauf begründeten Verpflichtungen als auch ber in Erfüllung diefer ber 
wirken Leiftungen. Zur Rüdgängigmahung des Kaufes gehört alſo, ſoweit bie Berpflihtungen 
noch nit erfüllt find, die Befreiung von ihnen, ſoweit fie erfült find, die Rückgewähr der 
Keiftungen. Sie läßt fi nur durch ein Zuſammenwirken der Parteien erreihen. Wenn daher 
dem Käufer gegen den Verkäufer ein Anſpruch ($ 194) auf Rüdgängigmahung bes Kaufes 
gegeben wird, fo Tann biefer Anfpruch nur auf dasjenige Tun des Verkäufers gerichtet fein, durch 
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welches er zur Riüdgängigmahung bes Kaufe mitzuwirken Hat, alfo auf die Befreiung bes 
Käufers von feinen Berpflihtungen aus dem Kaufe und die Rückgewähr der von ihm bewirkten 
Leiftungen, befonders bie Rüderflattung des gezahlten Saufpreife®, und zwar beides nur gegen 
bie entipredende Mitwirtung des Käufers zur Rüdgängigmahung des Kaufes. Won biefer 
Anffafiung des Anſpruchs auf Wandelung ging unzweifelhaft der E. I aus, zu deſſen dem 
8 477 bed BGB. entipredgenden 8 397 die M. II ©. 239 im Anſchluß an die P. I ©. 779. 
bemerten, daß ber Anſpruch auf Wanbelung, je nachdem die Berpflihtung des Erwerbers 
erfüllt ift oder nicht, auf Reſtitution des Geleifteten oder auf Befreiung von der Verpflichtung 
aus dem Bertrage gehe. Ein Antrag, zu Protokoll feftzufiellen, daß unter bem Rechte, die Aufs 
hebung (wofür fpäter Rückgängigmachung geſetzt wurde) des Vertrags zu verlangen, bag Recht, 
Abſchließung eines Hierauf gerichteten Vertrags zu verlangen, verfianden werde, war von bem 
Untragfteller felbft dahin „verbefiert“ worden, daß der Anſpruch auf Wandelung gekennzeichnet 
werden follte als das Recht des Erwerber, zu verlangen, dab er in diejenige Lage verfeßt werde, 
in welder ex jein wilrde, wenn der Vertrag nicht gefchlofien worben wäre, gegen die Verpflichtung 
feinerfeits, auch ben Veräußerer in diejelbe Lage zurüdzuverſetzen (P. IS. 777). Dementiprehend 
beftand in der erften Kommiſſion Einverjtändnis darliber, da die an die Wandelung ſich knüpfenden 
Rechte und Pflichten der Parteien unmittelbar und nicht erft durch ein ſich anſchließendes Rechts⸗ 
geichäft oder Urteil Hervorgerufen würden (P. I ©. 755, M. II ©. 230). 

Im Gegenfage zu diefer unzweibentigen Stellungnahme des €. I (vgl. auch Jacubezky, 
Bemerkungen ©. 925.) ging aber die Mehrheit der zweiten Kommiſſion von vornherein bavon 
aus, daß als Gegenſtand des Anſpruchs auf Wanbelung bie Einwilligung des Känfers in bie 
Banbelung anzuſehen fei (®. II Bd. 1 ©. 674, 679f.). Diefe Auffaſſung blieb zwar in ber 
Kommiffion nit ohne Widerfpruch (PB. II 8b. 1 ©. 710), wurbe aber von ber Mehrheit feft- 
gehalten, und letztere bezwedte mit dem $ A465 unter anderem, der Rechtsanwendung einen deut⸗ 
lichen Fingerzeig in beireff der von ihr zugrumbe gelegten Konftrultion des Anſpruchs zu geben. Der 
Unterfhied diefer Auffafjung, der ſog. Bertragstheorte, von ber dem E. I zugrunde liegenden, 
tritt praftif beſonders hervor, wenn der Käufer bereits erfüllt Hat. Dann muß er nach ber 
Bertragstheorie mangels freiwilliger Einwilligung des Verläufers in bie Wandelung grundſätzlich 
in erfier Linie auf die Einwilligung Magen und hat vor dem Eintritte der Rechtskraft des die 
Einwiligung erfegenden Urteils keinen oder doch feinen fälligen Anfpruc auf Rückgewähr feiner 
Zeiftung, fo daß er vorher weder mit diefem Anſpruch aufrechnen noch ben Berfäufer in Leiftungs« 
verzug ober bezüglich ber Rückgewähr der Sache in Annahmenerzug fegen kann. 

Gegen diefe Auffafjung des Wandelungsanſpruchs find vom praftiihen Standpunft aus ges 
wichtige Bedenken geltend gemacht worden, insbeſondere baß danach der Käufer in bem vorausgefegten 
alle zur Führung zweier Prozeſſe gezwungen fei, da die Geltendmadung des Anfpruchs auf Rüd⸗ 
gewähr mit ber bes Anſpruchs auf Einwilligung in einer Klage keineswegs, wie auch die zweite 
Kommiffion ald felbitverftändlih annahm (B. II Bd. 1 ©. 680), zuläffig, fondern logiſch 
und progefiual unmöglich jet, und dab, wenn felbft die Berbindung ber Anſprüche in einer Klage 
ſtatihaft wäre, daS der Klage ftattgebende Urteil doch, auch ſoweit es bie Verpflichtung zur Rüd- 
gewähr ausfpreche, nicht file vorläufig vollftwedbar erflärt ober doch nit vor Rechtskraft des 
ganzen Urteils vollitredt werben könne (vgl. die Überficht über bie Wertreter und die Gegner 
der Bertragstheorie bei Haymann ©. 510 Anm. 3, 4 und Rangheinelen ©. 216 Unm. 1, 2, 
ferner dafür Dertmann im Recht 1904 ©. Aff, 29ff., Schröder ©. 26ff. und Rſpr. 4 ©. 35, 36, 
dagegen Biermann [Reditsanwalt] im Arch. f. d. civ. Prar. 95 ©. 316ff. und Müller in 
Bl. fe RAnw. 69 S. Mff, unentichieden RS. in ZW. 1903 Bell. ©. 68). 

Erachtet man dieſe Bedenken für begründet (vgl. befonders Haymann ©. 513ff.), fo 
eihebt ſich die Frage, ob das Beleg dennoch zur Unnahme der Vertragstheorie nötige. Dieſe 
Frage glaubt bie erſterwähnte Auffaffung von bem Gegenftande des Wandelungsanfpruchs ver- 
neinen zu können. Ihr zufolge ift die von ber Mehrheit der zweiten Konmiffion gehegte Abficht, 
durch den 8 465 ben Inhalt des Anſpruchs auf Wandelung im Sinne der Vertragstheorie 
geieglich feftzulegen, nicht erreicht, da dem 8 465 diefe Bedeutung nicht beigemefien werden könne 
(ogl. Exl. 1 zu 8465). Weiter komme für ben Inhalt des Auſpruchs auf Wandelung ber 8 467 
Sag 1 in Betracht, wonach auf die Wandelung unter anderen für das vertragsmäßige Rücktritts⸗ 
recht geltenden Vorſchriften auch ber 8 346 Satz 1 entiprehende Anwendung findet. Diejer 
befrimmt: „Hat fi in einem Vertrag ein Teil ben Müdtritt vorbehalten, fo find die Parteien, 
wenn der Müdtritt erfolgt, verpflichtet, einander die empfangenen Leiftungen zurüdzugewähren.“ 
Wenn es ſich nun frage, wie fi) die entfprechende Anwendung dieſer Vorſchrift anf bie Wandelung 
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geftalte, fo entipreche dem vertragsmäßigen Rücktrittsrechte ber gefepliche Anſpruch auf Wandelung, 
der Ausübung bes Rũcktritisrechts durch bie einfeitige Rücktritiserklärung bes Berechtigten bie 
Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung durch die Erklärung bes Käufers, daß er Wandelung 
verlange. Die entfprechende Anwendung des 8 346 Satz 1 ergebe hiernach, daß, wenn ber Käufer 
Bandelung verlangt, die Parteien einander die empfangenen Leiftungen zurüdzugewähren haben, 
der Käufer alfo vom Verkäufer Rüdzahlung des gezahlten Kaufpreifes, und zwar nach & 348 
Bug um Bug, gegen Rüdgewähr der empfangenen Sache verlangen kann. Daß biefer Rüd- 
gewähranfprudy erſt mit der Vollziehung ber Wandelung nach 8 465, alſo mit ber freiwilligen 
oder erzwungenen Einwilligung des Verkäufers in die Wandelung, entftehe, könne aus der ent» 
ſprechenden Anwendung des 8 346 Sag 1 nicht entnommen werben und folge auch nicht aus 
anderen Beftimmungen. Der Borausfegung bed Rückgewähranſpruchs nad 8 346 Sap 1, baf 
der Rücktritt — gemäß 8 349 durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile — erfolgt, ſtehe 
bei ber Wandelung keineswegs ohne wehteres ihre Vollziehung nach 3 465 glei; nur in bezug 
auf die unwiderrnflihe Bindung des Käufers an bie Wahl der Wandelung fei der $ 349 dur 
den 8 465 erfegt und deshalb im $ 467 Gap 1 nicht für entſprechend anwendbar ertlärt. Aller⸗ 
dings ftelle, wie zuzugeben ſei, in einer Beziehung das Gejeh die Bollziehung ber Wandelung 
dem Rüdtritte gleich, nämlich für die entfprechende Anwendung ber 88 347, 351 auf die 
Bandelung. Nach diefen Borfchriften wird ber Rüdteittsberechtigte, wenn er vor ber Erflärung 
des Rücktritis eine weſentliche Verichlechterung, ben Untergang oder die anderweitige Unmöglichkeit 
der Herausgabe eines von ihm empfangenen Gegenſtandes verſchuldet hat, feines echtes ver⸗ 
Iufttg, wenn er dagegen gleiches nad erfolgtem Rücktritte getan hat, bem anderen Teile zum 
Schadenserſatze verpflichtet. Diele Vorſchriften find auf die Wandelung in der Weiſe anzuwenden, 
dab an bie Stelle der Rüdiritiserffärung die Bollziehung der Wandelung tritt, wie aus 8 487 
Abſ. 3 erhellt. Denn wenn dort flir den Viehkauf beftimmt ift, dab, falls „vor der Vollziehung ber 
Wandelung“ eine unmwefentliche Verſchlechterung bes Tieres infolge eines von dem Verläufer zu 
vertretenden Umſtandes eingeizeten ift, der Käufer die Wertminderung zu vergüten Bat, fo hängt 
diefe Vorſchrift mit der des 8 487 Abſ. 2 zufammen, derzufolge beim Viehkaufe der Käufer, 
durd) eine vor ber Vollziehung der Wandelung von ihm verſchuldete weſentliche Verſchlechterung 
bes Tieres, ftatt wie fonft den Anſpruch auf Wandelung zu verlieren, zur Vergütung bed Wertes 
verpflichtet wird, während es für eine nad der Bollziefung der Wandelung vom Käufer ver- 
ſchuldete wefentliche oder unmwefentliche Verſchlechterung der Sache aud für den Biehlauf bei der 
Schadenserfagpflicht des Käufers nad) 8 347 bewendet. Daraus folgt für die Wandelung bei 
dem Kaufe im allgemeinen, daß ber Käufer duch eine von ihm verfchuldete weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung zc. der Sache, wenn die Verſchlechterung vor ber Bollziehung der Wandelung 
eintritt, feinen Anſpruch auf Wandelung verliert, andernfal® zum Schadenserſatze verpfliätet 
wird (vgl. auch P. II Bd. 1 ©. 803). Uus der Gleicftellung der Vollziehung der Wandelung 
mit ber Rüdtrittöerflärung in diefem Punkte kann aber nad) der bier in Mebe ftehenden Anſicht 
nicht gefchlofien werden, daß biefelbe Gleichſtellung auch bei der entſprechelden Anwendung bes 
$ 346 Sag 1 Platz greifen muß, der Käufer alfo erft, wenn die Wanbdelung nad) $ 465 voll» 
zogen ift, Müdgewähr bed Kaufpreifes verlangen kann. — Auch aus $ 479 könne ein Bedenken 
gegen die Zuläffigfeit eine® unmittelbar auf Rückzahlung gerichteten Auſpruchs auf Wandelung 
nicht Hergeleitet werben (vgl. Erl. 2 zu 8 479). — Gegen bie Anficht, daß der „Anfpruch auf 
Wandelung“ ſtets auf Einwilligung in einen ben Kauf aufhebenden Vertrag gerichtet ſei, ſpreche 
endlich aud der 8 489, ber beim Viehkauf in einem über den „Anſpruch auf Wanbelung* 
anhängigen Redtsftreit unter Umftänden die Unorbnung ber Bffentlihen Verfteigerung des Tieres 
durch einftweilige Verfügung geftattet. Diefe Borfehrift müfje auch dann anwendbar fein, wenn 
ber Verkäufer fi mit der Wandelung freiwillig einverftanden erklärt Hat und daher mir noch 
für einen Rechtoſtreit über den Anſpruch auf Rüdgewähr nicht dagegen mehr für einen ſolchen 
über den Anfpruch auf Einwilligung in die Wandelung, Raum tft. Das Geſetz behandele alfo Hier 
auch ben nad Bollziehung der Wandelung erhobenen Nüdgewähranfprud nicht als einen 
befonderen Anſpruch aus der vollzogenen Wandelung, fondern ald einen „Anſpruch auf 
Wandelung.“ 

Dieſen gegen die Anerkennung der Vertragstheorie gerichteten Bedenken gegenüber kommt 
jedoch folgendes in Betracht: 

Nach dem Wortlaute des 8 462 geht der dem Käufer zuſtehende Anſpruch nicht auf Rüde 
gängigmadung ber Folgen des Kaufes, fondern auf Rüdgängigmadung des Kaufes felbft. 
ackgängig gemacht werden kann der Kauf nur dadurch, daß er wieder aufgehoben wird. Die 
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Aufhebung fol aber nicht nur Wirkungen für die Zukunft haben, fondern es foll damit das 
Exlöfchen des Schuldverhältniſſes mit rückwirkender Kraft in derfelben Art und mit benjelben 
Folgen eintreten, wie dies nach ben 98 346ff. durch dem Rücktritt vom Vertrage geſchieht. Das 
iR im 8 467 ausbridlich beftimmt. Mit Rüdficht Hierauf iſt nicht der Ansdrud „Aufhebung 
bes Kaufes“, ber auf die Wirkung ex nunc hindenten würde, fondern der Ausdrud „Rüdgängige 
madjung“ gebraudit. Diefe begründet nach dem entſprechend anzumendenden 88 346ff. nicht bloß 
Anfprüde für den Käufer, fondern hat auch Wirkungen zugunften des Verkäufers und erzeugt 
ımter Umftänden ein neues gegenfeitiged Schulbverhältnts unter den Parteien. Es wurde 
deshalb für notwendig erachtet den Zeitpunkt zu beitimmen, in welchem biefe Rechtsänderung 
eintritt. Im Falle des Btüdtritt? vom Vertrage wird diefer Zeitpunkt durch die einfeitige 
Rüdtrittserflärung beftimmt. Eine entiprechende Beſtimmung fir bie Wandelung wurde für 
bedentlich gehalten und deshalb durch 8 467 ausgeſchloſſen. An die Stelle der Midtrittss 
erffärung follte bier der Vertrag unter ben Parteien treten. Dies ſollte ausgebrüdt werden und 
ericheint genügend ausgedrückt durch 8 465. Trot diefer Vorfchrift und der des 8 467 Die 
Rechtsãnderung fehon mit der einfeitigen Erklärung der Wandelung von feiten des Käufers ein. 
treten zu laſſen oder doch die Geltendmachung der fid) aus der Wandelung nad den 88 346 ff. 
ergebenden Anfprüce des Stäufers ſchon, bevor die Wandelung vollzogen worden tft, zuzulafien, 
dikrfte mit dem Wortlaute wie mit dem Zwecke der fraglichen Borfchrift unvereinbar fein. 

Der Anſpruch des Käufers geht fomit auf Abſchluß des Vertrags, durch den die Rechts⸗ 
änderung eintritt. Klagt der Käufer darauf, fo wirb, wenn ber Käufer ſich nicht freiwillig ein- 
verftanden erllärt, feine Willenserflärung durch das Urteil erſetzt (CPO. 8 894). Etatt das 
Berhältnis in diefer Weife zu Tonftruieren, hätte man beſtimmen können, daß die Rüdgängig« 
machung des Kaufes in Ermangelung eines Einverftändnifies des Verkäufers durch Urteil erfolge. 
in ſolches Tonftitutives Urteil würde aber mit dem Berfahren, da8 vom BGB. in allen anderen 
Fällen der Aufhebung eines duch Vertrag begründeten Schuldverhältmifies beobachtet ift, nicht im 
Einklange ftehen und iſt deshalb nicht vorgefchrieben. Praktiſche Bedentung hat dieſe Konftruktions⸗ 
frage übrigens nicht, weil das auf Abſchluß des Wandelungsvertragd ergehende Urteil diefelbe 
Wirkung hat wie ein die Aufhebung bed Kaufes unmittelbar ausſprechendes Urteil. 

Mit der Vollziehung der Wanbelung, alfo mit dem Abſchluſſe bes darauf gerichteten 
Bertrags, aber auch erft mit dieſer tritt das in den 88 346ff. normierte Verhältnis unter den 
Parteien ein. 

Die gegen diefe Auffafjung geltend gemachten praftifchen Bebenten erſcheinen nicht begrünber. 
Beder Iogifch noch prozefinalifch dirfte es unzuläffig fein, mit der Klage auf Wandelung die 
lage auf Bewirtung ber Leiftung zu verbinden, zum welcher der Verkäufer durch die vollzogene 
Wandelung verpflichtet wird. Auch die vorläufige Vollſtreckbarkeit des auf eine folde Klage 
ergebenden Urteils dürfte keinem begründeten Bedenken unterliegen. Daß der $täufer mit 
feinem Anſpruch auf Rückzahlung des Kaufpreifes vor der Bollziehung der Wandelung nicht 
anfredjnen Tann, möchte als ein Nachteil nicht anzufehen fein. Vgl. im übrigen befonders 
Windſcheid⸗Kipp Bd. II ©. 656ff.; Endemann Bb. I ©. 903ff. 

Aus den vorftehenb dargelegten Gründen glaubt ber Herausgeber an ber auch in den 
frügeren Auflagen vertretenen Bertragsiheorte fefihalten zu müffen. 

b) Der Anfprud auf Minderung geht nad) 8 462 auf Herabfegung bed Kanfpreifes, 
und zwar auf ben nad) den 88 472, 473 zu beftimmenden Betrag. Die bezüglich bes Anſpruchs 
anf Bandelung unter a erörterte Meinungsverfchiebenheit kehrt hier wieder. Mach ber dort zuerft 
behandelten Anficht ift der Anfprud, je nachdem der Käufer ſchon mehr als den herabgefegten 
Kaufpreis gezahlt Hat oder nicht, auf Rückzahlung des zuviel gezaßlten oder auf Erlaß des zuviel 
geſchuldeten Betrags gerichtet. Dagegen ift nad) der Bertragstheorie Gegenftand des Anſpruchs 
die Einwilligung des Verkäufers in einen den Kaufpreis herabjegenden Vertrag, durch den ent 
weder ein Anſpruch auf Rückzahlung des zu viel gezaflten Vertrags des Kaufpreifes begrünber 
ober der Anſpruch auf den zuviel gefchulbeten Betrag aufgehoben wird. 

Bol. im übrigen Erl. 2a zu 8 465 und Erl. 2 zu 8 467. 

4. Rachträgliche Befeitigung des Mangels. Die Zuläffigkeit der Anſprüche auf Wandelung 
amd auf Minderung ift nicht davon abhängig, daß der Verkäufer außer ftande ift, den Mangel 
zu befeitigen. Der Käufer wird aber, auch abgefehen von bem unter Mr. 1 a. E. erwähnten 
Fällen, unter Umftänden nad Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte (88 157, 
242) dem Rerlünfer geftatten mäüfien, die Wandelung oder Minderung durch nachträgliche Ber 
feltigung bes Mangels auszufchließen (M. II ©. 227; ebenfo Rſpr. 8 ©. 65; a. A. Ende 
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d 8. 463. Fehlt der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes eine zugeficherte 
Eigenſchaft, jo fann der Käufer ftatt der Wandelung oder der Minderung Schabend- 
erjag wegen Nichterfüllung verlangen. Das Gleiche gilt, wenn ber Berkäufer 
einen Fehler argliftig verjchwiegen hat. 


mann Bd. I ©. 988 Anm. 18; Eccius ©. 31d; Schröder S. 18; Schöller ©. 14; Staub 
©. 1358 Unm. 42; Cofad Bd. I ©. 444, der dem Verkäufer wie beim Leiftungsverzug eine 
angemefjene Nachfriſt gewähren will). Eine andere Sade braucht ſich aber der Käufer einer in 
ſich beitimmten Sache niemals aufdrängen laſſen (wegen des Gattungslaufs ſ. Erl. 4 zu $ 480). 

Einen Anfprud auf Befeitigung des Mangels hat der Käufer nur, wenn dieſe ala 
verfprochen anzufehen ift oder wenn er nach 8 463 oder wegen eined Verſchuldens des Verläufers 
nad dem Vertragſchluſſe (Erl. 1ba zu $ 459) Schadenserfag wegen Nichterfüllung verlangen 
Tan. Dagegen kann der Käufer einer in fi beftimmten Sache niemals Lieferung einer andern 
fehlerfreien verlangen (f. dagegen 8 480). 

5. Wahlrecht des Käufers. Bis zu welchem Beitpunkte dem Käufer die Wahl zwiſchen 
dem Anſpruch auf Wandelung und dem Anſpruch auf Minderung offen fteht, ergibt fich aus 8 465. 

6. Über die Einreben der Wandelung und der Minderung vgl. Exl. 2 zu 8 478. 

7. GSonftige Rechte des Käufers. Der Käufer einer beitimmten Sache (wegen des Battungss 
Taufs f. Erl. 6 zu 8 480) hat wegen eines zum Zeit des Gejahrüberganges vorhandenen Mangels 
außerdem folgende Rechte: 

a) wenn ihm ber Verkäufer einen gejeglid zu vertretenden Fehler argliftig verſchwiegen 
oder eine zur Beit des Kaufes fehlende Eigenſchaft zugefihert hat, ftatt der Anſprüche auf 
Bandelung oder Minderung einen Anſpruch auf Schadenderfag wegen Nichterfüllung ($ 463); 

b) wenn nad) dem Vertragſchluſſe durch Zufall oder durch Verſchulden des Verkäufers ein 
damals nicht vorhandener fehler entftanden oder eine damals vorhandene zugeficherte Eigenfchaft 
weggefallen tft, die in ben 88 323, 325 beftimmten Rechte (ebenfo namentlih Windfhetd- 
Kipp 8b. II ©. 655; €. Müller im Recht 1902 ©. 578 und bezüglich des 8 325 Schöller 
& 2%; a U. Endemann Bd. I ©. 989 Anm. 20 und bie dort Angeführten; |. auch 
Crome Bb. II ©. 448 Anm. 33); von biefen Rechten iſt daS ans 8 323 folgende Recht 
auf Minderung ber Gegenleiftung freilih wegen der mit feiner Durdführung verbundenen 
ichwereren Beweislaft neben dem Anſpruch auf Minderung ohne praltifhe Bedeutung, dagegen 
ann der Schadenserſatzanſpruch aus 8 325 auch neben den Anſprüchen auf Wandelung oder 
Minderung ergänzend geltend gemacht werben; 

6) wenn der Verkauf ober bie Lieferung ber mangelhaften Sache eine unerlaubte Hanblung 
im Sinne bes & 823 ober bes $ 826 ift, einen Anſpruch auf Erſatz bes durch fie entitehenden 
Schadens, welcher Anſpruch gleihials neben ben Anſprüchen auf Wandelung oder Minderung 
ergänzend geltend gemacht werden kann. 

Wegen des Anfechtungsredht3 ſ. Erl. 1a zu $ 459. 


& 468. 
@. 1 8 385; II 8 400 ven. 8 456; III 8 457. SR AU 9.1.1 €. 086. 


Der 5 463 gewährt dem Käufer in zwei Fällen einen nicht ans allgemeinen Grundſätzen 
folgenden Anfprud auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. 

1. Das Recht des Käufers geht dahin, fiatt der Wandelung sber ber Minderung 
Schabenserfag wegen Nichterfüllung zu verlangen. Der Schadenserſatzanſpruch iſt alfo nur 
wahlweiſe neben ben Anfprüchen auf Wandelung oder auf Minderung und nur dann gegeben, 
wenn die Borausfegungen dieſer Aniprüche vorliegen, mithin nur, wenn ein bon dem Bertäufer 
nad) den 58 459, 460 zu bertretender Mangel befteht. Über bie Wahl des Säufers f. Exl. 3 
zu 8 465. 

2. Eag 1. Der erfie Fall Itegt vor, wenn der Sade eine im Sinne des 8 459 Abf. 2 
(vgl. Erl. 2a zu 8 459) zugeficherte Eigenfchaft zur Beit des Kaufes fehlt, es fei denn, daß der 
Käufer dies bei dem Abſchluſſe bes Kaufes weiß (ſ. Erl. 2 zu 8 460). Der Käufer hat außer 
dem Kaufe und ber Zuſicherung aud das Fehlen der Eigenfchaft zur Beit des Kaufes, der 
Verkäufer die Kenntnis des Käufers zu beweilen. Die Erjappflicht ift nicht von einem Ber 
Schulden des Verkäufers abhängig, beruht vielmehr auf der Auffaſſung, daß in der Zuſicherung 
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8. 464. Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an, obſchon er ben 
Mangel fennt, jo ftehen ihm bie in den 88. 462, 463 beftimmten Anfprüche nur 
zu, wenn er fich feine Rechte wegen des Mangels bei der Annahme vorbehält. 


einer Eigenſchaft xegelmäßig die Übernahme einer Garantie für das Worhandenfein der Eigen» 
ſchaft zur Zeit bes Kaufes liegt. Iſt eine zur Zeit bes Kaufes vorhandene zugeſicherte Eigenfchaft 
fpäter weggefallen, fo kann fi ein Anfpruch bes Käufers auf Schabenserfag wegen Nicjterfiillung 
nur ans einem Verfchulden des Verkäufers nad dem Bertragihluß (Erl. 7 b,c zu 8 462) oder 
daran ergeben, daß nad; den Umftänden eine auf ben fpäteren Zeitpunkt ausgedehnte Baranties 
Übernahme anzunehmen ift. 

3. Gag 2. Diefer Fall ift gegeben, wenn ber Berfäufer einen fehler der im 8 459 Abf.1 
bezeichneten Art dem Käufer argliftig verfchwiegen hat (vgl. Erl. zu 8 443), es fei denn, daß 
der Käufer den Fehler zur Zeit des Kaufabſchluſſes gefannt hat. Die Beweislaſt trifft bezüglich 
des Kaufes und bes argliftigen Verſchweigens bes Fehlers den Käufer (vgl. NG. bei Seuff. 
A. 58 ©. 312), bezüglich der Kenntnis des Käufers den Verkäufer. Der Käufer wird in folhem 
Zalle regelmäßig auch den Kauf nach 8 123 Abſ. 1 anfechten (vgl. IW. 1903 Beil, ©. 90) oder 
auf Grund der unerlaubten Handinng Schadenserfag verlangen können ($ 823 Abſ. 2, 8 826), 
und zwar legteres wicht nur ftatt, fonbern auch neben der Wandelung oder Minderung (Erl.7e 
zu & 462). 

4. Gegenftand bed Auſpruchs. Der Anſpruch geht auf Schabenserfag wegen Nichts 
erfällung. Daraus folgt aber nicht, daß ſich der Käufer in jedem Falle auf den Standpunkt 
ftellen kann, als Habe der Verkäufer überhaupt nicht erfüllt, dab er alfo die Sache zurückweiſen 
und denjenigen Schadenserſatzanſpruch geltend machen kann, welcher fih aus ber Hierdurch bes 
wirtten vollftändigen Nichterfüllung ergibt (fo RG. 52 ©. 365, ZW. 1902 Beil. ©. 236), daß 
er insbefondere ſtets Rüdzahlung des Kaufpreiies und Exftattung ber Vertragskoſten ver» 
langen lann (fo RG. 50 ©. 190, ZW. 1904 ©. 140). Vielmehr handelt es ſich nad dem 
Bortlaut und Zwede der Vorfchrift immer nur um Schadenserſatz wegen teilweifer Nichterfüllung, 
and anf dieſen find die Vorichriften des 8 325 Abſ. 1 entſprechend anzuwenden (Exl. 3 zu 8 325). 
Der Käufer Tann daher regelmäßig — wie es ihm nad RG. 53 ©. 89 (dazu Staub in 
DIE. 1903 ©. 388) neben dem vorerwähnten weitergehenden Anſpruche wahlweife freiftehen 
fol — nur Erfag des durch den Mangel der Sache entitandenen Schadens und fomit nad $ 249 
in erfter Linie Vefeitigung des Mangels verlangen, dagegen Schabenserfag wegen Nichterfüllung 
des ganzen Vertrags nur dann, wenn bie teilweife Erfülung des Vertrags für ihn fein Intereffe 
hat (ebenfo Windfheid-Kipp Bd. II ©. 654; Eccius ©. 335 f.; Staub ©. 1365). 
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Der 8 464 beſtimmt die Wirkung vorbehaltlofer Annahme der Sache durch den Käufer. 

1. Borausſetzung ifl: 

a) Annahme der mangelhaften Sache durch den Käufer oder feinen Vertreter mit Vers 
treiungsmadt. Annahme ift nicht glei Entgegennahme, ſondern bedeutet fo viel wie Annahme 
als Erfüllung im 9 363 (Exl. 2 dazu). Sie wird aber regelmäßig mit ber Übergabe und, 
wenn bei Grundftüden die Übergabe ber Auflaffung nahfolgt, mit letzterer zufammenfallen 
(RS. in ZW. 1901 ©. 786, 1904 ©. 406). 

b) Kenntnis des Käufer oder gemäß 3 166 feines Vertreters von bem Mangel zur Beit 
der Annahme, ohne Unterfchted, wodurch fie vermittelt ift. Der Kenntnis fieht bier auf, wenn 
auch grober, Fahrläffigleit beruhende Unkenntnis nicht glei. Der Käufer ift, außer beim 
äweifeitigen Handelskauf (HGB. 8 377), nicht bei Verluſt feiner Anſprüche verpflichtet, die Sache 
zu unterſuchen und entdedte Mängel anzuzeigen. Doch kann unter Umftänden in dem Unter- 
lafjen der Anzeige ein Verzicht auf die Änſprüche aus dem Mangel liegen. Über Vorteile, die 
fih an die Anzeige für den Käufer Inüipfen, ſ. 88 478, 479. 

€) Der Känfer oder fein Verreter mit Vertretungsmacht muß es umterlafien haben, fi 
feine Redite wegen bes Mangeld bei der Annahme vorzubehalten. Der Vorbehalt fit eine bem 
Verkäufer oder feinem Bertreter gegenüber abzugebende einfeitige Willenserklärung. Doc wird, 
wenn bei der Annahme weder der Verkäufer noch ein Vertreter mit Vertretungsmacht zugegen 
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8. 465. Die Wandelung oder die Minderung ift vollzogen, wenn fich der 
Verfäufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverftanden erflärt. 


ift, die Abfendung der Vorbehaltserflärung, und zwar unverzüglich nad) der Annahme, genügen 
müffen, eriteres deshalb, weil ſchon die Abfendung der Erklärung die Annahme eines Verzichts 
des Käufers auf feine Aufprliche, auf der die Vorſchrift des 8 464 beruht, ausfchließt (ebenfo 
Eofad Bd. I ©. 439). Der Vorbehalt muß fi auf die Rechte wegen „bes“ beftimmten 
einzelnen „Mangels“ beziehen; ein allgemeiner Vorbehalt ift wirkungslos. 

Die Beweislaft trifft bezüglich der beiden erften Borausfegungen den Verkäufer, bezüglich 
des Vorbehalts den Käufer. 

2. Wirkung der vorbehaltlofen Annahme tft lediglich der Verluſt der in den 83 462, 463 
beftimmten Unfprüce wegen bes dem Käufer befannten Mangels. Inwieweit ud) ein Verzicht 
auf fonftige Rechte des Käufers (Erl. 7 zu 8 462) anzunehmen tft, iſt Tatfrage (Windiheib- 
Kipp 3b. IL ©. 656). 

8 465. 
@.18 384; II 8 402 Mi. 1 ven. 8 458; III 8 459. 9.16. 776M., 7821. IST; DR.IIG. 238 
».1 8.1 6. 685f., 699, 708. D. 6. 632. 

1. Entftehung und Bebdentung im allgemeinen. Nach dem E.I 8 384, ber auf die Wahl 
zwiſchen dem echte der Wanbdelung und dem echte der Minderung die — dem jehigen & 263 
entſprechenden — Borichriften des E. I 8 208 und 8 209 Gap 1 flir eniſprechend anwendbar 
erlärte, follte die Wahl zwiſchen jenen Rechten durch die einfeitige Erklärung des Käufers dem 
Verkäufer gegenüber unmwiderruflid) vollzogen fein. Dagegen beſchloß die zweite Kommiffion, daß 
dem Käufer noch fo lange geftattet fein folle, ftatt der zuerft gewählten Wanbelung Minderumg 
und ftatt bdiefer jene zu wählen ober auch ftatt beider bei dem Vertrage ftehen zu bleiben, als 
der Verkäufer ſich nicht mit der verlangten Wandelung oder Minderung einverftanden erflärt 
babe. Zugleich aber hielt es die Mehrheit der Komnuiffion für geboten, in betreff der nad ihrer 
Auffaſſung dem Gefege zugrunde liegenden Konftrultion der Unfprücde auf Wandelung und 
Minderung ber Rechtsanwendung einen deutlichen Singerzeig zu geben. Der Käufer fönne danach 
kraft diefer Anfprüche die Einwilligung des Verfäufers in die Aufhebung des Kaufes (oder in bie 
Herabjegung des Kaufpreifes), die Annahme des hierauf gerichteten Vertragsantrags verlangen; 
die Wandelung fei mithin vollzogen mit der Erklärung des Einverftändnifies oder ber die Er— 
Härung erfegenden rechtskräftigen Verurteilung, welche übrigens, ebenfo wie die Klage, nicht ge= 
rade auf die Einwilligung gerichtet zu fein brauche. Demgemäß lautete ber E. II 8 402 Abf. 1, 3 
wie folgt: 

„Die Wandelung oder Minderung ift vollzogen, wenn ber Verkäufer ſich mit der von 
dem Käufer verlangten Wandelung oder Minderung einverftanden erflärt hat ober rechts⸗ 
kräftig dazu verurteilt ift. 

Bis zur Volziefung der Wandelung oder Minderung kann ber Käufer bie getroffene 
Wahl ändern oder bei dem Bertrage ftehen bleiben." 

Schon im E. II rev. 8 458 erſchien ftatt befien die Faſſung des jetzigen 8 465, in welcher 
der Schluß ded Abf. 1 „oder rechtskräftig dazu verurteilt ift“ und der Abf. 3 weggelaſſen find. 
Eine fachliche Änderung war damit nicht beabfichtigt. Der Abf. 3 wurde mit Rüdficht auf 8 466 
und in der Erwägung geftrichen, daß jeder der dem Käufer gewährten Anſprüche, da e8 ſich Dabei 
nit um ein Wahlihuldverhältnis handele, mangels einer abweichenden Vorſchrift ſelbſwerſtändlich 
fo lange beftehen bleibe, bis einer von ihnen befriedigt werbe, alſo nad) der Natur der auf Ein» 
willigung des Verkäufers gerichteten Anfprüche mit der Erteilung der Einwilligung und demnad) 
mit der „Vollziehung“ ber Wandelung oder Minderung. 

Der 8 465 follte alfo ein Doppeltes beflimmen: einmal den Zeitpunkt, mit welchem die auf 
Bandelung oder Minderung gerichtete Wahl des Käufers unmiderrufli wird, fodann den Inhalt 
der Anfprüde auf Wandelung oder Minderung. Der erfle, von ber Konſtruktion der Komntiffionse 
mehrheit unabhängige Gedanke Hat, wie nach der Entftehung nicht zu bezweifeln ift, im 8 465 
einen zwar durch jene Konftruftion beeinflußten, aber auch an fi antreichenden Ausbrud er» 
halten. Dagegen muß leßtered vom Standpunkte der Auffafiung aus, der zufolge in der 
Zegaldefinition des 8 462 unter Rüdgängigmahung des Kaufes die Wiederauſhebung feiner une 
mittelbaren und mittelbaren Folgen zu verftehen ift, bezitglich bes zweiten vorerwähnten Gedankens 
beftritten werden. Wenn der 8465 von der Wandelung ausjagt, daß fie vollzogen ift, falls fid) der 
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Berläufer mit ihr auf Verlangen bes Käufers einverftanden erflärt bat, fo kann von jenem Stand⸗ 
punft aus hierin nicht eine Feſtlegung bes Begriffs der Wandelung in dem Sinne gefunden werben, 
bat Wandelung bie vertragsmäßige Aufhebung des Saufvertrags ſei, denn diefe Beitimmung 
würde mit der des & 462 für die Fälle, in denen der Kaufvertrag bereits erfüllt iſt, in Wider 
ſpruch treten, da in ben gedachten Fällen zur Rückgängigmachung des Kaufes bie Rückgewähr 
ber Leiftungen exrforberli if. Um ben $ 465 mit dem 8 462 in Einklang zu bringen, dürfte 
man alfo in erfterem die Worte „bie Wandelung ift vollzogen“ wicht verſtehen alß „die Bandelung 
tt endgültig ausgeführt“, fondern entfprechend der Entftehumgsgefhichte dahin, daß die auf die 
Banbelung gerichtete Wahl des Käufers vollzogen, d. 5. endgültig ausgeführt, 
mithin feinjus variandi ſausgeſchloſſen ift. Hierin alfo müßte die einzige Bedeutung 
bes 8 465 gefunden werben (vgl. befonders Thiele und Haymann). Mit dieſem Ergebnifie 
fimmte es überein, daß ber 8 474 Ubf. 2 bei einer Mehrheit beteiligter Käufer an die Volle 
siehung ber von einem ber Käufer verlangten Minderung den Ausſchluß der Wandelung Inüpft, 
und da im $ 480 Abf. 1 Sa 2, wonach auf den Nachlieferungsanipruc des Käufers eines 
Sattungsfache auch die Vorſchrift des 8 465 entiprechende Anwendung findet, Ießtere keine andere 
Bebeutung haben kann, als daß das jus variandi des Käufers ausgeſchloſſen wird. 

Verſteht man jedoch im 8 462 unter der Rüdgängigmahung des Kaufes die vertragsmäßige 
Wiederaufhebung des Kaufvertrag, fo ift anzuerkennen, dab ber 8 465 auch die ihm von der 
weiten Kommiffion beigemefiene Bedeutung Hat, den Inhalt des Anſpruchs auf Wandelung oder 
Minderung im Sinne der fog. Vertragstheorie Marzuftellen. 

2. Boransfegung des $ 466. 

a) Der Käufer muß vom Verkäufer Wandelung oder Minderung verlangt 
haben. Das Verlangen ift Geltendmachung des dem Käufer gejeglich zuftehenden Anfpruchs. 
Es kann aufergerichtlich oder gerichtlich erklärt werben. 

a) Die außergerihtlie Erklärung bed Käufers braucht nicht dahin zu gehen, daß 
ex vom Berfänfer die Erklärung feines Einverftändnifies mit ber Wandelung ober Minderung 
verlange (fo Eccius ©. 322), vielmehr genügt, wie die Entſtehung (vgl. den oben mit- 
geteilten 8 402 Abf. 1 des E. ID) und ber Bufammenhang (f. auch & 474 Ubf. 2 „ber... 
verlangten Minderung“) ergibt, ein unmittelbar auf Wandelung oder auf Minderung gerichtetes 
Verlangen. Hat fi der Käufer fir Wandelung entſchieden, fo kann er entweder „Wandelung“ 
oder „Nüdgängigmacung des Kaufes“ verlangen oder eine gleichbedeutende allgemeine Wendung 
gebrauchen. Nach ber in der Erl. 3 zu 8 462 zuerft erwähnten Auffafjung kann der Käufer 
aber auch bie befondere zur Niüdgängigmadung bes Kaufes im gegebenen Falle erforderliche 
Zeiftung fordern, alfo Befreiung von der Kaufpreisfchuld oder Rüdzahlung bes Kaufpreiies, 
und aud vom Standpunkte der Vertragstheorie aus wird in ber Forderung ber Rüdzahlung 
bes Kaufpreiſes regelmäßig eine genügende, ſtillſchweigende Erflärung des Verlangens ber 
Bandelung zu finden fein. Das Verlangen ber Wandelung enthält nad der erfterwähnten 
Anficht dann, wem es auf Befreiung vom der Kaufpreisfchuld gerichtet if, zugleich einen big 
zum Widerruf annahmefähigen Antrag ded Käufers auf Schließung des zu ber Befreiung 
erforderlichen Erlaßvertrags ($ 397). Nach ber Vertragstheorie liegt in bem erlangen der 
Wandelung ftet3 ein Antrag auf Schließung des Wandelungsvertrags, für ben jedoch daraus, 
dab der Käufer einen Anipruch auf Vollziehung der Wandelung Hat, eine Abweihung von ben 
allgemeinen Vorſchriften über den Vertragsantrag (88 146ff.) infofern zu folgen fein wird, 
als dieſer Antrag in Ermangelung einer anderweitigen Beftimmung de? Käufers einerjeits, 
folange diefer ihn nicht widerrufen hat, von dem Verkäufer noch angenommen, anderfeits, 
folange er nit angenommen ift, vom Käufer jederzeit widerrufen werden kann. Daß ſich der 
Käufer zur Rückgewähr der empfangenen Sache erbietet, ift zur Wirkſamkeit des Wandelungs- 
verlangens nicht erforderlich. Dies folgt aus 8 467 Sag 1 verb. mit 8 348 und 8 322. 
Das Verlangen der Minderung kam gleichfalls allgemein auf Minderung oder Herab⸗ 
ſetzung des Kaufpreifes (d. h. ſelbſtverſtändlich auf dem geſetzlich beftimmten Betrag) oder 
‚entiprehend bem bezüglich der Wandelung Gejagten auf Erlaß oder Rüdzahlung eines beitimmt 
bezeichneten Teiles des SKaufpreifes gerichtet fein. Die Annahme der Mehrheit der zweiten 
Kommiffion, daß zur „Bollziefung der Minderung“ nah % 465 bie Einigung über einen 
befttmmten Beirag der Minderung notwendig fei (P. II Bd. 6 ©. 181), war eine unrichtige 
Folgerung aus der Vertragstheorie (ebenſo Coſack Bd. I ©. 436; Erome Bb. II ©. 461; 
Kloß ©. 301; Langheinelen S. 233; Schröder ©. 39; Thiele ©. 422). Buläffig if! 
auch bad alternativ geftellte Verlangen der Wandelung oder ber Minderung (ebenfo 
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Thiele ©. 421); der Käufer überläßt dadurch die ihm gefeplich zuftehende Wahl dem Verkäufer, 
fo daß diefer durch feine Erklärung die Wahl vollzieht. 

Die außergerichtliche Erklärung des Käufers bebarf keiner Form, aud wenn bei ber 

Wandelung ein Grundſtück zuridzugewähren ift (a. U. Eccius ©. 328). Dies folgt daraus, 
dab die Vollziehung der Wandelung, wenn auch Schliekung eines Vertrags, fo doch nicht 
Schließung eined Vertrags der im 8 313 bezeichneten Art ift. 
. 8) Gerichtlich kann der Käufer dad Verlangen durch Klage oder Einrebe geltend machen. 
Die Klage ift nad der erfierwähnten Wuslegung bed 8 462 nit auf Verurteilung bes 
Verkäufers zur Einwilligung in die Wandelung oder Minderung zu richten, ſondern bei ber 
Bandelung auf Verurteilung des Verkäufers zu der im gegebenen Falle zur Rüdgängigmahuug 
des Kauſes erforderlichen Leiftung (Befreiung von der Kaufpreisihuld, Rückgewähr der Sache zc. 
f. Erl. 280—c zu $ 467), bei der Minderung auf Verurteilung zum Erlaß ober zur Rüdzahlung 
des Betrag, um den der Kaufpreis herabgefegt werden fol (Rangheineten ©. 244f. und die 
dort Angeführten; Thiele ©. 424f.). Dagegen iſt nad) der Bertragstheorie bie Klage ftreng 
genommen auf Einwilligung in die Wandelung oder die Minderung zu richten. Doc wird 
auch tn der Klage auf Rüdzahlung des SKaufpreifed regelmäßig eine zuläffige Form ber 
Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung zu finden und nur nötigenfalls die bahin« 
gehende Abficht des Käufers dur Ausübung bed Fragerechts Marzuftellen fein. Das ben 
Verkäufer auf Grund einer ſolchen Klage zur Müdzahlung des Kaufpreifes verurteilende Urteil 
ift, auch wenn e8 dies nicht ausdrücklich ausfpricht, als ein Urteil anzufehen, durch welches der 
Kläger zur Vollziehung der Wandelung verurteilt wird; mit der Rechtskraft des Urteils ift alfo 
bie Wandelung vollzogen. 

Bei der Klage anf Minderung kann ber Stäufer den Betrag, um welden er Herab⸗ 
feßung des Kaufpreifes verlangt, entweder ziffermäßig oder auch durch Bezugnahme auf den fich 
aus ben 88 4725. ergebenden Betrag bezeichnen; er kann aud) in eriter Linie einen beftimmten, 
eventuell den nad) den 88 472f. zu beftimmenden Betrag verlangen. Stellt er jedoch einen 
folhen eventuellen Antrag nicht, fo ift die auf Minderung auf einen beflimmten Betrag gerichtete 
Klage, wenn fi) die Minderung bis zu diefem Betrage nad) den 88 472f. nicht rechtfertigt, 
abzumweifen, da dem Kläger, der die Minderung nur will, wenn fie auf den von ihm verlangten 
Betrag erfolgt, nicht die Möglichkeit entzogen werben darf, fiatt der Minderung Wandelung 
zu wählen. 

Unzuläffig, weil mit dem Erfordernis eines beftimmten Klageantrags (CPO. 8 253 Abf. 2 
Nr. 2) unvereinbar, iſt die alternative Geltendmadhung beider Anſprüche in derſelben Klage, 
während nichts entgegenfteht, daß der Käufer in erfter Linie auf Wandelung und für den Fall, 
daß er damit nicht durchdringt, auf Minderung Hagen kann. Geht in dem über einen der 
Uniprüce anhängigen Medtsfireit der Käufer zu dem anderen Auſpruch über, fo liegt darin 
entweber nach $ 268 der CRD. überhaupt feine Änderung der Klage, da der Klagegrund der— 
felbe bleibt, oder doch eine Klageänderung, die nad 8 264 dafelbft in ber Regel zuzus 
laſſen fein wird, unbeichadet der Frage, ob der andere Anſpruch nicht vorher nad 8 465 
ausgeſchloſſen tft (vgl. Langheineken, Thiele a. a. O.). Macht der Käufer während 
des Rechtsſtreits über den einen Anſpruch den anderen in befonderer Klage geltend, fo kann 
ihm die Einrede der Rechtöhängigkeit enigegengefegt werben (CPO. 8 263 Abſ. 2 Nr. 1), da 
die Gleichheit des Klagegrumdes in Verbindung mit dem fih aus 8 477 Ubf. 3 ergebenden 
Verhältniſſe der Anſprüche zueinander die Identität der Streitſache begründet (ebenfo Thiele 
©. 424; a. A. Kloß ©. 291; Langheineten ©. 245). 

Im Wege der Einrede können die Unfprüche dem Kaufpreisanſpruch des Verkäufers 
entgegengelegt werden. Bgl. Erl. 2 zu 8 478. 

b) Der Verkäufer muß fih mit dem Verlangen bes Käufers einverftanden 
erllärt haben. Diefe Erklärung bedarf gleichfalls feiner Form und kann auch ſtillſchweigend 
erfolgen. Sie hat nad) der Bertragstheorie ftet3, nach ber mehrerwähnten abweichenden Auf- 
faſſung in den Fällen, in welchen das Verlangen des Verkäufers einen widerruflichen Bertrags- 
antrag enthält, rechtlich die Bedeutung der Annahme des Antrags, in anderen Fällen dagegen 
die einer einfeitigen empfangsbebürftigen Willenserklärung, durch bie der Verkäufer den geltend» 
gemachten Anfpruc; des Käufers anerkennt (vgl. Langheineken ©. 233, der der Erklärung immer 
nur dieſe letztere Bedeutung heimißt, aber auch ſchon Eccius ©. 329). Die Erklärung ift 
nur wirkſam, wenn das Verlangen de3 Käufers nicht vorher widerrufen ift. An eine Friſt ift 
fie aber nad) dem oben (unter at«) Geſagten auch inſoweit nicht gebunden, als fie einen Vertrags⸗ 


1. Titel: Kauf. Taufh. $ 466. 375 


8. 466. Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber einen Mangel der 
Sade, fo kann der Verkäufer ihn umter dem Erbieten zur Wandelung und unter 
Beitimmung einer angemefjenen Frift zur Erklärung darüber auffordern, ob er 
Wandelung verlange. Die Wandelung fann in dieſem Falle nur 6i8 zum Ablaufe 
der Friſt verlangt werden. 


antrag enthält. Der Prozeßbevollmächtigte ift zur Abgabe und Entgegennahme dex Einverftändnig« 
erflärung durd die Prozeßvollmacht ermächtigt (vgl. RG. 50 ©. 144). 

3. Unwiderruflicgteit der Wahl des Käufers. Aus $ 465 ergibt ih, wie in der Erl. 1 
ausgeführt ift, daß ber Käufer unter ber in der Erl. 2 behandelten Borausfegung nicht mehr feine 
auf Wandelung ober auf Minderung gerichtete Wahl widerrufen und einen ber anderen ihm 
wahlweiſe zuftehenden Anſprüche, mit Einfluß des im 8 463 beftimmten Schabenderjag- 
anſpruchs, geltend machen oder bei bem Bertrage ftehenbleiben Tann. Dagegen tft nad 
der in der Erl. 3 zu 8 462 zuerſt bargelegten Auffafjung aus 8 465 nicht zu entnehmen, 
daß diefe Rechtsfolge nur unter der Hier beftimmten Vorausſetzung eintritt. Der Käufer 
verliert vielmehr fein Wahlrecht nad) diefer Anficht auch mit der, wenn auch nur teilmweifen, 
Bejriedigung eined der ihm wahlweiſe zuftehenden Unfprüche, mag darin auch eine 
ſtillſchweigende Einverftändniserflärung nicht zu finden fein (Eccius ©. 330f.; Thiele 
©. 412 u. a.), wogegen nad) ber Vertragstheorie die Anſprüche nur durch die Einverftindnig- 
erklärung befriedigt werben. Das Wahlrecht des Käufers erlifcht feruer mit der rechtsträftigen 
Verurteilung des Verkäufers zur Wandelung ober Minderung, und zwar nach ber Vertrags⸗ 
theorie deshalb, weil daß Urteil, auch wenn es nicht ausdrüdlic auf Einwilligung des Ver⸗ 
täufers in die Wandelung zc. gerichtet tft, doch nad) dem in ber Erl. 2a 4 Bemerkten wie ein auf 
die Einwilligung gerichteteß behandelt werden muß, nad) der entgegengefegten Anficht deshalb, weil 
die rechtskraftige Verurteilung des Berläufers zu der von feiner Seite erforberlichen Leiftung keine 
geringere Wirkung Haben kaunn, als es bie ein folches Urteil nur vorbereitende Verurteilung 
des Verkäufers zur Erklärung des im $ 465 vorausgefegten Einverftändnified nad der CPO. 
8 894 haben würde (Thiele ©. 415ff.; Langheineken ©. 5df.; a. W. Eccius ©. 331f.). 

Bas endlich die Wirkung der rehtsträftigen — voliftändigen oder teilmeifen — Ab⸗ 
weifung der Kaufpreistlage auf Grund ber Einrebe der Wanbelung ober ber 
Minderung anlangt, fo dürfte fi Hier die Ausſchließung des Wahlrechts zwar nicht in gleicher 
Weiſe begründen fafien, da das Urteil bezüglich der Einrede nad CPO. 8 322 nicht der Rechts⸗ 
kraft fähig tft. Ste folgt aber daraus, daß die auf Grund der Wandelungseinrede rechtskräftig 
abgeſprochene Kaufpreisfhuld nicht nachträglich nur Herabgefegt, die auf Grund der Minderungs⸗ 
einrede vehtöfräftig herabgeſetzte Kaufpreisſchuld nicht nachträglich ganz abgeſprochen werden kann 
(im Ergebnis ebenfo Eccius ©. 330f.). 

Der 8 465 gilt nit für bie Wahl bes im 8 463 beftimmten Schabenserfaß- 
anſpruchs. Diefe wird deshalb aber nicht ſchon mit der einfeitigen Erflärung bes Käufers 
unwiderruflich (jo Kloß ©. 291), fondern nad allgemeinen Grundſätzen erft mit ber, wenigſtens 
teilmeifen, Erfüllung (f. au) Erome Bd. I ©. 471) oder mit ber rechtskräftigen Verurteilung 
zur Erfülung (Schollmeyer ©. 28). 

4. Über das Recht des Käufers, nad erfolgter Minderung wegen eines Mangels wegen 
eines anderen Mangels Wandelung oder von neuem Minderung zu verlangen, vgl. 8 475. 


8 466. 
@.I1 8 402 Ubf. 2 ven. 8 459; III 8 460. P.II Bo. 1 ©. 800f.; 82. 6 6. 1801. D. 6. 632. 

1. Der 8 466 fol dem Verkäufer eine Handhabe bieten, um ben Käufer, der fonft mit der 
Ausübung feines Wahlrechts bis kurz vor dem Ablauf der Verjährungsfrift warten könnte, unter 
Umftänden vorher zur Entfheidung über die Wahl der Wanbdelung zu nötigen. 

2. Boraußjegung der dem Berläufer gewährten Befugnis tft, daß der Käufer ihm gegen- 
über einen Mangel behauptet, insbefonbere ihm den Mangel anzeigt, wozu er wegen der ſich 
am die Anzeige Inlipfenden Vorteile (88 478, 479) fi) Häufig veranlaßt finden wird. Die Bors 
ausfegung wird aber unter Umftänden ſchon als erfüllt anzufehen fein, wenn ber Käufer auf 
eine bezüglice Anfrage des Verkäufers ſchweigt (a. A. Endemann Bd. I ©. 1000; Scholl⸗ 
meyer ©. 29; zweifelnd Crome Bb. II ©. 463). 
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8. 467. Auf die Wandelung finden die für das vertragsmäßige Nüdtritts- 
echt geltenden Vorſchriften der 88. 346 bis 348, 350 bis 354, 356 entfprechende 
Anwendung; im Falle des $. 352 ift jedoch die Wandelung nicht ausgeſchloſſen, 
wenn der Mangel fich erft bei der Umgeftaltung der Sache gezeigt hat. Der 
Verkäufer Hat dem Käufer auch die Vertragskoſten zu erfegen. 


8. Die Befugnis geht auf Beſtimmung einer Ausſchlußfriſt für die Wahl der Wandelung. 
Die Wirkſamkeit der Friftbeftimmung hängt von folgendem ab: 

a) Die Friſt muß eine angemefjene fein (f. Erl. 2 zu 8 250). 

b) Der Verkäufer muß bei der Friſtbeſtimmung ſich zur Wandelung erbieten und baburd 
im voraus mit diefer einverftanden erllären. An das Exbieten tft der Verkäufer bis zum Ablaufe 
ber Friſt gebunden. 

©) Der Verkäufer muß den Käufer zur Erklärung auffordern, ob er Wandelung verlange. 

4. Rechtsfolge der Friftverfäumung. Xerlangt ber Käufer die Wandelung vor dem 
Ablaufe der vorſchriftsmäßig beftimmten Friſt nicht, fo Tann er nachher nur noch die fonftigen 
Rechte wegen des Mangels geltend machen. Berlangt er dagegen rechtzeitig Wanbelung, fo ift 
dieje mit feiner Erklärung vollzogen (8 465). 
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Der $ =; regelt den Auſpruch auf Wanbelung näher, Er zwar im — an die 
Borſchriften über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht (vgl. die Erläuterungen zu dieſen). Dauach 
exgibt ſich folgendes: 

1. Zuläffigfeit bes Anſpruchs auf Wandelung. 

a) Der Anfpruch auf Waudelung wird bucch ben zufälligen Untergang der Sache nicht 
ausgeſchloſſen (6 360). 

b) Dagegen tft der Anſpruch ausgeſchloſſen, der Käufer alſo auf feine ſonſtigen Rechte 

jeiwiefen: 

= a) wenn ber Käufer oder eine Perſon, deren Verſchulden er nad) $ 278 wie ein eigenes 
zu vertreten bat, vor der Vollziehung der Wandelung eine wejentliche Verſchlechterung, den Unter« 
gang oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe der Sache oder den Untergang eines 
erheblichen Teiles der Sache verſchuldet Hat (ß 351). Daß bie bezeichneten Umflände diefe 
Wirkung nit nur dann, wenn fie vor der Geltendinahung bes Anſpruchs, ſondern aud dann 
no Haben, wenn fie nur vor ber Vollziehung der Wandelung im Sinne bes 8 465 eintreten, ift 
©. 368 in der Erl. 3a zu 8 462 dargelegt. gl. für bie Beit nach ber Vollziehung unten Erl. 24 2. 
Unmöglichkeit der Herausgabe Liegt vor, wenn die Sache im Wege der Biwangsverfteigerung an 
den Verkäufer zurüdgelangt ift (R®. 54 ©. 219; f. ferner RG. 50 ©. 190). Bwangsverfteigerung 
an einen Dritten fchließt den Wandelungsanfpruch aus, wenn durch Verihulden des Käufers oder 
des Erwerbers (vgl. unter y) die Rüdgabe unmöglich tft (RG. 56 ©. 258 u. JW. 1903 Beil. 
©. 69). Vom Käufer verſchuldet kann die Unmöglichkeit ber Herausgabe auch fein, wenn ſich 
der Berläufer im Annahmeverzuge befindet (RE. 56 ©. 267). Die Verſchlechterung ober 
Herausgabeunmöglichteit Hat der Verkäufer zu beweifen, dagegen liegt dem Käufer der Beweis 
ob, daß ihm fein oder dem Verkäufer das überwiegende Verſchulden zur Laft füllt (R®. in ZW. 
1904 ©. 140); 

4) wenn ber Käufer die Sache durch Verarbeitung oder Umbildung in eine Sache anderer 
Art umgeitaltet Hat (8 352), es fei denn, daß der Mangel ſich erſt bei der Umgeftaltung gezeigt 
Hat (8 467 Satz 2). Der Verkäufer hat edigli die erfolgte Umgeitaltung (vgl. & 950) zu 
beweiſen, dagegen hat der Käufer darzutun, daß ſich der Mangel erit bei ober, was gleichzuftellen 
iſt, infolge ber Umgeftaltung gezeigt hat, d. h. erfennbar geworden ift; 

y) wenn ber Käufer bie Sade veräußert oder mit dem Rechte eines Dritten belaftet und 
derjenige, welcher die Sache Hierdurch erlangt Hat, entweder ein Ereignis ber zu a bezeichneten 
Urt felbit verſchuldet oder doch zu vertreten oder die Sache nad) Maßgabe bes zu 4 Gefagten 
umgeitaltet hat ($ 358). 

0) Daneben gelten für den Wandelungsanfprud die allgemeinen Gründe bes Er- 
löfhens von Rechten, namentlich durch Berzicht; folder liegt in der Veräußerung ber Sache 
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mit Kenntnis des Mangels (vgl. Staub ©. 1361 Anm. 54), nicht aber notwendig in dem 
Beitergebrauche der Sache nad Beltendmahung des Anſpruchs (ME. in ZW. 1904 ©. 290). 

2. Rectöverhältuis im Falle ber Wandelung. 

a) Befreinng von Berpflihtungen aus bem Bertrage. 

Der E. II fprad) im 8 403 Gap 1 aus, daß mit der Vollziehung ber Wanbelung bie 
beiberfeitigen Verpflichtungen aus dem Vertrag erlöſchen. Die Vorſchrift bezwedte, gegenüber bem 
8 298 des €. II Horzuftellen, daß die Bollziefung der Wandelung nicht nur, wie bie des Rück⸗ 
tritts. dauernde Einveden gegen die beiderfeitigen Anſprüche aus dem Saufvertrag erzenge, fondern 
das durch den lepterem begründete Schuldverhältnis aufhebe (P. TI Bd. 1 ©. 801f.). Bei ber 
Revifion wurbe jedoch ber betrefiende Satz bes $ 298 und ſodann aud) ber $ 403 Sap 1 ges 
Reichen, um die Konftruftionsfrage im Gefeg offen zu Iafien (B. II Bd. 6 ©. 158, 197). Der 
Rücktritt bringt das Schuldverhältnis aus dem Bertrage mit rückwirkender Kraft zum Erlöſcheu 
(vgl oben ©. 193 Vorbm. 2a zum 5. Titel des 2. Abſchnitts). Das Belek legt alfo der Ver⸗ 
einbarung des Rücktrittsrechts die Bedeutung bei, daß badurd die obligatorifhen Wirkungen 
des Bertrags an die rüdmwirkende auflöfende Bedingung bes Rücktritis gefnüpft werden. Man 
Bunte zweifeln, ob fi diefe Auffaſſung mit ihrer vorerwähnten Folgerung auf die Wanbelung 
übertragen läßt, da man nicht jeden Sachtauf als gefeglich an die aufldfende Bedingung der 
Geltendmachung des Wandelungsanſpruchs geknüpft denken könne. Nach ber in der Erl. 3 zu 
8 462 zuerit erwähnten Auslegung des $ 462 gibt dad Gefeg dem Käufer einen Anſpruch auf 
Rüdgängigmahung des Kaufes, d. 5. ſoweit die Verpflichtungen des Käufers ans dem Bertrage 
noch beftehen, auf Befreiung des Käufers von ihnen durch Erlaß (vgl. auch Cohn in ZW. 1902 
S. D. Bon diefem Standpunftt aus erliſcht, wenn fich der Verkäufer mit dem Verlangen des 
Käufers, mag es unmittelbar auf bie Befreiung ober allgemein auf Wandelung oder Ridgängig- 
madhung gerichtet fein, einverftanden erklärt, die Werpflichtung bed Käufers durch Erlaßverirag 
(8 397 Ubf. 1). Der Vertäufer braudt aber, da er die Befreiung des Käufers nur als eine 
zur Rüdgängigmadung des Kaufes ſeinerſeits erforderliche Handlung ſchuldet. die Befreiung nur 
gegen feine eigene Befreiung von den noch beftehenden Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage 
ober gegebenenfalld gegen Rüdgewähr der Sade zu erteilen. Für die Bollitredung des gegen 
den Bertäufer ergebenden Urteild gelten dann die Borichriften der CPO. 8 726 Abf. 2, 8 894. 
Rach der in ber Erl. 3 zu 8 462 entwidelten zweiten Auffafjung ift dagegen dem 8 467 Sag i 
zu entnehmen, daß die Vollziehung der Wanbelung bdiefelben Folgen haben foll wie bie Erklärung 
des Rüdtrittt. Daraus folgt, daß mit ber Vollziehung der Wandelung ebenjo wie durch den 
Rudtritt dad Schulöverhälmis ipso jure erliſcht. 

b) Gonflige gegenfeitige Beiftungen. Grundfeg. Im übrigen wird das fi im alle der 
Wandelung ergebende Rechtöverhältnis der Parteien von dem Gedanken beherricht, daß fie eins 
ander in ben Stand zurückzuverſetzen haben, wie wenn ber Vertrag nicht geichlofien wäre, Im 
einzelnen gift folgendes. 

©) Berpflihtungen bes Verkäufers. Der Verkäufer hat dem Käufer 

a) ben Kaufpreis mit 4 v. H., bei einem beiderfeitigen Hanbelögeichäfte mit 5 v. H., Binfen 
vom Empfang an zurüdzuzahlen ($ 346 Sat 1, 3 347 Gag 3, 8 246, HGB. 8 352) und den 
Bert der etwa neben dem Geldpreife vom Käufer geleifteten Dienfte zu vergüten ($ 346 Gag 2); 

£) die auf die Sade gemachten notwendigen Verwendungen nad den Vorſchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag zu erſehen ($ 347 Gab 2, 3 994 Abf. 2); 

y) die Vertragsloften zu erſehen ($ 467 Satz 2), d. 5. die Koften ſowohl des Kaufvertrags 
als auch des ſich auſchließenden dinglidden Vertrags, der Auflafiung, einſchließlich Stempel- und 
Umfagftenern (Bernburg ®b. II 8 184 ©. 62 u. a; a. M. Schollmeyer ©. 30); biefe 
Erfagpflicht gilt übrigens felbftverftändlich auch für die unter a behandelten Fälle. 

5) Entfprechend ber Abnahmepflicht des Käufers nach 3 433 Abſ. 2 wird eine Verpflichtung 
bes Berläufers zur Wiederabnahme anzuerkennen fein (ebenjo Staub ©. 1362 Anm. 57 u. a.). 

s) Ans dem zu b erwähnten Grundfage folgt ferner, dab der Verkäufer dem Käufer für 
Aufwendungen, bie diefer infolge des Kaufvertrags oder des Mangels bat machen müffen, 3. B. 
für die Koften der Hins und Rüdbeförderung, unter Umftänden auch für die Koften eines vom 
Käufer mit feinem Ablüufer geführten Prozefies, Erfag zu leiſten Hat (Wolff, Gruch. 48 
©. 503 ff; Staub ©. 1362 Anm. 57; ſ. aber bezüglich der Prozekfoften RG. 52 ©. 347), 
fowie daß der Verkäufer, falls der Käufer auf Grund des Saufvertragd eine Verpflichtung 
gegenüber einem Dritten, 3.8. einem Hypothekengläubiger gemäß $ 416, übernommen hat, ihn 
von diefer Verpflichtung befreien muß (vgl. Böhm im Recht 1901 ©. 308). 
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2) Dagegen kann ber Käufer Erſatz des durch die Sache verurfachten Schadens mit bem 
Anfpru anf Wandelung nicht verlangen, unbeſchadet feiner Befugnis, mit diefem Anfpruch 
gegebenenfalls einen anderweit zu begründenden Erſatzanſpruch zu verbinden (vgl. Erl. 7b, c 
zu 8 462). $ 

d) Berpfliägtungen bed Käufers. Der Käufer hat 

a) die empfangene Sache dem Verkäufer zurlickzugewähren ($ 346 Sat 1). Iſt er von 
dieſer Verpflichtung durch zufälligen Untergang der Sache befreit, jo findet $ 281 Abf. 1 Ans 
wendung. Im Falle einer die Wandelung nicht ausichließenden Umgeftaltung der Sade hat 
ber Käufer nad derfelben Vorfchrift bie umgeftaltete Sade zurüdzugewähren. Die Koften ber 
Umgeftaltung kann der Käufer nur aus dem Geſichtspunkt einer Verwendung, die auf bie Sache 
gemacht tft, erjeßt verlangen (ſ. oben 04). Die in den M. II ©. 231f. ausgeſprochene ab⸗ 
weichende Auffafjung dürfte fich nicht rechtfertigen laſſen. 

8) Hat der Käufer vor der VBollziehung ber Wandelung eine unweſentliche Verſchlechterung 
ober nach der Vollziehung eine Verichlechterung oder den Untergang der Sache ober die ander⸗ 
weitige Unmöglichkeit der Rückgewähr der Sache verſchuldet, fo muß er dem Berläufer dem 
daraus entitehenden Schaden erfegen ($ 347 Eat 1, 8 989). 

y) Der Käufer hat dem Verkäufer die von ihm gezogenen Nugungen herauszugeben und 
für ſchuldhaft nicht gezogene Nuhungen, Die er nad den Regeln einer orbnungsmäßigen Wirte 
ſchaft Hätte ziehen Tönnen, Erſatz zu leiſten ($ 347 Gag 2, 8 987). 

e) Erfüllung Zug um Zug. Die im Falle der Wandelung ſich ergebenden Verpflichtungen 
find Zug um Zug zu erfüllen; jeder Teil kann die ihm obliegende Leiftung bis zur Bewirtung 
der Gegenleiftung verweigern, jedoch nur mit der im 8 322 Abſ. 1, 3 beftimmten Wirkung 
(8 348). Wenn der 8 348 von den fi aus dem Niüdtritt ergebenden Verpflichtungen der 
Barteien redet, fo braucht nad} der erſten in der Erl. 3 zu 8 462 bdargelegten Auffofjung aus 
der enifprechenden Anwendung des $ 348 nicht gefolgert zu werben, daß fich bie vorſtehend erörterten 
gegenfeitigen Verpflichtungen der Parteien aus der Bollziehung der Wanbelung ergeben. 
Dies ift für den Anſpruch des Käufers in der Erl. 3 zu 8 462 dargelegt. Für die Gegenrechte 
des Verfäufers ift es zwar richtig, daB fie nicht geltend gemacht werben können, ohne daß zu= 
gleich die im 8 465 beftimmte Vorausſetzung der „Wollziefung der Wandelung“ erfüllt wird; 
denn in der Geltendmachung felbft wird immer die — wenigſtens bedingte — Erklärung bes 
Einverftändnifies des Verkäufers mit dem Wandelungsverlangen des Käufers zu finden fein. 
Daß fi} aber die Gegenrechte erft aus der Bollsiehung der Wandelung ergeben, erft mit ihr 
entftehen, kann daraus ebenfowenig gefolgert werden, wie in $ 280 Abſ. 2 und $ 286 Abi. 2 
aus der auch dort vorgefchriebenen entiprechenden Anwendung des 8 348 geſchloſſen werben darf, 
daß durch die Erklärung des Gläubigers, dab er Schadenderfag wegen Nichterflillung verlange, 
die gegenfeitigen Verpflichtungen ber Beteiligten erft zur Entfiehung gelangen. ebenfalls kann 
der Verfäufer, fobald der Käufer Wandelung von ihm verlangt, aud nad) diefer Auffaffung ohne 
weiteres feinerjeitS auf Rüdgemähr der Sache Magen. Nach der in der Erl. 3 zu 8 462 an 
zweiter Stelle erörterten Anſicht, alſo der fog. Vertragsiheorie, folgt dagegen aus ber ent« 
fprehenden Anwendung des 3 348, daß die unter b—d behandelten Verpflichtungen fich erft aus 
der Vollziehung der Wandelung ergeben. 

N Erfüllungsort. Der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts tft begründet: 

a) für die Klage bed Käufers auf Befreiung von ber noch nicht erfüllten Kaufpreisſchuld 
am Erfilllungsorte der letzteren (Exrl. 8a 8 zu 8 433) als der fireitigen Verpflichtung im Sinne 
des 8 29 der CPO. (RG. in ZW. 1900 ©. 150); indefjen kommt eine ſolche Klage nad; ber 
oben in Erl.2a a. E. vertretenen Auffaſſung nicht in Frage; 

B) für die Klage des Käufers auf Nüdzahlung des Kaufpreifeg gegen Rückgewähr der 
Sache an dem Orte, an welchem ber Käufer die Sache zurlidzugewähren hat, d. 5. nicht ba, wo er 
die Sache empfangen hat, jondern mo fie fi} dem Vertrage gemäß befindet (RG. 55 ©. 105); 

y) für die Klage des Käufers auf Nüdzahlung des Kaufpreifes nach erfolgter Rüdgewähr 
oder erfolgtem Untergange ber Sache, ebenfallß der unter A erwähnte Ort (RG. in IW. 1900 
©. 553; dagegen Staub ©. 1363 Anm. 61). 

8) Berluft des Anſpruchs anf Wandelung nad) deren Bolljiehung. Kommt ber Käufer 
mit der Rückgewähr der empfangenen Sache oder eines erheblichen Teiles der Sache in Verzug, 
fo kann ihm der Verkäufer eine angemefjene Friſt mit der Erklärung beitimmen, daB er die 
Annahnre nach dem Ablaufe der Frift ablehne ($ 354 Satz 1). Jene Borausfegung iſt gegeben, 
wenn der Käufer nicht auf die nad; Eintritt der Fälligkeit des Rückgewähranſpruchs des Verkäufers 
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8. 468. Sichert der Verkäufer eines Grundſtücks dem Käufer eine beftimmte 
Größe des Grundftüds zu, fo haftet er für die Größe wie für eine zugeficherte 
Eigenfchaft. Der Käufer kann jedoch wegen Mangels der zugeficherten Größe 
Wandelung nur verlangen, wenn der Mangel jo erheblich ift, daß die Erfüllung 
des Vertrags für den Käufer fein Intereffe hat. 


von diefem an ihn gerichtete Aufforderung zur Rückgewähr Iegtere bewirkt oder wenigſtens 
gegen die eiwa dem Verkäufer obliegenbde Gegenleiftung anbietet (vgl. ©. 91 Erl. Ad zu 8 284), 
vorbehaltlich des im 8 285 zugelafienen Entlaftungsbeweifes. Der Rückgewähranſpruch des Ver 
käufers wird nach der Bertragdtheorie mit der Bollziehung der Wandelung fällig, diefe wird aber 
ſchon bann al8 erfolgt anzujehen fein, wenn der Verkäufer auf das ausdrüdlich oder ftill- 
ſchweigend erklärte Verlangen der Wandelung feinerjeits den Käufer zur Nüdgewähr der Sade 
auffordert und ſich dadurd) mit der Wandelung ftillihweigend einverftanden erflärt. Die Wirkung 
der Friftbeftimmung ift beim Rüdtrittörechte die, daß der Rüdtritt unwirkfam wird, wenn nicht 
die Rüdgewähr vor ben Ablaufe der Friſt erfolgt ($ 354 Satz 2), b. h. bie frühere Ausübung 
des Nüdtrittärechts verliert ihre Wirkung, ohne daß etwa der Berechtigte das Rüdtrittsrecht von 
neuem auzüben könnte. Dementiprechend Hat die Sriftverfäumung bei der Wandelung die Wirkung, 
dab die Geltendmachung des Wandelungsanfpruds ihre Wirkſamleit verliert und der Käufer den 
Anfpruch auf Wandelung auch nicht von neuem mehr geltend machen kann. Daß auch die dad 
Wahlrecht des Käufers ausſchließende Wirkung der „Bollziehung der Wandelung“ durch den Friſt⸗ 
ablauf Hinfälig werde, kann aus ber entiprehenden Anwendung des 8 354 von dem in der 
Erl. 3 zu $ 462 zuerft erörterten Standpunkt aus nicht gefolgert werden, ba bei dem Nüdtritts- 
recht ein Wahlrecht des Berechtigten und demgemäß ein dieſes Wahlrecht ausſchließender Taibes 
Rand nit in Frage kommt. Der Käufer würde hiernach durch die Berfäumung der Frift nicht 
einen der gemäß 8 465 ausgeſchloſſenen Anſprüche, namentlich nicht den Unfpruc auf Minderung, 
wieder erlangen (Dernburg Bd. II 8 184 ©. 63; Erome Bb. II ©. 466 Anm. 76; Thiele 
©. 4%f.; Kloß ©. 297; Schröder ©. 57f., Seuff. A. 58 ©. 437). Geht man aber ge= 
mäß ber ebenda zulegt entwidelten Auffaſſung davon aus, daß durch die 88 465, 467 für die 
entfprehende Anwendung der 88 346 ff. auf die Wandelung dem Rüdtritte bie Vollziehung ber 
Bandelung gleichgeftellt ift, fo iſt aus der entfprechenden Anwendung bes 8 354 Sag 2 zu 
folgen, daß unter der zu Anfang erläuterten Borausfegung die Vollziefung der Wandelung aud) 
infoweit unmwirffam wird, als durch fie das Recht des Käufers, ſtatt der Wandelung Minderung 
zu verlangen, ausgeſchloſſen wird. 

3. Sind als Bertragichließende oder Rechtsnachfolger eines ſolchen auf der einen oder der 
anderen Seite mehrere beteiligt, jo kann Wandelung mur von ollen und gegen alle verlangt 
werben. Exlifcht der Anſpruch auf Wandelung für einen Beteiligten, fo erliſcht er aud für die 
übrigen ($ 356). 

8 468. 
E.i s 388; II 8 404 red. 8 461; III 8 462. P.1 6.188375 MI 6.232. PB 1 6.608. 

1. Zwed der Vorſchrift. Welche Bedeutung bei dem Verkauf eines Grundftüds die Ungabe 
einer befiimmten Größe de Grundftiid® feitens des Verkäufers Hat, ob die einer bloßen 
näheren Bezeichnung des Grundſtücks oder bie der Zuſicherung der angegebenen Größe, ift 
lediglich nad) den Umftänden zu enticheiden (RG. in IW. 1903 Beil. ©. 125). Dies gilt 
namentlih au, wenn auf Grund eines Katafteraußzugs oder unter Tataftermäßiger Bezeichnung 
das Grundftüd verkauft wird. Der 8 468 ftelt feine Vermutung ober Außlegungsregel zu= 
gunften der Annahme einer Zufiherung auf, fondern gibt nur Vorjriften für den Fall, daß 
die Größenangabe im Sinne einer Zuficherung gemadit iſt. 

2. Inhalt. Iſt eine beftimmte Größe des Grundſtüds zugefidhert, fo haftet der Verkäufer 
für die Größe nad den Vorſchriften iiber die Haftung des Verfünfers für eine zugeficherte Eigen- 
ſchaft (Sag 1). Nur der Anfpruh auf Wandelung ift an eine beſchränkende bejondere 
Borausfegung geknupft: bie wirkliche Größe muß hinter der zugeficherten fo erheblich zurückbleiben, 
daß die Erfüllung bes Vertrags für den Käufer ein Interefie Hat. Diefe Borausfegung hat der 
Käufer zu beweifen. Bei der Beurteilung des Intereſſes des Käufers wird hauptſächlich der 
re für welchen das Grunbftiid gefauft iit, in Betracht kommen, z. 8. bei ſtädtiſchen 

uplägen. 
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8. 469. Sind von mehreren verkauften Sachen nur einzelne mangelhaft, 
fo kann nur in Anfehung diefer Wandelung verlangt werden, auch wenn ein 
Gefammtpreiß für alle Sachen feftgefeßt ift. Sind jedoch die Sachen als zu- 
fammengehörend verkauft, jo fann jeder Theil verlangen, daß bie Wandelung auf 
alle Sachen erftredt wird, wenn die mangelhaften Sachen nicht ohne Nachtheil 
für ihn von den übrigen getrennt werden Können. 


8. 470. Die Wandelung wegen eines Mangels der Hauptfache erſtreckt fich 
auch auf die Nebenſache. Iſt die Nebenfache mangelhaft, jo kann nur in An— 
fehung diefer Wandelung verlangt werben. 


3. Der 8 468 findet auch Anwendung, wenn bei bem Berfauf eined Inbegriffs von 
Grundftüden eine beftimmte Größe der einzelnen Grundftüde zugefichert tft. Jedoch werben bie 
zufammen verkauften Grundftüde in der Regel dergeftalt ald ein Ganzes anzufehen fein, daß bei 
der Beurteilung bes Interefies des Käufers an der Wanbelung, bei ber Minderung bed Kauf 
preifes und im Falle des $ 463 bet der Bemeflung des vom Verkäufer zu erfeßenden Schadens 
bie über die Bufiherung Hinausgehende Größe eines ber anderen Grundſtücke zu berüdfichtigen 
iſt (M. II ©. 234f.). 

4. Bei beweglichen Sachen haftet der Verkäufer wegen eined Mangels in der Größe, ſofern 
die Boransfegungen ded 8 459 Abſ. 4 oder Abf. 2 vorliegen, nach den allgemeinen Vorſchriften 
(MR. I ©. 233). 


8 469. 
@.18 389; II 8 405 veu. 5 462; III 8 463. P. I E.750f., 6190; M.II 6.2351. P.II BE. 1 6. 6931. 

Der 9 469 beftimmt den Umfang bes Rechtes auf Wandelung für ben Fall, dab von 
mehreren durch denfelben Vertrag verkauften Saden, die nicht im Verhälmiſſe von Haupt» 
und Nebenſache ftehen (8 470), einzelne mangelhaft find. 

Regel tft, daß der Käufer mur in Anfehung der mangeldaften Sachen Wandelung ver- 
langen ann (Satz 1). Die Regel erleidet Ansuahmen unter einer zweifachen Boransfegung, 
die von dem die Ausnahme für ſich geltend machenden Teile zu beweifen ift: 

a) Die Sachen müfjen als zufammengehörend verkauft fein. Ein folder Sinn des 
Kaufvertrags folgt noch nicht aus der Feftfegung eines Geſamtpreiſes (Satz 1; über die Beredy: 
nung bed in dieſem Falle zu ermittelnden Kaufpreifes für bie mangelhafte Sache |. $ 471). Er 
wird ſich andy nicht ohne weiteres aus ber Zufammenfaflung der Sachen als Sachgeſamtheit oder 
Sadinbegriff (Bd. I ©. 161 Vorbm. 3) unter einer gemeinfamen Bezeichnung ergeben, wohl 
aber aus der mirtfchaftlichen Unteilbarkeit der Gefamtleiftung des Verkäufers (Mfpr. 4 ©. 224) 
und aus dem Bwede bes Kaufes. 

b) Die mangelhaften Sachen müffen von den übrigen nicht ofne Nachteil für den Käufer 
ober ben Verkäufer getrennt werben können. 

Würde der Käufer durch die Trennung benadteiligt werden, 3. B. durch die Schwierigkeit 
der Beichaffung eines Erfages für die mangelhaften Sachen allein (Ripr. 8 ©. 71), fo kann er: 
Wandelung in Anfehung aller Sachen verlangen, unbeichadet feines Rechtes, feinen Anfpruch auf 
die mangelhaften Sachen zu beſchränken. Würde der Verkäufer dur die Trennung Nachteil 
erleiden, jo kann er Erftredung der Wanbelung auf alle Sachen verlangen, d. 5. er Tann, wenn 
ber Käufer Wandelung nur bezüglich der mangelhaften Sadjen verlangt, diefe mit der Wirkung 
verweigern, baß der Käufer mindeftens für den Fall, daß die Weigerung des Verkäufers für 
berechtigt erachtet werde, feinen Anfpruch auf alle Sachen ausdehnen muß, wibrigenfall® er mit 
bem bejchräntten Wandelungsanfprud) abzuweiſen ift. 

Nach 3 469 beſtimmt ſich auch, inwieweit bei Sutzeffinlieferungsperträgen wegen 
Mängel ber bewirkten Teilleiftungen Wandelung auch bezüglich der noch ausftehenden Lieferungen 
verlangt werben kann (Winter bei Gruch. 48 ©. 193ff.). Vgl. im Übrigen wegen ber Rechte 
des Käufers Erl. 6 zu 8 326 und Erl.6 zu 8 480. 


840. 
@.18 390; II 8 406 eb. 8 463; TI 8 464. 9.16.7511; M.II 6.236. P.II BE. 1 6.694. 
1. Rebenſache tft ſtets das Bubehör (8 97). Ob fonft zwei Sachen im Berhältniffe von 
Haupt und Nebenfache ftehen, ift nad) dem Sinne des Vertrags und ber Verkehrsauffaſſung zu 
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8. 471. Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Geſammt⸗ 
preis die Wandelung nur in Anfehung einzelner Sachen ftatt, jo ift ber Gejammt- 
preiß in dem Verhältniſſe herabzufegen, in welchem zur Beit bes Verkaufs der 
Geſammtwerth der Sachen in mangelfreiem Buftande zu dem Werthe ber von 
der Wandelung nicht betroffenen Sachen geftanden haben würde. 


$. 472. Bei der Minderung ift ber Kaufpreis in dem Verhältniffe herab- 
zufegen, in welchem zur Beit des Verfaufs der Werth der Sache in mangelfreiem 
Zuſtande zu dem wirklichen Werthe geftanden haben würde. 

Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Gejammtpreis bie 
Minderung nur wegen einzelner Sachen ftatt, jo ift bei der Herabfegung bes 
Preiſes der Gefammtwerth aller Sachen zu Grunde zu legen. 


entiheiben. Nebenfache ift im allgemeinen die Sache, die nad den Umftänden ohne die andere 
Sade nicht gelauft worden wäre (Schröder ©. 6öff.). 

2. Hauptfache und Nebenſache werden immer als zufammengehörend verkauft. Ihr Verkauf 
würde daher ohne den 8 470 nad $ 469 Sap 2 zu beurteilen fein. Da aber die mangelhafte 
Hanptfache niemals von der Nebenfache, dagegen die mangelhafte Nebenfache ſiets von der Haupt» 
ſache ohne Nachteil für den Käufer getrennt werben Tann, fo foll im erften Falle nicht nur jeder 
Teil die Erfiredung der Wandelung auf bie Nebenfache verlangen können, fondern das wegen 
eines Mangels der Hauptfache geltend gemachte Wandelungsverlangen ohne weiteres ftet3 auf 
die Nebenfache mitbezogen werben, während es im zweiten falle bei ber Megel bes 8469 Sag 1 
bewenden foll. 


@.18 391; II 8 407 reb. 8 464; III 8465. P.I 6.752, 3264, 3273; MI E.236. P.IIBR.1 6.69. 

1. Tragweite und Juhalt. Die Vorfchrift findet ſowohl im Falle des $ 469 Sag 1 ale 
auch im Falle des 8 470 Sag 2 Unmendung, fofern für einen Gefamtpreis verfauft iſt. Für diefe 
Fälle ift der Betrag zu ermitteln, in deſſen Höhe ber Käufer Befreiung von ber Verpflichtung 
zur Zahlung des Kaujpreifes oder Rüderftattung des gezahlten Breifed verlangen fan. Unmittelbar 
wird aber im & 471 nicht diefer Betrag, fondern derjenige beftimmt, auf welchen der Geſamt⸗ 
preiß herabzufegen iſt. Der Unterſchied zwifchen dem Gefamtpreis und bem lepteren Betrage 
bildet den gefuchten Betrag. 

2. Die Berechnung des Betragd, auf welchen ber Geſamtpreis herabgeſetzt wird, erfolgt 
nad) der fog. relativen Methode, d. 5. fo, daß derjenige Teil des Gejamtpreifes (p) ermittelt 
wird, welder nad dem Berhältniffe des Wertes, den bie verkauften Sachen zufammen bei 
Mangelfreiheit der tatfächlich mangelhaften Sachen zur Zeit des Verkaufs gehabt haben würden 
(wY), zu dem Werte der mangelfreien Sachen in demfelben Beitpuntte (w*) auf diefe letzteren 
Sachen entfällt. Der Betrag ergibt ſich aus der Gleihung: 


== 600, p = 1200, fo iſt x — 
8. Ergänzt wird bee $ 471 durch den 8 473. 


600 . 1200 
1000 





= 720. 


8472. 
@.15 392; II 8 408 vew. 8 465; ee P. — ——— MT 6.236, 
P.11 80.1 6. 694. 

1. Inhalt. Der 8 472 beitimmt bie de IE Feltſtellung des Betrags, auf 
welchen der Kaufpreis vermöge des Anſpruchs auf Minderung herabzuſetzen iſt. Ex ſchreibt 
gleichfalls die ſog. relative Methode ber Berechnung vor. 

2. Berechnung. Für diefe kommen nach Abſ. 1 in dem regelmäßigen alle, daß ber 
Kaufpreis für die mangelhafte Sache vertraggmäßig feftiteht, mag fie allein oder zmar mit anderen 
Sachen zufammen, aber zu bejonderem Preiſe verkauft fein, der Wert (w?), ben die Sache zur 
Zeit des Berfaufs in mangelfreiem Buftande gehabt Haben würde, ferner der Wert (w*), den fie 
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$. 473. Sind neben dem in Geld feftgejegten Kaufpreife Leiftungen bedungen, 
die nicht vertretbare Sachen zum Gegenftande haben, fo find dieſe Leiftungen in 
den Fällen der 88. 471, 472 nad) dem Werthe zur Zeit des Verkaufs in Geld 
zu veranfchlagen. Die Herabfegung der Gegenleiftung des Käufers erfolgt an dem 
in Geld feſtgeſetzten Preife; ift diefer geringer als der abzufegende Betrag, fo hat 
ber Verkäufer den überjchießenden Betrag dem Käufer zu vergüten. 


zu derſelben Beit wirklich "gehabt Hat und ber Kaufpreis (p) in Betracht. Der gefuchte Betrag 
ergibt fi aus der Gleichung: 
70.80 


s- TB 28 vi — 100; #70; p-80; x— 56. 
ww D®. ’ ; 5 100 


Die verhältnismäßige Herabjegung bes Kaufpreiſes kann ber Käufer auch dann verlangen, 
wenn der Kauſpreis den wirklichen Wert der Sache nicht überftiegen Hat. liber die Berechnung 
des erfterwähnten Wertes (w!) im Falle der Zuſicherung eines beftimmten Ertrags der Sadje 
ſ. RO. in JW. 1903 Beil. ©. 113. 

Wenn der Ubf. 1 der Berechnung den Wert ber Sache zur Beit des Verkaufs zugrunde 
legt, fo fchließt Dies bei der ergänzenden Natur der Vorſchrift nicht eine abweichende Vereins 
barung dahin aus, daß der Wert eines fpäteren Beitpunkt3 maßgebend fein fol. Eine folde 
Vereinbarung iſt anzunehmen, wenn ber Kaufpreis nad; einem fpäteren Beitpuntt, insbefondere 
dem ber Lieferung, beftimmt ift (Cofad Bd. I ©. 448; Dernburg Bd. II 8 187 ©. 65). 

Nach Abſ. 2 ift, wenn im Falle des Verlaufs mehrerer Sachen für einen Gefamtpreis die 
Minderung nur wegen einzelner Sachen ftattfinbet, d. 5. mur einzelne Sachen mangelhaft find, 
der Berechnung der Geſamtwert aller Sachen zugrunde zu legen. Die obige Formel tft daher 
in der Weife anwendbar, dab als w! und w* der Gefamtmert, ben die gefauften Sachen 
zur Zeit des Verkaufs bei Mangelfreiheit der mangelhaften Sachen gehabt hätten und den fie 
wirklich gehabt Haben, als p der Geſamipreis anzufegen iſt. 

700 . 1300 


8.8. w! — 1000; wo 700; p - 1300; Ko 90. 


Ob die Vorfchrift des Abſ. 2 auf den Fall auszudehnen fei, daß mehrere Sachen zwar nicht 
zu einem Gefamtpreis, aber als zufammengehörend verkauft find, fo daß die Mangelhaftigteit einer 
der Sachen nicht nur dem Wert biefer, fondern auch den der anderen Sachen mindert, iſt ftreitig. 
Die Berlidfichtigung des Geſamtwerts der Sachen tft in diefem Falle zwar nicht, wie in dem 
des Verlaufs für einen Gefamtpreis, zur Berechnung der Minderung notwendig, bürfte ſich aber 
deshalb vedhtfertigen, weil ber Käufer fonft zur Wahrung feines Intereſſes ſteis zur Wahl der 
Wandelung (8 469 Sag 2) genötigt fein würde, mad als ber Abſicht des Gefeges nicht ent= 
ſprechend angefehen werben muß (im Exgebniffe ebenfo Dernburg Bd. II 8 187 ©. 67; 
a.4. Eofad Bd. I ©. 446). 

Ergänzt wird ber $ 472 durch den & 473. 

3. Der Käufer verliert den Anfpruc auf Minderung nicht dadurch, daß er die Sache mit 
Gewinn weiterveräußert. 








8 473. 
@.I1 8 409 rew. 8 406; III 8 467. P.II BE. 1 6.6961. D. 6. 632. 

1. Zwei der Borſchrift. Die 88 471, 472 find nur anwendbar, wenn bie Herabfegung 
des Gefamt- oder Kaufpreifes möglich ift. Das trifft zu, falls der Kaufpreis lediglich in Geld 
fefigefegt odex fall neben bem fo feftgefegten Preife die Leiftung vertretbarer Saden ($ 91) 
bebdungen ift. Im lehteren Falle ift jede ber beiden ben Geſamtpreis oder Kaufpreis ausmahenden 
Leitungen für fi verhältnismäßig berabzufegen (fo richtig Enneccerud-Lehmann Bd. I 
©. 608 Anm. 12 gegen bie früheren Auflagen biefes Buches). Dagegen bebarf es für ben Fall, 
baß neben dem Geldpreis andere Leiftungen bedungen find, zur Ergänzung der $8 471, 472 ber 
befonderen Borfchriften bes $ 473. 

2. Inhalt. Die bedungenen Nebenleiftungen, mögen fie in anderen als vertretbaren Sachen 
oder überhaupt nicht tn Sachen, namentli in Rechten beftehen, find zunächft nad dem Werte 
zur Beit des Verkaufe in Geld zu veraufchlagen (Sag 1), Die Summe bes fo ermittelten 
Geldbetrags und des in Geld feſtgeſetzten Kaufpreiſes ergibt bie Herabzufegende Sejamtgegenleiftung. 
Die Durchführung der Wandelung im alle des 8 471 und der Minderung gemäß 8 473 Cap 2 
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8. 474. Sind auf der einen oder der anderen Seite Mehrere betheiligt, fo 
fann von jedem und gegen jeden Minderung verlangt werben. 

Mit der Vollziehung der von einem der Käufer verlangten Minderung ift 
die Wandelung ausgefchlofien. 


8. 475. Durch die wegen eine® Mangeld erfolgte Minderung wird das 
Recht des Käufers, wegen eined anderen Mangels Wandelung oder von neuem 
Minderung zu verlangen, nicht ausgefchloffen. 


exjolgt banm nad) Satz 2 in der Art, daß, foweit der von der Begenleiftung abzuſetzende Betrag 
ben in Geld fejtgefegien Preis nicht überfteigt, er an diefem Preife zu kürzen ift, ſoweit dagegen 
jemer Betrag den Geldpreis überfteigt, der Verkäufer den überſchießenden Betrag dem Käufer zu 
vergüten hat. Letzteres gilt nicht nur, wenn der Käufer die neben dem Gelbpreis übernommenen 
Zeiftungen ſchon bewirkt Hat; vielmehr kann der Käufer im entgegengefepten Falle gegen Be 
wirkung der Leiftungen bie bezeichnete Vergütung vom Verkäufer verlangen. 

8. Der 8 473 ift dadurch von befonderer Bedeutung, da er im Falle des 8 323 Abſ. 2 
und beim Tauſche (ß 515) entſprechende Anwendung findet. 


8 414. 
@.18 394; II 8 410 sed. 8 467; III 8 468. ®.I 6. 763, 1916, 19211.; WM. II 6. 237. 
9.1180. 1 6. 700. 

Der Satz 1 enticheibet in betreff der Minderung bie gleiche Frage, welche bezüglich ber 
Wandelung im 8 467 Satz 1 verb. mit 8 356 Satz 1 entichteden iſt, aber im entgegengefeßten 
Sinne. Bei einer Mehrheit von Käufern kann jeder Käufer von dem Verkäufer, bei einer 
Mehrheit von Verkäufern kann der Käufer von jedem der Verkäufer Herabfegung des Kaufpreifes 
nur infomweit verlangen, als er dem Verkäufer oder dem einzelnen Vertänfer den Kaufpreis ſchuldet 
ober geſchuldet Hat, alfo im erften Falle, da die mehreren Käufer im Zweifel als Geſamtſchuldner 
haften (8 427), ber Regel nad) in Anfehung des ganzen Kaufpreifes, im zweiten Fall nad) $ 420 
regelmäßig nur in Aufehung des dem einzelnen Verkäufer geſchuldeten Anteils. Über die Wirkung 
ber von einem Käufer oder gegen einen Vertäufer exwirkten Minderung |. Windfheid-Kipp 
3b. II ©. 6615. 

Satz 2 enthält eine Anwendung deffen, was fi) aus 8 467 Sa 1 verb. mit 8 356 Satz 2 
und $ 465 ergibt. 

840. 
@.18 398; 11 8 411 ven. 8 468; III 8469. P.1 6. 752, 3264, 3473; M. II E. 2361. P.II GR. 1 6. 698 1.; 
Dd. 2 6.475. 


1. Bedeutung ber Vorſchrift. Hat der Käufer wegen eines Mangels Minderung verlangt, 
fo ann ex, folange die Minderung nicht erfolgt, d. 5. gemäß 8 465 vollzogen ift, ſelbſtverſtändlich 
noch, ebenfo wie wegen besfelben, au wegen eines anderen Mangels Wandelung und 
wegen eined anderen Mangels weitere Minderung verlangen. Der $ 475 ftellt aber Har, daß 
diefeß Recht auch durch die Bollziefung der zuerft verlangten Minderung nicht ausgeichlofien 
wird. Im Gegenjage zum E. I $ 393 ift die Vorſchrift nicht auf den Fall beſchränkt, daß der 
andere Mangel erft nad) der Geltendmachung des erſten Mangels entbedt iſt. erlangt ber 
Käufer jedoch wegen eines fchon früher entdedten Mangels nachträglich Wandelung oder weitere 
Minderung, fo bleibt zu prüfen, ob nicht darin, daß der Käufer diefen Mangel nicht gleichzeitig 
mit dem erften Mangel geltend gemacht bat, nach den befonderen Umftänden des Falles ein 
Berzicht auf die Anfprüche ans diefem Mangel zu finden ift. erlangt der Käufer nad) der 
wegen eines Mangels erfolgten Minderung wegen eines anderen Mangel Wandelung, fo kann 
ex felbftverftändlih nur in Anfehung des nach der Minderung übriggebliebenen Kaufpreisbetrags 
Rüdzahlung fordern, verlangt er von neuem Minderung, fo tft bet ber Berechnung das Ver⸗ 
Hältnis der Werte zugrunde zu legen, welche die Sache zur Beit bed Verkaufs einerfeit3 ohne 
die beiden Mängel gehabt haben würde, andererſeits mit den beiben Mängeln wirklich gehabt 
bat (ebenfo Dernburg Bd. II 8 187 ©. 66 Anm. 7; Erome Bd. II ©. 471). 

2. Prozeſſnales. Die Entſcheidung der frage, ob der Käufer in dem über einen Minderungs⸗ 
anſpruch cnhängigen Rechtsſtreit ohne Klageänderung wegen eined anderen Mangels Wandelung 
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8. 476. Eine Vereinbarung, burch welche die Verpflichtung des Verkäufers 
zur Gewährleiftung wegen Mängel ber Sadje erlafien oder beichränft wird, ift 
nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel argliftig verſchweigt 


$. 477. Der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung fowie der An- 
fpruch auf Schadenserfag wegen Mangels einer zugeficherten Eigenfchaft verjährt, 
fofern nicht der Verfäufer den Mangel argliftig verfchwiegen hat, bei beweglichen 
Sachen in ſechs Monaten von der Ablieferung, bei Grundftüden in einem Jahre 
von der Uebergabe an. Die Verjährungsfrift kann durch Vertrag verlängert werden. 

Beantragt der Käufer gerichtliche Beweißaufnahme zur Sicherung des Beweifes, 
fo wird die Verjährung unterbrochen. Die Unterbrechung dauert bis zur Beendigung 
des Verfahrens fort. Die Vorfchriften des $. 211 Abf. 2 und des $. 212 finden 
entfprechende Anwendung. 

Die Hemmung ober Unterbrechung ber Verjährung eineß der im Abf. 1 be= 
zeichneten Ansprüche bewirkt auch die Hemmung oder Unterbrechung ber Verjährung 
der anderen Anjprüche. 


ober Minderung verlangen Tann, hängt bavon ab, ob in der Geltendmachung eined anderen 
Mangels eine Anderung bes Klagegrundes zu finden tft (CPO. 8 268 Nr. 3). Lepteres birfte 
zu bejahen fein (P. II 8d.1 ©. 699f.). Die Buläffigkeit einer folhen Klageänderung beftimmt 
fih nad) der CPO. 8 264. 

8406. 

@. 18 396; II 8 412 res. 8 469; II 8 470. P.1 6.7721; 9.116.396. P. I Bo.i 6.701. 

Vereinbarungen über die Gewährleiftung Der E. I fprah im 8 396 Abf. 1 ans, 
daß die Haftung des Veräußerers tvegen Mängel durch Vertrag erweitert, befCjränft ober erlaflen 
werben dann. Bet ber zweiten Leſung tit diefer Sap als felbftverfiändlich geitrichen worden. 
Er gilt nicht nur für die gefeßliche Haftung des Käufers, fonbern, foweit die Erweiterung oder 
Beſchränkung der Haftung in Frage fteht, auch für die Haftung aus der Zuſicherung einer Eigen- 
haft. Eine die Haftung ändernde Vereinbarung Tann aud aus ben Umftänden entnommen 
werben, insbeſondere bei dem Kaufe in Baufch und Bogen und bei $äufen, bie bie Natur der 
gewagten Geſchäfte haben. ft unter der Klaufel „wie zu befehen“ ober mit einer ähnlichen 
Abrede verkauft, jo liegt darin der Erlaß ber een für alle er orbnungsmäßiger 
Beſichtigung wahrnehmbaren Mängel (vgl. Kublenbed im IW. 1901 ©. 109). 

Der 8 476 entipricht bem 8 443. Bgl. daher die Ex. zu Argliftiges Verſchweigen 
des Mangels liegt bei ber Zuficherung einer Eigenſchaft dann vor, wenn fie wider befieres Wiſſen 
erteilt ift (P. II Bd. 1 ©. 705). 

84. 
18397; 18 .. * 8 470; Ms 45ri. PIE. T75f., 3553 f. 3500, — . Il 6. 228 ſſ. 
PU Be. 1 ©. 67«fl., TOLL, 146; ©0.2 6.312, 314. 2. €. 

Der $ 477 regelt die abgekürzte Verjährung der as, 

1. Gegenftand der kurzen Berjährung find beim Kaufe eimer beitimmten Sache (bezüglich 
des Gattungstaufs f. Erl. zu 8 480) 

&) der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung, d. 5. ber in ber Erl. 3 
zu 8 462 feinem Gegenftande nad) gefennzeichnete Anſpruch. Nach der dort zuerſt bezeichneten 
Auffafiung würde auch der Anfpruch anf Rüderftattung bes gezahlten Kaufpreifes der kurzen 
Berjährung unterliegen, da er nicht al3 ein von den Anfprüchen auf Wandelung oder auf Minderumg 
feinem Grunde nad verfchtebener Anſpruch aus der vollzogenen Wandelung ober Minderung 
anzufehen wäre (j. auch Exl. 2e zu $ 467); die Vollziehung der Wandelung oder Minderung 
gemäß 8 465 würde hiernach, ſoweit fie die Anfprüche auf Wandelung oder Minderung nicht zum 
Erlöſchen bringt, für die Verjährung der Anfprücde nur die Bebeutung haben, daß in der nad 
8 465 erforderlichen Einverftändniserlärung des Verkäufers eine Anerkennung der Anſprüche 
Itegt, welche die Verjährung nad) 8 208 unterbricht. Nach der ebenda zulegt vertretenen Anſicht 
unterliegt der Anfpruch des Käufers auf Müdzahlung des Kaufpreifes als ein Anfprucd aus der 
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vollzogenen Wandelung nur ber regelmäßigen (30jährigen) Verjährung (ebenfo auch troß Ab⸗ 
lehnung ber Bertragstheorte Staub ©. 1371 Anm. 113). Das gleiche gilt von jedem Standpunkt 
aus für bie im alle der Wanbdelung dem Verkäufer zuftehenden Anſprüche; 

b) der Anfprud auf Schadenserfag wegen Mangels einer zugeficherten Eigenſchaft 
(8 463 Sag 1). 

Dagegen unterliegt der kurzen Verjährung nicht der Schadenserſatzauſpruch wegen Lieferung 
einer anderen als der gekauften Sache (Mipr. 8 ©. 70; Seuff. U. 58 ©. 135). 

2. Ansgeichlofien if die kurze Verjährung der vorbezeichneten Anfprüche dann, wenn der 
Zertüäufer den Mangel, d. 5. einen Fehler der im 8 459 Abſ. 1 bezeichneten Art oder das Fehlen 
einer zugeſicherten Eigenſchaft, argliftig verichwiegen hat (Erl. zu 8'443 und Erl. zu 8 476 a. €.), 
und zwar ift bei dem Käufer beitimmter Sachen argliftiges Verſchweigen bei dem Vertragſchluß 
erforderlih. Diefe Vorausſetzung hat erforderlichenfalls der Küufer zus beweiſen. In dem Bier 
fraglichen Ausnahmefalle gelten für die Verjährung ber Anſprüche ſowohl bezüglich der Friſt als 
auch im übrigen lediglich die allgemeinen Vorſchriften (88 195, 198, 202 ff.). 

8. Die Frift für die kurze Berjährung beträgt bezüglich aller ihr unterworfenen Anfprüche 
an bei beweglichen Sachen ſechs Monate, bei Grundftüden, ſiädtiſchen wie Ländlichen, 

ein Jahr. Den Grundſtücken ftehen das Erbbaurecht und andere Berechtigungen gleich, für welche 
die fi) auf Grundſtücke bezießenden Vorichriften gelten. 

4. Der Beginn der kurzen Verjährung follte grundfäglih an den Beitpunkt gelnüpft 
werden, von weldhem an dem Käufer regelmäßig die Möglichteit gegeben tft, über die Sache 
tatfähfich zu verfügen, fie zu unterjuchen und etwaige Mängel zu entdeden (P. II Bd. 1 ©. 702). 
Aus diefem Gefihtspuntt Hat die zweite Kommiffion 

a) bei beweglihen Saden ftatt der Übergabe, die nach dem E. I entſcheiden ſollie, 
nach dem Vorgange des früheren HGB. Art. 349 die Ablieferung für maßgebend ertlärt. 
Da dex E. I unter Übergabe ‚nicht nur bie Zörperliche Übergabe, fondern auch den Beſitzerwerb 
durch constitutum possessorium und andere Erjagmittel der Übergabe verftand, fo legte die 
zweite Kommiſſion der beſchloſſenen Änderung haupiſũchlich für die Fälle Bedeutung bei, in benen 
ein der körperlichen Übergabe gleichgeftellter Vorgang der Ablieferung vorhergeht. wie es 
namentlich zutrifft in ben Füllen ber Übertragung durch constitutum possessorium ($ 930), 
durch Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe (8 931) oder durch Übergabe eines Lagericheins, 
eines Ladeſcheins oder eines Konnoſſements (HGB. 88 424, 450, 647). Daß bdiefe Fälle unter 
den Begriff der Übergabe im Sinne bes BEB. nicht fallen, ftand bei dem Bier fraglichen Bes 
ſchluſſe der zweiten Kommilfion noch nicht feft. Der Begriff der Wblieferung ift ber gleiche, wie 
er in der Rechtfprechung in bezug auf bie hier vorbildlichen Worfchriften des früheren HB. 
entwidelt iſt. Für die Ablieferung ift danach weſentlich, daß ber Verkäufer fih der Ware ents 
äußert, die Gewahrſam aufgibt und der Käufer die tatſächliche Möglichkeit erlangt, durch fireng 
einfeitigen Alt fi jofort die Gewahrſam der Sache zu verfchaffen, fie zu unterſuchen und über 
fie tatſächlich zu verfügen (R6. 5 ©. 21). 

b) Bei Srundftüden beginnt die Verjährung mit der Übergabe. Unter legterer wird 
mit Nüdficht auf den hier leitenden Geſichtspunkt, ebenfo wie im 8 446 (Erl. 2b daſelbſt), 
nur törperlide Übergabe fowie brevi manu traditio, nicht dagegen Erwerb bes mittelbaren 
Befiges durch constitutum possessorium oder durch Abtretung des dem Berläufer zuftehenden 
ae zu verftehen fein (a. A. Dernburg Bd. II $ 191 ©. 74; Cojad Bd. I 

. 441; Crome Bb. II ©. 474; Klo ©. 307; Dertmann Erl. 2b zu 8 477). 

Dit dem bezeichneten geitpuntte beginut die Verjährung and, wenn ber Käufer im 
Einzelfall au der Unterfuhung der Sache verhindert ift ober ber Mangel innerhalb ber Vers 
jährungsfrift nicht entdedt werden konnte (Ripr. 8 ©. 70). Iſt der Kauf aufihiebend bedingt, 
fo beginnt die Verjährung trog erfolgter Ablieferung oder Übergabe der Sache erſt mit dem 
Eintritte der Bedingung (Bd. I ©. 338 Erl. 1 zu $ 198). 

5. Verlängerung ber Friſt durch Vertrag ift nad) Abſ. 1 Gap 2, abweichend vom 8 225 
Sap 1, zugelafien. Es wird damit dem Beditrfnifje Rechnung getragen, welches fi in der 
häufigen ereinbarung längerer fog. Barantiefriften kundgibt. Die Vorſchrift ſetzt eine auf Ver⸗ 
längerung ber Berjährungsfrift gerichtete Vereinbarung voraus. Eine folhe wird aber in 
der Vereinbarung einer über die Berjährungsfrift Hinausgehenden Sarantiefrift der Regel nad 
zu finden fein. Indeſſen bleibt es lediglich der Prüfung bes, einzelnen Falles überlaffen, feft- 
äuftellen, welche Bedeutung ber Vereinbarung einer längeren oder auch einer fürzeren Garantie 
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8. 478. Hat der Käufer den Mangel dem Verkäufer angezeigt oder Die 
Anzeige an ihn abgejendet, bevor der Anjpruch auf Wanbelung ober auf Minderung 
verjährt war, fo kann er auch nach der Vollendung ber Verjährung die Zahlung 
des Kaufpreifes infoweit verweigern, als er auf Grund der Wandelung oder Der 
Minderung dazu berechtigt fein würde. Das Gleiche gilt, wenn der Käufer vor 
der Vollendung der Verjährung gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung Des 
Beweiſes beantragt oder in einem zwifchen ihm und einem fpäteren Erwerber der 
Sache wegen des Mangels anhängigen Rechtöftreite dem Verkäufer den Streit 
verfündet hat. 

Hat der Verkäufer den Mangel argliftig verſchwiegen, jo bedarf e8 der An⸗ 
zeige oder einer ihr nach Abſ. 1 gleichftehenden Handlung nicht. 


— insbeſondere für die Verjährung der re: rg Cogl. $. II 8b. 1 
©. 705 ff.; RG. 37 ©. 79; Seuff. A. 58 ©. 133; Rſpr. 8 72 f.). 

Auch über die Dauer der regelmäßigen Berjährungsfeft von 30 Jahren kann nach Wort⸗ 
laut und Entſtehung der Vorſchrift (vgl. P. II Bd. 1 ©. 706) unzweifelgaft bier die Friſt 
ausgebehnt werben (a. 9. Crome Bd. II ©. 474; Dertmann Erl. 5b zu $ 477). 

6. Im betreff der Hemmung und der Unterbreiung gelten für die kurze Verjährung bie 
allgemeinen Borjchriften (38 202—217) mit folgenden Ergänzungen: 

a) Den Unterbrehungsgräünden (88 208, 209) tritt der Antrag des Käufers auf 
gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes Hinzu (Mbf. 2 Satz 1). Die Be— 
deutung diefer Vorſchrift wird durch die Beitimmung bes $ 488 der EBD. gefteigert, nach 
welder, werm Mängel einer Sache feitzuftellen find, auß denen ein Recht gegen ben Gegner her⸗ 
geleitet werden fol, die Beweißaufnahme beantragt werben Tann, auch ohne bak die Boraud« 
fegungen des 8 485 der CPO. vorliegen. Auf welches der nad) 8 485 der CPO. in Betracht 
fommenben Beweismittel das Geſuch gerichtet ift, gilt gleich. 

Die dur das Beweisaufnahmegeſuch bewirkte Unterbregung enbigt, wenn das Verfahren 
dadurch, daß es nicht betrieben wird, in Stillſtand gerät, mit ber legten Prozeßhandlung ber 
Barteien oder des Gerichts; die dann beginnende neue Verjährung wird dadurch, daB ber 
Käufer das Verfahren weiter betreibt, in gleicher Weife wie durch Klagerhebung unterbrochen 
(Abſ. 2 Sag 2, 8 211 Abſ. 2). Die Unterbredung gilt als nicht erfolgt, wenn das Geſuch 
zurüdgenommen ober rechtskräftig zurückgewieſen wird; erneuert ber Käufer das Geſuch binnen 
ſechs Monaten oder erhebt er binnen diefer Frift Klage (Ripr. 3 S. 10), fo gilt die Verjährung 
als durch das erfte Geſuch unterbrochen (8 477 Abf. 2 Sag 2, $ 212). 

b) Wenn und folange bezüglich eines der der kurzen Verjährung unterworfenen Anfprüche 
bie Verjährung gehemmt oder unterbrodyen iſt, iſt fie auch für die anderen Anſprüche gehemmt 
oder unterbrochen (Abſ. 8). Diefe Vorſchrift beruht auf der Auffaſſung, daß es fich bei den 
Vorſchriften nur um verjciedene, dem Käufer zur Wahl geftellte Mittel zur Durchführung feines 
Rechtes handele (P. II 8b. 2 ©. 314). Praktiſch wichtig iſt dieß namentlich für die Unterbrechung 
durch Klagerhebung. 

7. Für die Wirkung ber vollendeten Verjährung gelten bie allgemeinen Grundſätze 
(88 222f}.), jedoch mit den im den 88 478, 479 beftimmten Abweichungen. 


8 408. 
©. 8414 Of. 1 Cab 1, Abl. 2 ven, sam gan P.TI BE 1 6. 674f., 6TST., 681, 701, TOSR. 


Der 5 478 regelt die Erhaltung der Einreben ber Wandelung nud ber Minderung 
über die Verjährung der Aniprüde hinaus. 

. Gatftehung. Der €. I 8 397 Abſ. 1 beflimmte ausdrücklich, daß nad) der Vollendung 
ber Berjährung der Anfprüche auf Wandelung oder Minderung der Käufer diefe Rechte auch 
nicht mehr einrebeweife geltend machen könne. Diefer Standpunkt ift von der zweiten Kommilfton. 
im Anſchluß an das frühere HGB. Art. 349 Abſ. 3 aufgegeben worden. 

2. Einreden der Wandelung umd ber Minderung vor der Berjährung ber Aniprüde. In⸗ 
dem ber $ 478 dem Käufer die Befugnis, die Zahlung des Kaufpreifes inſoweit zu verweigern, als 
ex auf Grund der Wandelung oder der Minderung dazu berehtigt fein würde, „auch nach der 
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Vollendung ber Verjährung“ der Anfprüce auf Wandelung oder Minderumg zuſpricht, ſetzt er 
als felbftverftändlich voraus, daß dem Käufer vor ber Vollendung ber Verjährung biejelbe 
Befugnis zufieht. Daraus folgt zunächſt, daß bie fragliche Befugnis, d. 5. die Einrede ber 
Wandelung oder der Minderung, bis zur Verjährung des entiprehenden Anſpruchs auf diefem 
berubt, fowie weiter, daß der Anfpruh auf Wandelung oder Minderung feiner Ratur nad 
geeignet fein muß, dem Anfpruche des Verkäufers auf Zahlung des Kaufpreifes einredeweiſe 
entgegengefegt zu werden. Letzteres trifft ſowohl dann zu, wenn man mit der in der Erl. 3 
zu 3 462 an erfter Stelle behandelten Auffaflung annimmt, daß der Anſpruch bes Käufers auf 
Befreinng von der Kaufpreisſchuld geht (f. auch Bb. I ©. 368 unter c), als aud dann, wenn 
man nad der Bertragätheorie jenen Anſpruch als auf Einwilligung in einen den Kauf auf 
hebenden oder den Kaufpreis berabfegenden Vertrag gerichtet anfieht; denn ba der Kaufpreis⸗ 
anſpruch durch den Bertrag, auf deſſen Abſchluß der Käufer einen Anſpruch Hat, ganz oder teils 
weiſe erliſcht, fo muß der Käufer auf Grund des Anſpruchs auch befugt fein, die Bahlung des 
Kauſpreiſes zu verweigern (vgl. über bie verfchtedenen Anfichten Langbeinelen ©. 240 Anm. 2). 

Daraus, daß die Hier fraglichen Einreben ihre Grundlage in ben Anſprüchen auf 
Bandelung oder Minderung haben und dab ihre Geltendmahung fi) als Geltendmachung der 
Anfprüde zum Bwede der Abwehr barftellt, ergibt ſich folgendes: 

a) Die Einrede ber Wandelung, d. h. die Befugnis, die Zahlung des ganzen 
Kaufpreifeß oder im Falle des Verlaufs mehrerer Sachen für einen Geſamtpreis die Zahlung eines 
nad $ 471 bemefjenen Teiles des Geſamtpreiſes zu verweigern (vgl. auch 8 490 Abf. 3 Sat 1), 
fieht dem Käufer nur zu, wenn niht ber Anfpruch auf Wandelung ausgeichlofien fein würde 
(vgl. Erl. 1 zu $ 467). 

Erhebt der Käufer die Einrede der Wandelung, nachdem er die gefaufte Sache bereits 
empfangen hat, fo braudt er zur Begründung der Eintede ebenfo wie zur Begründung des 
Anſpruchs auf Wandelung nicht die Rüdgewähr der Sache dem Verkäufer anzubieten. Im 
übrigen würde man von der in der Erl. 3 zu 8 462 bdargelegten erſten Auffafiung bes Anſpruchs 
auf Wandelung aus zu folgenden Ergebnifien gelangen: Wie der Verläufer bem Befreiungs⸗ 
anſpruch bes Käufers gegenüber Nüdgewähr der Sade verlangen Tann, fo mub ihm ein 
gleiches auch gegenüber ber Wanbelungseinrede geftattet fein. Gegenüber bem Befreiungs⸗ 
anfpruche des Käufers hat das Rüdgewährverlangen des Verkäufers die Wirkung, dab er zur 
Erteilung ber Befreiung nur Bug um Bug gegen die Rüdgewähr verurteilt wird (Exl. 2a zu 
8 467). Eine entfprechende Wirkung des Büdgewährverlangend gegenüber der Wandelungs⸗ 
einrede tft ausgeſchloſſen, weil ed wicht angängig ift, bie auf Grund diefer Einrede gebotene 
Abweiſung der Kaufpreisfiage von ber Bug um Zug zu bewirkenden Nüdgewähr abhängig zu 
machen. Das NRüdgewährverlangen des Verkäufers gegenüber der Wandelungdeinrede kann 
daher nur die Wirkung haben, daß es den Käufer nötigt, dem Verkäufer die Rüdgewähr in 
einer Annabmeverzug begründenden Weife anzubieten, widrigenfals die Einrede unberüdfichtigt 
bleibt (ebenjo Niſſen in JW. 1902 ©. 568f.). Der Verkäufer muß hiernach, aud wenn er 
in erſter Linie die Begründung der Wandelungseinrede beftreitet, für den Gall des Durchdringens 
der Einrede bie Rüdgewähr verlangen, widrigenfall® er lediglich mit der Klage abgemwiefen wird. 
Aber auch in diefem Falle kann er nachträglich ohne weiteres die Rückgewähr verlangen, da 
durch daS einredeweiſe erflärte Wanbelungsverlangen bes Käufers für ihn der Rückgewähranſpruch 
nad) den 88 346ff. begründet ift (Erl. 2e zu 3 467) und ber Käufer nad ber rechtsfräftigen 
Abmweifung des Verkäufers nicht mehr in ber Lage iſt, dad Wandelungsverlangen zu widerrufen 
mb ftatt deſſen Minderung zu verlangen (vgl. Erl. 3 zu 8 465; ebenfo Dernburg Bb. II 
8 191 ©. 75 u. a.; Langheinelen ©. 239). Nach ber Vertragstheorie entfteht dagegen ber 
Anfpruc des Verfäufers auf Rüdgewähr ber Sache erſt mit ber Vollziehung ber Wandelung. 
Die Vollziehung dürfte, wenn ſich ber Verkäufer mit dem einrebeweife geltendgemachten 
Bandelungsverlangen des Käufers nicht etwa freiwillig einverftanden erklärt, auch mit ber 
echtöfräftigen Abweifung der Kaufpreisflage auf Grund ber Wandelungseinrede mit Rüdficht 
auf 8 322 der CPO. noch nicht als erfolgt anzujehen fein, fofern man nicht hier anf Grund 
des 5 478 eine Ausnahme von der Regel des $ 322 annehmen will. Indefien gelangt man 
and ohne diefe Annahme zu einem befriedigenden Ergebniffe; denn da der Käufer, nachdem 
anf Grund der Einrede die Kaufpreisfiage rechtäfräftig abgewieſen ift, das einredeweiſe geltend» 
gemachte Wanbelungsverfangen und ben darin liegenden Bertragsantrag nicht mehr zu wider⸗ 
rufen berechtigt tft, jo kann der Berfäufer dieſen Antrag jederzeit annehmen und dadurch die 
Bandelung zur Volziehung bringen. 
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8. 479. Der Anſpruch auf Schadenzerfag kann nach der Vollendung der 
Verjährung nur aufgerechnet werben, wenn ber Käufer vorher eine der im 8. 478 
bezeichneten Handlungen vorgenommen hat. Dieſe Beſchränkung tritt nicht ein, 
wenn ber Verkäufer den Mangel argliftig verjchwiegen hat. 


b) Die Einrede der Minderung, b. 5. die Befugnis, die Zahlung des Kaufpreifes 
zu einem nad) ben 88 472, 473 bemefienen Teile zu verweigern, fteht dem Käufer, fofern nicht 
der Anſpruch auf Minderung durch die unmiderrufliche Wahl der Wandelung oder des Schadens⸗ 
erſatzes wegen Nichterfüllung ausgeſchloſſen ift, ſteis zu. 

8. Dad Fortbeſtehen der Sinreden nach ber Berjährung ber Anſprüche (ſog. Per⸗ 
petuierung) hat 

a) zur Vorausſetzung (Abſ. 1), daß der Käufer vor der Vollendung der Verjährung 
entweder 

a) dem Verkäufer den Mangel angezeigt oder die Anzeige an ihn abgeſendet oder 

8) gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung bed Beweifes beantragt oder 

y) in einem zwiſchen ihm und einem fpäteren Erwerber der Sache wegen ded Mangels 
anhängigen Rechtsſtreite dem Verkäufer den Streit verkündet Hat. 

Zu a) Die Unzeige ift eine einfeitige empfangsbebürftige Willenserklärung (Ripr. 6 ©. 224). 
Es genügt nicht jede Mitteilung eines Mangels, fondern nur eine foldie, aus welder bie 
Abſicht des Käufers, ſich feine Rechte wegen des Mangels vorzubehalten, für den Verkäufer Har 
hervorgeht; die Mitteilung kann mündlih, auch mittels Fernſprechers (8 147 Abſ. 1 Cap 1), 
ober fhriftlich erfolgen (Dernburg im Recht 1903 ©. 137). gl. über die Befugnis von 
Handblungsreifenden und Handlungsagenten zur Entgegennahme von Mängelanzeigen HGB. 
8 55 Abi. 3, 8 86 Abſ. 2. 

Die Anzeige gibt nach 8 488 Abf. 2 Sap 1 der CPO. auch dem Verkäufer ohne weiteres 
die Befugnis, Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes zu beantragen, und damit bie 
Möglichkeit, einer Verdunkelung des Sachverhalts vorzubeugen. Ebenſo fann auf Grund ber 
Anzeige der Verläufer den Käufer nad $ 466 zur Erklärung über die Wandelung nötigen. 

Bu 8 vgl. Erl. 6a zu 8 477, zu y ſ. 88 72, 73 der EBD. 

Von der vorbezeichneten Vorausfegung unabhängig ift der Fortbeſtand der Einzeben des 
Käufers, wenn der Berläufer den Mangel argliftig verſchwiegen hat (Abſ. 2). Über den Begriff 
des argliftigen Verſchweigens ſ. Erl. zu 88 443, 476, über den entiheidenden Zeitpunkt Erl. 2 
zu 8 477. 

b) Wirkung. Für die fortdauernden Einreden gilt, ba fie in der Befugnis des Käufers 
beftehen, die Zahlung des Kaufpreifes infoweit zu verweigern, als er auf Grund der Wandelung 
oder der Minderung dazu berechtigt fein wiirde, das über die Einreden ber Wanbelung und 
der Minderung in Erl. 2 Bemerkte. Die Fortdauer ift auch nit auf die regelmäßige 
Verjährung von 30 Jahren beichräntt. 

Über die rechtliche Konſtruktion ber fortbauernden Einreden |. Bd. I ©. 368 Erl. 3c zu 
$ 222. Auch wenn man mit der erften dort al8 möglich Hingeitellten Auffafjung davon ausgeht, 
daß es ſich bei jenen Einreden um eine Geltendmachung der infoweit der Verjährung entzugenen 
Anfprüche Handle, fo kann daraus nicht mit Niffen in ZW. 1902 ©. 565ff. gefchloffen merben, 
daß die Auſprüche trog der Verjährung aud) in gewifien Beziehungen klageweiſe geltend gemacht 
werden können. 

5409. 
€. II 8 414 Mbf. 1 Eau 2 ren. 8 472; 1118473. P. II 0.16.7041. D. 6.6833. 

1. Zwei und Bedeutung. Nah 8 390 Sag 2 würde der Käufer den ihm nadı 8 463 
zuſtehenden Anſpruch auf Schadenserfag auch nad) der Vollendung der kurzen Verjährung gegen 
die Kaufpreisforderung bes Verkäufers aufrehnen können. Indeſſen wäre Dadurch ber befondere 
Zwed der hier beftimmten kurzen Verjährung zum Teil vereitelt, indem ber Käufer in die Lage 
täme, nod) nad) langer Zeit mit einem Erfaganfprucd; wegen Mangels einer zugeficherten Eigen- 
fchaft Hervorzutreten. Der 8 479 knüpft deshalb die Zuläſſigkeit der Aufrechnung an bie gleiche 
Vorausfegung, von welcher nad) 3 478 die Fortbauer ber Einreden abhängig tft, jebodh wiederum 
unter Ausjheidung des Falles, daB der Verkäufer den Mangel argliftig verſchwiegen hat (vgl. 
Erl. 3a zu 8478). Der 8 479 geftattet die Aufrechnung des verjährten Schadenserſatzanſpruchs 
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$. 480. Der Käufer einer nur der Gattung nach beftimmten Sache kann 
ftatt der Wandelung oder der Minderung verlangen, daß ihm an Stelle der 
mangelhaften Sache eine mangelfreie geliefert wird. Auf diefen Anfpruch finden 
die für die Wandelung geltenden Vorfchriften der 88. 464 bis 466, bes 8. 467 
Sat 1 und ber 88. 469, 470, 474 bis 479 entfprechende Anwendung. 

Fehlt der Sache zu der Beit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer über- 
geht, eine zugeficherte Eigenfchaft oder hat der Verfäufer einen Fehler argliftig 
verfchwiegen, fo kann der Käufer ftatt der Wandelung, der Minderung ober der 
Lieferung einer mangelfreien Sache Schadenserfag wegen Nichterfüllung verlangen. 


nur gegenüber dem Kaufpreisanfpruche des Verkäufers aus demjelben Kaufvertrage, nicht dagegen 
gegenüber fonftigen Anſprüchen des Verkäufers, wie in RG. 56 ©. 166 auß ber Entſtehungs⸗ 
geſchichte überzeugend nachgemieien tft (ebenſo Rſpr. 8 ©. 73, a, U. Staub ©. 1372 Anm. 118). 

2. Aufrechnuug des verjährten Anſpruchs bed Käufers auf Rückzahlung des Kaufpreiſes. 
Eine Aufrechnung kann nach der in der Erl. 3 zu $ 462 zuerſt entwickelten Auffaſſung auch bei 
dem Anſpruche des Käufer auf Wandelung oder Minderung infofern in Frage kommen, als 
er anf Rüdzahlung des Kaufpreifes geht, felbitverftändlih nur gegen einen Anſpruch bed Ver⸗ 
kãufers aus anderem Grunde als dem KRaufvertrage, Allerdings wäre e8 von biefem Stand⸗ 
punkt auffällig, dab der Rückzahlungsanſpruch des Käufers nicht im 8 479 mitberüdfichtigt ift, 
obwohl bei ihm biefelben Gründe für eine Beſchränkung der Aufrechnung nad der Verjährung 
des Anſpruchs fprechen. Indeſſen würde dies eine ausreichende Erklärung barin finden, daß ber 
$& 479 nur die Aufrechnung gegen bie Kaufpreisforderung im Auge hat, die für den Anſpruch 
auf Rüderftattung des gezahlten Kaufpreifes nicht in Betracht kommt (Thiele ©. 428ff.). Die 
Nichtermähnung des legteren Anſpruchs im 8 479 dürfte daher gegen die Anficht, dab das 
Geſetz einen auf Rüdzahlung des Kaufpreifes gerichteten Wanbelungsanfpruch kenne, umfoweniger 
entſcheidend ins Gewicht fallen, als der 8 639 Abf. 1 auf die dem Befteller eines Werkes zu= 
ſtehenden Anfprühe auf Wandelung oder Minderung auch die Vorſchrift des 8 479 für ents 
ſprechend anwendbar erllärt (Haymann ©. 546). Es wiirde fi) daher von bem oben bes 
zeichneten Standpunkt aus reditfertigen, die Vorſchrift des 8 479 im Wege der Analogie auf 
den Anſpruch des Käufers auf Rüdzahlung des Kaufpreifes auszudehnen (ebenſo Ennecceruss 
Lehmann Bd. 16.611 Anm. 2; Langheineten ©. 242). Dagegen handelt es fi) nad) der 
Vertragstheorie bei dem Anſpruch auf Rüdzahlung des Kaufpreifes nicht um den Anſpruch auf 
Wandelung ꝛc., fondern um einen Anſpruch aus der vollzogenen Wandelung, ber in betreff der 
Aufrehenbarkeit den allgemeinen Grundfägen unterliegt. 


8 480. 
€. 18 398; II 8 415 seo. 8 473; III 8 474. PIE. 739f., 745M., 760f., 769, 773, 7811, 7851; 
NR.U GE. 241. P.1BR1 6.711. D. 6.633. 

Dur den 8 480 werben bie Vorſchriften der 88 459-479 für den Kauf einer nur ber 
Gattung nad beftimmten Sache teild ergänzt, teild abgeändert. 

1. Bebentung im allgemeinen. Der Verkäufer einer nur der Gattung nad) beitimmten 
Sache ift verpflichtet, eine Sadje von mittlerer Art und Gilte zu liefern (8 243 Abſ. 1). Diefe Ver- 
pflichtung erfüllt ex durch Lieferung einer mit einem fehler ber im 8 459 Abſ. 1 bezeichneten 
Art behafteten Sache nicht (vgl. Jacubezky ©. 96). Ebenſo erfüllt er, wenn er eine Eigen- 
ſchaft der Sache zugefihert Hat, durch Lieferung einer diefer Eigenſchaft ermangelnden Sade 
feine Bertragspfliht nicht. Der Käufer kann alfo das Angebot einer derart mangelhaften Sache, 
ohne in Verzug der Annahme zu kommen (8 294), zurüdweifen und, wenn die Xieferung fällig 
iſt, den Verkäufer duch die Aufforderung zur Lieferung einer mangelfreien Sache in Verzug 
fegen (88 284f., 279) und die Rechte aus dem Verzug (88 286, 326) geltend machen (RG. in 
IB. 1904 ©. 197). Aber ſelbſt wenn er die mangelhafte Sache ohne Kenntniß des Mangels 
als Erfüllung angenommen hat, könnte er ſchon nad allgemeinen Grundfägen Lieferung einer 
mangelfreien an Stelle der mangelhaften Sache und Schadenserfag verlangen (vgl. $ 363). Ob 
ex aber au wegen des Mangeld Wandelung oder Minderung verlangen könnte, wäre deshalb 
zweifelhaft, weil durch die Lieferung der mangelhaften Sache das Schuldverhältnis fi nicht auf 
diefe Sache beſchränkt Hat ($ 243 Abf. 2). Demgegenüber ftellt der 8 480 im Abf. 1 Mar, daß 
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dem Käufer die Anſprüche auf Wandelung, auf Minderung und auf Lieferung einer mangelfreien 
Sade wahlweiſe zuftehen follen, und eutſcheidet damit bezüglich der beiden erfien Anſprüche eine 
Steeitfrage bes früheren Rechtes im Sinne ber herrichenden Meinung. Der Abf. 2 trifft eine dem 
8 463 entſprechende Vorſchrift über den Anſpruch auf Echabenserfag wegen Nichterfiillung. 

2. Anfprühe auf Wandelung oder auf Minderung. Ihre Zuläffigkeit if im Abſ. 1 Sag 1 
nicht erſt beftimmt, fondern mit Rückſicht auf bie allgemeine Faſſung der 88 40ff. vorausgefegt 
und damit fillihweigend anertannt. Fiir die Anfprüce gelten auch bei dem Gattungsfaufe die 
allgemeinen Vorſchriften. Doch Tann der Käufer die Unfprüche, ba fie eine in ſich beftimmte 
Sache vorausſetzen, ſolche aber bei dem Gattungskauf erft mit dem Beitpunfte des Gefahrüberganges 
vorhanden if, erft nad dieſem Beitpunkte geltend machen (Kiehl bei Gruch. 42 ©. 609, f. 
dagegen Erl. 1 zu 8 462). Die Anſprüche find ferner aud dann ausgefchlofien, wenn die auf 
Lieferung einer mangelfreien Sache gerichtete Wahl des Käufers vollzogen ift (unten Erl. 3b). 

3. Der Anfprud anf Lieferung einer mangelfreien an Stelle der mangelhaften Sache 
(Radjlieferung) fteht dem Käufer nah Abi. 1 Sag 1 neben den Anſprüchen auf Wandelung ober 
Minderung wahlweiſe zu. In betreff feiner Borausfegung und der Beweisfaft gilt dasfelbe wie 
für dieſe Anfpriihe (Exl. 1 zu $ 462). Der Umftand, daß der Käufer, wenn er den Anſpruch 
geltend macht, die empfangene Sache zurlidzugewähren hat, begründet eine Ähnlichkeit dieſes An- 
ſpruchs mit dem auf Wandelung. Im einzelnen ergibt fi aus den im Abi. 1 Satz 2 in Bezug 
genommenen Vorſchriften folgendes: 

a) Der Anfpruch wird buch vorbehaltlofe Annahme der mangelhaften Sache jeitens 
des Käufers in Kenntnis des Mangels ausgeſchloſſen ($ 464), nicht dagegen dadurch, daß ber 
Käufer die Sache ohne Kenntnis des Mangels als Erfüllung annimmt. 

b) Die auf die Nachlieferung gerichtete Wahl des Käufers ift vollzogen, wenn ſich 
der Verkäufer mit der verlangten Rachlieferung einveritanden erflärt hat ($ 465). Auch Hier 
gilt aber in Betreff der Wirkung der Befriedigung des Käufers wegen des Anſpruchs fowie der 
rehtöfräftigen Berurteilung bes Berfäuferd zur Nachlieferung oder der rechtöfräftigen Abweiſung 
der Kaufpreisflage des Verkäufers auf Grund der Einrede der nicht erfolgten Nachlieferung das⸗ 
felbe wie bei der Wandelung (Erl. 3 zu 8 465). Eine Klage auf Wandelung oder Nadı- 
Hteferung nad Wahl des Verkäufers erſcheint ebenſo unzuläffig wie eine alternative Klage auf 
Wandelung oder Diinderung (a. A. Ripr. 8 ©. 446). 

©) Der Verkäufer kann, wenn der Käufer ihm gegenüber einen Mangel behauptet, auf dem 
im & 466 vorgefehenen Wege ſich darüber Gewißheit verſchaffen, ob der Käufer Nachlieferung 
verlangen will. Er kann auch gleichzeitig fi zur Wandelung ober zur Nachlieferung erbieten 
und den Käufer unter Beftimmung einer Frift zur Erklärung auffordern, ob er Wandelung oder 
Nachlieferung verlange, mit ber Wirkung, daß der Käufer beide Anſprüche verliert, wenn er fich 
nicht bis zum Ablaufe der Frift für den einen der Anſprüche entiheidet (P. II Bb. 6 ©. 181f.). 

d) Der Anſpruch auf Nadjlieferung wird durch die gleigen Umftände ausgefhloffen, 
wie nad) der Ex. 1 zu $ 467 ber Anſpruch auf Wandelung. 

©) Der Käufer ift, falls er Nachlieferung verlangt, zur Rückgewähr ber empfangenen 
Sade verpflitet (Er. 2da zu 8 467). Diefe Verpflihtung und die bes Verkäufers zur 
Nachlieferung ift Zug um Zug zu erfüllen (ebenda Erl. ?e). Der Verkäufer kann, wenn ber 
Käufer Nachlieferung verlangt, auch feinerfeit8 Rückgewähr der gelieferten Sache verlangen (ebenda 
Erl.2e). Bei Verzug bes Käufers bezüglich der Rüdgewähr kann der Anſpruch auf Nachlieferung noch 
nachträglich durch den Verkäufer ebenjo ausgeſchloſſen werden wie nad) der Erl.2g zu $ 467 der An- 
ſpruch auf Wandelung. Ein Erſatzanſpruch des Käufers wegen der Vertragstoften kommt bei 
Geltendmachung des Nachlieferungsanſpruchs nicht in Frage; der 8 467 Sag 2 tft daher Hier 
nicht in Bezug genommen. 

N) Falls auf der einen oder ber andern Seite mehrere beteiligt find, gilt für den An⸗ 
fpruc auf Nachlieferung das in ber Erl. 3 zu 8 467 bezüglich der Wandelung Gefagte. 

8) Die entſprechende Anwendung ber auf die Wandelung bezüglichen Vorſchriften der 
98 469, 470, des $ 474 Abſ. 2 (Mbf. 1 fcheidet als nicht „für die Wandelung geltend“ aus) 
und bes & 477 auf den Anſpruch auf Nadjlieferung bietet feine Schwierigkeiten. Der $ 476 ift 
bier unmittelbar anwendbar. 

h) Der Käufer kann, wenn er eine der im $ 478 bezeichneten Handlungen vor der Ber- 
jährung bed Anſpruchs auf Nachlieferung vorgenommen oder wenn der Verkäufer ben Mangel 
argliftig verſchwiegen hat, noch nach der Vollendung der Verjährung die Zahlung de? Kaufpreifes 
bis zur Nachlieferung verweigern ($ 478). Ebenfo ift auf die Einrede der nicht erfolgten Nach- 
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Heferung vor der Verjährung bes Anſpruchs auf Nachlieferung das in der Erl. 2a zu 8 478 
über die Einrede der Wandelung Bemerkte entiprechend auwendbar. 

1) Der $ 479 enthält keine „für die Wandelung geltende” Vorſchrift und tft daher auf 
den bier in Rebe ftehenden Anſpruch nicht anwendbar (a. U. Haymann ©. 546; Schröder 
©. 36 Anm. 1, 96, welche eine entfprechende Anwendung des 479 auch bei Aufrechnung des ver 
jährten Rachlieferungsanfpruch® gegen einen auf gleichartige Sachen gerichteten Anſpruch bes 
Berkäufers zulaffen; zweifelnd Windſcheid⸗Kipp Bd. II ©. 664). Liegt ein fog. gemiſchtes 
generifhes Schuldverhältnis vor (vgl. oben ©. 12 Erl.2 zu 8 243), fo ift, falls die ganze 
beftimmte Menge, aus welder die Sache geliefert werben fol, an dem Mangel leidet, der An- 
ſpruch auf Lieferung einer mangelfreien Sache wegen Unmöglichkeit diefer Leiftung ausgefchlofien 
(Scholler S. 23}. 

4. Ein Recht des VBerläufers, die vom Käufer verlangte WBanbelung ſeinerſeits durch 
Lieferung einer mangelfreien Gare abzuwenden, ift nicht anerfannt (M. II ©. 242, P. II 
Bd. 1 ©. 717ff.). Der Käufer wird ſich aber die Nachlieferung nad) allgemeinen Grundfägen 
unter Umftänden ebenfo gefallen laſſen müſſen wie bei individuell beitimmten Saden bie 
Befeitigung des Mangels (vgl. Erl. 4 zu 84625. 4. Dernburg Bd. II 8188 ©. 69 Anm. 3; 
Endemann Bd. I ©. 1000 Anm. 61; Staub ©. 1367 Anm. 90 u. a.). 

5. Auſpruch des Käufers anf Schadenserſatz wegen Richterfüllung. Dieſer tit im Abſ. 2 
an die Borausfegung gefnüpft, dab zu der Bett, zu welcher die Gefahr auf den Käufer 
übergeht, der Sache eine zugeficherte Eigenichaft gefehlt oder der Verkäufer einen Fehler der 
im $ 459 Abf. 1 bezeichneten Art argliftig verſchwiegen hat. Diefe Ubweihung vom $ 463, 
demzufolge die Zeit der Vertragichliegung enticheibet, ift beim Gattungskaufe deshalb geboten, 
weil hier die zu leiſtende Sache erſt mit dem Gefahrübergang eine in fich beftimmte wird. 
Über bie Zeit des Gefahrüberganges f. Erl. 2b zu $ 446. Im übrigen gilt für ben bier ges 
währten Schadenserſahanſpruch dasjelbe wie für den im $ 463 beftimmten Anſpruch. ©. die Erf. 
zu 8 463, ferner die 98 464, 476, 477, 479. 

6. Sonftige Rechte bed Käuferd. Der Käufer kann 

a) neben dem Anfpruh auf Wandelung oder Minderung auf Grund bes 8 276 
wegen fhuldhafter Lieferung einer mangelhaften Sache Erſatz des dadurch verurſachten 
Schadens verlangen (vgl. über diefe ſehr zweifelhafte Frage wie Hier RG. 52 ©. 18; 53 ©. 200; 
56 ©. 166; E. Müller im Recht 1902 ©. 579f.; Endemann Bb. I ©. 967 und im Ergebnis 
Staub, Die pofitiven Vertragsverlegungen ©. 16f., der die Unalogie des $ 286 zur Bes 
gründung heranzieht; a. A. Dernburg in DIE. 1903 ©. 1ff.; Kipp ebenda ©. 255f., der 
nur gegebenenfalls einen Schabenserfaganipruch nad 8 823 anertennt). Auf dielen Schadens⸗ 
erfaganfpruch erachtet das NG. ben 8 477 Abſ. 1 für entiprechend anwendbar (RE. 53 ©. 200; 
56 ©. 166). gl. auch Exl. 6 zu 8 326. 

b) Reben dem Anfpruh auf Nadlieferung kann der Käufer gleichfalls unter der 
zu a bezeichneten Vorausſetzung denfelben Erſatzanſpruch geltend machen. Außerdem kann er 
aber auch, falls der Verkäufer mit der Lieferung Im Verzug ift, neben der Rachlieferung Erſatz 
des durch ben Verzug entfiehenden Schabens verlangen. 


48 483149. 

Babl, Die Gewährleiftung bei Wiehveröußerungen nad) bem BGB. 2. Aufl. 1900; Dieder- 
Hoff, Gerichtliche Tierarzneikunde, 3. Aufl. 1902; Hirfh u. Nagel, Die Gemäßrleiftung beim 
Biehhandel nad) dem BGB. 1902; Meisner, Ehr., Die Vorſchriften des BGB., betr. die 
Viehgewährfhaft 1900; Reuter u. Sauer, Die Gemwährleiftung bei Viehveräußerungen nad) 
dem BGB. 1900; Schneider, Rechtsregeln des Viehhandels nach deutſchem Geſetze, 1899; 
Schumader, Biehhandel und Viehprozeß, 1900; Stölzle, Viehtauf nad bem BGB. 3. Aufl. 
1904; berfelbe in IW. 1901 ©. 704ff., 736ff.; 1902 ©. 117ff. 

Beſondere Vorſchriften über Gewährleifiung wegen Bichmängel. 

1. Grundgebanten. Die Anwendung der allgemeinen Vorſchriften über die Gewährleiſtung 
megen Mängel der Sache, nach weldyen ber Verkäufer gefeglich jeden verborgenen, nicht unerheb- 
lichen Fehler, mit dem die Sache zur Beit des Gefahrüberganges behaftet iſi, zu vertreten und 
der Käufer die Wahl zwiſchen Wandelung oder Minderung bat, aber in jedem Falle das Bor- 
handenſein des Fehlers zu ber entfcheidenden Zeit bemweifen muß, wilrde bei dem Viehkaufe zu 
einer mit den Interefien des Viehhandels und der Viehzucht nicht verträglichen Rechtsunficherheit 
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%. 481. Für den Verkauf von Pferden, Ejeln, Maulefeln und Maulthieren, 
von Rindvieh, Schafen und Schweinen gelten die Vorfchriften ber S$. 459 bis 
467, 469 bis 480 nur infoweit, als fich nicht aus ben $$.482 bis 492 ein 
Anderes ergiebt. 


8. 482. Der Verkäufer hat nur beftimmte Fehler (Hauptmängel) und diefe 
nur dann zu vertreten, wenn fie fich innerhalb beftimmter Fristen (Gewährfriften) 
zeigen. 


und Häufung ber Prozefie führen, da bei lebenden Organismen die Entſcheidung über die Ente 
ftehungsgeit eines Fehlers bejonderen Schwierigkeiten begegnet. Die Mängelgewähr beim Bich- 
handel war daher jchon früher vielfach dahin georbnet, daß der Verkäufer nur für beitimmte 
Fehler, fofern fie fi innerhalb beftimmter Friſten zeigen, haftet, bei dieſen Fehlern aber ander⸗ 
feits das Worhandenfein zu der für die Haftung entfsheidenden Zeit vermutet wird, und daß 
ferner ber Säufer nur Wanbelung verlangen kann. Diefem fogenannien beutfchrechtlichen 
Syſteme, für das fi ſchon der E. I entſchieden Hatte und das in ben weiteren Stadien 
zwar lebhaft befämpft, aber aus Bmwedmäßigkeitögründen feitgehalten wurde (vgl. außer den 
Nachweiſen zu 8 481 auch Zitlg. Bd. II ©. 149ff.; VI ©. 336ff, Zitlg. d. ER. 8b. I ©. 5ff.), 
iſt das BGB. in den 88 481—492 gefolgt. Die Sondervorſchriften beſchränken fich indefien auf 
befttimmte fiir die Landwirtfchaft und dem Viehhandel hervorragend wichtige Gattungen von Haus⸗ 
tieren ($ 481). 

2. Juhaltsũberſicht. Die 88 482-491 betreffen die gefeglihe Haftung bes Ver— 
tänfers. Der 8482 fpricht deren grundfägliche Beſchränkung auf beftimmte Hauptmängel und 
durch beftimmte Gewährfriſten aus. Im 8 483 wird der Beginn, im 8 484 die rechtliche Be— 
deutung der Gewährfriften geregelt. Der 8 485 Handelt von ber Unzeigepflicht des Käufers, der 
8 486 von vereinbarten Gewährfriiten. Der 8 487 fließt ben Anſpruch auf Minderung aus 
und beftimmt zufammen mit den 88 488, 489 einige Beionderheiten bezügli der Wandelung. 
Der 8 490 betrifft die Verjährung der Anfprüche auf Wandelung und auf Schadenserfag wegen 
Zufiherung bed Nichtoorhandenfeind eines Hauptmangels, der $ 491 ben Gattungskauf. Der 
8 492 endlich beftimmt die Haftung des Verkäufers aus der Übernahme der Gewähr 
leiftung für einen nicht zu den Hauptmängeln gehörenden Fehler und aus der 
Bufiherung einer Eigenſchaft. 

8. Viehhandelskauf. Nach 8 382 des HGB. werben die Vorſchriften ber 88 481—492 
des BOB. durch die Vorfchriften des vom Handelsfaufe handelnden zweiten Abſchnitts im dritten 
Buche des HGB. nicht berührt. Dadurch ift aud für Viehläufe, die Handelskäufe find (vgl. 
oben ©. 328 Vorbm. 2 zum erfien Titel des fiebenten Abſchnitis), die Anwendung der Vorſchrift 
des HGB. 8 377 Über die Rügepflicht des Käufers ausgefchloffen. Dagegen gelten die fonitigen 
Vorſchriften iiber den Handelskauf auch fiir den Biehhandelstauf (vgl. Staub ©. 1391 zu 8 352). 

4. Über die fachliche Zuſtändigkeit der Amtsgerichte für Streitigkeiten wegen Biehmängel 
ſ. GBG. 8 23 Nr. 2, über die Behandlung biefer Streitigkeiten ald Ferienſachen ebenda $ 203. 


8 481. 
€. 18 399; II 8 416 res. 8474; III 8475. P.I ©. 802ff., 3264, 3274, 3282, 3286,; M. II E.243f. P. IE 
Bb.1 6.718. D. 6.633f. RB. ©. 19671. 

1. Der 8 481 beftimmt zunächſt die Tiergattungen, die den nachfolgenden Vorſchriften 
unterliegen. Es find Pferde nebft den naturgefchichtlich zu demſelben Geichlechte gehörenden 
Efeln, Maulefeln (Kreuzung von Pferdehengſt und Ejelitute) und Maultieren (Kreuzung 
von Ejelgengft und Pferdeftute), ferner Rindvieh, Schafe und Schweine. Für den Verlauf 
aller übrigen Tiere (3. B. Hunde, Kapen, Biegen, Vögel, Fiſche, wilde Tiere) gelten Lediglich die 
allgemeinen Vorſchriften der 88 459—480. Inwieweit für fie eine den 88 481ff. entipredhende 
Beichräntung der Haftung des Verkäufers vereinbart werben Tann, beitimmt ſich nach 8 476. 

2. Der 8 481 beſtimmt weiter das Verhältnis der nachfolgenden Sondervorſchriften zu ben 
allgemeinen Vorſchriften. Bon diefen finden danach auf den Viehlauf uneingefchräntt Anwendung 
die $$ 460, 461, 464, 466, 469—471, 476. Unanwendbar find die 88 472-475. Die übrigen 
Beftimmungen erleiden Änderungen. 
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Die Hauptmängel und die Gewährfriften werden durch eine mit Zuftimmung 
des Bundesraths zu erlaffende Kaiferliche Verordnung beftimmt. Die Beſtimmung 
fanın auf demfelben Wege ergänzt und abgeändert werden. 


$ 482. 
@.18 400; 18417 red. ß as; I BATe. DIE. MAN; MUG.230 v. U od. 1 6. 727 n. 





1. Der Abſ. 1 modifiziert für ben Viehkauf bie im 8 459 Abſ. 1 beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzuugen ber geſetzlichen Haftung des Verkäufers. Jene allgemeine Vorſchrift gilt auch hier 
infoweit, als der Verkäufer dafür haftet, daß das verkaufte Tier nicht zur Zeit des Gefahr- 
Uberganges mit einem von ihm zu vertretenden Fehler behaftet ift (vgl. Erl. 1b zu 8 459). 
Der Bertäufer hat jedoch 

a) nicht jeben Fehler der im 8 459 Mbf. 1 bezeichneten Art, fondern nur beftimmte, ein 
für allemal fejtgefegte Fehler, die fog. Hauptmängel, zu vertreten und 

b) auch Hanptmängel nur baun, wenn fie fi) innerhalb beftimmter Friften, der Gewähr⸗ 
friften, zeigen, db. 5. wahrgenommen werben, fei e8 von bem Käufer oder einem anderen. 

Die Beitinnmung zu a hat die Bedeutung, daß nur die Hauptmängel als im Sinne des 
& 459 Abf. 1 erhebliche Fehler anerfannt werben, dieſe aber ſchlechthin, auch wenn fie im einzelnen 
Falle den Wert oder bie Tauglichkeit des Tieres nicht oder nur unerheblich mindern. Die Vor— 
ſchrift zu b führt infofern zu einer pofitiven Beſchränkung der Haftung des Verkäufers, als die 
Gewährfriften ihrem Zwede entiprehend nur ben Zeitraum umfafien, innerhalb defien erfahrungd« 
mäßig ber betreffende Fehler fi der Regel nad zu offenbaren pflegt. Es bleiben danach 
Ausnahmefälle möglich, in denen ein zur Zeit bes Gefahrüberganges vorhandener Fehler erft 
nah dem Ablaufe ber Gewährfrift fich zeigt. Da jedoch in biefen Fällen ber Nachweis, daß 

ber Fehler ſchon zu ber enticheidenden Zeit vorhanden geweſen tft, faum jemals mit Sicherheit 
geführt werben kann, fo ſchließt daS Geſetz zur Abſchneidung vorausfichtlich erfolglofer Prozeſſe 
hier eine Haftung des Verkäufers ganz aus. 

Durch den 3482 Abf. 1 wird nicht berührt die Vorfchrift des $ 460. Nach Mafıgabe der 
fegteren ſchließt alfo auch Hier Kenntnis bes Käufers von dem Mangel fowie auf grober Fahr⸗ 
läffigteit beruhende Unkennmis des Käufers die Haftung aus. 

Wegen der Beweislaft |. Erl. 3 zu $ 487. 

2. Aus der im Abf. 1 vorgefehenen Beſchränkung ber gefeplichen Haftung des Verkäufers 
auf Hauptmängel ergibt fih, daß aud die Berihärfung der geſetzlichen Haftung im Falle arg- 
liſtigen Verſchweigens eines Fehlerd (vgl. $ 463 Sag 2, $ 477 Abſ. 1 Sa 1, 8 478 Abf. 2, 
8 479 Sag 1, $ 480 Abf. 2); nur bei arglijtigem Verſchweigen eines Hauptmangels Plag 
greift (vgl. M. IL ©. 263; Ripr. 8 ©. 73). Dagegen kann ber Käufer wegen arglifiiger 
Zäufhung über einen Fehler des Tieres auch dann, wenn der Fehler nicht zu den Haupte 
mängeln gehört, den Kauf nach 8 123 anfechten ober nad) 88 823 ff. vom Verkäufer Schabend= 
erfag verlangen. Ebenfo ift die Anfechtung des Kaufes wegen Irrtums über wejentlice 
Eigenfchaften des Tieres nicht grundfäglih auf den Iretum über das Vorhandenfein von Haupts 
mängeln zu beſchränken, da ihre Zufäffigteit nad $ 119 Abſ. 2 nur davon abhängt, ob der 
Fehler im Verkehr als wefentlich angefehen wird, es aber nicht Zweck und Sinn der Feſtſetzung 
der Hauptmängel fit, diefe auch im Sinne des 8 119 Abf. 2 ausſchließend und bindend als ſolche 
zu beftimmen, bie im Verkehr als wefentlih anzufehen find (ebenjo Endemann Bd. I 
S. 1009 Anm. 37; a. 4. Hirſch-Nagel ©.16; Schneider ©. 173; Stölzle S. 40 ff., ber 
felbft eine Anfechtung wegen Hauptmängel ausichließt). 

3. Zur Ausführung des Abi. 2 Sag 1 erging die Berordnung, betreffend die 
Hauptmängel und Gewährfriiten bein Viehhandel, vom 27. März 1899, RGBl. 
S. 219, welche wie folgt lautet: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, König von Preußen ze. 
verorduen auf Grund ded 8. 482 Abi. 2 des Bürgerlichen Gefegbuchs im Namen des 

Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung des Bundesraths, was folgt: 


8.1. 
Für den Verkauf von Nutz⸗ und Zuchtihleren gelten als Hauptmängel: 
I. bei Pferden, Eſeln, Maulejeln und Maulthieren: 
1. Rog (Wurm) mit einer Gewährfrift von vierzehn Tagen; 
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II. 


IV. 


6. 


2. 
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. Dummtoller (Koller, Dumnfein) mit einer Gewährfrift von vierzehn Tagen; als 


Dummtoller iſt anzufehen die allmählich) oder in Folge der afuten Gehirnwaſſerſucht 
entftanbene, unheilbare Krankheit des Gehirns, bei der das Bewußtſein bes Pferdes 


herabgeſetzt tft; 


. Dämpfigkeit (Dampf, Hartichlägigteit, Bauchichlägigkeit) mit einer Gewährfriſt vor 


vierzehn Tagen; als Dämpfigfeit ift anzufehen die Athembeſchwerde, bie durch einen 
chroniſchen, unheilbaren Krankheitszuſtand der Qungen oder bes Herzens bewirkt wird; 


. Kehltopfpfeifen (Bfeiferdampf, Hartſchnaufigkeit, Rohren) mit einer Gewährftift von 


vierzehn Tagen; als Kehltopfpfeifen ift anzufehen die durch einen dhronifchen und 
unbeilbaren Krankheitszuftand des Kehltopfs oder der Luftröhre verurfachte und durch 
ein hörbares Geräufch gefennzeichnete Wihemftörung; 


. periodifche Augenentzündung (innere Augenentzündung, Mondblindheit) mit einer 


Gewährfrift von vierzehn Tagen; als pertodifche Augenentzündung ift anzufehen die 
auf inneren Einwirkungen beruhende, entzündliche Veränderung an den inneren 
Drganen bes Auges; 

Koppen (Krippenfeben, Aufſetzen, Freikoppen, Luftihnappen, Windſchnappen) mit einer 
Gewährfrift von vierzchn Tagen; 


. bei Rindvieh: 
1. 


tuberkulöfe Erkrankung, ſofern in Folge diefer Erkrankung eine allgemeine Beein- 
trädtigung bes Nährzuftandes des Thieres herbeigeführt ift, mit einer Gewährfrift 
von vierzehn Tagen; 

Lungenjeuche mit einer Gewährfrift von achtundzwanzig Tagen; 


bei Schafen: 
Räude mit einer Gewährfrift von vierzehn Tagen; 
bei Schweinen: 


1. 
2. 


Rothlauf mit einer Gewährfrift von drei Tagen; 
Schweineſeuche (einſchließlich Schweinepeft) mit einer Gewährfrift von zehn Tagen. 


8.2. 
Für ben Verkauf folder Thiere, die alsbald geſchlachtet werden follen und beftimmt 


find, als Nahrungsmittel für Menfchen zu dienen (Schladhtthiere), gelten als Hauptmängel: 
J. bei ®ferden, Efeln, Mauleſeln und Maulthieren: 

Rotz (Wurm) mit einer Gewährfrift von vierzehn Tagen; 

DD. bei Rindvieh: 

tuberfulöfe Erkrankung, fofern in Folge diefer Erkrankung mehr als die Hälfte des 
Schlachtgewichts nicht oder nur unter Beſchränkungen ald Nahrungsmittel für Menfchen 
geeignet ift, mit einer Gewährfriſt von vierzehn Tagen; 

II. bei Schafen: 

allgemeine Waſſerſucht mit einer Gewährfrift von vierzehn Tagen; als allgemeine Wafler- 
fucht ift anzufehen der durch eine innere Erkrankung oder durch ungenügende Ernährung 
berbeigeführte wafjerfüchtige Zuſtand des Fleiſches; 

IV. bei Schweinen: 

1. tubertulöfe Erkrantung unter der in der Nr. II bezeichneten Borausfegung mit 


einer Gewährfrift von vierzehn Tagen; 


2. Trihinen mit einer Gewährfrift von vierzehn Tagen; 
3. Sinnen mit einer Gewährfrift von vierzehn Tagen. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudtem Kaiſer⸗ 


lichen Infiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 27. März 1899. 
(L. 8.) x Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


1. Titel: Kauf. Tauſch. $ 488. 395 


$. 483. Die Gewährfrift, beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an welchem 
die Gefahr auf den Käufer übergeht. 


Der Verordnung lag ein vom Kaiferlihen Geſundheitsamt aufgeftellter und im Deutfchen 
Landwirtſchaftsrat eingehend beratener Entwurf zugrunde (vgl. die Verhandlungen des Land⸗ 
wirtſchaftsrats in deſſen Archiv Bd. 21 ©. 415ff. und bei Hirſch-Nagel ©. 122 ff). Die 
Erwägungen, welde im Bundesrate fir die Feſtſezung der Hauptmängel maßgebend waren, find 
im Deutſchen Reichsanzeiger v. 5. Juni 1899 Nr. 130 mitgeteilt (abgebrudt u. a. bei Hirſch⸗ 
Nagel ©. 196 ff.; Reuter⸗Sauer ©. 19 ff.; Stölzle ©. 253 ff.). Dana find in ber 
Berordnung als Hauptmängel nur ſolche Fehler berüdfichtigt, welche ihrer Natur nad) wenigſtens 
für die regelmäßigen Fälle die Tauglichkeit und den Wert bes Tieres aufheben oder erheblich 
beeinträchtigen, ferner von den beim Xiehhandel beteiligten Perſonen nicht ſchon bei mäßiger 
Aufmerkſamkeit fofort erfannt werden künnen und bei denen fi endlich ein Zeitraum, innerhalb 
deilen fie entitehen und zutage treten, nad) tierärztliher Erfahrung allgemein beitimmen läßt. 
Die Gewährfriften find tunlichſt gleigmäßig, nämlich überall außer in den Füllen bes & 1 
Nr. II 2 und IV 1, 2 auf 14 Tage fefigelegt, doch In feinem Falle länger, als notwendig 
erichien, um dem Käufer die Wahrnehmung des Mangels zu ermöglichen, und bei Schlachttieren 
unter Berldfihtigung des Umftandes, daß fie vielfach erft in ben Zwiſchenhandel gebracht und 
auf weite Entfernungen verfandt werden, ehe fie zur Abſchlachtung gelangen. er bie Zus 
täffigfeit vertragamäßiger Verlängerung oder Abkürzung der Gewährfriften |. & 486.) 

Die Verordnung beitimmt die Hauptmängel verſchieden, je nahbem bie 
Tiere ald Nutz- und Zudttiere oder ald Schladttiere verfauft werden. Die redht- 
liche Buläffigkeit dieſes Verfahrens war in der D. ©. 634 ausdrüdlicd anerkannt und im Reichs» 
tage nicht beanftandet worden, unterliegt aber auch bei der allgemeinen Faſſung bed 3 482 Abf. 2 
Sag 1 feinem Bedenken. Schladttiere im Sinne ber 8. find nur ſolche, welhe alsbald, 
d. 5. ohne vorherige Mäftung oder fonftige Benugung, wenn aud nicht fofort nach bem Verkauf 
oder ber Übergabe und nicht durch den erften Käufer gefchlachtet werden follen und beftimmt find, 
als Nahrungsmittel fir Menfchen zu dienen. Durch letzteres Erfordernis ift der Berfauf von 
Tieren an den Schinder oder zur Tötung fir wiſſenſchaftliche Zwede von dem Begriff aus⸗ 
geihlofien. Da die zu folden Zweden vertauften Tiere auch nicht als Nutz- ober Zucttiere im 
Einne des $ 1 der 8. gelten können, fo iſt mangels einer Feftfegung von Hauptmängeln bei 
ihnen eine geſetzliche Haftung bes Verkäufers überhaupt ausgeſchloſſen (ebenfo Hirfh-Nagel 
©. 31; a. U. Schneider ©. 125, ber den $ 1 als die Regelvorichrift für anwendbar Hält). 
Da ber Beweis des Vorhandenſeins eines Hauptmangeld dem Käufer obliegt, diefes aber davon 
abhängt, dab das Tier entweder als Nutz⸗ oder Zuditier oder als Schlachttier verkauft worden 
ift, fo hat der Käufer aud) zu beweifen, daf der Verkauf zu einem dieſer Zwecke erfolgt ift, d. 5. 
dab die Parteien ausdrüdlich oder ſtillſchweigend über den Verwendungszweck einig geworben 
find. Die Einigung wird fi) häufig aus den Umftänden ergeben. Kann der Käufer bie Einigung 
nicht nachweiſen, fo ift er mit feinem Anſpruch abzumeilen. Stellt fi heraus, dab die Parteien 
über den Berwendungszwed nicht einig geworden find, fo fann ber Fall des 8 155 gegeben fein, 
daß nämlich die Parteien bei einem Vertrage, den fie als geſchloſſen anfehen, fi) über einen 
Punkt, über den eine Vereinbarung getroffen werden ſollte, in Wirklichkeit nicht geeinigt haben. 
Trifft dies zu, fo gilt mad) & 155 der Kaufvertrag, fofern anzunehmen ift, daß er auch ohne 
eine Beſtimmung über den Verwendungszwed geichlofien fein wilrde. Daß aber bei feitgeftelltem 
Mangel der Einigung über den Verwendungszmwed der Vertrag nad) $ 155 in ber Regel ungültig 
fein werde, wie bie „Erwägungen des Bundesrats“ annehmen, dürfte zu weit gehen (ebenfo 
Meisner ©. 113f.; Reuter-Sauer ©. 190f.). 

Die im 81 Nr. 12,3, 4,5 und im $ 2 Nr. III enthaltenen Begriffsbeftimmungen 
gehören zum bindenden Inhalte der Verordnung (Hirfh-Nagel ©. 29). Daß im 8 1 Pr. I2 
in der Definition des Dummkollers nur das Pferd erwähnt wird, tft unzweifelhaft ein bloßes 
Redaltionsverſehen (ebenda ©. 31). 

In betreff der tierärztlichen Erläuterung der Verordnung muß bier auf die oben angeführte 
beſondere Kiteratur verwiefen werden. 

4. Abſ. 2 Satz 2. Eine die Beitimmung der Hauptmängel und ber Gewährfriften ab» 
ändernde oder ergänzende Kaiferliche Verordnung findet felbitverftändlih nur auf die nach ihrem 
Inkrafttreten abgeſchloſſenen Kaufverträge Anwendung (B. II Bd. 1 ©. 729). 
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: %. 484. Beigt ſich ein Hauptmangel innerhalb der Gewährfrift, jo wird 
vermuthet, daß der Mangel jchon zu ber Zeit vorhanden geweſen fei, zu welcher 
die Gefahr auf den Käufer übergegangen ift. 


%. 485. Der Käufer verliert Die ihm wegen bes Mangels zuftehenden Rechte, 
wenn er nicht fpäteften3 zwei Tage nad) dem Ablaufe ber Gewährfrift ober, falls 
das Thier dor dem Ahlaufe der Frift getödtet worben ober ſonſt verendet ift, 
nach dem Tode des Thiered den Mangel dem Verkäufer anzeigt oder die Anzeige 
an ihn abſendet oder wegen bed Mangels lage gegen ben Verkäufer erhebt oder 
diefem den Streit verfündet ober gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des 
Beweiſes beantragt. Der Nechtsverluft tritt nicht ein, wenn der Verkäufer dent 
Mangel argliftig verſchwiegen hat. 


& 488, 
&.18 401; II 8 418 ven. us II 8 477. 9.16.8021. 807; M.II ©. 254. 
P.1 30.16.7351. D. 6. 634. 

Beginn der Gewährfrift. Da „= die Haftung des Verkäufers anf den Zuftand des Tieres 
zur Beit bes Gefahrüberganges (vgl. Erl. 1 zu $ 482) bezieht, muß dieſer Beitpuntt aud für 
den Beginn der Gewährfrift maßgebend fein. DaB diefe erft mit bem Ablaufe des Tages beginnt, 
in welchen jener Beitpuntt fällt, entfpricht dem Grundſatze des $ 187 Abſ. 1. Das Ende ber 
Gemwährfrift beftimmt fi nad 8 188. 

8 484. 


&18 402 Sa 1; a 118 478. 9.16.7997. 8071.; M. II ©. 2521. 
188.1 6.735]. D. 6.635. 

Die im $ 484 aufgeftellte en beruht wie die Vorſchrift des 8 482 Abf. 1 auf der 
Natur der Gewährfrift als desjenigen Zeitraums, innerhalb defjen der betreffende Hauptmangel 
nad der auf bie Erfahrung geftüßten Hegel ſich zu offenbaren pflegt. Sie hält dem Verkäufer 
ben Gegenbeweis offen, daß ein in der Gewährfriſt Herporgetretener Mangel erft nad) dem Beit- 
punkte des Gefahrüberganges entftanden ift (vgl. CPO. 8 292). 

Die Vermutung bes $ 484 iſt ſelbſtwerſtändlich auch begründet, wenn der Fehler ſich vor 
Beginn der Gewährfrift, alfo vor dem Mblaufe des Tages, an dem die Gefahr überging, gezeigt hat. 

Auch wenn das Tier vor Ablauf der Gewährfriſt als anſteckungs- oder ſeuchenverdächtig auf 
polizeiliche Anordnung getötet fit, ift die Bermutung des $ 484 und bie Haftung des Verkäufers 
nur begründet, falls fich innerhalb der Frift ein Hauptmangel zeigt. 


8 485. 
€.18 402 Ga 2; 11 8 420 reb. 8 478; III Q 479. Bis. on. DiLAE BE 81778 
w. il 8.1 6.757. D. 6.635. 
1. Sat 1. 


a) Zwei. Beweislaft. Um dem Verkäufer bie Möglichkeit zu verichaffen, daB er fich recht⸗ 
zeitig ben Gegenbeweis gegen die Vermutung des 8 484 fichert, verlangt der 8 485 Sag 1 vom 
Käufer die alsbaldige Vornahme gewiſſer diefem Zwecke dienlicher Handlungen und knüpft an 
die Nichwornahme nicht nur, wie der E. I 8 402 Saß 2, bie folge, dab dem Käufer die Ber- 
mutung nicht zur Seite fteht, fondern ben Verluſt der dem Käufer wegen des Mangels zuftehenden 
Rechte (Unfprlche und Einreden). Aus der Faffung „Der Käufer verliert die... Rechte, wenn 
er nit...“ ergibt ſich im betreff der Beweislaſt (f. Bd. I ©. 49 Nr. 6), daß der Verkäufer, 
welcher den Verluſt der fraglichen Nechte des Käufers geltend madıt, nur den Ablauf der im 
8 485 Beftimmten Ausihlußfrift zu bemeifen braucht, dem Käufer aber, welder den Berluit 
beftreitet, ber Beweis obliegt, daß er vor dem Wblaufe der Friſt eine ber im 8 485 Kezeichneten 
Handlungen vorgenommen Bat. 

b) Die vom Käufer vorzunehmenden Handlungen find biefelben, von welchen nach 8 478 
Abſ. 1 die Erhaltung der Einreden abhängt (vgl. Erl. 3a zu 8478). Hinzu tritt die Er» 
Bebung, b. 5. Zuſtellung (CPO. 8 253), der Klage wegen de3 Mangels gegen den Berfäufer. 
Regelmäßig wird es ſich um die Leiftungsflage handeln, doc genügt gegebenenfall® aud eine 
Feſtſtellungsklage. Unzuftändigteit des Gerichts oder andere prozefiuale Mängel ber Klageerhebung 
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8. 486. Die Gewährfrift ann durch Vertrag verlängert oder abgefürzt 
werben. Die vereinbarte Friſt tritt an Die Stelle der gefeglichen Frift. 


machen bdiefe nicht unwirkſam. Daraus, da ber 8 485 dem Käufer die Wahl läßt zwifchen 
fofortiger Klageerhebung und vorheriger Anzeige des Mangels, folgt nicht, da dem Käufer bei 
fojortiger Klageerhebung nicht nad) & 93 der CPO. die Prozehkoften auferlegt werben können; 
diefe prozeſſuale Vorſchrift bleibt vom 8 485 unberührt (a. U. Hirſch-⸗Nagel ©. 40; 
Stölzle ©. 128). 

o) Fri. Der Käufer muß eine der Handlungen vor bem Ablauf einer Ausfhlußfrift 
vornehmen. Dieſe beginnt regelmäßig mit dem Ablaufe ber Sewährfrift, alfo mit dem Anfange 
des bem legten Tage der Gewährfriſt folgenden Tages ($ 188), falls aber das Tier vor diefem 
Zeitpuntte getötet, insbeſondere geichlachtet worden ober jonft verendet ift, mit dem Tode des 
Zieres; der Tag des Todes wird nad) $ 187 Abſ. 1 bei der Berechnung ber Frift nicht mit» 
gerechnet. Die Ausſchlußfriſt beträgt zwei Tage, emdet aljo mit dem zweiten Tage nad) bem 
Ablaufe der Gemwährfrift oder nach dem Tage des Todes (8 188 Abf. I). Da die Anzeige eine 
Willenserklärung ift, fo tritt, wenn der zweite Tag ber Friſt auf einen Sonntag oder einen am 
Ertlärungsorte“, d. 5. an bem Orte, mo dem Xertäufer die Anzeige zu machen ift, ftaatlich 
anerkannten Feiertag fällt, an die Stelle des Sonntags oder bes Feiertags ber nächſtfolgende 
Werktag (8 193). Entiprechendes wird für bie übrigen der Anzeige gleichgeftellten Handlungen 
anzunehmen fein. Die Ausfchlußfrift läuft auch dann zum Nachteile des Käufers ab, wenn diefer 
nicht vorher von dem Mangel Kenntnis erlangt, insbejondere wenn er von feinem Abfäufer zwar 
innerhalb der für diefen, aber nad) Ablauf der für ihm felbit laufenden Ausfchlußfrift die Mängel- 
anzeige erhalten hat. Dadurch, daß im alle des vor Ablauf der Gewährfriſt erfolgenden Todes 
des Tieres die Ausſchlußfriſt für die Anzeige mit dem Tode beginnt, wird an ber Dauer der 
Gewährfrift nichts geändert; insbeſondere bleibt deren Ende maßgebend für den Beginn der Bere 
jährung nad $ 490 Abf. I Sag 1. Nur kommt die an bad Hervortreten eined Hauptmangels 
inmerhalb der Gewährfriſt im 8 484 geknüpfte Vermutung felbftverftändlich nicht mehr in Betracht, 
wenn ber Käufer durch Verfäumung ber tm 8 485 beftimmien Ausfhlußfrift feine Rechte vers 
Ioren hat. 

2. Gag 2. Hat der Stäufer Feine der vorgefchriebenen Handlungen rechtzeitig vorgenommen, 
fo kann er dennoch den Verluft feiner Rechte duch den Nachweis abwenden, daß der Berläufer 
den Mangel argliftig verſchwiegen habe (vgl. Erl. zu $ 443). 


8 486. 
@.18 410; II 8 421 ven. 8 479; II 8 480. P.I ©. 802f., 3554, 3560; I. II ©. 2681. 
P.1W.1 6.748. RB. ©. 1968. 

1. Sag 1. Nach der Ratur der Gewährfriften (Exl. 1 zu $ 482, Erl. zu $ 484) verfteht 
es fich keineswegs von felbit, daß deren Dauer ber freien Vereinbarung unterliegt. Der 8 486 
Sag I läßt jedoch eine vertragamäßige Verlängerung oder Abkürzung zu. Für den Vers 
trag gelten die allgemeinen Grundjäge; er ift insbefondere formfrei und kann wegen Berftoßes 
gegen die guten Sitten nichtig (8 138) ober wegen argliftiger Täuſchung anfechtbar fein ($ 123). 
Dies ift namentlich bei einer dem Zwecke der Gewährfriſt widerfprechenden Abtürzung ber Frift 
zu beachten, wenn auch felbftverftändlid nicht jede ſolche Abkürzung als gegen die guten Sitten 
verftoßend anzufehen ift, wie Hirſch-Nagel ©. 44 irrig als die Meinung ber früheren Uuflagen 
unterſtellt. 


2. Satz 2 enthält eine ergänzende Vorſchrift. Wenn ſich feine andere Abſicht bei einer 
ereinbarung über die Dauer der Gewährfrift ergibt, tritt danach überall, inäbefondere im bezug 
auf die Borichriften des 8 482 Abf. 1, des & 484 und des 8485 (vgl. auch 8 490 Abſ. 1), die 
vereinbarte an die Stelle der gejeglihen Friſt. 

3. Die vertragsmäßige Ausſchliehzung jeder Gewährfrift ift bei der geſetzl ichen Haftung 
des Berfäufers für Hauptmängel unzuläffig (ebenfo Stölzle, Biehlauf S. 136; a. A. Schneider 
©. 128, Reuter-Sauer ©. 143f.). Dies ergibt fi) aus der Beltimmung des Inhalts ber 
gefeglichen Haftung im 8 482 Abf. 1, aus der Nichterwähnung des Ausſchluſſes der Gewährfriſt 
im 8 486 und aus $ 490 Abf. 1 Satz 1, ber das Beftehen einer Gewährfriſt allgemein vorausſetzt 
(vgl. $ 492 Abſ. 1 Sap 2). 


398 VIL Abſchnitt: Einzelne Schuldverhäftnifie. 


8. 487. Der Käufer fann nur Wandelung, nicht Minderung verlangen. 

Die Wandelung fann auch in den Fällen der 88. 351 bis 353, insbeſondere 
wenn das Thier gejchlachtet ift, verlangt werden; an Stelle der Rüdgewähr hat 
der Käufer den Werth des Thieres zu vergüten. Das Gleiche gilt in anderert 
Fällen, in denen der Käufer in Folge eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, 
insbefondere einer Verfügung über das Thier, außer Stande ift, das Thier zurück— 
zugewähren. 

Iſt vor der Vollziefung der Wandelung eine unwefentliche Verſchlechterung 
des Thiered in Folge eines von dem Käufer zu vertretenden Umftandes eingetreten, 
fo hat der Käufer die Werthminderung zu vergüten. 

Nutzungen bat der Käufer nur infoweit zu erfegen, als er fie gezogen Hat. 


487. 
@.18 404; II 8 422 veu. 8 480; III 5 481. ask: N. 6.2561. P. I 82.1 6.739. SORT. 


1. Der Abſ. 1 verfagt, abweichend vom $ 462, dem Käufer den Anſpruch auf Minderung, 
beſchränkt ihn alfo, was die gefegliche Haftung betrifft, auf den Wandelungsauſpruch. Die Bor» 
fchrift beruht auf Bwedmäßigkeitsgründen, namentlih auf der Erwägung, daß bie bei ber 
Minderung notwendigen Schägungen in Anwendung auf Tiere beſonders mißlich und unficher 
find — aber Erl.1aa zu 8 492). 

2. Abſ. 24. Für den Anſpruch ded Käufers auf Wandelung gelten die allgemeinen 
Borfchriften ber 88 464—467, 469—471 mit folgenden Abweichungen: 

a) Abſ. 2 Satz 1. Im den Fällen der 88 351—353 (vgl. Erl. 1b zu 8 467) fteht, auch 
foweit nad) 8 467 Satz 1 die Wandelung ausgeſchloſſen, der Käufer alſo auf die Minderung 
angewiefen fetn würde, ihm der Anſpruch auf Wandelung und nur diefer zu. Dem Käufer fol 
dadurch die Möglichkeit abgeihnitten werden, ſich durch Vornahme einer ber in ben 8% 351, 352 
bezeichneten Handlungen den Anfpruc auf Minderung zu verſchaffen. Da jedoch in den gedachten 
Fällen eine Rücdgewähr des Tieres entweder überhaupt nicht ober doc nicht in demjenigen 
Buftande möglich ift, in welchem fie nach bem ben 88 361—353 zugrunde liegenden Gebanten 
erfolgen müßte, jo muß an die Stelle der Verpflichtung zur Nüdgewähr eine andere Ver— 
pflihtung treten. In Ermangelung einer befonderen Vorſchrift würde aus den 88 467, 347 
zu folgern fein, daß der Käufer wegen ber von ihm zu vertretenden Unmöglichkeit ber Rüd⸗ 
gewähr Schadengerfag zu leiften hätte. Das Geſeß bat aber eine ſolche Verpflichtung für nicht 
mit den Bebürfniffen des Wiehhandels vereinbar gehalten. Die Verpflichtung bed Käufers ift 
deshalb dahin beſchränkt, dab er mur den Wert des Tieres zu vergliten Hat. Als dem für bie 
Bertbemefjung maßgebenden Beitpunft beitimmte der E. I 8 404 Abf. 2 Sap 3 benienigen, in 
welchem der Käufer die nad) den allgemeinen Vorſchriften bie Wandelung ausfcließende Handlung 
vorgenommen hat. Die Beitimmung wurde in der zweiten Leſung geftrichen, um der Auslegung 
freie Hand zu lafien. Da die Wertverglitung an die Stelle ber Rüdgewähr tritt, fo dürfte der 
Wert nad) dem Beitpuntte zu befitmmen fein, in welchem der Käufer unwiderruflich verpflichtet 
geweien fein würde, das Tier zurückzugewähren, alſo nah dem Beitpuntte der Vollziehung ber 
Bandelung (B. II Bd. 1 ©. 803). Es iſt alfo derjenige Wert zu vergüten, welden das Tier 
in diefem Beitpunfte gehabt haben würde, wenn der von dem Käufer zu vertretende Umftand, 
infolge deſſen die Rüdgemähr unmöglich geworben if, nicht eingeireten wäre. Ebenſo die 
herrſchende Anficht (vgl. die bet Stölzle ©. 246 angeführte Literatur, fowie Hirſch⸗Nagel 
©. 57 und Reuter-Sauer ©. 57). U A. Endemann ©. 1007 Anm. 24; Schneider 
S. 148 ff. und Stölzle ©. 161f., 246ff., der verlennt, daß es ſich Hier nur um ben an Stelle 
der Rüdgemwähr zu verglitenden Wertbetrag handelt, dab der Käufer aber neben ber Vergütung 
diefe® Wertbetrags, wie fonft neben ber Rückgewähr, im alle verfchuldeter unweſentlicher Ber- 
ſchlechterung bes Tieres Schabenserfag zu leiften bat (vgl. umter ce). 

b) Abf. 2 Sag 2. Die Borfchriften der 88 351—353 umfaflen nicht ben Fall, daß der 
Aüdtrittsberechtigte zur Zeit des Aüdtritts deshalb aufer ftande if, dem erhaltenen Gegenftand 
zurüdzugewähren, weil er darliber verfügt Hat. Diefer Fall wird durch die Vorſchrift des 8 354 
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berädfichtigt (f. Exl. zu 88 353, 354). Kann ber Nüdtrittsberechtigte den Gegenftand, über ben 
er verfügt Hat, ſich nicht wieder verfchaffen, fo Hat der andere Teil es in der Hand, ben Rildtritt 
auf bem im $ 354 vorgefchriebenen Wege unwirffam zu machen. 

Der Zweck des 8 487 geht nun dahin, bie Wandelung in allen Fällen für zuläffig zu 
erlären. Durch ben Abſ. 2 Sag 1 werben aber nur bie in ben 88 351—353 bezeichneten Fälle, 
nicht aber der oben gedachte Fall, auf welchen ſich der 3 354 bezieht, getroffen. Es würde wider 
fianig fein, die Wandelung für zuläffig zu erflären, wenn der Käufer fi dadurch außer ftand 
gelegt Hat, das Tier zurückzugewähren, daß er deſſen Untergang vorſätzlich oder fahrfläffig Kerbeis 
geführt Hat, fie aber auszuſchließen, wenn ber Käufer das Tier deshalb nicht zurüdgewähren 
fan, weil er darüber vor Bollziefung der’ Wandelung verfügt Hat. Diefem Ergebnifie tritt die 
Borfchrift des Abſ. 2 Sag 2 entgegen. Sie erfegt bei dem Biehlauf für die Fälle, in denen ber 
Käufer fi) in anderer als der in den 88 351—353 bezeichneten Weiſe, insbeſondere durch eine 
Verfügung über dad Tier, außer ftand gefegt Hat, das Tier zurüdzugewähren, bie Borichrift des 
8 354 und fließt ihre Anwendung aus. 

©) Abſ. 3. Da der Käufer, falls er vor ber Vollzlehung ber Wandelung eine weſentliche 
Berjchlechterung bes Tieres verfchuldet bat, nach Abſ. 2 nur den Wert zu vergüten hat, fo wäre 
& unbillig, ihn, wenn bie Verſchlechterung eine unwefentlihe war, entiprehend bem 8 467 Sag 1 
verb. mit $ 347 zum vollen Schadenserfage zu verpflichten. Der Abf. 3 beichräntt deshalb feine 
Verpflichtung auf den Erfah der Wertminderung. Für den Fall einer nach der Vollziehung der 
Banbelung von ihm verjhuldeten Berfchlechterung bleibt es dagegen bei den allgemeinen Bor 
ſchriften, alfo bei ber Verpflichtung zum Schadenserſatze. 

d) Der Abſ. 4 ändert die Beftimmung, welche fi) bezüglich der Verpflichtung des Käufers 
zum Erfage von Nußungen aus 8 467 Sap 1 verb. mit 8 347 ergibt (Erl. 2dy zu 8 467), 
mit Rüdfiht darauf ab, daß der Käufer regelmäßig nicht in der Lage ift, einen zwedmäßigen 
Gebrauch von dem fehlerhaften Tiere zu machen. Der Käufer foll deshalb nicht verpflichtet fein, 
für fhuldhaft nicht gezogene Nutzungen, bie er nad) den Megeln einer ordnungsmäßigen Wirte 
ſchaft Hätte ziehen können, Erſatz zu leiften. Das ſchließt aber nicht aus, daß der Käufer, wenn 
ex durch ſchuldhaftes Unterlafien einer Nugung, 3. B. des Mellens einer Milchkuh, eine Vers 
ſchlechterung bes Tieres herbeiführt, ſchadenserſatzpflichtig wird (ebenfo Dernburg Bd. II 8 192 
©. 78 Anm. 6, Stölzle ©. 155). 


©) Eine weitere Beſonderheit beftimmt ber $ 488. 


8. Beweislaft. Der Käufer hat zur Begründung des Wanbdelungsanfpruchs erforberlichens 
falls zu beweifen, daß fich der Hauptmangel, auf den ber Anſpruch geftüpt wird, vor Ablauf 
der Gewährfrift gezeigt hat. Dazu bedarf es des Nachweiſes, daß ber betreffende Fehler nad) 
dem Bwede bes Verlaufs ein Hauptmangel iſt, ferner mit welchem Tage die Gewährfriſt bes 
gonnen hat, alſo die Gefahr übergegangen iſt, und an welchem Tage der Fehler fich gezeigt hat. 
Ergibt die Darlegung des Käufers felbit, daß ſich der Fehler erft nach Ablauf der Gewährfriſt 
gezeigt hat, fo ift der Anfpruc von Amts wegen abzuweifen. Gegenüber dem vorbezeichneten 
Beweife des Käufers ſteht dem Berfäufer außer den Einwendungen, die fi) aus dem allgemeinen 
Borſchriften über die Wandelung ergeben, ber Gegenbeweis offen, daß der fehler, entgegen ber 
Vermutung bes 8484, zur Beit des Gefahrüberganges nicht vorhanden geweien ift; ſodann fteht 
ihm die Einwendung aus 8 485 zu, zu beren Begründung er nur den Ablauf der Ausſchiuß⸗ 
feift darzutım bat, wogegen ber Käufer bie rechtzeitige Vornahme einer den Rechtsverluſt aus⸗ 
ſchließenden Hanblung oder argliftige Verſchweigen des Fehler durch den Verkäufer nachzu—⸗ 
weifen Hat. 

4. Berlanf einer Mehrheit non Tieren. Die allgemeinen Vorſchriften gelten auch in den 
von den bisherigen Geſehen zum Zeil befonderd behandelten Fällen, in benen eine Herde ober 
Bugtiere als Baare, Geſpanne oder Züge oder Muttertiere mit ihren Jungen verfauft werben ober 
in denen eines oder einige von mehreren durch ein Rechtsgeſchäft oder von bemfelben Verkäufer 
getauften Tieren mit einer anftedenden Krankheit behaftet find (M. II ©. 257ff., P. II Bd. 1 
©. 741). Es finden lediglich die 88 469471 Unmwendung. Im den zulegt erwähnten Fällen 
dann alfo der Käufer regelmäßig nur wegen derjenigen Tiere Wandelung verlangen, bei denen 
fi) die anftedende Krankheit innerhalb der Gewährfrift gezeigt Hat, wegen ber übrigen Tiere nur 
dann, wenn bie Tiere als zufammengehörend verfauft find und die kranken Tiere nicht ohne 
Nachteil für den Käufer von dem übrigen getrennt werden können. 
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8. 488. Der Verkäufer hat im alle der Wandelung dem Käufer au) die 
Koften der Fütterung und Pflege, die Koften der thierärztlichen Unterfuchung und 
Behandlung ſowie die Koften der nothwendig gewordenen Töbtung und XWeg- 
ſchaffung des Thieres zu erfegen. 


8. 489. Iſt über den Anfpruch auf Wandelung ein Rechtsſtreit anhängig, 
fo ift auf Antrag der einen oder der anderen Partei die öffentliche Verfteigerung 
des Thieres und die Hinterlegung des Erlöfes durch einftweilige Verfügung anzu⸗ 
ordnen, fobald die Beſichtigung des Thieres nicht mehr erforderlich ijt. 


8 488. 
GIB 405 TTBA28 nen BEL; BAR. DIE, BIT; DRTIE. 200. 2.18.1671. 
. 6.635, 


Erfag von Koften. Nach den allgemeinen Vorſchriften würde ber Käufer wegen ber im 
& 488 bezeichneten Koften im Falle der Wandelung nur, ſoweit fie al8 notwendige Verwendungen 
auf das Tier anzufehen find, nad) den Borfchriften über Geihäftsführung ohne Auftrag (vgl. 
Erl. 208 zu 8 467) ſowie aus bem in ber Erl. 2Ze⸗ zu $ 467 bezeichneten Geſichtspunkt 
Erfag verlangen können. Der 8 488 gibt ihm ftatt defien einen unbedingten Erfaganfpruch 
wegen biefer Koften, weil bei ihrem ſchnell zu bedeutender "Höhe anſchwellenden Betrag exit 
durch deren Erftattung die Wandelung fiir den Käufer wertvoll wird. Der Berläufer kann 
gegen diefen Erſatzanſpruch den ihm nad) 8 487 Abf. 4 zuftehenden Anſpruch auf Erſatz von 
Nugungen aufrehnen. Die Koften ber Fütterung und Pflege find von der Zeit der 
Übergabe an zu erfegen, jebod nicht ſchlechthin in dem tatjählih aufgewendeten Betrage, 
fondern nur bis zu dem Betrage, den ber Käufer als Eigentümer bei ordnungsmäßiger Wirt⸗ 
ſchaft aufwenden durfte (für einfchräntende Uuslegung, wenngleich abweichend, auch Hirfdh= 
Nagel ©. 61f., Stölzle ©. 174). Als notwendig gewordene Tötung ift ſowohl die 
polizeilih als auch bie aus wirtiaftlihen Gründen gebotene Tötung, insbeſondere die Not« 
ſchlachtung anzufehen. 

Auch die im 3 488 nicht erwähnten Koften ber Mängelanzeige wirb der Käufer nad) 
dem Grundgedanken der Wandelung (vgl. Exl. 2b zu 8 467) erftattet verlangen können (ebenfo 
Schneider ©. 140). 

Sonftige Koften, die der Käufer für notwendige Schupmaßregeln gegen Seuden- 
gefahr Hat aufwenden müſſen, Hat ber Verkäufer nur zu erfegen, wenn er zum Schabenserfage 
verpflichtet ift (gl. Kipr. 8 ©. 74). 

Der Anfprud auf die im 8 488 bezeichneten Koften ift Nebenanfpruch im Sinne des 5 4 
Abſ. 1 der EBD. (RG. 52 ©. 164). 


8 489. 
€. 18 406; II 8 424 zen. 8 482; III 8 488. vlt: MT, MT E26. BI B.1 67T. 


Anordnung ber Berfteigerung. Die Vorſchrift fol den Beteiligten die Möglichkeit bieten, 
ein übermäßiges Anwachſen der Unterhaltungskoſten zu verhüten. 

Die Vorausfegung bed 8 489, daß über den Anfprud auf Wandelung ein Redt3«- 
ftreit anhängig ift, wird nad dem Zwede der Vorjchrift auch dann als vorliegend anzufehen 
fein, wenn in dem Nechtöftreit über die Kaufpreistlage ber Käufer die Einvede ber Wandelung 
geltend macht (vgl. Stölzle, ©. 181, der wenigfiens eine entfpredhende Anwendung ber Bor 
ſchrift zulaſſen wid). Die bier zugelafiene einfiweilige Verfügung ift, fobald nad) dem Ermefjen 
bed Prozeßgerichts eine Befichtigung des Tieres nicht mehr erforderlich tft, auf Antrag zu erlaſſen, 
ohne daß ed auf bie allgemeinen Vorausſetzungen für den Erlaß einftweiliger Verfügungen ans 
tommt. Im übrigen finden bie 88 937, 939, 943, 944 der CPO. Anwendung; der 8 942 er 
ſcheint mit Rüdfiht auf feinen Zwed und den Juhalt ber Hier im Frage ftehenden Verfügung 
nicht anwendbar (a. W. Hirfh-Nagel ©. 64). 

Über den Begriff der öffentlichen Berfteigerung vpl. 8 383 Abf. 3 Saß 1. 

Die Annahme Stölzles ©. 85, daß bei einer nad) $ 483 angeordneten Berfteigerung bie 
Vorſchrift des $ 461 entiprehend anwendbar ſei, erſcheint nicht zutreffend. Zur Ausfchliegung 
der Haftung desjenigen, in defien Auftrag bie Verſteigerung erfolgt, für den Hauptmangel bedarf 
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$. 490. Der Anſpruch auf Wandelung fowie der Anfpruch auf Schadens⸗ 


eriag wegen eine? Hauptmangels, befjen Nichtvorhandenfein der Verkäufer zu- 
geiichert hat, verjährt in fech® Wochen von dem Ende ber Gewährfrift an. Im 
Uebrigen bleiben die Vorfchriften de3 8. 477 unberührt. 

An die Stelle der in den 88. 210, 212, 215 beftimmten Friften tritt eine 


Friſt von ſechs Wochen. 

Der Käufer kann auch nad) der Verjährung des Anſpruchs auf Wandelung 
die Zahlung des Kaufpreifed verweigern. Die Aufrechnung des Anſpruchs auf 
Schadenserſatz unterliegt nicht der im 8. 479 beitimmten Bejchränfung. 


es daher, fojern fie fi aus 8 461 ergibt, einer Vereinbarung mit dem Erwerber, die aber auch 
jiffchweigend erfolgen kann und insbeſondere dann anzunehmen fein wird, wenn der Erwerber 
weiß, dab die Verfteigerung auf Grund der in dem Mängelprozeß erlafienen einftweiligen Ver⸗ 

g erfolgt. 

Für die Hinterlegung des Erldfes gelten nad Art. 144, 145 des EG. bie Landes- 
geiege. Der Erlös oder, falls diefer nad; dem maßgebenden Landesreht in das Eigentum des 
Fistus oder ber als Hinterlegungsftelle beftimmten Anftalt übergeht, der Anſpruch auf Rücker⸗ 
Rattung tritt für das Verhältnis der Parteien zueinander an bie Stelle be verfteigerten Tieres, 
Im Falle der Wandelung bat aljo ber Verkäufer ftatt des Anſpruchs auf Rückgewähr bes 
Tieres den Anſpruch auf Bewilligung der Auszahlung des Erlöfes an ihn. 


848. 
©. 18 407; 118 425 res. 8 483; — — 820; dee 9.1381 6.75. 

1. Der $ 490 mobifiziert die Vorſchriften der 88 477479 in bezug auf bie Verjährung 
folgender Anfprüde: 

a) des Anſpruchs auf Wandelung wegen eines Hauptmangels ($ 487), einfchließlich der in 
8 488 beitimmten Nebenanſprüche; 

b) des Anſpruchs auf Schadenserfag wegen eines Hauptmangels, deſſen Nichtvorhandenfein 
der Berkäufer zugefichert hat, nach 88 481, 463. Diefer Anſpruch ift, obwohl es fi bei ihm 
um die im übrigen erſt im & 492 behandelte Haftung aus einer Zufiherung handelt, in bie 
Vorſchrift Hineingezogen, weil für ihn in bezug auf dem Beginn ber Berjährung das gleiche 
gelten ſoll wie für ben zu a bezeichneten Anfpruch. 

2. Abſ. 1,2. Die im Abſ. 1 Sag 1 beitimmte Mobifitation betrifft lediglich bie Dauer 
der Verjährungsfeift, die auf 6 Wochen herabgeſetzt ift, und bem Beginn ber Berjährung. Fiir 
diefen iſt nicht die Ablieferung des Tieres, ſondern das Ende ber geſetzlichen oder vereinbarten 
(8 486) Gewährfrift maßgebend. Im übrigen bleiben, wie Sag 2 neben 8 481 der Deutlichkeit 
wegen befonderS hervorhebt, auch für Die Verjährung der in Erl. 1 bezeichneten Anſprüche bie Vor⸗ 
ſchriften des $ 477 unberührt; es gelten alfo ber Ausſchluß ber kurzen Verjährung im Falle argliftigen 
Verſchweigens des Hauptmangel3 ſowie die Vorſchriften des 8 477 Abſ. 1 Sag 2, Abſ. 2 und 3. 
Doc) findet die nah 8 477 Abf. 2 Sag 3 auf die Unterbrehung durch Untrag auf Beweis— 
fiherung entiprechend anwendbare Vorjchrift des 8 212 Abf. 2 Hier nur mit der fi) aus 8490 Abſ. 2 
ergebenden Maßgabe in betreff der Friſt entfprechende Anwendung. Im übrigen gelten für die 
Berjährung ber im 8 490 behandelten Anſprüche, ebenfo wie neben 8 477, bie allgemeinen Bore 
ichriften über die Hemmung und Unterbrehung (auch durch EStreitverkündung nad 8 209 Abſ. 2 
Nr. 4, 8 215, was Hirſch-Nagel ©. 41 überfieht) fowie über bie Wirkung ber Verjährung. 
Auch hier aber tritt nad Abſ. 2 für die Anwendung der 88 210, 212, 215 die dort beitimmte 
Abkürzung der Friften ein. 

3. Abſ. 3. Der Sag 1 erfegt den 8 478 Abſ. 1. Wenn er nicht, wie diefer, die Forte 
dauer ber Einrebe von der Vornahme einer der dort bezeichneten Handlungen abhängig macht, 
fo liegt darin eine fachliche Abweichung nur infofern, als nach 5 485 Say 1 zur Erhaltung der 
Einrede Hier außer den im $ 478 bezeichneten Handfungen auch bie Klageerhebung genügt. Die 
Vorſchrift des 8 478 Ubf. 2 wird Bier durch 8 485 Sag 2 entbehrlich. 

Das gleiche gilt von dem Verhältniſſe des Abi. 3 Sag 2 zu 8479. Die Borfchrift befagt 
mur, daß bie Aufrechnung des Schadenserſatzanſpruchs nad der Vollendung der —— nicht 

Blanck, Kommentar 5. BGB. Bd. IL 8. Auflage, 
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8. 491. Der Käufer eine8 nur der Gattung nach beftimmten Thieres fanır 
ftatt der Wandelung verlangen, daß ihm an Stelle des mangelhaften Thieres ein 
mangelfreie3 geliefert wird. Auf diefen Anſpruch finden die Vorfchriften der 
88. 488 bis 490 entfprechende Anwendung. 


8. 492. Nebernimmt der Verkäufer die Gewährleiftung wegen eines nicht 
zu ben Hauptmängeln gehörenden Fehlers oder fichert er eine Eigenſchaft des 
Thiered zu, fo finden die Vorfchriften der 88. 487 bis 491 und, wenn eine 
Gewährfrift vereinbart wird, auch die Vorfchriften der 88. 483 bis 485 ent- 
fprechende Anwendung. Die im $. 490 beftimmte Verjährung beginnt, wenn eine 
Gewährfrift nicht vereinbart wird, mit ber Ablieferung des Tieres. 


durch die rechtzeitige Vornahme einer ber im & 478 bezeichneten Handlungen bedingt ift, 
läßt aber felbftverftändfich die Vorfehriften des 8 485 unberührt, wonach der Käufer außer dem 
Falle argliftigen Verſchweigens des Mangels durd den Verkäufer den Schadenserfaganfpruch 
verliert, wenn ex nicht rechtzeitig eine der dort bezeichneten Handlungen vornimmt. 


491. 
©. 18 408; II 8 426 ven. 8 484; III 8 485. P.16.B16N; M.IIE.263. P. U vd. 1 S. 748. D. 8.635. 
Gattungstkauf. Der pofitive Inhalt des 8 491 liegt im Satz 2. Der Gag 1 verdeutlicht 
aur mit Rüdjicht auf den Zweifel, der gegenüber 8 481 aus 8 487 Abf. 1 bergeleitet werben 
tönnte, daß die Vorfchrift des 8 480 Abſ. 1 Sag 1 mit der aus 8 487 Abf. 1 folgenden Ab⸗ 
weichung auch beim Biehkaufe gilt. Daß auch die Vorſchriften bes 8480 Abſ. 1 Sag 2, mit den 
fi aus 8 487 Abſ. 2— ergebenden Ünderungen, ſowie de 8 480 Abf. 2 hier anwendbar 
find, erſchien nad) 8 481 nicht zweifelhaft. 
Die im Ga 2 vorgefchriebene entjprechende Anwendung der 88 488490 bietet feine 
Schwierigfeit. 
848. 


@.18 411: 11 8 427 res. 8 485; III 8 486. ee sun. R.IE.2011. P.IW.1 €. 748. 

1. Bereinbarungen über die Gewährleitung. Die Gewährleiftungspflicht des Berfäufers 
wegen Mängel kann auch beim Viehlaufe, vorbehaltlich ber Vorſchriften des 8 476, durch Vertrag 
erweitert, bejchräntt oder erlafien werden. 

a) Eine Erweiterung der Haftung kann auf verſchiedene Art vereinbart werden. 

a) Die Gewährleiftung wegen Hauptmängel kann, auch abgefehen von der Ver— 
längerung der Gewährfriſt ($ 486), vertragsmäßig verihärft werden, 3. B. bahin, daß ber 
Käufer entgegen dem 8 487 Abſ. 1 die Wahl zwiſchen Wandelung und Minderung Haben fol 
(ebenfjo Stölzle ©. 139 und die dort Ungeführten). 

8) Der Käufer kann die Bewährleiftung wegen eines niht zu ben Haupt— 
mängeln gehörenden Fehlers übernehmen. 

In diefer Hinficht beftimmte ber E. I 8 409, baß ein allgemeines Beriprehen des 
Beräußerers, wegen aller Mängel haften zu wollen, nur auf bie Hauptmängel zu 
beziehen fei (P. I ©. 813ff.; M. II ©. 263). Ob diefe Vorfchrift als eine zwingende oder nur 
old Auslegungsregel gedacht war, konnte zweifelhaft fein. Die zweite Kommiſſion behielt den 
Sag als Auslegungsregel fachlich bei (E. II 8 428, rev. 8 486; B. TI Bb. 1 ©. 729ff). Im 
diefer Geftalt blieb die Vorſchrift auch im €. III 8 487 ftehen (D. ©. 635). Die Reichstags- 
tommiffion ſtrich jeboc die Auslegungsregel als dem Wortlaut eines allgemeinen Verſprechens 
ber Gewäßrleiftung wegen aller fehler und der mutmaßlichen Abfiht der Parteien widerfprechend 
und geeignet, zur Benadteiligung bed minder geichäftötundigen Teile ausgenupt zu werden 
(RB. ©. 1968). Bei der zweiten Beratung im Plenum hielt der Reichstag gegenüber einem 
Antrag anf Wiederherftellung der Vorlage an dem Standpunkte feiner Kommiffion feft (St.B. 
©. 2777|). Es ift alfo nunmehr lediglich im einzelnen Falle Uuslegungsfrage, ob ein alle 
gemeines Verſprechen des Verkäufers, durch welches er bie Gewährleiftung wegen aller Fehler 
übernimmt, nur eine unverbindlide Anpreiſung enthält oder ob ber Verkäufer emftlih bie 
Haftung wegen aller Fehler der im 8 459 Abf. 1 bezeichneten Art oder fogar eine noch darüber 
hinausgehende Haftung hat übernehmen follen. 
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Die Übernahme der Bewährleiftung wegen eines nicht zu ben Hauptmängeln 
gehörenden Fehlers ift eine dem Viehlauf eigentümlihe Vereinbarung, die mit der Bes 
Ichräntung ber gefeglihen Haftung des Verkäuſers auf Hauptmängel zufammenhängt. Das 
Geſetz unterftellt in der ergänzenden Vorſchrift, die e8 im $ 492 über die Wirkungen einer 
ſolchen Bereinbarung trifft, als regelmäßige Abfiht der Parteien die Begründung einer der ge 
Teglihen Haftung entipredhenden Haftung des Verkäufers für demjenigen Fehler, wegen befien 
die Gewäprfeiftung übernommen if. Wo daher bei der Übernahme einer ſolchen Gewäßrleiftung 
nicht eine andere Abſicht erhellt, gelten die Borfchriften des $ 492. Bu weit aber geht die 
Anfigt Schneiders ©. 160ff., dab in allen Fällen, in denen bie Parteien einen beftimmten 
Gebraud; bes Tieres im Sinne bes 8 459 Abf. 1 nach dem Vertrage voraudfegen, darin bie Über: 
nahme der ewäßrleiftung für alle den vorausgeſetzten Gebrauch erheblich beeinträchtigenden Fehler 
zu finden fei (dagegen auch Stölzle S. 226f.). Diefe Anficht würde darauf Hinauslaufen, dab 
der Berfäufer eines Tieres gefeglich nicht mur nah 8 481 Hauptmängel, fondern daneben gemäß 
8 459 Nbf. 1 auch gemiffe andere erhebliche Fehler zu vertreten habe, und wäre ferner mit der 
Berüdfihtigung des Gebrauchdzweds bei Feſtſetzung der Hanptmängel unvereinbar. 

y) Der Verkänfer kann dem Käuſer eine Eigenfhaft bes Tieres zuſichern. 
Darunter fällt auch die Zufiherung bes Nihtvorhandenfeins eines Hauptmangeld (vgl. Exl. 
zu 8 459 unter Ar. 2a a. E.), die nur bezüglich der Verjährung der Anſprilche des Käufers 
ſchon im 8 490 behandelt ift (Exl. 1b zu 8 492; a. A. Stölzle ©. 221). Für den Fall der 
Zuficherung einer Eigenſchaft gelten nad) $ 481 die allgemeinen Vorfchriften (insbefondere 8 459 
Abf. 2, 8460 Sag 1, 38 462 ff., 8480 Ubf. 2), ſoweit fi nicht aus den 88 482 ff. ein anderes 
ergibt. Der Käufer kann danach, wenn dem verkauften Tiere die zugeſicherte Eigenichaft fehlt — 
und zwar beim Kaufe eines beftimmten Tieres zur Zeit des Kaufes, beim Gattungskaufe zur 
Zeit des Gefahrüberganged — ftatt der Wandelung Schabenserfag wegen Nichterfüllung vers 
fangen. Die Zuſicherung (über den Begriff |. Erl. 2a zu $ 459) ift unter Berückfichtigung 
diefer Verfchiedenheit ihrer Wirkung von der bloßen Übernahme der Gewäßrleiftung wohl zu 
unterfheiden (Dernburg Bd. IT 8 192 ©. 80f.; Ripr. 8 ©. 448), wie auch ber 8 492 beide 
unterjheibet. Uber Garantie der Geſundheit eines Tiered als Zufiherung einer Eigenfchaft 
1. RG. bei Seuff. U. 58 ©. 8; Stölzle im Recht 1904 ©. 299. 

b) Für den Erlaß der Gewährleiftungspflict find zum Teil befttmmte Formeln ge 
brãuchlich (vgl. Stölzle ©. 88; Reuter-Sauer ©. 105). 

2. Inhalt des 8 492. Der 8 492 trifft für die unter 1a 4 und y bezeichneten Fülle, 
unbeſchadet ihrer fonftigen Verſchiedenheit, übereinftimmende ergänzende Beftimmungen über die 
Anwendbarkeit der Sondervorſchriften der 88 483-485, 487—491. Bezüglich ihrer An 
wenbbarteit wird unterjchieden ziwifchen den Fällen, in denen eine Gewährfrift vereinbart wird, 
und den Sällen, in denen dieß nicht geſchieht. Eine Gewährfriſt ift nur dann vereinbart, 
wenn bie Parteien eine Friſt vertragsmäßig feftgefegt haben, innerhalb deren der Fehler ober 
das Nichworhandenſein der zugeficherten Eigenſchaft ſich zeigen muß, widrigenfalls die Gewähr 
leiftung ausgeſchloſſen fein ſoll (vgl. 8 482 Abf. 1; a. A. Hirſch⸗Magel ©. 81f.). 

a) Iſt feine Gewährfriſt vereinbart, fo finden nur die 88 487-489 unmittelbar 
und die 88 490, 491 mit der Abweichung Anwendung, daß die ſechswöchige Verjährung des 
Anſpruchs auf Wandelung und des Anſpruchs auf Schadenserfag wegen Nichtvorhandenfeins 
der zugeficherten Eigenſchaft, entiprechend dem $ 477 Ubi. 1 Sag 1, mit ber Ablieferung des 
Zieres beginnt. Die Anwendung bes 8 490 Abſ. 3 würde, da in dem hier vorausgefegten Falle 
der Künfer nicht nad) 8 485 zur Erhaltung feiner Rechte aus dem Mangel eine ber dort be» 
zeichneten Handlungen vorzunehmen braucht, dahin führen, daf der Käufer ohne rechtzeitige Be— 
wirtung ber Märgelanzeige oder einer gleichgeftellten Handlung noch nad) Vollendung ber Verjährung 
die Einrede ber Wandelung geltend machen und den Schadenserſatzanſpruch aufrechnen könnte. Diefe 
Abweihung von ben allgemeinen Vorſchriften ber 88 478, 479 würe fachlich nicht gerechtfertigt und 
ift and offenbar nicht beabſichtigt. Es erfcheint daher zuläffig, das Faffungsverjehen mit Rüd: 
fiht auf dab Verbäftnis des 8 490 Abſ. 3 zum 8 485 umd zu den 88 478, 479 dahin zu be 
richtigen, das hier die letzteren Worfchriften anzumenden find (Schneider ©. 187 ff.; Renter- 
Sauer ©. 172; Stölzle ©. 203, DIE. 1903 ©. 52, 100). 

d) Iſt eine Gewährfrift vereinbart, fo find nicht mur bie 88 487—491, ſondern 
auch die $8 483, 485 unmittelbar und der $ 484 mit ber Maßgabe anwendbar, daß ber zu 
vertretende befondere Diangel an bie Stelle des Hauptmangels tritt. 

26* 


404 VII. Abſchnitt: Einzelne Schulbverhäftnifie. 


$. 498. Die Vorfchriften über die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewähr⸗ 
leiftung wegen Mängel der Sache finden auf andere Verträge, die auf Veräußerung 
oder Belaftung einer Sache gegen Entgelt gerichtet find, entſprechende Anwendung. 


LII. Befondere Arten des Kaufes. 


5 48. 
©.11 8 429 veo. 8 487; II 488. PIE. 16.78, 


Gewährleiftung bei anderen entgeltlihen Berträgen. Die Borfchrift entfpricht dem $ 445. 
Ihre Aufnahme wurde ähnlich wie die ber letzteren Beitimmung daburd notwendig, daß bie 
allgemeinen Borfchriften des E. I 88 3841—411 über die Gewährleiſtung wegen Mängel ber 
veräußerten Sache in zweiter Lefung auf den Kauf beſchränkt worden find. gl. im übrigen 
bie Erl. 2, 3 zu 8 445. 


III. Befondere Arten bed Kaufes. 


1. Inhalt des Unterabjägnittd. Bon befonderen Arten des Kaufes werden an dieſer 
Stelle nur behandelt: 1. ber Kauf nad; Probe (8 494) und der Kauf auf Probe (88 495, 496), 
2. der Wiederfauf (98 497—503), 3. der Vorkauf (88 504—514). 

Die unter Nr. 1 zufammengeftellten Fälle des Kaufes verdanken diefe Verbindung nicht 
einer inneren Berwanbtichaft, fondern nur dem äußerlichen Umftande, daß zu ihrer techniſchen 
Bezeihnung dasfelbe Wort verwendet iſt. Das Wort „Probe“ bedeutet aber bei dem 
Kaufe nad Probe etwas anderes als bei dem Kaufe auf Probe, nämli dort foviel wie 
Muſter, d.h. einen — regelmäßig Törperlihen — Gegenftand, nad dem bie Eigenſchaften des 
gekauften Gegenftandes beftimmt werden follen, hier foviel wie Beſicht, d. h. die Handlung des 
Probierens, Beſichtigens. Der Kauf nad Probe ift ein unbedingter Kauf unter befonders 
gearteter Zuſicherung von Eigenſchaften, der Kauf auf Probe ein bedingter Kauf befonderer Art. 
Der im alten HGB. Art. 341 noch ferner erwähnte Kauf zur Probe (ein unbedingter Kauf 
unter Hinzufügung bed Beweggrundes) ift im BGB. mit Stillſchweigen übergangen. 

Die unter Nr. 2 und 3 behandelten Fälle des Wieberfaufs und des Vorkaufs Haben das 
miteinander gemeinfam, daß fie ein Recht zum Wieder» oder Vorlauf fowie den Abſchluß eines 
anderen Kaufvertrags vorausſetzen und in gleicher Weife — durch einfeitige Erflärung bed Berechtigten 
— zuftande kommen. Beim Wiederkaufe muß aber ber anderweitige Kaufvertrag zwiſchen den Bars 
teten des Wiederkaufs felbit, nämlich dem Wiederkäufer als Verkäufer und dem Wiederverkäufer als 
Käufer, gefchlofien fein, und fein Abſchluß iſt Borausfegung für die Begründung des Wieder- 
taufsrechts, während beim Vorkaufe der anderweitige Kaufvertrag zwiſchen den zum Borkaufe 
Verpflichteten und einem Dritten gefhlofien fein muß und fein Abſchluß die Borausfegung für 
die Ausübung des Vorkaufsrechts bildet. 


2. Bon anderen Arten bes Kaufes, die im bisherigen Rechte zum Teil befonders geordnet 
find, war der Kauf unter Vorbehalt eines bejjeren Käufers (in diem addictio) im 
€. I noch durch bie 88 474, 475 berüdfichtigt (P. J S. 1925ff., 3554, 3560, 11780f,, 11791; 
M. II ©. 337ff.). Die zweite Kommiffion hat dieſe Vorſchriften geftrichen, indem fie davon 
audging, daß das bezeichnete römifchrechtliche Inftitut dem heutigen Rechtsleben fremd geworden 
fei (B. II 88.2 5.78). Im einzelnen Falle werden hiernach die Beteiligten ein ähnliches 
Ergebnis wie bei jenem Vorbehalte nur dadurch erreichen können, daß der Verlauf an eine 
entſprechende Bedingung gefnüpft oder dem Verkäufer das Rücktrittsrecht vorbehalten wird. 

Für den Kauf unter Borbehalt des Rüdtrittd für den Fall nit rechtzeitiger 
Entridtung des Kaufpreifes (lex commissoria) gelten die allgemeinen Borjchriften der 
85 346—360 (vgl. 8455). Der Berfauf einer beweglichen Sache unter Vorbehalt des Rüdtritts 
Tann in dem Sinne gemeint fein, daß dur die Rüdtrittderflärung zugleih bie Eigentums 
übertragung auflöfend bedingt fein fol (RG. 54 ©. 340). 

Der Erbſchaftskauf ift in dem 98 2371—2385 geregelt. 

Ob und inwieweit auf die Enteignung die Vorfchriften über den Kauf Anwendung 
finden, bejtimmt fi gemäß Art. 109 nad) den Landeögefepen. 


1. Titel: Kauf. Taufh. 85 498, 494. 405 


1. Kauf nad) Probe. Kauf auf Probe 


8. 494. Bei einem Kaufe nach Probe oder nad) Mufter find die Eigen- 
Tchaften der Probe oder des Mufters als zugefichert anzufehen. 


1. Rauf nad Probe. Kauf auf Brobe. 


8 49. 
@.18 470; 11.8 430 ren. 8 488; III 8 489. P.16.1891f.; 8.11 €.332f. 9.11 88.2 €. 77. 

1. Entfiehung. Die Vorſchrift ftimmt mit dem im ber neuen Faſſung des HGB. weg» 
gelafienen Art. 340 des früheren HGB. fachlich überein, welcher lautete: Ein Kauf nad) Probe 
oder Mufter tft unbedingt, jedoch unter der Verpflichtung des Verkäufers gefchlofien, daß die 
Ware der Probe oder bem Mufter gemäß ſei. Fur die Auslegung des 8 494 bleibt daher bie 
bisherige Rechtſprechung bezüglich des Axt. 340 von Bedeutung. 

2. Der Begriff des Kaufes nach Probe ift nicht im Geſetze beſtimmt, ergibt fi aber aus 
dem Inhalte des 8494. Es genügt nicht, dab bei ben Kaufverhandlungen eine Probe oder ein 
Muſter irgendivie eine Rolle gefpielt Hat; ſondern die Brobe muß vertragsmäßig dazu beitimmt 
jein, die Eigenfhaften, bie der gefaufte Gegenſtand Haben foll, zu kennzeichnen. Daß ein Kauf 
im diefem Sinne nad) Probe gefchlofien ift, hat zu beweifen, wer Rechte daraus Herleitet (ROH®. 2 
©. 420, vgl. Bd. 15 ©. 53); das wird regelmäßig der Käufer fein. Iſt dem Käufer aber 
eine Probe ausgehändigt worden, jo muß ber Verfäufer bemeifen, daß troßdem nicht nach Probe 
gefauft ift (ROH®. 15 ©. 171). Möglich ift bei dem Kaufe nad; Probe, daß der Verkäufer 
neben den Eigenſchaften der Probe noch beſtimmte andere Eigenſchaften zuficert (ROHG. 14 
©. 29%, RG. 27 S. 19). Dod tft es Auslegungsfrage, ob neben der Bezugnahme auf eine 
Probe die Erwähnung einer beftimmten Eigenfhaft noch felbftändige Bedeutung Haben foll 
(Ripr. 8 ©. 68 „Sommerweizen nad) Mufter“). Über Verkauf „im wefentlihen nah Mufter“ 
f. Seuff. 4.57 ©. 8. 

Der Kauf nad Probe ift ein unbebingter (vgl. HGB. Art. 340 in Erl. 1). Kauf unter 
der Bedingung ber Probemäßigkeit fällt nicht unter den Begriff (NOH®. 2 ©. 418). 

8. Wirkung bed Kaufes auf Probe ift bie Haftung des Käufers dafür, daß der gefaufte 
Gegenftand bie Eigenfchaften der Probe hat, m. a. W. probemäßig tft, und zwar nad den 
Vorſchriften über die Haftung bed Verkäufers aus der Zuficherung einer Eigenfhaft (8 459 
Abf. 2, 88 460ff.). Unerhebliche Ubweihungen von der Probe muß ſich aber der Käufer unter 
Umftänden nad; Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrsfitte gefallen laſſen (8 242; 
dgl. RE. 20 ©. 32, Rſpr. 3 ©. 206). 

Die Beweislaſt trifft, wenn ber Käufer aus ber Nichtprobemäßigfeit des gefauften 
GSegenftandes Rechte herleitet, den Käufer (a. U. für die Rüdforderung des im voraus gezahlten 
Saufpreifeg ROHG. 2 S. 179, 6 ©. 337), und zwar nicht nur dann, wenn er ben Gegenſtand 
als Erfüllung angenommen bat ($ 363). Leitet dagegen der Verkäufer aus der Probemäßigkeit 
des Gegenflandes Rechte ber, 3. B. ben Anſpruch auf Zahlung bes Kaufpreifes, fo trifft ihn die 
Beweislaft; hat der Käufer jedoch die Leiftung als Erfüllung angenommen, fo muß er nad 
8 363 die Nichtprobemäßigfeit beweifen. 

Bum Beweife der Probemätigfeit oder Nichtprobemäßigkeit tft regelmäßig die Probe 
von dem Beweispflihtigen vorzulegen. Beftreitet der XWerkäufer, ber dem Käufer die 
Probe ausgehändigt Hat, die Identität der vom Käufer vorgelegten Probe, fo Kat er die Nicht» 
identität zu beweifen (ROH®. 6 ©. 337f.; a. X. Staub ©. 1396 Anm. 11, Düringer-Haden«- 
burg ®b.III ©. 385). Kann der Veweispflichtige die Probe nicht oder nicht unverändert vorlegen, fo 
trifft ihn der Nachteil der Beweisfälligkeit, es jet denn, daß fein Unvermögen von feinem Vertrags⸗ 
gegner verſchuldet ift, diefer alfo nad) den Umftänden zur Aufbewahrung der Probe verpflichtet war 
und diefe Verpflichtung ſchuldhaft verlegt hat (ROHG. 9 ©. 27, 23 ©. 308; RC. 11 ©. 36, 20 
©. 5); im Iegteren Falle muB der Vertragägegner die Angaben des Beweispflihtigen widerlegen. 
Bei Verluſt der Probe kann der Beweis ber Probe- oder Nichtprobemüßigkeit auch auf andere 
Weiſe geführt werden (R®. 29 ©. 88). 

4. Über die Verpflicitung der Handelsmäkler zur Aufbewahrung der Probe |. HGB. 8 96. 


88 4%, 4%. 
Muskat, Zur Lehre vom Kaufe auf Probe (auf Beſicht) nach römifhem und deutſchem 
Rechte, Gruch. 48 ©. 205Ff. 


406 VII. Abfdnitt: Einzelne Schulbverhättnifie. 


$. 495. Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Beſicht fteht die Billigung 
des gefauften Gegenjtandes im Belieben des Käufers. Der Kauf ift im Zweifel 
unter der auffchiebenden Bedingung der Billigung gejchloffen. 

Der Verkäufer ift verpflichtet, dem Käufer die Unterſuchung des Gegenjtandes 
zu geftatten. 


2.848. 
@.188 471, 472; II 8 431 vew. 8 489; III 8 490. P.I €. 18934.; M.II E.333f. 9.8.2 6. 771. 


1. Der allgemeine Begriff bed Kaufes auf Probe ergibt fih aus Abi. 1 Sag 1. Kauf 
auf Brobe ift danach ein Kauf, der unter der — nad Abf. 1 Sag 2 im Zweifel aufſchiebenden — 
Bedingung der in das freie Velieben des Käufers geftellten Billigung des gelauften Gegen- 
ftandes oder, wie aus $ 496 erhellt, der rechtzeitigen Erklärung über bie Billigung geſchloſſen 
it. Daß die Biligung im Belieben des Käufers fteht, feine Mifbilligung alfo feiner ſach - 
lihen Begründung bedarf und einer richterlihen Nachprüfung nicht unterliegt, tft für den 
Begriff des Kaufes auf Probe und mithin für die Anwendbarkeit der fir ihn geltenden Vor— 
ſchriften wefentlih. Soll die Entfheidung über die Billigung nur dem billigen ober aud) dem 
ſachverſtändigen Ermeſſen überlafjen fein, fo liegt ein Kauf auf Probe nicht vor. Ebenfowenig 
ift ein Kauf auf Probe im Sinne des Geſetzes ein unbedingter Kauf unter Vorbehalt bes Rüd- 
tritis für den Käufer im Falle der Mißbilligung des gelauften Gegenftandes. 

Ob im einzelnen Falle ein Kauf auf Probe geſchloſſen tft, muB nad) den allgemeinen Aus- 
legungsregeln entichieden werden (83 133, 157). Die gebrauchten Ausdrüde find dabei nicht 
allein maßgebend. So kann auch ein nur zur Probe geſchloſſener Kauf nach ben Umitänden als 
Kauf auf Probe zu beurteilen fein (ROHG. 2 ©. 188). Gleiches gilt von einem Kaufe, bei dem 
dem Käufer anheimgeftellt wird, nicht Konvenierendes umzutaufchen (Rſpr. 8 ©. 56; Dernburg 
Bd. II 8 198 ©. 81). Dagegen ift der Kauf auf Umtauſch regelmäßig als unter ber aufs 
löſenden Bedingung des Abjchlufies eines anderen Kaufes über Waren des Verkäufers zu 
mindeften® bemfelben Preiſe gefchlofien anzujehen (Sächſ. Ardy. 7 ©. 218, Ripr. 2 ©. 502, 
Coſack Bd. I ©. 458). 

2. Für die redjtltche Natur des Kaufes auf Probe (f. die ältere Literatur bei Windſcheid⸗ 
Kipp Bd. II ©. 592 3 387 Anm. 5) ergibt fi) aus dem unter 1 Gefagten, daß der Kauf auf 
Probe nad) dem BGB. ein dur die Erklärung des Willens des Käufers bedingter Kaufvertrag 
ift (vgl. Bd. I ©. 276 Erl. 8 zu 8 158). Die im E.I 879 und 8471 Abſ. 2 angenommene 
Konſtruktion als eines Vertrags, bei dem nur der Verkäufer, der Käufer aber auch nicht bedingt 
gebunden ift, Hat nicht die Billigung der zweiten Kommijfion gefunden. 

3. Der Abſ. 1 Sag 2 enthält eine dem alten HGB. Art. 339 Abf. 1 Sag 2 entſprechende 
Auslegungsregel dahin, daß der Kauf auf Probe unter der auffdiebenden Bedingung der 
Billigung des gelauften Gegenftandes durch den Käufer gefchlofjen tft. Möglicherweife kann aber 
auch, abgefehen von dem nicht hierher gehörenden Falle bes unbedingten Kaufes unter Vorbehalt 
des Rücktritis des Stäufers, der Kauf unter der auflöjenden Bedingung der Nichtbilligung des 
gefauften Gegenftandes durch den Käufer gefchlofien fein. 

Die auffhiebende Bedingung der Billigung tritt ein, wenn ber Käufer rechtzeitig die 
Bilfigung oder im Falle des 3 496 Sag 2 nicht rechtzeitig die Mikbilligung erklärt. Die aufs 
löfende Bedingung der Mißbilligung tritt ein, wenn ber Käufer rechtzeitig die Mißbilligung 
oder im Falle des 8 496 Cap 1 (b. 5. wenn ihm die Sache nicht zum Zwede der Probe über: 
geben mar) nicht rechtzeitig die Billigung erklärt. Unter den entgegengejegten Vorausſehungen 
fallen die Bedingungen aus. Die Erllärung des Käufers muß dem Verkäufer gegenüber ab— 
gegeben werden. Cie bedarf nicht der für ben Kauf vorgefchriebenen Form und kann auch ftill- 
ſchweigend, insbefondere durch eine nur unter der Vorausfegung der Billigung zuläfjige Be— 
handlung des gefaufien Gegenftandes, erfolgen, muß aber auch in diefem alle dem Berfäufer 
rechtzeitig zugegangen fein (vgl. 3b. I ©. 207 Borbm. I2 a. E.). Der Beweis des Eintritts 
oder des Auefalls der Bedingung liegt demjenigen ob, welcher daraus Rechte Herleitet (vgl. Bd. I 
©. 47; a. U. Dernburg Bd. II 8 193 ©. 83 Anm. 7, der bem Käufer den Beweis ber recht⸗ 
zeitigen Mißbilligung auferlegen will). 

Für den aufichiebend oder auflöfend bedingten Kauf auf Probe gelten bie allgemeinen 
Vorfchriften über auffchiebend oder auflöfend bedingte Rechtsgeſchäfte (SS 158 ff.). Mit dem Ein= 
tritte der aufichiebenden Bedingung treten die Wirkungen des Kaufvertrags ein ($ 158 Abſ. 1), 


4. Tel: Kauf. Tauſch. 88 495, 496. 407 


8. 496. Die Billigung eines auf Probe oder auf Beſicht gefauften Gegen- 
itandes fann nur innerhalb der vereinbarten Frift und in Ermangelung einer 
ſolchen nur bis zum Ablauf einer dem Käufer von dem Verkäufer beftimmten 
angemefjenen Friſt erffärt werden. War die Sache dem Käufer zum Zwecke der 
Probe oder der Befichtigung übergeben, fo gilt fein Schweigen als Billigung. 


2. Wiederkauf. - 


inmSbefondere auch die Haftung des Verkäufers wegen Mängel im Rechte und wegen Mängel 
der GSade; bie Ießtere Haftung ift keineswegs durch die Billigung nad & 464 ſchlechthin aus⸗ 
geichloffen. Im Verhältniſſe der Parteien zu einander wird aber regelmäßig obligatorifche 
BZurüddeziefumg nad 8 159 als vereinbart anzunehmen fein (Muskat ©. 2095). Im Falle 
Des Ausfalls der auffhiebenden Bedingung, d. 5. der Mißbilligung des Käufers, Haftet diefer 
nad 88 242, 276 dem Berfäufer fiir Verſchulden bei der Verwahrung und Behandlung ber 
Sache; er hat ferner im Zweifel die Koften der Hin» und Müdfendung fowie der Aufbewahrung 
Der Sache zu tragen, braucht aber für den Gebrauch der Sache zum Zwecke ber Probe dem Vers 
Täufer keine Vergütung zu gewähren (Rehbein, Entih. d. Ob. Trib. Bd. 2 Nr. 203). 

Nach den allgemeinen Grundfägen über den bebingten Kauf beftimmt ſich auch der Übers 
gang ber Gefahr (vgl. Erl. 2e zu 8 446). 

4. Der Ab. 2 knüpft an den Kauf auf Probe als allgemeine Wirkung die Verpflichtung 
de3 Verkäufers, dem Käufer die Unterfuhung des Gegenftandes zu geftatten. Die Erfüllung 
diefer Verpflichtung ift gemäß 8 888 der CPO. erzwingbar, und die Nichterfüllung macht den 
Berkäufer nad) allgemeinen Grundfägen erjagpflichtig. 


8 4%. 
&.18 473; II 8 432 ces. 8 490; III 8 491. P. 16.1897; 8.11 €.335f. 9.1.2 6. T7R.; 
®.6 €. 1721. 

1. Die Borfäriften des $ 496 gelten nicht nur für ben fall, daß der Kauf auf Probe, 
der Regel des $ 495 Abf. 1 Sap 2 entſprechend, als ein auffchiebend bedingter anzufehen tft, 
fondern auch, wenn der Kauf unter ber auflöfenden Bedingung der Mißbilligung des Käufers 
geihloffen ift. Dies war nach der Faſſung ſowohl des E. I („Als Mißbilligung des Käufers 
gilt e8, wenn derſelbe nicht... . fich erklärt“) als auch des E. II („Die Villigung . . . gilt als 
verweigert, wenn der Käufer nit... . die Billigung erklärt“) unzweifelhaft, wird aber auch gegen⸗ 
über ber Faſſung des Geſetzes anzunehmen fein, da eine ſachliche Änderung nicht beabfichtigt 
war (ebenfo Mustat ©. 211). 

2. Die Vereinbarung einer Frift Tann auch aus den Unnftänden mit Rüdficht auf die 
Bertehrsfitte entnommen werden ($ 157, vgl. HGB. 8 346). 

3. Die Beſtimmung einer angemeſſenen Erflärungdfrift durch den Verkäufer ift eine 
empfang&bebürftige Willenserflärung. Für ihre Wirkſamkeit gelten insbefondere die Vorſchriften 
de3 $ 130. Die Friftbeftimmung muß ben Zwed der Frift erkennen laſſen; eine ausdrückliche 
Aufforderung an den Käufer zur Erklärung ift nicht erforderlich. Über die Angemeffenheit der 
Friſt ſ. oben ©. 24 Erl. 2 zu 8 250. 

2. Wiederkauf. 

Hahn. Der Wiederkauf, 1902. 

1. Allgemeine Bebeutung des Wiederkaufs. Der Wieberkauf (fonft auch Rüdfauf genannt) 
iſt eine befondere Art des Kaufes. Er ſetzt auf feiten des Käufers (d. i. des Wiederkäufers) 
ein Recht des Wiederkaufs oder Wiederfaufsreht voraud. Dieſes Recht wird regelmäßig (vgl. 
Erl. 1 zu 8 497) dadurch begründet, daß fi in einem Kaufvertrage der Verfäufer das Wieder- 
taufsrecht vorbehält. Der Verkauf unter Vorbehalt des Wiederkanfsrechts dient häufig dazu, dem 
Verkäufer Geld zu verichaffen, mithin bem gleichen Zwecke wie die Uufnahme eines Darlehens 
gegen Berpfändung der Sache. Der Vorbehalt des Wiederkaufsrechts wird aber aud nicht felten 
zur Wahrung eines anderen Intereſſes des Verkäufers am Rückerwerbe des verkauften Gegen⸗ 
ſtandes bedungen. Die Wirkungen des Worbehalts, wie fie die 88 497-503 regeln, befchränten 
ſich auf das Verhältnis der Parteien zueinander, find alfo rein obligatorifche, vorbehaltlich 
der Haftung des Dritten, der die Berwirklichung des Wiederkaufsrechts vorfäglich vereitelt, nad} $ 826. 
Ein dingliches Wiederkaufsrecht ift auch im bezug auf Grundſtücke im BGB. nicht zugelafien, 


408 VO. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältntffe. 


8. 497. Hat ſich der Verfäufer in dem Kaufvertrage das Necht des Wieder- 
kaufs vorbehalten, fo kommt der Wiederfauf mit der Erklärung bed Verfäufers 


kann alſo Hinftig nur noch auf Grund vorbehaltener Sanbesgefeglicher Vorſchciften begründet 
werden (vgl. für Preußen über bad dingliche Wiederkaufsrecht bei Rentengütern AG. Art. 29). 
Jedoch kann zur Sicherung ber aus dem Vorbehalte des Wiederfaufsrechts für ben Verkäufer 
entitehenben Anfprliche eine Vormerkung nach ben 88 883. in das Grundbuch eingetragen 
werben (®. II Bd. 3 ©. 767; vgl. ®b. III Vorbm. 6 zum 6. Abfchnitte). 

2. Inhaltsũberſicht. Der 8 497 Handelt im Abf. 1 von der Vegründang und Ausübung 
bed Wiederkaufsrechts und ſtellt im Abf. 2 eine Auslegungsregel bezüglich der Höhe des Wieder» 
Taufspreifes auf. Der $ 498 Abi. 1 beftimmt die Verpflichtung des Wiederverkäufer zur Heraude 
gabe des gefauften Gegenftandes nebft Zubehör. Der 8 498 Abſ. 2 und der 8 499 regeln die 
Haftung des Wieberverfäufers für die Zeit vor der Ausübung des Wiederfauferechts, der 8 500 
feine Erfaganfprüche wegen Verwendungen aus berfelben Zeit. Der 3 504 modifiziert bie vor« 
angegangenen Vorſchriften fr den Fall, daß als Wikderfaufspreis der Schägengswert des gefauften 
Oegenſtandes zur Beit des Wiederkaufs vereinbart iſt. Der 8 502 befandelt die Ausübung 
bes mehreren gemeinfchaftlid, zuftegenden Wiederkaufsrechts. Der 8 503 betrifft die Ausſchluß⸗ 
feift file Ausübung des Wiederkaufsrechts. 

8. Rechtliche Natur bei Borbehalts des Wiederkaufsrechts. Eine beftimmte theoretiiche 
Auffaffung vom Weſen dieſes Vorbehalis Liegt den gefeglichen Vorſchriften nicht zugrunde. Sie 
entſcheiden nur die praktiih wichtigen Fragen. Die juriftiihe Konſtruktion ift der Wiſſenſchaft 
vorbefalten. Hier mag barüber nur folgendes bemerkt werden: 

Die Auffaffung des Vorbehalts ald eines Vorvertrags auf Abſchluß des Wiederkaufs iſt 
dur 8 497 Abſ. 1 Sag 1, bie Auffaſſung als Vereinbarung des Rücktrittsrechts nach dem im 
der Erl. 2 zu 3498 Bemerkten ausgeihlofien. Gegen bie Anfiht von EnneccerussRehmann 
Bd. I ©. 618, der in dem Vorbehalt einen durch die Erklärung des Wiederkaufs aufs 
ſchiebend bedingten Kauf erblidt (vgl. auch Hahn ©. 32F.), fpricht außer der zugeftandener- 
maßen nicht dazu pafjenden Vorſchrift des & 498 Abſ. 2 Sag 2 beſonders bie Ausdrucksweiſe 
des 8 497 Abſ. 1 Saß 1, ba dad BGB. von dem Buftandelommen eined Vertrags immer nur 
im Sinne der Vollendung bes Vertragſchluſſes fpricht (vgl. insbef. 88 151— 153, 156, 879 Abſ. 2), 
dagegen niemals bei dem Eintritte der aufihiebenden Bedingung eines geſchloſſenen Vertrags. 
Mit der lepterwähnten Beſtimmung eriheint aud) die Meinung Shollmeyers ©. 40f. unver« 
träglich, der das Wiederkaufsrecht als das Recht auffaßt, durch eine einfeitige Einlöfungserklärung 
ein auf Rückgewähr gerichtete gegenjeitiges Schuldverhältnis zus Entftehung zu bringen, das 
„teineswegs ein Kaufverirag, ja überhaupt kein vertragamäßiges ift”. Dem 8497 Abf. 1 Sapi 
entſpricht am beften die Auffafjung des Vorbehalts als eines auf Wiederverkauf gerichtelen Ver⸗ 
tragSantrags, an ben der Käufer für die im 8 503 bezeichnete Frift gebunden tft. Allerdings 
ftellt fi von diefem Standpunkt aus die Vorſchrift des 8 497 Abſ. 1 Sap 2 als eine Abs 
weichung von ben allgemeinen Grundfägen dar; doch findet diefe hauptſächlich für den Wiederkauf 
eines Grunbftüds wichtige Abweichung ihre Ertlärung darin, da bei dem Rückerwerb eines 
Grundftüds die für die Formvorfchrift des 313 maßgebenden Gründe nicht zutreffen (wie hier 
Endemann Bd. I ©. 1012 Unm. 17, Hellmann in Kit. VIEH. 44 ©. 227; vgl. über bie 
verfhiebenen Anfihten Hahn ©. 24ff.). 

4. Beſchränkungen ber Vertragdfreiheit bezüglich der Vereinbarung des Wiederkaufs er⸗ 
geben ſich aus den reichsgeſetzlichen Vorſchriften über ben Wucher ($ 138 Abſ. 2, StB. 8 3028 
in der Faſſung des Reichsgeſezes vom 19. Juni 1893; vgl. EG. Art. 47) und ans den durch 
Art. 94 des EG. vorbehaltenen Iandesgefeglihen Vorſchriften über den Gefchäftsbetrieb ber 
gewerblichen Pfandleiher, welchen nad) 8 34 Abf. 2 der GewO. die Nüdtaufshändler gleichſtehen. 

5. Über den Hanf unter Vorbehalt bes Wiederverkaufsrechts enthält das BGB. wegen 
der Seltenheit des Falles Teine Beftimmung. Er wird ſich regelmäßig als Kauf unter Vorbehalt 
des Rüdtritt3 darftellen (M. II ©. 342). 

849. 
&. 188 476, 477; II 8 433 res. 8 491; III 8 492. PIE. 1967M.: RR. E.3391. V. I Bd. 2 €. 818. 

1. Vorbehalt des Wiederkaufsrechts. Der Abi. 1 Sat 1 fegt voraus, daß der Verkäufer 
fih in dem Kaufvertrage das Recht des Wiederkaufs vorbehalten hat. Damit iſt der regel⸗ 
mäßige Fall heroorgehoben, aber nicht ausgeſchloſſen, dab dad Wiederkaufsrecht auch nachträglich 


1. Titel: Kauf. Tauſch. 86 497, 498. 409 


gegenüber dem Käufer, daß er das Wieberfaufsrecht ausübe, zu Stande. Die Er- 
Härung bedarf nicht ber für ben Kaufvertrag betimmten Form. 

Der Preis, zu welchem verfauft worden ift, gilt im Bweifel auch für den 
Wiederfauf. 


8. 498. Der Wieberverfäufer ift verpflichtet, dem Wieberfäufer den gefauften 
Gegenſtand nebft Zubehör herauszugeben. 


vereinbart wird. Der letztere Hall war im E. I durch bie Faſſung bes & 476 mitgededt (M. II 
©. 339). Die Zuläfiigteit der nachträglichen Vereinbarung iſt aud tm 8 503 Sag 1 („nad ber 
Vereinbarung des Vorbehalts“) anerfannt. Die nachträgliche Vereinbarung des Vorbehalts 
bedarf aber ber für ben Kaufvertzag felbft vorgeichriebenen Form, insbeſondere bei Grundſtücken 
ber Form des & 313 Sag 1. Eine Heilung bes Formmangels nad Sag 2 dafelbft durch Aufs 
Iafjung des Grundſtüds an den Käufer und befien Eintragung in das Grundbuch tritt ein, wenn 
fich die nachträgliche Vereinbarung als eine Ergänzung des Inhalts des Kaufvertrags darftellt, 
was im alle der vor ber Auflaſſung erfolgenden Vereinbarung anzunehmen fein wird. Abs 
geſehen hiervon kommt es für die Wirkung der nachträglichen Vereinbarung nicht darauf an, ob 
dieſe nad; der Abficht der Parteien einen Nachtrag zu bem Kaufvertrage bilden foll oder nicht 
(a. U. Bindfheid-Kipp Bd. II ©. 600). 

Für die Wirkſamkeit des Wiederfaufsvorbehalts iſt weſentlich die Einigung der Parteien 
über den Gegenftand bed Wiederkaufs und über den Wieberlaufpreis. Begenftand des 
Biederkaufs kann alles fein, was Gegenftand des Kaufes fein kann. Wegen des Wieberlaufs 
preifes j. Erl. 2. Dient der Kauf mit Wiederkaufsvorbehalt zur Befriedigung des Kreditbeditrfuiſſes 
des Verkäufers, fo tft er nichtig, wenn er nur zum Scheine in der eigentlichen Abficht ber 
Darlehnshingabe und Pfandbeftellung geſchloſſen ift. 

2. Der Wiederlaufpreiß unterliegt mit ben ©. 408 in ber Vorbm. 4 erwähnten Beſchrän- 
tungen ber freien Vereinbarung. Als folder kann auch der Schägungswert des gefauften Gegen⸗ 
Standes zur Zeit des Wieberfaufs verabredet werden (8 501). Im Zweifel, foweit alſo nit an 
der Hond der allgemeinen Grundfäge ber 88 133, 157 ein anderer Wille der Parteien ermittelt 
wird, greift die Auslegungsregel des Abſ. 2 Play, bderzufolge der Wiederfaufpreis gleich 
dem Preiſe ift, zu welchem verkauft worben ift, d. 5. dem in dem urfprünglichen Kaufvertrag — 
jelbftverftändlich ernftlih — vereinbarten, nicht, wie Kuhlenbed in 3. 1901 ©. 390 ans 
nimmt, dem wirklich gezahlten Preife. Gegen bie Gefahr im alle des Wiederkaufs als Wieder 
kaufpreis mehr zahlen zu milſſen, wie er als Kaufpreis empfangen Hat, iſt der Verfäufer und 
Wiederkäufer dadurch gefhüßt, daß er gegen die Forderung bes Wiederkaufpreifes feine Kaufs 
preißforderung aufrechnen kann. 

3. Das durch den Borbehalt begründete Recht bes Wieberlaufs, d. 5. das dem Berkäufer 
gegenüber dem Käufer zuftehende Recht, durch einfeitige Erklärung den Wiederkauf zuftande zu 
bringen, entjteht, wenn nicht ein anderes beftimmt ift, mit der Vereinbarung des Vorbehalt: 
und kann auch ſchon vor der Vollziehung bes Kaufvertrags ausgeübt werden (Hahn ©. 4dff.). 
Es ift vererblich ($ 1922), vorbehaltlich abweichender Vereinbarung übertragbar (88 398, 399, 
413) und nad) den 88 851, 857 EBD. pfändbar. Vermöge feiner nur obligatorifchen Natur ift es 
gegenüber einem den Berkauf im Wege der Zwangsvollitredung betreibenden Gläubiger bes 
Käufers nicht wirffam. Die Haftung bes Käufers felbit im Falle eines folchen Verkaufs beftinmt 
fih nad) $ 499 Sap 2. 

4. Ausübung des Wiederkaufsrechts. Für die Erflärung des Verkäufers, dab er das 
Wiederkaufsrecht ausübe, gelten die allgemeinen Vorſchriften über empfangsbedirftige Willens: 
erflärungen (insbejondere 8 130). Die Erklärung tft nad Abſ. 1 Sag 2, der in Berfolg der 
gleichen Veftimmung des 8 505 Abſ. 1 Satz 2 von ber Rebaltionstommiffion eingeftellt und von 
der zweiten Kommiffion ſtillſchweigend gebilligt worden ift, formfrei, auch wenn der Kaufvertrag 
feinem Gegenjtande nady einer Form bedurfte (Erl. 2 zu 8 433). 


8 48. 


&18 478; II 8 434 Mbf. 1,2 rev. 8 492; III 8 493. P. l 6. 1969 M., 11791 ff., 11798 11.5 
N. II 6.4421. P. ĩ Bd. 2 €. 82f. 


Der 8 498 handelt von den Berpflichtungen des Wiederverkäufers. 
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Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts eine Ver⸗ 
ichlechterung, den Untergang oder eine aus einem anderen Grunde eingetretene 
Unmöglichfeit der Herausgabe des gekauften Gegenjtandes verfchuldet oder den 
Gegenftand wefentlich verändert, fo ift er für den daraus entitehenden Schaden 
verantwortlich. Iſt der Gegenstand ohne Verſchulden des Wiederverfäufers ver- 
ichlechtert oder ift er nur unweſentlich verändert, ſo kann der Wieberfäufer 
Minderung des Kaufpreifes nicht verlangen. 


1. Der Abſ. 1 Hebt die hauptſächliche Verpflichtung des Wiederverkäuſers hervor. Da ber 
Wiederkauf ein Kauf ift, fo beftimmen ſich, foweit ſich nicht aus der Natur des Wiederfaufs oder 
aus den über ihm getcoffenen Sondervorſchriften ein anderes ergibt, die gegenfeitigen Ber- 
pflitungen beider Teile aus dem Wiederkaufe nad den Vorſchriften über den Kauf und über 
negenfeltige Verträge. Aus biefen ($ 433 Abſ. 1 verb. mit 8 314) würde fih aud die Be— 
ftimmung des Wbf. 1 vielleicht von felbft ergeben. Ste tit aber beſonders ausgeſprochen, um 
namentlich bezüglich der Verpflichtung des Wiederverläufers zur Herausgabe des Zubehörs 
Zweifel abzuſchneiden, die bei dem Mangel einer beſtimmten geſetzlichen Grundauffaſſung von 
dem Vorbehalte des Wiederkaufsrechts entitehen könnten. Die Verpflichtung bezieht ſich auf das 
zur Zeit der Ausübung des Wiederkaufsrechts vorhandene Zubehör (88 97f.). Der Gegenſtand 
feldft it in dem Buftand, in welchem er ſich in diefer Zeit befindet, herauszugeben, und zwar, 
wenn ber Buftand befier ift als zur Beit des Kaufes, vorbehaltlich ber Anſprüche des 
Wiederverkäufer wegen Verwendungen (8 500), wenn der Zuſtand ſchlechter oder auch nur 
wefentlich verändert ift, vorbehaltlich der Haftung des Wiederverläuferd nach 8 498 Abſ. 2 Sag 1. 
Die Verpflichtung zur Herausgabe umfaßt bei Sachen ſowohl bie Nüdübergabe als aud die 
Vomahme der zur Rückübertragung des Eigentumß erforderlichen Handlungen, insbejondere der 
Rückauflaſſung. Zur Gemwährleiftung wegen Mängel im Rede ift ber Wiederverkäufer infomeit, 
als die Mängel fhon zur Zeit des Kaufes beitanden, er alſo feinerfeits vom Wiebertäufer 
isretwegen Gewährleiſtung verlangen Tann, nicht verpflichtet. Wegen der erſt zwiſchen dem 
Kaufe und dem Wiedertauf entftandenen Rechtsmängel haftet ber Wieberverkäufer nad $ 499. 
In betreff der Gewährleiftung wegen Sahmängel f. Erl. 3. 

Die Verpflichtungen des Wiederkäufers beftimmen fich, abgeſehen von ber befondern Bor= 
ichrift des 3 500 über bie Pflicht zum Erſatze von Verwendungen lediglich nad ben Borfchriften 
über den Kauf. Der Wiederfäufer ift nad $ 433 Abf. 2, wie der von der zweiten Kommilfion 
als felbftveritändlich geftrichene 8 479 Abſ. 1 bed E. I ausſprach (M. IT ©. 343, P. II Bd. 2 ©. 86), 
zur Zahlung des Wiederfaufpreifes, ebenfo aber auch zur Wiederabnahme der Sache verpflichtet 
(ogl. B. II Bd. 2 ©. 88). Auch für den im E. I 8479 Abſ. 2 erwähnten feltenen Fall erſchien 
der zweiten Kommilfion eine befondere Borfchrift entbehrlich, daß der Wiederfäufer einen nicht 
der Gattung nad beitimmten Gegenftand, den er als Nebenleiftung empfangen hat, nit ober 
nicht im urfprünglichen Buftande zurüdgeben kann (M. II ©. 343f.). Der Wiederkäufer über- 
nimmt duch Ausübung feines Rechtes aud) die Verpflihtung zur Rückgabe eines ſolchen Gegen- 
ftandes mithin in dem vorausgefegten Falle zu einer ganz oder teilmeife unmöglichen Leiftung. 
Es finden daher die Borfchriften des 88 306Ff., 139 Anwendung (B. II 8b. 2 ©. 87), fofern 
nicht die Vereinbarung des Vorbehalts dahin auszulegen iſt, daß der Wiederkäufer nur zum 
Erfage des Wertes der Nebenletftung verpflichtet fein fol. 

8. Haftung des Wiederverkäufers für tatſächliche Verfügungen während ber Zwiſchenzeit. 
Abſ. 2. Die Ausübung des Wieterfaufsrechtd erzeugt nicht, wie ber vorbehaltene Rüdtritt vom 
Bertrage, die gegenfeitige Verpflichtung, einander in ben Stand zurüdzuverfeßen, wie wenn der 
Kaufvertrag nicht gefchloffen wäre; der Wiederverkäufer haftet baher nicht wegen der vor Aus—⸗ 
Übung des Wiederkaufsrechts gezogenen oder zu ziehenden Nupungen (E. I $ 478 Sag 1; 
M. II S. 343; P. II Bd. 2 ©. 84), und der Wiederläufer hat Zinfen von dem Kaufpreife 
: ar Beitpunfte nit zu vergüten (E. I 8 479 Ab. 1; M. II ©. 343; P. UI 
Bd. . 86). 

Der Vorbehalt des Wiederfaufsrechtd verpflichtet aber den Käufer, mit dem gefauften 
Gegenſtande fo zu verfahren, daß der Zwed des Vorbehalts, dem Verkäufer die Wiebererlangung 
des Gegenſtandes in weſentlich unverändertem Buftande zu fihern, nicht vereitelt wird. Der 
Umfang diefer Verpflichtung des Käufers und die aus der Nichterfüllung entipringende Haftung 
wird zumächft bezüglich tatfächlicher Verfiigungen des Wieberverfänfers im $ 498 Abſ. 2 beſtimmt. 
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8. 499.. Hat der Wiederverfäufer vor der Ausübung des Wiederlaufsrechts 
über den gefauften Gegenjtand verfügt, fo ift er verpflichtet, die dadurch begründeten 
Rechte Dritter zu bejeitigen. Einer Verfügung des Wiederverkäufer fteht eine 
Berfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollitredung oder der Arreftvollziehung 
ober durch den Konfursverwalter erfolgt. 


$. 500. Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen, die er auf ben 
gekauften Gegenstand vor dem Wiederfaufe gemacht Hat, infoweit Erfag verlangen, 


Nah Abſ. 2 Sa 1 ift der Wiederverkäufer wegen einer wefentlihen Veränderung 
de3 Gegenfiandes zum Erſatze bed dem Wiederverkäufer daraus entftandenen Schadens vers 
pflichtet, auch wenn in der Veränderung nicht eine objektive Verſchlechterung liegt. Für bie Art 
der Erfagleiftung gelten die allgemeinen Vorſchriften ber 88 249. Eine Ausnahme von der Bor 
ichrift des Abſ. 2 Sag 1 enthält der 8 501. 

Der Abf.2 Sat 2 ſtellt, foweit er fi auf die Verſchlechterung bezieht, Har, daß der $ 323 
Abſ. 1 Halbſ. 2 Hier nicht Anwendung finde. Hat ber Wiebervertäufer bei Abgabe der 
Wieberfaufserflärung die Verſchlechterung nicht gelannt, fo kann er bie Erflärung unter Um- 
ftänden nad 8 119 Abf. 2 anfechten. Aus der Berfagung des Minderungsanipruhs folgt für 
den Fall der underfchuldeten Berfhlechterung unmittelbar aud die Unzulälfigfeit des Anſpruchs 
auf Wandelung. Aber au im falle verfchuldeter Verſchlechterung der Sache wird anzunehnten 
fein, daß der Wiederfäufer nicht ftatt des ihm nah Abſ. 2 Sap 1 gebührenden Schadens- 
erſatzes Wandelung oder Minderung verlangen fann (vgl. Windſcheid-Kipp Bd. II ©. 602, 
Eojad Bd. I ©. 463). Ebenſowenig fteht dem Wiederverkäufer wegen eines ſchon zur Zeit 
de8 Kaufes vorhandenen Sachmangels der Anfpruch auf Wandelung oder Minderung zu. 

Durd zufälligen Untergang bed Gegenftandes vor Ausübung bed Wiederfaufsrechts 
erliſcht das letztere. 

Die Rechtsfolgen einer nach Ausübung des Wiederkaufs rechts eintretenden Ver— 
ſchlechterung oder Unmöglichkeit der Herausgabe beſtimmen ſich lediglich nad den allgemeinen 
Vorſchriften über ben Kauf und gegenfeitige Verträge (88 323ff., 446 ꝛc.). 


8 49. 
©.18 478 Gay 2; II 8 434 Mol. 3 ven. 8 493; III Y 494. PIE. 2960f.; I. II €. 348. 
2.118. 2 €. 851. 

Haftung bed Wieberverläuferd für rechtliche Verfügungen während ber Zwiſchenzeit. 
Im Gegenfage zum €. I, demzufolge jih die Haftung des Wiederverkäufer fr folche Ner- 
fügungen (f. 8b. I ©. 185 unter IX 4) nad) der Vorſchrift des 8 478 Sat 2 beftinimen, der 
Wiederkäufer alſo zum Schadenserfage wegen Nichterfüllung verpflichtet fein jollte, wenn er den 
Gegenſtand wegen eines von ihm zu vertretenden Umſtandes nicht oder nicht in dem zur Zeit 
des Kaufes vorhandenen Zufiande zurüdgeben kann, ftellt der Gag 1 des 8 499 Mar, daB der 
Wiederverkäufer ſchlechthin zur Beſeitigung der durch jene Verfügungen begründeten Rechte 
Dritter verpflichtet ift, fein Unvermögen zur Befeitigung der Rechte alſo ohne Rüdfiht auf Ver— 
ſchulden zu vertreten bat. Der Wieberläufer Hat wegen Nichterfüllung diejer Verpflichtung die 
fi aus 8 325 Abſ. 2, 8 326 ergebenden Rechte. 

Der Sa 2 entiprict dem 3 353 Abſ. 2 (vgl. die Erl. zu biefem). 

Sit in der Bmwifchenzeit in anderer Weiſe al3 durch den Wiederverkäufer oder als auf eine 
der im Sag 2 bezeichneten Arten verfilgt worden, insbefondere durch Enteignung, ifo liegt eine 
von dem Wiederverkäufer nicht zu vertretende Unmöglichkeit vor, den Gegenſtand überhaupt oder 
doch in nicht verſchlechtertem vechtlichen Buftande herauszugeben, welche die gleiche Wirkung hat 
wie zufälliger Untergang oder zufällige Verſchlechterung des Gegenjtandes. 

Die Folgen von Verfügungen, die nad der Ausübung des Wiederkaufsrechts 
über den Gegenftand getroffen werben, beftimmen fi wieder nad den allgemeinen Vorſchriften. 


8 500. 
@.18 479 M6f. 3; 11 8 435 red. @ 494; III 8 495. P.I 6. 1969ff., 4185, 11798Mf.; MR. TI 6. 344. 
P.1 20.2 €. 87, 98.6 ©. 175f 
1. Der 8 500 betrifft nur den Erſatzanſpruch des Wieberverläufers wegen Berwenbungen, 
bie er (ober fein Grblaffer) vor dem Wieberlauf auf den gefauften Gegenftand nemadjt hat. 
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als der Werth des Gegenftandes Durch die Verwendungen erhöht ift. Eine Ein- 
richtung, mit der er die herauszugebende Sache verfehen hat, kann er wegnehmen. 


8. 501. Sit als Wiederfaufpreis der Schägungswerth vereinbart, den der 
gefaufte Gegenstand zur Zeit des Wiederfaufs Hat, fo ift der Wiederverkäufer für 
eine Verfchlechterung, ben Untergang oder die aus einem anderen Grunde ein= 
getretene Unmöglichkeit der Herausgabe des Gegenftandes nicht verantwortlich, der 
Wiederkäufer zum Erjage von Verwendungen nicht verpflichtet. 


8. 502. Steht das Wiederfaufsrecht Mehreren gemeinfchaftlich zu, ſo kann 
es nur im Ganzen ausgeübt werden. Iſt e8 für einen der Berechtigten erlojchen 
oder übt einer von ihnen fein Recht nicht aus, fo find Die ührigen berechtigt, das 
Wiederfaufgrecht im Ganzen auszuüben. 


Soweit die Verwendungen zur Erhaltung des Begenftandes notwendig find, war der Wieder- 
verfäufer zu ihrer Vornahme nad $ 498 Abſ. 2 Sag 1 verpflichtet; wegen notwendiger Ber- 
wenbungen kann er daher nicht Erfag verlangen. Wegen anderer Verwendungen gibt ihm der 
8 500 Sa 4, entſprechend dem 5 996, einen Erfaganfpruch, foweit der Wert des Gegenſtandes 
durch die Verwendung erhöht ift. Zur Prüfung diefer Vorausſetzung it zu vergleichen ber 
Wert bes Gegenſtandes zur Zeit ber Vereinbarung des Vorbehalts mit feinem Werte zur Beit 
der Ausübung des Wiederfaufsrehts, da mit diefem Zeitpunkte der Erfaganfprich entiteht. 
Zu den Verwendungen gehört, wie der E, I beſonders ausſprach, aud die Anidhaffung oder 
Zufügung neuer Bubehörftüde. Gegen Vereitelung des Wiederkaufsrechts durch unerſchwinglich 
hohe Verwendungen fügt ben Wieberlaufberehtigten die Haftung bed Verpflichteten wegen 
wefentlicher Veränderung nad) 8 498 Abſ. 2. Eine Ausnahme von der Vorſchrift des 8 500 
f. im 8 501. 

Das im Sat 2 beftimmte Recht zur Wegnahme einer Einrichtung (vgl. die übereinftimmenden 
88 547 Abſ. 2 Sap 2, 601 Abſ. 2 Sag 2, 1049 Abf. 2, 1216 Sag 2, 2125 Abf. 2) Tann 
abweichend vom 8 997 Abſ. 2 auch nicht durch Erjag des Wertet, den die Einrichtung nad 
der Wegnahme für den Wieberverläufer Hat, ausgefchlofien werben. Ergänzend gelten für das 
Wegnahmerecht die Borihriften des 8 258. Als Einrichtung wird auch das vom Wiederverkäufer 
zugefügte Bubehör anzufehen fein (Bind ſcheid-Kipp Bd. II ©. 601). 

2. Auf Verwendungen, bie der Wiederverkäufer nach dem Wiederkaufe macht, findet 
8 450 Anwendung. 

3. Der Wiederverkäufer hat wegen ber Verwendungen bie Einrebe bei wit erfüllten 
Bertrags ($ 320). 

501. 

@.18 480; 11 8 436 veb. 8 495; III 8496. P.I €. 19751., 3552, 3560; IR. II 6.344. 9.1188. 2 6.92. 

Beſonderheiten bes Wieherlaufd zum Schägungswerte. Der 5 501 modifiziert für dieſen 
Fall den 8 498 Abſ. 2 und den 8 500, indem er bie Erfagpflicht des Wieberverfäufers wegen 
Verſchlechterung, Unterganges oder aus einem anderen Grunde eingetretener Unmöglichkeit ber 
Herausgabe und die Erfagpflicht des Wiederläufers wegen Verwendungen ausfälieht. Er bezieht 
fi, wie die durch ihn abgeänderten Beftimmungen nur auf die Zeit vor der Ausübung bes 
Wiederkaufsrechts. Im Falle argliftiger Wereitelung des Wiederfaufsrechts durch Herbeiführung 
des Unterganges 2c. haftet der Verpflichtete nach $ 826 (im Ergebnis ebenſo Dernburg 
Bd. II 8 198 ©. 102). 

Im übrigen gelten für den Fall des Wiederkaufs zum Schätzungswerte die allgemeinen 
Vorſchriften, namentlich der $ 498 Abſ. 2 Sap 1, foweit er die Verantwortlichkeit des Wieder 
verfäufers wegen weſentlicher Weränderung betrifft, ferner ber 8 499 und der 8 500 Sa 2. 


$ 502. 
©. 118 437 ven. 8 496; 11 8 497. MI E.341. PIE. 2 6.91; Bd. 6 €. 174 


Gemeinſchaftliches Wiederkaufsrecht. Die Vorfehrift ftimmt mit $ 513 überein, weicht 
dagegen im Sag 2 von $ 356 Sag 2 ab. Ob das Wiederfaufsreht von vornherein mehreren 
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$. 503. Das Wiederfaufsrecht kann bei Grundftüden nur bis zum Ablaufe 
von Dreißig, bei anderen Gegenftänden nur bis zum Ablaufe von drei Jahren 
nach der Vereinbarung des Vorbehalt3 ausgeübt werden. Iſt für die Ausübung 
eine Friſt beftimmt, fo tritt diefe an die Stelle der gefeglichen Frift. 


3. Vorkauf. 


vorbehalten oder durch Erbfolge oder Übertragung auf mehrere übergegangen ift, gilt für bie 
Anmwendung des $ 502 gleich. 

Sag 1 beiagt, daß dad Recht nur von allen Berechtigten zufammen in bezug auf ben 
gamzen Gegenftand ausgelibt werben kann. 

Die Vorausfegung des Satzes 2 ift gegeben, wenn entweber das Recht für einen ber 
Bereötigten durch Vergiht, Friſiverſäumung (8 503), bei Unvererblicleit bes Rechtes durch 
Tod zc. erloſchen tft oder einer von ihnen fein Recht nicht ausübt, d. 5. wenn durch feine aus« 
drüdliche oder ſtillſchweigende Erklärung jeitfteht, dab er das Recht nicht ausüben wil. Daß 
dieſe Vorausſetzung vorliegt, haben die das Recht ausübenden übrigen Berechtigten zu beweifen. 

Inwieweit die Mitberehtigten unter einander verpflichtet find, zur Ausübung des Wieder. 
kaufsrechts mitzuwirken, beftimmt ſich nad dem zwifchen ihnen beitehenden Rechtsverhältniſſe 
Gal. für Miterben den 8 2038 Abf. 1). 

8 508. 
&. 118 438 ces. 8 497; II 8 498. M. I S. 2411. P.IBE.2 €. 881. 

Ausſchlußfriſt. Der Vorbehalt des Wiederlaufsrechts begründet fir ben Verkäufer nicht 
einen Anſpruch im Sinne des 3 194 Abſ. 1, fondern gibt ihm nur die Befugnis, durch feine 
einfeitige Erlfärung den Wiederlauf zum Abflug und damit den Anſpruch aus dem Wieder 
Taufe zur Entſtehung zu bringen. Die Verjährung diefes Anſpruchs follte nad; dem E. 18 158 
Abi. 3 mit der Vereinbarung des Borbehalts beginnen. Rach dem Beſchluſſe ber zweiten 
Kommiffton beginnt dagegen die Verjährung des Änſpruchs des Wiederfäufers erft mit dem 
Wiederfaufe (vgl. Bd.I &. 339, Erf, 1 zu 8 198). Es wurde daher eine anderweitige zeit- 
liche Beſchränkung der Ausibung des Wiederkaufsrechts für erforderlich gehalten. Bu dieſem 
Zwede beftimmt der $ 503 in Sag 1 eine geſetzliche Ausſchlußfriſt, die nach Satz 2 vertrags⸗ 
mäßig verlängert ober verkürzt, nicht aber ohne Erſatz befeitigt werben Tann. 

Beginn und Ende der Frift find nad) 8 187 Abf. 1, 8 188 zu berechnen. 


3. Vorkauf. 

€. Jäger, Das Vorkaufsrecht nach gem. Recht 1893; Immerwahr, Das dingliche Vorkaufs⸗ 
recht in Iherings Jahrb. 40 ©. 279 ff. 

1. Allgemeine Bebeutung bes Vorkaufs. Der Vorlauf ift.ein Kauf, der auf Grund eines 
dem Käufer zuftehenden Vorkaufsrechts zuftande kommt. Das Vorkaufsrecht, d. 5. das Recht, 
einen Segenftand, falls er an einen Dritten verkauft wird, vor diefem zu faufen, wirkt entweder 
mu gegenüber dem — zur GBeftattung des Vorkaufs — Berpflichteten und befien Exben, nicht 
dagegen gegenüber dem Dritten, welcher den Gegenſtand von dem Verpflichteten gekauft hat, mag 
er auch das Vorkaufsrecht gekannt haben, tft alfo nur obligatorifher Natur, oder es wirkt 
auch gegen Dritte. Die Wirkungen eines obligatoriſchen Vorkaufsrechts regeln die 88 504—514. 
Während ein ſolches Vorkaufsrecht in Anfehung des Gegenflandes unbeichränft zugelafien ift, 
fieht das BGB. ein dingliches Vorkaufsrecht nur bei Grundftüden und grundftüchgleichen 
Rechten vor und ordnet e8 in den 88 1094ff. in engem Anſchluß an die 88 504ff. Daneben 
ift bei Grundſtücken ꝛc. auch die Sicherung eined obligatorifhen Vorlaufsrechts duch Bor» 
mertung ftatthaft. 

Begründet wird das obligatorifche Vorkaufsrecht regelmäßig dur Vertrag. Der 
Vertrag bedarf der Form, welche für einen auf Veräußerung des Gegenitandes gerichteten Vertrag 
vorgefchrieben ift, alio bei Grundftüden der im & 313 beitimmten Form (P. II Bd. 2 ©. 99, 
Ripr. 1 ©. 293,2 5. 73; vgl. Erl. 1b zu 8 313; a. A. Ruhlended IB. 1902 ©. 392. 
mit Verufung auf RG. 16 ©. 155, f. auh Endemann Bd. I ©. 1014 Ynm. 21). 

Auch durch Vermächtnis (8 1939) Tann ein obligatorifches Vorkaufsrecht unmittelbar bes 
gründet werden, fo daß es mit dem Anfalle des Vermächtniſſes zur Entftefung gelangt (M. II 
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$. 504. Wer in Anfehung eines Gegenftandes zum Worfanfe berechtigt ift, 
kann das Vorkaufsrecht ausüben, fobald der Verpflichtete mit einem Dritten einen 
Kaufvertrag über den Gegenftand gejchloffen hat. 


©. 345, 347 oben). Die gegenteilige Anſicht der Mehrheit ber zweiten Kommiffion, daß durch 
Vermächtnis nur ein obligatorifcher Anſpruch des Bedachten gegen den Beſchwerten auf Ein« 
räumung eines Vorkaufsrechts begründet werde (P. II 8b. 2 ©. 100), dürfte für das 
obligatoriſche Vorkaufsrecht nicht zutreffen, da durch die Anordnung eines ſolchen ber Bes 
ſchwerte nur obligatorifch gebunden wird, der Grundſatz des $ 2174 daher nicht anwendbar erfcheint. 

Ein gefegliches Vorkaufsrecht gewährt das BGB. den Miterben in Anſehung des von 
einem der Miterben verkauften Erbteils (88 2034 ff.), dieſes Vorkaufsrecht iſt aber nicht nur ein 
obligatorifches. Andere geieglihe Vorkaufsrechte können fih aus vorbehaltenen Iandesgefeplichen 
Beitimmungen ergeben (vgl. namentlih EG. Urt. 67, 109). Wieweit für ſolche Vorkaufsrechte 
die Borfchriften des BGB. gelten, beftimmt fi nady den Landesgeſetzen oder nad) Art. 4 des CG. 

2. Inhaltsüberſicht. Der 8 504 regelt die Boransfegung für die Ausübung des Borkaufs- 
recht, der 8 505 bie Art der Ausübung und beren Wirkung. Weiter werden bie befonderen 
Fälle behandelt, in denen der zum Borkaufe berechtigende Kaui wegen des Borlaufsrehts bebinzi 
oder unter Vorbehalt des Rüdtrittd abgeſchloſſen ift (8 506) oder der Käufer ſich zu einer für 
den Borfaufsberechtigien fubjettiv unmöglichen Nebenleiftung verpflichtet (8 507) oder den dem 
Vorkaufsrecht untermorfenen Gegenftand mit anderen Gegenftänden zu einem Gejamtpreife gelauft 
bat ($ 508) oder ihm der Kaufpreis geftundet ift (8 509). Der 8 510 beftimmt die Anzeiges 
pfliht des zum Vorkaufe Verpflichteten und die Ausiglußfriften für die Ausübung des Vorkaufs—- 
rechts. Die 88 514, 512 betreffen den Ausſchluß des Iepteren im Falle des fog. Kindstaufs 
fowie in den Füllen bes Verkaufs im Wege der Zwangsvollitredung oder duch den Konkurd« 
verwalter. Der 8 513 behandelt das mehreren gemeinſchaftliche Vorkaufsrecht, dev 8 514 bie 
Übertragbarfeit und Vererblichkeit des Rechtes. Sämtliche Vorſchriften find nur ergänzender Natur. 

3. Die juriftifhe Konſtruktion ift ebenfo wie bei dem Wieberfauf offen gelafien (vgl. 
Borbm. 3 zu 88 497—504). Nach 8 505 iſt dad Vorkaufsrecht daB Recht, durch einfeitige Er⸗ 
Härung einen Kauf unter den von dem Berpflicteten mit bem Dritten vereinbarten Beftimmungen 
zum Abſchluſſe zu bringen. Dem entipriht wiederum am beſten die Unterſtellung eines den 
Verpflichteten bindenden, auf Abichluß des Vorlauf gerichteten Vertragsantrags oder einer durch 
Anordnung bes Erblaſſers begründeten entſprechenden Gebundenheit bes Berpflichteten (ebenfo 
Endemann; a. 9. Dernburg Bd. II 8 196 ©. 92, ber in der Vereinbarung bed Bor 
kaufsrechts einen Worvertrag auf Abſchluß des Vorkaufs, bei dem die Einwilligung des Ber- 
pflihteten vom Geſetz ergänzt wird, erblidt, EnneccerussLehmann Bd. I ©. 621, Dertmann 
©. 223 und Erome Bd. II ©. 494, die in jener Vereinbarung eimen durch den Verkauf an einen 
Dritten und die Erfärung des Berechtigten aufichtebend bedingten Kauf fehen, und Schollmeyer 
©. 42, der das Vorkaufsrecht ala bedingte Einlöfungsrecht auffabt). 


8 504. 
@.18 481 Bf. 1; 118 439 Mel. 1 res. 8.498; II 499. PIE. 10401; MIT 6. BUT. 
9.18. 2 6.93. 

Boransjegung für die Ausübung eines Vorlaufsrechts (ſ. über die Entitehungsgrände 
Borbm. 1) ift der Abſchluß eines Kaufvertrags über ben Gegenftand des Rechtes zwiſchen bem 
Berpfliteten und einem Dritten. Darin liegt: 

a) Der Vertrag mit dem Dritten muß abgefhloffen fein. Bloße Bereitwilligkeit 
eines Dritten zum Kaufen genügt micht, wohl aber Abſchluß unter einer Bedingung. Der Vertrag 
muß formell und materiell gültig fein; denn foweit der Verpflichtete nicht dem Dritten gegenüber 
zur Veräußerung verpflichtet ift, kaum auch der Berechtigte nicht duch Ausübung feines Rechtes 
den Verpflichteten nötigen, den Gegenftand an thn zu veräußern. War ber mit bem Dritten 
geihlofiene Bertrag nichtig, fo ift die Ausübung des Vorkaufsrechts unwirkſam; war der Vertrag 
anfechtbar, fo verliert die Ausübung infolge der Anfechtung ihre Wirkung. Daß der Dritte zur 
Wandelung oder zum Müdtritte berechtigt Hit, fteht der Ausübung des Vorkaufsrechts nicht 
entgegen. 

b) Der Vertrag mit dem Dritten muß ein Kaufvertrag fein. Der Abſchluß 
eines anderen auf entgeltlihe oder unentgeltliche Weräußerung gerichteten Vertrags (Tauſch. 
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8. 505.- Die Ausübung bes Vorfaufsrechts erfolgt durch Erklärung gegen- 
über dem Berpflichteten. Die Erflärung bedarf nicht der für den Kaufvertrag 
beftimmten Form. 

Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt ber Kauf zwifchen dem 
Berechtigten und dem Verpflichteten unter den Beftimmungen zu Stande, welche der 
BVerpflichtete mit dem Dritten vereinbart hat. 


Schenkung ze.) berechtigt nicht zur Ausübung bes Vorkaufsrechts. Auch ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Berechtigten gegen den Verpflichteten iſt nicht begründet. Selbit in gewiſſen Fällen 
des Verlaufs ift das Vorkaufsrecht audgefchlofien (3 507 Sag 2, 88 511, 512). Für die Ente 
ſcheidung, ob ein Kaufvertrag vorliegt, ift ſelbſtverſtändlich nicht die Bezeichnung, fondern der 
Inhalt des Vertrags maßgebend. 

©) Das Vorkaufsrecht kann auch ausgelibt werben, wenn nur ein reeller oder ideeller 
Zeil des Gegenstandes an einen Dritten verkauft ift. Wird ed in Unfehung des Teiles 
nicht ausgeübt, jo bleibt es für die übrigen Zeile beftehen. Berfauf eines zu beftellenden 
Rechtes an dem Gegenftande berechtigt dagegen nicht zur Ausübung des Vorkaufsrechts, felbft 
wenn e3 fi) um ein Erbbaurecht oder ein anderes grundftüdgleiches Recht Handelt. 

d) Nur der Abſchluß eines Kaufvertrags mit bem Dritten ift zur Ausübung des Vor— 
taufsrechts erforderlich, nicht die Anzeige des Vertragfchlufies an den Berechtigten (8 510). 


8 505. 
©. 18482 Gap 1; II 8.439 Mbf.2 ven. 8 499; 111 8 500. P.I 6. 1949f.; 30. II. 5461. 
2. 18.2 6.97f. 

1. Art der Mnsübung. Der Abſ. 1 entipricht dem 8 497 Abſ. 1 (vgl. Erl. 4 zu 8 497). 
Die Befreiung der Erklärung vom Formzwang ift von der zweiten Kommiſſion im weſentlichen 
aus Bwedmäßigleite- und Biligkeitsgründen beſchloſſen worden. 

2. Wirkung der Ausübung. Mit der Erflärung des Berechtigten, daß er das Vorlaufds 
recht ausübe, tritt er nicht an Stelle des dritten Käufers im den zwifchen diefem und dem Vers 
pflichteten gefchlofienen Vertrag ein; vielmehr kommt ein neuer felbftändiger Kaufvertrag zwiſchen 
dem Berechtigten und dem Verpflichteten unter den von dem lehteren mit bem Dritten verein. 
barten Beftimmungen zuftande. Snderungen des Kaufvertrages, die zwifchen dem Berpflichteten 
und dem Dritten nad) der Ausübung des Vorkaufsrechts vereinbart werden, find dem Bes 
rechtigten gegenüber ohne Wirkung. 

Die gegenfeitigen Berpflihtungen bed Berechtigten und des Verpflihteten aus dem 
Vorkaufe beitimmen fi) nad) den allgemeinen Grunbfägen über Kauf und gegenfeitige Berträge. 

Der Berpflichtete tit alſo zur Übergabe und Verſchaffung des Eigentums oder zur 
Verſchaffung des Rechtes verpflichtet. Die Verpflichtung erftredt ſich bei Sachen gemäß 8 314 
anf dad Bubehör; dagegen kann das Vorkaufsrecht in dem Falle, daß nur Zubehör der Sache 
verfauft wird, nicht ausgelibt werben. Eine Verpflichtung zum Schabenderfage tritt nur nad) 
Mafgabe der allgemeinen Vorſchriften (88 325, 326) ein, alfo nicht ſchon deshalb allein, weil 
ber Berpflichtete die Sache dem Dritten übergeben und übereignet hat. Für die Anſprüche bes 
Berechtigten auf Gemährleiftung wegen Mängel im Recht oder Mängel der Sache kommt es nur 
darauf an, ob er, uud zwar zur Zeit der Ausübung des Vorkaufsrechts, nicht darauf, ob der 
Dritte oder ob auch diefer den Mangel gefannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit nicht gefannt 
bat (a. U. Eofad Bd. I ©. 461, der auch die Kenntniß des Dritten bem Berechtigten ſchaden 
loffen will). 

Der Berehtigte hat bie mit dem Dritten vereinbarten Gegenleiftungen zu bewirken und 
die Sache abzunehmen. Iſt eine dem Berechtigten ſubjektiv unmögliche Rebenleiftung vereinbart, 
fo gelten die Borjcyriften des 8 507; ift dem Dritten der Kaufpreis geftundet, fo ift der 8 509 
maßgebend. Iſt der Gegenftand dem Dritten mit Rüdfiht auf befien Perfon zu einem ges 
zingeren Preiſe verkauft (Freundſchaftskauf), jo kann, wenn anders nicht eine Schenkung vorliegt 
und die Ausübung des Vorkaufsrechts daher überhaupt ausgefchloffen if, der Verpflichtete auch 
von bem Berechtigten nicht mehr ald den vereinbarten Preis verlangen; Sache bed Verpflichteten 
ift es, dieſe unerwünjcte Folge duch bie Feſtſezung der Saufbebingungen gegenüber dem 
Driten zu verhüten (a. U. Dernbnrg Bd. II 8 196 ©. 90; Crome Bd. II ©. 501). 
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8. 506. Eine Vereinbarung bes Verpflichteten mit dem Dritten, durch 
welche der Kauf von der Nichtausübung des Vorkaufsrechts abhängig gemacht 
oder dem Berpflichteten für den Fall der Ausübung bes Vorfaufsrechts der Rüd- 
tritt vorbehalten wird, ift dem Vorkaufsberechtigten gegenüber unwirkjam. 


8. 507. Hat fich der Dritte in dem Vertrage zu einer Nebenleiftung ver- 
pflichtet, Die der Vorkaufsberechtigte zu bewirfen außer Stande ift, jo Hat der Bor- 
faufsberechtigte ftatt der Nebenleiftung ihren Werth zu entrichten. Läßt ich die 
Nebenleiftung nicht in Geld ſchätzen, fo ift die Ausübung des Vorkaufsrechts aus- 
geichloffen; die Vereinbarung der Nebenleiftung kommt jeboch nicht in Betracht, 
wenn ber Vertrag mit dem Dritten auch ohne fie gefchloffen fein würde. 


$. 508. Hat ber Dritte den Gegenftand, auf ben ſich das Vorkaufsrecht 
bezieht, mit anderen Gegenftänden zu einem Gejammtpreije gefauft, jo hat der 


Dem Berechtigten und dem Berpflichteten ift e8 unbenommen, unter ſich Abweichungen 
von ben mit dem Dritten vereinbarten Beftimmungen feitzufegen. 

Auf das Verhältnis zwifhen dem Berpflihteten und dem Dritten wirft bie 
Ausübung des Vorkaufsrechts nur inſoweit unmittelbar ein, als dies zmwifchen beiden vers 
einbart ift. 


8 506. 
€. 18 481 951. 2; 11 8 440 rev. 8 500; III 8 501. P.1E.1943f.; M. II E.346. P.II BL. 2 €. 97. 

Uuwirtfame Bereinbarungen. Sit der Kaufvertrag mit dem Dritten unter einer Bes 
dingung oder unter Vorbehalt des Nüdtritts abgeihlofien, fo gilt diefe Vereinbarung im Falle 
der Ausübung bes Vorkaufsrechts auch dem Berechtigten gegenüber. Der 8 506 bejtimmt 
hiervon eine Ausnahme für die Fälle, in denen bie Nichtausübung des Vorkaufsrechts als Bes 
dingung des Kaufes oder die Ausübung als Grund zum Nüdtritte für den Verpflichteten ver- 
einbart if. Eine folhe Vereinbarung ift dem Berechtigten gegenüber unwirkſam. Sie kommt 
alfo dem Verpflichteten zwar dem Dritten gegenüber zu ftatten, ber Vorlauf kommt aber fo 
äuftande, wie wenn die Vereinbarung nicht getroffen wäre. 


8 507. 
@.18 484 Ubf. 1; TI 8 441 ven. 8 501; III 8 502. 9.16.1952. 19631.; M. II G. Sast. 
P.1 82.2 €. 100f. 


Nebenleiftungen. Durch Ausübung bed Vorkaufsrechts wird der Berechtigte auch zur 
Bewirtung der von dem Dritten neben dem Geldpreiß etwa übernommenen Nebenleiftungen ver- 
pflichtet (8 505 Abſ. 2). Iſt er zur Bewirtung einer ſolchen Nebenleiftung außer ftande, fo würde 
ex nad) allgemeinen Grundſähen dem Verpflichteten Schadenderfag zu leiften haben. Der 8 507 
zegelt bie Frage jedoch unter Billiger Berädfichtigung der Interefien des Berechtigten und des 
Verpflichteten abweichend. Er unterjcheidet: 

a) Iſt die Nebenleijtung in Geld ſchätzbar, fo hat der Berechtigte ftatt der Nebenleiftung 
ihren Wert zu entrichten, d. 5. nad) der von ber zweiten Kommiſſion ſachlich nicht beanftandeten 
Vorſchrift des €. I den Wert zur Erfüllungszeit. 

b) Iſt die Nebenleiftung nicht in Gelb ſchäbbar, fo kommt es darauf an, ob fie für 
den Verpflichteten von folher Bedeutung ift, daß er den Gegenftand dem Dritten ohne Über« 
nahme ber Nebenleiftung nicht verkauft haben würde. Iſt diefe Frage zu bejahen, fo .ft bie 
Ausübung des Vorkaufsrechts ausgeſchloſſen, das Ieptere alſo erloſchen, ohne daß ein Erfag- 
anſpruch des Berechtigten ftattfindet. Iſt die Frage zu verneinen, jo kommt die Bereinbarung- 
der Nebenletftung nicht in Betracht; der Berechtigte iſt alfo von der Verpflichtung zu ber Nebens 
leiftung frei, ohne Erſatz leiften zu müfjen. Daß ber Kaufvertrag auch ohne Vereinbarung der 
Nebenleiftung geſchloſſen fein würde, Hat der Vorkaufsberechtigte zu beweifen. 


8 508. 
@.18 484 Mbf. 2; II 8 442 seo. 8 502; II 8 508. P.IE.1959M-; M.IIE.349f. P.IIBE.2 6,105. 
Mengelanf. Auch wenn der Verpflichtete den Gegenftand des Vorkaufsrechts durch einen 
fog. Mengelauf mit anderen Gegenftänden zu einem Gefamtpreife vertauft, ann der Berechtigte 
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Vorkaufsberechtigte einen verhältnigmäßigen Theil des Gefammtpreifes zu ent- 
richten. Der Verpflichtete kann verlangen, daß der Vorlauf auf alle Sachen er- 
ſtreckt wird, die nicht ohne Nachtheil für ihn getrennt werben können. 


8. 509. Iſt dem Dritten in dem Bertrage der Kaufpreis geftundet worben, 
jo kann der Vorfaufsberechtigte die Stundung nur in Anfpruch nehmen, wenn er 
für den geftundeten Betrag Sicherheit Ieiftet. 

Iſt ein Grundftüc Gegenftand des Vorkaufs, fo bedarf e8 der Sicherheits⸗ 
feiftung injoweit nicht, als für ben geftundeten Kaufpreis Die Beftellung einer 
Hypothek an dem Grundftüde vereinbart ober in Anrechnung auf den Kaufpreis 
eine Schuld, für die eine Hypothek an dem Grundftüde befteht, übernommen 
worden ift. 


bezüglich des dem Vorkaufsrecht unterworfenen Gegenftandes das Recht ausüben. Im alle der 
Ausübung bat er als Kanfpreiß denjenigen Teil (x) des Gefamtpreifes (p) zu entrichten, welcher 
dem Verhältnifie des Wertes des feinem Rechte unterworfenen Gegenftandes (w?) zum Werte der 
fämtlichen &egenftände (w*) entipricht, wobei für die Wertbeitimmung bie Zeit des Abſchluſſes des 
Kaufvertragd maßgebend ift. Der zu entrichtende Betrag beftimmt ſich alſo nad; der Gleichung: 
p.w! 

wo 





— — — odcẽ x 
w 
IM 30. D— 1200, wi 300, W900, fo iin 1200300 _ yon, 

Der Berpflihtete kann aber bem auf ben Gegenftand bes Vorkaufsrechts beſchränkten 
Anfpruche des Berechtigten eine Einrebe enigegenjegen, wenn er nachweiſt, daß alle oder einige 
mitverfaufte Gegenftände nicht ohne Nachteil für ihn getrennt werden können, was insbefondere 
dann anzunehmen fein wird, wenn dev Dritte wegen Richtlieferung des dem Borlaufsredt umter« 
liegenden Gegenitandes die im 8 325 Abf. 1 Sag 2, 3 beftimmten Rechte geltend machen kann. 
Diefe Einrede kann ber Berechtigte nur dadurch befeitigen, daß er ſich mit der Ausdehnung bes 
Vorkaufs auf alle jene Gegenftünde einverftanden erflärt; bem Verpflichteten fteht aber nicht nur 
eine Einrede, fondern ein felbjtändiger Anſpruch gegen den Berechtigten auf Ausdehnung bes 
Vorkaufs, d. 5. auf Zahlung des Preiſes für alle nicht zu trennenden Gegenſtände gegen Leiftung 
diefer, zu. Bweifeldaft kann fein, ob der Berechtigte fi von biefem Anfpruche dadurch befreien 
ann, daß er auf die Ausübung bes Vorkaufsrechts nachträglich verzichtet. Die Frage dürfte zu 
verneinen fein (a. 9. Enneccerud-Lehmann Bd. JS. 621). Ein Verzicht auf das Vorkaufs- 
recht if, nachdem es einmal ausgelibt worden tft, nicht mehr möglich. Durch die Ausübung ift 
der Vertrag zuftande gekommen ($ 505); nur durch Vereinbarung unter den Parteien kann er 
wieder aufgehoben werden. Ein einfeitiged Rücktrittsrecht für den Fall, da der Verpflichtete die 
Ausdehnung des Kaufes verlangt, iſt bem Berechtigten durch das Geſeß nicht eingeräumt. Auch 
eine Anfehtung der Erklärung über die Ausübung des Vorkaufsrechts wegen Irrtums erfcheint 
nicht angängig, da bie Unkenntnis des Berechtigten von dem fpäteren Verlangen bes Verpflichteten 
nad) Erſtredung des Vorkauſs feinen Irrtum über ben Inhalt der Ausübungserflärung begründet 
(a. 9. Dertmann Exl. ib zu 8 508; Immerwahr ©. 315f.). 


3 8 509. 

Ai @.I1 8 443 ren. 8 503; III 8 504. M.11E.347. P. U 882 6. 105; Bd. 6 ©. 174. 

1. Der Abf. 1 beftimmt eine Ausnahme von der Regel des $ 505 Abſ. 2, wonad mit ber 
Ausübung de? Borkaufsrecht3 der Kauf zwifhen dem Berechtigten und dem erpflichteten unter 
den zwifchen diefem und dem Dritten vereinbarten Beftimmungen zuftande kommt, für den Fall, 
daß dem Dritten der Kaufpreis geftundet war. Die Etundung beruht anf perfünlichem 
Bertrauen be3 Berpflichteten gegen den Dritten. Dieſes Vertrauen barf der Berechtigte nicht 
ohne weiteres auch für fi in Anſpruch nehmen. Er kann daher zwar in dem voraudgefepten 
Falle das Vorlaufsreht ausüben, muß aber dem Xerpflichteten für den geftundeten Betrag 
Sicherheit leiſten, widrigenfalls die Stundung des Kaufpreifes ihm gegenüber nicht gilt. Der 
Verpflichtete Tann fofortige Zahlung des geftundeten Betrags verlangen oder die ihm obliegende 
Leiftung bis zur Zahlung verweigern, und ber Berechtigte vermag biefen — oder dieſe 

Planck. Aoumentar 3. BGB. Bd. II. 8. Auflage. 
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8. 510. Der Verpflichtete hat dem Borfaufsberechtigten ‘den Inhalt des mit 
dem Dritten gefchloffenen Vertrags unverzüglich mitzutheilen. Die Mittheilung 
des Verpflichteten wird durch die Mittheilung des Dritten erjegt. 

Das Vorkaufsrecht kann bei Grundftüden nur bi8 zum Ablaufe von zwei 
Monaten, bei anderen Gegenftänden nur bis zum Ablauf einer Woche nach dem 
Empfange der Mittheilung ausgeübt werben. Ift für die Ausübung eine Frift 
beitimmt, fo tritt diefe an die Stelle der gejeglichen Friſt. 


Einrede nur durch Sicherheitsleiftung abzuwenden. Für bie Art dev Sicherheitsleiftung gelten bie 
Vorſchriften der 88 282ff. 

2. Nach Abſ. 2 erleidet die Beſtimmung des Abſ. 1 Einſchränkungen, wenn ein Grundſtück 
Gegenſtand des Vorkaufs iſt. Der Berechtigte kann in dieſem Falle die Stundung ohne eine 
den 88 232ff. genügende Sicherheitsleiſtung in Anſpruch nehmen: 

a) ſoweit für den geſtundeten Kaufpreis die Beſtellung einer Hypothek an dem 
Grundſtücke vereinbart ift. Er ift auf Grund des abgefchloffenen Vorkaufs nur zur Veftellung 
der vereinbarten Hypothek verpfitäitet, dagegen, auch foweit die Hypothek den Anforberimgen 
des $ 238 nicht genügt, nicht verpflichtet, den Kaufpreis bar zu zahlen oder anderweitige Gicher- 
beit zu leiften. 

b) Dex Berechtigte kann auch infoweit die Stundung one Sicherheitsleiſtung in Anſpruch 
nehmen, als der Dritte in Anrechnung auf ben Kaufpreis eine Schuld des Verpflichteten, fiir 
die eine Hypothek an dem Grundftüde befteht, übernommen bat. Durch die Ausübung des 
Vorkaufsrechts übernimmt der Berechtigte feinerfeitd die Schuld des Verpflichteten. Er wird 
dadurch zunächſt nur diefem gegenüber verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen (8 416 
Abf. 3 Sag 1). Diefe Verpflichtung gilt im Zweifel nit als an Erfüllungsftatt übernommen 
(8 364 Abi. 2). Die Kaufpreisihuld befteht alfo im Höhe ber übernommenen Schuld fort, tit 
aber infomweit geſtundet. Diefe Stundung kann der Berechtigte nad) Abſ. 2 ohne Sicherheitsleiftung 
in Anſpruch nehmen, alfo die Auflaſſung verlangen, ohne daß der Verpflichtete fie bis zur 
Bahlung des Kaufpreifes oder bis zur Sicherheitsleiftung verweigern könnte. Teilt der Vers 
pflichtete nad) Eintragung des Vorkaufsberechtigten als Eigentümers im Grundbuche (vgl. 8 416 
Abſ. 2) die Schuldübernahme dem Gläubiger mit, fo tritt, wenn der Ießtere die Schuldübernahme 
genehmigt, ber Vorkaufsberechtigte an die Stelle des bisherigen Schuldners, bes Verpflichteten. 
und die geftundete Saufpreisfhuld ift getilgt (8 364 Abſ. 1). Verweigert dagegen der Gläubiger 
die Genehmigung der Schuldübernahme rechtzeitig, fo verbleibt es bei der Verpflichtung bes 
Borkaufsberechtigten zur rechtzeitigen Befriedigung des Gläubigerd (8 415 Abſ. 3 Sag 2) und 
bei der Stundung bed Kaufpreifes, fomit auch bei der Anwendbarkeit der Vorſchrift des Abſ. 2 
(a. 4. Windſcheid⸗Kipp Bb. IL ©. 606). 

8 510. 
O1 Bass BasT Ar. 2; IB de ren 8 104 8 505. Be an, 19501., 1964M.; 
N 6.348, 201 1. Pu 8.2 6. 1001; 8.661 

1. Die im Abſ. 7 Satz 1 beſtimmte Anzeigepflicht des Berpfiäßteen erſtredt ſich auf 
den Inhalt des mit dem Dritten geſchloſſenen Vertrags. Wörtliche Mitteilung des Vertrags 
iſt nicht unbedingt erforderlich; die Mitteilung muß aber inhaltlich vollſtändig fen und felbft- 
verftändlich die Perſon des Dritten angeben. Macht ber Berpflichtete die Mitteilung nicht 
unverzüglich, d. 5. ohne ſchuldhaftes Bögern (8 121 Abf. 1), fo hat er dem Berechtigten ben 
daraus entftehenden Schaden nad) ben allgemeinen Grundfägen der 88 249ff., gegebenenfalls 
mit ber aus 8 254 ſich ergebenden Beichränkung, zu erjegen. Auf die Mitteilung finden die 
88 130—132 Anwendung. 

Der Sag 2, demzufolge die Mitteilung bes Verpflichteten burch die Mittellung des Dritten 
exjeßt wird, Kat gegenüber der Beſtimmung des Satzes 1 die Bedeutung, dab der Verpflichtete 
im Falle der Mitteilung bes Dritten auf Grund bes Satzes 1 nur infowelt Baftet, ala er 
Haften würde, wenn er zu berfelben Beit bie Mitteilung gemacht Hätte. Der Hauptzwed bes 
Sapes 2 liegt aber darin, bie Mitteilung des Dritten ber des Werpflicteten auch in betreff 
der im Abſ. 2 der Mitteilung beigelegten Wirkung gleihzuftellen. Der Dritte erlangt dadurch 
die Möglichkeit, die Friften für die Auslibung des Vorkanfsrecht3 in Lauf zu fegen und fich 
fo Gewißheit zu verſchaffen, ob es zur Ausübung des Rechtes kommt. Die Ausübung ift 
jelbftverftändfich auch tn diefem Falle dem Verpflichteten gegenüber zu erklären (3505 Abf. 1 Sag 1). 
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8. 611. Das Vorkaufsrecht erjtredt fich im Zweifel nicht auf einen Verkauf, 
der mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht an einen gejeßlichen Erben erfolgt. 


$. 512. Das Vorkaufsrecht ift ausgefchloffen, wenn der Verkauf im Wege 
der Zwangsvollitrefung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 


$. 513. Steht das Vorkaufsrecht Mehreren gemeinfchaftlich zu, fo kann es 
aur im Ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen der Berechtigten erlofchen 


2. Der Abf. 2 beftimmt Ausfhlukfriften für die Ausübung des Vorkaufsrechts. 

a) Die Sriften beginnen mit dem Beitpunft, in welchem der Berechtigte eine dem Abf. 1 
entiprechende Mitteilung des Verpflichteten oder des Dritten empfängt, d. h. in weldem eine 
ſolche Mitteilung nad den 88 130—132 ihm gegenüber wirkſam wird. Unterbleibt die Mit- 
teilung, fo wird die Ausübung des Vorkaufsrechts durch Beitablauf überhaupt nicht ausgeſchloſſen; 
aud eine Verjährung kommt nicht in Betracht, da das Vorkaufsrecht fein Anſpruch ift (8 194 
Abſ. 1). Das Vorkaufsrecht dauert fort, folange es nicht aus anderen Gründen erlifcht, ins» 
beiondere durch Tob bes Berechtigten gemäß 8 514 oder dur Eintritt bes für die Ausübung 
etwa vereinbarten Endtermind oder, wenn das Vorkaufsrecht auf beftimmte Zeit beſchränkt ift 
<ogl. 8 514 Sag 2), durch Nichtausübung vor Ablauf der Beit ohne Rüdfiht darauf, ob 
innerhalb der Zeit ein Berkauf ftattgefimden Hat und dadurch die Vorausjegung der Aus- 
übung eingetreten iſt. 

b) Die Dauer ber Ausſchlußfriſt bemißt fih tn erfter Linie nad) der Beftimmung, bie 
darüber durch Vereinbarung des Berechtigten und des Verpflichteten oder durch die dem DBors 
taufsrechte zugrunde liegende Iegiwillige Verfügung getroffen iſt. In Ermangelung einer folhen 
Beftimmung beträgt die Srift bei Grundftüden 2 Monate, bei anderen Gegenfländen 1 Woche. 

6) Für die Berehnung der Sriften find die 88 187, 188 maßgebend. 


511. 
@. 1118 506; M. I 6. 349. he 3.23 6. 104; 8.6 ©. 2451. 

Der 8 511 betrifft den fog. Kindskauf, allgemeiner den Fall, daß der Verpflichtete ben 
Gegenftand des Vorkaufsrechts 

a) an eine Perſon, bie, falls er zur Zeit des Verkaufs ſtürbe, fein geſetlicher Erbe fein 
würde ($$ 1924ff., 1928f., 1931), insbeſondere nicht auf ihr Erbrecht verzichtet hat ($ 2546 
Ab. 1 Sap 2), und zwar 

b) mit Rüdficht auf das Künftige Erbrecht verfauft. 

Für einen folhen Verkauf, der eine antizipierte Erbfolge in ſich ſchließt, ftellt der 8 511 
die ergänzende Vorfchrift auf, daß ſich das Vorkaufsrecht darauf nicht erfitedt. Der Borlaufs- 
berechtigte kann aljo fein Mecht nicht ausüben und verliert es mithin vermöge der nur obliga- 
torifhen Natur des Rechtes vollftändig, ohne einen Erfaganfpruch zu erlangen. 


512. 
@.18 485; II 8 445 rev. 8 506; III 8 507. 1 E. 19631.; M.II 6.350. 9.1 Be. 2 €. 107f. 

1. Tragweite und Bedeutung. Die Borfchrift trifft alle Fälle, in denen ber Gegen- 
ſtand bed Vorkaufsrechts entweder im Wege der Zwangsvollſtreckung, fet es durch Verfteigerung, 
fei es freihändig (CPO. $ 820 Sag 2, 88 821, 825), oder durch den Konkursverwalter, fei es 
nad) ben Vorſchriften über Zwangspoliftredung (KO. 88 126f.), fei es freihändig (KO. 8 117, 
$ 134 Rr. 1), verkauft wird. Dagegen gilt die Vorſchrift nicht flir die Bivangsverfteigerung 
eines Grundftüds zum Bwede der Aufhebung einer Gemeinfhaft ($ 753 Abf. 1 Sat 1, ZIG. 
88 180ff.). Die Ausſchließung des Vorkaufsrechts für diefe Fälle Hat die Bebentung, daß der 
Berechtigte fi dur; Ausübung des Vorkaufsrechts aud nicht einen Schadenserſaßanſpruch gegen 
den Verpflichteten verſchaffen kann. X 

2. Fir das dingliche Vorkauſsrecht an einem Grundftüde vgl. die in betreff des fret- 
Händigen Verlaufs durd den Konkursverwalter abweichende Borfchrift im 8 1098 Abſ. 1 Sap 2. 


518, 
— RUE. 9.18.26, 111. 
Gemeinigeftlies Vorkaufsrecht. Die Vorfchriften des 8 513 entſprechen durchweg ben 
im $ 502 für das Wiederlaufsrecht enthaltenen Beftimmungen. gl. deshalb die Erl. zu 8 502. 
27* 
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oder übt einer von ihnen fein Recht nicht aus, fo find die übrigen berechtigt, das 
Vorkaufsrecht im Ganzen auszuüben. 


8. 514. Das Vorkaufsrecht ift micht übertragbar und gehk nicht auf Die 
Erben bes Berechtigten über, fofern nicht ein Anderes beftimmt ift. Iſt das 
Necht auf eine beftimmte Zeit bejchränft, fo ift e8 im Zweifel vererhlich. 


IV. Tauſch. 


$. 515. Auf ben Taufch finden die Vorfchriften über den Kauf entjprechende 
Anwendung. 


514. 
€.18 486, 8 487 Ar. 1; 8 447 ven. a 509. 9.1. 19611.; M.II €. 381. 
ä 9.80.26. 1081. 

Über die Übertragbarkeit und Vererblichkeit des Vorkaufsrechts entfcheidet In erfter Linie 
die bet ber Begründung getroffene Beſtimmung. Nur in Ermangelung einer folhen greift ber 
8 514 Blap. 

Auf Grund der Auffafjung, daß das Worlaufärecht ber Megel nah nur perfönlicen 
Intereſſen des Berechtigten dienen foll, beftimmt ber 5 514 bispofitiv die Unübertragbarfeit und 
Unvererblichkeit des Vorkaufsrechts, fügt jedoch für den Fall, daß das Recht auf eine beftimmte 
Seit beſchränkt ift, eine Auslegungsregel Hinzu, derzufolge ſolchenfalls zugleich bie Wererblichteit 
als vereinbart gelten ſoll. 

Die Verpflichtung bed zur Geftattung bes Vorkaufs Verpflichteten geht auf deſſen 
Erben über. 

Die dur Ausübung des Vorkaufsrechts entfiandenen Rechte aus dem Verlaufe 
find felbfiverftändlid übertragbar und vererblid. 


IV. Tauſch. 
515. 
@.18 502; TI 8 462 res. 8 508; III 8 509. 9.16. 20191.; M. II G.366M. 9. II Be. 2 €.130. 

1. Der Begriff des Tauſches iſt im Geſetze nicht beftimmt, fondern als feſiſtehend 
vorausgefegt. Die M. II ©. 366 bezeichnen ald das unterſcheidende Merkmal des Taufches 
gegenüber dem Kaufe, dab er nicht auf Leitung eines individuellen Werte gegen Bezahlung 
eines Preifes, fondern auf Umſatz eines individuellen Wertes gegen einen anderen individuellen 
Wert gerichtet if. Wie aber beim Kaufe neben dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreife fonitige 
Nebenleiftungen zuläffig find, fo kann beim Taufche neben den nicht in Gelb beftehenben 
Zeitungen eine Zuzahlung in Geld vereinbart fein. 

Gegenftand des Taufches können nicht nur Sachen, fondern auch Rechte an Sachen fowie 
Forderungen fein, überhaupt alled, was Gegenitand eines Kaufes fein kann (vgl. Erl. 3 zu 8 433). 

Bom Taufche (im Handelsverkehr auch Barattogeſchäft genannt) ift der Fall zu umters 
fcheiden, daß zwei Berfonen einander Gegenftände zu gleihen Saufpreifen verkaufen und bie 
Kaufpreiöforderungen gegeneinander aufrechnen (fog. uneigentlicher Barattohandel; vgl. Dern- 
burg Bd. II $ 200 ©. 104). 

Über dem Begriff des Handelstauſchs ſ. Staub ©. 1244 Anm. 2% 

2. Für die im $ 515 vorgejchriebene entfpredjende Anwendung der Borfhriften über den 
Kauf auf den Tauſch gab der E. I einen Anhalt durch die Vorfchrift des 8 502 Satz 2, daß 
jeder der Bertragfchließenden im Anfehung ber von ihm veriprochenen Leiftung gleich einen 
Verkäufer und in Anſehung der ihm zugeficherten Leiftung gleich einem Käufer zu beurteilen fei. 
Von ber zweiten Kommiffion ift diefe Beftimmung zwar als überflüffig geftrihen worden, weil 
fie einen materiellen Rechtsſatz nicht enthalte. Sie bietet jebod einen nicht wertlofen Fingerzeig 
für die Handhabung bes 8 515. Jeder Teil Hat bezüglich des von ihm zu leiftenden Gegen- 
flandes die Pflichten eines Verkäufers, namentlich in betreff der Rechtsverſchaffung (8 433 Abf. 1, 
88 434—437, 443), der Auskunſterteilung (8 444) und ber Gewährleiftung wegen Mängel ber 
Sache (88 459 ff., vgl. in&befondere über die Durchführung der Minderung oben ©. 14h Erl. 2 
zu 8 323); er hat ferner beziiglich der ihm zu leitenden Sache die Verpflichtung zur Abnahme 
(8 433 Abf. 2). Der Übergang der Gefahr ſowie der Nugungen und Laften beftimmt fi nad 
88 446, 447. Gbenfo finden die 88 448 —450 entſprechende Anwendung. 
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Zweiter Titel. 
Schenkung. 


Zweiter Titel. 

Burdhard, Zum Begriff der Schenkung Würzburger Fefigabe für E. 3. Bekker 1899; 
bu Ehesne, Schenkung und Geſchäfts ng ohne Auftrag bei Bezahlung fremder Schulden, 
Sädf. Arch. 10 ©. 463f.; Eichhorn, Über Schenkungen in DIL. 1903 ©. 433Ff.; Köppen, 
Das negotinm mixtum cum donatione nadı Banbeltenreht und Reichsgeſetzen 1901; Kuhlen- 
bed, Die Rechtſprechung des RG. ꝛc. über Schenkung in IW. 1902 ©. 241]; Lammfromm, 
Teilung, Darlehen, Auflage und Umfagvertrag 1897, ©. 132ff. über das negotium mixtum 
cum donatione; Müller, Die gemifchte Schentung in Iherings Jahrb. 48 ©. 229; Ortloff- 
Die Schenkung in Arc. f. Bürg. R. 21 ©. 269ff.; Weirauch, Die gemifhte Schenkung in 
Gruch 48 ©. 229ff. 

1. Stellung im Syfteme. Zum Begriffe der Schenkung gehört nad; 8 516 ein Zweifaches: 
Eine Zuwendung, durd; die jemand aus feinem Vermögen einen anderen bereichert, und bie 
Einigung beider Teile über die Unentgeltlichteit der Zuwendung. Die Zuwendung kann ber 
mannigfachſten Art fein; fie kann 3. B. in der Übertragung ded Eigentums an einer Sache, in 
der Begründung einer Forderung ac. beftehen (vgl. das Nähere in den Erl. zu $ 516). Das- 
jenige, was alle in Betraht kommenden Zuwendungen zur Schenkung mad, ift das zweite 
oben hervorgehobene Merkmal: die Einigung über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung. Ihrem 
eriten Begrifismertmale nad) gehört die Schenkung alſo nit dem Rechte ber Schulbverhältmifie 
allein, fondern dem Bermögensrechte Überhanpt an. Dagegen weift das für die Einheit des 
Begrifis enticheidende zweite Merkmal fie in das Recht der Schuldverhältnifie, und bie in dieſem 
Titel vereinigten allgemeinen Vorfchriften iiber die Schenkung beziehen ſich ausſchließlich auf die 
zwiſchen den Beteiligten beftehenden Schuldverhältniſſe. Aus diefem Grunde behandelt das 
BEL. die Schenkung nach dem Vorgange ber meiften neueren Geſetzbücher und Entwürfe an 
ber vorliegenden Stelle (M.II ©. 286 Anm. 1; P. II Bd. I ©. 270f. Bgl. Wind ſcheid-Kipp 
2 8 365 Unm. 18; Regelöberger, Band. 1 $ 168 I; Eofad, Lehrbuch des birg. R. 
4. Aufl. 1 ©. 497; Erome, Syſtem 2 ©. 505; Dernburg, Das bürg. R. 2 Abt. 2 3. Aufl. 
©. 140 Unm. 2; Kohler, Lehrbuch des bürg. R. 2 ©. 3). 

2. Inhaltsüberfiht. Der $ 516 beftimmt im Abſ. 1 den Begriff der Schenkung unb bes 
Handelt im Abf. 2 die befonderen Fälle, in denen die Zuwendung ohne Willen bes Empfängers 
erfolgt; der 8 517 grenzt den Begriff näher ab. Der $ 518 beirifft bie Form des Schenfungs: 
verſprechens. Es folgen beſondere Vorfchriften über die Verpflichtung bes Schenterd, und zwar 
über bie Einrede der Bedürftigkeit (8 519), die Unvererblichleit der Verpflichtung zu einer fort 
dauernden Unterftügung (8 520), bie Haftung für Verſchulden (8 521), wegen Berzugs (8 522), 
wegen Mängel im Rechte (8 523) und Mängel der Sache (8 524). Sodann wird die Schenkung 
ımter einer Auflage geregelt (88 525—527). Den Schluß bilden BVorfchriften über dad Rüd- 
forderungsrecht bes Schenlers wegen Beblirftigkeit (88 528, 529, 534) und das Widerrufsrecht 
wegen Undantes (88 530—534). 

3. Sonderrecht für Schenkungen. Zlr bie Schenkung gelten nah dem BGB. au im 
fibrigen mannigfade Sonbervorfcriften. Sie betreffen bie NRüdforberung von Geſchenken unter 
Verlobten ($ 1301), das Recht der Ehefrau zur Ablehnung einer Schenkung ($ 1406 Nr. 2, 
& 1453 Abſ. 1 Satz 2), die Beſchränkung des Mannes bei allgenteiner Gütergemeinfchaft in der 
Vornahme von Schenkungen ($ 1446), das übernahmerecht der Ehegatten bei Aufgebung der all- 
gemeinen @ütergemeinfhaft ($ 1477 Abi. 2), die Natur bes durch Schenkung Erworbenen als 
eingebradjten Gutes bei der Errungenfhaftsgemeinichaft (8 1521) und ber Fahrnißgemeinſchaft 
(88 1551, 1556), das Widerrufsrecht bes unfchuldigen Teiles im alle der Scheidung ($ 1584), 
da8 Verbot der Vornahme von Schenkungen ans dem Vermögen des Kindes (3 1641) oder bes 
Mündels (8 1804), die Unwirkfamleit von Schenkungen des Vorerben ($ 2113), bie Bejchrän- 
tung des Zeftamentsvollftrederd in der Vornahme von Schenkungen (8 2205 Sap 3, 8 2207 
Sag 2), den Schuß des Bertragserben (8 2287), bes durch Vermächtnisvertrag Bedachten ($ 2288 
Abſ. 2 Say 2) und des Pflichtteilsberechtigten (38 2325 ff.) gegen beeinträchtigende Schenkungen 
des Erblafiers. 

Das Berbot der Schenkungen unter Ehegatten ift dagegen in dag BGB. nicht 
übernommen. 

Blond, Kommentar z. BOB. Bb.IL 8. Auflage. 28 
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$. 516. Eine Zuwendung, durch die Jemand aus feinem Vermögen einen 
Anderen bereichert, ift Schenkung, wenn beide Theile darüber einig find, daß die 
Zuwendung unentgeltlich erfolgt. 

Iſt die Zuwendung ohne den Willen des Anderen erfolgt, fo fann ihn ber 
Zuwendende unter Beftimmung einer angemefjenen Frift zur Erklärung über die 
Annahme auffordern. Nach dem Ablaufe der Frift gilt die Schenkung als an=- 
genommen, wenn nicht der Andere fie vorher abgelehnt Hat. Im Falle der Ab⸗ 
lehnung kann die Herausgabe des Zugewendeten nach den Vorfchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werben. 


Zandeögefepliche Beſchränkungen von Schenkungen an juriftifhe Perfonen und 
Neligiofe läht zu dad EG. Art. 86, 87. 

Die Schenkung haben auch in erfter Linie im Auge die Vorſchriften über unentgeltlihe 
Bumwendungen unter Lebenden (vgl. $ 330 Sag 2, 8 822, 8 1369, 8 1440 bl. 2, 
8 1486 Abſ. 1, $ 1553 Nr. 2, 88 1638, 1639, 8 1651 Abſ. 1 Nr. 2, 88 1803, 4909, 1917, 
f. auch 88 2050 ff, 23455.) fowie über unentgeltliche Verfügungen ($ 816 Abſ. 1 Sag 2, 
8 2205 Sag 3, $ 2113 Abſ. 2; f. auch $ 988, 8 1714 Abſ. 2, 8 2375 Abſ. 1 Satz 1, 8 2385 
Abf. 2). Der Begriff der unentgeltlihen Zuwendung ift jedoch ein weiterer; er umfaßt insbe⸗ 
fondere aud bie Stiftung (vgl. 8 84) und bie Nußftattung, ſoweit fie nah $ 1624 nicht als 
Schenkung gilt (f. Nr. 5). Über ben Ausſchluß der Forderungen aus einer Freigebigkeit bes 
Gemeinfchuldnerd von ber Geltendmachung im Konkurſe |. KO. 863 Nr. 4, über die Anfechtung 
von unentgeltlihen Verfügungen des Schulbners im Konkurſe KO. $ 32, 8 37 Abſ. 2 (vgl. 840 
Abf. 2 Nr. 4), außerhalb des Konkurfes Anf®. 83 Nr.3, 4, 87 Abſ. 2 (vgl. 11 Abſ. 2 Nr. 3). 

4. Befondere Arten der Schenkung. Für belohnende Schenkungen gelten feine 
Sondervorſchriften. In mehrfacher Hinficht werden dagegen abweichend von anderen Schen⸗ 
tungen diejenigen behandelt, durch welche einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den 
Unftand zu nehmenden Rückſicht entfproden wirb (vgl. $ 534, 8 1446 Mbf. 2, 
8 1804 Sap 2, $ 2113 Ubf.2 ap 2). 

Über die Schenkung von Todes wegen trifft der $ 2301 Beſtimmungen. Unter dieſen 
Begriff fällt nicht ein Schenkungsverſprechen unter Lebenden, aus dem eine Forderung fofort 
entitehen, aber erft mit dem Tode bes Schenkers fällig werden fol (f. darüber Rſpr. 10 ©. 414). 
Über die Schenkung einer Erbſchaft f. 8 2385 Abſ. 2. 

5. Eine Ausftattung, d. h. eine Zuwendung, bie der Vater oder die Mutter dem Kinde 
mit Rückſicht auf deffen Werheiratung oder auf die Erlangung einer jelbftändigen Lebensitellung 
zur Begründung oder Erhaltung der Wirtſchaft oder der Lebensftelung macht, gilt nach $ 1624 
Abf. 1, auch wenn eine Verpflichtung nicht befteßt, nur infoweit als Schenkung, als fie das ben 
Umftänden entſprechende Maß überſteigt. Ob ein dieſes Maß überſteigendes Ausſtattungsver⸗ 
ſprechen oder das eines Dritten Schenkung iſt, beſtimmt ſich lediglih nad 8 516 (R®. in ZW. 
1903 Beil. S. 129; Rſpr. 5 ©. 416). Das gleiche gilt von dem ſeitens der Eltern bem Ber 
lobten des Kindes erteilten Ausftattungsveriprehen (darüber Seuff.ü. 59 ©. 139; Barto— 
lomäus in DJS. 1905 ©. 259). 

$ 516 
€. 188 437, 438; 11 8.463 rev. 8 510; IT 4 nz een 1783f., 18431., 116561.; M. II 6. 286 ff. 

1. Abſ. 1. Begriff ber —— im allgemeinen. Der Abſ. 1 beſtimmt den geſetzlichen 
Begriff der Schenkung im Einklange mit dem Begriffe der Schenkung im engeren Sinne, wie er 
von der in der Rechtswiſſenſchaft herrſchenden Auffaſſung (vgl. Windſcheid⸗Kipp 2 8 365) 
entwidelt war. Der Begriff ſetzt fi) aus zwei Beftandteilen zufammen. Der erite, eine Bu " 
wendung, durch die jemand aus feinem Vermögen einen anderen bereidjert, umfaßt rechtliche 
Tatbeftände verfchiedener Art (vgl. Erl. 2). Was alle dieſe Tatbeftände zum einheitlichen Be. 
griffe der Schentung verbindet, ift ber zweite Begriffsbeitandteil: die Einigung des Bumendenden 
und des anderen Teiles über die Unentgeltlicteit der Zuwendung (vgl. Exl. 3). In biefer, 
den Rechtsgrund ber Zuwendung bildenden Einigung liegt daB kennzeichnende Merkmal jeber 
Schenkung. 
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2. Erſtes Begriffserforberniß ift eine Zuwendung, durch die jemand aus feinem Vermögen 
einen anderen bereiiert. Der Begriff der Zuwendung (vgl. dariiber befonders Bekker, 
Syſtem des heutigen Bandeltenrehts 2 ©. 145ff.) ift im Geſetze nicht beftimmt. Diefes 
unterſcheidet Zuwendungen unter Lebenden (f. die in Vorbm. 3 angeführten Stellen) und legt: 
willige oder in einem Exbvertrage gemachte (vertragsmäßige) Zudendungen (vgl. 3.8. 88 1514, 
2075f., 2192, 2279). Für legtere gelten bejondere Vorſchriften. Für die Schenkung kommen 
nur Bumenbungen unter Lebenden in Betracht. 

Die zur Schenkung erforderlihe Zuwendung muß des näheren eine folde fein, durch 
welde jemand aus feinem Bermögen einen anderen bereihert. Sie muß, mie der 
€. 1 8 437 e8 fachlich übereinftimmend ausbridte, das Vermögen bed Bumendenden vermindern, 
unb den anderen bereichern, d. h. fein Vermögen verbeflern; fie muß eine vom Zuwendenden 
gewollte Bermögensverfhtebung fein (PB. II Bd. 2 ©. 3). Durch das Erfordernis der Bes 
veiherung des Empfängers ift von dem Begriffe der Schenkung ausgeſchloſſen die Zuwendung 
immaterieller Güter, wie die Verſchaffung der Freiheit durch Loskauf aus der Gefangenſchaft, bie 
Gewährung von Unterricht, foweit nicht dem anderen dadurch eine notwendige Ausgabe erfpart 
wird. Die zweite Kommiffton bat bie Erfiredung des Schentungsbegriffs auf derartige Zu— 
wenbungen, wie fie in Anlehnung an bie Kritik von Reatz, Bitlg. II ©. 211ff,, vorgeichlagen 
war, abgelehnt. 

Eine den Empfänger aus dem Vermögen bes Gebers bereiherndbe Zu— 
wendung kann beftehen in ber Übertragung eined Vermögensrechts des Gebers (Eigentum, 
Forderung zc.) anf den Empfänger, in der Überlaffjung des Befiges, in der Belaftung eines 
Vermögensftiids de3 Geber zugunften des Empfängers, in der Begründung einer Forderung 
des Empfängers gegen ben Geber, in ber Befreiung des Empfängers von einer Verbindlichfeit 
(durch Befriebigung des Gläubigers, Erlaß, Schuldübernahme) oder von einer Belajtung auf 
Koften des Gebers, in ber Abwendung einer Verminderung bes Vermögens bes Empfängers 
auf Koften des Gebers (Eriparung von Ausgaben). Eine Bereicherung aus dem Vermögen bes 
Gebers liegt ſowohl dann vor, wenn der Stamm feines Vermögens, als auch dann, wenn die 
Eintünfte aus dem Vermögen vermindert werden. Demgemäß tft e8 eine Zumendung der bier 
erforderten Art, wenn jemand ein Bermögensftüd, das ihm ſonſt Einkünfte bringen würde, z. B. 
eine Mietwohnung, ein Kapital, einem amderen unentgeltlih zum Gebrauch oder zur Nupung 
überläßt und ihm dadurch eine notwendige Ausgabe erfpart (Dernburg ©. 142f.; ECofad 1 
©. 494; Crome 2 ©. 503 Anm. 4; Enneccerus 1 ©. 626; Kober Erl. 3c zu 8 516; 
Dertmann Erl. 3 zu 8 517; Schollmeyer ©. 46). Dagegen it die Überlajjung des 
Gebrauchs ober der Nutzung eines fonft Feine Einkünfte gemwährenden Vermögensſtücks 
mangel3 einer Minderung des Vermögens bed Gebers feine als Schenkung in Betracht 
tommenbde Zuwendung; bei der Gebrauchsüberlaſſung liegt vielmehr Leihe vor (88 598ff.). Eine 
Bereicherung aus dem Vermögen des Geber liegt auch dann nicht vor, wenn jemand einen: 
anderen dadurch Ausgaben eripart, daß er ihm Dienfte leiftet, auch wenn dies ſolche find, für 
melde ex fonft Vergütung erhalten würde. Derartige unentgeltlihe Dienftleiftung ift Schenkung 
weber im Sinne der Vorſchriften, welche den zur Verfligung über ein Bermögen Berechtigten in 
der Vornahme von Schenkungen beſchränken (vgl. Vorbm. 3), no im Sinne der übrigen Vor—⸗ 
fhriften über Schenkung, 3.8. über den Widerruf (B. II Bd. 2 ©. 4; dgl. auch den Gegenfag 
„Einkünfte des Vermögens“ und „Ertrag der Arbeit” in 8 1427 Abſ. 2, 8 1578, 8 1602 Ubf. 2; 
a. U. Dernburg ©. 143; Kober Exl. 3b zu 8 516; Dertmann Erl. 3 zu 8 516). Die 
gegenteilige Meinung würde dazu führen, daß in der Annahme eines Auftrags häufig ein 
Schenkungsverſprechen gefunden werden müßte, was mit ben bejonderen Vorſchriften über ben 
Auftrag unvereinbar wäre. 

Die meiften der in Betracht kommenden Zuwendungen erfolgen durch Rechtsgeſchäft, und 
zwar der Mehrzahl nad) durch Vertrag, mandje auch durch einfeitiges Nechtögeihäft, z. B. der Ver- 
zicht auf ein dingliches Recht nach 88 875, 1064 ꝛc. Eine Zuwendung kann aber auch durch andere, 
nit rehtsgefhäftlihe Handlungen oder Unterlafjungen erfolgen, die gefeglich eine 
Bereicherung des anderen aus dem Vermögen des Handelnden zur Folge haben (a. U. Coſack1 
©. 493; wie hier Crome 2 ©. 506; Dernburg ©. 142; Dertmann Erf. 2 zu 8 516; Scholl» 
meyer ©. 46). Das Gegenteil folgt felbftverfländfih nicht daran, daB das Geſetz bei Zu— 
wenbungen unter Lebenden gelegentlich den Ausdrud „Zuwendung durch Rechtsgeſchäft unter 
Lebenden“ braucht (8 2315 Abf. 1). Es gehören hierher die Verbindung einer Sache bed Gebers 
mit einer Sache bes Empfängers derart, daß letzterer nach 88 946ff. Eigentum erwirbt, das 
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Unterlafjen der Unterbrechung einer Verjährung, das Unterlafen ber Proteiterhebung, die Ber- 
nichtung einer Urkunde, ohne bie ein Recht nicht geltend gemacht werden Tann. Über die Fälle, 
in denen fi die Zuwendung ohne den Willen des Empfängers vollzieht, f. auch Erl. 5. 

Unter ben Bumendungen nimmt eine Sonderftellung ein diejenige, weldhe in der Be— 
gründung einer Forderung dB Beſchenkten gegen den Schenker befteht, der Gall bes fog. 
Schenkungsverſprechens (vgl. 88 518, 1446 Abi. 1 Sag 2, 8 2113 Abſ. 2 Sap 1, 8 2207 
Say 2, 8 2301 Abſ. 1 Sag 1), d. 5. nicht des Verſprechens einer Schenkung (fo ungenau in 
81446 Abf. 1 Sag 1), fondern das ſchenkweiſe erteilte Verſprechen einer Leiftung (3 518 Abf. 1 
Sag 1). Den Gegeniag zum falle des Schenfungsveripredhens bildet die Real» oder Hand— 
fhentung (vgl. über den entiprechenden Gegenfag beim Kaufe oben ©. 329; ferner Dietrich, 
Handgefhäfte in Gruch. 48 ©. 219ff. 221Ff., insbefondere über die Bier wegen 8 518 praktiſch 
unerheblihe Frage der Bemweislaft). 

Das Erfordernis der Zuwendung aus dem Vermögen fteht nicht entgegen, daß Gegen- 
ftand des Schentungsverfprehens das ganze gegenwärtige Bermögen bes 
Schenters iſt; doch bedarf dann nicht nur das Schenkungsverſprechen, jondern ber Vertrag ges 
richtlicher oder notarieller Beurkundung (3 311). Behält fih ber Schenker einen Teil feines 
Vermögens vor, jo fommt diefer Vorbehalt im Zweifel au feinem Erben zu ftaiten (vgl. 
Dernburg ©. 149). Ein auf das künftige Vermögen des Schenters bezligliches Schenkungs- 
verſprechen ift nichtig (8 310). 

Eine den Empfänger bereihernde Zumendung liegt nicht vor bei dem Beiträgen zu 
Sammlungen für öffentliche oder wohltätige Zwede (®. II 8d.2 ©.4; RO. in JW. 1906 ©. 1%). 

3. Zweites Begriffderfordernis ift, daß der Zuwendende und der Bumwendungsempfänger 
darüber einig find, daß die Zumendung unentgeltlich erfolgt. Unentgeltlich erfolgt eine Zu⸗ 
wendung dann, wenn mit ihr weder nah bem Inhalte des Rechtsgeſchäfts die Erlangung 
irgendeiner Gegenleiftung oder des Anſpruchs auf eine ſolche bezwedt wird noch eine privatrecht⸗ 
liche oder öffentlichrechtliche (vgl. Gruch. 45 ©. 201) Verbindlichkeit erfüllt werben fol. Auch 
eine nicht gelbwerte Gegenleiftung, wie die Annahme des Namens be Zumendenden oder bie 
Einwilligung der unehelihen Mutter zur Annahme ihres Kindes an Kindesftatt, fließt die Un— 
entgelilichkeit aus, ebenfo eine beitehende oder auch nur angenommene unllagbare Verbindlichkeit, 
3 ®. bezüglich des Ausfalls eines Konkursgläubigers beim Zwangsvergleich (Nipr. 6 ©. 369). 
Dagegen macht die bloße Hoffnung oder Erwartung einer Gegenzuwendung die Zuwendung nicht 
zu einer entgeltlihen. 

Erforberlih ift die Einigung Über die Unentgeltlihleit der Zuwendung, alfo 
die ausdrüdliche oder ftillihmweigende Erklärung des Willens des Zumendenden, die Zuwendung 
im bdargelegten Sinne unentgeltlich zu maden, und die ausdrückliche oder ſtillſchweigende An= 
nahme biefer Erklärung feitens des Empfängers. Die Einigung ift ein Vertrag, fo daß ein 
folder zum Zatbeftande jeder Schenkung gehört, und zwar ein ſchuldrechtlicher, nicht in dem Sinne, 
daß er auf die Begründung einer Verbindlichkeit gerichtet ift — eim ſchuldrechtlicher Vertrag diefer 
Art legt nur beim Schenkungsverſprechen vor und Hier nur deshalb, weil die Zuwendung im 
der Begründung einer Verbindlichkeit beſteht —, fondern in dem Sinne, daß bie Einigung den 
Rechtsgrund fchafft, ber die durch die Zumendung bewirkte Bereicherung ſchuldrechilich rechtfertigt, 
und daß fie außerdem kraft Gefepes fehuldrechtliche Wirkungen hat (88 521ff.). 

Die Einigung unterliegt ben allgemeinen Vorſchriften über Verträge. Diele 
find namentlich maßgebend in bezug auf die Annahme und Ablehnung einer Schenkung durch 
eine geſchäftsunfühige oder in der Geſchäftsfähigkeit befchränfte Perjon ſowie in beireff der Zu⸗ 
läffigfeit der Unnahme nad dem Tode des Beſchenkten; die Zuläſſigkeit wird nach 8 153 regels 
mäßig zu verneinen fein, ba ber Schenker meift die Zuwendung nicht auch ben Erben des Bes 
ſchenkten zugedacht Hat (vgl. Endemann 1 ©. 10%4 Anm. 4). 

Neben der Einigung über die Unentgeltlichfeit ift nicht erforderlich, daß bie Abſicht des 
Zuwendenden auf die Bereicherung des Empfängers gerichtet ift, animus donandi. Auch eine 
Zuwendung in egoiftiicher Abſicht ift, wenn die Vorausfegungen des 8 516 Abf. 1 vorliegen, 
Schenkung (Burdhard ©. 131ff.; Dernburg ©. 145; P. II Bd. 2 S. 3; a. A. Klein ir 
IB. 1906). 

Die Zuwendung conditionis implendae causa ift nit Schenkung bes Gebers 
on ben Empfänger (a. A. Burdhardt ©. 137ff.), aber nicht wegen des Fehlens des animus 
donandi (vgl. M. II S. 287), fondern deshalb, weil der Geber die Zuwendung zu dem Zwede 
macht, um die Bedingung der ihm felbft gemachten Zuwendung zu erfüllen, mithin nicht, unent⸗ 
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geltlih. Die Sachlage ift ähnlich wie in dem alle, daß auf Grund eined Vertrags zugunften 
eines Dritten, bei weldem eine unmittelbare Berechtigung des Dritten ausgeſchloſſen tft, dev 
Berfprechende dem Dritten gegenüber die verfprochene Leiftung bemirft. Die Zuwendung zum 
Zwede ber Erfüllung einer Bedingung ift eine Leiftung, mit der nach dem Inhalte des Rechts⸗ 
geihäfts ein Erfolg bezwedt wird; fie kann daher gemäß $ 812 Abſ. 1 Sag 2 zurüdgefordert 
werben, wenn die unter der Bebingung gemachte Zuwendung ungültig ift oder wegfällt. Eine 
andere Frage ift e8, ob bei der Bumendung conditionis implendae causa nicht unter Umftänden 
eine Schenkung desjenigen, welcher dem Geber die Bedingung geftellt hat, an ben Empfänger ber 
Zuwendung anzunehmen ift. Diefe Frage ift unter Umftänden zu bejahen. 

4. Die Zuwendung und bie Einigung über die Unentgeltlichkeit können zeitlih aus · 
einanbderfallen. Ihr innere Verhältnis zueinander beitimmt fi nad den allgemeinen Grund- 
fügen über das Verhältnis zwifhen einer Vermögenszumendung und ihrem Zwecke ober 
Rechtsgrunde (vgl. Bd. I ©. 184 unter IX 2). Dana) Hat der Mangel der Einigung verfchiedene 
Wirkungen, je nachdem ſich die Zumendung durch ein abſtraktes Rechtsgeſchäft vollzieht, wie bei 
der Eigentumsübertragung, ober nicht, wie bei dem Schenkungsverſprechen. 

5. Der Ab. 2 trifft befondere Beſtimmungen über das Buftandelommen der Schenkung 
in ben Fällen, in denen jemand mit Schenkungsabſicht einem anderen eine diefen bereichetnde 
Zuwendung aus ſeinem Vermögen ohne den Willen des anderen macht. Die Beſtimmungen 
find anwendbar in allen denjenigen Fällen, in welchen die Zuwendung ſich nicht durch Vertrag 
mit dem Empfänger vollzieht, aljo ſowohl dann, wenn fie durch einfeitiges oder einem Dritten 
gegenüber vorgenommenes Rechtsgeſchäft, als auch dann, wenn fie durch eine nicht rechts⸗ 
geihäftlihe Handlung oder Unterlafiung erfolgt. Zu benfen ift auch namentlih an die Bes 
friedigung eines Gläubiger des anderen ohne den Willen des letzteren (vgl. 8 267) und die 
Beſorgung eines Geſchäfts für den anderen ohne defien Auftrag unter Aufwendungen mit der 
Abſicht, Erfag nicht zu verlangen (vgl. 8 685). Dagegen gehört nicht hierher der in ben M. II 
©. 288 beiſpielsweiſe angeführte Fall der wifientlihen Berichtigung einer Nichtſchuld, während 
der Empfänger glaubt, Gläubiger zu fein; denn Hier ift die in der Bahlung liegende 
Zuwendung nicht ohne den Willen des Empfängers erfolgt, e8 fehlt vielmehr die neben der 
Zuwendung erforderliche Einigung über die Unentgeltlihfeit der Zuwendung. 

Auch für die Behandlung der Anwendungsfälle des Abf. 2 ift der Grundſatz leitend, daß 
Geſchenke nicht aufgedrängt werden dürfen. Das Geſetz erblidt demgemäß in der einjeitigen 
Zuwendung in Verbindumg mit ber dem Buwendungsempfänger gegenüber erklärten Abſicht der 
Schenkung noch nicht eine vollzogene Schenkung, fondern nur da8 Ungebot einer Schenkung, an 
weldes der Bumendende bis zur Ablehnung gebunden fein will. Um jedoch zu verhüten, dab 
das Buftandelommen der Schenkung möglicherweiſe für unbeftimmte Beit in der Schwebe bleibt, 
wird dem Buwendenden das Recht gegeben, den anderen unter Beflimmung einer 
angemefjenen Frift zur Erklärung über die Annahme mit der Wirkung aufs 
zufordern, daß die Schenkung als angenommen gilt, wenn nit der andere fie 
vorher abgelehnt hat. Das an das Stillſchweigen geknüpfte Präjudiz der Unnahme, das 
Endemann ©. 1026 Anm. 10 und Schollmeyer ©. 48 mißhilligen, rechtfertigt ſich durch die 
Erwägung, daß derjenige, welcher die einfeitig vollzogene Zuwendung nicht als Geſchenk annehmen 
will, bei normalem Verhalten auf die Aufforderung zur Erklärung nicht ſchweigen, fonbern das 
ihm zugedachte Geſchenk zurüdweifen wird; dieſes normale Verhalten muß das Geſetz bei 
Beftimmung ber Folge des Stillſchweigens zugrunde legen (zuftimmend auch Erome 2 ©. 510 
Anm. 54; Dertmann Erl. 5 zu $ 516). 

Bezüglich der Beftimmung der angemeffenen Frift gilt dad oben ©. 24 in der 
Erl. 2 zu 8 250 Bemerkte (f. auch noch die an der früheren Praxis feftyaltenden Entſcheidungen 
des RO. in ZW. 1905 ©. 17, 1906 ©. 14). Die Ablehnung der Schenkung muß dem 
Zuwendenden gegenüber erklärt werden. Sie iſt eine einfeitige empfangsbedürftige Willens- 
erflärung (befonders 88 130ff.). Sie läßt bie eimmal eingetretene Zuwendung, 3. B. im Falle 
ber Zahlung einer fremden Schuld die Befreiung des Schuldners (unrihtig du Chesne a. a. O.), 
beftehen. Ste bringt aber zur Gewißheit, daß der mit der Zuwendung bezwedte rechtliche Erfolg 
nicht eintritt, dab die Zuwendung alfo zu einer ungerehtfertigten Bereicherung bes 
Empfängers geführt Hat. Daraus folgt von felbft die Verpflichtung des Empfängers zur 
Herandgabe bes Zugewendeten nach ben Vorjchriften Über die Herausgabe einer ungeretfertigten 
Bereiherung; zur Vermeidung von Zweifeln ſpricht der Gag 3 diele Verpflichtung jedoch noch 
befonder8 aus. Bur Anmendung kommen 8 812 Abf. 1 Sag 2, 8 818, 8 819 Abf. 1. 
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Wenngleih auch in den Fällen des Abf. 2 die Schenkung erſt mit ber Annahme 
vollendet wird, fo darf deshalb doch nicht bezweifelt werben, daß die Vorſchriften, welche die 
Vornahme von Schentungen verbieten oder einfchränten, ſchon auf bie Hier fraglichen einfeitigen 
Zuwendungen mit Schentungsabfiht finngemäß anzuwenden find (P. II Bd. 2 ©. 7; ebenfo 
Kober Erl. 3 zu 8 516; a. A. Dertmann ©. 441 Borbm. 2). 

6. Gemiſchte Schenkung (negotium mixtum cum donatione). Eine ſolche liegt vor, wenn 
eine Schenkung mit einem gegenfeitigen Vertrage (Kauf, Tauſch, Miete zc.) bergeftalt in einem 
Rechtsgeſchäfte verbunden tft, daß bie Leiftung ber einen Partei nur teilmeife ald Entgelt fir 
die Gegenleiftung dienen, teilweife aber unentgeltlich erfolgen fol. Nicht Hierher gehört die 
durch einen zum Schein geſchloſſenen gegenfeitigen Vertrag verbedte Schenkung; für dieſe gilt 
8 117 Abſ. 2. Über die gemijchte Schentung enthält das Gefep Teine Beitimmung. Die 
M. II S. 287 bemerken nur, es erfcheine als felbitverftändfich, daß, wenn bei einem zweifeitigen 
Bertrage animo donandi eine den Wert der Gegenleiftung lberfteigende Leiftung vereinbart wird, 
diefer Vertrag, foweit der Wert der Leiftung den ber Gegenleiftung überfteigt, ald Schenkung zu 
beurteilen ift. Die hier als ſelbſtverſtändlich bezeichnete Behandlung der gemiſchten Schentung 
feßt aber voraus, daß fi in diefer bie Schenkung und das entgeltliche Rechtsgeſchäft rechtlich 
von einander trennen lafien. Das trifft in dem praktiſch wichtigſten Falle der gemifchten 
Schenkung, dem ber Verbindung einer Schenkung mit einem Kaufe, immer dann zu, wenn es 
id dabei um eine Schenkung des Käufers an den Verkäufer durch höhere Bemefiung bes 
Kaufpreifes Handelt. Es trifft ferner bei einer mit einem Kaufe verbundenen Schentung bes 
Verkäufers an den Käufer dann zu, wenn entweder Gegenftand des Verkaufs eine Menge vers 
tretbarer Sachen ift oder bei dem Verkauf einer Einzelfache zunächft ein höherer Kaufpreis vers 
einbart und bemnädft ein Teil der Kaufſchuld ſchenkweiſe erlafien ift. Im diefen Fällen, in 
denen ſich die ſchenkweiſe erfolgende Zuwendung von der entgeltlihen Zuwendung rechtlich trennen 
läßt, finden auf die in bem einheitlichen Rechtsgeſchäft enthaltene Schenkung bie Vorfchriften 
über Schenkungen, auf den darin enthaltenen Kauf bie Borjchriften über den Kauf Anwendung; 
inwieweit die Ungültigfeit des einen Gefhäftsbeitandteils die des anderen nach fich zieht, beitimmt 
ſich nad) $ 139. 

Indeſſen ift bei dem Verkauf einer Einzelfahe gegen einen im Einverftändnifie ber 
Parteien zu niedrig bemefjenen Kaufpreis teineswegd immer ein Teil der Kaufpreisfhuld als 
ſchenkweiſe erlaffen anzufehen (fo Lammfromm ©. 134ff.; Dernburg ©. 163; Kober 
Erl. 13da zu 8 516 unter Berufung auf RG. 29 ©. 263, f. auch RC. 54 ©. 110f.). Denn 
die Parteien vereinbaren in dem borauögejegten Falle regelmäßig weder ausdrücklich noch ftille 
ſchweigend einen Höheren Kaufpreis, fondern einigen fi) nur über den als Kaufpreis zu zahlenden 
Betrag fowie darüber, daß der durch biefen Betrag nicht gebedte Wert der Sache bem Käufer 
unentgeltlich zugewendet werben fol; e8 würde daher nicht ber Parteiabficht entfprechen, wenn 
man mangel® Vereinbarung eines höheren Kaufpreifes den gemeinen Verkehrswert ber Sache 
als ſtillſchweigend vereinbarten Höheren Kaufpreis anfehen und dieſen als bis zum Betrage des 
vereinbarten niedrigeren Kaufpreiſes erlafien unterfiellen wollte. Ebenfowenig ift aber bei dem 
Verkauf einer Einzeljahe gegen einen zu niedrigen Kaufpreis eine Trennung des Gegenitandes 
der Schenkung von dem des Kaufed in der Weile möglich, dab der durch den Kaufpreis nicht 
gededte Bruchteil der verkauften Sache als geichentt anzufehen ift (fo Köppen ©. 26ff.; 
Weirauch ©. 239ff.; je nach den Umftänden einen Teil der Kaufpreisfhuld ober einen Bruchteil 
der Sache ſieht als geſchenkt an Erome 2 ©. 508). Denn einmal ift e8 nicht durchführbar, 
auf einen Bruchteil einer Sade die Vorfchriften über Schenkung (z. B. bezügli der Form, 
der Haftung für Mängel), auf den anderen bie über Kauf anzuwenden (j. auh Endemann 
©. 1029 Anm. 23, Kit. Viert. 45 ©. 325), fobann iſt es mwilltürlih, der Unterjheidung bes 
verkauften und des verſchenkten Bruchteil das Verhältnis des vereinbarten niedrigeren Kaufpreifes 
zu bem durch biefen nicht gededten Teil bes gemeinen Werte ber Sache zugrunde zu legen. 
Die gemifchte Schenkung kann fomit in den hier fraglichen Fällen überhaupt nicht ihrem Gegen- 
ftande nad in einen Kauf und eine Schenkung geſchieden werden. Daraus folgt die Notwendigkeit, 
fie als einheitliches Rechtsgeſchäft nach einheitlichen Grundfägen zu behandeln. Das bebeutet 
aber nicht, daß fie entweder nur ganz al® Kauf oder nur ganz als Schenkung zu beurteilen ift, 
wobei für die Entſcheidung maßgebend fein müßte, welche Gefhäftsart nad der Parteiabficht 
überwiegt (Köppen ©. 69f.). Vielmehr ift die gemifchte Schenkung bei Untrennbarkeit bes 
Gegenſtandes als ein eigenartiges Mechtögefchäft gemifchter Natur zu behandeln, das in gewifjen 
Veziehungen ganz nah Schenkungsgrundfägen, in anderen ganz nad SKaufgrundfägen zu 
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$. 517. Eine Schenkung liegt nicht vor, wenn Jemand zum Vortheil eines 
Anderen einen Vermögenserwerb unterläßt ober auf ein angefallenes, noch nicht 
endgültig erworbenes Necht verzichtet ober eine Erbfchaft oder ein Vermächtniß 
auzfchlägt. 


beurteilen ift (fo mit zutreffender Erörterung ber Einzelfragen Müller ©. 223ff., dem 
Regelsberger in Iherings Jahrb. 48 ©. 462 und im weſentlichen auf) Dertmann in 
Erl. 8 zu 8 516 für das Heutige echt Beitritt). 


$ 517. 
&.18 439; II 8 464 res, 8 511; II A Bi B.1 6. 1784 1., 3560, 6191 f., 88861., 9166, 9171fl.; 
©2901. 9.1 3.2 €. 81. 

1. Der $ 517 verdeutlicht we geſetzlichen — indem er beſtimmte 
Tatbeſtände von ihm ausſchließt. 

a) In den beiden erſten hervorgehobenen Fällen (Unterlaffen eines Ber- 
mögenserwerbes und Verzicht auf ein angefallenes, noch nit endgültig 
erworbenes Recht) fehlt es an der zur Schenkung erforderlichen Bermögensverminderung. 
Der Fall des Unterlafiens eines Bermögenserwerbes liegt nicht vor, wenn jemand einen ihm 
ſonſt Einkünfte gewährenden Vermögensgegenftand einem anderen unentgeltlih zum Gebraud) 
ober zur Nutzung überläbt (vgl. Erl. 2 8 516). Zu den angefallenen, noch nicht endgültig er⸗ 
worbenen Rechten gehören aufſchiebend bedingte Rechte (Crome 2 ©. 506 Anm. 20; 
Dertmann Erl. 1a zu $ 516), nicht dagegen betagte Rechte. Imsbefondere gehört auch 
nicht Hierher der Erlaß künftiger verſprochener Zinfen. Die gemeinrechtlich ftreitige Frage, 
ob ein folder Erlaß eine Schenkung enthalten könne, ift nad dem BGB. zu bejahen; denn der 
Erlaß begründet bie Befreiung von einer beftehenden, wenn auch noch nicht fälligen Werbindfiche 
teit, ſchließt aljo eine Zuwendung, wie fie der $ 516 Abf. 1 erfordert, in fid. 

db) Die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermädtniffes ift befonders 
erwähnt, weil die Erbſchaft auf den berufenen Erben kraft Geſetzes übergeht und die durch das 
Vermächtnis begründete Forderung bes Vermächnisnehmers kraft Geſetzes zur Entftehung kommt, 
beides unbeſchadet des Rechtes zur Ausſchlagung (38 1942, 2176). Eine Zuwendung aus dem 
Vermögen des Ausichlagenden tritt jedoch nach 8 1953 Abſ. 1, 2, 8 2180 Abf. 3 durch die Aus— 
ſchlagung nit ein (vgl. RC. 54 ©. 293), Auch ein Erbverziht (88 23465.) kann nicht 
Schenkung fein. 

Schenkweiſe erfolgender Verzicht auf den Pflihtteilsanfpruc (8 2317) ift dagegen 
Schenkung (a. A. Endemann 1 ©. 1028 Anm. 18). 

2. Leiftung und Anfgeben einer Sicherheit. Der E. I 8439 verneinte weiter noch das 
Vorliegen einer Schenkung für die Fälle, in denen für ein Recht von dem Verpflichteten oder 
einem anderen Sicherheit geleiftet oder bie für ein Mecht befiehende Sicherheit aufe 
gegeben wird. Die zweite Kommiffion hat die Vorſchriften geſtrichen. Daß tm der Gicherheits- 
leiftung eine Schenkung an den Bereditigten (um das Verhältnis zu dieſem, nicht zu dem Ver⸗ 
pflichteten Handelt es ſich) nicht liege, hielt ein Teil der Mehrheit für felbftverftändlih, ein anderer 
für nicht allgemein richtig, 3. B. nicht für den Fall der Sicherheitsleiſtung für eine Forderung 
gegen eine vermögensloje Verlaſſenſchaft. In betveff des Aufgebens einer Sicherheit ging bie 
Mehrheit davon aus, dab darin ausnahmsweiſe eine Schenkung zugunften des Belafteten (des 
Dürgen, Eigentümers des Pfandes zc.) liegen könne, wenn und foweit der Berechtigte ohne die 
Sicherheit den Ausfall bed geficherten Mechtes zu erwarten habe und tn Kenntnis diefes Sad) 
verhalts die Sicherheit aufgebe. 

In Ermangelung einer befonderen gefeglichen Vorſchrift wird es fih in dem Fällen der 
Leiftung ober des Aufgebens einer Sicherheit lediglich fragen, ob die allgemeinen Vorausſetzungen 
der Schenkung nad) 3 516 Abſ. 1 vorliegen. Für bie Sicherheitsleiftung durch ben Berpflichteten 
felbft wird biefe Frage ſtets zu verneinen fein (vgl. RG. 6 ©. 85, 9 ©. 108; a. A. Endemann 1 

. 1030 Anm. 24); bei ber Sicerheitsleiftung durch einen Dritten und bei bem Wufgeben 
einer Sicherheit wirb es darauf ankommen, ob nad) den Umftänden im erfien alle eine Bereiches 
rung des Berechtigten, im zweiten Falle eine Verminderung feines Vermögens anzunehmen ift 
ober nicht, und hiernach wird bie Frage zu bejahen oder zu verneinen fein (ebenfo RG. 54 ©. 282; 
Burghard ©. 123; Eofad 1 ©. 495; vgl. auf Dertmann Erl. 1 zu 8 516; f. auch 
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8. 518. Zur Gültigfeit eines Vertrags, durch den eine Leitung fchenkweife 
versprochen wird, ift die gerichtliche oder notarielle Beurkundung des Verfprechens 
erforderlich. Das Gleiche gilt, wenn ein Schuldverfprechen . oder ein Schuld- 
anerfenntniß ber in den 88. 780, 781 bezeichneten Art ſchenkweiſe ertheilt wird, 
von dem Verfprechen ober der Anerfennungserflärung. 

Der Mangel der Form wird durch die Bewirfung der verfprochenen Leiftung 
geheilt. 


Ripr. 8 S. 75, wo bei einer Vorrechtseinräumung eine Schenkung nur wegen ber in conereto 
fehlenden Bermögensverminderung verneint wird, ferner gegen das RG. in JW. 1901 ©. 382 
Putz ler ebenda ©. 387 und Neumann bei Gruch. 45 ©. 509; a. U. Dernburg ©. 144; 
Kohler 2 ©. 281 und für die Bürgihaft Endemann 1 ©. 1028 Anm. 18, bie eine Schenfung 
allgemein verneinen). g 518. 


®.188 440, 441; or 8 512; 1 8 513. BIST; n 6 2917. 
188.2 6.9.5 88.5 6, 4421. 

1. Abſ. 1 Cap 1. ns des Schenkungsverſprechens. ine Form ift gefeglih nur für 
diejenige Schenkung vorgeſchrieben, welche in ber vertragdmäßigen Begründung einer Verpflihtung 
des Schenkers zu eimer Leiftung befteht. Das Formerfordernis fol den Schenker vor Übereilung 
ſchüßen, Zweifel über den Schenfungswillen ausfäließen und einer Umgehung der erbrechtlichen 
Formoorfchriften vorbeugen. Es exrſtreckt fi demgemäß nicht auf die beiberfeitigen Vertrags⸗ 
erflärungen, fondern nur auf das Verfprechen des Schenters; das leptere bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung (vgl. HGB. 38 167Ff.; ES. Art. 141). Die Annahmeerklärung 
des Beichentten iſt formfrei. Nur bei beftimmten Gegenftänden bebarf der ganze Schenkungs- 
vertrag nad; allgemeinen Vorſchriften gerichtlicher oder notarieller Beurkundung (vgl. 8 311, 
8 312 Abſ. 2 Sag 2, 98 313, 2371, 2385; f. auch 8 15 Abſ. 3 des Gef. betr. die Geſell⸗ 
haften m. b. H.). Ein Ausſtattungsverſprechen bedarf der im Abſ. 1 Sag 1 vorgefchriebenen 
Form nur infomweit, als e8 nad) 8 1624 Schenkungsverſprechen tft (RE. in IW. 1904 ©. 405). 

2. Der Abſ. 1 Satz 2 bezwedt, eine Umgehung des Formerfordernifies zu verhindern. 
Erteilt jemand einem anderen ſchenkweiſe ein abſiraktes Schufdverjprechen der im 8 78U bezeich⸗ 
neten Art, fo könnte zweifelhaft fein, ob Hierin ein Schenkungsverſprechen im Sinne des 8 518 
Abf. 1 Sag 1 oder eine durch die Begründung der abftraften Verbindlichkeit vollzogene, daher 
der Form nicht bedürftige Schenkung zu erbliden iſt. Für die legtere Auffaffung ſpricht, daß die 
Begründung der abſtrakten Verbindlichkeit unzweifelhaft eine Leiſtung im Sinne der Vorſchriften 
über die Nüdforderung einer ungerechtfertigten Bereicherung ift (& 812). Bezüglich des Form⸗ 
erforderniſſes ftellt jedoch der Abf. 1 Satz 2 aus dem eingangs erwähnten Grunde das ſchenkweiſe 
erteilte Schulöverfprehen dem Schenfungsveriprehen gleih. Dem abſtrakten Schuldverfpredhen 
wird aud hier wegen der praltiihen Undurchführbarkeit einer verichiebenen Behandlung das 
abſtrakte Schuldanerkenntnis gleichgeftellt. 

Wie die ſchenkweiſe Hingabe anderer abftralter Schuldverſprechen (in Form eines Wechſels, 
eines Taufmännifhen Verpflihtungsfheins, der Annahme einer Anmweifung) in 
betreff des Formerforderniſſes a u ſei, ift — der Entſcheidung durch Wiſſenſchaft 
und Praxis vorbehalten (M. II S. 294; P. II Bd. 2 S. 20). Bei der pofitiven Natur des 
8518 Abf. 1 Sag 2 erfcheint eine Ausdehnung diefer Vorfchrift auf andere abftrafte Schuld» 
verfprechen nicht gerechtfertigt. Die ſchenkweiſe Erteilung folder Verſprechen wird daher ber Hier 
gegebenen Formvorſchrift nicht zu unterftellen fein (vgl. bezüglich der Eingehung einer Wechſel⸗ 
verbindlicteit RE. 2 ©. 5, bezüglich der Annahme einer Anweifung BEB. 8 784 Abi. 2, wie 
bier David im Medt 1903 ©. 365; Kober Erl. 2 zu 8 518; a. 9. Erome 2 ©. 511; 
Dernburg ©. 148; Endemann 1 ©. 1027 Anm. 13; Enneccerus 1 ©. 627 Unm. 10; 
Meisner Erl. 40 zu 8518; v. Tuhr, Zur Lehre von dem abftraften Schuldveriprechen 1905 
©. en en auch Dertmann Erl. 80 zu $ 518). 

bl. 2. Der Mangel der vorgefchriebenen Form macht das Schenkungsverſprechen 
— (8 125 Sag 1). Bewirkt der Schenker die verſprochene Leiſtung in ber irrigen Annahme 
der Giiltigfett des Verſprechens, um feine vermeintliche Verbindlichkeit zu erfüllen, fo würde er 
nad ben allgemeinen Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung die 
Leiſtung zurlidfordern können. Anders wäre Dagegen ber Fall zu beurteilen, wenn ber Berfprechenbe 
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8. 519. Der Schenfer ift berechtigt, die Erfüllung eines ſchenkweiſe ertheilten 
Verfprechens zu verweigern, joweit er bei Berüdfichtigung feiner fonjtigen Ver— 
pflichtungen außer Stande ift, dag Verfprechen zu erfüllen, ohne daß fein ftandes- 
mäßiger Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Gefeßes obliegenden Unterhalts- 
pflichten gefährdet wird. 

Treffen die Ansprüche mehrerer Beſchenkten zufammen, fo geht der früher 
entftandene Anfpruch vor. 


in Kenntnis von der Nichtigkeit des Verſprechens die Leiftung ſchenkweiſe bewirkt, da eine fo 
vollzogene Schenkung dem Formzwange nicht unterliegt, alſo gültig iſt. Diefe verſchiedene 
Beurteilung zweier für die vollstümliche Auffaſſung nicht unterfchtebener Fülle glaubte die zweite 
Kommiffion, im Gegenfage zum E. I (M.II. ©. 295), nicht fefthalten zu follen. Hierauf beruft 
die Borfchrift des Abf. 2, wonah der Mangel ber Form dburd die Bewirkung der 
verfprodenen Leiftung geheilt wird. Auf die Nichtigkeit wegen des Formmangels kann 
alfo die Rüdforderung der Leiſtung nicht gegründet werben. Teilweiſe Bewirtung ber ver⸗ 
ſprochenen Leiftung heilt den Formmangel teilweife. Auch die Bewirtung ber verſprochenen 
Zeiftung durch einen Dritten hat heilende Kraft (CBl. |. FG. 6 ©. 215). Bloße Ermädtigung 
des Beſchenkten, ſich die ſchenkweiſe verſprochene Sache nad; dem Tode des Schenterd abzuholen, 
genügt nicht (RG. in IB. 1904 ©. 337). 

4. Zee andere Schenkung ala ber obligatoriiche Schenkungsvertrag bedarf als folde zu 
ihrer Gültigleit feiner befonderen Form. Der E. I fprach dies im 8 441 dahin ausdrüdlic 
aus: „Die durch Veräußerung vollzogene Schenkung ift auch ohne Beobachtung einer befonderen 
Form gültig”. Das gleiche ergibt fi aber aus dem Fehlen einer Formvorſchrift für andere 
ala die im $ 518 Nbf. 1 bezeichneten Fälle. 

Die zur Schenkung erforderliche Einigung über die Unentgeltlickeit ift danach ſtets fornıfrei, 
und die ſchenkweiſe erfolgende Zuwendung bedarf nicht deshalb, weil fie ſchenkweiſe erfolgt, einer 
befonderen Form. Unträge auf eine weitergehende Formalifierung der Schenkung wurden von 
der zweiten Kommiſſion abgelehnt (®. II Bd. 2 ©. 13ff.). Imöbefondere ift der Erlaß einer 
Schuld (8 397, RG. 53 ©. 294), die Abtretung einer Forderung (8 398), wenn fie ſchenkweiſe 
erfolgt, nicht an eine befondere Form gebunden; für die Übertragung bes Eigentums an einer 
beweglichen Sache gelten in dem gleichen Falle lediglich die allgemeinen Erfordernifie der 88 929 
bis 931, es genügt mithin auch ein constitutum porsessorium nad) 8 930, Bei der zum Bivede 
einer Schenfimg erfolgenden Übergabe eines Sparkaſſenbuchs kann eine ſchenkweiſe Abtretung der 
Forderung vorliegen; diefe tft formlos gültig (DIZ. 1903 ©. 348). Die Abficht der Parteien kann 
aber auch dahin gehen, dab ber Empfänger einen Betrag abheben und als Geſchenk behalten foll; 
dann tft mit ber Abhebung bie verfprochene Leiftung bewirkt (vgl. Kuhlenbed in ZW. 1902 ©. 242). 


519. 
©. II 8 466 vew. 8 513; IU 8 514. 9.11 30.2 €. 21; Bd.4 6.481. SB. €. 1968. 


1. Der 8 519 gewährt gegen den Auſpruch auf Erfülung eines ſchenkweiſe erteilten 
Verſprechens, d. 5. eines Schenkungsverſprechens ober eines ſchenkweiſe erteilten abftraften Schuld⸗ 
verfprechens, dem Scheukler eine Einrede (vgl. Bd. I ©. 53), welche ihm einen über das gemein⸗ 
rechtliche beneficium competentiae hinausgehenden Schuß bietet (über den abweichenden Stand» 
punkt bes €.1f. M. II Bd. 2 ©. 298). Der Schenker kann bie Erfüllung des Verſprechens inſoweit 
verweigern, al8 buch fie nach dem gegenwärtigen Stande feines Vermögens, wie er ſich nad 
Abzug aller feiner fonfligen Verpflichtungen ergibt, feim eigener ftandesmäßiger Unterhalt und 
die Erfüllung der ihm geſetzlich obliegenden Unterhaltöpflichten gefährdet werben wilde. Zur 
Begründung ber Einrede ift nicht erforderlich, daß die Erfüllung des Verſprechens ben ftanbes« 
mäßigen Unterhalt fon gegenwärtig beeinträdtigen, fondern nur, daß fie ihn, etwa mit 
Ruckſicht anf eine im Ausſicht ftehende Verminderung bes Einkommens, gefährden würde 
G. II Bd. 4 ©. 481). Der Gefährdung bed eigenen Unterhalts Hat die Kommilfion des Reiche» 
tags die Gefährdung der Erfüllung der gefeglichen Unterhaltspflichten gleichgeftellt. Es follte 
hierdurch verdeutlicht werben, daß die Verpflichtung aus einem ſchenkweiſe erteilten Verſprechen 
nicht zu ben „fonftigen Verpflichtungen“ des Unterhaltspflictigen gehöre, welche nad Maßgabe 
des 8 1603 Abf. 1 die Unterhalispfliht ausſchließen. Der Zufag bezwedte alſo eine Einfchräntung 
des 8 1603 Abſ. 1. Seine unmittelbare Wirkung liegt aber in einer Erweiterung ber Einrede 
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8. 520. Verſpricht der Schenker eine in wieberfehrenden Leiftungen beftehende 
Unterftägung, fo erlifcht die Verbindlichfeit mit feinem Tode, fofern nicht aus 
dem Berjprechen fich ein Anderes ergiebt. 


des Schenlers. Diefe ift nicht nur gegeben, wenn bie Erfüllung des Schenkungsverſprechens bie 
Erfüllung ber gejeglichen Unterhaltapflihten beeinträdgtigen wirbe — infoweit exgibt ſich 
die Buläffigfeit der Einrede jhon aus den Worten „bei Berüchſichtigung feiner fonfligen Ver⸗ 
pflihtungen” —, fondern ſchon dann, wenn bie Erfüllung der gefeglicden Unterhaltspflichten nur 
gefährdet würbe. 

Die Einrede beftehtnur, joweit und folange der Schenker zur Erfüllung des 
Verſprechens außerftande tft. Auch die rechtöfräftige Abweiſung bes Anſpruchs aus einem 
ſchenkweiſe erteilten Verſprechen auf Grund der Einrede ſchließt die erneute Geltendmadung beim 
Nachweiſe veränderter Umftände nicht aus (ebenfo Erome 2 ©. 515; Dernburg ©. 153, 
Kober Erl. I 7; Dertmann Eıl. 5). 

Ein Verzicht auf bie Einrede im voraus ift nad Wortlaut und Zwed der Borfchrift 
unwirkſam (ebenfo Dernburg ©. 155; Kober Erl. I 2b; Dertmann Erl. 3). 

2. Der Abſ. 2 fept voraus, daß mehrere nacheinander entftandene Anſprüche verſchiedener 
Gläubiger aus ſchenkweiſe erteilten Verſprechen zufammentreffen, d. 5. nebeneinander befiehen. 
Entjtanden tft ein folder Unfpruch mit der Annahme des Verſprechens, auch wenn er bedingt 
ober betagt ifi (ebenfo Dernburg 8 156; a. U. Dertmann Erl. 6a zu 8 519). In dem 
vorausgefegten Falle fol der früher entftandene Anfprud dem fpäter entftandenen 
vorgehen. Die jüngere Schenkung foll bei Unzulänglichkeit des Vermögens des Schenkers zur 
Befriedigung beider Anfprüche ben Ausfall tragen, ähnlich wie nach $ 2329 Abſ. 3. Wird alfo 
der ältere Auſpruch zuerft geltend gemadt, fo Tann ſich der Schenker zur Begrlindung ber Bes 
dürftigkeltseinrede nicht auf feine Verpflichtung aus dem jüngeren Berfprechen berufen. Aber 
aud wenn ber jüngere Anſpruch zuerft geltend gemacht wird, geht der ältere vor. Daraus 
dürfte zu folgern fein, daß fich ber Schenker zur Begründung der Beduürftigkeitseinrede nit nur 
auf die Berpflihtung aus dem älteren Verſprechen berufen ann, fondern wenn er dies zu tum 
unterläßt und den jüngeren Anſpruch befriedigt, dem älteren Anfpruch gegenüber die hierdurch 
verurfachte Minderung feines Vermögens nicht zur Begründung jener Einrebe geltend maden 
kann (ebenfo Schollmeyer ©. 52f.; Kober Erl. IT 1 zu 8 519; Kohler 2 ©. 2391; 
Dertmann Erl. 6a zu $ 519; a. U. die früheren Auflagen und Dernburg ©. 156, der dem 
Schenter die Einrede gegen ben älteren Anſpruch nur entziehen will, wenn er ben jlingeren 
Anſpruch in der Abficht, den älteren zu fehmälern, befriedigt Hat). Zur Nidforberung bes 
Gefchentes von dem fpäter Beſchenkten tft der Schenker nad) 8 528 berechtigt, ohne daß ihm die 
Möglichkeit, bie Erfüllung des älteren Verſprechens zu verweigern, entgegengehalten werben kann 
(a. U. Coſack 1 ©. 502). 

Bei gleichzeitig entftandenen Anfprüden Hat der Schenker die Wahl, inwieweit er 
ſich ber Einrede gegen den einen oder ben anderen Anſpruch ober gegen beide teilweiſe bedienen 
will (ebenfo Schollmeyer, Kober, Dertmann a.a.D.; Crome 1 ©. 515; Endemann 1 
©. 1034 Unm. 11; a. U. Dernburg ©. 156). 

3. Erfüllungsort. Eine Begüinftigung des Schenkers bezwedte auch ber E. I 8 446 durch 
die Auslegungsregel, daß das Schenkungsverfprehen im Zweifel an bem Orte zu erfüllen 
ſei, an dem der Schenker zur Erfüllungszeit feinen Wohnſit bat (P. I ©. 1828; M. II 
©. 298). Die zweite Kommiffion ſtrich die Vorſchrift, weil diefe in vielen Fällen (nad) 8 269) 
felbftverftändfi, in anderen, namentlich wenn die verſprochene Sade fih nicht am Wohnfige 
des Schenkers befinde, nicht richtig fei G. II Bb. 26 30). Nad dem hiernach allein maps 
gebenden 8 269 beftimmt ſich ber Erfüllungsort in erfter Linie nach der Vereinbarung, demnächſt 
nad) den Umftänden, namentlich nad; der Natur des Schuldverhältniffes, welche bei der Schenkung 
regelmäßig auf eine Abholungspflicht des Beichenkten führen wird (Dernburg ©. 149), 
ſchließlich nach dem Wohrfige des Schenkers zur Zeit der Entftehung des Schuldverhäftuiffes. 

Eine Abnahmepflicht, wie folde dem Käufer obliegt, beſteht für den Beſchenkten nicht. 


8 520. 
&. 18447; 11 8 467 ven. 8 514; III 8 516. 9.16.1816; MR. II 6.2981. PIE. 2 6.30. 


Die Borfrift des 8 520 Hat die Fälle tm Uuge, in denen dev Echenter dem Beichenkten 
eine Mente oder andere wiederkehrende Bezüge zum Lebensunterhalte im weiteften Sinne bes 
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$. 521. Der Schenker hat nur Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit zu vertreten. 
8. 522. Zur Entrichtung von Verzugszinfen ift der Schenker nicht verpflichtet. 


8. 523. Verſchweigt der Schenker argliftig einen Mangel im Rechte, jo ift 
er verpflichtet, dem Befchenkten den daraus entftehenden Schaden zu erjegen. 

Hat der Schenker die Leiftung eines Gegenftandes verjprochen, den er erft 
erwerben follte, fo kann der Befchenkte wegen eines Mangels im Rechte Schadens⸗ 
erjag wegen Nichterfüllung verlangen, wenn der Mangel dem Schenker bei dem 
Erwerbe der Sache befannt gewejen oder in Folge grober Fahrläffigkeit unbefannt 
geblieben ift. Die für die Gewährleiftungspfficht des Verkäufers geltenden Vor- 
jchriften des 8. 433 Abſ. 1, der 88. 434 bis 437, des 8.440 Ab. 2 bis 4 umd 
Der 58. 441 biß 444 finden entjprechende Anwendung. 


Wortes zuſichert. Die Verpflichtung zur Gewährung der Unterftügung erlticht danach mit dem 
Tode des Schenters nur für die Zukunft. Doch gilt dies nur, fofern fi nicht aus dem Verſprechen 
ober auch aus nachträglichen Vereinbarungen ein anderes ergibt. Diefe Ausnahme bat zu bes 
weifen, wer fie behauptet. 

Der Auſpruch auf [yon fällige Leiftungen fann auch gegen die Erben des Schenkers 
geltend gemacht werden. 

Der Anfprud auf die Unterftügung ift nad dem Sinne eines ſolchen Schenfungs- 
verfprechens unvererblich. 

g 521. 
@.18 442; II 8 468 ve. 8 515; III 8 516. PIE. 1808.; M.II 6.296. P. II vd. 2 6. 21, 27. 

Der Sag, daß der Schenker nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit (vgl. Bd. IS. 40) zu 
vertreten Kat, enthält eine Ausnahme von ber Megel des 3 276 Abf. 1. Ex gilt vor allem 
für die Haftung des Schenker wegen Nichterfüllung der Verbindlichkeit, aber auch für die 
Schadenserfagpflicht im alle des Verſprechens einer unmöglichen ober verbotenen Leiſtung 
gemäß 88 307, 309 (PB. Ia. a. O.). Er gilt auch zugunften der Erben des Schenters. 
Im Falle der nachträglichen Unmöglichkeit der ſchentweiſe verſprochenen Leiftung kommt auch 
dem Beichenkten die allgemeine Vorſchrift des 8 281 über die Verpflichtung des Schuldners 
zur Herausgabe eines von ihm erlangten Erſatzes zu ftatten. 

Die Haftung des Schenters kann durch Vertrag verſchärft und, unbeſchadet bes 8 276 Ubf. 2, 
gemildert werben. 


$ 52. 
@. 18445; 11 8 769 vev. 8 516; II 8 517. P.I 6. 1809M.; M.IIE.297f. P. U 0.2 6.297. 
Verzug bed Scheukers. Die Borausfegungen, unter welchen der Schenker in Verzug 
tommt, beitimmen ſich nady den allgemeinen Borfchriften (88 284, 285). Aus 8 521 ergibt ſich 
jebod, dab der Verzug auch ausgeſchloſſen ift, wenn infolge einer nicht groben Fahrläſſigkeit 
des Schenkers bie rechtzeitige Leiftung unterbleibt. 
In betreff der Wirkungen des Verzugs gelten ebenfalls die allgemeinen Beftimmungen 
(88 286 ff.) mit ber einzigen, im 8 522 vorgefehenen Ausnahme: der Schenker kann nicht Berzugs- 
zinfen (88 288, 290) verlangen, muß vielmehr im einzelnen falle einen ihm durch den Verzug 
verurſachten Schaden nachweiſen. Der 8 522 kommt auch den Erben bes Schenters zu ftatten. 
Bezüglich der Berpflihtung zur Zahlung von Prozeßzinſen (8 291) und der 
Folgen der Rechtshängigkeit in dem falle, daß ein beftimmter Gegenftand zu leiften ift 
48 292), unterliegt der Schenfer den allgemeinen Grunbfägen. 


4 528. 
@.18 443; 11 8 470 vev. 8 517; III 8 518. P. 1 6. 725, nn 32481., 3252f.; M. II 6.4431. 
P.1 88.2 6. 25ff.; 88.6 ©. 183. 
Cohn, Die Verpflihtung des Schenkerd zur Gewährleiſtung wegen eines Mangels im 
Rechte nad) gemeinem Recht und BGB. 1903. 


432 VII. Abſchnitt: Einzelne Schulbverhältnifie. 


1. In beireff der Haftung bed Schenferö wegen Mangels im Rechte unterihied der E. J 
8 443 das auf einen nur der Gattung nad beitimmten Gegenftand gerichtete Schenkung» 
verſprechen von allen anderen Schenfungen. Diefe Unterfheibung bat die zweite Kommiffion 
aufgegeben (vgl. Jacubezky ©. 110). Nach $ 523, der auf ihren Veichlüffen beruft, find- 
folgende Fälle zu unterfheiden: 

a) Solche Schenkungsverſprechen und unmittelbar vollzogene Säentungen,. 
deren Gegenftand zu dem vorhandenen Vermögensbeftande des Schenkers ges 
hörte. Trifft letztere Vorausjegung zu, fo ift ed gleichgültig, ob der Gegenftand bes Ver— 
ſprechens nur ber Gattung nad) beflimmt war oder nicht. Bei den bezeichneten Schenkungen 
‚geht das Gefeg davon aus, daß der Schenker den Gegenftand nur fo gewähren will und foll, 
wie er thn hat. Zur Verſchaffung eines Rechtes an bem Gegenftande, welches ber Schenfer 
ſelbſt nicht Hat, ift er demnad nicht verpflichtet, und er haftet aljo wegen Mangels im Rechte 
regelmäßig nit. Falls er jebocdh den Mangel bei der Schenkung kennt und argliftig verſchweigt 
(vgl. oben ©. 345 Erl. zu $ 443), hat er dem Beſchenkten den daraus entfiehenden Schaden zu 
erjegen (Abf. 1). Die Erjagpflicht beſchränkt fi) auf den Schaben, den der Beichenkte dadurch 
erleidet, daß er auf die Unentziehbarkeit bes Gegenſtandes gerechnet hat, das negative Interefie; 
ber Beichenkte kann nicht Echadenserfag wegen Nichtverichaffung des Rechtes, das Erfüllungs- 
interefie, verlangen. 

Die in den P. II 8b. 2 ©. 27 vertretene Anſicht, dab fih für die Hier fraglichen 
Schenkungsfälle eine Haftung des Schenkers im Falle grobfahrläffiger Unkenntnis eines- 
Mangels im Rechte aus 8 307 ergeben könne, bürfte nicht zutreffen, da letztere Vorſchrift 
ſich nur auf Verträge über objektiv unmögliche Leiftungen bezieht (a. U. Meisner Erl. 3 
zu 8 523). 

b) Scentungsverfpreden, deren Gegenftand der Schenker erſt erwerben 
foll. Daß der Gegenftand vom Schenker erft erworben werben foll, muß ben Beteiligten befannt 
und von ihnen beabfiätigt fein, braucht ſich aber nicht aus der Schenkungsurtunde zu ergeben 
(a. A. Coſack 1 ©. 500; wie Hier Crome 2 ©. 516 Anm. 30; Dernburg ©. 151 Anm. 8). 
Gleichgültig ift, ob der Gegenftand nur ber Gattung nah beftimmt ift oder nicht (ebenfo 
Windfheid:Kipp 2 ©. Fo gegen die Anwendbarkeit des Abſ. 2 anf nicht der Gattung nad) 
beftinmte Saden Eofad 1 ©. 500, Kohler 2 ©. 84 Anm. 1; dgl. Cohn ©. 64ff.). Die 
‚Haftung des Schenterd wegen ee in foldem Falle wird im Abſ. 2 geregelt. 

Der Schenker Haftet für einen Mangel im Rechte nur dann, wenn der Mangel ihm bei 
dem Erwerbe des Gegenftandes (im Gejegesterte Heißt es wohl durch ein Faſſungsverſehen „ber 
Sache“) befannt geweſen ober infolge grober Fahrläſſigkeit unbelannt geblieben ift (Satz 1). 
Der Borfchrift liegt der Gedanke zugrunde, daß der Erwerb des verſprochenen Gegenftandes zur 
Erfüllung des Verſprechens gehört (dagegen mit Unrecht Dertmann Erl. 2e zu 8 523), der 
Schenker daher bei dem Erwerbe Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten hat (8 521). 
Unter der bezeichneten Borausfegung haftet ber Schenker wegen folder Mechtsmängel, die nad; 
8 433 Wbf. 1 (oben ©. 332f. Erl. 62 A, b), 88 434—437 ber Verkäufer zu vertreten bat. 
Der Beichenkte kann Befeitigung des Rechtsmangels (a. U. Ungemwitter bei Gruch. 48 ©. 431) 
und ftatt deſſen unter den allgemein maßgebenden VBorausfegungen (88 280, 283, 8 286 Abi. 2) 
Schabenserfag wegen Nichterfüllung verlangen (vgl. P. II 8b. 5 ©. 227), letzteres jedoch mit 
der im 8 440 Abſ. 2—4 (oben ©. 343 Erl. 5), $ 441 vorgefehenen Einſchränkung. Die Beweit- 
laft beitimmt fidh nad) 8 442. Die Gewährleiftungspfliht Tann mit ber aus $ 443 folgenden 
Beſchränkung vertragsmäßig anderweit geregelt werben. Der im Sag 2 endlich angeführte 8 444 
wird nicht nur unter der im Sag 1 beftimmten Borausfegung, fondern auf Schenkungen allgemein 
entſprechende Anwendung zu finden haben (ebenjo Kober Erl. 2b a). 

Abgeſehen von dem im Abſ. 2 Sag 1 bezeichneten Falle verpflichtet auch ein Schenkungs⸗ 
verſprechen, das auf Leiftung eines vom Schenker erft zu erwerbenden Gegenftandes gerichtet ift, 
den Schenker nicht zur Gewährleiſtung wegen Mangels im Rechte. 

2. Hat der Schenker eine über das gefegliche Maß hinausgehende Gewährleiftungspflict 
durch Bertrag übernommen, fo haftet er für die Erfüllung nad ben allgemeinen Vorſchriften 
über die Erfüllung einer Vertragspfliht. Die im $ 521 beftimmte Beichräntung der Haftung 
gilt dann nit (Endemann 1 ©. 1035 Anm. 16). Die Vertragserklärung des Schenkers bedarf 
ber Form des & 518 (Eofad 1 ©. 500; Endemann 1 ©. 1033 Anm. 3). 

8. Berügli der Schenkung unter einer Auflage vgl. auch 8 526. 
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$. 524. Verjchweigt der Schenker argliftig einen Fehler der verfchenkten 
Sache, jo ift er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entftehenden Schaden 
zu erfeßen. 

Hatte der Schenker die Leiftung einer nur der Gattung nach beftimmten 
Sache verfprochen, die er erft erwerben follte, jo kann der Beſchenkte, wenn Die 
geleiftete Sache fehlerhaft und der Mangel dem Schenker bei dem Erwerbe der 
Sache befannt gewejen oder in Folge grober Fahrläffigkeit undefannt geblieben 
ift, verlangen, daß ihm an Stelle der fehlerhaften Sache eine fehlerfreie geliefert 
wird. Hat der Schenker den Fehler argliftig verſchwiegen, jo kann der Befchenfte 
ftatt der Lieferung einer fehlerfreien Sache Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. Auf diefe Anfprüche finden die für die Gewährleijtung wegen Fehler 
einer verfauften Sache geltenden Vorfchriften entfprechende Anwendung. 


8 524. 
ei 18 444; II 8 471 rev. 8 518; 2m 8519. 9.1 €. 790ff., * 3253, 3558, 3561; M. II 6. 297. 
P.1 80.2 6. 281.; 3.6 6.1 

1. Der & 524 regelt bie gefegliche Haftung des — wegen Fehler der 
geſchenkten Sache. 

Sie bezieht ſich auf Fehler der im 8 459 Abſ. 1 bezeichneten Art (oben ©. 362 
El. 1b 2). 

Bezüglich der Haftung gilt, entiprehend bem 8 523 Abſ. 1, als Regel, dab 
der Schenker nur durch argliftiges Verfchweigen eined ihm bekannten Fehlers zum Erſatze 
de3 aus dem Verſchweigen entftehenden Schadens, alſo des negativen Intereſſes, verpflichtet 
wird (Abſ. 1). 

Eine weitergehende Haftung trifft ben Schenker im Falle eines Schenkungsverſprechens, 
welches auf Leiftung einer nur der Gattung nach beftimmten Sache gerichtet ift, die dev Schenker 
exit erwerben follte (wegen feiner Verpflichtung zur Leiftung einer Sache von mittlerer Art und 
@üte ſ. $ 243 Abſ. 1), und zwar unter zwei Borandfegungen: 

a) Iſt dem Schenfer bei dem Erwerbe der Sache der fehler befannt geweſen oder infolge 
grober Fahrläffigteit unbekannt geblieben, fo kann der Beſchenkte Lieferung einer fehlerfreien 
Sade an Stelle ber fehlerhaften verlangen (Abſ. 2 Sag 1). Die Vorfehrift beruht auf dem» 
felben Gedanken wie ber 8 523 Abf. 2 (vgl. Exl. 1b zu 8 523). 

b) Hat der Schenter einen ihm ſchon bei dem Ermerbe ber Sache befannt geweſenen oder 
fpäter befannt gewordenen Fehler dem Beſchenkien argliftig verichwiegen, fo fann legterer nad 
feiner Wahl Lieferung einer fehlerfreien Sache oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung (im 
re zu Abſ. 1) verlangen (Abſ. 2 Satz 2). Die Beſtimmung flieht fih dem 8 480 

bj. 2 an. 

Auf diefe Anſprüche des Beſchenkten auf Lieferung einer fehlerfreien Sache und auf 
Schadenserfag wegen Nichterfüllung finden bie Vorſchriften, welche für die gleichen Anſprüche 
bed Käufers gelten, entfprechende Anwendung. Die entiprehenb anwendbaren Vorſchriften finden 
fi bezüglich des erſtgenannten Anfpruds im 8 480 Abf. 1 (oben ©. 390 Erl. 3 zu $ 480) 
und 8 491. Für den Anfprud) auf Schadengerfag wegen Nichterfüllung gelten biefelben Vor— 
ſchriften wie für den im 8 480 Abſ. 2 beſtimmten Anſpruch gleichen Inhalts (vgl. oben ©. 391 
El. 5 zu 8 480). Neben biefen Anſprüchen wird dem Beſchenkten im Falle ſchuldhafter Liefe- 
rung einer fehlerhaften Sache nad; Maßgabe bes in ber Exl. 6 zu 8 480 Bemerkten ein An« 
ſpruch auf Erfag des dadurch verurfahten Schadens zuftehen; do beftimmt fi das vom 
Schenker zu vertretende Verſchulden nad 8 521 (Endemann 1 ©. 1033 Unm. 1). 

2. Welde Wirkung die Sufigerung einer Eigenſchaft der verichenkten Sache hat, beftimmt 
fih nad) dem aus den Umftänden zu ermittelnden Sinne der Zufiherung. Der 8 524 ſpricht 
deshalb abſichtlich nicht allgemein von Mängeln, fondern nur von Fehlern der Sache. 

Bezüglih ber vertragsmäßigen Berfhärfung ber Gewährleiſtungspflicht 
gilt Hier dasfelbe wie bei Rechtsmängeln (Exil. 2 zu 8 523). 

8. Über die Schenkung unter einer Anflage vgl. auch 8 526. 


484 VII. Abfchnitt: Einzelne Schuldverältnifie. 


8. 525. Wer eine Schenkung unter einer Auflage macht, kann die Voll⸗ 
ziehung der Auflage verlangen, wenn er feinerjeit3 geleiftet hat. 

Liegt die Vollziehung der Auflage im öffentlichen Intereffe, fo fann nad) 
dem Tode des Schenker auch die zuftändige Behörde die Vollziehung verlangen. 


4583. 
@.18 448 Abf. 1; 11 8 472 ven. 9 519; III 520. — MI 6. 29901. 
2.11 8.2 6.01.; 3.6 6. 

Erome, Die partiarifhen Rechtsgeſchäfte 1897 ©. — Haymann, Die Schenkung 
unter einer Auflage nach römiſchem und deutſchem bürgerlichen Recht 1905. 

1. Schenfung unter einer Auflage (donatio sub modo). Begriff. Mit 8 525 beginnen die 
wenigen bejonderen Beftimmungen tiber die Schenkung unter einer Auflage (88 525—527). 
Eine geſetzliche Begriffsbeitimmung des Wortes Auflage ift, weil diefes in der neueren Mechts- 
ſprache eingebürgert fei, nicht für nötig erachtet worden. Der 8 1940 enthält zwar anfcheinend 
eine allgemeingültige Legalbefinition der „Auflage“, bezieht fi aber unzweifelhaft nur auf bie 
einer Zuwendung von Todes wegen beigefügte Auflage; insbefondere gilt nur für diefe Auflage 
das Begriffserfordernis, dab auf die dem Zumendungsempfänger auferlegte Leiftung nicht einem 
anderen ein Recht zugewendet iſt (vgl. $ 330 Satz 2). 

Der Begriff der Schenkung unter einer Auflage war in der Wiſſenſchaft des früheren 
Rechtes fein derartig feftitehender, daß er aus biefer entnommen werden könnte (vgl. über bie 
verfhiedenen Anfihten Haymann ©. 42ff.). Aus bem Gefege felbit ergibt ſich für ben Begriff 
folgendes: 

a) Die Schenkung unter einer Auflage tft Schenkung im Sinne des 8 516, alfo eine 
den Empfänger aus dem Wermögen des Gebers bereihernde Zumendung, bezüglich deren beide 
Zeile einig find, daß fie unentgeltlich erfolgt. Die dem Empfänger auferlegte Leiftung darf 
nad) der Parteiabfiht nicht die Bedeutung eines Entgeltö für die Zuwendung haben, widrigen- 
falls nicht eine Schenkung unter Auflage, fondern ein gegenfeitiger Vertrag vorliegt. Daß der 
Hauptzweck bes Geſchäfts die Bereicherung des Empfängers iſt, gehört nicht zum Begriffe (RG. 
in JW. 1905 ©. 286). Als Schenkung unterliegt die Schenfung unter einer Auflage den all- 
gemeinen Vorſchriften über Schenkungen, foweit fi nicht aus ben 88 525—527 ein anderes 
ergibt. Namentlich gelten die allgemeinen Vorſchriften über das Zuftandelommen der Schenkung 
(8 516), die Form (8 518) und ben Widerruf (88 530ff.). 


b) Die Schenkung unter einer Auflage unterjceibet fi aber von anderen Schenkungen 
dadurch, daß bei ihr der Schenkung, d. 5. ber zu biefer erforderlihen Einigung über die Un- 
entgeltlicheit der Bumenbung, eine fogenannte Auflage, beigefügt wird, d. 5. eine Neben- 
beftimmung dahin, daß dem Bumwendungsempfänger eine Leiftung, eine Verpflichtung auferlegt 
wird (vgl. $ 330 Sag 2 „eine Leiflung an einen Dritten auferlegt”), Daß die Begründung 
einer Verpflichtung des Empfängerd zu einer Leiftung zum Begriffe ber Schentungsauflage 
gehört, ergibt fi aus $ 525, der dem Geber nad) feinerfeitS bewirkter Leiftung einen Anz 
fpruch auf Vollziegung der Auflage gewährt (vgl. Erl. 2), und aus der Analogie des für die 
Auflage bei Zuwendungen von Todes wegen gegebenen Begriffsbeftimmung des $ 1940. Soll 
nad der Parteiabſicht nicht eine Verpflichtung des Empfängers zu der ihm auferlegten Leiftung 
begründet werden, fo flellt fih die Vewirkung der bedungenen Leiſtung, wenn anders es fih 
nit um eine bloße unverbindlihe Empfehlung handelt, möglicherweife als ber mit ber Zu= 
wendung nad dem Inhalte des Mechtögefchäfts bezwedte Erfolg im Sinne des 8 812 Abſ. 1 
Sag 2 dar, defien Nichteintritt den Geber berechtigt, die Herausgabe der ungerechtfertigten Be 
reicherung zu verlangen (vgl. Kohler 2 ©. 288). 

Die dem Empfänger auferlegte Leiftung ann in einem Tun oder in einem Unterlaſſen 
beitehen (vgl. 8 241). Sie kann dem Empfänger zugunften bes Gebers oder eines Dritten ober 
auch zugunften des Empfängers felbft auferlegt werben; doch bedarf e8 in letzterem Falle bes 
fonderer Prüfung, ob in der Tat eine Verpflichtung bed Empfängers zur Leiftung beabfichtigt 
ift oder ob nur ein Hat, eine Empfehlung oder die Ungabe der Beranfafjung für bie Schenkung 
vorliegt (M. II ©. 300). Die Leiftung braucht nicht einen Geldwert zu haben. Ebenfowenig 
gehört e8 zum Begriffe der Schenkung unter einer Auflage, daß der Wert der Zuwendung ben 
Bert der Auflageleiftung überfteigt. 
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6) Die Schentung bildet mit der Vereinbarung über die Auflage zufammen 
ein einheitlihes Rechtsgeſchäft. Iſt daher die Auflageabrede nichtig, z. B. weil fie gegen 
ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſiößt oder weil die Leiftung unmöglich 
ift, fo findet die Vorfchrift des $ 139 Anmendung; das ganze Rechtsgeſchäft iſt danach nichtig, 
wenn nicht anzunehmen ift, daB es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen fein würde. 
Die Ietere Annahme wird aber bei ber Schenkung unter einer Auflage nicht felten begründet 
fein (gl. $ 2195). Möglich ift auch, dab die Art der Auflageleiſtung das ganze Schenkungs- 
geihäft zu einem gegen bie guten Sitten verftoßenden ftempelt. Wird die Auflageleiltung nadjs 
trãglich unmöglich, fo wird der Empfänger, wenn er bie Unmöglichkeit nicht zu vertreten Bat, 
nach $ 275 von feiner Verpflichtung frei; andernfalls findet ber 8 527 Anwendung. 

2. Abſ. 1. Die Vorſchrift entfpricht dem in der gemeinrechtlichen Wiſſenſchaft anerkannten 
Sage, daf die Auflage (modus), im &egenfage zur aufichtebenden Bedingung, nicht fuspendiert, 
aber zwingt. Sie enthält zweierlei: 

a) Der Schenter ann im Falle des Schentungsverfprehens vor deſſen Er- 
füllung nit die Bollziehung ber Auflage, d. 5. die Bewirkung der dem Empfänger 
anferfegten Leiftung, verlangen. Der Unfprudy auf Vollziehung der Auflage entfteht erſt mit 
der Erfüllung des Schenkungsverſprechens, fo daß der Nachweis der erfolgten Erfüllung zu feiner 
Begründung gehört und die vor ber Erfüllung des Schenkungsverſprechens bemirkte Auflageleiftung 
als Leiftung einer Nichtfhuld zurlidgefordert werden kann (Haymann ©. I5ff.). Der Schenker 
bat gegenüber ben Anſprüchen bes Beſchenkten auf Erfüllung des Schentungsverjprechens feine 
Einrede des nichterfüllten Vertrags und kein Burüdbehaltungsrecht. Die Auflageabrede begründet 
einen duch die Erfüllung des Schenkungsverſprechens auffchiebend bedingten Anſpruch auf 
Vollziehung der Auflage (fo wohl auch Coſack 1 ©. 503; gegen ihn Crome 2 ©. 519 
Anm. 2; Endemann 1 ©. 1030 Anm. 28; ferner Haymann ©. 102ff.; f. aber auch 
©. 1095). Nicht ausgefchlofien erfheint e8 aber, daß die Parteien, abweichend von der Regel 
des Abi. 1, den Empfänger in betreff der Auflage zur Vorleiftung verpflichten, fo 3. B. dann, 
wenn ihm bie Verpflichtung zur Tragung der Beurkundungskoſten auferlegt ift; die Vorſchrift 
des Abf. 1 Hat in dieſer Hinficht nur dispoſitive Bedeutung (ebenfo Haymann ©. 105ff.). 

b) Nach der Erfüllung bes Schenkungsverſprechens oder bei anderen Schenkungen, nad)» 
bem die Zuwendung erfolgt und bie Einigung fiber bie Unentgeltlichkeit zuftande gekommen fit, 
bat der Schenker einen Anſpruch auf Bollziehung der Auflage. Die Vorausfegung, 
daß der Schenker ſeinerſeits geleiftet Hat, ift auch erfüllt, wenn er ben zu leiftenden Gegenitand 
rechtmäßig unter Ausſchluß der Ridnahme hinterlegt hat (Kohler 2 ©. 286), Die Verpflichtung 
des Empfängers zur Vollziehung der Auflage ift für dem Begriff der letzteren wejentlic (vgl. 
Erl. 1b). Mangels der Abficht einer folchen Verpflichtung Iiegt keine Schenkung unter einer 
Auflage vor (a. A. Eofad 1 ©. 503, der foldenfals nur den & 525, nicht dagegen ben 
$ 527 für unanmwendbar Hält, während auch biefer eine Verpflichtung zur Leiſtung vorausſetzt, 
oßne die z. B. der dort in Bezug genommene 8 283 feine Anwendung finden Tann). Unigefehrt 
gilt, wenn die Abficht, den Empfänger zu verpflichten, befteht, der 8 525 auch für den Fall, daß 
es fih um eine Auflage zugunften des Empfängers felbft Handelt (vgl. Endemann 1 
©. 1032 Anm. 34; Haymann ©. 22ff., 38ff.). 

Bei der Auflage zugunften eines Dritten iſt nah 8 330 Sag 2 im Zweifel an- 
zunehmen, daß ber Dritte unmittelbar das Recht erwerben foll, die auferlegte Leiftung zu fordern. 
Auch das Recht bes Dritten iſt aber von der Vorleiſtung bes Schenters abhängig ($ 334). 
Das Recht des Dritten ſchließt das Recht bes Schenkers, Bollziehung der Auflage zu verlangen, 
nicht aus (vgl. 8 333). 

8 Der Ab. 2 hat zur Vorausſetzung, dab die Vollziehung der Auflage im Öffentlichen 
Intereſſe liegt. Offentliches Interefie iſt das Intereſſe an der Erfüllung von Aufgaben öffent⸗ 
licher Verbände (Mei, Staat, Gemeinde, Kirche, Schule; vgl. Haymann ©. 163). Ob bie 
Borausfegung vorliegt, barliber entfcheibet dad Gericht. 

Iſt die VBorausfegung gegeben, fo gilt dennoch bei Lebzeiten des Schenlers 
lediglich die Vorfchrift des Abſ. 1. Nur ber Schenker hat alfo den Anſpruch auf Vollziefung 
der Auflage, und diefer Anfpruch unterliegt feiner freien Verfügung; ber Schenker Tann ihn 
namentlih buch Erlaß zum Erlöfchen bringen (ebenfo Dernburg ©. 161; Ennecceruss 
Lehmann 1 ©. 632; Schollmeyer ©. 56; Haymann ©. 170ff.). Befteht der Anfprud) 
des Schenferd auf Vollziehung ber Auflage noch, fo geht er mit dem Tode des Schenkers auf 
befien Exben über. Neben diefen Anſpruch des Erben tritt aber nah Abf. 2 die Befugnis 
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8. 526. Soweit in Folge eines Mangels im Rechte oder eines Mangels 
der verſchenkten Sache der Werth der Zuwendung die Höhe der zur Vollziehung 
der Auflage erforderlichen Aufwendungen nicht erreicht, ift der Beſchenkte berechtigt, 
die Vollziehung der Auflage zu verweigern, bis der durch den Mangel entitandene 
Fehlbetrag ausgeglichen wird. Vollzieht der Bejchenkte die Auflage ohne Kenntniß 
des Mangels, jo kann er von dem Schenker Erfag der durch die Vollziehung 
verurjachten Aufwendungen inſoweit verlangen, als fie in Folge des Mangels 
den Werth der Zuwendung überfteigen. 


der zuftändigen Behörde, die Vollziefung der Auflage zu verlangen (über die rechtliche 
Natur diefer Befugnis f. Haymann ©. 171, 174; Kohler im Arch. f. bürg. R. 21 ©. 259 ff.). 
Diefe Befugnis der Behörde wird von einem Verzicht des Erben auf den ihm zuftegenden Voll- 
ziehungsanſpruch nicht berührt, fondern erlifcht nur, wenn die Auflageleiftung bewirkt oder un⸗ 
möglich wird; legterenfalls bleibt nur dem Erben, wenn er feinen Vollziehungsanſpruch nicht 
durch Verzicht verloren bat, unter Umftänden ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Richt 
erfüllung oder ein Nüdforderungsreht nah 8 527 (Haymann ©. 175). Die zuftändige 
Behörde kann eine Reichs- ober Landesbehörde fein. Die zuftändige Landesbehörde ift meift 
ausdrücklich beftimmt (Preußen Ausf. V. v. 16. Non. 1899 Art. 7; Bayern Art. 107, Ausf.B. 
v. 24. Dez. 1899 8 24; Sachfen Ausf. V. v. 6. Juli 1899 8 10; Baden Ausf. V. v.12. Nov. 1899 
8 37; Heffen Art. 36). Mangels einer befonderen Beitimmung iit diejenige Behörde zuftändig, 
welcher nad) der Behördeneinrichtung die Wahrnehmung des betreffenden öffentlichen Intereſſes 
obliegt. 
Eine entſprechende Vorſchrift für letztwillige Auflagen enthält 8 2194 Sag 2. 


$ 526. 
@.18 448 W6f. 2; II 8 473 rev. 8 520; III 8 521. PIE. 1823, 3554, 3560; M. II 6. 301. 
9.13. 2 6. 301. 

1. Der 8 526 gewährt dem unter einer Auflage Beſchenkten aus Billigfeitsrüdfichten einen 
von den engen Boraudfegungen ber 88 523, 524 unabhängigen Schug für den Fall, daß in⸗ 
folge eines Mangels im Rechte des Schenkers oder infolge eines Mangels der gefchentten Sache 
der Wert der Zuwendung bie Höhe der zur Vollziehung der Auflage erforderlichen Aufwendungen 
nit erreicht. 

2. Sa 1. Der Anipruc des Schenker auf Bollziefung ber Auflage ift nach $ 525 Abſ. 1 
nur davon abhängig, daß er feinerjeitö geleiftet hat. Diefe Vorausſetzung wird durch einen 
Mangel im Rechte des Schenkers oder durch einen Mangel der Sache nur dann ausgeſchloſſen. 
wenn der Schenker fiir ben Mangel nad den 88 523, 524 Gewähr zu leiften hat. Andernfalls 
müßte der Befchentte die Auflage vollziegen, auch wenn die dazu erforderlichen Aufwendungen in 
dem Werte der Zuwendung, wie er fi) infolge des Mangels zur Zeit des Buftandelommeng ber 
Schenkung ergibt, keine Dedung fände. Das widerſpricht jedoch der Billigleit und dem Grund⸗ 
gedanken der Schenkungsauflage (vgl. Haymann ©. 118ff.). Der Sag 1 gibt deshalb dem 
Beihentten gegen den Anſpruch auf Bollziehung der Auflage fo lange eine aufs 
ſchiebende Einrede, biß der durch den Mangel entitandene Fehlbetrag, d. 5. der Unterichieb 
zwiſchen dem Betrage ber zur Vollziehung der Auflage erforderfihen Aufwendungen und bem 
infolge bes Mangel8 verminderten Werte der Zumendung, ausgeglichen wird. Diefe Einrede 
fteht, wie der Gegenfag bes Sag 2 ergibt, dem Beſchenkten auch dann zu, wenn er den Mangel 
bei der Begründung der Auflageverpflichtung gekannt Hat. Hiervon wird auch nicht mit Haymann 
©. 121 Ann. 2 für den Fall eine Ausnahme anzuerkennen fein, daß bie Auflage dazu bejtimmt 
iit, den Schenker vor einer Einbuße zu bewahren, die ihn als eine neben bem Verluſte bes ge— 
ſchentten Gegenftandes einhergehende Folge der ımentgeltlihen Veräußerung, z. B. vermöge einer 
durch die Veräußerung verwirkten Vertragsſtrafe, trifft. Die Einrede ſteht bem Beſchenkten auch 
gegen ben Anſpruch eines Dritten oder ber zuftändigen Behörde auf Bollziehung ber Uuflage zu. 

3. Sag 2. Hat der Beſchenkte die Auflage unter Aufwendungen, bie durch den infolge des 
Rechts⸗ oder Sahmangeld verminderten Wert der Zumendung nicht gededt werden, bollzogen, 
obwohl er den Mangel kannte, fo kann er den Mehrbetrag der Aufwendungen nicht erſetzt ver⸗ 
langen, aud; wenn er bei der Vollziehung der Auflage die Unzulänglichkeit des Wertes ber Zu— 
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8. 527. Unterbleibt die Vollziefung der Auflage, fo Tann der Schenker 
die Herausgabe des Geſchenkes unter den für das Rücktrittsrecht bei gegenjeitigen 
Verträgen beftimmten Voranzfegungen nad) den Vorfchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung infoweit fordern, als das Gefchenf zur Voll- 
ziehung der Auflage hätte verwendet werben müfjen. 

Der Anfpruch ift ausgeſchloſſen, wenn ein Dritter berechtigt iſt, die Voll— 
ziehung der Auflage zu verlangen. 


wendung nicht gefannt hat. Dagegen gewährt ihm Sat 2 einen ſolchen Erfaganfprud 
in dem falle, daß er bei der Bollziehung der Auflage den Mangel nicht gefannt 
hat. Daß die Unfenntnis auf grober Fahrläffigkeit beruhte, fließt den Anſpruch nicht aus. 
Die Unkenntnis des Mangels ift als Vorausfegung des Anſpruchs von bem Beſchenkten zu be= 
weiſen (ebenfjo Erome 2 ©. 520; Haymann ©. 123 Anm. 2; Schollmeyer ©. 65; jet 
auch Dertmann Erl. 4 zu 8 526; a. A. Kober). Der zu erfegende Betrag ift nach 8 256 Sag 1 
mit 4 v. 9. zu verzinfen. Iſt der Beſchenkte zur Vollziehung der Auflage eine Verbindlichkeit 
eingegangen, jo kann er in Höhe des dur den Wert der Zuwendung nicht gebedten Betrags 
gemäß 8 257 vom Schenker Befreiung oder Sicherheitsleiftung verlangen. 

4. Eine Ausdehnung der Vorſchriften des & 526 auf den Fall, daß die zur Vollziehung 
der Auflage erforderlichen Aufwendungen aus anderen Gründen als wegen eines Rechts— 
oder Sahmangels ben Bert der Zuwendung überfieigen, erſcheint unzuläffig (ebenſo Coſack 1 
©. 504; Haymann ©. 117f.; a. U. Dertmann Erl. 4 zu 8 525). 


go. 
€. 11 8 474 rev. 8 521; II 8 522. 9.1186. 2 €. 321. 


1. Grundgedanke. Die von ber zweiten Kommiſſion im Gegenfage zum E. I (vgl. M. II 
6. 302 f.) aufgenommene Vorſchrift beruht auf der Auffafſung, daß bei der Schenkung unter einer 
Auflage regelmäßig die unentgeltliche Bereicherung des Beichenkten der Hauptzwed, die Vollziehung 
der Auflage nur Nebenzwed iſt. Wenn daher die Vollziefung ber Auflage unterhleibt, fo kann 
zegelmäßig nicht das ganze Geſchenk wegen Nichteintritiß des „mit der Leiftung nad) dem Inhalte 
des Rechtsgeſchäfts bezwedten Erfolges” gemäß 8 812 Abf. 1 Satz 2 zurüdgefordert werden. 
Handelt e8 fi jedod um eine Auflage, zu deren Vollziehung nad) der Abficht der Parteien das 
Geſchenk verwendet werben follte, jo muß ber Echenker in der Lage fein, falls bie Vollziehung 
der Auflage infolge Verſchuldens des Beſchenkten unterbleibt oder nicht binnen angemeſſener Frift 
erfolgt, das Gefchent, ſoweit e3 zur Vollziefung der Auflage hätte verwendet werden müſſen, 
zurädzuforbdern, um feinerfeit3 den Inhalt der Auflage zu verwirklichen. Mittelbar wird damit 
zugleich ein Drud auf den Beſchenkten ausgelibt, daß er die Auflage vollzieht. 

2. Abf. 1. Die Boransfegungen des Anſpruchs, der wie erwähnt nur bei Auflagen ge— 
geben ift, zu deren Vollziehung das Geſchenk zu verwenden ift (vgl. über biefe Vorausſetzung 
Haymann ©. 144f.), find die gleichen wie für das Nüctritterecht bei gegenfeitigen Verträgen. 
Der Anfprud tft alfo in folgenden Fällen begründet: 

a) wenn die Vollziehung der Auflage infolge eines vom Beſchenkten zu vertretenden Uns 
ftandes ganz oder teilweiſe unmöglich wird; im letzteren Falle hat der Schenter ben Anſpruch 
ſtets infoweit, als das Geſchenk zur Vollziehung des unmöglich gewordenen Teil3 der Nuflages 
leiftumg hätte verwendet werden müffen, und, wenn bie teilweife Volziefung der Auflage für ihn 
tein Intereſſe hat, infomweit, ald das Geſchenk zur Vollziehung der ganzen Auflage hätte verwendet 
werden müffen (8 325 Abſ. 1); der Beſchenkte Hat rach allgemeinen Grundjägen (8 276 Abf. 1) 
jede Fahrläffigfeit zu vertreten; 

b) wenn der Beſchenkte auf die Klage des Schenkers oder feines Erben zur Vollziehung 
der Auflage rechtskräſtig verurteilt ift und bis zum Ablaufe der ihm beſtimmten Frift die Hufe 
lage nicht oder nur teilweife vollzieht; im letzteren Falle gilt das zu a für ben Fall der teilmweifen 
Unmöglichkeit Bemerkte entſprechend ($ 325 Abf. 2); 

©) wenn der Beichentte mit der Vollziefung der Auflage im Verzug ift (8 284.) und 
entweder 

a) ber Beſchenkte bis zu dem Ablauf einer angemeffenen Frift, die ihm der Schenker mit 
der Erklärung, daß er die fpätere Vollziehung ablehne, beftimmt hat, die Auflage nicht oder nur 

Bland, Kommentar 3. 2GB. Bd. II. 8. Auflage. 29 


438 VIL Abſchnitt: Einzelne Schuldverhäliniſſe. 


8. 528. Soweit der Schenker nach ber Vollziehung der Schenkung außer 
Stande ift, feinen ftandesmäßigen Unterhalt zu beftreiten und die ihm feinen 
Verwandten, feinem Ehegatten ober feinem früheren Ehegatten gegenüber gejetlich 
obliegende Unterhaltspfliht zu erfüllen, Tann er von dem Befchenkten die 
Herausgabe des Gejchenfes nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer un- 
gerechtfertigten Bereicherung fordern. Der Befchenkte kann Die Herausgabe durch 
Zahlung des für den Unterhalt erforderlichen Betrags abwenden. Auf die Ver- 
pflidtung des Beichenkten finden die Vorfchriften de3 $. 760 fowie die für bie 


teilweife vollzieht, in welchem letzteren Falle wieder das über den Fall der teilweifen Unmögliche 
teit zu a Bemertte entſprechend anzuwenden ift, oder 

£) die verjpätete Vollziehung der Auflage für ben Schenker kein Intereſſe bat (3 326). 

3. Abſ. 2. Much unter den vorbezeichneten Vorausfegungen ift die Rildforderung aus» 
geihlofen, wenn ein Dritter berechtigt ift, die Vollziefung der Auflage zu verlangen 
(Erl. 2 a. €. zu 8 525). Ob der Dritte die Bollziehung wirklich verlangt, ift gleichgültig. Dem 
vollziefungsbereditigten Dritten fteht das Rüdforderungsrecht nach $ 527 nicht zu. Die zuftändige 
Behörde, welche nach 8 525 Abf. 2 nad) dem Tode des Schenters die Bollztefung einer Auflage 
verlangen fann, ift nicht ein Dritter im Sinne des Abf. 2; ihre Befugnis fteht daher nicht nur 
dem Rückforderungsrechte des Schenkers feldft nicht entgegen, da fie ja erſt mit deſſen Tode ent- 
fteht, fondern fließt auch das Müdforberungsrecht bes Erben des Schenkers nicht aus (ebenfo 
Haymann ©. 177; a. X. Erome 2 ©. 522; vgl. Schollmeyer ©. 57). 

4. Gegenftand ber Rüdforberung tft das Gefchent, d. 5. je nach Lage des Falles der ge- 
ſchenkte Gegenitand felbft oder fein Wert (vgl. Kober Erl. 5; Dertmann Erl. 2 zu 8 527), 
nur infoweit, als es zur .Bollziehung der Auflage hätte verwendet werben müſſen. Der Anſpruch 
bejtimmt fi näher nach den Vorſchrijten des $ 812 Abf. 1 Sag 2 und ber 88 815, 818, 820. 

5. Andere Rechtsbehelfe des Schenterd. Neben dem Rüdforberungsrechte nach $ 527 behält 
der Schenker ben Anſpruch auf Vollziehung ber Auflage, foweit er nicht durch Unmögliche 
werben der Bollziegung ausgeſchloſſen wird (Erf. 2a). Durch Friftbeftimmung in den Fällen 
der rechtökräftigen Verurteilung oder des Verzug (Erl. 2b, c) wird der Anſpruch auf Vollziehung 
nicht ausgeſchloſſen, wohl aber durch ein der Rückforderungsklage ftaitgebendes rechtskräftiges 
Urteil. Auch ein nad allgemeinen Grundfägen begründeter Schadenserfaganfprucd des Schenfers 
wegen Nichwollziehung der Auflage befteht neben dem Rückforderungsrechte nad 8 527 fort 
(gl. Haymann ©. 149j.). 

Dieſes Rüdforderungsrecht ift überhaupt nicht gegeben bei Auflagen, zu deren Vollziehung 
das Gefchent nicht verwendet zu werden braudt, 3. B. bei Auflagen, die auf ein Unterlaffen 
gerichtet find. In diefen Fällen beftimmt fich die Zuläffigkeit der Rüdforderung nach allgemeinen 
Grundfägen; danach kann der Schenker das ganze Geichent zurüdjordern, wenn er nachweiſt, 
daß gerade die Vollziefung der Auflage der mit der Schenkung bezwedte Erfolg war (ebenfo 
Endemann 1 ©. 1031 Anm. 33; Kohler 2 ©. 288; Dertmann Erl. 3 zu 8 527; Scholls 
meyer ©. 57; a. A. Dernburg ©. 162 Anm. 5; Haymann ©. 140f., 141; Meisner Erl. 
zu 8 527). 

Aber auch bei Auflagen ber im $ 527 voraußgefegten Urt ſchließt diefe Vorſchrift nicht 
aus, daß der Schenker gegebenenfalls berechtigt ijt, nach Maßgabe ber allgemeinen Vorſchriften 
über ungeredhifertigte Bereicherung das ganze Geſchenk zurückzufordern (ebenſo Erome 2 
©. 522; derf., Partiariſche Rechtsgeſchäfte ©. 537; a. A. auch Hier die Borgenannten). Zuläffig 
ift auch die Vereinbarung, daß die Schenkung im Falle der Nichtvollziehung oder auch nur im Falle 
ſchuldhafter Nichtvollziehung der Auflage unwirkfam wird (Dernburg ©. 163; Coſack 1 ©. 505). 

Die ſchuldhafte Nichterfüllung ber Auflage kann endlich den Schenker unter Umftänden 
zum Widerrufe der Schenkung wegen groben Undankes berechtigen ($ 530). 


& 528. 
KB. 6. 1969. 
1. Entftehung. Grundgedanfe. Die 88 528, 529 find durd die Kommiffion des Reichs⸗ 
tags aufgenommen worden. Der KB. bemerkt nad Anführung des mit den Paragraphen wörtlich 
übereinftimmenden Antrags nur folgendes: „Diejer Antrag, welcher fi) im Grundgedanken an 
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Unterhaltspflicht der Verwandten geltende Vorfchrift des. $. 1613 und im Falle 
des Todes des Schenferd auch die Vorfchriften des 8. 1615 entiprechende An⸗ 
wendung. 

Unter mehreren Befchenkten haftet der früher Beſchenkte nur infoweit, als 
der fpäter Beſchenkte nicht verpflichtet ift. 


bie 88 1123ff. Zeil I, 11 des preußtichen Landrechts anlehnt, wurde nach kurzer Debatte mit 
großer Majorität angenommen und bemgemäß die Beitimmung des 8 524 (des E. II — BOB. 
$ 534) auf die Nüdforderung ausgedehnt, woraus ſich auch die veränderte Stellung bes 
legteven Paragraphen nad 8 527 ergibt“. Die angeführten Borfchriften des preußifchen ACH. 
Cgl. Förſter-Eccius 2 8 122 unter VII, Dernburg, preuß. Privatrecht 2 8 164 
unter 4) bieten in der Tat nur ihrem Grundgebanten nach einen Vorgang für bie 88 528, 529, 
geftalten den Gebanten aber fo verſchieden aus, daß fie für bie Auslegung ber Beftimmungen 
des BGB. feinen Anhalt gewähren. Das in ben 88 528, 529 geregelte Recht des Schenkers ift 
nit ein Wiberrufsrecht, fondern ein eigenartiges Rückforderungsrecht nach den Vorfchriften über 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. Der 8 528 beftimmt die Vorausſetzungen und 
ben Gegenftand des Anſpruchs, der $ 529 die dem Beſchenkten zuftehenden Einreben. 

2. Abf. 1 Sag 1. Vorausſetzung des Rückforderungsrechts ift, dab der Schenfer nah . 
ber Vollziehung der Schenkung, d. 5. im Falle bes Schenfungsverfprechens nad Bewirkung der 
verſprochenen Leiftung, bei anderen Schentungen nad deren Buftandelommen, insbefondere nad) 
dem bie Zuwendung erfolgt ift, ganz oder teilweife außerfiande ift, ſowohl feinen eigenen 
ftandesmäßigen Unterhalt (vgl. 8 1610 Abſ. 1) zu beftreiten als auch feine gefeglihen Unter» 
haltspflichten gegen feine Verwandten, feinen Ehegatten und feinen früheren Ehegatten zu erfilllen. 
Daß das Unvermögen erſt nach ber Vollziehung der Schenkung oder fogar infolge ber Vollziehung 
entitanden ift, wird nad ber Faſſung des Sap 1 nicht zu erfordern fein (abw. die früheren 
Auflagen), wenngleih im $ 529 Abf. 1 für die dort an zweiter Stelle gewährte Einrede vor— 
ausgejegt wird, daß die Bedürftigkeit des Schenfer8 nad) ber Leiftung bes geſchenlten Gegenftandes 
eintritt. Das hier vorausgeſetzte Unvermögen des Schenkers liegt ſchon bann vor, wenn bie 
Mittel des Schenfer3 nur entweder zur Beltreitung feines Unterhalts oder zur Erfüllung feiner 
Untergaltspflichten ausreichten (fo Kuhlenbed JW. 1902 S. 253; Dernburg 5. 154; Dertmann 
Erl. 2 zu 8 528, die aber mit Unrecht die Faſſung des Geſetzes deshalb bemängeln). Bei der Ent 
ſcheidung über das Vorhandenfein bes Unvermögens bes Schenferd muß die für diefen nad den 
Umftänden gegebene Möglichkeit, fi die Mittel durch Arbeit zu erwerben, berückſichtigt werden 
(vgl. Kohler 2 ©. 290). Abweichend von 8 519 (vgl. Erl. 1 a. €. dazu) bleibt Hier die 
geſetzliche Unterhaltspflicht des unehelicden Waters, da das uneheliche Kind nicht zu feinen Ver⸗ 
wandten gehört (5 1589 Ab. 2), außer Betracht. 

3. Abſ. 1. Gegenftand des Anſpruchs. Someit das in Erl. 2 gelennzeichnete Unvermögen 
bes Schenkers reicht, gibt ifm Ga 1 einen Anſpruch auf Herausgabe bes Geſchenkes 
nad) den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungereditfertigten Bereicherung. Bon dieſen Bor- 
ſchriften fommt lediglich ber $ 818 in Betracht. Aus Sag 1 In Verbindung mit biefem Para- 
graphen würde fich ergeben, daß der Schenker Herausgabe des gejchentten Begenftandes mit ben 
im $ 818 Abſ. 1 bezeichneten Erweiterungen oder nad) 3 818 Abſ. 2 Werterfaß verlangen, der 
Beſchenkte aber den Anfpruc) Infoweit abwehren kann, als er bei dem Eintritte der Rechtshängig⸗ 
keit des Anſpruchs nicht mehr bereichert ift, während er von dem genannten Beitpunft an nad 
den allgemeinen Vorſchriften (88 291, 292) haftet (8 818 Abf. 3, 4). Indeſſen fragt es fich, 
inwieweit biefes Ergebnis durch den Gag 3 und die darin angezogenen Vorſchriften geändert wird. 
Sag 1 felbit gewährt den Herausgabeanfpruch nur in Höhe bes Betrags, der für den Unterhalt 
bes Schenkers und ber bort bezeicjneten Unterhaltsberechtigten erforderlich ift. Der Unterhalt ber 
legteren ift aber regelmäßig durch Entrichtung einer für je drei Monate voranszuzahlenden 
Geldrente zu gewähren (88 1612, 1580, 1360, 1361) und aud, wo er in Natur zu leiften ift, 
ift für ihn jeweilig erforderlich nur ein filr die nächſte Zukunft ausreichender Betrag; letzteres 
gilt ebenfo für dem eigenen Unterhalt des Schenters. Schon aus Sap 1 würde daher die Bes 
ſchränkung des Herauegabeanſpruchs auf den für den Unterhalt jeweilig erforderlichen Betrag 
erfolgen. Dementiprechend geftattet Satz 2 dem Beichentien, die Herausgabe bes Geſchenkes in 
Natur durch Zahlung des für den Unterhalt erforderlichen Betrags abzuwenden (vgl. die ähnliche 
Beftimmung bes 8 2329 Ubf. 2; ſ. auch $ 1973 Abf. 2 Sag 2, 81992 Sag 2), Anſchließend 

29* 
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daran erflärt Ga 8 auf die Verpflichtung des Beſchenkten, nämlich die allein vorher genannte 
Verpflichtung zur Herausgabe des Gejchentes, zunächit die Vorfchriften des & 760 für entiprechend 
anwendbar, wonach eine in Geld beitehende Leibrente für drei Monate vorauszuzablen ift. Aus 
dem Bufammenhalte diefer Vorfchriften ergibt fi alfo, daß der Schenter in Höhe des Belrags, 
ber ihm zur Beſtreitung feines eigenen UnterhaltS und des UnterhaltS der ihm gegenüber Unter- 
haltsberechtigten zu ber für das Urteil maßgebenden Zeit fehlt, von dem Beſchenkten Heraus— 
gabe des Geſchenkes oder Erfag feines Wertes zum Zwecke der Dedung einer je für brei Monate 
im voraus zahlbaren Geldrente von dem bezeichneten Betrage verlangen kann (ebenfo Enneccerus⸗ 
Lehmann 1 ©. 630). Eine abweichende Anſicht vertritt Dertmann Erl. 3 zu 8 528 (zu- 
ftimmend Crome 2 ©. 525 Anm. 19; Dernburg ©. 155 Anm. 19; Kuhlenbed ©. 243). 
Nah ihm ift in Sag 2 der Ausbrud „durch Zahlung bes für den Unterhalt erforderlichen 
Betrags“ „ungenau“; gemeint jet die „Ubernaßme einer entfprechenden Mente im Sinne des 
8 760“, und auf dieſe übernommene Mentenpfliht allein beziehe fi Sag 3. Indeſſen trifft 
letzteres jedenfall® nicht für den ganzen Inhalt des Satz 3 zu; benn ber durch bie Bezugnahme 
auf 8 1615 ausgeſprochene Rechtsſatz. betreffend das Erlöſchen des Anſpruchs mit dem Tode des 
Schenkers, muß aud für den Herausgabeanfprud nad Satz 1 gelten. Außerdem aber unterftellt 
die von Dertmann vertretene Auslegung der Sätze 2, 3 eine ſolche Unrichtigkeit der Faſſung, daß 
fie nur gebilligt werden könnte, wenn eine dem Wortlaut entfprechende Auslegung feinen annehm⸗ 
baren Sinn gäbe; dies aber ift nicht der Fall. Abgefehen davon, daß es fich hier um wieberfehrende 
Leiftungen hanbelt, ftimmt der $ 528 überein mit $ 2329. Handelt es fi aljo im Saß 2 nicht 
um bie Übernahme einer Mentenpfliht, fo erledigt fih auch bie vom gegnerifhen Standpunkt 
aus gezogene fehr bedenkliche Folgerung, daß ber Beſchenkte auf Grund der übernommenen 
Nentenpflicht felbit Über den Wert des Geſchenkes hinaus hafte (Crome, Dernburg). 

Aus den weiteren Berweifungen im Sak 3 ergibt ſich über den Gegenſtand bes Anfpruchs 
noch folgendes: 

a) Der Schenter Tann die Herausgabe des Gefchenfes zum Zwecke der Dedung der Unter- 
Baltsrente für die Vergangenheit nur von der Beit an fordern, zu welcher der Beſchenkte 
in Verzug gelommen oder ber Herausgabeanfpruch rechtskräftig geworden ift ($ 1618). 

b) Nach dem Tode des Schenkers Hat der Beſchenkte das Gefchen? zum Zwecke der Dedung 
der Beerbigungstfoften herauszugeben, fomweit deren Bezahlung nicht von dem Erben zu 
erlangen ift ($ 1615 Abf. 2). 

4. Anſpruchsberechtigter ift Iebiglih der Schenker ſelbſt. Die im Sag 1 erwähnten 
Unterhaltsberechtigten Haben gegen ben Beichenften feinen felbjtändigen Anſpruch, fondern müfjen 
fi an den Anfprud des Schenkers halten. x 

Mit dem Tode des Schenker erlifht der Anſpruch; nur zur Dedung von Renten⸗ 
feiftungen, die nad) dem in Erl. 3 unter a Bemerften fir die Vergangenheit zu entrichten oder 
gemäß $ 760 Abſ. 3 beim Tode des Schenkers ſchon fällig find, fann ber Herausgabeanſpruch 
noch vom Erben des Schenkers geltend gemacht werden ($ 1615 Abf. 1). 

Mit dem Tode bes Beſchenkten erliſcht dagegen der Anſpruch nicht, da die Vorſchrift 
des 8 1615 Abſ. 1 nah Satz I nur im Falle des Todes des Schenkers entſprechende Ans 
wenbung finbet. 

5. Progefiual finden auf die Klage des Schenkers und das ergehende Urteil die 
88 258, 323 ber EBD. Anwendung. 

6. Eine Vereinbarung, durch die der Schenker auf den im 8 528 beftimmten Anſpruch 
im voraus verziätet, ift unmirkam (ebenfo Dernburg ©. 155; vgl. Erl. 1 a. E. zu $ 519). 

7. Abſ. 2. Hat der Schenker mehrere Schenkungen nadeinander vollzogen, jo 
fann er zunädjt nur von dem fpäter Beſchenkten Herausgabe des Geſchenkes verlangen und nur, 
foweit diefer wegen Wegfalls ber Bereicherung vor dem Eintritte der Rechtshängigleit zur Herauss 
gabe nicht verpflichtet ift, Tann der Schenker den früher Befchenkten in Anfpruch nehnen. Der 
Anfprud; gegen legteren wird ſchon durch das bloße Beitehen ber Verpflichtung des fpäter Bes 
ſchenkten ausgeſchloſſen; auf die Leiftungsfähigkeit des fpäter Beichenkten kommt es nicht an 
(vgl. & 2329 Abf. 3 nebſt Erl.; a. U. Kohler 2 S. 291). 

Hat ber Schenter mehrere Schenkungen gleichzeitig vollzogen, fo kann er vun 
jebem der Beſchenkten Herausgabe des Geſchenkes zur Dedung des ganzen erforderlichen Betrags 
oder zur Dedung je eines Teiles dieſes Betrags verlangen. 
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$. 529. Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes ift ausgejchloffen, 
wenn ber Schenfer feine Bedürftigfeit vorjäglic oder durch grobe Fahrläffigkeit 
herbeigeführt hat oder wenn zur Zeit des Eintritt8 feiner Bedürftigfeit feit der 
Zeiftung des geſchenkten Gegenftandes zehn Jahre verftrichen find. 

Das Gleiche gilt, foweit der Beſchenkte bei Berückſichtigung feiner fonftigen 
Verpflichtungen außer Stande ift, das Geſchenk herauszugeben, ohne daß fein 
ftandesmäßiger Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes obliegenden 
Unterhaltzpflichten gefährdet wird. 


$. 530. Eine Schenkung fann widerrufen werben, wenn fich der Beſchenkte 
durch eine ſchwere Verfehlung gegen den Schenker oder einen nahen Angehörigen 
des Schenkers groben Undankes ſchuldig macht. 

Dem Erben des Schenfers fteht das Necht des Widerruf? nur zu, wenn der 
Beſchenkte vorſätzlich und widerrechtlich den Schenker getödtet oder am Widerrufe 
gehindert hat. 

4 529. 
RB. 6. 1969. 

1. Über die Eniftehung des 8 529 vgl. Erl. 1 zu 8 528. 

2. Der & 529 gibt dem Beſchenkten gegen ben Anfprud ans 8 528 breierlet 
Einveben, deren Vorausſetzungen der Beſchenkte zu beweifen hat: 

a) die Einrede des eigenen Verſchuldens des Schenkers. Es Tommt Hier nicht 
wie im "alle des $ 1611 auf ſittliches Verſchulden an, fondern darauf, daB der Schenker jeine 
Bebürftigkeit duch Borfag oder grobe Yahrläffigfeit — hat. Über die Begriffe des 
Borfages und ber groben Yahrläffigfeit vgl. Bd. I ©. 40; 

b) bie Einrede des Friftablaufs. Die Frift beginnt mit der Leiftung des geſchenkten 
Gegenstandes oder mit der VBollziehung ber Schenkung in dem in Erl. 2 a. A. zu 8 528 er» 
läuterten Einne. Die zehn Jahre find na $ 187 Abf. 1, 8 188 Abf. 2 zu berechnen; 

©) bie Einrede der eigenen Bedürftigfeit des Beſchenkten. Die Borausjegungen find 
die gleichen wie im 8 519 Abf. 1. Bol. die Ext. 1 zu $ 519. 

Dab es fi) in dem unter c bezeichneten Falle des Abf. 2 um eine Einrede handelt, tft 
aus ber entiprechenden Vorſchrift des $ 519 zu, entnehmen; da für diefen aber das gleiche gilt 
wie in den Fällen unter a und b (Abf. 1), fo ift auch in letzteren Fällen eine Einrede des Be— 
fchentten anzunehmen (ebenfo Dernburg ©. 155 Anm. 14; Kober Erl. 2 zu 8 529; a. M. 
für die Fälle a und b Dertmann, für alle drei Fälle Endemann 1 ©. 1037 Anm. 16). 

8. Über den Ausſchluß des Nüdjorderungsrehts bei Anſtandsſchenkungen |. 8 534. 


88 530-534. 

1. Inhalt. Die Paragraphen behandeln den Widerruf ber Shenfung wegengroben 
Unbdantes. Der 8 530 beitimmt den Grund des Widerrufs, der 8 531 die Vollziehung und 
Wirkung, der 8 532 den Ausſchluß duch Verzeihung, Friftahlauf und den Tod des Beſchenkten, 
der 8 533 den Verzicht auf das Widerrufsreht. Der 8 534 ſchließt für gewiſſe Schenkungen 
die Rüdjorderung und den Widerruf aus. 

2. Andere Widerrufögründe, welche bad bisherige Recht kannte, find durch das BGB. 
befeitigt, jo der Widerruf wegen Übermaßed und wegen nadgeborener Kinder. 

8. Über das Widerrufsrecht des unſchuldigen Ehegatten im Falle der Scheidung f. 8 1584. 


8 590. 
6.188 449, 450; 11 8 475 ren. 8 522; III 8 528. — F 1833 ff., 117951.; M. II @. 3021. 
2.1298. 2 6. 80 ff.; ©. 639. 


1. Abſ. 1. Boransfegungen des er. Im Gegenfage zum E. I 8 449, welder 
das Widerrufsrecht an beftimmte Handlungen des Beſchenkten Inüpfte, vegelt ber Ubf. 1 die 
Borausfegungen fir das Widerrufsrecht des Schenkers allgemein. Zweierlei ift erforderlich: 

a) dab ber Beſchenkte jih einer ſchweren Verfehlung gegen den Schenter 
oder einen nahen Angehörigen des Schenters ſchuldig gemacht hat. Eine ſolche 
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$. 531. Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Befchenkten. 

Iſt die Schenkung widerrufen, fo kann die Herausgabe des Geſchenkes nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung ge 
fordert werden. 


wird bei den im €. I erwähnten Handlungen, nämlich Lebensnadjftellung, verſuchte Freiheits- 
entziefung, vorfägliche körperliche Mißhandlung, ſchwere Beleidigung und vorfäglide Zufügung 
eines bedeutenden Bermögendverluftes, regelmäßig anzunehmen fein. Als weiteres Beifpiel bes 
zeichnen die P. II Bd. 2 ©. 36 die widerrechtliche Herbeiführung der Entmündigung. Eine Hand» 
fung, die nad) 88 227—230 ober 8 904 nicht widerrechtlich ift, enthält feine ſchwere Verfehlung 
(a. U. Dertmann Erl. 1), ebenfowenig eine in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen vor⸗ 
genommene Handlung (vgl. 8 824 Abſ. 2); dagegen kann eine in Erregung vorgenommene 
Handlung fi trogdem als ſchwere Verfehlung darftellen (Dernburg S. 156 Anm. 6). Bors 
fäglihes Handeln gehört nicht zum Begriffe der fchweren Berfehlung (ebenfo Dertmann El. 1). 

Für die Entſcheidung, welche Perſonen ala nahe Ungehörige des Schenkers anzujehen 
find, Bietet ber 8 52 Abf. 2 des StGB. einen Anhalt, nach welchem als Angehörige anzufehen 
find Verwandte und Verſchwägerte aufs und abfteigender Linie, Adoptiv und Pflegeeltern und 
stinder, Ehegatten, Geſchwiſter und deren Ehegatten ſowie Verlobte. Jedoch gibt im Einzelfalle 
nicht die Gradednähe den Ausfchlag, jondern das dem Beſchenkten bekannte perſönliche Verhält⸗ 
nis des betroffenen Angehörigen zu dem Schenker. Denn in jedem Falle ift zur Begründung 
bes WiderrufsrechtS weiter erforderlich, 

b) bat die Verfehlung einen groben Undant des Beſchenkten gegen den 
Schenker in fi flieht. 

Über beide Vorausſetzungen entſcheidet das richterlihe Ermeſſen. 

2. Abſ. 2. Das Widerrufsrecht iſt ein höchſt perſönliches Recht des Schenkers 
und deshalb grundſätzlich unübertragbar, unpfändbar und unvererblich. Den Erben des 
Schenkers fieht das Widerrufsrecht nur in den im Abf. 2 beftimmten Fällen zu (vgl. 8 2339 
Abf. 1 Nr. 1, 2). Die Hierbei vorausgeſetzte Widerrechtlicleit der Handlung wird duch Note 
wehr (8 227), fowie durch unverſchuldeten Notitand (StGB. 8 54) ansgefchloffen. Das Wider- 
rufsrecht des Erben geht auf deſſen Erben über. Mehrere Erben des Schenker können das 
Widerrufsrecht nur gemeinfchaftlih ausüben (fo für preuß. R. RG. 34 ©. 204; 0.4. Endemanni 
©. 1036 Anm. 8). 

Hat der Schenker jelbft bereits widerrufen, fo geht fein dadurch begründeter Anſpruch 
(8 531, Ubf. 2) auf den Erben über. 

Über den Einfluß des Todes des Beſchenkten f. Erl. 4 zu $ 532. 

3. Bon mehreren Schentern Tann jeder, dem gegenüber bie Vorausfegungen bes Wider 
rufsrechts vorliegen, diefes jelbitändig ausüben, und zwar, wenn der Gegenftand ber Schenkung 
teilbar ijt, in Anfehung feines Anteils (vgl. $ 420), andernfall® in Anfehung der ganzen 
Schenkung derart, daß für die Rückforderung bes Geſchenkes die Vorfchriften des $ 432 gelten. 

Eine Schenkung an mehrere kann im Falle der Teilbarkeit des geſchenkten Gegen- 
ftandes gegenüber jedem ber Bejchentten, der fi groben Undanfes ſchuldig gemacht hat, zu feinem 
Anteile, im Falle der Unteilbarkeit nur gegenüber allen Befhenkten und nur dann, wenn fie fi) 
alle groben Undanfes ſchuldig gemacht haben, widerrufen werden (ebenfo Crome 2 ©. 529; 
Dernburg ©. 158). 

4. Gegenftand des Widerrufs kann jede Schenkung fein, alfo ſowohl ein Schenkungs⸗ 
verfprehen als auch eine unmittelbar vollzogene Schenkung. 

Dem Widerrufe unterliegen auch belohnende Schenkungen, foweit er nicht dur 
8 534 ausgeichlofien ift, fowie Schenfungen unter einer Auflage felbft nad deren Voll» 
ziehung (Ripr. 5 ©. 145). 

$ 581. 
€.18 449, 452; II 8 477 reb. 8 523; III 8 525. 9.16.1833 ff.; M.IIE. 303. P.II 30.2 8. 37, 401. 

1. Der Abſ. 1 regelt die Vollziehung des Widerrufs. Es ift dazu weder Klage 
noch gerichilihe Erflärung erforderlih. Es genügt eine einfeitige formlofe dem Beſchenkten 
gegenüber abzugebende Erklärung, bie den allgemeinen Vorſchriften über empfangsbebürftige 
Willenserklärungen unterliegt (vgl. namentlich 88 130ff., Bd. I ©. 233). Sie iſt vom Schenter, 
im Falle des 8 530 Abf. 2 von feinem Erben abzugeben; fie kann auch durch einen. Vertreter 


2. Titel: Schentung. 85 531, 532. 443 


$. 532. Der Widerruf ift ausgefchloffen, wenn der Schenker dem Beſchenkten 
verziehen hat ober wenn jeit dem Zeitpunft, in welchen der Wiberrufßberechtigte 
von dem Eintritte der Vorausfegungen feines Rechtes Kenntniß erlangt hat, ein 
Jahr verftrichen ift. Nacd) dem Tode des Beſchenkten ift der Widerruf nicht 
mehr zuläffig. 


mit Vertretungsmacht abgegeben werden, und zwar auch von bem gefeglichen Vertreter (ebenfo 
Coſach 1 ©. 502; Kober Erf. 1 zu 8 532; a. U. wegen der Natur des Widerrufsrechts als 
eined Perfönlichteitsreht3 Kohler 2 ©. 284). Einer Angabe des Grundes fir den Widerruf 
bedarf es nicht. 

2. Abf. 2. Der begründete Widerruf entzieht ber ſchenkweiſe erfolgten Buwendung 
ihren Rechtsgrund. Hieraus folgt ohne weitere, dab der Schenker oder befien Erbe bie 
Herausgabe des Geſchenkes nad) den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht» 
fertigten Bereicherung verlangen Tann. Nur der Deutlichfeit wegen wird dies im Mbi. 2 
noch bejonderd ausgeſprochen. Zur Anmendung kommen bie Borfchrifien des 8 812 Abf. 1 
Cap 2, des 8 818, des 8 819 Abf. 1 und des 8 822. Danach haftet insbefondere der Beichenfte 
erft von dem Zeitpunkt an für die Herausgabe des Geſchenkes nad) den allgemeinen Vorſchriften 
(88 291f.), in dem er vom dem Wiberrufe und damit von dem Mangel des rechtlichen Grundes 
Kenntnis erlangt (8 829 Abf. 1), nicht dagegen ſchon nad 8 820 Abſ. 1 Cap 2 von dem 
Empfange der Schenkung an; denn die gefegliche Möglichfeit des Widerrufs macht die Schenkung 
nicht zu einer Xeiftung aus einem Rechtsgrunde, befien Wegfall nach dem BR. des Rechts⸗ 
geihäfts als möglich angefehen wurde (a. A. Kohler 2 ©. 285). 


$ 532. 
@.18 451 WS. 1; 118 478 rev. 8 5924; III 8 526. PIE. 18361-, 121935 M. II ©. 3081. 
9.1188. 2 €. 391. 

Sreudenberg, Die Verzeifung nad den Beftimmungen bed BGB. 1903. 

1. Ausſchliezung des Widerrufs im allgemeinen. Die im Sag 1 bezeichneten Gründe 
(Berzeifung, Briftablauf) fließen, ebenfo wie der im $ 533 behandelte Verzicht, nur ben 
Widerruf wegen einer beitimmten Verfehlung aus, laſſen aber die Möglichkeit des Widerrufs aus 
einem anderen Grunde offen. Im Falle des Sap 2 (Tod des Beſchenkten) ift dagegen der 
Widerruf fhlehthin ausgeichloffen. Allen bezeichneten Ausichließungsgründen ift gemeinfam, daß 
fie ſich als rechtsvernichtende Tatſachen darftellen und von dem Gegner bed Widerrufsberechtigten 
zu bemeifen find. 

2. Sag 1. Der Ausfhluß des Widerrufs dur Berzeihung entipricht den Vorfchriften 
der 88 1570, 2337, 2343. Die in den M. II ©. 304 aufgeworſene Frage, ob ber Berzeihung 
lediglich ein tatfächlicher Charakter beimohne oder ob fie als Rechtshandlung aufzufafien fei, auf 
welche die Vorfchrijten über Rechtsgeſchäfte, ſoweit fie pafjen, Anwendung finden, kann hier nur 
in demfelben Sinne entf&hieden werden wie im Falle des 8 1571. Der Standpunft der früheren 
Auflagen, wonach der Verzeihung lediglich die Bedeutung eines fittlichen Altes, nicht die einer 
Rechtshandlung beigemefjen wurde, kann daher nicht feitgehalten werden; vielmehr muß für die 
Berzeihung des Schenkers das gleiche gelten wie nad ber Erl. 1 zu 8 1571 (Bb. IV ©. 397) 
für die Verzeihung des ſcheidungsberechtigten Ehegatten, insbeſondere bezüglich der Frage, in— 
wieweit ein Gejchäftsunfähiger oder in ber Geſchäftsfähigkeit Beſchränkter wirkfam verzeihen kann, 
und bezüglich der Wirkung eines für die Verzeifung urfächlihen Irrtums ober fonftigen Willens« 
mangel® (übereinftimmend Crome 2 ©. 527; Dernburg ©. 158; Enbemann 1 ©. 280 
Anm. 14; dgl. auch Bethte bei Gruch. 48 ©. 422, wie bie früheren Auflagen Dertmann 
Erl. 1; Kober Erl. 18). Einer Erklärung gegenüber dem Beſchenkten bedarf die Verzeihung 
nit (Recht 1905 ©. 524). Sie erfordert aud nicht Bewußtſein der rechtlichen Folgen. 

Das durch den erfolgten Widerrnf einmal entjtandene Rüdforderungsredt 
des Schenkers kann nit durch Berzeihung, fondern nur durch Erlaßvertrag ($ 397 Abi. 1) 
aufgehoben werben. 

3. Sag 1. Die einjährige Ausfhlußfrift für die Ausübung des Widerrufsrechts (vgl. 
8 1571, 8 1584 Abſ. 2, 3 2340 Abſ. 3) beginnt für den Echenter felbft mit ber Erlangung 
der Kenninis ‘von der VBerfehlung des Beichenften, für den Erben bes Schenters mit dem Zeit: 
pımkt, in welchem er von der Vornahme einer ber im $ 530 Ubi. 2 bezeichneten Handlungen 


—— 
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8. 538. Auf das Widerrufsrecht kann erft verzichtet werden, wenn der Un- 
bank dem Wiberrufsberechtigten befannt geworben ift. 


8. 534. Schenkungen, durch die einer fittlichen Pflicht oder einer auf den 
Anftand zu nehmenden Rüchſicht entjprochen wird, unterliegen nicht der NRüd- 
forderung und dem Widerrufe. 


ſeitens des Beſchenlten und von dem Eintritte der Woraudfegungen feiner Erbfolge Kenntnis 
erlangt bat. Sie wird nah 8 187 Abi. 1, $ 188 Abſ. 2 berechnet. Der durch erfolgten 
Widerruf entftandene Anſpruch des Schenker nad) 8 531 Abſ. 2 unterliegt nur der regelmäßigen 
Verjährung. 

4. Sag 2. Rach dem Tode des Beſchenkten ift der Widerruf ſowohl wegen eines Unbanfes 
des Beſchenkten als auch wegen eines folchen feines Erben unzuläffig. Ein nad 8 531 Abf. 2 
gegenüber den Befchentten bereits entitandener Anſpruch Tann auch gegen den Erben des Beſchenkten 
geltend gemacht werben. ; 

& 588. 
@.18 451 86f. 2; II 8 479 veu. 9 526; III 9 527. PIE. 1836f., 12133; M. II ©. 304. 
2.188. 2 6.39. 

Verzicht auf das Widerrufsrecht. Die Borfchrift des 8 533 beruft auf einem ähn- 
lihen Gedanken wie der 8 276 Abf. 2. Ob der Verzicht duch einfeitige Willenserklärung 
gegenüber dem Beſchenkten erfolgen kann oder ob ein Vertrag erforderlich ift, entſcheidet das 
Gefeg nit. Für die Entfcheidung diefer Frage kommen im weſentlichen dieſelben Geſichtspunkte 
in Betracht wie für die Frage, ob ein einfeitiger Verzicht auf eine Einrebe zuläffig iſt (f. oben 
©. 117 Erl. 4 zu $ 305). Man wird daher au hier einen Vertrag erfordern müſſen (ebenfo 
Coſack 1 ©. 502; a. A. Erome 2 ©. 528 Anm. 40; Kober Erl. 1; Dertmann Erl. 1 zu 
& 533). In dem einfeitigen Verzichte wird übrigens Häufig eine Verzeihung ($ 532) zu finden 
fein. Bur Aufgebung des duch ben vollzogenen Widerruf begründeten Forderungsrehts bedarf 
es jebenfall® eines Erlaßvertrags ($ 397 Ubi. 1). 


$ 534. 
€. 118 476 ceu. 8 523; III 8 524. P. U Bd. 2 6.361. RB. ©. 1969. 

Süsheim, Die Anftandsfhenkungen in BGB., JW. 1901 ©. 743 ff. 

1. Gntfiehung. Tragweite. Der E. IT und der €. III enthielten die Borjchrift des 8 534 
nur im bezug auf den Widerruf. Die Ausdehnung auf die Rüdjorberung wurde erft von der 
Kommiffion des Reichstags infolge der Aufnahme der 88 523, 529 beichloffen (vgl. Exl. 1 zu 
8 528). Unter der „Rüdforderung“ ift alfo tm $ 534 die Nüdforderung auf Grund des 8 528 
zu verftehen. Eine Rüdforderung aus anderem Grunde (8 527) kommt übrigens nad) der Natur 
der bier fraglichen Schenkungen nicht in Betracht. Unter „bem Widerrufe“ ift nur dev Widerruf 
wegen Undankes nad) 88 530ff., nicht etwa aud) der Widerruf nad) 8 1584 zu verftehen (Bd. IV 
©. 416 Erl. 1 zu 8 1584). 

2. Gegenftand der Ausnahmevorſchrift find Schenkungen, aljo Zuwendungen, über deren 
Unentgeltlichkeit die Parteien einig find, und zwar folde, durch welche entweder einer fittlichen 
Pflicht oder der auf den Anftand zu nehmenden Rüdficht entiprohen wird. Bei Zuwendungen, 
die zum Bmwede der Erfllllung einer Verbindlichkeit gemacht werden, enthält für den Yall, daß 
die Verbindlichkeit nicht beftand, die Zumendung aber einer fittlichen Pflicht oder der auf ben 
Anftand zu nehmenden Rüdficht entſprach, der 8 814 eine ähnliche Vorfchrift über den Ausihluß 
der Rüdforderung (vgl. über das Verhältnis beider Vorſchriften Siber, Der Rechtszwang im 
Sculdverhältnis 1903 ©. 59ff.). Hier kommen namentlih die fittlihen Pflihten zur 
Dankbarkeit und Wohltätigleit in Betracht. Die Frage, ob eine Schenkung der auf ben 
Anitand zu nehmenden Rüdficht entipricht, iſt unter Beachtung der Umftände des einzelnen 
Falles, namentlich der gejellichaftlihen und wiriſchaftlichen Verhältnifie der Beteiligten, zu be= 
urteilen. Auch belohnende Schenkungen können unter die Vorſchrift fallen (vgl. Erl. 3 zu 
8 530). 

Der 8 534 unterwirft der Ausnahmevorfchrift nit Schenkungen, ſoweit durch fie einer 
fittlihen Pflicht ꝛc. entſprochen wird, fondern Schenkungen, durch die einer ſolchen Pflicht ꝛc. 
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entſprochen wird. Daraus folgt aber nicht, daß eine Schenkung, die nur zu einem vielleicht 
Heinen Zeile einer fittlihen Pflicht oder einer Anftandsrüdficht entſpricht, z. B. eine Schenkung 
von 1000 Mt. in einem Falle, wo ein Trinkgeld von 1 Mt. jener Rüdficht entſprochen haben 
würde, ganz dem Widerruf und der Müdforderung entzogen fein follte, ebenfowenig wie nad) 
8 1804 Satz 2 der Bormund für berechtigt gehalten werben Tann, eine derartige über die 
Anftandsrüdficht hinausgehende Schenkung zu machen. Vielmehr ift bei einer Schenkung ber 
bier fraglichen Ari, falls fie teilbar ift, nur derjenige Teil, welder einer fittlihen Pflicht oder 
Anftandsrüdficht entfpricht, der Rückforderung zc. entzogen; ift der geſchenkte Gegenftand dagegen 
unteilbar, fo unterliegt die ganze Schenkung ber Rüdforderung ꝛc., falls der Wert des Gegenftandes 
fo erheblich ift, daß eine ſolche Schenkung nicht einer fittlichen Pflicht oder einer Anſtandsrückſicht 
entſprach. 

8. Sonſtige Sondervorſchriften für die in 8 534 bezeichneten Schenkungen ſ. ©. 422 in 
der Borbm. 4 zu biefem Titel. 


Dritter Titel, 


I. Miete. 

Arnold, Betrachtungen über Miete und Pacht, BI. f. RAnw. 63 ©. 325ff., 341 ff., 
387 ff, 373]; derjelbe, Die Wohnungsmiete nah dem BGB. mit befonderer Rüdfiht auf 
die biöherigen Zuftände in Münden, 2. Aufl. 1900; Borhardt, Das Mietsrecht nad dem 
BGB., mit befonderer Berüdfichtigung des ULR. 1899; Brüdner, Die Miete von Wohnungen 
und anderen Räumen nad) dem BGB., 2. Aufl. 1902; Brühl, Miete und Pacht nad Reichs— 
recht, 3. Aufl. 1900; Fränkel, Das Miet- und Pachtrecht nad) dem BGB. 1897; Fuld, Das 
Mietrecht nad) dem BGB. 1898; Loomann, Das Wohnungsmietreht nad) dem BGB. 1900; 
Mittelftein, Die Miete nad dem Recht des Deutſchen Reichs 1900; Niendorff, Mietrecht 
nad) dem neuen BGB., 7. Aufl. 1906. 

1. Inhalt des Titels. Miete und Pacht weiſen in ihrer wiriſchaftlichen und rechtlichen 
Natur neben weitgehender Übereinftimmung weſentliche Verſchiedenheiten auf. Abgefehen davon, 
dab Gegenftand der Miete nur Saden, Gegenſtand ber Pacht auch Rechte fein können, ift ber 
Mieter lediglich zum Gebrauche der gemieteten Sache berechtigt, der Pächter dagegen außer zum 
Gebrauche des gepachteten Gegenftandes auch zum Genufje der Früchte, foweit fie nad ben 
Negeln einer orbnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag anzufehen find (vgl. 8 535 Abſ. 1, 8 581 
bj. 1). Hiernah wird für die Pacht zu dem ihr mit ber Miete gemeinfamen Vorſchriften 
eine Reihe teils abändernder, teils zufäglicher Beitimmungen notwendig. Der vorliegende Titel 
regelt daher zunächſt die Miete vollftändig (88 535—580) und läßt fodann für die Pacht nach 
einer allgemeinen Verweiſung auf die Vorſchriften über die Miete (8 581 Abf. 2) die erforder 
lichen Sonderbeftimmungen folgen (88 582—597). 

2. Miete und Pacht find nah dem BGB. bloße Schulbverhältnifie.e Das Recht bes 
Mieters oder Pächters wird weder duch Einräumung des Beſitzes noch durch Eintragung im 
das Grundbuch, dinglich; der Eintragung ift ed nicht fähig (Erl. 4 zu 88 571—579). Der Mieter 
oder Pächter eines Grundftüds wird jedoch, wenn ihm das Grundſtück überlaffen ift, im alle 
der Veräußerung oder Belaftung des Grundſtücks gegenüber bem Erwerber geſchützt (vgl. Borbm. 4 
zu 85 574—579 und Erl. 1 zu 8 571). 

3. Mieter und Pächter genießen als unmittelbare Befiger Befigihug (88 854, 858ff. und 
wegen des Schadenserſatzanſpruchs nad $ 823 RG. 59 ©. 326) ſowohl gegen Dritte al3 auch 
gegen ben Vermieter und den Verpächter, und zwar kann ihnen diefer Befigihug auch gegen der 
Zermieter oder Verpächter nicht duch einen vertragsmäßigen Verzicht entzogen werden (Endes 
mann 1 ©. 1048 Anm. 4). Der Vermieter und der Verpächter find anderſeits felbft nad 
8 868 mittelbare Befiger und können als folhe nad) Maßgabe des 8 869 Dritten gegenüber die 
Anfprüche aus dem Befige geltend maden. 

4. Äbergangsvorſchriften finden fi im EG. Art. 171, 172, 179, 188 Abſ. 2. 
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8. 535. Durch den Miethvertrag wird der Vermiether verpflichtet, dem 
Miether den Gebrauch ber vermietheten Sache während der Miethzeit zu gewähren. 
Der Miether ift verpflichtet, dem Vermiether den vereinbarten Miethzind zu ent- 
richten. 

$6 535-580. 

1. Anbaltsüberiht. Der 8 535 beftimmt bie hauptſächlichen gegenfeitigen Verpflichtungen 
de3 Vermieters und des Mieterd. Sodann werden im einzelnen die Verpflihtung ded Vermieters 
zur Gewährung des vertragsmäßigen Gebrauchs (83 536—543), das befonbere Kündigungsrecht 
des Mieters einer umgejunden Wohnung ($ 544), die allgemeine Verpflichtung de Mieters zur 
Anzeige von Mängeln ($ 545) fowie die Verpflichtung des Vermieters zur Tragung der Lajten 
(8 546) und zum Erfage von Verwendungen ($ 547) geregelt. Das Gebrauchsrecht des Mieters 
wird näher beitimmt in bezug auf die durch den Gebrauch herbeigeführten Veränderungen und 
Verfchlechterungen (8 548) und die Überlafiung des Gebrauchs an Dritte, inabefondere an 
Untermieter (8 549); anſchließend ift daS Recht des Vermieter anerkannt, auf Unterlafjung 
vertragswidrigen Gebrauchs zu Magen (8 550). Es folgen Vorſchriften über die Verpflichtung 
de3 Mieters zur Entrihtung des Mietzinjes (88 551, 552), das Kündigungsrecht bes Bermieterd 
wegen vertragswidrigen Gebrauchs oder Gefährdung der Sache und wegen Nichtentrihtung des 
Mietzinfes (38 553—555), die Nüdgabepflicht des Mieters (88 556, 557), die Verjährung der 
beiderfeitigen Erſatzanſprüche (3 558) und das Pfandreht des Vermieters eines Grundſtücks 
(88 559—563). Weiter wird die Endigung bes Mietverhältnifies duch Ablauf der Mietzeit und 
Kündigung (88 564—567), bie ſtillſchweigende Verlängerung ($ 568) fowie das Kündigungsrecht 
wegen Todes und wegen Verſetzung des Mieters (88 569, 570) geordnet. Endlich werben bie 
Nechtsverhältniffe, die ſich im Falle der Veräußerung oder Belaftung eines vermieteten Grund» 
ſtüds ergeben, geregelt (88 574—579) und die auf die Miete von Grundftüden bezüiglihen Vor⸗ 
friften auf die Miete von Wohnräumen und anderen Räumen ausgedehnt ($ 580). 

2. Beſondere Borfriften gelten reichsgeſetzlich für Mietverträge, welde darauf ab⸗ 
zielen, die Zmwede eines Abzahlungsgeſchäfts im Sinne des 81 des Reichsgeſ., betr. bie Abs 
zahlungsgefhäfte, v. 16. Mai 1894 zu erreichen, nad 8 6 dieſes Geſetzes (EG. Art. 32). 

Randesgefeglihe Sondervorſchriften find nur vorbehalten bezüglich der Friſten, bis 
zu deren Ablaufe gemietete Räume bei Beendigung bes Miewerhältniſſes zu räumen find 
(EG. Art. 93). 

$ 535. 
€. 18 503; II 8 480 Mbf. 1 reb. 8 527; III 8 528. ®.I 6. 2021 ff., 20291. 2045f.; M. Il S. 36918. 
9.18. 2 6. 130. 

1. Der Begriff des Mietvertrags ift im Gefege nicht unmittelbar, fondern durch Feſiſtellung 
der wejentlihen Verpflichtungen beider Teile beftinnt. Weſenilich ift nad 8 535, dab fich der 
eine Teil zur Gewährung des Gebrauchs einer Sache, d. 5. nach $ 90 eines körperlichen Gegen- 
ftandes, auf Zeit, der andere zur Entrichtung des vereinbarten Mietzinfes verpflihtet. Ein 
auf die entgeltliche Gewährung des Gebrauchs eines Rechtes gerichteter Vertrag ift aljo nicht 
ein Mietvertrag im Sinne bes Geſetzes. Nach den M. II ©. 369 tft ein folder Vertrag als 
Pachtvertrag zu behandeln. Indefien können die Vorſchriften über den lepteren nur infomeit 
Anwendung finden, als fie nit das Recht des Pächter zum Genuſſe der Früchte betreffen oder 
vorausfegen. Um den Gebraud) der Sache, nicht eines Rechtes, Handelt es ſich übrigens bei 
dem Vertrage, durch den der Nießbraucher oder der Mieter den Gebrauch der Sache einem anderen 
überläßt, aljo um einen Mietvertrag (vgl. 88 1056, 549). Dagegen liegt bei der entgeltlichen 
Überlafjung der Ausübung eines Wohnungsreht3 im Sinne des $ 1093 ein Vertrag über den 
Gebraud) eines Rechtes vor, wie denn aud) bein Nießbrauche zwifchen Vermietung ber belafteten 
Sache und Überlafjung der Ausübung des Nießbrauchs in den 88 1056, 1059 unterjdieben 
wird (ebenio Mittelftein ©. 15f., Ehollmeyer ©. 58; abw. bie früheren Auflagen). 

2. Gegenftand des Mietvertrag können nur Saden fein (Erl. 1), bewegliche 
Saden und Grundftüde Für die Miete von Grundftüden gelten eine Reihe befonderer 
Vorſchriften (Erf. zu $ 560), und diefe Vorfehriften finden nach $ 580 auf die Miete von Wohn⸗ 
räumen und anderen Räumen Anwendung. Die vermietete Sade kann in fi oder nur der 
Gattung nad beftimmt fein; im letzteren Falle gilt für die Verpflichtung des Vermieters 
8 243. Bermietet werben können au vertretbare Sachen ($ 91), ebenfo verbraudbare 
(8 92), jedoch nur dann, wenn der ihrer Beftimmung entſprechende Gebrauch dur Verbraud) 
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ausnahmsweife durch ben Vertrag ausgeſchloſſen wird (Dernburg ©. 177, Mittelftein ©. 9; 
wohl nicht abweichend M. II S. 371). Auch dem öffentlihen Bebraude dienende Saden 
find, unbeſchadet der aus biefer Beitimmung ſich ergebenden Beichräntungen, einer Vermietung 
fägig, 3. B. Öffentlihe Straßen und Pläge (Dernburg ©. 178, Fuld ©. 23; vgl. EC. Urt. 106). 
Dagegen ift ein Mietverirag Über eine Sache, deren Gebranc keinem anderen überlafien werden 
tan, wegen Unmöglichkeit der Leiftung ($ 306) nichtig (Cofad 1 ©. 472). Auch ein reeller 
Zeil einer Sade kann vermietet werden, fo namentlid bei einem Grundſtück abgejonderte 
Wohn⸗ und andere Räume (vgl. Rſpr. 7 ©. 462 über bie Miete des Feldes eines Mellame- 
vorhanges). Ebenjo kann bie Überlaffung des Mitgebrauchs einer Sache, ſei es einer im Allein⸗ 
ober einer im Miteigentume ftehenden, Gegenſtand eines Mietvertrag fein. 

Nicht nur eigene Sachen bed Vermieters können vermietet werben, ſondern auch 
Saden eines Dritten, fei e8 auf Grund eines dem Vermieter zuſtehenden echtes, wie Nieß⸗ 
brauch, ehemännliche oder elterliche Nupniekung (8% 1056, 1423, 1663), fei e8 ohne foldes 
Recht. Über eine eigene Sade des Mieters kann ein Mietvertrag wiriftm geſchloſſen 
werden, wenn der Vermieter rechtlich in der Lage iſt, dem Eigentümer den Gebrauch der Sache 
vorzuenthalten, z. B. als Nießbraucher, Erbbauberechtigter. Trifft dies nicht zu, ſo fragt es ſich 
zunächſt, ob der Vertrag, wenn der Eigentümer beim Vertragsſchluſſe ſein Eigentum nicht gekannt 
hat, wegen Irrtums nah 8 119 anfechtbar iſt. Eine doppelte Auffaſſung iſt möglich. Man 
kann entweder ſagen, daß der Mieter über den Inhalt feiner Vertragserklärung, durch bie er 
für die Gewährung bes Gebrauchs ein Entgelt veripricht, im Jrrtume geweſen und fie bei Kenntnis 
der Sachlage und verfländiger Würbigung des Falles nicht abgegeben haben würde; oder man 
geht davon aus, daß der Eigentlimer zu dem Abſchluſſe des Mietvertrag zwar dadurch beſtimmt 
worden ift, daß er fein Eigentum nicht gelannt hat, dab er aber über ben Inhalt feiner auf 
den Abichluß bes Mietvertrag gerichteten Erklärung felbft nicht im Irrtume gewefen ift, daß 
alfo nur ein die Anfechtbarteit nicht begrünbender Irrtum in den Motiven vorliegt. Die letzt⸗ 
gedachte Auffaffung dürfte den Vorzug verdienen. Selbſtverſtändlich kaun von der Anfechtbarkeit 
nicht die Rede fein, wenn der Eigentümer fein Eigentum gelannt hat. Iſt hiernach die Anfecht- 
barkeit ausgefchlofien oder ift, fal8 man Anfechtbarkeit wegen Irrtums annimmt, die Anfechtung 
nicht vedhtzeitig erfolgt, fo ift der Vertrag wirkfam, namentlich nicht nad 8 306 nichtig, da eine 
objeltive Unmöglichkeit der Gebrauchsgewährung nicht vorliegt (a. A. Crome 2 ©. 532). Der 
Mieter kann jedoch die Entrihtung des Mietzinſes inſoweit verweigern, al3 er nach ben 33 987 ff. 
von dem Bermieter Erflattung der Mietzinfen verlangen kaun (M. IL ©. 370f.; zum Teil abw. 
Bindfheid-Kipp 2 ©. 673, Mittelftein S. 81f.); wegen ber Befugnis bes Mieters, die 
Nüdgabe der Sache zu verweigern, vgl. Erl. 2 zu $ 556. 

Dampftraft und elettrifhe Kraft fann nicht gemietet werden, weil es ſich dabei nicht 
um Saden ober, fofern man die Eleftrizität als Sache anfieht (vgl. Bb. I S. 160 Borbm. 2), 
um eine verbrauhbare Sache, deren Gebrauch im Verbrauche befteht, Handelt; ebenfomenig — aus 
dem legteren runde — Gas (Mittelftein 6.10; a. A. Fuld ©. 22); vgl. aber Erl. 10a a. E. 

Als Mietvertrag ift auch der Vertrag über die entgeltlihe Überlafjung einer Stahftammer 
(safe) anzufehen (Brüdner ©. 11ff. und im Recht 1902 ©. 251; Heinrici bei Gruch. 44 
©. 823; a. A. Bondi, Holdheims Monatsfhrift 12 ©. 173; Wilutzky und Hande in DIZ. 
1900 ©. 294, 389). 

Über Sadmiete f. Mittelitein ©. 21f. 

3. Der Mietzins wird regelmäßig in Geld feftgefeßt. Bezüglich des im Saß 2 aus 
geſprochenen Exrfordernifjes eine vereinbarten Mietzinfes gilt das für das gleiche Erfordernis 
beim Kaufpreis in Erl. 4 zu 8433 (oben ©. 331) Bemerkte. Regelmäßig wird der Mietzins in 
wiederkehrenden Leijtungen entrichtet (vgl. $ 197). Buläffig ift e8 aber auch, daß als Mietzins 
eine einmalige Leiftung vereinbart wird (vgl. in 8 100 Nr. 2 den Gegenfag „Vergütung für die 
Überlafjung des Gebrauchs oder des Fruchtgenuſſes“ und „Zinfen oder andere regelmäßig wieber- 
kehrende Erträge”; a. U. Dertmann Erl. 3 zu 8 535). Über Feſtſetzung eines Anteil am 
Gewinne des Mieters als Mietzins oder als Teil des Mietzinfes vgl. Crome, Die partiarifchen 
Rechtsgeſchäfte ©. 124 ff. 

Als Mietzins kann aber auch bie Leiltung anderer vertretbarer Sachen ober von 
Dienften vereinbart werden, vorausgejeßt, dab die Dienfte in der Tat die Vergütung für bie 
in exfter Linie bezwedte Gebrauhsüberlafjung bilden (a. U. Dernburg ©. 180). Iſt die als 
Mietzins vereinbarte Leiftung jo befchaffen, daß ihre entgeliliche Übernahme zugleich unter den 
Begriff eines anderen Vertrags, 3.8. des Wertvertrags, fällt, jo werden gegebenenfaliß auch die 
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für diefen Vertrag geltenden Borfchriften Anwendung zu finden baben (M. II ©. 372; vgl. 
Erf. 10e). 

4. Die Mietzeit kann beftimmt fein, fei e8 nach dem Kalender, fei e® nad) anderen Merts 
malen, 3. B. nad) einem nicht falendermäßig feitftehenden Zeitabjänitt (Sommer, Badefaifon), 
nad einem Ereignis, für defien Dauer gemietet wird (Manöver, Feſtlichkeiten), oder nad) dem 
Zwede, dem der Gebrauch dienen foll (vgl. allerdings 8 604 Abf. 2 Sat 1, ber bei der Leibe 
den Gebrauhszwed nur entieiden läßt, wenn eine Beit nit beftimmt fit). Die Dauer ber 
Mietzeit kann aber auch umbefiimmt gelafien fein; in diefem Falle wird ihr Ende burd die 
vertraggmäßig bedungene oder im @efege vorgefehene Kündigung herbeigeführt (88 564 ff.). Eine 
zeitliche Begrenzung iſt Begriffserfordernis. Übermähig langer oder dauernder Bindung tritt bie 
zwingende Vorfchrift des 8 567 entgegen. Nicht notwendig ift e8, dab die Mietzeit eine ununter⸗ 
brodene iit; ein Raum kann 3. ®. je für einen beftimmten Tag der Woche oder des Monats 
gemietet werben. 

5. Die hauptſächliche Verpflichtung des Bermieterd gebt dahin, dem Mieter den 
Gebraud, d. 5. den vertragsmäßigen Gebraud, der Sache während ber Mietzeit zu ge- 
währen. Cine bejonders wichtige Seite dieſer Verpflichtung ift im $ 536 ausdrüdlich hervor⸗ 
gehoben, die Verpflichtung, die Sache dem Mieter in einem zum vertragsmäßigen Gebrauche ge= 
eigneten Buftande zu überlafien und während der Mietzeit in diefem Zuftande zu erhalten. 

Die Verpflichtung zur Gebrauchsgewährung umfaßt zunächſt die Pflicht zu demjenigen 
pofitiven Tun, welches erforderlich ift, um dem Mieter den Gebrauch zu ermöglichen. Dazu 
gehört regelmäßig, aber nicht immer (3. B. nicht bei der Miete eines an feinem Standorte zu 
benugenben Klavier) die Übergabe der Sache. 

Die Hier fraglihe Verpflichtung befchränft ſich aber nicht auf eine einmalige Leiitung, 
fondern erftredt fi auf die ganze Mietzeit. Cie ſchließt inäbefondere die Verpflichtung 
des Vermieter in fi, den Mieter nicht felbft in den vertragsmäßigen Gebrauche zu ftören und 
Störungen Dritter, von ihm abzuwehren. Der Vermieter jelbft darf namentlich nicht ben Gebrauch 
beeinträchtigende Underungen an der Sache vornehmen (Über eine entjprehende Auslegung der 
vom Mieter übernommenen Pflicht, fi bauliche Veränderungen nad Gutbünten des Bermieterd 
gefallen zu laſſen, f. Ripr. 10 ©. 161). Inwieweit der Vermieter verpflichtet ift, einen dem 
Mieter nachteiligen Wettbewerb zu unterlaffen oder ihm fernzuhalten, läßt fid) nur nad) den Ume 
ftänden des Einzelfalles entfcheiden (vgl. Arnold, Wohnungsmiete ©. 47, Kober Erf. BIT 3b; 
Kohler 2 ©. 316). Dritten gegenüber darf der Vermieter ben Mieter nicht auf die dieſem 
felbft zuftehenden Beſitzſchutzmitiel verweifen, fondern muß die Abwehr von Störungen feinerfeit® 
übernedmen; die gilt auch von unzuläffigen Einwirkungen (Immifjionen) im Sinne des $ 906, 
während die danad) zuläffigen Einwirkungen auch der Mieter zu dulden hat. 

Worin der vom Vermieter zu gewährende vertragsmäßige Gebraud der Sache be= 
fteht, ift auf Grund bed Vertrags nad; Treu und Glauben mit Rüdfiht auf bie Berfehrsfitte 
zu beftimmen (88 157, 24%). So gehört zum Gebrauch einer Sache auch der Webraud ihres 
Zubehörs, 3.8. bei einer Wohnung der Gebrauch der erforderlichen Schlüffel (wegen der Haus- 
ſchlüſſel ſ. DIZ. 1902 ©. 551). Der Mieter von Wohn⸗ und anderen Räumen hat Anfprud) auf 
die erforderlihen Zugänge über Treppen, Flure, Höfe, Einfahrten :c.; für den durch ordnungs⸗ 
widrige Beichaffenheit der Zugänge entitehenden Schaden Haftet der Vermieter dem Mieter aus 
dem Vertrage (NG. in Gruch. 47 ©. 643, 48 ©. 91; JW. 1904 ©. 141; Rſpr. 12 ©. 62), dar 
gegen Dritten nur nad) den 88 823 ff., fo dem Angejtellten des Mieters (Mipr. 10 ©. 253) ſowie 
feinen Kunden (Ripr. 12 ©. 107, vgl. RC. in IJW. 1905 ©. 640). Die Miete von Geſchäfts⸗ 
räumen beredhtigt ben Mieter ohne weiteres zur Anbringung der üblihen Firmen» und Reklame— 
ſchilder, nicht dagegen die Miete eines Haufes zur Anbringung von Reklameſchildern für Dritte 
(RG. in IW. 1905 ©. 367, Ripr. 2 ©. 32). Der Vermieter von Geſchäfts- und Wohnräumen 
muß ferner bem Mieter den Anſchluß an das Fernfprehneg dann geftatten und durch die 
dazu erforderlihe Genehmigung ermöglichen, wenn ber Anſchluß nad) dem Gebraudszwede bes 
Mieter und den örtlichen Verhältniffen der Verkehrsſitte entipricht (vgl. für das preuß. R. einer- 
feit RG. 37 ©. 212, anderfeitd RG. 49 ©. 306ff.; ferner Kohler 2 ©, 317; Mittelitein 
©. 135; in DIE. 1902 ©. 289, Görges, 8. f. HR. 56 ©. 63ff.). Inwieweit der Vermieter 
von Wohn⸗ und anderen Räumen zur Beleuchtung der Treppen und fonftigen Zugänge ver⸗ 
pflichtet ift, beftimmt fi) mangels Vereinbarung nach den Umftänden, befonderd nad) dem Ortd« 
gebraud) (RG. 33 ©. 225 ff. für preuß. R.; ferner Arnold, Bohnungsmiete ©. 50; Brüdner 
©. 58 Anm. 3; Kober Erf. BIT4 zu 8 535; Mittelftein ©. 975.; Niendorff ©. 89; zu weite 
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gehend Fuld ©. 84 ff.). Über die vertragsmäßige Haftung von Gaft- und Epeifewirten gegenüber 
ihren @äflen wegen orönungswibriger Beichaffenheit von Räumen f. Brüdner im Recht 1905 
©. 329; Shmölbder in DIZ. 1905 ©. 829ff.; über die vertragliche Verpflichtung des Ver- 
mieterd von Wohnräumen, dem Mieter ſchon vor dem Beginne der Mietzeit die Befichtigung der 
Räume zu ermögliden, |. Ripr. 12 ©. 62 (vgl. ferner über bie Verpflichtung des Vermieters 
eines zum Gebraud in der Reitbahn gemieteten Pferdes RG. in ZW. 1905 5. 46). 

Der Vermieter ift bezüglich der Gewährung bes vertragamäßigen Gebrauchs gefeplich 
zur Borleiftung verpflichtet (8 551). Selbft wenn diefe Verpflichtung durch den Bertrag 
auggeichloffen ift, wird ein Mietzins doch im Zweifel erft mit der Bereitfiellung der Sache zum 
Gebrauche fällig (RG. 52 ©. 286; Dernburg ©. 197; Fuld ©. 60; Brüdner ©. 56, 80 Anm. 1; 
a. A. Mittelftein ©. 155). Für die Vorleiftungspfliht des Vermieters gelten die allgemeinen 
Vorſchriften des 8 321 umd bed 8 322 Abſ. 2. 

Weitere Verpflichtungen des Vermieters beftimmen die 88 546, 547. 

6. a) Als hauptſächliche Verpflichtung des Mieterd hebt Cap 2 die Verpflichtung zur 
Entrihtung des vereinbarten Mietzinfes hervor (vgl. Erl. 3). Bezüglich des Erfüllungs⸗ 
ort3 gelten für dieſe Verpflichtung, wie überhaupt für die Berpflichtungen aus dem Mietvertrage, 
die allgemeinen Vorſchriften des 8 269 fowie in betreff der Übermittelungspflicht des Mieters bie 
des 8 270. Der Mietzins ift banad), wenn nicht ein anderer Ort beftimmt oder aus den Um⸗ 
fränden, insbefondere aus ber Natur bes Schulbverhältnifies, zu entnehmen ift, an den Orte zu 
entrichten, an dem ber Mieter zur Zeit ber Vertragsichliegung feinen Wohnfig hat (Ripr. 11 
©. 306). Ein anderer Erfüllungsort kann fi) nad) den Umftänden, namentlich) nad) der Verkehrs⸗ 
fitte, insbefondere bei der Wohnungsmiete ergeben, nämlich das Miethaus ſelbſt (Seuff. A. 61 
©. 131, Ripr. 10 ©. 167, 11 ©. 306; Dernburg ©. 195). Iſt der Mietzins vertragsmäßig 
dem Vermieter zu bringen, fo wird diefe Bringihuld auch durch längere Zeit jortgefegte Ab⸗ 
holung des Mietzinfes nicht zur Holfhuld; der Dieter kommt aber folhenfalls nicht in Verzug, 
wenn er mangels einer abweichenden Willenstundgebung des Vermieters die Abholung abwartet 
(Sulb ©. 118f.; Niendorff ©. 128). Über die Erfüllungszeit vgl. 8 551. 

Der Mietzinsanfprud verjährt bei der gewerbsmäßigen Vermietung beweglicher Sachen 
in zwei, fonft in vier Jahren (8 196 Abi. 1 Nr. 6, 8 197). 

b) Eine weitere Verpflihtung als die zur Entrihtung des Mietzinfes wird für 
den Mieter durch den Mietvertrag geſetzlich nicht begründet, namentlich nicht die 
Berpflihtung, die Sache dem Bermieter abzunehmen oder fie in Gebrauch zu 
nehmen; diefe Verpflichtung muß vielmehr ausdrüdlich oder ftillfehtweigend bejonders vereinbart 
fein (Dernburg ©. 194; Mittelftein ©. 129. 133; Arnold, Wohnungsmiete ©. 66). 

©) Dagegen entfieht für den Mieter, wenn er bie Sache in Bebraud nimmt, 
die Verpflichtung, bei dem Gebrauche die vertragsmäßigen Örenzen innezuhalten, 
fowie eine Obhutspflicht (vgl. 8 553 „Vernadläffigung der dem Mieter obliegenden Gorg« 
fat“; |. auh M. IT ©. 401 und 8 603 Sag 1). Ein Gebraud zu unfittlihen Zwecke ift, 
wenn anders der Vertrag nicht auf folhen Zwed gerichtet und deshalb nichtig ift, vertrags⸗ 
widrig. Ferner ift ein Gebrauch, der nad) den Vorſchriften des Nachbarrechts (bei. 8 906) den 
Nachbarn gegenüber unzuläffig ift, im Zweifel aud dem Vermieter gegenüber vertragswibrig 
(RG. 47 ©. 164, Gruch. 48 ©. 949). Schuldbafte Verlegung dieſer Pflichten gibt bem Ver- 
mieter neben ben in den 8$ 550, 553 befiimmten Rechten, einen Schadenserſatzanſpruch wegen 
Nichterfüllung nad) allgemeinen Grundſätzen (Schöller bei Gruch. 46 S. 279ff.). Der Vermieter 
baftet für ein Verſchulden derjenigen Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung diejer Verpflichtungen 
bedient, nach 8 278 wie fir eigenes Verfchulden (vgl. oben ©. 76 Erl. 2 a. E. zu 8 278; Brud, 
Die Obhutspfliht des Mieters und feine Haftung für Dritte, befonder8 Familtenangehörige und 
Dienftboten, Arch. f. bürg. R. 27 ©. 117ff.; f. auch Rſpr. 10 ©. 258, wo die Haftung des 
Mieters eines Schiffes für Verfhulden des Schleppers mit Recht verneint wird). Ein Ausflug 
ber ObHutöpflicht ift bie im 8 545 vorgejehene Anzeigepflicht des Mieters. Die ObHutspflicht be- 
u nicht die Verpfliätung zur Verfiherung der Sahe (Endemann 1 &. 1054 Anm. 4). 

ber die Obhutspflicht des auf Reifen abweſenden Mieters einer Wohnung ſ. DI8. 1906 ©. 194. 
7. Für den Mietvertrag gelten die allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte und Ber- 
träge. Hervorgehoben fet folgendes: 

a) Der Inhaber der elterlichen Gewalt und ber Bormund eines Minderjährigen bevürfen 
der Genehmigung des Vormundfhaftsgerihts zu einem Mietvertrage, wenn dad Miels 
verhäftnid länger als ein Jahr nad) der Vollendung des 21. Lebensjahres bes Kindes oder 
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Mündels fortdauern foll (8 1643 Abf. 1, 8 1822 Nr. 5), ebenfo der Bormund eines Voljährigen, 
wenn das Mietverhältnis länger ald vier Jahre dauern fol (8 1902 Abi. 2). 

b) Einer Form bedarf nur der Mietvertrag über ein Grunbdftüd oder über Wohnräume 
oder andere Räume nah Maßgabe des 8 566. 

©) Miete von Räumen zu unzühtigen Zwecken, namentlid zum Vordellbetrieb, ift 
nad) 8 138 Abf. 1 nichtig (RG. 38 S 199, Ripr. 8 ©. 425); ehenfo fann der $ 138 Abſ. 2 
anwendbar fein, wenn bei einem Mietvertrage die Notlage des Mieters ausgebeutet worden ijt 
(vgl. Endemann 1 ©. 1048 Anm. 3). 

d) Auch Mietverträge find fo auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rüdficht auf die 
Verkehröfitte e8 erfordern ($ 157). Beifpielamweife wird, wenn ber Vertrag bem Vermieter wegen 
jedes geringfügigen Verftoßes bes Mieter ein fofortige® Kündigungsrecht gewährt, dieſe Be— 
ſtimmung nur auf fhuldhafte Verftöße zu beziehen fein. Beſonders gilt dies bei ber Wohnungs- 
miete von Verjtößen gegen die fog. Hausordnung (vgl. über deren Bedeutung namentlich 
Fuld ©. 54ff.; Mittelftein ©. 62; Arnold Wohnungsmiete ©. 31ff.). 

e) Mehrere Mieter Haften für ben Mietzins im Zweifel ald Geſamtſchuldner ($ 427); 
jeder von ihnen kann nur Überlafjung des Gebrauchs an alle verlangen (8 432). Mehrere 
Vermieter haften für die Gebrauchdgewährung als Geſamtſchuldner (8 431); jeber kann aber 
aur einen Kopfteil des Mietzinfes verlangen (8 420; Ripr. 5 ©. 25). 

8. Bertragäfreiheit. Das Mietverhältnis unterliegt im allgemeinen freier Vereinbarung, 
doc greift da8 BGB. zum Schuge des Mieters durch einige zwingende Vorſchriften ein (vgl. 
88 540, 541, 544, 559 Satz 2, 567). Über die Regelung durch „forporative Mietverträge*, d. h. 
Vereinbarungen zwiſchen Verbänden von Vermietern und von Mietern, ſ. Fuld in Z. f. So— 
zialwifienfhaft 5 ©. 629 ff.; über den einheitlichen Mietvertrag bes Bentralverbandes der Haus— 
und, Grundbefigervereine Deutfhlands |. Brüdner ©. 188ff. 

9. Eine Bormiete kann in dem Sinne vereinbart werben, daß der Vermieter berechtigt 
fein fol, fal8 ber Verpflichtete die Sache an einen Dritten vermietet, durch einfeitige Erklärung 
einen Mietvertrag zwiſchen fih und dem Werpflichteten zu den mit dem Dritten feftgefeßten Ber 
dingungen zuftande zu bringen; in folhem Falle werden die Vorichriften über den Vorlauf ent= 
ſprechend anzuwenden fein (Brud, Die Vormiete, Arch. f. Bürg. R. 20 ©. 33 ff.; vgl. Rſpr. 10 
©. 168). Möglih iſt aber au, daß nur ein Vorvertrag oder daß ein bedingter Mietvertrag 
vorliegt (Endemann 1 ©. 1044 Anm. 25). 

10. Zweifelhafte und gemiſchte Berträge (vgl. über die Frage, inwieweit bei Verträgen 
mit zufammengefegtem Inhalt ein einheitlicher Vertrag ober eine Mehrheit von Berträgen an⸗ 
zunehmen iſt, Regelsberger in Iherings Jahrb. 48 ©. 453 ff.). Nicht ſelten iſt in einem 
und demſelben Vertrage die entgeltliche Gewährung bes Gebrauchs einer Sache zufammen mit 
anderen Leiftungen vereinbart. 

a) Übernimmt der eine Teil neben der Gewährung des Gebrauchs einer 
Sade gegen Entgelt andere Leiftungen, fo iſt, wenn ein einheitliches Entgelt beftimmt 
und die anderen Leiftungen fich als Nebenleiftungen darſtellen, der Vertrag als einheitlicher, und 
zwar als Mietvertrag zu beurteilen. Eo wenn ber Vermieter eines möblierten Bimmers die 
Bebienung mit übernimmt. Ob aud die Übernahme der Gewährung von Frühftüd als bloße 
Nebenleiftung anzufehen ift, erfcheint nicht unzweifelhaft, dürfte aber wegen des Bufammen- 
hanges diefer Leitung mit dem Gebraude des Zimmers zu bejahen fein (fo RG. i. St. 20 
©. 417). Dagegen ift die Gewährung weiterer Belöftigung feine bloge Nebenleijtung, bei Über- 
nahme folder Liegt baher ein aus Miete und Kauf zufammengefegter Vertrag vor, mit dem fich 
nit felten auch noch ein Dienftvertrag verbindet (vgl. über die Miete möblierter Zimmer und 
den Penfionsvertrag namentlih Joſef bet Gruch. 49 ©. 737ff., 764 und im Recht 1905 
©. 426 ff.). Bloße Miete liegt ferner vor, wenn ber Vermieter einer Maſchine aud) die Auf- 
ftellung übernimmt (Seuff. U. 58 ©. 315 vgl. Mittelftein ©. 30); ebenfo, wenn bei der Ver: 
mietung von Räumen zu einem gewerblichen Betriebe ber Vermieter gegen ein einheitliches 
Entgelt die Lieferung der Betriebstraft übernimmt (vgl. RC. 33 ©. 47; Mittelftein ©. 50; 
Niendorff ©. 16); f. auch Rſpr. 12 ©. 71). 

b) Iſt dagegen die Gewährung des Gebrauchs einer Sache nur eine von 
mehreren in dem Vertrag übernommenen gleih wejentligen Leiftungen, io 
liegt ein gemifchter Vertrag vor, fo beim Vertrage zwiſchen Speifewirt und Gaſt eine Ber 
bindung von Kauf und Miete, bei dem RBertrage zwiſchen Gaftwirt und Gaft eine Ber- 
bindung von Miete, Kauf und Dienftvertrag. Iſt die Gebrauchsgewährung nur Nebenleiftung,. 
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8. 536. Der Vermiether hat die vermiethete Sache dem Miether in einem 
zu dem vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zuftande zu überlaffen und fie 
während der Miethzeit in diefem Zuftande zu erhalten. 


fo beitimmt ſich die Natur des Vertrags nad ber Hauptleiftung. So liegt bei dem Vertrag 
über die Beförderung einer Perfon ein Dienft» oder Werkvertrag vor (Ripr. 7 ©. 471; vgl. über 
die Unterfcheidung von Miete und Werkvertrag bei Schiffen Mittelftein ©. 23f.), bei dem Ver— 
trag über Benugung eines Krahnes ein Werkvertrag (Ripr. 12 ©, 60). 

e) Sind gegen die Gebrauhsgewährung Dienfte übernommen, fo ift, je 
nachdem jene oder biefe den Hauptgegenftand des Vertrags bilden, ein Miet: oder ein Dienft= 
vertrag anzunehmen; unter Umftänden fann aber aud ein aus Miete und Dienftvertrag ger 
miſchter Vertrag vorliegen. Died gilt namentlich bei den Verträgen der Hauseigentümer mit 
Hausverwaltern, Hausmännern, Pförtnern ufw. (vgl. darüber Fuld ©. 19, 24; Endemanni 
©. 1045 Anm. 29; Mittelftein ©. 22; Niendorff ©. 6 ff.). 

d) Über die Unterfheidung von Miete und Geſellſchaft |. Mittelftein ©. 26ff.; über 
die zwifhen Miete und Baht Erl. 2 zu 8 581. 


$ 536. 
@.18 504; II 8 481 reb. 8 528; IN 8 529. PIE. 20257, 2043, 2081f.; M. II ©. 3721. 
9.11 88.2 6.130. 

Der 9 536 enthält eine Folgerung aus $ 535 Sag 1. Er foll gegenüber den 
folgenden Vorſchriften außer Zweifel ſtellen, daß der Mieter wegen Nichterfüllung der Ver— 
pflihtung des Vermieters nit nur die in den 88 537, 538, 541, 542 beftimmten Rechte, ſondern 
vor allem auch nad) Maßgabe der allgemeinen Grundfäge den Anfprud auf Erfüllung und 
auf Schabenserjag wegen Nichterfüllung bat. 

Der Vermieter hat, um bie Sache während ber Mietzeit in dem zum vertrag8s 
mäßigen Gebrauche geeigneten Zuftande zu erhalten, alle zu diefem Zwede notwendigen Aus— 
bejferungen auf feine Koften zu übernehmen (vgl. $ 582), vorbehaltlich abweichender 
Bereinbarung. Geht die vermietete Sahe durch Zufall ganz unter, fo wird der Ber- 
mieter nad 8 275 Abſ. 1 und infolgebdefien der Mieter nad Maßgabe des $ 323 von feiner 
Bertragspflicht frei (vgl. RG. in ZW. 1905 ©. 718, wonach Berftörung eines nemteteten Haufes- 
durch Feuer das Mietverhältnis dann nicht beendigen fol, wenn der Vermieter nachweift, daß 
bie zeitweife Unterbrehung des Gebrauchs für den Mieter unerheblich ift und duch die Wieder- 
berftellung feinem Intereſſe genügt werde). Ob der Vermieter, wenn die Sade durch Zufall. 
nur teilweife zerftört üft, in Anfehung des zertörten Teiles von feiner Verpflichtung befreit 
wird oder auf Grund feiner dauernden Verpflichtung zur Gewährung des Gebrauchs den zer» 
ftörten Zeil wiederherftellen muß, tft eine Frage, die fih nur unter Berückſichtigung der 
Umftände des einzelnen Falles entiheiden läßt. Cie wird in bem leßteren Ginne zu beant⸗ 
worten fein, wenn die Herftellung innerhalb ber Mietzeit ohne unverhältnismäßige Aufwendungen 
möglich und die wieberhergeftellte Sache wirtſchaftlich als diefelbe Sache zu betrachten ift wie- 
die vermietete Sache vor ihrer teilweiſen Zerftörung (weſentlich übereinftimmend Dernburg, 
©. 188 f.; Endemann 1 ©. 1050 Anm. 12; Kohler 2 ©. 321; Fuld ©. 63; Mittelftein. 
©. Yf.; Brüdner €. 58 Anm. 2; vgl. Kober Erl. IV zu 8 536). 


89 537-548. 

Tumpowski, Der Mängelanſpruch des Mieters nad dem BGB. 1902. 

1. Die 98 537-548 regeln die Befugniffe des Mieters wegen Mängel ber 
Sache und wegen Mangels im Rechte des Vermieters felbftändig und teilweife ab-: 
weichend von den allgemeinen Grundfägen, und zwar beziehen fi auf Sachmängel die 88 537—540, 
542, auf Rechtsmängel die 88 541—543. In ben erfteren Borfchriften wird, ebenfo wie bei 
der Gemährleiftungspflicht des Verkäufers, neben der allgemeinen Haftung aus dem Bertrage die- 
befondere Haftung auf Grund der Zuficherung einer Eigenſchaft der Sache geordnet. 

Im Übrigen gelten für die Verpflichtung bes Vermieters zur Gewährung bed vertrags— 
mäßigen Gebrauchs und die Folgen der Nichterfüllung, foweit dieſe nicht auf Sadj- oder Rechts- 
mängeln berubt, die allgemeinen Borfchriften, insbejondere bei nachträglicher Unmöglichkeit die 
88 306, 307, bei nachfolgender Unmöglichfeit und Verzug die 88 323 ff., jedoch mit der Maß⸗ 
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8. 537. Iſt die vermiethete Sache zur Beit der Ueberlafjung an den Miether 
mit einem Fehler behaftet, der ihre Tauglichkeit zu dem vertragamäßigen Gebrauch 
aufhebt oder mindert, oder entfteht im Laufe der Miethe ein folcher Fehler, fo 
ift der Miether für die Zeit, während beren die Tauglichkeit aufgehoben ijt, von 
ber Entrichtung des Miethzinfes befreit, für die Zeit, während deren bie Tauglich- 
feit gemindert ift, nur zur Entrichtung eines nach den 88. 472, 473 zu bemefjenden 
Theiles des Miethzinfes verpflichtet. 

Das Gleiche gilt, wenn eine zugeficherte Eigenjchaft fehlt oder fpäter weg- 
fällt. Bei der Vermiethung eines Grundftüds fteht die Zuficherung einer be- 
ftimmten Größe der Zuficherung einer Eigenfchaft gleich. 


gabe, daß unter den Vorausfegungen des 8 542 das dort beflimmte Kündigungsrecht an bie 
Stelle bes in ben 88 325, 326 vorgefehenen Rücktritisrechts fitt (vgl. Brüdner ©. 60; 
Crome 2 ©. 540; Schöller bei Bruch. 46 ©. 267 f.; Über den Fall der Sperrung einer 
Wohnung durch unberechtigte polizeilihe Verfügung |. Beradt, Miete und Polizei 1906 
S. 30 ff.). Auch die Vorfchrift des 8 324 Abſ. 2 Über die Wirkung einer während bed Annahme 
verzugs eintretenden Unmöglichkeit ift anwendbar (a. A. Mittelftein ©. 130). 

2. Außer ben in den 88 537 ff. beftimmten Rechten fteht dem Mieter wegen Mängel der 
Sadje gegebenenfalls das Recht zu, den Vertrag nad) 88 119, 123 anzufechten. 


$ 537. 
€. 188 505, 507; II 8 482 rev. 8 529; I11 8 590. P.1 @. 20281., 2031 q., 61921.; M.1I ©. 373 ff. 
2.18.26. 131f. 

Fuld, Beweisfaft bei Mängeln der Mietſache, Sächſ. Arch. 14 ©. 452Ff. 

Der $ 537 regelt die Befreiung des Mieters von der Verpflichtung zur Ent» 

richtung des Mietzinfes wegen Sahmängel. 

1. Abſ. 1. Borausfegung ber Befreiung des Mieters ift lediglich, daB die vermietete Sache 
während der Mietzeit ober eines Teiles bderfelben mit einem fehler behaftet ift, der ihre Tauglich» 
teit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch aufgeht oder mindert. Für weldhen Gebraud die Sache 
tauglich fein muß, ift allein nad dem Vertrage zu beflimmen (vgl. Erl. 5 zu $ 535). Der ge 
wöhnlie Gebraud kommt — anderd wie beim Kaufe nad 8 459 Abf. 1 — hier nidt in Be 
tracht; jedoch wird fih unter Umftänden aus dem gewöhnlichen Gebraud ein Schluß darauf 
rechtfertigen lafien, was als vertragemäßiger Gebrauch anzufehen iſt. Ein Fehler, der nur einem 
Teile der Sache, 3. B. der gemieteten Wohnung, anheftet, fann unter Umftänden bie Tauglichkeit der 
ganzen Sache aufheben (f. Ripr. 9 &. 2). Nicht erforderlich iſt — wiederum abweichend von ber 
für den Kauf geltenden Vorſchrift des 8 459 Abf. 1 Cap 2 —, da der Zehler die Tauglich 
feit erheblich mindert (vgl. dagegen bezüglich des Kundigungsrechts des Mieters 8 442 Abf. 2). 
Ebenfowenig wird Berfhulden des Vermieters voransgefegt. Dagegen ſchließt ein für den 
Fehler urſächliches Verſchulden des Mieters felbfiverftändlih die Befreiung des Mieters 
aus; ſolchenfalls bewendet e8 bei der Vorfchrift des 8 324 Abf. 1 (Dernburg ©. 191; Mittels 
ftein ©. 103). 

2. Abf. 1. Inter der vorbezeichneten Borausfegung tritt, entipredhend dem $ 323 Abi. 1, 
für die Zeit, während deren der fehlerhafte Buftand befleht, die gänzlihe oder teilmeife Be— 
freiung des Mieters von der Entrichtung des Mietzinſes unmittelbar kraft des Ge— 
feges ein; der Mieter bat nicht, wie der Käufer, nur einen Anſpruch auf Minderung. 
Auch der vertragsmäßig zur Borleiflung verpflichtete Mieter wird von feiner Verpflichtung befreit, 
foweit der Fehler zur Zeit der Fälligkeit des Mietzinfes befteht. Er kann anderfeit$ den 
im voraus entrihtelen Mietzind nad den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht: 
fertigten Bereiherung (3 323 Abf. 3, 38 812ff.), falls der Fehler aber vom Vermieter ver= 
ſchuldet iſt, nad) dem bier wohl entfprehend anmendbaren 8 543 Abf. 2 nad Makgabe des 
8 347 zurüdfordern (ebenfjo Schöller bei Gruch. 46 ©. 176; Ehollmeyer ©. 60). 

83. Abſ. 1. Minderung des Mietzinfes. Der Teil des Mietzinfes, auf welchen ſich 
bei geminderter Zauglichfeit der Sache die Verpflihtung des Mieters beſchränkt, beftimmt fich, 
wenn die Mietzinsbeträge, bie zur Beit des Vertragsſchluſſes für die Sache einerfeitS unter der 
Vorausfegung ber Fehlerfreiheit, anderſeits mit Berüdfihtigung des vorhandenen Fehler ans 
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8. 538. Sit ein Mangel der im 8. 537 bezeichneten Art bei dem Abſchluſſe 
des Vertrags vorhanden oder entfteht ein folder Mangel fpäter in Folge eines 


gemefien gewefen wären, mit w! und w?, der auf die Dauer des fehlerhaften Zuftandes ent⸗ 
fallende vertragsmäßige Zins mit z bezeichnet wirb, nad) der Gleichung: x — TE. 5.8, 


B w R 
w:=1000, w?=600, z=200, fo iſt x ⸗ — — 120. Sind von mehreren zu einem 





Gefamtzinfe vermieteten Sachen nur einzelne fehlerhaft ober find neben dem in Geld feſtgeſetzten 
Mietzind andere Leiſtungen bebungen, fo ift die Herabfegung des Mietzinfes nad; Maßgabe des 
8 472 Abſ. 2 und des 8 473 durchzuführen (vgl. oben ©. 382 die Erläuterungen dazu). 

4. Abſ. 2 Eng 1. Die gleihen Rechtsfolgen wie an das Borhandenfein eines Fehlers 
der in Abſ. 1 bezeichneten Art knüpft ber Abf. 2 an das Fehlen oder den Wegfall einer 
zugefiherten Eigenſchaft ohne Rüdficht darauf, ob dadurch der fonft im Vertrage beftimmte 
Gebrauch an fi) beeinträchtigt wird. Für ben Begriff und die Erforderniſſe der Zuficherung 
einer Eigenſchaft gilt hier dasfelbe wie beim Kaufe (oben ©. 363 Erl. 3a); dementiprechend 
dürfte auch hier bei einer Mehrheit von Vermietern nur eine von allen erteilte Zuficherung ver- 
bindlid fein (abw. Rſpr. 5 ©. 25; vgl. aus der Praxis ferner Rſpr. 11 ©. 139). Im Falle 
ber Zufierung einer Eigenſchaft ift der durch diefe Eigenfhaft bedingte Gebrauch ald der ver- 
tragämäßige anzufehen (P. II 8d.2 ©. 132). Durch das Fehlen der Eigenſchaft wird jedoch 
nad) der Auffafiung des Geſetzes die Tauglichkeit der Sache zu biefem Gebrauche nicht in allen 
Fällen ganz aufgehoben, fondern unter Umftänden nur beeinträchtigt. Ob das eine oder das 
andere zutrifft, wirb nach der Erheblichkeit ber Eigenfchaft vom Standpunkte der Beteiligten zu 
beflimmen fein. Nur bei völliger Aufgebung der Tauglichleit wird der Mieter ganz, andernfalls 
nur teilweiſe befreit. Der Wegfall einer zugefiherten Eigenfhaft gibt dem Mieter ſelbſi— 
verftändlich fein Recht, wenn fi die Zufiherung nur auf den Beginn bes Mietverhältnifies 
bezog (Dernburg ©. 189; Schollmeyer ©. 60). 

Der Mieter Hat übrigens auf Grund der Zuſicherung einer Eigenfchaft auch nad alle 
gemeinen Grundfägen den Anſpruch auf Erfüllung, alfo Herftellung der Eigenfhaft (vgl. Wind- 
ſcheid⸗Kipp 2 ©. 680, der dieſen Anfprud nur im Zweifel gewähren will). 

5. Abf. 2 Sag 2. Die Vorſchrift entſpricht dem $ 468 Sag 1 (vgl. ©. 379 Erl. 1 zu $ 468). 
Sie gilt auch bei der Miete von Wohnräumen und anderen Räumen (8 580). 

6. Beweislaft. Macht der Mieter gegenüber dem Unfpruche des Vermieters auf den Miets 
zins feine gänzliche oder teilmeife Befreiung von der Verpflichtung zur Entrihtung bes Miet 
zinſes nad) 8 537 geltend, fo muß er die Borausfegungen der Befreiung, d. 5. das Vorhanden⸗ 
ein eines Fehlers oder das Fehlen oder den Wegfall einer zugeficherten Eigenfhaft bemweifen. 
Denn zur Begründung des Mietzinsanſpruchs genügt ber Nachweis des Mietvertragd und ber 
Borausjegung der Fälligkeit des Zinſes; nicht erforderlich ift dagegen der Nachweis, daß der 
Bermieter feine Verpflichtung zur Gebrauhsgewährung erfüllt hat (vgl. $ 320). Der Mieter, 
der Befreiung nad 8 537 geltend macht, leugnet daher nicht den Klagegrund des Mietzins: 
anſpruchs, fondern wendet eine biefen Anſpruch aufhebende Tatſache ein, ift alfo nad) allgemeinen 
Grundſãtzen bemweispflihtig. Diefe Verteilung der Beweislaſt ftimmt auch nıit dem überein, was 
für die Beweislaft nach der entfprehenden allgemeinen Vorſchrift des 8 323 gilt (oben ©. 144 
Erf. 1 und S.145 Erl. 3 zu 8 323); a. M. Tumpowsti ©. 22fj. und Fulda. a. O., die 
dem Mieter nur den Beweis der nadträglihen Entftefung eines Fehlers ober bes Wegfalls 
einer zugefiherten Eigenſchaft, im übrigen aber dem Vermieter den Beweis des Nichtvorhanden- 
fein bes Fehlers und des Vorhandenfeins der zugefiherten Eigenfhaft auferlegen wollen. 

7. Ausfgliegungdgründe. Der Mieter erlangt die im 8 537 beftimmten echte unter den 
im 8539 geregelten Boraußfegungen nicht und verliert fie nad Maßgabe des 8 545 Abſ. 2 
durch Berlegung der ihm obliegenden Anzeigepflicht. 


$ 538. 
€. 18 506, 8 514 Mbf. 3; II 9 483 reb. 8 530; III 8 531. P.I ©. 2081 ff., 2084 ff., 61921.; 
N. II 6. 376f., 395. P.11 88.2 6. 132, 174f.; 32.6 €. 186. 
1. Abſ. 1. Auſpruch auf Schadenderfa wegen Nichterfüllung. 
a) Einen folhen Anſpruch gewährt dad Gefeg dem Mieter wegen eines Mangels der 
im 8 537 bezeichneten Art, d. 5. wegen eines die Tauglichteit der Sache zu dem vertrags- 
Bland, Koınmentar 3. BOB. Mb. II. 8. Auflage. 30 


454 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältniffe. 


Umftanbes, den der Vermiether zu vertreten hat, oder fommt der Vermiether mit 
der Befeitigung eines Mangel3 in Verzug, fo kann der Miether, ftatt bie im 
8. 537 beftimmten Rechte geltend zu machen, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. 

Im Falle des Verzugd des Vermiethers kann der Miether den Mangel felbit 
bejeitigen und Erfag der erforderlichen Aufwendungen verlangen. 


mäßigen Gebrauch aufhebenden oder mindernden Fehlers und wegen Fehlens einer zugeficherten 
Eigenſchaft, in drei Fällen: 

a) wenn der Mangel bei dem Abfchluffe bes Vertrags vorhanden ift. Diele 
über bie allgemeinen Grundfäge zum Teil binausgehende Haftung beruht auf der Auffaſſung, 
daß der Vermieter nicht nur durch die Buficherung einer Eigenfchaft für deren Vorhandenſein, 
fondern durch den Mietvertrag als folhen für die Gebrauchsfähigkeit der Sache zur Beit des 
Vertragsichluffes die Garantie übernimmt. Die Haftung ift alfo in dieſem Falle von einem 
Verſchulden des Vermieters unabhängig (RG. 52 5. 172, IJW. 1905 ©. 47); 

4) wenn ber Mangel fpäter infolge eines vom Vermieter zu vertretenden 
Umftandes (88 276, 278) entfteht; dies entipricht der allgemeinen Vorſchrift des 8 325 Ubf. 1; 

y) wenn ber Vermieter mit der Befeitigung eines Mangels gemäß ben 88 284, 
285 in Berzug kommt (vgl. 8 326). Dieſer Fall ift nur bei einem nad) dem Vertragsſchluß 
ohne Verfchulden des Vermieters entitandenen abftellbaren Mangel von Bebeutung, und zwar 
ift die Beſtimmung nad) dem Zufammenhange nur auf Mängel der im 8 537 bezeichneten Art 
zu beziehen, nicht, wie Tumpowski ©. 4dff. meint, auch auf unberechtigte Eingriffe Dritter 
und andere außerhalb der Sache liegende Müngel, die den vertragsmäßigen Gebraud) aufheben 
oder mindern. Inwieweit ſolche Eingriffe oder Mängel dem Mieter einen Schadenserſatzanſpruch 
geben, beftimmt fi, ebenfo wie fein Mecht auf Minderung des Mietzinfes, nad ben allgemeinen 
Grundſätzen (vgl. M. II ©. 370). 

b) Bezüglich des Gegenftanbes des Anſpruchs gilt hier das über den entiprechen« 
den Anſpruch bes Werläufers in Exl. 4 zu 8 463 (©. 374) Bemerkte (a. A. Schöller bei 
Gruch. 46 ©. 265). Über die Anwendung bes 8 254 Abſ. 2 f. Rſpr. 8 ©. 393. 

e) Das Verhältnis des hier fraglichen Anfpruc zu dem Rechte des Mieters auf Miet 
zinsminderung nach 8 537 ift nicht das eines Wahlfhulbverhältniffes (88 262ff.). Der 
Mieter kann daher aud nad) Erhebung des Erſatzanſpruchs noch auf das Minderungsrecht 
zurüdgreifen (Ripr. 7 S. 467; vgl. Kober Erl. 1a und bie dort Angeführten; Tumpomsti 
©. 61 ff). 

d) Die Verjährung des Anſpruchs ift die xegelmäßige. 

2. Abſ. 2. Für den zu 1ay bezeichneten Fall des Verzugs fpriht der Abf. 2 zur Vers 
meidung von Zweifeln dem Mieter ausbrüdlih das Recht zu, den Mangel ſelbſt zu bes 
feitigen und, unbeſchadet eines weitergehenden Schadenserſatzanſpruchs, Erſatz der erforderlichen 
Aufwendungen zu verlangen (vgl. auch Erl. 1c zu 8541). Der zu erfegende Betrag ift nad} 
8 256 Sag 1 zu verzinfen. Auf eine vom Mieter eingegangene Verbindlichkeit findet der 8 257: 
Anwendung. Der Erjaganfprud verjährt nad 8 558 in ſechs Monaten. Der Vorſchrift des 
Abſ. 2 Liegt nad) den M. II S. 395 ein allgemeinerer Gedanke zugrunde, der ihre Ausdehnung 
af ähnliche Fälle rechtfertigt. 

3. Ansihliegungsgründe. Die im 8538 beitimmten Rechte können nad) 8.539, der 
Schabenserfaganfpruc kann auch nad) 8 545 Abſ. 2 ausgeſchloſſen fein. 

4. Der $ 538 erfegt die allgemeinen Vorſchriften der 88 325, 326 infoweit nicht, als 
fie ben Sal betreffen, dab die aus einem gegenfeitigen Vertrage dem einen Teil obliegende 
Leiftung entweder infolge eine von dem anderen Teile zu vertretenden Umſtandes teilweife 
unmöglih oder innerhalb der infolge Verzugs beitimmten Frift nur teilmeife bewirkt wird, 
und bie teilweife Erfüllung des Vertrags für den anderen Teil kein Intereffe 
hat (8 325 Abſ. 1 Sag 2, 8 326 Ab. 1 Sap 3). Diefe Vorſchriften bfeiben daher auch auf 
den Mietvertrag anwendbar. Der Mieter kann aljo unter den angegebenen Vorausſetzungen 
unter Ablehnung des noch möglichen Teiles der Leiftung Scadenserfag wegen Nichterfüllung 
der ganzen Verbindlichkeit verlangen (ebenſo Schöller, Gruch. 46 ©. 277f.; Tumpowsti 
©. 58 fi). ; 
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8. 539. Kennt der Miether bei dem Abjchlufje bes Vertrags den Mangel 
ber gemietheten Sache, jo jtehen ihm die in ben 88. 537, 538 bejtimmten Rechte 
nicht zu. Iſt dem Miether ein Mangel der im 8. 537 Abf. 1 bezeichneten Art 
in Folge grober Fahrläffigfeit unbefannt geblieben oder nimmt er eine mangel- 
bafte Sache an, obfchon er den Mangel kennt, jo fann er diefe Rechte nur unter 
den Vorausfegungen geltend. machen, unter welchen dem Käufer einer mangel- 
haften Sache nad) den 88. 460, 464 Gewähr zu leiften ift. 


8. 540. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Vermiethers 
zur Vertretung von Mängeln der vermietheten Sache erlaffen oder beichränft 
wird, iſt nichtig, wenn der Vermiether den Mangel argliftig verjchweigt. 


$. 541. Wird durch das Recht eines Dritten dem Miether der vertrags- 
mäßige Gebrauch der gemietheten Sache ganz oder zum Theil entzogen, fo finden 
die Borfchriften der 88. 537, 538, des $. 539 Sat 1 und bes 8. 540 entjprechende 
Anwendung. 


$ 59. 
@.18 507; II 8 484 reb. 8 531; III 8 532. P. I ©. 2081 ff., 6192f.; M. II €. 377. P.II WB. 2 6. 1321. 

1. Kenntnis oder verſchuldete Untenntnis des Mieterd. Wegen eines Fehlers der 
im 8537 Ubf. 1 bezeichneten Art ſtehen dem Mieter die in ben 88 537, 538 beftimmten 
Rechte nit zu, wenn der Fehler ihm bei dem Abſchluſſe des Vertrags befannt (Satz 1) oder 
nur infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt ift, e8 fei denn, daß im lepteren Falle der Vermieter 
den Fehler argliftig verfchwiegen hat (Satz 2 verb. mit 8460). Wegen bes Fehlens einer 
äugefiherten Eigenſchaft oder, was auch hier gleichjteht, wegen Worhandenfeing eines 
Fehlers, defien Abweſenheit zugefihert worden ift, hat der Mieter jene Rechte nur dann nicht, 
wenn er ben Mangel bei dem Vertragsſchluſſe fennt. Dies ftimmt mit $ 460 überein (vgl. ©. 364 
Ei. zu 8460). Auch Hier fliegt die Kenntnis des Mangels, wie zwar nicht befonderd be= 
ftimmt, aber als felbftverftänblich vorausgefegt ift, die fraglichen Rechte des Mieterd nicht aus, 
wenn ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart ift, daß der Vermieter für die Befeitigung bes 
Mangels einzuftehen habe. 

2. Borbehaltlofe Annahme. Nimmt der Mieter die mit einem Fehler behaftete oder einer 
zugeſicherten Eigenſchaft entbehrende Sade mit Kenntnis des Mangels an, fo ftehen ihm die 
in den 88 537, 538 beftimmten Rechte nicht zu, es ſei denn, daß er fie fi bei der Annahme 
vorbehält (vgl. 8 464 und die Exl. dazu, oben ©. 371). 


8 540. 
@.18507; 11 8485 eu. 8 532; IT 8533. P.I ©. 2081 ff., 61931.; M. II €. 378. P.11 30.2 6. 1321. 
StB. 6. 2779. 


Die Vorſchrift entipriht den 88 443, 476 (vgl. Erl. dazu oben ©. 345, 384). 

Auch die Haftung des Vermieters wegen Mängel der Sade unterliegt, abgefehen von der 
Beichräntung des 8 540, ber freien Vereinbarung. Sie kann erweitert, beſchränlt und erlafjen 
werben (vgl. aber 8 544). 

g 541. 
@.18 508; II 8 486 res. 8 533; III 4 534. P.1 6.2045 M., 11791; R. Il 378. P. II BE. 2 ©. 188. 

1. Beiugniffe des Mieterd wegen Mängel im Rechte. Die Verpflichtung des Vermieters 
zur Gewährung des vertragsmäßigen Gebrauchs ($ 535 Sag 1) iſt auch infoweit nicht erfüllt, 
als diefer Gebrauch dem Mieter durch das Recht eines Dritten tatſächlich entzogen if. 
Es entſpricht daber den allgemeinen Grundſätzen (vgl. 88 323, 325, 326 und oben ©. 68 Vor⸗ 
bem. 38 bezüglic) der Haftung für anfängliche jubjeltive Unmöglichkeit), wenn dem Dieter wegen 
einer folgen Entziehung des Gebrauchs bie in den 88 537, 538 beftimmten Rechte beigelegt 
werden. Das bloße Beflehen eines Rechtes eines Dritten, das gegen den Mieter geltend ges 
macht werden könnte, gibt dem Mieter feine Mechte gegenüber dem Xermieter. Im einzelnen 
ergibt fih aus 8 541 folgendes: 

30* 
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8. 542, Wird dem Miether der vertragsmäßige Gebrauch der gemietheten 
Sade ganz oder zum Theil micht rechtzeitig gewährt oder wiederentzogen, jo 
kann der Miether ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift das Miethverhältnig 
kündigen. Die Kündigung ift erft zuläffig, wenn ber VBermiether eine ihm von 
dem Miether beftimmte angemefjene Friſt Hat verjtreichen laffen, ohne Abhülfe zu 
Schaffen. Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nisht, wenn die Erfüllung des 
Vertrags in Folge des die Kündigung rechtfertigenden Umftandes für den Miether 
fein Intereffe hat. 

Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Vorenthaltung bes Gebrauchs ift 
die Kündigung nur zuläffig, wenn fie durch ein beſonderes Interejje des Miethers 
gerechtfertigt wird. 


a) Der Mieter wird gemäß $& 537 Ab. 1 für bie Dauer der Gebrauchsentziehung von 
der Entrihtung des Mietzinfes ganz oder teilweife befreit. Hat ber Dieter die Entftehung des 
Rechtes des Dritten felbft verfchuldet, z. 3. durch Veräußerung ber beweglichen Sache an einen 
gutgläubigen Dritten, fo bewendet es auch hier (vgl. Exl. 1 zu 8 537) bei der Vorfchrift des 
8 324 Abf. 1 (vgl. Windſcheid-Kipp 2 ©. 681). 

b) Der Mieter Tann, ftatt die Befreiung von der Entrihtung des Mietzinfes geltend zu 
machen, Schadenserjag wegen Nichterfüllung verlangen, wenn bezüglich des Rechtsmangels die 
im $ 598 Abſ. 1 bezeichneten Borausfegungen vorliegen (Erl. 1a zu 8 538). 

e) Der Mieter ann, wenn der Vermieter mit der Befeitigung des Hindernifjes, das dem 
vertragsmäßigen Gebrauch durch das Recht des Dritten erwächlt, im Verzug tft, entſprechend 
$ 588 Abf. 2 das Hindernis felbft befeitigen und Erſatz der erforderlichen Aufwendungen ver- 
langen. Da es ſich hierbei aber um eine Urt des Schabenserfages handelt, bilrfie nad Analogie 
der Vorfehrift des 8 251 Abſ. 2 dem Mieter ein Erſatanſpruch nur infoweit zuzueriennen fein, 
als die Aufwendungen nicht unverhältnismäßig waren (ebenfo Mittelftein ©. 126f.; Schöller 
bei Gruch. 46 ©. 264 Anm. 62; vgl. Tumpomsti ©. 5if.). 

d) Nur bie wirkliche Kenntnis von dem Rechte des Dritten bei bem Bertragichluß entzieht 
dem Mieter die vorbezeichneten Befugniffe ($ 539 Satz 1), nicht auch grobfahrläfjige Untenntmis, 
wie fi) aus der Nichtanführung des 8 539 Sat 2 ergibt. Es entipricht dies dem 8 439 Abf. 1 
vgl. mit 8 460. Liegt Partiverei (StB. 8 259) vor, fo ift der Mietvertrag nichtig 
(Kohler 2 ©. 263). 

©) Die Frage, ob vorbehaltlofe Annahme der Sache feitens bed Mieters mit Kenntnis 
des Nechtes bed Dritten die Haftung des Vermieters ausſchließt, ift, im Gegenſatze zu €. I 
8 508, im Geſetze offen gelaffen, um die Entſcheidung der Würdigung des einzelnen Falles 
vorzubehalten. 

N) Auch bezüglich der Haftung des Vermieters wegen Rechtsmängel ift der Vertragäfreiheit 
nur bie in & 540 beſtimmte Schranke gezogen. 

g) Beweislaft. Der Mieter braudt nur die Gebrauchsentzlehung zu beweifen, nicht ba= 
gegen, daß fie auf einem Rechte des Dritten beruft (Coſack 1 ©. 478). 

2. Die Borſchriften des $ 541 find für das Verhältnis zioifchen den Bermieter und dem 
Mieter and in dem Falle maßgebend, wenn das zeitlich beſchränkte Recht des Ber— 
mieters (Nießbrauch, Mietreht) während der Mietzeit erlifcht und der nunmehr Be 
rehtigte dem Mieter den Gebrauch der Sache entzieht (M. II S. 380). Die zeitliche Beſchränkung 
des Mechtes des Vermieters ijt, fofern fie beveit# bei dem Abſchluſſe des Mietvertrags beftand, 
als ein ſchon zu biefer Zeit vorhandener Mangel (8 538) anzufehen; dem Mieter ftehen ba= 
ber, wenn ihm infolge bes Erlöſchens des Rechtes des Vermieters der Gebrauch der Sache 
entzogen wird, fowohl die im 8 537 als die im $ 538 beitimmten echte zu, fofern er 
nit bei dem Abſchluſſe des Vertrags die zeitliche Beſchränkung des Rechtes des Ver— 
mieters lannte. 

8 542. 


€. 18529; 118487 Mbf. 1,2 veb. 8.594; III 8535. P.I €. 20271., 20981., 20491., 2149, 3275, Gios f.: 
NR.IIE.418f. P.I 88.2 €. 129, 51st. 

1. Der $ 542 gibt dem Mieter ftatt des Rückritisrechts, welches ſich aus den allge 

meinen Vorſchriften der 8$ 325, 326 herleiten ließe, das Recht, ohne Einhaltung einer 
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Beftreitet der Vermiether bie Zuläffigfeit der erfolgten Kündigung, weil er 
den Gebrauch der Sache rechtzeitig gewährt oder vor dem Ablaufe der Friſt die 
Abhülfe bewirkt Habe, jo trifft ihn die Beweislaſt. 


Kündigungsfrift das Mietverhältnis zu kündigen. Dieſes Kündigungsreht unters 
ſcheidet fi von jenem Rücktrittsrecht einerfeitd dadurch, daß ed, dem praktiſchen Bedürfnis 
entiprechend, unter erweiterten Vorausſetzungen gegeben ift, andererſeits dadurd, dab feine 
Ausübung nicht, wie die des Rücktrittsrechts, die gegenfeitige Verpflichtung zur Herftellung des 
Buftandes begründet, der beftehen würde, wenn ber Vertrag nicht geichloffen worden wäre, 
fondern das Mietverhältnid für die Zukunft aufhebt. Der €. I ſprach daher Hier, wie in 
anderen ähnlichen Fälen, von einem Rechte, von dem Bertrage für die Zukunft zurikdzutreten. 

a) Abi. 1 Sag 1. Ein Kündigungsreht wird grundfäglid in allen Fällen ans 
erfannt, in benen dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch ganz oder zum Teil entweder nicht zu ber 
im Vertrage beitimmten Zeit gewährt oder fpäter wieber entzogen wird, mag dies die Folge von 
Fehlern der Sache, von Rechten Dritter oder von jonftigen Umftänden fein und mag ben Vermieter 
ein Berfhulden zur Laft fallen oder nicht, wie bei dem zufälligen Untergang eined Teiles ber 
Sade (vgl. $ 543 Abf. 2; f. Ripr. 10 ©. 163 über Kimdigung einer herrſchaftlichen Wohnung 
wegen Anlegung einer Krankenanftalt in dem Haufe). Eigenes Verfhulden des Mieters 
ichließt jedoch, wie der E. I 8 529 Abſ. 1 bejonderd ausfpradh, von der zweiten Kommiſſion 
aber für felbjtverftändlih erachtet wide, das Kündigungsrecht aus, jo z. B., wenn die Ber 
nugung der Sade infolge Verſchuldens des Mieters gefundheitöpolizeilich verboten wird 
(Ripr. 10 ©. 165). ©. bezüglich des Kündigungsgrundes ferner Erl. 3, 4. 

b) Auch in den bezeichneten Fällen unterliegt indeffen die Zuläffigkeit 
einer boppelten Beſchränkung. 

a) Abf. 1 Sat 2, 3. Die Kündigung ift in der Regel erſt ftatthaft, wenn nach dem 
Eintritte des die Kündigung rechtfertigenden Umſtandes der Mieter dem Bermieter eine ange 
mefjene Friſt beftimmt (vgl. wegen dieſes Exfordernifies oben ©. 24ff. Erl. 2 zu 8 250) und 
der Vermieter nicht dor dem Ablaufe der Friſt Abhilfe gefhafft Hat (Abi. 1 Sag 2). Für 
die Frift gilt das in Erl. 2, 3 zu 8 250 oben ©. 24f. Bemerkte (abw. von der in Erl. 2a vers 
tretenen Auffaſſung Seuff. U. 60 ©. 9). Bezüglich der Angemefienheit der Friſt |. auch Ripr. 10 
©. 356 (24 Stunden angemefjen für die Bejeitigung von Dirnen im Intereſſe der anftändigen 
Mieter). Nicht erforderlich iit, daß der Mieter bei der Friſtbeſtimmung ben Vermieter aus— 
drüdli auffordert, Abhilfe zu fchaffen (a. A. Tumpomwsti ©. 75), oder daß er erflärt, ex werbe 
nach fruchtlofem Ablaufe der Frift Hindigen (ebenfo Mittelftein ©. 117); es genügt, daß 
fi die Frift als zur Schaffung von Abhilfe beftimmt aus den Umftänden, 3. B. auß ber 
Hervorhebung des Mangels, ergibt. Dit dem fruchtlofen Ablaufe der Frift wird die Kündigung 
zuläffig. Schafft der Vermieter jedod nachträglich Abhilfe, bevor der Mieter das Kündigungs- 
echt ausgeibt Kat, fo dürfte die Kündigung als ausgeſchloſſen anzufehen fein, obwohl der $ 542, 
abweichend von anderen ähnlichen Vorſchriften (3. B. 88 283, 326), dies nicht ausſpricht und 
obwohl der Abi. 3 nur den Fall berüdfichtigt, daß der Vermieter die Buläffigfeit der exs 
folgten Kündigung deshalb beftreitet, weil er vor dem Ablaufe der Frift die Abhilfe bes 
wirft habe. Die gegenteilige Unfiht wiirde der in jenen andern Vorſchriften zur Geltung ges 
brachten Billigteitsrüdficht zumiderlaufen, und ber Wortlaut de 8 542 ift auch mit ber hier 
vertretenen Anſicht vereinbar (wie hier Mittelftein ©. 117; Schöller bei Gruch. 46 ©. 270; 
0. 9. Tumpowsti ©. 78f.). 

Ohne vorherige Srifibeftinmung fann der Mieter nur kündigen, wenn infolge des die 
Kündigung rechtfertigenden Umfiandes die Gewährung bes vertragsmäßigen Gebrauchs für ihn 
fein Intereſſe Hat (Abſ. 1 Sag 3; vgl. Rſpr. 5 ©. 367, wonach dieſe Vorausſetzung bei einer 
zehnjährigen Miete einer Waſchanſtalt durch eine im Beginne der Mietzeit erforderliche Reparatur 
nicht erfüllt wird). Aber auch in diefem Falle ſchließt die Verlegung ber dem Mieter obliegenden 
Anzeigepflicht die Befugnis, ohne Friſtbeſtimmung zu kündigen, aus (8 545 Abſ. 2). Auch 
dann wird es einer Frifibeftimmung nicht bedürfen, wenn Abhilfe objektiv unmöglich ift 
(Schöller bei Gruch. 46 ©. 279; Tumpomwsti ©. 76). 

Das Erfordernis der Friftfegung gilt nit, wenn der Mietvertrag ein Firgefhäft im 
Sinne bes 8 361 ift; der Mieter ift bier vielmehr nad) der legteren Vorſchrift im Bmeifel ohne 
weitere® zum Rucktritte berechtigt, wenn ihm der Gebrauch ber Sache nicht zu ber beftimmten 
Zeit gewährt wird. 
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2) Abſ. 2. Ein Kündigungsgrund liegt regelmäßig Überhaupt nicht vor, wenn der ver⸗ 
tragsmäßige Gebrauch nur zu einem unerheblichen Teile oder während einer unerheblichen Zeit 
wicht gewährt wird. In folhem Zalle kann der Mieter nur fündigen, wenn er ein befonderes 
Intereſſe nachweiſt. Ob es ber vorgängigen Friſtbeſtimmung bedarf oder nicht, richtet ſich nad) 
dem unter & Bemerkten. . 

e) über die Ausſchließzung des Kündigungsrechts durch Kenntnis oder grob⸗ 
fahrläfſige Unkenntnis des Mieters von einem Mangel ſowie durch vorbehaltloſe Annahme ber 
Sache ſ. Erl. 1a, b zu 8 543. 

d) Die Ausübung des Kündigungsrechts, die Kündigung, erfolgt durch eine forms 
lofe, dem Vermieter gegenüber abzugebende einfeitige Erklärung des Mieters. Bol. Erl. 2 
zu 8 564. 

e) Die Wirkung der Kündigung ift, da daß Geſetz Einhaltung einer Kündigungsfrift 
hier nicht erfordert, die, daß mit ihrem Wirffamwerden (58 130—132) das Mietverhältnis bes 
endigt wird. Über das Recht des Mieters zur Rückforderung des im voraus entrichteten Miet- 
zinfes ſ. Erl. 2 zu 8 543. 

2. Abf. 3. Die Beweislaft, auf die fich der bei ber Reviſion der Beſchlüſſe zweiter Lefung 
aufgenommene, in den P. II nicht erwähnte Abſ. 3 bezieht, regelt ji in folgender Weiſe: 
Der Mieter bat, wenn er das Sündigungsrecht geltend macht, außer der Kündigung zu bes 
weifen entweder 

a) daß er dem Vermieter eine angemefiene Frift beftimmt habe und daß die Kündigung 
nad dem Ablaufe diefer Friſt erfolgt fel, oder 

b) daß die Erfüllung des Vertrags infolge des die Kündigung rechtfertigenden Ums 
flandes für ihn fein Intereſſe habe. 

Beiden Beweifen gegenüber fteht dem Wermieter der Nachweis offen, ba er ben Gebrauch 
rechtzeitig gewährt babe. Hatte der Mieter die ihm als Erfüllung angebotene Überlafjung bes 
Gebrauchs als Erfüllung angenommen, fo hat, wenn er behauptet, daß ihm nicht der vertrags⸗ 
mäßige Gebrauch gewährt fei, er diefe Behauptung zu beweifen (8 363; ebenfo Windſcheid-Kipp 2 
©. 682, Tumpowski ©. 80). Gegenüber dem vom Vermieter geführten Nachweife rechtzeitiger 
Gebrauchsgewährung kann ber Vermieter weiter bemweifen, daß ihm ber Gebrauch wieder entzogen 
it. Dem unter a bezeichneten Beweiſe des Mieters begegnet der Vermieter aud durch ben 
Nachweis, dab er rechtzeitig die Wbhilfe bewirkt Habe. Den beiden zu a und b genannten Bes 
weiſen bes Mieter gegenüber fteht dem Wermieter ferner der Beweis zu, daß die Hinderung 
oder Vorenthaltung des Gebrauchs nur eine unerhebliche fei; der Dieter kann hiergegen wiederum 
dartun, daß die Kündigung durch ein befonderes Intereſſe gerechtfertigt fei. Daneben kommen 
die nad) $ 361 und $ 545 Abſ. 2 erheblihen Beweiſe (f. unter 1a) in Betracht. 


3. Gefährdung des Mieters durch den Gebrauch. Eine die Kündigung nad) $ 542 recht⸗ 
fertigende Hinderung des vertragamäßigen Gebrauchs wird unter Umftänden auch anzunehmen 
fein, wenn die Fortfegung des Gebrauchs für den Mieter mit erheblicher Gefahr 
verbunden tft (M. II ©. 420; vgl, Mittelftein ©. 114f.). Bol. auch 8 544. 

4. Mangel einer zugefierten Eigenſchaft. Der E. I 8 529 Ubf. 1 Say 1 erwähnte als 
Kündigungsgrund bejonderd ben Umftand, dab ſich der Mangel einer zugefiherten Eigenfhajt 
ergibt. Sachlich dürfte in diefer Beziehung die jetzige Faſſung zu demjelben Ergebnifie führen. 
Denn der durch eine zugeficherte Eigenſchaft bedingte Gebrauch ift als der vertragsmäßige an« 
zuſehen (f. Erf. 4 zu 8 537); der vertragdmäßige Gebrauch ift alfo ganz oder zum Teil nicht 
gewährt, wenn die zugefiherte Eigenihaft fehlt. Für die Zuläffigkeit der Kündigung gilt das 
gleihe wie in anderen Anwendungsfällen bes $ 542; aus der Zuſicherung wird häufig, aber 
nicht imnter ein beſonderes Inierefie des Mieters im Sinne des Abſ. 2 zu folgern jein (a. 4. 
Tumpomsfi ©. 75). 

5. Verhältnis des Kündigungsrechts zu anderen Rechten des Mieterd. 

a) Die Ausübung des Kündigungsrechts nad 8 542 ſchließt unzweifelhaft nicht das Recht 
des Mieterd aus, für die Zeit biß zur Veendigung bes Mietverhältnifjes nah 8 537 Befreiung 
von ber Entrihtung des Mietzinſes oder nach I 533 Schadenerfag wegen Nichterfilllung zu be 
anfpruchen. Eine dies Haxftellende Beitimmung enthielt bezüglich des Rechtes auf Mietzindnachlak 
ſchon ber E. J 8 530 Sag 2, und fie war bezüglich beider Rechte von der zweiten Kommiffion bes 
ſchloſſen, ift aber fpäter ala felbftverftändlich geſtrichen worden, nachdem man ſich entfchieden hatte, ben 
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8. 543. Auf das dem Mieter nad) $. 542 zuftehende Kündigungsrecht finden 
die Vorschriften der $$. 539 bis 541 fowie die für die Wandelung bei dem Kaufe 
geltenden Vorfchriften der 88. 469 bis 471 entjprechende Anwendung. 

Iſt der Miethzins für eine jpätere Zeit im voraus entrichtet, jo hat ihn der 
Vermieter nach Maßgabe des 8. 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines 
Umſtandes erfolgt, den er nicht zu vertreten Hat, nad) den Vorfchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüdzuerftatten. 


Begriff des „Rüdtritts für die Zukunft” durch den ber „Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungs- 
feift“ zu erfegen. Ob der Mieter aber, wenn er von bem Kündigungsrechte nad) 8 542 Gebraud) 
macht, vom Vermieter auch Erfah des Schadens verlangen kann, der ihm infolge der vorzeitigen 
Beendigung des Mietverhältnifjes, 3. B. dadurch erwächſt, daß er für den Reſt der Mietzeit eine 
tenerere Wohnung nehmen muß, iſt ftreitig (dafllr Dernburg ©. 192; Keidel in Bl. f. RAnw. 69 
©. 317fj. und mit Beichränfung auf dad negative Vertragsinterefie Cofad 1 ©. 476; dagegen 
Kober Erl. 14; Mittelftein S.1%; Arnold, Wohnungsmiete ©. 61f.; Tumpowski ©. 90ff.; 
Beradt, Miete und Polizei ©. 68ff.). Die Frage dürfte infoweit zu verneinen fein, ba ein 
folder Erſatzanſpruch aus dem Mietvertrag und aus 8 538 nicht Herzuleiten ift; denn durch die 
Kündigung endigt das Mietverhältnis, und damit fällt die Grundlage des in 8 538 beftimmten 
Erſatzanſpruchs weg. Dagegen iſt nicht ausgeichlofien, da ein folder weitergehender Erſatz⸗ 
anfpruc nad) den Vorfcriften der 88 823 ff. begründet ift. 

b) Das Kündigungsreht nad) 8 542 ift an fi nurgegeben, wenn das Miet- 
verhältnis begonnen hat und no nicht beendigt ift. Vor bem Beginne des Miet- 
verhältnifjes kann der Mieter unter den Borausfegungen des 8 325 von dem Bertrage zurlid- 
treten (Keidel a. a. D. ©. 322); e8 wird ihm aber auf ein Kündigungsrecht entiprechend 
$ 542 dann zuzuftehen fei, wenn im voraus feftfteht, daß defien Vorausſetzungen zu Beginn 
der Mietzeit gegeben fein werden, und wenn er ein befonderes Interefje an ber Kündigung 
nachweiſt (ebenjo Schöller bei Gruch. 46 ©. 272). Nah ber Beendigung ded Mietverhälts 
niſſes bleiben dem Mieter nur die in den 88 537, 538 beftimmten Rechte. 

©) Das Recht, Erfüllung des Vertrags zu verlangen, bleibt dem Mieter auch 
nad) fruchtlofem Wblaufe der gemäß 8 542 Ubi. 1 Sag 2 beftimmten Frift. 

Bet der Miete einer nur der Gattung nad) beitimmten Sache hat der Mieter nad) allgemeinen 
Grundfägen auch den Anſpruch auf Gewährung einer anderen mangelfreien Sache (vgl. oben 
©. 389 Erl.1 zu 8 480). 

$ 548. 


€.18 530; II 8 487 Ubi. 3 ven. 8 535; III 8 536. PIE. 2155, 6194, 11814ff.; MR. II ©. 421. 
9.11 8b. 2 €. 229f., 513. 

1. Aus Abſ. 1 in Verbindung mit den darin in Bezug genommenen Vorſchriften ergibt 
ſich folgendes: 

a) Berußt die nach 8 542 an fih bie Kündigung vechtfertigende Nichtgewährung oder 
Bieberentziehung des Gebrauchs auf einem Mangel ber Sache oder einem Mangel im Rechte 
bes Bermieters, fo wird das Kündigungsrecht in gleicher Weile durch bie bei dem Vertragſchluſſe 
vorhandene Kenntnis des Mieters von dem Mangel oder feine grobfahrläffige Unkenntnis 
ausgeſchloſſen „wie nad) 3$ 539, 541 das Recht auf Nachlaß am Mietzind und der Anſpruch 
auf Schadenserfag. 

b) Die Annahme der Sache feitens des Mieterd mit Kenntnis des Mangels ſchließt auch 
das Kundigungsrecht aus, fofern nicht der Mieter feine Rechte wegen des Mangels fi} vors 
behalten hat ($ 539). 

c) Auch in Unfehung des Kündigungsrehts find abweichende Vereinbarungen über 
die Haftung ded Vermieter wegen Sach- und Nechtsmängel vorbehaltlich des $ 540 wirkfam. 
Nach Ripr. 10 ©. 162 fließt die Vertragsbeſtimmung, daß der Mieter die Sache in ihrer gegen- 
wärtigen Beichaffenheit übernimmt und die Gewährleiftungs» und Schadenserfagpflicht wegen vor⸗ 
handener Mängel ausgeichlofjen ift, das Kündigungsrecht nad) 8 542 nicht aus. 

d) Sind mehrere Sachen oder eine Hauptſache und eine Nebenfache vermietet, fo ift wegen 
Mängel einzelner Saden bie Kündigung in dem gleihen Umfange zuläffig und wirkſam wie 
nach 8 469, 470 im Falle des Verlaufs die Wandelung (vgl. die Erl. dazu oben ©. 380f.), 
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8. 544. Iſt eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalte von Menſchen 
beitimmter Raum fo beichaffen, daß die Benugung mit einer erheblichen Gefährdung 
der Gejundheit verbunden ift, jo kann der Miether das Miethverhältniß ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrift fündigen, auch wenn er die gefahrbringende Be- 
fchaffenheit bei dem Abjchluffe des Vertrags gefannt oder auf die Geltendmachung 
der ihm wegen diefer Befchaffenheit zuftehenden echte verzichtet hat. 


Erſtredt fi die Kündigung danach nur auf einzelne von mehreren zu einem Gejamtmietzinfe 
vermieteten Sachen, fo ergibt fi} entiprechend $ 471 der für die anderen Sachen zu entrichtende 
Mietzind x aus dem zur Zeit des Vertragſchluſſes für alle Sachen bei mangelfreiem Zuftand 
angemefjenen Mietzinfe w!, dem zu derfelben Zeit für die nicht von ber Kilndigung betroffenen Sachen 
angemefjenen Binfe w* und dem vereinbarten Geſamtzinſe z nad) ber Gleichung: 


2 
2. 48 wi 1000, m — 800, 5 110, fo in OO sso. 
0) Der E. I 8 530 erklärte auf dad im 8 529 gewährte Rüdtrittsreht des 
Mieters aud noch die Vorſchriften der 88 431, 433 für entſprechend anwendbar. 

a) Der 8 431 beitimmte, daß das Nüdtrittsrecht erlifcht, wenn der Berechtigte ben Ver⸗ 
trag auch nur teilweife erfüllt oder deffen Erfüllung aud nur teilweife verlangt oder annimmt, 
e3 fei denn, daß er vom feinem Rechte oder dem Eintritte ber Vorausfegungen für defien Aus⸗ 
Übung nicht unterrichtet war. Der 8 431 ift von ber zweiten Kommiſſion geftrichen (oben ©. 202 
Erl. 2 zu 8 358). Wie beim Rüdtrittöredt ift aljo auch bei dem hier fraglichen Kündigungs⸗ 
echte des Mieter3 nad) den Umftänden zu enticheiden, ob in dem Verhalten des Mieters 
ein ſtillſchweigender Verzicht auf das Kündigungsredht zu finden ift (vgl. Rſpr. 2 
S. 480 über Rücknahme der Kündigung durch Wohnenbleiben). 

4) Der €. 18 433 ftimmt mit 8 356 des BGB. überein. Dur bie Weglaflung der 
Bezugnahme auf jene Vorſchrift im $ 542 follte nicht die Anwendbarkeit der Vorſchrift auf das 
Kündigungsredht des Mieterd verneint werden. Auch diefes Recht kann vielmehr bei einer 
Mehrheit von Mietern oder Bermietern nur von allen und gegen alle auögelibt werben 
and erlifht, wenn es für einen der Mieter erlifcht, auch für die übrigen. 


2. Die Vorſchrift des Abſ. 2 entipricht dem 3 327. Iſt der Mietzins von bem Mieter 
für eine fpätere Zeit im voraus entrichtet, jo hat ihm ber Vermieter regelmäßig nad) Maßgabe 
derjenigen Grundjäße zu erftatten, welche für den Fall des Rückiritts von einen Vertrage gelten 
(f. Erl. zu ben 88 346, 347). Im Abſ. 2 Hit zwar nur dev $ 347 allegiert. Es Tann indefien 
feinem Zweiiel unterliegen, daß auch bie Vorfchriften des 8 346 entſprechend anzuwenden find. 
Iſt daher als Mietzins die Leiflung von Dienften oder die Überlafjung der Benugung einer 
Sade verſprochen (f. Erl. 3 zu $ 535), fo ift Hierfür tim Falle der Vorausleiftung der Wert 
nad) Maßgabe des 3 346 Sat 2 zu vergüten. Soweit der im voraus geleiftete Mietzins in 
einer Geldſumme beftand, ift biefelbe nad) $ 347 Satz 3 von ber Zeit bed Empfanges an zu 
verzinjen. 

Diefe Grundfäge finden feine Anwendung, wenn die Stündigung wegen eines Umftandes 
erfolgte, den ber Vermieter nicht zu vertreten bat, wenn alfo z.B. ein Mangel der im $ 537 
bezeichneten Art nach dem Abſchluſſe des Mietvertrags infolge eines Zufalls eingetreten Hit und 
den Vermieter auch in betreff der Befeitigung dieſes Mangels ein Verſchulden nicht trifft. Im 
Fällen diefer Art ift der Vermieter zur Rückgewähr des Mietzinfes nur nad den Vorſchriften 
über bie Herausgabe einer ungeredtfertigten Bereicherung verpflichtet (88 818, 819); ex haftet 
alfo regelmäßig nicht, ſoweit er zur Zeit der Rechtshängigkeit nicht mehr bereichert ift. 

Inwieweit der Mieter den im voraus entrichteten Mietzins auch für bie Zeit vor der 
Beendigung bes Mietverhältniffes zurüdfordern kann, ergibt fi) aus dem in Erl. 2 zu 8 537 
Bemerkten (ſ. auch Erl. da zu 8 542). 





g 54. 
€. 11 8 488 red. 8 536: III 8 537. P.11 88.2 ©. 2301. 89. ©. 1969. 
Schäfer, Das außerordentlihe Kündigungsrecht des Mieters wegen Geſundheitsſchädlich⸗ 
teit der Mietſache, BI. f. RAnw. 67 ©. 257ff.; Schulpenftein, Die polizeirechtliche Bedeutung 
bes 8 544, DIE. 1899 ©. 431. 
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1. Zwei nnd Bedeutung. Schon ans $ 542 folgt, wie in der Erl. 3 dazu bemerft, 
unter Umfländen ein Aündignngsreht des Mieter3 wegen gefaßrbringender Beſchaffenheit der 
Sadıe. Der von der zweiten Sommiffion beſchloſſene und von der Reichstagskommiſſion ergänzte 
8 544 gibt jedod dem Mieter einer Wohnung oder eines anderen zum Aufenthalte,von Menſchen 
beftimmten Raumes ein erweitertes Kündigungsrecht. Die Borfchrift verfolgt den foziafpolitifchen 
Zwed, teils jelbft zur Beflerung der Wohnungsverhältniffe in gefundheitlicher Hinficht beizu⸗ 
tragen, teils polizeilihen Maßnahmen, die auf dieſes Biel gerichtet find, als Stüge zu dienen. 
In legterer Hinficht führt allerdings Schulgenftein a. a.D. aus, dab wenigfiens für Preußen 
der 8 544 die polizeilichen Befugnifje nicht verſtärke. 

2. Boransfegung bes Kündigungsrechts iſt: 

a) daß es fi um die Miete eines zum Aufenthalte von Menfhen bejtimmten 
Raumes handelt, namentlich einer Wohnung, aber aud) eines Ladens, eines Bureaus, einer 
Werkſtatt u. dgl. (RB. ©. 1969); ein Pferbeftall wird nicht deshalb Hierher zu rechnen fein, 
weil die Pflege ber Pferde die Anweſenheit von Menſchen darin erforderlich macht (a. A. Ende 
mann 1 ©. 1052 Unm. 22); 


b) daß infolge der Beſchaffenheit des Raumes feine Benugung mit einer 
erheblien Gefährdung der Gefundheit verbunden ift. Darin liegt: 


a) Mit ber Benugung ded Raumes muß eine Gefährbung der Gefundheit nicht nur gerade 
für den in Srage ftehenden Mieter nach feinen fubjektiven Verhältnifien, fondern objektiv für jeden mit 
normaler Widerftandskraft ansgejtatteten Benuper des Raumes verbunden fein (ebenjo Dern- 
burg ©. 184; Endemann 1 ©. 1052 Anm. 23; Kober El. III 24; Mittelftein ©. 122f.; 
Dertmann Erl. 2b; a. U. Fuld ©. 75; Schäfer ©. 259f.; Tumpomwsti ©. 89; Rſpr. 7 
©. 17; Seuff. A. 60 ©. 9); doch werden an die Beſchaffenheit des Raumes je nad) dem vers 
ſchiedenen Gebrauchszwede nicht immer diejelben geiundheitlihen Anforderungen zu ftellen fein 
(Mittelftein a. a. O.). Betrifft die gefjundheitgefährbende Beſchaffenheit nur einen Teil der 
Bohnung ꝛc., fo ift die Hier fragliche Vorausſetzung des Kundigungsrechts nur gegeben, wenn 
es fih um einen nad bem Vertragszwed erheblichen Teil handelt (Ripr. 2 ©. 380; a. U, 
Kohler 2 ©. 314). 

4) Die Gefährdung der Gejundheit muß eine erhebliche fein. Diejes Erfordernis fol 
einem Mißbrauche des Kündigungsrechts vorbengen. Die P. II ©. 332 erläutern es dahin, daß 
damit eine Beſchaffenheit des Raumes vorausgefegt werde, welche eine naheliegende Gefahr 
für die Gefundheit der Bewohner begründe. Daran tft aber nur richtig, daß eine nicht nahes 
liegende Gefährdung niemals erheblich ift; dagegen ift nicht jede naheliegende Gefahr erheblich. 
Zu erfordern ift aljo, daß die weitere Benupung des Raumes eine nicht nur geringfligige Be 
einträhtigung ber Geſundheit mit fi) bringen würde. 

y) Die Gefundheitsgefährdung muß Folge der Bejhaffenheit des Raumes fein. Dies 
ift nit der Fall, das Kündigungsreht alſo ausgeſchloſſen, wenn der Mieter oder auch ein 
Untermieter (vgl. 8 549 Abſ. 2) bem gefundheitägefäbrdenden Zuſtand des Raumes verſchuldet 
hat (ebenjo Arnold, Wohnungsmiete ©. 62; Brüdner ©. 69; Kober Erl. III 4; Dert- 
mann El. 6; Mittelftein ©. 128f.; Schäfer ©. 261; Rſpr. 2 ©. 382, RC. 51 ©. 210; 
0. U. Kohler 2 ©. 315). Wegen der Ausitbung bed Kindigungsrechts und ihrer Wirkung 
f. El. 14, e zu $ 542 und Erl. 18 zu 8 543. 

3. Das Kündigungsrecht geht über den $ 542 nad folgenden Richtungen hinaus: 

a) Es kann ohne vorgängige Friftbeitimmung und ohne den Nachweis eines befonderen 
Intereſſes der Mieterd an der fofortigen Kündigung ausgeübt werden (a. U. Windſcheid— 
Kipp 2 ©. 683). 

b) Es wird durch die Kenntnis des Mieters von der gefahrbringenden Beſchaffenheit bei dem 
Bertragſchluß, entgegen dem & 543 Abſ. 4, nicht ausgeſchloſſen. 

©) Der Mieter Tann auf diefes Kündigungsrecht nicht wirkfam verzichten. 

d) Er verliert dad Kundigungsrecht auch nicht durch Verlegung der im 8 545 beftimmten 
Anzeigepflicht (vgl. 8 545 Abſ. 2 a. E. „nad 8 542 Ab. 1 Satz 3* Nipr. 2 ©. 382; a. 4. 
Mittelftein ©. 123f.; Windfheid-Kipp 2 ©. 683). 

4. Bezüglich des Rechtes bed Mieters anf Nachlaß am Mietzinfe und feines Anſpruchs 
auf Schabenserfag bewendet es auch für dem im 8 544 vorausgefegten Fall bei den Vorſchriften 
ber 88 537—539. Auf den Schadenserfaganfprucd Tann der Mieter wirkfam verzichten. 
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8. 545. Zeigt fich im Laufe der Miete ein Mangel der gemietheten Sache 
oder wird eine Vorfehrung zum Schuge der Sache gegen eine nicht vorhergefehene 
Gefahr erforderlich, To Hat der Miether dem Vermiether unverzüglich Anzeige zu 
machen. Das Gleiche gilt, wenn fich ein Dritter ein Recht an der Sache anmaßt. 

Unterläßt der Miether die Anzeige, fo ijt er zum Erfage des daraus ent- 
ftehenden Schadens verpflichtet; er ift, foweit der Vermieter in Folge der Unter- 
laſſung der Anzeige Abhülfe zu fchaffen außer Stande war, nicht berechtigt, die 
im $. 537 beftimmten Rechte geltend zu machen oder nad) $. 542 Abſ. 1 Sat 3 
ohne Bejtimmung einer Frift zu fündigen oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
zu verlangen. 


8. 546. Die auf der vermietheten Sache ruhenden Laſten bat ber Ver— 
miether zu tragen. 


g 58. 
@.18 519; 11 8.489 veu. 8 537; II 8 538. P.I 6. 2101. 3552, 35591., 11714M.; IR. II 6. 4001. 
9.11 88,2 €. 187; 3b. 6 ©. 184, 186. 

1. Abſ. 1. Die hier beftimmte Anzeigepfliht des Mieters ift ein Ausflug der ihm im 
Intereffe des Bermieterd obliegenden Verpflichtung zur Obhut über die Sache (f. Erl. 6 zu 8 535). 
Sie beſchränkt ſich daher nicht auf ſolche Mängel, Gefahren und Rechtsanmaßungen Dritter, 
durch welche der vertragsmäßige Gebrauch bes Mieterß beeinträchtigt oder bedroht wird. Boraus- 
fegung der Anzeigepfliht in bezug auf Mängel ift, daß diefe ich zeigen; zu Nachforſchungen 
iſt der Mieter nicht verpflichtet. 

2. Abſ. 2 Haldf. 1. Macht der Mieter nicht unverzüglich, d. 5. ohne ſchuldhaftes Zögern 
(8 121 Ubf. 1), Anzeige, fo bat er dem Vermieter den Schaden zu exfegen, welcher dadurch ent» 
fteht, daß der Bermieter infolge ber Verſäumung der Anzeige nicht von bem die Abhilfe fordern- 
den Umftande Kenntnis erlangt. Die Erfagpflicht tritt demnach nicht ein, wenn ber Vermieter 
anberweit die nötige Kenntnis hatte. Da ferner nur ſchuldhaftes Zögern mit der Anzeige 
die Erfagpflicgt begründet, fo iſt diefe ausgeſchloſſen, wenn der Mieter ohne Fahrläſſigkeit an» 
nehmen durfte, daß ber Vermieter den Mangel kennt (ebenfo Dernburg ©. 196; Erome 2 
©. 543 Anm. 21, 529 Anm. 24; Schollmeyer ©. 65). Indeſſen find aud) der Priifung des 
Vermieters offenliegende Räunte, wie Worflure, Treppen, von der Unzeigepflicht des Mieters 
nicht grundſahlich ausgeſchloſfen (R®. 59 ©. 161). 

3. Nah Abſ. 2 Halbſ. 2 kann der Mieter für diejenige Zeit, für welche der Vermieter 
bei rechtzeitiger Anzeige imftande geweſen wäre, den veriragsmäßigen Gebrauch zu gewähren, 
nit Zinsnachlaß nad) 8 537 oder Schabenserfag nad) 8 538 beanfpruchen, und er kann ferner 
das Mietverhältnis nicht nach 8 542 Abf. 1 Sag 3 ohne Friftbeftimmung kündigen, went 
der Vermieter ben Mangel bei rechtzeitiger Unzeige fo weit hätte abjtellen fünnen, daß ein bes 
ſonderes Interefje des Mieters an fofortiger Kündigung nicht vorhanden geweſen wäre. 

4. Beweißlaft. Dem Vermieter liegt der Beweis ob, dab und mann ber Mieter ben 
Mangel, die Gefahr oder die Rechtsanmaßung gelannt hat oder hat fennen müſſen. Der Mieter 
Bat dann zu beweifen, daß er unverzüglich nad diejem Zeitpuntte dem Vermieter die Anzeige 
gemacht habe. 

$ 546. 

€. 18 515; II 8 490 ren. 8 538; III 8 539. P. 1 6. 2689; M.II E.395. P. II Be. 2 ©. 178. 

1. Bebentung ber Verpflichtung. Die Vorſchrift verpflichtet im Verhältniſſe zwifchen Ver⸗ 
mieter und Mieter den erfteren zur Tragung gewiffer Laften. Damit wird dem Mieter nicht 
das Recht gegeben, vom Vermieter die Entrihtung ber Laft an den Berechtigten zu verlangen 
(a. U. anfceinend Dernburg ©. 190, ber dem Mieter einen folhen Anſpruch gewähren will, 
wenn er ein gegenwärtiges Intereſſe Hat); fondern es wird nur dem Vermieter das Recht ab= 
geſprochen, von dem Mieter Entrihtung der Laften ober Erftattung ber von ihm entrichteten 
Beträge zu verlangen, 

2. Gegenftand ber Verpflichtung find nur die auf der vermieteten Sache ruhenden 
Laſten, ſowohl die öffentlichen, wie Grunditeuer, Kanalifationsabgaben ſowie andere öffentliche 
Abgaben, als auch privatrechtliche Laften, wie Hypothekenzinſen. Nicht bagegen- fallen unter die 
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8. 547. Der Bermiether ijt verpflichtet, dem Miether die auf die Sache 
gemachten nothwendigen Verwendungen zu erfegen. Der Miether eines Thieres 
Hat jedoch die Fütterungsfoften zu tragen. 

Die Verpflichtung des Vermiethers zum Erfage fonftiger Verivendungen be 
ftimmt ſich nach den Vorfchriften über die Gefchäftsführung ohne Auftrag. Der 
Miether ift berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache verjehen hat, weg⸗ 
zunehmen. 


Vorſchrift Laften, deren Entrichtung im Berhältnifie zum Berechtigten dem Mieter felhft obliegt. 
Die Einguartierungslaft (Quartier⸗ und Naturalleiftungspflicht) im Frieden gehört zu den Bier 
voransgefegten Laften nur, wenn fie nad) 88 4, 7 des Bundesgeſ. v. 25. Juni 1868 und 
88 4, 7 bes Reichsgeſ. v. 13. Februar 1875 bei der Unterverteilung in der Gemeinde auf die Häufer 
gelegt oder den Hauseigentümern als ſolchen auferlegt ift; bie Einquartierungslaft im Kriege 
tft regelmäßig eine dem Gemeinde- und Reichsangehörigen auferlegte perfünfiche Laſt (Reichsgeſ. 
2 13. Juni 1873 $8 3,6) und alsdann auch vom Mieter zu tragen (f. namentlih Brüdner 
TOR). 
3. Dur Vereinbarung kann bie Verpflichtung zur Laftentragung abweichend geregelt werben. 


$ 547. 
€.18 513, 8 514 8bf. 1,2; II 8 491 ven. 9 539; II 8 540. 9.16. 20821.; M. II. 39811. 
9.18. 2 ©. 174f., 273; Bb. 5 ©. 236; 38.6 ©. 94f., 185. 

1. Bezüglich der Erfaganfprüde de Mieters wegen ber von ihm auf Die Sache gemachten 
Berwendungen find zu unterfcheiden: 

a) uotwenbdige, d. 5. zur Erhaltung der Sache erforderliche Verwendungen. Wegen 
folder hat der Mieter einen an feine weitere Vorausſetzung geknüpften Erſatzanſpruch (Mb. 1 
Sag 1). Ausgenommen find nur bei der Miete eines Tieres die Fütterungskoften (Abf. 1 Sat 2). 

b) Sonftige Verwendungen. Bezüglich diefer ftimmt der Abf. 2 Sag 1 mit der auf bie 
Erfagpflicht des Käufers bezüglichen Vorſchrift des $ 450 Abf. 2 überein. gl. daher oben ©. 354 
Erl. 2 zu 8 450. 

Soweit der Mieter zur Vornahme von Verwendungen ausnahmsweiſe vertragsmäßig vers 
pflichtet war, ann er Erfag nicht verlangen (P. II Bd. 6 ©. 94f.). 

Der zu erfegende Betrag ift nach 8 256 Saß 1 zu verzinfen. Der Mieter kann, wenn er 
zum Bmede einer erftattungsfähigen Verwendung eine Verbindlichkeit eingegangen ift, nad) 8 257 
Befreiung von diefer verlangen. In betrefj bes Zurüdbehaltungsrechts bes Mieters vgl. 8 556 
Abf. 2, wegen der Verjährung der Erſatzanſprüche 8 558. 

Einen befonderen Fall, in dem der Mieter Erjag von Aufwendungen verlangen kann, bes 
ftimmt der 8 538 Abſ. 2. 

2. Abf.2 Sag 2. Das Recht bes Mieters, eine Einrichtung, mit ber er die gemietete 
Sache verfehen hat, wegzunehmen, bedurfte für die Fälle befonderer Anerkennung, in denen die 
Einrichtung mwefentliher Beftandteil der Sache und infolgedefen Eigentum des Eigentümers der 
Sade geworben ift (88 946, 947); über andere Fälle des Wegnahmerehts |. Bd. III ©. 256 
Erl. 2e zu 8 951. Das Wegnahmerecht bes Mieters ift ein unbedingtes; feine Ausübung kann 
insbefondere nicht, entfpredhend der fir das Abtrennungsrecht ded Beſitzers geltenden Vorſchrift 
des 8 997 Abſ. 2, von dem Vermieter durch Werterfag abgemwendet werben. Nur das Chikane— 
verbot des 8 226 gilt auch für die Ausübung des Wegnahmerechts (Dernburg S. 390; 
Mittelftein ©. 176). 

Der Inhalt des Wegnahmerechts beftimmt fi näher nad 8 252. 

8. Gebraudsaufwand. Zu den Hier behandelten Verwendungen gehören nicht die durch ben 
Gebrauch der Sache verurfachten Aufwendungen. Der E. I 8 513 ſprach befonderd aus, daß 
diefe Aufwendungen der Mieter zu tragen habe. Die zweite Kommiſſion hat den Sat aber mit 
Recht als felbftverftänblich geftrichen (B. II Bd. 2 ©. 273). Er enthält nicht, wie die M. II S. 393 
annehmen, eine Ausnahme gegenüber der Verpflichtung des Vermieters, die Sache während der 
Mietzeit in einem zum vertragsmäßigen Gebrauch geeigneten Zuftand zu erhalten; denn es handelt 
fi) bei den in Rede ftehenden Aufwendungen nicht um die Erhaltung der Gebrauhsfähigkeit 
der Sache, fondern um den tatfächlihen Gebrauch felbit. 


464 VI. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


8. 548. Veränderungen oder Verfchlechterungen der gemietheten Sache, die 
durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden, hat der Miether nicht 
zu vertreten. 


8. 549. Der Miether ift ohne die Erlaubniß des Vermiethers nicht berechtigt, 
den Gebrauch der gemietheten Sache einem Dritten zu überlaffen, insbejondere 
die Sache weiter zu vermiethen. Verweigert der Vermiether die Erlaubniß, fo 
fann ber Miether das Mietverhältnig unter Einhaltung der gefeglichen Frift 
kündigen, fofern nicht in der Perfon des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt. 

Ueberläßt der Miether den Gebrauch einem Dritten, jo hat er ein dem Dritten 
bei dem Gebrauche zur Laft fallendes Verſchulden zu vertreten, auch wenn der 
Vermiether die Erlaubniß zur Ueberlafjung ertheilt hat. 


$ 548. 
@.18 520; II 8 492 rev. 8 540; III 8 541. PIE. 2103, 11817; M.II E. 401. P.II BL. 2 ©. 188f. 

1. Die Borfärift (vgl. 3 602) war im &.I$520 als Beſchränkung des Satzes aufgenommen, 
daß der Mieter die gemierete Sache nad der Beendigung bed Mietverhältnifies in demfelben Zu⸗ 
ftande zurüdzugeben habe, in welchem er fie empfangen hat. Sie ſchränkt jebod nicht die Rück— 
gabepflicht ein, fondern begrenzt bie Verpflichtung zur Obhut (Erl. 5 zu $ 535); diefe Verpflichtung 
befteht nur infoweit, als fie mit dem Gebrauchsrechte des Mieters vereinbar iſt. Welche Ver- 
änderungen ber Sache ald im Rahmen des vertragdmäßigen Gebrauchs liegend anzufehen 
find, ift nach den allgemeinen Nuslegungsgrundfägen auf Grund des Vertrags zu entſcheiden. So 
kann 3. ®. bei einer Wohnung Neutapezieren fi als eine ſolche Veränderung barftellen (Dern«- 
burg ©. 19; Erome 2 ©. 549 Anm. 27; a. W. Coſack 1 ©. 480). Als eine Veränderung 
in den Örenzen des vertragsmäßigen Gebrauchs ift bet ber Miete eines Grundſtücks zur Benutzung 
für ein Bahngleiſe nicht die Anlegung eines Bahndammes anzujehen (Rſpr. 10 ©. 251). 

2. Die Vorſchrift des $ 548 tft nur eine ergänzende. Doch wird ihre Anwendung nicht 
ſchon dadurch ohne meiteres ausgeſchloſſen, daß ſich der Mieter im Vertrag ausdrücklich ver- 
pflichtet, die Sache in demjelben Zuftande zurüdzugeben, in dem er fie empfangen bat (ebenfo 
Brüdner ©. 75 Unm. 21; Dertmann El. 4; a. A. Kober Erl. 2). 

3. Für fonftige Veränderungen und Verſchlechterungen ber Sache haftet der Mieter nad 
allgemeinen Grundfägen, alfo kraft Gefeges nur dann, wenn er felbft oder ein Dritter, für befien 
Verſchulden ex wie fir eigenes haftet, durch ſchuldhafte Verlegung der Verpflichtung zur Innehaltung 
der Grenzen des vertragsmäßigen Gebrauchs oder der Obhutspflicht die Veränderung oder Ver— 
ſchlechterung verurſacht hat (88 276, 278, 8 549 Abf. 2; vgl. E. I 8 520, ber die Haftung des 
Mieters fir Veränderungen ober Verſchlechterungen infolge eines vom Mieter nicht zu vertretenden 
Umftandes ausdrüdlich verneinte; f. auch Seuff. U. 60 ©. 138 über Haftung bed Mieter einer 
Dreſchmaſchine fir Verſchulden bei ber Beförderung an ben Verwendungsort). 


g 549. 
6.18 516; II 8 493 vev. 8 541; III 8 542. P. I 6. 20891f., 20991.; m. II &.395 ff. P.II Be. 2 6. 178 1. 
D. ©. 636. RB. ©. 1969. 

1. Bedeutung. Grundgedanke. Der 8 549 regelt diapofitiv (vgl. Erl. 4) die Frage, 
inmieweit der Mieter dem Vermieter gegenüber zur Überlafjung des Gebrauchs an einen Dritten, 
insbeſondere an einen Untermieter, berechtigt iſt. Ex geht davon aus, daß nach dem regelmäßigen 
Sinne des Mietvertragd das Gebrauchdreht dem Mieter nur mit Rüdficht auf feine Perſon eins 
geräumt wird, und erklärt daher die Gebrauhsüberlaffung ohne Erlaubnis des Vermieters für 
unzuläffig, trägt aber anderſeits dem berechtigten Interefie des Mieters dadurch Rechnung, daß er 
biefem im Falle grunbiofer Verweigerung der Erlaubnis des Vermieters ein gefegliches Kündigungs⸗ 
recht gewährt. 

2. Abf.1 Sag 1. Indem das Geſetz dem Mieter die Berechtigung abſpricht, den Gebrauch 
der Sade ohne Erlaubnis bes Vermieters einen Dritten zu überlafien, ftellt es Mar, daß mangels 
jener Erlaubnis die Gebrauchsüberlaſſung ein vertragswidriger Gebrauch iſt. Dementiprechend 
hebt der 8 553 als einen Fall der Fortjegung eines vertragdwidrigen Gebrauchs den hervor, daß 
der Mieter einem Dritten den ihm unbefugt überlafienen Gebrauch beläßt, und ebenſo gibt ber 
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8 605 Rr.2 dem Verleiher ein Kündigungsrecht, wenn ber Entleiher einen vertragdwibrigen 
Gebrauch von der Sache macht, insbefondere unbefugt den Gebraud) einem Dritten liberläßt. 

a) Gegenftand des Verbots ift die Überlafjung bes Gebrauchs an einen Dritten, d. 5. 
die tatfähhliche Einräumung des Gebrauchs, nit wie Erome, Die partiariichen Rechtsgeſchäfte 
S. 90 und Dertmann Erl. 2 annehmen, die Abtretung des Anſpruchs des MieterS gegen ben 
Vermieter auf Gewährung bed Gebrauchs (vgl. darüber Erl. 7). 

ALS den praftiich wichtigften Fall der Gebrauchsüberlaſſung Hebt ber Abf. 1 Eat 1 ben ber 
Untermiete hervor. Die Faflung ft infofern nicht genau, als das Weitervermieten an fi nur 
die Verpflichtung zur Überlaffung des Gebrauchs an den Untermieter begründet, alfo nicht einen 
Fall tatſachlicher Gebrauhsüberlafjung darftellt, und als ferner dem Dieter mangeld Erlaubnis 
de3 Vermieters nicht die Berechtigung zur Eingehung eines Mietvertrages über die Sache mit 
einem Dritten, fondern nur die Berechtigung zur Überlafjung des Gebrauchs an den Dritten 
abgeſprochen werden fol. Demgemäß verbot der E. I $ 516 dem Mieter, den Gehraud ber 
Sache einem anderen, indbefondere auch durch weiteres Vermieten, zu fiberlafien. Soweit der 
Abſ. 1 Sap 1 den Fall der Untermiete betrifft, ift aljo fein Sinn nur ber, daB ber Mieter den 
Gebrauch der Sache ohne Erlaubnis des Vermieter8 aud nicht einem Untermieter überlaflen darf. 
Die Borfchrift bezieht fich demnach auch infomeit ausfchließlih auf das Verhältnis zwifhen dem 
Mieter und dem Bermieter. Daraus folgt, daß die Sültigfeit des zwiſchen bem Mieter 
und dem Untermieter gefchlofienen Vertrags mangels befonderer Abrede nicht von der bier 
fraglichen Erlaubnis des Vermieters abhängt. Für dad Verhältnis zwifchen ihnen gelten bie 
allgemeinen Vorſchriften über die Miete, namentlich auch bezüglich der Rechte des Untermieters, 
dem der vertragsmäßige Gebrauch wegen Unzuläſſigkeit der Gebrauchsüberlaſſung nicht gewährt 
oder wegen Beendigung des Hauptmietverhältnifies wieder entzogen wird (vgl. M. II ©. 397). 
Für die Form des zwiſchen ihnen geſchloſſenen Mietvertrags gilt 8 566 (8 580); vgl. Brüdner 
©. 37 Unm. 2. 

Außer dem Falle der Untermiete findet Abſ. 1 Sap 1 auch Anwendung auf die unent- 
geltlihe Gebrauchsüberlaſſung an einen Dritten. Ex fchließt jedoch die Geſtattung ber unent: 
geltlichen Mitbenugung eines Teiles der gemieteten Räume zur Aufbewahrung von Sachen nicht 
aus (Ripr. 1 ©. 405). 

Dagegen trifft die Vorſchrift nicht denjenigen unfelbftändigen Mitgebrauch der Sache durch 

* Dritte (Gamilienmitglieder, Gefinde zc.), der zum vertragsmäßigen Gebrauche des Mieters felbft 
gehört. Für die Abgrenzung dieſer Fälle, die fi zum Teil mit denen des bloßen Befigdiener- 
verhäftniffes nach 8 855 beden (Brud, Arc. f. Bürg. R. 27 ©. 116), muß der Grundſatz des 
8 157 maßgebend fein (vgl. auch $ 1093 Abf. 2). Die Aufnahme von Penfionären und Schlaf- 
burfchen fällt unter da8 Verbot des Abf. 1 Sag 1 Goſef bei Gruch. 49 ©. 759). 

As eine unerlaubte Gebrauchsüberlaſſung ift e8 nad; Rſpr. 5 ©. 369 auch anzufehen, 
wenn ein Kaufmann ben Gebrauch der unter feiner Firma gemieteten Räume dadurch einem 
Dritten überläßt, baß er diefen ald Befellichafter aufnimmt, dann aber felbft aus ber Geſellſchaft 
ausſcheidet (f. dagegen Dertmann Erl. 10). 

b) Die Erlaubnis des Vermieters Hat nur Bedeutung für das Verhältnis zwiſchen 
Bermieter und Mieter. Weder hängt von ihr mangels bejonderer Vereinbarung die Wirkſamkeit 
des Über die Gebrauchsfiberlaffjung zwiſchen dem Mieter und dem Dritten geichlofienen Vertrags 
ab, die Erlaubnis ift alfo feine Zuftimmung im Siune der 88 182}. (a. U. Endemann ©. 1056 
Anm. 18, der den 8 182 für anwendbar Hält), noch wirkt die Erlaubnis im Verhältnifje zwiſchen 
dem Hauptmieter und dem Dritten bergeftalt, daß fie etwa auch letzterem einen unmittelbaren 
Anſpruch auf Gewährung des Gebrauchs gäbe. Vielmehr nimmt die Erlaubnis lediglich der 
Gebrauhsüberlaffung den Charakter eines vertragsmwidrigen Gebrauchs (vgl. über das Er— 
fordernis einer gleihartigen Erlaubnis des Verpächters 8 583). Aus diefer ihrer Bedentung 
ergibt fidh, daß die Erlaubnis, um wirkfam zu fein, dem Mieter gegenüber erflärt werden muß 
(88 130 ff). 

Die Erlaubnis kann ausdrücklich oder ftillfhweigend erflärt werden. Sie bedarf 
nicht der etwa für den Mietverirag erforderlien Form. Regelmäßig muß fie von Mieter 
für ben einzelnen Fall unter Bezeichnung des Dritten, dem ber Gebrauch überlafjen werden 
fon, nachgeſucht werden; diefen Normalfall Hat das Gefeg im Auge, indem es im Abf. 1 Cap 2 
vorausfegt, daß der Vermieter die Erlaubnis wegen eines in der Perjon ded Dritten liegenden 
Grundes zu verweigern im der Lage ift. Übrigens erfordert der Begriff der Erlaubnis nicht, 
dab fie vom Mieter nachgefucht wird; auch die ohne Anfuchen des Mieters erteilte Erlaubnis 
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ift wirffam. Die Erlaubniserteilung ift ein einfeitige8 empfangsbebürftiges Rechtsgeſchäft. Möglich 
ift es aber aud, daß der Vermieter die nach dem Geſetz erforderliche Erlaubnis im voraus für 
gewiſſe nach allgemeinen Merkmalen gekennzeichnete Fälle oder Perſonen erteilt. Dagegen handelt 
es fi nicht um die Anwendung, fondern um bie vertragsmäßige Ausſchließung der Vorſchrift 
de3 Abſ. 1 Sap 1, wenn der Vermieter im Vertrag oder nachträglich dem Dieter die Gebrauchs- 
überlafjung allgemein geftattet. 

Die einmal erteilte Erlaubnis lann zwar nad allgemeinen Grundfägen angefochten 
werden, insbefondere wegen Irrtums (8 119); dagegen kann fie nicht widerrufen werden 
(ebenfo Erome 2 ©. 561 Anm. 14; Kober Erl. II3; a. A. Dertmann Erl. 4bP). Denn das 
Gefeg erfordert nur die Erlaubnis zur Überlafjung bes Gebrauds. Iſt der Gebrauch mit 
Erlaubnis ded Vermieters einem Dritten überlaffen, fo darf auch der Dritte die Sache jelbit- 
verftändlich nur in den durd den Hauptmietvertrag beſtimmten Grenzen gebrauchen; die Duldung 
eined biefe Grenzen überjchreitenden Gebrauchs ſeitens des Mieters ift dem Vermieter gegenüber 
vertragewidrig und gewährt diefem daher die gegen ſolchen Gebrauch gerichteten Schupmittel 
(vgl. auch die Unterfceidung zwiſchen Verfagung und Zurücknahme einer Erlaubnis im $ 1888). 

3. Abſ. 1 Sa 2. Die Vorfchrift gibt dem Mieter (megen bes Pächters ſ. $ 596 Abſ. 1) 
das Recht, das Mietverhältnis unter Einhaltung ber gefeglihen Friſt (f. über diefe $ 565 Abf. 4) 
zu kündigen, wenn der Vermieter die Erlaubnis zur Gebrauchsüberlaſſung an einen Dritten 
ohne einen in deſſen Perfon liegenden wichtigen Grund verweigert. Diefe Vorausfegung ift je 
doch zwecks Regelung ber Beweislaft in einen pofitiven und einen negativen Teil zerlegt. 

a) Bofitive, vom Mieter zu beweifende Vorausjegung des Kündigungsredhts ift, 
daß ber Vermieter die Erlaubnis zur Gebrauchsüberlafjung "verweigert. Eine folhe Ver⸗ 
weigerung liegt regelmäßig nur vor, wenn der Mieter die Erlaubnis zur Gebraudsüberlaffung 
an einen bejtimmten Dritten nachgeſucht und der Vermieter ausdrücklich oder ſtillſchweigend ers 
Härt bat, daß er fie nicht erteile. Eine ſtillſchweigende Verweigerung wird unter Umſtänden 
auch dann anzunehmen fein, wenn der Vermieter fi) auch auf das Erſuchen des Mieters über» 
haupt nicht erklärt. Einer Nachſuchung der Erlaubnis im Einzelfalle bedarf es aber nicht, wenn 
der Vermieter die Erteilung der Erlaubnis ein für allemal unbebingt verweigert hat (R®. 41 
©. 47). 

b) Negative Vorausfegung des Kündigungsrehts ift das Nichtoorliegen eines 
wichtigen Grundes in der Perfon des Dritten. Bezüglich diefer Vorausfegung ift der Vermieter 
bemweispflichtig; er muß aljo das Vorliegen eines wichtigen Grundes beweiſen. Darüber, ob im 
einzelnen alle ein wichtiger Grund zur Verweigerung vorliegt, entfcheidet das richterliche Ermefien. 
ABS ein folder Grund wird es u. a. anzujehen fein, wenn von bem Dritten zu erwarten ift, daß 
er von der Sache einen unfittlihen oder ihr ſchädlichen Gebrauch madyen werde. Der Umftand, 
daß ber Vermieter die Sache nicht jelbft dem Dritten unmittelbar vermieten würde, ift für ſich 
allein fein wichtiger Grund ber Verweigerung. 

Zur Ausſchließzung des Kündigungsrechts genügt das objektive Vorliegen eined wichtigen 
Grundes zur Zeit der Exrlaubnißverweigerung. Dagegen ift Ungabe des Grundes bei ber Ver⸗ 
weigerung nicht dazu erforderlih. Doch kann, wenn bie Nichtangabe des Grunded gegen Treu 
und Glauben und deshalb gegen die Vertragspflicht des Vermieters verjtößt, der Mieter Erjag 
bes durch die Nichtangabe entitehenden Schadens verlangen (vgl. Dernburg ©. 201; Mittels 
ftein ©. 254; Dertmann Erl. 4bA). Die Angabe eines beftimmten Weigerungsgrundes hindert 
den Vermieter nicht, im fpäteren Rechtsſtreit über die Zuläffigkeit der Kündigung einen anderen 
Grund geltend zu machen (a. A. Niendorff ©. 218f.). 

6) Unerheblich ift es für das Kündigungsrecht, ob der Mieter durd eine uns 
freitwillige Veränderung feiner perfönlichen Verhältnifje verhindert ift, die Sade felbft zu 
gebrauchen (P. II Bd. 2 ©. 184). 

4. Abweichende Vereinbarungen find gegenüber Abf. 1 ſowohl im Sinne der Befeltigung bes 
im Sap 1 aufgeftellten Erfordernifies der Erlaubnis des Vermieterd als auch im Sinne der 
Ausſchliehung des im Sa 2 vorgefehenen Kündigungsrechts zuläffig. Eine Vereinbarung im 
eriteren Sinne wird ſich nicht felten aus den Umftänden ergeben (fo nach Rſpr. 10 ©. 166, bei 
der Vermietung von Schnten an gewerbsmäßige Vermieter); babei ift namentlich die Verkehrsſitte 
und ber Ortsgebrau zu berüdfichtigen. Ob durch eine die Untervermietung ausſchließende 
Bertragdbeflimmung nur bie gefegliche Megel des Sat 1 beftätigt oder auch das Kündigungs- 
recht nad) Sag 2 befeitigt werden foll, ift eine Frage der Auslegung, die aber im Zweifel im 
eriteren Sinne zu eutſcheiden fein bürfte (ebenfo Dernburg ©. 202; Mittelftein ©. 252; 
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8. 550. Macht der Miether von der gemietheten Sache einen vertrags- 
widrigen Gebrauch und ſetzt er den Gebrauch ungeachtet einer Abmahnung des 
VBermietherg, fort, fo kann der Vermieter auf Unterlaffung lagen. 


Dertmann Erl. 5; f. über die Bedeutung bes vertragsmäßigen Ausſchluſſes bes Kündigungs- 
rechts auch Ripr. 11 ©. 141). 

5. Abſ. 2. Überläßt der Mieter den Gebraud; der Sade einem Dritten ohne Erlaubnis 
des Vermieters, fo verlegt er feine Vertragspflicht und hat daher dem Vermieter allen aus dieſer 
Veriegung entitehenden Schaden zu erjegen, mithin nicht nur den durch ein Verſchulden des 
Dritten bei dem Gebrauch entitandenen, fondern felbft einen zufälligen Schaden, fofern diejer 
nit auch ohne die unbefugte Gebrauchsüberlaſſung entftanden fein würde (vgl. oben ©. 75 
El. 2b zu 8 278). Für ben Fall der erlaubten Gebraudsüberlaffung fpriht da= 
gegen der Abſ. 2 zur Vermeidung einer unrichtigen Folgerung aus der Tatſache der Erfaubnis- 
erteilung die Verpflichtung des Mieters befonders aus, für ein dem Dritten bei dem Gebrauche 
zur Laft fallendes Verſchulden dem Vermieter gegeniiber einzuftehen; an ſich folgt die Ver 
pflihtung aus 8 278 (vgl. ©. 76). Dem Verſchulden des Dritten wird ein Verſchulden der⸗ 
jenigen Perſonen gleichzuſtellen fein, deren Verſchulden der Dritte nach 8 278 wie ein eigenes 
zu vertreten hat (Mittelitein ©. 252). 

6. Als befondere Schugmittel des Vermieters im galle der Gebrauchsüberlafjung kommen 
neben der zu 5 erörterten Haftung in Betracht: 

a) ohne Unterſchied zwifchen erlaubter und unerlaubter Gebrauchsüberlaſſung 

«) dag Kündigungsrecht nad $ 553, 

8) der unmittelbare Rückgabeanſpruch gegen den Dritten nad) Beendigung des Miet 
verhältniffes gemäß 8 556 Abſ. 3, 

b) bei unerlaubter Gebrauhsiberlafjung außerdem die Klage auf Unterlaffung ded darin 
liegenden vertragsmwidrigen Gebrauchs nad) 8 550. 

7. Abtretbarfeit und Pfändbarkett der Rechte des Mieterd. Soweit der Mieter den Ge- 
brauch nicht einem Dritten zu überlafien berechtigt ift, kann er feine Rechte aus dem Miet- 
vertrag auch nicht abtreten, meil duch den Wechfel in der Perſon des Gläubigers die dem 
Bermieter obliegende Leiftung ihrem Inhalte nad geändert werden würde (8 399; im Ergebnis 
übereinftimmend mit abweichender Begründung Päg, Die Zwangsvollſtreckung und das Recht des 
Mieter auf Gewährung des Gebrauchs der gemieteten Sache, im Arch. f. Bürg. R. 26 ©. 9ff.). 
Soweit das Mietrecht hiernach nicht übertragbar ift, unterliegt e8 nach $ 851 Abſ. 1 CPO. auch 
nicht der Pfändung. Vgl. über den Eintritt eine dem Vermieter genehmen Käufers eines 
Geſchäfts in ben Mietvertrag des Verkäufers, falls diefem der Verlauf an einen ſolchen Dritten 
bei Forthaftung für die Miete geftattet war, Rſpr. 10 ©. 257; ferner darüber, da Übertragung 
des Mietrechts unter Forthaftung des Mieters feine Bürgichaftsübernahme ift, Rſpr. 12 ©. 65. 


$ 550. 
€. II 8 494 rev. 8 542; II 8 543. 9.11 32.2 ©. 187f. 

1. Zwed. Die Vorſchrift ift von der zweiten Kommiffion aufgenommen worden, um klar⸗ 
äuftellen, daß fich die Verpflichtung des Mieters, bei dem Gebrauche der Sache die vertragsmäßigen 
Grenzen innezuhalten, nicht exit bei der Rückgewähr der Sache nach der Beendigung des Miet- 
verhältnifjes, fondern fchon während defien Dauer in einem Anſpruch auf Unterlaffung vertrags- 
widrigen Gebrauchs zeige. Aus Zmwedmäßigkeitsgründen tft biefer Anſpruch jedoch davon ab» 
Hängig gemacht, da der Mieter den vertragsmidrigen Gebrauch ungeachtet einer Abmahnung 
fortfegt. Mechtlich handelt e8 fih alfo Hier um einen an beftimmte Borausfegungen geknüpften 
Anſpruch des Vermieters aud dem Mietvertrag auf Erfüllung der vorbezeichneten Verpflichtung 
des Mieters. 

2. Boraudfegung der Unterlafiungstlage ift: 

a) daß der Mieter von der Sache einen vertragsmwidrigen Gebrauch macht. 
Bertragswidrig it jeder Gebrauch, welcher den für das einzelne Mietverhältnis maßgebenden 
vertraglichen oder gefeglichen Beftimmungen fiber die Grenzen des dem Mieter geftatteten Ge— 
brauchs objektiv widerfpriht. Nicht erforderlich ift, daß der Mieter jenen Beſtimmungen 
ſchuldhaft zuwiberhandelt. Allerdings ift in den B. II Bd. 2 ©. 306 als Auficht der Mehr» 
heit der zweiten Kommiffion feftgeftellt, daß im 8 553 unter vertragswibrigem Verhalten ein 
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8. 551. Der Miethzins ift am Ende der Miethzeit zu entrichten. Iſt der 
Miethzins nach Zeitabſchnitten bemeffen, fo ift er nach dem Ablaufe der einzelnen 
Zeitabfchnitte zu entrichten. 

Der Miethzind für ein Grundftüd ift, fofern er nicht nach fürzeren Zeit- 
abſchnitten bemeffen ift, nach dem Ablaufe je eines Kalendervierteljahrd am erften 
Werktage des folgenden Monats zu entrichten. 


nfubjeltiv rechtswidriges“ Verhalten bes Mieter zu verftehen jei, da ſich fonit das dort gewährte 
außerorbentlie Kündigungsrecht nicht rechtfertigen laffe, und wenn biejer Anficht zuzuftimmen 
wäre, fo könnte auch im $ 550 unter vertragsmwidrigem Gebrauch nur ein „jubjeltiv rechts- 
widriger”, d. 5. ein die maßgebenden Beitimmungen ſchuldhaft verlegender Gebrauch, verftanden 
werben. Sener Anficht dürfte aber nicht beizutreten fein. Sprachlich bedeutet „vertragswidrig“ 
ebenfowenig ein ſchuldhaftes Zuwiderhandeln gegen den Vertrag, wie „geſetzwidrig“, „rehtäwibrig" 
ein fchulbhaftes, Zuwiderhandeln gegen das Geſetz oder das Recht (vgl. Bb.I ©. 115 Erl. 2a 
zu 843 und ©. 378 Erl. 1c zu 8 227). Der Grund ferner, der für die engere Auslegung bes 
Wortes „verttagswibrig“ im 8 653 a. a. O. geltend gemacht ift, trifft deshalb nicht zu, weil das 
dort vorgefehene Kündigungsrecht von einer Fortſetzung bed vertragswidrigen Gebrauchs trotz 
Abmahnung abhängig gemacht ift, der Mieter aber, der einen objeltiv vertragswibrigen Gebrauch 
trog Abmahnung fortfegt, der Regel nad) ſchuldhaft, mindeftens aber auf feine Gefahr Handelt, 
fo daß fih dad Kundigungsrecht aus diefem Grunde rechtfertigt (wie Hier zu $ 553 Eofad 
©. 482; Mittelftein ©. 141; Derimann Erl. 2 zu 8 550, Erl.1 zu 8 553; a, U. Kober 
El. II1a zu 8 550, Erl. IT1 zu $ 553). 

Über die Vertragswidrigkeit eines unfittlichen oder eined nah Nachbarrecht unzuläffigen 
Gebrauchs |. Erl. be zu 8 535. 5 

Ein vertragsiwidriger Gebrauch liegt namentlich auch in ber unbefugten Überlafjung des 
Gebrauchs an einen Dritten (Erl. 2 zu 8 549). 

b) daß ber Mieter den vertragämwidrigen Gebraud ungeadtet einer Ab- 
mahnung des Vermieters fortfegt. Die Abmahnung, d. 5. die Aufforderung zum Unter⸗ 
lafien bes vertragswidrigen Gebrauchs, ift eine einfeitige empfangsbedilrftige Willenserklärung, 
die vom Vermieter dem Mieter gegenüber abzugeben ift, und zwar leßterem gegenüber auch 
dann, wenn der vertragsmwidrige Gebrauch in der unbefugten Gebrauchsüberlafiung an einen 
Dritten befteht. Eine Fortfegung des vertragswidrigen Gebrauchs ungeachtet der Abmahnung 
liegt erft dann vor, wenn der vertragämwidrige Gebrauch nicht binnen einer nach ben Umftänden 
angemefjenen Friſt eingeftellt wird (Dernburg ©. 197). 

3. Wenn dieſe Borausfegungen erfüllt find, fann der Bermieter auf Unterlaffung 
des konkreten vertragswidrigen Gebrauchs klagen. Durch diefe Regelung foll verhütet werben, 
daß „der Vermieter wegen jeder geringfügigen Vertragswidrigkeit ohne weiteres fofort zur Klage 
fchreite". Daraus wird aber nicht zu folgern fein, dab die ohne vorherige Abmahnung erhobene 
Klage wegen Fehlens einer Prozeßvorausſetzung abzumeifen tft (fo Kober Erl. I 3). Rielmehr 
enthält die Unterlafjungdffage immer auch eine Abmahnung (vgl. 8 284 Abf. 1 Sag 2); ſetzt 
daher ber Mieter den vertragswidrigen Gebrauch nad der Klageerhebung fort, fo ift er zu ver 
urteilen (ebenfo Windfheid-Kipp 2 ©. 690). Unterläßt dagegen ber Mieter nad) ber ohne 
vorherige Abmahnung erfolgten Stlageerhebung vor Ablauf einer angemefjenen Friſt den vertrags« 
midrigen Gebraud, fo tit die Klage koftenpflichtig abzumweifen. Die Klage iſt auch im Yalle der 
unbefugten Gebraucsüberlafjung an einen Dritten nicht gegen diefen, ſondern gegen ben Mieter 
zu richten. Für die Vollftredung des Urteils gilt 8 890 ber CPO. 

4. Einen Schadenzerfaganiprud wegen vertragswibrigen Gebrauchs kann der Bermieter 
nad) Maßgabe der allgemeinen Grundfäge fowohl während der Dauer ald aud) nad der Be 
endigung des Mietverhältnifjes geltend machen. 


$ 551. 
€.18 5175 1 8 495 ren. 8 543; III 8 544. 9.1 6. 2002q. M. 11.3981. 9.11 88.2 6. 185f. 

1. Die Zeit, zu welder der Mietzins zu entrichten if, beftimmt fi im erfter Reihe nach 
dem ausbrüdlich erklärten oder durch Auslegung zu ermitielnden Willen der Parteien. Dabei 
ift auch der Ortsgebrauch gemäß 3 157 zu berüdfichtigen. Mangeld abweichender Vertrages 
beſtimmung greift der 8 551 ein. 
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$. 552. Der Miether wird von der Entrichtung des Miethzinjes nicht da- 
durch befreit, daß er durch einen in feiner Perſon liegenden Grund an der Aus- 
übung des ihm zuftehenden Gebrauchsrechts verhindert wird. Der Vermiether 
muß fich jedoch den Werth der erfparten Aufwendungen fowie derjenigen Vortheile 
anrechnen lafjen, welche er aus einer andermweitigen Verwerthung des Gebrauchs 
erlangt. Solange der Vermiether in Folge der Ueberlaffung des Gebrauchs an 
einen Dritten außer Stande ijt, dem Miether den Gebrauch zu gewähren, ijt der 
Mietder zur Entrichtung des Miethzinfes nicht verpflichtet. 


2. Der Bermieter if danach zur Borleiftung verpflichtet (vgl. über die Fälligkeit des 
Mietzinfes bei vereinbarter Vorleiftungspflicht des Mieters Erl. 5 zu 8 535 a. E.), ber Miet- 
zins ift alfo nachträglich zu entrichten, und zwar 

a) bei der Miete von Örundftüden (vgl. $ 580): 

«) wenn der Mietzins nach kürzeren Zeitabſchnitten als Vierteljahren bemefien ift, nad 
dem Ablaufe der einzelnen Beitabfchnitte (Abſ. 1 Satz 2), 

4) wenn der Mietzind nad Vierteljahren oder längeren Zeitabfehnitten bemefien oder 
wenn er für die ganze, ein Vierteljahr überjteigende Mietzeit beſtimmt ift, mit dem Ablaufe je 
eines Salendervierteljahrs (Abſ. 2), bei einem innerhalb eines Kalendervierteljahrs beginnen- 
den Mietverhältniffe zum erſten Dale na dem Ablaufe des Kalendervierteljahrd für die bis 
dahin verftrichene Mietzeit (M. II ©. 399), 

y) wenn der Mietzind fir bie ganze, ein Vierteljahr nicht erreihende Mietzeit beftimmt 
if, am Ende der Mietzeit; 

db) bei ber Miete von beweglihen Saden: 

a) wenn ber Mietzins nad Zeitabfhnitten bemeſſen ift, mit dem Wblaufe der einzelnen 
Beitabfchnitte, 

8) fonft am Ende der Mietzeit. 

Zu a, b. Fälligfeitstag ift in allen diefen Fällen nad) 8193 bzw. $ 551 Abf. 2 der 
erfte Werktag nach dem Ablaufe des Zeitabſchnitts oder dem Ende der Mietzeit. 

3. Wird dad Mietverhältnis durch vorzeitige zuläffige Kündigung innerhalb eines Zeit- 
abſchnitts, nach defien Ablaufe ber Mietzins nach vorftehenden Regeln zu entrichten fein würde, 
beendigt, fo ift der legte Mietzins am Ende ber Mietzeit zu entrichten; für diefen Fall erleiden 
alſo die Vorſchriften des Abſ. 1 Sag 2, Abſ. 2 eine felbftverftändliche Ausnahme (ebenfo Derns 
burg ©. 195 Abſ. 5; Mittelftein ©. 154; Brüdner ©. 82; Dertmann Erl.1c; a. A. 
Eofad 1 6.479 und teilweife Kohler 2 ©. 323). 


$ 562. 
@. 18518; 11 8496 rev. 8 544; III 8 545. P. I 6. 2094f., 2264; M. II &.3991. P.II 32.2 €. 1861. 
RB. 6.1969. EB. €. 2770. 

1. Sat 1. Wird der Mieter dur einen tm feiner Perſon liegenden Grund, der nicht auf 
einem von ihm zu vertretenden Umftande beruht, z. B. durch Krankheit, Verfegung, Verſagung 
der Genehmigung zu einem beabfichtigten Gewerbebetriebe, Behinderung durch einen unberechtigten 
Dritygn (M. II ©. 371), an der Ausübung bes Gebrauchsrechts verhindert, fo könnte zweifelhaft 
fein, ob nicht der Vermieter gemäß $ 323 wegen zufälliger nachfolgender Unmöglichkeit der ihm 
obliegenden Leiftung den Anfprud auf den Mietzins verliere. Die Verpflichtung des Vermieters 
geht jedoch nur dahin, dem Mieter die Sache in einem zum vertragämäßigen Gebrauche geeigneten 
Buftande zur Verfügung zu Halten, und die Erfüllung diefer Verpflichtung wird durd) ein in 
der Perſon des Mieterd liegendes Hindernis ber Ausübung des Gebrauchsrechts nicht unmöglich. 
Zur Befeitigung des erwähnten Bmeifels ift daher in Satz 1 beſonders ausgeſprochen, daß ein 
ſolches Hindernis den Mieter nicht befreit. Die Vorſchrift gilt nur fiir den Mietzins als die 
Gegenleiftung für die Gebrauchsgewährung, dagegen nicht für andere vom Mieter übernommene 
Leiftungen, wie 3. B. von einem Bins fir Waflerbenugung u. dgl. (Endemann 1 ©. 1062 
Anm. 49). 

2. Sat 2, 3, Solange dad Hindernis in der Perfon bes Mieters beiteht, genligt ber 
Bermieter feiner Vertragspflicht auch, wenn er felbft die Sache nupt oder den Gebrauch einem 

Bland, Kommentar . 886. Bd. IL 3. Auflage. 3 
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8. 558. Der Vermiether kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das 
Miethverhältnig kündigen, wenn der Miether oder derjenige, welchem der Miether 
den Gebrauch der gemietheten Sache überlaffen hat, ungeachtet einer Abmahnung 
de3 Vermiether3 einen vertragswidrigen Gebrauch der Sache fortfegt, der bie 
Rechte des Vermieters im erheblichem Maße verlett, insbefondere einem Dritten 
den ihm unbefugt überlaffenen Gebrauch beläßt, oder die Sache durch Vernad)- 
läffigung der dem Miether obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet. 


Dritten überläßt, fofern er imftande bleibt, dem Mieter jederzeit ben Gebrauch zu gewähren. Der 
Sag 2 gibt dem Mieter in folhem alle nur aus Billigkeitegründen das Recht, ben Gelbwert 
der dom Mieter erjparten Aufwendungen fowie der durch die anderweitige Verwertung des Ger 
brauchd, ſei es durch Selbſtgebrauch, fei es durch Überlaflung an einen Dritten, erlangten Bor: 
teile dem Vermieter von dem Mietzins abzurechnen. Daß der Vorteil des Selbſtgebrauchs einer 
Wohnung in der Megel dem Betrage des vom Mieter zu entrichtenden Mietzinfes gleichzufegen 
fein werde, wie Arnold, Wohnungsmiete, ©. 82 annimmt, dürfte nicht zutzeffen (vgl. Endemann 1 
©. 1063 Anm. 50). Die Anrehmungsbefugnis des Mieter erftredt ſich nicht, entſprechend dem, 
was bezüglich) der Verwendung der Arbeitskraft in $ 324 Abſ. 1 Sa 2, 8 615 Satz 2, & 649 
Sag 2 beftimmt ift, auf Vorteile, die der Vermieter durch anderweitige Gebrauchsverwendung zu 
erlangen böswillig unterläßt (a. U. Crome 2 ©. 547 Unm. 6); denn der Vermieter ift dem 
Mieter gegenüber zu anderweitiger Verwertung nicht verpflichtet (Endemann a. a. D.; Rſpr. 10 
©. 254). Solange jedoch der Vermieter infolge der Überlafiung bes Gebrauchs an einen Dritten 
außerftande ift, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren, 3. ®. infolge eines mit dem Dritten ge 
ſchloſſenen nicht jederzeit lösbaren Mietvertrags, ift der Mieter nah Sag 3 den allgemeinen 
Grundfägen entſprechend (3 325 Abf. 1 Satz 3, 8 537) befreit (KG. 52 ©. 386. und dazu 
DIE. 1903 ©. 426, 447). Da es ſich hierbei nur um die Anwendung allgemeiner Grundfäge 
bandelt, gilt übrigens dasjelbe auch, wenn fi der Vermieter durch Selbſtgebrauch zur Gebrauchs⸗ 
gewährung außerftand geſetzt hat (Mittelftein ©. 150). Nicht berührt durch diefe Vorſchrift 
werben felbftverftändlih die fonftigen Rechte des Mieters, namentlich das Kündigungsrecht nad 
8 542 und der Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung. 


$ 558. 
€. 18 528 Mr. 1; 11 8.497 Mbf. 1 Me. 1 ven. 9 545; I 8 546. B.IG. 21451; MIT 6.417. 
P.11 Br. 2 6. 2281., 306, 513f. RB. 6.1969. EB. €. 27791. 

1. Der $ 558 gibt dem Bermieter in folgenden Fällen ein ankerordentliches Kündigungdredht: 

&) wenn ber Mieter ungeadtet einer Abmahnung bes Vermieters einen ver— 
tragswidrigen Gebraud ber Sade fortfegt, der bie Rechte des Mieters in erheb— 
lihem Maße verlegt. Das letztere Erfordernis ift vom Neichdtag in ber zweiten Plenar⸗ 
beratung aufgenommen worden, um bad Mifverftändnis auszufchließen, daB jeder Verſtoß gegen 
eine der zahlreichen Beftimmungen, durch melde dem Mieter namentlich durch bie in größeren 
Städten üblichen Bertragsformulare und Hausorbnungen oft Beſchränkungen Heinlichfter Art auf- 
exlegt werben, dem Vermieter daß gejegliche Kündigungsrecht gewähren folle. Im übrigen ftimmt 
die vorbezeichnete Vorausſetzung mit der des 3 550 überein. Vgl. daher Erl. 2 zu 8550. Als 
einen bejonderen all der Fortfegung eines vertragswibrigen Gebrauchs hebt der 8 553 ben 
hervor, daß der Mieter einem Dritten den ihm unbefugt Überlafienen Gebrauch beläßt. " 

b) wenn berjenige, weldem ber Mieter den Gebraud der gemieteten Sache 
überlaffen hat, ungeadtet einer Abmahnung des Vermieters einen vertrags— 
widrigen Gebrauch ber Sache fortfegt, der die Rechte des Vermieters in erhebs 
lidem Maße verlegt. Ob der Gebrauch dem Dritten befugt oder unbefugt überlafjen tft, 
macht leinen Unterfcied; nur gibt im Iegteren Falle ſchon die Velafiung des unbefugt über 
laſſenen Gebrauchs dem Vermieter nach dem zu a Bemerkten das Kündigungsrecht. Vertrags— 
widrig ift jeder Gebrauch; bes Dritten, der ſich nicht in den Grenzen des dem Mieter geftatteten 
Gebrauchs Hält; auf den Inhalt des zwifchen bem Mieter und dem Dritten geſchloſſenen Vertrags 
tommt e8 nicht an. Die Abmahnung muß an den Dritten gerichtet geweſen fein; dies ergibt der 
Wortlaut (a. A. Mittelftein ©. 140 Anm. 125 Kober Erl. II 3a; Derimann Erl. 2; wie 
bier Windſcheid⸗Kipp 2 ©. 691). : ; 
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8. 554. Der Vermiether kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift dag 
Miethverhältnig kündigen, wenn ber Miether für zwei auf einander folgende Termine 
mit der Entrichtung des Miethzinfes oder eines Theiles des Miethzinfes im Ver- 
zug if. Die Kündigung ift ausgeſchloſſen, wenn der Miether den Vermiether 
befriedigt, bevor fie erfolgt. 

Die Kündigung ift unwirkſam, wenn ſich der Miether von feiner Schuld 
durch Aufrechnung befreien Tonnte und a nad) der Kündigung die Auf- 
rechnung erflärt. 


©) wenn der Mieter die Sache durch Vernachläfſigung der ihm obliegenden 
Sorgfalt, alfo durch ſchuldhafte Verlegung der ihm obliegenden Obhutspflicht (Erl. 6c zu $ 535), 
erheblich gefährdet. 

4) wenn derjenige, welhem ber Mieter den Gebraud ber Sade befugt ober 
umbefugt überlafjen hat, die Sache burh Bernadläffigung der dem Mieter ob— 
liegenden Sorgfalt, d. 5. durch ein Verhalten, das fi) als eine folde Bernadläffigung dar⸗ 
ftellen würde, fall® der Mieter jelbft es fi zuſchulden kommen ließe, erheblich gefährbet. 
Auch bezüglich des Kündigungsrechts wird alfo, entiprechend dem $ 549 Abſ. 2, das Verſchulden 
des Dritten dem Mieter wie ein eigenes zugerechnet. 

2. Für bie Ausübung des Kündigungsrechts und bie Wirkung ber Kündigung gilt das» 
felbe wie im Falle des 8 542 (vgl. Erl. 1 d, e dazu). Über die Verpflichtung bes Vermieters 
zur Rüderftattung des im voraus gezahlten Mietzinfes ſ. 8 555. 

Wegen deö durch die vorzeitige Beendigung des Mietverhältnifies entfiehenden Schabens 
tann der Vermieter ebenfowenig Erjaß verlangen wie im "alle bed & 542 der Mieter (Erl. 5a 
zu 8 542; Mittelftein ©. 143; Kober Exl. II 4; Dertmann Eıl. 3; Rſpr. 7 ©. 471). 

3. Durd Vertrag kann das Kuündigungsrecht an ftvengere oder aud) an geringere Voraus» 
fegungen geknüpft werben. Doc wird, aud; wern ber Bertrag das Erfordernis einer erheblichen 
Verlegung der Rechte des Vermieters nicht ausfpricht, dieſes doch nad) allgemeinen Auslegungs⸗ 
grundfägen vegelmäßig ald im Sinne des Vertrags liegend anzunehmen fein (vgl. Brüdner 
©. 78; Mittelftein ©. 143; Dernburg S. 199). 

4. Richt aufgenommen tft in dad BGB. das vielen bisherigen Rechten bekannte auß er⸗ 
orbentlide Kündigungsreht deö Vermieters wegen Notwendigkeit eines Baues 
oder einer Ausbefferumg, durch melde der vertragsmäßige Gebrauch ausgefchloffen wird 
(M. II ©. 418). Der Mieter muß ſich eine notwendige Ausbefferung gefallen lafien; foweit ihm 
dadurch der vertragsmäßige Gebrauch entzogen wird, wird er nad 8 537 von ber Entrichtung 
des Mietzinfed befreit und kann unter den im $ 542 beftimmten Vorausſetzungen ſeinerſeits das 
Mietverhältnis fündigen. Dem Vermieter aber fteht, auch wenn durch die Ausbeſſerung bie 
Sade in einen erheblich befieren Zuftand als den zur Zeit des Abſchluſſes des Mietvertrags 
vorhandenen verfegt ift, nicht da8 Mecht zu, eine Erhöhung des Mietzinfes zu fordern oder bad 
Mietverhältnis zu kündigen. 

$ 554. 
@.18 528 Nr. 2; 118 497 De 1 Rr. 2 res. 8 546; III 8 547. 2. ©. 2105f.; MI 6.4171. 
2.11 88.2 6. 2281., 5141. 9.6 ©. 1 

Kiehl, Die Ermiffionskiaufel und das Aufrehnungsreht en — Gruch. 45 ©. 753ff.; 
Alsberg, Die prozeſſuale Aufrechnung gegenüber dem vertragsmäßigen Exmiſſionsrechte des 
Vermieters, Arch. f. bürg. R. 22 ©. 93ff. 

1. Der $ 554 gibt dem Vermieter wegen Richterfüllung ber Verpflichtung bed Mieters 
zur Entrichtung des Mietzinfed unter der pofitiven Borausfegung des Abſ. 1 Sag 1 und ber 
negativen Vorausſetzung des Abf. 1 Sat 2 ein außerorbentliddes Kündigungsrecht, defien Aus⸗ 
Übung jedod nach Abſ. 2 durch Aufrechnung nachträglich wieder unwirkſam gemacht werden kann. 

a) Abſ. 1 Sag 1. Bofitive Borausfegung Hit Verzug des Mieter mit Entrihtung 
des Mietzinfes oder eines Teiles für zwei nufeinanderfolgende Termine. Der Verzug beginnt 
mit der Nichtentrichtung des Mietzinfed oder eines Teiles nad) Eintritt der Fälligfeit auf 
Mahnung des Mieters, wenn aber der Fälligkeitszeitpuntt nad) dem Kalender beftimmt ift, mit 
der Nichtentrichtung an dem beftimmten Termin (8 284), fofern nicht die Leiftung infolge eines 
vom Mieter nicht zu vertretenden Umftandes unterbleibt (8 285); als ein folder Umſtand ift aber 
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in dem Aegelfalle, daß der Mietzins in Geld feftgefegt tft, da8 Unvermögen des Mieters zur 
Zahlung nicht anzufehen (8 279). Die Fälligkeitstermine für den Mietzind beftimmen ſich 
nad der Vereinbarung und mangels folder nah 8551. Stundung fließt die Fälligkeit 
im Einne des 8 284 aus (oben ©. 90 Erl. 3 zu 8284). Der Mieter muß ferner nicht nur in 
Verzug geraten, fondern noch im Verzuge fein; mit der Beendigung des Berzugs (f. ©. 96 Erl. 10) 
fällt alfo die Vorausfegung des Kündigungsrechts fort. Die Beweislaſt vegelt fi nad dem in 
Erl. 8 zu 8 284 (©. 95) Bemerkten. 

Erforderlich ift Nichtentrihtung des Mietzinfes x. für zwei aufeinanderfolgende 
Termine. Das Kündigungsredt ift alfo ausgefhlpfien, wenn der Mieter, der für einen Bins- 
termin im Verzug tft, den Mietzins für den folgenden Termin pünktlich entrichtet und babei 
gemäß 8 366 Abf. 2 die Anrechnung auf diefen Termin beftimmt, mag er aud für den nächſt⸗ 
folgenden Termin wieder im Verzug bleiben. 

b) Abf. 1 Sag 2. Negative Vorausfegung bes Kündigungsrechts ift, dab der Mieter 
nicht, bevor die Kündigung erfolgt, d. 5. wirkfam wird (88 130—132), dem Vermieter wegen des 
gefamten Zindrüdftandes für bie zwei aufeinanderfolgenden Termine befriedigt. Die Befriedigung 
hat der Mieter zu beweijen. 

co) Abſ. 2. Selbft nad Ausübung bed Kündigungsrechts Tann der Mieter die Wirkung 
der Kündigung durch Aufrechnung wieder aufheben. Vorausſetzung ift, da der Mieter eine nad} den 
88 387, 390, 391, 392 zur Aufrechnung geeignete Gegenforderung hat und die — nicht etwa 
vertraglich ausgeſchloſſene — Aufrechnung unverzüglid, alfo ohne ſchuldhaftes Zögern (8 121 
Abf. 1), nach der Kündigung erklärt, wenn auch nur bezüglich bes für einen Termin rüdjtändigen 
Zinjes (Dertmann Erl. 1d4). Im der zweiten Kommiffion waren die Anfichten darüber ges 
teilt, ob in diefer Vorſchrift eine Erweiterung oder eine Beſchränkung des in dem 8 389 bezüglich 
der Wirkung der Aufrechnung aufgeftellten Grundfages liege (B. II Bd. 2 ©. 514ff.). Nach den 
Erl. 2, 3 zu 8 389 ift daß legtere anzunehmen. Die Aufrechnung einer dem Mieter ſchon vor 
der Kündigung zuftehenden Forderung gegen bie Mietzinsforderung bes Vermieter bewirkt nad) 
8 389, da die legtere al8 in dem Zeitpunkt erlofchen gilt, in welchem ihr bie Forderung bes 
Mieters zur Aufrechnung geeignet gegenüberftand. Sie gilt aljo infolge der Aufrehnung als 
ſchon zur Zeit ber Kündigung erlofhen. Daraus folgt, daß bie Kiindigung als nicht rechtmäßig 
erfolgt gelten muß. Diefe Wirkung würde nad 3 389 eintreten, ohne Rüdficht darauf, zu 
welcher Zeit die Aufrehnung erfolgt. Der 8 554 Abſ. 2 verlangt aber, um die längere Forts 
dauer eines Buftandes der Ungewißheit abzufchneiden, daß die Aufrechnung unverzüglich nach 
der Kündigung erfolgt; er beſchränkt a!fo die allgemeine Vorjchrift des 8 389. Anders liegt das 
Verhältnt® bei der dem Wortlaute nach mit dem 8 554 Abf. 2 übereinftimmenden Vorſchrift bes 
8 357 (f. Erl. 3 zu 8 389). 

2. Bezüglich der Ausübung des Kündigungsrechts, der Wirkung der Kündigung und ber 
Frage, ob der Vermieter Erjag des infolge der Kündigung eintretenden Schadens verlangen 
kann, gilt das in der Erl. 2 zu 8 554 Gefagte (bezüglich Iegterer Frage vgl. Mittelftein ©. 168). 

3. Auch das hier frogliche Kündigungsrecht des Vermieters erklärte der E. I 9 529, ebenjo 
wie auf das jetzt im 8 542 behandelte Kündigungsrecht des Mieters, die Vorſchriften des 
€.I 88 431, 433 über das Erlöſchen des Nüdtrittärechts duch Annahme der Erfüllung zc. fo» 
wie über die Ausübung bes Rüdtrittsrehts bei einer Mehrheit von Berechtigten oder Ber- 
pflicteten für entfprehend anwendbar. Es gilt daher auch hier das in Erl. 10 zu $ 542 Bemerkte. 
Insbeſondere beſtimmt ſich nad) den Umſtänden, ob bie vorbehaltlofe Annahme bed rüd. 
fläntigen Mietzinfes einen Verzicht auf das Kündigungsrecht enthält. Unbedingt ift bie Frage 
aud nicht im Falle vorbehaltlofer Annahme im voraus zahlbaren, rüdftändigen Mietzinfes zu 
bejahen (RG. bei Gruch. 48 ©. 103; vgl. Fuld S. 133; Mittelftein ©. 366f.; Brüdner 
©. 88; Niendorff ©. 158ff.; Riedel im Recht 1903 ©. 144). 

Ebenſo ift nah den Umftänden zu enticheiben, ob im der Richtgeltendmachung bes 
Kündigungsrechts binnen angemefjener Friſt ein Verzicht auf das Recht zu finden ift (Kſpr. 11 
©. 142; Dernburg ©. 198). 

4 Durch Bertrag kann das Rndigungereiit des Vermieter wegen Nichtentrichtung bes 
Mietzinfed abweichend geregelt, insbefondere ſchon bei Nichtentrihtung des Zinfes für einen 
Termin zugelaffen werden. Auch bei folder Abrede wirb aber im Zweifel das Kündigungs- 
recht von einem Verzuge des Mieter abhängen, und ferner werden auch die Vorfchriften des 
Abſ. 1 Sap 2, Abſ. 2 als der Parteiabſicht entſprechend anzuwenden fein (Dernburg ©. 198; 
Brüdner ©. 88; Niendorff ©. 153ff.; Kiehl ©. 761ff.). Bezüglich des Abſ. 2 ‚glaubt 
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8. 555. Macht der Vermiether von dem ihm nad) den 88. 558, 554 zu⸗ 
ftehenden Kündigungsrechte Gebrauch, fo hat er den für eine fpätere Zeit im voraus 
entrichteten Miethzins nad) Maßgabe des $. 347 zurüdzuerftatten. 


8. 556. Der Miether iſt verpflichtet, die gemiethete Sache nach ber Beendigung 
des Miethverhältniſſes zurüczugeben. 

Den Miether eines Grundſtücks fteht wegen feiner Anfprüche gegen den Ber- 
miether ein Zurüdbehaltungsrecht nicht zu. 

Hat der Miether den Gebrauch der Sache einem Dritten überlafjen, jo kann 
der Vermiether die Sache nach der Beendigung des Miethverhältniſſes auch von 
dem Dritten zurückfordern. 


Alsberg ©. 96ff. das gleiche Ergebnis unmittelbar aus 8 360 verb. mit 8 357 herleiten zu 
können, indem er annimmt, daß diefe Vorſchriften aud unmittelbar für den fog. Teilrücktritt, 
namentlih den Rüdtritt für.die Zukunft, gelten; diefe Annahme erfcheint aber nicht zutreffend 
(1. ©. 206 Erl. zu 8 360). 
8 55. 
@.18 530; II 8 497 U6f. 2 zew. 4 547; II 8 548. PIE. 2155, 6194, 11814; M. II €. 421. 
9.11 30.2 6. 2291. RB. ©. 19691. 

Die Vorſchrift ſtimmt mit $ 543 Abſ. 2 überein und entſpricht wie die legtere Beftimmung 
bem 8 327 Sag 1 (vgl. die Erl. 2 zu 8 543). Ein Antrag, die Vorfchrift zu einer zwingenden 
zu maden, wurde in der Kommiffion des Reichstags abgelehnt. 


$ 556. 
6.18 520; 11 8 498 ze. 8 548; III 8 549 P.I 6.2108, 11817; III 6. 3971., 401f. 
P.1188.2 6 188 ff. D. ©. 636. 

Romeid, Zur Tehnit bes BGB. Heft II ©. 14ff.; Niffen, Ein Beitrag zur Struktur 
der Anſprüche an den Dritten aus 38 556, 604 BGB. in JW. 1903 ©. 201 ff. 

1. %f. 1. 2 ; 

a) Bebentung ber Rückgabepflicht. Der E. I 8 520 beftimmte, baf der Mieter verpflichtet . 
fei, die gemietete Sache nad; Ablauf der Mietzeit in bemfelben Zuftande zurüdzugeben, in 
welchem er fie empfangen bat, aber nicht wegen Veränderungen ober Berfchlechterungen 
hafte, die durch den vertragamäßigen Gebrauch, durch Alter oder einen anderen von ihm nicht zu 
vertretenden Umftand entftanden find. Im BGB. find die hervorgehobenen Worte des erſten 
Sapes als überflüffig meggelafien, und aus dem zweiten Sag ift die Vorſchrift bes & 548 ge= 
madjt worden. Jene Worte des erſten Satzes waren aber nicht nur Üüberflüffig, fondern ungenau; 
benn die Verpflichtung bes Mieters, die Sache nad) der Beendigung des Mietverhältnifjes zurüd- 
zugeben, kann ſich nur auf die Sache in demjenigen Zuftande beziehen, in welchem fie fi zur 
Zeit ber Beendigung des Miewerhältniſſes befindet (unrichtig auch Ripr. 10 ©. 25). Im 
wieweit er daneben für Veränderungen oder Verichlechterungen haftet, welche die Sache während der 
Mietzeit erfahren hat, ift eine anbere Frage, deren Beantwortung fih aus $ 548 und den Erl. 
dazu ergibt. Sofern der Mieter danach zum Schadenserſatze verpflichtet tft, Hat er in erfter Linie 
den Buftand der Sache vor der von ihm zu vertretenden Veränderung mwiederherzuftellen (8 249). 

b) Juhalt ber Rückgabepflicht. Die Verpflichtung des Mieters geht auf Zurüdübergabe 
der Sache an ben Vermieter; fie ſetzt alſo die erfolgte Übergabe an den Vermieter voraus und 
gilt daher nur für die regelmäßigen Fälle, in denen die Sache dem Mieter übergeben iſt. Die 
Rüdgabe erfordert Wiebereinräumung de3 unmittelbaren Beſitzes. Diefe erfolgt bei einer Wohnung 
durch Entfernung der eingebrachten Sachen und Rückgabe der Schlüſſel (Nipr. 5 ©. 371). 

Mit der Sache felbit Hat der Mieter felbftverftändlih auch das Zubehör zu übergeben, 
namentlich, bei einer Wohnung die Schlüfiel, und zwar nicht nur die ihm vom Vermieter Übers 
gebenen, fondern auch die von ihm ſelbſt befchafften. Iſt er zur Müdgabe der Schlüſſel außer⸗ 
ftande, jo haftet er dem Vermieter nach allgemeinen Grundſätzen für den dadurch verurfachten 
Schaden, befonders die Koften einer Änderung der Schlöffer. Über das Recht des Mieters zur 
Wegnahme einer Einrihtung ſ. 8 547 Abſ. 2 Sap 2. 
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Die Rüdgabe hat unmittelbar nad der Beendigung des Mietverhältniffes zu 
erfolgen. Doc, Haftet der Mieter wegen verzögerter Rüdgabe nicht, wenn dieſe auf einem bon 
ihm nicht zu vertretenden Umftande beruht. Fir Wohnungen und andere Räume können landes⸗ 
geſetzlich Friſten beftimmt werben, bis zu deren Ablauf fie bei Beendigung des Mietverhältnifies 
zu räumen find (EG. Art. 93), Wird die Sache mit Genehmigung des Vermieters vorzeitig 
zurüdgegeben, fo haftet der Mieter nur dafür, daß fie ſich zur Zeit der Rückgabe in vertrags⸗ 
wmäßigem Zuftande befindet (Ripr. 10 ©. 255). 

0) Über Einreden des Mieters f. Erl. 2. 

A) Beweislaft. Macht der Vermieter den Rüdgabeanfpruch geltend, fo hat er die Be 
endigung des Mietverhältnifies, alfo auch defien Dauer zu bemeifen (Ripr. 7 ©. 16). 

Verlangt der Vermieter Schadenserfag wegen Verſchlechterung der Sache, fo hat, wenn bie 
Tatjahe der Verfchlechterung feititeht, der Mieter zu beweiſen, daß fie infolge eines von ihm 
nicht zu vertretenden Umftanded eingetreten iſt. Sat der Mieter im Vertrag anerkannt, die 
Sade in gutem Zuftand erhalten zu haben, fo trifft, wenn er das Vorhandenſein eines Fehlers 
zur Zeit der Übergabe behauptet, ihn die Beweislaft (Mittelftein ©. 146; Niendorff ©. 201f.). 

6) Der Anſpruch des Vermieters auf Müdgabe unterliegt der regelmäßigen Ber- 
jahrung. 

f) Borbehaltloſe Rücknahme der Sache enthält keinen Verzicht auf die Erſatzanſprüche 
des Vermieterd wegen Verſchlechterungen. 

8) Berzug des Mieterd mit der Nüdgebe gibt dem Wermieter nicht das Recht, nad 
Maßgabe des 8 326 unter Ablehnung der Rüdnahme Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu 
verlangen; denn die Rüdgabe tft nicht eine bei einem gegenfeitigen Vertrage dem einen Teile 
obliegende Leiftung im Sinne des 8 326 (ebenfo Dernburg ©. 197, Erome 2 ©. 551 Anm. 41; 
Kohler 2 S. 260, Mittelftein ©. 173; Schöller bei Gruch. 46 ©. 285). Dagegen find die 
allgemeinen Vorfchriften der 88 283, 286 auch auf die Rüdgabepflicht bes Mieterd anwendbar 
(ebenjo bezüglich des 8 283 Schöller a. a. O.). 

h) Prozeffuales. Nach 8 257 der CPO. kann, wenn der Anſpruch auf Räumung eines 
Grundftüds, eines Wohnraums oder eines anderen Raumes an den Eintritt eines Kalenderjahrs 
gefnüpft ift, Klage auf künftige Räumung erhoben werben. Iſt zur Veendigumg de Miet» 
verhältnifies eine Kündigung erforderlich, jo kann diefe auch mit der Klage verbunden werben. 
Eine Klage auf künftige Rüdgabe der gemieteten Sache ift ferner nad) 8 259 der CRD. zuläffig, 
wenn den Umfländen nad die Beforgnis gerechtfertigt if, daß der Mieter fidh der rechtzeitigen 
Nüdgabe entziehen werde, insbefondere wenn er die Verpflichtung zur Rückgabe im voraus 
beftritten hat (D. z. EBD. ©. 42). 

Nah 8 721 der CPO. kann im Falle der Verurteilung zur Räumung einer Wohnung 
das Gericht dem Mieter auf Antrag eine dem Umftänden nad) angemefjene Friſt zur Räumung 
gewähren. 

2. Abſ. 2. Ein Zurückbehaltungsrecht fteht dem Mieter einer beweglichen Sache 
nach Maßgabe der allgemeinen Vorfchriften der 88 273, 274 zu, namentlich aljo wegen Ber- 
wenbungen (8 547). — 

Dagegen iſt es dem Mieter eines Grundſtücks (vgl. 8 580) durch die poſitive Vorſchrift 
des Abſ. 2 verfagt. 

Nicht entſchieden wird durch Abſ. 2 (a. X. anfheinend Dernburg ©. 197) wie überhaupt 
im Gefege die Frage, ob der Mieter den Anſpruch des Vermieters auf Rüdgabe der Sade mit 
dem Einmwande, daß er felbft Eigentümer der Sache fei, abwehren kann (M. II ©. 402). Diefe 
Frage (ſ. auh Wolff, Recht zum Befige, in der Feſtgabe der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft 
für Koch ©. 175ff.) läßt fi) im allgemeinen weder bejahen noch verneinen. War der Mieter 
ſchon zur Beit des Abfchluffes des Mietvertragd Eigentümer und ift diefer, entgegen der in 
Erl. 2 zu 8 535 vertretenen Anficht, wegen Irrtums anfechtbar und tatſächlich angefochten, fo 
beiteht ein Anſpruch bes Wermieterd aus dem Mietvertrag Überhaupt nit. Iſt der Wiet- 
‚vertrag aber wirkfam, fo tft bie dadurch begründete Verpflichtung bes Mieters nicht deshalb 
ausgeſchloſſen, weil der Mieter Eigentümer der Sache tft. Eine Einrede gegen den Anſpruch 
auf Rüdgabe der Sache wird jedoch als begründet anzufehen fein, wenn ber Mieter bie fofortige 
Wiedereinräumung von dem Vermieter zu fordern berechtigt fein mwirde ($ 226). Hierzu würde 
ex regelmäßig kraft feines Eigentums befugt fein. Dem Eigentumsanfpruche können jedoch Eins 
reden bes Vermieters, z. B. auf Grund eines ihm zuftehenden dinglichen oder perſönlichen Rechtes 


3. Titel: Miete. Pacht. $ 566. 475 


oder auf Grund eines Zurückbehaltungsrechts, entgegenfiehen. Someit dies ber Fall ift, Tann der 
Mieter auf Grund feines Eigentums die Rüdgabe der Sache nicht verweigern. 


8. Abſ. 3. 

a) Entſtehung. Nah allgemeinen Grundfägen könnte der Vermieter nad) ber Be- 
endigung des Mietverjältnifjes nur von bem Mieter Mildgabe der Sache verlangen (5 241 
Cap 1). Dagegen würde er gegen einen Dritten, dem ber Mieter den Gebrauch der Sache 
überlafien hat, einen Rüdgabeanfpruch außer, auf Grund eines ihm etwa zuftehenben dinglichen 
Rechtes nur auf Grund ber Abtretung oder Überweiſung des dem Mieter gegen ben Dritten zu= 
tehenden Rückgabeanſpruchs geltend machen können, und letzterenfalls ftänden dem Dritten gegen 
den Anfprud die Einwendungen aus dem zwifchen ihm und dem Mieter beftehenden Rechts⸗ 
verhältnifie zu. Dieſes Ergebnis hielt die zweite Kommiſſion mit der Natur des Untermiet- 
berhältniffes nicht für vereinbar und erachtete es als durch ein dringendes praftifhes Bedürfnis 
für geboten, den Vermieter als foldem für alle Fälle einen unmittelbaren Rüdgabeanfprud 
gegen ben Dritten zu gewähren. Sie nahm deshalb die pofitive Borfchrift des Abf. 3 auf, Indem 
fie die rechtliche Konftrultion des Anſpruchs der Wiflenfchaft vorbehielt. 

: db) Inhalt der Vorſchrift. Der Abſ. 3 gibt dem Vermieter ein Nüdforderungsrecht gegen 
einen Dritten. Im einzelnen ergibt fid) aus dem Geſetze folgendes: 

a) Erite Borausfegung if, daß bezüglih der Gade ein Wietverhältnis 
zwifhen dem Rüdforbernden und demjenigen, welder ben @ebraud der Sade dem Dritten 
überlafjen Hat, beftanden Hat; denn das Rüdforderungsredt ift dem Vermieter als folgem 
gegeben, gründet ſich alſo auf deſſen Mietvertrag. 

4) Diefes Mietverhältnis muß beendigt fein, fei e8 nah 8 553 dur Kündigung 
wegen unbefugter Gebrauhsüberlafjung oder vertragswibrigen Gebrauchs bes Dritten, fei e8 auf 
andere Weile. Ob auch das etwa zwiſchen dem Mieter und bem Dritten bejtehenbe Untermiets 
verhältnis beendigt ift, fommt nicht in Betracht. 

y) Dem Dritten muß der Mieter den Gebraud der Sade überlaffen haben. 
Gegen einen Dritten, ber den Befig der Sache auf andere Art al durch Gebraudgüberlafiung 
feitens des Mieters erlangt hat, fei es überhaupt nicht vom Mieter, jei es zwar von diefem, 
aber nicht zum Gebrauche, z. B. als Verwahrer, ift das Nüdforberungsrecht nicht gegeben. Das 
gegen dürfte es fi rechtfertigen, die Vorfchrift auf Perfonen auszubehnen, welhen die Sache 
duch Weiterüberlafiung des Gebrauchs erlangt haben; dies entipricht dem praftifchen Zwecke der 
Vorſchrift und auch der Beitimmung des 8 553, welche gleichfalls den Fall berüdfichtigt, daß ders 
jenige, welchem der Mieter den Gebrauch; überlafien Hat, den Gebrauch einem Dritten (unbefugt) 
weiterüberläßt (ebenjo Niſſen ©. 203). 

95) Das dem Bermieter im Abf. 3 gewährte Reht\geht nur bahin, bie Sade 
nad ber Beendigung bes Mietverhältniffes aud von bem Dritten zurüdzufordern. 
Das Wort „auch“ bedeutet, daß der Vermieter neben diefem Rüdforderungsrechte den Rildgabes 
anſpruch gegen den Mieter nad Abf. 1 behält. Eine Bergleihung beider Borfchriften zeigt aber 
die wefentliche Verjchiedenheit beider Rechte des Vermieterd. Der Mieter tft nad Abſ. 1 ver⸗ 
pflichtet, die Sache nach der Beendigung des Mietverhälnifies zurüdzugeben. Für ihn entiteht 
alfo auf Grund des Mietvertrags mit der Übergabe der Sache an ihn dem Vermieter gegenfiber 
die Rüdgabepflicht, deren Fälligkeit nur bis zur Beendigung des Mietverhäftnifies hinausgeſchoben 
if. Bermöge diefer Verpflihtung kann der Vermieter nach Eintritt der Fälligkeit des Rückgabe⸗ 
anſpruchs von bem Mieter die Rückgabe verlangen ohne Rückſicht darauf, ob letzterer zu diefer 
Zeit zur Rüdgabe imftande ift. Dagegen beitimmt der Abf. 3 nicht, daß, wenn der Mieter den 
Gebrauch der Sache einem Dritten überlaffen Hat, ber Dritte verpflichtet ift, die Sache nad 
der Beendigung des Mietverhältnifjes dem Vermieter zurüdzugeben (a. U. Romeid ©. 30f.); 
eine ſolche an die Tatſache der Gebrauchsüberlaſſung geknüpfte Verpflichtung bes Dritten wäre 
auch ofjenbar nicht zu vechtfertigen, wenn z. B. die Gebrauchsüberlaſſung mit Erlaubnis bes 
Vermieters fir eine nicht bis zum Ende des Mietverhältnifjes reichende Zeit erfolgt iſt. Viels 
mehr gibt der Abf. 3 dem Bermieter nur da8 Recht, die Sache nach ber Beendigung des Miet: 
verhältmifjes von bem Dritten, dem der Mieter den Gebrauch überlaſſen Hat, zurüdzuforbern. 
Dieſer Rüdegabeanfprucdh wird alfo nit mit ber Beendigung des Miewerhältniſſes fällig, fondern 
ex entfteht erſt mit ihr und richtet fi) mur gegen denjenigen Dritten, welcher zu biefer Zeit bie 
Sache zurüdzugeben imftande iſt. Eine Haftung des Dritten wegen Unvermögend zur Heraus» 
gabe, entfieht nad) $ 292 mit dem Eintritte ber Rechtshängigkeit des Rüdgabeanfpruds ihm gegen» 
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über oder, wenn der Dritte ſchon vorher mit der Rüdgabe im Verzug in mit dem Eintritte des 
Verzugs (vgl. Niffen ©. 202). 

«) Ein Zurüdbehaltungsreht ſteht dem Dritten in Anſehung eines Grundſtücks oder 
eines dem gleichſtehenden Raumes ebenſowenig zu wie dem Mieter ſelbſt. Dieſe Ausdehnung 
des Abf. 2 ift durch den Zweck des Abſ. 2 und des Abſ. 3 geboten. Bei beweglichen Sachen beftimmet 
fi das Zurückbehaltungsrecht des Dritten mangels einer Sondervorſchrift nad) den allgemeinem 
Vorſchriften. Ein Zurüdbehaltungsreht nach 8 273 Abſ. 1 kommt nit in Betracht, da zwiſchen 
dem Vermieter und dem Dritten fein vechtliches Verhältnis beſteht, aus welchem ein fülliger Au⸗ 
ſpruch bes Dritten gegen ben Vermieter entitehen könnte. Der Dritte kann alfo ein Burüdbehaltungs- 
recht nur auf Grund bes 8273 Abſ. 2 geltend machen, wenn ihm ein fülliger Anſpruch wegen 
Verwendungen auf bie Sache zufteht. (Der dort weiter erwähnte Fall, daß dem Herausgabes 
pflichtigen ein fälliger Unfpruch wegen eines ihm durch bie Sache verurfahten Schadens zuſteht, 
ſcheidet Hier aus, weil der Vermieter dem Dritten für einen folden Schaden nicht Haftel.) Ein 
fälliger Anſpruch des Dritten wegen Verwendungen auf die Sache läßt fich, foweit von ihm 
felbjt gemadte Verwendungen in Frage lommen, nicht aus 8 547 herleiten, da fi) dieſe 
Vorſchrift nur auf daS Verhältnis zwifchen dem Vermieter und bem Mieter bezieht; ein folder An⸗ 
ſpruch kann fi vielmehr. nur aus den Vorfchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag er⸗ 
geben, nad denen ſich auch der Anſpruch auf Erſatz folder Verwendungen beitimmt, welche der 
Dritte nah dem Eintritte ber Rechtshängigkeit des Herausgabeanſpruchs macht (8 292 abſ. &, 
8 994 Ubf. 2). Wegen Verwendungen, bie ber Mieter auf die Sache gemadt hat, fieht 
dem Dritten ein Erfaganfprudh nur zu, wenn der Mieter den für ihn nad 8 547 begründeten 
Erfaganfpruh dem Dritten abgetreten bat (a. U. Erome 2 ©. 551 Anm. 46, Schollmeyer 
©. 66, Mittelflein ©. 259, Dertmann Erl. 3, f. au Romeid S. 31f., Niffen ©. 204, 
die bem Dritten zwar auch ein Burlidbehaltungsrecht wegen Verwendungen des Mieterd verfagen, 
das Burldbehaltungsrecht wegen eigener Verwendungen aber an andere Borausfegungen knüpfen). 

Die Einrebe des Eigentums oder eines anderen binglichen Rechtes, vermöge befien ex 
feinerfeit3 von dem Vermieter aldbaldige Wiedergabe der Sache verlangen könnte, fteht auch dem 
Dritten zu (8 226; Windfheid-Kipp 2 ©. 691; Schollmeyer ©. 07). 

&) Der Rüdgabeanipruh des Vermieters gegen den Dritten fällt unter die Vorfchrifien der 
CPO. 88 257, 721 und der durch EG. Art. 93 aufrechterhaltenen Landesgefege (Mittelftein S. 259). 

0) Rechtliche Natur des Auſpruchs gegen den Dritten. Nach dem unter b Benerkten läßt 
fi der im Abſ. 3 gewährte Anfpruch weder als Anſpruch des mittelbaren Beſitzers auf Herauss 
gabe, deutſchrechtliche Mobiliervinditation auffafien (jo Hellwig, Die Verträge auf Leiftung an 
Dritte ©. 241f.; gegen ihn namentlich Romeid ©. 14ff.) no als eine Art Befigflage (jo 
Kober Erl. III 3; dagegen Romeid ©. 224); benn die Grundlage des Anſpruchs bildet uns 
zweifelhaft der Mietvertrag. Ebenfowenig handelt es fich um eine an den Vertrag des Dritten 
mit dem Mieter gefnüpfte gefeglihe fumulative Schuldübernahme, kraft deren der Dritte in die 
Verpflihtung bes Mieters zur demnächftigen Rüdgabe der Sache neben dem Mieter eintritt (jo 
Dertmann Erl. 3a y, yy; gegen ihn Romeid ©. 24ff.); denn diefe Auffaffung fteht nach 
dem unter b3 Bemerkten mit bem Inhalte des Geſetzes nicht im Einklange. Dasfelbe Bedenken 
fteht aber auch der Anfiht Romeids (S. 27ff.) entgegen, der eine mit der Gebrauchsüber⸗ 
laſſung entftehende eigene, urjprängliche NRücgabepflicht des Dritten annimmt. Die Verfuche, den 
Rückgabeanſpruch gegen den Dritten rechtlich zu konftruieren, erjheinen hiernach mißlungen. 

Hält man fi) an ben pofitiven Geſetzesinhalt, jo ergibt fi, dab das Gefeg nad der Bes 
endigung bes Mietverhältnifies neben dem Mieter auch den Dritten, dem diefer ben Gebrauch ber 
Sache überlaffen Hat, zur Rüdgabe der Sache verpflichtet; neben dem Mieter ſchuldet alfo kraft 
pofitiver, auf Gründen des praktifchen Bedürfniſſes berubender Vorſchrift der Dritte die Rüdgabe, 
d. 5. eine unteilbare Leiftung, beide haften fomit nach 8 431 als Gefamtichuldner. Der Abſ. 3 
ſchafft alfo bezüglich der Rüdgabepflicht nach der Beendigung bed Mietverhältnifies ein gefeglihes 
Geſamtſchuldverhältnis (fo auch, wenngleich nicht ganz Übereinfiimmend, Schollmeyer ©. 66). 

d) Ein gegen den Mieter erwirkteö rechtskräftiges Urteil wirkt nad $ 425 Abſ. 2 
nicht gegen den Dritten. Ein abweichendes Ergebnis folgt auch nicht aus $ 325 der END. für 
den Fall, daß die Gebrauchsüberlafjung an den Dritten erfolgt ift, nachdem der Rückgabeanſpruch 
des Vermieterd gegen den Mieter rechtshängig geworden tft; denn der Dritte wird durch die 
Gebrauhsüberlafiung weder in Unfehung der Rüdgabepfliht des Mieters defien Rechtsnachfolger 
(a. 4. Dertmann Eıl. 5; Kober Erl. III 5) noch Befiger einer in Streit befangenen Sache; 
die Rechtshängigteit bes Rückgabeanſpruchs gegen ben Mieter macht nämlich, die Cache nicht zu 
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8. 557. Giebt der Miether die gemiethete Sache nach der Beendigung des 
Miethverhäftniffes nicht zurüd, fo fann der Vermiether für die Dauer der Vor- 
enthaltung al3 Entſchädigung den vereinbarten Miethzing verlangen. Die Geltend- 
machung eines weiteren Schadens ift nicht ausgejchloffen. 


8. 558, Die Erfaganfprüche des Vermiethers wegen Veränderungen ober 
Berfchlechterungen der vermietheten Sache ſowie die Anſprüche des Mietherd auf 
Erfag von Verwendungen oder auf Geftattung der Wegnahme einer Einrichtung 
verjähren in ſechs Monaten. 

Die Verjährung der Erfaganfprüche des Vermiethers beginnt mit dem Beit- 
punkt, in welchem er die Sache zurüderhält, die Verjährung der Anfprüche des 
Mietherd beginnt mit der Beendigung des Miethverhältniffes. 

Mit der Verjährung des Anſpruchs des Vermiethers auf Rũckgabe der Sache 
verjähren auch die Erſatzanſprüche des Vermiethers. 


einer in Streit befangenen, da jener Rüdgabeanfpruc ein rein obligatorifcher ift und auch durch 
die Gewährung eines Rüdgabeanfpruchs gegen folde Dritte, denen der Gebrauch von bem Mieter 
überlafjen ift, nicht die Natur einer fog. actio in rem scripta annimmt (ebenſo Romeid ©. 26f.; 
Schollmeyer ©. 67; Mittelftein ©. 259 Anm. 15; abw. die früheren Auflagen). 

eo) Zuftändigleit. Borläufige Bollfiredsarkeit. Mit Rüdfiht auf die Zulaffung einer 
Klage des Vermieters gegen den Untermieter find der 8 23 Nr. 2 Abſ. 1 und der 8 202 
Abf. 2 Nr. 4 des GBG. ſowie der 8 709 Nr. 1 der CPO. auf Streitigkeiten zwiſchen dem Ber- 
mieter und dem Uniermieter ausgedehnt worden. 


@.18 525; 118 499 re. 8 549; IT 8 550. PIE. 2141; M.ITE.415. P. U Bo. 2 6.218 

1. Sag 1. Die Vorſchrift fegt voraus, daß in der Nichtrückgabe der Sache eine Vor⸗ 
enthaltung liegt („für die Dauer ber Vorenthaltung“), findet alfo auf ben Fall ber ftille 
ſchweigenden Verlängerung des Mietverhältniffes (8 568) keine Anwendung Sie beftimmt 
pofitiv ein für allemal den Mindeftbetrag der dem Vermieter gebührenden Entihädigung und 
gibt dem Vermieter auf diefen Mindeftbetrag einen von einem Verſchulden des Mieter und dem 
Nachweis eines entiprehenden Schadend unabhängigen Unfprud. Der Vetrag wird nad dem 
Mietzins berechnet, der bei Fortdauer des Mietverhälinifies für bie Zeit der Borenthaltung der 
Sache zu entrichten fein würde. Diefe Entfhädigung kann der Vermieter felbft dann verlangen, 
wenn fie ben Wert der Sache überfteigt, fofern nicht die Sache nad) Gefhäftägebraud dann als 
verkauft gilt, wie bei der fog. Sadmiete (Kohler 2 ©. 140). 

2. Satz 2. Einen weitergehenden Schaden fann ber Vermieter nur verlangen, wenn er 
wegen Nichterfüllung der Rückgabepflicht nad) allgemeinen Grundfägen (f. 88 280, 283, 286) 
bazu berechtigt ift. Er Hat alsdann ſowohl die Vorausſetzungen bes Erſatzanſpruchs als auch 
die Höhe des Schadens zu beweifen. 


$ 558. 
€. 118 500 rev. 8 550; II 8 551. P.11 38.2 ©. 177f., 194, 271M.; 88.6 ©. 185. 

1. Abſ. 1. Der 8 558 foll den Vermieter und ben Mieter zu baldiger Auseinanderfegung 
über die beiberjeitigen Erfaganfprüche zwingen. Bu diefem Zwede beftiimmt er Befonderheiten 
für bie Verjährung, 

a) ber Erſatzanſprüche des Vermieter wegen Veränderungen und Ber 
ſchlechterungen der Sache. Nad ber Abficht der zweiten Kommiffion, auf deren Beſchlüſſen 
die Vorſchrift beruht, follte diefe „für alle Erfaganfprüche wegen der durch vertragsmwibriges Ver- 
halten des Mieters entitandenen Veränderungen und Verſchlechterungen gelten, alfo auch für bie 
auf das Eigentum oder auf eine unerlaubte Handlung gegrändeten Anfprliche diefer Art”. 
Indeſſen erſcheint eine dieſer Unficht entiprechende Auslegung der Vorſchrift nicht gerechtfertigt, 
da es fich bei ſolchen auf einen anderen Rechtsgrund geftügten Anſprüchen nit um Erſatzanſprüche 
des Vermieters handelt. Nur für bie Erſatzanſprüche des Vermieters aus dem Mietverhältnifie 
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8. 559. Der Vermieter eines Grundftüds hat für feine Forderungen aus 
dem Miethverhältnig ein Pfandrecht an den eingebrachten Sachen bes Miethers. 
Für künftige Entfehädigungsforderungen und für den Miethzins für eine fpätere 
Zeit als das laufende und das folgende Miethjahr kann das Pfandrecht nicht 
geltend gemacht werden. Es erſtreckt fich nicht auf die der Pfändung nicht unter- 
worfenen Sachen. 


wegen Veränderungen und Verſchlechterungen (vgl. Erl. 3 zu $ 548) gilt alfo die kurze Ber- 
jährung (ebenfo Dertmann, Kober, Mittelitein ©. 319; a. A. Rſpr. 8 ©. 3%). Der 
turzen Verjährung unterliegt auch nicht ber Erſatzanſpruch des Vermieters wegen verſchuldeten 
Unterganges der Sache; dieſer verjährt in der regelmäßigen Friſt von ber Beit des Unterganges 
an (P. II Bd. 2 ©. 273, Bd. 6 ©. 185), 

b) der Anfprüdhe des Mieters auf Erfap von Verwendungen oder auf Ge— 
ftattung der Wegnahme einer Einrichtung (vgl. 8 547 verb. mit $ 258). 

Die Befonderheiten betreffen die Dauer ber Verjährungsfrift und den Beginn ſowie das 
Ende der Verjährung. Im übrigen gelten für Ießtere die allgemeinen Vorſchriften. Danach 
ſteht insbeſondere die Verjährung der Erfaganfprüche bes Vermieters der Geltendmachung feines 
gefeglichen Pfandrechts nicht entgegen (8 223 Abf. 1). 

2. Abſ. 2. Der Beginn der Verjährung ift für die Unfprüce bes Vermieter nicht an 
die Beendigung des Mietverhältnifies, fondern an den Beitpuntt gefnüpft, in welchem der Ber- 
mieter die Sache zurüderhält, weil erſt Hierdurch der Vermieter in die Lage kommt, den Zu= 
ftand der Sade zu prüfen (P. II Bd. 2 ©. 273). Entfcheidend muß fomit der Zeitpuntt fein, 
in weldem der Dieter feiner Rüdgabepflicht genligt hat. 

3. Abſ. 3. Die Vorſchrift beruht auf ähnlihen Erwägungen wie der 8 224 (P. II Bd. 6 
©. 185). — 
88 569-563. 

Siber, Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters, des Verpächters und des Gaſtwirts nach 
dem BGB. 1900, Bd. 5 Heft 2 der Abhandlungen zum Privatrecht und Zivilprozeß, heraus⸗ 
gegeben von Fiſcher; Fuld, Das Pfandrecht ded Vermieters nad) dem BGB., 8. f. franz. 
Zivilrecht 30 ©. 354 ff. 

1. Das BGB. Hat das Pfandrecht bes Vermieters eines Grundſtücks an ben ein- 
gebraten Sachen des Mieter beibehalten, aber gegenüber ber Mehrzahl der beitehenden Rechte 
nad) dem Vorgange bed Reichsgeſetzes, betr. die Abänderung des 8 41 der Konkursordnung, vom 
9. Mat 1894 enger begrenzt, Der Umfang des Pfandrechts in Anfehung der ihm unterliegens 
den Sachen und ber forderungen, für die es gewährt wird, iſt in 8 559 und 8563 beftimmt. 
Der 8 560 regelt das Erlöſchen des Pfandrechts durch Entfernung der Sachen von dem Grund» 
jtüde, der 8 561 die dem Vermieter zuftehenden Schugmittel, der 8 562 das Hecht des Mieters, 
die Geltendmadung des Pfandrechts durch Sicherheitsleiftung abzuwenden. 

2. Bezüglich bes Pfandrechts des Verpäcters vgl. 8 581 Abf. 2 und 8 585, bes 
züglich des Ubfonderungsrehts bes Vermieters und des Verpächters im Konkurſe 
des Mieterd oder Pächters vgl. 849 der KO. 


$ 559. 
@.18521 Ubf. 1 Gau 1,2; 11 8 501 veu. 8 551; LE 552. 9.1 G. 2106f., 21201. 21231., 61981.; 
N. II 6.402. P.11 80.2 6. 194ff., 212. D. 6.6361. RB. 6. 1970. GIB. 6.2780. 

1. Sag 1. Nur dem Vermieter eine Grundſtücks ſowie gemäß 8 580 dem Bermieter 
von Wohnräumen und anderen Räumen gibt das Geſetz das Hier fraglihe Pfandredt, 
nicht dem Rermieter einer beweglihen Sache, mag fie auch, wie z. B. ein Schiff, zur Wohnung 
dienen (vgl. Erl. zu 8 580). 

Das Pfandrecht entiteht kraft Geſetzes. Es beruft nicht auf einer ſtillſchweigenden 
Verpfändung. Daraus folgt z. B. nah RG. i. Str. 35 ©. 204, daß, wenn eine im gefeglichen 
Güterjtande lebende Ehefrau gemietet hat, das Pfandrecht bes Vermieter an ihren zum ein- 
gebrachten Gute gehörenden Sachen ihr gegenüber ohne Buftimmung des Ehemannes wirfs 
ſam tft (f. 8b. IV ©. 176 Erl.4 zu 81399; zuftimmend Dernburg 5.229 Anm. 8; dagegen 
Jacubezky im Recht 1904 ©. 324). Auf das Pfandrecht des Vermieters find demgemäß bie 
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Vorſchriften über die Entftehung des Pfandrehts durch Rechtsgeſchäft nicht anwend- 
bar; dagegen finden die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft beftellte Pfandrecht nach 
8 1257 bier entſprechende Anwendung. Leptere wird fi dahin geftalten, daß im allgemeinen 
(vgl. Erl. 3 zu 8 561) die Vorfchriften von der Anwendung ausgeichloffen find, welche Befig des 
Bfandes auf feiten des Pfandgläubigerd vorausfegen, fo daß der Regel nad nur die Vor⸗ 
ſchriften der 88 1222, 1227—1231, 8 1232 Sah 2, 98 1233—1%49, 1252, 1255, 1256 anwend⸗ 
bar find. 

Zweifelhaft ift, ob auch ber $ 1250 anmendbar iſt, ob alfo ein Dritter, dem ber 
Bermieter nicht etwa alle Rechte aus dem Mietvertruge, fondern eine einzelne Forderung, für 
die das geſetzliche Pfandrecht beiteht, abtritt, auch das Pfandrecht erwirbt (dafür Brüdner 
©. 107 Anm. 2; Kober Erf. IT 3; Mittelftein ©. 188ff.; Dertmann Erl. 5; Siber 
©. 75f.; beſchränkt auch Fuld ©. 197; 8. f. franz. ER. 30 ©. 369ff.). Die Frage dürfte zu be— 
jahen fein. Die Vorfchriften des 8 1250 Haben zwar, ebenfo wie die entfprechenden allgemeinen 
Vorſchriften des 8 401 (8 412), zunächſt den Fall im Auge, daß für . befiimmie Forderungen 
ein Pfandrecht an beitimmten Sachen befteht. Ste find aber auch anwendbar, wenn für eine 
Mehrheit von Forderungen, 3. B. für alle Forderungen aus einer Verwaltung oder aus einem 
Mietverhältnis, ein Pfandrecht durch Rechtsgeſchäft beftellt ift; wird eine diefer Forderungen ab» 
getreten, fo geht das Pfandrecht, unbeichabet feines Fortbeſtehens für die übrigen Forderungen, 
auf den neuen Gläubiger Über. Die abweichende Vorſchrift des 8 1190 Abſ. 4 Sag 2 über die 
Höcftbetragshypotget tft wegen ihrer pofitiven Natur und wegen ber Verſchiedenheit der Fülle 
einer entfprechenden Anwendung auf das Pfandrecht für eine unbeftimmte Vielheit von Forde— 
rungen nicht fähig. Was aber vom rechtsgefchäftlich beftellten Pfandrecht gilt, findet auf das 
gefeplihe Pfandrecht des Vermieter entfprechende Anwendung. Auch ber Umftand, dab dem 
legteren eine unbeftimmte Mehrheit von Sachen unterliegt, fteht der Anwendung bes & 1250 
nicht entgegen. Im Falle der Abtretung einer der Forderungen, für Die es befteht, geht das 
Pfandrecht an den Sachen, bie ihm zur Zeit der Abtretung unterliegen, auf dem neuen 
Gläubiger über. 

2. Sag 1. Gegenftand des Pfandrets find die eingebradten Sachen bed Mieters. 

a) Nur beweglide Sahen unterliegen dem Pfandredte, nicht alſo Sachen, bie 
durch Verbindung weſentliche Beftandteile de3 Grundſtücks geworden find, Einrichtungen folder 
Art erſt nad Ausübung des Wegnahmerechts (8 547 Abſ. 2 Cap 2), im übrigen Sachen jeder 
Art, namentlih auch die im $ 95 bezeichneten Sahen (Siber ©. 19), ferner Geld, zur Vers 
äußerung beftimmte Waren ſowie aud Wertpapiere, nicht dagegen Schuldſcheine und ſolche 
anderen Urkunden, welche bezüglich der an ihnen beitehenden Rechte den in ihnen beurtundeten 
Rechten folgen ($ 952). Ausgeſchloſſen find auch Sachen, die feinen Verkaufswert haben, wie zus 
meist Briefe, Familienphotographien u. dgl., wie fie auch nicht verpfändet werden können (Bd. III 
©. 748 Erl. 28 zu 81204; ebenfo Siber ©. 16). Auf Anſprüche aus der Berfiherung einer 
Sache erftredt fi das Pfandrecht nicht. 

b) Nur Sachen bes Mieters unterliegen dem Pfandrehte. Ausgeſchloſſen 
find alfo: 

a) die Sachen, bie der Ehefrau oder den Kindern des Mieters gehören, fofern 
fie nicht den Mietvertrag felbft mit abgefchloffen Haben (vgl. iiber die Bedeutung bes Mit- 
unterzeihnung des Vertrags durch die Ehefrau Dertmann DIE. 1905 ©. 1079ff., der wohl 
mit Recht annimmt, daß bie Ehefrau durch die Mitunterzeichnung im Bweifel nur ein von dem 
Beitande bes Vertragsverhältnifies ziwifchen dem Bermieter und bem Manne abhängiges Miet 
verhältnis eingeht). Leben die Ehegatten in allgemeiner Gütergemeinjchaft, Exrrungenfcafts« 
ober Fahrnisgemeinſchaft, fo erſtreckt fih das Pfandreht auch auf diejenigen zum Gefamtgute 
gehörenden Saden, welche Eigentum ber rau waren ($ 1438 Abf. 1, 8 1443 Abſ. 1 Sap 2, 
8 1459 Abſ. 1, 88 1519, 1527, 1530, 1549; P. II Bd. 2 ©. 205, D. ©. 637). Im übrigen 
tommt dem Vermieter für die Geltendmachung bes Pfandrechts bie fir das Eigentum bed Ches 
manns ftreitende Vermutung des 8 1362 zuftatten. 

4) Auch auf die Sahen eines Untermieters erjtredt fi) dag Pfandreht des Haupt- 
vermieters nicht, während dem lUntervermieter an dieſen Sachen das Pfandrecht zufteht. Ebenſo⸗ 
wenig hat ber Vermieter wegen Forderungen gegen einen neu eingetretenen Mieter das Pfand» 
seht an Sachen be früheren Mieters (Ripr. 7 ©. 462). 

y) Eine Ausdehnung des Pfandrechts auf Sahen Dritter darf au nicht aus den Bor 
ſchriften, die den vehtsgefhäftlihen Erwerb eines Piandrehts in gutem Glauben regeln 
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(8 1207), hergeleitet werden; eine entſprechende Anwendung dieſer Vorfchriften auf das geſetzliche 
Pfandrecht ift ausgefchlofien (vgl. Erl.1 a. €; M.II ©. 405; P. II 8b. 2 ©. 204). 

Hierüber befteht, von dem vereinzelten Widerfprude Scherers in DZZ.1900 ©. 202, 318 
abgefehen, Einverjtändnis (Mipr. 2 ©. 80, 3 S. 28, 4 ©. 329; DI8.1903 ©. 60; Dernburg 
©. 229; Endemann 1 ©. 1066; Enneccerus-Lehmann 1 ©. 641; Arnold, Wohnungs 
miete, ©. 154; Brüdner ©. 104 Anm. 1; Mittelftein ©. 183; Niendorff ©. 316; Scholl» 
meyer ©. 68; Siber ©. 31f.; Wendt, Arch. f. civ. Pr. 39 ©. 31ff.; ferner die Außerungen 
in DJIZ. 1900 ©. 225, 478; IW. 1901 ©. 879; Recht 1900 ©. 296, 1901 ©. 525, 616). 
Vom Pfandrecht audgefchlofien find alfo u. a. die vom Mieter unter Eigentumdvorbehalt für 
den Berläufer erworbenen Sachen, folange die Bedingung feines Eigentumserwerbes nicht ein= 
getreten ift. Dagegen unterliegen Sachen, die im Miteigentume des Mieters und eined Dritten 
ſtehen, bezüglich des Anteil des Mieter dem Pfandrecht (a. A. Siber ©. 29f.); denn infoweit 
find fie Sachen des Mieters. Indeſſen finden die für das Pfandreht an einem Miteigentums« 
anteil geltenden Vorſchriften des 8 1258 nur mit den Abweichungen Anwendung, die fih aus 
dem bejonderen Inhalte des hier fraglichen geſetzlichen Pfandrechts ergeben, namentlich, ift die 
Vorſchrift des Abf. 1 dafelbft erft dann anwendbar, wenn der Vermieter zum Beſitße ber Sache 
berechtigt ift. 

d) Über den Ausſchluß der unpfändbaren Saden bes Mieters f. Erl. 3. 

e) Die Beihräntung des Pfandrechts auf die eigenen Sachen des Mieters ſchließt nicht 
aus, daß ber Vermieter die im 8 561 Abſ. 1 beftimmten Selbfthilfebefugnifie, ohne ſchadens— 
erfagpflichtig zu werben, auch bezüglich der nicht dem Mieter gehörenden eingebrachten Sachen 
ausüben Tann, fofern er fie ohne Verſchulden für Sachen bes Mieters Hält (vgl. Srande, 
B. f. RAnw. 66 ©. 41fl). 

©) Nur die eingebrahten Sachen des Mieterd unterliegen dem Pfandrechte. 
Der Begriff des Einbringens ift bier nicht, wie bezüglich der Einbringung von Sachen bei @afts 
wirten im $ 701 Abſ. 2, geſetzlich beftimmt, fondern als für ſich „ar und beftimmt“ aus ber 
früheren Gefeggebung übernommen (M. II ©. 404). Die Einbringung ift unftreitig fein Rechts— 
geſchäft ( P. II Bd. 2 ©. 204). Sie erfordert aber nach bem gewöhnlichen Wortfinn ein Hinein= 
ſchaffen mit Willen des Mieters, eine Willenshandlung. Es dürften daher, wenn ber Mieter im 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift, Die Vorfchriften über Nechtsgeichäfte, und zwar Über Verträge, 
durch die der in ber Geſchäftsfähigkeit Befchräntte nicht Lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, 
entfprehenb anzumenden fein. Außer ben Fällen der 83 112, 113 wird alfo Einwilligung oder 
Genehmigung des gefeglichen Vertreters zur Einbringung erforderlich fein, damit das Pfandrecht 
entiteht (ebenfo Brüdner ©. 110; Siber ©. 33ff.; Mittelftein ©. 179; a. A. Dertmanın 
Erl. 3a 9). 

Zweifelhaft ift, ob bei einem Mietverhältniffe, das fi nicht anf das ganze Grundſtück bes 
zieht, Einbringung auf das Grundſtück genügt oder Einbringung in die gemieteten Grundftüds- 
teile, insbeſondere Räume, erforderlich Hit. Bezüglich des Erlöfchens des Pfandrechts durch 
Entfernung der Sachen von dem Grundſtücke (8 560) hat die zweite Kommilfion es ausdrücklich 
abgelehnt, das Erlöfchen ſchon mit der Entfernung aus den gemieteten Räumen eintreten zu 
laſſen (P. II Bd. 2 ©. 20f.). Imdefien dürfte daraus nicht mit Notwendigkeit folgen, daß auch 
zur Entftefung bes Pfandrechts die Einbringung in das Grunditiid genügt (fo Siber ©. 21ff.). 
Entſcheidend dürfte überhaupt nit fein, in welchen Teil des Grumdftüds die Sachen gebracht, 
fondern daß fie eingebradt, d. 5. auf Grund des Mietwerhältniſſes auf das Grundftüd gefchafft 
find. Trifft dies zu, fo unterliegen fie dem Piandrecht, aud; wenn der Raum, in den fie gebracht 
find (Treppenhaus, Hof, Bodenraum zc.), nicht zu den gemieteten gehört; andernfalls genügt die 
bloße Hineinfhaffung auf das Grundftüd nicht (vgl. Meitel, BL. f. RAnw. 69 ©. 413ff.; 
Brüdner ©. 199 Anm. 1, die Einbringung in die gemieteten Räume fordern; Dertmann 
El. 3a a, der nur Einbringung in das Grundſtüdck verlangt; ähnlich wie hier Mittelftein 
©. 180). Exftxedt ſich der Herrſchaftsbereich des Vermieters felbfi nur auf einen Teil des Grund⸗ 
ftüds, fo genügt Hineinfhaffung der Sachen auf einen anderen Teil unzweifelhaft nicht. 

3. Sag 8. Die Saden bes Mieters felbft unterliegen bem Pfandredte nicht, 
foweit fie der Pfändung nit unterworfen find. Es find bie Iebiglich die im 8 811 
ber CPO. aufgeführten Sachen, mithin Gegenftände, welche zum gewöhnlichen Haußrate gehören 
und im Haushalte des Mieter gebraucht werden, nur infoweit, als fie für den Bebarf des Mieters 
ober zur Erhaltung eines angemefjenen Hausftandes unentbehrlich find (8 811 Nr. 1), nicht 
auch, ſoweit fie nach & 812 nur deshalb nicht gepfändet werden ſollen, weil ohne weiteres er» 
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fichtlich ift, daß durch die Verwertung nur ein Erlös erzielt werden würde, welder zu dem Werte 
außer allem Berhältnifie fteht (ebenfo Mittelfiein ©. 182; Brüdner S. 106 Anm. 1; Niens 
dorff ©. 319; Siber ©. 17; a. N. Fuld ©. 178; 3. f. franz. ZR. 30 ©. 358; Kober 
Ed. V 1b; Dertmann Erl. 4d; Jaſtrow, Arc. f. foziale Gefeßgebung 12 ©. 615f). Eos 
weit nad $ 811 der CPO. gewiffe Sachen nur unter beftimmten Borausfegungen, 3. B. der der 
Unentbehrlichleit für den Schuldner, der Pfändung entzogen find, find fie auch nur unter ben= 
felben Borausfegungen vom Pfandrechte des Vermieterd frei (Siber ©. 17f.). 

An den unpfändbaren Sahen kann dem Vermieter ein Pfandredht zivar durch rechts⸗ 
gefchäftliche Veitellung nach Mafgabe der 88 1205f., nicht aber dadurch verſchafft werden, daß 
ber Mieter vertragsmäßtg auf den Ausſchluß diefer Sachen von dem gefeglihen Pfandredhte ver⸗ 
zichtet oder letzteres auf jene erftredt, denn das geſetzliche Pfandrecht entfteht nur unter den 
gefeglichen Vorausſetzungen. Etreitig ift dagegen, ob der Mieter bem Vermieter vertrags⸗ 
mäßig ein Zurüdbehaltungsreht in Anfehung der unpfändbaren Saden eins 
räumen kann, welches nad 8 289 StGB. ſtrafrechtlich geihügt if. Das RG. hat dieſe 
Frage in zwei Entiheidungen bejaht (R®. i. St. 35 ©. 150, 37 ©. 118). Diefe Entiheidungen 
find jeboh auf faft einftimmigen Widerſpruch geftoßen (vgl. die Äußerungen von Altvater, 
Mittelftein, Dertmann in DIZ. 1902 ©. 314, 386, 1903 ©. 136, 171, 1905 5. 58, von 
Hellmig, v. Blume im Recht 1903 ©. 169, 1905 ©. 42; v. Blume in Bl. f. RAnw. 69, 
©. 1f.; Martinius Arc. f. civ. Pr. 96 S. 114ff.; Endemann 2 ©. 904 Anm. 11; Kober 
El. V 4; Dertmann Erl. dc; zuitimmend nur Ortloff, Ach. f. Bürg. R. 22 ©. 281ff; 
f. auf Dernburg ©. 230 Anm. 10). Sie erfcheinen auch, abgefehen von den Bedenken gegen 
die Annahıne, daß folhe Sachen bem Bermieter im Sinne bes $ 289 „meggenommen“ werben 
können (f. dagegen bie in Bd. 37 ©. 1305. wiedergegebene Ausführung bes Ober-ReihSanwalts), 
in ihrer zivilrechtlichen Grundlage nicht haltbar. Nichtig ift zwar, daß das BGB. ber vertrags⸗ 
mäßigen Begründung eines Zurüdbehaltungsredhts, fir welches die gefeglichen Borausfegungen 
nicht vorliegen, nicht entgegenfteht, daß alfo z. B. der Schuldner wegen eines Anſpruchs, ber 
nicht auf demfelben rechtlichen Verhältnifje beruht wie feine Verpflichtung, der zur Herausgabe 
einer Sade verpflihtete Schuldner wegen anberer als ber im $ 273 Abſ. 2 bezeichneten An 
Sprüche fih vom Gläubiger ein Zurlidhehaltungsreht einräumen laflen fann. Ein Burüd- 
behaltungsrecht wird jedod durch Vertrag nur dann begründet, wenn die Befugniffe, bie 
nad) dem Willen der Parteien dem Schuldner eingeräumt werben follen, fih dem Inhalte 
nad mit dem gefeglihen Zurückbehaltungsrechte deden, alſo dahin gehen, daß der Echulbner 
befugt fein fol, die von ihm gefchuldete Leiſtung, insbefondere die von ihm geſchuldete Heraude 
gabe einer Cache, biß zur Bewirkung einer ihm gehührenden Leiftung zu verweigern. Daß die 
BVorteien die dem einen Teil einzuräumenden Befugnifie Zurücbbehaltungsrecht nennen, kann für 
die Zeitftellung, daß ein ſolches verivagsmäßig begründet fei, unmöglich genligen; kommt es aber 
auf die fachliche Prüfung an, ob ba8, was die Parteien gewollt Haben, ein Zurückbehaltungsrecht 
ift, fo kann diefer Begriff nur aus dem Gefeg entnommen werden. In dem bier fraglichen 
Falle nun, daß der Mieter bem Vermieter durch Vertrag bezüglich der eingebrachten unpfänd= 
boren Sachen ein „Zurüdbehaltungsrecht” beftellt, ift e8 unzweifelhaft, daß damit ein Recht bes 
Vermieters, die ihm obliegende Herausgabe der Sache zu verweigern, nicht gemeint ift; denn 
da nicht der Vermieter, jondern der Dieter die Sachen im unmittelbaren Befige hat, fan von 
einer Berpflihtung des erfteren zur Herausgabe und folgeweife auch von einem Rechte, biefe 
zu verweigern, nicht die Nede fein. Was dem Vermieter durch die Vereinbarung des „Zurlds 
behaltungẽrechts“ in Wahrheit vertraglich verfchafft werben foll, ift, wie das RG. in Bd. 35 
©. 153 wenigften® mangeld abweichender Vereinbarung felbft annimmt, das Recht, die Weg⸗ 
ſchaffung der in die Mietwohnung eingebrachten Sachen des Mieters bis zur Befriedigung des 
Vermieters wegen feiner Forderungen aus dem Mietverhältniffe zu verhindern, d. h. inhaltlich 
das gleiche Recht, welches dem Vermieter kraft des gejeglihen Pfandrechts bezüglich dev dieſem 
unterliegenden Sachen nad; 8 561 Abf. 1 zufteht, bezüglich der unpfändbaren Sachen alfo vers 
fagt ift, das fogenannte Sperrecht. Könnte biefes Recht buch Vertrag begründet werben, fo 
müßte e3 ſich der Bermieter aud wegen anderer Forderungen, ein anderer Befiger eined Grund⸗ 
ftüdß bezüglich der von einem Nichtmieter eingebrachten Sachen wegen beliebiger Forderungen 
ausbedingen können. Das Sperrecht ift aber ein Recht zur Selbſthilfe, und ein ſolches Recht, 
ein Recht, dem unmittelbaren Befiger ohne defien Willen den Beſitz zu entziehen oder ihn im 
Befipe zu ftören, kann nur durch Geſetz (vgl. 8 858 Abſ. 1), nicht durch Vertrag begründet werden; 
dies verfennt aud) die zweite Entiheidung des RG. in Bd. 37 5. 128, wenn fie ben Inhalt 
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der Vereinbarung des Zurlidbehaltungsredhts dahin kennzeichnet, daß der Mieter verpflichtet werde, 
die in die Mietwohnung eingebrachten Saden bis zur vollen Befriedigung bed Vermieters wegen 
feiner Forderungem aus dem Mietverhältnifie dafelbit zu belaſſen und fih ihrer eigenmädtigen 
Entfernung aus der Mietwohnung zu enthalten; denn verbotene Eigenmadt kann niemals der 
Mieter als der unmittelbare Befiger, fondern ſtets nur ber Wermieter gegen ihm begehen, und 
diefer begeht fie troß der Vereinbarung des Zurückbbehaltungsrechts, wenn er den Mieter an der 
Begihaffung der Sachen Hindert. Die Vereinbarung des fog. Zurückbehaltungsrechts begründet 
alfo fein Zurückbehaltungsrecht, weil die Parteien ſolches nicht begründen können. Rechtlich zuläffig 
iſt e8 dagegen, dak der Mieter fi) dem Vermieter gegenüber verpflichtet, mit ben eingebraditen 
unpfändbaren Sachen ebenfo zu verfahren, wie mit den dem Pfandrechte bes Vermieters unter⸗ 
liegenden Saden. Ob eine bahingehende Vereinbarung in der Einräumung eine Zurück⸗ 
behaltungsrechts gefunden werben Tann, ift Frage des einzelnen Falles. Die Vereinbarung 
begründet jebod nur obligatorifhe Anſprüche des Vermieters gegen ben Mieter, fein Zurück⸗ 
behaltungsrecht. 

4. Eng 1,2. Der Vermieter Hat das Pfandrecht nach Sag 1 für feine Forderungen 
aus dem Mietverhältnijfe, fann ed aber nad) Sag 2 nicht geltend maden: 

a) wegen künftiger Entfhädigungsforderungen, d. 5. Schabenserfaganfprüde aus 
dem Dlieiverhältniffe, für die entweder noch nicht einmal der Grund gegeben ift oder die auf 
Erfag eines noch nicht gegenwärtigen, alfo noch nicht eingetretenen Schadens gerichtet find 
(Afpr. 7 ©. 13, RG. 54 ©. 301); 

b) wegen des Mietzinfes für eine fpätere Zeit als das laufende und ba fol= 
gende Mietjahr. Das erfte Mietjahr beginnt mit dem fir den Anfang des Mietverhältnifies 
beftimnten Tage, jedes folgende mit dem diefem Tage entſprechenden Kalendertage. Das laufende 
Mietjahr ift dasjenige, in welchem das Pfandrecht geltend gemacht wird, fei ed nach $ 561 durch 
Verhinderung der Entfernung der Saden, burd) deren Inbefignahme oder durch Erhebung des 
Herausgabeanſpruchs gegen ben dritten Befiger, fei e8 im alle der Pfändung der Sachen für 
einen anderen Gläubiger durch Erhebung des Anſpruchs auf vorzugsweife Befriedigung aus dem 
Erlöfe gemäß 8 805 der CPO. Auch im leßteren Kalle befliimmt fi) das laufende Mietjahr, 
für das das Pfandrecht ebenfo wie für das folgende Mietjahr geltend gemadjt werden Tann, 
nad dem Beitpunfte der Geltendmachung bes Pfandredhts, d. 5. der Klageerhebung, nicht nad 
dem der Pfändung (abw. OLG. Karlsruhe in DYZ. 1902 S. 372, dem Dernburg ©. 230 
Anm. 12 zuftimmt; wie hier Rſpr. 11 ©. 143, ferner Jofef und Karften in DIZ. 1905 ©. 212, 
258); denn daraus, daß der $ 563 bie Geltendmachung des Pfandrechts einem anderen Gläubiger 
gegenüber bezüglich des Mietzinfes für die Vergangenheit auf ben Mietzins für das legte Jahr 
vor ber Pfändung beſchränkt, folgt nicht eine Abänderung der allgemeinen und unzweidentigen 
Vorſchrift des 8 559 Sag 2, wonad für die Frage, inwieweit wegen des Mietzinfes für die 
Bulunft das Pfandrecht geltend gemacht werden kann, die Zeit der Geltendmahung maßgebend 
ift. Auch bei einem Mietverhältniffe von nicht beftimmter Dauer kann das Pfandreit wegen 
bes Mietzinfes für bad lauſende und das folgende Mietjahr geltend gemacht werden (Mipr. 3 
©. 236, Seuff. U. 56; zuftimmend Dertmann Erl. 4b 2), nit etwa mur für die Beit bis 
zum nächſten zuläffigen Kündigungstermine (jo Mittelftein ©. 186). 

Ubgejehen von der in Sag 2 beftimmten Befchränfung fann das Pfandredt 
wegen aller Forderungen aus dem Mietverhältniffe geltend gemadt werden, 
insbeſondere: 

a) wegen bes Mietzinſes für die vor der Geltendmachung liegende Zeit dem 
Mieter gegenüber unbeſchränkt (wegen der Beſchränkung gegenüber anderen Gläubigern des 
Mieters f. 8 563); 

4) wegen Nebenleiftungen, bie ber Mieter neben dem Mietzind vertragsmäßig übers 
nommen bat, 3. B. Waflergeld, Waflermefiermiete, Kanalifationsgebühr (Mipr. 9 ©. 296), voraußs 
geieht, daß es fich wirklih um Nebenleiftungen und nicht um felbftändige Leiftungen handelt, 
die Gegenftand eine? mit dem Mietverivage verbundenen anderen Vertrags bilden (vgl. RE. in 
IB. 1905 ©. 19, wo bei einem Mietvertrag zwifchen einer Brauerei und einem Wirte der 
Anfpru der erfieren auf Bierbezug als Sorderung aus dem Mietverhältnis anerkannt wird, 
nicht dagegen ihr Anſpruch aus ber Bierlieferung); insbeſondere hat ber Vermieter, wenn für 
die Gebrauchsgewährung und von ihm übernommene Nebenleiftungen ein einheitlihes Entgelt 
vereinbart ift, das Pfandrecht wegen bes ganzen Entgelts (vgl. Erl. 108 zu 8 535); 
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8. 560. Das Pfandrecht des Vermietherd erlifcht mit der Entfernung der 
Sachen von dem Grundftüd, es fei denn, daß die Entfernung ohne Wifjen oder 
unter Widerſpruch des Vermiethers erfolgt. Der Vermiether kann der Entfernung 
nicht wiberjprechen, wenn fie im regelmäßigen Betriebe des Gefchäfts des 
Miethers oder den gewöhnlichen Lebensverhältnifien entjprechend erfolgt oder 
wenn bie zurüdbleibenden Sachen zur Sicherung des Vermiethers offenbar aus- 


reichen. 


y) wegen bes Anſpruchs auf Bertragsftrafen und auf Erftattung von Koften, 
die dem Vermieter durch Geltendmadhung feiner Rechte aus dem Mietvertrag erwachfen find; 

8) wegen ber Anfprühe auf Erfah eines bereits entitandenen Schadens auf 
Grund des Mietverhältnifies, insbeſondere wegen Verlegung der Unzeigepflicht (8 545 Abſ. 2), 
Verſchlechterung der Sache (Exil. 3 zu 8 548) und verzögerter Rückgabe (Erl. 16 zu 8 556). 

Immer aber beihräntt fid) daS Pfandredht auf die Forderungen aus demjenigen Miet- 
verhältnis, auf Grund deſſen die Sachen eingebradt find, eritredt fi alfo nicht auf 
Forderungen auß einem Mietverhältnifie, dad eima bezüglich eines anderen Teiles des Grund⸗ 
ſtucks zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter beiteht. 

5. Das Pfandrecht entficht mit dem Zeitpunkt, in welhem die Sachen eingebragt 
werden, und zwar für alle Forderungen aus dem Mietverhältnis, einjchlielich der Forderungen 
für die Zeit einer Verlängerung der urſprünglich beftimmten Mietzeit, falls die Verlängerung 
für den Fall beiberfeitiger Rictlündigung in dem Mietvertrage von vornherein vereinbart ift 
(Apr. 4 ©. 42). Nach der Beit der Einbringung beftimmt ſich der Rang des Pfandrechts. 
Pfandrechte, die zur Zeit der Einbringung der Sache am biefer ſchon beftehen, gehen dem ge— 
Teplihen Pfandrechte bes Vermieters vor, auch wenn letzterer bezüglich ihrer in gutem Glauben 
war; die Vorſchrift des $ 1208 findet zu feinen Gunften ebenfowenig entſprechende Anwendung 
wie die des $ 1207 (ebenſo Miitelftein S. 206f.; Siber ©. 40; vgl. aud) Bd. III ©. 812 
Erl. 3a zu 8 1257; a. A. Arnold ©. 164). Später entftandene Pfandrechte jtehen dem Piand- 
rechte des Vermieters im Nange nach, rechtsgeſchäftlich beftellte jedod; nur dann, wenn ber Er- 
werber bezüglich diefes Pfandrechts nicht in gutem Glauben war (8 1208). Das gefegliche 
Pfandrecht des Vermieters an eingebrachten Waren des Mieters geht einem durch Einräumung 
des Mitbeſitzes bejtellten rechtsgeſchäftlichen Pfandrechte an dem Warenlager, wenn die Ein- 
räumung des Mitbefiges erft nad) ber Einbringung erfolgt, vor (RG. in ZW. 1906 ©. 224). 

An Beftandteilen, insbefondere Erzeugnifien, einer eingebrachten Sache, 3. B. Tierjungen, 
entſteht das Pfandrecht mit der Trennung (Bb. III ©. 260 Erf. 1 zu $ 953), an Sachen, die 
erſt nad ber Einbringung Eigentum bes Mieter8 werben, mit dem Eigentumserwerbe. Ver⸗ 
äußert ber Mieter eine eingebradhte Sache an einen Dritten, ohne fie vom Grunbftüde zu ent⸗ 
fernen, fo erlifht das Pfandrecht des Vermieters nicht, well die im 8 936 Abſ. 1 beftimmten 
Borausfegungen bes Erlöſchens nicht vorliegen, übrigens auch guter Glaube des Ermwerbers in 
Anfehung bes Pfandrechts faum jemals anzunehmen fein wird (P. II Bb. 3 ©. 2127.). 


$ 560. 
€.18 521 abſ. 1 Ga 3, Mbl.2 Gay 1; U 8 502 ven. 8 562; III 8 553. P.IG. 2117F., 118171; 
N. II 6.407. P.1188 2 6.2071. D. 6. 637. 

1. Der 8 560 beftimmt für das Pfandrecht des Vermieters einen befonderen 
Erlöfhungsgrund, neben welchem die für das rechtsgeſchäftlich beftellte Pfandrecht vor—⸗ 
„geiehenen Gründe gemäß $ 1257 und bie fonftigen Gründe des Erlöſchens beſchränkter Rechte 
an einer beweglichen Sache auch für das Vermieterpfandrecht gelten (vgl. Bd. III ©. 805 Vorbm. 
zu 88 1252—1256). Faßt man den Inhalt des 8 560 ohne Rüdficht auf bie zweds Regelung 
der Bemeislaft beliebte Teilung bes Tatbeſtandes zufammen, fo erliiht danach das Vermieter 
pfandrecht mit der Entfernung der Sachen von dem Grundſtüde, fofern fie 

a) mit Wiſſen des Vermieters erfolgt und 

b) entweber 

a) e8 fih um Saden Handelt, die im regelmäßigen Betriebe bes Geichäfts des Mieters 
oder ben gewöhnlichen Lebendverhältniſſen entiprechend entfernt werben ober beren Entfernung 
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dem Bermieter in ben zurüdhleibenden Saden eine noch offenbar ausreichende Sicherheit 
befäßt, oder 

8) ber Vermieter der Entfernung nicht widerſpricht. 

2. Sat 1. 

a) Poſitive Vorausſetzung des Erlöfchens bes Pfandrechts iſt die Entfernung der 
Saden von dem Grundftüde. Nur diefe Vorausfegung hat derjenige, welcher das Erlöſchen be 
hauptet, zu beweifen. Entfernung von bem Grundftüd ift aud dann erforderlich, wenn 
Gegenftand des Miewerhältniſſes nur einzelne Räume find (P. II Bb. 2 ©. 207). Ob bie 
Entfernung nur zu einem vorübergehenden Zwecke erfolgt ober nit, unterfcheidet das 
Gefeg nicht (vgl. Dagegen $ 1122 Abf. 1); es genügt alfo auch die Entfernung zu einem vorübers 
gehenden Zwecke, fofern die negative Boraußfegung des Erlöſchens (zu b) erfüllt ift (3. T. abw. 
Eiber ©. 80f.). Dagegen findet die Vorfchrift keine Anwendung auf die Entfernung ber 
Saden durch den Gerihtspollzieher zum Zwecke ber Pfändung (EVD. 8 808 Abf. 1); 
denn für diefen Fall gilt die befondere Vorfchrift des 8 805 Abf. 1 der CPO., wonach der Ver⸗ 
mieter auf Grund feines Pfandrechts zwar nicht der Pfändung widerfprechen, aber feinen An 
ſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlös im Wege der Klage geltend machen kann 
(ebenfo Kiefe in DIE. 1903 ©. 175; Siber ©. 81; Kober Erl. 5; Dertmann Erl. 1; 
Mepges bei Gruch. 49 ©. 497ff.; Rſpr. 11 ©. 310; a. A. Böthke bei Gruch. 50 ©. 262). 

b) Negative Vorausfegung des Erlöſchens ift, daß die Entfernung nicht ohne Wiſſen 
ober unter Widerſpruch des Vermieter erfolgt ift. Wer das Exlöfchen beftreitet, hat demnach 
zu beweifen entweber, daß die Entfernung ohne Wiſſen des Vermieter, oder daß fie unter 
feinem Widerfprud erfolgt ift. Iſt fie ohne Wiffen des Vermieters erfolgt, fo erlifcht das 
Pfandreht auch dann, wenn bie Unkenntnis des Vermieterd auf grober Fahrfäffigteit beruhte. 
Da das Wiſſen des Vermieters zu dem Bivede erfordert wird, damit er in der Lage ift, ſein 
Pfandrecht durch Widerſpruch zu wahren, ein Geihäftdunfähiger aber zur Abgabe der rechts⸗ 
erheblihen Widerſpruchserklärung unfähig tft, fo genügt das Wiſſen eines geſchäftsunfähigen 
Vermieters nicht zum Erlöſchen des Pfandrechts, wohl aber Wiffen eines nur in der Geſchäfts— 
fähigkeit beſchränkten Vermieters (ebenfo Dernburg ©. 232, Erome 2 ©. 576 Anm. 21). Dem 
Wiſſen des Vermieters fteht das Wiſſen desjenigen gleich, welder ihn in der Wahrung des 
Pfandrechts zu vertreten beredtigt iſt. 

Der Widerfprud des Vermieter muß bei der Entfernung der Saden („unter Wider- 
ſpruch“) ausdrücklich oder ſtillſchweigend erflärt fein. Ein im voraus allgemein erflärter Wider- 
ſpruch genügt nit (Siber ©. 80). Widerfpruch eines Vertreter mit Vertretungsmacht fteht 
dem bed Vermieter gleih. Der Widerſpruch ift unwirkſam, wenn der Bermieter nad Sag 2 
der Entfernung nicht widerfprechen fann. Die Vorausfegung der Unwirkſamkeit hat jeboch wieder 
derjenige zu bemeifen, welcher das Grlöfhen des Pfandrechts geltend macht. 

3. Satz 2. Um dem Mieter die nötige Bewegungsfreiheit zu gewähren, geftattet ihm das 
Geſetz, gewiſſe Sachen felbft gegen den Widerſpruch des Vermieters mit der Wirfung vom 
Grundſtücke zu entfernen, daß dad Pfandrecht erliiht. Es find dies 

a) die Sachen, deren Entfernung ber regelmäßige Betrieb des Geſchäfts des Mieters mit 
fi bringt, 3. B. im gewöhnlichen Geſchäftsbetriebe veräußerte Waren; 

b) Saden, deren dauernde ober vorübergehende Entfernung den gewöhnlichen Lebenẽver⸗ 
hältniſſen eniſpricht, z. B. ſolche, die für eine Reiſe gebraucht werden oder der Ausbeſſerung außer 
dem Haufe bedürfen; 

o) alle Saden, die mit Rüdficht auf den Wert der zurücbleibenden Sachen zur Sicherung 
ber Forderungen, für melde dem Vermieter im gegebenen Zeitpunfte das Pfandrecht zufteht, 
einſchließlich der nod nicht fälligen, offenbar entbehrlich find. 

Ein Widerſpruch des Vermieters gegen die Entfernung folder Sachen ift ohne rechtliche 
Wirkung. Dagegen flieht Unkenntnis des Vermieterd von der Entfernung aud hier dad Er⸗ 
löfhen des Pfandrechts aus. 

Die Vorſchriſt des Sag 2 ift zwingender Natur (ebenfo Mittelftein ©. 52; Fuld ©. 53; 
Kober Erl. 4; Dertmann El, 3). Sie findet im Halle der Entfernung im Wege der 
Pfändung nicht in dem Sinne entiprechende Anwendung. daß ber Vermieter bezüglich; folder 
Sachen feinen Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe behält (ebenfo Metzges 
bei Gruch. 49 ©. 502f.; a. U. bezüglich der zu a, b bezeichneten Sachen Dertmann Erl. 3; 
Apr. 7 ©. 463, f. auch Rſpr. 11 ©. 310; bezüglich der zu c bezeichneten Sachen Mittelftein 
©. 202, &otdftein, Bötte in DI. 1903 ©. 401, 472, Böthle a. a. D.). 
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8. 561. Der Vermiether darf die Entfernung der feinem Pfandrecht unter- 
liegenden Sachen, foweit er ihr zu widerfprechen berechtigt ift, auch ohne Anrufen 
des Gericht verhindern und, wenn der Miether auszieht, Die Sachen in feinen 
Beſitz nehmen. 

Sind die Sachen ohne Wiſſen oder unter Widerfpruch des Vermiethers ent- 
fernt worden, jo fann er die Herausgabe zum Zwecke der Zurückſchaffung in das 
Grundſtück und, wenn der Miether ausgezogen ift, die Ueberlafjung des Befites 
verlangen. Das Pfandrecht erlifcht mit dem Ablauf eines Monats, nachdem ber 
Vermieter von der Entfernung der Sachen Kenntniß erlangt hat, wenn nicht der 
Vermiether diefen Anfpruch vorher gerichtlich geltend gemacht Hat. 


$ 561. 
€. 18 521 M6l.2 Gab 2, Mi. 3; II 9 508 ven. 8 553; IL 8 554. 9.1 6. 2116, 2122. 5794; 
M.11 6.4091. P.1I 3.2 6.2081. D. 6. 637. 

1. Der Abſ. 1 gewährt dem Vermieter ald wichtigſtes Schugmittel ein SelbftHilferedht, 
welches nit an die nad 8 229 für bie Zuläffigkeit der Selbfthilfe fonft geltenden Boraus: 
fegungen gefnüpft ift (fog. Perklufions- oder Sperrecht). Der Vermieter darf die Entfernung 
derjenigen Sachen, deren Entfernung er widerfprechen kann (Erl. 2, 3 zu 8 560), fchledhthin ver 
hindern, und darf, wenn der Mieter auszieht, diefe Sachen ihm weg: und jelbft in Befig nehmen 
(vgl. $ 858 Abf. 1). Soweit er fi in den Grenzen biefer Befugnis Hält, Handelt er nicht 
widerrechtlich. Falls er die Grenzen überſchreitet, wird er wegen widerrechtlicher Verlegung bes 
Eigentums de3 Mieter ober Verſtoßes gegen das Verbot ber Eigenmacht nach 8 823 ſchadens⸗ 
erfagpflidtig, falls ihm ein Verfhulden zur Laft fällt. Die Ausnagmevorfchrift des 8 231 darf 
als folde auf den vorliegenden Fall nicht ausgedehnt werden. 

inwieweit ber Vermieter berechtigt ift, die ohne fein Wiflen oder unter feinem Widerſpruch 
entfernten Sachen im Wege der Selbfthilfe wieder auf das Grunditüd zurüdzufhaffen oder in 
Befig zu nehmen, beftimmt fi) dagegen ausfchliehlih nad den allgemeinen Vorſchriften der 
88 229231. 

Selbftverfländlih kann der Vermieter, um die Entfernung ber Sachen zu Hindern, aud im 
Wege ber Klage auf Unterlafjung der Entfernung (8 1257 verb. mit 83 1227, 1U04) oder bed 
Antrags auf Erlaß einer einftweiligen Verfügung gerihtlihe Hilfe in Anſpruch nehmen 
«Siber ©. 56f.). 

Übergibt der abziehende Dieter eingebrachte Sachen freiwillig dem Bermieter, jo kann darin 
eine Pfandbeitellung liegen (Mittelfiein ©. 199). 

2. Abſ. 2. 

a) Satz 1. Auf ben gerihtligen Schuß des Pfandrehts bes Vermieters 
würden nah $ 1257 lediglich die für das rechtsgeſchäftlich Beftellte Pfandrecht geltenden Vor— 
Schriften entiprechende Anwendung finden (8 1227). Der Sap 1 ftellt ergänzend Mar, worauf 
der Anfpruch des Vermieters im Falle einer das Pfandrecht nicht aufhebenden Entfernung von 
Sachen gerichtet ift, nämlich auf Herausgabe zum Zwede der Burüdihaffung in das Grundftüd 
und, wenn der Mieter audgezogen ift, auf Überlafjung des Befiges. Der Anfpruc gründet fich 
auf das Pfandrecht und fteht dem Vermieter gegen den Mieter und gegen den dritien Beſitzer 
zu, fofern fegterer nicht als gutgläubiger Erwerber durch 8 936, 8 1032 Cap 2, 8 1208 geſchützt 
ift. Der Vermieter muß bemeifen, daß die Sachen ohne fein Wiflen oder unter feinem Wider- 
pruche entfernt worden find. 

b) Satz 2. Für die Geltendmachung de3 Anſpruchs beftimmt der Sat 2 im Intereſſe der 
Verkehrsſicherheit eine einmonatige Ausfhlußfrift. Die Frift berechnet ſich nad 8 187 Abſ. 1, 
$ 188 Abſ. 2. Ste beginnt mit dem Zeitpunft. in welchem der Vermieter von ber Entfernung, 
wenngleich nit von dem Verbleibe, der Saden Kenntnis erlangt. Nur buch gerichtliche 
Geltendmadung des Anſpruchs auf Herausgabe oder Beſitzüberlaſſung wird die Friſt gewahrt. 
Die Geltendmachung kann außer durch Klageerhebung auch durch Antrag auf Erlaß einer einft= 
weiligen Verfügung erfolgen (a. 4. Siber ©. 82; vgl. Rſpr. 11 ©. 313, wo aud in ber 
Pfändung eine gerichtliche Geltendmachung gefunden wird, während es ſich bei ihr body niemals 
um Geltendmadhung des bier fraglichen Anſpruchs handeln kann). Ift die Friſt gewahrt, fo 
findet nur eine Verjährung des Anſpruchs in der regelmäßigen Friſt ftatt. Iſt die Friſt Der- 
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8. 562. Der Miether kann die Geltendmachung des Pfandrechts des Ber- 
miethers durch Sicherheitgleiftung abwenden; er kann jede einzelne Sache dadurch 
von dem Pfandrechte befreien, daß er in Höhe ihres Werthes Sicherheit leiſtet. 


füumt, fo erlifcht das Pfandredt. Das fließt jedoch nicht aus, dab der Vermieter von dem 
dritten Befiger der Sache gegebenenfalls Echadenserfag wegen Beihilfe zum Vergehen bes $ 289 
StGB. nah 8 823 Abf. 2 verlangen Tann (ebenfo DXZ. 1901 ©. 504; Brüdner ©. 114 
Anm. 1; a. A. Dertmann Erl. 4a). 

6) Die Vorſchriften des Abi. 2 finden, ebenfo wie bie des 8 560 Sap 1 Erl. 2a dazu), 
keine Anwendung auf den Fall der Entfernung eingebrachter Sachen im Wege der Pfändung 
durch den Gerichtsvollzieher. Dies ift bezüglich des Sat 1 unitreitig, unterliegt aber auch be- 
züglich des Sag 2 mit Rüdfiht auf defien untrennbaren Zufammenhang mit Cap 1 und auf 
die befondere Regelung des Falles in der CPO. keinem begründeten Bebenten (ebenfo Rſpr. 9 
S. 298, Fuld ©. 191; Siber ©. 83; Dertmann Erl. 4b; Kober Erl. V; Brückner im 
Recht 1905, ©. 180; Liepmann in DIZ. 1915 ©. 249; Mepges bei Gruch. 49 ©. 504ff.; 
Reinhard in IW. 1906 ©. 74; a. U. Rſpr. 5 ©. 370; Mittelftein ©. 201; Karften im 
Recht 1904 ©. 440). Der Anſpruch bes Vermieters auf vorzugsweiſe Befriedigung Braucht alſo 
nit binnen der im Cap 2 beftimmten Monatsfrift geltend gemadjt zu werden. Werben dagegen 
Saden, bezüglid) deren die Ausfchlußfrift des Sag 2 bereit läuft, gepfändet, fo wird mit 
Siber ©. 82 anzunehmen fein, daß das Pfandrecht des Vermieters exrlifcht, wenn nicht vor 
dem Ublaufe ber Friſt der Unfprud in der nunmehr allein noch zuläffigen Geftalt als Anfpruch 
auf vorzugsweiſe Befriedigung gerichtlich geltend gemacht wird. 

Dos von der Entiernung durch den Gerihtspollzieher Geſagte gift auch von der Entfernung 
durch den Konkuröverwalter gemäß $ 127 KD. (Grünebaum im Recht 1905 ©. 34). 

d) Über die Unanwendbarkeit des Sag 2 bei Mietverhältniffen, die nad früherem Rechte 
zu beurteilen find, vgl. RG. 49 ©. 56, Rſpr. 4 ©. 43. 

8. Rectöverhältnis nad Beſitzerlangung bed Vermieters. Hat der Vermieter im Wege 
der Selbſthilfe oder im gerichtlihen Wege Sahen des Mieter nach defien Auszuge felbit in 
Befig genommen, fo fommen nunmehr auch diejenigen für das durch Rechtägeihäft begründete 
Biandreht geltenden Vorfchriften zur entiprehenden Anwendung, welche Beſitz bes Pfandes auf 
feiten des Pfandgläubigers vorausfegen, alfo die 88 1215—1221, 8 1223 Abſ. 1, 8 1226, 8 1232 
Sap 1, 88 1253, 1254. 

4. Das Recht dei Vermieters zum Berlanfe der feinem Pfandrecht unterliegenden Sachen 
und bie Art des Verkaufs beftimmen fih nad den 88 1228ff. 


: $ 062. 
€. 18 521 Abj.4; II 8 504 rev. 8 554; III 8 555. P.I 6. 2124, 3289; M. II 6. 407. 
9.11 98. 2 6.2091. 2. 6. 638. 

1. Der $ 562 gibt dem Mieter zu deſſen weiterer Erleichterung eine zweifache Befugnis. 

a) Half. 1. Der Mieter fann die Geltendmachung bes Pfandrechts durch Sicherheits- 
leiftung abwenden. Das Pfandrecht kann jeweilig nur wegen beftimmter Sorberungen, ſei es 
duch Selbfthilfe, ſei es im Wege der Klage (8 561), geltend gemacht werden. In Höhe diefer 
Forderungen muß daher der Mieter Eicherheit leiften, um die Geltendmachung abzuwenden. Die 
Sicherheitsleiſtung läßt aber das Pfandrecht beftehen, fteht alfo jener Geltendmachung nicht ent» 
gegen, wenn diefe fpäter wegen Forderungen zuläffig wird, die den fichergeftellten Betrag 
überfteigen. 

b) Halbſ. 2. Der Mieter kann jede einzelne Sache durch Sicherheitöleiftung in Höhe ihres 
Wertes von bem Pfandrechte befreien. In diefem Falle erlifcht durch die Sicherheitäleiftung bas 
Pfandrecht an der Sache ohne Rüdfiht darauf, ob durch den fihergeftellten Betrag bie jeweilig 
durch das Pfandrecht zu fihernden Forderungen gededt werben. Selbftverftändlich kann ber 
Mieter auch die Gefamiheit feiner jeweilig eingebrachten Sachen durch Sicherheitoleiſtung in 
Höhe ihres Geſamtwertes von dem Pfandrechte befreien (Dernburg ©. 233; Erome2 S. 577). 
Die Sicherheitsleiftung befreit aber nur die Sachen, für deren Wert fie erfolgt ift. Später ein- 
gebrachte Sachen unterliegen dem Pfandrechte des Vermieters, auch wenn infolge einer Ber 
minderung des Beſiandes oder Wertes der Sachen, bezüglich; deren bie Sicherheit geletitet ift, 
diefe ben Wert ber fpäter eingebrachten Sachen mitdedt; der Mieter muß, um dieſe zu befreien, 
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$. 568. Wird eine dem Pfandrechte des Vermieters unterliegende Sache 
für einen anderen Gläubiger gepfändet, jo fann Diefem gegenüber das Pfandrecht 
wicht wegen des Miethzinfes für eine frühere Zeit ala das legte Jahr vor der 
Pfändung geltend gemacht werben. j 


in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiften, kann dazu aber die ſchon geleiftete Sicherheit, ſoweit fie 
für ihren urſprünglichen Zwed nicht, mehr erforderlich ift, benutzen. 

2. Die Art der Sicherheitsleiſtung beſtimmt fi in beiden Fällen nad) 88 232—239. Nach 
& 232 Abf. 2 iit alfo au, wenn bie Sicherheit wicht in anderer Weiſe geleiitet werben kann, 
die Stellung eine tauglihen Bürgen zuläffig (a. 4. Dernburg ©. 233 Anm. 20). 

Im Falle des Halbf. 2 (Erl. 1b) findet au die Vorſchrift des 8 240 Anwendung; ber 
Vermieter kann älfo, wenn bie geleiftete Sicherheit oßne fein Verſchulden unzureichend geworben 
ift, Ergänzung oder anderweitige Cicherheitsfeiftung verlangen. Dagegen lebt das Pfandreht 
an ben durch die Eicherheitsleiftung davon befreiten Sachen durch den Wegfall oder bie 
Minderung der Sicherheit nicht wieder auf (a. W. Siber ©. 84f.). Wegen Steigens des Wertes 
der Sachen Tann der Vermieter nicht Erhöhung der Sicherheit, wegen Sinkens des Wertes der 
Mieter nicht Herabfegung ber Sicherheit verlangen. Dagegen wird er, falls die Saden, für 
melde die Sicherheit geleiftet ift, untergehen oder völlig entwertet werden, die Sicherheitsleiſtung 
nad 8 812 Abi. 1 Sag 2 zurüdfordern können (ebenjo Siber ©. 86), 

8. Die Wirkung der Sicherheitsleiſtung iſt, daß der Vermieter im Falle des Halbf. 1 bie 
Befugnis zur Ausübung des Pfandrechts Überhaupt, im Zalle bes Halbf. 2 das Pfandrecht und 
damit aud die Bejugnis zu feiner Ausübung in betreff der vom Pfandrechte befreiten Sachen 
verliert, mithin insbeſondere durch Vornahme ber im $ 561 Abf. 2 bezeichneten Selbfihilfe- 
bandlungen widerrechtlich handelt. Diefe Wirkung wird nicht erft mit der Bollziehung der 
Stcherheitsletftung, fondern jhon dann eintreten müfjen, wenn der Vermieter mit ber Annahme 
der ihm angebotenen Sicherheit im Verzug ift. Inwieweit der Vermieter wegen unbefunter 
Seibfihilfe fchadenserjagpflichtig ift, Beitimmt ſich aud Hier gemäß dem in Erl. 1 zu 8 561 
Bemerkten nicht nad) $ 231, fondern nad) 8 823 (ebenfo Dernburg ©. 233; Crome 2 ©. 578 
Anm. 40: a. U. Dertmann Erl. 2). Daß Sicherheitsleiftung in ausreichender Höhe angeboten 
oder bewirkt ift, hat der Mieter zu bemeifen. 

4. Die Borſchriften des z 562 find, ebenfo wie bie des $ 560 Sag 2, mit dem fie den 
Zweck der Milderung des Vermieterpfandrechts im Intereſſe des Mieters gemeinfam haben, 
zwingende (ebenfo Mittelftein ©. 52; abw. bezüglich des Halbf. 2 Siber ©. 87). 


$ 568. 
€@.18 521 W651. 5; I1 8 505 rev. 8 555; II — u ©. 21131.; MR. U 6.407. P. Il 8%. 2 6. 200. 

1. Der 8563 fchränft die Geltendmachung bes Pfandrechts in bezug auf bie Forderungen, 
wegen beren es geltend gemacht werben kann, gegenüber anderen Glänbigern bed Mieters, 
für die eine dem Pfandrecht unterliegende Sache gepjändet ift, im Berhältnifie zu 8 559 Sag 1 
ein. Während nach diejer Vorſchrift das Pfandrecht fr den auf bie vergangene Mietzeit ents 
fallenden Mietzins unbeſchränkt beſteht, kann es nad) 8 563 einem Pjändungspfanbgläubiger 
des Mieterd gegenüber nit wegen des Mietzinfes für eine frühere Zeit als das legte Jahr vor 
der Pfändung geliend gemadt werden. Diefe Beſchränkung beruht auf denfelben Erwägungen 
wie die dafür vorbildliche Beftimmung des 8 49 Nr. 2 KO. Unter bem legten Jahre vor der 
Pfändung ift ein Zeitraum von 365 oder 366 Tagen vor dem Tage ber Piändung zu verftehen 
(Mittelftein ©. 187). Bon diefer Befonderheit abgejehen, beſtimmen ſich die forderungen, 
wegen deren das Vermieterpfandrecht geltend gemacht werben kann, auch dem Biändungspfands 
gläubiger gegenüber nach 8 559. Soweit nad) Befriedigung bed fehteren ein Überſchuß bleibt, 
gilt aud bie Beſchränkung des 8 563 nicht. 

2. Die Geltendmachung des Vermieterpfandrechts gegenüber dem Pfändungspfandgläubiger 
erfolgt nad) 8 805 CPO. durch Geltendmadhung des Anſpruchs auf vorzugsweiſe Befriedigung 
aus bem Erlös im Wege der Klage. Für diefe Geltendmachung des Pfandrechts gilt nicht die 
Ausſchlußſchrift des 8 561 Abf. 2 Sag 2 (Exl. 30 zu $ 561). Sie ift nicht ausgeſchloſſen, 
wenn dad Pfandreht nad 8 560 Sag 2 (Erl. 3 a. E. zu $ 560), wohl aber, wenn es nad) 
s 562 Halbf. 1 nicht geltend gemacht werden kann oder nah 8 562 Halbſ. 2 erloſchen iſt. 
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$. 564. Das Miethverhältnig endigt mit dem Ablaufe der Zeit, für die es 
eingegangen ift. 

Iſt die Miethzeit nicht beftimmt, jo kann jeder Theil das Miethverhältnik 
nach den Vorjchriften des 8. 565 Fündigen. 


Der Anſpruch auf vorzugsweife Befriedigung aus bem Erlös ijt nur gegeben, folange ber 
Erlös nicht an den Pfändungspfandgläubiger ausgezahlt ift; das Gericht hat deshalb nad) 8 805 
Abſ. 5 die Hinterlegung des Erlöfes anzuordnen, wenn der Anſpruch glaubhaft gemacht wird. 
Nach der Auszahlung des Erlöſes bleibt dem Vermieter jeboch gegenüber dem Pfändungspfand- 
gläubiger der Anfpruch auf Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung nad 8 816 (vgl. 
über diefe ftreitige Srage befonder8 Brüdner im Recht 1905 ©. 180, wo aud) die verfdiedenen 
Anfihten aus Literatur und Rechtſprechung nachgewieſen find). 


48 564-570. 

1. Diefe Vorſchriften handeln von der Beendigung bes Mietverhältniffes durch Ablauf 
der Mietzeit (8 564 Abf. 1), Kündigung eines auf unbeftimmte Beit eingegangenen Mietverhält- 
niſſes (8 564 Abf. 2, 8 565), Kündigung der Grundſtücksmiete wegen Formmangels ($ 566), 
Kimdigung eines auf länger als dreißig Jahre eingegangenen Mietverhältnifjes (8 567), Klindigung 
wegen Todes des Mieters (8 569) oder wegen Berfegung (8 570). Eingeſchoben ift die Vorſchrift 
des & 568 über die ftilfchweigende Verlängerung bes Mietverhältnifies. In allen hier behandelten 
Füllen der Kiindigung handelt e8 fi um Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrift. Andere 
Säle der Zuläffigkeit einer folhen Kündigung ergeben fih aus 8 549 Abi. 1 Sag 2, 8 1056 
Abf. 2, 88 1423, 1663, 2135, ZIG. 8 57, KO. 819. Eine Kündigung ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrift ift dem Mieter nad) 88 542, 544, bem Vermieter nach 88 553, 554 geftattet. 

2. Andere Beendigungdgründe für ein Dietverhältnis ergeben fi) aus allgemeinen Grund⸗ 
fügen. Insbeſondere endigt es mit dem Eintritt einer auflöfenden Bedingung, durch zufäligen 
Untergang der gemieteten Sache fowie durd; Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit aus dem 
Miewvertrag in einer Perſon. Der nachträgliche Erwerb des Eigentums der Sache feitens des 
Mieters hat die Beendigung des Mietverhältniffeg mur zur Folge, wenn der Eigentümer der 
Vermieter ift und der Mieter auch in die Pflichten bed Eigentümers aus dem Mietvertrag ein 
tritt (vgl. Brüdner ©. 15, RG. 49 ©. 286). 

Die Beendigung des Mieiverhäftnifies durch Enteignung der Sache beftimmt ſich nad den 
für die Enteignung geltenden bejonderen Beftimmungen (EG. Art. 109). 

83. Über den Einfluß des Konkurſes des Mieters auf das Mietverhältnis vgl. RD. 
88 19, 20. 

s 564. 
€.18 522 Wbf. 1,2; 11 8 506 Wbf. 1,2 res. 8 556; III 8 557. 9.1 6. 2127}, 2135; MIT 410, 418. 
2.119. 2 ©. 214f. 

Immerwahr, Die Kündigung 1898; Thiele, Die Kündigung, insbeſondere bei Darlehen, 
nah dem BGB., Arc. f. civ. Pr. 89 ©. ff. 

1. Abſ. 1. Die Vorſchrift mag felbftverftänblich erfheinen. Sie bezwedt, jeden Zweifel 
darüber auszufchliehen, daß es zur Endigung eines auf beftimmte Zeit eingegangenen Mietvers 
hältniſſes nicht nod einer Kündigung bedarf. Über ben Begriff der beftimmten Mietzeit f. Erl. 4 
zu 8 535. Ein Mietverhältnis von unbeitimmter Dauer ift unter Umftänden aud dann an= 
zunehmen, wenn ber Mietvertrag für folange gefchloffen tft, als es den Parteien gefallen werde 
(MR. II ©. 416; Arnold, Wohnungsmiete ©. 133f.). 

2. Abſ. 2. Bei unbeftimmter Mietzeit trägt das Gefeg dem der Miete weientlichen Begriffs- 
erfordernis zeitlicher Beſchränkung dadurch Rechnung, daB es jedem Teile das Recht gibt, durch 
einſeitige Erklärung mit dem Ablaufe befiimmter Friſten nach der Erklärung das Mietverhältnis 
zu beendigen. 

a) Die Kündigung iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, die den für 
folde Erklärungen maßgebenden Vorſchriften unterliegt (vgl. namentlich 88 111, 130—132, 143 
Abf. 3, 174, 180, 182, 1398, 1403, 1831). Sie ift dem anderen Teile gegenüber abzugeben. 

b) Sie erfordert deutliche Kundgebung bed Willens, die Beendigung des Dietverhälts 
niſſes herbeizuführen. Uusdrüdliche Ertlärung diefes Willens oder gar Gebrauch des gefeglichen 
Ausdruds „kündigen* ift nicht nötig. In ber Erhebung der Räumungsklage ift ſtets auch der 
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Ausdruck des Kundigungswillens zu finden. Einer Form bedarf bie Kündigung nur, wenn 
ſolche durch Vertrag beftimmt tft. Iſt ſchriftliche Form beftimmt, fo gelten die Worfchriften bes 
8 127. Die Wirkung des Formmangels ergibt fi) aus $ 125 Gap 2; bie formlofe Kündigung 
ift danach im Zweifel nichtig. Das ſchließt aber nicht aus, dab durch ihre Annahme ein Aufs 
hebungsvertrag zuftande kommt. 

e) Die Kündigung bezwedt, dem anderen Teile Gewißheit zu verſchaffen, daß ber 
Kündigende von feinem Rechte, bie Beendigung des Mietverhältnifies herbeizuführen, Gebrauch 
macht. Mit diefem Zwede ift die Beifügung einer Bedingung unvereinbar (vgl. Bd. I 
©. 273 Borbm. 1 zum vierten Titel; für Unguläffigleit von Bedingungen Arnold, Wohnungs⸗ 
miete 5. 138, Brüdner ©. 126 Unm. 1, Immerwahr ©. 80, Mittelftein ©. 221, 
Niendorff ©. 271; mit Einfhränfungen Enneccerus 1 ©. 643, Fuld ©. 153f., Dert⸗ 
mann Erl. 2b, Kober El. II 2b). Auch für Bedingungen, deren Erfüllung ausſchließlich 
vom Willen des Kündigungsempfängers abhängt, dürfte nicht mit Thiele ©. 147 eine Außs 
nahme zu machen fein; denn da auch eine ſolche Kündigung erſt mit der Erfüllung der Bedingung 
wirtſam werben könnte, der Zeitpunkt der Erfüllung aber von dem Willen bes Empfängers abe 
Bängt, fo genügt fie nicht dem Bwede der Kündigung, ben Zeitpunkt feitzulegen, von welchem 
die Kündigungsfrift zu berechnen tft. 

4) In der Kündigung braucht nicht der Zeitpunkt angegeben zu werben, mit welchem das 
Mietverhältnts endigen fol. Wird er nicht angegeben, fo wirkt die Kündigung zum nächſten 
gefeglich oder vertragsmäßig zuläffigen Termine. Wird ein Zeitpunkt angegeben, zu welchem bie 
Kündigung nicht mehr zuläffig war, tft die Kündigung alfo verfpätet, fo kann fie je nad den 
Umftänden entweder unwirkſam oder für dem nächiten zuläffigen Termin wirkam fein (M. II 
©. 413; ebenjo Brüdner ©. 128; Mittelftein ©. 235; Niendorff ©. 283f.; Kober 
Erl. II 30; Dertmann Erl. 2; Thiele ©. 162f.; a. U. Endemann 1 &. 1068 Anm. 8, 
der eine veripätete Kündigung immer, Arnold ©. 141, Erome 2 ©. 581 Anm. 9, Dernburg 
©. 216, Ful d ©. 150, die fie im Zweifel für unwirkſam erachten). Erfolgt die Kündigung zu 
einem beftimmten Termine früher, als zur Einhaltung der Kündigungsfrift erforderlich, oder zu 
einem fpäteren als dem nächſten zuläffigen Termin, fo fteht dies ihrer Wirtſamkeit für den nächſten 
Termin nicht entgegen. Won einer verfrühten Kündigung kann in folhem Falle nicht eigent- 
lich gefprochen werden, da nur der Zeitpunkt, in welchem die Kündigung fpäteftens, nicht der, 
in welchem fie früheſtens zu erfolgen hat, feftgeftellt ift. 

e) Ein Grund der Kündigung braudt in den Fällen, in denen, wie nad 8 564 
Abf. 2, ein unbedingtes Kündigungsrecht gegeben ift, felbfiverftändlich nicht angegeben zu 
werden. Aber auch wenn nach Geſetz oder Vertrag das Kündigungsrecht an eine beſtimmte tatjächs 
liche Vorausſetzung geknüpft ift, hängt die Wirkſamkeit der Kündigung nur von dem Vorhanden⸗ 
fein der Worausfegung, nicht davon ab, daß es bei der Kündigung als Grund angegeben wird; 
doch ift der Kündigende nad) Treu und Glauben verpflichtet, dem anderen Teile auf Verlangen ben 
Küindigungdgrund anzugeben, widrigenfalld ex ſich diefem gegenüber ſchadenserſatzpflichtig macht 
(vgl. Dernburg ©. 216; Eofad 1 ©. 490; Erome2 ©. 581 Anm. 8; Mittelftein ©. 222). 

N) Der Beitpuntt für die Ausübung des Kündigungsrehts kann von dem 
Berechtigien in den Fällen des 8 564 Abf. 2, abgefehen davon, daß bei Kündigung zu einem 
beftimmten Termine die Kündigungsfrift eingehalten werben muß, beliebig gewählt werden. 
Entjteht dagegen dad Kündigungsredt mit dem Eintritte beftimmter Borausfegungen, fo kann in der 
Richtausübung binnen angemefjener Friſt unter Umftänden ein Verzicht auf die Ausübung gefunden 
werden (Dernburg ©. 219; Brüdner ©. 127, RG. in JW. 1902 ©. 69). 

8) Ein Widerruf der Kündigung iſt nur wirkiam, wenn er dem anderen Teile vor 
der Kündigung oder gleichzeitig mit ihr zugeht (8 130 Abſ. 1 Sag 2). Ein fpäterer Widerruf 
erlangt nur durch Annahme feitens des anderen Teiles Wirkfamkeit; durch die Annahme kommt 
aber nicht ein neuer Mietvertrag zuftande, fondern ein Vertrag des Inhalts, daß bie Parteien 
fich gegenfeitig fo behandeln wollen, wie wenn die Kündigung nicht erfolgt wäre (abw. Dern- 
burg ©. 198, Derimann Erl. 10 zu 8 554). 

h) Sind bei dem Mietverhältnifje mehrere als Vermieter oder Mieter be 
teiligt, fo kann die Kündigung wirkſam nur von allen und gegenüber allen erflärt werben. Dies 
folgt aus ber entſprechend anzumwendenden Vorſchrift des für ben Midtritt geltenden 8 356, 
defien im €. I den 8 433 bildende Vorſchriften der E. I 8 530 für die jegt in den 88 542, 
553, 554 behandelten Fälle des gejeglichen Kündigungsrechts ausdrücklich für entipredhend ans 
wendbar ertlürte (Exl. 10 zu 8 553; |. M. II Bd. 2 ©. 413). Das Gegenteil kann nicht aus 
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8. 565. Bei Grunbftüden ift die Kündigung nur für den Schluß eines 
Kalendervierteljahrs zuläffig; fie hat jpäteftens am dritten Werktage des Viertel- 
jahrs zu erfolgen. Iſt ber Miethzins nach Monaten bemeſſen, fo ift die Kündigung 
nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläffig; fie hat ſpäteſtens am fünf» 
zehnten bes Monats zu erfolgen. Iſt der Miethzind nach Wochen bemefjen, jo 
ift die Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläffig; fie Hat ſpäteſtens 
am erjten Werktage der Woche zu erfolgen. 

Bei beweglichen Sachen hat die Kündigung fpäteftend am britten Tage vor 
dem Tage zu erfolgen, an welchem das Miethverhältnig endigen fol. 

Sit der Miethzins für ein Grundftüd oder für eine bewegliche Sache nad) Tagen 
bemefjen, jo ift die Kündigung an jedem Tage für den folgenden Tag zuläfjig. 


8425 Ubf. 2, 8429 Abf. 2 gefolgert werden, wonach bei Geſamtſchuldnern ober Befamtgläubigern 
die Kündigung eines von ihnen nur für und gegen ihn ſelbſt wirkt (a. U. teilweiſe Dertmann 
Erl. 2d zu 4 564; Schönfeld im Recht 1902 ©. 368); denn jene Vorſchriften betreffen nur diejenige 
Kündigung, durch welche die Zälligeit der von den Gejamtihuldnern oder den Gefamtgläubigern 
geihulberen Leiſtung herbeigeführt, nicht eine Kündigung, durch welche, wie durch die hier frag⸗ 
lie, die Beendigung. eines Vertragsverhältniſſes bewirkt wird (ebenfo Eofad 1 ©. 490; 
Thiele ©. 108f., 126). Auch wenn Ehegatten gemeinfchaftlich gemietet haben, genligt die 
alleinige Kündigung des Mannes nicht, vielmehr muß die Kündigung entweder von beiden Che— 
gatten oder von einem mit Vollmacht des anderen zugleich in deſſen Namen erklärt werden; 
kündigt der Eyemann, jo wird die Abficht, zugleich im Namen der Frau zu kündigen, regelmäßig 
aus den Umftänden zu eninehmen und ebenjo wird er unter Umftänden als von der Frau zur 
Kündigung ftillihweigend bevollmächtigt anzufehen fein (vgl. Rſpr. 9 ©. 301; Recht 1905 
©. 132; Niendorff ©. 275). 

1) Die Kündigung bezwedt, die Beendigung des Mietverhältnifjes herbeizuführen. Beendigt 
werben kann das Miewerhaltnis erft, wenn es begonnen hat. Das Mietverhältnis beginnt aber 
nicht ſchon mit dem Abſchluſſe des Mietvertrages, fondern erft mit dem Unfange ber Zeit, für 
die es eingegangen ift; dies folgt dur argumentum a contrario aus $ 564 Abf. 1. Eine 
Kündigung des Wietverhältniffes zum Zeitpunkte feines Beginns tft daher, auch 
wenn die Kündigungsfrift eingehalten werden lann, unzuläffig; die Kündigung kann zwar vor 
dem Beginne des Miewerhältniſſes, aber nicht zu einem früheren Zeitpunft als dem erſten zus 
läffigen Termine nad dem Beginn erflärt werben (ebenjo Arnold DL. f. RU. 63 ©. 356, 
Wohnungsmiete S. 141; Brüdner ©. 124 Anm. 3; Kohler 2 ©. 269; Salinger DIE. 1904 
©. 594; Recht 1905 ©. 647; a. U. Hecht 1900 ©. 589). 

8. Juwieweit ber Mieter verpflichtet if, wenn die Beendigung des Mietverhältnifjes durch 
Beitablauf oder Kündigung bevorſteht, Die Befitigung ber gemieteten Sache, insbeſondere zwecks 
anderweitiger Wermietung, zu geftatten, iſt nach den allgemeinen Grundſätzen der 88 157, 242 
zu beurteilen. Die Aufnahme einer gefeglichen Beftimmung hat die zweite Kommiſſion abgelehnt 
(®. I 8b. 2 ©. 216f.). Die Verpflichtung befteht alſo in dem Umfange, wie Tren und Glauben 
mit Rüdficht auf die Berkehrefitte die Geſtattung erfordern (vgl. Cofad 1 ©. 480, Mittelftein 
&.137, Brüdner ©.56 Anm. 3, Niendorf ©. 194ff.). Auch die vertragsmäßig Übernommene 
Berpflihtung des Mieters zur Geftattung der Befichligung gibt übrigens dem Vermieter nicht das 
Recht zu eigenmächtigem Wetreten der Wohnung, fondern nur einen Anſpruch auf Geitattung 
Guld ©. 81f.). 


8 666. 
@. 18 522 06[.3-7; 11 8 506 M6f.3-6 ven. 8 557; 11 g 858. PIE. 21071; ML 6. MIR. 
P.1 8.2 6.214. 

1. Die Abſ. 1—8 enthalten ergänzende Vorſchriften Über die Kündigungsfrift 
für bie Fälle, in denen weder die Mietzeit noch eine Kündigungsfrift beftimmt ift. 

Vezüglic der Kündigungsfrift find danach folgende Fälle zu unterſcheiden: 

a) Miete eined Gruudſtücks (vgl. 8 580)): 

a) Iſt der Mietzins nad Tagen bemeifen, fo iſt die Kündigung an jedem Tage, 
alſo aud an einem Sonn» oder Feiertage, für den folgenden Tag zuläffig (Mbf. 8). Ber Ve⸗ 
mefjung des Mietzinfes nach Tagen entipricht ed, dab das Mietverhältnis mit dem Ablauf eines 
Tages endigen ſoll. Bweifelhaft aber fan fein, ob ber Tag der Kundigung oder ber folgende 
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Die Vorſchriften des Abſ. 1 Say 1, Abſ. 2 gelten auch für die Fälle, in 
denen das Miethverhältnig unter Einhaltung der gefeßlichen Frift vorzeitig ge- 
kündigt werben Tann. 


8. 566. Ein Mietvertrag über ein Grundſtück, der für längere Zeit als 
ein Jahr geſchloſſen wirb, bedarf der fchriftlichen Form. Wird die Form nicht 


Tag als ber Tegte anzufehen ift. Die Frage wird im erfterem Sinne zu entfcheiben fein (ebenfo 
Endemann 1 ©. 1069 Anm. 11: Enneccerus 1 ©. 643 Anm. 3; Mittelftein ©. 127; 
a. Fuld ©. 148; Brüdner ©. 129; Kober Exl. IM 3b; Eofad 1 ©. 488; Kiſch in 
Grünhuts 8. 29 ©. 358; Crome 2 ©. 582 Anm. 15; Dertmann El. 1c; leptere beiden vor- 
behaltlich ſtillſchweigender Unterwerfung unter eine abweichende Verfehräfitte). Bei ber Vermietung 
auf Tage wird häufig vereinbart, dab die Kündigung ſpäteſtens bis zu einer beftimmten Tages- 
ſtunde erfolgen muß, widrigenfalls das Mietverhältnis noch für den folgenden Tag fortbauert. 
IR, mie dies für die Anwendung bes 8 565 Abſ. 3 vorausgefegt wird, eine folde Vereinbarung 
nicht getroffen, fo dürfte es der Auffafiung des Verkehrs entiprechen, dab ohne Rüdficht auf den 
Zeitpunkt der Kündigung mit dem Mblaufe des Tages der Kündigung das Mietverhältnis endigt, 
und dieſer Auffaffung gemäß ift das Geſetz auszulegen. 

A) Iſt ber Mietzins nah Wochen bemeffen, fo gilt die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 3. 
Die Kalenderwoche endigt mit dem Ablaufe des Sonnabends (ebenfo Crome 2 ©. 582 Anm. 15; 
Cofad 1 ©. 488; Mittelftein ©. 238; Brüdner ©. 129; Niendorff ©. 279; Dertmann 
Erl. 18; Kober Erl. III 10; abw. die früheren Auflagen und Fuld ©. 149). 

y) Ift der Mietzins nah Monaten bemeifen, fo findet die Beftimmung des Abſ. 1 
Satz 2 Anwendung. Fällt der 15. Tag bes Monats auf einen Sonntag ober Feiertag, fo ift 
nad 8 193 ber nächſtfolgende Werktag der letzte zuläffige Kündigungstag (a. A. Niendorff 
©. 279 mit Rüdfiht auf das Wort „Ipäteftens* umd die Entſtehungsgeſchichte). 

9) In allen anderen Fällen beſtimmt fi bie Ründigungsfriftnad Abf.1 Sat 1. 
Durch; die Bulaffung der Kündigung bis zum 3. Werktage des Vierteljahrs wird dem Mieter 
ermöglicht, nötigenfalls alsbald nad} dem Einzuge, dem Vermieter im Falle nicht pünktlicher Ent⸗ 
richtung des Mietzinfes (% 551) noch zum Schluffe des laufenden Wierteljahrs zu kündigen. 

b) Miete beweglier Saden: 

a) Zit der Mietzins nad Tagen bemeffen, fo gilt das zu aa Bemerkte. 

A) Inallen anderen Fällen (z.B. auch bei Bemeflung bed Mietzinfes nad; Monaten, Afpr.7 
©. 19) beträgt bie Kündigungsfrift nach Mbf. 2 drei Tage. Die Kündigung ift an jedem 
Tage zuläffig, und das Mietverhältnis enbigt am dritten Tage nach dem Tage der Kündigung, 
d. 5. mit dem Ende des dritten Tages. Dies folgt aus 8 188 Abf. 1 ſowie daraus, daß nad) 
dem Bufammenhange mit Abf. 4, 2 unter dem Tage, „an welchem das Mietverhältnis endigen 
fol“ der Tag veritanden werden muß, mit bdefien Schluffe die Beendigung eintreten fol (vgl. 
auch 8 595 Abf. 1; ebenfo die Herrichende Meinung; abw. die früheren Auflagen). 

2. Abſ. 4. Die Anmendungsfälle find in der Vorbm. 1 zu 88 564—570 aufgeführt. 

3. Haben die Parteien eine Kündigungsfrift vereinbart, fo tft es eine Frage der Aus—⸗ 
lequng im einzelnen Falle, inwieweit die Vereinbarung für die Anwendung der ergänzenden Bor» 
ſchriften des 8 565 Raum läßt. Insbeſondere gift dies im Falle der Vereinbarung einer viertel» 
jährigen oder längeren Kündigungsfrift von der Borfchrift des Abſ. 1 Satz 1 Halbf. 2. Im 
Zweifel wird bieje Verkürzung der Kündigungfriſt nicht ald der Abſicht der Parteien entiprechend 
anzufehen fein (WM. II ©. 412 oben; P. II 3b. 2 ©. 215f.; Mittelfiein ©. 233f.; Dertmann 
Erl. 3; Kober Erl. Vo; Recht 11 ©. 155, 576; a. A. Fulde. 149; Scherer in JW. 1901 
©. 393). Über die Bedeutung der Vereinbarung "einer balbjährigen Kündigungsteift f. Rſpr. 2 
©. 481. Über die Beweislaſt bezüglich der Vereinbarung einer abweichenden Kimdigungsfrift 
ſ. R®. 57 ©. 50. 

Trage der Auslegung im Einzelfalle iſt es auch, inwieweit in ber Bemeffung bes Mietzinfes 
nach Zeitabfchnitten die Vereinbarung einer entſprechenden Dauer bes Mietverhältnifjes zu finden 
MM. II S. 412f). — 


@, 11 8 507 rev. 8 558; IT 8 559. P. I Bd.2 ©. 147f., 159, 178. D. ©. 638. 
1. Entſtehung. Die Formvorſchrift des 8 566 iſt von ber zweiten Kommiſſion befchlofien 
morben, weil e8 nad) der Annahme bes Grundſatzes „Kauf bricht Miete nicht“ einerfeits nicht 


Mn. 
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beobachtet, fo gilt der Vertrag als für unbeftimmte Zeit gefchloflen; Die Kündigung 
ift jedoch nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß des erften Jahres zuläffig. 


angängig erfchten, den Erwerber eines bermieteten Grundſtücks unbeihränft an mündliche Miet⸗ 
verträge zu binden, anberfeit3 nicht zwedmäßig, nur dem Erwerber gegenüber bie volle Wirk⸗ 
famteit eines Mietvertrags von fhriftliher Form abhängig zu machen. Die Vorſchrift lehnt ſich 
an das Preuß. ALR. I, 21 8 269 an. 

2. Inhalt. Der Inhalt des 8 566 ift aus dem Wortlaute nicht ohne weiteres erſichtlich, 
da eimerfeit3 ber einheitliche Gedanke in zwei Sägen zum Ausdrucke gelangt, anderfeit? Say 2 
fi) der Fiktionsform bedient. Wenn Cap 1 fant, daß ein Mietvertrag ber dort bezeichneten 
Art der ſchriftlichen Form bedarf, fo ſoll bamit nicht, wie es den Anſchein Hat, für die fraglichen 
Mietverträge im Sinne des $ 125 Sat 1 durch Geieg ſchriftliche Form vorgeichrieben werben, 
fo daß ber Mangel ber Schriftform den Vertrag nichtig maden würde. Vielmehr beftimmt fih 
die Wirkung des Mangels ber im Sap 1 vorgefchriebenen Form lediglich nah Gap 2. Sag 1 
enthält nicht einen felbftändigen Rechtsſatz, ſondern beftimmt nur die Form, an deren Mangel 
Sag 2 eime befondere Rechtsfolge Inüpft. Die äußerlich ſelbſtändige Geftaltung bes Sag 1 bes 
zweckt offenbar nur, einerfeits die Faſſung ber Norm des Eat 2 zu vereinfachen, anderfeits Have 
äuftellen, daß fitr die Bier erforderte ſchriftliche Form bie Vorſchrift des 8 126 gilt. Sa 2 ber 
bezeichnet die Rechtsfolge des Formmangels durch die Fiktion, der Mietvertrag gelte als für un- 
beitimmte Zeit geſchloſſen. Die Bedeutung diefer Fiktion ergibt fih ans 8 564 Abſ. 2; bei 
einem auf unbeftimmte Zeit geichlofjenen Mietvertrag über ein Grundftüd Tann danach jeder Teil 
das Mietverhältnis nad) $ 565 Abf. 1, 3 kündigen, alfo wenn man von dem bei Mietverträgen 
von längerer als einjähriger Dauer nur felten vortommenden Falle abfieht, dab ber Mietzins nad 
Monaten oder kürzeren Zeitabſchnitien bemefien tft, nur zum Schluffe eines Kalendervierteljahrs 
fpäteftens am dritten Werktage des Vierteljahrs. Sag 2 Halbf. 2 fügt jedoch die Abweichung 
Hinzu, daß die Kündigung nicht fir eine frühere Zeit als für den Schluß des erfien Mietjahrs, 
d. 5. des Salendervierteljahrs, in welchem das erjte Mietjahr endigt, zuläffig ift. Als Inbalt 
des 8 566 ergibt fi hiernach folgendes: Iſt ein Mietvertrag über ein Grundftüd für 
längere Beit als ein Jahr geſchloſſen, aber nicht in fchriftlicher Form, fo kann jeder Teil das 
Mietverhältnis wegen des Mangels dieſer Form zum Schluſſe eines Kalendervierteljahrs fpäteftens 
am dritten Werktage bes Vierteljahrs, jedoch nicht für eine frühere Zeit als für ben Schluß bes 
Kalenderbierteljahrs, in bem das erfte Mietjahr endigt, kündigen. Der 8 566 ſchreibt alfo 
für Mietverträge über Örundftüde von längerer als einjähriger Dauer nit 
ſchriftliche $orm vor, fondern gibt bei folhen Verträgen nur mangels ſchrift— 
liher Form den Parteien ein gefeglihes Kündigungsredt. 

8. Satz 1. Die Vorſchriften des 8 566 gelten nur für ſolche Mietverträge über ein Grundftüd 
ober über Räume der im 8 580 gedachten Art, welche für längere Beit als ein Jahr geichlofien 
werben, fei e8 auf einen feften Beitraum von längerer als einjähriger Dauer, ſei es auf ein Jahr 
mit der Vereinbarung, daB fi das Mietverhältnis mangels Kündigung verlängern ſoll (duttmann 
im Recht 1902 ©. 345; Rſpr. 8 ©. 396), ſei es bis zu einem Ereignifie, das nicht fiher vor 
dem Ablaufe des erſten Mietjahrs eintritt, z. B. auf Lebenszeit Mittelftein ©. 65). 

Auch für bie vorbezeihneten Mietverträge ſchreibt Sag i niht ſchriftliche 
Form als Erfordernis der Gültigkeit vor (Erl. 2). Sole Mietverträge find alfo auch 
gültig, wenn fie mündlich gefchloffen find. Iſt ſchriftliche Beurkundung des Vertrags ver- 
abrebet, fo ift nad) 8 154 Abſ. 2 der Vertrag im Zweifel nicht geſchloſſen, bis die Beurkundung 
erfolgt ift; tft hiernach im Einzelfalle der Vertrag noch nicht gejchloffen, fo iſt auch für die An» 
wendung des 8 566 kein Raum (Ripr. 8 ©. 396; Helmer in DIE. 1904 ©. 1034, Bud im 
Recht 1905 ©. 278; Kah in Puchelts 3. 31 ©. 709). Der blog mündlich geſchloſſene Mietvertrag 
iſt auch nicht etwa teilweife, bezüglich der Vereinbarung über die Vertragsdauer, ungültig; vielmehr 
gibt Sag 2 nur den Parteien das gefepliche Recht bie Vertragsdauer durch Kündigung"abzufärzen. 

Aus dem Fehlen eines die Gültigkeit bebingenden geſetzlichen Formerforderniſſes für bie 
bier fraglichen Mietverträge folgt von felbft, daß auch die aus einem ſolchen Formerfordernifie 
herzuleitenden Grlinde gegen die Gültigkeit mindliher Nebenabreden und? mündlicher Ab⸗ 
änderungen eines fhriftlihen Vertrags bier nicht zutrefien. Iſt der Mietvertrag alfo 
ſchriftlich gefhlofien, fo find mündliche Nebenabreden gültig, wenn fie, was' im Zweifel nicht ans 
zunehmen it, neben dem beurkundeten Vertragsinhalte gelten follen, und mündliche Abänderungen 
find gültig. In beiden Beziehungen kann fi aber aus einer Vereinbarung im Sinne des 8 154 
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Abſ. 2 Abweichendes ergeben (vgl. über die Wirffamfeit münblicher Abänderungen eines fchrift- 
lichen Mietvertrags namentlich Tauber bei Gruch. 49 ©. 225ff.; ſ. auch Bud ebenda 48 ©. 728 ff.). 
Ein Bertrag, durch den ein Mietvertrag ber hier fraglien Art aufgehoben wird, 
würde auch dann formfrei fein, wenn ber $ 566 Satz 1 für ben Mietvertrag felbft eine Form als 
Gultigkeitsbedingung vorichriebe. Da dies nicht zutrifft, beftebt ein ſolches Formerfordernis auch 
nicht für einen Vorvertrag über Abſchluß eines folhen Mietvertrags (ebenfo Helmer im 
Recht 1905 ©. 466; ab. Rſpr. 7 S. 19, Dertmann Eıl. 2, Kober Erl. II6). 

4. Gab 2. 

a) Borausfegung des im Sat 2 gewährten Kundigungsrechts ift, daß bei dem 
Abſchluſſe des Mietvertrags die fchriftliche Form im Cinne des 8 126 nicht beobadjtet ift. 
Diefe Boransfegung ift zunädft dann gegeben, wenn ber Mietvertrag nur mündlich geſchloſſen 
HM. Es fragt ſich aber, inwieweit die Vorausſetzung auch als erfült anzuſehen ift, wenn ber 
Mietvertrag ſchriftlich geichlofien ift, aber gültige mündliche Nebenabreden getroffen oder nach⸗ 
trägfih Abänderungen mündlich vereinbart find. Wäre die im Sag 1 vorgefchriebene Form 
Gultigkeitserfordernis, fo würden ſowohl ſolche Nebenabreden als auch ſolche Nachabreden nichtig 
fein. Die Nichtigkeit der Nebenabrede würde nad) 8 139 den ganzen Vertrag nichtig machen, 
wenn nicht anzunehmen wäre, dab er auch ohne bie Nebenabrede abgeſchloſſen ſem würde. 
Aynlid) wird bei Nichtigkeit einer Nachabrede dann die Aufhebung bes ganzen Vertrags als ber 
zegelmäßigen Parteiabſicht entfprehend anzufehen fein, wenn nicht anzunehmen ift, daß die 
Borteien ben Vertrag au ohne bie Nachabrede aufrecht erhalten haben wilrden. Entſprechendes 
muß für die im Sa 2 beſtimmte Wirkung bes Formmangels gelten. Eine mündliche Neben⸗ 
abrebde begründet hiernach das Kündbigungsreht dann, wenn nicht anzımehmen ift, 
daß die Parteien den Bertrag auch ohne die Nebenabrede abgeſchloſſen haben würden, eine 
mündliche Nachabrede dann, wenn anzunehmen ift, daß bie Parteien den Vertrag mangels 
Wirkſamleit der Nachabrede aufgehoben haben würben. Die Frage, ob das eine oder dad andere 
anzunehmen tft, muß, folange fih nur der Mieter und der Vermieter gegemüberfichen, vom 
Stanbpunfte biefer Beteiligten aus, falls aber der Mieter einem Grundftüdserwerber gegeniber- 
ſteht, vom Standpunkte des Mieters und des Erwerbers aus entichieben werben; denn ba ber 
Erwerber an Stelle ded Vermieters in bie fi während der Dauer feines Eigentums aus dem 
Mietverhältnis ergebenden Rechte eintritt, muß au die Worausfegung des Kündigungsrechts 
aus feiner Perfon beurteilt werben (im Ergebnis teilmeije übereinftimmend Tauber a. a. O. 
©. 248ff.; |. ud Dertmann Erl. 4). 

b) Inhalt des Kündigungsrehts. Iſt die zu a erörterte Vorausſetzung erfüllt, jo kann 
ſowohl der Mieter als aud) der Vermieter und nah dem Eintritte eines Grunbdftüdserwerbers in 
bie echte des VBermieterd an befien Stelle der Erwerber das Mietverhältnis kündigen. Auch 
wenn eine Rebens oder Nachabrede Grund ber Kündigung ift, kann nur das ganze Mietverhältnis, 
nicht etwa bie einzelne Abrede, gekündigt werben (unrichtig Bud a. a. O. ©. 731). 

Für bie Kündigung gelten nad) Sat 2 Halbf. 1 verb. mit $ 564 Abſ. 2 die Vorfchriften des 
8 565 Abſ. 1, 3. Die Kündigung ift danach, wenn man von ben bei langfriftigen Miet- 
verträgen praftifch nicht in Betracht kommenden Fällen des Abſ. 1 Sap 2,3 und bes Abf. 3 
bafelbft abfieht, nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs zuläffig und muß fpäteftens 
am britten Werktage des Bierteljahrd erfolgen. Sat 2 Halbf. 2 fügt aber die weitere Ber 
ſchränkung hinzu, daß die Kündigung nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß des erfien 
Jahres zuläffig ift. Unter dem eriten Jahre ift, ſoweit die Kündigung wegen Formmangels bes 
Mietvertrags oder wegen münblicher Nebenabreden erfolgt, das erjte Mietjahr (Erl. 4b zu 8 559) 
zu verftehen. Erfolgt die Kündigung wegen mündlicher Nachabreden, fo wird unter dem erften 
Jahre das erfte Jahr ber Gültigkeit diefer Abrede zu verftehen fein. Dies entipricht dem Grund- 
gebanfen, daß der Grunbftüderwerber an formloje und daher ſchwer zu ermittelnde Abreden 
zwiſchen Mieter und Vermieter nur für die beſchränkte Zeit eines Jahres gebunden fein fol. 

Das Hier gewährte Recht, das Mietverhältnis wegen Formmangels zum Schluffe bes 
erften Jahres zu kündigen, ſchließt felbitverftänblic, ein vertragsmäßig oder gefeglich begründetes 
Recht zu früherer Klindigung nicht ans. 

5. Der z 566 enthält eine zwingende, nicht eine ergänzende Vorſchrift oder eine Aus- 
legungsregel. Sind feine Vorausſetzungen gegeben, fo tritt das geſetzliche Kündigungsrecht ein. 
Es kaun dur; Vertrag weber ausgeſchloſſen noch inhaltlich geändert werden. Insbeſondere gilt 
Ane vertragsmäßige längere Kündigungsfeift nicht für die Kündigung nad $ 566 (ME. 59 
S. 245). Dies ergibt fi zwar nit aus dem Wortlaute der Vorfcheift, da bei einem auf ums 
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$. 567. Wird ein Mietvertrag für eine längere Zeit ald breikig Jahre 
geichloffen, fo kann nach dreißig Jahren jeber Theil das Miethverhältnig unter 
Einhaltung der gefeglichen Frift kündigen. Die Kündigung ift unzuläffig, wenn 
der Vertrag für die Lebenszeit des Vermiethers oder des Miethers gefchloffen ift- 


8. 568. Wirb nach dem Ablaufe der Miethzeit der Gebrauch der Sache von 
dem Miether fortgefegt, jo gilt daS Miethverhältnig al3 auf unbeitimmte Zeit ver- 
längert, fofern nicht der Vermieter oder ber Miether feinen entgegenftehenden Willen 
binnen einer Zrift von zwei Wochen bem anderen Theile gegenüber erklärt. Pie 
Frift beginnt für den Miether mit der Fortfegung des Gebrauchs, für den Ber- 
miether mit dem Zeitpunkt, in welchem er von ber Fortfegung Kenntniß erlangt. 


beftimmte Beit gefchloflenen Mietvertrage bie Kündigungsfriſten des 8 565 vertraglich geindert 
werben können, wohl aber aus dem Zwecke, die Bindung bed Grundftiidserwerber8 von münd« 
lichen Vereinbarungen auf eine Höchſtdauer zu befchränfen. 

Man darf auch nicht fagen, die Vorſchrift des 3 568 gelte dann nicht, wem die Parteien 
den Vertrag flir die abgeklirzte Zeit, die fih bei Ausübung des Kündigungsrechtd ergebe, nicht 
neichlofien haben würden: vielmehr fei in ſolchem Sale der Vertrag nichtig (Rfpr. 9 S. 302, 
10 ©. 169; dagegen Mittelftein DIZ. 1905 ©. 444). Ebenfowenig läßt fi die Nichtigfeit 
des ganzen Vertrags aus 8 139 fir den Fall folgern, daß die Parteien ohne die volle Wirk 
famteit der Vereinbarung fiber die Vertragsdauer den Vertrag nicht gefchlofien haben würden 
(fo Dertmann Erl. 3a; Schulg in DIE. 1906 ©. 75); denn biefe Vereinbarung tft gültig, 
und das Geſetz gibt ben Beteiligten nur ein Kündigungsrecht 

Dagegen ift es zuläffig, daß die Parteien die Gültigfeit des Vertrags von ber auflöfenden 
Bebingung ber Nihtausübung des Künbigungsrechts abhängig machen. 
6. Der 8 566 gilt auch für Mietverträge, die Haudelsgeſchäft find. 


$ 567. 

@. 18 823; I1 8 508 rew. 8 559; III 8 560. PIE. 2168; M.ITE.413. P.I1 36.2 €. 217. 

1. 604 1. 

a) Die Vorſchrift bezwedt aus volldwirtihaftlihen Gründen, die Exrbmiete und ähn- 
liche Berhälinifie auszuſchließen. 

b) Ihre Borausfepung ift aud gegeben, wenn ein Mietvertrag bis zum Eintritt 
eines ungewiſſen Exeignifies gefchlofien ift und wenn das Ereignis nicht vor dem Ablaufe bes 
breißigften Mietjahrs eintritt, ferner dann, wenn bei einem Mietvertrage von unbeftimmter 
Dauer die Kündigung für mehr als dreißig Jahre ausgefchloffen ift. 

e) Die Kündiaungzfrift beftimmt fi) nach 8 565 Mbf. 4; bei Grundſtüdcen tft bie 
Kündigung danach früheſtens zum Schluſſe des erften Kalendervierteljahrd nad) dem Ablaufe 
des dreißigften Mietjahrs zuläffig, fofern fie noch bis zum dritten Werktage biefes Bierteljahrs 
erflärt werden Tann, fonft früheftens zum Schluſſe des folgenden Kalenbervierteljahrs. 

d) Satz 1 enthält vorbehaltlich der im Satz 2 gemachten Ausnahme, eine zwingende 
Borfhrift. Das duch ihn gewährte Kündigungsreht Tann alfo nicht durch Vertrag im voraus 
ausgefälofien werden. Dagegen kann nad dem Ablaufe der dreißig Jahre anf das gefegliche 
Kündigungsrecht verzichtet werden, jedoch wiederum nur mit Wirkung für dreißig Jahre (ebenfo 
Mittelftein ©. 237; Dertmann Exl. 2; anſcheinend auch Fuld ©. 28). 

2. Satz 2. Die bier vorgefehene Ausnahme gilt nicht für Mietverträge, die fiir die Lebend- 
zeit eines Dritten, z. B. eined Angehörigen einer der Parteien, gefchlofien find. Ebenfowenig 
kommt fie für Mietverträge juriftiicher Perſonen in Betracht. 

8. Über die Unanmwendbarkeit des Sa 1 auf Verträge zwiſchen bem Kleinbahnunternehmer 
und dem Wegeunterhaltungspflichtigen über die nah 8 6 des preuß. Geſ. v. 28. Juli 1892 
erforderliche Zuftimmung zur Benutzung eines Öffentlichen Weges f. Hilfe in Eiſenbahnrechtl. 
Entfheidungen 17 ©. 174. 


8 568. 
@. 18 524; II 8 509 vew. 8 560; III 8 561. P.I 6. 21361., 6150, 61621.5 M. II ©. 413ff. 
9.188. 2 €. 2171. 


1. Anwendungsgebiet. Die Vorfchriften des 8 568 fiber die ftillfäweigende Ber- 
längerung des Mietverhältnifies gelten nicht nur für ben Fall, daß die tm Mietvertrage 
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beftimmte Mietzeit abgelaufen ift, fondern auch für die Fälle, in denen das Mietverhältnis auf 
andere Weiſe beendigt ift, durch Ablauf einer im Xertrage vorgefehenen Berlängerungsfrift 
Apr. 10 5.255) oder durch Kündigung oder vertragsmäßige Aufhebung bes Mietverhältnifies 
Eſpr. 7 ©. 18). 

2. Borausfegungen ber ftillfehweigenden Verlängerung. 

a) Bofitive Borausfegung ift lediglich Sortfegung des Gebrauchs durch ben Mieter 
nad) dem Ablaufe der Mieizeit. Dazu genügt nicht, daß der Mieter die Sache dem Vermieter 
nit zurüdgibt, fie ihm im Sinne bes $ 567 vorenthält; vielmehr ifi erforderlid, daß er von 
der Sade weiter Gebrauch macht, wenn aud nicht für jeine Perſon, fondern nur für anbere 
ober für feine Sachen (vgl. Mittelftein ©. 246; Dertmann Erl. 1). 

b) Regative Borausfegung tft, daß weder der Mieter binnen zwei Wochen nad dem 
Beginne der Gebrauchefortfegung oder, was dem gleichfieht, nach dem Ablaufe ber Mietzeit dem 
Vermieter noch biefer binnen zwei Wochen nad) dem Zeitpunkt, in dem er von ber Fortiegung 
Kenntnis erlangt hat, dem Mieter erklärt, da er eine Verlängerung des Deietverhältnifies nicht 
wolle. Auf welche Weife der Vermieter die Kenntnis erlangt hat, iſt gleichgültig; verſchuldete 
Unkennmis fteht der Kenntnis nicht gleich. Die zweiwöchige Frift berechnet ſich nah 8 187 
Abſ. 1, 8 188 Abſ. 2, 8 193. Ste gilt aud für die Fälle, in denen die urfprängliche Mietzeit 
türzer ald zwei Wochen war. Die Erklärung des entgegenitehenden Willens ift eine einfeitige 
dem anderen Teil gegenüber abzugebende, empfangsbedürftige Willendertlärung (vgl. namentlich 
88 13055). Sie braucht nicht ausdrüdiich auf Ablehnung der Verlängerung zu gehen (Scholls 
meyer ©. 73 Anm. 5). 

Indem das Geſetz die Nihtabgabe einer Willenserklärung erfordert, jet es bie rechtliche 
Möglicyteit ihrer wirtfamen Abgabe voraus. Die Nichtabgabe kann daher nur dann die an fie 
getnüpfte Wirkung haben, wenn derjenige, welcher die Erklärung abgeben müßte, hierzu rechtlich 
fähig ift, alfo die erforderliche Geſchäfisfähigkeit befigt. Die Nichtabgabe der Erflärung durch 
einen Geſchäftsunfähigen ift daher unwirtſam; die Wirkung ber Nichtabgabe durch einen in der 
Gejchäftsfähigkeit Beſchränkten ift, wenn diefer nicht zur Abgabe ausnahmsweiſe fähig ift, hängt. 
don der Zujtimmung des gejeglichen Vertreters ab (ebenfo, wenn aud mit tellweife abweichender 
Begründung, Endemann 1 ©. 1067; Erome2 ©. 585 Anm. 52; Mitteljtein ©. 245). Selbit- 
verftändli kann die entgegenftehende Erklärung auch durch den gejeglichen Vertreter abgegeben 
werden. 

0) Beweislaft. Wer die Verlängerung des Mietverhältnifie geltend macht, muB immer 
die Fortfegung des Gebrauchs durch den Mieter beweifen. Wer trog der Gebrauchsfortſetzung 
die Verlängerung beftreitet, muß beweijen, daß und wann von einem ber Beteiligten der ents 
gegenttehende Wille erklärt worden iſt. Veftreitet der Mieter die Rechtzeitigkeit der Erklärung 
des Vermieters, fo Hat er zu beweilen, daß und wann legterer von der Gebrauchsfortſetzung 
Kenntnis erlangt hat. 

3. Sind die Borausfegungen ber ſtillſchweigenden Verlängerung gegeben, fo unterliegt 
das Mietverhältnis fortan wie ein auf unbeftimmte Zeit eingegangenes der Kündigung nad 
8564 Abſ. 2, 8565. Dit diefer Maßgabe gilt das bisherige Miewerhältnis als verlängert. 
Die für dieſes maßgebenden Vertragsbeitimmungen bleiben alſo maßgebend (Ripr. 7 ©. 18). 
Da es ſich nur um eine Verlängerung bes bisherigen Verhältniffes handelt, fo beſteht aud für 
die Forderungen des Vermieters aus dem verlängerten Verhältniſſe das Vermieterpfandrecht mit 
dem bißherigen Range fort. Inwieweit aud) die von Dritten beftellten Sicherheiten (Bürgſchaft, 
Pfand xc.) für die bezeichneten Forderungen haften, beftimmt fi nad ben für die einzelne Art 
der Sicherheit geltenden Vorſqchriften (vgl. über diefe Frage Arnold, Wohnungsmiete ©. 97; 
Kober Erl. V; Dertmann Erl. 4). 

Die Natur des Verhältniffes als einer bloßen Verlängerung bes alten Mietverhältnifies 
fließt nicht aus, daß die Vorſchrift des 8 539 über die Ausſchließung ber in den 88 537, 538 
beftimmten echte des Mieters bei Mängeln, die der Dieter bei dem Abſchluſſe des Mietvertrags 
iennt, auch ſolche Mängel entfprehend anzuwenden iſt, welche der Mieter bei ber Gortfegung 
des Gebrauchs kennt (Mipr. 10 ©. 249). 

Hit die Annahme einer ſtillſchweigenden Verlängerung durch die rechtzeitige Erklärung des 
entgegenftehenden Willens ausgeſchloſſen, jo findet der 5557 Anwendung. Doc Tann felbfte 
verftändli auch in ſolchem Falle die Verlängerung nachträglich vereinbart werden. 

4. Der 5 568 enthält nicht zwingende Vorſchriften. Die Annahme ſtillſchweigender Ber 
längerung kaun im voraus ausgeichlofien werden (Mittelftein ©. 249; Dertmann El. 6). 
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$. 569. Stirbt der Miether, fo ift ſowohl ber Erbe als der Vermiether 
berechtigt, das Miethverhältnig unter Einhaltung ber gejeglichen Friſt zu kündigen. 
Die Kündigung kann nur für ben erften Termin erfolgen, für ben fie zuläffig ift. 


458. 
@.18 526; 11 8 510 rew. 8 561; III 8 562. P.I EC. 21421.; M.II 6.416. P.IIBE.2 ©, 218ff., 351. 
KB. 6. 1970, 


1. Praktiſche Bedeutung. Das gejeglihe Kündigungsreht wegen Tobes bes 
Mieters tft für die Fälle von Bedeutung, in denen entweber das Mietverhältnis auf 
eine beftimmte, die gefeglihe Qündigungsfriſt Überbauernde Zeit eingegangen oder eine längere 
als die gefeglihe Kündigungsfrift vereinbart ift. 

2. Boransjehung des Kündigungsrechts ift lediglich Tod des Mieters. Unerheblich 
ift die Todesart. Auch bei Selbfimord ift das Kündigungsredht gegeben (ebenfo Fuld ©. 167; 
Mittelftein ©. 239; Britdner ©. 132 Anm. 3; Niendorff ©. 297). Gleichgültig iſt auch, 
ob der Tod vor oder nad dem Beginne der Mietzeit eintritt; doch ift eine Kündigung zum 
Anfangszeitpuntte des Mietverhältnified auch Hier ausgefchlofien (Erl. 2i zu 8 564). Verſchollen⸗ 
heit bes Mieters genügt, auch wenn diefer in eine Lebensgefahr gekommen war, nicht, ſofern 
nicht nad) den Umftänden der Tod als nachgewieſen anzufehen ift (a. A. Niendorff a. a. D.). 

8. Das Kündigungdreht ficht zu: 

a) dem Vermieter (vgl. dagegen bezüglich des Verpüchters 3 596 Abſ. 2); 

b) dem Erben be# Mieters, auf den bie Rechte und die Pflichten aus dem Mieto 
befonder8 das Recht zum vertragsmäßigen Gebrauch (vgl. Arnold, Wohnungsmiete, ©. 126), 
übergehen. Miterben miüfien es gemeinſchaftlich ausüben (8 2038 Abf. 1 Sag 1). Im Nachlaß⸗ 
konturſe kann der Konkursverwalter das Kündigungsrecht ausüben (vgl. die mit Bezug auf den 
entfprechenden 8 371 1,21 ALR. ergangene Eniſcheidung RG. 18 ©. 269). 

Haben mehrere zufammen gemietet, fo gibt der Tod bes einen dem anderen fein 
Kündigungsredt. Imöbefondere hat ſowohl die erfte wie die zweite Kommiffion e8 abgelehnt, 
für den Fall, daß Ehegatten gemeinfam gemietet haben, der Ehefrau als ſolcher ein Kündigungse 
echt wegen des Todes des Mannes beizulegen. Übrigens iſt im Einzelfalle zu prüfen, ob die 
Ehefrau wirklich neben dem Ehemann und unabhängig von deſſen Verpflichtung dad Miet- 
verhältnis hat eingehen oder ob fie etwa nur felbftihuldneriihe Bürgſchaft für ihm oder eine 
von dem Beſtande des von ihm eingegangenen Miewerhältniſſes abhängige Verpflichtung hat 
übernehmen wollen (vgl. Erl. 2ba zu 8 559; ferner Dernburg ©. 202; Endemann 1 ©. 1063 
Anm. 53; Kohler 2 ©. 319; Fuld ©. 158). Wenn aber weder dem Überlebenden Mieter noch 
dem Vermieter ihm gegenüber das Kündigungsrecht zufteht, fo kann es bei der Unteilbarkeit dex 
Kündigung auch nicht von oder gegenüber dem Erben des verftorbenen Mieter ausgelibt werden. 
Der 8 569 kann aljo auf den bier vorausgejegten Fall keine Anwendung finden (ebenfo 
Enneccerus 1 ©. 644; Mitteljtein ©. 239, Brüdner ©. 133; Niendorff ©. 297; 
Arnold ©. 127; a. A. Fränkel ©. 68; Fuld ©. 157). 

4. Die einzubaltende Kündigungäfrift ergibt fi) nad 8 565 Abſ. 4 aus Abſ. 1 Gap 1, 
Abſ. 2 dafelbft. Satz 2 geftattet jedod die Kündigung nur zum erften Termine nach bem Tobe 
des Mieters, für dem fie zuläffig ift. Welcher Termin dies ift, beftimmt fi) nicht ausſchließlich 
nad 8 565 Abf. 1 Sag 1, Abf. 2; bei Grundſtücken ift danach, falls der Mieter vor dem dritten 
Werttag eines Kalendervierteljahrs ftirht, nicht unbedingt der Schluß dieſes Vierteljahrs der 
legte zuläffige Kündigungstermin. Vielmehr ift die Kündigung erſt für den Termin im Sinne 
des Cap 2 zuläffig, für welchen fie nach den Umftänden rechtlich (wgl. 3. 8. 8 180) und tat- 
fählihd möglih war (ebenſo Erman in DIE. 1904 ©. 683; Niendorff ©. 299), mithin 
bei Grundftüden, falls fie nad) den Umftänden noch bis zum dritten Werktage des zur Beit 
des Todes laufenden Kalendervierteljahrs erfolgen konnte, nur für den Schluß diejes Vierteljahrs, 
andernfalls nur fir den Schluß des folgenden Kalendervierteljagrs; bei beweglihden Sachen 
wird die Kündigung, ba fie jederzeit für den drittfolgenden Tag zuläffig ift, am eriten Tage er⸗ 
folgen müffen, an dem fie nady den Umftänden möglich war. 

6. Der 5569 enthält keine zwingende Vorſchrift (Kſpr. 7 ©. 464, 11 ©. 314, DIE. 1904 
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$. 570. Militärperfonen, Beamte, Geiftliche und Lehrer an öffentlichen 
Unterrichtsanftalten fönnen im Falle der Verfegung nad) einem anderen Orte dad 
Miethverhältniß in Anjehung der Räume, welche fie für fich oder ihre Familie 
an dem bisherigen Garnifon- oder Wohnorte gemiethet haben, unter Einhaltung 
der gejeglichen Frift kündigen. Die Kündigung fann nur für den erften Termin 
erfolgen, für den fie zuläflig ift. 





$ 5%. 
€.18 537; II 8 511 rev. 8 562; III 8 563. P.I ©, 2144, 2148; M. II 6. 416f. 
9.1138. 2 6. 227f., 251. 88. 6. 1970. 

1. Tragweite. Der 8570 ſchließt fih dem Gedanten nah an die Beitimmungen des 
preuß. ALM. I,21 98 376, 377 an, welche dem Mieter im alle einer nicht freiwilligen Ber- 
änderung in feiner Perſon oder feinen Umftänden ein Kündigungsrecht gaben, enthält aber im 
Gegenjage zu diefen allgemeinen Beftimmungen eine Sondervorfchrift, welche der Aus—⸗ 
dehnung im Wege der Analogie nicht fähig iſt. Bezüglich der praftifchen Bedeutung der Bors 
ſchrift gilt das in Erf. 1 zu 8.569 Bemerkte. 


2 Der Perſonenkreis, auf den ſich die Vorſchrift des 8 570 bezieht, tft derſelbe wie der» 
jenige, für welchen der $ 413 gilt. Er umfaßt: 

a) Militärperfonen, d. 5. Berfonen des Soldatenftandes und Milttärbeamte, welde 
zum beutfchen Heere oder zur Satferlihen Marine gehören (MSt®. f. d. Deutiche Reich vom 
20. Juni 1872 8 4 nebft Anlage zu $ 5, Gef. betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienſte vom 
9. Rovember 1867 88 2, 13, ARME. vom 2. Mai 1874 8 38; Fuld ©. 160ff.); 

b) Beamte, d. h. öffentliche Beamte (vgl. 8 622 „PBrivatbeamte“); ob jemand die Eigen- 
ſchaft eines folhen Hat, beftimmt ſich nad} dem öffentlichen Rechte, für Reichsbeamte nad Reichs— 
recht (RGeſ. betr. die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten vom 31. März 1873 8 1), für Landes» 
beamte nad) dem Rechte der einzelnen Bundesftanten (vgl. M. 5. EG. z. BGB. ©. 180); 

0) Geiſtliche, d. 5. nicht alle Religionsdiener (f. diefen allgemeinen Begriff in 88 1784, 
1888, dagegen bie Unterſcheidung zwiſchen Geiftlihen und anderen Religionsdienern in StGB. 
$ 1308, Berfonenftandsgef. $ 67), jondern nur diejenigen, welche tm Dienfte einer der hriftlichen 
Kirchen (vgl. StGB. 8 166) ftehen (Fuld ©. 160ff.); 

4) Lehrer an öffentlihen Unterrihtsanftalten, aud foweit fie nicht unter eine 
der vorerwähnten Kategorien fallen, Im Gegenfage zu dem Privatlehrern (vgl. 8 196 Abf. 1 
Rr. 13, 8 622) und den Lehrern an privaten Unterrictsanftalten (vgl. $ 196 Abf. 1 Nr. 11). 

3. Das Kündigungsrecht ift den vorgenannten Perſonen im Falle der Berfegung nad 
einem anderen Orte gegeben. 

a) Berfegen bedeutet im allgemeinen von einer Stelle an eine andere, Bier auß einer 
Amis oder Dienftftelle in eine andere ſetzen. Gleichgültig tft für die Anwendung des 8 570, ob 
die Verfegung auf Antrag oder unfreimillig erfolgt (fo Schon mit Bezug auf die in Erl. 1 er⸗ 
wähnte Vorſchrift des preuß. ALR. RG. 21 ©. 203), ebenfo ob die bieherige Dienftftelle der- 
felben Anftellungebehörbe unterfteht wie die neue oder nicht, ob alfo z.B. ein Beamter aus dem 
Staatsdienft in den Reich» oder Kommunaldienft, ein Kommunalbeamter in den Dienft eines 
andern Kommunalverbandes übergeht (ebenio Mipr. 11 ©. 315, 316; Crome 2 5. 583; 
Enneccerus 1 ©. 645 Anm. 5; Mittelftein ©. 241; Dertmann Erl.4; Kober Exl. II 2; 
David im Recht 1905 ©. 146). Dagegen Tanrı von einer Berfegung mweder die Rede fein bei 
der eritmaligen Übertragung einer Amts- oder Dienftftelle, z B. der Ernennung emes Nicht: 
beamten zum Beamten (Nfpr. 11 ©. 3191, noch bei dem Ausſcheiden aus der bisherigen Amtd- 
oder Dienftitelle ohne Übertritt in eine andere, namentlich bei der fog. Berfegung in den Ruhe 
Hand (a. U. Dernburg ©. 25ff.; Kohler 26.271; Enneccerus 1 ©. 645 Anm. 5; dagegen 
Crome 2 6.583 Anm. 33; Schollmeyer ©. 72 Anm. 2; Dertmann Erl. 2e) und beim 
Übertritt in Privatdienft (a. W. Kohler a. a. D.). 

Keine Beriegung iſt es, wenn jemand ohne Änderung feiner bieherigen Amts- oder Dienft- 
ftelle mit bienftlihen oder amtlichen Verrichtungen außerhalb feines bisherigen Garniſon⸗ oder 
Wohnorts vorübergehend beauftragt wird. 

Der Fall der Berfegung liegt erft dann dor, wenn bie Die Verſetzung auss 
ſprechende Verfügung der zuftändigen Stelle dem von der Verfegung Betroffenen bekanntgemacht 
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ift, nicht ſchon mit einer etwaigen Ankündigung der beabfihtigten Verſezung (Ripr. 7 ©. 465; 
Keißner im Recht 1903 ©. 224; Winter ebenda 1904 ©, 547). 

Burüdnahme der Verjegung macht die bereitd wirkſam erfolgte Kündigung nicht unwirkfam. 

b) Die Verfegung muß an einen anderen Ort als ben bisherigen Garntjon« oder 
Wohnort erfolgen (vgl. wegen des Garnifonorts 8 I Abf. 1 Sag 1; wegen des Wohnorts Bd. I 
S. 69 Erl. 2 zu 87). Der Betreffende muß infolge der Verſetzung dienſtlich verpflichtet fein, an 
einem andern Orte Wohnung zu nehmen. Soweit eine ſolche Verpflichtung duch bie Ber 
fepung nicht entfieht, wird das Kündigungsrecht nicht dadurch begründet, daß die neue Dienft- 
ftele an einem anderen Orte im politifhen Sinne, d. 5. in einem anderen Gemeindebezirk, 
ihren Sig hat als der biöherige. Iſt dem Verſetzten das Wohnenbleiben an feinem bisherigen 
Wohnorte geitattet, fo fteht ihm das Kündigungsrecht nicht zu. Es wird aber nit ſchon da= 
durch ausgefchloffen, daß dem Mieter dad Wohnenbleiben auf Antrag hätte geftattet werben 
önnen, vorbehaltlich der Frage, ob der Berfegte ſolchenfalls Mietsentihädigung vom Fiskus zc. 
verlangen kann. 

6) Daß ber Verfegteihon bei dem Abſchluſſe des Mieivertrags die Eigenfhaft 
als Militärperfon zc. beſeſſen hat, iſt nad) Wortfaut und Zwed der Vorfchrift nit erforders 
lich (K®. in IJW. 1906 ©. 615, v. Lippmann in DIE. 1906 ©. 729, a. W. die dort Angeführten). 

4. Dad Kündigungsrecht befteht nur für dad Mietverhältnis über Räume, die der Verſetzte 

a) an feinem bisherigen Garnifon= oder Wohnorte gemietet Hat, nicht aljo 
etwa für Räume, die er in der Nähe dieſes Ortes für feine Familie gemietet hat; 

b) für ſich felbft oder für feine Familie, d. 5. für feinen perfünlichen Gebrauch ober 
für den feiner Zamilie, gemietet hat, feien dies Wohnräume oder andere Räume, z. B. eine 
Stallung; daß der Gebrauchszweck des Raumes mit ber dienftlichen Stellung zufammenhängt, 
iſt nad) der Faſſung der Vorſchrift nicht erforderfih. Als ein von dem Berfegten für ſich ge 
mieterer Raum tft auch derjenige anzufegen, den er für eine zu feiner Bedienung erforderliche 
Perſon gemietet Hat. 

5. Der Inhalt des Kündigungsrechts iſt derfelbe wie der bes im $ 569 beſtimmten 
Kündigungsrechts (Erl. 4 zu 8 569). Für den Fall, daß die Ehefrau des Verſetzten den Miet- 
vertrag mit dieſem gemeinfchaftlic gefchlofien hat, gilt da8 in Erl. 3b zu 8 569 Gefagte (f. da⸗ 
gegen Dennler in DIE. 1906 ©. 699). Wegen der Unzuläffigkeit einer Kündigung zum Veginne 
der Mietzeit |. Erl. 2i zu 8 564. 

6. Der 8 570 enthält keine zwingende Vorſchrift. Bei der Beratung der zweiten Kommilfion 
wurde ein Untrag, ber die vertragemäßige Ausſchließung des Kündigungsrechts verbieten wollte, 
mit Rückſicht auf bie dagegen geltend gemachten Bedenken zuriidgezogen (P. II Bd. 2 ©. 227), 
und in ber Reidistagstommiffion blieb Die Bemerkung eines Regierungsvertreters, daB die Vorſchrift 
nur eine ergänzende Natur habe, unwiderfproden. Tas Gegenteil läht ſich nidt aus dem ber 
Vorſchrift angeblich zugrunde liegenden öffentlichen Interefie herleiten (fo Keibner im Recht 
1903 ©. 224; Scherer Erl. 4 zu 8 570; Ehrlich, Das zwingende und nicht zwingende Recht 
im BGB. ©. 80; DZ. 1903 ©. 131); denn in Wahrheit beruht, wie aus der Entſiehungsgeſchichte 
erſichtlich, die Vorſchrift nicht auf der Nüdficht auf das öffentliche Intereſſe (wie hier Dernburg 
©. 217 Unm. 13; Kohler 2 ©. 317; Mittelftein ©. 242; Fuld ©. 159; Niendorff 
©. 300f.; Dertmann Erl. 8; Kober Erl. II; Winter im Recht 1904 ©. 547). Das 
Kündigungsreht kann demnach durch Vertrag ausgefchloffen oder, namentlich durch Verlängerung 
der Kiündigungsfrift, bejhränft werben. 

7. Ein befonderes Kündigungsrecht für Milttärperfonen im Balle der Mobilmachung 
(ogl. preuß. ULNR.I,21 8 378) iſt nicht anerfannt. Der 8 570 findet in diefem Falle feine 
Anwendung (a. U. Fuld ©. 162). 

96 571-579. 


Erome, Die jurifttiche Natur der Miete nach dem deutihen BGB., Iherings Jahrb. 37 
©. 1fi.; Hellwig, Verträge auf Leiftung an Dritte ©. 424ff.; Haffe, Rechtliche Natur der 
Miete nach dentihem bürgerlichen Rechte, 1902; König, Hat der Grundſtücsmieter ein dingliches 
Recht?; Mitteis, Zwei Fragen aus dem bürgerlichen Hecht, II. Grundftüdsverpadhtung durch 
einen Scheineigentümer, 1905; Romeid, Zur Technik des BGB. Heft 2 die abgeleitete Schuld, 
Abſchnitt 1. Die abgeleitete Mietfhuld, 1902; Zimmermann, Rechtswirkungen der Veräußerung 
und Belaftung eines vermieteten Grundſtücs, 1901. 

1. Entftehung. Grundgedanten. Die 88 574—579 enthalten befondere Vorſchriften 
zum Schuge des Mieters eines Grundftüds für ben Fall, daß der Vermieter das 
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Grundftüd veräußert oder mit einem Rechte belaftet, durch deffen Ausübung dem 
Mieter der vertragsmäßige Gebraud entzogen ober beſchränkt werden würde, 
Schon bad frühere Recht gewährte im größten Teile Deutſchlands dem Mieter einen ſolchen Schuß, 
wenngleich in verichiebenem Umfange. Dagegen galt namentlich nach dem gemeinen Rechte der 
Grundſatz „Kauf bricht Miete”. Auch der E. I Hatte diefen Grundfag mit einigen Milderungen 
angenommen, war bamit aber in ber Kritik (vgl. Bitfg. II ©. 246ff., VI ©. 382ff.) fo nachdrück⸗ 
lichem Widerfpruche begegnet, daß fich die zweite Kommiffion für die Rücktehr zu dem entgegen- 
gefegten Grundſatz emtichted und zu deſſen Durdführung die bier fraglichen Vorjchriften beſchloß. 

In Ermangelung diefer Vorjchriften müßte der Mieter eines Grundftüds, wenn der Ber: 
mieter e8 an einen Dritten veräußert oder mit dem Rechte eines Dritten belaftet, dem dinglichen 
Anſpruche des Dritten weichen und lönnte nur gegen den Vermieter wegen Nichtgewährung oder 
Entziehung des vertraggmäßigen Gebrauchs die in den 88 541, 542 beftimmten Rechte geltend 
machen; einen unmittelbaren Auſpruch gegen den Dritten auf Gewährung des vertragsmäßigen 
Gebrauchs würde er nur dann erlangen, wenn ber Dritte die Verbindlichfeiten des Vermieters 
übernähme oder diefem bie Erfüllung der Verbindlichkeiten in einer den Mieter unmittelbar 
bexechtigenden Weiſe veriprähe. Hiermit aber ift dem wirtſchaftlichen und ſozialen Behürfnifie 
nad Sicherung des vertragsmäßigen Gebrauchs für die ganze Vertragszeit, wie es beſonders bei 
der Miete von Wohnungen und Geihäftöräumen fowie bei der Pacht von Landgütern befteht, 
keineswegs genügt. Diejes Bedürfnis verlangt vollftändigen Schutz des Mieterd gegen Beein- 
trädtigung feiner Bertragsrechte durch rechtsgeſchäftliche Verfügungen des Vermieters. Das 
Bertragsrecht des Mieters geht aber nicht nur dahin, daB der Vermieter den vertragsmäßigen 
Gebrauch duldet; fonft würde ed zu feinem Schutze ausreichen, wenn das Gefeg dem Mieter, 
entfprehend dem 8 986 Ubf. 2, eine Einrede gegen den dinglien Anſpruch des Sondernach- 
folger8 des Vermieterd gewährte. Letzterer ift vielmehr dem Mieter gegenüber auch zu den 
pofirtven Handlungen verpflichtet, die zur dauernden Gewährung des vertragsmäßigen Gebrauchs 
erforderlich find. Bezüglich diefer Verpflichtung des Vermleters würde aber die Rechtslage des 
Mieterd durch bie Veräußerung oder Belaftung bes Grundſtücks noch immer eine wefentliche 
Verſchlechterung erleiden, wenn er ſich wegen Erfüllung jener Pflicht nach wie vor an den Ber- 
mieter halten und daneben defjen Sondernachfolger nötigenfalls zur Duldung der Handlungen 
des Vermieter zwingen müßte. Bollftändigen Schutz feiner Vertragsrechte bietet dem Mieter 
nur der Eintritt des Sondernachfolgers in alle Verpflichtungen des Vermieters unter einftweiliger 
bürgenähnliher Forthaftung des lepteren. Wenn hiernach das Gefeg im Interefje des Mieters 
den Sondernachfolger in die Verbindlichleiten des Vermieters ohne Schuldübernahme und felbft 
bei Untenntnis der Verpflichtungen eintreten läßt, fo gebietet anderſeits die billige Nüdficht auf 
die Lage des Sondernachfolgers, daß dieſer auch in die Vertragsrechte des Vermieter eintritt. 

Solchen Erwägungen entfpricht die eigenartige Durchführung des Grundfages „Kauf bricht 
nit Miete“ in den 88 571—579 (über die juriftifche Konftrukion f. Erl. 5 zu 8 571). 

Der hier in Rede ftehende Schug wird dem Mieter in zwei Fällen gewährt: einmal dann, 
wenn ihm das Grundftid vor der Veräußerung oder Belaftung bereit3 überlafien war, zweitens 
dann, wenn der Sondernadjfolger bes Vermieters diefem gegenüber die Erfüllung ber ſich aus 
dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen übernommen hat ($ 578). S 

2. Inhaltsüberſicht. Die 88 571—577 behandeln den Schuß des Mieters in dem foeben 
erwähnten erſten Falle, dab die Veräußerung ober Belaſtung des Grundſtüds nad defjen 
Überlaffung an ihn erfolgt, und zwar zunächſt den Fall der Veräußerung (38 571—576), 
fodann ben Fall der Belaftung (8 577). Der 8 571 fpricht den Grundſatz des Eintritt? des Er⸗ 
werber3 in die Rechte und die Pflichten des Vermieters und die bürgenähnlihe Forthaftung des 
Bermieterd aus. Jener Grundſatz wird fodann in bezug auf bie Rechte und Pflichten des 
Erwerbers Hinfihtlih einer vom Mieter geleifteten Sicherheit verdeutlicht (8 572) und weiter 
infofern eingeſchränkt. als der Erwerber in gewifiem Umfange Bosausverfügungen des Vermieters 
über bie Mietzinsforderung (8 573) fowie die zwiihen dem Mieter und dem Bermieter über 
leßtere vorgenommenen Rechtsgeſchäfte (8 574) gegen fich gelten und die Aufrechnung einer dem 
Mieter dem Vermieter gegenüber zuftehenden Forderung gegen feine Mietzinsforderung fi 
gefallen laſſen muß ($ 575). Beſonders geſchützt wird der Mieter, wenn ihm der Vermieter eine 
nicht oder nicht wirkſam erfolgte Veräußerung als erfolgt angezeigt hat (& 576). 

Der 8 578 regelt den Fall einer vor ber Überlaſſung ded Grundſtüds an dem Mieter 
erfolgenden Veräußerung oder Belaſtung, der $ 579 den Fall, daß der Erwerber das Grundſtück 
weiterveräußert ober belaftet. 
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8. 571. Wird das vermiethete Grundftüd nach der Ueberlaffung an den 
Miether von dem Vermiether an einen Dritten veräußert, fo tritt der Erwerber 
an Stelle des Vermietherd in die fich während der Dauer feines Eigenthums aus 
dem Miethverhältniß ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. 

Erfüllt der Erwerber die Verpflichtungen nicht, jo haftet der Vermiether für 
den von bem Erwerber zu erjegenden Schaden wie ein Bürge, der auf die Ein- 
rede ber Vorausklage verzichtet hat. Erlangt der Miether von dem Uebergange 
des Eigenthums durch Mittheilung des Vermiethers Kenntnik, fo wird der Ver⸗ 
miether von der Haftung befreit, wenn nicht der Miether das Miethverhältnig 
für den erften Termin kündigt, für den die Kündigung zuläffig ift. 


3. Anwendung ber Borferiften in anderen Fällen. Die Vorſchriften der £8 571, 572, 
des 8573 Sag 1 und der 83 574—576, 579 über den Schug des Mieters im Falle einer nad 
der Überlafjung des Grundſtücks erfolgenden Veräußerung finden nach 8 1056 auf den Fall der 
Beendigung des Niekbrauhs an einem vom Niehbraucer vermieteten Grundſtücke mit der Maßs 
gabe entſprechende Anwendung, daß dem Eigentiimer das Recht gegeben wird, das Mietverhältnis 
unter Einhaltung der gefeglichen Kündigungsfriſt zu fündigen. Gleiches gilt, jalls ein Grundſtück 
traft ehemännliher oder elterlicher Nugnießung oder von einem Borerben vermietet ift und bie 
Nugnießung oder das Recht des Vorerben endigt (8 1423, 1546 Abf. 3, 88 1550 Abf. 2, 1663, 
2135). Diefelben Vorſchriften mit Ausnahme der 88 576, 579 finden auf den fall der Zwangs⸗ 
verfteigerung eines vermieteten Grundftüds mit der Maßgabe entiprechende Anwendung, daß 
ber Eriteher dad Mietverhältnis unter Einhaltung der gejeglihen Kündigungsfrift, jedoch mer 
zum erften zuläffigen Termine kündigen kann (336. 8 57; vgl. 89 Nr. 2, 8 183 und über den 
Schu des Mieterd in der Zwangsverwaltung 8 152 Abſ. 2; Burdard, B. f. EB. 32 ©. 89ff., 
die Rechtsſtelling des Mieter im Bmangsverfteigerungs- und Bmwangsverwaltungsberfahren). 

Über den Schutz des Mieters im Konturſe des Vermieters |. KO. 8 21 (Rudorff, Recht 
1900 ©. 24%, der Pächter im Stonkurfe des Verpächters). Über den Schutz des Mieters gegen 
über demjenigen, welchem die vermietete Sache vermadt ift, vgl. Exl. zu 8 2165. 

Die 83 571ff. gelten nad Maßgabe des EC. Art. 172 auch für Mietverhäftnifie, die zur 
Zeit des Inkrafitretens des BGB. beftanden haben. 

4. Der Eintragung in dad Grundbuch ift das Mietrecht nicht fähig. Die zweite Kommiſſion 
bat e3 abgelehnt, die Eintragung zuzulafien (B. II Bd. 2 ©. 169ff.). Auch durch Vereinbarung 
der Eintragung wird die Eintragungsfähigteit nicht begründet, vorbehaltlich der Prüfung, ob die 
Parteien nicht unter der unrichtigen Bezeichnung „Miete“ ein Wohnungsreht gemeint Haben 
(RG. 54 ©. 233). Auch durch Vormerkung kann das Mietrecht nicht gefichert werden, da der 
Mietvertrag nicht einen nad) 8 883 vormerkungsfähigen Unfpruc begründet. Durdy Eintragung 
kann fi der Mieter nur dadurch fihern, daß er fi} eine Hypothek für feinen Anſpruch auf 
Schabenserfag wegen Nichterfüllung oder für eine zu vereinbarende Vertragsſtrafe beftellen läßt. 
Abgeſehen hiervon fann er vor der Überlafjung des Grundſtücks nur nad $ 578 geihügt werben. 

5. Schut des Mieters einer beweglichen Sache. Der Mieter einer beweglichen Sadıe ift, 
wenn er ſich im Befite der Sache befinvet, für den Fall der Veräußerung der Sache durch den 
Vermieter infofern geihügt, als der Vermieter unter der gedachten Vorausſetzung die Sache nur 
nad) Maßgabe bes $ 931 veräußern fann und dem Mieter bei einer fo erfolgten Veräußerung 
nach 8 936 Abf. 2 für die Dauer des Mietverhältniffes dem Erwerber gegenüber biefelben Ein- 
wendungen zuftehen wie gegenüber dem Bermieier. Dagegen tritt der Erwerber in diefem Falle 
weber in bie pofitiven Verpflichtungen des Vermieters noch in defien Nechte aus dem Mietvertrag 
ohne weitere ein. 

$ 571. 


@.18 509; II 8 512 ve. 8 563; III A 564. ®.1 6. 2051ff., 2069 ff.. 6195; M. II E.380f. 
9.1188. 2 6. 134ff., 147 q., 1691. D. 6. 6381. 
Rönnberg, Arch. f. Bürg. R. 17 ©. 72. Wem hat der Mieter im Falle des $ 571 
BEL. zu Mündigen? 
1. Boransfegung für den Eintritt des Erwerbers in die Rechte und Pflichten bes Ver⸗ 
mieters tft, daß ein Grundſtück vermietet ift und nad) der Überlaffung an den Mieter von bem 
Vermieter an einen Dritten veräußert wird. 
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a) Ein Grundftüd muß Gegenftand des Mietverhältniffet fein. Auf die Miete von 
Bohmäumen und anderen Räumen finden die 88 574 ff. nad $ 580 Anwendung, wenn das 
Grundftüd von dem Vermieter veräußert wird (vgl. unter b). Über den Schutz des Mieters 
einer beweglihen Sache im Falle der Veräußerung |. Vorbm. 5. 

b) Der Bermieter muß das Grundftüd an den Dritten veräußern. Da eine rechtswirkſame 
Veräußerung erforderlich ift (f. unter e) und da zu folder nur ber Eigentümer aus eigenem 
Rechte befugt ift, jo fommt als Hauptanwendungsfall der der Vermietung durch den Eigentümer 
in Betraht. Im Falle der Vermietung durd einen Nichteigentümer ift die bier 
fragliche Borausfegung zunäcft dann erfüllt, wenn die Veräußerung durch ihn nad $ 185 wirkſam 
ift oder wirkſam wird. Eine rechtswirlſame Veräußerung dur den Bermieter liegt aber ferner 
auch dann vor, wenn ein im Grundbuch als Eigentümer eingetragener Nichteigen— 
tümer vermietet Hat und an einen Dritten veräußert, der auf Grund des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs ($ 892) Eigentum erwirbt. Die 88 571ff. find daher ihrem Wortlaute nach auch 
in biefem {Falle anwendbar, und ihre Anwendung entfpricht auch ihrem Zwecke, der dahin geht, 
den Mieter gegen Beeinträchtigung feiner Vertragsrechte durch rechtögefhäftfiche Verfügungen bes 
Vermieters zu ſchützen (B. II Bd. 2 ©. 161). Allerdings ift der Mieter, der vom eingetragenen 
Nicteigentimer gemietet hat, dem wahren Eigentümer gegenüber nicht geſchützt, auch wenn er 
die Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht gefannt hat. Denn durch die Überlaffung des vermieteten 
Grundſtück⸗ erwirbt der Mieter kein dingliches Recht am Grundſtücke (vgl. Erl. da), und ebenfo- 
wenig enthält die Überlaffung eine fonftige Verfügung über das Eigentum am Grunditüde; weder 
der 8 892 ift aljo auf die Überlaffung eines vermieieten Grundſtücks anwendbar (jo Eofad 2 
©. 288), no ber $ 893 (jo Mitteis ©. 39ff.), welher von der nad Erl. e# unrichtigen An- 
nahme aus, daß bie Überlaffung eine Verfügung im Sinne bes 8 883 Abf. 2 fei, dazu gelangt, 
fie auch als Verfügung im Sinne des $ 893 anzufehen, und weiter feine Meinung, der gut- 
gläubige Pächter, dem das Grundftüd von dem eingetragenen Nichteigentümer überlaffen tft, 
erwerbe ein dem wahren Eigentümer gegenüber wirkffames, dingliches Recht zur Frucht— 
gewinnung, darauf ftügt, daß die AUnmendung bed 8 957 auf biefen Fall zu befriedigenden 
Exgebnifien nicht führe und deshalb abzulehnen fei, während nad) dem in Bb. III ©. 263, 266 
Bemerkten nicht zweifelgaft erfcheint, daß, wie ber 8 956 den Fruchterwerb des Pächters, der 
von einem dazu Berechtigten gepachtet hat, jo der 3 957 den Fruchterwerb besjenigen Pächters 
zu vegeln bezwedt, welder von einem Nichtberechtigten gepachtet bat). Überhaupt find für 
die Frage, welhe Rechte der Mieter erlangt, der von dem eingetragenen Nichteigentümer in 
Untenntnis der Unrichtigkeit des Grundbuchs das Grundſtück mietet und überlafien erhält, 
nicht bie 88 571ff. maßgebend, die einen ganz anderen Fall regeln, fondern die 38 535 ff., und 
nad) diefen unterliegt ed feinem Zweifel, daß der Mieter auch nad) der Überlafjung nur Vertrags» 
rechte gegen den Vermieter, nicht dagegen Rechte gegen ben wahren Eigentiimer erlangt (8% 535, 
541). Aber gerade die Vertragsrechte des Mieters gegen den Vermieter follen bie 88 571ff. 
vor Beeinträhtigung durch rechtswirkſame vechtegeichäftliche Verfügungen des Vermieters ſchützen. 
Gegen die Anwendbarkeit der 88 571fj. kann auch daraus ein Bedenken nicht hergeleitet werden, 
daß fie dem auf den Schug bed Erwerbers gerichteten Bwede des öffentlihen Glaubens des 
Grundbuchs zumibderliefe. Denn der öffentliche Glaube des Grundbuchs foll dem Erwerber die 
gleiche, nicht aber eine günftigere Rechtslage verichaffen, wie fie der Erwerb vom wahren Eigen- 
iümer gewährt. Die Unwendbarkeit der 88 571ff. auf den hier fraglihen Fall tft daher zu 
bejahen (ebenfo Eccius in Gruch. 46 ©. 574; Goldmann-Lilienthal ©. 584; Dertmann 
Erl. 4b zu 8 571; Romeid ©. 91). 

Hat ein Erbbauberedtigter vermietet, fo finden bie 88 571 ff. gemäß 8 1017 Abf. 1 
im Falle der Veräußerung oder Belaftung des Erbbaurechts Anwendung. 

©) Das Grundftüd muß vermietet fein, d. b. der über das Brundftüd geſchloſſene 
Mietvertrag muß rechtsgültig fein, und das dur ihn begründete Mietverhälinis muß 
noch beflehen (a. WU. Romeid ©. 98ff.). Iſt der Mietvertrag anfehtbar, fo fann dag 
Anfechtungsrecht auch nach der Veräußerung mit der im 8 142 Abſ. 1 beftimmten Wirkung aus— 
geübt werden. Falls es dem Vermieter zufieht, ſo kann e8 nur von diefem, nicht vom Erwerber 
ausgelibt werden, da es nicht zu den fih aus dem Mietverhältnid ergebenden Rechten gehört, 
in die der Erwerber eintritt; diefer kann nur nach Maßgabe des zwiſchen ihm und dem Vermieter 
beitehenden Schuldverhältnifies von Iegterem Ausübung des Anfechtungsrechts verlangen. Ebenfo 
tann der Mieter, wenn er der Unfechtungsberechtigte ift, regelmäßig nur dem Vermieter gegenüber 
and nur im alle des $ 123 Ubi. 2 Sag 2 dem Erwerber gegenüber anfechten (8 443 Abf. 2; 

Bland, Kommentar 3 BGB. Bd. IL. 8. Auflage. 33 
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0. A. Hellwig ©. 341). Iſt der Mietvertrag nichtig, fo fieht das Nichworhandenſein ber 
bier fraglichen Borausfegung für die Anwendung der 88 571ff. von vornherein feit. Das gilt 
auch dann, wenn es fi um einen Scheinvertrag Handelt ($ 117 Abf. 1). Eine entfprechende 
Anwendung des 8 405, ber den Erwerber einer beurkundeten Scheinforderung für den Fall 
ſchützt, dah die Abtretung unter Vorlegung der Urkunde erfolgt tft und der Erwerber das Bor» 
liegen eines Scheingeihäfts bei ber Abtretung weder gelaunt hat noch Hat fennen müflen, er⸗ 
ſcheint unzuläffig (a. A. Romeid ©. 102ff.), weil der im 8 571 befttimmte Eintritt bes Er- 
werbers in die Nedhte und Pflichten des Vermieters fi) von dem Erwerb einer Forderung durch 
Abtretung feinem Weſen nad; unterfceidet. Der Schup des Erwerbers gegen Scheingeſchäfte 
ergibt fih dem Vermieter gegenüber aus dem ber Veräußerung zugrunde liegenden Schuld- 
verhältniffe, dem Scheinmteter gegenüber unter Umftänden aus den Borfchriften über unerlaubte 
Handlungen. 

4) Die Veräußerung des Grundſtücks muß nad deſſen Überlaffung an den Mieter erfolgen. 
Der Ausdrud „UÜberlafjung” ſchließt fih an ben 8 536 an, der die Verpflichtung des Vermieters 
ausfpricht, die vermtetete Sache dem Mieter (in einem zum vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten 

ftande) zu überlafien. Diefe Verpflichtung geht zwar nur dahin, dab ber Bermieter das zur 

berlafjung ber Sache ſeinerſeits Erforderliche tut. Erfolgt ift bie Überlajiung aber erſt, wenn 
die Verpflichtung erfüllt ift, der Mieter alfo die Überlofjung angenommen hat; daß er mit der 
Annahme der Überlaffjung im Berzug iſt, genügt nicht. Zur Überlaffung ift danach immer 
Erlangung des Mietbefiges durd ben Mieter erforderlich. Sie wird regelmäßig da= 
durch gefchehen, daß der Vermieter dem Mieter den unmittelbaren Mietbefig einräumt, das Grund» 
ftüc übergibt, wenn auch nur gemäß 8 854 Abf. 2 dur Einigung, die ohne weiteres in dem 
Mietvertrage für den Beginn der Mietzeit zu finden iſt, oder die Schlüflel der zum Einzuge 
bereitgemadten Wohnung dem Pförtner für den Mieter übergibt (vgl. Romeid ©. 63ff., der 
mit Recht betont, baß wirklicher Einzug des Mieters nicht erforderlich fei, aber irrtümlih an⸗ 
nimmt, daß auch Befigerlangung feltens des Mieter nicht vorausgefegt werde). Zur Überlafiung 
genügt es aber auch, wenn der fchon im Beſitze befindliche Mieter infolge der im Mietvertrag 
enthaltenen Einigung mit dem Vermieter anfängt, ald Mieter zu befigen, oder wenn das Grund» 
ftüd einem Dritten, 3. B. einem Untermieter, überlafjen wird, der dem Mieter mitielbaren Befig 
vermiitelt. 

Iſt die Überlaffung des Grundftüds von dem Mieter einmal erfolgt, fo liegt die hier frag⸗ 
liche Vorausſezung des $ 571 auch vor, wenn ſich ber Mieter zur Zeit der Veräußerung nicht 
mehr im Beſitze befindet (vgl. dagegen $ 956 Abf. 1 Sag 2). Allerdings iſt der Eintritt bes 
Erwerber in das Mietverhältnis weſentlich deshalb von ber vorher erfolgten Überlafiung des 
Grundftüds an den Mieter abhängig gemacht worden, weil man ed mit dem Grundfage des 
öffentlicher Glaubens des Grundbuch nicht für vereinbar Hielt, den Erwerber an ein Miet» 
verhäfmis zu binden, deſſen Beſtehen nicht durch den Beſitz des Mieters erfennbar fei (M. II 
©. 388; P. II Bd. 2 ©. 140, 150; D. S 75). Indeſſen behält auch in aller Regel der Mieter ben 
einmal erlangten Mietbefig während der ganzen Mietzeit. Mit Nüdfiht auf diefen Regelfall 
konnte fi der GBefepgeber damit begnügen, den Schup des Mieterd von der einmal erfolgten 
Überlaffung abhängig zu machen, unbelümmert darum, daß durch dieſe Faſſung der Borausfegung 
des Schuges bdiefer dem Mieter auch in den Ausnahmefällen zuteil wird, in denen der Mieter 
den Befig vor der Veräußerung wieder verloren Hat. Man braucht daher nicht mit Erome in 
Iherings Jahrb. 37 ©. 34 dem in den Materialien betonten Grunde für dad Erfordernis der 
Überlafiung jede Bedeutung abzufprehen und den Zweck des Exfordernified nur in der fiheren 
Seititellung der Tatſache zu erbliden, dab der Mietvertrag vor der Veräußerung neichlofien ift. 
Keinesfalls aber rechtfertigt es jener für die Aufitellung des fraglichen Erfordernifies maßgebende 
Grund, im Gegenfage zum Wortlaute des Geſetzes ftatt der einmal erfolgten Überlafjung die 
Foridauer bes Beſitzes des Mieterd bis zur Veräußerung des Grundſtücks zu verlangen. 

Die bier fraglihe Vorausſetzung des $ 541 tft alfo auch gegeben, wenn der Mieter den 
ihm vom Vermieter überlafienen Mietbefig wieder verloren hat (vgl. Ripr. 11 ©. 144). Nicht in 
Betracht fommt Hier der Fall, daß der Mieter den unmittelbaren Befig bem Bermieter felbft 
oder einem Dritten derart einräuntt, daß er mittelbarer Befiger bleibt (% 868). Dagegen find 
unter ben Fällen nachträglichen Befigverlufies de3 Mieters folgende zu unterfcheiden: 

a) Hat ber Dieter das Grundſtück an den Bermieter zurüdgegeben, fo liegt regel⸗ 
mäßig eine vertragsmäßige Aufhebung des Mietverhältnifies vor; damtt kommt die unter c er« 
örterte Vorausſetzung in Wegfall. Aber auch wenn die Rüdgabe ohne die Abſicht der Bertrags- 
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aufgebung erfolgt ift, wird durch fie der Buftand vor der Überlafjung wieder Hergeftellt, letztere 
alſo rüdgängig gemadt und damit die hier fragliche Borausfegung des 8 574 befeitigt 
(a 9. Derndurg ©. 207 Anm. d; Endemanni ©.1059 Anm. 31; Enneccerus 1 ©. 648 
Anm. 5; Schollmeyer ©. 55; Mittelftein ©. 269, der der Rüdgabe ohne Abſicht ber 
Bertragsaufpebung nur dann die Hier vertretene Wirkung beimißt, wenn der Mieter dadurch auf 
feine Rechte aus 88 571ff. verzichtet; Hellwig ©. 424ff.; Romeid ©, 66). 

A) Hat ber Mieter den Befig aufgegeben, ohne dab der Bermieter Ihn wiedererlangt 
Bat (vgl. Bd. III ©. 64 Erl. 364 zu 8 868), fo bleibt die hier fragliche Borausfegung uns 
berüßrt; der 8 571 findet aljo Anwendung. Der Erwerber ift in ſolchem Falle dadurch genügend 
geihüßt, daB er durch den Mangel des Befipes des Verliußerers auf das mögliche Beftehen des 
Beſitzrechts eines Dritten hingewieſen wird. 

y) Hat der Mieter den Beſitz unfreiwillig verloren, fo festt, falls der Ver⸗ 
mteter ihn wiedererlangt Hat, für den Erwerber allerdings der vorbezeichnete Schup. In—⸗ 
deffen wirb durch den unfreitwilligen Befigverluft des Mieters nicht, wie im Falle zu a, die Über- 
loflung rüdgängig gemadht. Man wird daher, abweichend von den früheren Auflagen, aud in 
biefem Falle die Borausfegung des 8 571 als gegeben annehmen müſſen. Ebenfo ift der Fall 
zu beurteilen, wenn ein Dritter den Befig erlangt hat, ohne Unterfchied, ob dem Mieter 
nod ein Beſitzanſpruch zufteht oder nicht. Bezüglich der Lage des Erwerbers teifft übrigens in 
diefem alle bad zu 4 Bemerkte zu. 

e) Das Grundftüd muß von dem Vermieter an einen Dritten veräußert fein. 

a) Die Veräußerung erfordert Auflafjung und Eintragung bes Erwerbers (88 873, 925), 
Sie muß rehtswirfam fein. Ein rechtsungültiger — anfechtbarer und angejochtener oder 
nichtiger — Veräußerungsakt ift feine Veräußerung im Rechtsſinne; er verfhafft dem Dritten 
fein Eigentum, wie e8 im $ 571 Ubf. 1 („Dauer feines Eigentums“), in ben 88 573—575 
(„Zeit des Überganges des Eigentums“) und in 8 576 Abf. 1 („au wenn die Übertragung des 
Eigentums nicht wirkfam iſt“) unzweifelhaft vorausgefegt wird. Eine unwirkſame Veräußerung 
läßt das Eigentum des Vermieters fortbeftehen; damit entfällt das Bedürfnis fiir den hier vor— 
geiehenen Schuß des Mieters. Die gegenteilige Anfiht von Romeid ©. 73ff. ift mit dem In⸗ 
halte des Geſetzes nicht vereinbar. 

A) Erfolgt die Veräußerung ſelbſt nad) der Überlaffung des Grundſtücks am ben Mieter, 
fo wird diefer auch dann nad) den 88 871ff. geihügt, wenn die Verpflihtung des Ver— 
mieterd zur Veräußerung fhon vor der Überlaffung begründet war (a. U. für den 
Tal, daß der Vermieter durch Anfechtung feines Erwerbstitels zur Nüdauflafjung gezwungen 
wird, v. Brünned bei Gruch. 42 S. 307; Dertmann Erl. 2 zu 8 571, letzterer auch für den 
Fall, dab der Vermieter durch Ausübung eines Nüdteittrehts zur Veräußerung gesungen 
wird). War dagegen ſchon vor der Überlafjung des Grunbitüds an ben Mieter für den 
Erwerber eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eigentumsübers 
tragung eingetragen, fo hat die nachher erfolgende Eigentumsüberiragung nicht die in ben 
88 571 ff. beftimmte Wirkung (a. U. Romeid ©. 86). Dies folgt zwar nicht auß 8 883 Abſ. 2, 
denn die Überlafjung eines vermieteten Grundſtücks an den Mieter ift feine Verfügung über das 
Grumdftüd im Sinne des BGB. (vgl. Bd. I ©. 185; a. U. Mitteis ©. 39ff.); wohl aber aus 
dem dem $ 883 Abf. 3 zu entnehmenden Sage, dat die durch Vormerkung geficherte Eigentumss 
übertragung jo behandelt wird, wie wenn fie ſchon zur Zeit der Eintragung der Vormerkung er 
folgt wäre, mithin in dem hier fraglichen Falle fo, wie wenn fie vor der Überlafjung des Grund⸗ 
ſtücts an ben Mieter ftattgefunben hätte (im Ergebnis ebenfo Dertmann ©. 585 Borbm. 4; vgl. 
auch M. II ©. 387 über den im E. I entipredenden Fall des auflöfend bedingten Eigentums). 

y) Auf andere Fälle des GEigentumserwerbes an einem vermieteten Grundſtück als ben 
Erwerb durch freiwillige Veräußerung find die 88 571 ff. nicht auszudehnen (a. U. Erome 2 
©. 564 Anm. 14). Denn fie bezweden nur den Schug bed Mieterd gegen Beeinträchtigung feiner 
Vertragsrechte durch vechtsgeihäftlihe Verfügungen des Vermieters (P. II Bd. 2 
©. 161). Sie find daher insbeſondere nicht anwendbar auf ben Fall, dab der Vermieter daß 
Eigentum nad) 5 928 aufgibt und der Fiskus e8 erwirbt (ebenfo Endemann ©. 1059 Anm. 33; 
Mittelftein S. 293; Nomeid ©. 73; a.4. Cofad 2 ©. 288; Dernburg ©. 206; Scholle 
meyer ©. 76 Anm. 1; Hellwig ©. 455; Dertmann ©. 534 Vorbm. 3; vgl. au Kohler 2 
©. 331), wie aud) die den 8 928 ergänzenden 88 58, 787 CPO. in der Zwilchenzeit bis zum 
Eigentumserwerbe bed Fiskus zugunften des Mieter nicht anwendbar find, da dieſer nicht ein 
„Recht an dem Grundſtücke“ Hat (Erf. 5a). Über den Fall des Erwerbes im Wege der 
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Bwangdverfteigerung ſ. Borbm. 3. Die Rechte des Mieters im alle der Zwangs- 
enteignung des bvermieteten Grundſtücks beitimmen ſich nach Landesrecht (EG. Art. 109). 

N) Niät erforderlich ift Kenntnis des Erwerbers von bem Mietverhäftniffe (Ripr. 7 
S. 20). Zu feinem Schutze gegen die Bindung an unbelannte Mietverträge dient die Ber- 
pflichtung des Weräußerer8 zur Auskunfterteilung und zur Auslieferung ber Vertragsnrkunden 
(83 444, 445, 523 Abſ. 2 Sa 1), die zeitlich beſchränkte Wirlſamkeit nicht beurkundeter Verträge 
(8 566) fowie die Gewährleiſtungspflicht des Reräußererd (88 434, 440, 446, 523 Abf. 2 
Satz 2). 

2. Unter den vorerörterten Boransfehungen tritt mit der Veräußerung kraft bes Geſetzes 
der Erwerber an Stelle des Vermieters in bie fi während der Daner ſeines Eigentums aus 
dem Mietverhältuis ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. Der Eintritt vollzieht fid 
mit der Veräußerung, dem Übergange des Eigentums. Gegenftand des Eintritis können baher 
nicht eigentlich die einzelnen Rechte und Verpflichtungen fein, die fi während ber Dauer des 
Eigentums des Erwerber aus dem Mietverhältnis ergeben, ſondern nur das Miewerhältnis 
felbft (vgl. hierzu Dertmann Erl. 3by). Wenn der Abſ. 1 trogdem nicht davon ſpricht, da der 
Erwerber an Stelle des Vermieterd in das Mietverhältnis eintritt, fo ift dies offenbar deshalb 
geſchehen, um Harzufiellen, daß fich der Eintritt des Erwerber in das Miewerhälmis nicht anf 
die fhon vor dem Eigentumsübergang eniftandenen Rechte und Verpflichtungen bed Vermieters 
bezieht und daß er ſich ferner auf die Dauer des Eigentums des Erwerber ober genmter 
auf diejenigen Rechte und Verpflichtungen befchränft, welche fi bis zum Verluſte feines Eigentums 
aus dem Mietverhältnifje für den Vermieter ergeben. 

Im einzelnen ift folgendes zu bemerken: 

a) Die Rechte und Berbindlichfeiten des Erwerbers beftimmen fih nad dem Miet: 
verhältniffe, wie e8 zur Beit des Eigentumswechſels zwifhen dem Mieter und 
dem Bermieter befteht. Der Erwerber muß alfo auch nachträgliche mündliche Änderungen des 
Mietvertrags gegen fi) gelten laſſen, felbft wenn er fie bei dem Erwerbe nicht gekannt hat. 
Sein Schuß befteht in ber zeitlichen Beſchränkung der Wirffamfeit mindliher Mietverträge 
(& 566) und in ber Auskunftspflicht des Vermieters (3 444). 

Auf Rechte und Verbindlichkeiten, die zwar im Mietvertrage vereinbart find und mit bem 
Mietverhältnis im Zufammenhange ftehen, ſich aber nicht als Rechte und Berbindlichkeiten aus 
dem Mietverhältnis als folhem darftellen, erfiredt ſich der geſetzliche Eintritt des Erwerber 
nicht, 3. B. nicht auf die Verpflichtung zum Verlaufe mitvermieteten Inventars (Ripr. 7 ©. 467) 
und zum Unterlafien eine Konkurrenzunternehmens (M®. in ZW. 1905 ©. 58). 

b) Der Erwerber tritt in diejenigen Rechte ein, welche fi) während der Dauer feines 
Eigentums aus dem Mietverhältnis ergeben. 

a) Den Mietzins kann der Erwerber vom Mieter fordern, ſoweit der Zins zufolge ver⸗ 
teaglicher oder gefegliher Beftimmung (5 551) nad dem Übergange des Eigentums zu entrichten 
iſt, aud wenn ber nach dieſem Zeitpunfte fälige Zins teilmeife auf die Zeit vor dem Eigentumse 
Übergang entfällt (Mittelftein ©. 277, Dertmann Erl. 3c). Die Forderung geht nicht kraft 
gejegliher Übertragung (8 412) vom Vermieter auf den Erwerber über, fondern entfteht kraft 
des gefeglihen EintrittS bes Erwerbers in das Mietverhältnis für diefen felbftändig; der Mieter 
tann aljo der Forderung des Erwerbers nicht Einwendungen aus der Perfon des Vermieters 
entgegenjegen (a. U. Endemann1 ©. 1058 Anm. 29). Das fchließt nicht aus, dab die Bor- 
föriften der CPO. 8 265 anwendbar find, wenn der Vermieter das Grundftüd veräußert, 
nachdem der Mietzinsanfprud auch für die nach der Veräußerung liegende Zeit rechtshängig ges 
worden ift (R®. 55 ©. 293). Die Rechte bes Erwerbers bezüglich des Mietzinfes erleiden jedoch 
durch die 88 573—575 Einfchräntungen. " 

Inwieweit dem Erwerber im Verhältnifie zum Vermieter ber Mietzins gebührt, befttimmt 
fih nach 8 446, 8101 Nr. 2 (vgl. Ripr. 9 ©. 304). 

A) Auch alle Übrigen Rechte, welche fi aus dem Mietverhältnifie nad) den Eigentumss 
wechſel ergeben, ftehen bem Erwerber zu, insbeſondere das Recht zur Geftattung einer Unter 
vermietung, das vertraggmäßige (Ripr. 10 ©. 252) oder gefeglihe Kündigungsrecht, das gejegliche 
Kündigungsreht nach % 554 auch dann, wenn bie Vorausfegungen ganz oder teilweife ſchon 
vor der Veräußerung erfitlit find, da fich nad} der Erfüllung der Borausfegungen das Kündigungs« 
recht dauernd aus dem Mietverhältnig ergibt (ebenfo Mittelftein ©. 290; a. A. Ripr. 7 ©. 466; 
Dertmann Erl. 3f), ferner der Anfpruc auf Rückgabe nad) Beendigung des Mietverhältnifies. 
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Wegen der ihm zuitehenben Forderungen aus dem Mietverhältnifie hat der Erwerber nad Maß— 
gabe der 88 559ff. das Pfandreht an den Sachen bes Mieters. Daneben bleibt aber das 
Pfandrecht des Vermieters an diefen Sachen wegen derjenigen Forderungen aus dem Mietvertrage, 
welche nicht auf den Erwerber übergehen, insbeſondere aljo wegen rüdftändiger Mietzinfen, bes 
ſtehen (Ripr. 9 ©.296; Siber, Das gefeglihe Pfandrecht des Vermieter ©. 75, 78). Ein in 
der zweiten Kommiſſion geftellter Antrag, das Pfandrecht bed Vermieter mit der Übertragung 
des Eigentums erlöſchen zu laſſen, ift abgelegnt worden (B. II Bd. II ©. 210ff.). Das Pfand- 
recht des Erwerbers Hat mit dem bed Vermieters gleichen Rang, da beide mit der Einbringung 
fon für die fünftigen Forderungen entftanden find (Brüdner ©. 149 Anm. 4; Siber ©. 74; 
0. U. Dertmann Erl. 4a; Bimmermann ©. 56). 

©) Der Erwerber tritt in die Verpflichtungen ein, welche fih aus dem Mietverhältnifie 
während der Dauer feines Eigentums ergeben. Bor allem in die Verpflichtung zur Gewährung 
de3 vertragsmäßigen Gebrauchs, einfchließlich der Verpflichtung zu Ausbeſſerungen, auh wenn 
diefe ſchon vor der Veräußerung bes Grundſtücks notwendig geweſen find (Rohler2 ©. 321), 
ebenfo aber auch in die Verpflichtungen, die aus der Buficherung einer Eigenfhaft oder aus 
fonftigen befonberen Verfprehungen des Vermieters entftehen. Zum Schadenserfag iſt der Er⸗ 
werber nur verpflichtet, wenn nad) dem Eigentumsmwecjel in feiner Berfon die Vorausſetzungen 
einer ſolchen Berpflihtung vorliegen; in eine früher entftandene Erſatzpflicht des Vermieters tritt 
er auch inſoweit nicht ein, ald der Schaden erſt nad dem Eigentumswechſel entſtanden tft 
(Rpr. 11 ©. 144; RO. in JW. 1905 ©. 288; a. W. Dertmann Erl. 3b und dort Bit.; ferner 
Hellwig ©. 427 Anm. 883). Someit er in bie Verpflichtungen eintritt, haftet er nicht nur mit 
dem Grundftüde, fondern mit feinem ganzen Vermögen. Gegen bie Geltendmachung von An⸗ 
fprüchen aus abänbernden Bereinbarungen, die dev Mieter dem Erwerber argliftig verſchwiegen 
bat, kann fi) der Erwerber durch eine Einrede nach Maßgabe der Vorfchriften über unerlaubte 
Handlungen ſchützen (im Ergebnis ebenfo Dernburg ©. 207; Crome 2 ©. 567 Anm. 4). 

d) Daraus, daß der Erwerber an Stelle des Bermieters in das Mietverhältnis eins 
tritt, folgt notwendig, daß ber Vermieter aus dem Mietverhältnis ausſcheidet (a. U. Hellmig 
S. 426 ff.; ihm zuftimmend Windſcheid⸗Kipp 2 ©. 684; gegen ihn befonders Romeid ©. 34fj.). 
Eine Haftung des Vermieters dem Mieter gegenüber bleibt nur noch nach Maßgabe des Abſ. 2 
fortbeftehen. 

Anders find die Fälle zu beurteilen, in denen der Erwerber, wie nad ZUG. 8 57 ber 
Erſteher in der Zwangsverſteigerung, nur unter der auflöfenden Bedingung ber Kündigung zum 
eriten zuläffigen Termin in das Mietverhältnis eintritt. Dann bfeibt die Haftung des Vers 
mieter8 aus dem Mietverhältnis im alle des Eintritts der Bedingung beftehen (RG. in JW. 
1906 ©. 302). 


8. Abſ. 2. Da der Erwerber an Stelle des Vermieters, wie in bie echte, jo in die 
Verpflichtungen eintritt, die nach dem Eigentumdübergang aus dem Mietverhältnts entftehen, fo 
kann der Mieter für die Zukunft Erfüllung nur von dem Erwerber verlangen. Zur Sicherung 
des Mieters gegen etwaige Bahlungsunfähigfeit des Erwerbers dient jedoch die im Abſ. 2 
beftimmte fortdauernde Haftung des Vermieters. 

a) Sag 1. Borausfegung der Haftung des Vermieters ift, da der Erwerber 
dem Mieter wegen Nichterfüllung feiner Verpflichtungen aus dem Mietverhältnifie zum Schabens: 
erfage verpflichtet ift (vgl. insbe. 8 538 Abi. 1). 

b) Satz 1. Die Haftung des Bermieters beftimmt ſich nad dem für die Blrg« 
ſchaft geltenden Vorſchriften des 3 768, des $ 770 Abſ. 2 und ber 88 774, 776; die Einrede 
der Vorausklage ($ 771) fteht dem Vermieter nicht zu. 

0) Sa 2. Der Bermieter kann, wenn ber Mieter nach dem Vertrag oder dem Geſetze 
(8 564 Abſ. 2) zur Kündigung berechtigt ift, fi von der Haftung befreien. Er bat zu 
diefem Zwecke dem Mieter den Übergang des Eigentums mitzuteilen; daß der Mieter auf andere 
Weiſe von dem Übergange Kenntnis erhält, genügt nicht. Kündigt der Mieter nad) bem Empfange 
der Mitteilung nicht für den erften zuläffigen Termin, jo wird der Vermieter von der Haftung 
befreit. Die Kündigung muß dem Erwerber gegenüber erklärt werben; denn biejer ift bereits 
mit dem Eigentumderwerb an die Stelle des Bermieterd getreten (a. A. Rönnberg, der ans 
nimmt, da fi) der Eintritt des Erwerbers erft mit der Nichttündigung bes Mieters zum eriten 
zuläffigen Termin vollziehe und daher grundſätzlich Kündigung bem Vermieter gegenüber fordert, 
baneben aber aud Kündigung dem Erwerber gegenüber für genügend hält). 
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Die Fafjung des Sag 2 läßt es zweifelhaft, ob der Vermieter von feiner Haftung nur für 
die Zulunft oder aud für bie Vergangenheit befreit werden foll (vgl. die beutlichere 
Faſſung des EG. Art. 171). Die zweite Kommiffion, auf beren Beihluß die fraglihe Vorſchrift 
berußt, hat das erftere beabfichtigt. Bei der Beratung war neben einem mit der jegigen Faffung 
im weſentlichen libereinftimmenden Antrage ber Antrag geftellt (P. II Bd. 2 ©. 143), folgender 
maßen zu fafjen: „Wenn jeboch der Mieter, nachdem er von dem Eigentumsübergang durch Mitteilung 
bes Vermieterd Kenntnis erlangt hat, das Mietverhältnis nicht zu dem erften Termine, zu welchem 
die Kündigung ftatthaft ft, Hindigt, fo wird der Vermieter von diefem Tage an von der Haftung 
frei“. Diefer Antrag wurde ber Rebaktionstommiffion überwiefen, weil es fi, ſoweit dadurch 
berborgehoben werben folle, „daß die Mithaftung nur in Anfehung derjenigen Schabenserjag- 
verbindlichfeiten wegfalle, welche fi) nad dem eriten Termine, zu welchem ber Mieter Hindigen 
konnte, ergeben”, nur um eine rebaftionelle Abweichung handele (a. a. D. S. 144). Beltimmt 
alfo follte werden, daß die Haftung des Vermieters ſich nicht auf die ganze Dauer bed Miet» 
verhältnifies erſtrecken, fondern für die Zukunft wegfallen folle, wenn ber Mieter das Miete 
verhältnis nicht zu dem erſten Termine kündige, zu welchem ex zu kündigen beredhtigt ſei. Für 
eine biefer Auffafiung entfprechenden Auslegung ber fraglichen Borfcrift dürften auch über- 
wiegende innere Gründe fprechen. Das Geſetz erblidt zwar in dem Unterlafien der Kündigung 
die Erklärung bes Einverftändniffes mit dem Eintritte des Erwerbers in die Stellung bes Ber 
mieters. Uber dieſes Einverftändnis darf doch nur auf die Zukunft bezogen, nicht als ein 
Verzicht auf bereitö begrfindete Anſprüche gegen ben Vermieter auögelegt werden. Das Bedenkliche 
einer ſolchen Auslegung tritt befonders ſcharf hervor, wenn man an Fälle dentt, in welchen der 
Mieter den Vermieter ſchon vor bem erften Termine, zu welchem die Kündigung zuläffig war, 
aus feiner Haftung in Anſpruch genommen und bdiefer den Anfpruch anerkannt und befriedigt 
Bat. Bezöge fi die fragliche Vorſchrift auch auf die Vergangenheit, jo müßte in einem Falle 
diefer Urt das Bezahlte wegen Wegfall des Grundes dem Vermieter wiedererjtattet werden. Da 
der Wortlaut zu einer Auslegung, die zu fo bebenflichen Ergebnifien führt, nicht nöligt, jo wird 
man bie fragliche Vorſchrift in demjenigen Sinne auszulegen haben, welchen fie nad) der Abficht 
der Kommiffion haben follte. 

d) Bor dem Zeitpuntt, in weldem die Befreiung bed Vermieterd nah Sap 2 Traft 
Geſetzes eintritt, kann fie nur duch Vertrag zwiſchen dem Erwerber und dem Mieter oder 
durch einen mit Zuftimmung de3 Mieters gefchlofjenen Vertrag zwiſchen dem Erwerber und dem 
Vermieter (Schuldübernahme 88 414, 415) herbeigeführt werben. 

4. Die Vorſchriften des 8 571 find, ebenfo wie die übrigen Vorſchriften zum Schutze des 
Mieters, nur ergänzende, nicht zwingende. Gie können dur Bereinbarung der Beteiligten 
ausgeichloffen oder geändert werden. Zu ben Beteiligten gehört felbitverftändfih, foweit es 
fih um die Rechte des Mieters Handelt, auch biefer. Iſt dem Vermieter für den Fall der Ver⸗ 
Äußerung ein Kundigungsrecht eingeräumt, ſo tritt je nach dem Inhalte der Vereinbarung der 
Erwerber unter Umftänden in dieſes Kündigungsrecht ein. 

5. Inriſtiſche Konftruktion des Gintrittö des Erwerbers in dad Mietsverhältnis. Über 
diefe bemerken bie P. II Bd. 2 ©. 139: Der Eintritt des Erwerber in die aktive und bie 
paffive Seite eined Schuldverhältniſſes kraft Gejeges bilde zwar eine Unomalie gegenüber bem 
Syſteme des Entwurfes; wolle man aber den Sag „Kauf bricht Miete nit” aufnehmen, fo 
müfje man fih jene Anomalie gefallen laſſen, da eine andere Konftruktion ber duch dem 
bezeichneten Satz berbeigeführten Rechtslage nicht möglich fei. Die Konftrultion lehne ſich über 
dies an den deutſchrechtlichen Gedanken an, nach welchem gewiſſe Rechte und Pflichten mit dem 
Eigentum an einem Grundftüde verbunden feien. Über die Konſtruktionsfrage fol Hier nur in 
Kürze folgendes bemerkt werden: 

a) Die Anfiht, dab nad dem BOB. das Recht des Mieters eines Grundftüds zum 
Gebrauch und bes Pächters eines Grundſtücks zum Fruchtgenuffe mit der Überlafiung des Grundftüds 
an ben Mieter oder Pächter, alfo mit der Befigeinräumung an fie, ein dinglihes werde (Eofad2 
©. 28ff., Fuchs bei Gruch. 46 ©. 566, 840, Kuhlenbed, von den Bandelten zum BGB. 2 
©. 306, Meißner Erl. 3 zu 8 574, Mitteis ©. 44ff., 61ff., 77) entbehrt jo ſehr jedes 
Anhalts im Gefee, daß fie ohne die Nachwirkung der Lehre des preuß. Allgemeinen Landrechts 
von der Berdinglihung bes perfönlichen Rechtes zur Sache durch Befigeinräumung ſchwerlich 
Vertreter gefunden haben wilrde. Ste iſt namentlid von Crome in Iherings Jahrb. 37 ©. 1ff. 
im weſentlichen zutzeffend widerlegt (ſ. and, Eccius bei Gruch. 46 ©. 572). Ein Mietverhältnits 
über ein Grundftüd bleibt auch nad} ber Überlaſſung an den Mieter ein Schuldverhältnig, das 
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ſich, falls nicht die Borausfegungen bes 5 571, bes 8 577 ober bes 8 578 eintreten, lediglich 
nad) den 88 535570 regelt, fo daß insbefondere gegen Störungen des Gebrauchs durd Dritte 
der Mieter nicht, wie bei dinglihen echten, durch einen dinglichen Anſpruch geſchützt wird, 
fondern — abgefehen von feinen etwaigen Anfprüchen aus dem Befig oder aus einer unerlaubten 
Handlung — nur buch feinen perfönlichen Anſpruch gegen den Vermieter. Und unter den 
Vorausfegungen ber 38 571, 577, 578 hat ber Mieter ebenfalls nur perſönliche Unfprüche gegen 
den Sonbernachfolger bes Bermieterd. Auch; die Rechtſprechung hat die Annahme eines dinglichen 
Rechtes des Grundſtücksmieters abgelehnt (NG. 24 ©. A 123; RE. in Rhein. Arch. 98 ©. 111, 
vgl. RG. 54 ©. 236). 


b) Auf eine gefeglihe Sondernadfolge ded Erwerbers in die Rechte und Pflichten 
des Bermieterd aus dem Mietverhältnifie laſſen fi die Vorſchriften der 88 571ff. gleichfalls 
nicht zurüdführen, wie namentlich bie 88 573ff. zeigen. Der z 571 läßt vielmehr die Rechte 
und Pflichten des Erwerber unmittelbar kraft Geſetzes felbftändig und unabhängig von ben 
Rechten und Pflichten des Veräußerers entitehen (KG. 59 ©. 187f.). 

©) In den früheren Auflagen dieſes Buches war die Auffaſſung Schollmeyers als im 
wejentlichen zutreffend gebilligt worden, nach welcher die Miete eined Grundſtücks mit der Über 
gabe an den Mieter die Umwandlung erfährt, daß bie Nechte und Pflichten des Vermieters von 
da an mit dem Eigentum am Grunbftüde verbunden find, dad Mietverhältnis alfo infor 
weit zu einem an einen Bufland gefnüpften Schulbverhältniffe wird. Auch diefe 
Auffaffung begegnet aber mit Rüdficht auf den pofitiven Gefegesinhalt erheblichen Bedenken. 
Einige von ihnen hat Schollmeyer jelbit in ber zweiten Auflage S. 75ff. ſtillſchweigend an= 
erfannt. Die Umwandlung des Mietverhältniffes auf der Bermieterfeite in eine mit dem Eigentume 
vernüpfte Buftandsobligation vollzieht ſich jedenfalls nicht nur mit ber Überlafjung bes Grunds 
ftüds an den Mieter, fondern nad) 8 578 ebenfo vor der Überlafiung dadurch, daß der Erwerber 
dem Vermieter gegenüber die Erfüllung ber fich aus dem Wietverhältnis ergebenden Verpflichtungen 
übernimmt. Aber auch im alle der Überlaffung des Grundſtücks an den Mieter tritt, wie 
Schollmeyer felbit zutreffend annimmt, die Umgeftaltung zu einer Zuſlandsobligation nicht ſchon 
mit der Überlafjung ein. Schollmeyer lehrt vielmehr jegt, daß Vorausſetzung biefer Umgeftaltung 
der Eintritt eines Eigentumswechſels während der Vertragszeit ſei. Wenn aber bis zu dem 
Eigentumswechſel die zweiſeitige Vermieterobligation noch nicht mit dem Eigentume verknüpft 
if, fo fann man den Eintritt des erſten Grundſtückserwerbers in jene Obligation offenbar nicht 
durh die Annahme jurijtich ertlären, ba der Erwerber mit dem Eigentumserwerb in ben= 
jenigen Buftand eingetreten jet, mit welchem die zweifeitige Wermieterobligation verknüpft fei. 
Die Theorie von der Zuftandsobligation verfagt alfo gerade für die Erflärung bes Eintritis bes 
erſten Grundſtuckserwerbers in die Vermieteritellung. Gegen fie ſpricht weiter, daß nicht jeder 
Erwerber des Grundftüds in die Vermieterftellung eintritt, ſondern nur derjenige, an welchen 
das Grundftüd vom Vermieter veräußert iſt (Exl. 1ey), daß ferner ebenfo, wie der Erwerber 
de3 Grundftids, nad 8 577 Saß 1 auch ein Dritter, der ein den vertragsmäßigen Gebrauch 
des Mieters ausſchließendes Recht an dem vermieteten Grundftiid erwirbt, in bie Vermieter⸗ 
#tellung eintritt, daß dagegen der Mieter gegenüber einem Dritten, welder nur ein feinen ver- 
tragsmäßigen Gebrauch beſchränkendes Recht an dem Grunbdftüd erwirbt, nad) 8 577 Sag 2 nur 
dur einen obligatorifhen Anſpruch auf Unterlafjung der beeinträchtigenden Rechtsausübung 
geihüßt wird. Auch die Auffafjung der Vermieterobligation als Buftandsobligation fteht jomit 
teils mit dem Inhalte des Geſetzes nicht im Einklange, teils reicht fie zur juriftiihen Erklärung 
dieſes Gefegesinhalts in feiner Geſamtheit niht aus (für jene Auffaſſung oder au) Brüdner ©. 6, 
Dernburg ©. 204, Endemann 1 ©. 1059 Anm. 35, Dertmann Erl. 3, dagegen Enneccerusi 
©. 647, Romeid €. 53ff.). 

4) Die Anfiht Romeids ©. 33ff., welder in den 88 571ff. die Nechtsfigur ber ab- 
geleiteten Schuld in voller Auögeftaltung findet, beruht auch zum Teil auf unrichtigen Auffafjungen 
bezüglic, bes Geſetzesinhalts (vgl. Exl. 1c, ea) und erfcheint außerdem zu defien Erklärung nicht 
geeignet, weil der Begriff der abgeleiteten Schuld felbit nicht Mar und beftimmt genug iſt. 


©) Man wird daher mit ber zweiten Kommiſſion anerfennen müflen, daß es ſich Bei den 
88 571 ff. infofern um eine Anomalie Handelt, als hier das Geſetz ausnahmsweiſe den Eintritt 
eines Dritten in ein gegenfeitiges Schuldverhältnis an Stelle einer der urfprünglichen Barteien 
zuläßt, und wird-daranf verzichten müfjen, ben Eintritt des Erwerber auf andere befannte 
Rechtserſcheinungen zurüdzuführen (ebenjo Enneccerus 1 ©. 647). 
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8. 572. Hat der Miether des veräußerten Grundſtücks dem Vermiether für 
die Erfüllung feiner Verpflichtungen Sicherheit geleiftet, fo tritt der Erwerber in 
die dadurch begründeten Rechte ein. Zur Rückgewähr der Sicherheit ift er nur 
verpflichtet, wenn fie ihm ausgehändigt wird oder wenn er dem Vermiether gegen- 
über die Verpflichtung zur Rüdgewähr übernimmt. 


g 5%. 
@.11 8 513 rev. 8 564; II 8 565. 8.1 32.2 6. 2601. 


v. Brünned, Wie geftalten fi die Rechte und Verpflihtungen aus der vom Mieter oder 
Pächter beftellten Sicherheit nach Veräußerung des vermieteten ober verpachteten Grundſtücks? 
Gruch. 47 ©. 288ff.; Haas, Die Eicherftellung durch Übereignung einer Geldfumme nad 
deutfchem bürg. R. 1899 ©. 59ff.; Niſſen, ein Beitrag zu 8 572 BGB., IW. 1904 ©. 545 ff. 

Der $ 572 ergänzt und verdeutlicht die Borfchrift des 8 571 in bezug auf die 
Nehte und Pflihten aus einer vom Mieter bewirkten Sticherheitsleiftung. Praktiſch 
iſt die Vorſchrift hauptfächlid in der Anwendung auf die Pacht von Wichtigkeit. 

1. Die Borausfegung des 8 572, daß der Mieter des veränßerten Grundftüds 
dem Vermieter für die Erfüllung feiner Verpflihtungen Sicherheit geleiftet hat, 
umfaßt ſowohl die Sicherheitsleiftung durch Hinterlegung oder durch Beſiellung einer Hypothek oder 
eines Pfandrechts ald auch die Sicherheitsieiftung durch Übertragung eines Rechtes (vgl. $ 223 
Abf. 2), indbefondere Übereignung einer Geldjumme, oder durch eine dem Vermieter gegen Ber- 
zinfungspflicht zur freien Verfügung übergebene Geldkaution (KG. 53 ©. 247, Gruch. 49 ©. 908; 
vgl. auch Ripr. 11 ©. 309). Je nad der Art der Eicherheitsleiftung geftalten fi die Rechte 
und Pflichten bes Erwerbers verſchieden (Über die Einzelheiten f. v. Brünned a. a. ©.). 

2. Sag 1. Die Vorſchrift wäre felbitverftändlih, wenn die Mechte des Vermieters kraft 
geſetzlicher Übertragung auf den Erwerber übergingen (vgl. 88 412, 401). Da dies nicht zutrifft 
(Erl. 2ba zu 8 571), fo tft der Satz ber Deutlihkeit wegen ausgeſprochen. Der Erwerber kann 
nad Sag 1 vom Vermieter Aushändigung der Sicherheit verlangen, ſoweit diefe nicht dem Ver— 
mieter wegen ihm verbleibender Forderungen an ben Mieter haftet (vgl. RE. 53 ©. 249). Die 
Anfiht v. Brünneds, daß der Erwerber nur dann, wenn der Mieter den Vermieter von der 
Nüdgemwährpflicht befreit oder wenn der Erwerber ihm für die Rückgewähr Sicherheit leiftet, die 
Aushändigung, fonft nur die Hinterlegung der Sicherheit verlangen könne, erſcheint mit der Bor- 
Schrift des Sa 1 nicht vereinbar. 

Die Art der Aushändigung der Eicherheit hängt von ber Art der Sicherheitsleiſtung ab 
(Bindiheid-Kipp2 ©. 685). Hat der Mieter zur Sicherheit ein Pfand beftellt, fo tritt nach 
Satz 1 ber Erwerber in das Pfandrecht ein. Auf die mit dem Pfandrechte verbundenen Ver— 
pflihtungen gegen den Mieter werben bie Vorjchriften bes 8 1251 Nbf. 2 entiprechend anzus 
wenben fein; ber Vermieter wird danach gemäß Sag 2 bafelbft für die Erfüllung der Ver— 
pfliägtungen des Erwerber wie ein Bürge Haften, ohne daß ihm die Ausnahme des Sag ? 
ebenda zuftatien kommt, da der auf ber freiwilligen Veräußerung des Grundftild® beruhenbe 
Eintritt des Erwerbers in die Rechte aus dem Mietverhältnifje nicht ben bort borausgefegten 
Fällen einer gefeglihen Übertragung oder einer auf gejeglicher Verpflichtung beruhenden Ab- 
tretung der pfandgeficherten Forderung gleichzuftellen fein dürfte (ebenfo Niſſen, a. N. 
v. Brünned). 

Außer dem Erwerber kann aber aud der Mieter nad der Veräußerung von bem 
Vermieter Aushändigung der Sicherheit an den Erwerber verlangen, foweit biefe 
nicht mehr bem Vermieter wegen ihm verbleibender Forderungen baftet (ebenfo Kohler 2 ©. 327; 
Mittelftein S. 281 und dort Ungef., vgl. NE. 53 ©. 251, wo bie Frage offen gelaflen ift). 
Diefer Anſpruch des Mieters folgt aus bem Vertrag über die Sicherheitsleiitung, da letztere bie 
Erfüllung ber Pflichten des Mieters fir die ganze Dauer des Miewerhältniſſes zu ſichern bezweckt 
und e8 daher nad; dem Eintritte bes Erwerbers in die Vermieterrehte dem Sinne bes Vertrags 
entfpricht, daß die Sicherheit nicht dem Wermieter verbleibt, fondern dem Erwerber aus— 
gehändigt wird. 

8. Sat 2 ſtellt einerfeits Mar, daß bie Verpflichtung des Vermieters zur Rückgewähr 
der Sicherheit nicht zz ben ſich aus dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen gehört, in 
welche der Erwerber nad 8 571 Abſ. 1 kraft Geſetzes eintritt. Dies folgt daraus, daß bie 
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Rüdgemwährpflicht nicht auf dem Mietvertrag als folhem, fondern auf dem die Sicherheit be= 
treffenden Nebenverirage beruht. 

Anderſeits beftimmt Sag 2 bie Vorausfegungen der Rüdgemwährpfliht bes 
Erwerbers. Dieje tritt ein: 


a) wenn die Sicherheit dem Erwerber ausgehändigt wird. Mit der Aus— 
händigung ber Sicherheit an ben Erwerber wird der Wermieter, da er zur Aushändigung nad) 
Sag 1 gezwungen werben kann, von der Bertragspfliht zur Rückgewähr frei (a. A. Niſſen). 
Auch eine fortdauernde bürgenähnliche Haftung des Vermieter nach 8 571 Abſ. 2 für die Er⸗ 
füllung der Rückgewährpflicht be3 Erwerbers befteht nicht, da biefe Pflicht nicht zu den fi aus 
bem Mietverhältnis ergebenden Berpflichtungen gehört, auf welche jene Vorſchrift ſich bezieht 
(ebenfo Riifen; a. U. Dertmann). Dagegen haflet der Vermieter nad) Erl. 2 gemäß 8 1251 
Abf. 2 wie ein Bürge. 

b) wenn der Erwerber dem Bermieter gegenüber die Verpflihtung zur 
Rüdgewähr übernimmt. Es Handelt fi Hierbei um eine Schuldübernahme durd Vertrag 
des Übernehmers mit dem Schuldner, für welche die Vorſchriften des 8 415 gelten. Die Bes 
freiung des Vermieters tritt danach erft mit der Genehmigung des Vertrags durch den Gläubiger, 
d. 5. den Mieter, ein; bis zur Genehmigung und nad) deren Verweigerung tft nur der Erwerber 
dem Bermieter gegenüber zur rechtzeitigen Befriedigung des Mieters verpflichtet (8 415 Abf. 1 
Sa 2, Abf. 3). Auch 8415 Abſ. 1 Sap 3 tft anwendbar (a. U. v. Brünned). 

Nicht ausgefhlofien ift duch Say 2 trotz des Wortes „nur“, daß der Erwerber durch 
Bertrag mit dem Mieter gemäß 8 414 die Rückgewährpflicht übernimmt. 

©) Bloße Kenntnis des Ermwerbers von der Siherheitsleiftung begründet für 
ihn feine Rückgewährpflicht. 

98 573-576. 

1. Die 89 573-575 ſchwächen ben aus 8 573 Abf. 1 Herzuleitenden Sap, daß 
die Mietzinsforderungen, bie nad dem Übergange des Eigentums auf den Erwerber ſällig 
merben, diejem zuftehen, teil® im Intereſſe des Vermieters, teils im Interefje des 
Mieters ab. 


a) Dem Vermieter wilrde die ſtrenge Durchführung jened Sapes die Möglichkeit nehmen, 
über nod nicht fällige Mietzinsforderungen mit Sicherheit im voraus zu verfügen; denn bie 
Verfügung würde, falls der Vermieter nachher, aber vor der Fälligkeit der Mietzinsforderung, das 
Grundftüd veräußert, dem Erwerber gegenüber unwirkſam fein. Da es jebod für ben Ver- 
mieter häufig eine wirtfhaftliche Notwendigfeit ift, über eine Mietzinsforderung, deren Fälligkeit 
nahe bevorfteht, zu verfügen, fo erfennt der 8 573 Sag 1 Vorausverfügungen des Vermieters 
über den Mietzins infoweit als wirkſam an, als fie fi) auf das zur Zeit bes Eigentumsüber- 
ganges laufende und das folgende Kalendervierteljahr beziehen. Eine ähnliche Vorſchrift enthält 
der 81124 Abf. 2. 

b) Die für den eingangs erwähnten Satz maßgebende Rüdficht auf ben Erwerber, melden 
nicht zugemutet werden kann, bie Vermieterpflichten ohne dad Entgelt des Mitzinjes zu über⸗ 
nehmen, füllt weg, foweit ber Erwerber bei dem Erwerbe weiß, daß ber Vermieter über Miet- 
zinsforderungen, die fonft dem Erwerber zuftehen würden, im voraus verfügt Hat. Die ihm 
betannten Voransverjiigungen muß daher ber Erwerber nad $ 573 Satz 2 unbefchräntt gegen 
fi gelten laſſen. 

©) Eines befonderen Schutzes bedarf der Mieter, der nad, dem Übergange des 
Eigentums auf ben Erwerber, aber in Unkenntnis von dem Übergang in Anfehung der 
nunmehr bem Erwerber zuftehenden Mietzinsforderung, mit dem Vermieter ein Rechisgeſchäft 
vornimmt, insbeſondere den Mietzins an den Vermieter entrichtet. Ein folches Rechtsgeſchäft 
iſt nah $ 574 infoweit wirkſam, als es ſich nicht auf den Mietzins für eine fpätere Zeit als 
das Kalendervierteljaht, in welchem ber Mieter von dem Gigentumsübergange Kenntnis erlangt, 
und das folgende Vierteljahr bezieht. Diefe Vorſchrift ermöglicht dem Mieter, folange er von 
einer Veräußerung des vermieteten Grundftüds nichts weiß, den Mietzins für das laufende und 
das folgende Kalendervierteljahr rechtswirlſam an den Vermieter zu entrichten oder mit biefem 
ein fonftiges Mechtögeihäft in Anfehung des Mietzinfes vorzunehmen. 

Der 5 574 beſchränkt den Schutz bes Mieter aber nicht auf Rechtsgeſchäfte, die zwiſchen 
ihm und dem Vermieter in Anſehung ber Mietzinsforderung nad dem Übergange bes 
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8. 573. Eine Verfügung, die der Vermiether vor dem Uebergange bes 
Eigenthums über den auf die Zeit der Berechtigung des Erwerber entfallenden 
Miethzins getroffen hat, ift infoweit wirkſam, als fie fi) auf den Miethzins für 
das zur Zeit des Ueberganges des Eigenthums laufende und das folgende Kalender⸗ 
vierteljaht bezieht. Eine Verfügung über den Miethzins für eine fpätere Zeit 
muß ber Erwerber gegen ich gelten laſſen, wenn er fie zur Zeit des Ueberganges 
des Eigenthums fennt. 


Eigentums auf den Erwerber vorgenommen werben, fondern erjtredt diefen Schuß auch auf 
NRechtsgefchäfte diefer Art, die vor dem Eigentumsübergange vorgenommen find. Maßgebend für 
diefe Gleichftelung war die Erwägung, dab der Verkehr eine verſchiedene Behandlung beider 
Fälle nicht verftehen würde (P. II 8b. 6 ©. 256). Auch folde vor dem Eigentumdübergange 
vorgenommenen Mechtögefchäfte find aljo dem Erwerber gegenüber infoweit wirtfam, als fie fi 
nit auf den Mietzins für eine fpätere Zeit als das vorbezeichnete Kalenderhalbjahr beziehen. 
Diefer Teil des Inhalts des 8 574 enthält, was die Entrichtung des Mitzinfes, mit anderen 
Borten bie Berfligung über die Mietzinsforderung dur Einziehung, betrifft, eine Erweiterung 
des 8 573 Sag 1 im Intereſſe des Mieters. Der noch weitergehende 8 573 Cap 2 bleibt da= 
neben anwendbar. 

d) Der 8 525 geftattet dem Mieter gegen bie Mietzinsforderung des Erwerber mit 
gewiffen Ausnahmen eine ihm gegen den Vermieter zuftehende Forderung aufzurechnen, ſoweit 
fi die exftere Forderung nicht auf den Mietzins fir eine fpätere Zeit als das Kalendewiertel⸗ 
jahr, in welchem der Mieter von dem Eigentumsübergange Kenntnis erlangt, und das folgende 
Vierteljahr bezieht. 

2. Der $ 576 enthält eine felbftändige Schutvorſchrift zugunften des Mieters, dem der 
Vermieter eine in Wirklichkeit nicht oder nicht wirffam erfolgte Eigentumeübertragung als erfolgt 
angezeigt und der mit dem als Erwerber bezeichneten Dritten in Unfehung der Mietzinsforderung 
ein Nectsgefhäft vorgenommen hat. 


4 573. 
€. 118 514 ren. 8 565; II 8 566. ©.IIB.2 €. 144 f. D. 6.639. 
1. Über das Verhältnis des 8573 zu 8571 Abſ. 1 und den Grundgebanfen ber beiden 
im $ 573 enthaltenen Borjcriften vgl. Vorbm. 1a. 


2. Seinem Wortlaute nad trifft der 3 573 nur ſolche Verfügungen, welde der Ber- 
mieter felbft über den auf bie Zeit der Berechtigung des Erwerbers entjallenden Mietzins, d. 5. 
die nad, dem Eigentumsübergange fälligen Mietzinsforderungen, getroffen hat. Solche können 
in ber Übertragung, der Belaftung und ber Aufhebung der Mietzinsforberung, fei e8 durch Erlaß« 
vertrag, fei es durch Einziehung des Mietzinfes, beftehen. 

Ob die Vorſchriften au auf Verfügungen über die Mietzinsforderung, bie im 
Wege ber Zwangspofiftredung gegen ben Vermieter erfolgt find, auszudehnen fet, 
iſt ſehr beftritten (daflix Rſpr. 3 ©. 358, 4 ©. 229, 7 ©. 24, 310, 469, 8 ©. 398, 10 ©. 170; 
DIE. 1903 ©. 576; Seuffl. 59 ©. 356; Kuhn IW. 1902 ©. 283; DIE. 1905 ©. 65; 
Lafrenz ZW. 1902 ©. 353; Wolff Grud. 48 ©.255; Erome2 ©. 568 Anm. 19; Fuld 
©. 222; Mittelftein ©. 282; Kober Erl. Il 20; Dertmann Erf. 2; dagegen Ripr.7 ©. 24; 
Recht 1903 ©. 550; Arnold Wohnungsmiete ©. 112; Brüdner ©. 152; Cohen DIZ. 1904 
S. 499; Reinhard Sächſ. Arch. 12 ©. 129; Goldmann-Lilienthal S.588; Zimmermann 
©. 31ff.). Nachdem aber mit dev Mehrzahl der Oberlandesgericite der IV. und der V. Senat 
des Reichsgerichts fich mit eingehender und fiberzeugender Begründung für bie Bejahung ber 
Frage entichieden haben (MG. 58 ©. 181, 59 ©. 177), kann die Streitfrage als für die Praris 
in diefem Sinne erledigt angefehen werden. Die beſondere Frage, ob auf die Beſchlagnahme 
der Mietzinsforderung in ber Biwangsverwaltung die Vorſchriften des 8 573 anwendbar find, 
wird von Flachs EB. f. 36.6 ©. 744 bejaht, von Lafrenz, ebenda 7 ©. 1, vemeint. Die 
leßtere Anſicht dürfte die richtige fein. 

3. Für die Anwendung des Ga 2 ift es gleichgültig, auf welche Weife der Er— 
werber von der Borausverfügung Kenntnis erlangt. Dem Mieter gibt die Vorſchrift die 
Möglichkeit, ſich durch rechtzeitige Benachrichtigung des Erwerber zu fügen. 
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$. 574. Ein Rechtgefchäft, das zwiſchen dem Miether und dem Bermiether 
in Anfehung der Miethzinsforderung vorgenommen wird, insbeſondere die Entrichtung 
des Miethzinfes, ift dem Erwerber gegenüber wirkſam, ſoweit es fich nicht auf 
den Miethzins für eine fpätere Zeit als das Salendervierteljahr, in welchem ber 
Miether von dem Uebergange des Eigenthums Kenntniß erlangt, und das folgende 
Vierteljahr bezieht. Ein Nechtögeichäft, das nach dem Uebergange des Eigenthums 
vorgenommen wird, ift jedoch unwirkſam, wenn ber Miether bei ber Vornahme 
des Rechtögefchäfts von dem Uebergange des Eigenthums Kenntniß hat. 


4. Daß Recht des Erwerberd, wegen der ihm gegenüber wirkſamen Worausverfligungen 
vom Bermieter Schadloshaltung zu verlangen, beftimmt fi nach dem zwifchen ihnen beitehenden 
obligatorifchen Verhältniſſe. 

8 574. 
@.11 8 515 ven. 8 565; II 5 567. P.II BB. 2 6. 144ff., 6 ©. 258 ff; D. ©. 640. 

1. Über die Bedentung ded 5 574 im allgemeinen, feinen zwiefachen Inhalt nud fein 
Berhältnts zu $ 573 ift auf die Vorbm. 10 zu verweifen. 


Der €. II 8 515 enthielt nur die erfte dort bezeichnete Borfchrift, melde dem 8 407 Abſ. 1 
entſprach. Die Einbeziehung der vor dem Eigentumsübergange vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
wurde fpäter im Anſchluß an den dem & 1158 zugrunde liegenden Beichluß für erforderlich ges 
alten (®. II Bd. 6 ©. 253ff.). J 

Beiſpielsweiſe iſt nach 8 574, falls fich der Eigentumsübergang am 29. September 1906 
vollzieht und der Mieter erfi am 10. Oktober 1906 von ihr Kenntnis erhält, eine Vorauszahlung 
des Mietzinfes an den Vermieter für die Zeit bis zum 31. März 1907 dem Erwerber gegenüber 
wirkſam ohne Unterſchied, ob fie am 28. September oder am 9. Dftober erfolgt iſi. 

2. Der Kreiß der Rechtsgeſchäfte, fir welhe ber 8 574 gilt, ift derfelbe wie im 8 407 
Abf. 1 (vgl. S.281f. Erl.1 zu 8407). Hat ber Mieter vor dem Eigentumswechſel 
den Mietzind gemäß dem Inhalte bes Mietvertrags füreinen Zeitraum entrichtet, 
der das tim 8 574 Gap 1 bezeichnete Kalenderhalbjahr überfchreitet, fo würde nad 
dem Wortlaute bes 8 574 Sa 1 bie Entrihtung des Mietzinfes nur bezliglich des Mietzinjes 
für die dort bezeichnete Beit dem Erwerber gegenüber wirkſam fein. Auch ericheint es auffällig, 
baß ber Erwerber nad) der entgegengejegten Anficht dann, wenn der Mietzind nad) dem Miet 
vertrage für die ganze Mietzeit voranszuzahlen ift, überhaupt feinen Mietzins erhalten würde. 
Indefien ergibt fi) die Unanwendbarteit des 8 574 Sag 1 auf ben bier fraglichen Fall aus dem 
in der Vorbm. 1c dargelegten Berhältnifie dieſer Borfchrift zum 8 571 Abf. 1; denn da in dem 
gedachten Falle die Mietzinsforberung ſich nicht erft nad) dem Eigentumswechſel aus dem Miet- 
verhältnis ergibt, fo fteht fie dem Erwerber ſchon nad) der Regel des 8 571 Abſ. 1 nicht zu, und 
es iſt daher für die Anwendung der jene Regel einfchräntenden Borfcrift des 8 574 Sag 1 kein 
Raum, wie denn auch ihre Unmwendung den mit ben 88 571ff. bezwedten Schutz des Mieters 
ſchwer beeinträdhtigen würde (wie bier Dertmann Erl. 1d und die dort Ungef.; a. A. auf 
Windſcheid-⸗Kipp 2 ©. 686). Entrichtet der Mieter dagegen den Mietzins erſt nad 
dem Eigentumswechſel an den Vermieter, fo ift er nur im den Grenzen bes 8 574 
gefhügt, auch wenn nad dem Vertrage der Mietzins für einen längeren als den im Gap 1 be 
zeichneten Zeitraum vorauszuentrichten ift. 

Die Kündigung des Mietverhältniffes ift fein „im Anfehung der Mietzindforberung“ 
vorgenommenes Rechtsgeſchäft; es ift auch nicht abzuſehen, wie fie gemäß 8 574 dem Erwerber 
gegenüber nur in Unfehung bes dort bezeichneten Mietzinfes wirkſam fein follte. Die Vorſchrift 
it daher auf fie überhaupt nicht anwendbar (a. X. Dertmann Erl. 2). And) eine entiprechende 
Anwendung des 3 407 Abf. 1 auf die Kündigung erfheint mit Rückſicht auf 8 574, der den 
Gebanten des 8 407 Abf. 1 nur in beſchränktem Umfange Hierher überträgt, nicht angängig 
(a. 9. Bimmermann ©. 49). ö 

3. Beweislaft. Bei Anwendung des Satz 1 Hat den Zeitpunkt, in welchem der Mieter 
von bem Eigentumsilbergange Kenntnis erlangt hat, nicht der Mieter, jondern ber Erwerber zu 
beweifen (vgl. 8b. III ©. 627 Erl. 3o zu $ 1158). Ebenfo ift nah Sag 2 dem Mieter zu bes 
weiſen, daß er bie Kenntnis bei Vornahme des Rechtsgeſchäſts gehabt hat. 
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8. 575. Soweit die Entrichtung des Miethzinfes an den Vermiether nach 
8. 574 dem Erwerber gegenüber wirkſam ift, kann der Miether gegen die Miethzins- 
forderung des Erwerberd eine ihm gegen den Vermiether zuftehende Forderung 
aufrechnen. Die Aufrechnung ift ausgefchloffen, wenn der Miether die Gegen- 
forderung erworben hat, nachdem er von dem Uebergange des Eigenthums Kenntniß 
erlangt hat, oder wenn die Gegenforderung erft nach der Erlangung der Kenntniß 
und fpäter als der Miethzins fällig geworden ift. 


4. Hat der Bermieter vor bem Eigentumsübergange no nicht fällige Mietzind- 
forderungen abgetreten, fo ift die Abtreiung nach Maßgabe des 8 573 dem Erwerber gegenfiber 
wirkſam. Darliber hinaus wird der Mieter, der mit dem neuen Gläubiger der Mietzinsforderung 
vor dem Eigentumsübergang oder nad diefem, aber in Unkenntnis davon in Anfehung ber 
abgetretenen Forderung ein Rechtsgeſchäft vornimmt, nad) Maßgabe des 8 574 dem Erwerber 
gegenüber geſchützt. 

Tritt der Vermieter nah dem Eigentumsübergang eine bem Erwerber zus 
ftehende Mietzinsfordberung einem Dritten ab, fo blürfte ber 8 408 entiprediend au— 
zumenben fein, da bie zweite Kommiſſion die Aufnahme einer entfpredhenden Vorſchrift an diejer 
Stelle nur wegen mangelnden prattiichen Bebürfnifjes abgelehnt Hat (B. II Bb.2 ©. 147). Der 
Erwerber des Grundftüds wird daher ein zwifchen dem Mieter und dem Dritten in Anfehung 
der abgetretenen Mietzinsforberung vorgenommenes Nechtögeichäft, fofern nicht der Mieter bei 
defien Vornahme ben Eigentumsübergang fannte, inſoweit gegen ſich gelten Iafien müſſen, als 
es fih nicht auf den Mietzins fir eine jpätere als die im $ 574 bezeichnete Zeit bezieht (ogl. 
Hellwig ©. 433). 

850. 
€. 11 8 516 res. 8 567; III 8 568. P. II BE. 2 ©. 144. D. 6.640. 

Der 9575 überträgt den Schug, melden der 8 406 dem Schuldner im Falle der Abtretung 
gewährt, in der dem 8 574 Gag 1 entſprechenden Beſchränkung auf den Mieter. 

1. Sag 1 ftellt die Negel auf, daß dem Mieter die Aufrechnung einer ihm gegen ben 
Vermieter zuftehenden Forderung gegen bie Mietzinsforberung des Erwerbers inſoweit geitattet 
it, als die Entrichtung des Mietzinſes an ben Vermieter nad) $ 574 dem Erwerber gegenüber 
wirffam ift. Letzteres iſt nach 8 574 infomweit der Fall, als es fi bei dem an ben Bermieter 
entrihteten Mietzins nit um ben Bing für eine fpätere Zeit als das Kalendervierteljahr, in 
welchem der Mieter von dem Eigentumsübergange Kenntnis erlangt, und das folgende Vierteljahr 
banbelt, und zwar macht es für die Wirkfamkeit der Entrihtung bes Mietzinfes nah 8 574 
feinen Unterfchied, ob die Entrihtung vor oder nad dem @igentumsübergang erfolgt. Die 
Berweifung auf $ 574 im 8 575 bezieht fich jedoch nur auf die Vorfchrift, die der $ 574 für 
den Fall enthält, daß der Mieter nad dem Eigentumsibergange den Mietzins an ben Ver— 
mieter entrichtet; denn der 8 575 regelt nur die Buläffigkeit der Aufrechnung gegen eine Miet- 
zinsforderung bes Erwerbers und ift daher nur auf eine nach dem Eigentumsübergang erfolgende 
Aufrechnung anwendbar. Satz 1 bedeutet alfo, daß ber Mieter nad) dem Eigentumsübergange 
gegen bie Mietzinsforderung des Erwerbers eine ihm gegen den Vermieter zuftehenbe Forderung 
infoweit aufrechnen kann, als ſich jene Forderung des Erwerberd nicht auf eine jpätere Zeit ala 
das vorbezeichnete Kalenderhalbjahr bezieht. Daraus, da der 8 575 auf den ganzen 8 574 
verweift, darf nicht geſchloſſen werben, daß auch ber 8 574 Satz 2 auf die Aufrehnung anwendbar, 
diefe alfo unwirkſam fei, wenn dev Mieter bei der Aufrehnung von dem Eigentumsübergange 
Kenntnis hat; denn der 8 575 betrifft gerade die Aufrechnung gegen die Mietzindforderung des 
Erwerber, ſeht alfo voraus, daß ber Mieter von dem Eigentumsühbergange bei ber Aufrechnung 
Kenntnis Hat (ebenfo Windſcheid-⸗Kipp 2 ©. 686, Mittelftein ©. 286 Anm. 51). 

Zur Aufrechnung gegen die gedachte Mietzindforderung des Erwerbers Tann der Mieter 
jede ihm gegen ben Vermieter zuftehende Gegenforberung verwenden, die nicht nad 
Sat 2 von ber Aufrechnung ausgeſchloſſen ift. Auf Gegenforberungen aus dem Mietverhältnifie 
darf die Vorſchrift nad) ihrem Wortlaut und ihrem Zwecke nicht beſchränkt werden (a. U. Fuld 
©. 215; wie bier Crome 2 S. 569; Mittelftein ©. 287; Kober Erl. 3; Derimann Erl. 2). 

2. Sag 2 beruht auf denfelben Gründen wie die entiprehenden Ausnahmen in 8 406 
(vgl. ©. 280 Erl. 2 zu 8 406). 
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$. 576. Beigt ber Vermiether dem Miether an, daß er das Eigenthum an 
dem vermietheten Grundſtück auf einen Dritten übertragen Habe, fo muß er in 
Anſehung der Miethzinsforderung die angezeigte Uebertragung dem Miether gegen- 
über gegen fich gelten Iaffen, auch wenn fie nicht erfolgt oder nicht wirkſam ift. 

Die Anzeige fann nur mit Zuftimmung besjenigen zurücdgenommen werden, 
welcher al3 ber neue Eigenthümer bezeichnet worden ift. 


8. 577. Wird das vermiethete Grundftüd nach der Ueberlaffung an den 
Miether von dem Vermiether mit dem Rechte eines Dritten belaftet, jo finden 
die Vorfchriften der 88. 571 bis 576 entfprechende Anwendung, wenn durch die 
Ausübung des Rechtes dem Miether der vertragsmäßige Gebrauch entzogen wird. 
Hat die Ausübung des Rechtes nur eine Beſchränkung des Mieters in dem vertragd- 
mäßigen Gebrauche zur Folge, fo ift der Dritte dem Miether gegenüber verpflichtet, 
Die Ausübung zu unterlaffen, foweit fie den vertragamäßigen Gebrauch beeinträchtigen 
würde. 


8 576. 
@.1 8 517 ven. 8 568; III 8 569. P.IIWE.2 144. D. &.640. RB. ©. 1970. 


1. Der $ 576 enthält, wie ſchon ©. 510 in der Vorbm. 2 hervorgehoben, eine felbftändige 
Schutzvorſchrift zugunften des Mieters. Sie fteht in einem gemifien Gegenfage zu 8 574. 
Während biefer ben Mieter für den Fall fügt, daß er ſich nad dem Eigentumsübergang in 
Unkenntnis der letzteren noch mit dem Vermieter bezliglich der dem Erwerber zujtehenden Miete 
‚zinsforderung in Rechtsgeſchäfte einläßt, ſchützt der 8 576 den Mieter für den Fall, daß er ſich 
auf die Anzeige des Vermieterd von einer Eigentumsübertragung, die in Wirklichkeit nicht oder 
nicht wirkſam erfolgt ift, mit dem al8 Erwerber bezeichneten Dritten bezüglih der noch dem 
Vermieter zuftehenden Mielzinsforberung in Rechtsgeſchäfte einläht. Die Vorſchrift ift tm Abſ. 1 
dem 8 409 Abſ. 1 Sag 2, im Abf. 2 dem 8409 Abf. 2 nachgebildet. Der 8409 Abſ. 1 Say 2 
ift wegen mangelnden praktiſchen Bebürfnifjes nicht Hierher übertragen. Wegen der Bedeutung 
des 8 576 kann auf bie Exl.1,2,4 zu 8409 (oben ©. 285ff.) verwiefen werben. Auch 8 576 
ſetzt die erfolgte Überlafjung des Grunbflüdd an den Mieter voraus, da nur unter diefer Voraus⸗ 
fegung die angezeigte Eigentumsübertvagung, wenn fie wirtfam wäre, den Eintritt des Erwerber 
in die Mietzinsforderung zur Folge haben würde. 

2. Es fragt fi, ob der Mieter auch durch den öffentlichen Glauben des Grundbuds 
geſchützt if, wenn er fi nach der Einiragung der Eigentumsübertragung in das Grundbuch mit 
dem al3 Erwerber Eingetragenen auf Nechtögeihäfte einläßt. In den B.II Bd. 2 ©. 147 ift 
angenommen, daß ber Mieter fowohl dann, wenn er an den eingetragenen Erwerber zahlt, als 
aud, wenn er mit ihm ein fich anf das Miewerhältnis beziehendes Nechtsgefchäft vornimmt, 
durch den €. I $ 838 (d. i. 8 893 BGB.) gefhügt ſei. Diefe Annahme eriheint jedoch nicht 
zutreffend. Unzweifelhaft ift ein auf das Miewerhältnis bezügliches Rechtsgeſchäft nicht ein 
zwiſchen dem eingetragenen Eigentümer und einem anderen in Unfehung des Eigentums vor 
genommene Rechtsgeſchäft im Sinne des 8 893. Ebenfowenig aber ift die Zahlung bed Miet» 
zinſes an ben eingetragenen Eigentümer eine auf Grund des Eigentums bewirkte Leijtung im 
Sinne derfelben Vorſchrift (vgl. Bd. III ©. 141f. Erl. 1a zu 8 893; Romeid ©. 76; a. U. bie 
frügeren Auflagen, Dertmann, Kober Exl. 2, Mittelfiein ©. 289, Bimmermann ©. 44). 


8 57. 
@.18 510; II 8 518 ven. 8 569; IM 8 570. ®.1 6. 2051, 2069ff., 3787, 118127.5 2. II ©. 380. 
9.1 88.2 €. 1591. 

Der 8 577 regelt den Schuß des Mieterd in dem Falle, dab das vermietete Grund: 
ſtück nad der Überlafjung an den Mieter von dem Bermieter mit dem Rechte 
eines Dritten belafler wird, nach der Art des Rechtes verfhieden. : 

1. Die allgemeine Borausfegung des z 577, daß das vermietete Grundſtück nad) der Über 
lafſung an den Mieter von dem Vermieter mit dem Rechte eines Dritten befaftet wird, weicht 
von ber Vorausfegung des $ 571 nur darin ab, dab dort eine Veräußerung, hier eine Belaftung 
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des Grundſtücks in Frage ſteht. Wit der ſich hieraus ergebenden Anderung trifft daher das in 
ber Erl. 1 zu 8 571 Bemerkte au bier zu. Im übrigen tft zwiſchen den beiben Süßen bes 
8 577 zu unterfcheiben. 

2. Eag 1. a) Die befondere Borandfegung diefer Borfchrift iſt, dab durch die Ausübung 
bes Rechtes bes Dritten dem Mieter der vertragsmäßige Gebraud entzogen wird oder 
genauer entzogen werben mwürbe. Diefe Vorausſeßung trifft, foviel die im BGB. felbft zus 
gelafjenen Rechte anlangt, bet einem Erbbaurecht (3 1012), einem Nießbrauch ($ 1030) oder einem 
Wohnnngsrechte (3 1093) zu. Die Hypothek, die Grundſchuld und die Mentenfhuld kommen 
bier nicht in Betracht, weil fie einer Ausiibung im Sinne des BGB. nicht fähig find und bei 
ihnen das Verhältnis des Berechtigten zum Mieter anderweit geregelt ift (88 1123Ff.). 

b) Eind die unter 1 und 2a bezeichneten Borausfegungen erfüllt, fo finden die 
Vorſchriften der 88 571—576 entfprehende Anwendung. 

a) Entfprehend $ 571 Abſ. 1 tritt der Erwerber bed Rechtes an Stelle des Vermieters 
in bie fi während der Dauer feines Rechte aud dem Mietverhälinis ergebenden Rechte und 
Berpflihtungen ein, d. 5. nach dem im Eingange ber Erl. 2 zu 8 571 Bemerkten: er tritt an 
Stelle bes Vermieters für die Dauer feines Rechtes in dad Mietverhältnis ein. 

Im einzelnen ftehen dem Erwerber bes Rechtes die Mietzinsforderungen 
au, foweit fie während der Dauer feines Rechtes fällig werden, ohne Unterjchied, ob er nad) dem 
Subalte des Rechtes auch zum Bezuge der Früchte des Grundſtücks berechtigt ift oder nicht, da 
der Mietzind das Entgelt fr die Verpflichtung des Erwerber darjtellt, ben Gebrauch des Mieters 
zu dulden (ebenfo Crome ©. 571 Anm. 40, Kober Erl. Ilia, Brüdner ©. 154 Anm. 2, jegt 
auch Dertmann Erl. 1aa; a. U. Mittelitein ©. 297, Bimmermann ©. 81). Die Frage, 
inwieweit bem Erwerber in feinem Verhältniffe zum Vermieter bie Mietzinfen gebühren, ift 
aud bier nach dem zwiſchen ihnen beftehenden obligatorifchen Werhältniffe zu enticheiden. 

Auch in betreff ber fonftigen Bermieterrechte (Erl. 2b 2 zu 8 571) tritt der Erwerber 
des Rechtes für defien Dauer an Stelle ded Vermieters in das Mietverhältnis ein. Er kann 
insbeſondere auch, wenn während der Dauer feines Rechtes die Vorausſetzungen eines vertrags- 
mäßigen oder gefeglichen Kündigungsrechts eingetreten find, diefes Hecht ausüben, aud das 
Mietverhältnis mit Wirkung für die Dauer feines Rechtes durch Vereinbarung ändern. Dagegen 
ergibt fi} aus der zeitlichen Beſchränkung bes Eintritt® des Erwerbers auf die Dauer feines 
Rechtes, daß der Erwerber eine das Mietverhältnis abändernbe oder aufhebende Vereinbarung 
nit mit Wirkung für die Zeit nach Beendigung feines Rechtes treffen kann (ebenſo Romeid 
©. 47ff. a. U. Schollmeyer ©. 82). Nach der Beendigung des Rechtes des Erwerbers triu 
wieder der Vermieter felbft in die Wermieterrechte ein. Während ber Dauer des Rechtes des 
Erwerbers Hat der Vermieter nur ein auffchiebend bedingte: Recht auf den Wiebereintritt in das 
Dietverhältnis; die Bedingung befteht in dem Erlöſchen des Rechtes bes Erwerbers vor Beendigung 
des Mietverhältnifies. Dagegen kann der Vermieter während der Dauer des Rechtes des Erwerbers 
nur auf Grund des zwifchen ihm und dem Erwerber befiehenden obligatoriihen Verhältniſſes 
von legterem Ausübung der Vermieterrechte oder Schadenserſatz verlangen; nicht dagegen ftehen 
ihm felbit die Bermieterrechte neben dem Erwerber zu (a. U. Dertmann 188, Kober Erl. II 
4b, Mittelftein ©. 297, Zimmermann ©. 81). Die gegenteilige Anſicht kann darauf, daß 
Sag 1 nur eine entipredhende Anwendung des 8 571 Abf. 1 anordnet, nicht geitüßt werden; 
denn nad ihr würde diefe Vorſchrift nur mit einer wefentlichen Abweichung Anwendung finden, 
die fih aus der Verfchtedenheit der Fälle und alfo daraus, daß die Anwendung nur eine ent- 
ſprechende ift, keineswegs von felbft ergibt. 

Ebenfo wie in die Vermieterrechte tritt der Erwerber auch in die Vermieterpflichten 
file die Dauer feines Rechtes an Stelle des Vermieters ein. 

A) Der 5571 Abſ. 2 nnd die 98 572—576 finden Anwendung, und zwar bis auf 8 572 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Eigentumsübertragung die Beitellung des Rechtes tritt 
(vgl. über bie Anwendung des 8 573 bei Nießbrauchbeſtellung Rſpr. 8 ©. 399). Die 88 57% 
Sag 1, 574, 575 dürften nad; Analogie des 8 1056 auch nad) ber Beendigung des Rechtes des 
Erwerbers entfprehend anzumenden fein (ebenfo' Hellwig ©. 435; a. W. Schollmeyer ©. 82). 

3. Sag 2. a) Die befondere Borausfegung dieſer Borfchrift, dab die Ausübung des 
Rechtes des Dritten nur eine Befhräntung des Mieterd in dem vertragsmäßigen 
Gebraude zur Folge Haben würde, trifft nad) dem BGB. in den Fällen ber Beſtellung einer 
Grunddienitbarfeit (8 1018) oder einer anderen bejchränften perjönlichen Dienftbarkeit ( 1090) 
als eines Wohnungsrechts zu. 
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8. 578. Hat vor der Ueberlaffung des vermietheten Grundftüds an ben 
Miether der Vermiether das Grundftüd an einen Dritten veräußert oder mit 
einem Rechte befaftet, durch deſſen Ausübung der vertragsmäßige Gebrauch dem 
Miether entzogen oder befchränft wird, jo gilt das Gleiche wie in den Fällen bes 
8. 571 Abſ. 1 und des 8. 577, wenn ber Erwerber dem Vermiether gegenüber 
die Erfüllung der fich aus dem Miethverhältniß ergebenden Verpflichtungen über- 
nommen bat. 


b) Unter der bezeichneten Vorausſetzung ſchutzt dad Geſetz ben Mieter dadurch, da es den 
Dritten verpflichtet, die Wusibung des Rechtes zu unterlafien, foweit fie den vertraggmäßigen 
Gebrauch des Mieters beeinträchtigen würde. Der Sag 2 gewährt dem Mieter hiermit einem 
perlönlicden Anſpruch gegen den Dritten und eine Einrebe gegen den dinglichen Anſpruch des 
Dritten (8 1004 Abf. 2, 8 1027, 8 1090 Ubf. 2). Infolge des hier gegebenen Anſpruchs gegen 
den Dritten kann der Mieter wegen des Rechtes des Dritten nicht die in 8 541 beftinimter 
Rechte gegen den Vermieter geltend machen (ebenjo Windiheid-Kipp 2 ©. 687; a. A. Hellwig 
©. 434). 

Der Dritte erlangt in diefem alle keinen Anſpruch gegen den Mieter auf die Mietzinfen, 
kann fid) vielmehr nur auf Grund feines Verhältnifies zum Vermieter an diefen halten. 


$ 578. 
@.18 512; II 8 519 veb. 8 570; III 8 571. 9.1 6. 2051, 20541., 2058, 2061, 2066 fl., 3560, 3787, 6195; 
MU 6.301. P. 180.2 6.1621. 

1. Bedentung im allgemeinen. Der $ 578 ergänzt ben Schup des Mieters für die Fälle, 
in denen das vermietete Grundftüd vor ber Überlaffung an den Mieter vom Vermieter ver- 
äußert oder belafter wird. Das BGB. geht davon ans, daß in dieſen fällen eine gefegliche 
Bindung des Erwerbers an den Mietvertrag zum Schupe bed Mieters nicht notwendig und mit 
NRüdfiht auf die Lage des Erwerbers nicht angängig ift, da das Veftehen des Mietverbältnifier, 
folange nicht die Überlafjung des Grundftüdd an den Mieter ftattgefunden bat, flir ben Erwerber 
gewöhnlich unerfennbar ift. Ein Schutz bes Mieter kann daher in biefem Falle nur durch 
Vertrag zwiſchen dem Vermieter und dem Erwerber geichaffen werden. In Ermangelung einer 
befonderen Vorſchrift wären die Beteiligten darauf angewiefen, bezüglich der Verpflichtungen aus 
dem Mietvertrag eine Schulbübernahme (88 415Ff.), deren Wirkfamteit von der Genehmigung 
des Mieters abhängig fein wiirde, ober eine Erfülllungsübernahme, fei es ber Regel des $ 329 
entſprechend ohne unmittelbare Berechtigung bed Mieters, ſei es mit folder Berechtigung. und 
bezüglich der Forderungen die Abtretung an den Erwerber zu vereinbaren. Statt deſſen Inüpft 
der $ 578 an die Erfüllungsübernahme des Erwerbers in den Fällen der Beräußerung ſowie der 
Belaftung des Grundftüds mit einem den vertragsmäßigen Gebrauch bes Mieters ausſchließenden 
Rechte bie in den 88 571—576 und im 8 577 Sag 1 beftimmten Wirkungen und im Falle der 
Belajtung mit einem den vertraggmäßigen Gebrauch, des Mieterd nur beſchränkenden Rechte bie 
im 8 577 Sag 2 beftimmte Rechtsfolge. Leptere geht über die regelmäßige Wirkung ber 
Erfülungsübernahme (8 329) nur infofern hinaus, als der Mieter danad einen unmittelbaren 
Anſpruch gegen den Erwerber bes Rechtes erwirbt. Dagegen hat in dem eritgenannten beiden 
Fällen die Erfüllungsübernahme des Erwerberd nur die Bebeutung einer Borausfegung für ben 
Eintritt einer pofitiven Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Mieter, Vermieter und Erwerber, 
welche die Parteien ohne die bejondere Vorſchrift des 8 578 durch Vertrag herbeizuführen nicht 
in der Lage fein würden. Der $ 578 enthält alfo infoweit nicht eine ergänzende Vorſchrift in 
dem Sinne, daß er etwas beitimmte, was die Parteien ohnedies beitimmen künnten. 

Die aus $ 578 Herzuleitende Regelung des NRehtsverhältniffes ift aber, 
ebenfo wie die in den 88 571ff. vorgefehene, feine zwingende, fondern unterliegt der Ab» 
änderung durch die Beteiligten. 

2. Im einzelnen enthält der 8 573 drei Beſtimmungen. 

a) Die erfte Beſtimmung geht dahin: Hat ber Vermieter das vermietete Grundſtück vor 
deſſen Überlafjung an den Mieter an einen Dritten veräußert und Hat der Erwerber ifm 
gegenüber bie Erfüllung ber fid) aus dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen übernommen, 
fo gilt das gleiche wie im Falle des 8 571 Abſ. 1. 
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a) Die Borausfegung dieſer Vorſchrift dedt fi mit der bes 8 571 infoweit, daß 
eine Veräußerung des vermieteten Grundftüds duch den Mieter erfolgt fein muß. Das in 
Erl. 18—c, e zu $ 571 Bemerkte trifft alſo auch bier zu. Dagegen wird daS weitere Er— 
fordernis des 8 571, daß die Veräußerung des Grundftid® nad der Überlafjung an den 
Mieter erfolgt, Hier dur das Erfordernis ber Erfüllungsübernahme erfegt. Wer aus 
ber bier fraglichen Vorſchrift Rechte herleitet, braucht ſomit nicht zu beweiſen, daß bie Veräußerung 
vor ber Überlafiung des Grundftüds an ben Mieter erfolgt ift; vielmehr liegt ihm nur ber 
Beweis ob, daß die Veräußerung und bie Erfüllungsübernahme erfolgt iſt. 

Die Erfüllungsübernahme bedarf keiner befonderen Form und braucht auch 
felbfiverftändfich nicht gerade mit ben Worten des Geſetzes erklärt zu fein. Notwendig ift nur 
eine Bereinbarung zwifchen dem Erwerber und dem Wermieter, durd die ber Erwerber dieſem 
gegenüber die Erfüllung der, d. h. aller, fi} aus dem Mietverhältnis fiir den Vermieter ergebenden 
Verpflichtungen übernimmt. Der Zuftimmung bes Mieters bedarf es nidt. 


Die Erfüllungsübernahme muß fpäteftens gleichzeitig mit der Veräußerung 
vereinbart fein. Dies folgt zwar nicht daraus, daß bie Erfüllungeiibernahme das Erfordernis 
der Überlaffung bes Grunbftäds erfegt (jo Mittelftein ©. 295); denn bamit ift nicht gefagt, 
daß fie auch in bezug anf ihr zeitliches Verhältnis zur Veräußerung ber Überlafiung gleichftehen, 
alfo der Veräußerung vorhergehen muß (jo mit Redt Zimmermann ©. 77). Ebenfowenig 
tft aus den Gebrauche bes Perfektums „wenn ber Erwerber — livernommen hat“ mit Sicherheit 
zu entnehmen, daß die Erfülungsübernahme wie die Veräußerung vor ber Überlafjung erfolgt 
fein müſſe (fo Dertmann Erl. 3); denn nad dem Wortlaute des Geſetzes ift bie eingangs 
bezeichnete Borausfegung auch dann erfült, wenn die Erfüllungsiibernahme nach der Veräußerung 
erfolgt ift. Dagegen folgt der Gier vertretene Sag daraus, daß der 8 578 an jene Vorausſetzung 
den Eintritt des Erwerber an Stelle de3 Vermieterd in die ſich während der Dauer feines 
Eigentums aus dem Mietverhältnis ergebenden Nechte und Verpflichtungen Inüpft, alfo offenbar 
davon ausgeht, dab ſich der Eintritt mit dem Eigentumsübergange vollzieht. Diefes Ergebnis 
erfheint auch fahgemäß. ES genügt dem Intereſſe des Wermieterd und bed Mieter an der 
Möglichteit wirtfamen Schuges des letzteren im Falle einer vor der Überlafjung des Grundſtücks 
erfolgenden Veräußerung und bewahrt den Mieter vor der Unfiherheit feiner Rechtslage, die 
eintreten würde, wenn noch nach der Veräußerung zwiſchen dem Vermieter und dem Erwerber 
die Erfülungsübernahme mit der Hier bejtimmten Wirkung vereinbart werben könnte (vgl. 
Bimmermann ©. 78, ber dieſe Rechtsunſicherheit zutreffend betont, defien eigene Anſicht aber 
im @efege feine Stüge hat). Iſt die Erfüllungsübernahme nicht bis zur Veräußerung erfolgt, 
fo verbleiben den Beteiligten zur Regelung ihres Rechtsverhältniſſes nur die in Erl. 1 erwähnten 
Mittel. 

4) Unter der vorftehend erörterten Borausfegung gilt das gleihe wie im Falle des 
8 571 Abſ. 1. Es gilt danach zunächſt die Borfcrift des 8 571 Abf. 1 ſelbſt. Der Erwerber 
tritt alfo an Stelle des Vermieter in die fih während ber Dauer feines Eigentums aus dem 
Mietverhältnis ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. ALS Bejonderheit ift hier nur hervor- 
äubeben, daß ber Erwerber in erfter Linie in die Verpflichtung zur Überlaffung des 
Grundftüds eintritt, der Mieter alſo einen unmittelbaren Anſpruch gegen ihn auf die Über 
laſſung erlangt. 

Weiter gelten, ebenſo wie im Falle des 8 571 Ubf. 1, auch hier der 8 571 Abf. 2 (DIZ. 
1903 ©. 276) und die 88 572-575. Zweifelhaft iſt, ob auch der $ 576 hier anwendbar ift. 
Es hanbelt fi bei ihm nicht um eine Vorſchrift, die „im alle des $ 571 Abi. 1“, d. h. im 
Falle der nad) ber Überlafjung rechtswirkſam erfolgten Veräußerung, gilt. Weiter follen nad 
8 578 gewiſſe Vorſchriften nicht nur entiprehende Anwendung finden, fondern fie follen ebenfo 
gelten wie im Falle des $ 571 Abf. 1. Unzmeifelhaft könnte aber bet 8 576 nur eine entſprechende 
Anwendung in Frage fommen; denn da hier die Veräußerung nur in Verbindung mit der 
Erfülungsübernafme den Erwerber in die Mietzindforderungen eintreten läßt, fo fönute ber 
8576 nur in der Weife anwendbar fein, daß neben der Anzeige von der Eigentumsübertragung 
als weitere Vorausfegung bie Erfüllungsübernahme oder die Unzeige, daß ſolche erfolgt jei, er- 
fordert würde. Die Anwendbarkeit des 8 576 dürfte hiernach zu verneinen fein. 

b) Die zweite im $ 578 enthaltene Vorſchrift lautet: Hat der Vermieter vor ber 
Überlafung des vermieleten Grundftüde an den Mieter das Grundftüd mit einem Rechte 
belaftet, durch deffen Ausübung der vertragsmäßige Gebrauch dem Mieter 
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$. 579. Wird daS vermiethete Grundftüd von dem Erwerber weiter ver- 
äußert oder belaftet, jo finden die Vorfchriften des $. 571 Ab. 1 und der 88. 572 
618 578 entjprechende Anwendung. Erfüllt der neue Erwerber die ſich aus dem 
Miethverhältniß ergebenden Verpflichtungen nicht, jo haftet der Vermiether dem 
Miether nach $. 571 Abf. 2. 


entzogen werben würde, und hat der Erwerber bem Vermieter gegenüber die Erfüllung der 
fi aud dem Mietverhältnis ergebenden Rechte übernommen, fo gilt das gleiche wie im Falle 
des 8 577 Sag 1. 

Bezüglich der Vorausſetzung dieſer Vorſchrift ift auf dad vorftehend unter a« 
und in Exl. 4, 2a zu 8 577 Gefagte zu vermweifen. (Erforderlich ift auch Gier die Übernahme 
aller Vermieterpflihten, aber nur fiir die Dauer des Rechtes. Der Inhalt ber Borfhrift 
gibt fi) aus Erl. 2b zu 8 577 und dem vorfiehend unter a8 Bemerkten. 

6) Die britte Vorſchrift, die der 5 578 enthält, unterfheibet fih von ber zu b 
behandelten dadurch, daß vorausgefegt ift bie Belaftung mit einem Rechte, dur deffen 
Ausübung ber vertragsmäßige Gebraud des Mieter befhräntt werden würde 
(vgl. Erl. 3a zu 8 577), und daß in diefem Falle das gleiche gilt wie im Falle des 8 577 
Satz 2 (vgl. Erl. 3b zu $ 577). Die Erfüllungsübernahme kann ſich nad der Natur der in 
Frage ftehenden Rechte nicht auf alle Verpflichtungen bes Vermieters, fondern nur auf die Ver— 
pflichtung beziehen, den Mieter nicht in feinem vertragsmäßigen Gebrauche zu ftören. 

8. Für die Miete beweglicher Sachen ift, abweichend vom E. J 8 512, ber fie mitumfaßte, 
im BGB. eine befondere Vorſchrift zum Schupe des Mieterd vor ber Überlafjung der Sache 
wicht getroffen. Es bewendet alfo bei ben in Erl. 1 angeführten allgemeinen Vorſchriften. 


8 509. 
@. 11.8 520 reb. 8 571; Il 4 572. 9.11 38.2 €. 174 

Koban, bie gefepliche Bürgichaft dev 88 571 umd 1251 des BGB., 1905. 

Der 5579 enthält Borfchriften für die Fälle der Weiterveräußerung ober der 
Belaftung des vermieteten Grundftüds durch den erften Erwerber, b. 5. benjenigen, 
an welchen das Grundftüd vom Vermieter veräußert worden if. Im einzelnen ergibt fi 
danad folgendes: 

1. Berängert der erfie Erwerber dag Grundſtück nad beffen Überlaffung an den 
Mieter weiter, jet es, daß die Überlaffung ſchon durch dem Bermieter oder erſt durch den erſten 
Erwerber erfolgt ift, fo findet zunächſt: 

a) der 8571 Abſ. 1 entiprechende Anwendung, d. 5. der neue, zweite Erwerber tritt, ebenſo 
wie ber erfte Erwerber, an Stelle des Bermieters in die ſich während der Dauer feined Eigen« 
tums aus bem Mietverbältnis ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. Die Anwendung bes 
8 571 Abſ. 1 ift alfo nur infofern feine unveränderte, fondern bloß eine entſprechende, als jene 
Vorſchrift, die ſich auf den eriten Erwerber bezieht, hier auf den zweiten Erwerber übertragen 
wird, nicht dagegen infofern, als bei diefer Übertragung etwa an die Stelle des dort erwähnten 
Vermieters ber erite Erwerber zu jegen wäre; denn ber erfte Erwerber ſcheidet nach 3 571 Abi. 1 
felbft, wie fi) aus ben Worten „während der Dauer feines Eigentums“ ergibt, mit der Weiter- 
veräußerung aus ber Vermieterſtellung aus, nimmt alfo in dem Zeitpuntt, in dem der zweite 
Erwerber Eigentlimer wirb, feine Stelle in dem Mietverhältnifie mehr ein, in welder der zweite 
Erwerber ihn erjegen könnte, vielmehr ift e8 die bis dahin vom erſten Erwerber eingenommene 
Stelle des Vermieters, in melde ber zweite Erwerber für die Dauer feined Eigentums eintritt. 

b) 8571 Abſ. 2 findet feine entfprehende Anwendung in dem Sinne, daß, wenn 
der zweite Erwerber die Bermieterpflihten nicht erfüllt, die dort beftimmte bürgenähnliche 
Haftung etwa den erften Erwerber träfe. Dies erhellt einmal mit volllommener Deutlichkeit 
aus dem Wortlante des 8 579, der im Sa 1 den 8571 Abſ. 2 nicht fiir entiprechend anwendbar 
ertlärt und außerdem im Sag 2 ausdrüdlich beftimmt, daß jene bürgenähnliche Haftung in bem 
bezeichneten Falle den Vermieter trifft. Es unterliegt ferner keinem Zweifel, daß die zweite 
Kommiffion, als fie den 8 579 befchloß, eine bürgenähnliche Haftung des erften Erwerbers nicht 
eintreten laſſen wollte. Dazu kommt, daß nach dem unter a Bemerkten auch bei ber ent— 
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fprehenden Anmwenbung des 8 571 Abf. 1, mit dem der Abſ. 2 aufs engſte zufammenbängt, der 
erſte Erwerber nicht bem Vermieter gleichzuftellen Hit. Schliehlich aber würde fich eine ſolche Haftung 
des erften Erwerbers auch fachlich nicht vechifertigen, da die Haftung fi als ein Rüdftand der 
Bertragspfliht de3 Vermieter darſtellt, während der neue Erwerber als folder kraft Geſetzes 
unfreiwillig die Bermieterpflichten überfommt. Die Anfiht Kobans, der den Vermieter und alle 
Erwerber des Grundftüds für den legten Erwerber gemäß 8 571 Abſ. 2 wie felbftihuldnerifche 
Bürgen und im Berhältniffe zueinander wie Nachbürgen haften lafjen will, erſcheint hiernach 
unbaltbar (vgl. aber auch Kohler 2 ©. 328). 

Nah 8579 Sag 2 Haftet Übrigens aud der Vermieter im Falle ber Pflihtverfäumnis 
des zweiten Erwerberd nur nad) 8 571 Mbf. 2, ift oder wird alfo auch von dieſer Haftung unter 
den Vorausfegungen des Sat 2 bafelbft frei. Die Befreiung des Vermieiers iſt aber für die 
Zeit bis zum erften dem Mieter zuftehenden Kündigungstermin und über dieſen hinaus fo lange 
ausgeichlofien, als die erfte Veräußerung dem Mieter nicht vom Vermieter mitgeteilt tft. Rad 
Empfang diefer Mitteilung muß der Mieter allerdings, um ſich die Haftung des Vermieters zu 
erhalten, zum erften zuläffigen Termine kündigen, und muß bei der Eutſchließung darüber, ob 
er zur Kündigung ſchreiten fol, auch die Möglichkeit berüdfichtigen, daß an Stelle des vielleicht 
zuverläſſigen erften Erwerber ein zweiter Erwerber treien kann, neben dem die Bürgenhaftung 
des Bermieter8 von wefentlicher Bedeutung fein würbe. Eine Unbilligteit gegen den Mieter ift 
in diefer Regelung und ihrer Folge, dab nad Wegfall der Haftung des Vermieters ihm nur noch 
der zweite Erwerber haftet, nicht zu finden. Auch Billigfeitögründe fprehen daher nicht für die 
Anfiht, daß nach Befreiung des Vermieters der erfie Erwerber entſprechend 8 571 Abſ. 2 dem 
Mieter Hafte (jo Fiſcher⸗Henle, Hellmig ©. 436, Meisner, Mittelftein ©. 291, Derts 
mann, Rönnberg Ar. f. bürg. R. 17 ©. 85, Windfheid-Kipp 2 5.686, Zimmermann 
©. 69; dagegen Erome 2 ©. 571, Dernburg ©. 211, Brüdner ©. 157 Anm. 1), abgefehen 
davon, daß auch dieſe Mittelmeinung im Geſetze keinen Anhalt Hat. 

Nur dann tritt eine Haftung bes erfien Erwerbers nad 8 571 Ubi. 2 ein, 
wenn er burd Vertrag die Bermieterpfliten übernommen Bat und dadurch felbft 
Vermieter im Sinne des Geſetzes geworden ift. 

©) Die Vorſchriften des $ 572 find von dem erften unmittelbar auf den zweiten Erwerber 
übertragbar. Für die Anwendung des Sag 2 genügt es zur Begründung ber Rüdgewährpflicht 
des zweiten Erwerbers, wenn er dem zur Rückgewähr verpflidgteten erſten Erwerber gegenüber 
die Rüdgewährpfliht übernimmt. 


d) Die 84 578—575 find mit der Maßgabe anwendbar, daß ftatt bes Vermieters der erfie - 


Erwerber, ftatt des Erwerbers ber zweite Erwerber und ftatt des Eigentumsüberganges auf den 
eriten ber auf den zweiten Erwerber zu fegen iſt. Gerade um bie entiprechende Anwendung 
dieſer Vorfchriften außer Zweifel zu ftellen, tft der $ 579 aufgenommen worden. 

©) Der 8576 ift auf die Anzeige des erften Erwerbers von einer Weiterveräußerung zu 
übertragen. 

f) Alles dies gilt aud von einer Weiterveränßerung durch den zweiten au einen 
dritten Erwerber ufw. hr 

2. Belaftet der erfie Erwerber dad Grundftäd nad deſſen Überlaſſung an den 
Mieter mit dem Rechte eined Dritten, fo finden: 

a) wenn duch die Ausübung bes Rechtes der vertragsmäßige Gebrauh dem 
Mieter entzogen werben würde, die Vorſchrift des $ 577 Gab 1 und nad biefer bie 
88 571—576 entiprechende Anwendung. Es gilt alſo finngemäk dasfelbe wie in dem unter 1 
behandelten Falle. Gleichzuftellen fein wird ber Fall ber Veräußerung eines vom Vermieter 
beftellten veräußerlichen Mechtes, 7. B. eines Erbbaurechts. 

b) wenn dur bie Ausübung bes Rechtes der vertragsmäßige Gebraud des 
Mieters nur befchränkt werben würde, die Vorfchrift bes 8577 Satz 2 entfprechende An« 
wenbung. 

3. Erfolgt die Weiterveränkerung oder Belafiung bed Grundſtücs durch den eriten Er⸗ 
werber vor der Überlaffung bes Grundflüds an den Mieter, war aber der erfte 
Erwerber nach 8 578 in die Bermieterpflichten eingetzeten, und übernimmt der zweite Erwerber 
des Grundftüds oder dev Erwerber de belaftenden Rechtes dem erften Erwerber gegenüber bie 
Erfüllung der Vermieterpflichten, fo finden, je nachdem es fid um Weiterveräußerung oder Be 
laftung handelt, die im $ 578 enthaltenen Vorſchriften (Erl. 2 zu 8 578) entfpredende Anwendung. 
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$. 580, Die Vorjchriften über die Miethe von Grundſtücken gelten auch 
für die Miethe von Wohnräumen und anderen Räumen. 


I. Pacht. 


% 580. 
€. 11 8 480 Abi. 2 res. 8 572; 1 8 573. P.11 Bo. 2 6.13. 

1. Entftehung. Der E. I enthielt beſondere Vorſchriften über die Miete von Grundftüden 
in ben 88 505 Abſ. 2 (= BB. 8 537 Abſ. 2 Say 2), 509—511 (entipr. 88 571ff.), 517 Sag 2 
(entfpr. 8 551 Wbf. 2), 521 (entipr. 88 559565), 522 Abi. 3—5, 7 (entipr. g 565 Abf. 1, 3), 
bagegen feine bem 8 580 entiprechende Vorſchrift. Bezüglich der 88 509ff. ſprachen aber die 
M. II ©. 386 die Anwendbarleit auf die Miete von Wohnungen, Speichern, Waren- und Meß—⸗ 
gewölben ıc. beſonders aus. Der & 580 ift hervorgegangen aus einem von ber zweiten Kom- 
milfion angenommenen Antrage, ber die Vorſchriften der 88 571ff. ausdrüdlich auf die Miete 
eines Teiles eines Grundfiüds ausdehnen mwollte (P. II Bd. 2 ©. 134). Den darin aus⸗ 
geiprochenen Gedanken brachte die Redaktionslommiſſion in der allgemeinen Faſſung des 8 580 
zum Ausdrucke. 

j 2. Die befonderen Borfäriften über bie Miete von Grundftüden beirefien die Haftung 
des Vermieters für eine zugeficherte beflimmte Größe (8 537 Abſ. 2 Sag 2), den Ausſchluß 
eines Burüdbehaltungsrechtd bes Mieterd (8 556 Abf. 2), das geſetzliche Pfandrecht des Vers 
mieterd (33 559ff.), daS gefegliche Künbigungsrecht wegen mangelnder Schriftform ($ 566) und 
den Schuß bes Mieterd im Falle der Veräußerung oder Belaftung (88 571ff.). 

Diefe Vorſchriften treffen unmittelbar nur den Fall, daß ein Grundftüd feinem ganzen 
rechtlichen Beſtande nah, alſo in feiner ganzen Ausdehnung und mit allen feinen Beftandteilen, 
Gegenfiand der Miete ift. Der 8 580 dehnt bie Vorſchriften aber auf bie Miete von Wohn» 
räumen und anderen Räumen aus. Darunter find nur Räume zu verfiegen, bie Teil 
eines Grundftäd find. Denn die fraglichen Vorſchriften find, wie unzweifelhaft auf bes 
wegliche Sachen, jo auch auf Räume, die Teile einer beweglichen Sache find, nicht anwendbar. 
Unter den 8 580 fallen alfo nit Räume in Schiffen (ebenfo Rſpr. 12 ©. 69, Seufff. 61 
©. 136, Dernburg S. 178, Endemann 1 ©. 1047 Unm. 37, ©. 1063 Anm. 54, Mittel« 
ftein ©. 11, Dertmann, Kober; a. A. Eofad 1 ©. 471, Erome 2 ©. 533, Siber, Das 
gefeglihe Pfandrecht des Vermieters ©. 8) oder in Gebäuden, die nach $ 95 nicht Beſtandteil 
eined Grundftüds find. Dagegen fallen unter $ 580 außer Wohnräumen Geſchäfts-, Lager, 
Speiherräume ꝛc., fofern fie Teil eined Grundflüds find, ferner Stahllammern (ebenſo Brüdner 
©. 14, Wilugti DIB. 1900 ©. 29). 


IL Pacht. 88 581-597. 

Kuhlenbed, Die Rechtſprechung des RG. über den Pachtvertrag ZW. 1902 ©. 553; 
Schuhmacher, Das landwiriſchafiliche Pachtrecht 1901; Wallis, Vom Pachten und Verpachten 
nad Einführung bes BGB. 1900. 

1. Inhaltsüberſicht. Der 8 581 bezeichnet in Abſ. 1 die wefentlichen gegenfeitigen Bers 
pflihtungen aus dem Padhtvertrag und erllärt in Abſ. 2 die Vorſchriften Über die Miete auf die 
Pacht für entfprechend anwendbar, vorbehaltlich der nachfolgenden befonderen Beftimmungen. 
Bon letzteren betrefien die meiften nur die Pacht beitimmter Gegenftände. An der Spipe ſtehen 
Vorſchriften über die Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks, und zwar über die 
Verpflichtung des Päcters zu Ausbeſſerungen ($ 582), fein Recht zur Vornahme von Änderungen 
(8 583), bie Fälligkeit des Pachtzinſes (8 584) und das Pfandrecht des Verpuchters (& 585). 
Es folgen Vorſchriften über die Pacht eines Grunbftüds famt Inventar (88 586590), 
die Rüdgewähr eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks (88 591, 592) und eines Land- 
gute (88 593, 594), die gefeglihe Kündigungsfeift bei der Pacht eined Grundſtücks oder 
eines Rechtes (3 595). Allgemeiner Ratur find nur die Borfchriften über das außerordentliche 
Kündigungsrecht wegen Verweigerung ber Erlaubnis zur Unterverpadhtung und wegen Tobes 
oder Berfegung des Pächters (8 596) ſowie über die Entſchädigung des Verpächters wegen Bors 
enthaltung des gepadteien Gegenftandes durch den Pächter (8 597). 

2. Über die fog. Biehverſtellung (Viehpacht, Leihviehvertrag) find gefeplihe Beitimmungen 
weber in da8 BGB. aufgenommen noch der Landesgeſetzgebung vorbehalten (M. II S. 441ff.; 
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$. 581. Durch den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtet, dem Pächter 
den Gebrauch des verpachteten Gegenftanbes und den Genuß der Früchte, Toweit 
fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthichaft als Ertrag anzufehen find, 
während der Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter ift verpflichtet, dem Berpächter 
den vereinbarten Pachtzins zu entrichten. 

Auf die Pacht finden, joweit fich nicht aus den 88. 582 bis 597 ein Anderes 
ergiebt, die Vorjchriften über die Miethe entiprechende Anwendung. 


P. II 8. 2 ©. 268f.). Die Regelung ift ausſchließlich der Parteivereinbarung und dem bei 
deren Auslegung zu berüdfichtigenben örtlichen Hertommen überlafien, weil die Verſchiedenartigkeit 
dex unter jener Bezeichnung zufammengefaßten Verträge, durch bie einzelne Nutz⸗ ober Haustiere 
oder ganze Herden einem anderen gegen Entgelt zur Unterbringung, Wartung, Fütlerung ober 
auch Nugung übergeben werben, eine einheitliche geiegliche Normierung ausſchließt. 

Auch über den Eifernvichsertrag find Beſtimmungen nicht aufgenommen. Sal. aber 
Erl. 2 zu 8 587. 

8. Vgl. die Vorbm. zu dieſem Titel oben ©. 445. 


8 581. 
@.1 98 531, 532; 11 8 521 —— 111 8 574. vn ©. 21611, 6136; M. II 6. 21. 
92.1 82.2 E. 232. RB. 6. 1971. 


Abſ. 1 beſtimmt -den Gegenftand des Pachwertrags und bie weſentlichen Verpflichtungen 
aus ihm (Ext. 1—5), Abſ. 2 die entiprechende Anwendung der Borfchriften über die Miete auf 
die Pacht (Erl. 6). 

1. Gegenftand des Pachtvertrags können Sachen und Rechte fein, bie natürliche ober 
juriſtiſche Früchte gewähren. Namentlich kommen alſo in Betracht: 

a) Saden, die Erzeugnifie Hervorbringen odberihrer Beftimmung gemäß eine 
fonftige Ausbeute gewähren (8 99 Abf. 1), wie Tiere, Landgüter und einzelne landwirt⸗ 
ſchaftliche Grundftüde, Sand-, Lehm-, Kies-, Ton, Mergelgruben, Steinbrücde, Torfmoore, 
Seen bezüglich der Rohrnutzung (KG. 56 ©. 83); 

b) Rechte, die ihrer Beftimmung gemäß natürlide Erträge liefern (5 99 
Abf. 2), wie das Bergwerkdeigentum, das Recht zur Gewinnung nicht dem Bergrecht unterliegender 
Mineralten (vgl. Sehling, Rechtsverhältniſſe an den ber Verfügung bes Grundeigentümers nicht 
entzogenen Mineralien 1904 ©. 111ff. 113ff., 126ff., 136f.; über Kalifalzgewinnungsverträge 
KG. 27 S. B 6), ferner ausſchließliche Aneignungsrechte in bezug auf herrenloſe Sachen, ins⸗ 
befondere da8 Jagdrecht (vgl. über Jagdpacht $ 835 Abſ. 2 Sag 2, EG. Art. 71 Nr. 6 Erl. 6, 
ge Didel, Das bürgerliche Recht für Forſtmänner 1900 $ 135), das Fiſchereirecht (Seuff A. 60 

©. 436); 

ec) Saden und Rechte, bie vermöge eines Rehtsverhältniffes Erträge ges 
währen (8 99 Abf. 3), fei es für ſich allein, wie Urheber und Patentrechte, fei es in der 
Verbindung mit anderen Sachen oder Rechten, insbeſondere Inbegriffe von Sachen und Rechten, 
wie ein Handelögefchäft (vgl. HGB. 8 22 Abf. 2), ein gewerblicher Betrieb (vgl. $ 1822 Nr. 4; 
Seuffei. 56 ©. 307). 

Daß die Ausübung bed Rechtes zur Gewinnung von Früchten eine Subftanzverminderung 
zue Folge bat, feht der Annahme eines Pachtvertrags nicht entgegen, fo bei ber Ausbentung 
eines Tonlagers zur Biegelfabrifation (RG. 27 ©. 279), bei ber Entnahme von Sand und Kies 
in unbegrenzter Menge (RE. 37 ©. 92), bei ber Ausübung einer Kohlenabbaugerentigteit 
(I®. 1901 ©. 266). 

Bei Verträgen über die entgeliliche Überlaffung künftiger Früchte Liegt aber unter Umftänden 
nicht Pacht, fondern Kauf vor. Für die Unterjheidung iſt die von den Parteien gewählte 
Bezeichnung nicht immer ausfhlagend. So bei der fog. Milhpadt (Staub 8 1 Anm. 35, 
Dickel, Bürg. R. f. Forftmänner ©. 253). Enticheidend ift vielmehr, ob demjenigen, welcher 
bie Früchte gewinnen fol, auch bie dazu erforderlihe Tätigkeit zufallen und ber frucht⸗ 
tragende Gegenitand zu dieſem Zwecke überlafien werden ſoll (fo auf Gofad 1 ©. 471, Ende- 
mann 1 ©. 1072 Anm. 5 bezüglich) des Unterſchieds zwiſchen Kauf einer Ernte und Pacht) und 
ob das vereinbarte Entgelt von dem Umfange ber gewonnenen Erträge unabhängig iſt (ngl. 
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RG. 6 ©. 7, Staub 8 1 Anm. 36, Dertmann Erl. 5b; f auch oben ©. 331 Exil. 3 
zu 8 433 

2 EM wefentliche Unterfgeibungsmertmal wijſchen Baht und Miete liegt in der Ver⸗ 
pflihtung des Werpächters, dem Pächter den Fruchtgenuß zu gewähren. Wuch bier ift nicht die 
Ausdrudsweiſe ausſchlaggebend, fondern der Inhalt der Dhfugnife unb ber Hauptzwed (Dern⸗ 
burg ©. 178, Fuld ©. 16). 

a) Iſt nad einem Vertrag ein Grundftüd nur zum Bebraud, ein anderes 
zugleih zum Fruchtgenuſſe zu überlaffen, fo Hängt die Entſcheidung, ob Miete oder 
Pacht vorliegt, davon ab, welcher Begenitand ſich im Sinne des Vertrags als Hauptfache dar» 
ftellt; inbefien können, ungeachtet biefer Entſcheidung, im einzelnen auch bie für das andere Ber: 
Hältnis maßgebenden Vorfchriften zur Anwendung gelangen. Ebenſo liegt e8 bei Verträgen, 
die teils Sachen, teild Rechte zum Gegenftande haben (Ripr. 4 ©. 44). 

b) Bei Saden, bie nur durch Eingehung von Rehtsverhältniffen Erträge 
(Redtsfräcnte) gewähren, wie Gebäuden, und bie nad dem Vertrage zu bem Zwede über: 
lafien werben follen, damit ber andere Teil fie zur Gewinnung folder Früchte verwende, tft nur 
dann Pacht anzunehmen, wenn fie ſchon von dem Überlafienden mit den für diejen Zweck, 
3.8. zum Betriebe eines Hotels, einer Penſion, einer Reſtauration, erforderlichen Einrichtungen 
verjehen und von ihm In dem zur Fruchtgewinnung geeigneten Buftande zu erhalten find (ebenfo 
Mittelftein ©. 17, Arnold, Wohnungemiete ©. 12, Brüdner ©. 9 Anm. 2, Dertmann 
Erl. 5a). 

Beſteht der Hauptzwed eines Vertrags nicht darin, daß die von dem einen Teil dem 
anderen Teile überlafjiene Sache dem lepteren zur Gewinnung von Erträgen dient, fondern darin, 
daß der andere Teil im Intereſſe des Überlafienden Dienfte leiftet, bie ihm nebenher eine Ein- 
nahme verſchaffen, jo liegt weder Miete nod Pacht, fondern ein Dienftvertrag vor, fo, wenn 
der Pächter der Reſtaurationsräume eines Viehhofs bie Bewirtfhaftung einer Kantine oder wenn 
jemand die Beforgung ber Toiletten gegen Bezug ber Trinkgelder übernimmt (Seuffü. 57 ©. 392, 
60 ©. 140, Rſpr. 10 ©. 171). 

3. Abſ. 1 Engl. 

a) Die Verpflichtung bes Verpächters zur Gewährung des Gebrauchs iſt von 
der des Vermieters nicht grundſätzlich verſchieden. Sie beſchränkt ſich namentlich nicht auf den 
zum Fruchtgenuß erforderlichen Gebrauch. Bgl. ©. 448 Erl. 5 zu & 535. 

b) Inwieweit ber Pächter zum Genuffe der Früchte berechtigt iſt, beftimmt ſich 
zunächſt nad dem Vertrage. Mangels einer befonderen Beſtimmung erjtredt fi) das Recht bes 
Pãchters nicht auf alle Früchte im Sinne des 8 99 (Bd. I ©. 173 Erl. 1, 2 dazu), Aus—⸗ 
geſchloſſen find nad) bem von ber Reichstagskommiſſion beſchloſſenen Zwiſchenſatze „ſoweit — 
anzufehen find” diejenigen Erzeugnifie und Beftandteile, welche nach den Regeln einer orduungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft nicht als Ertrag anzufehen find, z. B. bei einem Walde das wegen Wind⸗ 
bruchs im Übermaße gefälte Holz. 

Die Verpflihtung des Verpächters zur Gewährung bed Fruchtgenuſſes beftimmt ſich 
bezüglid ber Erzeugniffe und Beftandteile einer Sache näher bahin, daß ber Ver⸗ 
päcter dem Pächter während der Pachtzeit die Aneignung zu geftatten bat. Aus biefer Ver: 
pflihtung des Verpächters ergibt fi für den Pächter ein für die Dauer des Pachtverhältnifies 
unentziehbared Recht, das Eigentum an folhen Früchten gemäß & 956 durch Trennung oder 
Vefigergreifung zu erwerben (vgl. das Nähere in Bb. III ©. 263 Erl. 2 zu 8 956). 

In betreff der bürgerlichen Früchte des verpachteten Gegenſtandes im Sinne bes 
899 Abſ. 3 geht bie Verpflichtung des Verpächters dahin, dem Pächter deren Genuß zu geftatten 
und zu ermöglichen. 

4. Abſ. 1 Sat 2. Bezüglich des Pachtzinſes gilt das in ber Erl. 3, 6a zu 8 535 
über den Mietzins Bemerkte. Der Pachtzins Tann danach auch in einer Quote der Früchte des 
Pachtgegenſtandes beftehen. Doc ift im Einzelfalle zu prüfen, ob ein Pachtverhältnis dieſer Axt, 
fog. Teilpacht (eolonia partiaria), oder eine Geſellſchaft (8 705) oder auch ein Quotallohn⸗ 
vertrag vorliegt (vgl. darüber Erome, Die partiarif—hen Rechtsgeſchäfte S. 37 ff., 54ff., über die 
Teilpacht im einzelnen ©. 65ff., insbeſ. über die Fruchtziehungspflict des Pächters und das 
Auffihtsrecht bes Berpächters S. 93ff.). 

Bezüglich der Verpflichtung des Pächters, den Pachtgegenſtand in Gebraud 
und Benugung zu nehmen, gilt dad in Erl. 6b zu 8 535 Bemerkte entſprechend (f. auch 
Ext. 2 zu 8 591). Ebenfo trifft das in Erl. 60 bafelbft Gefagte auf die Verpflichtung des 
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Pächters, bei dem Gebrauch und bem Fruchtgenuſſe die vertragsmäßigen Grenzen 
einzuhalten, finngemäß zu (f. au Erf. 1 zu $ 583). Über die Verpflichtung des Jagd⸗— 
päcterS zur Beobachtung ber Jagbregeln |. Kuhlenbed J8. 1902 ©. 554. 

5. Für den Abſchluß eines Pachtvertrags durch den Inhaber der elterlichen Gewalt oder 
den Bormund gilt das ©. 449 Erl. 7a zu 8 535 Bemerkte. Der Bormunb bebarf außerdem 
ſtets der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu einem Pachtvertrag über ein Landgut oder 
einen gewerblichen Betrieb (8 1822 Nr. 4, 8 1902 Abf. 2 Sap 2). 

Der Grundfag der Bertragäfreiheit gilt auch für den Pachtvertrag (S. 450 Erl. 8). Für 
die landwirtſchaftliche Pacht f. die Vertragsentwürfe und bie allgemeinen Bedingungen für die 
— ber preußiſchen Domänen bei Schuhmacher ©. 127ff., 166ff. 

6. Abſ. 2. 

8) Bon ben Vorſchriften Über bie Miete erfahren folgende durch die 88 582 
618 597 Änderungen und Ergänzungen: $ 536 durch $ 582 unb 8 586, & 549 Abf. 1 
durch 8 596 Abf. 1, & 551 Abſ. 2 duch 8 584, 8 556 Abſ. 1 durch die 88 591—594, 4 557 
durch 3 597, 94 569, 563 durch 8 585, 8565 durch 8 595, 88 569, 570 durch 8596 Mbf. 2,3 
di. die Erl. zu den 88 5R2FL.). 

b) In betreff der entfprehenden Anwenbung ber übrigen Vorſchriften ifi zu 
bemerten: 

a) Die Vorausfegung der entfprehenden Anwendung bes z 541, dab dem Pächter der 
vertragsmäßige Yruchtgenuß durch das Recht eines Dritten entzogen wird, liegt ſchon dann vor, 
wenn ber Pächter erfährt, dab ber Verpächter zur Geitattung ber Uneignung der Früchte nich: 
berechtigt war, da die Erlangung biefer Kenntnis den Eigentumserwerb an den Früchten für ihn 
ausſchließt (Kohler 2 ©. 263). 

4) Der z 544 ift auf die Pacht dann entfprechend anwendbar, wenn beren Gegenftand 
lediglich Räume der dort bezeichneten Urt bilden (f. oben Erl. 2b). Wenn dagegen ſolche Räume 
bei der Pacht eines anderen Gegenſtandes, z. B. eined landwirtſchaftlichen Grundftüds, nur mit⸗ 
verpachtet find, dilrfte eine entfprehende Anwendung des 8 544 ausgeſchloſſen fein, da ſich die 
Zuläffigfeit der Kündigung nad) den für den Hauptgegenftand des Vertrags maßgebenden Bor- 
ſchriften richten muß (a. U. Dernburg ©. 184, Shubmader ©. 15). 

y) Der $ 566 findet auch auf die Pacht folder Rechte Anwendung, für welche die ſich auf 
Grundftüde beztehenden Vorfchriften gelten, nicht dagegen auf die Pacht fonftiger Rechte, ins⸗ 
befondere Jagdpachtverträge (RE. 51 ©. 279, Nitter im Recht 1901 ©. 229, Dertmann 
©. 551 Borbm. 4; a. U. Rſpr. 4 ©. 44, Böhm im Recht 1901 ©. 142, Kohler 2 ©. 316, 
Didel, Bürg. R. f. Forſtmänner ©. 517). 

8) Der $ 568 fegt zu feiner entfprechenden Anwendung voraus, daß ber Pächter nad) dem 
Ablaufe der Mietzeit nicht mur den Gebrauch des Pachtgegenſtandes fortfegt, 3. B. bei der Pacht 
eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks tm der dazu gehörenden Wohnung wohnen bleibt, fondern 
daß er aud ben Willen betätigt, den Pachtgegenſtand weiter zum Fruchtgenuſſe zu benugen 
(M. II ©. 431). Vgl. au) Reuter in DIE. 1900 ©. 478. 

⸗) Der $ 580 ift gleichfalls auf die Pacht von Räumen in Grundftüden anwendbar (abw. 
die frügeren Auflagen). 

&) Die fonftigen Vorfehriiten finden mit ben Änderungen Anwendung, bie fid) aus der 
Übertragung auf die Pacht von felbft ergeben. 

6) Recht des Pähters auf Zinsuachlaß. Der Pächter wird von ber Entrihtung des Pacht- 
zinſes kraft Geſetzes nur nach Maßgabe des 8 323 Abſ. 1 ($ 325 Abf. 1 Sag 3) und des $ 537 
(8 541) befreit, wenn und folange der Verpächter feine Verpflichtung, den verpachteten Gegenftand 
in einem zum Fruchtgenuſſe geeigneten Zuftande zu gewähren, nicht erfüllt. Dagegen gibt das 
BGB. dem Pächter wegen eines Bufalls, welcher die Früchte oder deren Entftehung trifft, kein 
geſetzliches Net auf Zinsnachlaß (E. I 8 534; B.I ©. 2174f.; M. II ©. 423ff.; P. I 3b. 2 
©. 238ff.; 88. 6.1971). Der Verpächter trägt alfo nur bie Gefahr folder Bufälle, welche, den 
Vachtgegenſtand felbft treffend, die Möglichkeit der Fruchtziehung anschließen oder beeinträchtigen, 
nicht dagegen die Gefahr folder Zufälle, infolge deren der Pächter troß ber Tauglichkeit bes Pacht⸗ 
gegenflandes nicht zum wirklichen Genufie der Früchte gelangt. Zu ben Zufällen der letzteren 
Art gehört insbeſondere Hagelſchlag. Waflerihäden werden je nad den Umfländen unter bie 
erſte ober die zweite Art von Zufällen zu zählen fein. Werben durch die überſchwemmung eines 
verpadhteten Grundſtücks Erzeugniffe, welche den Regeln einer orbnungsmäßigen Wirtſchaft ent: 
ſprechend noch nicht getrennt find, zerftört ober verſchlechtert, ſo hat der Berpäcter das Grund» 
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8. 582, Der Pächter eines Iandwirtbfchaftlichen Grundſtücks hat die ge- 
wöhnlichen Augbefferungen, insbefondere die der Wohn- und Wirthichaftögebäude, 
der Wege, Gräben und Einfriedigungen, auf feine Koften zu bewirken. 


8. 583. Der Pächter eines landwirthichaftlichen Grundftüds darf nicht ohne 
die Erlaubniß des Verpächters Aenderungen in der wirthichaftlichen Beſtimmung 
des Grundftüds vornehmen, die auf die Art der Bewirtbfchaftung über die Pacht- 
zeit hinaus von Einfluß find. 


ftüd nicht während ber zur Gewinnung ber Erzeugnifie erforderlichen Zeit in tauglihem Buftande 
gewährt; der Pächter wird daher von der Entrichtung des Pachtzinſes für diefe ganze Zeit voll» 
fländig oder teilweife befreit (P. II Bd. 2 ©. 242; vgl. Bartelt Recht 1904 ©. 410, Joſef 
ebenda ©. 477). 


4 582. 
@.18 540; II 8 522 veb. 8 574; 111 8 575. P.I 6.2172; M. 11 6.4291. P. Il 38.2 6. 2527. 

1. Der 9 582 ſchränkt den aus & 581 Abſ. 2, 8 536 folgenden Grundfag, dab ber Ver- 
pächter ben verpachteten Gegenftand während der Pachtzeit in einem zum vertragsmäßigen 
Gebraud und zum Fruchtgenuſſe geeigneten Zuftande zu erhalten und daher auch bie zu diefem 
Zwede erforderlihen Ausbeſſerungen zu tragen Hat, für die Pacht eines landwiriſchaftlichen 
Grunbftüds dahin ein, daß die gewöhnlichen Ausbejferungen vom Pächter auf feine Koſten 
zu bewirken find. Landwirtſchaftliche Grundſtücke find folde, bie zum Betriebe der Lande 
wirtfhaft, nicht auch folche, die zum Betriebe der Forſtwirtſchaft beftimmt find (vgl. 3 196 Abf. i 
Nr. 2; P. II Bb. 3 ©. 401). Die Hier beftimmte Ausnahme entipricht der für die Pacht land⸗ 
wirtſchaftlicher Grundſtücke beftehenden Verkehrsſitte. Sie beruht nicht auf bem Gedanken, da 
die gewöhnlichen Ausbeſſerungen eine auf den Nugungen rubende Laft find, und ift daher nicht 
aus biefem Grunde auf andere Pachtungen auszudehnen (a. U. Dernburg ©. 223). Aud die 
beifptelöweife hervorgehobenen Ausbeſſerungen ber Wohngebäude 2c. hat der Pächter nur infoweit 
zu bewirten, als fie zu den gewöhnlichen gehören. 

Außergewöhnliche Ausbeſſerungen hat auch bei landwirtſchaftlichen Grundftilden ber 
Verpächter zu tragen. Ein Recht, zum Zwecke folder Ausbeſſerungen Beſtandteile des Grund» 
ftüd8 zu verwenden, wie es nad) 8 1044 dem Eigentlimer im Halle des Nießbrauchs zufteht, iſt 
dem Berpächter nicht beigelegt; e3 muß duch Vertrag beſonders begründet fein. 

2. Die Berpflichtung bed Pächters, dem Verpächter die Befihtiguug zu geflatten, ift 
mangels befonderer Vereinbarung nad den Umftänden mit Rüdfiht auf Treu und Glauben 
und bie Verkehräfitte zu beftimmen (vgl. Exl. 3 zu 8 564). 


8 588. 
@.18 541; II 8 523 veu. 8 575; III 8 576. PIE. 21681.; M. II G.4301. P. Il 86.2 ©. 25311. 

1. Der $ 583 enthält eine Anwendung bed allgemeinen Grundfages, daß der Pächter bei 
Ausübung feines Rechtes zum Gebraud und Fruchtgenuſſe die Grenzen innezuhalten Hat, welche 
ſich aus dem Vertrage nach Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verlehrsſitte ergeben 
(8 157; ©. 449 Erl. 6e zu 8 535). Nimmt der Puchter dem $ 583 zuwider Änderungen vor, 
ſo fann der Verpächter gemäß 8 550 auf Unterlafjung Hagen oder nad) 8 553 kündigen. Ber- 
ſchuldet der Pächter durch die Anderung eine Verſchlechterung des Grunbftäds, fo ift er dem 
Verpächter zum Schabdenderfage verpflichtet (Exl. 3 zu 8 548). Wegen ber rechtlichen Natur ber 
Erlaubnis f. ©. 465 Erl. 2b zu 8 549. 

Eine dem 8 583 entiprechende Verpflichtung ift auch bei anderen Pachtverhältniſſen an- 
zuerkennen, insbefondere bei der Pacht eines gewerblichen Betriebs (Kohler, Arch. f. civ. Br. 71 
©. 397, derfelbe im Bürg. R. 2 ©. 324). 

2. Eine Verpflichtung bes Pächter zur Benupung bes gepachteten Begenftandes 
begrünbet der Pachtvertrag am ſich ebenfowenig wie ber Mietvertrag eine Gebrauchspflicht bes 
Mieterd. Doc wird bei dem Intereſſe des Verpächters an tatfächliher Benugung und Bes 
wirtiaftung des Pachtgegenſtandes nicht felten nad) den Umitänden eine Benupungspflicht des 
Bächterd als bedungen anzunehmen fein. 
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8. 584. Sit bei der Pacht eines Iandwirthichaftlichen Grundſtücks der Pacht⸗ 
zins nad) Jahren bemeſſen, fo ift er nach dem Ablaufe je eines Pachtjahrs am 
erften Werktage des folgenden Jahres zu entrichten. 


$. 585. Das Pfandrecht bes Verpächters eines landwirthſchaftlichen Grund- 
ſtücks kann für den gefammten Pachtzins geltend gemacht werden und unterliegt 
nicht der im $. 563 beftimmten Beſchränkung. Es erftredt fich auf die Früchte 
des Grundſtücks fowie auf die nad) 8. 715 Nr. 5 der Eivilprogegordnung der 
Pfändung nicht unterworfenen Sachen. 


Im übrigen entfpriht der Obhutspflicht des Mieters (Erl. 6c zu 8 535) die Ber» 
pflihtung des Pächters, ben ihm überlaffenen Gegenftand vor Verſchlechterung 
zu bewahren und, foweit dazu erforderlich, aud zu benugen. 

Wegen ber Pacht landwirtſchaftlicher Grundſtücke vgl. Erl. 2 zu 8 591. 


858. 
€.18 539; II 8 524 res. 8 576; III 8 577. P.1 6. 2165f.; M. II €.420. 9. 82.2 6, 2517. 
Der Fälligleitötermin beftimmt fih auch für den Pachtzins im allgemeinen gemäß 
$ 581 Abf. 2 nach den Vorſchriften des $ 551. Für bie Pacht eines landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ftüdß beſtimmt jebod ber 4 584 eine Abweichung vom 8 551 Abſ. 2 dahin, daß der Pachtzins, 
falls er nad) Jahren bemefjen ift, nicht nad) dem Ablauf je eines Kalendervierteljahrs, ſondern 
erſt mit dem Ablauf je eines Pachtjahrs zu entrichten iſt. Diefe Abweichung trägt der bes 
ftehenden Übung Rechnung. Der 8 584 fließt alfo bei ber Pacht landwirtſchaftlicher Grund⸗ 
ftüde für den Fall, daß der Pachtzins nach Jahren bemeſſen ift, die Anwendung des 8 551 Abf. 2 
aus. Der E. I 8 539 ging weiter, indem er die Unmendung des mit & 551 Abf. 2 überein- 
itimmenden 8 517 Sa 2 bei ben bezeichneten Bachtverhältnifien ganz ausſchließen und es aljo 
aud bei einem nad) anderen Beitabfhnttten bemefienen Pachtzinſe bei der Regel des 8 551 
Abf. 1 Sag 2 bewenden laſſen wollte, da der Pachtzins nady dem Ublaufe der einzelnen Zeit⸗ 
abſchnitte zu entrichten ift. Sachlich wollte die zweite Komntiffion hieran nichts ändern. Gie 
bielt es aber für genügend, bie Anwendung des 8 551 Abſ. 2 für den praftifch wichtigften Fall, 
ben ber Bemefiung des Pachtzinfes nach Jahren, auszuſchließen, und vertraute für die übrigen 
Fälle auf eine entiprehende Anwendung der hier gegebenen Borfchrift. Diefe dürfte auch einem 
Bedenken nicht unterliegen. 
458. 


@.18 548; a ET: II 8 578. 9.16. 2202f., 118181; M. II 6. 4321. 
9.1 Bo.2 6.2581. D. 6.638. NB. 6. 19711. EB. ©. 27831. 

Das Pfandrecht bed Verpächters eines Grundftüds beftimmt fi) im allgemeinen nach ben 
58 55955. Auf die Pacht anderer als landwirtſchaftlicher Grundftüde, z. B. eines Reſtaurations⸗ 
(otalß, eines Theaters, finden biefe Borhriften unverändert Anwendung. Bei laudwirtſchaftlichen 
Grundftüden ift das Pfandrecht dagegen durch 8 585 wefentli zu dem Zwecke erweitert, um 
dem Merpächter weitergehende Nachſicht zu ermöglihen und ihm nicht zur Erhöhung feiner 
Kautionsforderung zu nötigen. Die Erweiterung erfiredt fi nad) folgenden Richtungen: 

1. Gag 1. Anlangend die durch das Pfandrecht gefiherten Forderungen, fo kann es, 
abweichend von $ 559 Sag 2, auc für den noch nicht fälligen Pachtzins unbeſchränkt 
geltend gemadt werden und unterliegt im Verhälmiffe zwifhen dem Verpächter und einem 
anderen Gläubiger des Püchters in Unfehung bes rüdftändigen Pachtzinſes nicht ber im 8 563 
beftimmten Beſchränkung (vgl. KO. 8 49 Nr. 2 lehter Sag). 

2. Sat 2. Anlangend bie bem Pfandrecht unterliegenden Sachen, fo erftredt es fi: 

&) außer auf bie eingebrachten Sachen des Püchters auch auf die Früchte des Grunde 
ftüds (8 99). Dem Pfandrecht unterliegen alfo: 

a) bie natürlichen Früchte des Grundſtücks, d. h. die Erzeugniffe und die fonftige aus 
dem Grundftüde feiner Beftimmung gemäß gewonnene Ausbeute, jedoch felbfiverjtändlih erft 
nad ber Trennung, da fie vorher nicht bewegliche Sachen find und daher nicht Gegenſtand bes 
Pfandrechts fein können (Küngel bei Gruch. 41 ©. 439), und nur, foweit fie nach der Trennung 
gemäß 88 956, 957 Eigentum des Pächters geworden find. Die Beſchränkung auf die dem Pächter 
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8. 586. Wird ein Grundſtück ſammt Imventar verpachtet, jo liegt dem 
Pächter die Erhaltung der einzelnen Inventarſtücke ob. 

Der Verpächter ift verpflichtet, Inventarftüde, die in Folge eines von dem 
Pächter nicht zu vertretenden Umftandes in Abgang kommen, zu ergänzen. Der 
Pächter hat jedoch den gewöhnlichen Abgang der zu dem Inventar gehörenden 
Thiere aus den Jungen infoweit zu erjegen, als dies einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft entſpricht. 


gehörenden natürlichen Früchte iſt zwar im $ 585 Sag 2 nicht ausgeſprochen, ergibt ſich aber 
aus der entipredhenden Beichräntung des Pfandrechts an den eingebrachten Sachen (8 559 Sag 1, 
8 581 Abf. 2; ebenfo Jaeger RD. 2. Aufl. ©. 433 Erl. 32 zu 8 49; a. N. Dernburg ©. 234 
Anm. 23, Siber, Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieter ©. 20). 

Sind bie Früchte vor ber Trennung nah EBD. 8 810 für einen anderen 
Slänbiger bes Pächters gepfänbet, fo fragt es fi), ob nad) der Trennung ber Berpächter 
auf Grund feines geſetzlichen Pfandrechts nad; CPO. 8 805 einen Unfpruch auf vorzugsweiſe Bes 
friedigung aus dem Erlöſe geltend machen kann (dafür Seuffert CPO. 8 810 Erl. 3, Peterſen⸗ 
Anger EBD. 8 810 Ex. 3, Weihrauch DIZ. 1905 ©. 357, Bunfen Ar. f. Birg. R. 29 
©. 371f.; dagegen Gaupp⸗Stein EBD. 8 81V Erl. 3, Jaeger KO. 8 49 Erl. 51, Dertmann 
Erl. 1). Die Frage dürfte zu bejahen fein. Allerdings entfteht das Pfändungspfandrecht an den ” 
ungetrennten Früchten mit ber Pfändung (CPO. 8 804), dad geſetzliche Pfandrecht des Verpächters 
erft mit der Trennung; nad dem Grundſatze des Altersvorzugs fcheint danach die Anerkennung bes 
Vorranges des erfteren Pfandrecht3 unvermeidlich. Indeſſen dürfte für das Rangverhältnis der 
hier fraglichen Pfandrechte eine Ausnahme von jenem Grundſatz anzunehmen ſein. Nach der 
Trennung ber Früchte iſt das geſetzliche Pfandrecht des Verpächters gegenüber Pfändungspfand⸗ 
rechten anderer Gläubiger bes Pächters durch 8 585 Sag 1 inſofern beſonders begünſtigt, als 
es von ber Beſchränkung des 8 563 befreit iſt. Hiermit würde es nicht im Einklange ſiehen, 
wenn ben anderen &läubigern die Möglichteit gegeben wäre, durch Pfändung der Früchte vor 
der Trennung bem Verpächter die Sicherung, die er kraſt Geſetzes haben foll, zu entziehen. 
Diefe Folgerung würde auch über den Zwed des 8 810 der EBD. hinansgehen, welder nur 
eine Mobiliarzwangsvollitredung in die Früchte vor der Trennung ermöglichen, nicht aber im 
Übrigen die Rechtslage des Pfändungspfandgläubigers gegenüber anderen Gläubigern günfliger 
geftalten follte. Wenn alfo mit der Pfändung ber ungetrenmten Früchte ein Pfandrecht für ben 
pfändenden Gläubiger entiteht, fo muß diefem Pfandrechte gegenüber aud das zur Sicherung 
bes Verpächters gegenilber anderen Gläubigern dienende geſetzliche Pfandrecht in gleicher Weiſe 
wirkſam werben, wie wenn bie Früchte ſchon zur Beit der Pfändung bewegliche und daher dem 
Pfandrecht unterliegende Sachen wären. 

Dem Zugriffe der Hypothekengläubiger und ber ihnen gleichſtehenden binglich 
Berechtigten unterliegen die dem Pächter gebührenden Früchte weder vor noch nad) ber Trennung 
(OSB. 3 11%0, HCC. 8 21 Abi. 3, Bo. III ©. 547f. Eri. 2b, d zu 8 1120). 

#) die juriſtiſchen Früchte des Grundſtücks, insbejondere ber Zinsanſpruch des Bäcters 
gegen einen Unterpächter. 

b) von dem eingebrachten Sachen und ben Früchten, abweichend von $ 559 Sap 3, auf) 
diejenigen, welche nad) 8 811 Nr. 4 ber CPO. (der gemäß 8 1 Ubi. 2 des RGeſ. v. 17. Mai 1898, 
REBL ©. 343, an die Stelle des früheren 8 711 Nr. 5 getreten ift) ber Pfändung nicht unters 
worfen find, alfo das zum Wirtſchaftsbetrieb erforderliche Gerät und Vieh mebft dem nötigen 
Dünger fowie die landwirtſchaftlichen Erzeugniffe, foweit fie zur Fortführung der Wirtichaft bis 
zu ber Zeit erforderlich find, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugnifie vorausfichtlich gewonnen 
werben. 


% 586. 
@.18 335; II 8 526 ven. 8 578; TU 8 579. P.I 6. 21771; M. 11 6.4251. P. 11 80. 2 ©. 243f., 516. 
1. Der $ 586 gibt ergänzende Borfhriften für den nicht häufigen Fall, daß ein 
Grundftüd famt Inventar verpadtet wird, ohne baf der Pächter das Inventar gemäß 
8 587 zum Scäßungswert übernimmt. Ob das Grundftüd ein Iandwirtfchaftliches ober ein 
anderes ift, macht feinen Unterfhieb. Der Begriff des Inventars ift, als ein im Sprach⸗ 
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$. 587. Uebernimmt der Pächter eines Grunditüdd das Inventar zum 
Schägungswerthe mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung der Pacht zum 
Schätzungswerthe zurüdzugewähren, fo gelten die Vorfchriften der 88. 588, 589. 


gebrauche feftftehender, nicht gefeglich beitimmt. Es ift der Inbegriff derjenigen beweglichen 
Sachen, bie dem wirtichaftlihen Zwede des Grundſtücks zu dienen beitimmt find (vgl. 8 98). 

2. Abſ. 1. Da in dem Hier vorausgefegten Falle aud das Inventar verpachtet ift, jo 
wilrde nad 8 581 Abſ. 2, $ 536 die Erhaltung ber Inventarftiide dem Verpächter obliegen. 
Abſ. 1 erlegt diefe Pflicht dagegen dem Pächter auf. Diefer hat danad, wenn Tiere zu dem 
Inventare gehören, auch die etwaigen Kurkoften zu tragen. 

3. Ab. 2 Satz 1. Kommen Inventarfiüde infolge eines vom Pächter nicht zu vertretenden 
Umftandes in Abgang, fo wüurde der Pächter nad allgemeinen Grundſätzen nur bie Rechte 
geltend machen können, bie ihm wegen Nichtgewährung bes vertragsmäßigen Gebrauchs zuftehen. 
Abf. 2 Sap 1 gibt ihm daneben den Anfpruch gegen den Verpächter auf Ergänzung der in Ab- 
gang gelommenen Stüde und ftellt dadurch insbeſondere Har, dab ber Pächter wegen Abganges 
von Inventarſtlicken nicht nur Minderung des Pachtzinfes in Anfpruh nehmen kann. Der Sag 
erleidet jedoch bezüglich des gewöhnlichen Abganges der zum Inventar gehörenden Tiere 
durch Abſ. 2 Sag 2 eine Einfhräntung. 

4. Abſ. 2 Satz 2. Gehören zu dem verpachteten Inventar fruchttragende Stüde, fo gebühren 
dem Pächter die Früchte, indbejondere bei Tieren die Jungen. Er erwirbt dad Eigentum daran. 
Der Abſ. 2 Sag 2 verpflichtet ihn jedoch dem Verpächter gegenüber, die Jungen zum Erſatze des 
gewöhnlichen Abganges ber Tiere zu verwenden, foweil Died einer ordnungsmäßigen Wiriſchaft 
entfpricht. Sobald der Pächter diefer Verpflichtung entiprechend ein Tierjunges zum Erſatz eines 
abgegangenen Stücdes beitimmt und bamit als Pächter zu befigen anfängt, erwirbt der Berpächter 
nad) 5 930 das Eigentum (ebenſo Erome 2 ©. 557 Anm. 9, Dertmann Erl. 1d). Übrigens 
kann von einem „gewöhnlichen Abgange der zu dem Inventar gehörenden Tiere“ nur bie Rede 
fein, wenn ein Viehbeſtand als Einheit verpachtet ift, nicht audy wenn zum Inventar gehörende 
Tiere al® einzelne mitverpachtet find. Auf letzteren Fall bezieht ſich alfo die Ergänzungspflicht 
des Pächterd nicht (P. II Bd. 2 ©. 244). 

4 587. & 
@.18 544 Mbf. 1; 118 537 rev. 8 579; III 8 580. WIE. 2181M.;5 M. II €. 4387. 4381. 
®. 11 88. 2 6. 259, 516. 

1. Die 88 587589 regeln ergänzend einen praftiich wichtigen Fall, den ſchon das frühere 
Recht im Anſchiuß an die gemeinrechtlihen Vorſchriften über den Eiſernviehvertrag vielfach 
befonder8 geordnet hatte. Der 8 587 bezeichnet den Fall, auf den fi bie 88 588, 589 
beziehen. Zur Anwendung ber letzteren genügt es danach nicht, da bei der Pacht eines Gruud⸗ 
ftüds famt Inventar der Pächter das Inventar zum Schägungswert übernimmt; denn die Ab⸗ 
fiht bei der Schägung kann verichieben fein, 3. B. auch dahin gehen, daß der Pächter das 
Inventar zum Scäpungswerte Taufe. Vielmehr muß die Übernahme des Inventars zum 
Schägungsmwert unter der Vereinbarung erfolgt fein, daß der Pächter verpflichtet fein joll, das 
Inventar nad; ber Beendigung ber Pacht zum Schägungswerte zurüdzugewähren. Die Boraus- 
fegung der 88 588, 589 ift alfo gegeben, wenn ber Pächter eines Grundftüds das Grundflüds- 
inventar mitpachtet und unter Feſtſtellung des Schäpungswerts in Pachtbefig nimmt mit der 
Verpflichtung, das Inventar im ganzen, wenn aud) nicht gerade alle ihm überlaffenen einzelnen 
Stüde, bei ber Beendigung der Pacht dergeftalt zurüdzugemähren, dab alsdann wiederum der 
zeitige Schägungswert behufs Ausgleichung des Unterfchieds zwifchen diefem und dem urfprünglichen 
Schägungswerte feitgeftellt werden fol. Die Art der Schägung ımterliegt lediglich der Barleis 
vereinbarung. 

Die Vorſchriften der 88 588, 589 find, abweichend vom €. I, nit auf die Baht 
landwirtiaftliger Grundftüde befhräntt, fondern gelten aud), wenn den Hauptgegen- 
and der Pacht ein anderes Grundftüd, z. B. eine Mühle, ein Gafthof, eine Fabrik, bildet. Sie 
finden nad) 8 1048 Abſ. 2 entiprechende Anwendung, wenn ber Nießbraucher eines Grunditüds 
famt Inventar diefes zum Schägungswerte mit ber Verpflichtung übernimmt, e8 bet der Be- 
enbigung bes Nießbrauchs zum Schägungswerte zurüdzugemähren. 

2. Auch auf bie ſelbſtändige Verpachtuug einer Viehherde werden die 38 588, 589 ges 
eignetenfalls entſprechende Anwendung zu finden haben (M. II S. 442f.). 
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8. 588. Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unterganges und einer 
zufälligen Verfchlechterung des Inventard. Er Tann über die einzelnen Stücke 
innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirthfchaft verfügen. 

Der Pächter hat das Inventar nach ben Regeln einer orbnungsmäßigen 
Wirthfchaft in dem Zuftande zu erhalten, in welchem es ihm übergeben wird. 
Die von ihm angefchafften Stüde werden mit der Einverleibung in das Inventar 
Eigenthum des Verpächters. 


# 588. 
@.18 544 Wbf. 2-5; 118 528 ven. 9 580; TIER 581. PIE. 21615 M.TIG. Asa. 
9.13. 2 6. 259. 

Sprenger, Der Eigentumserwerb durch Einverleibung in ein Inventar, 1904. 

1. Der Abſ. 1 Eat 1 beſtimmt als erſte Folge ber im 8 587 bezeichneten Vereinbarung, 
dab der Pächter, abweichend von ber Regel des 8 323, die Gefahr bes Unterganged oder ber 
Verfchlechterung bes Inventars zu tragen hat, mithin durch zufälligen Untergang oder zufällige 
Verſchlechterung des Inventar von der Entrihtung bes Pachtzinſes nicht zu einem verhältnige 
mäßigen Teile befreit wird. Die Vorſchrift bezieht fich jedoch, wie ber E. I 8 544 Abf. 2 be— 
fonder8 ausſprach, nur auf die Dauer ber Pacht (a. U. Dertmann Erl. 18). Dies folgt ohne 
weiteres daraus, dab über bie Pachtzeit hinaus ber Pächter zur Entrichtung des Pachtzinſes nicht 
verpflichtet ift, mithin feine Befreiung von diefer Verpflichtung durch Zufall nicht in Frage fommen 
kann und daher auch die die Befreiung verneinende Vorſchrift des Abſ. 1 Sag 1 unanwendbar 
ift. Die Wirkung eines nad ber Beendigung der Pacht eintretenden Zufalls beftimmt fi nad 
allgemeinen Grundfägen (vgl. namentlih 8 287 Sag 2, $ 300 Abf. 1). 

2. Abi. 1 Eag 2. Ein Hauptzwed ber in Rede ftehenden Bereinbarung ift der, dem 
Pächter bezütglich bes Inventars größere Bewegungsfreißeit zu verihaffen. Demgemäß Inüpft 
Abf. i Sag 2 an die Vereinbarung als weitere Folge die Befugnis des Pächters, über einzelne 
Stüde innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft zu verfügen. Die Bereinbarung 
ſchließt danach die unwiderrufliche Einwilligung des Verpächters in ſolche Verfügungen des Pächters 
(8 185 Abi. 1, 8 183) in ſich. Die Vorſchrift ftimmt mit 8 1048 Abf. 1 Sap 1 überein. Bezüglich 
der Wirkſamkeit einer unter Überſchreitung der Grenzen einer orbnungsmäßigen Wirtſchaft ges 
troffenen Verfügung gilt baher auch hier da8 Bb. III ©. 414 in Erl. 2a zu 8 1048 Bemerfte. 

3. Abſ. 2 Gag 1. Dem Intereſſe, welches der Verpächter daran hat, dad Grundſtück mit 
dem erforderlichen Inventar zurüdzuerhalten, geichieht nicht dadurch Genüge, dab der Pächter 
nad) 8 589 Abf. 3 den Minderwert des zurückgewährten Inventars zu erfegen hat. Bur Wahrung 
dieſes Intereſſes dient vielmehr die im Abſ. 2 Sag 1 beftimmte Verpflihtung des Pächters 
zur Erhaltung des Inventard. Die fhuldhafte Verlegung diefer Pflicht macht den Pächter 
ſchadenserſatzpflichtig und gibt dem Verpächter unter Umftänden die in den 88 550, 553 be- 
flimmten Rechte. Zur Erfüllung ber Verpflichtung gehört der Megel nach, dab ber Pächter ab- 
gegangene Etüde erſetzt. Indefien kann nad) den Regeln ordnungsmäßiger Wirtichaft im einzelnen 
Falle ein folher Erfag auch entbehrlich und anderſeits auch die Erfegung nod vorhandener 
unbrauchbarer Stüde geboten fein. Soweit ber Pächter dad Inventar vermehrt oder verbefjert 
bat, ift er zur Erhaltung des fo hergeftellten Zuftandes nicht verpflichtet. 

4. Abſ. 2 Sag 2. Zum Schutze des Verpächters und ber Hypothefengläubiger, denen das 
Iuventar nach $ 1120 nur haftet, ſoweit ed in das Eigentum des Verpächters gelangt iſt, würde 
es nicht genügen, wenn ber Pächter nur verpflichtet wäre, bem Verpächter das Eigentum 
an ben new angefchafften Inventarftüden zu verihaffen. Der Abf. 2 Sag 2 knüpft daher 
an die bier voraußgefegte Vereinbarung die weitere Folge, dab die vom Pächter angeſchafften 
Stüde mit der Einverleibung in das Inventar unmittelbar Eigentum bes Verpächters 
werden. Die Vorſchrift ftimmt mit 8 1048 Abſ. 1 Sap 2 Halbf. 2 überein. Es gilt daher das 
in Exl. 20 zu $ 1048 (8b. III ©. 414) Gefagte, ſowohl bezüglic; des Begriffs der Einverleibumg, 
zu ber auch hier vegelmäßig, aber nicht unbedingt Einbringung auf das Grumbftüd erforderlich 
ift (ebenfo Dernburg ©. 2%6; a. A. Erome 2 ©. 553 Anm. 16), ferner in betreff der recht⸗ 
lichen Natur des Hier beftimmten Eigentumsüberganges als eines unabhängig vom Willen ber 
Beteiligten unmittelbar kraft Gefeges eintretenden (ebenjo Sprenger S. 37ff., 60ff. und bie 
dort ©. 62 Anm. 1 Genannten, jept auch Dertmann El. 1b, f. ferner Kohler 2 ©. 111ff.; 
a. M. Brud Z. f. HR. 56 ©. 299), endlich auch Hinfichtlih des Erfordernifies für den 
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8. 589. Der Pächter hat das bei der Beendigung der Pacht vorhandene 
Inventar dem Verpächter zurüdzugewähren. 

Der Verpächter kann die Uebernahme derjenigen von dem Pächter angejchafften 
Inventarftüde ablehnen, welche nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthfchaft 
für das Grundftüd überflüffig ober zu werthvoll find; mit der Ablehnung geht 
das Eigenthum an den abgelehnten Stüden auf den Pächter über. 

Iſt der Gefammtjchägungswerth der übernommenen Stüde Höher oder niedriger 
als der Geſammtſchätzungswerth der zurüdzugewährenden Stüde, jo hat im erfteren 


alle der Pächter dem Berpächter, im letzteren Falle der Verpächter dem Pächter 
den Mehrbetrag zu erjegen. 


8. 5%. Dem Pächter eines Grundftüds fteht für die Forderungen gegen 
den Verpächter, die fic) auf das mitgepachtete Inventar beziehen, ein Pfandrecht 


Eigentumsübergang, daß bie vom Pächter angefchafften Stüde fein Eigentum geworben waren. 
Ob der Pächter zur Anſchaffung nach Abſ. 2 Sag 1 verpflichtet war oder nicht, macht für dem 
Eigentumserwerb bes Berpächters feinen Unterfchied, wohl aber für das Verfügungsrecht des 
Pachters nah) Abi. 1 Sag 2 infofern, als der Pächter in Unfehung der über jene Verpflichtung 
hinaus angeſchafften Stüde ein unbefchränftes Berfügungsrecht hat. Den vom Pächter ans 
geihafften Stüden werben andere, dem Pächter gehörende Stüde, wie namentlich Tierjunge, 
gleichzuſtellen fein (ebenfjo Sprenger 5. 61 Anm. 1, Dertmann Erl. 1b). 

Auch für die dem Inventar neu einverleibten Stücke gilt die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 1. 


# 589. 

€. 18 544 Sf. 6-8; 118 529 ven. 8 sr ‚us ve P.1 6. 2181f., 2189 1.5 M.II &. 436 ff. 

1. Abſ. 1,2. Die im Abf. 1 ee Verpflihtung des Pächters exjtredi fih auf 
dag gefamte vorhandene Inventar, auch fomweit der Pächter e8 angefchafft hat, ohne dab die 
Anſchaffung erforderlich war, un das Inventar nad den Regeln einer orbnungsmäßigen Wirt 
haft in dem Zuſtande, in dem es ihm fibergeben war, zu erhalten (8 588 Abf. 2 Sap 11. 
Der Verpäcter ift aber nit im gleihen Umfange zur Annahme bes Inventars verpflichtet, 
fondern kann nadı Abf. 2 die Annahme derjenigen vom Pächter angeſchafften Stüde ablehnen, 
welche nad den Regeln einer orbnungsmäßigen Wirtihaft für das Grundſtück überflüffig oder 
zu wertvoll find. Daß diefe Borausfegungen bes Ablehnungsrechts vorliegen, hat der Verpächter 
zu beweifen. Sit ein Teil der neu angeſchafften Stücde überfliffig, fo fteht dem Verpächter bie 
Wahl zu, welhe Stüde er ablehnen will. 

Die Ablehnung tft eine eimfeitige, dem Pächter gegenüber abzugebende (empfangsbebürftige) 
Willenserlärung. Die begründete Ablehnung gibt dem Pächter bezüglich der abgelehnten Stilde 
nicht nur einen Anſpruch auf Übertragung bes Eigentums, fondern verichafft iym ohne weiteres 
dag Eigentum an den Stüden. Auch biefer Eigentumserwerb tft nicht aus allgemeinen Grund— 
fägen berzuleiten, jondern beruht lediglich auf ber Hier gegebenen geſetzlichen Sondervorſchrift 
(ebenfo Sprenger ©. 50f.). 

2. Abf. 3. Bet der Ermittelung des Schägungswerts, zu welchem das Inventar vertragß- 
gemäß (8 587) zurückzugewähren ift, bleiben die mit Recht abgelehnten Stüde außer Betracht. 
Je nachdem ber bei ber Übernahme feftgeftellte Schägungswert Höher ober niedriger ift als der 
bei der Rückgewähr ermittelte, hat der Pächter bem Verpächter oder diefer jenem den Mehrbetrag 
zu erfegen. Dies gilt auch infoweit, als der Unterfhieb ber Werte lediglich darauf beruht, daß 
feit der Übernahme die Preife gefunten oder geftiegen find. Der Pächter kann alfo unter Um— 
ſtänden zur Erfagleifiung verpflichtet fein, obwohl er feiner Erhaltungspflicht nach 8 588 Abf. 2 
Sag 1 genügt hat. 

85%. 
€. 18 536; 11 8 530 veb. 9 582; II 8 583. P.I 6. 2196f., 118181.; M. II E. 426. 
9.11 88.2 6. 244ff., 2481.;5 88.3 6.487, 490. 


1. Entftehung. Tragweite. Während früher der Pächter eines Grundſtücks in Auſehung 
des mitgepachieten Inventars nach 8 41 Nr. 3 der KO. ein Abſonderungsrecht im Konkurs unb 
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an den in feinen Beſitz gelangten Inventarftüden zu. Auf das Pfandrecht findet 
die Vorfchrift des $. 562 Anwendung. 


$. 591. Der Pächter eines Iandwirthfchaftlichen Grundſtücks ijt verpflichtet, 
das Grundftüd nach der Beendigung der Pacht in dem Zuftande zurüdzugewähren, 
der fich bei einer während der Pachtzeit bis zur Rückgewähr fortgejegten ordnungs- 
mäßigen Bewirthichaftung ergiebt. Died gilt insbefondere auch für Die Beltellung. 


nad) den meiften Landesgeſetzen außerhalb des Konkurſes ein Vorzugsrecht vor anderen Gläubigern 
des Verpächters hatte, gibt bad BGB. ihm ein gefeplihes Pfandrecht (vgl. die nene Faffung 
der MD. 8 49 Mr. 2). 

Das Pfandrecht befteht in allen Fällen der Baht eines Grundſtücks famt 
Inventar, mag ber Fall des 8 586 oder ber Yall bes 8 587 vorliegen. 

2. Eng 1. Gegenftand des Pfanbredts find die in den Beſitz (8 854) des 
Pächters gelangten Inventarftüde, auch joweit fie nicht dem Verpächter gehören (vgl. P. II 
Bd. 2 ©. 246, wo ald Wirkung bed Pfandrechts der Schuß des Pächter gegen Vindikations⸗ 
anſprüche Dritter hervorgehoben wird; berf. Anf. Jaeger KO. 8 49 Erl. 5). Inwieweit das 
Pfandrecht durch Befigverluft erlifcht, beftimmt fi gemäß $ 1257 nad) $ 1253. 

Das Pfandrecht befteht für die Forderungen des Pächterd gegen. ben Verpächter, 
die fi auf das mitgepachtete Inventar beziehen, alſo im Falle bes 8 586 befonders für den 
Anſpruch auf Ergänzung von Inventarftüden und für Anſprüche des Pächter wegen der auf 
das Inventar gemachten Verwendungen (8 547, 8 581 Abf. 2), im alle des 8 587 für ben 
im 8 589 Abf. 3 beftimmten Erſatzanſpruch. 

Anf das Pfandrecht finden die Borfchriften über ein durch Rechtsgeſchäft be— 
ſtelltes Pfandrecht nad 8 1257 entiprehende Anwendung. Im biefer Beziehung gilt Hier das 
gleiche wie hinſichtlich des Pfandrechts des Wermieterd an den in feinen Befig gelangten Sachen 
des Mieterd nach der Erl. 1 zu $ 559 und ber Exl. 3 zu 8 561. 

3. Satz 2. Der Pächter hat vermöge des Pfandrechts bei der Beendigung ber Pacht ein 
Burüdbehaltungsredt in beireff des Inventars, während ihm bezüglich des Grundſtücks 
ein ſolches Recht nicht zufteht (8 556 Mbf. 2, 8 581 bl. 2). Gegen eine bem Berpächter 
fchädigende Ausübung des Zurüdbehaltungsredhts bietet die Vorſchrift de Sag 2 Schug, nad 
welcher ber Verpächter das Pfandrecht durch Sicherheitöfeiftung zum Erlöfhen bringen Tann. 
Dem Pächter fteht daneben aud auf Grund des 8 273 ein Zurüdbehaltungsreht zu. Nach 
Abſ. 3 daſelbſt kann die Ausübung diejes Zurücbehaltungsrechts gleichfalls durch Sicherheitsleiftung 
abgewendet werben, jedoch nicht durch Stellung von Bilrgen, während die Geltendmadung des 
auf bad Pfandrecht geftügten Zurlidbehaltungsrechts auch durch Vürgenfteflung abgewendet werben 
kann (j. Erl. 2 zu $ 562). Diefe Verſchiedenheit bezüglich der zuläffigen Sicherheitämittel beftand 
im €. I nidt, da in biefem aud der dem jegigen 8 562 entiprechende 8 521 Abſ. 4 die 
Sicerheitsleiftung duch Bürgen ausſchloß. Eine Antinomie liegt indefien nit vor. Vielmehr 
exgibt fih aus der zweifachen rechtlichen Grundlage des Zurlidbebaltungsrehts des Pächters, 
daß zur Abmendung der Ausübung diefes Rechtes nur folhe Mittel der Sicherheitäleiftung ge 
eignet find, welche bem Rechte gegenüber ſchlechthin durchgreifen. Die Sicherheitsleiſtung durch 
Burgen iſt alſo zur Abwendung bes Zurückbehaltungsrechts nicht tauglich. Dagegen wird der 
Pächter, wenn ber Verpächter gemäß 8 232 Abſ. 2, 8 239 in zuläffiger Weiſe Bürgen geſtellt 
bat, fein Pfandrecht in anderer Art als durch Zurückbehaltung, aljo durch Verkauf, nicht mehr 
geltend machen können. g 501 


@.18 545; II 8 531 veb. 8 583; III B 584. PIE. 2197M., 3555, 3560; M. II 6.4391. 
9.11 88.2 6. 25311. 


1. Der z 591 jtellt für die Rüdgewähr eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks 
einen felbftändigen Grundfah auf. Im allgemeinen hat nad 8 581 Abi. 2, 88 548, 
556, 547 (f. ferner ©. 464 Erl. 3 zu 8 548) auch ein Pächter die gepachtete Sache in dem Zur 
ftand, im dein fie ihm überlafjen worben ift, zurüdzugemähren, derart, daß er zwar nicht für 
Beränderungen und Verfhlechterungen, die durch dem vertragsmäßigen Gebrauch und Fruchtgenuß, 
wohl aber für foldhe, welche durch ein von ihm zu vertretendes Verſchulden herbeigeführt find, 
dem Verpächter Erſatz zu leiften und fiir Verbefierungen des urſprünglichen Buftandes nad), 
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$. 592. Endigt die Pacht eines landwirthfchaftlichen Grundſtücks im Laufe 
eine Pachtjahrs, fo hat der Verpächter die Koften, die der Pächter auf die noch 
nicht getrennten, jedoch nach den Regeln einer orbnungsmäßigen Wirthichaft vor 
dem Ende des Pachtjahrs zu trennenden Früchte verwendet hat, infoweit zu er- 
ſetzen, al3 fie einer ordnungsmäßigen Wirthichaft entjprechen und den Werth dieſer 
Früchte nicht überfteigen. 


Maßgabe des 8 547 von ihm Erſatz zu beanjpruchen hat. Nach diefem Grundfage würde der 
Pächter eines landwirtfhaftlihen Grundftüds diefes, falls es ihm, namentlich hinſichtlich der Bes 
ftelung (dem fog. Seldinventar), in mangelhaftem Zuftande übergeben ift, nur in ebenfo mangel- 
baftem Zuftande, falls es ihm aber in einem über die Anforderungen ordnungsmäbiger Bes 
wirtfhaftung Hinausgehenden Buftand übergeben ift, in bemfelben Buftande zurüdzugewähren 
haben. Diefes Ergebnis würde aber weder dem Sinne des Pachtvertrags nod dem vollks⸗ 
wirtfchaftlihen Intereſſe entfprechen. Beiden Rüdjichten wird dagegen ber Grundſatz des 8 591 
gereht. Danach ift für die Haftung und die Anſprüche des Pächters nicht entfcheibend, wie fich 
der Buftand des Grundſtücks zur Zeit ber Rückgewähr zu dem Zuftande zur Beit der Überlafjung 
verhält, fondern ob das Grundftüd fi) bei der Rüdgemähr in dem Buftande befindet, der fich 
bet einer während der Pachtzeit bis zur Rüdgemähr fortgefegten ordbnungsmäßigen Bewirtfchaftung 
ergibt. Befindet fih das Grundftüd zur Zeit der Rückgewähr in diefem Zuſtande, fo ift der 
Pächter nicht deshalb erfagpflidhtig, weil der Buftand, insbefondere in betreff der Beitellung, 
minder gut ift als zur Beit der Überlaffung, und nicht beshalb erfagberechtigt, weil der gegen- 
wärtige Buftand befier ift als der frühere. Letzteres gilt übrigens nur für ſolche Verbeſſerungen, 
welche lediglich durdy die dem Pächter obliegende ordnungsmäßige Bewirtſchaftung erzielt find; 
wegen anderer Berbefferungen kann ber Pächter nad $ 547, 8 581 Abſ. 2 Erfag verlangen. 
Wegen ber Beitellungsloften gewährt außerbem der 8 592 bem Pächter unter Umftänden einen 
Erſatzanſpruch. 

Der Grundſatz des 8 591 findet Anwendung ohne Unterſchied, ob bad Pachwerhältnis 
durch Ablauf der Pachizeit oder in anderer Art endigt. 

2. Eine unbedingte geſetzliche Verpflichtung bes Pächters zur Bewirtihaftung des Grunb- 
ſtücks folgt aus dem Inhalte der in 8 591 beftinnmten Rüdgewährpfliht aud für die Pacht 
eines landwirtihaftlihen Grundſtücks nicht; vielmehr hat auch ber Pächter eines landwirtſchaft- 
lihen Grundſtücks mangeld abweichender Vereinbarung zunächft nur einen Auſpruch auf Ge— 
wäßrung des vertragsmäßigen Gebrauchs und Fruchtgenufies. Wohl aber folgt aus $ 591 
bie Verpflichtung eines ſolchen Pächters, das Grundftüd, wenn es ihm überlafien ift, 
ordnungsmäßig zu bewirticaften und zwar nicht nur bis zur Beendigung ber Pacht, fondern 
bis zur Rüdgewähr (Crome 2 ©. 555 Ann. 14). Die ordnungsmäßige VBewirtihaftung gehört 
zum vertragämäßigen Gebraud; ihre Werabfäumung begründet alſo die Rechte des Ver— 
pächters wegen vertragsmwibrigen Gebrauchs nach 88 550, 553. Ob ſich der Pächter von diefer be 
dingten Bewiriſchaftungspflicht durch vorzeitige Nildgewähr befreien kann, hängt von der Ent 
ſcheidung der anderen Frage ab, ob er zur vorzeitigen Rückgewähr des Grundftüds berechtigt ift. 
Nach der Regel des 8 271 Ubf. 2 würde die Frage zu bejahen fein. Doch wird ber Zwed bes 
Pachwertrags Über ein landwirtſchaftliches Grundftüd Häufig auch der fein, dem Verpächter bie 
Sorge für die Bewirtſchafiung abzunehmen. Solchenfalls wird entweder eine unbebingte Ber 
pflihtung des Pächters zur Bewiriſchaftung ald vereinbart oder doc das diecht des Pächters 
zu vorzeitiger Rückgewähr als ausgeſchloſſen anzufehen fein. 

8. Über die entſprechende Anwenbung bes & 591 bei dem Nießbraude ſ. 8 1055 Abf. 2. 


6 592. 
@. 11 8 532 reb. 8 584; III 8 585. P. II 3b. 2 ©. 264. 

1. Zwei. Bebentung. Nach 8 101 Nr. 1 gebühren bei der Beendigung der Pacht dem 
Pächter die Erzeugniffe und bie fonftigen zu den Früchten gehörenden Beſtandteile nur infoweit, 
als fie während ber Dauer feiner Berechtigung von ber Sade getrennt werben. Ter Pächter 
eines Ianbwirtfchaftlihen Grundftüds hat insbefondere nad 8 591 das Grundftüd mit den noch 
nicht getrennten Früchten, deren Vorhandenfein den Regeln einer orbnungsmähigen Wirtſchaſt 
entipricht, zurüdzugewähren. Dies würde in den Fällen, in denen bie Baht im Laufe eines 
Pachtjahrs (Erl. 2 zu 8 595) endigt, unter Umftänden zu einer Härte für den Pächter führen, 
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$. 593. Der Pächter eines Landguts Hat von ben bei der Beendigung der 
Pacht vorhandenen Iandwirthichaftlichen Erzeugniffen ohne Nüdficht darauf, ob _ 
er bei dem Antritte der Pacht jolche Erzeugniffe übernommen Bat, jo viel zurüd- 
zulaſſen, als zur Fortführung der Wirthichaft bis zu der Zeit erforderlich ift, zu 
welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniffe vorausfichtlich gewonnen werben. 

Soweit der Pächter Iandwirtgichaftliche Erzeugnifie in größerer Menge oder 
beſſerer Beichaffenheit zurückzulaſſen verpflichtet ift, ald er bei dem Antritte der 
Baht übernommen hat, kann er von dem Verpächter Erſatz des Werthes verlangen. 

Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenen Dünger hat der Pächter zurüd- 
zulaffen, ohne daß er Erfag des Werthes verlangen fann. 


wenn ihm ein Erfaganfpruc wegen der auf die Früchte verwendeten Koften verfagt 
bliebe. Ob ein folder Anſpruch aus den Vorfchriften über bie Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung abzuleiten wäre, Tönnte gegenüber dem 8 591 zweifeldaft fein. Der 8 592 regelt 
daher die Borausfegungen des Erſatzanſpruchs felbitändig. Er ſchließt fih der Vorſchrift an, 
weldhe der E. I im 8 1009 für den Nießbrauch enthielt (M. III ©. 522f.). 

Ausgeſchloſſen iſt ein Erſatzanſpruch in Anſehung ſolcher Früchte, die, wie der Holz. 
beftand eines neu angepflanzten Waldes, nad ben Regeln einer orbnungsmäßigen Wirtſchaft 
exit nad) dem Ende des Vachtjahrs zu trennen find. 

2. Entſprechende Anwendung findet der 8 592 bei ber Beendigung des Nießbrauchs, der 
ehemännlichen oder elterlichen Nupniebung und ber Vorerbſchaft (3 1055 Abſ. 2, 8 1424 Sag 2, 
8 1663 Abf. 2, $ 2130 Sag 2). Eine ähnliche Vorſchrift enthält ferner der 8 998. 


458. 
@.18 347; 11 8 533 ven. 8 585; ass — 1 6. 2107 ſ. 3552, 3555, 3560, 11823; M. II ©. 441. 
©.205f. RB. ©. 1972. 

1. Rüdgewährpflicht in san 55 übernommene Wirticaftsnorräte. Im Gegenfage zu 
den 83 591, 592, welche für die Pacht landwirtſchaftlicher Grundftüde die Verpflichtung des 
Pächters zur Nüdgewähr bes übernommenen Bachtgegenftandes regeln, beftimmt ber 8 593 für 
die Pacht von Landgütern eine felbftändige Berpflihtung bes Pächter zur Burüd- 
laſſung gewiſſer Wirtihaftserzeugniffe, die von der Übernahme gleichartiger Wirtfchaftserzeugnifie 
unabhängig iſt. Der €. I 8546 enthielt daneben nod eine befondere Vorſchrift Über die Frage, 
inwieweit der Pächter eines landwirtſchafilichen Grundſtücks. wenn er bei dem Antritte der Pacht 
Wiriſchaftsvorräte, d. h. für bie Führung ber Wirtfchaft beftimmte verbrauchbare Sachen, ind: 
bejondere Strob, Dünger, Futtergetreide und Samen, übernimmt, nad der Beendigung der Pacht 
zur Rückgewähr verpflichtet it, und zwar beftimmte er, dab ber Pächter Borräte von gleicher Art, 
Güte und Menge zurüdzugewäßren habe (M. II ©. 440f.). Die zweite Kommiffion hielt jedoch 
eine geſetzliche Vorſchrift in diefer Hinſicht für entbehrlich, die Beftimmung des 8 546 aud für 
nicht unbedenklich und beſchloß daher deren Streihung (P. II Bd. 2 ©. 264f.). Die vorbezeichnete 
Trage ift jomit lediglich nach dem Bertrage zu enticheiden. 

2. Die ergänzenden Vorſchriften bed $ 598 beruhen auf dem voltswirtihaftlichen Intereſſe 
an ungehinderter Fortführung des landwirtſchaftlichen Betriebes nach der Beendigung der Pacht. 

a) Sie gelten, abweichend von ben 88 594, 592, welche fi) auf bie Pacht eines lands» 
wirtſchaftlichen Grundftüds beziehen, nur für den Pächter eines Landguts, d. 5. eines 
zum felbftändigen Betriebe der Landwirtſchaft eingerichteten Grundſtücks (vgl. über den Begriff 
Bd. I ©. 172 Exl. 3 zu $ 98; ferner Seuffl. 60 ©. 9). 

b) Die nad Abſ. 1 vom Pächter zurüdzulaffenden Erzeugniffe find die gleichen, 
welche nad) 8 98 Nr. 2 Zubehör eines Landguts find (vgl. Erl. 3b zu 8 98). 

Die Hier beftimmie Verpflichtung des Pächters geht nur auf Zurüdlafjung der vorhandenen 

miſſe. Inwieweit der Pächter für das Borhandenjein der erforderlichen Erzeugniffe ver- 
antwortlidy tft, beftimmt fi nad & 591. 

©) Auf Grund des Abſ. 2 kann der Pächter, wenn er nach Abſ. 1 entweder mehr oder 
zwar nur ebenfoptel, aber befjere Erzeugnifie zurücklaſſen muß, als er bei dem Antritte der Pacht 
übernommen hat, Erjag des Unterſchieds zwiſchen dem Werte ber zurüdzulafienden Erzeugniſſe 
zur Beit ber Beendigung der Pacht und dem Werte verlangen, ben bie von ihm übernommenen 
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8. 594. Uebernimmt der Pächter eined Landguts das Gut auf Grund 
einer Schäßung des wirthichaftlichen Zuftandes mit der Beitimmung, daß nach 
der Beendigung ber Pacht die Rückgewähr gleichfalls auf Grund einer folchen 
Schäßung zu erfolgen hat, fo finden auf die Rüdgewähr des Gutes die Vorfchriften 
des $. 589 Abſ. 2, 3 entfprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn der Pächter Vorräthe auf Grund einer Schägung 
mit einer folchen Beftimmung übernimmt, für die Rüdgewähr der Vorräthe, die 
er zurüdzulafjen verpflichtet ift. . 


Erzeugniffe zu derfelben Zeit Haben würden. Dagegen fteht dem Pächter, wenn ex nur eben- 
ſoviel und gleichgute Erzeugnifie, wie ex bei dem Antritte der Pacht übernommen hat, zurück- 
laffen muß, fein Anfprucd auf Erſatz des Mehrwerts infolge Steigen der Breie zu. Wegen 
des ihm nach Abf. 2 zuftehenden Erſatzanſpruchs kann der Pächter in Anfehung der nad Abf. 1 
geihuldeten Zurüdlafjung das Zurüdbehaltungsreht nad 88 273, 274 geltend machen, d. h. die 
Zurücklaſſung bis zur Leiftung des Erfages verweigern. 

Inwieweit der Pächter wegen geringerer Güte und Menge der zurüdgelafienen Er- 
zeugniffe im Vergleiche mit der von ihm übernommenen Erfag zu leiften Hat, ift ebenfo wie die 
in Erl. 1 berüßrte allgemeinere Frage im Gefege nicht entichieden. 

d) Nach Abſ. 3 muß der Pächter allen auf dem Gute gewonnenen — im Gegenfage 
zu dem zugelauften fünftlihen — Diinger, der bei Beendigung der Baht vorhanden ift, 
auch foweit er zur Fortführung der Wiriſchaft nicht erforderlich ift, ohne Erſatzanſpruch zurück⸗ 
laſſen (f. auch Erl. 3c zu 8 98). Bezüglich des auf dem Gute gewonnenen Strohs 
beſteht dagegen eine Burüdlafjungspflicht des Pächter nur nad) den Abſ. 1, 2. 

8. Entſprechende Auwendung findet der $ 593 im denfelben Fällen wie nad Erl. 2 zu 
$ 592 legterer. 


% 59. 
@.18 548; II 8 534 zen. 9 586; III 8 587. P.1E. 21971; M.II 6.441. P. U BE. 2 G. 269. 

1. Der 8 594 beſchräukt fi, wie ber 8 593, auf bie Pacht eines Landgut (Erl. 2a 
zu 8 598), 

2. Abſ. 1. Boransgefegt ift, daß der Pächter nit nur, wie im alle bes 8 587 das 
mitverpachtete Inventar, fondern dad Landgut felbft auf Grund einer Schäpung des geſamten wirt- 
ſchaftlichen Zuftandes, bei dem auch das beim Pachtantritte vorhandene Inventar weſentlich mit zu 
berüdfictigen ift, in Pachtbefig nimmt und daß vereinbart ift, die Rückgewähr bes Landguts folle 
gleichfalls auf Grund einer Schäpung bes dann beftehenden wirtihaftlien Zuſtandes erfolgen. 

In diefem Falle finden nad Abf. 1 auf die Rückgewähr des Gutes zunächſt die Vor⸗ 
ſchriften bes & 589 Abſ. 2 entiprechende Anwendung. Das bedeutet, daß ber Verpächter auch in 
dem bier vorausgefegten Falle vom Pächter angeſchaffte Üüberflüffige oder zu wertvolle Inventar⸗ 
ftüde nad) Maßgabe des 8 589 Abf. 2 ablehnen kann. Aus dem untrennbaren Zufammenhange 
letzterer Vorſchrift mit 8 589 Abf. 1 und 8 588 Abſ. 2 Sag 2 folgt weiter auch die Anwend⸗ 
barkeit diefer Beſtimmungen auf das miwerpachtete Inventar in dem bier vorausgefegten Falle. 
Nicht minder aber bürften auch die Vorfchriften des 8 588 Abi. 1, Abſ. 2 Sa 1 anwendbar 
fein, da die Hier in Rede ftehenbe Vereinbarung bie im $ 587 bezeichnete Abrede bezüglich bes 
Inventar mit der Maßgabe in ſich ſchließt, daß das Inventar nicht befonders, fondern nur 
als ein für den wirtichaftlihen Zuftand des Landguts im Betracht kommendes Moment geſchätzt 
werben foll. 

Auf andere Sachen als Anventarftüde tft der 8 589 Abſ. 2 nicht entiprehend anwendbar 
(a. 4. Erome 2 ©. 559 U. 27, Dertmann). In Betracht fämen mır Teile des Landguts 
felbft, fei e8 Grundftüdsteile, ſei es zu weſentlichen Beftandteilen gewordene bewegliche Sachen, 
namentlich; Gebäude. Indeſſen fann der Pächter Grundftüde für ben Berpäcter nur mit deſſen 
Vollmacht oder Zuftimmung Hinzuerwerben, und für fo erworbene Grundftide kann von einem 
Ablehnungsrechte des Verpächters nicht die Mede fein. Bei den vom Pächter mit dem Landgute 
feft verbundenen Sachen, befonders Gebäuden, ift, wenn fie trog 8 95 weſentliche Beitand- 
teile geworden find, eine entiprechende Anwenbung bes 8 589 Abf. 2 ſchon deshalb ausgeichlofien, 
weil die Ablehnung durch den Berpächter nah 8 93 nicht dem Pächter das Eigentum verſchaffen 
Lnnte. Bezüglich ihrer genügt es aud, daß bei der Schäpung bes wirtſchaftlichen Zuftandes 
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8. 595. Iſt bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes Die Pacht- 
zeit nicht beftimmt, fo ift die Kündigung nur für den Schluß eines Pachtjahrs 
zuläffig; fie hat fpäteftens am erften Werktage bed halben Jahres zu erfolgen, mit 
deffen Ablaufe die Pacht endigen fol. 

Diefe Vorfchriften gelten bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes 
auch für die Fälle, in denen das Pachtverhältnig unter Einhaltung der gejegfichen 
Friſt vorzeitig gefündigt werden Tann. 


des Landguts überflüffige oder zu wertvolle Gebäude ꝛc. mit einem entſprechend geringen Werte 
anzufegen fein werden. Übrigens fteht dem Pächter auch in dem hier fraglichen Falle das Weg⸗ 
nahmerecht nad) 8 547 Abf. 2 Satz 2, 8 581 Abſ. 2 zu. 

Der #589 Abf. 8 findet in ber Weife entfprehendbe Anwendung, daß der Unter» 
ſchied zwifchen dem beim Antritte der Pacht feftgeftellten Schägungswerte des Landgut3 famt 
Inventar und dem bei der Beendigung ber Pacht feftzuftellenden Schägungswerte des Landguts 
nebft dem Inventar mit Ausnahme der vom Verpächter mit Recht abgelehnten Inventarſtücke auszu⸗ 
gleichen ift. Die Anwendung der 88 594—593 ift in dem hier vorausgefegten Falle ausgeſchloſſen. 

8. Abſ. 2. Vorausgeſetzt ift, dab der Pächter eines Landguts bei dem Antritte ber 
Baht Vorräte auf Grund einer Schägung mit der Beitimmung übernimmt, daß nad der Be— 
endigung der Pacht die Rückgewähr gleichfall3 auf Grund einer Schägung zu erfolgen hat. 

In diefem Falle folen nah Abſ. 2 auf die Rückgewähr ber Vorräte, die ber Pächter 
nach 8 593 zurüdzulafen verpflichtet ift, bie Vorfchriften bes & 589 Abſ. 2, 3 entſprechende An- 
wendung finden. Indeſſen ift der angeführte Abſ. 2 Hier nit anwendbar; denn in betreff der 
Borräte kommt ein Ablehnungsrecht des Verpächters, wie e8 der 8 589 Abſ. 2 beſtimmt, nicht 
in Frage, da der Berpäcter von vornherein nur beſchränkt nad Maßgabe bes 8 593 auf die 
Vorräte Anfpruch hat und nicht deren Eigentümer ift. 

Die entfprehende Unwendung bes 8 589 Abſ. 3 geftaltet ſich dahin, daß ber Unterjchied 
zwiſchen dem geſchätzten Werte der übernommenen und dem zu ſchätzenden Werte ber nad 3 593 
zurädzulafienden Vorräte auszugleichen ift. 

45%. 
€. 18 597; 18 535 reb. 8 se1; u 8588. 9.1 ©. 2165. 2205M., 6151, 6163, 6194, 11781, 118014 q. 
116.436. 9.11 836.2 €. 246f., 515f. 

1. Zwed. Der 8 595 — für die Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes 
bezüglich der geſetzlichen Kündigungsfriſt die entſprechende Auwendung der Vorſchriften des 
$ 565 aus. Dagegen bleibt auch für die bezeichneten Pachtverhältniſſe die Vorſchrift des 5 564 
Abf. 2 nach 3 581 Abſ. 2 anwendbar, wonach bei unbeftimmter Dauer ber Bachtzeit jeder Teil das 
Pachtverhãltnis unter Einhaltung ber gefeglihen Kündigungsfrift fündigen kann. Bei der Pacht 
bewegliher Saden gelten auch in betreff ber Kündigungsfrift die Vorfchriften des 8 565. 

Zwiſchen landwirtſchaftlichen und anderen Grundftüden wird bier nicht unterfchteben. Unter 
der Pacht eines Rechtes ift nicht die Pacht eines Mechtes an einer beweglichen Sache zu ver 
fiehen. Bon folden Rechten käme nur ber Nießbrauch in Betracht. Der Nießbraucher verpachtet 
aber nicht fein Recht, fondern die Sache feldft (vgl. 8 1056; ſ. auch Erome 2 ©. 582 N. 19). 

2. %bf. 1. Als Kündigungstermin ift ohne Nüdfiht anf bie Zeitabfchnitte, nad 
denen der Pachtzins bemefien ift, in der Erwägung, daß der Pächter zu dem ihm gebührenden 
Fruchtgenuſſe nur gelangt, wenn ihm eine längere Vertragsdauer gefihert if, der Schluß 
eines Pachtjahrs beftimmt. Das erſte Pachtjahr beginnt, wie ber E. I beſonders ausſprach, 
mit dem Unfange der Pacht. Der Schluß des Pachtjahrs iſt insbefondere bei landwirtſchaft⸗ 
lichen Grunbftüden aud dann maßgebend, wenn das Pachtjahr nicht mit dem fog. Wirtfhafts- 
jahr zufammenfält. Die Kündigungsfrift ift, um dem Parteien bie erforderliche Zeit für 
die durch die Beendigung ber Pacht bedingten Vorbereitungen zu laſſen, auf ein halbes Jahr, 
d. 5. ſechs Monate (8 189 Abf. 2), bemefien. Sie beginnt mit demjenigen Tage des fehlten 
Monats vor dem Schlufe des Pachtjahrs, welcher dem dem legten Tage des Pachtjahrs feiner 
Zahl nad) entfprechenden Tage nadfolgt, und wenn diefer Tag in dem bezeichneten Monate fehlt, 
mit dem Ablaufe des legten Tages dieſes Monats (vgl. 8 188). Zur Wahrung ber Frift genügt 
aber Kündigumg am erften Werktage ber Friſt. 

8. Der Abſ. 2 entfpriht dem 8 565 Abſ. 4. Vgl. Erl. 2 zu $ 565 und ben $-596. 
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8. 596. Dem Pächter fteht das im 8. 549 Abf. 1 beftimmte Kündigungs- 
recht nicht zu. 

Der Verpächter ift nicht berechtigt, das Pachtverhältniß nad $. 569 zu 
fündigen. 

Eine Kündigung des Pachtverhältniffes nad) 8. 570 findet nicht ftatt. 


8. 597. Giebt der Pächter den gepachteten Gegenftand nach der Beendigung 
ber Pacht nicht zurüd, fo kann der Verpächter für die Dauer der Vorenthaltung 


8 596. 
&. 188 533, 538; II 8 536 rev. 8 588; III 8 589. P.I ©. 2171f., 2213.; M. II ©. 423, 4381. 
2.11 8b. 2 6, 233 ff., 249. D. 6.696. BG. 6.1972. GIB. ©. 27841. 

1. Abſ. 1. Nach 8 581 Abſ. 2, 8549 Abi. 1 Sapi ift der Pächter ohne Erlaubnis 
des Verpächters nicht berehtigt, den Gebrauch und ben Fruchtgenuß des ver— 
padhteten Gegenftandes einem Dritten zu überlaffen, insbefondere den ver— 
padteten Begenftand weiter zu verpadten. Er würde aber nad) 8 549 Abſ. 1 Sag 2, 
falls der Verpächter die Erlaubnis verweigert, daS Bachtverhältnis unter Einhaltung dev gejeglichen 
Kündigungsfeift kündigen lönnen, fofern nit in der Perſon bes Dritten ein wichtiger Grund 
vorliegt. Diefes Kündigungsrecht wilrde jedoch auf den Verpächter einen gewiſſen mittelbaren 
Zwang zur Erteilung der Erlaubnis ausüben, der bedenklich wäre, ba bei der Pacht die 
BPerfönlichteit des Pächters für die orbnungsmäßige Behandlung des Vertragögegenftandes noch 
wefentlicher iſt ald die bes Mieters bei der Miete. Der Abf. 1 verjagt daher dem Pächter das 
Kündigungsreht wegen Verweigerung der Erlaubnis. Die Zulafjung einer Unterverpachtung 
ift damit ganz ber Vereinbarung vorbehalten. Gefegliche Ausnahmen von ihrer Unzuläffigfeit 
u beitimmen, hat die zweite Kommiffion abgelehnt. Ste nahm dabei an, daß das Verbot der 

berlafiung bes Gebrauchs und des Fruchtgenuffes an einen Dritten bem Pächter ebenjo- 
wenig hindere, fein Recht für ſich durd einen Verwalter ausüben zu laſſen, wie es 
der Ausübung dieſes Nechtes durch den Vormund bes Pächters entgegenftehe (P. II. Bd. 2 
©. 234, 238). Diefe Anſicht erſcheint zutreffend. Denn das Verbot trifft nur die Überlafjung 
an einen Dritten zur Ausübung bes Pachtrechts im Intereſſe bes Dritten, nicht bie Überlafiung 
zur Ausübung im eigenen Intereſſe des Pächters. Cine ſolche Überlafjung iſt bei ber Pacht 
möglich, weil bei ihr dad hauptſächliche Recht des Pächter im Fruchtgenuſſe befteht und dieſes 
Recht im Interefie eines anderen ausgelbt werden kann. 

Dagegen folgt aus der Unzuläffigkeit ber Überlafjung des Gebrauchs und des Fruchtgenuſſes 
die Unübertragbarkeit ber Rechte bes Pächters (vgl. über den fog. Pachtabſtand, d. h. 
einen das Ausſcheiden des bisherigen Pächters und die Einfegung eines neuen Pächters bezwedenden 
Vertrag, Altvater im cd. f. civ. Pr. 95 ©. 382) und aus der Unübertragbarkeit die Un: 
pfändbarkeit der Rechte des Pächters (vgl. ©. 467 Erl. 7 zu 8 549, CPO. 8 857 Abſ. 1, 3). 
Nach den Beichlüffen der zweiten Kommiffion jollte allerdings die Pfändung bes Pachtrechts 
und die Anordnung einer Verwaltung zu deffen Ausübung auch dann zugelaffen werden, wenn dem 
Pächter nicht vertragsmäßig geftattet ift, die Ausübung des Pachtrechts einem Dritten zu übers 
laſſen (P. II 8b. 2 ©. 2375, EPD. 8 7498 Abf. 2 Anl. IT zur D.). Die entfpredhende Vor⸗ 

‚Schrift des €. des Gef. betr. Änderungen ber CPO. Urt. I Pr. 210 iſt jedoch vom Reichstage 
geftrichen. Die Pfändung bed Pachtrechts ift demnach jegt nur ftatthaft, ſoweit der Pächter 
vertragsmäßig befugt ift, ben Gebraud und den Fruchtgenuß einem Dritten zu überlafjen. 

2. Der Abſ. 2 verfagt bei dem Tode bes Pächters nur dem Verpächter eim gefegliches 
außerorbentliches Kündigungsrecht; den Erben bes Pächters ſteht ein folhes nad $ 581 Abf. 2, 
8 569 zu. Die Kündigungsfrift und der Termin, für melden die Kündigung zuläffig ift, 
beftimmen fich bei der Pacht eines Grunbftüds oder eines Rechtes nad 8 595. 

3. Nach Abſ. 8 ſteht dem Pächter im Falle feiner Berfegung das im 8 570 beitimmie 
Kündigungsreht nicht zu. Fe 


€.18 542; II 8 537 veu. 8 589; III 8 590. ®.I €. 2210f., 3551, 3559; M. II €. 4811. 
P.1 88.2 6. 256f. AB. €. 1972. 
1. Der $ 597 tritt für die Pacht an die Stelle des 8 557. Wie diefer (vgl. Erl. 1 zu 
8 557) ſetzt er voraus, daß nicht eine ſtillſchweigende Verlängerung bes Bertragsverhältnifies (vgl. 
Erl. 665 zu $ 581) vorliegt. 
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ala Entfchädigung den vereinbarten Pachtzins nach dem Verhältniffe verlangen, 
in welchem die Nugungen, die der Pächter während dieſer Zeit gezogen hat oder 
hätte ziehen können, zu den Nußungen des ganzen Pachtjahrs ftehen. Die Geltend- 
machung eines weiteren Schadens ift nicht ausgefchloffen. 


Bierter Titel, 
Leibe. 


2. Satz 1 beitimmt den Mindeftbetrag ber Entfhädigung für die Borenthaltung 
des Pachtgegenſtandes einerjeits, entiprechend dem $ 557, nad) dem vereinbarten Pachtzins, 
andererfeit3 aber nicht lediglich nad} der Dauer der Vorenthaltung, fondern nad; dem Berhältnifie 
der auf die Zeit ber Vorenthaltung entfallenden Nutzungen zu den Nutzungen des ganzen Pacht⸗ 
jahrs. Die Beridfihtigung dieſes Verhältnifies trägt dem Umftande Rechnung, daß ſich ber 
Fruchtgenuß, namentlich bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken, aber auch bei anderen Gegenftänden, 
3. B. Sommerwirtfhaften, auf das Jahr ungleich verteilt; fie fan je nad) den Umftänden zu 
einer Ermäßigung ober einer Erhöhung bed Entſchädigungsbetrags führen, welcher ſich nad) der 
bloßen Zeitdauer der Borenthaltung ergeben würde. Erſtredt ſich die legtere auf ein ganzes 
Pachtjahr oder mehrere Pachtjahre, fo kommt es auch nad 8 597 im Ergebnifje nım auf die 
Zeitdauer an. 

Inwieweit der Pächter mährend der Vorenthaltung Nupungen hätte ziehen 
tönnen, ift nad) ben Regeln einer orbnungsmäßigen Wirtſchaft zu beurteilen. 

3. Sat 2 ftimmt mit $ 557 Sag 2 überein (ſ. Erl. 2 dafelbft). 


Vierter Titel. 

Klein, Die Rechtsformen der Gebrauchsleihe, 1902. Kuhlenbed, ZW. 1904 ©. 226. 

L Die Realtontratte, 

Die Leihe, das Darlehen und ber Vermahrungsvertrag find nad römifchem Rechte Reals 
kontrakte. Welchen Charakter fie im neueren Rechte haben und ob daneben das Verſprechen eine 
Sache zu verleifen oder zu verwahren oder ein Darlehen zu geben, ald bejonbere Verträge in 
Betraht kommen, it beftritten; vgl. Windfheid-Kipp II 88 312, 374; Endemann I 
8 104 Ziff. 2b; Enneccerus I 8136 Ziff. IIB.; neueſtens Schloßmann, Iherings Jahrb. 
Bd. 45 ©. 1ff.; Stinging, Borerpfliätung, 1903; Kuhlenbed, ZW. 1904 ©. 226. Die 
Berfafier des BGB. haben die Abficht gehabt, bei der Faſſung der Vorſchriften eine Entſcheidung 
ber wiſſenſchaftlichen Frage nad der Natur dieſer Verträge zu vermeiden (M. II ©. 306, 444, 
569; P. II Bd.2 ©. 269, 391ff.). Beim Darlehen hat man aber durch die Saffung ded jegigen 
$ 607 zum Ausdrud bringen wollen, daß bie Eritattungspfliht den vorherigen Empfang bes 
Darlehens vorausſetzt. Bei der Leihe ift das Verhältnis tatſächlich fo, daß durd die Vegriffs- 
beitimmung des 8 598 der Vertrag, durch welchen jemand die Hingabe einer Sache zur Leibe 
verfpricht, nicht mit getwoffen wird; denn nad $ 598 Hat ber Verleiher den Gebrauch der Sache 
zu geftatten, während durch das Verſprechen, eine Sache zur Leibe hinzugeben, der Verſprechende 
verpflichtet wird, den Gebrauch nicht nur zu geftatten, fondern zu gewähren; vgl. $ 535 Sa 1. 
Ebenfo wird bei der Verwahrung der Vertrag, durch welchen fiy jemand zur Verwahrung einer 
zu übergebenden Sade verpflichtet, duch die Faſſung des & 688 nicht gededt; das Geſetz 
fpriht im 8 688 von einer Sache, die übergeben ift, nicht von einer foldhen, die übergeben 
werben joll. 

Die herrihende Meinung nimmt hiernad) an, da Leihe, Darlehen und Verwahrung Real- 
tontrafte find; a. 9. Kipp bei Windſcheid-Kipp II ©. 525, 561; Eofad I 88 140 III, 
142 III, 154 III; Schloßmann (6.76, 91), welche dieſe Verträge als Konſenſualkontrakte an= 
gefehen wiſſen wollen ober wenigitend eine folhe Auffafiung für möglich erklären. Die Frage 
iſt in der Hauptjache eine folhe der juriftifchen Konftruttion. Praktifche Bedeutung hat fie u. a. 
infoweit, als zweifelhaft fein kann, wie weit befondere felbftändige Borverträge anzuerkennen find 
und welche Regeln für diefe gelten. 

Vom Standpunkte des BGB. wird man bei der Leihe, und entiprehend beim Darlehen 
und bei der Verwahrung, zwiſchen dem Leihvertrage und dem Bertrage, durch welchen bie-Hingabe 
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einer Sache zur Leibe verſprochen wird, zu unterfcheiden haben. Zweifellos iſt allerdings bie 
Hingabe ber Sache nicht gefeglihe Vorausfegung fir bie Bindung der Parteien. Das bloße 
Verſprechen, eine Sache zu verleihen, bat für fi allein bindende Kraft. Aber eim Leihvertrag 
Hiegt nur dor, wenn die Sache übergeben if. Wie bei der vertragsmähigen Übertragung des 
Eigentums an beweglihen Saden und wie bei ber Auflafiung, muß alfo aud bier zu ber 
Einigung der Parteien noch das reale Moment der Übergabe hinzukommen. Beides Tann zeitlich 
auseinanderfallen. Uber e8 wäre unrichtig, deshalb die Möglichkeit eines felhfländigen Borber- 
trags zu leugnen und in dem Berfprechen, zu leihen, ftet3 nur dem einen Teil eines Leihvertrags, 
nämlich die Einigung zu fehen, welche durch die demnächſtige Hingabe der Sache zum vollendeten 
Leihvertrag wird. Auf den felhftändigen Vorvertrag, durch welchen jemand verfpriät, eine Sache 
zu leihen oder aufzubewahren ober ein Darlehen zu geben, finden bie allgemeinen Vorſchriften 
über Verträge Anwendung, für dad Darlehenverſprechen gilt außerdem noch die befondere Vor⸗ 
ſchrift des 8 610. 

II. Das Weſen der Leibe beſteht darin, daß ber Verleiher dem Entleiher unentgeltlich 
ben Gebrauch der zur Leibe bingegebenen Sache zu geftatten Hat. Durch die Unentgeltlichkeit 
unterfheibet ſich bie Leihe von der Miete, dadurch, daß ber Entleifer die Sade nur zum 
Gebrauchen, nicht zum Verbrauchen erhält, unterſcheidet fie fi vom Darlehen. Im übrigen 
ſteht die Leihe einerfeit3 der Miete, andererfeit8 der Schenfung nahe; ein Teil der für die Leihe 
gegebenen Vorſchriften entipricht deshalb den für jene Rechtsinftitute aufgeftellten Regeln. 

Gegenftand bes Leihvertrags ift eine Sache, d. 5. im Sinne des $ 90 eine körper- 
liche Sade. Auch Über unbemeglihe Sachen, insbejondere Grunbftüde, kann ein Leihvertrag 
geichloflen werben. Ein Recht kann nicht Gegenftand eines Leihvertrags jein. Ein bahingehender 
Vertrag ift nicht ungültig, unterſteht aber nicht den Vorſchriften de vierten Titels; es kann nur 
eine entfprechende Anwendung dieſer Vorſchriften, insbefondere des 8 599 in Frage Tommen. 

Aus dem Leihvertrag erwächſt zunächſt eine einfeitige Berpflihtung bes Verleihers. 
Die Vorſchriften über gegenfeitige Verträge finden aljo beim Leihvertrage Leine Anwendung. 
Der Entleiher Hat zunächſt nur ein Recht, indefjen befteht fir ihm die Verpflichtung, die Sache 
nicht anders als vertragsmäßig zu gebrauchen und die gewöhnlichen Koften der Erhaltung der 
Sade zu tragen; nach Beendigung der Leihe ift er verpflichtet, die Sache zurückzugeben. 

III. Prelariſtiſche Berhältniffe. Über das precarium (Windfheid-Kipp II 8 376; 
Dernburg, Band. II 8 91; Kuhlenbed, FW. 1904 ©. 228) enthält das Gefeg feine befondere 
Vorſchrift; vgl. €. I 8 558, M. II ©. 453f., P. II Bd. 2 ©. 275f. Nach der ganz allgemeinen 
Fafſung des 8 598 fallen alle Verträge, welche den umentgeltlichen Gebrauch einer Sache zum 
Gegenſiande haben, unter die Vorſchriften des vierten Titels. Nicht ausdrücklich entſchieden ift 
die Stage, wie diejenigen Fälle zu beurteilen find, in welchen jemand einfeitig den unentgelt- 
ligen Gebrauch einer Sache gejtatiet, 3. B. durch Anſchlag die Benutzung eines Parkes, den 
Durchgang durch ein Grundftüd, das Abladen von Schutt auf einem Grundftüde freiftellt. Ob 
eine derartige Erklärung als einfeitiger Verzicht auf die volle Auslibung bed Eigentums eine 
rechtliche Wirkung Hat, ift zweifelhaft. Jedenfalls kann man darin aber daß Angebot an jeder 
mann erbliden, die Sache zu dem angegebenen BZwede zu benugen. Wer von diefer Geftattung 
Gebrauch macht, nimmt das Angebot an und damit kommt ein Vertrag zuftande, auf welchen 
die Vorfchriften über einen Leihvertrag der im 8 604 Abf. 3 bezeichneten Art entſprechend ans 
zuwenden fein werden. Praktiſche Bedeutung Hat Hanptfächlih die Frage ber Haftung, wenn 
jemand bei dev Benugung der unentgeltlich zur Verfügung geitellten Sache zu Schaden gekommen 
ift, jo 3. 8. wenn Kinder, welde in einem dem Publikum geöffneten Park fpielen, infolge Zus 
fammenbredens einer ſchadhaft gewordenen Brüde verunglüdt find. Hier wird 8 823 anzu= 
wenden fein. 

IV. Überſicht. Der 8 598 beftimmt ben Begriff der Leihe und die Hauptverpflichtungen 
aus dem Leihvertrage. Die 38 599—606 enthalten Einzelvorfchriften, welche die grundlegende 
Beitimmung des $ 598 ergänzen. Die 88 599, 600 insbeſondere handeln von ber Haftung bes 
Berleihers, der 8 601 von der Erhaltung der Sache und dem Erjage ber Verwendungen, ber 
8 602 von Veränderungen und Berichlechterungen ber Sache, die durch ben vertragsmäßigen 
Gebrauch herbeigeführt werben, der 8 603 von vertragswidrigem Gebrauch der entliehenen Sache. 
Die 88 604—606 betreffen die Beendigung ber Leihe und der daraus ſich ergebenden Anſprüche, 
und zwar ber 8 604 bie Verpflichtung zur Rückgabe, der 8 605 die Kündigung der Leihe, ber 
8 606 die Berjäßrung von Nebenanfprücen. 


N 
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8. 598. Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache verpflichtet, 
dem Entleiher den Gebrauch der Sache unentgeltlich zu geftatten. 


8.599. Der Verleiher hat nur Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit zu vertreten. 


4 598. 
@.18 549 Eat 2; 11 8 538 res. 8 590; III 8 591. P.I ©. 2221, 11817; M.II ©, 44311. 
9.188. 2 €. 2691. 

1. ®efen ber Leibe |. Borbm. unter II. 

2. Befig. Der Entleiher ift Beſitzer, ber Werleiher mittelbarer Befiger ($ 868). 

8. Die Art und bie Dauer bed Gebrauchs beitimmen fi nad ber Vereinbarung der 
Barteien, eine ſolche kann ausdrücklich getroffen fein, fie kann fi) aber auch aus den Umftänden 
ergeben. Betipiele aus ber Praxis. Rſpr. Bd. 9 ©. 304 (Betreten eined Daches zweds An- 
bringung einer Anlage), Sächſ. Ar. Bd. 10 ©. 244 (Überlafien einer Sache zu unentgeltlichem 
Gebrauch bis fi) Gelegenheit zur Verwertung findet). 

4. Berbrand; der Sache. Soll die Hingegebene Sache verbraucht werben, fo liegt kein 
Leihvertrag vor. Wird dem Entleiher die Befugnis eingeräumt, die entliehene Sache nicht nur 
zu gebrauchen, fondern auch zu veräußern, fo ſchließt letzteres die Annahme eines Leihvertrags 
nicht unbedingt aus; es fan die Beredung über die Veräußerung den Charakter eines ſelb⸗ 
ftändigen Zuſatzvertrags haben. Dasjelbe gilt, wenn dem Entleiher geftattet wird, bie ent 
liehene Sache im Bebirfnisfalle zu verpfänden. Vgl. RG. Bd. 13 ©. 128, Bd. 36 ©. 161, SeuffA. 
2b. 37 ©. 10. 

5. Berbraudbare Sachen können infofern Gegenſtand eines Leihvertrags fein, als fie 
etiva zur Ausfchmüdung einer Tafel oder eined Ladens u. dgl. dienen jollen. 

6. Bei der Entnahme von Büchern aus einer Leihbibliothek und ähnlichen entgeltlihen 
Gefchäften wird regelmäßig ein Mietvertrag vorliegen. 

7. Geſtatten des Gebrauchs. Der Verleiher hat den Gebrauch der Sache zu geftatten, 
während bei der Miete der Gebrauch der Sache zu gewähren tft. Der Unterſchied liegt darin, 
daß da8 Gewähren unter Umftänden pofitives Handeln, 3. B. die Übergabe der Sache mit bes 
greift, während das Geſtatten lediglich die Bedeutung hat, daß der Berpflichtete dem Berechtigten 
den Gebrauch nicht entziehen oder ihn im Gebrauche nicht flüren darf. Wenn bie Verleihung 
einer Sache verſprochen wird, fo ift der Verſprechende verpflichtet, nicht nur den Gebrauch der 
Sade zu geftatten, fondern auch dem anderen Teile den Gebrauch) ber Sache zu ermöglichen. 

8 Pflichten des Entleiherd. Aus dem Leihvertrage erwächſt für den Entleiher zunächſt 
nur ein Recht. Eine Verpflichtung, die Sache in der beim Abſchluſſe des Vertrags in Ausſicht 
genommenen Art und Weiſe zu gebrauchen, befteht nicht. Indeſſen ergeben ſich aus dem Wefen 
des Berhältnifies, welches nad Treu und Glauben zu beurteilen ift, doch auch Verpflichtungen 
für den Entleiher. Ex Hat für die gewöhnliche Aufbewahrung und Erhaltung der Sache zu 
forgen und tunlichft Die Intereſſen des Verleihers wahrzunehmen; möglicherweife kann z. B. in 
Betracht kommen, daß eine geliehene Mafchine, um fie nicht einroften zu laſſen, in Betrieb ge- 
ſetzt, daß ein Pferd bewegt wird u. dgl. 

HM eine Verpflichtung, die Sache in beitimmter Weiſe zu gebrauchen, als Gegenletitung 
ausgemacht, ift 3. B. ausbebungen, daß ein Pferb täglich geritten werden foll, fo liegt fein 
reiner Leihvertrag vor, was namentlih wegen der Haftung bed Verleihers (8 599) von Bes 
deutung fein kann; a. W. Crome II 8 246 Anm. 19; Dernburg II 8231 Anm. 5, melde 
ſolche Leiftungen regelmäßig unter den Geſichtspunkt der Auflage bringen wollen, mit ähnlicher 
Unterfheidung wie bier Enneccerns I 8 272 Anm. 1; Eofad I 8 1411; EdsLeonhard, 
Vorträge I 8 82. 


4 59. 
€.18 550; 11 8 539 ven. 8 591; III 8 592. P. I 6. 2222, 2225f.; M. U S. 446. P. II 3b. 2 ©, 2691. 

1. Haftuug bed Berleiherd und des Entleiherd. Die 88 599, 600 fchränfen die Haftung 
des Verleihers gegenüber den allgemeinen Regeln ein. Sie beruhen wie die entiprechenden für 
die Schenkung gegebenen Vorfchriften (88 521, 523f.) auf dem Gebanten, daß dem Verleiher, 
welcher dem Entleiher unentgeltlich, etwas gewährt, nicht eine fo weit gehende Sorgfalt zugemutet 
werden könne, wie einem gewöhnlichen Schuldner. Der Entleiher haftet nach den allgemeinen 
Regeln (8 276) für jedes Verſchulden. 

2. Wegen der Haftung im einzelnen vgl. Erl. zu ben 98 524, 523f. 
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8. 600. Verfchweigt der Verleiher argliftig einen Mangel im Rechte ober 
einen Fehler der verliehenen Sache, jo ift er verpflichtet, dem Entleiher den dar- 
aus entftehenden Schaden zu erfeßen. 


8. 601. Der Entleiher hat die gewöhnlichen Koften der Erhaltung der ge- 
liehenen Sache, bei der Leihe eines Tieres ingbefondere die Fütterungskoften, zu 
tragen. 

Die Verpflichtung des Verleihers zum Erſatz anderer Verwendungen beftimmt 
ſich nach den Vorfchriften über die Gefchäftsführung ohne Auftrag. Der Entleiher 
ift berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache verjehen Hat, wegzunehmen. 


8. 602. Veränderungen oder Verfchlechterungen der geliehenen Sache, die 
durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden, hat der Entleiher nicht 
zu vertreten. 


8. 603. Der Entleiher darf von der geliehenen Sache feinen anderen ala 
den vertraggmäßigen Gebrauch machen. Er ift ohne die Erlaubniß des Verleihers 
nicht berechtigt, den Gebrauch der Sache einem Dritten zu überlafjen. 


3. Verleihung im Ynterefle des Verleihers. Die beſchränkte Haftung des Verleihers gilt 
aud dann, wenn die Verleihung allein ober gleichzeitig im Intereſſe des Verleihers gefchehen 
iſt. Vgl. aber Erl. 8 zu 8 598. 

4. Berhältnis zu den Vorſchriften über nnerlaubte Haudlungen. Die Vorichriften über 
unerlaubte Handlungen werden dur den $ 600 nicht berüßtt. Danach kaun z. B. jemand, der 
ein Pferd aus einem verſeuchten Stalle verleift und dadurch eine Anftedung herbeiführt, haftbar 
fein, wenn gegen eine geſetzliche oder polizeiliche, den Schug eines anderen bezwedende Bor- 
ſchrift verftoßen ift. Vgl. Vorbm. 5 zum 25. Titel über unerlaubte Handlungen. 


8 600. 
€.18 551: IT 8 540 vew. 8 592; III 8 598. P. I €. 2227, 11791; M. I ©.4461. P.II 8.2 €. 270. 
©. Erl. zu $ 599. 
8 601. 
€. 18 553; IT 8 541 vew. 8 593; II 8 594. PIE. 22311.3 M.II 6.4471. P. I 3.2 ©. 2727. 
1. Entipreende Borjäriften ſ. in den $8 450, 547, 994ff., 1049, 2022, 2124f. 
2. Abſ. 1. Auslagen, welche der Gebrauch der Sache verurſacht, hat ber Entleiher zu 
tragen; ®. II Bd. 2 ©. 273. 
3. Abi. 2. Geihäftsführung ohne Auftrag 88 683ff., Wegnehmen einer Einrichtung 8 258. 
4. Eine Verpflichtung des Entleiherd, Verwendungen vorzunehmen, befteht nit. So— 
weit er indeſſen nad) Abf. 1 die Koften von Verwendungen zu tragen hat, ift er auch verpflichtet, 
die Verwendung vorzunehmen; insbefondere Hat er für die Fütterung eines entliehenen Tieres 
Sorge zu tragen. Da das ganze Verhältnis nad) Treu und Glauben zu behandeln ift, kann er 
unter Umfländen auch verpflichtet fein, den Verlether auf die Notwendigkeit von Maßnahmen 
zur Erhaltung der Sache aufmerffam zu machen. 
5. Eine Verpflichtung des Verleihers, Verwendungen vorzunehmen, befteht ebenfalls 
nicht. Der Verleiher hat nur den Gebraud der Sache zu geftatten, er braucht jie aber nicht wie 
der Vermieter (8 536) im Stande zu halten. 


& 602. 
€. 18 554; IT 8 542 ven. 8 594; II 8 595. 9. IE. 2230f., 32681., 3275, 11817; M. II ©. 4481. 
9.11 88.2 €. 275. 


Die Vorſchrift entfpricht dem 8 548; f. Erl. zu diefem Paragraphen. 


8 608. 
€.18549 Gat 1, 8552; II 8.543 vew. 8 595; III 8 596. P.I ©. 2221 ff., 2230, 11817; M. II ©. 444f., 447. 
®. 11 Bo. 2 ©. 270. 
1. Bertragdwidriger Gebrauch. Wenn der Entleiher von ber Sache einen vertragd- 
wibdrigen Gebrauch macht, fo Haftet er für den dadurch entftehenden Schaden. Er haftet auch 
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8. 604. Der Entleiher ift verpflichtet, Die geliehene Sache nad) dem Ab- 
laufe der für Die Leihe beftimmten Zeit zurüdzugeben. 

Ift eine Zeit nicht beftimmt, fo ift die Sache zurüczugeben, nachdem der 
Entleiher den fi) aus dem Zwecke der Leihe ergebenden Gebrauch gemacht hat. 
Der Verleiher kann die Sache ſchon vorher zurückfordern, wenn fo viel Zeit ver- 
ftrichen ift, daß der Entleiher den Gebrauch hätte machen können. 

Iſt die Dauer der Leihe weder beſtimmt noch aus dem Zwede zu entnehmen, 
fo fann der Verleiher die Sache jederzeit zurüdfordern. 

Ueberläßt der Entleiher den Gebrauch der Sache einem Dritten, jo kann der 
Verleiher fie nach) der Beendigung der Leihe auch von dem Dritten zurüdfordern. 


für den zufälligen Untergang und für bie zufällige Verſchlechterung ber Sadje, wenn der Zufall 
ohne den vertragsmwidrigen Gebrauch nicht eingetreten wäre (ſ. Erl. zu 8 549 Nr. 2 u. 4a). 

2. Die Erlaubnis zur Überlafjuug des Gebrauchs an einen Dritten Tann bei ober nad; 
Eingehung des Leihvertrags erteilt werben; fie braucht nit ausdrücklich erflärt zu werben, 
fondern fann aus den Umftänden zu eninefmen fein. Iſt fie erteilt, fo Hat der Entleiher 
— anders wie bei der Miete (8 549 Abſ. 2) — nicht für das Verſchulden des Dritten einzuftehen. 

3. Ein Recht auf Unterlafjung des vertragswibrigen Gebrauchs zu Klagen ift dem Ver⸗ 
leider — anders wie bei der Miete (8 550) — nicht eingeräumt; man Hat geglaubt, daß, abgefehen 
von dem Anſpruch auf Schadenserfag, bie Möglichkeit, die Leibe nad) 8 605 Nr. 2 zu kündigen, 
hinreichenden Schutz gewähre. Ein dem 8 550 entiprechendes Recht des Verleihers ließe ſich 
wohl auch ohne geſetzliche Beſtimmung aus dem Weſen des Verhältniſſes herleiten; die Frage 
hat aber bei der Leihe nur geringe praktiſche Bedeutung. 


8 604. 
€.18 549 Gay 1. 8 5551.; II 8 544 ve. g 596; III 8 807. P. 1 . 2221, 2285ff., 22414, 11817; 
MI 6.465, 41. P.I1W2 6.275. 


Niſſen, JW. 03 ©. 201. 

1. Auf die Beendigung des durch die Leihe begründeten Schuldverhältniſſes finden die 
allgemeinen Grundjäge über bie Beendigung eines Schuldverhältniſſes Anwendung (ſ. oben 
©. 207 Vorbm. zum dritten Abſchn.). Die 88 604f. enthalten Beftimmungen über befondere 
für die Leihe geltende Beendigungsgründe. Die Leibe emdigt hiernach mit dem Ablaufe der 
vereinbarten Zeit und, wenn eine ſolche nicht beftimmt tft, mit dem Zeitpunkt, in welchem ber 
Entleiher den aus dem Zwecke der Leihe ſich ergebenden Gebrauch gemacht hat (8 604 Abi. 1, 
Abi. 2 Sag 1), ferner duch Rüdjorderung der Sache in ben Fällen bes 3 604 Abi. 2 Sag 2, 
Abi. 3 und durch Kündigung nad) Maßgabe des 8 605. Der Tod des Entleihers führt nicht 
ohne meitered zu einer Auflöfung bes Vertrags, doch kann der Verleiber den Bertrag nad) 
8 605 Nr. 3 kündigen. Ebenſo iſt der Tod des Verleihers ohne Einfluß; es kann höchſtens 
eine Kündigung nach $ 605 Nr. 1 in Frage kommen. 

Mit der Beendigung des Vertrags erlifcht einerſeits die Verpflichtung des Verleihers, den 
Gebraud) zu geftatten, andererfeits das Recht des Entleihers, die Sache zu gebrauchen, aber aud) 
die Verpflichtung des Entleihers, bie gewöhnlichen Erhaltungstoften zu tragen. Doch ift auch 
hier insbefondere zu legterem Punkte zu beachten, daß das Verhältnis nad) Treu und Glauben 
zu beurteilen iſt. 

2. Der Entleiher hat die Sache in demjenigen Zuftande zurüdzugeben, welcher ſich bei 
sertragamäßigem Gebrauch ergibt. 

Mit der Sache find auch Zuwachs und Zubehör Herauszugeben; vgl. aber 8 601 Abi. 2 
Sag 2. Die während ber Zeit ber Leihe gezogenen Früchte find ebenfalls mit herauszugeben. 
Die Öeitaltung des Gebrauchs kann aber in dem Sinne eingeräumt werben, daß der Entleiher 
befugt jein foll, die während ber Zeit des Gebrauch gezogenen Früchte zu verzehren. 

Ih ein Gewinn mit herauszugeben ift, der mittel8 der Sache, z. B. durch Vermietung 
eined geliehenen Tieres, erzielt ift, hängt davon ab, in welchem inne dem Entleiher ber 
Gebrauch der Sache eingeräumt war. 

3. Rückgabe der Sade. Die Verpflichtung des Entleihers wird regelmäßig eine Bringſchuld 
fein. Indeſſen können die Umftände das Gegenteil ergeben. gl. $ 269. 
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8. 605. Der Berleiher kann die Leihe fündigen: 

1. wenn er in folge eines nicht vorhergejehenen Umftandes ber verliehenen 
Sache bedarf; 

2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Gebrauch von der Sache macht, 
ingbefondere unbefugt den Gebrauch einem Dritten überläßt, oder die Sache 
durch Vernachläffigung der ihm obliegenden Sorgfalt erheblich gefährbet; 

3. wenn der Entleiher ftirbt. 


8. 606. Die Erfaganfprüche des Verleihers wegen Veränderungen oder Ber- 
fchlechterungen ber verliehenen Sache fowie die Anfprüche des Entleihers auf Er- 
fat von Verwendungen oder auf Geftattung der Wegnahme einer Einrichtung 
verjähren in ſechs Monaten. Die Vorjchriften des $. 558 Abſ. 2, 3 finden ent- 
jprechende Anwendung. 


4 — bed Einwandes, daß ber Entleiher Eigentümer ber Sache ſei, ſ. Erl. zu 
8 556 Nr. 2 

5. Dr Entleiher hat wegen feiner Gegenaniprüde ein Zurückbehaltungsrecht. 

6. Abſ. 4. Die Vorſchrift gibt dem Verleiher einen perjönlichen Anſpruch. Wegen Einzel⸗ 
fragen vgl. Erl. zu der entfprechenben Vorfchrift bes 8 556. 

IR der Verleiher Eigentümer dev Sache, fo Tann er auch ben dinglichen Anſpruch geltend 
machen. 

7. Kündigung. Die Geltendmachung ber dem Verleiher nach Abſ. 2—4 zuſtehenden Rechte 
iſt nicht von einer Kündigung abhängig. Gegen einen Mißbrauch ifi der Entleiher durch die 
Vorſchrift des 8 226 geihügt. 

8. Recht des Entleiherd, die Sache zurüdzugeben. Der Entleiher Tann ſeinerſeits wegen 
der Koften der Erhaltung der Sache ein erhebliches Interefie an der Rückgabe haben. Ob er 
hierzu fon vor dem Zeitpunkte berechtigt iſt, in welchem die Leihe nad) ben 88 604f. enbigt, 
bängt davon ab, ob der Vertrag lebiglich im Intereſſe bes Entleihers oder auch im Interefie des 
Verleihers geſchloſſen iſt M. II ©. 446f.). Im Zweifel dürfte das erftere anzunehmen fein, 
da aus dem Wefen des Leihvertragd eine Verpflichtung des Entleihers, die Sache zu behalten, 
nicht gefolgert werden Tann. Die vorzeitige Zurüdgabe darf jedenfalls nad) Treu und Glauben 
nur in ſolcher Art und zu einer ſolchen Zeit erfolgen, daß das Intereſſe des Verleihers nicht 
beeinträchtigt wird. Iſt der Entleiher zur Rüdgabe berechtigt, fo kommt ber Verleiher durch 
Verweigerung der Riüdnahme in Verzug der Annahme (88 303ff.). 


8 608. 
€.18 557; 1 8 545 red. 8 597; 18 — — M. Il E.452f. P.1188.2 6. 275. 


1. Die Kündigung iſt ein einfeitiges empſangsbedürftiges Rechtsgeſchäft (88 130ff.). Eine 
Kündigungsfrift Braucht nicht eingehalten zu werden; ſ. Erl. zu 38 542 Nr. 5, zu 8 564 Nr. 2. 
2. Der Beweis der Vorausfegungen des Kündigungsrechts liegt dem Verleiher ob. 

3. Schadenserſatz kann der Entleiher von dem Verleiher auch dann nicht fordern, wenn 
bie Kündigung auf Grund des 8 605 Nr. 1 erfolgt. 

4. Die Leihe emdigt nit von ſelbſt, wenn die Vorausſetzungen des 8 605 eintreten. 
Es können alfo namentlich die Erben des Entleihers den Gebrauch der geliehenen Sache fort⸗ 
fegen, falls nicht der Gebrauch, an die Perſon des Entleihers gelnüpft war. Sie find aber auch 
andererfeit verpflichtet, die gewöhnlichen Koften der Erhaltung der geliehenen Sache meiter 
zu tragen. 

5. Der Entleiher Hat fein Kündigungsrecht. ©. jedoch Erl. zu 8 604 Nr, 8. 


8 606. 
€. 118 546 rev. 8 598; 111 8 599; 9. II E.448. 9.110. 2 €. 2721. 
1. Der $ 606 entiprict dem g 558. Vol. Erl. zu diefer Vorſchrift. 
2. Einzelfragen. 
a) Wegen ber Anſprüche der Beteiligten ſ. 83 602, 603, 601. 
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Fünfter Titel, 
Darlehen. 


Für andere Anſprüche als die im 8 606 bezeichneten, insbeſondere für ben Anfprud 
des Entleiherd wegen ſchuldhafter Schädigung durch den Verleiher und den Anfpruch bes Ver- 
leihers auf Rüdgabe der Sache, gelten die gewöhnlichen Regeln. 

b) Die Verjährung der Erſatzanſprüche bes Verleihers beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
welchem er die Sache zurüderhält, die Verjährung ber Anſprüche des Entleihers beginnt mit der 
Beendigung bed Leihverhältnifies (8 558 Abf. 2). 

e) Mit der Berjährung des Anſpruchs des Berleihers anf Rüdgabe der Sade 
verjähren auf) die Erſatzanſprüche des Verleihers (8 558 Abſ. 3). 

4) Berehnung ber Friſt f. 88 186ff. 

e) Für die Verjäßrung gelten im übrigen die gewöhnlichen Regeln. 


Fünfter Titel, 

Auhlenbeck, IJW. 04, ©. 377ff., 401 ff. 

I. Überfigt. Das Darlehen vermittelt die leihweiſe Benutzung von Gelb oder weiteren 
vertretbaren Sachen. Der Darlehnsvertrag ift ein Vertrag, durch welchen ſich der eine Teil ver- 
pflichtet, Geld ober andere vertretbare Sachen, welche er zum Verbrauch oder fonftiger beliebiger 
Berwendung empfangen hat, dem anderen Teile in gleicher Axt, Güte und Menge zurüdzuerftatten. 

Das BGB. gibt über das Darlehen nur wenige pofitive Beftimmungen, ber Begriff des 
Darlehens wird als bekannt vorausgeſetzt. Der 8 607 Mbf. 1 will keine eigentliche Definition 
geben, ſondern nur einzelne, für ben Darlehnsvertrag wichtige Punkte Harftellen. Der 8 607 
Abſ. 2 betrifft die Ummandlung einer anderen Schulb in ein Darlehen, ber 8 608 handelt von 
der Berzinfung, der 8 609 von der Kündigung und Nüderftattung des Darlehens. Anhangweiſe 
ift im 8 610 eine Anslegungsregel für den Widerruf eined Darlehnsverſprechens aufgeftellt. 
Die weiteren beim Darlehen aufiauchenden Fragen find auf Grund ber allgemeinen Vorſchriften 
des Geſetzes, der Natur bes Darlehnsvertrags und bes Willens der Vertragſchließenden zu 
beantworten. 

I. Sondervorfäriften. Reihsrehtlihe Vorſchriften, melde das Darlehen betreffen, 
finden fih in dem Wuchergefeb vom 24. Mat 1880/19. Juni 1893 xt. 4; dieſer ift nad 
EG. Art. 32 aufrecht erhalten, während Art. 3 besfelben Gefepes durch EG. Art. 47 aufgehoben 
ift. In Betracht kommt weiter dad Meichögefeg, betr. das Reihsihuldbuh vom 31. Mat 1891; 
dieſes ift ebenfalls nad) EG. Art. 32 in Kraft geblieben; vgl. jedoch EG. Art. 50. 

Bon Reichögefegen, welche nad dem BGB. erlafien find und deshalb dem BGB. vorgehen, 
kommen für das Darlehen in Betracht das Hhpothelenbantgefeg vom 13. Juli 1899, 88 14ff., 
und die Reichsſchuldenordnung vom 19. März 1900. 

Der Landesgeſetzgebung fit die Regelung des Geichäftsbetriebs der gewerblichen Pfand» 
leihen und ber Pfandleiganftalten vorbehalten (vgl. EG. Art. 94). Unberührt bleiben ferner die 
Iandesgejeglihen Vorſchriften über Staatsihuldbücher (vgl. EB. Art. 97) und bie Rüdzahlung 
oder Umwandlung verzinsliher Staatsihulden (EG. Art. 98) ſowie die Borfchriften über bie 
öffentlichen Sparlafien (vgl. EG. Art. 99). 

Soweit bie danach in Betracht kommenden Spezialgefege Vorſchriften über Darlehne, ins⸗ 
befondere über Berzinfung und Rüderftattung von Darlehnen enthalten, gehen fie den Vorichriften 
des 5. Titels vor. 

III. Hauptgrundfäge. 

1. Gegenſtand bes Darlehens können nur Geld oder andere vertretbare Sachen fein. 

2. Die perfönlihe Fähigkeit zur Eingehung einer Darlehnsverbindlickeit 
ift nad) den allgemeinen Grundſätzen zu beurteilen. Für Minderjährige insbefondere gelten die 
Vorſchriften dev 88 106ff. Unberügri bleiben nad) EG. Art. 57 die Borjcriften des ALH. I11 
88 676. über die Darlehne der Mitglieder des Königlichen Hauſes Hohenzollern. 

8. Entftehung von Darlehnsverbindlichkeiten. 

a) Zur Begründung einer Darlehnsſchuld ift erforberlih, daß die Parteien ſich über das 
Darlehen einigen und dab ber Darlehensſchuldner das Darlehen empfängt. Letzteres ift weientlich. 
Durdy das bloße Darlehnsverſprechen wird noch feine Darlehnsſchuld begründet. Eine Rüds 
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erftattungspflicht ift vielmehr nur vorhanden, wenn der Schulbner das Darlehen empfangen Hat; 
das Darlehen ift in diefem Sinne Realvertrag (vol. Borbm. zum 4. Titel unter I). Dem: 
entiprechendb gehört zur Gubftantiierung der Darlehnsklage au die Behauptung, daß ber 
Bellagte das Darlehen empfangen hat; Neumann BGB. 8 607 Erl. 2f. Auslegung eines 
Vertrags, durch welchen Beftellung einer Hypothek für ein Darlehen verjprochen wird, RS. 8b. 55 
©. 128; dazu Kublenbed JW. 04 ©. 377. 

Regelmäßig pflegt der Darleiher dem Schuldner das Geld oder die anderen Sachen zu 
übergeben. Es kann aber bie Hingabe des Darlehens auch in anderer Weife bewerfftelligt 
werben, inöhejondere jo, daß der Gläubiger dem Schuldner Gegenftände übergibt, damit dieſer 
fie verfaufen und den Erlös ald Darlehen behalten fol (fog. contractus mohatrae), oder fo, 
daß der Schuldner Gegenftände zu einem Schägungswert übernimmt. Im Faufmännifchen 
Verkehre wird die Hingabe der Darlehnsvaluta häufig durch Überweifung auf Girokonto erfegt. 
Das Geſetz gibt für alle diefe Fälle teine befonderen Beitimmungen. Da im 8 607 der ganz 
allgemeine Ausdrud „empfangen“ gebraucht ift, kann fein Zweifel darüber befiehen, daß fie mit 
unter den Begriff des Darlehns fallen. 

Hinfichtlih der Frage, ob der Empfänger Eigentümer der Hingegebenen Sache geworben 
ift, find lediglich die allgemeinen Vorſchriften maßgebend. Daß ber Schuldner die Darlehnsſumme 
aus dem Vermögen des Gläubigers empfängt, iſt nicht weientlih. Nur muß, damit ein rechts⸗ 
gültiges Darlehen angenommen werden kann, die Darlehnsfumme wirklich in rechtswirkſamer 
Weife in das Vermögen des Schuldners gelangt fein. Das BGB. Hat auch in diefem Punkte 
von bejonderen Beftimmungen abgejehen. 

db) Im Leben kommt es Häufig vor, daß jemand, der Geld oder andere vertretbare Sachen 
nicht aus dem Darlehen, fondern aus einem anderen Rechtägrunde ſchuldet, mit dem Gläubiger 
vereinbart, daß das Geld oder die Sachen als Darlehen geſchuldet werden follen. Das Geſetz 
($ 607 Abf. 2) erflärt diefe Verträge ausdrücklich für zuläffig. 

c) Kommt ein vehtögültiges Darlehen nicht zuftande, z. B. weil derjenige, welcher im 
Namen eines anderen ein Darlehen gegeben Hat, keine Vertretungsmacht für den Dritten gehabt 
hat, oder weil ber Empfänger ſich in der Perſon des Darleihers geirrt und demnächſt den Ber- 
trag nach 8 119 angefochten Hat (Fall der fog. condictio Iuventiana, Windſcheid-Kipp II 
$ 370 Unm. 15), fo entiteht keine barlehnsmäßige Verbindlichkeit; für die Rückgewähr deſſen, 
mas in ber Annahme eines gültigen Bertrags als Darlehen Hingegeben ift, find die Grundſätze 
über ungerectfertigte Bereiherung (88 812ff.) maßgebend. 

4. Darlehen zu unfittlihen Zwecken find nad 8 138 nichtig, wenn der unfittlicye 
Zwed nicht bloß Beweggrund für den Abſchluß des Geichäfts geweſen, ſondern Beſtandteil des 
Geſchäfts ift, jo 3. B. wenn das Darlehen zum Zwecke der Beſtechung gegeben ift. 

Wegen Darlehen zu Spielzweden |. Vorbm. III 5. 17. Titel. 

5. Verpflihtung aus dem Darlehen. Dur das Darlehen wird für den Schuldner 

die einfeitige Verpflichtung begründet, das Darlehen zurüdzuzahlen. Über die Berzinfung ſowie 
bie Zeit der Miderftattung und die Kündigung des Darlehns geben die 88 608f. Pispofitiv- 
vorſchriften. 
Die Anſicht von Coſack, I 8 142 IV, daß das Darlehen ein zweiſeitiges Schuldverhältnis 
begründe und daß ber Verleiher für bie bingegebenen Sachen wie ber Berläufer ober wie ber 
Schenker hafte, entfpricht weder dem Wortlaute des Geſetzes no dem Weſen des Geſchäfts. 
Hat der Empfänger in Wirklichkeit nicht das, was er empfangen follte, erhalten, find z. B. die 
als Darlehen gegebenen Banknoten gefälicht, jo kommt eine Darlehnsverbindlichkeit überhaupt 
nicht zuftande. Die etwaigen Anſprüche aus einem Darlehnsverſprechen (ſ. unter V) bleiben 
unberührt. Für die Behandlung des verzinglihen Darlehens als eines gegenfeitigen Vertrags 
Kohler, Arch. f. Bürg. R. Bd. 2 ©. 220; Affolter, ebenda Bd. 26 S. 1. 

IV. Berwanbte Verträge. Dem Darlehen nahe verwandt Hit der unregelmäßige Ver- 
wahrungsvertrag (depositum irregulare), welcher im 8 700 geregelt ift. Im der Hauptſache 
follen bei dem letzteren Vertrage die Vorfehriften tiber das Darlehen Anwendung finden, Zeit 
und Ort der Müdgabe beitimmen ſich aber im Zweifel nah den Vorſchriften über den Ber- 
mwahrungsvertrag. Der Unterfhied zwiſchen beiden Verträgen, welcher mit Rüdficht hierauf 
praftifhe Bedeutung gewinnen kann, ift mehr wirtſchaftlicher als juriftifher Natur. Bei dem 
Verwahrungsvertrage kommt es dem Hinterleger in erſter Linie darauf an, fein Geld bequem 
und ſicher aufzubewahren, bei dem Darlehen liegt der Schwerpunkt darauf, daß ber Empfänger 
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des Darlehens das Kapital nugen und umfegen kann. Wird Gelb bei einem Bankier auf Check 
oder Girokonto Hinterlegt, fo Liegt ein unregelmäßiger Berwahrungsvertrag vor. 

Wegen bed Unterſchieds von Darlehen und Leihvertrag f. Vorbm. II 5. 4. Titel 
ſowie Erl. 4 zu $ 598. 

Der Unterfhieb zwiihen Darlehen und Gefellfhaftseinlage liegt darin, daß bei 
dem Darlehen eine einfeitige fefibeftimmte Forderung begründet wird, während bei der Geſellſchaft 
eine gegenfeitige Verpflichtung zur Förderung eines gemeinfamen Zivedes befteht. Die Gefell- 
ſchaftseinlage dient eben biefem gemeinfamen Bwede. Derjenige, ber fie eingelegt hat, ift mit 
feiner Einlage an Gewinn und Verluſt beteiligt; daß ihm von den anderen Geſellſchaftern ein 
gewifies Erträgnis feiner Einlage vorweg zugefihert wird, verwandelt die Einlage nicht in ein 
Darlehen. Der Ausdrud Darlehen iſt nicht entfheidend; f. 3. B. RG. Bd. 31 ©. 33 
ke: Darlehen, fondern ftille Geſellſchaft). Vol. Erome, Partiarifhe Rechtsgeſchäfte 1897 

. 36Öff. 

Bird Geld auf „Vorſchuß“ gegeben, fo kann darin eine Hingabe als Darlehen liegen, 
e3 kann darunter aber auch anderes zu verftehen fein, z. B. eine Abichlagszahlung auf ben 
Kaufpreis oder eine Vorauszahlung auf ein in Ansficht genommened Darlehen; Neumann, 
BGB. 8 607 Erl.; vgl. Kuhlenbed, IJW. 04 ©. 402. Der Richter wird Hier im Gtreitfalle 
nad) Maßgabe ber $$ 133, 157 unter Würdigung aller Umftände feitzuitellen Haben, wie das 
Verhältnis zu charakterifieren ift. Bei Dienftverhältmiffen wird in der Gewährung von Bor 
fhüfien regelmäßig eine Vorausbezahlung auf dem vertragsmäßigen Dienftlohn zu finden fein; 
vgl. Lotmar, Arbeitsvertrag ©. 392; v. Schulz-Schalhorn, Gew.Gericht Berlin 1903 
Nr. 17, Gew.G. Bd. 9 S. 119f. 

V. Borveriräge. Stinging, Die Vorverpflichtung 1903; Schloßmann, Jherings 
Jahrb. Bd. 45 ©. 1ff. 

1. Darlehensverſprechen. 

a) Im Verkehr find Verträge nicht felten, durch welche jemand die Hingabe eines Darlehens 
veripricht. Dahin gehören u. a. der Krebitvertrag (Dernburg II $ 236, Endemann I 
$ 106 Anm. 9) und der Baugeldervertrag (RG. Bd. 37 ©. 337, Bd. 38 ©. 308; Gruch. 
Bd. 40 5. 950, Staudinger-Kober 8 607 Erf. III mit weiteren Angaben). Die Zeihnung 
auf eine zu emittierende Anleihe ftellt fi regelmäßig nicht als ein Darlehnsverſprechen, 
fondern als ein Kauf der zu emittierenden Papiere dar; der $ 610 findet in folden Falle feine 
Anmendung; vgl. RG. Bd. 28 ©. 29;a. A. Kuhlenbeck IW. 04 ©. 402. 

Das BGB. begrügt ſich damit, eine Auslegungsregel über den Widerruf eines Darlehns⸗ 
verſprechens aufzuftellen. Im übrigen finden die allgemeinen Vorfchriften Anwendung. Bei ber 
Auslegung der einzelnen hierher gehörigen Verträge wird vielfach nad) Mafgabe des 8 157 die 
Verkehrsfitte zu berüdfichtigen fein. 

b) Als wichtigſte Grundfäge find folgende Hervorzuheben: Das Darlehnsverſprechen ift 
im Berhältniffe zu dem Darlehen Vorvertrag. Das Verſprechen begründet eine einjeitige Ver- 
pflihtung des Verfprechenden, das Darlehen zu geben. Der andere Teil kann auf Hingabe bes 
Darlehens Hagen und, wenn ber Verfprechende jeine Verbindlichkeit nicht oder nicht rechtzeitig 
erfüllt, nad) Maßgabe der 88 2835., 280 Schabenserfag verlangen. In welder Art das Dar: 
Lehen zu geben ift, ob durch Hingabe von Geld oder von anderen Sachen, iſt nach den Umftänden 
bes einzelnen Falles zu entjcheiden. Iſt ſchlechthin ein Darlehen veriprodhen, jo wird nad 
$ 157 ber Vertrag dahin auszulegen fein, daß der Verjprechende ein Gelddarlehen zu geben hat. 
Für den anderen Teil wird dur das Darlehnsverſprechen nur ein Recht begründet; durch 
BZufagvertrag fann aber ausgemacht werden, daß der andere Zeil verpflichtet fein fol, das 
Darlehen zu nehmen. Eine folhe Verpflichtung braucht nicht ausdrücklich beftimmt zu fein, 
fondern Tann auch aus den Umftänden folgen. Sie wird z. B. regelmäßig als ſtillſchweigend 
vereinbart anzunehmen fein, wenn der Darlehnsempfänger das Darlehen zu verzinfen verſprochen 
bat. Eine Abtretung de Anſpruchs auf Hingabe des Darlehens tt regelmäßig nach $ 399 als 
ausgeſchloſſen zu betrachten, da dad Darlehnsveriprehen nur mit Nüdficht auf die perfönlichen 
Verhälmiſſe des Kreditſuchers abgegeben wird; Seuffl. Bb. 57 ©. 343; Recht Bd. 5 ©. 231. 
Diefer Grund fteht indeſſen der Zuläffigfeit der Abtretung nicht entgegen, wenn bie Umſtände 
fo liegen, daß der Empfänger des Darlehnsverſprechens duch die Zahlung an ben Beifionar 
Darlehnsſchuldner wird: RG. Bd. 38 ©. 311. Ein Unfprud auf Rüderftattung wird niemals 
durch da8 Darlehnsverfprechen, ſondern erft durch den wirklichen Darlehnsvertrag begründet. 
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8. 607. Wer Geld oder andere vertretbare Sachen als Darlehen empfangen 
hat, iſt verpflichtet, dem Darleiher das Empfangene in Sachen von gleicher Art, 
Güte und Menge zurückzuerſtatten. 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem anderen Grunde ſchuldet, 
kann mit dem Gläubiger vereinbaren, daß das Geld oder die Sachen als Dar- 
lehen gejchuldet werden follen. 





2. Berfprehen ein Darlehen zu nehmen. Neben den Darlehnsverfprechen kommen 
Vorverträge in der Art vor, daß jemand verfpricht, unter gewiflen Bedingungen ein Darlehen 
anzunehmen, 3. B. jo, daß ein Arbeitgeber ſich verpflichtet, Spareinlagen feiner Angeftellten ent⸗ 
gegenzunehmen oder fo, daß ein Kapitalift fi) die Entgegennahme eines Darlehens zu einem 
höheren als dem üblichen Zinsfuße ausbebingt. Der andere Teil kann dann ben Abſchluß eines 
Darlehnsvertrags beanfpruchen und, falls der Verſprechende ſich weigert, nach Maßgabe der 
88 283f., 280, Schabenserfag verlangen, Dertmann 8 607 Erl. 1b; Dernburg II $ 2361 
will im legteren alle nur einen Auſpruch auf Schadenserfa wegen Nichterfüllung geben, doch 
liegt für die Annahme einer ſolchen Einſchräukung kein Grund vor. 

Erklärt fi eine Bank oder eine Sparkaſſe durch öffentlihe Belanntmahung 
bereit, Einlagen unter beſtimmten Bedingungen anzunehmen, fo tit darin eine Auf⸗ 
forberung zum Abſchluſſe von Darlehnsverträgen zu finden, welche aber nicht ben Charakter eines 
bindenden Vertragsantrags hat. Indeſſen kann natürlich ein Bortragsantrag im Sinne bes 
8 145 ausgeſprochen werben. 

8 607. 


€. 18 453 Abſ. — II 8 547 ren. 8 599; III 8 000. Eis lm: 1683 f1., 1687 fi. 
3500, 6137; M.II €. s05f. P.1198.2 €. 41fl. 

1. Inhalt des w. = 8 607 Abſ. 1 fept die Vorausſetzungen für das Entitehen einer 
Darlehnsverbindlichleit und den Inhalt der Verbindlichkeit feſt, der Abſ. 2 erklärt die Verwand⸗ 
lung einer anderen Schuld in eine Darlehnsſchuld für zuläffig. 

2. Über das Wefen bed Darlehns und bie Hanpigrundfäge, welche für daS Darlehen 
gelten, |. Borbm. I und III. 

3. Wegen des Geldes, |. Exl. zu $ 244, wegen ber vertreibaren Sachen, |. $ 91. 

4. Als Darlehen empfangen find Sachen, wenn der Empfänger fie auf Grund vertrags- 
mäßiger Vereinbarung zur freien Verfügung mit der Abrede erhalten hat, daß Sachen gleicher 
Art, Elite und Menge zurüdzuerftatten feien. Auf den Ausdrud „Darlehn“ kommt es nit an. 

5. Empfang des Darlehns. 

a) Empfangen find bie Sachen, wenn fie in das Vermögen bedjenigen gebracht find, 
welchem das Darlehen gegeben werden joll. 

b) Der Empfang kann fi in verfhiedener Weiſe vollziehen. 

a) Der Darleiher kann dem Empfänger Sahen direkt Hingeben. Das Darlehen 
ift dann empfangen, fobald ber andere Teil Eigentümer ber Saden geworben iſt. Yür bem 
Eigentumgübergang find bie Vorſchriften ber 88 929ff. maßgebend. Der Übergang der Gefahr 
vollzieht fi mit dem übergange des Eigentums. Cofad I $ 142 Anm. 11 will die Gefahr, 
wenn ber Darleiger bie Sachen dem Schuldner auf deſſen Verlangen zufendet, nad dev Analogie 
des Kaufe und der mutmaßlichen Abſicht der Parteien ſchon mit der Abfendung der Sachen 
auf ben Schuldner übergehen laſſen; eine derartige Beredung kann getroffen werden, es ſpricht 
aber keine Vermutung bafür. 

4) Der Darleiher fann dem Empfänger eine Sade hingeben, damit dieſer fie 
verkaufe und ben Erlös als Darlehen behalte (contractus mohatrae). Sm bdiefem 
Falle liegt ein doppeltes Rechtsgeſchäft vor, nämlich eine Ermächtigung, die Sache zu verkaufen, 
und ein dur die Ansführung des Verlaufs bedingter Darlehnsvertrag. Ob das Darlehen in 
dem Beitpunft als empfangen gelten ſoll, in welchem ber zu dem Verkauf Ermächtigte durch den 
Abſchluß des Kaufes die Forderung aus dem Kaufpreife gegen den Käufer erlangt hat oder ob 
ein fpäterer Zeitpunkt, insbeſondere ber Zeitpunkt maßgebend fein ſoll, in welchem ber Ermädhtigte 
Eigentümer des gezahlten Kaufpreifes geworben tft, hängt von ber unter den Parteien getroffenen 
Vereinbarung ab. Im Zweifel wird daß erftere anzımehmen fein; a. M. Enneccerus I $ 274 
Anm. 2; Dertmann $ 607 Erl. 28. Auch darüber entfcheidet die unter ben Parteien getroffene 
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Vereinbarung, ob der andere Teil lediglich ermächtigt, alfo nur berechtigt, oder ob er auch beauf⸗ 
tragt, alfo auch verpflichtet fein foll, die Sache zu verkaufen. Im Zweifel dürfte das erftere 
anzunehmen fein. Die Gefahr in Anfehung der zu verlaufenden Sache Hat der Darlehend- 
empfänger nicht zu tragen, da eine ſolche Haftung weder aus der Ermächtigung, noch aus dem 
Auftrage folgt. Durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung Tann aber ausbedungen 
werden, daß der Empfänger die Gefahr tragen fol; a. U. Matthiaß I 8 121. 

Trägt das Gefchäft, wie dies nicht felten vorlommt, einen wucheriſchen Charakter, fo ift es 
nad 8 138 Abf. 2 nichtig. 

y) Der Darleiher kann bem Empfänger eine Sache unter einer Schägung mit 
ber Beredung übergeben, daß der Shäßpungspreis ala Darlehen gelten folle. 
Hier liegt ebenfalls ein Doppelvertrag vor, nämlich ein Kaufvertrag und ein unbedingter Darlehns- 
vertrag. Das Darlehen tft empfangen in bem Wugenblid, in welchem das Eigentum ber 
ſchãtzungsweiſe übergebenen Sache auf ben Schuldner übergeht. 

Auch bei diefem Geſchäfte kann zuweilen in Frage fommen, ob es nicht als wucheriſches 
Geſchäft nad) 8 138 Abſ. 2 nichtig ift. 

&) Die Begründung bes Darlehens Tann aud, falls die Parteien darüber 
einig find, jo erfolgen, daß der Darleiher einen dritten, 3. B. einen Bankier, an= 
weift, dem Konto des Darlehnsempfängerd den Betrag bes Darlehens gutzu- 
ſchreiben. Das Darlehen wird in einem folhen Zalle in demjenigen Zeitpunkt als empfangen 
zu gelten haben, in welchem der Dritte bem Empfänger anzeigt, daß er den Betrag gutgefchrieben 
babe; ftellt der Dritte nach diefem Zeitpunkte feine Zahlungen ein, fo Hat der Darlehnsempfänger 
den Schaden zu tragen. 

e) Wenn vertretbare Sahen hingegeben werben, fo kann zweifelhaft fein, ob 
Saden gleiher Art zurüdzugeben find oder ob der Empfänger fie verfaufen und 
den Erlös behalten foll (ſ. oben 4) oder ob bie Schägungsfumme als Darlehns— 
fumme gelten ſoll (f. oben y). Die Frage ift lediglich auf Grund der ausdrüdlichen oder 
aus den Umftänden zu entnehmenden Vereinbarung ber Parteien zu entiheiden. Gejegliche 
Vermutungen beftehen nicht, insbeſondere nicht dafür, daß ein Darlehen in Inhaberpapieren als 
Gelddarlehen zu gelten Habe; M. II ©. 309. Reichsbankpräſident Koch, Beitr. z. Entwurf 
Heft IV ©. 30 bemerkt, daß, wenn Wertpapiere als Darlehen gegeben werben, im Bmeifel der 
Kurdwert zur Zeit der Darleifung als Valuta anzufehen fei, welche bereinft, ſei e8 in Geld, fei 
es in Papieren derſelben Art, zurüdzuvergüten fet. 

©) Wird ein Darlehen in frembem Namen gegeben, fo finden bie allgemeinen Bor- 
fchriften über Stellvertretung (88 164ff.), werden fremde Sachen als Darlehen gegeben, jo 
finden die Vorfcriften über Verfügungen eines Nichtberechtigten (8 185) ſowie die Vorſchriften 
über den Eigentumserwerb in gutem Glauben (88 932ff.) Anwendung. Berechtigung des einen 
Kontrahenten, die Perfon bes Darlehendgläubigers zu beftimmen, RG. bei Gruch. Bd. 48 ©. 337. 

a) Iſt das Rechtsgeſchäft, durch welches der Empfang bewerfftelligt werden 
foll, unwirkſam oder wird es infolge von Anfechtung unmirkam, fo hat da8 Darlehen als 
nicht empfangen zu gelten. Es entfteht alfo feine darlefnsmäßige Verbindlichkeit. Für die 
NRüdforderung der gezahlten Summe find die Grundfäge über ungeredhtfertigte Bereicherung maß- 
gebend. 

5. Beweis. Der Kläger, welcher ein Darlehen zurüdverlangt, Hat zu bemeifen, daß ein 
Darlehnövertrag zuftande gefommen tft, d. h. dab der Schuldner vertragsmäßig eine Darlehns- 
verbindlichkeit übernommen hat und daß er daS Darlehen empfangen Hat; als Beifpiel aus der 
Praxis vgl. Seuffü. Bd. 41 ©. 277 (Einwand der Schenkung). Behauptet der Bellagte, daß 
er wegen eine Mangels im Rechte des Klägers nicht Eigentimer der übergebenen Sachen 
geworden fei, ober daß das den Empfang vermittelnde Mechtsgefhäft infolge von Anfechtung 
unwirkſam geworben fei, fo trifft ihn die Beweislaft, a. U. Fr. Leonhard, Bemeislaft ©. 396; 
dgl. die auf ähnlichen Gedanken beruhenden 88 442, 445. 

Hat ber Schuldner einen Schein liber ben Empfang des Darlehns ansgeftellt, 
fo wird als bewieſen anzufehen fein, baß er das Darlehen empfangen Hat. Behauptet ber 
Schuldner, daß er ben Schein nur in der Erwartung auögeftellt Habe, das Darlehen zu erhalten, 
daß er es aber in der Wirklichkeit nicht empfangen Habe, fo liegt ihm ber Beweis ob; vgl. RG. 
bei Gruch. Bd. 34 ©. 963 Seuffl. Bd. 59 ©. 223. Die römiſch-rechtliche exceptio non 
numeratae peouniae ift durch EG. z. CPO. 8 17 befeitigt. 
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Der Schuldner kann den Darlehnsſchein nicht einfach duch ben Nachweis entkräften, dab 
das Darlehen nicht bar ausgezahlt ift; denn ein Darlehen kann nach 8 607 Abſ. 2 auch duch Um 
wandlung einer anderen Schuld in ein Darlehen begründet werben. Möglicherweiſe kann in 
dem Schulöfhein auch ein Schuldanertenntnis nad $ 781 zu finden fein. Vgl. RC. Bd. 56 
©. 235; Bd. 57 ©. 320; JW. 1905 ©. 1381, 318; Seufjül. 8b. 59 ©. 223. Grud. Bd. 49 
©. 910, 913. 

Bei hypothekariſch ficher geftellten Darlehnsihulden wird nach 88 1138, 891 durch Ein— 
tragung in das Grundbuch die Vermutung begründet, daß die Darlehnsforderung beſteht. Vgl. 
RG. Bd. 57 ©. 320. 

6. Berpflihtung des Schuldners. Der Schuldner hat Saden gleicher Art zurüds 
zuerftatten. Iſt ausbedungen, daß bie Rückerſtatuung in einer anderen Art vertretbarer Sachen 
erfolgen könne, fo liegt entweder überhaupt Zein Darlehen vor oder e8 handelt fih um einen 
mit dem Darlehen verbundenen Zufagvertrag, duch melden dem Schuldner die facultas alter- 
nativa eingeräumt wird, ſich durch Leiftung ber anderen Sachen von feiner Darlehnsſchuld 
befreien zu können; M. II ©. 310. Der Schuldner hat außer dem Kapital bie etwa ausbedungenen 
Binfen zu zahlen. Es fann auch ausgemacht werden, daß ber Schulbner ein größeres Kapital, 
als er erhalten Hat, zurüdgemähren fol. Das Mehr an Kapital kann ſich barftellen al eine 
Vergütung für die Beichaffung des Geldes und dgl. (Agio, Damno, Provifion ꝛc.). Es können 
aber auch in dem Zufchlag zum Kapital Zinfen fteden, wie es namentlih bei wucheriſchen 
Geſchäften oft vorkommt, daß der Geldgeber fi einen Schuldfhein über eine größere Summe 
als die empfangene Summe ausftellen läßt, um jo die Wucherzinfen zu verſchleiern. In legterem 
Falle wird 8 138 in Betradht fommen. Auch wenn der Mehrbetrag des Kapitals wiriſchaftlich 
Zinſen erfegen joll, folgt daraus übrigens nicht, dab auf diefen Mehrbetrag rechtlich alle Vor— 
ſchriften über Zinfen, insbejondere die Vorfchriften über Verjährung rüdftändiger Binfen, An= 
wendung finden (vgl. Dernburg $ 235 Anm. 2). 

Die Nüderftattung des Darlehns hat, gleichviel in melder Form fi die Begründung 
vollzogen Hat, durch Übergabe des Geldes oder der anderen Sachen zu erfolgen; doch kann vers 
einbart werden, daß der Darlehnsempfänger das Darlehen in anderer Weiſe zurüderftatten dürfe. - 

Hat der Schuldner Inhaberpapiere zurikdzuerftatten und wird dies dadurch unmöglich. 
daß alle Papiere der gleichen Art vorher aus dem Verfehre gezogen werden, fo erliſcht nad 
8 275 die Darlehnsverbindlickeit. Der Schuldner dürfte indefien in diefem Falle nad) Treu 
und Glauben für verpflichtet erachtet werden müſſen, den Wert der aus dem Verkehr gezogenen 
Inhaberpapiere dem Gläubiger zu erfegen. Maßgebend dürfte hierbei der Wert fein müflen, den 
die Papiere zur Zeit der Hingabe des Darlehens hatten (a. N. bie frühere Auflage, nady welcher 
dem Gläubiger ein Anſpruch wegen ungeredtfertigter Bereicherung zuftehen follte). 

7. Abf. 2. Umwandlung anderer Schulden in Darlehnsſchulden. Vgl. Vorbm. III 3b. 
Klemperer, Gruch. Bd. 43 ©. 567ff.; Martin, Verwandlung beftehender Schulden, 1903. 

a) Die Umwandlung einer beftehenden Schuld hat zunädjft die Wirkung, dab 
auf dies Shuldverhältnis die materiellen Grundfäge des Darlehens Anwendung 
finden: es befteht vom Uugenblid ber Umwandlung an lediglich eine den Normen ber 88 607 fi. 
unterworfene Berbindlichfeit; die Einmwendung, daß die Baluta des Darlehens nicht gezahlt fei. 
iſt ausgefchloffen. Hinſichtlich der Verjährung gelten die Vorſchriften der 88 195, 197, 199. 
Eine folde Umwandlung hat aber, anders wie die römiſche Novation, nicht die Folge, daB die für 
die alte Schuld beſtehenden Bürgfchaften und Pfandrechte erlöſchen. 

Mit der Umwandlung kann eine vertragsmäßige Anerfennung und Feit- 
ftellung der Schuld verbunden fein. Die Geltendmahung von Einwendungen aus dem 
alten Schulbverhältnis ift dann nur fo möglich, daß der Ummanblungsvertrag und das damit 
verbundene Unerkenntnis durch Anfechtung oder nad ben Grundſätzen der ungerechtfertigten 
Bereicherung befeitigt werden. Die Umwandlung kann aber auch in der Weife erfolgen, daß 
fie nur die Unwendung ber Regeln über das Darlehen auf das Schuldverhältnis feflfegen ſoll. 
Das alte Schuldverhältnis bleibt dann im übrigen beftehen und ber Schuldner kann dem 
Gläubiger Einwendungen aus diefem alten Schuldverhältnifie entgegenfegen, z. ®. bei einem 
Kaufe die Einrede des nicht erfüllten Vertrags. Ob die Parteien einen Vertrag der einen oder 
der anderen Art gewollt haben, fit eine Auslegungsfrage. Die Regel dürfte bilden, daß bie 
Umwandlungen gleichzeitig eine $eftftellung und Anerkennung der Schuld einfchließen fol; daß 
die Parteien ausdrüdlic eine Anerkennung audgefprochen Haben, ift nicht erforderlich. Verzicht 
auf Einreden aus dem früheren Schulbverhältnis OLG. Bweibrüden, Recht 1904 ©. 361. 
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8. 608. Sind für eis Darlehen Zinfen bedungen, fo find fie, fofern nicht 
ein Anderes beftimmt ift, nad) dem Ablaufe je eines Jahres und, wenn das Dar- 
Iehen vor dem Ablauf eines Jahres zurüdzuerjtatten ift, bei der Rückerſtattung 
zu entrichten. 


Eine Änderung des Schuldverhälmiffes ift endlich nad; Urt einer römiſchen Novation 
in der Art möglich, daß die alle Schuld ganz befeitigt wird und eine neue duch Erklärung be— 
gründete Darlehnsfhuld an ihre Stelle tritt. In diefem Falle erlöfchen die für die alte Schuld 
beitellten Sicherheiten. Eine ſolche novierende Umwandlung einer Schuld in eine Darlehnsſchuld 
kommt aber nur felten vor; wer ſich auf das Erlöfhen ber alten Schuld beruft, wird zu bes 
weifen haben, daß die Abſicht beftanden hat, die alte Schuld zu befeitigen; vgl. die hiermit im 
Grundgedanken übereinftimmende Auslegungsregel des 8 364 Abf. 2. 

b) Nach der prozeffunlen Seite iritt bei ber mit einer Anerfennung verbundenen Um⸗ 
wanblung die Wirkung ein, daß ein nemer Klagegrund gefchaffen wird derart, daß zur Sub⸗ 
ftanziterung ber Klage bie Bezugnahme auf bie Darlehnsſchuld genügt. Ein nachträgliches 
Zurüdgehen auf das frühere Nechtöverhältnis ift hier aber nicht als Klagänderung zu behandeln; 
fo bie allgemeine Anficht, vgl. RG. bei Gruch. Bd. 35 ©. 1196, ZW. 1901 ©. 92. Bei der 
bloß formalen Umwandlung bildet daS frühere Nechtöverhältnis nah wie vor die Grundlage 
des Anſpruchs. Der Gläubiger hat alfo in dieſem Falle das Beltehen bes früheren Schuld- 
verhältnifies zu beweiſen; jedoch wird biefer Beweis regelmäßig bis zum Gegenbeweis als dur 
das in bem Ummanblungsvertrage liegende aufergerihtliche Geftänbnis geführt anzufehen fein. 

c) Eine Form ift für den Umwandlungsvertrag an ſich nicht vorgefchrieben. Wird aber 
mit der Umwandlung ein Unertenntnis verbunden, fo ift für die Anerkenntnis— 
erflärung nad 8 781 ſchriftliche Form erforderlih. Wollte man diefe Form deshalb 
für nicht erforderlich Halten, weil der Bertrag auf die Ummandlung der beftehenden Schuld in 
eine Darlehnsſchuld gerichtet fei, fo würde die Formporfchrift des $ 781 alle Bebeutung ver: 
lieren. Die Parteien brauchten dann nur ftatt bes Ausdrudd „Unerkenninis der Schuld“ den 
Ausdruck „Umwandlung ber Schuld in ein Darlehen” zu gebrauchen, um ihren Bwed ohne 
Beobachtung der vorgeichriebenen Form zu erreichen. Die Parteien können, wie oben hervor⸗ 
gehoben ift, die Umwandlung vornehmen, ohne die frühere Schuld rechtlich fefizuftellen. Wollen 
fie dies aber, fo tönnen fie bie nur auf dem im & 781 bezeichneten Wege erreichen. Sachlich 
liegt dann ein doppelter Vertrag vor, nämlich ein Anerfenntnisvertrag und ein auf Umwandlung 
ber anerlannten Schuld in eine Darlehnsſchuld gerichteter Vertrag, So jept die herrſchende 
Meinung. 

d) Die Umwandlung fegt eine gültige Schuld voraus, fie hat feine Wirkung, 
wenn bie alte Verbindlichkeit nicht vollgültig tft, alfo z. B. nicht, wenn e8 fih um eine Wucher⸗ 
ſchuld oder eine Spielſchuld (8 762 Abſ. 2) Handelt. Vgl. Siber, Rechtszwang 1903 ©. 60; 
RS. in JW. 06 ©. 11 

8 608. 


€. 18 456; II $ 548 MHf. 2 res. 8 600; III 8 601. P.I ©. 1691f., 3275; M. II ©. 3121. 
9.11 80.2 6.43; 8b. 6 6.187. 88. 6. 1972. 

1. Ziuspflicht. Der Fee ift zur Zahlung von Zinfen nur verpflichtet, wenn 
ſolche bedungen find, P. II Bd. 6 ©. 187. Die Verpflichtung zur Zinsentrichtung braucht aber 
nicht ansdrüdlicdh übernommen fein, es kann ſich aus ben Umftänden ergeben, daß fie gewollt iſt. 
Kaufleute unter einander find berechtigt, für ihre Forderungen aus beiderjeitigen Handelsgeſchäften 
vom Tage der Fälligkeit an Zinſen zu fordern; HGB. 8 353. 

Wegfall des Zinsanſpruchs bei Verftoß gegen das Wuchergeſetz v. 19. Juni 1893 Urt. II 4. 

2. Für die Zinfenfhuld find die Vorſchriften der 88 246ff. maßgebend. Hervorzuheben 
iſt, daß an fi Binfen in denjelben Sachen zu entrichten find, wie ſolche als Darlehen gegeben 
find, daß aber die Parteien Zinszahlung in Geld vereinbaren können, auch wenn das Darlehen 
in anderen Sachen, z. B. in Wertpapieren, gegeben ift. 

Der geſetzliche Zinsfuß beträgt 40/o, im Handelsverkehr 59%; BGB. 8 246; HG8. 8 352. 

8. Die Zeitabſchnitte und die Zeitpuntte für die Entrihtung ber Zinfen beftimmen fi 
. In erfier Linie nach der Vereinbarung der Parteien; bei der Auslegung ift 8 157 zu berüdfictigen. 

Ift feine Vereinbarung getroffen, fo finden die Vorſchriften des 8 608 Anwendung. 
Wegen Berechnung ber Friſten und Termine |. 88 186ff. 
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8. 609. Iſt für die Rüderftattung eines Darlehens eine Zeit nicht beftimmt, 
fo hängt die Fälligkeit davon ab, daß der Gläubiger oder der Schuldner Fündigt. 

Die Kündigungsfrift beträgt bei Darlehen von mehr als dreifundert Mark 
drei Monate, bei Darlehen von geringerem Betrag einen Monat. 

Sind Zinfen nicht bedungen, fo ift der Schuldner auch ohne Kündigung zur 
Rückerſtattung berechtigt. 


4. Die Berjährung der Zinsanſprüche tritt in vier Jahren ein; mit dem Gauptanfpruch 
verjährt auch der Anſpruch auf rückſtändige Binfen; 88 197, 201, 224. 

5. Berzugäsinfen und Prozeksinfen. Die Verpflihtung zur Zahlung von Verzugsziufen 
(8 288) und Prozekzinfen (8 291) wird durch dem 8 608 nicht berührt. 


8 600. 
€. 18457; 118 549 res. 8 601; UI 8 602. P.I €. 16921. 11707; M. II S. 312f. P. U Bo. 2 6,43 M. 

1. Zeitpunkt ber Nüderftattung des Dahrlehns. Grundjag. Für bie Beit ber Rück⸗ 
erflattung ift in erfter Linie die Bereinbarung der Parteien maßgebend. Soweit eine foldje 
nicht getroffen ift, kommen die Vorſchriften des $ 609 zur Anwendung; daneben find bie 88 271 f. 
zu berüdfichtigen. 

Wegen Rüdzahlung einer Grundihuld f. 8 1193. Wegen Kündigung, wenn mehr als 
6% Binfen vereinbart find, f. $ 247. 

2. Keine Vereinbarung über die Nüderflattung. 

a) Iſt eine Zeit nit beftimmt, fo gelten die Säge des 8 609, welde als 
Sondervorfgriften dem 8 271 Abſ. 1 vorgehen. 

b) Die Kündigung ift eine einfeitige empfangsbedürftige Willenserflärung (88 130ff.); 
Erörterung der nicht unwichtigen Einzelfragen f. in der Ex. zu 8 564. Bgl. Thiele, Arch. 
f. civ. Pr. Bd. 89 ©. 8öff., RG. Bd. 9 ©. 229, Bd. 17 ©. 148, Bd. 53 ©. 212, Ripr. Bd. 2 
©. 480, Bd. 7 ©. 18, Seuff. A. Bd. 57 ©. 53, 100, 417, Bd. 59 ©. 95. 

er Berehnung der Friften und Termine f. 88 186f. Wegen Verjährung 


5 gwiſ chenzinſen der Schuldner bei vorzeitiger Rückzahlung einer unberzinslichen 
Schuld nicht abziehen; 82 

3. Bereinbarung ber bie Rüderftattung. Schneider, Recht 04 ©. 592ff., 621ff. 

a) Eine Vereinbarung über bie Rüderftattung des Darlehns kann in dem Sinne erfolgen, 
dab die Riüderftattung des Darlehns an einem beftimmten Tage oder beim Eintritt einer be= 
ftimmten Bedingung erfolgen fol (Süchſ. Arch. Bb. 13 ©. 198, fog. Befjerungs-Klaujel), oder 
aber derart, daß eine beftimmte Kündigungsfrift eingehalten werden fol, oder endlich fo, daß 
die Kündigung nicht vor dem Eintritt eines beftimmten Zeitpunkts zuläffig fein (RG. Bd. 52 
S. 10) oder für beftimmte Zeit oder dauernd ausgeſchloſſen fein fol. Wegen ber Kündigung 
gilt das in Erl. 2 Bemerkte. 

b) Sit eine Beit für die Rüderftattung beftimmt, fo kann nach der Regel des 8 271 Abf. 2 
im Bweifel der Gläubiger die Leiftung nicht vor der beitimmten Zeit verlangen, dagegen der 
Schuldner das Darlehen auch ſchon vorher zurückzahlen. Hierbei ift zu beachten, daß ber & 271 
Abſ. 2 nur eine Auslegungsregel gibt. Die Feftitellung eines beftimmten Zeitpunkts zur Rüds 
zahlung kann auch in dem Sinne gemeint fein, dab ber Schuldner damit auf bie frühere Rück⸗ 
zahlung verzichten wil. Es kann aud im der Abficht der Parteien liegen, daß ber Schuldner 
bei der vorzeitigen Rüdzahlung eine Kündigungsfeift einzuhalten hat. Bon prattifcher Bedeutung 
ift die Frage namentlich dann, wenn für die Rückzahlung de Darlehens ein feiter Tilgungsplan 
aufgeftellt ift, wie die bei der Aufnahme von Darlehen durch Ausgabe von Inhaberpapieren 
regelmäßig zu geichehen pflegt. Bei dem Beratungen ber zweiten Kommiffion waren Anträge 
geftellt, welche für diefen Fall Auslegungsregeln vorſchlugen, einerjeit3 dahin, daß bei Auf- 
ſtellung eines Tilgumgsplanes vorzeitige Ridzahlung des Darlehens, aber nnter Einhaltung einer 
Kündigungsfrift, zuläffig fein, andererfeit3 dahin, daf ein Verzicht auf vorzeitige Rüdzahlung an⸗ 
genommen werden follte. Die Kommiffion Hat e8 abgelehnt, eine Beſtimmung aufzunehmen, da 
die Berhältnifie zu verſchieden feten, als dab fich eine einheitliche Regel aufftellen lafie. Der 
8 271 Abſ. 2 gebe nur eine Direktive, welche ben Richter nicht davon befreie, das ganze Sad: 
verhältnis bei feiner Beurteilung ins Auge zu faflen. Bei dem gegen Ausftellung von Inhaber 


5. Titel: Darlehen. $$ 609, 610. 549 


$. 610. Wer die Hingabe eines Darlehens verjpricht, kann im Zweifel das 
Berfprechen widerrufen, wenn in den Vermögensverhältniffen bes anderen Theiles 
eine wejentliche Verfchlechterung eintritt, durch die der Anjprud auf die Rüd- 
erjtattung gefährbet wird. 


Papieren aufgenommenen Darlehen entipreche zumeiſt die erfte Alternative — aljo Recht auf vor- 
zeitige Rüdzahlung mit Einhaltung einer Kündigungsfrift — der Übung bes Verkehrs, wie dies 
auch in der Praxis angenommen mwerbe. Ob das Legtere richtig iſt, ericheint zweifelhaft. Die 
Tatſache, daß bei ber Ausgabe von Inhaberpapieren in die Bedingungen neben dem Tilgungs- 
plan meiſtens befondere Beftimmungen über vorzeitige Kündigung aufgenommen werden, deutet 
auf eine entgegengejepte Auffaflung des Verkehrs Hin. 

©) Ausſchluß der Kündigung auf gemwiffe Zeit ift im Verkehr fehr häufig. Regel⸗ 
mäßig ift in foldem Falle nad) 8 157 als vereinbart anzufehen, daß bei nicht pilnftlicher 
Zinszahlung die Kündigung vor ber Zeit zuläffig fein fol (vgl. Rſpr. Bd. 3 ©. 91); Hierfür 
mit anderer Konftruktion Aifolter, Arch. f. Bürg. R. Bd. 26 ©. 1. 

d) Bielfach wird bei Darlehen, welche durch Ausgabe von Inhaberpapieren aufgenommen 
werben, ausgemacht, da das Darlehen feitens des Gläubiger unkündbar fein fol. Eine ber- 
artige Vereinbarung ift gültig. Dagegen muß ein Darlehnsvertrag, welcher die Kündbarkeit 
and) für den Echulbner ausſchließt, al3 ein gegen bie guten Sitten verftoßender Vertrag ($ 138) 
angefehen werben, ba derſelbe die Freiheit des Schulbnerd in einer nicht zu vechtfertigenden 
Weiſe einfchräntt; jo die Herrichende Meinung, a. U. Coſack $ 142 IV 5, welcher darauf hinweiſt, 
daß beim Abſchluſſe der Kündigung möglicherweife ein ganz anderes Geſchäft, z. B. eine 
Schenkung vorliegen könne, und Endemann I 8 184 Anm. 22; Dertmann, Erl. ia und 
Dernburg $ 235 IIId wollen nad Analogie der 38 567, 1202 die Untündbarkeit nur bis 
zur Dauer von 30 Jahren zulafjen; doch liegt für eine folhe Einfhräntung fein binreichender 
Grund vor. 

6) Der Beweis baflir, daß eine Vereinbarung über die Rüderftattung getroffen fei, liegt 
demjenigen ob, welcher daraus Rechte Herleiten will; fo RG. Bd. 57 ©. 46 (mit Literatur) 
a. 9. Stölzel, Schul. f. d. civ. Br. I ©. 159f.; Bifhr. f. DEP. Bb. 33 ©. 1-64; Fr. 
Leonhard Beweislaft ©. 288ff., 397. Ebenſo jteht es mit bem Beweife, daß eine Kündigung 
erfolgt fel. 

4. Für den Ort der Nüderftattung find die Borfchriften der 88 269f. maßgebend. 

5. Wegen ber Klage auf künftige Nüderftattung |. CPO. 3 257. 


$ 610. 
@.18 458; 11 8 350 ven. 8 602; III 8 603. P.I 6. 1677ff., 6136, 117961.; M. II 6. 314fl. 
2.1 8.2 6. 47f. 

1. Einrede der veränderten Umftände bei einem Darlehnsveripreigen. Wegen bes 
Darlehnsverſprechens |. Borbm. IV Ziff. 1. Der $ 610 regelt lediglich eine einzelne Frage aus 
der Lehre vom Darlehnsverſprechen. Die Vorſchrift beruht auf dem gleichen Gedanken wie ber 
8 324. Sie hat aber den Charakter einer Auslegungsregel, während der 8 321 eine dispoſitive 
Rechtsnorm enthält. Der $ 321 kann übrigens fir das Darlehnsveriprehen nicht in Frage 
tommen, wie Stammler, Schuldverhältniffe S. 94, ala möglich hinftellt, denn das Darlehend- 
verſprechen hat nicht bie Natur eines gegenfeitigen Bertrage. 

2. Boransfegungen bed Widerrufd find eine weientliche Verſchlechterung der Vermögens» 
lage des Verſprechensempfängers nach Abgabe des Verſprechens und Gefährdung bes Anſpruchs 
auf Nüderftattung des Darlehens infolge dieſer Verſchlechterung. Vgl. RE. Bd. 52 ©. 11. 

IH das Darlehnöverfprehen durch Abſchluß des Darlehnsvertrags erfüllt, fo kann fein 
Widerruf mehr ftattfinden; P. II Bd. 2 ©. 50. Recht 03 ©. 527. 

3. Widerruf. Der Widerruf bat den Charakter einer einfeitigen empfangsbebürftigen 
Willenserklärung. Er bringt die Verpflichtung aus dem Darlehnsveriprehen zum Erlöſchen. 
Der Darlehnsfucher kann auch anders wie im Falle des 8 321 keine Erfüllung des Verſprechens 
gegen Sicherheitleiftung verlangen; a. 9. Erome I 8 247 U. 32. Bird der Klage auf Erw 
fülung des Darlehnsverfprechend der Einwand der verſchlechterten Vermögenslage entgegengefegt, 
fo wird damit nicht eine Einrede geltend gemacht, fondern es ift darin vielmehr ähnlich wie bei 
ber Aufrehnung die Erklärung zu finden, daß ber Beklagte von feinem Widerrufsrechte Gebrauch 
made und daß damit ber Anjprud) des Klägers befeitigt jet. 

Pland, Kommentar 5. BGB. Bd. IL 3. Auflage. 36 
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Sechſter Titel. 
Dienftvertrag. 


4. Schlechte Bermögenälage zur Zeit ber Abgabe des Darlehnsverſprechens (vgl. Bd. I 
8 119 Erl. 2a ſowie 8 321; außer den dort zitierten Schriftftellern |. Sritze, Arch. f. Bürg. R. 
Bd. 17 ©. 20f.; Türd, Gruch. Bb. 43 ©. 549; Regelsberger, Jherings Jahrb. Bd. 40 
©. 479; Renel, ebenda Bd. 44 ©. 22 [mit weiteren Zitaten]) begründet nicht ein Hecht zum 
Widerruf nad) $ 610. Hierliber befteht Einverftändnis. Zweifelhaft ift dagegen, ob nidt aus 
anderen Gründen die Hingabe des Darlehens verweigert werben kann. Zu denten fit zunächft 
an eine Anfechtung des Verfprehens wegen Irrtums nad) 8 119 Abf. 2. Unszugehen ift nur 
davon, daß im allgemeinen die Zahlungsunfähigfeit nicht als eine weientliche Eigenichaft der 
Berfon angefehen werden kann (Bd. I $ 119 Erl. 2a, vgl. M. II ©. 315, P. II ©. 47 ff.): 
und baß eine Täufhung über bie Wermögensverhältnifie regelmäßig als unerheblicher Irrtum 
tim Beweggrund anzufehen iſt. Dies fchlieft nicht aus, dab bei einem einzelnen @eichäft, bei 
dem es auf die Kreditwürdigkeit beſonders antommt, die Bahlungsunfähigteit als weientliche 
Eigenschaft behandelt wird, jedenfall® wird eine Anfechtung zuzulaffen fein, wenn die Bermögend- 
verhältniffe mit anderen Eigenichaften ber Perfon eng zufammenhängen, wenn z. B. ber Ber- 
ſprechende den anderen irrtümlich fir einen mit feftem Gehalt angeitellten Beamten gehalten 
hat; ähnlich wie hier Türd, Mehbein, Negelsberger, Dernburg. Möglicherweife wird 
auch die Zahlungsfähigfeit des Darlehnsſuchers nach 8 157 als ſtillſchweigende Bedingung des 
Darlehnsverſprechens zu behandeln fein. Ein ähnlicher Gebante bei Lenel, der die Anficht ver- 
tritt, daß nach 88 157, 242 der Beriprechende bei Zahlungsunfähigteit des andern das Darlehns⸗ 
verſprechen nur gegen Sicherftellung zu erfüllen verpflichtet fet. 


Sechſter Titel. 

Hachenburg, Dienftvertrag und Werkvertrag, 1899; Yotmar, Der Arbeitsvertrag, 1902; 
NRümelin, Dienftvertrag und Werkvertrag, 1905; Kuhlenbed, Der Dienftvertrag nad ber 
Praxis des Reichegerichts, IW. 1904 ©. 543 ff. 

Aus der umfangreichen Literatur Über einzelne Arten von Dienftverträgen find zu nennen: 
Sigel, Der gewerbliche Urbeitövertrag, 1903 (mit vielen Beifpielen und Angaben aus ber Praxis 
der Gewerbegerichte); Nelken, Die deutihen Handwerker und die Arbeiterihug-Gefepe, 1901; 
Kähler, Geſindeweſen und Geſinderecht, 1896; Lindenberg, Das preußifche Gefinderecht, 7. Aufl., 
1903; Flügge, Recht bes Arztes, 1903; Opet, Der VBühnenengagementsvertrag, Arc). f. ziv. Pr. 
Bd. 86 ©. 155ff.; derfelbe, Deutfches Theaterrecht. 1897; Marwig, Der VBühnenengage- 
mentsvertrag, 1902; Fuld, Das Recht der Handlungsgehilfen, 1897; Horrwitz, Das Net der 
Handlungsgehilfen, 2. Aufl., 1905; Crome, Der Duotaldienftvertrag in Bartiarifche Rechtsgeſchäfte, 
©. 156 ff. 

Mitteilungen und Entfcheidungen, insbefondere aus ber Praxis der Gewerbegeriähte |. in 
den Beitfchriften Soziale Praxis und Gewerbegericht. gl. auch infoweit Shulz-Shulhorn, 
Das Gewerbegericht, Berlin 1903; Baum, Handbuch für Bewerbegerichte, 1904. 

Im übrigen wird namentlich auch hinfichtlich der zahlreichen populären und rechtspolitiſchen 
Schriften, deren Anführung im einzelnen hier nicht angängig erfcheint, auf Maas, Bibliographie 
bes BGB. fowie Baum, Lit. z. R. d. Arbeitsvertrags v. 1. 1. 03 bis 1. 6. 05, Gew.⸗Ger. 
Bd. 10 S. 248 ff. verwieſen. 

I. Begriff des Dienftvertrags. 

1. Dienftvertrag ift der gegenfeitige Vertrag, durch welchen ſich der eine Zeil zum Leiftung 
don Dieniten, ber andere Teil zur Gewährung einer Vergütung verpflichte. Der erſtere wird 
im Gefeg als der zur Dienftleiftung Verpflichtete, der letztere als der Dienftberechtigte bezeichnet. 

Der Dienftvertrag wird im BGB. als felbitändiger Vertrag behandelt. Der geſchichtlich 
übertommene Zufammenhang mit dem Mietvertrag einerjeits, dem Werkvertrag andererfeits ift 
gelöft. Die für den Dienfivertrag anzuwendenden Rechtsnormen find allein aus dem fechiten 
Titel und den allgemeinen Grundjägen abzuleiten. 

2. Dienftvertrag und Arbeitsvertrag. W. Endemann, Conrads Jahrb. f. National: 
ötonomie Bd. 67 ©. 641; Lotmar, NArbeitövertrag, 1. Abjchnitt Weienstypen und Grundformen, 
©. 32f.; Heb, Einfache und Höhere Arbeit, 1905; Rümelin, Dienftvertrag und Werkvertrag, 
1905; Endemann, Lehrb. I 8172. Dort weitere Literaturangaben. 
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In der Literatur, namentlich der vollswirtſchaftlichen Literatur, wird der Dienfivertrag nicht 
felten als Unterart eines allgemeinen Urbeitövertrags behandelt. Der Ausdrud Arbeitövertrag 
wird aber auch als gleihbebeutend mit Dienftvertrag gebraudt. Bumweilen endlich wird unter 
dem Arbeitsvertrag der Dienftvertrag ber gewerblichen Arbeiter verftanden. Eine feite allgemein 
anerlannte Terminologie befteht zurzeit nicht. In der RTK. und fpäter nochmals im Plenum 
des Reichstags war vorgeſchlagen, im 6. Titel ftatt „Dienftvertrag” zu ſetzen „Arbeitövertrag” 
und außerdem den Begriff des Dienftvertrags fo zu ändern, daß darunter bie häusliche, wirt⸗ 
ſchaftliche und gewerbliche Arbeit falle, während alle übrige Arbeit beim Werkvertrag abgehandelt 
werden follte; man Bat aber fowohl die Bezeihnung „Urbeitövertrag“, als auch bie vorgefchlagene 
Änderung des Begriffs abgelehnt (RB. ©. 1972f.; StB. ©. 747, 757 f, 273 fi). 

Neuerdings hat Lotmar den Arbeitövertrag in feinem oben genannten großen Werke nad 
allen Richtungen ausführlich behandelt. Lotmar charakterifiert den Arbeitsvertrag als denjenigen 
gegenjeitigen Vertrag, in welchem Urbeit gegen Entgelt verſprochen wird. Dienjtvertrag, Werk» 
vertrag, Mällervertrag und andere verwandte Verträge eriheinen ihm als Typen bes Arbeits 
vertragd. Sie werden in ihrer Eigenart gewürdigt, aber unter dem Höheren Begriff des Arbeits- 
vertrags zufammengefaßt, und es werden die allgemeinen ragen bes Urbeitävertrags, insbeſondere 
das Weſen der Arbeit, Entgelt und Vergütung nach allen Richtungen erörtert. Exheblich weiter 
geht Rümelin in feinem Buche über Dienftvertrag und Werkvertrag. Er führt aus, daß ein 
innerer Unterſchied zwiſchen Dienftvertrag und Werkvertrag nur infoweit beftehe, als beim Dienſt⸗ 
vertrag ber Arbeitgeber, beim Werkvertrag der Arbeiter die Gefahr trage. Im übrigen beftehe 
aber fein innerer Unterfchied und bei näherer Prüfung ergebe fi, daß die vom Gefege für dem 
Dienfivertrag aufgeftellten Regeln auch fitr ben Wertvertrag paßten und umgelehrt. Als Kons 
fequenz aus dieſer Auffafjung Ritmelins ergibt fih, daß Dienftvertrag und Werkvertrag in einem 
höheren Begriffe aufgehen. Dem gegenüber muß vom Standpunft: des BGB. betont werben, 
daß der Unterichied zwifchen Dienftvertrag und Werkvertrag nicht verwifcht werden darf. Es ift 
richtig, daß beide Verträge juriftifch und namentlich auch wirthaftlich nahe verwandt find und 
daß fie fi) unter einem allgemeinen Begriffe zufammenfafien laſſen. Auch kann möglicherweije 
im einzelnen Falle die entipredhende Anwendung einer flr den Dienjtvertrag gegebenen Vorfchrift, 
3. B. des 8 618, aud) bei dem Werkvertrag und umgekehrt in Frage fommen und ebenſo wird 
die Aufftellung allgemeiner Gefihtöpumkte für die verwandten Verträge, wie das große Werk 
Lotmars zeigt, vielfach fruchtbringend und förderlich fein. Uber trogdem Bleiben Dienftvertrag 
und Wertvertrag verſchiedene Verträge, ſowohl was den Inhalt bes Vertrags, als auch was bie 
Stellung der Parteien betrifft. Grundfäglic find auf den Dienftvertrag neben den allgemeinen 
Borfriften nur die gerade für ben Dienftvertrag, nicht auch die flr den Werkvertrag oder einen 
anderen Urbeitvertrag gegebenen Vorſchriften anzumenden und umgelehrt. Die Ergebnifje wifjens 
ſchaftlicher Forſchungen, welche unter Bufammenfafjung mehrerer ähnlicher Verträge gewonnen 
werden, find aber felbftverftändlidy auch file die Entſcheidung der einzelnen den Dienftvertrag be 
treffenden Beftimmungen zu verwerten. 

II. Entftehung der Vorſchriften des BGB. Die geihichtlihe Grundlage fir das Recht 
des Dienftverirags bildet das römiſche Recht. Im einzelnen find aber in weiten Maße Un- 
ſchauungen und Sätze des deutſchen und des modernen Rechtes berüdfichtigt. Der Gefepgeber 
hat das Recht des Dienfivertragd namentlich auch in der Weile fortzubilden geſucht, daß er Be- 
ftimmungen, welche in Spezialgefegen gegeben waren und fi in engeren Verhältniffen bewährt 
hatten, zu allgemeinen Vorſchrifien erhoben Hat. Insbeſondere find Beitimmungen des HGB., 
der Gewd., bes Schweizerifhen Bundesgejeges über das Obligationenredht fowie einiger Gefindes 
ordnungen bei ber Ausarbeitung der Normen des BGB. verwertet. 

In den verſchiedenen Stadien der Vorberatung ift das Recht bes Dienftvertragd mehrfach 
geändert und immer mehr ausgeftaltet. Der E. I Hatte Dienftvertrag und Werkvertrag in einem 
Titel zufammengefaßt. Die zweite Kommiſſion hat zwei felbftänbige Titel gebildet. Die materiellen 
Vorſchriften befchränften fid im €. I auf 8 Paragraphen (dem entiprechen jept die 83 611f. Abſ. 1, 
614 ff., 620 Abſ. 2, 621 ff, 628). Won der zweiten Kommiffion find neu eingeftellt ber jegige 
8 612 Abſ. 2, 613, 618 Abſ. 4, 3 (mit dem jetzigen $ 619 als Abf. 2), 8 620 Abf. 1 und 8 630; 
ferner war eingeftellt eine dem 8 663 entiprechende Beftimmung, welche aber vom Bundesrate 
wieder geftrichen ift. Erheblich geändert find von ber zweiten Kommiſſion die Beftimmungen über 
die Klindigung des Dienftverirags. Die Reichstagstommiffion Hat bie 88 617 f. Ubi. 2, 619, 629 
new eingeftellt, einen aus bem E. I (3 564 Abſ. 2) in bie Reichstagsvorlage übernommenen, den 
8 624 einſchränkenden Sag geftrihen und den Eingang des $ 616 geändert. 
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III. Überſicht des Inhalts des Titel. Un die Spitze geftellt wird im 8 611 eine gefeß- 
lihe Beitimmung des Begriffs bes Dienftvertragd, aus welcher ſich bie weientlihen Rechte und 
Verpflichtungen beider Teile ableiten lafien. In den 88 612 fi. werben einige mit dem legteren 
im Zufammenbange ftehende Speztalfragen entichteden. Die 88 615f. geben über den Annahme- 
verzug und die teilweije Unmöglichteit der Leiſtung Borfchriften, welche fiir den Dienftvertrag 
Abweihungen von den allgemeinen Grundſätzen herbeiführen. Die 88 617 f. legen dem Dienſt⸗ 
herrn von Gefepeswegen gewiſſe Verpflichtungen auf, melde nad 8 619 ber Abänderung durch 
Vertrag entzogen fein follen. Die Beendigung des Dienfiverhältnifies, insbeſondere durch Kün- 
digung, ift in ben 83 620 ff. verhältnismäßig ausführlich geregelt. Den Schluß bilden zwei Bor- 
fchriften über die Verpflichtung des Dienftderen, dem anderen Teile zum Aufſuchen eines anderen 
Dienftes Zeit zu gewähren (8 629), und über die Verpflichtung des Dienftberechtigten, dem anderen 
Teile ein Zeugnis auszuitellen (8 630). 


IV. Anderweite Vorſchriften des BEB., welche Dienfiverträge und Leiftung von Dienften 
betreffen. Bet Dienfiverträgen, melde eine Gefhäftsbeforgung zum Gegenftande 
haben, finden nah & 675 eine Anzahl von Vorſchriften, welde für den Auftrag 
aufgeftellt find, entiprehende Anwendung. Diefe Beitimmungen haben in einer 
großen Zahl von Füllen erheblihe Bedeutung. Dienftverträge Minderjähriger $ 113; 
Genehmigung des Bormundfchaftögerichts 88 1822 Nr. 6, 7, 1827; Verpflichtung der Ehefrau, 
im Hauswefen oder Gejchäfte des Mannes Dienfte zu leiften $ 1356; ähnliche Verpflichtung der 
Kinder 8 1617; Kündigung eines von der Frau eingegangenen Dienfiverhältnifies durch den 
Mann $ 1358. 

Die Häufig im Zuſammenhange mit Dienftverträgen vorlommende Bollmadt iſt als 
felbftändiges Rechtsgeſchäft in ben 88 166 ff. geregelt. 

V. Vorſchriften der Prozeßgeſeze. Ausſchluß des Zwanges zur Leiftung von Dieniten 
EBD. 8 888; Beſchränkung der Beſchlagnahme, Pfändung und Abtretung des Dienſtlohns Gel. 
v. 21. Junt 1869, CPO. $ 550, EG. 3. ©. betr. And. d. CPO. v. 17. Mai 1898 Axt. III; 
Kündigung bet Konkurs des Dienfthern KO. 88 22, 27; Vorrecht der Forderung fir Dienftlohn 
im Konturfe KO. 8 61 Nr. 1, 4, bei der Zwangsvollſtrekung 3VG. 88 10, 146, 155. 


VI. Sondervorſchriften. 

1. Reichsrecht. Die Reichsgeſetzgebung hat verſchiedene unter ben Begriff des Dienſt⸗ oder 
Werfvertrags fallende Verbältnifie unabhängig von dem BGB., mehr oder weniger ausführlich 
geregelt. Dahin gehören namentlich das Dienftverhältnis ber Handlungsgehilfen und Handlungs- 
lehrlinge (GGB. 8% 59 ff.); des Schiffers (ebenda 88 511 ff. und Binnenſchiffahrts⸗Geſ. i. d. Faſſung 
dv. 20. Mat 1898 88 7ff.); der Schifismannfhaft (Seemanns-D. v. 2. Juni 1902; Gef. v. 2. Juni 
1902; Sinmenfdiffahrte=Gef. 88 21 ff.); des Floßführers und der Floßmannſchaft (Flößerei⸗Geſ. 
vd. 15. Juni 1895 83 1ff.); der Anſpruch auf Berge und Hilfslohn bei der Bergung und Hilfe 
leiftung in Seenot, bei Bergung von Seeauswurf und ftrandtriftigen Gegenftänben (HGB. 88 740 ff., 
Strandungsorbnung v. 17. Mai 1874); das Dienftverhäftnis der gewerblichen Arbeiter — Gefellen, 
Gehilfen, Lehrlinge, Fabritarbeiter — (GewO. 88 105—139m, 154, Gef. v. 26. Juli 1897 Art. 2, 
3); das Frachtgeſchäft zur gewerbsmäßigen Beförderung von Gütern zu Lande oder auf Flüſſen und 
Binnengewäfjern fowie von Giltern und von Reifenden zur See (HGB. 88 425 ff, 556 ff, Binnen- 
ſchiffahris⸗Geſ. 88 26 ff, Flößerei-Geſ. 38 2 ff.) und der Poſtbeförderungsvertrag (Poſtgeſ. v. 
28. Ottober 1871); der Vertrag über die Beförderung von Ausmwanderern (Gef. über das Aus— 
wanderungsmwejen v. 9. Juni 1897 88 22ff.). Auch in Beziehung auf das privatrechtliche Ber- 
hältnis der Handlungsagenten und der Handelsmäller enthält das Reichsrecht eine Anzahl hier⸗ 
her gehörender Beitimmungen (HGB. 88 84ff., 93ff.). Endlich kommt noch in Betracht die 
Rechtsanwaltsordnung (8 30). Diefe befonderen Vorſchriften bleiben unberührt, foweit nicht das 
EG. Art. 36 Abänderungen beſtimmt. 

2. Landesrecht. Außer den reichsrechtlichen kommt auch eine Reihe von Iandesrechtlichen 
Spezialvorihriften über ben Dienftvertrag in Betracht. Ausdrüdlich ift der Landesgeſetzgebung 
das Geſinderecht überwiefen, aber allerdings mit der Einfchräntung, daß verſchiedene Beftiinmungen 
des BGB. als abjolute Vorſchriften auch flir das Gefinderecht gelten follen; vgl. EG. Art. 95. 
Unberührt bleiben ferner diejenigen Iandesrechtlihen Vorfchriften, welche im Zufammenhange mit 
ben ber Qandesgefepgebung überhaupt vorbehaltenen Materien Beftimmungen über Dienftverträge 
treffen. In Betracht kommt hier namentlih nad) EG. Art. 67 das Bergrecht (vgl. z.B. Preu⸗ 
Bifches Berggeſetz 88 80ff.; vgl. ferner EG. Urt. 57f. [megen ber fog. Hausoffizianten], 65 j., 69). 
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Die Rechtöverhältniffe der Beamten unterftehen dem öffentlichen Rechte und werden fomit 
durch die Vorſchriften bes BGB. nicht berührt. Soweit fich vermögensrechtlihe Anfprüche und 
Verbindlichkeiten aus dem Amtsverhältnis ergeben können, ift die Regelung der Landesgeſetz— 
gebung vorbehalten; dies gilt auch für die Aniprüche oder Verbindlickeiten der Geiftlihen und 
der Lehrer an Öffentlichen Unterrichtöanftalten (EG. Art. 80). 

8. Verhältnis ber Speztalgefepe zum BGB. Die nad) dem Vorftehenden in Betracht 
tommenben Spezialgefege gehen den Beitimmungen de BGB. vor. Sie finden aber ihre Er— 
gänzung in ben allgemeinen Vorfchriften des bürgerlichen Rechtes. Infoweit fommen alfo auch 
bei den beſonders geregelten Dienftverhältnifien die Beftimmungen bes BGB. (vgl. EG. Art. 4) 
zur Anwendung. Im einzelnen Falle kann es zweifelhaft fein, ob die in einem Spezialgeſetze, 
3 B. in ber Gewerbeorbnung, hinſichtlich des gewerblichen Arbeitövertrags gegebene Regelung 
für die Anwendung einzelner Vorſchriften des BGB., z. B. der 88 620 ff, Raum läßt. Die 
Entſcheidung muß durch die Auslegung eben jener Spezialgefege gewonnen werden. Für die 
Gewerbeordnung vgl. Neutamp, Das Verhalten des BEB. zur Neichögewerbeordnung, Bere 
waltungsarchiv Bd. 5 ©. 209ff.; v. Blume, Verw.Arch. Bd. 7 ©. 481 ff.; v. Schulze-Schal⸗ 
horn, Gew.®. Berlin S. 154 ff.; für die im HGB. geregelten Verhältnifie vgl. u. a. Staub, 
Kommentar zum HGB. Weitere Literaturangaben bei den einzelnen in Betracht kommenden 
Borfcriften des fechiten Titels, insbefondere bei 8 626. 

VII. Hauptregeln bed Dienftuertrags. 

1. Das Weſen des Dienftvertrags ift dahin zu beftimmen, daß durch den Vertrag der 
eine Zeil zur Leiftung ber verfprochenen Dienfte, der andere Teil zur Gewährung der verein 
barten Bergütung verpflichtet wird. Das Verhälmis ift nicht fo anzufehen, daß die Arbeitöfraft 
oder die Arbeitsleiftung gemietet würde. Es wird nicht die Perjon des zur Dienftleiftung Ver⸗ 
pflichteten dem Dienftheren unterworfen, fondern der eine Teil verpflichtet fich, dem anderen Teile 
bie verſprochenen Dienfte als freie Perfon zu leiften. Daß die Dienfte auf Geheiß und Anord- 
nung bes Dienftheren zu leiften find, ift für dem Dienfivertrag nicht wefentlich, andererfeits fließt 
eine dahingehende Bereinbarung die Annahme eines Dienſtvertrags nicht aus. 

Gegenftand des Dienftvertrags können Dienfte aller Art, körperliche und geiftige, fein. 
Namentlich find aud) bie fog. höheren Dienfte, insbefondere die ber Ärzte, Rechtsanwälte, Lehrer 
und Proiatbeamten, fühig, den Gegenftand von Dienftverträgen zu bilden; um Zweifel abzu— 
Schneiden, ift bie im $ 614 Abſ. 2 ausdrücklich hervorgehoben. 

Ein Dienftvertrag kann auch zwiihen Ehegatten fowie zwiihen Eltern und Kindern ges 
ſchloſſen werden; verftößt aber der Vertrag gegen das Weſen familienrechtlicher Vorſchriften, fo 
ift er ungültig. 

Wenn ſchon alle Verträge, welche die enigeltliche Leiftung von Dienften irgend welder Art 
bezweden, grundſätzlich denfelben juriftifhen Charakter Haben, fo ift doch der befonberen Natur 
einzelner Dienftverhältnifie durch Sondervorfhriften Rechnung getragen. Solche find im 8 617 
und im 8 618 Ab. 2 für Dienftverträge, bei denen der Verpflichtete in die häusliche Gemein— 
ſchaft aufgenommen ift, und in den 88 622, 627 für bie Fälle gegeben, daß Dienfte höherer Urt 
zu leiften find. Vielfach kommen hier auch Beſtimmungen ber Spezialgefege (f. oben unter VI) 
in Betradt. 

2. Für Inhalt und Umfang der beiberfeitigen Verpflichtungen tft zunächſt die 
Vereinbarung ber Vertragichliehenden maßgebend. Abgeſehen aber von der allgemeinen Beftimmung, 
daß der Vertrag nicht gegen ein gejegliches Verbot ober gegen bie guten Sitten verftoßen barf 
(88 134, 138, vgl. KB. ©. 1973 StB. S. 2800, Kohler, Ach. f. cw. Pr. Bd. 4 ©. 22, 
Lotmar, Ürbeitövertrag ©. 110, Beifpiel Recht 04 ©. 440), greift das Beleg durch eine ganze 
Reihe von Einzelvorſchriften in bie Beftaltung des Berhältnifies ein. Um Zweifel und Gtreitige 
teiten abzuſchneiden, werden eine Reihe von ragen durch Auslegungsregeln oder Dispofitto- 
vorſchriften entfchteden. Uber es werden auch Vorfchrifien gegeben, welde Hierliber hinausgehen. 
Das Dienftverhältnts hat im Leben nicht nur rein rechtliche, fondern meift auch perſönliche Bes 
deutung für bie Beteiligten. Namentlich dann, wenn der Dienftpflichtige in die Häusliche Gemein⸗ 
ſchaft aufgenommen wird, erwachſen fir beide Teile perjünliche Beziehungen und ſittliche Ver⸗ 
pflichtungen mannigfacher Art. Dan hat es für notwendig erachtet, einige der fittlichen Verpflichtungen 
des Dienftberechtigten zu Nechiöpflichten zu erheben (vgl. 88 617f.). Das Geſetz hat aber auch 
Borforge getroffen, daß ein Dienftverhältnis vor der Zeit aufgelöft werden kann, wenn base 
Telbe auf perſönliches Vertrauen gegründet ift und dieſes nicht mehr befteht oder aber die Pflicht 
zur Fortfegung des Verhältnifies der Billigkeit und Gerechtigkeit widerftzeiten witrde (88 626f.). 
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Noch ein anderer Geſichtspunkt ift bei der Ausgeſtaltung ber Vorfchriften über den-Dienftvertrag 
maßgebend geweſen. Derjenige, welcher eine Stellung fucht, ift vielfach nicht im der Lage, beim 
Abſchluſſe des Vertrags feine Interefien mit Erfolg zu vertreten; ex muß bie Bedingungen an= 
nehmen, welche ihm geftellt werden. Häufig wirb ſich auch der Dienſiſuchende nicht Mar darüber 
fein, daß ein Verhältnis, welches er eingehen will, auf die Dauer für ihn zu einer drüdenden 
Laft werden kann. Aus Unbefonnenheit oder umter bem Drude der wirtſchaftlichenz Lage werden 
deshalb nicht felten Beredungen getroffen, deren abjolute Durchführung zu einer unbilligen 
Schädigung führen könnte. Hier tritt das Geſetz für den ſchwächeren Teil ein. Einige wichtige 
Verpflichtungen des Dienftheren werben der vertragdmäßigen Änderung oder Einſchränkung ent= 
zogen (8 619), bei der Kündigung -gewiffer Dienftverhältniffe werden von Gefepeswegen die⸗ 
jenigen Bedingungen geftelt, welche den Intereſſen des Verpflichteten entiprechen (3 622), dem 
Verpflichteten wird daS abfolute Recht gegeben, jedes Dienftverhältnis nah 5 Jahren aufzulöfen 
(8 624 vgl. auch 88 626f.). Wegen ber fog. Konkurrenzklauſel ſ. $ 611 Erl. 3b. 

Wegen ber Arbeitsordnung in gewerblichen Betrieben |. Lotmar, Arbeitsvertrag 
©. 782ff., Dertmann, Feſtgabe |. Hübler, 1905. 

3. Abſchluß des Dienftvertrags. 

a) Eine Form ift für dem Dienftvertrag nicht vorgejhrieben. Die etwaigen Formvor⸗ 
fchriften der Spezialgefege bleiben unberührt. Der Abſchluß bes Vertrags vollzieht ſich nach den 
gewöhnlichen Regeln (88 145ff.). 

Ungitigteit wegen Unbeſtimmtheit Geufff. Bd. 59 ©. 56. UnfechtungTwegen arglifiiger 
Täufhung über weſentliche Eigenſchaften Ripr. 2 ©. 246. Wegen bes Abſchluſſes von Dienft- 
verträgen duch Minderjährige |. 8 113, wegen der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
f. 8 1822 Rx. 6, 7, 8 1827. 

b) Mit Rüdficht auf öffentliche Intereſſen tit file eine Reife von Berhältnifientein Zwang 
zum Eingehen von Verträgen feitgefeßt (vgl. Biermann, Rechtszwang zum Kontrahieren, 
Iherings Jahrb. Bd. 32 ©. 267ff., Riezler, Werkverirag 5. 92ff.). Vorwiegend handelt es 
fi dabei, wie z. B. bei der Güterbeförderung durch die Eifenbahnen, un Werkverträge, indefien 
tönnen auch Dienftverträge in Betracht kommen. Das BGB. Iennt einen folhen Kontrahierungs- 
zwang nit. Soweit bie Reichsgeſetze eine Verpflihtung zur Eingehung von Dienftverträgen 
oder Werkverträgen aufftellen, bleiben fie unberührt. Zur Zeit find aber, foviel erſichtlich, folche 
reichsrechtlichen Beſtimmungen nicht vorhanden; aud in den Fällen von HGB. 8 453, Poſtgeſetz 
vd. 28. 10. 71 8 3 u. Zelegraphengefeg v. 6. 4. 92 8 5 wird nur eine öffentlichredhtliche Ver⸗ 
pflihtung anzunehmen fein (vgl. Biermann ©. 267, Riezler ©. 95). Soweit die Landes- 
gefege eine privatrechtliche Verpflihtung zur Eingehung von Verträgen feflfegen, find fie auf⸗ 
gehoben, fofern nicht Die betrefienden Vorſchriften den durch das EG. den Landedgefegen vor⸗ 
behaltenen Materien angehören. Soweit die Landesgefee eine öffentlichrechtliche Verpflichtung 
diefer Urt feftfegen, werben fie durch das BGB. nicht berührt. Der hiernach zur Eingehung 
eines Vertrags Verpflichtete iſt nach Maßgabe der 88 823, 839 für den durch Ablehnung bes 
Vertrags entitehenden Schaden haftbar, wenn er ſchuldhafterweiſe gegen eine Amtspflicht, 3. B. 
als Notar, oder gegen ein den Schug eines Anderen beziwedenbes Geſetz, z. B. eine Polizeiver- 
ordnung diefer Art, verftoßen Bat. 

Gewiſſe Verfonen find nad) Maßgabe der 88 675, 663 verpflichtet, die Ablehnung eines 
Bertragsantrags dem Antragfteller mitzuteilen; vgl. im einzelnen Exl. zu 8 663. Für diechts⸗ 
anwälte fommt infoweit bie Vorſchrift des $ 30 der Rechtsanwaltsordnung in Betracht. 

Die Verpflihtung der Beamten zu Dienfihandlungen wird durch das BGB. 
nicht berührt. 

4. Beendigung des Dienſtverhältniſſes. Das Dienjtverhältnis endigt, wenn ber 
Vertrag auf beftimmte Zeit gefchloffen tft, mit den Ablaufe der vereinbarten Beit. Wenn ber 
Vertrag nicht auf beftimmte Zeit gefchlofien ift, fo kann jeder Teil das Dienſtwerhälmis kündigen. 
Unter Umftänden ift eine Kündigung auch vor Ablauf der beftimmten Zeit zuläffig. Die Be— 
endigung und Kündigung fowie einige Rechtsfolgen, die fi daran Inlipfen, find in ben 88 620ff. 
näher geregelt. Daneben kommen die allgemeinen Grunbfäge über die Beendigung, insbeſondere 
das Unmöglichwerden der Leiftung (88 275ff., 613) ſowie bie Worfchriften der Epezialgefege in 
Betracht. Im einzelnen Falle find ferner die Vereinbarungen ber Parteien zu berüdfichtigen. 
Kündigung ded Dienftvertragd einer Ehefrau durch den Ehemann $ 1368, Kündigung beim 
Konkurſe des Dienſtherrn KO. 88 22, 27. 





6. Titel: Dienfivertrag. 555 


VIII. Berwandte Rechtsverhältniffe. 

1. Vom Auftrag unterſcheidet ſich der Dienſtvertrag durch die Entgeltlichkeit. 

2. Geſellſchaft und Dienfivertrag unterſcheiden ſich dadurch, daß bei der Geſellſchaft die 
Parteien ſich gegenſeitig zur Förderung eines gemeinſchaftlichen Zweckes verpflichten, während 
beim Dienſtvertrage der eine Teil ſich in den Dienſt bes Anderen ſtellt; wegen des Dienjivertrags 
mit Anteil f. 8 614 Erl. 3. Vgl. Erome Bartiarifhe Mechtögefchäfte 1897 ©. 141ff. Aus 
der Praxis: NG. bei Gruch. Bd. 47 ©. 400 — JW. 1903 ©. 16 (fein Geiellihaftsvertrag, weil 
der eine ber beiden Beteiligten Alleineigentimer der in das Geſchäft eingebrachten Gegenftänbe 
geblieben ift). 

8. Werkvertrag und Dienftvertrag. Riezler, Werkvertrag S. 41ff., Lotmar, Arbeits⸗ 
vertrag ©. 264 ff, Rümelin, Dienftvertrag und Werkvertrag 1905, He, Einfache und Höhere 
Arbeit 1905 ©. 36ff. Dertmann Komm. 2. Aufl. Borbm. z. 6. Titel 1b. Über den Arbeitsvertrag 
ſ. oben unter 12. Der Unterfchied zwiſchen Dienftvertrag und Werkvertrag tft nad) der Beitimmung 
der Begriffe in den 88 611 u. 631 darin zu finden, daß Gegenftand des Dienfivertragd Arbeit 
ſchlechthin, Gegenftand des Werkvertragd ein durch Arbeit zu erzielender Erfolg if. Theoretiſch fit 
das Verhältnis einfach; aber tm einzelnen Falle ift die Entſcheidung oft nicht leicht und bei einer 
Reihe von Fällen erſcheint eine doppelte Auffaffung mögfih. Die Frage kann aber von erheblicher 
praltiſcher Bebentung fein. Denn in wichtigen Punkten tft die Behandlung von Dienftvertrag und 
Werkvertrag nad) den gefeglichen Beſtimmungen eine verfchiedene. So trägt beim Werkvertrage der 
Unternehmer die Gefahr, beim Dienftvertrag kann dagegen der Dienftpflichtige für die tatſächlich 
geleifteten Dienfte die vertragsmäßige Vergütung verlangen, auch wenn bie Dienfte feinen Erfolg 
gehabt haben. Unfprüche aus gewifien Dienftverträgen genießen nad) KD.$ 61 Biff 1; ZB. 88 10, 
146, 155 im Konkurſe und bei der Zwangsvollſtreckung ein Vorzugsrecht, Anfprüche aus Wert- 
verträgen nicht. Dienftleiftungen auf Grund eines Dienftvertrags fünnen nach CPO. 8 888 Abf. 2 
nicht im Wege ber Biwangsvollftredung erzwungen werben, während bei Anſprüchen aus einem 
Werkvertrage die Zwangsvollſtreckung nicht beſchränkt ift. Namentlich aber tft Hervorzuheben. daß 
beim Dienftvertrage beiden Teilen die Möglichkeit offen fteht, den Vertrag nad) Maßgabe ber 
38 626f. zu Mindigen, während bei dem Werkvertrage dem Befteller nach 8 649 Sag 2 mır ein 
beichränttes Kündigungsrecht, dem Unternehmer aber überhaupt kein Kündigungsrecht zuiteht. 
Allerdings wird nun behauptet, daß die für den Dienftvertrag gegebenen Vorſchriften ſchlechthin 
oder entiprehend auch beim Werfvertrag anzuwenden feien und umgelehrt; Rümelin; DL. u. 
BL. ©. 177ff, in der Hauptfache zuftimmend Dernburg, BR. IT 2 $ 304 I, 317 Anm. 16. 
Aber wenn au auf Grund der 88 157, 242 in einzelnen Fällen und in einzelnen Beziehungen 
eine Übertragung 3. B. bes 8 618 möglich erfcheint, fo trifft die doc nur in ganz beichränttem 
Maße zu. Grundfäglih muß vom Standpunkt des Gefeges and durchaus daran feftgehalten 
werben, daß für Dienftvertrag und Werkvertrag eine Meihe verfchiebener Vorſchriften gegeben tft, 
welche nicht übertragen: werben können, dies gilt z. B. einerfeitd von den 88 61dff., 620ff., 
andererſeits von ben 88 633ff., 640ff., 647ff. Weil nad; dem Gefagten der Unterichied zwiſchen 
Dienftvertrag und Werkvertrag große praftiihe Bebentung bat, jo liegt e8 nahe und iſt mehrfach 
verſucht worben, einfache prattifche Kriterten für die Unterfceidung aufzuftellen. Indeſſen ift es 
nicht möglich, ganz beftimmte äufßerlihe Merkmale anzugeben. Zunächſt tft nicht entfcheidend, ob 
die Vergütung als Zeitlohn oder Stücklohn gezahlt wird; denn aud beim Dienfivertrag tft 
Zahlung in Form von Stüdlohn möglih (fo die herrſchende Meinung in Theorie und Praxis) 
und umgekehrt ift für ben Werkvertrag nicht weſentlich, daß die Vergütung als Bauſchſumme 
beftimmt wird (Mecht 03 ©. 128). Ehenfowenig kann darauf abgeftellt werden, ob die Arbeitg- 
zeit feft beflimmt gewefen ift oder nicht. Rümelin findet den eigentlihen und alleinigen Unters 
fchieb darin, daß beim Dienftvertrage der rbeitgeber, beim Werkvertrage der linternehmer 
die Gefahr trägt. Aber dies ift nur eine Folge aus dem Weſen ber Verträge: wenn der 
Dienftpflihtige feine Vergütung für die Arbeit ſchlechthin, der Unternehmer aber die Bers 
gütung für ein Wert oder einen Erfolg erhalten fol, fo ergibt fi daraus auch die Tragung 
der Gefahr. Es bleibt hiernach nichts übrig, als im einzelnen alle unter Würdigung 
aller Umftände und unter Berüdfichtigung der hervorgehobenen Gefichtspunkte eine Entſcheidung 
zu treffen. 

Biele Verträge, welche die Ausübung einer Berufstätigkeit zum Gegenſtande haben, wie 5. B. 
die der Arzte, Rechtsanwülte, Schaufpieler, können fowohl ald Dienftverträge wie als Werkver- 
träge abgefchlofien werden. Die Urt und Dauer der Leiftung werben hier für die Beurteilung 
Anhaltspuntte bieten. 
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Erwägt man, dab häufig, namentlich wenn es fid um Leiftungen höherer Art handelt, 
perfönliche Beziehungen entftehen und bei einer Ünderung der Umftände bie fofortige Löfung des 
Berhältnifies wunſchenswert fein kann, fo wird nıan in vielen Fällen auf Grund bes 8 157 
dahin gelangen, im Zweifel nicht einen Werkvertrag, fondern einen Dienftvertrag al3 gewollt an= 
zunehmen. So die herrihende Anficht. 

Literatur und Rechtſprechung zu einzelnen Arten von Verträgen, bei denen bie Eutſcheidung 
zweifelhaft ift: Ärzte, Brüdmann, Äürztl. Sacverft.Big. 1902 ©. 310ff., Flügge, Recht d. A. 
1903, Kober- Staudinger, Vorbm. z. 6. Tit. IV Austunftbüreaus, Werkverträge, fo die 
herrſchende Anficht, a. U. Düringer-Hahenburg HB. Bd. II ©. 230, vgl. RG. DIZ. 05 
©. 169, 861; Bucherreviſor, OLG. Braunſchweig DIZ. 1903 ©. 228. (Snordnungbringen von 
Handelsbühern ift Werkverttag), Druder in felbftändiger Stellung, GewG. Bd. 8 ©. 186ff., 
Drud einer Zeitungskorreſpondenz Werkvertrag, Gefangshumpriften Nipr. Bd. 6 ©. 82, 
Fuhrwerksbeſitzer, Leiftung von Fuhren Rſpr. Bd. 9 ©. 287, Notare OLG. Colmar Recht 
1903 ©. 263, Rſpr. Bb. 6 ©. 379, Rechtsanwälte, Riezler WB. ©. 73f., OLG. Frankfurt 
Recht 1902 ©. 149, Kober-Standinger Vorbm. z. 6. Tit. IV Schaufpieler, Opet, Arch. 
f. civ. Pr. Bd. 86 ©. 155ff., derfelbe, Theaterreht 1897, Marwig, Bühnenengagementd-B. 1902 
©. dff., Bayr. ObLG. Seuff. BL. Bd. 66 ©. 333, OLG. Stettin Recht 04 ©. 602, Schieds⸗ 
richter, Rſpr. Bd. 10 ©. 177 (Vertrag über einen Schiedsſpruch Dienftvertrag nicht Werkvertrag, 
a. M. RG. 8b. 59 ©. 247, Schiedsvertrag weder Dienft- noch Werkvertrag, fondern eigenartiger 
Vertrag), Schleppvertrag als Werkvertrag RG. Bd. 59 ©. 307, Straßenbabnihaffner 
Rſpr. 9 ©. 250 (Dienftvertrag), Ziegelmeifter, OLG. Kiel, Schlesw.-Holft. 1903 ©. 129 
(Vertrag über Herftellung ber Jahresprodufte ber Ziegelei; Dienftvertrag). 

Der Dienftverfhaffungsvertrag (Imprefariovertrag) iſt nicht Dienftvertrag, fondern 
Berkvertrag; vgl. OLG. Hamburg Ripr. 3 ©. 22, Bayr. ObL®. Seufff. Bd. 56 ©. 395. 

Andere Verträge, wie der Lehrvertrag (Gemd. 88 126ff., 134, HGB. 88 76ff.) und 
Agenturvertrag (vgl. NG. Bd. 31 ©. 59 Ripr. Bd. 10 ©. 237, HGB. 88 84ff. Borbm. zum 
achten Titel IV) und der Erziehungsvertrag, ftehen zwar dem Dienftvertrag und dem Werk⸗ 
vertrag nahe, tragen aber fo viele bejondere Momente in fich, daß es bedenklich fein würde, fie 
ſchlechthin den Regeln eines dieſer beiden Verträge zu unterſtellen. Man wird fie vielmehr, ähnlich 
wie den Mäklervertvag, als felbitändige Verträge zu behandeln haben; dabei werben aber aller 
dings einzelne für den Dienftvertrag oder ben Werkvertrag gegebene Vorſchriften analog anzus 
menden fein, wie 3. B. bie Vorfchriften des 8 618 Abſ. 2 bein Lehrvertrage. 

4. Sachmiete und Dienftvertrag f. Bayr. ObLG. im Recht 1903 ©. 339 (Verhältnie 
des Bapfwirts ift Dienftverhältnis, nicht Sachmiete), Seuffü. Bd. 57 ©. 392 (OLG. Naumburg, 
Zeitung eines Teils einer Reftauration; Dienftverhältnis, nicht Baht), Ripr. Bd. 7 ©. 471 (O26. 
Hamburg, Leiftung von Fuhren; Dienftverhältnis, nicht Sachmiete). 

5. Vom Mäklervertrag unterſcheidet fi) der Dienftvertrag dadurch, daß bei letzterem 
eine Vergütung ſchlechthin für geleiftele Dienfte gewährt wird, während beim Mällervertrag eine 
Vergütung nur beanfprucht werden kann, wenn ein gewiljer Erfolg erreicht ift. 

6. Gemiſchte Verträge. Endlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß vielfad der Dienft- 
vertrag mit anderen Verträgen kombiniert wird, 3. B. derart, daß eine Bank die Verwahrung 
von Wertpapieren und außerdem bie Einlöfung der zu dem Wertpapiere gehörenden Binsfcheine, 
die Kontrolle der Auslofung zc. übernimmt. In folden Fällen wird man juriſtiſch mehrere 
Verträge, etwa im Verhältnis eines Hauptvertragd und eines Bufagvertrags, anzunehmen und 
jebes Verhältnis für ſich zu prüfen haben; doc find die Negeln der 88 157, 242 nicht außer 
acht zu laſſen. 

Die Erteilung einer Vollmacht, welche Häufig im Zuſammenhange mit einem Dienft- 
vertrage vorkommt, ift als jelbftändiges Rechtsgeſchäft zu behandeln, für welches die Vorſchriften 
der 88 166 ff. maßgebend find. 

7. Die Verpflichtung der Ehefrau und der Kinder zu Dienftleiftungen (88 1356, 
1617) entipringt aus dem Familienverhältniſſe und ift nicht nad) den Regeln bes Dienſtvertrags 
zu beurteilen. 

8. Nimmt ein Beamter auf Antrag Amtshandlungen vor, fo ift fein privatrechtlicher 
Dienftvertrag anzunehmen. Wird aber einem Gerichtövollzieher von einer Partei ein Auftrag 
erteilt, fo ift das Verhältnis zwiſchen dem Gerichtsvollzieher und ber Partei nad) den Grund- 
fügen bes Dienſtvertrags zu beurteilen; KG. Bd. 16 ©. 396 (Plenarbeſchluß), IW. 1901 ©. 783, 
28. 1902 ©. 27. 





6. Titel: Dienfpertrag. $ 611. 557 


$. 611. Durch den Dienftvertrag wird derjenige, welcher Dienfte zufagt, 
zur Leiftung der verfprochenen Dienfte, der andere Theil zur Gewährung der ver- 
einbarten Vergütung verpflichtet. 

Gegenftand des Dienftvertrags fünnen Dienfte jeder Art fein. 


IX. Eine Übergaugsvorſchrift ſ. im EG. Art. 171. 

X. Eine erjhöpfende Erörterung aller bei dem Dienftvertrag auftretenden mannigfaltigen 
und vielfach ſchwierigen Einzelfragen ift innerhalb des Rahmens diefes Kommentars nicht möglich. 
Es muß infoweit auf die Speztalliteratur, in&befondere auf bie Werke von Lotmar und Sigel 
verwiefen werben. 

$ 611. 
€.18 559 @bf. 1; 11 8 551 vew. 8 603; III g 604. P.I 6. 2244ff., 2257 .; M. II €. 4557. 
P.11 88.2 €. 2761. D. 6.640. KB. 6. 19731. EB. ©. 27921. 

1. Über das Wefen bes Dienſtvertrags und die Hanptregeln f. Vorbm. I u. VII. 

2. Inhalt und Umfang ber Berpflichtungen beider Teile beftimmen ſich nach dem zwiſchen 
ihnen geſchloſſenen Vertrage. Bei der Auslegung bed Vertrags iſt der $ 157 zu beachten; gerade 
beim Dienftvertrage wird, was Einzelheiten anlangt, häufig ftilfehweigend auf die Sitte und bie 
hergebrachte Übung Bezug genommen. Abſolute, vom Willen der Parteien unabhängige Süße 
über einzelne ſich aus dem Dienftvertrag ergebende Verpflichtungen des Dienſtherrn ftellen bie 
88 617. auf. 

8. Leiſtungen des Dieuftpflichtigen. 

a) Hauptleiftung. Der Dienftpflichtige Hat die verfprochenen Dienfte zu leiften. Dieje 
können körperlicher oder gelftiger Natur, genau umgrenzt ober allgemein beitimmt fein. In 
weflen Snierefie oder zu mweldem Bmwede die Dienfte geleiftet werden follen, tft unweſentlich. 
Coſack I 8 143 11 nimmt an, daß ein Dienftvertrag nur vorliegt, wenn die Arbeiten vor- 
wiegend im Intereſſe des Dienftempfängers erfolgen. Richtig ift nun allerdings, daß, wenn die 
Dienfte in beiderfeitigem Interefje geleiftet werden, ein Gejellihaftövertrag oder ein anderer Ver⸗ 
trag vorliegen kann. Es ift aber unrichtig, das überwiegende Intereſſe des Dienſiberechtigten 
für ein Kriterium bes Dienftvertrags zu erklären, das Anterefje wirb vielmehr in dem meiften 
Fällen nur Beweggrund zum Abſchluſſe des Dienftvertrags fein. 

Dienfte anderer Art als die verfprodenen Dienfte können nicht beanfprucht werben, 
GewG. Bd. 7 ©. 10. 

Häufig wird ausdrüdlich oder ftilfchweigend die Zufiherung einer befonderen Sadı= 
tunde gegeben. Der Dienftpflictige Hat dann die Dienfte in der verſprochenen Dualität zu 
leiften. Bar ihm dies ſchon bei Eingehung des Bertragd unmöglich, jo finden die 88 306, 307 
Anwendung; mögliherweife ift aber aud ein als felbftändiger Nebenvertrag zu behandelndes 
Garantieverfprehen anzunehmen (f. Exl. 2 zu 8 306). Sind keine Zufiherungen gegeben, fo 
tann ber Dienſtberechtigte nur die gewöhnlichen Kenntnifje und Fähigkeiten vorausfegen; 
Afpr. Bd. 6 ©. 83. 

Der Dienftpflihtige Hat die Dienfte regelmäßig in Berfon zu leiften; ber 
Anſpruch auf die Dienftleiitung ift andererſeits regelmäßig nicht übertragbar; ſ. $ 613 mit 
Erläuterung. 

b) Nebenleiftungen. Neben der Hauptleiftung kann dem Dienitpflichtigen ausdrücklich 
ober ftillihweigend eine ganze Reihe von Nebenleiftungen auferlegt werden; vgl. Staudinger 
8 611 Erl. 7. Er kann insbefondere verpflichtet werden, die zur Verrichtung der Dienfte er⸗ 
forberlihen Gerätſchaſten und dergl. zu beſchaffen; Seuff A. Bd. 58 ©. 55 (Verpflichtung einer 
Schulanftalt für die Aufbewahrung der Kleider der Kinder Sorge zu tragen). Durd den Dienft- 
vertrag kann ferner ein befondered Vertrauensverhältnis begrlindet werben berart, ba der 
Dienfipflichtige dem Dienſtberechtigten Treue zu halten und Achtung zu erweiſen bat. Auch Ber- 
ſchwiegenheit einerjeits, Erteilung von Auskunft über die bei Ausführung der Dienfte gemachten 
Bahrnehmungen andererfeils können als Obliegenheiten des Dienftpflichtigen erſcheinen. Vielfach 
wird ausgemacht, daB der Dienitpflichtige nad) Beendigung ber Dienftzeit nicht in ein Konkurrenz⸗ 
geichäft eintreten ober fein felbftändiges Konkurrenzgeſchäft begründen dürfe. Über diefe fog. 
Konkurrenzklauſel, welche namentlich bei Dienftverträgen der Handlungsgehilfen eine wichtige 
Rolle fpielt, gibt das HGB. 8 74 eine Sondervorichrift. Für die nach BGB. zu beurteilenden 
Dienftverhältnifie kommen infoweit lediglich die allgemeinen Vorſchriften des Gefeges zur Au⸗ 
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wendung. Im einzelnen Falle wird namentlich zu prüfen fein, ob nicht eine Abrebe, welche die 
perfönliche Freiheit des Dienftpflichtigen in zu mweitgehender Weiſe einengt, nad) 8 138 als un= 
gültig anzufehen ift (ſ. $ 138 Erl. 2); auch kommt die Ermäßigung einer feftgefegten Vertrags— 
ftrafe in Betracht. Vgl. auch HGB. 8 60. Wegen der Verpflichtung der in einem Ge— 
fhäftsbetrieb angeftellten Berfonen zur Berfchwiegenheit ſ. Gef. über den Unlauteren 
Wettbewerb 5 9. Bol. Lotmar, Arbeitövertrag ©. 261; Hartmann, Konkurrenzverbot 1903. 
Erfindungen, welche ein Angeftellter madt, ſtehen dem Gefchäftäheren zu, wenn fie in 
Ausübung der dem Ungeitellten obliegenden Tätigkeit gemacht find, anders, wenn fie felbftändig 
gemacht find, RG. SeuffA. Bd. 60 ©. 371; RG. DL. f. RAnw. 1904 ©. 248ff.; OLG. Hamburg 
Rſpr. Bd. 6 ©. 2; O6LG. Hamm Ripr. Bd. 7 ©. 382. 

Hat ber Dienftvertrag eine Gefhäftsbeforgung zum Gegenftande, fo liegen dem Dienft= 
pflihtigen nad) 88 675, 665—668 noch weitere Pflichten ob; namentlich Hat er Auskunft zu 
erteilen, nach Erledigung des Geſchäfts Rechenſchaft abzulegen und das auf Grund der Geſchäfts- 
beforgung Erlangte herauszugeben. 

4. Leiftungen des Dienftbereihtigten. 

a) Hauptleiftung. Die Verpflihtung des Dienftberechtigten geht dahin, dem anderen 
Teile die vereinbarte Vergütung zu gewähren; wegen biefer |. Erl. zu 8 612. 

b) Nebenleiftungen. Auch dem Dienftberechtigten künnen durch den Dienfivertrag aus« 
drüdlich oder ſtillſchweigend Nebenleiftungen auferlegt werden. Er kann insbeſondere verpflichtet 
erſcheinen, Gerätſchaften, Arbeitsräume oder Einrichtungen zur Verfügung zu ftellen fowie die 
Ausführung der Dienfte zu leiten. Bei manden Dienftverhältnifjen hat der Dienfiberechtigte dem 
anderen Teile eine gewiſſe Bertretungsmadht einzuräumen oder aber bei der Leiſtung ber 
Dienfte perſönlich mitzuwirken. Wegen einzelner, dem Dienftberechtigten ausdrücklich durch das 
Geſetz auferlegten Verpflichtungen |. 88 617f. 

Aufwendungen bes Dienfipflichtigen hat der Dienftberechtigte, wenn der Dienftvertrag 
eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenftande hat, nad) Maßgabe der 88 675, 669 zu erfegen. Doch 
tann ausdrücklich oder ſtillſchweigend (8 157) vereinbart werden, daß der Dienftpflichtige die 
Aufwendungen ganz oder teilweife felbft zu beftreiten bat. 

Das Einkleben von Beitrag3marfen für die Arbeiterverfiherung ift nicht 
Nebenleiftung des Arbeitgeber auf Grund bes Dienftvertrags; es Handelt ſich vielmehr um 
eine öffentlichrechtliche Verpflichtung. Der Arbeitgeber fann deshalb bei Verſäumnis auf Grund 
des Vertrags nicht haftbar gemacht werden; RG. 58 ©. 102; DZ. 1905 ©. 121, 553; IW. 1905 
©. 300; a. M. ObLG. Hamburg Ripr. Bd. 10 ©. 151. 

5. Beiderfeitige Anfprüde. 

a) Hauptleiftungen. Auf Grund des Dienftverirages kann ber Dienſtberechtigte bie 
vereinbarten Dienfte, der andere Teil die vereinbarte Vergütung verlangen. Der zur Dienft- 
leiftung Berpflidtete hat feinen Anfprud darauf, daß ihm bie Leiftung der 
Dienfte geftattet werde; NG. bei Gruch. Bd. 47 ©. 400 — ZW. 1903 Beil. S. 16. Hat er 
gerade hieran ein Intereſſe, wie z. B. ein Schaufpieler daran, in beitimmten Rollen: aufzutxeten, 
fo muß er dies bei Abfchluß des Vertrags ausmaden. Dann liegt aber kein reiner Dienſt⸗ 
vertrag, fondern ein gemifchter Vertrag vor. Celbftverftändlid kann ein Nebenvertrag der an⸗ 
gedeuteten Art auch ſtillſchweigend gefchlofien werden. Aus der Nichtannahme der Dienfte faım 
übrigens fiir den Dienftpflichtigen ein Grund zur Kündigung des Dienftverhältnifies nach 8 626 
erwachſen. 

p) Nebenleiſtungen und Hilfsleiſtungen. Die den Parteien nad; dem unter 3 und 
4 bemerften obliegenden Nebenleiftungen können einen folhen Charakter Haben, daß der Be» 
rechtigte einen felbftändigen Unfprud auf Vornahme der Leiftung Bat. So kann z. B. der 
Dienftbereitigte, wenn der Dienftvertrag eine Gefchäftsbeforgung zum Gegenftande Bat, nad 
83 675, 666 ben anderen Teil auf Erteilung von Auskunft verklagen und umgelehrt kann ber 
Dienftpflichtige den Dienftberechtigten im Falle des $ 617 dahin verflagen, ihm bie erforderliche 
Verpflegung und ärztliche Behandlung zu gewähren. Auch wird möglicherweife nad) CPO. 88 258f. 
eine Klage anf zukünftige Leiftung oder nad) CPO. 8 256 eine Feſtſtellungsklage zuläffig fein. 
Erfült der Schuldner die ihm obliegende Leiftung nicht, fo kann der Gläubiger die Zwangs- 
vollftredung betreiben und eventuell nad) Maßgabe der allgemeinen Borichriften des BGB. 
(88 280, 283, 286) Schadenserſatz verlangen. Die Nebenverbindlicgleiten find aber zum Teil 
von folder Urt, daß fie, wenn eine Erfüllung zur vertragsmäßigen Zeit nicht erfolgt tft, oder 
wenn der Schulbner etwas getan Hat, was er unterlaffen follte, überhaupt nicht mehr erfüllt 
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werben können. So kann 3. B. die unter 3 erwähnte dem Dienftpflihtigen unter Umftänden 
obliegende Verpflichtung zur Verſchwiegenheit nicht mehr erfüllt werben, wenn ber Verpflichtete 
das zu Verſchweigende anderen erzählt hat. Ebenfo kann ber Dienftberechtigte die von ihm 
übernommene Verpflihtung, zu einer Reife, für welche der andere Zeil als Bedieniteter 
angenommen ift, eine gute Ausrüftung zu liefern, nicht mehr erfüllen, wenn die Reife vorbei ift 
und es fid) herausgeftellt Hat, daß die Ausrüftung fehlecht war; ähnlich kann die Sade bei den 
in ben 88 617f. feitgefeßten Xerpflihtungen liegen. In Füllen dieſer Art wird, wenn bie 
Leiftung noch nicht gemacht ift und darüber Streit befteht, ob und wie weit der andere Teil zur 
Zeiftung verpflichtet fit, eine Feſtſtellungstlage nad CPO. 8 256 in Frage kommen. Liegen bie 
Vorandfegungen der CPO. 88 258f. vor, fo kann auch anf fünftige Leiſtung geflagt werden. 
Der Berechtigte kann auch) befugt eriheinen, wenn der anbere Teil die ihm obliegende Leiſtung 
nicht erfült, 3. B. eine genügende Reiſeausrüſtung nicht beſchafft hat, die ihm feinerfeits 
obliegende Leiftung zu verweigern. Endlich ift auch denkbar, dab der andere Teil durch Nichts 
erfüllung ber ihm obliegenden Nebenleiftung nad 8 295 in Annahmeverzug kommt. Iſt die 
Nebenleiftung ſchuldhafterweiſe nicht erfüllt, fo kann nach allgemeinen Grundfägen (38 280, 283, 
286) Schadenserfa verlangt werden. 

Die Nebenleiſtung kann aber möglicherweife lediglich den Charakter einer Hilfsleiftung 
Haben, berart, daß fie nur eine Vorbebingung flir die Erfüllung der Hauptleiftung barftellt. Dann 
iſt eine direfte Klage auf Erfüllung nicht begründet; a. A. Lotmar, Arbeitävertrag ©. 241. In 
diefem Sinne wird z. B. regelmäßig die Vereinbarung aufzufaflen fein, daß der Dienftberechtigte 
Dienfte anzuweiſen oder daß er die dazu erforderlichen Gerätfchaften zu befchaffen Hat. Tut er 
dies nicht, fo fommt er, wenn der Dienftverpflichtete zur Leiftung der Dienfte bereit ift und fie 
anbietet, in Verzug der Annahme (83 295f.) und treten damit die in den 88 300ff. und 8 615 
beſtimmten Folgen ein; eine Verpflichtung zum Schabenserfage wird dadurch aber nicht 
begründet. Beſchafft aber der Dienftberechtigte die Gerätfchaften, fo ift er verpflichtet, fie fo eins 
zurichten und zu unterhalten, wie im & 618 Ubf. 1 vorgefchrieben ift. In dieſer Beziehung 
Handelt e8 fih um eine Verpflichtung bes Dienftberehtigten, wegen deren Nichterfüllung er zum 
Schadenserfage verpflichtet ift. 

In allen Fällen ber Nichterfüllung einer Nebenleiftung oder Hilfleiftung wird auch bie 
vorzeitige Kündigung der Dienftverhältniffe auf Grund der 88 626f. in Frage kommen. 

6) Der Dienftvertrag tft gegenfeitiger Vertrag. Es finden alfo auf das Verhält⸗ 
nis ber beiderfeitigen Leiftungen zu einander die Vorſchriften der 88 321ff. Anwendung; für den 
Tall des teilweiſen Unmöglihwerbens der Leiftung des Dienfipflictigen find in dem 8 616 
Sondervorſchriften gegeben. 

6. Die Erfülung der beiden Teilen obliegenden Verpflichtungen im einzelnen richtet fich 
nad ben allgemeinen Regeln. Der leitende Grundſatz ift im 8 242 ausgefprohen. Wegen des 
Erfühungsorts f. 8269, wegen ber Zeit der Leiftung |. 88 271, 614; die Beit des Dienftantritts 
tann durch ſtillſchweigende Bezugnahme auf bie Ortzfitte beftimmt werden; vgl. z. B. RB. 
©. 1974 zu $ 6070. Ebenſo find Beginn und Dauer der täglichen Arbeitszeit nad Treu und 
Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte zu beftimmen. Wegen der Haftung für Dritte ſ. 8 278. 
Daß bie Dienfte auf Geheiß und Unordnung des Dienftberechtigten geleiftet werden, ift fitr den 
Dienftvertrag nicht weientlich, kann aber vertragsmäßig vereinbart werben. 

Leiftet der Pflichtige die ihm obliegenden Dienfte nicht ober leiftet er fie nur in mangel- 
hafter Weiſe, fo ift der Dienſiberechtigte nicht ohne weiteres befugt, einen Vertreter zu nehmen. 
Er Hat vielmehr den Schuldner zunächſt zur gehörigen Erfüllung anzuhalten; Rſpr. Bd. 10 
©. 178. Aufwendungen für einen Vertreter kann der Dienftberechtigte nur verlangen, wenn ein 
Erſatzanſpruch wegen Verzugs oder ſchuldhafter Nichterfüllung der Leiftung begründet ift; 
möglicerweife können auch die Regeln über Geſchäftsführung ohne Auftrag in Betracht kommen. 

Wenn ſchon der Dienftberechtigte gegenüber dem anderen Telle einen klagbaren Anfpruch auf 
Zeiftung der Dienfte hat, fo iſt doch die Jwangsvollſtreckung wegen dieſes Anſpruchs nadı EPO. 
8 888 Abf. 2 ausgefchlofien; ebenfo eine einftweilige Verfügung, Sächſ. Arch. Bd. 13 ©. 377. 

7. Hat jemand mehreren Perſonen Dienfte für diefelde Zeit zugeſagt, fo geht nicht ber 
ältere Bertrag dem fpätern vor, fondern es entftehen mehrere unter ſich gleichberechtigte Anfprüche. 
Bol. Dernburg Bd. 1 842 Unm. 11. In dee MIR. war beantragt, in folhem Falle, wenn 
die Dienfte für dem Haushalt oder den Wiriſchaftsbetrieb verſprochen feten, dem erjteren Vertrage 
den Vorrang zu geben; der Antrag ift aber abgelehnt. Vgl. KB. S. 1973 zu 8 6068. Für 
das Geſinderecht gelten Hier vielfach Sondervorfchriften (E®. Art. 95). 


560 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


8. 612. Eine Vergütung gilt al ſtillſchweigend vereinbart, wenn die Dienft- 
leiftung den Umftänden nad) nur gegen eine Vergütung zu erwarten if. 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beftimmt, fo ift bei dem Beftehen einer 
Tare die tarmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Vergütung 
als vereinbart anzufehen. 


$ 612. 
€. 18559 Abſ.2; II 8 552 res. 8 604; III 8 605. P.I ©. 224411, 22571.; M. II 6. 4591. 
2.11 88.2 6.2761. 2. 6.1973. RB. &. 1975. 

1. Zwed der Vorſchrift. Der Abſ. 1 des $ 612 bringt mit Rüdficht auf die Wichtigkeit 
der Frage nad dem Borbilde neuerer Geſetze durch eine Uuslegungsregel den Gedanken zum 
Ausdrude, daß eine Vergütung für zu Ielitende Dienfte auch; ftillfchweigend vereinbart werden 
kann. Im Abſ. 2 iſt eine Auslegungsregel über bie Höhe der Vergütung Hinzugefügt. 

Eine dem $ 612 entſprechende Vorſchrift ift auch für den Werkvertrag (8 632) und für den 
Mälfervertrag (8 653) gegeben. Bol. auch $ 689. 

2. Abſ. 1. Ob eine Vergütung zu gewähren tft, richtet fidh nach dem zwiſchen den 
Barteien geichlofienen Vertrage. Wird die unentgeltliche Leiftung von Dienften ausbebungen oder 
verfproden, fo liegt fein Dienftvertrag, jondern ein Auftrag oder ein Schenkungsverſprechen vor. 
Der Abſ. 1 ftellt in dieſer Hinficht eine Auslegungsregel auf. „Den Umftänden nad” ift dahin 
zu verftehen, daß ſowohl die objektiven Verhältniſſe, Verkehrsſitte u. dgl, als auch die perfön- 
liche Lage, geſellſchaftliche Stellung und Lebensanjhauung der beiden Beteiligten zu berüd« 
fihtigen find. 

Wenn objektiv die Umftände fo liegen, daß die Dienfileiftung nur gegen eine Bergütung 
erwartet werden konnte, fo kommt es auf die fubjeftive Meinung defien, der die Dienfte beftellt 
bat, nicht an. Er ift verpflichtet, die dem Inhalt bes Vertrags entfprechende Vergütung zu ge 
währen, aud wenn er beim Abſchluſſe bes Vertrags an eine Vergütung nicht gedacht bat; 
möglicherweife Tann aber ber Vertrag wegen Jrrtums oder Betrugs anfechtbar fein (Erome, 
Partiariſche RGeſch. S. 171). Iſt ber Vertrag von vornherein oder infolge von Anfechtung als 
nichtig zu behandeln, fo kann derjenige, der die Dienfte geleiftet Hat, nur nad den Grundfägen 
über Gefchäftsfügrung ohne Auftrag oder ungerechtfertigte Bereicherung oder unerlaubte Handlungen 
Erfag für feine Arbeit fordern. 

8. Abſ. 2. Die Höhe der Vergütung richtet fih in erfler Linie nach der Vereinbarung 
der Parteien; vgl. 85 315, 317f. Sie kann als Zeitlohn oder als Stücklohn berednet, fie kann 
abfolut beftimmt fein, fie fann aber auch ganz oder teilweife als Bruchteil des Ertrags eines 
Geſchäfts u. dgl. feftgefegt fein (Tantieme, Provifion, Anteil ufw.; RG. bei Gruch. Bd. 47 ©. 400 
= 38. 1903 BS. 16). Man bezeichnet einen folhen Vertrag als Dienftvertrag mit Anteil oder 
auch ald Onotaldienftvertrng. Möglicherweiie kann Übrigens in legterem Falle tatſächlich ein 
Geſellſchaftsvertrag vorliegen, der nur in die Form eines Dienitvertragß gekleidet iſt; denkbar ift 
auch eine Mifhung von Dienft- und Gefellfchaftevertrag. Die Frage läßt fich nur unter Würdigung 
der Umftände des einzelnen alles entſcheiden. Auch wenn fein Geſellſchaftsvertrag vorliegt, 
würden aber bei ber Enticheidung einzelner Fragen die für das Geſellſchaftsrecht gegebenen Bor» 
ſchriften heranzuziehen fein, vgl namentlich 8 721. Näheres f. bei Crome Partiariſche RGeſch. 
©. 146—251; vgl. Seuffl. Bd. 53 ©. 173. 

Der Beweis, daß eine Vereinbarung über die Höhe ber Vergütung getroffen 
ift und welchen Inhalt fie bat, liegt dem ob, ber ſich auf die Vereinbarung beruft. gl. 
Fr. Leonhard, Beweislaft S. 397. 

Für den Fall, daf feine Beftimmung über die Höhe der Berglitung getroffen ift, gibt das 
Gefeg im Abſ. 2 eine Auslegungsregel. Danach ift, wenn eine Tage befteht, dieſe maßgebend. 
Tage ilt im Sinne einer obrigteitlihen Taxe zu verftehen. Wenigſtens ift died der Sprade 
gebrauch der Gewerbeordnung (38 72ff.) und nach der Natur des bier in Frage ftehenden Ver⸗ 
hältniſſes dürfte anzunehmen fein, daß das BGB. diefem Sprachgebrauche gefolgt ift; vgl. Hilfe 
Recht 1903 ©. 573. Beſteht keine Tage, fo gilt dasjenige ald vereinbart, was nad der Orts⸗ 
fitte und den perfönlichen Berhältnifien der Beteiligten als üblich bezeichnet werben muß; maß- 
gebend ift übrigens, was am Ort der Vornahme des Geſchäfts üblich ifl, RG. Gruch. Bd. 48 
©. 911. Verſagt auch diefe Methode der Feititellung, fo greift 8 316 Platz. 

Ein Tarifvertrag (Rotmar, Arbeitsvertrag ©. 225—299, Sigel, Gew. Arb. V. ©. 19ff. 
Baum, Hobd. f. GewG. ©. 160ff. Gruch. Bd. 49 ©. 261ff, Rundftein, DIE. im franz. 





6. Titel: Dienftvertrag. 88 612, 618. 561 


8. 613, Der zur Dienftleiftung Verpflichtete hat die Dienfte im Zweifel in 
Berfon zu leiften. Der Anfpruch auf die Dienfte ift im Zweifel nicht über- 
tragbar. 


Privatrecht, 1905) ift für den einzelnen Dienjtvertrag nicht maßgebend; es kann aber im Vertrage 
hinſichtlich der Höhe der Vergütung uſw. ausdrüdlic oder ſtillſchweigend auf den Tarifvertrag 
Bezug genommen werden. Bgl. Gew. Bd. 8 ©. 39, 57. 

Begen Vergütung für Überftunden f. GewG. Bd. 7 ©. 156, Bd. 9 ©. 225, 257. 

Spezifizierung ber Rehnung eines Arztes Seuff A. Bb. 60 ©. 223. 

4. Über die Art ber Vergütung enthält das Geſetz feine Vorjchriften; die Vergütung wird 
regelmäßig in Geld beftehen, fann aber auch ganz oder teilmeife in der Form von Unterhalt oder 
anderen Vorteilen gewährt werben. Der Dienftberedhtigte hat die Vergütung fo, wie fie aus— 
bedungen ift, zu leiften; er ift beiiptelsweife nicht befugt, ftatt der Verpflegung eine Geldabfindung 
zu gewähren. Doc wird auch Hierbei der Grundfag bed 8 242 zu beachten fein. Das Verbot 
des fog. Trudiyftens (GewO. 88 115ff.) gilt für die nad) dem BGB. zu beurteilenden Dienft- 
verhältniffe nicht; vgl. KB. ©. 1975 zu 88 607 b-607 g. 

5. Entihäbigung für Auslagen. Trinkgelder. Gratifilationen. 

a) Die Entfhbäbigungen, welde dem zur Dienftleiftung Verpflichteten als 
Erfag für Anslagen gewährt werden, 3.8. die fog. Speſen ber Gefchäftsreifenden, fallen 
nicht unter den Begriff der Bergiltung. Indeſſen werden ſolche Entihädigungen bisweilen fo 
hoch bemefien, dak man einen Teil derfelben ald Vergütung rechnen muß; bie Frage läßt ſich 
aber nur nad) den Umftänden bes einzelnen alles beurteilen. 

b) Trintgelder find Gejchente, welche dem Dienftpflihtigen von dritten Berfonen gemacht 
werden. Ste haben an ſich mit der von dem Dienftberechtigten zu zahlenden Vergütung nicht 
zu tun. Tatſächlich ift aber die Gewährung von Trinfgeldern in manchen Berhältnifien, z. B. bei 
Zahltellnern und Hausdienern in Gafthöfen fo allgemein, da von vornherein beim Abſchluſſe 
des Vertrags umb bei ber Feſtſetzung der vertragsmäßigen Bergütung mit diefer Einnahme ge— 
rechnet wird. In folden Fällen hat zwar der Dienftberechtigte, wenn er nicht, was nur felten 
vorfommen wird, die Garantie fir einen gewifien Betrag übernommen bat, feinerjeit# für die 
Trinkgelder nit auſzukommen, aber der durchſchnitiliche Beirag der Trinkgelder ift im übrigen 
als Zeil des auf den Dienftvertrag ſich gründenden Eintommens zu rechnen. Es kommt dies 
namentlich beim Schadenserſatz und bei der Feſtſetzung von Unfallrenten ufw. in Betracht. Vgl. 
Lotmar, Arbeitsvertrag ©. 702; Baum, Odbch. |. GewG. ©. 138. 1 

o) Weihnachtsgratifikationen und ähnlihe Zuwendungen erſcheinen zunächſt als 
freiwillige Gaben des Dienftberechtigten, fie können aber den Charakter einer vertragdmäßigen 
Bergütung Haben. Daß died der Fall ift, bat im Gtreitfalle derjenige, welcher fie beanfprucht, 
zu beweifen. Gew. Ger. Bb. 11 ©. 270. 

6. Abzüge vom Dienftlohn und Strafen können durch Nebenberedungen zugelafien werben. 
Fur das dabei einzuhaltende Verfahren tft die Vereinbarung der Parteien maßgebend. Dabei 
werben möglicherweife die 88 315 ff. zu beriidfichtigen fein. Sit die feſtgeſetzte Strafe unverhältnig- 
mäßig hoch, fo fanı fie nach $ 343 durch den Richter ermäßigt werden. 


$ 613. 
"ens 554 rev. 8 605; III 8 606; M. 11 6.4561. P.II BL. 2 6. 2781. 

1. Zwect der Vorſchrift. Der 8 613 bringt duch zwei Vorſchriften den Gebanten zum 
Ausdrud, daß die Dienftleiftungen in der Regel einen perſönlichen Charakter tragen. 

2. Satz 1. Wenn die Regel des Sap 1 zutrifft, jo ift der Echuldner nicht berechtigt, aber 
auch nicht verpflichtet, eimen Vertreter zu ftellen. Läßt der Schuldner die Dienfte unbefugterweife 
durch einen Dritten verrichten, fo ift er für den hieraus entftehenden Schaden verantwortlid. 

8. Satz 2. Die Forderung auf Leiftung der Dienfte ift nah CPO. $ 851 nicht der 
Pfändung unterworfen. 

Eine Zwangspoliftredung zur Leiftung der Dienfte ift nach CPO. 5 888 Abf. 2 ausgeſchloſſen, 
ebenfo eine einftweilige Verfügung, Sächſ. Ach. Bd. 13 ©. 377. 

Der Anſpruch auf die Dienfte ift nicht für unvererblich erllärt; es kann fi aber aus 
ber Natur ber Dienftleiftung, 3. B. wenn es fi um die Pflege eines Kranken handelt, ergeben, 


562 VII. Abſchnitt: Einzelne Schulbverhältnifie. 


8. 614. Die Vergütung ift nach der Leiftung der Dienfte zu entrichten. Iſt 
die Vergütung nad) Zeitabfchnitten bemefjen, jo ift fie nach dem Ablaufe der 
einzelnen Zeitabfchnitte zu entrichten. 


daß die Leiſtung durch den Tod des DienftHern unmöglich wird, Windfheib-Kipp II 
8 402 Biff. 4. 

4. Leiftung der Dienfte an einen Dritten. Lotmar, Arbeitsvertrag ©. 106. Die Dienfts 
leiftungen find nicht in dem Sinne perjönlihe, daß fie gerade dem Dienftberechtigten zu leiften 
wären. Es kann vielmehr auch ausgemacht werben, und ergibt fi) bei manden Dienflen von 
jelbft, daß fie dritten Perſonen geleiftet werden follen. So geht bie Hauptverpflichtung eines 
Kellners dahin, Die Gäfte zu bedienen. Es kommen dann zwei Rechtsverhältniſſe in Betracht, 
einmal der Vertrag zwifchen dem Dienftberechtigten und dem Dienftpflichtigen und fobann ber Vertrag 
oder das fonftige Rechtsverhältnis zwifchen dem Dienftberehtigten und dem Dritten. RBerirags- 
mäßige Anſprüche zwiſchen dem Dienftpflichtigen und dem Dritten beftehen nicht, e8 müßte denn 
ein Vertrag zugunften Dritter gefchloffen fein, mie etwa in dem Yale, daß ein Zuhrunternehmer 
gegenüber dem Fahrgaſt ein Trinfgeld für den Kuticher ausmacht. Die tatfächliche Leiftung der 
Dienfte an den Dritten ift juriftifch Vertragserfiilung gegenüber dem Dienfiheren. Nah dieſem 
Gefihtspuntte find die Einzelfragen hinſichtlich des Neiftungsverzugs, bed Annahmeverzugs, des 
Unmöglichwerdens ber Leiftung ufw. zu entſcheiden. 

5. Reiftung der Dienfte durch einen Dritten. Lotmar, Arbeitsvertrag ©. 97ff. Flügge, 
N. d. Arztes ©. 67. Wenn ber Dienfipflichtige befugt ift, die Dienfte durch einen anderen zu 
leiſten ober fi) eine® Gehilfen zu bedienen und von dieſer Befugnis Gebrauch macht, fo haftet 
ex für diefe Berfonen nad 8 278. Er kann ſich nit durch den Nachweis befreien, daß er bei 
der Auswahl des anderen Dritten die erforderliche Sorgfalt beobachtet habe; der $ 664 findet 
auch bei Dienftverträgen, welche eine Gefchäftöbeforgung zum Gegenitande haben, feine An- 
wendung. Hat jemand es nur übernommen, einen Dritten zur Leiftung von Dienften zu ermitteln 
ober einen Dritten zur Leitung von Dienften zu verpflichten, fo liegt fein Dienftvertrag, fondern 
ein Mäfler- oder Werkverttag vor. 

Vertragsmäßig kaun die Haftung für Gehilfen eingefhränkt oder auegefchloffen werben. 
Hinſichtlich des Verhältniſſes des Gehilfen zu dem Dienſtherrn find bie unter 4 aufgeftellten 
Säge entiprechenb anzumenden. 


6 614. 
&.18 560; 11 8 355 veu. 8 607; III 607. P.1 6.2259. M.II E.461. 9.11%. 2 6. 279. 
KB. ©. 1974. 


Lotmar, Arbeitsvertrag II. Abſchnitt Zahlungszeit ©. 345ff. - 


1. Bedentung und Gharaster ber Vorſchrift. Der 8 614 fpricht ben wichtigen Grundfag 
aus, daß der Dienftpflichtige wie der Vermieter ($ 551) zur Vorleiftung verpflichtet iſt. 

Die Beitimmung trägt den Charakter einer Dispoſitivvorſchrift. Ste gilt alfo nicht, 
wenn etwas anderes ausbrüdlich oder ſtillſchweigend vereinbart ift. Als ſtillſchweigend vereinbart 
wird regelmäßig aud das anzufehen fein, was einer beftehenden Übung oder der Verkehrsſitte 
entſpricht; P. II Bd. 2 ©. 279. 


2. Gerät der Dienftbereiitigte in Bermögensuerfall, fo kann der Dienftpflichtige nad) 
$ 321 bie Dienftleiftung verweigern, bis die Vergütung gewährt oder Sicherheit geleiftet ift. 

3. Zahlungszeit. Bei länger andauernden oder auf unbeitimmte Zeit eingegangenen 
Dienftverhältnifien pflegt die Vergütung nad gewiſſen Abſchnitten, z. B. am Ende ber Woche 
oder am erſten des Monats oder des Vierteljahrs, gezahlt zu werden. Diefe Abfchnitte brauden 
fi mit den Abſchnitten, nad welchen die Vergütung berechnet wird (8 621), micht zu deden; 
fo ift e8 3.8. bei manchen Dienfiverhältnifien gebräuchlich, wenn der Lohn als jährlicher Lohn 
berechnet wird, daB die Auszahlung des Lohnes vierteljährlich erfolgt. Sind beftimmte Zahlungs» 
termine üblich, fo wird man, wenn nichts befondere® ausgemadt ift, annehmen müſſen (8 157), 
daß Zahlung des Lohnes oder Gehalts zu diefen Terminen als vereinbart gelten fol. Sind 
beftimmte Bahlungstermine weder ausdrücklich noch ftillfhweigend vereinbart, fo ift die Ber- 
gütung bei Beendigung des Dienftverhältniffes zu zahlen. 

4. Lohnvorſchüſſe |. Vorbm. zum fünften Titel unter IV, oben ©. 543. 





6. Titel: Dienſwwertrag. 88 614, 615. 568 


8. 615. Kommt der Dienftberechtigte mit der Annahme der Dienfte in Ver- 
zug, fo fann der Verpflichtete für die in Folge des Verzugs nicht geleifteten Dienfte 
die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachleijtung verpflichtet zu fein. 
Er muß fich jedoch, den Werth desjenigen anrechnen lafen, was er in Folge des 
Unterbleibens ber Dienftleiftung erfpart oder durch anderweitige Verwendung feiner 
Dienfte erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 


$ 616. 
@.18 561; II 8 556 reu. 8 608; III 8608. ®.1 6. 2260f., 117301.;M. II ©. 461f. P. II Br. 2 ©. 2791. 
89. 6.1975. 619. 6. 2805. 

1. Berhältnis der 98 615, 616 au den allgemeinen Borfhriften. Die 88 615, 616 ftellen 
für den Fall der Verhinderung der Dienftleiftung Sondervorſchriften auf. Nach den allgemeinen 
Borfchriften würbe fi das Verhältnis bei Unmöglichwerden der Leitung oder bei Annahme: 
verzug folgendermaßen geflalten: Wird bie ben einen Teile obliegende Leiftung infolge eines 
Umftande8 unmöglih, den weder er noch der andere Teil zu vertreten Hat, fo erlifcht 
feine erpflihtung, aber er verliert aud den Anſpruch auf die Gegenleifiung; bei teil- 
weiler Unmöglichkeit mindert fih die Gegenleiftung; vgl. 8% 275, 323. Beruht bie Un» 
möglicheit auf einem Umftande, den der andere Teil zu vertreten bat, fo erliicht feine 
Verpflichtung, er behält aber den Anipruh auf die Gegenleiftung; beruht fie auf einem Um⸗ 
ftande, den er jelbit zu vertreten hat, fo kann ber andere Teil Schadenserfag wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen oder von bem Bertrage zurlidiveten; vgl. 83 324f. Iſt der eine Zeil im 
Erfüllungsverzuge, fo Hat der andere Teil bie in ben 38 286, 326 beftimmten Rechte. Kommt 
der Gläubiger in Unnahmeverzug, fo erliſcht die Verpflihtung des Schuldners nicht, ſondern es 
tritt nur eine Minderung feiner Haftung und eine Erweiterung feiner Rechte ein; vgl. 88 300ff., 
324. Das Gefeg läßt nun in zwei Fällen eine Ubweihung von den allgemeinen Grundfägen 
eintreten, nämlich einmal dann, wenn bie Leiftung der Dienite durch Annahmeverzug jeitens des 
Gtäubigerö verhindert wird (8 615), und fodann, wenn fie ohne Verſchulden des Dienftpflichtigen, 
aber infolge eines in feiner Perſon liegenden Grundes, aljo 3. B. durch eine vorlibergehende 
Erkrankung bes Dienfipflichtigen, teilweife verhindert wird (8 616). Wegen eines dritten Falles, 
defien Entſcheidung nach den allgemeinen Grundfägen zweifelhaft ift, ſ. Erl.5 zu & 616. 

2. Inhalt des $ 615. Die Vorfchrift beruht auf dem Gedanken, daß die dem Dienft- 
pflihtigen obliegende Borleiftungspflicht (3 614) erfüllt ift, wenn er zur Dienftleiftung imftande 
it und ſich bereit erflärt Hat; M. II S. 461. Nealifiert ift diefer Gedanke num nicht in der Art, 
daß die dem Dienftpflihtigen obliegende Leiftung als erfüllt gilt, wenn er fie erfolgloß angeboten 
bat, fondern fo, daß die Folgen des Annahmeverzugs erweitert find. 

Der Anſpruch aus 8 615 tft nicht Erfaganfprud, fondern Anſpruch auf Gewährung ber 
vertragsmäßigen Leiftung. So die herrſchende Anficht. 

3. Sat 1. a) Die Borausfegungen des Annahmeverzugs find nah ben all» 
gemeinen Borjchriften (88 293ff.) zu beurteilen. Hervorzuheben ift, daß es auf ein Verfchulden 
des Gläubigerd nicht anfommt. Zu beachten ift ferner, daß es feinen Unterjchied macht, ob der 
Gläubiger die Dienſte nicht annehmen will oder ob er fie aus irgend einem in feiner Berfon 
liegenden Grunde, 3. B. wegen Krankheit, nicht annehmen kann. Iſt die Leiftung unmöglich 
geworben, fo findet nicht $ 615, fondern 88 323ff. Anwendung. Ob die Leiftung unmöglich 
geworden ift, beftimmt fi nach dem Inhalte bed Vertrags. Iſt ein Hauslehrer zum Unterricht 
bes Sohnes des Dienſtherrn angenommen und ſtirbt der Schüler, fo ift bie Leiftung der Dienſte 
unmöglid; geworden. Iſt dagegen jemand als Kutfcher in Dienft genommen, jo werden die von 
ihm verfprochenen Dienfte nicht dadurch unmöglich, daß die Pferde, mit denen er fahren follte, 
gebrauhsunfähtg werden. Bgl. $ 616 Erl. 5, Einzelfragen und Beiſpiele, Sigel, Arbeits: 
vertrag ©. 5öff., Sächſ. Urd. Bd. 11 ©. 462 (MO, Mangel ber Konzeſfion beim Dienfiheren), 
GenW. Bd. 8 ©. 61. 

Wird der Dienftpflichtige vom Dienftheren vor der Zeit ohne rechtlichen Grund entlafjen, 
fo braucht der Entlaffene nicht nochmals die Dienfte nach 8 295 anzubieten, um den Dienjt- 
berecjtigten in Annahmeverzug zu verfegen. Im der Entlaffung liegt ein Verzicht auf ein An- 
gebot; der Dienftberechtigte würde jedenfalls argliftig Handeln, wenn er ſich darauf berufen wollte, 
daß der andere feine Dienjte nicht nochmals angeboten habe. A. A. Staub, HGB. 870 Erl.1, 
anfcheinend auch Ripr. Bd. 7 ©. 472; wie hier David, Recht 1902 ©. 146; Römer, DIE. 1903 


564 VII. Abſchnitt: Einzelne Schulbverhättniffe. 


8. 616. Der zur Dienftleiftung Verpflichtete wird des Anſpruchs auf die 
Vergütung nicht dadurch verluftig, daß er für eine verhältnigmäßig nicht erheb- 
liche Zeit durch einen in feiner Perjon liegenden Grund ohne fein Verſchulden 
an der Dienftleiftung verhindert wird. Er muß ſich jedoch den Betrag anrechnen 
laffen, welcher ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund gefeß- 
licher Verpflichtung beftehenden Kranfen- oder Unfallverficherung zukommt. 





S. 340 Rfpr. Bd. 5 ©. 32; SeuffA. Bd. 57 ©. 359, Bb. 59 ©. 163, Bd. 60 ©. 202; 
Recht 1905 ©. 78, zum Teil mit anderer Begründung, nämlich, daß bie Dienftleiftung durch die 
Entlafjung unmöglich geworden fet und $ 324 Anwendung finde. Die Rechtsfolgen der uns 
gerechtfertigten Entlaſſung find bei 8 628 in Erl. 6b erörtert. 

b) Die Wirkung des Annahmeverzugs tft nad) $ 615 die, daß der Dienftberechtigte, 
wenn der Dienfipflichtige die vertragsmäßige Vergütung für die in Folge des Verzugs nicht 
geleifieten Dienfte fordert, mit der Einrede des nicht erfülten Vertrags ausgeſchloſſen wird. 
Erhebt ber Dienftberechtigte feinerjeitd Klage auf Nadleiftung der Dienfte, jo kann ihm 
der Verpflichtete auf Grund des 8 615 eine Eintede entgegenjepen. Liegt Annahmeverzug 
nur hinſichtlich einzelner Leiftungen oder Hinfichtlih einer beftimmten Zeit vor, fo z. 8. 
wenn einem dauernb angejtellten Wrbeiter gefagt wird, „fir bie nächſten 8 Tage habe ich 
feine Arbeit für Sie", fo tritt die Wirkung des Verzugs nur für diefe Leiftung oder biefe 
Zeit ein. Meift wird aber ein Verzug hinſichtlich der Gefamtleiftung des Dienftpflichtigen vor: 
fiegen; fo 3.8. wenn ber Dienftberechtigte dem Ungeftellten erklärt, daß er ihm entlafje; vgl. 
Coſackh I 8 144 II 6. 

Nüdnahme ber Kündigung und Heilung des Annahmeverzugs. Wenn ber 
Dienftberechtigte hinſichtlich der Gejamtleiftung des Dienftpflichtigen in Annahmeverzug gelommen 
if, fo kann er die nach 8 615 eingetretene Wirkung des Verzugs nicht einfach) durch bie Er 
Mlärung befeitigen, daß er den Dienftpflichtigen wieber einftellen wolle. Jndeſſen findet möglicher 
weiſe $ 615 Sag 2 Anwendung, wenn der Dienftpflichtige fi) weigert, auf bie Wiedereinftellung 
einzugehen. Vgl. Thiefing, Recht 1902 &. 369; Frankenberg, DIL. 1903 ©. 195; Baum, 
Odbch. f. Gew®. ©. 383ff., Gem®. Bd. 7 ©. 157, Bd. 8 ©. 41, 183, Bd. 9 ©. 277. 

4. Sat 2. Bonn, Fülle der Anrechnung, 1905 ©. 4ff. Die Vorſchrift des 8 615 Say 2 
entfpriht dem 8 324 Abf. 1 Sag 2; f. Erl 2 zu 8 324. Der Dienitpflichtige Hat fi nicht 
alles anrechnen zu lafien, was er überhaupt mittel8 feiner Arbeitskraft erwirbt, fondern mur, 
was er durch anderweitige Verwendung desjenigen Teiles feiner Arbeitskraft, welchen er dem 
Dienſiberechtigten zur Verfügung zu ftellen verpflichtet war, erwirbt; NG. DIZ. 1900 ©. 364, 
JW. 1903 Beil. S. 99. Erwirbt er mehr, als was er in dem entjprechenden Zeitpunkte, z. B. 
in einem Monat, auf Grund des DienftvertragS verdient Haben würde, jo muß er fich diefen 
ganzen Betrag anrechnen lafien, NG. Bd. 58 ©. 402. Keine Anrechnung von Tagegeldern, 
welche der Dienftpflichtige als Mitglied des ReichSverfiberungsamts erhält, GewG. Bd. 8 ©. 95. 

Über den Begriff des böswilligen Unterlafjens ſ. Erl. 2 zu 8 324. 

Der Beweis, daß der Dienftpflichtige anderen Verdienſt gehabt hat oder hätte haben 
tünnen, liegt dem Dienftberechtigten ob; Baum, Odbch. f. GewG. ©. 387; Fr. Leonhard, 
Beweislaſt ©. 397, RS. Recht 05 ©. 617. 


616. 
&.18 562: 11 8 557 veu. 8 609; 118 — Sen. R.1I 6.4631. P. I 80.2 6.280. 

Nelten, DIZ. 1903 ©. 210ff. 

1. Charakter der Vorſchrift. Der 8 616 ift den Beſtimmungen einiger neuerer Geſetze 
(HB. Art. 60 jegt 8 63, GewO. 8 133c Abf. 2, Schweiz. BG. Art. 341) nachgebildet. Ex 
enthält eine poſitwe Ausnahme von den Regeln des 8 323. Nach legterer Borfchrift wirbe ber 
Dienftpflichtige bei teilweifem Unmöglichwerden ber Dienftleiftung einen entſprechenden Teil der 
Vergütung verlieren. Aus Gründen der Billigfeit beftimmt der 3 616, daß ein folher Abzug 
nicht ftattfinden fol, wenn ber Dienftpflichtige für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit 
durch einen in feiner Perſon liegenden Grund ohne fein Verſchulden an ber Dienftletftung vers 
hindert wird. Der Dienſtherr muß nad der dem Geſetze zugrunde liegenden Auffaffung (P. II 
35.2 ©. 280) von vornherein mit folchen geringfügigen Unterbrechungen der Arbeit rechnen. 
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Für den Dienftpflichtigen, welcher in der Mehrzahl der Fälle vom Extrage feiner Arbeit leben 
muß, würde aber ein Ausfall oft ſehr Hart fein. Deshalb foll der Lohn auch für die Dauer 
der Unterbrechung fortgezahlt werben. 

Die Vorſchriften bes 8 616 find dispofitiner Ratur; fo jet die herrſchende 
Anſicht; a M. Vollmer Bid. f. Pr. u. GG. d. Verw. Bd. 33 ©. 25; Sinzheimer, 
Lohn und Aufrechnung ©. 29; Nelken DIE. 03 ©. 210; vgl. v. Schulze-Schalhorn, 
Gew. Berlin ©. 196. Der Dienftberechtigte ift danach), wenn ihn eine Fortzahlung des Lohnes 
bedrüden wilrde, in ber Lage, bie Anwendung bes 8 616 verttagsmähig ganz oder teilweiſe 
—— —* In größeren Betrieben iſt das Verhältnis meift durch die Arbeitsordnung geregelt. 


5 Die Vorſchrift findet bei allen Dienftverträgen Anwendung; insbeſondere 
aud dann, wenn eine einmalige Vergütung ausgemacht iſt; KB. ©. 1975. Sie kann unter 
Umftänden felbft dann Anwendung finden, wenn eine Vergütung nad Stüdlohn vereinbart if. 
Bu denken ift Hierbei an folde Fülle, in welchen die in einem wirtfchaftlichen Betrieb angeftellten 
Arbeiter zwar nad Stüdlohn bezahlt werben, aber tatſächlich eine regelmäßige Vergütung für 
ihre Arbeit erhalten; in folhen Fällen wirb der Durchſchnittsbetrag des Verdienſtes zugrunde 
zu Segen und danad) die Vergütung zu berechnen fein; a. 9. Dernburg II 8 305 III, welder 
die Anwendung des $ 616 in diefem Balle als zu weitgehend betrachtet. Wegen der Sonder- 
vorfchriften |. Erl. 5. 

db) Der Dienftpflihtige muß dur einen in feiner Berfon liegenden Grund ohne jein 
Berfhniden eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit an der Dienftleiftung verhindert geweſen fein. 

a) Einen in feiner Berfon liegenden Grund. Zu denken ift namentlih an 
Erkrankungen und militärifhe Dienftleiftungen, wie z. B. die Stellung zu einer Kontroll« 
verfammlung, ferner an gerichtliche Termine u. dgl. Dur die Worte „in feiner Berfon“ 
werben alle perjönlichen Berhältuifie des Berpflichteten, z. B. Serantheit oder Todesfall in feiner 
Familie, mitbetroffen. Nur ift erforderlich, daß dadurch wirklich eine Verhinderung des Ver⸗ 
pflichteten Herbeigefüßrt ift. Wegen des alles, daß die Verhinderung in der Berfon des Dienft: 
berechtigten oder in anderen Umftänden liegt, |. Erl. 4. 

4) Ohne fein Verſchulden. Verſchulden ijt nicht ſchon deshalb anzunehmen, weil ber 
Dienfipflichtige die Störung felbft veranlaßt hat, jondern nur dann, wenn die Behinderung durch 
einen Berftoß gegen gefeßliche Vorichriften oder durch unverftändiges und feichtfertiges oder gegen 
die guten Sitten verſtoßendes Verhalten herbeigeführt if. Danach kann z.B. der Dienfipflichtige 
nad) $ 616 Erfag verlangen, wenn er ſich bei dem Berfuche, einem anderen das Leben zu retten, 
eine Erkrankung zugezogen Hat, nicht dagegen, wenn ex fi in des Trunfenheit verlegt Hat. 
Entbindung und Wocenbeit find bet Ehefrauen unverfchuldete Behinderungsgründe, bei un« 
verheirateten Frauen find fie als ſelbſtverſchuldete Wehinderungsgründe zu behandeln. Er— 
krankungen, welche infolge auferehelichen Geſchlechtaverkehrs eintreten, find ſtets als verſchuldete 
anzufehen. Auch die Folgen eines Duells hat der Dienfipflichtige zu tragen. Bei militärifchen 
Dienftleiftungen liegt eine unverjhuldete Behinderung vor, aud) wenn e3 ſich um fog. freiwillige 
Übungen handelt; a. W. Staub, 8. 3. HB. 8 63 Anm. 2. 

y) Eine verhältnismäßig nit erheblide Zeit. Bei der Entfheidung ift bavon 
auszugehen, daß das Gefeg geringfügige Störungen im Unge hat, welche infolge ber ganzen 
Lebendverhältnifie erfahrungsmäßig dfterd eintreten und deshalb von einem verftändigen Dienft- 
berechtigten von vornherein in Rechnung geftellt werden. (Eine abftrakte Regel aufzuftellen ift 
nicht möglich. Vielmehr kann die Entfheidung nur unter Berückſichtigung aller Umftände 
getroffen werben. Dabei find die Interefien beider Teile zu beachten; e8 würde durchaus 
unrichtig fein, wenn man den 8 616, meil er ſozialpolitiſche Zwece verfolgt, im Bweifel ſtets 
zugunften des Dienftpflichtigen auslegen wollte. Das Geſetz will nicht dem Dienftberechtigten 
bejondere Laften auferlegen, um die Exiſtenz der Arbeiter fiherzufiellen, fondern es will vom 
Standpunkt der Gerechtigkeit aus nur abſchneiden, daß in Mleinlicher, engherziger Weile Abzüge 
gemacht werden für Störungen, welche bei dem wirtihaftlihen Kalkul fon mit veranfchlagt find. 
Bei der Bemefiung der Beit wird vieleicht aud dem Umftande, dab das Dienftverhältnis 
längere Beit gedauert hat, Einfluß einzuräumen fein; abzulehnen tit aber die im Leben Hier und 
da Heruorgetretene Auffafjung, dab der Dienftpflicgtige nach längerer ununterbrodener Tätigkeit 
gewifiermaßen als Anertennung und Belohnung beanfprucen könne, daß ihm für eine Urbeitd- 
paufe die Bergiltung mweitergezahlt werde. Vgl. Sigel, Nrbeitövertrag S. 60ff. (mit vielen 
Angaben aus der Praxis). y 
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Im einzelnen ift namentlich die Dauer des Dienftverhältnifies zu berüdfichtigen. Die 
Dauer ber Kiindigungsfrift wird nur felten bei der Entſcheidung vertwertet werben können, da 
die Bemeſſung der Kündigungsfeift von fehr verjchiedenen Umftänden abhüngt. Dagegen wird 
vielfach ber Umftand einen Anhaltspunkt für bie Entfheidung gewähren, ob bie Beſchaffung 
eines befonderen Vertreter notwendig gewefen ift oder nit; Schneiber-Fid, Schweizer BG. 
Art. 341 Erl. Nr. 2. Daß der Dienftberechtigte durch die Störung im einzelnen Falle einen 
bejonderen Schaben gehabt Hat, etwa weil er eine dringliche Beſtellung nicht ausführen Tonnte, 
ift nicht maßgebend: muß ber Dienftberehtigte etwas berartiges befürchten, fo Tann er heim 
Abſchluſſe des Dienftvertragd die Anwendung bes $ 616 ausſchließen. Für einzelne Betriebe- 
arten und größere Betriebe wird ſich je länger befto mehr eine fefte Übung entwideln. Hin⸗ 
fihtlih der im Dienfte des preußiſchen Staates ftehenden Berfonen Haben bie zufländigen 
Minifter neuerdings allgemeine Regeln aufgeftellt (Erlak des Min. für bff. Arbeiten v. 7. Dez. 0% 
mitgeteilt ®ew&. Bb. 9 ©. 158, Erf. des Jujtizminifters dv. 1. Nov. 04, JM. 04 S. 271, 
Auszug Recht 04 ©. 569). Fir die Feſtſtellung defien, was der Verkehrsauffaſſung und der 
Sitte entfpricht, wird namentlich auch die Praxis der Gewerbegerichte in Betracht kommen. 

Bei dauernden Dienftverhältniffen ift allgemein bie Behinderung für 1 Tag als um- 
bedeutende Störung anerkannt. Ferner find bei dauernden Dienftverhälinifien 12tägige und 
14tägige militärifhe Dienftleiftungen für geringfügig erflärt. Bgl. Baum, Obch. f. GewG. 
©. 391ff.; v. Schulz⸗Schalhorn, GewG. Berlin ©. 195. Zahlreiche Einzelentſcheidungen 
ferner in der Ztſch. Gewerbegericht. 

d) Der Beweis, daß bie Borausfegungen des Sag 1 erfüllt find, liegt bem Dienfipflichtigen 
ob. Er Hat namentlich auch darzutun, dab die Verhinderung ohne fein Verſchulden eingetreten iſt. 
Seftftellung der Krankheit GewG. Bd. 8 ©. 58ff.; Baum Hbd. ©. 368ff.; Fr. Leonhard, 
Beweislaſt ©. 397. 

6) Der Dienftpflihtige bat auch für die Zeit ber Behinderung die vertrags= 
mäßige Vergütung zu beanfpruden, wie wenn er die Dienfte geletitet hätte: 
nachträgliche Leiftung der Dienfte kann der Dienſtberechtigte nicht verlangen. 

Wenn ein Teil der Vergütung in Form von Unterhalt in der Familie des Dienftbereitigten 
gewährt wird, fo wird regelmäßig eine ſtillſchweigende Wereinbarung dahin anzunehmen fein. 
daß der Dienftpflichtige den Anfpruch auf biefen Teil ber Vergütung verlieren foll, falls er 
gezwungen tft, die häusliche Gemeinſchaft vorübergehend aufzugeben. 

Für entgangene Trinkgelder und ähnlichen Nebenverbienit kaun der Dienftpflichtige feinen 
Erfag verlangen. 

8. Konkurrenz anderer Anfprüde des Dienfiverpfliditeten gegen Dritte. Bgl. Bonn, 
Fälle der Anrechnung, 1905 ©. 14ff. Wenn der Dienftverpflichtete für die Zeit, für welche ex 
teog feiner Verhinderung die Vergütung von bem Dienftberehtigten fordern kaun, aud) von einem 
Dritten Bergütung, Entfhäbigung oder Unterftügung zu fordern berechtigt ift, fo entfteht die 
Frage, melden Einfluß das Nebemeinanderbeftehen ber Auſprüche gegen ben Dienftberechtigten 
und gegen den Dritten auf diefe Anfprüche bat. Prinzipiell dürfte davon auszugehen fen, daß 
der Anfpruch des Dienftverpflichteten gegen den Dienftberechtigten durch einen ihm gegen einen 
Dritten zuftehenden Anſpruch nicht berührt wird, daß aber die frage, ob ber Anfpruc gegen 
den Dritten infolge der Vorſchrift des 8 616 erlifcht oder beſchränkt wird, fi) nad) dem Grunde 
und Inhalte diefes Anſpruchs beftimmt. Das Gefeg geht duvon aus, baf der auf dem Dienft- 
vertrage berußende Anſpruch des Dienftverpflichteten auf Wergütung gegen den Dienftberechtigten 
durch eine im Sage 1 bezeichnete Verhinderung des Dienftverpflichteten nicht berligrt wird. Das 
Verhältnis ift hiernach Traft des Gefeges ebenfo zu beurteilen, wie wenn durch den Dienftvertrag 
felbft vereinbart wäre, daß der Dienftverpflichtete den Unfprucd; auf die Vergütung auch bei einer 
Verhinderung der im Sape 1 bezeichneten Art haben fol. Es Handelt ſich nicht um einen Erſatz⸗ 
anfprud, fondern um einen Anſpruch aus einem Vertrag. Ein folder Anſpruch kann nach 
allgemeinen Grundfägen daburd) feine Anderung erleiden, daß der Dienſtverpflichtete aus einen: 
anderen Grunde für dieſelbe Zeit auch von einem Dritten Entſchädigung oder Vergütung ver⸗ 
langen kann. Nur für einen Fall macht das Gefeg im Sage 2 hiervon eine Ausnahme. 
Daraus, daß das Gefeg nur für diefen einen Fall die Anrechnung auf die von dem Dienft- 
berechtigten geſchuldete Vergütung beftimmt, ergibt fich deutlich, daß das Geſetz für andere Fälle 
eine folhe Anrechnung nicht will. Im einzelnen ift noch folgendeß zu bemerken: 

a) Uus der inı Sage 2 getroffenen Beftimmung, daß ber Dienftverpflidtete 
fi den Betrag anrehnen laffen muß, welher ihm für die Zeit ber. Verhinderung 
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ans einer auf Grund gefegliher Verpflichtung befiehenden Kranten- oder Unfall: 
verfiherung zukommt, ergibt fich zunächſt, daß der Anſpruch bes Dienftverpflichteten gegen 
die Krantene ober Unfallverfiherungsanftalt durch die Vorſchrift des 8 616 Sa 1 nicht berührt 
werben fol. Anbererfeits wird aber pofitiv beftimmt, daß er ſich den Betrag, welchen er auf 
Grund dieſes Anſpruchs erhält, auf die Vergütung, die ex von bem Dienfiberedhtigten beanfpruchen 
ann, anrechnen laffen muß. Diefe Borfchrift tft von ber zweiten Kommiffion eingeftellt. Es 
Hegt ihr die Erwägung zugrunde, daß der Dienjtverpflichtete durch die Verhinderung im Falle 
einer Krankheit oder eines Unfalls nicht einen Gewinn erlangen foll (®. II 3b. 2 ©. 282). 
Hinſichtlich der Vorausſetzungen ift folgendes hervorzuheben: 

Auf Grund „gefegliher Verpflichtung” befteht eine Verfiherung insbefondere aud dann, 
wenn fie buch Ortsſtatut oder durch eine Polizeiwerordnung eingerichtet ift (EG. Art. 2). Es muß 
aber, damit ber $ 616 Satz 2 angewendet werben Tann, eine Verpflichtung zum Beitritte beftchen. 

Es macht für die Anrechnung feinen Unterſchied, wer bie Beiträge zur Verfiherung zu 
zahlen hat oder gezahlt hat. 

Die Amehnung erfolgt nit von Amtswegen, jondern nur, wenn der Dienfiberedhtigte 
fie verlangt; vgl. 8 617 Eıl. Ad. 

b) Bweifelhaft und beftritten ift, ob auch anderweitige Vergütung oder 
Entfhädigung für entgangenen Arbeitsverdienſt auf die vertragsmäßige Ver— 
gätung anzurechnen ift. Im Betracht kommen Hier befonderd Unterftügungen, welche bie 
Familien der zu Friedensübungen nad) Maßgabe des Gefeges vom 10. Mai 1892 eingezogenen 
Militärpflihtigen erhalten, ſowie Unterftügungen aus Hilfskaſſen, die vielfach bei großen Werten 
eingerichtet find, um ben Angeitellten Erſatz für Lohnausfali bei militäriſchen Übungen zc. zu 
gewähren. Die zweite Kommiffion ift davon ausgegangen, daß eine Anrechnung biefer Beträge 
auf bie von bem Dienfiberechtigten geſchuldete Vergütung nicht ftattfinde (B. IT Bd. 2 ©. 283). 
Für die Anrechnung wird geltend gemacht, daß ber Gedanke, auf dem ber Sag 2 berußt, daß 
nämlich der Dienſtverpflichtete feinen direkten Gewinn machen bürfe, dazu führe, auch andere 
Bezlige, die er tatfächlich ala Vergütung für entgangenen Urbeitöverbienit erhalten Hat, zur An= 
rechnung zu bringen. Diefe Ermägimg dürfte indeſſen nicht genügen, um die pofitive Vorſchrift 
des Saß 2 auf andere Fälle, die dadurch nicht getroffen werben follten, auszudehnen. In den 
Fällen der bier fraglichen Art ift zumächft zu unterſuchen, ob der Dienfiverpflidtete auf Grund 
der in Betracht kommenden Beftimmungen wirklih einen Anfprud auf Vergütung wegen ent: 
gangenen Arbeitöverdienftes bat, wenn ihm der im 3 616 Sag 1 beftimmte Anſpruch gegen ben 
Dienftberechtigten zufteht. Ob dies nad bem erwähnten Gejege vom 10. Mai 1892 der Fall 
if, kann bier nicht näher erörtert werden. Hingewiefen mag nur barauf werden, daß das Geſetz 
die Unterftügung nur den Familien der eingezogenen Militäxpflichtigen gewährt und dab für die 
Bemeffung des Betrags der Unterftügung ein weiter Spielraum gelaffen ift. Auch bei Berlid: 
fihtigung des dem Dienftverpflichteten nah $ 616 Gap 1 zuflehenden Anſpruchs gegen den 
Dienitberechtigten würde immer noch eine Unterflügung für ben Fall gerechtfertigt fein, daß ber 
Arbeitsverdienft, den der Dienftverpflichtete duch die Einziehung zu militäriſchen Übungen ver: 
Liert, fi nicht auf die ihm von dem Dienfiberechtigten zu gewährende Vergütung beicräntt, 
fondern daß er daneben noch durch eine ihm neben feinen Obliegenheiten aus dem Dienftvertrage 
mögliche Verwendung feiner Arbeitskraſt noch anderweitigen Verdienſt gehabt hat. Für ben 
Standpuntt des Geſetzes kommt aud in Betracht, dab filr Beamte, deren Befoldung auch 
während ber militäriichen Übung fortläuft, eine Unteritügung der Familie nicht gewährt wird. 
Es ericheint hiernach mindeftens zweifelhaft, ob nicht der Anipruch auf Unterftigung nad) dem 
fraglichen Geſetz infoweit wegfält, al8 der zur Übung Eingezogene auf Grund bes $ 616 Sag 1 
Vergütung von bem Dienftberechtigten erhält. Was bie oben erwähnten Unteritlgungstafien 
anlangt, fo wird bei ihnen nicht felten ausdrücklich beſtimmt ober ala ſtillſchweigend beſtimmt 
zu erachten fein, daß dem Berechtigten nur infoweit Vergütung für entgangenen Arbeitsverdienſt 
zulomme, als fie eine foldhe Vergütung nicht ſchon nah 8 616 Sap 1 erhalten. Soweit nad 
den in Frage fiehenden Beitimmungen der Dienftverpflichtete trog bes ihm gegen ben Dienſt⸗ 
berechtigten nad) $ 616 Sag 1 zuftehenhen Anſpruchs eine Vergütung zu beanfpruchen bat, will 
das Geſetz ihm diefe, wie aus ber beichränkten Beitimmung bes Sag 2 hervorgeht, neben ber 
ihm nad 8 616 Sag 1 zulommenden Verglitung belafien. Es iſt Sache ber betreffenden 
Sefege oder Statuten, ihre Beſtimmungen zu ändern, wenn fie dieſes Ergebnis nicht wollen 
(a. 4. v. Blume, Recht 1902 ©. 8; Rönnberg bei Bernhöft und Binder Beiträge I S. 193, 
GewG. Bb. 6 S. 217, Bd. 7 ©. 96, 218, wie hier GewG. Bd. 8 S. 7ff.). Daß der Dienft- 
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verpflichtete Vergütungen, die ihm, ohne daß er einen Anſpruch darauf hat, gewährt werben, fi 
nicht anrechnen zu laſſen braucht, verjteht fi von felbft. 

6) Beitritten ift ferner, ob der Dienjtverpflichtete, wenn er als Beuge ver«- 
nommen wird, die Zeugengebühr nad; Maßgabe der CPO. 8 401 und nach ber Gebühren⸗ 
ordnung fir Zeugen und Sadverftändige $ 2 verlangen kann, wenn ifm ber im $ 616 
Sag 1 beftimmte Anſpruch gegen den Dienftberechtigten zuſteht. In Betracht kommt nur der 
Zeil der Zeugengebühr, welder fiir Zeiwerſäumnis gegeben wird. Man wirb hier davon aus— 
gehen müfjen, daß es ſich um eine Entfhädigung für entgangenen Verdienſt handelt. Soweit 
der Dienftverpflichtete durch die Zeitverfäumnis feinen Schaden gehabt Hat, Tann ex feine Ent- 
ſchädigung verlangen. Er hat keinen Schaden erlitten, wenn er für bie in Frage kommende 
Beit nady 8 616 Sag 1 von dem Dienftverpflichteten bie vertragsmäßige Vergütung fordern 
tann, fofern er nicht während diefer Zeit noch anderen Verdienft hätte Haben künnen. Die Ent- 
ſchädigung wegen Beitverfäumnis kann dem Dienſtverpflichteten nicht lediglich wegen der Bor- 
ſchrift des 8 616 Sag 1 verweigert werden; benn es iſt möglich, daß bie Veftimmung des 
8 616 Sa 1 durch Vertrag geändert oder daß der Dienftverpflichtete, wie bereit hervorgehoben, 
noch anderen Berdienft während der in Frage kommenden Beit gehabt haben würde. Steht 
aber feft, daß feine diefer Vorausfegungen vorliegt, fo fteht auch feft, daß ber Dienftverpfliditete 
durch die Beitverfäumnis feinen Schaden gehabt hat, und er kann daher keine Entſchädigumg 
verlangen. Zu einem anderen Ergebnife könnte man mur gelangen, wenn man annähme, daß 
das Geſetz dem Zeugen bie fragliche Entihädigung ohne Rüdficht darauf, ob er wirklich Schaden 
gehabt hat, lediglich deshalb habe zubiligen wollen, weil objektiv die Erfüllung ber Zeugen» 
pflicht einen beftimmten Zeitaufwand erfordert Hat. Dies dürfte fich indefien ſchwerlich recht⸗ 
fertigen laſſen. Auf einem anderen Standpunkte fteht die preuß. Oberrechnungskammer, ber 
preub. Zuftizminifter (IMBI. 1903 ©. 143) und der fächl. Juftizminifter (IMBL. 1903 ©. 67; 
vgl. auch Rönnberg bei Bernhöft und Binder, Beitr. [I S. 189 mit Angaben aus der Praxis; 
Gew. Bd. 6 ©. 126, 127; 86.7 ©. 96; Bd. 8 ©. 7). Nimmt man biernad) ein unbedingtes 
Necht des Zeugen auf bie Beugengebühr an, fo diirfte kein Grund vorliegen, ben Betrag auf 
die von dem Dienftberechtigten nad) 8 616 Sag 1 geſchuldete Vergütung anzurechnen. Dean 
wenn aud die Vorichrift des 8 616 Sa 1 unzweifelhaft nicht den Zwed hat, Dritten einen 
Vorteil zu gewähren, fo beitimmt fie doc; den Umfang des dem Dienftverpflichteten auf Grumb 
des Dienftvertragd gegen den Dienfiberechtigten zuftehenden Unfpruchs und biefer Anſpruch Tann, 
wie aus der befchräntten Uusnahme bes Gap 2 erhellt, nicht dadurch in Wegfall kommen, da 
der Dienftverpflichtete auS einem anderen Grunde von einem Dritten eine Vergütung für die 
Zeit feiner Verhinderung erhält. 

d) Iſt dem Dienftverpflidteten für den Fall einer Verhinderung ber im 
alle des $ 616 Sap 1 gedbadten Art dur Vertrag mit einem Dritten don 
diefem eine Vergütung oder Entfhäbigung zugefagt, fo hängt e8 lediglich von dem 
Inhalte diefes Vertrages ab, ob der Dienftverpflihtete die Vergütung oder Entihäbigung and 
für den Fall fordern kann, daß ihm auf Grund des 8 616 Sak 1 der dort beftimmte Anſpruch 
gegen den Dienſtberechtigten zufteht. In Betracht kommen Hier hauptſächlich Berfiherungs- 
verträge. Nach dem Weſen und Bivede folder Verträge wird regelmäßig anzunehmen fein, daB 
der Dienftverpflichtete nur dann die Berfiherungsfumme erhalten fol, wenn und ſoweit ihn durch 
die Verhinderung während ber fraglichen Zeit ein Schaden erwachjen ift. Ein Schaden ift ihm 
aber nur erwachſen, wenn entweder die Vorſchrift des $ 616 Sag 1 duch Vertrag dahin ge: 
ändert ift, daß er für die betreffende Zeit feine oder doch nur eine geringere als die durch dem 
Dienftvertrag beftimmte Vergütung fol fordern können oder, wenn er während der Zeit, im 
welcher er verhindert ijt, außer der ihm nach dem Dienftvertrage zuftehenden Vergütung noch 
fonft eiiwas hätte verdienen fünnen. Iſt aber in einem einzelnen Falle dem Dienftverpflichteten 
durch gültigen Vertrag von einen Dritten eine Vergütung für den Fall einer Verhinderung der 
in dem Falle des 8 616 Sag 1 gedachten Art ohne Rüdfiht darauf zugejagt, ob der Dienft- 
verpflichtete durch bie Verhinderung einen Schaden erleiden werde, fo behält der Dienftverpflichtete 
den Anſpruch auf bie zugefagte Vergütung troß der Vorſchrift des 3 616 Sa 1. In biefem 
Falle braucht er fi) die von dem Dritten erhaltene Vergütung nicht auf die Vergütung anrechnen 
zu lafien, die er nach $ 616 Sag 1 von dem Dienftberedhtigten fordern kann. Er braucht dies 
nicht, weil bier zwei felbftändige vertragsmäßige Anfprüche nebeneinander beftehen. 

e) Iſt eine Verhinderung ber im 8616 Satz bezeihneten Art dur bie un- 
erlaubte Handlung eines Dritten entitanden, fo Hat der Dienftverpflichtete einen Au—⸗ 
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ſpruch auf Schabenderjag gegen ben Dritten. Ein Schaden iſt ihm aber infoweit nit erwachſen, 
als ex für die Zeit feiner Verhinderung den im $ 616 Sag 1 beftimmien Anſpruch gegen ben 
Dienftberehtigten hat. Er kann von dem Dritten alſo nur infoweit Schabenserjag fordern, als 
er einen über jene Vergütung binausgehenben Schaden gehabt hat. Der Dienftbererhtigte wird 
durch den dem Dienftverpflichteten gegen den Dritten zuftehenden Anſpruch von der ihm nad 
8 616 Saß 1 obliegenden Verpflichtung nicht befreit. 

4. Sondervorſchriften. 

a) Die Beitimmungen bes HGB. 8 63 und der GewO. 8 1330 bleiben unberührt. Ob 
Fälle vorübergehender Behinderung, welche Handlungsgehilfen oder gewerbliche Arbeiter und 
Angeftellte betreffen, aber von ben angezogenen Sonderborfchriften nicht gededt werden, nach g 616 
zu beurteilen find, ift beftritten. Die Entfheidung hängt davon ab, ob man annimmt, dab das 
HGB. und die GewO. alle Fülle der Behinderung erichöpfend regeln wollen. Diefe Frage ift 
vom Standpunkte des HGB. und der GewO. zu entſcheiden; überwiegende Gründe bürften für 
die Berneinung, alfo für die Anwendbarkeit des $ 616 fpreden; jo Staub, HGB. 8 63 Zuf. 1; 
v. Blume Recht 1902 ©. 188ff.; Nelten DIE. 1903 ©. 210; a. A. Hilfe, Recht 1902 ©. 69. 
Begen Betriebsunfällen j. Gew. Unf. Verſ. Geſ. 3 135 und dazu Weber DZ. 1902 ©. 199. 

b) In Preußen ift der 3 616 auch beim Geſinderecht für anwendbar erklärt; vgl. Preuß. 
AG. Art. 14. 

5. Andere Fälle der Verhinderung oder des Unmöglichwerdens ber Leiftung. Durch ben 
& 615 werben biejenigen Fälle gebedt, in denen bie Leiftung ber Dienite durch einen in der 
Berfon des Gläubigers liegenden Umftand verhindert wird, durch ben 8 616 ein Teil derjenigen 
Säde, in denen bie Verhinderung in der Perſon des Schuldners ihren Grund hat. Wird die 
Dienftleiftung durch ein in der Berfon des Dienftberechtigten, z. B. durch ben Tod des Dienft- 
berechtigten, ober ein ſonſtiges in der Berfon des Dienfiberechtigten eintretendes Ereignis, unmöglich, 
fo findet, wenn der Gläubiger da8 Unmöglichwerden zu vertreten hat, 8 324, wenn er das Uns 
möglijwerben nicht zu vertreten hat, 8 323 Unmwendung (vgl. 88 675f.); hiernach enticheiden 
Rich die von Dermburg II 8 305 II 1b angezogenen Fälle. Zu erörtern bleiben noch die 
Säle, in denen die Dienfte dadurch unmöglich werden, daß die Sade, an ber fie 
zu leiften find, von einem Unfalle betroffen wird, oder daß aus einem anderen 
von ber Berfon des Gläubigers oder des Schuldners unabhängigen Grunde die 
Leiftung der Dienfte unmöglich wird. Zu denfen ift z. B. daran, dab die Fabrit, für 
welche der Arbeiter angenommen tft, abbrennt. Die Frage ift bereitß für das Gebiet bes gemeinen 
Nechtes mehrfach erörtert (vgl. RG. Bd. 3 ©. 179 mit Literaturangaben). Bei ben Beratungen 
ber zweiten Kommiffion war beantragt, in dem 8 562 (jet 8 616) ftatt der Worte „durch einen 
in feiner Berfon liegenden Grund“ zu fegen „außer dem im $ 561 (jeßt 8 615) bezeichneten 
Salle*. Der Antrag ift abgelehnt. Aus der Ablehnung kann aber nicht entnommen werden, dab 
die Mehrheit der zweiten Kommiffion fachlich eine dem Antrag entgegengefegte Entſcheidung fällen 
wollte. Ein Zeil der Mehrheit war allerdings mit dem Antragfteller der Anficht, dab in den in 
Rebe ftehenden Fällen nach den allgemeinen &rundfägen der Schuldner die Gefahr trage, und wollte 
bieran, indem man ben Antrag ablehnte, fefthalten. Ein anderer Teil der Mehrheit ging um- 
gelehrt davon aus, daß in den bezeichneten Fällen regelmäßig Annahmeverzug bed Gläubigers 
vorliege, daß fomit der $ 615 Anwendung finde, und lehnte deshalb den Antrag als überflüffig 
ab. Bon bem Untragiteller war zur Begründung des Antrags u. U. bemerkt: Wenn fogar eine 
in der Perſon bes Dienftpflichtigen begründete Verhinderung ihn des Anfpruchs auf die Vergütung 
nicht verluſtig machen ſolle, müfje das gleiche auch in den gedachten Fällen gelten. Dernburg II 
8 305 III will dieſen Gefichtspuntt au vom Standpunkt bes gegebenen Geſetzes verwerten und 
8 616 analog anwenden. Ähnlich Endemann I 8 174 Anm. 28. Dies ift aber bedentlid. 
Der 8 616 beruht auf dem Gedanken, daß der Dienftberehtigte mit vorübergehender Behinderung 
eines einzelnen Arbeiter rechnen müfje und daß es deshalb gerechtfertigt fei, ihm einen Abzug 
zu verfagen. Andere Unfälle, wie z. B. eine Explofion oder einen Brand, kann aber ber 
Dienfiberehtigte regelmäßig nicht vorherfehen und braucht nicht damit zu rechnen. Häufig wird 
auch ber Dienfiberehtigte duch einen Brand und dgl. in ganz auferordentlihen Maße ge— 
ſchädigt, jo daß es bebenflich fein würde, ihm von Geſetzeswegen allgemein die Verpflichtung aufs 
äuerlegen, auc in ſolchen Fällen allen Arbeitern den Lohn fortzuzahlen. Cine analoge An= 
wendung des $ 616 erſcheint deswegen nicht gerechtfertigt. Die Frage ift vielmehr nad) den 
allgemeinen Grundfägen zu entſcheiden. Hiernach kommt es darauf an, wie ber Inhalt des 
Bertrags aufzufajjen ift. Nimmt man an, daß der Dientpflichtige nur jeine Arbeitskraft zur 


570 VI. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältniffe. 


8. 617. Iſt bei einem dauernden Dienftverhältnifie, welches die Erwerbs- 
thätigfeit des Verpflichteten vollftändig oder Hauptjächlich in Anſpruch nimmt, der 
Verpflichtete in Die häusliche Gemeinfchaft aufgenommen, fo hat der Dienjtberechtigte 
ihm im Falle der Erkrankung die erforderliche Verpflegung und ärztliche Behand- 
lung bis zur Dauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über bie Beendigung des 
Dienftverhältniffes Hinaus, zu gewähren, fofern nicht die Erfranfung von dem 
Verpflichteten vorfäglich oder Durch grobe Fahrläffigfeit herbeigeführt worben ift. 
Die Verpflegung und ärztliche Behandlung kann durch Aufnahme des Verpflichteten 
in eine Kranfenanftalt gewährt werden. Die Koften können auf die für die Zeit 
der Erkrankung gefchuldete Vergütung angerechnet werden. Wird das Dienſt⸗ 
verhältnis wegen der Erfranfung von dem Dienjtberechtigten nad) 8. 626 ge⸗ 
kündigt, jo bleibt Die dadurch Herbeigeführte Beendigung des Dienſtverhältniſſes 
außer Betracht. 

Die Berpflichtung des Dienftberechtigten tritt nicht ein, wenn für die Ver— 
pflegung und ärztliche Behandlung durch eine Verficherung oder durch eine Ein- 
richtung der öffentlichen Krankenpflege Vorſorge getroffen ift. 


Verfiigung zu ftellen und der andere Teil ſeinerſeits noch eine Handlung, nämlid; die Bereit- 
ftellung ber Sache, vorzunehmen Bat, fo liegt in der Tat Annahmeverzug vor, wenn der Dienſt⸗ 
pflichtige feine Arbeit anbietet und der Dienftberechtigte fie nicht annehmen kaum, weil die Maſchinen zc. 
bejchädigt find. Geht man dagegen davon aus, daß der Dienftpflihtige von vornherein Arbeit 
nur in einer befonderen Form, nämlich an beitimmten Mafchinen zc. verſprochen Hat, fo tritt beim 
Untergange der Sache objektive Unmöglichkeit der Leiftung ein. Der Auffaflung bes Lebens 
wird regelmäßig die letztere Auslegung bed Vertrags mehr entſprechen; dafür auch bie angeführte 
gemeinrechtliche Entfheidung des Reichsgerichts. Bgl. Sigel, Arbeitsvertrag ©. H0ff.; a. U. 
Enneccerns I 8 380 Anm. 2; vgl. auch Erome I $ 259. 
In allen Fällen Tann eine Kündigung nad) 88 626f. in Frage kommen. 


4 617. 
2.118823 6. 284. 88. 6. 19751. EB. ©. 2805 ff. 

Schultzenſtein, 8 617 BGB., Arch. f. Bürg. R. Bd. 23 ©. 219ff. 

1. Entfiehung nnd Charakter. Der 8 617, der fein Vorbild in dem Beftimmungen einer 
Anzahl von Gefindeordnungen (vgl. auch Schweiz. Gef. Über Obligationenrecht Art. 341 Abſ. 2) 
findet, ift von dev RTK. eingeftellt. Bereits bei den Beratungen ber zweiten Kommiffion war 
eine bem jetzigen $ 617 entſprechende Vorſchrift beantragt, indefien von ber Kommiffton abgelehnt. 

Die Borfchrift berußt auf dem Gedanken, dab bei einer Reihe von Dienftverträgen durch 
die Aufnahme des Dienftpflichtigen in die häusliche Gemeinfchaft ein familiäre Verhältnis be= 
gründet werde, welches nad der herrſchenden Anfhauung für den Dienftberechtigten die Ber 
pflichtung mit fich bringe, für den Dienftpflichtigen ebenfo wie für andere Familienmitglieder bei 
Krankheiten zu forgen. Das Geſetz glaubt aber die Regelung biefes Verhältnifies wicht der 
Sitte und der Vereinbarung der Parteien überlaffen zu können, fondern bat es filr notwendig 
gehalten, die fittfiche Pflicht zu einer abfoluten Rechtspflicht zu erheben. 

Der $ 619 trifft Vorforge, daß die dem Dienfiberechtigten auferlegte Pflicht nicht durch 
einen auf Grund der wiriſchaftlichen Verhältniſſe erzwungenen Verzicht des Dienftpflichtigen 
aufgehoben oder beichränft wird. 

Über andere Nuffafjungen hinſichtlich des Biwedes und Charakters der Borfchrift ſ. Schultze n⸗ 
ftein ©. 223ff. 

2. Das Berhältnis des $ 617 zu dem bes & 616 ift fo, daß der Dienftpflichtige nad 
8 616 im Falle der Erkrankung feine gewöhnliche Vergütung weiter verlangen kann, während 
ihm nad 8 617 ein Anfpruch auf eine außergewöhnliche Leiftung, nämlich Berpflegung und 
ärztliche Behandlung, zufteht. 

3. Borausfegungen des Auſpruchs aus $ 617. 

a) Es muß ein Dienftverhältnis vorliegen. Vorausfegung iſt danach ein gültiger 
Dienftvertrag. Ein Lehrvertrag ift regelmäßig fein Dienfivertrag, da der Lehrling feine Vergütung 
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erhält. Doch kaun der Lehrvertrag tatfächlih den Charakter eined Dienftvertrags haben. Jus— 
beiondere fann ber 3 617 anmwenbbar fein, wenn dem Lehrling eine feite, wenn auch geringere 
als bei gelernten Arbeitern übliche Vergütung verfprochen tft. Möglicherweife kann übrigens bei 
einem Xertrage, welcher nicht Dienftvertrag, aber einem ſolchen ähnlich fit, wenn bie übrigen 
Borausfegungen des $ 617 vorliegen, die Anwendung des 8 617 nach Maßgabe der 88 157, 
242 in Frage fommen. 

b) Das Dienftverhältnis muß ein dbauerndes fein. Der Begriff des dauernden 
Dienftverhäfinifjes, welcher auch in den 88 627, 629 |. verwendet wirb, tft im @efege nicht näher 
beftimmt. Als maßgebend wird anzujehen fein, ob das Dienftverhältnis nad) dein Inhalte bes 
Bertrags ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf eine längere Zeit eingegangen ift. Ein äußerliches 
abjolut entfcheidendes Kriterium läßt ſich hierfür nicht angeben. Vielfach wird nad Lage ber 
wirtfhaftlihen Verhältniſſe ein Dienftverhältnis feiner Natur nad) als ein dauerndes erjcheinen, 
wie dies 3. B. bei einem Gutsverwalter, einem Knecht, einer Köchin der Fall iſt. Es ift dann 
nur im einzelnen Falle zu prüfen, ob nicht der Dienftpflictige Iediglich zu vorübergehender Aus- 
hilfe angenommen ift. Häufig werben auch Rebenbeitimmungen bes Vertrags Anhaltspuntte für 
die Entfcheidbung gewähren. So deutet 3. B. die Berechnung des Lohnes als jährlicher Lohn 
darauf Hin, daß eine längere Dauer des Verhältniſſes in Ausficht genommen iſt; eine Zahlung 
der Vergütung in fürzeren Terminen, wie 3. B. wöchentliche Lohnzahlung bei gewerblichen 
Arbeitern, fließt aber die Annahme eines längeren Dienftverhältnifies nit aus. lich, fteht 
es mit den Kündigungsfriften. Nach den in Deutfchland beitehenden Gewohnheiten wird ferner 
meiftens ein dauerndes Dienftverhältwis anzunehmen fein, wenn der Dienftpflichtige in die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft aufgenommen wird. Nicht weſentlich ift, daß das Dienftverhältnis auf unbe- 
ftimmte Zeit eingegangen ift. Umgekehrt macht die tatfächliche längere Dauer eines ohne Yeit- 
bejtimmung eingegangenen Dienftverhältnifies für fich allein das Dienftverhältnis noch nicht zu 
einem dauernden im Sinne des $ 617 (Entf. d. preuß. Oberverwaltungsgerichts Bb. 42 ©. 318). 
Bgl. Lotmar, Arbeitövertrag ©. 546 ff.; Schulgenftein ©. 237 ff.; RO. Bd. 27 ©. 227 (be 
trifft preuß. 386. von 1883); Bd. 38 ©. 113 (betrifft alte KO. 8 54 Ziff. 1); Rſpr. Bd. 7 ©. 472 
(Vertretung eines Rechtsanwalts auf 2 Monate fein dauernbes D.-3.); Bd. 9 ©. 290 (DL. 
Hamburg, Vorbereitung zu einem Abiturienteneramen als dauerndes D.B.). 

0) Das Dienjtverhältnis muß die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten vollftändig oder 
hauptfächlich in Anſpruch nehmen. 

Diefe Boransfegung kann bei Dienftverhältnifien jeder Art zutreffen; e8 fommt nur darauf 
en, ‘ob im einzelnen Falle die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten wirklich duch bad Dienftver- 
hältnis volftändig oder hauptfähli in Anfpruch genommen wird. 

d) Der Begriff der häuslichen Gemeinſchaft ift nah den Anſchauungen des Lebens 
zu beitimmen. Es ift nicht notwendig, aber auch nicht allein genügend, daß ber Dienftpflichtige 
mit dem Dienftberechtigten in einem Haufe wohnt. Regelmäßig wird eine Häusliche Gemeinſchaft 
anzunehmen fein, wenn der Dienftpflichtige keine eigene Hauswirtichaft führt, ſondern feine Mahl: 
zeiten aus der Wirtſchaſt des Dienftberechtigten erhält. Vgl. Lotmar, Arbeitsvertrag I ©. 657 ff.; 
Schultzenſtein S. 260ff.; Staudinger-Kober $ 617 Exl. II. 

0) Krankheit iſt ein anormaler Zuftand eines Menſchen, welcher befondere Verpflegung 
und ärztliche Behandlung erforderlich macht. Im einzelnen kommt namentlich die reichhaltige 
Literatur und Praxis zum Krankenverſicherungẽgeſetz in Betracht; f. u. a. Rofin, Arbeiter-Ber- 
ſicherung I 8 46; v. Woedtke, Kom. z. WG. 81 Erl. 18; Peterſen, KBG. 31 ©. 77 (Recht: 
ſprechung); Schnlgenitein S. 269 ff. (mit weiteren Nachweiſungen). Schwangerihaft, Entbindung 
und normales Wochenbett find keine Erkrankungen; a. U. hinſichtlich der Entbindung Dernburg II 
8 307 Anm. 4. 

Die Erkrankung muß nad ber Aufnahme in die hHäuslihe Gemeinſchaft ein- 
getreten fein. Befland bie Krankheit ſchon vorher, jo iſt der Dienftberechtigte nicht zur Pflege 
verpflichtet; fo Die herrſchende Anſicht; a. M. Schulgenitein ©. 273; Dertmann, $ 618 Eıl.2d; 
OLG. Frankfurt Rſpr. Bd. 9 S. 289. Wenn vorher nur eine Dispofition der Krankheit beftand, 
jo greift, falls ſpäter eine wirkliche Erkrankung eintritt, ber 8 617 Pla. Regelmäßig wird aber, 
falls der Dienftpflichtige die Sachlage verheimlicht hat, ein Kündigungsrecht nad) 88 626ff. oder 
ein Aufechtungsrecht nad) 8$ 119, 123 begründet fein; möglichermeife ift der Dienftpflichtige, wenn er 
den Dienfiberechtigten betrügerifcherweife zur Eingehung des Dienjtverhältniffes beftimmt hat, auch 
nad) den Grunbdfäßen über unerlaubte Handlungen (88 823 ff.) haftbar. Bei fog. chroniſchen Stant- 
beiten lann die Sache fo liegen, daß die Krankheit dauernd vorhanden ift, aber nur von Zeit zu Beit 


573 VIE. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhälinifie. 


ſich Aufert, es Tann aber auch lediglich eine Dispofition zu wiederholter Erkrankung vorliegen; 
bie Frage ift vom medizinifhen Standpunkte zu enticheiden. 

N Eine Verpflichtung des Dienftberehtigten befteht nicht, wenn ber Dienft- 
pflichtige fi die Krankheit vorfäglich oder durch grobe N zugezogen 
hat. Wegen der Begriffe Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit ſ. Bd. 1 ©. 40 ff. Hat fi der 
Dienftpflichtige durch außerehelihen Geſchlechtsverkehr eine Erkrankung zugezogen, fo wird immer 
ein die Anwendung des 8 617 ausſchließendes Verſchulden anzunehmen fein; fo die herrſchende 
Anfiht; a M. Schulgenftein S. 300. 

g) Der Beweis, daß die Vorandfegungen des 8 617 vorliegen, iſt von dem Dienft- 
pflichtigen zu führen; der Beweis, daß die Erkrankung ſchuldhaft herbeigeführt ift, Liegt dem 
Dienjtberechtigten ob. So die herrihende Meinung; a. U. Er. Leonhard, Bemeislaft ©. 397. 

4. Zahelt und Umfang ber Berpflihtung Schulgenitein ©. 277 fi. 

a) Bei der Beftimmung der „erforberlihen Verpflegung und ärztlihen Behand» 
lung“ tft der $ 242 zu berüdfichtigen. Der Dienftberechtigte Tann die Zuziehung eines Arztes 
nicht verweigern, weil er felbft in ähnlicher Lage für ſich oder feine Angehörigen keinen Arzt zu⸗ 
ziehen würde; umgefehrt kann ber Dienftpflichtige nicht wegen jeber leichten Erkrankung, zu deren 
Hellung ärztliche Behandlung nicht erforderlich erfheint, bie Zuziehung eines Arztes beanſpruchen. 
Er muß fi aud mit folder Pflege begnügen, wie fie nach Lage des Hausweſens möglich er= 
ſcheint. Die Auswahl des Arztes fteht bem Dienjtberechtigten zu; auch hier wirb aber 8 242 zu 
berüdfichtigen fein. 

Anſchaffung von Brillen, Bruchbändern, Krüden u. dgl. gehört nicht zur „Verpflegung“ ; 
a. 4. Schulgenftein ©. 280. 

b) Aufnahme in eine Krankenanſtalt. Der Dienftberedhtigte ift berechtigt, aber wicht 
verpflichtet, die Werpflegung und ärztliche Behandlung durd; Aufnahme in ein Krankenhaus zu ge- 
währen. Die Auswahl ber Krankenanſtalt fteht dem Dienftberechtigten zu; doch iſt auch Bier 8 242 
zu berüdfichtigen. Der Dienftpflihtige kann nicht gezwungen werden, in die Kranfenanftalt zu 
gehen. Lehnt er es aber ab, fi in einer Krankenanftalt behandeln zu laſſen, fo kann er keinen 
Anſpruch aus 8 617 geltend machen. 

©) Dauer ber Verpflichtung. Die Verpflegung und ärztliche Behandlung iſt bis zur 
Daner von ſechs Wochen zu gewähren. Erliſcht das Dienftverhältnis früher, jo hört auch bie 
Verpflichtung zur Verpflegung und ärztlihen Behandlung auf. Wird das Dienftverhältnis nach 
8 626 wegen der Erkrankung des Verpflichteten getündigt, jo dauert die Verpflihtung über bie 
Beendigung des Dienftverhältnifies bis zum Ablaufe ber ſechs Wochen fort; anders, wenn der 
Dienftbereditigte die Erkrankung nur zum Anlaß genommen hat, um das Dienftverhältnis unter 
Einhaltung einer vertrag®- oder gefegmäßigen Küindigungsfrift von weniger als ſechs Woher 
zu kundigen; Windfheid-Kipp II 8 401. 

Wegen Berechnung der ſechs Wochen ſ. 88 186 ff. 

Erkrankt der Dienftpflichtige von neuem, fo fann er wiederum bis zur Dauer von ſechs 
Boden ärztlihe Behandlung und Verpflegung verlangen. 

d) Anrehnung. Bonn, Die Fälle der Anrechnung, 1905 ©. 39fj. Ob die vertragß- 
mäßige Vergütung geſchuldet wird, beftimmt ſich nad) allgemeinen Grundfägen und nad) ben Vor: 
ichriften deß 8 616. Iſt dies der Fall, fo können die durch die Verpflegung und ärztliche Be⸗ 
Handlung entitandenen Koften angerechnet werben, gleichviel, ob der Kranke im Haufe behandelt 
ober in eine Kranfenanftalt verbracht iſt. 

Bar die Vergütung ſchon gezahlt, fo kann der Dienſtberechtigte einen Anfprud auf Rüd- 
gewähr nad den Grundfägen der ungerehtfertigten Bereicherung geltend machen; Eofad I 
8 144 III 3c, 

Dex Anſpruch des Dienftpflichtigen mindert fich nicht kraft Gefepes um den anzurechnenden 
Betrag (fo Windſcheid-Kipp II 8 401; Sinzheimer, Lohn und Aufrehnung ©. 45; 
Schultzeuſtein ©. 294), fondern ber Dienftbereditigte Hat das Hecht, die Anrechnung zu ver- 
langen; vgl. 88 324, 616. 

Lotmar, Arbeitsvertrag S. 663 will die Anrechnung ausſchließen, wenn der Dienftberedhtigie 
die Erkrankung verſchuldet bat; dies erfcheint nicht gerechtfertigt, der Dienftpflichtige ann aber 
felbftverftändlich einen Anfpruch wegen unerlaubter Handlungen (8 823) auch gegenüber der An 
rechnung geltend machen. 

©) Ob und wiemweit der Dienfipflichtige die Leiſtung der Dienjte wegen Er- 
krankung verweigern kann, beftimmt ſich nad) den allgemeinen Grundfägen (88 275, 242). 
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$. 618. Der Dienftberechtigte at Räume, Vorrichtungen oder Geräthichaften, 
die er zur Verrichtung der Dienfte zu beichaffen Hat, jo einzurichten und zu 
unterhalten und Dienftleiftungen, Die unter feiner Anordnung oder feiner Leitung 
vorzunehmen find, fo zu regeln, daß ber Verpflichtete gegen Gefahr für Leben 
und Gejundheit foweit geſchützt ift, al3 die Natur der Dienftleiftung es geftattet. 

Iſt der Verpflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, jo hat der 
Dienftberechtigte in Anfehung des Wohn- und Schlafraums, der Verpflegung 
ſowie der Arbeits⸗ und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen 
zu treffen, welche mit Rüdficht auf die Gefundheit, die Sittfichfeit und die Religion 
des BVerpflichteten erforderlich find. 

Erfüllt der Dienftberechtigte die ihm in Anfehung des Lebens und der Ge- 
ſundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, fo finden auf feine 
Berpflihtung zum Schabenserfage die für unerlaubte Handlungen geltenden Bor- 
fchriften der 88. 842 bis 846 entjprechende Anwendung. 


5. Abſ. 2. Ausflug der Verpflichtung durch Verſicherung. 

a) Ob bie Berfiherung eine gejeglihe oder eine private ift und wer bie 
Beiträge zur Verſicherung zahlt, ift gleihgältig. StB. ©. 2811. 

Bon ben Reicöverfiherungsgefegen kommen in Betracht Krankenverſ. Geſ. 88 1ff., 183; 
Gewerbeunfalverf.&ef. 8 12; Unfallverj.Gef. f. Lande und Forft:@. 8 27; Bauunfallverf.&ef. 
8 10. Bel. Schulgenitein ©. 804ff. 

b) Der Beweis, dab die Vorausfegungen bes Abſ. 2 vorliegen, ift von dem Dienft« 
bereätigten zu führen. 

6. Durchführung des Auſpruchs. 

&) Der Dienſtpflichtige hat einen jelbftändigen Anfprud auf Erfillung der dem 
Dienftberehtigten nach $ 617 obliegenden Verpflichtungen. Möglicherweiſe kann der Berechtigte 
aud eine Feitftellungsflage nach CPO. 8 246 oder eine Klage auf künftige Leitung nach CPO. 
85 258. anftellen; vgl. 8 611 Erl. 5b. 

b) Erfüllt der Dienftberedhtigte die ihm obliegenden Berpflihtungen nicht, 
fo ift er nad allgemeinen Grundfägen, wenn ihn ein Verſchulden trifft, zum Schadenserſatze 
verpflichtet. Außerdem kann für den anderen Teil eine Kundigung nad) 88 626f. in Frage 
Iommen. 

Hat ein Dritter oder der Berechtigte felbit an Stelle des Dienfiberechtigten die erforberliche 
ärztlihe Behandlung und Verpflegung beſchafft, jo fann er nad) 88 679, 683, 685 von bem 
Dienfiberehtigten Exrfag verlangen; Dertmann 8 611 Erl. 28; Schulgenftein ©. 316, 318. 
Wegen Erſatzes der auf Grund bes Geſetzes über den Unterftügungswohnfig fowie der Ber- 
fiherungsgefege geleifteten Unterftügungen j. Gef. über den UW. 8 62, Krankenverſ. Geſ. 8 57, 
Bauunfallverf. Gef. 8 10, Gel. betr. Land» und forftwirtichaftliche Verf. 8.27. Wegen des Rechts⸗ 
wegs RG. DIL. 1903 ©. 370. 

7. Sondervorſchriften. Reichsrechtliche Borfchriften |. in ber Seemannsordnung von 1902 
88 59, 62, 134. 

Durch dad Land» und forftwirtfchaftlihe UBS. $ 27 wird der 8 617 bes yes nicht be⸗ 
rührt; Preuß. OVG. Bd. 42 ©. 314; vgl. Laß, Preuß. Verw. BL. Bd. 23 ©. 

Die Borfchriften der 88 617ff. finden aud im Geſinderecht Anmendung, = des 8 617 
jedoch nur infoweit, ald die Landesgejege dem Geſinde nicht weitergehende Anſprüche gewähren. 


4 618. 
EUREM LERNEN en 1; M.11 6.460. DI 2 6.2891. D. 6. 640. 
1976. en. €. 737, 28111. 

1. Entftehung und — der Vorſchrift. Die Vorſchriften des 8 618 finden ihr 
Borbild in der GewO. 88 12081200. Abſ. 1 und 3 fowie ber auf 8 618 bezügliche Teil 
des 8 619 find von der zweiten Kommilfion, Ubf. 2 ift von ber RTR. eingeftellt. 

Der Dienftberechtigte ift nad) 8 242 wie jeder Schuldner verpflichtet, die ihm obliegenden 
Leiftungen fo zu maden, wie Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrsſitte es erfordern. 
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Er würde danach auch ohne befondere gefegliche Beftimmung verpflichtet fein, z. B. Gerätfchaften 
in ordnungsmäßigem Buftaube zu Tiefen (vgl. RG. Bd. 8 ©. 149, Bd. 18 ©. 173). Aber der 
Schutz, ben die Anwendung ber allgemeinen Vorſchriften dem Dienftpflichtigen gewähren würde, 
ift dem Gefege nicht als genfigend erjchienen. Man bat e8 für notwendig erachtet, die dem 
Dienſtberechtigten obliegenden Verpflichtungen nach einzelnen Richtungen ausdrücklich feitzuftellen 
und zu vegeln. gl. Vorbm. III, 3. 

Bei ber Auslegung bes 8 618 können die zur GewO. 88 1208a—c und HGB. 8 62 er- 
gangene Kiteratur und Rechtſprechung verwertet werben. 

2. Abſ. 1. 

&) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten file alle Dienftverträge, einerlei, ob fie dauernde 
find oder nit, ob der Verpflichtete in die häusliche Gemeinfhaft aufgenommen tft oder nicht. 
Anwendung bei öffentlichrechtlichem Dienftverhältnifie R®. Gruch. Bd. 48 ©. 346, 904. 

b) Die dem Dienftberedtigten auferlegten Verpflichtungen beftehen nit 
ſchlehthin, jondern hängen von der Vorausſetzung ab, daß es ihm überhaupt ob- 
liegt, Gerätſchaften x. zu beſchaffen und bie Dienfte anzuordnen oder zu leiten. 
Ob dies zuteifft, hängt von den Umftänden de einzelnen Falles ab; vgl. Erl. 3b zu $ 611. 
Wenn der Dienftberehtigte, ohne dab ihm dies obliegt, Gerätfchaften liefert, jo findet der 8 618 
feine Anwendung; wegen eines durch mangelhafte Beſchaffenheit ber Gerätihaften u. dgl. 
berbeigeführten Schadens haftet er nur nach ben allgemeinen Grundſätzen, aljo insbefondere dann, 
wenn bie Voransfegungen einer unerlaubten Handlung vorliegen (38 823ff.). 

6) Der Dienſtberechtigte ſoll den Dienftpflichtigen tunlichft gegen bie Gefahren für Leib und 
Leben, welche mit der Vornahme ber Arbeit verbunden find oder auß ihr erwachſen können, 
fiherftellen. Diefem allgemeinen Bwede des Geſetzes entiprehend wird man ben Ausbrud 
Räume, Borritungen oder Gerätfhaften erweiternd dahin auslegen müflen, daß der 
Dienftberechtigte auch die Zugänge zu ben Arbeitsräumen, Waſchräumen, Aborten, Treppen, Leitern, 
Stege ꝛc. ordnungsmäßig berzurichten und im Stande zu Halten Hat; RG. Bd. 18 ©. 173; 
Gruch. Bd. 46 ©. 928 (RG.); Sächſ. Ar. Bd. 14 S 211 (MG.); Seuffl. Bd. 60 ©. 390; 
anders wenn es fi) um öffentliche Wege Handelt, ZW. 1902 Beil. S. 239 (RG.). Der Dienft- 
berechtigte Kat nicht nur dauernde Einrihtungen zu ſchaffen, jondern auch ſolche Schugmittel zu 
beihaffen, welche zu vorlibergehendem perſönlichen Gebrauhe beftimmt find; vgl. RG. Bd. 1 
S. 271, 275, Bd. 5 ©. 104, Bd. 11 ©. 23. Das Gefeg ſchränkt aber die Verpflichtungen des 
Dienftbereditigten dahin ein, daß der andere Teil nur ſoweit gefhügt zu werden braucht, als bie 
Natur der Dienftleiftung es geftattet. Im übrigen ift ber 8 242 maßgebend. Der Dienftberehtigte 
hat alfo nur fo zu leiften, wie Teen und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsfitte e8 erfordern. 
Der Dienftberehtigte fol nicht in unbilliger Weiſe belaftet werben, ex fol fi aber auch nicht 
darauf berufen können, daß ein Mißſtand hergebracht und allgemein verbreitet fei. Man wird 
ihm deshalb nicht zumuten, jede Einrichtung zu treffen, die möglicherweife geeignet fein Tönnte, 
die Gefahr zu verringern, aber er wird fich feiner Verpflichtung nicht einfach durch ben Hinweis 
auf die am Orte oder im feinen Kreifen beitehende Gewohnheit entziehen fünnen. Die poltzei= 
lichen Vorſchriften zur Verhütung von Unfällen und Krankheiten werden — einen eier 
dafitr gewähren, was dem Dienjtberehtigten angefonnen werden kann; vgl. z. B. Entſch. des 
preuß. Oberverwaltungs®er. Bd. 39 ©. 390. 

Betfpiele für Einrihtungen, welche zum Teil auf Grund der analogen Borfcriften 
ber GewO. geforbert find, f. in den Entſcheidungen des RG. Bb. 1 ©. 271, 80.4 ©. 23, 8b. 5 
S. 101, 3b. 11 ©. 23, Bd. 19 ©. 189; SeuffA. Bd. 41 ©. 83; vgl. ferner Seuffl. Bd. 43 ©. 401. 
zu 8 618 DI. 1902 ©. 369; Seufffl. Bd. 57 ©. 390 (Anzünden von Lampen); Ripr. Bd. 5 
©. 245 (Treppe), Bd. 6 ©. 80 (Transport bed Arbeiters), ©. 81 (Meißen eines Theaterjeils); 
IE. 1902 Beil. ©. 239 (MG., öffentliche Wege), 1903 Beil. ©. 57 (MG, Brandgefahr). 

d) Die Verpflichtung des Dienftberedhtigten beiteht, wenn ſich der Dienftpflictige zuläffiger- 
weiſe eines Gehilfen bedient, auch binfichtlich des Gehilfen; vgl. Erl. zu 8 613. 

8. Abſ. 2. 

a) Die Vorſchrift legt dem Dienftberechtigten weitere Plichten auf, wenn der Dienftpflichtige 
in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen ift. Wegen der Häuslihen Gemeinſchaft f. 8 617 
Erl. 3d. 

b) Der Maßſtab dafür, welde Einrihtungen als erforderlich anzuſehen find, 
wirb aus dem $ 242 zu entnchmen fein. Das gilt auch hinſichtlich der Religion. 
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Baftenfpeifen Bollmer, Fiſchers 3. f. Pr. u. GG. d. Verwalt. Bd. 23 ©. 28, GewG. 
Bd. 5 Sp. 282. Eigenes Bett GewG. Bd. 8 Sp. 162. 

e) Die Borfhriften des Abf. 1 gelten neben denen des Abf. 2. 

4. Abf. 3. a) Die Vorſchrift ergänzt die Abſätze 1 und 2 dahin, daß, wenn dem Dienft- 
pflichtigen wegen Nichterfüllung der dem Dienitbexechtigten obliegenden Verpflichtungen ein An- 
ſpruch auf Schabenserfag zufteht, für den Umfang des Anſpruchs und die Berechtigung Dritter 
die Vorſchriften der 88 842ff. Platz greifen follen. 

b) Ob der Dienftpflihtige gegen den Dienjtberetigten auf Erfüllung der 
diefem nad Abi. 1,2 obliegenden Verpflitungen Hagen kann und welche weiteren 
Rechtsbehelfe in Betraht fommen, darüber f. 8 611 Erl. 5b. 

Der Dienftpflichtige wird möglicherweife auch für befugt zu erachten fein, die Dienftleiftungen 
zu verweigern, wenn ber Dienftberechtigie die ihm nad) 8 618 obliegenden Berflihtungen nicht 
erfüllt. 

6) Wenn der Dienftberedtigte die ihm nad Abf. 1, 2 obliegenden Ver— 
pfligtungen ſchuldhaft nicht erfüllt, fo iſt er nad allgemeinen Grundſäten 
(88 280, 283,286) zum Schadenserfage verpflichtet. Der Dienftberechtigte Hat dabei nad} 
8 278 ein Verſchulden feiner Gehilfen und Vertreter wie eigenes Verſchulden zu vertreten; 
Ripr. Bb. 6 ©. 80, Bd. 9 ©. 287. 

Ein Verſchulden liegt vor, wenn ber Dienftberechtigte bewußt widerrechtlich handelt, oder 
die im Verkehr erforderliche Vorſicht aufer acht läßt (8 278). Es wird danach im einzelnen 
alle zu prüfen fein, ob aus dem Fehlen einer Schutzvorrichtung 2c. dem Dienftberechtigten ein 
Vorwurf zu machen ift. Es kommt alfo, wie im Bd. I ©. 40 dargelegt ift, auf die Beobachtung 
derjenigen Sorgfalt an, welche nad) ber gefunden Verkehrsſitte in denjenigen Verhältnifien, um 
welche es fich Handelt, für erforderlich und genügend gehalten wird, in dem gedachten Beiſpiels⸗ 
fall alfo auf die Beobachtung derjenigen Sorgfalt, welche ordentliche Dienſtherrſchaften bei der 
Fürſorge für bie Arbeiten der Dienftboten nach der normalen Auffaſſung des Verkehrs anzu= 
wenden haben. Nicht die Sorgfalt wird erfordert, welche im einzelnen Falle notwendig ift, um 
einen Schaden abzuwenden, fondern diejenige Sorgfalt, welche nad) der Auffafjung des Verkehrs 
in dem betreffenden Verhältniffe für erforderlich erachtet wird. Dabei foll aber nicht jede in dem 
tatjächlichen Verkehr eingerifiene Nachläffigkeit und Unfitte berüdfichtigt, fondern der normale und 
geſunde Verkehr zugrunde gelegt werden. Aus der Praxis Rſpr. Bd. 5 ©. 245, Bd. 6 ©. 80f., 
3b. 10 €. 180, Seuffü. Bd. 57 ©. 390, BL. f. RAnw. Bd. 68 ©. 40, Recht 1903 ©. 527 
(RG.), Gruch. Bd. 48 ©. 904 (RG). 

Eigenes Berfhulden des Gefhädigten ift nad 38 254, 846 zu berüdfictigen; 
Beilpiele RG. Sächſ. Ach. Bd. 14 ©. 211, SenffU. Bd. 57 Nr. 312 Ripr. Bd. 6 ©. 81. 

Art und Umfang des Schadenserfages beitimmen ſich nad) 88 249ff.; daneben find nad) 
Abf. 3 die Vorfehriften der 88 842Ff. zu berüdfichtigen. Für immateriellen Schaden kann nah 
8 253 fein Erfag gefordert werden; die Wirkſamkeit des Abſ. 2 erfcheint dadurch ehr erheblich 
eingeſchränkt. 

Trifftden Dienſtberechtigten kein Verſchulden, fo iſt ein Anſpruch auf Schadens— 
erſatz nicht begründet, Recht 1903 S. 482. 

Der Beweis, daß der Dienſtberechtigte die erforderlichen Vorkehrungen nicht getroffen 
hatte, liegt dem Dienſtpflichtigen ob, Rſpr. Bd. 10 ©. 179. 

e) Beihafft ein Dritter oder ber Dienftpflihtige felbft die erforberlihen 
Einrichtungen, fo fann er nad) den Grundfägen über Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677 ff.) 
von dem Dienfiberechtigten Erſatz verlangen; dabei ift namentlich auch ber $ 679 zu beachten. 

5. Verhältnis zu den Neihöverfiherungsgefegen. In Betracht kommen KrankenVG. 
8 57, InvalidenVG. 98 49ff., Gemwerbeunfal®&. 88 25, 135 140, Land» und forftwirtichaft- 
liches K. und UVG. $ 11, BauuVG. 8 6, SeeUB®. 38 109. Hiernach ift derjenige, welchem 
auf Grund des 8 618 ein Schadenderfaganfprucdh gegen ben Dienftberehtigten erwachſen iſt, buch 
die Beitimmungen des Krantenfafiengefepes und des Invaliditätsverſicherungsgeſetzes nicht daran 
gehindert, den Anſpruch geltend zu machen. Dagegen können Berfonen, die nad) Maßgabe der 
angeführten Geſetze gegen Unfälle verfichert find, eimen Anſpruch auf Erfaß bes infolge eines 
Unfalls erlittenen Schadens nur gegen diejenigen Betrieböunternehmer, Bevollmächtigten oder 
Repräfentanten, Betriebö- oder Arbeiterauffeher geltend machen, welche den Unfall vorſätzlich her⸗ 
beigeführt haben und in betreff deren dies, fofern nicht bie Ausnahme bes $ 135 bes Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetzes zutrifft, durch ftrafgerichtliches Urteil feitgeftellt if. Der Anſpruch beſchränkt 
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8. 619. Die dem Dienftberechtigten nad) den 88. 617, 618 obliegenden 
Verpflichtungen können wicht im voraus durch Vertrag aufgehoben ober befchränft 
werben. 


8. 620. Das Dienftverhältnig endigt mit dem Ablaufe der Zeit, für die 
es eingegangen ift. 

St Die Dauer des Dienftverhältniffes weder beftimmt noch aus der Be- 
Ichaffenheit oder dem Zwecke der Dienfte zu entnehmen, fo fann jeder Theil das 
Dienftverhältnig nach) Maßgabe der 88. 621 bis 623 fündigen. 


ih anf den Betrag, um welchen bie dem Berechtigten nach den Beitimmungen des BGB. 
gebührende Entfhädigung diejenige überfteigt, auf welche er nach den Unfallverfiherungsgefegen 
Aufpruch Hat. Haben die Krankenlaſſen, Genoffenfchaften oder Verfiherungsanftalten Aufwendungen 
gemacht, fo tritt nach ben Beftimmungen der angeführten Geſetze teils eine gefegliche Haftung der 
verantwortlichen Perſonen ein, teils gehen bie Anſprüche der Verfiherten auf die Kaflen, Genofien- 
ſchaften ober Anftalten über. 

6. Sondervorſchriften. Die Vorfchriften der GemDd. 88 1202 —120c, ſowie dad HGB. 
& 62 bleiben unberüßrt. 

Die Borfchriften des 8 618 gelten nach EG. Art. 95 Abſ. 2 auch für das Geſinderecht. 

7. Anwenbung bed $ 618 bei anderen Rechtsverhältniſſen. Der 5 618 findet nur bei 
Dienftverträgen Anwendung. Ob und wie weit bei anderen Dienft- und Arbeitsverhältnifien, 
3. 8. bei Werkverträgen ober bei Dienftleiftumgen der Kinder im Haufe der Eltern (8 1617) 
eine Verpflichtung nad Art des 8 618 anzunehmen tft, beſtimmt fich nad) den 88 242, 157. 
Iſt ein Schade eingetreten, fo kann möglicherweife auch ein Erſatzanſpruch nach 8 823 in Frage 
tommen. Bgl. Hahn, Gruch. Bd. 45 ©. 213ff.; Rümelin, Dienftß. u. Werd. ©. 262 ff. 


4 619. 
€. II 9 558 Wbf. 2 rev. 9 610 bl. 2; III 8 610 Mbf.2. P. II 28.2 €. 200, 2931. RB. €, 1916. 
EB, 6. 2812. 


1. Entftehung der Borfärift. Die Borjchrift des 8 619 war von der zweiten Kommiffion 
zur Ergänzung des von der Kommiffion neu befchlofienen jegigen 8 618 Abf. 1 eingejtellt, von 
der RIE. ift fie auf den jegigen 8 617 erftredt und zu einem felbftändigen Paragraphen erhoben. 

2&. Bebentung bed $ 619. Schulgenftein, A. f. Bürg. R. Bd. 23 ©. 310ff. Der RB. 
enthält über ben 8 619 folgende Ausführung: „Da über den Sinn des zweiten (künftig britten) 
Abſatzes des Entwurfes Zweifel erhoben waren, fo wurde von ben Vertretern der verbünbeten 
Regierungen im Einflange mit den Mitgliedern ber Kommiſſion feftgeftellt, daß derfelbe nicht nur 
verbiete, bie Schabenserfagpflicht in den Fällen des Abſ. 1 im voraus durch Vertrag aufzuheben 
oder zu beſchränken, jondern auch beitimme, daß der Dienfiverpflichtete auf Geltendmahung des 
ihm nach 8 610 Abſ. 1 eingeräumten Rechtes auf Schug gegen Gefahren für Leben nnd Geſundheit 
‚im voraus‘, d. 5. fo lange, bis das Dienftverhältnis völlig abgelaufen jet, nicht rechtsgültig 
verzichten könne.” Das Vorftebende ift nicht zu beanftanden. Der Verzicht tft unwirkſam, einerlei 
ob er vor oder nad) Beginn der Dienftleiitung vereinbart ift. Die Geltendmahung der Rechte 
Tamm auc nicht indirekt dadurch verhindert werden, daß ſich der Dienftberechtigte für den Fall 
der Geltendmachung eine Vertragsſtrafe ausbedingt; vgl. 8 344. 

Ob die Ungültigkeit einer Vereinbarung nad) 8 619 die Ungültigfeit des ganzen Dienſtvertrags 
nad fich zieht, beftimmt fi nad 8 139; regelmäßig wird es dem Willen der Beteiligten ent= 
ſprechen, daß der Vertrag im Übrigen gültig bleibt; Staub, Kom. z. HB. Erkurs zu 8 62. 

3. Berzicht auf entftandenen Schaden. Iſt durch Verlegung der dem Bienftberecitigten 
nad) 88 617f. obliegenden Verpflichtungen ein Schaden entitanden, fo Tann ber Berechtigte auf 
den ihm zuflefenden Erfaganfpruch ganz ober teilweife verzichten, insbeſondere einen Vergleich 
abſchließen, auch wenn das Dienſtverhältnis noch fortdauert. 


468. 


BLU SE: ee ee ea 9. 1 6. 2268 f., 2275 1.; M. 11 ©. 4641. 
gu RB. 6. 19761. EB. ©. 2812, 


Lotmar, ren e en . 





6. Titel: Dienftvertrag. 88 619, 620. 577 


1. Beendigung im allgemeinen. Über die Beendigung und Kündigung des Dienftverhält- 
niſſes find in den 88 620ff. eine Reihe von Negeln aufgeftellt. Daneben kommen die all 
gemeinen Grundjäge über bie Beendigung von Schulbverhältnifien, ferner die Beftimmungen ber 
Spezialgefege fowie die Vereinbarungen der Parteien in Betracht. Die einzelnen Beftimmungen, 
melde das Geſet in den 88 620ff. gibt, Haben größtenteils den Charakter von Dispoſitivvor⸗ 
ſchriften, nur bie 88 624 und 626 find als abfolute Borfchriften anzufehen. Über bie allgemeine 
Gefihtspuntte, welche bei der Regelung maßgebend geweſen find, |. Borbm. VII 3. 

Mit der Beendigung des Dienftverhältniffes Hören die beiderfeitigen Verpflichtungen auf. 
Für den Fall vorzeitiger Kündigung auf Grund ber 88 626f. find im 8 628 befondere Bor 
fchriften gegeben. Der Dienftpflihtige Hat nad Beendigung des Dienftverhältnifies die ihm vom 
Dienſiberechtigten überwiefenen Geräte ꝛc. zurüdzugeben, er hat ferner, wenn ber Dienftvertrag 
eine Gejhäftsbeforgung zum Gegenftand Hatte, foweit erforderlich, Rechenſchaft abzulegen. Der 
Dienftberechtigte Hat ſeinerſeits die ihm übergebenen Papiere, Dienftbücher und Berfiherungstarten 
fowie eine eima geftellte Kaution zurüdzugeben ꝛc. Alle biefe und ähnliche Verpflichtungen 
find nad) 8 242 zu erledigen. Die Verpflichtung des Dienftberechtigten, dem Dienftpflichtigen 
nad der Kündigung Zeit zum Aufſuchen eines anderen Dienftverhältnifies zu gewähren ſowie die 
Verpflichtung, ein Zeugnis auszuftellen, find im ben 88 629f. geregelt. Die Frage, ob dem 
Dienfipflichtigen oder dem Dienftberechtigten wegen Lohn» oder Erjaganfprüden ein Burld- 
behaltungsrecht zufteht, beftimmt fi nad 8 273, 

Wegen des Erlöfhens einer dem Dienfipflichtigen vom Dienftberechtigten ausgeftellten 
Bollmacht ſ. 88 168f. 

2. 8 620. Das Dienſtverhältnis kann anf beſtimmte Zeit oder auf unbe- 
ftimmte Zeit eingegangen fein. on der Beendigung im erfleren Falle handelt Abf. 1, 
von der Beendigung tm leßteren Falle Abſ. 2. 

a) Abſ. 1. Iſt dad Dienftverhältnis auf beftimmte Zeit eingegangen, fo endigt 
es durch ben Ablauf ber Zeit, für die e8 eingegangen ift. Vorher tft eine Kündigung nicht zuläffig, 
nur ausnahmsweiſe tft eine frühere Kündigung nad) Maßgabe der 88 626f. möglih. Die Verein- 
barung, daß das Dienftverhältnis eine beitimmte Dauer haben und eine vorherige Kündigung 
ausgeſchloſſen fein jolle, kann auddrücklich oder ftillichweigend getroffen werben. Beiſpiel Preuß. 
OVerwGer. Bd. 40 ©. 332. Vielfach wird eine dahingehende Abficht der Parteien aus den Um— 
finden zu entnehmen fein. Hiernach ift 3. B. die in ber MIR. aufgeworfene Frage, ob ein 
Dienftvertrag, bei welhem Stüdlobn verabrebet und die Herftellung einer beſtimmten Stückzahl 
mit Hilfe der Dienfte bes Verpflichteten vereinbart fei, nad) 8 623 gekündigt werden könne, von 
den Bertretern ber verbündeten Regierungen verneint, ba tm Zweifel anzunehmen fei, daß bie 
Barteien in einem folchen Falle die Dauer des Dienftverhältnifies bis zum Herftellung der verein- 
barten Stückzahl ſtillſchweigend vereinbart hätten. (HB. ©. 1977). Handelt es ſich nicht bloß 
um einmalige Herftellung einer beitimmten Stüdzahl, fondern um ein Dienftverhältnis bon 
längerer Dauer, bei bem nur die Vergütung als Aftorblohn berechnet wird, fo findet 8 620° 
Abf. 2 Anwendung; Sigel, Arbeitsvertrag ©. 151. Um das Verhältnis möglichſt Har und 
anſchaulich zu geftalten, ift in dem 8 620 Abf. 2 auf den Zwed und außerdem auf die Beichafienheit 
der Dienfte als Stütpunft für die Auslegung des Vertrags vertviefen. 

Der Beweis, daß das Dienftverhältnis auf beftimmte Zeit eingegangen ift, liegt dem⸗ 
jenigen ob, welcher daraus Rechte Herleitet. 

db) Abſ. 2. Iſt die Dauer des Dienfivergältniffes weder ausdrücklich noch 
ſtillſchweigend beftimmt, fo wird die Beendigung durch eine beiben Teilen zuftehende 
Kündigung herbeigeführt. Die Klindigungsfriften find in ben 88 621 ff. näher beftimmt. 

Die Vorſchriften Über die Kündigungsfriften find dispofitiver Ratur. Die Parteien können 
die Friften anders als im Geſetze beftimmen, z. B. die ortsüblichen Friſten wählen. Die Friſten 
tönmen auch für jebe Bartet verſchieden gefegt werden; St.B. ©. 2812, RG. IW. 04 ©. 233. 
Die Kündigung kann endlich aud) vertragsmäßig dahin beſchränkt werben, daß fie nur für beftimmte 
Termine zuläffig fein fol. Stillſchweigender Ausſchluß der gefeglihen Kündigungsfriſt GewG. 
Bd. 8 ©. 6. Wirkungen bes Ausſchluſſes der gewöhnlichen Kündigung GewG. Bd. 7 ©. 94. 

Dienftverhältnis auf Probe Frantenberg DIE. 03 ©. 541; Baum, Hdb. f. GewG. 

207. 


Der Beweis, daß die Kündigung abweichend vom Geſetz geregelt ift, liegt demjenigen ob, 
welcher aus ber Bereinbarung Rechte herleiten will. Bgl. Er. Leonhard, Beweislaft S. 397, 288 ff. 
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8. 621. Iſt die Vergütung nach Tagen bemeffen, jo ift die Kündigung an 
jebem Tage für den folgenden Tag zuläffig. 

Sit die Vergütung nach Wochen bemefjen, fo ift die Kündigung nur für den 
Schluß einer Kalenderwoche zuläffig; fie hat fpäteftens am erjten Werktage der 
Woche zu erfolgen. j 

Iſt Die Vergütung nad Monaten bemeffen, jo ift die Kündigung nur für 
den Schluß eines Kalendermonats zuläffig; fie hat jpäteftens am fünfzehnten des 
Monats zu erfolgen. 

Iſt die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Beitabfchnitten bemefien, 
jo ift die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendervierteljahr® und nur 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrift von ſechs Wochen zuläffig. 


8. 622. Das Dienftverhältniß ber mit feiten Vezügen zur Leiftung von 
Dienften höherer Art Angeftellten, deren Erwerbsthätigfeit durch das Dienft- 


©) Die Kündigung ift eine einfeitige empfangsbebürftige Willensertlärung, 
ſ. 88 130ff. Eine Form ift für die Kündigung nicht vorgeſchrieben. Der Gebrauch des Wortes 
„Kündigung“ iſt nicht erforderlich; es genügt, wenn die bem anderen Teile gegenüber abgegebene 
Erklärung ober die ihm gegenüber vorgenommene Handlung unter Berlidjihtigung der Umftände 
des Falles ald Exflärung der Kündigung aufgefaßt werben muß. Wegen Einzelfragen ſ. 8 542 
Erl. 1 u 5 fowie Lotmar, AV. ©. 561ff.; Staubinger-Kober, Borbm. 3. 88 620—62%. 

3. Unmöglichwerben ber Dienftleiftung. 

a) Wird die Leiftung der Dienfte ganz oder teilweife unmöglid, fo finden die 
Vorſchriften der 88 323 Anwendung. gl. 616 Exl. 5. 

b) Der Tod oder die dauernde Arbeitsunfähigleit des Dienftpflihtigen führt 
die Beendigung des Dienftverhältnifies herbei, wenn, wie dies nad; 8 613 die Regel bildet, der 
Dienfipflihtige die Dienfte in Perſon zu feiften hat und bie vertragsmäßige Leiftung fomit 
unmöglih wird. Eine abweichende Regelung ift zuläffig; RG. bei Gruch. Bd. 47 ©. 40% 
= JB. 1903 Beil. ©. 16. 

€) Der Tod bes Dienſtberechtigten ift, wem nichts anderes ausgemacht tft, ohne Ein- 
fluß auf das Dienfiverhältnis. Vielfach wird aber die Sachlage fo fein, daß das Dienfiverhältnis" 
nad 8 626 gefündigt werben Tann. 

4. Beiondere Fälle. a) Wegen ber Kinbigung eines van einer Ehefrau eingegangenen 
Dienftvertrags dur den Mann f. 8 1358. 

b) Wegen ber Kündigung des Dienftverhältniffes, wenn über das Vermögen des Dienft- 
berechtigten der Konkurs eröffnet wird, ſ. KO. 8 22, wegen bed Exlöjchens des Dienfiverhält- 
niſſes, wenn fi jemand verpflichtet Bat, ein ihm von dem Gemeinſchuldner übertragenes Geſchäft 
zu beforgen, f. KO. 88 23, 27. 

$ 621. 
@. 19 563 Sat 3; ——— II 8 612. ®.1 6. 2268 ff., 2276 ff.; M. U S. 464. 
8.0 88.2 6.205f. RB. €. 19761. 

1. Im allgemeinen vgl. Er. zu 8 620. 

2. Berechnung der Friften f. 88 186ff. Bol. 8 565 Erl. 2. 

3. IR die Vergütung na Stunden bemefien, fo iſt die Kündigung nicht auf die nächſte 
Stunde, fondern erft auf den nächſten Tag zuläffig, fo Dernburg II 8308 II; a. A. Crome J 
8 260 Anm. 8. 

4. Sondervorſchriften. Die in den Speztalgefegen (Borbm. VI) über die Kündigungs: 
friften gegebenen Vorjchriften gehen denen des BGB. vor; Sigel, Urbeitövertrag ©. 152. 


8 62. 
€.18 563 Gay 2; . ae P.16. 2268 ff., 32751.; RM. II 6. 464 
188.2 6.295. 2. &.640. RB. €. 19761. 
1. Zwed und er der Borſchrift. Der von ber zweiten Kommiſſion eingeftellte 
$ 622 findet fein Vorbild Im alten HGB. Art. 61 und in der GewO. 5 1338 Abſ. 2. Ex beruht 
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verhältniß vollftändig oder Hauptfächlich in Anfpruc) genommen wird, insbeſondere 
der Lehrer, Erzieher, Privatbeamten, Gejellichafterinnen, fann nur für den Schluß 
eines Kalendervierteljahrs und nur unter Einhaltung einer Kundigungsfriſt vor 
ſechs Wochen gekündigt werden, auch wenn die Vergütung nach fürzeren Beitabfchnitten 
als Bierteljahren bemeffen ift. 


$. 623. It die Vergütung nicht nad) Zeitabfchnitten bemeffen, jo kann das 
Dienftverhältnig jederzeit gekündigt werden; bei einem die Erwerböthätigfeit des 
Berpflichteten volljtändig oder hauptſächlich in Anspruch nehmenden Dienftverhältnik 
iſt jedoch eine Kündigungsfrift von zwei Wochen einzuhalten. 


auf dem Gebanten, daß die zu höheren Dienften angeftellten Berfonen nicht darauf rechnen können, 
zu jeber Zeit wieder Stellung zu finden, und daf fie außerdem einige Beit gebrauchen, um fi 
eine neue, für ihre Berhältnifie paſſende Beſchäftigung zu fuchen. Da fie aber felten in der Lage 
find, fi Vergünſtigungen hinſichtlich der Kündigung auszubedingen, auch der 8 624 Abf. 4 nicht 
für alle hier in Betracht kommenden Fälle zutrifft, fchreibt das Geſetz vor, daß das Dienftverhäktnis 
nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs und nur unter Einhaltung einer Kindigungsfrift 
von ſechs Wochen gekündigt werden kann. 

Man kann nach dem Wortlaute bes 8 622 zweifeln, ob bie Vorſchrift nicht als eine abfolute 
anzufehen ift. Indeſſen wirb dem Zwed des Geſetzes durch eine Dispofitivvorfchrift genügt; es 
kann auch nicht als unangemefien bezeichnet werben, wenn bei probemweiler Anftellung die Kiin- 
digung vorläufig in anderer Weife geregelt wird. Man wird den 8 622 danach als Dispofitivs 
vorſchrift zu behandeln haben; fo die Herrichende Anſicht. Nimmt man ben entgegengefegten 
Standpuntt ein, fo ift ben Beteiligten anzuraten, daß fie bei einer Anftellung auf Probe die 
Dauer des Dienftverhältnifjeg von vornherein vertragsmäßig feitjegen. 

2. Borausfegungen. Ob Dienfte „höherer Urt“ zu leiften find, ift unter Würdigung 
der Umftände des einzelnen Falles und ber ganzen Rebensanfchaunng der Beteiligten zu enticheiden. 
Die geſellſchaftliche Stellung, das Ma der Vorbilbung, bie Höhe und Art der Vergütung und 
die in dem 8 622 angeführten Beifpiele werben bei der Beantwortung der Frage Anhaltspunkte 
gewähren fönnen. Vgl. Heb, Einfache und höhere Arbeit, 1905. Anwendung des 8 622 beis 
einem Gutöverwalter Seuffü. Bd. 57 ©. 359, bei einem Zuſchneider Ripr. Bd. 6 ©. 240, 
Dienft einer Hebamme als Dienft höherer Art, Recht 1901 ©. 354. 

Über bie Borausfegung, daß die Erwerbstätigkeit durd das Dienfiverhältnis 
vollftändig ober hHauptfählih in Anfpruh genommen wird, f. Erl.4b zu & 617. 

Sehlt eine der vom Geſet aufgeftellten Borausjegungen, jo bewendet es 
bei ben Regeln bes 8 621. 

8. Berechnung ber Sriften |. 88 186ff. 

4. Kündigung f. 8 620 Erl. 2c. Verpflichtung des Dienjtgeren nach der Kündigung Beit 
zum Yuffuchen eines anderen Dienftes zu gewähren, 8 629; Zeugnis 8 630. 

5. Sondervorſchriften für Handlungsgehilfen HGB. 88 66ff, fir Betriebsbeamte, Werl» 
meifter und Techniler GewO. $ 133a. 

6638. 


w.18.008,0002: Au ir teb. 8 614; IIT 8 614. 2.1 ©. 2268M., 22751.; MM. II ©. 464. 
2.0 ©2951. D. €. 641. RB. 6. 19761. EB. ©. 2813. 

1. Im —— = Erl. zu $ 620. Iſt nad) der Beſchaffenheit oder dem Zweck ber 
Dienfte eine beftimmte Dauer des DVienftverhältnifies anzunehmen, fo findet nicht $ 623 fondern 
8 620 Abf. 1 Anwendung. 

2. Halbfag 1. Diefe Beitimmungen finden namentlih Anwendung, wenn Stüdlohn 
ausgemacht iſt. 

Bei einem Dienſtvertrag, welcher eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande 
hat, findet nah Maßgabe des 8 675 der 8 672 Anwendung. 

3. Halbſatz 2. Über die Vorausfegung, daß das Dienfiverhältnis die Erwerbötätigkeit 
volftändig oder hauptfächlich in Anſpruch nehme, |. Exl. 4b zu 8 617. 

4. Berechnung ber Friſt 1. 55 186 ff. 
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8. 624. Iſt das Dienftverhältniß für die Lebenszeit einer Perfon oder für 
längere Zeit als fünf Jahre eingegangen, jo kann es von dem Verpflichteten 
nach dem Ablaufe von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigungsfrift be- 
trägt ſechs Monate. 


8. 625. Wird das Dienftverhältnig nach dem Ablaufe der Dienftzeit von 
dem Berpflichteten mit Wifjen des anderen Theiles fortgejegt, fo gilt es als auf 
unbeftimmte Zeit verlängert, fofern nicht der andere Theil unverzüglich wider- 
ſpricht. 
er en sn. 


@.18 564; II 8 563 red. we 11 8 615. —— — 2372 ff.. 2279, 3550, 3554, 2000 . 61941.; 

MILE. 465. P. I Sd. 2 6.209. D. 6. 640. AB. 6.1977. 61®. 6.737, 745, 28121. 

1. Zwed der Vorſchrift. Der 8 624 will einer zu weitgehenden Beſchränkung der perfün- 
lichen Freiheit entgegentreten, die fi daraus ergeben kann, daß jemand fi auf fehr lange Zeit 
vertragsmäßig zu Dienftleiftungen verpflichtet. 

2. Die Borſchriften des & 624 ſind abfolnte. Der Dienftpflihtige kaun nicht auf das ihm 
nad) 8 624 zuftehende Kündigungsrecht verzichten. Die Kündigung kann auch nicht indirekt durch 
eine Vertragsftrafe audgefchlofien werden; 5 344. 

8. Borandfegungen. 

&) Es genügt, wenn das Dienftverhältnis für bie Lebenszeit irgendeiner Perfon des 
Dienfiheren, bed Dienftpflichtigen oder eines Dritten eingegangen ift; Dertmann 8 624 Exl. 2a. 

b) Die Kündigung nad) 8 624 Hit auch dann zuläffig, wenn ber Dienftpflichtige die Dienfte 
durch einen anderen bejorgen lafien darf, KB. S. 1977. 

0) Der 8 624 findet ferner aud) dann Anwendung, wenn vereinbart ift, dab das Dienft- 
verhältnis bis zu dem Eintritt eines beftimmten Ereigniſſes bauern folle, das Ergebnis aber erft 
nad dem Ablaufe von 5 Jahren eintritt. Mit dem Ablaufe von 5 Jahren kann das Dienſt⸗ 
verhältnis von dem Verpflichteten gekündigt werben. 

4) Ein Bertrag, durch welchen ſich jemand verpflichtet, bie Dienfte anderer 
Berfonen zu befhaffen, ift kein Dienfivertrag. Auf einen folden Vertrag findet ber Para— 
graph feine Anwendung. 

4. Geſinderecht. Die Vorſchriften des 8 624 gelten auch für das Geſinderecht: ES. 
Art. 95 Abſ. 2. 


@.18 565; II 8 564 res. 8 616; TIL 8 616. 9.1.2270; MR. 11 E.468. P. U BE, 2 €. 301. 
RB. 6. 1977. 


1. Bebentung der Borfärift. In Übereinftimmung mit dem früheren Rechte und ent- 
ſprechend der für die Miete im 8 568 gegebenen Borfhrift regelt ber $ 614 die ftillichweigende 
Verlängerung des Dienftverhältnifies. Wird das Dienftverhältnis nad dem Ablaufe der Dienft- 
zeit von dem Verpflichteten mit Wifien des Berechtigten fortgefegt, jo witrbe ſchon nach allgemeinen 
Grundfägen eine ſtillſchweigende auf Verlängerung bes Dienftverhältnifies gerichtete Vereinbarung 
anzunehmen jein, fofern nit aus den Umftänden ein anderer Wille der Beteiligten erhellt. 
Inſoweit würde e8 alfo keiner beſonderen Borfchrift bedürfen. Aber eine folhe Vereinbarung 
tönnte wohl nur für die Zeit angenommen werben, während welcher das Dienftverhältnis fortgefegt 
wird. Der 8 625 beitimmt hierüber Kinausgehend, daß unter den im Geſetze bezeichneten 
Vorausfegungen das Dienftverhältntis als auf unbeftimmte Beit feftgefegt 
gelten folt. 

2, Boransfegungen. 

a) Ablauf der Dienftzeit. Es macht feinen Unterſchied, ob das Dienftverhältnis durch 
Ablauf der von vorherein beftimmten Dienftzeit oder durch Kündigung beenbigt ift. 

b) Fortſetzung des Dienftverhältntffes. Aus dem Verhalten des Dienftpflictigen 
muß fich der Wille ergeben, das Dienſtverhältnis fortzufegen. Erklärt der Werpflichtete 3. 8. 
bet ber fortgejeßten Leiftung ber Dienfte, bak er nur vorläufig und etwa bis dahin, daß 
der Dienſtberechtigte fi die Dienfte anderweit befhaffen könne, oder auf beftimmte Beit die 
Dienfte weiter feiften werde, fo Hit dies nicht als eine Fortjegung des Dienftverhältniffes im 
Sinne des 8 625 anzufehen. Für einen Fall diefer Art gibt das Geſeß Feine Vorſchriften. Im 
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8. 626. Das Dienftverhältnig kann von jedem Theile ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrift gefündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 


Zweifel wird der Berechtigte, welcher die in folder Art angebotenen Dienfte annimmt, die bie- 
herige Vergütung nad) Verhältnis ber Zeit, fiir welche die Dienfte geletftet werben, zu entrichten 
haben (vgl. 8 557). 

e) Mit Wiſſen des anderen Teiles. Das Wifienmüffen tft dem Wiflen nicht gleich 
geitellt. Man wird aber ein Wiflen des Dienfiberechtigten ſchon dann anzunehmen haben, wenn 
er nad) dem ihm bekannt gewordenen Verhalten des Dienitpflichtigen verniünftigerweife den 
Schluß ziehen mußte, daß diefer das Dienftverhältnis fortfegen wolle. 

d) Widerſpruch. Das Dienitverhältnis foll als verlängert gelten, wenn der Berechtigte 
nicht widerſpricht. Ein Widerfpruch des Werpflichteten tft abweichend von 8 568 nicht erwähnt. 
Da als pofittve Borausjegung aufgeftellt ift, daß der Dienftpflichtige die Dienfte in dex Abſicht 
weiter leiftet, das Dienftverhältnts als ſolches fortzufegen, fo ſchließt ein Widerſpruch des Vers 
pflichteten die Fortſetzung des Dienftverhäfmifies von felbft aus. Ein nachträglicher Widerſpruch 
des Berpflichteten, nachdem die Verlängerung des Dienftverhältnifies zuftande gekommen ift, ift 
Dagegen ohne Bedeutung; es würde fi dann nicht um einen Widerſpruch gegen das Zuſtande⸗ 
tommen der Vereinbarung, jondern um einen unzuläffigen einfeitigen Widerruf handeln, 

Der Widerfprud hat den Charakter einer einfeitigen empfangsbedürftigen 
Billenserklärung; f. 88 130ff. 

Der Widerſpruch muß unverzüglich, d. h. nad 8 121 ohne ſchuldhaftes Zögern erfolgen. 

e) Die Beweislaft ftellt fi fo, daß derjenige, welcher ſich auf den Abſchluß des neuen 
Vertrags beruft, die Tatfahen, auf Grund beren ein Abſchluß vermutet wird, darzutun bat, 
während der andere Teil die nnverzügliche Erhebung des Widerſpruchs beweiſen muß. U. A. 
Fr. Leonhard, Beweislaft S. 397. 

8. Rechte und Pflichten bei bem verlängerten Dienfiverhältuiffe. Die Art und ber Um— 
fang der Dienfte einerjeits, die Art, die Höhe und die Fälligkeit der Vergütung andererfeits, bes 
ſtimmen ſich nad) dem früheren Vertrage. 

Für die Kündigung gelten, da der Vertrag ald auf unbeflimmte Zeit fortgefegt gilt, die 
Vorſchriften dev 88 621 ff. — 

8 


«I go * e Ga 1; 11 8565 Wbf. 1 veh. 8617; III 8 617. P. 1 ©. 2254 q. 2270 f1., 2458, 6197, 6200; 
©.468f. 9.1198.2 6.3011. 2. ©. 641. RB. 6. 1974, 1977. EB. 6. 28131. 

Er zu den 88 626ff. Reinhard, Der einfeitige Rüdtritt vom Dienfivertrage; Fuld, 
Gruch. Bb. 44 ©. 592ff.; Fieberg, DIE. 1904 ©. 483. 

1 Zwei und Charalter der Borfärift. Der $ 626, welder fein Vorbild in den Ve 
ftimmungen des HGB. 88 70ff. und der GewO. 88 123ff. findet, beruft auf der Erwägung, 
daß bei dem Dienitverhältnifie, welches feiner Natur nad) regelmäßig eine perjönliche Beziehung 
zwiſchen den Parteien begründet, Umftände eintreten können, unter denen dem einen oder dem 
anderen Teile eine Foriſetzung des Verhältnifies nicht zugemutet werden kann. Der 8 626 ges 
ftattet deshalb beiden Teilen den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen, 
wenn ein wichtiger Brund vorliegt. 

Die Vorſchrift des 3 626 muß. ihrem Zwecke nad als eine abfolute gelten, auf das 
Kündigungsredt kann nicht im voraus verzichtet werden. Vgl. aber Erl. 3 a. €. 

2. Geltungsbereih. Der 8 626 findet bei allen Dienftverträgen Anwendung, gleichviel ob 
fie auf beftimmte oder umbeitimmte Zeit gefchlofien find, und gleichviel welchen Inhalt fie haben; 
Rſpr. Bd. 2 ©. 502. Keine Anwendung bes 8 626 beim Wertvertinge; a. W. Rümelin, 
Dienfi®. u. WerkV. ©. 298ff. 

8. Wichtiger Grund. Stammler, Lehre vom richt. Recht S. 561 ff. 

a) Der Begriff de wichtigen rundes, welchen das BEB. noch in einer ganzen Reihe von 
anderen Zällen anwendet (vgl. 88 627 Ubi. 2, 671 Abſ. 3, 696 Sag 2, 712, 723 Abf. 1, 2, 
749 Qbf. 2, 811, 843, 1839, 2227 Abſ. 1), ift im Gefege nicht näher beftimmt. Er kann in den 
perfönlihen Verbältnifien des Dienſiberechtigten, in den perfönlichen Berhältnifien des Dienft« 
pflichtigen oder auch tn objektiven Umftänden gefunden werden. Auf ein Verfhulden des anderen 
Zeiles fommt ed an fi) nicht an, es kann aber gerade die ſchuldhafte Verlegung der Vertrags» 
pflicht die Kündigung rechtfertigen. Beiſpiele find anders mie im HGB. und in der GewO. 

Bland, Kommentar z. BEL. Bd. IL. 8. Muflage. 38 
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nicht angeführt, weil die Berhältnifie bei den Dienftverträgen des Bürgerlichen Rechtes außer⸗ 
ordentlich verfchiebene find, und eine Hervorhebung einzelner Fälle zu einer Einengung der ganz 
allgemeinen Borfchrift hätte führen fünnen; P. Il Bd. 2 ©. 302 KB. ©. 1977. WIS wichtiger 
Grund können z. B. in Betracht kommen Bertrauend» oder Treubruch, unfittlihes Verhalten, 
Trunlenheit, Krankheit, Nichtauszahlung des Lohnes. Mus der Praxis RG. Bd. 7 ©. 77 (code 
eivil, Enilafjung des Borftandes einer Attiengefellichaft), Bd. 23 ©. 167 (gem. Recht, ungehöriges 
Verhalten des Repräſentanten einer Gewerkſchaft), Bd. 38 ©. 114 (GewO., Entlaflung eines 
Techniters, weil er in einem Konkubinat lebt), RG. 8b. 53 ©. 266 (übermäßiges Börfenfpiel und 
Geltendmachung bes Differenzeinwandes unter Umftänben Grund für die Entlafjung des Geſchäfts- 
führers einer G. m. b. 9., dazu Seeler, 9. f. Bürg. R. Bd. 24 ©. iff,; Nußbaum ebenda 
©. 325ff.); ferner Bayr. ObLE. i. Strafi. Bd. 1 ©. 283 (Bezeichnung der Leiftungen eines 
Dienftboten als ganz wertlofe fein Grund zur Kündigung), Seuffel. Bd. 37 ©. 160 (Achtungs- 
verlegung), Bd. 52 ©. 279 (Unfähigkeit eines Gefhäftsreifenden), Rſpr. Bd. 2 ©. 502 (Mufhebung 
einer Privatpoft als Grund für die Entlafiung der Angeftellten), Bd. 3 ©. 94 (Krankheit des Ber- 
pflichteten), GewG. Bd. 8 ©. 25 (Trunkenheit). Bgl. ferner die im HEB. 8% 71f. und GewO. 
8 123f. angeführten Fälle und die zu biefen Gefegen ergangene Literatur und Rechtſprechung. 

Über einen einzelnen widhtigen Grund kann eine Vereinbarung getroffen 
werden, namentlich in dem Sinne, daß ein beitimmier Umftand als Kündigungsgrund gelten 
fol. Berftößt die Vereinbarung aber gegen bie quten Sitten ($ 138) oder gegen ben Zwed bes 
8 626, fo ift fie nidtig; Staub, Komm. z. HGB. 8 70 Anm. 14. 

Auf die Beltendmahung eines beftimmten Vorkommniſſes als Grund für 
die Kündigung kann ausbrüdlid oder ftillfhweigend verzichtet werden. 

b) Liegen bereits bei Abſchluß des Vertrags Umftände vor, welche den einen Teil 
abhalten würden, das Dienftverhältnis einzugehen, wenn er fie gelannt hätte, fo kann eine An⸗ 
fehtung wegen Irrtums ober Täufhung in Frage kommen; f. 88 119, 123. Möglicherweiie ift 
aber and in diefem Falle ein Kündigungsrecht nad) 8 626 begründet. Ob ber Grund zur 
Kündigung vor oder nad) Beginn des Dienftes eintritt, iſt gleichgültig. 

4. Kündigung. Die Kündigung ift eine einfeitige empfangsbebürftige Willenserklärung; 
88 130ff. Wegen Einzelfragen |. 8 542 Exl. 1. Bgl. $ 620 Erl.2c. 

Wer das Dienfiverhälnis auf Grund des 8 626 vorzeitig kündigt, will vegehmäkig, dab 
der Vertrag jedenfalls aufgehoben werben fol. Die Kündigung iſt alfo regelmäßig fo zu ver» 
ftehen, daß fie, wenn fein wichtiger Grund vorliegen follte, zum nächſten Kündigungstermin auße 
gefprochen fein folle. 

Die Kindigung nad) 8 626 wird regelmäßig in dem Sinne erfolgen, daß das Dienft- 
verhältnis fofort aufgelöft werden fol, fie ift aber auch für einen fpäteren Beitpuntt, z. B. für 
den Ablauf der Woche oder zum Schluſſe der Ernte zuläffig; a. U. Staub, Komm. 5. HB. 
8 70 Anm. 1. Im lepterem alle wird dann aber möglicherweije der andere Teil jeinerfeits 
nad 8 626 fofort kündigen können. 

5. Wirkung der Kündigung. 

a) Die Kündigung nad 8 626 hebt, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, das 
Dienftverhältnis für die Zukunft auf. Eine Feftitellung des wichtigen Grundes durch 
Urteil ift nicht erforderlih. Die Aufhebung bes Dienftverhältnifies tritt mit der Kündigung ein. 

Die Anſprüche Hinfihtlich der Vergütung fowie die aus der Kündigung etwa erwachſenden 
Anſprüche auf Schadenserfag find in dem 8 628 "geregelt. 

b) Die Kündigung nad $ 62% hebt, wenn ein wichtiger Grund nicht vorliegt, 
das Dienftverhältnis nicht auf. Bgl. Fiſcher, Recht 1903 ©. 335; Meyer, ebenda 
©. 356; Böhm ebenda ©. 479; Thiele, Arc. f. civ. Pr. Bd. 89 ©. 161; Fieberg, DIE. 
1904 ©. 483-4. Doc wird in der Kündigung nach 8 626 regelmäßig auch eine Kündigung 
zum nächſten zuläffigen Termin zu finden fein; f. oben unter Erl. 4 Wegen Vergütung 
und Schadenserſatz ſ. 8 628 Erl. 6. 

Hat der Dienfiberechtigte den Pienfipflichtigen zu Unrecht auf Grund bes 8 626 entlafien, 
fo finden die Vorſchrifien bes 8 615 oder auch möglicherweife des 8 324 Anwendung. 

Hat der Dienftpflichtige zu Unrecht auf Grund des 8 626 ben Dienft verlafien, fo iſt er 
dem Dienſtberechtigten nad allgemeinen Grundiägen (88 20, 286) zum Echadenserfage ver 
pflichtet. Der Dienſtberechtigte wird regelmäßig für befugt zu erachten fein, ſich die Dienfle 
anderweit zu befhaffen und dem anderen Teil die Koften für den Erjap in Rechnung zu ftellen. 
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$. 627. Hat ber zur Dienftleiftung Verpflichtete, one in einem dauernden 
Dienftverhältniffe mit feſten Bezügen zu ftehen, Dienfte höherer Art zu leiften, 
die auf Grund bejonderen Vertrauens übertragen zu werben pflegen, fo ift die 
Kündigung auch ohne die im 8. 626 bezeichnete Vorausſetzung zuläffig. 

Der Verpflichtete darf nur in der Art fündigen, daß fich ber Dienftberechtigte 
Die Dienfte anderweit beichaffen kann, es fei denn, daß ein wichtiger Grund für 
die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne folchen Grund zur Unzeit, jo 
bat er dem Dienftberechtigten den daraus entftehenden Schaden zu erſetzen. 


Er Tann den rüditändigen Lohn bis zum Erſatze biefer Koften und be etivaigen weiteren 
— zurückbehalten. 

6. Rüctritisrecht. Neben dem Kündigungsrechte kann im einzelnen Falle ein Rücktritts⸗ 
weit nach 83 325f., ſowie ein vertragsmäßiges Rüdtrittsrecht in Frage kommen. Vgl. Schöller 
Gruch. Bd. 46 ©. 286ff. 

7. Ablehnung der Dienfte auflatt ber Kündigung. 

a) Der Dienſtberechtigte ift in der Lage, anftatt nach 8 626 zu kündigen, unter Fort⸗ 
gewährung der Vergütung die Dienfte des anderen Teiles abzulehnen; vgl. 8 611 Erl. 5a 
Bon Bebentung iſt dies in ſolchen Füllen, in welchen der Dienftberedhtigte zwar Grund zur 
Entlafiung zu Haben glaubt, aber nicht fiher tft, ob demnächſt vom Gericht das Vorhandenſein 
eines wichtigen &rundes anerkannt werben wird, und ferner bei ſolchen Vorkommmiſſen, melde 
der Dienftberechtigte nicht in die Öffentlichkeit gebracht wiffen will. 

b) Im Falle der Ablehnung ber Dienfte wird ber Dienftpflichtige Häufig für befugt zu 
erachten jein, das Dienftverhältnis ſeinerſeits nach $ 626 zu kundigen. 

8. Sondervorſchriften. Die Beitimmungen des HGB. 88 70ff., der Seemanns O. 88 69f., 
74f., der &ew.D. 88 123ff., Gew.UBerf.&. 88 141f. bleiben unberührt. Beſtritten ift, ob neben 
ben Beitimmungen der GewO für bie dort nicht geregelten Fälle der $ 626 Anwendung findet. 
Für die Bemeinung Vollmer, Fiſchers 8. f. Pr. u. Gef. ©. d. Berw. Bd. 23 ©. 32; Schäfer, 
Eid und Brandis im GewG. Bd. 4 Ep. 57, 70, 104, 105; Burdardt, DSB. 1900 
©. %5; Fuld, Gruch. Bb. 44 ©. 592; Neulamp, Verw. Ar. Bd. 5 ©. 227; für die 
Beladung, v. Blume und Deder, GewG. Bd. 4 Sp. 57, 70, 91; v. Blume, Verw. Ar. 
Bd. 7 ©. 481ff. Die Frage fit vom Standpunkte der GewO. zu enticheiden; überwiegende 
Gründe dürften für die Verneinung fprechen. 


6 627. 
€. 11 8 565 Abf. 2 ver. 8 618; III 8 618. PUB. 2 6. 301M. D. ©. 641. RB. 6. 1977. GIB. ©. 2814. 

1. Bebentung der Borjärift. Der 8 627 ſetzt für gewiſſe Dienftverhältnifle, die auf bes 
fonderem Vertrauen beruhen, wie dies 3. B. bei Ärzten, Künſtlern, Lehrern und Rechtsanwälten 
zutrifft, ein beiderfeitigeß freie Kündigumgsreht feit. Gegenüber dem 8 626 liegt der Vorteil 
für die Beteiligten darin, daß die Frage, ob bie Kündigung gerechtfertigt geweien fei, ber 
richterlichen Rahprüfung entzogen iſt. Einem Mißbrauche des Kündigungsreht? wird durch 
die Veftimmungen des Abf. 2 und des 8 628 vorgebeugt. Das Kündigungsredht nad Maßgabe 
ber 88 622ff fowie nad) & 626 wird durch den 8 627 nicht berührt. 

2. Borausfegungen. 

&) Wegen des dauernden Dienftverhältniffes ſ. Erl. Aa zu 8 617. 

b) Ob „fefte Bezüge“ vorliegen, wird vielfach dann zweifelhaft fein, wenn kein feftes 
Gehalt ausgeſetzt, aber eine gewiffe Einnahme garantiert ift, wie dies z. B. häufig bet Kaſſen⸗ 
ärzten vorlommt. Die Frage ift nad) den Umftänden des einzelnen Falles zu enticheiden. Als 
Beiſpiele für dauernde Dienftverhältnifie mit feften Bezügen find bei den Verhandlungen der 
zweiten Kommiſſion die des Leibarztes, des Hofmeiſters und bes Syndikus genannt; bet biefen 
würde alſo $ 627 feine Anwendung finden. 

©) Wegen ber Dienfte höherer Art f. 8 622 El. 2. 

4) Ob die Dienfte auf Grund befonderen Vertrauens Übertragen zu werden pflegen — 
nur bierauf kommt es an, nicht darauf, daß fie wirklich aus diefem Grunde übertragen find — 
wird nad) den Anſchauungen des Lebens zu beurteilen fein. 

0) Der Beweis, dab die Borausfegungen des Abf. 1 vorliegen, hat derjenige zu führen, 
der fi) auf die Kündigung beruft. 

38% 
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8. 628. Wird nad) dem Beginne der Dienftleiftung das Dienftverhältnik 
auf Grund des 8. 626 ober des $. 627 gefündigt, fo kann der Verpflichtete einen feinen 
bisherigen Leiftungen entfprechenden Theil der Vergütung verlangen. Kündigt er, 
ohne durch vertragawibriges Verhalten des anderen Theile dazu veranlaßt zu 
fein, oder veranlaßt er durch fein vertragswibriges Verhalten die Kündigung des 
anderen Theiles, jo fteht ihm ein Anfpruch auf die Vergütung infoweit nicht zu, 
als feine bisherigen Leiftungen in Folge der Kündigung für den anderen Theil 
kein Intereffe Haben. Ift die Vergütung für eine fpätere Zeit im Voraus ent⸗ 
richtet, jo Bat der Verpflichtete fie nach Maßgabe des $. 347 oder, wenn bie 
"Kündigung wegen eine Umftandes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nad) 
ben Vorfchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüd- 
zuerjtatten. 

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen Theiles 
veranlaßt, fo ift Diefer zum Erſatze des Durch die Aufhebung des Dienftverhältnifies 
entftehenden Schadens verpflichtet. 


1) Beifpiele. Unter 8 627 künnen fallen die Dienfte der Hausärzte und ber Kafſenärzte 
der Künftler, ber Hebammen (Recht 1901 ©. 354), der Rechtsanwälte (Recht 1902 ©. 149). 
Auch die Dienfte des Kommiſſionärs können unter $ 627 fallen; f. Staub, Komm. 3. HGB. 
8 383 Anm. 18, RG. in JB. 1905 ©. 20. Seine Anwendung beim Schiedsvertrag RG. Bd. 59 
©. 49. 

3. Wegen der Kündigung ſ. 8 620 Erl. 2c; vgl. 8 626 Erl. 4. 

4. Abſ. 2. 

a) Die Vorſchrift entfpricht der für dem Auftrag gegebenen Vorſchrift des 8 671 Abf. 2 
(vgl. 8 675); ähnliche Vorſchriften auch im 8 723 Ubf. 2 und 8 2226 Sap 2. 

Für die Erfüllung ber Verpflichtung iſt der Grundfag des 8 242 maßgebend. 

b) Wegen des wichtigen Grundes f. 8 626 Ext. 3. 

0) Schadenserſatz f. 88 240ff.; zu beachten ift, daß fiir immateriellen Schaden nach 
8 253 fein Erfap zu leiſten in 

5. Dispsfittver Eharalter ber Borfhrift des 5 627. Die Vorſchriften des 8 627 find 
für dispoſitiv zu erachten. Beibe Teile lönnen unter Umftänden ein erhebliches Intereſſe daran 
haben, da8 abſolute freie Kündigungsrecht einzufchränten und andererſeits wird einer zu welt 
gehenden Einjchräntung ber Kündigung durch die abfolute Vorſchrift des $ 626 vorgebeugt; 
a. Dertmann 8 627 Erl. 4; Staudinger:Kober 8 627 Erl. VI; Müller, BL f. RAnw. 
Bd. 66 ©. 26. 

668, 
@.18 566 Ab. 1 Eat 2, ae 11 8 566 reu. 8 619; III 8 619. P.1 6. 2254, 2379 ., 2458, 6197, 6200 
16.468f. 918.2 6. 301f. 618. 6. 2814 

1. Zwei ber — Wenn das Dienſtwerhälmis nad) Maßgabe ber 88 626f. plößzlich 
aufgelöjt wird, fo können Zweifel darüber entftehen, wie es mit der Vergütung filr die bis zur 
Auflöfung geleifteten Dienfte zu Halten ift; vgl. M. II ©. 542 (zu €. I 8 596). Im Interefie 
der Nechtöficherheit gibt das Geſetz im 8 628 Dispoſitivvorſchriften über die Folgen einer vor 
zeitigen Kündigung. Abſ. 1 Sag 1 ftellt als Grundſatz auf, daß der Dienfipflictige einen 
verhältnismäßigen Teil der Vergütung verlangen kann. Sag 2 ſchränkt das Recht auf die Ver- 
gütung für gewiſſe Fälle ein. Satz 3 regelt die Rüdvergütung des vorweg gezahlten Lohnes. 
Abſ. 2 gibt für gewiſſe Fälle neben dem Rechte auf die Vergütung noch einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz. 

Die Frage, wie ſich das Verhälmis in den nit vom 8 628 gedeckten Fällen, insbeſondere 
bei nicht gerechtfertigter einfeitiger Aufhebung des Dienftverhältnifies, geftaltet, ift nach allgemeinen 
Grundſätzen zu entſcheiden; f. unten Erl. 2b, 6-8. 

2. Abſ. 1 Satz 1. 

a) Wird das Dienftverhälnis nah Beginn der Dienftleiftung gekündigt, fo — der 
Dienſtpflichtige einen feinen bisherigen Dienſtleiſiungen entſprechenden Teil der Vergütung ver 
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fangen, einerlei, ob die teilweiſe Dienftleiftung eimen Exfolg gehabt hat, oder ob fie für dem 
anderen Teil von Wert ifl. 

Begen der Bergütung f. Erl. zu 8 612. 

b) Wird das Dienftverhältnis vor Beginn der Dienftleiftung gekündigt, fo kann 
der Dienftpflichtige keine Vergütung verlangen. 

©) Aufwendungen bes Dienftpflihtigen, wie z. B. Reifen zur Urbeitsftätte, find, 
wenn der Dienftvertrag eine Gejchäftsbeforgung zum Gegenitande hatte, mangels befonderer 
Vereinbarungen nad) 88 675, 670 zu erfegen und zwar auch bann, wenn ber Bertrag vor Beginn 
der Dienftleiftung gekündigt ift. 

Vorbereitende Handlungen, welche unmittelbar für die Ausführung der eigentlichen 
Dienfte notwendig find, wie z. B. bie Reife eimes Arztes an den Wohnfig eines Patienten, 
melde aber, wie dies Häufig vorkommt, nicht bejonder berechnet, fondern bei der Geſamt⸗ 
vergäitung mit in Anfchlag gebracht werben, find, bereits ald Teil der vertragsmäßigen Dienſi⸗ 
leiftungen anzufehen und fomit nach 8 628 Abf. 1 Sag 1 zu vergfiten. 

4) Beweis. Der Dienftpflichtige, welcher auf Grund des 8 628 Abſ. 1 Sap 1 einen 
Tel der Vergütung fordert, hat darzutun, einmal, daß er Dienfte geleiftet Hat, für welche ihm 
eine Bergütung zufteht umd fodaun, daß der von ihm geforderte Teil der Vergütung feinen 
biß zur Beendigung des Dienftverhältnifies gemachten Leiftungen entipriät. 

8 Abſ. 1 Sat 2, 

a) „Rertragswidrig“ tft nach dem Sprachgebrauce bes BGB. dahin zu verftehen, daß 
ein fubjeltiv und objeltio widerrechtliches Verhalten erfordert wird; fo die herrſchende Meinung; 
0. A. Endemann I 8 174 Anm. 4b. 

b) Beweis. Beruft ſich ber Dienftberechtigte gegenüber dem Anſpruch des Dienfipflichtigen 
auf die Vorſchrift des Sag 2, fo hat er darzutun, daß bie Vorausſetzungen des Sag 2 erfüllt 
find, alfo daß der Dienftpflichtige gekündigt oder die Kündigung veranlaßt Bat, und daß feine 
bisherigen Leiftungen infolge der Kündigung kein Intereſſe fiir den Dienitberechtigten haben. 

4. Abſ. 1 Sag 3. Die Regelung entfpriht ben in den 88 327, 543 Abf. 2 file ähnliche 
Falle gegebenen Beitimmungen. 

Umftände, die zu vertreten find, 88 276ff. Ungerechtfertigte Bereicherung 88 812ff. 

Da die im voraus gezahlte Vergütung nad) Mabgabe der Vorjchriften über ungerechts 
fertigte Bereicherung auch dann zurüdzuerfiatten ift, wenn der Dienftvertrag infolge Unfechtung, 
oder wenn er aus anderen Gründen, z. B. durch den Tod des Dienftberechtigten oder bes Dienſt⸗ 
pflichtigen enbdigt, ergibt ſich ſchon aus allgemeinen Grundfägen und ift deshalb im Gejege nicht 
befonder8 ausgeſprochen. 

5. Abſ. 2. Ein Anſpruch auf Schadenserſatz kann ſowohl für den Dienftberechtigten als 
aud) für den Dienftpflichtigen in Frage kommen. Beiſpiel RC. Bd. 47 ©. 246 (Unfpruch bes Arbeits: 
gebers gegen den wegen vechtöwidriger Arbeitseinſtellung entlafjenen Arbeiter). 

Schadenserſatz 88 249ff. Bei der Berechnung bed Schadenserſates ift ein etwaiges 
Kündigungsreht des fchuldigen Teiles zu berüdfichtigen; GewG. Bd. 11 ©. 8. Es muß an= 
genommen werden, baß dieſer ſeinerſeits bad Dienftverhäftnis durch Kündigung aufgelöft haben 
würde, jobald dies jtatthaft gewejen wäre. Für immateriellen Schaden ift nad) $ 253 fein 
Erſatz zu Teiften. 

6. Anbermweite vorzeitige Beendigung bes Dienfiverhältnified. 

a) Wird die Leiftung unmöglich, fo findet nicht der 8 628 Anwendung, jondern bie 
Folgen der Unmöglichkeit beftimmen fi) nad) den Vorfchriften der 88 323ff. Wegen der Frage, 
wann eine Unmöglicheit vorliegt, vgl. 8 615 Exl. 3a und 8 616 Erl. 5. 

Bei vorübergehender Unmöglichkeit der Dienftleiftung kommt außerdem $ 616 
in Betradit. 

6b) Wird der Dienftpflihtige entlaffen, ohne daß die Boransfegungen der 
88 6265. vorliegen, fo kommt der Dienftberehtigte in Annahmeverzug und es finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 615, 304 Anwendung. Wird durch die Entlafjung die Leitung der Dienfte 
unmöglich, fo greift $ 324 Platz. Der Dienftpflihtige kann danach namentlich bie vertragd- 
mäßige Vergütung fordern, ohne zur nachträglichen Leiftung der Dienfte verpflichtet, zu fein; er 
muß fi aber anrechnen lafjen, was ex infolge des Unterbleibens ber Dienftleiftung erjpart odes 
durch anderweitige Verwendung feiner Dienfte erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 

In der Praxis ift die Frage aufgetaucht, ob der Dienftberechtigte im Falle einer vorzeitigen 
ungereshtfertigten Entlafjung verpflichtet fei, die dem Dienftpflichtigen etwa zugejagten Natnrals 
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leiftungen bis zum Ablaufe der Kündigungsfrift weiter zu gewähren, 05 er insbeionbere dem 
Dienftpflichtigen die überwiefene Wohnung bis zum Ablaufe der Kündigungsfriſt belaſſen mäfle; 
Literatur $ 626 Erl. 5b. Die Frage wird fo zu beantworten fein: Durch die vorzeitige Eut⸗ 
lafiung wird die Verpflichtung bes Dienftberechtigten, die vertragsmäßige Vergütung in der Urt 
zu leiften, wie fie vereinbart ift, nicht berührt. Uber die Raturalleiftungen haben häufig zugleich 
den Charakter von Hilfsleiftungen (vgl. 8 611 Erf. 5b) und ftehen in engem Bufammenhange 
mit der Leiftung der Dienfte durch ben Dienftpflihtigen, fo z. B. wenn einem ®Bortier eine 
Wohnung in dem Haufe eingeräumt wird, weldjes er bewachen fol, oder wenn einem Stewarb 
auf einem Schiffe für die Dauer der Reiſe freie Verpflegung zugefichert wird. Nun tft der 
Dienſtberechtigte nicht verpflichtet, die Dienfte des anderen anzunehmen (3 611 Erl. 5a). Wenn 
ex aber bie Leiftung der Dienfte verweigern kann, fo muß er auch feinerfeits folde Natural⸗ 
felftungen verweigern können, welde von feinem Standpunkt aus nur zur Ermöglidiung der 
Dienftleiftung veriprohen find. Es würde widerfinnig fein, wenn man ben Reeder zwingen 
wollte, dem Steward Verpflegung auf dem Schiffe zu gewähren, wenn er feine Dienfte als 
Steward leiſtet, oder dem Bortier die Wohnung zu belafien, wenn ihm bie Überwachung des 
Hanjeß entzogen wird. Man muß babei berüdfichtigen, baf die Weigerung, dem Dienftpflictigen 
die Leiftung der Dienfte zu geftatten, vegelmäßig nicht ohne Grund erfolgt; der Dienftherr ift 
nur vielfach nicht in ber Lage, das Borhandenfein eines wichtigen Grundes zu beweifen. Wollte 
man ben Dienftberechtigten zwingen, den Dienftpflichtigen unter allen Umftänden bis zum Wblanfe 
der Künbigungsfrift im Hauſe zu behalten, jo könnte dies unter Umftänden als eine unerträg- 
liche Härte empfunden werben. Umgekehrt wird vielfach den Jntereſſen des Dienftpflihtigen 
durchaus genügt, wenn er auberweit Unterhalt und Wohnung erhält. Bet folder Sadlage 
muß e8 als im Sinne bes Vertrags liegend angelehen werden (88 157, 242), daß der Dienft- 
berechtigte die Naturalleiftungen verweigern darf, wenn er den Dienftpflichtigen entläßt, voraus⸗ 
gelegt, dab die Naturalleiftung den bezeichneten Charakter trägt. Gelbfiverftändlih hat der 
Dienftpflichtige in dem bezeichneten alle wegen der Naiuralleiftungen Anſpruch auf Schabens- 
erſatz. Wie hier RG. Bd. 22 ©. 35 (franz. R.), Bd. 42 ©. 253 (preuß. R). Dernburg, 
BR. III 8 23 Anm. 8 bemerkt, daß ber Dienftpflichtige Hinfichtlich einer ihm überwiefenen Wohnung 
nur Befigdiener fei und daß der Dienftberechtigte ihm daher zur Mäumung einer etwaigen 
Wohnung zwingen fönne; indefien wird damit die Frage ber tatſächlichen Räumung der Wohnung 
gelöft, aber nicht die Frage entichieden, ob der Dienftberechtigte obligatorifch verpflichtet ift, die 
Naturalleiſtung weiter zu gewähren. Bgl. auch Lotmar, Arbeitövertrag ©. 176ff.; Burchardt, 
DI3. 1900 ©. 264. 

©) Hebt der Dienfipflihtige das Arbeitsverhältnis auf, ohne daß bie Bor- 
ausſetzungen der 88 626f. vorliegen, fo bleibt das Dienftverhältnis beftehen, der Dienft- 
pflichtige kommt aber in Lelftungsverzug. Waren bie Dienfte zu einer beftimmten Zeit zu leiſten 
und können fie nicht mehr nachgeholt werben, ift fomit die Leiftung des Dienftpflichtigen 
unmöglich geworden, fo findet & 325 Anwendung. In allen Fällen kann hiernach der Dienfs 
berechtigte Schadenserfat fordern. Gegenüber der Lohnforderung kann er zwar mit diefer Erfags 
forderung nicht aufrechnen (8 394 t. 8. mit EBD. 8 850), er bat aber ein Zurückhaltungsrecht 
(8 273; ſ. Erl. 2 zu $ 394). Können die Dienfte noch nachgeholt werden, fo ift der Dienſt⸗ 
berechtigte auch befugt, die Wiederaufnahme ber Dienftleiftungen zu fordern. Allerdings iſt eine 
Zwangsvolftredung zur direten Erzwingung der Dienfte nicht zuläffig (CPO. 8 888 Abſ. 2). 
Sofern aber die Dienfte folder Art find, daß fie auch von anderen geletftet werden können, fo 
ift der Dienftberechtigte in der Lage, fi die Dienfte anderweit zu beichaffen und von dem 
Dienfipflihtigen Erſaß zu verlangen. Fur den Dienftberedhtigten kann auch, wenn der Dienft- 
pflichtige die Dienfte ohne gereitfertigten Grund verweigert, eine fofortige Kündigung nad} 8 626 
in Frage kommen. 

Aus der Praxis ſ. RC. Bd. 47 ©. 246 (Ürbeiter, die anläßlich eines Streils ohne vor⸗ 
berige Kündigung die Arbeit niederlegen, find zum Schabenserfage verpflichtet; fie haften als 
Geſamtſchuldner). 

7. Dienfivertrag einer Ehefran. Der 8 1358 ftellt den Satz auf, daß, wenn fi eine 
Ehefrau einem Dritten gegenüber zu einer von ihr in Berfon zu bewirkenden Leiftung ver⸗ 
pflichtet hat, der Ehemann das Rechtsverhältnis ohne Einhaltung einer Künbigungsfrift kündigen 
Tann. Wird ein Dienftverbältnis mach Maßgabe diefer Borfchrift gelündigt, fo muß ber 8 628 
Abſ. 1 entiprechende Anwendung finden. Im Ergebnis ähnlich aber mit anderer Konſtruktion 
Sträbe, Gruch Bd. 48 ©. 303 (f. Erl.1d zu 8 1368). 


6. Titel: Dienftvertrag. 66 629, 680. 587 


8. 629. Nach der Kündigung eines dauernden Dienftverhältniffes hat der 
Dienftberechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemeffene Beit zum Aufſuchen 
eines anderen Dienſtverhältniſſes zu gewähren. 


8. 630. Bei der Beendigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes kann der 
Verpflichtete von dem anderen Theile ein ſchriftliches Zeugniß über das Dienſt⸗ 
verhältnig und deſſen Dauer fordern. Das Zeugniß ift auf Verlangen auf die 
Reiftungen und die Führung im Dienfte zu erftreden. 


8. Sondervorſchriften. Wegen bes Anſpruchs — Schadenserſatz, wenn der Konkurs⸗ 
verwalter ein Dienftverhäftnis kündigt, ſ. M. 8 22 Abſ. 2. 

Wegen des Anſpruchs eines Rechtsanwalts auf Gebühren, wenn ber ihm erteilte Auftrag 
vor Beendigung ber Inftanz aufgehoben wird, f. RAD. 8 50. 


% 68. 
RB. 6. 1978. 

1. Zwed der Vorſchrift. Der 8 629 ift von der Reichstagskommiſſion in das Geſetz ein- 
geſtellt. Er will eine im praftiihen Leben häufig hervortretende Frage entſchelden. Mit Rüdficht 
auf die Intereſſen des zur Dienftleiftung Berpflichteten ift dem Dienſiberechtigten nad) der Kün= 
digung eines dauernden Dienitverhältnifies die Verpflichtung aufgelegt, dem anderen Teile auf 
Verlangen angemefjene Zeit zum Wuffuchen eines anderen Dienftes zu gewähren. 

2. Boransfehungen der Berpflictung. 

a) Ber von beiden Teilen gelündigt bat, ift gleichgültig. 

b) Der Begriff des dauernden Dienftverhältniffes ift bei 8 617 in Erl. 3b 
erläutert. Der Begriff iſt feinem Wejen nad dehnbar und es ericheint gerechtfertigt inſoweit bet 
der Auslegung des 8 629 dem Zweck der Vorſchrift Rechnung zu tragen. Hiernach wird ein 
dauerndes Dienftverhältnis im Sinne des $ 629 dann anzunehmen fein, wenn entweber das 
Dienfiverhältnis feinem Wefen nad) auf längere Zeit beftimmt tft, auch wenn es im einzelnen 
alle nach kürzerer Zeit beendigt wird, oder aber das — tatſächlich längere Zeit 
gedauert hat. Enneccerus I $ 281 VI 1; Crome I 8 258 Anm. 43. 

2. Juhalt der Verpflichtung. Welche "Zeit als angemefien — iſt, muß nach den 
Umftänden des einzelnen Falles unter Berücſichtigung des im 8 242 aufgeſtellten Grundſahes 
entſchie den werden. 

Erfüllt der Dienjtberechtigte die ihm nad) $ 629 obliegende Verpflichtung nicht, fo iſt er 
mit dem anderen Teile nach allgemeinen Grundfägen (88 280, 286) zum Schadenserſatze ver- 
pflichtet; GewG. Bd. 8 ©. 166. Für den Dienftpflichtigen kanun auch eine fofortige Kündigung 
nad 3 626 in Frage kommen, wenn ihm die Zeit zum Aufſuchen eines neuen Dienftes ver⸗ 
weigert wird. Eigenmädhtiges Berlafjen des Dienftes ift aber nicht ftatihaft; a. A. Staudinger 
Kober 8 629 Erl.5; vgl. Sigel, Gewerbl. AB. ©. 177. 

Der Dienftpflihtige wird regelmäßig nach 8 616 auch für die zum Auffuchen des Dienftes 
gewährte Zeit die vertragsmäßige Vergütung verlangen künnen; jo GewG. Bd. 7 ©. 142, 
anders Gew. Bd.7 ©. 237, 239, vertragsmäßiger Ausſchluß der Bergiitung GewG. Bd. 8 ©. 166. 


8 6%. 
€, 11 8 568 veu. 8 620; III 8 620. P.1188.2 6.3071. D. ©. 641. RB. 6.1978. EIB. ©, 28141. 

Bendix, Arch. f. Bürg. R. Bd. 28 ©. 94ff. Bgl. auch bie Literatur z. GemD. $ 113 
u 988. 8 73. 

1. Entfiehung und Charakter der Vorſchrift. 3. Schulz-Schalhorn, GewG. Berlin 
1903 ©. 7ff. Die von der zweiten Kommilfion in das Gefeg eingeftellte Vorſchrift überträgt 
eine Sondervorſchrift der GewO. (8 113) auf daß allgemeine bürgerliche Recht. GEntiprechende 
Beftimmungen find jest auch filr die Handlungsgehilfen und =Iehrlinge (GGB. 38 73, 76) ſowie 
für Eeeleute (SeemannsD. 88 19ff.) gegeben; auch in den Gefindeorbnungen finden ſich vielfach 
— —— 

jei der Beratung des HGB. hat die RTE. feſtgeftellt, daß die Beſtimmungen des HGB. 
373 ba öffentlich etlichen Charakter Haben und durch Vertrag nicht geändert werben können. 
KB. S. 38. Dies wird auch von der Vorſchrift des $ 630 gelien müflen; fo die herrſchende 
Meinung; a. A. Eofad I 8 144 II 8. 
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2. Boransfegungen bed Anfpruds auf ein Zengnis. 

ö a) Wegen bes dauernden Dienftverhältnifies f. 8 617 Erl.3b und 8629 Erl ib. 
Ein Zeugnis wird wie im Falle des 8 629 verlangt werden können, wenn das Dienitverhältuis 
feinem Weſen nach auf längere Zeit beftimmt geweſen ift, auch wenn es im einzelnen Falle nach 
lürzerer Zeit beenbigt wird, oder wenn es tatſüchlich längere Zeit gedauert bat. 

b) Das Zeugnis Tann bei der Beendigung, d. h. im Augenblide ber Beendigung, nicht 
aber ſchon von der Kündigung an verlangt werben. So bie herrfhende Meinung auf dem Gebiete 
des bürgerlichen Rechts, vgl. KB. ©. 1967, St.B. ©. 2615, aus der Praris Ripr. Bb.3 ©. 78; 
0.0. DES. Colmar, Puchelts 3. Bd. 33 ©. 544; auf dem Gebiete des Gewerberechts und des 
Handelsrechts überwiegt die andere Anfiht; ſ. Bendiz ©. 116 (mit Rachmeifungen). 

Das Zeugnis fann auch nachträglich gefordert werden, vorausgeſetzt, daß der Dienft- 
berechtigie noch in der Lage ift, Bekundungen zu maden. 

8. Auöfteller des Zeugniſſes wird regelmäßig der Dienſtberechtigte jelbft fein. YAusnahme- 
weife wird das Zeugnis von einem Üngejtellten ausgefertigt werden Lönnen, wenn nit der 
Dienſiberechtigte felbft, ſondern fein Ungeftellter, eiwa ein jelbftändiger Gutsinſpektor, die Geſchäfte 
geleitet Hat. Vgl. Ripr. Bd. 3 ©. 410. 

4. Inhalt des Zenguifies. 

" 8) Das Zeugnis hat fih auf die Art und die Dauer des Dienftverhältnifies 
zu erftreden. Der Dienitberechtigte fit nicht berechtigt, wiber ben Willen des anderen Teiles 
in das Zeugnis ein Urteil Über bie Leitungen und die Führung im Dienfte bineinzufegen; der 
andere Teil kann ein ſolches Zeugnis zurückweiſen. Ebenſo braucht fi der Dienſtberechtigte 
die Buflgung von geheimen Merkmalen und Kennzeihen nicht gefallen zu laſſen. Ein Zufag, 
da ber Dienftpffichtige den Dienft auf eigenen Wunſch verlafie, kann nicht verlangt werben; 
GewG. Bb. 11 ©. 270. 

b) Das Zeugnis ift auf Verlangen bes Dienitpflihtigen auf die Leiftungen 
und bie Führung im Dienft zu erftreden. Dagegen kann nicht verlangt werden, daß bas 
Zeugnis auf die Leitungen oder die Führung befchränft wird; denn beides wird ſich regelmäßig 
nicht vollftändig trennen lafien. Vgl. Witimer, Holdheims 3. Bb. 12 ©. 176ff. Wegen ber 
Führung vgl. Baum Hdb. f. GewG. 1904 ©. 175ff. 

©) Unrichtigkeiten. Der Dienjtberedtigte bat das Zeugnis nach beftem Wiſſen und 
Gewiſſen auszuftellen. Enthält dad Zeugnis tatſächlich unrichtige Angaben, fo kann der Dienft- 
pflichtige Berichtigung oder Ausitellung eines neuen Beugniffes fordern. Dagegen kann ber 
Dienftpflichtige nicht eine Berichtigung des Urteils über Leiftungen und Yührung verlangen, weil 
dasſelbe objektiv unrichtig ſei. Denn es Handelt ſich um ein Uxteil, welches der Dienftbereditigte 
nad feinem Ermefien abgeben fol. So im Gebiete des bürgerlichen Rechts bie herrſchende 
Anſicht, ebenjo für HGB. 8 73 OLG. Hamburg Rſpr. Bb. 5 ©. 269, OLG. Kiel Rſpr. Bd. 9 
©. 251, 86. Ripr. Bd. 9 ©. 252; a. U. Brüdmann BL. f. RAnw. Bd. 69 ©. Moff., 518. 
(mit Nahweilungen); zum Teil a. A. Bendix, Arc. f. Bürg. R. Bd. 28 ©. 94ff.; ander auch 
die Praris der Gewerbegerihte (Baum Hdb. f. GewG. ©. 174ff., ferner Gew®. Bd. 9 ©. 297), 
die zum Teil in ber Zulafiung der Anfechtung des Zeugniſſes ſehr weit gehen. Iſt das Zeugnis 
abfichtlich ober fahrläffig falſch ausgeftellt, fo ift der Dienftberechtigte dem Dienftpflichtigen nad) 
allgemeinen Grundfägen (88 280, 286, 823f., 826) zum Schadenserſatze verpflichtet. 

Der Beweis für die Unrichtigkeit des Bengnifies liegt dem Dienftpfiläptigen ob; Ripr. 
Bd. 5 ©. 269. Ebenfo Fr. Leonhard, Beweislaſt S. 397. 

Wegen nachträglicher Berichtigung des Zeugniſſes vgl. Bendix ©. 127. 

5. Form des Zeugniſſes. Das Zeugnis iſt ſchriftlich nach Maßgabe bes 8 126 auszuſtellen. 
Die Koſten einer öffentlichen Beglaubigung hat der Dienftverpflichtete zu tragen, wenn bie Be— 
glanbigung auf fein Verlangen bewirkt wird. 

5 6. Anſpruch anf das Zeugnis. Der Dienfipflichtige hat einen privatrechtlihen Anſpruch 
auf ein Zeugnis und kann auf Ausftelumg des Zeugnifies Magen; Zwangsvollſtredung findet 
nah CPO. 8 888 ftatt. 

Ein dem Gefege nicht entiprechendes Zeugnis kann der Dienftpflichtige zurückweiſen. 

7. Anfprüde Dritter bei Unrichtigkeit bes Zeugniſſes. Stellt der Dienftberechtigte ab⸗ 
ſichtlich oder fahrläffig ein unrichtiges Zeugnis aus, jo kann er möglicherweife dritten Perjonen, 
weiche fi auf die Richtigkeit bes Zeugniſſes verlafien, nad) ben Vorſchriften über unerlaubte 
Handlungen (88 823ff.) für etwa daraus entſtehenden Schaden haftbar werden. 
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Siebenter Titel, 
Werkvertrag. 


Siebenter Titel. 

Hadenburg, Pienftvertrag und Werfverteng 1898; Riezler, Der Wertvertrag 1900; 
Kuhlenbed, Der Werkvertrag nad ber Rechtſprechung des Reichsgerichts ZW. 1905 ©. 513; 
Rümelin, Dienftvertrag und Werkvertrag 1905. Bgl. aud) die Vorbm. z. 6. Titel. 

I. Begriff und Weien bes Werlvertrags. Werkvertrag ift ein gegenfeitiger Vertrag, durch 
welchen ſich der eine Teil, der Unternehmer, zur Herftellung eines Wertes, der andere Teil, der 
Befteller, zur Entrichtung ber vereinbarten Vergütung verpflichtet. Die Regeln des Werkvertrags 
find im vömifhen Recht ähnlich wie die bed Dienjtvertrags aus dem Mietvertrage heraus 
entwidelt und es ift der Werkvertrag bis in die neuere Zeit vielfach als eine Unterart bes 
Mietvertragd behandelt. Das BGB. hat aber den Werkvertrag ſowohl von der Sadıniete 
als aud von dem Dienſtvertrage gelöft und die Regeln über den Werkvertrag jelbftänbig 
ansgeftaltet. Umgekehrt ift in der Literatur der neneften Beit vielfach das Beftreben Hervorgetreten, 
den Werkvertrag mit bem Dienftvertrag und auch noch anderen Berträgen unter dem all» 
gemeinen Begriffe bes ArbeitSvertrags zufammenzufafen. Vom Standpımlte des BGB. iſt aber 
der Werfvertrag ala ein —— — Vertrag zu charalteriſieren, der feinen eigenen Regeln 
unterfieht; vgl. Borbm. I 2 3. 6. Titel. 

IL Regelung beö Werkvertrags im BGB. Der Werkvertrag ift im BGB. im 7. Titel 
geregelt. Für Werkverträge, die eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenftande Haben, ift weiter noch 
im 8 675 die Anwendung einer Anzahl für den Auftcag aufgeftellter Regeln vorgefchrieben. Die 
Aniprüce des Unternehmers aus dem Wertvertrage find nad 8 196 in einer großen Zahl von 
Fällen einer abgefürzten Verjährung unterworfen. Bon den allgemeinen Vorſchriften find für 
den Werkvertrag namentlih von Bedeutung die Beitimmungen über Leiftungsort (88 269f.), 
Leiſtungszeit ($ 271), Haftung für Gehilfen (8 278) und über gegenfeitige Verträge (88 326ff.). 

Materiell entfpricht die Negelung in der Hauptfache dem früheren Rechte. Die einzelnen 
Vorſchriften bringen zum Teil die fih aus dem Weſen de Vertrags ergebenden Normen zum 
Ausdrud und entiheiden eine Anzahl im Leben hervorgetzetener Streitfragen, zum Zeil ftellen 
fie mit Rüdfiht auf das praftifche Bebilfnis und den Schug der wirtſchaftlich Schwachen von 
den allgemeinen Regeln abweichende Rormen auf. 

IIL Borföriften ber Progehgefege. Als Beftimmungen der EBD. melde für An- 
fprüde auß einem Werkvertrage in Betracht kommen, find hervorzuheben CPO. 8 21 (Gerichts⸗ 
ftand der Niederlafjung), $ 23 (Gerichtsftaud des Vermögens), 8 488 (Feftftellung ber Mängel 
eines Wertes), 8 709 Ziff. 3 (Vorläufige Vollſtredbarkeit von Urteilen über Anfprüche aus Werk⸗ 
verträgen), als konkursrechtliche Beltimmungen KO. 8 49 Ziff. 2 (Abſonderungsrecht wegen 
Forderungen), 8 61 Bif. 4 (edit der Ärzte u. ſ. f. auf Befriedigung vor anderen Konkurs— 
glänbigern). 

IV. Eonberusrfcgriften. 

: 1. Reihsreht. Fur verfchiedene unter den Begriff des Dienft: oder Bertvertengs 
fallende Verhältniſſe find reichsrechtlich Sondervorfdriften gegeben; vgl. Vorbm. VI 3. 
6. Titel. Als Werkverträge, für weiche bejondere Vorfchriften in Betracht kommen, find 
namentlih zu nennen der Frachwertrag (HEB. 38 425ff., Binnenſchiffahrtsgeſetz 88 26ff. 
Slößereigefeg 38 32Ff.), der Vertrag über die Beförderung von Perſonen und Gütern auf Eiſen⸗ 
bahnen (HB. 38 453ff., EiſenbahnverkehrsO. v. 26. DM. 1899), der Vertrag über bie Bes 
förderung von Gütern und Berjonen im Seeverkehr (HEB. 88 556ff., 664ff.), der Poſivertrag 
GoſtGeſ. v. 28. Okt. 1871, PoſtO. v. 20. März 1900, Weltpoftvertrag v. 4. Juli 1891, Telex 
graphend. v. 9. Juni 1897, Buf.St. bei Fifher-König, Poſt- ımd Tel. GG., 5. Aufl. 1902), 
der Auswanderungsvertrag (Gef. v. 9. Juni 1899). 

Der Seeverfiherungsvertrag ift im HGB. 88 718Ff. geregelt. 

Die Rectöverhältniffe der privaten Verfiherungsunternehmungen find durch das Gel. v. 
12. Mai 1901 geordnet. Weiter fol die private Verfiherung durch ein Neichögefeg geregelt 
werden. Der Berlagövertrag über ein Wert der Literatur oder der Tonkunſt ift durch das u 
fe über das Verlagsrecht v. 19. Juni 1901 geregelt. 
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2%. Landesredt. Dem Landesrecht unterfiehen die noch nicht durch Reichögefeg geregelten 
Verfiherungsverträge (EG. Art. 75) fowie die Verlagsverträge, welche andere Werte als die ber 
Literatur oder Tonkunft zum Gegenftande Haben (EG. Art. 76). 

Unberübrt bleiben ferner diejenigen landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für ein ber 
Landesgeſetzgebung allgemein vorbehaltenes @ebiet, wie 3. B. das Waſſerrecht, für beftimmte 
Arten von Dienfts und Werkverträgen Regeln aufitellen. 

8. Verhältnis der Sondervorſchriften zu den Borfhriften des BGB. Die 
Sonderborichriften gehen denen des BGB. vor. - Aushilfsweife kommen aber auch bei den durch 
Sondervorfchriften geregelten Werkverträgen, 3. B. ben Srachtverträgen, die Borfchriften des BGB. 
zur Anwendung. Wie weit die Tragweite einer oder mehrerer Sondervorfchriften reicht und ob 
demnad zur Ergänzung bie Borfchriften bes BGB. Heranznziehen find, iſt durch Auslegung eben 
jener Sondervorichriften feftzuftellen. 

V. Hauptregeln für den Werkvertrag. 

1. Gegenſtand des Werkvertrags kann ſowohl die Herſtellung oder Veränderung 
einer Sache als ein anderer durch Arbeit oder Dienſtleiſtung herbeizuführender Erfolg ſein (8 631 
Abſ. 2). Die Unterſcheidungen, welche im früheren Rechte hinſichtlich der Art der Arbeit gemacht 
wurden, find vom BGB. ſtillſchweigend abgelehnt. Unter den Begriff des Werkvertrags können 
hiernach namentlich fallen die Verträge der Handwerker, die Verträge über die Beförderung von 
Berfonen und Sachen, die Verträge der Ärzte, ber Rechtsanwälte und Notare, ber Auskunfts- 
bureaus (vgl. Borbm. 3. 6. Titel Ziff. VIIL3), ferner die Verträge über Herftellung wiſſenſchaft⸗ 
licher und künftlerifcher Arbeiten. Zu beachten ift aber einerfeits, daß für eine Anzahl von 
Werkverträgen Sondervorſchriften gegeben find (f. Borbm. III) und andererfeits, dab der Werk⸗ 
vertrag fi) vielfach mit anderen Verträgen berührt (ſ. Borbm. VI) und häufig Zweifel entfiehen, 
ob wirklich ein Werkvertrag vorliegt. Werfverträge, welche eine verbotene oder unſitiliche Arbeit, 
wie 3. 8. die Herftellung von unzüchtigen Abbildungen oder eine unmöglihe Leiftung zum 
Gegenftande haben, find nad) 88 134, 138, 306 (vgl. 88 307 ff.) nichtig. 

2. Eine Vergütung ift für den Werkvertrag weſentlich. Iſt keine Vergütung vereinbart, 
jo liegt ein Auftrag vor. Eine Vergütung gilt aber als ftillfchweigend vereinbart, wenn die 
Herftellung des Wertes den Umftänden nad nur gegen eine Vergütung zu erwarten ift (8 632). 

8. Für den Abſchluß des Werkvertrags find die allgemeinen Negeln maßgebend. Der 
Bertvertrag kann formlos geſchloſſen werden. 

Wegen der Berpflihtung zur Eingehung von Wertverträgen f. Borbm. VII 3b 
3. 6. Titel. 

4. Die Verpflichtung des Unternehmers geht dahin, dad verſprochene Werk her⸗ 
zuftelen. Für die Erflillung diefer Verpflichtung gelten die allgemeinen Regeln; hervorzuheben 
#t, daß der Unternehmer für Verſchulden feiner Gehilfen haftet (8 278). Wenn dad Wert einen 
angel zeigt, jo kann der Befteller die Befeitigung des Mangels verlangen. Er kann aber auch 
dem Unternehmer zur Befeitigung des Mangels eine Friſt fegen und nad) fruchtlofem Ablaufe 
der Friſt Wandelung oder Minderung oder eventuell Schadenserjag fordern; in beftimmten 
Füllen bedarf es der Setzung einer Friſt Überhaupt nicht. Umgekehrt tft in gewiſſen Fällen der 
Anfpruch anf Befeitigung des Mangels, fowie der Anſpruch auf Wandelung ausgefchlofien. 
Ahnliche Rechtsfolgen treten ein, wenn der Unternehmer das Verſprochene nicht rechtzeitig liefert. 
Die in Betracht kommenden fragen find im einzelnen durch die 88 633—639 geregelt. Daneben 
tommen bie allgemeinen Vorſchriften über gegenfeitige Werträge, insbefondere die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags in Betracht. 

Die Verpflichtung des Beſtellers geht dahin, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. 
Über die Höhe der Vergütung fowie den Zeitpunt, in welchem die Vergütung zu entrichten ift, 
find tm Geſetz einige Einzelvorfchriften gegeben. Der Befteller ift ferner verpflichtet, das ver⸗ 
tragsmäßig hergeftellte Wert abzunehmen, fofern nicht mad; der Beſchaffenheit bes Wertes eine 
Abnahme ausgeſchloſſen ift. 

Kommt der Befteller in Annahmederzug dadurch, daß er eine bei der Herftellung des 
Bertes ihm obliegende Handlung nit vornimmt, fo kann der Unternefmer eine Eutſchädigung 
verlangen oder aud) nad fruchtloſem Berlauf einer Frift den Vertrag kündigen. 

Der Unternehmer trägt die Gefahr des Unterganges oder ber Verſchlechterung 
des Wertes bis zu dem Zeitpunkt der Abnahme oder, wenn dieſe ausgeſchloſſen ift, der 
Vollendung des Wertes. In beftimmien Fällen tritt aber eine Anderung hinſichilich der Tragung 
der Gefahr ein. 
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5. Die Beendigung der dur den Werfvertrag begründeten Rechtsverhältniſſe wird 
normalerweife dadurch herbeigeführt, daß bie beiberfeitigen Berpflichtungen erfüllt werden. 
Wenn eine der Leiftungen vor ber Erfüllung unmöglich wird, fo greifen die Vorſchriften ber 
88 323—325, 644, 645 Platz. Durch ben Tob des Unternehmers oder des Beltellerd wird an 
fich der Vertrag nicht aufgehoben. Uber es ift möglich, daß durch ben Tod bie Leiſtung uns 
möglich wird, nämlich dann, wenn der Unternehmer das Wert in Berfon herzuftellen hatte, und 
ebenfo, wenn umgelehrt die Herftellung bes Werkes, wie z. B. bei einer Unterrichtsſtunde oder 
dem Malen eines Porträts, an die Perſon des Beftellers gelnüpft war. Dann gelten die eben 
erwähnten Säge über die Unmöglichfeit der Leiftung. Die Rechtsfolgen, welche fih an bie Er⸗ 
Öffnung des Konkurſes Inüpfen, find in der KO. (88 17, 22, 23, 26, 27, 43) geregelt. Dem 
Belteller ift ferner durch 8 649 das Recht eingeräumt, den Vertrag zu kündigen, jolange das 
Wert noch nit vollendet ift. Dem Unternefmer fteht ein ſolches Sindigungsredht nicht zu. 
Kündigung eines von einer Ehefrau abgefchlofienen Vertrags duch den Ehemann 8 1358. Bgl. 
Riezler, WB. ©. 157—163. 


6. Die fahenrehilihen Fragen, welhe im Zufammenhange mit einem Werkvertrag 
auftauchen können, insbeſondere die Frage, ob der Unternehmer Vefiger der Sade wird, an 
welcher bie Arbeit vorzunehmen ift, und ferner ob ber Befteller Eigentlimer der von dem Unter- 
nehmer bergeftellten neuen Sachen wird, find nad) den Regeln des 3. Buches zu enticheiden. 
Der 7. Titel enthält aber zwei ſachenrechtliche Vorſchriften von erheblicher Bedeutung. Dem 
Unternehmer ift ein Pfandrecht an den von ihm hergeftellten oder ausgebefierten beweglichen 
Sachen des Befteller3 gegeben (8 647) und dem Bauhandwerker ift ein Anſpruch auf Eintragung 
einer Sicherungshypothek eingeräumt ($ 648). 

V. Berwanbdte Berträge. 

1. Allgemeine Gejihtspuntte für die Wbgrenzung bes Werkvertrags von 
anderen Verträgen. Gemiſchte Verträge. Die Entiheidung der Frage, ob auf einen 
Bertrag die Vorſchriften über den Werbvertrag anzuwenden find, tft im Leben vielfach zweifelhaft. 
Der Ausdruck Werkvertrag ift wenig eingebürgert und anders wie etiva beim Kaufvertrage wirb 
ein Vertrag von den Parteien felbft nur felten als Werkvertrag bezeichnet. Es iſt deshalb im 
Streitfalle feftzuftellen, ob die begrifflihen Mertmale bed Werkvertrags ober eines anderen Vertrags 
vorliegen. Im folgenden wird der Werkvertrag mit den hauptſächlich in Betracht kommenden 
Berträgen verglichen werden. Es tit aber darauf hinzuweiſen, dab Häufig auch gemiſchte Ver— 
träge vorlommen, berart, daß im Zufammenhange mit einer anderen Leiftung eine Arbeit fiber 
nommen wich, fo 3. B. beim Kauf einer Maſchine das Anlernen der Leute des Käufers. 
Umgekehrt kann bei einem Werkvertrage ausdrücklich oder ſtillſchweigend die Lieferung von Bus 
taten, ſei e8 durch den Unternehmer, fei e8 durch den Befteller, ausbedungen werben. Endlich 
iſt auch die äußere Verbindung eines Werkvertrags mit einem anderen Vertrage möglich, fo 3. B. 
wenn die Herftellung einer Gartenanlage oder eines Gewächshauſes und außerdem die Lieferung 
von Pflanzen übernommen wird. In ſolchen Fällen finden die Regeln des Werkvertrags nur 
hinſichtlich der übernommenen Wrbeitsleiftung Anwendung. Dabei find aber ftet3 die allgemeinen 
Regeln der 88 157, 242 im Auge zu behalten. Hinfichtlich des Verhältuiffes der verſchiedenen 
Zeile des Vertrags zu einander gelten die Vorichriften des 8 139. 

Beifpiele gemifchter Verträge Rſpr. Bd. 7 ©. 477, Seuffil. Vd. 55 ©. 399, ZW. 1904 
€. 0 = Sal. 3b. 60 ©. 350. 

2. Kauf und Werkvertrag. Bom Kaufe unterſcheidet ſich der Werkvertrag dadurch, 
daß Gegenftand des Werkvertrags das Wert als Erzeugnis von Arbeit ift, während es ſich bei 
dem Kaufvertrage nicht um die Arbeit, fondern um die Lieferung einer Sache oder eines Rechtes 
hanbelt. Die praktiiche Bedeutumg des Unterſchiedes Itegt hauptfächlich darin, daß bein Werk⸗ 
vertrag im Falle fehlerhafter Leiftung Abftellung bes Mangels verlangt werben kann, während 
beim Kaufe der Käufer nur einen Anfpruch auf Wandelung, Minderung oder Schadenserfag hat. 

Einzelne Fälle: Beftellung einer Mafhine, von der nur ein Meiner Teil 
unfertig ift, Kauf nicht Werkvertrag; RG. IW. 1901 ©. 406. Lieferung von Majdinen 
mit Montage, Kauf; RG. ZW. 1902 Bell. ©. 219. Lieferung einer elektriſchen Be⸗ 
leuchtungsanlage, Kauf, auch wenn der Xieferant bie Anbringung in einem Gebäude zu 
einem Gejamtpreis übernommen hat; RG. Rhein. Arch. Bd. 97 Abt. IT ©. 41; a. U. Bayer. 
D5LGS., Seuff. Bl. Bd. 68 ©. 442 — Net 1902 ©. 588. Die Entſcheidung der letzteren Fälle 
wird davon abhängen, ob im einzelnen Falle der Schwerpunft auf ber Lieferung wertvoller 
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8. 631. Durch den Werfvertrag wird der Unternehmer zur Herftellung des 
verfprochenen Werkes, der Beſteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung 
verpflichtet. 

Gegenſtand des Werfvertrags kann jowohl die Herftellung oder Veränderung 
einer Sache als ein anderer durch Arbeit oder Dienftleiftung herbeizuführender Er⸗ 
folg fein. 


Beleuchtungstörper liegt, deren Anbringung als Nebenleiftung bes Lieferanten erjcheint, oder ob 
der Schwerpunkt, wie etwa bei der Heritellung der Beleuhtungeanlage in einer großen Fabrik, 
auf der Vornahme von Arbeiten liegt. Jedenfalls werben aud, wenn Kauf angenommen wird, 
hinfichtlich der als Nebenleiftung verſprochenen Arbeit, insbeſondere Hinfichtlich der Außbefferung 
etwaiger Mängel die Vorſchriften über den Werkvertrag anzuwenden fein. Vertrag fiber 
Lieferung elektrifhen Stroms, Kauf, nicht Werkvertrag; RG. Bd. 17 ©. 269, ftreitig; 
a. U. Rehbein Erl. zu 8 90; vgl. Pfleghart, Elektrizität ©. 243ff., 291ff., derfelbe Arch. 
f. Bürg. R. Bd. 22 ©, 340ff. Bertrag Über Heritellung einer Heizungsanlage 
Werkvertrag, ObLG. Marienwerber Recht 1904 ©. 361. 

Wegen bes Berklieferungsvertrags und des unregelmäßigen Werktvertrags 
Aoeatio conductio irregularis) ſ. Erl. zu $ 651. 

3. Miete und Werkvertrag (Miezler, WE. ©. 47ff.). In einzelnen Fällen kann 
zweifelhaft fein, ob Miete oder Werkvertrag vorliegt, fo z. B. wenn ein Schiff oder eine Feld⸗ 
Bahn oder eine Drefhmafchine mit ber zur Bebienung nötigen Mannſchaft „gemietet” wird. 
Entſcheidend iſt hier, ob die Sade zur Verfügung geftellt werden foll oder ob eine beftimmte 
Leiftung ausbebungen wird; vgl. NG. Bd. 13 ©. 209 (Bau eines Birkus), Bd. 25 ©. 108 
(Miete eines Oberfagns), Seuffü. Bd. 58 ©. 315 (OLG. Marienwerbder, Miete einer Dreſch⸗ 
maſchine). Doc) ift nicht ausgeſchloſſen, daß, wenn auch der Vertrag im ganzen ald Miete zu 
behandeln ift, doch einzelne Vorfchriften aus dem Werkvertrage zur Anwendung zu bringen 
find, und umgekehrt. Vgl. DI8. 1903 ©. 575 (Preuß. OVG., Miete einer Wohnung mit Recht 
des Mieter auf Benugung der Zentralheizung). Hat jemand als Unternehmer eine beitimmte 
Leiftung, 3. B. die Beförderung einer Perſon anf der Straßenbahn oder die Aufführung eines 
Theateritiids übernommen und muß er, um feine Verpflichtung zu erfüllen, dem anderen Teile 
einen Bla oder Sig zur Verfügung ftellen, fo it der Vertrag als Werkvertrag zu behandeln. 
Die Einräiumung des Platzes erfcheint als Nebenleiftung des Unternehmers, es ift nicht etwa 
ein neben dem Werkvertrag herlaufender Mietvertrag anzunehmen (Btiezler ©. 50). 

4. Dienftvertrag und Werkvertrag f. Borbm. VIII 1c zum 6. Titel. 

5. Müllervertrag und Werkvertrag f. Borbm. zum 8. Titel. 

6. Auftrag und Werkvertrag. Vom Auftrag unterfcheibet ſich der Werkvertrag durch 
die Entgeltlichkeit. Bei Werkverträgen, welche eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenftande haben, 
finden nad) 8 675 eine Reihe ber für den Auftrag gegebenen Vorſchriften entiprechende Anwendung. 

VI. Überfiht. Der $ 631 gibt bie grumdlegende Norm für den Werkvertrag, aus 
welcher ſich die Hauptfächlichften Mechte und Pflichten der Vertragfchliehenden ergeben. Der $ 632 
enthält ergänzende Vorſchriften über die Vergütung. Die 38 633—639 regeln in ausführlicher 
Weiſe bie Haftung de3 Unternehmers im alle mangelhafter oder verzögerter Leiſtung. Hieran 
fließen fi in den 88 640, 641 die Borfchriften Über die Werpflihtung zur Abnahme des 
Werkes und bie Wirkungen der Abnahme. Bejondere Vorſchriften find ferner in den 88 642, 
643 über ben Annahmeverzug des Befteller8 gegeben. Die wichtige Frage nach der Tragung 
der Gefahr ift in den 88 644, 645 geregelt. Ergänzend ift in dem $ 646 eine Vorſchrift hinzu⸗ 
gefügt über die Fälle, in welchen die Vollendung des Werkes an bie Stelle der Abnahme treten 
fol. Im 8 647 wird dem Unternehmer ein gefepliches Pfandrecht gegeben, joweit es ſich um 
bewegliche Sachen handelt, im $ 648 wird ben Baubandwerkern ein Hypothelentitel eingeräumt. 
Die 88 649, 650 behandeln das Recht des Beſtellers, den Vertrag vor der Vollendung bes 
Wertes zu kündigen. Der 8 651 regelt anhangweiſe den Werklieferungsvertrag. 


8 681. 
€&18567 Abf. 1, re 11 8 569 res. 8 621; III 8 621. 9.1 ©. 2288 fl. erde —— 6198, en; 
N. 1 6. 470f., 506f. 9.11 88.2 E. 309, 336. D. ©. 64: 


1. Begriff, Gegenftand, Abſchluß bes Werkvertrags ſ. Vorbm. ns 
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2. Berpflicgtungen bed Unternehmers. Die Hauptverpflihtung des Unternehmers 
geht dahin, das verſprochene Werk Herzuftellen. Hinſichtlich der Beit, des Ortes und der Art 
der Herftellung ift bie ausbrüdliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien maßgebend; 
eventuell greifen die 88 269, 271 Platz. Eine allgemeine Verpflichtung bes Unternehmers, das 
hergeftellte Werk dem Beſteller zu überbringen, beiteht nicht; indefien Tann fie fi nad) den 
Umftänden und insbejondere nad} der Verkehrsſitte als gewollt ergeben; vgl. RG. Bd. 35 ©. 137. 
Ob der Unternehmer gehalten tft, dad Wert felbft berzuftellen, oder welche Tätigkeit ex felbit bei 
der Heritellung zu entfalten Hat, hängt von ber Vereinbarung der Parteien ab. Das Geſetz 
ſtellt in dieſer Hinficht, abweichend vom Dienftvertrage, feine Vermutung auf. Wenn der Unter 
nehmer fi frember Perfonen zur Heritellung des Werkes bedient, fo hat er für diefe nad 
Maßgabe des 8 278 einzuftehen. Inwiefern er für einen Erſatzmann haftet, ift nad) dem Inhalt 
des einzelnen Vertrags zu entjeiden (vgl. Erome, Partlariſche Rechtsgeſchäfte S. 292ff.; 
Riezler, WV. ©. 106ff.). Wenn der Erfagmann in ber Wirklichkeit nur Gehilfe des Unter- 
nehmers ift, jo haftet diefer nach 8 278, wenn aber der Unternehmer, was nur ausnahmsweiſe 
zutreffen wird, befugt ift, die eigentlih ihm obliegende Verpflichtung zur Leiftung auf einen 
amderen zu übertragen, fo haftet der Unternehmer nur für ein Verſchulden bei der Auswahl 
und Unterweifung des Erjagmannd. Haftung mehrerer Unternehmer nad) $ 426, Rſpr. 
3.96. 4 

Für Sachkunde hat der Unternehmer infoweit einzuftehen, als ſolche nad ben Umftänden, 
unter denen er den Vertrag abgeſchloſſen hat, von ihm erwartet werden Tann. Bei einem Hand» 
werfer 3. B. wird man die in feinem Gewerbe gewöhnlichen Kenntniſſe und Fertigkeit verlangen. 
Der Unternehmer kann aber ausdrücklich oder ftilfchweigend (8 157) die Garantie für eine be 
ſondere Sachkunde übernehmen. Vgl. Borbm. 8 zu 88 633ff. 

Ob und inwieweit der Unternehmer für einen beftimmten wirtſchaftlichen oder ideellen Erfolg 
einzuftehen Hat, richtet fich nach dem Inhalte bes Vertrags. Unbedingt wejentlidh ift ein pofitiver 
Erfol, zieh für den Werkvertrag nicht, bei manchen Berhältnifien, jo 3. 8. regelmäßig bei der Tätigkeit 

rzte im Falle einer Operation, ift ein Einftehen für einen abfoluten Erfolg überhaupt 
—— Die Parteien können aber vereinbaren, daß eine Vergütung nur gewährt werden 
fol, wenn ein gewiffer Erfolg erzielt wird, oder daß fi die Höhe der Berglitung nad bem 
Erfolge richten fol. 

Dem Unternefmer lönnen Nebenverpflichtungen auferlegt werben. Dabin gehört 5. 8. 
die Verpflichtung, die Genehmigung ber Bolizeibehörde zu einem Bau herbeizuführen, Butaten zu 
Kiefern, den Stoff zu dem Werte für Rechnung des Beftellers zu befchaffen uſw. Aber auch ab» 
geiehen von jolden beſonders übernommenen Pflichten wird ſich feine Tätigkeit nicht immer in 
der Herftellung des Werkes erſchöpfen. Beiſpielsweiſe wird der Unternehmer, wenn fi der vom 
Beiteller gelieferte Stoff als unbrauchbar erweift, dem Befteller Hiervon, wenn tunlich, Anzeige 
zu machen haben. gl. als Beifpiel ferner die Vorſchrift des 8 650 Abſ. 2 und aus der Praxis 
RO. 30.4 S. 192; Seufff. Bd. 44 ©. 280, Bd. 45 5.138, Bd. 46 ©. 283, Bd. 47 ©. 39; 
Apr. 86.7 ©. 477; DIE.1905 ©. 169. Mafgebend iſt Hier, wie überall das Prinzip des 
82. 

Wegen bes Anſpruchs des Beftellers auf Erfüllung von Nebenverpflichtungen 
der gedachten Art kommen im weſentlichen dieſelben Gefichtöpuntte in Betracht, wie in beireff 
der bei einem Dienftvertrag übernommenen Nebenverpflicitungen (f. Erl. 5b zu 8 611, vgl. auch 
die 88 633—635). 

3. Verpflichtungen bes Beſtellers. Die Hauptverpflichtung des Beſtellers geht bahin, 
das vertragsmäßig hergeftellte Wert abzunehmen und die vereinbarte Wergütung zu leiften. 
Wegen der Abnahme f. Erl. 1 zu 8 640, wegen der Vergütung f. Exl. zu & 632. 

Dem Beſteller können ebenfo wie dem Unternehmer Nebenverpflihiungen obliegen. 
Er kann insbefondere gehalten fein, den Stoff oder Zutaten zu dem Werte zu liefern, Geräte 
ober Räume zur Verfügung zu fellen, Anweiſungen wegen der SHerftellung zu geben, die zur 
Vornahme ber Arbeit erforderliche Genehmigung eines Dritten zu beſchaffen oder bei ber Herftellung 
bes Werkes fonftwie mitzuwirken. Wegen der rechtlichen Natur diefer Nebenverpflichtungen, 
insbefondere auch wegen der Frage, ob es ſich dabei wirklich um eine Verpflichtung oder nur um 
eine dem Gläubiger bei der Bewirkung der Leiftung durch den Schuldner obfiegende Mitwirkung 
(8 295) Handelt, gilt dasſelbe wie für die von dem Unternehmer und für die bei dem Dienft- 
vertrage von dem Dienftberechtigten übernommenen Nebenverpflihtungen (f. Erl. 5b zu $ 611, 
vgl. auch RO. Bd. 14 ©. 247, Bd. 26 ©. 213, 8b. 29 ©. 19). 
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$. 632. Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die Her- 
ftellung des Werkes den Umftänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten üft. 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beftimmt, fo ift bei dem Beſtehen einer 
Tare die tarmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taze die übliche Vergätung 
als vereinbart anzufehen. 


Der Unternehmer bat keinen Anſpruch barauf, dab ihm die Herftellung bes 
Bertes oder die Vornahme ber Arbeit geftattet werde. Es bedarf dazu einer be 
fonderen Vereinbarung, melde allerdings in manchen Fällen nad) Umſtänden als ſtillſchweigend 
gewollt anzunehmen ift. Vgl. Opet, Arch. f. civ. Pr. Bd. 86 ©. 161. 

4. Verhältnis der beiderfeitigen Aniprüde an einander. Aus der Natur des Werkvertrags 
ergibt fi, daß der Unternehmer zunäcft dad Werk herzuftellen hat, ee ex die vereinbarte Ver⸗ 
gätung begehren kann. Der 8 641 fchreibt dementfprehend vor, daß die Vergütung bei ber 
Abnahme des Werkes zu entrichten tft; wenn nad der Beichaffenheit des Werkes eine Abnahme 
ausgeichloffen ift, fo tritt an die Stelle der Abnahme die Vollendung des Werles (8 646). Beide 
Teile Lönnen im übrigen nach Maßgabe der:88 320ff. Leiftung Zug um Bug verlangen; beiden 
ſteht zum Schutze ihrer Iutereflen die Einrede des nicht erfüllten Vertrags zu. Bel mangelhafter 
oder nicht rechtzeitiger Erfüllung der dem Unternehmer obliegenden Leiftung finden bie Bor- 
ſchriften der 88 633—638, 326f. Anwendung. 

Wird die Herftellung des Wertes unmöglich, fo finden die Vorſchriften der 88 644f., 323ff. 
Anwendung. Bet Annahmeverzug des Beitellers finden die Vorſchriften dev 88 283ff., 642f.. 
644 Abf. 1 Sa 2, bei Erfüllungsverzug bes Beſtellers die Vorſchriften ber 88 286ff., 326f. 
Anwendung. 

5. Der Erwerb des Eigentumd an einer auf Grund des Werkvertrags nen geichaffenen 
Sade, an ben auf das Werk verwendeten Butaten fowte an ben von einer Eadje losgeldſten 
Beftandteilen und Früchten beftimmt fi) nad) den Borfchriften des Sadjenrechts (58 946ff., 953 ff. 

Für die Rechte an mwiffenfhaftliden und künftlerifhen Erzeugnifien find die 
Regeln über das geiftige Eigentum maßgebend (Bd. I ©. 51). Aus dem Wertvertrage kann 
fi) aber die obligatorifhe Verpflichtung für den Unternehmer ergeben, das von ihm erworbene 
Eigentum oder ein fonftiges Recht auf den Befteller ober den Dritten zu übertragen. 


8 682. 
IB SET MM.2; 118870 ven. 8 629; IB 022. DL. 2280. 2208, 2008, 2200; 
1&,470f., 493. 9.11 83.2 6. 309. 

1. Zwei ber Be Der 8 632 ergänzt den 8 631 durch einige Beftimmungen über 
die Vergütung beim Werkvertrage, welche mit Ridficht auf das praktiſche Bebürfnis für wünſchens⸗ 
wert erachtet find. Der Abf. 1 bringt den Gedanken zum Ausdruck. daß eine Vergütung auch 
ſtillſchweigend vereinbart werden kann. Der Ubi. 2 gibt eine dispoſitive Vorſchrift über die Höhe 
der Vergütung. 

Die Borfchriften entſprechen den im 8 612 für den Dienfivertrag und im 8 689 für dem 
Berwahrungsvertrag gegebenen Beitimmungen. 

2. Die Vergütung beim Werkvertrage. 

a) Ob eine Vergütung zu leiften ift, richtet fi) nach dem zwiſchen ben Parteien ge 
Ichlofienen Bertrage, der Abf. 1 ſiellt inſoweit eine den Berhältnifien des Lebens entiprechende 
Vermutung auf; vgl. Erl. zu 8 612 Biff. 2. 

Wird ein Unternehmer erſucht, einen Koftenanfchlag für eine in Ausficht genommene 
Arbeit, 3. B. ein Bauwerk, einzureichen, fo fann das die Bedeutung haben, daß der Unternefmer 
lediglich aufgefordert werden foll, eine fpezialifierte Offerte einzureichen. In diefem Falle ann 
der Unternehmer, wenn der Werfvertrag demnächſt nicht zuftande kommt, feine Vergütung für 
den von ihm eingereichten Koftenanfchlag beanſpruchen. Es iſt aber auch möglich, daß ein felb- 
Händiger Wertvertrag über Herftellung eines Koſtenanſchlags abgeſchloſſen werden fol. Endlich 
tann aud vereinbart werden. dab der Unternehmer, wenn der in Ausſicht genommene Vertrag 
über die Herftellung des Werkes zuftande kommt, für den Koftenanichlag feine beſondere Ver- 
gutung erhalten foll, daß er aber, wenn ber Vertrag nicht zuftande fommt, eine Bergung für 
die vorbereitende Arbeit beanfpruden kann. Was ald gewollt anzufehen ift, läßt ſich nur nad 
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den Umftänden des einzelnen Falles unter Verlidfihtigung der 88 157, 631 Abf. 1 entfcheiden; 
vgl. Seuff A. Bd. 47 ©. 40. Der Beweis, daß eine Vergütung für den Koſtenanſchlag als 
vereinbart zu gelten bat, liegt dem Unternehmer ob. Bgl. Rofenberg, Arch. f. civ. Pr. Bd. 94 
©. W. Bu der Frage des Koftenanfhlags überhaupt Michels Recht 1904 ©. 133. ©. auch 
Erl. 2b fowie Eri zu 8 650. 

b) Die HöHe der Verglitung richtet fi nad) der Vereinbarung der Parteien. 

Die Vergütung kann im Ganzen oder nad) Teilen (nad) Maß, Zahl oder Gewicht) bes 
fiimmt fein. Sie kann aud) fo bemefien werben, daß für gewiſſe Zeitabfchnitte beftimmte VBetrlige 
zu entrichten find; freilich wird ein folder Fall ftet3 zu näherer Prüfung Anlaß geben, ob 
wicht ein Dienftvertrag vorliegt. Ferner kann ausgemacht werden, daß die Vergütung in einem 
Anteil an dem Ertrage der Arbeit oder des Wertes beitehen, fol; über diefen ſog. Werkvertran 
anf Anteil (Ouotaliwerfvertrag) |. Erome, Partiariſche Rechtsgeſchäfte S. 257—364; Seuffü. 
Bd. 61 ©. 186. Im Leben wird ferner fehr Häufig der Vertrag fo geichlofien, dab die im 
Verkehr übliche oder eine angemefiene Berglitung gewährt werben fol. Endlich ift möglich zu 
vereinbaren, daß die Vergütung nad einem beftimmten Maßſtabe berechnet werden foll; RG. 
IB. 1902 Beil. ©. 253, vgl. Bayr. D6LE. Bd. 4 ©. 66ff. 

Iſt ein Werkvertrag auf Grund eines Koſtenanſchlags abgeſchloſſen, jo kann dies be- 
deuten, daß die im Anſchlag ausgemworfenen Einzelbeiträge oder der Befamtbetrag die feite Ver⸗ 
gütung für den Unternehmer bilden ſollen. Vielfach hat aber der Koftenfchlag nur den Charakter 
eines Gutachtens oder Entwurfs und fol nur zur vorläufigen Orientierung des Beſiellers dienen. 
Im legteren Falle ift dann die Vergütung fr bie geleifteten Arbeiten und gefleferten Zutaten 
fpäter noch feitzuftellen. Wird der Koſtenanſchlag überſchritten, fo kann ber Befteller den Vertrag 
nad) Maßgabe des 8 650 kündigen. 

Nur wenn über die Höhe der Vergütung nichts beftimmt ift, greifen die Regeln des Abf. 2 
Platz. Danach ift bei dem Befteben einer Taxe die tarmäßige Verpütung als vereinbart anzu⸗ 
ſehen. Unter Taze tft hier eine obrigfeitliche Tare zu verftehen (vgl. Erl. 3 zu 8 612). Beiteht 
keine Tage, fo ift das als vereinbart anzufehen, was nach der Ortsfitte und den perfönlichen 
Verhaͤltniſſen der Beteiligten als üblich angefegen werden muß. Verſagt auch diefe Meihode der 
Seftftellung, fo greift 8 316 Blog. : 

Der Beweis einer Bereinbarung und des Inhalts ber Bereinbarung liegt dem 
jenigen ob, der ſich auf die Vereinbarung beruft. Behauptet der Kläger, daß nicht? ausgemacht 
fei und demgemäß die angemefiene oder übliche Bergütung als ftillfehweigend ausgemacht zu gelten 
babe und beruft ſich der Bellagte demgegenüber auf eine Vereinbarung über die Höhe der Ber- 
gätung, fo Hat der Kläger zu beweiſen, daß feine Bereinbarung getroffen, vielmehr ſtillſchweigend 
die Gewährung einer angemefienen Bergiltung ausgemadt ift; fo die herrſchende Anſicht 
(Leonhard, VBeweislaft S. 368) und die feite Praxis des RG.; Seuffl. Bd. 58 ©. 260. 

Keine befonderen Beftimmungen find für ben Fall getroffen, daß nach Abfchluß des Vertrags 
‚Änderungen in den Lohn- und Breisverhältniifen eintreten. Es fann danach weber 
der Unternehmer eine Erhöhung, noch der Beteller eine Herabſetzung der vereinbarten Vergütung 
verlangen; vgl. M. II ©. 493. 

©) Über die Art der Vergütung enthält dad Geſetz wie beim Dienfivertrage Leine Bor 
ſchriften. Die Verglitung wird beim Werkvertrage regelmäßig in Geld beftehen (8 244). Indefien 
Tann fie aud) ganz oder teilweiſe in anderer Art, 3. B. durch Naturalverpflegung, gewährt werden. 

Wegen der Trinkgelder f. Erl. 5b zu 8 612. 

d) Der Ort, an welhem die Bergätung zu leiften ift, beftimmt fi nad) den 
88 269, 270; Ripr. Bd. 6 ©. 379. 

Für die Zeit der Leiftung find im 8 641 befondere Borfchriften gegeben; grundſätzlich 
ift danach die Vergütung bei der Abnahme bes Werkes zu entrichten. 

3. Erfag für Auslagen und Zutaten wird vielfach in der Vergütung für die Herftellung 
des Wertes inbegriffen fein, doch ift dies Anslegungsfrage; vgl. Seuffä. Bd. 47 ©. 40. 

4. Ünderungen und Zufäge bei Ausführung des Werkes. Wenn der Unternehmer bei der 
Ausführung des Wertes wilfürlihe Änderungen vornimmt ober Bufäge anbringt, fo kann er für 
die etwaigen Mebraufwendungen Erſatz nur nad) Maßgabe der Borichriften über bie @efchäfts- 
führung ohne Auftrag (88 677 ff.) verlangen. Freili werden ſolche Änderungen und Bufäge, 
die namentlich bei größeren Baumerten faft ftetd vorfommen, oft von dem Beſteller genehmigt, 
und dann ift die vereinbarte oder angemefiene Vergiltung zu gewähren. 
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88 6383-639. 

Schöller, Gruch. Beitr. Bd. 46 ©. 253ff.; Levy, Die Gewährleiftung f. Mängel b. 
BB. 1903 (auch als Erlanger Differtation). 

1. Inhalt. Die 88 633—639 Handeln von ber Haftung bed Unternehmers wegen Mängel 
der Sache und wegen nicht rechtzeitiger Herſtellung des Wertes. 

Die Vorſchriflen Haben für das wirtfchaftliche Leben meittragende Bedeutung, weil fie nicht 
nur bei den eigentlichen Werkverträgen, fondern nad) 8 651 auch bei Werklieferungdverträgen, 
foweit diefe die Herſtellung nicht vertretbarer Sachen zum @egenftande haben, Anwendung finden. 

2. Mängel im Rechte. Über die Gewährleiftung wegen Mängel im Rechte enthält der 
fiebente Titel keine Vorfchriften. Die Frage kann bei dem eigentlichen Werkvertrage nicht aufs 
tauchen, da der Unternehmer nur zur Herftellung des Werked verpflichtet ifl. Der Lieferungs- 
vertrag, bei dem ber Unternehmer aus einem von Ihm zu befchaffenden Stoffe ein Werk herzu⸗ 
ftellen und die bergefiellte Sache dem Beſteller zu Eigentum zu übertragen bat, unterfteht dem 
befonderen Borfchriften des 8 651 Abſ. 1. Hat der Unternehmer Nebenfachen ober Zutaten zu 
liefern (8 651 Ubf. 2), fo erwirbt der Befteller das Eigentum an biefen regelmäßig durch bie 
Berbindung mit der Hauptſache. Werben die Nebenfahen als Bubehör beigegeben, jo müfien 
die Vorſchriften der 88 434ff. entiprechende Anwendung finden. 

8. Srundfäge für den Fall mangelhafter oder verzögerter Herfiellung bed Wertes. Die 
Haftung wegen Mängel der Sache wird in ben 88 633—635, 637—639 geregelt, bie Haftung 
wegen verzögerter Lieferung wird im $ 636 im wejentlichen duch Werweifung auf die Bor- 
ſchriften bes 8 634 beitimmt. 

Bei der Normierung der Rechtsſätze find nicht nur die Jutereſſen des Beftellers, ſondern 
aud die des Unternehmers berüdfichtigt. Dem Befteller follen zwar ausreichende und nach—⸗ 
drücklich wirkende Rechtsbehelfe zur Verfügung geftellt werben, damit ex fi vor Schaden wahren 
kann, es foll aber Vorſorge getroffen werben, daß diefe Rechtsmittel nicht zur Chikane bemupt 
werden und daß nicht eine zwedlofe und unverhältuismäßige Schädigung bed Unternehmers 
herbeigeführt wird. Hieraus erklärt fi die nicht ganz einfache Gejtalt der Vorſchriften. 

Die Regelung fiir den Werkvertrag weicht ſowohl von den für gegenfeitige Verträge im 
allgemeinen, als auch von ben fir den Kaufvertrag insbeſondere gegebenen Rechtsfägen ab. 
Nach dem legteren kann, wenn bie gelieferte Sache mangelhaft ift (8 459), abgefehen von bem 
alle, daß eine zugeficherte, aber nicht vorhandene Eigenſchaft fich Herftellen läßt, nicht Vefeitigung 
des Mangels, fondern nur Wandelung, Minderung oder Schadenserfag beanfprucht werben, nad) 
den erſieren ift umgelehrt der Berechtigte darauf angemwiefen, Befeitigung des Mangels zu vers 
langen; ein Anſpruch auf Schabenserfag oder ein Rücktrittsrecht fteht ihm nur zu, wenn bie 
befonderen Vorausfegungen des 8 325 oder bed $ 326 oder bes 8 361 vorliegen. Beim Werk: 
vertrage ſchlägt das Gefeg einen Mittelweg ein. Wenn ein Wert einen Mangel zeigt, 
fo ift der Befteller in erſter Linie befugt, die Befeitigung des Mangels zu ver- 
langen. Er ift dabei am keine Präftufivfrift gebunden, fein Anſpruch auf Befeitigung bes 
Mangels unterliegt indefien einer abgefürzten Verjährung. Der Beſteller kann aber auch 
fofort dem Unternehmer zur Befeitigung ded Mangels eine Friſt fegen und nad 
dem Ablanfe derjelben ftatt der Befeitigung de8 Mangels Wandelung oder 
Minderung ober in beftimmten Fällen Schadenderfag verlangen. Diefe Örunds 
füge erleiden in gewiffen Fällen Ausnahmen, und zwar teils zugunften bes 
Beitellers, teils zuguniten bes Unternehmers. Der Beiteller kann den Mangel felbft 
befeitigen, wenn der Unternehmer mit der Befeitigung im Verzug ift. Der Befteller kann, wenn 
die Vorausfegungen des $ 634 Abf. 2 vorliegen, Wandelung oder Minderung oder eventuell 
Scabenserfag fordern, ohne daß er vorher eine Friſt zu fepen braucht. Der Unternehmer iſt 
berechtigt, die Befeitigung des Mangels zu verweigern, wenn fie einen unverhältntamäßigen Auf 
wand erfordert. Die Wanbdelung ift ausgefchlofien, wenn ber Mangel ein unbebeutender tft. 
Ausführungen über die leitenden Grundfäge bei RG. Bd. 56 ©. 82. 

Wenn ber Unternehmer nicht rechtzeitig liefert, fo witrde der Vefteller nach den allgemeinen 
Grundlägen darauf angemwiefen fein, auf Herftellung des Werts zu Magen, und nur, wenn bie 
Vorausfegungen ber 88 325, 326, 361 vorliegen, würde ihm das Recht zuftehen, je nachdem 
Schadenserſatz zu fordern ober vom Vertrage zurüdzutreten. Durch die Beftimmungen bes 8 636 
werben bie Rechte des Beſtellers erheblich erweitert. Ex Tann, wenn dad Werk nicht rechtzeitig 
hergeftellt wird, dem Unternehmer eine Frift zur Lieferung fegen und nad dem Ablaufe der⸗ 
jelben vom Bertrage zurüdteten. In beftimmten Fällen bedarf ed der Segung einer Friit 
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.; $& 633. Der Unternehmer ift verpflichtet, das Werk fo Herzuftellen, daß es 
die zugeficherten Eigenfchaften Hat und nicht mit Fehlern behaftet ift, die den 
Werth oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage 
vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern. 

Iſt das Werk nicht von diefer Bejchaffenheit, jo kann der Beſteller die Be— 
jeitigung des Mangels verlangen. Der Unternehmer ift berechtigt, die Bejeitigung 
zu verweigern, wenn fie einen unverhäftnigmäßigen Aufwand erfordert. i 

Sit der Unternehmer mit der Befeitigung des Mangels im Verzuge, fo kann 
der Befteller den Mangel felbft bejeitigen und Erſatz der erforderlichen Auf 
Wendungen verlangen. 


überhaupt nicht. Auf ein Verfhulden des Unternehmer kommt es nicht an; darin liegt die 
praltiſch wichtigfte Abweichung von bem $ 326. 

3 4. Andere Rechtsbehelfe. Dem Befteller fteht e8 frei, fi neben den Rechts⸗ 
mitteln, welche ihm bie 88 633ff. gewähren, der Rechtsbehelfe zu bedienen, welche 
ihm auf Grund ber allgemeinen Vorſchriften zuftehen. Er kann inöbefondere bie 
Einrede des nicht gehörig erfüllten Vertrags vorihügen (Seuffü. Bd. 59 ©. 140; vgl. RE. 
Bd. 58 ©. 176), ober, wenn die Borausfegungen des Verzugs vorliegen, bie fih aus den 
88 286ff., 326 ergebenden Rechte geliend machen oder nad) $ 283 vorgehen. Praktiſche Bes 
deutung fann bied unter Umftänden. insbefondere um deswillen haben, weil der Anſpruch de& 
Beſtellers auf Befeitigung eines Wangeld des Werkes fowie die wegen des Mangels dem Befteller 
zuſtehenden Anfprüche auf Wandelung, Minderung oder Schadenserfag nad den 83 633, 639 
der dort beftimmten kurzen Verjährung unterliegen. A. M. hinſichtlich der 88 323. Tige, Un— 
Mmögliteit S. 305; Schöller, Gruch. Veit. Bb. 46 ©. 256. Möglicherweife fann auch ein 
Anſpruch nad den Grundjägen über unerlaubte Handlungen in Frage fommen, wenn infolge 
der ſchlechten Beſchaffenheit des Wertes ein Schaden, z. B. durch einen Unfall entfteht; val. RG. 
in 3. 1905 ©. 111. 

5. Dispoſitiver Gharakter der Vorſchriften. Die Vorſchriften der 88 633—636 find 
dispofitiver Natur, der 8 637 enthäh eine abfolute Vorſchrift wegen der 38 638, 639; 
f. Erl. 1 zu 8 638. 

6. Übernahme der Garantie. Wenn der Unternehmer die Garantie für eine beftimmte 
Beit übernimmt, fo kann dies die Bedeutung Haben, daß damit eine andere Berjährungsfrift feſt⸗ 
geſetzt ſein fol. Es fann aber aud) gemeint fein, daß ber Unternehmer fih verpflichten will, für 
alle Mängel, welche ſich innerhalb der Frift zeigen, einzuftehen und di.felhen auf feine Koften 
abzuftellen; fo 3. B., wenn ein Uhrmacher die Garantie übernimmt, dab eine von ihm repurierte 
Uhr ein Jahr lang rihıig gehen werde. Das Garantieveriprehen in diefem Sinne hat, vom 
prahifhen Standpunkt angrfehen, namentlich infofeın Bedeutung, als dadurd die Veweislaft 
verihoben wird. Es wird die vertragsmähige Vermutung aufgeftellt, daß ber Mangel, weldher 
ſich innerhalb der Garantiefriſt zeigt, in einem bon dem Unternehmer des Werkes zu vertretene 
den Umftände feinen Grund Hat. Gelbfiverjtändlich fteht dem Unternehmer der Gegenbeweis 
offen. Tas Garantieverfprechen kann aber möglicherweiſe auch nod anders ausgelegt werden; 
bei der Gntih:idung wud nad) Maßgabe des 8 157 die Berfehrsfitte, welche fi in einem 
beftimmten Gewerbe oder unter befonderen örtlichen Umitänden entwidelt hat, beionders zu 
beachien fein. Bol. Riezler, WB. ©. 104, 129, 150. Wegen der Bedeutung eines Garantie 
verſprechens für die Verjährung f. $ 638 Erl. 5. 


8 63. 
@.18 569 M6l. 1; 18571 m I 8623. 9.16. 2303M., 2354f., 6197, 6200; M.I €. 476f. 
120.2 6.309M. 2. 8.641. 

1. Abſ. 1. ——— der Haftung wegen Mängel. 

a) Begriff des Mangels. Ter Abſ. 1 beftimnt die Borausfeßungen der Haftung 
wegen Mängel des Werkes. Die Faſſung entipriht den für den Kauf im & 459 Abf.1 Cap 1, 
Abſ. 2 gegebenen Vorſchriften (vgl. auch 4 537). Es wird deshalb auf die Erl. zu $ 459 ver- 
wiefen. angel einer zugejiherıen Eigenfhaft wird u. a. anzunchmen fein, wenn das Werl, 
entgegen einer dabingehenden Vereinbarung, nicht von dem Unternehmer felbft hergeſtellt ift. 

Bland, Kommentar 5. BEB. Bd. IL 3. Kuflage. 39 
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b) Grund des Mangels. Ob der Mangel des Werkes durch ſchlechte Arbeit bes Unter- 
nehmers, durch Fehler des von ihm verwendeten Stoffes oder duich einen nicht aufzuflärenbden 
Umftand herbeigeführt ift. macht feinen Unterfhied. Die bloße Tatfache, daß ein Mangel im 
Sinne des Abſ. 1 vorliegt, genügt zur Begründung ber Anfprüche des Beſtellers. Bermag aber 
der Unternehmer nachzuweiſen, daß der Mangel auf einen Fehler des vom Befteller gelieferten 
Stoffes oder auf Anweifungen des Beſtellers berubt, fo ift der Befteller mit feinen Anfprüchen 
wegen Mängel bes Wertes zurüdzuweifen. 

©) Fürforgepflicht des Unternehmers. Zeigt fi ein Fehler des vom Belteller ge 
Hieferten Stoffes oder treten fonjtige Umftände hervor, welche die Ausführung des Wertes als 
unzwedmäßig erfheinen lafien, fo hat der Unternehmer dem Befteller, wenn tunlid, Anzeige zu 
machen und feine Entiheidung abzuwarten. Ob und iwieweit der Unternehmer verpflichtet iſt. 
den vom Behreller gelieferien Stoff zu unteriudhen, hängt von dem Inhalt des Vernags ab 
(88 157, 242, M. Bd. 2 ©. 485); der Beweis, daß eine ſolche Verpflichtung beftanden habe. 
liegt dem Befteller ob. 

d) Reine Unterfuhungspfliät bes Beſtellers. Das Recht, einen Mangel zu 
rügen, ift nicht daran getmüpft, daß der Beiteller dad Werk alsbald prüft und einen Mangel 
ſofort anzeigt (B. II 8d 2 ©. 317. CLG. Breslau, Nett 1903 ©. 1,0). Doc kann in bem 
Schweigen ein ftillfdweigender Verzicht auf bad Rügerecht liegen. 

e) Sicherung des Beweifes für das Beftehen eines Mangels, ſ. EBD. 8 488. 

2. Abſ. 2. Aniprüde anf Befeitigung des Mangels. 

a) Sag 1. Liegen die Borausfegungen des Abf. 1 vor, fo kann der Befteller die Beleiti- 
gung des Mangeld verlangen und zwar jeven Mangels, auch eines unerheblidyen; Hecht 1902 
©. 556, Recht 1904 ©. 528. Gegen Chikane ſchützt der $ 226. 

Ein Anſpruch auf Herftellung eines neuen mangelfreien Werkes fteht dem 
Befteller nit zu; RG. Bd. 57 ©. 276; etwas anders Rümelin, DE. u. WEL. ©. 77ff.; 
Derimann 8 633 Eri.2h. Selpftverftändlih kann ſich aber der Unternehmer der Berpflihtung 
ein vertragsmähiges Wertk herzuftellen, nicht dadurch entziehen, daß er ein völlig unzureichendes. 
dem Vertrag Überhaupt nicht emıfprechendes Werk Liefert. 

b) Sag 2. Der Unternehmer kann die Vejeitung des Mangeld verweigern, wenn bie 
dafür aufzumendenden Koften und Arbeit nicht im Berhältnifie zu dem Vorteile fiehen, den die 
Befeitigung des Mangels bietet. fo z. B, wenn eın Bauwerk zur Vefeltigung eines unerheblichen 
Mangels vollſiändig umgebaut weıden müßte; vgl. Riezler, WB. ©. 113. 

e) Durhführung des Anſpruchs. Der Beſteller hat einen jelbitändigen Anſpruch 
auf Vejeitiyung des Mangels. Zur Beg ündung des Anſpruchs hat er den Abſoluß des Wert- 
vertrags und das Beltehen des Mangels darzutun. Die Klage auf Vefeitigung des Mangels 
fegt nicht voraus, daB er dem Unternehmer zur Befeiinung des Mangels eine Friit gefegt hat. 

Der Unternehmer kann ieinerfeits auf Grund des Eap 2 eine Einrede geltend machen, 
muß dann aber die Borausiepungen für die Anwendung des Zap 2 beweifen. 

Verweigert der Unternehmer die Befeitigung des Mung 18 ohne Grund, jo kann ber Beſteller 
nad 88 634 Abf. 2, 635 Wandelung, Minderung o’er Schadenserfag verlangen. 

Der Beiteller bat neben den Anſpruch auf Beiettigung d.8 Mangel, wenn ber Unternehmer 
mit der VBefeitigung im Verzuge iſt, nad Abf. 3 das Recht, den Mangel felbft zu befeitigen und 
Erfag der Aufwendungen zu fordern. Ferner fann er nach Viaßg ıbe der &8 634. 635 Wandelung, 
Minderung oder Edadıngeriag verlangen. Verweigeri der Unternehmer mit Recht die Vefeitigung 
des Mangels, weil fie einen unverhälnismäßigen Aufwand erfordert, oder erweiſt ſich die Be 
feitigung des Mangels als unmöglich oder ift eine vom Beitller dem Unternehmer zur Befeitie 
gung des Mangels geſehte Friſt fruchtlos veritrichen, fo ift der Anipruc des Beſtellers auf 
Bereitigung des Mangels und ebenfo das Recht, den Mangel felbit zu beieitigen und Erſaß ber 
Aufwendungen zu fordern. ausgeichlofien. der Beiteller kann aber iatt defien nad) Maßgabe der 
88 634, 635 Wandelung, Mind rung oder Schadengeriag heaniprud n. 

Wegen der Einrede des nicht eıfüllten Beitrags und fonftiger aus allgemeinen Vorſchriften 
fi) ergebender Medy:e f. Vorbm. 4 zu 83 133, 639. 

d) Verjährung. Das Rech des Beſiellers, die Beieitigung des Mangels zu verlangen, 
iſt an feine Frijt gebunden, unterliegt aber einer furzen, im & 6.8 normierıen Verjährung. 

3. Abſ. 3. Beſeitigung des Mangeld durch den Beſteller. Die Vorſchriſt des Abi. 3 
entfpricht derjenigen des $ 538 Wbf. 2. 
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8. 634. Zur Befeitigung eines Mangels der im $. 633 bezeichneten Art 
Zann der Befteller dem Unternehmer eine angemefjene Friſt mit der Erklärung 
beitimmen, daß er die Befeitigung des Mangeld nad) dem Ablaufe der Frift ab» 
lehne. Zeigt fich ſchon vor der Ablieferung des Werkes ein Mangel, jo kann ber 
Befteller die Friſt fofort beftimmen; die Frift muß fo bemefien werben, daß fie 
nicht vor der für die Ablieferung beftimmten Friſt abläuft. Rach dem Ablaufe 
der Frift kann der Beſteller Rüdgängigmachung des Vertrags (Wandelung) oder 
Herabjegung der Vergütung (Minderung) verlangen, wenn nicht der Mangel recht 
zeitig befeitigt worden iſt; ber Anspruch auf Beſeitigung des Mangels ift aud- 
geichloffen. 

Der Beitimmung einer Frift bebarf es nicht, wenn die Befeitigung bes 
Mangels unmöglih ift oder. von dem Unternehmer verweigert wird oder wenn 
die fofortige Geltendmachung des Anfpruch® auf Wandelung oder auf Minderung 
durch ein bejonderes Intereſſe des Beſiellers gerechtfertigt wird. 

Die Wandelung ijt ausgefchloffen, wenn der Mangel den Werth oder die 
Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich mindert. 

Auf die Wandelung und die Minderung finden die für den Kauf geltenden 
Vorſchriften der 88. 465 bis 467, 409 bis 475 entiprechende Anwendung. 


Iſt der Unternefmer im Verzug. fo kann ber Beiteller den Mangel ohne Wiſſen und ſelbſt 
wider den Willen des Unternehmers befeitigen. Er darf fih dabei fremder Lente bedienen, muß 
dann aber für dieſelben einftehen. Zu erfegen find nur folhe Aufwendungen, die ber Befteller 
wirklich gemacht hat, und auch diefe nur. ſoweit fie objektiv zur Befeitigung des Mangels ers 
forderlih gewefen find. Wegen des Verzugs ſ. 83 284ff., wegen des Grjages der Aufwendungen 
1. 88 256, 257. 

Iſt der Unternehmer nit im Verzuge, fo kann ber Beiteller, wenn er zunüchſt auf feine 
Koften Abhilfe geſchafft Hat, nur nah den Grundſätzen Über die Gejhäftsführung ohne Auftrag 
(88 677ff.) Exfag verlangen. 

4 Wegfall der Auſprüche aus & 633. Nimmt der Beiteller ein mangelhaftes Wert ab, 
objhon er den Mangel kennt, fo ftehen ihm die im 8 633 beitimmten Anfprüce nur zu, wenn 
ex fi) feine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehalten hat. 8 640 Abi. 2. 

5. Andere Rechtabehelfe bei Mängeln bed Wertes |. Vorbm. A zu 88 633--639. 


864. 
@.18 569 Mbf. 1 Eat 2, 96f. 2; II 9 572 ven. 8 624; III 4624. P.1 6. 2303M., 23541., 6197, 6200; 
M.IE. 481. V.ll 88.2 3.309M. 

1. Abf.1. Wanbdelung oder Minderung wegen Mängel des Wertes, 

a) Sag 1. Das Recht, deu Unternehmer eine Frift zur Beiertigung des Mangels mit ber 
im $ 634 beftimmten Wirkung zn fegen, ſieht dem Befteller neben dem im $ 633 beftimmien Rechte 
zw. Er kann ſich darauf beihränten, die Beſeitigung des Mangels zu fordern und die iym dm 
alle der Nichterfülung nach allgemeinen Grundfägen (88 325, 326) zuftehenden Rechte geltend 
zu maden. Er kann aber aud, nachdem er den Unternehmer zur Beſeitigung des Mangels 
anfgefordert hat, nachträglich noch von dem im $ 634 beſtimmten Rechte Gebrauch machen. Er 
tann endlich aud mit der Aufforderung zur Beſeitigung der Mängel fofort die Beſtimmung 
einer Fıift nach $ 634 verbinden. 

Borausfegung fir dad Recht des Beſtellers nad) Maßgabe des 8 634 eine Friſt zu beitellen, 
iſt nur, da er das Recht bat, die Befeitigung de Mangels zu fordern; daß ſich der Unter- 
nehmer im Berzuge befindet, ift nicht eriorderlih. Das Recht des Unternehmers, die Befeitigung 
bes Mangels nad $ 633 Abi. 2 Cap 2 zu verweigern, weil fie einen unverhältuismäßigen 
Aufwand erfordert, wird durch die Friſibeſtimmung nicht berührt; diefe ift unwirkſam, wenn 
jenes Hecht ded Unternehmers befteht; a. A. Romeid, Friſtbeſtiumung S. 98ff.; Dertmann 
8 634 Erl. 3b. Bweifelhaft kann fein, ob das dem Befteller nad 8 633 Abi. 3 zuftchende 
Mecht im Falle eines Verzugs de3 Unternehmers den Mangel jelbft zu befeitigen, durch die 

39% 
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Beftimmung der Friſt wegfällt. Die Frage dürfte zu verneinen fein; mit dem Mblaufe der Frift 
füllt jedoch das fragliche Recht des Beſtellers ſelbſtverſtändlich ebenfo wie fein Recht, Befeitigung 
des Mangels durch den Unternehmer zu forbern, weg. 

Die Friſt muß jedenfalls fo bemefien werben, daß innerhalb berjelben die Befeitigung bes 
Mangels objektiv möglich ift. Da das ganze Verhälinis unter dem Grundſatze von Treu und 
Glauben ſieht, fo find auch die jubjeltiven Verhäliniſſe einerfeit bes Unternehmers, andererjeits 
des Beſtellers in billiger Weife zu berückſichiigen. Wegen ber Beftimmung der Frift, de Be— 
griffs der Angemefjenheit und ber Beweislaſt |. 8 250 Erl. 2. Beſtimmung der Frift durch 
Urteil EBD. 8 255. 

db) Sag 2. Die Borfchrift, welche dem ſchweiz. BG. Urt. 355 entipricht, Hit von der 
zweiten Kommiffion eingeftellt. 

B e) Sag 3. Der Anfprud anf Wandelung oder Minderung wird ohne weiteres 
dur fruchtloſen Ablauf der gejegten Friſt begrünbet; auf ein Verſchulden des 
Unternehmers fommt es nit an. 

Behauptet der Unternehmer, daß kein Anfprucd auf Wandelung oder Minderung beitehe, 
weil der Mangel rechtzeitig, d. h. innerhalb der gefegten Friſt, befeitigt fet, fo trifft ihn bie 
Beweislaft. 

Der Halbf. 2 beruht auf der Erwägung, daß der Echuldner Klarheit über die Sachlage Haben 
muß, um feine geichäftlihen Anordnungen treffen zu können; f. 8 250 Erl. 2. Iſt die Frift 
abgelaufen, fo füllt auch die Befugnis des Beſtellers fort, den Mangel auf Koften des Unter» 
nehmers felbft zu befeitigen (3 633 Abi. 3) 

2. Abſ. 2, Weofall des Erforbernifies einer Friſtſezung. Unter Unmöglichteit der Be- 
feitigung ift nur objektive Unmöglichkeit zu verfiehen; Borbm. 1 zu 88 275—279, fo auch Recht 
1903 S 180, Dertmann 8 634 Exl. 3b. 

Ans welchem Grunde und in welcher Form die Weigerung des Unternehmers erfolgt, ift 
gleichgültig, ebenfo ob der Befteller ben Unteinehmer zu einer Erklärung aufgefordert hat; bie 
Tatſache der Weigerung genügt. Die Weigerung muß dem Beſteller gegenüber erklärt fein; 
a. DM. Riezler ©. 115. 

5 Belfpiel fir Anwendung des Abf. 2 wegen befonderer Intereſſen des Beftellers |. Ripr. 
Bd. 4 ©. 41 (ſchadhaftes Weinfah). 

Der Beweis, daß die Boransjegungen des Abſ. 2 vorliegen, ift vom Befteller zu führen, 
Sächſ. Arch. Bd. 14 ©. 2241. 

Der Befteller hat im Falle des Abf. 2 nur das Recht, ohne Friftfegung zu 
wandeln obex zu mindern, und tft nicht verpflichtet, da Wandelungsrecht fofort 
geltend zu maden, RG. Bd. 52 ©. 314. Doch dürfte er möglicherweife nach 88 157, 242 
verpflichtet fein, dem Unternehmer Anzeige zu machen, damit diejer in die Lage verſetzt wird, 
die zwedlofe Weiterarbeit einzuftellen. 

3. Abſ. 3. Ausſchluß der Wandelung. Der Abſ. 3 beruht auf demſelben Gedanken wie 
die Vorfrift des 8 459 Abſ. 1 Sag 2. Der Beweis ber Unerheblicjleit eines Mangels liegt 
dem Unternehmer ob. 

Die Borausjegung, da der Mangel den Wert oder die Tanglichfeit des Werkes nur 
unerheblich mindert, hat nicht die Bedeutung, dab, wenn der Manyel fowohl den Wert als die 
Tauglichkeit mindert, eine Unerheblichteit desſelben in der einen wie in der anderen Beziehung 
genügt. Das Wort „oder“ hat Hier die Bedeutung von „bzw.“. Je nachdem der Mangel den 
Wert oder die Tauglichkeit nıindert, muß die Minderung eine unerheblice fein. Mindert der 
Mangel ſowohl den Wert ald die Tauglichteit, fo muß bie Minderung in beiden Beziehungen 
eine unerheblice fein. Bein Mangel zugefiherter Eigenfhaften tft die Wandelung nicht aus« 
geſchloſſen; fo mit überzeugender Begründung Kammergericht Ripr. Bd. 7 ©. 477. 

Aus der Faſſung ergibi fi, daß im Etreitfalle der Beweis der Unerheblichkeit bem 
Unternehmer obliegt. 

Selbftverftändlich bleibt e8 dem Unternehmer unbenommen, fi troß der Unerheblichkrit auf 
die Wandelung einzulafien. 

4. Abf. 4. Anwendung ber für ben Kauf gegebenen Vorſchriften auf Wandelung und 
Minderung. Die entiprehende Anwendung der ım Abi. 4 angezogenen Bor= 
ſchriften macht keine Schwierigkeiten. An Sıelle des Verkäufers ift jedesnal der Unternehmer, 
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8. 635. Beruht der Mangel des Werkes auf. einem Umſtande, den der 
Unternehmer zu vertreten hat, fo fann ber Befteller ftatt der .Wandelung ober 
der Minderung Schadenserfag wegen Nichterfüllung verlangen. ’ 


an Stelle des Käufers ber Befteller zu fegen. Nach den 88 472, 473 tft bei der Minderung 
der Wert der Sade „zur Beit ded Verlaufs“ zu berechnen; aud bei der Wandelung kommt es 
im Sale des 8 471 auf „bie Zeit des Verkaufs“ an. Für den Werkvertrag fann bei der ent⸗ 
ſprechenden Unwendung in Frage kommen die Zeit des Abſchluſſes des Werkvertrags (Riezler, 
®. ©. 117; Kiſch, Unmöglichkeit ©. 173) oder die Zeit der Herftellung, oder die Zeit der Ab⸗ 
Heferung (Dernburg 8 320 III 1; äbnlih Crome 8 265 Anm. 58) oder die Zeit der Abnahme 
des Wertes bzw. bes Überganges der Gefahr (Staudinger-Kober 8 634 Erl. II3a; Dert- 
mann 8 634 Eıl.4b). Man wird fi) für den Zeitpunft des Abſchluſſes des Werkvertrags zu 
entfcheiden Haben; fo jebt die herrſchende Meinung. Gegen die Bugrundelegung dieſes Beit« 
punfts ſcheint zu fprechen, daß zur Zeit des Mbjchluffes des Werkvertrags ein mangelhaftes 
Bert noch gar nicht vorliegt, und fomti die im 8 472 vorgefchriebene Vergleichung des Wertes 
der Sade (bier alfo des Werkes) in mangelfreiem Buftande mit dem „wirklichen Werte! 
(3 472) nicht möglich eriheint. Die fraglihe Vorſchrift fol aber nur entiprechende Anwendung 
finden. Zugrunde liegt ihr der Gedanke, daß der Käufer, wenn er ben Mangel der Sache ge 
Tannt hätte, den Kaufpreis in demfelben Berhäftniffe geringer beitimmt haben würde, in welchem 
der wirflihe Wert der mangelhaften Sache zur Zeit des Verkaufes geringer war als ber Wert 
der betreffenden Sache in mangelfreiem Buftande. Dieſer Gedanke führt bei bem Werkvertrage 
dahin, daß ber Beiteller, wenn er gewußt hätte, daß er ein mangelhaftes Wert erhalten würde, 
die Vergütung für da8 Werk in dem Verhältnihſe geringer bemefien haben würde, in welchem der 
Bert eines mangelhaften Werkes der fraglichen Art zur Zeit des Mbfchluffes des Werkvertrags 
geringer ift ald der Wert eines mangelfreien Werkes. Das Verhältnis Itegt hier ähnlich wie bei 
dem Verkaufe einer nur der Gattung nad beftimmten Sache (8 480). Bet dem Abfchluffe des 
Kaufes liegt die zur Erflillung desfelben demnächſt gelieferte mangelhafte Sache noch nicht vor; 
teogdem wird bei der Anwendung ber 88 471—473 ber Zeitpunft des Kaufes zugrunde gelegt. 
Ebenfo ift bei dem Werkvertrag im Falle des 8 472 das Verhältnis zugrunde zu legen, in 
welchem zur Zeit des Abſchluſſes des Werkverttags der Wert eines mangelfreien Wertes der ver- 
einbarten Urt zu dem Werte eines mangelhaften Werkes fteht. In dieſem Verhältnis ift die 
vereinbarte Berglitung herabzufegen. Nach denjelben Grundſätzen ift in ben Fällen der 88 471 
bis 473 zu verfahren. Hervorzuheben ift noch, daß der nachträgliche Untergang des Wertes bie 
Wandelung nicht ausſchließt. Bgl. im übrigen die Erl. zu den 88 465—467, 469-475. 
Einzelfragen bei Schöller, Bruch. Beitr. Bd. 46 ©. 258ff.; RG. in ZW. 1903 Bell. ©. 58 
(®andelung bei Herftellung eines Bauwerkls auf dem Grundftide des Beitellers); NE. Bd. 58 
©. 423 (Wandelung; Zuläffigtett der unmittelbaren Klage auf Rückzahlung des Preijed); Lotmar, 
Arbeitövertrag ©. 728ff. (Berüdfichtigung der Koften für Aufwendungen bei der Minderung ber 
Vergütung). : 

5. Wegfall der Anfprüge ans z 634. Nimmt der Befteller ein mangelhaftes Werk ab, 
obſchon er den Mangel tennt, fo ftehen ihm die in $ 634 beitimmten Anſprüche nur zu, wenn 
er fi) feine echte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehalten Hat; 8 640 Abf. 2. 


8 685. B 
@.18 569 abl.s: 119 573 ven. 9 625; LI 8 625. M.I €. 2308, 23541, 6197, 6200; I. II G. 481. 
9.11 88.2 €. 309f. 

1. Schadenserſatz anflatt Wandelung ober Minderung. Der 8 635 gibt dem Beſteller 
unter der im Gefege bezeichneten Borausfegung dad Recht, ftatt der Wandelung oder der 
Minderung Schadenderfag wegen Nichterfüllung zu fordern. Diefer Anſpruch fteht zu den An—⸗ 
Tprüden auf Wanbdelung und auf Minderung in demjelben Berhältnifje wie der dem Käufer im 
alle des 8 463 zuftehende Anſpruch auf Schadenserfag zu defien Anfprud auf Wandelung oder 
Minderung (f. 3 463 Erf. 1). Es liegt danach fein Wahlſchuldverhältnis, fondern eine facultas 
alternativa vor. Die Borichriften fiber Wahlſchuldverhältniſſe (88 262ff.) finden alfo feine Uns 
wendung. Die Wahl wird nicht ſchon mit der einfeitigen Erklärung bes Beſtellers unwiderruflich, 
ſondern erſt mit der, wenn auch teilmeifen Erfüllung oder mit der rechtskräftigen Verurteilung 
zur Leiftung; f. 8 465 Erl. 3 a. €. 
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2. Berausfegungen bed Auſpruchs auf Schadeuserſatz. 

a) Damit ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen eines Mangels bes Werkes geltend 
gemacht werden kann, müflen zunäcft die Borausfegungen erfüllt fein, unter denen nad) 8 634 
Bandelung oder Minderung begehrt werben kann. Es muß alfo entweder eine Frift zur Be- 
feitigung des Mangels gefept und dieſe Frift fruchtlos veritrihen fein, ober es müflen die 
Befonderen Vorausſetzungen vorliegen, unter benen nad) $ 634 Abi. 2 von der Sepung einer 
Friſt abgefehen werden kann; fo RG. Bd. 56 ©. 81 (mit Nachweiſen), auch OLG. Breslau 
Redt 1903 ©. 180. Außerdem muß aber die meitere Vorausfegung erfült fein, dag der 
Mangel des Wertes auf einem Umftande beruht, den der Unternehmer zu vertreten hat. Letzteres 
trifft zu, wenn der Mangel auf ein Verſchulden des Unternehmers ober feiner Leute zurüd- 
auführen iſt (88 276, 278), oder aber der Unternehmer die Garantie für das Nichtuorhanden- 
fein des Mangels übernommen hat. Die bloße Tatſache, dab dem Werk eine zugefiherte 
Eigenſchaft fehlt, genügt anders wie beim Kauf (8 463) nicht zur Begründung eines Anſpruchs 
auf Schadenserfag anftatt des Anſpruchs auf Wandelung oder Minderung. Der Unternehmer 
muß vielmehr außerdem ausdrücklich oder ſtillſchweigend die Verpflichtung übernommen haben, 
für die Folgen des Mangels einzufiehen; a. M. Reumann, BGB. 8 635 Anm. 4, wie bier 
RE. Bd. 58 ©. 178 gegenüber dem OLG. Kaflel, Ripr. Vd. 7 ©. 479. 

Biweifelgaft ift die Frage, ob unter dem Schadenserfage wegen Nichterfüllung, den ber 
Befteller ftatt der nad 8 634 zuläffigen Wandelung oder Minderung fordern laun, der Erfag 
des Schadens zu veritehen ift, welchen der Beiteller unter Bugrundelegung der Annahme erlitten 
hat, daß der Unternegmer die ihm obliegende Verpflichtung überhaupt nicht erfült hat oder ob 
der Befteller zunächft nur den Erfag desjenigen Schadens verlangen kann, welcher ihm durch bie 
Wangelhaftigkeit des Werkes erwachſen ift, und Schahengerjag wegen Nichterfüllung der ganzen 
Berbindlichkeit nur dann fordern kann, wenn die teilweile Erfüllung für ihn kein Jutereſſe hat. 
Für die Entfheidung diefer Frage in dem lepteren Sinne dürften diefelben Gründe fprechen, 
welche für die entiprechende Eutſcheidung im alle des 8 463 troß der abweichenden Urteile des 
RG. Bd. 52 ©. 355; Bd. 53 ©. 89 in der Erl. 4 zu $ 463 dargelegt find. 

b) Beweis. Iſt ftreitig, ob der Mangel die Folge eines von dem Unternehmer zu 
vertretenden Umftandes iſt, jo trifft diefen die Beweislaſt ($ 282; vgl. auch RE. Bd. 10 
©. 167). 

3. Inhalt des Auſpruchs anf Schadenserſatz. Sit ein Erſatzanſpruch nad) $ 635 begründet, 
fo hat der Unternehmer dem Vefteller allen Echaden zu erfegen, welcher durch die Nichterfüllung der 
ihm obliegenden Leiſtung entitanden iſt. In Betracht Tönnen namentlich kommen Aufwendungen 
zur Befeitigung des Mangels, der Wertunterſchied zwiſchen dem mangelhaften Werte und dem 
bertragsmäßtgen mangelfreien Werte, Ausfälle und fonftiger Schaden bei der Benngung der 
Anlage, fowie Binfen von aufgewendeien Geldern. Es taucht hierbei biefelbe Frage auf, wie 
bei den 88 325, 326, nämlih ob Schadenserſatz wegen Nichterfüllung dahin zu verftchen if, 
daß der Auſpruch des Erfagpflicgtigen auf die Gegenleiſtung erliſcht oder beitehen bleibt. Die 
Frage ift in der Erl. 1a zu 8 325 behandelt und es wird auf dieſe Erörterung verwieſen. 
Naczutragen tit, ba ſich der VII. Zivilfenat des Reichsgerichis (Kh. Bd. 58 5. 177) hin⸗ 
fichtlich des Werkvertrags der dort befämpften Anficht des II. Zivilfenats (RE. Bd. 50 ©. 255; 
8b. 52 ©. 352; Bd. 53 ©. 11, 89) angeſchloſſen hat, wonad der Erfagpflichtige feinerfeits 
teinen Anipruch auf die Gegenleiftung bat. Ebenjo hat fi ber 27. Deutſche Juriftentag grund 
ſaͤplich für diefe Anficht entſchieden; Verhandlungen des 27. Deutfchen Zuriftentages Bd. 4 ©. 112ff., 
insbefondere ©. 161. 

Beifpiele fir Verehnung des Schadens ſ. bei RG. Bd. 18 ©. 338 (franzöfifches Recht) 
und Seuffä. Bd. 41 ©. 147 (gemeines Recht). 

: 4. Wegfall dei Auſpruchs anf Schadenserſatz durch vorbehaltloſe Annahme ſ. 8 640 
Erl. 3b. 

5. Mehrere nacheinander hervortretende Mängel. Nach dem im 8 634 für entiprechend 
anmwenbbar erklärten 8 475 wird durch die wegen eines Mangels erfolgte Minderung das Recht 
bed Beſtellers nicht ausgejchlofien, wegen eines anderen Mangels Wandelung oder von neuem 
Minderung zu verlangen. Dieſer Grundfag wird auch auf den Anſpruch auf Schadenserfag 
entiprechende Anwendung finden muſſen. 


6. Garantieneripreiien |. Borbm. zu 88 633—639 Ziff. 6. 


7. Zirel: Werkvertrag. & 686. 608 


8. 636. Wird das Werk ganz oder zum Theil nicht rechtzeitig hergeſtellt, 
jo finden die für die Wandelung geltenden Vorfchriften des 8. 634 Abſ. 1 bis 3 
entjprechende Anwendung; an die Stelle des Anſpruchs auf Wandelung tritt das 
Necht des Veftellers, nad) $. 327 von dem Vertrage zurüdzutreten. Die im Falle 
des Verzugs des Unternehmers dem Befteller zuftehenden Nechte bleiben unberührt. 

Beftreitet der Unternehmer die Zuläffigfeit des erklärten Rücktritts, weil er 
das Werk rechtzeitig Hergeftellt habe, fo trifft ihn die Beweislaft. 


8 686. 
@.18569 Abf. 4; 11 8 574 ven. 118626. 9.1 er 23541. 6197, 6200; M. II ©. 4831. 
Bo. 5 €. 309f.; 8». 

1. Wegen der⸗ en auf denen der & * — ſ. Vorbm. zu 88 633—639. 

2. Verhältnis des & 636 au den allgemeinen Borfchriiten. Wenn der Unternehmer nicht 
vechtzeitig liefert, fo ftehen dem Vefteller auf Grund der allgemeinen Borfchriften folgende Rechts⸗ 
behelfe zur Verfügung. Er kann auf Lieferung Magen und eventuell nach Maßgabe des 8 283 
Schadenserfag verlangen. Er kann aber auch die Klage ded anderen Teiles abwarten und dann 
die Einrede des nicht oder nicht gehörig erfüllten Vertrags vorſchützen. Iſt der andere Teil im 
Berzuge, fo treten bie in den 83 236ff., 326 beftimmten Wirkungen ein. Liegt ein Fixgeſchäft 
vor, fo ift ber Beſteller auf Grund des 8 361 befugt, vom Bertrage zurüdzutreten. Hat endlich 
der Unternehmer bie vertragsmäßige Garantie für die rechtzeitige Lieferung übernommen, fo kann 
der Veiteller Schadenserfag verlangen. Das Geſetz hat die voritehend angegebenen Rechtsbehelfe 
nicht für ausreichend eradtet und dem Veiteller durch den & 636 nod einen anderen Weg 
eröffnet, um fein Intereſſe zur Geltung zu bringen. Der Beiteller ſoll befugt fein, dem anderen 
Zeile eine Frift zur Lieferung zu fegen und nad fruchtiofem Ablaufe derjelden vom Vertrage 
zuruckzutreten. 

8. Überſicht der ſich ergebenden Einzeljäge. Wird das Wert ganz oder zum Teil nicht 
rechtzeitig hergeftellt, fo Tann der Befteller dem Unternehmer eine angemefiene Friſt mit der 
Ertlärung beftimmen, daß er die fpätere Lieferung nicht mehr annehmen werde; wegen ber Bes 
ftimmung ber Friſt |. Exl. zu 8 250. Zeigt fi ſchon vor dem LXieferungstermine, daß das 
Werk nicht rechtzeitig fertig werden wird, fo kann der Beſteller die Friſt fofort beſtimmen; bie 
Friſt muß fo bemeſſen werden, daß fie nicht vor ber für die Ablieferung befiimmten Zeit 
abläuft. Rad) dem Ablaufe der Frift ift der Vefteller berechtigt, von dem Vertrage zurüdzutreten, 
menn nicht da8 Werk rechtzeitig hergeftellt ift; der Anſpruch auf Herftelung des Wertes ift aus⸗ 
geichlofien. Der Beitimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die redtzeitige Herſtellung 
unmöglid) tft, oder von dem Unternehmer verweigert wird, oder wenn die fofortige Geltendmachung 
des Rüdtrittsrechts durch ein beſonderes Iniereſſe des Beſtellers gerechtfertigt wird. Der Rüdıritt 
vom ganzen Verirage ift auläffig, aud wenn das Werk nur zum Zeile nicht rechtzeitig hergeſtellt 
ift; er ift aber ausgeſchloſſen, wenn die rechtzeitige Herftellung nur einen unerheblichen Nachteil 
für den Befteller mit fich bringt. Vgl. Erl. zu 8 634. 

Ein Anfprucd auf Minderung oder Schadenderfag ift dem Beſteller nicht eingeräumt; der 
Befteller kann aber möglicherweiſe aus anderen Gründen, indbefondere wegen Verzugs, Schabens- 
erfa zu verlangen berechiigt fein. 

4. Abſ. 1 Gag 1. Rüctrittsrecht des Beſtellers wegen verzögerter Steferung. 

a) Borausfepungen des Nüdtrittsrehts. Die Anwendung des $ 636 feßt voraus 
einmal, dab das Wert ganz ober teilweife nicht rechtzeitig Hergeftellt ift, und fodann, daß nad 
Maßgabe bes 8 634 Abf 1 eine Frift gefegt und fruchtlos verftrichen ift, oder daß nach 8 634 
Abf. 2 die Setzung einer Friit nicht erforderlich ift. Vgl. im einzelnen Erl. zu 8 634. 

Auf ein Berfhulden des Unternehmers kommt es nit an. Der Befteller 
tann alfo namentlihd aud dann zurüdtreten, wenn die Verzögerung durch eine 
Arbeitseinftellung oder einen Brand oder einen fonftigen zufälligen Umftand 
herbeigeführt ift. 

b) Der Rüdtritt im einzelnen. Für das Rücktrittsrecht des Beſtellers find nad) dem 
in Bezug genommenen 8 327 die Borfchriften der 33 346—356 mit der fi aus 8 327 Cap 2 
ergebenden Einſchränkung maßgebend; f. Erl. zu den 88 327, 346356. Hervorzuheben ift 
folgendes: 
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8. 637. Eine Vereinbarung, durch welche Die Verpflichtung des Unternehmers, 
einen Mangel des Werkes zu vertreten, erlaſſen oder beſchränkt wird, ift nichtig, 
wenn ber ——— den Mangel argliſtig verſchweigt. 


. 638. Der Anſpruch des Beſtellers auf Beſeitigung eines Mangels des 
Werkes ſowie die wegen des Mangels dem Beſteller zuſtehenden Anſprüche auf 
Wandelung, Minderung oder Schadenserſatz verjähren, fofern nicht der Unter- 
nehmer den Deangel argliſtig verſchwiegen hat, in ſechs Monaten, bei Arbeiten an 
einem Grundſtück in einem Jahre, bei Bauwerken in fünf Jahren. = — 
beginnt mit der Abnahme des Werkes. 

Die Verjährungsfriſt kann durch Vertrag verlängert werden. 


Der Rüdtritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile. Tas Nüdtritiörecht 
des Beftellers tft, wenn einmal begründet, an feine Friſt gebunden, unterliegt auch nicht ber 
Verjährung. Der Unternehmer kann aber gemäß 8 355 dem Vefteller für die Ausübung des 
Nüdtrittsrecht3 eine angemefiene Frift fegen, nad deren fruchtloſem Ablaufe das Rückritisrecht 
erlifht. Durch den Rüdıritt wird der Vertrag hinfällig; das dadurch begründete Schuldverhältnis 
erlifht; die empfangenen Leiftungen find zurüdzugemähren. 

5. Abſ. 1 Sat 2. Andere Rechtsbehelfe. Durch den Abſ. 1 Sag 2 wird mit Rüdficht 
auf die große praftiihe Bedeutung der Frage ausdrüdlich Hervorgehoben, daß dem Befteller neben 
den in Sa 1 bezeichneten Rechten im Falle des Verzugs bes Unternehnterß bie ſich hieraus nach 
allgemeinen &rundfägen ergebenden Rechte zuftehen. Gegenüber dem duch den Sap 1 für ben 
Befteller geichaffenen Nechtsbehelfe find die Vorausſetzungen des Verzugs insbefondere infoweit 
ſtrengere, als der Schuldner nicht in Verzug kommt, folange die Leiftung infolge eines Umftandes 
unterbleibt, den er nicht zu vertreten bat; bie Wirkung bes Verzugs iſt eine weitere, infomeit . 
der Gläubiger Schadenderjag verlangen kann; vgl. 88 284ff., 326. 

Durch 8 633 Abf. 3 iſt dem Befteller das Recht eingeräumt, im alle bes Verzugs bes 
Unternehmers einen Mangel des Wertes auf Koften des Beſtellers felbft zu befeitigen. Ein 
ſolches Recht fteht dem Beſteller nicht zu, wenn der Unternehmer lediglich mit ber rechtzeitigen 
Lieferung im Verzug iſt, unbeſchadet der Vorſchrift über die Geſchäſtsführung ohne Auftrag. 

Die Vorfchriften über das Firgefchäft (8 361) bleiben ebenfo unberührt wie diejenigen 
über den Verzug. 

6. Abſ. 2. Beweislaſt. Der Abſ. 2 tft von ber zweiten Kommiffion eingeftellt, weil ber 
Sag 1 des Abf. 1 zu ſchwerfällig geworden fein würbe, wenn man bloß durch die Faſſung die 
Beweislaſt Hargeftellt hätte; P. II 3b. 6 ©. 384. 

Der Beiteller hat die Beftimmung und den Ablauf der Frift ſowie die Erflärung des Rück⸗ 
tritts ober, wenn er ſich gemäß 8 636 auf 8 634 Abſ. 2 beruft, die Vorausſetzungen biefer 
Vorſchrift zu beweifen. 


86837. & 
€.18570 96f. 2; II 8 575 veu. 8 627; III 8 627. P.1 E.23171.; M. I E.4851. P. I Bo. 2 6.311. 

Vereinbarungen über die Haftung bed Unternehmers für Mängel des Wertes. 

Die Vorſchriften des Geſetzes Über bie Haftung des Unternehmers fir Mängel bes Wertes 
find dispofitiver Natur. Die Haftung kann alfo durch ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Berein- 
barung erweitert, beichränft oder erlafien werben; eine ſolche Vereinbarung kann ſowohl bei 
Abfchluß des Hauptvertrags als auch fpäter getrofien werden. Der 8 637 verfagt aber einer 
Vereinbarung, duch welche die Haftung de3 Unternehmers erlaflen ober beſchränkt wird, die 
Wirkſamleit, wenn der Unternehmer den Mangel argliftig verichweigt. Die Vorſchrift entfpricht 
den für den Kauf (8 476; vgl. $ 443) und die Miete ($ 540) gegebenen Vorfchriften. Es wirb 
deshalb, insbeſondere wegen des Begriffs des „argliftigen Verſchweigens“ und hinſichtlich des 
Beweijes auf die Exl. zu den 88 476, 443 verwieſen. 


8 688. 
€. 188 571, 579 Nr. 2; 1 8 576 Mbf. 1, 2 Eat 1 rev. 9 628; III 8 628. P. I €. 2317 . 2363M., 3289, 
3553f., 3560, 11781, 11824; M.II &.486f. P. II 30.2 6. 311. 


1. Die für die Verjährung der Mängelanfprüde maßgebenden Gefihtäpuntte. 


7. Titel: Werkvertrag. 88.687, 638. 605 


Aus Gründen der Zwedmäßigkeit ift die Verjährung der Anfprüche des Beſtellers wegen 
Mängel der Sache durch die 88 638, 639 abweichend von den allgemeinen Regeln georbnet und 
namentlid eine kurze Verjährungsfrift feftgefegt. Mit Rüdfiht auf die nahe Verwandticaft von 
Kaufvertrag nnd Werkvertrag und, da e8 in mandyen Fällen zweifelhaft fein kann, welder von 
beiden Verträgen anzunehmen ift, find für den Kaufvertrag und den Werkvertrag infomweit im 
weientlihen übereinftimmende Vorfchriften gegeben. Vgl. 88 477ff. 

Die kurze Verjährung bringt für den Beſteller Gefahren mit fi. Da die Verjährung 
nad) 8 638 Abf. 1 Sat 2 mit ber Abnahme des Werkes beginnen foll, fo kann es vorkommen, 
daß die Verjährung abgelaufen ift, bevor der Befteller von dem Mangel überhaupt Kenntnis 
erlangt hat. Mißlich iſt auch, daf, wenn ber Beſteller dem Unternehmer nad) 8 634 Abſ. 1 
zunädjft wine Frift zur Vefeitigung des Mangels beftimmt, die Verjährung fi vor dem Ablaufe 
dieſer Friſt vollenden Tann. Man hat indefien die ſich Hieraus ergebenden Bedenken ben großen 
Vorteilen gegenüber, welche ſich aus einer furzen Berjährungsfrift ergeben, nicht für durchſchlagend 
gehalten. Daß der Vefteller bei Anwendung orbuungsmäßiger Aufmerkſamkeit den Mangel nicht 
vor dem Ablaufe der Verjährung entbedt, wird nur ausnahmöweife vorkommen. Er tft, fobald 
ex ben Mangel entbedt Hat, immer in der Lage, fofort auf Beſeitigung des Mangels zu Magen. 
Hierdurch wird nad) dem im $ 639 für entfprehend anwendbar erklärten 8 477 Abf. 3 nicht 
nur die Verjährung des Anſpruchs auf Bejeitigung des Mangels, fondern au die Verjährung 
der übrigen im 8 638 bezeichneten Anſprüche unterbroden. Dazu kommt, wenn ber Befteller 
nicht fofort auf Befeitigung Magt, fondern dem Unternehmer zunächſt eine Frift zur Befeitigung 
beftimmt, die nad) $ 639 Abſ. 2 unter ben bort bezeichneten Borandfegungen eintretende Hemmung 
der Berjäßrung. Hat ber Befteller vor dem Ablaufe der Verjährung anf Befeitigung des Mangels 
geflagt, fo kann er, ftatt die im $ 638 bezeichneten Anſprüche geltend zu machen, immer aud 
nad) Maßgabe des 8 283 gegen ben Unternehmer vorgehen und, wenn biejeg im Verzug iſt, 
nad) 8 636 Abſ. 1 Sag 2 die fi daraus ergebenden Rechte geltend machen. Endlich bleibt 
dem Befteller aud) die Einrede bes nicht erfüllten Vertrags. 

2. Überfiht über die für die Verjährung geltenden Regeln. Im einzelnen ergeben ſich 
Hinfichtlich der Verjährung folgende Säge: Die Verjährungsfriften find im 8 638 Abf. 1 
Sag 1 beitimmt; wegen der Berechnung f. 88 186f. Für den Beginn der Verjährung if, 
anders wie nad) ben 88 198, 201, ber Zeitpunkt der Abnahme des Werkes und, wo eine Abnahme 
ausgefchlofien iſt, der Zeitpunkt der Vollendung des Werkes (8 646) enticheidend. Für die Hem⸗ 
mung ber Verjährung find zunächſt die 88 202—207 maßgebend. Eine Hemmung tritt aber außer 
dem ein, wenn ber Fall des 8 477 Abi. 3 oder des 8 639 Abf. 2 vorliegt. Ahnlich ſteht es mit der 
Unterbrechung der Berjährung: zunächſt find maßgebend die 88 208—220; außerdem tritt eine 
Unterbrehung ein, wenn der Fall des 8477 Abf. 2 oder des 8 477 Abſ. 3 vorliegt; zu 8 477 
Abſ. 2 vgl. die Vorſchrift der CPO. 8 488. Die Wirkung der Verjährung richtet fih nad 
ben 88 222—224. Der Befteller fol aber befugt fein, trog der Verjährung bie Anfprüche ein- 
redeweiſe geltend zu machen, wenn bie Borausfegungen des $ 478 vorliegen, den Anſpruch auf 
Schadenserſatz kann er unter den im 8 479 beftimmten Vorausjegungen aud nah Vollendung 
der Verjährung aufrehnen. Die Verjährung kann durch Rechisgeſchäft niht ausgeſchloſſen 
werben; erſchwert Tann fie nur infoweit werben, als nad) 8 638 Abſ. 2 eine Verlängerung 
der Berjührungsfrift durch Vertrag ſtatthaft if. Erleichterung der Verjährung, inbefondere 
Abliirzung der Berjährungsfeifien ift zuläffig (8 225). Hat der Unternehmer den Mangel argr 
liſtig verfchwiegen, fo gilt die gewöhnliche Berjührungsfriit von 30 Jahren (8 637). 

3 Abſ. 1 Sag 1. Einzelfragen. 

&) Unfprüde, welde der furzen Verjährung unterliegen. Der 8 638 finde 
nur Anwendung bei dem Anfpruche des Befteller8 auf Beſeitigung des Mangels eines Wertes 
(8 633 Abſ. 1) fowte bei den Anfprlihen auf Wanbelung, Minderung oder Schabengerjag 
(88 634, 635). Es macht hinſichlich der Verjährung keinen Unterſchied, ob es fih um Heritellung 
einer Sache oder um die Erzielung eines Erfolges Handelt; Seuffel. Bd. 59 ©. 361; RG. in 
IB. 1905 ©. 484. Für den Anſpruch bed Beftellers auf Erfag von Aufwendungen (5 633 
Abf. 3) fowie die Unfprlihe wegen Verzug und fonftige aus allgemeinen Grundfägen fi er= 
gebenden Anfprüche gelten die gewöhnlichen Regeln; die Berjährungsfrift beträgt 30 Jahre (3 195), 
bei Anfprüden aus unerlaubten Handlungen drei Jahre (8 852); vgl. RG. in IW. 1906 ©. 13 
— 233. 1906 ©. 262 (Anſpruch wegen eine Unfalles bei einem Transport, RG. Recht 1905 
©. 617 (ebenfo). Das Nüdtrittdrecht, welches dem Befteller im 8 636 eingeräumt ift, unters 
liegt überhaupt feiner Verjährung; der Unternehmer kann aber gemäß 8 355 dem Beſteller 
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8. 639. Auf die Verjährung der im 8. 638 bezeichneten Anſprüche des Be- 
fteller3 finden die für die Verjährung der Anfprüche des Käufers geltenden Vor⸗ 
fchriften des $. 477 Abſ. 2, 3 und der 88. 478, 479 entjprechende Anwendung. 


eine Frift zur Uusäbung des Rücktrittsrechts feben, derart, daß dad Rücktritisrecht mit Ablauf 
der Friſt erlifcht. Auch die Einrede bes nicht erfüllten Vertrags verjährt nicht, da es fi) bei 
diefer Einrede nicht um die Geltendmachung eines Anſpruchs handelt. 

b) Ausſchluß der kurzen Verjährung. Die kurze Verjährung tft ausgeichloffen, 
wenn ber Unternehmer den Mangel argliſtig verihwiegen hat. Bloßes Verſchulden genügt nicht. 
Der Begriff des argliftigen Verfchweigens iſt derſelbe wie im 8 477 und in ben 88 443, 476, 
637; |. Ext. zu 88 443, 476. 

©) Verjährungsfriften. Die Verjährungsfriſt ift im Einklang mit 3 477 auf ſechs 
Monate, für Arbeiten an Grundftüden auf ein Jahr feftgeiegt. File Bauwerke tft mit Rüdficht 
darauf, dab Hier Mängel vielfach erſt nad) längerer Beit herbortreten, die Berjäfrungsfriit auf 
fünf Jahre erſirelt. 

d) Bauwerke. In mandien Fällen kann zweifelhaft fein, ob bie für Arbeiten an Grund⸗ 
ftüden feftgefegte Berjährungsfrift von einem Jahre oder die fr Baumerfe fefigefegte Frift von 
fünf Jahren anzuwenden ift, fo z. B. bei Brunnen, Kellereien und Schadtanlagen. Die Ent- 
ſcheidung häüngt davon ab, was unter einem Bauwerk zu verfiehen if. Der Ausbrud Bauwerk 
wird vom Gejege außer in $ 638 auch in den 83 648, 1012, 1013 und 1016 verwendet, ohne 
näher erläutert zu werden. Der Begriff ift mach den Anfihauungen des Lebens und Zwede ber 
geieglihen Vorfchriften zu befiimmen. Hauptfählih iſt zu denken an felbftändige mit bem 
Boden verbundene Gebäude und Einrichlungen, welche zu Wohnungen, Maſchinenanlagen und 
Ähnlichen Zwedeh dienen. Brunnenanlagen, bet denen es ſich weſentlich nur darum Bandelt, eine 
Öffnung in bie Erde herzujtellen und diefe durch Röhren und ähnliche Vorrichtungen zu befeftigen, 
find vom RG. nicht als Bauwerk angefehen; vgl. RE. Bd. 56 ©. 41; OLG. Warienwerder 
Seufjfl. Bd. 60 ©. 11. 

Die für Bauwerke feftgefegte Friit von 5 Jahren greift au Plag, wenn der Unternehmer 
Zeilarbeiten an einem Bauwerk, 3. B. das Einderfen von Biegeln oder Malerarbeiten für 
einen Neubau, übernommen hat; fo R&. Bd. 57 ©. 377 und bie dort angeführte Entfheidung 
des Kammergerichts. 

4. Abſ. 1 Sag 2. Wegen der Abnahme ſ. 8 640. Bol. Seuffü. Bd. 59 ©. 361 
(OLG. Hamburg, Beginn der Verjährung bei einem Echfeppvertrage). Zit nad) der Befchaffen- 
heit des Werkes eine Abnahme ausgeſchloſſen, fo tritt am die Stelle des Zeipunkis der Abnahme 
der Beitpuntt der Vollendung bed Wertes. 

Nicht richtig dürfte es fein, die Verjährung, wenn ber Befteller rechtskräftig zur Abnahme 
verurteilt ift, mit der Rechtskraft des Urteils beginnen zu laſſen (Staudinger-Kober $ 638 
Erl. 6). Der 8 894 der CPO. kann feine Anwendung finden, weil die Abnahme nicht bloß 
eine Willenserflärung enthält, fondern zugleich bie Lörperlihe Hinnahme der Sache umfaßt (fo 
jegt auch Dertmann 8 638 Erl. 2a). 

5. Abf. 2. 

a) Die Verjährungsfriſt fann, wie bei $ 477 vertragsmäßig aud über die Dauer der ges 
wöhnlichen Frift von 30 Jahren hinaus, 3. B. auf die Lebenszeit einer Berfon erftredt werben; 
hierfür ſprechen ſowohl der Wortlaut als auch die Entitehungsgefchichte bes Gefepes (B. II Bd. 2 
©. 313; a. 4. Dertmann 8 638 Erl. 2b; Erome Bd. I 8 265 Ann. 66; Deruburg, OR. II 
8 320 Bil. VIL 4). 

b) Die Übernahme ber Garantie für eine beftimmte Zeit kann die Bedeutung haben, da 
ber Beginn der Verjährungefriſt Hinausgefchoben wird, fie kann aber aud fo gemeint fein, daB 
die Verjäbrungsfrift verlängert werden foll; im Zweifel wird erftered anzunehmen fein; fo OLW. 
Dresden Recht 1903 ©. 263. Bgl. Borbm. 6 zu 88 633—639. 


8 689. 
€. 11 8 376 6.2 Gay 2, 3 ven. 8 629; II Y 620. P.IBE.2 €. 311. 
1. Zwei und Bedeutung des 8 639. Dem Befteller ftehen, wen das Wert einen Mangel 
zeigt, verichiedene Anſprüche zu Gebote, neben dem Anſpruch auf Bejeitigung des Mangels, ein 
Anſpruch auf Wandelung oder Dlinderung oder möglicherweiſe auch ein Anſpruch auf Schadens: 


7. Titel: Werkvertrag. $ 689. 607 


Unterzieht fich der Unternehmer im Einverftändniffe mit dem Befteller der 
Prüfung des Borhandenfeind des Mangeld oder der Beſeitigung des Mangels, jo 
ift die Verjährung fo lange gehemmt, bis der Unternehmer das Ergebniß der 
Prüfung dem Befteller mittheilt oder ihm gegenüber den Mangel für befeitigt er- 
klärt ober die Fortſetzung der Befeitigung verweigert. 


erfag. Macht nun der Beiteller zunächſt einen diefer Anfprüche, z. B. den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz, geltend, jo läuft er Gefahr, daß, wenn diefer Anfprucd aus befonderen Gründen abgewiefen 
wird, etwa weil ein Verſchulden des Unternehmers nicht zu erweiſen if, die übrigen Anſprüche 
inzwifchen verjäßten. Um der Hierin liegenden Unbilligteit zu begegnen, ift in Übereinftimmung 
mit bee für den Kauf getroffenen Regelung durch Verweiſung auf 8 477 Abi. 3 beitinmt, daß 
bei ben Anfprücen auf Wandlung, Vinderung ober Echadenserfag die Hemmung oder Unter- 
brechung der Verjährung des einen Auſpruchs aud für die anderen Anfprühe wirken fol. Der 
Befteller erhält ſich alſo namentlich, indem er den einen Anſpruch im Wege der Klage geltend macht, 
and) die anderen genannten Unfprüde. Ebenſo fol, wie durch die Berweifung auf den 8 477 
Abſ. 2 zum Ausdrud gebracht wird, durch den Antrag des Beſtellers auf gerichtliche Beweis- 
aufnahme zwed3 Feſtſtellung eines Mangeld die Verjährung hinſichilich aller Anſprüche, weihe 
Ah aus diefem Mangel ergeben können, unterbrochen werben. Fir den Werkvertrag ift dann 
durch $ 639 Abſ. 2 noch beſonders beftimmt, daß, wenn der Unternehmer im Einverftändnifie 
mit dem Befteller fi ber Prüfung des Vorhandenfeins eines Mangels oder der Befeirigung 
eines Mangels unterzieht, Hierdurch die Verjährung gehemmt werden foll. Für den Kaufvertrag 
iſt eine ſolche Vorſchrift nicht gegeben, weil der Käufer überhaupt keinen Anſpruch auf Bes 
feitigung eines Mangels, fondern nur einen Anſpruch auf Wandelung, Diinderung oder Schadens⸗ 
erſaß hat. 

Beitere Beflimmungen find im Intereſſe ded Unternehmers filr notwendig erachtet. Nach 
der Regelung des BGB. ſchließt die Verjährung der Anfprüce auf Wandelung oder Minderung 
die Geltendmachung diefer Auſprüche im Wege der Einrede nicht aus. Hier fit nun, wiederum 
in Übereinfiimmung mit der fir den Kauf getroffenen Regelung, duch Verweifung auf 3 4:9 
vorgeichrieben, daß der Befteller auch eimrebeweife das Recht auf Wandelung oder Minderung 
nur geltend machen kann, wenn er bem Unternehmer den Mangel angezeigt oder die fonitigen 
dort angegebenen vorbereitenden Echritte zur Geltendmachung feiner Rechte geian hat. Ebenfo 
fol, mie durch Verweiſung auf 8 479 zum Ausdruck gebradt wird, nach Ablauf der Verjährung 
der Anſpruch des Beftellers auf Schadenserfag gegen die vertragsmäßige Forderung des Unter 
nehmers auf Vergütung ($ 631) nur dann aufgerechnet werden können, wenn eine Anzeige in 
der bezeichneten Art erfolgt tft. Diefe Beſchränkungen ber Rechte bed Beſtellers fallen aber nad 
den mitangezogenen 88 478 Abf. 2, 479 Abſ. 2 fort, wenn der Unternehmer den Mangel 
argliftig verſchwiegen hat. 

2 Abf. 1. Die Vorſchriften der 8 477 Abſ. 2, 3 und der 88 478, 479 find wörtlich ans 
zuwenden, nur daß an Stelle des Käufers ber Beſteller, an Stelle des Verkäufers der Unter« 
nehmer tritt und da im 8 477 Abi. 3 an Stelle „der im Abſ. 1 bezeichneten Anſprüche“ die 
im $ 638 Abſ. 1 Sat 1 bezeichneten Anſprüche zu fegen find. Vgl. Erl. zu den 88 477—479. 

Bei ben Beratungen der zweiten Kommiffion war beantragt, im Eingange des 8 639 zu 
jagen: „Eine Hemmung der Verjährung eines der im Abf. 1 (jegt 3 638) bezeichneten Anſprüche 
ober eine in Anſehung eines dieſer Anfprüihe vorgenommene Unterbrehungshandlung be: 
wirkt aud) eine Hemmung oder Unterbredung der Verjährung der anderen Anſprüche“. Sachlich 
unterfheidet ſich diefer Antrag von der für entiprehend anwendbar erflärten Vorſchrift bes 
8477 Abſ. 3 nur dadurch, daß ftatt von der „Unterbrehung“ von „Unterbrehungshandiungen” 
geſprochen wird. Die Erfegung jenes Ausdruds durch diefen beruhte auf der Erwägung, daß 
mõglicherwelſe der zuerſt verfolgte Anſpruch überhaupt nicht eriitiert Habe, 3. B. dab die Wandelung 
ausgeſchloſſen geweſen fei, weil der Mangel ein unbebeutender war, und daß es zweifelhaft jet, 
ob man dann von ber Unterbrehung der Verjährung ſprechen könne. Die Meinungen waren 
geteilt; die Mehrheit hat den Antrag abgelehnt, weil man glaubie, die Entſcheidung der Frage 
der Wifienfchaft überlafjen zu können. Materiell dürfte der in dem Antrage zum Ausbrud ge» 
brachte Gedanke richtig und das Geſetz in diefem Sinne auszulegen fein. 

3. Abſ. 2. Die im Abf. 2 vorgefehenen Erklärungen find als einfeitige empfangäbebürftige 
Wilenserklärungen zu behandeln. Die Erflärungen können formlos, ſchriftlich oder mündlich, 
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8. 640. Der Befteller ift verpflichtet, daS vertragsmäßig Hergeitellte Werf 
abzunehmen, fofern nicht nach ber Beichaffenheit des Werkes die Abnahme aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 

Nimmt der Beſteller ein mangelhaftes Werk ab, obſchon er den Mangel kennt, 
ſo ſtehen ihm die in den 88. 633, 634 beſtimmten Anſprüche nur zu, wenn er 
ſich ſeine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält. 


3 B. durch Telephon, abgegeben werden. gl. 8 478 Erl. 3 und dazu Kipp, Rechtswahr⸗ 
nehmung und Reurecht, Seftgabe d. jur. Gef. zu Berlin für Koch. 

Einverftändnis des Unternehmers mit dem Beſteller wird ſtets anzunehmen fein, wenn 
ſich der Unternehmer auf Grund einer Aufforderung des Beſtellers einer Prüfung oder Befeitigung 
des Mangel3 unterzieht; in foldem alle tritt aljo fraft &efepes eine Hemmung der Ber= 
jäßrung ein. so - 


"e18 572, 579; 11 8 577 ven. 8 630; III 8 630. P.IE.2311M.; M. II 6.4801. 9.11 B.2 €. SiS. 


Die Abnahme beim Werkvertrage. 

Sacobi, Iherings Jahıb. Bd. 45 S. 259—288. 

1. Begriff ber Abnahmen. 

a) Überfiht der Meinungen. Der Ausdrud Abnahme wird vom Gefeg außer im 5 640 
noch in den 88 638, 641, 644, 645, 646 verwendet; eine nähere Beitimmung des Begriffes wird 
aber nicht gegeben. Darüber nun, was unter Abnahme in ben angegebenen Paragraphen zu ver- 
ftehen fei, gehen die Meinungen auseinander. Und die Enticheldung ift in der Tat zweifelhaft. 
Es ift zunächft möglich, die Abnahme, wie beim Kaufe (8 433), als die tatſächliche Wegnahme 
der Sache zu behandeln; fo Dernburg $ 318 II 1 $ 322 II, Tige, Unmöglicteit ©. 399f.; 
Jacobi, Iherings Jahrb. Bd. 45 ©. 283. Abnahme kann aber aud die Annahme als Er⸗ 
füllung bedeuten derart, da der Vefteller nad; erfolgter Abnahme die gemachte Leiftung zunäcjt 
als vertragdmäßige gelten laſſen muß. Der Befteller tft dann zwar befugt, etwaige Mängel bes 
Wertes auch nad der Abnahme zu rügen, aber ihn trifft dann gemäß 8 363 bie Beweislaft, 
wenn er die Leiſtung nicht als Erfüllung gelten lafien will. Diefe Auffaffung ift in der 1. Aufl. 
diefed Kommentard vertreten und jet als die herrſchende zu bezeichnen; fo insbeſondere Erome 
8 266 Biff. 1; Endemann 8 141 Unm. 7; Enneccerus 8287 Unm. 2; Dertmann 8 640 
El. 1; Riezler ©. 133ff.; Lehmann, DIE. 1902 S. 491; Nofenberg, Iherings Jahrb. 
Bd. 43 ©. 256ff.; Staubinger-Kober 8 640 Erl. 2; im Ergebnis ähnlich Schöller, Gruch. 
Betr. Bd. 46 ©. 36ff.; eiwas anderes Eofad 8 148 I3, welder die Abnahme als eine auf 
Grund einer Ablieferung erfolgende Annahme bezeichnet. Aus der Praxis RG. Bd. 57 ©. 337, 
OLG. Hamburg Seufjü. Bd. 59 ©. 361. Endlich, könnte die Abnahme in dem Sinne ver- 
ftanden werben, daß ber Befteller gehalten fein fol, nit nur das Werk anzunehmen, ſondern 
aud bei der Ablieferung bie VBefchaffenheit des Werkes zu prüfen und die erfennbaren Mängel 
zu rügen, widrigenfalls das Wert rlcfichtlich diefer Mängel als genehmigt gilt. In biefem 
Sinne wird Häufig, 3. B. bei Bauten, vertragsmäßig eine Abnahme vereinbart; für daß Geſetz 
it, fopiel zu fehen, eine foweit gehende Wuslegung der Berpflihtung zur Abnahme nirgends 
vertreten. Schließlich ift e8 möglich, den Begriff der Abnahme in den verſchiedenen Vorfchriften 
verſchieden aufzufaffen, aljo etwa in 8 640 unter Abnahme Annahme als Erfüllung dagegen 
in 8 644 unter Abnahme lediglich die Wegnahme zu verfiehen; auf diefe Möglichkeit weiſen 
Dernburg, Rofenberg und Titze Hin. 

b) Entftehungsgefhichte. Die Motive zum E. I 8 572, welder in Sag 1 und 2 mit 
dem jegigen 8 640 übereinftimmende Vorſchriften enthält, gehen anfcheinend davon aus, daß die 
Abnahmepflicht des Beltellers in demfelben Sinne aufzufafien fei wie die des Käufers; M. II 
©. 490. In der Kritit ift diefe Auffafjung von mehreren Eeiten angegriffen (Bitlg. Bd. 6 ©. 317) 
und namentlid eine Prüfungspflicht des Befteller® gefordert. Im der zweiten Kommiſſion wurde 
von einer Seite die Anſicht vertreten, dab dem Beſteller eine Abnahmepflicht nur in derfelben 
Weiſe wie dem Käufer auferlegt werben bürfte, von anderer Seite wurbe dagegen beflirwortet, 
über den E. I Hinauszugehen und ben Bejleller zu einer, wenn auch beichränften Prüfung zu 
nötigen. Die Mehrheit der zweiten Kommiſſion hat die Anträge auf Abänderung bes 8 572 
Sag 1, 3 des E. I abgelehnt; fie ftimmte darin überein, daß der „Abnahme* in 8 572 (jegt 
8 640) und den übrigen Beftimmungen biefes Titels die Bedeutung der „Unnahme als Erfüllung“ 
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zukomme in dem Sinne und mit der Wirkung, wie fie der „Annahme als Erfülung“ in 8 363 
beigelegt feien. Man war darüber einverftanden, dab die verfchiedene Bebentung der Abnahme 
im 8459 Abf. 2 des €. I (8 433 Abſ. 2 des BEB.) auf der einen und in den Borichriften über 
den Werlvertrag auf ber anderen Seite duch eine Anderung der Faflung zu deutlihem Aus⸗ 
drude zu bringen fei. Die Rebaltionstommiffion hat indefien die Faſſung des €. I beibehalten; 
fie ift, wie es fcheint, davon ausgegangen, dab, wenn in dem 8 433 von der Verpflichtung, die 
gelaufte Sache abzunehmen, in dem $ 640 aber von ber Verpflichtung, das vertragsmähig 
bergeftellte Wert abzunehmen, geſprochen werde, hierdurch die Werichiedenheit der beiden Fälle 
genügend bezeichnet ſei. 

e) Die Abnahme im 8 640. Faßt man zumäcft den 8 640 Abſ. 1 ind Auge, jo wird man 
fih Hier jedenfalld dafür entfcheiden müflen, unter Abnahme eine Annahme als Erfüllung zu 
verftehen. Maßgebend ift infoweit nicht die äufterliche Tatſache, daß ſich die Mehrheit der 
2. Kommilfion für diefe Auffafjung ausgeſprochen Hat, entiheidend find vielmehr die in dem 
Brototollen niedergelegten Gründe der Mehrheit der 2. Kommiffion. Man kann bie Abnahme 
nicht wie beim Kaufe als einfache Wegnahme auffafien, weil die Sachlage beim Werkvertiag eine 
andere tft wie beim Kaufe. Dem Unternehmer ift mit der bloßen Wegnahme nicht gedient; er 
bat vielmehr ein dringendes Intereſſe gerade daran, daß baldmöglichit die Bertragsmäßigfeit des 
Werkes fefigeftellt wird. Denn er ift verpflichtet, etwaige Mängel zu befeitigen; auch iſt ber Beweis, 
daß das Werk richtig und orbentlich Hergeftellt ift, leichter fogleich zu führen, als fpäter, wenn ſchon 
andere Umftände dazwiichen getreten find, z. B. das gelieferte Automobil ſchon länger benugt und 
vielleicht durch Ungefchidlickeit befchädigt iſt. Der Beiteller feinerfeits wird nicht dadurch geſchädigt, 
daß man ihm die Verpflichtung auferlegt, das vertragsmäßig hergeitellte Wert als Erflillung an= 
zunehmen; denn er kann bei mangelhafıer Herftellung des Wertes die Abnahme ablehnen ober 
fi feine Rechte bei der Abnahme vorbehalten. Tatſächlich erfolgt aud die Abnahme regelmäßig 
im Einne einer Annahme als Erfülung. Der Auifafjung des Lebens und den Bebürfnifien des 
Verkehrs wird man hiernach am meiften gerecht, wenn man die Abnahme ald Annahme der als 
Erfüllung angebotenen Leiſtung, ald Erfüllung im Sinne des 8 363 behandelt. Die Tatfache, 
daß der Ausdrud Abnahme beim Kaufe in anderem Einne gebraucht ift, fteht diefer Auslegung 
nach der Entſiehungsgeſchichte des Geſeßes nicht entgegen. Im Geiege felbft hat die hier ver⸗ 
tretene Auffaffung darin Ausdrud gefunden, daß dem Befteller die Verpflichtung auferlegt wird, 
ein vertragsmäßig hergeftelltes Werk abzunehmen. 

Beim 8 640 Abf. 2 hat die Frage, ob bie Abnahme bloße Wegnahme oder Annahme als 

Erfüllung ift, feine eigentliche Bedeutung. Denn hier handelt es fih nur um Mängel, die dem 
Beſteller befannt find. Im übrigen aber deutet gerade der Inhalt des 8 640 Abf. 2 darauf bin, 
daB es fi) bei der Abnahme nicht bloß um einen phyſiſchen Alt handelt, fondern dab fie Be⸗ 
deutung für die Yeftitellung von Mängeln haben foll. 
3 d) Die Abnahme in den 88 638, 641, 644, 645. Der für 8 640 fefigeftellte Begriff 
der Abnahme wird auch bei den anderen Paragraphen biefes Titels, in denen ber Ausdrud Ab⸗ 
nahme vorfommt, zugrunde zu legen fein. Es ift von vornherein wahrſcheinlich, daß das Geſetz 
einen folhen Ausdruck in demfelben Titel ftetS auch in demſelben Sinne gebrauchen will. Für 
die Abficht des Gefepgeberd lafien ſich weiter auch die Verhandlungen der 2. Kommilfion ans» 
führen und endlich ſpricht die Ausdrucksweiſe in 8 646 („Zft die Annahme . . . ausgeihlofien, 
fo tritt in den Fällen der 85 638, 641, 644, 645 an die Etelle der Abnahme die Vollendung 
des Wertes“) dafür, daß der Begriff der Abnahme in den verichiebenen Paragraphen berfelbe fein 
fol. Demgegenüber müßten jchwerwiegende Gründe für eine andere Brhandlung vorliegen. Daß 
folhe vorhanden find, kann aber nicht anerkannt werden. Dernburg und andere behaupten, daB 
der Befteller den Übergang der Gefahr fowie den Beginn der Verjährung der Mängelanfprlihe 
zum Nachteil des Unternehmers verzögern lönne, wenn man zur Vollendung der Abnahme außer 
der Wegnahme noch eine Anerkennung verlange. Regelmäßig wird indefien in der Hinnahme 
der Sache aud die Annahme ols Erfüllung zu finden fein. Wenn aber der Beiteller die Ans 
nahme als Erfülung ausdrüdlich verweigert, jo fommt er dadurch fowohl in Annahme als auch 
in Erfüllungsverzug und hat alle ſich daraus ergebenden Folgen zu iragen (vgl. 38 300ff.. 372Ff., 
38Öff., 286.); insbeſondere geht infolge des Unnahmeverzugs nah $ 614 Abf. 1 Sag 2 die 
Gefahr auf ihn über. Hiernach muß daran feftgehalten werden, dub Abnahme im Titel über 
den Weikvertrag ſtets Annahme als Erfüllung bedemtet. 

6) Ausfhluß der Abnayme. Vollendung anftatt der Abnahme; Dertmanz 
8 640 Erl. 2. Iſt die Abnahme nad der Beichaffenheit des Wertes ausgeſchloſſen, ſo füllt deu 
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Anſpruch auf Abnahme fort, in den Fällen der 28 638, 641, 644, 645 tritt nach $ 646 am bie 
Etelle des Beitpuntts ber Abnahme bir Zeitpunkt der Bollendung bed Wertes. Zweifelhaft kann 
fein, ob eine Abnahme möglich ift, wenn fich der Befteller bereits im Befige befindet. In Betracht 
Iommen namentlich die häufigen Fälle, daB ein Handwerker in einem fremden Haufe Arbeiten 
verrichtet, ferner z B. dad Stimmen eines Klavier oder das Schleppen eines Fahrzeugs (Seufff. 
Bd. 59 ©. 361). Nach der Auffafjung des Lebens würde hier wohl and eine Abnahme möglich 
fein, Der Echwerpuntt liegt dann aber durchaus auf dem zweiten Momente, der Anerfennung ber 
Leiftung, und die Koniequenz würde dahin drängen, elue Abnahme in dem Sinne einer Anerfennung 
überhaupt immer für möglich zu ertlären. Das Geſetz ſieht aber offenbar auf einem anderen Stand⸗ 
puntte, denn es weift in ben 88 610, 616 ausdrücklich auf Fälle hin, in denen eine Abnahme nach der 
Beſchaffenheit des Wertes ausgeichlofien iit. Man wird alfo arundfäglich daran feftzuhalten haben, 
daß die Abnahme begrifflih nur möglich fit. wenn eine körperliche Wegnahme oder Hinnahme 
ftatıfinden fann, obihon die Entſcheidung nicht unzweifelhaft tft. Bei gefonderien Wohnräumen 
und Teilen eines Gebäudes erkennt übrigens das Geſetz die Möglichleit eines bejonderen Befiges 
an; vgl. & 865. 

Enneccerus Bd. I 8287 will eine Abnahme ſtets zulafien, wenn fie nach der Beichaffen» 
heit bes Wertes möglich iſt, alſo auch in den oben angeführten Beifpielen, äbnlih Riezler, 
BB. S. 137, der aber die Abnahme bei immateriellen Werten ausfhließen will. 

Der Beweis, dab eine Abnahme ausgeichloffen tft, liegt demjenigen ob, der fig 
hierauf beruft. 

2. Die Berpfliätung zur Abnahme. 

a) Dem Vefteller liegt eine Rehtspfliht zur Abnahme ob. Er kann fid 
diefer Pflicht nicht durch Verzicht auf das dem Befteller hergeftellte Wert ent» 
stehen; vgl. $ 433 Erf. 7b. Gegen Chitane jhüpt ben Befteller der $ 226. 

b) Der Inhalt der Berpflichtung geht dahin, das vertraggmäßig bergeflellte 
Bert hinzunebmen und als Erfüllung ber Leiftung anzuerfennen. Welhe Hand» 
lungen zur Erfülung der Abnahmepflicht vorzunehmen find, richtet fi) nach ber Inhalte des 
Vertrags und ber Art des berzuftellenden Werkes: val. 8 433 Erl. 7b. Die Hmnahme wirb 
meiften® in der Art ftatifinden, daß der Wefteller daS Werk, welches fich beim Unternehmer bes 
findet, in feinen Befig nimmt. 

Die in der Abnahme liegende Anerkennung braucht nicht beionders zum Auedrudce ges 
bracht zu werden. Meiſtens wird fie in dem Silllichweigen des Beſtellers bei der Annahme zu 
finden fein. Dabet kommt e8 aber auf die Umſtände des Falles an. Der Befteller muß, damit 
man aus der Ablıeferung einerieits, aus feinem Stillihweigen anderrrieits eine Abnahme im 
Einne des 8 640 folgern kann, in die Rage verfept f in, das Werk zu prüfen. Regelmähig wird 
tom dieſe Möglichkeit durch die Ablieferung oder die Hinnahme des Wertes gegeben; wer bie 
beitellten Eadyen in Empfung nınımı oder in ſeinem Hauſe in Empiang nehmen läßt, kanu ſich 
fpäter nicht darauf berujen, daß er die Sachen nicht angefchen habe (f. Erl. 1 zu $ 363). Der 
Unternehmer faun aber verlangen, daß die Abnahme auch ausdrüdlich als vorläufige Anerkennung 
aratterifiert wird. Die Anerkennung kann der Wegnahme der Sache auch vorhergehen. 

Die VBerpflihiung zur Abnahme flieht eine Pflicht des Beſtellers zur 
Brüfung bes Wertes nit in fi. Der Beiteller muß eben nur die Folge auf fid nehmen, 
wenn er ſich bei der Abnahme nicht darum fümmert, ob das Wert vertragsmäßig birgeftellt Hit, 
daß fich hinſichtlich der erfennbar geweſenen Dängel die Beweislaſt umdrebt. Bertragsmäßig 
kann der Abnahme eıne weitere Bedeutung beigelegt werden, etwa derart, daß 
ber Befteller verpflichtet fein foll, das Werk zu prüfen, widrigenfalls er feine 
Rechte wenen der ertennbar gewefenen Mängel verliert. 

Das Verfahren bei der Abnahme ift im Gefege nicht geregelt. Der leitende Geſichts⸗ 
Punkt iſt aus 8 212 zu entnehmen. Der Unteren hmer wird vielfach als verpflichtet ericheinen, 
dem Beſteller bei dir Prüfung des hergeitellten Wertes, z. B. einer Maihine, an die Hand zu 
geben oder Anweiſunaen über den Gebrauch zu geben. Die notwendigen Koften der Abnahme 
bat, mangels anderer Berrinbarung, der Beſieller zu tragen, da es fi bei der Abnahme um 
die Erjülung einer ihm oblieg nd n Verpflich ung hundelt; vgl. 3 448, 449, M. II ©. 492. 

An welchem Orte die Abnahme zu erfolgen bat, beftinimt fih nad dem Inhalte 
des Vertrags. XLıent Line auedrückliche oder ſiiuſchw. igende Vereinbarung vor, fo ift die 
Apnahmepfliht nad) 8 269 am Wohnfige des Schuldners, aljo des Beftellers zu erfülen; vgl. 
RE. 49 ©. 72. 
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0) Der Befteller ift befugt, die Abnahme wegen jeden Mangels, aud eines 
verhältnismäßig unerheblihen Mangels, abzulehnen. Der 8 320 Abf. 2 findet feine 
Anwendung, da Herftellung und Abnahme nicht eigentlich im Verhältniſſe von Leiſtung und 
egenleiftung ftehen. Gegen Chikane ſchützt den Unternehmer der 8 226. 

d) Der Unternehmer hat einen Hagbaren Unfpruc gegen ben Befteller auf 
Abnahme des Werkes. Dies ergibt fih aus dem Wortlaute des Gefeges; daß die Vers 
pflihtung zur Abnahme nicht im 8 631 erwähnt ıft, hat infomweit feine Bedeutung. Zur Bes 
gränbung des Anſpruchs hat der Unternehmer den Abſchluß des Werkverirags und die vertrags⸗ 
mäßige Heritellung des Werkes anzuführen und im Etreitfalle zu beweifen. 

Die Durchführung des Urteil® auf Abnahme erfolgt nach den Vorſchriften der CPO. 88 888, 
894. Der Unternehmer kann dem Befteller auch zur Erfüllung des Urteil nad BGB. z 283 
eine Friſt fegen und nad Ablauf der Friſt Schadenserfag verlangen; vgl. unter c. 

e) Kommt der Befteller mit der Erfüllung der ihm obliegenden Pflicht zur 
Abnahme in Verzug, fo treten die Wirkungen de Erfülungsverzugs ein. Der Beſieller hat 
alſo nad) 8 286 Abf. 1 dem Unternehmer den durch die Verzögerung der Abnahme entitehenden 
Schaden zu erfegen. Die 88 2-6 Abf. 2, 287—290 kommen nicht zur Anwendung. Zwelielhaft 
kann fein, wie weit in ſolchem Falle die 83 325 Abf. 2, 3.6 Anwendung finden. Bei dem Kaufe 
wird von dem RG. angenommen, daß der 8 326 Abf. 1 Eag 1, 2 nur dann Anwendung finde, 
wenn ausnahmeweiſe im einzelnen Falle die Verpflichtung zur Mbnahme eine Haupwerbindlichkeit 
bildet (f. Exil 2b zu 8 326; Erl. 7b zu $ 433). Bei dem Werkvertrage dürfte indefien die 
Berpflihtung zur Abnagme immer eine Hauptverbindlichkeit bilden; denn fie hat hier, wie oben 
dargelegt worden, eine weitergehende Bebentung wie die Verpflichtung zur Abnahme beim Kaufe, 
indem fie nicht nur die Verpflichtung zur Wegnahme ber Sache, fondern auch die Anertennung 
de3 Werkes als Erfüllung begründet. Dazu fommt, dab nad $ 641 bie Vergütung bei der 
Abnahme des Wertes zu entrichten ift, der Aniprud des Unternehmers auf die Vergütung alfo 
von der Abnahme abhängt. Hiernach würde bei dem Werkverirage nicht nur ber $ 326 Abf. 1 
Sap 3, fondern auch der $ 326 Abſ. 1 Sag 1, 2 anwendbar fein. 

Durch die ungerechtfertigte Verweigerung der Abnahme fommt der Beſteller 
aber nad Maßgabe der 88 293. au in Unnahmeverzug. Es geht bamit nad 
8 644 Abſ. 1 Sag 2 die Gefahr auf ihn Über. Der Unternehmer kann auch nad; Maßgabe 
der 83 303, 372, 383, 304 fi von dem hergeftellien Werk durch Hinterlegung oder anderweit 
befreien fowie Erfag etwaiger Berwahrungstoften verlangen. 

3. Wirkungen ber Abnahme. 

a) Die Abnahme Hat regelmäßig folgende Wirfungen. Ten Befteller trifft nad 
& 363 die Beweislaſt, wenn er die Leiitung deshalb nicht als Erfüllung gelten lafjen will, weil 
fie eine andere als die gefchulbete Leiftung oder weil fie unvolitändig geweſen fei, in#befondere 
wenn er’Anfprücde wegen Mängel des Werks erheben will. Mit der Abnahme beginnt ferner 
die Verjägrung der Mängelanfprüce nad; Maßgabe des 8 638. Im Augenblid der Abnahme 
geht endlich nad) 8 644 (vgl. 8 645) die Gefahr auf den Beiteller über. 

b) Verzicht auf ®eltendmahung von Mängeln bei der Abnahme. Ter Beiteller 
kann bei der Abnahme durch ausdrüdliche oder frillfchweigende Vereinbarung auf feine Rechte 
wegen etwaiger Mängel ganz oder teilweife verzichten. Möglicherweiſe kann auch aus feinen 
fpäteren Verhalten, 3. B. wenn er bie gelieierte Sache in Gebrauch nimmt oder veräußert, ein 
Beweis dafür entnommen werben, daß er die Leiftung als vertragsmäßig hat gelten laſſen wollen 
oder daß tatſächlich feine Mängel vorbanden gewein find. 

Kennt der Befteller bei der Abnahme einen Mangel des Werkes, fo gilt fein Schweigen 
nad $ 640 Abf. 2 als Verzicht auf die ihm wegen diefed Manels nad) den x$ 633, 634 zu⸗ 
ftehenden Rechte, falld er ſich nicht feine Mechte vortehält. Hinfichtlich der anderen ihm wegen 
eines Mangels etwa zuitehenden Rechte, insbefondere wegen des Anſpruchs auf Schadenserſatz 
nad) 8 635, ftellt das Geſetz feine folhe Vermutung auf Nicht gerechtfertigt dürfte e8 fein, mit 
Dernburg II 8 320 VI in der vorbehaltlofen Abnahme einen ftiljhwergenden Verzicht au 
anf den Anſpruch auf Echadenserfag zu erbliden. Häne das Geſet dies gewollt, fo häte e8 
die Regel des Abſ. 2 nicht auf die Anfprikhe aus 88 633, 634 beichränfen können. Cs dürfte 
auch nicht richtig fein, daß Treu und Glauben die Annahme eines ſolchen Verzichts erfordern. 
Ebenfowenig dürfte ſich die Anficht von Eofad II 8 143 IL 5f. redırfertigen laſſen, nach welcher 
der Anſpruch auf Schadengerfag verloren geht, wenn der Beſteller nad $ 634 dem Unternehmer 
zunädjft eine Friſt zur Beſeitigung des Mangels fegen muB. 
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8. 641. Die Vergütung ift bei der Abnahme des Werkes zu entrichten. Sit 
das Werk in Theilen abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Theife be- 
ftimmt, fo ift die Vergütung für jeden Theil bei defien Abnahme zu entrichten. 

x Eine in Geld feitgefegte Vergütung hat der Bejteller von ber Abnahme des 
Werkes an zu verzinfen, fofern nicht die Vergütung geftundet ift. 


.$ 64. 
@. 18 573; II 8 578 rev. 8 631; III 8 631. 9.1 6. 2322f1., 6197, 6200; M. II ©. 4921. 
2.118. 2 €. 3191. 

1. Inhalt und Charakter ber Vorſchrift. Der 5 641 ergänzt ben 8 631 durch einige 
befondere Beitimmungen über die Berglitung, welche der Befteller zu entrichten hat. Der Abſ. 1 
Sag 1 fegt die Zeit feit, zu welcher die Vergütung gefordert werden kann. Der Abf. 1 Sap 2 
trifft befondere Anordnungen für den Fall, daß das Werk in Teilen abzunehmen ift. Der Abf. 2 
regelt die Verziniung ber fälligen Vergütung. 

Die Vorſchriſten des 8 641 find dispofitiver Natur. Cie können alfo buch ande 
drüdliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung geändert werden. In letzterer Beziehung werben 
Ortsgebrauch und Verkehrsſitte zu berüdfichtigen fein. 

2. Borleiftungspfligt bed Unternehmers. Der Unternehmer wird durch 8 641 Abſ. 1 
Sag 1 in ähnlicher Weiſe wie der Vermieter (8 551) und der Tienftverpflictete (8 614) zur 
Vorleiſtung verpflichtet. Indeſſen bezieht ſich die Vorleiſtungepflicht nur auf die Herftellung des 
Wertes; fie geht nicht foweit, dab der Unternehmer zugleich verpflichtet wäre, daS Werk aus ber 
Hand zu geben, bevor er die Gegenleiftung empfangen hat. Zur Ausfolgung des Wertes ilt er 
nur Zug um Bug gegen Entrichtung der Gegenlerfiung verpflichtet. Wird die Gegenleiitung ver⸗ 
weigert, fo bat der Beſteller die Einrede des nicht erfüllten Vertrags. Wegen des näheren Bers 
bältniffes der beiden Anſprüche und das progefiuale Verfahren f. 88 320, 322 und die Exl. zu 
diefen Paragraphen. 

3. Einzelfragen. 

a) Abi. 1 Sap 1. Wegen ber Vergütung ſ. 8 632 Erl. 2. Begen ber Abnahme ſ. 
8 640 Erl. 1. Iſt die Abnahme nach der Beſchaffenheit des Wertes ausgeichlofien, jo tritt nad) 
8 646 an die Etelle der Abnahme die Vollendung des Werkes. 

b) Abſ. 1 Sag 2. Ein Anfprud auf Ratenzahlungen (Teilzahlungen, Abichlags- 
zahlungen) ift nad) dem Geſetze nur begründet, wenn die beiden in Eat 2 bezeichneten Voraus⸗ 
fegungen nebeneinander vorliegen. Iſt dies nicht der Fall, jo kann der Unternehmer bie verein- 
barte Vergütung erfi bei Abnahme bes legten Teiles verlangen. 

e) Abi. 2. Die Vorſchrift entipriht dem 8 452. Eie war bereit? im €. I enthalten. 
Bon ber zweiten Kommilfion wurde fie geftrichen, vom Bundesrat aber wieder hergeftelt. 

Der Binsfuß beträgt 4%, im Handelsvertehr 5%/0; |. 8 246, HGB. 8 352. 

Die Sıundung kann auch ftilfhweigend gewährt werden. 


88 642-645. 

1. Anhalt der 55 642-645 und Berhältnis zu ben allgemeinen Vorſchriften. Tie Er⸗ 
füllung der beiderfeitigen Verpflichtungen vollzieht fi) beim Weıkvertrage regelmäßig fo, daß ber 
Unternehmer das Üübernommene Werk beritellt und daß dann dir Belteller das Wert abnimmt 
und die vertragsmäßige Vergütung leiſtet. Diefer normale Verlauf kann Etörungen erleiden 
dadurch, daß einer von beiden Teilen in Annahmes oder Erfüllungsverzug kommt oder daß die 
Herſiellung des Werkes unmöglich wird oder daß dad Werk nach ber Heritellung beihäbigt wirb 
oder untergeht. Die Hierher gehörigen Fälle würden an ſich nad den allgemeinen Regıln über 
Erfüllungsverzug (88 284ff.), Annahmeverzug (88 293 ff) und Unmöglichwerden der Lerftung 
(88 275ff., 323ff.) zu beurteilen fein. Das Gefig hat es aber für erforderlich erachtet, in den 
38 643—645 einige beiondere Vorſchriften zu geben. Diefelben betreffen die Wirkungen des 
Annahmeverzugd und die Tranung der Gefahr bein Werkvertrage. Die Beſtimmungen bringen 
zum Teil die für gegenfeitige Vertiäge Überhaupt gegebenen Grundfäge beim Werkvertrage zum 
Ausdrud, um hier Klarheit zu fhaffen und Eireirigteiten abzufhneiden. Dies gilt insbeſondere 
von bem wichtigen Prinzip, daß der Unternehmer bis zur Aınahme des Werkes die Gefahr trägt. 
Zum Teil fließen fie aber auch eine Erweiterung der Rechte des Unternehmers gegenüber den 
aus den allgemeinen Regeln herzuleitenden Rechten in fi. Hervorzuheben ıft, daB der Beſieller 
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8. 642. Iſt bei ber Herftellung des Werkes eine Handlung des Beſtellers 
erforderlich, jo fann der Unternehmer, wenn der Befteller durch das Unterlafjen 
der Handlung in Verzug der Annahme fommt, eine angemefjene Entjchädigung 
verlangen. 

Die Höhe der Entſchädigung bejtimmt fich einerjeit3 nach der Dauer des Ver- 
zugs und der Höhe ber vereinbarten Vergütung, andererjeit3 nad) demjenigen, was 
der Unternehmer in Folge des Verzugs an Aufwendungen erjpart oder durch ander- 
weitige Verwendung feiner Arbeitäfraft erwerben fann. 


die Gefahr zu tragen hat, wenn er in Verzug der Annahme fommt. Gerechtfertigt ericheint die 
Erweiterung der Rechte de Unternehmers dadurch, daß er ſich in einer ſchwierigen Lage befindet. 
Denn er muß feine Urbeitsfraft und fein Kapital im voraus einfegen und läuft unter Umftänden 
ein großes Rifito. Der Beſteller wird ſeinerſeits nicht in unbilliger Weiſe belaftet; denn iym ift 
durch 8 649 ausdrüdlid das Recht eingeräumt, bis zur Vollendung des Wertes ben Vertrag zu 
Hündigen. 

Die Regelung in den 88 643—645 ift nicht erfchöpfend; zur Ergänzung find vielmehr 
mehrfach bie allgemeinen Vorſchriften heranzuziehen; fir die in den 88 643—645 nicht berührten 
Fälle find lediglich die allgemeinen Vorſchriften maßgebend. 

2. Üderfiht der Regeln, welche für die hauptfächlichen Fälle des Unmöglichwerdens ber 
Beiftung nud bes Berzugs beim Werkvertrage Play greifen. 

a) Die Leiftung des Unternehmers wird vor der Inangriffnahme oder vor 
der Vollendung des Wertes unmöglid. Hier finden die Vorſchriften der 88 323—325 
Anwendung mit denjenigen Ergänzungen und Änderungen, welche ſich aus den 88 644, 645 ergeben. 

b) Das Wert wird bei oder nad ber Heritellung, aber vor ber Abnahme von 
einem Unfafle betroffen, ohne daß die Leiftung des Unternehmers beshalb 
unmöglid wird. Für biefen Fall kommen die 88 644, 645 zur Anwendung. Grunpfäglic 
trägt der Unternehmer die Gefahr; er kann alſo Leine Vergütung für das untergegangene Wert 
verlangen. 

©) Die Herftellung des Wertes wird behindert, wenn auch nicht unmöglich 
gemadt, dadurd, daß der Befteller nicht in der erforderlihen Weiſe mitwirkt und 
fo in Annahmeverzug kommt. Die Vorausfegungen des Annahmeverzugs find nad) den 
88 293—299 zu beurteilen. Für die Wirkungen des Verzugs find zunächſt die 88 300 Abf. 1 
und 304 maßgebend. Der Unternehmer hat darnady während des Verzugs nur Vorſatz und grobe 
Sahrläffigkeit zu vertreten und er fann Erfag ber ihm durch ben Verzug erwachſenen Aufwendungen 
verlangen. Außerdem fol aber nach den 88 642, 643 der Unternehmer befugt fein, eine anges 
meſſene Entihädigung zu verlangen, oder aber nad) erfolglofem Ablauf einer Frift zur Nach— 
bolung ben Bertrag zu kündigen. Ferner geht nad 8 644 Abf. 1 Sa 2 die Gefahr auf ben 
Befteller über. 

d) Der Beiteller kommt nad Herftellung des Wertes in Verzug der Annahme. 
Hinfihtlih der Borausfegungen und der Wirkungen bes Berzugs find die Vorſchriften der 
88 293—304 maßgebend. Die Wirkungen find aber durch $ 644 Abf. 1 Satz 2 dahin erweitert, 
daß, wenn ber Befteller in Verzug kommt, die Gefahr auf ihm übergeht. 

e) Der Unternehmer fommt in Erfüllungsverzug. Hier greifen die allgemeinen 
Regeln der 88 281 ff., 326. Platz. 

H Der Beiteller kommt Hinfihtli ber ihm obliegenden Ubnahmepflicht in 
Erfüllungsverzug. Dann fann ber Unternehmer die ſich aus den 88 286ff., 326 ergebenden 
Rechte geltend machen. Iſt der Beiteller gleichzeitig in Annahmeverzug, fo treten außerdem 
die in den 88 300, 304, 644 Abſ. 1 Sat 2 beftimmten Folgen ein. 


8 642. 
6.18 575; I1 8 579 M6f. 1 veu. 8 632; III 8 632. P.I €. 2327 ff., 6197, 6200; M. II ©. 494 ff. 
2.11 88.2 6. 3281. 

1. Bebentung der Vorſchrift. Der 8 642 erweitert die Wirkungen des Annahmeverzugs 
gegenüber deu allgemeinen Vorſchriften. Während der Unternehmer bei Annahmeverzug des 
Beftellers nad) $ 304 nur Erfag von Mehraufmendungen verlangen fann, räumt ihm der 8 642 
bierüber Hinausgehend das Recht ein, aud eine Entihädigung zu verlangen. 

Planck, Kommentar 3. BGB. Bd. IT. 8. Auflage. 40 
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8. 643, Der Unternehmer ijt im Falle des 8. 642 berechtigt, dem Beſteller 
zur Nachholung der Handlung eine angemefjene Frift mit der Erklärung zu be— 
ftimmen, daß er den Vertrag fündige, wenn die Handlung nicht bis zum Ablaufe 
der Friſt vorgenommen werde. Der Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht Die 
Nachholung bis zum Ablaufe der Frift erfolgt. 


2. Abſ. 1. Entſchädigung bed Unternehmers bei Annahmeverzug des Beſtellers. 

a) VBorausjegungen. Die Frage, ob Annahmeverzug vorliegt, ift nad) ben allgemeinen 
Vorſchriften (88 293 FF.) zu enticheiden. 

Das Wort Handlung ift im weiteften Sinne zu verftehen. Die Hauptfälle find die, daß 
der Vefteller den für das Werk erforderlichen Stoff zu Kiefern hat ober aber, daß er Anweifungen 
für die Urbeit zu geben hat oder endlich, daß er, wie 3. B. bei der Anfertigung eines Porträts, 
altiv oder paffiv bei der Herfiellung mitzuwirken Bat. 

b) Wirkungen. Im alle des Annahmeverzugs kann ber Unternehmer eine angemefiene 
Entihädigung verlangen. Der Unternehmer tft aber nicht befugt, die dem Beſieller obliegende 
Handlung ſelbſt vorzunehmen, foweit nicht die Voraueſetzungen für eine Geſchäfteführung ohne 
Auftrag vorliegen. Er hat auch fein direktes Klagereht auf Vornahme der Handlung ſeitens 
des Beftellers; vgl. RE. Bd. 37 ©. 24. Ebenſo gerät ber Befteller nicht badurch in Leiftungs- 
verzug, daß er die ihm obliegende Handlung nicht vornimmt; $ 326 findet feine Anwendung, 
fo RS. Bd. 53 ©. 221. 

Neben dem Anſpruch auf Entfhädigung hat der Unternehmer nach $ 304 Anfpruh auf 
Erſatz der Mehraufmendungen, welche ihn durch dad Yufbewahren des Material oder ber 
halbfertigen Waren erwachſen find. 

3. Abſ. 2. Höhe der Entfhädigung. Lotmar, Arbeitövertrag ©. 146. Die Vorſchrift ent« 
fpricht dem 8 324 Abf. 4 Cap 2 und 8 615 Gap 2; vgl. deshalb im einzelnen die Erl zu diefen 
Paragraphen. Der 8 642 Abf. 2 weicht jedoch von den genannten Vorfchriften infofern ab, als ber 
Unternehmer ſich nicht nur anrechnen lafjen muß, was er während der Dauer des Berzugs erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterläßt, fondern aud, was er überhaupt nach Lage der objektiven 
Verhältniſſe erwerben konnte. Die Sachlage ift nämlich nicht ganz gleich; in ben Fällen ber 
88 324, 615 handelt es ſich um den vertragsmäßigen Anſpruch auf die Gegenleijtung, im 8 642 
um eine ausnahmsweiſe zugebilligte Entihädigung. R 


868. 
€. 11 8 579 u6f. 2 veu. 8 633; III 8 633. P. Il BR. 2 €. 3287. 

1. Zwed der Vorſchrift. Der von der zweiten Kommiffion eingejtellte $ 643 beruht auf 
der Erwägung, „daß der Velteller dem Unternehmer nicht zumuten könne, fih auf unbefiimmte 
Zeit zur Ausführung des Werkes bereit zu halten. Der Unternehmer rechne darauf, das Wert 
in angemefjener Zeit herzuftellen und dann in der Verfügung über feine Arbeitskraft und feine 
Einrichtungen wieder freie Hand zu befommen. Er habe zwar nicht wie der Dienftleiftende 
fih dem Befteller nur für eine bejtimmte Zeit zur Verfügung gefiel, aber aud feine Ber- 
pflihtung, fi zur Ausführung des Werkes bereit zu Halten, jet im Sinne des Vertrags eine 
zeitlich begrenzte. Wie der Dienftleiftende nach $ 561 (jegt 8 615) im Falle bes Unnahmeverzugs 
zur Nachleiftung nicht verpflichtet fei, jo müfle aud dem Werfübernehmer die Möglichkeit ge 
geben werden, nad) dem Wblauje einer angemefjenen Frift zur Nachholung der vom Bejteller 
vorzunehmenden Handlungen feine weitere Vereitihaft zur Ausführung des Werkes abzulehnen.” 
2. I Bd. 2 ©. 329. 3 

2. Sag 1. Friſtſetzung zur Bornahme der dem Befteller obliegenden Handlung. 

a) Wegen der Beftimmung der Frift f. Erl. 2—7 zu $ 250. Daß der Unternehmer 
das Wort „Kündigung“ gebraucht, fit felbftverftändlich nicht motwendig, Es muß aber mit 
Sicherheit erhellen, dab nicht etwa nur eine Mahnung, fondern eine bedingte Kündigung bat 
erflärt werden follen. Vgl. Lotmar, Arbeitsvertrag ©. 576ff. 

Welche Frift als angemefien anzufehen ift, beftimmt fi) nach der Art der Arbeit und dem 
Bwede der Borichrift. 

b) Das dem Unternehmer eingeräumte Kündigungsrecht unterſcheidet fih von dem 
Anfprud auf Wandelung dadurch, dab der Berechtigte durch feine einfeitige Erklärung die 
Aufhebung des Vertrags Herbeiführt, während die Wandelung nur durch Vertrag herbeigeführt 
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werben kann; es unterſcheidet fi ferner ſowohl von der Wandelung, wie von bem Nüdtritts- 
echte dadurch, daß der Vertrag durch die Kündigung nur für die Zukunft aufgehoben wird, für 
die Vergangenheit aber feine Wirkungen behält. Die Anfprüce, weiche dem Unternehmer im 
Falle der Kündigung zuftehen, find durd 8 645 Abf. 1 Say 2 beftimmt. Vgl. ferner Erl. 2 
zu 8 649. 3 

8. Sag 2. Wirkung des Ablaufs ber Friſt. Da die Kündigung flir und gegen beide 
Zeile wirkt, gentigt zur Außertraftfegung des Sotz 2 nicht die Behauptung des Unternehmers, 
daß er feinerfeitd nur eine Mahnung gewollt habe. 

4. Berhältnis ber Anſprüche aus den 88 642, 643. Der Unternehmer fann die Anfprliche 
aus 8 642 und die ſich aus 8 643 ergebenden Rechte nebeneinander geltend machen; es befteht 
kein alternatives Schuldverhäftnis. Selbſwerſtändlich hört die Entfehädigung nad) 8 642 
auf, fobald der Vertrag ſelbſt nah $ 643 Sag 2 aufgehoben fit; Derimann Erl. zu 8 643. 

5. Unmöglichwerden der Leiftung des Unternehmers. Wird infolge der Nichtvornahme 
der Handlung des Beftellers die Herftellung des Werkes in der vertragsmäßigen Weiſe unmöglich, 
fo findet $ 324 Anwendung. 

88 644, 685. 


Dertmann, Grünhuts 3. Bd. 24 ©. 1-70; Dochnahl, Iherings Jahrb. Bd. 48 
S. 41-314. 

1. Bebentung bed Tragend der Gefahr. Bei der Tragung ber Gefahr Handelt es ſich 
darum, ob der Unternehmer, wenn das Werk durch einen Zufall beſchädigt wird oder untergeht, 
ohne daß den einen oder anderen Teil ein Verſchulden trifit, die vereinbarte Vergütung verlangen 
kann. Über das frühere Recht fowie die allgemeinen gejepgeberiihen Geſichtspunkie ſ. M. II 
©. 497-500, P. Bd. II ©. 329-335; Dertmann a. a. 0; Dochnahl a. a. O. fowie Rümelin, 
Dienftvertrag und Werkvertrag ©. 16—177. Bon ber Tragung der Gefahr tft zu unterfcheiden 
die Frage, ob der Unternehmer eine Vergütung zu beanfpruchen hat, wenn die Heritellung des 
Werkes unmögli wird; wegen diefer Frage ſ. Erl. 3. 

2. Grundfäge des BGB. über bie Tragung der Gefahr. 

a) Das BGB. ftellt im $ 644 Abf. 1 Say 1 das Prinzip auf, daß der Unter, 
nehmer bie Gefahr bis zur Abnahme des Werkes zu tragen hat. 

Es macht keinen Unterſchied, ob der Untergang oder die Beihädigung durch einen Zufall 
herbeigeführt ift, ben ber Unternehmer von vornherein als häufiger vorkommend mit in Anſchlag 
bringen mußte, oder ob der Echaden durch ein ganz ungewöhnliches oder in feiner Weife ab» 
zuwendendes Ereignis veranlagt ift. Um Mißverftändnifie auszufchließen, fit im Abſ. 1 Sag 3 
die Beitimmung hinzugefügt, daß der Unternehmer, obihon er im allgemeinen die Gefahr trägt, 
für den Schaden nit aufzulommen Bat, der durch den zufälligen Untergang ober bie zufällige 
Verſchlechterung des von dem Unternehmer gelieferten Stoffes entfteht. Ausnahmsweiſe foll der 
Befteller nad) 8 645 Abſ. 1 einen Teil der Gefahr tragen, wenn er ohne ſubjektives Verſchulden, 
aber objekttv den Schaden veranlaßt hat; der Unternehmer fann dann einen eniſprechenden Teil 
ber Gegenleiftung verlangen. 

b) Nach der Abnahme trägt der Bejteller die Gefahr. Er ift dann verpflichtet, da 
der Unternehmer feine Verpflichtung erfüllt hat, die vereinbarte Vergütung zu zahlen, auch wenn 
das Werk, bevor es in Gebrauch genommen wird, untergeht oder beſchädigt wird; die Vorfchriften 
über die Haftung wegen Mängel bed Werkes bleiben ſelbſtverſtändlich unberührt. 

©) Der Zeitpunkt des Übergangs der Gefahr verſchiebt ſich nah 8 644 Abf. 1 
Sag 1, Abſ. 2, wenn der Vefteller in Annahmeverzug kommt oder wenn das Werk auf Ber 
langen des Befteller3 nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsort verjendet wird. 

4) Die vorfiehenden Rechtsſätze find dispoſitiver Natur. Die Beteiligten können 
die Tragung der Gefahr in allen Punkten anders regeln. 

Es ift möglich, dab fi für beftimmte Arten von Werkverträgen eine Berfehrsfitte entwidelt 
ober als bereit? vorhanden feitgeftellt wird, welche den Unternehmer günftiger ſtellt, als dies 
nad dem Geſetze der Fall ift. Die Beteiligten werden regelmäßig die Abfiht haben, den Vertrag 
im einzelnen Falle fo zu geftalten, wie dies der Sitte entipricht. Auf diefe Weiſe werden ſich, 
wenn ba8 Geſetz wirklich zu Härten führen follte, diefe im Leben von felbft mindern. 

©) Andere Theorien über die Iragung der Gefahr. Im früheren Mechte gingen bie 
Anfichten darüber weit auseinander, in welcher Weife die Gefahr beim Werkvertrage zu vere 
teilen fei und bei der Echaffung des BGB. war in Erwägung gezogen, ob nicht das Verhältnis 
io zu geftalten ſei, daß jeder Teil den in feiner Rechtsſphäre eintretenden Schaden, zu tragen 
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8. 644. Der Unternehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme Des Wertes. 
Kommt der Beſteller in Verzug der Annahme, jo geht die Gefahr auf ihn über. 
Für den zufälligen Untergang und eine zufällige Verfchlechterung des von dem 
Beſteller gelieferten Stoffes ift der Unternehmer nicht verantwortlid. 


babe. Die erfie und zweite Kommilfion, auf deren Beſchlüſſen die 88 644, 645 beruhen, find 
indefien nad) eingehender Prüfung zu der Entſcheidung gelangt, daß grundfäglid bis zur Ab: 
nahme der Unternehmer allein die Gefahr zu tragen habe und daß Ausnahmen nur infoweit 
feitzufegen jeien, als ſich dies aus den jegigen 88 644, 645 ergibt. Insbeſondere hat bie zweite 
Kommilfion Anträge, welche die Ausnahmen erweitern wollten, abgelehnt. In der Literatur üt 
aun trogdem einerfeitS von Crome, Syftem I 8 268 (im Anſchluß an Kohler. Arc. f. Bürg. R. 
Bd. 13 ©. 258ff.) und andererfeit von Rümelin, Dienſt8. und WB. ©. 12nff., bie Auf: 
faſſung vertreten, daß aud vom Standpunkt bes gegebenen Geſetzes zwiichen ber Gefahr, melde 
ber Sphäre des Unternehmers und der Gefahr, welche der Ephäre des Beitellers angehören zu 
ſcheiden fei und daß der Unternehmer die Gefahr nur fomweit zu tragen habe, als fie in feine 
Sphäre falle. Erome verfährt hierbei fo, dab er die in den 88 644, 645 aufgeftellten Aus- 
nahmen ausdehnt und daraus ein allgemeines Prinzip ableitet. Rümelin legt den Schwer 
puntt darauf, daß aus rechtopolitiſchen Gründen eine Verteilung der Gefahr geboten fei. Bei 
dem Maren Wortlaut des Geſetzes und dem zweifellofen Willen bes Gejeggeberd, wie er ſich 
aus der Eniſtehungẽgeſchichte der Vorſchriften ergibt, ift aber daran feitzuhalten, daß bis zur 
Abnahme der Unternehmer allein die Gefahr zu tragen hat und daß Ausnahmen nur gelten, 
foweit ſich dies aus den 88 644, 645 ergibt. Dies ift auch die berrfchende Meinung. 

3. Fäalle, welche in den 58 644, 645 mit geregelt find. Die Borfhriften ber 
88 644, 645 deden nicht alle möglichen Fälle; es find vielmehr die allgemeinen Bor- 
ſchriften über die Unmöglichkeit der Leiſtung bei zweifeitigen Verträgen (38 323—325) heranzuziehen. 

a) Nach 8 323 Abſ. 1 verliert der Unternehmer, wenn die Heritellung bes Werkes durch 
Zufall objektiv unmöglich wird, den Anfprud auf die Gegenleiftung. Die Epeziafvorichrift des 
8 644 Abf. 1 Sap 1, welche dieſelbe Norm enthält, würde alfo an ſich entbehrlich fein; man 
bat fie wefentlich aus Bmwedmäßigketsgründen aufgenommen. Der $ 645 Abſ. 1 ändert den im 
$ 323 und im 8 644 Abſ. 1 Sag 1 aufgeftellten Grundjag für beitimmte Fälle des Werks 
vertrags zugunften bed Unternehmers ab. Die weiteren Borfchriftien des 8 323 Abf. 1 Halbi. 2, 
Abſ. 2, 3 gelten neben den 88 644, 645 Abſ. 1 Halbf. 2; die Vorſchrifien des 3 323 Abf. 1 
Halbf. 2 und Abf. 2 werden aber bei dem Werkvertrage felten zur Anwendung fommen, weil 
die Herftellung des Werted regelmäßig als eine einheitliche, nicht teilbare Leijtung zu behandeln 
ft. Vgl. Rümelin, Dienftß. u. WB. ©. 86ff. 

b) Wenn die Herftelung des Wertes unmöglich wird infolge eines Umftandes, ben ber 
Befteller zu vertreten hat, fo fann der Unternehmer nad 8 324 Abf. 1 die vereinbarte Ber 
gütung, unter Abzug des etwa Erfparten, verlangen. Der $ 645 Abf. 2 weifl, um jedes Mile 
verftändnis abzuſchneiden, ausdrüdlic auf diefe Sätze Hin. An Stelle des 8 324 Abſ. 2 tritt 
die Vorſchrift des 8 644 Abſ. 1 Sag 2. 

©) Bird endlich die Heritellung des Werkes unmöglich in Folge eines Umftandes, den der 
Unternehmer zu vertreten hat, fo greifen die Vorſchrifien des 8 325 Plug; der Beſteller kann 
Schabenderjag verlangen ober von dem Bertrage zurücktreten. 

4. Lieferung eined anderen Wertes. Die Frage, ob ber Unternehmer berechtigt 
und verpflichtet tft, an Stelle des untergegangenen Wertes ein anderes her: 
suflellen oder das bejhädigte auszubefjern, wird durd die 88 644, 645 nicht 
entf&ieden; maßgebend ift hier allein der Juhalt des Vertrags. Wenn der Unternehmer zu 
einer einmaligen Xeiftung verpflichtet war, fo erlifcht feine Werpflichtung aus dem Vertrage 
dadurch, daß dieſe einzelne Leifiung unmöglich wird, auch wenn objektiv eine andere gleichastige 
Leiſtung möglich fein follte. e 
8 64. 


@. 14576; 11 4 580 ven. 8 636; III 8 694. P. I ©. 23401. 23671., 61971., 6200; M. II &. aoꝛ . 
9.11 88.2 6.329. 2. 6. 642. 


1. Bebentung ber Vorſchrift |. Borbm. zu den 88 644, 645. 
2. Abſ. 1. GEinzelfragen. 
a) Sag 1. Der Begriff der Abnahme Hit bei 8 640 erörtert. Bol. 8 646. 
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Verſendet der Unternehmer dad Werk auf Verlangen des Beſtellers nach 
einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, fo finden die für den Kauf geltenden 
Vorſchriften des 8. 447 entjprechende Anwendung. 


8. 645. Iſt das Werk vor der Abnahme in Folge eines Mangels des von 
dem Befteller gelieferten Stoffes oder in Folge einer von dem Beſteller für die 
Ausführung ertheilten Anweifung untergegangen, verfchlechtert oder unausführbar 
geworden, ohne daß ein Umftand mitgewirkt hat, den der Unternehmer zu ver- 
treten hat, jo kann der Unternehmer einen ber geleijteten Arbeit entiprechenden 
Theil der Vergütung und Erfa der in der Vergütung nicht inbegriffenen Aus— 
lagen verlangen. Das Gleiche gilt, wenn der Vertrag in Gemäßheit des $. 643 
aufgehoben wird. 

Eine weitergehende Haftung des Bejteller3 wegen Verſchuldens bleibt unberührt. 


8. 646. Iſt nach der Befchaffenheit des Werkes die Abnahme ausgefchloffen, 
jo tritt in den Fällen der 88. 638, 641, 644, 645 an die Stelle der Abnahme 
die Vollendung des Werkes. 


b) Sag 2. Der Verzug der Annahme ift als techniſcher Ausdrud gewählt. Die 
Voransfegungen bes Annahmeverzugs ergeben fi aus ben 88 293ff. 

e) Sag 3. Die Vorſchrift tritt einer zu weitgehenden Auslegung des Sapes, 
daß der Unternehmer die Gefahr zu tragen hat, entgegen. Der Unternehmer fol nicht 
verpflichtet fein, den untergegangenen ober verſchlechterten Stoff zu erfegen oder auszubeflern. 
Trifft einen der Beteiligten ein Verſchulden, fo greifen die allgemeinen Vorſchriften Plog. Liegen 
die Vorausſetzungen des 8 645 Abi. 1 vor, fo findet diefer Anwendung. 

3. Abſ. 2. Gefahr bei Berfendung bes Werkes. Die Vorſchrift fit eine Folge aus dem 
Berhältnis, in welhem die Übernahme der Sorge um den Transport zu dem Inhalte der Haupte 
verbindlichteit des Schuldners fteht; vgl. M. II ©. 499, P. II 3b. 2 ©. 330. 

Im 8 447 ift an Stelle des Käufers der Velteller, an Stelle des Verkäufers der Unter- 
nehmer einzufegen; im übrigen finden die VBorichriften des 8 447 mörtlih Anwendung Im 
einzelnen wird auf bie Erl. zu diefem Paragraphen verwieſen. 


8 64. 
€.18 577; II 8 581 reu. 8 635; III 8 635. P.1 ©. 2299 1., 2335 ff.. 23671., 6198, 6200; M. II ©. 5001f. 
9.1188. 2 6. 331 . 


1. Bebentung ber Vorſchrift ſ. Vorbm. zu den 38 644, 645, 

2. Abſ. 1. Einzelfragen. Unter dem vom Befteller gelieferten Stoffe find ſowohl beweg⸗ 
liche Saden als auch unbeweglihe zu verfiehen. Die Vorfchrift wird ferner entiprechend ans 
zuwenden fein, wenn der Schaden infolge eines Mangels der vom Befteller gelieferien Gerät- 
Ichaften und Werkzeuge eniftanden ift; Dertmann 8 645 Erl. 1a. 

Ob der Unternehmer verpflichter ift, den Beſieller anf einen Mangel des Stoffes aufmerkfam 
zu maden, hängt von ben Umftänden des einzelnen Falles ab. Trifft ben Unternehmer inſoweit 
ein Verſchulden, fo tft das Verhältnis fo zu beurteilen, ald wenn ber Unternehmer durch fein 
Verſchulden den Schaden verurfaht hätte Vgl. Senffl. Bd. 47 ©. 39; Bd. 48 ©. 30; 
3b. 50 ©. 357. 

Die Vorſchriften des Sag 1 gelten auch im Falle bes 8 650. 

8. Abſ. 2. Weitergehende Haftung bed Beſtellers. Außer den Borichriften des 8 324 
tommen möglicherwetfe auch die Vorſchrifien über unerlaubte Handlungen in Beiracht. Daß der 
Befteler auch auf Grund eines etwaigen Garantieverſprechens haftet, iſt ſelbſtverſtändlich. 


8 646. 
@.18 579 Mr. 1; 118 582 ven. 8 636; III 8 636. P.1 ©. 2358 M., 6198, 6201; M. II €. 5020. 
9.0 8.2 €. 336. 


Wegen ber Abnahme f. Erl. zu 8 640. 
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$. 647. Der Unternehmer hat für feine Forderungen aus dem Vertrag ein 
Pfandreht an den von ihm hergeftellten ober ausgebeſſerten beweglichen Sachen 
des Beſtellers, wenn fie bei der Herjtellung ober zum Zwecke der Ausbeſſerung 
in feinen Beſitz gelangt find. 


8 648. Der Unternehmer eine Bauwerke oder eined einzelnen Theiles 
eines Bauwerkes Tann für feine forderungen aus dem Vertrage die Einräumung 


64. 
€@.18 574; II 8 583 Abſ. 1 vew. 8 637; III 8 637 P.I@.4104; M. II E.49. P.II 88.2 6. 321. 

1. Bedeutung und Charakter ber Borichrift. Der 8 647 erweitert das durch die alte KO. 
8 41 Nr. 6 den Künitlern, Werkmeiftern, Handwerkern und Urbeitern im Konkurs eingeräumte 
Vorreht zu einen allgemeinen gefeplichen Pfandrecht für den Unternehmer. Wegen ähnlicher 
gefegliher Pfandrechte |. 88 559—563, 581 Abſ. 2, 590, 704. 

Die Vorſchrift des 8 647 ift dispofitiver Natur. Sie kann alfo durch ausdrückliche 
oder fiillihweigende Vereinbarung abgeändert werben. ? 

2. Boransfegungen bed Pfandrechts. 

a) Das Pfandreht fteht zu für Forderungen aus einem Werkvertrage. Als 
folde kommen zunächſt bie direkt durch den Vertrag begründeten Forderungen in Betradt. Es 
müfjen dahin aber auch folhe Forderungen gerechnet werben, welche, wie 3. B. Forderungen 
auf Schadenserfag wegen Annahmeverzug (8 643), ihren Rechtsgrund nicht allein im Vertrage, 
fondern aud in anderen Hinzutretenden Umſtänden haben, bei denen aber der Berirag ben 
Ausgangspunlt und die eigentliche Grundlage bildet. Auch die Forderung wegen Koften ber 
Rechts verfolgung find nad) 88 1257, 1210 hierher zu reinen; fo die Herrichende Anſicht, a. U. 
DES. Pofen Ripr. Bd. 1 ©. 398. 

Es tommt nicht darauf an, baß die Forderungen fällig find, e8 genügt, daß fie Überhaupt 
beftehen. U. %. Dernburg OR. II 5323 II; Erome, Eyftem I 8 267 Anm. 9, welche eine 
vertragsmäßige Änderung annehmen. 

b) Der Unternehmer bat ein Pfandreht an den von ihm hergeftellten oder aus— 
gebeiierten beweglichen Saden des Beftellers. Tas Pfandiecht befteht aljo nur an 
beweglichen Sachen, wegen unbeweglicher Sachen f. $ 648. Bu ben beweglichen Sachen find 
aber infoweit auch bie Schiffe zu rechnen; KG. Rſpr. Bd. 9 S. 292, vgl. RC. DIZ. 1905 ©. 122. 

Boraudfegung für das Pfandredt tft ferner, daß die Saden im Eigentume 
des Beftellers ſtehen. Ch dies zutrifft, beftimmt fi nad den Regeln des Sachenrechts 
Bei den auf Grund eines Werkvertrags neu hergeftellten Sachen wird regelmäßig ber Befteller 
Eigentümer fein; vgl. Bd. III $ 950 Erl. 3 und dazu Lotmar, Arbeitsvertrag ©. 383 ff., RE. 
1. ©t. 8b. 37 ©. 329. 

Borausfegung für dad Pfandrecht tft endlich, daß die Saden bei ber Her— 
ftellung oder zum Zwede ber Uusbefjerung in den Befip bes Unternehmers ges 
langt find. Wird Herftellung oder Reparatur im Haufe des Beſtellers vorgenommen, fo ift 
der Unternehmer regelmäßig nur Befigdiener und Hat bieferhalb kein Pfandrecht. 

3. Juhalt ded Pfandrechts. 

a) Auf das gefeglihe Pfandreht bes Unternehmers finden nad $ 1257 die 
Vorſchriften für das durh Rechtsgeſchäft begründete Pfandrecht entiprehende 
Anwendung. Vorrang eines in das Schiffsregiſter eingetragenen älteren Pfandrechts RG. 
DI8. 1905 ©. 122. R 

b) Im Konkurfe fteht dem Unternehmer nah KO. 8 49 Nr. 2 ein Abſonderungs— 
recht zu. 

4. Zurückbehaltungsrecht. Die Vorſchriften iiber das Zurüdbehaltungsrecht (88 273, 274) 
werden durch den 8 647 nicht berührt. Dasſelbe kann namentlih dann in Betracht fommen, 
wenn die Sachen nicht bei der Herftellung oder zum Zwecke der Ausbeſſerung, ſondern nachträglich 
in ben Beſit des Beſtellers gelangt find. 

$ 648. 

@.11 8 583 Mbf. 2 veb. 8 638; III 8 638. P.I1Bd.2 ©. 321. D. €. 19791. EB. €. 2815M. 

1. Stellung des BGB. zur Sicherung ber Bauhandwerker. Ter E. I batte bie in einem 
großen Teile Deutſchlands beftehenben befonderen Vorſchriften zugunften der Bauhandwerker ftills 


7. Zitel: Wertvertrag. 98 647, 648. . 619 


einer Sicherungshypothek an dem Baugrunditüde des Beſtellers verlangen. Sit 
das Werf noch nicht vollendet, fo fann er die Einräumung der Sicherungshypothek 
für einen ber geleifteten Arbeit entjpechenden Theil der Vergütung und für die 
in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. 


fchweigend befeitigt. Bald nad dem Erſcheinen des Entwurfes trat aber eine lebhafte Bewegung 
hervor, weiche unter Hinwels auf Mibftände im Baugewerbe befondere gejegliche Borfchriften zur 
Eicherung der Handwerker und Baugewerksmeiſter forderte. Die Vorſchläge, die gemacht wurden, 
woren ſehr mannigfaltiger Natur; zum Zeil liefen fie daranf hinaus, ben Bauhandwerkern ein 
Biendreht am Grundftüde mit Vorzugsrecht vor Hypotheken und anderen dinglihen Rechten 
einzuräumen, zum Zeil wurbe die Schaffung eines gefeglihen Hypothekentitels befilrwortet, zum 
Zeil endlich bewegten ſich die Borfchläge auf dem Gebiete des Verwaltungs» und Gewerberechts. 
Die zweite Kommilfion bat nad) eingehender Beratung beichlofien, die Schaffung einer bevorzugten 
Hypothek abzulehnen, da eine folhe mit dem vom BGB. angenommenen Grundbuchſyſtem im 
Wideripruch fiehen wilde, dagegen ift dem Unternehmer eines Bauwerkes ein Aniprud auf Ein« 
tragung einer Eicherungshypothet eingeräumt worden. Die von der zweiten Kommiſſion bes 
fchlofienen Borjchriften haben die Zuftimmung des Bundesrats gefunden und find unverändert 
in den €. TIL übergegangen. In der Reichstagskommiſſion war beantragt, ben Hypothekenjitel 
auch denjenigen zu gewähren, welche Arbeiten filr daS Bauwerk ausgeführt oder Waren zum 
Bauwerke geliefert Haben fowie dem Berechtigten einen Auſpruch auf Einräumung einer Hypothek 
ftatt einer Sicherungshupothek zu geben. Der Untrag tft abgelehnt. Der erſte Teil des Antrags 
ift dann nochmals im Plenum des Reichstags eingebracht, aber auch dort abgelehnt. Ferner war 
in der Reihstagstommiffion beantragt, die Borausjegung auszufprechen, „daß in dent Gejeg über 
die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Bermögen für die im 8 638 bezeichneten Forderungen 
ein Borzugsrecht vor den boreingerragenen Hypotheken in Höhe der Wertiteigerung bed Grund» 
ftüds aufgenommen werde". Der Antrag ift abgelehnt, nachdem darauf hingewieſen war, daß es 
richtiger jei, die Löfung der Frage einem Spezialgefege vorzubehalten. Seitdem find mehrere 
Entwürfe von Spezialgefegen veröffentlicht; bislang ift aber ein Gefeg noch nicht zuftande 
getommen. Über die Entwürfe und die in Beiracht fommenden Gefihtöpunkte f. Dertmann, 
Conrads Jahrb. Bd. 60 ©. 87 ff., 266ff., 487 ff.; Dertmann, Arch. f. Bürg. R. 8b. 20 ©. 252 ff.; 
Heymann, ebenda Bd. 22 ©. 389ff., Freie, Das Pfandreht der Bauhandwerter 1901; endlich 
Gutachten und Verhandlungen des 24. u. 26. D. Juriſtentags. 

2. Borausfegungen bed Auſpruchs auf eine Sicherungshypothel. 

a) Es muß ein Werkvertrag über ein Bauwerk oder einen einzelnen Teil eines 
Banwerks vorliegen. Der Begriff des Bauwerks ift nad den Anſchauungen des Lebens zu 
beftimmen; vgl. 8 638 Erl. Ze. Das Gefeg weit aber durch das Wort Baugrundflüd darauf 
hin, dab das Bauwerk auf einem Grundftüd errichtet fein muß. Daß das Bauwerk fih als 
Neubau darftellt, ift nicht erforderlich; der 8 648 findet auch beim Umbau eines beftehenden 
Bauwerkes oder bei Reparaturen an einem Baumert Anwendung; KG. Nipr. Bd. 12 ©. 283. 
Brunnen fein Bauwerk; RG. Bd. 56 ©. 41. 

Der „einzelne Teil“ eines Bauwerkes braucht nicht notwendig ein abgeſchlofſener ſelb⸗ 
ftändiger Teil zu fein. Der Berichterftatter der RTE. bat im Plenum des Reichstags unter 
Buftimmung ber Regierungstommifiare infoweit als Sinn der Vorſchrift feftgeftellt, „daß jeder, 
der irgendeine Arbeit, welder Art fie auch fei, bei der Errichtung eines Gebäudes geleiftet hat, 
infolge eines unmittelbar mit den Eigentlmern des Gebäudes gefclofienen Werkvertrags ein 
Recht Hat, auf Grund dieſes Paragraphen die Sicherungshypothek eintragen zu laſſen;“ St®. 
©. 2817. 

Der Unternehmer braucht nicht in dem Sinne Bauhandwerker zu jein, daß er gewerbs⸗ 
mäßig die Herftellung von Bauten oder Bauarbeiten betreibt. Es genügt, daß ex in einem 
einzelnen Sale einen Werkvertrag abgeihlofien hat. Das Geſetz berüdfichtigt aber nur folde 
Verträge, welche mit einem Befteller, der gleichzeitig Eigentümer des Baugrundſtüds ift, ab- 
geſchloſſen find. 88. ©. 1980, StB. ©. 2817. 

b) Der Vertrag muß ein Werkvertrag fein. Liegt ein Kauf oder ein Werflieferungs- 
vertrag ($ 651) über Baumaterialien vor, fo Hat der Lieferant einen Anſpruch auf Einräumung 
einer Hypothek; KB. ©. 1980, E1B. ©. 2817. Ob Kauf, Werklieferungsvertrag oder Werkvertrag 
vorliegt, ift nad dem Inhalt des Vertrags zu entſcheiden; vgl. wegen der Unterſcheidung von 
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Kauf und Werkvertrag Vorbm. V 2, wegen ber Unterfheibung von WBerklieferungsvertrog und 
Wertverteng Erl. zu 8 651. Aus der Praxis: Werkvertrag und Anwendung des 8 648 bei Her⸗ 
ſtellung und Einfegen von Fenftern und Türen in einen Neubau, Ripr. Bd. 1 ©. 483, Bd. 2 
©. 382, fein Werkvertrag und fein Anſpruch aus 8 648, wenn eine Ziegelprefie geliefert wird 
und der Lieferant die Montierung übernimmt, RG. ZW. 02 Beil. ©. 219. Dienfivertrag und 
tein Anfpruch aus $ 648, wenn jemand die Beauffihtigung eines Baues und damit zuſammen⸗ 
hängende Hilfsarbeiten übernimmt, KG. Ripr. Bb. 10 ©. 181. 

©) Der Anſpruch fteht dem Unternehmer wegen feiner Forderungen aus dem Bertrage 
zu. Welche Forderungen bierunter fallen, ift bei 8 647 unter 2a erörtert. Die Fälligkeit der 
Forderungen ift nicht Vorausfegung für die Geltendmahung des Anſpruchs auf Sicerftellurg. 
Aber folange das Werk noch nicht vollendet tft, fann der Unternehmer nur file die von ihm dis 
dahin gemachten Leiftungen Sicerftellung verlangen. Es ift danach dem Unternehmer bie 
Möglichkeit gegeben, fich fofort zu fihern, wenn der Befteller während des Baues in Bahlungs- 
ſchwierigleiten gerät ober den Bau einftellt. 

Der Anſpruch auf die Hypothek fteht dem Unternehmer aber nur wegen der wirklich gelieferten 
Arbeiten zu. Hat ber Unternehmer Sachen, welche er zu liefern Hatte, wie z. B. Türen ober 
Senfter, zurüdbehalten, fo kann er infoweit, aud) wenn die Zurüdbehaltung mit Recht erfolgt ift, 
feine Hypothek verlangen, RE. Bd. 58 ©. 301. Ebenfo wird zu entiheiden fein, wenn die 
Zeiftungen bes Unternehmers dem Bertrage nicht entſprechen und wertlos find. 

3. Inhalt bed Anſpruchs. 

a) Liegen die Borausjegungen des 8 648 vor, jo kann der Unternehmer von dem Schuldner 
die Einräumung einer Sicherungshypothek verlangen. Verweigert der Schuldner die Bewilligung 
der Hypothek, jo kann ber Anſpruch jeibftändig geltend gemacht werden; die Eintragung erfolgt 
dann auf Grund eines rechtöfräftigen Urteils. Wenn die Eintragung einer Hypothek nicht fogleich 
zu erreichen ift, fo wird der Unternehmer nad) Mabgabe des 8 883 eine Bormerlung ein- 
tragen laſſen fönnen. Wird das Grundftüd nad Eintragung der Vormerkung veräußert, fo hat 
dann ber Unternegmer zur Eintragung der Hypothek felbft die Bewilligung des Schuldners und 
die Buftimmung des neuen Eigentümers zu beſchaffen; vgl. 8 888 Erl. 2b, übereinftimmend 
OLG. Dresden Rſpr. Bd. 4 ©. 237. 

Die Eintragung einer Hypothek nach 8 648 ift auch wegen Forderungen unter 300 M. 
auläffig; Apr. Bd. 2 ©. 221. 

Wegen der Rechtsſätze, welche für die Sicherungshypothek gelten, ſ. 8 1184. 

b) Verhältnis des Anſpruchs auf Einräumung einer Hypothek zu ben 
Sorderungen aus dem Vertrage. Der Anſpruch auf die Einräumung einer Hypothek dient 
materiell zur Sicherung der Forderungen aus dem Bertrage, Er kann auch im Prozeß ald eventueller 
Anſpruch mit dem Anſpruch auf Zahlung verbunden werben. Er erlifcht, wenn die Forderungen 
aus dem Vertrag erlofchen find, und ebenfo kann ber Eigentümer die Bewilligung zur Löſchung 
einer nad) $ 648 eingetragenen Hypothek verlangen, wenn die Forderungen aus dem Vertrage 
erlofhen find. Umgekehrt kann der Unternehmer Zahlungen auf Grund des Vertrags, wenn eine 
Hypothek ober eine Vormerkung eingetragen ift, nur in der Art verlangen, daß bie Zahlung Zug 
um Bug gegen Bewilligung der Löſchung der Hypothek oder Vormerkung erfolgt; RG. IW. 1904 
©. 91. Hat der Schuldner zum Zwede der Siherheitsleiftung und als eventuelle Zahlung den 
Betrag ber Forderung binterlegt, fo kann er Löſchung einer hierfür eingetragenen Bormerkung 
verlangen, RG. Bd. 55 ©. 140 in Aufhebung vom KG. Seuffl. Bd. 59 ©. 141. 

Der Anſpruch aus 8 648 und die Uniprüde aus dem Vertrage find im übrigen prozefinal 
jelbftändig; die Rechtshängigkeit des einen begründet nicht Recdtshängigfeit des anderen, OLG. 
Bamberg Seuffl. Bd. 59 ©. 287. i 

©) Bei Abtretung der Forderungen aus dem Bertrage wird in entiprechender Ans 
wendung des $ 401 angenommen werden miülfjen, baß der Anſpruch aus 8 648 auf Einräumung 
einer Hypothek mit übergeht; 3 401 Erl. 1; ebenfo Dertmann 8 648 Erl. db; Teutſch, Bl. 
f. RAnw. Bd. 67 ©. 118ff.; Francke, Recht 02 ©. 260ff, OLG. Naumburg Rſpr. Bd. 6 ©. 84; 
a. U. OLB. Kiel Rſpr. Bd. 4 ©. 46. 

4. Die Borfäriften bes 5 648 find dispoſitiver Natur. Den Beteiligten ift es alfo 
unbenommen, die Rechte des Unternehmers zu erweitern oder einzufcränfen; jelbitverftändlich 
werben aber bie im Grundbuch eingetragenen Rechte durch ſolche Vereinbarungen nicht berüßrt. 
Hat der Unternefmer auf Einräumung einer Hypothek durch außdrüdliche ober ſtillſchweigende 
Vereinbarung verzichtet, fo wird der Vertrag nach 8 157 1.8. mit 8 321 dahin auszulegen fein, 





7. Ziel: Wertvertrag. 88 649, 660. 621 


8. 649. Der Beiteller Tann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den 
Vertrag fündigen. Kündigt der Befteller, fo ift der Unternehmer berechtigt, bie 
vereinbarte Vergütung zu verlangen; er muß fich jedoch dasjenige anrechnen Laffen, 
was er in Folge der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen erjpart oder 
durch anderweitige Verwendung feiner Arbeitäfraft erwirbt oder zu erwerben bös- 
willig unterläßt. 


8. 650. Iſt dem Vertrag ein Koftenanfchlag zu Grunde gelegt worben, ohne 
daß der Unternehmer die Gewähr für die Richtigkeit des Anſchlags übernommen 


daß ber Verzicht nicht gelten fol, wenn nachträglich eine weſentliche Verſchlechterung in den 
Bermögensverhältnifien des Schuldners eintritt; ähnlih Neumann, Handausgabe Vorbm. zu 
88 647, 648. ia 


@.18 578; I1 8 584 res. 8 639; III 8 639. PIE. 23481.; MI €. 5021. 9.11 88.2 6335. 

1. Beendigung ber Verpflichtungen aus bem Werkuertrage ſ. Vorbm. unter IX 5. 

2. Kündigung beim Werkvertrage. 

a) Die Kündigung ift beim Werkvertrage erheblich mehr eingefchräntt wie beim Dienftvers 
trage. Zwar tft das Kundigungsrecht äußerlich unbeichräntt, aber da der Befteller dem Unter⸗ 
nehmer im Falle der Kündigung die vereinbarte Verglitung zu zahlen hat, ohne eine Leiftung 
von dem Unternehmer erhalten zu haben, fo wird er vielfady von der Kündigung Abftand nehmen 
müflen, um nicht Schaden zu erleiden. Dem Unternehmer tft, abgefehen von dem falle des 
& 643, überhaupt fein Kündigungsregt eingeräumt. 

b) Das Rechtsgeihäft der Kündigung. Die Kündigung ift eine einfeltige empfangs« 
bedürftige Willensertlärung; f. 88 130f. Sie ift an feine Form gebunden. Die rehtsgültig 
erfolgte Kündigung kann nicht wiberrufen werden. Vgl. Erl. zu 8 542 u. zu 8 620. 

6) Wirkungen der Kündigung. Wird der Bertrag getünbigt, fo erlöfhen die beider- 
feitigen Rechte und Verpflichtungen für die Zukunft. Der Unternehmer ift daher nicht mehr 
verpflichtet, das Werk herzuftellen. Pfandrechte und Bürgfchaften, melde für diefe Verpflichtung 
beftellt find, erlöfchen; wegen einer Hypothek |. 3 1163. Für die Vergangenheit behält ber 
Vertrag aber die in dem $ 649 näher beftummte Wirkung. Der Befteller ift die vereinbarte 
Vergütung unter der im Sag 1 Halbſ. 2 beftimmten Beihräntung zu entrichten verpflichtet. 
Die für diefe Verpflichtung beftellten Pfandrechte, Bürgfchaften und Hhpothelen bleiben beitehen. 
Andererſeits ift der Unternehmer nicht berechtigt, eine von ihm bereits bewirkte Teilleiftung 
zurüdzufordern; fie war auf Grund der duch den Vertrag begründeten Verpflichtung erfolgt, 
und diefe tft durch die Kündigung nur für die Zukunft, nicht für die Vergangenheit erlofchen. 

Ein Anfpruh auf Schadenserſatz fteht bem Unternehmer im Falle einer Kündigung nad 
8 649 nit zu; OLG. Celle Ripr. Bd. 7 ©. 480. 

Über die Bedeutung der im Eat 2 Halbf. 2 beftimmten Beſchränlung bes Anſpruchs auf 
die Vergütung |. Erl. zu $ 324 Nr. 2 und zu 8 615. 

d) Beendigung des Kündigungsrehts. Das Kündigungsreht des Beftellers 
ift nicht bis zum Zeitpunfte der Abnahme bes Werkes ausgedehnt, ſondern erlifht mit ber 
Bollendung des Wertes. Der Belteller kann fi alſo der Verpflichtung zur Ubnahme des 
hergeitellten Wertes in feiner Weiſe entziehen. 

3. Vereinbarungen über bie Kündigung. Die Borfchriften des 8 649 find dispofitiver 
Natur. Die Parteien können alſo durch ausdrüdlihe ober ftillfhweigende Vereinbarung das 
Kündigungsreht des Beſtellers erweitern oder einfchränten und ebenjo ein Kündigungsredt fir 
den Unternehmer feitiegen. 60. 


8 660. 
@.11 8 585 red. 8 640; III 9 640. 9.1 GC. 2348 11.5; Mil E. 508. P.Il 38.2 6.335. 

1. Bebentung des $ 650. Hat ber Unternehmer die Herjtellung des Werkes unter Zugrunde⸗ 
legung eines Koſtenanſchlags in der Art übernommen, daß die Vergütung ben Anſchlag keines⸗ 
falls überfteinen dürfe, fo hat der Beiteller kein Interefie daran, mie hoch fi) die Koſten bes 
Werkes in Wirklichleit belaufen, weil er nie mehr'als ben Betrag des Anſchlags zu bezahlen 
braucht. Ob ein Koſtenanſchlag in diefem Sinne vorliegt, ift nad den Umftänden bes einzelnen 
Falles unter Berüdfichtigung ber Verkehrsſinte (8 157) zu eniſcheiden; eine Vermutung dafür, 
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bat, und ergiebt fich, daß das Werk nicht ohne eine wefentliche Ueberfchreitung des 
Anſchlags ausführbar ift, fo fteht dem Unternehmer, wenn ber Bejteller den Ver— 
trag aus diefem Grunde fündigt, nur der im $. 645 Abf. 1 beftimmte Anſpruch zu. 

Iſt eine folche Heberfchreitung des Anfchlags zu erwarten, jo hat ber Unter- 
nehmer dem Befteller unverzüglich Anzeige zu machen. 


daß ber Koſtenanſchlag als feft und bindend zu gelten habe, läßt ſich nicht aufftellen. Häufig 
wird aber ein Koftenanihlag in ber Art zugrunde gelegt, dab babuch nur die Art ber 
Ausführung ded Werkes beftimmt und ein ungefährer Überſchlag der Koſten gegeben, die zu 
entrihtende Vergütung aber nah den bei der Ausführung des Werfes fich ergebenden Koften 
und Arbeiten beſtimmt werben fol. Es ift unrichtig, wie Rümelin, Dienft®. und Werd. ©. 155 
behauptet, dab in letzterem Falle ſteis ein Dienftverrrag vorliege. Selbftverftändlih kann ein 
Dienftvertrag in der Weiſe abgejchlofien werden, daß der Dienftpflichtige, z. B. ein Arditeft, 
unter Berüdfihtigung eines beſtimmten Koſtenanſchlags zu arbeiten habe. Für die Kündigung 
eines folhen Vertrags würde dann 8 626, nicht 8 650 in Betracht fommen. Aber ebenfo ift es 
möglih und kommt z. B. bei Herfiellung von Gartenanlagen, Erdarbeiten und Heinen baulichen 
Anlagen oft vor, daß unter Bugrundelegung eines nicht bindenden Koſtenanſchlags ein Werk⸗ 
vertrag gefchlofien wird. Liegt ein Werkvertrag vor, fo mwürbe, wenn der Aniclag von dem 
Unternehmer vorſätzlich unrichtig aufgeftellt ift, der Beſteller durch die Borichriften über argliftige 
Täufhung (8% 123, 823) genügend gefhügt fein. Ob ber Unternehmer im Falle einer Fahr» 
täffigkeit bei der Aufftelung des Anſchlags dem Befteller Haftet, hängt von den Umftänden des 
alles, insbefondere davon ab, ob die Aufftellung des Anſchlags auf Grund eines Vertrags- 
verhältnifies zwifchen dem Unternehmer und dem Beiteller erfolgte. Liegen diefe Borausfegungen 
einer Haftung des Unternehmers nicht vor oder find fie nicht nachweisbar, fo würde in Er— 
mangelung befonderer Borichriften der Beſteller bei einer Überichreitung bes Anſchlags die fich 
daraus ergebende Vergütung zu entrichten haben und von diefer Verpflihtung auch im Falle 
einer Kündigung nach Maßgabe des 8 649 nur infoweit befreit werden, als ſich bie aus dem 
8 619 Sag 2 ergibt. Gegen die hierin liegende Unbilligleit trifft der 8 650 Vorſorge. Er 
beruft auf ber Erwägung, daß e8 unbillig fein würde, den Befteller zu zwingen, entweder das 
Bert zu einem erheblich teureren Preife ausführen zu lafien, als beabſichtigt geweſen ſei, oder 
aber dem Unternehmer bie volle Vergütung zu zahlen. Der Unternehmer müfle fi in ſolchem 
Falle, wenn der Befteller zurüdtreten wolle, mit einer Entihädigung begnügen, die jeinen 
wirklichen Leiftungen entipredhe. 

Abſ. 1. Kündigung bei Überſchreitung eines Koſtenanſchlags. 

2. Ber den Anſchlag angefertigt hat, ift gleihgültig; es genügt, daß er dem 
Vertrage zugrunde gelegt ift. Daß ber Anichlag beim Abſchluſſe des Vertrag® fertig vorgelegen 
hat, ift nicht notwendig. Vielfach wird bei Verbingungen fo abgeſchloſſen, daß auf einen noch 
auszuarbeitenden Anſchlag Bezug genommen wird. Es ift aud nicht notwendig, daß ber 
Koftenanihlag ſchriftlich aufgefegt ift. Bei kleineren Anlagen kommt es oft vor, daß nur auf 
Grund mündlicher Beiprehungen Über die zu erwartenden Koften einige wenige Notizen gemacht 
werden, daß aber ber Unternehmer und Befteller diefe Berechnungen und Seftitellungen als 
Koftenanfchlag behandeln. Gerade hier wird der 8 650 befonders oft praktiſch, weil fih manchmal 
exit bei Inangriffnahme der Arbeiten, 3. B. beim Fundamentieren einer Mauer oder beim Ein= 
reißen einer Wand herauaftellt, daß die Koften viel Höher fein werden, ald man erwartet hat. 

Abſ. 2. Pflicht, die Uberſchreitung des Koſtenanſchlags anzuzeigen. 

8. Die Vorſchrift beruht auf der Erwägung, daß, der Unternehmer in ber Regel allein 
ober doch eher als der Beiteller die Notwendigteit der Überfchreitung zu erfennen imftande fei 
und es gegen Treu und Glauben verjtoßen würde, wenn er den Beſteller über den Eintritt 
der Borausfegungen des Kündigungerehts folange in Unkenntnis hielte, daß bie bei ber 
Kündigung nad $ 649 zu erftattende Gegenleiftung der vollen vertragsimäßigen Vergütung nahe 
täme; P. II Bd. 2 ©. 335. 

Der Unternehmer hat bei verzögerte Unzeige den Schaden zu erfegen, welcher dem Ber 
fteller dadurch erwachſen ift, dab er nicht rechtzeitig Kat kündigen können. Regelmäßig wirb jo 
zu entſcheiden fein, als wenn der Befteller in dem Beitpuntt, in welchem die Anzeige erfolgen 
mußte, getündigt hätte, und es ift danach der Anſpruch bes Unternefmers zu bemeflen. 

Über den Begriff des „unverzüglich“ ſ. 8 121 Erk 1. 


7. Titel: Werkvertrag. $ 651. 623 


8. 651. PVerpflichtet fich der Unternehmer, das Werk aus einem von ihm 
zu beichaffenden Stoffe herzuftellen, fo hat er dem Beſteller die hergeftellte Sache 
zu übergeben und das Eigentfum an der Sache zu verfchaffen. Auf einen folchen 
Vertrag finden bie Vorfchriften über den Kauf Anwendung; ift eine nicht ver- 
tretbare Sache berzuftellen, fo treten an die Stelle des 8.433, des 8. 446 Abſ. 1 
Satz 1 und der $8. 447, 459, 460, 462 bis 464, 477 bis 479 bie Vorfchriften 
über den Werfvertrag mit Ausnahme der 88. 647, 648. 

Verpflichtet fi) der Unternehmer nur zur Beſchaffung von Zuthaten oder 
fonjtigen Nebenfachen, jo finden ausſchließlich die Worfchriften über den Werk— 
vertrag Anwendung. 


8 651. 
@.18 568 Abi.i, Abf.2 Sat 1; II 8 586 vev. 8 641; III 8 641. PIE. 2291, 3276, 6181, 6183; 
N. II S.474f. P.11 8.2 6.3371. D. S. 642. 

Emerich, Kauf und Werklieferungsvertrag, 1899; Riezler, Werkvertrag 1900 ©. 53— 70; 
Henle, Örenzbeftimmung zwiſchen Kauf und Werfvertrag, 1902; Wittich, Gruch. Beitr. Bd. 49 
©. 276—285. 

1. Begriff des Werllieferungdvertrags und Regelung beöfelben im BEB. Werklieferuugs⸗ 
vertrag iſt nach der Begriffebeitimmung des 8 651 ein Vertrag, durch den fi) der Unternehmer 
verpflichtet, ein Werl aus einem von ihm zu beſchaffenden Stoffe Herzuftellen, während ſich der 
Beſteller verpflichtet, die vereinbarte Vergiitung zu leiften. Der Vertrag hat für das wirtſchaftliche 
Leben jehr erhebliche Bedeutung. Es fallen darunter namentlich die meiften Lieferungsverträge 
der Großinduſtrie, aber auch ein großer Zeil der Kieferungsverträge der Handwerker. Juriſtiſch 
berüßrt fi der Werklieferungsvertrag einerfeits mit dem Kaufe, andererfeit3 mit dem Werkvertrage. 
Für die fachliche Beurteilung ftelt dad BGB. folgende Grundfäge auf: Hat der Unternehmer 
den Etoff zur Herftellung des Werkes zu beichaffen, fo wird der Vertrag grundfäglich als Kauf- 
vertrag behandelt, aber Hinfichtlich der anzumwendenden Einzelfäge ift zu unterjcheiden: Handelt e8 
fih um die Lieferung einer vertretbaren Sache, fo finden fämtliche Vorſchriften über den Kauf 
unverändert Anwendung. Handelt es ſich dagegen um die Lieferung einer nicht vertretbaren 
Sache, fo gelten mit Rüdficht auf die innere Verwandiſchaft des Vertrags mit dem Werkvertrage 
die Vorſchriften über den Kauf nur mit ber Einſchränkung, dab, foweit für ben Werkvertrag ab» 
weichende Normen beftehen, diefe Plaß greifen. Die Gleichſtellung des Werklieferungsvertrags über 
eine vertretbare Cache mit dem Kaufe Hat materiell hauptſächlich in der Richtung Bedeutung, daß 
bei Mängeln des Wertes nicht Nachbefjerung. fondern nur Lieferung eines anderen Stückes oder 
Wanbelung, Minderung oder Schadenserſatz verlangt werden kann. Innerlich gerechtfertigt 
erſcheint dieſe Regelung dadurch, daß fie der wirtſchaftlichen Lane der Parteien entſpricht. Dem 
Unternegmer wird bei der Heritellung von Maſſenartikeln, um bie es fidh regelmäßig handelt, die 
Ausbefierung einzelner Stüde nicht zugemutet werden tünnen, da fie oft unverhältnismäßige Koften 
mit fi bringt, dem Intereſſe des Beftellers wird aber genügt, wenn er an Stelle des ſchadhaften 
Stüdes die Lieferung eines anderen mangelfreien Stüdes oder aber Wandelung, Minderung 
ober Echadenserfag verlangen fann. Anders ift die Lage bei dem Werklieferungsvertrage über 
eine nicht vertretbare Sache. Hier erfordert e8 daS Intereſſe beider Parteien, da eine Nache 
befierung zugelafien wird. Hervorzuheben iſt noch, daß bei beiden Arten von Werklieferungs- 
verträgen daS gefegliche Pfandrecht des Unternehmers an beweglichen Sachen (5 647) fowie der 
Anfprud auf Einräumung einer Sicherungshypothek bei Grundftüden (8 648) ausgeſchloſſen ift. 

Die Vorſchriften des 8 651 find dispofitiver Natur und können durch ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien geändert werden. 

2. Boransfegungen des Wertlieferungdvertrags. 

a) Der Unternehmer muß die Herftellung eines Wertes übernommen haben. Hat 
jemand die käufliche Lieferung einer Sache, z. B. eines Kronleuchters oder einer Maſchine über— 
nommen und fich dabei zu Nebenleiftungen verpflichtet, 3.8. den Kronleuchter im Haufe des 
BVeftellers zu befeftigen, oder die Maſchine zu montieren, fo iſt der Vertrag nicht als Wert» 
lieferungsvertrag, fondern als Kaufvertrag zu behandeln; hinſichtlich der Nebenleiftungen werben 
die Vorſchriften über den Werkvertrag entiprehend anzuwenden fein. 

b) Die Vereinbarung der Parteien muß dahin gehen, daß das Hergeftellte Wert dem 
Befteller üÜbereignet werden foll. ine ſolche Vereinbarung braucht aber nicht ausdrücklich 
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getroffen zu. fein; fie fann fi) aus den Umſtänden ergeben. Sol ber Unternehmer das Wert 
nur zur Benupung für dem Befteller Herftellen, fo liegt reiner Werkvertrag oder Sachmiete ober 
ein aus beiden zufammengefegter Vertrag vor. 


6) Der Unternehmer muß jih verpflichtet haben, daB Wert aus einem von ihm zu 
befhaffenden Stoffe herzuitellen. 

Ob der Unternehmer den Stoff zu bejhaffen Hat, hängt von der Vereinbarung 
der Parteien ab. 

Haben beide Teile Stoff zur Heritellung des Wertes zu beihaffen, fo ift zu 
unterfheiden: Hat der Unternehmer nur Zutaten oder fonftige Nebenſachen zu beihaffen, fo 
ift der Vertrag nad) der Vorſchrift bes Abſ. 2, die ſich wohl ſchon aus dem Weſen bes Ber- 
hältnifies ergeben würde und die nur aufgenommen ift, um Zweifel und Gtreitigleiten ab=- 
zuſchneiden, als Wertvertrag zu beurteilen. Hat umgelehrt der Befteller in nebenfählicher Weile 
mitzumirfen, fei e8 durch Lieferung von Zutaten, fei es durch Anmeifungen oder Anordnungen, 
fo wird Hierdurd) die Anwendung ber Vorſchriften des 8 651 Abſ. 1 nicht ausgeſchloſſen. Haben 
beide Zeile Stoff zu liefern oder zufammenzumirten in der Urt, daß keine Leiftung als neben- 
fächliche erfcheint, und liegen nicht etwa zwei felbftändige, wenn auch ineinander greifende, Verträge 
vor, fo ift der Vertrag als Werkvertrag zu behandeln. Der in neuerer Zeit mehrfach erörterte 
fog. Spezifitationstauf (vgl. Derimann, Ard. f. civ. Pr. Bd. 85 ©. 202—233, NE. 
Bd. 10 ©. 95, Bd. 14 ©. 243, Bd. 29 ©. 17, Bd. 35 ©. 1, HGB. 8 375), wird hiernad; regelmäßig 
unter die Vorfchriften des 8 651 Abſ. 1 fallen; a. A. Staudinger=Kober 8 651 Erl. II1e; 
Dertmann 8 651 Erl. 3. 

d) Heritellung eines Bauwerks und Lieferungen für ein Bauwerk. Verpflichtet 
fi der Unternehmer, ein Bauwerk auf dem eigenen Grund und Boden bes Beſtellers Herzufiellen, 
fo liegt reiner Werkvertrag vor; denn dag Örumditlid erfcheint hier als die Hauptfache, die Bau- 
materialien werden Beftandteile des Grundftüds. Soll das Bauwerk nur zu einem vorüber 
gehenden Zwed errichtet werden und nicht in das Eigentum des Beſtellers übergehen, wie dies 
3.8. beim Bau eines Zirkus oder einer Feithalle vorfommt, fo liegt entweder Werfvertrag ober 
Sadmiete oder ein aus beiden gemiſchter Vertrag vor. Bgl. RG. Bd. 13 ©. 209, Seufffl. 
Bd. 48 6.402. Hat ber Unternehmer ſelbſt das Grundftiid und die Baumaterialien zu befchaffen 
und demnädft das fertige Gebäude dem Beiteller zu Eigentum zu übertragen, fo finden die Bor- 
ihriften des 8 651 Abf. 1 Anwendung. 

Bei Herftellung von einzelnen Teilen eines Gebäudes oder der Beihaffung 
und Einfügung von Einrihtungsgegenftänden in das Gebäude wird regelmäßig 
reiner Wertvertrag vorliegen; die eingefügten Teile werben Beſtandteile des Grundſtücks und 
erfheinen dem Grundftiid gegenüber als Nebenfahen. Der Bauhandwerker hat alfo, und darin 
liegt die praftifche Bedeutung der Frage, einen Anſpruch auf Einräumung einer Sicherungs⸗ 
hypothet (3 648). Hat dagegen der Lieferant fich lediglich verpflichtet, Baumaterial, wie z. B. 
Biegelfteine, käuflich zu liefern oder ein einzelnes Einrihtungsftüd, wie z. B. einen Kochherd 
oder eine Maſchine oder einen Kronleuchter, täuflich zu liefern und nebenbei ſich verpflichtet, das 
gelieferte Stüd im Haufe aufzuftellen oder zu befeftigen, fo ift der Vertrag als Kaufvertrag zu 
behandeln; dem Lieferanten fieht alſo fein Anfpruch auf eine Siherungshppotget zu. Ein reiner 
Werklieferungsvertrag über bewegliche Sachen liegt vor, wenn ber Unternehmer es übernimmt, 
Material für den Bau, wie z. B. Ziegelfteine, herzuftellen und zu liefern; der Anſpruch auf eine 
Sicherungshypothet ift hier ebenfalls ausgeſchloſſen. 

Aus der Praxis: Veftellung einer Mafchine, von der nur ein Heiner Zeil uniertig ift, 
Kauf nicht Werkvertrag; RO. IW. 1901 ©. 406. Lieferung von Mafchinen mit Montage Kauf; 
RG. ZW. 1902 Beil. ©. 219. Lieferung einer eleftrifhen Beleuchtungsanlage Kauf; RE. 
Rhein. Arch. Bd. 97 Abi. II ©. 41; a. U. Bayr. ObLG. Seuff. BI. Bd. 68 ©. 442 — Recht 1902 
©. 588. Wertrag über Ausführung einer Dampfgeizungsanlage nicht Werklieferungsvertrag 
fondern Werkvertrag; OLG. Marienwerber Recht 1904 ©. 361. Herftelung und Einfegen von 
Fenſtern in einen Neubau Werkverirag, nicht Werllieferungsvertrag; Rſpr. Bd. 1 ©. 433, 
Bd. 2 ©. 382. 

0) Der Begriff der vertretbaren Sade beitimmt fih nad) $ 91. Es iſt aber ben 
Barteien unbenommen, eine Sache, bie für gewöhnlich al vertretbar zu gelten hat, vertraggmäßig 
als eine nicht vertretbare zu charakterifieren und den Vertrag über die Lieferung einer ſolchen 
Sade unter die Regeln bes Werkvertragß zu ftellen. 


7. Titel: Werfvertrag. $ 651. 625 





Entieidungen mit Beziehung auf 8 651: Maſchinen bekannter gewöhnlicher Urt und 
üblicher Beichaffenheit als vertretbare Saden; RG. Bd. 45 ©. 64, ebenfo RG. Recht 1904 
©. 166. Heritellung von Dampfern nad beſtimmten Bauvorfcriften und Zeichnungen Werks 
Tieferungsvertrag; RG. Gruch. Bd. 48 €. 1070. Allgemein gangbare Möbelftüde vertretbare 
Saden; OLG. Dresden Sächſa. Bd. 13 ©. 626. Herftellung von Plakaten Werkiieferungs- 
vertrag über nicht vertretbare Sachen RG. DIZ. 1903 ©. 322. 

3. Werklieferungävertrag Über eine vertretbare Sache. 

a) Charafter des Vertrags und Hauptverpflihtungen aus dem Bertrage. 
Der Berklieierungsvertrag Über eine vertreibare Sache fol nach dem Geſetz in allen Punkten 
wie ein Kaufvertrag behandelt werden. Der Unternehmer ift verpflichtet, den Stoff fiir das Wert 
zu beſchaffen, da8 Wert herzuftellen und das bergeftellte Wert dem Befteller zu übergeben und 
das Eigentum an der Sache zu übertragen. Der Befteller hat aber keinen direkten Anſpruch 
auf Herftellung der Sache, fondern fann nur auf Lieferung Hagen. 

Der Befteler ift verpflichtet, die hergeftellte Sache abzunehmen und die vereinbarte Ver⸗ 
gütung zu zahlen. Abnahme ift nad) 8 433 im Sinne einer körperlichen Wegnahme, nicht nad) 
8 640 im Sinne einer Annahme als Erfüllung zu verftehen. 

b) Einzelfragen. 

a) Hinfitlih der Gewährleijtung wegen Mängel im Recht gelten die Vorſchriften 
der 88 434443. h 

4) Hinfihtlic) der Rebenleiftungen des Rieferanten, des Überganges ber Gefahr, 
der Koften, der Zahlung des Kaufpreifes und des Vorbehalts des Eigentums 
gelten die Borfchriften ber 88 444—455. 

Der Unternehmer hat kein Pfandrecht an den hergeftellten Saden, ba dieſe in 
feinem Eigentum ftehen. Er kann aber nad) 88 320, 322 die Übergabe der Hergeftellten Sache 
bis zur Zahlung der vereinbarten Vergütung verweigern. 

Beim Lieferungsfaufe kann, wie beim Werkvertrage, zur Herftellung bes Wertes eine 
Handlung bes Beſtellers erforberlich fein, beren Vornahme verzögert wird, und ebenfo kann 
es vorfommen, daß die zu liefernde Sache infolge einer von dem Befteller für die Ausführung 
erteilten Anweiſung untergeht oder befhädigt wird. Die Negeln des Kaufvertrags verfagen hier, 
und die Anwendung ber allgemeinen Borjchriften über den Annahmeverzug führt zu einem wenig 
befriedigenden Reſultate. Da die Rechtslage in der Hier fraglichen Beziehung bei dem Lieferungs- 
lauf im wefentlichen biefelbe iſt wie bei dem Werkvertrage, fo werben bie Vorſchriften der 
88 642, 643, 645 Abſ. 1 zur entiprechenden Unmwendung zu bringen fein; fo bie herrichende 
Anfiht. Für den Speziesfauf gibt der 8 375 des HB. befondere Vorſchriften. 

"y) Hinfihtlih der Haftung für Mängelder Sache gelten die Vorſchriften der 88 459—480. 

Iſt die Sahe nicht in Gemäßheit des Vertrags fertigneftellt, bat insbeſondere der Unter⸗ 
nehmer nicht ben außbebungenen Stoff verwendet oder hat er die Sache entgegen der Vereinbarung 
nicht jelbft hergeſtellt, ſondern durch andere herftellen laſſen, jo fehlt dem Werke eine zugeficherte 
Eigenſchaft. 

Zu beachten iſt ferner, daß es ſich um die Vorſchriften über den Kauf einer nur der Gattung 
nad beftimmten Sache handelt. In betreff des Anſpruchs auf Schadenserſatz insbeſondere findet 
daher nicht der 8 463, fondern der 8 480 Abſ. 2 Anwendung; nicht der Zeitpunkt des Abſchluſſes 
des Vertrags, fondern ber Zeitpunkt, in welchem die Gefahr auf den Unternehmer übergeht, tft 
alſo bei der Frage enticheidend, ob eine zugeficherte Eigenfchaft fehlt oder ein Fehler argliftig 
verſchwiegen fit. 

4. Werklieferungsvertrag über eine nicht vertretbare Sache. 

a) Charakter des Vertrags. Der Werklieferungsvertrag über eine nicht vertretbare 
Sade wird vom Geſetz ebenfalls als ein einheitlicher Vertrag behandelt. Für den Unternehmer 
befteht nicht neben der Verpflichtung, den Stoff ald Verkäufer zu liefern, eine befondere Ber- 
pflihtung, die Sache Herzuftellen, fondern er ift zur Beichaffung und Berarbeitung des Stoffes 
nur deswegen verpflichtet, weil er eine beftimmt geftaltete Sache liefern muß. Es follen auf 
ihn in der Hauptſache die Regeln des Kaufvertrags, in einigen Beziehungen aber, namentlich 
Binfihtlih der Haftung fir Mängel, die Regeln des Werkvertrags Anwendung finden. 

b) Überfiht der anzwendenden Vorſchriften. Auf den Werklieferungsvertrag 
finden von den Vorſchriften über den Kauf Anwendung bie 88 434—444, 446 Abi. 1 Sap 2, 
Abſ. 2, 447 (dev 8 447 ift zwar in dem 8 651 für nicht anwendbar erklärt, jedoch nur, weil 
in bem für anwendbar erflärten ganzen 3 644 im Abſ. 2 ſchon auf den 8 447 verwieſen ift), 
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448—455, 465—476, 494—503; bie nicht genannten Baragraphen find teils durch bie Ratur des 
Vertrags, teild durch die ausdrückliche Borfchrift des $ 651 ausgeſchloſſen. Bon ben Vorſchriften 


des fiebenten Titels finden Anwendung der 8 631 mit ber Ergänzung, bie fih aus 8 651 Abf. 1 


Sag 1 ergibt, die 88 632—640, 641 Abſ. 1 (an Stelle des Abſ. 2 tritt $ 452), 642—645, 
649, 650, dagegen nicht die 88 646, 647, 648. 

0) Redte und Pflichten der Parteien. Der Unternehmer ift verpflichtet, daS Werk 
aus den von ihm zu beſchaffenden Etoffe Herzuftellen, dem Beſteller die hergeitellte Sache zu 
übergeben und das Eigentum daran zu verihaffen. Der Beiteller hat feine felbjtändige Klage 
darauf, daß der Unternehmer den Stoff beſchafft und das Werk heritellt, fondern nur auf 
Xieferung der vertragsmäßig bergeftellten Sache. Aber der Unternegmer ift wegen Verzögerung 
oder Unmöglichteit der Lieferung haftbar, wenn diefe durch ein Verſchulden eingetreten find, 
das ihn in Anfehung der Beihaffung des Stoffes oder ber Herfielung des Wertes trifft. 
Liefert er eine Sache, welche ex nicht felbft Hergeftellt hat, fo liegt, fofern bie Heritellung des 
Werkes durch ihn felbft der Mbficht des Vertrags entipriht, Mangel einer zugeſicherten 
Eigenſchaft vor. 

Der Befteller ift verpflichtet, die vereinbarte Vergütung zu entrichten und das vertrags- 
mäßig hergeftellte Wert abzunehmen. Die Abnahme ift im Sinne einer Annahme als Erfüllung 
(8 640) zu verftehen. - Hinſichtlich der Vergütung gelten die Vorſchriften der 88 632, 641 
Abi. 1, 452—455. 

Die Gewährleiftung für Mängel im Rechte beftimmt fi nad) den 88 434—444. Zeigt ſich 
ein tatjächlicher Mangel der Sache oder wird die Herftellung verzögert, fo greifen bie Borichriften 
der 88 633—639, 640 Abi. 2 Platz. Der Vefteller ift danach befugt, auf Befeitigung bes Mangels 
zu Magen, oder Wandelung oder Minderung zu verlangen. Dem Unternehmer muß aber bie 
Möglichfeit gewährt werden, den Mangel zu bejeitigen und dadurd die Klage auf Wandelung 
oder Minderung auszuſchließen. 

Bei Annahmeverzug des Beitellers finden außer den allgemeinen Borichriften bie Sonder⸗ 
vorſchriften der 58 642, 643 Anwendung. 

Für den Übergang der Gefahr find die Borfchriften ber 83 644—646 maßgebend. Der 
Unternehmer trägt alſo regelmäßig die Gefahr bis zur Abnahme des Wertes. Außerdem gelten 
die 88 446 Abi. 1 Sap 2, Abf. 2 (foweit er fid) auf 446 Abſ. 1 Sap 2 bezieht), ferner bie 
83 448450. 

Der Befteller kann den Vertrag 618 zur Vollendung des Wertes nah Maßgabe der 
88 649, 650 fündigen. Der Unternehmer hat fein Kündigungsrecht; ein folhes kann aber aus⸗ 
drüdlich oder ftinfchmeigend (8 157) vereinbart werden; vgl. auch 8 321. 

Ein Pfandrecht an den hergeftellten Sachen nad; Mafgabe bes 8 648 kommt für den 
Unternehmer nicht in Frage, ba er bis zur Ablieferung felbft Eigentümer ift; dagegen kann ber 
Unternehmer bie Übergabe der Sachen nad 8$ 320ff. bis zur Zahlung der vereinbarten Ber- 
gütung verweigern. Ebenſo fteht dem Unternehmer fein Anſpruch auf Einräumung einer 
Sicherungshypothek nach Maßgabe des 8 618 zu, wenn der Vertrag die Heritellung eines Baus 
werls zum Gegenftand hat. Ein folder Anipruch ift entbehrlich. Sol nämlich das Baumert 
auf dem Grund und Boden des Beftellerd errichtet werben, fo liegt überhaupt kein Wert- 
Hieferungdvertrag vor, fondern reiner Werkvertrag, bei dem der 8 648 ohne weiteres Pla greift. 
Soll aber da8 Bauwerk nicht auf dem Grund und Boden des Beſiellers errichtet werden, jo 
wird der Unternehmer hinreichend durch das ihm nach z8 320ff. zuftehende Recht geſchützt, die 
Übergabe des bergeftellten Baumerts bis zur Befriedigung zu verweigern. 

6. Erwerb bes Eigentums. Für den Erwerb des Eigentums an den bergeftellten Sachen 


gelten die Vorſchriften des Sachenrechts; vgl. 88 925ff., 92yff., 946ff. 98off. 


Das Eigentum an den Nebenfahen und Zutaten geht regelmäßig durch die Ver⸗ 
bindung mit der Hauptfahe auf den Befteller über ($ 947 Abf. 2). Macht der frühere dritte 
Eigentümer ber verbundenen Sachen den ihm nad & 951 zuftehenden Anſpruch auf Vergütung 
in Geld gegen den Beſteller geltend, fo fit der Unternehmer diefem zum Erjage verpflichtet. 
Hat ber Unternehmer Zubehörftüde zu dem Werke zu Itefern, fo hat er das Eigentum derjelben 
dem Beiteller zu übertragen. Die Borfchriften der 88 433—444 finden dabei nad) 8 445 ent- 
fprechende Anwendung. 

7. Unregelmäßiger Wertlieferungävertrag (locatio conductio irregularis.) In der Haus- 
induftrie kommt der Fall nicht felten vor, daß dem Unternehmer zwar der Stoff geliefert, - ihm 
jedoch geitattet wird, denſelben durch einen anderen zu erfegen. Einen folchen Vertrag pflegt 
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Achter Titel. 
Mäklervertrag. 


man als unregelmäßigen Werklieferungsvertrag zu bezeichnen. Den Ausgangspunkt für die 
wiſſenſchaftliche Behandlung dieſer Fälle bilden die 11 D. 19, 2, 31, D. 34, 2, 34 pr., Literatur: 
Bindfheid-Kipp II 8 401 Unm. 12; für dad Met des BGB. Erome, Suftem II 3 271; 
Riezler, Werkvertrag 8 12. 

Meiftens werden zwei Verträge, ein Kaufvertrag fiber den Stoff und ein anderer nad) 
8 651 zu beuxtellender Lieferungsvertrag über das Erzeugnis anzunehmen fein. Jener Vers 
einbarung kann indeſſen auch, wie die M. II ©. 477 zutrefiend ausführen, eine mehr neben- 
fächliche Bedeutung, nämlich die Bedeutung beimohnen, daß die Erjagberechtigung des Unternehmers 
nur dann, wenn davon Gebrauch gemacht wird, wirkſam werben, in den Eigentumsverhältniffen 
und in ber Tragung der Gefahr mithin erſt dann eine Änderung eintreien fol, wenn der 
Übernehmer über den empfangenen Stoff anderweit verfügt. Welche Bedentung ber Vereinbarung 
zufommt, läßt fi nur nad) den Umftänden des gegebenen alles beurteilen. Es werden dabet 
die Gebräuche und Anfchauungen, die fi) in den beteiligten Kreifen berausgebildet haben, 
beſonders zu beachten fein. 

AUS unregelmäßiger Werklieferungsverttag wird auch die Poſtanweiſung anzufehen 
fein. Doch ift dies beitritten. Vgl. Mandry-Geib, Zivilr. Ind. d. Reichögefege 8 47 Unm. da: 
Erome, Syftem $ 271 Anm. 2; Riezler, WV. ©. 87; Hellmwig, Bertr. a. Leiftg. an Dritte 
©. 530f.; Cörmann, Gruch. Bd. 48 ©. 314—326. Dort weitere Literatur. Aus der Praxis: 
Haftung ber Boftverwaltung RG. Bd. 41 ©. 102; Anſpruch des Adreſſaten RG. Bd. 43 ©. 98, 
Rüdforderung im Falle der Fälfhung RG. Bd. 60 ©. 24. 

8. Handelsrecht. Bei dem Berflieferungsvertrag über vertretbare Sachen finden im 
Handelsverfehr neben den Rorfchriften des BGB. 88 651, A3Aff. die Vorſchrifien des HGB. 
88 373ff. Anwendung. Bei dem Werklieferungsvertrag über nicht vertretbare bewegliche Sachen 
finden nad HGB. 3 381 Abf. 2 ebenfalls bie Vorfchriften über den Kauf (HGB. 38 373ff.) 
Anwendung. In beiden Fällen befteht alfo namentlich eine Unterfuchungspflicht für den 
Empfänger der beftellten Sachen (H&B. 8 377). Wegen des Spezifitationsfaufs |. HGGB. 8 375. 


Achter Titel, 


Neubauer, Arc. f. bürg. R. 35.6 ©. 1ff.; Riefenfeld, Grud. Bd. 37 ©. 27ff., 7ff., 
530ff., 814ff.; Sacufiel, Recht der M. 1900; Burchard, Verh. d. 24. D. Juriitentags Bd. 2 
©. 235ff.; Dörr, Seuff. BI. 1905 ©. 620ff. 

I. Begriff und Bebeutung bes Mäflervertrags. Der Mällervertrag ift ein Vertrag, durch 
melden jemand einem anderen, dem Mäller, für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß 
eine? Vertrag oder für die Vermittelung eines Vertrags einen Mäklerlohn verfpricht. 

Daß der Mäfler ben Nachweis oder bie Bermittelung von Geſchäften gewerbsmäßig betreibt, 
ift für den Mätlervertrag nicht weſentlich. 

Das Mällertum bat befondere Bedeutung auf dem Gebiete des Handelsvertehrs, fpielt aber 
aud im gewöhnlichen Leben eine nicht unerheblihe Rolle. Als Mällerverträge, welche nicht in 
ben Bereich des Hanbeläverfehrs fallen, find namentlich zu nennen bie Geſchäſte der Grundſtücks⸗ 
und Hypothekenmäller fowie die der Gefindemäffer. 

Zum Zwede der Arbeitspermittelung find in neuerer Beit vielfach von ben Gemeindes 
verwaltungen und anderen Behörden ſowie von Arbeitern und Arbeitgeberverbänden fog. Urbeitd« 
nachweiſe eingerichtet; vgl. Ludwig, Gefindevermittelung 1903, Conrad, Organifation bes 
Arbeitsnachweiſes 1904, Ziſch. Der Arbeitsmarkt. Bei den Gefchäften dieſer Inſtitute, deren 
rechtliche Verhältnifje hier nicht näher erörtert werden fünnen, wird es ſich meiftens nicht um 
eigentliche Mäklerverträge Handeln. Soweit aber privatrechtliche Mäklerverträge abgeſchloſſen 
werben, unterfiehen fie ben Borfchriiten des BGB. Vgl. Schneidert, Seuff. Bl. 1904 ©. 260ff. 

Der Mällervertrag führt felten zu Etreitigfeiten, ſoweit e8 fi) nur um den Nachweis ber 
Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags Handelt; dagegen find ſolche Häufig in den Fällen, in 
welchen der Mäller die Bermittelung bes Abichlufies eines Vertrags übernommen bat. Letzteres 
bat feinen Grund zum Teil darin, daß beim Mätlervertrag die rechtlichen Beziehungen ber 
Barteien juriftifch nicht fo fharf abgegrenzt find wie bei anderen Verträgen, zum Teil darin, 
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daß die Vermittelung ihrem Weſen nad) ein Moment der Unbeftimmtheit in ſich trägt. Die im 
Leben auftommenden Streitfragen find hauptſächlich in Entfheidungen der höchſten Gerichte be— 
Handelt. Die Rechtswiſſenſchaft hat fi) mit dem Mäklervertrage weniger befaßt wie mit dem 
Dienftvertrage und Werkvertrage. 

II. Regelung bes Mäflervertrags im BGB. Das Gejeg beabfichtigt nicht, eine erſchöpfende 
„Regelung des Mäklervertrags zu geben, fondern beichräntt fi) auf einige Einzelvorſchriften, welche 
teils die im früheren Rechte hervorgetretenen Etreitfragen enticheiden, teils Mikftänden auf dem 
Gebiete des Mäklerweſens entgegentreten follen. Im übrigen ift auf die allgemeinen Borfchriften 
des Geſetzbuchs zu verweilen. 

Der €. I enthielt nur einen einzigen, dem jegigen 8 652 Abf. 1 entipredhenden Para—⸗ 
graphen über den Mäklervertrag. Bon der zweiten Kommiſſion find die 88 652 Abf. 2 und 653 
binzugefügt. Die 88 654—656 beruhen auf Beichlüffen der Reichstagstommiffion. 

Der 8 652 beftimmt die Voraudfegungen, unter welchen ein Mäklerlohn gefordert werden 
ann, Der 8 653 fügt einige ergänzende Borfchriften Über den Mätlerloyn hinzu. Hat ber 
Mäller dad Vertrauen feines Auftraggebers mißbraucht umd der Beredung zuwider aud dem 
anderen Teile Dienfte geleiftet, fo foll er feinen Anipruch auf Mäklerlohn und Erfag der Aus- 
lagen nad) 8 654 verlieren. In gewiſſen Fällen foll nad 8 655 der Richter ben vereinbarten 
Mällerlogn ermäßigen fünnen. Der 8 656 richtet fich gegen die Heiratsvermittelung. 

ı- II. Soudervorſchriften. Für Handelsmäkler find im HGB. 88 93—104 eine Anzahl 
Vorfchriften gegeben. Das Börſengeſetz v. 22. Juni 1896 gibt in den 88 29—35 Borfchriften 
über das Mäflerweien an der Börfe. 

Eine Reihe von Mätlern ift dev gewerbepolizeilihen Beflimmung ber GewO. 8 35 
unterftellt. 

Die Stellenvermittelung für Schiffsleute ift durch befonderes Geſeßz vom 2. Juni 1902 
geregelt. 

Endlich ift darauf Hinzumeifen, daf die Iandesgefeglichen Vorſchriften, welche die Berhältnifte 
der Geſindemäkler regeln, nadı Maßgabe bes EG. Art. 95 unberührt bleiben. Tatſächlich 
find zahlreiche landesrechtliche Vorſchrifien über die Gefindemäller erlafien; vgl. Ludwig, Die 
Gefindevermittelung 1903. 

Die vorftehend angegebenen Vorfchriften ber Reichs⸗ und Landesgeſetze gehen ben Be— 
ftimmungen des BGB. vor. Im übrigen finden aber auf alle Mätlerverträge die Borichrifien 
des BEB. Anwendung. Insbeſondere gilt die von den Hanbelämällern; es find desholb auch 
die allgemeinen Fragen bes Mäflervertrags in den Kommentaren zum HGB. von Düringer- 
Hadenburg, Makower und Staub ausführlich behandelt. 

Die öffentlihsrehtlihen VBorfhriften der Reichs- und Landesgefepe über das 
Mällerweien werden durch das BGB. nicht berührt. Dies gilt namentlih von den gewerbe: 
polizeilichen Beftimmungen. 

IV. Weſen des Mätlervertrags und Hauptregeln. 

1. Über das Wefen des Mällervertrags gehen die Meinungen auseinander; vgl. 
M. II ©. 510; Riefenfeld ©. 27f.; Woltersdorf, D. rechtl. Natur d. MB, 1904. Zum 
Zeil wird er anderen Verträgen ähnlicher Art, wie z. B. dem Dienftvertrag oder dem Wert- 
vertrag, unterftellt (Düringer-Hahenburg, Komm. 3. HGB., Borbm. z. 8. Abi. V 2: 
Staudinger-Kober, Borbm. z. 8. Titel Ziff. 6; Dertmann, Vorbm. z. 8. Titel Biff. 3b: 
Crome $ 272 Ziff. 1; Endemann 8 176 Ziff. 1), zum Tell wird er als eigenartiger Vertrag 
charalieriſiert. Letzteres geſchieht wieder in doppelter Weife: einerfeits behandelt man den Ber- 
trag als einen zweifeitigen derart, daß die Leiftungen beider Zeile als vertragsmäßige exicheinen 
(fo die, insbeſondere auch in der Praxis, vorherrſchende Meinung; Cofad I 8 152; Dernburg 
8 338 II; Enneccerus $ 292; Staub, Komm. 5. HGB. Exkurs zu 8 92 Anm. 2; R®. bei 
Seuff A. Bd. 66 ©. 127), andererfeits konjtrniert man das Verhältnis analog der Auslobung; es 
wird ein einfeitiged Verfprehen angenommen, welches duch die Erfüllung der doppelten Be 
dingung, nämlid der Tätigkeit des Mäklers und des Abichluſſes des Vertrags, wirffam wird 
(Dresdener E. Art. 575—589; Burchard ©. 290; Neuling, Gruch. Bd. 40 ©. 209; Riezier, 
Wertvertrag ©. 91; Stber, Verpflichtungszwang ©. 18). Das Gefeg will die Frage nad) dem 
juriſtiſchen Weſen des Vertrags nicht direkt entſcheiden. Die M. II ©. 510 bemerfen, daß der 
Mätlervertrag, abgefehen von der Beftimmumg des 8 580 (jept 8 652 Mbf. 1), einer näheren 
Regelung nicht bebürfe, fondern zu feiner Beurteilung je nach Verſchiedenheit ber Fälle bie all- 
gemeinen Grundfäge über Verträge bzw. die für den Dienftvertrag, den Werkvertrag oder das 
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Mandat geltenden Rechtsnormen ausreihen. Indeſſen gewähren bie pofitiven Vorſchriften bes 
Geſetzes Anhaltspunkte zur genaueren Beitimmung bes Berhältnifies. 

Nach der grundlegenden Beſtimmung des $ 652 ift wejentlich für den Mätklervertrag, 
daß dem Müller fiir den Nachweis oder die Bermittelung eines Vertrags ein Mäklerlohn vers 
ſprochen wird. Das entipricht ber Auffafjung des Lebens. Der Vertrag bezwedt hiernach, wenn 
man die wirtfhaftlihe Abficht der Parteien ins Auge faßt, einen Austauſch von Leiftung und 
Gegenleiftung: der Mäller foll für den Nachweis oder bie Bermittelung eines Vertrags eine Vers 
gütung erhalten. Der Mäflervertrag ſteht alfo ben gewöhnlichen gegenfeitigen Berträgen nahe. 
Aber er dedt ſich nicht mit ihnen. Denn dev Mäller wird durch ben Abſchluß des Vertrags 
nicht verpflichtet, einen beitimmten Erfolg herbeizuführen oder beftimmte Arbeit zu leiſten, ſondern 
es wird ihm nur die Möglichkeit eröffnet, fih durch Herbeiführung eines gewiſſen Erfolges eine 
Vergütung zu verdienen. Umgekehrt wird der Uuftraggeber durch den Abſchluß des Mäkler- 
vertrag nicht wie beim Dienftvertrag ſchlechthin zut Zahlung des Mällerlohns verpflichtet, derart, 
daß ihm bei Nichterfüllung der Gegenleiftung nur die Einrede des nicht erfüllten Vertrags zur 
Seite ftehen würde, fondern die Verpflichtung zur Bahlung des Mäklerlohns ift bedingt dadurch, 
daß ber Mäller den in Ausficht genommenen Erfolg herbeiführt. Der Mäklervertrag kann biers 
nad) nicht unter die Kategorie des Dienftvertrags oder Werkvertrags gejtellt werben. Freilich 
befteht nach Treu und Glauben beim Mällervertrag ein gewiſſes gegenfeitiges Bertrauendverhältnis 
in der Weife, daß beide Teile dem mit dem Vertrag angeftrebten Zwecke nicht gerabezu entgegen» 
wirken dürfen und daß der Müller, wenn er tätig wird, die Interefien des Auftraggebers zu ber 
rüdfichtigen Hat. Aber grundſätzlich tft jeder Teil in feinen Handlungen und Entſchließungen frei. 
Der Auftraggeber ift nicht verpflichtet, den in Musficht genommenen Vertrag zu ſchließen, der 
Müller ift nicht verpflichtet, einen Exfolg herbeizuführen. Durch den Vertrag kann allerdings 
dem Mätler die Verpflichtung zur Entfaltung einer gewiſſen Tätigfeit auferlegt werden. Aber 
das Weſen des Vertrags wird hierdurch nicht berührt. Es wilde auch unrichtig fein, anzunehmen, 
daß in diefem Kalle ein Mäktervertrag Überhaupt nicht vorliegt (Miefenfeld ©. 847). Richtig 
iſt nur, daß die Verpflichtung des Mäklers zu einer beitimmten Tätigkeit kein weentlihes Er⸗ 
fordernis des Mäflervertrags tft, und dab der Abſchluß eines Mällervertrags nicht die Vermutung 
begründet, daß eine ſolche Verpflichtung beabfichtigt jet. Eine darauf gerichtete Vereinbarung 
ſchließt aber den Begriff des Mäklervertrags nicht aus. Anders liegt das Verhältnis, wenn fich 
der Mäkler zur Herbeiführung eines beftimmten Erfolges, 3. B. dahin verpflichtet, daß er binnen 
4 Boden auf ein Grundſtück eine Hypothek beichaffen werde. In einem folchen Falle wird der 
Vertrag ald Werkvertrag zu behandeln fein. Andererſeits wird das Weſen des Vertrags auch 
nicht dadurch berührt, daß der Auftraggeber beim Abſchluſſe des Vertrags gewiſſe Verpflichtungen 
eingeht, 3. B. die Verpflichtung, innerhalb einer gewifien Zeit das Grundftüd, befien Verlauf der 
Mäkler vermitteln fol, nicht anderweit zu verlaufen. Auch Hier handelt es ſich um Ergänzungen 
des Hauptvertrags. Der rechtliche Charakter des Vertrags wird durch derartige Beredungen 
nicht geändert. Der Mällervertrag kann weiter auch nicht als Unterart des Auftrags behandelt 
werden. Dem fteht entgegen, dab der Müller grundfäglich nicht verpflichtet ift, ein Geſchäft des 
anderen Teiles zu beforgen. ferner fteht entgegen, da er feine Arbeit nicht unentgeltlich leiften, 
fondern dafür eine Vergütung erhalten fol. Endlich eriheint auch die Anwendung des Begriffs 
der Auslobung ausgeſchloſſen. Denn beim Müklerverteng wird nicht durch einfeitige Erklärung 
des Auftraggebers eine Verpflichtung begründet, ſondern es wird zwiſchen beiden Teilen ein 
Vertrag geihlofien. Wenn der Mäfler tätig wird, fo geſchieht dies auf Grund des Vertrags, und 
wenn er illoyaler Weife dem Zuſtandekommen des Vertrags entgegenwirkt oder fonftwie ſchuldhaft 
die Imtereffen des Auftraggebers ſchädigt, fo ift er wegen Verlegung vertraggmäßiger Pflichten 
Baftbar. 

Der Mällervertrag ift hiernach als Vertrag eigener Art zu behandeln. Zür 
diefen Vertrag find im erfter Linie die pofitiven Vorſchrifien des 8. Titel8 maßgebend. Die Bor 
ſchriften über gegenfeitige Verträge können beim reinen Mälfervertrage nicht in Betracht fonımen, 
weil keine Verpflichtung zu gegenfeitigen Leiftungen im Sinne jener Vorfchriften befteht. Hat 
fih der Mäkler direlt zur Entfaltung einer beftimmten Tätigkeit verpflichtet, fo werden die all 
gemeinen Borfchriften fiber gnegenfeitige Verträge zur Anwendung kommen miüflen; baneber 
werden je nach Lage des Falles die Vorſchriften über den Dienftvertrag oder ben Werkvertrag 
entſprechend anzuwenden fein. Im übrigen kommen namentlid die allgemeinen Vorſchriften über 
Rechtsgeſchäfte und Verträge ſowie die Vorſchriften des allgemeinen Teiles des Rechtes ber 
Schulbverhältnifie in Betracht. Hervorzuheben ift, daß der Mällervertrag wie alle Verkehrs⸗ 
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verträge nad Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrsſitte auszulegen iſt. Dies ift 
namentlich bei der Entjheldung ber im konkreten Falle oft zweifelhaften Frage zu berädfichtigen, 
für welchen Erfolg dem Mäller eine Vergütung gebührt. Die Beitimmungen bes $ 652 geben 
hier nur Anhaltspunkte und die auf Grund allgemeiner Erwägungen aufzuftellenden Regeln 
können nicht abfolut angewendet werden, bedürfen vielmehr vielfach) ber Ergänzung und Korreltur 
durch Auslegung des konkreten Vertrags. 

Hinzumeifen ift noch darauf, daß häufig mit dem eigentlichen Mälfervertrag ein Dienft- 
vertrag oder Werkvertrag oder auch ein Auftrag verbunden wird, 3. B. fo, daß der Mätler es 
übernimmt, einen Bebauungsplan für das zu verfaufende Terrain Herzuftellen, oder daß ihm 
die einftweilige Verwaltung von Grundſtücken übertragen wird (vgl. Ripr. Bd. 12 ©. 88). Der: 
artige Nebenverträge find für ſich zu beurteilen. Die Frage, wie weit ihre Gültigkeit von der 
des Hauptvertrags abhängt, enticheidet ſich nad 8 139. 

2. Gegenitand des Mäklervertrags kann ber Nachweis oder die Bermittelung von 
Verträgen aller Art fein. In erfter Linie kommen privatrechtliche Verträge in Betracht. Es er- 
fcheint aber unbedenklich, die Vorfchriften über Mäflerverträge auch dann anzuwenden oder jeben- 
falls entiprehend anzuwenden, wenn es fi um bie Bermittelung von Öffentlicherechtlihen Ver⸗ 
trägen und Rechtsgeſchäften, z. B. um eine Unftellung oder die Erwirkung einer Konzeffion 
handelt, vorausgejegt, daß im einzelnen falle eine Vermittelung überhaupt fir zuläffig zu er- 
achten ift. 

Verſtößt der Mällervertrag gegen ein gefepliches Verbot oder gegen die guten Sitten, fo 
it er nach 88 139, 138 nichtig. Vgl. Erf. 3a zu $ 652. Durch die HeiratSvermittelung wird 
nad) 8 656 ein Anſpruch auf Mäkterlogn nicht begründet. 

3. Rechtsſtellung ber Parteien beim Mällervertrage. 

a) Der Mäkler wird durch den Abſchluß des Mäkfervertrags grundſätzlich nur beredtiat, 
nicht verpflichtet, einen Ertolg herbeizuführen. 

Dem Mäkler kann aber durch den Vertrag die Verpflichtung zur Entfaltung einer gemifien 
Zätigfeit auferlegt werben. Allgemein läßt fib diefe nicht beftimmen, fie kann eine fehr ver: 
fhiedene fein. In manchen Fällen Hat der Mäkler lediglich einen Gegenkontrahenten zu er: 
mitteln. In anderen Fällen hat er ähnlich wie ein Bote bei dem Zuftandefommen des Vertrags 
mitzumirten, indem er die gegenfeitigen Erflärungen übermittelt und den Parteien die äußeren 
Berhandlungen abnimmt. Aber feine Aufgabe kann aud eine weitergehende fein. Es kann ihm 
nämlih nad) dem Bertrage die Verpflihtung obliegen, bei ben Verhandlungen die Jutereſſen 
feines Auftraggeber? wahrzunehmen, die Gegenpartei in deſſen Sinne zu beeinflufien und möglichſt 
günftige VertragSbedingungen für feinen Auftraggeber zu erzielen. Endlid gehört es vielfah 
auch zu den Geſchäften des Mäklers, ben Parteien bei der Formulierung des Vertrags zur Hand 
zu geben, ihnen Auskunft über das, was im Verkehre gebräuchlich iit, zu geben und überhaupt 
als fahtundiger Berater zu dienen. Welche Art der Tätigkeit die Parteien bei dem Abichlufie 
des Diältervertrags im Auge gehabt haben, läßt ſich nur nad den Umftänden des einzelnen 
Falles feftftellen. 

Bei feinem Handeln Hat fi der Mäkler an die vertragsmäßtgen Vereinbarungen zu halten: 
vgl. die näheren Ausführungen bei Niefenfeld ©. 28Uff. Dem Auftraggeber gegenüber befindet 
ex ſich Hierbei in einer Vertrauensftellung. Er hat danach nicht nur die ihm durch den Bertrag 
etwa ausdrücklich auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen, fondern er hat überhaupt bei feiner 
Tätigkeit die Interefien des Auftraggebers im Auge zu behalten und darf diefen jedenfalls nicht 
entgegenwirken. Derlegt der Mäfler abfichtlich oder fahrläffig die ihm obltegenden Pflichten, fo 
hat er nad) allgemeinen Grumdfägen (88 280, 286) dem Auftraggeber den entftehenden Schaden 
zu erfegen. Er Hafter alfo z. B., wenn er ihm anvertraute Geheimnifie verrät oder wenn er es 
bei der Ermittelung oder Übermittelung wefentliher Tatſachen an der notwendigen Sorgfalt fehlen 
läßt; Rſpr. Bd. 2 ©. 119; Seuffl Bd. 56 ©. 127; Sähfü. Bd. 15 ©. 89; Recht 1905 ©. 510. 
Er haftet ferner, wenn er dem Zujtandetommen bes dom Auftraggeber angeftrebten Vertrags 
entgegenwirkt; NG. bei Seuffü. Bd. 56 ©. 41; Ripr. Bd. 6 S. 87 — Seuffel. Bd. 57 ©. 3%: 
Nipr. Bd. 12 ©. 85, 87. Doch ift darin, daß er einem Kaufliebhaber auch andere Objelte ans 
bietet, noch nicht eine ſchuldhafte Schädigung des Auftraggeberd zu finden; MG. bei Seufffl. 
Bd. 56 ©. 42; Rſpr. Bb. 12 ©. 85. Über die Zahlungsfähigleit des dritten Kontrahenten 
braucht der Mäkler, wenn dies nicht vereinbart ift, feine Ermittelungen anzuftellen, e8 iit Sache 
des Auftraggebers, fid hierüber vor dem Abſchluſſe des Vertrags zu vergemifiern. Der Mäfler 
haftet aber, wenn er den Auftraggeber abfichtlih über die BZahlungsunfähigteit des dritten 
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Kontrahenten täuſcht oder wenn er es ſchuldhaft unterläßt, ihm bei feiner Tätigkeit befannt ge 
wordene Tatjachen, welche den Auftraggeber abhalten würden, den Vertrag abzufchließen, diefem 
mitzuteilen; RG. im Recht 1905 ©. 78; Seuffü. Bd. 56 ©. 265; DIZ. 1903 ©. 60. Übrigens ift, 
was vielfach außer Acht gelafien wird, die Frage, ob der Auftraggeber einen Anſpruch auf Schadens» 
erfag Hat, von ber Frage getrennt zu Halten, ob er die Zahlung des Mäklerlohns verweigern 
darf; zu lepterem ſ. Erl. zu 8 654. Der entitandene Schaben fann nämlich Höher oder niedriger 
fein als der Betrag des Mäklerlohns. Ein Anſpruch auf Schadenserfag kann auch neben ber 
Verweigerung bed Mäklerlohns in Betracht fommen, fo z. B., wenn der Müller ben Auftraggeber 
argliftig veranlaßt Hat, einen ungliltigen Vertrag zu fließen und der Auftraggeber Hierfür 
Stempeltoften veraudlagt oder fonftige Aufwendungen gemadjt Hat. 

Der Müller darf ſich bei der Ausführung des Auftrags regelmäßig fog. Zwiſchenmäkler 
oder Gehilfen bedienen, hat dann aber gemäß 8 278 für diefe einzuftehen. Haben mehrere 
Mäkler gemeinfhaftlih den Mäklervertrag gefhloffen, fo werben auf ihr Verhältnis die Wor- 
ſchriften der SS 420ff. entjprehend anzuwenden fein; vgl. Ripr. Bd. 6 ©. 87. 

Eine Vertretungsmadht wird dur den Abſchluß des Mäklervertrags nicht begründet; 
Handlungen, melde der Mätkler als Stellvertreter einer Partei vornimmt, liegen außerhalb des 
Mätlervertrags. 

Dem Gegenfontrahenten haftet der Mäller nur nad ben Grundfägen über 
unerlaubte Handlungen. Denn der Mätler tritt dadurch, daß er mit dem Gegentontrahenten 
Unterbandlungen anfnüpft, nicht in ein Vertragsverhältnis zu diefem; a. M. Rieſenfeld ©. 272 
mit Rachweifen. Es ijt aber möglich, dab der Mäkler auch mit dem Gegenfontrahenten einen 
Mätlervertrag abſchließt, in welchem Falle er natürlich nad) Maßgabe diefes Vertrags haftet. 
Der Mäller fol indefien nicht für die andere Partei tätig werden, wenn dies dem Inhalte des 
erſten Vertrags widerſpricht; 8 654. Der Handelamäller haftet nad) HGB. $ 98 jeder ber beiden 
Barteien für den durch fein Verſchulden entitehenden Schaden. 

b) Der Auftraggeber wird durch ben Abſchluß des Mäklervertrags nicht verpflichtet, den 
in Ausfiht genommenen Vertrag abzufchliegen. Er hat darliber nad feinem freien Ermeſſen zu 
entſcheiden. Der Mäkler kann aud) nicht verlangen, daß der Auftraggeber ihm weiter als er will, 
Aufſchluſſe erteilt, um die Bermittelung zu erleichtern; Sächſ A. Bd. 11 ©. 622. Aber im Übrigen 
hat auch der Auftraggeber ſich fo zu verhalten, wie Treu und Glauben vorfchreiben. Trifft ihm 
ein Verſchulden, hat er 3. B. dem Mäkler unwahre Angaben über das Verkaufsobjekt gemacht, 
fo haftet er dem Mäkler für den daraus entftehenden Schaden (88 280, 286). Abſchluß des 
Vertrags unter Umgehung des Mällers ſ. Erl. 3d zu 8 652. 

Der Auftraggeber fann weitere Berpflihiungen Übernehmen. Häufig iſt z. 8. 
der Fall, daß jemand, der ein Grundſtück verkaufen will, diefes dem Mäkler für eine beftimmte 
Zeit „feit an die Hand gibt“ oder daß er ihm ben „Alleinverkauf“ überträgt. Eine ſolche Be— 
redung wird regelmäßig (8 157) dahin zu verftehen fein, daß ber Auftraggeber während der ver⸗ 
tragsmäßigen Zeit nicht ander als durch Vermitielung des Mäklers verlaufen darf, widrigenfalls 
er dem Mäller den entftandenen Schaden zu erfegen und zwar regelmäßig den entgangenen 
Mäkierlohn zu zahlen hat. Doch kann die Klaufel auch anders gemeint fein. Vgl. RC. in 
IB. 1905 ©. 73, 339; ferner Rfpr. Bd. 1 ©. 216, Bd. 8 ©. 76, Bd. 12 ©. 87,89, 90; Rospatt; 
Gruch. Bd. 45 ©. 546ff. 

Wenn durch die Tätigkeit des Mäfler8 ein Vertrag zuftande kommt, fo hat der Auftrags 
geber die vereinbarte Bergitiung zu zahlen. Die näheren Vorausfegungen, an, welde der Ans 
ſpruch des Mäklers gefnüpft ift, find in dem 8 652 normiert. Beſondere Vorſchriften hinſichtlich 
der Berglitung enthalten die 88 653, 655. 

4. Für den Abſchluß des Mäklervertrags gelten die allgemeinen Regeln. Vgl. im 
einzelnen Erl. 3a zu 8 652. 

5. Beendigung des Mäflervertragß. 

Bird der Äbſchluß des Vertrags, den der Mäkler vermitteln follte, unmöglich, 
3. B. dadurch, daß die Sache, welche verkauft werden follte, untergedt, fo kann die Vorausſetzung, 
von welcher der Anſpruch des Mäklers auf die Vergütung abhängt, nicht mehr eintreten; der 
Bertrag iſt alſo gegenftandslos geworben. 

Der Tod des Mällers muß die Auflöfung bes Mäklervertrags herbeiführen, da bie 
Borausfegung, von welcher der Anſpruch des Mäklers abhängt, an feine Perfon geknüpft ift; 
anders wohl, wenn es fi) um die gewöhnlichen Geſchäfte großer Mäklerfirmen Handelt; Oert⸗ 
mann, Borbm. 5. Das gleiche gilt vom Eintritte ber Geſchäftsunfähigkeit. Die Eröffnung 

41° 


632 VII Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältniffe. 


8. 652. Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags 
ober für die Vermittelung eines Vertrags einen Mäklerlohn verfpricht, ift zur 
Entrichtung des Lohnes nur verpflichtet, wen der Vertrag in Folge des Nach- 
weife oder in Folge der Vermittelung des Mäklers zu Stande kommt. Wirb 


des Konkurfes über das Vermögen des Müllers führt nicht ohne weiteres zur Auflöfung des 
Mäklervertrags; dgl. Riefenfeld ©. 578. Welchen Einfluß der Tod bes Auftraggebers 
dat, ift nad) den Umftänden des einzelnen Falles zu beftimmen; da der Vertrag jederzeit ge 
lüindigt werden Tann, wird die frage felten praktiſch werden. 

Der Auftraggeber kann ben Mäklervertrag jederzeit Tündigen, one dab der Mäkler An- 
fpruch auf die vereinbarte Vergütung Hat; Ripr. Bo. 8 ©. 76. Geſchieht die Kündigung in der 
Abfiht, den Mäller um feinen Verdienft zu bringen, etiva in der Weile, daß nad der Kündigung 
der von dem Mätkler bereit verabrebete Vertrag geſchloſſen werden ſoll, fo ift dad Verhältnis fo zu 
beurteilen wie in dem alle, wenn der Auftraggeber argliftig Hinter dem Rüden des Mäflers 
den Vertrag abſchließt; ſ. Erl. zu 8 652, vgl. au Rieſenfeld ©. 583. Wegen deö Falles, 
daß der Auftraggeber ſich für eine beftimmte Zeit gebumden hat; f. oben unter 3b a. & Eine 
Kündigung burd den Mäller kann bei dem reinen Mäffervertrage, da der Mäfler durch 
diefen zu einer Leiftung nicht verpflichtet wird, nicht in Frage kommen. Hat ſich der Mäller zu 
der Entfaltung einer beftimmten Tätigkeit verpflichtet, jo wird er nad) der entſprechenden ans 
zumendenden Borjchrift bes 8 626 für berechtigt zu erachten fein, den Vertrag zu kündigen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. 

V. Berwanbte Berhältutfle. 

1. Das Verhältnis des Mällervertrags zum Dienftvertrag, Werfvertrag 
und Auftrag ift unter IV 1 erörtert. 

Verſpricht jemand einem Mäkler eine Vergütung für Dienfte, melde der 
Mäller geleiftet Hat, ohne daß vorher ein Mällervertrag abgefhloffen war, fo 
Hiegt Tein Mällervertrag vor, fondern ein Schenfungsveriprehen (88 516, 534), welches nad 
8 518 der gerichtlichen oder notariellen Form bedarf; Recht 1904 ©. 312, vgl. OLG. Dresden in 
Rfipr. Bd. 9 ©. 8, ausführlicher SächſA. Bd. 15, ©. 93, welches anſcheinend eine gerichtliche oder 
notarielle Form nicht für erforderlich erachtet. Übrigens kann in der Annahme der Dienfte der 
ſtillſchweigende Abſchluß eines formlos gültigen Mäflervertrags liegen; vgl. $ 653. 

Bon der Geſellſchaft unterfcheidet fi) der Mällervertrag dadurch, daß ſich die Geſell⸗ 
ſchafter gegenfeitig verpflichten, zur Erreichung eine gemeinfamen Zweds zufammenzumirten und 
Beiträge zu leiften, während beim Mäkfervertrage ber Mäkler und namentlich auch ber Auftrag- 
geber fi) nicht verpflichten, einen gemeinfamen Bwed zu fördern. Vgl. RG. bei Gruch. 
20.49 ©. 619. 

2. Die Redisitellung des fog. Agenten kann eine verfchiedene fein; vgl. Crome, Bartiar. 
RGeſch. S. 411ff.; Iacufiel, Recht d. Agenten, 2. Aufl. 1904. Vielfach übt ber Agent durch⸗ 
aus ſelbſtändig die Tätigfeit eines Mäklers aus. Der Agent kann aber auch in einem befonders 
gearteten Vertragsverhältniffe zu einem Dritten ftehen, in der Art, daß er fländig damit betraut 
ift, für diefen Dritten Geſchäfte zu vermitteln oder abzufchliegen oder überhaupt defien Interefien 
wahrzunehmen. Im Berhältnifie zu Diefem Auftraggeber können dann die Normen des Dienfi- 
vertrags, des Werkvertrags oder bes Mütlervertrags oder vielleicht auch die des Auftrags zum 
Anwendung kommen mit denjenigen Wbänderungen und Ergänzungen, welche fi aus der ans 
drüdlichen oder der ſtillſchweigenden, auf der Verfehröfitte beruhenden Vereinbarung der Parteien 
exgeben. Im Berhältnifie zu der andern Partei ann ein Mällervertrag vorliegen. Vgl. RE. 
Bd. 31 ©. 59. 

Vielfach tritt aber ber feftangeftellte Agent ber anderen Partei gegenüber nur als Gebilfe 
ober Stellvertreter feines Auftraggebers auf. 

Über die Handlungsagenten enthält das HGB. im Bud I Abſchn. 7 88 84—92 Sonder- 
vorſchriften; über das Verhältnis der Handlungsagenten zu den Mällern ſ. Düringer-Haden- 
burg, HGB. Exkurs zu 8 652. 

$ 662. 
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der Vertrag unter einer auffchiebenden Bedingung gejchloffen, fo kann der Mäkler⸗ 
Lohn erft verlangt werden, wenn die Bedingung eintritt. 

Aufwendungen find dem Mäfler nur zu erjegen, wenn es vereinbart ift. 
Diez gilt auch) dann, wenn ein Vertrag nicht zu Stande fommt. 


Die Vorſchriften des Abſ. 1 find aus dem HGB. (alte Fafſung Art. 82) in den E. I über 
nommen. Auf Grund der Beſchlüſſe der zweiten Kommiffion haben fie die jet vorliegende 
Faffung erhalten, welche von derjenigen des €. I nur redattionell abweicht. Abf. 2 ift von der 
zweiten Kommiſſion eingeftellt. 

Der Abf. 1 beftimmt die Vorausfegungen, unter melden der Müller einen Anſpruch auf 
Mällerlohn geltend machen kann, ber Ubi. 2 betrifft den Erfah von Aufwendungen. 

Die Borfhriften bes 8 652 find dispofitiver Natur, fie können alfo durch aus⸗ 
brüdfiche oder ftillichmweigende Vereinbarung geändert werben. Insbeſondere kann dem Mäller 
eine Vergütung für feine Bemühungen verſprochen werden, auch wenn der angeftrebte Exfolg 
mit vollftändig erreiht werben follte, und umgefehrt Können noc weitere Borausfegungen für 
den Auſpruch auf Zahlung bed Mätklerlohns feftgefegt werden. Ebenſo Tann dem Mäller, in 
Abänderung ber Vorſchrift des Abſ. 2, aud Erfah von Aufwendungen verſprochen werden. Wird 
aber der Vertrag durch derartige Beredungen fo umgeftaltet, daB tatſächlich ein Dienftvertrag oder 
Werkvertrag vorliegt, fo finden, auch wenn bie Barteien den Vertrag als Mäklervertrag bezeichnet 
haben follten, nicht die Vorſchriften über den Mätlervertrag, fondern diejenigen über ben Dienſt⸗ 
vertrag Anwendung. 

Auch kann mit dem Mäflervertrag ein Nebenvertrag verbunden werden, aus welchem bes 
ſondere Rechte und Pflichten erwachſen; ſ. Borbm. IV 1 a. €. 

3. Vorandfehungen bes Auſpruchs auf Räklerlohn. 

a) Es muß ein gültiger Mällervertrag abgeſchloſſen fein. Für den Abſchluß 
find die allgemeinen Vorſchriften ber 88 145ff. maßgebend. Wegen der Vereinbarung über den 
Mällerlon f. Erl. zu $ 652. Wird der Mäkler unaufgefordert tätig, fo Hat er, felbft wenn 
durch feine Tätigleit ein Erfolg herbeigeführt wird, keinen Mäkferlohn zu beanſpruchen. Natürlich 
tan, auch wenn der Mäfler zunächft ohne Auftrag tätig geworben ift, nachträglich ein Mäkler⸗ 
vertrag abgeichlofjen werden, und zwar auch ſtillſchweigend; vgl. 8 653. Das bloße Dulden ber 
Bermittelung ift aber nicht ohne weiteres als Vertragsabſchluß anzufehen. Jedenfalls muß der⸗ 
jenige, melhem ber Müller feine Dienfte anträgt, erfannt haben oder erfannt haben müſſen, daß 
der Mäller nicht für die Gegenpartei, fondern fir ihn tätig fein und von ihm den Mäflerlohn 
beanspruchen will. Vgl. RC. in SächſA. Bd. 11 S. 220; RE. in JW. 1905 ©. 138 — Recht 1905 
©. 193; DB. 1904 ©. 272; Rſpr. Bd. 4 ©. 239; Staub, Erkurd zu 8 92 Ann. 10. Der Bes 
obachtung einer Form bedarf es bei dem Abſchluß des Mäklervertrags nicht. Dies auch nicht, 
wenn ber Auftraggeber bem Mäller den Verlauf eines Grundftiids überträgt. Denn ber Auftrag- 
geber wird durch den Abſchluß des Mäflerverivags nicht, mie 8 313 vorausſetzt, zur Übertragung 
des Eigentums am Grundſtück verpflichtet; RG. bei Gruch. Bd. 49 ©. 619. Möglicherweile kann 
aber mit dem Mällervertrag ein Vertrag verbunden werden, durch welchen ſich der Auftraggeber 
verpflichtet, das Eigentum unter gewiſſen Bedingungen zu übertragen. Hinfichtlich bes letzteren 
Vertrags gilt dann die Formvorſchrift des 8 313; vgl. au 8 139. 

Verſtößt der Mäklervertrag feinem Inhalte nad) gegen die guten Gitten, fo ift er nad 
8 138 nichtig. Beiſpiele aus der Praris: NG. bei Seuffl. Bd. 55 ©. 148 (Verlauf eines 
Bordells); Rſpr. Bd. 4 ©. 238 (ebenfo); Ripr. Bd. 2 ©. 118 (Wucher); RG. in SächſaA. 1906 
©. 430 u. Rſpr. Bd. 9 ©. 7 (Gegenftand unlauterer Beeinfluffung des Dritten); Seuffel. Bd. 59 
©. 2357 (MB. nit ungültig, weil M. bei einer Konkurrenzfirma tätig war). Ebenfo ift der 
Mäflervertrag nad) 8 134 nichtig, wenn er gegen ein geſetzliches Verbot verftößt; bie gemerbes 
polizeiliche Berfagung der Konzeifion macht aber die Geſchäfte eined Müllers nicht ohne weiteres 
nichtig. 

b) Der Mäller muß auf Grund des Vertrags eine gemwifje Tätigkeit ents 
widelt haben. Was dazu gehört, damit man fagen kann, der Müller Habe einen Vertrag 
vermittelt oder eine Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags nachgewiefen, tft nur nad) ben 
Umftänden des einzelnen Falles zu beurteilen. Bgl. Borbm. IV 1. Fälle aus der Praxis: 
Rfpr. Bd. 9 S. 7 (Vermittelung); Seufff. Bd. 60 ©. 195 (Nachweis); ferner Neumann, 
Jahrb. 1904 8 652 Er. 8b (Zuführen eines Käufers) und c (Unterhandeln); Rſpr. 8b. 12 ©. 85 
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(Sihbemühen). Irgend eine Tätigkeit muß aber von dem Mäfler entfaltet werden; das bloße 
Schweigen oder Geſchehenlaſſen begründet niemals einen Anfprud auf Mäkferlohn. 

Der Mäkler kann feine Vergütung verlangen, wenn er bem Inhalte des Vertrags zumider 
auch für den anderen Teil tätig geweſen ift; näheres f. zu 8 654. 

6) Der in Ausfiht genommene Vertrag muß zuftande gelommen fein. € 
genügt nach dem ganz Haren und beitimmten Wortlaute des Geſetzes nicht, daß der Mäkler dem 
Auftraggeber einen Kontrahenten zuführt und daß der Abſchluß des Vertrags im Intereſſe bes 
Auftraggebers liegt; a. U. Lotmar, Arbeitsvertrag ©. 285; OLG. Naumburg Ripr. Bd. 12 
©. 89. Erforderlich ift nicht nur, daß äußerlich ein Vertragsabſchluß zuftande gekommen iſt. 
Der Vertrag muß auch rechtsgültig und wirkſam nefchlofjen fein. Iſt zur Gültigkeit des Vertrags 
die Erfüllung einer beftimmten Form erforderlich, fo muß die Einhaltung dieſer Form nad 
gewiejen werden; RG. Bd. 25 ©. 319, Bd. 29 ©. 230; JW. 1902 Beil. 229; ebenfo die Ger 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts, wenn dieſe erforderlich iſt; Rſpr. Bd. 4 ©. 220. Wenn 
der äußerlich zum Abſchluſſe gekommene Vertrag nichtig ift, ſo hat der Mätler keinen Anfprud) 
auf Mäklerlohn. Iſt der Vertrag anfechtbar, fo jchließt dies an fidh den Anſpruch auf Mäkler⸗ 
lohn nicht aus. Wird aber von dem Anfechtungsrechte Gebrauch gemacht, fo tft nach 8 142 der 
Vertrag als von Anfang an nichtig anzufehen und der Anſpruch des Mäflers verliert feine Unter: 
lage; war der Lohn vor ber Anfechtung bereit? ausgezahlt, fo kann er nad) ben Grundfäßen der 
ungeredhtfertigten Bereicherung (88 812 ff.) zurildgefordert werden. Iſt der Bertrag unter einer 
aufihiebenden Bedingung geichloffen, fo kann der Mäklerlohn nad} der Vorſchrift des Abf.1 
Sag 2, die fi) lediglich als eine Folgerung aus dem zugrunde liegenden PBrinzipe barftellt, erß 
verlangt werben, wenn der Vertrag durch den Eintritt der Bedingung feine volle Wirkſamkeit er: 
langt. Eine dem Vertrage beigefügte Reſolutivbedingung fchließt, folange fie in der Schwebe 
ift, den Anſpruch auf den Mäklerlohn nicht aus. Bweifelgaft ift, ob, wenn die auflöfende Be 
dingung eintritt, der Anſpruch auf ben Mäklerlohn wegfällt und das darauf etwa bereits Bezahlte 
nad den Vorſchriften über die Herautgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurücgefordert 
werben kann. Nach 8 158 endigt mit dem Eintritte der auflöfenden Bedingung die Wirkung 
des Vertrags und tritt in diefem Zeitpunkte der frühere Rechtszuſtand wieder ein. Diefe Vorſchrift 
bezieht ſich aber wenigſtens zunädit mur auf das Verhältnis unter den Bertragichließenden. 
Ob auch in bem Verhältniffe zwiihen dem Müller und feinem Auftraggeber mit dem Eintritte 
der auflöfenden Bedingung ber frühere Rechtszuſtand wieder eintritt, der Vertrag alfo als nicht 
geſchloſſen gilt, ift eine Frage, deren Entſcheidung von der Auslegung bes Mäklervertrags ab- 
hängt. Gegen ihre Bejahung fcheint zu ſprechen, dab das Geſetz nur die aufichiebende, nicht die 
auflöfende Bedingung erwähnt. In den M. II ©. 513 wird die Frage aufgeworfen, aber nidt 
ausdrücklich entſchieden, vielmehr nur bemerft, daß fie nad; E. I 8 129 (jet 8 158) zu entſcheiden 
fein werbe. Bei der nahen Berwandtichaft der Fälle, im welchen eine aufihiebende Bedingung 
wegfällt oder eine auflöfende Bedingung eintritt, und da es oft nur zufällige Umſtände find, 
welche bie Wahl der einen oder der anderen Rechtsform durch die Parteien veranlafien, dürften 
überwiegende Gründe dafür ſprechen, wenigitend tm Zweifel den Anſpruch auf den Mätklerlohn 
mit dem Eintritte der auflöfenden Bedingung wegfallen zu laffen; wie bier Staudinger-Kober 
8 652 III 3; Neumann 8 652 Anm. 2c; jegt auch Dernburg 8 339 Anm. 13; OLG. Stutt- 
gart DIE. 1904 ©. 822; a. W. Dertmann 8 652 Erl. 28; Eofad $ 1521; Erome 8 272%; 
Enneccerus 8 292 (anders, wenn der Vertrag fhon vor der Erfüllung ungültig wird); Scholl» 
meyer, Schuldverhältnife ©. 114. Under? dagegen dürfte der Fall zu beurteilen fein, wenn 
eine ber Bartelen von einen ihr zuftehenden Rücktrittsrechte Gebrauch macht; fo die herrſchende 
Meinung; aus ber Praris: OLG. Roftod Rſpr. Bd. 1 ©. 403; a. A. Staudinger-Kober 
8 652 Erl. 2g; Staub, Exkurs zu 8 92 Anm. 22; jest au Dernburg 8 339 Aum. 13; 
Schollmeyer, SH®. ©. 114; Rospatt bei Bruch. 45 ©. 552ff. Für das gefegliche Rüdtrittd- 
recht (88 325, 326) ift dies wohl unzweifelhaft. Das vertragsmäßig vorbehaltene Rücktrittsrecht 
in ber bier fraglichen Beziehung anders zu behandeln, dürfte der für die Auslegung des Mäller⸗ 
vertrag mahgebenden Auffafjung ded Verkehrs nicht entſprechen. Beſonders klar tritt dies hervor 
in dem alle bed Fixgeſchäfts, in welchem nad) $ 361 ein Rücktrittsrecht unter den dort bes 
zeichneten Vorausfegungen als vorbehalten vermutet wird. Bezog fich der Müflervertrag auf 
ein Geſchäft diefer Art, fo ift die Abficht der Parteien gewiß dahin gegangen, daß ber Mäkterlohn 
mit dem Abfchlufje des Fixgeſchäfts verdient fein und nicht davon abhängen folle, ob die eine 
ober bie andere Partei von dem ihr zuftehenden Rücktrittsrechte Gebrauch made. Auch in anderen 
Füllen bes vorbehaltenen Rücktritts wird das Verhältnis regelmäßig ähnlich Liegen. Doch kommt 
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es bier auf bie Auslegung des Vertrags an. Sit das Verhältnis fo, daß der Vorbehalt bes 
Rüdtritts nach dem Inhalt des Vertrags wirtichaftlic den Charakter einer auflöfenden Bedingung 
trägt, fo wird fie auch als ſolche zu behandeln fein; in diefem alle kann aljo bei Geltend⸗ 
madung bes Rücktrittsrechts der Mäklerlohn zurldgefordert werben. Selbſterſtändlich ift, daß 
der Anfprud auf den Mäklerlohn dadurch nicht berührt wird, daß ein rechtsgültig abgefchloffener 
Bertrag durch Vereinbarung der Parteien wieder aufgehoben wird. Ebenjowenig iſt e8 von Ein- 
fluß, wenn fi) der Durdführung des Vertrags tatfähliche Schwierigkeiten entgegenftellen. Ing» 
bejondere tit der Anjprud auf Mäklerlohn grundfäglih niht davon abhängig, 
daß der dritte Kontrahent fih ald zahlungsfähig erweiſt. Doc ift der Mäfler zu 
Schadenserſatz verpflichtet, wenn er die Zahlungsunfähigkeit bes Dritten argliſtig verſchwiegen hat 
oder wenn ihn fonft ein Verſchulden Hinfichtlih der Erfüllung feiner Wertragspflicten trifft; 
f. Borbm. IV 2. War die Zahlung des Mäklerlohns ausdrüdlich oder ſtillſchweigend davon ab» 
hängig gemadjt, daß der dritte Kontrahent zahlungsfähig fein werde, jo kann felbftverftändlidh ein 
Mätlerlohn nur verlangt werben, wenn biefe Bebingung erfüllt if. Ebenfo kann vertraggmäßig 
die Zahlung des Mätlerlohns davon abhängig gemacht werben, daß der vermittelte Vertrag ganz 
ober teilmeife erflilt ift, wie z. B. bei der Stlaufel Zahlung bes Mäklerlohns nad erfolgter 
Übergabe. - 

Es genügt nicht, dab irgend ein Vertrag zuftande gelommen it, ſondern e8 muß der bes 
jtimmte, bei Abſchluß des Mäklervertrags in Uusfiht genommene Vertrag zuftande gekommen 
fein; fo ift der Mätlerlogn z. B. noch nicht verdient, wenn der Mälfer dem Auftraggeber ein 
Darlehen verjchaffen fol und zunächſt nur ein Darlehnsverſprechen zuftande ftommt; fo RG. 
3b. 39 ©. 231; Rſpr. Bd. 1 ©. 401; ſ. ferner RG. in JW. 1904 ©. 138 (Verkauf zu einem ges 
tingeren Preis als feftgefegt); Seuffü. Bd. 43 ©. 162 (Tauſch ftatt Kauf); Sächſel. Bd. 11 
©. 223 (Ummandlung eines Unternefmens in eine Gewerkſchaft ftatt Bertauf). Indeffen wird 
bierbei der Schwerpunft meiften® nicht auf die juriftifhe Form, fondern auf den —— — 
Erfolg zu legen fein; fo auch RG. im Recht 1903 ©. 504; Rſpr. Bd. 8 ©. 76, Bd. 12 ©, 86. 
Nebenfähliche Abweichungen von dem in Ausficht genommenen Vertrage kommen nicht in Betracht. 

Vielfach wird der dem Müller erteilte Auftrag ſich auf Mehreres erſtrecken, 3. B. im erjter 
Linie dahingehen, ein Haus zu verkaufen, in zweiter Linie dahin, einen Mieter fir basfelbe zu 
fuchen. Iſt der Mäklervertrag in diefem Sinne zu verftehen, dann genügt es natürlich, dab 
irgend einer der beabfichtigten Verträge zuftande kommt. 

d) Es muß ein Kaufalzufammenhang zwifhen der Tätigleit des Mätlers 
und dem Zuftandelommen des Vertrags beftehen. Bgl. Dörr, BL. f. RAnw. 1905 
©. 635fj. Der Mätler hat aljo darzutun, daß er die Gelegenheit zum Abichlufie des Vertrags 
nachgewieſen oder, wenn ihm bie Vermittelung eines Vertrags oblag, daß er zwiſchen den Parteien 
vermittelt Hat, und ferner Hat er darzutun, daß ber Vertrag im Anſchluß an feine Tätigkeit ge 
ſchloſſen ift. Ein befonderer Beweis dahin, daß der Vertrag gerade infolge feiner Tätigkeit ges 
ſchloſſen ift, Tann dagegen nicht verlangt werden. Die Vermutung fpricht vielmehr bei folder 
Lage dafür, dab zwifchen ber Tätigteit des Mäklers und bem Abſchluſſe des Vertrags ein Kaufal- 
zufammenhang beiteht, und es iſt Sache der Gegenpartei, diefe Vermutung zu widerlegen. Doch 
werden bei der Entſcheidung die Umftände des einzelnen Falles zu berüdfichtigen fein. Vgl. NE. 
bei Gruch. Bd. 47 ©. 927; RG. in DI8. 1903 ©. 31; Nipr. Bd. 4 ©. 47; Bd. 9 ©. 6; Sächſa. 
Bd. 15 ©. A. Regelmäßig ift erforderlich, daß der Auftraggeber von der Tätigkeit bes 
Mätlerd Kenntnis und damit auch das Bewußtfein erlangt hat, bei Abſchluß des Vertrags einen 
Mällerlohn zahlen zu müflen. Denn der legtere Umftand wird, wie das Reichsgericht zutrefiend 
bemerft (R®. Bd. 31 ©. 291), feine Entichließungen ſowohl hinſichtlich des Geſchäftsabſchluſſes, als 
auch Hinfichtlic der Preisbeſtimmung fowie anderer Bedingungen des Vertrags vielfach erheblich 
beeinflufien; fo jegt aud RG. in Sächſa. Bb. 15 ©. 84 (Nachweife), 1906 ©. 431; Seuffl. 
Bd. 57 ©. 9; Rſpr. Bd. 12 ©. 85; a. U. Windſcheid⸗Kipp II 8404. Wo lepteres aber nicht 
zutrifft, weil 3. ©. die Mällergebühr vom Standpunkte bes Auftraggebers, etwa einer Herrfchaft, 
die einen Dienftboten mieten will, als eine geringfügige erfcheint, da wird e3 genügen, daß der 
Mätler tatfählih den Nachweis zum Abſchluſſe bes Vertrags gegeben oder den Vertrag zuftande 
gebracht Hat. 

Wenn der Auftraggeber den vom Mäklerlohn verabredeten Vertrag unter Umgehung des 
Mätlers abſchließt (M. II ©. 513; Rieſenfeld ©. 540), um ben Mälferlohn zu eriparen, jo 
tann das Verhältnis ein doppeltes fein. Entweder bafiert der Vertrag troß ber entgegengefepten 
Erllärungen des Auftraggeberd auf der Tätigkeit bes Müllers und ift in Wirklichkeit durch feine 
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8. 653. Ein Mäflerlohn gilt als ftilljchweigend vereinbart, wenn die dem 
Mäfler übertragene Leiftung den Umftänden nach nur gegen eine Vergütung zu 
erwarten ift. 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beftimmt, fo ift bei dem Beftehen einer 
Taxe der tarmäßige Lohn, in Ermangelung einer Tare der übliche Lohn als ver- 
einbart anzufehen. 


Vermittelung zuflande gelommen; dann ift die im $ 652 beflimmte Vorausſetzung eingetreten, 
und ber von bem Auftraggeber argliftigerweife erwedte Schein, daß dies nicht der Fall ſei, wird 
nicht berüdfihtigt. Ober jene Borausfegung liegt nicht vor; dann bürfte ein Anfpruch des 
Möller auf den Mäklerlohn nicht begründet fein. Der Auftraggeber hat zwar durch ben Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags unter Umgehung des Mäkfers defien Bermittelung unmöglid) gemacht, aber 
ein rechtswidriges oder argliftiges Verhalten kann Hierin nicht gefunden werden, weil der Auftrag: 
geber nicht nur berechtigt ift, den Mäklervertrag jederzeit zu fündigen, fondern auch nad) feinem 
Belieben den ihn: durch die Bermittelung des Mälfers gemachten Bertragsantrag, ohne dadurch 
in Verzug der Annahme zu kommen, abzulefnen und dadurch den Erfolg der Bermittelung bes 
Mätlers unmöglich zu machen. Dieſe Gefihtspunkte fchließen auch eine entfprehende Anwendung 
der Borjchriften des 8 324 aus. Nicht ausgeſchloſſen wird hierdurch felbitverftändlich eine ans: 
drückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung, nach welcher der Müller den Mäklerlohn ganz oder 
teifweife auch dann erhalten fol, wenn feine Bermittelung durch das Verhalten des Auftraggebers 
unmöglih gemadt wird. Unter Umftänden kann auch ein Anſpruch auf Schabenserfag nad) 
Maßgabe der Vorichriften über unerlaubte Handlungen (88 8235.) in Frage kommen, wenn 
3. B. ber Auftraggeber fi eines ſtrafbaren Betrugs ſchuldig gemacht bat. 

e) Der Beweis, dab die Vorausfegungen des 8 652 erfilllt find, Hegt dem Mäffer ob. 
Wegen des Raufalzufammenhanges insbejondere f. unter d. gl. Rofenberg, Arch. f. d. civ. Pr. 
80. 94 ©. 1ff. 

4. Mäklerlohn ſ. Erl. 2 zu 8 653. 

5. Erjag von Aufwendungen kann ber Mätkler nad der Vorſchrift bes Abſ. 2 nur ver 
langen, wenn folched vereinbart ifi. Dies gilt auch dann, wenn der Uuftraggeber den Auftrag 
widerrufen hat; Rſpr. Bd. 4 ©. 48; anders, wenn der Auftraggeber für beftimmte Beit auf den 
Widerruf verzichtet hatte; Vorbm. IV 2. 

it dem Müller der Erfat von Aufwendungen zugefihert, fo finden die Vorjchriften der 
88 256, 257 Anwendung. 

Zu beachten iſt, daß mit dem Mäflervertrag ald Nebenvertrag ein Dienftvertrag oder Wert: 
vertrag über die Beſchaffung von Papieren, Herftellung von Plänen u. dgl. verbunden werden 
Tann. Zür Arbeiten, welche der Müller auf Grund eines folhen Nebenvertrags leifiet, kann er 
dann Vergütung und Erſatz von Aufwendungen nad) Maßgabe diefes befonderen Vertrags ver- 
langen. Selbſtverſtändlich hat der Mäkler, wenn er einen ſolchen Anfprucd geltend macht, den 
Abſchluß eines Rebenvertrags zu beweifen. 


4 658. 
€. 11 8 588 res. 8 643; III 8 643. M.I1G.514. P.II BE 2 6.3451. RB. ©. 1980. 

1. Entftehung und Bedeutung ber Vorſchrift. Der 8 653 tft von der zweiten Kommiſſion 
eingeftellt; er entjpricht den 88 612, 632; vgl. im allgemeinen die Erl. zu 8 612. 

Der Sag, dab ein Mäklervertrag auch ſtillſchweigend abgeſchloſſen werden Tann, läßt ſich 
allerdings ohne weiteres aus allgemeinen Grundfägen ableiten; es war deshalb die Vorſchrift 
von einer Minderheit der zweiten Kommiffion als entbehrlich, befämpft und aud in ber Reichs⸗ 
tagstommiffion der Antrag geſtellt, die Vorſchrift zu ſtreichen. Indeſſen würde, nachdem man 
einmal die 88 612, 632 aufgenommen hatte, die Nichtaufnahme einer entſprechenden Vorſchrift 
im achten Titel dag Mifverftändnis nahegelegt Haben, als folle das Verhältnis beim Wäfler- 
vertrag anders beurteilt werden wie beim Dienfivertrag und beim Werkvertrage. 

Die praktifche Bedeutung des Abſ. 1 liegt hauptſächlich darin, daß es mur darauf anfommt, 
ob nad, den Umftänden vernünftigerweife die Tättgfeit bes Mälklers nur gegen Berglitung er- 
wartet werden konnte, nicht darauf, ob ber andere Teil dies wirklich erwartet hat. Es muß aber 
wirklich, wenn auch nur ſtillſchweigend, ein Mäklervertcag abgefchlofien fein. Dem Mißverſtändnis, 
als könne der Mäller auch eine Vergütung verlangen, wenn er unaufgeforbert tätig geworben 
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8. 654. Der Anſpruch auf den Mäklerlohn und den Erfag von Aufwendungen 
ist ausgeichloffen, wenn der Mäfler dem Inhalte des Vertrags zuwider auch für 
den anderen Theil thätig geweſen ift. 


ſei, will das Geſetz dadurch entgegentreten (PB. II 8b. 2 ©. 345), daß es von einer übertragenen 
Leiſtung ſpricht. 

2. Der Maklerlohn. 

a) Ob dem Mäller eine Vergütung für jeine Dienfte zu leiften ift, richtet fi 
nad) dem zwifchen dem Parteien gefchlofienen Vertrage. Der Abf. 1 ftellt infoweit eine den Ber- 
Häftnifien des Lebens entfprechende Vermutung auf. Bgl. Erl. 2a zu 8 612. Beiſpiele: RO. 
in JB. 1905 ©. 138 — Recht 105 S. 193; Apr. 8b. 3 ©. 95. 

Ein Mäklerlohn muß namentlich dann ald vereinbart gelten, wenn ber Mäfler fein Gefchäft 
gewerbömäßig betreibt. 

b) Die Höhe der Vergütung richtet ſich nach der Vereinbarung der Parteien. Sie 
kann von vornherein feft beftimmt fein, fie kann aber auch fo feftgejeßt werben, daß der Mäller 
einen Anteil von dem erzielten Erlös erhalten fol. 

Der Beweis einer Vereinbarung über ben — liegt demjenigen ob, welcher 
fich darauf beruft; vgl. Erl. 2b zu $ 632; Rſpr. Bd. 6 ©. & 

War bei den Beredungen über ben Mäflerverteng eine REN über bie Höhe der 
Berglitung vorbehalten und Hatte ber Auftraggeber feine Zuftimmung in erfennbarer Weiſe hier⸗ 
von abhängig gemacht, fo gilt der Mäklervertrag nach 3 154 als nicht geichloffen, bis eine Ver⸗ 
einbarung getroffen fit; Saͤchſa. Bd. 15 ©. 96. Iſt die Höhe der Verglitung nicht beftimmt, 
fo greifen die Regeln des Abi. 2 Plap. 

für beftimmte Arten von Mäklergefchäften beſtehen u. a. in Schlefien (dev Mäkler⸗ 
lohn foll bei Vermittlung von Geldgeihäften höchſtens ein Prozent beiragen; Rieſenfeld 
©. 56), ferner für das Gebiet des vormaligen Kurfürftentums Hefien (höchſte zuläffige Belohnung 
für Mällergeſchäfte aller Art zwei Prozent; RG. Bd. 28 ©. 117), in Baden (Verordnung vom 
28. Sehr. 1890; Burdard ©. 271), in Hamburg (Tare vom 28. Dezbr. 1874, Burchard 
©. 272). Es wird ferner berichtet (Neubauer, Arc. f. Bürg. R., Bd. VI ©. 8), daß in Verlin 
nad) zahlreichen Gutachten ber Alteſten der Kaufmannſchaft der gewöhnfiche Lohn für bie Ber- 
mittelung von Grundftüdsläufen ein Prozent der Kauffumme und nur bei Grundftüden von fehr 
hohem Wert ein Halbes Prozent beträgt. Der Sag von einem Prozent bei Grundſtückskäufen 
dürfte auch fonft vielfach der übliche fein; ein halbes Prozent als angemefiene Bergütung SAHfU. 
825.15 ©. 97. Iſt ein üblicher Lohn nicht feitzuftellen, fo greifen die Borfchriften der 8 315, 
316 Blog; Rſpr. Bd. 8 ©. 439. 

Dernburg 8 554 Anm. 9 erachtet die Beitimmungen der Landesgeſetze, welche einen Höchſt⸗ 
betrag feftitellen, mangels Vorbehalt? im EG. für aufgehoben; dem kann aber nicht beigetreten 
werben. Die Vorſchriften fiber die Taxen find öffentlich-rechtliche und werben deswegen vom 
BGB. nicht berührt. 

0) Die Art der Vergütung richtet fi) nach dem Vertrage. Die Vergütung wird regel- 
mäßig in Geld beftehen; fie kann aber auch ganz oder teilweiſe in anderer Art feftgefegt werben. 

4) Für die Erfüllung des Anſpruchs auf Mäklerlohn gelten die allgemeinen Bor- 
fchriften (88 269— 271). Erfüllungsort ift alfo mangels anderer Vereinbarung nicht der Wohnfig 
des Müllers oder der Ort des Geſchäftsabſchluſſes, ſondern der Wohnſitz des Auftraggebers. 

Verjährung des Anſpruchs, wenn ber Mätler fein Geſchäft als Gewerbe betreibt, in 2 Jahren 
(8 196 Ziff. 7), wenn er zwar nicht gewerbsmäßiger Mäller, aber Kaufmann ift, in 4 Jahren 
@& 19 abf. 2), fonft in 30 Jahren (8 19). 

3. Erfag von Anfwenbungen |. Erl. 5 zu 8 652. 


8 654. 
NR. G.51Af. PR 2 6.342. RB. ©. 1980. 

1. Entftehung und Zweck der Vorſchrift. Die Frage, wie es zu Halten fel, wenn ſich ein 
Mäller von beiden Zeilen für feine Tätigkeit eine Vergütung verfprechen läßt, wird im früheren Rechte 
verjchieden beantwortet, je nachdem man dem Mäfler bie Stellung eines Beauftragten oder eines 
zwiſchen den Parteien ftehenden Bermittlers anweiſt; vgl. M.II ©. 514. Das HB. (8 99) 
beftimmt, daß mangels einer befonderen Vereinbarung die Mäklergebühr von beiden Teilen zur 
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Hälfte zu zahlen fet, erachtet es alfo nicht nur fir zuläffig, fondern für normal, daß der Mäller 
mit beiden Teilen Verträge fließt. Der E. I Hatte wegen der Verſchiedenheit ber in Betracht 
tommenden Fälle Bedenken getragen, die in Rede ftehende Frage durch eine allgemeine Rechts- 
norm zu entfheiden. Die M. II ©. 514 führen aus, dab Fälle denkbar feien, in denen der 
Mäkler nur im Interefje des erften Auftraggebers tätig werden folle, daß aber der Mäller, wenn 
er nur ſolche tatſüchlichen Dienfte zu leiſten habe, deren Ausführung ohne Pflichtverlegung gegen 
den erſten Auftraggeber zugleih im Auftrage ber anderen Partei gefchehen könne, fih bon beiden 
Parteien wirkſam eine Bergiitung für feine Bemühungen zufihern lafien dürfe. Bei ben Be- 
tatungen der zweiten Kommiffion waren Anträge geftellt, nad) denen ber Mäfler regelmäßig des 
Anſpruchs auf den Mällerlohn verluftig gehen follte, wenn er ſich von beiden Teilen eine Ber- 
gütung ausbedungen habe. Die Kommiffion hat die Aufnahme einer ſolchen Vorſchrift abgelehnt: 
fie fet felbftverftändlih, wenn der Mäkler ausſchließlich im Intereſſe des erften Auftraggebers 
feine Tätigfeit auszuüben habe, fie fei unrichtig, wenn bie Tätigfeit des Müllers fi auf eine 
unpartetifche Vermittelung beſchränke und fein follibierendes Interefie vorliege; P. II ©. 2270 
bis 2276. 

In der Reihstagstommiffion ift dann die Frage nochmals verhandelt und ſchließlich die 
jegt vorliegende Vorfhrift angenommen. Bon den Megierungsvertretern war fie als felbft- 
verftändlich belämpft, die Mehrheit der Kommiffion bat aber Wert auf ausdrüdlihe Aufnahme 
ber Vorfchrift gelegt, weil das Interefje bes Publikums Klarheit in diefer Angelegenheit erheiſche 

2. Boraudfeungen für die Anwendung bed $ 654. Bei der Anwendung des 8 654 it 
nad der dem Geſetze zugrunde liegenden Auffafjung davon auszugehen, daß der Mäller eine 
doppelte Stellung einnehmen kann, nämlich entweder die eines völlig unparteiifchen Vermittlers, 
oder aber die eines Bertrauensmannes. Im eriteren Falle darf er fi) von beiden Parteien 
eine Vergütung verfprechen lafjen, im letzteren falle ſoll er dagegen nur für den erften Auftrag- 
geber tätig werden. Weber für das eine, nod) für das andere befteht eine geſetzliche Vermutung; 
es ift lediglich nad den Umftänden bes einzelnen Falles zu entiheiben; vgl. Beifpiele bei 
Riefenfeld ©. 558; RO. in JW. 1905 ©. 752 (befonders hohe Provifion, deshalb Verpflichtung 
nur fir die Interefien des Auftraggebers zu wirken); Recht 1903 ©. 605; OfG. Karlsruhe bei 
Neumann, Jahrb. 1905 ©. 214 (bei Megenfchaftsmäflern tft e8 allgemein befannt, daß fie für 
beide Teile tätig find. Das Gegenteil muß befonder8 ausbebungen werden). Wenn von ben 
Negierungsvertretern in der Reichstagskommiſſion bemerkt ift (KB. ©. 1980), in ber Mehrzahl 
der. Fülle liege die Sache fo, daß der Mäkler nur vermitteln folle one Interefievertretung einer 
Partei gegen die andere, fo ift das lediglich eine tatfächliche Bemerfung, in betreff beren es 
dahingeftellt bleiben kann, ob fie in biefer Allgemeinheit richtig ift. 

Vielfach wird der Auftraggeber, der das zu vermittelnde Geſchäft nach feinen perſönlichen 
Berhältnifien als ein fehr wichtiges anfieht, beim Abſchluſſe des Vertrags davon ausgehen, dab 
der Mäkler als fein Vertrauensmann nur für ihm tätig werden foll, während ber Mäfler, der 
die Vermittelung gewerbsmäßig betreibt, die Angelegenheit mehr von der objeltiven Seite an= 
zufehen geneigt iſt und es durchaus nicht für illoyal halten wird, auch nad der anderen Seite 
ein Geſchäft zu maden. Hier muß man fih auf die Seite des Auftraggebers ftellen, voraus⸗ 
gefegt, daß defien Standpunkt beim Wbfchluffe des Mäklervertrags genügend zum Ausdrude 
gebracht iſt. Denn der $ 654 fegt nicht eine Verlegung der Interefien des Auftraggebers voraus, 
fondern er knüpft die Verwirkung des Anſpruchs auf Mällerlohn lediglich an die Verlegung des 
Inhalts des Vertrags. Der Müller fol nicht für den anderen Teil tätig werden, wenn fein 
Auftrag nad) dem Vertrage dahin geht, ſich einer folden Tätigkeit zu enthalten, gleichviel, ob 
diefer Auftrag objektiv gerechtfertigt ift oder nicht. 

Wenn der Auftraggeber weiß, daß der Mäller von dem anderen Teile mit der Bermittelung 
beauftragt ift, und trogdem den Mäflervertrag abſchließt, jo kann er fi) demnächſt nicht auf den 
& 654 berufen; vgl. RG. Bd. 4 ©. 222. 

Aus der Praxis: Verſtoß gegen 8 654, wenn der Mäkler im Intereſſe des anderen dem 
Buftandefommen des Vertragd entgegenwirkt oder ben Preis brüdt; doc ift in dem Anbieten 
eines anderen Staufobjeft3 allein noch ein unzuläffiges Entgegenwirken zu finden; RG. bei 
Seuffü. Bd. 56 ©. 41; Rſpr. Bd. 6 ©. 87 — Seuffl. Bd. 57 ©. 394; Mipr. Bd. 12 ©. 85, 86. 

Eine Beweislaft des Auftraggebers Hinfichtlich der Vorausfegungen bes & 654 befteht 
an ſich nit. Der Richter hat ähnlich wie bei der Frage, ob ein Rechtögejchäft gegen die guten 
Sitten verftößt oder ob ein Vertrag als Spiel oder Wette klaglos fit, von Amtswegen zu 
prüfen, ob der Anſpruch auf Mällerlohn verwirkt ift. ZTatfächlich wird aber die Sache meift jo 
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8.655. Iſt für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Dienft- 
vertrags oder für die Vermittelung eines folchen Vertrags ein unverhältnigmäßig 
Hoher Mäflerlohn vereinbart worden, jo kann er auf Antrag des Schuldners durch 
Urtheil auf den angemeffenen Betrag herabgeſetzt werden. Nach der Entrichtung 
de3 Lohnes ift die Herabfegung ausgejchloffen. 


8. 656. Durch das Verfprechen eines Lohnes für den Nachweis der Gelegen- 
heit zur Eingehung einer Ehe oder für die Vermittelung des Zuftandefommeng 
einer Che wird eine Verbindlichkeit nicht begründet. Das auf Grund des Ver- 
ſprechens Geleiftete kann nicht deshalb zurücgefordert werben, weil eine Verbindlich- 
feit nicht beftanden hat. 

Diefe Vorfchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der andere 
Theil zum Zwecke der Erfüllung des Verſprechens dem Mäfler gegenüber eine 
Berbinblicheit eingeht, insbejondere für ein Schuldanerfenntniß. 
liegen, daß der Auftraggeber den Einwand geltend machen wird, der Anſpruch des Mäklers 
verftoße gegen 8 654. Vgl. Erl. 3 

3. Wirkung des Berfioßes gegen 8654. Hat der Mäkler gegen 8 654 verftoßen, fo fteht 
ihm fein Anspruch auf Mäklerlohn zu. Bei den Beratungen ift darauf hingewieſen, daß bem 
Auftraggeber im Falle des 3 654 die Einrebe des nicht gehörig erfllllten Vertrags zuftehe, und 
man könnte annehmen, daß der $ 654 lediglich beſtimnit fei, diefen Gedanken zum Ausdrude 
zu bringen. Indeſſen deutet die Wahl des Ausdruds „ift ausgeſchloſſen“ ftatt „ann verweigern“ 
darauf Hin, dab nicht eine Einrede, fondern ein kraft Gefeges wirkender Ausfhliegungsgrund 
hat beftimmt werden fellen. Wegen des Beweifes f. Erl.2 a. €. 

4. Berträge mit beiden Parteien. Hat der Mäller mit beiden Parteien Mällerverträge 
geihlofien, fo ift bei jedem Vertrage für ſich zu prüfen, ob die Vorausfegungen bes $ 654 
vorliegen. 

Steht dem Mäkler gegenüber beiden Parteien ein Anſpruch auf Vergütung zu, fo gilt 
nicht etwa wie nach Handelsrecht (GGB. 8 99) die Vermutung, dab jede Partei den Mäklerlohn 
zur Hälfte zu bezahlen hat, doch kann jeder ber Mäklerverträge in diefem Sinne abgeſchloſſen 
werden. 


$ 655. 
KB. ©. 19801. StB. ©. 27851. 

1. Entftefung der Vorſchrift. Der 8 655 ift von ber Reichstagskommiſſion eingeftellt. 
Zunächſt war befhloffen, ganz allgemein zu jagen: „Ein unverhältnismäßiger Mäklerlohn ... 
ann... herabgefegt werden.“ Bei der zweiten Leſung wurde die Vorſchriſt auf Dienftverträge 
befhräntt. Im Plenum des Reichstags war dann beantragt, bie allgemeinere Faſſung wieder 
berzuftellen, der Antrag tft aber abgelehnt. 

2. Borausfegungen des $ 655. Wegen bes Begriffs des Dienftvertragd |. Vorbm. zum 
fiebenten Titel VIII. Bei der Entiheidung der Frage, ob der Mäklerlohn ein unverhältnis- 
mäßig Hoher ift, wird zu berüdfichtigen fein, daß der Mäkler vielfah Bemühungen und Koften 
aufwenden muß, ohne zu einem Erfolge zu gelangen, und daß der im einzelnen alle gezahlte 
Mätlerlogn einen Teil der allgemeinen Geſchäftskoſten mit deden fol. Vgl. Erl. zu 8 343. 

3. Die Beftimmungen des $ 138 über die Nichtigkeit umfittlicher, insbeſondere wucheriſcher, 
Geſchäfte werben dur den 8 655 nicht berührt. 


$ 656. 
MI E.511. RB. 6. 1981. 

Kohler, Arch. f. Bürg. R. Bd. 12 ©. 316ff.; Schindler, Die gewerbsmäßige Heirats- 
vermittelung, 1901. 

1. Entfiehung und Bedeutung ber Vorſchrift. Der 8 656 beruht auf einem Beſchluſſe 
der Reihötagstommiifion. 

Die Mäklerverträge, welche die Ehevermittelung zum Gegenftande haben, wurden im 
früheren Rechte verſchieden behandelt (M. IT ©. 511). Der E. I enthält feine befondere Vorſchrift 
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über dieſe Verträge. Die Motive bemerken, daß ed von den Umfiänden des einzelnen alles 
abhänge, ob ein Vertrag ber fraglichen Art im gegebenen Falle als unfittlich und demzufolge 
als nichtig anzufehen ſei. Bei den Beratungen ber zweiten Kommiffion ift die Frage nicht 
befonder8 erörtert. Dagegen wurde in der Reichstagskommiſſion beantragt, ber Heirats- 
vermittelung dur eine bejondere Beitimmung entgegenzutreten. Gegen biefen Vorſchlag 
wurde von ben Regierungsvertretern eingewendet, dab zwar das Veriprechen eines Vermögens 
vorteils für Hetratövermittelung in einem beftimmten Falle unfittlic fein könne, baß aber biefer 
Geſichtspunkt nicht für alle Fälle durchſchlage; letzteres ergebe fich ſchon aus der Üüblichkeit der— 
artiger Leiftungen in den bäuerlichen Kreiſen mander Gegenden tie im anderen Kreifen ber 
—— Die Kommiſſion hat aber dieſe Sitte nicht fir ausſchlaggebend erachtet. RB. 
. 1981. 

Bei der Aufnahme der Vorfchrift Hat man nach dem Kommilfionsbericht ein Doppeltes im 

Ange gehabt. Einmal fol die HelratSpermittelung gegen Entgelt als unſittlich gelennzeichnet 

. werben; ſodann aber follen die Brozefje wegen Hetratövermittelung wegen ber damit verbundenen 
Argerniſſe abgefhnitten werden. Der Gedanke, daß die Heiratsvermittelung gegen Entgelt 
unfittfich fei, Hat indefien einen Ausbrud in der Faſſung des Gefeges nicht gefunden. Diefes 
fließt ſich vielmehr vollftändig der Faſſung der Vorſchrift des 8 762 über Spiel und Wette 
on, welde unzweifelgaft nicht auf dem Geſichtspunkte beruft, dab Spiel und Wette unfittlich 
ſeien. Die Wiſſenſchaft Hat daher freie Hand, ob fie die Vorſchriften des 8 656 Sag 1,2 als 
eine Konſequenz ber Vorſchriften bes $ 138 Abf. 1 und des $ 817 Sag 2 betrachten will, nad 
welchen ein gegen die guten Sitten verftoßendes Rechtsgeſchäft nichtig if, das auf Grund eines 
folgen Rechtsgeſchafts G@eleiftele aber, wenn auch der Verſprechende durch die Eingehung der 
Verbindlichkeit gegen die guten Sitten verftieh, nicht zurüdgeforbert werben kann, oder ob man 
eine Verbindlichkeit der im 8 656 bezeichneten Art, ähnlich wie die Verbindlichkeit aus Spiel 
und Wette, ald eine unvolllommene Verbindlichkeit anfehen mil, deren Erfüllung zwar wicht 
erzwungen werden kann, bie aber doch infomweit eine rechtliche Wirkung bat, daß das auf Grund 
derfelben Geleiſtete nicht zurüdgefordert werben fann. Für das praftiihe Ergebnis dürfte es 
ohne Bedeutung fein, ob man bie eine oder die andere Auffafjung für die richtige Hält. 

Kohler ©. 334 faßt ben Sinn des 8 656 dahin auf, dab ein Ehemäflervertrag Über 
Haupt nicht zum Gegenftande gerichtlicher Klage gemacht werben barf, und folgert daraus, bad 
eine Bermittelungstätigteit, welche in öffentlichen Empfehlungen ftattfindet, gleichfalls getroffen 
wird, und mithin auch die Infertionstoften für derartige Ankündigungen und Mittellungen nicht 
zu bezaflen find. Dies geht aber zu weit. Die Frage, ob der Vertrag über die Einrüdung 
eines Inſerats, welches die Heiratövermittelung zum Gegenftande hat, eine Verbindlichkeit zur 
Bezahlung der Infertionskoften begrünbet, ift nicht nad) 8 656, fondern nach $ 138 zu ent= 
ſcheiden. 

Für die Auslegung des 8 656 vgl. auch Erl. zu 8 762. 

2. Inhalt des Abſ. 1. Der Sag 1 ftellt den Grundſatz auf, dab dur den Ehemäfler- 
vertrag keine Verbindlichkeit begründet wird. Die Klagloſigkeit des Anſpruchs tft im Prozek von 
Amtswegen zu berüdfichtigen. 

Nach Sap 2 foll aber, was als Mäklerlohn gezahlt tft, nicht zurüdgefordert werben können, 
weil eine erbindlichtett nicht beftanden habe. Eine Leiftung auf Grund des Verſprechens ift 
nicht nur anzunehmen, wenn das Verſprechen direkt erfüllt, fondern auch wenn ein Erfüllungs- 
furrogat geleiftet ift, eine Einfchräntung erfährt aber das letztere durch den Abi. 2. 

Die Rüdforberung des Geleifteten ift nur dann außgefchlofien, wenn fie begehrt wird, weil 
eine Verbindlichkeit nicht beftanden Habe, fie tft nicht ausgefchlofien, wenn fie aus anderen 
Gründen, 3. B. deshalb begehrt wird, weil die Leiftung buch Drohung erzwungen fei. 

Bermittelung einer Einheirat DZ. 1904 ©. 1144. 

8. Bebentung bed Abſ. 2. Die Vorichrift, welche ber des 8 762 Abſ. 2 entipricht, ſoll 
einer Umgehung des Grundſatzes, dab dur den Ehemäffervertrag keine Verbindlichkeit begründet 
wird, entgegentreten. Wenn zum Bmede ber Erfüllung bed Verſprechens eine neue Verbinblid- 
teit eingegangen wird, indbejondere ein Schuldſchein ausgeftellt wird, fo ift die neue Verbindliche 
fett nach der für anwendbar ertlärten Vorfchrift des Abſ. 1 Sap 1 als unwirkſam zu behandeln. 
Die Unmwirkfamteit teitt kraft Geſetzes ein; es bebarf nicht erſt der Aufhebung der Verbindlichkeit 
auf Grund der Worfchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. Eine 
Kane die zur Erfüllung des Verſprechens gemacht wird, kann aber nicht zurldgeforbert 
werben. 


9. Titel: Auslobung, 641 


Hennter Titel. 
Auslobung. 


Ih über die Vereinbarung, insbeſondere über ein Schuldanerlenntnis, eine Urkunde hin⸗ 
gegeben, jo kann bie Burldgabe derfelben nach den Vorſchriften über bie Herausgabe einer 
ungeredhtfertigten Bereicherung (88 812ff.) verlangt werben. Wenn fi der Mäller ſchon bei 
Abſchluß des Mällervertrags ein abftraktes Schulöverfprechen außftellen läßt, jo wird die Sache 
meift fo liegen, daß eine fofortige, wenn auch tatſächlich bedingte, Erfüllung der übernommenen 
Verpflichtung zur Zahlung des Mällerlohns anzunehmen ift; es greift aljo die Vorfchrift des 
Abf. 2 Platz. 

Die Vorfchrift des Abſ. 2 findet namentlich auch dann Anwendung, wenn dem Mäfler ein 
Wedel über den Näklerlohn ausgeftellt ift. Denn die Hingabe des Wechſels gefchieht regel- 
mäßig nicht zahlungshalber, fondern zur Begründung einer Verbindlichkeit; & 364 Abſ. 2; 
Nipr. Bd. 4 ©.236. Der Mäller ann alſo aus dem Wechſel feinen Anſpruch geltend machen, 
leiftet aber ber Auftraggeber freiwillig Zahlung, fo Tann er das Geleiſtete nicht zurüdforbern. 
Bereicherungsllage des Andftellerd gegen den Mäfler, wenn biefer den Wechſel weiterbegeben 
und der gutgläubige Indoffatar bie Forderung aus dem Wechfel beigetrieben hat; Recht 1903 
©. 576; 1904 ©. 528. 

4. Wegen der gewerbepolizeilichen Beſchränkung ber Heiratsmäller |. GewO. 8 35 Abſ. 2. 


Reunter Titel. 

Elfter, Arch. f. Bürg. R. Bd. 18 S. 126ff.; v. Mayr, Die Auslobung 1905; Erome, 
Anteilsanaſchreibung in Partiariſche Rechtsgeſchäfte S. 510ff. 

1. Begriff und Bedeutung der Auslobung. Die Anslobung ift das öffentliche Verſprechen 
eines Belonung für die Vornahme einer beftimmten Handlung, insbejondere bie Herbeiführung 
eineß Erfolges. 

Die Auslobung dient ben verſchiedenſten öffentlichen und privaten Zwecken. Unter bie Aus⸗ 
Iobung fallen auch die öffentlichen Preisausſchreiben aller Art. Von der gewöhnlichen Auslobung 
unterſcheidet ſich das Preisausſchreiben nur dadurch, daß bei Iegterem bie Entſcheidung, wem ber 
Brei zufieht, ſtets von ben beftellten Preisrichtern oder dem Auslobenden felbft zu treffen iſt, 
während bei der gewöhnlichen Auslobung im Streitfalle regelmäßig der Richter zu entſcheiden 
Hat, od bie gefeßte Bedingung erfüllt ift. 

In der Praxis find in der Anwendung der gefeglichen Borfchriften über die Auslobung 
erheblihe Schwierigkeiten nicht Herborgerreten. In neuefter Zeit iſt anläßlich eines fpeziellen 
Prozeſſes das Weſen der Auslobung, insbeſondere die Abgrenzung der Auslobung gegenüber der 
Wette, mehrfach erörtert worden. 

II. Regelung ber Anslobung im BEB. Die Unslobung hat im früheren Recht nad 
mehreren Richtungen zu Zweifeln und Streitigfeiten Anlaß gegeben. Man hat beshalb im neunten 
Titel für die wichtigften in Betracht tommenden Fragen eine ausdrüdliche Entiheidung gegeben. 

Das Gefeg ftellt im $ 637 zunächſt die Vorausſetzungen feit, unter denen aus einer Aus⸗ 
lobung ein Schuldverhältnis entfteht. Im 8 658 ift der Widerruf der Auslobung geregelt. 
Die 88 659, 660 behandeln bie Fälle, in denen mehrere Perſonen die Handlung, für welche die 
Belohnung ausgefegt ift, vorgenommen haben, und zwar ber 8 659 den Fall, daß mehrere 
nacheinander ober nebeneinander jeber felbftändig bie Bedingung erfüllen, der 8 660 ben Hall, 
in welhem mehrere zufammen bie geforderte Handlung vollbringen. Der 8 661 endlich gibt 
einige Sondervorſchriften für ben Fall eines Preisausfchreibeng. 

III. Weſen der Auslobung und Hauptregeln. 

1. Über die rechtliche Konftruftion der Auslobung gingen im früßeren Recht die 
Meinungen auseinander; vgl. Windſcheid⸗Kipp II 8 308; v. Mayr ©. 100ff. Auf ber einen 
Seite wurbe bie Entftehung ber Verbindlichkeit auf einen Vertrag zurüdgefüßrt. Die Auslobung 
ſollte nad) diefer Auffaffung als ein Vertragsantrag an unbeftimmte Berfonen, bie Bornahme 
der Handlung als die Annahme diefes Antrags aufzufaflen fein. Auf der anderen Seite wurbe 
die Berpflihtung allein auf die bindenbe Kraft de einfeitigen Verſprechens gegründet, die Vor⸗ 
nahme der Handlung bat nach dieſer Auffafjung lediglich die Bedeutung, daß eine tatſächliche 
Bedingung, an welche ber Auslobende feine Verpflichtung genüpft hat, erfült wird. Der E. I 
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beabſichtigte, ſich der letzteren Auffaſſung anzuſchließen; M. II ©. 519. Im Geſetze hat dies nad) 
den Motiven (M. II ©. 520) inſofern Ausdruck gefunden, als der Anſpruch auf die Belohnung 
allein dur die Vornahme der geforderten Handlung zur Entitehung gebracht wird, aud wenn 
die Handlung in Unfenntnis der Auslobung vollbracht worden ift. Die zweite Kommiffion bat 
den bier in Betracht fommenden 8 581 des €. I Getzt 8 657) fachlich gebilligt; über die theo— 
retiſche Konftruftion tft nach den Protofollen nicht verhandelt. Für das Recht des BGB. iſt die 
Anfiht durchaus vorherrihend, daß die Auslobung ald ein einfeitig bindendes Verſprechen an⸗ 
zuſehen fei, doch werden auch andere Auffafjungen vertreten. Echon in der Kritik zum E. I ift 
von Jacubezky (©. 141, 18) bemerkt, die Auslobung dikrfte als ein bindender Vertragsantrag 
anzuiehen fein, deren Annahme ftillichweigend erfolgen könne. Die Vollbringung der verlangten 
Handlung jet nicht an fi ſchon Unnahme der Auslobung, fondern num die notwendige Vorausſetzung 
der Annahme. Diefe liege erſt darin, daß die Handlung zu der Auslobung in Beziehung geießt, 
daß ihr die Beftimmung gegeben werde, Erfüllung derielben zu fein. Im Sinne der Auslobung 
liege e8 aber, daß der Handelnde bereditigt fei, ber vollbrachten Handlung ſtillſchweigend und 
mit rüdmwirtender Kraft diefe Beftimmung zu geben. Noch weiter geht Kohler, Arc. f. Bürg. R. 
85.25 ©. 1ff. Nach ihm ift die Auslobung eine Unterart bes Werkvertrags; ihre Befonberheit 
liegt nur in der Form des Abſchluſſes. Der Vertrag kommt zuftande durch das öffentliche An—⸗ 
gebot und die Vornahme der Handlung, welche ald Annahme des Angebots zu behandeln ift. 
Diefe Konftruktion dient Kohler dazu, da8 Unmwendungsgebiet ber Auslobung einzufchränten: mo 
fein Werkvertrag möglich) oder zuläffig ift, fol auch eine Auslobung ausgeſchloſſen fein. Die 
Konftrultion Kohlers ift abzulehnen. Die Vertragsannahme ift nach der dem Gefege zugrunde 
liegenden und allgemein herrſchenden Anfhauung eine Willenserllärung. Die Annahme eines 
Angebots durch Willenserklärung ift aber logiſch undentbar, wenn derjenige, welcher die Handlung 
vornimmt, überhaupt nicht weiß, daß ein Vertragsangebot vorliegt. Nun entiteht nach dem Wort- 
laut des Geſetzes und nad) allgemein anerkannter Anficht ein Anſpruch auf den ausgefegten Preis 
aud dann, wenn der, welcher die Handlung vorgenommen hat, von der Auslobung nichts gewußt 
Bat. Für diefe zahlreichen, zweifellos unter die Ausfobung zu ftellenden Fälle tft die Kohlerſche 
Konftruftion unmöglich. Wie Hier Dertmann Vorbm. 10, ausführlich derfelbe Oftr. CBl. Bd. 24 
Heft 10; ferner OLG. Köln, TIZ. 1905 ©. 393. Die Auffafjung von Jacubezky muß als 
möglich anerfannt werden. Mit Rückſicht auf ben Wortlaut des Gefeges und, da feine zwingenden 
Gründe vorliegen, von demjelben abzuweichen, erſcheint es aber richtiger, der Auffaſſung der 
Motive beizutreten und die Auelobung als ein einfeitiges bindendes Verſprechen zu behandeln. 
Es Tiegt alfo bei ber Auslobung eine Ausnahme von bem Grundfage des $ 305 vor, wo⸗— 
nad) zur Begründung eines Schuldverhältnifjes durch Rechtsgeſchäft regelmäßig ein Vertrag zwifchen 
den Beteiligten erforderlich fein full. 

Die Auslobung ijt hiernach zu charakteriſieren als ein einfeitiges Rechts— 
geihäft, weldhes die Verpflihtung für den Auslobenden begründet, den aus— 
gefegten Preis an denjenigen zu leiften, welcher die gejegte Bedingung erfüllt. 

Auf die Auslobung finden neben den Beftimmungen des neunten Titel® zunächſt alle Bor- 
fhriften über Rechtegeichäfte, ferner, was den Inhalt der durch die Auslobung begründeten Ber- 
pflichtung betrifft, die allgemeinen Vorſchriften über Schuldverhältniffe Anwendung. 

2.8) Zur Begründung des Schuldverhältnifies ift erforderlich einerfeits das öffentliche 
Verfprechen, andererjeitS die Vornahme der in der Auslobung geforderten Handlung. Die Bor- 
nahme ber Handlung, welche durch die Auslobung gefordert wird, ift als Erfüllung einer Be— 
dingung zu behandeln. 

b) Die Berfon des Berechtigten beftimmt ſich durd die Vornahme der als Bedingung 
gejegten Handlung. 

6) Der Anſpruch entfteht mit der Erfüllung der Bedingung. Einer Annahme 
des Verſprechens bedarf es nit. 

d) Der Inhalt der Verpflichtung des Auslobenden geht dahin, bie ausgeſetzte 
Belohnung zu gewähren. 

e) Für das Erlöfhen der Verbindlichkeit find bie allgemeinen Vorſchriften maß- 
gebend. Hier ift folgendes Hervorzuheben: 

Der Tod des Auslobenden hebt das Verſprechen nicht auf; dasfelbe gilt von dem Eintritte 
der Gefhäftsunfähigkeit. 

Der Ablauf der fiir die Vornahme der Handlung geſetzten Friſt macht bie Erfüllung ber 
geftellten Bedingung unmöglich. 





9. Titel: Auslobung. 648 


Der Widerruf der Auslobung ift im $ 658 geregelt. 

Wird die Vornahme der Handlung durch ein Verſchulden des Auslobenden unmöglid, ſo 
entſteht fein Anſpruch auf Schadenserfag, da, ſolange die Bedingung nicht erfüllt tft, überhaupt 
tein Berechtigter erifttert. Aus demfelben Grunde wird regelmäßig die Anwendung des 8 162 
ausgeichlofien fein. Selbitverftändlich Bleiben die Vorſchriften über unerlaubte Handlungen 
(88 823 ff.) unberührt. 

8. In nenefter Zeit tft mehrfah bie Auffaffung vertreten, daß dad An— 
wenbungsgebiet ber Magbaren Auslobung einzufhränten fei. Vgl. v. Mayr 
©. 22f.; Kohler, Arc. f. Bürg. R. Bd. 25 S. 1ff.; Heinsheimer, DIZ. 1904 ©. 623; Winkler, 
Recht 1904 ©. 355 (mit Literatur); Köttgen, Red 1904 ©. 380; Hamm, DIE. 1905, ©. 392, 
Den Ausgangspunft bildet ein beſtimmter Prozeß. Es Hatte jemand öffentlich eine Summe ver⸗ 
ſprochen für den Nachweis, daß in ben Schriften ber Jefuiten der Sag enthalten jet, der Zweck 
heilige die Mittel. Der Auslobende felbft erachtete das Gegenteil für richtig und war überzeugt, 
daß ein folher Nachweis nicht zu erbringen ſei. Es ift nun gefagt worden, daß es nicht an— 
gängig fei, die Gerichte mit Entiheidung diefer und ähnlicher Fragen zu belajten. Um bie 
Klagbarkeit der Auslobung auszufhliegen, hat man verfciedene Wege eingeichlagen. Kohler 
will die Auslobung als einen Werkvertrag behandelt fehen; wenn ein folder ausgefchlofien fei, 
wenn insbeſondere fein oder Fein ſchutzwuürdiges Intereffe an der Vornahme der Handlung be— 
ftehe, fo könne aud fein Hagbarer Anſpruch aus der Auslobung erwachſen. Es tft aber oben 
dargetan, daß die Konſtruktion der Auslobung als eines Werkvertrags nicht haltbar ift. Heins⸗ 
heimer will Auslobungen der harakterifierten Art ftet3 als Preisausihreibungen im Sinne bes 
& 661 behandelt wiffen. Träfe dies zu, dann würde & 661 Abf. 2 die Entſcheidung, ob eine 
Bewerbung ber Auslobung entipricht, vom Auslobenden felbft oder den von ihm beftellten 
Breisrichtern zu treffen fein; das Gericht wäre alſo der Entſcheidung überhoben. Indeſſen hindert 
den Auslobenden nicht3, wenn es ſich um einen beftimmten Beweis, aljo um einen beftimmten 
Erfolg handelt, eine gewöhnliche Auslobung vorzunegmen. Die Tatfache, dab die Entfcheidung, 
ob die Bedingung erfüllt ift, eine beſonders ſchwierige, und daß bei wifjenjchaftlihen Fragen 
überhaupt eine abjolut ſichere Entiheidung oft kaum möglich ift, kann nit dazu führen, eine 
Entſcheidung ſeitens des Gericht? abzulehnen. Das Landgericht Trier, defien Standpunkt auch 
Köttgen vertritt, Hat im gegebenen Falle angenommen, daß nicht eine Auslobung, fondern eine 
Werte vorliege, durch welche nad) 8 762 ein klagbarer Anfpruc nicht begründet werde. Nun ift 
richtig, daß eine Wette au in der Form zuftande kommen Tann, daß jemand öffentlich ein 
Wettangebot ausſpricht und dab dieſes Angebot durch Willensbetätigung angenommen wird. 
Ob eine einfeitige Auslobung oder ein in befonderer Weile abgeſchloſſener Wettvertrag vorliegt, 
tann nur nad den Umftänden be einzelnen alles entichieden werden. Wenn aber die Form 
der Auslobung gewählt ift, fo wird regelmäßig die Vermutung dafülr fprechen, daß aud eine 
Auslobung gewollt ei; fo auch im gegebenen Falle OLG. Köln, DIZ. 1904 ©. 393. Eine 
andere Frage iſt die, ob bie Vorfchrift des $ 762, wonach durch eine Wette fein Anſpruch be— 
gründet wird, bei einer Auslobung entfprehend anzuwenden ift, welche ihrem Inhalte nad wie 
ein Wettangebot erjheint. Die Entſcheidung ift nidt unzweifelhaft. Es bürfte-aber bedenklich 
fein, die Ausnahmevorjchrift des $ 762 entgegen dem Wortlaute des Gefeges auf die Uuslobung 
zu übertragen. Endlich erſcheint es auch nicht zuläffig, die Uuslobung allgemein für ungültig 
zu erklären, wenn fein ſchutzwürdiges Intereffe vorliegt, wie Endemann $ 177 Unm. 7 will. 
Vielmehr kann nur die Unmendung des 8 118 bes BGB. in Betracht kommen. Erſcheint bie 
Auslobung nicht als ernſtlich gemeinte Willenserflärung, gehört dad ganze Verhältnis Überhaupt 
nit dem Rechte, ſondern dem Gebiete der Neligion, der Wiſſenſchaft oder des gefelligen Lebens 
an oder wird das Verfpredhen offenbar nur in prahleriſcher, markiſchreieriſcher Weiſe abgegeben, 
fo ift die Willenserklärung des Auslobenden nach Maßgabe des 8 118, vorbehaltlich eines Erſatz⸗ 
anſpruchs nach 8 122, als nichtig zu behandeln. Ob $ 118 Unmendung zu finden Hat, ift Tat- 
frage. Die Katjache, daß der Auslobende die Vornahme der Handlung oder die Herbeifüihrung 
des Erfolges felbft nicht wünſcht, ſchließt die Ernftlichkeit des Verfprechens nicht aus; a. A. 
Dernburg 8 335 Anm. 6. 

IV. Berwandte Berhältniffe. Wegen bes Verhältnifies der Anslobung zum Wertvertrage 
fowie zur ®ette f. unter II 1 und 3. 

Vom bedingten Schenkungs verſprechen unterſcheidet fi bie Unslobung durch bie 
rechtliche Form. Das Schenkungsverfprechen ift Vertrag, die Auslobung ein einfeitiges Rechtsgeſchäft. 


044 VO. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


8. 657. Wer durch öffentliche Bekanntmachung eine Belohnung für bie 
Vornahme einer Handlung, insbeſondere für die Herbeiführung eines Erfolges, 
ausſetzt, iſt verpflichtet, die Belohnung demjenigen zu entrichten, welcher bie 
Handlung vorgenommen hat, auch wenn diefer nicht mit Nüdficht auf die Aus- 
fobung gehandelt Hat. 


Iſt bei einem öffentlichen Verfprehen bie Bedingung nicht auf eine Haud⸗ 
lung, ſondern auf eine Tatſache geftellt, ſetzt alfo z. B. jemand für die Hinterbliebenen 
dex in einem $riege fallenden Soldaten eine beftimmte Summe aus, fo wird man entweder bie 
Grundjäge über die Auslobung entſprechend anzuwenden oder die Erklärung als bedingtes 
Schenkungsverſprechen zu behandeln Haben. Erſieres liegt nahe, wenn das Verſprechen ſich au 
zunächſt noch nicht beftimmbare Perſonen richtet, letzteres trifft zu, wenn das Verſprechen fih an 
eine oder mehrere beftimmte Perſonen wendet, wie z. B. wenn jemand öffentlich eine Epende 
an eine beftimmte Kirche gelobt, falls der Krieg fiegreich enden werde. Zur Gültigleit eines 
foldyen Schenkungsverſprechens ift nah 8 518 Abſ. 1 gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
bes Verſprechens erforderlih; der Mangel der Form wird aber nad) $ 518 Abf. 2 durch die 
Bewirtung der verfprochenen Keiftung geheilt. Übrigens kaun, wenn in dem Bffentlihen Ver⸗ 
ſprechen auf ein beflimmtes tatjächliches Ergebnis abgeftellt tft, möglicherweiſe doch eine eigent- 
liche Auslobung vorliegen, nämlich dann, wenn die Bedingung fo gemeint ift, daß die Mes 
lohnung für den Nachweis ber eingetretenen Tatſachen verſprochen werben fol. 


8.687. 
@.18 581; I1 8 589 vew. 8 644; 198 ER. 3559; M. II 6, 510. 
9.18.2647. 

1. ®efen ber Auslobung und Hauptregeln ſ. Vorbm. III. 

2. Borausfegungen bed Anſpruchs and einer Auslobung. 

a) Es muß ein rehtsgültiges Verfprehen des Auslobenden vorliegen. Die 
Auslobung tft ein einfeitiges Mechtögefchäft, welches den allgemeinen Borichriften des Buch I 
Abſchn. 3 unterfteht. Vgl. Vorbm. III 1 u.3. Danach find marftichreteriiche und andere nicht 
ernftlich gemeinte Ankündigungen auf Grund des 8 118, Auslobungen, die gegen ein gefegliches 
Verbot oder gegen die guten Sitten verftoßen, auf Grund der 88 134, 138 als unwirkſam zu 
behandeln. Vgl. Borbm. III 3. 

Eine Anfehtung der Auslobung wegen Jrrtums, Drohung oder Betrugs tft nad 8 143 
Abf. 4 gegenüber demjenigen zu erflären, welder die Handlung vorgenommen Hat, indem diefer 
hierdurch den Anfpruch gegen den Auslobenden, alfo unmittelbar einen rechtlichen Vorteil anf 
Grund der Auslobung erlangt hat. Über die Wirkung der gegenüber einem Beteiligten erfolgten 
Anfechtung gegenüber anderen Beteiligten |. Exl. 4 zu 8 143. Bmeifelhaft ifl, ob der Aus⸗ 
lobende bie Anfechtung, fehon bevor die Handlung vorgenommen ift, erflären kann und mit 
welchem Beitpunkte die Anfechtungsfrifi zu laufen beginnt. Das Geſetz entſcheidet diefe Frage 
nicht ausdrücklich (M. II S. 520). Sie wird regelmäßig wegen des dem Auslobenden nadı 
8 658 zufteßenden Rechtes, die Auslobung zu widerrufen, ohne praktiſche Bebentung fein. JR 
der Widerruf aber nach 8 658 Abſ. 2 ausgeſchloſſen, fo iſt der Auslobende auf die Anfechtung 
angewieſen. Die für bie Anfechtung‘ wegen Täufhung oder Droßung beftimmte Friſt beginnt 
nad 8 124 mit dem Zeitpunft, in welchem der Anfechtungsberechtigte von ber Täufhung Kenntnis 
erhalten bzw. in welchem die Bwangslage aufgehört Hat. Die Anfehtimg einer Willenserflärung 
auf Grund der 88 119, 120 muß nad 8 121 unverzüglich erfolgen, nachdem der Anfechtungs- 
berechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erhalten Hat. Die nad diefen Vorſchriften für 
den Beginn der Frift maßgebenden Tatjachen können eintreten, bevor die Handlung, welche den 
Gegenitand der Auslobung bildet, vorgenommen iſt. Die Anfechtungsfrift wiirde alfo, wenn die 
Anfechtung nur demjenigen gegenüber erflärt werben könnte, weldyer die Handlung vorgenommen 
hat, ablaufen können, bevor die Anfechtung möglid; war. Dieſes Ergebnis dürfte unannehmbar 
fein. Dan muß entweder die Anfechtungsfrift nicht vor dem Zeitpunkte beginnen lafien, in 
welchem die Handlung vorgenommen und dadurch ein Anfechtungsgegner gegeben ift, oder man 
muß die Anfechtung ſchon vor der Vornahme der Handlung zulafien. Bei der lepteren Annahme 
würde die Vorfchrift des 8 132 Abf. 2 anzuwenden fein, nad welcher die Buftellung einer Er⸗ 
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Härung, wenn ſich der Erklärende über die Perfon desjenigen, welchem gegenüber die Erklärung 
abzugeben tft, in einer nicht auf Fahrläffigleit beruhenden Untenntnis befindet, nah den für bie 
öffentliche Zuftellung einer Ladung geltenden Vorfchriften der CPO. erfolgen kann. Gegen die 
erftgedachte Annahme fpricht der Wortlaut ber 88 121, 124. Gegen die zweite Annahme fpricht 
dee Wortlaut des 8 143, weil por ber Vornahme der Handlung noch niemand vorhanden ift, 
welcher auf Grund der Auslobung einen unmittelbaren Borteil erlangt Hat. Aus inneren 
Gründen wird daher zu entſcheiden fein, welche der beiden Yuffafiungen ben Vorzug verbient. 
Überwiegende Gründe dürften für die zweite Auffafjung fprehen. Durch die Auslobung ift die 
Berpflichtung des Auslobenden begründet. Die Perſon des Berechtigten wird freilich erſt durch 
die Vornahme der Handlung beftimmt. Nach dem Zwecke ber fraglichen Vorfchriften dürfte es 
ſich aber rechtfertigen, diejen Fall ebenfo zu behandeln, wie den, in welchem die Perfon des 
Berechtigten zwar objektiv gewiß tft, der Erflärende ſich aber im entihuldbarer Ungewißheit 
darüber befindet. Es liegt ſowohl im Intereſſe des Auslobenden, als aller derjenigen, melde 
die Handlung vornehmen fünnen, wenn fofort die Unmwirtfamleit der Auslobung feftgeftellt werben 
Tann. Dazu kommt, daß bet der erften Auffaſſung der Auslobende doch infofern immer nur 
ungenügend gefichert wird, als die Friſt jedenfalls von bem Beitpuntte der Vornahme ber 
Handlung an laufen würde, bie Vornahme aber dem Auslobenden möglicherweiſe während der 
ganzen Dauer der Anfehtungsfrift unbefannt bleiben kann. In Frage kann noch fommen, ob 
die Anfechtung, ftatt auf dem im 8 132 Abf. 2 bejtimmten Wege, nicht auch dadurch erklärt 
werben kann, daß fie in bderfelben Art wie die Auslobung bekannt gemadt wird. Hierfür läßt 
ich geltend machen, daß die Vorfchriften des $ 143 Abſ. 2, 3 über die Art, in welcher bie An= 
fechtung einer empfangsbedürftigen Willenserklärung zu erfolgen hat, auf dem Gedanken beruhen, 
daß die Anfechtung gegenüber derſelben Berfon erklärt werben muß, gegenüber welcher bie an= 
gefochtene Willenserklärung erflärt worden ift. Bei nicht empfangsbebürftigen Willenserflärungen 
läßt fi) diefer Gedanke regelmäßig nicht durchführen. Für die Auslobung aber würde er ſich 
durchführen lafien. Ste wird durch Öffentliche Bekanntmachung allen gegenüber erklärt. Jener 
Gedanke würde alſo dahin führen, daß in derfelben Art auch die Anfechtung allen gegenüber zu 
erflären wäre. Es erfheint nun zwar recht zweifelhaft, ob diefe Erwägungen gegenüber der 
Vorſchrift des 8 143 Abf. 4 e8 rechtfertigen, die Vorſchriften des $ 143 Abf. 2, 3 in ber oben 
gedachten Art entiprechend anzuwenden, und ob ed ſich dabet nicht Iediglih um Gefichtspuntte 
handelt, welche de lege condenda in Betracht kommen können, die aber nicht genügen, den 
Mangel einer ausdrüdlichen gefeglichen Beſtimmung zu erfegen. Die Art und Weije indefien, 
in welder bie Auslobung geregelt fit, und bei welcher die Abficht offenbar nur dahin ging, über 
einzelne praktiſch wichtige Fragen Beſtimmungen zu treffen, dürfte es rechtfertigen, bei der Er⸗ 
gänzung der Lilden einen freieren Standpunft anzunehmen, wie fonft zuläffig fein wilrde. Der 
Auffaffung des Lebens mwirbe eine Ergänzung in der gedachten Richtung jedenfalls entſprechen. 

b) Das Veriprehen muß duch öffentliche Bekanntmachung erfolgt fein. Ob eine 
öffentlihe Bekanntmachung vorliegt, ift nad) den Umftänden des einzelnen Falles unter Bes 
rüdfihtigung der Ortsfitte zu entſcheiden. Vgl. RE. Bd. 27 ©. 251. Belanntmahung durch die 
Bolizeibehörde im Auftrage einer Privatperfon RG. Bd. 11 ©. 281. 

Hat der Auslobende fein Verfprehen nicht öffentlich erklärt, fondern etwa nur ben Mit- 
gliedern eine Vereins Tundgegeben, fo muß man, falls nicht eine analoge Anwendung des 
8 657 gerechtfertigt erſcheint, das Verhältnis unter den Geſichtspunkt eines Vertrags bringen, um 
zu einer Verpflichtung des Auslobenden zu gelangen; etwas anders Dertmann 8 657 Biff. 1, 
ähnlich wie hier Staudinger-Kober $ 657 Biff. 4. 

6) Die Belohnung muß für die Vornahme einer Handlung, insbefondere bie 
Herbeiführung eines Erfolges, ausgefept fein. Vornahme einer Handlung iſt im 
meiteften Sinne zu verfiehen. Es fällt barunter z. B. auch der Nachweis von Fehlern in 
einem ®erte. 

Unſitiliche oder verbotene Handlungen find nah Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften 
ausgeſchloſſen. Im übrigen kennt aber das Gejeh keine Beichränfungen. Ob der Auslobende 
einen gemeinnügigen oder einen privaten, einen gerechtfertigten oder einen ungerechtfertigten Zweck 
im Auge hat, ijt gleichgüftig. 

Einzelne Fälle und Fragen: Auslobung für Finden verlorener Sachen ſ. Brüdmann, 
Ach. f. Burg. R. Bd. 23 ©. 328 Anm.; W. d. Polizei in Kriminalfahen Brüdmann, DIEB. 1903 
©. 473, 

Pland, Kommentar 3. BGB. Bd. IL. 8. Auflage. 42 
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8. 658. Die Auslobung kann bis zur Vornahme der Handlung widerrufen 
werden. Der Widerruf ift nur wirkſam, wenn er in derſelben Weife wie die 
Auslobung befannt gemacht wird oder wenn er durch befondere Mittheilung erfolgt. 


Wegen des Falles, dab die Bedingung nicht auf eine Handlung fondern auf eine Tatſache 
geftellt iſt, ſ. Vorbm. IV. 

d) Die Handlung muß vorgenommen oder der geforderte Erfolg herbei— 
geführt fein. Die Erfüllung ber geftellten Bedingung ift fein Rechtsgeſchäit, fondern bat 
lediglich tatfächliche Bedeutung. Auf bie Kenntnis des Handelnden von der Auslobung kommt 
es nicht an. Ebenſo ift es gleichgültig, ob der Handelnde gerade deshalb tätig wird, um die 
Bedingung zu erfüllen und die Belohnung zu verdienen oder welchen Bwed er fonft verfolgt; 
Rſpr. Bd. 10 ©. 181. Die einfahe Vornahme ber Handlung genligt, um das Berfprechen in 
Wirkſamkeit zu fegen. 

Bar die Handlung zur Zeit der Auslodung ſchon vorgenommen, fo fommt es 
daranf an, ob der Auslobende die Belohnung auch für ben Fall Hat zufichern wollen, daß die 
Handlung bereitö vorgenommen war. Sit dies nicht anzunehmen, fo tft die Auslobung wirkungs⸗ 
108. Iſt es aber anzunehmen, fo wird man die Vorſchriften über die Auslobung, obwohl eine 
folge ftreng genommen nicht vorliegt, wohl dahin zur entipredhenden Anwendung bringen dürfen, 
daß der Anipru auf die Belohnung fofort mit der Auslobung zur Entftehung gelangt; ähnlich 
Dertmann 8 657 Ziff. 4. 

e) Die Entigeidung darüber, ob die geftellte Bedingung erfüllt ift, ſteht 
nit dem Auslobenden zu, voraudgejeßt, daß Hierliber nicht in der Auslobung Beitimmungen 
getroffen find. Im Streitfalle hat vielmehr der Richter zu enticheiden. Für Preisausfchreibungen 
find im 8 661 Abſ. 2 beſondere Vorfchriften gegeben. 

1) Der Beweis, daß die unter a—e angegebenen VBorausfegungen der Auslobung erfüllt 
find, liegt demjenigen ob, welcher einen Anſpruch geltend macht. 

8. Die Perfon des Berechtigten wird Iediglich durch die tatfächliche Vornahme der Hand» 
lung beftimmt. Das Recht entiteht unabhängig von dem Willen defien, der bie Bedingung er- 
fült. Seinem Inhalte nad) ift das Recht ein Anipruc gegen den Auslobenden. Der Berechtigte 
Tann von ber Geltendmachung dieſes Anſpruchs Abftand nehmen, aber er fann nicht einfettig darauf 
verzichten. In diefer Beziehung würde das Verhältnis anders zu beurteilen fein, wenn die oben 
(Borbm. III1) angeführte Auffafjung richtig wäre, daß die Auslobung nur einen Vertragsantrag 
enthalte. Dann wäre derjenige, welcher die Bedingung erfüllt hat, zwar berechtigt, den Bertragd« 
anırag anzunehmen; er wäre aber aud) bereditigt, einfeitig abzulehnen und dadurch die Ent⸗ 
ftehung eines Anſpruchs zu hindern. Überwiegende Gründe dürften, wie oben hervorgehoben ift, 
gegen diefe Auffaſſung fprechen. Iſt die Handlung mehrmal® oder von mehreren zufammen 
vorgenommen, fo greifen die Vorfchriften der 88 659, 660 Plag. 

4. Der Inhalt des Anſpruchs gebt dahin, daß der Auslobende die verfprodene Belohnung 
zu gewähren hat. Hierfür gelten die allgemeinen Vorfchriften (88 241Ff.). 

Eine Haftung wegen Mängel im Rechte oder wegen Mängel der Sache wird felten in 
Frage fommen, ba es fich bei der Auslobung meiſtens um Geld handelt. Ob eventuell bie Bors 
ſchriften über Schenfungen (88 523, 524) oder die Vorfchriften über Verträge, welche auf Ber 
äußerung gegen Entgelt gerichtet find (x$ 445, 493), entiprechende Anwendung zu finden haben, 
hängt davon ab, ob die Auslobung nad) ben Umftänden des Falles wirtichaftlih den Charakter 
einer Schenkung hat oder fi) als das Verfprechen einer Gegenleiftung gegen die Handlung dar⸗ 
ſtellt, für welche die Belohnung ausgefept ift. Die Borfchriften über Wandelung und Minderung 
Tönnen indeſſen aud im legteren Falle nad der Natur der Sache feine Anwendung finden (M. II 
©. 520). Die Frage, welchen ber beiden hervorgehobenen Charaktere die Auslobung bat, fommt 
übrigens nit nur in der bier fraglichen Beziehung, fondern in allen Fällen in Betracht, in 
welchen befondere Borfcriften für Schenkungen beftehen (f. 3.8. 88 1641, 1804, 2325). In 
allen Fällen diefer Art läßt fi die Entſcheidung nur unter Berüchſſichtigung der Umftände des 
einzelnen Falles treffen. 

8 658. 
6.18 382; II 8 590 zew. 8 645; III 8645. P.I 6. 828M., 11285; MIT E.521f. V. I Bd. 2 6. 47R. 

1. Zwed der Vorſchrift. Der 8 658 will eine Streitfrage des früheren Rechtes enticheiden. 
Grundfäglich foll die Auslobung bis zur Vornahme der Handlung widerrufen werden können, 
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Auf die Widerruffichkeit kann in der Auslobung verzichtet werden; ein Ver- 
zicht Tiegt im Zweifel in der Beitimmung einer Zrift für die Vornahme ber 
Handlung. ; 


8. 659. Iſt die Handlung, für welche die Belohnung ausgefegt ift, mehr- 
mal vorgenommen worden, jo gebührt die Belohnung demjenigen, welcher die 
Handlung zuerft vorgenommen hat. 

Iſt die Handlung von Mehreren gleichzeitig vorgenommen worden, fo gebührt 
jedem ein gleicher Theil der Belohnung. Läßt ſich die Belohnung wegen ihrer 
Beichaffenheit nicht theilen oder foll nach dem Inhalte der Auslobung nur Einer 
die Belohnung erhalten, fo entjcheidet das Loos. 


es fol aber ein bindender Verzicht auf den Widerruf zuläffig fein und diefer fol im Zweifel in 
der Segung einer Friſt filr die Vornahme der Handlung gefunden werden. 

2. Der Widerruf ift eine einfeitige Willenserklärung. 

Die Form des Widerrufs muß der Auslobung entiprehen. Wegen des Beitpuntis, in 
welchem der Widerruf wirkſam wird, ſ. Bd. I Erl. zu 8 171 Nr. 3. Bon der zweiten Kommiljion 
ift die Beſtimmung Hinzugefügt, daß der Widerruf auch durch befondere Mitteilung erfolgen 
kann; diefe Mitteilung Hat den Charakter einer empfangsbebürftigen Willenserflärung (88 130 ff.). 
Die Wirkung des Widerrufs ift die, daß die Entitehung eines Schuldverhältniffes unmöglich 
wird. Anſprüche auf Schadenserſatz oder auf Erftattung von Aufwendungen können gegen ben 
Widerrufenden nicht geltend gemacht werben, felbft wenn er zur Zeit bes Widerrufs gewußt 
haben follte, daß bereit3 Aufwendungen gemacht worden waren. Der Tod des Auslobenden 
oder ber Eintritt der Gejchäftsunfähigteit fteht dem Widerrufe nicht glei. Der Widerruf kann 
aud noch von den Erben oder dem gefeglichen Vertreier des Gefchäftsunfähigen erklärt werden. 
Der Beweis des Widerrufs ift im Etreitfalle von dem Auslobenden zu führen. 

8. Die Anfechtung der Auslobung auf Grund der Vorſchriften über Willendmängel wird 
durch den $ 658 nicht berührt. ©. Erl. 2a zu 8 657. 

4. Wegen ber Friſt f. 88 186ff. 

5. Einen Anwendungsfall der Vorſchrift des Abſ. 2 ſ. im 8 661. 


9.69. 
6.18 583; 118 591 M5f.1,3 rev. 8 646; III 8 646. P.I 6. 8271., 3550, 3559; M.II €& 523. 
9.180. 2 6.348. 

1. Inhalt des & 659 und Berhältnid zu 8 660. Der $ 659 behandelt den Fall, daß 
mehrere nacheinander oder nebeneinander jeder felbitändig die in der Muslobung gejegte Bes 
dingung erfüllen, der 8 660 den Fall, daß niehrere zufammen ben angeftrebten Erfolg herbei- 
führen. 
2. Abſ. 1. a) Ob die Handlung mehrmald vorgenommen werden kann, tft eine Tatfrage, 
melde im Streitfalle nicht von dem Wuslobenden, fondern von dem Nichter zu entſcheiden ift. 
Bol. jedoch 8 661 Abſ. 2. 

Der Beweis, daß er bie Handlung zuerft vorgenommen babe, liegt demjenigen ob, ber 
die Belohnung in Anfprud nimmt. 

b) Wer dadurch, daß er die Handlung zuerft vorgenommen, den Anſpruch auf bie Be— 
lohnung erworben bat, kann darauf nicht einfeitig mit der Wirkung verzichten, daß der alsdann 
nädjitberechtigte Bewerber eintritt. Er kann diefem aber ben von ihm erworbenen Anſpruch 
abıreten Er kann ſelbſtverſtändlich auch durch Erlaßvertrag mit dem Auslobenden auf feinen 
Anfpruc verzichten. Durch einen folhen Vertrag wird aber die Auslobung nicht gegenüber 
einem anderen, der bie Handlung fpäter vorgenommen hat, mwirkfam. Die Auslobung ift viel= 
mehr dadurch, daß derjenige, welcher die Handlung zuerft vorgenommen, den Anfpruch auf die 
Belohnung erworben hat, definitiv erledigt. 

8. Abſ. 2. a) Wegen ber Teilburkeit ſ. Erl. 2 zu 8 420. Bildet den Gegenſtand der Be- 
lohnung eine Sadıe, fo dürfte im Bmeifel anzunehmen fein, daß die Leiſtung als eine teilbare 
gedacht ift, jeder der Berechtigten alfo die Übertragung eines ideellen Anteild an dem Eigentume 
ber Sade und die Einräumung des Mitbefiges verlangen kann. 
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8. 660. Haben Mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt, für den die Belohnung 
ausgeſetzt ift, fo hat ber Auslobende die Belohnung unter Berüdfichtigung des 
Antheils eines jeden an dem Erfolge nad; billigem Ermeſſen unter fie zu vertHeilen. 
Die Vertheilung ift nicht verbindlich, wenn fie offenbar unbillig ift; fie erfolgt 
in einem folchen Falle durch Urtheil. 

Wird die Vertheilung des Auslobenden von einem der Betheiligten nicht als 
verbindlich anerfannt, fo ift ber Auslobende berechtigt, die Erfüllung zu verweigern, 
bis die Beteiligten den Streit über ihre Berechtigung unter ſich ausgetragen 
haben; jeder von ihnen Tann verlangen, daß die Belohnung für alle Hinterlegt 
wird. 

Die Vorfchrift des 8. 659 Abſ. 2 Sag 2 findet Anwendung. 


db) Die Verteilung der Belohnung und ebenfo bie etwa erforderliche Verloſung hat durch 
den Auslobenden zu gefchehen; vgl. 8 660 Abf. 1 Sap 1. Bet der Durchführung ift ber Grund⸗ 
faß bes 8 242 maßgebend. 

4. Die Vorfchriften des 8 659 find bispofitiver Ratur, infofern als der Auslobende in 
der Auslobung andere Beitimmungen treffen kann. 


8 660. 
@.11 8 591 W5[.2,3 ven. 8 647; TIL 8 647. P. II BB. 2 6. 34811. 

1. Entftehung und Zwed ber Vorſchrift. Der 8 660 ift auf Grund einer Unregung der 
Kritit (Bitlg. 8b. II ©. 327) von der zweiten Kommiffion eingeftellt. Er betrifft den Fall, dag 
die erforderte Handlung nur einmal vorgenommen ift, Daß aber mehrere zu bem Erfolge, 3. ©. 
zu der Exgreifung eines Verbreders, mitgewirkt Haben. Die Regelung beruht auf dem Gedanken, 
daß die Belohnung unter die mehreren Perfonen verteilt werben und nur, wenn dies nicht an= 
gängig fei, daS Los entſcheiden müſſe, dab aber die Vornahme der Verteilung und insbefondere 
die Beftimmung der einzelnen Quoten Sache des Auslobenden fet. 

Die Mehrheit der Kommilfion ging davon aus, daß für die Stellung bed Auslobenden 
bei der Beitimmung über die Verteilung nicht ſowohl die in den 88 315, 316 für den Fall, 
daß die Beitimmung der Leiftung einem der Vertragjchließenden obfiegt, jondern die im ben 
88 317—319 für den Fall getroffenen Vorſchriften zur entiprechenden Anwendung zu bringen 
feien, daß die Beitimmung der Leiftung einem Dritten obliege. Der 8 660 beſchränkt fich 
indefien darauf, in dem Abſ. 1 Say 2 eine dem 8 319 Abſ. 1 Sag 1 und Gap 2 Halbi. 1 
entſprechende Borfchrift zw geben und in dem Abſ. 2 befondere Vorfchriften für die dort be= 
zeichneten Fälle Hinzuzufügen. Hierdurch wird eine entiprechende Unwendung ber übrigen Vor⸗ 
ſchriften der 88 317—319 zwar nicht ausgeſchloſſen, aber bie Anwendung ift dod nur dann 
zuläſſig, wenn die allgemeinen Vorausſetzungen einer entiprehenden Anwendung vorliegen. 
Hierbei wird insbefondere zu beriidfichtigen fein, daß fich der hier fraglihe Fall von dem ber 
88 317—319 dadurch unterjheidet, daß der Auslobende zur Verteilung verpflichtet ift, während 
eine ſolche Verpflihtung dem Dritten in dem alle ber 88 317—319 nicht obliegt. 

Verhältnis zu & 659 f. Erl.1 zu 8 659. 

Betipiel RG. Bd. 11 ©. 282; dazu Brüdmann, DIE. 1903 ©. 473. 

2. Stellung des Auslobenden und Durchführung ber Verteilung. 

&) Der Unslobende ift durch die Bewirtung bes Erfolges Schuldner geworben, Gläubiger 
find die mehreren Perfonen, welche an der Bewirtung des Erfolges teilgenommen haben; nur 
bie Teile, welche jedem einzelnen zuftehen, find noch zu beftimmen. Der Auslobende haftet aljo 
wie jeder andere Schuldner, er ift aber auch nad Maßgabe des $ 372 befugt, fich durch Hinter 
Tegung ber geſchuldeten Leiftung von der Verbindlichkeit zu befreien. 

b) Neben der unter 2a bezeichneten Verpflichtung liegt dem Auslobenden die Verpflichtung 
ob, die Verteilung unter die Beteiligten vorzunehmen. jeder Beteiligte klann gegen ihn auf 
Vornahme der Verteilung Magen. Wird der Auslobende verurteilt, fo findet die Zwangs⸗ 
vollſtredung nadı Maßgabe des 8 888 der CPO. ftatt. Die Beteiligten können nicht verlangen, 
daß die Belohnung ungeteilt an alle auögehändigt werde; der Auslobende Hat vielmehr nicht 
nur die Pflicht, fondern auch das Recht, die einzelnen Teile zu beftimmen. 


9. Titel: Auslobung. 8 660. 649 


©) In dem alle der 88 317—319 Hat der Dritte die Beſtimmung regelmäßig in Perfon 

zu treffen (f. Erl.2 zu $ 318). Der entiprechenden Anwendung dieſes Grundfages auf dem hier 
vorliegenden Fall fteht das Bedenken entgegen, dab der zu der Leiftung der Belohnung und ber 
zur Verteilung berfelben Verpflichtete diefelbe Perſon tft und daß ihm nit nur die Pflicht, 
fondern aud) das Recht zufteßt, die Verteilung vorzunehmen. Überwiegende Gründe dürften mit 
Rüdficht hierauf dafiir fprechen, in dem Falle des 8 660 nicht zu fordern, daß die Beftimmung 
von dem Auslobenden in Perfon getroffen werde. Stirbt daher ber Auslobende, jo haben feine 
Erben, wird er geihäftsunfähtg, jo hat fein gefeglicher Vertreter die Beſtimmung zu treffen. 
Auch die Überlaffung der Beſtimmung an einen durch Rechtsgefhäft ermächtigten Vertreter dürfte 
wenigſtens im Zweifel als zuläffig anzufehen fein. Ob, wenn ber Auslobende in der Gefchäfts- 
fähigteit beſchränkt ift, fein gefeglicher Vertreter die Beſtimmung zu treffen Hat oder doch deſſen 
Zuftimmung zu der von dem Auslobenden getroffenen Beftimmung erforderlich tft, hängt von 
der aus den Umftänden des Falles zu entnehmenden Auslegung ber Auslobung ab. War der 
Auslobende ſchon zum Zeit der Auslobung in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, konnte dieſe alſo 
mit Wirkſamkeit nur durch den gefeglihen Vertreter oder mit deſſen Einwilligung erfolgen, jo 
wird diejer aud die Beftimmung ber Verteilung zu treffen haben oder doch defien Einwilligung 
zu der Beitimmung erforderlich fein. Dasfelbe dürfte im Zweifel auch anzunehmen fein, wenn 
der Auslobende fpäter in ber Geſchäftsfähigkeit beſchränkt wird; jedoch können bier die Umftände 
des Falles eine andere Auslegung rechtfertigen. 
r d) Zweifelhaft kann fein, ob die Vorſchrift des 8 317 Abſ. 2 Halbf. 1, nach welcher, wenn 
bie Beftimmung durch mehrere Dritte erfolgen foll, im Zweifel Übereinftimmung aller erforderlich 
iſt, entiprechende Anwendung zu finden Hat. Der fraglihe Fall würde gegeben jein, wenn die 
Auslobung von mehreren erfolgt ift ober wenn an die Stelle des Auslobenden mehrere Erben 
desſelben getreten find. Durch das Erfordernis der Einftimmigteit wird die Möglichkeit gegeben, 
daß eine Beftimmung überhaupt nicht getroffen werden fann (f. unter g). Ein genügender Grund 
dürfte indeffen hierin nicht liegen, um von der den allgemeinen Grundſätzen entiprechenden Vor— 
ſchrift des 8 317 Abf. 2 Halbf. 1 abzuweichen. Der in dem Halbf. 2 vorgefehene Fall kann 
Hier nicht in Frage kommen. Enneccerus 8 293 Anm. 4 will Stimmenmehrheit entſcheiden 
laſſen. 

e) Die Vorſchrift des 8 318 Abſ. 1, nach welcher die Beſtimmung des Dritten durch Er- 
Märung gegenüber einem ber Vertragſchließenden erfolgt, kann eine entiprehende Anwendung 
nicht dahin finden, daß an die Stelle bes einen der Vertragſchließenden der Auslobende tritt; 
denn biefer jelbft Hat ja die Beftimmung zu treffen. Zweifelhaft kann fein, ob die Wirkſamkeit 
ber Beftimmung davon abhängt, daß fie allen gegenüber erklärt wird, welche zur Bewirkung 
des Erfolges mitgewirkt haben, ober ob bie Erklärung gegenüber einem berjelben genügt; die 
letztgedachte Anficht dürfte der Anfchauung des Verkehrs am meiften entiprechen. 

Auch eine entſprechende Anwendung des 8 318 Abf. 2 über die Anfechtung der getroffenen 
Beftimmung bilrfte fi, da der Auslobende ander wie der Dritie im alle des 8 318 ein 
eigenes Interefie und das Recht Hat, bie Beftimmung zu treffen, nicht vechtjertigen laſſen. Die 
Anfechtung fteht vielmehr nur dem Auslobenden zu und es finden darauf die allgemeinen Grund⸗ 
fäe Anwendung. 

H Die von dem Auslobenden über bie Verteilung getroffene Beſtimmung ift fir bie 
Beteiligten nicht verbindlich, wenn fie offenbar unbillig ift. Über den Begriff der offenbaren 
Unbilligkeit |. Erf. 1 zu 8 319. Die entiprehende "Anwendung der Vorſchriften des 8 319 
würde dahin führen, daß derjenige Beteiligte, welcher die offenbare Unbilligteit behauptet und 
deshalb die Verteilung durch das Gericht verlangt, den hierauf gerichteten Anſpruch gegen den 
Ausfobenden geltend maden müßte. Hiermit ift imdefien die Borjchrift des 8 660 Abſ. 2 
Halbf. 1 nicht vereinbar, nad) welcher der Auslobende, wenn feine Beitimmung von einem ber 
Beteiligten nicht als verbindlich anerfannt wird, berechtigt ift, die Erfüllung zu verweigern, bis 
die Beteiligten den Streit über ihre Berechtigung unter ſich ausgetragen Haben. Hiernach Hat 
ein Betelligter, welcher die offenbare Unbilligleit der getroffenen Beftimmung behauptet, feinen 
Anſpruch gegen bie übrigen Beteiligten geltend zu machen und in biefem Prozeſſe Hat das 
Gericht über die Verteilung zu erkennen. 

Will ein Betetligter fih bei der von dem Auslobenden getroffenen Beſtimmung berufigen, 
fo kann er ohne weiteres den ihm danach zufommenden Teil der Belohnung von dem Aus— 
lobenden fordern. Diefem fteht dagegen die im Abf. 2 Halbf. 1 beftimmte Einrede zu. Zur 
Begründung ber Einzede ift erforderlich, daß die getroffene Beftimmung von einem der Beteiligten 
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$. 661. Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum Gegenftande hat, 
ift nur gültig, wenn in der Bekanntmachung eine Frift für die Bewerbung beftimmt 
wird, 

Die Entſcheidung darüber, ob eine innerhalb ber Frift erfolgte Bewerbung 
der Auslobung entfpricht oder welche von mehreren Bewerbungen den Vorzug 
verdient, ift durch bie in der Auslobung bezeichnete Perfon, in Ermangelung 
einer folchen durch den Auslobenden zu treffen. Die Entfcheidung ift für die 
Betheiligten verbindlich. 


nit als verbindlih anerfannt wird. Dem Auslobenden wird, um ſich über das Vorliegen 
diefer tatfählihen Worausfegung Gewißheit zu verfchafien, das Recht einzuräumen fein, eine 
Erklärung von ben Beteiligten darüber zu verlangen, ob fie die getroffene Beitimmung als 
verbindlich anerfennen. Die Vorſchrift des Abi. 2 Halbf. 2 dürfte dahin ausdehnend auszulegen 
fein, daß dem Auslobenden das Recht, die Erfüllung zu verweigern, folange zufteht, als einer 
der Beteiligten bie getroffene Beftimmung nicht als verbindlich anerfannt hat. 

Solange ein Beteiligter den ihm zukommenden Teil der Belohnung von dem Wuslobenden 
noch nicht fordern kann, ift er bereditigt, die Hinterlegung der Belohnung für alle Beteiligten zu 
verlangen (Abſ. 2 Halbi. 2), Solange bie den einzelnen Beteiligten zulommenden Teile nit 
definitiv beftimmt find, ift alfo das Verhältnis in der Hier fraglichen Beziehung ein ähnliches 
wie bei einer unteilbaren Forderung (8 432 Abi. 1 Sa 2). 

8) Biweifelhaft ift, ob und inwieweit die Vorſchrift des 8 319, Abf. 1 Sa 2 Halbf. 2 ent 
ſprechend anzuwenden ift, nad) welcher das gleiche wie im Kalle der offenbaren Unbilligkeit der 
getroffenen Beitimmung auch dann gilt, wenn ber Dritte bie Beſtimmung nicht treffen kann 
oder will ober wenn er fie verzögert. Der Hall, daß der Auslobende die Beftimmung über die 
Verteilung nicht treffen kann, wird nur felten vorlommen; ex ift aber nach bem obigen (f. unter d) 
möglid, wenn mehrere Berfonen die Beftimmung zu treffen haben und biefe ſich nicht einigen 
lönnen; er würde noch öfter vorkommen können, wenn man abweichend von der oben unter c 
dargelegten Anficht annähme, daß bie Beſtimmung von dem Uuslobenden in Perſon zu treffen 
jei. In Fällen diefer Urt wird eine entiprechende Anwendung ber fraglichen Borfchrift notwendig 
fein, weil andernfalls den Beteiligten die Möglichteit abgejchnitten wäre, bie Belohnung zu er 
Balten. Anders liegt das Verhältnis, wenn der Auslobende die Beitimmung nicht teefien will 
ober wenn er fie verzögert. Jeder Beteiligte ift in folhem Falle auf Vornahme der Verteilung 
gegen den Auslobenden zu Magen befugt und Tann, wenn berfelbe verurteilt ift, bie Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen ihn nach Maßgabe des 8 888 der CPO. erwirken. Bleibt dies aber erfolglos, 
fo liegt das Verhältnis filr die Betetligten ebenfo, wie wenn der Auslobende die Beſtimmung 
nicht treffen Tann. Auch in diefem Falle wird man daher zu einer entipredhenden Anwendung 
der fraglichen Vorſchrift gelangen und jebem Beteiligten das Recht zugeftehen müſſen, im e 
der Klage gegen die übrigen Beteiligten die Beſtimmung ber Verteilung durch das Gericht 
verlangen. Es dürfte fi wohl rechtfertigen, nod einen Schritt weiterzugehen, und jenes 
Recht der Betetligten nicht davon abhängig zu machen, daß die Zwangsvollſtreckung gegen ben 
Anslobenden erfolglos geblieben ift, es vielmehr ſchon dann eintreten zu faflen, wenn der Aus- 
lobende erklärt, daß er die Beſtimmung nicht treffen wolle. Bedenklich dagegen bürfte fein, das 
fragliche Recht ſchon dann eintreten zu lafjen, wenn ber Uuslobende die Beſtimmung verzögert. 

8. Die Vorfhriften des 8 660 find dispoſitiver Ratnr inſofern, als der Auslobende im ber 
Auslobung andere Beftimmungen treffen kann. 


8 661. 
€. 18 594; 11 8 592 res. 8 648; TIL 8 648. P.1 6.824, 11825, 11928; MR. II €. 5231. 
9.1138. 2 6. 3501. 

1. Charakter des Preisausſchreibens. Unter den Begriff der Auslobung fallen aud die 
Preisausfhreibungen, d. h. die Öffentlichen Zuſagen von Preifen für die Vollbringung einer 
Handlung, namentlich für die Löfung einer Aufgabe aus den Gebieten der Wiſſenſchaft, Kunft, 
Technik 2c. Für diefe Art der Uuslobung find im 8 661 Sondervorſchriften gegeben. 

Das Charatteriftiiche der Preisausſchreibung liegt darin, daß die geftellte Aufgabe ver- 
ſchiedene Löfungen zuläßt, und daß ein Wettbewerb möglich ift. Abweichend von der gewöhn« 





9. Titel: Auslobung. 8 661. 651 


Bei Bewerbungen von gleicher Würdigleit finden auf die Zuertheilung des 
Preifes die Vorfchriften des 8. 659 Abſ. 2 Anwendung. 

Die Uebertragung des Eigenthums an dem Werfe kann der Auslobende nur 
verlangen, wenn er in der Auslobung beftimmt Hat, daß die Webertragung er- 
folgen foll. 


lichen Auslobung ift eine ausdrüdliche Bewerbung um den auögefegten Preis erforderlich. Die 
Bewerbung muß vor bem Ablaufe der gefegten Friſt ftattfinden. 

2. Abſ. 1. Die Segung einer Friſt ift um deswillen für weſentlich erklärt, weil fonft ber 
Auslobenbe ſtets noch auf ein befferes Werk warten und niemals genötigt werden Lönnte, unter 
den zur Bewerbung geftellten Leitungen die endlihe Wahl zu treffen; M.II ©. 524. Aus ber 
Beftimmung der Zrift folgt nach ber Auslegungsregel bes 8 658 Abf. 2, daß der Widerruf der 
Preisausſchreibung regelmäßig ausgeſchloſſen tft. 

Wegen der Friſt j. 88 186ff. 

3. Abſ. 2. Die Entſcheidung des Preisrichters ftellt fih dar als eine einfeitige empfangs⸗ 
bedürftige Willenderflärung; a. U. Dertmann $ 661 Ziff. 4; Staudinger-Kober 8 661 Biff. 2. 
Nähere Vorſchriften gibt das Geje darüber nicht. Es kann fich fragen, ob, wenn bie Entſcheidung 
von einen Dritten abzugeben ift, die Vorſchriften der 88 317—319 fich zu einer entiprechenden 
Anwendung eignen. 

Die Stellung des Preisrichters ift indeſſen, obwohl fie in einzelnen Beziehungen mit ber 
Stellung bes Dritten, welcher die Beftimmung über eine Bertragsleiftung zu treffen Hat, Ähnlich: 
keit Hat, doch in anderen Veziehumgen auch wieder eine jo eigentlimliche, daß die entjprechende 
Anwendung ber fraglichen Vorſchriften bedenklich ericheint. Der Preisrichter Hat die Entſcheidung 
weber nad} billigem Ermeſſen, nod nad} feinem Belieben zu treffen, fondern gewifiermaßen als 
Richter nad) Maßgabe der in der Auslobung aufgeftellten Grundfäge. Weber der 8 317 Abf.1 
nod der $ 319 Tann baher Anwendung finden. Das im 8 317 Ubf. 2 beftimmte Erfordernis 
der Einftimmigteit wirbe bei mehreren Preisrichtern in Ermangelung einer anderweiten aus ber 
Auslobung zu entnefmenden Abfiht wohl ſchon aus allgemeinen Grundfägen abzuleiten fein; 
a. A. Enneccerus 8 293 Anm. 5, welder Stimmenmehrheit entſcheiden laſſen wil. Die Vors 
ichrift des 8 318 Abſ. 1 paßt nicht, weil es ſich nicht oder doch nicht im erfter Linie um eine 
Veftimmung über das Verhältnis zwifchen dem Auslobenden und den Bewerbern, fondern um 
eine Entiheidung zwifchen ben leßteren Handelt. Aus dem Bwede ber fraglichen Entſcheidung 
wird abzuleiten fein, daß fie durch Mitteilung an die Bewerber zu erfolgen hat. Die Grfinde, 
welche zu der Beftimmung des $ 318 Abſ. 2 im betreff der Anfechtbarkeit der von dem Dritten 
getroffenen Beitimmung geführt Haben (ſ. Erl. 3 zu 8 318), treffen zwar im wejentlihen auch 
für die Entiheldung eined Preißrichterd zu; die fragliche Vorſchrift ift aber andererfeit doch fo 
pofitiver Natur, daß eine entiprechende Anwendung in Ermangelung einer ausdrüdlic darauf 
verweifenden Vorſchrift bedenklich erſcheinen muß und zwar umfomehr, als die Anwendung 
"wegen der Mehrheit der Bewerber und ihres Berhältnifies teils unter fich, teils zu dem Aus- 
lobenden zu mannigfadhen Zweifeln führen würde. Die durch die Auslobung erfolgte Beſtimmung 

des Dritten zum Preisrichter verpflichtet diefen nicht, da3 Amt anzunehmen. Kann oder will er 
die Entſcheidung nicht treffen, fo wird damit nicht eima nach Analogie des 8 319 Abſ. 2 die 
Auslobung unwirkfam, vielmehr fällt nur die fraglihe Nebenbeftimmung weg: die Entſcheidung 
ift daher von dem Auslobenden zu treffen. Ob dem Nichtwollen oder Nihtlönnen das Berzögern 
gleichzuſtellen ift, beftimmt ſich nach den Umftänden bes Falles. Der Auslobende ift den Bes 
werbern gegenüber verpflichtet, die Entſcheidung zu treffen. Wird er dazu verurteilt, jo ift die 
Zwangdvollftredung nach Maßgabe des 8 888 der CPO. zuläffig. Auch ein Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ift nicht ausgefchlofien. Dabei iſt aber zu beachten, daß ber 
Auslobende bie Entſcheidung dahin treffen Tann, daß feiner ber Bewerber ben Preis verdient 
und daß biefe Entfeidung nad 8 661 Abſ. 2 Sag 2 verbindlich und unanfehtbar if. Die 
Entftehung eines Schadens durch die Unterlafjung der Entjheidung wird daher ſchwerlich nach⸗ 
weisbar jein. 

Anfechtung der Entſcheidung der Preisrichter wegen Irrtums oder Betrugs Brückmann, 
DI2. 1905 ©. 850. 

4. Der Abſ. 4 entſcheidet eine im früheren Rechte ftreitige, im Leben oft zu Zweifeln 
Anlaß gebende Frage, Ä 
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Behnter Titel. 
Auftrag. 


Die eingereichten Werke find den Bewerbern auf Verlangen zurüdzugeben. Für Be— 
Schädigungen, welche durch ordnungsmäßige Prüfung zum Bwede der Entſcheidung Berbeigeführt 
find, braucht ber Auslobende feinen Erfag zu leiſten. Werben bie eingereichten Werke nicht 
zurüdgefordert, fo Tann fi der Auslobende dur Hinterlegung nad; Maßgabe der 85 372ff. 
befreien. 

5. Rücktritt eine Bewerberd. Jeder Bewerber kann bis zum Entſcheidung feine Arbeit 
zurückziehen und damit ein Urteil über bie Arbeit ausſchließen; P. II 8b. 2 ©. 351. Das in 
Erl. 4 Abſ. 2 Geſagte gilt auch) Bier. 

6. Gharakter des 8 661. Die Vorfchrift des Abſ. 1 ift zwingend, die Vorſchriften der 
Abſ. 2—4 find dagegen dispoſitiver Natur inſofern, a im Preisausſchreiben andere 
Beftimmungen getroffen werden können. 


Zehnter Titel. 

Iſay, Die Gejhäftsführung nad dem BGB. 1900; Dnieftrzansty, Die Aufträge Br 
gunften Dritter, 1905. 

I. Begriff des Auftrags. Bedeutung ber Vorſchriften bed zehuten Titeld. Der Aufteng 
it ein Vertrag, durch melden jemand bie Berpflihtung übernimmt, unentgeltlich ein Geſchäft 
für den Wuftraggeber zu beforgen. 

Die Vorſchriften des zehnten Titeld Haben nicht nur Bedeutung für die zahlreichen Fälle, 
in denen ein Auftrag im Sinne bes Gefeges erteilt ift; ein Teil der Vorfchriften findet nämlich 
entiprechende Anwendung bei einer Neihe von anderen Nedtöverhältnifien, jo namentlich bei 
Dienfiverträgen und Werkverträgen, welche eine Geihäftöbeforgung zum Gegenftande haben; vgl. 
im einzelnen unter IT 1. Die praktiſche Bedeutung ber Vorſchriften ift hiernach eine fehr 
erhebliche, und ſowohl die Wifjenfchaft als aud die Praxis haben ſeit dem Ericheinen der 
1.12. Auflage dieſes Kommentars mit dem Auftrage ſich vielfach befaßt und bie Vorfchriften durch 
Auslegung näher audgeitaltet. 

II. 1. Regelung des Auftrags und anderer Fälle der Geihäftöbeforgung im BER. 
Die Lehre vom Auftrag ift im römiſchen Rechte fehr eingehend behandelt und in ifren Grund⸗ 
zügen feftgelegt. Die Säge bes römiſchen Rechtes find dann im gemeinen Recht und in den 
modernen Geſetzgebungswerken ergänzt und fortgebildet. Die Vorfchriften des BGB. ftellen ſich 
in der Hauptſache als eine Kodifitation bes früheren Rechtes dar; Streitfragen find tunlichft zur 
Entſcheidung gebradt. Hierbei ift auf einen Punkt befonders Hinzumeifen. Nach römifchen 
Rechte war die Unentgeltlichkeit ein weſentliches Merkmal des Auftrags; mandatum nisi gratu- 
itum nullum. Der €. I ging davon aus, daß diefer Sag den Anſchauungen und dem Verkehre 
der Gegenwart nicht mehr entfprede. Im Anſchluß an eine in der Neuzeit vielfadh vertretene 
und aud in modernen Gefegen zur Anerkennung gelangte Anſicht war deshalb beftimmt (E. I 
& 586), daß der Wuftraggeber ſich verpflichten könne, dem Beauftragten fiir die Ausführung des 
Auftrags eine Vergütung zu gewähren; in gewiſſen Fällen follte fogar eine Vermutung dafür 
eintreten; daß eine Vergütung vereinbart fei. Die zweite Kommiffion hat dagegen geglaubt, ba 
man, um zu einer feharfen Unterfeidung des Auftrags vom Dienftvertrag und Werkvertrage zu 
gelangen, die Unentgeltlichkelt ald Merkmal bes Auftrags feitfegen müfje. Dabei tft nicht ver⸗ 
Tannıt, daß fi die für den Auftrag gegebenen Vorſchriften größtenteils auch zur Anwendung 
auf Dienftverträige und Werkverträge eignen, welche eine Gejchäftsbeforgung zum @egenftande 
haben. Die Kommiffion hat deshalb einen neuen Paragraphen, den jegigen 8 675, eingeftellt, 
welcher die Anwendung einer Anzahl der Vorſchriften des zehnten Titels auf Dienft- und Werts 
verträge ber gelennzeichneten Art vorſchreibt. Es gibt hiernach keinen allgemeinen Vertrag über 
bie Beſorgung frember Geichäfte, ebenfowenig wie e8 einen allgemeinen Arbeitsvertrag gibt (vgl. 
Vorbm. I, 2 zum fechiten Titel), ſondern es ftehen fi einerfeit3 der Auftrag, welcher ftet3 bie 
unentgeltliche Bejorgung fremder Gefchäfte, und andererfeitß der Dienftvertrag und der Werkvertrag, 
welche die entgeltliche Beforgung fremder Geſchäfte zum Gegenſtande Haben, durchaus felbftändig 
gegenüber. 
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Neben der Geſchäftsbeſorgung auf Grund eined Auftrags oder eines Dienft- oder Werk 
vertragd kommen noch zahlreiche andere Fälle der Beforgung von Geſchäften für andere in Be— 
tracht; eine Zufammenftellung |. bei Ifay, Geihäftsführung ©. Off. Mit Rüdfiht auf die 
Ähnlichteit der Verhältnifje wird hierbei vom Gejege mehrfach auf die Anwendung von Bors 
Tchriften, welche zunächſt für den Auftrag gegeben find, verwiejen, fo namentlich bei der Geſchäfts⸗ 
führung des Vorftandes eines Vereins und einer Stiftung (88 27, 86), und bei der Führung 
ber Geichäfte einer Gefellihaft (8 713), bei den Anfprücen eines Gefchäftsführers ohne Auftrag 
auf Erfag von Aufwendungen ($ 683), bei den Unfprlihen eines Vormundes auf Erfag von 
Aufwendungen (8 1835), hinfichtlich des Erfages von Aufwendungen für einen Erben, wenn die 
Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet ift (8 1978, ſ. auch 88 1991, 
419, 2036), fowie bei der Geihäftsführung eines Teftamentsvollfireder8 (8 2218). In anderen 
Fällen ift auf Anwendung von Vorfchriften iiber die Geſchäftsführung ohne Auftrag und bamit 
indiret auf Borfchriften über den Auftrag verwiefen; f. 3. 8.88 450, 547, 601, 994, 1007, 1049, 
1216, 1959, 2125. In noch anderen Fällen der Geſchäftsbeſorgung ifi der Erſatz von Auf⸗ 
wendungen in ſachlicher Übereinftimmung mit ben für ben Wuftrag gegebenen Vorfchriften ges 
ordnet; ſ. 3. B. 88 970, 1390, 1648. Hiernach befieht bei den verſchiedenen Arten der Ge— 
fchäftsbeforgung im verſchiedenen Beziehungen eine Gleichheit oder Ähnlichkeit ber Megelung. 
Ifay Hat nun in dem angeführten Werte die Theorie aufgeftellt, da& ein allgemeiner Grund⸗ 
begriff der Gejhäftsführung aufzuftellen fet, und dab an Stelle des Auftrags, der Gefchäftsführung 
ohne Auftrag und der anderen Verhältnifie, welche eine Geſchäftsführung zum Gegenftande haben, 
die Gefhäftsführung als folhe bie Örundlage für die Rechtsverhältniſſe der Beteiligten bilde; 
über Yfay f. Leonhard, Krit. Biert. Bd. 44 ©. 408ff. Diefe Auffaſſung entfpricht nicht dem 
Geſetze. Die verfhiedenen Fälle der Geſchäftsbeſorgung find vom Gefege für ſich behandelt. 
Wenn dabei im einzelnen gleiche Verhältniſſe in gleicher Weife geregelt find, fo kann dies nicht 
dahin führen, die Unterſchiede zwiſchen ben übrigens vielfach verſchiedenen Arten ber Geſchäfts⸗ 
beforgung zu verwiſchen. Die Rechte und Pflichten der Beteiligten ergeben fih nad) dem BGB. 
aus dem Bertrage, welcher die Geichäftsbeforgung zum Gegenftande Bat, oder dem fonftigen 
Kaufalverhältnifie, nicht aber aus der Tatfache der Gefhäftsführung. Selbſtverſtändlich ift aber 
anzuerlennen, daß die Vergleihung ber verfchiebenen Verträge und Rechtsverhältniſſe und die 
Herausarbeitung allgemeiner Geſichtspunkte. wie das Buch von Iſay und auch bie zufammen- 
faftende Darftelung bei Erome, BR. 8 252 zeigen, wiſſenſchaftlich und praktiſch förderlich 
fein kann. 

2. Gejchäftsbeforgung. Unter den Auftrag fallen nad; der grundlegenden Beftimmung 
bes 8 662 alle Verträge, melde eine unentgeltliche Gefchäfisbeforgung zum Gegenftande haben. 
Der Begriff der Gefchäftsbeforgung ift dabei im weiteften Sinne zu verfiehen. Er umfaßt ſowohl 
Rechtsgeſchäfte als auch rein tarfächliche Handlungen. Neuerdings tft mehrfach die Anficht ver- 
treten, daß der Begriff der Geſchäftsbeſorgung enger zu fafien ſei; Jſay, Geſchäftsf. ©. 96; 
Lenel, Iherings Jahıb. 44 ©. 35; Bernau bafelbft ©. 234; Dertmann 2. Aufl. 
Borbm. 28; Staudingers Engelmann $ 662 Erl. 4; Neumann BGB. Vorbm. V; 
Erome BR. 88 252, 253 IL Man ift zu diefer Anficht gelommen durch ben 8 675 des BGB. 
Diefer beftimmt, daß eine Anzahl von Borfchriften des zehnten Titeld auf Dienftverträge und 
Werkverträge, welche eine Geſchäftsbeſorgung zum ®egenftande Haben, entiprechende Anwendung 
finden ſollen. Hiernach feheint das Gefeg davon auszugehen, daß es Dienftverträge und Werts 
verträge gebe, welche etwas anderes als eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenftande Haben. Nun 
meint man, da nicht anzunehmen fei, daß das Gejeg den Ausdrud Geihäftsbeforgung in dem= 
felben Titel in verfchiebenem Sinne gebrauchen molle, fo fei die Folgerung nicht abzuweiſen, daß 
es neben den im 8 662 geregelten Aufträgen, welche bie unentgeltliche Beforgung eines Geſchäfts 
des Auftraggeber zum Gegenitande Haben, Aufträge geben müſſe, melde noch andere nicht 
unter den Begriff der Geſchäftsbeſorgung fallende Handlungen zum Gegenftande haben. Unter 
die Verträge der leßteren Art jollen z. B. fallen die Verträge über die Tätigkeit eines Arztes, 
eine Erzieher8 oder eines Vorleſers. Hier fehle es an einer gefeglichen Regelung. Es bleibe 
nichts übrig, als im einzelnen Falle feftzuftellen, ob bie Vorſchriften über den Auftrag ent- 
fprechend angewendet werden könnten. Diefe Auffafjung kann nicht für richtig erachtet werden. 
Zunãchſt fpricht dagegen die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Das römiſche Recht Hat einen 
Unterſchied zwifhen Aufträgen, welche eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenftande haben, und 
anderen Aufträgen nicht aufgeftellt und auch die neneren Geſetze enthalten keine derartige Unter» 
ſcheidung. Wenn nun ber E. I beftimmte: „Dur die Annahme des Auftrages wirb ber Be— 
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auftragte verpflichtet, da8 ihm von dem Wuftraggeber aufgetragene Geſchäft für diefen zu be 
forgen“, fo ift nicht anzunehmen, daß damit eine Neuerung hat eingeführt und von den Aufträgen 
eine bejondere Gruppe bat abgefondert werden follen. In ben M. II ©. 527 wird viel 
mehr ausdrücklich hervorgehoben, daß unter Geſchäftsbeſorgung niht nur Rechtshandlungen 
und Nechtsgefchäfte, jondern aud) jede tatſächliche Dienftleiftung zu verftehen fel, und dab eine 
und diefelbe Handlung bald Gegenftand eines Auftrags, bald eines Dienftvertragd fein könne. 
Eine dem jegigen 8 675 entiprechende Vorſchrift war im E. I überhaupt nicht enthalten; von 
einer einſchraͤnkenden Auslegung des 8 587 (jegt $ 662) auf Grund des jegigen 8 675 konnte 
alfo vom Standpunfte bes E. I nicht bie Rede fein. Bei der Veratung des 5 587 des €. I 
in der zweiten Kommiffion-ift von einer Änderung des €. I und einer Einſchränkung der Be 
flimmungen des Titeld auf eine beftimmte Gruppe von Aufträgen nicht Die Rebe geweſen. 
Allerdings hat die zweite Kommiffion dann fpäter befchlofien, ald neuen Paragraph die Vorſchrift 
einzuftellen: „Die Vorfchrifien der 88 590595, 599603 finden entiprechende Anwendung, 
wenn die Verpflichtung zur Geihäftsbeforgung in einem Dienft« oder Werkvertrage übernommen 
if.“ Es Liegt aber nichts dafür vor, daß damit der grundlegende Paragraph Über den Auftrag 
bat eingefchränft werden follen; es handelte fich vielmehr um eine Erweiterung des Anwendungs⸗ 
gebietS der Vorfchriften über den Auftrag. Die vorſtehend mitgeteilie Faſſung des Beſchluſſes 
der zweiten Kommiffion ſteht auch mit der allgemeinen Faſſung des 8 587 (jeßt 8 662) durchaus 
im Eintlange. Uber audy innere Gründe fprehen durchaus dagegen, zwiſchen Aufträgen, welde 
eine Geichäftsbeforgung zum Gegenftande haben, und anderen Aufträgen zu unterideiden und 
die Vorjchriften des zehnten Titeld nur auf erftere zu beziehen. Die Beſtimmungen pafjen für 
alle Fälle, in denen ſich jemand verpflichtet Hat, unentgeltlich für einem anderen tätig zu werden. 
So führt z. ®. bei den Verträgen des Arztes oder des Erzieherd die Unwendung ber Regeln 
über Zuziehung von Vertretern, über die Verpflichtung, ſich nad; den Weifungen des Auftrag 
gebers zu richten, über die Erteilung von Auskunft und über den Erſatz von Aufwendungen zu 
durchaus angemefjenen Ergebnifien. Es würde unbegreiflich fein, wenn das Geſetz dieſe Fälle 
von der Negelung hätte ausnehmen wollen. Hiernach ift daran feitzuhalten, daß ber 8 662 
alle Arten von Aufträgen umfaßt. Glaubt man ſich anf einen anderen Standpunkt jtellen zu 
müffen, fo bleibt nichts übrig, als die Vorfchriften des $ 662 in dem bezeichneten Fällen ent 
ſprechend anzuwenden. 

III. Weſen des Auftrags. Der Auftrag ift ein Vertrag. ES finden alfo auf ben 
Auftrag aufer den befonderen Vorſchriften des zehnten Titels die Vorfchriften bes 1. Buches 
über Mechisgeichäfte und Verträge fowie die Borfchriften des 2. Buches über obligatorifche Ber 
träge Anwendung. 

Der Ausdrud Auftrag wird im Leben vielfach aud in dem Einne gebraucht, daß darunter 
die einfeitige Aufforderung des Auftraggebers an den Beauftragten verftanden wird, ein Geſchäft 
für ihn zu beforgen. Von einem Auftrag in diefem Sinne ſpricht daS Geſetz in ben 88 662, 
663; Better, Iherings Jahrb. Bd. 49 5. If. Juriſtiſch Handelt es fi Hier um ein Angebot 
des Auftraggeber an den anderen Teil zum Abſchluß eines Vertrags. Eine Verbindlichkeit für 
den Beauftragten entiteht erft durch Annahme des Angebots. 

Der Auftrag ift ein felbftändiger Vertrag. Er ift von dem Dienftvertrage, Wert: 
vertrage, Mällervertrag und anderen Verträgen, welche Arbeitsleiftungen gegen Entgelt zum 
Gegenftande haben, getrennt zu halten. Im Leben pflegt man bier nicht fo ſcharf zu fcheiden, 
fondern ſpricht 3. B. davon, daß man einem Bankier Auftrag zum Anlauf eines Weripapiers, 
einem Rechtsanwalt Auftrag zur Führung eines Prozeſſes erteilt habe. Auch in der EBD. 
83 167, 753, RAD. v. 1. Juli 1878, im Börſ. Geſ. v. 22. Juni 1896 8 69 werden bie Aus⸗ 
drüde Auftrag, Auftraggeber und Beauftragter ohne Nüdficht darauf gebraucht, ob es ſich 
um entgeliliche ober unentgeltliche Verträge handelt. Es beftehen aber weſentliche Unterfchiede 
zwiſchen den verſchiedenen Verträgen, namentlich gilt bied vom Widerruf und der Kündigung. 
Deshalb ift darauf zu achten, ob wirklich ein Auftrag oder ein anderer Vertrag gewollt ift. 
Weiter ift noch darauf Hinzuweifen, daß fein Auftrag im Sinne ber Vorſchriften des zehnten 
Titels vorliegt, wenn jemand auf Grund eines Dienftverhältnifjes ober eines anderen ähnlichen 
Berhältnifies den zu Dienftleiftungen Verpflichteten anweilt, ein Geſchäft zu beforgen oder eine 
Handlung vorzunehmen. In derartigen Fällen find die Regeln des Dienftvertrags oder bed 
fonftigen Kaufalverhältnifieg maßgebend; Dertmann 2. Aufl. Borbm. 3b. 

Der Auftrag iſt kein gegenfeitiger Vertrag. Unter Umftänden können freilih aus 
dem Auftrag auch Verpflichtungen für den Auftraggeber erwachſen, in&bejondere wenn der Be 
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auftragte zum Zwede der Ausführung des Auftrags Aufwendungen macht. Auch wird es vielfach 
vorfommen, daß der Auftraggeber dem Beauftragten mit Rüdficht auf den Auftrag Zuwendungen 
macht oder ihm nach der Beſorgung des Geſchäſts eine Vergütung zufommen läßt. Aber der 
Auftrag wird Hierburd nicht zum gegenfeitigen Bertrage. Denn das dharakteriftiihe Merkmal 
der gegenfeitifen Verträge liegt darin, daß von vornherein von beiden Teilen Verpflichtungen 
übernommen werben, und daß jeder Teil feine Verpflichtung nur gegen die Verpflichtung bes 
anderen Teiles eingeht. Beim Wuftrag ift aber der Beauftragte zunächit allein verpflichtet; er 
hat feinen Anſpruch auf eine Gegenleiftung, und dadurch, daß etwa nachträglich der Auftrags 
geber dem Beauftragten eine Bumendung macht, welche tatſächlich als eine Art von Entgelt be⸗ 
Handelt wird, ändert ſich der juriftiihe Charakter des Vertrags nicht. 

Über das Zuftandelommen des Auftrags ſ. Erl. 1 zu 8 662, vgl. auch & 668, über 
die Rechte und Pflichten, melde fich aus dem Vertrag ergeben j. Erl. zu 8 662 fowie zu 
den 88 664—670, über die Beendigung des Auftragsverhältniffes f. 88 6741—674. 

IV. Verwandte Berhältnifie. 

1. Bon dem Dienftvertrage, bem Werkvertrage, dem Mäklervertrag und ver— 
wandten Verträgen untericheidet fich ber Auftrag durch die Unentgeltfichteit. 

Der Unterfhiedb gegenüber dem Werwahrungsvertrage, mit welchem ſich der Auftrag 
als fog. mandatum de custodiendo berühren Tann, liegt darin, daß der Auftrag feinem Weſen 
nach ein Handeln erforderi, während bei dem Verwahrungsvertrage der Schwerpunkt auf dem 
Gewähren der Obhut liegt; vgl. Seuffl. 8b. 45 ©. 32; Bayer. OLE. Bd. 13 ©. 548. 

Auftrag und Gefellihaft RG. in IW.1905 ©. 682. Auftraggund Ermädtigung 
NOHG. Bd. 13 ©. 298. Übernahme des Amts eines Schiedsrichters Fein Auftrag 
fondern eigenartiger Vertrag; RG. Bd. 59 ©. 247. Mit der Schenkung hat der Auftrag die 
Unentgeltlichteit gemein. Uber die Annahme eines Auftrags ift nicht Schenkung oder Schenkungs⸗ 
veriprechen, denn die Schenkung erfordert eine Zuwendung aus dem Vermögen des Schenter, 
während beim Auftrage der Beauftragte dem anderen Teile lediglich feine Perſon oder feine 
Arbeitstraft zur Beforgung eines Geſchäfts zur Verfügung ftellt. Auch in dem alle liegt 
Auftrag und nicht Schenkung vor, wenn jemand, welcher fonft berufsmäßig feine Arbeitskraft 
gegen Entgelt zu verwerten pflegt, wie z. 8. ein Architekt, ein Arzt oder ein Rechtsanwalt, uns 
entgeltlich ein beftimmtes Geſchäft zu beforgen libernimmt (f. Erf. 2 zu 8 516). Praftifhe Be⸗ 
deutung bat die Unterfcheidung hauptſächlich um deswillen, weil der Schenker nur für Vorſatz 
und grobe Fahrläſſigkeit Haftet, während ber Beauftragte für jedes Verſchulden einzuftehen Hat. 

Der fog. Kreditanftrag tft im 8 778 geregelt. 

Das Kommiffionsgefhäft fit im HGB. 88 383 ff. geregelt; ſubſidiär kommen auch 
beim Kommiffionsgefhäfte die Borfchriften des BGB. über den Auftrag zur Anwendung. Fir 
Rehtsanwälte kommen bie befonderen Borichriften ber RAD. v. 1. Juli 1878 in Betracht. 

Mit dem Auftrage verbindet fi nicht felten die Erteilung einer Vollmacht filr den Bes 
auftragten. Beides wurde früher häufig vermifcht. Das BGB. hat die Vollmacht im erften 
Buche (88 167ff.) als felbftändiges Nechtsinftitut geregelt. Beide Nechtsverhältnifie find danach 
getrennt zu halten; es ift aber zu beachten, daß, wenn in Verbindung mit einem Auftrag eine 
Vollmacht erteilt wirb, der obligatorifhe Auftrag für das Buftandelommen und das Erlöfchen 
der Vollmacht von Bedeutung tft (f. Erl. zu 8167; vgl. Ripr. Bd. 7 ©. 4). Die der Boll» 
madıt verwandte Anmweifung wird vom BGB. ebenfalls als felbftändiges Rechtsinſtitut be 
handelt (f. 88 783ff.; vgl. Rſpr. Bd. 10 ©. 183). Mit dem Auftrage verbindet fi ferner 
nit felten ein Garantieverfprechen, jet es, daß der Beauftragte die Gewähr für die Be 
forgung des Geichäfts übernimmt, fet ed, daß der Uuftraggeber dem Beauftragten baflir ein- 
äuftehen verfpricht, daß er Leinen Schaden erleiden werde. Ein folder Garantievertrag unterfteht 
den allgemeinen Regeln über obligatoriſche Verträge (f. auch Vorbm. zum achtzehnten Titel). 

2% Die Vorfehriften des öffentlichen Mechtes über die Berpflihtung der Beamten, 
Amtshandlungen vorzunehmen, werben durch die Beftimmungen bed zehnten Titels nicht 
berührt. 

V. berſicht. Der 8 662 beftimmt den Begriff des Auftrags. Ex wird durch bie 88 663 
bis 665 nach mehreren Richtungen ergänzt. Der 3 663 legt gewiſſen Perfonen, von denen 
man die Annahme eines ihnen erteilten Auftrags erwarten darf, die Verpflichtung auf, die Ab⸗ 
lehnung eines Auftrags dem Auftraggeber unverzilglich anzuzeigen. Der 8 664 gibt Vorſchriften 
über die Ausführung bed Auftrags durch einen anderen als ben Beauftragten und liber die 
Übertragung bes Anſpruchs auf Ausführung des Auftrags. Der 8 665 endlich regelt die Be— 
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8. 662. Durch die Annahme eines Auftrags verpflichtet fich der Beauftragte, ein 
ihm von dem Auftraggeber übertragenes Gejchäft für diefen unentgeltlich zu beforgen. 


fugnid des Beauftragten, unter Umftänden von den Weiſungen des Auftraggebers abzuweichen. 
Aus der Hauptverpflictung des Beauftragten, dad übernommene Geſchäft zu beforgen, erwachſen 
für ihn weitere Verpflichtungen, insbeſondere hat er über die Ausführung des Auftrags Nechen- 
ſchaft abzulegen und das bei der Wusführung des Auftrags Exlangte herauszugeben. Hierüber 
geben die 88 666, 667 Vorſchriften. Eigennützig verwendetes Geld hat der Beauftragte vom 
Augenblide der Verwendung an nad 8 668 zu verzinfen. Bon ben Gegenanfprüchen des Beanf- 
tragten handeln die 88 669, 670, und zwar der $ 670 von der Erſatzpflicht bes Auftraggeber 
für Aufwendungen, der, $ 669 von ber Verpflichtung des Wuftraggebers, für Aufwendungen 
Vorſchuß zu leiften. Über die Rechtsfolgen, melde fih an die Verlegung der beiden Teilen 
obliegenden Pflichten Tnüpfen, enthält der Titel, abgejehen von dem & 668, feine befonberen 
Beitimmungen; es kommen infoweit die allgemeinen Vorfchriften zur Anwendung. Auch darüber, 
ob der Beauftragte für den Schaden, den er durch Zufall anläßlich der Ausführung bes Auftrags 
erleidet, Erfag verlangen Tann, enthält da8 Geſetz keine Borichrift (f. Erl. 3 zu $ 670). Die 
Beendigung des Auftragsverhältnifies wird regelmäßig dadurch Herbeigeführt, daß der Beauftragte 
den ihm übertragenen Auftrag ausführt. Daneben kommen bie allgemeinen Gründe für das 
Erlbſchen eines Schulöverhältnifies in Betracht (f. Vorbm. zum britten Abſchnitt). Mit Rückſicht 
auf die befondere Natur des Auftrags find in den 88 671—674 Vorſchriften über ben Widerruf 
und die Kündigung des Auftrags fowie tiber den Einfluß des Todes eines der Beteiligten 
gegeben. Der 8 675 fchreibt, wie beveitd erwähnt, bie Anwendung einer Anzahl von den für 
den Auftrag gegebenen Vorſchriften auf gewiſſe Dienfte und Werkverträge vor. Der 8 676 
betrifft die Haftung für die Folgen eines Rated oder einer Empfehlung. 


8 662. 
&.18 585; 118 598 rev. 8 649; IN 8 649. P.1 E. 2383ff., 24021. 2420f., 2424; SR. II 6.525 fi. 
9.11 88.2 6. 3ö1f., 879. 

1. ®efen bed Auftrags |. Vorbm. III. 

2. Zuftandefommen bes Auftragd. Der Auftrag ift ein Vertrag. Fur den Abſchluß bes 
Bertrags gelten die allgemeinen Vorſchriften der 88 145ff. Die Faſſung des 8 662 weift nur 
anf den Fall Hin, dab der Auftraggeber den Auftrag erteilt und der Beauftragte ihn annimmt. 
Dies entfpricht dem regelmäßigen Laufe der Dinge. Selbſterſtändlich kann ſich der Abſchluß des 
Vertrag aber auch jo vollziehen, daß fi jemand einem anderen gegenüber zur Beforgung 
eine Geſchäfts erbietet und ber andere Teil diefed Anerbieten annimmt. 

Der Vertrag ift an feine Form gebunden. Der Auftrag kann auch ſtillſchweigend erteilt 
und angenommen werben. Das Gejeg kennt aber keine vermuteten Aufträge. Beforgt 
jemand ein Gejchäft auf Grund eines von ihm vermuteten Auftrags, ohne daß wirklich ein folder 
vorliegt, fo greifen die Vorfchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677.) Plap. 
Daß die Parteien ſich des Ausdrucks „Auftrag“ beim Abſchluſſe bes Vertrags bedienen, ift nicht 
notwendig. Umgekehrt wird es oft vorkommen, daß man im Leben bon einem Auftrage fpricht, 
wenn juriftiih ein Dienftvertrag oder ein anderer entgeltlicher Vertrag vorliegt. Für bie juri« 
ſtiſche Beurteilung kommt es natürlich nur darauf an, ob die Borausfegungen bes $ 662 erflillt 
find. Zu beachten ift, daß nicht jede Aufforderung, die jemand an einen anderen richtet, etwas 
zu tun, 3. B. an einen Ürzt, zu einem Werunglüdten zu eilen und ihm zu beffen, einen Auf⸗ 
trag in fi fließt; vertragsmäßige Verpflichtungen entftehen nur, wenn wirklich ber überein- 
ftimmende Wille beider Parteien feftgeftellt it, daß beftimmte rechtliche Beziehungen begründet 
werben follen. 

Übertragung eines N. in Form einer Bitte Ripr. Bd. 6 ©. 87. 

3. a) Gegenfiand des Auftrags Hit die Bejorgung eines Gejhäfts für ben Auftrag- 
geber. Der Ausdrud Geſchäft tt im weiteſten Sinne zu verfiehen; vgl. Borbm. II. 2. Es um⸗ 
faßt ſowohl Rechtsgeſchäfte als auch rein tatfächlie Handlungen. Der Auftrag kann ein einzelnes 
Geſchäft, er kann aber auch einen Komplex von Gefchäften, insbeiondere die Verwaltung eines 
Vermögens, betreffen. Aufträge, welche gegen ein gefegliches Verbot oder gegen bie guten Sitten 
verftoßen, find nach 88 134, 138 nichtig. Ebenfo tft ein Auftrag, welcher eine unmögliche Leiftung 
zum @egenftande hat, nad) $ 306 nichtig; doc kann bier nach 8 307 ein Unfpruc auf Schadens: 
erſatz begründet fein. Wegen ber Aufträge zum Spiele ſ. Erl. zu 8 762. 
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Fälle, in denen ein Auftragsverhältnis angenommen ift: RG. Bd. 54 ©. 329 (Girofonto 
bei der Reichsbank), Bd. 59 ©. 190 (Beifion zur Sicherheit); RG. in ZW. 1905 ©. 682 (Bere 
einbarung, daß einer von mehreren Önterefienten bei einer Verfteigerung bieten und der Erlös 
verteilt werben fol), Rip. Bd. 6 ©. 453 (Verpflichtung zur Übernahme einer Bürgichaft), Bd. 12 
S. 307 (Überlafjung bed Vermögens der Frau an den Mann im Falle des $ 1430), Mecht 1903 
©. 576 (Bereinbarung, daß der Schuldner die einem Dritten gegen ben Gläubiger zuftehende 
Hppothetenforderung erwerben, die Hypothek Löfchen und ben Ermerbapreis an feiner Schuld ab⸗ 
rechnen foll), 1904 ©. 222 (Übernahme der Pflicht, für fihere Anlage von Geld zu forgen). Anderer- 
ſeits Rfpr. Bd. 10 ©. 182 GWechſelkauf gegen Vorfhuß und Verpflichtung ber Bezahlung des 
Reſtes nach Eingang enthält keinen Auftrag zur Einziehung). 

d) Der Beauftragte fol ein ihm von dem Auftraggeber Üübertragened Geichäft für diefen 
beforgen, dag Geihäft muß alfo für den Beauftragten ein fremdes fein. Dies fließt nicht 
aus, dab der Auftraggeber bei der Erteilung des Auftrags auch das Intereſſe des Beauf⸗ 
tragten oder eines Dritten im Auge hat. Soll das Geſchäft nur den Bweden bes Beauftragten 
dienen, fo liegt fein Auftrag vor; es wird ſich in foldem alle entweder um einen unver 
bindlihen Rat (8 676) oder um eine in die Form eines Auftrags gelleidete Ermächtigung bes 
Beauftragten Handeln, über Vermögensſtücke des Auftraggebers zu verfligen oder dieſen zu 
verpflichten. Die Frage hat Hauptjählih Bedeutung für die Geſchäftsführung ohne Auftrag. 
Bel. Iſay, Geſchäftsf. ©. 48ff- 

4. Unentgeltliteit. Sir den Auftrag ift weſentlich, daß der Beauftragte fi 
verpflichtet hat, das übertragene Gejhäft unentgeltlich zu beforgen. Das Ver- 
ſprechen einer Belohnung ſchließt, aud wenn diefelbe verhältnismäßig geringfügig iſt, die Un—⸗ 
entgeltlihteit aus. Ob das Verſprechen eines Trinkgeldes bie Bedeutung hat, daß eine Be- 
lohnung als Gegenleiſtung zugefagt wird, deren Betrag durch daS billige Ermeſſen bes Ver- 
fprechenden bejtimmt werden foll ($ 315) ober ob damit nur eine von ber Willtür des Ber- 
ſprechenden abhängende Belohnung hat in Ausſicht geftellt werden follen, ift nad den Umftänden 
zu entſchelden. Im eriteren Falle liegt ein entgeltlicher Vertrag vor, während im zweiten ber 
Begriff des Auftrags durch daS Verſprechen nicht ausgeſchloſſen wird. 

Bu beachten ift, daß bei der Übertragung eines Geſchäfts eine Vergütung als ſtillſchweigend 
vereinbart gilt, wenn den Umftänden nad bie Übernahme des Geſchäfts nur gegen Entgelt zu 
erwarten war; gl. 88 612, 632, 653, 689. Trifft dies zu, fo liegt fein Auftrag jondern ein Dienft» 
vertrag, Werkvertrag oder anderer enigeltlicher Vertrag vor; vgl. Rſpr. Bd. 12 ©. 84 (nachbarliche 
Sefälligteiten). 

Gewährt der Auftraggeber dem Beauftragten eine Vergütung, ohne dazu 
verpflichtet zu fein, fo ift die Vergütung als vemuneratorifhe Schenkung zu behandeln; 
wegen dieſer $ Borbm. 4 zum zweiten Titel. Möglicherweife werben übrigens im einzelnen 
Falle die befonderen Beitimmungen über Schenkungen, die einer fittlicden Pflicht ober dem Ans 
ftand entjprechen (vgl. 88 534, 1446, 1641, 1804, 2113), anzuwenden fein. 

5. Pfliäten und Rechte bed Beauftragten. 

a) Die Verpflichtung des Beauftragten geht dahin, dem übernommenen Auftrag 
auszuführen (8 662); er ift ferner verpflichtet, dem Auftraggeber die erforberlihen Nachrichten 
zu geben, auf Verlangen Auskunft zu erteilen und Rechenſchaft abzulegen (8 666) ſowie das⸗ 
jenige, was er zur Ausführung des Auftrags erhalten Hat oder aus der Geſchäftsführung er- 
langt bat, herauszugeben ($ 667). 

b) Die Ausführung des Auftrags hat jo zu erfolgen, wie dies dem Vertrag entipricht. 
Die Auslegung des Vertragd hat nad Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrsſitte zu 
geſchehen (8 157). Grundfäglich Hat ſich der Beauftragte bei ber Durchführung bed Auftrags nach 
ben Weifungen des Auftraggebers zu richten, nır ausnahmsweiſe ift es ihm geftattet, davon 
abzuweidhen (8 665). Wenn der Uuftraggeber keine Weiſungen erteilt Hat, jo hat ber Beauf⸗ 
tragte felbftändig jo zu Handeln, wie es nad vernünftigem Ermefien den Interefien des Auf» 
traggebers am meiften entipricht. Exforberlichenfalles hat er dem Auftraggeber über den Stand 
der Dinge Nachricht zu geben ($ 666). Wegen ber Befugnis des Beauftragten, ſich fremder 
Hilfe zu bebienen oder einen Vertreter zu beitellen, |. Exl. zu 8 664. 

Beiſpiele aus ber Praxis, welche die Ausführung von Aufträgen betreffen: NG. Bd. 54 
©. 329 (eine Gtrobant Hat nicht die Verpflihtung einem Kunden mitzuteilen, daß eine Übers 
weifung feinen Imterefien widerſpricht) Bd. 59 ©. 190 (Pflichten des Sicherheitszeſſionars). 
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ec) Erfüllt der Beauftragte die ihm obliegenden Pflichten nit, fo hat er 


- Schadenserfag zu leiften. Ex haftet für jedes Verſchulden, nicht nur, wie der Schenter, 


für Borfag und grobe Fährläſſigteit. Dem Beauftragten Itegt babei ber Beweis ob, baf er bei 
der Ausführung des Auftrags die ihm obliegende Sorgfalt angewendet hat (f. Erl. 2b zu 8 635; 
RO. Bd. 20 ©. 269). 

Beiipiele Rſpr. Bd. 8 ©. 436 (Haftung eines Rechtsanwalts für falichen Nat). 

Der Auftraggeber ift au befugt, eine Gefhäftsbeforgung, welde dem Aufs 
trage nicht entſpricht, zurüdzumeifen. Handelt es fi aber nur um verhältnismäßig 
nicht erhebliche Mängel der Leiftung und wird dem Auftraggeber für diefe Entſchädigung gewährt, 
fo fann der Auftraggeber nicht die Empfangnahme ablehnen und den Erfag von Verwendungen 
verweigern; vgl. Erf. 2c zu 8 665. Ebenfo kann ſich der Auftraggeber nicht darauf berufen, 
daß der Beauftragte vertragsmidrig gehandelt Habe, wenn er die Abweichungen vom Auftrage 
nachträglich genehmigt hat. 

Wegen bes Verhältniffes zu dritten Perſonen ſ. unter e und 6c. 

d) Der Beauftragte hat das Recht, wenn er zur Ausführung des Auftrags Aufe 
wendungen gemacht Hat, welche er den Umftänden nad) fir erforderlich, Halten durfte, von dem 
Auftraggeber Erfag zu verlangen ($ 670). Der Auftraggeber Hat ihm auch auf Verlangen Bor- 
ſchuß zu leiiten (& 669). 

Der Beauftragte hat keinen Anſpruch auf die Ausführung des Geſchäfts, 
welches den Gegenftand bes Auftrags bildet. Sollte eine dahin gehende Beredung getroffen fein, 
fo würde fein Auftrag, fondern ein gegenfeitiger Vertrag vorliegen. 

Zur Durchführung des Auftrags Tann eine Mitwirkung des Auftraggebers erforder- 
lid) fein. Es kann z. B. zur Vornahme des Geſchäfts notwendig fein, daß der Auftraggeber 
dem Beauftragten eine Vollmacht erteilt, bamit diefer im der Lage tft, als Vertreter zu handeln, 
oder die Vornahme bes Gefchäfts hängt davon ab, daß der Auftraggeber zunächſt Unweifungen 
erteilt, Urkunden zur Verfügung ftellt ꝛc. Für eine ſolche Mitwirtung muß das gleiche gelten 
mie für die beim Dienftvertrage dem Dienftheren ober beim Werkvertrage dem Beſteller ob⸗ 
liegenden Nebenverpflihtungen (f. Erl. 3b, ce zu 8 611, Erl. 3 zu 8 631). 

e) Das Verhältnis des Beauftragten zu einem Dritten, mit dem er in Aus 
füsrung des Auftrags Geſchäfte abgeſchloſſen hat, beftimmt fi) danach, ob der Beauftragte in 
eigenem Namen oder im Namen des Auftraggebers aufgetreten ift. Im erfteren Falle ift er 
felbft dem Dritten verpflichtet, Tann aber nad) Maßgabe des 8 670 vom Auftraggeber Erfag feiner 
Aufwendungen verlangen, in legterem alle haftet lediglich der Auftraggeber, vorausgefept, daß 
der Beauftragte Vollmacht Hatte, ihn zu vertreten. Hat der Beauftragte ohne Vollmacht gehandelt 
oder feine Vollmacht überſchritten, fo haſtet er dem Dritten nad) Maßgabe ber s A77R. 

6. Rechte und Pflichten des Auftraggebers. 

a) Der Auftraggeber erlangt durch den Abſchluß des Vertrags einen Aniprud 
gegen den Beauftragten auf Ausführung des Auftrags. Daneben fann er über bie 
Beforgung des Gefhäfts Auskunft und Rechenſchaft verlangen ($ 666) und nach Ausführung 
des Auftrags Herausgabe defien verlangen, was der Beauftragte erlangt hat ($ 667). Bu be= 
achten ift übrigens, daß der Beauftragte das Auftragsverhältnis jeberzeit kündigen und badurd) 
den Anfprud; auf Ausführung des Auftrags ausfcließen kann (8 671). 

Der Auftraggeber ift dem Beauftragten zum Erfaße der Aufwendungen ver: 
pflihtet, welche diefer zur Ausführung des Auftrags gemadt hat ($ 670). Er 
hat auf Verlangen auch ſchon vorher Vorſchuß zu leiften (8 669). 

Hiermit erihöpfen fi aber die Verpflichtungen des Auftraggebers nicht. Der Auftrag: 
geber ift auch verpflichtet, Hinfihtlih der Ausführung des Auftrags tunlichft 
die Interefien des Beauftragten zu berüdfichtigen. Er hat namentlich den Beaufs 
tragten, ſoweit dies geboten erfcheint, auf Gefahren aufmerfjam zu maden und ferner Räume 
und Gerätfchaften, bie er zur Ausführung des Auftrags zu beicaffen hat, fo einzurichten und 
zw unterhalten und feine Anweifungen fo zu geben, daß der Beauftragte tunlichſt vor Schaden 
bewahrt bleibt. Es ift dies im Gelege zwar nicht beſonders ausgeſprochen, ergibt fi) aber aus 
der Natur des Auftrags, der wie alle Verträge nach Treu und Glauben auszulegen tft ($ 157). 
Insbeſondere erſcheint hiernach auch eine entfprehende Anwendung des 8 618 gerechtfertigt; vgl. 
Rſpr. Bd. 12 ©. 83. Der Auftraggeber ift aud zur Abnahme verpflichtet, wenn 
eine folhe nad ber Art des Geſchäfts möglich ift und durch das Interefie des Be 
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8. 663. Wer zur Beſorgung gewifler Gefchäfte öffentlich beftellt ift oder 
ſich öffentlich erboten hat, ift, wenn er einen auf folche Gefchäfte gerichteten Auf- 
trag nicht annimmt, verpflichtet, die Ablehnung dem Auftraggeber unverzüglich an- 
zuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn ſich Iemand dem Auftraggeber gegenüber zur 
Beforgung gewiſſer Gejchäfte erboten hat. 


auftragten geboten erfheint. Der Begriff der Abnahme ift Hierbei im Sinne bes 8 640 
zu verſtehen. 

b) Der Auftraggeber haftet dem Beauftragten hinſichtlich der Erfüllung 
ber ihm obliegenden Pflichten für jedes Berfhulden. 

6) Einem Dritten, mit bem ber Beauftragte zwecks Ausführung des Auf 
tragd Gefhäfte abgeſchloſſen Hat, haftet der Auftraggeber, wenn er dem Beauftragten 
Vollmadh erteilt und diefer in Ausübung der Vollmacht gehandelt hat. Hat der Beauftragte als Stell» 
vertreter ohne Vollmacht gehandelt oder feine Vollmacht überſchriuen, fo hängt bie Wirkfamfeit 
eines fo abgefchlofienen Vertrags von der Genehmigung des Nuftragneber8 ab (8 177); ein ein 
feitiged Rechtsgeſchäft ift regelmäßig unwirtſam (3 180 Sap 1), im falle des $ 180 Gap 2, 3 
hängt bie Wirkſamkeit ebenfall® von ber Genehmigung des Auftraggebers ab. Hat der Auftrags 
geber die Geihäfteführung des Beauftragten diefem gegenüber oder auch dem Dritten gegenüber 
gebilligt, fo fann er fi auf ein Verhältnis zu dem Dritten, nicht auf ein vertragsmwidriges Bes 
nehmen des Beauftragten berufen. 

Für unerlaubte Handlungen, melde der Beauftragte oder feine Leute bei Ausführung 
des Auftrags begehen, Haftet ber Auftraggeber nur nach Maßgabe des 8 831. 


8 663. 
@.18 587; 11 8 594 rev. 8 650; III 8 650. P.I €. 2399 ff., 11822; M.II &.530. P. U 82.2 €. 3531. 

1. Eharakter und Bedeutung der Vorſchrift. Nach allgemeinen Grundfägen fteht es im 
Ermefjen des Beauftragten, ob er einen ihm erteilten Auftrag annehmen will. Aber es gibt 
Berfonen, von denen man erwarten darf, daß fie bereit fein werben, Geſchäfte fiir einen anderen 
zu beforgen. Diefen Berfonen legt der $ 663 bie Verpflihtung auf, die Ablehnung 
eines Auftrags unverzüglich dem Auftraggeber anzuzeigen. Die allgemeine Bor- 
Ichrift des $ 151 wird durch den 8 663 nicht berührt. Es beiteht keineswegs, wie in der Kritik 
zum €. I (Zſilg. Bd. 2 ©. 331) bebauptet ifl, ein Widerſpruch zwiſchen beiden Beſtimmungen, 
fie bewegen ſich in ganz verfchiedenen Richtungen. Der 81:4 beitimmt, dab in gewifien Fällen 
ein Bertrag zuftande kommen kann, ohne daß die Unnahme des Vertragsantrags dem Antrag- 
fteller gegeniiber erflärt ift. Der 8 663 fegt dagegen die tatfächliche Ablehnung des Vertragsantrags 
voraus und legt dem Beauftragten nur die befondere Berpflihtung auf, dem Antragfteller bie 
Zatfache der Ablehnung anzuzeigen. Auch die etwa aus anderen Beftimmungen, indbefondere aus 
Vorſchriften des Öffentlichen echtes, ſich ergebende Verpflichtung, einen Auftrag anzunehmen, 
wird durch den 8 663 nicht berührt (vgl. auch Vorbm. VI zum ſechſten Titel). 

Die Verpflichtung, eine Anzeige zu erftatten, iſt eine gefeglihe. Aber fie Hat ihre Grund: 
lage in ber öffentlichen Beftellung oder Erklärung oder dem Angebot, ein Geſchäft zu beforgen. 
Dies ift bei der Anwendung der Vorfchrift zu berüdfichtigen. Danach find namentlich Art und 
Umfang der Gefchäftsbeforgung fowie die Dauer der Verpflichtung durch Auslegung jener Er» 
klärung zu beftimmen. 

Der 8 663 findet nah 8 675 auch Anwendung bei Dienft- und Werkverträgen, welde eine 
Geſchãftsbeſorgung zum Gegenſtande haben. 

2. Als Perfonen, denen die Anzeigepflict obliegt, kommen zunächſt in Betracht bier 
jenigen, melde zur Beforgung gewiſſer Geſchäfte öffentlich beftellt find. Ob jemand 
zur unentgeltlihen Ausführung von Aufträgen beftellt iſt, richtet ſich nadı den bei der Unftellung 
getroffenen oder fi aus dem unterliegenden Berbältniß ergebenden Beitimmungen. Bei der öffent» 
lichen Beftellung ift wohl zunädjit an die amtliche Beſiellung durch eine öffentliche Behörde gedacht. 
Der Ausdrud ift aus der CPO. 83 404, 40. entnommen; dort wird er in dem angegebenen Sinne 
aufgefaßt. Hiernach wilde allerdings das Anwendungsgebiet der Vorſchrift infoweit nur ein 
beſchränktes fein. Denn wenn jemandem öffentlich die Verpflichtung auferlegt wird, unentgeltlich 
fremde Geichäfte zu bejorgen, fo wird dies meiſtens fo zu verftehen fein, daß er auf Anſuchen 
eine amtliche Tätigkeit zu entfalten hat, nicht aber da er in ein privatrechtliches Auftragsver⸗ 
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8. 664. Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des Auftrags 
nicht einem Dritten übertragen. Iſt die Uebertragung geftattet, fo hat er nur 
ein ihm bei der Uebertragung zur Laft fallendes Verſchulden zu vertreten. Für 
das Verſchulden eines Gehülfen ift er nach 8. 278 verantwortlich. 

Der Anfpruch auf Ausführung des Auftrags ift im Zweifel nicht übertragbar. 


hältnis zu dem Antragfteller treten fol. In Betracht würden etwa kommen Armenärzte oder 
öffentlich angeftellte Pflegerinnen und Krankenſchweſtern. Es dürfte aber unbebentlich fein, ben 
8 663 aud dann anzumenbden, wenn jemand durch einen Verein ober eine Brivatperfon öffentlich 
zur unentgeltlihen Beforgung von Gefchäften beftellt ift, wie etwa der Geihäfisführer eines 
Fremdenverlehrsvereins oder der Sekretär des Auskunftsbureaus einer Gewerkſchafi; jo Oert⸗ 
mann 2. Auflage $ 663 Ziff. 2, ihm folgend Staudinger-Engelmann 8 663 Biff.1. Nach 
8 675 wird eine Anzeigepfliht beifpielsweife den Gerichtsvollziehern fowie den amtlich beftellten 
Taxatoren und Yuftionatoren obliegen. 

US Perſonen, welde fih öffentlih zur Beforgung von Geſchäften zu 
erbieten pflegen, find zu nennen die Ürzte, ferner die Mäller, die Ugenten und bie Wolle: 
anmälte. Auch die Ankündigungen von Bankgeſchäften, melde fi zur Beforgung von Börfen- 
gefhäften, zur Einlöfung von Binsiheinen und dgl. öffentlich bereit erllären, und ähnliche 
geihäftlihe Unerbieten gehören Hierher. 

Die Erftredung der Anzeigepfliht auf folhe Perfonen, die fi nicht allgemein, ſondern 
einer bejtimmten anderen Perſon gegenüber zur Bejorgung von Geſchäften 
erboten haben, entipriht dem Art. 323 Abf. 1 des alten HGB. (jegt 8 362 Abſ. 1 Sag 2). 
Das Erbieten gegenüber einer bejtimmten Perſon kann mündlich oder fchriftlih, allgemein oder 
fpeziell erfolgen, e8 Hat den Charakter einer einfeitigen empfangsbedürftigen Willenserklärung 
(. 88 130ff.). 

8. Der Inhalt der Verpflichtung geht dahin, dem Auftraggeber die Ablehnung des Antrags 
anzuzeigen. Selbſtverſtändlich kann eine Antwort nur erwartet werden auf Aufträge, welche ber 
öffentlichen Beftellung oder Erklärung entiprehen; Schollmeyer, Schuldverh. S. 100 Anm. 2. 
Anzuzeigen ift nur die Tatſache der Üblehnung; Gründe brauchen dem Antragſteller nicht mit 
geteilt zu werben. Zlr die Erfüllung ber Verpflichtung ift das Prinzip bes 8 242 maßgebend. 
Regelmäßig wird die Abſendung eines Briefes als genügend anzujehen fein. Die Anzeige hat 
unverzüglich, d. 5. nach $ 121 ohne ſchuldhaftes Zögern, zu erfolgen. 

4, Erfült der Beauftragte bie ihm obliegende Anzeigepflicht nicht, fo ift er nad) allgemeinen 
Grundſätzen zum Schabenserfage verpflichtet. ine gefegliche Vermutung, daß ber Antrag 
beim Schweigen des Beauftragten als angenommen zu gelten babe, beiteht nad) 8 663 nicht. Es 
tann aber die Anwendung des $ 151 in Frage kommen. 

5. Sondervorſchriften. Für Rechtsanwälte gelten die befonderen Borfchriften der RAT. 
Für Kaufleute kommen bie Vorſchriften des HGB. $ 362 in Betracht. 


% 664. 
E.i 88 5881.; 11 8 505 ven. 8 651; III 8 651. WI 6. 24091.5 M. IE. 5307. P.1IBE.2 6. 354f. 


1. Übertragung der Ausführung des Auftrags. 

a) Das Geſetz geht davon aus, daß die Übertragung des Auftrags regelmäßig auf perfön- 
lihem Vertrauen beruht, und ftellt deshalb im Sage 1 des Abfag 1 die Auslegungsregel 
auf, baß der Beauftragte nit: befugt tft, die Ausführung des Auftrags einem 
anderen zu übertragen. Fir den Auftrag zur Führung eined Rechtsſtreits fchreibt die CPO. 
8 81 das Gegenteil vor. Möglicherweife kann Übrigend der Venuftragte, auch wenn ihm im 
allgemeinen keine Subſtitutionsbefugnis eingeräumt ift, bei weſentlicher Änderung der Umftände, 
3. B. wenn er erkrankt und dadurch behindert wird, ſelbſt zu handeln, berechtigt und verpflichtet 
erſcheinen, die Erledigung bes Auftrags einem anderen zu libertragen (vgl. 8 665). 

Die Ausführung des Auftrags kann in doppelter Weiſe übertragen werden, nämlich entweder 
fo, daß der Beauftragte ein direktes Auftragsverhältnis zwifchen dem Auftraggeber und bem 
Subftituten begründet oder fo, daß ber Beauftragte dem Subftituten in eigenem Namen bie 
Beforgung des Geſchäfts überträgt. In erfterem Falle tritt der Subſtitut als Berpflicteter an 
die Stelle des Beauftragten, in legterem Falle läßt der Beauftragte Iediglich die ihm als Schuldner 
obliegende Leiftung durch einen anderen, nämlich den Subftituten, erfüllen. Die Auslegungsregel 
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de3 Sag 1 wird auch auf den Ießieren Fall zu beziehen fein. Wegen ber Verhältniffe zwifchen 
dem Auftraggeber und dem Subftituten ſ. unter d. 

Wird einem Beamten duch die vorgefepte Behörde die Beforgung eines Geſchäfts übers 
tragen, fo findet 8 664 feine Anwendung, maßgebend find vielmehr bie Grundfäge des dffent: 
lichen Rechtes; Rſpr. Bd. 6 ©. 474, 85.7 ©. 4. 

b) Der Auftraggeber braucht bie Erledigung des Auftrags durd einen zu 
Unrecht beftellten Subftituten nit als Erfüllung der dem Beauftragten ob= 
liegenden Verpflichtung gelten zu laffen. Der Beauftragte Hat außerdem für 
allen durch bie unbefugte Übertragung des Auftrags entftehenden Schaden eins 
zuftehen. Dagegen ift der Beauftragte die ihm gegen ben Subſtituten erwachſenen Anſprüche 
nur bann abzutreten verpflichtet, wenn biefer die unregelmäßige Subftitution nachträglich ge— 
nebmigt. Der 8 667 findet auf diefe Anfprüche feine Anwendung, denn fie find nicht aus ber 
Beſchaftsbeſorgung, d. h. aus der Beforgung derjenigen Gefchäfte, auf welche der Auftrag ging, 
fondern aus einem dem Auftrage nicht entfprechenden Geſchäft entftanden. So wenig ber Bes 
auftragte, wenn er eine Sache gelauft hat, zu deren Kaufe er nicht beauftragt war, dieſe dem 
Aufteaggeber beranszugeben braucht, fofern biefer nicht nachträglich den Kauf genehmigt, ebenfo- 
wenig ift er bie auß feiner auftragswidrigen Subſtitution erworbenen Anſprüche abzutreten ver⸗ 
pflichtet (f. Sacubezty ©. 142). 

Selbitverfländlich find auch Hier die Grundfäge von Treu und Glauben zu berüdfichtigen. 
Wenn alio der Beauftragte das Geſchäft durch einen Dritten bat beforgen laſſen, ohne daß er 
hierzu befugt war, fo wird der Auftraggeber die angebotene Leiftung nicht zurlicdweifen können, 
falls die Ausführung fahlih dem Auftrag entipriht und feine Intereſſen durch die Zuziehung 
des Subftituten nicht geichädigt find; fo Dernburg 8296 Anm. 7; Erome 8253 Anm. 38 
Staudinger-Engelmann Ziff. 2a; 

0) Iſt dem Beauftragten das Hecht eingeräumt, einen Vertreter zu beftellen, 
fo wird dies regelmäßig in dem Sinne gemeint fein, dab der Beauftragte mit 
der Beftellung bes Vertreters feine Verpflichtung erfüllt hat. Eine Haftung fommt 
dann nur infoweit in Betracht, als der Beauftragte einerfeits zu prüfen hat, ob bie Boraus> 
fegungen für die Übertragung gegeben find, und als er andererſeits bei der Auswahl und 
Snftruftion des Vertreter mit Sorgfalt zu verfahren hat. Dies fpricht ber Sag 2 des Abf. 1 aus. 

Die Barteien können aber au vereinbaren, daß ber Beauftragte mit dem Ein- 
tritte bed Eubftituten nicht vollftändig ausfcheiden, fondern ben Vertreter dauernd 
tontrollieren, die Anweiſungen bes Auftraggebers an ben Bertreter übermitteln oder in irgend» 
welcher anderen Weiſe weiter tätig werden foll; ex hat dann für allen aus der ſchuldhaften Ber- 
degung dieſer Verpflichtungen entftegenden Schaden einzuftehen, und zwar nicht nur ſubſidiär, 
fondern direft. Auch iſt es möglich, daß er die Garantie für die Berfönlichkeit des Vertreters 
übernimmt. Der Sag 2, der Iediglih den Charakter einer Dispoſitivvorſchrift Hat, ſchließt die 
vertragsmäßige Begründung einer folhen weitergehenden Haftung nicht aus. 

Hat ber Beauftragte den Dritten lediglich in eigenem Namen mit der Beſorgung bes Ge» 
ſchãäfts beauftragt, jo fcheidet er nicht aus, fondern bleibt ſeinerſeits dem Auftraggeber für die 
Ausführung des Auftrags hafıbar und Hat für den Dritten einzuftehen. 

4) Für das Verhältnis zwifhen bem Auftraggeber und dem Subſtituten ift 
der Vertrag maßgebend, welchen der Beauftragte mit dem Subftituten fließt. Ob der Beanf- 
teagte hierbei als Stellvertreter des Auftraggeber zu handeln befugt iſt, hängt davon ab, ob 
ihm Hierzu Vollmacht erteilt tft; Rſpr. Bd. 9 ©. 294, Bd. 12 ©. 23. Im Zweifel dürfte indeſſen 
eine Vollmacht in der Erteilung der Subititutionsbefugnis zu finden fein. Hat der Beauftragte 
befugterweije ald Bertreter des Uuftraggebers gehandelt, jo wird der Auftraggeber aus der Subs 
ftirutton bireft berechtigt und verpflichtet (ß 164). Der Beauftragte kann den Vertrag aber auch, 
wie oben unter a bemerkt ift, im eigenen Namen ſchließen derart, daß der Subftitut nur ihm 
perjönlid verpflichtet wird. Dann ift der Beauftragte nad) 8 667 verpflichtet, bie ihm aus dem 
Vertrage mit dem Subftituten erwachſenden Anſprüche an den Auftraggeber abzutreten. Der 
Auftraggeber hat aber feinen direkten Anſpruch gegen ben Subftituten; es läßt fich auch kein 
Anfprud auf Grund einer cassio ficta begründen, wie dies vielfach im gemeinen Rechte gefchieht, 
benn das Inſtliut der cessio ficta tft dem BGB. überhaupt fremd. Bei ben Beratungen ber 
zweiten Kommiſſion wurde bemerkt, daß ſich bei diefer Sachlage Schwierigkeiten ergeben Tönnten, 
wenn durch vertragswidriges Handeln des Eubftituten ein Schaden flir den Auftraggeber ente 
ſtehe. Der Beauftragte könne, wie es ſcheine, keinen Schabenserfaganfpruch geltend machen, denu 
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8. 665. Der Beauftragte iſt berechtigt, von den Weiſungen des Auftraggebers 
abzuweichen, wenn er den Umftänden nach annehmen darf, daß der Auftraggeber 
bei Kenntniß der Sachlage die Abweichung billigen würde. Der Beauftragte hat 
vor der Abweichung dem Auftraggeber Anzeige zu machen und defjen Entfchliegung 
abzuwarten, wenn nicht mit dem Auffchube Gefahr verbunden ift. 


er hafte dem Auftraggeber nur für culpa in eligendo. Ex fönne aljo auch keinen Anſpruch auf 
Schadenserſatz abtreten. Es war deshalb ein Antrag geftellt, welcher Abhilfe fchaffen ſollte. 
Die Kommiffion Hat den Antrag abgelehut, weil die Praxis auch ohne befondere Beftimmung 
zu einer befriedigenden Löſung der Frage Iommen werde (P. II 8b. 2 ©. 356). Dies trifft zu. 
Man wird nämlich dem beitreten können, was der Antragiteller jelbft zur Begründung feines 
Antrags ausgeführt hat: Der Beauftragte bleibt auch, wenn er befugterweife einen Subftituten 
beftellt Hat, für die Ausführung des Auftrags verantwortlid; er kann fi) nur dadurch vom ber 
Haftung befreien, da er dem Auftraggeber feine Anſprüche gegen ben Subitituten abtritt. Um 
deöiwillen befteht für ihm ein Anſpruch gegen ben Gubftituten (vgl. 1.8. 83 D. 17, 1). 

Das Erlöſchen des Hauptauftrags führt nicht ohne weiteres bie Beendigung des Sub- 
ftitutionsverhältniffes herbei. Die Betelligten können aber ausmachen, daß das Subſtitutions⸗ 
verhältnis durch das Beſiehen des Hauptauftrags bedingt fein foll. Eine derartige Vereinbarung 
wird regelmäßig anzunehmen fein, wenn dem Subjtituten mitgeteilt ift, daß er als folder bes 
ftellt werde. 

2. Zuziehung von Gehilfen. 

a) Verſchieden von der Frage, ob der Beauftragte die Ausführung bed Auftrags einem 
anderen übertragen Tann, ift die Frage, ob er befugt if, bei ber Ausführung einen Gehilfen 
zuzuziehen. Der Unterfchied zwifchen einem Subftituten und einem Gehilfen liegt barin, dab 
der Subftitut das Gefchäft felbftändig beforgt, während der Gehilfe unter ber Leitung eines 
anderen fteht. Negelmähig wird, wenn nichts Belonderes ausgemacht ift, bie Zuziefung von 
Gehilfen für zuläffig zu erachten fein; M. II 6.532. Doch kann fi) möglicherweife aus der 
Art des Geſchäfts oder anderen Umftänden ein andere8 ergeben. Hat ber Beauftragte fih zu» 
Jäffigerweife eines Gehilfen bedient, fo haftet er für biefen nad $ 278; im Gage 3 ift dies, um 
den Gegenfag gegen ben im Sape 2 geregelten Fall ber Subftitution zu Tennzeichnen, ausdrücklich 
ausgeſprochen. Hat der Beauftragte unbefugterweife einen Gehilfen zugezogen, fo Haftet er für 
allen hierdurch entftehenden Schaden und zwar ohne dab ber Nachweis eines befonberen Ber- 
ſchuldens erforderlich wäre; das Verſchulden liegt ſchon in ber wiberrechtlihen Zuziehung bes 
Gehilfen. 

db) Unter Umftänden können indeſſen Unfprüche zwiſchen dem’ Auftraggeber und dem Ges 
bilfen des Beauftragten aus dem Geſichtspunkte der Geichäfisführung ohne Auftrag oder ber 
ungerechtiertigten Bereicherung begründet fein (Ifay ©. 76; Dertmann, 2. Aufl. Er. 4c zu 
8 664; vgl. Erl. 1b zu 8 677). 

s +) Für unerlaubte Handlungen ber Gehilfen, welche dieje gelegentlich der Ausführung 
des Auftrags begehen, haftet der Beauftragte nach 8 831. 

8. Der Anfprud bes Auftraggebers auf Ausführung bed Auftrags ift nad der Aus— 
legungsregel des Abf. 2, welche dem Cage 2 des 8 613 entfpricht, nicht übertragbar; damit iſt 
nah CPO. 8 851 aud die Pfändung ausgeichlofien. Die durch die Ausführung entftandenen 
Anfprüce, insbefondere der Anſpruch auf Herausgabe nad $ 667, können felbfiverftändlich ab⸗ 
getreten werben. 


% 665. 
€.18 590; II 8 596 zes. 8 652; 111 8 652. P. I 6. 24200.; M. II S. 5351. P.II 0.2 ©. 351, 358, 357. 

1. a) Der Beauftragte ift grundfäglich verpflichtet, fi) nad den Weiſungen bes Auf. 
traggeber3 zu richten. Das Geſetz begnügt fih damit, die in ber Weile zum Ausdrucke zu 
bringen, daß es im $ 665 die Uusnahmefälle feitftelt, in benen ber Beauftragte von ben 
Beifungen abweichen darf. 

b) Ob Beifungen erteilt find und welche Bedeutung fie haben, ift nad} den 
Umftänden zu entiheiden (88 157, 133). Dabei ift zu beachten, daß der Auftraggeber, wenn 
er fi Über die zu treffenden Maßnahmen äußert, ſich bäufig nur auf eine Empfehlung 
befchränten will und keineswegs beabfichtigt, den Beauftragten zu binden. 


40. Titel: Auftrag. 88 665, 666. 668 


8. 666. Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen 
Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den Stand des Gefchäfts Auskunft zu 
ertheilen und nad) der Ausführung des Auftrags Nechenfchaft abzulegen. 


Nachträgliche Weifungen find zu berüdfichtigen, wenn nach der Art und Weiſe, wie der 
Auftrag erteilt ift, und nach der Natur bes Geſchäfts anzunehmen war, daß der Auftraggeber 
ſich weitere Anordnungen vorbehalten wollte. Selbftverftändlih kann dem Beauftragten nicht 
nachträglich eine andere Verpflichtung auferlegt werben, al3 er übernommen hatte. Make 
müffen auch bier die Grundſätze von Treu und Glauben fein (88 157, 242). 

2. Ausnahmen. 

a) Eine Abweichung von ben ihm erteilten Weifungen ift dem Beauftragten 
geflattet, wenn eine ſolche nderung der Berhältniffe eingetreten ift, daB er annehmen darf, 
der Wuftraggeber werde feine Weifungen nicht mehr aufrecht erhalten. Ob ſolche Umftände 
vorliegen, hat der Beauftragte pflihtmäßig zu prüfen. Jedenfalls erfcheint eine Abweichung 
ftattHaft, wenn ber Beauftragte das Geſchäft unter günftigeren Bebingungen abſchließen Tann, 
als der Auftraggeber vorausgeſetzt Hatte, es mühte denn eine Abweichung ausdrüdlich aus⸗ 
geſchlofſen fein. 

Der Beauftragte hat aber nad) der Vorſchrift des Say 2 von der Abweichung dem Auf⸗ 
traggeber Anzeige zu erflatten (8 130) und, wenn tunlich, die Entſchließung des Unftraggebers 

warten. 


Aus der Praxis: Keine Anwendung bes 8 665, wenn ein Kaufmann aufzubewahrendes 
Geld bei einer fiheren Bank anlegt, weil dies bem Auftrag entſpricht; RG. Bd. 56 ©. 149 in 
Aufgebung von OLG. Dresden Recht 1903 ©. 263. 

Der Beweis, daß ber Beauftragte bei Entieidung ber Frage, ob eine Abweichung von 
ben Weifungen des Auftraggebers geboten fei, mit pflichtmäßiger Sorgfalt verfahren iſt, liegt 
bem Beauftragten ob. 

b) Ob ber Beauftragte verpflichtet ift, von den Weifungen bes Anftrag= 
gebers abzuweichen, läßt fi nur nad den Umftänden des einzelnen alles enticheiden 
(88 157, 242). Aus der Progis: Eine Girobank ift nicht verpflichtet, eine Überweijung megen 
Zahlungseinitellung des Empfängers zu unterlaſſen; RE. Bd. 54 ©. 329 in Beſtätigung von 
Ripe. Bd. 6 ©. 76. , 

8. Weicht der Beauftragte unbefugt von ben Weiiungen bes Anftraggebers ab, fo hat 
ex bem Auftraggeber den Hieraus entftehenden Schaden zu erſetzen. Der Auftraggeber 
ift aud berechtigt, die Ausführung bes Auftrags zurüdzumeifen. 

Exbietet fi) aber der Beauftragte, die Nachteile, melde fi aus der Abweichung von den 
Weifungen des Auftraggebers ergeben haben, auszugleichen, erklärt er fi 3. B. bereit, bie 
Kursdifferenz zu tragen, wenn er ein Wertpapier zu einem höheren als dem aufgegebenen Kurfe 
getauft bat, fo kann der Auftraggeber, falls nicht befondere Umftände vorliegen, die Leiftung 
nicht ablehnen; RG. Bd. 57 ©. 392. Die Anwendung der 88 325, 326, auf welche das Reichs⸗ 
gericht in der angegebenen Entiheibung hinweiſt, kommt für den Auftrag nicht In Frage, weil 
ber Wuftrag fein gegenfeitiger Vertrag if. GSelbftverftändlih kann der Auftraggeber feine 

Rechte aus ber vertragswibrigen Ausführung bes Auftrags geltend machen, wenn er die Ab⸗ 
weihung von feinen Weifungen nachträglich genehmigt hat. 

Der Beweis, dab eine Abweihung von den Weifungen gerechtfertigt geweien fet, liegt 
dem Beauftragten ob. 

4. Wird dur die Abweichung von den Weifungen bed Wuftraggeberd ein Vorteil 
erzielt, jo kommt diefer dem Auftraggeber zuftatten. Bgl. Erl. zu 8 667. 

5. Sondervorfäriften für das Kommiffiong- und das Sebitionsgefcäft f. im 968. 
88 385387, 407. ; AR 


@.18 591 Cat 1; II 8 597 ven. 8 653; III 8 653. P. IE. 24247; IR. II 6. 5371. 
P. 1 82.2 6. 387 fl., 7781. 

1. Inhalt und Charakter der Vorſchrift. In Übereinftimmung mit dem früheren Rechte 
legt der $ 666 dem Beauftragten einige mit der Ausführung bes Auftrags im Bufammenhange 
ftehenbe Verpflichtungen auf. 

Die Vorſchriſten find dispoſitiver Natur; fo die herrſchende Anficht, a. 4. Dertmann 2. Aufl. 
8 666 Erl. 2. Der Auftraggeber kann auch ftillfhweigend auf die ihm nad) 8 666 zuftehenden 
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8. 667. Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Auftraggeber Alles, was er 
zur Ausführung des Auftrags erhält und was er aus der Gejchäftsbeforgung 
erlangt, herauszugeben. 


Necte verzichten. Boch wird ein ſtillſchweigender vollftändiger — a Rechenſchaftslegung 
nur ſelten anzunehmen fein (8 157); Bayr. ObL®. im Recht 1904 ©. 5; 

2. Der Beauftragte ift verpflichtet dem Auftraggeber bie — Nachrichten zu 
geben. Dieſer Sag entſpricht einer im HGB. 8 384 für den Kommiſſionär gegebenen Vorſchrift. 
Fur die Erfüllung der Verpflichtung iſt der Grundſatz des 8 242 maßgebend. Darüber, wie oft 
und in welder Weiſe der Beauftragte dem anderen Teile Mitteilungen zu maden hat, lafien fid 
bei der Mannigfaltigkeit der in Betracht kommenden Fälle feine allgemeinen Regeln aufftellen. 
ALS leitender Gedanke ift fefizuaften, daß der Anftraggeber auch ohne Anfrage foweit über ben 
Stand ber Dinge unterrichtet werden foll, als dies in feinem Intereſſe geboten erfcheint, damit er 
bie etwa erforderlichen Mabnahmen treffen kann. Der Beauftragte wird insbeſondere regelmäßig 
als verpflichtet ericheinen, von ber Erledigung des Auftrags unverzüglich Anzeige zu machen. 

8. Der Beauftragte hat auf Verlangen über den Gtand des Geihäfts Auskunft au 
erteilen. Iſt über einen Inbegriff von Gegenftänden Auskunft zu erteilen, fo finden bie Bor 
fchriften bes $ 260 Anwendung. Im übrigen ift aud) Hier der Grundfag des $ 242 maßgebend. 

4. Der Beauftragte hat über die Ausführung des Auftrags Recheuſchaft abzulegen. Der 
Beauftragte bat diefe Verpflichtung auch ohne befondere Aufforderung zu erfüllen. Handelt es 
ſich um eine mit Einnahmen und Ausgaben verbundene Berwaltung, jo Hat ber Beauftragte 
in der im 8 259 beitimmten Weife Rechnung zu legen. Im übrigen findet $ 242 Anwendung. 
Einzelne Fäle: Keine Verpflichtung zu einer Schlußrehnung, wenn regelmäßig Duartald- 
rechnungen gelegt find; Gruch. Bd. 49 ©. 832. Pflicht eines Intafioinftituts zur Rechenſchaft 
auch, wenn nicht vereinnahmt ift; DIE. 1906 ©. 489. Spezialifierung einer ärztlichen Rechnung 
Seuff A. Bd. 60 ©. 223. 

Das Gefeg fpricht nur davon, ba nad Ausführung des Auftrags Rechenſchaft ab⸗ 
äulegen ift. Das gleiche wird aber anzunehmen fein, wenn der Auftrag vor vollftänbiger Aut 
führung des Auftrags, 3. B. durch Konturseröffnung, erlofchen iſt; RG. Bd. 56 ©. 116. 


$ 667. \ 
@.18 592; II 8 598 ven. 8 654; III 8 654. P. I 6.2424; M.II&. 5381. P. II BE. 2 6. s00ff., 399. 

1. Perſöulicher Auſpruch auf Herausgabe. Dingliche Rechte. Aus dem Weſen bes 
Auftrags ergibt fih, daß der Beauftragte verpflichtet iſt, nicht nur das übernommene Geſchäft 
zu beforgen, fondern auch alles, was er zur Ausführung des Auftrags erhalten hat oder aus 
der Geichäftsbeiorgung erlangt hat, herauszugeben. Das Geſetz gewährt bem Auftraggeber zu 
diefem Zwede einen obligatorifchen Anſpruch gegen ben Beauftragten. 

Iſt der Auftraggeber Eigentümer der Sachen, welche er zur Ausführung des Auftrags 
hingegeben hat, oder hat er dadurch, daß der Beauftragte als direkter Stellvertreter für ihn 
gehandelt hat, die Gegenftände erworben, jo fann er neben dem perfönlichen Anſpruch aus 8 667 
nad) feiner Wahl die ihm zufiehenden dinglihen Rechte geltend machen. 

Hat der Beauftragte als inbirekter Stellvertreter gehandelt und Gegenftände zwar für den 
Auftraggeber, aber in eigenem Namen erworben, jo hat der Auftraggeber mur einen perjönlichen 
Anſpruch auf Übertragung der für ihn erworbenen Gegenftände, aber fein dingliches Recht; 
vgl. Vorbm. 3 Bud 1 Abſchnitt 3 Titel 5, Bd. I ©. 284, RG. Bd. 54 ©. 103. Der Auf 
tenggeber hat banad) insbejondere auch fein Ausſonderungsrecht im Konkurfe; RG. Bd. 58 ©. 273. 
Ob anzunehmen ift, dab ber Beauftragte als birefter oder indirelter Stellvertreter gehandelt 
bat, beitimmt ſich nach den Vorfchriften des $ 164. Vorausſetzung für die direfte Stellvertretung 
it, daß der Beauftragte Vertrerungsmact gehabt hat. Hat der Beauftragte für den Auftrags 
geber als Vertreter ohne Vertretungsmadt gehandelt, jo finden die 88 177ff. Unwendung. 

2. Inhalt und Umfang ber Berpflihtung zur Herandgabe. 

a) Der Beauftragte hat dem Auftraggeber die erlangten Saden zu übers 
geben, und fofern er felbft Eigentümer geworden tft, das Eigentum zu übers 
tragen fowie bie erlangten Rechte abzutreten. 

Für die Erfüllung der Verpflihtung find die Vorſchriften der 88 242 ff. — IR 
ein Inbegriff von Gegenftänden herauszugeben, fo findet insbejondere 8 260 Anmwendun; 


10. Titel: Auftrag. 88 667669. 665 


8. 668. Verwendet der Beauftragte Geld für fich, dag er dem Auftraggeber 
herauszugeben ober für ihn zu verwenden hat, fo ift er verpflichtet, e8 von der 
Zeit der Verwendung an zu verzinfen. 


8. 669. Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen 
Hat der Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen Vorſchuß zu leiften. 


db) Die Berpflihtung zur Herausgabe erftredt fi aud auf Zubehör und 
Zuwachs fowie aud auf die etwa gezogenen Früchte und Nutzungen. 

6) Geſchenke, Ertraprovifionen und fonftige Vorteile, welche der Beauftragte 
auf Grund des Auftrags und in Ausführung des Auftrags erlangt, Hat er mit herandzugeben. 
Der Aufteaggeber hat dagegen keinen Anſpruch auf dasjenige, was dem Beauftragten anläßlich 
ber Geihäftsbeforgung als perfünliches Geſchenk zugewendet ift oder ihm aus felbitänbigen, mit 
der Ausführung des Auftrags nur äußerlich im Zufammenhange ftehenden Geſchäſten zuflieht. 

Das Verhältnis ift hiernach ähnlich wie bei der Enticheibung ber Frage, ob der Geſchäfts⸗ 
here für unerlaubte Handlungen feiner Ungeftellten einzuftehen bat: er haftet, jofern die uner⸗ 
laubte Handlung bei Ausführung der Verrihtung vorgelommen ift, er haftet nicht, fofern fie 
nur bei Gelegenheit der Berrichtung begangen ift; vgl. Erl. zu 8 831. Wie bier die herrſchende 
Meinung, aus der Praris RG. Bd. 4 ©. 290, Bd. 9 ©. 296, Bd. 54 ©. 76, DIE. 1903 
©. 525; Seuffü. Bd. 55 ©. 170; a. W. Staudinger-Engelmann $ 667 Erl. 1b, welder 
die Herausgabepflicht Hinfichtlich der Geſchenke ausſchließen will. 

d) Soweit ber Beauftragte das Erlangte ordnungsmähig zur Ausführung 
des Auftrags verbraudt hat, fällt die Herausgabepfliht fort; Dertmann 8 667 
Erl. 1a. 

0) Trifft dem Beauftragten ein Berfhulden, hat er insbeſondere unbefugt 
Saden für ſich verbraudt oder veräußert, fo Hat er nad allgemeinen Grundjägen 
Schadenserſatz zu leiſten. Beilpiel RG. in IW. 1906 ©. 109 (Verluft eines Wechſels). 

Verzinfung von eigenniig verwendetem Gelb ſ. 8 668. 

Für unerlaubte Handlungen, welche der Beauftragte bei Ausführung des Auftrags 
begeht, fo 3. B. für Unterfchlagung von einkaſſiertem Gelde, haftet er nach 88 823 ff. 

f) Der Beweis, dab der Beauftragte etwas zur Ausführung des Auftrags erhalten oder 
aus der Geichäftöbeforgung erlangt Hat, liegt dem Auftraggeber ob. Es ift aber zu beachten, 
daß nad) $ 666 der Beauftragte dem Auftraggeber Auskunft zu erteilm und Rechenſchaft 
abzulegen hat, jo daß der Auftraggeber feinem Anſpruch auf Herausgabe regelmäßig die eigenen 
Angaben bes Beauftragten zugrunde zu legen vermag. 

3. Geltendmachung bed Auſpruchs. Der Auftraggeber kann nad) 8 667 auf Herausgabe 
Magen. Er Tann aber auch gegenüber dem Anſpruch des Beauftragten auf Erfah von 
Aufwendungen nad) Maßgabe des 8 273 ein Burüdbehaltungsrecht geltend machen. 


8 668. 
@.18 593; II 8 599 vew. 8 655; III 8 655. P.1 S. 2433 11.5; M. II S. 5397. P.I1 88.2 €. 365. 

1. Zinspflicht. Wenn der Beauftragte Geld für fich verwendet, welches er dem Auftrag⸗ 
geber herauszugeben oder für ihn zu verwenden hatte, fo ift ex nad) allgemeinen Grundfägen 
dem Auftraggeber zum Erfage bed diefem hierdurch entftandenen Schadens verpflichtet. Der 
Beweis des Schadens wirbe aber in vielen Fällen Schwierigleiten maden. Der $ 668 ftelt 
deswegen den Sat auf, daß der Beauftragte, gleichviel ob dem Auftraggeber ein Schaden 
erwachſen ift oder nicht, eigennügig verwendetes Geld vom Augenblide ber Verwendung an zu 
verzinfen Bat. Ob dem Beauftragten ein Verſchulden teiffi oder nicht, ift gleichgültig. Der 
Binsfuß beträgt nach 8 246 4 vom Hunbert. 

2. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens wird durch den 8 668 nicht ausgeſchloſſen. 

8. Dem 8 668 entſprechende Vorſchriften find im 8 698 für den Verwahrer und im 
8 1834 für ben Bormund gegeben. 


669. 
€. 18 594; II 8 600 ren, 8 656; III 8 656. P.I 6. 24361.; MR. II €. 540. P. I 8.2 6.365. 
1. Borſchußpflicht. Dem Beauftragten Tann nicht zugemutet werben, das ihm übertragene 
Geſchäft auf feine Koften für den Auftraggeber zu beforgen. Es tft deshalb dem Auftraggeber 
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8. 670. Macht der Beauftragte zum Zwede der Ausführung des Auftrags 
Aufwendungen, die er den Umftänden nach für erforderlich Halten darf, fo ift der 
Auftraggeber zum Erſatze verpflichtet. 


bie Verpflichtung auferlegt, dem Beauftragten auf Berlangen einen Vorſchuß für die erforderlichen 
Aufwendungen zu leiften. Der Auftraggeber kann daburd, daß er dem Berlangen wicht nad- 
kommt, in Verzug der Annahme geraten, und ber Beauftcagte braudt den Auftrag fo lange 
nicht zu erfüllen, als er nicht ben erforderlichen Vorſchuß erhalten hat. 

Der Beauftragte fann anf Bahlung des Borfchuffes Klagen. Die M. II ©. 540 
bemerten zwar, ein klagbarer Anſpruch fet für den Beauftragten nicht begründet, dies ergebe fi 
aus ber Natur des Auftrags, insbefondere aus befien Widerruflichkeit. Gegen dieſe Auffafiung 
it indeſſen folgendes zu bemerken: Nach dem Sprachgebrauche bes Geſetzes hat bei obligatorifchen 
Verträgen die Beftimmung, daß einem ber Bertragfchließenden gegenüber dem anderen Teile eine 
Verpflichtung auferlegt wird, die Bedeutung, daß dadurch gleichzeitig für den anderen Teil ein 
tlagbarer Anfpruch begründet wird; f. 3. B. 88 433, 523, 537, 607. Hiernach würbe man alfo 
im vorliegenden Falle einen Hagbaren Anfpruch fir den Beauftragten anzunehmen haben. Die 
Natur des Auftrags nötigt nicht dazu, das Gegenteil anzunehmen. Wenn ſchon im allgemeinen 
der Auftraggeber Herr des Geſchäfts iſt und dem Auftrag jederzeit widerrufen kann, jo ſchließt 
dies doch nicht aus, daß, folange das Auftragsverhältnis befteht, der Beauftragte auch ein Recht 
darauf Hat, dab ihm die Vornahme des Geſchäfts, defien Beſorgung ihm obliegt, durch Ges 
währung eines Vorſchuſſes ermöglicht werde. Praktiſche Bedeutung hat die Frage hauptſächlich 
bei Dienftverträgen und Werkverirägen, bei melden nad 8 675 bie Vorſchrift bes 8 669 ent- 
ſprechend anzuwenden iſt (vgl. auch Erl. 3c zu 8 614). Wie hier die herrſchende Meinung, 
a. A. Endemann I 8 173 Unm. 22; Windfheid-Kipp II 8 410 a. E.; Staudinger- 
Engelmann $ 669 Erl. 1, legterer aber mit dem Bemerken, daß bei Dienfte und Wert- 
verträgen eine Klage zuzulaſſen fei. 

2. Der Beauftragte ift nicht verpfliätet, einen Vorſchuß au forbern, fondern Tann bie 
Aufwendungen aus eigenen Mitteln beftreiten und demnächſt nad 8 670 Erſatz fordern. Will 
er das aber nicht, fo kann er nicht einfach die Ausführung des Geſchäfts unterlaffen, ſoudern 
bat, wie fi aus 8 666 ergibt, den Auftraggeber von ber Notwendigkeit eines Vorſchuſſes im 
Kenntnis zu ſetzen. 

8. Wegen des Begriffs ber Aufwendungen |. Erl. zu 8 670. 


86%. 
@.18 595 Abf. 1,2; — m 8 687. 2... — RU GC Sf. 
2 €. 365fl.; 9.6 6.10. KB. ©. 1 

Baring Sädf. 4 Ei 14 ©. 459, 531, 661, Bb. 15 ©. ei 133. 

1. Zwed und Bebentung der Borfärift. Der 8 670 gewährt dem Beauftragten einen 
Anfprud gegen den Auftraggeber auf Erfag feiner Aufwendungen und befiimmt zugleid) den 
Umfang der Erſatzpflicht. 

Die im 8 670 aufgeftellten Regeln über ben Erfag von Aufwendungen haben ſehr erhebliche 
praktiſche Bedeutung, weil fie nicht nur beim Auftrage, fondern direkt oder entſprechend auch bei 
einer großen Zahl anderer Rechtsverhältnifie Anwendung finden; |. 88 27, 86, 450, 547, 601, 
675, 683, 713, 994, 1049, 1216, 1835, 1959, 1978 mit 1991, 419, 2036, 2125, 2218. Dem 
8 670 bem Gedantengange nach entiprechende Borfchriften find in den 88 693, 1390, 1648 
gegeben. Hinfichtlih der im 8 675 vorgefchriebenen entiprechenden Anwendung ber Vorſchrift 
bei Dienftverträgen und Werfverträgen ift hervorzuheben, daß möglicherweife die Aufwendungen 
durch die vertragsmäßige Vergütung mit gededt werden follen. 

Die Vorſchriften des 8 670 find dispofitiver Natur. Die Unfprüche des Beauftragten 
Tönnen alfo durch ausdridliche oder ftillfchweigende Wereinbarung erweitert oder eingejchräntt 
werben. 

2. Begriff der Aufwendungen. Bu den Aufwendungen gehören in eriter Linie Geld⸗ 
ausgaben. Weiter find dahin zu rechnen ber Verbrauch oder die Veräußerung von Sachen und 
Gegenftänden. Endlich können die Aufwendungen aud in der Eingehung von Berbindligleiten 
beftehen. Entfhädigung für geleiftete Arbeit und entgangenen Arbeits verdienſt 
Yönnen nicht ald Uufwendungen in Rechnung geftellt werden. Denn es liegt im Weſen des Aufs 
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trags, daf der Beauftragte das übernommene Gefchäft unentgeltlich beforgen foll; Seufff. Bd. 61 
©. 52. Hat aber der Beauftragte im Zufammenhange mit der Ausführung des Auftrags Hand⸗ 
dungen vorgenommen, für welche er feinem Beruf entfprechend eine Vergütung zu erhalten pflegt, 
fo wird er für diefe befonderen Leiftungen Erfag verlangen können. So ift 3. B. ein Rechts⸗ 
anwalt, welcher die Verwaltung eines fremden Vermögens übernommen bat, regelmäßig als 
befugt anzufehen, für Prozeffe, welche er in Durchführung ber Verwaltung führt, bie gefeglichen 
Gebühren zu bereiinen,; Neumann BGB. 3 670 Erl. 7. Ebenfo wird 5.8. bei einem Arzte, 
der bie ärztliche Fürforge für eine Perſon übernommen Hat, bie Frage aufgetvorfen werben 
tönnen, ob er nicht für eine befondere Operation eine Entfhädigung zu beanfpruden hat. Die 
Enticeidung hängt in diefen und ähnlichen Fällen davon ab, ob man nad) dem Inhalte des 
Vertrags (8 157) als vereinbart annehmen muß, daß auch dieſe befonberen Leiftungen unents 
gelilich gewährt werben follen oder nicht. Bei einer entgeltlichen Gejchäftsbeforgung kommt es 
barauf an, ob derartige Leiftungen durch die vertragamüßige Vergütung gededt find. In ber 
Hauptfache herrſcht in diefem Puntte Übereinftimmung der Meinungen; nur die Formulierung 
des Gebantens ift eine verihiedene. Für Abnupung von Saden, welche der Beauftragte 
verwendet Hat, insbejondere von Gerätichaften und Inftrumenten, kann ebenfalls in der Regel 
fein Erfag verlangt werden; auch hier ift die Auslegung des Vertrags (8 157) entſcheidend. 

Allgemeine Geſchäftsunkoſten, wie z. B. die Abonnementsgebühr für ein Telephon, 
können nicht als Uufwendungen beredjnet werden, wohl aber die etwaige Extragebühr für ein 
Gelpräh; OLG. Dresden in IW. 1903 ©. 68. 

Ein Kommiffionär kann and, eine Vergütung für die Benugung feiner Lagerräume und 
feiner Beförderungsmittel verlangen; HGB. g 396 Abf. 2. 

3. Boransfegungen des Auſpruchs auf Erſatz von Anfwenbungen. 

a) Der Beauftragte muß die Aufwendungen wirklich gemacht haben. Auf— 
wendungen, welche er hätte machen können, aber tatſächlich erfpart hat, dürfen nicht berechnet 
werden, ſelbſt wenn ber Beauftragte bie Erſparnis ausgeſprochen nur fiir fi hat machen wollen. 

db) Der Beauftragte hat die Aufwendungen für erforderlich Halten dürfen. 
Es kommt alfo nicht darauf an, ob die Aufwendungen objeltiv notwendig waren, ſondern darauf, 
daf der Beauftragte fie unter ben vorliegenden Umftänden für geboten und zwedmäßig halten 
durfte. 

eo) Es ift nicht erforderlich, dab die Aufwendungen den angefirebten Erfolg 
gehabt haben. Die Gefahr trägt inſoweit der Auftraggeber. 

d) Der Beweis, daß die Voransfegungen be 8 670 erfüllt find, Liegt bem Bes 
auftragten ob. 

Behanptet der Auftraggeber, er babe ſeinerſeits einen Vorſchuß geleiftet, welcher zur Dedung 
der Aufwendungen ausreiche, fo trifft die Beweislaft ben Auftraggeber; RG. in Seufffl. Bd. 61 
©. 141; Rſpr. 10 ©. 184. a. 9. Rſpr. Bd. 9 ©. 9. 

6) Treffen die Vorausſetzungen bes $ 670 nicht zu, fo fann der Beauftragte Erſatz 
von Aufwendungen nur nad) den Grundſähen über ungerechtfertigte Bereicherung (88 812 ff.) 
ober wegen Geichäftsführung ohne Auftrag (88 677 ff.) verlangen. Möglicherweife fteht ihm 
auch ein Wegnahmerecht (3 258) zu. 

4. Inhalt des Anfpruds. Durchführung. Der Erfag der Aufwendungen Hat regelmäßig 
durch Zahlung einer Geldfumme zu erfolgen. Der Beauftragte kann nach 8 256 Verzinfung des 
aufgewendeten Betrags oder Wertes verlangen. Befteht die Aufwendung darin, daß der Beaufs 
tragte eine Verbindlichkeit eingegangen ift, fo kann er nad) $ 257 Befreiung von ber Verbindlichkeit 
verlangen. Hat der Beauftragte eine Bürgfhaft übernommen, fo kann er vom Auftraggeber 
Befreiung von der Bürgfhaft verlangen, wenn die Borausfegungen des 8 775 zutreffen. Wegen 
der Durchführung des Anſpruchs |. RC. Bd. 47 ©. 125, Bd. 55 ©. 93. 

Der Beauftragte Hat Hinfichtlich feines Anſpruchs auf Erſatz don Aufwendungen nach $ 273 
ein Zurüdbehaltungsrecht gegenüber dem Anſpruch des Auftraggeberd auf Herausgabe des Er⸗ 
Langten (8 667). - 

5. Erſatz des Schadens, weldien der Beauftragte bei Ausführung des Auftrags erleidet. 
Windſcheid-⸗Kipp Bd. IT 8 410 Anm. 18; Iſay, Geſchäftsf. ©. 148 ff; Brüdmann, 
Rechte des Gefdäftsführers ohne Auftrag 1903 ©. 186 ff.; Bödel, Ach f. civ. Pr. Bb. 96 
©. 376 ff.; ausfügrlichere Erörterungen auch bei Dertmann 2. Aufl. 8 670 Erl. 3. Die Frage, 
ob ber Auftraggeber für Schaden zu haften habe, den der Beauftragte bei Ausführung des Auf⸗ 
trags erleidet, war im früheren Rechte ſehr beitritten. Das BGB. enthält hierüber Leine aus- 
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drückliche Beſtimmung. Der E. I Hatte nah M. II ©. 541 von einer bejonderen Borfchrift Ab⸗ 
ftand genommen, weil wegen Verfchtebenheit ber in Betracht kommenden Fälle eine Entfcheibung 
durch daB Gefeg nicht gegeben werben könne. Bei ben Beratungen der zweiten Kommtifion 
war vorgeichlagen, nad) dem Vorbilde des Art. 93 Abf. 1 des alten HGB. dem Beauftragten 
einen Anſpruch auf Erfag von Verluften zu geben, welche er aus Gefahren erleidet, die nad 
dem Inhalte ded Auftrags von ber Gefhäftsbeforgung unzertrennlich find. Die Kommiſfion Hat 
den Antrag abgelehnt; es entipreche der Auffafiung des Lebens nicht, daß der Beauftragte des⸗ 
wegen, weil er im Auftrag und an Stelle bed Auftraggeber bie Ausführung eines Geſchäfts 
unentgeltlid) übernehme, unter allen Umftänden ben Erſatz des durch die Geſchäftsbeſorgung ver- 
urſachten Schadens verlangen bilrfe. Werde der Beauftragte z. B. bei Ausführung ded Auftrags 
durch einen herabftürzenden Dachziegel oder infolge eines Eiſenbahnunfalls verlegt, jo ſei es mit 
dem allgemeinen Nechtsbewußtfein ſchwer vereinbar, den Auftraggeber zum Erjage bes Schadens 
zu verpflichten. Die Enticheidung ber Frage werde weſentlich davon abhängen, ob und inwieweit 
bie Bertragichließenden den erlittenen Schaden als vorausfehbar nder wenigſtens ald denkbar in 
den Kreis ihrer Mechnung gezogen hätten. Handele e8 fih um einen Schaden, an ben beide 
Teile oder der Beauftragte allein gebacht hätten, fo entſpreche es der Berkehrsauffafiung, dem 
Beauftragten, weil er trotz Kenntnis der ihm möglicherweife drohenden Gefahr den Auftrag fiber 
nommen babe, aud) das Mifito des übernommenen Auftrags aufzuerlegen. Habe dagegen nur 
der Auftraggeber gewußt, daß ber Beauftragte fich bet Ausführung des Auftrags möglicherweiſe 
gewifien Gefahren ausfege, und habe er e8 unterlafien, den Beauftragten Hierauf aufmerffam zu 
machen, fo verlege er eine Pflicht, welche ihm der nad Treu und Glauben mit Rüdficht auf bie 
Verkegrsfitte auszulegende Auftragsvertrag auferlege, und bie Rechtſprechung werde nicht an—⸗ 
fteden, den Auftraggeber zum Exfage des durch dieſe Gefahren verurfachten Schadens für ver 
pflichtet zu erflären. Dabei ift von einer Seite bemerkt: Die allgemeinen Grundfäge würden in 
vielen Fällen zu dem Ziele führen, welches ber abgelehnte Antrag verfolge. Denn wer einen 
Auftrag übernehme, ftelle gewifiermaßen feine ganze Berfönlichkeit zum Zwede der Erfülung des 
Auftrags in den Dienft des Auftraggebers; erleide er hierbei an feiner Gefundheit einen Schaden, 
fo opfere er ein Rechtsgut auf, und für diefes Opfer könne er, foweit dies möglich ſei, ebenfogut 
Erfag fordern wie für gewiſſe Vermögensaufwendungen. Man könne auch nicht fagen, e8 handele 
fih in einem folden Falle nit um Aufwendungen, weil die Einbuße, bie ber Beauftragte 
exleide, von ihm nicht vorfäglich herbeigeführt worden fei; die Handlung, mit der die Gefahr 
verbunden fei, habe der Beauftragte vorfäglich vorgenommen, und es fei für feinen Regreß⸗ 
anſpruch der Umſtand gleichgültig, daß er bie Gefahr nicht gefannt habe. Habe ber Beauftragte 
inı Intereſſe de3 Auftraggebers Verbindlichkeiten übernommen, jo müſſe ihn ber Auftraggeber 
von ben Verbindlichkeiten befreien, audh wenn er bei Übernahme ber Verpflichtungen über den 
Umfang berjelben nicht vollſtändig unterrichtet gemefen fei; verneine man die Anwendung ber 
Kategorie der Aufwendungen auf die in Rede ftehenben Anjprüche, jo ziehe man dem Begriffe 
ber Aufwendung zu enge Grenzen. Bon anderer Seite iſt diefer Auffaflung mwiderfprochen. Bei 
der zweiten Leſung ift dann nochmals ein ähnlicher Untrag geftellt, aber wiederum abgelehnt 
worden. Wenn übrigens dabei, wie in den Protokollen angegeben wird (P. II Bb. 6 ©. 190), 
die Erwägung mit maßgebend gewefen ift, daß auch in dem Entwurfe des revidierten HGB. die 
Streichung des Art. 93 Abſ. 1 in Ausfiht genommen fei, fo fcheint ein Mißverftändnis vor⸗ 
gefommen zu fein. Der Entwurf des HGB. hat den Art. 93 Abf. 1 in dieſem Punkte nicht 
geändert, und auch der 8 110 des neuen HGB. ftimmt infoweit mit dem alten Art. 93 überein. 

Vom Standpumfte bes Geſetzes dürfte die Frage in folgender Weife zu enticheiden fein 
(vgl. P. II 8b. 2 ©. 368). Iſt der Schaden dur ein Verſchulden des Auftraggebers veranlaßt, 
jo kann der Beauftragte Erſatz verlangen. Bei einem konkurrierenden Berihulden des Beauf- 
tragten kommen bie Vorfhriften des 8 254 zur Anwendung. Iſt der Schaben durch reinen 
Zufall, wenn auch in urfählihem Bufammenhange mit der Ausführung des Auftrags entftanden, 
fo ift ein Erfaganfpruch nicht zu konſtruieren. Zunächſt läßt fih der Schaben nicht unter den 
Gefihtspunft der zum Zwecke der Ausführung des Auftragd gemachten Uufivendungen bringen. 
Der Beauftragte rechnet zwar mit der Möglichkeit, daß ein Echaden eintritt, er jett feine Berfon 
ober ein anderes Nechtsgut bei der Ausführung des Auftrags aufs Epiel, aber der Schaden 
ſelbſt tritt wiber feinen Willen ein. Er kann aljo die etwa eingetretene Verminderung jeines 
Vermögens nicht als direkt beabfichtigte Verwendung in Rechnung ftellen. Macht aber ber Ber 
auftragte nad dem Eintritte des Schadens Aufwendungen, z. B. zur Wieberherftellung feiner 
Geſundheit, jo find dies vollends feine Aufwendungen zum Bwede der Ausführung bes Auf- 


10. Titel: Auftrag. 8 671. 669 


8. 671. Der Auftrag kann von dem Auftraggeber jeberzeit widerrufen, von 
dem Beauftragten jederzeit gekündigt werden. 

Der Beauftragte darf nur in der Art kündigen, daß der Auftraggeber für 
die Beſorgung des Geſchäfts anderweit Fürforge treffen Tann, es ſei denn, daß 
ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne folchen 
Grund zur Unzeit, jo Hat er dem Nuftraggeber den daraus entftehenden Schaden 
zu erjegen. 

Liegt ein wichtiger Grund vor, fo ift der Beauftragte zur Kündigung auch 
dann berechtigt, wenn er auf das Kündigungsrecht verzichtet hat. 


tags. Ebenfomenig läßt fi ein Erſatzanſpruch aus allgemeinen Grundfägen ableiten. Nach 
den Grundanſchauungen des BGB. kann Schadenserſatz nur beanfprucht werden, wenn der 
Schaden durch das Verſchulden eines anderen herbeigeführt ift oder wenn die Erfagpflicht vers 
tragsmäßig übernommen war. Nur in ganz wenigen Fällen (f. 88 829, 833—838) foll die bloße 
Berurfahung eines Schadens zum Erſatze verpflichten. (Ebenfo Endemann $ 317 «Anm. 9). 
Eine andere Beurteilung tritt ſelbſtverſtändlich ein, wenn der Auftraggeber ausdrücklich oder ftill» 
ſchweigend die Garantie dafiir übernommen hat, daf ber Beauftragte keinen Schaden erleiden werde. 

Im Ergebnifje Hiermit übereinftiimmend die herrfgende Meinung. Dagegen wollen Derts 
mann 2. Aufl. 8 670 Erl. 3, Erome BR. 8 252 Unm. 51, Dernburg BR. $ 297 II, 
Enneccerus BR. 8295, Brüdmann, Rechte bes Gefhäftsführers ©. 186Ff., auch one Ver⸗ 
ichulden des Auftraggeberd oder vertragsmäßiger Übernahme ber Gefahr Schadenderfag gewähren, 
wenn der Schaden unmittelbar aus der Ausführung des Auftrags ſich ergeben hat; im einzelnen 
weichen aber die genannten Echriftfteller fowohl in der Formulierung des Gedankens als auch in 
der Begründung voneinander ab. 

$ 971. 
€. 188 597, 598; II 8 602 zes. 8 658; IB 8 B.1 6. 24481., 3555, 3560, 11714 q.; M. I €. 543. 
9.11 80.2 6.3701. 

1. Für die Beendigung bed Auftragsverhältniſſes find die allgemeinen Vorſchriften maß⸗ 
gebend. Die 83 671—674 geben Sonderborichriften, welde mit Rüdfiht auf bie befondere 
Natur des Auftrags für erforderlich gehalten find. 

Mit der Beendigung bes Auftragsverhältnifies erlifcht regelmäßig auch die zum Zwecke der 
Beforgung bes Geſchäfts erteilte Vollmacht (f. 3 168). 

Die bereit3 entitandenen Anſprüche auf Rechenſchaftsablegung, Herausgabe, Erſatz von 
Verwendungen oder Schadenserfag werden durch bad Erlöſchen des Auftrags nicht berührt. 

2. Bedeutung des $ 671. Das Geſetz fellt im Abſ. 1 des 8 671 das Prinzip auf, daß 
das Auftragsverhältnis von beiden Seiten jederzeit aufgehoben merden kann. Hierin liegt ein 
bedeutfamer Unterſchled gegenüber dem Dienftvertrag und Werkvertrage. Seinen Grund findet 
der Sa einerſeits darin, daß der Auftrag ein Vertrauensverhältnis darftellt umd andererfeits 
darin, daß der Beauftragte feine Arbeitäfraft unentgeltlich zur Verfügung geftellt Hat. Der Abf. 2 
ſchränkt das Kündigungsrecht des Beauftragten in der Weile ein, daß die Kündigung nicht 
unzeitig außgefprochen werden fol. Der Abf. 3 erklärt eine Kündigung auch dann, wenn auf 
das Kündigungsredht verzichtet iſt, für zuläffig, falls ein wichtiger Grund vorliegt. 

8. Widerruf und Kündigung Thiele, Arch. f. civ. Br. Bd. 89 ©. 88ff.; Bernau, 
Amtsnieberlegung d. Mitgl. eines Auffichtsrats; Jherings Jahrb. Bd. 44 S. 226ff.; F. €. Zitel- 
mann über diefelbe Frage 8. f. HR. Bd. 52 ©. 30ff. 

a) Widerruf und Kündigung find einfeitige empfangsbedürftige Willenderflärungen 
(f. 88 130ff.), welche die Bedeutung haben, das Auftragsverhältnis für die Zukunft aufzuheben. 
Sie haben juriſtiſch inſoweit denfelben Charakter; man hätte, wie bei ähnlichen Verhältniſſen 
(i. 3. 8. 88 605, 626, 649) auch von einer Kündigung feitens bes Auftraggebers fprechen können; 
die Bezeichnung „Widerruf“ ift Iediglih mit Müdfiht auf die in der Wiſſenſchaft und Geſetz⸗ 
gebung hergebrachte Ausdrudsweiſe gewählt. 

Eine Form ift für Widerruf und Kündigung nicht vorgefchrieben. 

Beftellung eines Pflegerd zum Bivede des Widerrufs ſ. 8 1911. 

Wirkſamwerden eines einem Börfenmaller telephonifc libermittelten Widerrufs RE. Bd. 61 
©. 125, 
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$. 672. Der Auftrag erlischt im Zweifel nicht durch den Tod oder den 
Eintritt der Gefchäftsunfähigkeit des Auftraggebers. Erlifcht der Auftrag, fo Hat 
der Beauftragte, wenn mit dem Aufjchube Gefahr verbunden ift, die Beforgung 
des übertragenen Gefchäfts fortzufegen, biß der Erbe oder der gejeßliche Vertreter 
des Auftraggeberd anderweit Fürſorge treffen kann; der Auftrag gilt infoweit als 
fortbeftehend. 


b) Eine bedingte Kündigung ift unzuläffig, denn der Auftraggeber muß Gewißheit 
über das Erlöfhen des Bertragsverhältnifies Haben; M. II S. 547, Immerwahr, Kündigung 
©. 81ff. Selbftverftändlih kann aber der Auftraggeber eine bebingte Kündigung annehmen. 
Dertmann 2. Aufl. 8 671 Erl. 2b und Schollmeyer, Schuldverh. ©. 125 wollen eine 
bedingte Kündigung zulaffen. 

Ein bedingter Widerruf iſt zuläfiig. Er enthält eine Beſchränkung des uriprünglichen 
Antrags auf ben Fall, daß die Bedingung eintritt (®. II 8b. 2 ©. 375). Eine folde nad: 
trägliche Befchränkung muß fi) der Beauftragte ebenfo wie andere Weifungen des Auftraggebers 
gefallen lafien. Iſt er nicht damit einverftanden, fo kann er kündigen. 

e) Ein Verziht auf den Widerruf war im €. I (8 597 Abſ. 2) ausdrücklich für 
unzuläffig erflärt. Die zweite Kommilfion Bat den Saß geſtrichen, weil er einexfeits felbit- 
verftändlich fei, ſoweit es ſich um den eigentlichen Auftrag Handele, und weil er anbererfeits zu 
dem Mibverftändnifie führen könne, als folle auch der Verzicht auf den Widerruf einer Ermächil⸗ 
gung, ein Geſchäft bes Auftraggebers im eigenen Intereffe vorzunehmen, für unzufäffig erklärt 
werben (P. II Bd. 2 ©. 378), Eine Erklärung, durch welche auf den Widerruf eines Auftrags 
verzichtet wird, ift in der Tat, weil fie eine unzuläffige Unterwerfung unter einen fremden Willen 
in fi fließt, nad 8 138 midtig; a. A. Schollmeyer ©. 124, Immerwahr, Kündigung 
©. 169, ferner Enneccerus, BR. ©. 296, der einen Verzicht auf den Widerruf bei einer ein⸗ 
zelnen Geſchäftsbeſorgung file möglich erachtet, und auf die Umflände des einzelnen Falles ab⸗ 
ftellen will. Uber in den meiften Füllen wird es fih, wenn auf dem Widerruf eines Auftrags 
verzichtet wird, in Wirklichkeit um ein anderes in die Form eines Auftrag gekleidetes oder von 
den Parteien irrtümlich als Yuftrag bezeichnetes Rechtsgeſchäft handeln; ob hinſichtlich dieſes 
anderen Rechtsgeſchäfts ein Verzicht auf den Widerruf zuläffig tit, tit befonders zu prüfen. 
Wegen bes Berzichts anf ben Widerruf einer Vollmacht ſ. Erl. 2 zu 8 168. 

Ein Berziht anf das Kündigungsreht des Beauftragten ift zuläffig; vgl. Abſ. 3. 

ad) Mehrere Auftraggeber können jeder für ſich widerrufen. Ein folder Widerruf wirkt 
jedenfalls zugunften des Widerrufenden felbft, möglicherweiſe aber auch zugunften aller anderen; 
M. II ©. 544, a. A. Thiele, Arc. f. civ. Br. Bd. 89 ©. 108; Dertmann, 8 671 Erl. 2c; 
Ternburg, BR. 8 298 Anm. 2, melde annehmen, daß der Widerruf als umteilbare Handlung 
nur gemeinfam vorgenommen werben könne. 

4. Die Vorſchriften des Abſ. 2 entfprechen denen des 8 627 Ubf. 2; e8 wird auf bie Erl. 
zu biefem Paragraphen verwiefen. 

Die Kündigung hebt den Vertrag auf, auch wenn fie unzeitig erfolgt it; der Klindigende 
iſt nur zum Schabdenserfage verpflichtet. 

5. Die Vorſchrift des Abſ. 3 entipricht ihrem Grundgedanken nach dem 8 626; es wird 
auf die Erl. zu diefem Paragraphen verwieſen. 

6. Hat fi eine Ehefran einem Dritten gegenüber zur Beforgung eines Geſchäfts ver 
pflichtet, fo Tann der Ehemann das Auftragsverhältnis nad; Maßgabe des 8 1358 Hindigen. 


$ 672. 
€. 188 599, 600; li 8 603 vew. 8 659; III 8 659. P.I ©. 2461M., 2472ff., 11825; M.II ©. 34T. 
P.19.2 6. 371M., 5161. RB. 6. 1981. 

I. Bedeutung bed 8 672. 

1. Das römiſche Recht, welchem bie modernen Geſehe folgen, beitimmt, daß ber Auftrag 
mit dem Tode bes Auftraggebers erlifcht. Demgegenüber ift in den Art. 54 Abf. 2, Urt. 297 des 
alten HGB. und dem 8 82 der CPO. für die dort geregelten Rechtsverhältniſſe der Sap auf 
geftellt, daß ber Auftrag nicht mit dem Tube des Auftraggebers erlöfchen fol. Das BGB. hat 
bie VBeftimmungen dee Spezialgeſetze zu einer allgemeinen Regel erweitert. Abweichend vom 
€. I, welcher eine Dispofitivvorfchrift aufitellte, tft aber nur eine Auslegungsregel gegeben. In 
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$. 673. Der Auftrag erfifcht im Zweifel durch den Tod des Beauftragten. 
Erlifcht der Auftrag, jo Hat ber Erbe des Beauftragten den Tod dem Auftrag- 
geber unverzüglich anzuzeigen und, wenn mit dem Auffchube Gefahr verbunden 
ift, die Beſorgung bes übertragenen Geſchäfts fortzufegen, bis der Auftraggeber 
anderweit Fürſorge treffen fann; ber Auftrag gilt infoweit al3 fortbeftehend. 


Sap 2 ift noch befonders für den Fall Fürforge getroffen, daß der Regel entgegen der Auftrag 
mit dem Tode des Beauftragten erliicht. 

2. Tod des Auftraggebers. Beſteht der Auftrag fort, fo treten die Erben des Auftraggebers 
in die Rechte und Pflichten des Verftorbenen ein. Sowohl bie Erben als auch der Beauftragte 
können aber das Auftragsverhältnis nach Maßgabe der 38 671f. zur Auflöſung bringen. 

Erliſcht der Auftrag, fo Hört die Verpflihtumg des Beauftragten zur Beforgung des Gefchäfts 
auf. Die einmal begründeten Anſprüche auf Herausgabe, Rechenſchaft und Schadenserfag erlöſchen 
aber nit, fondern können von den Erben geltend gemacht werben. Umgefehrt find diefe vers 
pflichtet, die bereitß begründeten Anfpriche des Beauftragten auf Erfag der Aufwendungen oder 
anf Schabenserfag zu erfüllen. Dem Beauftragten wird aber vom Geſetz auferdem durch Sag 2 
die befondere Verpflichtung auferlegt, einftweilen für die Fortführung des Auftrags Fürforge zu 
treffen. Ob die Beſorgung bes Geſchäfts bereits begonnen hatte oder nicht, ift gleichgültig 

3. Geihäftsunfähigteit. Beſchräukung ber Geſchäftsfähigkeit. Die Erwähnung der Ges 
ichäftsunfähigleit neben dem Tode des Auftraggeber wäre vielleicht nicht notwendig geweſen, 
weil, wenn nicht einmal durch den Tob ber Auftrag erlifcht, dies um fo weniger von dem Eins 
tritte der Geihäftsunfähigfeit gelten fann. Man bat aber die Erwähnung mit Rüdficht daranf, 
daß das bisherige Recht zum Teil andere Beftimmungen enthält und da die Anwendung der 
Borſchriften des Sap 2 nicht zweifellos fein wiirde, für geboten erachtet. Dagegen ift der Fall, 
daß bei dem Auftraggeber eine Beſchränkung der Gefhäftsfähigteit eintritt, abweichend 
von dem €. I nicht erwähnt, da man es für felbftverftändfich erachtet Hat, daß für diefen Fall 
basfelbe gelten müffe, wie beim Eintritte der Geſchäftsunfähigkeit. Ebenfowenig find Beftim- 
mungen für ben Fall als notwendig eraditet, wenn eine jurifttfhe Berfon die Rechts— 
fühigleit verliert. Ob In diefem alle dasfelbe gilt wie im Falle des Todes einer phnfifchen 
Perſon, ob der Auftrag alfo im Zweifel nicht erliſcht, kann zweifelhaft fein. Dafür läßt fi 
anführen, daß dad Vermögen ber juriftiihen Berfon nicht herrenlos wird, fondern dem Anfall« 
berechtigten zufällt und daß, wenn der Fiskus der Anfallberechtigte ift, nach 8 46 die Borfchriften 
über den Erwerb einer Erbſchaft durch den Fiskus Anwendung finden. Undererfeitd liegt für 
bie übrigen Fälle, in welchen eine Liquidation erfolgen muß (88 47ff., 88), die Analogie des 
Konturfes über das Vermögen einer juriſtiſchen Perſon nahe, und durch diefen erlifht nad) 8 23 
der RO. der Auftrag. Zwiſchen beiden Fällen zu unterfheiden und für den Fall des 346 ein 
Fortbeſtehen des Auftrags, in den übrigen Fällen aber ein Erlöſchen desfelben anzunehmen, 
dürfte ſich nicht rechtfertigen laffen, weil die Gründe, auf denen die verſchiedene Behandlung der 
in dem 8 46 und ber in dem 847 bezeichneten Fälle beruht, mit dem Wefen des Auftrags nichts 
zu tun haben. Muß aber für beide Fälle in der Hier fraglichen Beziehung dasfelbe gelten, fo 
liegt die Sache einfad fo, daß es an einer gefeglichen Auslegungsregel fehlt. In jedem einzelnen 
alle ift daher zu unterfuchen, ob der Auftrag nad; feinem Inhalt und nad der Art, in welcher 
er erteilt tft, auch für die Zeit nach dem Exlöfchen der juriſtiſchen Perſon erteilt ift. Die duch 
das Erlöſchen der juriftifhen Perfon eintretende Veränderung, insbeſondere der Umftand, daB 
das Vermögen fortan nicht mehr dem bisherigen Bwede dienen fol, dürfte regelmäßig zu ber 
Annahme führen, daß der Auftrag mit dem Exlöfchen der juriſtiſchen Perſönlichkeit aufgören fol; 
a. A. Dernburg, BR. 8298 Unm. 7, StaudingersEngelmann 8 672 Erl.1. Für diefen 
Tall wird dann aber die Vorſchrift des $ 672 Say 2 zur entfprechenden Anwendung kommen 
miäffen. 

4. Konkurs. Die Rechtsfolgen, welche fih an die Eröffnung des Konkurfes über das 
Vermögen bes Auftraggeberd Inüpfen, find in dem $ 23 der KO. geregelt. 


8 673. 
@.1 8.001; II 8 604 rev. 8 660; III 8 660. P.1 6. 2468f1.; M. II 6.5491. P. II 3%. 2 €. 3731., 516f. 
1. Tod bed Beauftragten. Wenn der Auftrag nad; der Auslegungsregel des Sap 1 mit 
dem Tobe des Beauftragten erliſcht, jo geht doch die Verpflichtung, Rechenſchaft abzulegen und 
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8. 674. Erliſcht der Auftrag in anderer Weife ald durch Widerruf, fo gilt 
er zu Gunften des Beauftragten gleichwohl als fortbeftehend, bis der Beauftragte 
von dem Erlöfchen Kenntniß erlangt oder das Erlöfchen fennen muß. 


das Erlangte herauszugeben, auf die Erben über. Das Geſetz legt ihnen außerdem im Juter⸗ 
efle des Auftraggeber8 noch die befondere Verpflichtung auf, von dem Tode unverzüglich, d. h. 
nad 8 121 ohne fhuldhaftes Zögern, Unzeige zu maden und die Gefchäfte, wenn Gefahr mit 
dem Auſſchube verbunden tft, bis dahin fortzufegen, daß ber Auftraggeber andermweit Fürſorge 
treffen kann. GSelbftverfländlic find aber die Erben nur in der Weife zum Handeln verpflichtet, 
wie ihnen dies ihre perjönlichen und gefchäftlihen Verhältniſſe geftatten (B. II Bd. 2 ©. 374). 
Trifft die Erben ein Verſchulden. jo haben fie für ben entftehenden Schaden aufzufommen. Die 
Erben find ihrerſeits bereditigt, die etwaigen dem Beauftragten erwachjenen Erſatzanſprüche 
geltend zu machen. 

Wenn der Auftrag mit dem Tode ded Beauftragten nicht erlifct, jo Haben die Erben ben 
Auftrag fo auszuführen, wie dies ihrem Erblaſſer obgelegen hatte; fie werden aber dem Auftrags 
geber unverzüglich Nahrit von dem Tode des Beauftragten zu geben haben (8 666). 

2. Geſchäftsunfähigkeit des Beauftragten ift dem Tode desſelben nicht gleichgeftellt. Es 
fragt fih daher, welchen Einfluß der Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit nach allgemeinen Grund- 
fügen unter Berüdfihtigung der befonderen Natur des Auftragsverhältniſſes auf das legtere hat. 
Ging der Auftrag auf Vornahme eines Rechtsgeſchäfts oder einer Rechtshandlung, auf welde 
die Vorfchriften über Rechtsgeſchäfte entiprechende Anwendung finden, fo wird die Vornahme des 
Mechtsgeſchäfts durch die eingetretene Gefchäftsunfähigkeit des Beauftragten nad 8 105 unmög- 
lich. Der Beauftragte wird daher nach 8 275 von feiner Verpflichtung frei. Iſt die Geſchäfts— 
unfähigkeit nur eine vorübergehende und ift die Ausführung des Wuftrags nad) feinem Inhalt 
auch noch nach Wegfall der Gejhäftsunfähigfeit möglich, fo bleibt der Beauftragte nad) Wegfall 
der Gefchäftsunfähigkeit zur Ausführung des Auftrags verpflichtet (vgl. Erl. zu 8 1%85, wonach 
dad Umt des Vormundes zwar durch die Entmündigung, nicht aber in anderen Fällen des Ver⸗ 
luſtes der Geſchäftsfähigkeit ipso iure beendigt wird, in den Fällen der letzteren Art Entlaffung 
nötig ift). Hat der geihäftsunfähig gewordene Beauftragte einen gefeglichen Vertreter, jo würbe 
diefer das Geſchäft im Namen bes Beauftragten vornehmen können. Da indefien nad 8 664 
der Beauftragte im Zweifel die Ausführung des Auftrags nicht einem Dritten übertragen kaum, 
fo wird Hieraus zu folgern fein, daß im Zweifel auch der gefegliche Vertreter des Beauftragten 
zur Ausführung des Auftrags nicht berechtigt und verpflichtet ift. Handelt es ſich bei dem Auf⸗ 
trage nicht um die Vornahme einer Rehtshandlung, fo ift bie Geihäftsunfähigleit als ſolche ohne 
Einfluß auf das Auftrageverhältnis (a. U. Schollmeyer ©. 125 Nr. 4, der mit Unrecht ans 
nimmt, daß der Gejchäftsunfähige nicht mehr die Abficht haben könne, für dem Auftraggeber zu 
handeln). Es kann indefien in Frage kommen, ob die Umſtände, melde die Gefchäftsunfähigkeit 
herbeigeführt Haben, einen Einfluß auf die Verpflichtung bed Beauftragten haben. Dies ift der 
Fall nad) 8 276 Abf. 1 Say 3, wenn die in den 88 827, 828 bezeichneten Umftände vorliegen. 
Wird der geihäftsunfähig gewordene Beauftragte durch den Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit von 
feinen Verpflichtungen befreit, fo dürfte ſich, falls er einen geſetzlichen Vertreter hat, eine ent 
ſprechende Anwendung des 8 673 Sap 2 dahin rechtfertigen, daß ber gefegliche Vertreter an bie 
Stelle des Erben tritt. 

Wird der Beauftragte in ber Geſchäftsfähigkeit beichräntt, fo finden die in dem Vorfiehenden 
dargelegten Grunbfäge entfprechende Anwendung. 

8. Die Eröffnung des Ktonkurſes über das Bermögen des Beauftragten hat nicht bie 
Solge, daß das Auftragsverhältnis kraft Gefeges beendigt wird (M. II ©. 550). Der Auftraggeber 
tann aber nad; 8 671 ben Auftrag widerrufen, ber Beauftragte nad) 8 671 Abſ. 1, 3 kündigen. 
Unfprüche auf Erſatz von Aufwendungen, die der Beauftragte vor der Eröffnung des Konlurſes 
erworben hatte, gehören zur Konkursmaſſe. Zur Ausführung des Auftrags für die Zukunft ift 
nur der Beauftragte felbit, nicht der Konkursverwalter verpflichtet. 


$ 674. 
@.18 608; II 8 605 eb. 8 661; TIL 8 661. P.IE.2481f.; M.IIE.5531. P.IIBE.2 ©. 370 f. 
1. Bebentung ber Vorſchrift. Der Auftrag kann erlöfhen, ohne daß der Beauftragte davon 
fofort Kenntnis erhält. Dies fließt eine gewiſſe Gefahr fiir den Beauftragten in fi. Denn, 
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$. 675. Auf einen Dienftvertrag oder einen Werfvertrag, der eine Geſchäfts⸗ 
beforgung zum Gegenftande Bat, finden die Vorfchriften der SS. 663, 665 bis 670, 
672 bis 674 und, wenn dem Berpflichteten das Necht zufteht, ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrift zu kündigen, auch die Vorfchriften des $. 671 Abſ. 2 ent- 
Tprechende Anwendung. 


wenn ex im Glauben an das Fortbeitehen des Auftrags Aufwendungen macht, fo wide er auf 
Grund bes bereits erlofchenen Auftragsverhäftnifies Feine Erfaganiprücdhe geltend machen können. 
Die Vorſchriften über die Gefhäftsführung ohne Auftrag gewähren ihm ebenfalls feinen aus= 
xeichenden Schug. Denn ber $ 683 gewährt einen Anſpruch auf Erfah von Aufwendungen nur 
für den Fall, wenn die Übernahme der Gejchäftsführung im Intereſſe des Gefchäftsheren gelegen 
Hat, und mit dem Erlöfchen des Auftrags fällt regelmäßig auch dad Intereſſe an der Beſorgung 
des Geſchäfts fort. Es würde bem Beauftragten alfo nur ein Anſpruch auf Herausgabe der 
Bereiherung nach $ 684 zuftehen und er demnach, wenn überhaupt, nur in beſchränktem Maße 
Erfag verlangen können. Aus Billigkeitsgrümden bejtimmt deshalb das Gefeg, ähnlich wie in 
anberen Fällen (f. 83 729, 1424, 1472, 1497, 1546, 1549, 1682, 1893, 2140), daß der Auftrag 
augunften des Benuftragten fo lange als fortbeftehend gelten foll, bis berfelbe von ber das Er— 
Löfchen bewirfenden Tatſache Kenntnis erlangt oder hätte erlangen müflen. Der Beauftragte kann 
alfo nach 8 670 Erſatz feiner Aufwendungen verlangen. Die Kenntnis oder das Kennenmüffen 
ift im Streitfalle von dem Auftraggeber zu beweiſen. 2 

Die Vorſchrift des 8 674 gilt für alle Erlöfhungsgründe. Ausgeſchloſſen ift nur ber Fall 
des Widerrufs, weil der Widerruf eine empfangsbedilrftige Willenserlärung ift und daher nach 
Maßgabe der 88 130ff. mit dem Zeitpunkt, in welchem ex dem Beauftragten zugegangen iſt, 
ohne Rüdfiht darauf wirkſam wird, ob er im einzelnen Falle wirklich Kenntnis davon erhalten 
bat. Der €. I berüdfictigte noch beſonders den bebingten Widerruf. Die zweite Kommifflon 
bat es nicht für notwendig gehalten, biefen Fall zu erwähnen, weil der bedingte Widerruf nicht 
als eigentliher Widerruf anzufehen ſei (f. Erl. 2 zu 8 671). Kennt der Beauftragte den Eintritt 
der Bebingung, unter welcher der Wıberruf erfolgt ift, nicht, fo beftimmt fi das Verhältnis 
nad denfelben Grundfägen, welche für den Fall gelten, daß der Auftraggeber dem Beauftragten 
Weiſungen für beftimmte Fälle erteilt Hat und ber Beauftragte den Eintritt biefer Fülle ohne 
fein VBerihulden nicht kennt. Dad Ergebnis wird hiernach im weientlihen dasfelbe fein wie in 
dem Falle des 8 674. 

Der Auftrag gilt nur zugumften bes Beauftragten als fortbeftehend. Eine Verpflichtung, 
den Auftrag weiter auszuführen, befteht für ihn nicht. Wenn ber Beauftragte aber das Gefchäft 
fortführt, fo hat er fo zu handeln, wie wenn der Auftrag noch beftände. 

2. Über die mit einem Auftrage verbundene Vollmacht f. 8 169 und die Erläuterung dazu 
(85.1 ©. 299). 

86%. 
€.18 567 Sf. 1; 11 8 606 veu. 8 662; III 8 662. WI 6.2288 ſ. 22981., 2368, 2368.; M. II 6. 470f. 
2.182. 2 6. 3761.; ©». 6 6. 189. 5 

1. Entfiehung der Borfärift. Der 8 675 ift von der zweiten Kommiſſion eingeftellt. Er 
iR aus der Erwägung hervorgegangen, daß ein Teil der für den unentgeltlihen Auftrag ges 
gebenen Vorſchriften fih auch zur Anwendung bei den dem Auftrage verwandten entgeltlichen 
Verträgen eigne. Bom Standpunkte des €. I, welcher neben den umentgeltlihen auch entgelt⸗ 
liche Aufträge anerfannte, war eine bejondere Beftimmung überflüflig. Die zweite Kommiffion 
hatte zunächſt befchlofien, folgende Vorſchrift einzuftellen: 

„Die Vorſchriften der (jegigen) 88 665670, 672—674 finden entſprechende Anwendung, 
wenn die Berpflihtung zur Gejchäftsbeforgung in einem Dienfts oder Werkvertrage übernommen ift.“ 

Bei der zweiten Leſung iſt dann noch der zweite Halbfag („und wenn... . 671 Ubf. 2°), 
welcher bie Vorſchrift des $ 627 Abf. 2 auf alle Hierher gehörigen Verträge erfiedt, hinzugefügt 
worben. Der 8663 war nicht mit angeführt, weil die zweite Kommiſſion eine befonbere dem 
8 663 entiprechende Vorſchrift in den fechften Titel eingeftellt hatte. Der Bundesrat Hat bann, 
nachdem er bie legtere Vorfchrift geitrichen hatte, auch den 8 663 für entiprechend anwendbar erklärt. 

Die jegige Faſſung bed 8 675, insbefondere der Ausdrud „Dienftvertrag oder Werkvertrag, 
ber eine Gefchäftsbejorgung zum Gegenftande hat“, beruht auf Beſchlüſſen der Redaltionskom⸗ 
miſſion. 
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2. Geiäftäbejorgung. In ber Literatur zum BGB. Hat fi ein Streit barliber erhoben, 
was unter Dienftverträgen und Werkverträgen, welche eine Gefchäftsbeforgung zum @egenftande 
haben, zu verſtehen ſei; vgl. die Kommentare und Lehrbücher, eine ausführlichere Erörterung 
insbefondere bei Dertmann 2. Aufl. 8 675 Exl. 1b, ferner Lenel, Iherings Jahrb. Ob. 44 
©. 31ff.; Bernau, ebenda ©. 2297. Vgl. auch Vorbm. zu diefem Titel unter II 2. 

Für die Auslegung des 8 675 kommen infomeit auch die 88 23 und 27 KO. in Betracht, 
welche lauten: 

8233. „Ein von dem Gemeinfhuldner erteilter Auftrag erliſcht durch die Eröffnung 
des Verfahrens, es fei denn, daß der Auftrag ſich nicht auf das zur Konkursmaſſe ges 
börige Vermögen bezieht. Erliſcht der Auftrag, fo finden die Vorſchriften des 8 672 
Saß 2 und bes 8 674 bes Bürgerlichen Geſetzbuchs entiprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn fi jemand durch einen Dienftvertrag ober einen Berl 
vertrag verpflichtet Hat, ein ihm von dem Gemeinfchuldner übertragene Geſchäft für 
diefen zu beforgen.“ 

8 27. „Erliſcht ein von dem Gemeinfdmldner erteilter Auftrag oder ein Dienſt⸗ ober 

der im 8 23 Abſ. 2 bezeichneten Art infolge der Eröffnung des Verſahrens, 
To ift der andere Teil in Anſehung ber nad) der Eröffnung des Verfahrens entfianbenen 
Erfaganfprüche im Falle des $ 672 Sa 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Mafjegläubiger, 
im $alle des 8 674 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Konkursgläubiger.“ 
Über ben Begriff der Geſchäftsbeſorgung ift bereit3 in der zweiten Kommiffion verhandelt. Ju 
den Protolollen Bd. 2 S. 377 Heißt es: 
„Bon einer Seite wurde die Frage aufgeworfen, in welchem Sinne die Verpflichtung 
zur "Geichäftsbeforgung‘ zu verſtehen ſei. Es erſcheine hier eine Verdeutlichung geboten, 
5 die Ausdrudsweife des Antrags für die Auslegung keine bezeichnenden Merkmale 
enthalte und deshalb über die Tragweite der Borfchrift geitritten werben würde. Die Koms 
miffion war jedoch der Anſicht, daß die Entſcheidung diefer Frage der Wifienfchaft über 
laſſen werden könne, ba ſich der Begriff der ‚Verpflichtung zur Geichäftsbeiorgung‘ im 
Rahmen einer Geſetzesbeſtimmung auch durch eine anberweite Faſſung nicht erichöpfend 
verdeutlichen lafien wilde. Jedenfalls müfle davon ausgegangen werden, baf nicht ohne 
weiteres in jeber Tätigkeit des Dienftverpflicteten ober des Übernehmers eine Geſchäfts- 
beforgung zu finden fei; in der Regel werde es ſich bei der Geſchäftsbeſorgung um bie 
Entfaltung einer ſolchen Tätigleit handeln, die innerhalb bes Rechtsbereichs des Ge 
ichäftöheren vorzunehmen ſei.“ 

Nun wird einerfeits die Meinung vertreten, und biefe ift zurzeit bie herrſchende. daß ein 
Unterſchied gemacht werden mäfje zwiſchen Dienfte und Werkverträgen, welche eine Geſchäfts⸗ 
beforgung zum Gegenftande haben und anderen Dienfie und Werkverträgen. Unbererfeits ift 
behauptet, ed ſei überhaupt feine Unterſcheidung zu machen; der 8 675 pafle für alle — 
und Werkverträge und ſei auf alle anzuwenden; fo namentlich Hachenburg, Dien! 
Berkvertrag, 1898 ©. 11, ähnlich, aber nicht ganz fo weitgehend Riezler, Werkoertrag ©. an. 
Die Vertreter der erfteren Auſicht beftimmen den Unterſchied felbft in verjchiedener Weile. 
Dernburg, ER. 8293 IV, will $ 675 in dem Sinne auslegen, daß er auſtragähnliche Dienfls 
und Werkverträge betreffen fol, d. 5. diejenigen Geſchäfte. welche man gemeinrechtlich dem 
Mandat unterfiellte. Andere wollen die Unterfheidung auf Grund bes Sprachgebraudys und 
der Bedürfniſſe des Lebens treffen. Auf diefem Wege tft man zum Teil bahingelangt, eine 
Geſchäftsbeſorgung auzunehmen, wenn es fi) um Angelegenheiten handelt, welche die wirtſchafiliche 
Rage des Gefchäftsheren berühren und filr ihn von unmittelbarer wiriſchaftlicher Bedeutung find, 
während rein tatſächliche Verrichtungen oder nicht wirtihaftlihe Handlungen, wie z. B. das 
Borlefen oder die Tätigkeit des Arztes ober Erziehers, nicht darunter fallen ſollen. So namentlich 
Dertmann 2. Aufl. 8 675 Erl. 1b; Staudinger-Engelmann $ 675 Erl. 2; Coſack BR. 
82521; Endemann HB. 8172 Ziff. 3; Crome 8 2521; Lotmar, ArbBertrag I ©. 274ff.; 
Jaeger, Kom. 3. KO. 8 22 Anm. 22; Bernau, Iheringd Jahıb. Bd. 44 S. 253, Die 
Sormulierung des Gedankens ift im einzelnen verſchieden; Crome und Endemann betonen 
noch, daß es fi) bei der Gelchäftsbeforgung um eine felbftändige Tätigkeit Handle. Zum Zeil 
iſt man dahin gelangt, daß unter der Vejorgung eines Geſchäfts die Entfaltung einer Tätigteit 
zur Erledigung einer beftimmten Angelegenheit oder einer Mehrheit beftimmter Angelegenheiten 
verftanden werben foll. So namentlich Hellwig, Verträge a. Leijtg. an Dritte ©. 517 Anm. 42 
und ihm folgend Windfheid-Kipp 3 399 Anhang II; Schollmeyer Einz. Sch. 8. ©. 9 
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Brüdmann, Recht des Geihäftsführer S. 26. Auch Lenel, Iherings Jahrb. Bd. 44 ©. 35 
wirb hierher zu rechnen fein; er will die unter & 675 fallenden Verträge als entgeltlihe Auf⸗ 
träge behandelt wifjen, bei denen es nicht ſowohl auf einen Erfolg als auf Entfaltung von 
Zätigfeit antommt. & 

Im der Prazis ift ber Begriff der Geſchäftsbeſorgung bislang fiel? Im weiteften Sinne 
aufgefaßt: Vgl. RG. Bd. 56 ©. 84 (Gerichtsvollzieher), Bd. 57 ©. 392 (Vertretung der Inter 
eflen eines Hypothekars bei der Biwangsverfteigerung), RE. in ZW. 1906 ©. 109 (Einziefung 
einer Sorberung), Recht 1902 ©. 149 ſowie 1903 ©. 263, 1904 ©. 314 (Notare), 1908 ©. 49 
(Gerichtöfafjenzendant, Geihäfte bes Fiskus), 1906 ©. 567 (Geſchäftsagent, Einziehung von 
Forderungen), Rſpr. Bd. 8 ©. 343 fowie Bb. 12 ©. 272%; Seuffl. Bd. 61 ©. 52 (Ärzte). 
Eine Entſcheidung, in welder die Unmwendung bes 8 675 abgelehnt iſt, weil der Vertrag feine 
Gefchäftsbeforgung zum Gegenftande habe, tft bislang nicht befannt geworben, 

Bet der Entſcheidung ber Frage iſt davon auszugehen, daß der Zwed des 8 675 ber fit, 
die entiprechende Unwendung einer Anzahl für den Auftrag gegebener Beftimmungen für folde 
Dienft« und Werkverträge vorzufchreiben, bet denen diefe Anwendung aus Gründen des praftifchen 
Bedürfnifjed geboten erſcheint. Dabei tft man, wie fi) aus ber Faſſung der Vorſchrift und der 
Entftehungsgeichichte ergibt, der Meinung geweſen, daß es Dienfts und Werkverträge gebe, bei 
welchen die Anwendung bes $ 675 nicht in Frage komme. Es iſt aber nicht die Abficht ge 
wefen, eine begrifflihe Unterfheibung anfzuftellen. Dieje ift der Wiſſenſchaft überlaſſen. Das 
Geſetz legt fachlich ben Schwerpunkt darauf, daß jedenfalls in den Fällen, in denen es fi um 
eine Gejhäftsbejorgung handelt, die im 8 675 angeführten Vorſchriften Anwendung finden follen. 
Dies tritt deutlich in dem oben mitgeteilten Beichlufie der zweiten Kommiffion hervor. Wenn 
man nun bie verfchiedenen Anfichten prüft, fo findet zunächit die von Bernburg aufgeftellte 
geſchichtliche Unterſcheidung zwiſchen auftragsähnlichen und anderen Dienſt- und Werkverträgen 
in dem Wortlante bed Gefeges und in der Eniſtehungsgeſchichte feine ausreichende Grundlage. 
Auch die an ben Sprachgebrauch antnüpfende Unterfheidung zwiſchen ſolchen Berträgen, welde 
eine unmittelbar wiriſchaftliche Bedeutung haben und ſolchen, welche tatſächliche Berrichtungen 
oder fonftige Handlungen betzeffen, wie 3. B. die Verträge über perfönliche Dienftleiftungen oder 
die Verträge des Arztes, bed Erziehers und des Vorleſers, ift abzulehnen. Ganz abgefehen 
davon, daß die Unterſcheidung ſchwer durchzuführen ift, weil die letztgenaunten Verträge ebenfalls 
wirtſchaftliche Bedeutung haben können, führt fie auch zu unbefriedigenden Ergebniſſen. Es tft 
nicht abzufehen, weshalb nicht ber Diener oder ber Vorlefer ebenfogut wie der gewerbliche 
Ürbeiter oder Handwerker verpflichtet fein follten, bie ®erätfchaften oder Blicher, welche fie erhalten 
Haben, herauszugeben. Und ebenfo erſcheint e8 durchaus geboten, dem Arzte oder dem Erzieher 

- die Verpflichtung aufzuerlegen, auf Verlangen über ihre Beobachtungen Auskunft zu erteilen. Die 
Anwendung de3 8 667 unb des 8& 666 ift in dem bezeichneten Fällen durchaus angemefien und 
entipriht vollftändig dem Bwede des $ 675. Wenn man fi) demgegenüber auf den Sprad- 
gebraud beruft, jo kann dies nicht ala entfcheidend angefehen werben. Der Sprachgebrauch ift 
auf diefem @ebiete fehr zweifelhaft und unficher; er unterjcheidet überhaupt nicht ſcharf zwiſchen 
den verichiedenen Arten von Arbeitöverträgen (vgl. Vorbm. zum fiebenten Titel unter V 1 ©. 591 
und Borbm. zu diefem Titel unter III). Bloß auf den Sprachgebrauch kann eine Unterfheidung 
hiernady nicht gegründet werben. Wenn endlich darauf abgeftellt ift, daß eine Geſchäftsbeſorgung 
dann anzunehmen fei, falls es fi um bie Erledigung einer oder mehrerer beftimmter Augelegen⸗ 
heiten handle, fo dürfte dies weientlih nur die Bedeutung haben, die Anwendung des im 8 675 
angezogenen $ 663 einzufchränten. Denn wenn der Inhalt des Vertrags auch von vornherein 
ein ganz allgemeiner ift, z. B. dahin geht, ärztliche Behandlung zu gewähren, vorzulefen oder 
Gartenarbeiten zu verrichten, fo ift die Ausführung de Vertrags doch nur fo denkbar, daß bes 
ftimmte Urbeit geleiftet wird. Hinfichtlich diefer würde dann aber doch der 8 675 anzuwenden fein; 
fo aud) Hellwig a. a. O; Kippa.a.D. Allerdings würde aber ein Unterfchied binfichtlich des 8 663 
beftehen; ſoweit es fi um Verträge über die Beſorgung beftimmter Angelegenheiten Handelt, 
würde nad; Maßgabe bed dann anzuwendenden 8 675 eine Verpflichtung anzunehmen fein, die 
Ablehnung eined Vertragsantrags anzuzeigen, ſoweit es ſich um Verträge über bie Bejorgung 
allgemein beftimnter Angelegenheiten hanbelt, aljo 3. B. darum, Mufikunterricht zu erteilen, würde 
eine ſolche Anzeigepflicht nicht anzunehmen fein; fo auf Kipp a.a.D.; Lenel ©. 36. Bei einer 
ſolchen Unslegung des 8 675 würde aber daS Anwendungsgebiet des 8 663 ganz außerordentlich 
eingefhräntt werden. Denn die meiften öffentlichen Ankündigungen und Unerbieten, wie z. B. die 
der Ürzte, Austunftsbureans, Banten und Bankiers, Volksanwälte, pflegen ganz allgemein ge— 
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8. 676. Wer einem Anderen einen Rath oder eine Empfehlung ertheilt, iſt, 
unbejchadet der ſich aus einem Vertragsverhältnig oder einer unerlaubten Hand» 
Yung ergebenden Verantwortlichfeit, zum Erfage de aus der Befolgung des Rathes 
ober der Empfehlung entftehenden Schadens nicht verpflichtet. 





halten zu fein. Die hieraus ſich ergebende Einfhränkung würde aber weder den Bebürfnifien des 
Lebens noch dem Bwede des Geſetzes entſprechen. Für die Fälle der unentgeltlihen Geihäfts- 
beforgung tft im 8 663 eine Unterſcheidung zwiſchen beitimmten und unbeitimmten Unerbieten nidt 
gemacht; es ift fein Grund erſichtlich, bei der entgeltlihen Geſchäftsbeſorgung anders zu verfahren. 
Dazu tonımt noch, daß die Unterſcheidung zwiſchen beitimmten und unbeitimmten Anfünbigungen 
und Anerbieten praftifch recht große Schwierigkeiten machen würde. Unter biefen Umftänden gelangt 
man zu dem Ergebniffe, daß der 8 075 bei allen Dienftverträgen und Werkver— 
trägen anzunehmen fein wird. Dies entipricht auch, foviel zu fehen, der Auffaflung der 
Praxis. Unzuträglickeiten find von der allgemeinen Anwendung des 8 675 kaum zu befürchten. 
Denn die dort angezogenen Vorſchriften find nur entipredyend anzuwenden. Es ift alfo ſtets zu 
prüfen, ob nicht der Inhalt des einzelnen Dienft- oder Werkvertrags eine andere Beurteilung 
erfordert; vgl. Ext. 3. 

8. Die Übertragung der im 8675 angegebenen Vorſchriften auf einen Dienftvertrag 
der eine Gejchäftsbeforgung zum Gegenftande hat, macht keine Schwierigfeiten. Das Berhälmis 
geftaltet fi fo, daß ſämtliche für den Dienftvertrag im fechiten Titel gegebenen Borfchriften zur 
Unwendung gelangen und die im 8 675 angegebenen Borfchriften lediglic ergänzend hinzurreten. 
Zu beachten ift, daß in der ſeitens des Dienftderen zu gemährenden Vergütung ber Erſatz für 
Auslagen mit einbegriffen fein fann. Soweit dies der Fall ift, worüber fi) feine allgemeine 
Negel aufftellen läßt, kaun felbftverftändlich nicht noch beſonders auf Grund des 8 670 Erfak 
von Aufwendungen beanſprucht werden. Was vom Dienftvertrage gelagt ift, gilt auch für den 
Werkvertrag. Beim Werkvertrage kann der Unternehmer regelmäßig keinen Erfag für die von 
ihm zur Herftellung des Werkes gemachten Aufwendungen verlangen. Diefe werden vielmehr 
regelmäßig durch die Vergütung mit gededt. Hierbei verbleibt e8, auch wenn der Werkuertag 
eine Geſchäftsbeſorgung im Sinne bes $ 675 zum Gegenitande hat, und bie 88 61:9, 670 finden 
daher feine Anwendung. Hieran wird auch dadurch nicht? geändert, daß das Werk vor der Ans 
nahme duch Zufall untergeht. Der Unternehmer kann aud in dieſem alle auf Grund des 
8 670 keinen Erjag feiner Aufwendungen verlangen, weil er nad) 8 644 die Gefahr bis zur Ab⸗ 
nahme des Wertes trägt. Anders liegt die Sache, wenn und foweit der Unternehmer nad) dem 
Werkvertrage neben der Vergütung oder ftatt derielden Erfag von Aufwendungen zu fordern 
berechtigt fit. Geht das Werk in einem folhen Falle vor der Abnahme duch Zufall unter, fo 
bat ber Beftellee dem Unternehmer die Aufwendungen nad Maßgabe des 8670 zu erfepen. 
Die vereinbarte Vergütung kann der Unternehmer aber immer nur einmal und erit nad Ab- 
nahme bed Werkes fordern. Ferner ift zu beachten, daß beim Werkvertrage nad) dem Juhalte 
des Vertrags die Anwendung bes 8 665 eingefchräntt fein kann. 

Anftatt des im 8 675 nicht angezogenen 8 664 finden beim Dienftvertrage die Vorfchriften 
des 8 613, beim Werkvertrage bie Vorſchriſten des 8 267, anftatt de $ 671 beim Dienftvertrage die 
88 626, 627, beim Werkvertrage die 88 643, 649, 650 Anwendung. Das Recht, ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrift zu Kindigen, befteht beim Dienftvertrag in den Fällen ber 88 623, 626, 
627, beim Werkvertrag im Falle des 8 649. Vgl. im einzelnen bie Erl. zum 6. und 7. Titel. 

4. Der Einfinh des Konkurfes ift in den oben unter 2 mitgeteilten $$ 23, 27 der KO. 
geregelt. 

8 676. 
6.18 604; II 8 607 res. 8 663; III 8 663. P.I 6. 239210.; M. II E. 5541. V. II. 2 6.380, 6641. 

Staub Exkurs zu HGB. 8349; Brunswig 8. f. HR. 8b. 56 ©. 77ff. Über bie 
Haftung des Auskunftsbureaus Brüdner Recht 1903 ©. 245ff., 273, Sonntag Holdheims 
MEN. Bd. 12 ©. 141 ff. 

1. Bedeutung ber Vorſchrift. Im früheren Mechte beftanden Meinungsverſchiedenheiten 
darüber, unter welchen Umſtänden jemand für einen Mat oder eine Empfehlung zu haften habe. 
Das Geſet Kat es für wünfchenswert erachtet, durch eine ausdrückliche Beſtimmung einer zu weit 
gehenden Haftung entgegenzutreten. Der Schwerpunkt der Vorſchrift liegt auf der negativen 
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Seltftellung, daß grundfägli für einen Rat nicht gehaftet wird, daneben wird aber auf bie 
Möglichkeit einer Haftung auf Grund eines Vertrags oder auf Grund der Vorfchrifien über un- 
erlaubte Handlungen hingewieſen. 

Syſtematiſch ift die Frage früher, indem man der Lehre des römiichen Rechtes folgte, welche 
den Rat als mandatum tui gratis bezeichnete, im Auſchluß an den Auftrag behandelt. Das 
BGB. Hat ſich dem angefchlofien und die Vorſchrift über den Rat anhangsweiſe in ben Titel 
über den Auftrag eingejtellt. Bedeutung für die fachliche Beurteilung hat died nicht. 

2. Die Erteilung eines Rated ober einer Empfehlung erzeugt regelmäßig Teine Berbind- 
lichkeit. Es Handelt fi dabei nad der bem Geſetze zugrunde liegenden Auffaffung nicht um 
ein Rechtsgeſchäft, fondern um eine reine Gefälligfeit, die ber Sphäre des gefellichaftlichen Lebens 
angehört. 3 

Es befteht auch feine Verpflichtung, nachträgliche Änderungen der Sachlage, welche bie 
Beurteilung möglicherweife ändern mwilrden, dem Empfänger de8 Rated mitzuteilen; RG. in 
Sächſ. Ach. Bd. 11 ©.466. Ausnahmsweiſe kann fi aber eine Haftung für den Nat aus 
einem Bertragsverhältnis oder auf Grund der Borfchriften über unerlaubte Handlungen ergeben. 


8. Eine Haftung für einen Rat Tann fi and einem Vertragsverhältnis ergeben. Dies 
it fo möglich, daß der Ratgeber ſich durch Vertrag zu forgfältiger Abgabe des Rates verpflichtet 
bat und gegen dieje Pflicht veritoßen Hat, oder fo, daß er bie Garantie für die Nichtigkeit des 
Rates übernommen bat. ; 

a) Die Verpflihtung zur Erteilung eines Rates oder einer Empfehlung kann 
durch einen felbftändigen Vertrag übernommen werben. Insbeſondere gehören hierher 
die Verträge, melde die Auskunftobureaus mit Auskunft fuchenden Perſonen ſchließen. Der 
Bertrag kann Werkvertrag, Dienftvertrag oder Auftrag fein; vgl. darüber Brunswig a. a. O. 
©. 87 mit Literaturangaben, RO. in DIZ. 1905 ©. 169 und JW. 1905 ©. 502. Die Verpflich- 
tung zur Ratserteilung fann fi aber aud als NRebenverpflihtung aus einem 
anderen Rechtsverhältnis ergeben. So ift 3. B. der Rechtsanwalt, dem die Führung 
eines Prozefies übertragen ift, für verpflichtet zu erachten, ber Partei über die Geltendmachung 
von Rechtsbehelfen Rat zu erteilen. Ebenſo fann ein Bankier, der für einen Kunden Wert- 
papiere kaufen fol, verpflichtet fein, diefen Hinfichtlich der anzufaufenden Papiere zu beraten; vgl. 
RE. in IV. 1905 ©. 502. Beſteht eine Verpflichtung zur Ratserteilung, fo iſt diefelbe nach all 
gemeinen Grunbfägen mit Sorgfalt zu erfüllen, und der Ratgeber tft grundfäglich für jede vor« 
fägliche oder fahrläffige Verlegung biefer Pflicht haftbar; vgl. unter o. 

In ber bloßen Tatfade, daß fi jemand zur Erteilung eines Rates bereit 
finden läßt, ift aber noch nicht bie vertrag3mäßige Übernahme ber Berpflihtung 
zu finden, ben Rat mit Sorgfalt zu erteilen. Vielmehr ift in jedem einzelnen Falle 
feitzuftellen, ob ſich eine folche Verpflichtung aus einem felbftändigen Vertrag ober als Neben- 
verpflihtung aus einem anderen Rechtsverhältnis ergibt. Was eriteres anlangt, fo wird eine 
vertragsmäßige Verpflichtung ftetS anzunehmen fein, wenn fir die Erteilung des Rated oder der 
Auskunft eine Vergütung gewährt wird, wie dies z. B. bei Ärzten und Rechtsanwälten ſowie 
bei den Auskunftsbureaus bie Regel bildet; anders regelmäßig bei der Auskunft, welche ſich 
Kaufleute aus Gefälligfeit zu erteilen pflegen. Was letzteres anlangt, fo wird es darauf an- 
tommen, ob nad Treu und Glauben mit Rüdfiht anf die Verkehrsſitte (38 137, 242) eine 
MNebenverpflihtung zu forgfältiger Raterteilung als mit übernommen zu gelten hat. 

Aus der Praxis: Ratertetlung der Rechtsanwälte RG. Bd. 52 S. 365 (Extetlung 
eines Rates ohne Anfrage, ſtillſchweigender Abſchluß eines Vertrags; vgl. zu diefer fehr bedenk⸗ 
lichen Entiheldung Laband DIZ. 1903 ©. 262), RC. in DIE. 1904 ©. 1137 (Annahme eines 
Bertrags), RG. in Seuff. A. Bd. 60 ©. 274 = JW. 1905 ©. 138 (ebenfo), RG. in ZW. 1906 ©. 332 
(Auskunft duch einen Bureauvorfteher, fein Vertrag mit dem Rechtsanwalt). Bauſach ve rſtän⸗ 
diger RG. in Seuffl. Bd. 60 ©. 351 — DIE. 1904 ©. 169 (Haftung für einen Rat, bei dem 
banpolizeilihe Vorſchriften außer acht gelafien find), Bankiers NG. Bd. 27 ©. 118 (Pflicht 
zur Sorgfalt wegen Beſtehen einer Gejchäftöverbindung), Bd. 42 ©. 125 (Pflicht zur Sorgfalt 
auf Grund eines beftimmten Vertragsverhältnifies), RE. in DIE. 1904 ©. 650 (ebenfo), RG. in 
IB. 1903 ©. 151 (Haftung bei Beftehen einer Gefchäftsverbindung), RG. in IW. 1905 ©. 502 
— DJ2. 1905 ©. 861 (Raterteilung als Nebenleiftung bei einem Kaufvertrage, keine Verpflichtung 
unverlangt Rat zu erteilen). Vol. wegen der Bankier au Staub Exkurs zu HGB. 8 349 
Anm. 12—15, Düringer-Hahenburg HB. 8 347 Anm. 2b. 

Bland, Kommentar . BEE. Bd. IL. 3. Auflage. 4 
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b) Der Ratgeber Haftet, wenn ein Vertragsverhältnis befteht, nad 8 278 jür 
Berfhulden feiner Ungeftellten; juriftifhe Berfonen haften für das Verſchulden 
ihrer gefeglihen Vertreter. Haftung von Rechtsanwälten, welche fih zur Ausübung der 
Praxis verbunden haben, Joſef Gruch. Bd. 44 ©. 419. 

0) Der Ratgeber haftet, wenn ein Bertragsverhältnis befteht, nad 8 276 für 
jedes Berfhulden. Die Haftung für Verfhulden von Gehilfen und gefeglichen Bertretern 
tann nach 88 278, 276 ausgefchloffen werden. Die Haftung für eigene Urglift fann dem Hat: 
geber nad 8 276 Abf. 2 nicht im voraus erlaflen werben. Die Haftung für Fahrläſſigkeit kann 
vertragsmäßig außgeichlofien werden. Wenn bei einer Raterteilung, wie bies hänfig vorkommt, 
die Klaufel Hinzugefügt wird „ohne Obligo“, „ohne Verbindlichkeit“, fo kann dies bedeuten, dab 
nicht für die Nichtigkeit des Rates eingeftanden werden ſoll, nit aber, daß aud die Haftung 
für Fahrläſſigkeit ausgeſchloſſen werden fol. Möglich ift allerdings aud, daß der Klaufel eine 
folge weitergehende Bedeutung beizulegen ift. Im Zweifel wird fie aber in dem erfigebachten 
Sinne zu verfiehen fein. Bu beachten ift ferner, daß bie Beſchränkung der Haftung !nur durch 
veriraggmäßige Vereinbarung herbeigeführt werden Tann; die einfeitige Hinzufügung der Klanjel 
„ohne Khligo” bei Erteilung des Rates felbft vermag bie Hafıung nicht auszuſchließen. 

d) Hat der Ratgeber die ihm vertragsmäßig obliegende Pfliht zur forg- 
fältigen Erteilung bes Rates verlegt, fo haftet er demjenigen, dem er ben Rat 
erteilt bat, für den daraus entftehenden Schaden. Zur Begründung des Anfpruds 
gehört der Nachweis, daß ein Kanfalzufammenhang zwiſchen dem falfhen Rate 'und dem ein- 
getretenen Schaden befteht. Eigenes Verſchulden des Geſchädigten ift nad $ 254 zu berüd- 
fichtigen. 

Der Anſpruch auf Echadenserfag verjäßrt nad; 3195 in dreißig Jahren, war aber ein 
felbftändiger Werkvertrag über die Erteilung eines Rates gefchlofien, jo verjährt der Anfprud 
nad) 8 638 in ſechs Monaten. War die Erteilung des Rates lediglich Erfülung einer Neben: 
leiftung, fo find für die Verjäßrung die Regeln maßgebend, welche für das Haupigeſchäft gelten: 
RE. in ZW. 1905 ©. 502. 

e) Hat der Ratgeber die Garantie für die Richtigkeit des Rates übernommen, 
fo Haftet er für die Folgen des Rates, ohne daß es auf ein Berihulden antommt. 
Zu beachten ift, daß die Übernahme der Garantie von Bebingungen, z. ®. davon abhängig 
gemacht werden kann, daß der Empfänger des Rates bei der Turchführung des Geſchäfis die 
Anwelfungen des Ratgebers befolgt. Selbſtverſtändlich fann die Garantie auch auf einen be» 
ftimmten Betrag beichräntt werben. 

4. Eine Haftung für einen Rat wegen unerlaubter Handlung Tann fid aus 88 823 Abſ. 2, 
826 ober 839 ergeben. 

a) Eine Haftung kann nicht auf 8 828 Abf. 1 geftügt werben, da buch einem 
faljhen Rat kein Recht verlegt wird. Eine Haftung nad 8 823 Abf. 2 ift begründet, wenn 
gegen ein Echußgefeg verſtohen ift. Dies trifft 3.8. zu, wenn der Tatbeftand des ftrafbaren 
Betrugs, SIEB. 8 263, oder des Börfengefeges 8 79 vorliegt. 

Eine Haftung nad 8 826 ift begründet, wenn ber Rat abfichtlich falſch erteilt 
ift, um dem anderen einen Schaden zuzufügen. Für die Annahme argliftigen Verhaltens 
genügt einerfeits, daß ber Ratgeber Tatfahen behauptet, von deren Nichtigkeit er nicht überzeugt 
ift, und andererſeits, daß er mit der Möglichkeit rechnet, der Unfragende werde ſich nach dem 
Rate richten; RE. in DIEB. 19-2 ©. 128, IW. 1902 Beil. ©. 276 = Gruch. 8b. 47 ©. 105. 

Eine Hafltung für einen falſchen Rat nach 8 839 ift begründet, wenn der Rat 
geber bei Erteilung des Rates gegen eine Amtspflicht verftohen hat. ©. Exil. 
zu 8 889. 

Eine allgemeine Haftung für Sahrläffigleit bei Erteilung eines Rates läßt 
fih aus den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen nicht ableiten. 

db) Für Angeftellte haftet ber um Rat Angegangene nad 8831. Juriſtiſche 
Berfonen haften für die unerlaubten Handlungen ihrer Vertreter nach 8 31. 

€) Verjährung des Anſpruchs aus einer unerlaubten Handlung in drei Jahren 8 852; 
Ausſchluß der Aufrechnung 8 399; Gerihtsftand END. 8 32. 

d) Die Haftung des Ratgeberd gegenüber Dritten, über welde er falihe Auskuuft ge- 
geben bat, beſtimmt fi, abgejehen von dem mohl nur fehr feltenen Falle, daß die Berlegung 
einer Vertragspflicht gegenüber dem Dritten vorliegt, nach den Vorſchriften über unerlaubte Hands 
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Elfter Titel, 
Geſchäftsführung ohne Auftrag. 


ungen. Eine Haftung kann fi) aus $ 823 Abſ. 2 in Verbindung mit SICB. 8 187, ferner aus 
88 824, 826, 839 fowie 88 6, 7 des ef. über den unlauteren Wettbewerb ergeben. 

Haftung de3 Empfängers des Mates, welcher die ihm Hinfichtlich der Auskunft obfiegende 
Schweigepfliht verlegt hat, gegenüber bem Ratgeber, wenn biefer dadurch Schaden erlitten Hat, 
Rip. Bd. 2 ©. 2. 

Elfter Titel, 

Sturm, Die Lehre von der Gefhäftsf. ohne Auftrag, 1897; Iſay, Geſchäftsf. nah dem 
BGB., 1900, dazu Fr. Leonhard Krit. Biert. Bd. 44 ©. 404ff.; Brüdmann, Die Rechte der 
Geſchäftsf. ohne Auftrag, 1903. ; 

I. Begriff der Gefhäftsführung ohne Auftrag. Bedentung ber Vorſchriften bed elften 
Titel. Die Tatjache, daß jemand ohne Auftrag für einen anderen tätig wirb, begründet recht» 
liche Beziehungen zwiihen dem Geihäftsheren und bem Geſchäftsführer. Der elfte Titel regelt 
die VBorandfegungen und den Inhalt der obligatorifhen Verpflichtungen, welche fi aus der 
Geihäftsführung für beide Teile ergeben. 

Neben den zahlreichen und mannigfaltigen Fällen, in denen jemand klar und deutlich als 
Gefchäftsführer ohne Wuftrag Handelt und in benen bie Anwendung ber Vorſchriften des elften 
Titels außer Zweifel fteht, fommen im Leben auch Fälle vor, in denen jemand im Zuſammen⸗ 
Hange mit anderen Mechtsverhältnifien oder rechtlichen Vorgängen fremde Geſchäfte beforgt, ohne 
daß Har erhellt, ob er direkt ober mwenigftens eventuell als Geſchäftsführer für einen anderen 
Handeln will, fo z. B. wenn ber zur Erbſchaft Verufene vor der Ausichlagung der Erbſchaft 
erbſchaftliche Geichäfte beforgt. Aus praktiſchen Gründen hat das Geſeß für eine Reihe von 
derartigen Fällen ausdrücklich vorgeihrieben, daß die Vorfchriften über die Gefhäftsführung ohne 
Auftrag Anwendung finden follen; jo 88 450, 547, 601, 997, 1007, 1049, 1216, 1959, 1978 
mit 1991, 419, 2036, ferner 2125. In anderen Fällen ift insbefondere der Erfag von Aufe 
wendungen in äßnlicher Weiſe wie bei der Geihäftsführung ohne Auftrag geregelt. 

Die Gefchäftsführung ohne Auftrag iit vom BGB. im Anſchluß an das frühere Recht als 
selbftändiged Inſtitut behandelt. Die Auffaſſung von Iſay, wonach für die verſchiedenen 
Arten der Beforgung fremder Gefchäfte ein allgemeines Prinzip der Geſchäftsführung aufzuftellen 
fe, ift abzulehnen. Näheres f. in der Vorbm. zum zehnten Titel unter IT 1. 

Die Lehre von der Geſchäftsführung ohne Auftrag ift feit dem Erfcheinen der 1./2. Auf- 
lage in ber Kiteratur vielfach behandelt; namentlid find eine Heide von theoretiihen Grund» 
fragen Bfter8 erörtert. In der Praxis find Zweifel und Streitfragen weniger hervorgetreten. 

IE. Regelung ber Gefhäftsführnung ohne Auftrag im BGB. Mit Nüdfiht auf die 
geſchichtliche Entwidelung und, da tm einzelnen mehrfad auf die Vorſchriften über den Auftrag 
zu verweiſen war, ift bie Geſchäftsführung obne Auftrag von der 2. Kommiſſion bet ber 
Ordnung der Reihenfolge der Titel an den Auftrag angeſchlofſen worden. Für die fachliche 
Beurteilung hat diefe Stellung im Syſtem keine Bebentung. 

Bei der materiellen Regelung iſt einerjeit3 der Geſichtspunkt maßgebend geweſen, daß, 
wenn jemand aus Nächſtenliebe oder um öffentlicher Intereffen willen fremde Geſchäfte beforgen 
wolle, dag Gefeg dem nicht hemmend entgegentreten dürfe. Es ift deshalb auch fein allgemeines 
Verbot der Einmiſchung in frembe Angelegenheiten ausgeſprochen. Andererſeins war aber zu 
berüdfichtigen, daß die Übernahme fremder Geſchäfte nicht immer auf idealen Gründen beruht, 
fondern daß vielfach Eitelleit und Selbſtſucht bie Triebfeder bilden. Auch konnte man nicht 
verfennen, daß bei den heutigen erfehröverhältnifien, die es dem einzelnen erleichtern, auch 
aus der Ferne feine Geichäfte felbft zu beſorgen, und bei der weit entwidelten öffentlichen 
Fürſorge für Hilfsbedürftige zu einer privaten Einmiſchung in fremde Angelegenheiten feltener 
Anlaß fein wird als früher. Dem Geſchäftsführer ift deshalb eine ftrenge Haftung auferlegt, 
wenn ex ſich gegen den wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn eingemticht Hat, 
und ebenfo tft der Anſpruch auf Erfag von Aufwendungen an die Vorausſetzung geknüpft, daß 
die Übernahme der Geſchäfte nicht nur dem objektive Snterefie, fondern auch dem wirklichen 
oder mutmaßlichen Willen des Geſchaͤftsherrn entiprochen Bat. 
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Die obligatorifchen Beziehungen, welche fih an das Finden verlorener Sachen Inlpfen, 
find in den 88 965ff. durch befondere Vorichriften geregelt. Da es fich in der Sache ſelbſt um 
eine Gefhäftsführung ohne Auftrag Handelt, werden aushilfsweiſe aud beim Zunde die Bor: 
ſchriften des elften Titels zur Anwendung zu bringen fein; vgl. Borbm. zu 8 965 Ziff. 2; 
Brüdmann Arc. f. Bürg. R. Bd. 23 ©. 330ff. 

Das Gefep regelt im elften Titel nur die obligatorifhen Beziehungen zwiſchen dem Ge 
ſchäftsherrn und dem Geſchäftsführer. Für das Verhältnis zu einem Dritten, mit dem der 
Gefchäftsführer Geſchäfte abgeichlofien hat, insbefondere für die Frage, in welchem Uugenblide 
der Geſchäftsherr direkte Rechte aus ſolchen Geſchäften erwirbt, find die Vorſchriften über Ber- 
tretung und Vollmacht (88 167ff.); über Vertretung ohne Vertretungsmacht (38 177ff.) und 
über Genehmigung ($ 184) maßgebend. Vgl. Hierzu Iſay, Geſchäftsf. S. 165ff. Die fahen: 
tehtlihen Fragen, melde ſich bei der Geichäftsführung ergeben können, insbejondere die 
ragen bes Befipes und bed Eigentums find nad den Vorſchriften des 3. Buches zu ent⸗ 
ſcheiden. gl. bierzu Ifay, Geſchäftsf. ©. 262 ff. 

III. Sonbersorigriften. 

1. Über die Gefhäftsführung ohne Auftrag im Brozeffe find in der CPO. 5 89 
Vorſchriften gegeben. 

Wegen Bergung und Hilfeleiftung in Seenot |. HB. 88 740ff.; Strandungs- 
ordnung v. 17. Mai 1874; über Bergung und Hilfeleiftung bei der Binnenſchiffahrt ſ. Geſ. betr. 
d. private. Verb. d. Binnenſchiffahrt 8 83ff. 

2. Unberührt bleiben bie öffentlich-rechtlichen Vorſchriften, welche die Berpflih- 
tung don Beamten und Behörden zur Beforgung fremder Geſchäfte regeln. Es 
gehört hierher 3. B. der all, daß ein deutfcher Konful den Nachlaß eines in feinem Bezirke 
verftorbenen beutichen Staatsangehörigen im Interefie der Erben in Beſitz nimmt und vermalter 
oder daß bad Nachlaßgericht nad) Maßgabe des 8 1960 Maßregeln für die Sicherung eines Nach⸗ 
laſſes trifft. Erſatz des durch pflichtwidriges Verhalten Herbeigefügrten Schadens kann in folhen 
Fällen nur auf Grund der 83 839, 823 gefordert werben. 

Unberührt bleibt nach EG. Art. 32 die Borfchrift des Gef. über den Unterflägungs: 
mwohnfig, Faſſung v. 12. Mai 1894 8 62, wonach ein Armenverband, welcher auf Grund biefes 
Geſetzes einen Hilisbebürftigen unterftügt hat, von dem zur Unterftägung Berpflichteten Exriag 
verlangen kann. Unberührt bleiben aud nad EG. Art. 103 bie Iandesgejeplichen Borjchriften, 
nach welchen der Staat fowie Verbände und Anftalten, die auf Grund des öffentlihen Rechtes 
zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet find, Erſatz der für den Unterhalt gemachten Auf 
wendungen von der Berjon, welcher fie den Unterhalt gewährt haben, fowie von denjenigen 
verlangen fünnen, welche nad) den Vorfchriften bes BGB. unterhaltspflichtig waren. 

Unberührt bleiben ferner nah EG. Art. 32 die Borfchriften der Reihsverfiherungs- 
gefege über die Erftattung von Aufwendungen und den Übergang von Erfaganfprüchen, wenn 
auf Grund diejer Gelege Unterftügungen geleiſtet find; ſ. Kranken8G. 88 57, 57a, 65, 72, 
73, 74; Gewerbeunfall8G. 88 11, 12, 22, 25, 27, 83, 136, 140; Landwirtſchaftliches UBS. 
88 11, 27, 30, 32, 147, 151; BauuVG. 85 10, 46; SeeuVG. $8 17, 29, 134; InvalidenB®. 
88 18, 21, 49, 51, 54, 113, 128. 

Leiſtet der Staat oder eine andere Anftalt des öffentlichen Rechtes auf Grund öffentlid- 
rechtlicher Verpflichtung Unterftügungen, fo ift ein privatrechtliher Anſpruch gegen den zur Unter 
ftügung Xerpflihteten auf Grund des BGB. 88 677fj. nicht begründet. Die Frage war früher 
fteeitig, fie wird jet, foviel zu fehen, allgemein in verneinendem Sinne beantwortet; |. Dert- 
mann 2. Aufl. Borbm. Ziff. do. Ob etwa auf die nad den Beſtimmungen des öffentlichen 
Rechtes und ber Landesgefege, welche nah EG. Art. 103 unberührt bleiben, begründeten Ans 
ſprüche im einzelnen Vorſchriften des BGB. anzuwenden find, ift durch Auslegung jener Geſetze 
feftzuftelen. Handelt umgekehrt jemand als Geſchäftsführer ohne Auftrag für den Etaat oder 
eine andere Anftalt des öffentlichen Rechtes, z. B. einen Urmenverband, indem er Verpflichtungen 
erfüht, welche diefer nach den Veitimmungen bed öffentlichen Rechtes obliegen, fo finden die 
Vorſchriften des BGB. 88 677 ff. Anwendung, vorbehaltlich der etwaigen Sonbervorfcriften, 
welche in den erwähnten Spezialgefegen gegeben find. 


IV. Weſen ber Geihäftsführung ohne Auftrag. Aus der Geichäftsführung erwachſen 
obligatoriiche Verpflichtungen. Diefe treten direkt auf Grund des Geſetzes ein. Die früher 
öfter8 erörterte Frage, ob das Verhältnis zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dem Geichäftsführer 
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als Duafitontraft aufzufaſſen ift, hat weſentlich nur eine fyflematiiche Bedeutung und kommt 
für das BGB. nicht in Betracht. 

Die Gefhäftsführung ohne Auftrag ift fein Rechtsgeſchäft. Sie tft vielmehr 
zu haralterifieren als eine Rechtshandlung, mit mwelder bie Rechtsordnung rechtliche Folgen 
ohne Rüdfiht auf den Willen des Handelnden verknüpft; |. M. II ©. 860; Vorbm. zum 3. Ab⸗ 
ſchnitt des 1. Buches unter X Bd. I ©. 186. Wie Hier die herrſchende Anfiht, a. U. Ende- 
mann BR. I $ 178 Anm. 3; Baring Sächſ. Arch. Bd. 14 ©. 532ff. Die für Rechtsgeſchäfte 
gegebenen Borichriften gelten alfo nicht für die Geſchäftsführung ohne Auftrag, Es kann fih 
nur fragen, ob die eine oder bie andere Beftimmung entiprechend anzuwenden ift. Eine jpezielle 
bierher gehörende Frage ift im $ 682 entfchieben. 

Handlungen, welche überhaupt nicht dem Gebiete des Rechtes, ſondern dem der Sitte und 
des gefellfcaftlichen Lebens angehören, ftellen keine Gefhäftsführung im Sinne der Borfchriften 
des elften Titeld dar und erzeugen feine rechtlichen Verpflichtungen. 

Die Tatfache, daß jemand als Geihäftsführer ohne Auftrag fiir einen anderen gehandelt 
Hat, begründet in erfter Linie Verpflichtungen für den Gefchäftsführer gegenüber dem Geſchäfts⸗ 
herrn. Diefe Wirkung tritt in jedem Falle ein, gleichviel, ob die Geſchäftsführung dem Willen 
und den Interefien bes Geſchäftsherrn entſpricht oder nicht. Vorausſetzungen, Inhalt und Ume 
fang der Verpflichtungen bes Geihäftsfügrers find in den 88 677—682 näher beftinmt, im 
8 686 iſt noch befonder3 der Fall berüdfichtigt, daß ſich der Gefchäftsführer über die Perſon des 
Geſchaͤftsherrn irrt. Aus der Geſchäftsführung können aber aud Verpflichtungen für den Ge— 
ichäftsheren erwachſen. Wenn nämlich bie Übernahme der Geihäftsführung bem Intereſſe und 
dem wirklicden oder mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn entipricht, wenn die Gefhäftsführung, 
wie man dies gewöhnlich zu bezeichnen pflegt, eine nlügliche ift, fo fan der Gefchäftsführer wie 
ein Beauftragter Erſatz feiner Aufwendungen verlangen. Sit aber die Geſchäftsführung keine 
nüslice, fo kann er Erſatz nur nad den Vorfchriften über ungeredhtfertigte Bereicherung vers 
langen. Nähere Beitimmungen über die Unfprüche bes Geſchäftsführers enthalten die 88 683—685. 

Die Anfprüce des Geſchäftsherrn und des Geſchäftsführers ftehen in einem gewiſſen Zus 
fammenbang, infofern fie aus derfelben Quelle hervorgehen, und es kann wegen biefes Zuſammen⸗ 
banges bei Geltendmachung des einen Anſpruchs ein Zurüdbehaltungdrecht megen des anderen 
Anſpruchs in Betracht kommen. Uber die Anſprüche haben nicht ben Charakter von gegenfeitigen 
Aniprühen. Die Borausfegungen find nicht die gleichen; es kann alfo der Fall eintreten, daß 
für den Geſchäftsführer nur Pflichten, aber feine Mechte begründet werben. 

Neben der gewöhnlichen Geihäftsführung kommen noch die Fälle in Betracht, daß jemand, 
ſei e8 irrtümlich, fet e8 bösgläubig, ein fremdes Geſchäft als fein eigenes behandelt. Man pflegt 
die lepteren Fälle im Gegenfage zur fog. echten Gefhäftsführung als unechte Geſchäftsfüthrung 
zu bezeichnen. Das Geſetz Hat fie anhangsweiſe in 8 687 geregelt. 

Die Gejhäftsführung ohne Auftrag endigt, wenn der Geſchäftsführer tatfächlich 
aufhört, bie fremden Gejchäfte zu führen. Erhebt der Beichäftshere, wern er von der Einmifhung 
in feine Angelegenheiten erfährt, Einfpruch gegen die Gefhäftsführung, fo wird diefe damit allein 
nicht beendigt. Die Stellung bes Geſchäftsführers wird nur möglicherweiſe hinſichtlich feiner 
Haftung und feiner Erfaganfprüche eine andere. Die einmal begründeten Anfprüche werden dich 
die Beendigung der Geihäftsführung felbftverftändlic nicht berührt. 

Über die Auffaflung von Zitelmann, wonach die dem Geſetz entiprechende Geſchäftsführung 
ohne Auftrag die Bedeutung haben foll, objektiv einen Eingriff in eine fremde Rechtsſphäre zu 
rechtfertigen, f. unter V. 

V. Verhältnis des Geſchäftsführers ohne Auftrag au ben Netöfägen über unerlaubte 
Handlungen. Iſay, Geſchäftsf. ©. 366. Die Einmiſchung in fremde Angelegenheiten kann 
den Eharalter einer unerlaubten Handlung tragen. Trifft dies zu, fo fteht dem Verletzten neben 
den Anfprüchen, die fi) ergeben, fand Geſchäftsführung ohne Auftrag vorliegt, nad Maßgabe 
der 88 823ff. ein Anfprud auf Schadenserfag zu. Das Gejeg Hat aber den Schug, welcher 
hierdurch gegen einen ſchuldhaften widerrechtlichen Eingriff in die Rechtsſphäre eines anderen ge 
geben tit, nicht für genügend erachtet. Es beitimmt deshalb im $ 678, da die Übernahme der 
Geſchäftsführung, wenn fie mit dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn in 
Widerſpruch ftand und ber Geſchäftsführer dies erkennen mußte, den Geſchäftsführer gegenüber 
dem Geſchäftsherrn zum Schabenderfage verpflichtet, aud wenn ihm ein fonftiges Verfchulden 
nicht zur Laft fällt. Die bloße Tatfache der Einmiſchung in fremde Angelegenheiten gegen den 
Willen deö anderen, wenn diejer vom Geſchäftsführer als entgegenftehend erkannt war oder. 
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erkaunt fein mußte, begründet alſo eine Verpflichtung zum Scabdenserfag, ohne daß es auf bie 
Verlegung eines Rechtes (8 823 Ubf. 1) oder eined Schutzgeſetzes (8 823 Abf. 2) ankommt. 
Allerdings ift diefes Prinzip durch die fi daran fehließende Vorſchrift des 8 679 eingeſchränkt, 
wonach ein entgegenftehender Wille des Geſchäftsherrn wicht in Betracht kommt, wenn ohne die 
Geihäftsführung eine Pflicht des Gejchäftsheren, deren Erfiilung im öffentlichen — liegt. 
oder eine geſetzliche Unterhaltspflicht bes Geſchäftsherrn wicht rechtzeitig erfülllt werden wiirde. 
Weiterer beſonderer Schub gegen ſchuldhafte widerrechtliche Eingriffe wird durch die Vorſchrift 
des 8 687 Abf. 2 gewäßrt, nach welcher, wenn jemand ein fremdes Geſchäft als eigenes beforgt, 
obfhon er weiß, daß er dazu nicht berechtigt ift, der Geſchäftsherr gegen den Geſchäftsführer Ans 
fprüche geltend machen kann, wie wenn Gefhäftsführung ohne Auftrag vorläge, obſchon dies, 
weil der Handelnde nur für fich, nicht für ben Geſchäftsherrn handeln will, nicht der Fall if. 

Liegt ſowohl der Tatbeftand ber Geſchäftsführung ohne Auftrag nach 88 677ff. als auf 
der Tatbeftand einer unerlaubten Handlung nad 88 823ff. vor, fo Hat der Geſchäftsherr bie 
Wahl, ob er ben einen oder den anderen Anſpruch geltend machen will. 

Neneftens hat Zitelmann, Ausſchluß der Widerrechtlichleit, Arch. f. ziv. Pr. Bd. 99 ©. 1ff. 
(auch ald bejondere Schrift erfhienen) den Satz aufgeftellt: Die objeltive Rechtswidrigkeit eines 
Eingriffs in fremde Nechtögüter ift ausgeſchloſſen, foweit der Handelnde als Geichäftsführer in 
den Grenzen des BGB. 88 677ff. Handelt. Die praftifhe Bedeutung diefer Auffafiung tritt 
a. a. darin hervor, daß der Arzt, welcher in nügliher Geihäftsführung eine Operation oder 
fonftigen Eingriff vornimmt, wegen dieſes Eingriff in die Rechtsſphäre eines anderen nicht ver 
antwortlich gemacht werden kann. Bitelmann führt für feine Anficht zunädft an, dab bie 
nittzliche Gefhäftsführung ohne Auftrag vom BGB. nicht verboten fei, fondern begünſtigt werde, 
und daß fie deshalb nicht etwas Mechtöwibriges fein könne. Weiter ftügt er fih auf 8 677; 
nad; diefer Vorſchrift jei der Gefchäftsführer verpflichtet, da8 begonnene Geſchäft den Jutereſſen 
und bem Willen des Geichäftsheren entiprehend durchzuführen; ſei ex aber verpflichtet, jo zu 
Bandeln, dann könne fein Handeln nicht rechtswidrig fein. Endlich führt Bitelmann für feine 
Anfiht die Vorfchrift des 8 678 an. Hier werde dem Geichäftsführer für gewiſſe Fälle eine 
Schadenserfagpfliht fon wegen ber Übernahme ber Geihäftsführung auferlegt. Damit fei 
unzweifelhaft gefagt, daß fie eben nur in dieſen Fällen, in feinen anderen, eintreten ſolle. Gei 
aber Teine Haftung nad) den Regeln ber Geſchäftoführung ohne Auftrag begründet, jo könne 
eine ſolche auch nicht unter dem Gefichtspuntte des Delikts eintreten. Das Geſetz betrachte aljo 
das Eingreifen bes Geſchäftsführers nicht als objektiv rechtswidrig. 

Die Auffaffung Zitelmanng unterliegt Bedenken. Zunächſt ift feftzuftellen, daß nach ber 
Entſtehungsgeſchichte das Gefeg im elften Titel nur beabfichtigt Hat, die obligatoriſchen Ber 
pflihtungen, welche fi ans der Gefhäftsführung für den Geſchäftsführer und den Geſchäftshertu 
ergeben, im Verhältniſſe der beiden zueinander zu vegeln. Dafür, dab ein allgemeines Prinzip 
hat aufgeftellt werden follen, wonad die nützliche Geihäftsführung objektiv einen Eingriff in 
eine fremde Rechtsſphäre rechtfertigt, finden ſich in den Vorarbeiten bes Geſetzes feine Anhalts- 
punkte. Auch aus dem Wortlaut und dem Inhalte der Beitimmungen der 88 677, 678 läßt 
fih ein folhes Prinzip nicht herleiten. Zunächſt tft feitzuftellen, dab das Gefeg nicht, wie Bitel- 
mann ſtillſchweigend unterftellt, von einem allgemeinen Prinzipe der nützlichen Geichäftsführung 
ausgeht. Das Geſetz ftellt vielmehr tn dem grundlegenden 8 677 den Satz auf, daß, wer als 
Geihäftsfügrer ohne Auftrag die Bejorgung eines fremden Geſchäfts übernimmt, das übernommene 
Geſchäft fo zu führen Hat, wie e8 den Imterefien und bem Willen bes Geſchäftsherrn entipricht. 
Diefe Verpflichtung tritt ein, gleichviel ob bie Übernahme der Gefhäftsführung zu Recht oder zu 
Unredt erfolgt iſt. Die bloße Tatſache der Einmiſchung in fremde Angelegenheiten läßt — 
Geſetzes die Verpflichtung entſtehen, das übernommene Geſchäft ſachgemäß zu führen. Alſo wenn 
3. B. jemand auf einem fremden Grundftlide für den Eigentümer Erdarbeiten vornimmt, um 
einer angeblich oder wirklich drohenden überſchwemmung zu begegnen, fo tft er nach 8 677 ven 
pflichtet, die Arbeit ordentlich zu machen. Die Frage, ob er bei feinem Eingreifen objeltiv rechts⸗ 
widrig handelt, ijt damit nicht entichieden; möglicherweife ift der Geſchäftsführer vielmehr nach 
8 678 wegen ſchuldhaften widerrechtlichen Eingriffs zum Schadenserjage verpflichtet. Auf 8 677 
läßt fih alfo das von Zitelmann aufgeftelte Prinzip nicht begründen. Auch der Schluß aus 
8 678 iſt nicht zwingend. 8 678 fagt, daß ber Geſchäftsführer zum Schadenserſatze verpflichtet 
ift, wenn er gegen ben ertennbaren Willen des Geſchäftsherrn ſich in deſſen Angelegenheiten 
eingemifcht Hat, aud) wenn ihn fonft kein Verſchulden trifft. Wenn man aus dieſer Bor- 
ſchrift per argumentum a oontrario einen Sag ableiten will, fo würde biefer nicht dahin 
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gehen, dab der Geihäftsführer, wenn bie Geſchäftsführung dem wirklichen oder mutmaß- 
lichen Willen de3 Geſchäftsherrn entipricht, nicht zum Schabenserfage verpflichtet jet, fondern 
nur dahin, dab bie Frage, ob ber Geihäftsführer unter der gebachten Borausjegung zum 
Schabenserfage verpflichtet fei, fi nad allgemeinen Grundfägen beſtimme. Hätte das Gefep 
beftimmen wollen, daß eine objektive Widerrechtlichleit ausgeſchloſſen ſei, wenn der Geſchäfts- 
führer in den Grenzen des 8 677 gehandelt habe, fo wilde es dies, ähnlich wie im 8 904 
geſchehen, ausdrüdlich Haben beitimmen müflen und beflimmt Gaben. In Ermangelung einer 
ſolchen Beitimmung dürfte eine Mobifitation der allgemeinen Grundfäge nicht anzunehmen 
fein. Aus dieſen ergibt fich, daß die Verlegung eined der im 8 823 bezeichneten Rechtögikter 
oder Rechte objektiv widerrechtlich iſt, auch wenn fie zum Bwede der Geſchäftsführung erfolgt. 
Ansgeichlofien wird die Widerrechtlicgleit durch die wirkſame Einwilligung des Geſchaͤftsherrn, 
defien Rechtsgut oder Recht verlegt ift. Diefe kann ausbrüdlic oder ftillfehweigend erteilt werden. 
Iſt fie nicht erteilt, fo kann die Verpflichtung des Geſchäftsführers zum Schadenserſatze doch 
dadurch ausgeſchloſſen fein, daß der Geihäftsführer aus entihuldbarem Irrtum geglaubt bat, 
daß die Einwilligung erteilt fei. Nicht ausgeſchloſſen aber wird die objektive Widerrechtlichkeit 
ion dadurch, dab die Gefhäftsfügrung dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäfts- 
herrn entipricht, denn ein nicht erflärter Wille ift in Ermangelung befonderer Vorſchriften ohne 
redtliche Bebeutung. Hieraus folgt weiter, daß der Geſchäftsführer au nicht dadurch von ber 
Verpflichtung zum Schadengerfage befreit wird, daß er aus entf huldbarem Irrtum geglaubt hat, 
daß die Geſchäftsführung dem Willen des Geſchäftsherrn entiprecdhe; denn wenn das Borhandenfein 
diefed Willens für fi) allein die objektive Wiberrechtlichtett nicht ausſchließt, fo ift auch ein ente 
ſchuldbarer Irrtum in diefer Beziehung ohne Bedeutung (jo Bitelmann ©. 103f.). Bei diefer 
Auffafiung können einzelne Fälle vorkommen, in denen eine ſcheinbare Härte für den Geſchäfts- 
führer eintritt. Sie werden indefien ſehr jelten fein, da, wenn die Geichäftsführung wirklich dem 
Willen des Gefhäftsheren entipricht, regelmäßig ein Schaden für ihn durch die Geſchäftsführung 
nicht entftanden fein oder er doch einen Anſpruch desfalls nicht erheben wird. Jedenfalls dürfte 
aber bie in einzelnen Fällen für den Geſchäftsführer eintretende Härte nicht ins Gewicht fallen 
gegenüber der Härte, welche aus dem Ausſchluſſe ber Widerrechtlichteit im Falle einer jeden fi 
in den Grenzen des $ 677 baltenden Geſchäftsführung unter Umftänden für den Geſchäftsherrn 
eintreten wilrde und gegenüber den jonftigen Nachteilen, welche ſich aus einer ſolchen Vorſchrift 
ergeben wilrden. Bu beachten ift insbejondere, daß, wenn ber Eingriff in eine fremde Nechtz- 
ſphäre nicht widerrechtlich, wenn er aljo rechtmäßig tt, die Notwehr dagegen ebenjo wie bei bem 
Notitand (8 904) ausgeichloffen ift. Die Angeftellten des Geſchäfisherrn würden aljo einem 
Fremden, der in Ausübung nlglicher Gefhäftsführung Sachen ihres Herrn an fi nimmt, zerftört 
ober beihädigt, feinen Widerftand leiften dürfen. Da nun vielfach ſehr ſchwer erkennbar fein 
wird, ob die Geſchäftsführung gerechtfertigt ift oder nicht und die Angeftellten darüber oft anderer 
Meinung fein werden als der Geſchäftsführer, jo würden in vielen fällen ſchwere Konflikte ent 
stehen. Auch Hinfichtlih der Verfügung Über Bermögensgegenftände bes Geſchäftsherrn wilrben 
ſich erhebliche Schwierigkeiten ergeben. Bitelmann will dem Geſchäftsführer geftatten, Sachen 
des Geſchäftsherrn zu zerftören oder zu verbrauden, wenn dies einer nüglichen Gefhäftsführung 
entſpricht, dagegen ihm nicht die objektive Befugnis zugeltehen, Sachen des Gefchäftsheren mit 
dinglicher Wirkung zu veräußern; letzteres ditrfte aber kaum konſequent fein. ? 
Was den beitrittenen Fall anlangt, ob ein Arzt, ber eine Operation, die nach den Grund» 
fägen feiner Wiſſenſchaft notwendig ift, ohne Einwilligung bes Patienten oder deſſen gefeglichen 
Vertreters vornımmt, dadurch von der Berantwortlichkeit befreit wird, daß die Einwilligung des 
Batienten wegen deſſen Bemußtlofigleit nicht eingeholt oder die Einwilligung des gefeglichen Ber» 
treter8 ohne Gefahr für den Patienten nicht abgemartet werden Zonnte, jo wird man nad) dem 
Obigen die Befreiung des Arztes nicht darauf gründen können, daß die Operation für den 
Patienten nüglih war und daß er oder fein geſetzlicher Vertreter bei Kenntnis der Sachlage 
damit einverftanden gewejen fein würden. Man wird aber dem amtlich approbierten Arzte die 
Befugnis, unter den gedachten Vorausſetzungen die Operation vorzunehmen, zuerlennen milffen. 
Macht er von diejer Befugnis Gebrauch, fo ift die Widerzechtlichkeit, eben weil er fraft feiner 
Befugnis gehandelt Hat, ausgeſchloſſen. Bei entſchuldbarem Irrtum über da8 Vorliegen der ge= 
dachten Vorausfegungen haftet der Arzt nicht, weil ihm dann eine Fahrläſſigkeit nicht zur Laft 
fällt (f. dad Nähere in Erl. II 3 zu 8 823). Eine gleiche Befugnis aber aud jedem Dritten, 
insbefondere jedem Kurpfufcher einzuräumen, wie die8 aus der Zitelmannihen Auffafiung 
folgen würde, dürfte doch jehr bedenklich fein. ©. zu der Frage, ob und inwieweit der Arzt bei 
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8. 677. Wer ein Gejchäft für einen Anderen beforgt, ohne von ihm be- 
anftragt oder ihm gegenüber fonft dazu berechtigt zu fein, hat das Gefchäft jo zu 
führen, wie das Intereſſe des Gefchäftsheren mit Rüdficht auf deſſen wirklichen 
oder muthmaßlichen Willen es erforbert. 


Operationen, welche ex ohne den Willen bes Patienten vornimmt, ſich verantwortlid madıt, 
Flügge, R. d. Arztes 1903 ©. 62, 80; Hellwig, Stellg. d. Arztes 1904 5. 9; vgl. and die 
ftrafrechtliche Literatur zu biefer Stage, neueltens Rofenberg, Gerichtsſaal Bd. 62 ©. 62ii.: 
Behr, ebenda ©. 416ff.; Brädmann, Ziſch. f. Strafrehtswifienfhaft Bd. 24 S. 657Fl. 

VL Ein befonberer Anfprud) wegen nüglider Berwenbung (actio de in rem verso) ift 
dem Gefege nicht befannt. In denjenigen Fällen, in denen nad) dem gemeinen Rechte oder nad 
dem preußiſchen Landrecht ein folder Anſpruch begründet fein würde, fann nur bie Anwendung 
der Vorſchriften über die Gefhäftsführung ohne Auftrag oder tiber ungereditfertigte Bereicherung 
(88 812.) in Frage kommen. Bgl. RG. in ZW. 1905 ©. 80. 

VII. Überſicht. Die rechtliche Stellung des Geſchäftsführers iſt in der grundlegenden Bes 
Rimmung des $ 677 dahin darakterifiert, baf durch die Übernahme fremder Gefchäfte ohne Auf⸗ 
trag für den Geſchäftsführer die Verpflichtung begründet wird, das Geſchäft im Sinne des Ge 
ſchaͤftsherrn zu führen. Die 88 678, 679 geben ergänzende Vorſchriften für ben Fall, wenn die 
Geihäftsfügrung gegen den Willen bes Geidäftsheren geidieht. Hat der Geidäftsfährer zum 
Bwede ber Abwendung einer dem @eichäftsherrn drohenden Gefahr gehanbelt, fo ſoll fi feine 
. Haftung nad) $ 680 auf Vorſatz und grobe Sahrläffigleit beichränten. Der 8 681 ergänzt den 
8 677 in der Richtung, daß bie Verpflichtungen des Geſchäftaführers nad, der Übernahme näher 
geregelt werben. Der 8 682 handelt von dem falle, daß der Geſchäftsführer eine geichäfts- 
unfähige Perſon ift. Die Anſprüche des Gefchäftsführers gegen den Geſchäftsherrn find in den 
38 683685 geregelt. Die 38 686, 687 betreffen befonbere Fälle, der 3 686 den Fall, dak 
ſich der Gefhäftsführer über die Perſon bes Geſchäftsherrn irrt, der 8 687 den Fall, daß jemand 
fremde Geſchäfte als feine eigenen behandelt. 


867. 
ei 8 149 Abſ.1;: 11 8 006 Age 1 664; III 8 664. 9.1 Di 1615f., 1641 ff, 11714: 
NT @&.854f. 9.11 od. 2 6.7251. 

1. Weſen ber Free ohne Auftrag |. — unter IV. 

2. Borausſetzungen ber Geſchäftsführung ohne Auftrag. 

a) Es hat jemand ein Geſchäft beſorgt. Der Begriff bes Geſchäfts ift im weiteften Sinne 
zu verftehen. Er umfaßt fowohl Rechtsgeſchäfte ala aud rein tatſächliche Handlungen. Die 
Gefäftsbeforgung kann fih auf ein einzelnes Gefhäft oder auf eine Reihe von Geſchäften 
ober auf alle Geſchäfte einer Perſon beziehen. Vgl. Borbm. zum zehnten Titel unter II 2 fowie 
die Erl. zu 8 675, ferner fpeztell zum elften Titel Dertmann 2. Aufl. Borbm. 2; Staudinger 
Engelmann 8 677 Exl. 28; Erome OR. $ 253 Nr. 1, Ripr. Bd. 12 ©. 272 (Arztliche 
Hilfeleiftung). 

b) Der Gefchäftsführer Hat das Geſchäft für einen anderen beforgt. Ob biefe Voraus- 
ſetzung zutrifft, ift in vielen Füllen zweifelhaft, jo 3. ®. dann, wenn jemand Wertpaptere getauft 
bat; ex kann Hier für fi, er kann auch für einen anderen gehandelt Haben. Im früheren Rechte 
hat man vielfad, eine Grundlage für die Entſcheidung dadurch zu gewinnen gefucdt, da man 
eine Unterfheidung aufftellte zwiſchen objektiv fremden Geſchäften. welche an fi als Ge 
ſchäfte eines anderen erfcheinen, und fubjeltiv fremden Geſchäften, welche an fi) als ſolche nicht 
exfcheinen, aber von bem Geſchäftsführer für einen anderen vorgenommen find. Das Geſeß hat 
diefe Unterſcheidung, indem es der Vorausfegung die Faſſung gab „für einen anderen” ftatt 
„eines anderen“, ablehnen wollen; M. II ©. 865. Neueftens hat Iſay, Geſchäftsf. S. 48ff. die 
Anficht vertreten, daß der Begriff des ohjektin fremden Geſchäfts nicht zu entbehren jet, und hat 
dieſen Begriff wiederum näher unterfucht. Im der Tat läßt fich der Begriff tm Hinblid auf $ 68: 
nicht aushalten. Zu 8 677 ift folgendes zu bemerken. Eine Gejhäftsführung für einen anderen 
Hegt vor, wenn ber Handelnde bie Abſicht gehabt hat, ein fremdes Geſchäft zu beforgen. Dafür, 
ob dies der Fall iſt, kann die Art des Geichäfts Anhaltspunkte gewähren. Es gibt Beicäfte, 
welche fi) als Gefchäfte eines anderen darftellen, wie die Reparatur an einem fremden Haufe 
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oder das Füttern eines fremden Tieres. Werben foldhe Geſchäfte von einem anderen als dem 
Eigentümer vorgenommen, fo wird regelmäßig anzunehmen fein, daß der Handelnde für einen 
anderen, nümlich ben Eigentümer, Hat tätig fein wollen. Abgefehen von ben ohne weiteres 
anszuſcheidenden Fällen, dab der Geſchäftsführer berechtigt oder verpflichtet war, bie Reparatur 
vorzunehmen oder das Tier zu füttern, iſt es aber auch bei folden Geſchäften denkbar, dab der 
Geichäftsfügrer für fih und im eigenen Intereſſe bat Handeln wollen; etwa fo, da jemand 
einen fremden Hund füttert, um ihn zu befänftigen ober ihn zu feinem Schuge an ſich zu fefleln. 
Bei den nad der äußeren Erſcheinung fremden Geſchäſten ſpricht aljo lediglich eine tatlächliche 
Bermutung dafür, dab fie für einen anderen vorgenommen find. Umgekehrt gibt es Geſchäfte, 
welche fih regelmäßig als eigene Geſchäfte des Handelnden barftellen, wie z. B. Erdarbeiten auf 
dem eigenen Grunbitüd oder Füttern eines eigenen Tieres. Doch iſt aud hier ein Handeln für 
einen anderen denkbar. In ber Mitte ftehen die zahlreichen Geſchäfte, welche ſowohl für dem 
Handelnden felbft als auch für einen anderen vorgenommen fein können, wie z. B. der Ankauf 
von Wertpapieren. Hier ift nach ben Umftänden des einzelnen Falles zu entſcheiden. Dabet ift 
zu beachten, baß die Borfchriften der 88 677 ff. nicht nur Anwendung finden, wenn ber Geichäfts- 
führer als unmittelbarer Stellvertreter gehandelt hat, jondern auch, wenn er das Geſchäft im 
eigenen Namen abgeihlofien Hat. Damit Geihäftsführung ohne Auftrag angenommen werben 
tann, muß aber feftgeftellt fein, daß der Wille für einen anderen zu Handeln, ernſtlich beftanden 
hat und in irgendwelcher Weife kundgegeben iſt; Sächſ. Ar. Bd. 14 ©. 100ff. — Recht 1908 
©. 605. Die dem Dritten gegenüber abgegebene Erklärung des Geſchäftsführers, daß er für einen 
anderen handele, ift nicht unbedingt maßgebend. Denn wenn z. B. ein Händler ein Pferb „für 
den Leutnant X“ Tauft, fo kann die zwar heißen, dab er ala Gefhäftsführer Handeln will, 
es kann aber auch bedeuten und wird im bezeichneten Falle meiftens fo gemeint fein, daß der 
Händler das Pferd für ſich erwerben wi, um e8 an ben Leutnant X weiter zu berfaufen. 
Dagegen wird 3. B. eine Anzeige des Geichäftsführers an den Geſchäftsherrn, er habe für ihn 
ein beftimmtes Geſchäft abgeichlofien, regelmäßig als Beweismittel dafür zu gelten haben, daß 
die VBeforgung eines fremden Geſchäfts vorliegt. 

Daß ber Gefhäfisführer ben Geſchäftsherrn kennt oder bei feinem Handeln einen beftimmten 
anderen im Auge bat, ift nicht weſentlich. Es genügt, daß er handelt für einen anderen, den es 
angeht; Apr. Bd. 12 ©. 272. Hiernach kann eine Geſchäftsführung auch ftattfinden für eine 
noch nicht eriitente Berfon, insbejondere für eine erft zu gründende Attiengeſellſchaft oder fonftige 
juriftiiche Berfon; Eccius, pr. Brit. II 8 149 Anm. 19, SeuffA. Bd. 42 ©. 160. 

Irrt fih der Gefhäftsführer über bie Berfon des Geſchäftsherrn, fo wird 
nad) $ 686 allein der wirkliche Geſchäftsherr aus der Geſchäftsführung berechtigt und verpflichtet. 

Der Fall, daß jemand in Ausführung des Auftrags eines Dritten oder auf 
Grund eines fonftigen Öffentliden oder privaten Redhtsverhältniffes, welches 
ihn dem Staate oder einer Behörde oder Dritten gegenüber zum Hanbeln ver- 
pflichtet, Gefhäfte eines anderen beforgt, ift im Geſetze nicht befonders geregelt. Der E. I 
hatte im 8 767 im Anſchluß an daB frühere Recht (vgl. Windſcheid-Kipp Boͤ. ITS 431 Biff. 2) 
beitimmt, daß für Geſchäftsführer und Geſchäftsherrn bei folder Geſchäftsbeſorgung Verpflichtungen 
nicht erwachſen follten, e8 fei denn, dab der Geſchäftsführer zugleich im der Abficht gehandelt babe, 
ala Geihäftsführer des Geſchäfisherrn das Geihäft zu beſorgen. Die 2. Kommiffion hat die 
Beftimmung geftrigen und die Entiheidung der Wiſſenſchaft überlafien. Vom Standpuntte des 
Geſetzes ift zu fagen, dab die Geſchäftsführung ohne Auftrag in dem bezeichneten alle nicht 
ansgeſchloſſen eriheint; vgl. R®. in ZW. 1903 Beil. S. 141. Es ift nämlich möglich, daß der 
Handelnde zugleich auch als Geichäftsführer für den anderen auftreten will. Eine ſolche Abſicht 
Tann insbefondere dann vorliegen, wenn der Handelnde an der Gültigkeit des Auftrags ober 
fonftigen Rechtsverhältniſſes gezweifelt hat oder die Unglltigfeit des Auftrags gekannt Bat. 
Wenn aber ein Beamter oder eine Behörde in Ausübung. einer Amtspflicht gehandelt hat, fo 
wird xegelmäßig nit anzunehmen fein, daß der Beamte oder bie Behörde daneben nod die 
Abſicht gehabt Haben, als private Geſchäftsfüührer aufzutreten, wegen ber Armenunterjtügungen von 
feiten de3 Staates oder anderer Behörben |. Borbm. unter III 2. Im jedem Falle muß, das 
mit Gefhäftsfährung ohne Auftrag angenommen werben Tann, feitgeitellt werben, dab ber Geichäfts- 
führer wirklich die Abſicht gehabt hat, für einen anderen zu handeln. Die bloße Tatſache, daß 
er auf rund eined anderen Rechtsverhältniſſes objektiv fir einen anderen tätig geworben fit, 
genügt infoweit nicht. Hinfichtlich der Frage, ob ein Erſatzanſpruch fir den Gefchäftsführer nad 
den @runbfägen fiber ungerechtfertigte Bereicherung. begründet ift, wenn er zwar nicht als Ge: 
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ſchäftsführer ohne Auftrag gehandelt hat, wenn aber fein Handeln dem anderen tatſächlich Bor- 
teil gebracht Hat, f. Exl. zu 88 812ff. 

Behandelt jemand ein fremdes Geſchäft als fein eigenes, fo finden die Bor- 
ſchriften des & 687 Anwendung. Beforgt jemand ein Gefhäft, weldes gleichzeitig 
jein eigenes und ein fremdes ift, 3. B. fo, daß er einen Führer für fih und einen anderen 
engagiert, fo tft, wenn ein Gemeinſchafts⸗ oder Geſellſchaftsverhältnis beftand, für bie rechtliche 
Beurteilung dieſes maßgebend; vgl. RG. Bd. 63 ©. 200 — ZW. 1906 5. 420. Beltand fein 
Kaufalverhältnis, fo finden dem anderen gegenüber die Grundfäge über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag Anwendung. Entfteht durch die Geſchäftsführung ein Gemeinſchaftsverhältnis, fo 
greifen die Vorfchriften der 88 741. Plap. 

Aus melden Beweggründen der Geihäftsführer handelt und welche Zwede er verfolgt, 
tft gleichgültig. Die Anwendung ber Vorſchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag wird 
imsbefondere dadurch nicht ausgefchlofien, daß ber Geichäftsführer zur Vornahme bes Geſchäfts 
duch ein eigenes Imterefje oder durch das Intereſſe eines Dritten beftimmt worden iſt. 

Bon der Gefhäftsführung für einen anderen ift zu unterfcheiben die un— 
verbindliche Aufforderung an einen Dritten, für den anderen tätig zu werben. 
Letzteres kann 3. B. fo gefchehen, daß bei einem Unglüdsfalle jemand zu einem Arzte läuft und 
ihn auffordert, zu helfen. Die Sadlage kann aber auch fo fein, ba derjenige, welcher den Arzt 
ruft, indem er als Geichäftsführer für den Erkrankten handelt, feinerfeitS in eigenem Namen 
einen Dienfte oder Werkvertrag mit dem Arzte ſchließt. In diefem Falle würde der Arzt fich 
an ben Gejchäftsführer halten können und dieſer Dann von dem Geſchäftsherrn Erjag verlangen 
tönnen. Denkbar ift endlich auch, daß derjenige, welcher den Arzt ruft, als Stellvertreter ohne 
Vollmacht für den Erkrankten einen Dienft« oder Werfvertrag mit dem Arzte fchließen will. 
Dann würde das Verhältnis nad 88 177ff., 184 zu beurteilen fein. Ob das eine oder andere 
vorliegt, wirb nad) den Umftänden des einzelnen Falles zu beurteilen fein. Vgl. Iſay, Geſchäftsf. 
©. 46f.; Staudinger-Engelmann 8 677 Erl. 2a; Dertmann Borbm. Ziff. 2. e 

6) Der Gefhäftsführer Hat die Gefchäfte beforgt, ohne von dem Geſchäftsherrn beauf- 
tragt oder ihm gegenüber fonit dazu berechtigt zu fein (vgl. Brüdmann MR. b. 
Geſchäftsf. S. 63ff.) Die Geſchäftsführung ohne Auftrag ift hiernach audgeihloffen in allen Füllen, 
in welchen jemand auf Grund einer ihm durch Rechtsgeſchäft feitens des Geſchäftsherrn ober 
durch Geſetz beigelegten Befugnis Handelt. Insbeſondere gilt dies filr die Geſchäfisführung ber 
gefeglihen Vertreter. Hat jemand auf Grund ber irrtümlihen Annahme gehandelt, daß ein 
Vertrag ober ein fonftiges Mechtsverhältnts beftehe, weiches ihn zur Beforgung fremder An= 
gelegenheiten berechtige, fo finden die Vorſchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag Ans 
wendung; M. II ©. 866. Dan hat biefen Sag nadı ben Motiven im Gefege nicht ausgefprochen, 
um insbefonbere der Entfheidung des Falles nicht vorzugreifen, wenn der Handelnde ohne Ber- 
ſchulden das Beftehen eines Mechtöverhältnifies angenommen hatte, nach welchem er, wie 3. B. 
im Falle des 8 708, nur beichränft haften wilde. Die legtere Frage wird dahin zu beantworten 
fein, daß ber Handelnde wie ein gemößnlicher Geſchäftsführer haftet. Denn wer fi in fremde 
Angelegenheiten einmifcht, Handelt auf feine Gefahr. 

Hat jemand ein Geſchäft für einen anderen beforgt in der irrtümlihen Annahme, 
dem anderen dazu verpflichtet zu fein, fo hat er zunächſt fit fich ſelbſt gehanbelt, weil er 
glaubte, eine eigene Verpflichtung zu erfüllen. Dadurch wird aber eine Geihäftsführung one 
Auftrag nicht ausgefchlofien, wenn nad) ber Art des Gefchäfts.anzunehmen tft, daß der Geſchäfts⸗ 
führer fir ben andern hat Handeln wollen, wie z. ®. bei Urbeiten auf einem fremden Grund» 
ftüde, jo Windjheid-Kipp 8 431 Biff. 1, Dertmann, 2. Aufl. Borbm. 5o a. E, a. A. OLE. 
Stettin Ripr. Bd. 8 ©. 77. 

Wegen bes Falles, dab jemand einem Dritten gegenüber zur Beforgung ver— 
pflichtet ift, |. unter b. R # 

d) Für die Anwendung bes 8 677 tft nit Boransfegung, daß die Übernahme 
der Gefhäftsführung dem wirklihen oder mutmaßliden Willen des Gefhäfts- 
herrn entſpricht. Der Geſchäfisführer ift aber nad 8 678 zum Schadenserſatze verpflichtet, 
wenn er fi gegen ben erkennbaren Willen des Geſchäftsherrn in deſſen Angelegenheiten ein- 
mischt; Ausnahmen im 8 679. Ferner tft es für die Unfprüce des Geichäftsführers auf Erſatz 
von Aufwendungen nad 88 683, 684 von Bedeutung, ob die Übernahme der Geſchäftsführung 
den Intereſſen und dem mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn entſprochen Hat oder nicht. Daß 
ber Geſchäftsführer ans der Gefhäftsführung feine Anfprüche Herleiten kann, wenn fie gegen ein 
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gefegliches Verbot oder gegen bie guten Sitten verftößt, iſt felbftverftändlih. Im übrigen find 
der Geihäftsführung feine Schranken gezogen. 

6) Der Beweis, daß die Vorausfegungen des 8 677 erfüllt find, Liegt demjenigen ob, 
welder aus ber Geſchäftsführung Rechte herleiten will. Insbeſondere trifft den Geſchaftsherrn 
die Beweislaſt, wenn er aus der Geſchäftsführung Anfprüche gegen den Geſchäfteführer geltend 
machen will. Behauptet ber Bellagte, dab ihm ein Mecht zur Beſorgung des Geſchäfts zuge 
ftanden babe, fo wird er das Beitehen eines folhen Mechtes zu beweifen haben. 

8. Verpflichtungen bed Geſchäftsführers aus ber Gejhäftsführung ohne Auftrag. 

a) Aus der Übernahme ber Gejhäftsführung erwächſt für den Geſchäftsführer 
kraft Gefeges die Verpflichtung, das Gefchäft fo zu führen, wie es nad) pflicht= 
mäßigem Ermefjen den Interejjen des Gefhäftsherrn mit Rüdfiht auf deſſen 
Willen entipridt. Der Gefchäftsführer hat dabei in mander Hinficht eine ähnliche Stellung 
wie ein Beauftragter, dem es überlafien ift, den Auftrag felbftändig auszuführen. Bet der 
Durchführung fol der Gefhäftsführer einerjeit3 das objektive Intereſſe des Geſchäftsherrn, wie 
«3 nad) der allgemeinen Auffaſſung des Verkehrs fich darſtellt, andererſeits den wirklichen oder 
mutmaßlihen Willen des Geſchäftsherrn, wie er fi nad der Eigenart feiner Perſönlichkeit 
ergibt, berüdfichtigen; vgl. Brüdmann, R. d. Gefchäftzf. S. 114ff., Ernit, Arch. f. civ. Pr. Bd. 96 
©. 440ff. Wem alſo z. B. jemand übernimmt, für einen Freund, der verreift ift, im Frühjahre 
defien Garten zu beftellen, fo wird er Hinfichtlich der Aufwendungen nicht über das hinausgehen 
dirfen, was nad) der Auffaſſung bes Verkehrs in folcher Lage zwedmäßig tft und regelmäßig 
aufgewendet wird, felbft wenn der Abweſende fonft verſchwenderiſch zu wirtfchaften pflegt. Ex 
wird fi) aber auf weniger als die gewöhnlichen Aufwendungen zu beihränten Haben, wenn er 
weiß, dafs der Abweſende bei derartigen Ausgaben fparfamer als andere zu verfahren pflegt. 
Im übrigen iſt der leitende Geſichtspunkt fir die Erfüllung der Verbindlichleit aus 8 242 zu 
entnehmen. Hiernach ift auch die Frage zu entiheiden, ob der Geſchäftsführer von der einmal 
übernommenen Gefchäftsführung zurädtreten darf. Eine allgemeine Verpflichtung, das einmal 
übernommene Geihäft zu Ende zu führen, beiteht nicht. Wenn aber beim Zurüdtreten ein 
Schaden zu erwachſen droht, weicher ohne die Einmijchung des Geſchäftsführers nicht eingetreten 
fein würde, eriheint der Geſchäftsführer verpflichtet, dad Geſchäft zu Ende zu führen; fo M. II 
©. 859 umd bie herrſchende Meinung, aus ber Prazis RE. Bb. 63 ©. 280 = JW. 06 ©. 420, 
a. A. J ay, Geſchäftsf. S. 125, welcher allgemein eine Vollendungspflicht annimmt. 

Die Verpflichtung bes Geſchäftsführers, das Geſchäft den Interefien und dem Willen des 
Geſchäftsführers entiprechend durchzuführen, tritt in jedem Falle ein, einerlei, ob die Übernahme 
der Geihäfsführung bem Intereſſe und dem Willen des Gejhäftsheren entipricht oder nicht. 

Neben ber Verpflichtung, das Geſchäft fahgemäß durchzuführen, befteht nad 8 684 für dem 
Geſchäftsführer weiter die Verpflichtung, dem Gefchäftsherrn von ber Übernahme ber Geichäfts- 
führung Unzeige zu erftatten, Nachrichten zu geben, Auskunft zu erteilen, das Exlangte heraus⸗ 
zugeben und Rechenſchaft' abzulegen ſowie eigennügig verwendetes Geld zu verzinjen. 

Für einen beitimmten Erfolg feiner Gejhäftsführung braucht der Gefchäftsführer nicht 
einzuftehen. 

Die Verpflichtungen des Geſchäftsführers gehen, foweit fie nicht ihrer Natur nad; unvers 
erblich find, auf die Erben des Geſchäftsführers Über. Zu einer Fortſetzung der Gefhäftsführung 
find die Erben regelmäßig nicht verpflichtet; |. oben. Sie find aber verpflichtet (vgl. $ 673), dem 
Gefhäftsheren von dem erfolgten Tode bes Geihäftsführerd Anzeige zu eritatten. 

b) Der Gejchäftsführer haftet bei der Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten für alles 
Berfhulden; er hat auch nad) 8278 für dad Verfchulden feines geſetzlichen Vertreters und 
feiner "Leute einzuftehen. 

Im Falle des 8 680 haftet ber Geſchäftsführer nur für Borfag und grobe Fahrläffigkeit. 

Wegen der Haftung fir ein Verſchulden bei der Übernahme der Gefhäftsführung |. 8 678. 

c) Sind mehrere Gefhäftsführer oder mehrere Gejhäftsherren beteiligt, 
fo finden die Vorſchriften der 88 420ff. Anwendung. Regelmäßig werden die 88 431, 432 Plag 
greifen, da es fi) bei der Geichäftsführung meiftens um unteilbare Leiftungen handeln wird. 

a 4. Wegen ber Berpflichtungen des Geſchäftsherrn gegen ben Geichäftsführer f. 38 683 
is 685. 

5. Das Verhältnis eines Dritten, mit welchem ber Geſchäftsführer Rechtsgeſchäfte ab- 
geſchloſſen Hat zu dem Geſchäftsherrn und zu dem Geidäftsführer beftimmi ſich danach, ob ber 
Geſchäftsführer als direkter oder als indirelier Stellvertreter aufgetreten ift. In erſterem Falle 
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8. 678. Steht die Uebernahme der Gefchäftsführung mit dem wirklichen 
oder dem muthmaplichen Willen bes Gejchäftsheren in Widerſpruch und mußte 
der Gefchäftsführer dies erfennen, fo ift er dem Geſchäftsherrn zum Erfage des 
aus der Gefchäftzführung entftehenden Schadens auch dann verpflichtet, wenn ihm 
ein fonftiges Verſchulden nicht zur Laft Fällt. 


finden die Vorfchriften der 88 164ff., 184 Anwendung; Ripr. Bd. 9 ©. 10. In lepterem Falle 
hat fi der Dritte an den Geihäftsführer zu halten. Sollte aber der Dritte gleichzeitig als 
Geſchaͤftsführer für ben Geſchäftsherrn aufgetreten fein (vgl. Erl. 1b), jo finden im Verhäftnifie 
zwiſchen ihm und dem Gefchäftsheren die Borichriften ber 85 677ff. Anwendung. 


468. 
GIBT MB.2; 18.009 ven. B EB: TUE BOB. D. 18. 1mn. 1615f., 16419. 11714; 
TE871. 9.1982 

1. Bebentung ber —— Die Einmiſchung — Bar Angelegenheiten ift grundfäglich 
unftatthaft, wenn fie dem ertennbaren Willen des Gejchäftsheren widerſpricht. Handelt der Ge⸗ 
fhäftsführer abfichtlid oder fahrläffig dem zumider, fo trifft ihn ein Verſchulden; ex hat für den 
daraus entftehenden Schaden aufzulommen. Es kann zweifelhaft fein, ob fi biefe Säge nicht 
ſchon aus 8 677 ableiten lafien. Man bat es indefien für zweckmäßig erachtet, ben Hall befonders 
hervorzuheben und auch das Maf der von dem Handelnden zu beobadytenden Sorgfalt im Ge— 
fege feitzuftellen. e 

Der 8 678 betrifft nur ben Fall, dab den Geſchäftsführer Hinfictlid) der Übernahme ber 
Geſchäftsführung ein Verihulden trifft. Für ein Verſchulden bei der Durchführung bes fiber- 
nommenen Geſchäfts haftet ber Geſchäftsführer nach allgemeinen Grundfägen; ſ. Erl. 3b zu 8 677. 

2. Boransfegung für die Anwendung der Vorſchrift ift einerfeits, dab die Einmiſchung 
objektiv dem Willen des Geſchäftsherrn widerſpricht, und andererſeits, daf den Geihäftsführer 
ein fubjeltives Verſchulden trifft. Die Prüfung des Geihäftsführers Kat fi nicht Bloß auf die 
Ermittelung eines etwaigen ausdrücklichen Verbots des Gefchäftöheren, fondern auch darauf zu 
exftreden, ob die Einmifhung oder die Urt der Einmifhung nicht Überhaupt feinen Iutentionen 
zuwiderlaufen würde (M. II ©. 857). 

Im früheren KRechte ift zum Teil beſonders hervorgehoben, daß ber Geſchäftsführer haften 
folle, wenn er einen vom Geſchäftsherrn beftellten Bevollmächtigten durch feine Einmengung an 
der Beforgung des Geſchäfts verhindert habe. Das BGB. hat von der Aufftellung einer ſolchen 
Regel Abitand genommen. Die Frage ift nach den Umftänbden des einzelnen Falles zu ent- 
ſcheiden (M. II ©. 858). 

Bei nachträglicher Genehmigung ber Gefhäftsführung ift, da die Genehmigung rüdwirtende 
Kraft Hat, anzunehmen, daß bie Gefchäftsführung dem Willen des Geſchäftsherrn entiprochen Hat. 
Damit entfällt alfo die Anwendung des $ 678. 

Widerfpricht die Übernahme der Gefhäftsführung zwar dem objektiven Intereſſe, aber nicht 
dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen bes Geſchäftsherrn, jo wird regelmäßig ein fubjeltives 
Berſchulden des Gefchäftsführers ausgeſchloſſen fein. Jedenfalls ift 8 678 in diefem Falle nicht 
direlt anwendbar. Eine Haftung auf Schadenserfag wegen ſchuldhaften Verſtoßes gegen das 
objeftive Interefie durch Übernahme der Geſchäftsführung würde fi) nur begründen laflen, wenn 
eine unerlaubte Handlung (38 823 ff.) vorliegt. 

3. Schabenserjag. Liegen die Borausfegungen bed 8 678 vor, jo hat der Geichäftsführer 
für allen Schaden aufzutommen, welcher durch bie Geihäfteführung herbeigeführt wird, auch 
wenn er bei ber Durchführung des Geſchäfts gewiſſenhaft verfahren iſt. Daß ber Schaden vor⸗ 
ausgefehen werden konnte, ift nicht erforderlih. Der Geſchäftsführer haftet aber nicht für den⸗ 
jenigen Schaden, welcher anläßlich der Geihäftsführung durch Zufall entftanden ift. 

Selbftverftändlich kann fih der Geihäftähere nicht den Vorteil auß der Geihäftsführung 
aneignen, dagegen wegen des Nachteils aus der Übernahme der Geſchäftsführung Schadenserſatz 
verlangen. Es werden bier diefelben Grundfäge zur Anwendung kommen miüffen, die für bie 
fogenannte compensatio Iucri cum damno gelten (f. Erl. 3 zu 8 252; vgl. au Dertmann 
2. Aufl. 8 678, Erl. 2d). In der Inanfpruchnahme des Vorteils von feiten des Geſchäftsherrn 
wird unter Umftänden eine Genehmigung der Geſchäftsführung gefunden werden müflen. 
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$. 679. Ein in der Gefchäftsführung entgegenftehender Wille des Gejchäfts- 
herrn fommt nicht in Betracht, wenn ohne die Gefchäftsführung eine Pflicht des 
Geſchäftsherrn, deren Erfüllung im öffentlichen Intereffe liegt, oder eine gefegliche 
Unterhaltspflicht des Gefchäftsheren nicht rechtzeitig erfüllt werben würbe. 


4. Beweis. Will der Geſchäftsherr den Gefchäftsführer auf Grund des 8 678 in Anſpruch 
nehnten, fo hat er zu beweiſen. einmal, daß eine ſchuldhafte Einmifchung im Sinne bes $ 678 
vorliegt, und fodann, daß durch die Übernahme der Geihäftsführung ein Schaden entftanden ift. 

5. Ausnahmen. In ben tyällen bes 8 679 kommt ein der Weichäftsführung entgegen» 
itehender Wille des Geſchäftsherrn nicht in Betracht, im Falle des 8 680 haftet der Gefchäfts- 
führer nur für Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit. 


$ 6%. 
6.18749 86. 2, 8 755; rer #666. 9. — —— 1632 ſ. 1641 q., 11714 q.; 
16.8571. 9.1188. 2 6. 725f1., 7381. 

1. Bebentung ber Bra Ein Eingriff in die Berhältniffe eines anderen foll grunds 
ſätzlich nicht gegen defien Willen ftattfinden. Die abjolute Durchführung biejes Prinzips würde 
aber die Beforgung fremder Geichäfte vielfach auch in ſolchen Fällen verhindern, in denen fie im 
Interefie der Geſamtheit wünjchenswert und geboten erſcheint. Der $ 679 beitimmt deshalb im 
Anſchluß an Vorſchriften des früheren Nechtes, dab ein der Geichäftsiührung entgegenftehender 
Wille des Geſchäftsherrn in den im Geſetze bezeichneten Fällen nicht in Betracht kommen fol. 

2. Borandjegungen des 8 679. 

a) Der Wille des Gefhäftsherrn ift unbeadtlid, wenn ohne bie Geſchäfts— 
führung eine Pflicht des Sefhäftsheren, deren Erfüllung im öffentlihen Inter» 
effe liegt, nicht rechtzeitig erfüllt werden würde. Es genügt nicht, da die Einmiihung 
im öffentlihen Intereſſe liegt. Vielmehr muß eine Pflicht des Geſchäftsherrn zur Vornahme bed 
Geſchäfts beitehen. Aus welchem Grunde bie Pflicht dem Geſchäftsherrn auferlegt ift, ob fie 
einen öffentfichrehtlichen oder einen privatredtlichen Charakter Hat, tft gleichgültig. Weſentlich 
ift aber, daß im konkreten Falle bie Erfüllung ber Pflicht im öffentlichen Interefie liegt. Daß 
bei privatrechtlichen Pflichten nur unter diefer befonderen Boraudfegung eine Geihäftsführung 
gegen den Willen bes Geſchäfisherrn ftatthaft fein kann, liegt auf der Hand. Zu benten tft 
3. B. an die Beftreitung der Beerdigungstoften für einen Verſtorbenen (& 1968) oder an bie 
Erfüllung der bem Dienſtherrn nach %8 617, 618 obliegenden Pflichten im Falle einer Epidemie. 
Aber auch bei öffentlichrechtlichen Pflichten muß noch die befondere Borausfegung vorliegen, daB 
ein öffentliches Intereſſe an der Erfüllung der Pflicht befteht. Es ift behauptet worden, daB die 
Erfüllung öffentlichrechtlicher Pflichten ſiets im öffentlichen Intereſſe liege; Iſay, Geſchäftsf. 
©. 138. Es würde aber außerordentlich weit führen, wenn jedermann befugt wäre, gegen ben 
Villen eines anderen alle die mannigfaltigen Pflichten zu erfüllen, welhe aus Grlinden des 
öffentlihen Wohls feitgefegt find, wie z. B. die Beſchaffung von Fenerlöfcheimern, Beleuchtung 
von Gebäuden, Anbringung von Sicherheitseintichtungen an Maſchinen. Die Erzwingung folder 
Maßnahmen und Handlungen tft im allgemeinen Sache ber öffentlichen Behörden. Auch wirkt 
der Umftand, daß möglicherweife wegen Verlegung von Schuzgeſetzen eine Verpflichtung zum 
Schadenserfag eintritt, dahin, daß die Verpflichtung erfüllt wird. Nur wenn anzunehmen ift, 
dag die Verpflichtung nicht rechtzeitig erfüllt wird und im gegebenen Falle ein öffentliches Inter- 
eſſe an der Erfilllung befteht, ift eine Beforgung ber Angelegenheit auch gegen ben Willen des 
Gefhäftsheren ftatthaft. Hiernach iſt z. B. die Bezahlung fremder Steuern, wie die zweite Koms 
miffion mit Recht angenommen bat (BP. II Bd. 2 ©. 738) nad) 8 679 nur zuläffig, wenn ein 
befondered öffentliches Intereſſe vorliegt; wie hier Dernburg $ 300 Anm. 11; a. %. Ifay, 
Geihäftsf. S. 138; Dertmann, 2. Aufl. 8 679 Erl. 2a; Schollmeyer, Schulverh. ©. 1288, 
Unter 8 679 wird z. B. fallen die Errihtung von Schugwänden bei einem Neubau, falls ſolche 
dem Bauherrn polizeilich auferlegt fit und eim Einfturz droht, oder die Anlage von Dämmen, 
wenn diefe zur Abwendung einer Überihwenmung notwendig find, vorausgefegt, daß eine Pflicht 
zur Herftellung der Anlage beſteht. Aus ber Praris: Recht 1904 ©. 44 (Anlage eines Kanals 
durch die Stadtverwaltung, Rſpr. Bd. 5 ©. 310 (kein Erfag von Aufwendungen für eine Krantens 
tafle, wenn bie Kaſſe zu Leiftungen diejer Urt nicht verpflichtet war und Einfprud; erhoben hat; 
dgl. zu diefem Urteil Brüdmann, R. b. Geihäftsf. ©. 160ff.), Bd. 12 ©. 272 Geſchäfts— 
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führung für einen Armenverband durch einen Arzt), DIE. 1905 ©. 752 (Züchtigung von Kindern 
durch Dritte. Die Entſcheidung dürfte noch zu Erörterungen führen). Der Wille des Geſchäfts- 
führer® ift weiter in dem alle unbeachtlih, wenn ohne die Geſchäftsführung eine ge— 
feglihe Unterhaltspfliht des Geſchäftsherrn nicht rechtzeitig erfüllt werden 
würde. Der Nachweis eines befonderen öffentlichen Interefjes hinſichtlich der Exrfülung wirb 
bier nicht erfordert. Das Geſetz geht davon aus, daß ein ſolches in dem bezeicyneten alle ftets 
vorliegt. Wegen der gefeglichen Unterhaltspflicht ſ. 88 1345, 1351, 1360f., 1578ff., 1601 ff.. 
1700, 1703, 1708 ff., 1739, 1765f. Beruht die Unterhaftspfliht auf einem Rechtsgeſchäft, ins⸗ 
befondere auf einem Wltemteilövertrag oder einem Teftamente, fo findet 8 679 nur Anwendung, 
wenn feſtſteht. daß die Erfüllung ber Pflicht im Öffentlichen Intereſſe liegt. Erfüllung ber Unter 
haltspflicht durch den Unterhaltsberechtigten felbft Sächſ. Arch. Bd. 15 ©. 99. 

Die Einmifhung ift in beiden Fällen nur ftatthaft, wenn die dem Geſchäftsherrn obliegende 
Pflicht ohne die Gefhäftsführung nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt werden würde. Der 
€. I faßte die Borausfegung dahin, wenn die Pflicht nicht ordnungsmähig erfüllt worden wäre. 
Die zweite Kommiffion hat erwogen, daß die Frage, was unter der orbnungsmäßigen Erfüllung 
zu verfiehen fet, häufig zu Zweifeln und Streitigfeiten Anlaß geben könne, und hat deshalb ber 
Borfchrift die jegt vorliegende engere Faſſung gegeben. 

b) Eine Erweiterung des 8 679 war bei den Beratungen der zweiten Kommilfion in 
der Richtung beantragt, daß ein Verbot des Geichäftsherrn gegen bie Geſchäftsführung unbeadht- 
lich fein folle, wenn bad Verbot gegen bie guten Sitten verftoße. Der Antrag ift abgelehnt, 
weil durch die Annahme dieſes Borichlags alle fittlihen Pflichten mittelbar erzwingbar werben 
würben. Zitelmann Arch. f. civ. Pr. Bd. 99 ©. 113ff. will trotz des abfehnenden Beſchluſſes 
der zweiten Kommijfion den 8 679 auf ſolche Fälle ausdehnen, wo nicht eine Rechtspflicht ver⸗ 
legt werden mwiütrbe, fondern wo Pflichten von ber Art in Frage ftehen, dak ein Handeln gegen 
fie als Verſtoß gegen die guten Sitten erſcheint. Es ſoll aber nicht bie bloße Pflichtwidrigkeit 
genügen, fondern es fol Boransiegung fein, daß durch fie eine Werlegumg befonderer und 
dringender öffentlicher Intereſſen herbeigeführt werben würde. Die hierher gehörigen Fragen 
find mehrfach bei Erörterung des Falles behandelt, daß jemand einen Selbftmörber gerettet Bat; 
vgl. außer Zitelmann Roſenberg Gerichtsſaal Bd. 62 ©. 75; Behr ebenda ©. 420, Brück⸗ 
mann 8. f. Strafrehtäwifl. Bd. 24 ©. 677ff.; Hellmig, Stellg. d. Arztes ©. 13. Vom Etand- 
puntte des Geſetzes ift zu fagen, daß bie Willenserflärung bes Geſchäftsherrn, durch welche er bie 
Geichäftsführung verbietet, eın Rechtsgeſchäft ift. Die Willenserllärung ift nach $ 138 nichtig, wenn 
fie gegen die guten Eitten verftößt. Man fann num aber nit ohne weiteres fagen, daß eine 
Erklärung, welde die Erfüllung einer fittlichen Pflicht des Geihäftäheren verbietet, gegen bie 
guten Sitten verftößt. Denn die fittliche Pflicht ift eben nicht eine Rechtopflicht, und der Geſchäfts- 
herr kann aud nicht indirelt zur Erfüllung einer fittlichen Pflicht gezwungen werden, indem man 
einem Dritten geftattet, an feiner Stelle zu handeln. Uber im einzelnen Falle kann trogbem 
die Sache fo liegen, dab das Verbot als ein Berftoß gegen die guten Sitien erſcheint. Vgl. Erl 
zu 8138. Was den Selbftmord anlangt, fo ift die ausdrüdliche oder ftillihweigende Willens» 
erlärung des Selbftmörbers, indem er beim Verſuch, ihn zu zeiten, Widerſtand leiftet, nad 
8105 Abſ. 2 nichtig, wenn fi) der Selbftmörber, wie bied oft zutreffen wird, im Zuſtande vor- 
übergehender @eiftesftörung befindet. Im übrigen ift der Selbftmörber in der weitaus größten 
Zahl der Fälle nachträglich bei ruhiger Befinnung ganz einveritanden, daß er gerettet ift. Hat 
er dies erflärt oder läßt fid) aus feinem Verhalten der Schluß ziehen, daß die Rettung feinem 
Willen entſpricht, fo iſt darin eine nachträgliche Genehmigung der Geſchäftsführung zu erbliden. 
Bird aber die Gefhäftsführung genehmigt, fo ift er dem Gefchäftsführer nad) $ 684 Sag 2 zum 
Erfage der Aufwendungen verpflichtet; ebenfo ift im diefem Falle die Anwendung des 8 678 
ausgeſchloſſen. 

Ein weiterer, in der zweiten Kommiſſion geſtellter Antrag. den Willen des Geſchäftsherrn 
für unbeachtlich zu erflären, wenn derfelbe bei Erlaß des Verbots die Gefahr, zu deren Ab- 
wendung bie Geihäftsfiiyrung unternommen ift, nicht gekannt Hatte, iſt zurüdgezogen, nachdem 
geltend gemacht worden war, es handele ſich lediglich um eine Auslegung des Willens des Ges 
ſchaftoherrn; das Verbot werde für einen ſolchen Fall nicht gelten follen. Man wird ſich diefer 
Auffaffung anzufcließen haben. 

6) Der Beweis ber Vorausfegungen bes 8 679 liegt dem Geſchäftsführer ob. 

3. Siegen bie Borausfegungen des 679 vor, fo ift die Geſchäftaführung teo des ent⸗ 
gegenftehenden Willens des Geſchäftsherrn ftatthaft. Einerſeits ift dann bie Anwendung des 
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$. 680. Bezweckt die Gefchäftsführung die Abwendung einer dem Gejchäfts- 
herrn drohenden dringenden Gefahr, jo Hat der Gefchäftsführer nur Vorſatz und 
grobe Fahrläffigfeit zu vertreten. 


8. 681. Der Gefchäftsführer hat die Uebernahme der Geſchäftsführung, jo- 
bald es thunlich ift, dem Gejchäftsheren anzuzeigen und, wenn nicht mit bem 
Aufſchube Gefahr verbunden ift, deffen Entfchließung abzuwarten. Im Uebrigen 
finden auf die Verpflichtungen des Gejchäftsführers die für einen Beauftragten 
geltenden Vorſchriften der 88. 666 bis 668 entfprechende Anwendung. 


8 678 ausgeſchloſſen, andererfeit3 hat der Gejhäftsführer nach 8 683 Sag 2 einen Anſpruch auf 
Erfag feiner Aufwendungen. Die VBoransfegungen des $ 679 müſſen aber objeltiv vorliegen. 
Nimmt ber Gefhäftsführer irrtümlich an, daß dies der Fall tft, fo kann 8 679 und bamit auch 
8 683 Sat 2 keine Anwendung finden. Der Geſchäftsführer tft feinerfeit® nad $ 678 zum 
Schadenserſatze verpflichtet. * Möglicherweife entfällt aber die Anwendung bes 8 678 wegen 
Mangels eines Verſchuldens. 

Bei der Durchführung bes Geſchäfts hat der Geſchäftsführer das Intereſſe des Geſchäfts- 
herrn und, ſoweit dies möglich fit, auch deſſen Willen zu berückſichtigen. 

4. Die Vorfchriften über die Notwehr werben durch ben 8 679 nicht berührt, da biefer 
nur die obligatorifchen Beziehungen zwiſchen dem Geſchäftsführer und dem Geſchäftsherrn betrifft. 
Der Geſchäftsherr ift alfo, wenn die Borausfegungen des 8 227 vorliegen, befugt, einen Eingriff 
in feine Rechtsſphäre mit Gewalt zurückzuweiſen. 


8 680. 
€.18 750; 118 611 ven. 8 667; III 8 667. P.I ©. 1601M., 16661.; M.II GE. 8881. MIT BE.2 6.7271. 


Einfchräntung der Haftung bes Geſchäftsführers. 

Grundfäglich haftet der Geſchäftsführer für Borfag und Bahrläffigfeit. In manden Fällen, 
in denen jemand aus Nächſtenliebe helfend für einen anderen eingefprungen ift, könnte aber die 
firenge Haftung zu Unbiligfeiten führen. Auch würde vielleicht die Beſorgnis vor einer weite 
gehenden Berantwortlichteit vielfach die Gefchäftsführung aud da Hintanhalten, wo fie durchaus 
wũnſchenswert erſcheint. Im Anſchluß an Vorſchriften des früheren Rechtes beftimmt deshalb 
der 8 680, daß der Geſchäftsfütrer nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten bat, wenn 
bie Geichäftsführung Die Abwendung einer dem Gefchäftsherrn drohenden dringenden Gefahr bezweckt. 

Es madıt feinen Unterſchied, ob die Gefahr der Berfon oder dem Vermögen des Geſchäfts⸗ 
herrn droht. Es erfcheint auch unbedenklich, den 8 680 dann anzumenden, wenn jemand ein= 
gegriffen Hat, um die nächſten Ungehörigen eined anderen zu fchügen, etwa bei Feuersgefahr 
deſſen Kinder zu reiten; a. W. Staudinger-Engelmann 8 680 Erl. 1. Einem Mifbraude 
wird dadurch vorgebeugt, daß eine dringende Gefahr erfordert wird. Durch legtere Borausfegung 
wird aud die Berüdfichtigung einer den Gefchäftsheren nur mittelbar berührenden Gefahr aus— 
geihloffen. Im übrigen fommt e3 nicht darauf an, ob bie Gefahr wirklich beitanden Kat, es 
genügt, daß ber Geſchäftsführer die Überzeugung Hatte, daß eine dringende Gefahr vorliege. 
Derjenige, welcher raſch eingreift, um den Nächten vor Schaden zu bewahren, foll gerade dagegen 
geichügt werden, daf ex nachher verantwortlich gemacht wird, weil man bei ruhiger Überlegung 
vielleicht anders gehandelt Hätte. Beruht die Annahme einer dringenden Gefahr auf einem Ber- 
ſchulden, fo haftet der Gejchäftsführer, aber ebenfalls nur für Vorſatz und grobe Fahrläffigteit. 
Denn die Borausfegung für die Anwendung des 8 680 ift nur, daß fubjeltin die Abwendung 
einer dringenden Gefahr bezwedt wird; a. U. Enneccerns 8 299 Anm. 2; Erome 8 255 
Anm. 41. 

Der Beweis, daß die Borausfegungen des 8 680 zutreffen, liegt dem Geſchäftsführer ob. 


@.18 751; II 8 612 ven. 8 668; III 8 668. P.I €. 16181.; M.1 6.859. 9.1182. 2 €. 7261. 
1. Inhalt der Borſchrift. Der 8 681 regelt eine Reihe von Nebenverpflidtungen, welche 
fi bei der Gefhäftsführung ohne Auftrag im Anuſchluß an die im 8 677 feſtgeſetzte Haupt» 
verpflihtung des Geichäftsherrn ergeben. 
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8. 682. Iſt der Gefchäftsführer gefchäftsunfähig oder in der Gejchäftsfähig- 
keit befchränft, fo ift er nur nad) ben Vorfchriften über den Schadenserfag wegen 
unerlaubter Handlungen und über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung verantwortlich. 


2. Der Ga 1 entfpricht dem Satz 2 bed 8 665. Es wird deshalb auf die Erf. zu dieſer 
Vorſchrift verwiefen. 

8. Der Satz 2 überträgt eine Reihe der für den Auftrag gegebenen Borfchriften anf die 
Geichäftsführung ohne Auftrag. Der Geſchäftsführer ift nad) den angezogenen Borfdkiften ver⸗ 
pflichtet, dem Gefchäftsheren die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf erlangen über ben 
Stand des Geihäfis Auskunft zu erteilen und nad ber Beſorgung des Geſchäfts Rechenſchaft 
abzulegen. Er iſt ferner verpflichtet, bem Geſchäftsherrn alles, was er aus ber Geſchäftsbeſorgung 
erlangt, herauszugeben. Eigennügig verwendetes Geld hat er zu verzinfen. Im einzelnen wird 
auf die Erl. zu den 88 666668 verwieſen. 

Die Vorſchrift des Sag 2 iſt in erfter Linie für den Fall berechnet, ba der Geſchäftsherr 
die Geihäftsführung als folhe genehmigt. Es ift aber aud möglich, dab er die Einmifhung 
in feine Angelegenheiten für mwiberrechtlih erllärt. Bei den Beratungen der zweiten Kommiſſion 
ift die Frage aufgeworfen, ob auch im letzteren Falle die Borfchrift des Sag 2 Anwendung finde. 
Bei der Entfheidung wird man vom Standpunkte bes Geſetzes davon auszugehen haben, daß 
durch die Gefhäftsführung für ben Geſchäftsherrn ein Anfpruch auf Mblegung von Rechenſchaft 
und auf Herausgabe bes Erlangten entitanden ift. Der Geichäftsherr Tann auf die Geltend- 
madjung dieſes Anſpruchs verzichten und ftatt defien auf Schabenserfag Hagen. Er kann aber 
jelbftverftändlidh nicht, wenn das Verhältnis als ein einheitliches ericheint, diefes in der Weife 
zerreißen, daß er die Geihäftsführung zum Teil anerkennt und die fi daraus für ihn ergebenden 
Rechte geltend macht, zum Zeil dagegen bie Genehmigung verweigert und Erfap be aus der 
Einmifhung entftandenen Schadens fordert. Died ſchließt nicht aus, dab er zunächſt auf Ab⸗ 
legung von Rechenſchaft tlagt und dann, wenn er Einblid in das Verhältnis gewonnen hat, die 
Geſchäftsführung zurüdweift. e 

4. Wegen der Beendigung ber Gefhäftsführung f. Borbm. unter IV, wegen des Über- 
ganges ber Verpflichtungen des Geſchäftsführers auf die Erben f. Erl. 3a zu 8 677. 

5. Wegen ber Genehmigung ber Gefchäftsführung feitens des Geſchäftsherrn ſ. Erl. 2 
zu 8 684. 


4 682. 
€. 18 752; II 8 613 rev. 8 669; III 9 669. P.1@. 1617 ., 3275, 11890M.; M. II ©. 860. 
9.182. 2 6.729. 


1. Gejhäftsunfähigtett oder beſchränkte Geſchäftsfähigkeit bes Geſchäftsführers. Die 
Anfprühe aus ber Gefhäftsführung ohne Auftrag entſtehen unmittelbar kraft Geſetzes. Die 
Konfequenz diefer Auffafjung würde fein, daß eim Gefchiftsunfähiger, welcher fremde Angelegen⸗ 
heiten beforgt, ebenfo haften müßte wie ein Geſchäftsfähiger. Das Verhältnis foll aber nah 
8 682 fo beurteilt werden, wie wenn es fih um bie Vornahme eines Rechtsgeſchäfts gehandelt 
hätte (f. Borbm. unter I 1). Der Gefchäftsunfähige hat hiernach, abgefehen von dem unten zu 
erwähnenden Fall, daß der Tatbeftand einer unerlaubten Handlung vorliegt, nur infomweit zu 
baften, al® er aus ber Geſchäftoführung bereichert ift. Der 8 682 ftellt den Gefchäftsunfähigen 
die in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perfonen gleih. Die entſprechende Anwendung ber für 
Rechtsgeſchäfte geltenden Vorfchriften (88 107, 111) würde dahin führen, dab dieje Gleichſtellung 
nur ftattfindet, wenn der in der Geſchäftsfühigkeit Beichränfte ohne Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters gehandelt hat, während er, wenn die Einwilligung erteilt ift, durch bie Gefhäftsführung 
ebenfo wie ein unbeſchränkt Geſchäftsfähiger berechtigt und verpflichtet werden würde. Für den 
ähnlichen Fall der Begründung oder Aufhebung eines Wohnfiges nimmt der $ 8 Hierauf infofern 
Rückſicht, als darin beftimmt wird, daß ein Gejchäftsunfähiger ober ein in der Gefhäftsfähigfeit 
Beichräntter den Wohnfig nur mit dem Willen des gefeglichen Vertreter begründen oder aufheben 
tönne. Bei der Geihäftsführung ohne Auftrag wird die Einwilligung bes gefeglihen Vertreters 
für einen Gefhäftsunfähigen wohl niemals, für einen in der Gefchäftsfähigteit Befchränkten nur 
höchſt felten vorfommen. Sollte der letztere Fall eintreten, jo dürfte e8 ſich trotz der Vorſchrift 
bes 8 682 rechtfertigen, die Vorſchriften der 88 107, 111 anzumenben, aus ber Geſchäftsführung 
alfo diefelben Rechte und Pflichten entftehen zu laſſen, wie menn ber in ber Geſchäfisfäühigkeit 
Beichränkte unbeichräntt geichäftsfähig wäre. Vgl. Enneccerus BR. $ 799 IH. 
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8. 683. Entſpricht die Uebernahme der Gefchäftsführung dem Intereffe und 
dem wirklichen oder dem muthmaplichen Willen des Geſchäftsherrn, jo Tann ber 
Gefchäftsfügrer wie ein Beauftragter Erjag feiner Aufwendungen verlangen. In 
den Fällen des $. 679 fteht diefer Anſpruch dem Gefchäftsführer zu, auch wenn 
die Uebernahme der Geſchaftsführung mit dem Willen des Geſchäftsherrn in Wider⸗ 
jpruch ſiehn 


Hat bie Geſchäftsführung den Charakter einer unerlaubten Handlung und liegen die Vor⸗ 
ausfegungen vor, unter welchen ein Geſchäftsunfähiger ober ein in ber Gefchäftsfähigfeit Be—⸗ 
fchräntter wegen einer ſolchen Handlung haftet, fo tritt die Haftung and) aus diefem Gefihtäpuntt 
ein. Es würde fic) dies ſchon aus allgemeinen Grundjägen ergeben, tft aber aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen in dem 8 682 noch beſonders Kervorgehoben. 

Wegen der Gefhäftsunfähigen und ber in der Geichäftsfähigkeit beſchränkten Perſonen 
f. 88 104, 106, 114, 115; wegen ber unerlaubten ge f. 88 823ff., insbejondere 
88 827—829; wegen ber ungeredhtfertigten Bereicherung f. 88 812ff. 

2. Geihäftsunfähtgteit und beiräntte Gefhäftsfähigtett des Gefchäftäheren haben für bie 
Geiäftsführung feine Bedeutung. Im Geſet iſt diefer Sap als ſelbſtverſtändlich nicht beſonders 
ausgeſprochen. —E 

DO 


@. 188 753, 755; II 8 614 veu. 8 nn: u 8 670. 9.16.1609, 1625 M., 3551, 3559, 6182, 6184, 11802 
©. 860. P.11 82.2 6.7291. 

Ernft, Arc. f. ziv. Br. ae 96 ©. 440ff.; Baring, Sädjf. Arch. 8b. 14 ©. 459, 531, 
661, Bd. 15 ©. 30, 133. 

1. Erfag von Aufwendungen des Geſchäftsführers. Prinzip. Die Frage, unter welchen 
Borausfegungen der Geihäftsführer Erfag von Aufwendungen vom Geſchäftsherrn verlangen 
ann, ift im früheren Rechte verſchieden beantwortet, Windſcheid-⸗Kipp IE 8 430 Anm. 17. 
Nach der einen Auffafjung kommt es nur darauf an, ob ber Geſchäftsführer bei vernünftiger 
Würdigung des Falles annehmen durfte, daß die Geſchäftsführung dem Willen des Geſchäftsherrn 
entfpreche, nach der anderen Auffaſſung foll dagegen barauf abgeitellt werden, ob die Geſchäfts⸗ 
führung objeltiv eine nügliche gewefen ift. Der €. I 8 753 wollte die Entſcheidung davon abhängen 
laſſen, ob anzunehmen fei, daß der Geſchäftsherr dad Verhalten des Geichäftsführers bei Kenntnis 
der Sachlage gebilligt haben würde; doch follte eine Bermutung dafür gelten, daß der Geſchäfts⸗ 
herr gebilligt haben wilrde, was ein ordentlicher Hausvater für angemeflen Hätte erachten müſſen. 
Die zweite Kommiffion, deren Beſchlüſſe maßgebend geworben find, hat fih nad eingehender 
Beratung dafür entſchieden, im Anſchluß an das Schweizer Bundesgefeg Art. 472 einen Mittel- 
weg einzufchlagen: für Die Übernahme foll e8 darauf antommen, ob bie Geſchäftsführung obiektiv 
dem Jutereſſe und dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäfisherrn entfpricht, für 
die Ausführung ſoll dagegen entfcheidend fein, ob der Geſchäftsführer wie ein Beauftragter ges 
handelt bat. Es fol in letzterer Hinficht alfo nur maßgebend fein, ob ber Geſchäftsführer mit 
pflihtmäßiger Sorgfalt fo gehandelt hat wie ein Beanftragter, dem keine Weiſungen erteilt waren. 

Liegen die Borausfegungen des 8 683 nit vor, fo kann dev Geſchäftsführer 
Erfag feiner Aufwendungen nur nad) den Grunbfägen über ungerechitfertigte Bereicherung vers 
langen. Giehe 8 684. 

Dem Gefhäftsführer fteht ein Anſpruch nit zu, wenn er nicht die Abſicht hatte, 
von dem Gefhäftsheren Erfag zu verlangen.: Siehe 8 685. 

2. Boransfegungen bed Auſpruchs anf Erjak von Aufwendungen. 

a) Die Übernahme der Gefhäftsführung muß dem Interefje des Gefhäfts- 
Herrn entſprechen. Dies trifft zu, wenn die Veforgung nad) ber objeftiven Unfchauung des 
Verkehrs für den Gefchäftsheren nüglic ift. Dabei find felbfiverftändlic die perfönlichen Ver⸗ 
Hältniffe des Geſchäftoherrn zu berüdfichtigen. Meift wird das objektive Intereſſe aud dem 
Willen des Gefchäftsheren entſprechen. Uber beides kann anseinanderfallen. So kann es z. B. 
dem objettiven Intereſſe bes Geſchäftsherrn nad) vernünftiger Beurteilung Unbefangener ent⸗ 
fprechen, ein Baufälliges Haus zu reparieren. Der Geſchäftsherr will aber aus Eigenfinn, 
Aberglauben oder irgend einem anderen Grunde das Haus verfallen laſſen. Umgekehrt kann 
auch die Lage fo jein, daß die Reparatur den Intereſſen bes Geſchäftsherrn nicht entipricht, 
etwa meil der Mbbrud des Haufes angeordnet fit, während der Geſchäftsherr gewillt ift, das 

Blond, Kommentar 3. BGB. Bd. IL 8. Auflage. 45 
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Haus unter allen Umfländen bis zum Abbruch in beflem Stande zu erhalten. Wie hier bie 
herrſchende Meinung. Nachweiſungen f. bei Iſay, Geſchäftsf. ©. 132ff.; Brädmenn, R. d. 
Geſchäftsf. ©. 114ff.; Ernſt, Arch. f. civ. Pr. S. 410ff. Eine andere Anſicht geht ern 
das Intereſſe nach der ſubjektiven Anſchauung des Geſchäftsherrn zu beſtimmen ſei; 
namentlich vertreten von Endemann $ 178 Ziff. 3; Iſay a. a. O.; Ernſt aa. 5 = 
legtere Auffafſung wird dem Gefege nicht gerecht. Benn unter Sntereffe dasjenige zu verfiehen 
wäre, was dem Willen des Gejhäftsherrn entipriht, jo würde die Erwähnung bes Juterefies 
im $ 683 überflüffig fein. Die Entftehungsgeicichte des Geſetzes ergibt aber mit Beftimmtheit, 
daß neben ber fubjeltiven Borausfegung, dab die Geſchäftsführung dem Willen bes Geſchäfts- 
berrn entfprechen müſſe, die objeftive Borausfegung Kat aufgeftelt werden follen, daß bie &e- 
Ihäftsführung dem Interefie des Geſchäftsherrn dient. 

Die Gefhäftsführung muß tatſächlich dem Jntereſſe bes Geſchäftsherrn entſprechen. Hat 
der Gefchäftsführer nur irrtümlich angenommen, daß dies der Fall jei, fo lann er keinen 
Anſpruch aus 8 683 geltend machen. 

b) Die Übernahme der Geſchäftsführung muß dem wirklihen oder mutmaß- 
liden Willen bes Geſchäftsherrn entfpreden. In erfter Linie kommt der wirkliche Wille 
des Geſchäftaherrn in Betraht. Es lommt nicht darauf an, ob bdiefer Wille dem Intereſſe bes 
Geihäftsheren entipriht. Die bloße Tatfache, daß der wirkliche Wille ber Gefhäftsführung ent» 
gegenfteht, genügt, um ben Anſpruch des Geſchäftsführers aus 8 683 auszuſchließen. Iſt der 
wirkliche Wille des Geſchäftsherrn nicht feftzuftellen, fo kommt es auf den mutmaßlichen Willen 
des Geſchäftsherrn an. Der mutmahlihe Wille ift danach zu beftinnmen, was zur Zeit ber 
Übernahme ber Geſchäftsführung dem Geſchäftsführer unter Berüdfichtigung ber Perfon des Ge— 
ſchafisherrn als deſſen Anſchauungen entſprechend erjcheinen mußte. So die herrihende Meinung; 
etwas anderd Enneccerns 8 300, welcher nicht auf den vom Geichäftsführer zu vermutenden, 
fondern auf ben Willen abftellen will, wie er bei objeftiver Betrachtung der geſamten Umftände 
als Regel angenommen werden muß, ähnlich Ernſt ©. 443ff. 

Beiſpiele aus der Praxis: RG. Bd. 57 ©. 23 (Bergung eines Schiffes. Kein Anſpruch 
aus $ 683, weil Gefhäftsführung gegen den Willen des Geſchäftsherrn). Recht 1904 ©. 251 
(ntauf durch ein einzelnes Magifiratsmiiglied. Kein Erfag, weil Ankauf gegen den Willen bes 
MWagiſtrots), Sächſ. Arch. Bd. 14 ©. 100 (Lieferung von Uniformitüden an einen Einjährig- 
Freiwilligen durch einen Sleiberlieferanten. Kein Erfaganfpruc gegen ben Vater). 

Ein entgegenftehender Wille des Gefſchäftsherrn kommt nicht in Betracht, wenn die Boraus- 
fegungen des 8 679 vorliegen. Bgl. im einzelnen Exl. zu diefer Vorſchrift. 

6) Daß die Geſchäftsführung einen beftimmten Erfolg gehabt Hat, ift für die 
Anwendung des 8 683 nicht wefentlid. 

4) Genehmigung bes Gefhäftsheren heilt den Mangel ber Borausfegungen des 
8 683; |. 8 684 Gap 2. 

6) Der Beweis, dab bie Boransfegungen des & 683 erfüllt find, Liegt dem Geſchaͤfts⸗ 
führer ob. Der Gejchäftsführer muß fomohl beweiſen, dab die Geihäftsführung dem objettiven 
Snterefie, als aud, daß fie dem wirklihen oder mutmaßlichen Willen des Geihäftsheren ent- 
ſpricht. Im allgemeinen darf aber, was letzteres anlangt, vermutet werden, daß der Geſchäfts⸗ 
herr mit ber Gefchäftsführung einverftanden ift, wenn fie feinen Intereſſen entipridt; ebenfo 
Dertmann II. Aufl. 8 683 Erl. 5; Staudinger-Engelmann 8 677 El. IV; Erome 
8 255 Anm. 10. 

8. Inhalt und Umfang des Anſpruchs auf Erfag von Aufwendungen. 

a) Liegen bie Borausfegungen bes 8 683 vor, jo fann der Geſchäftsherr wie ein Beauf- 
tragter Erjap feiner Aufwendungen nah Maßgabe ber 8 670 verlangen. Bgl. im einzelnen 
Erl. zu $ 670. Hervorzuheben ift, daß eine Vergütung für aufgewendete Arbeit dann verlangt 
werden kann, wenn ſolche Leiftungen, wie 3. B. bei einem Arzte, üblicherweife vergütet werden; 
möglicherweife Tann aber die Ausnahme des % 685 zutreffen. Wie hier die herrihende Meinung, 
aus der Prorid Ripr. Bd. 8 ©. 343 (Honorar des Arztes), Bd. 12 ©. 272 (ebenfo); a. 9. 
Staudinger-Engelmann 8677 Eil.I 2; Lotmar, Arbeitsvertrag ©. 122 Anm. 1. 

Berzinfung von aufgewenbeten Beträgen f. 8256, Befreiung von einer Ver— 
Bindligleit 8 257. Befreiung von einer Bürgfchaft f. 8 775. Wegen Abnahme 
f. Erl. 6a zu 8 662. 

b) Für Schaben, welhen der Geſchäftsführer bei Ausführung des Auftrags durch Zufall 
rleidet, kann er vom Gefchäftäheren feinen Erſatz verlangen. ©. Erl. 5 zu 8-670. 
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8. 684. Liegen die Vorausſetzungen des 8. 688 nicht vor, fo ift der Gejchäfts- 
herr verpflichtet, dem Gejchäftsführer Alles, was er durch die Geichäftsführung 
erlangt, nach den Vorjchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be- 
reicherung herauszugeben. Genehmigt der Gefchäftsherr die Gejchäftsführung, fo 
Steht dem Gejchäftsführer der im 8. 683 beftimmte Anfpruch zu. 


6) Die Geltendmadhung bes Anſpruchs auf Erfag von Aufwendungen kann durch 
felbftändige Klage erfolgen. Dem Gefhäfisführer Reht aber auch gegenüber den Anſprüchen bes 
Geſchäftsherrn nach Maßgabe ber 88 273, 274 ein Zurüdbehaltungsreht zu. 

Der Anſpruch bed Geſchäftsführers unterliegt der gewöhnlichen Verjährung ($ 195), 
aud wenn der Anſpruch ſich darauf ftügt, daß der Gefhäftsführer eine Schuld des Geichäfts« 
herrn bezahlt Hat, welche einer kurzen Verjährung unterliegen würde (M. II ©. 864). 

4. Hat jemand auf Grund des Auftrags eines Dritten die Geſchäfte eines anderen beforgt, 
gleichzeitig aber als Geſchäftsführer gehandelt, fo ftehen ihm möglicherweiſe Anfprüche gegen beibe 
zu. Erfah feiner Aufwendungen kann der Gejhäftsführer aber jedenfalls nur einmal verlangen. 


8 684. 
€.18 758; 11.8 615 ces. 8 671; TI 8 671. P.I G. 1636M., 3551, 3559; M. II €. 866. 
9.1188.2 6.7307. 


1. Sag 1. Die Vorſchrift dürfte ſich wohl ſchon and den Grundfägen über die ungerecht 
fertigte Bereicherung herleiten lafjen und würde deshalb an fi entbehrlich fein. Der E. I hatte 
die Vorſchrift eingeftellt, teils um Zweifel abzufchneiden, welche ſich aus der vom €. I gewählten 
Saflung ber Vorſchriften Über die ungerechtfertigte Bereicherung ergeben konnten, teils um mit 
Nüdfiht auf einen Teil des geltenden echtes zum Ausdrude zu bringen, daß der Anfpruch 
teinen beſonderen Beſchränkungen unterliegen folle. Die zweite Kommiffion hat e8 auch nad 
Anderung der Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereiherung für zwedmäßig erachtet, den 
Saß beizubehalten. 

Der Anſpruch des Geihäftsführers ift nicht beſchränkt auf Herausgabe besjenigen, was 
fi) ans der Geſchäftsführung noch in dem Wermögen des Gejchäftöheren befindet; ex geht viels 
mehr anf alles, was der Geſchäftsherr aus ber Geihäftsführung erlangt Hat. Für den Anſpruch 
find aber die allgemeinen Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung (88 812ff.) maß⸗ 
gebend. Nach legteren entſcheidet fich aud, ob dem Gejhäftsführer ein Wegnahmerecht zufteht. 

2. Sag 2. Brüdmann, R. d. Geſchäftef. S. 165ff. Die Genehmigung hat den 
Charakter einer einfeitigen empfangsbedürfiigen Willenserklärung (j. 88 130ff.). Sie kann aus- 
drücklich oder ſtillſchweigend ertlärt werben. - Eine Genehmigung durch Willensbetätigung wird 
3 B. meiftens dann anzunehmen fein, wenn ber Geihäfisherr von dem Geichäftsführer bie 
Herausgabe deſſen verlangt, was biefer durch die Geſchäfisführung erlangt Hat oder wenn er bie 
vom Gejhäftsführer für den Gefhäftshern eingegangenen Verbindlichkeiten erfült. Die Ges 
nehmigung hat nicht die allgemeine Wirkung, die Gejhäftsfügrung ohne Auftrag in ein Auf- 
tragsverhältnis zu verwandeln. Das Gefeg begnügt ſich mit der pofitiven Vorſchrift, daß ber 
Geichäftsführer im Galle der Genehmigung nach 8 683 wie ein Beauftragter Erſatz feiner Aufs 
wendungen verlangen fann. 

Die Genehmigung kann im übrigen eine verichiebene Tragweite Haben. Sie fann fi auf 
das Einichreiten des Geſchäftsführers und die Art der Ausführung des Geſchäfts, fie kann fi 
aber möglicherweife auch nur auf die Übernahme ber Gefchäftöbeforgung beziehen. Sie kann auch 
einen Verzicht auf Schadenderfaganfprüche wegen mangelhafter Geſchäftsbeſorgung in ſich ſchließen. 
Wie weit die Genehmigung reicht, ift nach den Umſtänden des einzelnen alles zu beftimmen; 
M. II S. 867, B.11 Bd. 2 ©. 741. Eine gefälfchte Wechfelunterfchrift ift nichtig und erlangt 
teine Wechſelkraft durch Anerkennung desjenigen, defien Unterfchrift gefäliht wurde; RG. im 
Sädjf. Arch. Bd. 14 ©. 577 = IB. 1904 ©. 497; a. A. OLG. Kiel Ripr. Bd. 10 ©. 368. 

Die Rechte bes Geichäftsheren gegenüber dem Geichäftsführer find nicht durch die Ges 
nehmigung der Geſchäftsführung bebingt. Denn die Verpflichtungen bes Geichäftsführers be⸗ 
ruhen nicht auf einem durch bie Genehmigung zuftande kommenden Vertragsverhältnifie, fondern 
fie erwachſen kraft Gefeges unmittelbar aus ber Übernahme der Belorgung des Geihäfts. Hat 
alfo ber Geſchäftsführer im eigenen Namen, aber für den Geſchäftsherrn Geſchäfte abgeſchloſſen, 
fo iſt er nad 8 681 in Verbindung mit 8 667 verpflichtet, dem Geſchäftsherrn das Erlangte 
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8. 685. Dem. Gejchäftsführer fteht ein Anfpruch nicht zu, wenn er nicht 
die Abficht Hatte, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen. 

Gewähren Eltern oder Voreltern ihren Abkömmlingen oder dieſe jenen Unter- 
halt, yo ift im Zweifel anzunehmen, daß die Abficht fehlt, von dem Empfänger 
Erſatz zu verlangen. 


heruuszugeben. Ex ift haftbar, wenn er bad Geſchäft rüdgängig macht oder die erworbenen 
Sachen wieder veräußert, fofern nicht bei der Durchführung des Geſchäfts die Weiterveräußerung 
geboten erſcheint. Hat der Geſchäftsführer als unmittelbarer Stellvertreter gehandelt, fo erwirbt 
der Gefchäftshere durch die nad) $ 184 rüdwärts wirkende Genehmigung direlte Rechte au den 
erworbenen Gegenftänden oder gegenüber dem Dritten, mit dem das Geſchäft abgefchloffen war 
(1. 8.167). 

Der Beweis ber Genehmigung liegt dem Geſchäftsführer ob. 

8. Wenn ber Geſchäftsführer nicht die Abſicht hatte, Erſatz zu verlangen, fo ſteht ihm 
auch auf Grund des 8 684 kein Anfprud zu; f. 8 685. 


8 685. 
€.18 754; 11 8 616 “ 8 un II 8 672. 9.1 et 16461.; M. U 6, 8631. 
2.23 6.7 1.; 32.6 6. 190. 

1. %f.1. In TER Real mit bem früheren Rechte beitimmt das Geſetz, dab dem 
Geſchäftsführer kein Anſpruch zufteht, wenn er nicht die Abficht Hatte, von dem Geichäftshern 
Erfag zu verlangen. Trifft diefe VBorausfegung zu, fo iſt ſowohl ber Anſpruch aus 8 683 als 
auch derjenige aus 8 684 ausgeſchloſſen. 

Das Gefeg ftellt die Abſicht, den Geſchäftsherrn zu verpflichten, nit als Bor 
ausfegung für den Anſpruch des Geſchäftsführers auf Erfag don Aufwendungen hin. Dem 
Geſchäfisherrn liegt danach der Beweis ob, daß diefe Abficht nicht beitanden hat. Daß bie Ab 
fiht, auf Erfag zu verzichten, ausdrücklich erklärt iſt, wird nicht erfordert; es genügt vielmehr, 
wenn fie fi mit binreichender Deutlihfeit aus ben Umftänden ergibt. Pie Ortfitte und bie 
fozialen Verhältnifie der Beteiligten werden Hier vielfach bei der Entfheidung zu berückſichtigen 
fein. Möglich ift au, daß ber Geſchäftsführer nur auf die Erftattung eines Teiles der Auf⸗ 
wenbungen, 3. B. auf die Vergütung für feine Arbeit, verzichten will, baß er bagegen auf bie 
Erftattung eines anderen Teiles, 5. B. der baren Auslagen, rechnet. 

2. Abſ. 2. Um Streitigkeiten abzufchneiden, ftellt daS Gejeg in Ergänzung bes Abſ. 1 im 
Abf. 2 die Auslegungsregel auf, dab, wenn Eltern oder Boreltern ihren Abkömmlingen oder diefe 
jenen Unterhalt gewährt haben, die Abſicht gefehlt Habe, Erfag zu verlangen. Die Regel gilt 
aber nur für das Verhältnis zwiſchen ben Eltern oder Boreltern und den Ablümmlingen. Haben 
die einen oder die anderen den Unterhalt gewährt, um die Unterhaltspflicht eines Dritten zu 
erfüllen, fo bleibt ihr Erfaganiprud gegen den Dritten unberührt; Sächſ. Ar. Bd. 15 €. 732. 
Hiernach wird z. B. eine unehelihe Mutter die Auslagen, welche fie zum Unterhalt ihres Kindes 
macht, regelmäßig von dem unehelichen Vater erfegt verlangen können; P. II Bb. 6 ©. 191. 

Die Uuslegungsregel des Abf. 2 greift au Plag, wenn zwiihen Boreltern und Ablöümm« 
lingen noch andere unterhaltspflichtige Verwandte fiehen; DIL. 1906 ©. 324. 

Durch den Nachweis, dab der Aufwand für ein Kind Über das, was der Vater zu leiften 
Hatte, Hinausgeht, wird die Vermutung bes Abſ. 2 noch nicht widerlegt. Bayer. ObLG. im Recht 
1906 ©. 1078. 

8. Hatte der Gefhäftsführer nicht die Abſicht, Erfag zu verlangen, fo kann 
in ber Gefhäftsführung eine Schenkung liegen. Der Mangel jener Abficht für fich 
allein genügt dazu aber nicht. Hinzutreten muß nad $ 516 Ubf. 1, daß die Geihäfisführung 
eine Zuwendung aus dem Vermögen des Gefhäftzführers enthält, durch welche der Geſchäftshert 
bereichert wird, und daß auch der Geſchäftsherr die Zuwendung als eine unentgeltliche annimmt. 
Iſt die Zuwendung, wie dies bei ber Geidäftsführung ja regelmäßig der Fall ift, ohne ben 
Willen des Geſchäftsherrn erfolgt, jo Tann der Gejchäftsführer nad $ 516 Abſ. 2 dem Geihäfts- 
bern eine Friſt zur Erklärung über die Annahme fegen. Erfolgt die Ablehnung nicht vor dem 
Ablaufe der Friſt, fo gilt die Echenkung als angenommen. Im alle der Ablehnung kann ber 
Geſchäftaführer troß des Mangels der Abſicht, Erfag zu fordern, die Herausgabe des Buge- 
wendeten nad den Vorfchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern 
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8. 686. Iſt der Gefchäftsführer über die Perſon des Gefchäftäheren im 
Irrthume, jo wird der wirfliche Gefchäftsherr aus der Gejchäftsführung berechtigt 
und verpflichtet. ö 


8.687. Die Vorjchriften der $$. 677 bis 686 finden feine Anwendung, wenn 
Jemand ein fremdes Gefchäft in ber Meinung bejorgt, daß es fein eigenes ſei. 

Behandelt Jemand ein fremdes Gefchäft ala fein eigenes, obwohl er weiß, 
daß er nicht dazın berechtigt ift, jo kann der Geſchäftsherr die ſich aus den 88. 677, 
678, 681, 682 ergebenden Anjprüche geltend machen. Macht er fie geltend, jo 
ift er dem Gefchäftsführer nach $. 684 Sag 1 verpflichtet. 
(ij. Erl. 5 zu 8 516). Im alle der Annahme fteht dem Gejchäftsführer dieſes Recht nur zu, 
wenn er nad) 8 530 zum Widerrufe ber Schenkung wegen Undanks berechtigt ift und von dieſem 
Rechte Gebrauch gemacht hat. 

Im Falle des $ 685 Abſ. 2 liegt, ſofern nicht eine Verpflichtung zur Gewährung des 
Unterhalts beitand, immer eine Bereicherung bed Unterhaltempfänger8 durch eine unentgeltliche 
Zuwendung aus dem Vermögen des dem linterhalt Gewährenden vor. In ber Annahme des 
Unterhalts liegt auch die Annahme der Schenkung, fofern nicht etiva der Empfänger ein Recht 
auf ben Unterhalt zu haben glaubte. In dem legteren Falle würde der 8 516 Abf. 2 Platz 
greifen. Abgeſehen Hiervon kann ber gewährte Unterhalt nur im alle des Widerrufs ber 
Schenkung wegen Undanfs (88 530, 631) zurüdgefordert werden. Auch dies ift aber nad) 8 534 
ausgeihlofien, wenn duch die Gewäßrung des Unterhalts einer fittlichen Pflicht oder der auf den 
Anftand zu nehmenden Rüdficht entſprochen wurbe. Xiegt in der Geichäftsführung keine Schenkung, 
weil entweder eine Verwendung aus dem Vermögen bes Geſchäftsführers oder eine Vereicherung 
des Geſchäftsherrn nicht ftattgefunden Hat, jo kann auch im Falle groben Undanks bes Geſchäfts⸗ 
bern ein Erſatz nicht gefordert werden. 

4. Die Anfprühe des Geſchäftsherru, welche ſich aus den 88 677ff. ergeben, werden durch 
den 8 685 nicht berührt. 

5. Wegen des Exfages der Aufwendungen, welde vom Gtaate, von Armenverbänden 2. 
auf Grund des öffentlichen Rechtes für dem Unterhalt einer Perſon gemacht werben, f. EG. 
Art. 103, ſowie Borbm. unter III. 


8 686. 
@.18 757; U 8 617 eu. 8 673; II 8 673. P.I GG. 16481.;5 M. U G.8651. V. II Be. 2 €. 739. 

Jertum bed Geſchäftsführers. Der Satz, dab, wenn fi ber Geichäftsführer über die 
Berfon des Gefhäftsberen im Irrtum befindet, der wirkliche Geſchäftsherr aus der Geſchäfts⸗ 
führung berechtigt und verpflichtet wird, ergibt fi aus den allgemeinen Grundſätzen über die 
Geichäftsführung ohne Auftrag von feldft. Er ift wohl nur um deswillen aufgenommen, weil 
die Frage im bißherigen Rechte zum Teil den Gegenſtand befonderer Vorfchriften bildet und 
weil man flr die Entfcheidung des im Leben nicht ganz feltenen Falles eine feite Grundlage 
ſchaffen wollte. 

Für die Anwendung des 8 685 ift zu beachten, daß durch bie Abficht des Geſchäftsführers, 
gegenüber demjenigen auf Erſatz zu verzichten, welchen er für den Geſchäftsherrn hielt, der An— 
ſpruch gegen ben wahren Geſchäftsherrn nicht ausgeſchlofſen wird. 

Wegen Irrtums des Geſchäftsführers über andere Umftände f. Erl. 2c zu 
8 677, Exil. 3 zu 8 678, Erl. zu 8 680, Erl. 2a zu 8 683, fowie Erl. zu $ 687. 


4687. 
€. 18 761; II 8 618 rev. 8 674; III 8 674. 9.1. 1651ff., 3564, 11800 q.3 MR. II G. 860 ſſ. 
9.18.23 6 Taf. 


Unechte Geſchäftsführung. 

1. Abſ. 1. Wenn jemand ein fremdes Geſchäft ſo beſorgt, wie wenn es ſein eigenes ſei, 
fo tut er dies entweder in der irrtümlichen Meinung, daß es ſich wirklich um fein eigenes Ge- 
ſchäft Handle, oder er weiß, daß das Geſchäft ein fremdes ift, er will aber troßdem dasſelbe 
wie fein eigenes behandeln. Im eıfteren Falle können die Vorfchriften über die Geihäftsführung 
ohne Auftrag feine Anwendung finden. Denn dem Geſchäfisführer fehlt die Abficht das Geſchäft 
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alß fremdes zu beforgen. Dies ſpricht ber Abi. 1 aus. Die Vorfchrift tft vielleicht ſelbſtver⸗ 
ftändlih. Dan Hat es aber für zwecmäßig gehalten, den Sag ausbrüdlich tm Gefeb anszu⸗ 
ſprechen. Der Geihäftshere und Geihäftsführer können Anfprüche gegeneinander nur nad) Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung (88 81245.) geltend machen; Rſpr. Bd. 8 
©. 77. Daneben haftet der Geſchäftsführer nad den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen 
(8 823), wenn jein Irrtum auf Fahrläſſigkeit beruhte und duch das Eingreifen in die Rechts- 
fpbäre bes Geichäftsheren ein Schaden herbeigeführt fit. 

Da im Falle des 8 687 Abſ. 1 überhaupt feine Geſchäftsführung für einen anderen vor⸗ 
liegt, fo kann derjenige, deſſen Intereſſen berührt werden, auch durch Genehmigung feine Ge— 
ihäftsführung fchaffen und damit einen Anſpruch gegen den Handelnden begründen, M. II 
©. 870. 


Auch wenn ber Irrtum des Handelnden auf Fahrläſſigkeit berupt, findet der 
8 687 Abf. 1 keine Anwendung. In foldem Falle kann wegen des Eingriffs in fremde Rechte- 
verhältniffe eine Haftung nur nach den Grundfägen tiber unerlaubte Handlungen in Frage 
tommen. So die herriende Meinung, aus der Praxis Sächſ. Arch. Bd. 14 ©. 637. 

2 Abſ. 2 Auch in demjenigen Falle, in welchem der Geſchäftsführer ein fremdes Ge⸗ 
ſchäft wie fein eigenes behandelt, obſchon er weiß, daß er nicht dazu berechtigt ift, kann an fidh 
nicht von einer Gefchäftsführung bie Rede fein. Denn der Geſchäftsführer hat nicht die Abfidht, 
für einen anderen zu handeln. Der E. I fchrieb deshalb vor, daß ber Geſchäftsführer in dieſem 
alle nach den Vorſchriften Über unerlaubte Handlungen zu haften habe. Die zweite Kommiſfion 
hat erwogen, dab hierdurch bad Interefie des Geſchäftsherrn nicht genügend gewahrt werde. Sie 
bat deshalb beſchloſſen, dab dem Geſchäftsherrn geftattet werden folle, ben anderen fo zu bes 
Handeln, wie wenn er als Geſchäftsführer tätig getvorden wäre. Die Anwendung der Bor- 
ſchriften über unerlaubte Handlungen ift nicht ausgeſchloſſen. Der Geſchäftsherr hat vielmehr 
die Wahl, ob er nach Maßgabe ber letzteren Vorſchriften Schadenserfag fordern oder ob er den 
anderen als Geichäftsführer belangen mil. Die Ieptere Möglichkeit bietet dem Geſchäftsherrn 
unter Umftänden mwefentliche Vorteile (B. II Bd. 2 ©. 741). Zunächſt find die Boransfegungen 
einfachere: Der Geihäftöherr hat nur die Tatſache der Geihäftsführung und die Wbficht bes 
anderen, ba8 fremde Geichäft als eigenes zu bejorgen, zu beweifen. Auch der Umfang des An- 
ſpruchs ift ein weiterer. Denn der Gejchäftsherr hat einen Anſpruch auf Rechenſchaftsablage, er 
Tann ferner die Herausgabe alled defien verlangen, was ber andere erlangt hat. Wenn 3. B. 
die fremde Sache zu einem befonders hohen Preiſe verkauft ift, fo kann der Geſchäftsherr nicht 
nur den Erſatz bes objektiven Wertes, fondern auch bie Herausgabe des erzielten Gewinne ver 
langen. Endlich ift der Geſchäftsherr infofern glünftiger geftellt, als die Anſprüche auf Grund 
der 88 677ff. nicht der kurzen Verjährung unterliegen wie die Auſprüche ans unerlaubten Hand» 
kungen. Dem anderen Teile fteht in allen Fällen wegen feiner Aufwendungen nur ein Au— 
ſpruch nach ben Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung zu (vgl. im einzelnen Exl. zu 
8 684). 

Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet nur Anwendung, wenn jemand abſichtlich in eine fremde 
Rechtsſphäre eingreift. Das Wiſſenmüſſen ift dem Wiſſen nicht gleichgeftellt. Bei fahrläffigem 
Handeln Tann aber mögliherweife ein Aniprud anf Schabenserfag nad Maßgabe der Bor- 
ſchriften über unerlaubte Handlungen (38 823ff.) begründet fein. 

Hat jemand ein fremdes Gefhäft im Auftrag eines Dritten beforgt, fo findet 
8 687 Abſ. 2 feine Anwendung. RE. in ZW. 1903 Bell. ©. 141. Bol. Erl. 2b zu $ 677. 

3. Fremdes Geſchäft. Iſay, Geſchäftsf. ©. 48f.; Brüdmann, R. d. Geſchäftsf. 
©. Aff.; Schwabe, Verträge in fremdem Namen für eigene Rechnung, 1904 ©. 19ff. Bgl. 
auch Erl. 2b zu 8 677. Fremdes Geſchäft im Sinne des 8 687 iſt ein Geſchäft, 
welhes nah ber Auffaffung des Verkehrs zufolge feines Inhalts der Rechts— 
ober Intereffeniphäre eines anderen angehört. So Iſay, defien Anſicht als die 
herrſchende zu bezeichnen ift, wenn ſchon die Formulierung bes Gedankens nicht überall gleich 
iſt. Es macht feinen Unterfchied, ob im eigenen oder im fremden Namen gehandelt iſt. Maß 
gebend ift vielmehr für die Unmendung des 3 687 nur, dab das Geſchäft feiner materiellen Be 
deutung nad ein fremdes geweſen tit; P. II ®b. 2 S. 743. Umgetehrt mad die bloße Tat⸗ 
fache, daß jemand ein eigenes Geſchäft in frembem Namen vornimmt, 3. B. in eigenem Jutereſſe, 
aber unter Benugung eines fremden Namens fpekuliert, das Geihäft noch nicht zu einem fremden 
im Sinne des $ 687. Auch durch Genehmigung ſeitens des anderen kann eine Gejhäftsführung 
nicht herbeigeführt werden. Der andere kaun alfo aud nicht von dem Handelnden Herausgabe 
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Bwölfter Titel. 
Berwahrung. 


defien fordern, was biejer durch das Geſchäft erlangt Kat. So bie herrſchende Meinung; vgl. 
namentlih Schwabe a. a. D.; a. A. Eofad 8 155 VIII 2. 

Aus der Prazis: RE. Bd. 46 ©. 14 (Verlauf einer unter Verlegung eines fremden 
Patents Hergeftellten Sache. Auſpruch auf Rechnungslegung), Bd. 47 ©. 100 (kein Anſpruch 
auf Rechnungslegung, wenn gegen 8 15 des Gef. 3. Schupe der Warenbezeichnungen verftoßen 
iR), ©. 58 ©. 321. (Rein fremdes Geſchäft und deshalb fein Anſpruch auf Rechnungslegung, 
wenn jemand wifientlid ein fremdes Warenzeichen benugt hat.) 


Zwölfter Titel, 


Cohn, Das Depofitengefhäft, bei Enbemann, Handbuch des Handelsrechts Bd. 3 
©. 884ff.; Schley, Obligationsverhältnifie S. 181. 

I. Der Berwahrungsvertrag ift nach der grundlegenden Beftimmung des 8 688 derjenige 
Vertrag, duch melden ſich jemand verpflichtet, eine ihm von einem anderen übergebene bes 
weglihe Sache aufzubewahren. Die Bezeichnung „Verwahrungsvertrag“ rührt von der MIR. 
ber (KB. ©. 1981); die Entwürfe ſprechen vom Hinterlegungsvertrage. 

Die Verpflichtung zur Aufbewahrung kann ſowohl unentgeltlich als auf gegen Entgelt 
übernommen werben. ür gemifie Fälle ftellt das Geſetz im 8 689 bie Vermutung auf, da 
eine Vergütung als vereinbart zu gelten habe. Der Berwahrungsvertrag berührt fi) hiernach 
mit anderen Verträgen und zwar, fofern er als unentgeltliche abgefchlofien wird, mit dem Auf⸗ 
trage, fofern eine Vergutung gewährt wird, mit dem Dienftvertrag und bem Werkvertrage. Da 
aber im gefamten bisherigen Rechte der Bertrag als felbftändiger behandelt iſt und da auch 
wegen ber Eigenart bes Verhältnifies eine Anzahl von befonderen Vorſchriften erforberlih er⸗ 
ſchienen, hat man es für richtiger gehalten, einen befonberen Titel für den Bermahrungsvertrag 
zu bilden. 

II. Der Berwahrungsvertrag iſt, wie ſich aus der Faſſung des 8 688 ergibt, ein Real- 
vertrag (f. Vorbm. I vor $ 598). Auch ber Vertrag aber, ducch welchen ſich jemand verpflichtet, 
eine Sache in Verwahrung zu nehmen, ift nad) Maßgabe der allgemeinen Grundſätze über Vers 
träge wirffam. Ein Vertrag, durch welchen fi jemand verpflichtet, eine Sache in Verwahrung 
zu geben, wird im Anſchluß an M. II S. 570 von manden mit Rüdfiht auf 8 695 für un 
wirkſam erlärt (Dernburg II 8 349 IH; Schollmeyer ©. 131ff.). Da indefien ein Ber- 
zicht auf dad dem Hinterleger nach 8 695 zuftehende Recht, die binterlegte Sache jederzeit zurüds 
zunehmen, möglich ift (f. Erl.2 zu 8 695), fo kann man aud einen Vertrag, durch den ſich 
jemand zu der Hinterlegung verpflichtet, nicht als unmöglich anfehen. Im Bweifel freilich wird 
die Abſicht, eine folche Verpflichtung zu übernehmen, nicht anzunehmen fein, indem mur unter 
befonderen Umftänden ein Intereſſe des anderen Teile8 an einer ſolchen Verpflichtung bes 
ftehen wird. 

LII. Beftritten tk, ob ber Berwahrungsvertrag, wenn eine Bergütung für die Ber- 
wahrung bebungen wird, als gegenfeitiger Bertrag aufzufaflen if. (Dafür z. 8. Cofad I 
8 154 IV; Schollmeyer ©. 131ff.; dagegen Endemann I 8 185D. Nah M.II ©. 582 
fol in der Vorſchrift des 8 623 (jegt 8 699) Abſ. 2 der Ausipruch enthalten fein, daß die Ver⸗ 
einbarung einer Vergütung den Vertrag nod nicht zu einem gegenfeitigen made. Bei ben Be— 
tatungen der zweiten Kommiifion tft diefe Bemerkung der Motive von einer Seite als irrig ber 
zeichnet, von anderer Seite Hat fie Zuftimmung gefunden (P. II 8b. 2 ©. 393). Man wird bei 
der Entiheibung davon auszugehen haben, dab bie Parteien jedenfalls das Verhältnis fo ge- 
alten können wie bei einem gegenfeitigen Vertrag, und wenn vereinbart wird, bak der eine 
Zeil die Aufbewahrung übernehmen, der andere dafür eine Vergütung leiften foll, fo wird das 
meift jo gemeint fein, dab beides im Verhältniſſe von Leiftung und Gegenleiftung stehen folle. 
Die rein pofitive Vorfchrift des 8 699 Abf. 2 fteht diefer Auffafiung ebenfowenig entgegen wie 
die Vorjchrift des 8 628 Mbf. 1 Sap 1 ber Behandlung des Dienftvertragd als gegenfeitigen 
Vertrags. Under wird zu urteilen fein, wenn die Vergiitung tatſächlich nur eine in Bauch und 
Bogen berechnete Entihädigung für die vom Berwahrer zu machenden Aufwendungen darftellt. 
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Die Frage hat übrigens im wefentlihen nur theoretifche Bebeutung, da die Zragung der Gefahr 
Hinfichtlich der Vergütung durch die Spezialvorfhrift des $ 699 Abf. 2 geregelt ift. 

IV. Die Borihriften des zwölften Titels find biöpofitiver Natur. Im Banlverkehr 
und bei ber gemwerbsmäßigen Aufbewahrung von Waren, Möbeln zc. werden vielfah Ber 
wahrungsverträge auf Grund von ſchriftlich formulierten allgemeinen Bedingungen geſchloſſen, 
welche die Beftimmungen des Gejehes teils abändern, teils ergänzen; auch können für einzelne 
Arten von kaufmännischen Berwahrungsverträgen Handelsgebräuche zur Ergänzung des Gefeges 
in Beirat fommen. 

V. Anorduung des Stoffes. Die materielle Regelung des Verwahrungsvertrages ſchließt 
fih im ganzen an die für den Wuftrag gegebenen Vorfchriften an; jedod find eine Anzahl 
Ünderungen und Ergänzungen teils wegen ber eigenartigen Natur des Verhältniſſes, teils mit 
Rückſicht auf die Aufbewahrung gegen Entgelt für erforderlich erachtet. Der 8 688 ftellt die 
Verpflichtung bes Verwahrers feit, die Hinterlegte Sache aufzubewahren. Ergänzend treten dazu 
Vorſchriften über die Haftung des Verwahrers, wenn er bie Aufbewahrung unentgeltlich über- 
nommen bat ($ 690), über bie Hinterlegung der Sache bei einem Dritten ($ 691) und über bie 
Fälle, in benen der Werwahrer bie vereinbarte Art der Aufbewahrung ändern darf ($ 692). 
Aus bem Vertrag erwächſt nad) der dem Geſetze zugrunde liegenden Anffafjung für den Wer 
wahrer ferner die Verpflichtung, die Hinterlegte Sache zurüdzugeben. Dies wird aber nicht bes 
ſonders ausgeſprochen. Das Gefeg begnügt ſich vielmehr damit, einzelne Beftimmungen über 
die Rüdgabe aufzuftellen; der $ 695 gibt dem Hinterleger das Recht, die Sache jederzeit zurück- 
aufordern, der 8 696 dem Verwahrer das Recht, unter Umftänden die vorzeitige Rüdnahme zu 
verlangen. Der 8 697 beftimmt, an welchem Orte die Nüdgabe zu erfolgen hat. Ter 8 698 
regelt die Berzinfung eigennügig verwendeten Geldes. Der Hinterleger ift feinerjeitS verpflichtet, 
dem Berwahrer die vereinbarte Vergütung zu zahlen. Auch diefer Sag wird als felbfiverftänd- 
lich nicht befonder8 auegeſprochen, das Geſetz gibt nur Vorſchriften über die Säle, in denen 
eine Vergütung als vereinbart gelten foll (8 689) ſowie über die Zeit der Entrihtung und bie 
Höhe der Vergütung im Falle vorzeitiger Beendigung des Berhältnifies (3 69%). Die Ber- 
pflihtung des Hinterlegers zum Erſatze ber von dem Verwahrer gemachten Aufwendungen ift im 
8693 geregelt. Endlich ift im 8 694 noch eine Sondervorſchrift über die Haftung des Hinter 
legers fir den dem Verwahrer durch die Beichaffenheit der Sache erwachienen Schaden gegeben. 
Anhangmweife wird im 8 700 ber Fall behandelt, wenn vertretbare Sachen in ber Urt hinterlegt 
werben, daB das Eigentum auf ben Berwahrer übergehen und diefer verpflichtet fein fol, Sachen 
von gleicher Art, Güte und Menge zurlidzugewähren (fog. depositum irregulare). 

VI. Beſondere Arten der Verwahrung. Über die freiwillige Sequeſtration, d. 5. bie 
Hinterlegung einer Sache durch mehrere mit der Vereinbarung, daß die Sache dennäcft je 
nad dem Eintritte beftimmter Bedingungen dem einen oder dem anderen herauszugeben ifi, ent» 
Hält das Geſetz Teine befonderen Befiimmungen. Emähnt ift der Fall im $ 1231 Say 2. Es 
finden bei der Sequeftration die Beftimmungen über den Berwahrungsvertrag mit den fi aus 
ihrem Zwede und den dabei getroffenen Nebenabreden ergebenden Mobifitationen Anwendung 
(vgl. M. II ©. 560). ALS Vermahrungsvertrag ift auch ber Vertrag anzufehen, welder bei 
einer auf Grund der 88 372ff. erfolgenden Hinterlegung zwiſchen dem Hinterleger und der Hinter 
legungßftelle geichlofien wird; jedod treten dabei manche Abweichungen ein, weil bie Hinter 
legung für den Gläubiger erfolgt (vgl. Vorbm. 4, 5 vor $ 372; Erl. zu $ 376; Erl. zu EG. 
Art. 145). Ä 

Über die Verwahrungspflicht des Finders und des Pfandgläubigers |. 8 966 Abf. 1, 8 1215. 

Über bie Beftellung eines Verwahrers in ben Fällen ber 88 432, 1217, 1281, 2039 
feitens des Gerichts enthält das FGG. 8 165 nähere Borfchriften. Über die Einbringung von 
Sachen bei Gaftwirten gibt der dreizehnte Titel beſondere Borichriften. Das kaufmännifhe 
Lagergeicäft Hit im HGB. 88 416—424 geregelt. Reichsrechtliche Vorſchriften enthalten ferner 
das Gefeg über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs v. 28. Dftober 1871 88 6—14 über die 
Haftung der Boftverwaltung für eingelieferte Briefe und Pakeie fowie für Paſſagiergut, das Geſet 
betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere v. 5. Jult 1896 
Jowie das H®B. 54 388—390 liber die Verpflichtung des Kommilfionärs hinſichtlich des in 
feiner Verwahrung befindlichen Gutes. 

Über die Verwahrungopflicht des Staates für Begenftände, die in einem gerichtlichen Ver⸗ 
fahren dem Gericht übergeben find |. R®. in JMBI. 1902 ©. 149. 
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8. 688. Durch den VBerwahrungsvertrag wird der Verwahrer verpflichtet, 
eine ihm von dem Hinterleger übergebene bewegliche Sache aufzubewahren. 


$ 688. 
@.18 614; II 8 628 ren. 8 675; III 8.675. 9.1 6. 2701 ff., 2709; M.II 6.569. 9.1 32.2 ©. 391 FM. 

1. Gegenftand des Berwahrungdvertrags können nur bewegliche Sachen fein. Wird die 
Bewahung oder Hütung einer unbeweglihen Sade übernommen, jo ift das Verhältnis nach 
den Grunbfägen des Auftrags, Dienſtvertrags oder Werkvertrags zu beurteilen. _ 

2. Der Berwahrungävertrag erfordert Einigung ber Parteien über bie Berwahrung 
unb Übergabe der aufgubewahrenden Sache. Weiftend wirb beides zufammenfallen. Die 
Übergabe kann indefien der Einigung vorhergehen ober ihr nachfolgen. Die Parteien können 
aud vereinbaren, daß jemand eine ſchon in feinem Befige befindfihe Sache in Zukunft als 
Verwahrer haben foll, ein Fall, der im Zufammenhange mit der Eigentumsübertragung durch 
Willengeinigung (constitutum possessorium) nicht felten vorfommt. Ein Berwahrungsvertrag 
im Sinne bed 8 688 liegt aber nur vor, wenn beide Vorausjegungen, Einigung und Über 
gabe der Sache, erfüllt find. Eine Form ift für den Verwahrungsvertrag nicht vorgefchrieben. Bon 
Banken, Speichergejelichaften 2c. wird häufig die Einreihung eines ſchriftlichen Antrags oder 
die Unterzeichnung allgemeiner Bedingungen gefordert und umgefehrt dem Sinterleger nad) dem 
Zuftandetommen des Vertrags ein Hinterlegungsfchein ausgehändigt. Derartige Urkunden haben 
Bedeumng fiir den Abſchluß und den Inhalt des Vertrags. Ein gültiger Verwahrungsvertrag 
tann aber auch ohne Beobachtung der vorgefehenen Formen zufiande fommen (ebenfo Cohn 
bei Endemann, Handbud) des Handelsrecht III ©. 430 Nr. 9). 

Ein Berwahrungsvertrag liegt nicht vor, wenn lediglich die Benugung eines Raumes zur Auf: 
bewahrung geftattet wırd, wenn 3. B. der Käufer die ihm übergebenen Waren auf bem Speicher des 
Verkäufers einftweilen liegen läßt (Seuffü. Bd. 37 Nr. 305) oder, wenn Schüler ihre Stleidungs- 
ftäde in einem ihnen für biefen Zwed angewiejenen Raume aufhängen (Seufff. Bd. 58 Nr. 55). 
Nicht erforderlich ift, daß der Hinterleger Eigentlimer der hinterlegten Sade ifl. Auch wirb die 
Möglichkeit eines Verwahrungsvertragd nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Verwahrer Eigen- 
tũmer der Binterlegten Sache ift. 

Wird die Verpflichtung zur Verwahrung nur als Nebenleiitung übernommen ober ergibt 
fie fi nur als Nebenwirkung aus einem andern Rechtsverhältniſſe, wie 3. ®. bei dem Leibe 
vertrage, fo liegt kein Verwahrungsvertrag vor. Natürlich kann aber ein Verwahrungsvertrag 
im Bufammenhange mit einem Hauptvertrage, 3. B. einem Kaufe, als jelbftänbiger Nebenvertrag 
abgeſchloſſen werden. 

8. Berpflitungen bes Berwahrers. 

a) Der VBerwahrer hat die ihm übergebene Sahe aufzubewahren. Aufbewahren 
bedeutet nicht bloß, einen Haum für die Sache hergeben, fondern auch die Sache in feine Obhut 
nehmen. Lezteres fchließt die Verpflichtung in fi, unter Umftänden anch pofitive Handlungen 
vorzunehmen, z. B. für Bewachung zu forgen und Schutzvorkehrungen zu treffen. In welder 
Art die Aufbewahrung zu erfolgen bat, dafür ift in erſier Linie die Vereinbarung der Parteien 
maßgebend. Im übrigen tft der leitende Geſichtspunkt auß 8 242 zu entnehmen. Über bie 
Pflichten von Kaufleuten bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere gibt dad fog. Depotgefeß v. 
5. Juli 1896 im 8 1 befondere Vorſchriften. Aus der Verpflichtung zur Obhut ergibt fih aud, 
daß der Verwahrer im alle der Gefahr die Rettung der hinterlegten Sache zu verfnchen Hat. 
Ob er befugt ift, zumächit feine eigenen Sachen zu vetten, oder wie er fih zu verhalten Hat, 
Täßt ſich uur nach den Umftänden bes einzelnen Falles an ber Hand des 8 242 entideiden 
M. I ©. 574). 

b) Bielfad übernimmt der Verwahrer aud Nebenleiftungen. So verpflichtet 
fi 3. B. die Reichsbank, bei der Aufbewahrung von Wertpapieren die zu den Papieren ge» 
börenden Zins» und Gewinnanteilſcheine einzuziehen, die Ziehungs⸗ und Verlofungstiften und 
Belanntmahungen über die Kündigung und Konvertierung nachſehen zu laflen ꝛc. Bu folhen 
Nebenteiftungen ift aber der Verwahrer nur verpflichtet, wenn er fie beſonders, ausdrüdlich oder 
ſuillſchweigend, übernommen Hat. Ob eine ftillihweigende Vereinbarung anzunehmen ift, läßt 
fi nur unter Berüdfichtigung aller Umftände des einzelnen alles enticheiden. Wenn der Ber- 
wahrer die Aufbewahrung gewerbsmäßig betreibt und für feine Mühewaltung eine Berglitung 
bezieht, fo wird ſich feine Verpflichtung auch auf bie üblihen Nebenleiftungen eritreden, während, 
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8. 689. Eine Vergütung für die Aufbewahrung gilt als ſtillſchweigend ver- 
einbart, wenn die Aufbewahrung den Umftänden nach nur gegen eine Vergütung 
zu erwarten ift. 


wenn die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen ift, die Vermutung nicht dafür fireitet, bak 
der Verwahrer außer ber Pflicht zur Aufbewahrung noch befondere Nebenleiftungen bat fiber: 
nehmen wollen. Diejenigen Handlungen, welche ſich aus ber Verpflichtung des Verwahrers zur 
Obhut ergeben (f. unter a), Hat der Verwahrer ohne weitere Berebung vorzunehmen. 

0) Bum Gebraude der hinterlegten Sade tft der Berwahrer nit befugt; 
ſollie dies ausgemacht fein, fo liegt ein felbitändiger Nebenvertrag vor, wenn nicht überhaupt 
das ganze Verhältnis ald Leihe anzufeben ift. Dagegen kann ſich aus den dem Verwahrer ob⸗ 
Hegenden Haupt⸗ und Nebenleiftungen das Recht und die Pflicht für den Verwahrer ergeben, 
im Intereſſe des Hinterlegers Verfügungen ober Berwaltungsmaßregeln vorzunehmen, z. B. ein 
gefündigted Wertpapier einzulöfen oder ein eingeftelltes Pferd zu bewegen. 

4) Der Berwahrer hat die hinterlegte Sahe nad Beendigung bes Auf 
bewahrungsverhältnifies dem Hinterleger zurüdzugeben. Über ben Zeitpunlt der 
Beendigung f. Exl. zu 8 695. 

6) Der Berwahrer bat bei der Erfüllung der ihm obliegenden Ber- 
pflidtungen regelmäßig Borfag und Fahrläffigkeit zu vertreten (8 276). Nur bei 
unentgeltliher Verwahrung tritt bie im $ 690 beftimmte Veſchränkung ein. 

4. Die Beweislaſt beſtimmt ſich nad allgemeinen Grunbfägen. Der Berwahrer bat alfo, 
wenn er die binterlegte Sache nicht zurückgeben kann oder wenn biefelbe nad; der Hinterlegung 
beſchädigt ift, zu beweifen, daß die Unmöglichkeit der Burldgabe oder die Beihädigung infolge 
eines von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes eingetreten fei ($ 275). Das bisherige Recht 
ftellt Hier zum Zeil befondere Vermutungen auf (M. II ©. 573); nad) bem BGB. find lediglich 
die allgemeinen Regeln über den Beweis maßgebend. Der Verwahrer haftet, falls ihn ein Ber 
ſchulden trifft, für allen Schaden. Sind aber Saden von ungewöhnlih hohem Werte 
Binterlegt, ohne daß die Beichaffenheit bemerkbar war oder dem Verwahrer angezeigt wurde, fo 
haftet der Verwahrer nach 8 254 für dem eingetretenen Schaden infomweit nicht, al der Wert der 
untergegangenen ober befhädigten Sache für ihn außerhalb des Bereichs ber Wahrſcheinlichkleit 
lag. Ein bei ben Beratungen der zweiten Kommiffion gejtellter Antrag, welder dies beſonders 
im Geſetze zum Ausdrude bringen wollte, ift als entbehrlich abgelehnt (PB. II Bd. 2 ©. 394). 


% 689. 
€. 18 615 a4 2; II 8 629 Gay 2 re. 8 676; III 8 676. P.I 6. 27051.; MR. II E.571M. 
9.11 80.2 6. 393. 


1. Der Hinterleger kaum ſich verpflidten, dem Berwahrer für bie Unfbewahrung eine 
Bergätung zu gewähren. Die Verpflihtung kann auch ſtillſchweigend übernommen werden. 
Eine folde ſtillſchweigende Übernahme foll nad; der Auslegungsregel bes 8 689 vermutet werden, 
wenn die Aufbewahrung ben Umjtänden nad) mur gegen eine Berglitung zu erwarten if. Letzteres 
wird namentlih dann anzunehmen fein, wenn ber Berwahrer bie Aufbewahrung gewerbs⸗ 
mäßig betreibt und den Verwahrungsvertrag im Betriebe feines Gewerbes abſchließt. Dem 
8 689 entiprehende Beitimmungen find auch für ben Dienftvertrag ($ 612), den Werkvertrag 
(& 632) und den Mäflervertrag (8 653) gegeben. Hinſichtlich ber Einzelheiten wird auf bie 
Erl. zu diefen Paragraphen verwiejen. 

2. Für die Höhe der Bergütung fit die Vereinbarung der Parteien entſcheidend. Auf eine 
Tage oder die übliche Vergütung iſt im $ 689 anders wie bei dem Dienftvertrage ꝛc. nicht 
verwiefen. Aus allgemeinen Grundfägen wird inbefien zu folgern fein, daß beim Beltehen einer 
Tore bie durch diefe beftimmte Vergütung als vereinbart anzufehen ift. Beſteht eine Tare nicht, 
fo findet der 8 316 Anwendung, nach weichem der Berwahrer die Höhe der Verglitung zu be 
fimmen hat. Nach $ 315 Hat aber die Veitimmung nad billigem Ermefien zu erfolgen und 
bei der Beurteilung ber Frage, ob die Veitimmung für den SHinterleger deshalb nicht bindend 
ift, weil fie dem billigen Ermeſſen nicht entſpricht, wird zu berüidfichtigen fein, welder Betrag 
der Vergütung der übliche ift. 

8. Über die Bergütung, welde einem in ben Fällen der 28 432, 1217, 1281, 2039 
gerichtlich zu beftellenden Berwahrer zu gewähren if, wenn er eine ſolche beanipracht, entfdeide, 
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8. 6%. Wird die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen, fo hat der 
Berwahrer nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen, welche er in eigenen Angelegen- 
heiten anzuwenden pflegt. 


8. 691. Der Verwahrer ift im Zweifel nicht berechtigt, die hinterlegte Sache 
bei einem Dritten zu Binterlegen. Ift die Hinterlegung bei einem Dritten geftattet, 
fo Hat der Verwahrer nur ein ihm bei diefer Hinterlegung zur Laft fallendes 
Verſchulden zu vertreten. Für das Verfchulden eines Gehülfen ift er nach $. 278 
verantwortlich. 


das für die Anordnung der Verwahrung zuftändige Gericht; zuftändig ift das Amtsgericht, in 
deſſen Bezirke fi) die Sache befindet. Bor der Entfgeidung über die Vergütung find die Be 
teiligten ſoweit tunli zu hören (GGG. 8 165). 

Über die tm Handelsverkehre dem Lagerhalter zu entrihtende Vergütung fiehe 
HGB. 8 4%. 


8 60. 
@.I1 8 630 zes. 8 677; III 5 677. 9.11 80.2 6.308. 

Haftung des Berwahrers bei unentgeltliher Berwahrung. Der E. I lieh den Verwahrer 
in allen Fällen für jede Fahrläffigleit Haften. Die zweite Kommilfion Hat geglaubt, daB es ber 
Billigleit und der Auffaſſung des Lebens entfpreche, bei der unentgeltlihen Aufbewahrung den 
Verwahrer nur für diejenige Sorgfalt Haften zu laſſen, welche er tn eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt, und Bat deshalb die Vorſchrift des 8 690 eingeftellt. Vgl. wegen bes 
Umfanges der Haftung und wegen des Beweiſes Exl. zu 8 277. 

Beruht die Verpflichtung zur Verwahrung nicht auf einem jelbftändigen Berwaßrungs- 
vertrag, ergibt fie ſich vielmehr nur ald Folge eines anderen Vertrags, z. B. eines Auftrags, 
fo findet der 8 690 Feine Anwendung. Die Haftung des Verwahrers beitimmt ſich vielmehr in 
ſolchem Falle nad) den für den betreffenden Vertrag geltenden Grundjägen (vgl. Erl. 3a zu $ 688). 


g 91. 
@.18 616; II 8 631 sch. 8 678; III 8 678. P.I €. 2716f., 3552, 35591.; M. II 6.5741. 
9.188. 2 €. 3941. 


1. Hinterlegung der Sache von ſeiten des Berwahrers bei einem Dritten. Das Geſetz 
geht davon aus, daß die Hinterlegung einer Sache bei einem anderen auf einem bem Berwahrer 
geihenkten befonderen Vertrauen berußt, und ftelt deshalb im & 691 die Auslegungsregel auf, 
daß der Verwahrer nicht berechtigt fein ſoll, die hinterlegte Sache bei einem Dritten zu hinterlegen 
(OLG. Dresden im Recht 1903 ©. 263). Iſt die Hinterlegung bei einem Dritten geftattet, fo 
hat der Verwahrer nur ein ihm bei dieſer Hinterlegung zur Laft fallendes Verſchulden zu ver⸗ 
treten. Diefe Vorſchriften entſprechen denen des 8 664 Abſ. 1 Say 1,2. Wegen der Bedeutung 
diefer Vorjchriften und der ſich darans ergebenden Folgen fan daher auf die Erl. 1 zu 8 664 
verwiefen werden. 

Hervorzuheben iſt, daß fir das Verhältnis zwifchen dem Hinterleger und dem Dritten der 
zwifchen dem Verwahrer und dem Dritten abgeicloflene Vertrag maßgebend ift. Eine entiprediende 
Anwendung der Vorſchrift des 8 556 Abf. 3, nad) welder der Vermieter, wenn ber Mieter den 
Gebrauch der Sade einem Dritten überlafien Hat, die Sache nach Beendigung des Mietö- 
verhäftnifjes immer auch von dem Dritten zurüdfordern kann, dürfte ſich bei der fingulären 
Natur diefer Vorſchrift nicht rechtfertigen laſſen (ſ. Erl. 3 zu 8 556; a. 9. Dertmann IL. Aufl, 
Erl. 3 zu 8 695). Selbfiverftändlich fteht dem Hinterleger, wenn er Eigentümer ber hinterlegten 
Sache ift, der Eigentumsanfpruch gegen den Dritten zu. 

2. Ob und inwieweit der Berwahrer zur Zuziehung von Gehilfen berechtigt iſt, beitimmt 
fih nad; dem Inhalte des Vermahrungsvertrags. Im Zweifel iſt er dazu infoweit berechtigt, 
als die Buziehung von Gehilfen unier Berückſichtigung der Verkehröfitte und ber Umftände bes 
einzelnen Falles üblich oder zwedmäßig ift (8 242). War die Zuziehung hiernach unzuläffig, 
fo Haftet der Verwahrer für allen Echaden, der durch die Zuziehung einer Hilfsperfon entftanden 
it, ohne Rüdfiht darauf, ob diefe ein Verſchulden trifft oder nicht (f. Exrl. 2b zu 8 278). War 
die Zuziehung zuläffig, jo Hat der Verwahrer das Verſchulden ber zugezogenen Hilfsperfon in 
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8. 692. Der Berwahrer ift berechtigt, die vereinbarte Art der Aufbewahrung 
zu ändern, wenn er den Umftänden nach annehmen darf, daß ber Kinterleger bei 
Kenntniß der Sachlage die Aenderung billigen würde. Der Verwahrer hat vor der 
Aenderung dem Hinterleger Anzeige zu machen und deſſen Entſchließung abzuwarten, 
wenn nicht mit dem Auffchube Gefahr verbunden ift. 


8. 693. Macht der Verwahrer zum Zwecke der Aufbewahrung Aufwendungen, 
die er den Umjtänden nach für erforderlich halten darf, jo ift der Hinterleger zum 
Erfage verpflichtet. 


gleihem Maße zu vertreten, wie eigenes Verihulden. Er haftet aljo insbefondere, wenn er 
ſelbſt nur für diejenige Eorgfalt einzuftehen Hat, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegt, nur dafür, daß die Hilfsperfonen dieſe Sorgfalt anwenden, nicht etwa baflir, dab bie 
Hilfsperfonen diejenige Sorgfalt anwenden, welche fie in ihren eigenen Angelegenheiten ans 
zuwenden pflegen (f. Exl. 5, 6 zu 8 278; a. A. Dertmann II. Aufl, Erl. zu $ 691). 


$ 692. 
€.18 617; 11 8 632 rev. 8 679; III 8 679. P.I €. 27221.; M. II 6.575f. 9.1188. 2 6.395. 

1. Änderungen der vereinbarten Art der Aufbewahrung. Der Berwahrer ift grundſätzlich 
an bie beim Abſchluſſe des Vertrags beftimmte Art der Aufbewahrung gebunden. Das Geſetz 
begnügt ſich bamit, dies tn ber Weile zum Ausdrucke zu bringen, daß es bie Boraudfegungen 
bezeichnet, unter weichen der Verwahrer bie Urt der Aufbewahrung Ändern darf. Die Borichrift 
entſpricht der im 8 665 für den Auftrag getroffenen Beftimmung. Es wird deshalb im einzelnen 
anf die Erl. zu diefen Paragraphen verwiefen. Ein Unterſchied befteht num infoweit, als nad 
8 665 der Beauftragte die Weiſungen des Auftraggebers zu berüdfichtigen hat, während für den 
Verwahrer nur die vereinbarte Art der Aufbewahrung maßgebend iſt. Einfeitige Anorbnungen 
des Hinterlegers ift ber Verwahrer zu befolgen nicht verpflichtet. 

2. Borausjehung der Zuläffigleit einer Anderung ber vereinbarten Art ber Auf 
bewahrung ift Ä 

a) daß der Berwahrer den Umftänden nad) annehmen darf, daß der Hinterleger bei Kenntnis 
der Sachlage die Änderung billigen würde, 

b) daß Gefahr mit dem Auffchnbe verbunden ift, welcher durch eine vorherige Einholung der 
Entſchließung des Hinterfegers entftehen würde. Liegt nur die unter a bezeichnete Borausfegung 
vor, fo hat der Verwahrer, bevor er die Änderung vornimmt, dem Hinterleger die Sachlage 
mitzuteilen und befien Entſchliezung abzumarten. Iſt ber Hinterleger mit ber Anderung nicht 
einverſtanden, ſo muß ſie unterbleiben. 

3. Eine Verpflichtung des Verwahrers zur Änderuug der vereinbarten Art der Auf⸗ 
bewahrung kann dadurch begründet werden, daß infolge befonderer Umjtände die vereinbarte 
Art der Aufbewahrung unmöglich wird oder daB das Interefie des Hinterlegers die Anderung 
erfordert und ber Verwahrer dies ertennen muß, fo z. B. wenn bie Entfernung ber hinterlegten 
Sache aus dem Raume, in welchem fie aufbewahrt werben ſollte, wegen Feuersgefahr erforderlich 
wurde. Die dem Verwahrer obliegende allgemeine Verwahrungspflicht begründet in folden 
Fällen nad) Treu und Glauben die Verpflichtung zur Anderung der vereinbarten Art der Auf 
bewahrung. 

8 698. 
@. 18 621; II 8 623 rer. 8 680; III 8 680. 9.1 6.2743ff.; M.TI 6.581. P.II 8.2 6. 3091.; 
33.6 6. 1521. GB. ©. 1981. 

Der Erfag von Aufwendungen bed Berwahrers beim Berwahrungsvertrag ift in gleicher 
Beife wie beim Auftrage geregelt. Es wird deshalb auf die Erl. zu — 670 verwieſen. Hervors 
zuheben tft folgendes: Z 

1. Der Berwahrer hat Anfprud auf Erfag nicht nur don Verwendungen, bie er auf 
die Binterlegte Sache gemacht Hat, fondern für alle Aufwendungen zum Zwede ber Auf- 
Bewahrung, fofern er fie für erforderlich Kalten durfte. Er kann alio unter diefer Borausd- 
fegung 3. B. auch Erſatz der Koften verlangen, die zur Rettung der Sache bei Feuersgefahr von 
ihm aufgewendet find. Nur bie zum Zwece der Aufbewahrung, nicht die lediglich in Ver⸗ 
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8. 694. Der Hinterleger Hat den durch die Beſchaffenheit der Hinterlegten 
Sache dem Verwahrer entftehenden Schaden zu erfegen, es fei denn, daß er bie 
gefahrbrogende Beichaffenheit der Sache bei der Hinterlegung weber kennt noch 
fennen muß oder daß er fie dem Verwahrer angezeigt ober diejer fie ohme Anzeige 
gefannt bat. 


anlafjung der Aufbewahrung gemachten Aufwendungen find auf Grund des 8 693 zu erfegen. 
Für Aufwendungen der letztgedachten Art kann der Verwahrer Erſatz nur nad den Vorſchriften 
über die Geſchäftsführung ohne Auftrag und Über die ungerechtfertigte Bereicherung verlangen. 

2. Boraudfegung des Erſatzanſpruchs iſt nicht, daß die Anfwenbung objektiv erforderlich 
war, fondern nur, daß der Berwahrer fie für erforderlich halten burfte. Ob dies anzunehmen 
ift, Täht fih nur aus den Umftänden des einzelnen Falles beurteilen. 

3. Richt erjegt verlangen Tann ber Berwahrer Aufwendungen, bie er nad ber Natur 
und dem Inhalte des Berwahrungäveriragd auf eigene Koften zu machen hatte. Hiernach 
kann er für die gewöhnliche Arbeit, welche die Aufbewahrung mit fi bringt, fowie für die 
Hergabe des Raumes entweder überhaupt Teine Entihädigung oder nur die vereinbarte Vergütung 
beanfprucdgen. Nur befondere Auslagen und Untoften, die durch die Aufbewahrung entftanden 
find, kann der Verwahrer erfegt verlangen, auch diefe aber nur, wenn er fie nicht felbft zu 
tragen ausbrüdlich oder ſtillſchweigend übernommen Hatte. Zweifelhaft Tann die Entfcheidung 
fein hinfichtlich folder Aufwendungen; durch welche dem Berwahrer die fihere Verwahrung bes 
Gegenftandes erft ermöglicht wird, 3. B. wenn ber Verwahrer zum Zwecke der Aufbewahrung 
von Wertfahen einen fenerfeiten Geldſchrank anſchafft. Bei den Beratungen der zweiten 
Kommilfion waren gerade mit Rüdfiht auf diefe Fälle Bebenfen gegen die Yaflung des (jeigen) 
8 693 geäußert, da nad) bem Wortlaute der Vorſchrift auch hier ein Erfapanfpruc begründet 
fein würde, während der Berwahrer nad) dem Vertrage verpflichtet fei, für die zur Aufbewahrung 
notwendigen Eimrihtungen auf feine Koften zu forgen. Bon anderer Seite ift diefe Anficht für 
zutreffend erflärt bei der entgeltlichen Hinterlegung, nicht dagegen bei der unentgeltlihen. Von 
dritter Seite iſt die Faſſung der Vorſchrift fiir die Regel als angemeſſen verteidigt, während 
allerdingd im einzelnen Kalle häufig eine ſtillſchweigende Verpflichtung des Verwahrers, für die 
zur Aufbewahrung im allgemeinen nötigen Einrichtungen ohne Entgelt zu forgen, werde ans 
genommen werben müffen (PB. II Bd. 2 ©. 3995). Die Frage wird nad; den Umftänden des 
einzelnen Falles zu beantworten fein. Wenn ber Verwahrer gewerbsmäßig oder, wie z. B. ein 
Rechtsanwalt, in Ausübung feines Berufs die Sachen zur Aufbewahrung übernimmt, fo kann 
der Hinterleger vorausfegen, daß ſolche Einrichtungen, welche nad) der Stellung oder bem Ge— 
ſchäfte des Verwahrers zur fiheren Aufbewahrung erforderlich find, vorhanden find; es muß als 
ſtillſchweigend vereinbart angenommen werden, daß, wenn ber Verwahrer ſolche Einrichtungen 
erft nachträglich anſchafft, er dies auf feine Koften tut. Wird bie Verwahrung aus Gefälligleit 
oder Freundſchaft übernommen, wie dies im täglichen Leben vielfach vorzukommen pflegt, fo 
will fi) der Hinterleger regelmäßig mit einer folhen Art der Aufbewahrung begnügen, wie fie 
ber Berwahrer nad; feinen perfönlihen Berhältnifien unter Berüdjichtigung der ihm obliegenden 
Sorgfalt zu gewähren vermag. Beſondere Anihaffungen werden dabei nicht in Ausficht genommen; 
aud bier muß als ftillfchweigend vereinbart gelten, daß, wenn der Berwahrer neue Einrichtungen 
trifft, er ſelbſt die Koften zu tragen hat. Anders, wenn der Verwahrer die Einrichtungen, 3. B. 
Stallungen für Pferde, überhaupt erft fchaffen muß oder wenn durch außergewöhnliche Ereigniffe, 
3 B. Ausbruch einer Seuche, befondere Vorkehrungen erforderlich werden. 

4. Der Berwahrer kann Verziuſung bed aufgewendeten Beitrags nad) Maßgabe bes 
8 256 und, falls ex für den Zwed ber Aufbewahrung eine Verbindlichkeit eingegangen ift, Bes 
freiung von diejer Verbindlichteit nach Maßgabe des 8 257 verlangen. 


8 69%. 
@.18 622; IL 8 634 veb. 9 681; II 8 681._P.I ©. 27491, 27471, 6198, 6201; M. II 6. 5811. 
B.11 20.2 €. 4001. 


1. Eine Verpflichtung bes Hinterlegerd, dem Berwahrer ben durch bie Beſchaffenheit ber 
Sache entſtehenden Schaden zu erfegen, ift gemeinrechtlich nad; der herrſchenden Anficht nur ' 
begründet, wenn der Hinterleger fchuldhafterweife unterlafien Hat, den Verwahrer von der ge 
fahrdrogenden Beſchaffenheit der Sache in Kenntnis zu fegen. An dem Erforderniſſe der Ber- 
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8. 695. Der Hinterleger fann die hinterlegte Sache jeberzeit zurüdfordern, 
auch wenn für die Aufbewahrung eine Zeit beftimmt ift. 


ſchuldung bes Hinterleger® Hält prinzipiell auch der 8 694 feſt. Aus praltifchen Gründen ift 
aber, abweichend von E. I 8 622 die Beweislaft umgekehrt. Der Hinterleger fol zum Erſatze 
des Schadens verpflichtet fein, wenn er nicht nachweiſt, daß er die gefahrdrohende Beſchaffen heit 
der Sache bei ber Hinterlegung weder kannte noch fennen mußte ober, daß er fie dem Verwahrer 
angezeigt hat. Ausgeſchloſſen wird die Haftung bes Hinterlegers ferner dadurch, daß ber Ver⸗ 
wahrer die gefahrdrohende Beſchaffenheit der Sache auch ohne Anzeige gekannt hat. Das 
Kennenmüfjen ift in letter Beziehung dem Kennen nicht gleichgeftellt. Die Erwähnung ber An⸗ 
zeige neben der Kenntnis bat um deswillen Bedeutung, weil eine Anzeige nach 8 130 ſchon dann 
als erfolgt gilt, wenn fie dem anderen Teile zugegangen ift. 

2. Die Borſchriften des 5 254 finden auch auf den hier fraglichen Schadenserſatzauſpruch 
Anwendung. Nicht in Betracht kommt jedod eine auf Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntnis bes 
Verwahrers von der gefahrdrobenden Beſchaffenheit der Sache. Die Berüdjichtigung diefes Um 
ftandes wird dadurch ausgeſchloſſen, daß nad der ausdrüdlichen Beitimmung des 8 694 bie 
Haftung des Hinterleger8 nur dann wegfallen fol, wenn der Verwahrer die gefahrdrohende Be— 
ſchaffenheit der Sache wirklich kennt. Daß, abgefehen Hiervon aber der 8 254, inebeſondere bie 
Beitimmung des Abſ. 2, nach welder ein Verſchulden des Beſchädigten auch dann angenommen 
wird, wenn er es unterlafien hat, den Schaden abzuwenden ober zu mildern, bürfte nicht zu be= 
zweifeln fein (Dertmann II. Aufl. Erl. zu 8 694). 


8. Zweifelhaft if, ob der Hinterleger, wenn er fpäter von ber gefahrbroßenden Beidafien- 
beit der Sache Kenntnis erhält, dem Berwahrer davon Mitteilung zu machen verpflichtet if 
und im Falle ſchuldhafter Unterlafjung diefer Mitteilung den durch die Beſchaffenheit der Sache 
entitehenden Schaden zu erjegen verpflichtet ift. Die Beantwortung dieſer Frage dürfte davon 
abhängen, ob man bie im $ 694 beftimmte Verpflichtung des Hinterlegerd zum Schabenserfag 
auf eine culpa in contrahendo (fo M. II ©. 581ff. und Dertmann II. Aufl, Ext. zu 8 694) 
oder auf bie Verlegung einer buch den Verwahrungsvertrag begründeten Verpflihtung zurüd- 
führt. Bei der eritgedachten Auffafjung würde fich eine Haftung des Hinterlegers in dem voraus⸗ 
gelegten Falle nicht Tonftruieren laſſen, während fie bei der letztgedachten Auffafjung ſelbſt⸗ 
verſtändlich ift. Für diefe dürften überwiegende Gründe fprehen. Der natürlichen Auffafiung 
und der Rüdfiht auf Treu und Glauben wird es nicht entiprechen, wenn man ben Hinterleger 
nicht für verpflichtet erachten wollte, bem Werwahrer von der zu feiner Kenntnis gelangten, ges 
fahrdrohenden Beſchaffenheit der Sache Mitteilung zu machen und ben Verwahrer dadurch der 
Gefahr eined Schadens auszufegen, den er durch bie Mitteilung abwenden könnte. Bon dieſem 
Standpunkt aus dürfte es ſich dann aber weiter rechtfertigen, den Hinterleger auch dann haftbar 
zu machen, wenn er bei Anwendung ordnungsmäßiger Sorgfalt von der gefahrbrohenden Be 
ſchaffenheit der Sache zwar feine Kenntnis erlangt, diefe aber bei Anwendung ordnungsmäßiger 
Sorgfalt hätte erlangen müfjen und infolge folder verſchuldeter Unkenntnis die Mitteilung an den 
Verwahrer unterblieben ift (Staudinger Exl. 3 zu 8 694). 


8 69. 
@.18 624; II 8 635 veu. 8 682; III 4 682. 9.1 ©. 2750f1.; M.Il €. 5821. P.II BE. 2 ©. 402. 

1. Beendigung ber Verwahrung. Der VBerwahrungsvertrag kann fowohl auf beftimmte 
als auf unbeftimmte Zeit gefchlofien werden. Im Iegteren Falle Tann ber Hinterleger jeberzeit 
die hinterlegte Sache zurüdforbern, der Verwahrer jederzeit die Rüdnahme verlangen (8 696 Sag 1); 
im eriteren Falle fteht dem Hinterleger ebenfalls das Recht zu, die Sache jederzeit zurädzufordern 
(8 695), der Verwahrer kann dagegen die vorzeitige Rüdnahme nur verlangen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt (8 696 Sag 2). Bei der Faffung der Vorſchriften tft vermieden, bie 
Ausdrüde „Widerruf“ und „Kündigung“ zu gebrauchen, denn nad) dem Sprachgebraudye bes Ge⸗ 
fees (I. 3. B. 88 564ff., 605, 620ff., 671) haben Widerruf und Kündigung die Bedeutung, das 
Rechtsverhältnis von dem Augenblid an, in welhem der Widerruf ober die Kündigung wirkſam 
wird, aufzulöfen. Bei dem Verwahrungsvertrage muß aber nad) der Auffaflung bes Geſetes 
als Abſicht der Parteien unterftellt werden, daß dag Verwahrungsverhältnis erſt mit der 
tatſächlichen Rückgabe ber Hinterlegten Sache endigen foll. Um bies zum Ausbrude 
zu bringen, ift in den 88 695, 696 die jetzt vorliegende Faffung gewählt (f. die Ausführungen 
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8. 696. Der Verwahrer Tann, wenn eine Zeit für die Aufbewahrung nicht 
beitimmt ift, jederzeit Die Rüdnahme der hinterlegten Sache verlangen. Iſt eine 
Zeit beftimmt, fo fan er bie vorzeitige Rücknahme nur verlangen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 


der M. II ©. 583, welche die zweite Kommiffion ausdrüdlich gebilligt hat; P. II Bd. 2 ©. 402). 
Selbftverftändlich ift e8 den Parteien unbenommen, vertragsmäßig das Verwahrungsverhältnis 
and ohne Rüdgabe oder vor Rüdgabe der Sache aufzuheben. Die Beftimmungen über den 
Verzug bleiben unberührt. 


2. Beſtritten ift, ob bie Borfhrift des 695 eine zwingende if, ob alſo eine Ber 
einbarung, durch welche das Recht des Hinterlegers, die Sache jederzeit zurüdzufordern, beichräntt 
wird, nichtig ift oder doch nur unter dem Geſichtspunkt aufrecht erhalten werden kann, daB ein 
anderer Vertrag als ein Berwahrungsvertrag als abgefchlofjen anzufehen ift (Dertmann II. Aufl. 
au 8 695; Staudinger Erl. 5 zu 8 695; Schollmeyer ©.135; Dernburg II2 8 350 IIL 1). 
Der Wortlaut bes 8 695 nötige nicht dazu, die Vorſchrift als eine zwingende zu betrachten. 
Hätte das Geſetz die Nichtigkeit einer das Recht de Hinterlegers beichränfende Vereinbarung be- 
ftimmen wollen, fo wilrde es dies ähnlih mie im $ 723 Abf. 3 ausdrücklich beftimmt haben. 
Aus dem das Obligationenredjt beherrſchenden Prinzipe der VBertragsfreiheit folgt an ſich die 
Zuläffigleit einer Bereinbarung der gedachten Art. Häufig wird durd eine ſolche Vereinbarung 
ber Vertrag den Charakter eines Berwahrungsvertrags verlieren; er wird insbeſondere, wenn eine 
Bergütung vereinbart ift, unter Umftänden als Dienftvertrag oder Werkvertrag aufzufafjen fein. 
Unter Umftänden wird aber der Vertrag, aud wenn eine Vereinbarung der gebadten Art ge» 
troffen tft, noch al8 ein Berwaßrungsvertrag zu betrachten fein. Man denke z. B. an den Fall, daß 
der Verwahrer berechtigt ift, von dem Hinterleger bei bein Eintritt eines beftimmten Ereigniffes 
die Beftellung eines Pfandrechts an einer Sache zu verlangen und num zur Sicherung dieſes 
Anſpruchs die Hinterlegung der Sache bei dem Berwahrer bis dahin vereinbart wird, daB ſich 
entſchieden hat, ob das betreffende Ereigniß eintreten werde oder nicht. Weshalb es unzuläffig 
fein follte, das Intereſſe des Verwahrers auf diefem Wege zu fihern, ift nicht abzufehen. 

8. Die Rüdgabe der hinterlegten Sache darf nur zu ber verkehrsüblichen Zeit verlangt 
werben, und dem Verwahrer muß eine den Umjtänden nad angemefiene Zeit zur Burüdgabe 
geftattet werben. Dies ergibt ſich aus 8 242. 

4. Einwendungen bed Berwahrers. Der Berwahrer hat wegen feiner Unfprüde auf die 
vereinbarte Vergütung ſowie auf Erfap von Aufwendungen oder auf Schadenserfag (3 694) ein 
Zurückbehaltungsrecht nach Maßgabe des 8 273. m betreff der Frage, ob ber Berwahrer bie 
Burlidgabe der Cache deshalb verweigern kann, weil er Eigentümer der Sache iit, gilt Hier das⸗ 
felde wie beim Mietövertrage (f. Erl. 2 zu 8 535; Erl. 2 zu 3 556). Die Aufrehnung mit einer 
dem Verwahrer gegen den Hinterleger zuftehenden Forderung auf Leiftung von Saden berjelben 
Art wie die hinterlegten, ift unzuläffig, weil der Anipruch des Hinterlegerd, abgefehen von dem 
Falle des 8 700, auf Burüdgabe der binterlegten Sachen ſelbſt, nicht auf Leiftung von Sachen 
derfelben Art geht und es aljo an dem Erforderniſſe der Gleichartigkeit des Gegenftandes fehlt. 
Nur wenn der Anſpruch bes Hinterlegerd wegen ber von dem Schuldner zu vertretenden Un- 
möglichkeit der Zurlidgabe in einen Anſpruch auf Schadengerfag übergegangen ift, wird Auf- 
rechnung möglich. 

Im taufmännifchen Verkehr ift es nicht felten, daß fich der Berwahrer für alle feine Forde— 
rungen aus der laufenden Geſchäftsverbindung ein Pfandrecht an der hinterlegten Sache beftellen 
Täßt; fo 3. B. nach den Bedingungen ber deutihen Bank für die Hinterlegung von Wertpapieren. 


8 69%. 
@.158 625; II 8 636 ve. 8 683; III 8 683. W.I 6. 2750f., 27551.; M.II €. 5821. P. II 82. 2 ©. 402. 

Net des Berwahrers, die Rücknahme der hinterlegten Sache zu verlangen. 

1. Vorausfegung dieſes Rechtes ift, daß entweder eine Zeit für bie Aufbewahrung nicht 
beflimmt ift oder daß, wenn eine Zeit beftimmt war, diefe abgelaufen ift, oder daß ein wichtiger 
Grund vorliegt, die Rückgabe ſchon vor Ablauf der Zeit zu verlangen. Eine Zeit ift für bie 
Verwahrung nicht nur dann beftimmt, wenn die Daner nah Tagen, Wochen x. beitimmt tft, 
fondern auch dann, wenn ihre Dauer von beftimmten Ereigniſſen, z. B. von ber Dauer einer 
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8. 6%. Die Rüdgabe der Hinterlegten Sache hat an dem Orte zu erfolgen, 
an welchem die Sache aufzubewahren war; der Verwahrer ift nicht verpflichtet, 
die Sache dem Hinterleger zu bringen. 


Neife, abhängig gemacht ift. Ch ein wichtiger Grund vorliegt, entſcheidet fih nad den Um- 
fländen des Falles. ALS ein wichtiger Grund wird z. B. anzufehen fein, daß der Berwahrer 
die Wohnung, in melcher er die Sache aufbewabrte, verläßt, oder daß er durch Krankheit behindert 
iſt, die erforderliche Aufmerkfamteit auf die Verwahrung zu richten. 8 

Die Rüdnahme kann nur zu ber verfehrsüblihen Beit und unter Gewährung einer au= 
gemefjenen $eift verlangt werden (j. Erl. 3 zu 8 695). 

2. Die Bebentung des Rechtes auf Rücknahme liegt darin, daB dem Verwahrer dadurch 
die Möglichkeit gewährt wird, die Beendigung des Berwaßrungeverbältnifies herbeizuführen 
(dj. Erl. 1 zu $ 695). In dem Rerlangen der Rüdnahme liegt zunächſt das Angebot des Ber- 
wahrers, die ihm auf Grund des Verwahrungsvertrags obliegende Leiftung ber Rückgabe zu 
bewirken. Durch biefes Angebot tommt der Hinterleger, da die Verpflichtung zur Rüdgabe nach 
8 697 eine Holſchuld ift, in Verzug der Annahme, wenn er die Sache nicht von dem Orte ihrer 
Aufbewahrung abholt. Die Folgen des Annahmeverzugs ergeben ſich aus den 88 300, 304, 
372f. Die Vorfchrift des 8 696 Hat aber noch die weitere Bedeutung, daß der Hinterleger dem 
Verwahrer gegenüber unter den in Exl. 1 bezeichneten Borauefegungen pofittv verpflichtet wird, 
die hinterlegte Sache zurüdzunehmen. Der Hinterleger kommt alfo, wenn er die Sache nicht 
zurücknimmt, unter ben in 88 284ff. beſtimmten Vorausfegungen auch in Verzug ber Leiitung 
und haftet dem Verwahrer daher nad) Maßgabe der 85 286 ff. Dies ift freilich nicht unbeftritten. 
Die Faſſung des 8 696 dürfte indeflen entſchieden für eine pofttive Verpflichtung des Hinterlegerd 
ſprechen. Ebenfo wie im Falle des Kaufes nad 8 433 Abſ. 2 dem Käufer die Verpflichtung 
zur Abnahme der verfauften Sache auferlegt wird, beftimmt Bier das Geſetz eine Verpflichtung 
des Hinterlegerß zur Rücknahme der Hinterlenten Sadje (Dertmann II. Aufl. Erl. 3 zu 8 696; 
Staudinger Erl. 2 zu $ 696; Eofad I ©. 566; a. U. Goldmann-Kilienthal ©. 711). 

In betreff der Trage, ob im alle des Verzugs des Hinterlegers mit der Rüdnahme ber 
Sade ber $ 326 Anwendung findet, wenn ber Berwahrungsvertrag als ein gegenfeitiger auf 
zufaſſen tft (j. Vorbm. III vor 8 688), wird basfelbe gelten mäffen, wie in betreff der Frage, 
ob der 8 326 bei dem Verzuge des Käufers mit der Abnahme der verkauften Sade Anwendung 
findet (f. Erl. 2b zu 8 326). 

3. Die Beweißlaft anlangend, fo hat ber Hinterleger, wenn er die Rüdnahme verweigert, 
zu beweifen, daß eine Beit für die Aufbewahrung befiimmt fei, wogegen dem Verwahrer der 
Beweis zufteht, daß die Zeit abgelaufen fei oder, daß ein wichtiger Grund fir das Berlangen 
der vorzeitigen Rücknahme vorliege. 

4. Die Vorſchrift des 8 696 if, ebenfo wie die bes $ 695, nur dispoſitiver Natur (f. 
Erl. 2 zu 8 695). Weder der Wortlaut bes 8 696 noch innere Gründe nötigen bazu, einen 
Vertrag, durch welchen das im 8 696 beitimmte Recht des Verwahrers befchränkt oder aus—⸗ 
geihlofien wird, für nichtig zu erflären (a. U. Staudinger Erl. 4 zu 8 696, der fi mit 
Unrecht auf 8 138 beruft). 

Im kaufmänniſchen Verkehre wird häufig ausgemadit, daß die vorzeitige Rücknahme auch 
ohne Angabe von Gründen verlangt werden kann, fo z. B. in den Bedingungen der Reichsbant 
und der Deutſchen Bank über die Aufbewahrung von Wertpapieren. 


$ 697. 
€. 1 88 619 Cat 1, 620; II 8 637 Mbf. 1 veb. 8 684; III 8 684. P.I &.2735f1.; M. II 6. 5797. 
9.11 3.2 6.399; 33.6 &. 187. 6:®. 6. 1981. 

1. Ort der Rückgabe. Aus dem Berwahrungsvertrag entipringt für den Berwahrer neben 
der Berpflihtung zur Aufbewahrung auch eine Verpflichtung zur Rückgabe der Kinterlegten Sache 
Der €. I fprac dies ausdriktlich aus, die zweite Kommiffion Hat aber eine befondere Hervor: 
hebung des Gedankens im Gejege für überflüffig gehalten (vgl. indefien 8 695). Die Schuld 
des Verwahrers ift eine Holfhuld. Erfüllungsort ift der Ort, an weldem die Sache nah 
dem Verwaßrungsvertrag aufzubewahren war. Der Hinterleger hat die Koften und die Gefahr 
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8. 698. Verwendet der Verwahrer Hinterlegtes Geld für fich, jo ift er ver- 
pflichtet, e8 von ber Zeit der Verwendung an zu verzinjen. 


8. 699. Der Hinterleger hat die vereinbarte Vergütung bei ber Beendigung 
der Aufbewahrung zu entrichten. Iſt die Vergütung nach Beitabfchnitten bemeffen, 
jo ift fie nad) dem Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 

Endigt die Aufbewahrung vor dem Ablaufe der für fie beftimmten Beit, jo 
kann ber Verwahrer einen feinen bisherigen Leiftungen entjprechenden Theil ber 
Vergütung verlangen, fofern nicht aus der Vereinbarung über die Vergütung fich 
ein Anderes ergiebt. 


der Rüdgabe zu tragen, insbeſondere auch dann, wenn bie Sache anf Grund vertragsmäßiger 
Beredung oder auf fein Verlangen nad; einem anderen Orte überfendet wird. Die Zeit der 
NRüdgabe beftimmt fi nach den 88 695, 696. Cine verteagsmäßige Anderung der Bes 
itimmungen des 8 697 ift zuläffig. Eine Verpflichtung des Berwahrers, auch ohne eine folde 
Rereinbarung die Sache auf Berlangen des Hinterlegerd auf deſſen Koſten diefem oder einem 
Dritten zuzujenden (Dertmann II. Aufl. Erl. 1 zu 8 697), dürfte ſich ſchwerlich zechtfertigen laſſen. 

2. Mit der Sache find die etwa gewonnenen Früchte herauszugeben (B. II Bd. 6 ©. 187). 
Hat der Berwahrer anderweit in vertragsmwidriger Weife durch den Gebrauch der Sache Nupen 
gezogen, fo ift er zum Schadengerfage verpflichtet (B. IT Bd. 2 ©. 399). Eigennügig verwendetes 
Geld ift nad) $ 698 vom Zeitpunfte der Verwendung ab zu verzinſen. 

3. Im Konkurſe des Berwahrers fteht der Hinterlegung ein Ausſonderungsrecht hinſichtlich 
der hinterlegten Sachen zu (RO. 8 43). 


& 68. 
€.18 619 Gay 2; II 8 638 ven. 8 685; III 8 685. P.I 6. 27351.; M.I 6.5791. P.II Be. 2 6.399. 
Die Über bie Berziufung bed von dem Berwahrer für fi verwendeten Geldes in bem 
3 698 gegebene Borfchrift entipricht dem 8 668. Es wird auf die Erl. zu diefem Paragraphen 
verwiefen. Der Zinsfuß beträgt nad) $ 246 vier vom Hundert. Im Falle der Geftattung des 
Berbrauchs Hinterlegten Geldes findet der 8 700 Sag 2 Anwendung. 


66. 
@.18 623; II 8 639 vew. 8 686; III 8 686. V.l 6. 274871.; M.II E.582. V. II 8.2 6.4011. 


1. Fälligkeit des Anſpruchs anf Vergütung. Bei der enigeltlihen Verwahrung foll der 
Berwahrer nach Abſ. 1 Sag 1 wie der Vermieter ($ 554) und der Dienftpflichtige (8 614) zur 
Borleiftung verpflichtet fein. Die Vergütung ift alfo bei der Beendigung ber Berwahrung 
4. Erl. 1 zu 8695) Zug um Zug gegen Rüdgabe der hinterlegten Sache zu entrichten (Sap 1). 
SIR die Vergütung aber nad) Zeitabichnitten bemeffen, ‚fo ift fie nach) dem Ablaufe der einzelnen 
Beitabfchnitte zu entrichten (Satz 2). 

2. Endigt die Berwahrung vor der beflimmten Zeit, jo entiteht die Frage, ob die vers 
einbarte Vergütung ganz ober gar nicht oder teilweife zu entrichten ift ober ob, je nad bem 
Grunde, aus welchem die Beendigung eintritt, daS eine oder das andere ftattfindet. Der Abf. 2 
ſchneidet Hier durch und beftimmt abweihend vom 8 628 ohne Rüdfiht darauf, aus welchem 
Grunde die Beendigung früher eingetreten ift, dab der Verwahrer einen feinen bisherigen Leiftungen 
entiprechenden Teil der Vergütung verlangen kann, fofern fi nicht aus ber Vereinbarung über 
die Vergütung ein anderes ergibt. Regelmäßig wird hiernad) die Vergütung nad Verhältnis 
der Zeit, während welcher die Berwahrung gedauert Hat, zu entrichten fein. Wenn jedoch im 
einzelnen alle die dem Verwahrer obliegenden Keiftungen in dem einen Teile der Beit größer 
find ald in dem anderen, fo enıfcheidet daS Verhältnis der Leiftungen: 

8, Die Borichriften des 5 699 find dispofitive. Eine abweichende Vereinbarung kann auch 
ſtillſchweigend getroffen fein und ſich insbefondere aus der Art der zu leitenden Vergütung ergeben. 

4. Der Ort, au weldem eine vereinbarte Bergütung zu entrichten if, beftimmt fich nach 
$ 269. Erfllungsort file die Entrihtung der Vergütung ift alfo regelmäßig der Wohnfig bes 
Sinterlegers zur Keit der Entitehung des Schuldverhältnifies (Bipr. Bd. 3 ©. 43). 
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8. 700. Werben vertretbare Sachen in der Art hinterlegt, dab das Eigen- 
thum auf den Verwahrer übergehen und diefer verpflichtet fein fol, Sachen von 
gleicher Art, Güte und Menge zurüdzugewähren, fo finden die Vorfchriften über 
das Darlehen Anwendung. Gejtattet der Hinterleger dem Verwahrer, hinterlegte 
vertretbare Sachen zu verbrauchen, fo finden die Vorfchriften über das Darlehen 
von dem Zeitpunkt an Anwendung, in welchem der Verwahrer ſich die Sachen 
aneignet. Im beiden Fällen beftimmen fich jedoch Zeit und Ort der Rückgabe im 
Bweifel nach den Vorfchriften über den Verwahrungsvertrag. 

Bei der Hinterlegung von Wertpapieren ift eine Vereinbarung der im Abf. 1 
bezeichneten Art nur gültig, wenn fie ausdrüdlich getroffen wird. 


870. 
€ 18 618; I 8 640 ven. N a m se 687. ee an 6184; M. II 6.5761. 

Schley, — ie gr = er 281 ff. 

Unregelmäßige Berwahrung (Hinterlegumgsdarlehn, Summendepot). Häufig werden vers 
tretbare Sachen im der Art Hinterlegt, daß das Eigentum auf ben Werwahrer übergehen und 
dieſer verpflichtet fein fol, Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zurüdzugewähren. liber 
die Frage, ob in ſolchem Falle prinzipiell ein Darlehen oder ein Verwahrungsvertrag anzu- 
nehmen ift, gehen die Anſichten auseinander (f. z. B. Cofad I 8 154 VI 3; Enneccerus I 
8 304 Nr. 2; Dernburg II $ 351, I3; Staudinger Exrl. ib zu 8 700; Dertmann 
DI. Aufl. Erl. 1b zu 5 700). Die Frage ift praktiſch ohne Bedeutung. Nach der Auffaffung des 
Gefeges dürfte ein eigenartiges Rechtsverhältnis anzunehmen fein, welches zwifchen Darlehen und 
Verwahrung in der Mitte fteht. Grundſätzlich follen die Borfchriften über das Darlehen An—⸗ 
wendung finden, aber hinſichtlich der Zeit und bes Ortes der Rüdgabe die Borjchriften über ben 
Berwahrungsvertrag Platz greifen. Die Unterfcheidung de unregelmäßigen Verwahrungsvertrags 
vom gewöhnlichen Werwahrungsvertrag iſt dadurch gegeben, daß der Verwahrer nicht biefelbe 
Sade zurüdzugeben braucht (Seuffl. Bd. 52 Nr. 231), wegen der Unterſcheidung vom Darlehen 
f. Borbm. IV zum fünften Titel; RE. Bd. 1 ©. 204, 8b. 12 ©. 85. 

2. Aus ben in Erl. 1 bdargelegten Grundgedanken ergeben ſich im einzelnen folgende 
Rechtsſaätze für die unregelmähige Verwahrung: 

a) Gegenftand bes Vertrags können nur vertretbare Sachen ($ 91) fein. 

b) Zum Abſchluſſe des Vertrags ift einmal die Einigung der Parteien und fobann die 
tatfählice Hinterlegung der Sache erforderlih. Die Einigung kann, abgefehen vom falle des 
Abſ. 2, ausdrücklich oder ſtillſchweigend getroffen werden. Beſondere Beitimmungen darüber, 
wann anzunehmen ift, daß das Eigentum fofort übergehen foll, Hat man nicht für erforderlich, 
gehalten. Die Frage ift nach den Umftänden des einzelnen Falles zu entſcheiden (P. II Bd. 2 
S. 396f.; vgl. Sachs, Zeitichr. f. Handelsrecht, Bd. 18 ©. 418ff.). Die Hinterlegung wird regel⸗ 
mäßig durch Übergabe an den Berwahrer gefchehen, fie kann aber aud) in anderer Weiſe ver 
mittelt werden. Es gilt hier dasſelbe, was in der Erl. zu 8 607 über den Empfang des Dar- 
lehens gefagt iſt. Es kann auch jemand, der Gelb oder fonflige vertretbare Sahen aus einem 
anderen Grunde fhulbet, mit dem Gläubiger vereinbaren, daß das Rechtsverhältnis nad; ben 
Vorſchriften des 8 700 beurteilt werden folle (vgl. 8 607 Abſ. 2). 

ec) Mit dem Augenblid, in welhem der Vertrag abgeſchloſſen fit, geht bie Gefahr ber 
hinterlegten Saden auf den Berwahrer über. 

d) Aus dem Vertrag erwächſt für den Berwahrer die Berpflihtung, Sachen von gleicher 
Art, Güte und Menge wie die empfangenen zurüdzugewähren. Es kann auch außbedungen 
werben, da der Verwahrer Zinfen zu zahlen Hat; der Zindfuß wird dabei meift niedriger als 
ſonſt üblich feitgefegt. Umgekehrt wird bei der Hinterlegung von Wertpapieren, Getreide zc. 
meiftens eine „Proviſion“ für den Berwahrer feftgefegt. Erfag für Aufwendungen kann 
der Verwahrer im übrigen nicht beanfpruchen. Für den durch die Beichaffenheit der himerlegten 
Saden dem Verwahrer entftehenden Schaden haftet der Hinterleger nad) den Grundjägen über 
unerlaubte Handlungen; bie Vorſchriften des 8 694 finden keine Anwendung. 

e) Zeit und Art der Rüderftattung beftimmen fi nad den 88 695—697. Wird 
das Verhältnis von dem einen oder bem anderen Zeile gekündigt, jo hört die Verpflichtung, 
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Binfen und Proviſion zu zahlen, in dem Augenblick auf, in welchem die Kündigung wirkſam 
wird. Denn es handelt ſich Hier nit um die Zeit der Rüderftattung, ſondern um die Bes 
endigung de Verhältnifies, und der Grund, weswegen bei der gewöhnlichen Verwahrung das 
Verhältnis bis zur Rückgabe beftehen bleibt, nämlich die Notwendigkeit, dab für die Sachen 
einftweilen weiter geforgt wird, trifft Hier nicht zu. 

D) Dem Verwahrer fteht wegen feiner Gegenanfprüde ein Zurüdbehaltungsreht nad 
Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften der 88 273, 274 zu. Ebenſo ift bie Aufrehnung zu: 
läffig, doc kann ausdrüdlich oder ſtillſchweigend ausgemacht werben, daß eine Aufrechnung gegen 
die Forderungen des Hinterlegerd nur mit Forderungen aus demſelben Rechtsverhältniſſe zu⸗ 
läffig fein fol. Lepteres wird z. B. bei dem Giroverkehr der Banken anzunehmen fein (P. II 
Bd. 2 ©. 398; vgl. RG. Bd. 12 ©. 85). 

8. Geflattet der Hinterleger dem Verwahrer, hinterlegte vertretbare Gaden au ver- 
brauchen, fo tritt daß in rl. 4, 2 dargelegte Rechtöverhältnis erft ein, wenn ber Berwahrer ſich 
die Sachen aneignet. Bis bahin find ausſchließlich die Vorichriften über den Verwahrungsvertrag 
maßgebend. Jusbeſondere trägt aljo bis dahin der Hinterleger die Gefahr des zufälligen Unter 
ganges. Die Aneignung erfolgt durch eine Handlung des VBerwahrers, in welder der An- 
eignungswille desfelben zum Wusdrude gelangt. Handlungen diefer Urt find insbefondere Were 
fügungen über die Sachen, zu denen nur ber Eigentümer berechtigt ift, alfo 3. B. ihre ers 
änferung. Auch die untrennbare Vermengung mit anderen vertretbaren Sachen berfelben Art 
dürfte Hierher gehören (RG. Bd. 52 ©. 202ff.; PB. II 8b. 2 ©. 397f.). Immer ift aber erforder 
lich, daß der Verwahrer die beizeffende Handlung mit dem Willen vorgenommen hat, ſich die 
Sade anzueignen. Im E. I 8 618 hieß es ftatt der Worte „in welchem ber Verwahrer ſich 
die Sachen aneignet“, „in welchem der Berwahrer von der Beftattung Gebrauch macht“. Bei 
diefer Faffung war die Auslegung möglich, daß es mur darauf anfomme, ob objektiv ein Ver⸗ 
brauch der Sache durch deu Werwahrer ftattgefunden Habe. Die jegige von der Redaktions⸗ 
tommiffion befchloffene Faſſung dürfte eine ſolche Auslegung nicht zulafien. Hieraus ergibt fi 
3. B. daß, wenn hinterlegte Wertpapiere durch einen Dritten oder auch aus Verſehen aud durch 
den Verwahrer felbft mit anderen dem Verwahrer gehörenden Wertpapieren berjelben Art uns 
tzennbar vermengt werben, eine Ünderung des Rehtsverhäftnifies dahin, daß nunmehr die Bor 
ſchriften über das Darlehen anzuwenden find, nicht ftattfindet. Nach 8 948 tritt zwar an die 
Stelle des bisherigen Eigentums des Hinterlegerd und des Verwahrers an ben ihnen gehörenden 
Bertpapieren Miteigentum an den fämtlichen vermengten Papieren; aber das Rechtsverhältnis 
ber Verwahrung bleibt beftehen und ändert fi) nur infofern, ala den Gegenftand der Ber 
wahrung nicht mehr die urfprünglich hinterlegten, fondern die ſämtlichen Wertpapiere bilden, fo- 
weit fie im Miteigentume des Hinterlegers ftehen. Hieraus ergibt fih, daß wenn die ſämtlichen 
Wertpapiere durch einen Zufall z. B. durch Verbrennung untergehen, der Verwahrer dem Hinter- 
feger nicht haftet, während er, wenn die Verwahrung in ein Hinterlegungsbarlehn umgewandelt 
wäre, durch den zufälligen Untergang ber fämtlihen Wertpapiere nicht befreit ſein würde. 

Die juriſtiſche Konftruftion des im Falle des Abf. 1 Sag 2 eintretenden Rechtsverhältnifies 
dürfte dahin aufzufafien fein, baß der Hinterleger den Verwahrer einen auf Umwandelung ber 
Verwahrung in das im Abſ. 1 Sap 1 bezeichnete Rechtsverhältnis gerichteten Vertragsantrag 
macht und daß ber Verwahrer diefen Antrag durch Aneignung ber hinterlegten Sache annimmt. 
Die Annahme braucht nad) 8 151 dem Antragenden nicht erflärt zu werden; ber Vertrag kommt 
vielmehr ohne weiteres mit der Aneignung der Sache von feiten bes Verwahrers zuftande und 
hiermit geht, da der Vertragsantrag auch auf Abſchluß des binglichen Vertrags gerichtet war, 
zugleich das Eigentum der hinterlegten Sache auf den Berwahrer über (Endemann I $ 185 Nr. 6). 

Der Hinterleger kann die hinterlegte Sache, folange ber Verwahrer ſich diefelbe nicht an= 
geeignet Hat, jederzeit zurüdforbern. Dies ergibt fi, da das Verhältnis bis zur Aneignung 
von feiten des Verwahrers ein gewöhnliches Verwahrungsverhältuis Ift, aus 8 695. Mit der 
Burüdgabe der hinterlegten Sache erlifcht felbftverftändlich das Recht des Werwahrers, fi die 
Sache anzueignen. Diefes Recht erlifcht aber auch ſchon vor der Rildgabe mit dem Beitpunkt, 
in welchem die Rüdforderung dem Verwahrer erflärt ift. Hierin liegt die Zurüdnahme des auf 
Umwandelung in ein Hinterlegungsdarlehn gerichteten Bertragsantrags; eine ſolche Zurücknahme 
muß nad) ber Natur des zunächſt eintretenden Verwahrungsverhältniſſes als vorbehalten ans 
geiehen werden. Die Zurlidnahme der Geitattung, die hinterlegte Sache zu verbrauchen, wird 
biernady auch dann als zuläffig erachtet werben müflen, wenn nicht gleichzeitig die Burlidgabe 
gefordert wird, das Verwahrungsverhältnts alfo fortdauern foll. Dem Verwahrer fteht-in einem 
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Dreizehuter Titel. 
Einbringung von Saden bei Gaftwirthen. 


ſolchen Falle nad) 8 696 aber das Recht zu, die Zurüchnahme ber Sache zu verlangen. Wäre 
unter den Parteien vereinbart, dab dem Hinterleger das echt, jeberzeit die Rüdgabe der Sache 
zu fordern, nicht zuftehen folle (Über die Zuläſſigkeit einer folhen Wereinbarung |. Erl. 2 zu 8 695), 
fo wikrde hiermit auch mwenigftens im Bweifel die Zurüdnahme der Geitattung bes Verbrauchs 
als ausgeichlofien anzufehen fein. Hierin würde die Bindung an den nad) dem obigen in ber 
Geftattung des Verbrauchs liegenden Vertragsantrag auf fo lange zu finden fein, als die Zurüd⸗ 
forderung der Binterlegten Sache ausgeſchloſſen ift. Eine folhe Bindung iſt zuläffig, und es 
bedarf, um dies anzunegmen, nicht der von Dertmann II. Aufl. Erl. 2 angenommenen ent- 
fprehenden Anwendung des 8 956 Ubi. 1 Sap 2. 


4. Befondere Vorſchriften für die Hinterlegung von Wertpapieren. Der Abſ. 2 ift mit 
NRüdfiht auf Mibftände, welche fi im Vörfenverkehre herausgeftellt hatten, von ber zweiten 
Kommifjion eingejtellt. Bei der Hinterlegung von Wertpapieren joll der Verwahrer die Befugnis, 
über bie Bapiere zu feinem Nutzen zu verfügen, nur erlangen, wenn dies ausdrücklich ausgemacht 
it. Über den Begriff der ausdrücklichen Willenserklärung ſ. Bd. I Borbm. I 1a vor 8 116. 
Eine Bezugnahme auf Ufancen ober allgemeine, dem Hinterleger nicht näher mitgeteilte Be 
dingungen iſt unftatthaft. Noch weiter geht der $ 2 des jog. Depotgefeges v. 5. Juli 1896, 
indem ex bejtimmt, daß eine Erffärung des Hinterlegers, durch welche der Verwahrer ermächtigt 
wird, an Stelle hinterlegier Wertpapiere gleichartige Wertpapiere zurüdzugewähren oder über bie 
Bapiere zu feinem Nugen zu verfügen, nur gültig ift, foweit fie für das einzelne Geſchäft aus⸗ 
drüdlic und fehriftlic abgegeben wird. 

5. Das ſog. Sammel- ober Berwahrungsdepot fällt nicht unter die Vorfchriften des 8 700. 
Es handelt ſich Hierbei um einen Berwahrungsvertrag, bet welchem dem Berwahrer geftattet ift, 
die verichiedenen Berfonen gehörenden Wertpapiere berjelben Art ungetvennt zu verwahren. Macht 
ber Berwahrer von diefer Geſtattung Gebrauch, jo tritt nad 8 948 Miteigentum der Eigentlimer 
der einzelnen Wertpapiere an ben ſämtlichen ungetrennt verwahrten Wertpapieren ein. Das 
Verhältnis zu dem Werwahrer ändert ſich aber nur infofern, als diefer nunmehr jedem Hinter⸗ 
leger gegenüber zur Aufbewahrung der in deſſen Miteigentume ftehenden Wertpapiere verpflichtet 
ft. Eigentum und Gefahr der Papiere geht nicht auf den Verwahrer über. Nach der Auf⸗ 
faffung des Verkehrs wird ber Verwahrer aber als von fämtlihen Miteigentümern ermächtigt 
angefehen, jebem derjelben dad Alleineigentum an einem bem Verhältniſſe feines Miteigentums 
entiprechenden Teile der Papiere zu übertragen (vgl. HGB. 8 419; RE. Bb. 21 ©. 37; Düringers 
Hadenburg III ©. 500 Nr. 4; Dernburg II 2 8 351 11). 


Dreizehnter Titel. 


2. Fuld, Das Mietreht; Anhang: Der Vertrag zwiſchen Gaftwirt und Gaſt, ©. 258ff.; 
Sturm, Die Einbringung von Saden bei Gaftwirten nad bem Rechte des BGB. 1900; 
Weinand, Rechte und Pflihten der Gaſt- und Schankwirte 1901; Brüdner, Die Miete von 
Wohnungen und anderen Räumen, 2. Aufl. 1902 ©. 186ff.; Langen, Die privatrechtlicde Stellung 
der Wirte und der Gaftaufnahmenertrag 1902; Stiffler, Das receptum cauponum (Gafts 
aufnahmevertrag) und bie Haftpflicht der Gaftwirte ex recepto, in befonderer Berüdfichtigung des 
ſchweizeriſchen ObligationenrehtS und des BGB. 1903; Fuld, Zur Haftung der Schlafmagen- 
gejellfchaften, in DIZ. 1900 ©. 227; Brüdner, Über die Haftung der Schlafwagengeſellſchaften, 
im Recht 1902 ©. 308; Langsdorff, Die Haftung der Reftaurateure, Schants und Stallwirte 
fiir eingebradyte Sachen, in DI8. 1903 ©. 334ff.; Meyer, Schadenserfag bei Verluſt oder 
Beſchädigung fremder Sachen, bie ein Gaft in ein Gaſthaus eingebraht Hat, in BI. f. RAnw. 
3b. 67 ©. 367 ff.; Reindl, Die Haftpfliht der Schlafmagengefellfchaft, in Egers Eifenbahn- 
vechtlihen Entſcheidungen Bd. 18 ©. 367; Über die gemeinrechtliche Literatur |. Windſcheid⸗ 
Kipp II $ 384. 

J. Einbringung von Sachen bei Gaftwirten. In Übereinftimmung mit dem römiſchen 
Rechte und ber gefamten neueren Geſetzgebung gibt das Geſetz -befondere firengere Normen in 
Beziehung auf die Haftung der Gaftwirte fir die von den fremden bei ihnen eingebrachten 
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Saden. Aus allgemeinen Grundfägen würde nur folgen, daß der Gaftwirt, welcher vertrags⸗ 
mäßig einen Gaſt zur Beherbergung aufgenommen Hat, dieſem wegen des Verluſtes ober ber 
Beihädigung der von ihm eingebrachten Sachen haftet, wenn den Gaftwirt ein Verſchulden trifft. 
Der Gaft würde, wenn er Erſatz beanſpruchen wollte, eine Verlegung ber dem Wirte obliegenden 
Pflichten als Urſache des Schadens zu beweifen haben, und ein folder Beweis würde nad) Lage 
der Verhältniffe nur felten zu führen fein. Dieſes Ergebnis entſpricht nicht den Bedürfniſſen und den 
Anſchauungen ded Lebens. Wer als Gaſt aufgenommen wird, rechnet darauf, fihere Unterkunft 
zu finden. Es ift Sache des Wirte, die nötigen Vorſichtsmaßregeln und Einrichtungen zur treffen, 
um bie bei ihm Einfehrenden vor Schaden zu bewahren. Um in biefer Hinfiht einen Drud 
auszuüben, ift es notwendig erſchienen, bem Wirte eine ftrengere Haftung aufzulegen. Die bloße 
Umtehrung der Beweislaft in ber Art, daß nicht ber Gaſt das Verichulden, fondern unter allen 
Umftänden der Wirt feine Nichtſchuld zu beweiſen Hätte, ift nicht für genligend erachtet. Vielmehr 
wird im 8 701 in Durchbrechung der allgemeinen Grundfüge das Prinzip aufneftellt, daß der 
Wirt ſchlechthin. von einigen Ausnahmen abgefehen, für den Berluft und die Beſchädigung ber 
vom Gate eingebradhten Sachen aufzutommen hat. Über den Begriff der Aufnahme des Gaſtes 
und über bie juriftiihe Grundlage der firengeren Haftung ſ. Erl. 2a zu 8 701. 


II. Die befonderen Vorſchriften des 18. Titels gelten nur für Gaftwirte, welche gewerbs- 
mäßig Fremde zur Beherbergung aufnehmen. 

1. Richt betroffen durch die fraglichen Borfchriften werben Stallwirte (M. II 
©. 584). Ein bei den Beratungen der 2. Kommiſſion geftelter Antrag, nad welchem die Vor— 
ſchriften der (jefigen) 88 701—703 bei Stallwirten entſprechende Anwendung finden follten, ift 
abgelehnt; dabei ift in der Begründung bes Beſchluſſes als felbitverftändlich bezeichnet, daß, wenn 
mit der Stallwirtſchaft gleichzeitig eine Gaſthofswirtſchaft verbunden fei und der Befiger der ein- 
geitellten Wagen oder Pferde in der gleichen Wirtfchaft als Gaſt abfteige, die Haftung bes Wirtes 
ſich auf die eingebrachten Wagen und Pferde eritrede (PB. IT Bd. 2 ©. 412). Stallwirte, welche 
nicht zugleich Gaftwirte find, haften wegen ber eingeftellten Pferde und Wagen mur nad) all- 
gemeinen Grundfügen auf Grund des von ihnen abgejcloffenen Bertragg (Langsdorff in 
DIZ: 1903, ©. 334; Staudinger Erl. II2b zu 8 701; Rſpr. Bb.5 ©. 145; Bd. 6 S. 227). 

2. Zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft ift nad 8 33 der GewO. die Erlaubnis ber 
Berwaltungsbehörbe erforderlich. Die Erteilung der Erlaubnis gibt einen Anhalt dafür, daß dev 
jenige, welcher bie Erlaubnis nachgeſucht und erhalten hat, Baftwirt ift. Maßgebend ift indefjen 
die Entiheidung ber Verwaltungsbehörde für die Berichte nicht. Umgekehrt ſchließt auch der 
Mangel der Erlaubnis die Anwendung der Vorfchriften der 88 701 ff. nicht ıambedingt aus. Wer 
ohne die Erlaubnis der Behörde die Gaftwirtihaft gewerbsmäßig betreibt, ift trotz des Mangels 
diefer Erlaubnis Gaftwirt im Sinne des 8 701. 

Nicht unter die Vorfchriften der 88 701 ff. fallen Perfonen ſchon deshalb, weil fie möblierte 
Zimmer vermieten, einerlei, ob fie dabei Belöftigung gewähren oder nicht. ALS Baftwirte im 
Sinne der 83 701 ff. zu betrachten find aber diejenigen, welche ein ſog. Hötel garni bewirtſchaften 
(Zangen ©. 4ff.). Ob auch ber Betrieb einer fog. Benfion als Gaftwirtfchaftsbetrieb im Sinne 
der 88 701ff. zu betrachten ift, hängt von ben Umftänden des Falles und der Auffafjung des 
Verkehrs ab. Nicht unter die 88 701ff. fallen die VBefiger von Heil- und Pflegeanitalten. 

8. Nur diejenigen Gaftwirte haften nah 88 701ff, welhe gewerbsmäßig 
Fremde zur Beherbergung aufnehmen, nicht alſo Schankwirte und Reftaurateure. Ob und 
inwieweit diefe haften, beſtimmt fi) ebenfo wie bei den Stallwirten nad allgemeinen Grund⸗ 
fügen (Hanfeatiihe Ger.Z. Bd. 24 Beibl. ©. 241). 

4. Im einzelnen ift noch au bemerken: 

a) Zweifelgaft und befteitten Mit, ob die Schlafwagengefellfhaften unter die Vor— 
ſchriften der 88 TO1 ff. fallen (dafür Jacubezky ©. 144; Dertmann I. Aufl. Erl. 1 zu $ 701; 
Ennecceruß I $ 305 111; Fuld in DIZ. 1900 ©. 227 und die frühere Auflage, dagegen 
Langen ©. 6; Reindbl a.a.D.; Brüdner im Recht 1902 ©. 305; Erome 8 278 Anm. 3; 
Dernburg II2 8 353 Anm, 4; Mittelftein, Miethe ©. 25f.; Staudinger Erl. II 2a y zu 
8 701; Windſcheid⸗Kipp II 8 384 Zuf.). Im der franzöfifchen Rechtſprechung haben fi die 
unteren Gerichte meiſtens für, der Kafjatlonshof aber gegen die Haftung der Schlafiuagengefell- 
haften als Gaſtiwirte ausgeſprochen. In den Schlafwagen wird ben Neifenden Unterkunft, 
meiftend auch Bedienung und die Möglichkeit der Beköſtigung gewährt; Fulld bezeichnet fie des⸗ 
halb ald rollende Hotels. Alle jene Leiftungen werben indeſſen dem Reifenden von dem Eiſen⸗ 
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8. 701. Ein Gaftwirth, der gewerbsmäßig Fremde zur Beherbergung auf- 
nimmt, hat einem im Betriebe diejes Gewerbes aufgenommenen Gafte den Schaden 
zu erjegen, den der Gaft durch ben Verluft oder die Beichädigung eingebrachter 
Sachen erleidet. Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden von dem 
Gajte, einem Begleiter des Gaftes oder einer Perſon, die er bei fich aufgenommen 
bat, verurſacht wird oder durch die Befchaffenheit der Sachen oder durch höhere 
Gewalt entjteht. 

Als eingebracht gelten die Sachen, welche der Gaft dem Gaftwirth oder Leuten 
des Gaftwirthe, die zur Entgegennahme der Sachen beftellt oder nach den Um- 
ftänden al3 dazu beftellt anzufehen waren, übergeben oder an einen ihm von biejen 


bahnunternehmer auch in den gewöhnlichen Wagen gewährt. Daß die Beförderung im Schlafe 
wagen bequemer tft als in den anderen Wagen, kann eine verfchiedene Behandlung nicht recht⸗ 
fertigen. Auch bei den gewöhnlichen Wagen ift die Bequemlichkeit eine verfchiedene, je nachdem 
& jih um Wagen 1., 2., 3. oder 4. Klafje handelt. Die Gewährung eines Bettes im Schlaf 
wagen ift auch nur eine befondere Art ber Bequemlichkeit. Stellten die Unternegmer der Eifen- 
bahn ben Reiſenden felbft Schlafwagen zur Verfügung, fo witrbe wohl kaum bezweifelt werben 
können, daß es fi hierbei nur um eine bejondere Mobalität des Transporivertrags Kanbelt. 
Weshalb dies anders fein follte, wenn bie Beförderung in dem Schlafmagen ftatt von bem Unter⸗ 
nehmer ber Eifenbahn, von der Schlafwagengefellihaft erfolgt, welhem durch Bertrag mit dem 
Eifenbahnunternehmer die Beförderung überlafjen wird, läßt ſich nicht abſehen. So wenig ber 
Eifenbahnunternehmer durch die befondere Bequemlichkeit de Transports, die er dem Reiſenden 
durch einen Schlafwagen gewährt, zu einem Gaftwirte wird, ebenfowenig wird man bie von 
der Schlafwagengejellichaft fagen können, wenn biefe auf Grund eines mit der Eifenbahngefells 
ſchaft gefchlofienen Vertrags den Schlafmagen ftellt (vgl. über die von der Schlafwagengeſellſchaft 
mit dem Eifenbafnunternehmer geſchloſſenen Verträge, befonder3 Reindl a. a. D.). Are 

Gründe dürften daher gegen die Anwendung ber 88 701ff. auf die Schlafwagengefellichaften 


en. 

b) Ebenfowenig wie die Schlafwagengefelliaften haften die Dampfſchiffgeſellſchaften 
den Neifenden nad) Maßgabe der 88 701ff. und zwar auch dann nicht, wenn fie ben Reifenden 
eine befondere Kabine mit Bett gewähren. Es Handelt ſich auch Hier nur um eine befondere 
Modalität des Transportvertrags (Langen ©. 6 Anm. 12; Hanſeatiſche Ber.. Bb. 26 Hauptbl. 
©. 126; a. U. Dertmann II Aufl. Erl. 1c zu 8 701). 

e) Zweifelhaft ift das Verhältnis ber Alpenhüiten. Dertmann II Aufl. Erl. 1a zu 
8 701 nimmt an, baß, wenn die Hütten bemirtichaftet werden, die Sektionen bes Alpenvereins 
als Gaftwirte im Sinne des 8 701 zw betrachten feien. Dieje Annahme bürfte indefien bedent- 
li fein, da bei den bewirtſchafteten Hütten das Erfordernis des gewerbsmäßigen Betriebes fehlt 
(Staudinger Erl. II 2c zu $ 701). Anders wohl, wenn bie Hütte von einem Pächter auf 
eigene Rechnung bemwirtichaftet wird. 

d) Befiger von Badeanftalten Haften, aud) wenn fie den Babdegäften eine bejondere 
Babezelle gewähren, muır nad) Maßgabe allgemeiner Grunbfäge (Rſpr. Bd. 6 ©. 443). 

III. Die Haftung ber Eifenbahnen und ber Schiffer für den Verluft und die Beihädigung 
von Neifegepäd und Frachtgut ift reichBrechtlich geregelt (f. HGB. 88 429, A56, 606, 673, 675; 
Binnenſchiffahrtsgeſ. 88 58, 77; Reichspoſtgeſ. v. 1871 8 6). 

IV. Anordnung des Stoffes. Der $ 701 ftellt die Hegel über bie Haftung des Gaſtwirts 
fr eingebradgte Sachen auf. Der 8 702 enthält eine befondere Vorſchrift über die Haftung für 
Wertfahen. Der 8 703 fügt im Intereſſe des Wirtes bie Vorſchrift hinzu, daß der Anſpruch 
des Gaftes erlifcht, wenn der Gaſt dem Wirte nicht unverzüglich von dem Schaden Anzeige 
madjt. Der 8 704 gibt dem Wirte ein gefebliches Pfandrecht an ben eingebrachten Sachen 
bes Gaſtes. 4 m. 


— zes. 4 688; III 8 688. ®.1 ©. 2766M., 2786ff., —— 
Bo.⁊ 6. 402ff., 411f., 413M.; BB. 6 6. 1981. GIB. 6. 10811. D. 6.643. RB. ©. 10811. 


1: Über den Begriff bes Gaſtwirts, welder gewerbömäßig Fremde zur Beherbergung 
aufnimmt ſ. Vorbm. II. 
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angewiefenen Drt oder in Ermangelung einer Anweifung an den hierzu beſtimmten 
Ort gebracht hat. 
Ein Anſchlag, durch den der Gaftwirth die Haftung ablehnt, iſt ohne Wirkung. 


2. Boransfegung ber Haftung des Gaſtwirts if, dab er einen Gaft im Betriebe des 
Gewerbes aufgenommen und daB der Gaſt Sachen eingebracht Hat. 

a) Aufnahme des Gafles im Betriebe des Gewerbes. 

a) Beftritten ift, was das Gefeg unter Aufnahme verfteht. Im Bufammen- 
hange hiermit fteht die Verſchiedenheit der Anfichten über die rechtlihe Grundlage der Haftung. 
Von ber einen Seite wird diefe Grundlage gefunden in einem Vertrage zwiſchen dem Gaſtwirt 
und dem Gafte. Darüber, melden Inhalt diefer Vertrag hat, gehen die Anfichten wieder aus⸗ 
einander. Nach ber einen Anficht ift e8 der Baftaufnahmevertrag, auf welchem die Haftung des 
Gaſtwirts fiir die eingebrachten Sachen beruft (Langen ©. 26ff., 62ff., 65, Anm. 4-6; 
Staudinger Erl. V zu 8 701; bie frügere Auflage Borbm. D. Nach einer anderen Anficdht 
beruht die Haftung des Gaſtwirts auf einem bejonderen Vertrage, durch den ber Gaſtwirt die 
Auffiht und Fürforge Über die eingebrachten Sachen übernimmt (Enneccerus I $ 305 I 3; 
vgl. auch bafelbft II 2). Im Gegenjage zu biefen Anfichten fteht eine zweite Auffafjung, welche 
feinen Vertrag zwifhen dem Gaftwirt und dem Gaſte erfordert, die Haftung des Gaftwirts viel- 
mehr unmittelbar Kraft des Geſetzes entitehen läßt, wenn tatfählich ein Gaft von dem Gaftwirt 
im Betriebe feined Gewerbes aufgenommen Hit (Dernburg II 2 8 353 VI; Schollmeyer 
©. 138; Endemann I $ 186 Nr. 1; Sturm ©. 17; Erome $ 278 Anm. 8) 

Diefe Auffaffung dürfte den Borzug verdienen. Die Stellung bed breizehnten Titels im 
fiebenten Abſchnitte des zweiten Buches fpricht freilich dafiir, dab darin die Wirkungen eines 
Vertrags beftimmt werden follen. Ein fiherer Schluß tft indefien Hieraus nicht zu ziehen. Bei 
der Unordnung des Stoffes im fiebenten Abfchnitte find mehrfach an die Vorſchriften, welche die 
Wirkung eines Vertrags beftimmen, Vorfchriften über ähnliche nicht auf Vertrag beruhende Ber» 
hältniſſe angeſchloſſen, jo 3. B. an die Vorſchriſten über den Auftrag die Vorſchriften über die 
Gefhäftsführung ohne Auftrag, an die Vorfchriften tiber die Gejellfhaft die Vorſchriften über 
die Gemeinſchaft. Im ähnlicher Art kann auch für die Stellung der Vorſchriften über die Haftung 
der Gaftwirte für eingebrachte Sachen die Ähnlichkeit des Werhältnifies mit der im vorhergehenden 
Titel behandelten Bermahrung maßgebend geweien fein. Der Wortlaut des 8 701 fpricht nicht 
für das Erfordernis eines Vertrags. Im Gegenfage zu dem 8 688, welcher die Beitimmungen 
über die Verwahrung mit der Vorſchrift einleitet „buch den Verwahrungsvertrag wird der Bers 
wahrer verpflichtet“ beitimmt ber 8 701 ohne einen Vertrag zu erwähnen, nur die Verpflichtung 
des Gaſtwirts zum Erjage des Schadens, welchen der in dem Betriebe des Gewerbes aufge 
nommene Gaft duch den Verluft oder die Beſchädigung der von ihm eingebrachten Sachen 
erlitten hat. Nicht an einen Vertrag zwifchen dem Gaftwirt und dem Gafte wird alfo die Ber- 
pflihtung des Gaſtwirts geknüpft, fondern Iediglih an die Aufnahme des Gaſtes durch den 
Gaftwirt im Betriebe feines Gewerbes. Auch der fir die fraglicde Vorſchrift maßgebende Grund, 
nämlid die Rüdficht auf die Gefahren, denen ber Reiſende buch bie Herberge in Gafthäufern 
nad) der Natur dieſes Verhältniſſes ausgeſetzt iſt und auf den Bewetsnotitand, der flr ben 
Reiſenden ohne die fragliche Vorſchrift entftehen mwilrde, fpridht gegen das Erfordernis eines 
Vertrags. Unvereinbar mit dem Zwecke ber Vorſchrift wiirde es fein, wenn ein Metjender, ber 
von einem Baftwirt im Betriebe feines Gewerbes aufgenommen wird, beshalb des Schupes bes 
8 701 verluftig gehen follte, weil er gefhäftsunfähig tft (8 104) und deshalb einen Vertrag mit 
dem Gajtwirte nicht fchlteßen Tann. 

Kann man hiernach den Abfchluß eines Vertrags zwifchen dem Gaftwirt und dem Gafte 
nicht fordern, fo fragt e8 ſich weiter, ob die Aufnahme bes Gaites von felten bes Gaſtwirts 
ein Rechtsgeſchäft ober do eine Rechtshandlung Hit, auf welche die Vorfchriften über Rechts⸗ 
geichäfte entiprechende Anwendung finden. Die Frage dürfte zu bejahen jein. Aus dem Zus 
fammenhange wie aus dem Inhalte der in Frage ftehenden Vorſchriften wird zu folgern fein, 
daß es ſich um eine rechtögefchäftliche, nicht um eine deliftifche oder deitktsähnliche Haftung handelt. 
Der Gaſtwirt, welcher im Buftande der Geſchäftsunfähigkeit einen Gaft aufgenommen bat, kann 
nicht der ſtrengen Haftung des 8 701 ımterliegen (a. 9. Schollmeyer ©. 138 Anm. 2); 
ebenfo wird er zur Anfechtung der Aufnahme für berechtigt gehalten werben müfjen, wenn diefe 
an einem Willensmangel leibet (88 119, 123). Dabei ift imdeflen zu beaditen, daß, wenn ber 


716 VIL Abſchnitt: Einzelne Schulbverhältnifie. 


Gaftwirt andere Berfonen, z. B. ben Oberkellner zur Aufnahme von Gäften ermädtigt hatte, 
diefe Ermächtigung nicht dadurch unwirkſam wird, da der Gaſtwirt nachher gefhäftsunfähig wird. 

4) Der Gaftwirt muß den Baft im Betriebe feines Gewerbes aufgenommen 
haben. Hieraus ergibt fih, daß regelmäßig die Aufnahme genen Entgelt erfolgen wird. Un— 
bedingt erforderlich iſt dies aber nicht. So wird z. B. ein Gaſtwirt einem Fremdenführer, 
welcher mit dem von ihm geführten Fremden bei ihm Herberge nimmt und dem er diefe ıms 
entgeltlich gewährt, nad) Maßgabe des 8 701 haften. Bei Gäften aber, denen der Gaſtwirt 
nit im Betriebe feines Gewerbes Herberge gewährt, in&bejondere alfo bei den Beſuchen von 
Verwandten oder Freunden finden die 88 701ff. keine Anwendung. 

y) Richt erforderlid ift, daß ber Gaſt Über Nacht in dem Wirtshaufe bleibt. 
Es genügt, wenn er ſich aud) nur am Tage während einiger Stunden ein Bimmer geben läßt. 
Dagegen haftet der Bafitwirt nad Maßgabe der 88 701ff. nicht demjenigen, welde nur in ben 
Reftaurationsräumen bes Wirtshauſes Speiſe oder Trank nehmen und ebenfowenig dann, wenn 
er einen oder mehrere Räume bed Wirtshanfes einer Gefellihaft für ihre Zwecke vermietet 
(Zangen ©. 25, 42). Hier fehlt das weſentliche Moment, daß die Aufnahme in dem auf Bes 
berbergung gerichteten Gewerbebetrieb erfolgt. 

d) Die Aufnahme ald Gaſt braudt feine dauernde zu fein. Auch eine nur vor⸗ 
länfige Aufnahme wird al3 genügend anzufehen fein. Deshalb haftet ber Gaftwirt, wenn bas 
Gepäd des Reiſenden, das biefer, während ihm Zimmer gezeigt wurden, auf Anweiſung bes 
Wirtes in der Portierloge ober auf dem Hausflur niedergelegt Hat, geftohlen wird, auch dann, 
wenn ber Reiſende, weil ihm die Zimmer nicht gefallen, in bem Hotel nicht bleibt (Dernburg II2 
$ 353 II 2). Ebenfo trüt bie Haftung ded Gaſtwirts auch dann ein, wenn der Reifende einem 
am Bahnhof anmwefenden Haußdiener oder dem Führer bes Hotelmagend feine Sachen zur Be 
förderung nad) dem Hotel übergibt, wenn der Neifende nicht in dem Hotel bleibt, weil kein 
Bimmer mehr frei ift ober weil er fi) mit dem Wirte iiber den Preis nicht einigen faun. In 
der Annahme der Sachen von feiten bes Hausdiener ober des Führers des Hotelmagens tft die 
mit Ermächtigung des Gaſiwirts erfolgende vorläufige Aufnahme als Gaft zu finden. Borause 
zufegen tft nur, daß die Annahme dev Sachen zu dem Zwecke ber demnächſtigen Herberge im 
Hotel erfolgt, nicht aber etwa aus Gefälligfeit zu dem Zwede, um die Sachen in ein anderes 
Haus, in welhem der Neifende feine Wohnung bat oder nehmen will, zu ſchaffen. (Im Ers 
gebnis ebenfo Langen ©. 45 auß dem Geſichtspunkt einer ftillfchweigenden Vereinbarung (vgl. 
auch RE. Bd. 1 ©. 83). Auch wenn der Gaſtwirt die von einem Reifenden, welcher in bem 
Wirtshaufe Herberge zu nehmen beabfihtigt, vorausgefandten Sachen annimmt, wird eine vor 
läufige Aufnahme des Gaftes und daher die Haftung des Gaſtwirts für die betreffenden Sachen 
al8 begründet anzufehen ſein. 

e) Nur die im 8 701 beftimmte Haftung des Gaftwirts tritt aber ohne Rück— 
fit darauf ein, ob ein Vertrag zwifchen dem Baftwirt und dem Gafte zuftanbe 
gelommen ift. Eine Verpflihtung bes Gaſtwirts zur Beherbergung, und des Gaſtes zur Ent- 
richtung des Entgelts ſetzt felbftverftändlih einen gültigen @aftaufnahmenertrag voraus. Ob 
dur einen folhen Vertrag lediglich die Verpflichtung zur Beherbergung oder auch noch zu 
anderen Leiftungen, 3. B. zur Bedienung, Heizung oder Belöftigung begründet wird, hängt von 
den Umftänden des alles, insbefondere von der unter ben Beteiligten getroffenen Bereinbarung, 
und in Ermangelung einer befonberen Vereinbarung von der aus der Auffafiung bes Verkehrs 
zu entnehmenden Abficht der Parteien ab. Hat der Gafıwirt ben Gaſt ohne Vertrag aufgenomm, 
jo beftimmen ſich die hier in Frage ftehenden beiderfeitigen Verpflichtungen, fofern nicht eine 
Schenkung anzunehmen ift, nad; den Vorſchriften über Geihäftsführung ohne Auftrag und über 
ungerechtfertigie Bereicherung. 

b) Die Saden müffen von dem Gaſte eingebradt fein. Eingebrachte Sachen 
find nicht nur diejenigen, welche der Gaſt ald Heifegepäd mit fich führt, fondern auch die, welche 
er nachträglich einbringt. In welchem Zeitpunfte die Sachen als eingebracht zu gelten haben, 
it nad) den Umftänden des einzelnen Falles zu entſcheiden. Um Gtreitigleiten vorzubeugen, 
gibt der Abſ. 2 im dieſer Hinfiht Anhalispunkte. 

a) Als eingebradte Sachen gelten nit nur bie Sadhen, welche ber Baft dem 
Wirte übergeben Hat, fondern auch diejenigen, welde erben Leuten bes Wirtes, 
die zur Entgegennahme der Sachen beftellt waren, übergeben bat. Unter folden 
Leuten be Wirtes find nicht nur die dauernd Ungeftellten, fondern auch diejenigen zu verftehen, 
welche nur vorübergehend von dem Gaftwirte für den fraglichen Bwed verwendet werben. Es 
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genigt nicht, daß eine Perſon behauptet, von dem Gaſtwirte zu dem fraglichen Bmede beftelit 
zu fein. Hat z. B. ein mit ber Eifenbahn ankommender Reifender auf dem Bahnhofe fein &e- 
päd einer Perſon übergeben, die ſich für den Hausdiener eines Hotels ausgab, während fie dies 
in Wirklichkeit nicht war, fo haftet der Gaſtwirt für dad Gepäck nicht. Das Gefeg kommt den 
Gäften aber infofern zu Hilfe (Abſ. 2), als e8 den von dem Gaftwirte zu dem fraglichen Zwece 
beftellten Leuten diejenigen gleichftellt, welche der Gaft als zu diefem Zwecke beftellt nach ben 
Umftänden anfehen durſte. Hiernach haftet der Gaftwirt aljo z. B., wenn ein Reifender, der in 
einem beitimmten Hotel einfehren will, dem Führer des auf dem Bahnhof anweſenden SHotel- 
wagend oder bem in diefem befindlichen Kommiffionär fein Gepäck übergibt [oder wenn ihm, 
nahdem ex im Hotel angelangt ift, die dort befindlichen Leute des Gaſtwirts fein Gepück ab» 
nehmen. 

4) Als eingebradt gelten die Saden ferner dann, wenn fie an den von dem 
Saftwirt oder deffen Leuten angemwiefenen Ort oder in Ermangelung einer An— 
weifung an ben dazu beftimmten Ort gebradt find. Der Gaftwirt Haftet aljo immer 
wenn die Sachen in das Zimmer des Gaftes gebracht find; er haftet z. B. aber auch dann 
für die Koffer bes Meifenden, wenn dieſe nach Anmweifung des Gaftıwirts oder feiner Leute auf 
den Borplag hingeſtellt find. 

y) Saden, welche der Gaſt am Leibe bei ſich trägt, 3. B. ein Portemonnaie oder 
eine Uhr, die er in der Tajche hat, werden nur dann und nur folange als eingebracht zu bes 
trachten fein, als umb folange der Gaſt fi in den Räumen des Hotels befindet (Derimann 
D. Aufl. Erl. 3a a; Shollmeyer ©. 139; Windfheib-Kipp II $ 383 Zuf. 1). Legt der Gaſt 
folde Sachen ab, fo kommt es darauf an, ob er fie in einem Raume ablegt, der als hier» 
zu beftimmt anzufehen ift. Dies ift 3. B. anzımehmen, wenn der Gajt feine Uhr ober fein 
Portemonnaie des Nachts auf den Tiſch bei feinem Bette Iegt, nicht aber bann, wenn er 
ein Kuvert mit Geld, auf einem Frühſtückstiſche im Hotelgarten liegen gelafien Hat (Wipr. 
8.8 6.79). 

8. Ausſchluß oder Einſchräukung der Haftung. Der Nachweis für fich allein, daß den 
Wirt kein Verſchulden trifft, befreit ihn nicht. Es muß vielmehr pofitiv ein befonberer Grund 
für den Ausſchluß oder die Einſchränkung ber Haftung bdargetan werben. Die Normierung 
diefer befonderen Gründe im Abf. 1 Sa 2 beruht auf dem Gedanken, daß ber Wirt nicht 
bafıpflichtig gemacht werden kann, wenn feftiteht, daß der Schaden im einzelnen Falle durch die 
von ihm zu treffenden Vorfihtsmaßregeln nit abzumenden war. 

Der Gaftwirt haftet hiernach nicht: 

a) Wenn ber Berluft oder die Befhädigung von dem Bafte, einem Begleiter 
des Baftes oder von einer Berfon, bie er bei ſich aufgenommen hat, verurfadt 
wird. Als Begleiter des Gafles find z. B. anzufehen bie Samilienglieder ober Dienftboten, die zu 
ihm gehören, als Perſonen, die der Gaſt bei ſich aufgenommen bat, ſolche Berfonen, die er in fein 
Bimmer eingeführt hat, z. 8. ein von ihm mitgebrachter Fremdenführer oder eine Dirne, bie er 
mit aufd Zimmer bringt. Auch ein Briefträger, der dem Gafte einen Brief bringt, diirfte Hier: 
ber gehören, wenn ber Gaft ihn in fein Bimmer eintreten läßt (Langen, S. 99 Anm. 6). 
Nicht dahin gehören aber folche Berfonen, die der Gaſtwirt bei dem Gaſte einführt oder deren 
Dienfte er dem Gafte empfiehlt, z. B. ein von dem Gaftwirt empfohlener Fremdenführer oder 
Barbier (Dernburg II 2 8 353 IT 1). 

Der Schaden muß durch den Gaſt ober durch eine ber gedachten Perſonen verurſacht fein. 
Verſchulden ift nicht erforderlich; andererſeits genügt nicht die bloße Mitwirkung bes Baftes ober 
einer ber gedachten Perſonen bei der Herbeiführung des Schadens, vielmehr muß der Schaden 
nad ben Grundfägen über den Kaufalzufammenhang allein auf die Handlung des Gaſtes 
ober einer der gedachten Perjonen zurüdzuführen fein (PB. II Bd. 2 ©. 402fj.). Die Haftung 
des Gaftwirts ift alfo z. B. ansgeichlofien, wenn ber Gaſt oder eine der gedachten Perfonen 
eine eingebrachte Sache zerftört oder beſchädigt oder wenn eine der gedachten Perſonen eine ſolche 
Sache entwendet. Die Haftung wird aber nod nicht dadurch ausgeichlofien, daß der Gaſt fich 
aus dem Zimmer entfernt, dabei die Türe unverfchlofien und das Fenſier offen läßt und num 
eine eingebrachte Sache aus bem Zimmer geftohlen wird (Ripr. Bd. 6 ©. 442). Bu beachten 
ift indefien, daß neben der Vorfchrift des Abſ. 1 Sag 2 die allgemeine Vorſchrift des $ 254 zur 
Anwendung lommt. Hiernach kann, wenn ein Verihulden bes Gaftes bei der Entitehung bed 
Schadens mitgewirkt hat, je nach den Umftänden des Falles die Exrfagpflicht bed Gaftwirts ganz 
ausgeſchloſſen fein oder ſich auf einen Teil des Schadens beſchränken (f. Exl. zu $ 254). Ein 


Mn 


718 VII Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


ſolches mitwirfendes Werfhulden bes Cafles kann z. B. darin liegen, daß er Gelb offen liegen 
läßt oder daß er feinen Koffer unverſchloſſen befördern läßt (®. II Bd. 2 ©. 403f.). Von ber 
Beftimmung bes Abf. 1 Gap 2 umteriebet ſich die allgemeine Vorſchrift des $ 254 dadurch, 
daß diefe nur bei dem Gafte felbft, nicht bei den Begleitern und denjenigen PBerfonen, melde 
ex bei fid) aufgenommen hat, in Srage Iommt, ferner dadurch, daß bei ihr immer ein Verſchulden 
des beichädigten Gaſtes erfordert wird und endlich dadurch, daß es von den Umftänden abhängt, 
ob die Haftung des Gaftwirts ganz ausgeſchloſſen oder nur befhräntt wird. 

b) Benn der Schaden durd die Befhaffenheit der Sade entftanden if Es 
genügt nicht, daß der durch äußere Umftände Herbeigeführte Schaden nicht eingetreten wäre, 
wenn die Sade nicht diejenige Beſchaffenheit gehabt Hätte, melde fie in Wirklichkeit gehabt hat, 
daß alfo z. B. die von dem Tifche hinuntergeitoßene Vaſe zerbrochen ift, weil fie von Porzellan 
und nit von Metall war; vielmehr ift erforderlich, daß die innere Beſchaffenheit der Sache die 
alleinige Uxrfache des Schadens bildet (Langen ©. 97). Hierher gehören alfo 3. B. die Fälle, 
in denen ber Schaden dur Fäulnis oder durch fonftigen inneren Verberb der Sadje, burd 
Selbftentzündung oder Erplofion (RG. Bd. 15 ©. 147) entftanden ift oder wenn ein eingeftelltes 
Bferd infolge einer Krankheit, die es ſchon vor der Einftellung Hatte, geftorben tft. Richt er- 
forderlich iſt, daß der Schaden buch die innere Beſchaffenheit ber beſchädigten Sache jelbft 
entftanden ift; es genügt auch, wenn der Schaden durch die Beſchaffenheit einer anderen Sadıe 
des Gaftes herbeigeführt ift, wenn alfo durch die Selbftentzündung einer Sache bes Gaſtes 
anbere Sachen desſelben zerflört ober befhädigt find. A 

©) Wenn der Schaden burd; Höhere Gewalt entitanden tft. Über den Begriff der 
höheren Gewalt f. Bd. I Erl. 1 zu 8 203 (vgl. auch Langen ©. 79ff.; Dertmann II. Aufl. 
Erl. de zu $ 701; Schollmeyer ©. 140; Endemann I 8 186 Anm. 19; RG. Bd. 44 ©. 27, 
3.50 ©. 92; RG. in Gruch. Bd. 47 ©. 141; RO. in I. 1901 ©. 164). 

d) Wenn die Haftung des Gaftwirts dur Vertrag mit dem Gafte ausgeſchloſſen 
ift. Ein folder Vertrag kann nad; Maßgabe der allgemeinen Grundſätze auch ſtillſchweigend ab⸗ 
geiäloflen werden. Nah 8 701 Abſ. 3 ift aber ein Anſchlag, durch melden der Gaſtwirt die 
Haftung ablehnt, ohne rechtliche Wirkung. Hieraus folgt, dab, auch wenn ber Gaft beim Be 
treten des Zimmers einen Anſchlag der gedadhten Art lieſt und ohne ſich dagegen zu verwahren 
das Zimmer behält, eine ſtillſchweigende Wereinbarung über Ausſchluß der Haftung nicht ans 
genommen werben kann. Der Anfchlag ift ohne jede rechtliche Wirkung, hat alfo auch nicht bie 
Wirkung eines dem Gaſte gegenüber gemachten Vertragsantrags. Eine ſtillſchweigende Annahme 
it daher unmöglich. Hätte ber Gaftwirt bei der Aufnahme des Gaftes dieſen ausdrücklich auf 
ben Unfchlag aufmerffam gemacht, fo dürfte darin die Erklärung zu finden fein, daß er den Gaft 
nur aufnehmen wolle, wenn biefer fi) mit der Wblehnung der Haftung nad Maßgabe des Ans 
ſchlags einverftanden erkläre. In einem ſolchen Falle wird, wenn der Baft ohne zu widerſprechen 
das angewiejene Zimmer behält, hierin die ftilfchweigende Annahme des in ber Erklärung des 
Wirtes liegenden Vertragsantrags zu finden fein. 

4. Inhalt ber Verpflichtung bed Gaftwirtd. Bu erſetzen ift ber Schaben, der dem Gafte 
durch den Verluft oder bie Beichäbigung einer eingebrachten Sache erwachſen if. Der Umfang 
und die Art, in welcher der Schaden zu erjegen iſt, beftimmt fi nach ben allgemeinen Grund⸗ 
fägen der 88 249ff. Anträge, welche fir den Fall bes 8 701 Sondervorſchriften aufitellen 
wollten, find abgelehnt (P. II Bd. 2 ©. 413ff.). Über die Beweislaft |. Erl. 7. Der Anſpruch 
bes Gaftes gegen einen Dritten, welcher den Schaden verfchuldet, wird durch bie Haftung des 
Wirte nicht berührt. Die beiden Erfagpflichtigen haften als Gefamtfchuldner (3 421). Hat der 
Gaftwirt wegen Verluftes der Sache Entichädigung zu leiften, fo findet der 8 255 Anwendung. 

5. Betreiben mehrere bad Gaftwirtögewerbe gemeinſchaftlich, jo Haften fie dem aufge 
nommenen Gafte gegenüber nad Maßgabe des 8 701, nad dem für bie Haftung von Geſell⸗ 
ſchaftern gegebenen Borfchriften. 

6. Erloſchen ber Haftung bed Gaftwirts. Die Haftung des Gaſtwirts hängt von den 
beiden Vorausjegungen ab, daß er eine Perſon als Gaſt aufgenommen hat und daß der Gaſt 
Sachen eingebraht Hat (f. Erl. 2). Fällt eine diefer Vorausfegungen, nachdem fie eingetreten 
war, fpäter wieder weg, jo muß von da an bie Haftung bed Gaftwirts für die Zukunft erlöfchen. 
Dasfelbe gilt, wenn nachträglich durch Vertrag zwiſchen dem Gaftwirt und dem Gafte die Haftung 
ausgeſchloſſen wird. 

a) Hat der Saft die Herberge in dem Gaſthaus aufgegeben, ift er 3. B. abgereift, 
bat aber Sachen in dem Gafthaufe zurüdgelafien, fo haftet der Gaſtwirt für diefe Sachen nicht 
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mehr nad 8 701. Er Haftet inbefien dem Gafte noch folange, als nad) den Umftänden bes 
Falles und der Auffafjung des Verkehrs erforderlich if, um die Sachen aus dem Gafthaufe 
fortzufhaffen. Hat ber Gaſt die Sachen dem Gaftıwirte zur Aufbewahrung oder zur Nachſendung 
übergeben, fo haftet der Wirt nach den Vorfchriften über Verwahrung oder Auftrag. Die Bes 
teifigten können hierbei vereinbaren, daß die Haftung bes Gaftwirt3 in der bisherigen Art, alfo 
nad) den Grundfägen der 88 701ff. fortdauern ſolle. Ob eine Vereinbarung diefes Inhalts 
als fiinjhweigend geihlofien anzufehen tft, hängt von den Umftänden des einzelnen Falles ab 
RR. II ©. 586; a. A. die frühere Auflage, nach welcher eine ſtillſchweigende Vereinbarung 
regelmäßig angenommen werben follte). 

Hat der Gaft die Sachen bei feinem Weggange mitzunehmen vergeffen, fo haftet der Gaft« 
wirt, wenn ex bie Sachen in Verwahrung nimmt, nad) den Vorſchriften über die Geihäftsführung 
ohne Auftrag. Es fragt ſich aber, ob der Gaftwirt verpflichtet ift, foldhe vergefienen Sachen 
in Verwahrung zu nehmen und dafür zu forgen, daß fie in fein Gewahrſam gelangen. Beruht 
die Aufnahme, was ja die Regel ift, auf einem Gaftaufnahmevertrage, fo dürfte der Vertrag 
nad Treu und Glauben mit Rückſicht auf bie Bertehrsfitie dahin auszulegen fein, daß nad; Bes 
endigung der Aufnahme dem Gaftwirt eine Verwahrungspflicht der gedachten Urt obliege. Im 
den jeltenen Fällen, in denen bie Aufnahme nicht auf Vertrag beruht (f. Erl. 2a), liegt ſchon 
in der Aufnahme ſelbſt eine Geichäftsführung ohne Auftrag, und die Sorge für die von bem 
Gafte vergefienen Sachen wird als eine Fortſetzung dieſer Gefchäftsführung zu betrachten fein, zu 
welcher der Gaſtwirt, nachdem er die Gefhäftsführung einmal übernommen bat, verpflichtet iſt 
Erl. zu 88 677ff.). 

Erklärt der Gaftwirt dem Gafte, daß er ihn richt länger beherbergen wolle, jo fragt ſich 
zunächſt, ob ber Gaftwirt zu einer folden Kündigung des Verhältniſſes berechtigt ift. Dies 
beitimmt fi, wenn die Aufnahme auf Vertrag beruft, nach dem Inhalte des Vertrags. Fit in 
dieſem die Beherbergung auf beftimmte Zeit vereinbart, fo kann der Gaftwirt vor Ablauf dieſer 
Zeit nicht Hindigen. Iſt eine beftimmte Zeit nicht vereinbart, jo dürfte die Kiindigung zuläffig fein; 
jebod wird dem Gafte eine angemefiene Frift zum Mbreifen oder zum Aufſuchen einer anderen 
Herberge zu gewähren fein. Dasſelbe wird nad den Grundſätzen über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag anzunehmen fein, wenn die Aufnahme nicht auf Vertrag beruhte. Bar die Kündigung 
nicht berechtigt umb bleibt der Gaſt troß berfelben wohnen, fo dauert die Haftung des Gaftwirts 
nad) Maßgabe der 88 701ff. fort, folange der Saft wohnen bleibt; fie dauert 3. B. aud) dann fort, 
wenn ber Gaſtwirt eigenmächtig bie eingebrachten Sachen des Gaſtes aus dem Gafthaufe fort- 
ſchafft. War die Kündigung berehtigt, fo dauert die Haftung des Gaſtwirts nur noch bis zum 
Ablaufe der Frift fort, die er dem Gafte nach dem obigen zu gewähren hat. 

Stirbt der Gaft während er in dem Gafthaufe Herberge bat, fo gilt für das Verhältnis 
bes Gaftwirts zu ben Erben des Gaſtes dasfelbe, mas für das Verhältnis des Gaftwirts zn dem 
Gaſte gilt, wenn diefer das Gaſthaus unter Zurücklaſſung feiner Sachen verlaffen Hat. 

b) Hat der Gaft bie eingebradten Sachen aus dem Gafthaufe wieder fortgefchafft oder 
hat er fonft das Verhältnis geändert, durch deſſen Herftellung nach Abſ. 2 die Sachen als ein» 
gebracht gelten, hat er z. 8. bie Sachen an einen ihm nicht angemwiefenen und auch nicht zur 
Einbringung beitimmten Ort gebracht, fo Hört hiermit die Haftung des Gaftiwirt für die bes 
treffenden Sachen auf (f. Erl. 2b). Die Haftung für Sachen, die der Saft am Leibe bei fi 
teägt, hört auf, fobald der Gaft das Gaſthaus, wenn auch nur vorübergehend, verläßt. 

6) Wird zwiſchen dem Gaftwirt und dem Gaſte nach der Aufnahme des leeren vereinbart, 
daß der Gaftwirt für die eingebrachten Sachen nicht nach Maßgabe der 88 701ff. haften folle, 
fo hört mit dem Abſchluſſe diefer Vereinbarung die befondere durch die 88 701ff. beftimmte 
Haftung bes Gaftwirts für bie Zukunft auf; feine Haftung beftimmt fi) von ba an lediglich 
nad) allgemeinen Grundfägen. Eine Vereinbarung der gedachten Art wird als geichlofien anzır- 
ſehen fein, wenn ber Gaftwirt bem Gaſte erklärt, dab er ihm nur ımter Ausfchluß diefer Haftung 
weiter die Herberge gewähren wolle umd ber Gaft ohne zu widerfprechen, im dem Gaſthauſe bleibt. 

7. Beweißlaft. Der Gaft, welcher auf Grund des 8 701 von bem Gaſtwirt Erſatz für den 
Verluſt ober die Beſchädigung von eingebrachten Sachen verlangt, hat die Aufnahme als Gaft 
(f. Exl. 2a) und das Einbringen der Sachen (f. Erl. 2b) zu beweijen. 

Zweifelhaft ift, ob der Gaſt, wenn er Erfah für den Berluft einer eingebrachten Sache 
fordert, auch zu beweifen Hat, daß die Sade, während fie eingebracht war, verloren gegangen 
ſei, ober ob der Gaftwirt, um fich zu befreien, beweiſen muß, daß ber Berluft während ber 
fraglichen Zeit nicht eingetreten, daß bie Sache alfo noch in dem tatfählichen Herrſchaftsbereiche 
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F. 702. Für Geld, Werthpapiere und Koftbarfeiten haftet der Gaftwirth 
nach $. 701 nur bis zu dem Betrage von eintaufend Mark, es fei denn, daß er 
diefe Gegenftände in Kenntniß ihrer Eigenfchaft ala Werthſachen zur Aufbewahrung 
übernimmt oder die Aufbewahrung ablehnt oder daß der Schaden von ihm oder 
von feinen Leuten verſchuldet wird. 


des Gaftes fich befinde oder doch zu der Zeit, als er das Gaſthaus verlafien, noch befunden 
babe. Hanbelte e8 fi) um einen Anſpruch auf Herausgabe ber eingebrachten Sachen, fo wilde 
der Baftwirt die Unmöglichkeit der Herausgabe, alfo den Verluſt zu beweifen Haben. Ex milde 
ferner zu beweifen haben, daß ber Verluſt infolge eines don ihm nicht zu vertretenden Umftandes 
(. Erl. 3a—3c) eingetreten fei. Es Hanbelt fi Hier aber, abgejehen von dem Falle, daß die 
Sade dem GBaftwirte zur Verwahrung übergeben worden, nicht um einen Anſpruch auf Heraus: 
gabe, fondern um einen Unfprud; auf Schadenserſatz. Man künnte nun vielleicht die Ber- 
pflihtung des Gaſtwirts in betreff der eingebrachten Sachen dahin auffafien, daß er pofitio ver- 
pflichtet jet, dafür zu forgen, dab die Sachen dem Gaſte erhalten bleiben und dieſe Verpflichtung 
ebenfo zu behandeln wie die Verpflichtung zur Herausgabe. Der Gaft würde dann zunächſt auf 
Erfüllung dieſer Verpflichtung Hagen können und ber Gaftwirt würde, um ſich zu befreien, be 
weifen müfien, daß ihm die Erfilllung der Verpflichtung infolge eined von ihm nicht zu ver- 
tretenden Umſtandes unmöglid geworden, daß aljo der Verluſt der Sache infolge eines der in 
Erl. 3a—3c bezeihneten Umftände eingetreten ſei. Führt er diefen Beweis niit, fo wirbe er 
verurteilt und der Gaft Könnte dann nach Maßgabe des 3 283 Schadenserſatz wegen Nichter- 
fällung der dem Gaftwirt obliegenden Verpflitung verlangen. Eine ſolche Auffafiung dürfte 
indeſſen der Abficht des Geſetzes nicht entiprechen. Der 8 701 gibt dem Gafte nur einen Ans 
ſpruch auf Erſaß des durch Verluſt der Sache entftandenen Schadens. Borausfegung dieſes 
Anſpruchs iſt der eingetretene Verluft. Diefe Borausfegung muß der Gaſt ebenfo bemeifen, wie 
wenn er Schadenderfag wegen verfchuldeter Unmöglichkeit der Erfüllung einer Verpflichtung ver- 
langt, wie er die Unmöglichkeit beweifen muß (ſ. Erl. 1 zu $ 283). Der Gaſtwirt Hat dann zu 
beweifen, daß der Berluft infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes eingetreten fei. 
Iſt die Sache dem Gajtwirte zur Aufbewahrung übergeben, fo ft er zur Rückgewähr nad) alle 
gemeinen Grundfägen verpflichtet und kann fid) von biefer Verpflichtung und ber infolge der 
Nichterfüllung eintretenden Verpflihtung zum Schabenserfage nur durch den Beweis der von 
ihm nicht zu vertretenden Unmöglichteit befreien (M. II ©. 586; Langen ©. 75 Unm. 8, 
S. 76 Anm, 9, S. 78 Unm. 10; Windfheid-Kipp ITS 384 Zuf. 2d). Dabei ift aber zu be 
achten, daß es fi, wenn die Sade nach Maßaabe des Abf. 2 bem Gaftwirt oder feinen Leuten 
übergeben worben tit, regelmäßig nicht um eine Übergabe zue dauernden Aufbewahrung, ſondern 
nur um eine Übergabe zu dem Zwecke handelt, um die Sache an ben dazu beftimmten Ort zu 
bringen. Der Gaftwirt braucht in ſolchem alle nur zu beweifen, daß er bie Sache an ben dazu 
beftimmten Ort gebracht, daß er alfo z.B. den Koffer und die Meifetafche oder ben Mantel des 
Gaſtes in das Zimmer desfelben gebracht oder Habe bringen laſſen. Hat der Gaſtwirt dies getan, 
fo ift das Verhältnis ebenfo zu beurteilen, wie wenn der Gaſt bie betreffenden Sachen jelbit 
an ben dazu beftimmten Ort gebracht hätte. 

Nach denjelben Grundfägen ift der Fall zu beurteilen, wenn Erfag wegen Beſchädigung 
der Sache verlangt wird. Der Gaft hat das Einbringen der Sache ſowie den Umfiand zu be 
weiſen, daß die Sadje, während fie eingebracht war, die VBeihädigung erlitten Hatte. Dem 
Gaftwirte Itegt dann der Beweis ob, dab die Beihädigung infolge eines von ihm nicht zu 
vertretenden Umftandes (ſ. Erl. 3a—3c) eingetreten fei. 

Behauptet der Gaftwirt, daß feine Haftung durch Vertrag ausgeichlofien oder beſchränkt 
worden fei (j. Erl. d) oder daß fie zur Zeit des Verluftes oder der Beſchädigung erlofchen geweſen 
fet (f. Erl. 6), fo liegt ihm ber Beweis des Vertrags bzw. bed bad Erlöfchen begründenden 
Umſtandes ob. 

$ 702. 
&. 18 627; 11 8 642 reu. 8 689; III 8 689. 9.1 6.2766, 27711.. 2780M.; DR. II. 5ssfl. 
P. 118.2 E.404f.; 80.6 6.19. D. &.648. 


1. Befondere Vorſchriften für Geld, Wertpapiere umb Koſtbarkeiten. Nad dem Borbilde 
von Beftimmungen, welche im HGB. (alte Faffung Urt. 395, 608, jest 88 429, 607) für den 
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Land» und Seefrachtverkehr gegeben find, ſetzt dad Geſetz bei Geld, Wertpapieren und Koſibar⸗ 
keiten für die Haftung bes Gaſtwirts gewiſſe Schranken. Der Ausbrud „Wertpapiere” ift bier 
im weiteften Sinne zu nehmen (vgl. Zitlg. Bb. 1©. 31; Bd. 6 ©. 17; Bd. I Erf. 1 zu 8 234). 
Über den Begriff der „Roftbarkeiten“ ſ. Exl. 1 zu 8 372. Dem Gaftıokrte fol die Möglichkeit 
gegeben werben, fich gegen die Gefahr eines ungewöhnlich Hohen Schadens, ber durch den Berluft 
ober die Beihädigung von Wertfachen ber gedachten Art entiteht, zu fügen. Der Schug wird 
ihm dadurch gewährt, daß er für die fraglichen Wertfachen nur unter ben im 8 702 bezeichneten 
Borausfegungen haftet. Mit Rüdfiht auf bie Bebürfnifie des Verkehrs foll jedoch feine Haftung 
bis zum Betrage von taufend Mark ſich Iebiglih nad ben Vorfchriften des 8 701 beftimmen. 
Der E. I 8 627 Hatte darauf abgeftellt, ob der Gaſt die fraglichen Wertſachen zu feinen Laufenden 
Bebürfnifien gebrauche. Mit Rüdficht auf bie Praktikabilität hat die zweite Kommiffion den be 
ftimmten Betrag von tauſend Mark als Grenze beftimmt. 

2. Die Grenze von 1000 Mari, bis zu welcher der Gaſiwirt nad) 8 701 unbeſchränkt 
haftet, bezieht fi nicht auf den gemeinen Wert ber einzelnen Saden, fondern auf den Betrag 
des Schadens, den der Gaſt durch den Verluſt oder bie Beſchädigung erleidet. Iſt der Verluft 
ober die Beihädigung nit auf einmal, fondern nad und nad, z. B. durch verſchiedene Dieb» 
ftähle entftanden, jo Haftet der Gaftwirt nach $ 701 nit für jede einzelne Schabenszufligung, 
fondern nur für alle zufammen bis zum Betrage von 1000 Markt (Langen ©. 114 Anm. 11; 
Standinger Erl. 10 zu 8 702; a. U. Dernburg II 8 353 Anm. 9). 

Beitritten ift, ob, wenn eine Familie in einem Gafthaufe Herberge nimmt, die Örenze von 
1000 Mark für alle Familienglieder zufammen gilt oder ob der Gaſtwirt jedem einzelnen Familien⸗ 
gliede für die von ihm eingebrachten Wertſachen ber fraglichen Art bis zum Betrage von 1000 Mark 
unbeſchränkt haftet. In der zweiten Kommiffion wurde die erfigedachte Auficht, ohne Widerſpruch 
zu finden, vertreten (ebenfo Sturm ©. 29; Fuld, Miete ©. 268). Bon anderen wird darauf 
abgeftelt, ob die Aufnahme der mehreren Familienglieder durch einen Aufnahmenft erfolgt ift 
ober ob mehrere felbftändige Aufnahmeakte anzunehmen find. Dertmann IL. Aufl. Erl. 1 Abf.2 zu 
8 702 will beshalb z. ®., wenn Ehegatten in einem Gaftyaufe Herberge nehmen, den Betrag von 
1000 Mark nur für beide gemeinjcaftlid berechnen, wogegen der Gafiwirt, wenn zwei Brüder 
gemeinfchaftlich einkehren, jebem derſelben bis zu 1000 Mark beſonders haften fol. Nah 
Windſcheid⸗Kipp II 8 384 Zuſ. 2e foll eine Bufammenrehnung des Schadens aller Familien⸗ 
glieder nur dann einixeten, wenn das Familienhaupt mit unfelbjtändigen Samiliengliedern in 
dem Gafthaufe Herberge genommen bat. Sowohl ber Wortlaut des 8 702 als deſſen Zuſammen⸗ 
Bang mit 8 701 dürften indefien überhaupt gegen jede Zuſammenrechnung bes Schadens von 
Samiliengliebern fprehen. Nach 8 701 Hat jeder Gaft jelbftändig den dort beſtimmten Anſpruch 
gegen ben Gaftwirt. Sind Sachen, welde einem unſelbſtändigen Familiengliede gehören, ver⸗ 
loren oder beichädigt, fo fann zwar der Erfaganfprucd wegen des dadurch erlittenen Schadens 
nur von dem gefeglichen Vertreter des unielbftändigen Yamiltengliebes erhoben werben, aber 
diefer kann den Anſpruch eben nur als Vertreter des Beſchädigten, nicht als Familienhaupt im 
eigenen Ramen geltend machen. Der nad $ 701 jedem Gaſte, aud wenn er als Glied einer 
Familie in ben Gafthof eingekehrt ift, felbftändig zuftehende Erſatzanſpruch wird nun in $ 702 
für Wertſachen auf 1000 Mark beſchränkt. Daß Hierdurch zugleich eine Anderung jenes Anſpruchs 
in der Richtung hätte beftimmt werden follen, daß, wenn mehrere Zamilienglieber in dem Gajts 
hauſe Herberge nehmen, ihnen nur gemeinſchaftlich ein Erſatzanſpruch bis zu 1000 Mark zuftehen 
folte, tft in dem Gefeg in keiner Weife zum Ausdrude gelangt. Auch Billigleitsgründe dürften 
für eine ſolche Beſchrünkung des Erſatzanſpruchs nicht jprehen. Es ift nicht abzufehen iveshalb, 
wenn ein Ehepaar oder ein Vater mit feiner minderjährigen Tochter zufamnıen in ein Gafthaus 
eintehren und dem Ehemann oder Vater 1000 Mark bares Geld, der Frau oder Tochter aber 
Juwelen von bemjelben Werte geitohlen werben, der jedem von ihnen zuftehende Anſpruch auf 
Schadenserſatz von 1100 Dark deshalb auf bie Hälfte Herabgefegt werden follte, weil fie zu⸗ 
ſammen in dem Gaithaufe Herberge genommen haben. 

8. Der Gaftwirt haftet auch für Wertfachen der fraglichen Art über bie Grenze von 
1000 art hinaus unbeihräntt nad $ 701, 

a) wenn ber Gaftwirt die in Erl. 1 bezeichneten Sachen in Kenntnis ihrer 
Eigenihaft als Wertfahen zur Aufbewahrung übernimmt. Nicht erforderlich ift, daß 
der Gaſtwirt die Urt und den Wert der von ihm Übernommenen Sachen kennt; es genügt, daß 
er ihre Eigenſchaft als Wertfachen tennt. Gleichgültig ift aud, woher ber Gaftivirt die Kenntnis 
bat. Durch die Übergabe ber Saden von feiten des Baftes an den Gaſtwirt und durch die Übers 
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nahme derjelben von jeiten bes Gaſtwirts wird regelmäßig ein Berwahrimgävertrag zuflande 
tommen. Die Gültigfeit eines ſolchen Vertrags iſt hier aber ebenjowenig wie im Falle bes 8 701 
bie Gültigkeit eines Aufnahmevertrags (f. Erl. 2a a zu 8 701) Vorausfegung der Haftung; 
vielmehr genügt hier wie dort die Gültigkeit der auf die Übername gerichteten Willengertlärung. 
Der Gaſtwirt haftet alfo, auch wenn der Gaſt bei ber Übergabe geihäftsunfähig ft, ſofern ex 
felbft nur bei ber Übernagme, geihäftsfähig it. Der Übernafme dur den Gaftwirt fteht nad 
allgemeinen Grundfägen die Übernahme durch einen mit Vertretungsmacht verjehenen Vertreter 
des Gaſtwirts gleih. Die Leute bed Gaſiwirts find in diefer Beziehung nicht in demfelben 
Umfange mie im 8 701 bem Gaftwirte gleichgeitellt (a. U. die frühere Auflage). Auch die Bor- 
ſchrift des 8 278, auf welhe Staudinger Erl. 2a 4 Bezug nimmt, kommt nit in Betracht; 
denn es handelt fi) nicht um die Erfüllung einer Verbindlichkeit, fondern um die Vornahme 
eines Rechtsakts, durch welchen eine Verbindlichkeit begründet wird. 

Bweifelhaft tft, ob ein Gaftwirt, der Bollfaufmann Hit, den Vorfchriften des Depotgefepes 
von 1896 unterliegt, wenn er Wertpapiere der im & 1 jenes Geſetzes bezeichneten Art unver 
fhlofien zur Aufbewahrung übernommen hat. Die Beantwortung dieier Frage hängt davon ab, 
ob die Übernahme als im Betriebe des Handelsgewerbes erfolgt anzufehen if. Dies bürfte 
anzunehmen fein, wenn die Übernahme nad) Maßgabe des 8 702 auf Berlangen des Gaſtes 
erfolgt iſt GGohenemſer in DIE. 1897 ©. 38); Langen ©. 14 Anm. 17; ©. 116ff. (a. A. 
die frühere Auflage). Praktiſch dürfte bie Frage von feiner großen Erheblicfeit fein, da Wert⸗ 
papiere der fraglichen Art dem Gaſtwirte regelmäßig nicht unverſchloſſen zur Aufbewahrung über: 
geben werben; 

b) wenn der Gaſtwirt die Aufbewahrung ablehnt. Nicht erforderlich ift, daB der 
Gaft die Aufbewahrung beantragt Hat. Es genligt, wenn ber Gaftwirt von vornherein erklärt, 
daß er Wertpapiere zur Aufbewahrung nicht übernehme. Auch ein Anſchlag, welcher diefe Er: 
Härung enthält, dürfte genügen. Nicht genügend aber ift ein Anſchlag, durch welchen ein Gaſt⸗ 
wirt allgemein die Haftung für Werifachen ablehnt. 

Ans welchem Grunde die Ablehnung der Aufbewahrung erfolgt, ift gleichgültig. Inss 
befondere kann ſich ber Gaftwirt nicht darauf berufen, da er nicht im Beſitz eines geeigneten, 
eine angemefjene Sicherheit gemährenden Aufbewahrungsorts fei. Ein Antrag, nach welchem bie 
unbeſchränkte Haftung nur im alle einer unbegründeten Ablehnung eintreten follte, ift von der 
zweiten Kommiffion abgelehnt (®. II Bb. 2 ©. 408). 

Die Ablehnung ift eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung. Es findet darauf alfo dasjenige 
Anmendung, was in Erl. 3a in betreff des Rechtsalts der Übernahme der Aufbewahrung gefagt Hit; 

6) wenn ber Schaden von bem Baftwirt oder feinen Leuten verſchuldet ift. 
Verſchuldet ift ber Schaden nicht nur, wenn er durch eine unerlaubte Handlung, fondern auch, 
wenn er durch ſchuldhafte Verlegung der dem Wirte obliegenden vertragsmäßigen Pflichten herbet- 
geführt if. Die Motive bemerken hierzu: Die Frage, ob ber Wirt durch den Aufnahmevertrag 
für die Sicherheit ber von dem Gate eingebrachten Sachen in gewiſſer Weife, 3. B. duch gehörige 
Beſchaffenheit der dem Gaſte angewieſenen Behältniffe, durch Verſchloſſenhalten der Tür während 
der Ubweienheit des Gaſtes, durch Fernhalten verdächtiger Perfonen von den Logierräumen zc., 
zu forgen verpflichtet wird, läßt ſich ohne Zweifel nicht ſchlechthin verneinen. In welchem Umfange 
fie bejaht werden muß, hängt aber von dem zum größten Teile durch die Verkehrsſitte bedingten 
Inhalte des Aufnahmevertrags ab, welcher von fehr verſchiedener Beſchaffenheit fein kann, je 
nachdem ber Gaſthof eingerichtet und den Gäſten zur Benutzung eröffnet iſt (M. II ©. 589). 
Man wird dem beizupflichten haben. 

Dem Berfchulden des Wirtes felbft ift das Verſchulden feiner Leute gleichgeftellt. Der Wirt 
Tann fi) nicht darauf berufen, daß er bei der Auswahl und Unterweifung mit der nötigen 
Sorgfalt verfahren ſei, fondern er haftet ſchlechthin für feine Leute, gleicgviel ob es fi um 
Tontraftliches oder außerkontraltliches Verſchulden handelt. Der 8 831 findet auch in dem Iepteren 
Salle feine Anwendung. 

4. Beweislaft. Der Gaft hat, wenn er von dem Gaftwirt Erſatz für den Verluſt oder bie 
Beihädigung von Wertfahen der im 8 702 bezeichneten Art über den Betrag von 1000 Mark 
hinaus verlangt, zu beweifen, daß eine der in Exl. 3 bezeichneten Borausfegungen vorliegt. Died 
gilt insbeſondere auch von dem Falle unter Erl. 3c von der Boransfegung des Verſchuldens des 
Gaſiwirts oder feiner Leute (Langen ©. 120). Im übrigen finden in betreff der Bemweislaft 
die in Erl. 7 zu 8 701 dargelegten Grundfäge Anwendung. 
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$. 708. Der dem Gafte auf Grund der 88. 701, 702 zuftehende Anſpruch 
erlifcht, wenn nicht der Gaft unverzüglich, nachdem er von dem Verluſt oder 
der Beihädigung Kenntniß erlangt hat, dem Gaftwirth Anzeige macht. Der 
Anfpruch erlifcht nicht, wenn die Sachen dem Gaftwirthe zur Aufbewahrung 
übergeben waren. 


5 8 708. 
€. 11 8 643 ven. 8 690; III 8 690. P.II 80.2 ©. 4101. 88.6 6.194. D. 6.648. 


1. Anzeigepflicht bes Gaſtes. Der 8 703 tft von ber zweiten Kommiſſion eingeſtellt. Die 
Vorſchrift ift aud der Erwägung Bervorgegangen, der Gajtwirt müſſe vor ber Gefahr geſchützt 
werben, wegen Verluſtes oder Beſchädigung der von bem Gafte eingebrachten Sachen noch in 
Anſpruch genommen zu werben, wenn feit bem Verluſt ober der Beſchädigung fhon eine ge 
raume Zeit verftrichen ſei. Der Gaftwirt müfie in der Lage fein, die Behauptungen des Baites 
auf ihre Nichtigkeit zu prüfen und die Grunde des Schadens zu ermitteln, um, fall dieſelben 
anf ein Verhalten feiner Leute zurüdzuführen feien, gegen die Schuldigen mit Entlaffung oder 
Kündigung vorzugehen ober Regreßanſprüche erheben zu können (P. II Bd. 2 ©. 411). Dei 
Halb fol der Gaſt unverzüglich, d. 5. nach 8 121 ohne ſchuldhaftes Zögern, nachdem er von dem 
Berluft ober ber Beſchädigung Kenntnis erhalten bat, dem Gaftwirt Anzeige machen. 

Die Anzeige ift eine einfeitige empfangsbebürftige Willenserklärung. Sie muß an den 
Gaftwirt erfolgen. Die Anzeige an einen Dritten kann nicht ſchon deswegen als genügend an- 
geliehen werden, weil der Gaſt den Dritten als zur Entgegennahme der Anzeige ermächtigt 
anfah und den Umſtänden nah anfehen durfte (a. U. Staudinger Erl. 1c zu 8 703). Die 
Anzeige an einen Dritten genügt vielmehr nur, wenn diejer wirklich Vertretungsmacht hatte 
oder wenu er als Beauftragter des Gaſies bie Anzeige rechtzeitig dem Gaſtwirte mitteilte 
(Ripr. Bd. 6 ©, 442). 

Das Unterlafien der Anzeige begründet nicht nur eine Einrede, fondern der Anſpruch er 
liſcht Traft des Geſetzes. In P. II Bd. 2 ©. 411 wird zwar die Berufung auf das Unterlaffen 
ber Anzeige als eine Einrebe bezeichnet. Es hat damit aber wohl nur gefagt werden follen, daf die 
Behauptung ber rechtzeitigen Anzeige nicht von dem Gaſte zur Begründung der Klage aufge 
itellt zu werden brauche, daß es vielmehr Sache des Gaftıwirts fei, die Einwendung geltend zu 
machen, daß ber Anfpruch durch die Unterlafjung der Unzeige erlofcen fei. 

2. Die Beweisiaft anlangend, jo hat ber Gaſtwirt, der fi auf das Exlöfchen de Ans 
ſpruchs beruft, zu beweiſen, daß und wann der Gaſt von dem Verluſt ober der Beſchädigung 
Kenntnis erhalten Hat. Dem Gafte liegt dann der Beweis ob, daß er unverzüglich nach diefem 
Zenpunkte die Anzeige an den Gaſiwirt gemacht habe. — 

Die Beweislaſt des Gaſtes in leierer Beziehung ergibt ſich aus der Stellung bes Wortes 
„nicht“ (ſ. 3b. I Borbm. V 4). Für bie von anderer Seite vertretene Anfiht, dab bem Gaſt⸗ 
wirte der Beweis ber nicht rechtzeitig erfolgten Auzeige obliege (Staudinger Erl. 3 zu 8 708; 
Dertmann II. Aufl. Erl. 1 zu $ 703; Dernburg II2 8 353 Anm. 10), beruft man fi mit 
Unrecht auf P. II 8d.2 ©. 411. Hier wird, wie bereit# hervorgehoben, nur gejagt, daß es ſich 
am eine von bem Gafte geltend zu machende Einwenbung handle, die Frage der Beweislaſt wird 
aber nicht berührt. 

8. Die im Sage 2 in betreff ber dem Gaftwirte zur Aufbewahrung übergebenen 
Soden von der Anzeigepflicht gemadte Ausnahme beruht auf dem Gedanten, daß in dem be= 
zeichneten Falle fein Bedürfnis beftehe, den Gaſt zur Anzeige zu verpflichten, weil der Wirt, der 
die Sachen aufbewahrt habe, in der Lage fei, auch nach Ablauf geraumer Zeit die Ungaben des 
Gaftes auf ihre Richtigkeit zu prüfen (P. II Bd. 2 ©. 411). Die Ausnahme bezieht fi auf 
alle dem Gaftwirte zur Verwahrung übergebenen Saden, nit etwa nur auf die ihm nad 
$& 702 übergebenen Weriſachen. Urfprünglich war noch die weitere Ausnahme Hinzugefügt, daß 
die Beſtimmung feine Anwendung finde, wenn ber Verluſt oder bie Beihädigung durch Ber 
ſchulden des Gaftwirts oder feiner Leute entftanden fei. Diefer Zuſatz ift aber bei ber zweiten 
Leſung wieder geftrihen (PB. II Bd. 6 ©. 194). 


4. Für bie Verjährung ber dem Gafte zuftehenden Anſprüche gelten bie gewöhnlichen 
Grundſãtze. 
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8. 704. Der Gajtwirth Hat für feine Forderungen für Wohnung und andere 
dem Gafte zur Berfriedigung feiner Bedürfniffe gewährte Leiftungen, mit Einfchluß 
der Auslagen, ein Pfandrecht an den eingebrachten Sachen des Gaftes. Die für 
das Pfandrecht des Vermiethers geltenden Vorfchriften des $. 559 Sat 3 und 
der $$. 560 bis 563 finden entjprechende Anwendung. 


€.18 628; II 8 644 ven. 8 691: III B 691. P.I G.27881.; II E.5901. P.IIW.2 6.411. 

Siber, Das gefegliche Pfandrecht bes Vermieters, des Verpächters und des Gaftwirts 
nah dem BGB. für dad Deutfche Reich, in Fiſchers Abhandl. zum Privatrecht und Bivil- 
prozeß Bd. 5 Heft 2, 1900, 

1. Dos durch & 704 beftimmte Pfaudrecht fteht nur dem Gaſtwirte zu, welcher ge- 
werbömäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt. Es ergibt fi) dies aus dem Zuſammen⸗ 
Hange de3 8 704 mit dem 8 701. Über ben Begriff eines Gaſtwirts ber gedachten Art 
f. Vorbm. II vor 8 701. 

2. Das Pfandrecht fteht dem Gaftwirt an den eingebrachten Sachen bed Gaſtes zu. In 
betrefj der Frage, welche Sachen als eingebracht anzufehen find, gilt Hier dasfelbe wie bei den 
Vorſchriften des 8 701 (j. Erl. 2b zu 8 701). Nur an ben eigenen Sachen bes Gates fteht 
dem Gaſtwirte das Pfandrecht zu, nit an den einem Dritten gehörenden Sachen (vgl. Exl. 2 
zu 8 559), insbefondere aud) nicht an ben Sachen der Begleiter des Gaſtes, z. B. feiner zu- 
gleich mit ihm aufgenommenen Ehefrau, feiner Kinder und Dienftboten (a. U. Deruburg II 2 
8 353 VII). 

3. Das Pfandrecht ſteht dem Gaftwirte zu für feine Forderungen für Wohnung uud 
andere dem Gafte zur Befriedigung feiner Bedürfniſſe gewährte Beilungen mit Einfluß ber 
Auslagen. Hierunter dürften alle Forderungen ber gedachten Art, welche bem Gaftwirt auf 
Grund der Aufnahme gegen den Gaft zuftehen, zu verſtehen fein. Es madıt feinen Unterſchied. 
ob die Aufnahme auf Grund eines Gaſtaufnahmevertrags oder ohne gültigen Vertrag erfolgt 
ift (f. Erl. 2a zu 8 701). Die Vorfchrift bes $ 704 entfpricht der Vorſchrift des 8 559 Sag 1, 
nad) welder dem Vermieter ein Pfandrecht wegen feiner yorberungen aus dem Mietverhältnis 
gegen ben Mieter zufteht (vgl. Erl. 4b zu 8 559). Unter die Forderung für die Wohmung 
fällt auch die Forderung auf Schadenserfag wegen vertragsmwidrigen Gebrauchs und wegen ſchuld⸗ 
after Befhädigung der mit ber Wohnung zum Gebrauch überlafienen Sachen, z. B. wegen 
Berbrechens des Waſchgeſchirrs. Unter den anderen dem Gaſte zur Befriedigung feiner Bebilcf- 
niſſe gewährten Leiftungen find nicht bloß ſolche Leiftungen zu verftehen, die objeltiv zur Be- 
friebigung der Bedürfniſſe notwendig waren, fondern alle Leiftungen, die der Gajt für feine Be- 
dürfniffe verlangte und die in Bafthäufern gewährt zu werben pflegen, insbeſondere alle Leiſtungen, 
für Bedienung, Heizung, Beleuchtung, Eſſen und Trinken, ohne Unterſchied, ob fie notwendige 
oder Iuguriöfe waren (Langen ©. 126 Anm. 4; a. 9. Scherer Erl. 5 zu $ 704). Someit 
der Gaft dem Gaftwirt auf Grund der Aufnahme aud für deſſen Forderung für die den Be 
gleitern des Gaftes gewährte Wohnung und fonftige ihnen für ihre Bedürfniſſe gewährten 
Leiftungen haftet, beſteht das Pfandrecht auch für Forderungen diefer Art. 

Die Befchräntung des $ 559 Sag 2 gilt, da nur der Satz 3 bes 8 559 und bie 38 560 
bis 563 für entiprehend anwendbar erklärt find, nicht fiir das Pfandrecht des Gaflwirtd. Das 
Pfandreht kann aljo auch für künftige Entfhädigungen ſowie für Die Vergütung für eine fpätere 
Zeit als das laufende und das folgende Aufnahmejahr geltend gemacht werden. Wäre alfo 
3. 8. der Gaftaufnahmevertrag auf mehrere Jahre gefchlofien, fo wilrde das Pfandrecht für die 
ganze von dem Gaſte hierfür zu gewährende Vergütung geltend gemadt werben können. Es 
dürfte auch nicht zu unterſcheiden fein, ob die Wohnung und die fonftigen Leiftungen bereits 
gewährt oder auf Grund des Aufnahmevertrags erſt noch fpäter zu gewähren find. Hat z. B. 
ein Gaft die Herberge einſchließlich der Beköftigung auf drei Donate feit für einen Penfions⸗ 
preis von zehn Mark pro Tag genommen, fo kann, wenn der Gaft ohne Grund die Herberge 
nad acht Tagen aufgibt, bad Pfandreht fir den ganzen PBenfionspreis für drei Monate, nicht 
bloß für acht Tage geltend gemacht werden (a. U. Siber ©. 13 und in betreff anderer 
Leiftungen als der Wohnung aud) Langen ©. 125 Anm. 2). 

Was bie in dem 8 704 beſonders hervorgehobenen Auslagen anbetrifft, jo kommen mır 
ſolche Auslagen in Frage, die von dem Gaftwirt in verfehrsüblicyer Weiſe für die Bebfirfnifie 
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des Gaſtes gemacht find, z. B. fir Wäſche, für Reparatur von Sleibungsfiliden, für den Lohn 
eines Kofferträgerd ꝛc., micht aber folhe Auslagen, die mit dem duch die Aufnahme bed 
Gaſies begründeten Verhältnis in feinem Zuſammenhange ftehen, insbefondere aud nicht Dar⸗ 
leben, die der Gaftwirt dem Gafte gemucht Hat. 

4. Geſetzliche für das Pfandrecht des Gaſtwirts geltende Vorſchriften. Auf das geſetz⸗ 
liche Pfandrecht des Gaſtwiris finden nach $ 1257 die Vorſchriften über das durch Rechtsgejchäift 
beitellte Pfaudrecht eniſprechende Anwendung (vgl. Bb. III Exl. 3 zu 8 1257). 

Nah 8 704 Say 2 finden ferner entſprechende Anwendung der 8 759 Sag 3 und die 
88 760—763. Die entsprechende Anwendung führt zu folgenden Ergebniffen: 

Das Pfandrecht eritredt ſich nicht auf die ber Pfändung nicht unterworfenen Sachen (CRD. 
88 811). 

Das Pfandrecht des Gaſtwirts erlifcht mit der Entfernung der Sachen von dem Grunbftüd, 
3 fei denn, daß die Entfernung ohne Wiffen oder unter Widerfprud des Gaſtwiris erfolgt. Der 
Gaſtwirt kann ber Entfernung nicht widerfprehen, wenn fie im regelmäßigen Betriebe des Ge- 
ſchäfts des Gaſtes oder ben gewöhnlichen Lebensverhältnifien entipredend erfolgt oder wenn bie 
zurüdbleibenden Sachen zur Sicherung de3 Gaſtwirts offenbar ausreichen. Als eine Entfernung 
der eingebrachten Sachen in dem regelmäßigen Geichäftsbetriebe des Gaſtes oder als eine den 
gewöhnlichen Lebensverhäliniſſen des Gaſtes entfprehende Entfernung kann ed aber nicht ans 
gejehen werden, wenn ber Gaft bei feiner Abreiſe fein Heifegepäd mitnimmt. Wollte man die 
fragliche Vorſchrift in diefem Sinne auslegen, fo wilrde das Pfandrecht des Gaftwirts alle Be- 
dentung verlieren. Nur die Entfernung einzelner eingebrachter Sachen bed Gaſtes, z. B. des 
Wantels, der Taſchenuhr oder des Portemonnaies des Gaftes, wenn derfelbe ausgeht, fällt unter 
die fraglichen Vorſchriften Dertmann Il. Aufl. Erl. 1 zu 8 704). 

Der Gajtwirt darf bie Entfernung der feinem Pfandrecht unterliegenden Sachen, foweit er 
ihr zu wiberfprechen berechtigt ft, auch ohne Anrufen des Gerichts verhindern und, wenn der 
Gaft auszieht, bie Sachen in feinen Beſitz nehmen. 

Sind die Sachen ohne Wiſſen oder umter Widerfprud bes Gaftwirtd entfernt worden, jo 
kann er bie Herausgabe zum Zwede der Zurüdihaffung in das Grundftüd und, wenn der 
Saft amdgezogen ift, bie Überlafjung des Beſitzes verlangen. Das Pfandrecht erlifht mit dem 
Ablauf eines Monats, nachdem ber Gaftwirt von der Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt 
Hat, wenn nicht ber Gaftwirt diefen Anſpruch vorher gerichtlich geltend gemacht hat. 

Der Gaft kann bie Geltendmadhung des Pfandrechts des Gaftwirts durch Sicherheits⸗ 
leiftung (88 132.) abwenden; er Tann jede einzelne Sache dadurch von dem Pfandrechte bes 
freien, daß er in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiſtet. 

Wird eine dem Pfandrechte des Gaſtwirts unterliegenbe Sache für einen anderen Gläubiger 
gepfänbet, fo fann biefem gegenüber das Pfandrecht nicht wegen ber Forderungen nad $ 704 
für eine frühere Beit als das letzte Jahr vor der Pfändung geltend gemadt werden (vgl. Erl. 
zu 88 559563). 


Vierzehnter Titel, 


Knote, Das Recht der Gejellihaft nad bem BEB. 1901; Gierke, Verein ohne Rechts— 
fähigteit nad) dem neuen echte, II. Aufl. 1902. 

1. Anwendungsgebiet ber Vorſchriften über Gefellſchaft. Die Reichsgeſetzgebung hat 
eine größere Anzahl von Geſellſchaften durch bejondere Vorſchriften geregelt, jo inebefondere die 
offene Handelsgeſellſchaft, die Aommanditgeſellſchaft, dic Aktiengefellichaft, die Kommanditgefellihaft 
anf Aktien, die ftille Gefellfhaft und die Meederei im HGB., die Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften, die Geſellſchaften mit befchränfter Haftung, die Kolonialgejellihaften und die 
Verfiherungdvereine auf Gegenfeitigteit in Spezialgefegen. Dieſe reichsrechtlichen Sonder⸗ 
vorſchriften bleiben nah EG. Art. 32 unberührt. Eine weitere Reihe von Gefellfhaften wird 
ferner nach Maßgabe des EG. dem Landesrecht unterftellt bleiben, fo z. B. die Deichwerbände, 
die bergrechtlichen @ewerkichaften, bie Jagd⸗ und Fiſchereiverbände und die Waldgenoſſenſchaften. 
Der Kreis der Geſellſchaften, welche unter die Vorfchriften des vierzehnten Titels jallen, ift da⸗ 
nad an ſich fein großer. Imbefondere da, wo es fih um Erwerbsgeſellſchaften von längerer 
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Dauer handelt, wird meiſtens eine andere Rechtsform gewählt werben. Es tit aber zu beachten, 
daß nach 8 54 Vereine, die nicht rechtsfähig find, als Geſellſchaften behandelt werben follen; 
ebenfo finden nad EG. Art. 10 Sag 2 auf nicht anerlannte ausländiſche Vereine die Bor- 
ſchrifien über die Gefelfchaft Anwendung. Auch fei noch baranf bingewiefen, daß in das neue 
HGB. keine befonderen Vorſchriften über die ſog. Gelegenheitsgeſellſchaft (altes HEB. Art. 266—270) 
aufgenommen find, fo daß derartige Vereinigungen regelmäßig unter die Vorſchriſten der 88 705 ff. 
fallen werden. Ob bei den durch Sondernorfchriften geregelten Geſellſchaften die Beitimmungen 
des BGB. über bie Gefellihaft zur Ergänzung heranzuziehen find, wird für jebe einzelne 
Kategorie von Gefellihaften beſonders geprüft werden müffen. Der in den M. II S.595 
aufgeitellte Cap, daß bie in bem BEB. über Geſellſchaften aufgeitellten Rechtsnormen in ges 
wiſſem Maße für alle Arten von Gefellihaften gelten und zur Ergänzung der bie legteren be⸗ 
treffenden Rechtsnormen bienen, wird daher nur mit Vorfiht anzuwenden fein. Denn mit dem 
Ausdrude „Sejelfchaft” werben fehr verichtebenartige Rechtsinſtitute bezeichnet. Wenn in privars 
rechtlichen Geſetzen ſchlechthin von einer Gefellfchaft geſprochen wird, fo wirb darunter regelmäßig 
eine ſolche zu veritehen fein, auf welche bie Vorſchriften des vierzehnten Titel3 Anwendung zu 
finden Haben. Im HGB. 88 105 Abſ. 2, 161 Mb. 2 tft ausdrücklich beſtimmt, daß auf die 
offene Handeisgefelihaft und auf die Kommanditgejelihaft die Vorſchriften des BGB. über 
Geſellſchaft — finden, ſoweit nicht im HGGB. ein anderes beſtimmt iſt (vgl. auch EB. 
zum HGB. 

1. Piz and Weſen ber Geſellſchaft. 

1. Die Geſellſchaft entſteht durch Vertrag zwiſchen zwei oder mehreren Per— 
ſonen. Auf eine Gemeinſchaft, welche nicht durch Vertrag begründet iſt, finden die Vorſchriften 
über Geſellſchaft feine Unwendung. Für eine ſolche Bemeinichaft gelten die Vorfchriften dev 88 741 Fi. 
Auf den Gefellihaftsvertrag finden die allgemeinen Grundfäge über Verträge Anwendung. 
Sol bie Gefelihaft aus mehr als zwei Berfonen beftehen, fo kommt fie erft zuftande, wenn 
der Gefellihaftsvertrag zwiſchen allen Beteiligten gefchlofien ift. Wird der Vertrag zunächſt nur 
von zwei Beteiligten geichlofien, erhellt aber, daß nach der Abficht der Bertragichließenden die 
Geſellſchaft nur entitehen fol, wenn auch andere Perſonen als Geſellſchafter beitreten, jo find die 
Bertragichliehenden nicht mehr gebunden, wenn feitfieht, daß diejenigen Perfonen, deren Beitritt 
zur Gejenfchaft vorausgeſetzt wurbe, nicht beitreten wollen. 

2. Gegenftand bes Geſellſchaftsvertrags ift bie Wereinigung ber Bertrag- 
ichließenden zur Erreihung eines gemeinfamen Zwedes durch ihr Zuſammenwirken. Der ges 
meinfame Zwed kann verſchiedenſter Art fein; er braucht keineswegs in einem Erwerbs⸗ oder 
Vermögenszwede zu beftehen. Auch die Förderung gemeinnüßiger oder idealer Zwecke kann ben 
Gegenftand eines Gefellfhaftsvertrags bilden. Notwendig ift nur, daß alle Mitglieder der Ge— 
ſellſchaft in irgendwelcher Art zur Erreichung des Zweckes mitzumwirfen verpflichtet find. Nicht 
erforderlich iſt, daß die Mitwirkung, welche ein Geſellſchafter zu leiften Hat, einen Vermögenswert 
hat (a. A. Derimann II. Aufl. Erl. 2 zu 8 705; Staudinger Erl. VIb zu 8 715). Soweit 
nach allgemeinen Grundjägen Gegenfiand einer privatrechtlihen Verpflichtung eine Leiftung fein 
Tann, bie feinen Bermögenswert hat (ſ. Borbın. III zu 3b. II) kann eine ſolche Leiftung and 
den Gegenftand ber einem Geſellſchafter obliegenden Berpflihtung bilden (M. II ©. 595; 
Knoke ©. 18). Nur dann alfo, wenn den Umftänden nad bei einer Vereinigung zu gemein⸗ 
famen Bweden eine rechisgeſchäftliche Verpflihtung überhaupt nicht gewollt ift, oder wenn fie 
gewollt wäre, nichtig fein würde, wie bie 3. B. bei Vereinigungen zu gefelligen oder wiſſenſchaft⸗ 
lihen Sweden der Fall fein kann, können die Vorſchriften über Geſellſchaft keine Anwendung 
finden. Die Geſellſchafter werden durch den Vertrag gegenfeitig verpflichtet (vgl. Borbm. IV), in 
der durch ben Vertrag beftimmten Weiſe zur Erreichung bed gemeinfamen Zweces mitzuwirken. 
Ein familienartiges Verhältnis eutſtehl durch bie Geſellſchaft unter den Geſellſchaſtern nicht, ihre 
Verpflichtungen beftimmen ſich lediglich nad dem Vertrage. Bei der Beinteilung der Brage 
aber, wie die ben Gefellihaftern obliegende Leiitungen nad) Treu und Glauben zu bewirken 
find (8 242), ift auf das perſönliche Vertrauensverhältnis, welches die Geſellſchaft erfordert und 
mit fi bringt, befonders Rüdficht zu nehmen. 

8. Eine befondere Wirkung bes Geſellſchaftsvertrags beſteht darin, daß auf 

. ®rund desjelben ein dinglidh gebundenes Sondervermögen gebildet wird (D. ©. 643). 
Der E. I nahm in diefer Hinficht einen anderen Standpunkt ein. Er hatte die Geſellſchaft nad 
den Grundfägen des römiſchen Sozietät ausgeſtaltet. Die gemeinfamen Bmede werben 
diefer Auffaſſung nur dadurch verfolgt, daß ſich die Geſellſchafter untereinander odligatoriſch 
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zu beitimmten Leiftungen verpflichten. Ein Gefellihaftövermögen im eigentlichen Sinne gibt es 
nidt; was man Geſellſchaftsvermögen nennt, find zufammengefaßte Beflandteile des Vermögens 
der einzelnen Gejellichafter. Formell ift jeder Geſellſchafter berechtigt, über dieſe Beftandteile 
feines Vermögens zu verfügen; feine Gläubiger find befugt, die Zwangsvollſtreckung auch in 
diefe Bermögensitüde zu betreiben. Der Geſellſchafter iſt lediglich obligatoriſch den anderen 
Geſellſchaftern gegenüber verpflichtet, die vertragsmäßig zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden 
Segenftände in ber Gemeinfhaft zu belafien, und es ift ihm ber Unfpruch auf Teilung ber 
gemeinſchaftlichen Bermögensftiide vor Beendigung der Gefellihaft verfagt. Die gemeinfchafte 
liden Bermögensitüde ftehen ben Geſellſchaftern nad feften, im Zweifel gleichen Bruchteilen zu. 
Die tatfählihe gemeinfchaftlihe Berwaltung bes Gefellfhaftsvermögens beruht nur darauf, 
daß jeder Geſellſchafter verpflichtet tft, in betreff der ihm gehörenden Vermögensitüde eine ſolche 
Berwaltimg zu dulden (M. II ©. 591; P.II Bd. 2 ©. 429f.). Tas rein obligatorifche Prinzip 
mar aber im €. I infofern gemildert, als nah $ 644 die aus dem Geſellſchaftsvertrag einem 
Sefellfchafter gegen die übrigen Gejellichafter zuftehenden Forderungen nicht übertragbar fein 
follten. Für den Fall de Konkurſes ſollte ferner an ber abweichenden Megelung des 8 44 ber 
KO. (jet 8 51) feitgehalten werben. Daneben mar für die befonderen Bebürfniffe der zum 
Zwecke de3 Erwerbes durch gewerbsmäßigen Gefchäftsbetrieb eingegangenen Gefellihaften Bors 
ſorge getroffen, indem ſolchenfalls von den Gefellihaftern die Anwendbarkeit der für die offene 
Handelögefellihaft geltenden Vorſchriften follte vereinbart werden können mit dem Erfolge, daß 
alle auf die offene Handelsgeſellſchaft fi) beziehenden Vorſchriften anwendbar wilrdey (M. II 
5.592). Die zweite Kommiſſion, deren Beichlüffe maßgebend geworden find, Hat dagegen die 
Geſellſchaft nach dem beutfchrechtlihen Grundiage der gefamten Hand umgeftaltet. Das Rechts- 
verhältnis der Gemeinfhaft zur gefamten Hand legt das BGB. außer bei der Geſellſchaft und 
der Erbengemeinſchaft zugrunde. Über die juriftifhe Konftruktion diefes Verhältniſſes eine Ents 
ſcheidung abzugeben, hat die zweite Kommiffion abgelehnt. Auch Hier muß auf eine eingehende 
Grörterung diefer Frage verzichtet werden (vgl. darüber u. a. P. II Bd. 2 ©. 428ff.; Gierte, 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit, S. 29; Gierke, Deutiches Privatreht, Bd. I 8 80; Staub, 
HB. Exkurs zum $ 122 Anm. 12; Nagler, Im Sächſ. Arch. Bd. 10 ©. 69dff.; Laband, 
3. f. HR. 8b. 31 ©. 5ifl.; Knoke, Geſellſchaft, S. 7ff.; derfelbe im Arch. f. Bürg. R. 
Bd. 20 ©. 178ff.; Sohm, Der Gegenfland; ein Grundbegriff bes BGB. 1905 ©. 65ff.; vgl. 
auch ®b. III Exil. 9 zu 8 925; 8b. IV Erf. 1 zu 8 1442). Hervorgehoben werden mag nur 
folgendes: Charalteriftifch für bie Gemeinſchaft zur gefamten Hand ift, daß ein Sondervermögen 
gebildet wird, über welches bie Herrichaft mehreren Perſonen zufteht, die im einem bejonders 
gearteten Rechtöverhältnifie (Geſellſchaft, eheliche Gütergemeinſchaft, Erbengemeinfchaft) zueinander 
fiehen. Den Teilgabern ftehen die zu bem Sondervermögen gehörenden Rechte gemeinfcaftlich 
zu, aber fie ftehen ihnen nicht nach Bruchteilen zu (f. Ext. 9 zu $ 925). Kein Teilhaber kann 
über feinen Anteil an den zu dem Sondervermögen gehörenden Rechten verfligen. Das Recht 
der Verfügung über diefe Rechte im ganzen beftimmt ſich nad) der inneren Organilation der 
Gemeinfgaft. Bet der Geſellſchaft und der Erbengemeinſchaft fteht das Verfügungsrecht allen 
Teilhabern gemeinjhaftli zu. Jedoch können bet der erften in betrefi ber Geſchäftsführung 
durch ben Gejefchaftevertrag abweichende Borjchriften getroffen werden. Bei ber ehelichen 
Gutergemeinſchaft fteht das Verfügungsrecht regelmäßig dem Ehemanne, ber aber bei gewiſſen 
Verfügungen an die Zuftimmung der Ehefrau gebunden ift, nur ausnahmsweiſe der Ehefrau 
zu; nur nad) Auflöfung ber Glitergemeinfchaft können, folange die Auseinanderſetzung nicht er⸗ 
folgt ift, und deshalb die Gemeinſchaft zur gefamten Hand noch fortbeiteht, nur beide Ehegatten 
gemeinfchaftlich verfügen. Auch über den Anteil am Sondervermögen im ganzen fann ein Teil- 
haber nicht verfügen; nur bei der Erbengemeinſchaft findet in diefer Beziehung eine Ausnahme 
für den Erbteil ftatt. Über die Art und Welfe, in welcher auf diefen Grundlagen das Ber- 
haltnis bei der Geſellſchaft im einzelnen ausgeftaltet, in welcher Art insbejondere die Rechte der 
Geſellſchafter untereinander und die Rechte ber Gläubiger geordnet find, f. die Erf. zu den 
einzelnen Paragraphen, insbejondere zu den 88 709, 719. 

III. Abgrenzung der Gefelihaft gegen andere Rechtsverhältniſſe. Durch die Schaffung 
eines geſellſchaftlichen Sondervermögens ift die Geſellſchaft der juriftiihen Perſon näher gerüdt, 
als fie ihr im gemeinen echte ftand. Dies trifft auch noch in anderer Hinfiht zu. Die Ges 
ſellſchaft beſteht zumächft nur zwiſchen denjenigen Gejellihaftern, welche ben Gejellihaftsvertrag 
abgejchlofien haben. Sie muß fih alſo auflöfen, wenn ein Geſellſchafter wegfält. Nach 8 736 
Tann aber vereinbart werden, daß in ſolchem Falle bie Geſellſchaft fortbeftehen und nur das einzelne 
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Mitglied ausſcheiden fol. Umgekehrt iſt auch zuläffig, daß ein neues Mitglied in eine befichende 
Geſellſchaft eintritt in der Urt, daß die bisherigen Gefellfhafter mit dem Eintretenden einen Ge⸗ 
jelichaftsvertrag unter Bezugnahme auf den früheren Vertrag und bie beftehenden Berhältnifie 
abfchliegen. Tatſächlich Tann alfo auch bet der obligatoriſchen Gefellichaft ein Wechſel der Mit- 
glieder ftattfinden. Endlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß die Geſellſchafter vertragsmäßig durch 
Vereinbarung mit denjenigen Perſonen, mit denen fie als Geſellſchafter Geſchäfte abjchließen, die 
Haftung für die Geſellſchaftsſchulden auf das Geſellſchaftsvermögen beſchränken können. Bei dieſer 
Geftaltung des Gefelihaftsverhältnifies ift die Mogiichtein geboten, die Form der Geſellſchaft in 
manchen fällen zur Anwendung zu bringen, in denen man bisher aus theoretiſchen und prak⸗ 
tiihen Gründen eine beſonders geartete felbftändige Genofienihaft annehmen zu müflen geglaubt 
bat. Das Gefeg hat es deshalb auch für angängig erachtet, bie Vereine ohne Korporationsrecht 
den Vorſchriften über die Geſellſchaft zu unterftellen. In der Erl. 3 zu 8 54 iſt dargelegt, wie 
fi das Verhältnis dabei im einzelnen geftaltet und wie fid) insbeſondere der forporative Charakter 
der Vereine mit der Vertragsnatur ber Gejellihaft in Einklang bringen läßt. Trotz dieſer An- 
näherung in einzelnen Punkten beſteht wie bisher, ein grundfäglicher Unterjchted zwiſchen der 
Geſellſchaft und der jurlitiihen Perfon; er liegt darin, daß bie Geſellſchaft feine ſelbſtändige 
Rechtsfähigkeit befigt. Obſchon nach dem Geſet ein gejellichaftlihes Sondervermögen gebildet 
wird, werden aus ben für die Gefellichaft gefchlofienen Rechtsgeſchäften lediglich die Geſellſchafter 
felbft berechtigt und verpflichtet. Die gefhäftsführenden Gefellichafter find nicht gefegliche Ver⸗ 
treter des Zweckvermögens, fondern fie Handeln als bevollmädtigte Stellvertreter der einzelnen 
Geſellſchafter. Das Gefellihaftdvermögen haftet für die Gefellihaftsihulden nur als Vermögen 
der Gejellfchafter. Im Prozeßverfahren fteht der Geſellſchaft keine Parteifähigkeit zu, fie hat auch 
nicht die Rechtsſtellung eines nicht vechtsfähigen Vereins (f. Erl. 1 zu 8 54); ber 8 54 Sag 2 
findet nur auf ben leßteren, nicht auf alle Gefellfhaften Anwendung. Nach CPO. 8 50 kam 
ein Berein, der nicht vechisfähig ift, verflagt werden. Aber biefe Beſtimmung gilt eben nur als 
Sondervorſchrift für Geſellſchaften, welche nad; Art der jurtftiichen Perſonen korporativ organifiert 
find. Es wiirde weber dem Wortlaute bes Gefeges noch der Abſicht des Geſetzgebers entiprechen, 
fie auf alle Gefellfaften anzuwenden. Die Beitimmung ber CPO. 8 735, daß zur Zwangs- 
vollftredung in das Gejellihaftsvermögen ein gegen alle Geſellſchafter ergangenes Urteil erforderlich 
ift, und die mweitere Beftimmung des $ 859, baf der Unteil eines Geſellſchafters an den einzelnen 
zu dem Gefellfhaftsvermögen gehörenden Gegenftänden der Pfändung nicht unterworfen ift, find 
lediglich mit Rüdfiht auf das Prinzip ber gefamten Hand aufgenommen; fie berüßren die Bartei- 
fähigteit nicht. Nur die Gefellfhafter, nicht die Geſellſchaft find im Rechtsſtreit über die An- 
gelegenheiten ber Gejellfchaft Partei. Die Gefellihafter können deshalb auch nicht als Beugen 
vernommen werden unb ebenfo iſt es unzuläffig, daß von den Bertretern der Gejellfchafter im 
Prozeß Eide für die Gefellfhaft geleiftet werden. Eine größere Selbftändigleit im Prozeſſe hat 
nah HGB. 8 124 die offene Handelsgefellichaft. 

Das Verhältnis der Gefellfhaft zum Darlehen, Dienfivertrag, Auftrag und 
ähnlichen Verträgen ift theoretiich Mar und einfach. Bei ber Gejellihaft verpflichten ſich 
mehrere Perſonen gegenfeitig, zu einem gemeinfamen Zmwede zufammenzumirten. Bel jenen 
anderen Verträgen verpflichtet fich der eine oder beide Kontrahenten zu felbftändigen Leiftungen. 
Uber in der Wirklichkeit tritt nicht felten eine Bermifhung ein, z. B. derart, ba jemand auf 
Grund eines Dienftvertragd in einem Erwerbsgeſchäft angeftellt wird, daß aber feine Vergütung 
nad) einem Bruchteile bes Gejamtertrags bes Geſchäfts berechnet wird (fog. commis interess6), 
oder fo, daß ein Darlehen mit der ausgeſprochenen Abſicht gegeben wird, damit einen gemein 
ſchaftlichen Zwed des Darlehnsgebers und des Darlehnsnehmers zu fördern. Bei ber Ents 
ſcheidung aller diefer Fülle ift daran feitzuhalten, daß eine Geſellſchaft nur vorliegt, wenn wirklich 
ein Geſellſchaftsvertrag abgefchlofien ift, der Beweggrund, von welchem ſich die Vertragichliegenden 
haben leiten fafjen, ift nicht maßgebend für die Beurteilung des juriftiichen Charakters des tat» 
fächlich abgeichlofienen Vertrags. Es kann indefien fein, daß zwar das Verhältnis in der Haupts 
fache ala Darlehen, Dienftvertrag 2c. zu behandeln ift, daß aber in einzelnen Beziehungen, z. B. 
hinſichtlich der Bewinnbeteiligung, bie Grundfäge über die ®ejelfichaft zur Anwendung zu bringen 
find; in diefer Weife wird namentlich das Verhältnis des fog. commis interess6 zu beurteilen 
fein (RG. Bd. 20 ©. 165). Umgelehrt können, wenn ein Geſellſchaftsverhältmis beiteht, zwifchen 
der Gefamtheit der Gejellfchafier und einem einzelnen Gefellihafter jelbftändige Verträge, z. B. 
Kaufverträge, geichlofien werben, welche daun bejonbere, nicht nach dem Geſellſchaftsvertrage zu 
benzteifende Beziehungen begründen. Über die jog. partiariihen Rechtögefchäfte im allgemeinen 
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1. Crome, Bartiartihe Rechtsgeſchäfte; Enneccerus I 8 307 I 2b; Dernburg II 2 8 355 
Anm. 8; Knoke ©. 11ff.; f. ferner RG. Bd. 33 ©. 125; RG. in DIL. 1905 ©. 1169; über 
partiariſches Darlehen |. RG. Bd. 57 ©. 175; vgl. auch Rſpr. Bd. 13 ©. 395. 

IV. Aumwendung der Vorſchriften über gegenfeitige Verträge auf den Geſellſchaftsvertrag. 
In dem 8 705 bes BGB. wird die gegenfeitige Verpflichtung der Geſellſchafter ausdrücklich 
betont. Tropdem iſt e8 zweifelhaft, ob die in den 88 320ff. des BGB. filr gegenfeitige Verträge 
gegebenen Borjchrifien auf den Geſellſchaftsvertrag Anwendung finden. Es Handelt ſich hier um 
eine in der gemeinrechtlichen Theorie befirittene Frage. In M. II ©. 598 wird ausbrüdlic 
hervorgehoben, daß die Löfung der Frage, ob in Anſehung der ben Gefellihaftern gegeneinander 
obliegenden Verpflichtungen, bzw. in Anfehung welcher diejer Verbindlichleiten die exceptio non 
adimpleti contractus ftattfinde, der Wiſſenſchaft und Praxis überlafien bleiben folle. An einer 
anderen Stelle der M. II S. 600 wird indeſſen die Anwendbarkeit der Vorfchriften des E. I 
8 368 (8 323 des BGB.) über den Einfluß der Unmöglichkeit der Leiftung bei gegenfeitigen 
Verträgen vorausgeſetzt und nur bie nähere Veftimmung über die Art und Weife, in welcher 
diefe Vorſchriften bei bem Geſellſchaftsvertrag anzuwenden find, der Wiſſenſchaft und Praxis über- 
lofien. Bei den Beratungen der zweiten Kommiffion iſt die Frage nicht erörtert, Auf eine nach 
P. II Bd. 2 ©. 425 bei einer ſpeziellen Frage mebenbei gemachten Bemerkung wird fein ente 
ſcheidendes Gewicht zu legen fein. Die Anfihten der Schriftfteller gehen auseinander. Bon ver- 
ſchiedenen Seiten wird die Anwendbarkeit der Borfcriften über genenjeitige Verträge auf ben Ge— 
ſellſchaftsvertrag überhaupt geleugnet, jo z.B. von Windſcheid⸗Kipp IX Aufl. II 8406 Zuſatz 1c; 
ige, Unmöglichkeit S. 309ff.; Dernburg II $ 357 IU; Schollmeyer ©. 147 Nr. 2; im 
weſentlichen au Endemann I $ 181 Anm. 10. Bon anderer Seite wird die Unmwendbarteit 
der fraglichen Vorſchriften prinzipiell anerkannt, zugleich aber auch hervorgehoben, daß ihre An= 
wendung infolge der Natur bes Geſellſchaftsvertrags gewiſſen Modififationen unterliegt. Darüber, 
worin dieſe Modifitationen beftehen, gehen die Anſichten wieder auseinander (vgl. 3. B. Knoke 
©. 41ff.; Enneccerus I $ 308 II; Dertmann II. Aufl. Erl. 4b, c zu 8 705; Staudinger 
Erl. 5 zu 8 705; Kiſch, Die Wirkungen ber nachträglich eintretenden Unmöglichkeit ©. 2ff.; 
Rſpr. 8 ©. 80). 

Unzweifelhaft ift, daß der Geſellſchaftsvertrag ſich in weſentlicher Beziehung von ben bireft 
auf den Austaufch von Leiftungen unter ben Vertragfchliehenden gerichteten Verträgen, insbeſondere 
dem Kaufe, der Miete, dem Dienft- und Werfvertrag unterjcheidet. Andererſeits fprechen die 
88 320ff. ganz allgemein von gegenfeitigen Verträgen. Man wird die Srage, um bie es fih 
handelt, dahin zu formulieren Haben, ob bie Vorſchriften der 88 320ff. troß ihrer allgemeinen 
Faflung nur für die bireft auf den Austauſch von Leiftungen unter den Bertragichließenden ges 
richteten Verträge gelten oder ob fie zwar prinzipiell auf alle gegenfeitigen Verträge anzumenden 
find, bei jebem einzelnen Vertrag aber unterfucht werden muß, ob und welche Mobifitationen ſich 
and ber Beſonderheit desſelben ergeben. Die legtere Auffafiung durfte den Vorzug verbienen. 
Für fie fpriht zunächſt der Wortlaut der fraglichen Vorſchriften. Bet der Sorgfalt, welche auf 
die Faflung der Vorſchriften des BGB. verwendet iſt, würde e8 in hohem Grade auffallend jein, 
wenn allgemein von gegenjeitigen Verträgen geſprochen würde, obwohl nur eine beftimmte Kategorie 
derjelben gemeint wäre. Dazu fommt, daß ber allgemeine Geſichtspunkt, auf welchem die Bor: 
ſchriften der 88 320ff. beruhen, in der Tat bei allen gegenfeitigen Verträgen zutrifft. Aus der 
Gegenfeitigkeit der eingegangenen Verpflichtungen wird die in den 88 320ff. näher beitimmte 
Abhängigkeit der Verpflichtung des einen Teiles von ber Verpflichtung des anderen Teiles gefolgert. 
Diejer Geſichtspunkt trifft auch für den Gefellfchaftsvertrag zu. Charakteriſtiſch für ihn ift zwar 
die Gemeinſchaftlichkeit des Zwedes, aber ber gemeinſchaftliche Zweck ſoll dadurch erreicht werben, 
daß bie Vertragſchließenden fich gegenfeitig verpflichten, die Erreichung im der durch den Vertrag 
beftimmten Weiſe zu förbern, insbefonbere die vereinbarten Beiträge zu leilten ($ 705). Die 
eine Bartei übernimmt biefe Verpflichtung nur gegen die gleiche Verpflichtung ber anderen Partei. 
In betreff der für den gemeinfamen Zweck zu leiftenden Beiträge findet fogar ein direfter Aus- 
tauſch fat. Jeder Teil Hat feinen Beitrag zwar nit dem anderen Teile ausſchließlich, aber 
doch auch ihm zu leiſten. Beſtehen die Beiträge in ber Leiitung von Geld oder anderen Sachen, 
jo ift jeder Teil verpflichtet, dem anderen Teile dag Miteigentum zur gefamten Hand zu über« 
tragen. Daß durch dieſe gegenfeitigen Verpflihtungen ein gemeinfchaftlicher Zweck erreicht werben 
fol, ändert nichts an ber vertragsmäßigen Gegenſeitigkeit der Verpflichtungen und dieſe Gegen—⸗ 
feitigteit erfordert prinzipiell die Unwenbung ber Borfchriften der 88 320ff. Der biefen Vor— 
ſchriften zugrunde liegende Gedanke trifft auch bei dem hier fraglichen gegenfeitigen Verpflichtungen 
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zu und große Unbilligleiten würden fi nicht vermeiden lafjen, wem man jene Borfcheiitem 
nit anwenbete, 

Erhebliche Modifitationen diefer Grundfäge ergeben ſich indefien bei ihrer Anwendung auf 
den Geſellſchaftsvertrag aus deſſen beionderer Natur. Zu berüdfichtigen ift hierbei insbeſondere, 
daß jeder Geſellſchafter allen Gefellihaftern gegenüber eine Verpflichtung gleichen Inhalts Hat, 
daß die betreffenden Anfprüche der Geſellſchafter aber doch nicht gemeinihaftlihe find und auch 
nicht in dem Verhältnifie der Korrealität zueinander ſtehen; daf ferner jeder Gefellfchafter feinen 
Beitrag nicht dem anderen Gefellihafter für dieſen ausſchließlich, ſondern allen Geſellſchaftern, 
ſich felbft einbegriffen, zur gefamten Hand, d. 5. alfo zu bem Geſellſchaftsvermögen zu leiften bat, 
daß endlich fein Geſellſchafter über feinen Anteil an dem Gefellfhaftsvermögen oder an ben 
einzelnen dazu gehörenden Gegenftänden zu verfügen berechtigt tft, vielmehr nur alle Gefellihafter 
gemeinfhaftlih über das Gejellihaftspermögen und befien Beftandteile verfügen können. Die 
Berüdfichtigung der bejonderen Natur bes Geſellſchaftsvertrags führt in mehrfacher Beziehung zu 
verjchiedenen Ergebnifien, je nachdem die Geſellſchaft nur aus zwei oder aus mehreren Perſonen 
befteht. Im einzelnen ifi noch folgendes hervorzuheben: 

1. Anwendung der 88 320—322 über die Einrede des nicht erfüllten Vertrags. 
Auszugehen ift Hierbei davon, daß wie fpäter darzulegen fein wird (f. Erl. 4 zu 8 705), der 
Anfpruc auf Erfüllung der durch den Gefellihaftsvertrag begrinbeten Verpflicgtung, insbejondere 
auch auf die Leiſtung von Beiträgen, nit zu dem Gefellihaftsvermögen gehört, fondern jedem 
einzelnen Geſellſchafter ſelbſtändig gegen jeden anderen Geſellſchafter zufteht. 

a) Befteht die Gefellihaft nur aus zwei Berfonen, fo kann der auf Erfüllung feiner Ber 
pflichtungen aus dem Gefellihaftsvertrage verklagte Geſellſchafter die ihm obliegenbe Leiftung, 
fofern er nicht zur Vorleiſtung verpflichtet ift, bi8 zur Bewirtung ber dem Kläger obliegenden 
Zeiftung verweigern. Dies gilt indefien nur von den nad 8 705 unmittelbar durd) den Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag begründeten gegenfeitigen Verpflichtungen. Es findet feine Anwendung auf bie 
infolge befonderer hinzutretender Umftänbde begründete Verpflichtung eines Gefellihafters, alfo 
3. B. nicht auf die Verpflichtungen aus der Gefhäftsführung und zur Rechnungslegung. Selbft- 
verftändfich gilt auch die beichräntende Vorſchrift des 8 320 Abſ. 2. Im betreff ber Geltend⸗ 
machung der Einrede des nicht erfüllten Vertrags findet die Vorſchrift des 8 322 Anwendung. 
Auch der Unmwendung des 8 321 auf den Geſellſchaftsvertrag dürfte kein Bedenken entgegenſtehen. 
Wollte man die Vorſchriften der 88 320—322 auf den Geſellſchaftsvertrag nicht anwenden, fo 
würde man zwar wohl ein Zurüdbehaltungsrecht des in Unfprud genommenen Geſellſchafters 
nad 88 273, 274 annehmen können. Uber dies führt nicht in allen Beziehungen zu demſelben 
Ergebniffe, wie die Anwendung der 88 320—322, insbefondere würbe nach $ 273 Abſ. 3 bex 
Gläubiger das Zurückbehaltungsrecht durch Sicherheitsleiftung abwenden können, was nad) g 320 
Abſ. 1 Sag 3 ausgeſchloſſen ift. Auch würde die Vorſchrift des 3 321 keine Anwendung finden. 
In beiden Beziehungen treffen aber die Gefichtspunkte, die zu dem fraglichen Vorfäriften für 
gegenfeitige Verträge geführt haben, vollitändig bei einem Geſellſchaftsvertrage zu. 

b) Beiteht die Gefellfhaft aus mehr als zwei Berfonen, fo kann ber verflagte 
Gefellihafter die Einrede des nicht erfüllten Vertrags nur darauf gründen, dab ber Kläger die 
ihm obliegenden Leiftungen noch nicht bewirtt Habe, nicht aber darauf, daß andere Geſellſchafter 
noch mit den ihnen obliegenden Keiftungen im Rückſtande fein. Das Gegenteil kann nicht auß 
der Borjchrift des $ 320 Abſ. 1 Sag 2 abgeleitet werden; denn es handelt fi Bier um dem 
jedem Gejellichafter gegen jeden anderen Geſellſchafter jelbftändig zuftehenden Anſpruch auf Er 
füllung der diefem nad) dem Geſellſchaftsvertrag obliegenden Verpflichtung, nicht um eine gemein- 
ſchaftliche Verpflichtung auer Gefellfchafter; eine folde aber wird in ber fraglichen Vorſchrift des 
8 320 vorausgefegt. Für diefe Auffaffung ſpricht auch, daB bei Anwendung des $ 320 Abf. 1 
Sag 2 auf den Hier fraglichen Fall die Vorſchrift des 8 322 nicht durchführbar fein würde (a. A. 
Enneccerus I 8 308 II; Dertmann II. Aufl. Erl. 4c zu 8 705, die der fih aus $ 322 er 
gebenden Schwierigkeit dadurch zu entgehen fuchen, daß fie den Kläger nötigen wollen, alle 
Geſellſchafter gemeinſchaftlich zu verklagen), Die Einrede des nicht erfüllten Vertrags wirkt mur 
in dem erhältnis unter den Parteien. Die Verpflichtung des verflagten Geſellſchafters gegen- 
über den übrigen Gefellfhaftern wird dadurch nicht berührt. Hat alfo einer von biefen bie ihm 
nah dem Geſellſchafisvertrag obliegende Leiftung bewirkt, jo kann er von dem Gejellichafter, 
welcher gegenüber einem anderen Gefellfchafter auf Grund der Einrebe des nicht erfillten Ber- 
trags obgefiegt Hat, troß dieſes Obſieges bie Leiftung verlangen, ohne daß ihm bie Einrebe bes 
nicht erfüllten Vertrags entgegenfteht. Da der Anſpruch eines Gejellichafterd aber immer nur auf 
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Leiftung an alle Geſellſchafter zur gefamten Hand geht, fo muß der von dem anderen Gefells 
ſchafter in Anſpruch genommene Gejellihafter nun auch an denjenigen Gefellfchafter mitleiften, 
welchem gegenüber ihm die Einrede des nicht erfüllten Vertrags zuftand. Dieſes Ergebnis ift 
eine Zolge der eigentümlichen Natur bes Gefellfhaftsvertrags und dürfte auch der Billigkeit 
nicht widerfpredhen. 

2. Anwendung des 5 323 im Falle aufülliger Unmöglichkeit ber einem Geſellſchafter ob- 
Hegenden Seiftung. 

a) Beiteht die Geſellſchaft nur aus zwei Perſonen, jo wird der Geſellſchafter, deſſen Leiftung 
infolge eine8 weber von ihm nod von dem anderen Teile zu vertretenden Umftandes unmöglich 
geworben ift, von feiner Verbindlichkeit frei und verliert den Anſpruch auf die Gegenleiftung. 
Bei teilweifer Unmöglichkeit mindert ſich die Gegenleiſtung des anderen Geſellſchafters nad Maß⸗ 
gabe des 8 323 Abſ. 1 Halbſatz 2. Zu beachten ift, dab die Verpflichtung der Gefellichafter all⸗ 
gemein bahin geht, die Erreichung des gemeinfamen Zweckes in der durch den Vertrag beftimmten 
Art zu fördern (f. Erl. 3 zu 8 705). Die Verpflichtung kann fi darauf befchränten, die durch 
den Verirag beitimmten Beiträge zu leiften. Möglich tft aber auch, daß daneben noch die alle 
gemeine Verpflichtung zur Förderung des gemeinfamen Zweckes in ber durch den Vertrag bes 
ftimmten Weife beiteht. Cine vollftändige Unmöglichkeit der Leiftung Tann daher zwar ſchon 
dann vorliegen, wenn die Leiftung des verfprochenen Beitrags unmöglich geworben ift, fie Liegt 
aber nicht ſchon immer in diefem alle vor. Werden beide Teile infolge der vollftändigen Uns 
möglichkeit der Leiftung des einen Teiles vollftändig befreit, fo fit die Erreichung des gemein 
famen Zwedes unmöglid geworben und bie Geſellſchaft daher nach $ 726 aufgelöfl. Möglich 
ift, daß ſchon vor eingetretener Unmöglichkeit Geſellſchaftsvermögen erworben und Geſellſchafts- 
verbindlichleiten begründet find. Die Auseinanderfegung Hat in ſolchem Falle nad) Maßgabe 
der 88 731ff. zu erfolgen. 

ar bie Leiftung nur teilweile unmöglich geworben, jo kann bie Seitftellung, in welchem Um⸗ 
fange ſich die Gegenleiftung nad) Maßgabe des 8 323 Abf. 1 Halbfag 2 mindert, unter Umftänden 
zu Schwierigkeiten führen. Ähnliche Schwierigfeiten können indeſſen auch bei anderen gegenfeltigen 
Berträgen eintreten (f. Erl. 2 zu 8 328) und berechtigen nicht dazu, die fragliche Vorſchrift für 
unanwendbar zu erflären. Iſt die Leiftung eines verſprochenen Beitrags unmöglich geworden, fo 
wirb häufig die entfprechende Minderung der Gegenleiftung darin beftehen, daß auch ber andere 
Teil von ber Verpflichtung zur Leiſtung des von ihm veriprocenen Beitrags befreit wird. Ob 
die Gefellichaft infolge der teilmeifen Unmöglichkeit der Leiftung bes einen Geſellſchafiers und ber 
infolge davon eintretenden teilmeifen Befreiung des anderen Geſellſchafters ipso jure aufgelöft 
wird, hängt davon ab, ob durch jene Umftände die Erreihung des Zweces ber Geſellſchaft un= 
möglich geworden ift. Iſt dies nicht der Fall, fo kommt es darauf an, ob die Vorausſetzungen 
vorliegen, unter welden ein Geſellſchafter nach $ 723 zur Küudigung der Geſellſchaft berechtigt 
tft und ob von diefem Rechte Gebrauch gemacht wird. Tritt hiernad die Auflöfung der Geſell⸗ 
ſchaft ein, fo erfolgt die Auseinanderfegung nad) Mafgabe der 88 731ff. Underenfalls bleibt 
die Geſellſchaft mit verminderter Beitragspflicht beider Geſellſchafter beſtehen. Wollte man ben 
8 323 nicht anwenden, fo würde in bem zulegt gebadhten Falle das unbillige Ergebnis entftehen, 
daß ber Gefellihafter, deſſen Leiftung nicht unmöglich geworden, feinen vollen Beitrag leiften 
müßte, während der andere Gefellihafter von der ihm obliegenden Leiſtung teilweiſe befreit wäre, 
daß aber doch beide Geſellſchafter nad) der Regel des 8 722 gleichen Anteil am Gewinn hätten. 

Soweit der andere Gefellfhafter nach 8 723 Abf. 1 von ber ihm obliegenden Begenleiftung 
befreit wird, kann ex, wenn er die Gegenleiftung bereit8 bewirkt hat, das Geletftete nach den 
Borſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüdfordern. Die Zu⸗ 
rädforderung geftaltet fi) verfhieden, je nachdem die Leiftung in der Übertragung des Eigen- 
tums an Sachen oder nur in ber Überlafjung bes Gebrauchs und der Benugung von Sachen 
ober in der Leiftung von Dienften beftanden Hat. In dem erfteren Falle kann der zur Nike 
forberung berechtigte Gefelljchafter die Zurückübertragung des Eigentums verlangen. Der ver⸗ 
pflichtete Geſellſchafter ift hierzu, da die Sachen gemeinfhaftliches Eigentum der Gefellichafter zur 
gefamten Hand geworben find, zwar für ſich allein nicht berechtigt; mit Zuftimmung des bes 
techtigten Geſellſchafters — und dieſe liegt in der Forderung anf Nüdübertragung — kann bie 
Übertragung aber erfolgen. Beftand die Leiftung in Dienften, fo ift nach 8 818 der Wert dere 
felben dem berechtigten Gefelljchafter aus dem Geſellſchaftsvermögen zu erfegen. In betreff der 
zu diefem Bwede erforderlichen Verfügung über Gefellihaftsvermögen gilt basjelbe wie in betreff 
der Rüdübertragung einer in das Eigentum ber Geſellſchaft Übergegangenen Sache. Bei ben 
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nur zum Gebrauch oder zur Benupumg ber Geſellſchaft überlafienen Sachen tit bie Befugnis ber 
Geſeliſchaft zum Gebrauch oder zur Benupung aufzuheben unb der Beſih der Sachen dem Be- 
rechtigten allein zu überlafen. Im betreff des Erfages ber Nutzungen, ber Surrogate und, wenn 
die Zurüdgabe in natura wicht möglich ift, des Wertes, gelten die Vorſchriften bes $ 818 
(j. Erl. zu 8 818). Dex verpflichtete Geſellſchafter Haftet aber biß zu dem im 8 818 bl. 4, 
& 819 bezeichneten Beitpunfte nicht, foweit er nicht mehr bereichert ift. Dies bedeutet bier, daß 
er nur mit dem Geſellſchaftsvermögen haftet. Bleibt nach Berichtigung der Unfprüce bes 
anderen Geſellſchafters noch Gefellihaftsvermögen übrig, fo erfolgt, wenn die Geſellſchaft, fei es, 
weil bie Erreichung des Zwedes unmöglich geworben, ſei e8, daß fie infolge einer Kündigung 
anfgelöft ift, die Auseinanderfegung nad) Maßgabe ber z8 731fj. Anderenfalls bleibt die Geſell⸗ 
ſchaft mit dem durd die Rüdgewähr an den einen Gejellichafter verminderten Kapital und mit 
der verminderten Beitragspflicht des anderen Geſellſchafters beitehen. 

In den Fällen der Hier fraglichen Art tritt befonder® deutlich hervor, ba die Antvendung 
der Vorſchriften über gegenfeitige Verträge unentbehrlich ift, um große Unbilligleiten zu ver 
meiden. Würden die fraglichen Borfchriften nicht angewendet, jo würde nit nur für den Fall, 
daß die Geſellſchaft nicht aufgelöft wird, in betvefi der Teilnahme am Gewinn das oben (Abf. 1 
a. €.) dargelegte unbillige Ergebnis entftehen, ſondern es wiirde auch bei Auflöfung ber Geſell⸗ 
ſchaft der Geſellſchafter, welcher feinen Beitrag voll geleiftet Hat, in hohem Grade benadjteiligt 
werben. Er würde bei der Auseinanderfegung über das Gefellichaftövermögen (88 731ff-) zwar 
die in das Eigentum der Geſellſchaft übertragenen Gegenftände zurüderhalten, filr geleiftete 
Dienfte, fir die UÜberlafiung von Sachen zum Gebrauh ober zur Benugung fowie für bie 
Nugungen aber feinen Erfag erhalten. Daß dies mit den Gefichtspunfien, die für die Vorſchriften 
über gegenfeitige Verträge maßgebend gewejen find, nicht vereinbar ift, läßt fich nicht verfennen. 

b) Beiteht die Gejellihaft aus mehr als zwei Berfonen. fo gilt in Betreff der 
Wirkung ber von feinem Teile zu vertretenden Unmöglichkeit der Leiftung eines Gefellihafterd 
pinzipiell dasjelbe wie im Falle unter a. Ale übrigen Gefellfchafter werden alfo demjenigen 
Gefellfhafter gegenüber, deſſen Leiſtung ganz oder teilweife unmöglich geworben ift, vom ihren 
Verpflichtungen ganz oder teilmeife befreit. In dem Verhältnis unter ſich aber bleiben fie ver- 
pfligtet (a. A. Knoke ©. 47), und da ihre Verpflichtung dahin geht, an alle Geſellſchafter zur 
gefamten Hand zu leiften, fo müfjen fie infolge derfelben auch an ben durch die Unmöglichkeit 
der Leiftung befreiten Geſellſchafter leiften. Hat einer von ihnen bereits geleiftet, fo fteht ihm 
zwar nad ben unter a dargelegten Grundfügen gegenüber dem durch die Unmöglichkeit befreiten 
Gefellichafter die Rückforderung zu; dieſer ift aber nur mit Einwilligung aller Gefellicafter, die 
Nüderftattung aus dem Geſellſchaftsvermögen zu bewirken, imftande und bie Geſellſchafter find 
nicht verpflichtet, die Einwilligung zu erteilen, Willigen daher nicht alle Gefelliafter freiwillig 
in die Rüderftattung ein, fo ift der verpflichtete Gefellfchafter nad 8 818 den Wert bes Er⸗ 
langten, foweit er dadurch noch bereichert iſt, zu eritatten verpflichtet. Diejer Wert beſteht num 
nicht etwa in einem Bruchteile de von bem anderen Gefellihafter an“ das Geſellſchaftsvermögen 
Geleifteten, denn der Gejellfchafter ift nur zur gefamten Hand Mitberechtigter geworben; er 
würde auch bet der Auflöſung der Gefellihaft nach den Vorſchriften des 8 733 von demjenigen, 
mas die übrigen Geſellſchafter geleiftet Haben, nichts erhalten. Der Wert, um welchen er bes 
veichert ift, befteht daher nur in demjenigen, um was ber ihm gebührende Anteil am Gewinne 
durch die Leiftungen der übrigen Gefellichafter erhöht if. Die Rücderftattung wird daher ba= 
durch zu erfolgen haben, daß ber verpflichtete @efellihafter jebem anderen Gefellichafter fein 
Recht auf den Anteil am Gewinn inſoweit abtritt, als biefer durch das von bem betreffenden 
Geſellſchafter Geleiſtete erhöht wird. Diefes Ergebnis dürfte durchaus der Billigleit entipredhen, 
während bei Nichtanwendung des 8 323 das unbillige Ergebnis eintreten würde, daß der durch 
die Unmöglichkeit befreite Geſellſchafter, obwohl er nichts beigetragen hat, doch nad $ 722 in 
bemfelben Umfange wie die übrigen Gejelicafter am Gewinne teilnehmen würde, der durch die 
Beiträge ber übrigen Geſellſchafter erzielt ift. 

Zweifelhaft ift, ob die Gejelfchafter einen dem oben gedachten Anſpruch inhaltlich gleichen 
Anſpruch auch dann haben, wenn fie nicht vor der eingetretenen Unmöglichkeit, ſondern erſt 
nachher auf Grund der ihnen untereinander obliegenden Verpflichtungen ihre Leiftungen in bag 
Geſellſchaftsvermögen, alſo auch an den befreiten Gefellihafter bewirkt haben. Auf den 8 323 
Ab. 3 kann in folhem Falle ein Anſpruch nicht gegründet werden. Die Natur und das Weſen 
des Gefellfchaftsvertrags bitrften es indeſſen rechtfertigen, auch in dieſem Falle eine Minderung 
bes Anteils am Gewinn eintxeten zu laſſen. 
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3. Anwendung dei $ 824 im Falle der von einem Geſellſchafter au vertretenden Un- 
möglihteit der Leiftung eines anderen Geſellſchafters. 

a) Beiteht Die Gejellfhaft nur aus zwei Berfonen, fo wird der verpflichtete Ge— 
ſellſchafter demjenigen Geſellſchafter gegeniiber von feiner Verpflichtung frei, welcher die Unmög« 
lichkeit zu vertreten hat, während ber leßtere bie ihm nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegende 
Zeiftung zu bewirken Hat. Ob die Geſellſchaft infolge der eingetretenen Unmöglichkeit aufgelöft 
wird oder ob fie teoß derſelben fortbefteht, befimmt ſich nad) den in Erl. 2a dargelegten Grund» 
fügen. Der durch die Unmöglichkeit der Leiftung befreite Geſellſchafter behält im Falle bes 
Foribeſtehens der Gefellihaft das Recht auf einen Anteil am Gewinne nad) Maßgabe des 8 722. 
Bei der Auflöfung der Geſellſchaft erhält der Gefellichafter, welcher feinen Beitrag geleiftet hat, 
die Einlage nad Maßgabe des 8 733 Ab. 2 Sag 1, 2 zurüd, während er für geleiftete Dienfte 
und für Überloftung von Saden zum Gebrauche nad) 8 733 Abf. 2 Sag 3 keinen Erſatz fordern 
fann. Knoke ©. 48 will hier eine Mobdifilation infofern eintreten lafjen, als der duch die 
Unmöglichteit befreite Geſellſchafter den Exfag, welchen er von dem andern Geiellichafter deshalb 
fordern fan, weil die Unmöglichkeit infolge eines von diefem zu vertretenden Umjtandes ein» 
getreten ift, in das Geſellſchaftsvermögen zu leiften verpflichtet fein foll. Eine ſolche Mobifitatton 
kann indefien nur in Frage kommen, wenn ber befreite Geſellſchafter wirklich einen Erſatzanſpruch 
gegen den anderen Geſellſchafter hat. Ein folder Erſatzanſpruch ergibt fi) aus 8 324 für ſich 
allein nicht. Dies tritt insbefondere Mar ‚hervor im Falle des 8 324 Abſ. 2. Hat aber ber 
befreite @efellichafter im einzelnen Falle auf Grund anderer Vorſchriften infolge des Umſiandes, 
welcher die Leiitung unmöglid gemacht hat, einen Erſatzanſpruch gegen den anderen Geſellſchafter, 
bat diefer 3. B. durch eine unerlaubte Handlung die von dem befreiten Geſellſchafter zu leiftende 
Sade zerftört, fo wird dann allerdings ber $ 281 zur Anwendung zu bringen und ber befreite 
Geſellſchafter daher für verpflichtet zu erachten fein, ben Erſatz oder Erfaganfpruch in das 
Gefellihaftspermögen zu leiſten. 

b) Befteht die Gefellihaft aus mehr als zwei Perfonen, jo gilt für bad Ber- 
häftnis zwifchen dem befteiten und dem ſchuldigen Gefellichafter das unter a Geſagte. In betreff 
des Verhältniſſes zwifchen dem befreiten Geſellſchafter und den übrigen Gefellichaftern gilt das 
in der Erl. 2b Gefagte. Die übrigen Gefellihafter werden alfo dem befreiten Geſellſchafter 
gegenüber von ihren Verpflichtungen befreit, bleiben aber unter ſich verpflihte. Haben fie in 
das Geſellſchaftsvermögen geleiftet, fo fteht ihnen gegen den befreiten Gejellfhafter ber in 
Erl. 2b bezeichnete Anipruch zu. Diefer fällt indefien infomeit weg, als der befreite Geſell⸗ 
ſchafter nach dem unter a ®efagten den ihm von dem Gefellichafter, welcher die Unmöglichkeit 
verſchuldet bat, zu leiftenden Erfag an das Gefellichaftsvermögen geleiftet hat. 

4 Anwendung des 5 325 im Zalle der von einem Geſellſchafter zu vertretenden Un- 
möglichteit der ihm obliegenden Leiftung. 

a) Beiteht die Geſellſchaft nur aus zwei Berfonen, fo hat ber berechtigte Geſell⸗ 
ſchafter die Wahl zwifchen ben im 8 325 beftimmten Rechten (ſ. Erl. 1, 3 zu 8 325). Wählt 
er ben Schadenserſatz, fo ift dieſer an das Geſellſchaftsvermögen zu leiften. Ob bie Gefellichaft 
aufgelöft wird, beftimmt ſich nach den in Erl. 2a dargelegten Grundfägen. Tritt der Geſell⸗ 
ſchafter von dem Vertrage zurüd, fo finden nad) 8 327 die 88 346—356 Anwendung. Beibe 
Zeile find alfo verpflichtet, ſich das auf Grund des Geſellſchaftsvertrags Erlangte nach Maßgabe 
der 88 346 ff. zurüdzugewähren (f. Vorbm. 1 vor 8 346). Da bie von beiden Teilen geleifteten 
Beiträge Gefellihaftsvermögen geworden find, fo find beide Teile einander verpflichtet zu den⸗ 
jenigen Maßregeln mitzumirten, welche zum Bwede der Rüdübertragung erforderlich find. Reicht 
dad Gejellihaftsvermögen nicht aus zur Befriedigung der Anſprüche eines Teiles, fo tft ber 
andere Zeil perfönlich verpflichtet, das Fehlende zu erfegen. Bleibt nad) Vefriebigung ber beiber- 
feitigen Anſprüche vom Geſellſchaftsvermögen noch etwas übrig, fo wird dieſes unter beiben nach 
ben Vorſchriften über die Aufhebung einer Gemeinſchaft (88 752ff.) geteilt. Wählt der Be— 
rechtigte das im 8 325 Abi. 1 Sap 3 bezeichnete Recht, fo finden die in Erl. 2a dargelegten 
Grundjäge Anwendung. Wegen der dem Berechtigten zufiehenden Befugnis, die Herausgabe 
des Erjages oder die Abtretung des Erſatzanſpruchs zu verlangen, ben ber Schuldner infolge 
des Umftandes erlangt Hat, welcher die Leiftungen unmöglich machte, |. Ex. 1d zu $ 325. Im 
betreff der Art, in welcher die Wahl zwifhen ben dem Berechtigten zufiehenden Rechten erfolgt 
fowie in betreff des Beitpunftes, in welchem die Wahl bindend wird, gelten bie in Exl. 2 zu 
& 325 bargelegten Grundfäge. Wegen ber Anwendung der obigen Grundfüge im alle bes 
8 283 f. Erl. 4 zu 8 325. 
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Weshalb die dem Gläubiger gegenüber dem Schuldner, der die Unmöglichkeit der ihm obs 
liegenden Leiftung zu vertreten hat, zuftehenden Rechte bei der Gefellichaft dem berechtigten Ge— 
ſellſchafter entzogen fein follten, und diefer auf daS Recht der Stündigung ber Gefellfchaft und 
die ihm bei Auflöfung der Gefellihaft zuftehenden Rechte beſchränkt fein follte, läßt fi) nicht 
abſehen. Mit den Geſichtspunkten, welche bei ben Beftimmungen über gegenfeitige Verträge 
maßgebend geweſen find, dürfte ein folches Ergebnis unvereinbar fein. 

b) Befteht die Geſellſchaft aus mehr als zwei Berfonen, fo ergeben ſich aus 
der bejonderen Natur des Geſellſchaftsvertrags folgende Mopdifitationen der unter a dargelegten 
Grunbfäge: 

Die im 8 325 beftimmten Rechte ftehen an fi allen Gefellichaftern gegemüber demjenigen 
Geſellſchafter zu, defien Leiftung infolge eines von ihm zu vertretenden Umftandes unmöglich 
geworden iſt. Auf das Nüdtrittsrecht findet aber nad 8 327 die Vorſchrift des 8 356 An⸗ 
wendung. Nach diejer fann, wenn bei einem Bertrag auf der einen oder anderen Seite mehrere 
beteiligt find, das Aücdtrittsreht nur von allen und gegen alle außgelibt werben. Der $ 356 
bat zunächſt wohl nur den Fall im Auge, daß mehreren eine Forderung gemeinfhaftlich zufteht. 
Dies trifft bei dem Geſellſchaftsvertrage nicht zu, ba jedem Gefellihafter eine felbftändige 
Borderung gegen alle Gefellichafter zufteht, aber die Forderungen aller Geſellſchafter haben den⸗ 
felben Inhalt; fie geben fämtlic auf dieſelbe Leiftung an alle Gefellihafter. Der 8 356 wird 
daher mindeſtens entiprechend auch auf die Forderungen ber Gefellichafter anzuwenden fein und 
das Nüdtrittsrecht kann alfo nur von allen Geſellſchaftern ausgeübt werden. Die Erklärung des 
Rücktritts nur von feiten eines einzelnen Geſellſchafters ift daher unwirffam (f. Erl. zu 8 356). 
Durch bie Ausübung des Rücktritisrechts von feiten aller Gejellfchafter werben alle anderen im 
8 325 bezeichneten Rechte ausgeſchloſſen. Solange eine folde Ausübung nicht erfolgt ift, fan 
jeder Gefellihafter den Anſpruch auf Schadenserfaß geltend machen. Er ift aber an die Wahl 
diefes Rechtes folange nicht gebunden ald der Erſatz noch nicht in das Gefellihaftsvermögen 
geleiftet ift (f. Erf. 2 zu 8 325). Iſt die Leitung erfolgt, fo Tann er nicht mehr zurüdtreten 
und die Ausübung des Rückrittsrechts durch alle Gejellfchafter ift fomtt unmöglich. Zweifelhaft 
ift, ob jedem Gefellfhafter für ſich allein auch die Befugnis zufteht, ftatt des Anſpruchs auf 
Scabenderfag und bes NüdtritisrehtS bie im 8 323 bezeichneten Rechte geltend zu machen. 
Die Frage dürfte zu verneinen fein. Der einzelne Geſellſchafter ift nicht befugt, dem anderen 
Gefellihaftern ihr Recht auf Schadenserfag gegen den Schuldner zu entziehen, und er wird 
andererfeit8 durch feine Wahl nur dem Schuldner, nicht aber gegenüber den anderen Geſellſchaftern 
von der Verpflichtung, feinen Beitrag zu leiften, frei. Ein unlösbarer Widerjpruch würde ent- 
ftehen, wenn der Schuldner bem einen Gejellichafter gegenüber frei und diefer auch ihm gegen- 
über von der Verpflichtung, einen Beitrag zu zahlen, befreit wäre, während die übrigen Geſell⸗ 
ſchafter ſowohl den Anfprud auf Schadenserfag gegen den Schuldner, als aud den Anſpruch 
auf Leiftung des Beitrags behaften hätten, der ihnen gegen ben Geſellſchafter zufteht, welcher 
das im 8 323 beftimmte Recht ausgelibt Hat. Aus der befonderen Natur des Geſellſchafts⸗ 
vertrags dürfte daher zu folgern fein, daß aud das Hier fragliche Recht ebenjo wie das Rüds 
trittörecht nur von allen Gejelfhaftern zufammen ausgelibt werben kann. 

5. Anwenbung des $ 326 auf den Fall des Berzugs eines Geſellſchafters. 

a) Beiteht die Gefellfhaft nur aus zwei Berfonen, jo findet der 8 326 um- 
eingefhränkt Anwendung. Wegen des Anſpruchs auf Schabenserfag unb wegen bed Rüdtrittd- 
rechts ſowie wegen der Wahl unter biefen Rechten gilt das in Erl. 4a Gefagte. 

b) Befteht die Geſellſchaft aus mehr als zwei Perſonen, fo wird die Friſt zur 
Bewirtung der Leiftung nah Maßgabe des Abf. 1 nur von allen Geſellſchaftern zufammen ge 
fest werden können. Die Folge der Nichtleiftung innerhalb der Friſt beſteht darin, daß nicht 
mehr Erfüllung verlangt werden kann, fondern daß bem Gläubiger nur das Recht auf Schadens 
erfag wegen Nichterfüllung ober der Rüdtritt vom Vertrage zufteht. Iſt die Friſt nur von 
einem Gejelljhafter gefegt, fo würden jene Folgen nur gegenüber biefem eintreten. Die übrigen 
Gefelljchafter würden das Recht, Erfüllung von dem Schuldner zu verlangen, behalten und das 
Recht, Schadengerfag wegen Nicjterfilllung zu verlangen fowie das Recht bes Rücktritts ftände 
ihnen nicht zu. Hieraus würden fich unlösbare Wideriprüche ergeben. Es dürfte ſich daher 
rechtfertigen, die Vorfchrift, daß das Rücktritisrecht nur allen Geſellſchaftern zufteht (j. Erl. 4b), 
auf das Recht der Friftfegung nach Maßgabe des 8 326 entiprechend anzuwenden. Iſt die Frift 
von allen Geſellſchaftern gejegt und innerhalb berfelben die Leiftung nicht erfolgt, fo gilt nun 
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8. 705. Durch den Gefellfchaftsvertrag verpflichten fich Die Gefellfchafter 
gegenfeitig, die, Erreichung eine3 gemeinſamen Zweckes in der durch den Vertrag 
beftimmten Weife zu fördern, insbeſondere die vereinbarten Beiträge zu leiften. 


wegen bed Rechtes, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu fordern ober von bem Bertrage 
zurüdzutreten ſowie wegen der Wahl zwiſchen dieſen Rechten das in Erl. Ab Gefagte. 

Die Vorſchrift des 8 326 Abſ. 2 wird nur dann zur Anwendung kommen können, wenn 
die Erfüllung des Vertrags für alle berechtigten Geſellſchafter fein Interefie hat. 

6. Die im vorftehenden dargelegten Ergebniffe der Anwendung der Bor- 
Ichriften über gegenfeitige Verträge dürften durchweg der Billigkeit entſprechen, 
während bei Nichtanwendung jener Vorſchriften große Unbilligkeiten nur auf Ummegen und nur 
unvollftändig zu vermeiden fein würden. 

V. Die Borſchriften bes vierzehuten Titels find, ſoweit ſich nicht aus einzelnen derſelben 
ein anderes ergibt (ſ. z. B. $ 723 Abſ. 3) dispoſitiver Natur. Die Parteien find alſo in der 
Lage, fie durch ausdrückliche oder ftillfehweigende Vereinbarung, insbejondere auch durch einen 
Nachtrag zum Gefellihaftvertrag, abzuändern. Es können ſich hiernach auch Vereinigungen 
nad) Art der gemeinrechtlichen Sozietät bilden, bei denen lediglich eine obligatoriſche Bermügens- 
gemeinfhaft befteht. Eine dahin gehende Vereinbarung darf aber nicht ohne weiteres in allen 
Fällen angenommen werben, in denen man möglicherweije mit einer bloß obligatoriſchen Ver— 
einigung. auslommen könnte. Alle Gefellichaften find zunächſt den Regeln bes Gejeges unter- 
worfen. Die Parteien können davon abweichen, müſſen dann aber eine wirkliche Wereinbarung 
in biefem Sinne fließen. Der ſtillſchweigende Abſchluß einer ſolchen Bereinbarung wird nicht 
daraus allein gefolgert werden bürfen, daß eine Geftaltung des Verhältniſſes nad Art ber 
römiſchen Sozietät für den Zweck der Gefellichaft genügt oder fogar vorteilhafter iſt. 

VI. Die materiellen Beftimmungen des BEB. finden ihre Ergänzung in befonderen Bors 
fchriften der CPO. 88 736, 859, welche auf Beichlüffen der zweiten Kommiffion beruhen und 
zur Durchführung des Grundjages der gefamten Hand im Prozeßverfahren beitimmt find. Für 
den Fall des Konkurſes iiber das Vermögen eines Gefelljchafterd find in ber KO. 98 16, 28, 51 
beſondere Vorſchriften gegeben, welche ebenfalls mit den materiellen Grundfägen des BGB. im 
Einflange ftehen; der $ 28 der KO. ift auf Grund von Beſchlüſſen der zweiten Kommilfion 
neu eingefiellt. 

VII. Anordnung des Stoffes. Der 8 705 gibt die grundlegenden Beftimmungen über 
den Gefellfchaftsvertrag. Ergänzend treten in den 88 706, 707 Borfchriften über die Beiträge 
der Gefellichafter Hinzu. Der 8 708 normiert die Haftung der Gefellfchafter für die Erfüllung 
der ibnen obliegenden Verpflichtungen. Die 88 709-713 vegeln die Geſchäftsführung, bie 
88 714, 715 bie Vertretung der Gefellihaft nah außen. Daran fchließt fih im 8 716 eine 
Beitimmung über dad Recht der einzelnen Geſellſchafter, fih vom Stande der Geſchäfte der Ge— 
ſellſchaft Kenntnis zu verfchaffen. Der 8 717 vegeli die Übertragung der Aniprücde aus dem 
Geſellſchaftsvertrage. Die 88 718—720 enthalten die Vorſchriften Über das Gefellichaftsvermögen; 
in den 88 718, 719 inöbejondere iſt der Grundiag der gejamten Hand zum Ausdrucke gebracht. 
In ben 88 721, 722 ſchließen fih daran Vorfchriften fiber den Rechnungsabſchluß und die Ber- 
teilung von Gewinn und Verluft. Die 88 723—729 enthalten Vorſchriften über die der Ge— 
ſellſchaft eigentümlichen Endigungsgründe, und zwar die 88 723—725 über die Kündigung, 
die 88 726—728 über andere Endigungsgründe und der 8 729 über das Fortbeſtehen ber Bes 
fugnis zur Geſchäftsführung bei Auflöſung der Geſellſchaft. An die Auflöfung der Geſellſchaft 
ſchließt fih die Auseinanderſetzung unter den Gejellihaftern in Anjehung des Gejellihafts- 
vermögend; dieſe ift in ben 88 730—735 geregelt. Die 88 736—740 endlich geben Vorſchriften 
Über das Ausſcheiden und den Ausſchluß eines einzelnen Gejellihafter8 aus ber tm übrigen 
foribeſtehenden Geſellſchaft. 

8 706. 
E.i 88 629, 632; II 8 645 res. 8 692; II 8 602. P.I €, 2893 ff. 2063 q.3 MR. II G. 5931., 601. 
9.118. 2 ©. 41öff., 418. 

1. Über den Gegenftand des Geſellſchaftsvertrags ſ. Vorbm. IT 2. Der gemeinfame 
Zwed kann hiernach ein fehr verfchiedenartiger fein, ein mehr oder weniger umfafjender Ber 
mögenszwed, gemeinfhaftliher Erwerb ober auch lediglich ein idealer Zwed. Ein Gejellihaftd- 
vertrag, welcher fi auf das ganze künftige Vermögen oder auf einen Bruchteil diefes Ber- 
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mögen bezieht, aljo eine Verpflichtung begründen foll, diefe® Vermögen als Beitrag zu leiften, 
tft gemäß der Vorſchrift des $ 310 nichtig; ein Geſellſchaftsvertrag, welcher num das gegenwärtige 
Vermögen ober einen Bruchteil desfelben betrifft, ift dagegen, jofern die in $ 311 bezeichnete 
Form gewahrt iſt, gültig. Ein Gefellfchaftsvertrag, gerichtet auf einen verbotenen ober un- 
fittlichen Zweck, iſt nach allgemeinen Grundiägen (88 134, 138) wichtig (vgl. RG. Bd. 18 ©. 242; 
Seuffl. Bd. 43 Nr. 110). Iſt der Zwed unmöglich, fo finden die Vorfchriften ber 88 306—308 
Anwendung. Der €. I ſprach befonders aus, daß der Vertrag in foldem Falle nichtig ſei: die 
zweite Kommiffion hat die Beitimmung als entbehrlich geftrichen. 

Aus der Gemeinfamkeit des vereinbarten Zwedes folgt, daß für die Geſellſchaft die Anteil: 
nahme eine jeden Gefellfhafter8 an dieſem Bwede weſentlich ift. Ein Vertrag, durch welden 
ein Gefelfchafter von der Teilnahme am gemeinfamen Awede ausgeſchloſſen fein fol, iſt kein 
Geſellſchaftsvertrag. Dies gilt insbeſondere von einem auf Erwerb gerichteten Bertrage, wenn ein 
Zeil nicht an dem Gewinne teilnehmen, jondern nur den Berluft mit tragen foll (a. A. Dern: 
burg II g 361 Anm. 2; dagegen Dertmann II. Aufl. Erl. 2 zu $ 722). Da zu dem Weſen des 
Geſellſchaftsvertrags außer zu der Gemeinſamkeit bes Zwedes auch bie gegenfeitige Verpflichtung 
aller Geſellſchafter zur Förderung des gemeinfamen Zweckes mitzuwirten gehört, fo liegt ein 
Geſellſchaftsvertrag aud) dann nicht vor, wenn ein Gefellihafter an dem Gewinne teilnehmen, aber 
zur Erreichung bdesjelben mitzuwirken nicht verpflichtet fein fol. Verträge der gedachten Art find 
nicht notwendig nichtig; fie können vielmehr ein Schentungsverfprechen enthalten, unterliegen dann 
aber den Vorſchriften fiber Schenkungen ($ 518). Nicht ausgeſchloſſen wird ber Charakter eines 
Geſellſchaftsvertrags dadurch, dak ein Gefellfchafter von ber Tragung des Berluftes ganz oder 
teilweife befreit wird. 

Über Unterfcheidung bes Geſellſchaftsvertrags von partiarifchen Rechtsgeſchäften ſ. Zorbm. IIL 

Über bie Verbindung mehrerer Rechtsanwälte zur gemeinfdaftlihen Ausübung ihres Berufs 
ſ. Sofef in Gruch. Bd. 44 S. 413; über Bereinigung von Ärzten für ihre Berufszwede 
f. Joſef in Grud. Bd. 48 ©. 263; über eine Gefellihaft zum Spielen eines Lotterieloſes und 
die Auslegung des darauf gerichteten Vertrags ſ. Afpr. Bd. 9 ©. 11; RG. in DIE. 1906 S. 878; 
RG. in Gruch. Bd. 48 ©. 797ff.; über ein Konfortium von Bankiers zur Begehung von Wert 
papieren |. RG. Bd. 56 ©. 206; Üiber Anwendung der Vorſchriften über Gefellichaften auf ſog 
Kartellvereine |. RG. Bd. 53 ©. 19; über die fog. Kolonnenverträge f. GewGer. Bd. 9 ©. 258; 
über Rechtsverhältniſſe aus der Zeichnung zu einem Garantiefonds fir ein Außftellungsunter- 
nehmen f. Seuffü. Bd. 55 Nr. 136. 

2. Der Gefellihaftävertrag bedarf feiner Form. Er kann daher auch ſtillſchweigend 
abgefäjlofien werden. Wenn aber in dem Geſellſchaftsvertrage Verpflichtungen übernommen werben, 
für deren Übernahme daB Geſetz eine beftimmte Form vorſchreibt, wenn z. B. einer der Geſell⸗ 
ſchafter fi) in dem Geſellſchaftsvertrage verpflichtet, ein Grundftück in bie Geſellſchaft einzubringen 
(8 313, f. auch 8 311), jo iſt die fiir ein ſolches Rechtsgeſchäft vorgeſchriebene Form einzuhalten; 
bei Nichtbeobachtung berfelben ift nach 88 125, 139 regelmäßig ber ganze Geſellſchaftsvertrag als 
nichtig anzufehen. 

8. Die Verpflichtung der Geſellſchafter geht dahin, den gemeinfamen Zwed in ber durch 
den Vertrag beftimmten Weiſe zu fördern. Unter Umftänden kann bie allgemeine Verpflichtung 
zum Zuſammenwirken für ben gemeinfamen Zwed genügen, um einen Gefellihaftövertrag an⸗ 
zunehmen (Bahr. ObG. Bd. 3 ©. 516). Regelmäßig werden aber in dem Vertrage die Ber 
pflichtungen der Geſellſchafter fpezieller beftimmt fein; insbefondere wird regelmäßig die Verpflichtung 
zur Leiftung beftimmter Beiträge vereinbart werben; wegen ber Einzelheiten |. 8 706. Die Bere 
pflichtung der Geſellſchafter erſchöpft ſich Hierin aber nicht. Die Gefellihafter Haben vielmehr 
meiftens noch in anderer Weiſe tätig zu werden, um bie Bwede ber Geſellſchaft zu fördern, 
namentlich aber haben fie fi ſolcher Handlungen zu enthalten, welche die Erreichung bes ange 
ftrebten Zweckes verhindern oder vereiteln Tönnen. Das HGB. (88 112, 113) ſchreibt für die 
offene Handelsgeſellſchaft vor, daß ein Gefellihafter one Einwilligung der anderen Geſellſchafter 
weder in dem Handelszweige der Geſellſchaft Gefchäfte machen noch an einer anderen gleichartigen 
Hanbelögefellihaft als perfünlic Haftender Gefellihafter teilnehmen darf. Derartige befondere 
Vorſchriften find für emtbehrlih erachtet. Der leitende Gefichtspuntt für die Entfcheibung aller 
ragen ift ans 8 242 zu entnehmen. Bu beachten ift hierbei aber, daß der einzelne Geſellſchafter 
nicht ganz allgemein verpflichtet tft, den Gejellihaftszwed zu fürdern, fondern nım in bem Rahmen 
des Gefellichaftsvertrags und in ber durch den Vertrag beflimmten Weiſe (P. II Bb. 2 ©. 416f.; 
&note ©. 32). 





14. Titel: Geſellſchaft. $ 706. 737 


$. 706. Die Gefellichaften haben in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
gleiche Beiträge zu leiften. 

Sind vertretbare oder verbrauchbare Sachen — ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß ſie gemeinſchaftliches Eigenthum der Geſellſchafter werden ſollen. 
Das Gleiche gilt von nicht vertretbaren und nicht verbrauchbaren Sachen, wenn 
ſie nach einer Schätzung beizutragen ſind, die nicht blos für die Gewinnvertheilung 
beſtimmt iſt. 

Der Beitrag eines Geſellſchafters kann auch in der Leiſtung von Dienſten 
beſtehen. 


4. Die Berpflichtung des einzelnen Geſellſchafters beſteht nicht gegenüber der Geſellſchaft 
als ſolcher, ſondern gegenüber ben anderen Geſellſchaftern. Die Geltendmachung der Anſprüche 
auf Leiſtung der Beiträge ſteht auch nicht bloß der Geſamtheit der Geſellſchafter zu, jeder Geſell⸗ 
ſchafter kann vielmehr von dem anderen verlangen, daß dieſer die ihm obliegenden Pflichten 
erfült (M. II ©. 594), mit der Maßgabe jedoch, daß die Leiſtungen nicht an den einzelnen 
Geſellſchafter, ſondern an die Geſamtheit der Geſellſchafter zu machen find. Diefe Auffafiung ift 
indeſſen nicht unbeftritten. Bon verfchiedenen Seiten wird bie Anficht vertreten, daß die Anſprüche 
anf die Leiftung zum Geſellſchaftsvermögen gehören. Über das Nühere in betreff diefer Streite 
frage f. Erl. 1a zu $ 718. 

Über die Frage, ob die Vorſchriften über gegenfeitige — anf die gegenfeitigen Ver⸗ 
pflihtungen der Gejellihafter anzuwenden find, j. Borbm. IV. 

5. Für allen Schaden, der durch die ſchuldhafte Riterfüllung der einem Geſellſchafter 
obliegenden Berpfliägtungen entſteht, Hat diefer den anderen Gefellihaftern nah Maßgabe der 
allgemeinen Vorſchriften Erſatz zu leiften. Da aber jeder Gefelfhafter von einem anderen Ge— 
ſellſchafter die Leiftung des Beitrags nur an alle Geſellſchafter fordern kann, fo kann er aud) bie 
Leiftung des Erſatzes wegen verſchuldeter Nichterfüllung der Veitragspfliht nur an alle Gefell- 
ſchafter fordern, und ber gelelitete Erſatz wird ebenſo Gefellihaftsvermögen, wie der gelelftete 
Beitrag dies geworben fein würde. Möglich ift, daß neben dem dur die Nichterfüllung der 
Beitragspfliht allen Geſellſchaftern erwachſenen Schaden bem einzelnen Geſellſchafter noch ein 
-befonderer Schaden erwächſt. Der Erfag dieſes Schabens ift nur an den betreffenden Geſell⸗ 
ſchafter zu leiften, und das Geleiſtete wird nicht Geſellſchaftsvermögen. 

6. Werden nah dem Abſchlufſe bes Geſellſchaftsvertrags noch Nahträge vereinbart, fo 
find dieſe von dem Zeitpunkt ihrer Vereinbarung an fo anzujehen, wie wenn fie ein Teil des 
Geſellſchaftsvertrags wären. 

7. Ein die Verpflihtung zur Eingehung einer Geſellſchaft begrünbender Borverirag iſt 
denkbar, wird aber nur felten vorkommen, weil ein folder Vertrag, um wirkſam zu fein, ſchon 
alle für den Geſellſchaftsvertrag weientlihen Punkte enthalten muß. 


8 706. 
€.18630 Wbf. 1,2, 8631; —— es 11 8698. ®. 1.000. 3917, 11827ff.; M. II €. 596f. 
I 88.2 €. 417 f.; 8.6 €. 194. 

1. Beiträge der ae Bu den ben Gefellichaftern obliegenden Verpflichtungen (f. Erl. 
zu $ 705) gehört insbeſondere bie Verpflichtung, bie vereinbarten Beiträge zu leiften. Im E. J 
$ 630 war die Verpflichtung jedes Geſellſchafters zur Leiftung eines Beitrags ausdrücklich beftimmt. 
Die zweite Kommilfion Hat dieſe Befiimmung als entbehrlich geftrichen (P. II ®d. 2 ©. 417). 
Der Ausdrud „Beitrag“ Hit im weiteften Sinne zu nehmen. Die Beiträge können in ber Leiftung 
von Saden, Rechten, Handlungen und Axbeitsleiftungen aller Art beftehen. Auch die Hergabe 
des Namens kann einen Beitrag bilden. Wegen ber großen praktiſchen Bedeutung ber Frage if 
im Abſ. 3 befonders hervorgehoben, daß ber Beitrag eines Geſellſchafters auch in ber Leiftung 
von Dienften beftehen kann. Ob Beiträge einmal oder wiederholt oder fortlaufend zu leiften 
find, beftimmt ſich nach dem Geſellſchaftsvertrage. Das gleiche gilt von ber Urt und ber Größe 
der Beiträge. Sit in dieſen Beziehungen feine Bereinbarung getroffen, jo haben die Geſellſchafter 
nad Abf. 1 gleiche Veiträge zu leiften. 

2. Beileht der Beitrag in der Leiftung von Sachen, fo lann die Verpflichtung entweder 
dahin gehen, die Sachen in das gemeinfdaftlie Eigentum ber Gefellichafter zu Übertragen ober 





738 VI. Abſchuitt: Einzelne Schuldverhälinifie 


8. 707. Zur Erhöhung des vereinbarten Beitrags oder zur Ergänzung der 
durch Verluft verminderten Einlage ift ein Geſellſchafter nicht verpflichtet. 


fie ihnen zum Gebrauch oder nur zur Nutzung zu überlafien. Sind vertretbare oder verbrauchbate 
Saden (88 91, 92) beizutragen, fo gilt nach Abſ. 2 die Vermutung, daß fie zum Eigentume zu 
übertragen find. Das gleiche gilt von anderen Sachen, wenn fie nad) einer Schätzung beizu- 
tragen find, bie nicht bloß für die Gewinnverteilung beftimmt ift. Eine Vermutung darüber, zu 
weldem Zwede die Schäßung beitimmt ift, befteht nicht. Aus der Faflung der fraglichen Bor- 
ſchrift ergibt fich aber daß demjenigen, welcher ſich darauf beruft, dab die Schägung für die 
Gewinnverteilung beitimmt fei, ber Beweis obliegt. 

8. Die Beiträge find zu leiften in der durch beu Vertrag feſtgeſezten Weiſe, insbejondere 
zur beftimmten Zeit. Jeder Gefelichafter ift verpflichtet, alle Borausfegungen zu erfüllen, welde 
nad der Natur des einzubringenden Gegenſtandes und ben maßgebenden Redtsgrundfägen zum 
Einbringen erforderlich‘ find, insbefondere, wenn die Gegenftände dem Rechte nad) gemeinſchaſtlich 
werden follen, die entfprechende Recdtsübertragung vorzunehmen. Iſt eine Sache zum Eigentum 
zu übertragen, deren Miteigentiimer nad) Bruchteilen die Gefellichafter find, fo bedarf es doch 
noch einer Übertragung, denn die Verpflichtung beiteht darin, die Sachen in das Gejellichafts- 
vermögen zu übertragen, d. 5. die ſämilichen Geſellſchafter zu Eigentümern zur gefamten Hand zu 
machen (f. Bd. III Ext. 9 zu 8 925; Dertmann II. Aufl. Erl.3 zu 8 706). Auf die Gewähr⸗ 
leiftung wegen des zu verſchaffenden Rechies ſowie wegen Mängel der übertragenen Sache finden 
nad) deu 88 445, 493 die Vorſchriften über den Kauf entfprechende Anwendung, wobei jebod, 
foweit Verſchulden in Betracht fommt, die beſondere Vorſchrift des 8 708 zu berüdjichtigen ift 
(a. 4. Tige ©. 316, der die gedachten Paragraphen nicht anwenden will, weil der Geſellſchafts⸗ 
vertrag fein auf Veräußerung oder Belaftung gegen Entgelt gerichteter Vertrag fei, ber aber bie 
88 433ff. 4595. in dem Sinne entiprehend anwenden will, in welchem das Geſetzbuch jelbit bei 
einfeitigen und Iufrativen Schuldverhältnifien, wie z. B. in den 38 523, 524, 1624 Abi. 2, auf 
diefe Borfchriften bezug nimmt (vgl. dagegen Borbm. IV). 

Sind die Begenftände nur zum Gebraud oder zur Benuzung eingebradt, 
fo ift nach allgemeinen Grundfägen über Verzug und verfhuldete Unmöglichteit Schabenserfag 
zu leiften, wobet Hinfichtlid des Inhalts und Umfanges der Xeiftung der $ 242 zu berüdfichligen 
it. Das ſchweiz. Bundesgefeg (Art. 528) fehreibt vor, daß in ſolchem Yale die Grundſäte des 
Mietvertrag® zur Anwendung zu bringen feien. Eine derartige Beitimmung tft für bedenklich 
erachtet (M. IT ©. 61:0); mögliherweile wird aber nad; dem Inhalte bes Geſellſchaftsvertrags 
die entfprechende Anwendung ber für bie Miete gegebenen Vorſchriften (88 537ff.) als gerecht⸗ 
fertigt erfcheinen. 

4. Wird einer der zum Eigentum eingebrachten Gegenflände durch Zufall zerftört ober 
beſchãdigt, fo trifft der Verluſt die Geſellſchaft. Tritt folder Verluſt oder foldhe Verſchlechterung 
in Anfehung eines mur zur Benugung eingebrachten Cegenftandes ein, fo hat ber Gefellichafter, 
welcher ibn eingebracht hat, den Echaden zu tragen (8 732 Saß 2); er iſt aber nicht verpflichtet, 
einen anderen Gegenftand als Erfag einzubringen (8 707). Die von Dertmann II. Aufl. Erl.4 
zu 8 706 vertretene Anſicht, daß der Geſellſchafter nach Unalogie der Miete zur dauernden @e: 
währung des Gebrauchs verpflichtet fei, dilrfte regelmäßig der Abſicht der Gefellfchafter bei der 
auf Einbringung der Sache zum Gebrauche gerichteten Vereinbarung nicht entiprehen (Scholl: 
meyer ©. 146 Nr. 1b y). Im einzelnen Falle kann jedoch eine andere Auslegung der Ver⸗ 
einbarung gerechtfertigt fein. gm 


@.18 630 51. 3; II 8 647 vew. 8 694; III 8 694. 9.1 €. 2899 f., 2917, 118271.; M. U ©. 596f. 
P.1 8.2 6 417. 

1. Radhicgüfie der Geſellſchafter. Die Verpflichtungen ber Gefellfchafter beruhen auf bem 
Geſellſchaftsvertrag. Undere Leiftungen als folde, die fie durch dieſen Vertrag übernommen haben, 
können ihnen alfo nicht zugemutet werden. Es fünnte ſich aber fragen, ob der Vertrag nicht da- 
hin auszulrgen wäre, daß die Geſellſchafter zur Erreichung des angeftrebten Zwedes Nachſchüfſe 
zu leiften hätten. Nach dem Vorbilde des Art. 92 des alten HGB. (die Vorſchrift fit in das 
neue HGB., weil duch das BoB. 8 707 entbehrlich geworden, nicht aufgenommen) verneint 
das Geſetz biefe Frage. Die Beſtimmung ift aber biöpofitiver Natur, fie greift alſo nicht Plap, 
wenn und foweit in dem Geſellſchafisvertrag etwas anderes beftimmt worden oder alle @ejel: 
ſchafter nachträglich über die Erhöhung des Beitrags oder den Nachſchuß einverftanden find. Die 


44. Titel: Geſellſchaft. 88 707, 708. 739 


8. 708. Ein Gejellichafter Hat bei der Erfüllung der ihm obliegenden Ver- 
pflichtungen nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen, welche er in eigenen Angelegen- 
beiten anzuwenden pflegt. 


im $ 735 normierte Verpflichtung, bei ber Auseinanderſetzung zur Berichtigung der gemeinſchafi⸗ 
lichen Schulden einen Nachſchuß zu leiften, wird Hierdurch nicht berührt. 

Die Vorſchrift des 8 707 bezieht fih nicht auf ben Ball, dab bie Leiltung eines ver⸗ 
ſprochenen Beitrags unmöglich geworden ift. In einem folhen Falle finden, je nahdem die Un- 
möglichkeit infolge eines von keinem Teile ober infolge eines von dem Gläubiger oder infolge 
eines von dem Schuldner zu vertretenden Umſtandes eingetreten ift, die Vorſchriften des 8 323 
oder des 8 324 oder des & 325 Anwendung (f. Borbm. IV vor 8 705). 

Ein Geſellſchafter braucht fih aud die freiwillig erhöhte Beitragsleiſtung feitens der 
anderen Gejellichafter, wenn folhe zur Erreichung bed vereinbarten Geſellſchaftszwecks erfolgte, 
nicht gefallen zu laſſen, jelbit dann nicht, wenn fein Anteil am Gewinne verhältnismäßig der 
gleiche bleiben folte. Er kann unbeſchadet feines Rechtes, zu kündigen, der Einbringung weiterer 
Beiträge ſich überhaupt wiberfegen, weil ſolche gegen den Gejellihaftövertrag veritoßen würde 
(M. II ©. 597). Die Vertreter der entgegengefegten Unficht, nach welcher ein Gefellichafter ſich 
der freiwilligen Erhöhung der Einlage durch einen anderen Gejellihafter nur dann widerſetzen 
ann, wenn fie zugleich eine Ausdehnung der Gefelihaft in ſich ſchließt oder die Intereſſen der 
Geſellſchaft gefährdet (Staudinger Erl. III zu $ 707; Dertmann II. Aufl. Erl. 4 zu 8 707) 
beachten nicht, daß durch Erhöhung der Einlage immer entweder eine Verpflichtung zur Er« 
ftattung der erhöhten Einlage nach Beendigung der Gefellichaft begründet wird oder daß darin 
eine Schentung liegt und daß die übrigen Geſellſchaſter fih weber das eine nody das andere 
gefallen zu laſſen brauden. 

2. Berminderung ber Einlage. Ebenfowenig wie eine Erhöhung ber Beiträge verlangt 
werben Tann, ift ber einzelne Gefellſchafter befugt, abgefehen von dem Anſpruch auf Auszahlung 
des Gewinnanteils, feine Einlage zu vermindern. Der Sag ergibt fich daraus, daß der Gefell- 
ſchafier die durch dem Vertrag übernommene Berpflihtung nicht einfeitig ändern kann (vgl. HGB. 
8 122 Abf. 2). Wenn alle Gefellichafter einveritanden find, können aber bie Einlagen ganz 
oder teilweife zurüdgezahlt werben. Die Geſellſchaftsgläubiger Haben dabei fein Widerſpruchsrecht. 


$ 708, 
@.18 633; II 8 648 veu. 8 695; III 8 695. ®P. I €. 28941., 28981. 3550, 3559; M. II ©. 6011. 
9.1180. 2 €. 418fl. 

Die in dem 8 708 beftimmte Beſchränkung ber Haftung eines Geſellſchafters auf An- 
wendung berjenigen Gorgfalt, welde er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (j. Erl. 
zu 8 277), rechtfertigt fich teils durch die Natur bes Gejellihaftsvertrags, teils durch die Rück— 
fiht anf das bisherige Recht. Bei ben Beratungen der zweiten Kommiffion war ein Antrag 
geftellt, nad welchem die Geſellſchafter für jedes Verſchulden nad Maßgabe der allgemeinen 
Grundſätze haften jollten. Die Kommiſſion hat den Antrag weientlih mit Rüdficht auf die 
Übereinftimmung des bisherigen Rechtes mit dem Grundfage des 8 708 abgelehnt. 

Der 8 708 bezieht fih nur auf die Fälle, in welchen die Erfüllung einer gefellfhaftlichen 
Verpflichtung in Frage fteht, der Gefellfchafter mithin als folher und nicht infolge eines be= 
fonderen Rechtsverhältnifies eine aus bem Geſellſchaftsvertrage nicht entipringende Verpflichtung 
zu erfüllen hat (M. II ©. 602); alfo z. B. nicht auf die Verpflichtung eines Geſellſchafters, 
aus einem von dem geſchäftsfülhrenden Gefellihajter mit ihm abgeichlofienen Kaufe. Unter den 
8 708 füllt dagegen auch die Verpflichtung bes geſchäftsführenden Geſellſchafters aus ber Ge 
Thäftsführung, mag ihn die Geichäftsführung durch den Geſellſchaftsvertrag oder. durch eine 
fpätere als Rachtrag zu dem Geſellſchaftsvertrag anzufehende Vereinbarung der Gejellichafter 
übertragen fein. Dies gilt auch dann, wenn es ſich nit um die Gefhäftsführung im allge 
meinen, fondern aud) wenn es fi um die Übertragung einzelner Gejhäfte handelt. Immer wird 
aber zu erfordern fein, daß die Übertragung an den Geſellſchafter als ſolchen erfolgt. Wird er 
zu der Führung eines Gefchäfts in einer anderen Eigenſchaſt beauftragt, wird z. B. ein Ge— 
fenfchafter, welcher Rechtsanwalt ift, mit der Führung eines Prozeſſes beauftragt, fo haftet er nach 
ben filr das betreffende Geſchäft geltenden Grundjägen. 

Durch Vertrag unter den Gefelliaftern kann bie Beichräntung ber Haftung befeitigt 
werden. 


740 VIL Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


$. 709. Die Führung der Gefchäfte der Geſellſchaft fteht den Geſellſchaftern 
gemeinschaftlich zu; für jedes Geſchäft ift die Zuftimmung aller Geſellſchafter er- 
forderlich. 
= — nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen zu entſcheiden, 
ſo iſt die Mehrheit im Zweifel nach der Zahl der Geſellſchafter zu berechnen. 


88 709-718. 

Die 88 709-713 regeln die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft. Hierbei handelt es 
fi) nur um dad Verhältnis der Geſellſchafter zueinander. Für die Vertretung ber Geſellſchaft 
nad) außen gelten, abgejehen von den bejonderen Beitimmungen ber 88 714, 715, bie allge 
meinen Borfcriften über Stellvertretung und Vollmacht. 

Die Führung der Gefchäfte umfaßt alle Geichäfte der Geſellſchaft, ſowohl den Abſchluß 
von Redtögeihäiten als auch tatfächliche Leiftungen, Arbeiten oder Verrichtungen, wie folde in 
der konkreten Geſellſchaft vorlommen und nötig werben können. Dagegen fällt bie Geltend⸗ 
machung der Anfprüche auf Keiftung der verſprochenen Beiträge gegenüber den einzelnen Geſell⸗ 
ſchaftern nicht unter die @efchäftsführung. Es ift Sache der einzelnen Geſellſchafter, die Leiſtung 
der Beiträge zu betreiben; jebem fteht inſoweit ein perfönlicher Auſpruch gegen jeden anderen 
Geſellſchafter zu (f. Erl. 4 zu 8 705). Indeſſen kann zu der. Einziehung und Empfangnahme 
der Beiträge der zu ber Geihäftsführung Beauftragte ermächtigt werden. Eine folde Er- 
mädtigung kann in dem Gefchäftsvertrag ausdrücklich beftimmt fein; fie kann unter Umftänden 
auch als ſtillſchweigend erteilt anzufeben fein. Dies ift indbejondere dann Häufig der Fall, 
wenn e3 fi um ratenmweife zu zahlende Beiträge oder um Nachſchüſſe Handelt (f. Erl. 1a 
zu 8 718). Auch die Übertragung und Entziefung ber Befugnis zur Geihäftsführung, bie 
Kündigung der Gejellihaft und ebenfo die Ausichliegung eines einzelnen @efellihafters aus ber 
Geſellſchaſt (8 737), kurz, alle Geſchäfte, welde die Grundlagen ber Gefellfhaft und 
die Borausfegungen ber Gefhäftsführung betreffen, fallen nit unter die Ge— 
ſchäftsführung und unterftehen alſo nicht ben Vorſchriften der 88 709—713. 

Für die Führung der Geſchäfte ftellt daß Geſetz den Grundfag auf (8 709 Abf. 1), dab 
Einftimmigteit aller Geſellſchafter erforderlich fein fol. Die gejegliche Hegel ift aber nur eine 
dispofitive. Durch Vereinbarung der Geſellſchafter Tann insbeſondere beftimmt werben, daß die 
Mehrheit der Stimmen entfheiden foll oder daß die Führung ber Geſchäfte einem Geſellſchafter 
allein oder mehreren Gefellfchaftern zufammen übertragen werden ſoll ober endlich, daß alle oder 
mehrere Geſellſchafter jeder für fich felbft zur Gejhäftsführung befugt fein follen. Für diefe 
befonderen Fälle werden in dem 8 709 Abſ. 2 und in den 88 711 —713 weitere Vorſchriften 
gegeben. Die Beforgung der Angelegenheiten der Geſellſchaft kann auch fo geregelt werben, daß 
ein Dritter mit der Führung der Gefchäfte betraut wird oder daß einem oder mehreren @efells 
ſchaftern felbftändige Aufträge erteilt werden. 


8708. 
€. 198 6341.;5 M.8,049 ven soon TB 20 vl: —— ©. 021. 
9.11 88. 2 6. 4201.; 82.4 €. 

1. Die gemeinſchaftliche Führung der Geſchäfte buch Fer Geſellſchaft bildet nach Abſ. 1 die 
Regel. Ein Gefellichaftögeihäft darf mur vorgenommen werben, wenn alle Geſellſchafter zu⸗ 
ftimmen. Auf die Art und Höhe der Beiträge kommt es dabei nicht an. Auch ſtillſchweigende 
Zuſtimmung genügt. Widerjpricht ein Gefellichafter der Vornahme des Geſchäfts, jo muß es 
unterbleiben. Eine Verpflichtung, die Zuftimmung zu erteilen, kann aber begründet fein ent 
weber durch befondere Vereinbarung oder dadurch, daß die Vornahme des Geihäfts durch dem 
BZwed der Geſellſchaft geboten wird. Daraus allein, daf das Geſchäft zwedmäßig ift und dem 
Jutereſſe der Geſellſchaft entipriht, läßt fi eine Verpflihtung zur Zuftimmung nicht ableiten. 
Beiteht eine Verpflichtung, fo können die übrigen Geſellſchafter auf Erteilung ber Buftimmung 
Hogen. Die Zuftimmung gilt nah CPO. 8 894 als erfolgt, wenn der Gefellfchafter zur Erteilung 
der Zuftimmung rechtskräftig verurteilt ift. Durch den unbegründeten Wideripruh von feiten 
des Gefellfchafters kann im Falle eines Verſchuldens desfelben auch eine Verpflichtung zum 
Schabenserjage gegenüber den übrigen Gejellihaftern begründet werden. Andererſeits haften die 
übrigen Gejellichafter, went fie teoß des berechtigten Widerſpruchs eines Geſellſchafters ohne deſſen 
Buftimmung ein Geſchaft vornehmen, dem wiberfprechenden Gefellihafter. Daß ihr Verſchulden 
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$. 710. Iſt in dem Gejellfchaftsvertrage die Führung der Gefchäfte einem 
Gefellfchafter oder mehreren Gefellichaftern übertragen, jo find die übrigen Ge- 
jellfegafter von der Gefchäftsführung ausgefchlofien. Iſt die Geſchäftsführung 
mehreren Gejellichaftern übertragen, jo finden die Vorfchriften des $. 709 ent- 
fprechende Anwendung. 


in foldem Falle, wie Dertmann IL. Aufl. Erl. 3 zu 8 709 annimmt, nicht nad) 8 708, fondern 
nach allgemeinen Grundfägen fih beftimmte, dürfte fich nicht rechtfertigen laſſen. 

Das Geſetz macht von dem Grundſatze der gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung auch bei 
Gefahr im Verzuge keine Ausnahme. Cine entfprehende Anwendung ber für die Gemeinſchaft 
nad Bruchtellen geltenden Vorſchrift bes 8 744 Ubf. 2, nach welcher jeder Teilhaber bereditigt 
iſt, bie zur Erhaltung des gemeinſchaftlichen Gegenitandes notwendigen Maßregeln ohne Zu— 
flimmung der anderen Teilhaber zu treffen, bikfte fih indeſſen auch für die Geſellſchaft recht- 
fertigen laſſen (Knoke ©. 57; Staudinger Erf. II 3 zu 8 709). Unzuläffig dürfte es fein, 
noch weiter zu gehen und mit Dertmann II. Aufl. Erl. 2 zu $ 709 jeden Geſellſchafter zu der 
Vornahme Heinerer zu bem laufenden Geſchäftsbetriebe gehörenden Handlungen für berechtigt zu 
ertlären. 

2. Die Bornahme ber einzelnen Geſchäfte hat fo zu erfolgen, daß alle Geſellſchafter zu. 
femmenwirten. In der zweiten Kommiffion ift anläßlich der Beratung iiber das Gefamtgut 
bei ber Gütergemeinſchaft eine Meinungsverſchiedenheit über den Sinn bes (jetzigen) 8 709 
Abſ. 1 hervorgetreten. Bon einer Seite iſt ausgeführt, der (jeige) 8 709 ſetze gemeinichaftliches 
Handeln ber Gefellihafter In dem Sinne voraus, dab die fir ein vorzunehmendes Rechtsgeſchäft 
beſonders vorgejchriebene Form von allen Gejellihaftern zu erfüllen ſei. Bon anderer Seite ift 
dagegen betont worden, der $ 709 fege feinem Wortlaut und feinem Sinne nad) nur die Bus 
Stimmung fämtliher Geſellſchafter nach Maßgabe des (jegigen) $ 182 voraus. Ein Beſchluß der 
Kommilfion ift über diefen Bunkt nicht herbeigeführt (PB. II Bb. 4 ©. 255), Durch den bloßen 
Hinweis auf 8 182 ift die Frage nicht zu entſcheiden, denn bei legterer Vorſchrift Handelt es 
ſich um die von der Buftimmung eines Dritten abhängige Wirkſamkeit eines Rechtsgeſchäfts nad 
außen, während der Sat des 8 709 nur das Verhältnis der Geſellſchafter zueinander betrifft. 
Benn bie Geſellſchafter zu einem einzelnen Geſchäfte nach Maßgabe des 8 709 ihre Zuftimmung 
geben, fo ift damit exit die Grundlage für das demnächſtige Handeln gefchaffen, nicht aber eine 
Zuftimmung im Sinne des 8 182 erteilt. Die Vornahme der Geſchäfte Hat hiernach fo zu erfolgen, 
daß alle Gejellihafter, die für das Rechtsgeſchäft vorgefchriebene Form erfüllen. Selbftverftänd- 
lich ift es ben Gejellihaftern unbenommen, einen einzelnen Geſellſchafter oder einen Dritten zur 
Vornahme des Gefhäfts zu bevollmächtigen. Für die Bevollmädtigung gelten die Borfchriften 
des 8 167. 

3. Durch den Gefellihaftävertrag Tann nad Abf. 2 beftimmt werben, daß die Mehrheit 
der Stimmen bet Beſchlüſſen über die Gefhäftsführung entjcheiden fol. Iſt dies vereinbart, 
fo tann eine verfchiebene Berechnung der Stimmen Plag greifen. Der Abf. 2 ftellt die Aus— 
legungsregel auf, daß die Mehrheit nach der Zahl der Geſellſchafter ohne Rüchſicht auf die Art 
und Höhe der Beiträge zu berechnen ift. Über die Urt und Weiſe, wie bei der Beſchlußfafſung 
und Abſtimmung zu verfahren ift, ingbefondere ob ber übereinftimmende Wille der Mehrheit die 
Anhörung der Minderheit entbehrlich macht, gibt das Geſetz keine Beftimmungen. Die in Ber 
trat kommenden Fragen find auf Grund des Geſellſchaftsvertrags unter Berückſichtigung des 
8157 zu entſcheiden. Zlir die meiften Fälle wird ſich die Auslegung rechtfertigen, dab der Minder- 
Heit dag vorherige Gehör nicht verfagt werben dürfe (M. II ©. 603). 

Zuläffig tft jelbftverjtändlich auch eine Vereinbarung, nach welcher nur bei gewiſſen An- 
gelegenheiten Stimmenmehrheit entfcheiben, bet anderen Angelegenheiten aber Einftimmigfeit er⸗ 
forderlich fein foll. gro 


@.18 636; II 8 650 zen. 8 697; III 8 697. ®.IE.2925M.; m. II €. 6031. P.II Br. 2 €. 4201. 

1. Durch den Geſellſchaftsvertrag oder in einer nachträglichen Vereinbarung kann die Führung 
der Gefchäfte der Geſellſchaft einem oder mehreren Geſellſchaftern Übertragen werden, und zwar 
ſowohl für alle Gefhäfte ald auch für einzelne Zweige der gefelliaftlichen Tätigkeit. In welchen 
Umfange der oder die Gejellihafter zur Geſchäftsführung berufen find, beftimmt ſich nadı dem 
Geſellſchaftsvertrag. Enthält diefer Leine Spezialifierung oder Beſchränkung, fo muß ber zur 
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8. 711. Steht nach) dem Gejellichaftsvertrage die Führung der Gefchäfte 
allen oder mehreren Gejellichaftern in der Art zu, daß jeder allein zu handeln 
berechtigt ift, jo fann jeder der Vornahme eines Geſchäfts durch den anderen 
widerjprechen. Im alle des Widerſpruchs muß das Geſchäft unterbleiben. 


8. 712. Die einem Gejellichafter durch den Gefellfchaftsvertrag übertragene 
Befugnig zur Gefhäftsführung kann ihm durch einftimmigen Beichluß ober, falls 
nach dem Gefellfchaftövertrage die Mehrheit der Stimmen entjcheibet, durch Mehr- 
heitsbeſchluß der übrigen Gefellfchafter entzogen werden, wenn ein wichtiger Grund 


Geſchäftsführung berufene Geſellſchafter für befugt erachtet werben, alle Geſchäfte für die Gefell- 
ſchaft vorzunegmen, ſelbſtverſtändlich aber nicht ſolche, welche dem Bwede der Gefellihaft fremd 
find oder überhaupt nicht unter bie Geihäftsführung fallen (vgl. Borbm. zu 88 709713). 

2. Die zur Geihäftsführung berufenen Geſellſchafter haben innerhalb bes Umfanges ber 
Berufung ein ausfchliehliches Recht zur Geihäftsführung; indeſſen fteht allen Geſellſchaftern nad 
8 716 dad Recht zu, ſich verfünlid von bem Stande ber Geſchäfte zu unterrichten. 

8. Das Nechtöverhältnis zu den zur Geichäftsführung berufenen Geſellſchaftern iſt nicht 
das eines felbjtändigen Auftrags, aber das Verhältnis tft doch einem Auftrag ähnlich; es ift des⸗ 
halb im Gejeg in Anlehnung an die Vorſchriften über den Auftrag ausgeftaltet. 

4. Für die Tätigkeit mehrerer zur Geihäftsführung berufener Geſellſchafter fol nah 
Satz 2 die Regel gelten, daß fie gemeinſchaftlich zu Handeln haben; für jedes Geſchäft tft die Zu- 
ftimmung aller erforderlih. Indeſſen kann auch beftimmt werben, daß die Mehrheit der Stimmen 
au enticeiden Hat; in diefem Falle ift die Mehrheit im Bweifel nach ber Zahl der gefchäfts- 
führenden Geſellſchafter zu berechnen (vgl. Erl. zu 8 709). 


711. 
@ 18 637; II 8 651 ven. 8 698; III 8 698. V.l 6.2925 ff.; M.II E. 602. P. II 38.2 €. 4201. 

1. In dem Geſellſchaftsvertrag oder in einer nachträglichen Vereinbarung kann beftimmt 
werden, daß alle oder mehrere Geſellſchafter, jeber für fih allein, dad Recht zur Geihäfts- 
führung haben follen. Im einen wie im anderen alle fol aber die Vornahme eines Geſchäfts 
unterbleiben, fal® aud nur einer der zur Geihäftsiührung Berechtigten Widerfpruch erhebt. 
Wenn das Geihäft trog des. Widerfprudd vorgenommen wird, fo braudien die Geſellſchafter 
dasſelbe nicht anzuerkennen, und Zönnen, wenn fie dadurch Echaben erlitten Haben, von bem 
Handelnden Erfag verlangen. Uber die frage, ob, wenn es fi um ein mit einem Dritten vor⸗ 
genommenes Rechtsgeſchäft Handelt, dad Rechtsgeſchäft trog bes Widerſpruchs dem Dritten gegen- 
über wirtfam ift ſ. Erl. zu $ 714. 

2. Der Widerſpruch hat den Gharakter einer einfeitigen empfangöbebürftigen Willens: 
erllärung ($8 130ff.); er ift demjenigen gegenüber außzufprechen, welder beabfichtigt, das Geſchäft 
vorzunehmen. 

3. Dispofitiver Charalter des Sag 2. Bmeifehaft if, ob bie Vorſchrift, dab in dem Bier 
fraglihen Falle jedem Gefellihafter das Recht des Widerſpruchs zufteht, eine zwingende ift. 
Der Wortlaut nötigt nicht dazu, dieſes anzunehmen. Ebenjowenig dürfte fi eine ſolche Ans 
nahme aus dem Weſen der Gejellihaft ableiten laſſen. Den Geſellſchaftern fteht e8 im allgemeinen 
frei, das durch die Gefelljhaft begründete Verhältnis nach ihrem Belieben zu regeln. Sie können, 
wenn fie einem oder mehreren Gejellihaftern die Gejhäftsführung übertragen, alle anderen 
Geſellſchafter vorbehaltlich der Vorſchrift des 8 716 von der Geſchäftsführung volftändig aus⸗ 
fließen. Es ift nicht abzufehen, weshalb fie nicht berechtigt fein follten, auch in dem hier 
fraglichen Falle dad Widerſpruchsrecht des einen oder des anderen oder auch aller Geſellſchafter 
duch Vertrag auszufchließen (a. U, Knoke ©. 59; Dertmann I. Aufl. Erl. 3 zu 8 711; 
Staudinger Erl. 4 zu 8 711). 

$ 712. 


&.18 638; II 8 652 vev. 8 699; III 8 699. P.I ©. 2942 ff. 11836; M. II 6, 605f. P.II BR. 2 ©. 4211. 

- 1. Entstehung der Geihäftsführung. Da das Verhältnis zwiſchen ben zur Gefellichaft 
berufenen Gejellihaftern und der Gejamtheit der Übrigen Geſellſchaſter auf dem Geſellſchaftsver⸗ 
teage beruht, jo würde eine Änderung an fi nur mit Zujtimmung aller Beteiligten möglich fein. 
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vorliegt; ein folcher Grund ift insbefondere grobe Pflichtverlegung oder Unfähig- 
feit zur ordnungsmäßigen Gefchäftsführung. 

Der Gejellihafter kann auch jeinerfeit3 die Gefchäftsführung kündigen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt; die für den Auftrag geltenden Vorſchriften des 
8. 671 Abf. 2, 3 finden entjprechende Anwendung. 


Aus Gründen des praftiihen Bebürfnifjes läßt aber das Gefeg zu, daß die einem Gefellichafter 
duch den Gejeljchaftsvertrag übertragene Befugnis zur Gefhäftsführung unter gewiſſen Bor: 
ausſetzungen wieder entzogen wird. 

&) Nur die durch den Geſellſchaftsvertrag nder durch eine nachträgliche Berein- 
barung übertragene Befugnis zur Gefhäftsführung fann wieder entzogen werben. 
Es gehört Hierher außer bem Falle des 3 710 auch der Fall, daß allen oder mehreren Gefellihaftern 
die Gefhäftsführung in der Art zufteßt, daß jeder für fich allein zu Handeln befugt ift. Nicht 
in Betracht kommen dagegen die Vorfchriften des $ 709. Auch eine analoge Anwendung auf 
die in dem Geſellſchaftsvertrage getroffene Befiimmung, dab die Mehrheit der Stimmen ent- 
ſcheiden folle ($ 709 Abſ. 2), läßt ſich nicht rechtfertigen, weil e8 fich bei biefer Bejtimmung 
um bie Organifation der Geſellſchaft, nicht um die Übertragung der Gefchäftsführung Handelt 
(a. A. Knoke ©. 62; Staudinger Erl. II zu 8 712). 

b) Die Entziehung fann nur erfolgen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Der Grund kann in den objektiven und fubjeltiven Verhältnifien der Beteiligten gefunden werden: 
daß bem geihäftsführenden Geſellſchafter ein Verſchulden zur Laft fällt, ift nicht erforderlich. 
Grobe Pflihtverlegung und objettive Unfähigkeit zur orbnungsmäßigen Geſchäftsführung follen 
ſtets als ausreihende Gründe für die Entziehung angefehen werden. Grobe Pflichtverlegung ift, 
wie fich aus der Bergleihung mit $ 723 Abf. 1 Sag 2 ergibt, nicht identiſch mit Pflichtverlegung 
aus grober Fahrläffigfeit. Das Wort „grobe“ foll vielmehr die objektive Beſchaffenheit der Pflichts 
verlegung bezeichnen. Die Pflichtverlegung muß zwar immer verfchuldet fein, aber fie kann als 
eine grobe erjheinen, auch wenn fie ſubjektiv nicht auf grober Fahrläffigkeit beruft (Dertmann 
I. Aufl. Erl. 2a zu $ 712; a. A. Knoke ©. 63; Staudinger Erl. II 10 zu $ 712). 

0) Die Entziehung fann nur durch einftimmigen Beſchluß oder, falls nach & 709 
Abf. 2 Stimmenmehrheit enticheidet, durch Mehrheitsbeſchluß der übrigen Gejellihafter erfolgen. 
Die Mehrheit wird nach der Zahl der Geſellſchafter berechnet. Auch die von ber Geſchäftsführung 
ausgeſchloſſenen Geſellſchafter Haben mitzuftimmen, da die Abberufung nicht unter die Geſchäfts- 
führung fällt. Der Gejelfchafter, der abberufen werben fol, Hat dagegen nicht mitzuftimmen; 
das Gefeg fpriht nur von einem Beſchluſſe ber übrigen Geſellſchafter. Beſteht die Geſellſchaft 
nur aus zwei Gefellihaftern, jo kann der eine Gefellichafter dem anderen bie Geſchäftsführung 
entziehen, wenn die unter b bezeichnete Vorausfegung vorliegt (Staudinger Erl. II 3). 

d) Die Entziehung muß dem Geſellſchafter, welchem die Gejhäftsführung 
entzogen wird, nad Maßgabe der 88 130ff. mitgeteilt werden. 

e) Die Entziehung wird mit der Mitteilung an ben Gejellfhafter wirtfam, 
wenn bie unter b, c bezeichneten Borausfegungen vorliegen. Sie ift unwirffam, wenn eine diefer 
Borausfegungen nicht vorliegt; eines gerichtlichen Beſchluſſes, durch welchen feftgeftelt wird, daß 
die gedachten Vorausſetzungen vorliegen, bedarf es nicht. 

N) Die Folge der Entziehung befteht, wenn die Geſchäftsführung demjenigen Gefell- 
ſchafter. welhem fie entzogen wurbe, allein zuftand, darin, daß die Gejhäftsführung nunmehr 
nad den Vorfchriften des 8 709 fi beftinmt. War die Geihäftsführung neben dem Gejells 
ſchafter, welchem fie entzogen wurde, auch nod anderen Gefellihaftern, oder nach Maßgabe des 
8 711 allen @ejellichaftern übertragen, jo wird das Recht dieſer Geſellſchafter durch die Ent 
ziehung nicht berüßrt. Ihre Stellung ändert ſich zwar tatfächlich durch bie Entziehung, aber 
in Ermangelung einer gefeglichen Vorſchrift kann nicht angenommen werben, daß ihre redtlichen 
Befuguife durch bie lediglich gegen den ausgeſchloſſenen Geſellſchafter gerichteten Maßregeln aufs _ 
gehoben oder beſchränkt würden (a. U. Knoke ©. 65; Dertmann I. Aufl. Erl. 4 zu 8 712; 
Staudinger Erf. II2, 5 zu 8 712, die im Falle der Entziehung immer die Vorſchriften des 
8 709 zur Anwendung bringen wollen). 

2. Zweifelhaft ift, ob ein Verzicht auf das Recht, wegen wichtiger Gründe bie Befugnis 
zur Geihäftsführung zu entziehen, zuläffig ift. Die Frage dürfte dahin zu beantworten fein, 
baß ein vollftändiger Verzicht wegen der darin liegenden gegen bie guten Gitten verftoßenben 
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8. 713. Die Rechte und Verpflichtungen ber geſchäftsführenden Geſellſchafter 
beftimmen ſich nad) den für den Auftrag geltenden Vorfchriften der 88. 664 bis 
670, foweit fich nicht aus dem Gefellfchaftzverhältnig ein Anderes ergiebt. 


Beſchränkung der wirtfchaftlihen Freiheit ($ 138) nichtig tft. Eine nähere Präziſierung und Bes 
ſchränkung dieſes Mechtes ift dagegen inſoweit zuläffig, als darin unter Berücſſichtigung der bes 
rechtigten Intereſſen des geſchäftsführenden Geſellſchafters eine unzuläffige Beſchränkung ber 
wirtſchaftlichen Freiheit nicht zu finden ft (Staub HGB. 8 115 Anm. 5; Dertmann IL Aufl. 
Erl.2e zu 8 712; für unbeſchränkte Unzuläffigleit, wie e8 fheint Staudinger rl. IIL6 zu 
8 712; Ehrlich, Das zwingende und nicht zwingende Recht ©. 92). 

8. Kündigungsredht des geſchäftsführenden Geſellſchafters. Im €. I war dem geſchäfts- 
führenden Gefelfchafter ein Kündigungsrecht nicht eingeräumt. Die zweite Kommiffion Kat er- 
wogen, daß diejelben Rüdficten, melde maßgebend geweſen find, dem Dienftpflichtigen und dem 
Beauftragten unter Umftänden ein ausnahmsweiſes Kiindigungsreht zu gewähren, aud) dahin 
führen müßten, dem Gefellihafter die Kündigung zu geitatten, wenn ein wichtiger Grund vorliege, 
und hat deshalb die Vorſchrift des Abf. 2 eingeftellt. 

Die Kündigung Hat den Charakter einer einfeitigen empfangsbedürftigen Willenserklärung 
(88 130ff.); fie tft allem Gejellfhaftern gegenüber vorzunegmen. Im betreff der Wirkungen ber 
Kündigung finden bie in Erl. 1f, und in betreff ber Zuläffigleit des Werzichts auf das Kün- 
Digungsrecht die in Er. 2 dargelegten Grundfäge entiprechende Anwendung. 

4. Die Borfriften des $ 712 gelten nit für den Fall, dag ein Dritter von den 
Geſellſchaftern mit der Gejhäftsführung beauftragt if. Sie gelten auch nicht, wenn ein 
Geſellſchaſter nicht durch dem Gejellihaftsvertrag oder durch einen Nachtrag zu dieſem, fondern 
durch gewöhnlichen Auftrag mit der Geſchäftsführung beauftragt if. In Fällen dieier Art finden 
die für den Auftrag geltenden Borfchriften des 8 671 Anwendung (f. Erl. zu 8 671). 


$g 713. 

@.18 639; II 8 653 veb. 8 700; II 8 700. 9.1 6.2925. 11620; M.II €. 606f. P.IIWS.2 6.422. 

1. Rechte und Pflichten des geihäftsführenden Geſellſchafters. Die Grundlage für die 
Rechte und Pflichten des geſchäftsführenden Geſellſchafters bildet der Geſellſchaftsvertrag. Die 
Vorſchriften über den Auftrag, auf welche wegen der Ünlichkeit des Verhältniſſes verwieſen 
wird, können alfo nur Unmendung finden, foweit fich nicht aus den nefeglihen Beftimmumgen 
über bie Geſellſchaft oder aus dem Geſellſchaftsvertrag etwas anderes ergibt. Die Rechtsſtellumg 
des geichäftsführenden Geſellſchafters geftaltet ſich hiernach wie folgt: Der Geſellſchafter ift ver- 
pflichtet und berechtigt, die Gefchäfte der Gefellichaft innerhalb des Rahmens ber ihm über- 
tragenen Befugniffe zw führen. Er darf im Zweifel die Führung der Geſchäfte nicht einem 
Dritten übertragen. Iſt bie Übertragung geftattet, fo hat er nur ein ihm bet der Übertragung 
zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten. Für das Verſchulden eines Gehilfen ift er nad 
$ 278 verantwortlich (8 664 Abſ. 1; Abſ. 2 kommt nicht in Betracht). Der Geſchäftsführer Hat 
die Gefchäfte jo zu führen, wie dies bei der Übertragung beitimmt ift und dem Zwecke der Ge 
ſellſchaft entſpricht. Die übrigen Gefellihafter find nicht befugt, ihm einfeitig Weifungen für 
bie Geihäftsführung zu erteilen. Won ben ihm bei ber Übertragung der Geſchäfte erteilten 
Weiſungen ift er berechtigt abzuweichen, wenn er ben Umftänden nad annehmen darf, daß die 
Geſellſchafter bei Kenntnis der Sachlage die Abweihung billigen würden. Der Geſchäftsführer 
Hat vor der Abweichung den übrigen Geſellſchaftern Anzeige zu machen und deren Entſchluß ab» 
zumarten, wenn nicht mit dem Aufihube Gefahr verbunden ift (8 665). Der Gefhäftsführer ift 
verpflichtet, den Gefellichaftern die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den 
Stand der Gejhäfte Auskunft zu erteilen (Mipr. Bd. 8 ©. 80) und nad; der Ausführung ober 
zu der fonft beftimmten Zeit Rechenſchaft abzulegen ($ 666). Der Geſchäftsführer iſt verpflichten, 
an das Gefellichaftövermögen alles, was er zur Führung ber Geſchäfte erhält und was er aus 
der Gefchäftsführung erlangt, herauszugeben ($ 667). Verwendet der Geſchäftsführer Geld für 
fi, das er an das Geſellſchaftsvermögen (8 718) herauszugeben ober fir baßfelbe zu verwenden hat, 
fo ift er verpflichtet, es von der Beit ber Verwendung am zu verzinfen ($ 668). Bir die zur 
Führung der Gefchäfte erforderlihen Aufwendungen haben die Gefellihafter dem Geſchäftsführer 
auf Verlangen Vorſchuß zu leiften (& 669). Macht der Geihäfteführer zum Biwede der Führung 
der Geichäfte Aufwendungen, die er den Umftänden nach für erforderlich Kalten darf, fo find bie 
Geſellſchafter Erſatz zu leiften verpflichtet ($ 670). Für Schaden, weichen ber Geſellſchafter an: 
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8. 714. Soweit einem Gejelljhafter nach dem Geſellſchaftsvertrage die Be— 
fugniß zur Gefchäftsführung zufteht, ift er im Zweifel auch ermächtigt, die anderen 
Geſellſchafter Dritten gegenüber zu vertreten. 


läßlich ber Geihäftsführung duch Zufall erleidet, Tann fein Erfag beanfprucht werden (vgl. 
Erl. 3 zu 3 670; ander nad HGB. 8 110). Bei den Beratungen der zweiten Kommiffion war 
ein Antrag geitellt, welcher ihm einen ſolchen Anfpruch geben wollte, der Antrag ift aber abgelehnt. 
Hinſichtlich der Frage, ob eine compensatio lucri et damni zuläffig ift, gelten die allgemeinen 
Grundfäge (Erl. 3 zu 8 252). Abweichend vom Auftrage bat der geichäftsführende Gefellichafter 
bei der Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen, 
welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (3 708). Eine Vergütung Bat der Ge— 
ſchäftsführer nur zu beanfpruchen, wenn ihm eine folde im @efellihaftsvertrage zugefichert ift. 
Die Zufiherung wird unter Umftänden auch als ſtillſchweigend erteilt anzufehen fein KKnoke 
S. 70; Dertmann II. Aufl. Erl. 3 zu $ 713; RG. in IW. 1901 ©. 406). 

2. Die Verpflichtung der Geſellſchafter zur Gewährung eined Borfäufies zum Erſatze 
von Berwendungen und zur Leifiung einer augefierten Vergütung beihräuft fi, folange bie 
Geſellſchaft befteht, auf Leiftung aus dem Geſellſchaftsvermögen (8 718). Es ergibt ſich dies 
daraus, dab die Gefellihafter nah $ 707 zu Nachſchuſſen nicht verpflichtet find. Der geſchäfts⸗ 
führende Geſellſchafter Hat feine Anfprüche auf Befriedigung aus dem Geſellſchaftsvermögen gegen 
die fämtlihen übrigen Geſellſchafter zu richten Knoke ©. 36; Dertmann II. Aufl. Erl. 5 zu 
8 713). Er kann die Zwangsvollſtredung in bad Geſellſchaftsvermögen auf Grund eines gegen die 
jämtlichen übrigen Geſellſchafter vollftredbaren Titel erwirten. Nah CPO. 8 736 iſt zwar zur 
Zwangsvollſtreckung in dad Geſellſchaftsvermögen ein gegen alle Geſellſchafter vollſtredbarer Titel 
erforderlich; als ſelbſtverſtändlich dürfte es aber anzufehen fein, daß wenn einer der Gefell- 
ſchafter felbft der Gläubiger ift, ein gegen bie ſämtlichen übrigen Gefellihafter vollitredbarer 
Titel genügt (vgl. Erl. zu $ 714). Iſt die Gefellfchaft aufgelöft, ſo find die Geſellſchafter perfön- 
lich nach Maßgabe des 8 735 verpflichtet. 

8. Das Recht, von dem geſchäftsführenden Geſellſchafter die Erfüllung ber dieſem ob⸗ 
liegenden Berpfliätungen zu verlangen, fteht jedem ber übrigen Geſellſchafter zu. Der An—⸗ 
fpruch gehört nicht zum Gefellichaftsvermögen (f. ErL zu $ 718). Uber jeder Befellfchafter kann, 
vorbehaltlich der Vorſchrift des $ 716 die Leiftung nur am alle Gefellfchafter zu dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen verlangen Knoke S. 70; a. U. wie es ſcheint Dertmann II. Aufl. Erl. 5 zu $ 713). 

4. Dte Haftung der Geſellſchafter für den von bem geihäftsführenden Geſellſchafter bei 
der Geihäftsführung einem Dritten zugefügten Schaden beftimmt ſich nah $ 831. Bu be 
achten ift hierbei, daß wenn auch nım einer der Gefellichafter bei der Auswahl des geihäftsführenden 
Gejelifhafters die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet hat und baduch feine Haftung 
Dritten gegemüber ausgeichlofien ift, ber Dritte feine Befriedigung nicht aus bem Gefellichajtsvers 
mögen verlangen kann, weil biejes nur für Verbindlichkeiten haftet, die allen Gejellihaftern ob« 
liegen (Enote ©. 81). 

5. Die Befugnis zur Geſchäftsführung erlifcht mit der Auflöfung der Geſellſchaft (8 730 
Abf. 2), ferner durch Entziehung oder Kündigung (8 712) ſowie enblid, wenn fie zeitlich be— 
ſchränkt oder nur für beitimmte Gefchäfte erteilt war, mit bem Ablaufe ber beftimmten Zeit oder ber 
Erledigung der Geichäfte. 

6. ZH ein Dritter mit der Geihäftsführung beauftragt, fo beftimmen fi) feine Rechte 
und Pflichten nach den Borfchriften über ben Auftrag oder den Dienftvertrag. Dies gilt auch, 
wenn ein Gefellfchafter nicht durch den Geſellſchaftsvertrag oder durch einen Nachtrag zu diefem, 
fondern durch ein felbftändiges Rechtsgeſchäft mit der Geſchäfteführung beauftragt ift. Ob in 
einem Auftrag an einen Gefellihafter eine Ergänzung bes Gefellihaftsvertrage oder ein von 
diefem unabhängiges Rechtsgeſchäſt zu erbliden iſt, läßt fih nur nad den Umftünden des 
einzelnen Falles entiheiden. Im Zweifel dürfte darin eine Ergänzung des Geſellſchaftsvertrags 
zu finden fein. 

g 714. 
@.18 640 Ubi. 1; II 8 654 rev. 8 701; III 8 701. P. I ©. 2967f1., 3283, 32891., 11832; M. II ©. 608. 
9.1 22.2 €. 424. 


1. Bertretung der Geſellſchafter durch den geihäftsführenden Gefelihafter. Die Ver- 
tretung ber Geſellſchaft nad Außen richtet fih nad dem allgemeinen Vorſchriften über Stell- 


746 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


bextretung und Vollmacht (88 164ff.). Eine geſetzliche Vertretungsmacht befteht nicht, auch die 
nad) dem Geſellſchaftsvertrage zur Geſchäftsführung berufenen Geſellſchafter find nicht geſetzliche 
Vertreter der Gefellihaft. Wenn für die Geſellſchaft Mechtsgeichäfte vorgenommen werben jollen, 
fo müſſen die Gefelfchafter entweder zufammen handeln oder fie müflen einem aus ihrer Mitte 
oder einem Dritten Vollmacht erteilen. In der Übertragung ber Gefhäftsführung auf einen 
einzelnen Geſellſchafter liegt an ſich nicht die Erteilung einer ſolchen Vollmacht. Indeſſen pflegt 
mit der Übertragung der Gefhäftsführung die Bevollmächtigung zur Bornahme der Geſchäfte 
Hand in Hand zu gehen, und das Geſetz ftellt deshalb tm $ 714 die Auslegungsregel auf, ba. 
fomeit einem Geſellſchafter die Befugnis zur Geihäftsführung nach dem Gefellihaftsvertrage 
äufteht, er auch ermächtigt ift, die anderen Geſellſchafter Dritten gegenüber zu vertreten. 

Iſt einem Gefellfchafter die Vertretungsmacht erteilt, fo folgt daraus nicht notwendig, ba 
ex, foweit die Vertretungsmacht reicht, auch mit der Geſchäftsführung beauftragt fei. Es ift 
möglich, dab zu Beſchlüſſen über die Gefhäftsführung im Verhältniſſe zu dem Geiellichaftern 
mehrere oder alle Gefellichafter zufammenwirten müffen, obwohl nad außen hin ein Gefellfchafter 
unbeſchränkt zur Vertretung der Gefellfchafter berechtigt if. Im Zweifel wird inbeflen im der 
Erteilung der Vertretungsmacht aud die Erteilung der Befugnis zum Geſchäftsführung zu 
finden fein. 

2. Iſt dem Geſchäftsführer keine Vollmacht erteilt, fo bleibt ihm nichts übrig, als die 
Geſchäfte im eigenen Namen abzufchliefen. Da ſich Hieraus aber eine erhebliche perfönliche Bes 
laftung ergeben kann, fo wird der Geichäftsführer unter Umftänden, wenn ihm die Erteilung 
der Vollmacht verweigert wird, nad 8 712 Abi. 2 für befugt zu erachten fein, bie Geſchäfts- 
führung zu kündigen. Ein jelbftändiger Anſpruch auf Erteilung der Vollmacht ift ihm nicht 
gegeben. 

3. Berpflichtung ber Gefellihafter Dritten gegenüber aus ben von einem mit Ber- 
tretungsmacht verfehenen Geſellſchafter im Namen der Gejellihaft vorgenommenen Rechts ˖ 
veihälte. Durch Rechtsgeſchäfte diefer Urt wird nicht die Geſellſchaft als ſolche berechtigt und 
verpflichtet, denn fie ift fein jelbftändiges Rechtsſubjekt. Berechtigt und verpflichtet werden nur 
die fämtlihen Gefellfchafter. Der E. I gab in den 88 641, 642 noch bejondere Beſtimmungen 
über die für die einzelnen Geſellſchafter entftehenden Rechtöverhältnifie; die zweite Kommiffion 
hat dieſe Vorfchriften als teils entbehrlich, teils unvereinbar mit dem Grundfage der geſamten 
Hand und der neuen Vorſchrift des $ 427 geftrichen. Die filr bie Gefellfchaft erworbenen Rechte 
werben gemeinichaftlihes Vermögen ber Gefellichafter. Ob die Gefellichafter aus den von dem 
Bertreter vorgenommenen Nechtögefhäften pro rata oder al8 Geſamtſchuldner haften, beitimmt 
fih nad) ben Vorſchriften der 88 420, 427, 431. Die Haftung befchränkt fi) nicht auf das 
Geſellſchaftsvermögen. Die Gefelfhafter können auch nicht verlangen, daß die Gläubiger zus 
nächſt ihre Vefriedigung aus dem Gefellfhaftövermögen fuchen, fondern fie haften ſchlechthin mit 
ihrem ganzen Vermögen. Durd Vertrag mit dem Gläubiger kann aber ausgemacht werden, 
dab fi die Haftung auf einen Teil des Vermögens oder auf das Geſellſchaftsvermögen be- 
ſchränken fol (f. Borbm. V vor Bd. II und Bd. I Exl.3h zu 854). Eine bahin gehende ftill- 
fchweigende Zereinbarung wird 3. B. anzunehmen fein, wenn ein Ausſtellungskomitee Geſchäfte 
unter Hinweis auf einen Garantiefonds abgeichlofjen hat (RG. Bd. 12 ©. 229). Die Bollmadt 
der geichäftsführenden Gefellihafter Tann auch dur Gefellichaftvertrag allgemein bahin be= 
ſchränkt werben, daß fie eine Verpflichtung für die Gefellfhaft nur unter Beſchränkung der 
Haftung der Gejellihafter auf das Gefellihaftövermögen eingehen können. 

4. Berpflihtung der Gejelligafter untereinander. Haften bie Gefellfhafter aus einem 
von dem geihäftsführenden Geſellſchafter im Namen der Gefellihaft vorgenommenen Rechts⸗ 
geihäfte dem Gläubiger direkt und perſönlich, fo find fie doch untereinander berechtigt, zu ber= 
langen, daß die materiell gemeinſchaftlichen Verbindlichkeiten auch gemeinjhaftlih getragen 
werden. Ste können alfo, wenn ein Gefellfhaftsgläubiger von ihnen perſönlich Befriedigung 
fordert, von ben übrigen Gefellihaftern verlangen, daß diefe Schuld aus dem Gejellihajtz- 
vermögen gezahlt wird. Befriebigt ein Gefellihafter den Gläubiger aus feinem Privatvermögen, 
fo kann er Erſatz aus bem Gejellihaftsvermögen verlangen. Haftet er mit den übrigen Ges 
feufchaflern dem Gläubiger als Gefamtjhuldner, fo findet, wenn er ben Gläubiger bejriedigt, 
der 8 426 Anwendung. Es fragt ſich aber, ob der Gefellichafter, welcher den Gläubiger bes 
friedigt Hat, die Befriedigung des ihm nad) 8 426 zuftehenden Erſatzanſpruchs, folange die 
Gejellihaft befteht, nur aus dem Geſellſchaftsvermögen verlangen und exft bei Aufloſung der 
Geſellſchaft die ihm für diefen Fall nad 8 735 zuftehenden Rechte geltend machen kann oder 
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ob er den Erſatz fofort au aus dem Privatvermögen der übrigen Gefellfhafter zu fordern be= 
rechtigt iſt. Die Beantwortung diefer Srage hängt davon ab, ob die Vorjchrift des 8 707, nad 
welcher ein Geſellſchafter zu einem Nachſchuſſe nicht verpflichtet ift, auch auf den hier fraglichen 
Fall Anwendung findet. Dagegen wird geltend gemacht, daß es fich bier nicht um einen Bei—⸗ 
trag zu dem Geſellſchaftsvermögen handelt, fonbern daß der Gefellihafter, von dem der Gläubiger 
befrtebigt fei, eine Schuld bezahlt Habe, die die übrigen Gejellihafter aus ihrem Privatvermögen 
zu bezahlen verpflichtet geweſen jeien. Diefer Grund dürfte indeſſen nicht durchſchlagend 
fein. Durch den Gefellichaftsvertrag ift ber gefchäftsführende Geſellſchafter ermächtigt, für 
die Bmede der Geſellſchaft eine geſamtſchuldneriſche Verpflichtung für alle Gefellihafter 
einzugehen. Bon dieſer Ermähtigung bat er Gebrauch gemacht. Es Handelt fih aljo 
um eine für die Zwede ber Geſellſchaft eingegangene Verbindlichkeit. Für die Zwecke ber 
Gefellfchaft find die Gefellfchafter nah 3 707 im Verhältnis untereinander ihre Beiträge 
zu erhöhen nicht verpflichtet. Mühten fie dem Geſellſchafter, welcher eine Verbindlichkeit 
der gedachten Art aus feinem Privatvermögen gezahlt hat, auf rund des 8 426 aud) über bag 
Geſellſchaftsvermögen hinaus Erfag leiften, fo würde dadurch mittelbar die Verpflichtung ans 
erfannt fein, auch über den durch den Geſellſchaftsvertrag verſprochenen Beitrag hinaus eine 
Leiftung für Gefellihaftszwede zu machen. Eine ſolche Verpflichtung wird aber durch 8 707 
ausgefchlofien, und der $ 426 kann baher infoweit, al3 dadurch bie fragliche Verpflichtung bes 
gründet werden witcde, feine Anwendung finden (a. A. Dertmann IL Aufl. Erl. d zu 8 713; 
Cojad 8 277 IV 2; Dernburg II 8 358 I 2). 

Diefelben Grundſätze müffen übrigens Anwendung finden, wenn es ſich nicht um eine von 
dem geichäftsführenden Gefellichafter im Namen der Geſellſchaft, jondern um eine von diefem 
felbit für Zwecke der Geſellſchaft eingegangene geſamtſchuldneriſche Berbindlichteit Handelt. Auf 
eine ſolche ift die nach $ 426 ftattfindende Ausgleihungspfliht unter den Gejelfchaftern, ſoweit 
fie mittelbar eine Erhöhung der duch den Geſellſchaftsvertrag beſtimmten Beiträge mit fi 
bringen würde, al8 durch $ 707 ausgeſchloſſen anzufehen. 

5. In Progefien ber Geſellſchafter find die geſchäftsführenden Gefellfchafter die übrigen 
Gefellfchafter zu vertreten befugt, foweit fie nad) 8 714 zur Bertretung der Gefellfchafter Dritten 
gegenüber befugt find. Sie haben aber nicht, wie ber Vorſtand eines rechtsfähigen Vereins 
(8 26) die Stellung eines gefeplihen Vertreters, ſondern nur die Stellung eines Prozeh- 
bevollmäcdhtigten (wie es jheint zum Teil a. U. Dertmann II. Aufl. Erl. 5 zu 8 713). Weshalb 
die im 8 714 beftimmte Vertretungsmacht nicht auch eine Prozeßvollmacht enthalten ſollte (jo 
Dernburg II 8 358 V), läßt ſich nicht abfehen. 

6. Bertretungsmadt im alle der $$ 710, 711. Zweifelhaft ift, ob, wenn bie Geſchäfts⸗ 
führung und damit auch die Vertretung der Geſellſchafter Dritten gegenüber einem einzelnen 
Geſellſchafter nach Maßgabe des 8 711 zufteht, ein von diefem unter Widerſpruch eines anderen 
Geſellſchafters (8 711 Sag 2) vorgenommene Rechtsgeſchäft für die übrigen Geſellſchafter wirt 
fam if. Die Frage dürfte zu verneinen fein. Nach $ 714 geht bie Ermächtigung des geſchäfts- 
führenden Gejellihafters, die Gefelfchafter Dritten gegenüber zu vertreten, foweit wie feine 
Befugnis zur Geſchäftsführung. Someit er nit zur Geſchäftsführung befugt iſt, hat er auch 
feine Vertretungsmacht. Bu der in ber Vornahme eines Rechtsgeſchäfts liegenden Gejhäfts. 
führung ift der einzelne Gefellihafter im Falle des $ 711 bei dem Widerſpruch eined anderen 
Geſellſchafters nicht befugt. Folglich Hat er zu der Bomahme eines ſolchen Rechtsgeſchäfts auch 
feine Vertretungsmadt. Für diefe Auffafiung ſpricht auch ber Ausbrud „muß“ im 8 711 Sag 2 
(a. U. Staudinger Erl.2b zu $ 711; vgl. auh Wach, Beweislaft ©. 25). 

7. Die Geſellſchafter Lönnen anch einen anderen als einen Geſellſchafter mit ihrer Ber- 
tretung bevollmädtigen. Das Rechtsverhältnis der Geſellſchafter beitimmt ſich in ſolchem Falle 
fowohl dem Bevollmächtigten als dem Dritten gegenüber nad den allgemeinen Vorfchriften über 
die Vollmacht. In dem Verhältnis unter dem Gefellfhaftern werden aud bier die in Erl. 4 
dargelegten Grundjäge Anwendung finden miüffen. : 

8. Benn ein geihäftsführender Gefellichafter im eigenen Namen, aber für die Geſell⸗ 
ſchaft Geſchäfte vornimmt, jo ift er verpflidtet, das auf diefe Weife Erlangte der Ges 
fellfhaft Herauszugeben. Umgekehrt kann er verlangen, von dem etwa eingegangenen Vers 
bindlichteiten befreit zu werben (8 713 i. V. mit 8 670 u. 8257). Nimmt ein Geſellſchaſter, der 
nicht zur Gefhäftsführung berechtigt iſt, Rechtögeichäfte für die Geſellſchaft vor, fo beflimmen fi 
feine Rechte und Verpflichtungen gegen bie übrigen Geſellſchafter nad} dem Vorfchriften über die Ges 
ſchaftsfuhrung ohne Auftrag. 
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8. 715. Iſt im Gefellfchaftsvertrag ein Gejellichafter ermächtigt, die anderen 
Gefelljchafter Dritten gegenüber zu vertreten, jo kann die Vertretungsmacht nur 
nach Maßgabe des $. 712 Abſ. 1 und, wenn fie in Verbindung mit der Befugnik 
zur Gejchäftsführung ertheilt worden ift, nur mit diefer entzogen werben. 


8. 716. Ein Geſellſchafter kann, auch wenn er von der Geſchäftsführung 
ausgeſchloſſen ift, fic) von den Angelegenheiten der Geſellſchaft perfönlich unter- 
richten, die Gefchäftsbücher und die Papiere der Gejellfchaft einfehen und ſich aus 
ihnen eine Heberficht über den Stand des Geſellſchaftsvermögens anfertigen. 

Eine dieſes Recht ausfchließende oder befchränfende Vereinbarung ſteht der 
Geltendmachung de3 Rechtes nicht entgegen, wenn Grund zu der Annahme un» 
redlicher Geſchäftsführung befteht. 


9. Führen die Geſellſchafter ſelbſt die Geſchäfte der Geſellſchaft, jo gilt in betreff ihrer 
Haftung gegenüber Dritten das in Erl. 3 Gefagte. Ste Haften aus ben von ihnen gemeinidaft: 
li vorgenommenen Rechtsgefchäften, aljo fofern nicht ein anderes vereinbart ift, nicht bloß mit 
dem Gefellfchaftsvermögen, fondern auch perfönlich mit ihrem Privatvermögen. Ob fie ala Ge— 
ſamtſchuldner ober pro rata Baften, beftimmt ſich nach den Vorſchriften der 55 420, 427, 431. 


8 716. 
&18 640 Ab. 2; 11 8 655 vew. 8 702; III 8 702. 9.1 6.2967 ff., 3283, 3289f., 11832; M. II E. 6091. 
2.1 82.2 ©. 424. 


1. Entjtehung der Bertretungsmadt. Nach E. I 8 119 war bie Vollmacht ſtets wider» 
ruflich und Konnte auf die Widerruflichleit nicht verzichtet werben. Bon diefem Grundſatze machte 
die dem $ 715 des BGB. entiprechende Vorſchrift des E. I 8 640 Abf. 2 eine Ausnahme. An 
die Stelle des €. I 8 119 ift im 8 168 bes BGB. die Vorfchrift getreten, dab die Bollmadit 
nur widerruflich ift, wenn ſich nicht aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis ein anderes 
ergibt. Durch diefe Ünderung Hat die Vorſchrift bes 8 715 einen anderen Charakter erhalten. 
Sit einem Gefjellihafter in dem Geſellſchaftsverirage die Ermächtigung erteilt, die anderen Gefell- 
ſchafter zu vertreten, jo bildet der Gefellihaftsvertrag das der Vollmacht zugrunde Tiegende 
Nechtöverhältnis und aus biefem ergibt fich oder kann ſich doch ergeben die Unmiderruflichkeit der 
Vollmacht als eines Beſtandteils der dem Geſellſchafter durch den Geſellſchaftsvertrag zugeficherten 
Rechte. Die Vorſchrift des 8 715 Hat hiernach nicht mehr wie die inhaltlich gleiche Vorſchrift des 
8 640 Ubf. 2 den Charakter einer Ausnahme von der Megel ber freien Widerruflicleit, fondern 
beftimmt umgelehrt eine Ausnahme von der an fi) aus dem zugrunde liegenden Rechtsperhält- 
niffe folgenden Unwiderruflickeit. Die Ausnahme beruft auf Gründen des praltifchen Bedürfe 
nifjes; fie it von denfelben Borausfegungen abhängig wie die Entziehung der Geſchäftsführung 
und erfolgt in derfelben Urt mie dieſe (ſ. Erl. zu 8 712). Iſt in bem Gefellihaftövertrage bie 
Vollmacht in Verbindung mit der Befugnis zur Geihäftsführung erteilt, fo ergäbe fi aus ber 
Möglichkeit, daß nur bie letztere oder nur die Vollmacht entzogen würde, gleichfalls ein mit dem 
Vertragsinhalte nit in Einklang zu bringender, bie Rechtsftellung des Beteiligten in unzuläffiger 
Weife weſentlich ändernder Erfolg. Dem beugt die Beftimmung vor, daB jolhenfalls die Boll« 
macht nur zufammen mit der Geihäftsführung widerrufen werden Tann. 

2. Aufgaben ber Bertretunggmadt. Dem Geſchäftsführer ſelbſt ift nicht das Recht ein- 
geräumt, das Vollmachtsverhältnis zu kündigen; feinem Intereſſe wird dadurch genügt, daB er 
die Gefhäftsführung und damit bie Verpflichtung, für bie anderen Geſellſchafter zu handeln, nad 
Maßgabe des 8 712 Abſ. 2 kündigen kann. Beruht bie Vollmacht, wie dies regelmäßig der Fall 
zu fein yflegt, auf der Übertragung der Geſchäftsführung, fo erlifht fie nach $ 168 mit diefer. 


8 716. 
€. 18 643; 11 8 656 zes. 8 708; III 8 708. 9.1 6.2053; M.IIE.618. P.1IBe.2 €. 425. 
1. Recht eines jeden Geſellſchafters zur Kenntnisnahme von ben Ungelegenheiten ber 
Geſellſchaft. Das Geſetz erfennt diefes Recht an und regelt e8 nad) dem Vorbilde bes Axt. 105 
des alten HGB. (jet $ 118). Das Recht fteht jedem Gefellfchafter zu, gleichviel ob er an ber 
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8. 717. Die Anfprücde, die den Geſellſchaftern aus dem Gefellfchaftsver- 
Bältniffe gegen einander zuftehen, find nicht übertragbar. Ausgenommen find die 
einem Gejellichafter aus feiner Gejchäftsführung zuftehenden Anfprüche, foweit deren 
Befriedigung vor der Auseinanderfegung verlangt werden kann, fowie die Anfprüche 
auf einen Gewinnantheil oder auf dasjenige, was dem Gefellichafter bei der Aug» 
einanderfegung zufommt. 


Gefhäftsführung beteiligt oder von derfelben ansgefchlofien ift. Der Inhalt des Rechtes geht 
dahin, daß ber Geſellſchafter bie Befugnis Hat, ſich felbft von dem Stande der Geſchäfte zu über: 
zeugen. Den geichäftsführenden Geſellſchaftern ift nicht die pofitive Verpflichtung auferlegt, dem 
einzelnen Gefellichafter Auskunft zu erteilen ober ihm Rechenſchaft abzulegen; eine folhe Pflicht 
liegt ihnen nur gegenüber der Geſamtheit ber Gefellihafter ob. Sie haben vielmehr nur zu 
geftatten, daß der Geſellſchafter ſich jelbft unterrichtet. Dies fließt in fich, daß fie ihm Zutritt 
zu ben Geſellſchaftsräumen gewähren und die Bücher und Papiere der Gefellichaft einfehen Lafjen. 
Auch ift dem einzelnen Geſellſchafter das Recht eingeräumt, ſich eine Überficht über den Etand 
des Gefellihaftsvermögeng anzufertigen. Eine Herausgabe der Bücher oder Papiere, wenn auch 
zur auf kurze Beit, kann ber Geſellſchafter nicht verlangen. Der Maßſtab für die Entſcheidung 
aller Einzelfragen iſt aus dem Zwecke der Geſellſchaft und dem Gefellichaftsvertrag unter Berlid« 
ſichtigung des 8 157 zu entnehmen, benn das Recht zur Kenntnisnahme dient nur der Sicherung 
ber aus bem Gefellihaftövertrag entfpringenden Rechte. Umgekehrt findet es feine Schranken in 
dem Rechte ber anderen Gefellichafter. Danach ift insbejondere zu entfcheiden, ob der Gefell- 
fchafter bei der Einfiht der Bücher einen Dritten zuztehen darf, und ferner, ob er fein Recht 
durch einen Vertreter ausüben darf. Der Ausdrud „perjünlich unterrichten” wird nicht in dem 
Sinne zu verftehen fein, daß ber Geſellſchafter unbedingt nur in Perſon bie fraglichen Hande 
ungen vornehmen bürfe. Der geſetzliche Vertreter des Geielichafters wird immer zuzulaffen fein; 
ebenfo wenn ber Gejellfhafter eine Ehefrau ift umd ihr Recht zum eingebrachten Gute gehört, 
der Ehemann auf Grund feines Verwaltungsrechts (vgl. Dernburg II $ 358 VI; Knoke ©. 60; 
Dertmann I. Aufl. Erl.2 zu 8 716). Die Einfihtnahme ber Geſchäftsbücher und Papiere der 
Geſellſchaft durch einen rechtsgeſchäftlich Bevollmächtigten dürfte Dagegen nur ausnahmsweife, wenn 
der Geſellſchafter jelbft außerftande ift, bie betreffenden Handlungen vorzunehmen, zuläffig fein (vgl. 
die handelsrechtliche Literatur über ben mit bem & 716 übereinftimmenden $ 118 des HGB. und 
den Art. 105 des alten HGB.; insbefondere Staub HGB. Urt. 105 8 1; Makower Exl. zu 
8 118 ded neuen HGB. und die dort angeführten Entſcheidungen, insbejondere R®. Bd. 25 
©. 88, ferner Seuffü. Bd. 43 Nr. 218). Die etwa entftehenden Koften hat ber einzelne Gefells 
fchafter jelbft zu tragen. 

2. Eine vertragsmäßige Ausſchließung ober Beſchränkung bed in ber Erl. 1 bezeichneten 
Rechtes iſt anläffig. Sie fteht aber der Geltendmachung jenes echtes nicht entgegen, wenn 
Grund zu ber Unnahme unredlicher Geihäftsführung befteht. Der Art. 105 Ubf. 2 des alten 
H&8. verlangte, daß die unredliche Gefhäftsführung nachgewieſen fei. Nach der jegigen Fafſung 
ift fachlich nur Glaubhaftmachung erforderlih. Unter Unredlichkeit tft jede Benachteiligung der 
Sejeliihaftsinterefien zu eigenem oder fremdem Vorteil zu reinen; Täufhung umd Vorſpiegelung 
find dabet nicht notwendig (Staub HER. Art. 105 8 2). Eine Erweiterung des im Abi. 1 
beitimmten Rechtes ift zuläffig. 


87. 
@.18 644; 11 8 657 rev. 8 704; III 8 704. P.I €. 2955, 2960; M. II E.613f. P.IIMb.2 ©. 425. 


1. Unübertrogbarfeit der Auſprüche ans dem Geſellſchaftöverhältniſſe. Die Geſellſchaft 
ftellt fid) bar als einheitlich geſchloſſenes Verhältnis zwifchen den Geſellſchaftern. Der Geſellſchafts- 
vertrag wird abgeichlofien auf der Grundlage gegenfeitigen perſönlichen Vertrauens. Aus den 
Beiträgen der Geſellſchafter und dem, was für die Geſellſchaft erworben wird, wird ein befonderes 
Geſellſchaftsvermögen gebildet, an dem während ber Dauer ber Gefellihaft eine unlösliche Ges 
meinſchaft befteht. Dem Weſen der Gefellihaft würde es danach widerſprechen, wenn durch bes 
Hebige Verfügungen eines einzelnen Geſellſchafters ein anderes Mitglied eingefhoben werben 
Lönnte. Das Gejeg beftimmt beshalb, dab grunbfäglich die Unfprüce, die ben Geſellſchaftern 
aus bem Geſellſchaftsverhältniſſe gegeneinander zuftehen, nicht übertragbar fein follen. Hierzu 
gehören insbeſondere die gegenfeitigen Anfprüche der Gefellihafter auf die Leiftung der Beiträge. 
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8. 718. Die Beiträge der Geſellſchafter und die durch die Geſchäftsführung 
für die Gefellfchaft erworbenen Gegenftände werden gemeinfchaftliches Vermögen 
der Gefellichafter (Gefellichaftsvermögen). 

Zu dem Geſellſchaftsvermögen gehört auch, was auf Grund eines zu dem 
Geſellſchaftsvermögen gehörenden Rechtes ober al3 Erfah für bie Zerftörung, Be- 
ſchädigung oder Entziehung eines zu dem Gefellihaftövermögen gehörenden Gegen- 
Standes erworben wird. 


Verfügungen, bie dem zumiderlaufen, find unwirkſam. Auch ein Nießbrauch oder ein Bfanbredit 
kann am diefen Forderungen nicht beftellt werben (M. II ©. 615); ebenfo find fie nah EBD. 
8 851 der Pfändung nicht unterworfen. 

2. Der Grundſatz der Nihtübertragbarfeit gilt aber nit für ſolche Fordernugen, welche 
ans dem Gefellihaftsverhältnifie losgelöſt find und als felhftändige Auſprüche erfheinen. Als 
folge nennt das Geſetz bie einem Geſellſchafter aus feiner Gefhäftsführung zuftehenden Anfprüde, 
foweit deren Befrtedigung vor der Auseinanderfegung verlangt werben kann (vgl. Erl. zu $ 713) 
ſowie die Anfprüche auf einen Gewinnanteil oder auf dasjenige, was dem Geſellſchafter bei der 
Augeinanderjegung zulommt. Nicht übertragbar aber ift der Anſpruch auf Rechnungslegung und 
zwar aud dann nicht, wenn er in Verbindung mit dem Anſpruch auf dasjenige abgetreten wird, 
mas dem Geſellſchafter bei der Uusetnanderfegung zulommt. Im dem Iegigebaditen Falle ift es 
Sache des Zeſſionars zu behaupten und zu bemeifen, was dem Geſellſchafter bei der Auseinander⸗ 
fegung zufommt (R®. Bd. 52 ©. 35; a. A. Mareus, im Met 1903 ©. 425; Dertmann 
IL. Aufl. Erl. 3 zu 8 717). Unübertragbar ift auch ber Anſpruch des einzelnen Geſellſchafters auf 
Kenntnisnahme vom Stande ber Geſchäfte ($ 716). 

Über den Eintritt eines neuen Geſellſchafters in die Gefellihaft |. Erl. 2 zu $ 736. 

8. Ein Geſellſchafter Tann für feine Perfon mit einem Dritten eine Untergeſellſchaft 
eingehen. Die Rechte und Pflichten des Dritten beurteilen fi nad dem zwifchen ihm und bem 
einzelnen Geſellſchafter geſchloſſenen Vertrage. Rechte gegen die Geſellſchaft ftehen dem Unter 
beteiligten nicht zu; insbeſondere hat er Teinen Anfpruh auf Einfihtnahme der Bücher und 
Bapiere der Gefellichaft. Soweit Anſprüche aus dem Gefellichaftsverhältnis überhaupt über⸗ 
tragbar find (Sag 2), können fie natürlich aud an dem Unterbeteiligten abgetreten und dann 
von diefem direkt geltend gemacht werden. Ob eine ſolche Abtretung gewollt ift, muß im einzelnen 
Falle fejtgeftellt werden; keineswegs folgt fie von felbft aus bem Abſchluß eines Beteiligungsvertrags. 


$ 718. 
€.18631 bi. 4; II 8 658 Mbf. 1 Ent 2 ven. 8 705; III 8 705. M. I ©. 20024. 11827 1.; I. II €. 59911. 
9.0838. 2 €. 425.5 38.6 S. 194. 2. S. 644. 

1. Das Geſellſchaftsvermögen bildet ein Sondervermögen, bad den Geſellſchaftern zur ge 
famten Hand aufteht (f. Vorbm. II 3 zu diefem Titel; R®. in IW. 1904 5. 61). Beſtand⸗ 
teile dieſes Geſellſchaftsvermögens werden nad $ 718: 

a) Die Beiträge ber Geſellſchafter. Beftritten ift, ob hierunter nur dasjenige zu ver- 
ftehen ift, was die Gefellfhafter auf Grumd ihrer durch ben Gefellichaftövertrag begründeten Bei 
teagspflicht geleiftet Haben, oder ob auch ſchon die Anſprüche auf dieſe Leiſtung zu dem Gejell- 
ſchaftsvermögen gehören (f. Erl. 4 zu 8 705). Für die Iegtere Unficht Haben fi) insbeſondere aud- 
geiprohen Dernburg II 8 357 II und 8359 I 1; Enneccerus I 8 311 11; Scholfmeyer 
©. 143; Windfheid-Kipp IX. Aufl. II 8 407, Zufag 1a; Gierke, Vereine ohne Rechts⸗ 
fähigkeit ©. 21 Unm. 308; Kiſch in Grünhut Bd. 29 ©. 360. Gegen biefe Auffafjung fpridt 
aber zunäcft der Wortlaut des 8 718. Es werben barin nur bie Beiträge, wicht bie Anfprüde 
auf die Beiträge erwähnt. Es wird darin aud nicht etwa gejagt, daß bie Beiträge Geſellſchafts⸗ 
vermögen find, fondern daß fie e8 werben. Dieje Ausdrucksweiſe deutet offenbar darauf Hin, 
daß erft daß wirklich Beigetragene, nicht ſchon der Anſpruch darauf Gefellfhaftsnermögen fein 
fol. Dazu kommt, dat nady 8 705 bie Gefellichafter durch den Geſellſchaftsvertrag gegenfeitig 
verpflichtet find, bie beftimmten Beiträge zu leiften, daß es fidh alſo um Anſprüche der @efells 
ichafter gegeneinander handelt. Für die Hier bekämpfte Auffaſſung werben insbeſondere Billig: 
keits⸗ und Bwedmäßigleitögrlinde geltend gemacht. Es wird darauf hingewieſen, baf bei ber 
hier vertretenen Auffaſſung ein gefchäftsfügrender Geſellſchafter nicht kraft feiner Befugnis zur 
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Geihäftsführung, fondern nur als einzelner Gefelfchafter zur Geltendmachung ber Anſprüche 
auf bie Beiträge berechtigt fein würde. Schwerlich kann hierin eine praftifhe Unzuträglichkeit 
gefunden werden und zwar um fo weniger, ald bie Geſellſchafter wie bereit? in den Vorbm. zu 
88 709-713 hervorgehoben ift, den gefchäftsführenden Gejellfhafter zu der Einziehung ber Beis 
träge ermäctigen können. Wenn fobann darauf hingewieſen wird, dab ein Dritter, welchem die 
Geſellſchafter nur mit dem Geſellſchaftsvermögen haften, fi, wenn bie Unfprücde auf die Bei— 
träge nicht zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörten, bei der Zwangsvollſtreckung in dieſes nicht 
an jene Unfprücde wide halten fünnen, fo kann hierin um fo weniger ein Bedenken gefunden 
werben, als durch den Geſellſchaftsvertrag bzw. durch einen Nachtrag dazu beftimmt werden kann, 
daß auch die Anſprüche auf bie Beiträge zu dem Gefelfchaftsvermögen gehören follen (f. unten) 
und ein Gläubiger fih auf eine Beichräntung der Haftung der Gejellichafter auf das Geſellſchafts⸗ 
vermögen nicht einzulafien braucht und nicht leicht einlafjen wird, wenn nicht eine Beſtim—⸗ 
mung der gedachten Art getroffen iſt. Durchaus unbegrünbet ift der von Dernburg erhobene 
Einwand, daß bei der hier vertretenen Uuffafjung die Anſprüche auf bie Beiträge nad 8 420 
unter ben Geſellſchaftern geteilt fein wilrben und jeber Geſellſchafter über feinen Unteil frei ver 
fügen könne. Die fraglihen Anfprüce find nad der hier vertretenen Auffafiung nicht gemeins 
ſchaftliche Anfprüche der Geſellſchafter, und es kann daher auch von einer Teilung nad 8 420 
nicht die Rebe fein, vielmehr fteht jedem Geſellſchafter jelbftändig gegen jeden anderen Gejell- 
ichafter ber Anſpruch auf Lelftung an alle Geſellſchafter zu und diefer Anſpruch ift nah $ 717 
unübertragbar. Die für bie Hier bekämpfte Auffafjung geltend gemachten Billigkeits- und Zweck- 
mäßjigfeitögründe dürften nicht begründet fein. Umgekehrt fpriht aber gegen fie die Erwägung, 
daß nad) ihr ber Anſpruch auf bie Beiträge, wenn ein gefchäftöführender Geſellſchafter nicht bes 
ſtellt ift, immer nur von allen Geſellſchaftern zuſammen geltend gemacht werben könnte und dag 
bierans unter Umjtänden ſchwer überwindliche Schwierigkeiten und immer ein fehr ſchwerfälliges Ver⸗ 
fahren entftehen würde. Für die hier vertretene Auffafiung Hat ſich auch RG. Bd. 54 ©. 297 auge 
geſprochen, Hat dabei aber mit Recht hervorgehoben, daß durch Geſellſchaftsvertrag oder einen Nach⸗ 
trag dazu aud) andere als die im $ 718 bezeichneten Gegenſtände, insbeſondere auch die Anſprüche 
auf die Beiträge zu Beſtandteilen des Geſellſchaftsvermögens gemacht werden können. Durch die 
Möglichkeit einer ſolchen ereinbarung, die unter Umftänden, insbefondere bei den nicht rechts⸗ 
fähigen Vereinen auch als ſtillſchweigend geichlofien anzufehen fein wird, dürfte jedes praktische 
Bedenken gegen die hier vertretene Yuffafjung befeitigt werden. 

Die Übertragung der von ben Gefellihaftern beizutragenden Gegenitände hat in der für 
die einzelnen Gegenjtände vorgeichrieberfen Form zu gefchehen, bei Grunbftüden alfo z. B. in der 
Form ber Auflafjung. Soweit e8 fi) um Rechte handelt, die in da8 Grundbuch eingetragen 
werben, ift im Grundbuch erfennbar zu machen, baß an dem übertragenen Rechte eine Gemein 
ſchaft nach den Grundfägen des Geſellſchaftsrechts befteht ( GBO. 8 48). Der Rechtsübertragungs-⸗ 
wille und bie Annahme werden durch den Abſchluß bes Geſellſchaftsvertrags nicht erfegt. Aller 
dings ift es möglich, daß Gegenftände, welche, wie 3. B. Forderungen, duch einfahren Vertrag 
abgetreten werben fünnen, gleichzeitig mit dem Abſchluſſe des Gefellihaftsvertrags übertragen 
werden. Eine Vermutung bafür, daß dies gewollt ift, befteht aber nicht; denn ber einzelne Ge⸗ 
ſellſchafter würde ſich durch die fofortige Einbringung jelbft benadhteiligen, da er die Einrebe 
des nicht erfüllten Vertrags verlieren würde. 

b) Die dur die Gefhäftsführung für die Gefellihaft erworbenen Gegen— 
fände. Die Geſellſchaft ift fein felbftändiges Rechtsſubjekt. Für die Geſellſchaft tit ein Gegens 
ftand durch die Geſchäftsführung erworben, wenn er für alle Gefellichafter als folche erworben 
ift. Bei der Beurteilung ber Frage, ob diefe Vorausſetzung vorliegt, iſt zu unterfcheiben, ob 
der Erwerb von allen Geſellſchaftern gemeinſchaftlich oder ob er von einem geſchäftsführenden 
Geſellſchafler für die Geſellſchaft gemacht ift. Im erfteren Falle kommt es lediglich darauf an, 
ob die Geſellſchafter für die Gefelfchaft haben erwerben können und wollen. Nicht notwendig ift, 
daß diefer Wille auch dem Dritten gegenüber, von welchem ber Erwerb gemacht if, fund ges 
geben ift. Ein Erwerb der Frau gilt nach $ 1370 als fir das Worbehaltsgut gemacht, wenn 
er durch ein Nechtögefhäft gemacht ift, das fich auf das Borbehaltägut bezieht. Eine ent- 
ſprechende Vorſchrift gilt nach 8 2041 für die Erbengemeinfdaft. In beiden Fällen genügt es, 
daß das Rechtsgeſchäft objektiv auf das Vorbehaltsgut oder auf bie Erbfchaft vorgenommen fein 
ann und dab es fubjeltiv in Beziefung darauf vorgenommen iſt (f. Erl. 1370). Eine den 
88 1370, 2041 entſprechende ausbrüdliche Vorſchrift findet fi im 8 718 nicht; fie wird Hier 
erfegt durch die Vorſchrift, dab das durch die Geſchäftsführung für die Geſellſchaft Erworbene 


752 VII. Abſchniit: Einzelne Schuldverhältniffe. 


Gefellihaftsvermögen wird. In der hier fraglichen Beziehung bat die Vorſchrift aber dieſelbe 
Bedeutung wie die gebadhten Vorſchriften ber 88 1370, 2041. Hat das Rechtsgeſchäft in der 
Urt, wie es vorgenommen ift, objeltiv offenbar feine Beziehung auf das Geſellſchaftsvermögen, 
haben die Geſellſchafter z. B. ein Grundftüd in der Urt erworben, daß es für fie zu Bruchteilen 
in das Grundbud eingetragen ift, fo kann ihrer etwaigen Abſicht, für das Geſellſchaftsvermögen 
zu erwerben, feine Bebeutung beigelegt werden. Es fieht Bier feft, daß der Erwerb nidt für 
das Gejellihaftsvermögen gemadit ift, und es bedarf, um das Grundftüd zu Geſellſchaftsvermögen 
zu machen, noch der Übertragung in das Geſellſchaftsvermögen (KG. Bd. 54 ©. 103). Handelt 
es fi) dagegen 3. B. um den Ermerb einer beweglichen Sache, ber objektiv ſowohl fiir das Ge 
fellfchaftövermögen als für das Privatvermögen der Geſellſchaft gemacht fein konnte, fo gilt der 
Erwerb als für das Gejellihaftsvermögen gemacht, wenn der Wille der Gelellfchafter Hierauf 
gerichtet war, und es ift nicht erforderlich, daß dieſer Wille dem Dritten gegenüber, von welchem 
der Erwerb gemacht wird, zum Uusdrude gebracht wurde. 

Iſt der Erwerb nit von allen Geſellſchaftern gemeinihaftlih, fondern von einem ge 

ſchäftsführenden Geſellſchafter gemacht, fo tft, wenn der Erwerb Gefellichaftsvermögen werben 
fol, erforderlich, daß ber gefhäftsführende Gefellichafter das betreffende Rechtsgefhäft im Namen 
aller Gefelfihafter vorgenommen hat (8 164) und daß er Vertretungsmacht Hatte ($ 714). Hat 
der geſchäftsführende Gejelljchafter in eigenem Namen gehandelt, fo bat er für ſich erworben, 
aud wenn er bie Abſicht Hatte, für die Gefellfhaft zu erwerben. Er ift in ſolchem Falle ver: 
pflichtet, daS Erworbene in das Geſellſchaftsvermögen zu übertragen, und ber Anſpruch Hierauf 
gehört zum Gefellihaftövermögen (a. U. wie es ſcheint Knoke ©. 70); erft durch bie Über 
tragung aber wird bad Erworbene felbft Gefellihaftsvermögen (NG. Bd. 54 ©. 103; Ripr. 
Bd. 10 ©. 185). Hat ber gefhäftsführende Geſellſchafter im Namen aller Geſellſchafter gehandelt, 
fo tft ber Erwerb von dieſem gemacht (8 164). Ob er aber für das Geſellſchaftsvermögen ge 
macht ift, hängt dann noch weiter davon ab, ob ber geihäftsführende Gefellichafter für die Ge 
ſellſchafter als ſolche, alfo für das Gefellihaftsvermögen, oder ob er für das Privatvermögen der 
Gefellfhafter Handeln wollte Es ift ja möglich, daß der geſchäftsführeude Geſellſchafter von 
allen Gejelljchaftern zu einem nur ihr Privatvermögen betreffenden Erwerbsgeſchäfte beauftragt 
und bevolmädtigt war. Hanbelte er zur Ausführung eines folhen Auftrags, fo fällt der Er⸗ 
werb nicht in das Geſellſchaftsvermögen, jondern in das Privatvermögen ber Gefellihafter. Auch 
bier kommt es alfo ebenjo wie in dem Halle, daß alle Geſellſchafter gemeinſchaftlich gehandelt 
haben, nod) darauf an, ob fubjeltiv der Wille auf Erwerb für das Geſellſchaftsvermögen ober 
auf Erwerb für das Privatvermögen gerichtet war. Die hier erörterte Frage ift übrigens nicht 
unbeftritten. Es wird auch die Unficht vertreten, daß es nur auf die fubjektive Abficht bed Ger 
fhäftsführers antomme und darauf hingewieſen, dab nur bei dieſer Annahme der 8 720 eine Be 
deutung habe (f. 3. 8. Dertmann II. Aufl. Erf. 1b zu $ 718). Nur bie hier vertretene Auffafiung 
dürfte aber den allgemeinen Örundfägen entfprechen, und beit ber nad) dem Obigen zu machenden 
Unterfheibung behält auch der $ 720 feine volle Bedeutung. 
2 ALS durch die Gefhäftsführung erworben find auch folde Gegenſtände anzufehen, welche 
den Gefellihaftern unentgeltlich mit der Beftimmung zugewendet find, daß fie Geſellſchafts 
vermögen werden. Dies wird aud von letztwilligen Bumwendungen, die mit der gedachten Ber 
ftimmung gemadt find, gelten müffen (f. Staudinger Erl. IIId zu 8 718). 

‚Die Urt, in welcher der Erwerb erfolgt, beftimmt ſich nach den allgemeinen Grundjägen. 
Der Übertragung nach dieſen Grundfägen bedarf es aud, wenn bie Gefellihafter einen ihnen 
nad Bruchteilen zuftehenden Gegenitand zu Gejellihaftövermögen machen wollen (vgl. Erl. 9 
zu $ 925). 

©) Bas auf Grund eines zu bem Gefellihaftsvermögen gehörenden Rechtes 
ober als Erſatz für die Zerftörung, Befhädigung oder Entziehung eines zu dem 
Geſellſchaftsvermögen gehörenden Gegenftanbes erworben wird. Zu der erfteren 
Kategorie gehören die Früchte, der An» und Zuwachs, der bem Eigentümer zukommende Anteil 
an einem Schage, welcher in einer zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörenden Sache gefunden 
tft, ferner bie Gegenftände, welche in Erfüllung einer ber Gefellichaft gegenüber beftehenden 
Verpflichtung geleiftet werden. Die Aniprücde auf Miet» und Pachtgelder für die Vermietung 
und Verpachtung ber zu bem Gefellihaftövermögen gehörenden Gegenftände fallen unter bie 
in Exl. 1b bezeichnete Kategorie. Zu der zweiten Kategorie gehören die Anfprüche auf Erſaß für 
widerrechtlich zerftörte ober beſchädigte Sachen der Geſellſchaft fowie Unfprüde auf die Wer 
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8. 719. Ein Gefellichafter kann nicht über feinen Antheil an dem Gefell- 
ſchaftsvermögen und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenftänden verfügen; er 
iſt nicht berechtigt, Theilung zu verlangen. 

Gegen eine Forderung, die zum Geſellſchaftsvermögen gehört, kann der Schuld- 
ner nicht eine ihm gegen einen einzelnen Gejelljchafter zuftehende Forderung auf- 


rechnen. 


ſicheruugsgelder, auf den Überfchuß bei einer Zwangsverſteigerung und auf bie Beträge, welche 
bei ber Enteignung zu entrichten find (f. Erl. zu 8 1370). 

2% Gejeliaftsvermögen Tönnen Gegenftände aller Art fein, welche mehreren Perſonen 
gemeinſchaftlich zuſtehen Lönnen. Soweit dieje Worausfegung nicht zutrifft, aber die Ausübung 
des betreffenden Rechtes durch mehrere zuläffig ift, kann ein obligatorifcher Anſpruch auf Übers 
lafjung ber Ausübung zu dem Gejellihaftsvermögen gehören. Über bie Frage, ob ein Nieß⸗ 
brauch zus dem Gefellfhaftsvermögen gehört, ſ. Exl. 3 zu 8 1066; Knoke ©. 78. 

3. Ein Konkurs Über das Geſellſchaftsvermögen iſt nicht möglich. Es ergibt ſich bies 
daraus, dab bie Gejellihaft fein felbftändiges Mechtsfubjelt ift und dab bie KO. keine Bes 
ſtimmung enthält, buch welche ein Konkurs über das Geſellſchaftsvermögen zugelafien wird. 


$ 719. 
@.18 645; 11 8 658 M6f.1 Eak 1,3 ren, 8 706; III 8 706. P.I ©. 2955 fl., 2960 1.; M. II €. 6151. 
9.1 9,2 €. 4331.; 38.6 ©. 194. 

1. Rechtsverhältuis des Geſellſchaftsvermögens im allgemeinen. Das Gelellſchafts⸗ 
vermögen gehört nicht ber Gefellichaft, denn diefe beſitzt keine Rechtsfähigkeit. Es befteht auch 
Zein juriſtiſch felbftändiges Zwedvermögen, fondern bie einzelnen Gegenjtände gehören ben Ges 
ſellſchaftern. Uber das Vermögen fol für die Bwede der Geſellſchaft ſicher gejtellt und dinglich 
gebunden werben. Dieler Gedanke wird in ber Weiſe zealifiert, dab dem einzelnen Gefellichafter 
die Berfügung über feinen Unteil an bem Vermögen und an ben einzelnen bazu gehörenden 
Gegenſtänden entzogen und ber Unfprud auf Teilung verfagt wird. Zur Durchführung bes 
Prinzips ift in ber CPO. (3 736) beittimmt, dab zur Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchafts- 
vermögen ein gegen alle Geſellſchafter ergangenes Urteil erforderlich fein foll, und ferner 
(EBD. 8 859 Abf. 1 Sap 2), dab der Anteil eines Gefellichafters an ben einzelnen zu dem 
Geſellſchaftsvermögen gehörenden Gegenftänden der Pfändung nicht unterworfen if. Dagegen 
iſt die Pjändung des Unteild am Gefellihaftsvermögen als Ganzem zugelaffen (CPO. 8 859 
Abſ. 1 Sag 1); vgl. Erl. zu $ 725. Den Beitimmungen des BGB. und der CPO. entiprechen 
auch die Vorſchriften der KO. Im Falle des Konkurſes über das Vermögen eines Geſellſchafters 
werden nicht bie Anteile des Geſellſchafters an den Gegenjtänden bes Gejellichaftsvermögens als 
Zeile der Konkursmaſſe behandelt; dies würde dem Grundſatze, daß das Vermögen dinglich für 
die Zwede ber Gefellihaft gebunden ift, widerfprehen. Das Gefellihaflsvermögen wird vielmehr 
unabhängig vom Konkurſe nad) Maßgabe ber Vorfchriften des BGB. 38 731 ff. Liquibiert, und 
zur Konkursmaſſe fließt nur, was bei der Uuseinanderfegung auf den Gemeinfchuldner in feiner 
Eigenfhaft als Geſellſchafter entfällt (vgl. KO. 88 16, 51). 

2. Eine Berfügung über bie au bem Geſellſchaftsvermögen gehörenden Gegenftände kann 
nur von allen Geſellſchaftern gemeinſchaftlich erfolgen. Eine Verfügung über das Gejellichaftte 
vermögen im ganzen ift Überhaupt unmöglich. Nach innen find dabei bie Beitimmungen über 
die Führung der Geſchäfte der Gejellihaft (88 709 ff.), nad außen bie Grumdfäge über tell» 
vertretung und Vollmacht (88 714, 715) maßgebend. Die Gefellichafter find zu jeder Art von 
Verfügung über die zu bem Gefellfchafisvermögen gehörenden Gegenjtände ohne Rückſicht darauf 
berechtigt, ob die Verfügung fr die Bwede der Gejellihaft oder zu anderem Zwecke erfolgt. 
Die von einem einzelnen Geſeliſchafter über einen zu dem Wefellichaftövermögen gehörenden 
Gegenitand getroffene Verfügung tft Verfügung von feiten eines Nichtberechtigten und unterliegt 
den für ſolche geltenden ®rundfägen (8 185). Ein Rechtsgeſchäft, durch welches ſich ein einzelner 
Geſellſchafter zu einer Verfügung über einen zu dem Gefellihaftsvermögen gehörenden Gegenſtand 
verpflichtet, ift gültig; es begründet, wenn der Geſellſchafter die Verpflichtung nicht erfüllen faun, 
eine Verbindlichkeit zum Schadenserjage. Das Gefagte gilt au von Verfügungen über dem 
Bruchteil eines zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörenden Gegenſtandes und von der obligatorifhen 
Verpflichtung dazu. Wegen ber Verfügung eined Geſellſchafters über feinen Anteil |. Erl. 3 
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Zu der gerichtlihen Geltendmachung eines zu dem Gefellfhaftsvermögen gehörenden Rechtes 
find nur alle Gefellihafter gemeinſchaftlich berechtigt. Ein einzelner Gefellichafter ift dazu nicht 
aktiv legitimiert Knoke ©. 89). 5 

3. Ein Geſellſchafter fann über feinen Antetl am Geſellſchaftsvermögen und an ben 
einzelnen dazu gehörenden Gegeuftänden nicht verfügen (Abf. 1). Hieraus ergibt fi, daß die 
einzelnen Geſellſchafter auch nicht berechtigt find, zu ungunften der Gejellihaft die Rechte an 
dem Gejellfhaftsvermögen für ihren Teil durch Rechtsalt aufzuheben; insbeſondere ift ein ers 
trag, durch den ein Gefelliafter einem Geſellſchaftsſchuldner eine Gefellihaftsforderung in Höhe 
feines Anteils erläßt, unmwirkam. Daß dem einzelnen Gejellfchafter die felbftändige Geltend⸗ 
madjung jeines Anteils an den gemeinjhaftlichen Rechten entzogen fei, ift im Gelege nicht aus— 
drücklich geſagt. Es entfpricht bies aber ber Grundauffafjung des Geſetzes. Das Rechtsverhältnis 
an bem Gejellfhaftsvermögen ift gedacht als eine ungeteilte und unteilbare Gemeinihaft. Die 
Anteile der Mitglieber treten während der Dauer der Gefellichaft nicht hervor. Für die Belätigumg 
jelbftändiger Einzelrechte bleibt fein Spielraum. Die Verfügung eines Geſellſchafters über feinen 
Anteil ijt daher, weil über einen folhen Anteil überhaupt nicht verfügt werben faun, nicht nad 
den Grundfägen über die Verfügung von feiten eines Nichtberechtigten zu beurteilen, fondern 
fie ift nichtig und kann auch nicht dur Zuftimmung der anderen Geſellſchafter gültig werben 
(RIA. Bb. 3 ©. 43; vgl. auch RG. Bb. 57 ©. 414). Nur der Befisihug kann während ber 
Dauer der Geſellſchaft auch von jedem einzelnen Gefellihafter ausgeiibt werben, der fi im 
Beſitze befindet oder befand. 

4. Für die Schulden ber Geſellſchaft, d. H. für folhe Schulden der Gejellihafter, welche 
für die Zwede der Gejellihaft eingegangen oder aus einem das Gefellichaftövermögen betreffenden 
Verhältnis entitanden find, tit daS Gefelfchaftsvermögen nicht in dinglicher Weiſe gebunden. 
Allerdings follen bei ber nad; Auflöfung der Geſellſchaft erfolgenden Auseinanderfegung zunüchſt 
bie Gejelihaftsfhulden aus dem Gefelfchaftsvermögen berichtigt werden. Es handelt ſich hierbei 
aber nur um eine Verpflichtung der Gefellfchafter untereinander. Die Gläubiger haben fein Recht 
auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Gefellichaftsvermögen. Auch andere Gläubiger, denen 
die Gejellfhafter unabhängig von dem Geſellſchaftsverhältnis als Geſamtſchuldner haften, önnen 
fi aus dem Geſellſchaftsvermögen befriedigen. Ein bei den Beratungen der zweiten Kommiſſion 
geftellter Antrag, nad welhem eine Zwangsvollſtreckung in die zum Gefellihaftsverımögen ge= 
börenden Gegenftände nur wegen Schulden ber Geſellſchafter als folder zuläffig fein follte, iſt 
abgelehnt (P. II Bd. 2 ©. 434). Zur Zwangsvollſtreckung in das Gefelfchaftsvermögen ift hier⸗ 
nad, und dies ift dev praftijch wichtigfte Punkt, nicht der Nachweis erforderlich, dab es fih um 
Geſellſchaftsſchulden Handelt, fondern es genügt ein einfacher Zwangsvoliitiedungstitel gegen alle 
Geſellſchafter. Die Gläubiger der Geſellſchaft find übrigens nicht auf das Gefellihaftsnermögen 
beſchränkt, fie können ſich wegen ihrer Forderungen auch an das Privatvermögen der einzelnen 
Geſellſchaftet Halten, fofern nicht die Haftung vertragsmäßig auf das Geſellſchafisvermögen bes 
Ihräntt ift (f. Erl. 3 zu 8 714). Dem Privatgläubiger eines einzelnen Geſellſchafters ift der Zugriff 
auf die einzelnen Gegenitände bes Geſellſchaftsvermögens verfagt; er fann feine Befriedigung 
aus dem Gejellihaftsvermögen nur in ber Weiſe fuchen, daf er den Anteil feines Schuldners 
am Gefellihaftsvermögen als Ganzen pfänden läßt und dann die Gefellihaft nad 8 725 kündigt. 
Auf Grund der Pfändung fann er dann bie Befrtedigung aus dem feinem Schulbner bei der 
Auselnanderfegung zulommenden Anteile nad) Maßgabe der CPO. 8 857 verlangen. Da dur 
die Einbringung in das Geſellſchaftsvermögen bie eingebrachten Gegenftände dem Zugriffe der 
Privatgläubiger des einzelnen Geſellſchafters entzogen werden, fo können biefe möglicherweiſe 
auch die Einbringung nad) den Grundfägen bes Anfechtungsgeſetzes anfechten. 

5. Zür die Aufrechnung gilt folgendes: Eine zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörende 
Forderung kann ein einzelner Gefellichafter weder ganz noch zu feinem Anteile zur Aufrechnung 
beingen, weil die Aufrechnung eine Verfligung enthält und der einzelne Gefellfchafter weber über 
die ganze Forderung nod über feinen Anteil daran zu verfügen berechtigt iſt (Mipr. Bd. 6 ©. 25). 
Dies gilt ſowohl, wenn es ſich um die Aufrehnung zum Zwede der Tilgung einer Geſellſchafts- 
ſchuld, für die der Geſellſchafier perfönlich Haftet, als wenn es fih um Tilgung einer Privatfchulb 
Handelt. Umgefehrt kann auch der Schuldner gegen eine zum Geſellſchaftsvermögen gehörende 
Forderung nur eine ihm gegen alle Gefellichafter zuftehende Forderung, nicht eine ihm nur 
gegen einen einzelnen Gefellihafter zuftehende Forderung zur Aufrehnung bringen. Dies ift im 
Abſ. 2 ausbrüdlic beftimmt, läßt fich aber vielleicht ſchon daraus ableiten, daß die Yorberung 
des aufrechnenden Schuldners nur gegen ben einzefnen Gefellihafter zufteht, während die Forderung. 
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8. 720. Die Zugehörigkeit einer nad) 8. 718 Abf. 1 erworbenen Forderung 
zum Geſellſchaftsvermögen hat der Schuldner erft dann gegen fich gelten zu laſſen, 
wenn er von der Zugehörigkeit Kcantnig erlangt; die Vorjchriften der 88. 406 
bis 408 finden entfprechende Anwendung. 


gegen welche aufgerechnet werben foll, allen Geſellſchaftern zur gefamten Hand zufteht, daß es 
fomit an dem in 8 387 beftimmten Erforberniffe der Aufrechnung, dab mehrere Perſonen eins 
anber Leiftungen ſchulden, fehlt. Gin einzelner Gejellihafter kann eine ihm zuftehende Privat 
forderung, wenn er Gefamtjhulbner der einem Dritten gegen bie Geſellſchaft zuftehenden Forderung 
ift, gegen die ganze Forderung des Gläubigerd, wenn er mur zu einem Anteile verpflichtet ift, 
nur gegen ben entiprechenden Teil der Forderung aufrechnen. Im erfteren alle erliſcht bie 
Forderung bes Gläubiger auch gegen die übrigen Geſellſchafter ($ 422), im zweiten bleibt fie 
zu dem Anteile der übrigen Gefellfichafter beftehen. Umgekehrt kann auch der Gläubiger eines 
Geſellſchafters, welcher ihm für eine Geſellſchaftsſchuld als Geſamtſchuldner oder zu einem Teile 
haftet, feine Forberung gegen eine Brivatforderung des Gejellihafters gegen ihn, je nachdem ber 
Geſellſchafter ihm als Geſamtſchuldner oder zu einem Teile haftet, ganz oder teilweife zur Auf— 
rechnung bringen. 

Haftet ein Geſellſchafter einem Gläubiger nur mit dem Gefellfhaftvermögen, jo kann ber 
Gläubiger feine Forderung nicht gegen eine Privatforderung des Geſellſchafters zur Aufrechnung 
biingen, weil feiner Forderung wegen ber beſchränkien Haftung des Gejellihafters eine Einrede 
entgegenfteht. Dem Gejellihafter in ſolchem Falle die Aufrehnung zu verfagen, dürfte fein 
Grund vorliegen (a. U. wie es ſcheint Knoke ©. 88 f.). 


8 720. 
E. II 8 658 &bf. 2 veu, 8 707; II 8 707. P. II. 2 E.434; Bi. 6 6, 1681. 

1. Zum Schutze bes Schuldners einer zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden Forderung 
iſt von ber zweiten Kommiffion der 8 720 eingeftellt. Dabei find folgende Erwägungen maßgebend 
geweſen: Bei Forderungen, welche zum Geſellſchaftsvermögen gehören, fei ed, daß fie von einem 
Geſellſchafter als Beitrag eingeſchoſſen, ſei e8, daß fie von vornherein als den Gejellichaftern 
gemeinfchaftliche begründet feien, dürfe dem Schuldner daraus, daß der einzelne Geſellſchafter nicht 
über feinen Unteil an ber Forderung verfügen könne, fein Nachteil entftehen, ſofern er nicht die 
Zugehörigkeit der Forderung zum Gefellihaftsvermögen gelannt habe. Ohne diefe bejondere 
Kenntmis fei er zu ber Annahme berechtigt, daß nad) der Regel bes $ 420, Teilbarkeit der Leiftung 
vorausgeſetzt, jeder Gläubiger über einen gleichen Anteil der Forderung verfügen könne. In 
diefem guten Glauben müſſe er ebenfo geſchützt werben wie ber Schuldner, welcher im falle ber 
Abtretung ben wahren Gläubiger nicht gekannt habe. Deshalb müſſen bie 88 406-408 ent- 
fprechende Anwendung finden. 

Eine gleihe Beitimmung enthalten für die eheliche GSütergemeinihaft ber $ 1473 Abf. 2, 
für die Erbengemeinſchaft der 8 2041 Sag 2. 

2. Die entipreende Anwendung ber $$ 406108 führt zu folgenden Ergebnifien: 

a) Gegen eine zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörende Forderung kann ber Schuldner eine 
ihm gegen einen einzelnen Gefellihafter zuftehende Forderung infoweit aufrechnen, ald ber dem 
Geſellſchafter zuftehende Teil der Gegenforderung betragen witrde, wenn biefe nicht Geſellſchafts⸗ 
vermögen geworden wäre, e3 fei benn, daß er bei bem Erwerbe feiner Forderung von der Zus 
gehörigkeit ber Gegenforderung zu dem Gefellihaftövermögen Kenntnis Hatte oder daß feine 
Forderung erft nad der Erlangung diefer Kenntnis und fpäter als bie Gegenforberung fällig 
geworben ift (8 406). 

b) Die Geſellſchafter müfjen eine Leiſtung, welche ber Schuldner einer zu dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehörenden Forderung an einen einzelnen Gejellfchafter bewirkt fowie jedes Rechts- 
geihäft, welches zwiſchen dem Schuldner und dem einzelnen Gefellihafter vorgenommen wird, 
infoweit gegen fich gelten lafien, als der den Gefellfchafter zuftehende Teil ber Forderung be» 
tragen würde, wenn diefe nicht Geſellſchaftsvermögen geworden wäre, e8 jet denn, baß der Schuldner 
die Zugehörigkeit der Forderung zu dem Gejellihaftsvermögen bei der Leiftung oder der Vor— 
nahme des Rechtsgeſchäfts kennt. 

St in einem zwiſchen dem Schulbner einer zu bem Gefellihaftsvermögen gehörenden 
Forderung und einem einzelnen Geſellſchafter anhängig gewordenen Rechtsſtreit ein rechtskräftiges 
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8. 721. Ein Gefellfchafter Tann det Rechnungsabſchluß und die Vertheilung 
des Gewinns und Verluſtes erjt nach der Auflöfung der Gefellichaft verlangen. 
Iſt die Gefellichaft von längerer Dauer, jo hat der Rechnungsabichlug und 
die Gewinnvertheilung im Zweifel am Schluffe jedes Geſchäftsjahrs zu erfolgen. 


8. 722. Sind die Antheile der Gefellichafter am Gewinn und Berlufte nicht 
Heftimmt, fo hat jeder Gefellfchafter ohne Rüdficht auf die Art und die Größe 
ſeines Beitrags einen gleichen Antheil am Gewinn und Berlufte. 

Iſt nur der Antheil am Gewinn oder am Berlufte beftimmt, fo gilt Die Be- 
ftimmung im Zweifel für Gewinn und Berluft. 


Urteil über ben Teil der Forderung ergangen, welcher dem Geſellſchafter zuftehen wilrbe, wenn 
die Forderung nicht Gefellfhaftsvermögen geworden wäre, fo müfjen die Gejellichafter das Urtetl 
gegen ſich gelten lafien, es ſei denn, daß der Schuldner die Bugehörigkeit der Forderung zu dem 
Geſellſchaftsvermögen bei dem Eintritte der Nechtshängigkeit gekannt hat (8 407). 

6) Wird von einem einzelnen Geſellſchafter der Teil einer zu dem Geſellſchaftsvermögen 
‚gehörenden Forderung, der ihm zuitehen würde, wenn die Forderung nicht Geſellſchaftsvermögen 
geworben wäre, an einen Dritten abgetreten, jo finden, wenn ber Schuldner an ben Dritten leiitet 
oder wenn zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten ein RechtSgefhäft vorgenommen oder ein 
Rechtsſtreit anhängig wird, zugunften des Schuldners die unter b angeführten Vorſchriften dem 
Geſellſchaftern gegenüber entiprechende Anwendung. 

Das gleiche gilt, wenn der Teil einer zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörenden Forderung 
der einem einzelnen Geſellſchafter zuftehen würde, wenn die Forderung nicht Geſellſchafts⸗ 
vermögen geworden mwäre, durch gerichtlichen Beichluß einem Dritten überwieſen wird, oder wenn 
der Gefellihafter einem Dritten gegenüber anerkennt, daß jener Teil ber Forderung kraft Geſetzes 
‚auf den Dritten übergegangen fei ($ 408). 

$ 21. 

@.18 646; II 8 659 res. 8 708; III 8 708. P.I €. 2965; M. II &.616. P.II 80.2 ©. 437. 

Darüber, wann und wie ein Rechnungsabſchluß und eine Berteilung bed Gewinns uud 
Beriuftes fattzufinden bat, entſcheidet in erfter Linie der Geſellſchaftsvertrag. Die Beftimmung 
des Geſetzes greift im Abſ. 4 nur dispofitiv, im Abf. 2 als Uuslegungsregel ein. Sie flieht 
fi), abgejehen von den Vorfhriften des HGB. für die offene Handelsgeſellſchaft (88 120—122), 
‘im wefentlihen dem geltenden Rechte an. Der Rechnungsabſchluß und bie Verteilung von 
Gewinn und Berluft fol regelmäßig erſt nad Auflöfung ber Gefellichaft erfolgen. Nur bei 
Geſellſchaften von längerer Dauer fol im Bweifel der Rechnungsabſchluß und die &ewinns 
verteilung am Schluſſe jedes Geſchäftsjahrs erfolgen. Ob eine Gefellichaft von längerer Dauer 
‚anzunehmen ift, beitimmt fi) nad den Umftänden des einzelnen Falles. Jedenfalls ift eine 
‘Dauer von mehreren Jahren erforderlih. Die Verteilung des Gewinns Tann, wenn die gedachte 
Borausfegung zutrifft, von jedem Gefellfhafter auch dann gefordert werben, wenn das Jntereſſe 
‚ber Geſellſchaft dagegen fpricht (anders HGB. 8 122). Die Auslegungsregel des Abſ. 2 bezieht 
fi nur auf die Verteilung bes Gewinns. In betreff des Verluftes bleibt es bei der dispoſitiven 
Vorſchrift des Abſ. 1; denn die Verteilung des Verluſtes würde eine Verpflichtung der Gefell- 
ſchafter zu Nahfhüffen zur Folge Haben und Hierzu find fie nach $ 706 nicht verpflichtet. Ein 
Verluſt ift alfo ala passivum in die Rechnung des folgenden Jahres zu übertragen und bie 
definitive Ausgleihung findet erft bei Auflöfung ber Geſellſchaft nach Maßgabe bes $ 735 flat. 

Vereinbarungen über periodiſch wiederkehrende, lediglich rehnumgsmäßig zur Information 
und Kontrolle des Standes ber Gejellihaftsangelegenheiten ftattfindende Rehnungsabfclüffe 
WGewinn⸗ und Berluftberechnungen) jtehen hier außer Frage (M. II ©. 616). 


g 72, 
&@.18 647; 11 8 660 xew. 8 709; TIL 8 709. P.1 6. 29161.5 M.II €. 6161. P.II Br.2 €. 437. 
Für die Art und Weile, wie Gewinn und Verluft anf bie einzelnen Gefelichafter zu 
‚verteilen find, ift in erfter Linie der Geſellſchaftsvertrag maßgebend. Die Gejellichafter können 
:pereinbaren, daß alle einen gleichen Unteil haben follen; fie können aber aud) eine andere Ber 
teilung feitfegen, insbejondere nad; Verhältnis ber Größe oder der Art der Beiträge. Es kann 
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8. 723. Iſt die Gefellfchaft nicht für eine beftimmte Zeit eingegangen, fo 
fann jeder Gefellfchafter fie jederzeit kündigen. Sit eine Zeitdauer beftimmt, jo 
it die Kündigung vor dem Ablaufe der Zeit zuläffig, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt; ein folher Grund ift insbefondere vorhanden, wenn ein anderer Gefell- 
ſchafter eine ihm nad) dem Gefellichaftävertrag obliegende wejentliche Verpflichtung 
vorjäglich oder aus grober Fahrläffigfeit verlegt oder wenn die Erfüllung einer 
jolchen Verpflichtung unmöglich wird. Unter der gleichen Vorausjegung ift, wenn 
eine Kündigungzfrift beftimmt ijt, die Kündigung ohne Einhaltung ber Frift zu- 
täffig. 

Die Kündigung darf nicht zur Unzeit gejchehen, es fei denn, daß ein wichtiger 
Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt ein Gejellichafter ohne 
jolchen Grund zur Unzeit, fo hat er den übrigen Gefellfchaftern den daraus ent- 
jtehenden Schaden zu erjegen. 

Eine Vereinbarung, durch welche das Kündigungsrecht ausgefchloffen oder 
diefen Vorſchriften zuwider bejchräntt wird, ift nichtig. 


aud) eine Berlidfihtigung ber Beiträge inſoweit vereinbart werden, dab zunächſt Binfen für dieſe 
bezahlt werden und erſt ber danach verbleibende Überfhuß als Gewinn verteilt wird. Die Be 
Stimmung über die Berteilung bes Gewinns und Berluftes kann auch bem billigen Ermefien eines 
Geſellſchafters oder eines Dritten überlafien werden. In foldem alle finden die 88 315ff. 
Anwendung (M. II ©. 617). Nicht zuläffig ift aber eine Beftimmung, wonach ein Gejellichafter 
nur am Berlufte beteiligt fein foll; wenn eine dahingehende Vereinbarung getroffen iſt, fo Liegt 
tein Gefellichaftsvertrag vor (f. Erl. zu 8 705). Dagegen kann ausgemacht werben, daß ein 
Gefellihafter von ber Beteiligung am Verluſt ausgeichlofien fein ſolle. Zuläffig tft auch eine 
Bereinbarung, dur welche einem Gejellihafter ein beftimmter Gewinn garantiert wird. Iſt im 
Bertrage nur der Anteil am Gewinn oder am Verluſte beftimmt, fo gilt nad der Auslegungs⸗ 
regel des Abſ. 2 die Beftimmung fir Gewinn und Berluft. 

Haben die Geſellſchafter über die Verteilung von Gewinn oder Verluſt nichts beftimmt, fo 
ſoll nach der Dispofitivvorfchrift des Abſ. 1 jeder Gefellichafter einen gleichen Anteil am Gewinn 
und Berlufte haben. 

94 723-729. 


Für die Beendigung der auf dem Gefellichaftövertrage beruhenden Schuldverhältniffe gelten 
die allgemeinen Grundfäge (f. oben ©. 207 Vorbm. z. 3. Abſchn.). Die 88 723—728 geben 
einige Sonderborfchriften, welche mit Nüdjicht auf die eigenartige Ratur der Geſellſchaft fir 
erforderlich erachtet find. Als befondere Beendigungsgründe kommen hiernach in Betracht die 
Kündigung, die Endigung der Gefellihaft dadurch, daß der Geſellſchaftszweck erreicht ober bie 
Erreihung unmöglich wird, der Tod eines Geſellſchaflers und die Eröffnung bes Konkurſes über 
das Vermögen eines @efellfhafters. Außerdem find als Gründe, welche nad) allgemeinen Grund⸗ 
fügen die Auflöfung der Geſellſchaft herbeiführen, zu nennen Ablauf ber Beit, für welche bie 
Geſellſchaft eingegangen tft, Eintritt einer auflöfenden Bebingung und Vereinbarung ber Geſell⸗ 
ſchafter; bei Iegterer ift Einſtimmigkeit erforderlich. 

Wegen bes Fortbeftehens einer Geſellſchaft beim Wechſel ber Mitglieber und wegen der 
Ummandelung einer Geſellſchaft ſ. Erl. zu 8 736; wegen der Ausſchließung eines Geſellſchafters 
1. 8 737. 

Mit der Auflöfung Hört die obligatoriſche Verpflichtung bes einzelnen Geſellſchafters zur 
Zörberung des Gefellihaftszweds auf. Aber es erlöfchen nicht fofort alle rechtlichen Beziehungen 
zwiſchen den Gejellihaftern, vielmehr befteht zunächſt noch eine Gemeinfchaft an dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen weiter, welche erſt durd die an die Auflöfung fi anſchließende Augeinanderjegung 
beendigt wird (f. Erl. zu 88 731 ff.). g 78 
@.1 88 6481.; 11 8 661 xew. 8 710; III 8 710. ®.1 €. 2917 ff., 2986, 2973M., 11714 f. 11827, 11833, 11836; 

M.UG.617f. P.1 8.2 €. 4371. 

Im Anſchluß an das beftehende Recht (vgl. M. II ©. 618) läßt ber 8 723 die Kündigung 
der Gejellihaft zu. 
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1. Boransfegungen ber Zuläffigfeit der Kündigung. 

a) Bei einer auf unbeftimmte Zeit eingegangenen Gejellfhaft, d. h. wem bie 
Dauer weder durch Feſtſetzung einer beſtimmten Beit noch in anderer Art, z. B. dadurch beftimmt 
it, daß der Zweck der Gefellichaft in ber Vornahme beftimmter Gefchäfte befteht, gilt ein freies 
Kundigungsrecht für alle Geſellſchafter. 

Die Beweislaſt anlangend, jo dürfte Hier einer der Fülle vorliegen, in welchen der auß der 
Stellung des Wortes „nicht“ nad) den von bem BGB. im allgemeinen beobachteten Regeln auf 
die Beweislaft zu ziehende Schluß nicht maßgebend ift (j. Bd. I Borbm. V 7, ©. 50). Der 
Beweis, daß die Gejellihaft auf beftimmte Zeit eingegangen jet, wird nach allgemeinen Grund- 
fügen demjenigen obliegen, weldyer bie Zuläffigteit der Kündigung aus biefem Grunbe beiftreitet 
(a. A. die frühere Auflage). 

Dem Falle, daß die Gefellichaft auf umbeftimmte Zeit eingegangen ijt, ftehen im betreff der 
Buläffigfeit der Kündigung nad) 8 724 die dort bezeichneten Fälle gleich. 

b) Sit die Dauer der Gefellfhaft durch Feſtſezung einer 'gewilfen Zeit oder 
in anderer Art beftimmt, fo ilt biefe Vereinbarung dergeftalt verbindlich, daß während ber 
beftimmten Dauer das freie Kündigungsrecht audgejchlofien bleibt. Ausnahmsweiſe joll aber eine 
Kündigung zuläffig fein, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Dies ift nach den Umftänden bes 
einzelnen Falles zu entſcheiden (vgl. 88 626, 712 fowie HGB. 8133. Jun alten HEB. Art. 125 
war der Begriff des wichtigen Grundes durch eine Reihe von Beifpielsfällen erläutert; vgl. 
Staub, Kommentar zu Urt. 125 8 10). Bei ber Entfcheibung der Frage, ob ein wichtiger Grund 
vorliegt, wird einerſeits auf ben allgemeinen Charakter der Geſellſchaft als eines Bertrauens: 
verhältmifies, anbererfeitS auf bie befonderen Bwede der einzelnen Geſellſchaft und die Art der 
ben Geſellſchaftern obliegenden Verpflichtungen Rücſicht zu nehmen fein. Hiernach wird z. B. 
unter Umftänden aud bie Geſchäftsunfähigkeit eines Gefellihafters als ein wichtiger Grund an= 
zuſehen fein. Beifpiele anderer Gründe f. bei note ©. 106 (vgl. Ripr. Bd. 13 ©. 427). Aus: 
drüdlich beftimmt ift, daß ein ausreichender Grund immer anzunehmen fei, wenn ein anderer 
Gefellichafter eine ihm nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegende weientliche Verpflichtung vorſätzlich 
oder aus grober Fahrläffigkeit (f. Bd. I ©. 41, Vorbm. III) verlegt ober wenn bie Erfüllung 
einer ſolchen Verpflichtung unmöglich wird. Ju erflerer Beziehung ift zu beachten, daß nicht wie 
im 3 712 grobe Pflichtverlegung, jondern Verlegung weſentlicher Verpflichtungen aus Vorſatz oder 
aus grober Fahrläffigfeit vorausgefegt wird. Hier kommt es aljo auf das fubjeltive Moment 
der Art der Verfchuldung an. In ber Iegigebachten Beziehung kommt es nicht darauf an, ob 
die Unmöglichkeit eine verjchuldete oder eine underfchuldete ift. 

Zweifelhaft kann fein, ob nur die objettive oder aud die fubjektive Unmöglichkeit genügt. 
In den Motiven wird hervorgehoben, dab die Unmöglichkeit auch das fubjektive Unvermögen in 
fi begreife, wenn die perfönliche Erfüllung geboten jei, das fubjeltive Unvermögen alfo die 
Eigenfhaft der objektiven Unmöglichkeit annehme (M. II ©. 619). Hiernach wird alfo dem 
Sprachgebrauche des €. I entiprechend objektive Unmöglichkeit gefordert. Auch das BGB. vers 
fteht unter Unmöglichleit regelmäßig nur die objettive Unmöglichkeit. Aber in betreff der Wirkung, 
melde bei einem obligatoriichen Rechtöverhältnifie die nad) der Begründung bedjelben eintretende 
Unmöglicjteit Hat, ftellt der $ 275 Ubf. 2 der objektiven Unmöglichkeit das nachträglich eintretende 
Unvermögen des Schuldners zur Leiftung gleih (j. Bb. II ©. 67 Vorbm. 1 zu 88 275—290). 
Diefe Gleichftellung wird ebenjo wie für die Borfchriften der 88 250—283, 323—325 aud für 
die Vorſchrift des $ 723 gelten müflen. &8 kann dahin geftellt bleiben, ob nicht aud nad dem 
€. I mit Rückſſicht auf die Vorſchrift des 8 237 Abſ. 2 die fubjeltive Unmöglichteit in einem 
weiteren Umfange wie nad den oben angeführten Motiven zu berüdfichtigen fein würde. Nah 
dem BEB. dürfte jedenfalls der Ausbrud „unmöglich“ im $ 723 das nachträglich ein⸗ 
tretende Unvermögen eines Gejellihafterd zu ber ihm obliegenden Leiſtung mit umfaflen (a. 4. 
Staubinger II 28 zu $ 723; wie bier Knoke ©. 106). Zu beachten ift, daß, wenn durch 
irgendwelche Umftände bie Erreichung des Geſellſchaftszweds unmöglich wird, die Geſellſchaft von 
felbft endigt, ohne daß es einer Kündigung bedarf. 

o) Eine Frift braucht bei der Kündigung nicht eingehalten zu werden. Durch ben Gefell- 
fchaftvertrag kann aber eine Kündigungsfrift ausgemacht werben. Iſt dies geſchehen, fo fol nad 
Abſ. 1 Sag 3 eine Kündigung ohne Einhaltung der Friſt zuläffig fein, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

d) Wegen des Rechtes des Ehemanns, eine von der Frau eingegangene @ejfell- 
Thaft zu kündigen, wenn bie Frau fi) zu perfonlicden Dienftleiftungen verpflichtet Hat, ſ. 8 1358. 


44. Titel: Geſellſchaft. $ 728. 759 


2. Die Kündigung if ein einfeitiges formloſes Rechtsgeſchäft, welches gegenüber den 
anderen Geſellſchaftern vorzunehmen if (88 130ff.). Die Entſcheidung der Fragen, inwiefern 
zur Wirkſamkeit der Kündigung gehört, dab fie allen Geſellſchaftern gegenüber erklärt fei, wie 
eine nicht allen Geſellſchaftern erklärte Kündigung wirkt und wie das Rechtsverhältnis fih ge⸗ 
ftaltet, wenn zwar allen Geſellſchafiern gekündigt, bie Kündigung jeboch ben verfchiedenen Geſell⸗ 
ſchaftern zu verfchiebener Zeit zugegangen tft, hat nad) M. II ©. 620 der Wiſſenſchaft und Praxis 
überlafien bleiben follen. Aus allgemeinen Grundſützen bürfte ſich folgendes ergeben: 

Das durch den Geſellſchaftsvertrag unter ben @efellichaftern begründete Verhältnis iſt ein 
einheitliches; es Tann daher nicht einem einzelnen Gefellihafter, Sondern nur allen Geſellſchaftern 
gegenüber aufgehoben werden. Die Kündigung muß daher allen Geſellſchaftern gegenüber erfolgen, 
und bie Gefellihaft wird dur fie erſt beendigt, wenn fie allen Gefellfchaftern gegenüber nad) 
Maßgabe der 38 130—132 wirkſam geworden iſt (vgl. auch ſächſ. GB. $ 1379). Die Kündigung 
an den geichäftsführenden Geſellſchafter genügt nicht (a. U. Staudinger Ib zu 8 723; wie hier 
Rſpr. Bd. 9 ©. 11; RC. in IB. 1904 ©. 543). Geht fie dem einen Geſellſchafter eher zu wie 
dem anderen, fo endigt die Geſellſchaft erit mit bem Beitpuntt, in welchem bie Kündigung dem 
legteren zugegangen iſt. Diefe Gxunbdfäge gelten nad) 8 356 auch für das Nüdtrittsreht. Die 
in dem 8 356 außerdem enthaltene Borichrift, daß, wenn bei einem Vertrag auf ber einen ober 
anberen Seite mehrere beteiligt feien, bad Rücktritisrecht mur von allen gemeinfchaftlic ansgelibt 
werben könne, findet auf das Kündigungsrecht ber Gefellichafter, ba dasſelbe nad 8 723 jebem 
Geſellſchafter zufteht, feine Anwendung. 

8. Die Wirkung ber gerechtfertigten Kündigung beſteht darin, daß bie Gefellichaft durch 
bie Kündigung beendigt wird. Eine nicht gerechtfertigte Kündigung iſt wirkungslos; ber Kündigende 
bleibt Geſellſchafter. 

Bar eine Klindigungsfrift beftimmt und ift die Kündigung innerhalb berfelben auf den 
danach zuläffigen Zeitpunkt erfolgt, fo kann bie Seündigung durch Vereinbarung zwiſchen allen 
Geſellſchaftern rückgängig gemacht werden, folange ber für bie Beendigung ber Geſellſchaft be— 
fiimmte Zeitpunft noch nicht eingetreten, die @efellfchaft alfo noch nicht beendigt fit. Nach Bes 
enbigung ber Geſellſchaft kann die Vereinbarung, dab die Kündigung als nicht erfolgt gelten 
ſolle, mur die Wirkung eines auf Eingehung einer neuen Geſellſchaft unter den durch den früheren 
Geſellſchaftsvertrag feftgefegten Bedingungen gerichteten Vertrags haben. Über den Fall, ba zur 
Zeit bes Abſchluſſes eines folhen Vertrags die Auseinanderfegung der Geſellſchaft noch nicht 
erfolgt war f. Erl. zu 8 736. 

4. Unzeitige Kündigung. Die Kündigung foll niemals, gleihviel, ob die Zeitdauer der 
Geſellſchaft beitimmt oder unbeftimmt ift, zur Unzeit geichehen. Eine an ſich zuläffige Kündigung 
ift aber beöwegen nicht wirtungslos, weil fie zur Ungeit vorgenommen ift. Sie führt vielmehr 
zur Auflöfung der Geſellſchaft; aber der Kündigenbe ift verpflichtet, den übrigen Geſellſchaftern 
den aus ber Unzeitigkeit ber Stlindigung entftehenden Schaden zu exfegen. Die Haftung für 
Schadenserſatz tritt nicht ein, wenn ein wichtiger Grund, zur Unzeit zu Mindigen, vorgelegen hat. 
Ob eine Kündigung als zur Unzeit erfolgt zu gelten hat und ob ein wichtiger Grund für bie 
unzeitige Kündigung vorliegt, ift nach den Umftänden des einzelnen Falles zu enticheiben. Nicht 
beſonders erwähnt ift der Fall der argliftigen Kündigung ober einer Kiindigung in ber Abficht, 
ben Gefellichaftern einen ihnen gebührenden Gewinn zu entziehen. Eine derartige Kündigung Hit 
entweder eine unzeitige oder eine folche, zu welcher der Klindigende als befugt erachtet werden muß. 

Die Verpflihtung zum Schadenderfage wegen unzeitiger Kündigung fept fein befonderes 
Berihulden des Stiindigenden voraus. Es genügt, daß objektiv die Kilndigung zur Unzeit erfolgte 
und dab ein wichtiger Grund dafür nicht vorlag (a. U. Knoke ©. 107). Der Beweis der 
Unzeitigleit liegt demjenigen ob, welder den Schabenserfaganfpruc geltend macht. Dem in 
Anſpruch genommenen fteht dagegen der Beweis zu, daß ein wichtiger Grund für die unzeitige 
Kündigung vorgelegen babe. 

Für den Schabenderfag gelten die allgemeinen Grunbfüge (38 249ff.). Über den Anſpruch 
auf Rechnungslegung |. DIZ. 1903 ©. 576. 

5. Durch das einem Gefellihafter nad & 723 auftehende Recht der Kündigung wird das 
Recht nicht berührt, Schadenserſatz von demjenigen Geſellſchafter au fordern, welcher durch 
fein vertragswidriges Berhalten die Kündigung veranlaht hat. Das gleiche gilt, wenn die 
Kündigung erfolgte, weil die einem anderen Geſellſchafter obliegende Verpflichtung unmöglich 
wurde und die Unmöglichkeit von bem Geſellſchafter verjchuldet war. Der in ſolchem Falle zu 
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8. 724. Iſt eine Gejellichaft für die Lebenszeit eines Geſellſchafters ein- 
gegangen, fo kann fie in gleicher Weife gefündigt werden wie eine für unbeftimmte 
Zeit eingegangene Gefellichaft. Dasfelbe gilt, wenn eine Geſellſchaft nad; dem 
Ablaufe der beftimmten Zeit ſtillſchweigend fortgefegt wird. 


erjegende Schaden umfaßt aber nicht denjenigen Schaben, welcher durch die Klindigung entftanden 
iſt. Diefer Schaden ift Folge der Kündigung, die in dem freien Belieben bes fündigenden Ger 
ſellſchafters ftand, nicht aber die Folge des vertragswibrigen Verhaltens des anderen Geſellſchafters 
oder ber von ihm verfchuldeten Unmöglichkeit der Leiftung. Eine entſprechende Anwendung des 
8 628 Abſ. 2 dürfte ſich nicht rechtfertigen laſſen (a. U. wie es fcheint, Staudinger Ic zu 
8 723; Anoke ©. 106; Seuffü. Bd. 32 Nr. 264). 

6. Zwingende Natur der Vorſchriften über das Kündigungsrecht. Der E. J erklärte nur 
eine Vereinbarung, welche das Kündigungsrecht ausſchließt, für nichtig. Die zweite Kommilfion 
bat die Vorichrift auf alle Vereinbarungen ausgebehnt, welde das Kindigungsreht im Wider 
ſpruche mit Abſ. 1, 2 beſchränken (Abſ. 3); betroffen werden alſo namentlich auch Vereinbarungen, 
melde das Recht, wegen wichtiger Grünbe vorzeitig oder zur Unzeit zu kündigen, aufheben oder 
einfchränten. Auch bie Vereinbarung einer Vertragsftrafe für den Fall, daß von dem nad 
Abf. 1, 2 zuftehenden Kündigungsrechte Gebrauch gemacht wird, ift unzuläffig (NG. in JW. 1905 
©. 688); ebenfo die Vereinbarung, daß ein Gefellihafter, wenn er eine auf unbeftimmte Zeit 
geſchloſſene Geſellſchaft kündige, eine Abfindung an die Geſellſchaft zu zahlen habe (NE. Bd. 61 
©. 328). Das gleiche dürfte anzunehmen fein von einer Wereinbarung, durch welche eine 
Kündigungsfrift von fo langer Dauer beitimmt wird, daß darin eine Umgehung der Borfchriften 
der Abf. 1, 2 gefunden werden muß (note ©. 105; Dernburg II 8 364 III 5). Bweifelhaft 
ift, ob auch eine Beitimmung, durch welche bie Dauer der Geſellſchaft auf eine übermäßig lange 
Zeit beſtimmt wird, mit ber Vorſchrift des Abſ. 3 nicht vereinbar ift. Eine beftimmte Zeitgrenze, 
wie eine folhe 3. B. für den Dienftvertrag im $ 624 feftgefegt ift, konnte bei der Natur ber 
Geſellſchaft für dieſe nicht beftimmt werden. Wenn aber die Dauer der Geſellſchaft auf eine fo 
fange Zeit beftimmt tft, 3. B. auf mehrere Jahrhunderte, da darin nad ben Umftänden des 
Falles eine Umgehung ber Vorſchriften der Abſ. 1, 2 gefunden werben muß, fo wird auch eine 
Solche Vereinbarung nad Abſ. 3 als nichtig zu betrachten fein. 

Ob, wenn in einem Gefellihaftövertrag eine nad Abf. 3 nichtige Vereinbarung getroffen 
wird, ber ganze Vertrag nichtig ift, beitimmt ſich nad $ 139. 


472. 
©.18 650; TI 8 662 xeo. 8 711; II 8 711. PIE. 2917, 118215 MU. 6217. PU BR2 E48. 


1. Iſt eine Geſellſchaft auf Lebenszeit eines Geſellſchafters eingegangen, fo könnte es 
zweifelhaft fein, ob in ſolchem alle nicht das freie Klindigungsrecht nach $ 723 Abſ. 1 Sag ? 
als ausgeſchloſſen zu erachten fein würde. Im Anſchluß an das HGB. Art. 123 (jegt 8 134) 
beftimmt aber das Geſetz, daß die Geſellſchaft in gleicher Weife gekündigt werden fann, als wenn 
fie auf unbeftimmte Beit eingegangen wäre (8 723 Wbf. 1 Sag 1). Das Kündigungsrecht fteht 
jedem Gefellichafter zu, nicht nur demjenigen, für befien Lebenszeit bie Geſellſchaft einge 
gangen ift. 

2. Wird eine Geſellſchaft nach dem Ablanfe der beftimmten Zeit ſtillſchweigend fertige: 
fest, fo Liegt der Abſchluß eines neuen Gefellihaftsvertrags vor. Das Gefeg beftimmt hier nicht 
wie beim Mietövertrage (8 568) beftimmte Tatfachen, bei deren Vorhandenſein die Fortfegung 
des Vertragsverhältnifie® angenommen werden fol. Es wird vielmehr nur allgemein auf die 
ſtillſchweigende Fortfegung der Geſellſchaft abgeftellt. Ans den Umftänden des einzelnen Falles 
ift alfo zu entnehmen, ob eine ftillfehweigende Vereinbarung über Fortfegung der Geſellſchaft 
abgeſchloſſen ift. Für eine folhe Vereinbarung gelten die allgemeinen Grundfäge über ftil- 
ſchweigende Verträge; insbefondere tft auch Geſchäftsfähigkeit der Geſellſchafter erforderlich, und 
im Falle befchräntter Gefhäftsfähigkeit die Zuftimmung des gejeglichen Vertreters. Iſt eine 
wirkſame ſtillſchweigende auf Fortſetzung der Geſellſchaft gerichtete Vereinbarung anzunehmen, jo 
gilt für fie nad) Sag 2 die Regel, daß die neue Gefellihaft auf unbeftimmte Zeit eingegangen 
tt, und beftimmt deshalb, daß jeder Gefellfchafter fie jederzeit Kiindigen kann. Iſt feftzuitellen, 
baß die Gefellihafter eine andere Regelung gewollt haben, fo ift biefe maßgebend. 
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8. 725. Hat ein Gläubiger eines Geſellſchafters die Pfändung des Antheils 
des Geſellſchafters an dem Gejellfchaftvermögen erwirkt, jo kann er die Gefellichaft 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift fündigen, fofern der Schuldtitel nicht blog 
vorläufig vollitredhar ift. 

Solange die Gejellfchaft befteht, fan der Gläubiger die fich aus dem Ges 
jellfchaftzverhältniß ergebenden Rechte des Gefellichafters, mit Ausnahme des An- 
ſpruchs auf einen Gewinnantheil, nicht geltend machen. 


972. 
@.I1 8 663 rev. 8 712; 11 8 712. P. U Bo. 2 €. 4381.; Bu.6 ©. 3271. D. ©. 644. 

1. Pfändung des Anteils eines Geſellſchafters an dem Geſellſchaftsvermögen. Da ein Ges 
ſellichafter nach $ 819 über feinen Anteil am Gefellihaftsvermögen nicht verfügen kann, fo 
würde daraus nad allgemeinen Grundfägen zu folgern fein, bat der Anteil auch der Pfändung 
nicht unterliegt. Zum Schuße der berechtigten Interefien ber Gläubiger eines einzelnen Geſellſchafters 
gewährt aber ber 8 859 der CPO. einem ſolchen Gläubiger das Recht, den Anteil feines 
Schuldners am Geſellſchaftsvermögen zu pfünden. Die aus der Pfändung entftehenden Rechte 
werden aber im Intereſſe ber Rechte der anderen Gejellichafter durch 8 725 näher beitimmt 
und beſchränkt. Die Vorausjegungen der Pfändung und die Urt, in welcher fie erfolgt, bes 
ſtimmen fi) nad) den allgemeinen prozefjualifhen Grundfägen. Gläubiger eines Befellichafters 
it auch ein Gefellfchaftsgläubiger, fofern ihm ber betreffende Geſellſchafter perſönlich haftet 
(Staudinger Erl. 1 zu 8 725). Der Unteil eines Gefellihafter8 an den einzelnen zu bem 
Gefellihaftevermögen gehörenden Gegenftänden unterliegt ber Pfändung feiner Gläubiger nicht. 

2. Die Pfändung gewährt dem Glänbiger das Nest, die Gefellihaft au kündigen. Dieſes 
Recht des Gläubiger ift fein abgeleiteted; er macht, wenn er Hindigt, nicht vertretungsweife ein 
Recht feines Schuldners, fondern ein eigenes Recht geltend. Das Recht bed Gläubigers Hit auch 
nicht den fi) aus 8 723 ergebenden Beſchränkungen unterworfen. Vorausſetzung ber Kündigung 
Hr nur, daß ber Gläubiger bie Pfändung des Anteils feines Schuldner an dem Gefellihafts- 
vermögen erwirkt hat. Nach dem Borgange des Genoſſenſchaftsgeſetzes $ 66 ift aber das 
Kündigungsreht von bem Worhandenfein eines nicht bloß vorläufig vollſtredbaren Schuldtitels 
abhängig gemacht, weil die Kündigung einen nicht wieder rüdgängig zu macenden Eingriff in 
die Rechtslage der Gefellihafter enthält und die Geſellſchaft endgültig zum Erlöſchen bringt 
(®. II Bd. 2 ©. 438). Eine Kündigungdfrift braudt nicht eingehalten zu werben. Ebenſo wird 
abweichend vom HGB. 8 135 und vom Genoffenfchaftsgefeg 8 66 nicht erfordert, daß ber Gläubiger 
vorher die Zwangsvollſtreckung in das fonftige Vermögen des Schuldners verfucht hat. 

In betreff der Art und Weiſe, in welcher die Kündigung zu erfolgen hat, gilt Hier das⸗ 
felbe wie im alle des 8 723 (f. Erl. 2 zu $ 723); insbefonbere ift and bier erforderlich, daß 
die Stündigung allen Gejellichaftern gegenüber — 

Über die Wirkungen der Kündigung ſ. Erl. 4 

8. Solange die Kündigung nicht erfolgt in ſteht dem Gläubiger nach Abſ. 2 lediglich 
ein Recht auf den etwaigen Gewinnanteil des Geſellſchafters zu. Der Gläubiger iſt alſo nicht, 
wie ſonſt ein Pfandgläubiger nad) 8 1258, allgemein befugt, die Rechte auszuüben, welche 
feinem Schuldner zuftehen. Ein Antrag, welcher die Beftellung eines Verwalters zur Ausiibung 
der dem Geſellſchafter zuftehenden Mechte zulafien wollte, ift abgelehnt (P. II Bd. 2 ©. 436f.). 
Die Rechte und Pflichten des Geſellſchafters, defien Anteil gepfändet ift, beftehen vielmehr uns 
verändert fort. Die Gefellichafter find auch nicht behindert, tiber das Gefellfhaftsvermögen zu 
verfügen, ſelbſt wenn dies im der Mbficht geſchehen follte, da Vermögen bem Zugriffe bes 
Gläubigers zu entziehen. Der Gläubiger kann fi nur dadurch ſchützen, daß er alsbald von 
feinem Kündigungsrechte Gebrauch macht. 

4. Die Wirkung ber Kündigung befteht darin, daß die Geſellſchaft aufgelöft wird. Hierdurch 
entiteht ein: Anfpruch des Geſellſchafters, deſſen Anteil gepfändet ift, auf Auseinanderjegung und 
auf den ihm nad diefer zufommenden Anteil an dem Gefellihaftsvermögen. Diefen Anſpruch 
ergreift num bie Pfändung und die Zwangsvollſtreckung in ihn erfolgt nad CPO. 8 857. Auch 
ber 8 1275 dürfte zur Unmwendung fommen. 

Sit in dem Gefellfhaftsvertrag eine Vereinbarung der im 8 736 gedachten Art enthalten, 
fo finden die Vorfchriften des 8 736 (f. Erl. 1 zu 8 736) auch auf den bier fraglihen Fall 
Anwendung. Die Geſellſchaft befteht aljo fort und ber Gefellihafter, deſſen Anteil gepfändet war, 
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8. 726. Die Gefellichaft endigt, wenn der vereinbarte Zweck erreicht oder 
deffen Erreichung unmöglich geworden ift. 


8. 727. Die Gefellichaft wird durch den Tod eines der Gefellichafter auf 
gelöft, fofern nicht aus dem Gefellichaftsvertrage fich ein Anderes ergiebt. 


ſcheidei aus der Gefellihaft aus. In den Anſpruch, welcher dem ausſcheidenden Gefellichafter 
in foldem alle nad 8 738 gegen die übrigen Geſellſchafter zufteht, findet nun die Bwangs- 
vollftredung von feiten des Gläubigers, der bie Pfändung erwirft Hat, ftatt. 

Die Auseinanderjegung über das Gefellihaftsvermögen erfolgt, wenn die Gefellichaft aufs 
gelöft tft, nad) den Vorſchriften der 88 731ff. Regelmäßig tommen alfo die Borfchriften der 
88 732. zuc Anwendung. Iſt aber in bem Gefellichaftsvertrag eine von dieſen Vorſchriſten 
abweichende Art der Audeinanderfegung vereinbart, fo findet die Auseinanderfegung, wie in bem 
8 731 ausdrüdlic beftimmt tft, nach Maßgabe biefer Vereinbarung ftatt. Dies muß auch in 
dem bier fraglichen Falle gelten; denn der Gläubiger, welcher ben Anteil eines Gefellfchafters 
gepfändet bat, kann bei der Zwangsvollſtreckung in ben Anteil nit mehr und nicht anbere 
Rechte Haben, als dem Gefellihafter auf Grund feines Anteils zuftehen (a. A. Staudinger 
Erl. 3b zu 8 725; wie hier Dertmann II. Aufl. Erl.2 zu 8 725). Eine nad) der 
erfolgende Vereinbarung der Geſellſchafter Über die Art der Auseinanderjegung iſt dem Gläubiger 
gegenüber, der bie Pfändung erwirkt hat, unwirkſam. 

Entſprechende Grundfüge gelten für den Fall, daß bie Geſellſchaft durch die Kindigung 
nicht aufgelöft wird, in Unfehung des Anſpruchs, welcher dem ausſcheidenden Gläubiger in 
foldem Falle zufteht. Der Gegenftand dieſes Anſpruchs beftimmt ſich alfo nad) $ 738, fofem 
nicht in dem Geſellſchaftsvertrag ein anderes beftimmt Äft. 

5. Die übrigen Geſellſchafter köunen die ihnen ans ber Kündigung drohenden Gefahren 
dadurch abwenden, daß fie den Gläubiger befriebigen. Ihr Recht hierzu ergibt ſich aus $ 268. 
Die Befriedigung muß aber erfolgen, bevor bie Ktindigung erfolgt tft; denn mit ber Kündigung 
iſt die Geſeliſchaft aufgelöft (f. Erl. 3), und diefe Wirkung kann durch die Befriedigung bes 
Gläubiger nicht rüdgängig gemacht werden (a. U. Staudinger Eıl. 3a 8; vgl. au Staub 
HGB. 8 135). Selbftverftändlich iſt e8 den Gefellichaftern unbenommen, aud) nad} der Kündigung 
den Gläubiger zu befriedigen und unter Bugrundelegung ber bisherigen Berhältnifie einen neuen 
Vertrag abzufchließen. 

Auch der Gefellihafter, deſſen Anteil gepfändet tit, kann ſelbſtverſtändlich durch Befriedigung 
des Gläubigers die Gefahr der Kündigung abwenden. In betreff ber Zeit, in welder die Be 
friedigung erfolgen muß, gilt dasfelbe wie bei der Befriedigung durch die übrigen Gefellichafter. 

6. Anfprüde, bie einem Geſellſchafter aus feiner Geiäftsführung auftehen, find, fo- 
weit deren Befriedigung vor ber Auseinanberfegung verlangt werben kann, der Pfändung unter 
worfen. Das gleihe gilt von Anfprlichen, welche einem einzelnen Geſellſchafter wicht auf Grund 
bes Geſellſchaftsvertrags, ſondern eines felbftändigen zwiſchen ihm und ben übrigen Gefelfchaftern 
geſchloſſenen Vertrags zuftehen (vgl. $ 717 Sag 2). 


8 726. 

@.18 651; 11 8 664 xeu. 8 713; 119 713. P.1 6.298705 M. II 6.622. P. Il BR. 2 €. 438. 

Die Geſellſchaft endigt, ohne daß es einer Kündigung bebarf, ipso jure, wenn ber ver- 
einbarte Zwei erreicht oder unmöglich geworben if. Hiermit ftimmt das bisherige Recht über 
ein (M. II ©. 622). Bei der offenen Handelsgejellihaft bildet die Erreichung des Zwedes und 
befien Unmöglihwerden nur einen wichtigen Grund, aus welhem die Auflöfung ber Geſellſchaft 
durch richterlihe Entſcheidung gefordert werden fann (HGB. 8 133; D. 5. HGB. ©. 104; KB. 
3. HB. ©. 3896; vgl. altes HGB. Art. 125). 

Eine Unmöglichkeit Liegt nicht nur dann vor, wenn die Erreichung bes Zwedes abfolut unmöglich 
geworben ift, fondern aud dann, wenn ſich fo große Schwierigkeiten ergeben, da die Erreichung 
in ber vereinbarten Weife nicht mehr möglich ift; ebenfo Staub HGB. Art. 125 8 5. 


$ 727. 
@. 18 652; II 8 665 vew. 8 714; III 8 714. 9.1 6. 2989 1.5; M. II 6.6221. P. Il 88.2 6.439. 
1. Tod eines Geſellſchafters. Die Geſellſchaft ift ein an die Berfon der Gejell- 
ihafter gebundenes Vertragsverhältnis. Der Tod eines Geſellſchafters muß baher, 
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Im Falle der Auflöfung Hat der Erbe des verftorbenen Geſellſchafters den 
übrigen Gefellfchaftern den Tod unverzüglich anzuzeigen und, wenn mit dem Auf- 
ſchube Gefahr verbunden ift, die feinem Erblaffer durch den Gefellichaftsvertrag 
übertragenen Gejchäfte fortzuführen, bis die übrigen Gefellichafter in Gemeinfchaft 
mit ihm anderweit Fürforge treffen können. Die übrigen Gefellichafter find in 
gleicher Weile zur einftweiligen Fortführung der ihnen übertragenen Gejchäfte ver- 
pflichtet. Die Gejellichaft gilt infoweit als fortbeftehend. 


fofern nicht aus dem Geſellſchaftsvertrag ein entgegenfiehender Wille der Bertragichliegenden er- 
heilt, die Auflöfung ber Gejellihaft von Rechts wegen nach fi ziehen (ebenfo HOB. 8 131 
Nr. 4). Die Auflöfung tritt ein mit dem Beitpunkte des Todes, nicht exft dann, wenn die Ge 
ſellſchafter von dem Tode Kenntnis erlangen. 

2. Den Erben des Geſellſchafters, durch deſſen Top bie Gefelliheft anfgelöft ift, Liegen 
die tm Abſ. 2 Sag 1 bezeichneten Verpflichtungen ob. Diefe Vorſchrift entipricht der fr den 
Auftrag geltenden Vorſchrift des 8 673 Sag 2 (f. Erl. zu 8 673). Hervorzuheben ift, daß die 
Erben, abweihend vom gemeinen Rechte, nicht nur für Borfag und grobe Fahrläſſigkeit, fondern 
in gleicher Weiſe wie der Erblafier haften. Die Fortführung ber Geſchäfte liegt den Erben nur 
bis dahin ob, daß die übrigen Gefellichafter in Gemeinſchaft mit ihnen für bie Fortführung 
Sorge tragen können. Verzögern bie übrigen Geſellſchafter ſchuldhafterweiſe die Übernahme der 
Geihäftsführung, fo brauden die Erben die Geſchäfte nicht mehr fortzuführen (note ©. 114). 
Soweit die Erben die Geſchäfte fortzuführen Haben, gilt bie Geſellſchaft als fortbeftehend (Abf. 2 
Sap 3). : 

3. Die übrigen Geſellſchafter Haben in gleicher Weife wie die Erben des Gefellfchafters, 
durch defien Tob die Gefellichaft aufgelöſt tft, einftweilen fiir die Fortführung der ihnen durch 
den Gefellihaftövertrag übertragenen Gefchäfte zu forgen. 

4. Abweichende Vereinbarungen Tönnen durch ben Geſellſchaftsvertrag in folgenden 
Richtungen getroffen werben. 

a) Es kann vereinbart werden, baß die Geſellſchaft mit den Erben des verftorbenen 
Gefellfhafters fortbeftehen foll. In folhem Falle beiteht beim Tode bes Geſellſchafters 
bie bisherige Geſellſchaft fort. Die Erben treten von Rechts wegen, ohne daß eine neue Einigung 
nötig oder ein neuer Geſellſchaftsvertrag zu unterftellen wäre, in betreif ber aus dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage fi ergebenden Rechte und Verpflichtungen, gerade wie bei anderen Schuldverhältnifien, 
an die Stelle ihres Erblafjerd. Auch den Gläubigern gegenüber treten die Erben nad) Maßgabe 
der erbrechtlichen Vorſchriften an die Stelle bes Erblaſſers. Zweifelhaft ift die Frage, ob den 
Erben bie ihnen in betreff der Beſchränkung ihrer Haftung zuftehenden Mechte, insbefondere die 
aufſchiebende Einrede des 8 2014 ben Geſellſchaftsgläubigern gegenüber infoweit zu verfagen ift, 
als dieſe ſich lediglich an das Gefellihaftsvermögen Halten wollen. Die von Knoke ©. 125f. 
für die Bejahung bdiefer Frage geltend gemachten Gründe, insbeſondere bie Berufung auf bie 
analoge Anwendung der im $ 2016 in betreff der im $ 1971 bezeichneten Schulden gegebenen 
Vorſchriften dürften nicht genügen, um eine ſolche Ausnahme zu rechtfertigen. 

Nur die Rechte und Pflichten, welche der veritorbene Geſellſchafter als ſolcher hatte, gehen 
auf bie Erben über. War der veritorbene Geſellſchafter mit der Geſchäftsführung beauftragt, fo 
geht biefer Auftrag im Zweifel nicht auf die Erben über (8 673; Dertmann U. Aufl. Exl. 1a; 
Knoke S. 125). Im der Kommiffion herrſchte darüber Einverftändnis, dab, falls die Erben in 
bie Geſellſchaft eintreten, ohne daß die dem Erblaſſer bezüglich der Geſchäftsführung zuftehenden 
Befugniſſe auf fie übergehen, aus ber Anwendung des Abf. 2 für fie die Verpflichtung folge, 
den zur Geihäftsführung berufenen Gejellihaftern den Tod des Erblaſſers anzuzeigen und bei 
Gefahr im Verzuge das Erforderliche zu veranlaflen, bis bie zur Geihäftsführung berufenen 
Gefellihafter anderweitige Fürſorge haben treffen Tönnen (P. II Bb. 2 ©. 439; Staudinger 
Erl. IId zu 8 727). 

b) Es kann vereinbart werden, daß die Geſellſchaft im Falle des Todes eines 
Gefellfhafters unter den übrigen Gefellfhaftern fortbeftehen foll. ft dies ver 
einbart, fo finden die Vorjchriften der 88 738—740 Anwendung. 

5. Dem Eintritte der Gefchäftsunfähigtelt eine Geſellſchafters ift nicht bie Bedeutung 
beigelegt, daß dadurch die Auflöfung ber Geſellſchaft Herbeigeführt wird, weil man bavon Härten 
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8. 728. Die Geſellſchaft wird durch die Eröffnung des Konfurjes über das 
Zermögen eines Gejellichafters aufgelöft. Die Vorfchriften des $. 727 Abi. 2 
Sat 2, 3 finden Anwendung. 


8. 729. Wird die Gefellfchaft in anderer Weife als durch Kimdigung auf- 
gelöit, fo gilt die einem Geſellſchafter durch den Gefellfchaftävertrag übertragene 
Befugniß zur Gefchäftsführung zu feinen Gunjten gleichwohl ala fortbejtehend, bis 
er von der Auflöfung Kenntniß erlangt oder die Auflöfung fennen muß. 
und Unzuträglihleiten befürchtet hat. Die M. II ©. 624 bemerken, bak das Sindigungsredt 
(8 723) zur Wahrung der Interefien aller Beteiligten genüge. Zu beadjten ift aber, dab die 
Auflöfung der Gejellihaft kraft Geſetes eintritt ($ 726), wenm duch den gänzliden ober teil- 
weifen Berluft der Geſchäftafähigkeit die Erreichung des Geſellſchaftszweds in der vertragsmäßigen 
Weiſe unmöglich wird. 

8 728. 


@.1% 653; I |. Kr 8715; 118 715. 9.1 = Fran 293 .; M. 11 6. 6231. 
2 6.439; 85.5 6. 8851.; 

1. Die Geſellſchaft es ee die Eröffnung des Peg über dab Bermögen eines 
Geſellſchafters aufgelöft, ohne daß es einer Kündigung bebarf (vgl. indefien 8 729). Die fih 
an bie Auflöfung anfdließende Anseinanderfegung erfolgt außerhalb des Konkursverfahrens 
(AD. 8 16 Abſ. 1). Die Geſellſchafter können wegen ber fi auf die Gefellichaft gründenden 
Sorberungen abgejonderte Befriedigung aus dem bei ber Auseinanderfegung ermittelten Anteile 
des Gemeinfchuldners verlangen (KO. 8 51). 

2. Die übrigen Gefellihnfter find nach Maßgabe des & 727 Abf. 2 Satz 2, 3 zur einft- 
weiligen Sortführung der Geſchäfte verpflichtet (f. Erl. 2, 3 zu $ 727). Sie find wegen der 
ihnen aus diefer Geſchäftsführung erwachſenden Anfprüche Maflegläubiger, während fie im Falle 
einer Yortführung ber Geſchäfte auf Grund des $ 729 wegen ber ihnen daraus zuſtehenden An- 
ſprüche unbeſchadet der in Erl. 1 angeführten Borfchriften der KO. Konkursgläubiger find. 

8. Dur den Geſellſchaftsvertrag kann vereinbart werben, daß, wenn ber Konkurs über 
das Bermögen eines Gejelihafters eröffnet wird, die Geſellſchaft unter ben übrigen Geſel 
ſchaftern fortbeftehen fol ($ 736). Iſt aber einmal der Konkurs eröffnet und damit die Aufe 
fung eingetreten, fo kann eine ſolche Vereinbarung nicht mehr getroffen werben. Zwiſchen den 
übrigen Gejellihaftern und dem Konkursverwalter Tann indefjen vereinbart werden, daß biefer 
mit dem nad) Maßgabe des 8 738 zu ermittelnden Betrage des Wertes abgefunden wird, welden 
der Anteil des in Konkurs geratenen Geſellſchafters hat, unb die übrigen Gejellihafter das Ge 
fellfchaftsvermögen, ohne daß eine Auseinanderſetzung erfolgt, erhalten. Tiefe fünnen dann auf 
Grund der bisherigen Verhältniſſe eine neue Gefellichaft gründen. 

4. Ein Konkurs über das Geſellſchaftsvermögen ift nicht denfbar, da die Geſellſchaft feine 
Nechtsfänigteit befigt. 


5729. 
@.18 654; 11 9 666 veu. 9 716; III 8 716. P.1 6. 29941; MT E.6241. P.IIBE2 6.4391. 

Befugnis des geihäftsführenden Gefelligafters zur Fortführung der Geſchäfte nach Ani: 
Köfung der Geſellſchaft. Die Auflöfung der Geſellſchaft kann eintreten, ohne daß der mit ber 
Geſchaftsführung betraute Gefellihafter etwas davon erfährt. Mit der Beendigung der Gefell- 
ſchaft fällt die Befugnis zur Geſchäftsführung und die damit verbundene Vollmacht fort (8 730 
Abſ. 2 Sag 2). Der geihäftsführende Geſellſchafter würde danach möglicherweife Schaden er: 
leiden, wenn er nad der Auflöfung in gutem Glauben, aber ohne Vertretungsmacht Rechts⸗ 
bandlungen für die Gejelfhaft vornimmt. Um ihn zu fchügen, ift, ähnlich wie beim Wuftrage 
(8 674), beftimmt, daß die Befugnis zur Gefchäftsführung und damit nah $ 714 aud die Boll- 
macht zur Vertretung der anberen Gefellichafter zu feinen Gunſten als fortbeftehend güt, biß er 
von ber Auflöfung Kenntnis erlangt oder bie Auflöfung tennen muß. Die Vorſchrift gilt für 
alle Fälle der Auflöſung, auch für die in diefem Titel nicht beſonders hervorgehobenen (f. Borbm. 
vor 88 723—729). Nur wenn die Auflöfung der Gefellihaft durch Kündigung herbeigeführt tft, 
wird die Befugnis zur Gefhäftsführung nicht als fortbeitehend behandelt, da die Kündigung, 
um wirkſam zu fein, allen Gejelfchaftern gegenüber auszuſprechen tft. Wegen der bem geſchäfts⸗ 
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$. 730. Nach der Auflöfung der Gefellfchaft findet in Anfehung des Ge— 
ſellſchaftsvermögens die Augeinanderfegung umter den Gejellichaftern ftatt. 

Für die Beendigung der fchwebenden Gefchäfte, für die dazu erforderliche 
Eingehung neuer Gejchäfte jowie für die Erhaltung und Verwaltung des Gejell- 
ſchaftsvermögens gilt die Gefellfchaft als fortbeftehend, foweit der Zwed der Aus— 
einanderjegung es erfordert. Die einem Gefellichafter nach dem Gefellfchaftsvertrage 
äujtehende Befugniß zur Gejchäftsführung erlijcht jedoch, wenn nicht aus dem Ver⸗ 
trage ſich ein Anderes ergiebt, mit der Auflöfung der Gejellichaft; die Gejchäfts- 
führung fteht von ber Auflöfung an allen Geſellſchaftern gemeinjchaftlich zu. 


$. 731. Die Augeinanderjegung erfolgt in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung in Gemäßheit der $$. 732 bis 735. Im Uebrigen gelten für die 
Theilung die Vorſchriften über die Gemeinschaft. 


führenden Geſellſchafter im Falle bes Konkurjes über da8 Wermögen eines Geſellſchafters zu= 
ftehenden Aniprüde |. KO. 8 28; Erl. 2 zu 8 728. 

Der Beweis, daß ber Gefellfchafter von der Auflöfung Kenntnis gehabt hat ober haben 
mußte, liegt im Steeitfalle demjenigen ob, welcher das Erlöſchen der Befugnis zur Geichäfts- 
führung geltend macht. 

Die Vorſchrift des H 729 wirkt nicht zugunften eines Dritten, der bei ber Vornahme 
eines Rechtsgeſchäfts bad Erlöſchen der Vollmacht tennt oder tennen muB (8 169). 


57%. 
€. 18 655; 11 8 667 abi. 1, 2,800. 8717; mg 717. 5 2996 ff., 3551, 3559, 6181, 6183; 
N. II 6.6251. P.U Be 

Rechtsverhaltnis nach Auflöfung ber men Ss EAN bleibt auch 
nad) der Auflöfung ber Geſellſchaft noch ein den Gejellichaftern zur geſamten Hand zuftehendes 
Sondervermögen. Die Ummwandelung des Gejellihaftsvermögens in freies Bermögen der Gefells 
ſchafter erfolgt durch die Auseinanderfegung unter ihnen. Auf diefe hat jeder Gejellichafter den 
anderen Gefellfhaftern gegenüber ein Recht. Solange die Auseinanderfegung nicht erfolgt iſt, 
gilt die Geſellſchaft als fortbeftehend, aber ihr Zweck Hat fi) geänbert; er beiteht nunmehr ledig- 
lich darin, die Auseinanderfegung zu bewirken. Dies gilt fomohl fiir das Verhältnis unter den 
Geſellſchaftern als gegenüber Dritten (vgl. Knoke ©. 116ff.). 

1. Der Zwe der Auseinanderſetzung erfordert immer die Erhaltung umb Verwaltung bes 
vorhandenen Gejellihaftsvermögens. Er erfordert ferner die Beendigung ber ſchwebenden Ge— 
ſchäfte und bie hierzu nötige Eingehung neuer Gefchäfte (Abſ. 2 Satz 1; vgl. bie ähnlichen 
Vorſchriften im $ 49). 

2. Die zu dem nunmehrigen beichräntten Zwecke der Geſellſchaft erforderlihe Geſchäfts⸗ 
führung fieht den ſämtlichen Geſellſchaftern gemeinſchaftlich zn. Die nad) dem Geſellſchafts⸗ 
vertrag einem einzelnen Gejellichafter zuftehende Befugnis zur Geſchäftsführung exlifcht (Mbf. 2 
Sag %. Beſondere Liquidatoren wie bei Auflöfung eines Vereins oder bei einer offenen 
Handelsgeſellſchaft werden nicht beitellt, ſofern nicht Die Gefellihafter ein anderes vereinbaren. 
it Über da8 Vermögen des Gejellihafters der Konkurs eröffnet, fo tritt der Konkursverwalter 
an die Stelle des Geſellſchafters. Ein Gläubiger, welcher die Pfändung des Anteils eines Ge— 
ſellſchafters erwirkt Hat, tritt dagegen nicht an die Stelle diefes Geſellſchafters. 


$ 731. 
©. 18 656 WS. 5, 8 773; II 8 667 61.3 vew. 8 718; IL B7IE. PIE. eine — 4381f., 4318 f., 
6181, 6183; M. II ©. 626ff., 889. P.II Be. 2 ©. 440ff., 7671. 

1. Für bie Auseinenderfegung ift in erſter Linie bie Bereinbarung ber Geſellſchafter 
maßgebend. Eine ſolche Vereinbarung kann im Geſellſchaftsvertrag oder aud in einem Nachtrag 
ober endlich auch durch befondere Verabredung nad; Auflöfung der Gejellichaft getroffen werben. 
Auch der Gläubiger, welcher nad) Maßgabe bes $ 725 bie Geſellſchaft gekündigt Hat, muß fi 
eine vor ber Kündigung getroffene Vereinbarung über bie Uuseinanderfegung gefallen lafien. 
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8. 732. Gegenſtände, die ein Gefellfchafter der Gefellfchaft zur Benutzung 
überlaffen hat, find ihm zurüdzugeben. Für einen durch Zufall in Abgang ge- 
fommenen oder verjchlechterten Gegenſtand fann er nicht Erſatz verlangen. 


Nach der Kündigung ift zu einer Abänderung brr gefeglicden Regeln feine Zuftimmung not» 
wendig (f. Erl. 4 zu 8 725). 

2. In Ermangelung einer Bereinbarung hat die Auseinanderfegung in Gemäßheit der 
48 732785 und, ſoweit biefe nicht andreicgen, nach den Vorſchriften über bie Gemeinfhaft 
au erfolgen. Bon legieren kommen nur bie 88 752—754, 757 in Betracht. Die anderen find 
durch die befonderen fir bie Gefellfhaft gegebenen Beftimmungen ausgefchlofien (®. II Bd. 2 
©. 767f,). Über Anwendung bes $ 756 f. El. 2 zu $ 734. Eine Berteilung ber 
Früchte oder Nugungen ſowie bes Gewinns wird während der Auseinanberfegung regel⸗ 
mäßig nicht ftattfinden. Die Früchte zc. find einftweilen zu dem Gefellihaftvermögen zu 
ſchlagen. Bei ber Schlußverteilung des Überſchuſſes (8 734) werden fie dann mit verteilt. Den 
Geſellſchaftern ift e8 aber unbenommen, auf Grund vertragsmäßiger Vereinbarung aud) während 
ber Auseinanderfegung die Früchte zc. zu verteilen. 

Beſondere Liquidatoren find für die Auseinanderſetzung nicht vorgefehen; es fteht aber 
nichts im Wege, daß folde vertragsmäßig beftellt werben. 

3. Die Rechte der Geſellſchaftsgläubiger bleiben unberührt. Es fieht ihnen frei, unbe 
kümmert um bie UAuseinanderjegung die Zwangsvollſtreckung ſowohl in das Geſellſchaftsvermögen 
(ERD. 8 736), als auch in das Privatvermögen der Gefellichafter zu betreiben. Den Gläubigern 
eines einzelnen Geſellſchafters fteht aber der Zugriff anf die einzelnen Stüde des Geſellſchafis- 
vermögens exit offen, wenn bie Auseinanderfegung durchgeführt if. Für die Berjährung 
der Anfprüce gegen die Geiellichafter gelten die gewöhnlichen Vorſchriften. 

4. Die Vorſchriften der 88 731ff. gelten fir alle Gefellichaften, inöbefondere and für ſolche, 
welche die Gemeinſchaft des ganzen Vermögens zum Gegenftanbe haben. 


4732. 
&.18 656 W6f. 1; 11 8 668 rev. 8 719; TIL 8 719. P.1 ©. 3001f.. 32901., 6181, 6183; M. II E. 626. 
9.1 88.2 ©. 4401. 


1. Gegenftände, welche der Gefellihaft nur zur Nutzung überlafien find, miüfjen dem 
Geſellſchafter, der fie eingebracht hat, in Natur zurüdgegeben werden. Zweifelhaft iſt, ob das 
Recht zur Nugung erft mit dev Rückgabe oder ſchön mit der Auflöfung der Geſellſchaft erliſcht. 
Die erftere Auffafjung durfte den Vorzug verdienen, weil die Gejellfhaft nach $ 730 troß der 
Auflöfung zum Zwede ber Auseinanderfegung noch beftehen bleibt, und die Auseinanderfegung 
in betreff der fraglichen Gegenftände erſt durd die Rückgabe erfolgt (a. WU. Dernburg I 
& 365 III, 1 und bie frühere Auflage). 

Über den Fall, daß ein dingliched Nutzungsrecht zugunften der Geſellſchafter beftellt ift 
f. Erl. 4 zu 8 733. 

2. Iſt ein Gegenftand ber in Erl. 1 gedachten Art in Abgang gelommen ober zer 
ſchlechtert, fo fit, wenn dies infolge eines Zufall geſchehen ift, kein Erfah dafiir zu leiſten. 
Dies ergibt fi aus allgemeinen Grundfägen, ift aber zur Verdeutlichung im Sage 2 noch auss 
drüdlic beſtimmt (P. II 8b. 2 ©. 441). Iſt der Abgang oder die Verfchlehterung bei der 
Benugung fir die Zwede der Gefellichaft durch ſchuldhafte Verlegung der Vertragspflichten feitens 
ber geichäftsführenden Gejelljchafter herbeigeführt, fo haften dieſe perſönlich allen Geſellſchaftern 
für den Schaden, welden die Gefellihaft durd die vollftändige oder teilweife Entziehung der 
Benugung bes betreffenden Gegenstandes erlitten bat, und dem Geſellſchafter, welcher ben Gegen⸗ 
ftand eingebradt hat, für den Schaden, welcher biefem durch den Abgang oder bie Verſchlechterung 
der Subftanz entftanden ift. Der erſtgedachte Anſpruch gehört zum Gefellihaftsvermögen, ber 
letztaedachte fteht dem betreffenden Gejellichafter zu. Dem letzteren gegenüber haftet indefien nicht 
allein ber gefchäftsführende Geſellſchafter. Durch die Annahme ber betreffenden Gegenſtände zur 
Nugung nad) Maßgabe des Gejellihaftövertrags find alle Gefellihafter verpflichtet, für die ord⸗ 
nungsmäßige Erhaltung ber Gegenftände bis zu deren Rückgabe zu forgen. Sie haften für die 
Erfühung diefer Verpflichtung nad 8 427 als Gefamtfguldner. Bedienen fie fih zur Erfüllung 
diefer Verpflichtung eines gejchäftsführenden Gejellihafters, jo Haften fie nach $ 278 filr befien 
Verſchulden. Das gleiche gilt, wenn fie einen anderen als einen Gefellichafter mit der Geſchäfts- 
führung beauftragt Haben. Iſt eine Übertragung der Gejhäftsführung auf einen anderen nicht 
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8. 733. Aus dem Gefellihaftsvermögen find zunächſt die gemeinfchaftlichen 
Schulden mit Einfchluß derjenigen zu berichtigen, welche den Gläubigern gegenüber 
unter den Gefellichaftern getheilt find oder für welche einem Gefellichafter die 
übrigen Gefellichafter als Schuldner haften. Iſt eine Schuld noch nicht fällig oder 
ift fie ftreitig, fo ift das zur Berichtigung Erforderliche zurüdzubehalten. 

Aus dem nach der Berichtigung der Schulden übrig bleibenden Gefellichafte- 
vermögen find die Einlagen zurüdzuerftatten. Für Einlagen, die nicht in Gelb 
beftanden haben, ift der Werth zu erjegen, den fie zur Zeit der Einbringung ge- 
habt haben. Für Einlagen, die in der Leiftung von Dienften oder in der Ueber- 
laſſung der Benugung eines Gegenftandes beſtanden haben, kann nicht Erſatz ver- 
langt werden. 

Zur Berichtigung der Schulden und zur Rüderftattung der Einlagen ift das 
Geſellſchaftsvermögen, foweit erforderlich, in Geld umzufeßen. 


erfolgt, fo haften auch dann zwar alle Gefellihafter ald Geſamtſchuldner, aber ein Verſchulden 
in ber Erfüllung der ihnen obliegenden Verpflichtung wirft na $ 425 nur gegen denjenigen 
Geſellſchafter, in befien Perſon es eingetreten ift Knoke ©. 117f.). Verpflichtet iſt nicht das 
Gefellfhaftsvermögen, jondern nur der Geſellſchafter, welcher das Verſchulden zu vertreten hat. 
Daneben kann möglicherweife ein Erfaganiprud; nah ben Grundfägen fiber unerlaubte Hand⸗ 
Iungen (88 823 ff.) in Betracht fommen. 
6738. 
E. eng 3 Say 1fl., Abf. 4; II 8.669 ven. 8 720; III 8 720. — 32901. 
181, 6183; M. U €. 626. 9. 18.2 ©. 40f.; 83.5 ©. 8851.; 88.6 ©. 195. 

1. A dem Geſellſchaftsvermögen, ausſchließlich der nad $ 732 zurückzugebenden Gegen- 
Rände, find zunächſt die gemeinſchaftlichen Schulden zu berichtigen (Abi. 1). Gemeinfchaft- 
lihe Schulden im Sinme ber 8 733 find diejenigen, welche anläßlich des Betriebes der Gefell- 
fchaft für alle Gefellfchafter als folhe begründet find, jei e8 durch Rechtsgeſchäfte, fei e8 auf ber 
Grundlage eines anderen Tatbeftandes, z. B. durch nügliche Geſchäftsführung fltr die Geſellſchaft. 
Ob die Geſellſchafter dem Gläubiger ald Geſamtſchuldner haften oder nicht, macht keinen Unter 
ſchied. Eingeichloffen follen ferner fein diejenigen Schulden, für melde einem Geſellſchafter bie 
übrigen Geſellſchafter als Schuldner haften. Borausfegung iſt aber, daß es fih um Schulden 
Handelt, die durch ben Betrieb der Geſellſchaft entftanden find. Bu denken ift dabei namentlich 
an die Anfprüche eines einzelnen Gefellihafters aus der Geihäftsführung. Der Gläubiger kann 
in foldem Falle den ganzen Betrag jeiner Forderung einfchließlich des auf ihn als Schuldner 
fallenden Betragd aus bem Gefellihaftövermögen verlangen. Schulden, welche unabhängig von 
dem Gejellihaftszwede, z. B. durch gemeinichaftlihe Verbürgung aller Gefellichafter, entitanden 
find, kommen nit in Betracht. 

2. Iſt eine Schuld uch nicht fähig oder freitig, fo iſt nad; Abſ. 1 Sag 2 das Erforder⸗ 
liche zurüdzubehalten. Die Borfchrift entfpricht dem 8 1475 Abſ. 1 Sa 2 und dem $ 2046 
Abf. 1 Sag 2. Das Zurlidbehaltene bleibt Gefellihaftsvermögen. Die Gefellihafter Haben 
dasſelbe nad) Maßgabe des 8 730 zu verwalten, da infoweit bie Auseinanderſetzung noch nicht 
erfolgt ift, die Geſellſchaft alſo als fortbeftehenb gilt (ſ. Exl. 1 zu 8 1475 und Erl. 1 zu 8 2046). 
Darüber, was mit dem Zurüdbehaltenen zu geichehen hat, gibt das Geſetz weitere Beftimmungen _ 
nicht. Es iſt Sache der Gefellichafter, fi) darüber zu einigen. Ein Recht, die Hinterlegung bes 
Zurüdbehaltenen zu verlangen, fteht Teinem der Gefellfhafter zu (a. U. Staudinger Erl.Iic 
zu $ 733; Dertmann II. Aufl. Erl. 2 zu 8 733). Bu beachten ift, daß es ſich hier febigfich 
um die Rechte der Geſellſchafter untereinander Handelt. Ob die Gefellichafter den Blänbigern 
gegenüber zur Hinterlegung berechtigt find, beſtimmt ſich nad den 88 372ff. 

3. Das Net der Gläubiger der Geſellſchafter wird durch den $ 733 überhaupt nidt be 
rührt. Ste können ihre Befriedigung aus dem Geſellſchaftsvermögen aud in dem Stabium ber 
Auseinanderfegung nach denjelben Grundſätzen verlangen, wie vor der Auflöfung der Gefellichaft 
(Rfpr. Bd. 8 ©. 81). 

4. Rach Berichtigung der Schulden find die Einlagen zurüdguerftatten (Abi. 2). Die 
Nüderftattung hat in Geld zu erfolgen. Die einzelnen Gefellichafter Haben aljo feinen Anſpruch 
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8. 734. DVerbleibt nach der Berichtigung der gemeinfchaftlichen Schulden 
und der Nüderftattung der Einlagen ein Ueberſchuß, fo gebührt er den Gefell- 
ſchaftern nach dem Verhältniß ihrer Antheile am Gewinne. 


auf Rüderftattung ihrer Einlagen in Natur, umgekehrt kann ihnen dieſe aber auch nicht auf⸗ 
gedrungen werben. Bei Einlagen, welche nicht in Geld beftanden haben, ift zum Bwede ber 
Erftattung der objektive Wert in Geld feftzuftellen; dabei fol der Zeitpunkt der Einbringung 
maßgebend fein, einerlei, ob die Einlagen fpäter an Wert gewonnen oder verloren haben. Nicht 
erftattet werden perjönliche Leitungen; ihnen gleichgeftellt find Diejenigen Einlagen, welche nur 
in der Gewährung bes Gebrauchs beitimmter Begenftände beftanden haben. Der innere Grund 
für diefe Einſchränkung liegt darin, da auch für die Früchte und Nugungen ber zu Eigentum 
eingebrachten Gegenjtände kein Erfag gewährt wird. Die Regel bes Geſetzes kann allerdings 
unter Umftänden zu Härten führen, 3. B., wenn der Wert der als Beitrag geleifteten Dienjte 
den Wert der zu Eigentum eingebrachten Gegenftände erheblich überfteigt. Es wird Sache des 
Geſellſchafters fein, ſich fir einen ſolchen Fall beim Abſchluſſe des Geſellſchaftsvertrags durch bes 
fondere Berabredungen zu fihern. 

Zweifelhaft kann jein, wie das Verhältnis zu beurteilen ift, wenn die Einlage eines Gefell- 
fchafter8 in ber Beitellung eines dinglihen Rechtes an einem ihm gehörenden Gegenftande zu= 
gunften ber Gefellichafter beftanden Hat, wenn alſo 3. B. den Gefellihaftern an einem ſolchen 
Gegenftande ber Nießbrauch oder eine Dienftbarkeit oder ein Erbbaurecht beftellt iſt. Als eine 
Einlage, die in der Überlafjung ber Benugung eines Gegenftandes im Sinne des Abi. 2 be 
ftanden bat, kann die Beltellung eines ſolchen dinglihen Rechtes nicht betrachtet werden. Das 
Geſet veriteht unter Einlagen diefer Art nur ſolche, bei denen den Gefellichaftern nur ein 
obligatorifcger Anſpruch auf bie Benugung eingeräumt ift. Bei der Veftellung eines dinglichen 
Rechtes der gedachten Art wird zunächſt zu prüfen fein, ob ausdrüdlidh vereinbart oder ala 
ſtillſchweigend vereinbart anzufehen ift, daß das Recht ein in der Art befriftetes fein fol, daß es 
mit der Auflöfung der Geſellſchaft oder mit der Rüdgabe bes Gegenftanbes, welcher mit dem 
Rechte belaftet tft, ipso jure endigen foll oder daß ſich die Geſellſchafter obligatoriſch verpflichtet 
haben, das Recht in dem gedachten Beitpunfte wieder aufzuheben. Liegt eine folde Bereinbarung 
vor, fo tritt in dem gedachten Beitpuntte die Enbigung des Rechtes oder die Verpflichtung der 
Gefellihafter zur Aufhebung ein. Diefe Verpflichtung tit eine Geſellſchaftsſchuld. Liegt eine 
Vereinbarung der fraglichen Art aber nicht vor, fo bleibt e8 bei der Negel des Abf. 2, nad 
welcher der Wert, melden das bejtellte Recht zur Zeit der Beitellung Hatte, zurüczuerftatten ift 
(vgl. Dertmann II. Aufl. Erl. zu 8 732, der indefien zum Teil abweicht). Das Recht bleibt 
in biefem Falle auch nad; der Auflöfung der Geſellſchaft beftehen und ift bei ber Auseinander- 
fegung als Teil des Geſellſchaftsvermögens zu berüdfichtigen. 

5. Die Umfegung des Bermögens in Geld, welche nad Abſ. 3 inſoweit zu erfolgen Hat, 
als zur Berichtigung der Schulden und zur Rüderftattung ber Einlagen erforderlich ift, erfolgt, 
foweit die Geſellſchaſter nicht ein anderes vereinbaren, durch Verkauf. Die Vorſchriften der 
88 753, 754 werben babei entſprechend anzuwenden jein. 

Neicht das vorhandene Gefellihaftsvermögen zur Berichtigung der Schulden und zur Rid- 
erftattung ber Einlagen nicht aus, fo findet der $ 735 Anwendung. 


$ 734. 
6.18 656 M6f. 3 Gay; II 8 670 MSf. 1 ven. 8 721; III 8 721. BP. 1 6. 3001ff., 32901., 6181. 6183; 
M.II 6.626. P. ii BE 2 ©. 440ff. 

1. Den nad) Berichtigung ber Berbindlichkeiten und Rückerſtattung der Ginlagen ver- 
bleibenden Überſchuß find die Geſellſchafter unter ſich zu teilen bereditigt unb verpflichtet, die 
Teilung erfolgt nach dem Berhältnifje der Anteile am Gewinn, alfo fofern nicht etwas anderes 
vereinbart ift, nach Köpfen ($ 722). 

ind Gefellfchafter noch mit ihren Beiträgen im Rückſtand oder aus einem anderen Grunde 
zu einer Leiltung an das Geſellſchaftsvermögen verpflichtet, fo Tann jeder Geſellſchafter die Leiftung 
an das Gefelihaftsvermögen zum Bmwede der Teilung bes Überſchuſſes verlangen. 

2. Der Überſchuß ſteht den Gefellichaftern zur gefamten Hand zu. Die Teilung erfolgt 
nad den Borichriften der 88 753, 754, 757, fofern nicht ein anderes vereinbart if (j. Ex. zu 
8 731). Wird ein Gegenitand bet der Teilung einem der Gefellichafter ganz; überwieſen oder 





14. Titel: Geſellſchaft. 88 734, 735. 769 


$. 735. Reicht das Geſellſchaftsvermögen zur Berichtigung der gemeinfchaft- 
lichen Schulden und zur Rüderftattung der Einlagen nicht aus, fo haben die Gefell- 
fchafter für den Fehlbetrag nad) dem Verhältniß aufzukommen, nach welchem fie 
den Verluft zu tragen haben. Kann von einem Gejellichafter der auf ihn ent- 
fallende Beitrag nicht erlangt werden, fo Haben die übrigen Gefellichafter den Aus- 
fall nach dem gleichen Verhältniſſe zu tragen. 


wird ein Gegenftand unter den Geſellſchaftern in Natur geteilt, jo haben die übrigen Geſellſchafter 
den Gegenftand oder ben betreffenden Teil dem Gefellfchafter, welchem der Gegenſtand oder der 
Teil zufommt, zu Übertragen. Eine Übertragung ift auch notwendig, wenn ein Gegenftand nad 
Bruchteilen unter den Geſellſchaftern gemeinfchaftlich werben foll. Dies ift freilich nicht ımbeftritten 
(ij. 3. 8. Endemann $ 181, Unm. 72), ergibt fi) aber daraus, daß der Gegenftand den Ges 
ſellſchaftern zur gejamten Hand zuiteht, und daß die Ummandelung dieſes Verhältniſſes in eine 
Gemeinſchaft nad) Bruchteilen eine Rechtsänderung enthält, welche nur durch Übertragung erfolgen 
tann (f. Bd. III Erl. 9 zu 8 925). 

Beſtritten iit, ob ber 8 756 Anwendung findet, nach welchem ein Teilhaber, der gegen einen 
anderen Teilhaber eine Forderung bat, die ſich auf die Gemeinſchaft gründet, bei der Aufhebung 
der Gemeinfhaft die Berichtigung feiner Forderung aus dem auf ben Schuldner entfallenden 
Zeile des gemeinſchaftlichen @egenftanded verlangen fann. In P. II 8b. 2 ©. 767f. ift ans 
genommen, daß die Anwendung bes 8 756 durch bie befonderen Vorichriften bes 8 733 aus⸗ 
ſchloſſen fei. Dies ift unzweifelhaft infoweit richtig, als es fich um Forderungen Handelt, für 
melde einem Geſellſchafter die ſämtlichen übrigen Geſellſchafter, wenn auch nur geteilt, Hafıen. 
Stände aber einem Gefellihafter aus dem Gefellichaftöverhältnis eine Forderung gegen einen 
einzelnen Gefellihafter zu, fo würbe biefer Fall durch 8 733 nicht gebedt fein. Ein folder Fall 
wird zwar nur fehr felten vorkommen, dürfte aber immerhin möglich fein (note ©. 122; 
Staudinger Erl. 3 zu $ 734). Der $ 756 wird bann zur Anwendung kommen miüfjen. 


$ 78. 
€.1 8656 Abl.2 Gay 2, 3; MSf.3 Eat 4; II 8 670 6}. 2 ven. 8722; IN 8722. P.IE. 3001. 32901., 
6181, 6183; M.U 6.626. PU BE.2 ©.4401. 

1. Der ſich bei der Auseinanderſezung ergebende Berluft ift von allen Gejellichaftern 
nad dem Berhältnifie zu tragen, welches für die Verteilung des Berluftes während der Dauer 
der Geſellſchaft maßgebend ift (8 722), alfo in Ermangelung einer anderweiten Bereinbarung 
von allen Gefellihaftern zu gleichen Teilen. Der E. I wollte zwar zur Dedung ber gemein« 
ſchaftlichen Schulden alle Geſellſchafter heranziehen, ein etwaiger Ausfall an den zu erftattenden 
Einlagen follte aber nur infoweit berüdfichtigt werben, als das zur Dedung ber Einlagen nad) 
Berichtigung der Verbindlichkeiten übrig bleibende Vermögen nad) Verhältnis der Einlagen unter 
den Geſellſchaftern geteilt werden ſollte. Die zweite Kommiffion bat es für richtiger gehalten, 
als Regel aufzuftellen, daß auch der Berluft an den Einlagen nach Maßgabe des 8 724 von ben 
Geſellſchaftern zu tragen iſt. Durch dieſe Verpflichtung, für welche bie Geſellſchafter unbeſchräukt 
haften, erleidet die Vorſchrift des 8 707, nad) welcher die Gejellihafter zur Erhöhung bes Bei— 
trag8 nicht verpflichtet find, mittelbar eine Modifikation. 

2. Das zur Deduug des Berinftes Erforderliche tft von deu Gefellihaftern in das Ge- 
ſellſchafts vermögen einzuwerfen. Jeder Geſellſchafter ift berechtigt, von den übrigen Geſellſchaftern 
die Einmwerfung zu verlangen. Soweit e8 fi) um Derdung bes einem Geſellſchafter zuftehenden 
Anſpruchs Handelt, kann der Gefellichafter direkt die Leiftung des gefhuldeten Betrag an ſich 
verlangen (note ©. 123; KO. 8 28). Hat ein Gefellihafter einen Anfprud; auf Leiftung don 
Geld aus dem Geſellſchaftsvermögen, fo findet Aufrechnung mit dem gegen ihn begründeten 
Anſpruch auf Leitung des ihm zur Laft fallenden Unteild am Berlufte ftatt. 

8. Soweit von einem Geſellſchafter der auf ihn fallende Beitrag au dem Verluſte nicht 
zu erlangen ift, haben die fibrigen Geſellſchafter nad Sag 2 den Ausfall in demfelben Ber- 
Hältniffe zu teagen, in weldem fie nach Erl. 1 den Berluft zu tragen haben. Die Vorfchrift 
entipricht der Beftimmung des 5 426 Abi. 1 Sag 2, und es gilt für fie das in Erl. 2 zu 
8 426 Gefagte. 

4. Die Rechte der Gläubiger, ihre Befriedigung aus dem Geſellſchaftsvermögen, folange 
ein ſolches noch befteht und von den einzelnen Geſellſchaftern zu verlangen, werben durch 8 735 





770 VOL. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältuifie. 


8. 736. Iſt im Gefellichaftsvertrage beftimmt, daß, wenn ein Gejelljchafter 
fündigt oder jtirbt oder wenn der Konkurs über fein Vermögen eröffnet wird, die 
Geſellſchaft unter den übrigen Gefellichaftern fortbeftehen fol, jo ſcheidet bei dem 
Eintritt eines ſolchen Ereigniffes der Gefellichafter, in deſſen Perſon es eintritt, 
aus der Gejellichaft aus. 


nicht berührt. Iſt die Auseinanderfegung beendigt, jo künnen fi) die Gläubiger nur noch an 
die einzelnen Geſellſchafter halten. 

Bwelfelgaft tft, wie das Verhältnis beurteilt werben muß, wenn die Geſellſchafter einem 
Gläubiger nur mit dem Gefellihaftsvermögen haften und bie Auseinanderfegung erfolgt ift, ohne 
daß eine Befriedigung bes Gläubigers ftattgefunden hat. Eine in ber gedachten Art beichränfte 
Haftung der Gefellfchafter kann durch Vertrag beftimmt werden (f. Borbm. V zu Bd. II und 
Ed. 2h zu 8 54). Won verfchiebenen Seiten wird die Anſicht vertreten, dab im einem Falle ber 
gedachten Urt der 8 419 entſprechend anzuwenden fei (note ©. 123 unb die dort zitierten 
Scriftfteller; Staudinger Erl. W zu 8 735). Bon anderer Seite (Windſcheid-Kipp II 
Aufl. XI 8 108, Zuſatz 7b) wird bie Anficht vertreten, daß die Beſchränkung ber Haftung wegfalle, 
wenn das Gefenichaftsvermögen ohne Rüdficht auf ben Gläubiger verbracht“ ſel. Weber die eine 
noch bie andere Anſicht důrfte fi rechtfertigen laffen. Die Übertragung eines ganzen Ber- 
mögen, von welcher ber $ 419 Hanbelt, iſt von der Uuseinanderfegung über das Gejellihafts- 
vermögen fo völlig verſchieden, dab die Geſichtspunkte, welche für die in Betreff ber eriteren 
gegebenen Borfcriften maßgebend geweien find, für die Iegteren durchaus nicht paflen. Die 
Durchführung der im $ 419 gegebenen Vorfchriften (f. Erl. zu 8 419) würde auch in ihrer An- 
wendung auf die Auseinanderfegung über ein Geſellſchaftsvermögen praktiſch kaum durchführbar 
fein und jedenfalls zu Höchft unzwedmäßigen Ergebnifien führen. Ebenfowenig läßt es ſich aber 
rechtfertigen, die Beichräntung der Haftung einfach wegfallen zu lafien, wenn bei der Auseinanders 
fegung auf die Gläubiger feine Rüdficht genommen ift, benz die 88 731—735 beziehen fih mur 
auf das Verhältnis unter den Gefellfchaftern, nicht auf das Verhältnis zu den Gläubigern. Aus 
der auf das Geſellſchaftsvermögen beichräntten Haftung der Gefellichafter läßt fich in Ermangelung 
gefeglicher Vorſchriften, wie ſolche z. B. für den Fall der Auflöfung eines rechtsfähigen Vereins 
in den 88 50—54 gegeben find, fi} nur ableiten, daß jeder Gejellihafter, wenn bie Auseinanders 
fegung ohne Befriedigung des Gläubigers erfolgte, nah Treu und Glauben verpflichtet iſt. 
dem Gläubiger, falls er benjelben zu befriedigen verweigert, dasjenige zur Befriedigung im 
Wege der Zwangsvollitredung herauszugeben, was er bei der Auseinanderfegung aus dem Ge— 
ſellſchaftsverniögen erhalten hat (vgl. Vorbm. V zu Bd. ID. ine weitergehende, insbeſondere 
aud eine gefamtjhuldnerifche Haftung der Gefellihajter mit demjenigen, was fie bei der Aus: 
einanderfegung aus dem Geſellſchaftsvermögen erhalten haben, bürfte ſich nicht rechtfertigen laſſen. 
Das Recht des Gläubigers ift hiernach freilich ein recht unficheres. Wenn er fid) aber mit einer 
auf das Geſellſchaftsvermögen beſchränkten Haftung der Gefellihafter ohne weitere zu feiner 
Sicherung dienende Vereinbarungen begnügt hat, jo muß er die Folgen tragen, und es ift feine 
Sache, fi feine Befriebigung dadurch zu fihern, daß er vor der Auflöfung der Gefellihaft oder 
doch vor Beendigung ber Uuseinanderfegung feinen Unipruch geltend macht und nötigenfalls 
durch Erwirkung einer einftweiligen Verfügung die Ausantivortung bes bei ber Auseinander⸗ 
fegung ben einzelnen Geſellſchaftern zukommenden Anteils verhindert. 


€@.18 657; 1 8 671 ven. 8 723; 18 728. P.1 6. 3012f., 11833; M. II 6.650. P. I BE 2 €. 4451. 

1. Ausſcheiden eined Geſellſchafters aus der Geſellſchaft. Da die Geſellſchaft fi darftellt 
als ein perfönliches Verhältnis zwiſchen den @efelliaftern, welche ben Geſellſchaftsvertrag ge» 
ſchloſſen Haben, muß fie fit) auflöfen, wenn ein einzelner Gejellihafter wegfält. Um einem 
praktiſchen Bedurfnis entgegen zu kommen, zugleich zur Erhaltung der Übereinftimmung mit dem 
HGB. Art. 127 (jet 8 138) erklärt das Geſetz eine Vereinbarung für zuläffig, dab bie Geſell⸗ 
ſchaft fortbeitehen fol, wenn ein Gefelfchafter kündigt, ſtirbt oder in Konturs gerät. Dem Wort: 
laute nach nicht mitbetroffen ift ber Fall, daß ein Gläubiger, der den Anteil eines Geſellſchafters 
gepfändet Hat, auf Grund des 8 725 kündigt; man wird aber annehmen können, daß hier base 
felbe zu gelten babe, wie wenn ber Gejellichafter felbft gefündigt hätte. Die Vereinbarung muß 
im Geſellſchaftsvertrag oder in einem Nachtrage vor Auflöfung der Geſellſchaft getroffen fein 
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(Ripr. Bd. 5 ©. 380). Sie hat die Wirkung, daf tm Wugenblide des Eintritts der Bedingung 
(1. Erl. zu 88 723, 727, 728) der Gejellfhafter ausicheidet und die Geſellſchaft munmehr nur 
unter den übrigen Gefellihaftern, font aber wie bisher, weiter befteht. Die Rechtsfolgen, welche 
im Berhältnifie zu dem Ausfcheibenden eintreten, find im einzelnen in ben 88 738—740 geregelt. 

Diefelben Wirkungen werden eintreten müſſen, wenn durch Vertrag unter ben Geſellſchaftern 
vereinbart wird, daß ein Geſellſchafter ausfcheiden, im übrigen aber bie Geſellſchaft fortbeftehen 
fol (Staudinger Erl. I 1da). 

Ein Fortbeſtehen der Gefellichaft wird übrigens immer nur dann angenommen werben 
können, wenn nad dem Ausſcheiden bes Gefellichafters minbeftens noch zwei Gejellichafter vor: 
handen find (#note ©. 127). 

2. Eintritt eines nenen Gejellihafterd in die Geſellſchaft. Abgeſehen von dem falle, daß 
bie Gejellihaft dur den Tod eines Geſellſchafters nicht aufgelöit wird, und die Erben des ver- 
itorbenen Geſellſchafters an deſſen Stelle treten (f. hierüber Erl. aa zu $ 727), enthält das 
BEL. keine Vorfchriften über den Eintritt eines neuen Geſellſchafters in die Gefellichaft. Tate 
ſächlich kommt nun aber ein folder Eintritt nicht felten vor; er findet befonders Häufig ftatt bet 
den nicht vechtsfähigen Vereinen, auf welche bie Vorſchriften über Geſellſchaften nad 8 54 Ans 
wendung finden. Die rechtliche Beurteilung eines ſolchen Eintritts ift zweifelgaft und beftritten 
(j. hierüber insbefondere Knoke, Der Eintritt eines neuen Geſellſchafters in die Gefellfhaft nad 
dem BGB., im Arch. f. Bürg. R. Bd. 20 ©. 170; Gierke, Bereine ohne Rechtsfähigkeit S. 24ff. 
und die dort in den Anm. 36ff. zitierten Schriftiteller). Zwei Auffafjungen werden vertreten. 
Rad) der einen ift davon auszugehen, daß zwiſchen den bisherigen Gelellichaftern und bem neu 
eintretenden Gefellihafter ein neuer Gefellichaftsvertrag auf der Grundlage bes bisherigen Ges 
ſellſchaftsverhältniſſes abgeichlofien werde und daß bie bisherigen Geſellſchafter durch diejen Vertrag 
dem neu eintretenden Gefelfchafter gegenüber verpflichtet werden, ihm die zu dem bisherigen 
Gefenfcaftsvermögen gehörenden Gegenftände anteilsweiſe zu übertragen. Die Übertragung kann, 
ſoweit es fih um Rechte Handelt, zu deren Abtretung, der Vertrag genügt, durch ben Geſellſchafts⸗ 
vertrag erfolgen. Bei beweglichen Sachen kann bie Übertragung durch constitutum possesorium 
erfolgen. Bei Nechten aber, deren Übertragung eine befondere Form erfordert, muß dieſe beob⸗ 
achtet werben. Insbeſondere ift bei Rechten an Grundſtücken die Eintragung im Grundbud er» 
forderlih. In betveff der Geſellſchaftsſchulden wird der neue Gefelfchafter den übrigen Gefells 
ſchaftern gegenüber verpflichtet, die Berichtigung diefer Schulden aus den: Gejellichaftsvermögen 
zu dulden. Bugleich wird aber wenigftens im Zweifel angenommen werden müfjen, daß der 
nene Gejellihafter fih nah den Grunbfügen über Verträge zugunften Dritter auch dem 
Gläubigern gegenüber verpflichtet babe, ihre Befriedigung aus dem Gefellihaftövermögen zu 
bewirken. Sit dies anzunehmen, jo baften nunmehr alle Geſellſchafter einfchließlich des neuen 
Geſellſchafters dem Gläubiger mit dem Gefellihaftsvermögen und diefe können daher nach CPO. 8 336 
wegen ihrer Forderungen die Zwangsvollittedung in bad Geſellſchaftsvermögen erwirten. Eine 
Berpflihtung des neuen Geſellſchafters mit feinem Privatvermögen ben Gläubigern gegenüber 
it aur anzunehmen, wenn dies ausdrücklich vereinbart ift. 

Gegen biefe Auffafiung ſpricht, daß ein Geſellſchafter nach 8 719 nicht über feinen Anteil 
am Gejellihaftövermögen und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenftänden verfügen kann. 
Sämtliche Geſellſchafter zuſammen können freilich nad) den Grundfägen der gefamten Hand bie 
einzelnen zu bem Gejellihaftsvermögen gehörenden Gegenftände an einen Dritten übertragen; 
fie können auch über einen Bruchteil der einzelnen Gegenftünde dinglich verfügen; fie wilden 
daher auch imftande fein, dem neu eintretenden Gefellihafter einen Bruchteil aller zu bem Gefell- 
ſchaftsvermögen gehörenden Gegenftände zu übertragen. Aber hierdurch würde der neue Ges 
ſellſchafter nicht den Anteil eines Geſellſchafters an dem Sefellfhaftsvermögen erhalten; benn ber 
Anteil eines Geſellſchafters ift fein Bruchteil des Rechtes an ben einzelnen Gegenftänden, fondern 
der Ausfluß des den Geſellſchaftern auf Grund ihres geſellſchaftlichen Verhältnifies zuftehenben 
Rechtes der gefamten Hand an dem Geſellſchafisvermögen (Sohm, Der Gegenftand ©. 70ff.). 
Der Zwed bes Eintrittd eines neuen Geſellſchafters in die Geſellſchaft, der darin befteht, dem 
neuen Gefellihafter zum Teilhaber aller dem Geſellſchafter als foldem in Beziehung auf das 
Gejellihaftsvermögen zuftehenden Rechte zu machen, läßt fi) alfo auf dem angegebenen Wege 
nicht erreihen. Möglich wäre num zwar das Verhältnis fo zu denken, daß bie bisherigen Gefell- 
fafter verpflichtet würden, alle zu dem bißherigen Geſellſchaftsvermögen gehörenden Gegenftände 
an bie durch fie und ben neu eintretenden Geſellſchafter gebildete neue Gejellichaft zu übertragen. 
Es wäre bie ber Beitrag, den fie für die neue Geſellſchaft zu leiften hätten. Bu einer ſolchen 
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Übertragung des vollen Rechtes an den Gegenftänden bes bisherigen Gefellihaftövermögens find 
fie kraft ihres Rechtes, mit gefamter Hanb über das Geſellſchaftsvermögen zu verfügen tmftande. 
Durd) die Übertragung würden fie und der neu eintretende Gejellichafter num als Teilhaber ber 
neuen Gefellichaft Eigentümer bzw. Rechtsinhaber zur gefamten Hand in betrefi aller zu dem 
biöherigen Geiellihaftsverniögen gehörenden Gegenftände. Die Übertragung müßte in derſelben 
Weiſe wie oben angegeben, erfolgen, nur mit dem Unterfchiede, daß fie ſich nicht auf einen An- 
teil an ben fraglichen Gegenftänden, fonbern auf die Gegenftände im ganzen bezöge, und daß 
fie nit an ben neu eintretenden Geſellſchafter allein, ſondern an ſich felbft und deu neu Ein- 
tretenden zufammen erfolgte. In betreff der Verbindlichkeiten der bisherigen Geſellſchaft würde 
das Verhältnis im weſentlichen ebenfo zu beurteilen fein, wie oben dargelegt iſt. Die Teilhaber der 
neuen Gejellihaft übernehmen ſowohl im Verhältnis unter fi) als ben Gläubigern gegenüber 
in der oben angegebenen Weile die Verpflichtung, die Verbindlichkeiten der bisherigen &efellfchaft 
als Berbindlichteiten der neuen Gefellichaft zu behandeln und zu erfüllen. Dieſe Konftruftion 
iſt vechtlich möglich, aber offenbar recht Fünftlih. Da die Gefellihaft fein felbftändiges Redıs- 
fubjett iſt, fo handelt es fich bei der Übertragung ber zu dem bißherigen Geſellſchaftsvermögen 
gehörenden Gegenftände um eine Übertragung von feiten der bisher berechtigten zwar nicht an 
ſich ſelbſt allein, aber doch auch an ſich und den nen eintretenden Gefellichafter. Daß die Parteien 
bei dem Eintritt eines neuen Gefellihafters in eine beftehende Geſellſchaft eine ſolche Übertragung 
beabſichtigten, kann fehwerlich angenommen werden. Die Parteien wollen in einem folden Falle 
überhaupt nicht die Bildung einer neuen Geſellſchaft, vielmehr ſoll die alte Geſellſchaft beftehen 
bleiben und nur ein neuer Geſellſchafter in fie eintreten. Könnten fie diefen Zwed nur auf bem 
oben dargelegten Ummeg erreichen, fo wilrben daraus neben den angebeuteten rechtlichen Bebenten 
auch große prakliſche Unzuträglichkeiten entftehen, Unzuträglichleiten, die beſonders bei nicht rechts⸗ 
fähigen Vereinen, auf welche nad) 8 54 die Vorſchriften über Befellichaften Anwendung finden, 
taum erträglich fein würden (ſ. Gierke a. a. O.). 

Es fragt ſich hiernach, ob die hervorgehobenen Bedenken ſich nicht auf einem anderen Wege 
vermeiden laflen. Nach der beionbers von Gierke und Knoke a. a. O. vertretenen Auffafiung 
werben die Vorſchriften über das Ausicheiden eines Geſellſchafters aus der Geſellſchaft auf ben 
Eintritt eines foldhen in die Gefellichaft entiprehend angewendet. Durch den Eintritt entfleht feine 
nene Geſellſchaft. Die alte Geſellſchaft bleibt vielmehr beftehen und nur ein neues Mitglied tritt 
in dieſelbe ein. Wie bei dem Ausſcheiden eines Geſellſchafters deſſen Anteil am Gefellfchafts- 
vermögen den übrigen Geſellſchaftern anwächſt, jo wächſt bei dem Eintritt eines neuen Geſell⸗ 
ſchafters den bißherigen Gefellichaftern ein entiprechender Anteil ab und dem nen eintretenden 
Geſellſchafter ipso jure an. Eine Übertragung der zu dem Gefellihaftsvermögen gehörenden 
Gegenftände auf den neu eintretenden Gefellfchafter findet nicht ftatt. Dies gift auch von Rechten, 
zu beren Exwerbe die Eintragung im Grundbuch) erforderlich ift. Dad Grundbuch, in welchem 
die bisherigen Geſellſchafter als Berechtigte eingetragen find, wird iniofern unridtig, als nicht 
mehr die bisherigen Geſellſchafter allein, fondern fie und der neue Geſellſchafter zuſammen bie 
Berechtigten find. Es Tann baher von jedem ber Gefellichafter die Berichtigung des Grund⸗ 
buchs verlangt werben. Bis die Berichtigung erfolgt ift, gelten Dritten gegenüber auf Grund 
des Glaubens des Grundbuchs die bisher Eingetragenen als bie allein Berechtigten. Die Geſell- 
felffchaftöverbindlichkeiten behalten ihren bisherigen Charakter fomohl für das Verhälmis unter 
den Gejellihaftern als zu den Gläubigern. Der neue Gefellichafter tritt, weil er Teilhaber der 
bisherigen Geſellſchaft wird, aud in die Geſellſchaftsverbindlichkeiten als folde ein, d. 5. ex wird 
fowohl den übrigen Geſellſchaftern als ben Gläubigern gegenüber verpflichtet, fie aus dem Ge: 
ſellſchaftsvermögen zu erfüllen. Nur mit dem Gejellfhaftsvermögen haftet er aber; eine Haftung 
mit feinem Privatvermögen wird für {m nur begründet, wenn dies durch ben über ben Eintritt 
geihlofienen Vertrag beftimmt ift. 

Es läßt fi nicht verfennen, daß bei dieſer Auffafjung der mit dem Eintritte verfolgte 
Bwed in weit einfadherer und ber Abficht der Parteien entfprechenderer Weiſe erreicht wird, wie 
bei ber obengedachten erften Auffafiung. Zweiſelhaft ift mur, ob fie mit dem BGB. vereinbar 
iſt. Diefes ordnet eingehend in den 88 736740 das Ausfcheiden eines Geſellſchafters aus der 
Geſellſchaft. Die Zuläffigleit des Eintritts eines neu eintretenden Geſellſchafters in eine beftehen- 
bleibende Geſellſchaft wird nirgends erwähnt. Es Liegt nahe, hieraus zu fließen, daß das BER. 
einen folgen Eintritt nicht für mögfid hält. Ein entſcheidendes argumentum a contrario 
dürfte ſich indefien aus den 88 736740 nicht ableiten lafien. Es wird vielmehr darauf an- 
tommen, ob der Eintritt eines neuen Gefellihafter8 mit dem Weſen der Gefellichaft in derjenigen 
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Geſtaltung, welche bier das BGB. gegeben Hat, vereinbar ift. ft diefe Frage zu bejahen, fo 
wird man bei bem unzmeifelhaften praktifchen Bebürfniffe, den Eintriti eines neuen Geſellſchafters 
zuzulaſſen, bie Art und die Folgen eines folden EintrittS fo beitimmen müſſen, wie e8 bem 
Bedürfnis und den im übrigen für die Gefellihaft im BGB. aufgeftellten Grundfägen am beten 
entipridt. Die obige Frage dürfte nun wohl zu bejahen fein. Die Geſellſchaft beruht auf einem 
obligatorifhen Bertrage. Mit dem Wefen eines folden tft es fehr wohl vereinbar, daß ein 
Dritter durch einen neuen Vertrag mit dem bei dem bißherigen Bertrage Beteiligten in das 
durch diefen Vertrag begründete Verhältnis eintritt. Die Gefellihaft iſt ihrer Natur nad zwar auf 
perjönliches Vertrauen der Gejelfchafter untereinander begründet und eine Übertragung ber durch 
fie begründeten Rechte von feiten eines Geſellſchafters auf einen Dritten daher unzuläffig. Diefer 
Gefihtspunkt fommt aber nicht in Betracht, wenn ſämtliche Gefellihafter damit einveritanden find, 
einen Dritten in ihre Gemeinfchaft mit aufzunehmen. Bet einem gewöhnlichen obligatoriichen 
Verhältniffe würde nun zwar die Aufnahme eines Dritten in dieſes Verhältnis immer mur 
obligatorifhe Rechte und Verbindlichkeiten für die Veteiligten begründen können, Dingliche Rechte 
würden auf ben in das Verhältnis Eintretenden nur nad) Maßgabe der für die Übertragung folder 
Rechte geltenden befonderen Grundſätze übergehen können. Nun hat aber bie Gefellichaft des BGB. 
das Eigentümliche, daß das Geſellſchaftsvermögen (8 718) den Gefelljhaftern zur gejamten Hand 
zufteht. Jeder Gegenftand, welcher in das Geſellſchaftsvermögen eintritt, wird infolge des durch 
den Geſellſchaftsvertrag unter den Gefellfhaftern begründeten perſönlichen Verhältniſſes ipso jure 
dem gemeinſchaftlichen echte aller Gejellihafter zur gejamten Hand unterworfen. Hieraus 
ergibt fi, daß es, wenn durch Vertrag das perfönliche Verhältnis unter den Gefellihaftern auf 
einen neuen Geſellſchafter ausgedehnt wird, mit ben Grundfägen bes BGB. über die Gefellichaft 
vereinbar und fogar geboten ift, mit dem Eintritte des neuen Geſellſchafters aud die Teilnahme 
an der Herrichaft über das Geſellſchaftsvermögen zur gefamten Hand auf ihn übergehen zu lafien. 
Hiermit muß dann aber auch zugleich die Haftung mit bem Gefellichaftsvermögen für die Geſellſchaftö— 
ſchulden übergehen. Erſcheint hiernach die oben dargelegte zweite Auffafjung als mit den bie 
Geſellſchaft beberrihenden Grundfägen bes BGB. vereinbar, fo dürfte fie trotz des Schweigens 
des BGB. über ben Eintritt eines neuen Geſellſchafters in die Geſellſchaft als zuläffig und an= 
nehmbar angefehen werden müſſen (a. W. die frühere Auflage). Fir diefe Auffaflung fpricht 
auch der 8 130 bes HGB., welder die Haftung eines in eine offene Handelsgeſellſchaft neu ein- 
tretenden Gefellichafters nad; Maßgabe des HGB. 88 128, 129 vorfchreibt, indem hiernach die 
Zuläffigkeit eines ſolchen Eintritt8 auf Grund der in subsidium auch für Die offene Handels» 
geſellſchaft geltenden Vorfchriften des BGB. offenbar vorausgeſetzt wird. 

Der Vertrag über den Eintritt eined neuen Gefellihafters in die Gefellihaft bedarf wie 
der Gejellfhaftsvertrag keiner Form; insbeſondere findet, auch wenn zu bem Gejellfchaftspermögen 
ein Grundſtück gehört, ber 8 313 eine Anwendung (Knoke ©. 183). 

Über bie Wirkungen des Eintritt eines neuen Gefellfhafters auf anhängige Prozeſſe der 
bisherigen Gefellihafter |. Knofe ©. 182. 

Aus der im obigen vertretenen Auffaffung dürfte zu folgern fein, daß durch den Gejell- 
ſchaftsvertrag auch beftimmt werden fan, daß ber Eintritt eine neuen Gefellichafters auf Grund 
eines Mehrheitsbefchluffes ber bisherigen Gejellihafter erfolgen könne. Das Verhältnis darf in 
diefem Falle aber nicht fo aufgefaßt werden, als wenn der neue Gefellfchafter durch die Mehrheit 
der bisherigen Gejellihafter aufgenommen werben könnte; vielmehr ift immer feitzuhalten, daß 
die Aufnahme immer nur durch Vertrag zwifhen dem neuen Geſellſchafter und allen bisherigen 
Geſellſchaftern erfolgen ann. Wenn aber eine Beftimmung ber gedachten Art in ben Geſellſchafts⸗ 
vertrag aufgenommen tft, fo kann und muß dieſe dahin aufgefaßt werden, daß alle Geſellſchafter 
für den Fall, daß demnächſt die Mehrheit die Aufnahme eines neuen Geſellſchafters beſchließt, 
diefe Mehrheit, oder was häufiger vorkommen wird, den oder bie geihäftsführenden Geſellſchafter 
bevollmächtigen, den Aufnahmevertrag mit dem neu eintretenden Gejelihafter im Namen aller 
bisherigen Gefellihafter abzufchließen. Ein folher Vertrag ift immer notwendig; er kann aber 
formlos gefchloffen werden, 3.8. dadurch, daß berjenige, welcher in die Geſellſchaft eintreten will, 
feine Abficht dem geichäftsführenden Gefellihafter gegenüber erklärt und biefer ihm, nachdem die 
Mehrheit die Aufnahme beichlofjen hat, erflärt, daß er aufgenommen werde. In dem Geſellſchafts— 
vertrage kann noch weiter gegangen werben. Es kann durch ihn z.B. beftimmt werden, daß der 
geihäftsführende Gefellihafter ermächtigt fein fol, jeben Dritten, der ſich meldet, in die ejell- 
ſchaft aufzunehmen. Auch in diefem Falle liegt rechtlich das Verhältnis aber fo, daß die Anl: 
nahme erfolgt durch einen von dem gefchäftsführenden Gejellfhafter auf Grund ber m dvxð 
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8. 737. Iſt im Gefellfchaftsvertrage beftimmt, daß, wenn ein Gejellfchafter 
kündigt, die Gejellfchaft unter den übrigen Gefellfchaftern fortbeftehen ſoll, jo kann 
ein Gefellfchafter, in deſſen Perfon ein die übrigen Gefellichafter nach 8. 723 Abf. 1 
Sat 2 zur Kündigung berechtigender Umſtand eintritt, aus der Gejellichaft aus— 
geichlofjen werden. Das Ausfchliegungsrecht ſteht den übrigen Gefellichaftern ge- 
meinfchaftlih zu. Die Ausichliegung erfolgt durch Erflärung gegenüber dem aus- 
zufchließenden Gejellfchafter. 


den Geſellſchaftsvertrag erteilten Vollmacht im Namen aller bisherigen Gefellihafter mit dem 
neu eintretenden Geſellſchafter gejchlofjenen Vertrag. Wenn Knoke im Arc. f. Bürg. R. ©. 175 
die Aufnahme auf Grund eines Mehrheitbeichluffes nur bet den nicht rechtsfähigen Bereinen, 
nicht bei anderen Gefellichaften zulafien will, jo dürfte diefe Beſchränkung ſich nicht rechtfertigen 
laſſen. Bon praftiiher Bedeutung ift die Frage allerdings im wefentlihen nur für die nicht 
vechtsfähigen Vereine; die rechtliche Möglichkeit einer Geftaltung des Verhältniffes in der gebadhten 
Art muß aber aud für andere Geſellſchaften anerlannt werden. Zu beachten ift nur, dab 
immer eine Beſtimmung bed Geſellſchaftsvertrags erforderlich ift, welhe die Aufnahme eines 
neuen Mitgliedes in ber gebachten Art zuläßt. In ber Übertragung der Geichäftsführung an 
einen oder mehrere Gefellichafter liegt eine folhe Beftimmung ebenfowenig wie in der Berein- 
barung, daß die Mehrheit der Stimmen über die Gefhäftsführung zu entſcheiden habe ($ 709); 
denn bie Aufnahme eines neuen Gefellihafters ift fein Akt der Geihäftsführung. 

8 Übertragung bed Vermögens einer Gefellihaft auf eine andere Geſellſchaft Tann 
nur erfolgen durch Übertragung aller einzelnen, das Geſellſchaftsvermögen bildenden Gegenftände 
nad) Maßgabe der für Gegenitände der betreffenden Art geltenden Grundſätze. Auch die Bere 
bindlichleiten der übertragenden Geſellſchaſt können nur nad Maßgabe der allgemeinen für die 
Übernahme von Verbindlichkeiten geltenden Grundſätze auf die andere Gefellihaft übergehen. 
Negelmäbig wird, wenn bie erwerbende Geſellſchaft die Verbindlichkeiten der übertragenden Ges 
ſellſchaft übernimmt, Hiertn zugleich eine nad; den Vorſchriften über Verträge zugunften Dritter 
wirkſame Übernahme der Verpflichtung gegenüber den Gläubigern zu finden fein. Unter Um— 
fländen werden die ©läubiger die Übertragung auch auf Grund des Unfechtungsgefeged anfechten 
können. Eine entiprechende Anwendung des 8 419 dürfte fi nicht vechtfertigen lafien. 


€. 11 8 672 ven. 8 724; II 8 724. 8.1 B2.2 €. 4481. 

1. Ausſchluß eines Geſellſchafters. Der 8 737 entipricht dem Art. 128 des HGB. (jet 
8140). In den €. I war feine befondere Vorſchrift aufgenommen. Die M. II S. 617 weiſen 
darauf hin, daß eine Verabredung im Geſellſchaftsvertrag über die Ausſchließung eines Gejell- 
fchafter8 aus gewifien Gründen zuläffig ſei. Die zweite Kommiffion bat geglaubt, daß durch die 
Möglichkeit einer Vereinbarung dem Bebürfnifje nicht genügt werde, ba eine ſolche nur äußerit 
felten getroffen werben wilrde, und Hat beöhalb den 8 737 in das BGB. eingeftellt. 

2. Borausfegung für die Ausfhliehung iſt 

a) daß in dem Geſellſchaftsverrag eine Beftimmung getroffen tit, nach welcher bei Küns 
digung eines Geſellſchafters die Geſellſchaft unter ben übrigen fortbeſtehen fo, 

b) daß ein wichtiger Grund in ber Perſon des auszuſchließenden Geſellſchafters vorliegt, 
der bie übrigen Gejellfhafter zur Kündigung ihm gegenüber berechtigen würde. Wegen des 
wichtigen Grundes ſ. Erl. 1b zu 8 723. Hervorzußeben tft, daß ein Berfchulden des aus—⸗ 
zuſchließenden Geſellſchafters nicht erfordert wird, 

0) daß die Ausſchließzung von den übrigen Mitgliedern einftimmig bejchlofien wird. 

3. Die Ausſchließung erfolgt durch empfangsbebürftige Erklärung an den Auszuſchließenden 
(88 130ff.). Ein richterliches Urteil ift nicht erforderlich (anders nad HGB. 8 140). Iſt dem 
gefeglichen Vorausfegungen nicht genügt, jo hat die Ausichliegung keine Wirtung. Im Streit 
falle Hat derjenige, welcher ſich auf die Ausfchliegung beruft, zu bemweifen, daß bie Boraus- 
jegungen für die Ausfchließung vorgelegen Haben und daf fie ordnungsmäßig erfolgt ift. 

4. Die Borfhrift des 5 737 iſt infofern eine zwingende, als die Ausicliegung eines 
Geſellſchafters in Ermangelung einer anderweiten Beſtimmung des Gefellihaftsvertrags nur unter 
den im 8 737 beitimmten Vorausfegungen erfolgen fann. Es folgt bieg aus dem Weſen bes 
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8. 738. Scheibet ein Gefellfchafter aus der Gefellfchaft aus, jo wächft fein 
Antheil am Gefellichaftsvermögen den übrigen Gefellichaftern zu. Dieſe find ver- 
pflichtet, dem Ausſcheidenden die Gegenftände, die er der Gefellfchaft zur Benutzung 
überlaffen hat, nach Maßgabe des $. 732 zurüdzugeben, ihn von den gemeinfchaft 
lichen Schulden zu befreien und ihm dasjenige zu zahlen, was er bei der Aus» 
einanderfegung erhalten würde, wenn die Gejellichaft zur Zeit feines Ausſcheidens 
aufgelöft worden wäre. Sind gemeinfchaftliche Schulden noch nicht fällig, jo 
önnen die übrigen Gefellichafter dem Auzfcheidenden, ftatt ihn zu befreien, Sicher- 
beit leiſten. 

Der Werth des Gefelljchaftsvermögens ift, ſoweit erforderlich, im Wege ber 
Schägung zu ermitteln. 


Geſellſchaftsvertrags. Zuläffig ditrfte e8 aber fein, daß in dem Gefellfchaftsvertrage Befttimmungen 
getroffen werben, nad) welchen die Ausſchließung aud unter anderen als ben in dem 8 737 be 
fiimmten Borausfegungen erfolgen kann, daß insbeſondere bie Ausſchließung auch durch Mebrheits- 
beſchluß der Geſellſchafter oder durch einen Ausſchuß geitattet wird (vgl. Leift, Inneres Vereins: 
seht, S.129; Aal in IW. 1903 ©. 293ff.; Dürr in IW. 1905 ©. 3). 


$ 738. 
@.18 658 Usf. 1, 4, 5; 1® 637 Ubf. 1, 3 zeu. 8 725; II 8 * Zu RUN, 3551, 3559; 
MIT E.6H0f. P.II©L.2 6.444N., 518. 2. 6.646 

1. Folgen des Ausſcheidens eines Geſellſchafters im —— Die 88 738- 740, 
welche dieſe Folgen beſtimmen, betreffen nur den Fall, daß nach dem Ausſcheiden eines Geſell⸗ 
ſchafters noch eine Geſellſchaft beſtehen bleibt, finden alſo keine Anwendung, wenn die Geſellſchaft 
nur aus zwei Perſonen beſtand (f. Erl. 1 zu 8 736). Über entſprechende Anwendung des $ 738, 
wenn in bem leßtgebachten Falle der eine Gefellihafter die activa und passiva der Gefellihaft 
übernommen hat, |. RG. Bd. 60 ©. 155. 

Aus dem Beftehenbleiben der Geſellſchaft folgt, daß bie Geſellſchafter, welche die Gefellichaft 
fortfegen, untereinander nad) Maßgabe des Geſellſchaftsvertrags berechtigt und verpflichtet bleiben; 
zu Nachzahlungen, um die Einlage des ausſcheidenden Geſellſchafters zu erjegen, find fie nad 
8 707 nicht verpflichtet. Das Geſellſchaftsvermögen fol für die Zwecke der Geſellſchaft ungeteilt 
fortbeftehen. Der E. I legte zur Durchführung dieſes Gedanken dem ausſcheidenden Geſellſchafter 
die Verpflichtung auf, feinen Unteil an ben gemeinſchaftlichen Gegenftänden den übrigen Geſell⸗ 
ſchaftern gegen Auszahlung einer entſprechenden Abfindung zu übertragen. Die zweite Kommiffion 
Hat ſich dafür entſchieden, daß ber Unteil bes ausſcheidenden Gefellihafters den verbleibenden 
Gefellichaftern ohne Übertragungsakt kraft Geſetzes zumachen fol. Gehören zum Gefellichafts- 
vermögen Rechte, die im Grundbuch eingetragen find, fo können die verbleibenden Geſellſchafter 
von dem ausfcheidenden die Zuftimmung zur Berichtigung des Grundbuchs verlangen. Die 
EBO. 3 894 findet in folhem Falle Unwendung. Die Ausgleihung, welche infolge des Aus⸗ 
ſcheidens des Gefellihafters und dem Anwachſen feines bisherigen Anteils an die verbleibenden 
Gefellichafter zwiſchen ihm und den verbleibenden Geſellſchaftern erforderlich wird, erfolgt dadurch, 
daß dem ausſcheidenden Befellichafter bie tn den 88 738, 740, ben verbleibenden Gefellfchaftern 
die in dem 8 739 beftimmten Anfprüche eingeräumt werben. 

2. Folgende Anſprüche ſtehen dem ausſcheidenden Geſellſchafter gegen bie verbleibenden 
Geſellſchafter an: 

a) Er kann die Zurlidgabe der von ihm der Gefellichaft zur Benutzung überlafienen Gegen- 
ftände nad) Maßgabe des 8 732 verlangen. Diejes Recht fteht ihm auch dann zu, wenn er 
nicht Eigentümer dieſer Gegenftände ift; denn fein Anſpruch gründet ſich nicht auf fein Eigentum, 
fondern auf die: duch die Überlafiung nach dem Geſellſchaftsvertrage begründete obligatorifche 
Verpflichtung der verbleibenden Geſellſchafter. 

b) Er kann Befreiung von ben gemeinfhaftlihen Berbinblichkeiten verlangen. Unter den 
gemeinfchaftlichen Verbindlichkeiten ift dasfelbe zu verftehen, wie im $ 733 (f. Erl.1 zu 8 733). 
Wenn der ausfcheidende Gejellihafter für Verbindlichkeiten diejer Art dem Gläubiger nur mit 
dem Geſellſchaftsvermögen haftet, jo wird er von feiner Verbindlichkeit, da er nicht mehr Geſell⸗ 
ſchafter ift, ipso jure frei. Wenn er aber auf Grund der ihm gegen bie übrigen — 
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zuftehenden Anfpriche noch etwas aus dem Gefellihaftsvermögen erhält und daher infomeit noch 
dem Gläubiger haftet, jo kann er die Befreiung auch von einer folhen Verbindlichkeit verlangen. 
Die Befreiung kann entweder dadurch, daß die betreffende Verbindlichkeit bezahlt wird oder durch 
Scäuldübernafme erfolgen. 

Sind gemeinfhaftliche Verbindlichkeiten noch nicht fällig, fo find die übrigen Gefellfchafter bes 
rechtigt, ihm, ftatt ihn zu befreien, Sicherheit zu leiften. Die Sicherheitäleiftung erfolgt nad) Maß— 
gabe der 88 232ff. In der früheren Auflage ift angenommen, daß die Vorſchrift des Abf. 1 
Sag 3 auch auf ftreitige Verbindlichfeiten auszudehnen fei. Hiergegen ift aber im RG. Bd. 60 
©. 155 wohl mit Recht geltend gemadt, daß eine ſolche Ausdehnung fic nicht rechtfertigen lafie, 
weil in dem 8 733 neben den nicht fälligen ausbrüdlih auch die ftreitigen Berbindlichkeiten er- 
wähnt feien und daher angenommen werben müſſe, daß das Gefeg, wenn e8 im 8 738 Abi. i 
Sag 3 nur die nit fälligen Verbindlichkeiten erwähne, die fraglihe Vorſchrift nicht aud für 
die fireitigen Verbindlichkeiten habe treffen wollen. Mit Recht wird in dem gedachten Urteil 
auch darauf hingewieſen, daß, obwohl die Ausdehnung der fraglichen Vorfchrift auf ftreitige Ber: 
bindlichleiten dem Intereſſe des ausfcheidenden Gefelljchafterd entipreche, doch unter Umfländen 
die übrigen Geſellſchafter dadurch jchwer betroffen werden würben, und daß daher aud über 
wiegende Billigkeits⸗ und Zweckmäßigkeitsrückſichten nicht für die fragliche Ausdehnung ſprächen. 
Der ausſcheidende Gefellichafter muß daher, wenn er Befreiung von der fraglichen Verbindlichkeit, 
oder falls fie noch nicht fällig ift, Sicherheitöleiftung verlangt, beweiſen, daß die Verbindlichkeit 
befteht. 

e) Er kann die Bahlung eined Betrags verlangen, ber dem Werte desjenigen entſpricht, 
was er bei der Huseinanderfegung Über dag Geſellſchaftsvermögen erhalten haben würde, wenn 
diefe zum Zeit feines Ausſcheidens aus ber Gefelljhaft erfolgt wäre (Abſ. 1 Sap 2, Abf. 2). 
Diefer Anſpruch tritt an die Stelle des Rechtes des ausſcheidenden Gejellichafters bei der Aus: 
einanderfegung den Erjag für feine Einlagen und feinen Anteil am Gewinne zu verlangen 
(88 733, 734). Behufs Ermittelung bes dem ausſcheidenden Gejellihafter zuftehenden Betrags 
iſt der Wert des Geſellſchaftsvermögens durch Schäpung zu ermitteln. Die Veräußerung von 
Gegenftänden des Geſellſchaftsvermögens behufs Zeititellung ihres Wertes kann der außfcheidenbe 
Gefellfchafter nicht verlangen. Ebenfowenig künnen ihm ſolche Gegenftände an Zahlungsſtau 
aufgedrängt werden. Über die Art, in welcher die Schätzung zu erfolgen Hat, enthält das Ge 
ſetz feine Vorſchrift. Es entſcheiden darüber alfo die ‚allgemeinen Grundſätze. Die Schägung 
wird daher zu erfolgen haben durch Sachverſtändige, die von den Beteiligten zu ernennen find. 
Erforderlichenfalls hat das Gericht zu entſcheiden. Zu ermitteln duch die Schägung iſt der Be 
trag, welcher ſich aus der orbnungsmäßigen Veräußerung des Geſellſchaftsvermögens zur Zeit des 
Ausſcheidens des Gefellichafter ergeben würde. Die Beteiligten können fowohl vor als nad 
dem Ausſcheiden des Gejelfchafters Vereinbarungen über die Art treffen, in welcher bie Schägung 
erfolgen foll; fie können felbfiverjtändlich auch eine Vereinbarung treffen, durch welche der dem 
Anſpruche des ausſcheidenden Gefellfhafters zugrunde zu legende Wert bed Gejellihaftäver: 
mögens ohne Echäßung feftgeitellt wird. 

3. Die nad Erl. 2 den übrigen Gejellihaftern gegenüber bem ausſcheidenden Gejel- 
after obliegende Verbindlichkeit iR eine Geſellſchaftsverbindlichkeit. Die übrigen Geſellſchafter 
haften dafür auch perfönlich mit ihrem Privatvermögen. Hiervon mit Dertmann I. Aufl. Erl. 1c 
zu $ 738 infoweit eine Ausnahme zu machen, als es fi, bei dem in Erl. 2c erwähnten An: 
ſpruche des ausſcheidenden Geſellſchafters Iediglih um den Anſpruch auf den Anteil am Gewinne 
handle, der dem Gefellihafter bei der Auseinanderjegung zugelommen fein milde, dürfte fid 
nicht rechtfertigen laſſen. Bet der Auseinanderfegung wilde der Gefellihafter ben Gewinnanteil 
allerdings Tediglih aus dem Gefellichaftßvermögen verlangen tünnen; aber eine Museinander: 
fegung findet hier nicht ftatt, und zum Erfage fir daS Hierdurch dem Gefellichafter entgehende 
Recht gibt ihm ber $ 738 einen unbefchränkten perfünlihen Anſpruch gegen bie übrigen Ge 
ſellſchafter. 

4. Beſtritten iſt, ob dem ausſcheidenden Geſellſchafter, wenn er ſeinerſeits auf Grund des 
Geſellſchaftsverhältniſſes noch zu einer Leiſtung verpflichtet iſt, ein Zurückbehaltungsrecht bis 
zur Bewirkung der ihm von den übrigen Geſellſchaftern nach 8 738 geſchuldeten Leiſtungen zu⸗ 
fteht. Die beiderfeitigen Verpflichtungen beruhen auf bemfelben Geſellſchaftsverhältniſſe; die im 
8 273 beftimmte Vorausfegung des Zurückbehaltungsrechts liegt alfo vor. Es fragt ſich aber, 
ob dag Burüdbehaltungsrecht infolge der befonderen Natur des hier fraglichen Rechtöverhältnifies 
als ausgeſchloſſen zu betrachten iſt. Dies wird in Mipr. Bd. 6 ©. 446 angenommen. Zur 
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8. 739. Reicht der Werth des Geſellſchaftsvermögens zur Dedung der ge- 
meinfchaftlichen Schulden und der Einlagen nicht aus, fo hat der Ausſcheidende 
den übrigen Gefellichaftern für den Fehlbetrag nach dem Verhältniffe feines An- 
theil3 am Verluſt aufzufommen. 


Begründung biefer Annahme dürfte aber ſchwerlich die Erwägung genligen, daß ber 8 738 ben 
Zweck verfolge, da8 Gefellfchaftsverhältnis unter den übrigen Gefellihaftern ungeftört zu ers 
* halten und ihnen die Fortführung der geſellſchaftlichen Gefchäfte in der bisherigen Weife zu er- 
möglichen. Dieſer Zweck wird im ber Hauptſache dadurd; erreicht, daß ber Anteil des aus⸗ 
ſcheidenden Gefellichafter8 an dem Gefellihaftvermögen ben übrigen Gefellihaftern ipso jure 
anwächſt. Dab dem ausfcheidenden Gefellihafter für die ihm gegenüber den übrigen Gefell- 
ſchaftern eingeräumten Anfprüche zur Erreihung jenes Zweckes aud der Schuß hätte entzogen 
werben follen, den ihm das Zurückbehaltungsrecht gewährt, dürfte fi in Ermangelung einer 
ausbdrüdlihen Veitimmung ſchwerlich rechtfertigen lafien (vgl. Dertmann II. Aufl. zu Erl. 4 
8 738; Knoke ©. 130: a. A. Staudinger Erl. Ile). 

Abgeſehen von dem Zurückbehaltungsrechte gewährt das Geſetz dem ausſcheidenden Gefell- 
ſchafter feine beſondere Sicherung gegen bie Gefahr, die für ihn daraus erwächſt, daß er an 
Stelle feines Rechtes am Gefellihaftsvermögen nur einen obligatorifhen Anſpruch gegen die 
übrigen Gejellfhafter erhält. Er kann ſich gegen diefe Gefahr nur dadurch fchligen, daß er, ſo⸗ 
fern die Vorausfegungen bes Arreſtes vorliegen, einen ſolchen erwirkt. 

5. Die Rechte der Geſellſchaftsgläubiger werden durch das Ausſcheiden eines Geſellſchafters 
nicht berührt. Sie können fi) nach wie vor an dad Gefellihaftsvermögen ſowie an die einzelnen 
Gefellihafter, ſoweit diefe ihnen unbejchräntt perfünlich haften, Halten. Someit der ausſcheidende 
Gejellihafter nur mit bem Gefellihaftövermögen Haftete, wird er von feiner Haftung frei. Auch 
eine Haftung mit demjenigen, was ex auf Grund des ihm nad $ 738 zuftehenden Anſpruchs 
gegen die übrigen Gefellihafter zum Erſatze für feinen Anteil am Geſellſchaftsvermögen erhält 
Cogl. Erl. 4 zu 8 735) dürfte nicht anzunehmen fein; denn das Gefelljchaftsvermögen bleibt auch 
nad) dem Ausſcheiden bes Geſellſchafters dasjelbe wie vorher und an biefes können fi die 
Gläubiger Halien. Iſt zur Zeit des Ausſcheidens eined Geſellſchafters ein Prozeß anhängig, in 
welchem von ben Gejellihaftern ein zu dem Gejellichaftsvermögen gehörender Anſpruch geltend 
gemacht wird, fo ſcheidet der aus ber Geſellſchaft ausſcheidende Gefellihafter aus dem Prozeß 
aus, weil er nicht mehr aktiv legitimiert ft. Der 8 265 der CPO. findet Feine Anwendung, 
weil es fih nicht um eine Abtretung oder Veräußerung, fondern um geſetzliche Ab» und An⸗ 
wachſung handelt. Ein Paſſivprozeß gegen bie Gefellichafter wird durch das Ausſcheiden bes 
Geſellſchafters nur infofern berührt, al® auch hier der aus der Geſellſchaft ausicheidende Gejel- 
ſchafter, ſoweit er nur mit dem Geſellſchaftsvermögen Haftet, aus dem Prozeß ausjcheidet und als 
auch foweit er perfönlich Haftet und in Anſpruch genommen ift, die Vollmacht des geſchäſts— 
fuhrenden Gefellihafters, falls ein folder den Prozeß fir die Gefellihafter führt, für den aus— 
ſcheidenden Geſellſchafter erlifht (vgl. Knoke S. 129 und die Kommentare zur CPO.). 

6. Die Vorſchriften bes $ 738 find Dispofitiver Natur. Die Beitimmung über da An— 
und Abwachſen des Anteild des ausſcheidenden Geſellſchafters kann aber nur duch einen vor 
dem Ausſcheiden von den Gefellichaftern geichlofienen Vertrag ausgefchloffen werden; denn mit 
dem Ausſcheiden ift die fraglie Rechtsänderung kraft des Geſetzes eingetreten und kann nicht 
rüdgängig gemacht werden. 


879. 
@.1 658 Abi. 6; 11 8 673 Wbf. 2 ver. 8 726; II 8 726. P.I 6. 3014fl., 3551, 3559; M. I. 6301. 
9.1 80.2 6.4451. 


Berpflihtung eines ausſcheidenden Geſellſchafters im Falle eines Paſſivſaldo. Da der 
ausſcheidende Geſellſchafter bis zu feinem Ausfcheiden nicht nur an dem Gewinne, fondern auch 
an dem Berlufte der Geſellſchaft teilzunehmen bat, jo beſtimmt der 8 739 in Durchführung bes 
im $ 735 aufgeftellten Prinzips, daß der Ausfcheidende beim Ausſcheiden zur Dedung eines 
Ausfall, welcher fi bei einer Auseinanderjegung ergeben wiirde, beizutragen hat, und zwar 
in dem Verhältnis, in welchem er während feiner Mitgliebfhaft an dem Berlufte der Geſellſchaft 
beteiligt geweſen iſt ($ 722). Die verbleibenden Gejellichafter haben wegen ihrer Forderungen 
ein Zurückbehaltungsrecht ($ 273) an ben Gegenftänden, welche dem Ausicheidenden in Natur 
zurüdzugeben find ($ 738 Abſ. 1 Sag 2). Umgekehrt fteht auch dem Ausſcheidenden ein Jurba⸗ 
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$. 740. Der Ausgefchiedene nimmt an dem Gewinn und dem Verluſte 
Theil, welcher ſich aus den zur Zeit feines Ausſcheidens fchwebenden Geſchäften 
ergiebt. Die übrigen Gefellichafter find berechtigt, diefe Gejchäfte jo zu beendigen, 
wie es ihnen am vortheilhafteften erjcheint. 

Der Ausgefchiedene fann am Schluffe jedes Gefchäftsjahrs Rechenichaft über 
die inzwifchen beendigten Gefchäfte, Auszahlung bes ihm gebührenden Betrags und 
Auskunft über den Stand der noch ſchwebenden Gejchäfte verlangen. 


Sünfzehnter Titel. 
Gemeinſchaft. 


behaltungsrecht hinſichtlich der von ihm nah 8 739 zu zahlenden Beträge zu, bis er von den 
— Schulden befreit (8 738 Abſ. 1 Sag ?) oder ihm Sicherheit geleiſtet iſt (8 738 
Abſ. 1 Saf 3). 

Über dag echt der Befellihaftsgläubiger |. Erl. 5 zu 8 738. 


8740. 
6.18 658 95. 2, 3; II 674 veu. 8 727; III 8 727. P.1 6. S014ff., 3551, 3559; M. II 6. 630f. 
P.U 88.2 6.4. 


1. Erledigung ſchwebender Gefchäfte. Der ausgeſchiedene Gefellfchafter Hat fernerhin mit 
den Geſchäften der Gefellihaft nichts mehr zu tun. Es ift aber möglich, daf zur Zeit des Aus- 
ſcheidens bes Geſellſchafters die Geſchäfte der Gefellihaft angefangen, aber noch nicht erledigt 
find. Eine Abſchätzung des Gewinns oder Verluſtes, der ſich aus ſolchen Geſchäften ad) ihrer 
definitiven Abmwidelung ergeben wird, ift praftiich regelmäßig unausführbar. Der 8 740 beftimmt 
im Anſchluß an den Art. 130 des alten HGB. (dev in dem neuen HGB. mit Rüdfiht auf 8 740 
weggelafjen ift), wie es mit ſolchen ſchwebenden Geſchäften zu Halten iſt. Sie follen von ben 
übrigen Geſellſchaftern ohne Mitwirkung des ausgeſchiedenen Gefellfhafters fortgeführt werben, 
und dieſe können dabei fo verfahren, wie es ihnen am vorteilhafteften erfcheint. Dem aus— 
geſchiedenen Geſellſchafter ftehen die im $ 716 bezeichneten Rechte nicht mehr zu (teilmeife wie 
es fheint a. 9. Dertmann II. Aufl. Erl. 1 zu 8 739). 

2. Der ausgeſchiedene Gejellichafter hat Anteil an dem Gewinn und Berlufte, ben bie 
ſchwebenden Geſchäfte nad) ihrer Abwicklung ergeben. Der 8 740 Abſ. 2 gibt dem ausgeſchiedenen 
Geſellſchafter behufs Durchführung feines Rechtes einen Anſpruch gegen die übrigen Geſellſchafter 
dahin, daß diefe ihm Nechenfchaft über die erledigten Geſchäfte ablegen, ihm den ihm banad) 
zukommenden Betrag ausbezahlen und Auskunft über bie noch nicht erlebigten Geſchäfte geben. 
Die Rechenihaftsablegung Hat nad) 8 259 zu erfolgen. Wuf die Auskunftserteilung findet der 
8 260, da es fich hier nicht um Auskunft um den Inbegriff eines Vermögens Handelt, feine 
Anwendung; fie Bat fo zu erfolgen, wie Treu und Glauben mit Müdjicht auf die Verkehrsſitte 
e3 erfordern. Der ausgeſchiedene Geſellſchafter kann alle gedachten Anſprüche nur am Schlufie 
jebes Geſchäftsjahrs geltend machen. Die übrigen Geſellſchafter haften dem ausgeſchiedenen 
Geſellſchafter, obwohl fie berechtigt find, die ſchwebenden Geſchäfte fo zu erledigen, wie ed ihnen 
am vorteilhafteften ericheint, doch dafür, daß fie dabei mit ber ihnen obliegenden Sorgfalt Handeln. 
Die Sorgfalt, welche ihnen obliegt, beſtimmt fi, da es fi um eine Verpflichtung aus dem 
Gefellihaftsvertrage Handelt, nad) 8 708. 

Ergeben die ſchwebenden Geſchäfte einen Verluft, fo hat der ausgeſchiedene Geſellſchafter 
den übrigen Geſellſchaftern nach Verhältnis feines Anteils am Verluſt Erſatz zu leiſten (8 739). 

3. Entfprechende Anwendung findet der 8 740 fiir den Fall, da bie Geſellſchaft nur aus 
zwei Perſonen befteht, alfo daß fie durch das Ausſcheiden eines der Gefellihafter aufgelöft wird, 
der andere Gefelljhafter aber das Gefchäft mit activis und passivis übernimmt (R&. Bb. 56 
©. 16). 


Fünfzehnter Titel. 
v. Seeler, Das Miteigentum nad dem BGB. (1899); Behn, Die Gemeinfhaft nad 
Bruchteilen nah BGB. (1900); Kohler, Gemeinfchaften mit Zwangsteilung, im. Ar. f. civ. Br. 
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91 8.309; Jörges, Zur Lehre vom Miteigentum, 3. |. HR. 49 ©. 140;.51 ©. 47; Binder, 
Retsftellung bes Erben Bd. III (1905) ©. 74ff.; Hellwig, Anſpruch und Mlagerecht (1900) 
©. 182. 

L. Anwendungsgebiet bed Titel. Ans der Tatfache, daß ein Recht mehreren Perfonen ge= 
meinſchaftlich zufteht, ergeben ſich obligatoriſche Beziehungen zwifchen ben Teilhabern. Über diefe 
ftellt daS Gefeg im fünfzehnten Titel allgemeine Regeln auf. 

Für eine Reife von Gemeinſchaften kommen aber Sondervorfähriften in Bes 
trat. Außerhalb des BGB. iſt reichsrechtlich die Gemeinſchaft der Konkursgläubiger im ber 
KD. geordnet. Im BGB. ſelbſt find die Gefellichaft (88 705Ff.), die allgemeine Gitergemeinihaft 
(88 1438ff., 1483ff.), die Errungenſchaftsgemeinſchaft (88 1519 ff.), die Fahrnisgemeinſchaft 
(88 1549 ff.) und die Erbengemeinfchaft (38 2032ff.) abweichend von der gemöhnlichen Gemeinſchaft 
geregelt. Ferner find einzelne Sondervorfhriften über gemeinfame Mauern, Heden, Grenz⸗ 
bäume u. dgl. (88 921—924, EG. Art. 122) fowie über das Miteigentum an einer gemeinfchafts 
lichen Sade (88 1008—1011) gegeben. Die nähere Regelung des Falles, daß jedem der Mit- 
eigentümer eine3 mit einem @ebäude verjehenen Grundſtücks die ausfchließlihe Benugung eines 
Teiles des Gebüubes eingeräumt iſt (fog. Herbergsrecht), ift der Tandesgefeßgebung überlaflen 
(EG. Art. 131). Unberüßrt bleiben auch die Iandesgefeglichen Vorſchriften über die Gemeinheits- 
teilung (EG. Urt. 113) und über die Regelung der Meallaften bet der Teilung eines mit einer 
Reallaft belafteten Grundſtücks (ES. Art. 120 Abf. 2 Ziff. 1, Art. 124) fowie die Iandesgefeglichen 
Vorſchriften, welche die Teilung der Grundftlide unterfagen oder beſchränken (E®. Art. 119). 
Endlid Tann die Landesgeſetzgebung ſolche Gemeinſchaftsverhältniſſe felbftändig regeln, welche 
einer ihr allgemein vworbehaltenen Materie, wie z. B. dem Deid> oder Sielrecht, angehören. 

Im übrigen fallen alle Rechtsgemeinſchaften, gleichviel ob fie auf Geſetz oder Rechtsgeſchäft 
berugen, unter die Vorfchriften des fünfzehnien Titels; Beiſpiele |. in ben 88 947ff., 2047 
Abf. 2, 2157. Auch bei den befonders geregelten Gemeinſchaften wird im einzelnen mehrfach 
auf die Vorſchriften über die gewöhnliche Gemeinſchaft verwiefen (88 731, 1477 Abſ. 1, 1546 
Abſ. 2, 1549, 2038 Abf. 2, 2042 Abf. 2, 2044 Abſ. 1). 

Richt betroffen werden dagegen diejenigen Verhältnifie, in denen nur eine tatfädliche 
Gemeinfhaft nah Bruchteilen an einem Gegenftande befteht. Eine folhe Gemeinſchaft 
liegt 3. B. vor, wenn Eigentum und Niebbraud) an einer Sache in der Weile zufammentrefien, 
dab der Nießbrauch nur an einem Bruchteile der Sache beftellt ii. Hier fteht die Nutzung ber 
Sache bem Eigentümer und dem Nießbraucher nad; Bruchteilen zu, oßne daß ein nach Bruchteilen 
gemeinfchaftlihes Recht vorhanden ift. Bei ben Beratungen der zweiten Kommiſſion war bes 
antragt, bie Vorſchriften über die Rechtsgemeinſchaft auf biefe Fälle mit zu erftreden. Der 
Untrag tft aber abgelehnt. Die Mehrheit ift davon ausgegangen, daß der frage feine erhebliche 
praktiſche Bedeutung beizumefien jet und daß man die Entſcheidung der Wiffenfhaft und Praris 
überlafjen könne (P. II Bb. 2 S. 744). Je nach der Art der tatfächlichen Gemeinfchaft wird 
zu entſcheiden fein, ob und Inwieweit die für die Nechtsgemeinfchaft gegebenen Vorſchriften 
entſprechend anzuwenden find. Für den Fall, dab ein Niebbraud an dem Anteil eines Mit» 
eigentiimerß befteht, gibt ber 8 1066 (E. I 8 985 Abf. 1; M.II ©. 497ff.; P. II Bb. 3 ©. 387) 
eine ausdrüdliche Beſtimmung dahin, daß der Nießbraucher die Rechte, die fi) aus ber Ges 
meinfhaft der Miteigentümer in Anfehung der Verwaltung ber Sache und ber Urt ihrer Be— 
nußung ergeben, ausübt und daß bie Aufhebung der Gemeinſchaft nur von dem Miteigentiimer 
unb dem Nießbraucher gemeinſchaftlich verlangt werden kann. Vgl. auch die 88 1024, 1060. 

II. Rechtliche Ratur der Gemeinfhaft. Während bei der Gefellſchaft, der Bütergemeinichaft 
und ber Erbengemeinſchaft ber beuticrechtliche Gebante der gefamten Hand durchgeführt tft, Hält 
das Gefeg bei der gewöhnlichen Gemeinfhaft an der römiſchrechtlichen Auf— 
faffung feft. Jedem Teilhaber fteht ein fefter, von vornherein beftimter Anteil an dem ges 
meinſchaftlichen Gegenftande zu. Dementſprechend wird die gewöhnliche Gemeinſchaft im Gejeg 
als Gemeinſchaft nad; Bruchteilen bezeichnet. Die Anteile ber einzelnen Teilhaber find nicht 
dinglich fiir die Zwede der Gemeinfchaft gebunden. Der Anteil des einzelnen wird vielmehr 
als ein jelbftändiges echt behandelt, über welches der Berechtigte frei verfügen kann und welches 
auch der Zwangsvollſtreckung unterliegt. Jedem Teilhaber ift ferner ein unverjährbarer Anſpruch 
auf Aufgebung der Gemeinſchaft eingeräumt. Aus Gründen bes praktiſchen Bedürfniſſes ift 
indeſſen in Durchbrechung des Prinzips beftimmt, daß, wenn bie Teilhaber die Benugung und 
Verwaltung des gemeinfchaftlihen Gegenftandes geregelt oder das Recht, bie Aufgebung der Ge- 
meinfchaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit außgefchlofien oder eine Kündigungsfrin her 
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ftimmt haben, eine folhe Wereinbarung auch für oder gegen bie Sondernachfolger wirken foll 
(88 746, 751 Sag 1). Im ähnlicher Weife ift auch bei den Vorſchriften über die Berichtigung 
gemeinſchaftlicher Schulden (88 755. 756) der Gebanfe der gefamten Hand berüdfichtigt. 

In einer anderen Richtung weicht dagegen das Geſetz vom römtichen Rechte ab. Coll bie 
Gemeinſchaft aufgehoben werben, jo unterliegt die Art der Teilung des gemeinfchaftlichen Gegen: 
ftandes in erfter Linie der Vereinbarung ber Teilhaber. In Ermangelung einer Einigung muß 
richterliche Entfheidung eintreten. Das römiſche Recht gewährt num im Teilungsprozefie dem 
Richter eine befonders freie Stellung, Nicht nur die Art der Teilung ift feinem Ermeſſen über 
lafien, fondern es it ihm auch die Befugnis eingeräumt, zum Bollzuge der von ihm gewählten Art 
unmittelbar durch feinen Spruch Rechte der Teilhaber zu übertragen, aufzuheben und zu fchafien. 
Die Teilung erfolgt durch fog. fonftitutives Teilungsurteil. Mit diefem Syſtem ift gebroden. 
Nach dem Vorbilde des preukifchen Landrechts Hat das Gefeg die Art der Teilung feit beftimmt. 
Jeder Teilhaber Hat einen Anſpruch darauf, daß der gemeinfchaftliche Gegenitand in Natur geteilt 
wird, wenn er ſich ohne Minderung des Wertes in gleichartige Teile zerlegen läßt. Sind bie 
Vorausſetzungen für die Teilung in Natur nicht gegeben, fo erfolgt die Aufhebung der Gemein, 
fchaft duch Verlauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes nad) den Borfchriften über den Pfandr 
verkauf, bei Grundftüden durch Zwangsverſteigerung und durch Teilung des Exlöfes. Wird 
Klage erhoben, fo gelten für das Verfahren die allgemeinen Grundfäge der CPO. Der Kläger 
bat einen beflimmten Klagantrag zu ftellen, über welchen in derfelben Welle erkannt wird, wie 
über andere vermögensrehtlihe Anſprüche. Das im Teilungsprozeß ergebende Urteil hat feine 
tonftitutive, ſondern dellaratorifhe Bedeutung. 

III. Aus der Gemeinſchaft entipringen gegenfeitige Verpflichtungen ber Teilhaber. Ins» 
befondere darf fein Teilhaber das Recht des anderen verlegen, er muß ihm vielmehr die Teils 
nahme an Beſitz, Gebrauch. und Nutzungen nad) Maßgabe des Anteildrechts des anderen geftatten. 
Hat ein Teilhaber über feinen Anteil hinaus Nugungen bezogen, fo ift er zur Erftattung des 
Buvielbezogenen verpflichtet. Die Laftentragung tft im $ 748 beſonders geregelt. 

Die Schuldverhältnifie, welche kraft Gefeges für die Teilhaber begründet werben, unter 
fiehen ben allgemeinen Grundjägen. Insbeſondere haften die einzelnen Teilhaber bei Erfüllung 
der ihnen obliegenden Verpflichtungen für alles Verſchulden; ihre Haftung befhräntt ſich nicht, 
wie bei der Gefellichaft, auf diejenige Sorgfalt, welche fie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegen. Ein bei den Beratungen der zweiten Kommiſſion geftellter Antrag, welcher die Haftung 
in dieſer Weiſe einfchränten wollte, ift abgelehnt (P. II Bd. 2 ©. 768). 

Die Anfprühe der Teilhaber gegeneinander können nicht nur bei ber Teilung, fondern 
ſchon während dev Dauer der Gemeinihaft und, fofern fie bei der Teilung nicht berüdfichtigt 
wurden, auch nad diefer geltend gemacht werden. 

+ IV. Für die Beziehungen der Teilhaber gu dritten Perfonen find die für das betreffende 
gemeinſchaftliche Recht gelienden allgemeinen Grundfäge maßgebend. 

&) Das gemeinſchaftliche Recht kann in der Regel nur von allen Teilbabern gemeinſchaftlich 
gegen Dritte geltend gemacht werden. Dies gilt nicht nur von der gerichtlichen Geltendmachung, 
fondern auch fonft 3. B. von ber Anfechtung, dem Nüdtritt, der Kündigung. Hiervon beftehen 
aber Ausnahmen, 3. B. in Anſehung von teilbaren Forderungen nad) $ 432, in Unfehung des 
Miteigentums nach $ 1011. Die Geltendmachung feines eigenen Anteilsrechts gegen Dritte ift 
jedem Teilhaber geftattet (Hellwig a. a. D.). 

b) Auch für die Verpflichtungen der Teilhaber Dritten gegenüber entſcheidet nicht das Recht 
ber Gemeinſchaft, fondern das des betreffenden Rechtsverhältniſſes. Vgl. Erl. 7 zu 8 748. 

V. Anordnung bes Stoffes. Der 8 741 fpriht dem formellen Sag aus, baß bei jeder 
Gemeinſchaft, welche nicht Sondervorſchriften unterworfen ift, die Vorfchriften des fünfzehnten 
Titels Anwendung finden follen. Der 8 742 ftellt die Auslegungsregel auf, daß den Teilhabern 
gleiche Anteile zuftehen. Die 88 743—748 regeln die Rechtsverhältniſſe während Beſtehens der 
Gemeinfhaft, und zwar der & 743 bie Verteilung der Früchte und ben Gebrand) bed ge 
meinſchaftlichen ®egenflandes, die 88 744—746 die Verwaltung und Benugung, ber $ 747 bie 
Verfügung über die Anteile und den gemeinjchaftlihen Gegenftand im ganzen, der $ 748 bie 
Tragung der Koften und Laften. Die 88 749—758 ftellen die Grundfäge auf, welche für die 
Aufhebung der Gemeinichaft mahgebend find. Die 88 749-751 handeln insbefondere von ben 
Borausfegungen, die 88 752—754 von ber Durdführung der Teilung, bie 88 755-757 von 
der Berichtigung der Schulden und ber Gewährleiftung. Der g 758 fpricht aus, daß der Auſpruch 
auf Aufhebung ber Gemeinſchaft nicht der Verjährung unterliegt. 
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8. 741. Steht ein Recht Mehreren gemeinschaftlich zu, fo finden, fofern fich 
nicht aus dem Geſetz ein Anderes ergiebt, die Vorjchriften der 88. 742 bis 758 
Anwendung (Gemeinjchaft nach Bruchtheilen). 


$. 742. Im Zweifel ift anzunehmen, daß den Theilhabern gleiche Antheile 
auftehen. 


VI. Bertragämäßige Regelung der Rechtsverhältniſſe aus einer Gemeinfhaft. Die Bor- 
ſchriften über die Gemeinfchaft find imfofern zwingender Natur, als das Prinzip der Teilung 
nad) Bruchteilen und die fi hieraus ergebenden Konfequenzen nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen 
werden können (8 741). Insbeſondere kann durch Vertrag die Gemeinschaft nach Bruchteilen 
nicht in eine Gemeinſchaft zur gefamten Hand umgemwanbelt werben; es verbietet fich dies ſchon 
um besmwillen, weil durch die dingliche Bindung der Anteile der Teilhaber, welche für die ge— 
famte Hand charakteriſtiſch ift, die Rechte der Gläubiger beeinträchtigt werden würden. Mittelbar 
können indefjen die Teilhaber jenen Zwed dadurch erreichen, daß fie eine Geſellſchaft eingehen. 
Ob und inwieweit die einzelnen Borfchriften über die Gemeinſchaft durch Vertrag geändert werden 
lönnen, ergibt fih aus diefen felbft. 

- VII. fibergangsvorjeriften. Auf eine zur Zeit bes Infrafttretens bes BGB. be- 
ftrehende Gemeinfhaft nad) Bruchteilen finden von diefer Zeit an die Vorfchriften des BGB. 
Anwendung (EG. Urt. 173). Das zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beitehende Stod- 
werkseigentum bleibt beftehen. Das Rechtsverhältnis der Beteiligten untereinander beftimmt 
fi) nad) den bisherigen Gejegen (EG. Art. 182). 

VIII Die Grenzverwirrung ift im 8 920 behandelt. 


$ 741. 
€.18 762; II 8 677 rev. 8 729; III 8 728. ®P.1 S. 4281f., 4818ff., 118921.; M. II ©. 8731. 
P.1 88.2 6. 7431., 7681.; 86.4 6.232. 2. E. 644. 


1. Wegen bes allgemeinen Charalters ber Gemeinſchaft ſ. Vorbm. zu diefem Titel 
unter II. 

2. Gegenftand der Gemeinſchaft. Der Hauptfall ber Gemeinfchaft iſt der bes Mit» 
eigentums an einer Sade. Es fan, aber aud) jedes andere Recht Gegenftand ber Gemeinſchaft 
fein. Insbeſondere ift auch eine Gemeinſchaft an Forderungen möglich; zu beachten ift aber, 
daß, wenn mehrere eine teilbare Leiftung zu fordern haben, nad) ber Hegel des 8 420 im Zweifel 
jeder Gläubiger nur zu einem gleichen Anteile berechtigt ift. In dem bisherigen Rechte ift 
fteeitig, ob man den Befig als ein Mecht anzujehen hat. Das BGB. Hat in diefer Hinficht feine 
pofitive Entſcheidung gegeben, e8 behandelt aber den Mitbefig mehrerer an einer Sade als 
möglich und zuläffig. Es dürfte unbedenklich fein, die Vorſchriften über die Gemeinſchaft auch 
auf diefe Fälle anzuwenden. 

3. Auf welchem Rechtsgrunde die Gemeinſchaft beruht, ob fie durch Geſetz oder Rechts⸗ 
geſchäft, insbeſondere durch Vertrag oder legtwillige Verfügung, herbeigeführt ift, macht für die 
obligatorifhen Berpflichtungen der Teilhaber untereinander feinen Unterſchied. 

4. Wegen der rein tat ſächlichen Gemeinſchaften f. Borbm. zu bdiefem Titel unter I. 

5. Eintragung ber Gemeinſchaft ind Grundbuch. Soll ein Recht für mehrere gemein- 
ſchaftlich im Grundbuch eingetragen werben, jo fol die Eintragung in der Weife erfolgen, dab 
entweber die Antelle ber Berechtigten in Bruchteilen angegeben werben ober das für die Ge— 
meinfhaft maßgebende Mechtsverhältnis bezeichnet wird (GBO. 8 48). 


$ 742. 
€.1% 764; II 8 678 ces. 8 730; III 8 729. P.1 €. 303311. 3557, 3561; M.II €, 875. 
9.1 85.2 6.743, 746. 

1. Die Größe der Anteile der Teilhaber wird durch dad die Gemeinſchaft begründende 
RechtSverhältnis beftimmt, f. 3. B. 88 947, 948, 1109 Abſ. 1 Sag 2, 2157; wegen bes Herbergd- 
rechts |. EG. Art. 131, wegen des Stodwerfdeigentums EG. Art. 182. Aus Bwedmäßigfeit3- 
südfichten ftellt das Geſetz im Anſchluß an das bisherige Recht die Auslegungsregel auf, dap im 
Zweifel gleiche Anteile angenommen werden follen. 
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$. 743. Jedem Theilhaber gebührt ein feinem Antheil entſprechender Brud;- 
theil der Früchte. 

Jeder Theilhaber ift zum Gebrauche de3 gemeinjchaftlichen Gegenftandes in- 
foweit befugt, als nicht der Mitgebrauch der übrigen Theilhaber beeinträchtigt wird. 


2. Bedeutung ber Regel bed & 742 für das Grundbuch. Die Eintragung ber &emein- 
ſchaftsverhältniſſe ins Grundbuch Hat entweder in ber Weife zu erfolgen, dab die Anteile in 
Bruchteilen angegeben werden ober dad für die Gemeinfchaft maßgebende Rechtsverhältnis be 
zeichnet wird (848 GBO.). Die Unslegungsregel des 8 742 kommt, wenn feftiteht, daß es ſich 
um eine Gemeinihaft nad Bruchteilen Handelt, aud) für die Eintragung ins Grundbuch in Be 
tracht. Sie fann aber auf Grund der Ordnungsporfchrift des 8 48 der GBO. nicht ald Grund⸗ 
lage der Eintragung dienen (KG. 20 ©. A 304; 21 ©. A. 110; Bayer. ObLG. 5 ©. 177; Achilles⸗ 
Streder EBD. $ 48 Erl. 6, Rſpr. 2 ©. 4, 87; 4 ©. 328 a. A. E81. f. 56.2 ©. 278). BgL 
Erl. 2c zu 8 1114. 


8748. 
€. 18 765 M5f. 2; I1 8 679 reb.g 731; II 8 730. P.I 6.303311, 30431. 3557, 3561; m. II ©. 87511. 
9.11 88.2 6, 743, 746. 

1. Reit eined Teilhaber au ben Früchten. Der Abf. 1 beftimmt das Maß des Anteils 
ber einzelnen Teilhaber an den Früchten (8 99) des gemeinfchaftlichen Gegenftandes. Der Be: 
griff der Früchte ergibt fih aus 8 99. Nach dem Abf. 1 gebührt jedem Teilhaber ein feinem 
Anteil entſprechender Bruchteil der Früchte. Hierauf Hat der Teilhaber ein Hagbares Recht gegen: 
über den anderen Teilhabern, das ihm nad) $ 745 Abſ. 3 Sag 2 nicht ohne feine Zuftimmung, 
auch nit durch Mehrheitsbeſchluß beeinträchtigt werden kann. 

Durch Vertrag der Teilhaber miteinander kann das Maß des Anteils an den Früchten 
anders beitimmt werben. Dann gelten der 8 743 und der 8 745 Abſ. 3 Sag 2 von dem ver 
einbarten Unteil. 

2. Der Teilhaber Hat Anteil an dem Bruttoertrage ber Früchte, nicht exit an dem, was 
nach Abzug ber Geminnungstoften übrig Bleibt. Für die Gewinnungskoſten muß er aber ben 
anderen Teilhabern gegenüber nad) 8 748 anteilig anflommen, und bei der Teilung der Früchte 
find diefe Koften nah Maßgabe des 3 755 zu berldfichtigen. 

3. Die Frage, ob nnd in weldger Weiſe Früchte zu ziehen find, wird durch den 8 743 
nicht entfchieden. Dies beftimmt fich vielmehr nad den für die Verwaltung und Benugung des 
gemeinſchaftlichen Gegenftandes getroffenen Beftimmungen (88 744, 745). 

4. Ebenfo kann aus 8 743 nichts darüber entnommen werden, in welcher Weile fi ber 
Erwerb ber Früdte vollzieht. Für die natürlichen Früchte ergibt fi dies aus den 88 953ff.; 
für die bürgerlichen Früchte ift daS zugrunde liegende Rechtsverhältnis maßgebend. 

5. Die Berteilung der gemeinſchaftlichen Früchte felbft hat nad) Maßgabe der 88 762ff. 
zu geichehen. 

6. Eine Sondervorſchrift enthält der 8 923 Abſ. 1 für die Früchte eines auf der Grenze 
ftehenden Baumes. Sie gehören den Nachbarn zu gleichen Teilen. 

7. Im Abſ. 2 ift das Recht eines Teilhaberd zum Gebrauche geregelt. Jeder Teilhaber 
ift zum Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes berechtigt und zwar aud) dann, wenn ein 
anberer Teilhaber widerſpricht. Er muß nicht erft den Widerfpruch durch Urteil befeitigen. Unter 
Gebrauch ift die tatfählihe Benugung, nicht aber die Nugung ober Fruchtziehung zu verjtehen 
(8 100). 

8. Das Recht de einzelnen Teilhabers findet feine Schranken an dem Rechte der übrigen 
Teilhaber. Ein Teilhaber ift zum Gebraude nur befugt, foweit nicht dadurch der Mitgebrauch 
der übrigen beeinträchtigt wird. Dabei fommt es nicht darauf an, ob der mögliche, fondern ob 
der tatſächliche Mitgebrauch eines anderen Teilhaber beeinträchtigt wird. Solange alſo ein 
Teilhaber von der Sade feinen Gebrauch macht, fteht fein Recht dem Gebrauche der anderen 
nit im Wege. Bol. auch Rimelin in Iherings Jahrb. 28 ©. 464. Wenn mehrere Teilhaber 
ben Gebrauch gleichzeitig beanfpruchen und der Gebrauch des einen den Gebraud) des andern 
beeinträchtigt, fo müflen, wenn man ſich nicht einigen kann, alle auf den Gebraud verzichten: 
doch fteht es jedem Teilhaber frei, eine Entſcheidung über die Benugung des Gegenftandes nach 
Maßgabe bed 8 745 herbeizuführen. Die Entfeidung kann z. B. möglicherweife dahin zu gehen 
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$. 744. Die Verwaltung des gemeinfchaftlichen Gegenftandes fteht den Theil- 
Habern gemeinjchaftlich zu. 

Jeder Theilfaber ift berechtigt, die zur Erhaltung des Gegenftandes noth- 
wendigen Mafregeln ohne Zuftimmung ber anderen Theilhaber zu treffen; er kann 
verlangen, daß diefe ihre Einwilligung zu einer ſolchen Maßregel im voraus er» 
theilen. 


haben, daß bie Teilhaber in dem Gebrauche wechjeln follen, fo wenn eine Sache gemeinſchaſtlich iſt, die 
gleichzeitig überhaupt nicht von mehreren gebraucht werden kann, z. B. ein Pferd, ein Kirchenſtuhl. 

Bet der Frage, wieweit ber einzelne Teilhaber im Gebrauche gehen darf, kann das Schikane⸗ 
verbot des 8 226 von Bedeutung fein. 

9. Der Abf. 2 fegt voraus, daß nicht über die Benugung durch Vereinbarung, Mebrheits: 
beſchluß oder Richterſpruch bejondere VBeitimmungen getroffen find (88 744, 745). Er ift alfo 
nur anwendbar, wenn die Benutzungsart feftiteht, die Benugungsart felbjt wird in den 88 744, 
745 geregelt (Seuffü. 57 ©. 57). Hieraus folgt auch, daß es ein unentziehbares Individual⸗ 
recht des Teilhabers auf den Gebrauch nicht gibt (vgl. hierzu Erl. 6b zu 8 745 Abſ. 3 Satz 2). 

10. Ein Teilhaber, der einen anderen Teilhaber an dem Gebrauche widerrechtlich hindert, 
ift nad) allgemeinen Grundjägen zum Schadenserſatze verpflichtet. Beſitzſchutz findet im Ver 
hältnis der Teilhaber zueinander nicht ftatt, ſoweit es fi) um bie Grenzen des dem einzelnen 
äuftehenden Gebrauchs Handelt (8 866). Wegen Entziefung des Beſitzes fteht aber jedem Teil» 
haber gegen die anderen Teilhaber Beſitzſchuß zu. Dritten gegenüber hat jeder Teilhaber vollen 
Beſitzſchutz. 

11. Ausübung der Rechte eines Teilhabers durch einen Pfandgläubiger ſ. 8 1258. 

12. Sonbervorfcriften über die Benugung gemeinſchaftlicher Mauern und dgl. enthalten 
bie 88 921, 922. 

88 74-746. 2 

1. Die 88 744—746 regeln die Verwaltung und Benutzung der gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ftände für die Dauer der Gemeinschaft. 

Grundfäglic fol die Verwaltung allen Teilhabern gemeinſchaftlich zuftehen (8 744 Abſ. 1), 
aber die abjoluie Durchführung diefed Prinzips könnte zu großen Unzuträglichteiten führen. 
Denn die Teilhaber ftehen ſich bei der gewöhnlichen Gemeinſchaft felbftändig und unabhängig 
gegenüber, fie find nicht wie bei der Gefellfchaft, verpflichtet, für einen gemeinfamen Zweck mits 
zuwirken. Der einzelne Teilhaber witrbe danach in der Lage fein, indem er feine Zuftimmung 
zu einer durch die Umſtände gebotenen Verwaltungsmaßregel verweigert, bie Jutereſſen ber 
anderen Teilhaber in erheblihem Maße zu ſchädigen. Deshalb fieht das Gefeg Ausnahmen vor. 
Jeder Teilhaber foll berechtigt fetn, die zur Erhaltung des gemeinfchaftlihen Gegenftanbes er⸗ 
forderlihen Maßregeln felbftändig vorzunehmen (8 744 Ubf. 2). Berner ift mit gewifjen Eins 
Ihräntungen eine Regelung der Verwaltung und Nutzung duch Mebrheitsbeihluß zugelaſſen 
(8 745 Abf. 1, 3), und endlich ſoll jeder Teilhaber, wenn bie Verwaltung und Benutzung nicht 
durch Vereinbarung ober Mehrheitsbeſchluß geregelt ift, eine dem Interefſe aller Teilhaber nad) 
billigem Ermefjen entiprechende Verwaltung und Benugung verlangen können (8 745 Abſ. 2, 3). 
Es iſt alſo die Möglichleit gegeben, auf alle Fälle eine den Interefien der Gefamtheit ent⸗ 
ſprechende Ordnung herbeizuführen. Um die Aufrechterhaltung der getroffenen Regelung zu 
fihern, tft ferner beftimmt, daß die getroffene Beſtimmung auch für und gegen bie Sondernach⸗ 
fofger wirten folle (8 746). 

2. Die Vorfchriften der 88 744—746 betreffen nur das Verhältnis der Teilhaber zueinander. 
Für die Geltendmachung der gemeinſchaftlichen Rechte Dritten gegenüber gelten die gewöhnlichen 
Grundfäge; wegen ber gemeinſchaftlichen Forderungen |. 38 428ff., wegen der Rechte vom Mit- 
eigentümern 8 1011. 

$ 74. 
€.18 765 Ab. 1, 8 766 Eng 3; II 8 680 rev. 8 732; II 8 731. P. 1 6. 3033 ff., 3074, 3557, 3561; 
M.IE.8751. P.I1 80.2 €. 7461. 

1. Recht auf Berwaltung des gemeinſchaftlichen Gegenftandes. Die Verwaltung fteht ven 
Teilhabern nach Abſ. 1 nur gemeinſchaftlich zu. Die Gemeinſchaft der Verwaltung fliegt in 
fich, daß alle Beſchlüſſe einftimmig zu faſſen find und daß keine Handlung vorgenommen werden 
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darf, wenn ein einzelner Teilhaber widerfpricht. Infofern weicht das Recht auf Berwaltung von 
dem Rechte auf Gebrauch (8 743) ab. Daraus ergibt fi) die Notwendigkeit, zwifden beiden zu 
unterſcheiden. Wo die Grenze liegt, kann nur mit Rückſicht auf bie Verhältuifie des einzelnen 
Falles beitimmt werden. Allgemein läßt fi nur fagen, daß alle Maßnahmen, die eine Änderung 
der derzeitigen wirtichaftlichen oder rechtlihen Lage bed gemeinfchaftlichen Gegenſtandes bezielen, 
als Berwaltungshandlungen aufzufafien find. 

2. Aus der Gemeinjcaftlichleit der Verwaltung ergibt fih, daß jeder Teilhaber ein Recht 
darauf hat, bei der Verwaltung nicht ausgeſchaltet zu werden, umgelehrt aber aud) fein Teilhaber 
ein Recht der Verwaltung unabhängig von ben andern hat. Das Recht auf gemeinſchaftliche Ber- 
waltung ift jedoch fein Individualrecht wie das im & 743 Abf. 1 gewährleiftete Recht auf Anteil 
an ben Früchten, die Verwaltung kann vielmehr nad; 8 745 Abi. 1, 2 durch Mehrheitsbeſchluß 
oder Nichterfpruch geregelt werden. 

8. Bon der Gemeinfchaftlichkeit der Verwaltung macht der Ab. 2 eine weitere Ausnahme. 
Die zur Erhaltung des gemeinſchaftlichen Gegenftandes notwendigen Mafregeln kann jeder 
Teilhaber ohne Zufttimmung der anderen treffen. Die Ausnahme gilt nicht für die nur nüglichen 
Maßnahmen, fie ift auch nicht ausgedehnt auf die Maßregeln, die der Teilhaber für notwendig 
hält, die Maßregel muß zur Erhaltung des wirtſchaftlichen Wertes des Gegenftandes objektiv 
notwendig fein. Beiſpiele für ſolche Mafregeln bieten dringende Ernenerungsarbeiten, Beftellung 
der Grundftüde, Bezahlung von Hypothetenzinfen, um die Bwangsvollftredung abzuwenden, 
Tilgung öffentlichrechtlicher auf dem gemeinfhaftlichen Gegenftande ruhender Anfprüdhe Auch 
Verfügungen über ben Gegenſtand können unter Umftänden als zu feiner Erhaltung notwendige 
Maßregeln in Betracht Tommen, z. B. die Veräußerung von Sachen, deren Verberb zu be— 
ſorgen ift. 

Sind die von einem Teilhaber in Beziehung auf den gemeinjchaftlichen Gegenftand ge= 
troffenen Maßregeln nicht zur Erhaltung des Gegenftandes notwendig, fo tit er den anderen 
Teilbabern nad) allgemeinen Grundfägen zum Schadenserſatze verpflichtet. Ein Antrag, welcher 
im Anſchluß an eine Beftimmung des gemeinen Rechts bie Vorſchriften Über den Schadenserſatz 
infofern modifizieren wollte, als das Recht bes einzelnen Teilhaber auf Wiederherftellung des 
früheren Zuftandes ausgefhlofien fein follte, wenn die Veränderung für die gemeinfchaftlichen 
Interefien vorteilhafter fei als der frühere Zuftand, ift abgelehnt (®. II Bb. 2 ©. 769). 

Der Teilhaber ift bei zur Erhaltung notwendigen Maßregeln nicht nur bereditigt, fie ſelb⸗ 
ftändig vorzunehmen, fondern er kann von ben anderen Teilhabern auch verlangen, ba fie ihre 
Einwilligung ($ 183) zur Vornahme der Mafregeln im voraus erteilen. Hierauf kann er Hagen, 
dag Urteil erfegt die Einwilligung (3 894 CPO.). Diefes Recht tft für ihn von Bedeutung, 
weil e8 ihm Dritten gegenüber ben Nachweis feines Verwaltungsrechts gibt und zugleich im Ber= 
hältnifie nad) innen ifm davor ſchützt, daß die anderen Teilhaber ſpäter die Notwendigkeit ber 
Maßregel beitreiten. 

4. Das im Abf. 2 beftimmte Recht eines jeden Teilhaber kann durch Mehrheitsbeſchluß 
(8 745) nicht beeinträchtigt werben. Dagegen ift es zuläffig, daß dieſes Recht durch Vereinbarung 
der Teilhaber befchränft ober befeitigt wird. 

5. Eine Pflicht zur Verwaltung des gemeinfchaftlichen Gegenftandes ift nicht beſtimmt. 
Insbeſondere befteht feine Verpflichtung ber Teilhaber, behufs Abwendung von Berluften Hand: 
lungen zur Erhaltung des gemeinjchaftlihen Gegenftandes vorzunehmen; fie kann fi) aber 
mögliherweife aus einem anderen Mechtsverhältniffe, 3. B. aus einem zwiſchen den Teilhabern 
geſchloſſenen Vertrag, ergeben. 

6. Bereinbarungen über bie Art der Berwaltung können die Teilhaber beliebig treffen. 
Sie können die Verwaltung gemeinfchaftlih führen oder einem Dritten oder einem aus ihrer 
Mitte Übertragen. Im lepteren Falle beftimmen ſich die rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem 
Gejhäftsführer und dem übrigen Teilhabern nah dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Verträge; 
regelmäßig wird das Verhältnis nach ben Grundſätzen bes Auftrags oder des Dienftvertrags oder 
des Werkvertrags zu beurteilen fein. Eine Vertretungsmacht ſteht dem Geſchäftsführer nur zu, 
wenn und foweit fie ihm übertragen iſt oder fi) aus einem anderen Rechtsverhältnis ergibt. 
Die rechtliche Stellung des Geichäftsführers bei der Gemeinſchaft ift hiernach eine andere wie die 
bes geichäftsfüßrenden Gefellihafters (38 710ff.). Auch Hinfichtlich der Urt und Weife, wie die 
moatertelle Benugung des gemeinjcaftlihen Gegenftandes geregelt werden ſoll, haben bie Teils 
haber freien Spielraum. Sie können bejtimmen, daß der Gegenftand gemeinſchaftlich benupt 
ober ben Teilhabern abwechſelnd zur Verfügung geftellt werden oder daß er durch Vermietung 
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$. 745. Durch Stimmenmehrheit fann eine der Befchaffenheit des gemeinfchaft- 
Tichen Gegenftandes entjprechende ordnungsmäßige Verwaltung und Benugung 
bejchloffen werden. Die Stimmenmehrheit ift nach der Größe der Antheile zu 
berechnen. 

Jeder Theilhaber fann, fofern nicht die Verwaltung und Benugung durch 
Vereinbarung oder durch Mehrheitsbefchluß geregelt ift, eine dem Interefje aller 
Theilhaber nad billigem Ermefjen entjprechende Verwaltung und Benutzung ver⸗ 
langen. 

Eine wejentliche Veränderung des Gegenftandes kann nicht bejchlofjen oder 
verlangt werben. Das Recht des einzelnen Theilhaber3 auf einen feinem Antheil 
entfprechenden Bruchtheil der Nugungen kann nicht ohne feine Zuftimmung be» 
einträchtigt werden. 


oder Verpachtung ausgenutzt werben fol. Es können auch Sonderrechte für einzelne Teilhaber 
beftellt werden. 

Wenn bie einzelnen Teilhaber vertragsmäßig ihre Zuftimmung zu einer beſtimmten Art 
der Verwaltung und Benugung gegeben Haben, fo find fie gegenfeitig gebunden und verpflichtet, 
bei den zur Durchführung erforberlihen Maßnahmen mitzuwirten. Der einzelne Teilhaber tft 
für den durch eine ungerechtfertigte Weigerung oder Verzögerung entſtehenden Schaden ben anderen 
Teilhabern haftbar. 

7. Die gegenfeitige Haftung ber Teilhaber für Sorgfalt richtet fih nah 8 276 (f. 
Vorhm. II). 

8. Wegen des Erſatzes der Anlagen, die ein Teilhaber bei der Verwaltung des ge= 
meinfchaftlichen Gegenftandes Hat, insbejondere wegen ber Erftattung ber Koften von zur Er- 
Haltung notwendigen Maßregeln, |. Erl. zu 8 748. 


874. \ 
€.18 763 Ea4 3, 8 765 Mbf. 3, 8 772 Eat 1; II 8 681 veh. 8 733; III 8 732. P.I 6.3033 f., 2042 ſ. 

30651., 3557, 4281, 4318 ff., 6200, 11893; m. II ©.875f. P. 11 8b. 2 6. 743 ff.; 88.3 6. 279. 

Bgl. Vorbm. zu den 85 744—746. 

1. Der die Regelung der Verwaltung durch Mehrheitsbeſchluß zulafiende Abſ. 1 bildet 
eine Abweichung von dem Orundfage des 8 714. 

&) Die Stimmenmehrheit ift nicht nad) Köpfen, fondern der Grüße der Anteile zu be— 
rechnen (Ab. 1 Sag 2). Ein Mehrheitsbeſchluß kann alfo, jofern die Anteile verſchieden find, 
auch dann zuftande kommen, wenn die Gemeinjchaft nur aus zwei Berfonen beiteht. Erforderlich 
ift abjolute Stimmenmehrheit. 


b) Über die Art, wie bei der Abſtimmung zu verfahren ift, enthält das Gefeg keine Vor⸗ 
ſchriften. Man wird aber die VBeftimmung fo auszulegen haben, dab die Mehrheit verpflichtet 
itt, ben einzelnen Teilhabern Gelegenheit zu geben, abweichende Anfichten zu vertreten und zu 
begründen (f. Exl. zu $ 709 Nr. 3). Nichtanhörung oder nicht gehörige Anhörung der Minderheit 
macht den Beſchluß der Mehrheit nicht unwirkſam, fondern Tann nur unter Umftänden zum 
Schadenserfage verpflihten oder einen wichtigen Grund zur Aufhebung der Gemeinſchaft (8 749) 
abgeben (Seuffl. 61 ©. 230). 

0) Beſchloſſen werden kann nur eine ber Beichaffenheit des gemeinfchaftlichen Gegenſtandes 
entiprehende ordnungsmäßige Berwaltung oder Benugung. Als Verwaltung erfcheint, wie ſich 
aus % 747 ergibt, die Verfügung nicht; eine Verfügung über den gemeinicaftlihen Gegenſtand 
ift nur gemeinschaftlich möglich. 

2. Ein Beſchluß, welcher dem Gefege nicht entfpriäht, iſt unwirkſam. Dies gilt inäbefondere 
von einem Beichluffe, der nicht richtig zuftande fam, z. B. wenn bie Mehrheit nicht richtig bes 
rechnet wurde oder Mitglieder aus Irrtum oder infolge argliftiger Täuſchung für den Beſchluß 
fimmten und ihre Abſtimmung mit Rüdfiht auf den Irrmm oder die Täuſchung anfechten. 
Daß die für Willengerflärungen geltenden allgemeinen Vorſchriften auf die Abftimmung An- 
wendung finden, bürfte nicht zweifelhaft fein. 
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Darüber, ob der Beſchluß unwirkſam tft, kann jeder Teilhaber vor der Ausführung duch 
Seftftellungsllage richterliche Eutſcheidung herbeiführen. Nach der Ausführung kann möglicher 
weiſe auch durch Letftungsflage oder durch Einwendungen gegen bie Leiftungslfage anderer Teil: 
baber die Unwirkſamkeit geltend gemacht werben. Der Beweis, daß die Vorausſetzungen des 
Abſ. 4 vorliegen, obliegt der Majorität. Übrigens machen ſich aud bie einen unwirkfamen Be 
ſchluß ausführenden Teilhaber, fofern ihnen ein Verſchulden (3 276) zur Laft fällt, dem anderen 
Teilhabern fchadenserfagpflichtig. 

Ein ordnungsmäßiger Beſchluß tft dagegen für alle Teilfaber bindend; wegen Unzwed- 
mäßjigfeit kann er nicht angefochten werben. Auch wer dagegen geftimmi bat, ift verpflichtet, zur 
Durchführung des Beſchlufſes mitzuwirken, insbeſondere zu Rechtsgefchäften mit Dritten, die zum 
Zwecke der Verwaltung orbnungsmäßig beſchloſſen find, 3. B. zu der Vermietung ober Pers 
pachtung des gemeinfchaftlichen Gegenitandes, die Buftimmung zu erteilen. 

3. Die Mehrheit kann die von ihre befchloffenen Maßnahmen auch ohne Mitwirkung der 
Minderheit vornehmen. Insbeſondere kann fie den gemeinſchaftlichen Gegenſtand auch ohne 
Mitwirkung der Minderheit vermieten oder verpachten (Seuffl. 61 ©. 230). Soweit die von 
der Mehrheit beihlofienen Maßnahmen indeſſen eine Verfügung über den gemeinfdaftlihen 
Gegenftand enthalten, bedarf e8 bes Zuſammenwirkens aller Teilhaber (3 747). Auch wird dur 
den Mehrheitsbeſchluß nicht ein Necht der Vertretung der Minderheit duch die Mehrheit bes 
gründet. Die Rechtsgeſchäfte der Mehrheit verpflichten alfo die Minderheit dem Dritten gegen 
über nit. 

4. Auch das unter den Voransfegungen bes Abſ. 2 jedem Teilhaber zuftehende edit auf 
eine dem Intereſſe aller Teilhaber eutſprechende Berwaltung und Benugung bedeutet eine Ab- 
weihung von dem Grundfage des $ 744. Der Abſ. 2 beruht darauf, daß es oft nicht möglich 
At einen Mehrheitsbeſchluß herbeizuführen, z. B. wenn die Gemeinfhaft nur ans zwei Perſonen 
mit gleihgroßen Anteilen befteht ober gleihviele Anteile für wie gegen eine Maßnahme find. 
Der E. J (8 772) gab den einzelnen Teilhabern einen Anſpruch auf Regelung der Verwaltung 
und Benugung nur, wenn und folange die Aufhebung der Gemeinſchaft aus rechtlichen oder tat⸗ 
fählihen Gründen nicht herbeigeführt werben konnte Die zweite Kommiſſion bat die Ein: 
ſchränkung geftrihen. Das Hauptanwendungsgebiet des 8 745 Abi. 2 bilden aber immerhin die 
Bälle, in denen die Aufhebung der Gemeinſchaft nicht im Intereſſe der Teilhaber tft. 

Nach dem Abi. 2 Hat alfo jeder Teilhaber ganz allgemein, wenn die Verwaltung ober Be 
nugung nicht durch Vereinbarung ober Mehrheitsbeſchluß geregelt ifi, daS Recht, von den übrigen 
Zeilhabern zu verlangen, daß fie in eine dem Intereſſe aller Teilhaber nach billigem Exrmefien 
entfprechende Verwaltung und Benutzung milligen, 3. B. in die Wiederherftellung eines abe 
gebrannten gemeinjchaftlichen Gebäudes (Mipr. 8 ©. 82), in bie gerichtliche Ernennung eines Ber 
walters (RG. IW. 1906 S. 112; Seuffü. 61 ©. 360), in die Benutzung eined Grenzftreifens 
Geuffel. 57 ©. 57). 

Die Geltendmahung des Anſpruchs Kat im Wege bes gewöhnlichen Prozefie zu erfolgen 
(ogl. Kifch Urteilslehre S. 128ff.). Die Klage Hat fich gegen bie Teilhaber zu richten, welche 
der vorgefchlagenen Maßregel widerfprechen (vgl. R&.1 ©. 319). Es genügt nicht, in der Klage 
den Richter anzugehen, angemefjene Anordnungen zu treffen, fondern der Kläger hat die Mafr 
regeln, welche ex wünſcht, ſelbſt zu bezeichnen und einen beftimmten Klagantrag dahin zu ftellen, 
daß bie anderen Teilhaber verurteilt werben follen, ihre Auftimmung zu ben geforderten Maß- 
regeln zu geben (Gruch. 49 S.-837). In der nachtrüglichen Bezeichnung eimer anderen als ber 
in ber Klagefchrift hervorgehobenen Maßregel wirb regelmäßig eine Klagänderung nicht zu finden 
fein (M. ITS. 889). Die bellagten Teilhaber find berechtigt, wiberklagsweife andere Mafregeln 
zu fordern. Cie fünnen aud nad) Erhebung der Klage noch einen Mehrheitsbeſchluß fafjen und 
dadurch die Klage gegenſtandslos machen. Die Vorausfegung, dab die in der Klage oder Wider 
Hage verlangte Art ber Verwaltung oder Benupung im Intereſſe aller Teilhaber liegt, ift vom 
Kläger oder Widerfläger zu beweifen. Wenn der Bellagte bie Klage beitreitet, weil die Ber- 
waltung oder Benußung durch Vereinbarung oder Mehrheitsbeſchluß geregelt fet, fo obliegt ihm 
ber Beweis der Vereinbarung oder bes Mehrheitöbejhluffes und zwar muß er, wenn der Kläger 
dies lengnet, aud) die Gültigkeit der Vereinbarung oder bes Mehrheitsbeſchluſſes beweiſen. Die 
Rechtskraft des Urteils, welches eine beitimmte Maßregel für angemefjen erklärt und zur Ein- 
milligung in diefelbe verpflichtet, fchließt das Mecht eines Teilhaber nicht aus, auf Grund fpäterer 
Tatſachen die Einwilligung der übrigen Teilhaber in eine andere durch die Veränderung der Um: 
ftände gebotene Maßregel zu verlangen (M. II ©. 889). 





45. Titel: Gemeinſchaft. $ 746. 1787 


8. 746. Haben die Theilhaber die Verwaltung und Benutzung des gemeinfchaft- 
lichen Gegenstandes geregelt, jo wirft die getroffene Beſtimmung auch für und 
gegen die Sondernachfolger. 


5. Der zum Schuge ber einzelnen Teilhaber dienende Abſ. 8 enthält gewiſſe Befchränkungen, 
bie fi ſowohl auf die im Abſ. 1 beftimmte Zuläffigfeit eines Mehrheitsbeſchluſſes al3 das im 
Abf. 2 beitimmte Necht jedes Teilhaberd beziehen. 

a) Nah Abſ. 3 Sa 1 kann eine mejentliche Veränderung des gemeinfchaftlihen Gegen. 
ſtandes nicht befhlofjen oder verlangt werden. Wann eine Veränderung des Gegenftandes als 
eine weſentliche zu betrachten ift, hängt von der Auffafiung des Verkehrs und ben Umitänden 
des einzelnen alles ab. Weränderungen, welde die Zwecbeſtimmung oder Geftalt des gemein» 
ſchaftlichen Gegenftandes betreffen, find immer als weſentliche zu erachten. Eine weſentliche Ver⸗ 
änderung kann auch dann nicht beſchloſſen oder verlangt werden, wenn fie feine Verſchlechterung 
bedeutet. 

b) Durch Abſ. 3 Sat 2 wird das Recht jedes Teilfabers auf einen feinem Anteil ente 
ſprechenden Bruchteil der Nutzungen gefhügt. Diefes Recht kann dem Teilhaber ohne feine vor⸗ 
herige oder nachträgliche Zuftimmung (88 182ff.) weder durch einen Mehrheitsbeſchluß (Abf. 1) 
noch durch gerichtliche Entiheidung (Abſ. 2) beeinträchtigt werden. Unter Nutzungen find nad 
8 100 nit nur bie Früchte, fondern auch die Vorteile, welche der Gebrauch gewährt, zu ber 
ftehen. Hieraus ergibt fi, daß einem Teilgaber auch das ihm nach 8 743 zuftehende Recht auf 
ben Mitgebrauch nicht entzogen werden kann. Durch den Abf. 3 Sag 2 wird aber nicht aus— 
geſchloſſen, daß Über die Art der Benugung oder des Gebrauchs Mehrheitsbeſchlüſſe oder richter⸗ 
liche Regelung erfolgen. Insbeſondere wird nicht ausgefchloffen, daß der gemeinfchaftliche Gegen⸗ 
ftand anf diefem Wege vermietet oder verpachtet wird; dad Recht der Anteilnahme an dem Er» 
trage der Miete ober Pacht kann dem einzelnen Teilnehmer nicht gefchmälert werden, bagegen 
ann fein Gebrauchsrecht durch die Überlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten völlig befeitigt 
werden (vgl. Exl. 9 zu 8 743). 

6. Im Streitfall obliegt der Nachweis, daß die Vorausſetzungen des Abf. 3 gegeben find, 
der Minorität, foweit diefe fich auf den Ab. 3 Sag 1 ftügt, bzw. dem Teilhaber, welcher jein 
Individnalrecht verlegt glaubt, ſoweit er fi auf den Abf. 3 Sag 2 beruft. 


8 746. 
€. 11 8 682 vew. 8 734; II 8 733. P.11 88.2 6. 752, 755. 

1. Wirkſamkeit von Bereinbarungen über die Verwaltung und Benngung Wenn bie 
Teilhaber die Benugung und Verwaltung des gemeinfchaftlichen Gegenftandes geregelt haben, fo 
würden hierdurch nad) allgemeinen Grundfägen nur die Teilhaber ſelbſt, nicht aber die Sonder 
nachfolger gebunden fein. Der E. I wollte hieran grundſätzlich fefthalten. Indeſſen würden fi) 
bei einer ſolchen Geftaltung Unzuträglichleiten ergeben können, ba jeber Teilhaber hiernad in 
der Lage fein würde, die getroffene Megelung durch Veräußerung feines Anteils illuforifh zu 
mahen. Mit Rüdficht Hierauf legte bie zweite Kommiffion den Vereinbarungen über die Be— 
ihräntung des Rechtes auf Teilung und ebenjo den Feitjegungen über die Verwaltung und Be— 
nutzung des gemeinfhaftlihen Gegenftandes Wirkung für und gegen bie Sondernachfolger bei. 
Als Sondernadjfolger erſcheinen z. B. der Erwerber, Nießbraucher, Pfandgläubiger eines Anteils. 

2. Der $ 746 findet in allen Fällen Anwendung, in welden die Teilhaber die Verwaltung 
und Benugung geregelt haben, gleihviel ob der Beichluß einftimmig oder nach 8 745 Abſ. 1 
mit Stimmenmehrheit gefaßt oder die Feſtſetzung von einem Teilhaber auf . Grund des 8 746 
Abſ. 2 herbeigeführt ift, 

8. Die Wirkung erſtredt fi auf alle Sondernachfolger, insbeſondere auch auf Gläubiger, 
welche die Zwangsoollftredung in den Unteil eines Teilhabers erwirh haben. Es kommt nicht 
doesuf an, ob die Sondernachfolger die Feftfegung gefannt haben; ein Antrag, welcher bie Vor⸗ 
ſchrift über ben Schutz gutgläubiger Dritter für entſprechend anwendbar erflären wollte, ift ab⸗ 
gelehnt. Indeſſen joll beim Miteigentum an Grundftäden nad) $ 1010 eine folche Beitimmung 
gegen ben Sondernachfolger eines Miteigentümers nur wirken, wenn fie als Belaftung bes Ans» 
teils im Grundbuch eingetragen ift. Gleiches gilt von den Nechten, auf welche bie fi auf Grund⸗ 
fiäde beziehenden Borfchriften Anwendung finden. 

4. Daß die Regelung gegen Geſamtnachfolger (Erbe, Ehegatte bei der fortgef. GG.) wirtt. 
ift felbftverftändlid. 


1788 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


8. 747. Jeder Theilhaber Tann über feinen Antheil verfügen. Ueber den 
gemeinfchaftlichen Gegenjtand im Ganzen können die Theilhaber nur gemeinfchaft- 
fich verfügen. 


UN. 
6.187693 Get 1,2; 11.8689 ven. 8735; IIIB 734. P.I ©. 3033 11., 9042, 3557, 3561, 4281, 431811. 11898; 
N.U 6.8741. B. U Bo. 2 6.7451. 

1. Die Berfügung eines Teilhabers über feinen Anteil iſt nah Gag 1 zuläſſig. Die 
Vorſchrift bringt die Auffaſſung des Geſetzes über das Weſen der Gemeinſchaft nad) Bruchteilen 
in einem wichtigen Punkte zum Wusdrude. Der Verfügung können die anderen Teilhaber nicht 
widerfpredhen, felbjt wenn ihre Intereſſen dadurch gefährdet werden follten. 

2. Die Verfügung kann insbejondere darin beftehen, daß der Teilhaber feinen Anteil bes 
laftet, z. B. mit einem Nießbraud;, einem Pfandredit, einer Reallaft (vgl. 38 1066, 1095, 1106, 
4114, 1258). Die Belaftung ift auch zugunften eines anderen Teilhabers zuläſſig (Seufffl. 58 
©. 406). Bei einer gemeinſchaftlichen Forderung kann die Verfiigung auch darin beftehen, dab 
der Berechtigte fein Anteilsrecht zur Aufrechnung gegen eine dem gemeinſchaftlichen Schuldner 
ihm gegenüber zuftehende Forderung verwendet (vgl. RG. 22 ©. 252). Zuläffig ift ferner, daß 
der Teilhaber feinen Anteil teilt. 

8. Aus der Buläffigkeit der Verfügumg folgt, daß der Anteil ber Zwangsvollſtreckung 
feiteng der Gläubiger des Teilhabers unterliegt. Der Gläubiger kann das gepfündete Anteils- 
recht in der Weiſe realifieren, daß er e8, ſoweit dies nad) der CPO. zuläffig ift, verfteigern läßt. 
Er kann aber auch fir feinen Schuldner befien Recht auf Aufhebung der Gemeinſchaft geltend 
maden und fi dann an den nad der Liquidation (f. 88 755, 756) auf feinen Schuldner 
treffenden Teil Halten; ein Vertrag über Ausihluß oder Beſchränkung des Rechtes, die Auf⸗ 
bebung zu verlangen, berührt den Gläubiger nad) Maßgabe des 8 751 Sag 2 nicht. Bei einem 
gemeinfchaftlihen Grundſtück ift übrigens das Anteilsrecht felbft nur nach den Borichriften über 
die Smmobiliarvollitredung pfändbar (CPO. 8 864 Abf. 2). Die Immobiliarvoliftredung in 
den Anteil ermöglicht die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen nur dann, wenn fie im ber 
Beſchlagnahme zum Zwede der Bmangsverfteigerung beſteht. 

4. Auf den gemeinſchaſtlichen Gegenſiand ſelbſt kann ber Gläubiger eines Teilhabers im 
Wege ber Zwangsvollſtreckung nicht greifen (RG. Seuffel. 61 ©. 482). Der Pfändung können 
die Übrigen Teilhaber nah $ 771 EBD. wibderfprehen (vgl. Seuff A. 49 ©. 480). 

5. Im Falle des Verlaufs eines Anteils ift den übrigen Teilgabern kein Vorkaufsrecht 
eingeräumt. Selbftverftänblich tt e8 den Teilhabern unbenommen, untereinander ein Vorkaufs⸗ 
reiht auszumachen. Ein ſolches Vorkaufsrecht unterjieht dann den Vorſchriften der 88 804 ff. 
Es Hat einen rein obligatorifhen Charakter; gebunden find nur die Kontrahenten, nicht die 
Sondernadjfolger. Beſteht die Gemeinfhaft im Miteigentum an einem Grunbftüde, fo kanm 
der Anteil eines Teilhabers zugunften eines anderen Teilhaber auch mit einem dinglichen Bor« 
taufsrechte belaftet werden ($ 1095). 

6. Die Frage, welche Wirkung eintritt, wenn ein einzelner Teilhaber anf feinen Anteil 
verziägtet, ift nad allgemeinen &runbfägen zu beurteilen. Ein allgemeines Anwachſungsrecht 
der Teilhaber befteht nicht. Ein auf Anerkennung eines folhen gericteter Antrag ift abgelehnt 
(®. II 8b. 2 ©. 748). Über das Miteigentum f. Exl. zu den 88 928, 959, 1011 (vgl. €. I 
8 950; P. II Bd. 3 ©. 280). Bgl. Vorbm. 3e vor 8 1008. 

7. Dur) Bereinbarung ber Teilhaber untereinander Tann bie Zuläffigteit der Verfügung 
eines Teilhaber8 über feinen Anteil nur mit obligatoriiher Wirkung unter den Teilhabern ber 
ſchräukt werden (8 137). Mit Wirkung gegen Dritte kann die Beſchränkung nur im Wege der 
Beftellung eines dinglichen Vorkaufsrechts oder einer Vereinbarung nad) $$ 749, 751, 1010 erfolgen. 

8. Eine Verfügung über den gemeinſchaftlichen Gegenftand felbit iſt nach Gag 2 mu ges 
meinſchaftlich möglich. Mehrbeitsbeichlüfie find unzuläffig. Als Verfügung erſcheint nicht die Ber 
mietung oder Verpachtung, fie fällt unter 8 745. Die Verfügung über den gemeinſchaftlichen 
Gegenftand hat fo ftattzufinden, daß entweder alle Teilhaber gemeinihaftlic handeln oder daß 
fie einen aus ihrer Mitte oder einen Dritten bevollmächtigen, die Verfügung vorzunehmen. Zu— 
läffig ift natürlich auch, daß zwar nur ein Teilhaber verfügt, die übrigen aber die Verfiigung 
nachträglich genehmigen. Wenn der Unteil eines Teilhabers mit dem Mechte eines Dritten 
dinglich belaftet ift, fo fteht dem Teilhabern die Verfügung über den gemeinfchaftlien Gegenftand 
nur mit der Maßgabe zu, daß das Recht des Dritten unberührt bleibt. 





15. Titel: Gemeinſchaft. 88 747, 748. 789 


$. 748. Jeder Theilfaber ift den anderen Theilhabern gegenüber verpflichtet, 
die Lajten des gemeinfchaftlichen Gegenftandes fowie die Koſten der Erhaltung, 
der Verwaltung und einer gemeinjchaftlichen Benutzung nach dem Verhältnifje 
feines Antheils zu tragen. 


Zur Zwangsvollſtreckung in den gemeinfchaftlihen Gegenftand tft ein gegen alle Teilhaber 
vollſtredbarer Echuldtitel genügend; wenn aber der Anteil eines Teilhabers mit dem Rechte eines 
Dritten belaftet ift, fo fann bie aeg: nur vorbehältlih des Mechtes des Dritten 
ftattfinden (B. II ®. 2 ©. 745 

9. Der €. I Hatte elek dab aud eine tatſächliche Veränderung des Gegenftandes 
nur von allen Teilhabern gemeinfchaftlich getroffen werden könne. Die zweite Kommiſſion hat 
den Satz geftrichen, da er zum Zeil felbftverftändlich jet, zum Teil aber zu weit gehe; es fei 
nämlih zu beachten, daß jeder Teilhaber bis zu einem gewifien @rade felbftändig auf die Sache 
einwirken könne, was ohne eine tatfächliche Veränderung des Gegenſtandes nicht möglich fei. 
Daß eine mefentliche Veränderung des gemeinfchaftlichen Gegenftandes nur mit Zuftimmung aller 
Teilhaber zuläffig ift, ergibt fih aus $ 745 Abf. 3. 

10. Wegen der progefinalen Geltendmadnng des Anuteilsrechts, d. h. wegen der Frage, 
wie weit jeder Teilhaber bereditigt ift, fein eigenes Anteilsrecht und das gemeinfchaftliche Recht 
gegen Dritte geltend zu machen, |. Borbm. IV vor 8 741 


578, 
€. 18 766 Ga 1,2; II 8 684 ve. 8 736; II 8 735. 9.1 6.3037 M., 3074, 3557, 3561; M.II S. 877. 
9.188, 2 6. 7471. 

1. Zur Tragung der Laften bed gemeinſchaftlichen Gegenftandes tft jeder Teilhaber den 
anderen Teilhabern gegenüber nad; dem Verhälmiſſe feines Anteils verpflichtet. Über den Be 
griff ber Laften ſ. 8 103. 

2. Tragung ber Koften der Erhaltung, Verwaltung und gemeinſchaftlichen Benutzung. 
Daß jeder Teilhaber verpflichtet ift, bie zur Erhaltung des gemeinfchaftlihen Gegenſtandes not= 
wendigen Koften zu tragen, folgt aus dem Wefen der Gemeinfchaft. Das Geſetz legt den Teils 
habern im Verhältnis untereinander meiter noch bie Verpflichtung auf, nad) Verhälinis ihrer 
Anteile aud die Koften der Verwaltung und einer gemeinfchaftlihen Benugung des Gegenftandes 
zu tragen. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die Verwaltung und Benutzung einftimmig 
ober nad 8 745 Abf. 1 mit Stimmenmehrheit beichloffen ober auf erlangen eines Teilhabers 
nad 8 745 Abſ. 2 feftgefeßt tft; e8 fommt nur darauf an, daß die Regelung für die Teilhaber 
bindend ift. 

3. Maßſtab für die Tragung von Laften und Koften ift der Anteil, die Teilhaber haften 
einander nit nad) Kopfteilen. Unter dem Anteil ift der Bruchteil der Berechtigung, nicht das 
Kapitaltonto, der Wert bed Anteils, zu verftehen. 

4. Über die Frage, welde Rechte einem Teilhaber, der den auf einen anderen Teilhaber 
fallenden Teil der Laſten und Koften berichtigt hat, gegen dieſen Teilhaber zuſtehen, enthielt 
der E. J 8 766 Sat 2 die Vorſchrift, daß er von dem anderen Teilhaber Erſatz verlangen Tann. 
Es follte hierdurch außer Zweifel geftellt werden, daß der Teilhaber nicht auf bie Grundſätze 
über Gefhäftsführung ohne Auftrag oder ungerechtfertigte Bereicherung angewieſen ift (M. II 
©. 877). Die zweite Kommiſſion Hat die Beftimmung fachlich gebilligt; die Redaktionskommiſſion 
Bat aber den angeführten Cap des ©. I geftrichen; aus welchen Gründen, ergibt fih aus den 
Prototollen nicht. Füilr geltendes Recht wird der Sag von Dertmann und Staudinger ges 
halten. Allein in Ermangelung einer befonderen Borfchrift ergibt ſich aus 8 748 in Verbindung 
mit allgemeinen Grundfägen in der bier fraglichen Beziehung folgendes: 

Handelt e8 fi um Laften oder Koften, für welche die Teilhaber einem Dritten als Ge— 
famtihuldner haften, fo folgt auß der im 8 748 beftimmten Verpflichtung jedes Teilhabers 
unmittelbar, daß er, wenn ein anderer bie Verbindlichkeit berichtigt Hat, diefem gegenüber nad 
Verhältnis feines Anteil3 zur Ausgleihung verpflichtet ift; Die Borfchriften des 8 426 Abſ. 2 
finden Hierbei Anwendung (f. Erl. 1—4 zu 8 426). Handelt es fi um Laften oder Koften, 
für melde die Teilhaber einem Dritten nur nad Verhältnis ihres Anteils haften, jo kann ein 
Teilhaber, welcher den Anteil eines anderen Teilhabers berichtigt Hat, von dieſem nur Erjag 
verlangen, wenn er bazu beauftragt war oder die Vorausfegungen eines —— noch 

Bland, Kommentar 5 BoB. Bd. IL 8. Auflage. 


790 VIL Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


$. 749. Jeder Theilhaber kann jederzeit die Aufhebung der Gemeinſchaft 
verlangen. 

Wird das Recht, die Aufgebung zu verlangen, durch Vereinbarung für immer 
oder auf Zeit ausgefchlofien, fo kann die Aufhebung gleihwohl verlangt werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Unter der gleichen Vorausfegung kann, wenn 
eine Kündigungsfrift beftimmt wird, die Aufhebung ohne Einhaltung der Frift ver- 
langt werden. 

Eine Vereinbarung, durch welche das Necht, die Aufhebung zu verlangen, dieſen 
Vorſchriften zumider ausgefchloffen oder bejchränft wird, ift nichtig. 


den Vorſchriften über Gefhäftsführung ohme Auftrag vorliegen. Handelt es ſich, ohne dab 
eine Verbindlichkeit der Teilhaber gegenüber einem Dritten vorliegt, um die Aufwendung von 
Koften zu ben im $ 748 bezeichneten Bweden von feiten des Teilhabers, jo kommt es Darauf an, 
ob die Mafregeln, welche dieſe Koften erforderten, nad) Maßgabe der 88 744 Abſ. 1, 745 gültig 
beſchloſſen find und ob der Teilhaber, welcher die Koften aufgewendet hat, mit der Ausführung 
jener Maßregeln beauftragt geweſen tft. Liegen diefe Borausfegungen vor, fo kann ber be 
trefiende Teilhaber Erſatz nach den Vorfchriften über den Auftrag, andernfall® nur nad) den 
Vorſchriften über Gefhäftsführung ohne Auftrag fordern. Sind die Maßregeln zu einer dem 
Intereſſe aller Teilgaber nad billigem Ermefjen entſprechenden Verwaltung erforderlich, fo Tann 
jeder Teilhaber nah Maßgabe des $ 745 Abſ. 2 die Ausführung diefer Maßregeln von den 
übrigen Zeilhabern fordern, aber er kann fie nicht ohne weiteres felbft mit der Wirkung vor⸗ 
nehmen, daß die anderen Teilhaber ihm unbedingt zum Erfage feiner Aufwendungen verpflichtet 
wären. Ein folder Anſpruch fteht ihm vielmehr in dem gedachten alle nur nach Maßgabe ber 
Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zu. Nur eine zur Erhaltung des Gegen- 
ftandes notwendige Maßregel kann ein Teilhaber nah 8 744 Abf. 2 ohne Zuftimmung der 
übrigen Teilhaber und ohne gültigen Mehrheitsbeſchluß treffen. Für die Koſten, welche eine 
ſolche Maßregel erforderte, kann er nach 8 748 von den librigen Teilhabern Erfag verlangen. 
Es genügt aber nicht wie bei dem Auftrage, daß der Teilhaber die aufgewendeten Koften für 
erforderlich Halten durfte; vielmehr müſſen diefelben wirklich notwendig gemwejen jein. 

5. Soweit hiernach der Anfpruch begründet ift, was in ber Mehrzahl der Fälle zutreffen 
dürfte, finden darauf die Vorfchriften der 83 256, 257 Anwendung. 

6. Wegen ber Berichtigung der fi auf $ 748 gründenden Schulden bei der Teilung bes 
gemeinſchaftlichen Gegenftandes |. 88 755, 756. 

7. Der 8 748 bezieht fi nur auf das Verhältnis der Teilhaber untereinander. Für das 
Verhältnis zu Dritten gelten die allgemeinen Grundfäge. Diefe können unter Umftänden gleich 
falls zu einer Haftung nad) Anteilen, unter Umftänden aber auch zu einer Geſamthaftung der 
Teilhaber (vgl. insbeſondere $ 427) führen. Möglicherweiſe ift auch nur die Haftung des 
handelnden Teilhaber begründet. Hervorzuheben ift, daß, foweit in der Übertragung der Ber 
waltung an einen Teilhaber die Bevollmädtigung desfelben liegt, die von ihm im bejugter Ver— 
tretung eingegangenen Berbindlichteiten alle Teilhaber treffen. Auch gefegliche Verbindlichkeiten 
können für die Teilhaber gefamtverbindlich entitehen (3. B. 88 833, 835, 836, 840). 

8. Daß eine Kojtentragungspflicht der Teilyaber infoweit nicht beiteht, als die Koften nur 
für einen Teilhaber perfönlih oder für eine Verwaltungsmaßregel, die die anderen Teilhaber 
nicht gegen fich gelten lafjen milſſen, erwachjen find, verſteht ſich von felbft. 


579. 
6.18 767 9f. 1,2 Gau 1; II 8 685 ven. 8737; II 8 736. P.IG. 3047, 3074, 11895; M. II 6.8790. 
P.11 38.2 6.7501. D. ©. 6441. 

1. Recht des Teilhaber auf Aufhebung der Gemeinſchaft. In Übereinftimmung mit 
dem bisherigen Rechte ftellt der Abf. 1 den Grundſatz auf, dak jeder Teilyaber jederzeit die Auf- 
Hebung ber Gemeinfhaft verlangen kann. Bon Aufhebung der Gemeinfchaft, nicht von Teilung 
redet das Geſetz, weil bie Teilung im engeren Sinne in einzelnen Fällen ausgefchloffen ift. 

a) Die Teilhaber können nur die Aufhebung der Gemeinſchaft, nicht eine die Berichtigung 
und Ausgleihung von Schulden umfafiende Auseinanderjegung verlangen. Für die Sicherung 
der Teilhaber wegen der Berichtigung gemeinſchaftlicher Schulden und wegen der auf die Ge» 





15. Titel: Gemeinſchaft. & 749. 79 


meinſchaft fi) gründenden Erfaßforderungen ift durch bie Vorſchriften der 88 755, 766 Fürſorge 
getroffen. 

db) Während bei der Gefellihaft die Kündigung nicht zur Unzeit erfolgen darf (E. I 8 723 
Abf. 2), kann die Aufhebung der Gemeinſchaft jederzeit ohne Nüdficht auf bie Interefien ber 
anderen Teilhaber verlangt werden. Hierin kann für einen Teilhaber eine gewiſſe Härte liegen, 
gegen die es Schug nur durch Begründung einer Gefellfchaft oder eine die Aufhebung der Ge— 
meinfhaft nad Maßgabe der Abſ. 2, 3 ausſchließende oder beſchränkende Vereinbarung gibt. Sos 
weit ſich übrigens die Gemeinfchaft auf Einfahrten, Brunnen, Höfe, Reihen und ähnliche Rechts- 
verhältnifie an Grundftüden bezieht, die ben wirtſchaftlichen Zweden anderer Grundftüde zu 
dienen beftimmt find und bei denen das geteilte Recht für die Teilfaber wirtſchaftlich wertlos 
ift, wird der Ausſchluß des Mechtes, die Aufhebung ber Gemeinſchaft zu verlangen, häufig in 
dem gemeinſchaftlichen Rechte inbegriffen und, ba das echt felbft bei folden Gemeinſchaften 
dinglicher Natur (Orunddienftbarkeit) zu fein pflegt, ſelbſt dinglich geſchützt fein. gl. dazu auch 
Erl. zu 8 922 und Erl. 6d zu Art. 181 des EG. 

©) Der Unipruc des einzelnen Teilhaberd geht dahin, dab die anderen Teilhaber ihre 
Buftimmung zur Aufhebung der Gemeinſchaft geben; wird biefe verweigert, jo kann fie durch 
Urteil erfegt werden (CPO. 8 894). Eine voryerige Kündigung ift nicht erforberlih. Der An— 
ſpruch kann jelbftändig gegen jeden einzelnen Teilhaber, welcher ber Aufhebung wideripricht, 
geltend gemacht werden (RG. 1 ©. 319; 12 ©.198). Die Klage muß nicht einen beitimmten 
Antrag über die Art der Teilung enthalten (a. M. Hellwig a. a. ©. ©. 444; Staudinger), 
& kann aber mit ihr die Klage auf Vollziehung ber Teilung nad) 88 752, 753 verbunden 
werben. Die Aufhebung der Gemeinihaft tritt ein, wenn die Zuftimmung aller Teilhaber er- 
langt oder durch Urteil rechtöfräftig erſetzt iſt. Eine Aufhebung der Gemeinſchaft nur im Ber- 
hältnifie zu einem beftimmten Teilhaber kann nicht verlangt werden. Andererſeits kann ein Teils 
haber nur fordern, daß ihm gegenüber die Gemeinſchaft aufgehoben wird, die anderen Teil- 
haber find nicht gehindert, nach feinem Ausſcheiden bie Gemeinfchaft fortzufegen (Ripr. 4 ©. 109); 
freilich werben die in ben 88 752, 753 über die Teilung getroffenen Vorſchriften in der Megel 
die Fortfegung ber Gemeinſchaft durch die übrigen Teilhaber unmöglich machen. 

d) Die Aufhebung ber Gemeinſchaft kann fi, wenn mehrere Gegenftände gemeinschaftlich 
find, auf alle oder nur auf einzelne beziehen. Auf eine bloß teilweije Aufhebung der Gemein- 
ſchaft brauchen fi) die Teilgaber nicht einzulaffen; anders, wenn in Wirklichkeit mehrere nur 
äußerlich zufammenhängende Gemeinichaften vorliegen. 

e) Die Teilung der Früchte erfolgt felbitändig (8 743). 

2. Für die Anfechtung der Aufhebung der Gemeinfhaft und ben Einfluß von Willens⸗ 
mängeln gelten die gewöhnlichen Grundfäge (88 116fj.). Eine Aufhebung der Gemeinfchaft, 
welche unter Nichtberüdfihtigung eines einzelnen Teilhaber8 vorgenommen wird, ift für diefen 
nicht bindend. Sollte fein Recht an dem gemeinſchaftlichen Gegenſtande durch Erwerb feitens 
eines qutgläubigen Dritten untergegangen fein, fo bleibt ihm nichts übrig, als nad) allgemeinen 
Grundfägen Erfag zu fordern. Iſt bei der Aufhebung der Gemeinſchaft ein einzelner Gegen- 
ftand ungeteilt geblieben, fo fann regelmäßig nur die nachträgliche Aufhebung der Gemeinſchaft 
in Beziehung auf diefen Gegenftand verlangt, nicht aber etwa beöhalb allein die vorausgegangene 
Aufgebung dev Gemeinichaft in Betreff anderer Gegenftände angefochten werben. 

8, Bertragsmäßige Beihräntung oder Ausſchließung des Rechtes auf Aufhebung (Abi. 2). 
Das Net, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, Tann duch Vereinbarung der Teil- 
haber für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen oder durch Beftimmung einer Kündigungsfrift ber 
fchräntt werden; eine ſolche Vereinbarung wirkt auch für und gegen die Sondernachfolger 
(8 751). Nach dem €. I follte die Vereinbarung nad) bem Ablanfe von 30 Jahren außer Kraft 
treten. Die zweite Kommiffion hat e8 für richtiger gehalten, die Vereinbarung an fi unbeſchränkt 
zuzulafien, aber ähnlich wie bei ber Geſellſchaft (8 723) den Teilfabern das Recht zu geben, trotz 
der Vereinbarung bie Aufhebung zu verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ob lepteres 
zutrifft, tft unter Würdigung aller Umftände des einzelnen Falles zu entfcheiden. Die Beweis- 
laft obliegt dem Teilhaber, der die Aufhebung verlangt. ALS wichtige Gründe können möglichers 
weife in Betracht kommen beſonders günftige Gelegenheit der Verwertung des gemeinjchaftlichen 
Gegenitandes, ſchikanöſes Verhalten eines Teilhaber gegen die anderen, jo daß diejen das Ber- 
bleiben in der Gemeinſchaft nicht zugemutet werden Tann, perſönliche Verhältnifie eines ZTeil- 
habers, welche die Teilung als dringend geboten erfcheinen lafjen. Daß dem Teilhaber bei Ab- 
ſchluß der Vereinbarung die jet ald Kündigungsgrund geltend gemachte Tatfahe ſchon bekannt 
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8. 750. Haben die Theilhaber das Recht, die Aufhebung der Gemeinfchaft 
zu verlangen, auf Zeit auögefchloffen, jo tritt die Vereinbarung im Zweifel mit 
dem Tode eines Theilhaber außer Kraft. 


%. 751. Haben die Teilhaber das Necht, die Aufhebung ber Gemeinſchaft 
zu verlangen, für immer oder auf Zeit ausgefchloffen oder eine Kündigungsfrüt 
beftimmt, jo wirft die Vereinbarung auch für und gegen die Sondernachfolger. 
Hat ein Gläubiger die Pfändung des Antheils eines Theilhabers erwirft, jo fann 
er ohne Rüdficht auf die Vereinbarung die Aufhebung der Gemeinfchaft verlangen, 
fofern der Schuldtitel nicht bloß vorläufig vollftredbar ift. 





war, fchließt ihre Geltendmachung als Kündigungsgrund nicht aus, wenn fie auch in ſolchen 
Fällen nur felten al8 wichtiger Grund wird anerfannt werben können. 

4. Weitergehende vertragsmäßige Beſchränkungen des Rechtes auf Aufhebung der Gemein- 
fhaft find, um eine wirtſchaftlich unzweckmäßige Bindung des Volksvermögens zu verhlten, 
durch bie Vorſchrift des Abſ. 3 für ungültig erklärt. Hierunter fällt z. B. die Vereinbarung, 
dab die Aufhebung nur unter einer Bedingung verlangt werden Tann. 

5. Auf Vereinbarungen, durch welche die Teilung jelbft abweichend von den Vorſchriften 
der 88 752— 754 geregelt wird, 3. B. da der gemeinfchaftliche Gegenftand an einen Dritten nicht 
folle veräußert werben ditfen (8 753 Sag 2), findet der $ 749 Abſ. 2,3 feine Anwendung. 

6. Über den Einfluß des Konkurſes eines Teilhabers auf die Beſchränkung des Rechtes 
desfelben, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, |. KO. 88 16, 51. 

7. Unberüßrt bleiben die Iandeögejeglien Vorſchriften, welche für den Fall, daß jedem 
der Miteigentiimer eines mit einem Gebäube verjehenen Grundſtücks die ausfchliehliche Benupung 
eines Teiles des Gebäudes eingeräumt ift, die Anwendung ber 88 749751 ausicdhließen und 
für den Fall des Konkurſes über dad Vermögen bes Miteigentümers dem Konkursverwalter das 
Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, verjagen (EG. Art. 131). Unberärt bleiben 
ferner die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche bie Teilung eines Grundftüds unterfagen oder 
beſchränken (EG. Art. 119). Wegen des Stodwerfdeigentums |. EG. Art. 182. 


570. 
©.18 767 Sof. 2 Say 2; LI 8 686 zen. 8 738; 111 9 737. P.I 6.3047 f., 3074, 118955 MR.IE 6. 879M. 
B.11 80.2 ©. 756. 

1. Tod eines Teilhaberd. Die Regel des 8 750 beruht auf der Erwägung, dab erfahrungs« 
mäßig der Ausihluß der Aufhebung ber Gemeinſchaft bei der durch einen Todesfall eintretenden 
Änderung ber Verhälmiſſe befonders drüdend empfunden wird und deshalb eine einjchräntende 
Auslegung des Vertragd regelmäßig der Abfiht der Parteien entipricht. 

2. Auch wenn die Auslegungsregel des 3 750 nicht Blag greift, kann der Tod eines Teil 
habers al3 wichtiger Grund zur Kündigung im Sinne des 8 749 Abſ. 2 ſowohl für den Erben 
des Teilhabers als für die Übrigen Teilhaber in Betracht kommen. 


8 51. 
€. 11 8 687 eu. 8 739; II 8 738. P. IIl Bd. 2 6. 7531. 

1. Der 3 751 Eap 1 legt der vertragsmäßigen Ausſchließung des echtes, die Aufhebung 
der Gemeinſchaft zu verlangen, fowte ber Abhängigmachung biefed echtes von einer Kündigung 
obligatoriſche Wirkung für und gegen die Sondernachfolger der einzelnen Gemeinſchafter, z. V. 
ben Erwerber, Nießbraucher des Anteils ($ 1066), bei. Dies gilt auch dann, wenn der Sonder 
nachfolger bei dem Eintritte der Nachfolge von der Vereinbarung keine Kenntnis hatte. 

2. Hiervon beftehen Ausnahmen. 

a) Nach Sag 2 bindet die Vereinbarung ben Gläubiger eines Sondernachfolgers nicht, 
welcher die Pfändung des Anteils feines Schuldners erwirkte, fofern der Schufdtitel wicht blok 
vorläufig vollitredbar ift. Wegen des Verhältniffes, wenn ein Grundjlüd Gegenftanb der Ger 
meinſchaft ift, ſ. Erl. 3 zu 8 747. NIS vorläufig vollſtredbare Schuldtitel erſcheinen die in CPO. 
88 700, 708—711 genannten. 
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8. 752. Die Aufhebung der Gemeinfchaft erfolgt durch Theilung in Natur, 
wenn der gemeinfchaftliche Gegenftand oder, falls mehrere Gegenftände gemein- 
ſchaftlich find, dieſe jich ohne Verminderung des Werthes in gleichartige, den An- 
theilen der Theilfaber entfprechende Theile zerlegen laſſen. Die Vertheilung 
gleicher Theile unter die Theilhaber gefchieht durch das Loos. 


Für den Gläubiger, welchem der Anteil eined Teilhaberd verpfändet if, gilt der $ 1258 
Abf. 2; nad) diefem ift der Pfandgläubiger nah dem Eintritte der Verkaufsberechtigung gleich 
falls nicht an die Vereinbarung gebunden. 

b) Haben die Miteigentümer eines Grundſtücks dad Recht, die Anfhebung der Gemeinſchaft 
zu verlangen, für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen ober eine Kundigungsfriſt beftimmt, fo 
wirkt die getroffene Beſtimmung gegen den Sondernachfolger eined Miteigentüimerd nur, wenn 
fie als Belaftung des Anteils im Grundbuch eingetragen ift ($ 1010 Abſ. 1). Die Wirkſamkeit 
der Vereinbarung zuguniten des Sondernachfolgers iſt von der Eintragung in das Grundbuch 
nicht abhängig. Was von Grundftüden gilt, findet auf die Rechte Unmenbung, für welche die 
fich auf Grundſtücke beziegenden Vorſchriften gelten, voransgeiegt, dab das Recht im Grundbuch 
eingetragen ifl. Wegen des Stodwerkseigentums f. Exl. zu Art. 131, 182. 

©) Auch im Falle des Konkurſes wirkt eine Vereinbarung, durch welche das echt, die Auf⸗ 
bebung der Gemeinfhaft zu verlangen, für immer ober anf Zeit ausgefchloflen oder eine 
Kündigungsfrift beftimmt worden ift, nicht gegen die Konkursmaſſe (RO. g 16 Abſ. 2). 

8. Im übrigen f. Exl. zu 8 746, dem der 8 751 Sag 1, und zu 8 725 Abſ. 1, dem der 
8751 Sag 2 nachgebildet tft. Eine dem 8 725 Abf. 2 entiprechende Vorſchrift befteht für die 
Gemeinſchaft nicht. 

4. Die Vorſchrift des 8 751 gilt nicht für Vereinbarungen, durch melde bie Teilung felbft 
in einer von den 88 752—754 abweichenden Weife geregelt wird, z. B. von ber Bereinbarung, 
daß bie Veräußerung des gemeinfchaftlihen Gegenftandes an einen Dritten unſtatthaft fein 
fol (8 753 Sag 2). 

$ 752. 
18769 af. 1; II u: - veu. 8 740; III 4 739. ®.I 6. 3052f., 3557, 3561, 5798f., 5828; 
16.8814. 9.1852 6.7571. 2. 6.645. 

1. Für die Art und — in welcher die Aufhebung der Gemeinſchaft au erfolgen hat, 
it in erfter Linie die Vereinbarung ber Teilhaber maßgebend. Es ift dieß zwar nicht ausdrid- 
lich gefagt, ergibt fich aber baraus, dab die Vorſchriften des Geſetzes fiber die Durchführung der 
Teilung nur dispofitiven Charakter haben. Bon der Vereinbarung über die Art und Weife, in 
welcher die Aufhebung erfolgen foll, dem fog. Teilungsvertrage, iſt die Vereinbarung, dab die 
Aufhebung überhaupt ftattfinden fol, der Aufhebungsvertrag, zu unterſcheiden. 

Der Teilungsvertrag Hat nur obligatorifche Wirfung. Insbeſondere wird, wenn ein Grund» 
früd gemeinſchaftlich ift und im Teilungsvertrag einem der Teilhaber zugewiefen oder unter die 
Teilhaber renliter verteilt wird, durch den Teilungsvertrag nicht dad Eigentum übertragen, hier⸗ 
zu bedarf es der Auflafjung. Durch den Teilungsvertrag werden die Teilhaber verpflichtet, die 
zur Erfüllung des Vertrags erforderlichen dinglihen Rechtsgeſchäfte vorzunehmen. Bei Rechten, 
deren Übertragung an keine Form gebunden ift, 3. B. bei Forderungen, liegt in dem Teilungs» 
vertrag im Zweifel auch der Übertragungsvertrag. 

2. Der Sondernachfolger eines Teilhaber ift an den Teilungsvertrag nicht gebunden. 

8. Einer Form bedarf der Teilungsvertrag fowenig wie ber Aufebungsvertrag. Für den 
Teilungsvertrag kann ſich aber das Erfordernis einer Form aus dem Gegenftande der Teilung 
ergeben, insbeſondere bedarf der Bertrag über die Teilung eines Grunditüds ber gerichtlichen 
ober notariellen Beurkundung (8 313). 

4. Kommt keine Bereinbarung zujtande, jo kann jeber Teilhaber verlangen, daß die Teilung 
nad) Maßgabe der Beitimmungen des Gejeßes vorgenommen wird. In diefer Beziehung unter- 
ſcheidet fih dad BGB. grumdfäglid von dem gemeinen Rechte (ſ. Borbm. II vor 8 741). Nach 
biefem Hatte der Richter bei der actio communi dividundo freie Hand, wen und wie er zu= 
teilte. Nach dem BGB. tft im Geſetze felbit beftimmt, wie zu teilen ift, der Ausſpruch des 
Richters hat nur deflaratorifche, nicht Tonftitutive Bedeutung. Die Veitimmungen bes Geſetzes 
gehen dahin, daß der gemeinfchaftliche Gegenftand in Natur geteilt werden foll, wenn er ſſich 
ohne Verminderung bed Wertes im gleichartige, den Anteilen der Teilhaber entſprechende Zelle 
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$. 753. Iſt die Theilung in Natur ausgefchlofien, jo erfolgt die Aufhebung 
der Gemeinjchaft durch Verkauf des gemeinfchaftlichen Gegenftandes nad) den Vor⸗ 
Schriften über den Pfandverfauf, bei Grundſtücken durch Zmangsverfteigerung, und 


zerlegen läßt (8 752). Iſt die Teilung in Natur ausgefchlofien, fo erfolgt die Aufhebung ber 
Gemeinſchaft durch Verkauf und durch Teilung des Erlöfes (8 753). 

5. Eine Mitwirkung des Gerichts bei der Teilung findet nicht ftatt, jofern eine ſolche nicht 
bei der Vornahme einzelner Rechtshandlungen wie der Bwangsverfteigerung erforderlich iſt. Die 
Teilhaber haben die Teilung felbft zu betreiben. Ste find gegenfeitig verpflichtet, bei der Vor⸗ 
nahme der erforderlichen Maßregeln mitzuwirten und zu den notwendig werdenden rechtögejchäft- 
lihen Verfügungen ihre Buftimmung zu erteilen; bei Entſcheidung der Einzelfragen ift der 
8 242 zu berüdfichtigen. 

6. Gerät einer der Teilhaber in Konkurs, fo erfolgt die Teilung außerhalb des Konkurs: 
verfahren (KO. 8 16 Abſ. 1); der auf den Gemeinſchuldner entfallende Teil tft an die Konkurs 
maffe abzuführen. 

7. Die Teilung in Ratur Hat ſiets ftattzufinden, wenn die Vorausfegungen bes 8 752 
vorliegen. Seiner der Beteiligten kaun der Teilung deshalb widerfpredhen, weil die Teilung in 
Natur unzwedmähig fei oder gegen berechtigte Jntereſſen, z. B. Öffentlihe oder Familien 
intexefien, verfioßen würde. Die Teilung in Natur ift nur zuläffig, wenn zwei Boransfegungen 
vorliegen: 

a) Der gemeinfhaftliche Gegenftand oder, wenn mehrere gemeinſchaftliche Gegenftände zu 
teilen find, diefe müffen fi im gleichartige, den Anteilen der Teilhaber entiprechende Teile zer- 
legen lafien. Daß die Teile abfolut gleichartig find, tft nicht erforderlich, e8 kommt nur darauf 
an, baf fie vom Standpunkte des Verkehrs aus gleichartig find. Dies iſt z.B. bei Gelb immer 
der Fall. Bei Wertpapieren wird regelmäßig ein Wertpapier über 2000 ME. als gleichartig mit 
vier Wertpapieren derſelben Gattung tiber 500 ME. zu betrachten fein, fofern nicht der Kurswert 
ein verichtebener tft‘ (PB. II Bd. 2 ©. 759). 

b) Die Teilung muß fi ohne Verminderung des Wertes bewerkſtelligen laſſen. Es tft 
möglich, daß ein Gegenftand ſich zwar in gleichartige Teile zerlegen läßt, alle Teile zufammen 
aber weniger wert find als der ungeteilte Gegenftand. So wird z. B. ein Stüd Tuch oder 
Leinen, das zur Anfertigung eines Kleidungsſtücks ausreicht, ungeteilt mehr wert fein, als wenn 
& in zehn Teile zerichnitten if. Auch bei Grundſtücken wird die Teilung häufig eine Ber 
minberung des Wertes zur Folge haben. Unberührt bleiben außerdem die landesgeſetzlichen Bor- 
ſchriften, welche die Teilung eines Grundſtücks unterfagen oder beſchränken (EB. Art. 119 Ziff. 2). 

8. Die Zuteilung ergibt fi) von felbft, wenn die Anteile und dementſprechend bie Teile 
ungleich find; bei gleichen Teilen wird die Zuteilung durch das Los beftimmt. Die Teilhaber 
find verpflichtet, fich gegenfeitig die Teile zu übertragen. Für ben Eigentumsübergang gelten 
bie gewöhnlichen Grundiäge (vgl. EB. Art. 120 Abſ. 1,2 Ziff. 1, Art. 121). 

9. Wegen der Koften ber Teilung ſ. Erl. 8 zu 8 758. 

10. Progefinale Berwirkiigung der Teilung in Natur. Beanſprucht ein Teilhaber bie 
Teilung in Natur, während bie übrigen widerfprechen, fo fteht ihm der Weg der gewöhnlichen 
Klage offen. Über den Gerichtäftand bei der Teilung unbeweglicher Sachen |. EBD. 8 24. Die 
Klage muß eine beftimmte Art der Ausführung der Teilung angeben (M. II ©. 883). Wenn 
der Richter bie Klage für begründet Hält, fpricht er nit nur die Verpflihtung zur Teilung in 
der beantragten Urt aus, fondern fofern dieſe noch eine vechtögeichäftliche Erklärung des beklagten 
Teilhabers erfordert, 3. B. die Auflafjung, erjegt das Teilungsurteil zugleich diefe Erklärung des 
Bellagten (3 894 CPO.). Weigert ſich ein Teilhaber, dad Los entſcheiden zu lafien ($ 752 Sat 2), 
fo muß er hierzu verurteilt werden; tft dies geſchehen und beharrt er auf der Weigerung, fo ift 
der obfiegenbe Teilhaber nach 3 887 CPO. zu ermächtigen, die Berlofung auf Koften des Ber 
urteilten durch einen Dritten vornehmen zu lafjen. 


g 758. 
«I LE, au 8 773; 11 8 689 rev. 9 741: III 8 740. ®.1I 6. 3052 f., 3557, 3561, 5798 f. 5828, 6200; 
©. 8831. P.Il 80.2 6.759, 767; Bb.5 €, 882, 886. D. 6.645. RB. 6, 1982. 
1. a gen Teilung in Natur nad) Maßgabe bes 8 752 ausgeſchloſſen, jo fol die Auf 
hebung der Gemeinfchaft durch Verkauf des gemeinfhaftlichen Gegenftandes nad; ben Borfchriften 
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durch Theilung des Erldfes. Iſt die Veräußerung an einen Dritten unftatthaft, 
fo ijt der Gegenftand unter den Theilhabern zu verfteigern. 

Hat der Verfuch, den Gegenftand zu verlaufen, feinen Erfolg, jo kann jeder 
Theilhaber die Wiederholung verlangen; er Hat jedoch die Koften zu tragen, wenn 
der wiederholte Verſuch mißlingt. 


über den PBfandverfauf, bei Grundftüden durch Zwangsverſteigerung und Teilung des Erlöſes 
erfolgen. Den Grundftüden ftehen Berechtigungen, für die die ſich auf Grunditüde beziehenden 
Vorſchriften gelten, fowie die in das Sciffregifter eingetragenen Schiffe gleich. 

2. Der Berkauf des gemeinfchaftlichen Gegenftandes nach den Vorſchriften über den Pfand- 
verkauf hat nicht nur bei beweglichen Sachen, fondern auch bei Forderungen und fonftigen 
Rechten Platz zu greifen. Die Vorfcriften über den Pfandverkauf find im den 88 1233ff., 
1277 ff. enthalten. 

a) Bei beweglichen Saden fegt der Verkauf hiernach nicht einen vollitredbaren Titel 
voraus. Liegt ein vollitredbarer Titel vor (ſ. unten 6), fo kann ber Verkauf auch nad} den Bors 
Schriften der CPO. über die Zwangsvollſtreckung erfolgen. 

b) Iſt ein Recht gemeinſchaftlich, fo geichieht feine Verwertung teilungshalber gemäß 
8 1277 xegelmäßig nur auf Grund eines vollftredbaren Titeld und nur nad) den für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung geltenden Vorſchriften (ſ. hierzu Erl. 1 zu 8 1277). Bet dem Pfandrecht an einer 
Forderung, Grund» oder Rentenfhuld, einem Inhaber» oder Orderpapier hat der Pfandgläubiger 
verſchiedene Vefriedigungsmöglickeiten, insbeſondere das Recht der Einziehung (88 1282, 1294), 
bei Order⸗ und Inhaberpapieren auch das Recht des freihändinen Verkaufs (8 1295, 8 1293 
mit $ 1235). Iſt eine Forderung gemeinſchaftlich, fo ſchränkt der 8 754 diefe dem Pfandgläubiger 
zur Verfügung ftehenden Wege ein; die Verwertung ber Forderung teilungshalber darf, wenn 
die Einziefung möglich ift, nur im Wege der Einziehung erfolgen; iſt fie nicht möglich, fo tft 
der Verkauf zuläffig und zwar ftehen den Teilhabern die verſchiedenen Verkaufsmöglichkeiten 
offen, welche dem Pfandgläubiger zur Verfügung ftehen. Welche diefer Möglichkeiten bie Teils 
baber wählen, ift zunächſt ihrer Vereinbarung überlafien; kommt eine ſolche nicht zuftande, fo 
entſcheidet die Wahl des den Verkauf betreibenden Teilhabers. 

6) Die erwähnten Vorſchriften tiber den Pfandverlauf bzw. die Vorfchriften der CPO. über 
die Zwangsvollſtreckung finden uneingeihränft Anwendung. Insbeſondere muß alſo bei der Vers 
wertung einer beweglihen Sache jedem Meiftgebote, mag es angemefien fein oder nicht, der 
Zuſchlag erteilt werden. Auch muß der Kaufpreis fofort bar entrichtet werben. Jeder Teilhaber 
darf mitbieten, fein Gebot ift indefien zurüdzumeifen, wenn er nicht den Betrag bar erlegt. Die 
mit diefen Vorichriften für die Teilfaber etwa verbundenen Härten werben dadurch gemildert, 
daß die Vorſchriften nur dispofitiver Natur find. 

Auch in formeller Hinficht, 3. ®. bezüglich der Berfon, durch welche der Verkauf zu bewerk— 
ftelligen ift (3. B. Gerichtsvollzieher, öffentlich ermächtigter Handelsmätler f. 88 1235, 2221, 1298 
41295), finden die Vorfepriften über den Pfandverlauf Anwendung. 

8. Die Zwangdverfteigerung eines Grundſtücks teilungshalber ift in den 88 180ff. ZBG. 
geregelt. Ein vollftredbarer Titel ift micht erforderlih. Im das geringfte Gebot werden nicht 
nur bie gemeinjamen Laften, fondern auch die auf dem Anteile des die Bmangsverfteigerung bes 
treibenden Miteigentümerd ruhenden Sonderlaſten eingerechnet. 

4. Die Berteilung bed Erlöfes erfolgt nach ben VBorfchriften des 8 752. Sie muß, wenn 
die Teilhaber uneins find, im gewöhnlichen Prozeßwege gneichehen. Auch bei ber Teilungd- 
fubhaftation bildet fie, was übrigens beftritten ift, feinen Beftandteil des Bwangdverfleigerungs- 
verfahrens, joweit nicht aus den einzelnen Exlößanteilen zu dedende Anſprüche beftehen. 

5. Die Vorſchriften des & 758 find dispoſitiver Natur. Dies iſt in der MITE. von ben 
Regierungsvertreiern anläßlich eines demnächſt abgelehnten Antrags, welcher bie Anwendung der 
Vorſchriften über den Pfandverfauf einſchränken wollte, ausdrüdlic anerfannt. Die Teilgaber 
tönnen aljo nicht nur eine andere Art de3 Verkaufs vereinbaren, ſondern aud einzelne der für 
den Pfandvertauf gegebenen Vorſchriften anschließen oder abändern (HB. ©. 1982). 

6. Widerſpruch eines Teilhabers gegen die Teilung nötigt die anderen Teilhaber fir bie 
Regel dazu, den Widerſprechenden auf Einwilligung im gewöhnlichen Prozeßwege zu verklagen. 
Die Klage muß die beabfichtigte Maßregel beitimmt bezeichnen (ſ. Erl. 10 zu 8 752). Auf Grund 
des Urteild können die obfiegenden Teilhaber den Weg des Pfandverfaufs oder der Zwonge⸗ 
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8. 754. Der Verlauf einer gemeinfchaftlichen Forderung ift nur zuläflig, 
wenn fie noch nicht eingezogen werden kann. Iſt die Einziefung möglich, jo kann 
jeder Theilhaber gemeinfchaftliche Einziehung verlangen. 


verfteigerung wählen, das Urteil bildet den Bollitredungstitel im Sinne des 8 1233 Abf. 2. Rur 
bei Grundftüden tft die Teilungsfubhaftation and zuläffig gegen den Widerſpruch und fit es 
Sache des Widerfprechenden, ben Widerſpruch im Wege ber Klage nad) 8 771 EBD. zu verfolgen. 

7. Iſt die Veräußerung an einen Dritten unflatthaft (Abſ. 1 Sat 2), fo darf die Ver— 
fteigerung nur unter den Teilhabern erfolgen, der Zufchlag kann nur einem Teilhaber exteilt 
werden. Für die Verfteigerung felbit find bei Grundftüden die Vorfchriften der 83 181 ff. 38@., 
bei anderen Gegenftänden die des Pfandverfaufs (bzw. der CPO.) maßgebend; die Teilhaber 
tönnen aber eine andere Urt der Berfteigerung ($ 156) vereinbaren. Daß die Veräußerung an 
einen Dritten unftatthaft iſt, kann 3. B. auf Vertrag mit dem Schuldner ($ 399) oder auf Ber- 
einbarung der Gemeinſchafter (f. Erl. zu 88 749, 751) oder auf der Beitimmung desjenigen, 
welcher den Teilhabern den Gegenſtand geichenkt hat, oder auf einer letztwilligen Verfügung be= 
ruhen. Ein Beifpiel für legtere bietet die Beſtimmung des Erblafiers, daß das Nachlaßgrund- 
flüd dem Meiftbietenden unter den Ablömmlingen zugefchlagen werden fol; über bie Durch⸗ 
führung diefer Beitimmung ſ. R®. 52 ©. 174. 

Für den Fall, daß der gemeinſchaftliche Gegenftand nur für die Teilhaber Wert hat, gilt 
der Abſ. 1 Sag 2 nit (M. II ©. 885). 

8. Die Koſten der Aufhebung der Gemeinſchaft find von den Teilhabern gemeinſchaftlich 
zu tragen. Wenn jedod) ein Verkauf nad; Maßgabe des $ 753 ftattgefunden und zu einem Er» 
folge nicht geführt hat, fo hat der Teilhaber, welcher eine Wiederholung des Verkaufs verlangt, 
die Koften derfelben zu tragen, fofern der erneute Verſuch mißlingt (Abſ. 2). Aus leterer Ein- 
ſchränkung ergibt fi, dab er die Koften nicht vorzufcießen Hat. Der Abſ. 2 gilt troz des 
Wortes „Verkauf“ von jeder nad 8 753 zuläffigen Verwertungsmaßregel, indbefondere aud) von 
der Teilungsfubhaftation. Der Abſ. 2 findet feine Anwendung, wenn bei dem früheren Berfaufe 
von ben Teilhabern eine von ben Vorſchriften des 8 753 bzw. des Pfanbverlaufs oder ber 
Teilungsſubhaſtation abweichende Urt des Verlaufs oder ber Verkaufsbedingungen vereinbart 
worden war, 3. B. wenn die Teilhaber vereinbart Hatten, daß nicht umter einem beftimmten 
Preiſe jolle zugeichlagen werden. Auch gilt der Abſ. 2 nicht, wenn der frühere Verlauf aus 
einem anderen Örunde al3 wegen Mangels eines zuläffigen Gebots erfolglos gewejen war. 


8 54 
€ 18769 Abj.3; II 8 = ven. 8 742; III 8 741. P. I G. 3052, 3557, 3561, 5798, 5828; 
16.885. 9.18.26.750. D. 6.645. 

1. Auch bie — der Gemeinfſchaft an einer Forderung erfolgt zunächſt nad) der 
Vereinbarung der Teilhaber; wenn eine folche nicht zuftande kommt und die Forderung fid) auch 
nit nach $ 752 im gleiche Teile entfprehend den Anteilen der Teilhaber zerlegen läßt, find 
die Vorfchriften über den Pfandverlauf (8 753) maßgebend (j. Erl. 2b zu $ 753). Eine &e- 
meinjchaft in Anfehung einer Forderung ift übrigens bei Forderungen mit teilbarer Leiftung 
jelten, weil foldhe Forderungen nad der Regel de 8 420 von vornherein als geteilt gelten. 
Die Hauptanwendungsfälle für 8 754 bilden bie, daß zu einer Gefamthand teilbare Forderungen 
gehören und die Geſamthand auseinandergejegt wird (vgl. z. B. beim Gefamtgut 8 1477, bei 
einem Nadlafie $ 2042 Abſ. 2). 

2. Der 3 754 Satz 1 bedeutet eine Einſchränkung der nad $ 753 anwendbaren Bor- 
ſchriften über den Pfandverlauf, infofern er den Verkauf der gemeinſchaftlichen Forderung nur 
geftattet, wenn die Forderung noch nicht eingezogen werden kann. Dies gilt ohne Rüdfiht darauf, 
ob die geſchuldete Leiftung teilbar oder unteilbar iſt. Aus 8 754 folgt, dab z. B. bei einer 
Nachlaßforderung die Teilung in Natur der Einziefung und dem Verkaufe, die Einziehung aber 
dem Verkaufe vorgeht (NG. in JW. 1907 ©. 78.) Unter Forderungen verfteht der 8 754 nicht 
nur Geldforderungen, unter $ 754 fallen ferner auch die durd; eine Hypothek oder Grundſchuld 
geficherten Forderiingen. Der Ausdrud Verkauf ift tm weiteſten Sinne zu nehmen. Der $ 754 
will die Einziehung ſchlechthin ald die regelmäßige Art der Verwertung einer gemeinſchaftlichen 
Forderung teilungöhalber beftimmen, er will alfo nicht nur den freihändigen Verkauf ($ 1235 
Abſ. 2, 88 1298, 1295), ſondern auch die öffentliche Werfteigerung nach 98 1233, 1293 bei In— 
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Haberpapieren und die Befriedigung auf die im 8 1277 bezeichnete Art nur zulafien, wenn die 
Einziehung nicht möglich ift. 5 

8. Iſt die Einziehung möglich, fo kann nad) 8 754 Satz 2 jeder Teilhaber gemeinſchaftliche 
Einziehung verlangen. Jeder Teilhaber ift den anderen Teilhabern gegenüber verpflichtet, bei 
der Einziehung in geeigneter Weiſe mitzuwirken und nad Verhältnis feines Anteil zu den 
Koften der Einziehung beizutragen. Auch ber Sag 2 gilt bei allen Forderungen, gleichviel, ob 
fie teilbar find oder nicht. Bei Forderungen mit unteilbarer Leiſtung Hat er geringe Bedeutung, 
weil nad) 8 432 jeder Gläubiger nnabhängig von den anderen Mitgläubigern bie Leiftung au 
alle verlangen Tann. Dagegen iſt er für forderungen mit teilbarer Leiftung insbefondere in ben 
Zällen von Belang, in denen die Forderung aus einem bejonberen Grunde von den Gläubigern 
nur gemeinfchaftlich eingezogen werben kann. Über die Hagemweife Geltendinachung des Anſpruchs 
auf gemeinfchaftlihe Einziehung |. IW. 1900 ©. 329. Der bie gemeinſchaftliche Einziehung 
verweigernde Teilhaber macht fi, wenn ihm die Weigerung zum Verſchulden gereicht (8 276), 
insbefondere wenn er im Verzug fit, den anderen Teilhabern gegenüber ſchadenserſatzpflichtig. 

4. Der eingezogene Gegenitand tritt Hinfichtlich der Gemeinſchaft an die Stelle der Forderung 
und Hit nad) Maßgabe der Vorfchriften ber 88 752, 753 zu teilen. 

5. Die Rechtsſtellung des gemeinſchaftlichen Schuldners wird durch die Vorſchrift des Satz 2 
nicht berüßrt. Wenn die Teilhaber Gejfamigläubiger find, fo finden die Vorſchriften der 88 428, 
429 Anwendung, der Schuldner wird alfo durch Leiftung an einen der Gläubiger befreit. 


48 765, 756. 

1. Regulierung der Gemeinſchaftsſchulden bei der Teilung. Für die Forderungen, welche 
fih auf die Gemeinfhaft gründen, find die Anteile der einzelnen Teilhaber an fi) nicht ver⸗ 
haftet. Denn die Anteile find freie felbitändige Vermögensobjekte; fie find nicht für die Zwecke 
der Gemeinſchaft gebunden. Bei der Teilung würben banad die gemeinfdaftlihen Schulden 
nicht zu berädfichtigen fein. 

a) Den Gläubigern gegenüber wird hieran auch feitgehalten. Ihnen ift nicht das Recht 
eingeräumt, zu verlangen, daß die Schulden aus dem gemeinfchaftlichen Gegenſtande berichtigt 
werden. Sie brauchen auch von der bevorftehenden Teilung nicht in Kenntnis gefegt zu werben. 

b) Im Berhältnifie der Teilhaber zueinander erfordert aber, wie die Motive (II ©. 886) 
ausführen, die Gerechtigkeit, daß die geſamten obligatoriihen Beziehungen, melde in ber Ge— 
meinfchaft ihren Grund Haben, bei der Teilung mitberlidfichtigt werden und ein jeder Teilhaber 
nicht mehr erhalte, al3 ihm unter Mitberüdfichtigung der obligatorifchen Unfprüche aus der Ge— 
meinfchaft gebührt. Denn ber auf den Schuldner fallende Teil des gemeinfchaftlihen Gegenitandes 
(oder des Berlaufserlöfes) ift unter Umftänden das einzige VBefriedigungsmittel für den Gläubiger. 

2%. Das Gejeg gibt deshalb dem forderungsberechtigten Teilhaber die Befugnis, bei ber 
Aufhebung der Gemeinſchaft die Berichtigung feiner Forderung aus dem auf den Echulbner 
fallenden Teile des gemeinſchaftlichen Gegenftandes zu verlangen (Schuldenausgleichung 3 756 
Sag 1). Diefe Beftimmung war bereit? im E. I enthalten. # 

Die zweite Kommiffion hat den Sag weiter ausgeftaltet. Im ühnlicher Lage wie der Teils 
haber, welcher eine Erſatzforderung hat, befindet fidh jeder Teilhaber, falls zur Zeit der Teilung 
eine geſamtſchuldneriſche Verbindlichkeit befteht, welche die Teilhaber gemäß 8 748 nad er: 
hältnis ihrer Unteile zu erfüllen haben oder die fie zum Bwede der Erfüllung einer derartigen 
Verbindlichkeit eingegangen find. Hätte der eine Teilhaber vor der Zeilung die ganze Ber- 
bindlichteit erfüllt, fo tönnte er nach ber Vorſchrift ber 88 748, 756 Sap 1 und nad) $ 426 bei 
der Teilung Berichtigung ber ihm gegen die anderen Teilhaber zuftehenden Erſatzforderung ver⸗ 
langen. Wird andererfeit3 die Geſamtſchuld der Teilgaber bei der Teilung nicht berichtigt, 
fo bleibt jeder Teilhaber dem Gläubiger zur Zahlung des ganzen Schuldbetrags verpflichtet, ohne 
im alle der Zahlung für die Befriedigung feines Erſatzanſpruchs gegen den anderen Teilhaber 
noch die Sicherheit zu befigen, welche ihm vor der Teilung der auf dieſen Zeilhaber jallende 
Teil des gemeinſchaftlichen Gegenftandes bietet. Ob eine entſprechende Auwendung des 8 756 
Sag 1 auf einen Fall der gebachten Art fich rechtfertigen würde, kann zweifelhaft fein. Die 
Kommiffion hat aber geglaubt, daß fie jedenfalls der Billigfeit entipreche und daß es fich bei 
ber praktiſchen Wichtigkeit der Frage empfehle, eine ausdrüdliche Entiheibung im Gefege zu 
geben. Es ift deshalb die Beitimmung eingeftellt, daß jeder Teilhaber bei der Aufhebung der 
Gemeinfchaft die Berichtigung einer folhen Geſamtſchuld aus dem gemeinfchaftlichen Gegenftande 
verlangen kann (Schuldeutilgung aus Gemeinihaftsmitteln 3 755 Abi. 1). 
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$. 755. Haften die Theilhaber ala Geſammtſchuldner für eine Verbindlichkeit, 
die fie in Gemäßheit des 8. 748 nach dem Verhältniß ihrer Antheile zu erfüllen 
haben ober die fie zum Zwecke der Erfüllung einer folchen Verbindlichkeit ein- 
gegangen find, jo kann jeder Theilhaber bei der Aufhebung der Gemeinjchaft ver- 
langen, daß die Schuld aus dem gemeinfchaftlichen Gegenftande berichtigt wird. 

Der Anfpruch kann auch gegen die Sondernachfolger geltend gemadjt werden. 

Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verkauf des gemeinfchaftlichen Gegen- 
ftandes erforderlich ift, Hat der Verfauf nach 8. 753 zu erfolgen. 


3. Die Kommiffion hat ferner im Einklange mit der Regelung, welde für den Fall des 
Konkurfes in der KO. ($ 44 jegt $ 51) getroffen ift, beftimmt, daß die bezeichneten Anſprüche 
auf Berichtigung einer Schuld auch gegen den Sondernachfolger eines Teilhabers geltend gemacht 
werben lönnen (8 755 Abſ. 2, $ 756 Abſ. 2); ohne eine folhe Erfiredung würde der einzelne 
Teilgaber in der Lage fein, den Zwed der Vorſchrift durch Veräußerung feines Anteils zu ver- 
eiteln. Die Wirkſamkeit der Anſprüche gegen die Sondernadjfolger erleidet übrigens bei bem 
Miteigentum an einem Grundftüd infofern eine Beſchränkung, als fie hier von der Eintragung 
im Grundbuch abhängig gemacht wird (3 1010 Abi. 2). 


8 765. 
©. 11 8 691 re®. 8 743; II 8 742. 9.1 Bo. 2 8.750. D. 6.665. 


1. Schuldentilgung aus Gemeinfhaftsmitteln. Der 8 755 gibt jedem Teilfaber das Recht, 
die Berichtigung der Gemeinſchaftsſchulden bei der Teilung zu verlangen. Hierzu vgl. Borbm. 1, 2 
vor 8 755. 

2. Borausfegung des Rechtes ift: 

a) daß entweder die Verbindlichkeit von den Teilhabern gemäß 8 748 nad; Verhültuis ber 
Anteile zu tragen ift — es fih alſo um eine Laſt des gemeinfchaftlichen Gegenftandes oder um 
Koften der Erhaltung, ber Verwaltung oder einer gemeinfchaftlichen Benupung des Gegenſtandes 
handelt — oder daß die Berbindlichteit von ben Teilhabern zum Zwecke der Erfüllung einer 
Verbindlichkeit der im $ 748 bezeichneten Art eingegangen worden ift; 

b) und daß die Teilgaber fiir die Verbindlichkeit als Gefamtihuldner — ſei es von Anfang 
an oder infolge fpäterer Schuldübernahme — haften (f. Exl. 7 zu $ 748). Dem Zweite bes 
8 755 entiprechend genügt es übrigens auch, daß die Verbindlichkeit nur in der Berjon eines 
Teilhabers entftanden ift, die übrigen Teilhaber als Bürgen haften. Auch wird der 8 755 An= 
wendung zu finden haben, wenn nicht alle, fondern nur ein Teil der Teilhaber als Gefamt- 
ſchuldner oder Bitrgen haften. Dagegen beſteht das im 8 755 beftimmte Recht, die Schulden- 
tilgung aus Gemeinfchaftsmitteln zu verlangen, in Anfehung folder Schulden nicht, für die die 
Teilhaber nur anteilig haften, 

3. Im Abſ. 2 ift die Wirkſamkeit des Mechtes, die Schuldentilgung aus Gemeinſchafts⸗ 
mitteln zu verlangen, gegenüber dem Sondernachfolger jebes Teilhabers beftimmt (f. Borbın. 3 
vor $ 755). Ob der Sondernadfolger von der Verbindlichkeit Kenntnis Hatte, kommt nicht in 
Betracht. Bei einem Grundftüde hängt die Wirkſamkeit von der Eintragung ins Grundbuch ab 
(8 1010). Sondernachfolger tft insbeſondere auch ber Gläubiger, welcher den Anteil gepfändet hat. 

4. Die Verwirklichung des Rechtes, die Berichtigung zu verlangen, erfolgt dadurch, daß, 
wenn aus dem gemeinſchaftlichen Gegenftand die Verbindlichkeit ohne weitereß berichtigt werden 
tann, 3. 8. eine Geldfhuld, wenn Gelb gemeinſchaftlich ift, der gemeinfchaftliche Gegenftand fofort 
zur Berichtigung, foweit erforderlich, verwendet twird. Kann die Berichtigung aus dem ge 
meinſchaftlichen Gegenftande nicht one weiteres erfolgen, fo ift er, foweit nötig, in Geld ums 
aufegen (ſ. hierzu Erl. 5) und aus dem Erlöfe die Schuld zu berichtigen. 

Iſt die Verbindlichkeit noch nicht fällig, jo ift das zur Berichtigung Erforderliche zurüd- 
zubehalten, d. 5. infoweit die Gemeinfchaft fortzufegen. Gleiches muß gelten, wenn die Ber 
bindlichkeit ftreitig ift. Für das Gefellfchaftsrecht ift beides im 8 733 beftimmt, ebenfo bei der 
Auseinanderſetzung eines Gefamtgut3 im 8 1475. Bgl. auch die Exil. zu 88 733, 1475. Das 
Recht, die Hinterlegung zu verlangen, fteht einem Teilhaber in den bezeichneten Sällen nicht 
zu (ſ. Erl. 2 zu 8 733). 
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8. 756. Hat ein Theilhaber gegen einen anderen Theilhaber eine Forderung, 
Die ſich auf die Gemeinfchaft gründet, fo fann er bei der Aufhebung der Ges 
meinfchaft die Berichtigung feiner Forderung aus dem auf den Schuldner ente 
fallenden Theile des gemeinfchaftlichen Gegenjtandes verlangen. Die Vorfchriften 
Des 8. 755 Abf. 2, 3 finden Anwendung. 


5. Erfolgt die Aufgebung der Gemeinfchaft duch Verfauf des gemeinſchaftlichen Gegen- 
ftandes, fo bietet die Durchführung des Anſpruchs auf Berichtigung einer Schuld aus bem 
Gegenſiande keine Schwierigkeiten. Dagegen könnten fi Zweifel fiir den Fall ergeben, daß bie 
Zeilung in Natur zu erfolgen hat. Das Geſetz löſt die Frage dahin, daB der Gegenftand nur 
infoweit zu verkaufen ift, als es des Erlöfes zur Berichtigung ber Schuld bedarf, während es 
im übrigen bei der Teilung in Natur verbleibt. 

6. Soweit der gemeinſchaftliche Gegenftand zur Dedung der Verbindlichkeiten nicht auß- 
reicht, bewendet e8 bei 4 748, jeber Teilhaber hat alſo im Verhältniſſe der Teilhaber zueinander 
die Reſtſchuld nur nach dem Verhältnifje feines Anteild zu tragen und er hat, wenn er bei einer 
Geſamtſchuld dem Gläubiger mehr bezahlt hat, gegenüber ben anderen Gläubigen den Aus—⸗ 
gleihungsanfprud auf das Zuvielbezahlte. 


8 756. 
€. 18 770; II 8 692 zeu. 8 744; III 8 743. P.1 6. 11269f., 11281 ., 11893; M. Il 6, 88öff. 
P.U 82 6.7591. 

1. Schuldenausgleichung bei Negrekforderungen. Der 8 756 gibt jedem Teilhaber das 
Recht, bei der Teilung die Berichtigung ber Forderung, die ihm gegen einen anderen Teilhaber 
zufteht, aus defien Anteil zu verlangen. Vgl. Borbm. 1, 2 vor 8 755. Das Recht ift für den 
Teilhaber insbefondere deshalb von VBebeutung, weil es ihn in Unfehung der Befriedigung aus 
dem Anteile feines Schuldners an dem gemeinfchaftlichen Gegenftande vor der Konkurrenz ber 
übrigen Gläubiger feines Schuldners fügt. 

2. Borausſetzung ift, dab es ſich um eine Verbindlichkeit handelt, die fi auf bie Ge— 
meinſchaft gründet, bet der fi} alſo die Haftung ausfchließlich daraus ergibt, daß der Gegenſtand 
gemeinfchaftlich ift. Der 8 756 betrifft alfo nur Regrekforderungen der Teilgaber untereinander. 
Hierzu zählen z. B. die Erfagforderungen, die aus 8 748 entipringen (ſ. Exl. zu $ 748), ferner 
die Koften, welche auf die Teilung felbit erwachſen, wie die Koften der Verſteigerung nach 8 753, 
endlich die Schadenserſatzanſprüche, welche einem Teilhaber gegen einen anderen zuftehen (ſ. Vorbm. III 
vor 8 741). Nicht hierher gehören dagegen die Forderungen, welche für den Hall der Auseinander⸗ 
fegung zwiſchen den Teilgabern vertragsmäßig feftgefegt find (Mipr. 1 ©. 251). 

Die im $ 756 beitimmte Schuldenausgleichung gilt aud für Zinſen und fonftige Neben- 
leiitungen der Regreßforderung. 

3. Fähigkeit der Megrebforderung ift nicht erforderlich. Jit die Forderung noch nicht fällig, 
fo gilt das in Erl. 4 zu 8 755 Bemerkte entſprechend. 

4. Durch die im Sag 2 vorgefchriebene Anwendbarkeit des $ 755 Abf. 2 wird die Wirk 
fomteit ded Anfpruchs gegen den Sondernachfolger beitimmt. Bgl. hierzu Borbm. 3 vor und 
Erl. 3 zu 8 755. Aus der Wirkſamkeit gegen die Sondernachfolger folgt, daß die übrigen 
Gläubiger des (ſchuldneriſchen) Teilhabers nur auf dasjenige greifen dürfen, was bei der Teilung 
nad Abzug der Regrekforderungen der anderen Teilhaber übrighleibt. Bei Grundftüden ift 
Eintragung ins Grundbuch erforderlich (8 1010). 

5. Wegen ber Verwirklichung des Auſpruchs vgl. Exl. zu 8 755. Die tm Falle des $ 756 
zur entiprechenden Anwendung zu bringende Vorſchrift des 8 755 Abſ. 3 führt Hier nicht etwa 
dahin, daß von dem gemeinfchaftlichen Gegenftande fo viel verlauft werden müßte, daß aus dem 
Anteile des Schuldners an dem Exlöfe die Schulb berichtigt werden kann. Es genügt, fo viel 
zu verlaufen, daf der ganze Erlös zur Berichtigung der Schuld hinreicht; der verkaufte Teil wird 
dann bei der Teilung in Natur dem Schuldner auf feinen Teil angerechnet. Wenn z. B. einer 
von drei Teilhabern eimen Betrag fchuldet, der !js des Wertes feines Anteils, alſo */ des 
Wertes des ganzen Gegenftandes gleichtommt, fo ift nicht der dritte, fondern der neunte Teil 
zu verfaufen. Aus dem Exlöfe wird die Schuld bezahlt und der Schuldner erhält bei der im 
übrigen ftattfindenden Naturalteilung ftatt Ys nur */o des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
(®. I 8. 2 ©. 761). 
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$. 757. Wird bei der Aufhebung der Gemeinjchaft ein gemeinfchaftlicher 
Gegenftand einem ber Theilhaber zugetheilt, jo hat wegen eines Mangels im Rechte 
oder wegen eines Mangel3 der Sache jeder der übrigen Theilhaber zu feinem An- 
theil in gleicher Weife wie ein Verkäufer Gewähr zu Ieiften. 


8. 758. Der Anjpruch auf Aufhebung der Gemeinjchaft unterliegt nicht ber 
Verjährung. 


Sechzehnter Titel. 
Leibrente. 


8 WJ. 
€. 18 771; 118 693 ven. 8 745; III N Ur en 6. 3069 f1., 3557, 3561, 11899; NM. II ©. 887. 
38.2 6. 7661. 

1. Gegenfeitige Gewährleiftung. — und in welcher Weiſe die Teilhaber einander zur 
Gewãhrleiſtung verpflichtet find, kann zweifelhaft fein, da die Auffaſſung vertreten und möglich 
ift, der Teilhaber, welcher feinen Teil zugunften eines anderen Teilhabers aufgebe, ſchließe feinen 
Veräußerungdvertrag, der andere Teilhaber gelange vielmehr nur zu einer Berftärkung feines 
Rechtes durch Wegfall der Rechte der anderen. Der 8 757 gibt deshalb eine pofitive Vorſchrift. 

2. Der 8 757 betrifft ſowohl die Fälle, dab einem Teilhaber ein Gegenftand oder auf 
Grund bes $ 752 ein realer Teil desſelben zugeteilt wird, als auch, daß er ihn bei der auf 
Grund des 8 753 erfolgenden Veräußerung erwirbt. Dagegen ift, wenn ein Teilhaber feinen 
Anteil an eimen anderen veräußert, nicht ber 8 757 ammwendbar, fondern da8 für das Ber: 
äußerungsgefchäft (3. B. Schenkung) geltende Gewährleiſtungsrecht. 

8. Wegen der Gewährleiftung des Verkäufers für Mängel im Rechte |. 88 434443, für 
Mängel der Sache 88 459-492. Diefe Vorfhriften find auch infoweit anwendbar, als fie fih 
auf Vereinbarungen zwifchen Käufer und Verkäufer über die Gewährleiftung beziehen. 

4. Die Gewährleiftungepflicht obliegt jedem Teilhaber nur nach Verhältnis feines Anteils. 
Für den Ausfall, den der Gewäßrleiftungsberechtigte durch die Zahlungsunfähigkeit eines Teil 
habers erleidet, haben die anderen Teilhaber nicht aufzutommen. 


8 758. 
18 768; II 8 694 ren. 8 746; III 8 745. B.16.W51;M.IIE.881. V. I BE 2 6. 7561.; 
”.3 6. 127. 


1. Die im $ 758 ausgeſprochene Unverjährbarfeit des Anſpruchs anf Aufhebung der Ge— 
meinſchaft beruht auf der Erwägung, daß diefer Anſpruch ſich fort und fort erneuert. Analoge 
Beftimmungen in 88 924, 2042. 

2. Hinſichtlich der Verjährung der auf die Gemeinfchaft fich gründenden übrigen Unfprücde 
(@. B. 88 744, 748) bewendet e8 bei den allgemeinen Grunbfägen ber 88 194ff. 


Sechzehnter Titel. 


Stobbe, Deutſches Privatrecht, Bd. III, 3. Aufl. 8 234; Rückert, Der Leibrentenvertrag 
(8 1857); Sepp, Leibrentenvertrag (1905); Eccius in Gruch. 45 ©. 11. 


I. Anwendungsgebiet der Borfchriften bed Titels. Das Geſetz gibt im jechzehnten Titel 
einige Vorſchriften über Schuldverhältniffe, welche die Gewährung einer Leibrente zum Gegen⸗ 
ftande haben. Der Hauptfall ift der des Leibrentenvertrage. Im E. I waren die Borfchriften 
für den Leibrentenvertrag gegeben und dann weiter beitimmt (E. I 8 663), daß fie entiprechende 
Anwendung finden, wenn die Verpflichtung auf Verfügung von Todes wegen, Urteil oder Geſetz 
beruht. Die zweite Kommiifion bat bejchlofien, den Fall des Urteils auszufcheiden, weil durch das 
Urteil die Verpflichtung zur Gewährung einer Leibrente nicht begründet, fondern nur feitgeftellt werde. 
Im übrigen iſt der E. I unter Ablehnung eines Antrags, welcher die Fülle der auf Gefeg beruhenden 
Renten unerwähnt laffen und wegen de3 Rentenvermächtniſſes eine Vorſchrift in das Erbrecht 
einftellen wollte, ſachlich gebilligt. Auf eine Anregung, die einleitende Vorſchrift fo allgemein zu 
fafien, daß fie alle in Betracht fommenden Fälle dede, ift man nicht eingegangen. Die Redaktions⸗ 
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Kommiſſion hat aber den legteren Gedanken wieder aufgenommen und ber Vorſchrift des 8 759 
die jet vorliegende allgemeine Faſſung gegeben. Dieſer Beſchluß hat dann die Zuftimmung ber 
Kommiſſion gefunden. Sachlich ſchließt er eine Heine Erweiterung des €. I in fih. Die Bors 
ſchriften des fechzehnten Titel® gelten nad) der jetzigen Faſſung für alle Fälle, in denen jemand 
zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet ift, gleichviel auf welchem Rechtsgrunde die Vers 
pflihtung beruht. Mitbetroffen wird danach der im E. I nicht erwähnte Fall, daß die Ber- 
pflihtung zur Gewährung einer Leibrente durch ein einjeitiges Mechtögefchäft unter Lebenden, 
insbefondere duch Auslobung, übernommen ift. 

U. Beibrentenvertrag. 

1. Stellung im Rechtsſyſteme. Der Leibrentenvertrag wird im bisherigen Rechte teilweife 
als Unterart der gewagten Verträge behandelt. Das Geſeß hat davon abgejehen, allgemeine 
Vorſchriften Über gewagte Verträge aufzunehmen, e8 begnügt ſich mit einigen fpeziellen Bor» 
ſchriften über den Leibrentenvertrag ſowie über Spiel und Wette, 

Nicht beſonders geregelt ift ber Berforgungs- oder Alimentationsvertrag, Soweit ein 
folher Vertrag die Verpflichtung zur Gewährung einer Leibrente begründet, finden bie Be— 

- ftimmungen des ſechzehnten Titeld Anwendung, im übrigen gelten die allgemeinen Borfchriften 
über Verträge. — 

Unberuhrt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über einen mit der Überlaſſung eines 
Grundftüds in Verbindung ftehenden Leibgedings⸗, Leibzuchts⸗, Altenteild- oder Außzugs- 
vertrag, foweit fie das fih aus dem Vertrag ergebende Schuldverhältnis fir den Fall regeln, 
daß nicht bejondere Vereinbarungen getroffen werben (EG. Art. 96). 

2. Die Beitimmung des Begriffs des Keibrentenvertrags ift der Wiſſenſchaft und Praxis 
überlafjen; die in den bisherigen Geſetzen aufgeftellten Definitionen find als zu eng erachtet 
(R. II ©. 637). Man wird als Leibrentenvertvag ben Vertrag bezeichnen Lönnen, durch melden 
fi jemand verpflichtet, einem anderen für befien Lebensdauer oder auf einen kürzeren, jedoch 
längſtens bis zum Tode des Berechtigten dauernden Beitraum periodiſch wiederkehrende Leiftungen 
(Renten) zu gewähren. 

a) Die Rente wird meift in Geld oder anderen vertretbaren Sachen beftehen; in einem 
Zeile ber biöherigen Gefege wird dies als Begriffsmerkmal des Leibrentenvertragd hingeftellt. 
Die Motive bemerken dazu, man könne in Zweifel ziehen, ob e3 mit diefem Begriffe fi vertrage, 
von Leibrente zu reden, wenn ber Berechtigte ſich beſtimmte periodifch wiederkehrende Leiſtungen 
anderer Art (4. B. geldwerte fungible Handlungen, die Gewährung fungibler Rechte zu feinem 
Unterhalte) bedungen habe (M. II ©. 637). Jedenfalls dürfte es unbedenklich fein, in biefen 
Füllen die für den Leibrentenvertrag geltenden Vorſchriften entfprehend anzuwenden. Daß bie 
Keibrente in Handlungen beftehen fann, wird von Sepp ©. 11ff.; Crome $ 251; Dernburg 
& 201 verneint, fegterer erfennt aber an, daß Dienfte neben einer Abgabe verjprochen werden 
tönnen. 

b) Eine Leibrente liegt dann nicht vor, wenn das Maß der Rente nicht befiimmt, fondern 
von ben Bebürfnifien deö Berechtigten oder der Leiftungsfähigleit des Verpflichteten abhängig ift. 
Dagegen wird der Begriff der Leibrente dadurch nicht berührt, daß neben einer feiten Reute 
Raturalalimente oder Dienfte nad; Bedilrfnis zu gewähren find; ſoweit feſte Bezüge zu fordern 
find, liegt eine Leibrente vor. Auch ift es mit bem Begriffe des Leibrentenvertrags vereinbar, 
dab ber Verpflichtete ſich vorbehält, unter gewiſſen Vorausſetzungen (3. B. wenn gegen eine 
BVenfionsanftalt unvermutet viele Anjprüche geltend gemacht werben) die Leibrenten um ein im 
voraus beftimmtes oder ins Ermefien des Verpflichteten geitelltes Maß zu kürzen. 

©) Regelmäßig wird für die Verpflichtung zur Gewährung einer Nente eine Gegenleiftung 
ausbebungen, bie in einer Geldſumme (Rententapital) oder in einem in Geldwert angejchlagenen 
Gegenftande zu beitehen pflegt. Der Begriff des Leibrentenvertrags wird aber dadurch nicht auge 
geihloffen, daß ein Begenftand ohne Beitimmung des Geldwerts als Gegenleiftung bingegeben 
oder überhaupt keine Gegenleiftung gewährt wird. Im lepteren Falle tommen neben den Bors 
fchriften über den Leibrentenvertrag noch die Beitimmungen über Schenkungen, insbeſondere auch 
biejenigen über Schenkungen zum Nachteil eines Pflichtteilsberechtigten oder Nacherben, in Betracht 
(88 516ff., Borbm. zum zweiten Titel unter 3 ©. 421). Auf der anderen Seite darf die Nenie 
nicht das Entgelt für eine fie erft noch bedingende Gegenleiftung darſiellen; denn eine periodijch 
wiederkehrende Leiſtung für eine in demſelben Beitraume zu erfüllende Leiftung iſt keine Rente 
(Eccins ©. 13). Nah Lotmar, Ürbeitsvertrag ©. 150 und Dertmann Vorbm. 3b ſcheiden 
and die Fälle aus, in denen die Rentengewährung der vom anderen Teile bafür als Entgelt 
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$. 759. Wer zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet ift, hat Die Rente 
im Zweifel für die Lebensdauer des Gläubiger zu entrichten. 
e Der für die Rente beftimmte Betrag ift im Zweifel der Yahresbetrag der 
ente. 


gewährten Dauerleiſtung nachfolgt. Allein in dieſen Füllen dürfte die Verbindung zweier Ver⸗ 
träge, von benen der eine ein Leibrentenvertrag iſt, vorliegen. Bon Bedeutung ift die vorwürfige 
Frage insbefondere dafiir, ob ein mit einem Dienftvertrage verbundener Penfionsvertrag als 
Zeibrentenvertrag anzufehen iſt. Aus den Gründen von Eccins ©. 15 bikrfte die Frage zu 
bejahen fein (a. U. Dernburg 8 201, Dertmann). 

3. Form des Vertrags. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leibrente ver» 
ſprochen wird, tft, ſoweit nicht ein anderes vorgeſchrieben ift (3. B. für das ſchenkweiſe Verſprechen 
einer Zeibrente $ 518), fchriftlihe Erteilung des Verfprechens erforderlich (8 761). 

4. Einheitliches Forderungsrecht auf die Rente. Das Schuldverhältnis, welches durch den 
Abſchluß des Vertrags begründet wird, tft ein einheitliches, aber es läßt fi) daraus, wie in 
der Erl. zu 8 224 Nr. 2 (vgl. M. II ©. 640) ausgeführt if, fein Geſamtanſpruch auf Ge 
wäßrung ber Rente ableiten (jo Ecciuß ©. 20; Erome 8 250; Sepp ©. 57), ſondern es 
entfpringt für ben Gläubiger nur eine Summe von Einzelanfprücen, deren jeder felbftändig it 
und einer befonderen Verjährung unterliegt. Einen vermittelnden Standpunkt vertreten 
Enneccerus und Dertmann, indem fie zwar ein zufammengehöriged Forderungsrecht, daneben 
aber auch befondere Einzelanſprüche auf die Renten annehmen. 

5. Der Inhalt der Berpfliätung im einzelnen richtet ſich nad) der Vereinbarung der 
Parteien. Um Streitigleiten und Bweifel abzufchnetden, ftellt das Geſetz im 8 759 einige Aue⸗ 
legungsregeln auf. 

Die Folgen ber Nichterfüllung der dem Schuldner obliegenden Verbiudlichkeiten beftimmen 
fih nad; allgemeinen Grundfägen; hiernach fit inSbefondere, wenn die Verpflichtung zur Ge— 
währung der Rente auf einem gegenfeitigen Bertrage beruht, der Gläubiger, fals der Schuldner 
mit der Leiftung einer! Mente in Verzug gerät, nach Maßgabe des 8 326 zum Rildtritte ber 
zechtigt. Gegen die Unmendbarteit be 8 326 find Sepp a. a. D.; Dertmann, Enneccerus, 
Crome (diefer in der Beſchränkung auf aleatorifche Reibrentenverträge), wie hier Eccius. 

6. Die Anfprüde auf Rüdftände von Renten verjähren in 4 Jahren (8 197). 

III. Wird die Verpfliitung zur Gewährung einer Rente im Wege ber Verſicherung über 
nommen, fo finden außer den Vorfchriften bes fechzehnten Titels noch die lanbeögefeglichen Ber 
fimmungen über dad Verfiherungsreht (E®. Urt. 75) Anwendung. 

IV. Eine geſetzliche Verpflichtung zur Gewährung einer Rente befteht z. B. in den Fällen 
der 88 528, 843, 844, 1361, 1580, 1612, 1710. Außerhalb des BGB. kommt namentlich das 
Haftpflichtgeſez vom 7. Juni 1871 8 7 in ber Faſſung des EG. Art. 42 in Betracht. Die 
Rechtsverhältniſſe Hinfichtlic der Unfall:, Invaliditäts- und Altersrenten find in den Reichs⸗ 
verſicherungsgeſetzen geregelt. 

479. 
- 88 600, 662, 668; II 88 701, - rev. 8 747; III 8 746. ®.1 6. 2655 f., 26731.5 M. II G. 6351. 
9.18.2 €. 486; 8.6 ©. 195. 

Der 8 759 gibt zwei Auslegungsregeln über den Betrag und bie Dauer der Rente. 

1. Die Berpflitung zur Gewährung einer Leibrente kann auf Bertrag oder einfeitigem 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden (Auslobung), auf Verfügung von Todes wegen oder auf Geſeh 
beruben (j. Borbm. I, IV). 

2. Dauer der Rente. 

a) Die Daner der Mente wird regelmäßig auf daS Leben des zum Empfange der Rente 
Berechtigten abgeftellt fein. Sie kann aber au auf einen kürzeren Zeitraum beſchränkt, ind: 
befondere an die Lebensdauer des Schuldners oder eines Dritten oder an andere Vorgänge ge 
Inüpft werden (die Abſtellung auf andere Vorgänge als auf das Leben irgendeiner Perſon 
halten Sepp ©. 17, Enneccerus und Dertmann für unzuläffig). Iſt eine derartige Ber: 
einbarung getroffen und ftirbt der Gläubiger vor dem Eintritte des Ereignifies, an welches bie 
Beendigung der Rente geknüpft ift, jo erlifht das Recht auf die Nente. Denn es entipricht dem 
Weſen der Leibrente, dab fie nur fo lange zu entrichten ift, als der Berechtigte lebt. 
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Indefien kann auch ausgemacht werden, dab in folhem alle die Leibrente an die Erben 
weiter zu zahlen ift, bis das fragliche Ereignis eintritt. Die M. II ©. 638 nehnıen an, dag in 
einem ſolchen Falle eine Leibrente für die Erben vorliege. Dies dürfte nicht richtig fen. In 
der Tat liegt, wenn die Dauer ber Rente nicht von dem Leben des Berechtigten abhängt, ſondern 
ohne Rüdficht darauf bis zum Tode des Schuldners oder eined Dritten bezahlt werden foll, fein 
eigentlicher Leibrentenvertrag, fondern ein gewöhnliches bebingtes Nentenveripredhen vor. Es 
bürfte indefien feinem Bebenten unterliegen, auf einen folhen Vertrag die Borfchriften der 88 759 
Abf. 2, 760, 761 entſprechend anzuwenden. 

b) Das Gefeg enthält feine Beitimmungen über den Fall, wenn ſich mehrere Berfonen, 
3. ®. Ehegatten, in demjelben Vertrag eine Leibrente beftellen laſſen. Nach der Regel des 
8 420 wird im Zweifel anzunehmen fein, daß jeder Gläubiger nur zu einem gleichen Anteile 
berechtigt iſt. Fällt einer der Gläubiger fort, jo wächſt fein Teil hiernach nicht dem anderen 
Gläubiger an, fondern erlifht zugunften des Schuldner? (M. II ©. 639, KB. ©. 1982). Ein 
in ber RTK. geftellter Antrag, welcher dies befonderd zum Wusdrude bringen wollte, tft als 
entbehrlich abgelehnt. 

Haben mehrere die Leiftung einer Leibrente verfprochen, fo haften fie als Geſamtſchuldner 
(8 427), infolgebefien ift der Wegfall eines von ihnen auf die Höhe der Rente ohne Einfluß und 
zwar aud) dann, wenn bie Rente auf die Lebenszeit der Rentengeber abgeſtellt ift. 

0) Wenn der Rentenſchuldner den Tod besjenigen, auf defien Lebensdauer die Rente geftellt 
ift, vorjäglich herbeigeführt hat oder der Mentenfchuldner, falls die Rente auf fein eigenes Leben 
geſtellt iit, fein Leben durch Selbſtmord beendigt oder die Tobesftrafe erlitten Hat, nehmen die 
Motive an, daß bie Vorfchriften Über unerlaubte Handlungen die nötige Aushilfe gewähren 
(M. II S. 841). Diefe Auffafjung, melde ſich auf die Vorfchriften des E. I (85 704, 705, 722) 
über unerlaubte Handlungen gründet, dürfte nach den Änderungen, welde diefe Vorſchriften 
durch die 88 823, 826, 844 de BOB. erfahren haben, nicht mehr zutreffend fein (a. A. Kiſch 
Unmöglicteit ©. 5, Dernburg $ 201, Standinger, Sepp ©. 98, wie hier Dertmann).. 
Zweifelhaft ift, ob fih in Fällen der gedachten Art eine Verpflichtung des Rentenſchuldners aus 
der Borfchrift des 8 162 ableiten läßt. Gegenüber dem $ 136 des E. I, nach welchem eine Be- 
dingung als eingetreten gilt, wenn derjenige, zu deſſen Nachteile der Eintritt gereicht, diefen in 
einer dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts zumiderlaufenden Weife verhindert, läßt der 8 162 infofern 
freien Epielraum, als er darauf abitellt, ob die Verhinderung gegen Treu und Glauben erfolgt 
fei. Man wird davon auszugehen baben, daß das Recht auf eine Leibrente in fo vielen An⸗ 
fprüchen befteht, al® die Rente periodiſch zu entrichten tft (j. Vorbm. zu biefem Titel IT 4). 
Seber diefer Anſprüche tft in dem bie Regel bildenden alle, daß die Rente für die Lebensdauer 
des Gläubigers ($ 759 Abſ. 1) zu entrichten ift, dadurd bedingt, daß der Gläubiger den Beginn. 
des Zeitabſchnitts erlebt, für dem die Reute zu entrichten iſt (8 760 Abf. 3). Hängt die Renten⸗ 
verpflichtung außerdem von dem Leben eines Dritten oder bes Schuldners felbit ab, fo fteht 
jeder der gedachten Anſprüche unter der weiteren Bedingung, daß ber Dritte oder der Schuldner 
den Anfang des betreffenden Zeitabſchnitts erlebt. Die Anwendbarkeit bed 8 162 hängt von der 
Frage ab, ob anzunehmen ift, daß der Schuldner den Eintritt der Bedingung wider Treu und- 
Glauben verhindert, wenn er den Berechtigten bzw. ben Dritten oder fich felbft tötet. Diefe 
Frage dürfte fiir den Fall zu bejahen fein, daß bie Tötung widerrechtlich und mit Vorfag erfolgt 
ift und daß der Schuldner die Nentenverpflichtung kannte. Nicht erforderlich dürfte fein, daß. 
der Schuldner die Tötung im der Abfiht oder doch mit dem Bewußtſein beging, dadurch befi 
Eintritt der Bedingung zu verhindern. Tren und Glauben erfordern bie Unterlafiung jeder- 
vorjäglien Handlung, durch welche der Eintritt der Bedingung verhindert wird. Dagegen bürfte 
die Vorausfegung des 8 162 nicht zutreffen, wenn dem Schuldner nur Fahrläſſigkeit zur Laft 
fällt oder wenn er, wie dies 3. B. bei dem Erben bes urfprünglihen Rentenſchuldners der Fall 
fein kann, jeine Verpflichtung nit fannte. Nach denfelben Grundfägen wird der Fall zu be— 
urteilen fein, wenn der Schuldner eine Handlung begeht, wegen deren er die Tobesitrafe erleidet. 
Man könnte gegen dieje Auffaffung für den Fall, daß der Gläubiger felbft der Getötete tit, das 
Bedenken erheben, daß ein Toter keinen Schaden mehr erleiden fann und daß feine Erben einen. 
Schaden nicht erlitten Haben, weil e8 ungewiß ift, ob biefelben Berfonen auch dann Erben ge 
worden fein würden, wenn die Tötung nicht erfolgt, der Tod alfo erft fpäter eingetreten wäre.. 
Die pofitive Vorfchrift des $ 162 dürfte indefien die Bedeutung haben, dab es auf diefe Frage 
nit anfommt, dab vielmehr in dem gedachten Falle das Verhältnis jo zu beurteilen iſt, wie 
wenn die Verpflichtung zur Bezahlung der Rente für den Fall, daß der Schuldner den Gläubiger 
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8. 760. Die Leibrente ift im voraus zu entrichten. 

Eine Geldrente ift für drei Donate vorauszuzahlen; bei einer anderen Rente 
beftimmt ſich der Zeitabfchnitt, für den fie im voraus zu entrichten ift, nach der 
Beichaffenheit und dem Zwede der Rente. 

Hat der Gläubiger den Beginn des Zeitabſchnitts erlebt, für den die Rente 
im voraus zu entrichten ift, fo gebührt ihm der volle auf den Beitabjchnitt ent- 
fallende Betrag. 


$. 761. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leibrente verfprochen 
wird, ift, foweit nicht eine andere Form vorgefchrieben ift, fchriftliche Ertheilung 
bes Verſprechens erforderlich. 


wider Treu und Glauben getötet hat, auf fo lange eingegangen ift, al8 der Gläubiger ohne die 
Tötung mutmaßlich noch gelebt Haben würde. Wie hier Eccius, Dernburg, Dertmann, 
a. A. Tige Unmöglichkeit ©. 78, Jofef in Gruch. 50 ©. 34. 

3. Betrag ber Rente (Abf. 2). Der Leibrentenvertrag kann bloß den Betrag der Leibrente 
bezeichnen, ohne Auskunft darüber zu geben, für melde Zeitperioben (für ein Jahr, Vierteljahr, 
Monat) der beftimmte Betrag zu entrichten if. Dan hat für dieje Fälle eine Auslegungsregel 
für notwendig erachtet. Die Entfcheidung des Geſetzes entipricht bisher beitehenden Geſetzen 
fowte der Lebenserfahrung, wonach die Beziehung auf die Dauer eines Jahres bie Regel bildet. 

Die Auslegungsregel des Abf. 2 kommt übrigens aud dann zur Anwendung, wenn nidt 
nur der Betrag der Rente, fondern auch der Zeitabſchnitt der Leiſtung beftimmt ift, z. B. wenn 
100 M. in Bierteljahresraten zu zahlen find. 


% 760. 
€@.18 661; 11 8 702 rev. 8 748; TII 8 747. P.1 6. 26621; M. II 6.6391. P. 11 Bo. 2 6. 486. 
RB. ©. 1982. 

1. Boraugentrichtung. Die Beftimmungen der Abf. 1, 2 entfprechen dem Bwede und ber 
Natur der Leibrente und ftimmen mit dem größten Teile des bisherigen Rechtes überein. Bei 
Geldrenten ift der Zeitabſchnitt, für den die Rente im voraus zu entrichten tft, auf drei Monate 
beftimmt, bei anderen Menten ift er von der Beſchaffenheit des zu leiſtenden Gegenftandes und 
dem Bwede der Rente abhängig gemacht. ! 

2. Erwerb bes Anſpruchs auf bie Rente. Die Vorfchrift des Abf. 3 trägt einen pofitiven 
Charakter, fie wird in den Motiven mit dem Hinweis auf das praktiſche Bedürfnis umd den 
mutmaßlichen Parteiwillen begründet. Der Abſ. 3 gilt ſowohl, wenn über den Beitabfchnitt, für 
den im voraus zu leiften ift, eine Vereinbarung nicht getroffen ift, alfo der Abſ. 2 Anwendung 
findet, als auch wenn eine Vereinbarung getroffen iſt. Aus ber Beftimmung folgt, daß, falls 
der Berechtigte, wenn auch nod fo früh, nad) dem von ihm erlebten Beginne der Friſt ſtirbt, 
feine Erben Anſpruch auf die Leiftung des gemäß Abſ. 1, 3 voraus zu entrichtenden Betrags 
haben, andererſeits gegen fie bie Kondiktion auf Herausgabe des Borausentridteten nicht 
ftattfindet. 

Der Nachweis des Erlebens liegt dem Mentengläubiger ob (a. M. Dertmann, 
Eccius ©. 22). 

8. Die Vorfchriften der Abſ. 1—3 find dißpofitiver Natur. Durch Vereinbarung können 
die Rechte des Nentengläubigerd erweitert wie eingefchränft werden. 

4. Nach CPO. 3 258 lan auch auf Entrihtung zukünftiger Renten Klage erhoben werben. 


$ 761. 
RB. 6. 1982. 

Der von der RI. eingeftellte 3 761 regelt die Form bei Beibrentenvertrags. 

1. Schriftform. Zum Zuftandefommen bed Leibrentenvertrags ift nur erforderlich, daß der 
Leibrentengeber das Verſprechen der Leibrente ſchriftlich erteilt. Die Annahme bed Verſprechens 
tann formlos erfolgen. Dies gilt aud, wenn die Annahmeerklärung den Charakter der Offerte hat. 

2. a) Der mündlich abgeſchloſſene Leibrentenverirag wird nicht dadurch gültig, daß der Leib- 
rentengeber feine Erklärung fpäter fchriftlich nieberlegt und das Schriftſtück dem anderen Teile 


17. Titel: Spiel. Wette. 88 760, 761. 805 


Siebzehnter Titel. 
Spiel. Wette. 


zugehen läßt. Die Schriftform muß vielmehr in dem Augenblide gewahrt fein, in welchem ber 
Zeibrentenverirag nad den allgemeinen Grundfägen zuſtande komnmt. In dem bezeichneten Falle 
muß alfo der andere Teil in dem Zeitpunkte des Zugehens des Leibrentenverfprechens noch bereit 
fein, auf dem Vertrage zu beharten. 

b) Bon der Schriftform müſſen alle Beitandteile des Verſprechens des Leibrentengebers 
gebedt fein. Spätere Änderungen des Leibrentenvertrags, die eine Anderung ber Leiftung bes 
Leibrentengeber3 enthalten, bebürfen gleichfalls der Schriftform, fofern fie ſich nicht als Minderung 
der Leiftung darftellen. Denn in biefem Falle liegt ein Verzicht des anderen Teile vor und 
der Leibrentengeber tft der den Verzicht annehmende Teil. Vereinbarungen, die nur eine Bers 
deutlihung der Leiftung des Rentengebers bezielen, find formfrei. 

0) Erteilt ift daS Leibrentenverjprechen mit dem Zeitpunkt, in dem das es enthaltende 
E riftftüd dem anderen Teile zugeht (8 130). 

d) Wegen der Schriftform f. im übrigen 8 126. 

3. Auch der Vorvertrag, welcher auf die Errichtung eines Leibrentenvertrags gerichtet ift, 
bedarf auf feiten des Leibrentengeber8 der Schriftlichkeit. 

4. Folge der Nichtbeachtung der vorgefchriebenen Schriftform iſt Nichtigkeit des Leibrenten- 
vertrags. Die Nichtigkeit wird dadurch nicht geheilt, daß der Vertrag vollfländig erfüllt worden 
ft (f. auch unten 6). 

5. Iſt der Leibrentenverirag Beitandteil eines anderen Vertrags, z. B. ein Penfionsvertrag 
als Bejtandteil eines Dienfivertrags, fo bedarf das Verſprechen der Rente gleichfalls der Schrift 
form (fo auch Eccius ©. 15; a.M. Dernburg ©. 201). Wird eine Leibrente als Ansftattung 
(8 1624) verjprochen, fo bedarf daß Verſprechen der Form des 8 761 auch dann, wenn die Aus— 
ftattung nicht als Schenkung erſcheint (Erf. 3 zu 8 1624); foweit fie als Schenfung gilt, bedarf 
da8 Mentenverfprechen der Form des 8 518 (f. unten 6). 

6. Rotwendigteit einer anderen als ber Schriftform. Die Schriftform genügt infofern 
nit, als eine andere Form vorgefchrieben iſt. Solche anderen Vorfchriften über bie Form 
können duch ben kauſalen Bertragsinhalt zur Geltung tonımen. In Betracht fommen z.B. die 
Formvorſchriften der 88 311, 312 Ab. 2, 313, 518, 2385. Insbeſondere bedarf das ſchenkungs⸗ 
weiſe Verſprechen einer Leibrente der notariellen oder gerichtlichen Beurkundung. Wenn bie 
Gegenleiftung für das Leibrentenverfprechen die Überlafjung eines Grundftücks zu Eigentum tft, 
fo wird das bloß mündlihe Berfprechen der Leibrente durch die Auflafiung und die Eintragung 
ins Grundbuch wirffam ($ 313 Sag 2; Eccius ©. 16). 


Siebzehnter Titel. 


dv. Seeler, Der Epieleinwand, im Arc. f. Bürg. R. 24 ©. 1; Nußbaum dal. ©. 325; 
Elfter, Über den Begriff und die fyftematifhe Stellung der Spielverträge, daſ. 26 ©. 34; 
Reuber, Der begriffliche Unterſchied von Spiel und Wette (1903); Majert, Spiel und Glüdcs- 
ſpiel (1904); Kohler, Über Ausfobung und Wette, Arch. f. Bürg. R. 25 ©. 1; Pfizer, Spiel 
und Wette, NotZ. 1900 ©. 26; Hirfchfeld, Über Wettrennen und Rennwetten (1899); Niffen, 
Über die Regulierung fog. erlaubter Spielſchulden durch Wechſel, IW. 1901 ©. 884. 

I. Inhalt des Titeld. Das Geſetz ftellt keine allgemeinen Grundſätze über die Behandlung 
von Glüddverträgen auf, fondern beſchränkt fi auf einige Vorfchriften fiber Spiel und Wette, 
über den Lotterie⸗ und Ausſpielvertrag und über das fog. Differenzgefchäft. Der Spielvertrag 
begründet feine rechtliche Verbindlichkeit; Hat aber jemand auf Grund des Spieles eine Leiftung 
gemacht, fo fol er fie nicht zuriidfordern können, weil eine Verbindlichkeit nicht beftanden babe 
($ 762 Abſ. 1). Um Bweifel und Streitigkeiten abzufchneiben, ift Hinzugefügt, dab das Gleiche 
gilt, wenn der Verlierer zum Bwede der Exfülung einer Spielfhuld dem Gewinner gegenüber 
eine Verbindlichkeit eingeht (8 762 Abf. 2). Die Wette ift dem Spiele gleichgeftellt. Der Lotterie 
und Ausfpielvertrag ift verbindlih, wenn die Lotterie oder Ausſpielung ſtaatlich genehmigt ift, 
andernfalls follen die Beitimmungen über das Spiel Anwendung finden (8 763). Das fog. 
Differenzgefchäft, defien Mertmale näher beftimmt werben, foll ebenfalls als Spiel behandelt 
werben (3 764). 
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II. Ansgangspuntt der Regelung bed BGB. Die Beſtimmungen bes Geſetzes beruhen 
nicht auf dem Gedanken, daß ber Abſchluß eines Spiels ober Weitvertrags ein unfittliches Rechts» 
geſchäft fet; wäre bies ber Fall, jo hätte der Vertrag für ungültig erflärt werben müfjen. Das 
durch den Spiels oder Wettvertrag begründete Verhültnis wird auch nicht bloß als ein rein tat⸗ 
ſächliches behandelt. Das Geſetz legt vielmehr dem Vertrag eine gewiſſe rechtliche Bedentung 
bei; e8 ſchränkt nur die Wirkungen des Vertrags in der Weiſe ein, bak die Geltendmachung von 
Anfprüden aus ihm verfagt und lediglich die Nüdforberung des Geleifteten ausgeſchloſſen wird. 
Es ergibt fi) alfo ein unvollfommenes Rechtsverhältnis, Indem ein nad) allgemeinen Grunbfägen 
an fi gültiges Schuldverhältnis aus befonderen Gründen nur in beichränftem Maße anerfannt 
wird. Der Spiel fowie der Weitvertrag iſt ein Vertrag und zwar eim gegenfeltiger Bertrag, 
welcher nicht Hagbar, aber erfillbar ift; er unterfteht im übrigen ben allgemeinen Grunbjägen 
über Mechtsgefchäfte und Verträge, insbeſondere auch Hinfichtlich des Buftandefommens bes Ber- 
trags und des Einflufies von Willensmängeln. Begründet wirb die befondere Behandlung des 
Spieles und der Wette in den Motiven damit, dat die Einihräntung ber Wirkfamfeit des Spiel: 
und des Wettvertrags der Rechtsauffaſſung der Gegenwart entſpreche. Weiter wird noch hinzu 
gefügt: Der Ausſchluß der Rückforderung empfehle ſich auch deshalb, weil Prozefie über Spiel 
und Wettfhulden, gleichviel, ob die Leiftung erfolgt fei oder nicht, überhaupt nicht zuzulafien 
feien (M. II ©. 644). Bei ben Beratungen ber zweiten Kommiffion ift in dieſer Hinfiht von 
einer Seite bemerfi: Der Cap, daf durch Spiel eine Verbindlichkeit nicht begründet werde, berube 
auf dem Gedanken, daß das Geſetz das Spiel wegen ber damit möglicherweife verbundenen 
wirtſchaftlichen und fittlihen Gefahren nicht durch Gewährung gerichtliher Hilfe zur Erzwingung 
der von den Spielern gegeneinander übernonimenen Berbindlichkeiten fördern dürfe (®. II Bd. 2 
©. 7%). on anderer Seite iſt ausgeführt, daß bie Unklagbarkeit der Spielfihulden nit auf 
dem angegebenen rechtspolizeilichen Gedanken beruhe. Das Epiel folle nit für zivilrechtlich 
unerlaubt erflärt werden, wenn auch nur mit der Wirkung, daB ein Rechtsanſpruch darans nicht 
entftehe. Die Untlagbarleit der Spiels und Wettſchulden beruhe vielmehr auf der Auffaffung, 
daß Spiel und Wette und die daraus ſich ergebenden Beziehungen der Beteiligten dem Gebiete 
der Sitte, nicht dem des Mechtes angehörten; daß der Spiel- und Wettvertrag nicht ein der 
rechtlichen Regelung zu unterwerfendes Verkehrsgeſchäft ſei; auf Grund biefer Auffafjung werde 
auch die Rückforderung des Geleifteten verfagt (P. II Bd. 2 ©. 797). Die legtere Anſicht würde 
eine hinreichende Erklärung für die Beftimmungen des Geſetzes geben, wenn es fi) bloß um bie 
Spiele des gewöhnlichen Lebens handelte. Uber die Bedeutung des Epieles geht Hierliber weit 
Binaus. Erfahrungsmäßig wird das Spiel vielfach in folher Weife und in folhem Umfange 
betrieben, daß daraus ernftlicde wirtichaftliche Gefahren entftehen. Der Geſetzgeber hat ſich deshalb 
veranlagt gejehen, verfchiedene Mafregeln gegen das Epielen zu treffen, insbefondere die Spiels 
banten zu unterdrüiden und gemifje Urten des Spieles zu verbieten. Es erſcheint gerechtfertigt, 
auch die privatrechtlihen Beittimmungen des BGB. unter diefem Geſichtspunkte zu betrachten und 
fie fo aufzufaſſen, daß mit Rüdfiht auf die Gefährlichkeit des Spieles die Wirkſamkeit der Epiel- 
verträge eingeihräntt werben fol. Namentlich gilt dies von der rechtlichen Behandlung ber 
Differenggefhäfte. Der angegebene Geſichtspunkt wird bei der Auslegung der VBorfchriften und 
insbefondere bei der Entſcheidung der Frage, welche Rechtsgeſchäfte unter die Sonderbeitimmungen 
bes ſiebzehnten Titels fallen, zu berüdfichtigen fein. 

III. Der Begriff des Spieles ift ebenfo wie der der Wette im bisherigen Rechte freitig. 
Das Geſetz hat bie Entiheidung der Wiflenihaft und Praris überlafien. Die Frage hat erheblich 
an praftifher Bedeutung verloren. Denn die Punkte, welche bisher hauptſächlich Schwierigleiten 
gemacht haben, nämlich die Abgrenzung von Spiel und Wette untereinander ımd bie rechtliche 
Behandlung der fog. Differenzgefchäfte find durch die Beftimmungen des Geſetzes erledigt. 

1. Man wird den Spielvertrag bezeichnen können als einen Vertrag, bet dem bie Barteien 
Gewinn und Berluft unter enigegengefegten Bedingungen vereinbaren, lediglich um durch den 
Zufall einen Gewinn zu erzielen oder fi die Zeit zu vertreiben. Gharafteriftifch für das Spiel 
ift hiernach einmal, daß Gewinn und Verluft ganz oder teilweife vom Zufall abhängig gemadt 
wird und fobann, da ein ernfter fittliher ober wirtfchaftlicher Zwed bei dem Geſchafte fehlt. 

a) Daß die Entſcheidung nur vom Zufall abhängt, ift für den Begriff des Spieles nicht 
unbedingt erforderlich. Auch das Schachſpiel oder der Wettlauf iſt ein Spiel (a. A. Dern⸗ 
burg & 211). 

b) Der Gefihtepuntt, daß ein ernfllicher fittlicher oder wirtfchaftlicher Bwed bei dem 
Geſchäfte fehlt, wird namentlich vom Reichsgericht, welches ſich anläßlich ber Entiheidung über 
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da8 Weſen der Differenzgeichäfte Häufig mit bem Begriffe des Spieles beichäftigt und nad 
früherem Schwanten eine fefte Praxis auf dieſem Gebiete geſchaffen Hat, in verſchiedenen Urteilen 
befonder# betont. Man wird der Auffafiung des RG. um jo mehr zu folgen Haben, als dies 
felbe durch die Aufnahme des 8 764, welcher fi} im weſentlichen als eine Kodifitation der vom 
RE. aufgeftellten Rechtsgrundſätze darſtellt, im Gefege felbft Anerkennung gefunden hat. Eofad 
(Lehrbuch 8 156) wendet: dagegen ein, daß nicht abzufehen fei, warum man gerade bei gewagten 
Geſchäften auf deren Nüplichleit Wert lege, da doch bei allen anderen @eichäften, z. B. beim 
Kaufe von Baujfellen zu Spekulationszwecken, hiernach nicht gefragt werbe. Eofad jelbit will 
darauf abftellen, daß das Spiel ausſchließlich ober doch Überwiegend bem Vergnügen ber Parteien 
dienen folle. Diefe Definition iſt aber offenfichtlich zu eng, da fie das Differenzgefchäft, welches 
in den meiften Fällen nicht bloß des Vergnügens, fordern des Erwerbes wegen abgeihlofien 
und im Geſetz ausdrücklich als Spiel gekennzeichnet wird, ausſchließen würde. Was ben Ein- 
wand Eofads anlangt, fo ift zu beachten, daB bei einem Kaufe zu Spekulationszweden äußerlich 
ein wirtſchaftlich ernſtes Gefchäft vorliegt, während bei dem reinen Spiele eine Vermögens⸗ 
verſchiebung ohne jeden objektiv anzuerfennenden Zweck ftattfinden fol. Allerdings iſt die 
Möglichkeit gegeben, daß jemand des Spieles wegen Geſchäfte fließt, die Aufßerlich nicht als 
Spielverträge erfcheinen, daß er z. B. lediglich, um bie Preißdifferenz zu gewinnen, Getreide 
lauft und verfauft, aber es ift nicht zuläffig, dem Begriff des Spieles um deswillen einzufchränten, 
meil einzelne @eichäfte, die zu ähnlichen Erfolgen führen, nicht mit getroffen werben. Die Form, 
in welche der Spielvertrag gelleibet wird, ift gleichgilltig; weſentlich iſt nur, dab die Parteien 
wirtlid) ein Spiel gewollt haben. 

6) Auch darauf kommt es nicht an, ob bie Parteien den Spielvertrag als reelles Erwerbs⸗ 
geihäft angefehen haben oder nicht. 

a) Endlich ift nicht erforderlich, dab die Parteien zum Zwecke bes Spieles eine Tätigkeit 
entwideln; die entgegengefegte früher vertretene Anſicht (von Thöl; vgl. Windſcheid-⸗Kipp II 
8 419a Anm. 3) dürfte heute allgemein aufgegeben ſein. Danad) fällt z. B. auch dad Wetten 
beim Totalifator oder beim Buchmacher unter den Begriff des Spieles. Wegen des Totalifators, 
der früher al® Wette angefehen und dann vom RG. als Spiel erklärt wurde, |. RG. i. St. 7 
©. 11; 38 ©. 401; RG. 40 ©. 256; Rſpr. 4 ©. 232; 12 ©. 276; wegen des Buchmachers 
f. RG. i. St. 6 ©. 172, 421. Nunmehr tft maßgebend das Reichsgeſ. v. 4. Juli 1905 über die 
Wetten bei öffentlich veranftalteten Pferderennen. 

2. Wette ift der Vertrag, bei dem bie Parteien zur Belräftigung beftimmter wider⸗ 
ftreitender Behauptungen vereinbaren, daß demjenigen, defien Behauptung ſich als richtig erweift, 
ein Gewinn zufallen fol. 

a) Es ift nicht notwendig, daß beide Teile einen Einſatz vereinbaren, eine Wette Tiegt 
vielmehr aud dann vor, wenn nur ein Teil fi) verpflichtet, dem anderen, wenn bie eigene 
Behauptung unrichtig fein follte, eine Leiftung zu maden. 

db) Worin der Nachteil und der ihm entfpredhende Vorteil beftehen, ift für den Begriff der 
Bette unerheblih. Er kann insbejondere aud in der Eingehung eines für den Verlierenden 
nachteiligen Geſchäfts beftehen (MG. 61 ©. 153). 

0) Die Behauptung, von deren Richtigkeit oder Unrichtigkeit die Entjceidung abhängt, 
muß ber Vergangenheit oder Gegenwart angehören. Wird die Entſcheidung auf die Nichtigkeit 
ober Unrichtigleit ‚einer zukünftigen Tatſache abgeftellt, jo liegt ein Spielvertrag vor (jo auch 
Dernburg 3 211; Erome ©. 831 a. M. RG. i. St. 6 ©. 424; Adilles-Greiff). 

d) Die Wette dann auch in der Weiſe erfolgen, daß jemand öffentlich ein Wettangebot 
macht und diefes dur Willensbetätigung angenommen wird. In biefem alle nähert ſich die 
Bette ber Auslobung. Über den Unterſchied von der Auslobung f. Borbm. III 3 vor 8 657. 

IV. Über bie verbotenen Spiele und Wettverträge find keine befonderen Beitimmungen 
gegeben. Es greift alfo die allgemeine Vorſchrift des 8 134 Platz. Hiernach ift ber Vertrag, 
welcher gegen ein geſetzliches Verbot verftöht, nichtig, ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes 
ergibt. Die Geſetze, welche gegen beitimmte Spiele oder eine gewiſſe Art des Spielens gerichtet 
find (3. 8. SIEB. 38 284—286, 360 Nr. 14), enthalten regelmäßig keine allgemeinen Verbote, 
fondern nur Strafbeftiimmungen. Trotzdem können fie fo gemeint fein, daß alle Nechtögefchäfte, 
welche ein ſolches Spiel zum Gegenftand Haben, ſchlechthin verboten fein follen. Jene Gelege 
Tönnen aber auch möglicherweife fo zu verftehen fein, daß fie nur Strafen androhen, bie privat» 
rechtliche Gültigkeit der entgegen dem Verbote vorgenommenen Rechtsgeſchäfte aber nicht in Frage 
fielen wollen. (gl. auch RG. 60 ©. 273.) So wird z. B. die Beſtimmung des SIEB. 
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%. 762. Durch Spiel oder durch Wette wird eine Verbindlichkeit nicht be- 
gründet. Das auf Grund des Spiele oder der Wette Geleiftete fann nicht des- 
Halb zurücgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht beftanden Hat. 

Diefe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der ver- 
lierende Theil zum Zwede der Erfüllung einer Spiel- oder ‘einer Wettſchuld dem 
gewinnenden Theile gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht, insbeſondere für ein 
Schuldanerfenntniß. 


8 360 Nr. 14, welche das unbejugte Abhalten von Glüdsipielen auf öffentlihen Wegen mit 
Strafe belegt, wohl nur als eine rechtspolizeiliche Vorſchrift zu charakterifieren fein, welche nicht 
bezwedt, in privatrechtlihe Verhältniſſe einzugreifen. Mit Rücſicht auf den verſchiedenen 
Charakter der in Betracht kommenden Gefege und, um nicht dad Mißverſtändnis hervorzurufen. 
als folle eine Deklaration jener Gefege ausgeſprochen werden, ift von der Yufftellung einer all= 
gemeinen Regel Abſiand genommen. Ob und inwieweit aus dem Verbote bie privatrechtliche 
Ungültigfeit der zuwiderlaufenden Geſchäfte zu folgern ift, wird hiernach in jebem Falle durch 
Auslegung des betreffenden Geſetzes feitzuitellen jein. 

Wegen der Landeögefege, welche fich gegen das Spielen in auswärtigen Lotterien richten, 
f. Erl. 3 zu 8 763. 

Iſt der Spielvertrag nach Maßgabe des 8 134 für nichtig zu erachten, fo fann das auf 
Grund des Vertrags Geleiftete nad; Maßgabe des 8 817 zurildgefordert werben. Die Borfchrift 
des 8 762 Abf. 1 Sap 2 ſteht dem nicht entgegen; denn fie fchließt die Rüdforderung nur aus, 
foweit fie darauf geftügt wird, daß nad $ 762 Abf. 2 Say 1 keine Berbiublicteit beitanden 
babe. Die Motive führen zu der Frage über bie Folgen eines verbotenen Spieles aus: In der 
Regel wirb auch die Nichtigkeit des diesbezüglichen dinglichen Vertrages (ber Leiftung) eintreten, 
Sofern nämlich anzunehmen fein wird, das Geſetz Habe zur Erreichung feines Zwedes durch das 
abfolute Verbot nicht bloß den obligatoriſchen, fondern auch den dinglichen Vertrag trefien 
wollen. Das Geleiftete kann alfo vindiziert und, foweit e8 nicht mehr vorhanden, Erfag mit 
der condictio sine causa verlangt werben (M. II ©. 644). Eine fo weit gehende Auslegung 
des Verbotsgeſetzes dürfte fi wohl nur in wenigen Füllen vedhtfertigen laſſen. Übrigens wird 
eine Bindikation, da es ſich meiftens um Geld Handelt, nur felten in Frage kommen. 

V. Znternationaled Privatreht. Tas maßgebende Recht beftiimmt ſich bei Spiel- und 
Bettgeihäften an fi nad feinen anderen ald den für die übrigen Schuldverhältnifie geltenden 
Srundfägen. Den im Ausland abgejhloffenen Spiels und Wettgeſchäften fan aber im Inlande 
jedenfalls feine größere Wirkſamkeit zulommen als den in Deutſchland geihlofienen (EG. Art. 30, 
Seuff. A. 60 ©. 267 vgl. RG. 37 ©. 266, Bayer. ObL®. 5 ©. 357). 

VI. Übergaugsregt. Für vor dem 1. Januar 1900 vorgenommene Spiele und Wetten 
bleibt das bißherige Necht maßgebend (RG. ZW. 1903 Beil, ©. 31). 


8 762. 
€. 18 664; 11 8 704 rev. 8 749; 111 8 748. PIE. 2631 f.; M. U E.643M. P.11 88.2 6. 790. 

1. Über den Begriff von Spiel und Weite j. Vorbm. III zu diefem Titel. 

2. Von dem Anwenbungdgebiete des $ 762 ſcheiden ſowohl die befonders erlaubten (3. B. 
8 763 Sag 1) als die unter Strafe ber bürgerlich rechtlichen Nichtigkeit verbotenen Spiele und 
Betten aus. Erſtere find ſchlechthin gültig, letztere einfach) nichtig (f. Vorbm. IV zu dieſem Titel). 

8. Richtklagbarkeit von Spiel und Wette. Durch Spiel und Bette wird eine Berbind- 
lichleit nicht begründet (Abſ. 1 Sap 1). 

a) Forderungen aus einem Spiels oder Wettvertrage können weder gerichtlich noch außer: 
gerichtlich geltend gemadht werben. Died gilt für beide Parteien und für alle Anſprüche, die 
durch den Vertrag begründet fein könnten. Es kann alfo weber die Zahlung des Einfages, noch 
die Auszahlung eines Gewinns, noch die Entfaltung einer Tätigkeit zur Entſcheidung des 
Spiele oder der Wette, noch überhaupt die Beteiligung am Epiele verlangt werden. Auch ein 
Interefieanfpruch wegen Unterlafjung bes vereinbarten Spieles ift ausgeichlofien (RG. 40 ©. 259). 

b) Eine Epiel» ober Wettforderung kann auch nicht zur Aufrechnung benugt werden (vgl. 
RG. 38 ©. 238). Ebenfo kann fein Zurückbehaltungsrecht auf eine Epiel- ober Wettjorderung 
geftügt werben. s 
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e) Die Vereinbarung einer Bertragsftrafe für den all der Nichterfüllung einer Spiels 
ober Wettſchuld iſt unwirkſam (d 344). 

d) Die Übernahme einer Bürgſchaft fr eine Spiel- oder Weitſchuld iſt ungültig (MO. 52 
S. 39); denn die Bürgfchaft fett eine rechtsgültige VBerbindlichfeit des Hauptſchuldners voraus. 
Das gleiche gilt von der Beitellung eines Fauftpfandes (RG. 47 ©. 52) oder einer Sypothel 
(RG. 47 ©. 48) zur Sicherung einer Spiel oder Wettforderung. Wird eine Hypothek für eine 
Spiels oder Wettforderung im Grundbuch eingetragen, fo erwirbt nicht der Gläubiger die Hypos 
thet, fondern fie fteht bem Eigentümer zu (8 1163 Abf. 1 Sag 1); diefer fann die Berichtigung 
des Grundbuchs nad) 8 894 fordern. i 

4, Ein Bergleich darüber, ob ein Vertrag ein Spiels oder Wettvertrag ift und ob daher 
eine Verbindlicyleit dadurch begründet wird oder nicht, ift gültig, vorausgeſetzt, daß der Vergleich 
nicht zur Umgehung der gejegligen Beftimmungen über die Ungültigfeit von Gpiel- und Wett 
Schulden geihlofien ift. Ein Vertrag aber, durch den bie Schuld aus einem Vertrage, der von 
beiden Teilen al3 Spiels oder Wettvertrag anerfannt wird, ihrem Betrage nach vergleichsweiſe 
feftgejtellt wird, ändert ben EHaralier der Schuld nicht und ift daher unwirkſam. Das auf Grund 
eines Vergleichs ber letztgedachten Art Geleiftete kann aber nicht zuridgeforbert werden. Bgl. 
RE. 49 ©. 192; JW. 1902 Beil. S. 254, 264; Rſpr. 2 ©. 211. 

5. Die Klagloſigkeit der Epiel- und Weitverträge ift im Prozeſſe von Amis wegen 
au berüdfihtigen (vgl. R®. i. St. 36 ©. 205). Es bedarf aljo nicht der Geltendmadung einer 
Einrede. Die Klage aus einem Spiele oder Wettvertrag iſt abzumweifen, felbft wenn der Ber 
Magte ſich nicht auf die Klaglofigkeit berufen will. Liegt ein Rechtögefchäft vor, welches äußerlich 
nit als Spiels oder Weiwertrag erſcheint, ſo Kat derjenige, welcher ſich auf die Spielnatur des 
Geſchäfts beruft, zu bemeijen, daß ein Spielr oder Wettvertrag gewollt if. 

. 6. Schiedsvertrag über die Berbindlichteit ans einem Gpiel- ober WBettvertrag. Sit in 
dem Spiel- oder Wettvertrage die Nebenabrede getroffen, daß über Streitigkeiten aus dem Ber- 
trag ein Schiedsgericht entiheiden folle, fo wird durch die gedachte Vereinbarung eine Verbind⸗ 
lichteit ebenfowenig begründet mie durch den Spiele oder Wettvertrag felbft. Keine der Parteien 
"braucht fi daher auf ein ſchiedsrichterliches Verfahren einzulafien, und die durch den Schieds— 
ſpruch verurteilte Partei ann befien Aufgebung nad 8 1041 der EBD. verlangen, fofern fie ſich 
nicht auf das ſchiedsrichterliche Verfahren eingelafien, oder, wenn fie ſich eingelafien, auf dem 
Einwand ber Unverbinblichleit des Schiedsvertrags ausdrücklich oder durch Nichwworbringen bes 
Ginwandes verzichtet hat. Anders liegt die Sache, wenn ein felbftändiger Schiedsvertrag ab» 
geihlofien ift, nad; welchem das Schiedsgericht auch tiber die Frage entſcheiden fol, ob aus 
einem Vertrage deshalb eine Verbindlichkeit nicht entftanden ift, weil derſelbe ein Spiels oder 
Wettverteng iſt. Ein ſolcher Schiedsvertrag ift gültig, und die Aufhebung bed ergangenen 
Schiedsſpruchs Tann wegen Unzuläffigteit des Verfahrens nicht verlangt werden. VBgl. NG. 56 
©.19; JW. 1905 ©. 401; f. auch RG. 36 ©. 246; 43 ©. 407; etwas anders RG. 27 ©. 378; 
31 ©. 397; 58 ©. 152. 

Entiprehendes gilt von der in einem Spiele oder Wetwertrag enthaltenen Bereinbarung 
eines Gerihtäftended (RG. IW. 1901 ©. 285). 

T. Die Nüdforderung des auf Grund des Spieles ober der Wette Geleifteten ift un. 
zuläffig (Abſ. 1 Sag 2). a 

a) Schon nad) allgemeinen Grundfägen ($ 814) würde der Anſpruch auf Rüdzahlung des 
zur Erfüllung eine Spiels oder Wettgeſchäfts Geleifteten ausgeſchloſſen fein, wenn der Leiſtende 
mußte, daß er zur Leiſtung nicht verpflichtet war. Die Vorfchrift des Sag 2 geht Hierüber Hin. 
aus; fie trifft auch die Fälle, in denen ber Leitende nicht wußte, daß es fi) um eine Spiels 
oder Wettſchuld handelte. 

b) Die Rüdforderung tft ausgefchlofien, gleichdiel ob vor oder nad} der Entſcheidung bes 
Spieles oder der Wette geleiftet ift. Ob in ber Hinterlegung bes Einfapes auf dem Spieltiſch 
oder bei einem Dritten eine Leiftung zu erbliden ift, enticheibet ſich nach ben Umftänden des 
Tales. In der Regel dient der Einfag nur zur Sicherung, er erfheint dann nicht als Leiftung, 

©) Die Leiftung an Erfilllungsftatt fteht der gewöhnlichen Leiftung glei (Mipr. 4 ©. 234), 
vorausgefegt, daß fie die Schuld fo erledigt, dab nicht eine Verbindlichkeit zurüdbleibt (vgl. 
RG. 47 ©. 52). Die Hingabe eines Wechſeis gilt alfo auch dann nit als Leiftung, wenn fie 
ausnahmsweiſe an Zahlungsitatt erfolgt, der Wechſel kann vielmehr zurüdgeforbert werben 
(RS. 51 ©. 159, 360; a. A. RE. im Bant-Ariv Bd. 5 ©. 84). Der gleiche Grundſatz findet 
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Anwendung, wenn der Schulbner ben Wechſel nicht als Afzeptant, fondern als Jubofiant unter 
ſchreibt. Die Haftung der übrigen Wechſelſchuldner bleibt unberührt. Begibt der Gläubiger 
den Wedel tm Einverftändniffe mit dem (Spiels)Schulbner weiter, fo liegt darin, baß ber 
Gläubiger auf den Wechſel die Valuta erhält, eine freiwillige Leiftung feitens des Spielfchuldners, 
fo daß diefer, wenn er im Regreßwege in Anfpruch genommen wird, nicht die Bereicherungsklage 
gegen ben Gläubiger Hat (fo auh Düringer-Hahenburg SGB. ©. 202, 261; a. M. RG. 51 
©. 359), 

a Die Leiftung kann auch durch Aufrechnung erfolgen (RG. ZW. 1902 Beil. S. 19. 
Ob Die gerichtliche Hinterlegung als Leiftung zu erachten iſt, hängt von ben Umftänden des 
Falles ab; e& iſt z. B. zu verneinen, wenn die Rüdnahme vorbehalten if. 

e) Die Rüdforberung tft auch ausgefchlofien, foweit der Bürge, der Schuldübernehmer oder 
ber Erbe geleiftet Hat. Der Bürge hat Übrigens folden alles keinen Regreßanſpruch gegen den 
Hauptihuldner. 

N) Die Rüdforderung ift nur ausgefchlofien, foweit der Anfprud fi daranf —F daß nach 
Satz 1 eine Verbindlichkeit nicht vorhanden geweſen ſei. Eine Rüdforderung des Geleiſteten 
aus anderen Grunden, z. B. wegen Betrugs oder weil der Empfänger durch die Annahme ber 
Leiſtung gegen ein gefegliches Verbot oder die guten Sitten verſtoßen habe oder weil das Spiel 
nicht zuftande gelommen fei, ift zuläffig. Hat übrigens auch der Leiftenbe gegen ein geſetzliches 
Verbot oder bie guten Sitten verftoßen, fo kann fein Ridforderungsrecht nad) 8 817 ausgefchlofien 
fein. Ob im Falle einer Unreblichkeit bet fortgejegtem Spielen der Gewinn für alle ober nur 
für einzelne Spiele zurüdgeforbert werden kann, tft nad) ben Umftänden des einzelnen Falles 
zu entiheiden (M.II ©. 646). Wenn bei einer Wette der eine Teil von vornherein vom Aus⸗ 
gange der Wette Gewißheit gehabt und dies dem anderen Teile verſchwiegen hat, fo wird meiflens 
ein Anfpruch auf Rüdforderung wegen Betrugs begründet fein. Es find aber Fälle denkbar, in 
welchen nach den bejonderen Umftänden der Vorwurf der Unreblichfeit nicht begründet erſcheint 
{M. II ©. 646). Das Geſetz Hat deshalb von der Aufftellung einer allgemeinen Regel für dieſe 
Zälle Abftand genommen. 

) In den Motiven tft die Frage aufgeworfen, ob, wenn bei einem bie Tätigkeit beider 
Spielenden erheiſchenden Spielvertrage der eine Teil unter aufichiebender Bedingung vorweg 
geleiftet Hat, er daS Geleiſtete zurückfordern kann unter Berufung darauf, dab er zu jener Tätig- 
Zeit nicht verpflichtet fei und fie verfagen wolle (M. II ©. 645). Es bürfte in dieſem alle die 
Nüdforderung nach $ 815 wegen Nichteintritts des mit ber Leiftung bezwedten Erfolges begründet 
fein. Allerdings ift die Müdforderung nad) 8 815 ausgeſchloſſen, wenn der Leiftende dem Eintritt 
des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert hat. Aber da er nad) $ 762 überhaupt nicht ver 
pflichtet war, kann die Erklärung, daß er die zur Entſcheidung des Spieles notwendige Mitwirkung 
beim Spielen ablehne, nicht ald eine Bereitelung des Erfolges wider Treu und Glauben an 
geſehen werden. Lehnt er die Mitwirkung ab, ohne ſich darliber zu erflären, ob bie Weigerung 
eine endgültige fein fol, fo bleibt das Verhältnis in Schwebe. Nach dem inteitte der Bes 
dingung iſt die Müdforberung unzuläffig (a. U. Dernburg $ 211). 

8. Verbindlichkeiten zum Zwede ber Erfüllung von Spiel ˖ und Wettſchulden (Abi. 2). 
Die Vorſchrift des Abſ. 2 ift aufgenommen, um einer Umgehung bes Grundjages, daß durch 
Spiel und Wette keine Verbindlichkeit begründet wird, vorzubeugen. Ob und mwieweit ſich ohne 
befondere Beftimmung die Anwendung der Vorſchrift des Abſ. 1 rechtfertigen würde, kann zweifel⸗ 
haft fein. Man Hat es jedenfalls für zwedmäßig erachtet, die Frage ausdrücklich im Geſetze zu 
entſcheiden. Der E. I gewährte demjenigen, welcher über ein Epiel oder eine Wette ein Schuld 
anerfenntnis erteilt Hatte, das Recht, die Erfüllung zu verweigern, und baneben das Recht, 
Befreiung von der Verpflichtung zu verlangen. Die zweite Kommilfion hat es für einfacher 
gehalten, die Vorſchriften des Abſ. 1 für anwendbar zu erklären. Hiernach bedarf es nicht der 
Geltendmadjung einer Einrede, ſondern es befteht von vornherein feine Verbindlichkeit; wenn 
aber auf Grund des Veriprechens geleiftet ift, jo kann das Geleiftete nicht zurildgefordert werben. 

a) Durch die Vorfchrift werden alle zum Bmwede der Erfüllung einer Spiels oder Wett: 
ſchuld eingegangenen Verbindlichleiten, auch wenn es fi um einen abſtrakten Berpflictungsalt, 
wie das im Abi. 2 ausdrüdlich hervorgehobene Schuldanertenntnis (3 781) oder eine Wechſelver⸗ 
bindlichteit RG. 52 ©. 39, f. oben Erl. 7e) Handelt, mitbetroffen. Auch novierende Schuld: 
anerkenntnifie, die nach der Abſicht der Parteien die zugrunde liegende Verbindlichkeit erledigen 
follen, fallen unter den Abf. 2 (M&. 3. 1904 ©. 124). Auch die Ummandlung einer Spies 
ichuld in eine Darlehensſchuld (8 607 Abf. 2) ift unzuläifig (vgl. RG. IE. 1902 ©. 369). 
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b) Spielfgulden in einem Kontolorrent. Da die Aufrechnung gegen eine Spielſchuld 
wirkſam ift (oben 74), ift auch bie Anerkennung eine® anf der Debetfeite Spielſchulden ent- 
baltenden Saldos infoweit wirffam, als fie als Aufrechnungsvertrag qufzufaflen ift (RG. JW. 
1902 Beil. ©. 199; 1903 ©. 123, Beil. ©. 35, 46). Sonft iſt die bloße Anerkennung eines 
Spielihulden enthaltenden Saldos in Anfehung der Spielſchulden nicht wirkſam. Hieraus folgt, 
dab, wenn die Paſſiven Höher find als die Aktiven, der Saldo alfo zuungunften de3 ner 
kennenden abſchließt, die auf der Paſſivſeite enthaltenen Spielſchulden durch die Anerkennung bes 
Saldos nicht voll wirlſam werden. Mit dem RG. 56 ©. 28; 59 ©. 193; JW. 1905 ©. 187 iſt 
anzunehmen, daß folden Falles von den Spielfhulden fo viele der Aufrechnung unterftehen, alſo 
als wirlſam erfüllt anzufehen find, als dem Verhältniſſe der gefamten Aktiven zu den gefamten 
Paffiven entſpricht oder, wie man es auch ausdrücken ann, jede im Kontolorrent enthaltene 
Spielſchuld wird zu dem Bruchteile getilgt, deſſen Nenner der Befamtbetrag der Paffiven und 
defien Bähler der Gefamtbetrag der Aktiven tft. Im Ergebnis ebenfo Regelsberger in 
Iherings Jahrb. 49 ©. 407; Trumpler in 3. f. HR. 50 ©. 489; Greber Kontolorrentverhältnifie 
©. 103, 104; Hagens in DIZ. 1905 ©. 109; teilweife abweichend Dertmann, während Staub 
HEB. zu 8 376 Anm. 15 der Anerkennung des Saldos einen Einfluß auf die Ungilltigfeit der 
in ihm enthaltenen Spielſchulden überhaupt verjagt. 

Das Gefagte gilt entſprechend fir Wettſchulden. 

©) Wenn der Schuldner auf Veranlafjung des Gewinnerd einem’ Dritten gegenüber eine 
Verbindlichkeit eingegangen ift, jo ift diefe für gültig zu erachten. Anträge, weiche auch für 
biefe Fäle Beſchränkungen feitfegen wollten, find abgelehnt worden. 

9. Die Vorfhriften des 8 762 beziehen fi nur auf das Verhältnis dev am Spiel oder 
an ber Wette Beteiligten untereinander. Die allgemeinen Grundfäge über den Schug gutgläubiger 
Dritter bleiben unberührt. Insbeſondere kann einem Dritten, weldem der für eine Spielfyuld 
ausgeſtellte Wechjiel begeben worden ift, der Einwand bes Spieles nur nad) Maßgabe des Art. 82 
dev WO. enigegengehalten werben. Begibt der Gläubiger einer Spiele oder Wechſelſchuld einen 
ihm vom anderen Teile ausgeftellten Wechſel an einen guigläubigen Dritten, weil er weiß oder 
vorausſieht, daß die Spielfchuld nicht anerfannt werde, fo Tann ber Wechſelfchuldner, wenn er 
dadurch geſchädigt wird, vom ihm nad 3 826 Schabenserfag verlangen (RG. ZW. 1902 Beil. 
©. 245; Ripr. 6 ©. 449); den Bereicherungsanſpruch hat er ohne Nüdficht darauf, in welcher 
Abfiht der Wechjel weiter begeben worden iſt (RG. 51 ©. 360), vorausgefeßt, baf die Begebung 
nit im Einverftändniffe mit dem Schuldner erfolgte (ſ. oben Erl. 7). 

10. Einfluß der Richtllagbarkeit von Spiel und Wette auf damit aufammenhängende 
Rechtsgeſchãfte. 

a) Das bisherige Recht ſchließt zum großen Teil die Rückforderung eines zum Zwede des 
Spieles oder von Wetten gegebenen Darlehens aus. Der E. J hatte keine ſolche Beſtimmung 
aufgenommen, weil dies durch den hierbei maßgebenden Zweck einer Einſchränkung des Spieles 
und der Wetten nicht gerechtfertigt werde und aus einer ſolchen allgemeinen Vorſchrift unbillige 
Härten entftehen könnten (M. II ©. 646). Bei den Beratungen der zweiten Kommiſſion wurden 
Anträge geftellt, welche unter gewifien, verſchieden gefaßten Borausfegungen Darlehen zu Spiels 
zweden denfelben Regeln unterftellen wollten wie die Spielverträge. Indeſſen fand feiner die 
Buftimmung dev Mehrheit. Für die Ablefnung wurde dabei u. a. von einigen Seiten geltend 
gemacht, man werde auch ohne gejeglihe Beftimmung, wie dies die franzöfifche Praxis getan 
habe, zur entjprechenden Anwendung der Vorſchriften über Spielverträge gelangen. In ber 
RIE. wurde nochmals angeregt, eine Beftimmung aufzunehmen, nach welcher aus Darlehen, 
fowie aus Aufträgen und Vereinigungen zu Spielzweden Rechtspflichten nicht entſtehen; es wurbe 
indefien davon abgefehen, einen Antrag zu ftellen (AB. ©. 1982). 

Nach allgemeinen Grundſätzen kann die Gültigfeit eines Darlehens nicht um beöwillen in 
Frage geftellt werden, weil es zum Zwecke bes Spielend ober Wettens gegeben ift. Eine ent- 
ſprechende Anwendung der Beftiinmungen über Spiel und Wette würde fi nur aus dem Ges 
fihtöpunfte rechtfertigen laſſen, dab ein ſolches Darlehen eine Förderung bes Spielens ober 
Wettens mit fi) bringe, welcher entgegengetreten werben müſſe. Indeſſen enthält ein Darlehen, 
welches zum Bivede der Bezahlung einer Spiels oder Wetiſchuld gegeben wird, überhaupt keine 
Förderung des Spieles oder ber Wette. Bet dem Darlehen, welches gegeben wird, bamit ber 
Cmpfänger dad Geld zum Spiele oder zum Wetten verwende, liegt jebenfallß dann keine Förderung 
vor, wenn das empfangene Geld gar nicht zum Spielen ober Wetten verwendet worden iſt. In 
beiden Fällen würde alfo ber Ausſchluß der Rüdforberung nicht gerechtfertigt fein. Dem Mechtd« 
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8. 763. Ein Lotterievertrag oder ein Ausfpielvertrag ift verbindlich, wenn 
die Lotterie oder die Ausfpielung ftaatlich genehmigt ift. Anderenfalls finden die 
Vorſchriften des $. 762 Anwendung. 


bewußtfein würde ferner die Weigerung der Rückzahlung regelmäßig aud) in den Fällen wider⸗ 
fireiten, wenn der Empfänger mit dem Gelde einen Gewinn erzielt ober zwar verloren Bat, aber 
nicht an den Darlehensgeber oder einen Mitipielenden. Sit da Geld an ben Geber verloren, 
fo legt im ber Regel eine kreditierte Spielfhulb vor (KB. ©. 1983; ROH®. 25 ©. 290) und 
das Darlehen ift aus diejem Grunde unflagbar. Gleiches gilt in ber Regel aud) dann, wenn 
das Darlehen von einem anderen Mitipieler gegeben tft, als dem, an ben der Darlehensnehmer 
verliert (Ripr. 8 ©. 83). Außerdem kann in Frage kommen, ob nicht das Darlehensgefchäft 
wegen Verſtoßes gegen die guten Gitten nichtig iſt; dies wird in Rſpr. 5 ©. 103 für da® Dar: 
lehen zum Bwede der Teilnahme an einem verbotenen Spiele und in Mipr. 6 S. 448 für das 
von einem Wirte, ber verbotswidrig Spiele duldet, gegebene Darlehen angenommen. Eine all» 
gemeine Erſtrecung der für Spiels und Wettverträge gegebenen Vorſchriften auf Darlehen er- 
ſcheint aber nicht zuläffig (Kſpr. 12 S. 9%). Wenn übrigens das Darlehen zu Spiel- oder Wen⸗ 
zweden unllagbar ift, fo wird auch auf bie Bereicherung des Darlefensempfängers ein Rüd- 
forderungsanſpruch nicht felten mit Rüdfiht auf 8 817 Sag 2 nicht geſtützt werden können 
Rfpr. 5 ©. 103; 6 ©. 448). 

Daß das zur Bezahlung von Spiele oder Wettihulden gegebene Darlehen dadurch nicht 
berührt wird, daß die Spiel⸗ ober Wettihuld unklagbar ift, ift ſchon bemerkt. 

db) Bweifelgaft ift, ob eine Verbindlichkeit zur Vornahme eines Spieles oder zur Beteiligung 
an einem Spiele durd; einen Auftrag begründet werden fann. Die Frage dürfte zu verneinen 
fein (vgl. das Börſengeſetz 8 66 Abſ. 2, welches Aufträge und Vereinigungen zum Abfchluffe von 
Börfentermingefchäften inſoweit den Börfentermingeichäften gleichftellt). Es befteht alfo weber 
ein Anſpruch auf die Ausführung des Auftrags (Mipr. 4 ©. 232; 10 ©. 187), noch auf bas 
Interefje wegen ber Richtausführung (RE. 40 ©. 259). Es Tann ferner nicht anf Erſah von 
Aufwendumgen geklagt werden, wenn jemand als Beauftragter oder Kommiffionär Spiels ober 
Wettgeſchäfte für einen anderen gemadt Hat (R®. 51 ©. 156; Ripr. 1 ©. 374; 12 S. 96; 14 
©. 31; Sächſ. Arch. 15 ©. 626; a. U. Ripr. 10 ©. 187; 12 ©. 94; Staudinger, Dertmann, 
Staub zu 8 376 H8B.). Dagegen befteht ein Anfpruch auf Herausgabe bed Gewinnes (RE. 40 
S. 256; 58 ©. 280; Ripr. 14 ©. 30); von dem Gewinne darf der Beanftragte abziehen, was 
ex für den Auftraggeber an Prämien zc. ausgelegt Hat. Wenn die Form des Auftrags oder des 
Kommiffionsgefhäfts nur zur Umgehung der Borjchriften über die Klaglofigleit der Spielgefhäfte 
gewählt und tatſächlich ein Spiel gewollt war, tft nit nur ber Erfag don Aufwendungen, 
ſondern auch der Anfpruh auf — des Gewinns ausgeſchloſſen. Dies hat praktiſche 
— namenilich für Differenzgeſchäfte. 

Der Auftrag zur Auszahlung * bereits entitandenen Spielſchuld iſt gültig und klagbar 
(RG. 45 ©. 160). 

©) Was vom Auftrage gilt, trifft auch von einem Dienfivertrage zum Spielen zu (R®. 
in Gruch. 47 ©. 932). In RG. ZW. 1906 ©. 228 wird deshalb die Klage eined Kommiſſions - 
bureaus auf Erftattung von verauslagten Wetteinfägen abgewieſen; dab das Bureau polizeilich 
geduldet worden ift, wird mit Mecht als belanglos erklärt. 

4) Die Geſellſchaft zum Zwede des Spieles wird ebenfo zu beurteilen fein. Insbeſondere 
befteht fein Anſpruch auf die Beteiligung am Spiel, dagegen befteht ein Anſpruch auf Auszahlung 
des Gemwinnanteild und bei einer Vereinigung zum Zwede des gemeinſchaftlichen Spielens in 
einer nicht ftaatlid} genehmigten Lotterie ($ 763 Sa 2) wird das erworbene Los gemeinſchaft⸗ 
liches Eigentum der Spieler (vgl. RG. 40 ©. 259; 58 ©. 280). Entfteht Verluſt, jo lann fein 
Teilhaber von dem anderen anteilige Tragung besfelben verlangen (vgl. RG. 43 ©. 148) 

Das Vorftehende gilt auch von dem Auftrage 2c. zur Vornahme von Wetten. 


6 768. 
€.18 665; U 8 705 xew. 8 750; 1II 8 749. P.I €. 2631M., 264811.; M. II &. 6481. 9.1138. 2 6.804. 
G. Cohn, Die Lotterie und Ausfpielgefhäfte in Endemanns Hanbbud) bes Handelsrechts 
Bd. 3 ©. 36; Eichhorn, Kotteriefpiel und Wettmafhine in DIZ. 1904 ©. 520; Fr. Ende⸗ 
mann, Beiträge zur Geſchichte der Lotterie und zum heutigen Lotterierechte (1882); —— 
band, Ein Beitrag zur Lotterie (1899). 
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1. Begriff deö Lotterie: umb Ausſpielvertrags. Lotterie im weiteren Sinne ift ein Unters 
nehmen, bei welchem ber Unternehmer mit einer Mehrheit von Berfonen Verträge bahin fchlieht, 
daß fie dem Unternehmer einen Einfag machen, wogegen er ſich verpflichtet, die nah Maßgabe 
des Spielplans auf fie entfallenden Gewinne ihnen zu leiften. Die Lotterie ift eine Unterart 
des Spieles. Die an ber Lotterie fi beteiligenden Perfonen ftehen untereinander in feinem 
Rechtsverhältniſſe, fie fließen nur mit dem Unternehmer einen Bertrag und zwar einen Spiel- 
vertrag. Die Entſcheldung, ob ein Teilhaber gewinnt oder verliert, kann von beliebigen Um⸗ 
Händen abhängen, 3. B. von einer Werlofung, vom Ringwerfen. Es Tann auch nicht nur ber 
Zufall, fondern aud eine gewiſſe Mitwirkung der Teilhaber mitbeitimmend fein z. ®. bei einem 
Preiskegeln, einem Statturnier (Mipr. 9 ©. 12). 

Beiteht der Einfag in Geld, fo liegt ein Lotterievertrag im engeren Sinne vor. Befteht 
ex in einer anderen Sache, jo ſpricht man von einer Ausſpielung. 

2. Als Lotteries und Ausſpielverträge find insbefondere anzufehen: 

a) Der Totalifator; der ftnatlih genehmigte Totalifator fällt alfo unter 8 763 Saß 1. 
In Rſpr. 4 ©. 232; 12 ©. 276 wird mit Recht angenommen, daß die bloße polizeiliche Duldung 
des Totaliſators Teine Genehmigung im Sinne des 8 763 Sag 1 iſt. Sept ift maßgebend das 
Reichsgeſetz v. 4. Zult 1905; die nad) Maßgabe dieſes Geſetzes genehmigten Totalifatoren fallen 
unzweifelhaft unter den 8 763 Sap 1. 

db) Das fog. Hydraſyſtem, auch Galla⸗ Schneeballs oder Butfheinfyftem genannt. Es 
wird aud vom R®. i. St. 34 ©. 140, 321, 390, 403 als Xusfpielung erachtet, ebenfo von 
Lehmann, Braun, Spohr und Finger in DIE. 1901 ©. 328, 403, 452; Recht 1901 ©. 400; 
« N. Bayer. ObLG. in Bl. f. Ranw. 66 ©. 162; Staub und Liszt in DIL. 1901 ©. 193. 

©) Das Hemer: oder Bromefjengefchäft, die Ausgabe von Lotterieanteiliheinen (RG. 18 ©. 79). 

Strafrechtliche Belimmungen über Lotterie und Ausſpielung. Die öfjentlihe Beran- 
ftaltung einer Lotterie oder Ausfpielung ohne obrigkeitlihe Genehmigung ift reichsrechtlih mit 
Strafe bedroht (SIEB. 8 286); ebenfo die Veräußerung von Lotterielofen und Inhaberpapieren 
mit Prämien gegen Teilzahlungen (Gef. betr. die Abzahlungsgeſchäfte v. 26. Mai 1894 8 7). 
Ferner iſt die Ausgabe von Inhaberpapieren mit Prämien eingefchränft (Bei. dv. 8. Juni 1874). 
Nah 8 148 und 8 56 Abſ. 2 Nr. 5, 8 568 Nr. 2, $56c der GewO. wird beftraft, wer im 
Umherziehen Lotterielofe oder Bezug» und Anteilſcheine auf Lotterieloſe verkauft ober feilbietet 
ober Beitellungen auf folde Bapiere auffudt oder Waren in ber Axt feilbietet, daß dieſelben im 
Wege bed Glüdsfpiels oder der Ausfpielung (Lotterie) abgeſetzt werden. 

Landesrechtlich ift mehrfach das Spielen in einer Lotterie, welche in dem betreffenden 
Bundesftante nicht zugelafien ift, mit Strafe bebroht; f. preuß. Geſ. v. 29. Auguſt 1904; Bayer. 
Bolizeiftrafgefepbuch Art. 57, 578; ſächſ. Geſ. v. 4. 12. 37; val. auch preuß. Gef. betr. das Ver⸗ 
bot bes Privathandels mit Staatslotterielofen, v. 18. Auguft 1891. 

4. Rechtliche Stellung bes Lotterie und Ausfpielvertrags uach dem BGB. Der Lotterier 
und der Ausſpielvertrag werden im bisherigen Rechte verfchieden behandelt. Das Geſetz unter- 
Hellt fie den Vorſchriften über Spiel und Wette mit der Mobifitation, daß, wenn bie Lotterie 
oder Ausfpielung ſtaatlich genehmigt ft, der Lotteries oder Ausipielvertrag verbindlich ift. Fitr 
bie Anwendung der Vorſchrift macht es einen Unterfchieb, ob die Lotterie oder die Ausſpielung 
öffentlich oder für einen beſchränkten Kreis, ob fie vom Staate oder von einer Brivatperfon vers 
anſtaltet ift. In denjenigen Fällen, in welden Loſe auf den Inhaber ausgeftellt und ohne ben 
Willen des Ausſtellers in den Verkehr gelangt find (8$ 794, 807), werben, obſchon kein Lotterie 
vertrag vorliegt, die Vorſchriften des 8 763 entiprechend anzuwenden fein; wenn Lotterieloje als 
ESchuldverſchreibungen auf den Inhaber ausgeftellt und ohne flantfiche Genehmigung in ben Ver⸗ 
kehr gelangt find, jo find fie nach 3 795 Abſ. 3 nichtig. 

5. Das Rechtsverhältnis aus ber Beteiligung au einer genehmigten Lotterie oder Aus- 
ſpielung (Sag 1). Iſt die Lotterie oder Ausſpielung ftaatlih genehmigt, fo iſt der einzelne 
Lotterie⸗ oder Ausſpielvertrag voll verbindlih. Die Rechte und Pflichten der Parteien beftimmen 
fi nad dem zwiſchen ihnen abgeihloffenen Vertrage; meiftens wird dabei ein jog. Spielplan 
zugrumde gelegt. Daneben kommen die allgemeinen Grundfüge über Verträge und, fofern Lofe 
auf den Inhaber ausgegeben find, aud die Worfchriften über Inhaberpapiere (38 793ff.) in 
Betracht. Der Lotterieunternehmer ift insbefondere berechtigt auf bie verſprochenen Einſätze zu 
Hagen und er ift verpflichtet, die Ziehung in ber verttagsmäßigen Zeit vorzunehmen und bie 
Gewinne auszuzahlen. Falls zu biefer Zeit noch nicht alle Loſe abgejept find, iſt er berechtigt, 
diefe Lofe auf eigene Rechnung mitzufpielen (M. II ©. 649). Ein Antrag, welcher, hierüber 
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Binansgehend bei gemeinnüßigen und ähnlichen Lotterien dem Unternehmer dad Recht geben 
wollte, bie Ziehung zu verſchieben ober vom Vertrage zurückzutreten. iſt abgelehnt. 

6. Die Genehmigung zur Beranftaltung einer Lotterie ober Ansipielung ficht dem 
Bundesftaate zu, in deſſen Gebiete die Lotterie oder Ausfpielung veranftaltet werben fol. Nach 
dem Rechte dieſes Staates beſtimmt fi, von welcher Behörde, unter welchen Borausfegungen 
und in welcher Weife die Genehmigung zu erteilen ift. Die Genehmigung ber Lotterie feitens 
eines Bundesftants Hat bie Wirkung, dab die auf Grund defien abgefchlofienen Lotterieverträge 
aud in ben anderen Bunbesftanten als verbindlich gelten, welche die Lotterie nicht genehmigt 
Haben, und zwar auch dann, wenn der Vertrag gegen laudesrechtliche Borfchriften verftößt, welche 
das Spielen in auswärtigen, nicht beſonders genehmigten Xotterien mit Strafe bedrohen. Sier⸗ 
für fpricht zunächſt der Wortlaut des 8 763. Denkbar ift allerdings auch eine Auslegung des 
8 763 bahin, daß die Verbindlichleit des Lotterievertrags nur foweit reichen folle als die Ge 
nehmigung und daß die Genehmigung unr als filr das Gebiet des betreffenden Staates erteilt 
zu betrachten fet und nur in biefer Beſchränkung erteilt werben könne. Nach biejer Auffaffung 
würde der Lotterievertrag als verbindfid anzufehen fein für das Gebiet des Bundesftaats, 
welcher die Genehmigung erteilt Hat. In den Bundesftaaten, in welchen die Lotterie zwar nicht 
verboten, aber auch nicht genehmigt ijt, würde der Lotterievertrag nad 8 763 Sap 2 wie ein 
gewöhnlicher Spielvertrag zu behandeln fein. In den Bundesftanten endlih, in welden dns 
Spielen in ber betreffenden Lotterie verboten tft, würbe fraglich fein, ob der Lotterievertrag als 
ungültig oder wie ein gewöhnlicher Epielvertrag zu behandeln fel. Möglicherweiſe wäre dann 
noch weiter zu unterjcheiden, ob der Vertrag von Inländern oder von Ausländern, ob er im 
Inlande oder im Auslande geihlofien ift. Der Rechtszuſtand, welcher fi bei diefer Auslegung 
ergeben würde, wäre banad) keineswegs einfach umd befriedigend. Man wird ſich deshalb für 
die erftere Auslegung zu entſcheiden haben. ir bie privatrechtliche Gültigkeit der Lotterie und 
Ausfpielverträge in den bezeichneten Füllen auch RG. 48 ©. 175 und in Gruch. 46 S. 1179; 
IB. 1904 ©. 542; a. U. Delins in DIE. 1899 ©. 494; Eofad I 8 157. 

7. Einfiuh des BGB. anf bie laudesrechtlichen Strafbeitmmungen über Lotterien nnd 
Ausipielungen. Wie diefe Strafbeftimmungen gegenüber dem 8 2 EG. z. StGB. ihre Geltung 
behalten Haben (fo da3 RG. i. St. 33 ©. 14; 36 ©. 260), fo werden fie auch durch dem 
8 763 BEL. nicht berührt. Das Gegenteil folgt nit aus der prwatrechtlichen Gültigfeit des 
Zotteries und Ausfpielungsvertrags. Denn es iſt fehr wohl denfbar, daß ans polizeilichen ober 
fistaliſchen Gründen eine Handlung mit Strafe belegt wird, ohne daß damit die bem Verbote 
zuwider vorgenommenen Rechtsgeſchäfte fiir ungültig erklärt werden. Auch hat der Geſetzgeber 
offenbar nicht bie Abſicht gehabt, in diefer Richtung in die öͤffentlich⸗rechtlichen Verhältnifie der 
Bundesitanten einzugreifen. So auch MG. i. St. 33 ©. 196, 335; 39 ©. 1; Bayer. OEXG. 
1. St. 5 ©. 83; KG. 210 ©. 51; a. A. Endemann Einf. $ 188 Anm. 23 u. in DIE. 1898 
©. 51; Brunabend ©. 48; Brückmann in B. f. d. gef. Strafrechtswiſſ. 19 ©. 692; Liszt 
Strafrecht 3 145. 

8. Wenn in einem Bnnbeöftante Botterien oder Ausipielungen ber fiaatlihen Genehmigung 
wicht bebürfen, fo finden nicht etwa die gleichen Grundfäge, wie jie $ 763 Sag 1 für ſtaatlich 
genehmigte Lotterin und Ausſpielungen aufitellt, Anwendung (jo Staudinger), fonbern die 
Lotterie oder Ausfpielung gilt als Spiel und es greift ber 8 762 Plag. Denn die befondere 
Begünftigung, welche ber 8 763 Sap 1 dem ſtaatlich genehmigten Lotterien und Ausſpielungen 
zuteil werben läßt, gründet fid) eben darauf, daß durch die ſtaatliche Genehmigung eine gemilie 
Gewähr gegen Mißbrauch und gegen die ſchädlichen Folgen des Spiele geboten ift. 

Daß, wenn ber Staat felbft eine Lotterie oder Ausſpielung unternimmt, dem Erforbernifje der 
ftaatlichen ®enehmigung im Sinne bes 8 763 Sag 1 ohne weiteres genügt ijt, verfteht ſich von felbft. 

9. Das Rechtöverhältnis aus der Beteiligung an einer nicht genehmigten Kotterie oder 
Ausipielung unterfteht nach Sag 2 den Vorſchriften des 8 762, d. 5. es wird, wenn bie Lotterie 
ober Ausfptelung nicht genehmigt ift, durch den Lotterie: ober Ausfpielvertrag feine Verbindlichkeit 
begründet. Es kann aljo mweber die Zahlung bes Einfages, noch die Vornahme der Ziehung. 
noch die Ausantwortung eines Gewinns verlangt werben. ft aber auf Grund bes Vertrags 
eine Leiftung gemacht, fo kann das Geleiftete nicht zurlidgefordert werden. 

Der Kauf eines Lotterielofes kann übrigens nicht deshalb als ungültig angefochten werben, 
weil die Lotterie nicht genehmigt iſt. die Zahlung des Kaufpreifes tft vielmehr Erfüllung, ber 
Preis kann ebenfowenig zurüdgeforbert werben als ber vor einem gewöhnlichen Spiele ge: 
machte Einfap (f. Erl. 7b zu 8 762). 
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$. 764. Wird ein auf Lieferung von Waaren oder Werthpapieren lautender 
Vertrag in der Abficht gefchloffen, daß der Unterfchied zwiſchen dem vereinbarten 
Preife und dem Börfen- oder Marftpreife der Lieferungdzeit von dem verlierenden 
Theile an den gewinnenden gezahlt werden foll, fo ift der Vertrag als Spiel an- 
zufehen. Dies gilt auch dann, wenn nur die Abficht des einen Theile auf die 
Zahlung des Unterſchieds gerichtet ift, der andere Theil aber diefe Abficht kennt 
oder fennen muß. 


10. Teilnahme an einer verbotenen Lotterie oder Ansipielung. Wie der 8 762 nur ans 
wendbar ift, wenn es fi nit um ein verbotenes Spiel handelt (f. Borbm. IV), fo hat au 
der 8 763 zur Voransfegung, daß es fi nit um eine verbotene Lotterie oder Ausfpielung 
Banbelt. Ob ein Rechtsſatz, ber die Teilnahme an einer Lotterie oder Außfpielung verbietet 
(f. oben 3), als ein Verbot anzufehen ift, defien Zuwiderhandlung nad, 8 134 Nichtigkeit des 
Geſchäfts zur Folge hat, tft Frage ber Auslegung bes einzelnen Gejeges. Bezüglich des Reichsgeſ. 

. 4. Juli 1905 3. B. iſt anzunehmen, daß die Teilnahme an einem verbotenen Totalifator nicht 
als nichtiges Rechtsgeſchäft anzufehen ift, weil das Verbot nur auf finanzpolitifhen Erwägungen 
beruht (a. A. ſcheint RG. i. St. 39 ©. 269 zu fein). 

Das Geſagte gift auch, ſoweit die Lotterie oder Ausſpielung landesgeſetzlich verboten ift. 
Für landesgeſetzliche Verbote kommt aber in Betracht, daß fie, wie unter 7 bemerft ift, in 
bürgerlich rechtlicher Himfiht dann unwirkſam find, wenn bie betreffende Lotterie oder Nusfpielung 
in einem anderen Bundesſtaate genehmigt ift. 

11. Dad Anwendungsgebiet dei 8 763 beichränkt fi) anf ben Vertrag zwiſchen dem Unter- 
nehmer einer Lotterie oder Ausfpielung oder feinem Vertreter (Kollekteur) und dem Spieler. Der 
Berlauf von Lofen ſeitens eined Dritten oder andere Rechtsgeſchäfte, bie nicht mit dem Unter- 
nehmer ober feinem Stellvertreter geſchloſſen werden, wie Berpfändung eines Lofes, Geſellſchafis⸗ 
verträge zum Bwede gemeinſchaftlichen Spielens, ber Auftrag zum Spielen eines Zofes, find keine 
Lotterie⸗ oder Ausfpielverträge, fallen aljo nicht unter den 8 763. Sie find, wenn e8 fih um 
eine ſtaatlich genehmigte Lotterie oder Ausfpielung Handelt, gültig. Andernfalls finden, wie für 
den Lotteries oder Ausfpielungsvertrag felbft der 8 762 gilt (8 763 Sat 2), jo auch auf. fie bie 
Grundſätze Anwendung, denen ſolche Rechtsgeſchäſfte, wenn fie mit einen: gewöhnlichen Spiele 
zufammenbängen, unterliegen (f. Exl. 10 zu $ 762). 

Reichsrechtlich find mitunter derartige Geſchäfte mit Strafe bedroht. So iſt das geſchäfts⸗ 
mäßige Vermitteln von Wetten für einen Totalifator: nad) dem Gef. v. 4. Juli 1905 unter Strafe 
geftelt. Auch landesrechtlich beftehen ſolche Verbote; das preuß. Geſ. v. 18. Aug. 1891 verbieter 
3. B. ben gewerbsmäßigen Handel mit Loſen ber preußiſchen Staatslotterie. Das preuß. Gel. 
v. 29. Aug. 1904 verbietet den Verkauf und die ſonſtige Veräußerung eines Lofes, Losabſchnitts 
ober Anteil® an einem Lofe ober Losabichnitte, das Anbieten eines Lofes zum Erwerb und das 
Bereithalten von Lofen zur Veräußerung, endlich die Mitwirtung bei einem folden Geſchäft als 
Mittelsperfon. 

Ob Verbote diefer Art das ihnen entgegen vorgenommene Rechtsgeſchäft nach $ 134 nichtig 
machen, ift Frage der Auslegung des einzelnen Gejeges. In den erwähnten Beiſpielen beruhen 
die Verbote auf fistalifchen Gründen, gegen die bürgerlich rechtliche Tätigkeit der verbotenen Ges 
ſchãfte dürfte daher fein Bedenken befiehen. 

Bweifelhaft ift, wie der Verkauf von Lotterielofen zc. zu behandeln ift, ber in einem Bundes- 
ftaate vorgenommen wird, in dem ſolche Geſchäfte verboten find, fich jedoch anf eine in einem 
anderen Bundesftante genehmigte und deshalb nad dem BGB. gültige Lotterie (f. oben 6) be 
zieht. Könnte die Landesgeſetzgebung durch ihr Berbot bewirken, daß ſolche Geſchäfte nach 8 134 
nichtig find, fo könnte fie indirelt die privatrechtliche Gültigkeit des Lotierievertrags felbit im 
Frage fielen. Dieje Befugnis kann ber Landesgejeggebung nicht zulommen, das landesrechtliche 
Verbot kann alfo in den bezeichneten Fällen nicht die Nichtigkeit bewirten. Im Ergebnifie gleicher 
Aufiht Jeß DIE. 1905 ©. 491. 

8 764. 
N. 1 6.647. 9.1128. 2 6.904. RB. 6. 1983. 
x Wermert, Über Wefen und Bedeutung der Differenzgefchäfte in Anmalen d. D. Reihe 1903 
©. 401, 498, 593; Trumpler, Die Differenzgefhäfte nad dem BGB. umd dem Börfengeiet 
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in 8. f. HR. 50 ©. 388; Neukamp im Bank-Achiv Bd. 6 ©. 67; Staub HGB. Exk. zu 
8 376; Düringer-Hahenburg HB. 3 ©. 1%, 249; Lehmann-Ring HGB. 2 ©. 143. 
Bel. and) 3%. 1904 ©. 105 „Die neuere Rechtſprechung des RS. zum Börfenterminhandel und 
Differenzeinwanbe" ; Zruimpler in DIE. 1903 ©. 103; „Differenzgefhäft und Börfentermin- 
geichäft in Gejeggebung und Rechtſprechung“ im den Veröffentlihungen des Zentralverbandes bes 
deutichen Bank» und Banfiergewerbes (1904); Reander- Müller, Differenztheorie und Börfen- 
geſchäfte 2. Aufl. 1902. 


1. Entſtehungsgeſchichte. Der E. I Hatte feine befondere Beftimmung über das Differenz- 
geihäft aufgenommen. Bet den Beratungen der zweiten Kommiffion wurde ein Antrag —— 
welcher das Differenzgeſchäft im BGB. regeln wollte. Nach eingehender Debatte wurde ber An— 
trag zurüdgezogen, weil man es für richtiger erachtete, den Beſchlüſſen der damals tagenben 
Börfenenquetes-Kommilfion nicht vorzugreifen. In dev RIK. wurde die Frage wieder aufgenommen 
und der Antrag geftellt, das Differenzgeichäft für nichtig zu erflären. Die Begierungsvertreter 
ſprachen fi) gegen bie Aufnahme einer Beftimmung aus und empfahlen, die Frage dem damals 
zur Beratung ftehenden Börfengefege zu überlafien; follten die Bejtimmungen des Börjengefepes 
nicht genügen, fo könnte man ber Sade noch näder treten. Die Kommiſſion entſchied fi ed 
mit Stimmenmehrheit dafür, einftweiten einen formulierten Paragraphen in den Entwurf aufs 
zunehmen. Dad Plenum des Reichstags erteilte dann der neu beſchloſſenen Vorſchrift feine Zu⸗ 
Stimmung. Der Inhalt des 8 764 entipricht ben Grundfägen, welche in ber Praxis bes NE. 
zum Ausbrude gelangt find (RG. 23 ©. 138; 34 ©. 83; 39 ©. 164; 43 ©. 149, auch 52 S. 250), 
geht aber in einigen Beziehungen darüber noch hinaus. 

2. Begriff des Differenzgeſchäfts. Ein Differenzgeſchäft ift nach ber Vegriffsbeitimmmung 
des 8 764 ein auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren lautender Vertrag, der in der Ab⸗ 
ficht gefchlofien ift, daß ber Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten Preife und dem Börfen- 
oder Marktpreife der Lieferungszeit von dem verlierenden Teile an dem gewinnenden gezahlt 
werden fol. 


a) Es muß ein auf Lieferung von Waren ober Wertpapieren lautender Vertrag jein. Der 
Begriff der Waren und Wertpapiere ift Im felben Sinne wie im $1 HEB. zu verfiehen. Auch 
Kure fallen darunter (vgl. RE. 47 ©. 106). 

b) Es muß bie Abſicht vorliegen, daß der Unterfchied zwifchen dem vereinbarten Breife 
und dem Börfen- oder Marktpreife von dem verlierenden Teile an ben gemwinnenden gezahlt 
werben fol. Es wird nicht erfordert, daß die effeltive Erfüllung vertragsmäßig audgefchlofien, 
daß alſo der Berirag als reines Differenzgeichäft abgeſchloſſen ift. Es wird aud nicht erfordert, 
daß überhaupt, wenn aud nur eventuell oder bedingungsweife, die Erledigung bes Geſchäfts 
dur) Zahlung der Differenz vereinbart ift. Jedes Geſchäft, weldes äußerlich als reines, ein- 
faches Lieferungsgefhäft erſcheint, lann Differenzgeichäft fein. Erfordert wird nur, daß der Ver⸗ 
trag in der Abficht geſchloffen tft, das Geſchäft als Difierenzgefchäft zu behandeln. Diefe Abficht 
braucht nicht in Form einer Vereinbarung zum Ausbrude gebracht zu fein; es genligt, daß fie 
tatjächlich beftanden hat. Selbft wenn nur der eine Teil diefe Übficht gehabt hat und der andere 
Teil dies wußte oder bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt bzw. wenn auf 
feiner Seite ein Handelsgefchäft vorliegt, bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf⸗ 
manns erfennen mußte ($ 122 Abf. 2), liegt ein Differenzgefhäft vor. Damit geht das BGB. 
erheblich über bie Rechtſprechung des RG. hinaus, welde zur Schaffung des $ 764 Anlak 
gegeben hatte. Denn nad ihr machte die bloße Abſicht zu fpielen auf fetten bes einen ober 
beider Teile das Geſchäft nicht zum Differenzgefhäft, wenn nicht biefe Abficht dem anderen 
Zeile befannt war. 

Ob ein Teil die Abſicht Hatte, den Vertrag nur durch Zahlung ber Differenz zu erfüllen, 
ift nad) den Umftänden des Falles zu beurteilen. Das RC. hat als Umftände, aus denen auf 
dad Vorliegen eines Differenzgeſchäfts gefchlofien werden kann, für das frühere Recht beiipiels- 
weife angenommen: Das Mißverhältnis des Vermögens des Lertragichließenden zu ben eins 
gegangenen Verpflihtungen, daß Unvermögen der Abnahme oder Tieferung in Natur, das geringe 
Depot, ben Lebensberuf der die Höhe der Umfäge, die bei ben Verhandlungen 
gefallenen Üuberungen (3. B. „Cie brauden nicht abzunehmen”). Bgl. RG. 30 ©. 218; 
34 ©. 83, 264; Bolze 15 Kr 384, 385, 387, 388; 16 Nr. 437, 438; 17 Nr. 474, 476; 
20 Rr. 526530. Diele für das frühere Recht aufgeftellten Anzeichen für das Vorliegen eines 
Differenzgefhäfts müflen auch bei der Anwendbarkeit des 8 764 gelten. 
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Kannte der andere Teil die Umftände, aus denen fih bie Spielabfiht des Gegen- 
tontrabenten exgibt, jo darf in ber Regel angenommen werben, daß er auch die Spielabficht ſelbſt 
tannte oder doch hätte kennen müſſen. Die nadjträglihe Vereinbarung, daß nicht wirklich ge⸗ 
Teiflet werben foll, macht das Geſchäft nicht zu einem Differenzgefchäfte. 

8 Daß der Bankier nur als Kommiffionär beauftragt wurde, die Geſchäfte für den 
Kunden zu beforgen, fteht der Anwendbarkeit des 8 764 nicht entgegen (vgl. RG. 34 ©. 83, 264; 
40 ©. 259; 43 ©. 151), wenn bie Abficht dahin ging, die Stüde nicht effektiv abzunehmen ober 
zu liefern, fondern die zwifhen dem Kunden und dem Kommiſſionär entftandenen Rechts— 
beziegungen dur; Zahlung der Differenz zn löſen (Staub zu $ 376 HEB.). Dabei ift nicht 
von Belang, ob etwa der Bankier aus Veranlafjung jenes Geſchäfts feinerfeit8 mit Dritten 
reelle Lieferungsgeſchäfte abſchloß (Düringer- Hahenburg a. a. D. ©. 195; Bolze 19 
Nr. 586, 587). & 

4. Keine Anwendung findet ber $ 764 auf Kafſageſchäfte, weil fich bei dieſen feine 
Differenz zwiſchen bem vereinbarten Preife und dem Börſen⸗ oder Marktpreife ergeben Tann. 
Dies gilt auch dann, wenn der Kaufpreis geſtundet wird (vgl. RG. 59 ©. 323; ZW. 1902 
©. 445) oder wenn der Käufer die erfennbare Abficht Hat, durch baldige Weiterveräußerung zu 
verdienen (RG. ZW. 1905 ©. 186). Unter der Form des Kaffagefihäfts kann fidh aber ein 
gewöhnliche Spiel im Sinne des 8 762 verbergen (ME. 52 ©. 252, 254; 59 ©. 321; 
IR. 1903 S. 100; 1904 ©. 291). Selbftverftändlih muß folden Falles die Spielabficht bei 
beiben Vertragsteilen erfennbar vorliegen; der 8 765 Eat 2 kann auf Kaffagefchäfte keine An= 
wendung finden. Als Beifpiele, in denen unter ber Form des Kaſſageſchäfts ein Spiel verdeckt 
wird, find aus ber Rochtſprechung des ME. bie Fälle anzuführen, dab bei dem Kaſſageſchäfte 
vereinbart. wird, den Kaufpreis zu ftunden und bie gefaufte Ware an einem beitimmten Tage 
für Rechnung des Käufers wieder zu verkaufen oder daß das gehandelte Bapter in Wirklichteit 
nicht gelauft, fondern dem angeblichen Käufer oder Einfanfslommittenten nur der unmittelbar 
nad) dem Bertrage notierte Börfenpreis befaftet und fpäter der Börfenpreis eines angeblichen 
Berfaufstags gutgeichrieben wird (RG. 52 ©. 250), oder daß die Bertragichließenden wiederholt 
miteinander Kaſſageſchäfte machten, dabei kein Stüd wirkfich geliefert, fondern mit den Stüden 
(nicht mit der Differenz) das Effektenkonto belaftet wurde und, wenn bei den Abrechnungen ein 
Reit verblieb, auch diefer nicht gegeben oder genommen, fondern unter der Form des Lombard: 
geihäftd auf den nädften Monat gefhoben wurde (RG. IB. 1906 ©. 14). 

5. Rechtliche Behanbinug des Differenzgeihäfts. Liegt ein Differenzgefchäjt im Sinne 
bes & 764 vor, fo iſt der Vertrag nad) 8 764 ald Spiel aufzufaffen. Es finden alſo die Vor⸗ 
fchriften bes 8 762 Unmendung. Der Vertrag ift demgemäß nicht nichtig, es wird aber durch 
ihn eine Verbindlichkeit nicht begründet, das zur Erfüllung freiwillig Geleiftete kann jedoch nicht 
zurüdgefordert werden. e 

Indem auf die Erl. 7, 8 zu 8 762 verwiefen wird, ift bier nur folgendes noch hervor⸗ 
zuheben: 

2) Das Anerkenninis einer aus einem Differenzgeſchäſt entſtandenen Verbindlichkeit macht 
dieſe nicht wirkſam (vgl. RG. 49 ©. 193); dies gilt auch von einem abſtrakten Schuldverſprechen, 
von Wechſeln und kaufmänniſchen Verpflichtungsſcheinen. Auch die beitellten Sicherheiten find 
unwirffam; dies gilt in&befondere von dem Depot oder dem Einfchuß, der zur Eicherung der 
Differenzſchuld geleiftet wird. Die Anerkennung des Saldos eines Kontokorrents, in den Schulden 
aus Differenzgefhäften aufgenommen find, bewirkt nicht, daß diefe Schulden getilgt werden; ſo⸗ 
weit jedoch in ber Ealdierung die Aufrechnung ber gegenfeitigen Forderungen liegt, wirkt die 
vollzogene Aufrechnung aud in Anfehung der Schulden aus Differenzgeichäften. 

b) Wenn nad $ 764 das Differenzgefhäft ſelbſt als Spiel anzufehen tft, fo folgt Hieraus, 
daß auch bie mit einem Differenzgefchäfte zufammenhängenden Rechtsgeſchäfte, insbefondere die 
Eingehung einer Geſellſchaft zum Zwede des Abfchlufies von Differenzgeſchäften, der Auftrag 
zu Differenzgefhäften und das zu diefem Bwede gegebene Darlehen, den gleichen Grundfägen 
unterliegen wie bie mit einem Spiele zufammenhängenden Rechtsgeſchäfte gleicher Art. Wie in 
der Erl. 10 zu 8 762 dargelegt ift, find diefe Nechtögefchäfte, wenn fie mit einem Epiele zu- 
fammenbängen, nicht ſchlechthin unwirtſam, ſondern es ift Frage des einzelnen Falles, mie weit 
die Unwirkfamteit des Spiele® auf fie Einfluß übt. Im Sinne des 8 764 dürfte es indefien 
gelegen fein, bie bezeichneten Rechtegeſchäfte, wenn fie in Verbindung mit einem Differenzgeichätte 
ftehen, ſtets der gleichen Behandlung wie diefes zu unterwerfen. Hierfür ſpricht auch der 8 66 
des Börfengefeges; gleicher Anfiht Ditringer-Hahenbnrg a. a. O. ©. 200. 
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Aus dem Auftrage zu einem Differenzgeichäfte lann mithin der Beauftragte feinen Auſpruch 
auf Erfag feiner Auslagen z. B. für Stempel und Provifion erheben, er kann auch nicht Bes 
zahlung des Verluſtes oder Abnahme der Ware verlangen. Sind ihm aber die Auslagen oder 
fein Berluft vom Auftraggeber freiwillig erfegt worden, fo kann diefer das Geleifiete nicht um 
desmwillen zurüdfordern, weil er zu einem Differenzgejchäft Auftrag erteilt Hatte. Der Auftrag- 
geber Hat feinen Anſpruch anf Lieferung der Ware und auch nicht auf Auszahlung des Gewinus. 
Das Gefagte gilt au von dem Kommiſſionsgeſchäfte. Nah RE. 49 ©. 59; ZW. 1902 ©. 547 
bat der Bankier, welder als Kommiffionär ein Differenzgefchäft vermittelte, fogar die ihm vom 
feinem Kommittenten zweds Ablieferung an den anderen Teil ausgehänbigten und von ihm 
auftragsgemäß abgelieferten Vorſchuſſe zuritdzueritatten. Dies dürfte indeſſen mit den allgemeinen 
Grundfägen nicht au vereinbaren fein. 

6. Die Tatſache, daß ein Differenzgefchäft vorgelegen Hat, ift im Brozefle von Amts wegen 
zu berüdfictigen (Ex. 5 zu 8 762). Regelmäßig wird fi) das Verhältnis aber fo fiellen, dab 
das Geihäjt äußerlih als ein gültiges erfceint und derjenige, ber gegen bie Berbinbfich- 
teiten aus dem Geſchäft einen Einwand erhebt, Umftände darzulegen hat, welche ein Differenz- 
geſchn als vorliegend erſcheinen laſſen. Juſofern ſpricht man von einem Differenzeinwande. 

Börfenterminhanbel, Hierüber vgl. 88 48—69 bes Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896 
in = Saffung de3 Art. 14 V des EG. z. HB. 

a) Begriff des Börfentermingefhärts, Rad) 848 des Börfengefehes gelten als Börjen- 
termingeihäfte in Waren oder Wertpapieren Kaufe ober fonftige Anfchaffungsgefchäfte auf eine 
feftbeitimmte Lieferungszeit oder mit einer feftbeftimmten Lieferungäfrift, wenn fie nad) Geſchäfta- 
bedingungen gefchlofien werden, die von bem Börſenvorſtande für den Terminhandel fefigefegt 
find und wenn für die an ber betreffenden Börfe gefchlofienen Geſchäfte folyer Art eine amtliche 
Feſtſtellung von Terminpreifen erfolgt. Die Merkmale eines Börfentermingefhäfts find hiernach: 

a) daß ein Firgeichäft über Waren oder Wertpapiere vorliegt, 

8) daß das Geſchäft nach offiziellen Geſchäftsbedingungen geſchloſſen ift, wie fie von dem 
Börfenvorftande für den Terminhanbel feftgefept find, und 

y) daß eine amtliche Feſtſtellung der Termiupreife nach Maßgabe der 88 29, 35 des Vörfen- 
geſetzes ftattgefunden Hat, 

Das RO. geht jedoch in ftändiger Mechtfprehung über den Begriff bes 8 48 hinaus amd 
wendet bie für Börfentermingefchäfte geltenden Borfchriften an auf alle Geſchäfte, welche über 
Waren ober Wertpapiere zu einem feften Termine abgefchlofien find, dem gleihen wirtſchaftlichen 
Zwede wie die Geſchäfte des 8 48 dienen, nicht nach den individuellen Berhältnifien der Parteien, 
fondern nach gewiffen typiſchen Bedingungen abgefchlofien find und denen ein Preis zugrunde 
liegt, wie ex fih tm Bufammenhange mit ben an der Börfe geichlofienen Geſchäften durch das 
regelmäßige Bufammentrefien und Zuſammenwirken der Börfenbefucher bildet. Vgl. RE. 42 
©. 43; 44 ©. 106; 45 ©. 68; 47 ©. 111; 58 ©. 367. Nach der Rechtſprechung des RE. fallen 
unter die Vorfchriften über Börfentermingefchäfte insbefondere auch die fogenannten Kafjatonto- 
geihäfte (RE. 45 ©. 68; 59 ©. 321), die Prämiengefchäfte (RC. ZW. 1902 ©. 101) und die 
handelsrechtlichen Lieferungsgeichäfte nad) den Geſchäftsbedingungen der Darmftädter Bank (RE. 44 
©. 105); letziere gehen dahin, daß der vereinbarte Erfülungstag nicht als feitbeftimmter Zeu⸗ 
punkt gilt, der Säumige aber ohne Mahnung bei Nichterfüllung am Erfülungstag im Verzug 
iſt und der Nichtfänmige, der Schadenserſatz wegen Nichterfüllung begehrt, dem Sänmigen auf 
deffen Verlangen eine Nachfeift von zwei vollen Börfentagen zu gewähren hat. 

Ob der Standpunkt des RG. zutzeffend ift, kann bier nicht unterjucht werben. Die Literatur 
Hat ihn überwiegend abgelehnt, die Praxis folgt ihm faft ausnahmslos. gl. gegen das RE. 
insbefondere Rieſſer, Die handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäfte (1900); Neutamp im Bant- 
Arch. Bd. 6 ©. 69; Laband DIE. 5 ©. 334; Staub HGB. Erk. zu 8 376; Lehmann⸗Ring 
968. 2 ©. 143. 

b) Die Rechtsfolgen des Börfentermingefchäfts. 

Nach 8 66 des BörſGeſ. wird durch ein Börfentermingeihäft in einem Geſchäftszweige. 
für welchen nicht beide Parieien zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes in einem Börſenregiſter ein⸗ 
getragen find, ein Schuldverhältnis nicht begründet. Das gleiche gilt von der Erteilung und Über 
nahme von Aufträgen fowie von ber Vereinigung zum Abichluffe von Börfentermingefchäften. 
Eine Rüdforberung befien, was bei oder nad völliger Abmidelung des Geſchäfts zu feiner Er⸗ 
füllung geleiftet worden ift, findet nicht ftatt. Nach 8 69 Abi. 1 des BöorſGeſ. kann gegen An- 
fprüde aus Börfentermingefdjäften fowie aus der Extellung und Übernafme von Aufträgen und 
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aus der Vereinigung zum Abſchluſſe von Börſentermingeſchäften von demjenigen, welcher zur Zeit 
der Eingehung bes Geſchäfts in dem Vörſenregiſter für ben betreffenden Geſchäftszweig ein⸗ 
getragen war, ein Einwand nicht darauf gegründet werben, daß die Erfüllung durch Lieferung 
der Waren ober Wertpapiere vertragsmäßig ausgeſchloſſen war. Gleidjes gilt von Perfonen, die 
im Inlande weder einen Wohnfig noch eine gewerbliche Niederlafiung haben. In Anſehung igrer 
ift nad) 3 68 des BörſGeſ. die Eintragung in das Börienregifter zur Wirkſamkeit des Geſchäfts 
nicht erforberlid. 

Hiernach ift zu unterfcheiden. 

Iſt ein Teil in das Börfenregifter nicht eingetragen, fo tritt (in ber Hauptſache) 
die gleihe Rechtslage ein, wie fie nach 8 762 BGB. für das Spiel gilt ($ 69 BörſGeſ.). Der 
Mangel der Eintragung bat alfo die gleiche Mechtsfolge, wie wenn das Rechtsgeſchäft ein Differenze 
geichäft im Sinne bes 8 764 wäre. Dies gilt auch dann, wenn nur ein Teil nicht eingetragen ift. 

Sind dagegen beide Teile in das Börfenregifter eingetragen, fo tft das Ges 
ſchäft gültig, genauer, dem Geſchäfte gegenüber kann ein Einwand nicht daraus hergeleitet werben, 
daß die Erfüllung durch Lieferung der Ware oder bex Wertpapiere vertragsmäßig ausgefchlofien 
ft. Die Eintragung beider Teile in das Börfenregifter Bat alfo zur Folge, dab der Differenz» 
einwanb ausgeſchloſſen ifl. 

Der Mangel der Eintragung in das Börfenregifier ift von Amts wegen zu berüdfichtigen 
(vgl. RE. 44 ©. 54). Da indeſſen bie Börfentermingefchäfte nicht felten als ſolche äußerlich 
nicht erkennbar find, wird der Mangel ber Eintragung für den Richter in der Regel nur in 
Betraht fommen, wenn er von einer Partei geltend gemacht wird. Infofern fpridt man von 
einem Differenzeinwande. 

©) Berbotene Börfengefhäfte. Nach 3 49 des BörſGeſ. entfheiden über die Bulafjung 
von Waren und Wertpapieren zum Börfenterminhanbel die Börſenorgane. Nach 8 50 Abf. 1 
ift der Bundesrat befugt, den Börfenterminhandel in beftimmten Waren oder Wertpapieren zu 
unterfagen. Nach dem Abf. 2 des 8 50 tft der Börfenterminhandel in Anteilen von Bergmwerfös 
und Fabritunternehmungen geſetzlich unterfagt, ber Börfenterminhandel in Anteilen von anderen 
Erwerbsgeſellſchaften kann nur geftattet werden, wenn das Kapital der betreffenden Erwerbs- 
geſellſchaft mindeftens 20 Millionen Mark beträgt. Der Abſ. 3 des 3 50 verbietet den börfen- 
mäßigen Terminhandel in Getreide und Muhlenfabrikaten. Welchen Einfluß die auf Grund bes 
8 50 erfolgte Unterſagung des Börfenterminhandel3 in beftimmten Waren oder Wertpapieren 
durch den Bundesrat, das im 8 50 enthaltene gefegliche Verbot bes Börfenterminhandelö in bes 
ftimmten Anteilen und in Getreide und Mühlenfabritaten und die auf Grund bes 8 49 erfolgte 
Verweigerung der Bulafjung zum Börfenterminhanbel auf die Benugung ber Vörfeneinrichtungen 
(Kurönotierung 2c.) hat, ift im 851 beflimmt. Nach 3 52 kann, wenn bie Zulaffung von Waren 
ober Wertpapieren zum Börfenterminhandel nicht nachgeſucht wird, ein tatſächlich flattfindender 
Terminhandel von ben Vörfenauffichtsbehörden mit den im $ 51 bezeichneten Folgen unters 
fagt werden. 

Hiernach ift zu unterfeiben: 

a) Der Börfenterminhandel in Waren oder Wertpapieren, in denen er vom Bunbesrate 
oder vom Börfengefeg unterfagt ift (8 50). Die dem Berbote zumider abgeichlofienen Rechts- 
gefchäfte find ſchlechthin nichtig. So auch das RG. in ftändiger Rechtſprechung (MG. 47 
©. 109; 38. 1902 ©. 189). N. A. überwiegend bie Literatur insbefondere Heinemann 
in Holdgeimsß. 11 ©. 13; Wermert, Jahrb. f. Nationalölonomie 1901 ©. 810. Aus ber 
Nichtigkeit folgt indbefondere, dab auch das freimillig Geleiſtete zurückgefordert werben kann 
und die Rüdforberung durch die Anerkennung der Kontoforrent-Saldi nicht ausgefchlofien wird 
(R6. JW. 1904 ©. 38). Ob bie Rüdforderung nicht beshalb unzuläffig ift, weil fie gegen bie 
guten Sitten verftößt ($ 817) oder bie Leiftung einer fittlihen oder Anftandspflicht entipricht 
(8 814), iſt Stage des einzelnen Falles. Bet der Beantwortung der Frage, ob der Rüdforbernde 
bei der Leiftung gewußt hat, daß er zu ihr nicht verpflichtet ift (8 814), nimmt das RG. auf 
die Sachkunde des Leiftenden Rüdficht und vermutet deshalb, dab ein Bankier die Kenntnis 
beſaß (BankArch. 5 ©. 119). In dem im Bantllrh. 5 ©. 262 mitgeteilten Urteile nimmt das 
RG. an, daß bie Rüdforderung ausgeichloffen ift, wen fidh der Käufer durch Weiterveräußerung 
der gekauften Papiere zu deren Rückgabe außerftand geſetzt hat. 

) Der Börfenterminhandel in Waren oder Wertpapieren, beren Bulafiung von den Bürfen- 
organen verweigert worben ift. Die Verweigerung hat nur bie im $& 51 bezeichneten börſen⸗ 
polizeilichen Wirkungen. Die bürgerlich rechtliche Gilltigleit der verbotwibrig vorgenommenen 
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Achtzehnter Titel. 
Bürgſchaft. 


Rechtsgeſchäfte richtet ſich nach den gleichen Grundſähen, welche für nicht verbotene Börſentermin⸗ 
geſchäfte gelten. 

) Gleiches gilt von dem tatſächlich ſtattfindenden Terminhandel in Waren oder Bert: 
papteren, deren Zulaſſung nicht nachgeſucht worden iſt. 

8. Berhältnis bed 53 764 au dem Börſengeſetze. Nach dem durch bad EG. z. GB. 
Art. 14 V dem 8 69 bes VörſGeſ. beigefügten Abſ. 2 wird die Vorſchrift des 5 69 Abſ. 1 des 
BörſGeſ. durch die des 8 764 nicht berührt. Veranlaßt ift diefer Zufap durch dem im der 
Literatur entftandenen Zweifel, ob nicht das BGB., weil es nad dem Böriengefege exlafien 
worden und auch erit nad ihm in Kraft getreten ift, den 8 69 des BörſGeſ. befhränft. Durch 
den Abſ. 2 des 8 69 wird klargeſtellt, daß, wenn bei einem Börfentermingefhäfte beide Teile im 
das Börfenregifter eingetragen find, nicht nur der Regiſtereinwand, fondern auch ber im 8 764 
beitimmte Differenzeinwand ausgefchlofien if. So auh Düringer-Hahenburg HEB. Bb. DI 
©. 204, 258; Staub HEB. zu 8 376 mb in Holbheimsd. 6 ©. 69; Freund DIE. 18% 
©. 215, 465; Werner DIE. 1900 ©. 249; Dertmann DIZ. 1897 ©. 129; Trumpler 
8. f. HR. 50 ©. 497. A. U. Wermert a. a. O. ©. 597, Wermuth und Brendel Börjei. 
©. 110, nad welchen der Differenzeinwand infofern unzuläffig if, als er ſich baranf ftüßt, daß 
die Lieferung dur Vertrag ausgeſchloſſen ift, nicht aber infofern, als er ſich auf den $ 764 
Sag 2 gründet, d. 5. als die Erfüllung nad; der bem anderen Teile befannten oder doch er⸗ 
tennbaren Abficht des Kontrahenten ausgeſchloſſen fein ſoll. 

9. Berhältnts des Differenzeinwandes zum Regiftereinwande. Wie in Erl. 8 oben dar- 
gelegt ift, kann, wenn bei einem Börfentermingeichäfte beide Teile in das Börſenregiſter eingetragen 
find, von feinem Teile der Differenzeinwand geltend gemacht werden. Gleiches gilt, joweit die 
Eintragung nad) 3 68 Abf. 2 des BörſGeſ. nicht erforderlich ift, weil der Schuldner im Inlande 
meber einen Wohnfig noch eine gewerbliche Niederlaffung hat. Juſoweit ift dem Differenzeinwande 
das Unmendungsgebiet entzogen. In den übrigen Fällen ftehen zwar Differenzeinwand und 
Regiftereinwand an ſich unabhängig voneinander nebeneinander. Auch werben in der Praxis 
fehr Häufig beide Einwänden gleichzeitig geltend gemacht. Tatſächlich wirb aber das Gericht im der 
Regel zunächſt prüfen, ob der Regiſtereinwand gegeben ift und bejahenben Falles auf den Differenz 
einwand nicht eingehen. Man bat deshalb nicht mit Unrecht von einem „Ende bes Differenz 
einwandes“ gejprochen. rechtlich trifft dies freilich nicht zu. 


Achtzehnter Titel, 

Geib, Zur Dogmatik des römiſchen Bürgfchaftsrechts (1894); Lihtlen, Die Bürgfchaft 
nad den Beftimmungen bes BGB. in Pucelt3B. 31 ©. 150ff.; Siber, Der Rechtszwang (1903) 
©. 237; Herms, Bürgfchaftsreht (1900). Vgl. auch die Kommentare z. HGB. von Staub 
und von Düringer-Hahenburg zu $ 349 HB. 

I. Über Juterzeſſionen enthält das Gefeg keine allgemeinen Vorſchriften. SImterzeifionen 
von Frauen find befonderen Beſchränkungen nicht unteroorfen. Auch iiber Garantienerträge im 
weiteren Sinne find feine Vorſchriften aufgenommen. Es ift vielmehr Lediglich die Bürg: 
ſchaft geregelt und anhangweiſe eine Vorſchrift über den Kreditauftrag gegeben. 

I. Bürgſchaft. 

1. Begriff und rechtliche Ratur. Die Bürgſchaft bezwedt die Sicherftellung des Gläubigers 
eines Dritten in der Welje, daß ber Bürge fi} verpflichtet, für die Berbindlicteit des Dritten 
einzuftehen. 

Die Bürgihaft wird begründet durch den Abſchluß eines Vertrags; an einzelnen Stellen 
iſt aber beftimmt, daß jemand mie ein Bürge zu haften Habe, auch wenn fein Bürgſchaftsver⸗ 
trag abgeichloffen ift (8 571 Mbf. 2 Sag 1, 8 1251 Abſ. 2 Sag 2). Der Bürgihaftsvertrag 
wird geſchloſſen zwihen dem Gläubiger und dem Bürgen. Die Miwirkung des Schuldners 
iſt nicht erforderlich und, wenn fie ftattfindet, im allgemeinen auf das Rechtsverhältnis zwiſchen 
Gläubiger und Bingen ohne Einfluß. Bur Gültigkeit des Bürgſchaſtsvertrags ift ſchriftliche Er⸗ 
teilung der Bürgſchaftserklärung erforderlich. 
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Der Bürgicaftsvertrag ift regelmäßig ein einfeltiger Vertrag in dem Sinne, dab allein 
der Bürge Verpflichtungen übernimmt, body kann der Vertrag auch als gegenfeitiger Vertrag ges 
ſchloſſen werben (Sächſ. Arch. 13 ©. 95). Ob der Bürge dem Hauptſchuldner gegenüber zur Über: 
nahme ber Burgſchaft verpflichtet fit, ft fir das Verhältnis zwiſchen Gläubiger und Bürgen 
gleichgültig. Über die Frage, ob und unter welchen Umftänden bie unentgeltlihe Übernahme 
der Bürgicaft als Schenkung anzufehen ift, f. Erl. 2 zu 8 517. 

Die VBürgfhaftsverpflihtung trägt einen alzefjorifhen Charakter, fie jegt eine beftehenbe 
Berbindlijkeit voraus, und für den Umfang ber Haftung des Bürgen ift der jeweilige Beftand 
der Hauptverbindlichkeit maßgebend; der Bürge tft auch befugt, bie dem Hauptſchuldner zuftehenben 
Einreben geltend zu machen. Normalerweiſe Haftet ferner der Bürge ſubfidiär in dem Sinne, 
daß er bie Erfüllung ber ihm -obliegenden Berpflihtung verweigern Tann, folange nicht ber 
Gläubiger verfucht hat, Befriedigung vom Hauptſchuldner zu erlangen. Indeſſen tft bie Einrede 
der Vorausklage in einer Reihe von Fällen ausgeſchloſſen, insbefondere dann, wenn der Bürge 
darauf verzichtet hat. Eine allgemeine Diligenzpflicht ift dem Gläubiger im Verhältniſſe zum 
Vürgen nicht auferlegt. Uber wenn der Gläubiger ein zur Sicherung ber Hauptverbindlichkeit 
dienendes Pfandrecht oder fonftiges Recht aufgibt, fo wirb der Bilrge inſoweit von feiner Haftung 
frei, ald er aus dem aufgegebenen Nechte hätte Erſatz erlangen können. 

2. Zwiſchen dem Hauptſchuldner und dem Bürgen braucht ein Rechtsverhältnis nicht zu 
beftehen. Der Bürgichaftsvertrag begründet nur rechtliche Beziehungen zwifchen dem Gläubiger 
und dem Bitrgen. Die Vorfchriften des 18. Titels befaſſen ſich daher auch in der Hauptſache 
nur mit dem Verbältnifie bes Viirgen zum Gläubiger; auf das Verhältnis bes Bürgen zum 
Haupiſchuldner beziehen ſich nur bie 88 774, 775. It die Übernahme der Vürgſchaft auf Grund 
einer Vereinbarung zwifchen dem Hauptſchuldner und dem Bürgen erfolgt oder Hat der Bürge 
als Gefhäftsführer ohne Auftrag gehandelt, fo beitimmen fich die Anfprüche des Bürgen gegen ben 
Hauptſchuldner nad diefem beſonderen Rechtsverhältnis. Unabhängig hiervon ftellt das Geſetz 
aber den Grundſatz auf, daß, ſoweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, die Forderung des 
Gläubigers kraft Geſetzes auf ihn übergeht. In gewiffen Fällen ift ferner dem Bürgen das Hecht 
gegeben, von dem Hauptichuldner Befreiung von der Bürgſchaft zu verlangen. 

8. Mitbürgen Haften dem ©läubiger gegenüber als Gefamtfchulbner, fie Haben aljo nicht 
die Einrede der Teilung. Für ihre Haftung untereinander find bie allgemeinen Grundſätze über 
die Verpflichtung von Gefamtfchuldnern im Verhältniſſe zueinander maßgebend. 

4. Beſondere Arten ber Vürgſchaft. 

&) Über die Bürgſchaft auf Zeit find einige fpezielle Beftimmungen ($ 777) gegeben. Wegen 
der Bürgſchaft für einen beftimmten Betrag f. Erl. 6 zu 8 767. 

b) Häufig verbürgt fi) der Bürge als ſelbſtſchuldueriſcher Vürge. Von dem gewöhnlichen 
Bürgen unterſcheidet er ſich dadurch, daß ihm bie Einrede der Vorausklage nicht zufteht (8 773 Nr. 1). 

©) Unter Nachbürgſchaft (Afterbilrgichaft) verfteht man die Übernahme der Bürgſchaft da⸗ 
für, daß der Bürge bie ihm obliegende Verpflichtung erfüllen werde. Das BGB. enthält über 
die Nachbürgſchaft keine befonderen Vorſchriften (M. II ©. 672). Da ber Nachbürge lediglich 
als gewöhnlicher Bürge für die von dem Hanptbürgen eingegangene Bürgfchaftsverpflihtung ex- 
ſcheint, fo find die allgemeinen Grundſätze der Bitrgſchaft anwendbar (vgl. Erl. 7 zu 8 773). Dies 
gilt insbefondere von der Form des Nahbilrgichaftövertrags und ben dem Nachbürgen zuftehenden 
Einreben. 

d) Auch die Rückbürgſchaft, die Übernahme der Bürgſchaft dem VBürgen gegenüber für 
feinen etwaigen Erfaganfprud) an den Hauptichuldner, ift nicht befonbers erwähnt; es find aljo 
gleichfalls die allgemeinen Grundſätze über die Bilrgfchaft zur Anwendung zu bringen (vgl. Exl. 9 
zu 8 773). Insbeſondere bebarf die Erklärung der Rückbürgſchaft der Form des 8 766 (RE. 61 
©. 343). 


e) Ebenfo enthält das Geſetz keine Beftimmungen über die Schadlosbürgſchaft (Ausfall- 
burgſchaft), die Übernahme der Verpflichtung, für den Ausfall einzuftehen, welchen der Gläubiger 
on feiner Forderung gegen einen Dritten erleiden wird. Die Schablosbürgichaft ift als eine 
Burgſchaft zu behandeln, bei der vertragsmäßig die Rechte bed Bürgen Hinfichtlih der Vorauss 
age erweitert find (ſ. Erl. 8 zu $ 773). Ste unterliegt deshalb auch der Formvorſchriſt des 
3766 (a. A. Coſack I 8158). Wenn aber jemand fid, verpflichtet, dem Gläubiger den Schober 
zu erfegen, ber ihm durch die Nichterfüllung der Verbindlichtelt eines Dritten erwächſt, \o yet 
Teine Bürgfchaft, ſondern ein Garantievertrag vor. 
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IH. Verwandte Berträge. Eine Reihe von Nechtögefchäften ftehen ihrem wirtſchaftlichen 
Zwede und ihrer Wirkung nad der Bürgſchaft nahe. 

1. Hierher gehört zunächſt der Kreditauftrag. Benuftragt jemand einen anderen, im 
eigenen Namen und auf eigene Rechnung einem Dritten Kredit zu geben, jo würde ber Benni: 
teagie nad) allgemeinen Grundfägen Erſatz feiner Aufwendungen verlangen fönnen. Das Bers 
Häftnis tft alfo ein ähnliches, ala wenn fi ber Auftraggeber verbürgt hätte. Das Geſetz ſchreibt 
deshalb vor, daß der Auftraggeber dem Beauftragten für bie aus ber Krebitgemährung des 
Dritten entftehende Verbindlichkeit al8 Bürge haften fol. Im übrigen wird ber Krebitauftrag 
nad den Grundfägen des Auftrags zu beurteilen fein (vgl. Erl. zu 8 778). 

2. Bur Sicherung des Gläubiger kann ferner ein Garautievertrag geſchloſſen werben 
(Stammler in Arch. f. civ. Pr. 69 ©. 1; Unger in Zherings Jahrb. 33 ©. 229). As 
Garantievertrag wird man denjenigen Vertrag bezeichnen können, duch melden ſich jemand 
verpflichtet, einem anderen für einen beftimmten tatſächlichen ober rechtlichen Erfolg einzuftehen. 
Der juriftifche Unterfhied gegenüber der Bürgſchaft liegt darin, dab der Garantierende nicht bloß 
für die Erfüllung einer Verbindlichkeit eined Dritten, ſondern ſchlechthin für einen beftimmten 
Erfolg eimfiehen will. Der Garantievertrag ift im Gefege nicht befonderß geregelt. Es finden 
alfo auf ihn die allgemeinen Grundfäge über Verträge Anwendung. Hervorzuheben ift namentlich, 
dab der Garantievertrag im Unterſchiede zur Bürgſchaft formlos abgejälofien werben kann 
(RE. 61 ©. 160). Beſieht der garantierte Erfolg barin, daß der Betrag einer beftimmten Ber- 
bindlichteit feitend eines Dritten bezahlt werde, fo ift die Verpflichtung bes Garanten von dem 
Beftehen dieſer Verbindlichkeit unabhängig, der Garant haftet felbftändig, nicht wie der Bürge 
nur alzeſſoriſch KG. 61 ©. 157; vgl. Ripr. 12 ©. 98). 

8. Endlich ift noch zu nennen als ein Rechtsgeſchäft, welches einen bürgihaftsähnlichen 
Charakter trägt, das constitutum debiti allemi des römifchen Rechtes, ber Vertrag, durch 
welchen fi jemand dem Gläubiger eined Dritten gegenüber felbftändig verpflichtet, die Ber- 
bindfichleit des Dritten zu erfüllen. Das constitutum debiti alieni wird ebenfalls im Geſetze 
nicht erwähnt. Es ift nicht für un zu erachten, dürfte aber im heutigen Verlehre felten 
vorlommen (Dernburg II $ 77 

4. Der fog. te se dem Sandelöreht an, f. Eofad, Lehrbuch bes 
Handelsrecht 8 71, II; Staub Kommentar zum HGB. 8 394. 

5. Wird die Bürgſchaft in Form eines Verſicherungsvertrags übernommen ($reditafie 
furanz, Hypothelenverfierung), fo kommen die landesrechtlichen Vorſchriften über das Ber- 
fiherungsreht zur Anwendung (EG. Art. 75). In dem Entwurf bes Geſetzes über den Ber- 
fiherumgsvertrag iſt die Kreditverfiherung nicht beſonders geregelt. Nach ben allgemeinen 
Vorfchriften dieſes Geſetzes bedarf der Krebliverfiherungsvertrag einer Form nicht. 

6. Verſchieden von der Bürgſchaft ift auch die vertragsmäßige Gewäßrleiftung bed Zebenten 
für die Sicherheit der von ihm abgetretenen Forderung (88 365, 438). Der Zebent übernimmt 
nicht wie tm alle der Bürgichaft die Gewähr für eine fremde Schuld, fondern eine eigene ſich 
aus der Abtretung ergebende Verbindlichkeit (M®. 60 ©. 371). Gleiches gilt von der Über⸗ 
nahme ber Haftung für eine in Zahlung gegebene Hypothek (RG. ZW. 1907 ©. 105). 

7. Bon ber Bürgſchaft zu unterjheiden tft ferner die Schuldübernahme. Die Schuldüber⸗ 
nahme, wie fie in den 88 414ff. geregelt if, fegt voraus, daß der bisherige Schuldner frei 
wird, und fie erfolgt formlos. Es iſt aber and möglich, dab der bisherige Schuldner forthaftet. 
Diefe, die fog. kumulative Ehuldübernahme, die im BGB. nicht ausdrüdlich geregelt ift, wird 
vom RS. 51 S. 120 (zuftimmend Rſpr. 6 ©. 449; 9 ©. 284; Seuffü. 59 Nr. 224) wegen 
ihrer bürgfhaftsähnlichen Wirkungen gleichfalls der Formvorſchrift bes 8 766 unterworfen. Hier 
gegen Staub in DIEB. 1903 ©. 19; Jofef daf. ©. 422; Birkenbihl Recht 1903 ©. 286; 
Sellbach daf. ©. 335; David daſ. ©. 356; Silbermann BL f. RU. 68 ©. 365; 70 ©. 157; 
Martinius Gruch. 49 ©. 181; Salinger Arc. f. Bürg. R. 28 ©. 81; Dernburg $ 155. 
Bom RG. 59 ©. 232; 60 ©. 263 ift die Unterwerfung unter 8 766 nur für bie Fälle aufs 
techterhalten worden, in denen die kumulative Schuldlibernahme mit ber Bürgſchaft identiſch ift. 
Dies iſt aber, wie dag RG. 64 ©. 318, JW. 1907 ©. 47 mit Recht bemerkt, als bie Regel an= 
zunehmen, weil dur die kumulative Schuldübernahme regelmäßig inhaltlich eine Werbürgung 
d. 5. das Einfiehen für fremde Schuld gemeint ift; wenn dagegen ber eintretende Schuldner nicht 
beabfichtigt, derart für die Verbindlichkeit des Schuldners einzuftehen, da feine Verpflichtung vom 
vornherein und fortbauernd von ber des bisherigen Schuldners abhängen foll, jo ift die kumulative 
Schuldübernahme nicht als Bürgſchaft aufzufaflen. Vgl. Vorbm. 2a vor 8 414. 
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$. 765. Durch den Bürgfchaftsvertrag verpflichtet fich der Bürge gegenüber 
dem Gläubiger eines Dritten, für die Erfüllung ber Verbindlichkeit des Dritten 
einzuftehen. 

Die Bürgichaft kann auch für eine Fünftige ober eine bedingte Verbindlichkeit 
übernommen werben. 


8. Zwar eine Bürgichaft, aber weientlih von ber des BGB. abweichend ift die Werhfel- 
bũrgſchaft, die jeden trifft, der den Wechſel, die Wechſelkopie, das Alzept oder ein Indofjament 
mit unterzeihnet (WO. Art. 81). Sie iſt eine felbftändige kumulative folidarifhe Werhiel- 
verpflichtung. auf bie die Vorſchriften über die Bürgſchaft and dann nicht entſprechend anwendbar 
find, wenn fi der Mitunterzeichnende als Bürger (per aval) benannt hat (RG. ZW. 1903 
Beil. ©. 43). Die Übernahme der Wechſelbürgſchaft Ift nicht zugleich die übernahme ber zivil⸗ 
rechtlichen Bürgſchaft, doch kann dies beabfictigt fein (RG. 4 ©. 10; 40 ©. 58; Staub WO. 
zu Art. 81). 

IV. Die Borfchriften des achtzehnten Titels find durchgehends bißpofitiver Natur, fie 
können alſo durch Vereinbarung ber Parteien geändert, insbeſondere kann die Haftung bes 
Bürgen eingefchränft werden. 

V. Anordunng bes Gtoffed. Der 5 765 gibt die grundlegenden Beftimmungen über ben 
Burgſchaftsvertrag. Ergänzend treten hinzu ber & 766, welcher bie ſchriftliche Erteilung ber 
Bürgichaftserklärung vorfchreibt, und der 8 767, welcher den Umfang der Haftung des Bürgen 
näher beftimmt, fowie ber 8 768, welcher die Geltendmachung der bem Hauptſchuldner zuftehenden 
Einreden dur den Bürgen normiert. Der 8 769 beftimmt die Haftung von Mitbürgen im 
Berhältnifie zum Gläubiger. Die 88 770—773 handeln von den dem Bürgen als foldem zus 
ftehenden Einreden, die 88 771—773 insbeſondere von der Einrede der Vorausklage. Die 
85 774, 775 enthalten Normen über das Verhältnis des Bürgen zum Hauptſchuldner. Der 
8 776 normiert bie Rechtsfolgen, welche eintreten, wenn der Gläubiger Pfandrechte und andere 
zur Sicherung der Hauptforberung dienende Rechte aufgiebt. Der 8 777 gibt Vorfchriften über 
die Burgſchaft auf Zeit, der 8 778 endlich fchreibt vor, daß beim Kreditauftrage der Auftraggeber 
dem Benuftragten als Bürge haften foll. 

VI. Wegen der Gtellung eines Bürgen zum Zweite ber Sicherheitsleiſtung ſ. 3 232 Ubf. 2, 
8 239, 8 273 Ubf. 3 Sag 2, 8 1218 Abſ. 1, ferner HGB. 8 369. 


$ 766. 
€. 188 668, 669; II 8 706 reu. gr ze 11 8 750. ®9.1 ©. 2505 ff., 2540; M. II ©. 657. 
Pu 2 € 461.5 Bb. 6 &. 196. 

1. Begriff und rechtliche —5 ber Bürgſchaft |. Vorbm. II. 

2. Der Bilrgichaftsvertrag wird zwiſchen dem Gläubiger, und dem Bürgen geſchloſſen. 
Befondere Beitimmungen über die Fähigkeit von rauen zur Übernahme einer Bürgſchaft find 
nicht vorgefehen '(f. Bd. IV ©. 92). Erfordernis vormundfcaftsgerichtlicher Genehmigung zur 
Übernahme einer Bürgfchaft durch ein Kind oder einen Münbel f. $ 1643, 8 1822 Nr. 10, 8 1826. 

Die Mitwirkung bes Hauptſchuldners ift nicht erforderlich, der Bürge braucht auch zum 
Hauptfhuldner in keinem Mechtsverhältnifie zu fteyen (RG. 59 ©. 10). Die Bürgſchaft kann 
fogar gegen den Willen des Hauptſchuldners eingegangen werben. 

Iſt die Forderung abgetreten, fo kann der biöherige Gläubiger nicht mehr durch einen im 
eigenen Namen ald Gläubiger le Vertrag zugunften des neuen Gläubiger8 einen 
ige rd begründen (RG. 52 84). 

8. Der Vertrag. durch ben ſich ER dem Schulbner gegenüber zur Bürgfchaft verpflichtet, 
iſt Tein Büurgſchaftsvertrag (KG. IW. 1904 ©. 196). Der Hauptfhulbner kann aber nach 3 328 
duch Vertrag mit dem Bürgen feinem Gläubiger unmittelbar die Rechte gegen ben Bürgen 
verichaffen. 

4. Form des Bürgfchaftövertrags |. 8 766. 

5. Der Bürgſchaftsvertrag unterfteht den allgemeinen Beſtimmungen über Verträge, ſoweit 
fi nit aus den Beſtimmungen bes achtzehnten Titels Abweichungen ergeben. Hiernach ift 
insbefondere bie Frage, ob der Irrtum bed Gläubiger über die Perſon des Schuldners ober 
des Burgen auf bie Gilltigleit des Vertrags Einfluß Hat, auf Grund bes $ 119 zu entſcheiden. 
Hervorzuheben ift, dab Irrtum des Bürgen über bie Kreditwürdigkeit des Schuldners Tannen 
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Anfehiungsgrund bildet. Wegen Anfechtung der in einem Zwangsvergleichstermin abgegebenen 
Bürgichaftserllärung ſ. NG. 37 ©. 386; IW. 1904 ©. 298. Iſt der Bürge durch argliftige 
Tauſchung feitens des Hauptſchuldners zur Übernagme der Bürgfchaft veranlagt, fo kann er die 
Übernahme dem Gläubiger gegenüber nur anfechten, wenn biefer die Täuſchung Tannte oder 
Innen mußte ($ 123 Abſ. 2); dagegen kann er von dem Hauptſchuldner nad allgemeinen 
Grundfägen (88 823, 249) Befreiung vor ber Bürgſchaft verlangen. Die Bürgſchaft kann auch 
wegen Verſtoßes gegen bie guten Sitten (8 138) nichtig fein; in der Übernahme ber Bütgſchaft 
für eine aus einer Unterfhlagung entſtandene Schuld gegen die Verpflichtung des Gläubigers, 
Stillſchweigen zu bewahren, ift fein folder Verſioß zu finden (MG. 33 ©. 338). 

6. Gegenftand ber Bürgſchaft. Die durch den Bürgichaftsvertrag begründete Werpfliäitung 
des Bürgen geht dahin, für die Erflillung der Hauptſchuld einzufichen. Der Bürge haftet aljo 
wicht nur für Schadenderfag wegen Nichterfüllung der Hauptverpflichtung, ſondern direkt für bie 
Erfüllung ber vertragsmäßigen Verpflichtung felbir. Der Bürge haftet aber andererſeits nicht 
ſchlechthin für die Erfüllung in dem Sinne, daß dem Gläubiger ein beftimmter materieller Ex 
folg garantiert wird, ſondern nur für die Erfüllung der Berbindlichteit jeitens des Hauptſchulduers 

7. Onalttät der zu verbürgenden Forderung. Die Bürgichaft kann für alle Forderungen, 
nicht nur für Geldforberungen übernommen werden. Sie fann auch nur für eine Teilfeiftung 
erfolgen (Recht 1903 ©. 291). 

8. Aus dem Gegenftande der Bürgichaft ergibt fich ihre alzeſſoriſche Natur. Die Bürgſchaft 
ſetzt eine Hauptverbindlichleit voraus. 

a) Iſt die Hauptverbindfichleit ungültig, beiteht fie 3. V. tn eimer Wucherſchuld, 
fo entfteht aus ber Übernahme der Bürgſchaft keine Verbindlichkeit. Iſt die Hauptverbindlicteit 
anfehtbar und wird von dem Anfechtungsrechte Gebrauch gemacht, fo ijt die Bürgichaft als von 
Anfang an unglltig anzufehen. Hängt bie Wirkjamteit der Hauptverbinblichteit von der Ges 
nehmigung eines Dritten ab, z. B. wenn ein Minderjähriger einen Vertrag ohne die erforderliche 
Einwilligung des gefeplichen Vertreters geichlofien Hat (8 108), fo ift die Bürgſchaft ungültig, 
wenn bie Genehmigung verweigert wird; das gleiche gilt, wenn die Hauptverbinblichkeit durch 
einen rechtögültigen Widerruf unwirkſam wird. 

Inwieweit für eine natürliche Verbindlichkeit (j. Borbm. IV ©. 6) eine Bürgichaft beftellt 
werden kann, beitimmt ſich nad der Urt der Verbindlichkeit. Für eine verjährte Forderung it 
die Bürgichaft zuläffig (8 222 Abſ. 2), für die Schuld aus Spiel oder Wette, Ehemaflerlohn 
oder für eine Differenzſchuld ift fie unzuläffig, hat aber der Bürge aus einer ſolchen Bürgſchaft 
geleitet, fo ift die Rückforderung ausgeſchloſſen. Das gleiche trifft bet der Bürgichaft für ein 
formlofes Schenkungsverſprechen (5 518) zu. 

Hat der Bürge bie Bürgſchaft in Kenntnis bes Mangels der Gauptverbindlichkeit und 
gerade für den Fall der Geltendmachung desjelben übernommen, fo liegt feine Bürgſchaft vor. 
Ob der Vertrag Überhaupt gültig und eventuell, welchen Grundfägen er unterliegt, iſt mad) den 
Umftänden ded einzelnen Falle zu enticheiden (f. auch Erl. zu 8 768 unter Nr. 4). Vers 
ſchweigt der Bürge dem Gläubiger abfichtlih, daß die Hauptſchuld ungültig if, fo fommt zwar 
eine Bürgichaftöverpflihtung nicht zur Entftehung, der Bürge haftet aber dem Gläubiger aus 
der unerlaubten Handlung auf den Erſatz des Schadens, ben der Gläubiger durch das Vertrauen 
auf das Buftandelommen der Bürgichaft erleidet. 

b) Erliſcht die Hauptverbindlichkeit, fo erliiht auch die Verbindlichkeit des Bürgen 
& macht feinen Unterſchied, ob der Gläubiger von dem Hauptſchuldner oder von einem Dritten 
befriedigt oder ob das Erlöfhen durch andere Umftände, z. B. duch Unmöglichwerden ber 
Zeiftung, Herbeigeführt ift. 

a) Wird die Erfüllung der Haupifchuld durch ein Verſchulden des Bürgen unmöglid, fo 
erltigt die Hauptverbindlichteit und damit auch die Bürgſchaftsverbindlichkeit. Enthält bas Ber 
ſchulden bes Bürgen den Tatbeitand einer unerlaubten Handlung, fo ift er dem Gläubiger nad 
Maßgabe ber 88 823 ff. zum Schadenderfage verpflichtet. Bweifelhaft ift, ob eine Haftung des 
Bürgen auch dann angenommen werden fan, wenn dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft: Nah 
M. II S. 666 iſt die Aufnahme einer ausdrüdlichen Vorfchrift, daß die Verpflichtung des Burgen 
beftehen bleibe, wenn durch fein Verſchulden die Erfüllung der Berbindlichtelt des Hauptſchuldners 
unmöglich geworben jet, abgelehnt. Der Wiſſenſchaft aber follie die Entſcheidung der Frage über 
laſſen bleiben, ob ber Bürge in dem vorausgeſetzten Falle dem Gläubiger wegen Verlegung ber 
durch ben Bürgſchaftsvertrag übernommenen Pflichten verantwortlich fei. Dieje Frage dürfte zu 
bejahen fein, weil in ber durch den Bürgſchaftsvertrag übernommenen Verpflichtung, für die 
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Erfüllung der Verbindlichfeit bed Hauptſchuldners einzuftehen, nad Treu und Glauben auch bie 
Verpflichtung zu finden ift, ſeinerſeits die Erfüllung der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners nicht 
unmöglid) zu maden. Durch bie ſchuldvolle Verlegung dieſer Berpflihtung wird ber Bürge 
daher bem Gläubiger nad) allgemeinen Grundfägen zum Schabenderfage verpflichtet; a. A. Kiſch, 
Unmöglichkeit, ©. 43, der den Gläubiger auf ben Deliktsanfpruch beſchränkt. 

A) Der E. I (8 678) ſprach befonders and, daß die Bürgfchaft, wenn der Hauptfhulbner 
von dem Bürgen oder diefer von jenem beerbt wird, inſoweit fortbefteht, als ihr Fort⸗ 
beftehen für den Gläubiger ein Interefie Hat. Die zweite Kommilfion hat den Saß als ent 
behrlich geftrihen. Man wird in ber Tat annehmen müflen, daß bie Verbindlichkeit aus der 
Bürgſchaft weiter befteht, daß fie juriftifch felbftändig iſt. Das Fortbeſtehen der Bürgſchaft hat 
am beöwillen praftifche Bedeutung, weil die für die Bürgſchaft beftellten Sicherheiten, insbeſondere 
Pfandrechte und Nachbürgſchaften, dem Gläubiger erhalten bleiben. Auch Tann fi) ber Erbe auf 
die beſchränkte Exbenhaftung nicht berufen, da er für die in feiner Berfon entftandene Ber- 
bindlichkeit (alfo wenn der Bürge den Hauptſchuldner beerbt, für die Bitrgichaftsverbindlichfeit) 
nicht al3 Erbe in Anſpruch genommen wird. 

Beerbt der Gläubiger ben Hauptfhuldner, fo erliicht die Bürgſchaft; ob aber 
nicht der Gläubiger einen Regreßanſpruch gegen den Bürgen bat, beftimmt fich nad dem ber 
Burgſchaft zugrunde liegenden Rechtsverhälmiſſe; der Megreß beiteht z. B., wenn die Baluta des 
verbürgten Dahrlehens dem Bilrgen zugelommen ift. Entiprechenbes gilt, wenn der Haupt, 
ſchuldner den Gläubiger beerbt. 

9. Der E. I enthielt noch folgende Vorichrift: Hat der Bürge ſich au einer größeren ober 
zu einer beſchwerlicheren Beiftung verpflichtet, al3 zu welcher der Hauptſchuldner verpflichtet ift, 
oder hat er eine Leiftung, zu welcher der Hauptſchuldner nur bedingt verpflichtet ift, unbedingt 
verfprochen, fo haftet er als Bürge nicht weiter, ala ber Hauptſchuldner verpflichtet ift (& I 
8 670). Die zweite Kommiffion hat biefe Beitimmung als entbehrlich geftrichen. Über die 
ſachliche Richtigkeit des Sapes kann kein Zweifel fein; jedoch kann unter Umfländen in einem 
ſolchen Vertrage die Eingehung einer jelbftändigen Verbindlichkeit neben der Bürgſchaft liegen. 

Hat der Bürge ſich am einer Leiftung anderer Art verpflichtet, als worauf die Ver⸗ 
bindlichteit des Haupiſchnidners gerichtet ift, jo Tann gemeint fein, daß bie Leiftung des Bilrgen 
als Erfüllung an Zahlungsftatt für die Hauptihuld wirken fol; es kann aber auch beabfidtigt 
fein, daß der Bürge als gewöhnlicher Bürge Haften fol, jedoch mit dem echte, mit der anderen 
Zeiftung die Verpflichtung bes Hauptihuldners erfüllen zu dürfen (M. IT ©. 661). Die Frage 
ift nad) den Umftänden des einzelnen Falles zu entfcheiben. Jedeufalls tft die Bürgſchaft nicht 
deshalb unzuläffig, weil die Hauptihuld eine Leiftung zum Gegenftande Hat, die dem Bilrgen 
unmöglich ift. 

Wegen ber Bürgichaft fir einen beftimmten Betrag f. Erl. 6 zu 8 767. 

10. Die Bürgſchaft kann aud für eine künftige ober eine bedingte Verbindlichkeit über 
nommen werden. Diefer Sag würde fich vielleicht fhon aus dem Weſen ber Bürgfchaft ab» 
leiten lafien. Man Hat es aber, um Streitigleiten und Zweifel abzufchneiben, für zweckmäßig 
eradhtet, ihn im Gefege zum Ausdrucke zu bringen. Zuläffig ift daher insbeſondere bie fog. 
Berfonaltantton ſowie die Bürgfchaft für alle aus einer Laufenden Geichäftsverbindung hervor⸗ 
gehenden Berbinblichteiten; daß für den Bürgen in diefen Fällen nur dann eine Verpflichtung 
entfteht, wenn für den Hauptſchuldner eine entfteßt, folgt aus 8 765 Abf. 1, 8 767. Die Bürg- 
{haft für eine künftige Verbindlichkeit unterfcheidet fich von bem Streditauftrage (8 778) insbeſondere 
dadurch, daß fie in der Regel nicht widerrufbar ift. 

11. Der E. J hob weiter noch hervor, dab die Bürgſchaft auch für eine unbeftimmte Ber- 
bindlichteit übernommen werden könne. Die zweite Kommiffion hat geglaubt, daß der Ausdrud 
„unbeſtimmte Verbindlichkeit" zu Mißverſtändniſſen Anlaß geben könne, und ben Sag deshalb 
geftrihen. Daß der Umfang der Verbindlichkeit nicht von vornherein zahlenmäßig beftimmt zu 
fein braucht, ift felbfiverftändlich. 

12. Die Beweislaft ftellt fi, wenn ber Gläubiger den Bürgen in Anſpruch nimmt, fo, 
dab der Gläubiger die Entftehung und den Umfang ber Bürgfchaft ſowie die Entſtehung ber 
Hauptverbindlichkeit darzulegen hat. Er hat aber nicht zu beweifen, daß bie Hauptverbindlichteit 
noch nicht erfüllt fei, fondern es ift die Sache des Vlirgen, darzutun, daß erfüllt fe. Der €. I 
(8 668 Abſ. 2) Hob dies befonders hervor, die zweite Kommtifion hat den Sap als entbehrlich 
geſtrichen. Über bie Befugnis des Bürgen fi zur Führung des ihm obliegenden Beweiſes 
auf bie Handelsbücher des Gläubigers zu berufen, |. RG. 56 ©. 109. 
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8. 766. Zur Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags ift fehriftliche Erteilung 
der Bürgichaftserflärung erforderlich. Soweit der Bürge die Hauptverbindlichkeit 
erfüllt, wird der Mangel der Form geheilt. 


18. Mit der Übertragung der Forderung gehen bie Rechte aus einer für fie beftellten 
Burgſchaft auf den neuen Gläubiger über (8 401). 

Mit der Schuldübernahme endigt die fir die übernommene Schuld beftellte Bürgſchaft, es 
fei denn, daß ber Bürge in die Schulbübernahme willigt (8 418 Abf. 1 Sap 1, 3). 

14. Für ben Erfüllungsort ber Bürgſchaft iſt deren akzeſſoriſche Natur nicht maßgebend 
(a. U. Dertmann zu 8767; Staub in Grud. 45 ©. 219). Der Erfüllungsort der Biürgichaft 
muß nicht immer berjelbe fein mie der der Hauptſchuld, beitimmt fich vielmehr felbftändig nad 
den allgemeinen Grundfägen (Türk in Gruch. 44 ©. 837; 46 ©. 49; RG. in Grad). 44 ©. 1071). 

Wegen bes Gerichtsſtandes des Bürgen |. Ripr. 1 ©. 239. 

15. Hrtliches Recht. Wie dad RG. 54 ©. 311 ausführt, folgt aus der atzeſſoriſchen 
Natur der Bürgihaft, dab Iuhalt und Umfang der Verpflichtung des Vürgen in bezug auf die 
Leiftung der Hauptfchuld fich nad; deren dortlichem Rechte richtet, daß dagegen für die Verpflichtung 
bes Bürgen aus dem Bilrgichaftsvertrage ſelbſt daS eigene örtliche Hecht der Bürgfchafts- 
verpflichtung entſcheidet; dieſes ift alfo maßgebend dafilr, ob der Bürge zu leiften hat, dad Recht 
ber Hauptſchuld dafiir, wa ex zu leiften bat. gl. au Rſpr. 6 ©. 365; RG. 62 ©. 381. 


$ 766. 
N. 6.659. 8.11 Bb.2 €. 461, 463; Be.6 &.196. KB. ©. 1983. 

1. Entſtehungsgeſchichte. Der 5 766 ift von der RTK. eingeftelt. Der E. I hatte Feine 
Formvorſchrift für den Bürgſchaftsvertrag aufgeftellt. Bei den Beratungen der zweiten Kommiifion 
mar ein Antrag geftellt, nach welchem bie Bürgichaftserflärung ber fchriftlichen Form beblirfen 
follte. Der Antrag wurde abgelehnt, weil man die gegen den Formzwang fprechenden Gründe 
für überwiegenb eradhtete; bei der zweiten Leſung lehnte es die Konmiffion ab, nochmals auf 
bie Frage einzugehen. In der RTE. wurde bie Frage wieder aufgenommen und zunäcft be= 
antragt, eine dein jegigen Satz 1 entiprechende Vorſchrift aufzunehmen. Zur Begründung wurde 
auf die große Bedeutung der Vürgſchaft und namentlich auf die Gefahren Hingewiefen, welche 
diefelbe mit fi bringe; es empfehle fih, durch eine Formvorſchrift den fich Verpflichtenden zu einer 
größeren Aufmerkſamkeit anzufpornen. Die Kommiffion nahm darauf den Antrag an. Bei der 
zweiten Leſung winde der jegige Satz 2, hinzugefügt. Er beruht auf der Erwägung, daß ber 
Grund des Erforderniſſes der Schriftform, den VBürgen vor unüberlegter Berbürgung zu ſichern, 
nad ber freiwilligen Erfüllung von feiten des Bürgen weggefallen ift. 

2. Form des Bürgſchaftsvertrags. Für die Gültigkeit des Vürgichaftsvertrags wird nicht 
erfordert, daß der Bürgſchaftsvertrag ſchriftlich abgeſchloſſen ift, fondern nur, baf bie Bürgſchafts— 
erklärung ſchriftlich erteilt iſt. 

a) Bum Zuſtandekommen des Vertrags genügt alſo, daß der vurge das ——— 
ſchriftlich abgibt und der Gläubiger dasſelbe formlos annimmt (RG. 57 ©. 66, ZW. 1906 
©. 187, 714). Dies gilt aud, wenn die Annahmeerllärung bes — den Charakter ber 
Offerte hat. Die ſchriftliche Erklärung bes Bürgen muß dem Gläubiger gegenüber erteilt werden, 
doch genügt es, wenn fie dem Schuldner behufs Mitteilung an den Gläubiger ausgehändigt wird 
und ber Schuldner die Mitteilung vornimmt (RG. 62 ©. 382). 

b) Bon der Ehriftform muß dasjenige gededt fein, was erforderlich if, um nach 8 765 
die Bürgfchaftsverbindfichkeit zu begründen (RKG. 57 ©. 260). Es muß aljo aus der Schrift 
hervorgehen, daß der Bürge für die Erfüllung ber Verbindlichkeit eines Dritten einftehen will. 
Hterin liegt, daß die Schrift hinreichend erkennen läßt, um welde Verbindlichkeit eines Dritten 
es fi handelt. Was bie Urkunde enthalten muß, um biefem Erfordernifie zu gemligen, richtet 
fih nad) den Umftänben des Falles (vgl. NE. 63 ©. 144). Es iſt z. B. nicht unbedingt not⸗ 
wendig, da ber Name bes Gläubigers in ber fchriftlichen Erklärung enthalten tft, wenn aus den 
übrigen Teilen der Urkumde die Konkeetifierung der Schuld möglich tft (RG. 62 ©. 382). Ins 
befondere ift zuläffig, daß der Name des Gläubigers erft nad) der Ausftellung der Bürgichaftse 
urkunde von einem Dritten bem Willen des Ausftellerd gemäß eingefegt wird (ME. 57 ©. 66 
62 ©. 379). Es ift ferner unſchädlich, wenn in der Urkunde die Bejchaffenheit der 
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nicht ganz richtig angegeben iſt (RKG. 59 ©. 218). GSelbft am Fehlen jeder Angabe über die 
Beſchaffenheit ber Hauptſchuld darf kein Anſtoß genommen werden, wenn fonft z. B. durch bie 
Angabe des Betrags unb des Gläubiger Har tft, um welche Schuld es ſich handelt. Deshalb 
braucht auch der Rechtsgrund ber Schuld dann nicht angegeben zu fein, wenn bie Urkunde 
im übrigen erfennen läßt, welche Verbindlichkeit in Frage fteht (RG. 59 ©. 218, Seuffül. 59 
Nr. 80). 

Dagegen tit e8 nicht genügend, wenn bie nach 8 765 mwefentlichen Merkmale der Bürgſchafts⸗ 
erllärung der Bürgfchaftäurkunde nur duch Zufammenhalt mit anderen Tatſachen oder Urkunden, 
3. B. einem Briefwechfel entnommen werben können (RG. 57 ©. 258, JW. 1904 ©. 232); 
& 127 gilt nur von der durch Rechtsgeſchäft beftimmten Schriftform. Ausdrückliche Bezugnahme 
ber Bürgſchaftsurkunde auf ein anderes Schriftftüc, am dadurch die Hauptſchuld zu bezeichnen, 
ift zuläffig (RO. 59 ©. 217, JW. 1905 ©. 47). Auch ift e8 ausreichend, wenn ber Bürge die 
über die Hauptichuld aufgenommene Urkunde mit den Worten „als Buͤrge“ unterzeichnet (Ripr. 12 
©. 99), während die bloße Mitunterzeichnung der Schuldurfunde ohne nähere Angabe, in welcher 
Eigenfhaft dee Mitunterzeihnende haften foll, höchſtens eine kumulative Schulblibernahme, aber 
Teine Bürgſchaft begründen kann. 

Nicht unzuläffig ift es, daß ber Bürge bei Abſchluß bes Bürgſchaftsvertrags auf eine 
bereits im Befige des Glaͤubigers befindliche fehriftlihe Bürgichaftserflärung Bezug nimmt; in 
dieſer Weiſe kann jedoch eine fich auf eine bexeitß erledigte Bürgfchaft beziehende Erklärung nicht 
mehr benugt werden (NG. 59 ©. 42). 

0) Wegen ber Schriftform f. im übrigen Exl. zu 8 126 (RG. ZW. 1904 ©. 196). 

Der Schriftform wird gentigt, wenn die Erflärung bed Bilrgen in einem gerichtlichen 
Protokoll beurfundet ift, ſei ed, daß ber Richter ber freiwilligen oder der ber ftreitigen Gerichtsbarkeit 
e3 aufgenommen bat; ein Hauptfall bes letzteren ift die im Zwangsvergleichsprotokoll enthaltene 
Burgſchaft; hier ift die für die Bürgichaftserkiärung geforderte Form felbit dann gewahrt, wenn 
das Prototoll vom Bürgen jelbft nicht unterzeichnet ift (NG. 64 ©. 82, Ripr. 12 ©. 101). 

4) „Exteilt” ift die Bilrgfchaftserklärung, wenn fie dem Gläubiger zugegangen (3 130) ift 
(RB. 61 ©. 414). 

8. Die Burgſchaftserklärung braucht nit den Ausdruck „Bürge“ oder „fi verblirgen“ zu 
enthalten; es genügt, wenn aus der Faſſung erhellt, daß fachlich die Übernahme einer Bürgſchaft 
gewollt iſt (vgl. R&. 31 ©. 266). 

4. Zur Auslegung ber Bürgſchaftsurkunde bürfen auch außerhalb der Urkunde liegende 
Umftände herangezogen werben (NG. 59 ©. 218; 62 ©. 172, 379; Rſpr. 12 ©. 65). 

5. Mündliche Nebenabreden find zuläffig. Wer fi auf fie beruft, bat fie zu beweiſen. 
A. M. RG. JW. 1903 Beil. S. 108, Rſpr. 12 ©. 100, die den Formzwang allgemein auf 
die Nebenabreden über Fälligkeit, Erfilllungsort, Beſchränkung auf den Fall der Bahlungse 
unfähigteit eines Mitbilrgen 2c. erftveden. Wenn freilich durch eine Nebenabrede bie Haftung 
bed Bürgen über das in den 88 767 fi. beftimmte Maß erweitert wird, bebarf fie der Schriftform. 

Gleiches gilt von fpäteren Änderungen des Bürgſchaftsvertrags, z. B. der Vereinbarung 
eines früheren Fülligkeitstermins der Birgihaftsihuld; daß die Erklärung bes Einverftändnified 
bes Bürgen, daß bie Hauptverbindlichkeit dem Hauptſchuldner gegenüber früher fällig wird, nicht 
ber Form des 8 766 unterliegt (RG. 59 ©. 10), ift felbftverftänblic. 

6. Auch der Borverirag über die Bürgſchaftsübernahme bedarf im Rahmen des 8 766 
ber Schriftform, weil fonft 8 766 umgangen würde (vgl. Rſpr. 12 ©. 276, Erl. 6 zu 8 125). 

Aus dem gleichen Grunde bedarf der Vertrag, durch den ſich jemand dem Hauptſchuldner 
gegenüber zur Bürgſchaftsleiſtung in unwiderruflicher Weiſe verpflichtet, der Form des 8 766 
(jo au Hellwig, Verträge auf Leiftung an Dritte ©. 69; a. M. Marcns in DIE. 1906 ©. 815). 
Der Auftrag des Schuldners an den Bürgen, Bürgſchaft zu leiſten, und bie Annahme desſelben 
durch den Bürgen bedarf nicht der Form bes 8 766 (ME. in Bad. Apr. 1905 ©. 182), denn 
der Auftrag ift feitens des Bürgen jederzeit kündbar (8 671); tft freilich auf das Kündigungsrecht 
verzichtet ($ 671 Abſ. 3), fo wird man für die Verzichtderflärung die Form bes $ 766 ver 
langen müffen. 

7. Wenn die Bürgſchaftserllärung nicht ſchriftlich erteilt iſt, fo ift der Bürgſchaftsvertrag 
nichtig (8 125 Satz 1, vgl. 8 141). Ebenfo find die für bie Bürgichaft beftellten Pfandrechte 
und Nahbürgihaften ungültig. Der Mangel der Schriftform ſchließt indeſſen nur die bitrgſchaft⸗ 
liche Haftung ans, nicht die Haftung aus einem anderen Rechtstitel. z. B. einem Wechfelveriprechen, 
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8. 767. Für die Verpflichtung des Bürgen ift der jeweilige Beſtand der 
Hauptverbindlichfeit maßgebend. Dies gilt insbeſondere auch, wenn die Haupt- 
verbindlichkeit durch Verſchulden oder Verzug des Hauptſchuldners geändert wird. 
Durch; ein Nechtögefchäft, daS der Hauptfchuldner nad) ber Uebernahme der Bürg- 
ſchaft vornimmt, wird die Verpflichtung bes Bürgen nicht erweitert. 

Der Bürge haftet für die dem Gläubiger von dem Hauptfchuldner zu er⸗ 
fegenden Koften der Kündigung und der Rechtöverfolgung. 


das zur Erfüllung eines formlofen — — gegeben iſt ober nur die Verbürgung 
in Wechſelform bezwedt (MG. 51 ©. 110). 

8. Soweit ber Bürge die and erfüllt, wird ber Mangel nach Sag 2 geheilt. 
Eine Nüdforderung bes Geleifteten iſt dann alfo außgeichlofien (vgl. 518 Abf. 2 und Erf. zu 
8 548 umter Nr. 3) und der Bürge erlangt mit der Leiftung das Nüdgriffsrecht gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner und die Mitbürgen, wenn ihm ımter der Vorausfegung der Gültigkeit der Bürgfchaft 
ein ſolches Rüdgriffsrecht zufteht. Ob der Bürge der Meinung war, zur Leiftung verpflichtet zu 
fein, kommt nicht in Betracht. Der Erfüllung fteht die Leiftung an Erfüllungsftatt und die Aufs 
rechnung glei; ob dies auch von der Hinterlegung gilt, beftimmt ſich nad ben Umftänden des 
Falles. Nicht als Erfüllung im Stune des Sa 2 erſcheint ein Rechtsgeſchäft dann, wenn es 
die Burgſchaftsverpflichtung nicht materiell erlebigt, fondern eine Verbindlichkeit zurüdläßt, z. B. 
wenn ein Wechſel über die Bilrgihaftsfchuld ausgeftellt oder ein Schuldanertenntnis abgegeben 
wird, mag dies auch zahlungshalber bzw. in Novationsabficht gefchehen. 

9. Iſt die Bürgſchaft auf feiten des Bürgen ein Handelsgeſchäft, fo findet die Form⸗ 
vorſchrift des 8 766 Sag 1 feine Unmwenbung (HGB. 8 350). Dies gilt aber nidjt, wenn ber 
Bürge Minderlaufmann ift (HEB. 3 351; RG. IW. 1906 ©. 691). 

10. Formfrei find die bürgſchaſtsverwandten Verträge, ber Garantievertrag und der Kredit: 
auftrag, die Beftellung eines Pfandes für eine fremde Schuld (Rſpr. 5 ©. 328), die Zufage, deu 
Wechſel eines anderen zu girieren (Kſpr. 12 ©. 276). Wegen ber fumulativen Schulbübernahme 
ſ. Vorbm. unter III. 

Auf Vereinbarungen zwiſchen dem Bürgen und dem Hauptſchuldner bezieht ſich der 3 766 
nicht (j. indefien oben Erl. 6). 

$ 767. 
€. 18 672; 11 8 708 H 2 118 751. P. 1 6. 25181. —— * 6198, 6201, 11791f.; 
6.663. P. II 8.2 €. 466; Bu.6 ©. 

Bendir IM. ng = 589. 

1. Umfang der Berpfliäitungen bes Bürgen. Da bie Bilrgichaft dem Gläubiger Sicherheit 
für die Erfüllung ber Hauptverbindlichleit gewähren fol, fo wie fie ihm gegen den Hauptſchuldner 
zufteht, hat der Bürge nicht nur für die Hauptforberung, wie fie tm Angenblide des Abichlufjes 
des Bürgſchaftsvertrags befteht, zu haften, fondern, Damit der Zweck der Bürgfchaft erreicht wird, 
muß er aud für Änderungen ober Erweiterungen ber Hauptſchuld einftehen, welche nachträglich 
eintreten. Dies bringt ber Abſ. 1 Sag 1 zum Wusdrude. 

2. Infolge ber Mahßgeblichkeit bes jeweiligen Beftandes ber Hauptverbindlichleit für 
bie Verpflichtungen des Bürgen (Ab. 1 Sat 1) kommen die Minderungen, welche die Haupt⸗ 
verbindlichkeit erfährt, von felbft dem Bürgen zugute, wie umgekehrt die Erweiterungen ber 
Hauptverbindlichfeit auch eine Erweiterung der Haftung de3 Burgen bedeuten. Daß, ſoweit die 
Hauptverbindlichteit im Laufe der Zeit überhaupt in Wegfall kommt, damit auch die Bürgfchaft 
erliſcht, folgt ſchon aus 8 765. 

a) Aus dem bi. 1 Sag 1 folgt insbeſondere, daß der Bürge, wenn ber Haupt⸗ 
ſchuldner in dem konkreten Verhältniſſe die Gefahr trägt und ohne fein Verſchulden bie 
Leiſtung ganz oder teifweife unmöglich geworden ift, für die hieraus ſich ergebenden Änderungen 
der Hauptverbindlichtett einzuftehen hat. Wegen der den Hauptſchuldner befreienden Unmöglichkeit 
f. Erl. 8b zu 8 766. 

b) Belonders hervorgehoben iſt (Abſ. 1 Sat 2), dab die Änderungen, welche bie Haupt 
ſchuld duch Verſchulden oder Verzug des Hauptichuldners erfährt, auch bie Verpflichtung bes 
Dürgen berühren. Iſt die Hauptſchuld Infolge von Umftänden, die vor der Verbürgung liegen 

vergrößert worden, ift z. 8. der Hauptichuldner ſchon vor dieſem Beitpunkt in Verzug gekommen, 
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.fo iſt e8 Frage der Auslegung des Bürgſchaftsvertrags, ob der Bürge die Schuld nur in ihrem 
urfprünglichen Betrag oder in dem vergrößerten Umfange übernommen Hat. 

6) Wem im Falle der Beendigung der Vertragsverpflichtung, fiir welche die Bürgſchaft be 
Htellt ift, eine Verpflichtung zur Herausgabe ber Bereicherung verbleibt (mas z. B. im Falle des 
Nüdtrittis des Hauptfhuldners möglich if), fo haftet ber Bürge Hierfür nicht. 

d) Die im Konkurfe des Hauptihulbners eintretende Behandlung bedingter und betagier 
Forderungen (RD. 88 65ff.) gilt nicht gegenüber dem Bilrgen (RG. 3 ©. 356). 

3. Die Haftung des Bürgen eritredt fid) aber nach Abf. 1 Satz 3 nicht auf ſolche Erweite⸗ 
zungen und Änderungen der Hauptverbinblichkeit, welche duch ein nach dem Abſchluſſe des Bürg⸗ 
ſchaftsvertrags von dem Hauptſchuldner vorgenommenes Rechtsgeſchäft, z. B. durch nachträgliche 
Vereinbarung einer Vertragsſtrafe oder eines amderen Erfüllungsorts oder eines früheren 
Leiſtungstermins herbeigeführt werden. Denn durch ein ſolches Rechtsgeſchäft iſt willkürlich eine 
neue Rechtslage geſchaffen, welche der Bürge für ſich nicht als maßgebend anzuerkennen braucht. 
Hieraus ergibt ſich, daß der Buürge, wenn der Hauptſchuldner dem Gläubiger vergleichsweiſe eine 
andere Leiftung als bie urfprünglich gef huldete verfpricht, für die Erfüllung dieſer anderen 
Leiftung nicht Haftet, forte daß ein vertragsmäßiges Anerkenntnis der Schuld durch den Haupts 
ſchuldner den Bürgen nicht bindet. Wenn der Schuldner dem Gläubiger auch noch aus einer 
anderen als ber verbürgten Forderung haftet und Bahlung leiſtet, ohne anzugeben, auf welche 
Forderung fie anzurechnen ift, fo fann, falls duch die Zahlung nach 8 366 die verbürgte 
Forderung als erloſchen erfheint, nicht nachträglich vom Gläubiger und Schuldner Anrechnung 
der Zahlung auf die andere Forderung vereinbart werden (RG. 29 ©. 110). 

Dagegen muß ber Bürge rehtögefhäftlihe Änderungen der Hauptſchuld, die feine Erweiterung 
feiner Verpflichtung enthalten (z. B. wenn die Lieferung eined anderen Kaufgegenftandes wegen 
vertragswidriger Beſchaffenheit des eritgelieferten vereinbart wird und der Bürge für den Käufer 
haftet), anerkennen (RG. 53 ©. 356). 

Als Erweiterung ber Haftung ift es nicht anzufehen, wenn der Bürge die ihm buch 8 770 
Abſ. 2 beigelegte dilatorifche Einrede durch ein Rechtsgeſchäft des Schuldners verliert (RG. 62 
©. 54). Auch Tann der 8767 nicht auf eine Kündigung bed Schuldnerd oder die Ausübung 
eined dem Schuldner zuftefenden Wahlrechts bezogen werden. 

4. Über die Haftung des Bürgen für die auf einem bejonderen Verfprechen des Schuldners 
beruhenden Nebenaniprüche de3 Gläubigers, insbeſondere Bertragäzinien und Vertragäftrafen, 
enthält da8 Geſetz feine Beſtimmungen (anders beim Pfande $ 1210). Ein bei den Beratungen 
der zweiten Kommiſſion geftellter Antrag, nad) welchem im Zweifel die Haftung des Bürgen ſich 
aud) auf die vertragsmäßigen Binfen eritreden follte, wurde abgeleßnt, da ſich feine allgemeine 
Regel aufftellen laſſe. Die Frage der Haftung für Nebenverbindlichleiten tft hiernach in jedem 
einzelnen Falle durch Auslegung des Bürgfchaftsvertrags unter Berückſichtigung des 8 157 zu 
entſcheiden (vgl. Danz, Auslegung der Rechtsgeſchäfte ©. 168). Die VBeweislaft trifft ben 
Gläubiger. 

5. Abſ. 2. Ob und unter welchen Vorausfegungen der Bürge nad) allgemeinen Grund» 
fügen für die Koſten, welche dem Gläubiger durch die Kündigung und bie Rechtsverfolgung 
gegenüber dem Hanptichulbner erwachſen, haften würde, kann zweifelhaft fein. Man hat es für 
zwedmäßig erachtet, ihn ſchlechthin haften zu laſſen. Der E. I ſprach nur von dem Koften der 
Rechtsverfolgung, Hinfichtlich der Koften der Kündigung jollten die Negeln des Mbf. 1 Sap 1, 3 
entſcheiden. Die zweite Kommifjion hat die Vorſchrift auch auf die Koften der Kündigung er= 
firedt. Ein Untrag, welcher den Unfpruc des Gläubigerd davon abhängig machen wollte, daß 
er den Bürgen vorher vergeblich zur Toftenlofen Befriedigung aufgefordert habe, tit abgelehnt. 
Die Haftung für die Koften der Kündigung und ber Rechisverfolgung trifft auch den ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſchen Bürgen, ba der Gläubiger ihm gegenüber nur berechtigt, nicht verpflichtet ift, von 
der Rechtöverfolgung gegen den Hauptſchuldner abzufehen. 

6. Es ift zuläffig, daß der Bürge feine Haftung bis zu einem beftimmten Betrage be- 
grenzt. Er haftet auch in diefem Falle für die ganze Schuld, ber jeweilige Beſtand der Schuld, 
insbefondere Hinfihtlih Zinfen und Koften, ift auch für feine Haftung maßgebend. Uber er 
haftet nicht über den beftimmten Betrag binaus. Bahlungen des Schuldners berühren jeine 
Haftung nur, wenn und foweit der nach Abzug der Zahlungen verbleibende Reit der Schuld bie 
Haftfumme des Bürgen nicht erreicht. 

7. Dad im Prozefie gegen den Hauptihulbner über bie Hauptverbindlichkeit ergangene 
Urteil iſt für ben Bürgen nit bindend (RG. 56 ©. 109). Someit aber zugumften bes Hanpt« 
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8. 768. Der Bürge kann die dem Hauptfchuldner zuftehenden Cinreden 
geltend machen. Stirbt der Hauptichuldner, jo kann fich der Bürge nicht darauf 
berufen, daß der Erbe für die Verbindlichkeit nur beſchränkt haftet. 

Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, daß der Hauptichuldner auf 
fie verzichtet. 


ſchuldners erkannt ift, kann fi; der Bürge auch feinerfeitd auf das Urteil berufen, ba die dem 

Haupiſchuldner zuftehenden Einwendungen und Einreden auch von dem Bürgen geltend gemacht 

werben fünnen (8 768). (Bgl. Pagenſtecher in 8. f. Rpfl. in Bayeın 1 ©. 329). 
Entſprechendes gilt von dem vom Hauptſchuldner abgefchlofienen Prozehvergleiche. 


$ 768. 
€.18 671, 8 672 Abſ. 2 Ea4 2; I ga es. 8758; 11 8 752. PIE. aBaanı. 2561, 6142, 10888, 11977; 
MI E. 661. V.Il Vd. 2 S. 464. D. 6.645. 

Stammier, Einrede aus dem Rechte eines Dritten (1900) ©. 33; Rappaport, Ein 
rede aus dem fremden Rechtsverhältniſſe (1904) ©. 36. 

1. Einreben des Bürgen aus ber Perfon bed Hauptſchuldners. Der im Abi. 1 Eng 1 
ausgeſprochene Grundſatz, daß ber Bürge bie dem Hauptſchuldner zuftehenden Einzeden geltenb 
machen kann, hat feinen Grund in ber alzefioriihen Natur der Bürgfchaft. Ausgenommen waren 
im bisherigen Rechte bie Einreden, welche dem Hauptſchuldner nur für feine Perfon zuftehen. 
Das Geſetz Hat diefe Befonderheit fallen laſſen. Die Vorſchrift des Sag 1 gilt aljo für alle dem 
Hauptfchulbner zuftehenden Einreben, gleichviel welcher Art fie find, 3. B. von ber Einrede bes 
Zurückbehaltungsrechts, der Bedürftigkeit (3. B. 8 519), des nicht erfüllten Vertrags (Nifien 
in JW. 1902 ©. 460, Hölder in Ach. f. civ. Pr. 93 ©. 121), der Stundung (vgl. NG. 56 
©. 310; 59 ©. 228; Rſpr. 6 ©. 450). Ob die Einrede zur Zeit der Übernahme der Bürgſchaft 
fon beftand oder fpäter erſt eniftand, iſt gleichgültig. Auch kommt nicht in Betracht, ob dem 
Bürgen gegen den Haupiſchuldner ein Regreßrecht zufteht. 

Ob der Bürge den Anſpruch des Hauptfchuldners auf eine Bertragsftrafe gegen den Gläubiger 
geltend machen darf, ift zweifelhaft. Dafür RG. 53 ©. 356. Wllein der Anſpruch des Haupt⸗ 
ſchuldners auf eine Vertragsftrafe gegen den Gläubiger wegen mangelhafter Xieferung begründet 
keine Eintede gegen die Forberung des Gläubigers auf Zahlung der Hauptſchuld, ſondern nur 
einen Gegenanfpruch, den der Hauptſchuldner im Wege ber Aufrechnung gegen ben Glänbiger 
geltend zu machen hat. Die Aufrechnung fteht aber dem Bürgen nicht zu. 

Die Ermäßigung der Vertragsſtrafe auf Grund des $ 343 kann ber Bürge nicht verlangen, 
da fie vom Schuldner nicht im Wege der Einrede, fondern nur in dem ber Klage oder Wider 
lage verlangt werden kann (Exl. 1 zu 8 343); a. A. Nußbaum im Sächſ. Ar. 10 ©. 353. 

Iſt die Haupifhuld von einer Kündigung abhängig, fo Tann fi) der Bürge darauf, daß 
dem Hauptſchuldner gegenüber die Kündigung nicht erfolgt jet, berufen; ihm gegenüber kann 
nicht gekündigt werden; wegen des ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen |. Erl. 1 zu 8 773. 

Unfehtungs» und Aufrehnungsmöglichkeit fallen nicht unter die im 8 768 gemeinten Eins 
eben, fie gewähren nur eine dilatorifche Einrede nach Maßgabe des 8 770. Wegen ber Geltend- 
machung eines NüdtrittörechtS oder des Rechtes auf Wandlung oder Minderung f. Erf. 10 zu 8 770. 

Auf einen im Konkurs Über das Vermögen des Hauptihuldners abgejchlofienen Bwangs- 
vergleich Tann fi der Bürge dem Gläubiger gegenüber nicht berufen (RO. 8 193 Satz 2). 

2. Da die Bürgfchaft eine Hauptverbindlichkeit vorausfegt, fo Tann der Vürge auch folde 
Einwendungen geltend machen, welche ben rechtlichen Beſtand der Hauptverbindlicjleit betreffen. 
Er kann ſich dem Gläubiger gegeniiber wie auf jebe die Entitehung der Hauptſchuld hindernde 
ZTatfache fo aud auf jede das Erlöſchen bderfelben unmittelbar bewirtende Tatſache berufen (vgl. 
Erl. 8 zu 8 765). 

8. Someit die Veweislaft für eine Einrede oder Einwendung bem Schuldner obliegt, trifft 
fie natürlich auch den Bürgen, wenn biefer ſich auf fie beruft. 

4. Leiitet ber Bürge in dem Bürgſchaftsvertrag ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf eine 
ihm zuftehende Einrede Verzicht, jo liegt, foweit die Einrede dem Hauptſchuldner Schug gewährt, 
überhaupt fein Burgſchaftsverſprechen, fondern ein anderSartiged, nach ben allgemeinen Grund» 
fägen zu beurteilendes Schulbverhältmis dor (M. II €. 662); a. M. Dernburg 8 287. 
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8. 769. Verbürgen fich Mehrere für dieſelbe Verbindlichkeit, fo haften fie 
als Geſammtſchuldner, auch wenn fie die Bürgſchaft nicht gemeinfchaftlich über- 
nehmen. 


5. Abſ. 1 Sag 2. Stirbt der Hauptfchuldner, fo kann dem Bürgen nicht geitattet werden, 
fich darauf zu berufen, daß ber Erbe nur beſchränkt haftet, da es fi nur um eine perſönliche 
Bergünftigung für den Erben handelt. Da fih aus dem Wortlaute der einſchlägigen Bes 
ftimmungen des Erbrechts (88 1967 ff.) die entgegengefeßte Eutſcheidung ergeben würde, iſt im 
Sag 2 eine ausbrüdliche Beſtimmung gegeben. Ste gilt nicht, wenn ber Bürge ſich für eine 
Schuld verbürgt, die zur Beit der Bürgſchaftsübernahme ſchon Nachlaßſchuld ift. 

Ein bet den Beratungen der zweiten Kommiffion geftellter Untrag, welcher allgemein vor⸗ 
färeiben wollte, dab die Geltendmahung von Mängeln ausgeſchloſſen fei, welche aus der Ber- 
mögendungulänglichteit des Hauptſchuldners fi ergeben, iſt abgelehnt. Dernburg 8 287 
nimmt an, daß der Sag gleichwohl gelte. Richtig ift indefien nur, daß fi aus der Abſicht der 
Parteien ergeben kann, daß fie die bezeichneten Einwendungen ausfchließen wollten; dies wirb 
3. B. von der Einwendung aus 8 1579 Abſ. 1 zutreffen, wenn jemand die Bürgſchaft für bie 
einem geſchiedenen Ehegatten obliegende Unterhaftspflicht übernimmt. 

6. Abſ. 2. Die Vorfchrift beruht auf bdemjelben Gedanken, welder dem im 8 767 
Abſ. 1 Say 3 aufgeftellten Grundſatze zugrunde liegt. Auf den Gall des kraft Gelege ein 
tretenden Verlufted von Einreden (3. B. vorbehaltlofe Annahme der Leiftung RG. 53 ©. 358) 
bezieht fi der Ubf. 2 nicht. 

7. Die gegenüber dem Hauptfhuldner eingetretene Unterbreiung der Verjährung wirkt 
nicht gegen den Bürgen (Seuffl. 62 ©. 134) und die gegen ben Bürgen eingetretene Unter- 
brechung nicht gegen den Hauptfchuldner. Uber auf die eingetvetene Verjährung der Hauptſchulbd 
Tann ſich der Bitrge nach ber Vorfchrift des Abſ. 1 in Verbindung mit 8 222 Abſ. 1 ftets berufen, 
auch wenn gegen ihn eine Unterbrechung ftattgefunden haben follte. Died gilt aud von bem 
ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen (vgl. RG. 84 ©. 153). 

8. Einreden und Einwendungen bed Bürgen and eigenem Rechte z. B. die Aufrechnung 
mit einer ihm felbft gegen den Gläubiger zuftehenden Forderung gegen die Bürgfchaftsforberung 
(RS. 53 ©. 403), die Geltendmahung der Unfechtbarkeit des Bürgichaftsvertrags, des Nicht 
eintritt3 ber Bedingung bes Bilrgichaftsvertrags, eine dem Bürgen ſelbſt bewilligte Stundung, 
find unbeſchränkt zuläffig. 

9. Ob der Bürge bei Verluft feines Rückgriffarechts gegen dem Hauptichulbner von ben ihm 
nad $ 768 zuftehenden Einreben Gebrauch machen muß, beftimmt ſich nad dem zwiſchen dem 
Bürgen und dem Hauptſchuldner beftehenden Rechtsverhältniſſe (R®. 59 ©. 207). %gl. Erl. 6 
au 8 774. e 

Im Verhältniſſe zum Gläubiger ift ein (mach Übernahme der Bürgſchaft eingegangener) 
Verzicht des Virgen auf Einwendungen und Einreden bes Schuldners, foweit auf fie überhaupt 
verzichtet werben laun, zuläffig. 

10. Hat der Bürge geleiftet, ohne zu willen, daß die Hauptverbindlichkeit nicht befand 
ober bak ihr eine Einrede entgegenftand, fo kann er das Geletitete nach den Vorſchriften über 
die ungerechtfertigte Bereicherung (88 812, 813) zurlidfordern. 


19. 
€.18 673; II 8 709 ven. 8 754; III 8 753. 9.16. 2525.; M. II ©. 666. P. U Bd. 2 G. 4671. 

Kremer, Mitbürgihaft (1903). 

1. Die Mitbürgfcaft entfteht duch Vertrag der einzelnen Mitbirgen mit dem Gläubiger. 
Jede Mitbirgichaft ift ein felbftändiges Nechtsgeichäft und, wenn nicht das Gegenteil bebungen, 
ift die Verpflichtung jedes Mitbilrgen von ber des anderen unabhängig. 

2. Ausſchluß der Einrebe der Teilung. Die im 8 769 aufgeftellte Regel würde ſich ſchon 
aus allgemeinen Örundfägen ableiten lafien. Übernehmen mehrere durch Vertrag gemeinſchaftlich 
die Bürgſchaft, fo Haften fie nad) den 88 427, 431 als Geſamtſchuldner. Übernehmen mehrere 
nicht gemeinſchaftlich, fondern jeder für ſich die Bürgfchaft, fo muß jeder, wenn er feine Haftung 
nicht vertragsmäßig eingefhräntt bat, ebenfalls auf das Ganze haften. Nach bem E. I war die 
Sachlage eine andere. Bei gemeinfchaftlicher Verbürgung würde nad) dem E. J 8 320 jeder nur 
auf einen Teil, im anderen Falle dagegen jeder auf das Ganze gehaftet Haben. Diefes-Ergebnis, 
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8. 770. Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigerd verweigern, ſo— 
lange dem Hauptjchuldner das Recht zufteht, das feiner Verbindlichkeit zu Grunde 
liegende Rechtögeihäft anzufechten. : 

Die gleiche Befugniß Hat der Bürge, folange ſich der Gläubiger durch Auf- 
rechnung gegen eine fällige Forderung des Hauptſchuldners befriedigen fann. 


mar filr'unzwedmäßig erachtet unb deshalb vorgefchrieben, daß in beiden Fällen die mehreren 
Bürgen als Gefamtfhulbner Haften follen. Die Beitimmung war, nachdem die allgemeine Regel 
des 8 427 eingeftellt war, entbehrlich geworben. Die zweite Kommiffion Hat aber beichlofien, 
fie im Interefje der Deutlichkeit aufrecht zu erhalten. 

Die materielle Bedeutung des Satzes liegt barin, dab bie Einrede ber Teilung ausgeſchloſſen 
iſt. Gleichgültig ift dabei, ob die mehreren Bürgen die Bürgſchaft zu verſchiedener ober zu gleicher 
Beit übernehmen. 

8. Abweichende Regelung durch Bertrag. Die Haftung kann dur, Vertrag zwifchen dem 
Gläubiger und den Bürgen anders geregelt, insbeſondere kann bie Haftung bes einzelnen Mit- 
bürgen auf einen Teil der Forderung befchräntt werden. 

4. Für das Verhältnis der Mitbürgen untereinander find bie Vorfchriften des 8 426 
maßgebend (vgl. 8 774 Abf. 2). 

770. 
€. 11 8 710 ven. 8 755: IM 8 756. M.IIE.663 P. I BE. 2 6. 464fl., 469M. D. ©. 646. 

Sievers im Recht 1903 ©. 249; Conrades daſ. ©. 308; Niffen IW. 1902 ©. 460; 
Götte Arch. f. Bürg. R. 17 ©. 164; Lippmann Iherings Jahrb. 43 ©. 551; Kohler 
Z. f. CP. 24 ©. 1ff.; Schulz in Gruch. 50 ©. 269; Mantey daf. ©. 542; Friedensburg. 
Wirkung ber Aufrechnungslage 2c. auf die rechtliche Stellung des Bürgen (1903). 

1. Etellung bes Bürgen bei Anfehtbarkeit der Hauptſchuld (Abſ. 1). Der Bürge ift 
nicht befugt, ein dem Schuldner zuftehendes Anfechtungsrecht geltend zu machen. Er kann aber 
auch auf die bloße Tatfache, daß dem Hauptſchuldner ein Anfechtungsrecht zufteßt, feine Einrede 
gründen. Erſt wenn ber Hauptihuldner von feinem Anfechtungsrechte Gebrauch macht, kann ſich 
der Bürge dem Gläubiger gegenüber auf die Hierdurch geichaffene Änderung ber Rechtslage be⸗ 
zufen (8 767). Der E. I wollte es hierbel bewenden laſſen. Die zweite Kommiſſion hat es 
für billig erachtet, dem Bürgen eine verzögerliche Einrede zu geben. Hat er, obwohl dem Haupt= 
ſchuldner ein Anfechtungsrecht zufteht, geleiftet, fo kann er das Geleiftete, wenn jpäter die An- 
fehtung erfolgt, nad ben Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung zurückfordern 
(88 812f). U. U. Erome $ 296; Dertmann, die das Rüdforberungsredht nur geben, wenn 
der Blirge nach ber Anfechtung in Unkenntnis derfelben geleiftet Hat. 

2. Die im Abſ. 1 dem Bilrgen gegebene verzögerlihe Einrede fept voraus, bak das An= 
fehtungsrecht befteht. Geht es durch Friſtablauf (88 121, 124) ober infolge Beitätigung ($ 144) 
verloren, fo erliſcht auch die Eintebe. — 

8. Über den Fall, daß der Bürge bei ber Übernahme der Bürgſchaft weiß, daß bie Haupt» 
ſchuld anfechtbar ift, f. Er. 8a zu 8 765. Möglicherweife gibt derſelbe Tatbeftand, der den 
Hauptfhulbner zur Anfechtung berechtigt, aud) dem Blirgen das Recht, die Bürgichaftserflärung 
anzufechten, z. B. wenn ohne eine beitimmte argliftige Täuſchung der Hauptichuldner fi nicht 
verpflichtet und der Bürge fich nicht verbürgt Hätte. Die Anfechtung ber Bürgſchaft (j. Erl. 5 
zu 8 765) fteht dem Bilrgen natürlich unabhängig vom Hauptſchuldner zu. 

4. Iſt der Hauptſchuldner zur Eingehung ber Verbindlichkeit durch widerrechtliche Drohung 
oder argliftige Täufhung beftimmt worder® fo Hat er neben der Möglichkeit der Anfechtung die 
Einvede aus 8 853. Dieſe Einrede fteht nach 8 768 auch dem Bürgen zu. 

5. Gtellung bes Bürgen, wenn Aufrechnung möglid ift (Abſ. 2). 

a) Die Vorſchrift des Abſ. 2 iſt von der zweiten Kommiffion mit Rüdfiht darauf eins 
geftellt, da im bisherigen Rechte dem Bürgen allgemein die Berufung auf die Möglichkeit der 
Aufrechnung geftattet wurde. Dem Bürgen fteht nur eine verzögerliche Einrede zu. Er ift nicht 
befugt, an Stelle des Hauptſchuldners mit einer diefem zuftehenden Forderung aufzurechnen 
(RE. 59 ©. 210). Leiſtet er in Unkenntnis der Aufrehnungsmöglichteit, jo kann er das Ger 
leiftete nicht zurlüdfordern. Die Einrede fällt weg, wenn die Uufrechhnungsbefugnis aus irgend» 
einem Grunde erliſcht, z. B. wenn der Hauptſchuldner feine Gegenforderung bem Gläubiger 
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$. 771. Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigerd verweigern, ſo⸗ 
lange nicht der Gläubiger cine Zwangsvollſtreckung gegen den Hauptſchuldner ohne 
Erfolg verfucht hat (Einrede der Vorausflage). 





erläßt, auf fie verzichtet (RG. 62 ©. 51), fie an einen anderen abtritt oder fie nicht gegen bie 
verbürgte, ſondern eine andere Forderung des Glänbigers aufrechnet. Das Verweiſungsrecht bes 
Bürgen entfällt auch dann, wenn der Öläubiger, nachdem er ben Bürgen belangt und biefer von 
der Einrede Gebrauch gemacht Hat, den Hauptſchuldner bezahlt (a. U. Schulz, ©. 273, fofern 
der Gläubiger weiß, daß er aufrechnen konnte). Gleiches gilt, wenn ber Gläubiger auf feine 
Aufrechmungsbefugnis verzichtet (a. A. Schulz) oder aud nur die Fälligkeit befeitigt, indem ex 
fi vom Hauptfchuldner Aufſchub erwirkt. 

b) Der Bürge hat das Verweilungsrecht felbft dann, wenn trog der Aufrechnung noch ein 
Meft der verbüirgten Forderung beftehen bliebe, die verblirgte Forderung aljo größer iſt. Hier 
beiteht das Verweiſungsrecht aber nur, foweit beide Forderungen ſich deden. 

6) Iſt nur der Hauptſchuldner, nicht aber der Gläubiger zur Aufrechnung bereditigt, 5. B. 
wenn dem Hauptichuldner gegen ben Gläubiger eine Forderung aus einer vorſätzlich bes 
gangenen unerlaubten Handlung zufteht (8 393), fo Tann fi ber Bürge auf bie Möglichkeit 
der Aufrechnung nicht berufen (Coſack 8 158 Ziff. 2c; Langheineken Anfpruh ©. 314). 
U. U. WindfheidsKipp, Dernburg $ 287; Erome 8 296, welche den 8 770 Ubf. 2 ent⸗ 
ſprechend anwenden. Sit die Forderung be Hauptſchuldners einrebebehaftet (8 390 Sag 1), fo 
entfällt da8 Verweiſungsrecht des Bürgen gleichfalls. Denn es ſetzt voraus, daß ſich der Gläubiger, 
wenn der Schuldner felbft aufrechnen wollte, dies gefallen lafien müßte (Breit in Sächſ. Arch. 10 
©. 131). Stehen dem Gläubiger mehrere Forderungen gegen den Hauptſchuldner zu, ift aber 
die verblirgte Forderung nicht bie, auf welche nad) $ 366 eine Leiftung bes Schuldners zunächſt 
anzurechnen tft, fo entfällt da® Verweiſungsrecht des Bürgen (Breit a. a. D. ©. 139). 

6. Hat der Bürge felbft eine Forderung gegen ben Gläubiger, jo kann er mit biefer gegen 
die Bürgfchaftsforderung aufrechnen (R®. 53 ©. 403). Diefe Aufrechnungsbefugnis Hat er auch 
dann, wem er vom Gläubiger ans der Vürgſchaft noch nicht im Anſpruch genommen ift 
a. U. Sievers). 

7. Die im 8 770 eingeräumten Einreben ftehen dem VBürgen auch dann zu, wenn er die 
Einrede ber Vorausklage (88 771f.) nicht Hat. Auch der ſelbſtſchuldneriſche Bürge hat fie alfo. 

8. Ob, wenn der Hauptjchuldner durch fein Verhalten dem Bürgen die Möglichkeit ab» 
ſchneidet, die Einzeben aus 8 770 zu gebrauchen, z. B. wenn er bie Anfechtbarkeit durch Ges 
nehmigung heilt, er dem Bürgen ſchadenserſatzpflichtig iſt, beftimmt fi nach dem Rechtsverhältniſſe, 
das zwiſchen ifm und dem Bürgen beſteht. An ſich hat biefer dem Hauptſchuldner gegenilber 
kein Recht darauf, daß jener ihm diefe Einrede nicht verfümmert. 

9. Auch die Frage, ob der Bürge dem Hauptihulbner gegenüber verpflichtet ift, von dem 
Einreden aus 8 770 Gebrauch zu machen, beitimmt ſich nad) dem zwifchen ihm und bem Hattpis 
ſchuldner beftehenden Nechtsverhältniffe; vgl. Erl. 6 zu & 774. 

10. Wenn dem Hauptfäuldner ein Rücktrittsrecht ober das Recht anf Wandelung oder 
Minderung zufteht, kann der Bürge nicht an Stelle des Hauptſchuldners das Rücktritisrecht aus⸗ 
üben oder Minderung oder Wandelung verlangen. Auch Tann er Hieraus feine Einrede gegen 
den Gläubiger ableiten. So auch Niffen ©. 461; a. A. Staudinger, nad; welchem ber Bürge 
die Befriedigung bes Gläubiger inſoweit verweigern kann, als der Hauptſchuldner bie Zahlung 
des Kaufpreifes ablehnen Yaun, und Crome und Dernburg, nad denen der Birge nur Min, 
derung verlangen kann. Bur Geltendmachung der Einrede aus 8 478 tft der Bürge berechtigt. 
Hat der Bürge geleiftet und wird fpäter vom Hauptſchuldner die Minderung oder Wandelung 
vollzogen, jo hat der Vürge gegen ben Gläubiger ben Bereicherungsanſpruch (88 812Ff.). 

11. Die nad 8 770 dem Bürgen zuftehenden Einreden bilden keinen Hemmungögrund für 
die Verjährung (8 202 Abf. 2). 

12. Bezugnahme auf die Vorſchriften bes 8 770 f. in den 8 1137 Abſ. 1 Sag 1 und 
81211 Abſ. 1 Sag. 

g 1. 
@.18 674 Abf. 15 II 8 711 Ms. 1 ven. PR 756; 11 8 755. ®.I ©. 2527 ff., 3555 1.5 2. II ©. 667. 
9.8.2 6. 468f. D. €. 646. 
Unger in Iherings Jahrb. 29 ©. 1. 
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8. 772. Beſteht die Bürgfchaft für eine Geldforderung, jo muß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die beweglichen Sachen des Hauptfchuldners an feinem Wohnſitz 
und, wenn der Hauptfchulbner an einem anderen Drte eine gewerbliche Niederlafjung 
bat, auch an biefem Orte, in Ermangelung eines Wohnſitzes und einer gewerblichen 
Niederlaffung an feinem Aufenthalt3orte verfucht werben. 

Steht dem Gläubiger ein Pfandrecht oder ein Zurüdbehaltungsrecht an einer 
beweglichen Sache des Hauptichuldners zu, fo muß er auch aus diefer Sache Be- 
friedigung fuchen. Steht dem Gläubiger ein jolches Recht an der Sache auch für 
eine andere Forberung zu, fo gilt dies nur, wenn beide Forderungen Durch den 
Werth der Sache gedeckt werben. 


1. Die 88 771-773 regeln bie Einrede der Vorausklage. Bei ben Beratungen ſowohl 
der erften als auch der zweiten Kommilfion ift erwogen worben, ob man biefe Einrede nicht be 
feitigen folle. Beide Kommiffionen haben indefjen die für die Beibehaltung ſprechenden Gründe 
für überwiegend erachtet. Nach $ 774 fteht jebem Bürgen bie Einrede ber Borausklage zu. Der 
8 772 gibt ergänzende Vorfchriften darüber, was der Gläubiger im einzelnen zu tun Bat, um 
die Einrebe der Vorausklage zu entkräften. Der 8 773 regelt bie Fälle, in denen die Einrede 
der Vorausflage ausgeichloffen ift. 

2. Bebeutung ber Einrebe. Der Bürge hat nur bie Einrede der Vorausklage. Es Hat 
alfo nicht der Gläubiger zur Vegrlindung ber Klage zu behaupten, er habe verfucht, vom Haupt: 
ſchuldner Befriedigung zu erlangen, fondern der Bürge muß die Einrede der Vorausklage, wenn 
fie Berückſichtigung finden fol, als ſolche geltend machen. Erfordert wird nicht bie Verurteilung 
des Hauptichulbnerd, welche bei dem Vorhandenſein eines anderen vollfttedbaren Titel gar nicht 
zu erfolgen braudt, jondern ber ohne Erfolg verſuchte Zwang zur Erfüllung. 

8. Die Beweislaft ftellt fi) fo, daß, wenn ber Bürge die Einrede der Vorausklage vor⸗ 
ſchützt, der Gläubiger barzutun hat, daß er eine Zwangsvollftredung gegen den Hauptſchulduer 
ohne Erfolg verfucht habe. 

4. Wenn einmal die Zwangsvollſtreckung ohne Erfolg verfucht ift, fo iſt Die Einrede damit 
endgültig ausgeſchloſſen. Der Bürge kann ſich nicht darauf berufen, daß der Schuldner nad» 
träglich in beſſere Verhältniffe gelangt fei ober daß eine nochmalige Zwangsvollſtrecung Ausficht 
auf Erfolg biete. 

5. Die Einrede ber Vorausklage bildet feinen Hemmungsgrund ber Verjährung (3 202 Abf.2). 

6. Dem Bürgen fteht, wenn bie Bürgſchaft für ihn ein Handelsgeihäft ift, die Einrede 
der en nicht zu (HGB. 8 349). Dies gilt aber nicht, wenn der Bürge Minderkaufmann 
tft (068. $ 351). 

7. Benm der Bürge haftet, ohne daß ber Hauptfehulbner haftet — beihräntte Erbenbaftung 
(8 767 Abf. 1), Bmangsvergleih (RO. 8193) —, fo entfällt ſelbſtverſtändlich die Einvede der 
Vorausklage. 

8. Die Einrede der Vorausklage ſteht dem Bürgen auch dann zu, wenn er gegen ben 
Hauptfhulbner kein Regreßrecht Hat. 

9. Die Einrebe der Vorausklage Hindert nicht, dab Bürge und Hauptſchulbner in einer 
Klage zufammen befangt werden (Baupp- Stein zu CPO. 8 59). Eine notwendige Streit 
genoſſenſchaft liegt folhen Falles nicht vor (RG. IW. 1891 ©. 118). Doch darf ſolchen Falles 
der Slageantrag gegen den Bürgen nur lauten auf Leiitung für den Fall, dab der Gläubiger 
durch den Schuldner nicht Befriebigung erhält (Marcus in BL. f. Rpfl. im Bez. d. &G. 17 ©. 4). 
Das biefem Antrag entſprechende Urteil darf vollitredbar ausgefertigt werben, wenn ber Gläubiger 
durch das Pfändungsprotokoll des Gerichtsvollziehers die Nichtbefriedigung (8 772 Abſ. 1) nad» 
weift (8 726 Abf. 1 CPO.). 

10. Wegen des Rachbürgen und des Schablosbürgen j. Exl. zu 8 773. 


72. 
@.18 674 96[.2; 18 711 Mb. 2 — gi: 157; Pe, [3 Bar S555#., 11838; M. n 6. 668. 
1. Der 8 772 handelt * een ber Einrebe der Vorausklage. Der Abſ. 1 
betrifft die Megelfälle. 


18. Titel: Bürgſchaft. $ 772. 835 


a) Beiteht die Bürgihaft für eine Gelbforderung (CPO. VIII. Bud) 2. Abſchu. 88 803ff.), 
fo muß der Gläubiger, um die Eintede ber Vorausklage auszufcließen, die Zwangsvollſtreckung 
in die beweglihen Sachen bes Hauptichuldners am Wohnfig und zugleih am Orte feiner gewerb⸗ 
lichen Niederlafiung unb in Ermangelung eines Wohnfiges und (nicht oder) einer gewerblichen 
Nieberlafjung an feinem Aufenthaltsorte verfuchen. Auf ber anderen Seite genügt der Verſuch 
der Zwangsvollſtredung in die beweglichen Sachen bes Schuldners. Dem Gläubiger wird nicht 
zugemutet, auch bie Zwangsvollſtrectung in das unbewegliche Vermögen des Hauptſchuldners 
durchzuführen oder fi aus Forderungen oder aus anberen ſchwer erreichbaren oder ſchwer 
zealifierbaren Bermögensftüden zu befriedigen. Wegen des Wohnfiges |. 88 7—11 (vgl. 88 269, 
270). Hat der Hauptſchuldner an mehreren Orten feinen Wohnfig oder eine gewerbliche Nieder⸗ 
lafiung, fo muß die Zwangsvollftredung in feine beweglichen Sachen an den ſämtlichen Orten 
verfucht werden. Daß ber Ort, wo ſich bie beweglichen Sachen befinden, im Auslande liegt, 
macht feinen Unterfchieb; freilich Tann ſolchen Falles die Ausnahme bes 8 773 Nr. 2 oder 4 
begründet fein. Befinden ſich die beweglichen Sachen nit am Wohnfig oder der gewerblichen 
Nieberlafjung bzw. bem Aufenthaltsorte des Schuldners, fo braucht die Zwangsvoliſtreckung in 
fie nicht vorher verfucht zu werben. 

b) Befteht bie Bürgſchaft für eine andere als eine Gelbforberung, fo genügt es, daß eine 
auf Erfülung der Verpflichtung des Hauptichuldners gerichtete Zwangsvollſtreckung nad) Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften der CPO. ohne Erfolg verfudt if. 

2. Abſ. 2. Steht dem Gläubiger ein Pfandrecht an einer beweglihen Sache des Haupt» 
ſchuldners zu, jo muB er auch verfuchen, fi aus dieſer Sache zu befriedigen. Dies gilt auch, 
wenn das Pfandrecht nach der Übernahme der Bürgfchaft begründet oder wenn es ein gefegliches 
if. Der Verpächter z.B. muß, ehe er den Bürgen des Pächters in Anfpruch nimmt, verfuden, 
ſich aus den Illaten bezahlt zu machen (38 581, 585). Auch gehört der Fall hierher, wenn der 
Gläubiger bewegliche Sachen des Hauptſchuldners an irgendeinem Orte hat pfänden lafien. Der 
Verſuch der Befriedigung Hat in ber für den Pfandverlauf vorgeichriebenen Weife (f. 88 1228 ff, 
1257, wegen bes Pfändungspfandrechts CPO. 88 816 ff.) zu erfolgen. 

Die zweite Kommiffion hat dem Pfandrechte das Zurüdbehaltungsreht an einer beweg⸗ 
lichen Sache gleichgeftelt. Dies gilt nicht nur für das kaufmänniſche (GGB. 88 369 ff), fondern 
aud für das gewöhnliche Zurücdbehaltungsrecht ($ 273; vgl. aud) 8 8 bes Depotgefeges v. 5. Juli 
18%). Der Gläubiger Hat die Befriedigung, wenn es fi um ein kaufmänniſches Zurück⸗ 
behaltungsrecht Handelt, nad} ben Vorjchriften des HGB. 8 371 zu ſuchen. Bei bem gewöhnlichen 
Zurüdbehaltungsrechte hat der Gläubiger einen vollſtredbaren Titel zu ermwirken, auf Grund 
defien der Gerichtsvollzieher die Sache pfänden und die Zwangsvollſtreckung durchführen kann. 

3. Die Vorfchriften des Abf. 2 gelien nur, wenn die Bürgſchaft für eine Geldforderung 
beftehl. Sie gelten ferner mur, foweit e8 fi um ein Pfand» oder Zurüdbehaltungsreht an beiveg- 
lichen Saden Handelt. Ein Pfandreht an Forderungen z. B. kommt nicht in Betradht; als 
Pfandrecht an beweglichen Sachen ift das Pfandrecht an Inhaber» und an Orderpapieren (vgl. 
88 1292, 1293) zu erachten. Eine weitere Einſchränkung liegt darin, daß die bewegliche Sache, 
welche Gegenftand des Pfand» oder Zurückbehaltungsrechts ift, dem Hauptſchuldner gehören muß; 
hat 3. B. der Bürge nur für einen von zwei Geſamtſchuldnern fi) verbirgt und der andere ein 
Pfandrecht beftellt, jo entfällt der Abi. 2. 

4. Steht dem Gläubiger ein Pfand» oder Zurüdbehaltungsrecht an derfelben Sache wegen 
noch einer anderen als der verbürgten Forderung zu, jo muß er nad) dem dem $ 777 Sag 2 
der CPO. entiprechenden Abſ. 2 Sag 2 aus der Sache Befriedigung nur fuchen, wenn beide 
Sorberungen durch den Wert der Sache gebedt find. Gleiches gilt, wie aus 5 773 Abf. 1 Nr. 4, 
Abſ. 2 abzuleiten ift, wenn die Sache nit nur dem Gläubiger der verblirgten, fondern auch 
dem einer anderen Forderung haftet. 

5. Beweislaft. Der Gläubiger Hat, wenn der Bürge die Einrede ber Borausflage vor= 
fügt, zu beweifen, daß er ben Anforderungen bed Abf. 1 entſprochen hat. Daß dies nicht 
genügt, weil dem Gläubiger ein Pfand» oder Zurücbehaltungsrecht zufteht, muß ber Bürge 
dartun, indem er das Beſtehen eines ſolchen Rechtes nachweiſt. Am Gläubiger ift e8 dann 
darzutun, daß er den Anforderungen bed Abſ. 2 Sap 1 entſprochen Bat; im alle des Abi. 2 
Sag 2 muß der Bürge beweifen, daß ber Wert der Sache bie mehreren Forderungen beit. 

6. Unzulänglicteit bes Befriedigungsohjeltd. Daß im Falle des Abf. 1, wern im vorn» 
herein feftfteßt, daß die Bmangsvollfttedung nicht zur Befriedigung bed Gläubiger führt, die 
Einrede der Vorausllage entfällt, ergibt fi aus 8 773 Abſ. 1 Nr. 4. Iſt anzunehmen, dab 


836 VI. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


8. 773. Die Einrede der Vorausklage ift ausgeſchloſſen: 
1. wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbeſondere wenn er ſich ala 
Selbftichuldner verbürgt Hat; 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner in Folge einer nad) 
der Uebernahme der Bürgfchaft eingetretenen Aenderung bes Wohnſitzes, der 
gewerblichen Nieberlaffung oder de3 Aufenthaltsort? des Hauptſchuldners 
wefentlich erfchwert ift; 

. wenn über das Vermögen des Hauptfchulbners der Konkurs eröffnet iſt; 

. wenn anzunehmen ift, daß die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des 
Hauptſchuldners nicht zur Befriedigung bes Gläubigers führen wird. 

In den Fällen der Nr. 3, 4 ift die Einrede infoweit zuläffig, als fich der 

Gläubiger aus einer beweglichen Sache des Hauptjchuldners befriedigen fann, an 

der er ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht hat; die Vorjchrift des $. 772 

Abſ. 2 Sag 2 findet Anwendung. 


*50 


die Zwangsvollſtreckung zur teilweiſen Befriedigung führt, jo iſt bie Einrede für dem ganzen 
Umfang der Bürgſchaftsverbindlichkeit begründet (arg. 8 773 Abf. 2). 

Für den Fall des Abf. 2 folgt aus dem 8 773 Abſ. 2, daß, wenn das Pfand» oder Zurüd- 
behaltungsrecht zur vollen Befriedigung bes Glaͤubigers nicht Hinreicht, der Bürge vom Gläubiger 
verlangen kann, foweit als es reicht, zunächſt verfhont zu werben. Dies gilt indefjen nicht, wenn 
bie Rechtsverfolgung aus dem Pfand» oder Zurüdbehaltungsreht infolge einer Veränderung des 
Wohnfiges ꝛc. des Hauptſchuldners weſentlich erſchwert erſcheint. 


878. 
©. 18 675; II 8 712 ven. 8 758; III 8 757. 9.1.2527, 3855, 3560, 6198, 6201, 11791 M.; 
N. 6.670. V.U 2.2 6. 476. 

Der % 773 betrifft den Ausſchluß der Einrede der Vorausklage. 

1. Berzicht anf bie Einrede (Nr. 1). Zum Verzicht ift ein Vertrag zwiſchen Gläubiger 
und Bürgen erforderlih (Erl. 4 zu & 305). Der Verzicht Tann bei ober nah Abſchluß der 
Bürgichaftsübernahme und ausdrüdlich oder ſtillſchweigend erfolgen. Ein ftillfchweigender Verzicht 
wird z. B. in der Erklärung bes Bürgen zu finden fein, daß er die fofortige Erfüllung zur 
Berfallzeit verſpreche. Als Hauptbeifpiel bes Verzichts führt das Geſetz den Fall an, wenn fich 
der Bürge ald Seldftzahler verpflichtet. Weitere Beiſpiele find abſichtlich nicht angeführt, um 
nicht das Mißverftändnis auflommen zu laffen, als ob in anderen Fällen kein Verzicht au 
genommen werben bürfe. 

Der Verzicht bedarf nicht der Schriftform (vgl. Erl. 5 zu 8 766); a. U. Windſcheid⸗ 
Kipp, Dertmann, Staudinger. 

Der Verzicht auf die Einrede hebt die alzefjorifhe Natur der Bürgihaft nicht auf, ins: 
beſondere gelten aljo auch für und gegen einen ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen die Beftimmungen ber 
88 767, 768, 770. Jusbefondere bebeutet Verzicht auf die Vorausklage nicht auch Verzicht darauf, 
daß, wenn bie Schuld von einer Kündigung abhängt, biefe bem Hauptichuldner gegenfiber erfolgt 
(a. A. RG. 2 ©. 187). 

Die zum Zwede der Sicherheitsleiſtung erfolgende Bürgicafterflärung muß ben Veczicht 
auf die Einrede der Vorausklage enthalten (3 239 Abf. 2; KO. 8 194). 

2. Die Erſchwerung ber Rechtsverfolgung gegen ben Hauptſchuldner (Rr. 2) muß weſentlich 
und nad) ber Bürgichaftsübernahme eingetreten fein. Unter der Rechtverfolgung im Sinne der 
Nr. 2 tft diejenige Rechtsverfolgung zu verftehen, welche nach 8 772 erfolgt fein muß, um bie 
Einrede der Vorausklage auszufhlieken. Die Einrede ber Borausflage wird aljo durch eine 
Änderung bes Wohnſihes 2c. des Hauptfhulbners nicht berührt, wenn dem Gläubiger ein Pfand 
oder Zurüdbehaltungsrecht an einer beweglichen Sache des Haupiſchuldners zufteht und die 
Realiſierbarkeit dieſes Rechtes durch die Wohnfige ꝛtc. Anderung nicht wefentlich beeinträchtigt wird. 

Ob eine weſentliche Erſchwerung biefer Rechtsverfolgung durch die Anderung des Wohnfiped, 
der gewerblichen Nieberlafjung oder des Aufenthaltsorts bes Hauptſchuldners eingetreten tft, ent: 





18. Titel: Burgſchaft. 8 778. 837 


ſcheidet fi) nad; den Umftänden bes einzelnen Falles. Verlegung bed Wohnfitzes zc. innerhalb 
Deutſchlands genügt für die Regel nicht (vgl. RG. 6 ©. 156). Erſchwerung liegt auch vor, wenn 
der Wohnfig unbekannt ift. 

3. Kontur bed Hauptſchuldners (Nr. 3). Der Gläubiger braucht mithin nicht abzuwarten, 
wieviel er im Konkurs erhalten wird, er kann den Bürgen fofort auf das Ganze in Anſpruch 
nehmen und ihm bie Verfolgung des Regreßrechts (8 774) im Konkurs überlafien. Der Konkurs 
befeitigt die Einrede nur, wenn er zur Beit der Inanfpruchnahme des Bürgen noch dauert (verbis 
„eröffnet ft“, nicht „eröffnet worden tft‘); a. W. Bendix in 8. f. Rpfl. in Bayern 1905 ©. 126; 
Staubinger. Freilich wird, wenn der Konkurs aufgehoben oder eingeftellt ift, in der Megel 
die Vorausſetzung der Nr. 4 vorliegen. Vgl. übrigens auch Erl. 24 zu 8 767. 

Die Nr. 3 erleidet duch den Abſ. 2 eine Einſchränkung (f. unten 5). 

4. Borausfichtliche Erfolgloſigkeit der Zwangsvollfiredung (Nr. 4). Die Faſſung der 
Vorſchrift entfpricht ber des AnfGeſ. v. 21. Juli 1879 8 2. Bahlungseinftellung oder abfolnte 
Zahlungsunfähigkeit bes Hauptichuldners ift nicht erforberlih. Wenn bie Zwangsvollſtreckung 
vorausſichtlich nur zu einer teilweifen Befriedigung führt, jo wird dadurch die Einrede der Boraus- 
Hage nicht ausgeſchloſſen. 

Einſchrünkung der Nr. 4 durch den Abſ. 2 f. unten 5. 

5. Abſ. 2. Steht dem Gläubiger ein Pfand⸗ oder urlcchehaltunterecht zu (ſ. hierüber 
Erl. 2 zu & 772), jo wirb die Einrebe der Borausflage troß des Konkurſes des Schuldners oder 
der Nusfihtslofigkeit der Zwangsvollſtreckung inſoweit nicht berührt, als fi der Gläubiger aus 
der Sache befriedigen kann. Aus bem legteren folgt für den Fall des Konkurfes, daß zur An⸗ 
wenbbarleit bed $ 773 Ubf. 2 erforderlich tft, daß der Gläubiger an dem Pfande oder Zurlid« 
behaltungsrecht ein Abſonderungsrecht (38 48, 49 KO.) hat. Ob die Befriedigung bed Gläubigers 
nur im Wege der Zwangsvollſtrecung oder auch des Pfandverkaufs möglich ift, ift fiir die An- 
wenbbarteit bed Ubf. 2 belanglos. Haftet die Sache auch für eine andere Forderung, fo gilt 
dies nad; dem für anwendbar erllärten $ 772 Abf. 2 Sag 2 nur, fofern beide Forderungen durch 
den Wert der Sache gededt find. 

Bon 8 773 Abdf. 1 Nr. 2 macht der Abſ. 2 keine Ausnahme, weil eine ſolche nicht er⸗ 
forderlich ift. Denn wenn die Vefriebigung des Gläubigerd aus dem Pfand» oder Zurüd⸗ 
behaltungsrechte durch die Wohnfig- 2c. Verlegung des Schuldners nicht weſentlich erſchwert if, 
ift die Voraudfegung des 8 773 Abſ. 1 Nr. 2 nicht gegeben. Bgl. Erl. 6 zu 8 772. 

6. Der Beweis, dab bie Einrebe der Vorausklage ausgeſchloſſen ift, liegt dem Gläubiger 
‚ob. Der Beweis, daß die Einrede aus dem im Mbf. 2 bezeichneten Grunde zuläffig ift, liegt 
dem Bürgen ob. 

7. Derjenige, welcher fi) dem Gläubiger gegenüber nur für die Erfüllung der von dem 
SHauptblirgen übernommenen Verbindlichkeiten verpflichtet (Nachbürge, Afterbürge, Überbilrge), 
erſcheint als gewöhnlicher Vürge für bie von dem Hauptbürgen eingegangene Bürgichafts- 
verpflihtung. Hieraus folgt, daß ihm in Beziehung auf die Bürgſchaftsverpflichtung des Haupt⸗ 
bilrgen bie Einrede der Vorausklage in gleicher Weiſe zufteht wie jedem anderen Bürgen. Das 
gegen kann er die Einrede nicht geltend machen, wenn fie fiir den Hauptbürgen ausgeſchloſſen 
ift, ausgenommen ben Fall, dab der Hauptbürge auf die Einzede der Vorausklage nad dem 
Eintritte des Nachbürgen verzichtet; im letzterem Falle berührt ber Verzicht den Nachbürgen 
nit. Im übrigen kann der Nahbürge alle Einreden vorihügen, welche dem Hauptihuldner 
und dem Hauptblrgen gegen die verbürgte Forderung zuſtehen (M. II ©. 672). 

8. Verpflichtet ſich der Bürge, file den Ausfall einzufiehen, welhen der Gläubiger an 
feiner Forderung gegen den Haupiſchuldner erleiden wird (Schadlosbürgſchaft, Ausfallbürgſchaft, 
vgl. Vorbm. unter II 4), fo hat der Bilrge die Einrede der Vorausklage nicht allein auf Grund 
des Gefees, fondern auch auf Grund der dem Veriprechen beigefügten Beſchränkung. Ihm 
gegenüber gehört es aljo zum Klagegrunde, daß der Gläubiger vom Hauptſchuldner nichts oder 
nicht mehr erlangt Hat. Ob und wie weit die vertragsmäßige Beſchränkung über die gefegliche 
Einrede hinausgeht, muß im einzelnen alle im Wege der Auslegung ermittelt werben. Fir 
die Hegel darf davon ausgegangen werben, daß es zur Lieferung des bezeichneten Beweiſes 
weder genügt, daß der Gläubiger dem Anforderungen des 8 772 entipricht, noch daß die Vor⸗ 
ansfegungen bes 8 773 vorliegen. Insbeſondere kann der Schablosbüirge nicht ſchon dann in 
Anſpruch genommen werben, wenn ber Hauptſchuldner in Konkurs gerät, fondern erſt wenn ber 
Ausfall des Glaubigers feitfteht. 

Bland, Kommentar z. BEE. Br.IL 8. Auflage R 54 
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$. 774. Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung 
des Gläubigerd gegen den Hauptſchuldner auf ihn über. Der Uebergang fann 
nicht zum NachtHeile des Gläubigers geltend gemacht werben. Einwendungen des 


Hauptſchuldners aus einem zwifchen ihm und dem Bürgen beftehenden Rechts- 
verhältniffe bleiben unberüßrt. 
Mitbürgen haften einander nur nad $. 426. 


9. Der Rüdbürge (vgl. Vorbm. IL, 4) Hat die Einrede der Vorausklage gleichfalls, der 
Burge kann ſich aljo wegen feines Rüdgriffs auf den Hauptſchuldner an ben Müdhiixgen erft 
Halten, wenn die Zahlungsunfühigkeit des Hauptſchuldners feſtſteht; defien Einwendungen (f. Erl 
zu $ 774) ftehen and) dem Rückbürgen dem Bürgen gegenüber zu. 


8 774 
18676; 18 T13 ve. 8 zu 2 758. en 5658, 6142; M. II 6. 672f. 
2.1.2 €. 4771; Sb. 

Koban, Regreß des Bürgen (1904); ae 55 nick unter mehreren für eine 
—— haftenden Bürgen in Holdheims MSch. f. HR. 15 ©. 1. 

1. Rüdgriff des Bürgen auf den Hauptiäulbner, Wenn ber Bürge den Gläubiger ber 
friedigt, fo tut er dies regelmäßig, um feine eigene Verpflichtung zu erfüllen, nicht um den 
Hauptfjuldner von feiner Verpflihtung zu befreien. Ob der Bürge einen Erfaganfpruch gegen 
den Hauptiuldner Kat, würde ſich in Ermangelung einer befonderen gefeglichen Vorſchrift nad 
dem zwiſchen dem Bürgen und dem Hauptſchuldner beftehenden Verhältniſſe beftimmen. Im 
Anflug an das im Leben die Regel bildende Verhältnis geht aber das Geſetz davon aus, daß 
der Bürge das Recht habe, feinen Nüdgriff gegen den Hanptichuldner zu nehmen. Um ihm 
diefes Recht zu fihern, wird angenommen, daß bie Forderung des Gläubigerd durch Befriedigung 
von feiten des Bilrgen nicht erlojchen fel, und das Geſetz gibt dem Bürgen nicht bloß das Recht, 
vom Gläubiger Abtretung der Hauptforberung zu verlangen, fondern es läßt, joweit der Bürge 
den Gläubiger befriedigt, ohne weitere die Hauptforderung auf ihn übergehen. 

2. Hiernach kann der Vürge feinen Regreß gegen ben Hauptſchuldner auf einem zweifachen 
Wege ſuchen: 

a) Er kann auf das zwiſchen ihm und dem Hauptſchuldner beſtehende Rechtsaverhältnis 
greifen und, wenn ihm dieſes einen Regreßanſpruch verleiht, wie beim Auftrag (5 670) und ber 
Geihäftsführung ohne Auftrag ($ 683), diefen Anſpruch geltend machen. 

b) Ex kann aber auch ohne Rückſicht auf das zwiſchen ifm und dem Hauptſchuldner bes 
ftehende Mechtsverhältnis nad Maßgabe des 8 774 ben Anſpruch des Gläubigers gegen ben 
Hauptfchuldner erheben. Der Bürge Tann beide Wege miteinander verbinden. Sat er auf dem 
einen von ihnen Befriedigung erhalten, fo ift damit auch fein auf dem anderen Wege verfolg« 
barer Anfpruch erlofchen. 

Übergang ber Rechte des Gläubigerd auf ben Bürgen (Abſ. 1 Sap 1). 

a) Der Übergang ber Forderung tritt ein zugunften eines jeden Bürgen, auch bes felbfl- 
ſchuldneriſchen ohne Unterſchied, ob er die Bürgſchaft im Einverftändnifie mit dem Schuldner 
oder ohne bdefien Einwilligung ober Wifien übernommen hat, vorbehältlich jedoch der Bes 
fhräntungen, welde fi aus Abſ. 1 Sat 2, 3 ergeben. 

Der Übergang findet auch dann ftatt, wenn ber Bürge materiell (3. B. weil er fchenfen 
will oder felbft die Valuta bes verbiirgten Darlehus erhielt) Leinen Regreßanſpruch hat 
(a. U. Siber ©. 246); felbftverftändlih Tann der Haupiſchuldner inſoweit den übergegangenen 
Anſpruch durch Einrede (f. unten 6) zurüdweifen, aber zur Klagebegründung gehört es nicht, 
daß er auch materiell regreßberechtigt if. 

Die Forderung geht endlich auch banı über, wenn der Bürge feine Haftung auf einen 
beftimmten Betrag beſchränkt ober wenn er den Gläubiger aus einem anderen Grunde nur zu 
einem Teile befriedigt hat. Der Bilrge und der Gläubiger find ſolchen Falles nicht etwa Geſamt⸗ 
gläubiger, fondern dem Schuldner ftehen fie als felbftändige Gläubiger — vorbehaltlich 
ber Vorſchrift bes Abſ. 1 Gab 2, aus welcher auch der Schuldner eine Einrede gegen ben 
Gläubiger ableiten Tann. 

b) Der Übergang der Forderung Inlipft fi) an die Befriedigung bes Glaubigers. In 
welcher Art die Befriedigung erfolgt, ob durch Erfüllung, Leiftung an Exrfülungsftatt, Hinterlegung 
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ober Aufrechnung mit einer eigenen Forderung des Bürgen gegen bie Bürgfchaftsjchuld, 
iſt gleihgültig. Hiernach Tann der Bürge, wenn er eine Forderung gegen den in Konkurs ges 
ratenen Gläubiger Hat, ſich durch die Aufrechnung mit der Burgſchaftsſchuld gegen die eigene 
Forderung möglicherweife volle Beiriebigung verfchaffen (R®. 53 ©. 403; Conrad es im Recht 1903 
©. 308; a. A. Sievers da. ©. 249). Auch bei Befriedigung im Wege der gegen den Bürgen 
gerichteten Zwangsvollſtredung tritt ber Übergang ein. 

Im Falle des Erlaſſes der Forderung durch ben Gläubiger geht die Forderung anf den 
Bürgen nicht Über. Dies ft felbfiverftändli, wenn der Gläubiger nur bie Bürgfhaftsforberung 
erläßt. Soll aber durch ben Erlaß aud der Hauptſchuldner befreit werben, dann liegt feine 
Befriedigung des Gläubigers durch den Blrgen vor. Will alfo der Gläubiger bie Forderung 
dem Bürgen zumenden, fo muß er fie nicht erlafien, ſondern ihm abtreten. Der Fall des 
Vergleichs verhält fich infofern anders, als, wenn der Vergleich zugleich die Hauptſchuld betrifft, 
darin eine Befriedigung des Gläubigerd durch den Bürgen Itegen kann, indem biefer durch das 
Opfer, das er bei bem Vergleiche bringt, in ähnlicher Weife wie bei der Hingabe an Erfitllungs- 
ftatt die Befriedigung bes Gläubigerd bewirkt; infoweit geht die Forderung auf ihn fiber. 

Bei teilweifer Befriedigung bes Gläubigers geht bie Forderung zum entſprechenden Teile 
auf den Bürgen über. Erfolgt die Teilleiftung nach der Konkurderöffnung über daB Vermögen 
des Hauptſchuldners, fo kann ber Gläubiger gleihtwohl für feine ganze Forderung bie Konkurs 
dividende verlangen (NG. 8 ©. 291). 

©) Beim Übergange ber Forderung auf ben Bürgen finden bie für bie vertragsmäßige 
Abtretung einer Forderung gegebenen Borfchriften der 88 399404, 406—410 entiprechende 
Anwendung (8 412). 

Htemad gehen insbefondere mit der Forderung auch die Nebenrechte, z. B. Hypotheken, 
Konkursprivilegien, geſetzliches Pfandrecht (RG. im Sächſ. Arch. 12 ©. 746) auf den Bürgen 
über ($ 401). Dies gilt auch von folden Aniprücden des Gläubigerd gegen den Haupiſchuldner, 
die erſt nad) der Verburgung entftanden find. 

Ferner ift der Gläubiger verpflichtet, dem Bürgen die zur Geltendmachung der Forderung 
nötige Auskunft zu erteilen und ihm bie zum Beweiſe der Forderung in feinem Beſitze befind- 
lichen Urkunden audzuliefern (8 402), fowie auf Verlangen dem Bürgen eine Bffentlich beglaubigte 
Urkunde über ben Forberungsübergang auszuftellen (3 403). 

Andererſeits Tann aber auch der Hauptſchuldner dem Bürgen alle Einwendungen entgegen- 
fegen, die zur Zeit des Überganges ber Forderung gegen ben Gläubiger begründet waren ($ 404). 
Hiernach hat ber Bürge ben Schaden zu tragen, wenn er es verjäumt bat, eine dem Haupt⸗ 
ſchuldner zuftehende Einrebe gegen den Gläubiger geltend zu machen, vorausgeſetzt, daß er nicht 
vom Gläubiger nad) den Grumbfägen Über bie ungerechtfertigte Bereicherung (88 812ff.) Erfag 
verlangen Tann. 

4. An der Verjährung der Forderung gegen ben Hauptſchuldner wird dadurch, daß fie 
kraft Gefeges auf ben Bürgen übergeht, nichts geändert (ebenjo Mantey in Gruch. 42 ©. 553; 
a. A. Joſeph daf. ©. 7). Für die Verjährung des fi aus dem Nechtsverhältnifie zwiſchen dem 
Bürgen und dem Hanptfhuldner ergebenden Rückgriffsanſpruchs gelten bie allgemeinen Grund» 
fäge, auch wenn die verbürgte Forderung einer kürzeren Verjährung umterliegt. 

5. Abf. 1 Sag 2. Der Übergang der Forderung Tann nicht zum Nachteile bes Gläubigers 
geltend gemacht werben. Dies hat Bedeutung befonders für ſolche Fälle, in denen nur ein Teil ber 
Forderung auf den Bürgen übergegangen tit (ſ. oben 3a). Beſteht für die Forderung z. B. 
ein Pfandrecht, eine Hypothek oder ein fonftiges Vorzugsrecht oder fteßt dem Gläubiger aus 
anderen Gründen ein Zurückbehaltungsrecht zu, fo geht der dem Gläubiger verbleibende Teil 
der Forderung dem anf den Bilrgen Übergegangenen vor. Wenn ber Hauptichulöner in Konkurs 
gerät, fo darf der Bilrge feine Megrebforberung nur anmelden, wenn und foweit durch bie 
Konkursdividende der Meit der Forderung des Gläubiger gededt wird. Im Übrigen vgl. Erl. 8 
zu 8 268. Ahnliche Beſtimmungen ſ. in den 88 268, 426, 1148, 1164, 1176, 1225. 

6. Rechtsverhältnis zwiſchen Bürgen und Hauptſchulduer (Abſ. 1 Sag 3). 

a) Der Bürge tft nicht verpflichtet, bie Interefien des Hauptſchuldners zu berüdfichtigen. 
Er braucht insbefondere dem Hauptichuldner feine Anzeige zu machen, wenn er von bem Gläubiger 
in Unfpruc genommen wird oder den Gläubiger befriedigt hat. Eine ſolche Verpflichtung kann 
fih aber aus dem zmwifchen dem Bürgen und dem Haupiſchuldner beftehenden Rechtsverhältnis 
ergeben, z. B. wenn fi ber Bürge auf Grund eines Auftrags des Haupiſchuldners oder ald 
Geihäftsführer ohne Auftrag verbirgte. 

54* 


840 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältniffe. 


db) Nimmt der Bürge feinen Nüdgriff gegen den Hauptſchuldner auf Grund des zwiſchen 
Sm und biefem beftehenden Mechisverhältnifies, fo ftehen dem Vilrgen die Einreben und Ein- 
wendungen entgegen, bie fi) aus dieſem Rechtsverhältnis ergeben, 3. B. die Einrede, daß der 
Bürge Dedung erhielt, daß ihm bei ber Bürgſchaft für ein Darlehen bie Darlehensvaluta zulam, 
daß er auf den Rücgriff verzichtete. Andererſeits ift der Hauptihuldner auf biefe Einreben und 
Einwendungen bejhräntt, er kann z. B. nicht mit einer Forderung, die ihm gegen den Gläubiger 
zufteht, aufrehnen (RG. 59 ©. 207). 

6) Nimmt ber Bürge den Nüdgeiff auf Grund des nad) $ 774 eingetretenen Forberungs- 
übergangs, fo ftehen ihm nad 8 412 mit 8 404 zunächſt die Einwendungen entgegen, die für 

* den Hauptſchuldner zur Zeit des Forderungstibergangs gegen ben Gläubiger begründet waren. 
Nah Abſ. 1 Sag 3 ftehen ihm ferner die Einwendungen entgegen, bie fi auß bem zwiſchen 
ihm und dem Hauptſchuldner beftehende Mechtöverhältnis ergeben. Eine ſolche Einwendung iſt 
3. B. begründet, wenn dem Haupiſchuldner durch ſchuldhafte Verlegung der bem VBürgen ihm 
gegenüber obliegenden Pflichten ein Schaden entfianden tft, etiva weil ber Bürge bie dem 
Schuldner gegen den Gläubiger zuftehenden Einreden auftragswidrig nicht vorſchützte; Hier kann 
der Hauptſchuldner einwenden, daß die Aufwendung mit Rückſicht auf feine Einreden nicht not» 
wendig war (5 670) oder ex Tann mit feinem Schadenserfaganfprud aufrechnen, eventuell auch 
nad $ 667 von dem Bürgen Abtretung des Bereicherungsanfpruchs (f. oben 3c) verlangen. 

d) Der Umfang, in welchem ber Rüdgriff zuläffig ift, ift bei beiben Wegen infofern ver- 
fchteden, als der Bürge, wenn er auf Grund Auftrags oder Gefchäftsführung ohne Auftrag den 
Regreß nimmt, dad von ihm gevechtfertigterweife Aufgewendete, einjhließlich der Prozehtoiten, 
von ber Zeit ber Aufwendung an nad 88 256, 670, 683 verzinft verlangen fann und zwar 
aud, foweit es ſich um berichtigte Zinfen handelt. Wenn er dagegen ben nad) $ 774 über» 
gegangenen Anipruch geltend macht, kann er vertragsmäßige Binfen nur infoweit fordern, als 
er ben Gläubiger befriedigt Hat (RG. 61 ©. 347); Die Forderung auf Hinftige vertragsmäßige 
Zinfen geht auf ben Bürgen überhaupt nicht über. Prozeßkoſten kann er ferner auf Grund bes 
übergegangenen Anſpruchs nur erjegt verlangen, ſoweit er dem Gläubiger die biefem im Pro— 
zeſſe mit dem Hauptſchuldner, nicht die ihm im Prozeſſe mit dem WBürgen felbft erwachſenen 
erftattete. 

6) Zur Sicherung des Rüdgrifis dient dem vom Gläubiger in Anſpruch genommenen 
Bürgen die Streitverkündung (CPO. 8 72). 

N) Iſt der Bürge zur Befriedigung des Gläubigers vechtöfräftig verurteilt worden, fo hindert 
dies den Hauptſchuldner nicht, dem Bürgen Einwendungen, die ſich auf den im Urteil ent 
fehiebenen Anfpruch beziehen, entgegen zu halten (a. U. Dernburg $ 289 Note 12). Anders 
nur, wenn der Bürge dem Hauptſchuldner ben Streit verkündet hatte. 

8) Hat der Büirge die Bürgſchaftsſchuld bezahlt, obgleich der Hauptſchuldner bereits, ohne 
daß e8 ber Bürge mußte oder wiſſen Tonnte, die Hauptſchuld getilgt hatte, fo kann zivar von 
einem Übergange der Forderung des Gläubigerd auf den Bürgen keine Rebe fein. Auf Grund 
des zwiſchen dem Bilgen und dem Hauptſchuldner beftehenden Rechtöverhältnifies kann ſich aber 
gleichwohl das Nüdgriffsrecht des Bilgen ergeben. Dies gilt insbefondere danu, wenn ein Auftrag zu 
grunde liegt, weil in folhem Falle der Bürge das Uufgewenbete für erforderlich halten durfte 
und beshalb nad) 8 670 Erſatz beanſpruchen kann. Der Hauptihuldner kann in foldem Falle 
aber bie Abtretung der dem Bitrgen gegen ben Gläubiger zuftehenden condietio indebiti verlangen. 

7. Wie die Einwendungen des Hauptſchuldners, fo werden umgelehrt auch die etwa dem 
Bürgen zuftehenden Erſatzanſprüche dur die Veftimmungen des 8 774 nicht berührt. 

8. Beweislaft. Der Bürge, welcher auf Grund bes 8 774 gegen ben Hauptſchuldner vor⸗ 
gebt, braucht nur zu beweilen, daß er den Gläubiger befriedigt hat. Es iſt Sache des Haupt 
ſchuldners, wenn er aus dem zwiſchen ihm und dem Bürgen beftehenden Rechtsverhältnis Ein« 
wendungen herleiten oder Einreden gegen ben übergegangenen Anſpruch jelbft vorigen will, 
diefe geltend zu machen unb zu bemeifen. Nimmt ber Bürge dagegen ben Rüdgriff auf Grund 
des Rechtsverhältniſſes, das zwiichen ihm und dem Hauptſchuldner befteht, jo muß er auch nach⸗ 
weifen, daß ihm auf Grund biefes Rechtsverhältniſſes ein Müdgriffsrecht zufteht. 

9. Rückgriff der Mitbürgen untereinander (Abſ. 2). Wenn für die Forberung ſich mehrere 
als Mitbürgen verpflichtet haben, fo wiirde nach der allgemeinen Hegel (88 412, 401) die 
Sorberung bes GläubigerS gegen die Mitbürgen auf denjenigen Bürgen übergehen, welcher dem 
Gläubiger befriedigt, und diefer demnad von ben Mitblrgen vollen Erjag-forbern Fünnen. 
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8. 775. Hat ſich der Bürge im Auftrage des Hauptfchuldners verbürgt 
oder ftehen ihm nach den Vorſchriften über die Gefchäftsführung ohne Auftrag 
wegen der Uebernahme ber Bürgfchaft die Nechte eines Beauftragten gegen den 
Hauptſchuldner zu, jo kann er von dieſem Befreiung von der Bürgfchaft ver- 
langen: 

1. wenn fich die Vermögensverhältniffe des Hauptſchuldners weſentlich ver- 
fchlechtert Haben; 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptichulbner in Folge einer nach 
der Uebernahme der Bürgfchaft eingetretenen Aenderung des Wohnſitzes, der 
gewerblichen Nieberlafjung oder des Aufenthaltsort? des Hauptſchuldners 
wefentlich erſchwert ift; 

3. wenn der Hauptjchuldner mit der Erfüllung feiner Verbindlichkeit im Ber- 
zug iſt; 

4. wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein vollſtreckbares Urtheil auf Er- 
füllung erwirft hat. 

Iſt die Hauptverbindlichfeit noch nicht fällig, fo fanın der Hauptfchuldner dem 

Bürgen, ftatt ihn zu befreien, Sicherheit Teiften. 
Diefes Ergebnis würde, da Mitbiirgen nah 8 769 als Geſamtſchuldner haften, mit ben allge 
meinen Grundfägen über die Haftung von Geſamtſchuldnern nit im Einflange ftehen. Um 
es auszufchließen, ift ausdrücklich beittmmt, daß Mitbürgen einander nur nad) Maßgabe bes 
8 426 haften follen. Auch fiir den Übergang ber Rechte des Gläubiger auf den Mitbiirgen 
gift der Grundfag, daß der Übergang ſich kraft Geſetzes vollzieht und daß der Mitbilrge, um 
gegen bie übrigen Bürgen vorzugehen, nicht beweifen muß, daB er Ausgleichung fordern Tann; 
es ift vielmehr an dem in Anfpruch genommenen Mitbürgen einzuwenden und zu beweifen, daß 
ihm gegenüber ein Ausgleichungsanſpruch nicht beſteht. Die in Erl. 3 entwidelten Grundfäge 
finden ferner auf den Mitblrgen gleichfalls Anwendung, indbefondere muß auch ihm der Gläubiger 
Austunft Über den Übergegangenen Anfpruch erteilen (Seuffll. 61 ©. 232). Sofern nicht das 
zwiſchen ben Mitbirgen beftehende Nechtöverhältnis ein anderes ergibt, kann der zahlende Mit 
birge Ausgleihung nad Sopfteilen verlangen; ber durch einen zahlungsunfähigen Mitbirgen 
erwachſende Ausfall ift von ben übrigen zu gleichen Teilen zu tragen. Das Ausſcheiden eines 
Mitbilrgen gegenüber dem Gläubiger aus perjönlichen Gründen, 3.8. durch Erlaß, berührt das 
Unsgleihungsverhältnis unter den Mitbürgen nicht. Vgl. auch Erl. 9 zu 8 776. 

10. Bei der Rüdbürgfhaft gilt 3 774 vom Megrefie des Bürgen und bes Nüdblirgen 
gegen ben Hauptſchuldner. Bei dem Nüdgriffe des Bürgen auf den Rückbürgen handelt es ſich 
wit um einen Regreß, fondern um die Verwirklichung des Bürgfchaftsanfpruchs felbit. 

11. Der 8 774 gilt aud vom Rahbürgen. Un ſich Bat diefer gegen ben Hauptſchuldner 
kein direftes Recht, fofern nicht zwiſchen ihnen ein bejonderes Rechtsverhältnis befteht. Wenn 
aber der Nahbürge den Gläubiger befriedigt, fo geht deſſen Anſpruch gegen ben Hauptſchuldner 
und ben Bürgen auf ihn über. De Nachbürge erlangt nicht etwa nur ein Rückgriffsrecht gegen 
den Hauptbürgen. 

12. Über den Regreh des Vürgen, wenn neben ihm ein Drittverpfänder vorhanden ift, 
ſ. 81225 und Erl. zu biefem. 

18. Die Vorſchriften des 8 774 Abi. 1 Sag 3 und Abſ. 2 gelten auch bei vertragsmüßiger 
Abtretung der Rechte des Gläubigerd (Mipr. 9 ©. 15). Denn durch Vertrag zwiſchen bem 
Gläubiger und dem Bürgen kann nicht des letzteren Verhältnis zum Hauptſchuldner oder einem 
Mitbürgen geändert werden. 

70. 
@.18 677; 18 714 m ß 760; 111 8 739. ®.1 &.25581., 3555, 3360, 6198, 6201, 11791 f.; 
11 6.676ff. 9.118.232 6.479; 82.6 6.385. 

1. Unfprud des — auf Befreiung von der Bürgſchaft (Abſ. 1). Macht ein Beauf⸗ 

tragter zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendungen, die er den Umftänpen nah 
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für erforderlich halten darf, fo kann er nad; 8 670 dafür Erſatz von dem Auftraggeber verlangen. 
Dies begreift nah 8 257 das Recht in fich, Befreiung von einer Verbindlichkeit zu fordern, die 
zu dem betxeffenden Zwecke eingegangen ift. Hieraus könnte gefolgert werden, daß ber Bürge, 
welcher im Auftrage des Hauptſchuldners ſich verbürgt hat, Befreiung von der eingegangenen 
Bihrgfchaftöverbindlichkeit von dem Hauptfchuldner verlangen könne. Dan könnte aber aud) aus 
dem Zwecke eines Auftrags ber fraglichen Art folgern, daß nad) der Abficht der Parteien, das 
Necht des Beauftragten, Befreiung zu verlangen, ausgeſchloſſen und der Beauftragte darauf 
beſchränkt fein folle, Erfag feiner Aufwendungen für den Fall zu fordern, dab er die eigegangene 
Verbindlichkeit erfüllt Habe. Dieje Zweifel werden durch 8 775 befeitigt. Im Anſchluß an das 
bisherige Recht wird ein Mittelweg eingeſchlagen. Der Anſpruch auf Befreiung fol zwar nicht 
ausgeſchloſſen fein, aber dem Beauftragten nur unter den im 8 775 Abf. 1 beitimmten Borans- 
fegungen zuftehen. 

2. Diefe Grundfäge finden aud Anwendung, wenn bie Bürgſchaft auf Grund einer 
Geſchäftsführung ohne Auftrag übernommen ift, die Borausfegungen aber vorliegen, unter 
denen ber Bürge nah 8 683 Erfag für feine Aufwendungen wie ein Beauftragter ver- 
langen Tann. 

Die Vorſchriften des 8 775 gelten ferner auch, wenn bie Bürgichaft auf einem Dienft- oder 
Berkvertrage berubt, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenftande hat (8 675); a. A. Düringers 
Hachenburg H68.2 ©. 290. 

8. Die einzelnen Fälle des Abſ. 1. 

a) Zu Nr. 1. -Verjchlehterung ber Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners vgl. 
88 321, 610. 

b) Zu Nr. 2. Erſchwerung ber Rechtsverfolgung vgl. Erl. zu 8 773. 

0) Zu Nr. 3. Verzug f. 88 284ff. Durch eine zwifchen dem Gläubiger und dem Haupt⸗ 
ſchuldner vereinbarte Hinausſchiebung des Fälligfeitstermind wird bad Recht des Bürgen auf 
Befreiung nicht berührt. Ob die Zuftimmung des Bürgen zur Hinausſchiebung den Verzicht auf 
fein Recht auf Befreiung enthält, ift Auslegungsfrage (RG. 59 ©. 10). 

d) Zu Nr. 4. Es genfigt vorläufige Vollftredharkeit. 

4. Wie der Haupiſchuldner die Befreiung herbeiführt, ift feinem Ermeſſen überlafien. Es 
Tann durch Befriedigung des Gläubigers, durch Hinterlegung zc. oder auch dadurch gefchehen, daß 
der Gläubiger auf die Bürgfchaft verzichtet. Das Urteil auf Befreiung wird nad 8 887 EBD. 
vollftzedt. 

5. Abwenbung bed Auſpruchs des Bürgen auf Befreiung durch Sicherheitsleiſtung 
(Abf. 2). Statt den Bürgen zu befreien, Tann der Hauptfhuldner, wenn bie Hauptverbindli 
noch nicht fällig ift (alfo nicht in den Fällen des Nbf. 1 Nr. 3, 4), ihm Sicherheit leiften. 
die Sicherheitäfeiftung f. 8 232. Die Siherhe. ut dafür zu leiften, daß die Befreiung des 
Bürgen bewirkt wird, fobald die Hauptverbindlichkeit fällig ift, nicht für die Erſatzanſprüche, die 
fi für den Vürgen aus der Erfüllung der Bitrgſchaftsverpflichtung ergeben. 

Der Biirge hat auf Sicherheit keinen Anſpruch. Der Gläubiger kann den Auſpruch auf 
Befreiung buch bie Sicherheitsleiftung aud dann noch abwenden, wenn er zur Befreiung ſchon 
rechtskräftig verurteilt ift. 

6. Der Unfprud auf Befreiung fteht dem Vürgen auch dann zu, wenn er auf die Einrede 
der Vorausklage verzichtet hat (RE. 8 ©. 263). Dagegen kann der Bürge Befreiung dann 
beziehungsweiſe infoweit nicht verlangen, wenn bzw. ald er nad) dem zwiſchen ihm umb dem 
Hauptiſchuldner beftehenden Rechtsverhältniſſe ein Miüdgriffsrecht nicht Bat. 

Dadurch, daß der Bürge vor Fälligkeit der Hauptſchuld eine Sicherheitäleiftung erlangt 
hat, geht er an ſich noch nicht des Mechtes, Befreiung zu verlangen, verluftig (RE. 59 ©. 10; 
a. U Kremer, Mitbirgfhaft ©. 120). 

7. Aus 8 775, insbefondere aus der Nr. 4, folgt, dab der Bürge, auch wenn er als 
Beauftragter erſcheint, nicht das Recht Hat, für die zum Zwecke der Erfüllung der Büxgichafte- 
verbindlichteit erforderlichen Aufwendungen Vorſchuß zu verlangen (8 660), baß vielmehr auch 
an Stelle dieſes Rechtes das Recht tritt, unter den im 8 775 beftimmten Vorausſezungen 
Befreiung zu verlangen. 

8. Der Verzicht des Bürgen auf das ihm nad 8 775 zuftehende Hecht bedarf Teiner 
Form 
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8. 776. Giebt der Gläubiger ein mit ber Forderung verbundenes Vorzugs- 
recht, eine für fie beftehende Hypothek, ein für fie bejtehendes Pfandrecht oder das 
Nerht gegen einen Mitbürgen auf, fo wird der Bürge infoweit frei, als er aus 
dem aufgegebenen Rechte nach $. 774 Hätte Erſatz erlangen können. Dies gilt 
auch dann, wenn das aufgegebene Recht erſt nach der Uebernahme der Bürgfchaft 
entitanden ift. 


8776. 
" &.18 679; 118 715 ves. 8 761; II 8 760. P.1 6. 2570M., 11791M., 11838; M. II 6. 67811. 
2.182 64771. 


Marcus im Recht 1902 ©. 456. 

1. Ein Einfink des Verhaltens des Glänbigerd gegenüber ber Hauptſchuld auf bie 
Hoftung bed Bürgen ift vom BGB. nur in ben Fällen des 8 776 (Uufgeben von Nebenrechten) 
und bes 8 777 (Verzögerung der Einziehung bei zeitlich begrenzter Bürgſchaft) anerkannt. 

2. Dagegen legt es bem Gläubiger dem Bürgen gegenüber feine allgemeine Diligenz⸗ 
pllicht auf. 

a) Eine allgemeine Verpflichtung bes Gläubigers, die Interefien des Bürgen zu berid- 
fitigen und für eine Beitreibung ber geſchuldeten Leiftung von dem Hauptſchuldner Sorge zu 
tzagen, läßt fi) auch aus den fonftigen Beftimmungen des Geſetzes nicht herleiten (a. A. Marcus). 
Ste ergibt ſich zunächſt nicht aus dem Prinzipe des $ 242. Denn ber 8 242 feht voraus, daß 
eine Verpflichtung zu einer Leiltung befteht, und beftimmt nur, daß bei der Erfüllung diefer 
Verpflihtung bie Grundſätze von Treu und Glauben zu berüdfihtigen find. Dur den Bürg⸗ 
ſchaftsvertrag werben aber für ben Gläubiger überhaupt Feine Verpflichtungen, fonbern nur echte 
begründet. Die Rechtsjäge über die Einrebe ber Vorausklage und dem geſetzlichen Übergang ber 
Hauptforderung auf ben Bürgen, wenn er den Gläubiger befrtebigt, nötigen ebenfalld nicht zur 
Annahme einer Diligenzpflicht. Der Rechtsbehelf der Vorausklage Hat nur bie Bebeutung, daß 
der Gläubiger zunächft ben Hauptſchuldner in Anſpruch nehmen und defien Leiftungsunfähigfeit 
feftftellen muß, wenn er gegen ben Bürgen vorgehen will. Dies ſchließt aber nicht in fih, daB 
er tm Jutereſſe des Bürgen eine beſondere Sorgfalt in ber Beitreibung ber Forderung zu ent 
wideln Hat. Aus der Tatfache weiter, da die Haupfforderung auf den Bürgen übergeht, wenn 
er den Gläubiger befriedigt, folgt nicht, daß der Gläubiger verpflichtet ift, Diefe Forderung dem 
Bürgen zu erhalten. Die Beftimmungen bes 8 776 emblid tragen einen durchaus pofitiven 
Charakter. Es iſt in feiner Weile im Geſetz angedeutet, daß fie ald Ausdrud eines allgemeinen 
Prinzips.gemeint find und in anderen ähnlich liegenden Fällen entiprechend angewendet werben follen. 

b) Hiernach kann ber Bürge insbeſondere nicht verlangen, daß der Gläubiger unverzüglich 
gegen ben Hauptſchuldner vorgehe, wenn diefer in Vermögensverfall gerät, oder daß ber Gläubiger 
feine Forderung im Konkurs über das Vermögen des Hauptihuldnerd anmelde. Der Blrge 
iſt auch nicht im der Lage zu mwiderfprechen, wenn der Gläubiger dem Haupiſchuldner eine Friſt 
gewährt (a. A. Dertmann vgl. RG. 59 ©. 226). Er hat keinen Anſpruch auf Schadenserſatz 
und wird nicht von feiner Haftung frei, wenn der Hauptſchuldner während der Friſt zahlungs- 
unfähig wird. Auch dadurch, daf der Gläubiger bem Hauptſchuldner gegenfiber in Annahıne 
verzug gerät, wird der Bürge nicht von feiner Haftung frei (a. A. Erome 8 298; Dernburg 8 290). 

8. Die einzige Möglichkeit, welche fi) dem Bürgen in allen biefen Fällen bietet, um fidh vor 
Schaden zu bewahren, befteht darin, daß er ſeinerſeits den Gläubiger befriedigt, um baum auf 
Grund des 8 774 gegen ben Schuldner vorzugehen. Liegen die Boransfegungen des 8 775 
vor, jo kann er vom Hauptſchuldner Befreiung von ber Bürgſchaft verlangen. 

4, Durch vertragdmäßige Vereinbarung Yan dem Gläubiger eine Diligenzpflicht In geringerem 
ober weiterem Umfang auferlegt werben. Sit dies geichehen, jo hat der Gläubiger dem Bürgen 
nad allgemeinen Grumbfägen ben durch ſchuldhafte Verlegung der Pflicht entitandenen m 
zu erfegen, mit dem Schabenderfaganfpruch kann der Bürge aufrehnen. Vertragsmäßige Über 
nahme einer Diligenzpflicht wird im der Hegel inäbefondere dann anzunehmen fein, wenn ber 
Bürge für kunftige erſt mögliche Verbindlichteiten einfteht, z. B. für einen Kaffterer (ME. 29 
©. 141); Hier wird in ber Regel aus dem Vertrage die Verpflichtung bes Gläubigers abzuleiten 
fein, daß ex die Entfiehung ber Verbindlichkeit möglichſt verhütet. Ein anderes Beiſpiei bietet 
die Burgſchaft für die Berbindlichkeiten aus einen laufenden Kredite, den ein Kreditverein eröffnet; 
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bier wird in ber Regel veriragsmäßtger Ausſchluß der Haftung für den Krebit anzunehmen fein, 
den ber Verein ſatzungswidrig bewilligt (a. U. RG. 3 ©. 350). on felbft verfteht ſich endlich, 
daß der Gläubiger, wenn er abfictlih, um den Blirgen zu ſchädigen, gegen den Hauptſchuldner 
nicht vorgeht, unter Umftänden nach 8 826 bem Bitegen fehadenserfagpflichtig fein und der Bürge 
mit dem Erſatzanſpruch aufrechnen und ſich jo befreien Tann. 

5. Befreiung bed Bürgen durch Aufgabe non Nebenrehten ſeitens bed Gläubigers (8 776). 

a) Wegen bes Vorzugsrechts ſ. KO. 88 61ff. Dem alle, daß für bie verbürgte Forberung 
eine Hypothek befteht, iſt der Fall gleichzuachten, daß eine Grundſchuld für fie befteht. Wenn 
file die verbürgte Forderung Sicherheit geleiftet fit und der Gläubiger fie aufgibt, fo findet 
& 776 gleichfalls Anwendung, dagegen bezieht er fi nicht auf das Burüdbehaltungsrecht. 

b) 8 776 gift nur, wenn der Gläubiger eines ber bezeichneten Nebenrechte aufgibt. Hierunter 
iſt nicht nur die Aufhebung, fondern auch die rehisgeichäftliche Minderung, 3. B. der Raug- 
rüdtritt zu verfiehen. Der 8 776 gilt aber nicht auch von dem Falle, daß das Nebenrecht des 
Gläubiger fi) nicht als vechtsbeftändig erweift (Ripr. 12 ©. 98). 

6) Aus welchem Grunde ber Gläubiger fein Nebenrecht aufgibt, tft im übrigen gleichgültig. 
Insbeſondere ift nicht erforderlich, daß der Gläubiger das Recht in der Abficht den Bürgen zu 
benadjteiligen aufgibt. Der & 776 ift auch anwendbar, wenn dem Blrgen bie Einrede der 
Borausflage nicht zuſteht. 

a) Ob das aufgegebene Recht vor ober nad), ber übernahme der Bürgfdhaft entflanben tft, 
kommt nicht in Betracht. 

e) Der Bürge wird nur infomweit frei, als er nad $ 774 hätte Erſatz erlangen können. 
Der Bürge braucht aber nur das Aufgeben der Sicherheit zu bemeifen; daB und inwieweit er 
aus dem aufgegebenen Rechte keinen Erfag hätte erlangen künnen, muß der Gläubiger dartım, 
wenn er die Befreiung bes Bürgen beftreitet (Grome 8 298 Anm. 23; a. U. Staudinger). 
Für den Wert bes aufgegebenen Rechtes entfcheidet die Zeit der Aufgabe, 

2) Leiitet der Bürge in Unkenntnis davon, daß der Gläubiger ein Hecht aufgegeben hat, 
fo kann er das Geleiftete, foweit er ed nach 8 776 nicht Hätte leiften müffen, zurückfordern 
(88 812, 814). 

6. Keine Anwendung findet ber 8 776 auf den Fall, dab ber Wert der Nebenrechte durch 
ein blos paffives Verhalten des Gläubigers berührt wird, z. B. weil er bei einer tatſächlichen 
Geführbung oder Verſchlechterung von den Befugniffen ber 85 1133, 1434, 1218, 1219 keinen 
Gebrauch macht oder ber Zwangdverfteigerung bes Zubehör mit dem Grundftüde nicht wider 
ſpricht (N®. IB. 1907 ©. 237). 

Dem Gläubiger obliegt auch gegenüber den Sachen, die den Gegenftand des Nebenrechts 
bilden, keine Diligenzpflicht. Der Gläubiger tft dem Bürgen gegenüber nicht verpflichtet, bie 
jenigen Maßnahmen zu treffen, welche zur Erhaltung bes Nebenrechtes erforderlich find; a. A. 
NS. in Seuffü. 61 ©. 190, nad welchem, wenn es üblich umd geboten ift, daß eim ordent⸗ 
licher Kaufmann Vorfihtsmaßregeln trifft, damit feine durch Pfand geficherte Forderung nicht 
duch Abhandentommen oder Entwertung bes Pfandes geführbet wird, die gleiche Sorgfalt dem 
Gläubiger dem VBürgen gegenüber obliegt. 

7. Eine dem 8 776 entiprechende Vorſchrift enthält der 8 1165 für dad Verhältnis bes 
OHypothekenglãubigers zum perjönlihen Schuldner. 

8. Die Frage, ob der Bürge dem Gläubiger gegenüber eine Bürgſchaft Tünbigen dürfe, 
welche für Hinftig entfiehende Anſprüche übernommen iſt, läßt fi nur durch Auslegung bed 
einzelnen Vertrags enticheiden. Ein allgemeines Kündigungsrecht befteht für den Bürgen nicht 
(jo auch Eccins in Gruch. 46 ©, 55); a. U. Dertmann. 

9. Für den Regreß son Mitbürgen untereinander gilt eine dem 8 776 entſprechende 
Vorſchrift nicht. Der Mübüirge ift nicht gehindert, eine ihm vom Hauptſchuldner beftellte Sicherheit 
aufzugeben (R®. in Gruch. 50 ©. 657). Aus dem Rechtsverhältniſſe der Mitbürgen unter 
einander kann fi} aber ein andere ergeben. 

: 10. Dagegen ift 8 776 anwendbar anf dad Verhältnis des Hauptbürgen zum Nüdbürgen. 
Diejer wird infoweit frei, als ber Hauptbürge ein ihm beftellte® oder auf ihn nad) 8 774 üben 
gegangenes Nebenrecht aufgibt. 

Daß der Rachbürge infoweit frei wird, als ber Hauptbürge = Br 776 nicht haftet, ergibt 
fi daraus, daß ber Nachbürge nur Haftet, wenn der Hauptbürge hal 
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8. 777. Hat fich der Bürge für eine beftehende Verbindlichkeit auf beftimmte 
Beit verbürgt, jo wird er nad) dem Ablaufe der beftimmten Zeit frei, wenn nicht 
der Gläubiger die Einziehung der Forderung unverzüglich nach Maßgabe des 8. 772 
betreibt, da8 Verfahren ohne wejentliche Verzögerung fortfegt und unverzüglich 
nach der Beendigung des Verfahrens dem Bürgen anzeigt, daß er ihn in Anfpruch 
nehme., Steht dem Bürgen die Einrede der Vorausklage nicht zu, jo wird er nach 
dem Ablaufe der bejtimmten Zeit frei, wenn nicht der Gläubiger ihm unverzüglich 
dieſe Anzeige macht. 

Erfolgt die Anzeige rechtzeitig, ſo beſchränkt ſich die Haftung des Bürgen 
im Falle des Abſ. 1 Satz 1 auf den Umfang, den die Hauptverbindlichkeit zur 
Zeit der Beendigung des Verfahrens hat, im Falle des Abſ. 1 Satz 2 auf den 
Umfang, den die Hauptverbinbfichfeit bei dem Ablaufe der beftimmten Zeit Bat. 


8 In. 
€. 118 716 res. 8 762; III 8 761; M.1I &.681. V. U Bo. 2 6. 483ff.; Bi. 6 6. 108. 

1. Bürgſchaft auf Zeit. Der €. I Hatte feine Beftimmung aufgenommen; bei der Bürg⸗ 
ſchaft für künftige Verbindlichkeiten Hatte man eine ſolche für entbehrlich, bei den anderen Fällen 
aber für bebentlich erachtet. Auch in der zweiten Kommiffion waren die Meinungen geteilt. Die 
Mehrheit war jedoch der Anfiht, daß es aus Gründen des praktiihen Bedürfniſſes geboten fet, 
für den Fall eine bispofitive Veftimmung zu geben, wenn der Bürge ſich für eine beitehende 
Berbindlichkeit mit Beſchränkung auf eine beftimmte Zeit verpflichtet hat. Es Tann zweifelhaft 
fein, ob in ſolchem Falle der Gläubiger den Bürgen innerhalb der Friſt in Anſpruch nehmen 
muß ober ob er noch nad; dem Ablaufe der fefgefegten Zeit die Befugnis Haben fol, gegen ben 
Bürgen vorzugehen. Das Geſetz emtjcheidet die Frage dahin, daß der Gläubiger nad dem 
Ablaufe der Frift unverzüglih Schritte zu tun hat, um dem Bürgen Gewißheit 
zu verfhaffen, ob er in Anſpruch genommen werben foll. 

2. Als Burgſchaft auf Zeit erſcheint auch die Bürgichaft auf die Lebensbauer bes Bürgen. 
Dagegen liegt eine Bitrgſchaft auf Zeit nicht ſchon dann vor, wenn bie Hauptſchuld an einem 
beftimmten Tage fällig iſt (Sädjf. Arch. 12 ©. 479). 

3. Der 8 777 unterfcheibet, ob dem Bürgen die Einrede ber Vorausklage (88 771—773) 
zuſteht oder nicht. Im erfteren Falle Hat der Gläubiger unverzüglich die Einziehung der Forderung 
zu betreiben und nad) ber Beendigung des Verfahrens dem Bürgen anzuzeigen, daß er ihn in 
Anſpruch nehme. Steht aber bem Bürgen die Einrede der Vorausklage nicht zu — und bies muß 
der Gläubiger auf eigene Gefahr prüfen —, fo hat der Gläubiger diefe Anzeige unverzüglich nad 
dem Ablaufe der beftimmten Zeit zu machen. Berfäumt er e8, die ihm hiernach obliegenden 
Hanblungen vorzunehmen, fo wird der Bürge frei. Erfolgt die Unzeige dagegen rechtzeitig, fo 
Tann der Gläubiger von dem Bürgen Erfüllung verlangen. Uber der Umfang der Haftung bes 
Burgen fhränft fi ein. Er haftet im eriten Falle für die Forderung nur in dem Umfange, 
den bie Hauptverbinblichkeit zur Heit der Beendigung bes Verfahrens hat, im zweiten Falle nur 
in dem Umfange, den bie Hauptverbindlichleit beim Ablaufe der beſtimmten Beit bat. Anderungen, 
welche die Hauptverbindlichtett nad} diefem Zeitpunkt erleidet, berühren alfo den Bürgen nit. Er 
braucht insbefondere nicht für bie fpäter fällig werbenden Zinfen aufzulommen. Für bie Koften 
der Rechtsverfolgung haftet demnach der jelbftichuldnerifche Bilrge nur, ſoweit fie bis zum Ablaufe 
der beftimmten Zeit, der andere Bürge nur, foweit fie bis zur Beendigung ber im 8 772 bes 
zeichneten Bollftredungsmaßregeln entitanden find. 

Eine Verpflichtung des Gläubigers, den Bürgen felbft nunmehr in Anſpruch zu nehmen, 
wird durch ben 8 777 dem Gläubiger nicht auferlegt. 

4. Zu den Handlungen, zu denen ber 8 777 ben Gläubiger verpflichtet, tft zu bemerken: 

&) Der Gläubiger Hat die Einziehung der Forderung unverzüglich d. h. ohne fchuldhaftes 
Zögern ($ 121) nad Maßgabe des & 772 zu betreiben. Hierzu gehört, wenn die Forderung 
noch nicht fällig iſt, die Herbeifüßrung der Fälligkeit. Verſchulden feined Prozeßvertreters muß 
der Gläubiger gegen ſich gelten lafien. Weitere Zwangsvollſtreckungsmaßregeln, ald im 8 772 
beftimmt, find nicht erforderlih. Der 8 772 fpricht zwar nur von Geldforberungen; daraus darf 
aber nicht gefolgert werden, daß 8 777 nur bei Bürgfdaften für Geldforderungen anwendbar Üüt. 
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8. 778. Wer einen Anderen beauftragt, im eigenen Namen und auf eigene 
Nechnung einem Dritten Kredit zu geben, haftet dem Beauftragten für die aus 
der Krebitgewährung entſtehende Verbindlichkeit bes Dritten als Bürge. 


Bet anderen Bürgichaften Bat der Gläubiger irgendeine nad; Maßgabe der EBD. zuläffige Zwangt⸗ 
vollitredungsmaßregel zu verjuchen. 

db) Die Anzeige, welche der Gläubiger an den Vürgen zu erftatten bat, trägt dem Charakter 
einer einfeitigen empfangsbebürftigen Willenserklärung (38 130ff.). Ste Hat unverzüglid, 
d. 5. nach 8 121 ohne ſchuldhaftes Bögern, zu erfolgen. Rücknahme der Anzeige tft unzuläffig. 
Die Anzeige muß erft nach ber Beendigung des Verfahrens gemacht werden, die Unzeige bei 
Beginn der Beitreibung tft nicht erforderlich, macht jedoch, wenn fie z. B. durch Streitverfünbung 
erfolgt, die Anzeige nach ber Beendigung bed Verfahrens entbehrlich. 

5. Die Beweis laſt ftellt fi fo, daß, wenn fi der Bürge auf den Ablauf ber beftimmten 
Beit beruft, der Gläubiger darzulegen bat, daß er die Anzeige rechtzeitig erftattete bzw. bie im 
Abf. 1 Say 1 geforderten Schritte unverzüglich unternahm. 

6. Die Beftimmungen des 8 777 köonnen durch ausbrüdlide oder ftill« 
ſchweigende Vereinbarung ber Parteien geändert werden (vgl. RE. ZW. 1903 Beil. 
©. 115). Insbeſondere kann fi der Vürge in dem Sinne verbürgen, daß er innerhalb ber 
beftimmten Zeit gerichtlich in Unfpruch genommen werden muf ober daß er für bie —— 
fähigteit des Hauptſchuldners nur bis zum Ablaufe der beſtimmten Zeit einſteht. In beiden 
Fällen findet 8 777 keine Anwendung; tm letzteren Falle haftet der Vürge auch mach der Zeit, 
aber nur wenn ber Hauptſchuldner ſchon während derjelben zahlungsunfähig geworden ift. 

7. Wenn der Bürge ſich fiir künftige Forderungen mit ber Beichränkung auf eine gewifie 
Zeit verbirgt, fo findet 8 777 keine Anwendung (MR. in ZW. 1906 ©. 229). Es if im 
einzelnen alle durch Auslegung bes Bürgſchaftsvertrags feitzuftellen, welchen Sinn die Ein- 
ſchränkung hat. Meiftens wird fie fo gemeint fein, daß ber Bürge fi nur für die innerhalb 
der beftimmten Zeit entjtehenden Forderungen verbilrgen, nicht aber die Haftung felbft zeitlich 
begrenzen will (Ripr. 6 ©. 450; RG. 63 ©. 11). 


578. 
@.18 680; 11 8 717 zen. 8 763; III 8 762. 9.1 6.25791.; M.II 6.6824. V.I 8.2 6.4851. 

Beidemann in 3.f. HR. 53 ©. 429; Lippmann in Iherings Jahrb. 48 ©. 315; Eccius 
in Gruch. 46 ©. 55; 48 ©. 679; Martinius daf. 49 ©. 181; Bendir in Arc. f. Bürg. R. 
20 ©. 155; Labes in DIL. 1903 ©. 173; Jäckel, Der Kreditauftrag (1901); Förſter, Der 
Kreditauftrag (1903); Rind, Der Kreditauftrag (1905). Vgl. auch Rothenberg, Der Kredite 
auftrag im Arch. f. civ. Pr. 77 ©. 321. 

1. Der Krebitauftrag wird im bisherigen Rechte verfchieben beurteilt. Der E. I ftellte 
den Sag auf, baf, wenn jemand einen Sreditauftrag angenommen bat, bad aus dem Vertrag 
entftehende Rechtsverhältnis nicht nad) den Vorjchriften über den Auftrag, fondern nad) den Bor 
fchriften über die Bürgſchaft beurteilt werden folle. Die zweite Kommiffion Hat der Vorſchrift 
bie jet vorliegende Faſſung gegeben. Der Unterſchied gegenüber dem €. I Liegt darin, daß 
nicht von vornherein auf das durch die Annahme des Auftrags entſtehende Rechtsverhältnis die 
Vorſchriften über die Bürgihaft Anwendung finden follen, fondern daß lediglich bie aus ber 
Kreditgewährung entftehende Werbindlichleit des Auftraggebers nad) den für die Vurgſchaft maß⸗ 
gebenden Grunbfägen beurteilt werden fol. 

2. Ein Kreditauftrag Liegt auch dann vor, wenn dem Dritten ber gewährte Srebit belafien, 
3. B. das Darlehen nicht getündigt werden foll (a. A. Förſter ©. 179). 

3. Notwendig tft, dab der Auftraggeber ben Kreditgeber nm Gewährung bes Krebits im 
eigenen Namen (alfo nicht im Namen des Auftraggebers) erſucht. Erforderlich ift ferner, daß 
der Krebitgeber den Krebit auf eigene Rechnung, d. h. nicht aus ben Mitteln des Auftraggebers gibt. 

4. Für das Rechtsverhältuis wor erfolgter Kreditgewährung tft eutſcheidend, ob der Bes 
auftragte ben Auftrag angenommen und fih dadurch zur Kreditgewährung verpflichtet hat ober 
nicht. Nur im erfteren Falle liegt ein Kreditauftrag im Sinne des 8 778 vor (jo auch RG. 56 
©. 130; vgl. Ripr. 8 ©. 84; 9 ©. 13; a. A. Ecciuß). 

a) Der Kreditauftrag bedarf wicht der ſchriftlichen Form (RE. 50 ©.160; 51 ©. rn 
Gr fieht zwar ber Vürgſchaft in feiner Wirkung ſehr nahe, und es könnte vom Standpuulte des 
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Geſetzgebers die Frage aufgeworfen werben, ob nicht, wenn man für die Bürgſchaft die ſchrift⸗ 
liche Form verlangt, das gleiche aud für dem Kreditauftrag vorzuſchreiben fei. Indeſſen nad 
dem Wortlaute des Geſetzes Haftet zwar ber Auftraggeber für die aus dem Auftrage ſich ergebende 
Berbindlichkeit als Bürge, es ift aber nicht gejagt, daß der ganze Vertrag als Bürgichaft bes 
handelt werben fol. Die Faſſung des 8 778 iſt auch keine zufällige, ſondern in der aus⸗ 
geiprochenen Abficht gewählt, ben Kreditauftrag nur in beftimmten Richtungen den Vorſchriften 
über die Bihgfchaft zu unterwerfen. Bei den Beratungen der RTK. iſt die Frage, ob der 8 766 
auf ben Krebitauftrag Anwendung finden folle, nicht erörtert; in der Faſſung bes 8 766 ift 
nicht zum Ausdrude gebracht, daß die Vorſchrift auch für andere als die eigentlichen Burgſchafts⸗ 
verträge gelten foll. 

b) Der Kreditauftrag umterfieht bis zur erfolgten Kreditgewährung den Vorſchriften über 
den Auftrag. Er kann alſo nach 8 671 jederzeit vom Wuftraggeber widerrufen und vom Beauf- 
tragten gekündigt werden. Anwendbar find ferner die Vorſchriften des 8 664 über die Unzu⸗ 
Läffigfeit der Ausführung des Auftrags durch Dritte und der 88 672, 673 über den Einfluß bes 
Todes bed Auftraggebers und des Beauftragten auf den Auftrag (a. U. Weidemann ©. 465; 
Staub 8GB. zu 8 349); die Beteiligten können aber die Unanwendbarkeit vereinbaren. Der 
& 669 über die Rechte bes Beauftragten auf Vorſchuß wird mach der Mbficht der Parteien in der 
Regel unanwendbar fein. 

0) Erhalt der Beauftragte für die Krebitgebung eine Provifion, fo finden nicht die Bor- 
ſchriften Aber den Auftrag, ſondern die über die Gefhäftsbeforgung nad 8 675 Anwendung; ein 
Kreditauftrag im Sinne des 8 778 liegt aber auch in diefem Falle vor (Weidemann ©. 454), 
aud muß man annehmen, daß der Auftrag ſeitens des Auftraggebers widerrufbar und ſeitens 
bes Beauftragten kündbar iſt (Weidemann ©. 470). 

5. Iſt ber Kreditauftrag in dem Sinne gemeint, daß ber Beauftragte nicht bie Ber- 
pflichtung eingehen will, feinerjeit3 den Auftrag außzuführen, d. 5. bem Dritten Kredit au 
geben, fondern daß lediglich, wenn er in Ausführung des Auftrags Kredit erteilt, der Nuftrag« 
geber für die Verbindlichkeit des Dritten einftehen fol, fo liegt ein eigenartiges Rechtsverhältnis 
vor. Es dürfte der Abficht der Parteien entiprechen, in bezug auf Widerruf und Kündigung 
auch in diefem Falle bie Vorſchriften über den Auftrag anzuwenden. Ob unb inwieweit noch 
andere Beitimmungen über den Auftrag anzuwenden find, iſt auf rund ber Auslegung bes 
Vertrags zu entfcheiden. Der Kreditauftrag bedarf auch in diefem alle nicht der Form bes 
8 766. Zwar unterfcheidet er ſich fachlich nicht von der Bilrgichaft, allein er fieht dem eigent- 
lichen Kreditauftrag näher als der Bürgichaft; insbeſondere aber trifit der geſetzgeberiſche Grund 
file die Sormlofigteit des eigentlichen Krebitauftrags, daß nämlich der Anftoß zur Kreditierung 
nit vom Gläubiger, jondern vom Srebitmandatar ausgeht, auch hier zu. 

6. Rechtsverhaltnis nach erfolgter Krebiigewährung. Wenn der Beauftragte dem Dritten 
auf Grund des Auftrags Kredit gewährt hat, fo würbe der Auftraggeber bem Beauftragten nach 
ben Grunbfägen über den Auftrag (8 670) zum Erſatze der Aufwendungen verpflichtet fein. Wie 
das Verhältnis nad) allgemeinen Grundjägen zu beurteilen fein wixde, wenn fein eigentlichen 
Auftrag vorliegt, kann zweifelgaft fein. Nach der pofitiven Veitimmung des 8 778 hat ber Yufs 
traggeber dem Beauftragten ald Vürge zu haften. Es finden hiernach namentlich; die Rechtsſätze 
über den Umfang der Verbindlichkeit des Bürgen und die dem Bürgen zuftehenden Einreden 
und Einwendumgen Anwendung. Gleiches gilt von bem im $ 774 beftimmten Übergange ber 
Rechte des Gläubigerd auf den Bürgen (a. M. Dertmann). Der 8777 tft nicht anwendbar; 
wenn ber Auftraggeber feine Haftung auf beftimmte Zeit beſchränkt, gelten bie in Exl. 7 zu 8 777 
eniwidelten Grundſätze (a. U. Förſter ©. 183). 

Aus der Anftragsnatur des Kreditauftrags ergibt fi, daß dem Beauftragten gegen» 
ber dem Auftraggeber eine Diligenzpflict Hinfichtlic des Seeditnehmers obliegt (Weide⸗ 
mann ©. 471). 

7. Gelangt die Hauptverbindlichteit nicht zur Entftehung, ift fie z. B. ungültig, To wird 
eine Bürgfhaftsverpflichtung nicht begründet. Ob in diefem alle trogdem eine Verbindlichkeit 
des Auftraggeber befteht und nach welchen Grundfägen fie zu beurteilen tft, läßt fi nur nad 
ben Umftänden des einzelnen Falles entſcheiden; in ber Hegel werben auch in diefem Falle die 
Vorſchriften über den Auftrag Anwendung zu finden haben (Weidemann ©. 457). Vgl. Unger 
in Iherings Jahrb. 33 ©. 305. 

8. Der 8 778 ift dißpofitiver Natur. 
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Hennzehnter Titel. 
Vergleich. 


Reunzehnter Titel. 

Dertmann, Der Vergleich im gemeinen Bivilreht, 1895; Hedemann, Der Vergleihi- 
irctum nad) dem Recht des Deutichen Reichs, 1903; David im Recht 1903 ©. 12; GSellner 
in Bf. f. RAnw. 1904 ©. 28. 

I. Die Lehre vom Vergleich ift im BGB. nicht erihöpfend geregelt. Das Geſetz begnügt 
fi) damit, den Begriff des Vergleichs feftzuftellen und eine Beſtimmung über den Einfluß eines 
bei dem Abſchluſſe des Vergleichs unterlaufenden Irrtums zu geben. 

1. Begriff. Der Vergleich wird von bem Gefeg in Übereinftimmung mit dem bisherigen 
Rechte als derjenige Vertrag charalkteriſiert, durch den ber Streit ober bie Ungewißheit ber 
Parteien über ein Rechtsverhältnis im Wege gegenſeitigen Nachgebens beſeitigt wird. 

a) Gegenſtand des Vergleichs kann nicht nur ein Schuldverhältnis, ſondern auch ein Kechts⸗ 
verhältnis anderer Art, z. B. ein dingliches, ein familienrechtliches oder ein erbrechtliches Rechts- 
verhältnis fein (f. Kſpr. 6 S. 8). Beſchränkungen hat das BGB. nicht aufgeftellt. Ausgenommen 
find jedoch diejenigen Rechtsverhältniſſe, welche ber Berfügungsmadt ber Parteien entzogen find 
(vgl. CPO. 8 1025). Danach ift insbeſondere über eine Ehe ein Vergleich unzuläffig. Werner 
ift, foweit nach den 88 1360, 1614, 1714 (anders 8 1580) ein Verzicht auf gejegliche Unterhalt 
anſprüche für die Zukunft nicht zugelafien ift, auch eine Aufhebung oder Minderung folder 
AUnfprüche im Wege des Vergleich verboten (RG. 50 ©. %). Ein Rechtsverhältnis, das 
aus einem gefeglih verbotenen Rechtsgeſchäft entipringt, kann grundfäglih auch 
nicht durch völlige oder teilweife Anerkennung im Wege eines Vergleichs Wirkſamkeit erlangen 
(. RO. 37 ©. 416). Aber nicht jeber Vergleich über ein ſolches Rechtsgeſchäft iſt unwirkſam; 
das Reichsgericht (NG. 49 ©. 192) Hat z. B. einen Vergleich, durch ben ein Streit ber Parteien 
erledigt wurde, ob bie zwifchen ihnen geſchloſſenen Verträge klagloſe Differenzgefchäfte oder gültige 
Kauf⸗ oder Kommiſſionsgeſchäfte feien, ſelbſt dann für voll rechtswirkſam erklärt, wenn objektiv 
Differenzgefchäfte vorliegen, weil ein folder Vertrag nicht zum Zmede der Erfüllung einer Spiel 
ſchuld gefchloffen fei und auf ihn die gefepgebertfchen Müdfichten, die zur Anordnung ber Stlaglofigfeit 
des Spieles geführt hätten, nicht zuträfen; bilbet der Vergleich aber nur bie äußere Form für 
ein in Wahrheit gemolltes Schuldanerkenntnis, fo ift er gemäß 88 762, 764 unverbindlich (f. auch 
Trumpler in 3. f. HR. 50 ©. 475). 

b) Das Rechtsverhältnis muß flreitig oder ungewiß fein. Daß ber Richter in der Lage 

tft, den Streit fofort zu entfcheiden, ift ohne Belang (KG. in JW. 1901 ©. 138). Die Ungewibhelt 
tann eine rechtliche oder eine tatfächliche fein. Sie kann ſich nicht nır auf das Beſtehen, ſondern 
auch auf Modalitäten des Rechtsverhältniſſes, z. B. auf Umfang oder Fälligkeit bes Anfpruchs 
beziehen (R®. in BL. f. RAnw. 1906 ©. 674). Ste braucht nicht objektiv zu beftehen; fubjettive 
Ungewißheit genügt, der 8 779 fordert eine „Ungewißheit ber Parteien“ (RC. in IW. a. a. D.; 
Hebemann a. a. O. &. 63f.). Zur Verbeutlihung des Gefeges Hat die zweite Kommiſſion noch 
den Sag Hinzugefügt, daß es der Ungemwißheit gleichfteht, wenn bie Verwirklichung eines Anſpruchs 
unficher tft (8 779 Ubf. 2, P. II 8.2 ©. 527). 
i Mit Rüdfiht auf dieſe Vorausfegung des Vergleichs iſt ein Vergleich über ein 
rechtskräftiges Urteil unmöglich, infoweit durch das Urteil ber Streit ober die Ungewißheit 
des den Gegenftand des Urteil bildenden Rechtsverhältniſſes bejeitigt if. Wenn aber bei 
den Parteien eine Ungewißheit über dem Inhalt des Urteils befteht, z. B. darüber, in welden 
Umfang ein vom Kläger behauptetes Recht vom Gerichte für begründet erachtet if, oder 
wenn die Verwirklichung des durch das Urteil anerkannten Anſpruchs unficher ift, fo iſt 
hierüber ein Vergleich zuläffig (f. Shwarg, Abfolute Rechtskraft in der Feftgabe für Demburg 
41900 ©. 320ff.; Über das gemeine Recht vgl. namentlih Dertmann a. a. O. ©. 188ff. 
Bülow im Arc. f. civ. Pr. 83 ©. 83ff.; Windſcheid-Kipp IT 8414 Unm. 6). Durd einen 
ſolchen Vergleich wird nicht das Urteil als ſolches aus der Welt geſchafft, fondern nur eine gemäß 
CPO. 8 767 geltend zu machende Einrede gegenüber der weiteren Zwangsvollſtredung begründet 
(RS. in Gruch. 45 ©. 1157). Wegen der Frage, ob ein Vergleich gültig ift, der im Unfenntnis 
des Umitandes, daß über ben Gegenſtand des Vergleichs ein rechiskräftiges Urteil ergangen iſt, 
abgeihlofien wird, f. Erl. 6 zu 8 779. 
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ec) Wefentlih iR für den Vergleich, dab der Streit oder die Ungewißheit durch gegen- 
ſeitiges Rachgeben bejeitigt werben. Unter dem Nachgeben iſt nicht etwa das Zugeftändnis 
zu verfiehen, der andere habe zum Zeil recht, vielmehr genügt ein tatfächliches Nachgeben (NG. 
in Gruch. 49 ©. 106). Der Ausdrud „nachgeben“, welcher im Auſchluß an den Sprachgebrauch 
des täglichen Lebens gewählt ift, ift auch nicht im engeren juriitifhen Sinne, fondern in bem 
weiteften Sinne auszulegen, den der Sprachgebrauch mit ihm verbindet; der eine Kontrahent 
muß dem anderen ein Opfer bringen (PB. II 8b. 2 ©. 524f.; RG. in Gruch. 47 ©. 934). Das 
gegenfeitige Nachgeben kann darin beitehen, daß der Anfpruch der einen Partei teilweife befriedigt, 
teilweife aufgegeben oder daß er teilweife als beftehend, teilweiſe als nicht beftehend anerkannt 
wird, oder auch darin, daß er ganz befriedigt oder anerkannt ober ganz aufgegeben wird und 
daß dafür von der anderen Partei eine Gegenleiftung übernommen wird (BP. II, RG. u. David 
a. a. O.). Demnach ift e8 nicht erforderlich, daß das beiderfeitige Nachgeben fi gerade auf den 
ftreitigen oder ungemifien Anſpruch bezieht (abw. NG. in JW. 1901 ©. 138; Hedemann a. a. O. 
©. 66), vielmehr genügend, daß die eine Partei hinſichtlich desſelben ein Zugeftändnis macht, 
während die andere dafür eine Gegenleiftung anderer Art übernimmt (Bipr. 2 ©. 213; f. Bay. 
3. f. Rpfl. 1906 ©. 22; Crome II 8 301 Anm. 30). Auch kann im Wege des Vergleichs ein 
Rechtöverhältnis in eine andere juriftifche Form gebracht, z. B. die Forderung aus einem Werk⸗ 
vertrag in eine Darlehnsforderung verwandelt werden (f. RG. in 3W. 1903 Beil. ©. 96; David 
a. a. O.). Mitbetroffen werden hiernach insbejondere die Häufig vortommenden und im bisherigen 
Rechte nicht unbeftrittenen Fälle, in benen ein Gläubiger einem Schuldner Stundung oder Nach— 
laß an der Forderung gewährt, um dafür ein tatfächlich oder rechtlich ſichereres Bahlungsverfprechen 
zu erlangen (f. RG. in UL f. RUnm. 1906 ©. 674). Das Nachgeben auf feiten des Schuldners 
ift Hier darin zu finden, daß er ftillihweigend auf Einwendungen verzichtet oder daß der Betrag 
der Forderung außer Zweifel geflellt oder daß die Verwirklichung bes Anſpruchs in irgendeiner 
Weiſe für den Gläubiger gefichert wird. Wird aber tatſächlich nur von der einen Seite ein Zu⸗ 
geitändnis gemacht, fo liegt, auch wenn ber Ausdrud Vergleich gebraucht fein follte, fein Vergleich, 
fondern ein Bertragsverhältnis anderer Art vor (f. Hedemann a. a. O. ©. 67); meiftens wird 
in foldem Falle ein Anerkenntnis oder Erlafvertrag anzunehmen fein, doch läßt ſich die Frage 
nur nad) den Umftänden bes einzelnen Falles entſcheiden. Umgekehrt fteht e8 der Auffaffung 
einer Vereinbarung als Bergleich beim Vorhandenſein der gejeglichen Borausfegungen nicht ent= 
gegen, wenn bie Parteien den Ausdrud „Vergleich“ nicht gebraucht, fondern „aus Liberalität” zu 
leiften ſich verpflichtet Haben (IWW. 1901 ©. 138; Gruch. 49 ©. 106). 

Schließlich muß die Beſeitigung bed Streites oder der Ungewißheit der Zweck bes gegen- 
feitigen Nachgebens, das Biel ber Vereinbarung fein (j. Lotmar, Der Arbeitsvertrag, I ©. 770f.). 

2. Rechtliche Natur des Vergleichs. 

a) Der Vergleich hat einen obligatoriſchen Charakter, inſofern für die Parteien durch 
den Abſchluß des Vertrags perſönliche Verpflichtungen begründet werden. Die zur Vollziehung 
bes Vergleichs erforderlichen Rechtsgeſchäfte kommen daneben für ſich in Betracht. Aber in ber 
Wirklichkeit wird der Vertrag häufig fo geſchloſſen, daß gleichzeitig die Verhältniſſe in der ver⸗ 
einbarten Weiſe objektiv geregelt, z. B. die Unertennung oder der Erlaß ber ftreitigen Forderung 
ausgeſprochen werben. Das obligatortihe Kaufalgefhäft und das dingliche Erfüllungsgeſchäft 
fallen hier, ähnlich wie beim fog. Handlaufe der Kaufvertrag und der Übergabevertrag, in eins 
zufammen. Es wilde an fi) möglich fein, die obligatorifhen und bie dinglihen Beftandteile 
des Vertrags zu trennen und nur für erftere den Ausdruck Vergleich zu verwenden, wie dies 
auch bei ben Beratumgen der zweiten Kommiffion von einer Seite vorgefchlagen war. Das Geſetz 
bezeichnet aber, den Anſchauungen bes Verkehrs und dem Sprachgebrauche des Lebens folgend, 
das ganze Recitögefchäft, durch welches der Streit oder die Ungewißheit befeitigt wird, als Ver⸗ 
gleich (P. II Bd. 2 ©. 525). Die obligatorifhen Verpflichtungen und die dinglihe Bollztehung 
des Vergleichs können aber auch voneinander getrennt werben. Died ergibt fih mit Not⸗ 
wenbigfeit dann, wenn der Zweck bes Vergleichs nicht direlt und vollftändig durch den Vertrag 
erreicht werben Tann, wenn z. B. zur Durchführung de Vergleich eine Eintragung im Grund⸗ 
buch erforderlih iſt. Hier begründet der Vergleich die obligatorifche Verpflichtung, den vers 
einbarten Erfolg Herheizuführen. 

db) Als obligatorifher Vertrag hat der Vergleich den Charakter eines gegenfeitigen Bertrand. 
Jede der Parteien kann aljo gemäß 88 320ff. die Erfüllung des Vergleih verweigern, bis die 
Gegenleiftung bewirkt wird, und auch die 88 323]. find anwendbar. 
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©) Wenn und foweit ber Vergleich ein anderes Rechtsgeſchäft, z. B. die Abtretung einer 
Sorberung, in ſich flieht, kommen daneben bie für dieſes bejondere Rechtsgeſchäft maßgebenden 
Grundjäge zur Anwendung. 

a) Iſt im Wege des Vergleiche ein Recht übertragen ober belaftet oder die Verpflichtung 
zur Veräußerung oder Belaftung eines Gegenftandes begrlinbet, fo finden hinſichtlich der Haftung 
für Mängel die für den Kauf gegebenen Vorjchriften Anwendung (8$ 445, 493). Diefe find 
aber nur auf den Vergleich als Veräußerungsgeihäft anwendbar (RE. 54 ©. 165). Der auf 
feinen Anſpruch Verzihtende haftet nicht, wenn der Gegenfiand des Anſpruchs hinterher dem 
anderen Teile auf Grund eine anderen Rechtes genommen wird (Windfcheib-Kipp II 8 413 
Anm. 12; M.II ©. 656), und die Verpflichtung zur Gemwährleiftung wegen Mängel der Sache 
erftredt fi nur auf die vergleichsweiſe gegebenen Sachen (R®. a. a. D.). 

e) Wenn ein Vergleich über einen Anſpruch gefchloffen wird, zu deſſen Sicherung Bürg 
ſchaften oder Pfandreiite beftellt find, jo erlöſchen bie Bürgfchaften und Pfandrechte, wenn und 
foweit ber Hauptanſpruch durch den Vergleich aufgehoben wird. Wird aber durch den Vergleich, 
wie bies häufig vorlommt, nur ein neuer Schuldtitel für den inhaltlich fortbeitehenden Haupt 
anſpruch begrünbet, jo bleiben die Nebenrechte beftehen (ſ. Schollmeyer, Recht der einzelnen 
Schuldverhältniſſe, ©. 183). 

3. Für ben Abſchluß des Vergleichs find die allgemeinen Grundfäge maßgebend. Einer 
Form bedarf der Vergleich als ſolcher hiernach nicht, doch kann für die Reditsänderung, welde 
durch den Vergleich Herbeigeführt oder auf Grund besfelben vorgenommen werden foll, die Bes 
obachtung einer Form erforderlich werden (IW. 1902 Beil. ©. 233, 1905 ©. 720). Wird ein 
Schuldverfprechen oder ein Schuldanerkenntnis im Wege bed Vergleichs erteilt, fo iſt die Be- 
obachtung ber im übrigen vorgefchriebenen ſchriftlichen Form nicht erforderlich (3 782; ZW. 1903 
Beil. ©. 100). Über die Form des Prozeßvergleichs ſ. RG. 48 ©. 183. 

4. Wirkung bes Vergleichs. 

a) Befeitigung bes biäherigen Rechtsverhältniſſes. Der Zweck des Vergleichs geht dahin. 
den Streit oder die Ungewißheit über das den Gegenftand des Vergleichs bildende Rechts 
verhältnis zu befeitigen. Ein Zurlidgreifen auf das frühere Rechtsverhältnis iſt danach, ſoweit 
diefes duch ben Vergleich erledigt ift, unzuläffig, e8 müßte denn fein, daß die Ungültigkeit des 
Vergleichs feftgeftellt wäre. Als erledigt zu betrachten find aber nur bie Punkte, über melde 
die Parteien ſich wirklich haben vergleichen wollen. Welche Punkte dies find, tft durch Auslegung 
des einzelnen Vertrags unter Berüdfichtigung des 8 157 feftzuftellen. Mit dem Gtreite wird 
aud ein behufs defien Entſcheidung geſchloſſener Schiedsvertrag befeittgt (Rfpr. 8 ©. 85). 

db) Der Bergleich wirkt, ſoweit ex einen obligatoriſchen Charakter trägt, nur für und gegen 
die Parteien. Wenn aber in dem Vertrage gleichzeitig bie Verhältniſſe objektiv gewegelt werben, 
wenn 3.8. im Wege des Vergleichs eine Forderung abgetreten oder exlaffen wird, fo Bat der 
Vergleich infoweit dinglihe Wirkungen. 

6) Der Nnfprud aus einem vollitredbaren Vergleiche verjährt in 30 Jahren, auf 
wenn er an ſich einer kürzeren Verjährung unterliegt (8 218), 

IL Die Beflimmungen ber anderen Neichögefege über Vergleiche werden durch die Bor 
ſchriften des neunzehnten Titels nicht berührt. Falls aljo in einem Reichsgeſet ein engerer oder 
weiterer Begriff des Vergleichs angenommen fein follte, fo ift diefer bei ber Anwendung der Bor- 
ſchriften des betreffenden Gefeges maßgebend. Wenn aber bie Bezugnahme auf ben Sprach⸗ 
gebrauch des materiellen bitrgerlichen Nechtes ſich Mar ergibt, fo tft bei ber Auslegung ber im 
BGB. aufgeftellte Begriff bes Vergleichs zugrunde zu legen. Insbeſondere dürfte dies bei ber 
EBD. zutreffen (fo die Herrihende Meinung, 5.8. M.II ©. 650; RG. in ZW. 1901 ©. 138; 
Bay. 8. f. Rpfl. 1906 ©. 22; Rſpr. 6 ©. 8; Baupp- Stein Erl. 11 zu 8 794 CPO.; Seuffert 
Erl. 28 zu 8 79%, Wolf im Arch. f. civ. Pr. 88 ©. 162f.; a. M. Paul, Der Bergleich im 
Zivilprozeß, 1898; Hebemann a. a. D. ©. 67ff., 124. Kohler in 3. f. EP. 29 ©. 42ff. 
Sreudenthal daf. 32 ©. 477; Staudinger II ©. 731 Borbm. ID. 

Das gleiche gilt, wenn in Laudesgeſetzen, welche nady dem EG. unberührt bleiben, Bor 
ſchriften über Vergleiche gegeben werben. 

III. Dos BGB. gibt feine Vorfchriften über den Schiedsvertrag. Die im der CPO. 
enthaltenen Vorſchriften über das ſchiedsrichterliche Verfahren (CPO. 88 1025-1048) find für 
ausreichend erachtet. Auch über den Vertrag, welcher die Übernahme der ſchiedsrichterlichen 
Verpflichtung zum Gegenftande hat, find feine Beitimmungen aufgenommen. Es greifen hiernach, 
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8. 779. Ein Vertrag, durch den der Streit oder die Ungewißheit der Bar- 
teien über ein Nechtöverhältnig im Wege gegenfeitigen Nachgebens befeitigt wird 
(Vergleich), iſt unwirkſam, wenn der nad) dem Inhalte des Vertrags als feftitehend 
zu Grunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht und der Streit 
oder die Ungewißheit bei Kenntniß der Sachlage nicht entftanden fein würbe. 

Der Ungewißheit über ein Rechtsverhältniß fteht es gleich, wenn die Vers 
wirklihung eines Anſpruchs unficher ift. 


ſoweit die Verhältnifie nicht in der CPO. geregelt find, die allgemeinen Grundjähe fiber Ver⸗ 
träge Pla. Hervorzuheben ift, daß beide Werträge formlos abgeſchloſſen werben fünnen. 

Der Schiedseidvertrag wird im BGB. nicht erwähnt. Die Motive bemerken, dab eine 
Beſtimmung, welche den Schiedseibvertrag verbiete, bei der großen Seltenheit der fraglichen Fälle 
feine praftifche Bedeutung habe. Wolle man im Intereſſe ber Heiligfeit be Eides derartigen 
Verträgen ftenern, fo würde vorbehaltlich gemifier Ausnahmen ein allgemeines Verbot aus⸗ 
zuſprechen fein, ein ſolches Verbot würde aber kaum in das BGB. gehören (M. II ©. 657). 
Hiernach feinen die Motive den Schiedgeidvertrag für zuläffig zu erachten. Es fragt fi, ob 
dieſer Auffafiung nicht bie Nüdficht auf die Heiligkeit des Eides entgegenfteht. Diefes Bedenken 
würde indefien doch nur dann als begründet anerkannt werben fönnen, wenn man in bem 
Schiebseidvertrag eine Mißachtung oder doch einen Mißbrauch des Eides erbliden und den 
fraglichen Bertrag daher als gegen bie guten Sitten verftoßend anfehen müßte. Nun geht zwar 
mit Recht das Beftreben dahin, die Eidesleiſtung tunlichſt einzufchränten, aber man wird doch 
ichwerlich behaupten können, daß die herrſchende Auffafjung ben Gebrauch des Eides zur Feſt⸗ 
ftellung ſtreitiger Privatrechtsverhältnifie ſchlechthin als einen Mißbrauch bes Eides betrachte. 
Dem fteht ſchon die ausgebehnte Zulafiung des Schiedseids im Prozeß entgegen (CPO. 98 445ff.). 
Hier geben zwar die prozefjualifchen Vorſchriften einige Sicherheit gegen die leihtfinnige Eides- 
leiſtung. Das Fehlen folder Garantien bei dem außergerichtlichen Eide kann den Gefeggeber 
veranlafien, den Schiedseidvertrag für nichtig zu erllären (f.  B. fühl. GB. 8 1427). In 
Ermangelung einer ſolchen Vorſchrift bürfte ſich aber aus allgemeinen Grundfägen die Nichtigkeit 
nit ableiten Iafien (a. M. Windfheid-Kipp II Zuf. zu 8 418). Die Ableiſtung bes 
Schiedseids Hat eventuell außergerichtlich zu erfolgen. Eine Mitwirkung ber Gerichte ift in dem 
FGG. nicht vorgefehen. Die Beitimmungen des StGB. über den Meineid (StB. 88 153 ff.) 
finden auf den privatim abgeleifteten Schiedseid feine Anwendung. 


8709. 
€. 188 666, 667; II 8 718 ve. 8 764; III 8 768. P.1 ©. 2603M., 2627 ff., 3555, 3560, 117911f.; 
M.I 6.654. P.1 80.2 6. 310 q.3 Bo. 6 ©. 198. 

1. Der Begriff des Vergleicht, der im Eingang und im Abſ. 2 des 8 779 geregelt ift, 
iſt in Vorbm. I1 bereit erörtert. 

2. Umwirffamteit des Bergleichd wegen Irrtums über ben Gadverhalt. Wenn ber bei 
dem Abſchluſſe des Vertrags zugrunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entipricht, fo 
tann zweifelhaft fein, welche Bedeutung dem Irrtume beizulegen tft. Bu denken iſt z. B. an ben 
Fall, daß ein durch Teftament eingefegter Erbe tiber ein in dem Teftamente beftimmtes Ver⸗ 
mädtnis mit dem Bedachten einen Vergleich ſchließt und daß das Teitament ſich fpäter ald uns 
gültig erweiſt. Der E. I wollte die Frage nad) den Grundfägen der Lehre von ber ungerechts 
fertigten Bereicherung enticheiden; dem Vertragſchließenden, welcher fi im Irrtume befunden 
hat, ſollte ein Anſpruch auf Rüdgängigmadung des Vergleichs eingeräumt werden. Die zweite 
Kommiffion hat ſich nach eingehender Erörterung dafiir entfchieden, der Vorſchrift die jegt vor- 
liegende Saffung zu geben. Man ging davon aus, daß, wenn nad dem Inhalte eines Vertrags 
eim beftimmter Tatbefland als feftftehend zugrunde gelegt fei, angenommen werden müfle, dab 
bie Parteien die Bezugnahme auf diefen Tatbeitand als einen integrierenden Beſtandteil bes 
Vertrags betrachtet haben. Die Art und Weife, in welcher das Nichtbeitehen des zugrunde ge- 
legten Tatbeitandes auf den Vertrag wirfen folle, könne aber in verfchiedener Art gedacht fein. 
Die Abficht könne dahin gehen, dab das Beftehen des Tatbeftandes Bedingung für dem Vertrag 
fein folle. Es könne aber auch beabfichtigt fein, daß der einen oder der anderen Partei nur ein 
Rucktrittorecht oder ein Anſpruch auf Rüdgängigmahung des Vertrags für den Fall zuſtehen 


852 IV. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


folle, daß der zugrumde gelegte Tatbeftand nicht beſtehe. Um Streitigkeiten in diefer Beziehung 
abzuſchneiden, hat die Kommiffion es für zwedmäßig erachtet, eine ausbrüdliche Beftimmung im 
Geſetze zu geben. Diefe beruht auf dem Gebanlen, dab es dem Zwecke des Bergleihd und der 
Auffafjung des Lebens vegelmäßig am meiften entſpreche, wenn man dad Nichtbeſtehen bes 
zugrunde gelegten Tatbeſtandes als auflöfende Bedingung behandele. Hieraus ergibt fi) von 
felbit, daß der Vertrag unwirtſam tft, wenn ber zugrunde gelegte Tatbeftand nicht beſteht. Die 
Vorſchrift ift übrigens infofern nur eine bdispofitive, als die Parteien die folgen bed Nicht 
beſtehens de3 zugrunde gelegten Tatbeftandes in anderer Weife, als in dem 8 779 beftimme ift, 
regeln können (B. II Bd. 2 ©. 526). 

8. Boransfegungen der Unwirkſamkeit. 

a) Der Vergleich ift mır dann unwirkfam, wenn ber nad bem Inhalte des Vertrags als 
feſtſtehend zugrunde gelegte Sachverhalt ber Wirklichteit nicht entſpricht. Es genügt nicht, daß 
fih die Parteien beim Abſchluſſe des Vergleichs tatſächlich über irgendeinen beliebigen Umftand 
im Irrtume befunden haben. Die Vorausſetzung, daß jener Umftand richtig fei, muß vielmehr 
einen Beitandteil des Vertrags gebilbet haben. Ob dies zutrifft, ift nad) den Umijtänden bes 
einzelnen Falles zu enticheiden. Ein Anhaltspunkt für die Auslegung des Vertrags wird vielfach 
daraus zu entnehmen fein, ob man bei objektiver und vernünftiger Würdigung der Berhältnifie 
eine beftimmte Vorausfegung als Bedingung geſetzt Haben wiirde. Es genügt ferner nicht, daß 
fih nur eine der Parteien über einen von ihrem Standpuntte wefentlihen Umftand im Jretume 
befunden bat, fonbern es muß feititehen, baf beide Parteien über die Bedeutung dieſes Umftandes 
als Vorausſetzung des Vergleich einverftanden geweſen find. Wenn aber ein folder Umftand 
von einer Partei als feftitehend vorausgeſetzt und bies der anderen Partei bei Schließung bes 
Vertrags belannt geweſen ift, jo muß angenommen werden, daß biefer Umftand vertragsmäßige 
Bedeutung haben fol. Bei ben Beratungen ber zweiten Kommiffion war beantragt, dies aus⸗ 
drüdlih im Geſetz auszufprehen. Man hat aber von der Aufnahme einer ſolchen Beitimmung 
Mißverftändnifle befticchtet und fi) damit begnügt, den Gedanlen tn der Weife zum Ausdrude 
zu bringen, daß eine Borausfegung für weſentlich erklärt ift, welhe nad dem Inhalte des 
Vertrags dem Vergleiche zugrunde gelegt ift (vgl. Hedemann a. a. D. ©. 84ff.). 

Bu dem als feftftehend zugrunde gelegien Sachverhalte kann unter Umftänden auch der 
Rechtsſat gehören, nad, dem der Streit zu entfcheiden oder die Ungewißheit zu befeitigen geivefen 
wäre (abw. RG. in Gruch. 49 ©. 106). 

db) Weiter wird noch erfordert, daß ber Streit ober bie Ungewißheit bei Kenntnis der 
wahren Sachlage nicht entfianden fein würde. Allerdings würden die Parteien nad) allgemeinen 
Grundfägen in ber Lage fein, die Gültigkeit des Vergleichs von jebem Umftand abhängig zu 
machen. Uber die im 8 779 gegebene geſetzliche Regel, wonach weder ein Anfechtungsrecht noch 
ein Rüdtrittsrecht begründet, fondern ber Bertrag ohne weiteres unwirkſam ſein fol, gilt nur 
für die Fälle, in denen bei Kenntnis der wahren Sachlage ein Streit oder eine Ungewißheit nicht 
entftanden fein würbe. Dieſes Erfordernis ift fein rein objeftives, auch fubjeltive Momente find 
bei Prüfung der Frage, ob der Streit oder die Ungewißheit nicht entftanden fein würde, zu 
berüdficgtigen (abw. P. II Bd. 6 ©. 198; Hedemann a. a. D. ©. 88ff. und dazu Siber 
in Sädf. Ar. 15 ©. 665FJ.). 

6) Auf die Art des Irrtums kommt es nicht an. Der Vergleich ift unwirkſam, gleichviel 
ob der Irrtum ein entſchuldbarer oder ein nicht entfchuldbarer ift. Es genligt, daß die Parteien 
fi über eine nad) dem Vertrage weientlihe Borausfegung im Irrtume befunden haben. Auch 
Rechtsirrtum Tann genügen (ſ. Erl. 3a a. E.; Eofad I $ 160 Ziff. IV do; a. M. Endes 
mann I 8 193 Anm. 25). 

4. Wirkung. Liegen die Vorausfegungen des 8 779 vor, fo ift der ganze Vergleich, ein 
ſchließlich der im Vertrag etwa vorgenommenen dinglichen Rechtsgeſchäfte, unmirkfam, d. i. nichtig. 
Es bedarf nit ber Geltendmachung eined Anfechtungs⸗ oder Rücktrittsrechts (ſ. Hedemann 
a. a. O. ©. Yöff., 124f.; Ed 1 ©. 575; Leonhard, Allg. Teil S. 435f.; vgl. oben Bd. I 
©. 182). Sind auf Grund des Vergleichs und zur Erfüllung desſelben beveit3 Leiſtungen 
gemadt, fo können diefelben nad Maßgabe ber Grundſätze über bie ungerechtfertigte Bereicherung 
(88 812f.) zurüdgefordert werden (RG. 61 ©. 321). Sollten die zur Erfüllung des Vergleichs 
felbftändig vorgenommenen Rechtsgeſchäfte an bie Bedingung gefnüpft fein, dab der Vergleich 
felbft gültig fei, jo werben fie ſelbſtwerſtändlich ohne weiteres Hinfälig, wenn ſich der Vergleich 
als unwirkſam herausftellt. 
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5. Bon $ 779 nicht betroffene Irrtumofälle. 

a) Irrtum über einen durch ben Vergleich erlebigten Umſtand. Hat einer der Vertrags 
{liegenden oder haben ſich beide Parteien beim Abfchluffe des Vergleihs über einen Umftand 
im Irrtume befunden, welder Gegenftand bes Streites oder ber Ungewißheit war, jo wird da⸗ 
durch die Gilltigfeit des Vergleichs nicht beeinträchtigt. Der €. I fprad) dies befonders aus. 
Die zweite Kommiffion hat den Satz als felbftverftändlich geftrihen (B. II Bd. 2 ©. 521, 526). 
Er läßt fi in der Tat ans dem Bwede des Vergleichs ableiten. Die Parteien wollen vertrags⸗ 
mäßig den Streit ober die Ungemwißheit befeitigen. Darauf, wie es ſich mit dem ftreitigen oder 
ungewiſſen Punkten in der Wirklichkeit verhalten hat, fol nichts anlommen. Die Gflltigleit des 
Vergleichs kann deshalb auch nicht im Frage geftellt werben, weil fich einer der Bertragichließenden 
oder beide über einen biefer Punkte im Irrtume befunden Haben (RG. 61 ©. 321; Gruch. 49 
©. 918). Sit jedoch der Irrtum über einen ſolchen Punkt dur argliftige Täufchung Hervors 
gerufen worden, fo tft die Anfechtung des Vergleichs gemäß 8 123 zuläffig (Gruch. a. a. O., 
Recht 1904 5. 193; vgl. Hedemann a. a. D. ©. 92ff.). 

b) Einfeitiger Irrtum. Hat ſich einer der Vertragſchließenden beim Abſchluſſe bes Ber- 
gleichs über einen von feinem Standpunkte weientlihen Umftand im Irrtum befunden, ohne da 
dies dem anderen Teile bekannt geworben tft, fo kann wegen dieſes einfeitigen Irrtums nur 
eine Anfechtung der Willengerflärung wegen Irrtums nad 8 119 in Frage fommen. Begels 
mäßig wird eine ſolche Anfechtung aber ausgeſchloſſen fein, da es ſich meiftens nur um einen 
unbeachtlichen Irrtum im Beweggrunde Handeln wirb. $ 

6. Untenntnid von einer den Streit oder die Ungewißheit befeitigenden Entiheidung 
ober Urkunde. Das bisherige Recht enthält zum Teil befondere Vorſchriften über die Fälle, 
wenn die Parteien einen Vergleich gefchlofien haben, ohne zu willen, daß über dem Gegenftand 
des Vergleichs ein vechtökräftiges Urteil ergangen war ober daB Urkunden vorhanden waren, 
welche ben Streit oder die Ungewißheit zu befeitigen vermodten. Das BGB. hat folhe Bes 
fimmungen für entbehrlich erachtet. 

Die Anwendung der allgemeinen Grundfäge führt zu folgenden Ergebniſſen: Betrifft das 
Urteil oder die Urkunde gerade die Punkte, welche durch den Vergleich außer Streit geftellt werben 
ſollten, fo wird die Gültigkeit des Vergleichs nach der allgemeinen Regel (j. oben Erl. 5a) nicht 
berührt. Sollte dagegen die Nichteriftenz des Urteils oder der Urkunde eine vertragsmäßige Bor 
ansfegung des Vergleichs gebildet Haben, fo ift der Vertrag nad 3 779 unwirkſam. Ob das eine 
oder das andere zutrifft, läßt ſich nur nad) den Umftänden bes einzelnen Falles entſcheiden. 
In den Protofollen der zweiten Kommiſſion wird Hierzu ausgeführt: Die nachträgliche Auffindung 
von Urkunden, welche das ftreitige oder ungemifie Rechtsverhältnis außer Zweifel gefegt hätten, 
tönne die Billtigfeit des Vertrags nicht berühren. Die Parteien hätten das Rechtsverhältnis, 
welches fie durch den Bergleih ordnen wollten, nicht deswegen als ungewiß angefehen, meil 
Behelfe, aus denen die wahre Rechtslage fi) ergebe, nicht vorhanden feien, fondern deswegen, 
weil ſolche Behelfe ihnen nicht zu Gebote geftanden Hütten. Kämen die Behelfe hinterher zum 
Vorſcheine, fo werde dadurch dem Vergleiche nicht die Grundlage entzogen. Zweifelhafter fei die 
Trage, ob in Ermangelung einer bejonderen Borfchrift ein in Unkenntnis ber bereit3 ergangenen 
rechtsträftigen Entſcheidung geſchloſſener Vergleich als unwirkſam angefochten werden könne, doch 
ſei die Frage wohl zu verneinen. Das durch den Vergleich geordnete Rechtsverhältnis ſei für 
die Parteien trotz des rechtskräftigen Urteils ungewiß oder beſtritten geweſen und dieſer Ungewiß— 
heit, dieſem Streite hätten fie ein Ende gemacht. Komme eine geraume Zeit vor ber Schließung 
des Vergleichs ergangene, inzwifchen in Vergeſſenheit geratene rechtskräftige Entiheibung zum 
Vorſcheine, fo fei die Sache kaum eime andere, als wenn nachträglich die enticheidenden Urkunden 
aufgefunden würden; verglichen fi aber bie Parteien in der Meinung, das Gericht letzter 
Stanz habe fein Urteil no nicht verkündet, jo geben fie Hiermit zu erkennen, daß fie das 
Nectsverhältnis nicht durch das Urteil, fondern durch ben Bergleich georbnet wiflen mollten 
®. II 85.2 ©. 523). Diefe Uuffaffung dürfte in den meiſten Fällen der Sachlage entſprechen 
<ogl. Windſcheid-Kipp II 8 414 Anm. 6 und Zuſ. zu 8 414; Hedemann a. a. O. ©. 118ff.; 
Crome I $ 301 Ziffer 1b; Dertmann Erl.4 zu 8 779: Schwarg, Abfolute Rechtskraft, in 
der Feſtgabe für Dernburg ©. 328ff.). 


Bland, Kommentar z. BIB. Bd.IL 3. Auflage. 55 
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Bmanzigfter Titel, 
Schuldverſprechen. Schuldanerfenntniß. 


Zwanzigfter Titel, 

v. Tuhr, Bur Lehre von dem abftrakten Schuldverträgen nad) dem BGB. 1903; Kling- 
müller, Das Schuldverfpreden und Schuldanerlenntnid bes BGB. 1903; derfelbe in 8. f. HR. 58 
©. 152; Reubeder, Der abftratte Vertrag 1903 (au im Arch. f. Bürg. R. 22 ©. 34); 
Dertmann in Allg. Öfter. Ger. Big. 1897 ©. 251, in DIZ. 1902 ©. 105; Collatz in Iherings 
Jahrb. 40 ©. 127; Adermann in Erud. 44 ©. 573; Neumann daſ. 4 © * Bienftein 
daſ. 48 ©. 477; Bupler in IW. 1901 ©. 387; Stampe in 3. f. HR. 55 ©. 387, 561; 
Scäreiber im "Sid. Arch. 15 ©. 573; Rümelin im Arch. f. civ. A 97 ©. 211, 98 ©. 169; 
Thiele in JW. 1906 ©. 413. 

L Eutſtehuugsgeſchichte und Begründung ber Vorſchriften über Schuldverſprechen uud 
Schuldanerkenntnis. Im Verkehre kommen häufig Verträge vor, in denen jemand eine Leiftung 
verſpricht oder anerkennt, eine Leiftung zu ſchulden, ohne daß ber Verpflichtungsgrund genau 
bezeichnet oder überhaupt angegeben wird. Früher legte man derartigen Verträgen im allgemeinen 
nur Bedeutung als Beweismittel bei. In neuerer Zeit ift dagegen bie Anficht vertreten und 
mehr und mehr zur Geltung gelangt, dab es möglich und zuläffig fei, durch ein abfiraftes 
Schuldverfprehen oder Schuldanerkenntnis einen felbitändigen Anfprud zu begründen. 

Der E. I Hatte fi im Hinblid auf die Bedürfniſſe bes Verkehrs und den Gang ber 
Nechtsentwidiung in Deutfhland dafür entfhieden, das abftrafte Schuldveriprehen und Schuld» 
anerfenntniS als verbindlich anzuerkennen, aber die Gültigkeit des Vertrags davon abhängig 
gemacht, daß dad Verſprechen oder das Anerkenntnis in fchriftlicher Form erteilt fe. Weiter 
waren dann noch beiondere Worichriften gegeben über die Geltendmachung von Einwendungen 
auf Grund des urfprünglichen Verhältniſſes und die Kondiktion des Schuldverſprechens oder 
Scähuldanerkenntniffes. Dagegen hatte der E. I es abgelehnt, Beftimmungen aufzunehmen über 
den Bertrag, buch welchen der eine Teil dem anderen Teile gegenüber ein Rechtsverhältnis wicht 
obligatorifcher Natur als beftehend anerkennt. In der Kritif wurden die Beftimmungen des €. I 
lebhaft erörtert. Berjhiedene Stimmen fprachen fi) gegen die generelle Zulafiung bes abftraften 
Schuldverſprechens aus. Bon anderer Seite wurde der Standpunkt des E. I, wenn aud) unter 
gewiſſen Mobdifitationen, grundſätzlich gebilligt. Wereinzelt wurde empfohlen, im Geſetze gar keine 

- Beftimmungen zu geben und die Entſcheidung lediglich der Wiſſenſchaft und Praxis zu übers 
lafien. on anderer Seite wurde dagegen die Aufnahme allgemeiner Beftimmungen über ben 
Anertennungdvertrag als wünfchenswert bezeichnet. Auch im einzelnen wurben verſchiedene 
Abänderungsvorfchläge gemacht. Die zweite Kommiffton hat nad) eingehender Erörterung grund⸗ 
fäglıh dem €. I zugeftimmt. Sie bat aber das Erfordernis der Schriftform für die Fälle 
befeitigt, in welchen das Schuldverfprechen oder das Schuldanertenntnis auf Grund einer Ab» 
rechnung oder im Wege bes Vergleichs erteilt wird. Die Beftimmungen über die bem Schuldner 
auf Grund des urſprünglichen Verhältniſſes zuftehenden Einreden und die Konbiftion bes 
Schuldverſprechens find zum Teil durch die Umgeftaltung der Vorichriften über die ungerechtfertigte 
Bereicherung binfällig geworden, zum Teil find fie in den Titel über die ungeredhtfertigte Ve 
reicherung eingeftellt. Die Aufnahme allgemeiner Vorſchriften über Unerkennungsverträge ift in 
Übereinftimmung mit bem €. I abgelehnt (P. II 8b. 2 ©. 490ff.). In der RIR. iſt dann bie 
Trage nochmals aufgenommen und ein Antrag geftellt, nad) welchem ein Schulbveriprechen oder 
ein Schuldanerkenntnis nur in dem Falle eine Verbindlichkeit begründen follte, wenn das Ber- 
fpreden oder das Anertenntnis auf Grund einer Abrechnung oder im Wege des Vergleichs 
erteilt if. Der Antrag ift aber mit großer Mehrheit abgelehnt und- bie Beſtimmungen bes 
Entwurfs find gebilligt (KB. ©. 1984). 

IL. Üderficgt über die Borfchriften. Schulöverfprehen und Schuldanerfenntnis find abſtrakte 
Verträge (f. ®d. I ©. 184 Borbm. IX 2 zu Abfchn. 3; dagegen Neubeder im Arc. f. Bürg. R. 
22 ©. 72ff.). Beide begründen eine felbitändige, d. 5 von dem ütechtögrunbe loögelöfte Ver⸗ 
bindlichkeit. Untereinander unterfcheiden fie fih nur in der Form des Ausdruds; bei dem 
Schuldverfprechen veripricht ber Schuldner zu leiften, ohne auf eine beftehende Verbindlichkeit 
Bezug zu nehmen, beim Schuldanerfenntnis erfennt er eine (wirklich oder angeblich) beſtehende 
Verbindlichteit an. Mit Rüdficht baranf, daß beide Geſchäfte nur Erſcheinungsformen besfelben 
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8. 780. Zur Gültigfeit eines Vertrags, durch den eine Leiftung in ber 
Weife verjprochen wird, daß das Verjprechen die Verpflichtung felbftändig be- 
gründen foll (Schuldverfprechen), ift, foweit nicht eine andere Form vorgefchrieben 
ift, Schriftliche Ertheilung des Verfprechens erforderlich. 


Rechtsgedankens find und im Leben und Verkehre nicht auseinander gehalten werden (f. M. II 
©. 690, $. II 8b. 2 ©. 503, 508; vgl. Rümelin im Arch. f. civ. Pr. 97 ©. 267ff.; Aders 
mann in Gruch. 44 ©. 575; Schreiber im Sächſ. Arch. 15 ©. 573ff.), Hat das BGB. biefelben 
in einem Titel zufammengefaßt und materiell übereinftimmend geregelt. Beide Verträge werben 
als zuläffig und verbindlich anerkannt, die Gültigkeit des Vertrags tft aber, abgefehen von ben 
Fällen des Vergleichs und ber Übrehnung, davon abhängig gemacht, daß das Schulbverfprechen 
ober das Anerkenntnis ſchriftlich erteilt wird. Ihre Ergänzung finden diefe Beftimmungen in den 
Vorſchriften bes 24. Titels über die umgerechtfertigte Bereicherung. Aus diefem Iehteren find 
namentlich, die Grundfäge darüber zu entnehmen, unter welchen Vorausſetzungen der Schuldner 
auf Grund des urſprünglichen Schuldverhältniſſes Einreden geltend machen oder wegen Nichte 
beftehens des Berpflihtungsgrundes bie Rüdgängigmahung bes Verſprechens verlangen Tann. 

Der negative Schuldanertenmungsvertrag it in dem 8 397 bj. 2 geregelt. Über bie 
Unterbrechung ber Verjährung durch einfeitige Anertennung f. 8 208, über bie Anerkennung der 
Ehelichkeit eines Kindes f. 8 1598, über bie Anerkennung der Vaterſchaft eines unehelichen 
Sinbes |. 88 1718, 1720. 

6 780. 
€@186835; 118 I * 55 m 8 764. * 16. 17327 f., aran. ei — 2062 ſſ., 11839; 
©6871. V.I 232.2 6.490f. 2. 6. KB. ©. 

1. Begriff Sr ner Das — — iſt ein — durch den eine 
Leiftung in der Weiſe verſprochen wird, daß das Verſprechen bie Verpflichtung ſelbſtändig be⸗ 
gründen fol. 

a) Vertrag. Die Verbindlichkeit fommt zuftande nicht durch die einfeitige Abgabe des 
Verſprechens, fondern durch vertragamäßige Vereinbarung der Parteien. Für den Abſchluß des 
Vertrags gelten, abgejehen davon, da fchriftliche Erteilung des Verſprechens erfordert wird, die 
allgemeinen Grundfäge. Der Bertrag kann insbejondere wie jedes andere Rechtsgeſchäft wegen 
Irriums, Bwanges oder Betrugs angefochten werben. Ebenio gelten für die Auslegung bes 
Vertrags die allgemeinen Grundſätze; insbeſondere % die Unmwendung des 8 157 nicht au 
geihlofien (a. M. z. B. Endemann I $ 194 Biff. 2). 

db) Gegenfiand des Schuldverſprechens ijt meift eine Geldleiſtung, indefien kann aud) jede 
andere Leiftung durch Schulbverfprechen übernommen werden; 3. B. kann die Erfüllungsübernahme 
(8 329) ®egenftand eines abftraften Schuldverjprechens jein (KG. 88 ©. 200; Rſpr. 8S.41, 146. 21; 
oben ©. 167 Erl. zu 8 329). Auch das Verſprechen einer Leiftung gegen eine Gegenleiftung 
iſt nicht ansgeſchloffen (P. Il Bd. 2 ©. 509; Rümelin im rd. f. civ. Br. 97 ©. 45; a.M. 
Staudinger Erl. IIId; Düringer-Hadenburg, HB. Note VI 20, 3f zu 8 350; ing: 
mäller, Schuldverfprerhen ©. 100ff. in 8. f. HR. 58 ©. 176ff.); fynallagmatifche Berträge Lönnen 
aber nie als abſtrakte Schuldverfprechen aufgefakt werben (R6. in IW. 1906 ©. 463). Be⸗— 
dingungen und Befrifiungen find zuläffig (f. Eccius in Gruch. 50 ©. 9; Rümelin 
a. a. O. ©. 24; a. M. Klingmüller a. a. O.). 

©) Der Zwed des Bertrags iR die Begründung einer abfiralten von einem beſtimmten 
Berpflichtungsgrund unabhängigen Berbinblichteit. Tatſächlich befteht allerdings immer ein Rechts⸗ 
geund, welcher den Anlaß zur Erteilung des Schuldverſprechens abgibt (f. Bd. IS. 184 Vorbm. IX 2 
3. Abſchn. 3, Bd. III ©. 14f.; über den Begriff des Rechtsgrundes vgl. noch einerſeits Stampe 
a. a. O. ©. 390ff., anderſeits Rümelin a. a. D. 97 ©. 217ff. fowie Klingmüller, Der 
Begriff des Rechtsgrundes 1901 und in 2. f. HR. 58 ©. 163ff.) Aber die Parteien wollen 
diefen Rechtsgrund nicht als materiellen Beſtandteil in ben Vertrag aufnehmen; fie wollen 
eine Verpflichtung ins Leben rufen, welche von bem befonderen Rechtsgrunde losgelöft ift, ber 
Gläubiger foll feine Klage lediglich auf den Schuldſchein ohne Darlegung bed zugrumde liegenden . 
Rehtöverhältnifies ftügen dürfen und Einwendungen aus biefem Verhältniffe grundſätzlich (fiehe 
Erl. 38) nicht audgefegt fein. Die Trennung der neu zu begründenden Verbindlichkeit von dem 
Rechtögrunde kann auch äußerli eine vollftändige fein in ber Weife, dab das Schuldverſprechen 
ſchlechthin gegeben und ein Rechtsgrund nicht erwähnt wird (fog. abſolut abftratteg Schuld⸗ 
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verfprechen). Häufig wird aber bei der Erteilung eines abftraften Schuldverfprediens in bem 
Schuldſcheine ber wirkliche oder aud ein filtiver Rechtsgrund ganz allgemein angegeben (fog- 
relativ abſtraktes Schuldverfprechen). Denkbar ift endlih aud, daß das den Rechtsgrund ab- 
gebende Berhältuis in dem Vertrage genauer dargelegt und daran ein abftraltes Schuldverſprechen 
gefnüpft wird. Der E. I wollte die Entſcheidung des letzteren Falles der Wiſſenſchaft überlaflen; 
ein Schuldverfprechen in der Bedeutung und mit ber Wirkung eines neuen felbftändigen Ver⸗ 
pflichtungsgrundes follte nur angenommen werden, wenn der Verpflichtungsgrund überhaupt 
nicht angegeben oder nur tm allgemeinen bezeichnet iſt (f. M. II ©. 688). Die zweite Kom⸗ 
miffton (f. ®. II 8b. 2 ©. 502, 506) hat der Worfchrift eine fo weite Fafſung gegeben, bat 
auch der von dem E. I ausgeſchloſſene Fall der genauen Darlegung des zugrunde liegenden 
Rechtsverhãltniſſes in dem Schuldſcheine mitgebedt wird. Damit ein Schuldverfprehen im Sinne 
des 8 780 angenommen werben Tann, ift hiernach die eftftellung notwendig und genligenb, daB 
die Parteien vertragsmäßig eine von bem zugrunde liegenden Verhältnis unabhängige Verpflichtung 
haben begründen, einen neuen Schuldgrund haben fhaffen wollen. Ob dies zutrifft ober die Ab⸗ 
fit der Parteien eine andere war, insbeſondere lediglich auf Errichtung einer Beweisurkunde oder 
auf die Betätigung des Beftehens der bereitö vorliegenden Schuld ging, Hit nach den Umftänden bes 
Falles zu enticheiden (f. RG. 48 ©. 229, 58 ©. 200, 61 ©. 319, 62 ©. 38; ZW. 1906 ©. 463, 
742; Sächſ. Ar. 1907 ©. 58; 88.22 ©. A 307, 26 ©. A 278; Rſpr. 4 ©. 50, 6 ©.454, 8 ©.41, 
9 ©. 8; vgl. auch RG. 48 ©. 135f. und dagegen Rſpr. 8 S. 75; Bupler in ZW. 1901 S. 387; 
Neumann in Gruch. 45 ©. 503 und Schreiber im Sächſ. Ar. 15 ©. 578ff.; bedenklich 
RG. 57 ©. 322; ſ. ferner Adermann in Gruch. 44 ©. 575ff.; Klingmüller, Schuldverſprechen 
©. 61ff., 82ff., in 2. f. HR. 58 ©. 171ff). Wenn ein Schuldſchein ohne Angabe eines Ber- 
pflihtungsgrundes ausgeftellt ift, fo wird darin regelmäßig ein hinreichender Beweis dafür zu 
finden fein, daß eine abftrafte Verbindlichkeit hat begründet werden follen; eine geſetzliche Ver⸗ 
mutung tft jedoch nicht aufgeftellt (PB. II Bd. 2 ©. 506f.; RG. 58 ©. 200; KG. 26 ©. A 278; 
Ripr. 3 ©. 359, 4 ©. 50, 6 ©. 454). A 

Rümelin (Urh. f. cv. Br. 97 ©. 236ff., 275ff.) beftimmt das felbftändige Schuld⸗ 
veriprechen des 8 780 als ben zur Durchführung oder Sicherung einer vorausgefegten Grund 
obligatton abgeſchloſſenen obligatorifhen Vertrag, dem von ber Rechtsordnung, der Barteitntention 
entſprechend, unabhängig von dem Beſtehen jener Grundobligation irgendwie verpflidtende Wirkung 
beigelegt wird (a. a. ©. ©. 243), und Hebt hervor, dab die Parteiabſicht nicht fpeziell auf jene 
Verpflichtungswirkung geftellt zu fein brauche und auch faft nie geftellt ſei, es genlige vielmehr, 
daß diefe Wirkung mit den von den Parteien verfolgten Zwecken im Einflange ftehe (a. a. D. 
©. 243, 268, 275f., 331ff.). Indeſſen diefe Faflung wird ſchwerlich geeignet fein, größere 
Klarheit zu fchaffen. Als den häufigiten und im erfter Linie für die Ausgeftaltung des Inſtituts 
maßgebenden Parteizwed, ber teils allein, teil8 neben anderen Bweden vortomme, bezeichnet 
Rümelin (a. a. D. ©. 312.) den Klageerleichterungszwed, d. t. der Zwed, dem Gläubiger 
zu ermöglichen, bei der Klagebegründung auf den ausgeſtellten Schuldſchein allein Bezug zu 
nehmen, ohne daß er auf bad zugrumbde liegende Kaufalverhältnis zurückzugreifen braucht. Steht 
diefer Zwed feit, fo dürfte auch die oben geforderte Abſicht der Parteien, eine von bem Grund» 
verhältnifie losgelöfte Verpflichtung zu begründen, außer Bweifel fein. Die übrigen von Rümelin 
bervorgehobenen Zwede laſſen fi) aber auch auf anderem Wege als durch ein jelbftändigeß 
Schuldverſprechen oder Echuldanerkenntnis verwirklichen, jo daß aus dem Zwecke allein noch nicht 
dad Vorliegen eines folhen zu folgern ift (ſ. Klingmitller in 8. f. HR. 58 ©. 169ff.). Als 
weiteren Zwed nennt Rümelin zunächft die Begründung von Bahlungsaustaufchforberungen, im 
denen die Abſtraktion von dem Kaufalverhältnifie zwiſchen dem urfprünglichen Gläubiger und 
Schuldner mit Rüdfiht auf die Cicherftellung eines als Gläubiger eintretenden Dritten vor- 
genommen wird; diefem Zwede können die 88 780f. nach Rümelin (a. a. O. ©. 259ff., 278ff.) 
nur in bem alle des reinen Delegationsveriprehens dienen (f. unten Vorbm. II vor 8 783 
und 8 784 nebſt Erl.). Dem dritten Hauptzwede, dem Feititellungszwed, unterjtellt er (a. a. O. 
©. 290ff.) bie Feſtſtellungsverträge im engeren Sinne, d. f. die vergleihsmäßigen ober vergleichs 
ähnlichen Feftitellungen befirittener Forderungen mit der Wirkung, daß der Inhalt der Feſtſtellung 
dem ganzen künftigen Verhältniſſe der Parteien zugrunde gelegt, weder gerichtlich noch außer⸗ 
gerichtlich ‚beftritten werben foll (a. a.D. ©. 291ff.; |. dazu P. II Bd. 2 ©. 490ff.; Dertmanzn 
El. 2a zu $ 781, Adermann in Gruch. 44 ©. 576f.; Bapenfteher, Bur Lehre von der 
materiellen Rechtskraft 1904 ©. 94ff.), ferner die Erhebung natürlicher oder unvollfommener 
Verbindlichkeiten zu vollwirffamen, foweit dies möglich und ftatthaft fet (a. aD. S. 301ff.; 


. 
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f. Klingmüller in 3.5. HR. 58 ©. 186ff.), den Verzicht auf Einreden (a. a. D. ©. 306ff.; 
hinſichtlich der Einrede der Verjährung |. BGB. 8 222 Abf. 2, oben Bb. I ©. 3675. Erl. 3a 
zu 8 222; vgl. au Thiele a. a. D.), die Schuldabänderung oder Schuldummwandelung (a. a. O. 
©. 225 f., 255 ff, 309ff.; vgl. 8 607 Abſ. 2 und dazu oben ©. 546f. Erl. 7 zu 8 607 ſowie 
$ 782 und RG. in IW. 1906 ©. 550; abiw. Bupler in IW. 1901 ©. 387, ber in der Änderung 
eineß beftehenden faufalen Schuldverhältnifies ſtets ein kauſales Rechtsgeſchäft flieht; gegen ihn 
Neumann in Erud. 45 ©. 510f.; f. auch Schreiber im Sächſ. Ar. 15 ©. 588ff.). Über 
den Verzicht auf Einreden vgl. auch Eccius in Gruch. 50 ©. 1ff.; nach ihm ift bei Weigerungss 
rechten, bie ſich weder aus dem Inhalte des dem Anſpruche zugrunde liegenden Vertrags ergeben, 
nod einem mit dem Anſpruche kollidierenden, zur Erzeugung eines Anfpruchs geeigneten Rechte 
entipringen, der jelbftändige Anerfennungsvertrag allein geeignet, al3 Verzicht auf die Einrede 
zu wirken (dagegen Rümelin im Arch. f. civ. Pr. 98 ©. 343ff.). 
Schulbübernahmenverträge find feine felbftändigen Sculbveripredien im Sinne 
des 8 780 (f. oben ©. 293 Borbm. 1 vor 8 414, ©. 298 Exl. 7 zu 8 415; Mfpr. 14 ©. 21; 
Rümelin im Arch. f. civ. Pr. 97 ©. 238 ff; Schreiber im Sächſ. Arch. 15 ©. 579fj.). Über 
die Zuläffigfeit eines abſtrakten Bertrags zugunften eines Dritten f. — Hellwig, 
Verträge auf Leiſtung an Dritte S. 270ff.; anderſeits Rümelin a. a. O. 97 ©. 284ff. 


2. Form. Um einer mißbräuchlichen Anwendung bes Inſtituts der abftraften Schulde 
verpflichtungen und einer Gefährdimg der Rechtsficherheit vorzubeugen (j. M. II ©. 689, . II 
85.2 &.505; Rümelin a. a. O. 98 ©. 171 f.), ift die Gültigfeit bes Schuldverfpredhens davon 
abhängig gemadht, dab das Verſprechen ſchriftlich erteilt ift; wegen der Schriftform f. 8 126. 
Die Annahme des Verfprehens kann formlos erfolgen. Die Beobachtung der ſchriftlichen Form 
ift nicht erforderlich, wenn das Verſprechen auf Grund einer Abrechnung oder im Wege bed 
Vergleichs erteilt wird (8 782). Iſt das Schuldverſprechen auf der Seite des Schuldners ein 
Handelsgeſchäft, fo findet die Formvorſchrift des 8 780 keine Anwendung (HGB. 8 350); dies 
gilt aber nicht, wenn der Schuldner ein Mindertaufmann ift (HB. 8 351). 

Beſondere Formen find z. B. vorgefchrieben in den Fällen der 88 311, 312 Abi. 2, 313, 
518, 2301. Diefe Formen find au dann zu beobadhten, wenn dem Schuldverſprechen eine 
formgerechte Verpflichtung vorausgegangen ift (f. Riimelin a. a. O. 98 S. 179ff.). Zu 8 518 
Abſ. 1 Sag 2 f. oben ©. 428 Erl.2 zu 8 518 und über bie Anwendbarkeit diefer Vorſchrift auf 
ben Fall, daß nur ber Verfprechende, nicht and der Verſprechensempfänger ſich der Schenkung 
bewußt ifl, Neubeder im Arch. f. Bürg. R. 22 ©. 84; Rümelin a. a. D. ©. 182ff. 

3. Die Wirkung des Schuldverſprechens geht dahin, da für den Gläubiger ein neuer 
jelbfländiger Anſpruch, und zwar regelmäßig neben dem etwaigen Anfpruc aus dem bisherigen 
Schuldverhältnifie, begründet wird. 


a) Gelbftändigteit des nenen Anſpruchs. Zur Begründung der Klage aus dem Schuldver- 
ſprechen genügt die Borlegung des Schuldfheins und die Parlegung, daß das Verſprechen von 
dem Gläubiger angenommen jet; einer Uufbedung ded zugrunde liegenden Kauſalgeſchäfts be 
darf es nit (j. Rümelin a. a. O. 98 ©. 212ff.). 

Die Trennung des Schuldverſprechens von feinem Rechtsgrund ift jedoch feine abfolnte. 
Die Hingabe des Schuldverfprechens ftellt ſich dar als eine Leiftung bes Schuldners an ben 
Gläubiger, durch welche der Gläubiger auf Koſten des Schuldners bereichert wird. Die Be 
reiherung liegt darin, daß der Gläubiger einen jelbftändigen Anſpruch gegen den Schuldner ers 
langt hat. Nad ben Erundfägen ber Lehre von ber ungeredhtfertigten Bereiherung 
Tann ber Schuldner die Herausgabe der Leiftung, d. 5. die Wiederaufhebung des Schulb- 
verſprechens, verlangen, wenn die Leiftung ohne Rechtsgrund erfolgt ift, jet es daß ein folder 
überhaupt nicht beftanden bat oder fpäter weggefallen ift oder daß der mit der Leiſtung ber 
zwecdte Erfolg nicht eingetreten ift oder daß der vorhandene Rechtsgrund vom Geſetze nicht al 
folder anerfannt wird (88 812, 817; |. Ripr. 6 ©. 454). Iſt das Schuldverſprechen ohne recht⸗ 
lien Grund erteilt, fo fteht dem Schuldner ferner eine unverjährbare Einrede zu, auf Grund 
deren er bie Erfüllung aus dem Schuldverfprechen verweigern Tann (8 821; |. RG. 61 ©. 321: 
Schuldanerkenninis auf Grund eines gemäß $ 779 unwirkſamen Vergleichs; Recht 1905 ©. 17); 
diefe Einrede kann er nach 8 404, von der aus 8 405 erſichtlichen Einſchränkung für den Fall 
der Simulation abgefehen, nicht nur dem urſprünglichen Gläubiger, fondern auch einem Zeſſionar 
entgegenhalten (j. Rümelin a. a. DO. 97 ©. 280ff., 98 ©. 224ff.; v. Tuhr a. a. O. ©. If). 
Der Schuldner iſt alfo in der Lage, auf das Verhältnis, weiches ben Rechtsgrund für die Er 
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teilung des Schuldverſprechens bildet, zurfidzugreifen und defien Mängel geltend zu madıen. 
Aber er hat nunmehr feinerfeitd den Beweis zu fügren, daß die Erteilung des Schuldverſprechens 
ohne Rechtsgrund erfolgt iſt (Mipr. 4 ©. 50; Näheres bei Rümelin a. a. D. 98 ©. 283 ff.). 
Es genügt alfo nicht, wenn 3. B. der Schuldſchein zum Zwecke der Erfüllung einer Berbindlicteit 
ausgeftellt ift, daß der Schuldner die urfprüngliche Forderung des Gläubigers beftreitet, jondern 
er muß nunmehr feinerfeit8 den pofitiven Beweis führen, daß jene Forderung nicht beftanden 
hat. Heworzuheben ift weiter noch, daß nad & 814 die Rüdgängigmadung bes Schulbver- 
ſprechens ausgeichloffen ift, wenn dasfelbe zum Bmwede der Erfüllung einer Verbindlichkeit erteilt 
war und der Schuldner wußte, daß er zur Leiftung nicht verpflichtet war (vgl. RG. 60 ©. 419); 
in einem ſolchen Falle ift jedoch das Schuldverſprechen häufig ſchenkweiſe erteilt und bei Ridt- 
beobachtung der Form des $ 518 nichtig (v. Tuhr a. a.D. ©. 7f.; Rümelin a. a.D. 98 
©. 251f.). Über weitere Einzelheiten |. inbefondere Rlimelin a. a. O. 97 €. 337ff., 98 ©. 228ff., 
242ff.; vgl. auch Klingmüller, Schuldverfprehen ©. 112ff., 139ff.; Düringer-Haden- 
burg, HB. Note VI 6 zu 8 350; Adermann in Gruch. 44 ©. 584ff. 

Dieje Ausführungen find aber teineswegd in allen Punkten „unbeftritten. Insbeſondere 
wird behauptet, daß ein geſetzlich mißbilligter Rechtsgrund nicht nur gemäß $ 817 die 
Bereiherungsllage und die Bereicherungseinrede rechtfertige, fondern das abftrafte Schuldver- 
ſprechen gemäß 88 134, 138 nichtig made (fo 3. B. Staub, HEB. 8. Aufl. Ext. zu 8 346 
Anm. 5, Anm. 14 a. E. zu 8 350; Neubeder im Arc. f. Bürg. R. 22 ©. 8dff.; Klingmüller, 
Schulbverfprehen ©. 131ff.; Wienftein in Bruch. 48 ©. 483; Dernburg II 8 90 Ziff. 5, 
Cofad I 8 162 Ziff. IV 3a; Crome II 8 306 Ziff. 2; Düringer-Hachenburg, HGB. 
Note VI 5a zu $ 350). Diefe Anficht ift, wie das RG. 63 ©. 179 filr bie abſtrakten ding 
lichen Verträge ausgeführt Hat, mit $ 817 (in Verb. mit $ 812 Abſ. 2) unvereinbar, demm bei 
Annahme der Nichtigkeit des abſtralten Vertrags wegen Verſtoßes gegen ein gefegliches Berbot 
oder gegen Die guten Sitten könnte keine Rede davon fein, dab aus biefem als Zeiftung 
geltenden Geſchäfte nur eine Kondition ftattfinde und daß dieſe in der Eingehung einer 
Verbindlichkeit beftehende Leiftung nach der Ausnahmevorſchrift des 8 817 Sat 2 felbft dann 
zurüdgeforbert werden könne, wenn dem Leiftenden gleichfall® ein folcher Verſtoß zur Laft 
falle (vgl. auch RG. 64 ©. 146). Dies fteht mit der bier Bd. I Erl. 1b zu 8 138 ver- 
tretenen Anſicht im Einflange. Abgefehen von der dort erwähnten Ausnahme ber Aufnahme bes 
Rechtögrundes in Form einer Bedingung in das abſtrakte Geſchäft wird man vielleicht mit dem 
RE. 57 ©. 95 (f. au RE. 63 ©. 184) auf Grund der Vorſchrift des 5 138 Abſ. 2, die nicht 
nur bie Entgegennahme des Verſprechens von Vermögensvorteilen, fondern aud) bie ber Ge— 
währung von folhen für nichtig erflärt, für wucherliche Geſchäfte eine Ausnahme machen fünnen. 
Vgl. Über diefe Streitirage Dertmann Erl. 2b zu 8 781 und in DIE. 1902 ©. 105, 
Eccius ebd. 1903 ©. 41; Collatz a. a. O. S. 141ff.; v. Tuhr a. a. O. ©. 12; Förfter im 
Recht 1905 ©. 356 Ff.; Rümelin a. a. O. 98 ©. 280ff.; nad; letzterem foll das Klageerleichterungs 
verfprechen, anderd als das Feſtſtellungs⸗, Schufdabänderungs, und Delegationsverfprehen, in 
der Regel von der geſetzlichen Mißbilligung des Grundgeſchäfts mitbetroffen werben und bie 
Ausnahme für den Wucher, die Dertmann für den Fall vertritt, daB die Ausfiellung des Schuld⸗ 
verfprechens als direkter Veftandteil des wucheriſchen Geſchäfts anzufehen ift, nicht anf eine be: 
reits abgefchlofiene wucheriſche causa nachträglich erfolgt, wird von v. Tuhr und Förſter 
betämpft. 


Daß die Klaglofigkeit des Grundgeſchäfts aud) die des abftraften Schuldverſprechens 


nad ſich zieht, ergibt fih aus den Sondervorſchriften der 88 656, 762 (Ehemäklerlohn, Spiel, 
Wette) und des Börfengef. 8 66 Abſ. 3 (f. Erl. 3 zu 8 656, & zu 8 762). 

Staub (GEB. 8. Aufl. Anm. 14 zu 8 350) will über die Vorfcriften der 88 812ff. 
hinaus bem Schuldner Einwendungen aus dem Verpflihtungägrunde gewähren, wenn bie 
Geltendmachung bes formalen Rechtes ji als doloſer Mikbraud des wahren 
Rechtes darftelle (ädnlih Endemann I 8 194 Anm. 12). Er beruft fi) Hierfür vor allem 
darauf, daß fonft gegenüber der Geltendmachung eines vorzeitig gegebenen abſtrakten Schuld 
verfprecheng gemäß 8 813 Abf. 2 fein Einwand zuläffig fei. Indefien wenn man auch biefe 
Folgerung zugeben muß (a. M. v. Tuhr a, a. D. ©. 8f.; Rümelin a. a. D. 98 €. 243ff.), fo 
wirb dadurch nod nicht die Zulafjung der von dem BGB. nicht allgemein aufgenommenen 
exceptio doli generalis (f. oben S. 11 Erl. 2 zu 8 242) ftir ben vorliegenden fall geredstfertigt 
(.v. Tuhr a. a. D.;Rümelina.a.D. S. 229ff.). Sache des Schuldners ift es, ſich bei ber Aus⸗ 
ſtellung des Schuldverſprechens durch Aufnahme der Fälligkeitszeit ſeinen Einwand zu erhalten. 
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8. 781. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den das Beſtehen eines Schuld⸗ 
verhältniffes anerkannt wird (Schuldanerkenntniß), iſt ſchriftliche Ertheilung der 
Anerkennungserklärung erforderlich. Iſt für die Begründung des Schuldverhält- 


Den Parteien ift es au im übrigen unbenommen, das Verhältnis des abftraften 
Schuldverſprechens zu feinem Rechtsgrunde vertragsmäßig anders zu geftalten, 
etwa die Gilltigkeit des Schuldverfprechens ausdrücklich oder ſtillſchweigend von der Bedingung 
abhängig zu machen, dab das zugrunde liegende Verhältnis in ber Weife befteht, wie beim Ab⸗ 
ſchluſſe des Vertrags vorausgefegt wird (f. Erl. 2 zu 8 779), oder dem Schuldner für den um⸗ 
gelehrten Fall ein Rücktrittsrecht (8 346) einzuräumen. Xgl. auch Rümelin a. a. O. 98 ©. 234ff. 
Umgekehrt können die Parteien in Verbindung mit dem abftraften Schuldverſprechen Mängel 
bes Örundverhältnifies im Wege des Vergleichs, des Einredeverzichts ꝛc. befeitigen. Dann find 
natürlih infoweit Einwendungen aus diefen, die fonft nad) den 88 812ff. zuläffig fein wirden, 
ansgefhlofien (Rümelin a. a. D. ©. 222ff.). 

db) Die Gũltigteit des alten Schuldverhältniſſes wird dadurch, daß auf der Grundlage 
besfelben ein neues abftraftes Schuldverfprechen erteilt wird, regelmäßig nicht berührt (f. 8 364 
Abſ. 2; Adermann in Gruch. 44 ©. 577ff.). Dem Gläubiger fteht alfo formell ein doppelter 
Anfpruch zu, einerfeit3 aus dem alten Schuldverhältnis, anderſeits aus dem Schuldverſprechen. 
Indeſſen tit zwifchen beiden ein innerer Zuſammenhang vorhanden. Der Anſpruch aus bem 
Schuldverſprechen ift zwar äußerlich felbftändig, aber materiell doch nur dazu beftimmt, zur 
Realifierung des urſprünglichen Rechtes zu dienen. Das Schuldverfprechen ftellt in Wirklichkeit 
einen neuen Schuldtitel fir das alte Recht dar. Dies tft von Bedeutung für bie Erfüllung 
(ogl. auch RE. 62 ©. 45). 

Die zweifelhafte Frage, ob e8 als eine unzuläffige Änderung des Klagegrundes anzufehen 
ift, wenn der Kläger feinen Anſpruch ftatt auf das urfprünglihe Schuldverhältnts auf einen Ber- 
trag grünbet, durch ben diefes Schufbverhältnis anerkannt wird, Hat an praftifcher Bedeutung er⸗ 
heblich verloren durch bie neue Vorfchrift des 8 264 CPO., nad) der eine Klagänderung zit- 
äulafien iſt, wenn nad; dem Ermeſſen des Gerichts durch die Änderung die Verteidigung des 
Beklagten nicht weſentüich erſchwert wird. Über diefe nad; dem Prozeßrechte zu entidheibende- 
Frage der Klagänderung fowie über die Wirkung der Rechtskraft und der Rechtshängigleit des 
einen Anſpruchs auf den anderen vgl. insbefondere RUümelin a. a. D. 97 ©. 348ff. 

Die Parteien tönnen das Verhältnis vertragsmäßig anders regeln, ins⸗ 
befondere beftimmen, daß das neue Schuldverhältnis vollftändig an bie Stelle des alten treten 
und dieſes erlöfchen fol. 

©) Für den Inhalt und Umfang ber Verpflichtung des Schulduers ift lediglich dasjenige 
maßgebend, was in dem Schuldverſprechen feftgefegt ‚tft. Bet der Auslegung des Schuld 
verſprechens ift aber das frühere Schuldverhältuis zu berüdfichtigen und einzelne Beitandteile 
des letzteren können die Parteien durch Aufnahme in das Schuldverfprehen auf dad neue Schuld⸗ 
verhältnis übertragen. Dazu genügt unter Umftänden eine allgemeine Angabe des Rechtögrundes, 
wie 3. ®. die Bezeichnung als Darlehen zur Anwendung der Klindigungsfriften des 8 609 Abſ. 2, 
die Bezeihnung als Binfen zum Ausichluffe von Berzugszinfen gemäß 8 289 (Rümelin 
a. 0.0.98 ©. 219f.). j 

d) Die Verjährung des Anſpruchs aus dem Schuldverfprechen vollendet fi innerhalb der 
gewöhnlichen Verjäfrungsfrift, auch wenn für bie zugrunde liegende Forderung eine kürzere Ber» 
jährungsfrift beftand; doc, können die Parteien vereinbaren, daß die letztere auch hinſichtlich der 
Forderung aus dem Schuldverfprehen Anwendung finden foll ($ 225). Eine folhe Vereinbarung 
wird regelmäßig anzunehmen fein, wenn in dem Schuldfhein eine Forderung, fir welde eine 
türzere Verjährungsfrift befteht, als Rechtsgrund für das Schuldverſprechen angegeben wird 
(M.U ©. 688; Rümelin a.a.D. ©. 239f.; Klingmäller, Schuldverſprechen ©. 126). 


& 781. 
@180683; 18 m un 8 766; II1 8 765. 9.1 6. 17371, ger. *5* asss j.. 3562, 11000; 
TE.6T. P.UW.2 6.407. D. €. RB. ©. 198. 
1. Der 8 781 ga lediglich das poſitive ae, über dag negative Schuld- 
auerlenntnis ift im $ 397 Ubf. 2 eine Vorſchrift gegeben. 
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niſſes, deſſen Beftehen anerkannt wird, eine andere Form vorgefchrieben, jo bedarf 
der Anerkennungsvertrag diefer Form. 


2. Begriff. Das Schuldanerfenninis ift ein Vertrag, durch den das Beſtehen eines 
Schulbverhältnifie anertannt wird. 

a) Über das Erfordernis des Vertrags gilt das in Erl. 1a zu 8 780 Geſagte. Das ein- 
feitige Anerlenutnis einer Schuld erzeugt feine rechtliche Verbindlichkeit; es kann aber als Be- 
weißmittel in Betracht fommen und unterbricht nach 8 208 die Verjährung bes anerlannten An» 
ſpruchs (Bd. I ©. 351f. Erl. 2 zu 8 208). Außerhalb des Gebiets ber Schuldverhältnifie ift der 
einfeitigen Anertennung Wirkung beigelegt in den 38 1598, 1718, 1720 (Anerfenmung ber Ehe 
lichkeit eines Kindes und ber Vaterſchaft eines unehelihen Kindes). 

b) Gegenftand des Vertrags bildet bie Anerkennung des Beſtehens irgendeines Eduib- 
verhältnifies. Über den Vertrag, durch den das Veftehen eines anderen Rechtsverhältniſſes an⸗ 
erfaunt wird, enthält das BEL. keine Borfchriften. Ein folher Vertrag ift an fi nit un» 
zuläffig. Ob und weiche Wirkungen er enthalten kann, tft nad} allgemeinen Grundfägen zu ent» 
ſcheiden (ſ. oben ©. 268f. Erl. 6 zu 8 397). Über die Anerkennung bloßer Tatjachen f. Erl 5. 

Hinfichtlich der Anerkennung ber Verpflichtung zu einer Leiftung gegen eine Gegen— 
leiftung oder unter einer Bedingung oder Befriftung gilt dasfelbe wie bei dem Schuld» 
verſprechen (Erl. 1b zu 8 780). 

e) Abſicht der Begründung einer abfirakten Verbindlichkeit. Nicht jede vertragsmäßige 
Anerkennung einer Schuld bildet ein Schuldanerfenntniß 1. ©. bes $ 781. Anders als 8 780 
ſpricht der 8 781 allerdings nidt davon, daß die Anerkennung bie Verpflichtung felbftändig be 
gründen fol, aber nicht nur aus. ben Materialien (f. insbejondere P. II 3b. 2 ©. 502, 508), 
fondern auch aus ber abfichtlihen (ſ. Vorbm. II) übereinftimmenden Regelung bes Schuld» 
verſprechens und des Schuldanerkenntnifles in den 88 780, 781 (f. auch 88 518, 2301), aus dem 
Zwede ber Formvorſchrift des 8 781 (f. Erl. 2 zu 8 780) umd aus der Behandlung des Schuld» 
anertenntuifies als eine Leiftung im Sinne der Lehre von ber ungereditfertigten Bereicherung 
folgt, daß ein Echuldanertenntnis i. ©. des 8 781 den Willen der Parteien erfordert, die Ber- 
pflihtung von dem bisherigen Schuldgrumbe Ioszulöjen, fo daß der Gläubiger berechtigt ift, 
feine Klage lediglich auf das Schuldanertenutnid zu gründen, und Einwendungen aus dem urs 
fprünglihen Verhältniſſe grundfägfih nicht ausgeſetzt ift (fo die herrſchende Meinung, z. B. 
IB. 1903 Beil. S. 100, 86.22 S. A 307, Sädjf. Arch. 14 ©. 256; Staudinger Erl. 3 zu 
8 781; Klingmüller, Schuldverſprechen ©. 102ff.; Thiele in IJW. 1906 ©. 413; a M. 
Windſcheid-Kipp II Zuf. 13u 8412b. Rümelin a. a. D. 97 ©. 268 forbert, wie bei dem 
Schuldverſprechen, nicht eine auf Obligationsbegründung fpeziell gerichtete Abficht, jondern daß 
die Neuverpflichtung mit den von den Parteien verfolgten Hilfsgefchäftszweden harınoniert). Das 
in Erl. 10 zu $ 780 Gefagte kommt daher auch Hier zur Anwendung; insbefondere ſteht die ge 
naue Angabe des urfprünglichen Verpflichtungsgrundes mit der abſtrakien Natur des Schuld- 
anertenntnifjes nicht im Widerfpruche (P. II Bd. 2 ©. 502; KO. a. a. O.). Aus ber abftraften 
Natur folgt auch, daß das Beſtehen des anerfannten Schuldverhältuifies feine Borausfegung für 
die Gültigkeit des Anerkennmiſſes bildet. 

8. Form. Die Gültigkeit des Schuldanerfenntnifie ift davon abhängig, dab die Ans 
ertennungserklärung fchriftlich erteilt wird. Im einzelnen gilt, auch hinfihtlih der Ausnahmen 
und ber Sondervorſchriften, das in Erl. 2 zu 8 780 Bemerfte. 

4, Die Wirkungen des Schuldanerkenntnifies entfprechen denen des Schuldverſprechens, vgl. 
El. 3 zu 8 780. Daß bie vertragamäßige Anerkennung des Beftehens eines Schuldverhältnifies 
als Leiftung im Sinne der Vorſchriften Über die ungerechtfertigte Bereicherung gilt, ift im 8 812 
Abf. 2 ausdrüdlich beftimmt (f. dazu aud oben ©. 267f. Erl. 5 zu 8 397). 

5. Über das vertragsmähige außergerichtliche Geſtändnis (Beweisvertrag) enthält das 
Gele keine Beftimmungen. Die Frage, melde Bedentung bem Umitande, dab jemand ſich 
obligatoriſch verpflichtet, eine beſtimmte Tatſache als richtig gelten zu lafien, für den Beweis im 
Prozeſſe beizulegen ift, muß nach den Grundiägen bes Prozeßrechts entſchieden werben (f. oben 
©. 224 Erl. 5b zu 8 368; gegen bie Buläffigkeit derartiger VBeweißverträge 3. B. Dertmann 
Zorbm. 4 vor 8 780). Bom Standpunkte des materiellen Rechtes kann nur in Frage kommen, 
ob in einem folhen Vertrag ein pofitiver oder negativer Schuldanerfennungsvertrag zu finden 
iſt — a. a. O.97 S. 293, 317 ff.). Dies iſt nach ben Umſtänden des einzelnen Falles 
an jeiben. 
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8. 782. Wird ein Schuldverfprechen oder ein Schuldanerfenntnig auf Grund 
einer Abrechnung oder im Wege des Vergleichs ertheilt, fo ift die Beobachtung 
der in den 88. 780, 781 vorgefchriebenen jchriftlichen Form nicht erforderlich. 


€. 118 721 res. 8 767; III 8 766; M. II E.691. P.II BR. 2 €. 5091. D. 6.646. 


1. Ansnahme von der Formvorſchrift bei Abrechnuug und Bergleih. Der 8 782 ift 
von der zweiten Kommiſſion eingeftellt. Er berußt auf der Erwägung, daß die Schriftform im 
Berkehre nicht gebräuchlich fei, wenn auf Grund einer Abrechnung oder im Wege bes Vergleichs 
(8 779) ein Schuldverfpredhen oder eine Anerkennungserklärung erteilt werde, und ba es deshalb 
als läftig empfunden werben würde und zu Mißverftändnifien führen könnte, wenn auch in dieſen 
Fällen die Gültigkeit des Vertrags von der Einhaltung der Schriftform abhängig gemadjt würde. 
Die Schriftform fei auch entbehrlich, weil in den Fällen des Vergleichs und der Abrechnung fein 
Zweifel darüber beftehen könne, daß eine bindende Seitftellung gewollt fei (P. II a. a. O.). 

2. Begriff des Vergleichs und ber Abrechnung. Der Begriff bes Vergleichs if ©. 8i8f. 
orbm. I 1 vor 8 779 bereitß erörtert. 

Die Abrehnung 1. ©. des 8 782 erfordert eine Willensübereinftimmung beider Parteien, 
daß das durch rechneriſche Tätigkeit ermittelte Ergebnis als jegiger Stand ihres Schuldverhält- 
niſſes gelten fol (Regelsberger in Ihrings Jahrb. 46 ©. 2ff.; Ripr. 12 ©. 101). Die Feftiegung 
der Höhe der Schuld muß fi) alfo unter Mitwirkung beider Teile vollziehen (RG. 49 S. 41). 
Dagegen fegt der 8 782 feine Abrechnung tm engeren Sinne voraus, bei der auf beiden Seiten 
Guthaben vorhanden fein müfjen und eine vertragsmäßige Aufrechnung ftattfindet; bie vertrags⸗ 
mäßige Seftitellung des durch bloße Addition ermittelten Betrags ber Forderung bes Gläubigers 
genügt (Regelsberger a.a.D. ©. 5; Rümelin im Arch. f. civ. Pr. 98 ©. 191ff.). 

8. Form. Der Vergleich und die Abrechnung bedirfen grundſätzlich nicht der Beobachtung 
einer beitimmten Form. Hiervon gilt nad $ 782 teog der 88 780f. auch für den Fall feine 
Ausnahme, wenn im Wege des Vergleichs oder der Abrechnung eine Leiſtung in ber Weile ver- 
ſprochen ober eine Schuldverbindlichteit der Art anerfannt wird, daf durch das Verfprechen oder 
das Anerfenntnis eine von bem Rechtsgrunde Iosgelöfte, ſelbſtändige Verbindlichkeit begründet 
werben foll (JW. 1903 Beil. S. 100). Demnad kann ein ſolches Anerfenntnis auch mündlich 
oder ſtillſchweigend ertlärt werden; legteres ift namentlich für den fall der Abrechnung von Bes 
deutung (f. Regelsberger a. a. D. ©. 9; Staub HGB. Anm. 26 zu 8 355, Ext. zu $ 357 
Anm. 4; Düringer-Hahenburg HEB. Note IX zu 8 355). Der $ 782 befreit aber nur 
von ber in 88 780f. vorgefchriebenen ſchriftlichen Form. Iſt für die Begründung des Schuld⸗ 
verhältnifjes, defien Beftehen anerkannt wird oder welches durch das Echuldverfprechen geſchaffen 
werben fol, eine bejondere Form vorgefchrieben (f. z. B. 88 311, 313), fo iſt diefe auch in ben 
Fällen des 8 782 einzuhalten. 

4. Sonſtige Befonderheiten. Bon der Form abgejehen, enthält das BGB. für die von 
8 782 betroffenen abjtraften Verträge keine Sondervorfchriften. Es fragt fid) aber, ob nit 
trotzdem für fie weitere Beſonderheiten anzuerkennen find. 


a) Nlagebegründung. Da nur in den Fällen des 8 782 ein formloſes Schuldverfprechen 
ober Schulbanerfenntmis wirkfam Hit, muß ber Gläubiger, der ſich auf ein folches ftügt, zur Bes 
gründung feiner Klage behaupten und tim Falle des Leugnend des Gegners bemeilen, daß das 
Verſprechen oder Unerfenntnis auf Grund einer Abrechnung oder im Wege des Vergleichs ers 
teilt ift. Insbeſondere muß er in dem legten Falle die Tatbeftandsmertmale eines gültigen 
Bergleichs darlegen und ift Einwendungen des Gegners auögejegt, welche die Gültigteit des Ver⸗ 
gleichs und damit die formelle Gültigkeit des Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntnifles be⸗ 
treffen (f.v. Zubr a. O. S. 5; Rümelin a. a. O. 98 ©. 200ff.). Inſoweit find die Wirfungen 
des formlofen Schuldveriprehens und Schuldanerkenntniſſes beſchränkt. Als ein one die Be 
flimmung bes 8 782 den Formvorſchriften ber 88 780f. unterftehendes Rechtsgeſchäft ift aber ein 
auf Begründung einer felbitändigen Verpflichtung abzielendes Vergleichs⸗ oder Abrechnungs⸗ 
anerfenntnid trogbem zu eradıten, jo daß die Vorſchrift des 8 782 nicht überflüffig ift (Dert« 
mann Erl. 2 zu 8 782; Klingmüller, Schulbveripreden ©. 81 Anm. 2, in 3. f. HR. 58 
S. 178ff.; a. M. v. Tuhr, Rümelin a.a.D. und bezüglich des Vergleichs Crome II 8 301 
Anm. 36, $ 304 a. E.). Im alle der Abrechnung bedarf es nicht der Aufdeckung des Rechts⸗ 
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verhältnifjes, aus dem die zuſammengerechneten Anſprüche entitanden find; die Darlegung eines 
Abrechnungsvorgangs als Grundlage des Anſpruchs genügt. 

b) Einwendungen gegen bie Richtigkeit ber Abrechnung. Bon dem unter a Geſagten ab» 
geſehen, gilt für die Abrechnungs⸗ und Bergleichdanertenntniffe das in Erl. 3a zu $ 780 Be 
merkte. Insbeſondere lünnen Einwendungen gegen die Richtigteit der Abrechnung, z. B. Rechen⸗ 
fehler oder irrtümliche Einfiellungen einzelner Poften, nur nad den Grundlägen der ungeredht- 
fertigten Bereicherung geltend gemacht werden (jo die herrſchende Meinung, insbejondere 
Regelsberger in Iherings Jahrb. 46 ©. 23ff., 29; a. M. Rümelin a. a. O. S. 206 ff.) Das 
gleiche gilt von der Einftellung nichtiger Schuldpoften; in Höhe ihres Betrags ift derjenige, zu 
defien Gunften fie bei der Abrechnung berlidfichtigt find, grundlos bereichert. 

Streitig ift dagegen bei einer Abrehnung im engeren Sinne (f. Erl.2) die 
tehtlihe Bedeutung der Einftellung erfüllbarer, aber nicht erzwingbarer 
Forderungen, 3.8. aus Spiel, Wette oder Differenzgefhäften (BEB. 88 762, 764) oder ger 
mäß 8 66 Börfengef. v. 22. Juni 1896. Da bei einer folgen Abrechnung ſtets eine freiwillige 
Aufrechnung flattfindet und dieſe einer Erfüllung gleichfteht, wird durch die Abrechnung bie klag⸗ 
Iofe Forderung grundjäglic zu dem von der Aufrechnung erfahten Vetrag in unangreifbarer 
Weiſe getilgt. Ergibt die Abrechnung einen Saldo zugumften des @läubigers der klagloſen 
Forderung, fo iſt auch das Schuldanerkenntnis erfüllbar, aber nicht erzwingbar, wenn alle bei 
der Abrechnung berüdjichtigten Forderungen des @läubigers aus klagloſen Geſchäften entiprungen 
find. Beſtanden diefe dagegen nur zum Teil aus Haglofen, zum Teil aus vollwirkſamen Forde— 
rungen, fo entbehrt das Saldoanerfenntnid nit etwa in Höhe der Haglofen Forderungspoſten 
der Klagbarfeit (a. M. Rümelin a. a. O. ©. 206ff., 341f.), fondern, da alle bei der Verrechnuug 
berüdfichtigten Poſten dur bie Aufrechnung verhältnismäßig getilgt werben, find auch jene 
Boften verhältnismäßig, d. 5. in dem Berhältnifje der Gefamtiumme aller Aktivpoſten zu der 
Summe fämtliher Paſſivpoſten als unanfehtbar getilgt anzufehen und nur in Höhe des noch 
ungelifgt gebliebenen Reſtes ber tlaglofen Forderungen bildet der Saldo eine unverbindliche 
Schuld aus Haglofen Geſchäften (NE. 56 ©. 23, 59 ©. 193, ZW. 1905 ©. 186, f. auch Gruch. 47 
©. 1049, 48 ©. 117, JW. 1902 ©. 189; Regelsberger in Iherings Jahrb. 49 ©. 407 ff.; Seling- 
müller in 8.f. HR. 58 ©. 181ff.). Sind aber beiden Parteien Forderungen aus flaglofen 
Geſchäften gutgefchrieben, fo erfordert die Rüdficht auf Treu und Glauben und der im $ 139 BGB. 
zum Ausdrude gebrachte Grundfag, daß, wenn der Saldoihuldner fi) auf die Klagloſigkeit feiner 
Schuldpoſten beruft, auch die ihm gut gerechneten Poften aus klagloſen Geſchäften trog ihrer 
Tilgung durch Aufrechnung von der Geſamtſumme feines Guthabens abzufegen find und die Abs 
rechnung infoweit berichtigt wird (Hegelsberger a.a. D.; Staub HGB. Anm. 31 zu 8 355, 
Ext. zu $ 376 Anm. 15). 

6) Rovatoriſche Wirtung der Abrechnung. Bie in Erl. 3b zu 8 780 erwähnt, ift in 
einem Schuldverſprechen oder Schuldanerfenntnifie vegelmäßig feine Novation zu finden. Dagegen 
wird der Abrechnung im engeren Sinne, alfo der Abrechnung mit Aufrechnung (ſ. Erl. 2) von vers 
ſchiedenen Seiten, inSbefondere von Regelsberger in Iherings Jahrb. 46 ©. 10ff., 49 ©. 407 ff. 
(f. au Staudinger Erl, I 2c zu 8 782, Rümelin a. a. O. ©. 194ff., 214) ſtets Rovations- 
wirkung zugeſprochen, fofern nicht auf Seiten einer Partei nur ein einzelner Forderungspoſten 
vorhanden ift; und zwar fieht Regelsberger die Novation nicht in der Begriindung ber Salbo- 
forberung, die eine Novation enthalten könne, aber nicht zu enthalten brauche, fondern in der 
Beitftellung der ſog. Abſchlußſummen, der aus der Zuſammenrechnung der gutgeichriebenen Poften 
fi ergebenden Gejamtforderung eimer jeden Partei, die gebildet würde, um durch fie die Einzel- 
forderungen zu erfegen und bie beiden Abfhlußfummen gegeneinander aufzurechnen. Dagegen 
hat das RE. (IW. 1902 ©. 97; Grud. 46 ©. 1129) der Abrechnung außerhalb eines Kontos 
turrentverhältniſſes den novatoriſchen Charakter abgefprohen und in der Tat it aus ber 
rechneriſchen Bufammenfaffung der einzelnen Boften zum Zwede ihrer Tilgung duch Aufrechnung 
ein zwingender Schluß auf den Novationswillen der Barteien nicht zu ziehen, ein Geltendmachen 
der Einzelforderungen auf Grund des urſprünglichen Schulöverhältniffes unter Abfegung des 
durch Aufrechung getilgten Teilbetrags erfcheint mit der Natırr der Abrechnung nicht unvereinbar 
(Staub Ept. zu 8 357 Anm. 5; DüringersHahenburg HEB. Vorbm. 2 vor 88 355ff.). 
Es bleibt daher auch Hier, von dem Sontokurrentverhältnts abgefehen, bei ber in Erf. 3b zu 
8 780 aufgeftellten Regel. 

d) Im übrigen vgl. über die Abrechnung Regeldberger a. a. D. und indbejondere über 
den Kontokurrent die Kommentare 3. HGB. 88 356ff. 


21. Titel: Anweifung. 8683 


Einundzwanzigfter Titel. 
Anweifung. 


Einundzwanzigfter Titel. 

Wendt, Das allgemeine Anmweifungsrecht, 1894, v. Tuhr in Iherings Jahrb. 48 ©. 1; 
Wieland, Die Ermähtigung zum Leiftungsempfang, im Arch. f. civ. Pr. 95 ©. 161; Düringer- 
Hadenburg, HGB. Borbm. zu 88 363ff., 8b. II ©. 413ff.; Jacobi, Wertpaptere (1901) 
©. 292ff.; Bienftein im Recht 1906 ©. 1418. 


I. Überfigt über die Beſtimmungen über bie Anweifung. Die Anweilung hat fi im 
modernen Geſchäftsverkehr ala felbftändiges Rechtsinftitut herausgebilbet. Man bedient ſich der 
ſchriftlichen Anweilung in weitem Umfang, um bie Auszahlung von Gelb oder bie Lieferung 
anderer vertretbarer Sachen zu vermitteln. Mündliche Anmelfungen find dagegen wenig ges 
bräudlih und ebenfo tommen Unweifungen iiber nicht vertretbare Leijtungen im gewöhnlichen 
Bertehre fehr felten vor. Das Gefeg hat deshalb den Bebürinifien des Lebens entiprechenb 
befondere Borfchriften über Anweiſungen gegeben, begnügt ſich aber damit, folhe Anweiſungen 
zu regeln, weiche ſchriftlich ausgeftellt find und bie Leiftung von Geld, Wertpapieren oder anderen 
vertreibaren Sachen zum Gegenftande haben. 

1. Rechtliche Ratur der Anweifung. Die Unweifung wurde früher meiftens nad ben 
Srundfägen des Auftrags behandelt, indem man einen doppelten Auftrag unteritellte, einerſeits 
an ben Angewiejenen, an den Unmeifungsempfänger zu zahlen, andererjeit8 an den Anweifungd- 
empfänger, die Zahlung bei dem Angewiefenen zu erheben. Ein ſolches Verhältnis kaun in ber 
Tat bei der Anweiſung vorliegen, e8 braucht aber nicht der Fall zu fein. Grund und Zweck 
der Anweifung können vielmehr verſchieden fein. Die Anwelfung kann, mas das Verhültnis bes 
Anwetfenden zum Anweifungsempfänger angeht, die Erfüllung einer dem erfteren gegenüber dem 
legteren obliegenden Verbindlichkeit vermitteln oder, wie bei dem fog. Krebitbriefe, zur Begrlndung 
einer Verbindlichkeit des Unweifungsempfängers gegen den Anweiſenden dienen; in anderen 
Fällen erfolgt die Anweifung zum Zwede einer Schenkung an ben Anweifungsempfänger oder in 
der Abficht, daß diefer das auf Grund der Anweiſung Erhobene im Interefje des Anweifenden 
verwenden oder abliefern foll. Was ferner das Verhältnis des Anmeifenden zu dem Angemiejenen 
betrifft, jo kann die Anwelfung bezweden, eine Forderung bes erfteren gegen ben legteren zur 
Einziehung zu bringen (Anweiſung auf Schuld); fie kann aber auch erfolgen, ohne daß eine folche 
Forderung befteht (Unmwelfung auf Kredit), Im Hinblid auf diefe Sachlage Hat das Geſetz in 
Übereinftimmung mit dem HGB. und ber neuerdings in ber Wiffenfhaft und Praxis zur 
Herrſchaft gelangten Auffafiung die Anweifung nit im Anſchluß an den Auftrag, 
fondern felbftändig geflaltet (M. II ©. 556f.). 

Die Anweifung ift nad der grundlegenden Beſtimmung des $ 783 ein Rechtsgeſchäft, 
welches fo vorgenommen wird, daß der Anmeifende eine Urkunde ausftellt, in welder er einen, 
anderen anweiit, an einen Dritten Geld oder andere vertretbare Sachen zu leiften, und daß er 
diefe Urkunde dem Anweifungsempfänger aushändigt. Die eigentiimliche Wirkung der Anweiſung 
befteht darin, daß durch bie Ausftellung und Aushändigung der Urkunde der Anweiſungs— 
empfänger ermächtigt wird, die den Gegenftand der Anweiſung bildende Leiſtung bei dem An— 
gewiefenen im eigenen Namen zu erheben, und der Angewiejene ermächtigt wird, diefe Leiftung 
für Rechnung des Unweifenden an den Anweifungdempfänger zu bewirken. Die Anweiſung ftellt 
fi Hiernad) als ein abſtraktes Rechtsgeſchäft bar, infofern ihre Gültigfeit von den zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſen unabhängig tft (abw. Wieland a. a. O. ©. 169). Charakteriftiich 
iſt für die Anweiſung weiter, daß fie nicht diret materielle Anſprüche begründet, fondern lediglich 
die Auszahlung von Geld oder anderen Sachen vermittelt. Die materiellen Beziehungen der 
Beteiligten beftimmen fi) nach anderen außerhalb der Mnweifung liegenden Rechtöverhältnifien. 
Bon dieſen legteren ift die Anweiſung als formell felbftändiges Rechtsgeſchäft Iosgelöft. 

Die Anweifung fteht fomit ihrem Wefen nach der Vollmacht nahe. Indeſſen dilrfte e8 vom 
Standpunkte des BGB. nicht gerechtfertigt fein, die Unwelfung einfach dem Vollmachtsbegriff unter 
zuorbnen und als eine Art ber Vollmacht zu behandeln (fo Lenel, Iherings Jahrb. 36 ©. 113ff.; 
Hellwig, Verträge auf Leiftung an Dritte ©. 100ff.; Wieland a. a. D. ©. 178ff.). Durch 
die Vollmacht wirb- eine Vertretungsmacht begründet (ſ. 8 166 Ubf. 2); ber Bevollmächtigte 
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wird ermächtigt, ein Nechtögefchäft im Namen des Geichäftsherrn abzufchließen, welches unmittelbar 
für und gegen den Bertxetenen wirft. Der Anweifungsempfänger und der Angewieſene jollen 
dagegen nicht als Stellvertreter be Anweifenden handeln, fondern ber Unmweifungsempfänger ih 
ermächtigt, die Zahlung im eigenen Namen in Empfang zu nehmen, und ber Angewieſene fol 
die Zahlung im eigenen Namen leiften. ebenfalls ifı bie Anmweifung vom Geſetz als ein jelb- 
ftändiged Rechtsinftitut gegeniiber der Vollmacht behandelt und mit anderen Wirkungen als eine 
Vollmacht ausgeftattet. So gerät z. B. ein Schuldner, ber ſich weigert, an einen zur Einziehung 
ber Forderung Bevollmächtigten zu zahlen, in Verzug; anders bei ber Unweifung gemäß & 787 
Abf. 2. Die Anmeifung ift unbedingt widerruflich (8 790) und erliſcht nicht durch ben Tod oder 
die Geſchäftsunfähigleit eines Beteiligten (8 791); anders die Vollmacht gemäß $ 168. Leptere 
ift überhaupt faufal (Bd. I Erl. 3 zu $ 167), die Anmweifung abjtralt (vgl. v. Tuhr a. a. O. 
©. 1ff.; Vienjtein im Recht 1906 ©. 1418; Dertmann Vorbm. 1b vor 8 783). Dana 
erſcheint es unzuläffig, bei der Anweiſung ohne weiteres die für die Vollmacht gegebenen Vor⸗ 
ſchriften zur Ergänzung heranzuziehen. 

2. Im einzelnen kommen bei der Anweiſung drei verſchiedene Rechtsverhältniſſe in Ber 
trat, dasjenige zwifhen dem Unmeifenden und bem Unmwelfungsempfänger, ferner dasjenige 
zwiſchen dem Anweiſenden und dem Angewiejenen und endlich dasjenige zwifchen dem Anweifung!: 
empfänger und dem Angewieſenen. 

a) Das Verhältnis des Anweifenden zu dem Anweifungsempfänger charakierifiert das 
Geſetz dahin, daf der Anweifungsempfänger ermächtigt wird, die den Gegenftand ber Anmweifung 
bildende Leiftung bei dem Ungewiefenen im eigenen Namen zu erheben. Ein materielle Schuld» 
verhältnis wird durch die Anweifung zwifhen bem Anweifenden und dem Anmeifungsempfänger 
nicht begründet. Der Anweiungsempfänger hat dem Anweiſenden gegenüber feinen Auſpruch 
darauf, daß bie Anweiſung honoriert wird, und er fann auf Grund ber Anweiſung allein von 
dem Anweiſenden Teinen Erſatz verlangen, wenn ber Angewieſene bie Leiſtung bermeigert. 
Anderſeits ertwächft für den Anmweifungsempfänger aus der Entgegennahme der Anweiſung grund» 
ſätzlich auch Leine Verpflichtung. Der Anweiſende Hat feinen Anſpruch darauf, daß der Uns 
weifungsempfänger bie Anmeifung zur Annahme vorlege oder die Einziehung der Forderung 
betreibe, wenn der Angewiefene die Anmweifung angenommen hat (f. Erl. 2 zu 8 789). Lediglich 
aus Gründen der Billigfeit ift dem Anweifungsempfänger durch pofitive Beftimmung bes Geſetzes 
(8 789) die Verpflichtung auferlegt, dem Anweiſenden Anzeige zu machen, wenn der Angewieſene 
die Annahme der Anweiſung oder der Leiftung verweigert oder wenn er bie Anweiſung nicht 
geltend machen ann oder will. Die materiellen Beziehungen zwiſchen dem Anmeifenden und 
Anmeifungsempfänger beftimmen fi nad) dem ber Anweifung zugrumbe liegenden Rechtsverhältnifie, 
welches, wie in Borbm. I 1 bereit bemerkt ijt, fehr verjchtedener Art fein kann. Im 21. Titel 
find hierüber feine Borfchriften gegeben. Im einer anderen Richtung wird das Verhältnis dei 
Unweifenben zu dem Unmeifungsempfänger vom Geſetze (8 788) näher dahin beftimmt, daß, wenn 
ber Anweiſende die Anweiſung zu bem Zwede erteilt, um feinerfeit3 eine Leiftung am ben Ans 
weifungsempfänger zu bemwirten, diefe Leiſtung erft mit der Lelitung des Angewiefenen an ben 
Anweiſungsempfänger als bewirkt gilt. 

b) Daß Berhältnis zwiſchen dem Anweijenden und dem Augewieſenen iſt ebenfalls formeller 
Natur. Der Angewiefene wird dem Anmweifenden gegenüber durch die Anweiſung ermäditigt, für 
Rechnung bed Anweiſenden an ben Anmweifungsempfänger zu leiften. Eine Verpflihtung zur 
Annahme oder zur Leiftung wird durch die Anweiſung als folhe für den Angewieſenen nicht 
begründet, ſelbſt dann nicht, wie das Geſetz (8 787 Abſ. 2) beſonders heroorhebt, wenn ber An⸗ 
gewiefene Schuldner des Anweiſenden ift und die von ihm gefchuldete Leiftumg dem @egenftand 
der Anmelfung bildet. Dagegen ift ausdrücklich beftimmt (8 787 Abſ. 1), dab der Angewieſene 
im Falle der Unweifung auf Schuld durch die Leiftung in deren Höhe von ber Schuld befreit 
wird. Im übrigen ift für die materiellen Beziehungen zwifchen dem Anweiſenden und dem 
Ungewiefenen da8 zwifchen ihnen beitehende befoudere Rechtöverhältnis maßgebend. Nach biefem 
enticheidet ſich insbeſondere die Frage, ob der Ungewiejene, wenn er auf Grund ber Anweiſung 
eiftet, einen Erfaganfprud; gegen ben Anweiſenden geltend machen fann. 

e) Zwiſchen dem Anweifungsempfänger und bem Angewiejeuen wird durch die Anweiſung 
fein materielles Echuldverhältnis begründet. Der Anmeifungsempfänger hat auf Grund ber 
Unweifung allein keinen Unfpruch darauf, daß der Angewieſene an ihn leiftet, felbft wenn der 
Angewieſene feinerfeit? bem Anweiſenden zur Leiftung verpflichtet fein follte. Im Verkehre lomınt 
es aber Häufig vor, daß der Ungemwiefene erklärt, die Anweifung annehmen zu wollen. Ia 


21. Titel: Anweifung. 865 


Übereinftimmung mit dem HGB. und der mobernen Geſetzgebung Hat das Befeg (8 784) ber 
Annahmeerflärung die Wirkung beigelegt, daß fie den Angewieſenen, unabhängig von dem Rechts⸗ 
grund, auf dem fie beruht, dem Anwelfungdempfänger gegenüber zur Leiftung verpflichtet (RE. 
in JW. 1902 ©. 606). Die Haftung des Angewiejenen, welcher bie Anweijung angenommen 
bat, ift mit Rüdficht auf die Verlehröficherheit befonders ftreng geregelt; der Angewieſene darf 
dem Unweifungsempfänger nur ſolche Einwendungen entgegenfegen, welche die Gültigkeit ber 
Annahme betreffen oder fih aus dem Inhalte ber Anweifung oder dem Inhalte der Annahme 
ergeben oder bem Angemiefenen unmittelbar gegen den Anweiſungsempfänger zuftehen. Im 
Hinblid auf die weitgehenden Wirkungen, melde fih an die Annahme knüpfen, ijt filr bie An» 
nahmeerklärung nicht nur bie Schriftform vorgeichrieben, fondern biefe Form noch dahin ver: 
ſchärft, daß die Annahme durch einen fehriftlichen Vermerk auf der Anweifung zu erfolgen hat. 
Der Auſpruch bed Anmweifungdempfüngers gegen ben Angewiefenen aus der Annahme ift einer 
turzen Verjährung von drei Jahren unterworfen (8 786). Gegen bie Gefahr, auf Grund der 
Anmahmeerflärung doppelt leiften zu milſſen, wird ber Ungewiefene durch die Vorſchrift geſchützt, 
daß er nur gegen Aushändigung der Anweiſung zur Leiftung verpflichtet ift (8 785). 

3. Das Erlöfgen der Anweilung wird regelmäßig dadurch herbeigeführt, daß ber Ans 
weifungsempfänger die Zeiitung bei dem Ungewiefenen erhebt. Die Anweiſung wird ferner 
dadurch aufgehoben, daß ber Anweiſende fie dem Angewieſenen gegenüber wiberruft. Der Widerruf 
iſt nad) ausbrüdlicher Beſtimmung bes Geſetzes (3 790) jelbft baum wirkſam, wenn ber Anweiſende 
dur ben Widerruf einer ihm gegeniiber dem Unweifungsempfänger obliegenden Verpflichtung 
zuwiderhandelt. Der Widerruf ift aber nur ftatthaft, folange nicht der Angewieſene die Anweifung 
dem Unmelfungsempfänger gegenüber angenommen oder bie Leiftung bewirkt Hat. Durch ben 
Tod oder den Eintritt ber Geſchäftsunfähigkeit eines der Beteiligten ſoll bagegen die Anweiſung 
nicht erlöfhen ($ 791). Cine Verjährung der Anweiſung ift wicht möglich, da bie Anweiſung 
feine materiellen Anfprüche begründet. Die Anweiſung erlifcht auch nicht daburch, daß ber Zweck, 
zu deſſen Realifierung fie beſtimmt ift, wegfällt; denn fie tft von bem Veftehen des ihrer Erteilung 
zugrunde liegenden Nechtsverhäftnifies unabhängig (f. Vorbm. I 1 a. E.). Erhebliche prattiſche 
Unzuträglicleiten dürften fi hieraus nicht ergeben, da ber Angewieſene auf Grund ber An« 
weifung allein nicht verpflichtet ift, an den Anmweifungsempfänger zu leiften, und ber Anmweifende 
die Anweiſung jederzeit widerrufen kann. 

ertraguug der Auweiſung tit befonber geregelt. Daß ber Anweiſungsempfänger 
die Anweiſung übertragen kann, wenn ber Angewiefene fie übernommen bat, unterliegt keinem 
Zweifel. Im bisherigen Rechte ift aber beftritten, ob bie Anweifung aud Übertragen werden 
ann, wenn fie noch nicht angenommen fit. Das Gejeg (8 792) bejaht bie Übertragbarfeit auch 
für dieſen Fall; der Anweiſende ſoll aber befugt ſein, die Übertragung auszuſchließen. Zur 
Wirkſamkeit der Übertragung wird eine ſchriftliche Ertlärung des Anweiſungsempfängers und die 
Aushändigung der Anweiſung an den Dritten, der die Rechte aus ber Anweiſung erwerben ſoll, 
erfordert. 

II. Münblie Anweifungen und Anweifungen, bie auf andere Leifiungen als bie 
Lieferung vertretbarer Sachen lauten, find, obſchon fie im Geſetze nicht erwähnt werben, nicht 
für unzuläffig zu erachten. Welche rechtliche Bedeutung fie haben, beftimmt fi nad ben Ums 
ftänden des Falles. Im Zweifel dürfte anzunehmen jein, daß die Parteien babet biefelben 
Bwede verfolgt haben, wie bei einer fhriftlichen Unweifung auf Leiftung vertreibarer Sachen; 
die Vorſchriften dieſes Titels werben daher zur entfprechenden Anwendung zu bringen fein (M. II 
©. 558, Rſpr. 8 ©. 85, Rümelin im Acc. f. civ. Br. 97 ©. 259). Auf mündliche Ans 
weifungen fünnen jedoch diejenigen Borfchriften feine Anwendung finden, bie in ber Schriftform 
isren Grund haben, und dahin gehören die Vorſchriften des 8 784 über bie Form und die 
Wirkung ber Annahme (Staub, HGB. 8. Aufl. Anm. 17 zu 8 363: Düringer⸗Hachenburg 
a. a.D. Borbm. VI; Goldmannskilienthal 8 215 Anm. 5; Hellwig, Verträge auf Leiftung 
an Dritte ©. 102f,; Wieland a. a. O. ©. 172ff.; Wienftein im Recht 1906 ©. 1418; a. M. 
NRümelin a. a. ©.) und aud wohl die bes 8 792 über die Übertragung nit angenommener Ans 
weifungen (Hellwig und Wieland a. a. O.). Auch auf Anweiſungen bezüglich nicht vertretbarer 
Sachen bürfte die Anwendung dieſer Sondervorſchriften mit Rüdfiht auf den Zwed, ben ber 
Geſetzgeber bei ber Einſchränkung des Gegenſtandes der Anweiſung in $ 783 verfolgt Hat, aus« 
geſchloſſen fein (vgl. B. II 8b. 2 ©. 881f.; Goldmann=Liltenthal 8 215 Biff. 4; Hellwig 
und Wieland a. a. O.). Form und Wirkung ber Annahme biefer wie jener Anweiſungen richten 
ſich nad) 88 780f. 
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$. 783. Händigt Jemand eine Urkunde, in ber er einen Anderen anmeiit, 
Geld, Werthpapiere oder andere vertretbare Sachen an einen Dritten zu leiften, 
dem Dritten aus, fo ift diefer ermächtigt, die Leiftung bei dem Angewieſenen im 
eigenen Namen zu erheben; der Angewiefene ift ermächtigt, für Rechnung des 
Anmeifenden an den Anweifungsempfänger zu leiften. 


Entfprechendes gilt von denjenigen Anweifungen, welde fich lediglich an den Angewieſenen 
wenden und feine Ermächtigung des Anmweifungsempfängers enthalten (f. Erl. 2c zu 8 783; 
vgl. Hellwig und Wieland a. a. O.; a. M. aud bier Rümelin a. a. O.). 

III. Für bie laufmänniſchen Anweifungen, b. h. diejenigen Anweiſungen i. ©. bes 8 783, 
welche auf einen Kaufmann außgeftellt find, ohne daß darin die Leiftung von einer @egenleiftung 
abhängig gemadt ift, und an Order lauten, gibt das HGB. in den 88 363—365 einige Sonder⸗ 
beftimmungen. Im übrigen gelten aud) für fie die Grundſätze des BB. 

ALS Anweiſung tft auch der Ehe anzufehen (D. 3. H6B. ©. 219). Jedoch gelten für ben 
Scheckverlehr nad; Handelsgebrauch einige Bejonderheiten; nähere Angaben und Literaturnachweiſe 
f. bei Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 8 58; Staub HGB. 8. Aufl. Exf. zu 8 363; 
Düringer-Hahenburg Note V zu 8 363; Dernburg 1I 8 289, 3. f. HR. 48 ©. 299; 
Klein in DIE. 1903 ©. 37; Riefſer daf. 1907 ©. 31; Eltzbecher daf. 5.441. Vgl. and 
Brodmann, Zur Lehre vom Girovertrag, in der 2. f. HR. 48 ©. 121ff. und Über den Giro— 
verkehr der Banken RE. 54 ©. 239, Seufffl. 58 Nr. 74, 59 Nr. 256, Ripr. 6 ©. 76. 

Keine Anweifung i. ©. der 88 783ff. ift die Poftanweifung; vgl. über den Boftanweifungs- 
vertrag neneftend Leutke, Das Verfügungsreht beim Frachtgeſchäft 1905 ©. 159. (f. auch 
RS. 41 ©. 102, 60 ©. 24; Herp in DIE. 1903 ©. 390; a. M. Tachau daſ. ©. 495; 
Eck ©. 581). 

IV. Inhaltsüberſicht. Der 5 783 enthält die grundlegende Beftimmung über den Begriff 
und die Wirkungen der Anweiſung. Die 88 784—786 handeln von ber Annahme der Anweifung 
durch den Angewieſenen; und zwar normiert der 8784 die Vorausfegumgen und die Wirkungen 
ber Annahme, der 8 785 beftimmt, daß ber Ungeiiefene nur gegen Aushändigung ber Anweiſung 
zur Leiftung verpflichtet fit, und der 3 786 jegt für dem Anſpruch des Anmeilungsempfängers 
gegen ben Angewieſenen eine Berjährungsfriit von drei Jahren feit. Der 8 787 trifft Beftimmungen 
über den Fall, wenn der Angewiefene Schuldner bes Unweifenden tft, der $ 788 über ben dall, 
wenn die Anweifung zum Zwede der Zahlung erteilt wird. Der $ 789 legt dem Anweiſungs⸗ 
empfänger die Berpflihtung auf, dem Anweiſenden Anzeige zu machen, wenn die Anwelfung 
feinen Erfolg hat. Die 88 790, 791 betreffen dad Erlöſchen der Auweiſung; ber 8 790 regelt 
ben Widerruf der Anweiſung, ber 8 794 beftimmt, daß die Anweiſung durch den Tob ober den 
Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit eines der Beteiligten nicht erlifht. Der 8 792 Handelt von der 
Basen der Anweiſung vor der Annahme. 


$ 788. 
EIS 005; 11H 610 rn. 8 m MI 8767. 9.16. 1695}. 1728fl., 3551, 3559, 118261; I. II 6. 5551. 
12.2 €. 380f.; 82.6 €. 191. D. ©. 6461. 

1. Gegenftand der —— 

a) Leiſtung vertretbarer Sachen. Die Anweiſung muß lauten auf Leiſtung von Geld, 
Wertpapieren ober anderen vertretbaren Sachen. Wegen der vertretbaren Sachen f.g M. Der 
Begriff der Wertpapiere ift, wie ſich aus der Zuſammenſtellung („Wertpapiere oder anbere vers 
tretbare Sachen“) ergibt, in dem engeren Sinne zu verftehen, daß nur gemeint find ſolche Wert: 
papiere, die als vertretbare Sachen zu gelten haben. Es fallen darunter alfo ſolche Wertpapiere, 
welche gehandelt und lediglich nach der Zahl beitimmt zu werben pflegen, dagegen z. B. nicht 
Altien, die auf Namen lauten, oder andere ähnliche Papiere, die an eine beitimmte Perſon ge 
bunden find. i 

Hinſichtlich der Unweifungen mit anderem Leiftungsinhalte |. Borbm. II. 

db) Zuläffiglett von Bedingungen, Befrifiungen, Gegenleiftungen. Die Leitung kann fo 
beftimmt werben, daB der Angemwiejene fofort bei Borzeigung der Anweiſung leiſten foll, oder aud 
fo, baß fie erft nach Ablauf einer Friſt zu bewirken iſt. Die Leiftung fann aud an eine Be 
dingung gelnfpft werden. So werben z. B. Anweiſungen auf Baugelder häufig im der Weile 


21. Titel: Anweiſung. $ 788. 867 


exteilt, da ber Angewieſene zahlen foll, wenn bie polizeilihe Abnahme des Baues erfolgt ift 
oder wenn die Beſcheinigung über bie erfolgte Verſicherung des Baues vorgelegt wird. Die 
Bornahme der Leiftung kann endlich auch von einer @egenleiftung abhängig gemacht werden 
(anber& bei der Iaufmännifden Anmwelfung, |. Borbm. II, H@8. 8 363). 

2. Abſchluß des Anweiiungsgeihäfts. # 

&) Der Unmeifende muß eine Urkunde ansgeftellt Haben. liber mündliche Anweifungen 
enthält das BGB. keine Veftimmungen (f. Vorbm. ID. Für die Abfafjung ber Urkunde gilt 
die Vorſchriſt des 8 126. 

b) Inhalt der Urkunde. Im der Urkunde muß der Ausſteller ben Angewieſenen anweiſen. 
die den Gegenſtand ber Anweiſung bildende Leiftung an den Anmeifungsempfänger zu machen. 
Dab das Wort „anweiſen“ gebraucht wird, ift nicht weſentlich, anderſeits nicht genügend, ba 
auch ein Zahlungsanftrag und ein Erhebungsauftrag in der Form einer Anweifung erteilt werden 
können (Seufff. 58 Nr. 32). Es muß erhellen, daß materiell eine Anweifung gewollt, daß aljo 
eine von den zugrunde liegenden Rechtsverhälmiſſen unabhängige doppelte Ermächtigung (fiehe 
Vorbm. I 1) beabfichtigt ift. Eine abftralte Fafſung wird man bei ber Anweifung fo wenig 
wie bei dem Schuldverfprehen und Schulbanertenntnifie (Exl. 1e zu 8 780, 2c zu 8 781) fordern 
durfen; weder die Angabe des Rechtsverhältmiſſes zwifchen dem Anweiſenden und dem Ans 
gewiefenen noch des Berhältnifies zwifchen jenem und dem Anwelfungsempfänger ift ausgefchlofien 
(Düringer-Hadenburg a. a.D. Vorbm. IVd,e; Erome II 8 307 Bif. 1; a. M. v. Tuhr 
a. a. O. ©. 13ff.; Dertmann Borbm. 3 vor 8 783). 

Die Anweiſung kann nit anf den Inhaber ausgeftellt werden. Dies ergibt fi) daraus, 
daß nad) 8 783, damit eine wirffame Anweiſung zuftande kommt, der Anweifende die Anweifung 
dem Dritten, an welchen geleiftet werben fol, aushändigen muß; ber Dritte, von weldem das 
Gefeg fpricht, kann danach nicht ein beliebiger Inhaber, fondern er muß eine beftimmte Berfon 
fein. Ebenfo kann bie Anwelfung nicht einfah auf die Orber bed Anweiſenden lauten. 
Dies ergibt fih aus den in 8 792 über die Übertragung der Anmweifung gegebenen Vorſchriften. 
Dagegen iſt es zuläffig, daß die Anmeifung auf die Orber bes Anweiſungsempfängers geftellt 
wird. Die Orderklauſel ift übrigens infofern überflüffig, als der Anmweifungsempfänger ſchon 
nad) den gefeglichen Beitimmungen befugt ift, bie Anweiſung auch bereits vor erfolgter Annahme 
auf einen anderen zu übertragen; wegen ber Bebentung der Orderklauſel bei kaufmänniſchen 
Anmweifungen |. HGB. 88 363, 364. Wird die Anweiſung, wie dies bei Scheds allgemein ges 
brauchlich ift, fo ausgeſtellt, daß ber Angewiefene zahlen foll an den Anweifungsempfänger 
ober den Überbringer, fo wird dies dahin zu verfiehen fein, baf ber Überdringer der Ans 
meifung als ermädtigt gelten fol, die Zahlung in Vertretung bes Unmweifungsempfängers in 
Empfang zu nehmen (f. Dernburg II 8 239 Ziff. D. 

Über die Aufrehterhaltung eine8 wegen eines Formmangels nichtigen gezogenen Wechſels 
als Anwelfung vgl. RG. 48 ©. 230. 

©) Der Anweifende muß bie Anweifnng dem Auweifungsempfänger auögehändigt haben. 
Zweifelhaft kann fein, ob bie Aushündigung als eine einſeitige Handlung bed Anweiſenden 
anzufehen ift oder als ein Vertrag zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anweifungsempfänger. 
Die Motive fprechen fich nicht darüber aus; doch ſcheinen fie, nad einer Bemerkung über bie 
mündlihe Anweiſung zu urteilen (M. II ©. 558), davon auszugehen, dab ein Bertrag zu 
unterftellen ift. Bei den Beratungen ber zweiten Kommiſſion tft bie Stage nicht erörtert. Nach 
dem Wortlante bes 8 783 fcheint zur Begründung der Rechtsverhältnifſe aus der Anweiſung die 
Tatſache zu genügen, daß der Anmeifende bie Auweiſung ausſtellt und fie bem Anweiſungs⸗ 
empfänger aushändigt. Fur die Annahme eines einfeitigen Aktes witrbe auch die Analogie der Voll⸗ 
macht fprechen. Anderſeits ift e8 fehr wohl beufbar und fteht mit dem Weſen der Anmeifung 
nicht im Widerſpruche, daß zur Begründung der Rechtsverhältniſſe aus der Anmweifung ein Vertrag 
zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anmelfungsempfänger erfordert wird. Entſcheidendes Gewicht 
bürfte ımter diefen Umftänden darauf zu legen fein, daß dem Anweifungsempfänger nad; 8 789 
aus ber Anmeifung die Verpflichtung erwachſen foll, dem Anweiſenden von bem Richterfolge der 
Anweifung Anzeige zu mahen. Eine ſolche Verpflichtung des Anmweifungsempfängers kann nad 
allgemeinen Grunbfägen nicht burd eine einfeitige Handlung bes Anweiſenden entitehen; fie läßt 
fi, wenn man nicht die Beitimmung bed 8 789 als eine ganz anormale betrachten will, zur 
fo begründen, daß der Anweifungsempfänger durch bie Entgegennahme ber Anmweifung feinerjeits 
Verpflichtungen übernimmt. Hiernach ift anzunehmen, daß zur Begründung ber Rechtöverhältnifie 
ans ber Yıtweifung ein Bertrag zwifchen dem Anweifenden und dem Anweiſungsempfänger 
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erfordert wirb (ebenſo Coſack I 8 151 Zi. III1; a. N. Enneccerus-Lehmann 8 334 11; 
Dertmann Erl. 3; Düringer-Hachenburg Vorbm. I 1 vor 88 363ff.). 

Die Aushändigung der Unweifung an den Anmweifungsempfänger ift weientlih. Im ihr 
liegt nad) $ 783 die Erklärung der Ermächtigung des Unmweilungsempfängers zur Erhebung ber 
Leiftung. Diefe braucht alfo nicht in die Urkunde felbit aufgenommen zu werden. WUnderfeits 
iſt trop der Aushändigung ber Nachweis zuläffig, daß eine folhe Ermächtigung von dem Parteien 
nicht gewollt ift. Fehlt die Ermächtigung bed Anweifungsempfängers, Liegt alfo nur eine Er⸗ 
mädtigung des Ungewiefenen zur Leiftung für Rechnung des Anweiſenden vor, fo ift feine 
Anweiſung i. ©. der 88 783ff. gegeben (f. Vorbm. IL M. II ©. 558, Ripr. 10 ©. 183; 
Düringershahenburg a. a. O. Vorbm. I 2). 

4) Eine befonbere Benachrichtigung des Angewiefenen feitens des Anweiſenden ift nidt 
erforberlih. Der E. I hob dies befonder8 hervor; bie zweite Kommilfion Hat den Sag als 
ſelbſtverſtändlich geftrichen. 

3. Die Wirkungen der Auweifnng find in Vorbm. I 2 bereit kurz erörtert. 

a) Der Anweifungsempfänger ift ermächtigt, die ben Gegenftand der Anweiſung bildende 
Leiftung im eigenen Namen zu erheben (f. Borbm. I 2a). Er tritt dabei nicht als Stellvertreter 
des Anweiſenden auf, ſondern handelt für ſich felbft (ſ. Borbm. I1 a. E.). In welcher Weiſe er 
da8 empfangene Geld zu verwenden Hat, beftimmt fidy nad dem zwifchen ihm und dem An- 
weifenben beftehenden beſonderen Berhältniffe. Nach diefem entfcheibet ſich auch, ob der An- 
weifungsempfänger gegen ben Anweiſenden Erſatzanſprüche geliend machen kann, wenn der Un: 
weifung von bem Angewieſenen nicht entiprohen wird (M. II ©. 564, Ripr. 13 ©. 31) ober 
wenn ber Anweiſende die Anweiſung widerruft (3 790; f. v. Tuhr a. a. O. S. 28ff.; Wie⸗ 
land a. a. O. ©. 202ff.). 

b) Der Angewieſene iſt ermächtigt, an den Anmweljungsempfänger zu leiſten. Der An⸗ 
gewiejene tritt dabei ebenfo wie der Anweifungsempfänger nicht al8 Stellvertreter bes Anweifenden 
auf, ſondern handelt fitr ſich felbft (f. Borbm. I1a. €). Die Gültigkeit des zwifhen ihm und 
dem Anwelfungsempfänger abgeſchloſſenen Leiftungsgeihäfts beftimmt fi) alfo lediglicy nach ben 
Berfonen biefer beiden Beteiligten. Ob der Angewieſene zur Annahme der Anweifung oder zur 
Leitung an ben Anweifungsempfänger verpflichtet ift, beftimmt ſich nah dem zwiſchen ihm und 
dem Anweiſenden beftehenden bejonderen Rechtsverhältniſſe. Aus der bloßen Tatſache, daß der 
Angewieſene Schuldner des Anweiſenden iſt, folgt eine ſolche Verpflichtung noch nicht (8 787 
Abſ. 2; ſ. Vorbm. 1 2b). 

Der Angewieſene fol im eigenen Namen, aber für Rehnung des Anweijenden leifıen. 
Zeiftet der Ungewiefene auf Grund ber Anweiſung, fo iſt alſo dad Verhältnis formell fo ans 
zuſehen, ald wenn ber Angewieſene eine Leiſtung an den Anweiſenden gemacht hätte. Ob und melde 
materiellen Anfprüce ber Angewieſene auf Grund der Leiftung an ben Anweiſenden geltend 
machen fann, beftimmt fi) wiederum nad) bem zwiſchen ihnen beftehenden bejonderen Redytd- 
verhältnifie. Über das Nähere vgl. Erl. 3 zu 8 787. 

©) Berhältnis zwiſchen dem Anweiiungsempfänger und dem Angewieſenen. Der An- 
weiſungsempfänger wird dem Anweifenden gegenüber durch die Anweiſung lediglich ermächtigt, 
die den ®egenftand der Anweifung bilbende Leiftung zu erheben. Cine Berpflihtung des An- 
weifungsempfängers zur Abnahme ber Leiftung wird durch die Anweiſung nicht begründet; die 
Verweigerung ber Annahme begründet feinen Annahmeverzug des Anweiſungsempfängers, fie 
tanı aber, wenn ber Angewieſene Schuldner bed Anweifenden ift, einen @läubigerverzug bes 
legteren bewirten (Düringer-Hahenburg a. a. DO. Borbm. V 5). Umgetehrt erlangt der An- 
welfungsempfänger durch die Anweiſung allein keinen direkten Auſpruch gegen ben Angewieſenen 
(f. Borbm. J 2e). Auch dur die Leiftung felbft wird fein materielles Schuldverhältnis zwiſchen 
dem Anweifungsempfänger und dem Angewieſenen begründet. Erweiſt ſich die Leiftung des Ans 
gewiefenen als mangelhaft, ftellt ſich z. B. heraus, dab die Wertpapiere, welche ber Angewiefene 
auf Grund ber Anweifung geleiftet hat, nicht lieferbar find, fo wird fi) zwar der Anweiſungs⸗ 
empfänger zunächft an den Angewieſenen wenden. Aber ein Unfpruch auf Umtaufch der Bert 
papiere oder auf Schabenderfa fteht ihm gegen den Angewieſenen Lediglich auf Grund der Tat 
ſache, daß ber Angewiejene bie Leiftung infolge der Anweifung gemadjt bat, nicht zu. Durcch die 
Annahme der Anweiſung feitens des Angewiefenen wird dagegen ein direkter Auſpruch des Ans 
weifungsempfüngers gegen ben Angewiejenen begründet (vgl. Erl. zu 8 784). 

4. Erſatzanſpruch des Angewiefenen bei gefälfchter oder nichtiger Anweiſung. Hat der 
Angewiefene auf Grund einer gefälfhten Anweiſung geleiftet, jo kann er. die Leiſtung ſelbſt⸗ 
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$. 784. Nimmt der Angewiefene die Anweifung an, fo ift er dem Anweifungs- 
empfänger gegenüber zur Leiftung verpflichtet; er fann ihm nur folde Ein- 
wendungen entgegenfeßen, welche die Gültigkeit der Annahme betreffen oder ſich 
aus dem Inhalte der Anweifung oder dem Inhalte der Annahme ergeben oder 
dem Angewiejenen unmittelbar gegen den Anweifungsempfänger zuftehen. 

Die Annahme erfolgt durch einen fchriftlichen Vermerk auf der Anweifung. 
Sit der Vermerf auf die Anweifung vor der Aushändigung an den Anweifungs- 
empfänger gefegt worben, jo wird bie Annahme dieſem gegenüber erſt mit der 
Aushändigung wirkfam. 


verſtändlich bem Anweifenden nicht in Rechnung ftellen (abw. Dernburg II $ 242 Ziff. II 4). 
Er kann aber bad Geleiftete nach den Borjchriften über unerlaubte Handlungen (85 823 ff.) von 
dem Unweifungsempfänger zurüdfordern, wenn dieſer die Fälfhung bei der Empfangnahme ber 
Zeiftung fannte. Bweifelhaft kann fein, ob ihm, wenn ber Anweiſungsempfänger bie Fülſchung 
nit Tannte, ein Anfpruch gegen biefen nad ben Vorſchriften über die Heransgabe einer unge 
rechtfertigten Bereicherung zufteht. Die Eutſcheidung diefer Frage hängt davon ab, ob die An= 
weifung den rechtlichen Grund oder nur das Motiv ber Leiftung bildet. Für das letztere läßt 
ſich geltend machen, daß das Verhältnis zwiſchen bem Unmeifenden und dem Angewielenen für 
den Unweilungsempfänger ein zwiſchen Dritten beftehendes Verhältnis iſt und ihn daher nichts 
angeht. Die erſtgedachte Auffaſſung dürfte indefien richtiger fein, denn die Anmeifung bildet 
aud in bem Berhältnifie zwifhen dem Ungemwiejenen und bem Anweijungsempfänger die cause, 
auf Grund deren die Leiftung erfolgt. Der Angewieſene wird zwar regelmäßig von demjenigen, 
welcher bie Unweifung gefäliht Hat, nach den Vorfchriften über unerlaubte Handlungen Erſatz 
verlangen können, aber möglich ift, daß ex ſolchen Erſatz nicht erlangen kann, und dann würde 
auf feine Koften ber Anmeifungsempfänger bereichert werden (f. au) Dertmann II. Aufl. Erl. 4). 

Ebenfo wie im Falle der Fälſchung ift das Verhältnis zu beurteilen, wenn die Au= 
weifung, 3. B. wegen Gejhäftsunfähigleit des Unweifenden, nidtig war. Hier 
tritt noch ſchärfer wie im Falle der Fälſchung hervor, wie unbefriedigend das Ergebnis der oben 
gedachten zweiten Auffaſſung ift. Der Angewieſene hat weder gegen ben Anweijenden noch gegen 
einen Dritten einen Anſpruch auf Erfag des Geleifteten. Der Angewieſene und der Anweiſungs— 
empfänger waren aber darüber einig, daß die Leijtung lediglich auf Grund ber Anweifung er- 
folge. Dem Rechtsgefühle wie dem Gedanten des 8 812 würde es widerfprechen, wenn man in 
einem ſolchen alle die Anweifung nicht als den rechtlichen Grund ber Leiftung betrachtete und 
dem Ungewiefenen den Anſpruch auf Herausgabe der ungerechifertigten Bereicherung gegen dem 
Anwelfungsempfänger verfagen wollte. 

78. 
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26341. 2. 6. 

1. Erfordernifie der Annahme. 

a) Die Annahme ſetzt eine Anweiluug voraus. Es muß alſo jedenfalls eine Urkunde 
vorliegen, welche ſich äußerlich als Anweiſung darfiellt. Zweifelhaft kann fein, ob die Gültig» 
Zeit der Annahme davon abhängt, daß bie Anmweifung felbft gültig ift. Bejaht man 
die Frage, fo muß man annehmen, daß die Annahme ungültig ifl, wenn die Anweiſung ges 
fälſcht war oder wenn der Anweiſende zur Zeit ber Ausſtellung ber Anweiſung geihäftsunfähig 
war oder wenn bie Anweiſung von dem Anweiſenden dem Anweiſungsempfänger nicht auße 
gehändigt, fondern ihm geftohlen war ꝛc. Staub (HGB. 8 364 Anm. 5,6) Hat ſich für die Zu- 
läffigteit berartiger Einwendungen ausgefprodhen. Für biefe Auffafjung ſpricht, daß der Ans 
gewiefene die Annahmeerflärung regelmäßig nur in der Vorausfetzung abgeben wird, ba er 
feinerfeit3 bie Leiftung auf Grund der Unmweifung dem Anweijenden werde in Rechnung ftellen 
können. Juriſtiſch würde das Verhältnis fo zu konſtruieren fein, daß bie Gültigkeit der An⸗ 
weifung als ftilfhweigende Bedingung ber Unnabmeerflärung angefehen wird. Indeſſen wird 
man fi für die entgegengefegte Anficht zu entfheiden haben. Das Verhältnis iſt das gleiche 
wie bei der Wlzeptierung eines gefälfchten Wechſels. Durch die Annahme wirb nad der dem 
$ 784 zugrunde liegenden Anffafiung eine neue, völlig felbftändige Verbindlichkeit begriimdet. 
Die Unweifung ift der Unlaß, die Anweiſungsurkunde bie äußerliche Grundlage für die Unnahme- 
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erflärung; aber diefe tft nicht durch die Gültigkeit der Anweilung bedingt. Es würde auch dem 
Zwecke des Inſtituts, welches den Bebürfnifien bes Verkehr zu dienen beftimmt ift, widerſtreiten. 
wenn bie Gültigkeit dev Unnahmeerklärung wegen Mängel ber Unmweifung, die nidt aus der 
Urkunde felbft erfichtlih find, in Frage geftellt werben könnte (Erome II $ 308 Bifl. I2ay, 
Cofad I 8 151 Ziff. IVib; a. M. Rappaport, Einrebe aus bem fremden Rechtsverhältnis 
©. 133). Soweit jedod dem Angewiefenen nad) dem in Erl. 4 zu 8 783 Gefagten ein Erfag- 
anſpruch oder eine Bereiherungsliage gegen ben Anweifungsempfänger, an ben er auf Grund 
einer gefälfchten ober nichtigen Anweiſung geleiftet Hat, zufteht, muß man ihm aud eine 
Konbiktion der Annahme und gemäß 8 821 eine Einwendung gegen ben Anſpruch ans der An» 
nahme zubilligen. % 

b) Die Annahme erfolgt durch einen fchriftlichen Vermerk auf der Anweifung. Hegel» 
mäßig pflegt dabei der Ausbrud „angenommen“ gebraucht zu werden. Doch ift dies nicht weſent⸗ 
lich. Es muß nur erhellen, daß die Annahme gewollt ift. Keineswegs ift aber, wie nah WO. 
Art. 21 Abſ. 1, jede auf die Anmweifung gefchriebene und vom Ungewiefenen unterfgriebene Er— 
rung als Annahme zu betrachten, fofern in derjelben die Annahme nicht ausgeſchloſſen Hit. 
Es muß vielmehr pofittv nachgewiefen werben, baf eine Annahme wirklich gewollt if. Der 
Bermert „Sefehen” ift z. B. nicht als Annahme zu betrachten (Staub HGB. 5 363 Anm. 9). 
Ob darin, daß der Angewieſene nur feinen Namen auf bie Anweiſung fegt, eine Annahme ber 
Anweifung zu finden ift, muß nad) den Umftänden des einzelnen alles entichieden werben. 
(Staub a. a.D. und für die Regel auch Düringer-Hachenburg a. a. D. Borbm. VI3 nehmen 
an, daß die bloße Unterfchrift genügt.) Daß der Annahme das Datum beigefügt wird, tft wicht 
erforderlich. Wer fi) baranf beruft, daß durch die Annahme in einem beftimmten Beitpuntte 
Nechte für ihn entfianden find, hat zu beweifen, daß die Annahme in diefem Zeitpunkte vorge- 
nommen tft. Weſentlich ift aber nach 8 126, daß die Annahmeerllärung von dem Angewiejenen 
aunterfchrieben ift. 

Die Angabe bes Grundes, aus welchem die Annahme erfolgt, ift nicht gebräuchlich; wird 
fie Hinzugefügt, fo berührt daS dem rechtlichen Charakter der Annahme nit. Die Annahmes 
erffärung kann auch mit Einfhräntungen, insbeſondere unter einer Bebingung, abgegeben werden 
(vgl. v. Tuhr a. a. D. ©. 14; Dertmann Erl. 4a). 

Eine nicht in der Form bes 8 784 Abſ. 2 Sag 1 erfolgte Annahme bat nicht die in Abf. 1 
feftgefegten Wirkungen; fie kann, wenn bie in 88 780ff. vorgefchriebene Form gewahrt ift, als 
abfiraltes Schuldverjprehen wirkſam fein. 

0) Bertragduatur ber Annahme. Es kann zweifelhaft fein, ob bie Annahme als ein ein» 
feitiges Rechtsgeſchäft des Angewieſenen (fo Dertmann Erl. 3; Staudinger Exl. II 2e; 
Schollmeyer, Recht der einzelnen Schuldverhältniſſe ©. 191f.; Crome II 8 307 Anm. 45; 
Cofad I 8 151 Ziff. IIT2c0; Jacobi, Wertpapiere ©. 296f.) oder ald ein Vertrag zwiſchen 
dem Ungewiefenen und dem Anweiſungsempfänger anzufehen ift. Für ertere Auffafiung fpricht 
der Wortlaut des 8 784, für leptere das allgemeine Prinzip bes 8 305 ſowie die Analogie bes 
abſtrakten Schuldverfprehens, weiches vom Geſetz (8 780) ausdrüdlich als Vertrag gekennzeichnet 
wird. In den Motiven wird die Frage nicht beſonders erörtert. Für das (alte) H®B. wird 
die Auffafjung vertreten (Staub, altes HGB. Art. 300 8 3 unter Bezugnahme auf ROH®. 3 
©. 18), daß ein Vertragsalt zwiihen dem Angewieſenen und dem Unmweifungdempfänger er: 
forderlich ſei. Im Wechſelrecht ift die Frage, ob das Wechfelatzept den Charakter eines Ver⸗ 
trags oder eines einfeitigen Rechtsgeſchäfts bat, fireitig; eine Bufammenftellung ber Meinungen 
und ausführlihe Literaturangaben f. bei Grünhut, Wechſelrecht Bd. I ©. 266ff.; vgl. and 
Staub BO. 5. Aufl. Anm. 1 zu Art. 21. Als herrſchend wird für das Wechſelrecht jegt bie Theorie 
anzufeben fein, nad; welder das Alzept als ein einfeitiges Rechtsgeſchäft zu behandeln ift, ihr hat 
ſich namentlih auch das Reichsgericht (KG. 24 ©. 90) angeichlofien. In betreff ber Anweiſung 
dürften indefien überwiegende Gründe filr die Annahme des Vertrags ſprechen. Die Fafiung 
des 8 784 fließt die Anwendung des im 8 305 ausgeſprochenen Grundſatzes, nach weldem 
zur Begründung eines Schulbverhältnifies ein Vertrag erforderlich ift, nicht aus. Hiervon ſcheint 
aud die zweite Kommiffion ausgegangen zu fein. Die Frage ift von ihr zwar nicht fpeziell er 
örtert, aber bei der Beratung Über die Übertragbarfeit der Unweifung und über das zwiſchen 
dem Angewiefenen und dem dritten Erwerber der Unweifung entitehende Rechtsverhältnis wurde 
die Vertragsnatur als felbftverftändlich vorausgeſetzt. So heißt es in B. II Bd. 2 ©. 391 „dur 
die Annahme werde zwiſchen dem Angewieſenen und demjenigen, zu deſſen Gunſten die Annahme 
erfolgt fei, ein abſtrakter Vertrag geſchloſſen“. Das Verhältnis ift hiernach in-folgender, Art zu 
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denten: Wird bie Annahme duch Vermerk auf ber Anweifung ſchon vor der Aushändigung der 
legteren an den Anmweifungsempfänger erklärt, fo liegt darin ein Bertragsantrag, ber durch die 
Anshändigung der Anweifung an ben Anweiſungsempfänger von dieſem angenommen wird 
(8 784 Abſ. 2 Sag 2). Iſt die Annahme vor ber Aushändigung der Anweiſung an den Ans 
melfungsempfänger noch nicht erllärt, fo liegt der Vertragsantrag in der Borlegung ber Ans 
weifung von feiten des Anmweifungsempfänger8 an ben Angewiefenen und bie Annahme bes 
Antrags erfolgt durch den von bem Angewieſenen auf dig Anweiſung gejegten Vermerk. Der 
ſchriftliche Vermerk anf der Anweiſung tft die fowohl in bl einen wie in dem anderen Falle 
für die Vertragserflärung des Angemwiefenen vorgefchriebene Form. Durch diefe Formvorſchrift 
wirb das Erfordernis, daß die Erklärung gegenliber bem anderen Teile zu erfolgen hat, nicht 
berüßrt. Die Bedeutung desfelben tritt beſonders ſcharf in der Verſchiedenheit der Wirkungen 
hervor, welde bie Anweiſung hat, je nachdem fie dem Anweifungsempfänger oder einem Dritten 
gegenüber erklärt ift, an welchen der Anmeifungsempfänger bie Anweiſung übertragen hat 
(8 792). Nicht unbedingt erforderlich iſt Übrigens, daß die Anmweifung dem Anweifungsempfänger 
bzw. dem britten Erwerber zurüdgegeben wird, nachdem der Vermerk der Unnahme auf bie 
Anmweifung gejegt tft (B. II 8b. 2 ©. 384). Aus ber im Verkehr üblichen Auffaffung wird zu 
entnehmen fein, mit welchem Beitpunfte die Annahme als bem Anmweifungsempfänger bzw. bem 
dritten Erwerber gegenüber erklärt anzujehen tft. Bei perjönlicher Überreihung der Anweiſung 
wird regelmäßig die Vollziehung bes ſchriftlichen Vermerkes flir genügend erachtet werben, bei 
briefliher Überfendung wirb nod eine Erklärung gegenüber dem anderen Teile oder die Rikd- 
gabe der mit dem Vermerke verfehenen Anweiſung erforderlich fein. Iſt die Annahme wirkſam 
erfolgt, fo ift ein Widerruf oder ein fpäteres Durchſtreichen des Unnahmevermerfes oder die 
Vernichtung der Anweiſung auf das durch die Annahme zwiſchen bem Anweiſungsempfänger 
und bem Angewieſenen entftandene Schufdverhältnis ohne Einfluß. 

2. Wirkungen ber Annahme. Durch die Annahme entfteht ein felbftändiges abſtraktes 
Schuldverhältnis zwifchen bem Angemwiefenen und dem Unweifungsempfänger. Der erftere ift 
dem leßteren unabhängig von dem zwifchen bem Angewieſenen und bem Anweifenden beftehenben 
materiellen Rechtsverhaͤltniſſe zur Leiftung verpflichtet (R®. in ZW. 1902 ©. 606). 

a) Einwendungen. Der felbftändige Charakter der Verpflichtung des Angewieſenen zeigt 
fi in der Beſchränkung der ihm zuftehenden Einwendungen. Der Angewiejene fol dem Ans 
weifungdempfänger nur folde Einwendungen entgegenfegen können, welche die Gültigkeit der 
Annahme betreffen oder fih aus dem Inhalte der Anweiſung oder dem Inhalte der Annahme 
ergeben ober dem Angewieſenen unmittelbar gegen ben Anweijungsempfänger zuftehen. 

Einwendungen gegen bie Gültigkeit der Annahme find 3.8. ber Einwand der 
Fälſchung des Unnahmevermerkes, der nicht den Erforbernifien des 8 126 entſprechenden Unter⸗ 
zeichnung desſelben (f. Erl. 2, 3 zu 8 126, 8b. I ©. 129), der Geſchäftsunfähigkeit des Un- 
nehmenden, ber Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit bes Annahmegeihäfts (ſ. Erl. 1c) ꝛc. Dagegen 
ift die Gültigkeit der Anmelfung grundfäglic gleichgültig (f. Exl. 1a). 

Über die aus dem Inhalte der Anweifung fi ergebenden Einwendungen 
vgl. Erl. 1b, 2b zu 8 783. Durch Aufnahme in die Anweiſung können insbefondere aud) Ein- 
wendungen aus dem Rechtsverhältniſſe zwifchen dem Anweifenden und dem Anweifungsempfänger 
Wirkung gegenüber dem Anfpruc aus der Annahme erlangen. 

Hinfitlih der aus dem Inhalte der Annahme fi ergebenden Einwendungen 
f. Erl. 1b Abſ. 2 zu 8 784. Der Angewieſene kann durch den Inhalt feines Annahmevermertes 
insbefondere au Einwendungen aus feinem Rechtöverhältnifie zu dem Anweiſenden Bedeutung 
gegenüber dem Anmweifungsempfänger verfchaffen. 

Einwendungen, bie bem Angewiefenen unmittelbar gegen ben Anweifungs- 
empfänger zuftehen, find 3. ®. ſolche aus bejonderen Abreben zwiſchen dieſen, wie bie Ein- 
zede der Stundung, der Einwand ber Zahlung u. dgl. m. 

Dagegen kann ber Angemwiefene aus bem zwifchen ihm und dem Unweifenden 
befiehenden materiellen Rehtsverhältniffe (Dedungsverhältnis) und aus bem Ver» 
Hältniffe zwifhen dem Anmweifenden und dem Unweifungsempfänger (Balutas 
verhältnis) feine Einwendungen herleiten, bie fi) aus bem Inhalte der Anweifung oder 
der Annahme nicht ergeben (f. Rappaport, Einrede aus dem fremden Rechtsverhältniſſe S. 115ff.). 
Hiervon gilt auch für den Fall der Kenntnis des Anweiſungsempfängers von ben erfteren Ein- 
wendungen feine Ausnahme (Wienftein in Gruch. 48 ©. 480, im Recht 1906 ©. 1418; abw. Ende⸗ 
mann18195 Anm. 28). Danach ift insbefondere au die Bereigerungseinrede des $ 821 
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872 VO. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältniffe. 


$. 785. Der Angewieſene ift nur gegen Aushändigung der Anweifung zur 
Leiſtung verpflichtet. 


wegen Nichtbeſtehens ober Ungültigleit bes Baluta= oder bes Dedungsverhältnifies ausgeſchloſſen: das 
Balutaverhältnis geht den Ungewiefenen und das Dedungsverhältnis geht den Anweiſungs- 
empfänger nichts an (Windſcheid⸗Kipp IT Zuf. 2 zu 8 412 Bi. 1). v. Tuhr a a D. 
©. 50ff. will jedoch im Falle ber Fehlerhaftigfeit beider Kaufalverhältniffe Ausnahmen machen 
und zwar in entſprechender Unmwendung ber 88 816, 822 zunächſt dann, wenn ber Angewieſene 
die Anmweifung angenommen Hat, weil er fi fälfchlih für den Schuldner des Anweifenden 
gehalten hat, und der Anweifungsempfänger die Anweifung unentgeltlih (ſchenkungshalber ober 
als Inkafiomandatar bes Anweiſenden oder zur Tilgung einer nicht beftehenden Schuld) erhalten 
Hat, ferner auch wenn entweder im Balutaverhältnis oder im Dedungsverhältmis eine klagloſe 
Verbindlichkeit, z. B. eine Spielſchuld (88 762ff.) vorliegt und erſterenfalls der Angewieſene 
behufs Tilgung einer nicht beſtehenden Schuld die Anweiſung angenommen oder letzierenfalls 
ber Anmeifende die Anweiſung unentgeltlich erteilt hat (vgl. auch v. Tuhr, Zur Lehre von dem 
abftratten Schufdverträgen ©. 24ff.). Eine derartige entſprechende Anwendung der 83 816, 822 
dürfte ſich jedoch nicht rechtfertigen. 

b) Zür die Erfüllung ber dem Angewiejenen obliegenden Verpflichtung gelten die all» 
gemeinen Grundfäge. Der Ungewiefene tft danach insbeſondere befugt, mit einer ihm gegen ben 
Anweifungsempfänger auß einem anderen Rechtsverhältniſſe zuftehenden Forderung aufzurechnen. 

8. Dernburg II 8 240 Ziff. V erflärt mit Recht den 8 784 für entſprechend anwenbbar, 
wenn ber Angewieſene, ohne angenommen zu haben, unmittelbar leiftet; in einem folhen Falle 
iſt die Rückforderung des Geleifteten auf Grund einer im Falle ausdrüdlicher Annahme aus- 
geſchloſſenen Einrede unzuläffig. 


8 78. 
@. 11 8 621 veu. 8 770; I 8 769. 9.3.2 €. 3841. D. 6.647. 


1. Recht des Angewielenen auf Aushänbigung der Anweifung. Der 8 785 ift von ber 
zweiten Kommiffion im Intereſſe ded Angewieſenen eingejtellt. Für ben Angemwiefenen iſt es 
von prattifcher Wichtigkeit, in den Beſitz der Anweifungsurfunde zu gelangen, nit nur dann, 
wenn er jeinerjeit3 die Anweifung angenommen Bat, fondern aud) wenn er ofne weitered auf 
Grund der Anweiſung leiftet, denn die Anweiſung dient ihm dem Anweiſenden gegenüber als 
Beweismittel dafür, daß er ermächtigt gewefen ift, an ben Unmweilungsempfänger zu leiften (PB. II 
a. a. D.). Sie kann für ihn auch von Intereſſe fein, wenn die Rechte aus der Anweiſung an 
einen Dritten übertragen find und bie auf der Anweiſung felbft vermerkt if. Sie erleichtert 
ihm in diefem alle den Beweis, daß er ſeinerſeits die Legitimation des Gläubigerd geprüft 
bat. Deshalb ift beftimmt, daß der Angewieſene nur gegen Aushändigung der Anweifung zur 
Leiſtung verpflichtet fein joll. Coſack I 8 151 IV 2a will die Vorfchrift erweiternd dahin aus-⸗ 
legen, daß ber Angewieſene auch nur gegen Aushändigung der Anweifung zu zahlen „ermächtigt“ 
jet. Diefe Auffafjung findet aber weder in dem Wortlaute der Beftimmung noch im Biwede 
derfelben einen Anhaltspunkt. 


2. Die Boransfegung für das Recht des Angewieſenen auf Aushändigung ber Anweiſung 
bildet lediglich bie gleichzeitige oder vorgängige, der Anwelfung entiprechende Leiſtung. Ob bie 
Anweifung angenommen ift oder nicht, tft ohne Belang (f. Erf. 1). Bei ben Beratungen ber 
zweiten Kommilfion ift bie Frage aufgeworfen, ob nicht die Vorfchrift eine Einſchrünkung in dem 
Fällen erfahren müfje, in denen dem Unmweifungsempfänger ein Zirkularkreditbrief mit ber Maß—⸗ 
gabe ausgehändigt fei, daß die vom jeber angewiefenen Firma ausgezahlten Beträge barauf ab» 
gefchrieben werden folen. Die einzelnen Angewieſenen könnten unter biefen Umftänden nicht 
für berechtigt angefehen werden, die Aushändigung des Krebitbriefß eher zu verlangen, als bis 
der Kredit erihöpft fe. Die Kommilfion Hat jedoch geglaubt, daß nad; der Faſſung die Uns 
anmwenbbarfeit der Vorfchrift in einem derartigen alle fi nicht werde bezweifeln laſſen, da die 
Aushändigung der Anweiſung nur gegen vollfiändige Bewirtung ber Leijtung an den Anweiſungs- 
empfänger geforbert werben dürfe, jeder der in bem Krebitbrief Angewiejenen aber nur eine 
Teilleiſtung bewirke (P. II a. a. O.). Man wird ſich dem anzuſchließen haben. 

Über den Fall der Vernichtung der Anweiſungsurkunde ſ. Erl. 4 zu 8 790; eine Kraftlos⸗ 
erklärung derfelben findet nicht ftatt. " 


21. Titel: Anweiſung. $$ 785-787. 873 


$. 786. Der Anfpruch des Anweifungsempfänger3 gegen den Angewiejenen 
aus der Annahme verjährt in drei Jahren. 


$. 787. Im Falle einer Anweifung auf Schuld wird der Angewiefene durch 
Die Leiftung in deren Höhe von der Schuld befreit. 

Zur Annahme der Anweifung oder zur Leiftung an den Anweifungsempfänger 
ift der Angewiefene dem Anweiſenden gegenüber nicht ſchon deshalb verpflichtet, 
weil er Schuldner des Anweiſenden ift. 


8. Inhalt des Rechtes. Die Leiftung und die Aushändigung haben Bug um Zug zu 
erfolgen. Es gilt das in Erl. 2 zu 8 368 (©. 222) von der Duittung Geſagte. 

4. Reit auf Quittung. Das Recht bes Angewieſenen, nad) Maßgabe bes & 369 eine 
Quittung über feine Leiftung zu verlangen, wird durch ben 8 785 nicht berührt. Wuch dieſes 
Recht fteht ihm nicht nur bann zu, wenn er die Anweifung angenommen hat und damit Schulbner 
des Unweiungsempfängers geworben ift, fonbern au, wenn er auf eine nicht angenommene 
Anmeifung zahlt (a. M. v. Tuhr a. a. D. ©. 7; Dertmann Erl. 2). 


$ 786. 

€. 11 8 620 985. 3 vew. 8 771; II 8 770. 9.11 98.2 €, 385f.; 85.6 &.192. D. ©. 647. 

1. Berjährung des Anſpruchs aus der Annahme. Der 8 786 ift ebenfalls von ber zweiten 
Kommiffion eingeftell. Er entipriht dem Art. 77 der WO. Die Vorſchrift beruht auf ber 
Erwägung, daß die Anweiſung im allgemeinen nur eine kurze Umlaufsbauer Habe und daß es 
den Bebürfnifien bes Verkehrs entipreche, eine verkürzte Verjährungsirift feſtzuſetzen. 

2. Nur die Berjährungsfrift wird dur den 8 786 abweichend von ben allgemeinen 
Vorſchriften beitimm. Im übrigen verbleibt es bei ben für bie Verjährung 
geltenden Grundſätzen. Die Verjährung beginnt alfo mit ber Entftehung des Anſpruchs 
(8 198). Der Anſpruch bes Anmwelfungsempfängers gegen ben Angewieſenen entfieht, wenn die 
Annahme fon vor der Aushändigung ber Anweifung an den Anmeifungsempfänger auf ber 
Anweiſung erlärt if, mit der Aushändigung ber Anweifung an den Anweiſungsempfänger, 
wenn aber die Annahme erft fpäter erfolgt, mit ber Erklärung berfelben gegenüber dem An⸗ 
melfungsempfänger. Sol nad) ber Anweiſung die Leiftung erft zu einer beftimmten fpäteren 
Beit erfolgen, jo beginnt die Verjährung, fofern nicht bei der Annahme fofortige Leiftung ver 
ſprochen ift, erſt mit dem beftimmten fpätexen Zeitpunkte. Dies ergibt fi, fofern man annimmt, 
daß der Anfpruch erſt mit dem für die Leiftung beftimmten Termin entiteht, ans 8 198, ſofern 
man aber in ber Beftimmung des Termins nur eine Stundung erblidt, aus 8 202. Die ans 
ſcheinend hiervon abweichende, in P. II Bd. 6 ©. 192 vertretene Anficht dürfte ſich nicht recht⸗ 
fertigen lafien. 

Abgelehnt find Anträge, welche nad Analogie des Art. 83 ber WO. beftimmen wollten, 
daB ber Angewiefene und der Anweiſende dem Anweifungsempfänger auch nach Ablauf ber Vers 
jährung verhaftet fein follten, foweit fie fi) auf feine Koften bereichern würden. Die Kommtifion 
bat geglaubt, ba man das Geſetz durch derartige kaſuiſtiſche Beſtimmungen nicht belaften bürfe, 
zumal e8 fih um felten vorlommende Fälle handele (P. II Bb. 2 ©. 386f.). 

8. Der Verjährung ift nur der Anſpruch aus ber Annahme der Anweiſung unterworfen. 
Im übrigen kann von einer Verjährung der Anweiſung nicht die Rede fein, weil bie Anweifung 
als ſolche keinen Unfpruc begründet. 

8787. 


€.18 608 €ag 2; II 8 623 Al. 1 eier ——— B.1E. 17051.; M. II €. 562. 

1. Anweiiung auf Schuld. Der Abſ. 1 enthält eine Vorſchrift, welche das materielle 
Berhältnis zwiichen dem Angewiefenen und dem Anweifenden berührt. 

a) Begriff. Borausfegung für die Anwendung dieſer Vorſchrift Hit eine Anweiſung auf 
Schuld, d. 5. daß der Anweiſende dem Ungemwiefenen (ansbrüdlih ober ſtillſchweigend) erklärt 
bat, daß die Unweifung auf eine Schuld des Ungemwiefenen an ben Anweiſenden erfolge; es 
genügt wicht, daß eine folhe Schuld beitanden hat (M. II S. 562). Nicht erforderlich dürfte 
aber fein, daß iene Erklärung in bie Anweiſung jelbft aufgenommen iſt (v. Tuhr a. a. O. ©. 9 
Anm. 14). 


874 VO. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


db) Unmittelbare Befreiung des Augewiefenen von feiner Schuld. In Übereinftimmung 
mit dem bißherigen Rechte beftimmt das Gefeg, daß tm Falle einer Anweiſung auf Schuld ber 
Angewieſene durch die Leiftung in deren Höhe von der Schuld befreit wird. Es wird alfo unter 
ftellt, daß bei einer folden Anweifung nicht nur der Angewieſene ermächtigt wird, für Rechnung 
des Anweifenden zu zahlen, jondern daß barin zugleich die Erflärung des Anweiſenden enthalten 
tft, der Anweiſende wolle die Leiftung an den Anmeifungsempfänger fich felbft gegenüber als 
Leiſtung gelten lafien (v. Tuhr a. a. ©. ©. 7ff.). 

Der Angewieſene wirb erft durch die wirkliche Leiftung, nicht etwa ſchon durch die Annahme 
der Anweiſung von feiner Schuld befreit. In der Zwiſchenzeit fann aber der Anweiſende fein 
Forderungsrecht nicht gegen ben Angewieſenen geltend machen, ba barin ein nad 8 790 nicht 
mehr zuläffiger Widerruf der Anweiſung liegen würbe Dertmann Erl. 1; Crome II8 307 a. E.). 

2. Keine Verpflichtung zur Annahme oder Leiftung. Der Abſ. 2 ift von der zweiter 
Kommiifion eingeftellt. Der Sag würde fich vielleicht fhon aus dem Weſen der Anweifung her 
feiten laffen; man hat e8 aber für zwedmäßig erachtet, tm Gefege zum Ausbrude zu Bringen, 
daß ber Angewieſene nicht ohne weiteres zur Annahme der Anweiſung oder zur Leiftung am den 
Anmeifungsempfänger verpflichtet ift, weil er dem Anweiſenden in irgendeiner Weife fonft ver- 
ſchuldet if. Die praftifche Bedeutung des Rechtsſatzes liegt Kauptfächlih darin, daß ber An⸗ 
gewieſene dem Anweifenden gegenüber nicht in Verzug gerät, wenn er die Annahme ber Auweiſung 
ober die Leiftung verweigert. 

Hat fi) der Angemwiefene dem Anweiſenden zur Annahme ober Leiftung verpflichtet, fo 
haftet er auf Schabenserfag wegen Nichterfüllung (v. Tuhr a. a. O. ©. 3ff.). 

8. Anfpruc des Angewiefenen gegen den Anweifeuden auf Erfah des Geleiſteten. Der 
8 608 bes €. I, deſſen zweiter Sat dem $ 787 Abf. 1 entſprach, enthielt in feinem erſten Sage 
noch folgende Borfchrift: 

„dat ber Angewiefene die Leiftung an ben Unweifungsempfänger nad) Maßgabe ber 
Anweiſung bewirkt, fo tft er wie ein Beauftragter des Anweiſenden von biefem Erfag bes 
@eleifteten zu fordern berechtigt, ſofern nicht aus ben zwifchen ibm und bem Anmeifenden 
getroffenen Vereinbarungen ein anderes ſich ergibt.“ 

Die zweite Kommiffion Hat diefe Borfchrift geftrichen, weil das materielle Verhältnis, welches 
zwifchen dem Anweiſenden und dem Angewieſenen beitehe, von verſchledener Art fein könne ımb 
es ſich nicht rechtfertigen Iafie, eine Vermutung dahin zu beitimmen, daß bad Verhältnis ein 
Auftrag fei. Insbeſondere laffe ſich dies nicht aus der Form, in welcher die Anweiſung erteilt 
zu werben pflege, ableiten. „Der praktiſche Unterſchied zwifchen diefem Standpunkt und dem 
Standpunkte bed Entwurfs“ — fo heißt e8 in ben B. II 3b. 2 ©. 193 — „jet ber, daß nad) 
dem Entwurfe der Angewiejene zur Begründung ber Nevalierungsflage gegenüber dem Auweiſenden 
nur behaupten und beweifen müfje, daß er die angemwiefene Summe dem Aumeifungsempfänger 
gezahlt Habe, während nadı dem von dem Antragiteller vertretenen Standpunkte dies nicht genlige, 
ber Ungewiejene vielmehr zur Begründung ber lage noch ferner darzulegen habe, daß eine 
Verpflihtung zur Schadloshaltung in dem der Anweifung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe 
begründet ſei.“ Die Worte im 5 783 „für Rechnung des Anweiſenden“ follen hiernach nur die 
Bebeutung haben, daß die Leiftung an den Anweifungsempfänger bem Anweiſenden gegenüber 
ebenſo behanbelt werben foll, wie wenn bie Leiftung an ihn jelbft erfolgt wäre. Ans der Tate 
face, daß jemand eine Leiftung an einen anderen gemacht Hat, entfpringt für fi allein fein 
Unfpruch gegen ben Empfänger der Leiftung. Die Leiftung kann aus den verfciedenften Gründen 
erfolgen als Darlehen, Schenkung, zur Bezahlung einer Schuld ıc. Lediglich nad) der oauss 
der Seiftung beftimmt ſich, ob ber Leiſtende einen Erſatzanſpruch Hat. Beſtand die causa nicht, 
auf Grund deren geleiftet wurde, egiftierte z. B. die Schuld, behufs deren Erfüllung geleiftet 
wurde, nicht oder fehlte e8 an jeder causa, fo findet nad) 88 812Ff. ein Anfprucd auf Herausgabe 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung ftatt. Der Angewieſene hat daher zur Begründung eines 
Anſpruchs nachzuweiſen, daß er auf Grund einer einen Anfprucd auf Erfat begründenden causa 
geleiftet Habe ober daß die Vorandjegungen einer condictio vorliegen. Ob biefeß Ergebnis der 
Auffaſſung des Verkehrs entſpricht, ift nicht unzweifelhaft. Es mwilrde daraus insbeſondere folgen, 
daß, wenn nichts weiter bewieſen werden kann, als daß die Anweiſung erteilt und daß der An⸗ 
weiſende auf Grund derfelben die Leiftung bewirkt hat, ein Anfpruch auf Erſatz bes Geleifteten 
nicht beſteht. Der Angewieſene müßte mindeſtens nod) die Negative bemweifen, daß er ohne Rechts⸗ 
grumb geleiftet babe, und würde auch dann einen Anfpruc auf Erſatz bes Gelelfteten nur nad 


— — 
— 


21. Titel: Anweiſung. $$ 788, 789, 875 


$. 788. Ertheilt der Anweifende die Anweifung zu dem Zwede, um feiner- 
ſeits eine Leiftung an den Anweifungsempfänger zu bewirken, fo wird Die Leiſtung, 
auch wenn der Angewiefene die Anmweifung annimmt, erft mit der Leiftung des 
Angewiefenen an den Anmweifungsempfänger bewirkt. 


$. 789. Verweigert der Ungewiefene vor dem Eintritte der Leiftungszeit 
die Annahme der Anweifung oder verweigert er die Leiftung, jo Hat der Anweifungs- 
empfänger dem Anweifenden unverzüglich Anzeige zu machen. Das Gleiche gilt, 
wenn der Anweifungsempfänger die Unweifung nicht geltend machen kann oder will. 


den Borjchriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertigten Bereicherung haben. Es fragt fich, 
ob in einem Falle dieſer Art nicht unter Berüdfihtigung von Treu und Glauben in ber Ans 
weiſung neben ihrer abftralten Bedeutung zugleich ein materielles Rechtsgeſchäft dahin als ftille 
ſchweigend erklärt anzufegen ift, daß der Anweijende dem Angewiefenen das auf Grund ber 
Anmeifung Geleiftete exfegen wolle. Für diefe Auffafjung läßt fi) insbeſondere geltend machen, 
daß die Leiftung an ben Unmweljungsempfänger von einer direkt an ben Anweiſenden erfolgten 
Zeiftung fi) doc immer dadurch unterſcheidet, daß bei ihr feftfteht, daß die Leiftung auf Ver⸗ 
anlafjung des Anweiſenden erfolgt ift. Nach der Auffafjung bes Verkehrs dürfte dies als genügend 
betrachtet werben, um in Ermangelung bes Nachweiſes jedes fonftigen zwiſchen dem Anweifenden 
und dem Ungewiefenen beftehenden Verhältnifies die Annahme einer ſtillſchweigenden Willend« 
erflärung der oben gedachten rt zu vechtfertigen (vgl. Cofad I 8 151 Biff. IV 2a; v. Tuhr 
a. a. O. ©. 18ff.; Windſcheid-Kipp II Zuf. 3 zu 8 412 Ziff. 1; Schollmeyer, Recht der 
einzelnen Schulöverhältniffe S. 191 ff.;a. M. Düringer-Hahenburg Borbm. V2a vor 88 363ff.). 


$ 788. 
@.18 609; II 8 622 reu. 8 773; III 8 772. P.1 €. 1707 q.; M.II €. 562. P. U Be.2 €, 387. 2. 6. 647. 

1. Unweifuug if Teine Zahlung. Während der $ 787 eine Schuld bes Angemwiefenen au 
den Anweiſenden voransfept, betrifft der 3 788 den Fall, daß der Anweiſende dem Anweiſungs-⸗ 
empfänger etwas ſchuldet oder diefem fonft eine Leiftung machen will. Er eniſpricht der allges 
meinen Vorfchrift des I 364 Abſ. 2 (f. S. 216 Erl. 2 zu 8 362) und bringt ben im bisherigen 
Nechte überall anerkannten Sag zum Ausbrude, daß Anmweifung keine Zahlung iſt. 

In ber zahlungshalber erfolgenden Übergabe und Empfangnahme einer Anwelfung wird 
aber in ber Regel ber Wille der Parteien zum Ausbrude kommen, daß der Anmweifungsempfänger 
feine Befriedigung zunãchſt betm Angewieſenen fuchen und erit, wenn biefer Zahlung weigert, ſich wieder 
wegen der urjprüngliden Schuld an den Anweifenden zu Halten befugt fein fol (RG. in ZW. 1901 
©. 867; ſ. Düringer-Ho denburg a.a.D. ©. 421f.; Wieland a. a. O. ©. 201). Die Vers 
pflichtung des Anweiſenden zur Tilgung diefer Schuld wird auch grumdfägli von ber Rückgabe 
der Anweifung abhängig zu machen fein (ſ. Jacobi, Wertpapiere ©. 294). 

2. Begriff der Leiftung. Aus der Borfchrift bes 8 788 darf nicht gefolgert werden, daß 
der Anmweifungsempfänger unter allen Umftänden von dem Angewieſenen ben angewieſenen 
Gegenſtand effektiv erhalten haben müſſe. Was als Leiftung auf Grand der Anwelfung ans 
äufehen ift, entſcheidet fi nach allgemeinen Grundfägen. Der Angewieſene und ber Anweifungs» 
empfänger können hiernach vereinbaren, daß der Anweilungsempfänger eine andere Leiftung als 
Leiftung an Erfüllungsftatt annehmen fol; der Angewiejene kann auch, wenn er die Anweiſung 
angenommen hat, bie Hierdurch entftandene Forderung des Unmweifungsempfängers durch Aufe 
rechnung tilgen. Erforderlich ift nur, dab ber Anweiſungsempfänger in irgendwelcher Weile 
materiell befriedigt wird (M. II ©. 563). 

6 789. 
€. 18 611; II 8 624 Abl.2 vew. 8 774; II 8 773. 9.16.1712, 11827; m. U 6. 5641. 
9.1190.2 6.388. D. 6.647. 

1. Anzeigepflicht des Unweilungsempfängerd. Aus der Anweiſung erwächſt für den Ans 
welfungsempfänger keine Verpflichtung, feinerjeits eine befondere Fürſorge im Interefie des Ans 
weifenden zu betätigen. Mit Nüdfiht auf Treu und Glauben Hat aber das Geſeß in Über⸗ 
einftimmung mit bem bisherigen Rechte dem Unwelfungsempfänger die Verpflichtung auferlegt, 
geiviffe Umftände dem Anweiſenden unverzüglic) mitzuteilen. 


876 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


$. 7%. Der Anweifende kann die Anweiſung dem Angewiejenen gegenüber 
widerrufen, folange nicht der Angewieſene fie dem Anweifungdempfänger gegenüber 
angenommen oder die Leitung bewirkt Hat. Dies gilt auch dann, wenn ber An- 
weifende durch den Widerruf einer ihm gegen den Anweifungsempfänger obliegenben 
Verpflichtung zumwiderhandelt. 


a) Umfang ber Anzeigepflit. Der Anweiſungsempfänger ift zur Anzeige verpflichtet, 
wenn der Angewiefene vor dem Eintritte der Leiftungszeit die Annahme der Anweiſung oder 
wenn er bie Leiftung verweigert. Mithin kommt nad) der Fälligkeit eine Annahmeverweigerung 
nicht mehr in Betracht. Die Verweigerung der Leiftung verpflichtet zur Anzeige ohme Unter 
ſchied, ob die Annahme erfolgt ift oder nicht und ob eine etwaige Annahmeverweigerung bereits 
früher angezeigt iſt. ferner Hat ber Anweifungsempfänger Anzeige zu machen, wenn er bie Au- 
weifung aus irgendwelchem Grunde nicht geltend machen kann oder will. 

db) Die Anzeige hat unverzüglich, b. 5. nad) 8 121 ohne ſchuldhaftes Zögern, zu erfolgen. 
Die Unzeige ift ein einfeitiges empfangsbeblirftiges Rechtsgeſchäft oder doch nad; Analogie eines 
ſolchen zu beurteilen; die Vorſchriften ber 88 130ff. finden daher darauf Anwendung. Sat der 
Anweifungsempfänger dem Anweiſenden einen Brief überfandt, welcher die Anzeige enthält, fo 
bat er bamit zunächft feiner Verpflihtung genügt. Die Anzeige gilt indeflen erft als erfolgt, 
wenn ber Brief dem Anweiſenden zugegangen tft. Erfährt der Anweifungsempfänger jpäter, daß 
der abgefandte Brief nicht zugegangen ift, jo muß er, um feiner Verpflichtung zu genligen, die 
Anzeige wieberholen (vgl. Bd. I ©. 218 Erl. 3 zu 8 121). 

©) Berlegung der Anzeigepflict. Kommt der Anweiſungsempfänger der ihm nach 8 789 
obliegenden Verpflichtung nicht nach, fo hat er, wenn ihn ein Verſchulden trifft, dem Anweiſenden 
für den dadurch entftandenen Schaden aufzulommen. 

2. Die Frage, ob der Unweilungsempfänger verpflichtet if, deu Augewieſenen zur 
Zeitung aufsufordern, oder ob er die Anweiſung dem Angewiefenen zur Annahme vorzulegen 
bat, ift nach bem befonderen zwifchen ihm und dem Anweiſenden beſtehenden Recdhtsverhältnifie 
zu entſcheiden. Aus ber Entgegennahme ber Anweiſung eribt fich eine ſolche Verpflichtung nicht. 
Der E. I (8 610) ftellte bie Auslegungsregel auf, daß ber Anmwelfungdempfänger im Zweifel wie 
ein Beauftragter verpflichtet fein follte, den Angewiefenen zur Leiftung aufzufordern. Die zweite 
Kommiifion hat den Satz bei ber zweiten Lefung geſtrichen, damit ber abftratte Charakter ber 
Anweifung nicht verduntelt werde (B. II Bd. 2 ©. 387f.; |. Düringer-Hadhenburg a. a. O. 
©. 421f.; Dertmann Erl. 5; a. M. Wieland a. a. O. S. 211ff). Über die Anweifung zahlungs- 
halber |. Erl. 1 zu 8 788. 


5W. 
@.18 612; II 8 625 ve. 8 775; II 8 774. er 375; M.II 6.565]. P.I1BE.2 6.388. 
47. 


1. Zuläffigteit de Widerrufs. In Übereinftimmung mit dem bisherigen Rechte räumt 
das Gefep dem Anweiſenden das Recht ein, die Anweiſung zu widerrufen (ſ. v. Tuhr a. a. O. 
©. 35f[). i 

a) Rur bis zur Aunahme oder Leiftung. Der Widerruf muß, wie fi ohne weiteres aus 
der Natur des Verhältniſſes ergibt, wirkungslos fein, wenn ber Angeriefene die Leiftung nad 
Maßgabe der Anweifung bereits gemacht hat. Der Widerruf foll ferner auch ſchon dann ausge 
ſchloſſen fein, wenn der Angewieſene die Anweijung bem Anmeifungsempfänger gegenüber ange 
nommen hat; der Grund für diefe Beftimmung liegt darin, dab durch die Annahme ein Schuld- 
verhältnis gefchaffen ift, welches der Anweifende, weil e8 auf Grund ber von ihm ausgeſtellten 
Anmweifung ind Leben getreten ift, gegen ſich gelten Iafien muß. Der Widerruf wird durch die 
Annahme auch in bem Falle ausgefchlofien, wenn bie Anweiſung zur Beit ber Annahmeerklärung 
noch nit fällig war (f. Dertmann Erl. 3). 

db) Das Recht zu widerrufen kann durch das zwiſchen dem Anweifenden und dem Un- 
weifungsempfänger beſtehende Rechtsverhältuis ansgeihlofien fein; aus dem Umftande, daß 
die Anweilung gegeben ift, bamit der Empfänger Befriedigung flir eine Forderung juche, ift je 
doc der Ausſchluß ber Widerruflickeit nicht ohne weiteres zu folgen (Seuffl. 58 Nr. 32). Eine 
ſolche Einſchränkung des Widerrufsrechts hat aber keine dingliche Wirkung; widerruft der Anweiſende 
die Anweiſung bem Ungewiefenen gegenüber, fo erltfcht fie unter allen Umftänden. Der &I 
bob noch hervor, dab die dem Anweifungsempfänger in einem ſolchen Falle zuftehenden An⸗ 
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4. 791. Die Anweifung erlifcht nicht durch ben Tod oder den Eintritt der 
Geſchäftsunfähigkeit eines der Vetheiligten. 


ſprüche auf Schadenserſatz vorbehalten bleiben. Die zweite Kommiſſion hat biefe Beftimmung 
fachlich gebilligt; fie it dann von der Redaktionskommiſſion, wohl weil man fie für feldft 
verftändli erachtet hat, geftrichen. In der Tat Tann kein Zweifel darüber beftehen, daß die 
etwaigen Anfprüche auf Schadenserfag unberügrt bleiben (Seuffl. 58 Nr. 32; vgl. RG. 64 ©. 108). 

e) Einem Bersiäte des Anwetienden anf fein Widerrufsrecht gegenüber dem Ange: 
wiejenen wird eine weitergehende Wirkung als bem Ausſchluſſe des Widerrufsrechts durch Abs 
rede mit dem Anweiſungsempfänger (Erl. 1b) nad Wortlaut und Zweck des 8 790 ſelbſt dann 
nicht beizulegen fein, wenn ber Verzicht in die Anweiſung aufgenommen tft (v. Tuhr a. a. O. 
S. 35 Anm. 47, Dertmann Erl. 1; a. M. Düringer-Hahenburg Borbm. VIIa; Wind 
fheib«-Kipp IT Buf. 5 zu 8 412 Ziff. 4). 

2. Form bed Widerrufs. Der Widerruf Hat gegenüber dem Angewiefenen zu eriolgen; 
er bat den Charakter einer einfeitigen empfangsbebilrftigen Willenserklärung. Durch einen 
Widerruf gegenüber dem Anmweifungsempfänger erliſcht die Anweifung nicht; der Unweifungsd« 
empfänger wird höchftens gegenüber dem Anweiſenden gemäß des zwiſchen ihnen beftehenden 
Rechtsverhältniſſes verpflichtet, von der Anmweifung feinen Gebrauch zu machen. 


8. Über die Befugnis des Anweilungsempfängers, bie von ihm in Empfang genommene 
Anweiſung dem Anweiſenden zurückzugeben, enthält das Geſetz keine Beitimmung. Auf das 
durch die Anweiſung für ihm begründete Recht kann ber Anweiſungsempfänger zweifellos dem 
Anweiſenden gegenüber verzichten. Iſt er aber auf Grund des zwiſchen ihm und dem Anweiſenden 
beftehenden materiellen Rechtsverhältnifies verpflichtet, die Anmeifung geltend zu machen, jo kann 
er dieſe Verpflichtung nicht einfeitig durch Rückgabe ber Anweiſung befeitigen. 

4. Wirkung der Rüdgabe oder Bernihtung der Auweiſung. Bird die Anweifung dem 
Anmelfenden von dem Anmeijungsempfänger zurüdgegeben, jo ift zu unterfheiden, ob der An= 
gewiefene die Annahme ſchon vor ber Aushändigung der Anweiſung an ben Unmweifungs- 
empfänger auf ber Anweifung vermerkt hat oder ob bied nicht geichehen if. Im erfteren alle 
war durd die Aushändigung der Anweifung an den Anweifungsempfänger ein Schuldverhältnis 
zwiſchen dem Unweifungsempfänger und dem Ungewiefenen bereitö begründet und dieſes kann 
buch die Burlicdgabe der Anweifung an den Unweifenden eine Änderung nicht erleiden (a. A., wie 
es ſcheint, Eofad I $ 151 IV 2a). In dem letztgedachten Falle dagegen war ein Säulb- 
verhältnis zwiſchen dem Unmweljungsempfänger und dem Angewieſenen nod nicht entitanden. 
Die von dem Anmweifenden dem Anmweifungsempfänger durch die Aushänbigung der Anweifung 
erteilte Ermädtigung ($ 783) wird durch die Zurlidgabe der Anweiſung wieder aufgehoben und 
das Berhältnis ift baher num basfelbe wie vor der Aushändigung der Anweiſung an den An—⸗ 
weifungsempfänger; ein Widerruf ber Unweifung ift weder erforderlich noch möglich. Erlangte 
ber Anmeifungsempfänger die Anweiſung ohne neue Aushändigung bon feiten des Anweiſenden 
wieder zurüd, fo ift daS Verhältnis ebenfo zu beurteilen, wie wenn ber Anweifungsempjänger 
fi) von Anfang an den Beſitz der Anweiſung ohne ben Willen bes Anweiſenden verfchafft hätte. 

Diefelben Grundfäge wie im Falle ber Zurückgabe werben aud gelten müflen, wenn die 
Anweiſung vernichtet wird. 


g 79. 

€.18613; 11 8 626 rev. 8 776; III 8775. P.1 €. 17151.; MIT E. 5661. P. 113.2 6.389. D. E. 64T. 

1. Kein Erlöſchen der Anweifung durch Tod oder Geſchäftsunfähigkeit. Im bisherigen 
Rechte wurde auf Grund der Annahme, dab die Anweiſung auf einem Doppelmandate berube, 
die Anficht vertreten, daß die Anweiſung dur ben Tod eines der Beteiligten erlöfhen müſſe. 
Man hat e3 für wünfhenswert erachtet, daß diefer Auffafjung durch eine ausbrüdliche gefegliche 
Beitimmung entgegengetreien werde, und es ift deshalb im & 791 vorgeſchrieben, daß die Un» 
weiſung durch den Tod eines ber Beteiligten nicht erlöfhen fol. Dem Xobe ift der Eintritt der 
Geihäftsnnfähigkeit gleichgeftellt. Daß die Anweiſung nicht dadurch erliſcht, daß bei einem ber 
Beteiligten eine Beſchrünkung ber Geſchäftsfähigkeit eintritt, ift ſelbſtverſtändlich. 

Der 8 791 findet in gleicher Weife auf die angenommene und auf bie nicht angenommene 
Anweiſung Anwendung. 

Eine abweichende Beftimmung in der Anweiſung ober in dem Annahmevermerk ift zuläffig. 
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$. 792. Der Unmweifungsempfänger kann die Anweifung dur) Vertrag mit 
einem Dritten auf diefen übertragen, auch menn fie noch nicht angenommen worden ift. 
Die Uebertragungserflärung bedarf der fchriftlichen Form. Zur Uebertragung 
ift die Aushändigung der Anweiſung an den Dritten erforderlich. 

Der Anweifende kann die Uebertragung ausschließen. Die Ausſchließung ift 
dem Angewiefenen gegenüber nur wirffam, wenn fie aus der Anweifung zu ent⸗ 
nehmen ift oder wenn fie von dem Anweifenden dem Angewieſenen mitgeteilt 
wird, bevor dieſer die Anweifung annimmt oder die Leiftung bewirkt. 

Nimmt der Angewiefene die Anweifung dem Erwerber gegenüber an, fo fann 
er aus einem zwifchen ihm und dem Anweifungsempfänger beftehenden Rechts- 
verhältnig Einwendungen nicht herleiten. Im Uebrigen finden auf die Ueber- 
tragung der Anweifung die für die Abtretung einer Forderung geltenden Vor— 
fchriften entjprechende Anwendung. 


2. Über den Einfluß, welden die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen eines ber 
Beteiligten auf die Anweifung hat, enthält das Geſetz feine Vorſchriften. Auch in die KO. find 
keine befonderen Beftimmungen aufgenommen. Aus allgemeinen Grundjägen bürfte fih das 
Erlöfhen der Anweiſung nicht Herleiten laffen. Man wird aljo annehmen müſſen, Daß die An= 
weiſung trog ber Eröffnung des Konkurſes weiter beſteht. Dies gilt zunähft, wenn der An= 
gewiejene ober wenn ber Unweilungdempfänger in Konkurs fällt (. Jaeger, 
KD. Anm. 20f. zu 8 23; a. M. für den Iepteren Fall v. Tuhr a. a. O. ©. 24f., der annimmt, 
daß der Angemiefene bei Konkurs des Anweilungsempfängers Zahlung und Annahme in Vorauss 
fit des aller Wahrfcheinlichkeit nach bevorftehenden Widerrufs vorläufig zu unterlafien hat und 
feine Leiftung dem Anweifenden nur anredjnen kann, wenn er in Unkenntnis des Konkurſes an 
den Unmeifungsempfänger zahlt oder annimmt). Im Falle einer Konturseröffnung über 
das Vermögen des Unmweifenden kommt der $ 23 KO. nit zur Anwendung (Senffü. 58 
Nr. 32 ©. 61; a. M. v. Tuhr a. a. O. S. 26f.). Der Konkursverwalter ift zum Widerrufe der 
noch nicht angenommenen Anweiſung auf Grund bes 8 790 befugt; ob fein Widerruf dem An—⸗ 
weifungsempfänger einen Schadenserſatzanſpruch gewährt und ob dieſer Anſpruch einen Mafie- 
anſpruch (KO. 8 59) oder eine gewöhnliche Konkursforderung bildet, beitimmt fi) nad) dem zu⸗ 
geunde liegenden Nechtsverhältniffe (vgl. KO. 38 17ff.; abw. Wieland a. a. ©. ©. 193ff.). 
Eine Annahme oder Leiftung feitend des Angewieſenen auf Grund einer nicht angenommenen 
Anweiſung tft jebocd den Konkursgläubigern des Anweifenden gegenüber gemäb KO. 8 8 nur 
dann wirkfam, wenn dem Angewieſenen die Konkurseröffnung zur, Zeit ber Annahme oder Leiftung 
unbelannt ift (Seuffü. 58 ©. 63; Staub HGB. 8. Aufl. Unm. 18 zu 8 363; a M. Dern- 
burg II 8 240 Ziff. IT4). Auf eine bereit3 angenommene Anweifung tft ber Konkurs des Ans 
meifenden ohne Einfluß (f. Jaeger KO. Anm. 2ff. zu 8 8, 37f. zu 8 17, 17ff. zu $ 23; 
Düringer-Hahenburg Borbm. VIIb; abw. Staub a. a. O.). 


6 7092. 
€.11 9 627 res. 8 777; II 776. B.I1E.2 €.3891. D. ©. 647. 

1. Übertragung der Anweiſung. Iſt die Anweiſung von dem Ungewiefenen angenommen, 
fo kann das dadurch begründete Recht wie jede andere Forderung nach den gewöhnlichen Grund» 
fügen (88 398ff.) übertragen werben. 

Bmeifelhaft ift dagegen, wie das Verhältnis zu beurteilen ift, wenn eine Anweiſung vor 
erfolgter Annahme übertragen wird. Der E. I Hatte hierüber keine Vorſchriften aufgenommen. 
Die Motive führen aus, daß fi die Annahme einer Zeſſion verbiete, weil feine Rechte vorhanden 
feien, welche als Gegenſtand ber Abtretung ſich betrachten liehen. Allgemeine Regeln aber, 
mie daB fragliche Gefchäft zu behandeln fei, ließen ſich nicht aufftellen, weil die richtige Be 
urteifung von ben konkreten Umftänden abhänge (M. II ©. 568). Die zweite Kommiffton Hat 
beſchloſſen, das Verhältnis im Geſetze zu regeln. Man hat erwogen, baß, wenn auch bisher bie 
Rechtſprechung mit ber Frage nad) ber Wirkſamkeit einer Übertragung ber Anweiſung nicht 
befaßt gemwefen jei, doch in ber Literatur hierüber erhebliche Meinungsverjchiedenheiten beftänden. 
Hiernach erſcheine e3 wünfchenswert, eine ausdrückliche Entfheidung zu geben. In der Sache 
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ſelbſt ift es für unbedenklich erachtet, grundſätzlich die Übertragung der Anweiſung vor erfolgter 
Annahme zuzulafien. Entſprechend der Übung des Werfehrs wird aber die Wirffamfeit davon 
abhängig gemacht, daß bie Übertragungserflärung ſchriftlich erteilt und die Anweiſung dem Er⸗ 
merber ausgehändigt tft. Auch fol der Anweiſende befugt fein, die Übertragung der Anweiſung 
audzufchließen. 

2. Erforbernifie ber Übertragung. 

a) Borausjegungen. Die Übertragung fegt eine gültige Anweiſung voraus. Aber nicht 
jede Anweifung ift übertragbar. Der Angewieſene kann ein Intereſſe daran haben, daß die 
Zahlung nur an ben von ihm beftimmten Anweiſungsempfänger geleiftet wird. Es ift ihm 
deshalb die Befugnis eingeräumt, die Übertragung der Anweiſung auszujchließen. Bum Schuge 
des Angewieſenen ift jedoch bie Wirkſamkeit einer folden Ausſchliezung davon abhängig gemacht, 
daß fie in der Anweiſung felbit zum Ausdrucke gebradit oder von dem Anweiſenden dem As 
gewiefenen mitgeteilt wird, bevor bdiefer die Anweilung annimmt oder die Leiftung vollzieht 
(entfpr. 8 790; |. P. II Bd. 2 ©. 391; Windfheid-Kipp II Zuf. 7 zu 8 412 Biff. 1). Die 
Mitteilung hat den Charakter einer einfeitigen empfangsbebürftigen Willenserklärung (f. 88 130 ff.). 
Sie muß notwendigerweife von dem Anweiſenden, fei e8 von diefem in Perſon oder durch einen 
Vertreter, gemacht werben. 

b) Die Übertragung vollzieht fich durch Vertrag zwifhen dem Anweifungsempfänger und 
dem Erwerber. Zur Gültigleit bes Vertrags wird erfordert, dab der Anweifungsempfänger die 
Übertrogungserllärung ſchriſtlich (8 126) abgibt. Der Übertragungsvermert pflegt auf die Au⸗ 
weifungsurkunde gefegt zu werden, doch iſt dies, anders wie bei der Unnahme der Anweifung 
«8 784 Ubf. 2 Sag 1), nicht weientlih. Die Annahme der Übertragungserflärung kann formlos 
erfolgen. Ein weiteres Formerfordernis befteht darin, dab die Unmweilung dem Erwerber aud« 
gehändigt werben muß; bie Aushändigung kann vor oder nad) der Abgabe der Übertragungs- 
ertlärung erfolgen. 

8. Wirkungen ber Übertragung. 

a) Im allgemeinen. Der Erwerber tritt an die Stelle bes Anmweifungsempfängerd; er tft 
ermädjtigt, bie Leiftung bei dem Angemwiefenen im eigenen Namen zu erheben. Das Verhältnis 
iſt fo anzufehen, al wenn der Anmweifungsempfänger ein ihm zuftehendes Recht an den Erwerber 
abgetreten hätte. Die Anwendung der für die Übertragung einer Forderung geltenden Vorſchriften 
(88 398 ff.) macht feine Schwierigkeiten. Die Vorſchrifien find wörtlich anzuwenden mit ber 
Modifikation, daß an die Stelle bes urfprünglichen Gläubigerd ber Anweifungsempfänger, an 
die Stelle des neuen Gläubigers der Erwerber und an die Stelle des Schuldners der Angemiefene 
zu fegen if. Übrigens kommen nur die 88 403, 407—410 in Frage; die Anwendung der 
88 399—402, 404—406, 411 ift durch Sondervorfcriften (f. 3. B. zu 8 399 Erl. 2a, zu 8 404 
Erl. 3d) ober dur die Natur des Verhältniffes ausgefchloffen (a. M. bezüglich 88 402, 403, 
405, 406, 407—410 Dertmann Erl. 4a, Staudinger Erl. IV 2; bezüglich 88 399, 402 
Goldmann-Liltenthal $ 217 Anm. 4). 

It die Unweifung vor der Übertragung bereit8 angenommen, fo geht das Forderungsrecht 
des Unweifungsempfängerd gegen ben Alzeptanten auf den Erwerber über (Windſcheid-⸗Kipp II 
Zuf.7 zu 8412 Ziff. 1, Crome II 8 309 Ziff. II 2a; abw. Oertmann Erl. 1, Staudinger 
Exl. II, die aud in diefem Falle in der Übertragung der Anweifung mur eine Subftitution in 
die Einziefungdermächtigung fehen; |. auh Wieland a. a. O. ©.171. Staudinger El. IV2 
bezieht den Schlußfag des $ 792 nur auf ben Fall ber Abtretung einer bereit8 angenommenen 
Anweifung). 

b) Berhältnis des Erwerbers zu bem Anweiſenden. Die Übertragung erſcheint als ein 
abjtraftes Rechtsgeſchäft. Ob die etwaigen dem Anmweifungsempfänger gegen ben Unweifenden 
zuflehenden materiellen Anfprüche auf den Erwerber übergehen, beftimmt fi) nad) den befonderen 
zwiſchen dem Anmeifungsempfänger und dem Erwerber beſtehenden Rechtsverhältniſſe. Dadurch 
allein, daß die Anweiſung nad; Maßgabe des 8 792 übertragen wird, erlangt der Erwerber keine 
Unfprüce gegen den Anweiſenden; es findet, wie man dies auszubrüden pflegt, fein fpringender 
Regreß flat. 

©) Der Erwerber kaun die Anweifung feinerfeitd weiter übertragen. 

d) Rimmt der Angewiefene die Anweiſung dem Erwerber gegenüber an, fo entiteht ein 
neues abftraftes Schuldverhältnis zwiſchen ihm und dem Erwerber. Aus dem Weſen der An⸗ 
nahme (vgl. Erl. zu 8 784) folgt, dab der Angewieſene dem Erwerber gegenüber keine Ein» 
wenbungen aus dem zwifchen ihm und dem erfien UInweifungsempfänger beftehenden beſonderen 
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Zweiundzwanzigſter Titel. 
Schuldverjhreibung auf den Inhaber. 


Rechtsverhãlmiſſe geltend machen kanmn. Man Hat e3 für zwedmäßig erachtet, dies ausdrücklich 
im Geſetze hervorzuheben. Selbſtverſtändlich ift auch die Geltendmachung von Einwendungen 
aus dem zwifchen dem Ungewiefenen und dem Anweiſenden beftehenden befonderen Rechtsverhältnis 
ausgeſchloſſen. Der Angewiefene kann dem Erwerber hiernach nur folde Einwendungen ent 
gegenfegen, welche die Gültigkeit der Annahme betreffen oder ſich aus dem Inhalte ber Unweifung 
oder aus dem Inhalte der Annahme ergeben oder dem Angewieſenen unmittelbar gegen den 
Erwerber zuftehen (vgl. 8 784 Abſ. 1 Sap 2). Da biefes eine Folge der abftrakten Natur ber 
Annahme ift, gilt e8 auch in dem Kalle, daß der Angewieſene die Anweifung bereit3 vor ber 
Übertragung dem Anmeifungsempfänger gegenüber unb nad derfelben nochmals dem Erwerber 
eng angenommen hat (Dertmann Erl. 4b, Windſcheid-Kipp II Zuf. 7 zu $ 412 
if. 1). 

Iſt es zweifelhaft, ob die Annahme gegenüber bem Anweiſungsempfänger oder einem 
fpäteren Erwerber erfolgt ift, trifft Iepteren die Beweislaſt; ein vor der Aushändigung der An⸗ 
weifung auf diefe gefepter Annahmevermert wird im Zweifel nur als eine Annahme gegenüber 
dem Unmweifungsempfänger aufzufafen fein (Windfheid-Stipp a. a. D.). 

e) Seinen Verpflichtungen gegenüber dem Anweijenben (f. 8 789 nebft Exl.) wirb ber 
Anweifungsempfänger durch die Übertragung nicht überhoben (B. II 85.2 ©. 391), Im Ber 
hältniffe zwiſchen dem Iepteren und dem Erwerber trifft aber die Anzeigepflicht bes 8 789 jept 
ben Erwerber (Windfheid-Kipp a. a. D.). 

4. Fur bie Übertragung kanfmänniſcher Anweifungen find im HORB. 88 369—365 be- 
fondere Beftimmungen gegeben. 4 

5. Belaftung bed Rechtes aus ber Auweiſung. Aus ber Übertragbarkeit der nicht an⸗ 
genommenen Anweifung iſt aud, fofern nicht bie Übertragung gemäß $ 792 Abf. 2 ausgeſchloſſen 
ift, die Zuläſſigkeit ihrer Veloftung mit Nießbrauch und Pfandrecht durch den Anmeifungs- 
empfänger fowie ihrer Pfändung durch deſſen Gläubiger zu folgern (f. $ 1069 Abf. 2, 8 1274 
Abſ. 2, CPO. 88 851, 857) umd im Konkurſe des Anweilungsempfängers gehört das Recht aus 
der Anweiſung, aud wenn dieſe noch nicht angenommen ift, zu der Konkursmaſſe (B. II Bb. 2 
©. 390; Jaeger KO. Anm. 20 zu 8 23; Erome II 8 308 Anm. 5; Schollmeyer, Recht 
der einzelnen Schuldverhältniffe ©. 194; a. M. v. Tuhr a. a. O. ©. 3iff., weil die Anweiſung 
kein Bermögensftüd, fondern nur eine Ausfiht auf Erwerb von Vermögen jet; dagegen auch 
Dernburg II 8 240 Ziff. D. 


Zweiundzwanzigfter Titel. 


Eordes, Wertpapier, 1898; Jacobi, Wertpapiere im bürgerlichen Recht, 1901; Jacobi, 
Das Wertpapier als Xegitimattonsmittel, 1906 (im folgenden als Jacobi I und Jacobi I 
ältiert); Bappenheim in Krit. Biert. Bd. 44 ©. 334 (Beiprehung von Jacobi I); Langen, 
Erkennt das BEB. bei Inhaberſchuldverſchreibungen die Kreationstheorie an? im Arch. f. Bürg. R. 
Bd. 27 ©. 161; Heilbrunn, Inhaberpapiere, in Holbheims Monatsfhrift, Bd. 14 ©. 175; 
Dertmann, Leiftung an den gefhäftsunfähigen Präſentanten eines Inhaberpapiers, in DI8. 1904 
©. 1127; Gierke, Einlöfung von Inhaberpapieren durch Geſchäftsunfähige, in DIE. 1905 
©. 92; Behrend, Lagerſcheine als Inhaberurtunden, in DIE. 1905 ©. 540; Riezler, Der 
Betrüger al Präfentant des Inhaberpapiers, in Bl. f. RAnw. Bb. 71 5. 29; Simon, Die 
namenlofen Zinsſcheine der Oxberpapiere 1903; Keybner, Der Duittungdträger i. d. Feſtgabe der 
= ia zu Berlin für Kod, 1903; Langen, Die Krentionsthorte im heutigen Reichd« 
recht 1906. 

1. Begriff der Schuldverſchreibung auf den Inhaber. Das Geſeh Hat es nicht unternommen, 
allgemeine Grundfäge über Iuhaberpapiere aufzuftellen, ſondern begnügt fi) damit, im zwei⸗ 
undzwanzigften Titel Vorſchriften über die Schuldverfcreibungen auf ben Inhaber, d. 5. folde 
Schuldverſchreibungen zu geben, in benen der Anäfteller bem Inhaber der Urkunde eine Leiftung 
verfpricht. Nicht betroffen werben hiernach diejenigen Inhaberpapiere, welche kein eigentliches 
eg enthalten, ſondern andere Rechte verbriefen, wie 3. B. bie auf den Inhaber 
autenden Altien. 


22. Titel: Schuldverfereibung auf ben Juhaber. 881 


Der zweinndzwanzigfte Titel vegelt lediglich die aus ber Schuldverfchreibung ſich ergebenden 
obligatorifchen Verbindlichkeiten des Ausſtellers. Hinfichtlih der dinglichen Rechtsverhältniſſe in 
hetreff der fraglichen Urkunden, insbefondere bes Erwerbes und Verluſtes bes Eigentums, find 
die Vorſchriften des Sachenrechts maßgebend; jeboc enthält der 8 797 Sap 2 eine ſachenrechtliche 
Beſtimmung, welche des Zufammenhanges wegen an diefer Stelle eingeftellt ift. 

2. Leitende Grundfäge. NIS grundlegende Beftimmung ftellt daß Geſetz den Sag an bie 
Spitze, dab ber Außfteller einer Schuldverfchreibung auf den Inhaber dem Inhaber der Urkunde 
zur Leiftung verpflichtet ift, es fei denn, daß ber Inhaber zur Verfügung über die Urkunde nicht 
berechtigt it. Der E. I mollte das Glaubigerrecht ſchlechthin an die Perfon des Inhabers 
Inüpfen. Er beftimmte, daß der Ausſteller der Schuldverfchreibung bem Inhaber die Leiftung 
nicht deshalb verweigern dürfe, weil diefer die Schuldverſchreibung in unredlicher Weiſe er⸗ 
worben habe (E. I 8 687). Hiergegen wurde von verfchiedenen Seiten lebhafter Widerſpruch 
erhoben. Die zweite Kommilfion hat fi) nach eingehender Beratung dafür entſchieden, ber Vor⸗ 
ſchrift die jet vorliegende Geſtalt zu geben. Der leitende Gedanke ift dabei geweſen, daß zwar 
bei der Rormierung der Vorfriften dem Verkehrsbedürfniſſe Rechnung getragen werden muß, 
daß aber diefe Rückſichtnahme auf den Verkehr nicht zu Exrgebniffen führen darf, welche dem all» 
gemeinen Rechtsbewußtſein wiberfpreden. Das Gele fucht danach zwiſchen den verſchiedenen in 
Betracht kommenden Intereffen zu vermitteln. Der Zwed bes Yuftituts erfordert, daß ber Ins 
haber die Leiftung verlangen Tann, ohne darlegen zu müſſen, wie er das Papier erworben hat, 
und daß der Ausſteller an den Inhaber zu leiften befugt ift, oßne zu unterfuchen, wie dieſer 
das Papier an fi gebracht Kat. Daraus folgt aber noch nicht, daB jeder Inhaber unbedingt 
Gläubiger fein muß. Grundſätzlich fol vielmehr der Eigentümer ber Urkunde als der eigentliche 
Forderungsberechtigte angefehen werden. Man hat indefjen ben Sag, daß der Eigentümer der Ur⸗ 
tunde ber Berechtigie tft, nicht in den Vordergrund geftellt, weil dies ber geſchichtlichen Entwidelung 
und der Auffafjung des Verkehrs, nach welcher zunächſt der Inhaber als ber Forderungsberechtigte 
zu behandeln tft, wiberfpredden wilrde und weil daraus auch praltifch bedenkliche Folgerungen 
gezogen werben könnten. Vielmehr ift der Inhaber als derjenige Hingeftellt, welchem es zufteht, 
den Anſpruch aus dem Papiere geltend zu machen. Uber dem Ansfteller wird die Befugnis 
eingeräumt, bie Rechte des Eigentlimers gegenüber dem formell legitimierten Inhaber des Papiers 
zur Geltung zu bringen; ex foll die Leiftung verweigern dürfen, wenn ber Inhaber nicht zur 
Verfügung über die Urkunde berechtigt ift. Eine Verpflichtung, die Legitimation des Inhabers 
zu prüfen und bie Leiftung zurüdzußalten, wenn dieſer nicht als ber Berechtigte erſcheint, ift 
dem Ausfteller nicht auferlegt. Er foll auch durch die Leiftung am einen zur Verfügung nicht 
berechtigten Inhaber befreit werben. 

er die Frage, wie die Verpflichtung bes Ausſtellers aus der Schuldverichreibung und 
auf welchem Grunde fie berußt, geben bie Anſichten auseinander. Nach ber richtigen Anficht 
bürfte dad BGB. auf dem Standpunkte der fog. Kreationstheorie ftehen. Im Zuſammenhange 
damit fteht der Say, dab der Ausfteller aus einer Schuldverireibung auf ben Inhaber auch 
dann verpflichtet wird, wenn fie ohne feinen Willen in ben Verkehr gelangt ift. Das gleiche 
gilt von ber Beftimmung, daß es auf die Wirffamfeit ber Schuldverſchreibung ohne Einfluß 
ift, wenn der Ausſteller geftorben oder gefchäftsunfähig gemorben ift. 

Über das Nähere ſ. Erl. 2 zu 8 793 und Erl. 1 zu 8 794. 

Die Ausgabe von Schulbverfcreibungen anf den Inhaber ift im allgemeinen freigegeben. 
Sür eine befonderd wichtige Kategorie von Schuldverihreibungen ift jedoch eine Beſchränkung 
feitgeiegt. Zum Schutze des Publitums gegen Ausbeutung duch ſchwindelhafte Unternehmungen 
fowie auch um Störungen des Staatskredits durch eine unbefdräntte Ausgabe von Brivatihuld- 
verſchreibungen zu verhlten, beftimmt nämlich das Geſetz, daß im Inland ausgeftellte Schuld- 
verfhreibungen auf den Inhaber, fofern es ſich nicht um Schuldverfchreibungen handelt, die von 
dem Reich oder einem Bundesſtaat ausgegeben werden, nur mit ftantliher Genehmigung in ben 
Verkehr gebracht werden dürfen. 

Der Inhalt und Umfang der dem Aussteller obliegenden Verpflichtungen richtet fi) nad 
dem in der Urkunde niedergelegten Verſprechen. Die Forderung ift in dem Papiere verkörpert 
und an dad Papier geknüpft. Auf diefer Auffafjung beruht die Vorſchrift, dab ber Ausfteller 
dem Inhaber nur folhe Einwendungen entgegenfegen kan, welche die Gültigkeit ber Ausftellung 
beireffen oder ſich aus der Urkunde ergeben oder dem Anöfteller unmittelbar gegen den Inhaber 
zuſtehen. Weil jeder Erwerber des Papiers Gläubiger wird und jeder Inhaber die Forderung 
aus dem Paptere geltend machen Tann, iſt im Interefle bes Ausftellerd weiter beftimmt, daß er 
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nur gegen Aushändigung der Schuldverjchreibung zur Leifiung verpflichtet fein fol und daß er 
mit der Aushändigung das Eigentum an der Urkunde erwirbt, auch wenn der Inhaber zur Ber- 
fügung über fie nicht bereditigt ift. Da die Forderung aus der Schuldverfchreibung an die Urs 
tunde gefnüpft ift, fo würde, wenn die Urkunde durch einen Bufall vernichtet wird oder abhanden 
kommt, ber Eigentümer ungerecitfertigterweife einen Vermögensverluſt erleiden. Das Geſetz 
läßt deshalb die Kraftlogerflärung von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber zu. Die Kraft» 
loserlärung erfolgt auf Untrag des Rerlufiträgers im Wege des Aufgebotsverfahrens; bie 
näheren Beftimmungen find tn der EBD. gegeben. Derjenige, welcher das Ausſchlußurteil erwirft 
hat, ift, wie in der CPO. beftimmt ift, dem durch die Urkunde Verpflichteten gegenüber berechtigt, 
den Unfprud) aus der Urkunde geltend zu machen. Außerdem räumt ihm das Gefeg das Recht 
ein, die Erteilung einer neuen Schuldverſchreibung auf ben Inhaber an Stelle der für kraftlos 
erflärten zu verlangen. Im Zufammendange mit dem Aufgebotsverfahren zum Zwede ber Kraft- 
Toserflärung ift eine einftweilige Zahlungsſperre zugunften des Antragfiellers vorgeſehen. Eine 
Kraftloserklärung foll nicht ftattfinden bei Zins», Renten» und Gewinnanteilſcheinen und ben 
auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverfhreibungen. Für exftere ift aber ein anderes Ber- 
fahren vorgefehen, um für den Fall bes Verluftes. einer ſolchen Urkunde ben Berechtigten tunlichit 
vor Schaden zu bewahren. Eine Kraftloserklärung ift auch ausgeſchloſſen bei dem fog. Er— 
neuerungsfheinen (Talons), welche häufig mit einer verzinslichen Hauptſchuldverſchreibung aus⸗ 
gegeben werben und zum Empfange neuer Zins⸗ oder Mentenfcheine ermüchtigen, ba fie über⸗ 
Haupt nicht den Charakter von Schuldverfchreibungen auf den Inhaber tragen. Dem Inhaber 
der Hauptſchuldverſchreibung ift Hier aber das Recht eingeräumt, durch Einlegung eined Wider: 
ſpruchs, die Ausgabe neuer Zins⸗ oder Mentenfcheine an den Inhaber des Exrneuerungsiheins 
zu verhindern und felbft die Aushändigung ber Scheine zu verlangen, wenn er die Hauptſchulb⸗ 
verſchreibung vorlegt. 

Dos Erlöfchen des Anſpruchs aus der Schuldverfreibung durch Beitablauf ift mit Rück⸗ 
fit auf die Interefien bes Ausftellers abweichend von den allgemeinen Grundfägen geregelt. 

Im Himblid auf ein im Leben Hervorgetretenes praktiſches Bedürfnis läßt Das Geſetz ferner 
die Umſchreibung der Schuldverfchreibung auf den Namen eines beftimmten Berechtigten zu. Sie 
tann aber nur durch ben Ausſteller bewirkt werden und der Ausfteller ift zur Umſchreibung 
nicht verpflichtet. 

Bejondere Beitimmungen find für erforderfih erachtet hinſichtlich der Zinsſcheine, welde 
mit einer Hauptſchuldverſchreibung ausgegeben zu werben pflegen. Ste follen in Kraft bleiben, 
auch wenn die Hauptforderung erlifcht oder die Verpflihtung zur Berzinfung aufgehoben oder 
geändert wird. Dementſprechend foll ber Uusfteller berechtigt fein, bei der Einlöfung der Haupt⸗ 
ſchuldverſchreibung den Betrag für bie nicht mit zurldgegebenen Zinsſcheine zurüdzubehalten. 

Im Verkehre werben vielfach Karten, Marken oder ähnliche Urkunden, in denen ein Glänbiger 
nicht bezeichnet ift, von dem Ausfteller unter Umſtänden ausgegeben, aus melden ſich exgibt, 
daß er dem Inhaber zu einer Leiftung verpflichtet fein will. Derartige Urkunden tragen nicht 
den Charakter von Schuldverfchreibungen auf den Inhaber. Sie ftehen aber wirtſchaftlich in 
mander Hinfiht den Schuldverjchreibungen auf den Inhaber nahe und das Geſetz hat des: 
wegen eine Reihe von ben filr die Schuldverfchreibungen auf den Inhaber gegebenen Borfchriften 
bei derartigen Urkunden fiir entſprechend anwendbar erflärt. 

Neben den eigentlihen Schulöverfhreibungen auf den Inhaber kommen endlich auch ſolche 
Papiere vor, welche al qualifizierte Regitimationspapiere bezeichnet werden. Das Charafteriftiiche 
derfelben liegt darin, dab ſich der Schuldner nicht verpflichtet, an jeden Inhaber zu zahlen, dab 
ex fih aber die Befugnis worbehält, die in der Urkunde verſprochene Leiftung an jeben Inhaber 
zu bewirken. Mit Nüdficht auf die große praftifche Bedeutung derartiger Legitimationspapiere 
bat das Geſetz einige grundlegende Borfchriften Über diefelben aufgeftelt. 

Über die Schuldverfchreibungen an Order enthält der zweiundzwanzigfte Titel feine Vorſchriften. 

Weitere Vorfchriften über Inhaberpapiere finden fi im Geſetz in den 88 234 (Sicherheits- 
leiftung durch Hinterlegung von Inhaberpapieren), 247 (Ausſchluß des Rechtes, ein Kapital wegen 
übermäßig hoher Binfen zu Kündigen), 935 (Eigentumserwerb bei Inhaberpapieren), 1006 (Ver⸗ 
mutung für das Eigentum beim Befig von Inhaberpapieren), 1007 (Mecht bes gutgläubigen 
Beſitzers eines Inhaberpapiers gegenüber dem früeren Beſitzer), 1084—1084 (Niekbraud), 
1187—1189 (Hypothet für eine Schuldverfchreibung auf den Inhaber), 1195 (Grundſchuldbrief 
auf den Inhaber), 1270 (Schiffspfandrecht für eine Schulbvericreibung auf den Inhaber), 
1293—1296 (Pfandrecht an Inhaberpapieren), 1362 (Bermutung für das Eigentum des Ehe 





22. Titel: Schulöverfchreibung auf den Inhaber. $& 798. 883 


8. 793. Hat Jemand eine Urkunde ausgeftellt, in der er dem Inhaber der 
Urkunde eine Leiftung verjpricht (Schuldverfchreibung auf den Inhaber), fo kann 
der Inhaber von ihm die Leiftung nach Maßgabe des Verſprechens verlangen, es 
jei denn, daß er zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt if. Der Aus- 
ſteller wird jedoch auch durch die Leiftung an einen nicht zur Verfügung be- 
rechtigten Inhaber befreit. 

Die Gültigkeit der Unterzeichnung Tann durch eine im die Urkunde aufge- 
nommene Beftimmung von der Beobachtung einer befonderen Form aphängig ge- 
macht werben. Zur Unterzeichnung genügt eine im Wege der mechanifchen Ver⸗ 
vielfältigung hergeftellte Namensunterſchrift. 


manns an Inbaberpapieren, die ſich tm Befig eines ber Ehegatten befinden), 1381, 1646 (Eigen- 
tum an Inhaberpapieren, die aus Mitteln des eingebrachten Gutes oder aus Mitteln des Kindes 
erworben werben), 1392, 1393, 1667, 1814, 1815, 1820, 1853, 2116, 2117 (Sicerftellung von 
Inhaberpapieren, bie zum eingebrachten Gute oder zum Kindes⸗ ober Mündelvermögen oder zu 
einer Exrbichaft gehören). 

3. Als anderweitige reichsrechtliche Vorſchriften über Schuldverfhreibungen auf den In⸗ 
haber, die nach EG. Art. 32 in Kraft bleiben, find hervorzuheben die Beitimmungen bes Gef., 
betr. die Inhaberpapiere mit Prämien v. 8. Juni 1871 und bes Banfgefeges v. 14. März 1875. 

4, Unordnung des Etoffes. Der 8 793 enthält die grundlegenden Beitimmungen über: das 
Weſen der Schuldverfchreibungen auf den Inhaber und gibt ferner Vorfchriften über die Her- 
ftellung ber Urkunden. Der 8 794 beftimmt, daß der Ausfteller auch Haftet, wenn die Schuld- 
verfhreibung ohne feinen Willen im den Verkehr gelangt ift fowie daß bie Wirkfamleit der 
Schuldverſchreibung nicht dadurch berührt wird, daß ber Ausſteller nach der Herftellung ftirht 
ober gefchäftsunfähig wird. Der 8 795 ftellt das Erfordernis der flaatlihen Genehmigung für 
im Inland ausgeftellte Schuldverfhreibungen auf ben Inhaber feft, in denen die Zahlung einer 
beftimmten Geldjumme verfprodhen wird. Der 8 796 regelt die dem Ausfteller gegenüber bem 
Inhaber zuftehenden Einwendungen, ber $ 797 das Recht des Ausftellers, die Aushändtgung der 
Schuldverfchreibung bei der Leiftung zu verlangen, ber $ 798 den Umtauſch beſchädigter Urkunden. 
Die 88 799, 800 Handeln von der Kraftloserklärung abhandengelommener oder vernichteter 
Schuldverfchreibungen auf den Inhaber, der $ 801 von dem Erlöſchen des Anſpruchs aus einer 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber durch Beitablauf. Der 8 802 gibt eine Vorſchrift über die 
Bahfungsfperre. Die 88 803, 804 enthalten Beſtimmungen über bie rechtliche Natur der Zins⸗ 
{heine und das Verfahren bei dem Verluſte von Zins, Renten» und Gewinnanteilſcheinen, ber 
8 805 Vorſchriften über Erneuerungsfceine. Der 8 806 Handelt von der Umfchreibung einer 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber auf den Namen. Anhangsweiſe find im $ 807 Vorſchriften 
über die Nechtöverhältnifie bei Karten, Marken und ähnlichen den Schuldverſchreibungen auf ben 
Inhaber naheftehenden Urkunden und im 8 808 Vorfchriften über bie fog. qualifizierten Legiti- 
mationdpapiere gegeben. 

5. Borbehalte für die Sandeögefeggebung f. im EG. Art. 98-102; wegen ber öffentlich- 
rechtlichen Beſtimmungen der Landeögefepe, welche die Ausgabe und, den Verkehr mit Schuld» 
verfchreibungen auf den Juhaber einfchränten, |. Exl. zu 8 795. Übergangsvorſchriften |. im 
EG. Art. 174-178. 

8 78. 


@. 188 685, 687; II 8 722 ves. 8 778; III 8 777. P. 1 6. 872f1., 882ff., un 11841 f.; MR. II 6. 694 fl. 
P.1 88.2 €. 527f1., 558 1f.; 30.6 €.209f. D. €. 

1. Boransfegungen ber Schuldverſchreibungen anf den ge Die Schulbverfchreibung 
auf ben Inhaber tft eine Urkunde, in weldher ber Ausſteller dem Inhaber der Urkunde eine Leiftung 
verſpricht. 

a) Die Leiſtung kann Gegenſtände jeder Urt betreffen. Sie braucht nicht von 
vornherein genau beftimmt zu fein, fondern kann von Bedingungen abhängig gemacht werben; 
insbefondere fallen auch die auf den Inhaber lautenden Gewinnanteilſcheine (Dividendenfcheine) 
unter die Vorfchriften des zwetundzwanzigften Titels. Das in der Urkunde erflärte Schuldveriprechen 
pflegt meiſtens einen abſtrakten Charakter zu tragen. Weſentlich ift dies aber nit. Dem Außfteller 
ift es vielmehr unbenommen, den Schuldgrund in der Urkunde anzugeben. Ebenfo kann ex fi 
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Einwendungen aus dem der Schuldverfchreibung zugrunde liegenden Rechtsverhältnifſe vorbehalten; 
ein folder Vorbehalt muß aber, um gegen jeden Inhaber zu wirken, in bie Schuldverſchreibung 
aufgenommen werben ($ 796). 

Ein Wechſel kann als folder nicht auf den Inhaber ausgeftellt werben (WO. Art. 4 Ziff. 3, 
Art. 96 Ziff. 3). Auch Anweifungen und Scheds können nicht auf ben Inhaber außgeftellt 
werben (f. Erl. zu 8 783). Übrigens wilcde, wenn man Anweiſungen auf ben Inhaber für 
zuläffig Halten follte, die AUnweifung aud um deswillen nicht als Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber angefehen werden können, weil ber Ansfteller in der Auweiſung feine Leiftung verfprict. 
Ebenfo finden die Grundſätze über die Schuldverjhreibungen anf Inhaberattien keine Anwendung, 
weil die Aktie fi nicht als eine Schuldverfchreibung des Ausſtellers, ſondern als Urkunde über 
einen Geſellſchaftsanteil darftellt; über die Frage, wie weit die Veftimmungen über bie Schuld 
verfhreibungen auf den Inhaber bei den Inhaberaktien entfprehend anzuwenden find, |. Staub, 
Kommentar 3. HGB. Exkurs zu 8 224. Buläffig find dagegen Inhaberlagerſcheine; bie nad 
HGB. 3 363 Abf. 2 für Lagerſcheine auf Order geltende Veſchränkung, nach welcher ſolche nur 
von den ſtaatlich zur Ausſtellung folder Urkunden ermächtigten Anftalten ausgeftellt werben 
können, gilt für Lagerſcheine auf Inhaber nicht (RG. Bd. 59 ©. 374). 

Eine Grundfhulb Tann in ber Weiſe beftellt werben, daß der Grundfchulbbrief auf den 
Inhaber ausgeftellt wird. Auf einen ſolchen Brief finden die Vorſchriften über Schuldverſchreibungen 
auf den Juhaber entfprechende Anwendung ($ 1195). 

b) Die Leiftung muß an den Inhaber der Urkunde verfprogen werden. Es 
iſt nicht erforderlich, daß im die Urkunde eine formelle Inhaberklauſel aufgenommen wird; die 
Urkunde braucht felbft den Ausdrud „Inhaber“ nicht zu enthalten. Uber e8 muß aus der Faſſung 
und Form der Urkunde hervorgehen, daß der Ausſteller bem jeweiligen Inhaber ber Urkunde 
ein Forderungdrecht einräumen will (RG. Bd. 13 ©. 154). Der Beweis, daß eine Schuld als 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber gewollt if, liegt demjenigen ob, welder daraus echte 
herleiten will. Verpflichtet fi der Ausfteller an eine in ber Urkunde bezeichnete beſtimmte 
Berfon oder an den Inhaber zu leiften, jo wird das Schuldverſprechen regelmäßig in dem Sinne 
gemeint fein, daß die benannte Berfon der eigentliche Gläubiger fein fol, daß aber ber Ausfteller 
befugt fein fol, die Leiftung an jeden Inhaber zu bewirken. Trifft dies zu, fo liegt ein fog. 
qualifiziertes Legitimattonspapier vor und es finden bie Vorſchriften des 5 808 Anwendung 
(ogl. Rſpr. Bd. 5 ©. 146, nad) welcher Coupons ber Reutenverſicherung der Preuß. Renten 
verfiherungsanftalt zu Berlin keine Inhaberpapiere find). 

0) Die Form des Schuldverfprehens beſteht barin, daß eine Urkunde darüber aus—⸗ 
geftellt werben muß. Nach der allgemeinen Vorſchrift des 8 126 muß hiernach jede Schulb- 
verſchreibung bie Unterfchrift des Ausftellers tragen, wibrigenfalls fie ungültig iſt; dies gilt 
namentlih auch für Zins, Renten⸗ und Gewinnanteilfheine Nach 8 126 müßte die Unter 
fchrift von dem Eigentümer eigenhändig vollzogen werden. Dies würde ſich aber bei einer 
Maſſenausgabe von Schuldverihreibungen auf den Inhaber ſchwer durchführen laſſen. Es ift 
deshalb im Abſ. 2 Sag 2 ber Verkehrsſitte entſprechend eine im Wege ber mecanifchen Ver⸗ 
vielfältigung hergeftellte Ramensunterfchrift fiir genügend erklärt. Das Geſetz trägt noch in einer 
anderen Richtung dem Verkehrsbedürfniſſe Rechnung. Vielfach tft bei der Ausgabe von Schuld 
verfchreibungen auf den Inhaber eine beſondere Ausfertigung ber Papiere gebräuchlich. Bei einer 
Maffenausgabe von Schuldverfchreibungen auf den Suhaber werden nämlich die Urkunden meiſtens 
ſchon einige Zeit vor der Ausgabe in größerer Anzahl mit Datum und der falfimilterten Unter 
ſchrift des Ausftellers verſehen Hergefiellt. Wenn bie einzelnen Papiere dann in dem Verlehr 
gebracht werden follen, wird jedes noch mit einem Ausfertigungsvermerke verfehen; die Form ber 
Ausfertigung ift verſchieden. Die Erklärung des Ausſtellers, kraft deren er aus dem Papiere 
haftet, fol in diefem alle erft vollftändig und verbindlich fein, wenn bie einzelne Urkunde ben 
Ausfertigungsvermerk trägt. Der Uusfteller will ſich auf dieſe Weiſe dagegen fihern, daß er 
haftbar gemacht werden kann, wenn bie im voraus hergeſtellten Papiere wider feinen Willen in 
ben Verkehr gebracht werben. Das Geſetz fanktioniert diefe Einrichtung, indem es im Abſ. 2 
Sag 1 beftimmt, daß die Gültigfeit der Unterzeihnung von der Beobachtung einer befonderen 
Form abhängig gemacht werben kann. Erforderlich ift aber, daß eine dahin gehende Beſtimmung 
des Ausfteller8 in die Urkunde aufgeriommen wird. Es genügt alſo nicht, daß fie in einer 
Beitung oder in einem Profpelte veröffentlicht wird. Ebenſo tft e8 nicht angängig, durch Bermert 
in einer Hauptſchuldverſchreibung die Gültigkeit der beigegebenen Zins⸗ und Nentenfcheine von 
der Beobachtung einer beſonderen Form abhängig zu machen. 





22. Titel: Schuldverfchreibung auf den Inhaber. $ 798. 885 


Unberührt bleiben die landesgefetzlichen Vorſchriften, nach welchen bei Schuldverfchreibungen 
auf den Inhaber, die ein Bundesſtaat oder eine ihm angehörende Körperfchaft, Stiftung ober 
Anftalt des Öffentlichen Rechtes ausftellt, die Gültigkeit der Unterzeichnung von der Beobachtung 
einer befonderen Form abhängt, auch wenn eine ſolche Beſtimmung in die Urkunde nicht aufe 
genommen iſt (EG. Art. 100 Wr. 1). 

2. In betreff der Entfiehung des Schuldverhältnifſes werben in der gemeinrechilichen 
Wiſſenſchaft drei verſchiedene Theorien vertreten, bie Vertragstheorie, die Emiffionstheorie und 
die Kreationstheorie. Dem Standpunkte des BGB. dürfte die letztere am meiften entſprechen. 
Die Ausſtellung der Schuldverfhreibung auf den Inhaber enthält ein einfeitiges nicht empfangs⸗ 
bedürftiges Rechtsgeſchäft, durch welches ſich ber Ausiteller verpflichtet, demjenigen, welcher nad) 
ſachenrechtlichen Grundfägen zur Berfligung über die Schulbverfchreibung berechtigt iſt, die in der⸗ 
felben bezeichnete Leiftung zu machen. Die Verpflichtung entfieht mit der Ausftellung ber 
Schuldverfhreibung, aber fie wird, ähnlich wie bei einer bedingten Verpflichtung, erft wirkſam, 
wenn ein anderer als der Außfteller zu der Verfligung über die Schuldverfchreibung berechtigt 
wird. Es liegt bier alfo eine Ausnahme von ber Regel des 8 305 vor. Die Berechtigung zu 
der Verfügung fteht vegelmäßig dem Eigentümer der Schuldverfchreibung zu. Der Ermerb bes 
Eigentums an der Schuldverſchreibung durch einen anderen als ben Ausſieller erfolgt vegelmäßig 
durch Übertragung bed Eigentums von feiten bes Ausſtellers. Er kann aber auch auf jede 
andere nad) fachenrechtlihen Grundſätzen zuläfiige Art erfolgen. Der praktiſch mwichtigfte Fall 
einer folden Art des Eigentumserwerbes tft der des Ermwerbes von feiten eines Nichtberechtigten 
auf Grund des guten Glaubens bes Ermwerberd nah 88 832ff. Nicht ausgefchloffen find aber 
auch andere Arten des Eigentumserwerbes, fo 3. B. nad) den Grundſätzen über den und oder 
durch Vermiſchung oder durch Dfkupation der von dem Eigentümer berelinguierten Schuld» 
verfchreibung. Nach ſachenrechtlichen Grundfägen beftimmt es fih auch, in welcher Art ein 
Niekbraud) oder ein Pfandrecht an der Schulbverjhreibung erworben wird und ob und umter 
welchen Borausjegungen dem Nießbraucher oder dem Pfandgläubiger das Verfügungsredt 
äufteht (88 1081 ff., 1294ff.). 

Die Kreationstheorte entipricht ber herrſchenden Anſicht. Sie ift aber keineswegs unbeftritten 
und in fehr eingehender und grünblicher Weife bekämpft insbefondere von Jacobi in ben beiden 
oben angeführten Schriften (vgl. dagegen befonder8 Langen a. a. O.). Jacobi (I ©. 172ff. 
und II ©. 24) fteht prinzipiell auf dem Standpunkte ber Bertragsiheorie. Die Ausftellung der 
Schuldverſchreibung iſt nur ein vorbereitender Alt. Die Entftehung des Mechtes aus der Schuld⸗ 
verſchreibung erfordert regelmäßig einen Vertrag des Ausſiellers mit dem erften Nehmer des 
Papiers. Das Gläubigerrecht entſteht nur, wenn ſowohl den Erfordernifien der Berechtigung 
aus einem obligatorif—hen Vertrag, ald des Erwerbes des Eigentums an dem Papiere Genüge 
geſchehen ift. Zur Übertragung bes Eigenthums an der Schuldverfchreibung tft erforderlich, daß 
der Wille fi nicht bloß auf die Übertragung des Eigentums an dem Stüde Papier, fondern 
auch auf die Übertragung des Rechtes aus ber Schulbverfchreibung richtet (Jacobi IL ©. 13). 
Die Verpflihtung aus der Schuldverſchreibung enifteht aber aufer auf diefem regelmäßigen Wege 
auch dadurch, dab ein Dritter das Eigentum an der Schuldverfchreibung in gutem Glauben 
erwirbt. Der Ausfteller wird, weil er eine Striptur gemacht hat, die den Schein einer gültigen 
Eingegung einer Verpflichtung erwedt, zugunften des gutgläubigen Erwerbers fo behandelt, wie 
wenn er eine gültige Verpflichtung durch Vertrag begründet Hätte (Sacobi I ©. 172ff.). Pie 
Verpflichtung entfteht in diefem Falle alfo aus einem Delikte. Der Uusfteller muß deshalb zur 
Zeit ber Uusftellung befiftsfähig geweſen fein. Aber nur auf die Begebung kann fi) der gute 
gläubige Dritte verlaffen, nicht auf die Geſchäftsfähigkeit des Ausſtellers, diefe muß alfo neben 
der Deliktsfähigkeit vorhanden geweien fein. Diefe Urt der Haftung tritt aber überhaupt nicht 
ein zugunften des erften Erwerbers der Schuldverjchreibung, insbeſondere aljo nicht in dem 
Fällen des 8 794. Der erfle Erwerber wird in den Fällen diefer Art auch dann nicht berechtigt, 
wenn er das Eigentum an ber Schuldverfcreibung, z. B. durch Erfigung oder Ofkupation er⸗ 
worben Hat. Erft zugunften des fpäteren gutgläubigen Erwerbers tritt die Haftung des Aus—⸗ 
fteller3 auf Grund der vorfäglihen oder fahrläfligen Handlung ein, durch welche er das in der 
Schuldverſchreibung liegende Legitimationsmittel geihaffen hat (Jacobi II S. 24ff., 46, 51). 

Die Jacobi' ſche Auffaſſung dürfte, fo feharffinnig fie begründet und durchgeführt ift, mit 
den Vorſchriften des BGB. nicht vereinbar fein. Sowohl der Wortlaut biefer Vorſchriften, 
insbefondere- dev 88 793, 794, 796, als ihr innerer Zuſammenhang ſpricht gegen fie; ebenſo 
aud ihre Entftehungsgeſchichte. Dazu kommt, ba die Jacobiſche Auffaffung, nach welcher der 
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Ausſieller bald aus einem Vertrage, bald aus einem Delikte haftet, außerordentlich künftlich ift, 
daß fie zu vielfachen Zweifeln führt und daß die Konfequenzen, melde fih aus ihr ergeben, dem 
praltiſchen Bebürfnifie keineswegs überall entiprehen. Die Kreationstheorie iſt offenbar viel 
einfacher; fie ſchließt fih unmittelbar an ben Wortlaut der geſetzlichen Vorfchriften an, ift in 
isren Konfequenzen Kar und führt zu Ergebniffen, die dem praktiſchen Bediirfnis im wefentlichen 
entfprehen. Man wird alſo bet ihr ftehen bleiben müfjen. Im einzelnen ift noch folgendes 
zu bemerken: 

a) Bar der Ausſteller der Schuldverſchreibung bei der Ausſtellung geiäftsunfähig, 
oder befand er ſich zu dieſer Zeit in einem Buftande der Bewußtloſigkeit oder vorlibergehender 
Störung der Geiftestätigteit, fo tft die Schuldverfchreibung nichtig (88 104, 105). Unwirkſam 
ift die Schuldverfchreibung auch, wenn ber Ansfteller bei der Ansitellung in der Geſchäftsfähigleit 
beſchränkt war und fein gefeglicher Vertreter die Einwilligung zu der Ausſtellung nicht erteilt 
Hatte ($ 111). Überträgt der Außfteller, nachdem er unbeſchränkt gefchäftsfähig geworben ift, 
das Eigentum an der Schuldverfchreibung durch gültigen Vertrag an einen anderen, fo hat ein 
ſolcher Bertrag biejelbe Wirkung wie bie gültige Ausftellung der Schuldverfhreibung. Das gleiche 
gilt, wenn ber in der Geſchäftofähigkeit beſchränkte Ausſteller fpäter mit Genehmigung feines 
gefeplichen Vertreters einen gültigen Vertrag ber gedachten Art abſchließt. Dadurch allein aber, 
daß der Ausfteller die Schuldverfcreibung, nachdem er unbeſchränlt geſchäftsfähig geworden ift, 
bat beftehen laſſen und biefe dann in ben Verkehr gefommen tft, obwohl ber Wusfieller 
Gelegenheit gehabt hätte, dies zu verhindern, wird eine Haftung des Außftellers wegen Fahr⸗ 
laſſigkeit nicht begründet (a. A. Jacobi II ©. 48). 

b) RNichtigteit der Ausſtellung wegen Willensmängel. Auf die im der Ausftellung ber 
Schuldverfchreibung liegende Willenserklärung finden die 88 116 Sap 1 (Mentalrefewation), 118 
(nicht ernitlich gemeinte Willengerflärung, die in der Erwartung abgegeben if, der Mangel der 
Ernſilichkeit werde nicht verfannt werden) Anwendung. Im Falle des 8 118 haftet der Ansiteller 
jedem Dritten gegenüber nad) Maßgabe des 8 122 für daß fog. negative nterefie (a. N. 
Jacobi I ©. 202). 

e) Die in der Ansftellung liegende Willenserklärung ift anfechtbar nach Maßgabe bes 
8 119 (Iretum) und des 8 123 (argliftige Täufhung und widerrechtliche Beſtimmung durch 
Drohung). Das Gefeg gibt feinen Anhalt, die Anwendung biefer Borfchriften hier auszufcdließen 
oder auf ben fall zu beichränfen, daß der Erwerber bei dem Ermwerbe ben Willensmangel 
gefannt Hat (teilweife a. U. Jacobi I ©. 200ff.; Endemann I 8 196; Dernburg II 
8 149 Ila). Ein die Anfechtbarkeit begründender Irrtum liegt z. B. vor, wenn ber Ausſteller 
eine Striptur unterföhrieben Hat, die er irrtümlich nicht für eine Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber, fondern für einen Brief oder eine Ouittung oder fir einen Kaufvertrag oder ähnliches 
hielt. Als ein die Antechtbarkeit begründender Irrtum ift es noch nicht anzujehen, wenn der 
Aussteller den Charakter der Urkunde als einer Schuldverfhreibung auf den Inhaber kannte, 
aber irrtümlich glaubte, daß dadurch eine Verpflichtung für ihm nicht begründet werde. Sit eine 
argliftige Täufhung von einem Dritten veriibt worben, fo ift Die Anfechtbarkeit nad) 8 123 Abi. 2 
nur bei einer empfangsbedürftigen Willenserflärung infoweit beſchränkt, daß fie nur ftattfindet, 
wenn berjenige, welchem bie Erklärung abzugeben war, oder welcher unmittelbar aus der 
Erflärung ein Recht erworben Hat, die Täufhung kannte oder kennen mußte. Diefe Vorſchrift 
findet auf den Hier fraglichen all, ba es ſich dabei um eine nicht empfangsbebürftige Willens- 
erflärung bandelt, ihrem Wortlaute nad) feine Auwendung. Eine entiprechende Anwendung 
bürfte indefien dahin gerechtfertigt fein, dal die Unfechibarkeit demjenigen gegenüber, weldyer dad 
Verfügungsredt über die Schuldverfhreibung erworben hat, nur dann flattfindet, wenn er bei 
dem Erwerbe die Täufchung kannte oder kennen mußte. Die entfprehende Anwendung recht⸗ 
fertigt fih deshalb, weil nach dem Inhalte dee Schulbverfchreibung ſelbſt daß Recht eines Dritten 
aus derjelben erſt dann zur Entftehung gelangen fol, wenn dieſer daS Verfügungsrecht über bie 
Schuldverſchreibung erworben hat (Enneccerns I 8 338 IV 2b; a. A. Eofad II 8 256 Ic, 
der die Unfechtbarteit wegen argliftiger Täufchung ganz ausfchließt). 

d) Zweifelhaft ifl, ob für die Unfehrung wegen argliftiger Täufhung ober 
widerrehtliher Beftimmung dur Drohung die im 8 124 beftimmte einjährige 
Anfehtungsfrift zu laufen beginnt, folange ein beitimmter Unfechtungsgegner nicht vor 
handen ift, folange alſo ein Dritter das Verfügungsrecht über die Schuldverfchreibung noch nicht 
erworben hat. In Erl. 1 zu 8 124 iſt ausgeführt, dab die frage, ob bei einfeitigen nicht 
empfangsbedürftigen Willenserflärungen die einjährige Anfechtungsfrift, auch wenn noch niemand 
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aus ber Willengerflärung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt hat, ein Unfechtungsgegner 
aljo nad) 3 143 Abf. 4 noch nicht vorhanden tft, doch mit dem Zeitpunfte zu laufen beginnt, in 
welchem der Unfehinngsberehtigte von der argliftigen Täuſchung Kenntnis erhalten bzw. die 
Zwangslage aufgehört Hat, oder ob in Fällen diefer Urt die Anfehtungsfrift nicht vor bem Zeits 
punkte zu laufen beginnt, in welchem ein beftimmter Anfehtungögegner vorhanden fet, davon 
abhänge, ob die Anfechtung auch ſchon vor dem Borbandenfein eines beftimmten Anfechiungs- 
gegners erfolgen könne. Es ift dort dann weiter ausgeführt, dab überwiegende Gründe dafür 
ſprechen, die Anfechtung and) in bem letztgedachten Falle auf dem im 8 132 Abf. 2 bezeichneten 
Wege für möglich zu halten und daß deshalb auch in den Fällen diefer Art die Anfechtungsfrift 
mit der Kenntnis des Anfechtungsberechtigien von der argliftigen Täufhung bzw. mit dem Weg» 
falle der Biwangslage beginne. Diefer Standpunkt ift auch für die Auslobung nad) Vorbm. III 
1a vor 8 657 feftgehalten worden. Für die Schuldverjhreibung auf den Inhaber aber dürfte 
eine Modifitation geboten fein. Solange ein anderer als der Ausſteller der Schuldverfchreibung 
ein Verfügungsrecht über diefe noch nicht erworben hat, folange der Ausſteller ſelbſt allein der 
Verfügungsberechtigte ift, exiheint eine Anfechtung auch auf dem im $ 132 bezeichneten Wege 
unmöglih. Der Ausfteller müßte fie ja gegen ſich felbit richten; bie wäre offenbar mwiderfinnig. 
Die Anfehtungsfrift kann Hier alfo nicht eher zu laufen beginnen, ehe nicht ein Dritter das 
Verfügungsrecht über die Echulbverfchreibung erworben hat ober ehe nicht wenigſtens bie Mög⸗ 
lichteit eines folchen Erwerbes eingetreten ift. Das letztere ift der Fall, fobald die Schulburkunde 
in den Verkehr gelangt ift. Dies gilt nicht nur dann, wenn der Ansfteller felbit die Schuld⸗ 
urkunde in den Vertehr gebracht Hat — in dieſem Falle iſt die Anfechtung, wenn das Inverkehr⸗ 
Bringen als Beftätigung ericheint, nad) 8 144 ausgeſchloſſen — fonbern nach 8 794 dann, wenn 
dies ohne feinen Willen geichehen tit. Vor diefem Beitpuntte fann die Anfechtungsfriſt nicht zu 
laufen beginnen. Ob fie mit diefem Beitpunft oder erſt fpäter zu laufen beginnt, hängt davon 
ab, ob der Ausſteller in diefem Zeitpunkte von der argliftigen Täufhung Kenntnis erhalten hat 
bat. die Zwangslage weggefallen ift oder ob dieſe. Borausfegung erit fpäter eintritt. Befindet 
fi) der Ausfteller in dem hiernach maßgebenden Zeitpuntt über bie Perfon des Verfügungs- 
berechtigten in eimer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Unkenntnis, fo lann die Anfechtung nad) 
Maßgabe des 8132 Abſ. 2 erfolgen. Andernfalls muß fie nad; $ 143 Abſ. 4 gegenüber dem 
Zerfügungsberedhtigten erfolgen. Auch in dem Iegteren Falle wird nad) dem in Erl. 4 zu 8 143 
Gefagten anzunehmen fein, dab die Anfechtung gegen alle wirft. 

e) Im Falle der Unfehtbarkeit wegen Irrtums ($ 119) muß die Anfechtung nad 
$ 121 unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde 
Kenntnis erhalten hat. Ein fchuldhaftes Zögern kann Hier ebenfalls nicht angenommen werden, 
folange die Schuldverſchreibung nicht in den Verkehr gelangt ift. Iſt Died gefchehen, jo muß bie 
Anfechtung unverzüglich erfolgen, nachdem der Ausfteller von dem Anfehiungsgrunde Kenntnis 
erhalten Hat. Ob fie auf dem im 8 132 Abſ. 2 beftimmten Wege oder gegenüber dem Verfügungs⸗ 
berechtigten zu erfolgen hat, bejtimmt fi) nad) benfelben Grundſätzen wie unter d. 


3. Glaubigerrecht. 

a) Der Gläubiger ift nad) dem in der Erl. 2 Gefagten derjenige, welcher nad) ſachen⸗ 
tehtlihen Grundjägen zur Verfügung Über die Urkunde berechtigt ift, regelmäßig 
alfo der Eigentümer. In dem 8 793 wird freilich der Inhaber der Urkunde als ber Berechtigte 
bezeichnet. Aus den legten Worten des Abſ. 1 Sap 1 „es fei denn, daß er zur Verfügung 
über die Urkunde nicht berechtigt ift“ ergibt fich indefien, daß durch den Sa 1 nur hat gefagt 
werden follen, daß der Inhaber der Urkunde als folder zu ber Geltendbmahung bes in ber 
Urkunde verbrieften Rechtes legitimiert fet, ohne daß ihm der Beweis der Verfügungsberechtigung 
obliegt. Inhaber tft der unmittelbare Befiger der Urkunde fowie der Befigbiener, der fie in 
feiner tatfächlichen Gewalt Hat. Wirklich bereditigt ift nur der Verfügungsberechtigte, aber ber 
Beweis des Mangeld des Verfügungsrechts liegt dem Ausfteller ob. Bur Verfügung berechtigt 
im Sinne des 8 793 ift übrigens nicht bloß der Eigentlimer des Papier fowie derjenige, welchem 
kraft dinglichen Rechtes die Verfügung barliber zufteht, ſondern aud) derjenige, welcher zur 
Vertretung eines ſolchen Berechtigten kraft Geſetzes oder Vollmacht befugt if. 

Der Inhaber der Schuldverfchreibung tft ebenfo wie zu der Einziehung ber verſprochenen 
Leiſtung auch zu anderen Vereinbarungen mit dem Ausſteller über die Forderung, insbeſondere 
zu einem Vergleiche, zu ber Annahme von Teilzahlungen und zu der Ummanbdelung ber Sorberung 
legitimiert. 
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b) Der Ausfteller Tann bie Leiftung verweigern, wenn ber Inhaber zur 
Verfügung über die Urkunde nicht beredhtigt ift. Der Ausſteller muß diefe Einwendung 
geltend machen unb beweiſen. Es Handelt fi nicht um die Geltendmachung einer Eintede, 
fondern um das Beitreiten des Mechtes des Inhabers, und mur die Beweislaſt liegt in dieſer 
Beziehung dem Ausfteller ob. Gleichgültig ift, ob fich der Inhaber in gutem oder in böfem 
Glauben befindet; der Anfpruch des Inhabers ift Hinfällig, wenn er objektiv nicht zur Verfügung 
über die Schuldverfchreibung bereditigt iſt. Um dies barzutun, wird der Uusfteller vegelmäßig be= 
weißen müfjen, in welcher Art der Inhaber ben Befig bes Papiers erlangt Hat. Erfolgte die 
Erlangung des Beſitzes auf Grund eimes auf Übertragung des Eigentums gerichteten Rechte⸗ 
geihäfts, jo genügt der Ausfteller feiner Beweispflicht, wenn er nahweift, daß das Mechtögejdäft 
nichtig war oder daß es anfechtbar war und angefochten ift. Solange bie Anfechtung nicht er⸗ 
folgt ift, Tann der Uusiteller die Leiftung an den Inhaber nicht verweigern (ſ. Erl. 4 zu 8 142; 
P. I 8. 2 ©. 533; a. W. Jacobi I ©. 62ff.; Staudinger II Erl. V 1 zu 8 793). Ge 
fhüßt wird der Ausfteller genügend durd die Vorſchrift des 8 797. Der Wusfteller fan den 
Mangel der Berfügungsberechtigung auch dadurch dartun, daß er nadweift, ba der Inhaber 
nur Berwahrer des Papiers und als folder zur Verfügung darüber nicht beredhtigt ift, oder dab 
er nur Befigdiener ift und die Einziehung über feinen Geſchäftskreis hinausgeht (Jacobi I 
©. 35) oder daß er zwar eine Vollmacht zur Verfügung über das Papier gehabt hat, diefe aber 
widerrufen ift. Auch der Inhaber, der als Gefhäftsführer ohne Auftrag für den Eigentümer 
auftritt, muß fi) den Einwand gefallen laſſen, daß er objeftiv zur Verfügung über die Urkunde 
nicht berechtigt iſt. Frivolen Einwendungen, welhe vom Wusfteller nur vorgefchfigt werden, 
um eine Zahfungsfeift zu erlangen, wird der Inhaber vielfach, dadurch begegnen können, dab 
ex im Urkundenprozefie Klage erhebt und ein vorläufig vollſtredbares Urteil ermirft. 

©) Der Ausfteller ift nicht verpflichtet, die Legitimation des Inhabers zu 
prüfen. Er wird auch durch die Leiftung an einen nicht zur Verfügung berechtigten Inhaber 
befreit. In der zweiten Kommiſſion waren ſowohl bei der erſten als aud bei der zweiten 
Lefung Anträge geſtellt, welche den Schup des Eigentümer erweitern und dem Wusfteller unter 
gewiffen verfchteben formulierten Vorausſetzungen die Verpflichtung auferlegen wollten, die Leiftung 
zu verweigern. Die Kommiſſion hat nad eingehender Beratung fämtliche Anträge abgelehnt und 
den Cap gebilligt, daß ber Ausſteller mit befreiender Wirkung an den Inhaber leiften könne, 
auch wenn er von dem Mangel des Verfügungsrechts des Inhabers Kenntnis Habe (P. II Bd. 2 
©. 529fj.; Bd. 6 ©. 20955). Diefer Auffafiung entipriht die abfolute Faſſung der Vorſchrift 
im Gefege. Trogdem wird von mehreren Seiten die Anſicht vertreten, daß der Ausfteller erſatz⸗ 
pflichtig werde, wenn er wiſſentlich an einen nicht berechtigten Inhaber leiite (Cordes, Wert- 
papiere ©. 84; Kuhlenbed Erl. 1 zu 8793; Dertmann II. Aufl. Erl. 4 zu 8 793; Dernburg 
II 8 149; Jacobi ©. 64ff.). Die für diefe Anficht geltend gemachten Gründe dürften es in» 
deffen nicht rechtjertigen, eine Haftung des Ausftellerd in dem behaupteten Umfang anzunehmen. 
Das Inftitut der Schuldverfhreibung auf den Inhaber erfordert ſowohl im Interefie bes Aus 
fteller8 wie des Eigentümers der Schuldverfchreibung, daß die Abmidelung des Schuldverhältnifies 
in einfacher und glatter Weife vor fich gehe. Diefer Zweck, der durd die Faſſung bes Geſetzes 
genügend zum Uusdrude gelangt ift, würde gefährdet werben, wenn man die an einen Inhaber 
der Schuldverfchreibung erfolgende Leiftung fhon deshalb für unmwirkfam erklärte, oder den Aus- 
fteller wegen ber Leiftung zum Schabenserfage verpflichten wollte, wenn er bei ber Leitung 
wußte, daß der Inhaber zu der Verfügung über die Schuldverfchreibung nicht bereditigt fei. 
Die Rüdfiht auf Treu und Glauben erfordert eine folhe Haftung nicht, denn der zur Verfügung 
über die Schulbverichreibung Berechtigte weiß, daß dem Ausfteller, um ihn ſicher zu ftellen, das 
Recht eingeräumt iſt, fi durch die Leiftung an jeben Inhaber zu befreien und ber Verfügungs- 
berechtigte kann, um fi) gegen die Gefahr eines Berluftes der Schuldverſchreibung zu fichern, 
diefe bei der Reichsbank oder bei einer anderen Hinterlegungsitelle Kinterlegen. Nur in zwei 
Fällen wird man eine Haftung des Ausftellers, ber an einen zur Verfügung nicht berechtigten 
Inhaber Ieiftet, annehmen dürfen. Eine ſolche Haftung tritt ein nach 8 823 Abf. 2 in Verbindung 
mit StB. 8 257, wenn der Tatbeitand der Begünftigung einer ftrafbaren Handlung in ber 
Leiftung an den Inhaber liegt. Eine Haftung kann ferner eintreten auf Grund der 88 226, 826. 
Im den Exl. zu 88 226, 826 iſt ausgeführt, daß eine Haftung auf Grund des 8 826, wenn eb 
fih um die Ausübung eines befonberen bem Handelnden zuftehenden Rechtes handle, nur dann 
eintzete, wenn bie Vorausſetzung bes $ 226 vorliege, wenn aljo die Ausübung nur den Zweck 
haben könne, einem anderen Schaden zuzufligen. Iſt diefe Auffaſſung richtig, fo würde der 
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8 826 in dem bier fraglichen Falle fait niemals zur Anwendung kommen können, denn der Hus- 
fteller fann immer doc auch den Bwed Haben, ſich von feiner Verbindlichleit zu befreien. Das 
RS. Hat indefien, wie in den Erl. zu 8 826 Heroorgehoben it, in konſtanter Praxis den 8 826 
in einem weiteren Sinne ausgelegt und angenommen, daß er ohne Rüdfiht auf 8 226 aud im 
alle der Ausübung eines befonderen Rechtes zur Anwendung komme. Scließt man ſich biefer 
Anſicht an, fo ift der Nusfteller, welcher einem zur Verfügung über die Schulbverfchreibung nicht 
berechtigten Inhaber Ieiftet, dem Verfügungsberechtigten zum Schadenserfage verpflichtet, wenn er 
ihm dadurch vorſätzlich in eimer gegen bie guten Eitten verftoßenden Weife Schaden zugefügt hat. 
Ob biefe Borausfegung vorliegt, läßt ſich nur unter Berüdfichtigung aller Umftände des einzelnen 
Falles entſcheiden. Hervorgehoben mag nur werden, daß bie Borausfegung keinenfalls ſchon 
dann immer als gegeben anzuiehen ift, wenn ber Uußfteller bei der Leiſtung meiß, daß der In: 
haber zur Verfügung nicht berechtigt if. Eine wider die guten Sitten veritoßende vorfägliche 
Schabdenszufügung wird z. B. aud in diefem alle nicht anzunehmen fein, wenn der Ausiteller 
im Zweifel darüber ift, ob er den Mangel der Verfligungsberehtigung zu beweifen imftande 
ift und die Leiftung an den Inhaber bewirkt, um ben aus feiner Beweispflicht folgenden 
Weiterungen zu entgehen. Als Berechtigter kann bei Anwendung des 8 226 felbftveriländlich 
nur derjenige in Betracht kommen, welchem das Verfügungsrecht Über die Schulöverfchreibung 
nad) ſachenrechtlichen Grundfägen zufteht, regelmäkig alfo der Eigentümer, unter Umftänden auch 
der Nießbraucher und Pfandgläubiger, nicht aber derjenige, welcher nur für dem ſachenrechtlich 
Verfligungsbereditigten, 3. B. ald Bevollmächtigter die Leiftung zu verlangen befugt war. Iſt 
auf Grund des 8 826 ein Anſpruch auf Schabenserfag gegen ben Wusfteller begründet, jo 
beittmmt ſich der Juhalt dieſes Anſpruchs nad) den 88 249ff. Hieraus ergibt fi, daß der Aus- 
ftellee dem Berechtigten fo haftet, wie wenn die Leiftung an den Inhaber nicht erfolgt wäre. 

d) Der Eigentümer, der niht Inhaber der Urkunde tft, kann die Leiftung aus 
der Schuldverfchreibung nicht verlangen, der Ausfteller kann ſich durch eine Keiftung an ben 
Eigentümer, der nicht Inhaber iſt, nicht befreien; denn bie Forderung ift unlösbar mit dem 
Papiere verbunden. Der Eigentümer muß fich daher, um bie Leiftung von dem Ausſteller 
verlangen zu können, zunächſt die Schuldverfchreibung von dem Inhaber wieder verfhaffen. Die 
Mittel, welche ihm zu diefem Zwecke zu Gebote ftehen, ergeben fid aus dem Sachenrecht. Um 
ſich gegen ben Berluft der Inhabung zu ſchützen, fteht dem Eigentümer, wie ſchon unter c her⸗ 
vorgehoben ift, das Mittel der Hinterlegung der Schuldverfhreibung zu Gebote. Dem Bormund 
ift gefeplich die Verpflichtung auferlegt, Inhaberpapiere, weiche zum Vermögen des Milndels 
gehören, zu Hinterlegen oder fie auf den Namen umfcreiben zu laſſen (88 1814, 1815). Dem 
Barer kann eine ſolche Verpflichtung Hinfichtlic, des Kindesvermögens vom Bormundfchaftsgericht 
auferlegt werden ($ 1667). Ein Borerbe Hat die zur Exbichaft gehörenden Inhaberpapiere auf 
Verlangen des Nacherben zu Hinterlegen ober fie auf ben Namen umjcreiben zu laſſen 
(88 2116, 2147). Bieljad) ift e8 auch gebräuchlich, die Hauptfchuldverfchreibungen und die Bins- 
ſcheine getrennt aufzubewahren. Dieſes Verfahren bietet einen gewifien Schuß gegen Diebftahl 
oder Beruntreuung infofern, als die Hauptichulbverfhreibung ohne die zugehörigen Binsicheine 
im Börfenverlehre nicht als lieferbar behandelt wird und deshalb von dem Diebe nicht leicht 
verwertet werden farm. Iſt eine Schuldverfcreibung auf den Inhaber vernichtet ober abhanden 
gelommen, fo ſieht dem Eigentümer die Möglichkeit offen, die Urkunde für kraftlos erflären zu 
laſſen und einfiweilen eine Zahlungsiperre zu erwirken (8 799; EVD. 88 1019, 1020). 

4. Für die Erfüllung der dem Anöfteller obliegenden Verpflichtungen gelten die all» 
gemeinen Vorſchriften. Es find indefien folgende Beſonderheiten hervorzuheben. 

a) Aus der Natur des Verhältniſſes ergibt fich, daß die Schuld als eine Holfhuld zu 
behandeln ift. Dieſer Charakter der Schuld kann durch Vertrag geändert werden. Die Änderung 
muß aber in ber Schuldverſchreibung felbft zum Ausdrucke gelangt fein. Praktiih wird eine 
ſolche Änderung wohl nur felten vorkommen. Sind in der Schuldverfchreibung mehrere Zahl⸗ 
ftellen bezeichnet, fo hat der Gläubiger zwifchen den verjchtedenen hierdurch feitgefegten Erfüllungs« 
orten bie Wahl. 

b) Der Ausſteller ift nur gegen Aushändigung ber Schulbverfhreibung zur 
Zeiftung verpflichtet ($ 797 Sag 1). 

6) Das in 8 247 Abſ. 1 dem Schuldner eingeräumte Recht, dad Kapital mit 
Einhaltung einer Kündigungsfrift von ſechs Monaten jederzeit zu kündigen, wenn ein höherer 
Zinsfuß als 6 vom Hunbert vereinbart ift, fteht ihm nach 8 247 Abſ. 2 bei Schuldverjchreibungen 
auf den Inhaber nicht zu. 
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4) Die im 8 271 Ubf. 2 aufgeftellte Auslegungsregel, wonad der Schuldner, 
wenn eine Zeit für die Leiftung beftimmt ift, auch vor der beftimmten Zeit zu leiten berechtigt 
iſt, trifft bei Schuldverſchreibungen auf den Inhaber nur bejchränft zu. Nach der Berlehre- 
auffafjung wird anzunehmen fein, daß, wenn bei Schuldverfchreibungen auf den Inhaber ein 
beftimmter Rüdzahfungsplan feftgefegt und in der Urkunde angegeben ift, biefer auch für dem 
Aussteller bindend fein foll und daß eine vorzeitige Rüdzahlung nur ftatthaft fit, wenn ber 
Augfteller fi folhe in der Urkunde vorbehalten Hat (Exil. 3 zu & 609). 

e) Unberührt bleiben bie Iandesgefeglihen Vorſchriften über die Rüdzahlung ober Um- 
wandelung verzinslicher Staatsfhulden, fir die Inhaberpapiere ausgegeben oder die im Staate- 
ſchuldbuch eingetragen find (EG. Art. 98). 

2) Beftritten ift, ob der Ausfteller durch die Leiftung an eine gefhäftsunfähige 
oder in der Geihäftsfähigkeit befhräntte Berfon befreit wird (dagegen Dertmann 
in DIZ. 1904 ©. 1127; dafür Gierke in DIZ. 1905 ©. 92). Abgeſehen von ben bei 
Inhaberpapieren feltenen Fällen, in welchen eine Leiſtung one eine auf die Annahme gerichtete 
Willenserflärung des Gläubiger möglich ift, wie z. ®. bei der durch ein Theaterbillett, auf 
welches nad; 8 807 der $ 793 Abſ. 1 Anwendung findet, verſprochene Leiftung, kann die dur 
die Schuldverichreibung verfprochene Keiftung nur duch Vertrag ziwifchen dem Inhaber und dem 
Ausfteller erfolgen. Da ber von einem Geihäftsunfähigen geſchloſſene Vertrag nichtig, der von 
einem in der Gejchäftsfähigkeit Beſchränkten geſchloſſene Verirag, fofern der Beſchränkte dadurch 
nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erwirbt, nur im Falle der Einwilligung oder Genehmigung 
des gefeglichen Vertreters wirffam ift, jo wird Hieraus von Dertmann a. a. O. gefolgert, dab 
die von dem Ausfteller an einen Gejchäftsunfähigen bewirkte Leiftung rechtlich keine Leiſtung ift 
und daß dasſelbe von ber an einen in ber Gejchäftsfähigkeit Beſchränkten ohne Zuſtimmung 
feined geſetzlichen Vertreter bewirkten Leiftung gilt. Daß der Ausfteller dur eine folde 
Zeiftung nicht befreit wird, dürfte unabweisbar fein, wenn man nicht in ber Beſtimmung bes 
Abf. 1 Sap 2, daß der Ausfteller and durch die Leiftung an einen nicht zur Verfügung 
berechtigten Inhaber befreit wird, eine Modifikation der allgemeinen Grundfäge erblidt. Um 
die anzunehmen, muß man den Uusbrud „zur Verfügung nicht berechtigt“ ſowohl wie im 
Sage 1 als im Sape 2 in einem anderen ald dem gewöhnlichen Sinne verfiehen. Das BGB. 
begreift unter der Berechtigung zu einer Verfügung regelmäßig nicht auch die von der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit abhängige Fähigleit, eine gültige Willenserklärung abzugeben (vgl. 3. B. 8 932; 
Dertmann II. Aufl. Erl. 30 zu 8 793). Es läßt fich nicht verfennen, daß e8 bedenklich ift, den 
Begriff der Berechtigung zu einer Verfügung im 8 793 in einem weiteren, die Fähigkeit zu der 
Verfügung mit umfafjenden Sinne zu verftehen. Trotzdem dürfte der ben Borfchriften über Inhaber 
papiere zugrunde Iiegende Gedanke dazu nötigen, den Begriff der Verfügumgsberehtigung im 
8 793 in diefem weiteren Sinne zu nehmen oder, was wohl richtiger tft, die fi auf bie 
Berechtigung zu der Verfügung beziehenden Vorfchriften auch auf die Fähigkeit zu der Verfügung 
enifprehend anzuwenden. Der Ausſteller fol ſich darauf verlaſſen können, dab er an jeben 
Inhaber bes Papiers wirkſam leiften fann. Diefer Zweck würde offenbar vereitelt werden, wenn 
der Ausſteller an einen Geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit beichränkten Inhaber 
des Papiers nicht wirkſam leiften könnte; denn er tft insbeſondere bei Maſſenemiſſionen völlig 
außerftande, bei jeder Bräfentation eines Inhaberpapiers zu prüfen, ob ber Bräfentant unbejchräntt 
geihäftsfähig ift oder nicht. Im der biöherigen Praris wird aud allgemein angenommen, daß 
die Leiftung nicht deshalb unwirkſam ift, weil der Inhaber, an bem bie Leiftung erfolgte, ge- 
Thäfısunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war (vgl. Gierke a. q. D.; Staundinger 
Erl. V 5 zu 8 793). 

5. Schuldverſchreibungen auf den Inhaber werden häufig auf Grund eines fog. Proſpelts 
in ben Verkehr gebracht, in welchem nähere Angaben über das Schuldverfprechen, die Bedingungen 
der Ausgabe der Papiere, die Zahlung der Binfen und die Rückzahlung des Kapitals ſowie 
fonftige für den Wert der Papiere wefentliche Umftände gemacht zu werden pflegen. Yür die 
Verpflichtungen des Ausſtellers ber Schuldverfchreibung gegenüber dem Inhaber der Urkunde iſt 
der Proſpekt, fofern nicht in bem Papiere felbft darauf verwiefen wird, nicht maßgebend; ber 
Ausfteller kann keine Einwendungen gegen den Inhaber, der Inhaber keine Rechte gegen ben 
Aussteller daraus Herleiten. Sofern aber ber Proſpekt unrichtige Angaben enthält, Tann mög- 
licherweiſe derjenige, welcher auf Grund des Proſpekts Papiere erworben hat, Einveben wegen 
Mängel der Sache (8 459) oder Unfprüche wegen Betrugs geltend machen. Öffentliche Bekannt⸗ 
madungen, bie der Uusfteller nad; Uusgabe der Schuldverſchreibung erläßt und im denen er 
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8. 794. Der Ausfteller wird aus einer Schuldverfchreibung auf den In- 
haber auch dann verpflichtet, wenn fie ihm geftohlen worden oder verloren ge- 
gangen oder wenn fie fonft ohne feinen Willen in den Verkehr gelangt ift. 

Auf die Wirkjamkeit einer Schuldverfchreibung auf den Inhaber ift e8 ohne 
Einfluß, wenn die Urfunde ausgegeben wird, nachdem ber Aussteller geftorben oder 
geichäftsunfähig geworden ift. 


den Inhabern ber Papiere Rechte einräumt, z. B. eine ſog. SKonvertierungsprämie verſpricht, 
tönnen nicht ald Ergänzung der Schuldverſchreibung betrachtet werben, da fie ben Erfordernifien 
des 8 793 nicht entſprechen. Sie haben vielmehr rechtlich den Charakter eines Vertragsantrags 
und beitimmt fih nad den für diefen geltenden Grundſätzen bie Bindung bed Ausſtellers. 
Änderungen zuungunften ber Gläubiger find felbftverjtändlich nur mit ihrer Zuftimmung möglid. 

6. Für die dinglichen Rechte an ber Urkunde find die Vorſchriften des Sachenrechts 
maßgebend; vgl. Worbm. 3. Der Übergang der Forderung aus dem Papiere vollzieht ſich 
mit der Übergabe des Papiers, ohne dab eine bejondere Übertragung der Forderung notwendig 
wäre. Selbftverftändlih finden auf ben Übergang ber Forderung nicht die Vorſchriften über 
die Abtretung von Forderungen Anwendung. Die Forderung haftet vielmehr an dem Papier 
und ift in biefem verkörpert; das Forderungsrecht bes einzelnen Inhabers ift von dem Rechte 
feiner Vormänner nicht abhängig. 

579. 


@.18 686; 11 8 723 veu. 8 779; III 8 778. P. 1 6. 875ff., 3270, 3276, 3293; M. II e. 697. 
9.1 80.2 6.537f. 2. 6. 648. 

Die Vorſchriften des 8 794 find nicht auf Grund einer beitimmten Theorie, fondern um 
des praktiſchen Bedürfniſſes willen aufgenommen. Sie harmonieren aber vollftändig mit der 
Kreationstheorie (f. Erl. 2 zu 8 793), während man, wenn man bdiefe Theorie nicht zugrunde 
legt, um fie zu erflären, zu der fünftlihen Annahme eines Delitts greifen muß, deſſen fidh der 
Aussteller einer Schuldverfchreibung auf den Inhaber dadurch ſchuldig gemacht Hat, daß er nicht 
dafür Sorge getragen hat, daß das Papier nicht ohne feinen Willen in ben Verkehr gelange 
(Jacobi I S. 181fj.). 

1. IR eine gültig ausgeftellte Schuldverſchreibung auf ben Inhaber ohne ben Willen bes - 
Ansftellerd in den Berlehr gelangt, insbeſondere ihm geftoßlen oder verloren gegangen, fo 
würde ber redliche Erwerber in einer mit ber Verkehrsficherheit nicht verträglichen Weiſe geſchädigt 
werben, wenn ber Aussteller ihm aus biefem Grunde die Leiftung verweigern dürfte. Dem Ers 
werber kann nicht zugemutet werden, zu prüfen, ob das Papier ordnungsmäßig ausgegeben 
worden ift. Vielmehr erſcheint es billig, daß derjenige, welder die Ausgabe von Schulöver- 
ſchreibungen auf den Inhaber unternimmt, die bamit verbundenen Gefahren und Nachteile trägt. 
Das Geſetz beftinumt deshalb, daß der Ausfteller zu Haften hat, auch wenn das Papier wider 
feinen Willen in den Verkehr gelangt ift (D. ©. 648). 

Der Ausbrud „ohne feinen Willen in den Verkehr gelangt“ würde auch die Fälle, daß 
die Urkunde geftohlen worden oder verloren gegangen ift, deden. Im Intereſſe einer plaſtiſchen 
Ausdrudsweife hat man ed aber für zwedmäßig erachtet, diefe Fälle beionders im Gefege hervor⸗ 
zuheben (P. II Bd. 2 ©. 539). Ein Forderungsrecht gegen den Ausſteller entiteht jelbftverftänd- 
Ti erft, wenn ein anderer als der Wusfteller das Eigentum oder ein fonftiged dingliches Recht 
erworben Hat, das die Befugnis zur Verfügung über dad Papier gewährt. Der praktiſch 
wichtigſte Fall ift der Erwerb in gutem Glauben nad) Maßgabe der 88 932ff. Denkbar ift aber 
auch eine andere Erwerbsart, z. B. der Eigentumserwerb des Finders nad 8 973 (f. Erl2 
zu 8 793). 

2. Die Vorſchrift des Abſ. 2, nach welder es für die Wirkſamkeit einer Schuldver⸗ 
fepreibung auf den Inhaber ohne Einfluß ift, wenn die Urkunde ausgegeben wird, nadbem 
der Ansfteller geftorben oder geihäftäunfähig geworben tft, rechtfertigt ſich ebenfalls durch das 
prattiſche Bedürfnis. Vom Standpunkte der Kreationdtheorie aus erfceint dieſe Vorſchrift wie 
die des Abf. 1 als felbftverftändliche Konfequenz jener Theorie. Mit der gültigen Ansftellung 
der Schuldverfchreibung ift die zur Begründung der Verpflichtung des Ausſtellers erforderliche 
Willenserflärung vollendet. Das weitere Erfordernis der Entftehung eines Anſpruchs aus der 
Schuldverſchreibung, daß nämlich ein anderer als der Ausſteller nad; ſachenrechtlichen Grundſäpen 
das Verfügungsrecht fiber die Schuldverfchreibung erwirkt, kann fi auch ohne ben Willen des 
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8. 79%. Im Inland ausgeftellte Schuldverfchreibungen auf ben Inhaber, 
in denen die Zahlung einer bejtimmten Geldfumme verfprochen wird, dürfen nur 
mit ftaatlicher Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. 

Die Genehmigung wird durch die Zentralbehörde des Bundesſtaats ertheilt, 
in deffen Gebiete der Ausfteller feinen Wohnfig oder feine gewerbliche Nieder- 
laffung Hat. Die Ertheilung der Genehmigung und die Beitimmungen, unter 


denen fie erfolgt, follen durch den Deutſchen Reichsanzeiger befannt gemacht 
werden. 


Eine ohne ftaatliche Genehmigung in den Verkehr gelangte Schufdverfchreibung 
ift nichtig; der Augfteller hat dem Inhaber den durch die Ausgabe verurfachten 
Schaden zu erfeßen. 

Diefe Vorjchriften finden feine Anwendung auf Schuldverfchreibungen, die 
von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgegeben werden. 


Ausſtellers verwirklichen (f. Erl. 2 zu 8 793). Der Tod oder die Gefhäftsunfähigfeit des Aus 
ſtellers machen einen folhen Erwerb nicht unmöglich. Selbftverftändlid entfteht ein Anſpruch 
aus ber Schuldverfchreibung nod nicht, wenn ber Ausfteller im Zuſtande der Gefhäftsunfähige 
keit da8 Eigentum der Urkunde auf einen anderen überträgt; denn eine ſolche Übertragung ift 
nichtig und der andere erwirbt dadurch kein Recht an der Urkunde In einem Falle biefer Art 
entfteht ein Anſpruch aus der Schuldverfchreibung erft, wenn ein Dritter von dem Befiger ber 
Urkunde das Eigentum berfelben in gutem Glauben nach Maßgabe der 88 932Ff. erwirbt. Ebenfo 
wie die Geihäftsunfähigkeit des Ausſtellers ift auch eine Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit 
desjelben zu beurteilen. 
7%. 
€.1 8 701 w8f.1—3; II 8 724 ren. 8 780; III 8 779. P.I €. 856fl.. 881, 3551, 3559, 3561, 3564 
11841 ff. 118611.; MR. 6.7181. V.ii Bo. 2 €. 555ff.; Bb.6 €. 4if., 1771. 

Apt und Dove, Bedürfen Binsfceine auf Inhaber auf Grund des 8795 BGB. der 
Staatsgenehmigung? in der Korreſpondenz ber Ülteften der Kaufmannſchaft, Berlin 1900 ©. 198, 
267; Apt, Bedürfen Zinsſcheine auf den Inhaber der ftaatlihen Genehmigung? in Holdheims 
Monatsihrift Bd. 9 ©. 253; Staub, Bebürfen Zinsiheine auf den Inhaber ber ftaatlichen 
Genehmigung? im Banlarhiv Bd. 2 S. 17; Goldfeld, Bedürfen Zinsſcheine auf den Inhaber 
auf Grund bed 8 795 BOB. der ftaatlichen Genehmigung? im Recht 1900 ©. 537; Ruborff, 
über biefelbe Frage, im Recht ©. 445, 795; Liebmann, Zinsicheine bei Orderpapieren in DIE. 
1900 ©. 524; Nitter, Bedarf die Ausgabe von Zinsſcheinen fiantliher Genehmigung? in 
DIE. 1901 ©. 159; Simon, Die namenlofen Zinsſcheine der Orderpapiere 1903. 

1. Der flantlihen Genehmigung unterliegen im Inland ausgeftellte Schuldverfchreibungen 
auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer beftimmten Geldfumme verfprochen wird. 

a) Nicht betroffen werben hiernach diejenigen Schuldverfhreibungen, in denen 
nicht die Zahlung einer Geldfumme, fondern eine andere Xeiftung, etwa die Lieferung 
einer beftimmten Ouantität Getreide, verſprochen wird, oder bie, wie die Gewinnanteilfcheine, nur 
einen bedingten, zunächft noch unbeſtimmten Anfpruch gewähren. 

b) Den Vorſchriften des 8795 unterliegen ferner nicht ausländiſche Schuld⸗ 
verfhreibungen auf den Inhaber; jedoch können ſolche Papiere nach Maßgabe des Börſ. Geſ. 
v. 22. Juni 1896 88 36 ff. von der Zulaſſung zum Börfenhandel ausgefchloflen werben. Schwierig: 
keiten macht die Ubgrenzung zwifchen den inländiſchen und den außländifhen Papieren. Die 
zweite Kommiffion hat nad) eingehender Erörterung beſchloſſen, die Ausftellung fir das weſent⸗ 
liche Moment zu erklären in dem Sinne, daß die dem Papier aufgedrudte Ortsangabe entſcheiden 
fol. Entſcheidend iſt hierfür weſentlich der Wunfch geweien, ein greifbares und fiheres Merkmal 
feftzuftellen. Allerdings fcheint danach die Umgehung der Vorſchrift verhältnismäßig leicht zu 
fein. Man wird aber, wie bei ben Beratungen zutreffend hervorgehoben ift, annehmen dürfen, 
dab Papiere, die von Inländern im Ausland ausgeftellt wurden, wegen mangelnden Vertrauens 
keinen nennenöwerten Abjag finden werben. Rechtlich ift eine Schuldverfchreibung, die nur zur 
Umgehung bed Gejeges im Ausland audgeftellt wird, wie eine im Inland ohne bie erforderliche 
Genehmigung ausgeftellte Schuldverſchreibung nad) Abſ. 3 als nichtig anzufehen. Die Abſicht, 
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das Geſetz zu umgehen, bürfte aber nicht allein ſchon daraus gefolgert werden können, daß der 
Aussteller feinen Wohnfig oder eine gewerbliche Niederlaffung in Deutſchland hat (Dernburg 
II1 8 148 III2; a. A. Staudinger, Exil. [2b zu 8 79%). 

e) Nicht betroffen durch 8 795 werden ferner Schuldverſchreibungen, bie auf 
Order geftellt und mit einem Blankoindofjament verjehen find (H@B. $ 363). 

d) Beftritten if, ob Zinsfheine, d. h. Urkunden, welde zu einer verzinslihen Haupt» 
ſchuldverſchreibung ausgegeben werben, und welde bie Erhebung der Zinfen vermitteln, unter die 
Vorſchrift des 8 795 fallen (vgl. neben der angeführten Literatur Enneccerus I 8 344 I2 und 
Anm. 1; EndemannI 8 196 Anm, 35 und Anm. 18; Dertmann II. Aufl. Erl. 1b zu 8 795; 
Staudinger Erl. I zu 8 795). Unzweifelhaft können Zinsſcheine als Schuldverfhreibungen 
auf den Inhaber ausgejtellt werden. Daß in ihnen als Grund der Verpflichtung die Binspflicht 
angegeben wird, ſchließt den Charakter einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber nit ans 
(. Erl. 1a zu 8 793). Das BGB. geht davon aus, daß Zinsſcheine, die neben einer Schuld- 
verfpreibung auf den Inhaber ausgegeben werden, ebenfalld Schufdverfchreibungen auf den In— 
haber find. Nur in einzelnen Beziehungen gelten für fie befondere Vorfchriften (88 793, 803Ff.). 
Die ftantlihe Genehmigung zu der Ausgabe der Hauptfchuldverichreibung enthält auch die ſtaat⸗ 
liche Genehmigung zu der Ausgabe ber dazu gehörenden Zinsſcheine. Keine Beitimmungen 
enthält da8 BGB. über Zinsſcheine, die zu einer auf den Namen ansgeftellten oder an Order 
lautenden Schuldverfhreibung ausgegeben find. Müßten folde Zinsſcheine immer als Schuld» 
verſchreibungen auf ben Inhaber angefehen werden, jo würden fie aud) ben Borfchriften bes 8 795 
unterliegen; denn daraus, daß durch das Erfordernis der ftaatlihen Genehmigung für folhe 
Zinsſcheine die anerfannte Befreiung der Orderpapiere von der ftaatlichen Genehmigung praktifch 
iluforifch würde (Dertmann a. a. D.), läht fi eine Ausnahme von ber Vorſchrift bes 8 795, 
wenn bie Zinsſcheine wirklich Inhaberpapiere find, nicht begründen (vgl. das Schreiben des 
Staatstommifjars v. 20. Fan. 1902 an bie Zulafjungsftelle der Berliner Börfe bei Simon ©. 8). 
Eine Notwendigkeit, Bindfheine immer als Inhaberpapiere zu betrachten, befteht aber nicht. 
Binsfheine können Inhaberpapiere fein, und wenn dies der Fall ift, findet auf fie der 8 795 
Anwendung. Sie brauden e8 aber nit zu fein, und im Zweifel ift anzunefmen, daß fie, wenn 
fie zu Orderpapieren ausgegeben werben, es nicht fein follen; denn ber Auöfteller, welcher für 
die Hauptfhuldverfhreibung die Form des dem 8 795 nicht unterliegenden Orderpapiers wählt, 
wird für bie zugehörigen Zinsſcheine nicht eine jener Vorfchrift unterliegende Form wählen. 
Zweifelhaft ift nun freilich, welchen rechtlichen Charakter der Zinsfchein in Fällen diefer Urt Hat. 
Der Binsichein könnte ebenfo wie die Haupiſchuldverſchreibung als ein mit Blankoindoffament 
verfehenes Orderpapier ausgegeben werden. In biefer Form merden aber Binsfcheine, foviel 
befannt, im Verkehre nicht ausgeſtellt. Nach der Faſſung, im welcher fie auögeftellt zu werben 
pflegen, dharafterifieren fie fih als Legitimationsmittel zur Erhebung eines befliimmten Bing» 
betrags. Nah Simon ©. 4 entipriht die Fafſung regelmäßig dem folgenden von der Firma 
Krupp für ihre Anleihen ausgeftellten Zinsſcheinen: 


Fried. Krupp, Gußſiahlfabrik. 
Zu der Teilſchuldverſchreibung über 5000 Mark lit. A zahlbar mit 100 Marl 
am 1. Juli 1902 bet der (folgen Zahlſiellen). 
Effen a. d. Ruhr, den 1. Mai 1893. 
Fried. Krupp. 


Daneben ift in einer befonderen Kolumne der Binsfchein als Nr. 18 bezeichnet. 

Vereinzelt, jedoch nur felten, kommen Zinsfcheine vor, die von dem Aussteller nicht unter= 
zeichnet find. 

Es kann zunächſt in Frage fommen, ob auf Zinsſcheine der Hier fraglichen Art die Vor— 
fehriften des 8 808 über fog. qualifizierte Legitimationspapiere anzuwenden find. Direkte An—⸗ 
wendung können dieſe Vorſchriften nicht finden, weil in den Binsfcheinen die Benennung bes 
Gläubigers fehlt. Es würde fi) alſo nur um eine entiprehende Anwendung handeln können 
(f. Erl. 4 zu 8 808). Dem Zwecke des Zinsſcheins dürfte es indeſſen nicht entiprechen, daß nad) 
8 808 ber Schulbner zwar durch die Leiftung an den Inhaber der Urkunde befreit wird, der 
Inhaber aber fein Recht auf die Leiftung hat. Erreicht werden dürfte der mit bem Zinsſcheine 
verjolgte Zwed, wenn man auf ihn die Vorfchriften des 8 807 anwendet. Wird im Verkehre 
der Zinsſchein als eine Urkunde angejehen, aus welcher ſich nad; den Umftänden ergibt, daß ber 
Aussteller bem Inhaber zu der Leiſtung des in der Urkunde bezeichneten Zinsbetrags verpflichtet 
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fein will, fo teifft der Wortlaut des 8 807 auf einen ſolchen Binsfchein zu. Jn bem & 807 
wird zwar voransgefegt, daß die Urkunde eine Bezeichnung des Gläubiger nicht enthalte, aber 
diefe Borausfegung dürfte dadurch nicht ausgefchlofien werden, daß in den Binsfheinen regels 
mäßig auf die Hauptfuldverichreibung Bezug genommen wird. Die in bem 8 807 vorgeſchriebene 
Anwendung der 88 793 Abſ. 4, 794, 796, 797 auf bie bort bezeichneten Urkunden dürfte dem 
Bwede ber Zinsfcheine volltommen entiprechen. Die Anwendbarkeit bes $ 807 hängt alfo Iebiglic 
davon ab, ob die Zinsſcheine nach der Auffafjung bes Verkehrs die oben angegebene Bedeutung 
haben. Diefe Frage dürfte zu bejahen fein. Es dürfte nicht erforderlich fein, mit Simon 
©. 35 bie Zinsfcheine der fraglichen Urt als eine Zwiſchenbildung zwiſchen ben 88 807 u. 808 
anzufehen, benn der von ihm hiermit verfolgte Zweck, dem Ausſteller auch folhe Einwendungen 
zu geftatten, welche die Gültigkeit des Hauptpapiers betreffen oder fih aus dem Hauptpapier 
ergeben, oder dem Ausſteller unmittelbar gegen ben berechtigten Inhaber des Hauptpapiers zu- 
ftehen, dürfte ſchon buch die in bem Binsicheln enthaltene Bezugnahme auf die Haupiſchuld⸗ 
verſchreibung und bie Bezeichnung bed zu leiftenden Betrags als Binfen ber Hauptihuld erreicht 
werden. 

e) Der 8 795 findet auch auf Grundſchuldbriefe, die auf den Inhaber ausgeftellt 
find ($ 1195), Anwendung (RG. Bd. 59 ©. 381; Erl. 2 zu 8 119). 

£) Inhaberpapiere ber im 8 795 Abſ. 1 bezeichneten Urt, die in einem Konfular: 
gerichtsbezirfe von einer der Konfulargerihtsbarkeit unterworfenen Perſon 
ausgeftellt worden find, bürfen nur mit Genehmigung des Reichskanzlers in den Verkehr 
gebracht werben (Heichögefeg über die Konſulargerichtsbarkeit v. 7. April 1900, 8 34). 


2. Die Genehmigung wird nad Abſ. 1 nicht zu der Ansftellung von Echulbverigreibungen 
der fraglihen Art, jondern nur dazu erfordert, fie in den Verkehr zu bringen. Dies gemügt 
in Verbindung mit der Vorfchrift bes Abf. 3, nach welcher die ohne ftaatlihe Genehmigung in 
den Verkehr gebrachten Schuldverfchreibungen nichtig find, um ben beabfitigten Zweck zu er- 
reichen, indem die Schuldverfchreibung, ehe fie in den Verkehr gelangt, eine rechtliche Wirkung 
überhaupt nicht Hat. 

8. Die Genehmigung ftellt fih dar als ein äffentlid-reiitlicher Berwaltungsalt. Selbit- 
verftändlich Hat fie nicht Die Bebeutung, dab der Staat, welcher bie Genehmigung ausſpricht, 
bamit eine Garantie für die Erfüllung der dem Ausſteller obliegenden Berpflihtungen über: 
nimmt. Die Genehmigung wird erteilt durch die Zentralbehörde besjenigen Bunbesitaats, in 
deffen Gebiete ber Ausfteller feinen Wohnfig (88 7ff., 24) ober feine gewerbliche Niederlaffung 
bat. Dies entfpriht bem E. I. Die zweite Kommilfion hatte beichlofien, die Genefmigung bem 
Bunbdesrate zu übertragen. Der Bundesrat Hat aber den €. I wieder Kergeftelt. Die von dem 
zuftändigen Bunbesftaat erteilte Genehmigung hat Wirkung für das ganze Reichsgebiet. 

Über bie Buftändigleit der Behörden zur Erteilung ber Genehmigung enthalten die Landes⸗ 
geſetze nähere Vorſchriften (Breuben, AB. Art. A; Bayern, UV. 8 9; Sachen, AB. $ 9; Württem- 
berg, AG. Art. 176; Baden, UB. 8 14; Helen, AG. Art. 67; Medienbnrg-Schwerin, AB. $ 43; 
Hamburg, U®. 8 27 ze. Über die Zuſtändigkeit für die in einem Sonfulargerichtsbezirt aus⸗ 
gegebenen Schuldverfhreibungen f. Erl. 1f.). 

4. Im Hinblid auf die weittragende Bedeutung ber Genehmigung ift im Abſ. 2 Sap ? 
Beittmmt, baß bie Genehmigung und bie Beltimmungen, unter denen fie erfolgt, burd ben 
Deutſchen Reichdanzeiger bekanut gemacht werden jollen. Dieſer Say hat aber nur den Charafter 
einer Ordnungsvorſchrift. Die Gültigkeit der Genehmigung hängt alfo nicht davon ab, bat fie 
helannt gemacht ift, und ebenfo hat bie Bekanntmachung ber Bedingungen nicht bie Bebeutung, 
daß bie Verpflihtungen bes Ausſtellers fi nunmehr nad jenen Bedingungen richten müßten. 
Sollte die Ausgabe den Bebingungen der Genehmigung zumtber gejcheben fein, fo fann in Frage 
tommen, ob nicht die Ausgabe als ohne Genehmigung erfolgt anzuſehen ift; es läßt fich dies 
nur nad) den Umftänden bes einzelnen Falles entfcheiden. 

5. Eine ohne ſtaatliche Genehmigung in den Verkehr gelangte Schuldverſchreibung der 
im & 796 bezeichneten Art ift nichtig (Abf. 3 Halbfag 4). Kein Inhaber kann alfo aus ihr 
ein Recht gegen ben Ausſteller ableiten (vgl. indefien Erl. 6). Sie kann auch nicht dadurch gültig 
werben, baß bie ftaatliche Genehmigung nachträglich erteilt wird. Died folgt aus bem Weſen der 
Nichtigkeit (ß 141). Es bebarf eines neuen nach der ftaatlidden Genehmigung erfolgenden Rechts- 
akts bes Ausſtellers, um eine gültige Verpflichtung berzuftellen. Dazu dürfte eine auf der Schuld⸗ 
verſchreibung felbft erklärte und ben Formvorſchriften des 8 793 entiprechende Anerkennung von 
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feiten des Ausſtellers erforberlih fein (a. W. Deruburg II 1 8 148 III 4; und teilmeife 
Stanbinger Erl. III 1c). Gleichgültig ift, ob die Genehmigung erſt erfolgt, nachdem der Aus⸗ 
fteller geftorben oder gefchäftsunfähig geworben ift. 

6. Der Auöfteller Hat dem Inhaber ben durch die Ausgabe verurſachten Schaden zu er- 
fegen (Abſ. 3 Halbfag 2). 

a) Es Handelt ſich hier nicht um eine Verpflichtung aus unerlaubter Handlung, fondern um 
eine gefeglihe Schadenserfagpflicht, die im Intereſſe des Verkehrs beftimmt ift. Gie 
tritt daher ein ohne Rückſicht darauf, ob den Ausfteller ein Verſchulden trifft und ob er delikts⸗ 
fähig ft. Erforderlich ift nur, daß eine den Erfordernifien des $ 793 entjprechende Schuldvers 
ſchreibung ausgeſtellt ift, die ohne die Vorfchrift des 8 795 gültig fein würbe, und daß eine ſolche 
Schuldverſchreibung, bevor die ftaatlihe Genehmigung erteilt war, in ben Verkehr gelangt ift. 

Beſtritten ift, ob die Exfagpflicht davon abhängt, daß ber Ausfteller felbft die Urkunde in 
den Verkehr gebracht hat oder ob es entipredhend der Vorſchrift bes 8 794 genügt, daß fie über» 
haupt nur, wenn aud ohne ben Willen des Ausftellers, in den Verkehr gelommen ift. Für bie 
erſte Auffaffung ſpricht, daß ber Abſ. 3 Halbfag 2 von dem „durch die Ausgabe” verurſachten 
Schaden ſpricht. Bei dem Bufammenhang indeflen, in welchem ber Halbjag 2 mit dem Halbe 
fage 1 fteht, dürfte durch jene Worte nur dasſelbe hat ausgebrüdt werben follen, waß in dem 
erften Halbſatze durch bie Worte „Eine ohne ftaatlihe Genehmigung in ben Verkehr gelangte 
Schuldverſchreibung“ ausgebrüdt ift. Auf die Tatfache der Ausgabe durch den Ausfteller für fi) 
allein entſcheidendes Gewicht zu legen, kann boch nicht wohl die Ubficht bes Geſetzes gewefen fein; 
es hätte dann jedenfalls noch ein Verſchulden bes Ausftellerd verlangt werden müflen, benn es 
ift nicht abzufehen, weshalb die ohne ein ſolches Verſchulden oder von einer beliltsunfähigen 
Berfon erfolgte Ausgabe anders beurteilt werden follte al8 wenn bie Urkunde durch einen Bus 
fall, 3. B. dadurch daß fie gejtohlen ober verloren wurde, in den Verfehr gelangt ift. Dafür aber, 
daß der Tatbeftand einer unerlaubten Handlung als Borausfegung der Schabenserjagpflicht Hätte 
beftimmt werben follen, ſpricht weber ber Wortlaut noch ber Bmwed der fraglichen Vorſchrift 
(Enneccerus I 8 339 Anm. 2; Dernburg II 1 8 148 IIT 4; a. A. M. II ©. 720; Dert=- 
mann TI Aufl. Erl.4o zu 8 795; Jacobi I ©. 259; Staubinger Erl. III 2a zu 8 95 und 
die frühere Auflage). Gleichgültig if, ob bie Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung 
zu ber Zeit bereit erfolgt war, in welcher die Schulbverfchreibung in ben Verkehr gelangt ift. 
Es kommt nur barauf an, ob bie ftaatlihe Genehmigung in biefem Beitpunfte ſchon erfolgt 
war ober nicht. . 


b) Die Verpflihtung zum Schadenserfage liegt dem Ausfteller nur gegen» 
über dem derzeitigen Inhaber ob. Es iſt, um dies ar zu Stellen, der im E. I gebrauchte 
Plural „ben Inhabern“ durch ben Ausdrud „bem Inhaber” erfegt worden (P. II 3b. 2 ©. 558). 
Nicht berührt durch die Vorſchrift des Abſ. 3 Halbfag 2 werden die Anfprlche, welche dem In⸗ 
haber etwa auf Grund bes Rechtsgeſchäfts, durch welches er die Schuldverfchreibung erworben hat, 
gegen denjenigen zuftehen, von welchem er fie erworben hat. 

0) Bu erjegen ift der durch bie Ausgabe der Schuldverſchreibung verurſachte 
Schaden. Hierunter dürfte nicht aller Schaden zu verftehen fein, welchen ber Inhaber dadurch 
erleidet, daß die Schuidverfchreibung nichtig ift. Dies würde bedeuten, daß der Inhaber mindeſtens 
immer den Erfag besjenigen Betrags verlangen könnte, deſſen Leiftung in ber Schuldverfchreibung 
verſprochen ift. Diefen Erfag würde 3. B. auch derjenige verlangen können, welchem bie Schuld- 
verſchreibung gefchentt iſt. Es würde das bedeuten, da der Uußfteller trog ber Nichtigkeit der 
Sculdverfchreibung dem Inhaber derſelben ebenfo haftete als wenn fie gültig wäre. Hätte das 
Gefeg dies gemolit, jo würde es einen anderen Ausdrud als dem gebrauchten haben wählen 
müflen. Unter den durch die Ausgabe verurfachten Schaden wird alfo nur derjenige zu verftehen 
fein, welchen ber Inhaber dadurch erlitten bat, daB er auf die Gültigkeit ber Schuldverſchreibung 
vertraute. Nur infomelt ift ein Kaufalzufammenhang des Schadens mit der Ausgabe ber Schulds 
verſchreibung anzunehmen. In Betracht kommt insbefondere der Schaden, den ber Inhaber da⸗ 
durch erlitten hat, daß er bie nichtige und deshalb wertlofe Schuldverfcreibung gegen Entgelt 
erworben Hat. Der Betrag bed Schadens Tann hiernach geringer oder größer fein, wie der in 
der Schuldverfchreibung verfprochene Betrag, je nachdem das gezahlte Entgelt geringer oder größer 
war. Im Betracht kommt aud ein Schaden, den ber Inhaber dadurch erleidet, da er die 
Schulbverfchreibung weiter veräußert und wegen ber Nichtigkeit der Schuldverfhreibung dem 
Erwerber haftbar wird. Unter diefem Gefihtspunkte kann auch derjenige, welchem eine Schuld» 
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verichreibung geichentt ijt, möglicherweife einen Schabenserfaganfpruc; gegen den Ausfteller Haben. 
Es handelt fi alfo um einen Anſpruch auf Erſatz bes negativen Intereſſes. Die befonderen 
Vorfchriften ber 88 122, 307, insbefondere die Beftimmung fiber die Beſchränkung des Erſatz⸗ 
anſpruchs auf das Erfüllungsinterefie finden aber feine Anwendung. Der Schaden Tann auf 
das Erfülungsinterefie überjteigen. Auf den Erfaganipruch finden im übrigen die Vorſchriften 
der 88 249. Anwendung. Auch ein entgangener Gewinn kann daher nad) 8 252 in Beirat 
kommen. Es bürfte auch fein Grund vorliegen, ben 8 254 nicht anzuwenden. Daß der Juhaber 
einen Schadenserſatzanſpruch nicht hat, wenn er bei dem Erwerbe wußte, dab die Schuld» 
verfchreibung wegen mangelnder ſtaatlicher Genehmigung nichtig fei, folgt nad) dem Obigen ſchon 
daraus, baß ber Schaden Hier nicht dadurch verurfacht iſt, daß ber Inhaber auf bie Gültigkeit 
ber Schuldverjchreibung vertraut Hat. Aber aud wenn der Inhaber ber Schuldverfchreibung 
bei deren Erwerbe zwar nicht wußte, aber wiſſen mußte, daß die Schuldverfchreibung megen 
mangelnder ſtaatlicher Genehmigung nichtig fei, wird man fagen milffen, daß bei der Entftehung 
bes Schadens ein Verſchulden bes Beſchädigten mitgewirkt Hat; es wird baher auch im biefem 
Falle der 8 254 anmendbar fein (teilmeife a. U. Enneccerus I 8 339 Anm. 2; Dern- 
burg II1 8 148 III 4; Jacobi J ©. 261; Staudinger Erl. III 2 zu 8 795; M.II ©. 720; 
in betreff ber Ießteren iſt jedoch zu beachten, daß in dem E. I eine dem 8 254 entſprechende 
Vorſchrift nicht enthalten war. 

7. Rah EG. Art. 34 IV iſt in das Strafgeſetzbuch als & 145 bie Borfchrift aufgenommen, 
daß, wer tm Inlande Schuldverfchreibungen auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer bes 
fttmmien Geldſumme verfproden wird, ohne bie erforderliche ftaatlicde Genehmigung ausftellt und 
in ben Bertehr bringt, mit einer näher beftimmten Geldftrafe beitraft werden fol. Zum Tat 
beitand der Übertretung genügt alfo nicht, daß die Urkunde in den Verkehr gelangt ift, vielmehr 
wird erforbert, daß der Ausſteller fie in ben Verkehr gebracht habe. Im übrigen finden die 
allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundjäge, insbefondere auch in betreff der Deliktsfähigkeit, An- 
mwenbung. 

8. Als reihägefegliche Beſtimmungen, welche neben 8 798 in Kraft bleiben, find folgende 
hervorzuheben: 

Das Geſetz, betr. die Inhaberpapiere mit Prämien, v. 8. Juni 1871 8 1: Auf den In» 
haber lautende Schuldverfjhreibungen, in welchen allen Gläubigern oder einem Teile berfelben 
außer der Bahlung ber verfchriebenen Geldfumme eine Prämie bergeftalt zugefichert wird, daß 
durch Auslofung oder durch eine andere auf den Zufall geftellte Art der Ermittelung die zu 
prämiterenden Schuldverfhreibungen und die Höhe der ihıfen zufallenden Prämie beftimmt werben 
follen (Inhaberpapiere mit Prämien), dürfen innerhalb des Deutſchen Reichs nur auf Grund 
eines Reichsgeſetzes und nur zum Zwecke der Anleihe eines Bundesftantes oder des Reichs aus 
gegeben werben. 

Das Bankgefeg v. 14. März 1875 8 1: Die Befugnis zur Ausgabe von Banknoten 
kann nur durch Reichsgeſetz erworben, oder über den bei Erlaß des gegenmärtigen (Banf:) &e 
fees zuläffigen Betrag der Notenausgabe hinaus erweitert werden. Den Banknoten im Sinne 
dieſes Geſetes wird dasjenige StaatSpapiergeld gleichgeachtet, defien Ausgabe einem RBanl- 
inftitute zur Verftärtung feiner Betriebsmittel Übertragen tt. 

& 11: Ausländiſche Banknoten oder fonftige auf den Inhaber Iautende unverzinslice 
Schuldverfchreibungen ausländiſcher Korporationen, Geſellſchaften oder Privaten dürfen, wenn fie 
ausichlieglih oder neben anderen Wertbeftimmungen in Reichswährung ober einer beutfchen 
Landeswährung außgeftellt find, innerhalb des Reichsgebiets zu Bahlungen nicht gebraucht 
werben. 

Das Geſetz, betr. die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, v. 30. April 1874 8 8: Bon ben 
Bundesftaaten darf auch ferner nur auf Grund eines Reichsgeſetzes Papiergeld ausgegeben ober 
defien Ausgabe geſtattet werden. 

9. Die öffentlich · rechtlichen Beſtimmungen ber Bandeägefege, welche die Erteilung der Ge 
nehmigung zur Ausgabe von Schuldvericreibungen auf ben Inhaber regeln oder den Verkehr 
mit gewiſſen Arten von Schuldverfchreibungen, wie z. B. Lotterielofen, Beſchränkungen unter 
werfen, bleiben unberührt. Wird aber von ber Zentralbehörde eined Bundesſtaats nad Maß⸗ 
gabe bes 3 795 Abſ. 2 die Genehmigung zur Wusgabe von Schuldverfcreibungen auf den In—⸗ 
haber erteilt, fo kommt es nicht darauf an, ob fie mit den etwaigen landeögefeplichen Ber 
ftimmungen im Einllange fteht oder nicht. Die Gultigkeit ber Schuldverſchreibung hängt lediglich 
von ber Genehmigung jelbft ab. 
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8. 7%. Der Ausfteller kann dem Inhaber der Schuldverfchreibung nur 
ſolche Einwendungen entgegenfegen, welche die Gültigkeit der Austellung betreffen 
oder fich aus der Urkunde ergeben ober dem Ausſteller unmittelbar gegen den 
Inhaber zuftehen. 


87%. 
@.18 689; 1 8 725 ces. 8 781; III u Kr B.1 6. 886fl., 895, 6142f., 11843; M. II ©. 6991. 
1 382.2 6.5401. 

1. Der 8 796 regelt die dem — gegenüber dem Inhaber zuſtehenden Cinwendungen. 
Unter Einwendungen verſteht das Geſetz gemäß ſeiner Terminologie auch hier die Geltendmachung 
der die Eutſtehung ber Schuldverſchreibung hindernden oder dasſelbe ipso jure aufhebenden Tat⸗ 
ſachen ſowie das Vorſchützen von Einreden im eigentlichen Sinne (M. II ©. 699; Bd. I S. 583 
Vorbm. VII). 

Die Beſtimmungen des Geſetzes beruhen auf dem Gedanken, daß das Papier Träger des 
Schuldverhättnifles ift und daß jedem Inhaber ein ſelbſtäudiges, vom Rechte feiner Vormänner 
unabhängiges Gläubigerrecht gegenüber bem Ausſteller zufteht. Die Faſſung der Borfchrift 
ſchließt fih an die ber WO. Urt. 82 und (alten) HGB. Art. 303 an. Genau entfpricht bie 
Sormulterung weder dem Art. 82 der WO. („Der Wechſelſchuldner kann fi nur folder Einreden 
bedienen, welche aus dem Wechſelrechte jelbft hervorgegen oder ihm unmittelbar gegen den jedes⸗ 
maligen Kläger zuftehen.“) noch dem Urt. 303 Abſ. 2 bes alten HGB. („Der Verpflichtete kann 
ſich nur folder Einreden bedienen, welche ihm nad Maßgabe der Urkunde felbft ober unmittelbar 
gegen ben jebesmaligen Kläger zuftehen.”) Die Faſſung des 8 796 fließt fih der Terminologie 
des BGB. an und ift korrekter. Doc) ift die Abficht des Geſetzgebers geweſen, dad Verhältnis 
materiell der WO. und dem HGB. entiprechend zu geftalten und man wird beshalb bei ber 
Uuslegumg des 8 796 die Ergebnifie zu berüdfichtigen haben, zu melden Theorie und Praxis 
bei der Anwendung des Art. 82 und des Art. 303 gelangt find (Staub, Komm. zur WO. Art. 82 
und Staub, Komm. zum HGB. Art. 301 88 8-—Bf.). Die Fafiung bes $ 364 bes neuen HGB. 
ift ber bes 8 796 angepaßt; vgl. Staub, Komm. z. neuen HEB. 8 364 Unm. 5—17. 

Über die Bemeislaft entfcheiden die allgemeinen Grundſatze. Wer ein Recht aus der Urkunde 
gegen ben Ausfteller herleitet, Hat zunächſt zu beweiien, daß eine gültige Schuldverſchreibung 
vorliegt; doc gelten auch in dieſer Beziehung die ſich aus ben allgemeinen Grundſätzen er⸗ 
gebenden Modifitationen in betveff der ſog. rechtszerſtörenden Einwendungen, 3. B. ber Geſchäfts⸗ 
unfähigfeit. Einwendungen, welche die Aufhebung des Mechted betreffen und eigentliche Einreben 
hat regelmäßig ber Ausfteller zu beweiſen. 

2. Inhalt der Einwendungen im allgemeinen. Die Einwendungen, welche fir ben Aus⸗ 
fteller in Betracht kommen, gliedern fi) in drei Gruppen, nämlich in die Einwendungen, welche 
die Gültigkeit der Ausſtellung betreffen, ferner diejenigen, welche ſich aus der Urkunde ergeben 
und endlich diejenigen, welche dem Ausfteller unmittelbar gegen den Inhaber zuftehen. Nicht 
bierunter fallen anſcheinend die Einwendungen, welche den objektiven Beſtand ber Obligation 
betreffen, aber nicht die Billtigkeit der Ausftellung. NIS folde find zu nennen die Einwenbung, 
daß die Schuldverfchreibung ohne die erforderliche ftaatliche Genehmigung in ben Verkehr gebracht 
fet (8 795) oder daß die Urkunde für Traftlos erklärt jet ($ 799) oder daß ein gerichtliches 
Zahlungsverbot ergangen fet oder endlich, daß der Anſpruch aus dem Papiere durch Zeitablauf 
erloſchen ſei ($ 801). Enneccerus I rednet diefe Einwendungen zu der eriten Kategorie. Mit 
dem Wortlaute läßt ſich dies ſchwerlich vereinigen. Bei dem Art. 82 der WO. kann über bie 
Klaffifizterung der Einreden, welche den Beitand der Wechjelobligation betreffen, tein Zweifel 
beftehen; fie fallen unter diejenigen Einreden, welche aus dem Wechſelrechte ſelbſt hervorgehen. 
Bei dem Art. 303 des HGB. ergeben ſich ähnliche Schwierigkeiten wie bier. Staub, Komm. 
3. HGB. Art. 301 88 8a und 8c will derartige Einwendungen unter bie Gruppe derer einzeihen, 
welche dem Berpflichteten unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuftehen. Dan wird ſich 
biefer Behandlungsweiſe bei ber Auslegung des 8 796 anfchliehen oder aber annehmen müſſen, 
daß ber 8 796 die dem Außfteller zuftehenden Einwendungen nicht erſchöpfend regelt, ſondern 
bie aus befonderen Vorſchriften, insbefondere aus den Beftimmungen der 88 795, 799, 801; 
CPO. 8 1019 fi ergebenden Einwendungen ſtillſchweigend vorbehalten Hat. 

8. Einwendungen, welde die Gültigleit der Ausſtellung betreffen, find begrünbet: 

a) wenn berin der Schuldverſchreibung als Ausfteller Bezeichnete Die Schulb- 
verfhreibung in Wirklichkeit nit audgeftellt Hat oder wenn ber in ber Schulb- 
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verfhreibung vorgefehene Ausfertigungspermer! fehlt oder gefälfcht if. Hierher 
gehört auch ber Fall, dag Schuldverfchreibungen ohne Wiffen und Willen der als Ausſteller bes 
zeichneten Berfon durch Mißbrauch von Platten oder Mafchinen bergeftellt find. 

b) Wenn ein materielled Erfordernis ber Bültigleit der Ausftellung fehlt, wenn alſo ins 
befondere ber Ausſteller geihäftsunfähig ober in der Geldäftsfäßigfeit befcränft war umd im 
legteren Falle die Einwilligung des geieplichen Vertreters fehlte, oder wenn die in der Schuld⸗ 
verſchreibung liegende Willenserklärung wegen eines Willendmangels nichtig oder anfechtbar und 
angefochten ift (f. Exl. 2 zu 8 793). Rah Dernburg II 1 8 149 II und Endemann I 
$ 196 Anm. 46 follen Einwendungen aus Irrtum, Zwang und Betrug nicht zuläffig fein. Dies 
dürfte ſich nicht rechtfertigen lafien, benn aus der Ratur und bem Biwede der Schufdverfdgreibung 
auf den Inhaber läßt fich wicht ableiten, daß bie allgemeinen Grundſätze über Anfechtbarteit 
von Willenserflärungen auf fie feine Anwendung finden. 

4. Einwendungen, welde fi aus ber Urkunde ergeben, find folhe, deren Grund aus 
dem Inhalte der Urkunde hervorgeht. Zu denken tft mamentlih an Beitbeftimmungen und 
Bedingungen, welche dem Schuldveriprechen beigefügt find. Iſt in ber Urkunde der Schuldgrund 
angegeben, fo kann das bie Bedeutung haben, daß fich ber Ausfteller alle oder doch gewiſſe Ein» 
wendungen aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe vorbehalten will; die Angabe bes 
Schuldgrundes kann aber auch den Charakter eines bloß erläuternden, vechtlich bebeutungslofen 
Zuſatzes Haben. Die Frage ift nach den Umftänden bes einzelnen Falles zu entiheiden, wobei 
möglicherweile aus der Verkehrsſitte Anhaltspunkte fir die Auslegung zu entnehmen find (M. II 
©. 699). Über die Bezeichnung des verfprodenen Betrags ald Zins f. Erl. 1 zu 8 803. Selbft- 
verftänblich kaun ber Ausfteller fich aud) darauf berufen, daß die Urkunde überhaupt fein Schuld» 
verſprechen an ben Inhaber enthalte, fondern nur den Charakter einer einfachen Schuldver⸗ 
ſchreibung ober eines Legitimationspapierß trage. 

5. Als Einwendungen, welche bem Wuöfteller unmittelbar gegen den Inhaber zuſtehen, 
find hervorzuheben bie Einzede, daß ber Inhaber zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt 
fei (8 793 Ubf. 1 Sap 1) ſowie die Einrede, daß der Inhaber durch Zahlung oder Aufrechnung 
befriedigt fel. 

Über den Mangel der Verfügungsberechtigung |. Erl. 3b zu 8 793. Herborgehoben mag 
noch werden, baß, wenn ber Ausſteller die Schuldverfchreibung durch einen anfechtbaren und 
von ihm angefochtenen Vertrag begeben hat und der Inhaber bei dem Erwerbe der Schuld 
verfchreibung von dem eriten Nehmer bie Anfechtbarkeit bes Begebungsvertrags gelannt ober in- 
folge grober Fahrläſſigkeit nicht gekannt hat, fi) Hieraus nad) 88 932 Abſ. 2, 142 Abf. 2 ers 
gibt, daß er das Eigentum der Schuldverfchreibung nicht erworben Hat, alſo zur Verfügung dar⸗ 
über nicht berechtigt if. Hat der Inhaber die Schulbverfchreibung in gutem Glauben von 
einem Nichtberechtigten unentgeltlich erworben, von dem der Ausfteller fie hätte vindizieren tönnen, 
fo kann biefer ben ihm nad) $ 816 Abf. 1 Sag 2 zuſtehenden Auſpruch auf Herausgabe ber 
ungeredtfertigten Bereicherung einredeweife dem Inhaber entgegenfegen. 

Über die Einwendungen, daß die Schuldverjcgreibung wegen mangelnder Genehmigung 
nichtig ſei ober daß die Urkunde für kraftlos erklärt oder daß ein Bahlungsverbot ergangen jei 
ober endlich, daß der Anfpruc aus ber Urkunde durch Zeitablauf erlofchen fei, |. Exl. 2. 

Die Einwendung der Arglift gibt zu Zweifeln Anlaß. Die Motive führen aus: 
Unter die bezeichnete Kategorie von zuläffigen Einwendungen fällt auch die exceptio doli, melde 
bie Behauptung zur Grundlage hat, ber Inhaber habe bei bem Erwerbe ber Verichreibung von 
einer gegen den Vormann zuläffigen Einrebe Stenntnid gehabt und die Schuldvericreibung in 
argliftiger Weife, d. 5. zu dem Zwecke erworben, um bem Ausſfteller Die betreffende Einrede ab» 
zuſchneiden und zu entziehen. Die Frage des dolofen Mechtserwerbes ift im Wechſelrechte häufig 
erörtert (Staub, Komm. zur BO. Art. 82 88 14—18; Grünhut, Wechſelrecht 58 88, 89). 
Einverftändnis befteht Hier darüber, daß der Schuldner eine exceptio doli geltend machen kann, 
wenn der Wechielgläubiger ben Wechſel in der Abſicht erworben Hat, dem Schuldner eine ihm 
gegen einen Vormann zuftehende Einrede abzuſchneiden; ob und unter welchen Umſtänden 
darüber hinaus eine exceptio doli zuzulafien ift, ift ftreitig. Das RG. Hat in mehreren Urteilen 
(Bd. 4 ©. 101, Bd. 11 ©. 9) abweihend vom ROHG. den Brundfag zur Anwendung gebracht, 
„daB die Eintede der Arglift gegen den Wechfelgläubiger nicht allein dann ftattfinbet, wenn er 
beim Erwerbe des Wechſels dolos handelte, indem er wußte, dab ex als Werkzeug dazu dienen 
follte, einen unbegründeten Unfpruc des Indofjanten geltend zu machen und bem Wechſel⸗ 
ſchuldner begründete Einreben obzufchneiden, fondern daß ihn der Vorwurf argliftiigen Verfahrens 
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auch dann trifft, wenn ex vor Anſtellung der Wechfeltlage oder auch erft im Laufe des Prozeſſes 
bie von bem Wechſelſchuldner gegen den Indoſſanten in Unfprud genommenen Einreden erfährt 
und das ihm zuftehende formale Recht dazu mißbraudt, bie Geltendmachung der Einreden kraft 
feiner eigenen wechſelrechtlichen Legitimation lediglich zum Vorteile des Indofjanten und zum 
Nachteile des Wechſelſchuldners zu verhindern.“ Meibner Erl. 2 zu 8 796 vertritt unter Bezug« 
nahme auf das im BGB. anerlannte Prinzip von Treu und Glauben fowie auf bie angeführten 
Entfheidungen bes RG. die Anſicht, daß die Einrebe ber Urglift (exceptio doli) auch in den Fällen 
bes 8.796 eim abfichtlich, bzw. bemußt rechtswidriges Verhalten (dolus ex proposito) nicht voraus⸗ 
fegt, daß vielmehr ſchon ein, objektiv betrachtet, an und für ſich argliftiges Verhalten die Einrede 
begrünbet; ebenſo Kublenbed Erl.2 zu 8 796; vgl. au Dernburg II 1 8149 IIc; Dert⸗ 
mann II. Aufl. Erl. 30 zu 8 796; Staudinger Erl. 3b zu 8 796; Jacobi I ©. 209ff. 221. 
Bei der Entſcheidung ift zu beachten, dab das BGB. eine allgemeine unbeſchränkte Einrede ber 
Argliſt nicht kennt. Es ericheint danach nicht angängig, überall ba, wo man bisher einen Rechts⸗ 
behelf unter dem Namen ber exceptio doli zugelafien bat, dies ohne weiteres auf das neue 
Recht zu übertragen (ſ. Erl. zu 8242). Eine Einrede wird vielmehr nad dem BGB. nur dann 
zuzulaſſen fein, wenn fie fih aus ben pofitiven Beitimmungen und ben Prinzipien des Geſetzes 
herleiten läßt. Das Gefeg bietet aber auch genügende Anhaltspunkte, um. zu einer beitimmten 
Entſcheidung zu gelangen. Na 8 826 hat, wer in einer gegen bie guten Sitten verftohenden 
Weiſe einem anderen vorfäglih Schaden zufügt, dem anderen ben Schaden zu erfegen. Die 
Anwendung dieſes Sapes führt dahin, daß der Inhaber unter ben in den Motiven (f. oben) 
bezeichneten Borausfegungen, wenn er alſo die Schuldverjchreibung zu dem Zwecke erworben hat, 
um dem Ausfteller eine Einmwendung gegen den früheren Inhaber zu entziehen, dem Ausfteller 
zum Schabenserfage verpflichtet tft, diefer alfo inſoweit als fein Erſatzanſpruch reicht, die Leiftung 
verweigern kann. WWeiterzugehen und eine Einrede auch dann zuzulaflen, wenn ber Inhaber 
erft nad dem Ermwerbe ber Schuldverfhreibung von der Einwendung Kenntnis erhalten hat, 
dilrfte bedenklich fein. Der Inhaber hat durch den Erwerb der Schuldverfchreibung ein abitraftes 
Recht auf Leiftung gegen den Anßfteller erworben. Er hat diefes Recht auf Grund ber Inhabung 
der Schulbverfchreibung, nicht als Rechtsnachfolger desjenigen, von welchem er die Schuldvers 
fhreibung erworben hat. Wenn er von diefem Rechte Gebrauch macht, obwohl er fpäter erfährt, 
daß ber Außfteller gegen bem früheren Inhaber Einwendungen gehabt haben würde, fo tut er 
dies nicht, um dem Ausfteller einen Schaden zuzufligen, fondern eben nur, um fein Recht geltend 
zu maden. Man wird aud; aus dem Inhalte des bier fraglichen Schuldverhältnifies nicht folgern 
lönnen, daß der Inhaber in dem gedachten Falle wider Treu und Glauben handelt; denn feinem 
Rechte ftehen nach gejelicher Borjchrift die gegen den früheren Inhaber begründeten Einwen- 
dungen nicht entgegen. Hierbei Tann es auch feinen Unterſchied machen, ob der jegige Inhaber 
die Schuldverſchreibung gegen Entgelt oder unentgeltlich erworben hat. Die Unentgeltlichteit bes 
Erwerbes ändert den Charakter: des Nechtes nicht. Anders liegt das Verhältnis, wenn ber 
Inhaber nur als vorgejhobene Perjon für einen anderen auftritt. Das Verhältnis kann hier 
verſchieden liegen. Möglich ift, ba der Vertrag, durch welchen der jekige Inhaber das Eigentum 
der Schuldverfchreibung von dem früheren Eigentümer erwarb, nur ein Scheingefchäft war. Dann 
it der Vertrag nad) $ 117 nichtig und das Eigentum der Schuldverſchreibung nicht auf den 
jegigen Inhaber übergegangen. Der Ausfteller kann bem Inhaber daher die Einwendung ent⸗ 
gegenfegen, baß diefer nicht verfügungsberechtigt fei. Hätte durch das Scheingeſchäft bie Er- 
teilung einer Vollmacht zur Geltendmahung der ſich aus der Schuldverfchreibung ergebenden 
Rechte verbedt werden follen, fo würbe dieſe Vollmachterteilung nad $ 117 zwar gültig fein; 
da aber der Inhaber in folhem Falle nur als Vertreter des Eigentümers deſſen Hecht an ber 
Schuldverſchreibung geltend machen kann, fo kann der Ausfteller alle ihm gegen den Eigentiimer 
äzuftehenden Einwendungen geltend machen. Möglih ift aber aud, daß ber Vertrag, durch 
welchen das Eigentum an ber Schuldverfchreibung auf den jegigen Inhaber Übertragen wurde, 
lein Scheingefhäft war, daß vielmehr nach dem Willen ber Parteien das Eigentum wirklich übers 
gehen follte, daß aber daneben verabredet wurde, daß der Erwerber verpflichtet fei, alles was er 
durch die Geltendmahung der Schuldverfcreibung erlange, dem Beräußerer herauszugeben. Wie 
in dieſem Falle das Verhältnis zu beurteilen ift, erſcheint zweifelhaft. Überwiegende Gründe 
dürften indefien bafitr fprechen, dem Ausſteller auch Hier das Necht zu geben, bie ihm gegen 
den Autor des jegigen Inhabers zuftehenden Einwendungen geltend zu madhen. In dem Ber 
trage, duch welchen das Eigentum auf den jegigen Inhaber Übertragen wurde, liegt zivar, wenn 
biefer bei dem Abſchluſſe die dem Ausfteller gegen den Veräußerer zuftehenden Einmenbungen 
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8. 797. Der Auzfteller ift nur gegen Aushändigung der Schuldverfchreibung 
zur Leiftung verpflichtet. Mit der Aushändigung erwirbt er das Eigenthum ar 
der Urkunde, auch wenn der Inhaber zur Verfügung über fie nicht berechtigt ült. 


nicht kannte, kein Verſtoß gegen 8 826. Sachlich aber liegt dad Verhältnis ebenfo, wie wenn 
der Erwerber die Rechte aus der Schuldverfchreibung nur als Vertreter des bisherigen Eigen- 
tumers geltend machte, und man darf daher wohl fagen, daB er, wenn er trogdem, nachdem 
ihm von dem Ausfteller die diefem gegen den bisherigen Eigentümer zuftehenden Einwendungen 
entgegengefeßt find, auf der Geltendmachung feines formalen Rechtes befteht, fi eines Verſtoßes 
gegen 8 826 ſchuldig macht. In Betracht fommt hier freilich die in ben Exl. zu 8 226 und zu 
8 826 erörterte Frage, ob der $ 826 auch dann unbeſchränkt Anwendung findet, wenn es fid 
um Geltendmahung eines befonderen Rechtes Handelt oder ob in dieſem alle die Verpflichtung 
zum Schadenserfage nur dann eintritt, wenn die Geltendmadung des echtes nur den Zwed 
haben Tonnte, dem anderen Schaden zuzufügen ($ 226). Teilt man bie in ben Exl. zu 88 226, 
826 vertretene legtere Auffafiung, fo würde e8 von ben Umftänden bes einzelnen Falles ab- 
bängen, ob bie fragliche in dem 8 226 beftimmte Vorausſetzung vorliegt. Nimmt man mit der 
Herrfchenden Anſicht an, daß es auch bei der Ausübung eines befonderen Rechtes auf die frag- 
lihe Vorausfegung nit ankomme, fo wird in dem hier in Frage ftehenden Falle wohl immer 
anzunehmen ſein, daß der Inhaber durch die Geltendmachung feines formalen Rechtes ben Aus— 
fteller vorfäglih in einer gegen die guten Sitten verftogenden Weiſe Schaden zufüge und daß 
ex ſich daher die Geltendmahung ber dem Ausfteller gegen feinen Autor zuftehenden Einmwen- 
dungen gefallen lafjen müſſe. 

6. Einwendungen aus dem perfönlichen Rechtsverhältniſſe des Ausſtellers zu einem 
früheren Inhaber kann ber Ausfteller bem das Forderungsrecht aus ber Schuldverichreibung 
geltend machenden Inhaber, abgefegen von den in Erf. 5 erwähnten Ausnahmefällen, nicht ent⸗ 
gegenfeßen. 

N. 
€.18 688; 11 8 726 vew. 782; III 8 781. P.IE.897f., 3287; M. TI ©. 698. 
9.1 8%. 2 6. 540; BL. 6 ©. 2091. 

1. Daß der Ausfteller, wie im Sage 1 beſtimmt wird, nur gegen Aushändigung der 
Schuldverſchreibung an leiſten verpflichtet if, ergibt fich aus ber Natur der Schuldverichreibung 
auf den Inhaber. Der Ausfteller würde fonit Gefahr laufen, daß die Urkunde wieber veräußert und 
ex von einem anderen Inhaber nochmals in Anſpruch genommen werben würde. Die Leiftung und 
die Aushändigung haben Zug um Zug zu erfolgen. Das Recht, die Aushänbdigung zu verlangen, 
fällt fort in ben Fällen der 88 799, 804. Macht ber Ausfteller eine Zeilleiftung, fo iſt er 
befugt, einen entſprechenden Vermerf auf das Papier zu fegen, um fich dadurch gegen Anfprüde 
fpäterer Inhaber zu ſchützen. 

Das Recht des Ausftellerd, nad) Maßgabe des 8 368 eine Onittung zu verlangen, wird 
durch ben 8 797 nicht berührt. 

Über bie Frage, ob eine Zinszahlung auc ohne Vorlegung eines Zinscoupons verlangt 
werben kaun, wenn ber Außfteller widerrechilich die Ausſtellung von Zinscoupons verweigert Hat 
ſ. RG. 3b. 31 ©. 415. 

2. Die Schuld ift eine Holſchuld (Erl. 4a zu $ 793). Der 8270 findet keine Anwendung, 
auch wenn der Inhaber die Schuldverfchreibung dem Ausſteller zujendet Dertmann II. Aufl. 
Ext. 1 zu 8 797). 

83. Über Annahmeverzug des Gläubigers entfheiden bie 88 295—298. Aus 8 298 ergibt 
fi) insbefondere, daß ber Gläubiger in Annafmeverzug kommt, wenn ber Ausfteller die Leiftung 
anbietet, der Gläubiger ſich aber zu der verlangten Aushändigung der Schuldverfchreibung oder 
zu der verlangten Ausftellung einer Quittung nicht erbietet (j. Erl. 1 zu $ 298). 

4. Erwerb bed Eigentums an ber Urkunde. Der E. I Iegte dem Ausſteller das Hecht 
bei, auf der ausgehändigten Schuldverſchreibung zu vermerfen, daß die Leiftung erfolgt und die 
Schuldverſchreibung kraftlos geworben fei, oder bie letztere nad} feiner Wahl zu vernichten. Die 
zweite Kommiſſion hat es für einfacher gehalten, mit der Aushändigung der Urkunde an den 
Ansfteller dad Eigentum auf den Uusiteller übergehen zu lafien. Der Eigentumsübergang tritt 
mit der Aushändigung kraft Geſetzes ein. Es kommt nicht darauf an, ob der Inhaber zur Zeit 
der Nushändigung Eigentümer ift oder ob er bie Abficht Hat, das Eigentum zu übertragen. 
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8. 798. Iſt eine Schuldverfchreibung auf den Inhaber in Folge einer Be- 
ſchädigung oder einer Verunftaltung zum Umlaufe nicht mehr geeignet, fo kann 
der Inhaber, fofern ihr weientlicher Inhalt und ihre Unterfcheibungsmerfmale noch 
mit Sicherheit erfennbar find, von dem Außfteller die Ertheilung einer neuen 
Schuldverfchreibung auf den Inhaber gegen Aushändigung ber beichädigten oder 
verunftalteten verlangen. Die Koften hat er zu tragen und vorzufchießen. 


8.799. Eine abhanden gefommene ober vernichtete Schuldverfchreibung auf 
den Inhaber kann, wenn nicht in der Urkunde das Gegentheil beftimmt ift, im 
Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erflärt werden. Ausgenommen find 


Selbft wenn der Ausfteller weiß, daß ber Inhaber zur Verfügung über die Urkunde wicht 
berechtigt ift, erwirbt ex mit ber Aushändigung bad Eigentum an der Urkunde; es ift dies bie 
notwendige Konfequenz aud dem Sage, daß der Außfteller durch die Leiftung an einen zur 
Verfügung nicht berechtigten Inhaber befreit wird (Exl. 30 zu 8 798; a. U. Dertmann II. Aufl. 
Erl. 2 zu 8797; Staudinger Erl. 2 zu 8797; Crome 8 311 Anm. 40), die trotz des Haren 
Wortlauis des Sap 2 aus ben 88 932ff. herleiten, daß der Eigentumsübergang nicht ftatifinde, 
wenn der Auöfteller wußte oder wiflen mußte, daß ber Inhaber zur Verfügung über die Urkunde 
nicht berechtigt fei. Der bisherige Eigentümer, welcher hierdurch einen Nechtöverluft erleibet, hat 
fi an den Inhaber zu Halten. Über die Borausfegungen, unter welchen ber Ausiteller durch 
die Leiftung an ben Inhaber dem wirklich Berechtigten gegenüber haftbar wird f. Erl. 30 
zu $ 793. 


578. 

€. 18 699; 1 8 727 eu. 8 783; III 8 782. 9.16. 9481.,; M.IIE. 718. P.II WE. 2 ©. 5541. 

1. Umtaufch beſchädigter Schuldverſchreibungen. Nah dem Vorbild einer Reihe von 
neueren Gejegen beftimmt der & 798, baß ber Inhaber einer beihäbigten Schulbverfchreibung, 
falls fie im ihrer Individualität noch erkennbar ift, den Umtaufc berfelben gegen eine neue 
verlangen kann. Der Austaufh hat Zug um Zug zu erfolgen. Mit der Aushändigung erwirbt 
der Ausfteller das Eigentum an ber alten, ber Empfänger, ober wenn diefer mır als Vertreter 
Handelt, die durch ihn vertretene Perfon das Eigentum an ber neuen Urkunde. 

Sind der wefentliche Inhalt und die Unteriheibungsmertmale der beſchädigten Schuld» 
verſchreibung nicht mehr mit Sicherheit exfennbar, fo bleibt dem Inhaber nichts übrig, als die 
Kraftloserflärung ber Urkunde nad Maßgabe bes 5 799 zu betreiben ober, fofern es fih um 
einen Binde, Renten⸗ oder Gewinnanteilſchein Handelt, nad) $ 804 zu verfahren. 

2. Reichsrechtliche Sonderbeſtimmungen: 

Gefep betr. bie Ausgabe von Reichskafſenſcheinen v. 30. April 1874 8 6 Abſ. 2: Die Reiches 
ſchuldenverwaltung Hat für beichädigte ober unbrauchbar gewordene Gremplare für Rechnung des 
Reichs Erſatz zu leiften, wenn das vorgelegte Stüd zu einem echten Reichskaſſenſcheine gehört 
und mehr als bie Hälfte eines ſolchen beträgt. Ob in anderen Füllen ausnahmsweiſe Erfag 
geleiftet werden kann, bleibt ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen überlafien. 

Banfgefeg v. 14. März 1875 8 4 Abſ. 2: Fir beihädigte Banknoten bat die Bank Erſatz 
zu leiften, fofern ber Inhaber entweber einen Teil ber Note präfentiert, welcher größer ift als 
die Hälfte oder den Nachweis führt, daß der Reſt der Note, von welcher ex nur bie Hälfte oder 
einen geringeren Teil als die Hälfte präfentiert, vernichtet ſei. 

8, Ubergangsvorſchriften. EG. Art. 174 Abſ. 1. 


879. 
Eisen; 118 728 Mbf. 1 ceb. 8 784; ul 8 788. Bis sn: N. II 6. 7051. 
PB. 8.2 6.346f.; 8.6 6.3851. 2. 

Abelmann, Die Kraftloserklärung von Urkunden im — 1904; Jacobi J 
S. 114ff. 

1. Die Kraftloserklärung von Schulbverſchreibungen auf ben Juhaber wird im 5 799 
unter ben bort bezeichneten Vorausfegungen fir zuläffig erklärt. Das Beditrfnis des © 
erfordert dies. Vorausſetzung it, daß die Urkunde abhandengekommen ober vernichtet ift. gun 
bie Urkunde als abhandengelommen anzufehen ift, dürfte hier nach benjelben Dan w 

Pland, Kommentar 5. BB. Bd. IL 8, Auflage 


902 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


Bing-, Renten- und Gewinnantheilfcheine fowie bie auf Sicht zahlbaren unver- 
zinglichen Schuldverfchreibungen. 

Der Ausfteller ift verpflichtet, dem bisherigen Inhaber auf Verlangen bie 
zur Erwirfung des Aufgebot oder der Zahlungsiperre erforderliche Auskunft zu 
ertheilen und die erforderlichen Zeugniffe auszuftellen. Die Koften der Zeugniſſe 
bat der bisherige Inhaber zu tragen und vorzufchießen. 


entſcheiden fein, die für den Begriff des Abhandenkommens bei der Vorſchrift bes 8 935 maß- 
gebend find (f. Exl. 2 zu $ 935; Abelmann ©. 28ff.). Als vernichtet wird die Urkumde nicht 
nur dann anzufehen fein, wenn fie vollitändig zerftört if, fondern auch fchon dann, wenn fie 
foweit beſchädigt tft, daß bie Vorausſetzungen nicht mehr vorliegen, unter welchen nach 8 798 
die Aushändigung einer neuen Urkunde verlangt werden kann. Auf melde Art bie Vernichtung 
herbeigeführt wurde, tft gleichgültig. Eine Ausnahme gilt auch nicht für den Fall, daß der 
Inhaber felbft die Urkunde vernichtet hat. Eine den Anſpruch aus der Schuldverihreibung anf 
hebende Verfügung bikrfte in der Vernichtung ber Urkunde durch dem Inhaber ſelbſt dann nicht 
gefunden werben lönnen, wenn der Juhaber babet die Abfict gehabt bat, auf den Anfprud aus 
der Schuldverſchreibung zu verzichten; denn in Ermangelung einer beſonderen Vorſchrift erliſcht 
ein Auſpruch durch einfeitigen Verzicht des Gläubigers nicht und das für den Anſpruch aus ber 
Schuldverfchreibung geltende Erfordernis der Innehabimg wird durch bie für den Fall der Ber 
nichtung zuläffige Kraftlogerflärung der Urkunde nah CPO. 8 1018 zugunften besjenigen, 
welcher das Ausſchlußurteil erwirkt hat, erfegt (dgl. Abelmann ©. 33ff.). 

2. Der Kraftloserflärung unterliegen nicht: 

a) Zins⸗, Renten- und Gewinnanteilfheine. Die Kraftloserflärung wärbe bei diefen 
Bapieren ben Rechtsverhältniſſen nicht eutſprechen und den Ausſteller durch die ihm obliegende 
Kontrolle unverhältnismäßig belaften. Für Papiere folder Art ifi im 8 804 ein anderes Ber- 
fahren vorgefehen, um ben Verluftträger tunlichft vor Schaden zu bewahren. 

b) Die auf Sicht zahlbaren unverzinslihen Schuldverfhreibungen. EB ent- 
ſpricht dies dem reichsgeſetzlichen Ausſchluſſe der Kraftloserklärung bei Banknoten (Bankgef. 
v. 14. Mürz 1875 8 4 Abi. 3) und berußt auf ber gelbähnlihen Natur und Funktion folder 


ere. 

e) Schuldverſchreibungen, bei welchen ber Ausſteller die Kraftloserklärung 
ausgeſchloſſen hat. Die Ausſchliezung muß in ber Urkunde ſelbſt ausgeſprochen fein. 

Soweit hiernach die Kraftloserflärung unzuläffig tft, verliert der Inhaber ber Schuld⸗ 
verſchreibung fein Recht, wenn dieſe vernichtet wird. Kommt fie abhanden, jo kann er das 
Recht folange nicht geltend machen, ald er bie Inhabung nicht wiedererlangt hat. 

Erneuerungsſcheine (Talons, Binsleiften) unterliegen der Kraftloserllänmg nad) $ 799 
nicht, weil fie nicht Inhaberpapiere, fondern Legitimationspaptere find; doch tft im $ 805 Bor 
forge getroffen, um den Inhaber der Hanptihuldverfchreibung im Falle des Verluſtes zu ſchüten. 

8. Die Kraftloserkläruug erfolgt durch Urteil im Wege dei Aufgebotsverfahrens nad 
Maßgabe der CPO. 8 1003. Berechtigt, das Aufgebotöverfahren zu beantragen ift ber bisherige 
Inhaber der abhandengelommenen ober vernicteten Urkunde. Derjenige, weldier das Ausſchluß⸗ 
urteil erwirkt bat, ift bem durch die Urkunde Verpflicteten gegenüber berechtigt, bie Rechte aus 
der Urkunde geltend zu machen (EBD. 8 1018 Abi. 1). Der Inhaber ber Urkunde kann biefe 
Rechte nicht mehr geltend machen und ein fpäterer Erwerber ber Urkunde erlangt kein Recht daraus. 

4. Mit der Einleitung des Aufgebotsverfahrens kann die Zahlungsiperre, d. h. ein Verbot 
an den Unsfteller, eine Leiftung an ben Inhaber zu machen, verbunden werben (CPO. 8 1019). 
Die Zahlungsfperre Tann unter ben in der CPO. 8 1020 beftimmten Borausfegungen aud 
ſchon vor der Einleitung bed Aufgebotsverjahrens verfügt werden. Eine dem Verbote zumiber 
erfolgende Leiftung befreit den Ausfteller nicht. Über eine weitere Wirkung ber Zahlungsſperre 
vgl. 8 802% 

5. Die Beftimmung des Abſ. 2, durch welche dem Ausſteller bie dort bezeichnete Ber- 
pflichtuug auferlegt wird, ift von der zweiten Kommiffion Hinzugefügt worden. Der Inhaber 
muß behufs Erwirkung des Aufgebotsverfabrens und der Bahlungsiperre nad) ben Vorſchriften 
ber EBD. 88 1007 Rx. 1, 1010-1012, 1020 den Nachweis über Umftände erbringen, Bin 
fichtlih deren ihm inz zuverläſſiger Weife nur ber Ausfteller der Urkunde Auskunft zu geben 


22. Titel: Schuldverichreibung auf den Inhaber. 84 800, 801. 903 


8. 800. Iſt eine Schulbverfchreibung auf den Inhaber für Eraftlos erklärt, 
fo kann derjenige, welcher das Ausſchlußurtheil erwirkt hat, von dem Ausiteller, 
unbefchabet der Befugniß, den Anfpruch aus der Urkunde geltend zu machen, die 
Ertheilung einer neuen Schuldverfchreibung auf den Inhaber an Stelle der für 
kraftlos erflärten verlangen. Die Koften hat er zu tragen und vorzuſchießen. 


8. 801. Der Unfpruc aus einer Schuldverfgreibung auf den Inhaber er- 
liſcht mit dem Wblaufe von dreißig Jahren nach dem Eintritte der für Die Leiftung 
beftimmten Zeit, wenn nicht die Urkunde vor dem Ablaufe der dreißig Jahre dem 
Ausſteller zur Einlöfung vorgelegt wird. Erfolgt die Vorlegung, fo verjährt der 


und Beugniffe zu erteilen vermag. Dem Ausfteller wird deshalb bie zivilrechtliche Verpflichtung 
auferlegt, bie erforberliche Auskunft zu exteilen und die erforberlichen Zeugnifie anszuftellen. 
Der Inhaber wird zur Begründung biefes Anſpruchs zwar nicht ben Verluſt der Urkunde zu 
beweifen brauchen Dertmann II. Aufl. Erl. 3 zu 8 799); da er den Verluſt aber behufs Er⸗ 
wirkung des Aufgebotsverfahrens glaubhaft machen muß (CPO. 8 1007 Abi. 2), fo wird eine 
ſolche Glaubhaftmachung auch behufs Begründung bes Anſpruchs gegen den Ausfteller begründet 
werden müffen (a. W. Dertmann II. Aufl. Erl. 3 zu 8 799). 

Die Beftimmung de Abf. 2 Sag 2, nach welcher ber Inhaber die Koften ber Beugntfle 
zu tragen und vorzuſchießen Hat, entfpricht bem in ähnlichen Fällen von dem BGB. befolgten 
Grundfage. Solange der Vorſchuß nicht gewährt ift, Tann der Ausfteller bie Erteilung. des 
Zeugniffes verweigern. 

6. Übergangsvorfäriften. EG. Art. 174 Abf. 1, Art. 175. 


8 800. 
@.18 695; II 4 738 Mbf. 2 ven. 4 785; III 8784. 9.1 6. 930f., 934; M.IIE. 7081. P.IIBr.2 ©. 548. 

1. Der 8 800 gibt demjenigen, welcher bie Kraftlogerflärung ber Urkunde erwirkt Bat, 
neben dem ihm nad CPO. 8 1018 Abſ. 1 zuftehenden Rechte (f. Erl. 3 zu 8 799) noch das 
fernere Recht, die Erteilung einer neuen Schulbverſchreibung anf ben Inhaber an Stelle ber 
für kraftlos erklärten zu verlangen. Dieſes Recht ift von bejonderer Bedeutung, wem bie 
Forderung aus ber Urkunde noch nicht fällig ift, es befteht aber auch dann, wenn bie Fälligfeit 
bereits eingetreten ifl. Die neue Urkunde braucht nicht ber alten zu gleichen; es genügt, wenn 
fie wirtſchaftlich und rechtlich der fiir kraftlos ‚erflärten gleichwertig it. Der Ausfteller kann 
hiernach, anftatt eine neue Schulbverſchreibung hexzuftellen, ein gleichartiges Stüd derſelben 
Ausgabe liefern. 

Kein Grund dürfte vorliegen, das Hier fraglidye Recht bes Inhabers auszuichließen, wenn 
Schuldverfchreibungen von der Art der verlorenen nicht mehr ausgeſtellt werben, fonbern zur 
Zahlung eingerufen find, ober wenn bie aufgebotene Schuldverſchreibung ausgeloft iſt (a. 4. 
Staudinger Erl.2o zu 8 800). Auf Verlangen tft der Ausſteller auch in biefem alle ver⸗ 
pllchtet, ein Duplitat der für kraftlos erfärten Urkunde auszuftellen, Wird ein ſolches Hergeftellt, 
fo wird es mit einem dieſe Eigenfchaft bezeichnenden Vermerke zu verjehen fein, um es vom ber 
fix Traftlos ertlarten Urkunde zuerideben zu können. « 

Die beiden dem Inhaber Im Falle der Kraftloserklärung nad CPO. 3 818 und BER. 
5800 zuftehenden Rechte ftehen nicht in dem Verhältnis alternativer Anſprüche (88 262Ff.). 
Selbftverftändlic, Tann aber, wenn einer der Anſprüche erfüllt ift, der andere nicht mehr geltend 
gemacht werben. 

2. Die Koften ber Ausſtellung einer nenen Urkunde hat der Inhaber zu tragen und vor⸗ 
zuſchießen (Sap 2). Es gilt hier basfelbe wie in Erl.5 zu $ 799. 

u 8. Übergongdsoriäriften. EG. Art. 174 Abſ. 1, Art. 175. 


8 801. 
E.iAs 691; 11 8 720 zen. 8 s am 8 785. 9.1 ©. 906Ff., 3291, 3556, 3660, 11847. II G. 7OSfl. 
9.0882 6.5431. D. 6.648. 
Die Aumendung der allgemeinen Berjährungsgrundfäge auf Schuldverihreibungen auf ben 
Inhaber führt zu manden Schwierigkeiten, namentlich in Anfehung des Beginns, der Hemmung 
58* 


904° VIL Abfgmitt: Einzelne Schuldverhältnifſe. 


Anſpruch in zwei Jahren von dem Ende ber Vorlegungsfrift an. Der Vorlegung 
fteht die gerichtliche Geltendmachung des Anſpruchs aus der Urkunde gleich. 

Bei Zins⸗, Renten- und Gewinnantheilfcheinen beträgt die Vorlegungsfriſt 
vier Jahre. Die Friſt beginnt mit dem Schluffe des Jahres, in welchem die für 
die Leitung beftimmte Zeit eintritt. 

Die Dauer und der Beginn der Vorlegungsfrift können von dem Ausſteller 
in der Urkunde anders bejtimmt werden. 


und ber Unterbrehung ber Verjährung. Im bisherigen Rechte hat man im ſehr verſchiedener 
Weiſe, nicht mır im Wege der Geſetzgebung. ſondern auch durch autonomiihe Feſtſetzungen. 
Abhilfe zu fhaffen geſucht. Das Gefeg geht davon aus, daß die Bedürfniffe des Verkehrs und 
die Interefien des Außftellers eine möglichit einfache und Mare Geftaltung ber rechtlichen Bor- 
ſchrifien erfordern. Diefem Bedürfniſſe wird durch die Beftimmung einer Ausfchlußfrift und durch 
befondere Vorſchriften über die Verjährung Rechnung getragen. 

1. Borlegumgsfrift. Abſ. 1 Sap 1, 3; Abſ. 2, 3. 

a) Die Schuldverfähreibung muß dem Ausfteller vor Ablauf von 30 Jahren 
nad) dem Eintritte der für die Leiftung beftimmten Zeit zur Einlöfung vorgelegt 
werben. Bei Zins⸗, Mentens und Gemwinnanteilfceinen beträgt bie Friſt vier Jahre. Sie 
beginnt hier mit dem Wblaufe bed Jahres, in welchem die für bie Leiftung beftimmte Beit 
eintritt. 

Der Vorlegung fteht bie gerichtliche Geltendmachung bed Anſpruchs aus der Schulds 
verfehreibung gleich. Dieſe Vorſchrift ift von der zweiten Kommiffion Hinzugefügt. Sie ift 
befonders berechnet für folde Fälle, in benen der Ausfteller nicht aufzufinden ift, oder in denen 
es aus anderen tatfählicen Gründen unmöglich ift, bie Borlegung zu bewerffielligen. Die 

tliche Geltendmachung umfaßt nicht nur die,Erhebimg ber Klage, ſondern aud die ihr nad) 
8 209 Abf. 2 gleichitegenden Handlungen. Die gerichtliche Geltendmachung wird aber nicht erfegt 
dadurch, daß ber Ausfteller öffentlich einem Inhaber gegenüber erklärt, die Einlöfung verweigern 
zu wollen. 

Die Borlegung oder gerichtliche Geltendmahung muß nad dem Eintritte der für bie Leiftung 
beftimmten Bett erfolgen. Eine vorher erfolgte Borlegung oder gerichtliche Geltendmachung kommt 
nicht in Beiracht. 

b) Die Frift ift eine Ausihlußfrift. Die Vorfhriften über Hemmung und Unter 
brechung der Verjährung finden feine Anwendung. Nur im Falle ber Zahlungsiperre ($ 802) 
wird ber Lauf der Friſt gehemmt. Erfolgt innerhalb der Friſt die Vorlegung oder die gerichtliche 
Geltendmahung nicht, fo ift der Anſpruch aus der Schuldverfchreibung erloſchen. Hiernach ift 
der Ausfteller in der Lage, mit Sicherheit zu beurteilen, wie lange Zeit er äußerftenfalls bie 
Mittel zur Einlöfung der Schuldverjchreibung zur Verfügung Halten muß. 

6) Die Beweislaft anlangend, fo bat der Außfteller zu beweiſen, wann die für die 
Leiſtung beftimmte Zeit eingetxeten und daß feitbem bie Borlegungsfrift abgelaufen fei. Bet 
Zins⸗, Renten und Gewinnanteiliheinen tritt an die Stelle de Eintritt ber für die Leiftung 
beftimmten Beit dev Schluß des Jahres, in weldem ber Eintritt erfolgt fi. Dem Gläubiger 
Itegt der Beweis ob, daß innerhalb ber Frift die Borlegung ober gerichtliche Geltendmachung 
erfolgt fet. 

d) Dem Ausfteller fteht das Recht zu, die Dauer und ben Beginn ber 
Borlegungsfrift in einer von ben gejeplichen Vorſchriften abweichenden Art zu befimmen. 
& kann die Srift alfo fowohl verlängern als verkürzen. Die Beftimmung aber muß in der 
Urkunde getroffen fein. Eime vollftändige Ausfchliekung der Vorlegungsfeiit ift dem Außfteller 
nicht geftattet (a. U. Jacobi J ©. 269). Tatfächlic kann freilich der Ausſteller denfelben Erfolg 
wie duch die Ausſchließung dadurch erreichen, daß er die Vorlegungsfrift auf eine fehr lange 
Beit, z. B. auf mehrere Jahrhunderte verlängert. Ein Mißbrauch ber Dispofitionsbefugnis des 
Ausftelerd ift nicht zu beflicchten, da Papiere, in denen das Verhältnis in einer fiir den 
Gläubiger allzu ungünftigen Weiſe geregelt wäre, im Xertehre keinen Abnehmer finden würden. 
Zudem ift bei denjenigen Schuldverjchreibungen, welche ber ftaatlichen Genehmigung unterliegen, 
die Behörde in ber Lage, bebenklihen Veftimmungen entgegenzutreten. 
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e) Zweifelhaft erfcheint, wie das Verhältnis zu beurteilen tft, wenn eine Zeit 
für die Leifiung nit beſtimmt tft. Während von ber einen Seite die Anficht vertreten 
wird, daß in einem folhen Falle die Worlegungsfrift von der Zeit ber Ausftellung ber Urkunde 
an zu laufen beginne, oder daß dies doch dann anzunehmen fei, wenn die Zeit der Austellung in 
der Urkunde angegeben fei (Wendt, im Ard. f. civ. Pr. Bb. 92 ©. 216; Dertmann II. Aufl. 
Erl. 5 zu 8 801), wird von anderen angenommen, daß in einem folhen Falle eine Vorlegungsfrift 
überhaupt nicht beftehe (Enneccerus I 8 3421d; Jacobi ©. 267; Staudinger Erl. IT). 
Nach 3 271 Tann der Gläubiger, wenn eine Zeit für die Leiitung nicht befiimmt noch aus den 
Umftänden zu entnehmen ift, die Leiftung fofort fordern. Hiernad würde, wenn die Vorjchrift 
des 8 801 dahin zu verjtehen wäre, daß die Vorlegungsfrift mit dem Beitpuntte beginne, in 
welchem die Leiftung aus der Schuldverichreibung gefordert werden könne, bie Srift, wenn eine 
Zeit für bie Leiftung in ber Urkunde nicht beftimmt wäre, mit ber Ausftellung der Urkunde 
beginnen. Ein Grund, hierbei noch zu unterſcheiden, ob die Urkunde jelbft das Datum der 
Ausftellung angibt oder nicht (Dertmann a. a. O.), bürfte nicht beſtehen. Auch wenn bie 
Urkunde ohne Datum it, Tann, wenn im übrigen bie Vorausfegungen ber Verpflihtung vor» 
liegen, Die Leiftung fofort verlangt werden. Nur der dem Gläubiger nach Erl. 16 obliegende 
Beweis über ben Zeitpunkt, in welchem bie Leiftung zu bewirken ift, wird ſchwieriger, weil ber 
Gläubiger unter ber gedachten Borausjegung beweifen müßte, warn die Urkunde audgeftellt ift. 
Das Gefeg bürfte indefien abfichtlih nicht von ber Zeit, in welcher die Leiftung zu bewirken ift, 
fondern von ber für die Leiftung beftimmten Zeit ſprechen. Aus der Urkunde ſelbſt oder aus 
anderweiten Beftimmungen, auf welche in ber Urfunde Bezug genomnen wird (P. II Bd. 2 
©. 544), muß fich die Zeit, in welcher die Leiftung erfolgen foll, ergeben. Iſt die Beit in biefer 
Art nicht beftimmt, fo finden die Vorfchriften über die VBorlegungsfriit feine Anwendung. Für 
Säle biefer Art, 3. B. für Banknoten eine Vorlegungsfrift zu beftimmen, wilrde dem Zwecke 
folder Schuldverfchreibungen und der Auffafiung des Verkehrs wiberfprechen. In dem 8.799 
tt die Kraftloserflärung ausgeſchloſſen für die auf Sicht zahlbaren unverzinslihen Schulde 
verfchreibungen. Eine entiprehende Vorſchrift würde mit Müdficht auf das Verlehrsbedürfnis 
ficher auch in betveff der Vorlegungsfrift gegeben fein, wenn nicht angenommen wäre, daß die 
Anwendung der fraglichen Vorſchriften ſchon durch die Beſtimmung ausgefchloffen fei, daß eine 
Zeit für die Leiftung beitinmt fein müſſe. 

2. Berjährung. Abf. 1 Sa 2. 

a) Durch die Vorfchriften über die Vorlegungsfriſt wird eine Verjährung bes Anſpruchs 
aus ber Schuldverfchreibung nicht vollftändig ausgeſchloſſen, aber die Vorfchriften über die Ber- 
jährung erleiden eine wejentlihe Modifilation. Beſteht eine Vorlegungsfrift und ift innerhalb 
derfelben die Vorlegung oder gerichtliche Geltendmachung nicht erfolgt, jo kommt eine Verjährung 
nicht mehr in Frage, weil der Anſpruch erlofchen iſt. Bor dem Ablaufe der Vorlegungsfrift 
findet eine Verjährung nicht ftatt. Iſt aber innerhalb ber Vorlegungsfriſt die Vorlegung oder 
gerichtliche Geliendmachung erfolgt, ſo kann nunmehr nod eine Verjährung in Frage kommen. 
Diefe beginnt aber erſt mit dem Ende der Vorlegungsfrift (a. A. die frühere Auflage) und die 
Verjährungsfrift beträgt nur zwei Jahre. Dem Gläubiger, welcher die Urkunde vorgelegt Hat, 
ſteht alfo, wern Zahlung nicht erfolgt ift, für die Geltendmachung bes Anſpruchs noch eine Frift 
offen, welche fih zufammenfegt aus der Zeit von der Vorlegung bis zum Ende der Vorlegungs⸗ 
feift und aus der dann beginnenden zweijährigen Verjährungsfrift. Der erftere Teil der Friſt 
ift keine Verjährungsfrift; es finden daher darauf die Vorfchriften tiber Hemmung und Unter 
brechung der Verjährung feine Anwendung. Auf die zweijährige Verjährungsfriſt findet neben 
ben allgemeinen Borfchriften über bie Hemmung der Verjährung auch die Vorſchrift des 8 802 
über die durd) die Zahlungsfperre eintretende Hemmung Anwendung. 

Eine Abkürzung der zweijährigen Verjährungsfrift durch eine in ber Urkunde getroffene 
Beſtimmung wird nad) ber allgemeinen Vorſchrift des 8 225 für zuläffig zu Halten fein. 

b) Iſt eine Zeit für die Leiftung nit beftimmt, und beiteht daher feine Vor⸗ 
legungsfeift (f. Exl. 1e), fo Tann au die Vorſchrift des Abſ. 1 Sag 2 über die zweijährige 
Verjährung keine Anwendung finden. Auf bie Verjährung des Anſpruchs aus ber Schuld 
verſchreibung finden daher bie allgemeinen Grundfäge Anwendung. Die Berjäbrung beginnt 
nad 5 198 mit ber Entftehung des Anſpruchs. Diefer entfteht nicht bereits mit ber Ausftellung 
der Schuldverfchreibung, fondern erft mit dem Zeitpunkt, in welchem eim anderer als der Aus: 
fteller die Schuldverſchreibung erwirbt (f. Erl. 2 zu 8 793), und ber Anſpruch entſteht für jeden 
Inhaber mit dem Erwerbe von neuem. Dem jeweiligen Inhaber gegenüber kommt daher die 
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8. 802. Der Beginn und ber Lauf ber Vorlegungsfrift fowie der Ver- 
jährung werden durch die Zahlungsfperre zu Gunften des Antragfteller® gehemmt, 
Die Hemmung beginnt mit der Stellung des Antrag auf Zahlungzfperre; fie 
endigt mit der Erledigung des Aufgebotöverfahrens und, falls die Zahlungsſperre 
vor der Einleitung des Verfahrens verfügt worden ift, auch dann, wenn feit ber 
Befeitigung des der Einleitung entgegenftehenden Hinderniffes ſechs Monate ver 
ftrichen find und nicht vorher die Einleitung beantragt worden if. Auf Diele 
Friſt finden die Vorfchriften der $$. 208, 206, 207 entjprechende Anwendung. 


gegenüber einem früheren Inhaber abgelaufene Berjährungszeit nicht in Betracht, vielmehr bes 

ginnt die Werjährung ihm gegenüber erft von dem Zeitpunkt an, in weldem er die Schulb- 

verfchreibung erworben hat. Im praftiichen Ergebnifie kommt dies auf eine Unverjährbarfeit 

hinaus. Dies dilrfte auch der Abficht des Geſetzes, indbejondere bei Banknoten durchaus entjprechen. 
8. Üdergangsvorfäriften. EG. Urt. 174, 175. 


8 8902. 
@.18 69%; US TOO un. Ber: er —— 11853, M.I 6. 7071. 
P.1 88.2 6.548; ©. 

1. Die Zahlungsiperre (Erl. 4 zu 8 799; Br s Bi enthält das gerichtliche Werbot 
an ben Ausfteller, eine Leiftung an ben Inhaber des Papiers zu machen, insbeſondere neue 
Binds, Renten» oder Gewinnanteilfcheine oder einen Erneuerungsſchein auszugeben. Die Ein- 
löfung ber dor bem Verbot außgegebenen Zing-, Renten» oder Gewinnanteilſcheine wird von dem 
Verbote nicht betroffen. Die Zahlungsſperre wird regelmäßig auf Antrag zugleich mit der Ein 
feitung bes Aufgebotsverfahrens verfligt; fie kann indeſſen, wenn bie fofortige Einleitung bes 
Aufgebotöverfahrens nach 8 1015 Sag 2 ber CPO. unzuläffig if, auf Antrag au ſchon vorher 
verfügt werben (CPO. 8 1020). Die Zahlungsſperre erledigt ſich mit der Erlafjung des Aus⸗ 
ſchlußurteils; fie tft indefien unter den im 8 1022 der CPO. beftimmten Borausfegungen ſchon 
vorher aufzuheben. 

2. Die Wirkungen der Zahlungsiperre beftimmen fih im allgemeinen nad) den Vorſchriften 
der 88 135, 136. Daneben wird aber im 8 802 beitimmt, daß der Beginn und der Lauf ber 
Borlegungsfrift, ſowie der Verjährung durch die Zahlungsſperre zugunften des Antragftellers 
gehemmt werde. Die Wirkungen der Hemmung beftinnmen ſich nad) $ 205 (f. Exl. zu $ 205). 
Die Hemmung beginnt mit ber Stellung bes Antrags auf Zahlungsiperre. Hieraus ergibt 
fi, dag die Vorlegungsfrift, wenn fie zur Bett der Verfügung der Zahlungsſperre bereits ab» 
gelaufen fein witrde, nicht al3 abgelaufen zu betrachten ift, wenn fie zur Beit des Antrags auf 
Verfügung ber Zahlungsfperre noch nicht abgelaufen war, daß ihr Lauf vielmehr mit diefem 
Beitpunfte gehemmt ift. Die Hemmung endigt mit der Erledigung des Aufgebotsverfahrens und 
falls die Zahfungsiperre vor der Einleitung bes Verfahrens verfügt worben fit, au dann, wenn 
feit der Befeitigung des der Einleitung entgegenftehenden Hinderniffes ſechs Monate verftrichen 
find und nicht vorher die Einleitung beantragt worden iſt. Es find dies biefelben Borausfegungen, 
unter welchen nad) CPO. $ 1022 bie Zahlungsiperre von Amtswegen aufzuheben tft; aber die 
Hemmung ber Vorlegungäftift und der Verjährung tritt, wenn jene Borausfegungen vorliegen, 
ipso jure ein, auch wenn die Aufhebung ber Bahlungsiperre noch nicht erfolgt if. 

8. Beweidlaft. Der Antragfieller, welcher fich auf bie Hemmung beruft, Hat den Zeitpunkt 
au beweifen, in welchem die Zahlungsſperre eingetreten iſt. Dem anderen Teile liegt dann ber 
Beweis ob, daß und wann das Aufgebotsverfahren erledigt ift, oder falls die Zahlungsſperre 
vor der Einleitung des Verfahrens verfügt worden ift, daß ſeit ber Befeitigung bes der Eins 
leitung entgegenftehenden Hinderniſſes ſechs Monate verftrichen find. Im lepteren Galle fießt 
dem Untragfteller der Beweis offen, daß vor Ablauf der ſechs Monate die Einleitung des Ver- 
fahrens beantragt iſt. 

4. Auf die im $ 802 beſtimmte ſechsmonatige Friſt (ſ. Erl. 2) finden nach Satz 3 bie 
58 203, 206, 207 entiprechende Anwendung. Hiernach tft der Ablauf der Srift gehemmt, folange 
der Berechtigte durch Stillſtand der Neditspflege oder in anderer Weiſe buch höhere Gewalt 
innerhalb ber legten ſechs Monate an ber Betreibung bes Aufgebotsverfahrens verhindert ift 
(8 203). Iſt eine gejhäftsunfähige oder in der Geſchäftefähigleit befchränkte Berfon ohne geſetz⸗ 


22. Titel:-Echuldverfhreibung auf ben Inhaber. 88 802, 808. 907 


8. 808. Werden für eine Schuldverfchreibung auf den Inhaber Zinsfcheine 
ausgegeben, jo bleiben die Scheine, fofern fie nicht eine gegentheilige Beitimmung 
enthalten, in Kraft, auch wenn bie Hauptforberung erlischt ober die Verpflichtung 
zur Verzinfung aufgehoben oder geändert wird. 

Werden folche Zinsſcheine bei der Einlöfung der Hauptſchuldverſchreibung 
nicht zurücgegeben, fo ift der Ausſteller berechtigt, ben Betrag zurüdzubehalten, 
den er nach Abf. 1 für die Scheine zu zahlen verpflichtet ift. 


lichen Vertreter, fo Läuft die Friſt nicht vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nad) dem Beitpunft 
ab, in weldem bie Perſon unbefchränft geſchäftsfähig wird ober der Mangel ber Vertretung 
aufhört. Dies gilt nicht, foweit eine in der Geſchäftsfühigleit beſchränkte Perfon prozeßfühig ift 
(8 206). Der Ablauf der Friſt wird, wenn bie Bahlungsfperre zugunften eines Nadlafies ober 
gegen einen Nachlaß wirkt, nit vor dem Ablanfe von ſechs Monaten nad; dem Beitpunfte 
vollendet, in weldem die Erbſchaft von dem Erben angenommen oder ber Konkurs über den 
Nachlaß eröffnet wird oder von welchem an bad Aufgebotsverfahren von einem Vertreter ober 
gegen einen Bertreter betrieben werden Tann (8 207). 
5. ibergaugavorſchriften. EG. Art. 174. 


8 808. 
@18 690; 1 8 731 vn uns ls 187. 9. a 3550, 3559, 11242 q.; M. II @. 701. 
2.182 © 541f. RB. 6. 1984. 

Sacobi I ©. 278. 

1. Sinsiheine, welche zu einer verzinslichen Schuldverſchreibung auf ben Inhaber and- 
geſtellt werben, find regelmäßig felbft auch Schuldverfchreibungen auf den Inhaber (f. Erl. 1d zu 
8 795); es finden daher auch auf fie alle Vorſchriften über derartige Schulbverfchreibungen 
Anwendung, foweit ſich nicht aus dem Geſetz (. 38 799, 801, 803, 804) ober aus bem Inhalte 
des Zinsſcheins ein anderes ergibt. Der Charakter einer Schulbverfcreibung anf ben Inhaber 
wird dadurch nicht ausgefchloffen, daß der Betrag, deſſen Leiftung in bem Zinsſcheine veriprochen 
tft, als Zinfen eines durch die Hauptſchuldverſchreibung verbrieften Kapitals bezeichnet ift. = 
liegt Hierin die Angabe der causa der verfprochenen Beiftung; eine folde Angabe ift aber, wie 
in El. 1a zu 8 793 hervorgehoben ift, mit einer Schuldverſchreibung auf ben Inhaber nicht 
unvereinbar. Die Angabe hat bie Bedeutung, daß die für Forderungen aus der angegebenen 
eausa geltenden befonberen Vorfchriften Anwendung finden follen (vgl. $ 796). Die Bezeichnung 
der durch den Zinsſchein verbrieften Forderung als einer Zinsforderung hat daher zur Folge, 
daß, foweit nicht ein anderes beſtimmt ift, die materiellen Vorſchriften über Binsforderungen anf 
die Forderung Anwendung finden (RG. Bd. 5 €. 254). Die gilt insbeſondere von den Bor- 
ſchriften der 88 248, 289 über die Vereinbarung von Binfeszinfen und Aber Verzugszinſen von 
Zinfen. Die Vorfäriften über die Verjährung von Binsforberungen ($ 197) kommen wegen ber 
befonderen Vorſchrift des 8 801 über das Erlöſchen und bie Verjährung von Anſprüchen aus 
Binsfgeinen nicht in Betradit. 

2. Für den Fall, da die Hauptforderung erliſcht ober die Berpflichtung zur Berzinfung 
aufgehoben oder geändert wird, macht ber 8 803 Abf. 1 mit Nüdficht auf das Bedürfnis des 
Verkehrs eine Ausnahme von ber in Erl. 1 Hervorgehobenen Konfegnenz ber Eharalterifierung 
der in dem Zinsſcheine verbrieften Forderung als einer Binsforberung. Die Zinsfcheine bleiben 
auch in den hervorgehobenen Fällen in Kraft. Gleichgültig ift, aus welchem Grunde die Haupt- 
forderung erliſcht. Die Zinsfcheine bleiben insbeſondere auch dann in Kraft, wenn bie Haupte 
ſchuldverſchreibung fir kraftlos erklärt ift (8 799). Auch die Vorſchrift des $ 224, nad) welder 
mit dem Hauptanſpruch aud ber Aufpruch auf die von ihm abhängenden Nebenleiftungen ver- 
jührt, auch wenn die für diefen Anſpruch geltende beiondere Verjährung noch nicht vollendet iſt, 
findet bei Zinsſcheinen feine Anwendung (Dertmann II. Aufl. Erl. 1a zu $ 803). 

8. Um den Ausfteller gegen die Gefahr zu ſchützen, welche für ihn aus ber Vorſchrift bes 
Abſ. 1 entfteht, wird ihm durch Abſ. 2 für den Fall, dab Zinsſcheine bei der Einlöfung dev 
Hauptjchuldverſchreibung nicht zurückgegeben werden, das Recht eingeräumt, ben Betrag 
wubehalten, den er nach Abſ. 1 für die Echeine zu zahlen verpflichtet iR. Das Zurückbehaltungs- 
recht dauert nur folange, ala auf Grund ber micht zurücgegebenen Zinsſcheine noch ein Anſpruch 
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8. 804. Iſt ein Bing-, Renten- ober Gewinnantheilichein abhanden ge— 
kommen oder vernichtet und Hat der bisherige Inhaber den Verluft dem Ausfteller 
vor dem Ablaufe der Vorlegungsfrift angezeigt, jo fann der bißherige Inhaber 
nach dem Ablaufe der Friſt die Leiftung von dem Ausfteller verlangen. Der An- 
ſpruch ift ausgeſchloſſen, wenn der abhanden gefommene Schein dem Ausfteller 
zur Einlöfung vorgelegt oder der Anſpruch aus dem Scheine gerichtlich geltend 
gemacht worden ift, e3 fei denn, daß die Vorlegung oder die gerichtliche Geltend- 
machung nach dem Ablaufe der Friſt erfolgt ift. Der Anfpruch verjährt in vier 
Jahren. 

In dem Zing-, Renten- oder Gewinnantheilſcheine kann der im Abſ. 1 be— 
ftimmte Anspruch ausgefchloffen werden. 


gegen ben Ausſteller geltend gemacht werben Tann. Es fält daher in Anſehung des Betrags 
eines jeden Zinsſcheins weg, wenn der Anſpruch aus bemjelben durch Ablauf der Borlegungsfrift 
erloſchen oder wenn ex verjährt ift (8 801). Wird ein Hinsichein dem Wusfteller fpäter ein- 
geliefert, fo tft ber darauf zurüdbehaltene Betrag zu bezahlen. Bweifelhaft if, ob bie Vorſchrift 
bes 8 273 Abf. 3, nach welcher ber Gläubiger die Ausiibung des Zurüdbehaftungsredits durch 
Sicherheitgleiftung abwenden Tann, auf das Hier fragliche Zurüdbehaltungsredt Anwendung 
findet. Die Frage bürfte, obwohl bie gedachte Vorſchrift fich direkt nur auf das im 8 273 beflimmte 
Burüdbehaltungsrecht bezieht, doch wegen völliger Gleichheit der Rechtslage zu bejahen fein 
Oertmann II. Aufl. Erl. 2 zu $ 803). 

4 Die Borſchriften des 3 808 find dispoſitiver Natur. Eine vom den Vorſchriften des 
Abſ. 1 abweichende Beftimmung muß indeſſen, um gegenüber dem Inhaber des Zineſcheins 
Wirkungen zu haben, in dem Binsfcheine felbft zum Ausdrucke gelangt fein. Iſt die Borfchrift 
des Abſ. 1 ausgeſchloſſen, fo findet felbftverftändlih auch bie Worichrift des Abſ. 2 keine 
Anwendung. 

5. Werben zu einer Schuldverſchreibung Zinsiheine auögegeben, jo Lönnen Zinfen nur 
auf Grund ber Zinsiheine gefordert werden. Erwirbt jemand die Haupiſchuldverſchreibung 
und werben ihm die für die Hauptfchuldverfhreibung ausgegebenen Zinsſcheine nicht oder nicht 
fämtlich mitgeliefert, jo Tann er fih nur an feinen Vormann, nicht an den Ausfleller Halten; 
legtexer ift nicht verpflichtet, neue Zinsſcheine zu liefern (PB. II Bd. 2 ©. 553; RG. Bd. 14 
©. 161, Bd. 31 ©. 147). 

6. Wegen des Nießbrauchs an Papieren, für die Zinsfcheine — find, ſ. 88 1081 
iM 1083, wegen bes Pfandreits 8 1296. Vgl. auch EBD. 8 1019 Abf. 3. 

7. Über Zinsfheine, die zu einer anf eine beſtimmte Perſon oder auf Order lantenden 
Schuldverſchreibung ausgeſtellt werben, |. Erl. 1d zu 8 795. Die Vorſchriften des 8 803 
finden auf folhe Zinsſcheine keine direlte Anwendung. Einer entfprechenden Anwendung dürften 
indefien feine begründeten Bedenken entgegenftehen (a. A. Simon, Die namenlojen Zinsſcheine 
der Orderpapiere, ©. 33). 

8. Auf Renten, Gewwinneanteil- und Erneuerungsſcheine beziehen ſich bie Vorſchriften 
bes 5 808 nicht. Über Erneuerungsicheine ſ. Erl. zu 8 805. Menten- und Gewinnanteilſcheine 
Lönmen Schuldverfhreibungen auf den Inhaber fein und bie Iegteren find es regelmäßig. Ihr 
Inhalt ergibt aber, daß bie Forderung aus ihnen materiell davon abhängt, ob in bem Unternehmen, 
auf welches fie ſich beziehen, ein Gewinn und zu welchem Betrag ein folder gemadt ift. Eine 
entiprechende Anwendung des 8 803 auf fie tft umzuläffig. Über die zu Atien ausgegebenen 
Gewinnanteilſcheine auf den Inhaber |. HGB. 8 228 Abi. 2. 


$ 80. 
@.18 697; 11 8 732 ev. 8 789; II 8 788. P.I €.937f1., 3087, 3654, 3560, 11854; MR. II 6. TOON. 
2.1 20.2 6, 5481. 


1. Zum Erfage der bei Zins, RNenten- und Gewinnanteiliheinen ansgefälofienen Kraft: 
losertlaruug ($ 799) gewährt der 5 804 im Falle des Verluſtes des Scheines dem bisherigen 
Inhaber unter ben im 5 804 beſtimmten Boransfegungen einen Auſpruch auf die durch den 
Schhein verbriefte Keiftung gegen den Ausſteller. Vorausfegungen des Anſpruchs find: 


22. Titel: Schuldverfchreibung auf den Inhaber. $ 804. 909 


a) Der Schein muß abhandengefommen oder vernichtet fein. In betreff diefer Boraus« 
fegung gilt dasfelbe wie im Falle der Kraftloserflärung ($ 799). 

b) Der bißherige Inhaber muß den Verluft vor Ablauf der Borlegungsfrift (8 801 Abf. 2) 
dem Ausfteller angezeigt haben. 

©) Die Borlegungsfrift muß abgelaufen fein, one daß vorher der Schein dem Ausſieller 
zur Einlöfung vorgelegt oder ber Anſpruch aus dem Scheine gerichtlich geltend gemacht worden ift. 

Der Berluftträger wird durch den ihm unter diefen Vorausſetzungen zufiehenden Anſpruch 
zwar nicht volftändig, aber doc immer dann geſchützt, wenn ber Schein nicht wieder zum Bor» 
ſcheine fommt. Der Ausfteller andererfeit3 wird durd die vom Geſetze getroffene Einrichtung nicht 
beſchwert. Er kann, folange die Borlegungsfrift nicht abgelaufen ift, an jeden Inhaber mit 
befreiender Wirkung leiften; zu einer Kontrolle ift er trotz der Anzeige nicht verpflichtet. Nah 
Ablauf der Fri muß er allerdings an den Berluftträger zahlen; aber darin liegt feine materielle 
Ungerechtigkeit, weil er durch ben Ablauf der Friſt bem etwaigen Juhaber des Scheineß gegen ⸗ 
über frei geworden iſt. 

2. Beweislaſt. Die nicht ganz einfache Faſſung der Vorſchriften erklärt ſich aus dem 
Beſtreben, im Geſetze die Regelung der Beweislaſt zum Ausdrucke zu bringen. Der Verluſt⸗ 
träger hat zur Begründung ſeines Anſpruchs nachzuweiſen, daß der Schein vernichtet oder ab⸗ 
bandengelommen und daß bie Vorlegungsfrift abgelaufen ſei fowie daß er dem Ausfteller vor 
dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt Anzeige erftattet Hat. Nach dem E. I war ber Unfpruch des 
frügeren Inhabers davon abhängig, daß dem Ausſteller bereits bei der Anzeige der Beweis bes 
Verluſtes erbracht war; der Ausfteller brauchte die bloße Anzeige des Verluftes nicht zu berüd« 
fihtigen. Die zweite Kommiffion hat die Beftimmung dahin geändert, daß zunächſt bie Unzeige 
genügen foll; erſt wenn der frühere Inhaber nad) Ublauf der Vorlegungsfriſt die Einlöfung des 
Scheines verlangt, hat er nachzuweiſen, daß der Schein vernichtet oder abhanden gekommen ift. 
Dies ift der Sinn der Ausführungen in den P. II Bd. 2 ©. 548. Es ift nicht gemeint, daß 
dem früheren Inhaber überhaupt der Beweis des Verluftes 'erlafien werden joll. Nach dem 
Bortlaute bes Geſetzes kann jedenfalls fein Zweifel darliber fein, daß der frühere Inhaber beides, 
die Anzeige und den Verluſt darzutun hat (a. U. Staudinger Erl. II 1c zu $ 804; wie hier 
jegi Dertmann II. Aufl. Erl. 3 zu 8 804). Wendet der Ausfteller ein, daß ihm der Schein zur 
Einlöfung vorgelegt oder daß ber Anſpruch aus bem Scheine gerichtlich geltend gemacht und des⸗ 
halb ber Anſpruch Hinfälig fet, fo hat er die Borlegung des Scheines oder die gerichtliche Geltend- 
machung des Anſpruchs zu bemweifen. Behauptet dem gegenüber der Verlufiträger, daß die Bor» 
Tegung nad) bem Ablaufe der Borlegungsfrift erfolgt und alfo bedeutungslos jei, jo Hat er hier 
für jeinerfeit3 ben Beweis zu erbringen; die Umkehrung der Beweislaſt beruht auf der Erwägung, 
daß es dem Ausfteller nicht zugemutet werben könne, bei der Einlöfung jedes Zinsſcheins Vor⸗ 
tehrungen für den etwaigen jpäteren Beweis bed Zeitpunkts der Einlöfung zu treffen. 

3. Der dem bisherigen Inhaber des Zinsſcheins nach 3 804 zuftehende Auſpruch verjährt 
in vier Jahren, Über den Beginn der Verjährung enthält das &efep keine beionderen Vor— 
ſchriften; e8 finden darauf alfo die allgemeinen Grundfäge Anwendung. Bweifelhaft ift, ob die 
Verjährung mit dem Ablaufe der Borlegungsfriit beginnt, oder ob der 3201 Anwendung findet 
und die Verjährung daher erft mit dem Ablanfe des Jahres beginnt, in welhem bie Vorlegungs⸗ 
frift abgelaufen tft. Die Entſcheidung diefer Frage hängt davon ab, ob der bier fragliche Uns 
ſpruch zu den im 8 197 bezeichneten auf Rüdcſtände von Binfen, Renten und ähnlichen wieder 
tehrenden Leiftungen gerichteten Anfprüche gehört. Die Frage bürfte zu bejahen fein, da ber 
bier fragliche Anſpruch, obwohl er von ben befonderen im $ 804 bezeichneten Vorausſetzungen 
abhängt, doc feinem Gegenftande nad ein Anfpruc auf Rüdftände von Zinſen, Renten ober 
Gewinnanteilen ift, zu den im 8 197 bezeichneten Unfpriichen gehört (a. U. Dertmann II. Aufl. 
Erl. 2 zu $ 804; Staudinger El. II 3). 

4. Die Vorſchriſt des 8 804 ift Dispofitiver Natur. Die Ausihliefung dev Anwendung 
der Borfchrift muß in den Zins⸗, Nentens oder Gewinnantelliheinen zum Ausbrude gelangt fein. 

5. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borfäriften, nach melden bei Schuldver⸗ 
fhreibungen auf den Inhaber, die der Bundesſtaat oder eine ihm angehörende Körperſchaft, 
Stiftung oder Anftalt des öffentlichen Rechtes ausftellt, der im 8 804 bes BGB. bezeichnete 
Anſpruch ausgeihlofien ift, auch wenn die Ausſchließung in dem Zins⸗ oder Rentenſcheine nicht 
bejtiumt ift (E®. rt. 100 Nr. 2). 

6. Im betreff der zu Schuldverfchreibungen oder Schatzanweiſungen bed Reich ausgegebenen 
Binsfcheine beftimmt bie Reichsſchuldenordnung v. 19. März 1900, 8 16 Abf. 2, dan der im 
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8. 805. Neue Zins- ober Nentenfcheine für eine Schuldverfchreibung auf 
den Inhaber dürfen an den Inhaber der zum Empfange der Scheine ermächtigenden 
Urkunde (Erneuerungsfchein) nicht ausgegeben werben, wenn der Inhaber ber 
Schuldverſchreibung der Ausgabe widerfprochen hat. Die Scheine find in biefem 
alle dem Inhaber der Schuldverſchreibung auszuhändigen, wenn er die Schuld» 
verfchreibung vorlegt. 


8 804 beftimmte Anſpruch ausgeſchloſſen ift, ohne daß es ber Ausfchliefung in bem Scheine 
bedarf. Behauptet ber bisherige Inhaber eines Zinsſcheins aber die Vernichtung des Zinsſcheins, 
fo fol nad Abf. 3 die Vorſchrift des Abf. 1 zur Anwendung kommen, nad; welcher die Reichs⸗ 
fuldenverwaltung dem bisherigen Inhaber einer Schuldverichreibung oder Schaganmweifung, 
wenn fie die Bernichtung der Urkunde für nachgewieſen erachtet, eine neue Schuldverfdreibung 
oder Schaganweifung auszuftellen hat. 
8 808. 
@.18 698; II 8 733 en. 8 790; II 8 789. P.i 6.9371. 3287, 3554, 3560, 118541.; N. U G. 712. 
2.188.236. 551f.; Ba. 6 6. 148. 

Deneke, Der Erneuerungsſchein (Zalon) in Iherings Jahrb. Bd. 42 ©. 353; Jacobi 
©. 289. 

Im Verkehr ift es vielfach gebräuchlich, bei Schuldverfchreibungen auf den Inhaber, zu 
denen Zinsſcheine ausgegeben werden, Urkunden beizufügen, melde zum Empfange ber Zins 
und Rentenſcheine, wenn folde nicht für die ganze Beit der Verzinfung ausgegeben find, er⸗ 
mächtigen. Das Geſetz bezeichnet derartige Urfumden nad) dem Vorgange bes StGB. 8 149 als 
Erneuerungsſcheine. Im Verkehre werden fie meiſtens als Talons bezeichnet, Hier und da fommt 
auch der Ausdruck Binsfeifte vor. 

1. Über die rechtliche Natur der Ernenerungsſcheine beiteht Streit. Bon bem einen 


werden fie als bloße Legitimationspapiere, von anderen ald Inhaberpapiere angefehen. (liber 
die verſchiedenen Anfichten und ihre Vertreter ſ. Denele a. a. O. ©. 402ff.; vgl. auch Oert⸗ 
mann II. Aufl. Erl. 1a, b zu 8 805; Staudinger Erl. IVb zu 8 803; Erl. 1 zu 8 805). Die 
legtgebachte Auffafjung wird in eingehender Weife beſonders von Denele vertreten. Betrachtet man 
den Erneuerungsſchein lediglich als Legitimationspapier, fo wilde daraus folgen, daß ber Aus— 
fteller ber ein auf ben Inhaber durch die Aushändigung der Bing: oder Renten- 
ſcheine an den Inhaber des Erneuerungsſcheins zwar befreit wird, daß der Inhaber be Ex» 
neuerungsſcheins aber nicht berechtigt ift, die Leiftung der Zins⸗ oder Rentenſcheine zu verlangen 
(j. Er. 4 zu 8808). St der Erneuerungsſchein aber ein Inhaberpapier, fo kann der Juhaber 
nad) 8 793 die Leiftung der Bind» oder Rentenfcheine fordern, es fei denn, daß er zur Verfügung 
über den Erneuerungsicein nicht berechtigt ift. Der Ernenerungsichein kann ſowohl die eine 
als die andere Bebeutung haben. Es fragt fi} aber, welche Bedeutung ihm im Zweifel zukommt. 
Der regelmäßige Wortlaut der Erneuerungsiheine bürfte für die Wuffafiung fpredien, daß ber 
Inhaber bie Leiftung der Binde oder Rentenſcheine zu verlangen berechtigt fein fol. So z. B. 
lautet der Erneuerungsſchein zu der preußiſchen konſolidierten dreiprozentigen Staatsanleihe von 
1890 dahin 

„Der Ingaber dieſes Erneuerungsſcheins empfängt gegen defien Rüdgabe zu der Schulb- 
verſchreibung Nr. 4836 Lit. D. über 500 ME. die dritte Reihe der Zinsſcheine Pe die 10 Jahre 
vom 4. Oftober 1910 bis 30. September 1920 nebft Ernenerungsiceln, fofern nicht der Inhaber 
der Schuldverfchreibung bei der Kontrolle der Staatöpapiere ber Ausgabe widerfproden bat; im 
diefem Falle werben |die neuen Zinsſcheine nebft Erneuerungsſchein dem Inhaber der Schuld- 
verfhreibung ausgehändigt, wenn er bie Schuldverfchreibung vorlegt.“ 

Der Ausdrud „der Inhaber des Erneuerungsſcheins empfängt die bezeichneten Scheine" 
enthält offenbar die Eingesung einer Verpflichtung gegenüber dem Juhaber, nicht bloß den Vor⸗ 
behaft eines Rechtes für den Ausiteller, ſich durch Leiftung an ben Inhaber zw befreien. Für 
diefe Auffaffung ſpricht ferner der Zwed bes Erneuerungsiheins. Der Inhaber der Hauptfchulb: 
verſchreibung foll durch den Ernenerungsfchein ber Notwendigkeit überhoben werben, bie Haupt⸗ 
ſchuldverſchreibung felbft behufs Erlangung neuer Zins⸗ oder Rentenſcheine vorlegen zu müffen. 
Diefer Zwed würde nicht erreicht werden, wenn ihm nicht das Recht zuftände, lebiglich auf Grund 
des Erneuerungsfcheins die Leiftung der neuen Zins⸗ oder Mentenfceine zu verlangen, ber Aus⸗ 
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fteller ihn vielmehr durch feine Weigerung zwingen könnte, zu jenem Bwede immer die Haupts 
ſchuldverſchreibung felbft vorzulegen. Aus ber Anerkennung des Rechtes des Inhabers bed Er⸗ 
neuerungsſcheins auf Grund des Scheines die Leiftung der Bing“ oder Mentenfcheine zu verlangen, 
folgt indeſſen nicht, daß ber Erneuerungsfchein in jeder Beziehung als Inhaberpapier zu bes 
trachten tft. Das Recht, die Leiftumg der Zins⸗ oder Rentenfcheine zu verlangen, fteht an fich 
dem Hauptinhaber ber Schuldverfchreibung zu. Für die Ausübung dieſes Rechtes und mur für 
diefe ſoll ber Erneuerungsſchein die Funktion ber Hauptſchuldverſchreibung, jedoch nicht an Stelle 
berjelben, fondern neben ihr haben (Denete ©. 362ff.; Jacobi I ©. 289ff.; vgl. Erl.4). m 
allen anderen Beziehungen, insbeſondere in betreff der Übertragung bes Rechtes anf bie Zins⸗ 
ober Rentenſcheine, hat ber Erneuerungsſchein nicht die Funktion der Hauptſchuldverſchreibung. 
Eine folhe Funktion kanu dem Erneuerungsfcheine durch den Ausfteller beigelegt werden. Aus 
dem Wortlaut und dem Biwede bes Erneuerungsſcheins folgt dies aber nicht und wird daher 
im Zweifel nicht angenommen werben dürfen (a. U. Dernburg II 8 149 Anm. 12). 

2. Dad Berhältuis des Ernenerungsfheins zu der Hauptihuldverfäreibung wird von 
der herrſchenden Meinung als ein Bubehörverhältnis angefehen. Deneke (S. 369) will das 
gegen das Verhältnis nach Analogie des Verhältniſſes der weſentlichen Beftandteile behandeln. 
Man wird mit dem legteren davon auszugehen haben, daß auf den Erneuerungsſchein der 8 952 
Anwendung findet. Der Erneuerungsſchein ift eine Urkunde über das Mecht, die Leiftung vor 
Bind» oder Rentenſcheinen zu verlangen. Er wird alfo mit feiner Wusftelung nad $ 952 
Eigentum besjenigen, welchem jenes Mecht zujteht, und mit der Übertragung dieſes Rechtes geht 
auch das Eigentum bes Erneuerungsfcheins auf den Erwerber des Rechtes über. Das fragliche 
Recht fteht nun aber dem Eigentümer ber Hauptichuldverihreibung zu; biefem fteht alfo auch 
das Eigentum bes Erneuerungsſcheins zu, und mit der Übertragung des Eigentums an ber 
Hauptfhuldverihreibung geht auch das Eigentum an dem Erneuerungsfchein über. Wären bie 
_Borfchriften des $ 952 zwingende, fo würbe man mit Denete ©. 369 zu ber Aunahme eines 
"den wejentlichen Beſtandieilen entſprechenden Verhältniffes gelangen. Nah Erl. 264 zu 8 952 
trifft jene Vorausfegung indeſſen nicht zu. Es iſt rechtlich möglich, daß der Gläubiger bei ber 
Übertragung der Forderung das Eigentum an der über die Forderung ausgeftellten Urkunde 
äurhdbehält und Forderung und Eigentum an der Urkunde alſo von einander getrennt werden. 
So ift es rechtlich aud möglich, daf das Eigentum an bem Ernenerungsfchein und an ber 
Hauptiſchuldverſchreibung verſchiedenen Perſonen zufteht. Uber es bildet dies immer nur eine 
Ausnahme. Geſetzliche Regel ift, daß dem Eigentlimer der Hauptiuldverfchreibung auch das 
Eigentum an dem Erneuerungsſcheine zufteht. Hieraus ergibt ſich, da der Anöfteller, von dem 
ber Inhaber des Erneuerungsſcheins die Leiftung der Zins⸗ oder Rentenſcheine verlangt, bie 
ihm gegen diefe Forderung na Erl. 1 zuftehende Einwendung, daß ber Inhaber zu ber Ver⸗ 
fügumg über den Erneuerungsſchein nicht berechtigt fei, durch den Nachweis begründen kann, 
daß der Inhaber nicht Eigentümer der Hauptihuldverfchreibung fei und diefer auch dem In⸗ 
haber nicht die Einwilligung zu der Einziehung ber Zins⸗ ober Rentenſcheine erteilt Habe. Dem 
Inhaber liegt dann ber Beweis ob, daß bie Vorausſetzungen einer Ausnahme von der geſetzlichen 
Negel vorliegen und daß ihm infolge davon, obwohl ex nicht Eigentümer ber Hauptſchuld⸗ 
verfchreibung fei, bo das Eigentum an dem Erneuerungsfceine zuftehe. Über das Recht bes 

Inhabers an ber a in einem alle diefer Art dem Erneuerungsſcheine 
feine rechtliche Kraft zu entziehen, f. Erl. 3. 

Der Begriff des Zubehörs paßt auf dad Hier fragliche Verhältnis nicht, weil es am ber 
Borausfegung fehlt, daß die als Zubehör zu betrachtende Sache, bier alfo der Erneuerungsſchein, 
in ein dem Bmwede der wirtihaftlihen Beitimmung der Hauptſache, Hier alſo der Hauptſchuld⸗ 
verſchreibung zu dienen, entiprechendes räumliches Verhältnis gebracht ift (8 97). Man ann 
höchſtens fagen, dab ein dem Zubehörverhältnis ähnliches Verhältnis vorliegt; aber die Voraus⸗ 
fegungen und Wirkungen dieſes Verhältniſſes find doch, wie fih aus bem obigen ergibt, von 
denen be3 Bubehörverhältnifies weſentlich verſchieden. 

8. Der Inhaber der Hauptſchuldverſchreibung Tann na $ 8% der Ausgabe der neuen 
Zins. oder Reutenſcheine an den Inhaber des Ernenerungsfdeins widerſprechen. Durch einen 
folden Widerſpruch wird dem Erneuerungsſcheine jede Wirkjamfeit entzogen. Der Inhaber bes 
Erneuerungsſcheins ift nicht mehr berechtigt, die Leiftung der Bins- ober Mentenfcheine von dem 
Außfteller zu verlangen und biefer wird durch die Leiftung der Zins» oder Rentenſcheine an 
den Inhaber von feiner Verpflichtung zur Leiftung an ben Inhaber der Hauptihuldverjchreibung 
nicht befreit. 
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8. 806. Die Umfchreibung einer auf den Inhaber lautenden Schulbverichreibung 
auf den Namen eines beftimmten Berechtigten kann nur durch den Ausſteller er- 
folgen. Der Ausfteller ift zur Umjchreibung nicht verpflichtet. 


Der Widerfprud muß dem Wußfteller gegenüber erfolgen; er ift eine einfeitige empfanges 
bebürftige Willenserklärung und an feine Form gebunden. 

4, Der Inhaber der Hauptſchuldverſchreibung behält neben dem Fuhaber dei Ernenerungs- 
ſcheins das Recht, die Leiftung der Zind- oder Nentenfcheine von dem Ansfteller zu verlangen. 
Ausdrüdlich beftimmt ift im $ 805 Satz 2 nur, daß, wenn ber Inhaber der Hauptichuld- 
verfhreibung der Aushändigung der Zins⸗ oder Nentenfcheine an ben Inhaber bes Erneuerungs- 
ſcheins widerſprochen hat, ihm bie Scheine ausznhändigen find, wenn er bie Hauptſchuld⸗ 
verſchreibung vorlegt. Hieraus ergibt ſich aber, daß ber Inhaber ber Hauptſchuldverſchreibung 
jederzeit unter Borlegung der Hauptſchuldverſchreibung die Aushändigung der Zins⸗ oder Remten- 
ſcheine verlangen kann; benn in einem ſolchen Verlangen liegt immer auch ein Widerſpruch gegen 
die Aushändigung der Scheine an den Inhaber des Erneuerungsfceins (Denete S. 389f.). 

Dem Ausfteller, welcher die Scheine dem Inhaber der Hauptichuldverichreibung aushändigt, 
wird dad Recht zuzugefiehen fein, zu verlangen, daß bie Aushändigung auf der Hauptſchuld⸗ 
verſchreibung vermerkt werde (Staudinger Erl. 1a Abf. 2 zu 8 805). 

5. Ein Bebirfnis, eine Sraftloserflärung der Erneuerungsſcheine zuzulafien, liegt nad 
den in bem obigen dargelegten Grundfägen nicht vor. Das Gefe geftattet daher eine ſolche nicht. 

6. Die Vorſchriften des 8 805 find bispofitiver Natur. Eine Beichränktung ber Rechte 
des Inhabers der Hauptſchuldverſchreibung muß indefien in diefer zum Ausdrucke gelangt fein. 

7. Auf Gewinnanteilfheine bezieht fih der 8 805 nicht, Für die zu Aktien ansgegebenen 
Gewinnanteilſcheine enthält das HGB. 8 230 eine entiprechende Vorſchrift. 


8 806. 
@. 18700; II 8 734 rev. 8 7915 11 8790. P.IE.91M.; MITTE. 71Sf. P.IIBE2 €.555. 2. 6.669. 

1. Umſchreibung einer auf den Inhaber Iautenden Schuldverſchreibung auf den Namen 
eines beftimmten Berechtigten. Der Verluft einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber bringt 
für den Berechtigten erhebliche Gefahren mit fi. Diefelben ergeben fi) teils aus dem Grund⸗ 
fage, daß der jeweilige Inhaber zur Geltendmachung der Gläubigerrechte befugt ift, teild aus den 
Beſchränkungen, melden die Eigentumsverfolgung in bezug auf Inhaberpapiere unterliegt. 
Andererſeits liegen für den Befiger folder Schuldverſchreibungen die Verhältnifje Häufig fo, dat 
eine Weiterbegebung und folgeweife aud) der mit der Inhaberklaufel verknüpfte Vorteil erleichterter 
Weiterbegebung vorerft nicht in Betracht fommt. Mit Rüdficht auf diefe Sachlage finden fi 
in den bißherigen Geſetzen zahlreiche Vorſchriften, welche darauf abztelen, durch eine mehr oder 
weniger weitgehende Anderung ber rechtlihen Natur des Papters die mit berfelben verbundenen 
Gefahren zu befeitigen. Das BGB. lüht zu dem bezeichneten Bmede die Umſchreibung der 
Schuldverſchreibung auf den Namen eines beftimmten Berechtigten durch ben Ausfteller zu. Die 
Umfcreibung Hat die Wirkung, dab das Papier den Charakter einer Schuldverſchreibung anf 
ben Inhaber verliert. Die Verbindlichkeit des Ausſtellers verwandelt fi in eine ihm gegen den 
beftimmten Berechtigten obliegende gewöhnliche Schuldverbindlichteit, über die eine Urkunde aus 
gejtellt ift (8 371). Waren Zins- oder Mentenfcheine auf den Inhaber ausgegeben, jo behalten 
biefe ihre Kraft und Bedeutung (88 803, 804). Das gleiche dürfte von einem ausgefiellten 
Erneuerungsſcheine gelten, fofern nit bei der Umfchreibung der Aushändigung neuer Zins 
oder Rentenſcheine an den Inhaber des Erneuerungsſcheins widerſprochen ift. 

2. Die Umfhreibung erfolgt durch den Ausſteller. Diejer kann fie aber nur im Ein- 
verftändnifie mit dem Inhaber vornehmen. Die Form und die Modalitäten ber Umfchreibung 
zu beftimmen ift Sache des Ausſtellers; er bebarf indefjen auch in diefer Beziehung des Ein- 
verftändniffes de Inhabers. Eine Verpflihtung für den Ausſteller, die Umfchreibung vor 
zunehmen, befießt nicht. Eine ſolche Verpflichtung kann aber dadurch begründet werben, dab 
ber Ausfteller die Umwandelung in der Schuldverſchreibung auf den Inhaber verſprochen hat. 

8. In gleicher Weife wie die Ummandelung der Schuldverfchreibung in ein Namenpapier 
erfolgt, taun umgefehrt dad Namenpapier wieder in ein Inhaberpapier umgewandelt werben. 

4. Die Außerkursſetzung von Schuldverfchreibungen auf den Inhaber ift befeitigt. Eine 
vor dem Inkrafttreten des BGB. erfolgte Außerkursſehung verliert ihre Kraft (EG. Art. 176). 
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8. 807. Werben Karten, Marken oder ädnliche Urkunden, in denen ein 
Gläubiger nicht bezeichnet ift, von dem Ausfteller unter Umftänden ausgegeben, 
aus welchen fich ergiebt, daß er dem Inhaber zu einer Leiftung verpflichtet fein 
will, jo finden die Vorfchriften des 8. 793 Abſ. 1 und ber SS. 794, 796, 797 
entfprechende Anwendung. ü 


5. Beſondere Vorſchriften über Umfchreibung. Der Vormund ift verpflichtet, die zum 
Mündelvermögen gehörenden Inhaberpapiere zu hinterlegen oder auf ben Namen umfchreiben zu 
laſſen (88 1814, 1815). Das Bormundfcaftsgeriht Tann dem Vater eine gleiche Verpflichtung 
in Unfehung der zum Kindesvermögen gehörenden Inhaberpapiere auferfegen ($ 1667). Im 
Falle einer Nacherbſchaft hat der Borerbe auf Verlangen des Nacherben bie zur Erbfchaft ge⸗ 
börenden Inhaberpapiere zu hinterlegen oder auf den Namen umfchreiben zu lafien (88 2116, 2117). 

6. Unberügrt bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften, welche dem Bundesftant oder ihm 
angehörenden Störperfchaften, Stiftungen und Unftalten des öffentlichen Rechtes abweichend von 
der Borfchrift bes 8 806 Satz 2 bes BGB. verpflichten, die von ihnen ansgeftellten, auf den 
Inhaber lautenden Schuldverfchreibungen auf den Namen eines beftinmten Berechtigten um— 
zuſchreiben ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die fi aus der Umfchreibung einer 
folgen Schuldverfchreibung ergebenden Rechtsverhältniſſe, mit Einfluß der Kraftloserflärung, 
regeln (EG. Art. 101). 

Unberübrt bleiben ferner die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Eintragung von 
Gläubigern eines Bundesftaats, indbefondere von Beſihern von Stantsfhuldverfhreibungen, in 
ein Staatsfhuldbuh regeln (EG. Urt. 97). Ebenfo bleiben bie entiprechenden Beitimmungen 
des Gef., betr. das Reichsſchuld buch, v. 31. Mai 1891 in Kraft. 


8 807. 
@.18 702; 1 8 735 res. 8 792; 18 791. P. I G. obs qj., 35615 M. II. 72311. P. U Bo. 2 6.5611. 


Steuer, Die rechtliche Natur des Theaterbilletts nad) gemeinem und dem echte des 
BGB., 1902; Kempner, Der rechtliche Charakter des Straßenbahnbilletts, 1902; Beyersdorf, 
Die rechtliche Natur der Eifenbahnfahrlarte, 1903; Seelmann, Das Straßenbahnbillett, Arch. 
f. Bürg. R. 8b. 25 ©. 186; Seelmann, Der Fahrſchein der Straßenbahn, in EiſenbahnEntſch. 
Bd. 22 ©. 85; Kohler, im Arch. f. Bürg. R. Bd. 6 ©. 316. 

1. Boransfegungen der Anwendung ber im & 807 bezeichneten Vorſchriften über Inhaber- 
ſchuldverſchreibungen anf Karten, Marten und ähnlie Urkunden. Neben den eigentlichen 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber kommen im Berkehre vielfach Karten, Marten und ähnliche 
Urkumden vor, die ihrer wirtſchaftlichen Natur und ihren Funktionen nad) den Schuldverfchreibungen 
auf ben Inhaber nahe ftehen. Sie unterfheiden fi von ben legeren dadurch, daß fie regels 
mäßig den Gegenftand ber Leiftung nur fehr unvolllommen beftimmen, oft nicht einmal ben 
Aussteller erfennen laſſen, auch faft immer der Vollziehung durch Unterfchrift entbehren. Ihre 
rechtliche Bedeutung kann eine verfchiebene fein. Mitunter wohnt ihnen nur der Charakter eines 
Beweismitteld oder einer Legitimationsurkunde bei; andererfeits tft nicht ausgeſchloſſen, daß fie 
gerade fo wie die Schuldverfchreibungen auf ben Inhaber nach dem Willen des Ausſtellers dem 
jeweiligen Inhaber eim felbftändiges Glänbigerrecht gewähren follen. Das Gefeg trägt biefer 
Möglichkeit Rechnung. Als Borausfegung für die Anwendung ber in dem 8 807 bezeichneten 
Beitimmungen über Schuldverihreibungen auf den Inhaber wird nur beftimmt, daß bie Sarten, 
Marken zc. unter Umftänden ausgegeben werben, aus welchen ſich ergibt, daß der Ausiteller dem 
Inhaber zu einer Leiftung verpflichtet fein will. Erforderlich ift alfo einmal, daß der Wille des 
Ausfteller8 auf eine Verpflichtung dieſer Art gerichtet fit und ſodann, daß diefer Wille ſich aus 
den Umftänden, unter welchem bie Karten, Marken 2c. angegeben werben, ergibt. Es fommt 
dabei nicht auf die Umftände an, unter welden die einzelnen Karten, Marken ıc. von bem Aus⸗ 
fteller außgegeben werden, fondern auf die Umftände, unter welchen Karten, Marken :c. ber in 
Frage flehenden Art von dem Ausſieller ausgegeben werben. Dies ergibt ſich daraus, daß der 
$ 794 für anwendbar erklärt if. Ob fi) aus dem Umftänden ber in Frage kommende Wille 
de8 Ausſtellers ergibt, wird regelmäßig nur daraus zu entnehmen fein, ob Karten, Marten zc. 
der bier fraglichen Art nach der Verkehrsſitte bie Bedeutung zu haben pflegen, den Willen 
des Ausſtellers zur Eingehung einer Verpflichtung gegenüber jedem Inhaber auszubrüden. Regels 
mäßig dürfte dies 3. B. anzunehmen fein bei Eßmarken, Babemarten, bei Thenter- und Konzert 
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billetts (gl. Steuer a. a. O.), ferner bei den Eifenbaßnfahrfarten und bei ben Fahrſcheinen 
anf ben Straßenbahnen (vgl. auch bie oben angeführten Schriften von Kempner, Bepersborf, 
Seelmann). Bu beachten iſt übrigens, daß im einzelnen Falle fi aus ben Umftänden ein 
abweichender Wille des Außfteller8 ergeben Tann. Dies trifft 3. B. zu bei den Eifenbahnrüd- 
fahrtlarten. Ob bei Eintrittölarten zu Feftlichleiten die Borausfeßung bes $ 807 gegeben ift, läßt 
fh nur aus dem Umftänden des einzelnen Falles enticheiben. Yür Balllarten z. B. wird bie 
Frage verneint vom OLG. Darmftadt (DIE. 1903 ©. 252; vgl. auch Hanſeatiſche Gerichts 
zeitung, Beilage ©. 85). Wo für Eintrittslarten z. 8. in Boofogiichen Gärten —— 
verlangt wird, iſt der hier in Frage kommende Wille des Ausſtellers ansgeidlofien. —— 
ſcheine, die zu Orderpapieren ausgegeben werden, ſ. Erl. 1d zu 8 793. Briefmarlen dürften 

unter den $ 807 fallen, fofern man fie nicht mit Kohler a. a. O. als Erſatz von Geld an⸗ 
ſehen will. 

Richt unter den $ 807 fallen z. 8. Garderobenmarken; fie find nıır Beweismittel und Les 
gitimationsausweiſe. Dasfelbe gilt für Scheine, die zum Ausweiſe für verrichtete Allordarbeiten 
ausgegeben werben ſowie für ſolche Scheine, die von einem Kaufmann über den Abſchluß von 
Kaufverträgen zum Zwecke bed Nachweifes eines Anſpruchs anf Rabatt gegeben werben (vgl. 
Staudinger Erl. 3, 4 zu 8 807; Dertmann II Aufl. Erl. zu 5 807; Seuſſel. Bb. 59 
Nr. 155). 

2. Liegen bie in der Erl. 1 bezeichneten Borausfegungen vor, fo finden auf bie fraglidgen 
Karten, Marten ıc. folgende für die Schuldverſchreibung auf ben Auhaber geltenden Redpts- 
füge Anwendung: 

a) Der Ansfteller ift dem Inhaber der Urkunde zur Leiftung verpflichtet, es jei denn, daß 
diefer zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt ift. Der Auöfteller wird jedoch auch durch 
bie Leiftung an einen nicht zur Verfügung berechtigten Inhaber befreit ($ 793 Abf. 1). Was 
zur Herftellung der Urkunde gehört, tft nad den Umijtänden des einzelnen alles unter Berüd⸗ 
ſichtigung ber Verlehrsſitte feftzuftellen. 

bh) Der Ausfteller wird aus der Urkunde auch bann verpflichtet, wenn fie ohne feinen Willen 
in ben Verkehr gelangt ift (8 794 Abſ. 1). Vorausſetzung ift Hierbei aber nad) der abſichtlich fo 
gewählten Faſſung des 8 807, daß mit der Ausgabe der hergeftellten Urkunden ſeitens des Aus— 
ftellers überhaupt begonnen ift. Hat ber Ausſieller Urkunden der fraglichen Art zum Zwecke 
fpäterer Verwendung angefertigt, jo wirb er exit haftbar, wenn er angefangen hat, die Bapiere 
in den Verkehr zu bringen (f. Erl. 1). Auf die Wirkſamkeit der Urkunde ift es ferner ohne Ein- 
fluß, wenn fie ausgegeben wird, nachdem ber Ausfteller geftorben oder gefhäftsunfähig geworden 
it (8 794 Abf. 2). 

6) Der Ausfteller kann dem Inhaber der Urkunde nur folhe Einwendungen entgegenfehen, 
welche bie Gültigteit der Ausftellung betreffen oder ſich aus der Urkunde ergeben ober dem Aus⸗ 
fteller unmittelbar gegen ben Inhaber zuftehen (8 796). Die Frage, melde Einwendungen ſich 
aus ber Urkunde ergeben, ift unter Beridfichtigung der Verkehröfitte zu entichetden. 

d) Der Ausfteller ift nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiftung verpflichtet. Mit 
der Aushändigung erwirbt er dad Eigentum an ber Urkunde, auch wenn der Inhaber zur Ber- 
fügung über fie nicht berechtigt ift ($ 797). 

8. Keine Anwendung finden bie übrigen für die Schuldverſchreibung auf ben Inhaber 
geltenden Borfcriften. Hervorzuheben ift insbeſondere: 

a) Die Urkunden dürfen ohne ſtaatliche Genehmigung in den Verkehr gebracht werben. 

d) Ein Recht auf Umtauſch einer befädigten Urkunde ifl dem Inhaber nicht eingeräumt. 

co) Eine Kraftlosertlärung und Bahlungsiperre ber Urkunden ift reichsgefeglich nicht vor 
geliehen. Es ift aber der Landesgeſetzgebung vorbehalten, bie Kraftloserlärung und die Zahlungs- 
fperre in Anfehung folder Urkunden einzuführen und zu regeln (EG. Art. 102 Ubi. 1). 

4) Für das Erlöſchen des Anſpruchs aus der Urkunde gelten die gewöhnlichen Grundſätze 
über die Verjährung. Doc ift e8 dem Ausfteller unbenommen, feine Haftung auf eine beftimmte 
Zeit zu befcränten; eine ſolche Beſchränkung muß fid} aber, um gegen jeben Inhaber wirkſam 
zu fein, aus ber Urkunde ergeben. 

e) Eine Umfchreibung auf ben Namen ift nicht vorgefehen. Doc iſt es dem Ausfleller 
unbenommen, auf Grund einer Vereinbarung mit dem Inhaber die Urkunde auf den Namen 
eines beftimmten Berechtigten umzufchreiben. Der Ausſteller ift zu einer ſolchen Umfchreibung 
indeſſen wicht verpflichtet. Eine Umfcreibung oder Außerkursſetzung durch den Inhaber Bat feine 
rechtlichen Wirkungen. 
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8. 808. Wird eine Urkunde, in welcher der Gläubiger benannt ift, mit der 
Beſtimmung ausgegeben, daß die in ber Urkunde verfprochene Leiftung am jeden 
Inhaber bewirkt werden kann, fo wird der Schuldner durch die Leijtung an den 
Inhaber der Urkunde befreit. Der Inhaber ift nicht berechtigt, die Leistung zu 
verlangen. 

Der Schuldner ift nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiftung ver 
pflichtet. Iſt die Urkunde abhanden gefommen ober vernichtet, fo kann fie, wenn 
nicht ein Anderes beftimmt ift, im Wege des Aufgebotverfahrens für Fraftlos 
erflärt werben. Die im $. 802 für bie Verjährung gegebenen Vorjchriften finden 
Anwendung. 


8 808. 
bee Mahal BL Me ES Re 2.1 €. 959; M. —— 
9.11 88. 2 6. 5621.; ©». 6 6. 1081., 200. 

Strobal, Das Sparkaſſenbuch im Sahemeht, im Recht 1901 ©. 188; Meili, Die 
juriſtiſche Bedentung der Poſtempfangsſcheine, in Monatsſchr. f. Handelsredht 1900 ©. 152. 

1. Qualifizierte Segitimationspaptere. Im Verkehre hat ſich eine Art von Urkumden von 
bejonderer Bedentung Geltung verſchafft, deren gemeinfamed Weſen bei mannigjaltiger Ausbildung 
der äußeren Geftalt barin befteht, daß ber Ausfteller zwar nur eine beftimmte Perſon als Gläubiger 
anerfennt, daß er ſich aber vorbehält, die verfprochene Leiftung an jeden Inhaber ohne Legiti⸗ 
mationsprüfung zu bewirfen, die fog. qualifizierten Legitimationspapiere. Dahin gehören z. B. 
regelmäßig die Sparkafienbücher forte vielfach die Pfandicheine, Depoticeine, Verſicherungs⸗ 
policen zc. (vgl. RS. in Gruch. Bb. 25 ©. 731; Bd. 30 ©. 424; Bb. 27 ©. 968; Ripr. Bd. 8 ©. 86; 
Hanfeatifche Gerichtäzeitung Bd. 25 ©. 121; Dertmann IT. Aufl. rl. 2a zu 8 808; Ende 
mann I 8196 Anm. 7; Staudinger Erl. I1b; Dernburg II 8149 Anm. 4; Kuplenbed 
Erl. 1 zu 8 808). Derartige Papiere find keine Schulbverfchreibungen auf ben Inhaber, fondern 
unterftehen befonderen aus ihrer Natur fich ergebenden Rechtsregeln. Das Geſetz Hat es mit 
NRüdfiht auf die große Zahl und Bedeutung biefer Urkunden für notwendig erachtet, einige 
Grundfäge über bie rechtliche Behandlung derartiger Urkunden aufzuftellen. 

Die Vorſchriften des Abf. 4 waren bereits im €. I enthalten, die bes Abſ. 2 find von 
der zweiten Kommiſſion Hinzugefligt. 

2. Boransfegungen für die Anwendung der Vorſchriften des $ 808: 

a) Es muß eine Urkunde vorliegen, in welcher einer in der Urkunde be= 
nannten Berfon eine Leiftung verjproden wird. Im übrigen tft über die Geftalt 
und Form der Urkunde nichts vorgefchrieben. Insbeſondere ift die Frage, ob die Urkunde die 
Unterſchrift des Ausftellers tragen muß, nicht entſchieden. Das Geſeß gibt im $ 808 nur Vor⸗ 
ſchriften unter dem Geſichtspunkte, daß es fih um Legitimationsurkunden handelt; das materielle 
Schuldverhältnis Hat nicht näher geregelt werden follen. Die Gültigkeit einer Legitimation» 
urkunde hängt aber nicht unbedingt davon ab, daß fie von dem Ausſieller unterzeichnet ift. 

b) Die Urkunde muß mit der Beilimmung ausgegeben fein, daß bie im ber 
Urkunde verfprodene Leiftung an jeden Inhaber bewirkt werden fann. Es ift nicht 
erforderlich, daß eine ſolche Beſtimmung in die Urkunde felbft aufgenommen ift. Der Schuldner 
Tann fi) aber dem Gläubiger gegenüber auf bie Befugnis, an jeden Inhaber mit befreiender 
Wirkung zu leiften, nur berufen, wenn er ſich bei ber Ausgabe ber Urkunde biefes Recht dem 
Gläubiger gegenüber ausdrädlid, oder ſtillſchweigend ausbedungen hat. 

8. Nechtöverhältnifie bei Legitimationspapieren ber im $ 808 bezeiäneten Art. 

a) Släubiger ber Forderung ift allein die in ber Urkunde als folde benannte 
Berfon. Der Inhaber der Urkunde Hat feinen jelbftändigen Anſpruch gegen den Schuldner. 
Er Hat auch nicht dad Hecht, als Tegitimierter Vertreter des wahren Gläubigers behandelt zu 
werden. Der Schuldner kann vielmehr, wenn ber Inhaber bie Leiftung aus der Urkunde fordert, 
den Nachweis verlangen, daß der Inhaber zur Geltendmachung der Forderung befugt ſei. 

b) Der Schuldner tft aber feinerfeits beredtigt, an den Inhaber mit be— 
freiender Wirkung zu leiften. Zu einer Legitimationsprüfung iſt der Schuldner dem 
Gläubiger gegenüber nicht verpflichtet. Beſtritten ift, ob bie Befreiung auch dann eintritt, wenn 
des Schuldner bei der Leitung an den Inhaber weiß oder wifien muß, dab der Inhaber niät 
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der Berechtigte und aud für diefen die Leiftung zu erheben nicht befugt fe. In der zweiten 
Kommiffion waren fowohl bei der erften wie bei der zweiten Lefung Anträge geftellt, nad) denen 
der Schuldner verpflichtet fein follte, die Leiftung an den Juhaber zu verweigern, wenn ex wife, 
daß dieſer nicht verfügungsberehtigt ſei. Die Anträge find aber abgelehnt, weil die Kommiffion 
dem Schuldner eine folhe Verpflichtung nicht auferlegen wollte. Trotzdem wird von verfchiebenen 
Seiten bie Anfiht vertreten, daß der Schuldner dem Gläubiger hafte, wenn er bei ber Leiftung 
an den Inhaber wifje oder nur aus grober Fabrläffigfeit nicht wifle, daß der Inhaber zur Er 
hebung der Leiftung nicht berechtigt fei oder daß eine folche Haftung doch dam eintrete, wenn 
er die Nichtberechtigung bes Inhabers gelaunt habe. Es handelt fi) Hier im weſentlichen um 
diefelbe Frage, wie bei den Schuldverfcreibungen auf den Inhaber; fie wird bier in bemfelben 
Sinne zu entiheiden fein wie dort, alſo dahin, daß der Schuldner zur Prüfung der Legitimation 
des Inhabers nicht verpflichtet ift umd durch die Leiftung am diefen auch dann befreit wird, 
wenn er mußte ober wiſſen mußte, daß der Inhaber zur Erhebung der Leiflung nicht berechtigt 
fei (f. Exl. Ze zu 8 793). Eine Haftung gegenüber dem Gläubiger tritt nur dann eim, wenn 
entweber der Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung nad 8 823 Abſ. 2 in Verbindung mit 
8 257 bes StGB. vorliegt oder wenn bie Vorausſetzungen der Verpflihtung zum Schadens 
erfage nad) $ 826 gegeben find. In ber Iepteren Beziehung ift indeſſen zu beachten, daß der 
Schuldner Hier nicht wie bei den Schuldverſchreibungen auf den Inhaber zur Leiftung an dem 
Inhaber verpflichtet, vielmehr nur berechtigt ift, ſich durch die Leitung an ihm zu befreien. Er 
läuft alfo, wenn er die Leiftung an den Inhaber verweigert, nie Gefahr, von dieſen in Anſpruch 
genommen zu werden. Hieraus ergibt fi), daß in der Leiſtung an den Inhaber, von dem ber 
Schuldner wußte, daß derielbe zur Erhebung der Leiftung nicht berechtigt fei, weit häufiger als 
bei einer Schuldverſchreibung auf ben Inhaber ber Tatbeftand einer gegen bie guten Sitten ver- 
jtoßenden vorjäglihen Schadenszufügung gegenüber dem Gläubiger zu finden fein wird. 

Die Regel, dab der Schuldner fi durch bie Leiftung an ben Inhaber befreien könne, iſt 
übrigens nur eine bispofitive. Allerdings bemerfen die Motive, daß die Vorſchriften des Abſ. 1 
nit bloß Auslegungsſätze feien, fondern bei ben Legitimationspapieren im Sinne des $ 808 
das Verhältnis nur das im $ 808 bezeichnete fein könne (M. II ©. 723). Indeſſen dürfte dies 
zu weit gehen. Die Inhaberklauſel gewährt dem Schuldner lediglich ein Recht. Es iſt nicht 
abzufehen, weshalb der Schuldner fi nicht dem Gläubiger gegenüber follte verpflichten können, 
dieſes Necht nur in gewiffen Grenzen zu gebrauchen. Hat er bieß getan, jo ift er bei einer 
ſchuldhaften Verlegung feiner Verpflihtung dem Gläubiger verantwortlid. 

0) Zweifelhaft ift die Frage, ob der Schuldner durch die Leiftung an ben Inhaber 
aud dann befreit wird, wenn diefer gefhäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähig— 
teit beſchränkt ift und im letzteren Falle der geſetzliche Vertreter die Zuftimmung nicht erteilt 
hat. Gegen die Bejahung ber Frage fprechen diefelben Bedenken, die in Erf. 4f zu 8 793 gegen 
die Bejahung derfelben Frage bei der Schuldverjcreibung auf den Inhaber Kerborgehoben find. 
Hier wie dort dürfte indefien aus dem Bwede der fraglichen Vorſchrift abzuleiten fein, daß dem 
Schuldner auch bie Prüfung der Frage hat abgenommen werden follen, ob ber Inhaber geſchäfts- 
unfähig ober in ber Gefchäftsfähigkeit beſchränkt ift, daß er daher aud durch die Leiftung an einen 
geihäftsunfähtgen oder in der Geſchäftsfühigkeit beſchränkten Inhaber befreit wird. Eine Haftung 
gegenüber dem Gläubiger findet auch Hier nur in ben unter b bezeichneten Fällen ftatt. 

d) Die materiellen Anjprüde bes Gläubigers und ebenfo die Einwendungen 
des Schuldners beftimmen fi nad dem zwifchen dem Gläubiger und dem Schulbiex bes 
ftehenden Rechtsverhältnis. E3 kann fein, dab hierbei wie bei der Schulbverjchreibung auf bem 
Inhaber der Inhalt der Urkunde eine maßgebende Bedeutung haben fol. Aber das Geſetz flellt 
in dieſer Hinficht Zeimerlei Vermutungen auf. Nur in folgenden Beziehungen ftellt das Gefek 
befoubere Vorſchriften auf: 

«) Rah Abf. 2 Sag 1 ift ber Schuldner nur gegen Aushändigung der Urkunde 
zu leiſten verpflichtet. Diefe Borfchrift ift übrigens nur eine dispoſitive. Immer fann der 
Schuldner wirfiam an den Berechtigten auch dann leiften, wenn dieſer die Urkunde nicht befigt 
oder doch nicht zurüdgibt. Wit der Leiftung verliert bie Urkunde ihre rechtliche Bedeutung. 

A) Im Zufammenhange mit der unter « angeführten Vorſchrift fteht die Beſtimmung bes 
Abſ. 2 Sag 2, dab die Urkunde im Wege des Aufgebotsverfahrens für Traftlos 
erflärt werden kann. Das Verfahren einſchließlich der einftweiligen Zahlungsſperre ift in 
der CPO. $ 1023 geregelt. Zu beachten ift, daß das Ausſchlußurteil nur die Bedentung hat, 
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die Vorlegung ber Urkunde zu erfegen, und deshalb der Schuldner von dem Gläubiger, auch 
wenn dieſer bad Ausſchlußurteil erwirkt hat, noch einen meiteren Nachweis feines Gläubiger- 
rechts verlangen kann (P. II Bd. 2 ©. 565). Der Landesgefepgebung ift vorbehalten, für die 
Kraftloserllärung ein anderes Verfahren als das Aufgebotöverfahren zu beftimmen (E®. Art. 102). 
Übrigens find die Beftimmungen über die Kraftloserflärung, wie im Geſetz ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben wird, bispofitiver Natur und zwar kann die Kraftloserflärung nicht nur durch einen 
Vermerk in ber Urkunde felbft, fondern auch in anderer Weife, 3. B. durch ſtatutariſche Bes 
ftimmungen, ausgeſchloſſen werben. 

y) Für die Verjährung gelten im alle der Zahlungsiperre die Borfchriften des 8 802 
(f. Erl. zu 8 802). 

e) DieÜbertragung ber Forderung erfolgt bier nicht wie bei ben Schulbverfchreibungen 
auf den Inhaber durch Übertragung des Eigentums an der Urkunde, fondern nad den allgemeinen 
für die Übertragung von Forberungen geltenden Grundſähen (88 398ff.). Mit der Übertragung 
der Forderung geht regelmäßig das Eigentum an der Urkunde auf den neuen Gläubiger über. 
Ebenio erfolgt die Beftellung eines Pfandrechts oder eines Nießbrauchs nicht nad ſachenrechtlichen 
Srundfägen durch Beftellung eines folhen Rechtes an der Urkunde, fondern nad ben fir die 
Beitellung eines Pfandrechtd oder eines Nießbrauchs an einer Forderung geltenden Grundſätzen. 
Auf Grund des Pfandrechts ober des Nießbrauchs an der Forderung bat der Nießbraucher oder 
der Pfandgläubiger aud ein Recht an ber Urkunde. Es gilt Hier alſo nit wie bei Inhabers 
papieren der Grundſatz, daß das Recht aus bem Papiere dem Rechte an dem Papiere folgt, 
fondern umgefehrt der Sag, daß das Net an ber Urkunde der durch die Urkunde verbrieften 
Forderung folgt (Ripr. Bd. 4 ©. 335). 

Zweifelhaft ift, ob das Eigentum an ber Urkunde mit der Forderung in folder Art ver⸗ 
bunden ift, daß es von ihr nicht getrennt werden kann. Died nimmt Strohal in dem oben 
zitierten Auffog an (vgl. au) Endemann I 5196 Anm. 10). Er folgert daraus insbeſondere, 
daß ber Erwerb des Eigentums an ber Urkunde durch Übertragung von feiten eines Nicht» 
berechtigten auf Grund des guten Glaubens des Erwerbers nad) 88 932ff. oder durch Erfigung 
oder nad) den Grundfägen liber den Eigentumserwerb an gefundenen Sachen nicht möglich fei. 
Die Entjheidung der Frage, ob diefe Auffofjung richtig ift, hängt davon ab, ob bie Vorfchrift 
des & 952 eine zwingende ift. Der Wortlaut „Das Eigentum an bem über eine orberung 
ausgeftellten Schuldſcheine fteht dem Gläubiger zu” bietet einen ſicheren Anhalt weder für die 
Bejahung noch für die Verneinung der Frage. Die Entftehungsgeichichte der Vorſchrift ſpricht 
für die Verneinung. Nach der Abſicht der zweiten Kommiffion, auf deren Beſchlüſſen die Bor» 
Schrift beruht, follte dieſe nur eine dispofitive fein (P. II Bb. 3 ©. 644; Erl. 2b zu 8 952; 
NG. Bd. 51 ©. 83). Hiernach Tann ber Gläubiger, wenn er die Forderung überträgt, den 
Übergang des Eigentums an der Urkunde ausſchliehen und kann diefed Eigentum auch ohne die 
Forderung Übertragen. Praktiſch wird dies freilich nur in feltenen Ausnahmefällen vorfommen. 
Muß e8 aber als rechtlich möglich anerfannt werben, fo wird man aud den Erwerb des Eigentums 
nach Maßgabe ber 88 932Ff. nicht für unmöglich anfehen können. Es ift jedoch auch dies ohne 
erhebliche praktiſche Bedeutung, weil infolge der Vorſchrift des 8 952 nur in äußerft feltenen 
Fällen ein guter Glaube des Erwerbers wird angenommen werden können. Dasfelbe gilt für 
den Erwerb durch Erfigung fowie auf Grund ber Vorſchriften über den Fund. Erfolgt übrigens 
die Übertragung bes Eigentums an ber Urkunde durch den Gläubiger, fo wird man dieſe häufig 
dahin auszulegen beredhtigt.fein, daß die Forderung hat übertragen werben follen. 

4. Einfache Kegitimationspaptere. Urkunden, welde zur Legitimation eines beftimmten 
Gläubigers audgegeben werden, in denen aber ber Gläubiger gar nicht benannt ift, wie z. 8. 
Garderobenmarken, Gepäckſcheine, ſog. Kontermarten ꝛc. fallen nicht unter die Vorſchriften des 
8 808. Es erſcheint auch bedenklich, dieſe Vorſchriften ohne weiteres entiprechend anzumenden 
(a. U. Dertmann II. Aufl. $ 808 Erf. 18). Denn Häufig Haben derartige Urkunden nur ben 
Bived, die Legitimation des Gläubigers zu erleichtern, ohne daß dem Schuldner da Recht ein- 
geräumt werben fol, an jeden Inhaber mit befreiender Wirkung zu leiten. Welche Bedeutung 
ihnen zulommt, iſt fr jede einzelne Kategorie dieſer Urkunden unter Berlidfihtigung der Ber» 
kehrsſitte befonders feftzuftellen. E 

5. Bel Schecks, welche auf eine beftimmte Perſon oder auf den Inhaber lauten, werben 
die Vorfchriften des 8 808 entiprechend anzuwenden fein. Bu beaditen ift aber, daß nad bem 
EG. 3. HGB. Art. 17 die landesgeſetzlichen Beftimmungen über Schecks unberüßrt bleiben. 

Planck, Kommenter 5 BED. Bd. IL 3. Auflage. 59 
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Dreiundzwanzigſter Titel. 
Borlegung von Saden. 


6. Unberührt bleiben die Iandesgejeglihen Vorſchriften über die öffentlichen Sparkaffen. 
unbeſchadet der Vorſchriften des 8 808 und der Vorfchriften bes BGB. über die Anlegung von 
Mündelgeld (EG. Art. 99). 

7. Abergaugsvorſchriften enthalten die Art. 177, 178 des EG. (f. Erl. zu biefen Wrtifeln‘. 


Dreiundzwanzigfter Titel. 


Huggenberger, Die Pflicht zur Urkundenedition nad der CPO. und dem Entwurfe eines 
BGB. 1889; Apt, Die Pflicht zur Urkundenedition in dogmengeſchichtlicher Entwidlung; 
Kohler, Zur Edittonglehre, im Arch. f. civ. Pr. 85.79 S. 1ff.; Dierſchke, Die Borlegung 
von Sachen zur Beſichtigung nach BGB., 1901 in Fiſchers zwanglofen Heften; Holdmann, 
Die Pfliht zur Vorlegung von Augenſcheinsobjekten, in 8. f. EP. Bd. 26 Heft 4; Siegel, 
Borlegung von Urkunden im Prozeß, 1904. 

Wenn jemand einen Anfprud in Unfehung einer Sache geltend machen will, fo kann es 
für ihn von Wichtigkeit fein, daß ihm zunächſt bie Sache vorgezeigt ober die Befihtigung ber 
Sade geftattet wird. Das römiſche Recht gewährte den nterefienten zu diefem Zwecke eine 
actio ad exhibendum. Das Geſetz hat ed nicht für richtig erachtet, wie dies in einer Anzahl 
neuerer Geſetze geichehen ift, den Anſpruch auf Borlegung ganz zu übergehen. Zwar Bat ber 
Anfpruch gegenüber dent römiſchen Rechte an Bedeutung verloren, denn die Hauptaufgabe, welche 
nad römiſchem Rechte ber actio ad exhibendum zufiel, nämlich zur Borbereitung ber Vindikation 
die Trennung ber zu vinbizierenden Sache von einer anderen Sache herbeizuführen, ift weggefallen, 
ba nad} heutigem Rechte, fofern es ſich nicht um weſentliche Beftandteile handelt, die Anſtellung 
ber Eigentumsflage nicht mehr davon abhängig ift, daß die zu vindizierende Sade vorher zu 
einer felbftändigen gemacht wird. Bei einigen anderen Verhälmiſſen ift durch befondere Borfchriften 
Fürforge getroffen. In einer Reihe von Fällen endlich wird ſich vielleicht ein Anſpruch auf 
Vorzeigung aus dem Weſen des zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes Herleiten laſſen, z. B. 
wenn bei einer Wahlſchuld der wahlberechtigte Gläubiger von dem Schuldner die Vorlegung der 
Sachen fordert, unter denen zu wählen til. Immerhin bleiben manche Fülle, in denen Zweifel 
und Streitigkeiten entftehen tönnten, und anbere Fälle, in denen fi ein Rechtsbehelf aus 
allgemeinen Grundfägen nicht herleiten laſſen, die Verfagung eines folden aber als Härte 
empfunben werben würde. Das Gefeg erfennt deshalb einen befonderen Anſpruch auf Vorlegung 
on. ber ed gewährt den Anſpruch nicht in der weiten Ausdehnung, in welchem derfelbe vielfach 
aud in ber mobernen Gefeggebung, ſoweit fie Beftimmungen über bie actio ad exhibendum 
enthält, zugelaffen wird. Denn bie Gefahr ift nicht von der Hand zu weilen, daß das Recht auf 
Vorlegung in unlauterer Weife dazu benugt wird, um in die privaten oder geſchäſtlichen 
Geheimniſſe eined anderen einzudringen. Um dem zu begegnen, gibt das Gefeg einen Anſpruch 
nicht allgemein dann, wenn ein angebliche ober anfdeinendes Intereſſe an der Borlegung 
befteht, fondern befchränft den Anſpruch auf die Fälle, wenn jemand gegen ben Befiger einer 
Sade einen Anſpruch in Anfehung der Sache bat oder ſich Gewißheit verſchaffen will, ob ihm 
ein folder Anſpruch zuſteht und die Befichtigung der Sade aus biefem Grunde für ihn von 
Intereſſe ift. 

Neben dem Rechte, die Vorlegung einer Sache zu verlangen, weil dem Fordernden ein 
Recht in Anfehung der Sache zufteht, hat ſich das Hecht entwidelt, die Vorlegung einer Urkunde 
zu verlangen, weil deren Inhalt ben Fordernden angeht. Ihre Hauptfäcliche Bedeutung bat 
die Urfundenvorlegung im Prozeß. Um auf diefem Gebiete die Rechtseinheit herzuftellen, hatte 
die EBD. v. 1877 im 8 387 die Vorausfegungen der Ebitionspfliht in einem anhängigen 
Rechtsſtreite näher geregelt. Der E. I wollte den Anſpruch auf Vorlegung einer Urkunde als 
einen privatrehtlihen im BGB. anerkennen, aber die objeftiven Vorausſetzungen des Anſpruchs 
duch Berweifung auf die einſchlägigen Vorſchriften der CPO. beftimmen. Die zweite Kommiſſion 
hat es für richtiger eradjtet, die Borausfegungen bed Editionsanfpruhs im BGB. zu regeln 
und umgekehrt in ber CPO., deren Beitimmungen entiprechend umgeftaltet find, auf die Bor- 
ſchriften des BGB. zu verweilen. In der Sache felbft ift man mit der CPO. davon auß- 
gegangen, dab bie Editionspflicht nicht als eine allgemeine, der Zeugnispflicht parallel gehende 
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$. 809. Wer gegen ben Befiger einer Sache einen Anſpruch in Anfehung 
der Sache bat oder ſich Gewißheit verfchaffen will, ob ihm ein folder Anſpruch 
zuſteht, kann, wenn die Befichtigung der Sache aus diefem Grunde für ihn von 
Intereſſe ift, verlangen, daß der Beſitzer ihm die Sache zur Beſichtigung vorlegt 
ober die Befichtigung geftattet. 


Staatöbürgerpflicht, fondern als eine privatrechtliche Berpflihtung zu behandeln ift. Der Anſpruch 
auf Borlegung einer Urkunde wird danach im Gefege beitimmt umgrenzt. Grimdgebante iſt, dab 
jemand die Vorlegung einer Urkunde dann verlangen kann, wenn fie ihrem Inhalte nach ihn 
angeht und er im konkreten Falle ein Interefie an der Einfihtnahme der Urkunde nachzuweiſen 
vermag. Die Bälle, in benen eine Urkunde ihrem Inhalte nady jemand angeht, werden vom 
Gefege dahin beftimmt, wenn bie Urkunde in feinem Intereſſe errichtet oder in der Urkunde ein 
zwiſchen ihm und einem anderen beftehendes Rechtsverhälmis beurkundet ift oder wenn die Urkunde 
Verhandlungen über ein Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen ihm und einem anderen oder zwiſchen 
einem bon beiden und einem gemeinſchaftlichen Vermittler gepflogen worden find. 


Bufäglic werden einige Vorfchriften über ben Ort, an welchem die Borlegung der Sachen 
ober ber Urkunde zu erfolgen hat ſowie über die Gefahr und die Koften der Vorlegung gegeben. 
Im übrigen find für die Durhjührung des Anſpruchs bie allgemeinen Grundfäge maßgebend. 
Der Anſpruch unterliegt nit ber Verjährung, da er in jedem Angenblid, in weichem die ges 
ſetzlichen Vorausfegungen zutreffen, neu entſteht. Erfüllt der Befitzer ſchuldhaſterweiſe die ihm 
obliegende Zerpflihtung zur Vorlegung ber Sache oder ber Urkunde nicht, fo iſt er nad all⸗ 
gemeinen Grundfägen erfagpflihtig. Bu beachten ift aber, daß der Anfprud auf Vorlegung 
nit auf einem dinglihen Rechte an ber worzufegenden Sache beruht, ſondern daß der Befiger 
zur Borlegung erft dann verpflichtet ift, wenn der Anſpruch ihm gegenüber geltend gemadt wird. 
Der Befiger braucht alfo bis dahin den möglihen Anſpruch eines Interefienten nicht zu berlide 
fihtigen und kann, voraußgefegt, daß er überhaupt berechtigt ift, über die Sache oder die Urkunde 
zu verfügen und ihm nicht auf Grund eines anderen Mechtöverhältnifies eine Auſbewahrungs⸗ 
oder Erhaltungspfliht obliegt, bie Sache oder die Urkunde veräußern oder vernichten. Sofern 
er aber die Sache oder die Urkunde beifeite ſchafft, febiglich in der Abficht, dem Intereſſenten 
Schaden zuzufügen, ift er nad) 8 826 erfagpflihtig. (Wie Hier Dertmann II. Aufl. 8 809 
Anm. 3.) 

4 809. 
@.18 774; II A 695 ven. 8 794; III 8 793. 9.1 6.2687f., 2694; M. IE. 8897. 
9.11 82.2 6.770; 80.6 6. 195. 

1. Gegenftand der Verpflichtung zur Borlegung oder zur Geflattung der Befihtigung 
ift eine Sache, d. 5. ein körperlicher Gegenftand (8 90). Es macht feinen Unterſchied, ob die 
Sade eine bewegliche oder ein Grundftüd iſt. Ein lebender Menſch ift feine Sade. Ein 
Anſpruch auf Befihtigung oder körperliche Unterfuhung eines Menfchen befteht daher nicht 
(RS. im Sächſ. Ar. Bd. 80, 124). Ein Leichnam iſt aber eine Sache (f. Vorbm. 1 vor 8 90). 
Die Borlegung oder Befihtigung eines ſolchen kann daher, wenn im übrigen die Vorausſetzungen 
des Anſpruchs gegeben find (f. Erl. 2) verlangt werben. (Über ben Anſpruch auf Exhumierung 
eines Leihnams gegen den Erben im Interefie der Anfechtung eines Teftaments |. Eeufffl. 
Bd. 56 Nr. 119). 

2. Boransfegung dei Auſpruchs. 

a) Nur ber Befiper einer Sache ift zu berem Vorlegung oder zur Geftattung ber 
Beſichtigung verpflichtet. Beſitzer ift nad $ 868 nicht nur der unmittelbare, fondern aud ber 
mittelbare Befiger. Nach ber herrſchenden Anſicht geht der Anſpruch daher auch gegen ben 
mittelbaren Beliger. In der Erl. 4 zu 8 868 iſt indefien hervorgehoben, daß durch die termino- 
logiſche Vorſchrift des 8 868, nad) welcher auch ber mittelbare Befiger Beſitzer ift, nicht aus⸗ 
geſchloſſen wird, dab an einzelnen Stellen ded BEB. unter dem „Befiger” nur der unmittelbare 
Befiger veritanden werde; es Lönne fi die aus dem Bwede und dem Zufammenhange der 
fraglichen Vorſchrift ergeben (vgl. Exl. 1b A zu $ 985). In dem Falle des $ 809 iſt num ber 
mittelbare Befiger als folder außerftande, die Sache vorzulegen oder deren Beſichtigung mit 
Wirkſamkeit gegen den unmittelbaren Befiger zu geftatten. Wenn in M. ILS. 891 gefagt wird, 
daß neben dem Inhaber auch der Befiger genannt ſei, weil ber lehtere, wenn er den Gewohrham 
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einem anberen übertragen habe, welder in feinem Namen detiniere und nach feinen Beifungen 
fi zu richten Habe, als der zur Vorlegung Verpflichtete erfcheine, jo paßt dies nad) dem BEB. 
nur auf bad Verhältnis des Befigers zum Befigdiener, nicht auf das Verhältnis des mittelbaren 
Befigers zu dem unmittelbaren Befiger. Ans dem mittelbaren Beſitze (3 868) folgt keineswegs, 
daß der unmittelbare Befiger den Weifungen des mittelbaren Befigers in betreff der Vorlegung 
oder der Geftattung ber Vefichtigung der Sache zu folgen verpflichtet fei. Der Niekbrander 
einer Sache z. B. braudjt gewiß nicht derartigen Weifungen de3 Eigentümers Folge zu leiften. 
Es kann nun nidt angenommen werben, ba das Gefeg eine Verpflichtung babe auferlegen 
wollen, deren Erfüllung unmöglih ift. Da bie Borlegung oder Geftattung der Beftchtigung 
nur dem unmittelbaren, nicht aber dem mittelbaren Befiger möglich ift, jo fcheint Hieraus gefolgert 
werden zu müfjen, daß das Geſetz in bem $ 809 unter dem „Beſitzer“ nur ben unmittelbaren Befiper 
verfianden hat. Diefelbe Erwägung ift, wie in Erl. 164 zu 8 985 dargelegt ift, für die Aus— 
legung bes 8 985 maßgebend. Gegen ben mittelbaren Befiger, ift hiernach ein Anfpruch auf 
Herausgabe der Sache im engeren Sinne, d. 5. auf körperliche Übergabe, nicht zuläffig. Da in 
dem 8 985 unter bem „Befiger” aus ben a. a. D. dargelegten Gründen auch ber mittelbare 
Befiger mit verftanden werden muß, fo ift unter dem Unfprud anf Herausgabe der Gadıe, 
foweit er gegen ben mittelbaren Beſiter geht, nicht der Anfpruch auf bie törperlihe Herausgabe 
der Sache, ſondern ber Anfpruch auf Übertragung des mittelbaren Befiges zu verftehen. Es 
fragt fi, ob nicht auch im Falle bes $ 809 auch gegen den mittelbaren Befiger, wenigſtens unier 
gewiſſen Borausfegungen ein Anſpruch anerkannt werden muß, der, wenn: er auch nicht direkt 
auf Vorlegung geht, doch im weſentlichen denſelben Zwed wie biefe erreicht. Bon eimer Ber- 
pflichtung des mittelbaren Befigerd zur Übertragung des mittelbaren Befiges kann hier freilich 
nicht die Rede fein. Es kann aber vorlommen, daß ber mittelbare Befiger auf Grund des ben 
mittelbaren Befig begründenden Rechtsverhältniſſes einen Anſpruch gegen den unmittelbaren 
Beſitzer auf Vorlegung ber Sache oder auf Geftattung der Befichtigung derſelben hat oder daß 
er fi) auf Grund jenes Verhälinifies jeberzeit den unmittelbaren Befig verſchaffen und dann 
ſelbſt die Sache vorlegen oder deren Befichtigung geftatten fann. Dies wird z. B. regelmäßig 
der Fall jein in betreff der von dem Auftraggeber dem Beauftragten überlaſſenen Sache fowie 
in betreff der von dem Hinterleger einem anderen in Verwahrung gegebenen Sadıe. Es dikfte 
fi rechtfertigen, in Fällen diefer Art den mittelbaren Befiger, wenn im übrigen die Borauss 
fegungen der Verpflichtung zur Vorlegung oder Geftattung der Beſichtigung gegeben find, zu 
denjenigen Maßnahmen zu verpflichten, durch welche er bie Borlegung oder Geftattung ber 
Belichtigung zu erwirken imftande ift. Zweifelhaft if, ob unter den gedachten Vorausſetzungen 
der mittelbare Befiger ſchlechthin zur Worlegung zu verurteilen und ihm zu überlaffen ift, ſich 
durch Geltendmachen feiner Anfprüche gegen ben unmittelbaren Befiger die Vorlegung zu ermög- 
lichen oder ob er nur verpflichtet ift, feine in Brage kommenden Unfprücde gegen ben unmittels 
baren Befiger abzutreten. Das legtere dürfte das richtigere fein, weil die Verpflihtung des 
mittelbaven Beſitzers nicht weiter außgebehnt werben darf, als zur Erreichung des Zwedes 
erforderlich ift und weil bei diefer Annahme ein Beweisverfahren über bie Frage, weiche An- 
ſprüche dem mittelbaren VBefiger gegen den unmittelbaren Befiger zuftehen, in dem Prozeſſe gegen 
den mittelbaren Befiger vermieden werden Tann (a. U. Endemann I 8 197 Ann. 5, der die 
Verurteilung zur Vorlegung in einem Falle der vorliegenden Art für zuläſſig zu halten ſcheint). 
Bon praftifher Bebeutung ift die Bulaffung des in Frage ftehenden Anſpruchs gegen den 
mittelbaren Beſitzer insbeſondere deshalb, weil eine mwefentlihe Vorausſetzung bes Anſpruchs 
darin befteht, daß der die Vorlegung Verlangende einen Anfprud in Unfehung ber Sache gegen 
den Befiger Hat oder ſich Gewißheit verfchaffen will, ob er einen folden Anſpruch hat, dieſe 
Vorausfegung aber gegenüber bem mittelbaren Befiger gegeben fein fann, während fie gegenüber 
dem unmittelbaren Beſitzer nicht zutrifft. Immer aber wird der Anſpruch gegen ben mitielbaren 
Beſitzer nur in den oben angegebenen Fällen zuläfftg fein, während in ben übrigen Fällen, alfo 
3. B. bei dem durch den Nießbrauch vermittelten mittelbaren Beſitze des Eigentümers fowie bei 
dem durch ben Mieter vermittelten Befige des Vermieterd der Anſpruch auf Borlegung oder 
Geftattung der Befichtigung nur gegen den unmittelbaren Befiger und nur, wenn dieſem gegen 
über die Vorausfegungen des Anſpruchs vorliegen, gerichtet werben Tann. 

Iſt die vorzulegende Sache in ber tatſächlichen Gewalt eines Befibdienerd, fo geht der 
Anſpruch nicht gegen diefen, fondern gegen den Befighern. 

Dem mittelbaren Befiger jteht ber Anſpruch aud gegen den unmittelbaren Befiger zu, wenn 
dieſem gegenüber im übrigen die Vorausfegungen bes Anſpruchs gegeben find. 
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b) Der die Borlegung oder Geftattung der Befichtigung Berlangende muß ein Intereifean 
der Befihtigung Haben. Ein Intereſſe daran Hat er, wenn ihm bie Befihtigung von Wert 
ift. Vermögensrechtlicher Wert ift nicht erforderlich. Auch ein befonderer Grab des Intereſſes 
wird nicht verlangt (Dierſchke ©. doff.). Im betreff der Art des Intereſſes aber ift erforderlich, 
daß es darauf beruht, daß 

0) der die Borlegung oder Geftattung ber Befichtigung Berlangende einen Anſpruch in 
Anſehung der Sade Hat oder daß er fi Gewißheit darüber verihaffen will, 
ob ihm ein folder Anſpruch zufteht. 

a) Ein Anſpruch beiteht nah 8 194 in dem Rechte, von einem anderen ein Tun 
ober ein Unterlafjen zu fordern. Gteht ein Anſpruch unter einer aufichiebenden Bedingung 
oder Befriftung zu, jo entiteht der Anſpruch erft mit dem Eintritte der Bedingung ober de 
Termind. Mit Müdficht Hierauf wird von manchen ein auffchiebend bedingter oder befrifteter 
Anſpruch nicht für genügend erachtet, um das in 3 809 beftimmte Recht zu begründen, und der 
Anfpruc auf Vorlegung oder Geftattung der Beſichtigung mur für den Fall anertannt, daß bie 
Befichtigung der Sache zu dem Zwecke verlangt wird, um feitzuftellen, ob die Bedingung eins 
getreten iſt (Dierihte ©. 43, 72). Wenn das von der Bedingung oder Befriitung abhängige 
Recht aber auch erit mit dem Eintritte dev Bedingung oder bed Termins entiteht, jo tritt doch 
ſchon vorher ein Buftanb der Gebundenheit unter den Parteien ein, der dem bedingt ober bes 
feiftet Berechtigten unter ben im $ 160 beftimmien Borausfegungen ben bort bezeichneten Ans 
ſpruch gewährt und ihn berechtigt, Arreſt zu beantragen und feine Forderung im Konkurſe geltend 
zu maden (f. Bb. I Erf. zu $ 160). Mit MNüdficht Hierauf wird man auch bei aufichiebend 
bedingten und befrifteten Anfprüchen dem Gläubiger das im $ 809 beitimmte Recht zugeftehen 
müffen, fofern im übrigen die im 8 809 bezeichneten Borausfegungen, insbejondere ein genügendes 
Interefie vorliegen (Endemann I 8 197 Anm. 6). 

Gleichgültig if, ob der Anſpruch ein dinglicher oder ein obligatorifcher ift. 

Zweifelhaft ift, ob der $ 809 aud) auf ein Wiederkaufs⸗ oder Vorlaufsreht Anwendung 
findet. Über die Konftrultion diefer Rechte gehen die Anfichten auseinander (f. Borbm. 3 vor 
8 497; Borbm. 3 vor $ 504). Nimmt man an, daß durch bie Vereinbarung bes Wiederkaufs⸗ 
oder Vorkaufsrechts fofort eine bedingte Verpflichtung begründet werde, jo rechtfertigt ſich die 
Anwendung des 8 809 fehon durch das oben in betreff ber bebingten Auſprüche Gefagte. Uber 
aud) wenn man mit ber in ben Borbm. 3 vor 8 497, Borbm. 3 vor $ 504 dargelegten Anſicht 
davon ausgeht, daß in der Vereinbarung des Wiederkaufs⸗ oder Vorkaufsrechta nur ein bindenber 
Vertragdantrag liege, fo dürfte fi) doc die analoge Anwendung des 8 809 auf Fälle biefer 
Art fertigen. Bei der Unnahme diefer Konftrultion entfteht zwar ein Anfpruch erft mit ber 
in der Erklärung, das Wiederkaufs⸗ oder Vorkaufsreht geltend zu machen liegenden Annahme 
des Vertragsantragd. Aber auch hier ift ſchon vorher eine Gebundenheit eingetreten und ber 
Gedanke, auf welhem der 8 809 beruht, dürfte dahin führen, dem Wiederkaufs- oder Vorkaufs⸗ 
berechtigten ſchon bevor fie das Wieberkaufss oder Borlaufsrecht ausüben zu wollen erklärt haben, 
das im $ 809 beitimmte Recht in Anſehung der Sache, auf die ſich das Wiederkaufs- oder Bor» 
taufsrecht bezieht, einzuräumen (a. U. Dierſchke S. 43). Vielleicht kann man noch einen 
Schritt weiter gehen und den $ 809 in allen Fällen analog anwenden, in welchen es fih um 
Rechte Handelt, die ein Können begründen, wenn durch bie Ausübung des Rechtes ein Anſpruch 
begründet wird, alfo 3.8. wenn es fih um ein Anfehtungsrecht handelt (Dertmann II. Aufl. 
Erl. 1d zu 8 809). 

A) Es muß fih um einen Anſpruch in Anfehung ber vorzulegenden Sache handeln. 
In Betracht kommen zunächſt die Unfprüce auf Herausgabe oder Übertragung der Sache fowie 
auf Begründung eines Rechtes an der Sache oder auf Überlafjung des Beſitzes. Die Worte 
„in Anfehung der Sache” ergeben aber, daß man noch weitergehen und jeden Anipruc für genügend 
balten muß, der von der Eritenz oder Befchaffenheit der Sache abhängt (Dierſchke ©. 47). 
Auf Grumd des dem Eigentümer eines Grundftüds zuftehenden Anſpruchs auf Unterlafiung uns 
zuläffiger Immiffion von feiten des Nahbargrunditüds (8 906) kann alfo z. B. ber Eigentümer 
die Geftattung der Befihtigung des Nachbargrundſtücks verlangen, um ſich Gewißheit darüber zu 
verfchaffen, ob eine unzuläffige Immiffion von dem Nahbargrundftüd aus erfolgt. Dasjelbe 
gilt in betreff der fonftigen kraft bes Nachbarrechts nach den 88 907 ff. zuftehenden Anfprüce; 
e3 find Anſprüche, bie dem Eigentümer in Anfehung der Nahbargrundftüde zuitehen. Ber einen 
Anſpruch Hat auf Erjag von Verwendungen, die auf eine Sache gemadi find, Hat einen Anſpruch 
in Anſehung diefer Sade. Hierher gehört aud der nad) $ 833 dem durch ein Tier Berlegten 
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gegen den Halter des Tieres zuftehende Anſpruch; ex fteht ihm in Anſehung des Tieres zu. 
Auch dem Käufer einer Sache, welche der Verkäufer noch in Beſitz Hat, wird man dem Anſpruch 
auf Vorfegung ber verlauften Sache, wenn ber Verkäufer fie feiner Verwahrungspflicht zuwider 
befhädigt Hat, zugeftehen müffen (Enneccerus I $ 347 Unm. 1). Bet alternativen Schulb⸗ 
verhältniffen, bei welchen der Gläubiger die Wahl zwiſchen mehreren Sachen hat, fteht ihm ein 
Anſpruch in Unfehung jeber diefer Sachen im Sinne des 8 809 zu. Schwerlich dürfte es ſich 
aber rechtfertigen lafien, in bem alle, daB einem Dritten die Wahl zufteht, auch dieſem einen 
Anſpruch auf Vorlegung zu gewähren (jo Endemann I 8 197 Anm. 8); denn bem Dritten 
ſteht Überhaupt fein Unfprucd gegen ben Schuldner zu; im einzelnen Falle kann indefjen in 
Trage kommen, ob nicht aus dem Schuldverhältniffe nad Treu und Glauben eine Verpflichtung 
des Schuldners abzuleiten ift, die in feinem Befige befindlichen Sachen auf Verlangen des 
Gläubigers dem Dritten vorzulegen. 

y) Der Unfpruh muß ſich gegen ben Befiger der Sade rihten, von weldem 
die Borlegung oder Befihtigung verlangt wird. Wird alfo die Vorlegung von dem 
unmittelbaren Befiger verlangt, fo genügt e8 nicht, daß dem die Vorlegumg Verlangenden ein 
Anſpruch gegen ben mittelbaren Befiger zufteht; der Anſpruch muß ſich vielmehr gegen den uns 
mittelbaren Beſitzer richten. Wird umgekehrt der Anſpruch gegen den mittelbaren Befiger gerichtet 
(f. oben Erl. a), fo muß es fih um einen Anfpruch gegen diejen handeln. 

Aus diefer VBorausfegung des Anſpruchs auf Borlegung dürfte aber nicht gefolgert werben 
dürfen, daß auf diefen Unfpruch der 8 76 der CPO. Anwendung finde, dab aljo der in Anſpruch 
genommene unmittelbare Befiger das Hecht der laudatio auctoris habe. Denn ber Vorlegungs« 
anſpruch geht nicht gegen den Befiger als foldhen; er gründet ſich vielmehr darauf, daß der 
die Borlegung Berlangende einen Anfprud; in Unfehung der Sache gegen den Beſitzer hat oder 
daß er fi Gewißheit verſchaffen will, ob ihm ein folcher Unfpruch zufteht. Die Berweifung bes 
Klägerd an ben mittelbaren Befiger witrbe häufig die Folge haben, daB die lage gegen dieſen 
abgewiefen werden müßte, weil die Borausfegung, dab dem Kläger ein Anſpruch in Anfehung 
ber Sache gegen den Beſitzer zuftehe, bem mittelbaren Beſitzer gegenüber nicht zutrifft, während 
fie dem unmittelbaren Befiper gegenüber gegeben ift (Schollmeyer ©. 206 Anm. 1; a. U. 
BWindfheid-Kipp IT 8 474 Bufag 3). 

6) Das Intereffe muB begründet fein gerade durch den in Anjehung der 
Sade, dem die Borlegung der Sache Berlangenden zuftehenden Unfprud oder da— 
durch, daß ber die Vorlegung Verlangende ſich Gewißheit darüber verſchaffen will, ob ihm ein 
ſolcher Anſpruch zuſteht (Dierſchke ©. 55Ff.). Ein anderes Intereſſe als das durch den Anſpruch 
begründete fommt nicht in Betracht. Durch den Anſpruch begründet fit auch daB Interefie an 
defien Verwertung, z. B. Abtretung, ebenſo das Intereſſe an etwaigen Nebenrechten z. B. dem 
Rechte, Wandelung oder Minderung im alle eines Kaufes ober Schadenserfag zu verlangen. 
Die zweite Ulternalive der bier in Frage ſtehenden Vorausfegungen, dab nämlich der die Bor 
legung Verlangende deshalb ein Intereſſe an der Vorlegung hat, weil er ſich Gewißheit verfchaffen 
will, ob ihm ein Anſpruch in Unfehung der Sache zufteht, it insbefondere dann gegeben, 
wenn ber bie Borlegung Verlangende fi von ber Identität ber von dem anderen Teile be: 
ſeſſenen Sache mit derjenigen überzeugen will, in Anſehung deren ihm ein Auſpruch zuſteht. 
Nicht erforderlich iſt, daß der die Worlegung Verlangende eine Klage in Anfehung ber Sache 
anftellen will; es genügt jedes fich aus dem Beſtehen des Anſpruchs ober dem Erlangen der 
Gewißheit, ob ein Anſpruch befteht, fi ergebenden Intereſſe. 

3. Der Beweis der in der Erl. 2 bezeichneten Vorausſetzungen liegt demjenigen ob, welcher 
die Vorlegung oder Geftattung der Befichtigung verlangt. Glaubhaftmachung allein genügt nicht 
(a. U. Staudinger Erl. IIb zu $ 809; wie Bier jegt auf Dertmann II. Aufl. Erl. 2 zu 
8 809). Wird das Verlangen ber Borlegung darauf gegründet, baß dem Werlangenben ein 
Anſpruch in Anfehung der Sache zufteht, jo muß das Veftehen dieſes Anſpruchs bewieſen werben. 
Wird das Verlangen darauf gegründet, daß der Verlangende ſich Gewißheit verfchaffen will, ob 
ihm ein Unfpruch der fraglichen Art zufteht, jo muß er beweiſen, daß ihm ein Anſpruch zuſtehen 
würde, wenn die Tatſache, die durch die Beſichtigung der Sache ermittelt werben foll, aljo 3.8. 
die Identität der von dem Gegner bejefienen Sache mit berjenigen, in Unfehung beren ber 
Anſpruch befteht, feitgeftellt wird (Dierſchke ©. 57ff., 69fl.). 

4. Der Inhalt des Auſpruchs geht dahin, daß ber Befiger dem Berechtigten die Sache 
vorlegt, oder die Befichtigung geftattet. Uber die Urt und Weiſe, wie die Borlegung ober die 
Geftattung der Beſichtigung zu erfolgen hat, enthält das Geſetz, abgejehen von den Vorſchriften 
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$. 810. Wer ein rechtliches Intereffe daran bat, eine in frembem Beſitze 
befindliche Urkunde einzufehen, fann von dem Beſitzer die Geftattung der Einficht 
verlangen, wenn die Urkunde in feinem Interefje errichtet oder in der Urkunde 
ein zwijchen ihm und einem Anderen beftehendes Rechtsverhältniß beurfundet ift 
oder wenn die Urkunde Verhandlungen über ein Rechtögefchäft enthält, die zwifchen 
ihm und einem Anderen oder zwiſchen einem von beiden und einem gemeinfchaftlichen 
Vermittler gepflogen worden find. 


des 8 811 über den Ort ber Vorlegung, feine Beftimmungen. Es ift inſoweit ber allgemeine 
Srundfag des 8 242 maßgebend. Unter Umftänden wird hiernach auch Geftattung der Betaftung 
ber vorzulegenden Sache, foweit dadurch nicht eine Gefahr der Beſchädigung entiteht, verlangt 
werben können; ebenfo bie Zuziehung bon Sadverftändigen bei der Beſichtigung (Dierſchke 
©. 76). ft die vorzulegende Sache Beftandteil einer anderen Sache, fo kann regelmäßig nur 
die Vorlegung der ganzen Sache, die Trennung bes Beftandteil® aber nur dann gefordert werben, 
wenn ohne diefe eine Befihtigung nicht möglich ift. Die Trennung weſentlicher Beftandteile wird 
auf rund bes $ 809 niemals geforbert werben können; die Vorſchriſt des 8 997 bleibt ſelbſt⸗ 
verftänblih unberührt (Windfheid-Kipp II 8 474 Zuſatz 1). 

Hat ber Urheber eines Schriftwerks das Eigentum an dem Manuſkripte verloren und befindet 
ſich dieſes in dem Befig eines Dritten, fo fteht dem Urheber ein Anſpruch auf Vorlegung des 
Manuſtripts gegen ben Dritten nicht zu, weil ihm, auch wenn er dad Urheberrecht noch hat, doc 
kein Unfprud in Anſehung des Manuſtripts gegen den Dritten zufteht. Wäre ihm ein folder 
Anſpruch zuzugeftehen, jo würde man ifm auch wohl das Recht zugeftehen müffen, eine Abſchrift 
des Manuffript3 zu nehmen (a. U, im ber erftgedachten Beziehung Dernburg II 842 Anm. 6; 
in letztgedachter Dierſchke ©. 78). 

Bei Grundftüden kann ſelbſtverſtändlich nur die Geftattung der Befichtigung in Frage kommen. 

5. Uuf die Zwangsvollſtreckung eines Urteils, durch das der Beklagte zur Borlegung oder 
Geftattung ber Befihtigung verurteilt ift, finden die allgemeinen Grundſätze, insbejondere ber 
& 888 ber CPO. Anwendung. Bweifelhaft ift, ob eine entfprechende Anwendung des 8 883 der 
EBD. zuläffig iſt, ob alfo, wenn es fi um eine bewegliche Sache handelt, der Gerichtsvollzieher 
die vorzulegende Sache dem verurteilten Befiger wegzunehmen befugt ift. Nur eine entſprechende 
Anwendung bes $ 883 kann in Frage fommen, weil das Urteil nicht auf Herausgabe der Sache, 
fondern nur auf Borlegung zur Befictigung geht. Der Gerichtsvollzieher würde baher bei ent⸗ 
fprechender Anwendung bie Sache nicht dem Gläubiger zu übergeben, fondern ihm nur zur 
Befichtigung vorzulegen haben und nad erfolgter Befichtigung dem Beſitzer zurüdgeben müffen. 
Mit diefer Mobifilation dürfte fi aber eine entiprehende Anwendung bes 8 883 auf den Bier 
fraglichen Fall rechtfertigen; denn die Rechtslage ift im weſentlichen bie gleiche, und die Er» 
reichung des Zweckes des 5 809 erfolgt auf biefem Wege am ficherften und einfachften (Staudinger 
Erl. 3 zu 8 810; a. W. Dernburg IT 1842 V). 

Im Zalle des Verzugs und bei verſchuldeter Nichterfüllung ift ber zur Vorlegung ober 
Geſtattung der Befichtigung Verpflichtete nach Maßgabe der allgemeinen Grundfäge zum Schabeng« 
erſatze verpflichtet (vgl. Vorbm. vor 8 809 a. E.). 

6. Die Anſprüche auf Borlegung oder Herandgabe einer Sache aus einem befonderen 
Nechtsverhältniffe, z. B. einem Mielvertrag oder einem Auftrage, bleiben unberührt. 

Sondervorſchriften |. im 8 716 (Mecht des Gefellihafters, ſich von den Angelegenheiten 
der Geſellſchaft perfönlich zu unterrichten), 88 867, 1005 (Recht auf Aufjuhung und Wegihaffung 
einer Sache), 8 896 (Recht auf Borlegung des Hhpothelenbriefs zum Bwede ber Berichtigung 
des Grundbuch), 8 1632 (Recht des Vaters, die Herausgabe des Kindes zu verlangen), 8 2259 (Ber= 
pflitung, ein Teſtament an das Nachlaßgericht abzuliefern). 


8 810. 
€. 18 775; 11 8 696 res. 8 795; III 8 794. 9.16.2691 M.; M.IIG.891f. P.11 8.2 6. 771. 

1. Verpflichtung zur Edition einer Urkunde. Der & 810 gewährt demjenigen, welder 
ein Intereſſe an der Einfiht einer Urkunde Hat, unabhängig von dem Rechte an bem Papiere 
lediglich wegen des Inhalts der Urkunde das Recht, von dem Befiger der Urkunde die Ge— 
ftattung der Einfiht zu verlangen, wenn bie tm Geſetze näher bezeichneten Borausfegungen 
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vorliegen. Der Anfpruch trägt einen privatrechtlichen Charakter. Er kann fowohl innerhalb 
als außerhalb eines Rechtsſtreits, ſowohl im Zufammenhange mit einem anderen Auſpruch als 
auch jelbftändig geltend gemacht werben. 

2. Der Begriff der Urkunde wird vom Geſetz als befannt vorausgefeßt. Urkunde im 
weiteren Sinne ift ein einen Gedanken Lörperlich darſtellendes Zeichen. Der 8 810 Hat aber, 
mie fi) aus ber Faſſung ergibt, nur fchriftlihe Urkunden im Auge, d. 5. Sachen aus irgend- 
welchem Stoffe (Papier, Leinewand, Etein zc.), auf denen durch Schriftzeichen (gewöhnliche oder 
befondere, z. B. ftenographifche) in irgendwelcher Art (Schreiben, Druden, Einmeißeln x.) 
ein Gedanke zum Ausdrud gebracht ift. Ob die Urkunde gefchaffen ft, um als Beweismittel zu 
dienen, ift gleichgültig. Ebenfo kommt es nicht darauf an, ob die Urkunde eine private oder 
eine öffentliche ift. 

Die Borlegung von Urkunden, welde nicht unter die Vorfchriften des 8 810 fallen, wie 
3. B. Siegel, Kerbhöfzer, Denkmäler, kann, abgefehen von Anfprühen aus befonderen Rechts— 
verhältnifien, nur nad) Maßgabe bes 8 809 verlangt werben. 

3. Boransfegung des Editionsauſpruchs. 

a) Der die Edition Nachſuchende muß ein rechtliches Intereſſe an der Einficht der 
Urkunde haben. Über den Begriff des Intereſſes im allgemeinen f. Erl. 2b zu 8 809. Die Art 
des Intereſſes wirb im $ 809 dadurch näher bezeichnet, dab dem die Borlegung Berlangenden 
ein Recht in Unfehung der vorzulegenden Sache zujtehen muß oder, daß er ſich Gewißheit dar⸗ 
über verfchaffen will, dab ihm, ein folder Anſpruch zufteht (f. Erl. 204 zu 8 809). Im 8 810 
wird die Art des Intereſſes dadurch bezeichnet, daß ein rechtliches Intereſſe erfordert wird. Ein 
rechtliches Interefie an der Edition einer Urkunde befteht, wenn bie Borlegung der Urkunde für 
die Erhaltung, Förderung ober Verteidigung rechtlicher Verhältniſſe des die Ebition Berlangenden 
von Wert ift. Es ift daher nicht identijch mit einem berechtigten Interefie, mie ein ſolches z. B. 
in 8 343 erfordert wird. Das rechtliche Interefie braucht fein vermögensrechtliches zu fein; auch 
ein familienrechtliches Intereſſe genügt; dasfelbe dürfte z. B. auch wohl von dem Intereſſe an 
der Beftrafung eines Beleidigerö gelten (Stegel ©. 66; Dertmann II. Aufl. Erl. 2 zu $ 810). 

b) Die Urkunde muß eine ber im 8 810 bezeichneten Eigenfhaften haben. 
Die Borfchrift ift infoweit ber CPO. (alte Faſſung) 8 387 Nr. 2 nachgebildet. Allerdings ftimmt 
der $ 810 nicht wörtlich mit dem 8 387 Nr. 2 der CPO. überein. Letztere Beftimmung lautet: 


2. wenn bie Urkunde ihrem Inhalte nad) eine für den Beweisführer und ben 
Gegner gemeinfhaftliche ift. 

Als gemeinfhaftlich gilt eine Urkumde insbeſondere für die Perſonen, in deren 
Interefie fie errichtet ift ober deren gegenjeitige Rechtsverhältniſſe darin beurfundet 
find. Als gemeinſchaftlich gelten auch die über ein Rechtsgeſchäft zwiſchen den Be 
teiligten oder zwiſchen einem berjelben und dem gemeinfamen Vermittler des Geſchäfts 
gepflogenen ſchriftlichen Verhandlungen. 

Die zweite Kommiffion, auf deren Beichlüffen die jegige Faſſung des 8 810 beruht, Kat 
es für richtiger erachtet, nicht auf den durch Beilpiele erläuterten Begriff der Gemeinfchaftlickeit 
abzuftellen, ſondern bie in Betracht fommenden Fälle fpeziell im Gefeg anzuführen. Es ift dies 
nicht geſchehen, um bie Editionspflict gegenüber den Beitimmungen der CPO. einzufchränten, 
fondern um ber Gefahr einer zu engen Auslegung vorzubeugen, zu welcher ber Begriff der 
Gemeinſchaftlichkeit Anlaß geben könnte. Es fol alfo dur die Faſſung nicht ausgeſchloſſen 
werben, ba8 in ber Vorſchrift erfennbare Prinzip in ähnlichen Fällen analog anzuwenden (B. II 
Bd. 2 ©. 774f.). Hiernach eriheint es gerechtfertigt, die Ergebniſſe, zu melden Theorie und 
Praxis bei ber Anwendung bes 8 387 gelangt find, auch bei ber Auslegung bes 8 810 zu berüd- 
fihtigen (vgl. bie Kommentare zur alten CPO. 8 387). Hervorzuheben ift, daß durch die Faffung 
des 8 810 der nad) ber alten CPO. mögliche Zweifel ausgeſchloſſen tft, ob es ſich bei ben vor 
äulegenden Urkunden, wie bies in dem alle des 8 809 erforderlich ift, um ein zwiſchen dem 
die Borlegung Nachſuchenden und dem Beſitzer der Urkunde ftattfindendes Rechtsverhältnis handeln 
muß. Die Vorlegung lann nad 8 810 von jedem Beſitzer (vgl. jedoch Erl. 3e) verlangt werden, 
wenn nur bie Urkunde eine der im 8 810 bezeichneten Eigenfchaften hat (Siegel ©. 35ff.). 

Die Fälle, im melden wegen einer Eigenfhaft ber Urkunde deren Vorlegung verlangt 
werben Tann, find folgende: 
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a) wenn die Urkunde im Intereſſe des bie Edition Nachſuchenden errichtet 
if. Es kommt Hiemady auf die Abficht an, welche bei der Schaffung ber Urkunde obgemwaltet 
hat, nicht auf den objektiven Inhalt der Urkunde. Die Urkunde muß aber errichtet fein, um als 
Urkunde zu dienen. Yamilienbriefe und private Aufzeichnungen, bie zwar objektiv wegen ihres 
Inhalts für den die Edition Nachſuchenden von Wert find, die aber nicht zu dem Zwecke ge 
fchrieben find, um ihm als Beweismittel oder Rechtsbehelf zu dienen, können nicht Herausverlangt 
werben. Ebenjo brauchen Alten, die von Behörden im öffentlichen Interefje angelegt find, nicht 
vorgelegt zu werden (RG. in GSeufff. Bd. 49 Nr. 214); vgl. ferner OLG. Dresden im Sächſ. 
Ar. Bd. 15 ©. 623. Der Käufer eines Reſtaurants kann auf Grund des 8 810 von dem 
Verkäufer nit die Vorlegung ber Bierbücher verlangen; Ripr. Bd. 4 ©. 52 (Geſchäftsbriefe 
zwiſchen dem Befiger und Dritten fallen nit unter $ 810, da fie nicht im Intereſſe des die 
Edition Berlangenden geſchrieben find). 

Nicht erforderligy tft, daß die Urkunde ausſchließlich im Intereſſe des bie Edition Berlangenden 
errichtet fit; e8 genügt, wenn fie nur auch in feinem Intereſſe errichtet ift (Dertmann II. Aufl. 
El. 2b). Eine Volimachtsurkunde dürfte z. B. als im Intereſſe aller errichtet anzufehen fein, 
mit denen der Bevollmächtigte als folder Rechtsgeihäfte vornimmt (Staudinger Exl. II 2a). 
Nah RS. Bd. 50 ©. 334 kann bei der Errumgenfchaftsgemeinfhaft, wenn die Ehe geſchieden 
if, die Frau die Einficht der Geſchäftsbücher des Ehemanns verlangen, weil fie ein recjiliches 
Intereffe an der Seftitellung des gemeinjchaftlichen Vermögens hat und die Geſchäftsbücher als 
auch in ihrem Intereſſe geführt anzufehen find. Gleihgültig ift, ob das in der Urkunde bee 
urkundete Rechtsgeſchäft gültig iſt oder nicht (Siegel ©. 62ff.); 

#) wenn in ber Urkunde ein zwiſchen dem bie Edition Nahfuhenden und 
einem anberen beftehendes Rechtsverhältnis beurkundet iſt. SHierunter fallen 
namentlich alle Arten von Vertragsurkunden, und zwar für alle an bem Bertrage Beteiligten. 
Quittungen gehören hierher, fofern fie den Charakter von Vertragsurfunden Haben (vgl. Erl. 5 
zu 8 368); fofern die Duittung fi) lediglich als ein einſeiliges Empfangsbelenntnis darftellt, 
fält fie unter a. Ferner find Hier zu nennen die im Geſchäftsverkehre zwifchen Gewerbe 
treibenden oder Kaufleuten und ihren Kunden geführten Kontobücher ſowie bie Geihäftsbücher 
einer Sparkaſſe und ähnliche Bücher größerer Inftitute, foweit es fi um Eintragungen handelt, 
die fi auf den Editionsfucher beziehen. Auch die Hanbelsbücher der Kaufleute gehören Hierher, 
ſoweit diefe zur Führung folder Bücher nah HGB. 8 38 verpflichtet find (vgl. auch HGB. 
88 45—47). 

Nicht erforderlich ift, daß die Urkunde das ganze Rechtsverhältnis betrifft; es genügt, wenn 
dadurch eine einzelne Tatſache, die für das Rechtsverhältnis von Erheblichkeit ift, z. B. eine 
Zahlung beurfundet wird (RG. Bd. 56 ©. 109). Auch der Bürge ift die Vorlegung einer das 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner oder eine einzelne dafür 
erhebliche Tatſache, 3. B. die Zahlung betreffenden Urkunde zu verlangen berechtigt (RG. Bd. 56 
©. 109). Dasfelbe gilt bei einen Vertrage zugunften eines Dritten von dem Dritten (vgl. 
auch Ripr. Bd. 2 ©. 134). 

Nicht Hierher gehören die Aufzeichnungen in Haushaltsbüchern oder in Gefhäftsblihern 
eines Gewerbetreibenden, der nicht zur Führung folcher Bücher verpflichtet ift (RG. im Recht 
1903 ©. 605). Nicht Hierher gehören auch die Protofolle von Organen eines Vereins, weil fie 
nur für den inneren Dienft beftimmt find (Bayer. ObLG. in Seufff. Bb. 60 ©. 125); ebenſo⸗ 
wenig auch die Urkunde über einen von einem anderen mit einem Dritten gefchloffenen Vertrag, 
und zwar auch bann nicht, wenn der andere dem die Edition Verlangenden gegenüber zur Unters 
laſſung eines ſolchen Vertrags verpflichtet war (Dertmann II. Aufl. Erl. 2b zu 8 809; Rſpr. 
Bd. 4 ©. 52). Zweiſelhaft ift, ob die Einficht der Handakten eines Anwalts von dem Auftraggeber 
verlangt werben fann. Die Stage dürfte zu bejahen fein (Müller in I. 1903 ©. 368ff.). 
Über daS Recht der Exben, von einem Miterben die Borlegung einer Urkunde über eine Forde- 
rung zu verlangen, die zu der Erbſchaft gehört, f. Ripr. Bd. 2 ©. 134. 

y) wenn die Urkunde Verhandlungen über ein Rechtsgeſchäft enthält, die 
zwiſchen dem die Edition Nachſuchenden unb einem anderen oder zwiſchen einem 
von beiden und einem gemeinfhaftlihen Vermittler gepflogen worben find. 
Hierunter fallen Punktationen aller Art, ferner die vor ober nach dem Geſchäftsabſchluſſe ge= 
wechjelten Briefe ſowie die mit einem gemeinfchaftlichen Mäkler gewechjelten Schriftftüde, Dagegen 
braucht der Schriftwechfel zwifchen einem Vertragfcjließenden und ber von ihm etnfeitig zur Ver⸗ 
mittelung ober zum Abſchluſſe des Geſchäfts beauftragten Berfon nicht vorgelegt zu Wehen; eben- 
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fowenig kann auf Grund der Hier in Frage ftehenden Vorſchrift von einem Vertragsteile, der dem 
Bertrage zuwider Gefchäfte mit anderen vorgenommen Hat, die Vorlegung ber ſich Hierauf beziehenden 
GSeichäftspapiere verlangt werden (Nipr. Bb. 4 ©. 52). 

€) Derjenige, von welhem bie Vorlegung ber Urkunde verlangt wird, muß 
fi im Befige derfelben befinden. In betreff der Frage, ob der Ebitionsanipruch ner 
gegen den unmittelbaren Befiger oder, wenigitend unter Umfländen, in modifizierter Art auch 
gegen ben mitielbaren Beſitzer geht, gilt das in ber Erl. 2a zu $ 809 Gefagte. Gegen ben 
Befigdiener geht Hier wie im Falle des 8 809 der Anfpruc nit. Dagegen kann hier wie dort 
der mittelbare Befiger die Vorlegung der Urkunde von dem unmittelbaren Befiger verlangen, 
wenn bie unter a und b bezeichneten Borausfegungen vorliegen. (Siegel ©. 147; Dertmann 
II. Aufl. Erl. 20 zu 8 810). 


4. Der Inhalt des Auſpruchs geht dahin, daß dem Berechtigten die Einſicht der Urkunde 
geftattet werde. Der Berechtigte braucht ſich nicht mit der Erteilung einer beglaubigten Abfchrift 
der Urkunde zu begnügen; ein Antrag, welcher dem Verpflichteten geftatten wollte, ſich in diefer 
Weiſe der ihm obliegenden Verpflichtung zu entledigen, ift abgelehnt (P. II Bd. 2 ©. 778). Im 
übrigen ift für die Art und Weife, wie die Verpflihtung zu erfüllen ift, daS Prinzip des 8 242 
maßgebend. Hiernach entſcheidet ſich namentlich die Frage, ob und in welchem Umfang Abfchriften 
genommen und Notizen gemacht werden dürfen und ebenfo, ob der Berechtigte einen Sachverſtändigen 
zuziehen darf. Daraus, daß an anderen Stellen de BGB. ausdrüdlich dad Recht, eine Abfchrift 
zu verlangen, erwähnt ift (vgl. 88 79, 1563 Sag 2, 2264; Endemann I 8 197 Unm. 19), kann 
nicht gefolgert werden, daß der die Vorlegung Berlangende eine Abfchrift zu nehmen nicht be 
rechtigt ſei. Die erwähnten Vorfchriften fprehen nur von dem Rechte, bie Erteilung einer 
Abfhrift zu verlangen. Hierzu ift ber nach 8 810 zur Vorlegung Berpflichtete allerdings niemals 
verpflichtet. Ob der Berechtigte fich felbft aber eine Abſchrift zu nehmen befugt ift, beftimmt fich 
nad) $ 242 und hiernad wird die Frage regelmäßig zu bejahen fein. Auch die Frage, ob ber 
Berechtigte, wenn ihn zunächſt nur ein Teil der Urkunde intereffiert, die Einfihtnahme der ganzen 
Urkunde verlangen kann, ift nach 8 242 zu entfcheiden. In der Hegel wird ber Berechtigte die 
Vorlegung der ganzen Urkunde verlangen können. Denn er weiß meiftens nicht, welder Teil 
der Urkunde für ihn von Wichtigkeit iſt; die Einficht der Urkunde fol ihm gerabe die Möglichkeit 
gewähren, fi) darüber zu vergewiſſern, ob die Urkunde noch anderes für ihn wichtiges Material 
enthält (B. II Bd. 2 ©. 778). Sind Bücher vorzulegen, fo erſtreckt fi dad Recht auf Einficht 
zegelmäßig nur auf diejenigen Teile, welche den Ebitionsjucher angehen (RG. Bb. 20 ©. 42: 
vgl. HEB. 8 46). 

Die Vorlegung kann auch durch einen Vertreter erfolgen. Regelmäßig wird auch verlangt 
werben können, daß fie an einen Vertreter des Berechtigten erfolge. Inter befonderen fih aus 
dem Inhalte ber Urkunde ergebenden Umftänden kann indefien auch bier die Anwendung 
des $ 242 bahin führen, dab der Verpflichtete die Urkunde nur dem Berechtigten perſönlich 
vorzulegen braudt (a. U. Siegel ©. 24, der allgemein nur ben geſetzlichen Bertreter zulaſſen 
will und nur bei Urkunden, die rein vermögensrechtliche Interefien betreffen, auch einen General» 
bevollmächtigten, deſſen Vollmacht ſich auf diefe Verhältnifje bezieht, nicht aber einen Epezial- 
bevollmädtigten, zulafien will; vgl. au OLG. Vofen im BantArdh. Bd. 3 ©. 98, wonad der 
commis interessö die Handelsbücher in Perſon einfehen darf). 

Der zur Gejtattung der Einficht einer Urkunde Berpflichtete Hat die Urkunde dem Berechtigten 
vorzulegen. Er hat die in feinem Befige befindliche Urkunde erforderlichen Falles daher aufzu⸗ 
ſuchen und genügt feiner Verpflichtung nicht, wenn er den Berechtigten etwa in fein Archiv führt 
und ihm die Auffuchung der Urkunde in diefem geftattet (Siegel ©. 23). 

5. Geltendmadung bed Anſpruchs. Beweis. Wer die Geitattung der Einficht einer Urkunde 
verlangt, muß die VBorausfegungen behaupten und beweiſen, von welchen nad) Erl. 3 fein Ans 
ſpruch abhängt. In betreff des rechtlichen Interefies wird in RG, in Grud. Bd. 49 ©. 832 
hervorgehoben, daß erforderlich jet, daß zur Bezeichnung der vorzufegenden Urkunden und den 
bierbucch zu beweifenden Tatſachen wenigſtens einigermaßen beftimmte Anhaltspunkte angeführt 
werden, die darauf ſchließen lafien, daß zwifhern dem Inhalte der Urkunden und dem Rechts- 
verhältniffe, zu defien Klarftellung fie dienen follen, nit bloß ein Lofer, nur Vermutungen an⸗ 
regender, jondern ein erheblicher objektiver und unmittelbarer Zufammenhang befteht. 

Iſt der zur Geftattung ber Einfiht einer Urkunde verpflichtete Befiger derjelben von dem 
Berenhtigten zur Geftattung der Einficht aufgefordert, fo haftet er wegen ſchuldhafter Nichterfüllung 
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$. 811. Die Vorlegung hat in den Fällen der $8. 809, 810 an dem Orte 
zu erfolgen, an welchem ſich die vorzulegende Sache befindet. Jeder Theil kann 
die Vorlegung an einem anderen Orte verlangen, wenn ein wichtiger Grund vor= 
liegt. 

Die Gefahr und die Koſten hat derjenige zu tragen, welcher die Vorlegung 
verlangt. Der Beſitzer kann die Vorlegung verweigern, bis ihm der andere Theil 
die Koſten vorſchießt und wegen der Gefahr Sicherheit leiſtet. 


und Verzug nach Maßgabe der allgemeinen Grundſätze (ſ. Vorbm. vor 8 809 a. E. und Erl. 5 
a. €. zu $ 809; a. N. Siegel ©. 30, der den Berpflichteten nit nad 8 276 haften laſſen, 
fondern den 8 426 EBD. entiprehend anwenden will). 

6. In betreff der Zwangsvollſtreckung gilt Hier basjelbe wie im Zalle bes 8 809 (f. Erl. 5 
zu $ 809); insbefondere findet auch hier der 8 883 ber CPO. entiprehende Anwendung. 

7. Sondervorſchriften, welche für beitimmte Fälle ein Recht auf Einſichtnahme von Ur: 
tunden gewähren, f. in den 88 79 (Bereinsregifter), 716 (Recht bes Gefellichafters, die Geſchäfts⸗ 
bücher und Papiere der Gefelfchaft einzufehen; vgl. HB. 88 118, 166), 1342 Abſ. 2 (Uns 
fechtung der Ehe), 1563 (Büterrechtsregifter), 1597 Abſ. 2 (Anfechtung ber Ehelichfeit eines Kindes), 
1953, 1957 (Erflärung über die Annahme und die Ausfhlagung der Erbſchaft), 2010 Nachlaß⸗ 
inventar), 2081 (Erklärung über bie Anfechtung einer letztwilligen Verfiigung), 2146 (Anzeige 
bes Vorerben über den Eintritt der Nacerbfolge), 2228 (Erflärungen, welche den Teftaments- 
vollſireder betreffen), 2264 (Recht auf Einficht eines eröffneten Zeftaments), 2384 (Unzeige bes 
Erbſchaftskaufs). 

Anſprüche auf Borlegung oder Herausgabe von Urkunden, welche ſich aus 
einem bejonderen Nedhtsverhältniffe, z. B. dem Eigentum oder einem Auftrag, 
ergeben, bleiben unberührt. Wegen der Verpflichtung des Handelsmätlers, den Beteiligten Ans 
zeige aus dem Tagebuche zu geben, |. H&8. 8 101. 

Wegen ber Borlegung von Urkunden im Prozeſſe ſ. CPO. 88 142, 421ff., (Siegel 
©. 103ff.), wegen der Vorlegung von Handelsbüchern insbejondere |. HEB. 88 45—47 und 
wegen der Borlegung bed Tagebuchs eines Handelsmäklers |. H6B. 5 102. 


g 811. 
6.18 776; 11 8 697 zes. 8 796; 1118 795. 9.1 €. 2694, 3289; M. II &.893. 9.11 88.2 ©. 77511. 

1. Ort der Borlegung. Abſ. 1. Die Vorfchriften find von der zweiten Kommiffion eins 
geftelt. Man hat es für zwedmäßig erachtet, im Gefege zum Ausdrude zu bringen, daß die 
Vorfegung der Sache ober der Urkunde an dem Orte zu erfolgen Hat, an welchem fie ſich be— 
findet. Zur Vermeidung von Mißverftändnifjen iſt dann weiter noch der Sag Hinzugefügt, daB 
jeder Teil die Vorlegung an einem anderen Orte verlangen kann, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Der wichtige Grund kann ſowohl in den fubjeltiven Verhältniſſen eines der Beteiligten, 
als auch in objeltiven Umftänden gefunden werden (vgl. Erl. zu $ 626). 

Unter dem Orte, an bem fich der vorzuweiſende Gegenftand befindet, tft nicht die engere 
räumliche Begrenzung bes Gegenjtandes zu verftehen; der Ausdrud „Ort“ iſt vielmehr in dem 
weiteren, geographifhen Sinne aufzufafien, der aud dem Ausdrud „Erfühungsort* zugrunde 
liegt. Un welcher befonderen Stelle des geographiſchen Ortes die Borlegung zu erfolgen hat, 
muß nad den Grundfägen von Treu und Glauben und mit Nüdfiht auf bie Vertehrsfitte be 
ftimmt werden; die Vorlegung braucht nicht notwendigerweife gerade in den Wohn» ober Ges 
ſchäftsräumen des Verpflichteten zu erfolgen (PB. II Bd. 2 ©. 778). 

Die Beitimmungen der CPO., foweit fie davon audgehen, daß bei einer Vorlegung im 
Prozeſſe die Vorlegung am Gerichtdorte zu erfolgen Hat, bleiben unberührt. 

2. Die Gefahr und die Koften der Borlegung würde, ba es fih um bie Erfüllung einer 
Verpflichtung Handelt, nad; allgemeinen Grundſätzen ber Verpflichtete zu tragen haben. Mit 
Rüdficht darauf aber, daß es fi um eine Lediglich Im Intereſſe des Berechtigten durch pofitive 
Vorſchriſt auferlegte Verpflichtung Handelt, beſtimmt der Abſ. 2 Sap 1, daß ber Verpflichtete die 
Gefahr und die Koften zu tragen bat. Dies gilt auch dann, wenn die Borlegung auf Antrag eines 
Teiles aus wichtigen Gründen an einem anderen Orte ald demjenigen zu erfolgen Hat, an welchem 
fie nad) Abf. 1 Sag 4 regelmäßig erfolgen muB. Die Tragung der Gefahr hat die Bebeutung, dab 
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Bierundzwanzigſter Titel. 
Ungeredtfertigte Bereicherung. 


der die Borlegung Fordernde den durch die Vorlegung entflehenden Schaden zu tragen bat, au 
wenn ihn kein Verfhulden trifft. Die Verpflichtung zum Erſatze beſtimmt ſich nad 88 240 ff. 

Der Satz 2, nach welchem ber Befiger die Vorlegung verweigern kann, bis ihm der Be 
rechtigte die Koften vorſchießt und Sicherheit für die Gefahr leiſtet, beruht ebenfalls auf der 
billigen Berüdfihtigung bes Verpflichteten und iſt von der zweiten Kommiffion Hinzugefügt; er 
entfpriht dem für ähnliche Verhältnifie gegebenen Vorſchriften der 38 258, 369, 403, 798, 800, 
867. Nach Ripr. Bd. 2 ©.134 kann Sicherheitsleiſtung nur verlangt werden, wenn voraus⸗ 
ſichtlich Koften entftehen oder ein Schaden zu befürchten iſt. Wegen der Sicherheitsleiſtung ſ. 
88 232 ff. 

3. Derjenige, von welchem bie Borlegung verlangt werden Tann, haftet regelmäßig für 
Verſchulden erft von dem Zeitpunkt an, in welchem die Borlegung von ihm verlangt wird. Hat 
er aber vorher bie vorzulegende Sache in der Abficht, dem Berechtigten Schaden zuzufügen, an 
einen anderen Ort gebracht, fo kann dadurch für ihn eine Haftung für Schadenderfag nad $ 826 
begründet fein (Dierfhte ©. 82f.; Enneccerus I 8 347ID. 


Bierundzwanzigfter Titel. 


Über die gemeinrechtliche Literatur |. Windſcheid-Kipp II 8421. Über den E.If. 
Lenel im Arch. f. civ. Pr. Bd. 74 ©. 215ff.; vgl. dazu bie Antwort von Windſcheid, Arch. 
f. ein. Pr. Bd. 78 ©. 161 ff. und die Replik von Lenel, Arch. f. civ. Br. 8b. 79 ©. 49ff. Das 
BOB. betreffen Collaß, Ungerechtfertigte Bermögensverfhiebung 1899; Klingmüller, Begriff 
des Rechtsgrundes 1901; Yung, Die Bereiherungsanfprühe und ber Mangel des rechtlichen 
Grundes 1902; Freund, Der Eingriff in fremde Rechte als Grund des Bereicherungsanſpruchs, 
in Leonhards Beiträgen zur Erläuterung des bürgerlihen Rechtes, Heft 7, 1902; Stammier, 
Zur Lehre von ber ungerechtfertigten Bereicherung nad; dem BGB., in ber Feſtgabe der juriſtiſchen 
Fakultät in Halle für H. Fitting, 1903 ©. 131f.; R. von Mayr, Der Bereiherungsanipruch 
des deutſchen bürgerlichen Mechtes 1903; Heymang, Freilafiungspfliht und Reureht, Beitrag 
zur Kondiktionenlehre 1905; Plaffen, Die Grundlagen der condietio, in Roſtocker rechtswiſſen⸗ 
ſchaftliche Studten Bd. II Heft 5; Dertmann, Die Frage der Bereiherungshaftung bes Voll⸗ 
ftredungsgläubigers bei Pfändung fremder Sachen, im Arc. f. civ. Pr. Bd. 96 ©. 1ff.; Klein, 
Beiträge zur causa-Lehre in Ofterreich, Zentralblatt für bie Juriſtiſche Praxis, Bd. 22 ©. 452, 
1904; Stampe, Das causa-Problem des Zivilrechts, eine rehtspolitifhe Studie am 8 365 BGB. 
1904; Staffel, Worausfegung und Zweck, im Sächſ. Arch. Bd. 13 ©. 497ff., 1903; Hartmann, 
Der Bereicherungsanipruc des BGB., im Acc. f. Bürg. R. Bd. 21 ©. 224ff., 1902; Schöninger, 
Der Bereiherungsaniprud gegen den Bollitredungsgläubiger bei Pfändung fremder Sadıen in 
Bl. f. KAnw. 8b. 70 ©. 685; Klingmüller, Causs und Schuldverſprechen in Goldſchmidts 
3. f. HR. 8b. 58 ©. 152ff. 

1. Weſen des Bereicherungsanſpruchs im allgemeinen. Eine Bermögensperiiebung kann 
fih im äußerlich gültiger Weife vollziehen, obſchon innerlich kein gerechtfertigter Grund für dies 
felbe vorhanden ift. Das Geſetz will bie Möglichkeit eröffnen, eine ſolche Bermögensverfchiebung 
rüdgängig zu machen und gibt zu dem Zwede demjenigen, welcher den Berluft erlitten bat, einen 
perfönlihen Anſpruch auf Herausgabe ber Bereicherung. Die Gründe, ans welchen das Geſetß 
einem ZTatbeftand, obwohl es die dadurch bewirkte Vermögensverſchiebung für innerlich nicht 
gerechtfertigt hält, doch rechtliche Wirkung beilegt und der Nüdficht auf die materielle Gerechtigkeit 
nur dadurch Rechnung trägt, dab es dem VBenadhteiligten den gedachten periönlihen Anſpruch 
gibt, find verfchiedener Art. Hauptfächlich iſt e8 die Rückſicht auf die Sicherheit des Verkehrs, 
welche zu diefer Behandlung führt. Beſonders bentlich tritt diefer Geſichtspunkt hervor bei der 
Anerkennung bes abitraften Rechtögeichäfts und bei der Trennung des Kauſalgeſchäfts von dem 
Leiſtungsgeſchäfte (1. Bd. I Vorbm. IX 2 ©. 184). Das abſtrakte Rechtsgeſchäft ift wirffam ohne 
Rüdfiht darauf, ob der mit der Vornahme des Gefchäfts angeftrebte Zweck erreicht wird oder 
nicht. Diefe Geftaltung fördert die Sicherheit des Verkehrs, fie erleichtert ben Beweis, daß ein 
Rechtsgeſchäft gültig zuftande gekommen iſt und ſchränkt die Anfechtung der Rechtsgeſchäfte ein. 
Aber fie ſchließt auch die Gefahr in fi, dab in äußerlich gültiger Weife ein materiell unrichtiges 
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Ergebnis herbeigeführt wird. Beim Fehlen eines Rechtsgrundes leidet das abftrafte Geſchäft an 
einem inneren Mangel, welcher nit unberüdfichtigt bleiben kann. Das Geſetz bietet nun durch 
die Vorſchriften über die ungeredhtfertigte Bereicherung die Möglichkeit, einen Ausgleich herbei- 
zuführen. Wennſchon das abſtrakte Geſchäft ohne Rüdficht auf den Rechtsgrund dinglich wirkſam 
iſt, ſo wird doch, falls es an einem Rechtsgrunde fehlt, dem durch die Vornahme des Geſchäfts 
Geſchädigten ein obligatoriſcher Anſpruch gegen den Empfänger auf Rückerſtattung des Erlangten 
gegeben. 

In anderer Weife bewirkt das Geſetz die Ausgleihung in denjenigen Fällen, in welchen bie 
Berfügung eines Nichtberechtigten oder die Leiftung an einen ſolchen mit Rüdficht auf ben guten 
Glauben des Erwerbers oder des Leiſtenden dem Berechtigten gegenüber für wirkſam erklärt iſt 
(j. 8b. I Erl. 5 zu 8 135). Der Vermögensverluft, welhen in Fällen diefer Urt der Berechtigte 
erleidet, läßt fi) hier nicht, wie in dem obengebadhten Falle bireft durch Gewährung eines Be 
reicherungsanſpruchs gegen den Erwerber oder gegen ben befreiten Schuldner zur Ausgleichung 
bringen; denn durch einen ſolchen Anſpruch würde ber Zweck der fraglichen Borfchriften den 
guten Glauben zu fügen, vereitelt werben. Die erforderliche Ausgleihung erfolgt Bier dadurch, 
daß dem Berechtigten, welcher fein Recht durch die Verfügung oder die Leiftung verloren bat, 
ein Bereiherungsanfprud; gegen den Verfügenden oder gegen ben Leiftungsempfänger auf Herauss 
nabe desjenigen gewährt wird, was diefer durch die Verfügung, 3. B. ald Kaufpreis für die vers 
äußerte fremde Sache oder durch die Leiftung an ihn erlangt Hat. Iſt die Verfügung unentgeltlich 
erfolgt, fo fol derjenige, welcher auf Grund ber Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil 
erlangt hat, zur Herausgabe des Exlangten verpflichtet jein. 

In ähnlicher Art wie in ben beiben bervorgehobenen Fällen verwendet das Gefeh den 
Bereicherungsanſpruch in allen Fällen, in benen fi) das Bedürfnis geltend macht, der durch 
einen gilltigen Rechtsakt ober kraft des Geſetzes eingetretenen Vermögensverſchiebung gegemüber 
im Interefie der materiellen Gerechtigkeit eine Ausgleihung herbeizuführen (j. Exrl.2). Die Bor 
ſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung ftellen fih hiernach als ein wichtiger und uns 
entbehrlicher Teil im Syfteme des Geſetzes bar. 

2. Borandjekungen des Bereiherungdaniprudjs. 

a) Bei der formellen Behandlung des Stoffes folgte der E. I dem römiſchen 
Rechte. Diefed gewährt einen Kondiktionsanſpruch in beitimmten einzelnen Fällen; ein allges 
meines Prinzip ift nicht herausgebildet. Dementiprehend wollte aud) ber E. I bie Konbiktionen 
in verſchiedene Arten klaſſifizieren. Ex behandelte zunächſt die Leiftung einer Nichtſchuld und 
normierte für diefen Fall die Vorausſetzungen und den Umfang des Bereicherungsanſpruchs. 
Daran ſchloſſen fih an Beſtimmungen über den Nichteintritt des bei einer Leiftung voraus- 
gefegten künftigen Ereignifies oder rechtlichen Erfolges, über den Wegfall bes Rechtsgrundes 
einer Xeiftung, über den verwerflichen Empfang und endlich eine ergänzende Vorſchrift über alle 
fonjtigen Fälle grundlofen Habens. Der Umfang der Verpflihtung war in allen diefen Fällen 
durch Verweiſung auf die für den Ball der Leiftung einer Nichiſchuld gegebenen Vorſchriften 
geregelt. Die zweite Kommiffion Hat einen anderen Weg eingeihlagen. Sie hat im Anſchluß 
an das Schweizeriſche Bundeögefeg Art. 70 ein allgemeines Prinzip an die Spitze geftellt (ß 812). 
Diefes Prinzip wird dann in ben folgenden Vorſchriften ergänzt und erläutert. Ter Bereicherungs⸗ 
anſpruch erſcheint hiernach als ein einheitlicher. Die beſonders hervorgehobenen Fälle find folde, 
in benen es zweifelhaft fein könnte, ob die Borausfegungen der ungerechtfertigten Bereicherung 
vorliegen oder bei denen die fpezielle Regelung der Vorausfegungen des Anſpruchs aus praktiſchen 
Gründen wünfchenswert erjhienen if. Man wird allerdings, wie bisher, fo aud nad dem 
BGB. verſchiedene Arten von Bereiherungsaniprücen unterfcheiben fünnen; fie ſtehen aber nicht 
felbftändig nebeneinander, fondern find dem allgemeinen für die ungerechtfertigte Bereicherung 
aufgeftellten Prinzip untergeordnet. 

b) Die materielle Regelung des Anſpruchs wegen ungerechtfertigter Bereicherung beruft 
nicht auf der früher vielfach vertretenen Auffafiung, daß niemand fi zum Schaden eines anderen 
bereichern dürfe, auch nicht auf bem der Berfionsflage des Pr. ALHR. zugrunde liegenden 
Gebanten, daß derjenige, aus befien Vermögen etwas zum Nupen eines anderen verwendet ſei, 
dasfelbe in Natur oder dem Werte nad} zurückzufordern berechtigt fei, fonbern das Gefeg will 
das Prinzip zum Ausdrude bringen, daf ein Anfprucd auf Rüdgängigmadhung einer Vermögens» 
verſchiebung gegeben werden foll, wenn diefelbe ohne rechtlichen Grund erfolgt ift, fet es, daß ein 
rechtlicher Grund überhaupt nicht beftanden hat (8 812 Abf. 1 Cat 1) oder daß er fpäter weg⸗ 





930 VI. Abſchnitt: Einzelne Schulbverhältnifie. 


gefallen oder der mit einer Leiftung bezwedte Erfolg nicht erreicht ift ($ 812 Abſ. 1 Gap 2) 
oder daß ein Erwerb zwar formell auf einem gejeglihen Grunde beruht aber tatſächlich auf 
Koften eines anderen ohne wirklichen Rechtsgrund gemacht ift ($ 816) oder endlich, daß bie An- 
nahme einer Leiftung als verwerflich anzufegen iſt (8 817). Über die Frage, was umter dem 
Mangel eines rechtlichen Grundes zu verftehen ift ſ. Erl. zu 8 812. 

Der Bereiherungsanfpruch fteht dem Benadjteiligten grundfäglih nur gegen demjenigen zu, 
welcher direlt auf Koften des anderen bereichert ijt. Uusnahmsweife greift aber der Anfprud 
auch gegenüber ſolchen Berfonen Platz, melde indirekt bereichert find. Wenbet nämlich der 
Empfänger dad Erlangte umentgeltlich einem Dritten zu, fo joll, ſoweit infolgedefien die Ber- 
pflihtung des Empfängers zur Herausgabe der Bereicherung ausgeſchloſſen iſt, ber Dritte zur 
Herausgabe verpflichtet fein, wie wenn er die Zuwendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen 
Grund erlangt hätte ($ 822). 

6) Außer in diefem Titel beftimmt das Gefeg nod in einer Meihe von Fällen, ba 
jemand zur Herausgabe eines GegenftandeB oder eines Vermögenswertes nad) den Bow 
ſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung verpflichtet fein fol. (Bgl. namentlich bie 
88 323 Abſ. 3; 327, 516 Abſ. 2 Sap 3; 527 Ubf. 1; 528, 531 Abſ. 2; 543 Abf. 2; 628 
Abf. 1 Sag 3; 682, 684, 852 Abſ. 2; 951 Abſ. 1; 977, 988, 993, 4301, 1399 Abf. 2, Sa 2; 
1455, 1973 Abſ. 2 Sat 1; 2021, 2196, 2287, 2329). Zum Teil ift auf die Anwendung biefer 
Vorfchriften deshalb verwiefen, weil in ben in Betracht kommenden Fällen Zweifel beftehen 
könnten, ob eine ungeredtfertigte Bereicherung vorliegt, zum Teil ift dies gefchehen, um die 
Verpflihtung zur Herausgabe eines Gegenftandes ben befonderen Vorfchriften über den Bes 
reicherungsanſpruch zu unterwerfen, insbefondere in der Richtung, dab ber Anſpruch ausgefchloffen 
fein foll, ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert ift. 

d) Vorihrijten der EPO. über den Bereicherungsaniprud. Wenn auf Grund ber 
Beftimmungen der CPO. eine vorläufige Leiſtung erlangt ift, z. B. mittels eines vorläufig 
vollftredbaren Urteils, und der prozefiuale Grund für die Leitung demnächſt fortfällt, fo erhebt 
fih die Frage, nah welchen Grundfägen der Geſchädigte Erſatz zu beanfpruchen hat. Das Ber 
bältnis ift in der CPO. fo geregelt, daß in den Fällen der $$ 541, 529 (Änderung des Urteils 
auf Grund vorbehaltener Berteidigungsmittel) die Vorſchriften über die ungerechtfertigte 
Bereicherung Anwendung finden follen, daß dagegen in anderen Fällen nicht nur Herausgabe 
der Bereicherung, fondern Schabenserfag foll beanſprucht werben können. (Bgl. hinſichtlich der 
legteren Fälle die Vorbm. 8 zu dem folgenden Titel). 

8. Den Gegenftand des Bereicherungsauſpruchs bildet bie Herausgabe desjenigen, was der 
Bereicherte erlangt bat. Der Umfang der Berpflihtung wird näher dahin beflimmt (8 818), bak 
‘ver Empfänger aud; das, was er etwa auf Grund des erlangten Rechtes ober als Erſatz für die 
Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziefung bes erlangten Gegenflandes erworben bat ſowie die 
gezogenen Nupungen heraudgeben muß. Nach den allgemeinen für Schuldverhältnifie aufgeftellten 
Regeln wiirde der Empfänger von feiner Verpflichtung befreit werben, wenn die Herausgabe 
durch einen von ihm nicht zu vertretenden Umftand unmöglich geworden wäre, er bälte aber, 
wenn die Unmöglichkeit von ihm durch eine vorfäglihe ober fahrläffige Handlung verurfacht 
wäre, Schadenserſatz zu leiften. Im Abweichung Hiervon aber im meientlihen in libereins 
ſtimmung mit dem biöherigen Rechte beftimmt das Geſetz, dab falls der Empfänger das Geleiftete 
herauszugeben auferftande ift, er dem Benadhteiligten ben Wert bes Geleifteten zu vergüien hat, 
daß jedoch die Verbindlichkeit zur Herausgabe und zur Wertvergütung infoweit wegfallen fol, 
als der Empfänger bei Eintritt ber Mechtshängigteit des Anſpruchs durch das Geleiftete wicht 
mehr bereihert ift. Der Empfänger ift hiernach Haftfrei, foweit er zu der enticheidenden Beit 
das Empfangene oder den Wert nicht mehr hat und die durch den Empfang entftandene Bereicherung 
wieder weggefallen ift, gleichviel, ob der Grund in einem Zufall oder ob er in einem vorfägliden 
oder fahrläffigen Handeln oder in einem fonftigen Gebaren bes Empfängers liegt. Die Ber 
pflihtung beichräntt fich im ſolchem Falle auf die Herausgabe defien, was der Empfänger von 
dem Geleifteten oder dem Werte des Geleifteten zu der gedachten Zeit noch Hat ſowie des Betrag, 
um welchen er zu jener Beit buch Verzehren ober Exiparen, Verbrauchen oder Beräußern 


bereichert erſcheint. Die bevorzugte Stellung des Empfängers hört mit dem Eintritte der Rechts⸗ 


bängigteit des Bereicherungsanſpruchs auf. Bon diefem Zeitpunkt an ſoll er wie jeder andere 
Schuldner nad) allgemeinen Grundfägen haften. Das gleiche gilt, wenn fi} der Empfänger in 
böjem Glauben befunden hat (8 819); ebenfo fol der Empfänger, wenn er von vornherein mit 
der Möglichkeit rechnen mußte, daß ber Rechtsgrund einer Leiftung wegfallen könne oder daB der 
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mit einer Leiftung bezwedte Erfolg nicht erreicht wird, jo Baften, wie wenn der Anſpruch auf 
Herausgabe zur Zeit des Empfanges vechtshängig geworden wäre (8 820). 

4. Für daB GErlöfchen des Auſpruchs gelten, abgejehen davon, daß der Anfpruch wegfält, 
wenn die Bereicherung aufhört, bie allgemeinen Grundfäge. Das Gefeg gibt aber demjenigen, 
welcher one Rechtsgrund eine Verbindlichkeit eingegarigen tft, eine Einrede gegenüber dem An⸗ 
ſpruch aus ber Verbindlichkeit auch dann, wenn der Anſpruch auf Aufhebung der Verbindlichkeit 
verjährt ift (8 821). 

5. Beitritten ift, ob der Bereiherungsaniprud) mit anderen Anſprüchen Tonturrieren Tann 
ober ob er nur fubfidtär zuſteht. Ein Grund, den Bereiherungsanfprud, wenn beffen Boraus- 
fegungen vorliegen, deshalb auszuſchließen, weil dem Bereicherten noch ein anderer Anſpruch 
zufteht, mit welhem er dasfelbe erlangen Tann, dürfte nicht vorliegen (KG. Bd. 48 ©. 139). 
So ift 3. B. nicht abzufehen, weshalb derjenige, welcher auf Grund eines Vertrags eine Leiftung 
gemadjt hat, wenn er von dem ihm zuftehenden Rechte bes Rücktritts vom Vertrage Gebrauch 
macht, nicht das Geleiſtete ſowohl auf Grund des 8 346 als auf Grund des $ 812 Abf. 1 
Sag 2 follte zurüdforbern können. Diefelben tatfählihen Borausfegungen genügen bier für 
den einen wie für den anderen Anſpruch; der erftgedachte Anſpruch ift für ben Berechtigten zwar 
günftiger, weil er durch den Wegfall der Bereicherung nicht ausgeſchloſſen wird, aber hierin liegt 
fein Grund, bem Berechtigten den weniger günſtigen Anſpruch zu verfagen, wenn er biefen vor: 
sieht. Selbftverftändlih Tann übrigens dem anderen Teile, wenn biefer aud) ſeinerſeits bereits 
etwas auf Grund des Vertrags geleiftet hat, dadurch daß der Berechtigte den Bereiherungs- 
anſpruch geltend macht, nicht das Recht entzogen werben, die ihm auf Grund bes $ 348 (Er⸗ 
fülung Zug um Bug) zuftehende Einwendung geltend zu machen. In anderen Fällen liegt das 
Verhältnis infofern anders, als behufs Begründung eines anderen Anſpruchs zu den für die 
Begründung bes Bereiherungsanfpruchs erforderlichen Tatſachen noch andere Tatſachen hinzu⸗ 
treten müfjen. So kann z. B. duch das Hinzutreten einer Verſchuldung auf feiten des Ver⸗ 
pflichteten ein Schadenserfaganfprud) wegen unerlaubter Handlung ($ 823), durch das Hinzus 
treten der in bem 8 683 bezeichneten Vorausſetzungen der Anſpruch aus der Geihäftsführung 
ohne Auftrag begründet werben. Der Berechtigte kann fich bier, auch wenn jene Tatfahen vor⸗ 
liegen, auf den Bereicherungsanſpruch beſchränken, ohne beweifen zu brauden, daß jene Tatfadhen 
nicht vorliegen. Das Verhälmis kann indefjen auch fo liegen, daß, wenn ein anderer Anſpruch 
begründet ift, fi) Hieraus ergibt, daß die Vorausſetzungen des Bereicherungsanſpruchs nicht vor⸗ 
liegen. So lann z. B. derjenige, welchem ber Eigentumsanſpruch auf Herausgabe der Sache 
(8 985) zuſteht, mit dem Vereiherungsanfpruche nicht die Übertragung des Eigentums verlangen, 
denn wenn ber Kläger den Eigentumsanſpruch hat, aljo noch Eigentümer tjt, fo ergibt ſich hier⸗ 
aus, daß der Bellagte das Eigentum nicht auf Koften des Klägers erlangt hat. Dagegen ift in 
einem ſolchen Falle denkbar, dab ber Eigentümer den Bereiherungsanfpruch auf Herausgabe der 
Sadje aus dem Gefichtapuntte hat, daß der Befier den Beſitz auf Stojten des Eigentümers ohne 
vechtlihen Grund erlangt hat und dieſer Anfprucd wird dann nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Eigentümer die Herausgabe der Sache aud mit dem Eigentumsanjpruche verlangen könnte. 
(So, wie ed fcheint, jegt auch Endemann I 8 198 Anm. 12). Wenn Jung (©. 43), der im 
übrigen mit der obigen Auffaflung einverftanden ift, trogdem annimmt, daß dem Befiger, welchem 
der Beſitz durch verbotene Eigenmacht entzogen ift, der Bereicherungsanſpruch gegen benjenigen 
nicht zuftehe, welcher den Befig entzogen hat, weil er gegen dieſen die Beſitzklage habe, jo dürfte 
dies nicht richtig fein; denn die Vorausſetzung des Bereicherungsanſpruchs ift dadurch gegeben, 
daß ber jetzige Vefiger den Befig ohne rechtlichen Grund von dem bisherigen Befiger erlangt hat. 
Daß der erlangte Befig fehlerhaft ift und die Wiedereinräumung deshalb auch durch die Befit- 
Mage gefordert werben kann, fließt den VBereicherungsanipruch nicht aus. (Teilweile a. U. von 
Mayr, S. 356Ff., wie hier Pleifen ©. 58). 

Über die Frage, ob, wenn der Bereicherungsanſpruch nur auf Herausgabe des ohne Rechts⸗ 
grund erlangten Befiges geht, und der Empfänger, meil er den Befig herauszugeben außerftande 
it, nach 8 818 den Wert zu erjehen Hat, der 8 255 entfprechende Anwendung findet, |. Erl. 4 
zu 8 818. 

Wegen des Anſpruchs auf Grund nüßliher Verwendung (actio de in rem verso) fiehe 
Vorbm. III zum elften Titel. 

6. Unberührt bleiben bie landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welden der Staat fowie 
Verbände und Anftalten, die auf Grund des öffentlichen Nechted zur Gewährung von Unterhalt 
verpflichtet find, Erſatz der für den Unterhalt gemadten Aufwendungen von der Perſon, welder 
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8. 812. Wer durch die Leiftung eines Anderen oder in fonftiger Weife auf 
defien Koften etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ift ihm zur Herausgabe ver- 
pflichtet. Diefe Verpflichtung befteht auch dann, wenn der rechtliche Grund jpäter 
wegfällt oder der mit einer Leitung nad) dem Inhalte des Nechtögefchäfts bezweckte 
Erfolg nicht eintritt. 

AL Leiftung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Bejtehens 
oder des Nichtbeftehend eines Schuldverhältnifies. 


fie den Unterhalt gewährt haben fowie von denjenigen verlangen fünnen, welche nad) den Bor- 
fchriften des BGB. unterhaltöpflichtig waren (EG. Art. 103). 

Unberüßrt bleiben ferner die Iandesgefeglihen Vorſchriften über den Anſpruch auf 
Nüderftattung mit Unrecht erhobener öffentlicher Abgaben oder Koſten eines Verfahrens 
(EG. Urt. 104). 

7. Anordunng des Stoffes. Der 3 812 enthält die grumdlegenden Beftimmungen über 
den Bereiherungsanfprud. Die 88 813—817 regeln die Vorausfegungen ber Rüdforderung in 
befonderen Fällen und zwar beizeffen die 88 813, 814 fpeztell die Rüdforderung einer Lelftung, 
welche zum Bmwede der Erfüllung einer Verbindlichkeit gemacht ift, ber 8 815 bie Rüdforderung 
wegen Nichteintritt® des mit einer Leiftung bezweckten Erfolges, der 8 816 die Fälle, dab ein 
Nichtberechtigter durch eine Verfügung über einen Gegenftand, welche dem Berechtigten gegemüber 
wirkſam ift, ober durch eine Leiftung, welhe an ihn gemacht ift und welche dem Berechtigten 
gegenüber wirkſam ift, etwas erlangt hat, der $ 817 den verwerflihen Empfang. Die 88 818820 
geben Vorſchriften über den Umfang und die Beſchränkung der Herausgabepfliht, und zwar ftellt 
der $ 818 zunächſt die Regeln auf, welche gelten, wenn ber Empfänger fid in gutem Glauben 
befunden Hat, und handelt weiter von den Änderungen der Rechtsſtellung des Empfängers, welche 
fi an den Eintritt der Rechtshängigkeit des Bereicherungsanſpruchs knüpfen. Der $ 819 regelt 
den Fall, daß der Empfänger der Leiftung den Mangel des Mechtsgrundes beim Empfange der 
Leiftung gefannt oder ihn fpäter erfahren hat. Der 8 820 gibt Vorſchriften für die Fälle, in 
welchen ber Empfänger beim Empfange ber Leijtung mit der Möglichkeit rechnen mußte, daß der 
Rechtsgrund demnächſt wegfallen oder daß ber wit ber Leiftung bezwedte Erfolg nicht eintreten 
werbe, und der Rechtsgrund demnächſt weggefallen oder der angeftrebte Erfolg nicht erreicht ift. 
Der 8 821 handelt von der Eintede der ungeredhtfertigten Bereicherung. Der $ 822 erftvedt die 
Verpflichtung zur Herausgabe auf denjenigen, welchen der Empfänger ber Leiftung das Erlangte 
unentgeltlich zugewendet hat. 

$ 812. 


6.18 737 Qbf. 1,3, 88 742f.. 748, 290 Wbf. 4; 1 8 737 vev. 8 797; III 8 796. 9.1. 1483f., 1536H., 
1569 ff., 1573, 1575 ff., 3272, 3505 ff., 3557, 35601., 61851. 117027., 118821.; M. U ©. 831ff., S42f., 846, 
sölft., 115f. P. 11 36. 2 6. 510f., 68211., 696. 708; Bd.6 ©. 199. KB. €. 1984- 

I. Borausfegungen des Bereicherungsanſpruchs. Diefer gründet fi auf die Tatſache, dag 
jemand auf Koften eines anderen ohne rechtlichen Grund etwas erlangt hat (Ripr. Bd. 12 ©. 353). 

1. Das Erlangen kann beftehen in der pofitiven Vermehrung des Vermögens durch den 
Erwerb einer Sache ober eines Rechtes. ALS folhes ift auch die Erlangung des Befiged an= 
äufehen. Der E. I hob dies ausbrüdlich hervor (E.I 8 737 Abf. 3; 88 744, 745, 749). Die 
zweite Kommiffion hat geglaubt, daß der Fall durch die ganz allgemeine Yafjung des (jekigen‘ 
8 812 Abſ. 1 Sag 1 gebdedt werde und hat deshalb von einer befonderen Erwähnung des Beſißes 
abgefehen. Im der Tat wird man fagen müfien, daß derjenige, welder Befiger einer Sache 
geworben ift, damit „etwas erlangt“ Hat. Denn auch wenn man den Beſiz nicht als ein eigentliches 
Recht anfehen will, fo gewährt doch der Befig jedenfalls eine Rechtspoſition, welche einen Bermögend- 
wert darftellt (Ripr. Bd. 14 ©. 32). Die Bereicherungsklage ift Übrigens nicht um deswillen, weil 
mit ihr die Herausgabe bes Beſitzes verlangt wird, als Beſitzklage im tehnifhen Sinne anzufehen. 
Es finden alfo bei einer folhen Klage die befonderen für Befigklagen gegebenen Borfchriften 
(88 861, 863, 864) feine Anwendung; namenilich ift die Geltendmahung der Einrede, daß dem 
Bellagten ein Necht zum Befige zuftehe, nicht ausgeſchloſſen (M. II ©. 831). Das Erlangen 
ann ferner dadurch herbeigeführt werden, daß eine Schuld aufgehoben oder eine Vermögens 
befräntung befeitigt wird. Endlich kann ein folhes Erlangen darin liegen, dab jemandem 
Aufwendungen und Auslagen eripart find, jo z. B. wenn ihm Unterhalt gewährt ift oder wenn 
ihm unentgeltlich Dienfte geleiftet find, welche ex fonft gegen eine Vergütung hätte beſchaffen 
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müffen. Aus ben Vorſchriften des 8 818 Abf. 3 über die Beſchränkung des Anſpruchs auf die 
Bereicherung ergibt ſich übrigens, dab, wenn mit der Vermögendvermeßrung eine Vermögens— 
minberung verbunden it, nur die Herausgabe des Überfchuffes verlangt werben kann. Die Frage, 
ob eine Bereicherung vorliegt, ift immer zu beurteilen unter Berlidfichtigung der gefamten Rechts⸗ 
lage unter ben Parteien und des Grundſatzes, daß jeder fein Verhalten fo einzurichten hat, wie 
Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte es erfordern (MG. in IW. 1906 ©. 69; 
vgl. auch RG. Bd. 60 ©. 284 über den fortgefegten Verkehr eines Geiſteskranken mit einer 
Bank). Hiernad mindern Aufwendungen, welde ber Empfänger bei dem Erwerbe der erlangten 
Gegenftände hat machen müfien, die Bereicherung; es kann z. B. berjenige, welcher auf Grund 
eines nichtigen Kaufvertrags etwas erlangt hat, dasjenige in Abzug bringen, was er dem anderen 
Zeile als Gegenleiftung gegeben hat (KG. Bd. 32 ©. 319; Bd. 54 ©. 137; a. U. wie es ſcheint 
Windſcheid⸗Kipp II 8422 Anm. 10). Sind Aufwendungen auf eine im Eigentum eines 
anderen befindliche Sache gemacht, fo ift ein Anfpruch wegen ungeredhtfertigter Bereicherung nicht 
begründet, wenn nad den Umſtänden bes Falles eine Bereicherung des Eigentümers nicht an= 
zunehmen iſt (vgl. Windſcheid-⸗Kipp 8421 Anm. 4). Über den Anſpruch des Befigerd einer 
fremden Sache wegen Verwendungen gegen den Eigentümer ber Sadıe |. 88 994. 

Um Zweifel und Streitigfeiten abzufchneiden, ift im Abſ. 2 befonderd hervorgehoben, daß 
eine Leiftung auch durch bie vertragsmäßige Anerkennung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines 
Schuldverhältnifies herbeigeführt werden kann. Nah Rſpr. Bd. 13 ©. 150 kann aber ein im 
Prozeß abgegebened Anerfenntnis mit Nüdfiht auf 8 307 der CPO. in dem Prozeſſe nicht 
tondiziert werden. Über bie Kondiktion eines Verzichts ſ. Rſpr. Bd. 12 ©. 102. 

2. Der Empfänger muß etwas burd bie Leitung des anderen ober im fenfliger 
Weiſe anf befien Koften erlangt haben. Es kommt nicht darauf an, ob die Vermögens⸗ 
verfhiebung durch den Benachteiligten felbft oder durch einen Dritten oder durch ben Empfänger, 
ob fie durch ein Rechtsgeſchäft oder, wie z. B. beim Anſchwemmen von Land, durch einen 
tatfählihen Vorgang, ob fie mit Bewußtjein oder unbeabfichtigterweife Kerbeigeführt ift. Der 
Vermögensvermehrung auf der einen Geite entipricht regelmäßig eine Bermögensverminderung 
auf ber. anderen Geite und der E. I hatte deshalb einer weitverbreiteten Ausdrucksweiſe folgend, 
im 8 748 die Borausfegung des Anſpruchs dahin gefaßt, daß jemand „aus dem Vermögen“ 
eine anderen bereichert fei. Indeſſen find Fälle denfbar, in denen jemand auf Koften eines 
anderen etwas erlangt hat, au ohne daß das Erlangte vorher im eigentlichen Sinne zum 
Vermögen des Benaditeiligten gehört Hätte. Hat z. B. jemand eine ihm angefallene Erbichaft 
ausgefchlagen, fo Hat biefe nicht zu feinem Vermögen gehört; der nächſtfolgende Erbe erlangt 
fie nit auß bem Vermögen bes Ausſchlagenden (P. II 8b. 2 ©. 685). XTrogbem wird dieſer, 
wenn er den zunächſt Berufenen durch Betrug zur Ausſchlagung beftimmt bat und der gegen 
ihn deshalb begründete Echadenserfaganfpruc verjährt ift, nad) 8 852 Abf. 2 dem Ausichlagenden 
noch wegen der ungerechtfertigten Bereicherung haften. Um biefe Fälle mit zu treffen, hat bie 
zweite Kommiffion den Ausdrud „auf Koſten“ des anderen gewählt. Über einen Fall, in 
welchem das Borliegen dieſes Erfordernifies verneint wirb ſ. Ripr. Bd. 14 ©. 32. 

Über die Frage, wie bad Verhältnis fi geftaltet, wenn der Empfänger, wie in einzelnen 
Fällen möglich ift, mehr erlangt, als der Benachteiligte gehabt Hat, |. Erl. zu 8 818. 

3. Das Erlangen auf Koſten eines anderen muß ohne rechtlichen Grund erfolgt fein, 
Über die Frage, was unter dem Mangel eines reditlihen Grundes zu verſtehen ift, gehen die 
Meinungen auseinander. Es ift in verfchiedener Weiſe verfucht worden, ben Begriff bes recht⸗ 
lihen Grunde auf ein einheitliches juriftiiches Prinzip zurüdzuführen. So will z. B. Collatz 
©. 40 das Prinzip darin finden, daß alle Vermögensverſchiebungen, bie nicht auf einer Leiftung 
des Benadhteifigten beruhen, welche dev Bereicherte kraſt eines zwiſchen ihm und bem Benad; 
teiligten beftehenden Schuldverhältnifies von biefem zu forbern berechtigt war, ungerechtfertigt 
feien und den Empfänger zur Ausgleihung verpfliäiteten. In jehr eingehender Unterfuhung der 
einzelnen Fälle gelangt Jung ©. 129 (ähnlih von Mayr ©. 428ff. und Pleſſen ©. 45) zu 
dem allgemeinen ®rundjage, daß mit der condictio rildgängig zu maden find diejenigen Ber» 
mögensverjhiebungen, welde ſich vollziehen ohne eine Einwirkung auf die relativen rechtlichen 
Beziehungen der beiden Beteiligten zu haben. Dieje und ähnliche Verſuche dürften indefien, abs 
geiehen davon, daß dabei mandye künftliche und zum Zeil unrichtige Annahmen gemacht werben 
möüfien, ſchwerlich geeignet fein, das Verſtändnis zu fürdern; manche beachtenswerte Geſichts⸗ 
puntte find indeſſen auß ihnen zw entnehmen. Auch der von Stammler ©. 153ff. hervor⸗ 
gehobene Gefiähtspunft, daß es fi nad; bem dem Vereiherungsanfpruche zugrunde liegenden 
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Gedanken um eine Reaktion des grundfäglich richtigen Rechtes gegen das formell techniſche Recht 
banble, führt zu keiner juriſtiſch brauchbaren einheitlichen Begriffsbeftimmung des rechtlichen 
Grundes. Im Anſchluß an die gemeinrechtliche Theorie werden die beiden Fälle zu unterſcheiden 
fein, daß die Vermögensverſchiebung durch Leiftung und daß fie in fonftiger Weiſe erfolgt. 

a) Die Vermögendverfhiebung erfolgt durch LKeiftung des Benadteiligten. 
Der €. I lehnte ſich in diefem Falle an die Windſcheidſche Lehre von der Vorausfegung an. Rad 
diefer Theorie (vgl. Windſcheid-Kipp I 88 97ff., II 8423; Lenel im Arch. f. cin. Br. Bd. 74 
©. 214ff.) kommt es darauf an, ob die Leiftung unter einer ausdrücklich oder ſtillſchweigend er= 
Härten Vorausfegung erfolgt tft. Wer feinen Willen unter einer Borausfegung erklärt, der will, 
lehrt Windfcheid, glei demjenigen, welcher ihn bedingt erklärt, daß bie gemwollte rechtliche 
Wirkung nur bei einem gemifien Zuftande der Verhältniffe beitehen fol, ohne aber eıne eigent- 
liche Bedingung zu jegen. Entfällt die Borausfegung, fo beiteht zwar die gemollte Rechtswirkung 
zunächft zu Recht, aber dem Leiftenden wird ein Anſpruch auf Rückgängigmachung der eigentlich 
nicht gewollten Leiftung gegeben. Die ganze Lehre von der Nüdforderung einer Leiftung wegen 
Mangels "eines Rechtsgrundes bafiert hiernad auf dem Willen des Leiftenden und auf diefen ift 
hiernach bei der Entſcheidung der Einzelfragen zurüdzugreifen. Ihren Ausdruck fand diefe Auf: 
fafiung im €. I Hauptjähli in ber Vorſchrift des 8 742. Die zweite Kommifjion, deren Bes 
ſchlüſſe erheblich von den Ausführungen Lenels in dem eingangs erwähnten Aufſatze beeinflußt 
find, Hat die Lehre von ber Nüdforderung einer Leiftung wegen Mangels eine Nechtsgrundes 
auf eine andere Grundlage geſtellt. Die Kommiffion ift davon ausgegangen, dag man, um zu 
einem befriebigenden Ergebniffe zu gelangen, den Zwed der Leifiung ins Auge fafien müfſe. 
Keine Leiftung gefchieht um ihrer felbft willen. Sie dient vielmehr unmittelbar einem beftimmten 
materiellen Zwece, welcher für den rechtlichen Charakter des Geſchäfts beftimmend ift, wie dies 
3. B. bei einer Zahlung, die zur Erfülung einer Verbindlichkeit vorgenommen wird, deutlich 
bervortritt. Der Zweck ber Leijtung in dieſem Sinne bildet einen Beitandtell des Rechtsgeſchäfts; 
er ftellt ſich als der eigentliche Rechtsgrund der Leiſtung dar. Leidet das Geſchäft in dieſer 
Hinfiht an einem Mangel, befteht z. B. die Schuld, welche ber Leiſtende berichtigen will, in der 
Wirklichkeit nicht, fo dab aljo der nad; dem Inhalte des Geſchäfts angeftrehte Erfolg nicht erreicht 
werden fann, fo ift zwar das Geſchäft gültig, aber die Leiftung ift ohne Rechtsgrund erfolgt 
und e8 wird deshalb dem Leiftenden ein Rückforderungsrecht eingeräumt. Bei ben Beratungen 
der zweiten Kommiffion waren Anträge geftellt, welche die Fälle, in denen eine Leiſtung als 
des Rechtsgrundes entbehrend angejehen werben follte, genau bezeichnen und im Gefeg er— 
ſchöpfend aufzählen wollten. Die Anträge find aber abgelehnt, weil die Kommiffion der Meinung 
war, daß ed nicht möglich fei, das Verhältnis von Leiftung und Zwedbeftimmung durch eine 
geſetzliche Vorſchrift völig Har zu ftellen; man gelange auf diefe Weile immer nur zu eimem 
lehrbuchartigen Sage, welcher nicht in das Gefeg paſſe. Die Abſicht der Kommilfion hat indefien 
in ben einzelnen gejeglichen Beftimmungen (f. insbefondere 8 812 Abf. 2, 88 813, 815, 817, 820) 
und in deren Bufammenhang einen genügenden Ausdruck gefunden. Die Leiftung wird regels 
mäßig durch ein abftraftes Rechtsgeſchäft zwiſchen dem Benachteiligten und dem Bereicherten er- 
folgen, 3. B. durch Übertragung des Eigentums oder des fonftigen Rechtes oder durch abitrafte 
Schulbverjpreden; fie Tann aber auch in anderer Weife geichehen, z. B. durch Leiftung von 
Dienften ober durch die Bezahlung von Schulden des anderen Teiles. Die Zmedbeftimmung 
kann aber immer nur durch Vertrag zwiſchen dem Benadhteiligten und dem Bereicherten erfolgen 
(RG. Bd. 49 ©. 49). Der Vertrag Tann ausdrüdlich ober ſtillſchweigend geſchloſſen werden. 
€3 genügt regelmäßig, daß ber Benadhteiligte die Leiftung zu einem beftimmten Zwecke vornimmt 
und der andere Zeil diefen Bmwed bei der Annahme der Leiftung erkannt hat (von Mayr 
©. 433). In den meiflen Fällen wird durch dieſe Bmedbeftimmung eine Änderung in den 
obligatorifchen Beziehungen der Beteiligten untereinander erfolgen; es foll 3. B. durch die Leiſtung 
eine Schuld bezahlt oder begründet werden. Notwendig iſt dies indefjen nicht; es dürfte z. ©. 
doch recht Künftlich fein, mit Jung eine folche Einwirkung auf bie obligatoriihen Beziehungen 
auch bei einer donandi cause erfolgten Leiftung beshalb anzunehmen, weil dadurch zwifchen den 
Beteiligten das Berhältnis bes Schenker8 zum Schentnehmer hergeitellt wird. In Konſequenz 
feiner Auffafiung ſchließt Jung (©. 82ff.) den Vereiherungsanfprudy auf Grund des 8 812 auch 
bei conditiones implendae causa erfolgten Xeiftung aus (ebenjo von Mayr ©. 438ff.); jedoch 
laſſen beide Schriftfteller eine analoge Unwendung bes 8 812 auf diefen Fall zu. Nichtiger 
dürfte es fein, den 8 812 direlt anzuwenden. Vorauszuſetzen ift nur, daf bei der Leiftung die 
Beteiligten darliber einverftanden find, daß die Leiftung conditiones implendae causa erfolge. 
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Ebenſo Liegt eine Zwedbeftimmung im Sinne des $ 812 vor, wenn einem Finde mit Rüdficht 
auf feine Berheiratung oder auf bie Erlangung einer felbftändigen Lebensftellung, zur Begrlindung 
oder Erhaltung der Wirtfchaft oder der Lebensjtellung von dem Water oder von der Mutter 
etwas zugewendet und von dem Kinde ald zu diefem Zwecke erfolgend angenommen wird ($ 1624). 
Dies wird auch dann gelten müffen, wenn bie Ausftatiung nicht don dem Vater oder von der 
Deutter, fondern von einem Dritten gegeben wirb. 

Die Unterfheidung zwiſchen dem für eine Leiſtung vereinbarten Bmede und den Motiven 
ber Leiftung kann im einzelnen Falle, insbeſondere dann zu Zweifeln Anlaß geben, wenn die 
Vereinbarung über ben Zwed ſtillſchweigend erfolgt iſt. Die richtige Entiheidung wird indefjen 
auch Hier durch Verüdfichtigung aller Umjtände des einzelnen Falles ohne Schwierigkeit gefunden 
werden können. So wird z. B., wenn eine Braut ihrem Verlobten den Befig von Vermögens» 
gegenftänden mit Rüdfiht auf ihre künftige Che überläßt, mit Sicherheit angenommen werden 
tönnen, daß der Bwed der Überlafjung barin befteht, da die Gegenftände eingebrachtes Gut 
werden follen, während, wenn die Braut von einem Dritten Gegenftände zur Außfteuer für ihre 
tünftige Ehe kauft, die Verwendung ber Gegenſtände als Ausfieuer im Zweifel nur als Motiv 
für den Kauf anzufehen ift. 

Hiernadh fehlt e8 bei einer Bereicherung durch Leiftung in folgenden Fällen an einem recht 
lichen Grunde: 

a) Es fehlt an einer gültigen Vereinbarung über die Zwedbeflimmung. 
Hierher gehört insbeſondere der Fall, daB die Parteien ſich über eine Bwedbeitimmung geeinigt zu 
haben glauben, eine ſolche Einigung in Wirklichkeit aber nicht zuftande gekommen ift. Der Leitende 
will ein Darlehen geben, der Empfänger aber nimmt bie Leiftung als Geſchenk an oder umgekehrt. 
Die donandi causa erfolgte Leiftung geichteht ohne Mitwirkung des Bedachten, z. B. durch Bes 
zahlung einer Schuld desjelben. Der Bebachte lehnt aber die Schenkung ab; ber Leiftende hat 
einen Bereiherungdanfpruch gegen ihn (8 516). Einem Geſchäftsunfähigen wird duch Tradition 
dag Eigentum der Sache übertragen. Die Eigentumsübertragung ift nichtig; in betreff bes 
Eigentums ift alfo für bie condictio tein Raum. Der Gefhäftsunfähige hat aber den Beſitz 
erworben (Bd. II Erl. 2 zu 8 854). Der Beſitz kann, da bie Einigung in betreff des Überganges 
deafelben nichtig war, kondiziert werden. Es ift inbefien zweifelhaft, ob der letztgedachte Fall 
nicht zu der Kategorie unter ba zu rechnen ift. 

Hierher gehört auch der Fall, daß bei einer Geihäftsführung ohne Auftrag die Boraus- 
fegungen des $ 683 nicht vorliegen, der Geſchäftsherr aber durch die Geſchäftsführung etwas auf 
Koften bes Geichäftsführers erlangt hat und die Genehmigung der Gejchäftsführung verweigert. 
Eine Vereinbarung über den Zwed der von bem Geſchäftsführer gemachten Leiftung ift nicht 
erfolgt; der Geſchäftsführer kann daher das Geleiftete nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechifertigten Bereicherung zurüdfordern ($ 684). Ebenfo gehört hierher auch der Fall, 
dab jemand fremde Gefchäfte, in der Meinung, daß es feine eigenen Geſchäfte feien, führt, und 
der Geſchäftsherr dadurch etwas auf Koften bes Gejhäftsführerd erlangt (8 687 Abf. 1). Das- 
ſelbe gilt audy, wenn jemand Sachen, bie ihm gehören, bie er aber irrtümlich für Sachen eines 
anderen hält, fiir den anderen verwendet, wenn er z. B. in diefer trrtümlihen Meinung mit dem 
ihm gehörenden Korn das Vieh eines anderen füttert ober ſolches Korn in das Grundftüd des 
anderen einfäet. Für die Verwendung, welche der Befiger einer fremden Sache auf diefe madıt, 
gelten die befonderen Vorſchriften der 88 994ff. 

Über bie Rüdforderung wegen verwerflichen Empfanges f. Exl. zu 8 817. 

ß) Der vereinbarte Zwed wird nicht erreicht. Dies Tann entweder fofort bei der 
Leiſtung entſchieden fein oder ſich erft fpäter entjcheiden. Möglich ift auch, dab ber Zweck zunädft 
erreicht iſt, infolge fpäterer Ereigniſſe aber wegfällt. 

aa) Es fteht ſofort bei der Leiftung feit, daß ber Zwed nicht erreicht iſt. Der 
hierher gehörende Hauptfall ift der der condictio indebiti (f. Erl. zu 88 813, 814). Hierher 
gehört z. B. auch der Fall, daß der Schuldner einen zur Erfüllung nicht geeigneten Gegenftand 
Ieiftet, oder daß eine Leiftung zum Zwecke der Ublöfung einer Meallaft erfolgt, die Meallaft aber 
nicht befteht. Much die conditionis implendae causs erfolgende Leiftung gehört hierher, wenn 
die bedingte Zumendung nicht befteht oder wenn fie nichtig iſt, während fie, wenn die Bumendung 
exit fpäter wegfällt, zu der unter yy erwähnten Kategorie gehört (vgl. auch RG. Bd. 56 ©. 70). 
Über die Unwirkſamkeit eines Vergleichs, wenn der nach dem Inhalte desfelben als feftitehend 
zugrunde gelegte Sachverhalt dev Wirklichkeit nicht entfpriäht, ſ. 8 779. 
5 60% 
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88) Der Zwed, zu weldem geleiftet ift, ſoll erft nad der Leiftung erreidt 
werben, er wird aber nicht erreicht (comdiotio causa data causa non secuta; $ 812 Abi. 1 
Sa 2). Es wird 3.8. ein Schulbfchein oder eine Quittung ausgeftellt in der Erwartung, daß 
die Schuld zur Entſtehung gelangt oder daß bie Leiftung, Über melde quittiert ift, erfolgen 
werde; die Schuld kommt aber nicht zur Entftehung, die Leiftung, über welche quittiert ift, erfolgt 
nicht. Es beftellt jemand Waren und fendet zugleich ben Kaufpreis dafür ein; ber Kauf tommt 
aber nicht zuftande. Eine Verlobte überläßt dem Verlobten den Beflg von Gegenftänden zu dem 
Zwede, daß fie eingebrachtes Gut werden follen; die Ehe fommt aber nicht zuftande. Der Bater 
gibt feiner Tochter mit Rüdfiht auf ihre bevorftehende Verheiratumg eine Ausſteuer oder eine 
Ausftattung (88 1620, 1624); die Heirat erfolgt aber nicht. Derjelbe Gefihtspuntt wird in der 
Entiheidung des RG. Bd. 56 ©. 317 zur Geltung gebracht, nach welcher dem Werhielfchuldner, 
ber einen Wechfel für eine künftige Schuld ausgeſtellt Hat, ein Bereicherungsanſpruch auf Heraus- 
gabe des Wechſels, ev. Erſatz des Wertes zuſteht, wenn ber Wechjel gegen die Abrede in Umlauf 
gefegt war und von dem Wechſelſchuldner hat eingelöft werden müſſen (vgl. auch RG. in IB. 
Beil., 1903 ©. 142; Seuffü. 1902 Bd. 57 ©. 219). Eine analoge Anwendung des hier frag- 
lichen Grundſatzes beftimmt 8 1301. Nähere Borfchriften über die Fälle diefer Art enthält $ 815. 

yy) Der Bwed, zu welchem die Leiftung erfolgte, ift durch diefe erreicht; er 
fallt aber fpäter weg (condictio causa finita). Der Vertrag, zu defien Erfüllung gefeiftet wurde, 
war gültig, aber anfechtbar; zur Zeit der Leifiung war die Anfechiung noch nicht erfolgt. Sie 
erfolgte aber fpäter, und ber Vertrag ift daher nichtig. Der Vertrag, zu deſſen Erfüllung geleiftet 
wurde, wirb durch einen neuen Vertrag ober durch zuläffigen Rüdtritt wieder aufgehoben; in 
dem legteren alle treten regelmäßig die über den Bereicherungsanfpruch hinausgehenden. in 
den 88 346ff. beftimmten Verpflichtungen ein; nur in dem alle des 8 327 Sag 2 ſteht dem⸗ 
jenigen, welcher geleiftet hat, lediglich der Bereicherungsanſpruch zu. Hierher gehört auch ber 
Tal, daß eine Leiftung behufs Erfüllung eines gegenfeitigen Vertrags erfüllt ift, die Gegenleiſtung 
aber fpäter infolge eines von feinem Teile zu vertretenden Umfiandes unmöglich wird. Die 
Verpflichtung zur Leiftung tft hierdurch weggefallen und bie Leiftung kann deshalb zuridgefordert 
werben (8 323 Abf. 3). Weiter gehört hierher die Nüdforderung wegen Eintritts einer auflöfenden 
Bedingung ober eines Endtermins. Über Schenkungen unter einer Auflage ſ. die 88 525527 
und Erf. dazu, insbejondere Erl. 5 zu 8 527. Über das Rückforderungsrecht bes Schenker im 
Falle des 8 528 f. Erl. zu 88 528, 529. 

Über die Rüdforberung des Geſchenlten im Falle des Widerrufs einer Schenkung wegen 
geoben Unbants f. Erl. zu $ 531. 

Der E. I gab einen Bereiherungsaniprusch wegen Wegfalld bes Rechtsgrundes auch in dem 
Sällen, wenn jemand auf Grund eines vorläufig vollſtrecbaren oder unter Vorbehalt ber Rechte 
ergangenen Urteils eine Leiftung gemacht hat und das Urteil demnächſt aufgehoben wird. Auf 
Grund ber Beſchlüſſe der zweiten Kommiffion find die hierher gehörenden Fälle durch befondere 
Vorſchriften in der CPO. geregelt und zwar teils in der Weife, daß ein Anſpruch auf Schabens« 
erſatz gewährt ift, teils in der Weife, daß lediglich Die Herausgabe des @eleifteten nad} den Grund» 
fügen über ungerechtfertigte Bereicherung verlangt werden kann, |. Vorbm. 2d. 

b) Die Vermögensverfhiebung erfolgt in fonftiger Weiſe. Die Frage. wann 
es in Fällen diefer Art an einem rechtlichen Grunde fehlt, läßt ſich nicht durch Aufſtellung eines 
einheitlichen juriftifchen Prinzips löfen (Hellwig, Verträge ©. 135; a. N. die im Eingange der 
Erl. 3 angeführten Schrififteller). Die einzelnen Fälle werden vielmehr gefondert zu betrachten 
fein. Aus den für fie von dem BGB. gegebenen befonderen Vorſchriften und aus dem Bufammens 
hange berjelben dürften fich folgende Grundfäge ergeben (vgl. Windſcheid-⸗Kipp II 8 422 Zus 
fäge; Enneccerug I 8 351). 

a) Beruht bie Bereiherung auf Koften eines anderen lediglich auf dem Willen 
des Bereiherten, fo entbehrt fie des rechtlichen Grundes, fofern nicht ber Bereicherte ein bes 
ſonderes Recht zu dem bie Bereicherung begründenden Eingriff in das Vermögen bes anderen 
hatte. Aus bdiefem Geſichtspunkte findet der Bereicherungsanſpruch insbeſondere ftatt gegen den- 
jenigen, welcher durch einen objelktiv widerrechtlichen Eingriff in da8 Vermögen eines anderen 
etwas daraus erlangt, z. V. wenn ex einem anderen ohne befien Willen den Befip entzieht oder 
Sachen eines Anderen ohne defien Zuftimmung verbraudt. Fällt dem Bereicherten Hierbei ein 
Verſchulden zur Laft, fo haftet er regelmäßig nach den Worfchriften über unerlaubte Handlungen 
(88 823 ff.). Der Bereiherungsanfprud; tann aber auch in diefem Falle von prattifcher Bedeutung 
fein, fo 3. ®., wenn das Verſchulden des Vereicherten ſich nicht feftftellen läßt ober wenn der 
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Anfpruch aus der unerlaubten Handlung verjährt ift ($ 852 Abf. 2). Über ben Fall, daß die 
Bereicherung auf einer Verfügung bed Bereiherten über bad Hecht eines anderen beruft, enthält 
der 8 816 bejondere Vorfchriften (f. Erl zu 8 816). 

Unter die bier fragliche Seategorie kann man auch wohl bie Vorſchrift des 8 687 Abſ. 2 
rechnen, nad; weldyer ber Geſchäftsherr, wenn er die dort bezeichneten Rechte gegen denjenigen 
geltend macht, welcher das Geichäft des Geſchäftsherrn als fein eigenes behandelt Hat, obwohl 
er mußte, daß er dazu nicht berechtigt war, dem Geſchäftsführer nad) 8 684, alfo nad den 
Grundfägen über Herausgabe einer umgerechtfertigten Bereicherung haftet. 

Aus dem Hier fraglichen Geſichtspunkte würde ein Vereiherungsanfprudy auch gegen ben 
Befiger einer fremden Sache, welcher deren Nutzungen bezogen hat, begründet fein. Durch $ 993 
wird diefer Anſpruch aber auf die in den 38 987992 bezeichneten Fälle beſchränkt; vgl. auch 
88 955957. 

8) Beruht die Bereiherung auf Koften eines anberen auf der Handlung 
eines Dritten, fo entbehrt fie regelmäßig ebenfalls des rechtlichen Grundes. Hierher gehören 
ingbefondere die Fälle. in welchen jemand, ber eine Leiftung zu fordern Bat, fein Recht dadurch 
verliert, daß ber Schuldner die Leiftung an einen Nichtberechtigten bewirkt. Der Nichtberechtigte 
iſt durch die Leiftung des Schuldners auf Koſten bes Berechtigten bereichert (8 816 Abſ. 2 und 
El. dazu). Legt man in Fällen diefer Art das entſcheidende Gewicht nicht auf die Leiftung bes 
Schuldners, fondern auf die Annahme bderfeiben durch den Richtberechtigten, fo gehören fie zu 
der Kategorie unter a; vgl. ferner $ 816 Abf. 1 Sab 1, Erl. zu 8 816. 

Hierher wird auch der Fall zm rechnen fein, daß jemand dadurch bereichert ift, daß ein 
Dritter frembe Sachen in feinem Nugen verwendet, z. B. mit freinden Dünger fein Grundftüd 
gebüngt hat. Der Eigentümer der fremden Sache bat Hier den Bereiherungsanfprud; (RG. in 
Seuffl Bd. 60 ©. 315). Über den Fall, daß bie Poſt den Betrag einer Boftanweifung, duch 
welchen der Anweiſende eine Schuld an den Empfänger bezahlen wollte, an den Empfänger aus⸗ 
gezanlt Hat, obwohl ber Anweiſende den Betrag bei ber Poſt nicht einbezahlt hatte und ein 
Poftanweifungsvertrag Überhaupt nicht zuftande gekommen war, |. RG. Bd. 60 ©. 24. 

y) Sür alle Fälle eines kraft des Geſetzes eintretenden Rechtsverluſtes ftellte 
der E. I 8 748 Abf. 2 die Hegel auf: 

„As rechtlicher Grund iſt e8 im Zweifel anzufehen, wenn ein Rechtsverluſt auf einer 
biefen beitimmenden Borichrift beruht.“ 

Es follte damit zum Ausdrucke gebracht werden, daß überall da, wo, wie z. B. bei ber 
Verjährung, beim Ablauf einer Bräklufivfriit ober bei der Erfigung, ein Bermögensverluft kraft 
geſetzlicher Vorſchrift eintrete, ein Bereiherungsanfpruch als ausgefchlofien zu gelten habe, fofern 
nicht das Gefetz, wie z. B. bei der Spezifitatton, einen folden Anfpruch ausdrücklich zulaſſe 
(M. II S. 852). Die zweite Kommiffion hat die Vorfhrift geftrichen, da fie im ihrer Allgemein» 
heit nicht richtig fet; denn, wenn fie auch für das Verhältnis zwifhen dem Berlierenden und 
dem Erwerbenden zutreffe, jo fei dies doch micht der Fall für das Verhältnis zwiſchen dem 
Berkierenden und einem Dritten, defien unberechtigte Berfügumg vermöge ber den guten Glauben 
ſchühenden Vorſchrifien einen bem Berechtigten gegenüber wirkfamen Erwerb und deshalb den 
Rechtsverluſt des bisherigen Berechtigten zur Folge gehabt habe (P. II Bd. 2 ©. 686). 

In Ermangelung einer dem 3 748 bes €. I entfprechenden Vorſchrift bleibt nur übrig, 
in jedem einzelneu Falle, in welhem nad) den Vorſchriften des BEB. ein Rechtsverluſt eintritt, 
zu unterfuchen, ob nach der Abſicht des Geſetzes auch die durch diefen Nechtöverluft eintretende 
Vermögensverſchiebung als gerechtfertigt angejehen wird. Im Zweifel dürfte dies, abgeſehen 
bon den unter « und 4 angeführten Fällen anzunehmen fein. Dies gilt insbefondere in den 
von den Motiven oben angeführten Fällen. Zu erwähnen ift daneben noch ber Fruchterwerb 
des gutgläubigen Befigers (88 955, 967) und der Erwerb des Eigentums an einem in eine 
fremde Bienenwohnung eingezogenen Bienenſchwarm ($ 977). 

In verichiedenen Fällen beftimmt das Gefeg indeſſen ausdrüdlic die Zuläſſigkeit eines 
Bereicherungsanſpruchs. Hierher gehört zunächft der $ 951, nach dem derjenige, welder infolge 
ber Borichriften der 88 946—950 (Berbindung, Vermiſchung, Berarbeitung) einen Rechtsverluſt 
erleidet, einem Bereiherungsanfpruch gegen denjenigen hat, zugunften defien die Mecdhtäänderung 
eintritt (f. Bd. III Erl. zu 8 951; RG. Bd. 51 ©. 80, nad) welchem gegen ben Eigentümer 
eines Grundftüds, in das ein Geiſteskranker Sartoffeln eingepflanzt hat, der Bereicherungsanſpruch 
begründet ift). Ift die Verbindung oder Vermiſchung, infolge deren ber Rechtsverluſt eintritt, 
durch ben Bereicherten felbft oder durch einen Dritten erfolgt, fo würde ber Bereicherungsaniprud 
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ſchon nad) den unter @, 4 hervorgehobenen Grundfügen zuläffig fein. Dasfelbe gilt von dem 
Exrwerbe durch Verarbeitung, wenn ber Stoff einem anderen als dem Bearbeiter gehörte. Der 
Bereicherungsanſpruch ſoll aber nah 8 951 auch in allen anderen Fällen begriindet fein, 
alfo auch dann, wenn die Verbindung oder Vermifchung durch denjenigen, welcher ben Rechts⸗ 
verluſt erleidet oder durch einen Zufall herbeigeführt ift. In dem erfigebachten Falle liegt eine 
Zermögensverihiebung durch Leiftung vor und der Bereicherungsanſpruch wird daher nach den 
oben unter 3a entwidelten Grundſätzen trog der Vorichrift des $ 951 dann als ausgeſchloſſen 
anzufehen fein, wenn eine gültige Vereinbarung über den Bwed der Verbindung oder Bermifchung 
zwiſchen bem Berlierenden und dem Bereiherten erfolgt und der Zweck erreicht ift (ähnlich 
Bleffen ©. 48, der aber mit Unrecht nur auf das Wiflen des Verlierenden abſtellt). Ent» 
fprehende Anwendung wird der Grundſatz bes 8 951 finden müflen, im alle, daß ein Erdkörper 
dur Erdfturz oder Anlandung weſentlicher Beſtandteil eines anderen Brundftüds geworden und 
dadurch in das Eigentum bes Eigentlimer8 des anderen Grundftüds übergegangen ift (ſ. Bd. I 
Erl. 3 zu 8 94). Im Falle der Anlandung find Indefien nad E®. Art. 65 die Landesgefepe 
maßgebend. 

Hierher gehört ferner 8 977, nad) welchem derjenige, welcher auf Grund ber 88 973, 974, 
976 das Eigentum an einer gefundenen Sache erlangt, demjenigen zur Herausgabe des Ex 
fangten nad) den Vorfchriften über die ungerechtfertige Bereicherung verpflichtet iſt, welcher durch 
die Nechtsänderung einen Rechtsverluſt erlitten hat. 

4. Iſt Die Leiflung unter Vorbehalt gemadt, fo beftimmt fi) das Verhältnis nad ben 
in der Exl. 3 zu 8 362 dargelegten Grundjägen. 

5. Über bie befonderen Borfäriften, in melden das BGB. den Bereiherungsanfprud 
zuläßt, ſ. Vorbm. 2e. In einem großen Teile diefer Vorſchriften handelt es fi, wie ſich aus 
dem Obigen ergibt, nur um SKonfequenzen der in diefem Titel aufgeftellten Grundfäte. 

II. Beweislaft. Der Beweis, daß die Vorausfegungen des Bereiherungsanfprudjs vor⸗ 
fiegen, ift von demjenigen zu führen, welcher ben Anſpruch geltend macht. Der Kläger hat alfo 
darzulegen einmal, daß der Bellagte auf Koften des Klägers etwas erlangt hat, fobann, daß es 
bierfür an einem rechtlihen Grunde fehlt (f. Exl. I, 3). Zu Bweifeln gibt insbefondere Anlaß 
der Fall, daß der nad dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts mit ber Leiftung beziwedte rechtliche 
Erfolg nicht eintritt (Windfheid-RKipp II 8429; Dernburg II $ 377, III Anm. 8, 9; Endes 
mann I 8 87d Nr. 20, 8198 Nr. 3b; Dertmann II. Aufl. Borbm. 4 zu Titel 24; EofadI 
8 168 Anm. 12; Enneccerus I 8 353 II; Kimpen, Die Beweislaft bei der Rüdforberungs» 
age wegen Nichteintritt8 des mit der Leiftung bezwedten Erfolges, 1903. RE. Bb. 3 ©. 87; 
Bd. 5 ©. 26; Bd. 14 ©. 225). Das Gefeg hat bie Entſcheidung der Wiſſenſchaft überlafien 
mollen (M. II ©. 843). Nach dem Wortlaute des Geſetzes würde der Kläger zur Begründung 
des Anſpruchs auf Rückgabe des Geleijteten darzutun Haben einmal, dab die Leiftung zur Er= 
reichung eines beftimmten Zweckes gemacht ift, und fodann, daß diefer Zwed nit erreicht iſt. 
Für den Fall, daB der Zweck durch ein in ber Vergangenheit liegendes Ereignis beftimmt ift, 
wird dies auch allgemein anerfannt. Insbeſondere herrſcht Übereinftiimmung darüber, daß bei 
der Rüdforberung wegen Nichtbeitehens einer Schuld ber Kläger zu bemeifen habe einmal, da 
die Leiftung zum Zwecke ber Erfüllung einer beftimmten Schuld gemacht fei und jodann, dag 
diefe Schuld nicht beitanden habe. Für ben Fall aber, daß die Leiftung ihren Rechtsgrund erft 
durch ein zufünftig eintretendes Ereignis erhalten fol, wird behauptet, daß der Kläger Lediglich 
zu beweilen habe, baß mit der Leiftung ein beftimmter erſt duch ein zukünftiges Ereignis zu 
rechtſertigender Erfolg bezwedt fei, daß dagegen ber Bellagte zu beweifen habe, daß das Ereignis 
eingetreten und der Zwed erreicht fei; fo das RG. in den oben angeführten Enticheidingen ſowie 
Dernburg und Windſcheid-Kipp (legterer jedoch nur für den Fall, wenn von dem Beklagten 
behauptet wird, daß die Boransfegung noch ſchwebt, anders, wenn die Barteien einig find, dab 
die Entſcheidung ſchon gefallen tft), und für das BGB. Endemann und Dertmann II. Aufl. fowie 
in ber Hauptfahe Enneccerus. Indefien wird man fi) vom Standpunkte bes BGB. aus für 
die entgegengefegte Unficht zu enticheiden Haben; ebenfo Coſack. Die Zuwendung erfcheint zus 
nächſt gerechtfertigt durch das äußerlich gültige Leiftungsgefhäft. Behauptet der Kläger, daß die 
Vermögensverſchiebung troßdem des Mechtögrundes entbehre, fo hat er dies zu beweifen. Dem 
genügt er aber nicht, wenn er nur beweiſt, daß mit der Letftung nad dem Inhalte ded Rechtes 
geihäfts ein beftimmter Erfolg bezwedt fei. Zunächſt entbehrt die Leiftung nicht endgültig des 
Rechtsgrundes, folange noch ungewiß ift, ob das die Bumendung rechtfertigende Ereignis ein» 
treten wird. Der Kläger kann fie aber auch nicht vorläufig deshalb zurlidfordern, weil, folange 
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$. 813. Das zum Zwede der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiftete kann 
auch dann zurüdgefordert werden, wenn dem Anfpruch eine Einrede entgegenftand, 
durch welche die Geltendmachung des Anfpruch® dauernd ausgefchloffen wurde. 
Die Vorſchrift des 8. 222 Abſ. 2 bleibt unberührt. 

Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, fo ift die Rückforderung 
außgefchloffen; die Erjtattung von Zwifchenzinfen kann nicht verlangt werben. 


der andere Zeil nicht den Eintritt bes Ereignifies dargetan habe, noch fein Rechtsgrund vorliege 
und der Beklagte jedenfalls bis dahin ohne Rechtsgrund befite. Denn ber Kläger hat dadurch, 
daß er die Leiftung gemacht hat, zu erfennen gegeben, daß er bis zur Entſcheidung die Leiftung 
in den Händen bed Bellagten laſſen wolle, und dies kann er nicht beliebig wieder rildgängig 
machen. (Im wejentlihen ebenſo Enneccerns, der dem Empfänger eine dilatoriſche Einrede 
geben will, wenn bei der Leiftung die Meinung ber Parteien dahin gegangen ift, dab der Em⸗ 
pfänger die Leiftung bis zur Entigeidung behalten folle.) Hat eine Verlobte ihrem Bräutigam 
in der Erwartung der Eheſchließzung den Beſitz ihres Vermögens als eingebrahtes Gut ein« 
geräumt, fo kann fie ben Beſit nicht einfach mit der Begründung zurüdfordern, daß fie ſich 
ander befonnen habe, fie fann dies vielmehr nur, wenn fie von dem Berlöbnifie zurücktritt, 
weil dann hierdurch feftgeftellt wird, daß die Ehe, alfo auch der bezwedte rechtliche Erfolg nicht 
eintreten wird. Das Verhältnis ift ähnlih wie wenn jemand wifjentlih auf eine aufſchiebend 
bedingte Forderung eine Zahlung leiftet; Hier iſt die Nüdforderung durch 8 814 ausdrücklich 
ausgeichlofien. Der Kläger hat hiernach auch den Richteintritt des bezweckten Erfolges zu bes 
weifen. In denjenigen Fällen, in welchen das praltifhe Bedürfnis eine andere Entſcheidung zu 
fordern fcheint, wird fi auf einem anderen Wege zu einem befriedigenden Ergebniffe gelangen 
laſſen. Hat 3. B. bei einem gegenfeitigen @efchäftöverhältnifie der eine Teil dem anderen in 
der Erwartung einer Leiftung, welche zunächft ihrem Umfange nad) nicht zu berechnen ift, einen 
Vorſchuß geleiftet, jo wird man aus dem Vertragsverhältnifje die Entfcheidung entnehmen können, 
daß der andere Teil den Nachweis erbringen muß, welche Leitungen er gemacht bat und wie 
hoch fich feine Forderung beläuft. Hat ber eine Zeil eine Leiflung gemacht, welche zur einſt⸗ 
weiligen Sicherung des anderen Teiles dienen foll, hat er etwa einen Wechſel übergeben, fo 
tann er da8 Geleiftete nach Beendigung des Geſchäftsverhältniſſes wegen Wegfalls des Rechts» 
grumdes zurüdfordern; macht dann der andere Teil geltend, daß ihm wegen feiner Forderungen 
ein Anſpruch auf die Leiftung ober ein Zurückbehaltungsrecht zuftehe, jo hat er dies ſeinerſeits 
zu beweifen. Wegen des Beweiſes bei der Rückforderung wegen Nichtbeftehens einer Schuld 
f. Erl. zu 8 813 2d, wegen des Beweiſes eines negativen Schuldanerkenntnifies |. Erl. 5 zu 8 397. 

III. Gegenftand des Bereicherungsauſpruchs. Liegen die Vorausfegungen ber ungerecht 
fertigten Bereicherung vor, fo kann der Benadteiligte von dem Empfänger die Herausgabe bes 
Erlangten fordern; der Anſpruch kann felbftverftändlih auch im Wege ber Einrede geltend gemacht 
werden. Über den Umfang und bie Beſchränkung des Anſpruchs gibt das Geſetz in den 88 818 
bis 820 befondere Borfchriften, welche den allgemeinen Sat des $ 812 ergänzen. Im einzelnen 
wird auf die Erl. zu den 88 818-820 verwiefen. 


6 813. 
&.18 737 Abi.2, 8 738; II 8 738 ven. 8 798; 1 8 797. P.I €. 14834, 1542, 3505f., 3557, 3561, 
6185f., 118821.; M. U E.831f. P. 11 BE. 2 ©. 682, 686 ll., 6931. RB. ©. 1984. 
Klein, Die Natur ber causa solvendi, Ein Beitrag zur causa- und condictionen-Lehre. 1903. 
1. Wer zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit eine Leiftung gemadt hat, Tann 
das Geleiftete zurüdforbern, wenn bie Schuld nicht beſtanden Hat. Es ergibt ſich dies ent» 
weder aus & 812 Abſ. 1 Sag 1, wenn man annimmt, daß die Leiftung ohne Rechtsgrund 
erfolgt ift, oder aus ber Vorfchrift des 8 812 Abſ. 1 Satz 2, nad; welcher der Empfänger einer 
Leiſtung zur Herausgabe des Erlangten verpflichtet ift, wenn ber mit ber Leiſtung bezmedte 
Erfolg nicht erreicht ift. Das Gefeg hat beshalb infoweit von einer beionderen Vorſchrift Abſtand 
genommen und begnügt fi damit, in ben 88 813, 814 einige fpezielle Fälle zu regeln. Im 
Hinblid auf die Häufigkeit und Wichtigkeit der Rückforderung wegen Nichtbeftehens einer Schuld 
erſcheint es aber zwedmäßig, die Hauptfragen hier im Bufammenhange zu erörtern. 
2. Boransfegungen der Rüdforderung wegen Richtbeſtehens einer Schuld, 
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a) Eine Leiftung ift zum Zmwede ber Erfüllung einer Verbindlichk eit gemadt. 
Der Leiftung des vermeintlich geſchuldeten Gegenftandes fteht es glei, wenn ein anderer @egens 
ftand an Erfüllungsftait geleiftet ift. Neben der eigentlichen Erfüllung fommt namentlich auch 
die vertragämäßige Anerkennung des Beſtehens des Schuldverhältnifies in Betracht. Bom wem 
die Leiſtung gemacht ift, ob von dem vermeintlichen Schuldner felbft oder von einem Dritten, iſt 
gleichgultig. Die Nüdforderung fteht dem .Leiftenden zu (R®. Bd. 44 ©. 136). Nur wenn ber 
Keiftende in Vertretung eines anderen gehandelt Hat, fteht die Rüdforberung dem Vertretenen zu 
Hatte der Leiftende im Auftrag eines anderen, aber nicht in defien Vertretung gehandelt, jo fteht 
nur ihm die Rüdforderung zu, nicht aber dem Auftraggeber. Dem fteht wicht entgegen, ba der 
Leiftende auf Grund des Auftrags Erfag für die Leiftung von dem Auftraggeber fordern kann; 
denn troß eines folchen Regreßanſpruchs ift es der Leiftende, auf defien Koften der Empfänger 
etwas erlangt Hat. Aus dem Verhältniffe des Leiftenden zu dem Wuftraggeber folgt nur. dab 
der erftere dem legteren den Ridforberungsanfpruch gegen den Empfänger abzutreten verpflichtet 
iſt. Ebenſo liegt die Sache, wenn ein Gefchäftsführer ohne Auftrag bie Leiftung bewirkt hat. 
Auch Hier fteht dem Geſchäfisherrn nur dann bie Hüdforderung zu, wenn ber @eihäftsführer 
als Bertreter des Geſchäftsherrn geleiltet und biefer die Leiftung genehmigt hat (R®. in ZW. 
1%3 ©. 303; a. A. von Mayr ©. 222; Dernburg II 8 381 II). Anders liegt das Ver 
hältnis im Falle einer Anmeifung, wenn diefe von dem Anweiſenden zu dem Zmwede erteilt if, 
um ſeinerſeits eine Leiftung an den Anmweifungsempfänger zu bewirken. Die Leiftung des An⸗ 
gewieſenen an ben Anweijungdempfänger erfolgt bier für Rechnung des Anweilenden, und der 
Anmeifungsempfänger empfängt daher durch die Bezahlung der Anweifung etwad auf Koften 
des Unmeifenden. Nur diefer, nicht der Angewieſene hat daher, wenn die Schuld nicht beftand, 
behufs deren Erfüllung die Leiftung des angemiefenen Betrags erfolgte, die Rüdforderung gegen 
den Anweifungsempfänger (88 783, 788). Über den all, daß der Betrag einer Poftanwelfung 
dem Empfänger von der Poft ausbezahlt wurde, wenn diefe den Betrag von bem Anweifenden 
nicht erhalten hatte, die Schuld aber, melde dur die Anweiſung bezahlt werden follte, wirklich 
beſtand (f. RG. Bd. 60 ©. 24). 

Die Leitung muß zum Zwede der Erfüllung einer Verbindlichkeit gemacht fen. Nicht er= 
forderlich tft, daß der Leiſtende ausdrüdlich erklärt Hat, eine beitimmte Schuld tilgen zu wollen. 
Es genügt, wenn bie aus den Umftänden erhellt. Kommen mehrere Verbindlichleiten in Betracht, 
fo find für die Entfcheidung der Frage, welhe Schuld Hat getilgt werben follen, die Regeln ber 
88 366, 367 maßgebend. In erfter Linie ift danach die Beſtimmung des Schuldners ent 
ſcheildend. Der Empfänger kann alfo nit etwa, wenn zur Erfülung einer vermeintlichen aber 
nicht beftehenden Schuld gezahlt iſt, die Zahlung auf eine andere, wirklich beitehende Schuld 
anrechnen. 

Hat der Leiſtende die Schuld, behufs deren Erfüllung die Leiftung erfolgte, nicht beitimmt, 
fo gilt die Leiftung als zum Bmede irgendeiner Schuld des Leiftenden erfolgt, und die Rüd- 
fendung ift daher nur zuläffig, wenn eine Schuld überhaupt nicht beftand. 

b) Die Schuld, zu deren Erfüllung die Leiſtung gemadt ift, hat nit bes 
ftanden. Es macht feinen Unterſchied, ob die Verbindlichkeit überhaupt nicht beftanden hat 
ober ob fie fpäter erloſchen iſt. Auch das auf Grund eines rehtskäftigen Urteils Geleiftete kann 
nicht zurüdgeforbert werden (NG. Bd. 36 ©. 202). Die Rüdforderung ift ferner zuläffig. wenn 
eine auffchtebend bedingte Forderung vor Eintritt der Bebingung erfüllt iſt. Iſt die Bedingung 
nad) der Leitung und bevor die Rüdforderung erfolgt ift, eingetreten, fo kann ber Xeiftenbe nur 
noch zurüdfordern, was der Empfänger durch die frühere Leiftung zu viel erhalten hat; im übrigen 
fteht ihm eine exceptio doli entgegen (von Mayr ©. 4dff.). Iſt eine betagte Verbindlichteit 
vorzeitig erfüllt, fo findet nad) 8 813 Abſ. 2 eine Rückforderung nicht ftatt. Die Beftimmung, 
daß im lepteren Falle auch die Erftattung von Zwiſchenzinfen nicht verlangt werden Tann, ents 
fpricht der des 8 272. Unter einer betagten Verbindlichkeit wird ſowohl eine Verbindlichkeit ver⸗ 
ftanden, deren Entitehung hinausgeſchoben iſt, als auch eine folde, bei welcher nur bie Geltend⸗ 
machung hinausgeſchoben ift (f. Bd. I Erl. 1 zu 8 163). 

Iſt auf eine Schuld geleiftet, welche duch Aufrechnung getilgt werben konnte, bei der aber 
zur Beit der Leiftung die Aufrehnung noch nicht erflärt war, fo tft die Rüdforderung ausge 
ſchloſſen (f. ®d. II Exl. 3 zu 8 389; a. A. von Mayr ©. 460); ebenfo, wenn eine anfechtbare 
Verbindlichkeit erfüllt tft, bevor die Anfechtung erflärt war. Sollte Übrigens dad Anfechtungs- 
recht durch die Erfüllung nicht erlofhen fein und nachträglich von demſelben Gebrauch gemacht 
werden, fo wilde das Geleljtete wegen Wegfalls bes Rechtsgrundes zurüdverlangt werben lönnen 
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(a. U. Enneccerns I 8 352 Anm. 2; von Mayr ©. 450 infofern, als fie in folhem Falle 
auf Grund des 8 142 die condictio indebiti für zuläffig halten). Ein Unfpruh auf Rüde 
erftattung ift ebenfalls begründet, wenn an einen anderen als den wirklichen Gläubiger geleiftet 
iſt, vorausgeſetzt, daß die Leiftung nicht dem wirklichen Gläubiger gegenüber wirkfam ift (vgl. 
Erl. 3 zu 8 816). 

Hat ein Dritter eine fremde Schuld bezahlt, die er irrtümlich für die ſeinige hielt, und als 
ſolche bei der Leiſtung bezeichnete, fo ſteht ihm die Rückfforderung zu, weil er nicht der Schuldner 
des Empfängers war. Wurbe aber die fremde Schuld als ſolche bei ber Leiftung bezeichnet, fo 
wird der Schuldner durch die Keiftung befreit (8 267). Der Empfänger hat die Leiftung nicht 
ohne rechilichen Grund erlangt und eine Niüdforderung gegen ben Empfänger findet daher über- 
Haupt nicht ftatt. Dies gilt auch dann, wenn ber Kteiftende ſich irrtümlich dem Schulöner gegen» 
über für verpflichtet hielt, die Leiftung an den Gläubiger zu machen. Er Hat in folhem Falle 
einen Bereiherungsanfpruch gegen den Echulbner, nicht aber gegen ben Empfänger (a. A. wie es 
fheint von Mayr ©. 225). er ben Fall, daß die fremde Schuld, behufs deren Erfüllung ein 
Dritter die Leiftung bewirkte, nicht beftand ſ. Erl. 2a. 

Bewirkt bei einer alternativen Schuld der Schuldner eine ber gefchulbeten Keiftungen in ber 
irrtümlichen Meinung, daß die Verbindlichkeit keine alternative fei, fondern nur auf die bemirkte 
Zeiftung gehe, fo kann er zurüdfordern, weil die Verbindlichkeit, behufs deren Erfüllung die 
Zeiftung erfolgte, nicht beitand. Under liegt die Sache, wenn dem Schuldner eine ihm zus 
ftehende facultas alternativa unbefannt war. In ſolchem Falle bezieht fi der Irrtum nicht 
auf das Beſtehen der Schuld, zu deren (Erfüllung geleiftet wurde, fondern auf einen Rebenumftand. 
Der Zweck der Leiftung iſt erreiht und eine Müdforberung findet daher nicht ftatt (a. U. 
von Mayr © 478). Erfolgten bei einer alternativen Verbindlichkeit beide Leiftungen, fo kann 
eine berfelben zuridgefordert werden; welche der beiden Leiftungen zurüdzugeben ift, beflimmt 
derjenige Teil, welhem bei ber alternativen Verbindlichkeit da8 Wahlrecht zufteht. Die Rüde 
forderung wird aud dann für zuläffig zu halten fein, wenn der Schuldner, ber eine nur ber 
Gattung nach beftimmte Sache ſchuldete, eine Sache biefer Gattung in der irrtümlichen Meinung 
leiftete, daß das Schuldverhäftnis auf Leiftung diefer individuell beftimmten Sache gehe. Im 
allen Fällen diefer Art wird dem mit der condietio indebiti in Anſpruch Genommenen das 
Recht zugeitanden werben mülſſen, die Leiftung folange zu verweigern, biß er die ihm nad 
dem betreffenden Schuldverhältnifie wirklich gebührende Leiftung erhalten Hat. Dasfelbe gilt, 
wenn ftatt der geſchuldeten Leiftung irrtümlich eine andere Leiftung gemacht ift und diefe zurück⸗ 
gefordert wird. 


6) Dem Falle, daß ein Anfprud überhaupt nicht beitand, tft im $ 813 Wbf.1 
der Fall gleihgeftellt, wenn dem Anſpruch eine Einrede entgegenftand, duch 
welde die Beltendmahung des Auſpruchs dauernd ausgeihloffen wurde Auf 
ähnlichen Erwägungen beruhen die Borfchriften der 88 1169, 1254. Ob eine Einrede diefe Bes 
deutung bat, ift aus ihrem Inhalte zu entnegmen. Als Einreden, welhe die Geltendmachung 
ber Forderung dauernd ausſchließen, find z. B. zu nennen die Einrede der befchränften Haftung 
des Erben und die Einrede gegenüber einer Forderung, welche durch eine unerlaubte Handlung 
erlangt ift (3 853). Umgekehrt hat die Einrede ber Stundung ihrem Weſen nad nur vorüber⸗ 
gehende Bebeutung; weitere Beifpiele der letzteren Art |. im 8 202 Abf. 2. Die Einrede der 
Verjährung würde an fich auch hierher gehören. Aber das Geſetz beftimmt ausdrücklich, daß die 
Vorſchrift des 8 222 Abſ. 2, wonach da zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Geletitete 
nicht zurückgefordert werden kann (vgl. auch 8 222 Abf. 2 Sat 2), unberührt bleibt. 

Das Infritut der natürlihen Verbindlichkeit ift vom Gefege nicht allgemein anerkannt, 
es kann deshalb, wenn bie Rüderftattung einer Leiftung wegen Mangels eines Rechtsgrundes 
verlangt wird, die Herausgabe des Geleifteten nicht um deswillen verweigert werden, weil bie 
Leiftung zur Erfülung einer natlirlihen Verbindlichkeit gemadt ſei. Bei einzelnen Rechts- 
verhältnifien Hat aber das Geſetz. obſchon ein Anſpruch auf eine Leiftung nicht gewährt wird, 
doc) die Rüdforderung des Geleifteten ausgeſchloſſen; f. den im $ 813 ausdrüdlidh für anwendbar 
erflätten 8 222 Abſ. 2 (vgl. oben), ferner 8 656 (Ehemäklerlohn), 8 762 (Spiel und Wette) 
und $ 1624 (Ausitattung; vgl. von Mayr ©. 489ff.). 

8. Die Rüdforderung ift ausgeſchloffen: 

a) wenn der Leiftende wußte, daß er zu ber Leiftung nit verpflichtet war 
(8 814). Welchen Zweck der Keiftende mit feiner Leiftung beabſichtigt hat und ob biefer erreicht 
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ift, kommt nicht in Betracht. Jedenfalls kann bie Rüdforberung nicht geftattet werben wegen 
Mangels eines Rechtsgrundes, welcher als folcher bei der Leiftung nicht zum Ausdrucke gelangt ift. 

Der Zweifel am Beftehen der Verbindlichkeit allein fteht der Kenntnis bes Nichtbeſtehens 
nicht gleich. Sit freilich in der erkennbaren Abficht geleiftet, daß es bei der Leitung verbfeiben 
ſolle, aud; wenn die Verbindlichkeit nicht beftehe, fo ift die Rückforderung wegen des eventuellen 
Verzicht auf den Erſtattungsanſpruch ausgeſchloſſen (M. II ©. 834; RG. Bd. 56 ©. 346). 
Hat der Zahfende in der irrtümlichen Meinung gezahlt, daß er nicht imſtande fein werde, eine 
Einrede zu beweifen, fo dürfte die Rüdforderung, weil er doc wiſſentlich bezahlt hat, aus⸗ 
geichlofien fein (RG. Bd. 59 ©. 351; a. A. RG. Bd. 21 ©. 195). Dagegen wird die Rüd- 
forderung für zuläfiig zu erachten fein, wenn in Kenntnis einer Eintede, aber in Unkenntnis 
einer anderen Einrede geleiftet ift (RG. Bd. 21 ©. 19). 

b) wenn die Leiftung einer fittlihen Pflicht oder einer auf den Anfland zu 
nehmenden Rüdfiht entſprach (Schierlinger, Sittliche Pfliten und Anftandsrüdfichten, 
in BL. f. RAnw. 8b. 71 ©. 661). Der €. I enthielt eine derartige Vorſchrift nicht. Auch 
in der zweiten Kommiſſion waren die Unfichten geteilt. Won einer Minderheit wurde namentlid 
auf die Gefahr hingewieſen, daß der Begriff ber fittlichen und der Anftandspflicht eine ungemefjene 
Ausdehnung erhalte. Die Mehrheit der zweiten Kommiffion Hat fi inbefien für die Aufnahme 
der Vorſchrift entjhieden. Sie Hat fi von der Erwägung leiten lafien, daß das Recht nicht 
feine Hand bazu bieten bilrfe, das fittliche Bewußtſein bes Volkes zu verlegen. Sei von dem 
Reiftenden felbft ein der Sittlichkeit entjprechender Zuftand hergeftellt, fo gehe es nicht an, diefen 
mit rechtlichen Mitteln wieder rückgängig zu machen. Inſoweit müfle das Recht mit ber Moral 
in Einflang gebracht werden. Die fittliche, vechtlich nicht erzivingbare Verpflichtung bleibe aber 
daneben beftehen, da es der Gewifjenhaftigkeit und dem Anſtandsgefühle des Verpflichteten 
überlafjen bleibe, ob er eine Leiftung machen wolle (B. II Bd. 2 ©. 695). Diefe Geſichtspunkte 
werben auch bei der Entſcheidung des einzelnen Falles zu beachten fein (vgl. Stammler, 
Schuldverh., S. 31ff.; Jacobi, Sittl. Pflicht, 1900). Zu beachten ift, daß die Beftimmung nur 
in Frage kommt, wenn der Leiftende glaubte, zu der Leiſtung verpflichtet zu fein; denn wenn er 
mußte, daß eine vechtliche Verpflichtung nicht beftehe, fo iſt die Rückforderung ſchon auf Grund 
der unter a erörterten Vorſchrift ausgeſchloſſen. Zur Begründung ber Ausnahme genügt es 
nicht, daß die Leiftung eine ſittlich berechtigte war; fie muß vielmehr einer fittlihen Pflicht 
entſprechen. Eine Leiſtung zu mwohltätigen oder gemeinnügigen Zwecken z. B. wird häufig eine 
fittlich berechtigte fein, ohne daß fie doch einer fittlichen Pflicht entipricht. Ob das feptere an= 
zunehmen ift, darf nicht unter BZugrundelegung einer ſubjektiv häufig verfchiedenen Auffafjung 
über dag Wefen der Sittlichkeit, fondern muß danad) entſchieden werden, was nad) dem jeweiligen 
Gefamtbewußtfein des Volles als durch die Sittlichleit erfordert angefegen wird (vgl. Bd. I Erl 1 
zu $ 138). Einer auf den Anftand zu nehmenden Rüdficht entipricht eine Leiftung, wenn fie 
nad der im Leben herrjhenden Auffaffung unter Berüdfichtigung der Umftände des einzelnen 
Falles dur) den Anſtand geboten iſt; foweit fie daS Hierdurch gebotene Maß überfchreitet, findet 
die Ausnahmevorſchrift des 8 813 feine Anwendung. Im einzelnen ift noch folgendes zu bes 
merlen: 

AS einer fittlihen Pflicht entſprechend wird es anzufehen fein, wenn bebürftigen nahen 
Verwandten der Unterhalt in angemefjener Weife gewährt wird oder wenn einem verführten 
Mädchen eine angemefjene Entihäbigung gewährt wird (vgl. auch daß Urteil des OLG. Dresden 
v. 19. April 1905 im Sächſ. Ar. Bd. 15 ©. 549, in welchem es als einer ſittlichen oder einer 
Unftandspflicht entſprechend angeſehen wird, daß ein Mann, der einer geſchiedenen Ehefrau bei 
gewohnt hat, für das von ber Frau geborene Sind, deſſen Vater er fein konnte und fir defien 
Bater er ſich felber hielt, obwohl basfelbe rechtlich ein ehelihes Kind der früheren Ehe war, der 
Mutter einen Unterhaltsbeitrag leiftet und das ihr im diefer Beziehung gegebene Verſprechen 
erfüllt; ebenfo Ripr. Bd. 12 ©. 102). 

Der auf den Anftand zu nehmenden Rüdficht entfprehen die üblichen Trinfgelder. Die 
Leiftung von Binfen auf eine unverzingliche Schuld wird nicht als eine Anſtandspflicht im Sinne 
des 8 814 anzufehen fein (M. II ©. 833; a. A. Enneccerus I $ 352 I 3b). Ebenſo wird, 
wenn auf Grund eines wegen Formmangels ungültigen Geſchäfts, 3. B. auf Grund einer 
mündlich übernommenen Bürgſchaft geleiftet ift, die Nüderftattung nicht deshalb verweigert 
werben dürfen, weil Sitte und Anftand erforderten, auch eine formell nichtige Zuſage zu erfüllen, 
oder weil es unanfländig fei, fi) auf ben Formmangel zu berufen (P. II Bd. 2 ©. 695; vgl 
von Mayr ©. 513). Beitritten ift die Frage, ob ein Gemeinſchuldner, welcher, nachdem das 
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8. 814. Das zum Zwede der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiftete kann 
nicht zurüdgefordert werden, wenn der Leiftende gewußt hat, daß er zur Leiftung 
nicht verpflichtet war, oder wenn bie Leiflung einer fittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anjtand zu nehmenden Rüdficht entfprach. 


$. 815. Die Rüdforderung wegen Nichteintritt® des mit einer Leiftung be- 
zweckten Erfolges ift ausgejchloffen, wenn der Eintritt des Erfolges von Anfang 


Kontursverfahren durch Zwangsvergleich abgeſchloſſen ift, an einen Gläubiger mehr gezahlt hat, 
als er ihm nad bem Zwangsvergleiche fehuldet, dad zu viel Bezahlte zurüdfordern kann; fie 
wird vom RG. Bd. 42 ©. 120 für das bißherige Recht mit der herrſchenden Anficht verneint, 
ebenfo für das BGB. von Meisner Erl. 4 zu 8 814; Dertmann II. Aufl. Erl.4 zu 8 814; 
Kuhlenbeck Erl. 1 zu 8814; a. A. M. II ©. 383. Regelmäßig wird die Zurüdforderung um 
deswillen ausgeſchloſſen fein, weil ber Xeiftende gewußt Bat, daß er auf Grund des Zwangs— 
vergleichs zur Leiftung Über ben vergleichsweiſe feitgeftellten Betrag hinaus nicht verpflichtet iſt 
(8 814). Sollte er, was ausnahmameife vorkommen kann, den Zwangsvergleich nicht kennen, 
fo dürfte ein Grund nicht vorliegen, bie Rüdforberung auszuſchlieben. Eine ſittliche Pflicht zur 
Leiftung würde nur unter ganz befonderen Unftänden angenommen werden können (vgl. 
Enneccerus I $ 352 I 3b). 

4. Die Beweislaft geftaltet ſich fo, daß der Kläger die Leiftung zum Zwecke ber Erfüllung 
einer befiimmien Verbindlichkeit und das Nichtbeitehen biefer Verbindlichkeit darzulegen Hat. Er 
bat aber nicht noch außerdem zu beweijen, daß die Leiftung durch einen Irrtum über das Bes 
fliehen der Verbindlichkeit veranlaßt ift. Allerdings beruht der Bereicherungsanſpruch auf ber 
Borausfegung, daB der Leiſtende fi in einem Irrtume befunden bat; denn, wenn feſtgeſtellt 
wird, da er Kenntnis von dem Nichtbeftehen der Verbindlichkeit gehabt Kat, fo foll die Rück⸗ 
forberung ausgeſchloſſen fein. Aber zur Begründung des Unfprucd genügt es, daß der Kläger 
zum Zwede ber Erfüllung einer nicht beftehenden Schuld geleiftet hat (ME. Bd. 60 ©. 419). 
Zu beachten tft Hierbei, daß der Kläger den vollen Beweis bes Nichtbeſtehens der Schuld zu 
führen bat; es genügt nicht, daß die Gründe, welche bei der Vornahme der Keiftung für das 
Beſtehen der Schuld angenommen wurden, erichlittert find und daß das Beflehen ber Schuld 
jegt als zweifelhaft ericheint. Macht der Bellagte geltend, daß der Kläger ſich nit in einem 
Irrtume befunden, fondern in Kenntnis des Nichtbeftehens der Schuld geleiftet habe, fo Hat er 
dies feinerfeit® zu beweifen. Das Kennenmüflen ſteht dem Wiſſen nicht gleich, felbft wenn die 
Unfenntni® auf grober Fahrläffigleit beruhte. Der Tatfache, dab der Beklagte ben Empfang ber 
Leiſtung böslich leugnet, räumt dad Gefeg feinen Einfluß auf die Beweislaft ein. Der Beweis, 
daß die Leiftung einer fittlihen Pflicht oder dem Anftand entiprochen habe, liegt dem Beklagten ob. 

5. Der Inhalt des Anſpruchs geht dahin, da der Empfänger das @eleiftete zurück⸗ 
zugewähren hat. Im einzelnen ift auf die 88 818, 819 und die Erläuterungen zu diefen Para— 
graphen zu verweifen. 

Keine Beitimmung enthält das BGB. über den Fall, dab der Schuldner durch Leiftung 
an Erfüllungsftatt eine nur teilweife beftehende Verbindlichkeit erfüllt Hat. Das Geſetz hat im 
Hinblid auf die geringe praftiiche Bebeutung der frage von eimer fpeziellen Vorſchrift Abftand 
genommen (M. II ©. 835). Das römiſche Recht entfcheidet den Fall dahin, daß der Leitende 
den geleifteten &egenftand, vorbehaltlich des BZurädhehaltungsrechtd des anderen Teiles zurüd- 
fordern kann, das preuß. ULR. dahin, daß der Gegenftand dem Gläubiger belafien, dem Schuldner 
aber ein Anſpruch auf Erjtattung des Mehrwerts eingeräumt wird. Vom Standpuntte des BGB. 
bürfte die erflere Entſcheidung den Vorzug verdienen. 


$ 814. 
€.18 737 WBf.4; II 8 739 vew. 8 799; III 8 798. P. 1 €. 1483M., 1542, 35081. 3557, 3561, 
6185f., 118821.; M. II €. 831. P.II Be. 2 €. 694. 
©. El. 3, 4 zu 8 813. 
$ 815. 
€.18 743 Rr. 2, 3; 118 740 ven. g: 2“; m 8 799. ®.1 €. 1536, 15381., 1542. 1547, 3275, 11889; 
€. 84. B.1188.2 €. 690ff. 
1. Wenn ber mit einer a nad) dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweitte Erfolg 
nicht erreicht wird, fo Tann das Geleiftete nad 8 812 Abſ. 1 Satz 2 zurückgefordert werden, 
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an unmöglich) war und der Leiftende dies gewußt hat ober wenn der Leiftende 
den Eintritt des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert Hat. 


Über die Vorausfegungen dieſes Anſpruchs ſ. Erl. I 389 zu 8812. Hervorgehoben mag noch 
werden, daß es nicht erforderlich if, daß unmittelbar durch die Leitung ber Erfolg bewirkt 
werden fol, ber Erfolg fann auch in einem äußeren Ereignis oder in einem beftimmten Ber- 
halten des Empfängers beftehen; e8 genügt, daß nad dem Inhalte bes Rechtögeihäfts die 
Leiſtung nur Beftand haben foll, wenn ein beſtimmter Erfolg eintritt. So hat 3.8. das einer 
Tochter zur Ausftattung @egebene ben Zweck, zur Einrichtung des Haushalts ber Tochter im 
Tale der Eingehung der Ehe zu dienen. Die Leiftung bat nicht den Zweck, bie Tochter zur 
Eingehung der Ehe zu beftimmen, aber fie hat den Bwed, für die Ehe der Tochter zu biemen, 
und ber bezwedte Erfolg tritt nicht ein, wenn die Ehe nicht eingegangen wird. 

2. Die Rüdforderung iſt ausgefhlofen 

a) wenn der Eintritt des Erfolges von Anfang an unmöglih war und der 
Keiftende dies gewußt hat. Diefe Beitimmung entfpricht der im 8 814 für die Rüdforberung 
wegen Nichtbeſtehens einer Schuld aufgeftellten Regel. Sie berubt ebenfo wie die legtere Bor- 
forift auf dem Gedanken, dab das Recht fein Interefie daran hat, in folhen Fällen Rechtsſchutz 
zu gewähren. Wer wiſſentlich zu einem unmöglichen Zwede eine Leiftung macht, kann in Wirk 
lichteit diefen Zweck, eben weil er die Unmöglichkeit kennt, nicht wollen. Welchen Zweck ber 
Leiftende im Auge gehabt hat, ift gleichgültig. Die Rechtsordnung hat aber keine Veranlaſſung, 
ihm die Müdforderung wegen Nichterreihung eines Zweckes zu gewähren, den er felbft nicht ge 
wollt Hat; (B. II 8b. 2 ©. 701). Ein Fall ber Hier fraglichen Art Liegt z.B. vor, wenn eine 
Ausſteuer für eine beitimmte Ehe gegeben ift, diefe aber wegen Berwandtihaft ober Bigamie 
unmöglih war und ber Xeiftende dies gemußt bat. 

Für die Anwendung der Vorſchrift macht es keinen Unterfchied, ob eine tatfädhliche oder 
eine juriftische Unmöglichkeit vorgelegen hat. War bie Unmöglichkeit feine dauernde und ift die 
Reiftung in der Erwartung gemacht, die Unmöglichleit werde gehoben werben, oder hat ſich der 
Leitende nur im Bweifel darüber befunden, ob der beabfichtigte Erfolg erreicht werben könne, 
fo tit die Nüdforderung wegen Nichteintritt3 des bezwedten Erfolges ſtatthaft, vorausgefetzt, daß 
ber Leiftende nicht eventuell auf die Nüderftattung verzichtet hat. 

Die Beweislaft geftaltet fih fo, daß der Keiftende, wenn er die Herausgabe des Geleifieten 
verlangt, darzulegen hat, daß ber mit der Leiftung bezwedte Erfolg nicht eingetreten ift, daß da⸗ 
gegen ber Empfänger, wenn er bie Herausgabe auf Grund bes $ 815 verweigert, zu bes 
weifen bat, daß der bezwedte Erfolg von Anfang an unmöglih war und daß der Leiftende dies 
gewußt hat. 

b) wenn ber Leiſtende den Eintritt des Erfolges wider Treu und Glauben 
felbft verhindert bat. Diefe Beftinnmung entipricht der Vorſchrift des 8 162. Bei der 
nahen Beziehung, in welcher die Hingabe einer Leitung zur Herbeiführung eines beitimmten Er⸗ 
folges zu dem Falle fteht, dab die Leiflung unter einer Bedingung gemadt wird, hat man 
es für zwedmäßig erachtet, eine bejondere Beftimmung aufzunehmen, um dad Mikverftändnis 
auszuſchließen, ala ſolle hier etwas anderes gelten als in dem falle, in welchem eine Bedingung 
gelegt ift. In der Erläuterung zu $ 162 ift dargelegt, daß die Vorfchrift des $ 162 folde Fälle 
vor Augen hat, in denen nad) der Abſicht der Parteien anzunehmen ijt, daß eine Einwirkung 
des einen oder anderen Teiles auf den Eintritt oder den Nichteintritt der Bedingung aus 
geihlofien fein fol. Ebenſo kann aud hier die Boransfegung, daf ber Leiſtende den Cinıritt 
des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert Hat, nur dann eintreten, wenn nach der Abficht 
der Parteien eine Einwirkung des Leiftenben auf den Eintritt des Erfolges ausgefchlofien fein 
fol. Ob dies der Fall ift und ob jede Einwirkung oder ob nur beftimmte Arten der Ein« 
wirkung ausgefchlofien fein ſollten, läßt fih nur unter Berlidfihtigung aller Umftände bed 
ee alles, insbefondere nach der Urt des Mechtögeihäfts und des bezwedien Erfolges 
beurteilen. 

3. Für die Nüdforderung wegen Wegfalls des rechtlichen Grundes (8 812 Abſ. 1 Sap 2; 
Erl. I 3a 4 yy zu $ 812) gibt das Gejeg keine befonderen Vorfchriften. Unter diefe Kategorie 
gehört, wie in der Erl. [3a 4 yy zu $ 812 bereits bemerkt ift, audy der Fall, dab das Rechtsgeſchäft. 
behufs defien Erfüllung geleiftet ift, anfehtbar ift und nad) der Keiitung angefochten wird. Die 
Motive bemerten, wenn ber Unfechtungsberechtigte in Kenntnis des Anfechtungsrechts geleiftet 
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$. 816. Trifft ein Nichtberechtigter über einen Gegenftand eine Verfügung, 
die dem Berechtigten gegenüber wirffam ift, fo ift er dem Berechtigten zur Heraus⸗ 
gabe des durch die Verfügung Erlangten verpflichtet. Erfolgt die Verfügung un- 
entgeltlich, fo trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, welcher auf Grund ber 
Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vortheil erlangt. 

Wird an einen Nichtberechtigten eine Leiftung bewirkt, die dem Berechtigten 
gegenüber wirffam ift, jo ift der Nichtberechtigte dem Berechtigten zur Herausgabe 
des Geleifteten verpflichtet. 


babe, fo liege Genehmigung des anfechtbaren Rechtsgeſchäfts vor, derart daß die Rüdforderung 
ausgeichlofien jei (WM. II ©. 846). Dies wird regelmäßig zutrefien; zu beachten ift aber, daß es 
eine Tatfrage ift, ob in der Leiftung ein Verzicht auf das Anfechtungsrecht zu finden ift. 


$ 816. 

@ı #4 San: 200, 2001 Mir: ©, IL EB SID. 230, 2822 cu 8 BBl; II 8 800. ®.1 6. 423191f., 5643 1., 6210, 
6216, 6253, 6257, 10661 ff., 10666, 10693 ff., 10710, 10718, 107351, 11404f., 11890f., 119431., 11957, 
12274; W. III ©. 2241, 341. P. il 88.3 6. 871., 2151-5 82.5 ©. 711f.; 88.6 €. 1991. 

1. Bereicgerungdanfprud wegen Berfügung über einen Gegenftand von feiten des Richt- 
bereitigten gegen ben legteren. Der 8 816 Abſ. 1 bat die zahlreichen Fälle vor Augen, in 
denen nad) ben fpeziellen Borichriften bes Gefeges eine Verfügung, die ein Nichtberedhtigter über 
einen Gegenſtand trifft, dem Berechtigten gegenüber wirkſam tft. 

Es gehören Hierher insbeſondere die Fälle, in welchen die Verfügung eines Nichtberechtigten 
auf Grund des Glaubens des Grundbuchs (38 892, 893) oder die Veräußerung einer beweglichen 
Sade von feiten bes Nichteigentümers auf Grund des guten Glaubens des Erwerbers (88 832ff.) 
gegen ben Berechtigten wirkfam tft; vgl. ferner die 88 161, 797, 892, 893, 932—936, 1032, 1138, 
1155, 1192, 1207, 1208, 1244, 1262, 1272, 1507, 2306, 2367, 2368, 2370; 96B. 88 365—367, 
UD. Art. 36; es gehört hierher auch der Fall, wenn ein Gerihtsvollzieher Sachen, welche dem 
Schuldner nicht gehören, im Wege ber Zwangsvollſtredung verfauft (MB. in Gruch. Bd. 50 ©. 962). 
Dasfelbe bürfte auch gelten, wenn ber Gerichtsvollzieher fremdes Geld gepfändet und dem Gläubiger 
abgeliefert Hat (vgl. Dernburg II 8 378 Unm. 2; von Mayr ©. 286ff., Iegterer iſt im betreff 
des Geldes anderer Anfiht). In allen Fällen biefer Art erlangt derjenige, zu befien Gunften 
die Verfügung getroffen ift, daS ihm durch die Verfligung zugewendete Recht. Er erlangt es auf 
Koften bes bisherigen Berechtigten; aber er erlangt es nicht ohne rechtlichen Grund, weil er es 
auf Grund der gefeglichen Vorſchrift erlangt, nad) weicher die von dem Nichtberechtigten getroffene 
Verfügung wirkſam ift. Dem bisherigen Berechtigten fieht deshalb ein Bereicherungsanfprucd 
gegen ihn nicht zu (vgl. R®. in IW. 1903 Beil. ©. 15). Wenn aber der Berfügende die 
Verfügung gegen Entgelt vormimmt und daher durch dieſe mittelbar etwas erlangt, fo erlangt 
ex e8, eben weil er zu der Verfügung nicht berechtigt war, ohne rechtlichen Grund. Zweifelhaft 
kann aber fein, ob der Verfügende das Entgelt für die Verfügung auf Koften des wirklich Be» 
rechtigten erlangt. Deshalb ift es für notwendig erachtet, für die Hier in Betracht fommenden 
Sälle befondere Fürſorge zu treffen. Der €. I tat dies in der Weife, daß er für einige fpezielle 
Fälle einen Bereicherungsanſpruch einräumte (E. I 88 839, 880, 2081 Nr. 3 i.®. mit 8 2083). 
Auch die zweite Kommilfion hatte zunächſt an ben verfchiedenen in Betracht kommenden Stellen 
ſpezielle Borfchriften gegeben. Bei der zweiten Lefung bat die Kommilfion dann aber bes 
ſchloſſen, eine allgemeine, alle Fälle umfafiende Vorſchrift dahin aufzunehmen, daß dem Ver⸗ 
fügenden bie Verpflichtung zur Herausgabe de durch die Verfügung Erlangten an den biöherigen 
Berechtigten obliegt (Ripr. Bd. 9.6. 15). 

Die ungerechtfertigte Bereicherung hat als erlangt zu gelten in dem Augenblid, in welchem 
die Verfügung fettens bes Nichtberechtigten getroffen iſt. Die Vorſchrift bes 8 816 findet 
übrigens felbftverftändfich feine Anwendung, wenn bie Verfügung mit Buftimmung des Bes 
rechtigten erfolgt. Ob in folhem Falle dem Berechtigten ein Anfpruch gegen ben Berfügenden 
äufteht, beftimmt fi nach dem zwifchen ihnen beftehenden Berhältnifie Windſcheid⸗Kipp II 
8 422 Bufaß 2; von Mayr ©. 282, 318). 

2. Bereiherungdanfpruc gegen denjenigen, welder durch eine unentgeltliche Berfügung 
bes Richtberechtigten etwas erlangt. Da im Zalle einer unentgeltlichen Verfügung der Bers 
fügende durch die Verfügung nichts erlangt, jo wird dem biöher Berechtigten, der durch die Ver⸗ 
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8. 817. War der Ziwed einer Leiftung in der Art beftimmt, dab der Em- 
pfänger durch die Annahme gegen ein gefegliches Verbot oder gegen die guten 
Sitten verftoßen hat, fo ift der Empfänger zur Herausgabe verpflichtet. Die Rüd- 
forderung ift ausgefchlofjen, wenn dem Leiftenden gleichfalls ein ſolcher Verſtoß 
zur Laſt füllt, e8 fei denn, daß die Leiftung im der Eingehung einer Verbindlichkeit 
beftand; das zur Erfüllung einer folchen Verbindlichkeit Gefeiftete kann nicht zurüd- 
gefordert werben. 


fügung fein Net verloren Hat, durch die in der Erl. 1 erörterte Vorſchrift des 8 818 Abf. 1 
Sag 1 nicht gehoffen. Der Dritte, welcher durch die Verfügung etwas erlangt bat, haftet zwar 
grundfäglich dem Berechtigten nicht, weil er auf Grund der gejeglihen Vorſchrift über die 
Wirkſamkeit der von einem Nichtberedhtigten getroffenen Verfügung, alfo nicht ohne rechtlichen 
Grund den Erwerb gemacht hat. Andererſeits hat aber doch der bisher Berechtigte ohne recht⸗ 
lien Grund jein Recht verloren. Bei diefem Konflikte berechtigter Intereſſen enticheidet fich 
das Geſetz zugunften des bisherigen Berechtigten und gibt ihm deshalb nach Abf. 1 Sag 2 ben 
Bereiherungsanfprud; gegen den Dritten. 

. 3. Leiſtung an einen Nihtberehtigten, die dem Berechtigten gegenüber wirkſam ift. 
Ahnlich wie in den in Exl. 1 erwähnten Fällen ift die Rechtslage, wen eine Leiſtung an einen 
Nichtberechtigten gemacht ift, welche der Berechtigte gegen ſich gelten laſſen muß (vgl 3. B. die 
88 407, 409, 412, 413, 574, 576, 577, 579, 720, 851, 893, 1066, 1423, 1473, 1497, 1524, 
1663, 2019, 2111, 2135, 2367, 2370). 

Das Geſetz legt Hier durch Abſ. 2 ebenfalls dem Empfänger die Verpflichtung auf, das 
Erlangte herauszugeben (vgl. von Mayr ©. 304). 

4. Hinfihtli des Umfonges und ber Beſchränkung fowie ber Erweiterung ber Haftung 
für den Fan, daß fi der Empfänger in böfem Glauben befunden hat, gelten die Vorſchriften 
der 88 818, 819. 

5. Dem Geſchädigten ftehen möglicherweije weitergehende Anfprüde auf Grund eines be= 
fonderen Nechtsverhältnifies zu, fo 3. B. wenn ein Beauftragter unter Mikbraud feiner Bolls 
macht einen Gegenſtand bes Auftraggeberd veräußert ober wenn jemand als Geihäftsführer ohne 
Auftrag gehandelt Hat; ebenfo kann ein Anſpruch auf Schadenserfag nad Maßgabe der Bor: 
fhhriften über unerlaubte Handlungen in Betracht fommen. Diefe Anfprüche werden buch ben 
& 816 nicht berührt. 

$ 817. , 

@.18 743 Ar. 1, 8 747 Mbf. 1, 3, 8 684 W6f. 3; II 8 741 rev. 8 802; II 8 801. P.1 6.1536, 15381. 
1542M., 1547M., 1555f1., 3275, 9559, S568., 6184, 11839M., 11689, 11889; MR. II 6.844, 8491., 6931. 
9.1188. 2 ©. 510f., 686 f., 702. RB. ©. 1984. 

1. Rüdforderung wegen verwerflihen Empfanged. Im Anſchluß an das gemeine Recht 
und die neuere Gejeggebung gewährt das Gefeg einen Anfpruch auf Rüdgabe einer Leiltung, wenn 
der Zwed der Leiftung in ber Art beftimmt. war, daß der Empfänger durch die Annahme gegen 
ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verftoßen hat (condictio ob turpem causam). 

Über den Zwech, welchen dad Gejeh bei der Gewährung des Anſpruchs auf Rüdgabe in 
biejen Fällen verfolgt, führen die Motive aus: Als Grund der Vorſchrift erſcheint der auf feiten 
des Empfängers in der Annahme liegende Berftoß und die darin fi offenbarende Auflehuung 
gegen bie guten Sitten und die öffentlihe Ordnung. Die in der Annahme der Leiftung fich 
tundgebende verwerflihe Gefinnung des Empfängers foll getroffen werden. Um im Volksleben 
den Sinn für gute Sitten und für das Interefie der öffentlichen Ordnung zu ftärken, ift daher 
überall, wo der Empfänger durch die Annahme der Leiftung mit den guten Sitten und der 
öffentlihen Ordnung fih im Widerſpruch ſetzt, die Pflicht zur Herausgabe des Empiangenen 
vorzuſchreiben (M.II ©. 849). Hiernah könnte es feinen, als fei die Verpflidtung zur 
Herausgabe dem Empfänger zur Strafe auferlegt und der Rückforderungsanſpruch gegeben, um 
dem Empfänger das, was er erlangt bat, wegen feiner verwerflihen Gefinnung wieder zu 
entreißen. Die Vorſchrift läßt fi) aber auch unter einem anderen Gefihtspunfte rechtfertigen. 
Dan kann fagen, daß der Anfprucd auf Rüdgabe deshalb gewährt wird, weil e8 an einem zu= 
reichenden Grunde fir die Vermögensverſchiebung fehlt. Allerdings fit formell ein Rechtögrund 
vorhanden, der darin liegt, daf ber Keiftende einen Zwed beftimmt bat. Aber der Rechtsgrund 


24. Titel: Ungerechtfertigte Bereicherung. $ 817. 947 


wird vom Gefege nicht als vollgültig anerkannt. Auch wenn das die Zuwendung bermittelnde 
Rechtsgeſchäft formen gültig. und nicht etwa felbit wegen Verſtoßes gegen bie guten Sitten oder 
gegen ein gefegliches Verbot nichtig ift, fo leidet es doch an einem inneren Mangel, der Bier auf der 
Seite des Empfängers liegt. Dieier hätte die zur Perfektion ber Zuwendung erforderliche Annahme 
der Leiftung mit Rüdficht auf den Zwed ber Leiftung verweigern follen. Wegen dieſes Mangels 
wird die Rüdforderung zugelafien. Die Vorfchrift fteht alfo im Einflange mit dem Grund» 
gedanken der Lehre von der ungerechtfertigten Bereicherung. Sie hat nicht den Eharafter einer 
Strafvorſchrift, fondern fie dient dazu, eine innerlich nicht gerechtfertigte Bermögensverichiebung 
rüdgängig zu machen. Daß von dem Empfänger die Entziehung des Erlangten möglicherweiſe 
als Strafe empfunden wird, ftellt ſich als eine Nebenwirkung dar. Die zulept erörterte Auffafjung 
de3 Bereicherungsanſpruchs wegen verwerjlihen Empfanges dürfte den Vorzug verdienen. 

Der die Verwerflichleit des Empfanges begründende Zwed kann entweder ohne Bezugnahme 
auf ein vorhergehendes Nechtsgeichäft bei der Leiftung ſelbſi beitimmt werden oder die Beitimmung 
kann dadurch erjolgen, daß die Leiftung zum Zwecke der Erfüllung eines gegen das Geſetz oder 
gegen die guten Sitten verftoßenden Rechtsgeſchäfis erfolgt. In dem erfteren Falle kommt es 
nicht darauf an, ob die Leiftung mit Riüdficht auf einen fpäteren Erfolg oder auf ein fpäteres 
Verhalten des Empfängers, alſo 3. B. zu dem Zwede gemacht wird, um den Empfänger zu einer 
gegen das Geſetz oder gegen bie guten Sitten verftoßenden Handlung zu beftimmen oder ob fie 
mit einer in ber Vergangenheit liegenden Tatſache. z. B. an einen Beamten zur Belohnung von 
Dienften erfolgt, für welche er feine Bezahlung annehmen darf. Erforderlich ift nur, daß fi 
aus dem Bmwede der Leiftung ergibt, dab ihre Annahme gegen das Geſetz oder gegen bie guten 
Sitten verftößt. In dem zweiten falle, wenn aljo das Rechtsgeſchäft, behufs defien Erfüllung 
geleiftet wird, wegen Verſtoßes gegen das Geſetz ober gegen die guten Sitten nichtig tft, findet 
die Rüdforderung ſchon nah den Grundfügen über die condictio indebiti ftatt; denn die 
Verbindlichkeit, behufs deren Erfüllung geleiftet wurbe, eriftierte nicht; ber Zweck der Leiftung 
wurde alfo nicht erreicht (f. Erl. 324 zu 8 812; Dertmann II. Aufl. Erl. 3 zu $ 817). Die 
Annahme der Leiftung kann aber auch in diefem Falle gegen dad Geſetz oder gegen die guten 
Sitten verftoßen (f. Erl. 2) und dem Leiftenden ift e8 in folhem Falle unbenommen, die Rüd- 
erftattung auf Grund des 8 817 zu verlangen. Dies kann für ihm von Vorteil fein; jo würde 
insbefondere die auf $ 812 geftüßte condictio indebiti zurüdzumeifen fein, wenn der Leitende 
die Nichtigkeit des obligatorifhen Rechtsgeſchäfts, behufs defien Erfüllung geleiftet ift, gekannt 
bat, während diefe Kenntnis dem auf 8 817 geftügten Anſpruch, abgefehen von der Vorſchrift 
des Sag 2, nit in Betracht kommt. Ferner ift der Anſpruch auf Grund des $ 817 infolge 
der Vorfchrift des 8 819 Abſ. 2 für den Keiftenden günftiger al3 bie condictio indebiti. Liegt 
der Tatbeftand einer unerlaubten Handlung vor, fo kann ber Benadjteiligte nach Maßgabe der 
83 823. Schadenserſatz verlangen. Er wird in folhem Falle regelmäßig fein Intereſſe daran 
baben, den enger begrenzten Bereicherungsanſpruch geltend zu machen. Bu beachten ift aber, 
daß der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung entitandenen Schadens nad) 
8 852 Abſ. 1 in drei Jahren verjährt, während für den Bereicherungsanſpruch die gewöhnliche 
Berjährungsfrift von dreißig Jahren gilt. Im Hinblid hierauf beftimmt der 8 852 Abf. 2, daß, 
wenn ber Erjagpflichtige durch die unerlaubte Handlung auf Koften des Verlegten etwas erlangt 
bat, er auch nach der Vollendung der Verjährung zur Herausgabe nad den Vorfchriften über 
die ungeredhtfertigte Bereicherung verpflichtet ff. 

Als Leijtung fommt wie überall bei der ungerechtfertigten Bereiherung nit nur die 
direlte Hingabe eined Wermögensmwertes, jondern auch die Begründung eines Schuldverhältnifies, 
indbefondere in Form eines Wechſels oder eines abfiraften Schulöverfprehend ſowie das ver 
trag8mäßige, pofitive oder negative Anerkenntnis in Betracht. 

2. Bei der Frage, ob der Zwei einer Leiftung in der Art beftimmt ift, daß der Empfänger 
durch die Annahme gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen bie guten Eitten verftoken hat, 
kommen ähnliche Gefihtspuntte in Betracht wie bei der Frage, ob ein Rechtsgeſchäft gegen ein 
gefegliches Verbot oder gegen bie guten Sitten verftößt und beshalb nichtig ift (f. Bd. I Erf. 
zu 88 134, 138). Die Vorausfegung ift immer gegeben, wenn das Geſetz direlt die Annahme 
der Leiftung verbietet, wenn z. B. einem Beamten die Annahme von Gefchenten für amtliche Dienft- 
letftungen verboten ift. Auch in biefem Falle muß aber der Empfänger bet der Leiftung erkannt 
haben, daß fie unter dag Verbot falle. Hatte der Empfänger z. B. angenommen, daß bie Zu= 
wendung aus freundlicher Gefinnung erfolge, während fie in Wirklichkeit für eine amtliche Dienft- 
leiftung erfolgte, jo findet eine Rüdforderung auf Grund des 8 817 nicht ftatt. In einem folden 
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Falle kann zwar, weil der mit der Leiftung bezwedte rechtliche Erfolg nicht eingetreten ift, die 
Rüdforberung nad der allgemeinen Borfchrift des $ 812 begründet fein. Der hierauf gegründete 
Anſpruch unterfcheibet fi aber von dem auf 8 817 gegründeten Anſpruche weſentlich dadurch, 
daß auf ihn die Vorfchriften des 8 818 Anwendung finden, während für den auf 8 817 ge— 
gründeten Anſpruch die firengeren Vorſchriften des & 819 Abſ. 2 maßgebend find (M. II ©. 850). 
Enthält das Gefeg kein ausdrücliches Verbot bei Annahme der Leiftung, fo ift es eine Frage der 
Auslegung, ob im der Annahme ber Leiftung ein Verſtoß gegen das Geſetz liegt. Dies wird 
regelmäßig, jedoch auch nicht immer anzunehmen fein, wenn es fi um ftrafrechtlihe Borjchriften 
Handelt; fo fällt 3. B. das durch Erprefiung Erlangte immer unter die Vorſchrift des 8 817. 
In Fällen diefer Urt wird jebod bie Leiftung ſelbſt häufig auf Grund des 8 123 anfechtbor fein. 

Handelt es fi um eine zum Bmede der Erfüllung eines obligatoriichen Rechtsgeſchäfts 
gemachte Leiftung, fo tft zunächſt zu beachten, daß wenn die Leiſtung. wie dies regelmäßig ber 
Fall fein wird, durch ein abſtraktes Rechtsgeſchäft, z. B. durch Übertragung des Eigentums oder 
buch Abtretung einer Forderung oder durch pofitives oder negatives Schuldanerkenntnis erfolgt, 
das Leiftungsgeihäft, eben weil es ein abfiraltes ift, nicht deshalb nichtig ift, weil das obligatorifdhe 
Rechtsgeſchäft, zu deſſen Erfüllung es erfolgte, nichtig war. Dies gilt auch dan, wenn bie 
Nichtigkeit des obligatorifchen Rechtsgeſchäfts darauf beruht, dab es gegen ein Geſetz oder gegen 
die guten Sitten verftößt (ſ. Erl. 1b zu 8 138; vgl. für die dort vertretene Anfiht auch Cohn 
in DIE. 1904 ©. 854ff.; Dertmann in DIB. 1902 ©. 105ff.; derfelbe IT. Aufl. Erl. 3 zu 
8 817; Eollag in Iherings Jahrb. Bd. 40 ©. 141; Matthiaß Bd. I ©. 703; RE. Bd. 63 
©. 179; dazu Matthießen in DZ. 1907 ©. 534; für wucherifche Geſchäfte wird ein anderer 
Standpunft vertreten in RG. Bd. 59 ©. 95; ebenfo allgemein von Dernburg II $ 90 IIL5). 
Die Annahme ber Leiftung kann aber trog der Gültigkeit des Leiftungsgefchäfts gegen das Geſeß 
oder gegen die guten Eitten verſtoßen. Aus der Nichtigkeit bed zugrunde liegenden obligatorijchen 
Rechtsgeſchäfts für ſich allein kann dies freilich nicht gefolgert werden. Es kommt vielmehr auf 
den Grund ber Nichtigkeit und auf die fonitigen Umftände des Falles an. Rad NE. in ZW. 1904 
©. 407 findet z. B. auf vorgängige Erfüllung eines nichtigen Börfengefhäfts mur der $ 814, 
nicht aber der $ 817 Anwendung; benn das Verbot des Börfengefeges 8 66 Abi. 4 beziehe fi 
nur auf die Eingefung des Geichäfts, während die Entgegennafme von Leitungen auf Grund 
des Iegteren weder einem gefeglichen Verbote noch den guten Sitten zumwiber fei. Häufig wird 
indefien, wenn das obligatorifhe Nechtögefhäft gegen die guten Gitten verftößt, angenommen 
werden müflen, daß aud die Annahme der Leiftung auf Grund eines ſolchen Rechtsgeſchäfts 
gegen bie guten Sitten verftößt. Für bie Frage, ob dies der Fall iſt, find im allgemeinen 
diefelben rundfäge maßgebend, welche in Bd. I Exl. 1 zu 8 138 bargelegt find; insbefonbere 
entſcheidet fich hiernach, was unter „guten Sitten“ zu verjtehen ift. Zur Erläuterung mag noch 
auf NG. Bd. 58 ©. 204 Hingemwiefen werben, nach welchem derjenige, welcher von einem anderen 
VBermögensvorteile lediglich, zu dem Zwede annimmt, um fih zum Schweigen über eine vom 
erſteren begangene ftrafbare Handlung zu verpflichten, gegen die guten Sitten Handelt. In dem 
Urteile wird aber zugleich anerkannt, daß, wenn die Schweigegelder nicht lediglich zu dieſem 
Bwede angenommen werden, fondern in einem ſolchen Falle noch Nebenumftände binzutreten, 
legtere dem Vertrage die Bedeutung eines Verſtoßes gegen die guten Eitten nehmen fönnen. 
In jedem einzelnen Falle tft felbftändig zu prüfen, ob die Annahme einer Leiftung, die zu dem 
Zwecke der Erfüllung eines gegen die guten Sitten verſtoßenden Rechtsgeſchäfts erfolgt, ſelbſt auch 
wieder einen Berftoß gegen die guten Sitten enthält. Dies wird zwar regelmäßig der Fall fein, 
ift e8 aber doch keineswegs immer. Bei gegenfeitigen Verträgen iſt es ſehr wohl möglid, dab, 
obwohl der ganze Vertrag wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig ift, doch nur der eine 
Teil durch Annahme der ihm durch den Vertrag zugeficherten Leiftung gegen bie guten Sitten 
verftößt. Bet einem wucheriſchen Geichäfte 3. B. veritößt der Wucherer, indem er die Leiſtung 
ber wucheriſchen Vorteile annimnıt, gegen bie guten Sitten, während ein folder Verſtoß auf 
feiten des Bewucherten nicht darin liegt, baß er die Leiftung annimmt, für welche er dem anderen 
Teile die Leiftung wucheriicher Vorteile zugefagt hat. 

3. Eine Ausnahme von der im Sag 1 beſtimmten Regel findet nah Satz 2 daun flait, 
wenn dem Leiftenden nach bem Bmwede der Leiftung ebenfalls ein Verſtoß gegen ein geſeßliches 
Verbot oder gegen die guten Sitten zur Laft fält. Bei der Frage, ob ein folder Verſtoß vor⸗ 
liegt, tommen diefelben Geſichtspunkte in Betracht, welche für die Enticheidung der Frage maß— 
gebend find, ob in ber Annahme einer Leiftung ein Verſtoß der fraglichen Art zu finden iſt 
di. Erl. 4, 2). Häufig wird ein folder Verſtoß nur auf feiten des Empfängers, nicht auf 
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feiten des Leiftenden liegen, jo 3. B. in bem alle, daf die Leiftung erfolgt, um einen anderen 
von ber Begehung eines Verbrehens abzuhalten. Ebenfo verftößt bei einem wucheriſchen Ge— 
fchäfte der Wucherer durch bie Annahme der wucheriſchen Vorteile gegen die guten Sitten, nicht 
aber der Bewucherte durch deren Leiltung. In anderen Fällen hängt es von den Umitänden 
ab, ob bei einer Leiftung ein Verftoß der fraglichen Art zu finden tft, fo z. B. bei der Leiftung 
zu dem Zwede, dab ber Empfänger eine frafbare oder eine gegen die guten Sitten verftoßende 
Handlung des Keiftenden verſchweige (RG. Bd. 58 ©. 204). Bei der Leiftung zum Bimede 
der Erfüllung eines obligatvrifhen wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtigen Vertrags 
ift ebenfo wie in betreff der Unnahme einer folhen Leiftung (j. Erl. 2) felbftändig zu prüfen, 
ob dem Leiftenden durch die Leiftung ein Verſtoß gegen bie guten Sitten zur Laft fällt (Ripr. 
Bd. 9 ©. 16; RG. Bb. 63 ©. 179). 

4. Zweifelhaft und beftritten ift, ob der Sag 2 eine jelbfländige Bedeutung hat, d. 5. ob 
er nicht nur eine Ausnahme von ber Megel des Satz 1 beftimmen, fondern ob er für alle Fälle, 
alfo auch dann, wenn ben Empfänger ein Verſtoß gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen bie 
guten Sitten nicht zur Laft fällt, pofitiv vorſchreiben will, daß ein nach allgemeinen Grunbfägen 
begrünbeter Rückforderungsanſpruch dann ausgefchlofjen fei, wenn ber Leiftende nad dem Zwecke 
der Leiftung durch diefe gegen ein gefegliches Verbot oder gegen bie guten Sitten verftößt. Die 
Stellung bes Sat 2 in dem $ 817 und dad unzweibeutig auf den Gag 1 bezugnehmenbe Wort 
„gleichfalls“ im Sag 2 ſprechen offenbar gegen die letztgedachte Auffafſung. Nur eine entiprechende 
Anwendung des Sag 2 in anderen ald den im Sat 1 bezeichneten Fällen könnte in Frage 
tommen. Auch diefe dürfte ſich aber ſchwerlich rechtfertigen lafien (a. A. die frühere Auflage; 
ſ. indeſſen Bd. I Erl. 4 zu $ 138 und die bort angeführte Literatur fowie RG. Bb. 63 ©. 346). 
Hervorzuheben ift noch, daß tn denjenigen Fällen, in welchen die Leiftung zum Bmede ber Er- 
füllung eines wegen Verſioßes gegen ein gefegliches Verbot oder gegen bie guten Sitten nichtigen 
obligatorifchen Rechtsgeſchäfts erfolgt und dem Leiftenden nad dem Bwede der Leiftung ein 
folder Verſtoß zur Laft fällt, ihm immer auch bekannt fein wird, daß er zu der Leiftung nicht 
verpflichtet war und daß bie Rüdforderung daher nad 8 814 ausgeſchloſſen ift. 

5. Befondere Borichriften für den Fall, dab die Leitung in der Eingehung einer Ber- 
bindlichkeit befteht. Nach der in der Erl. 3 erörterten Vorſchrift würbe, wenn die Leiftung 
in der Eingedung einer Verbindlichkeit beftanden Hat, der Schuldner an fein Verſprechen ge- 
bunden fein. Das Gejeg kann aber einen dem Geiſte ber Rechtsordnung wiberfprechenden 
Anſpruch nicht anertennen. Deshalb ift durch einen Zufag zum Ausbrude gebracht, daß der 
Bereicherungsanſpruch ftet3 zugelafjen werden fol, wenn eine Verbindlichkeit eingegangen ift und 
die Annahme des Schuldverjprehens als verwerflich erſcheint. Der Schuldner kann in dieſem 
alle nicht nur eine Einrede gegen ben Anfprucd geltend machen, fondern auch die Aufhebung 
der erbindlichfeit verlangen. Die zweite Kommiffion bat dann meiter noch die Beitimmung 
hinzugefügt, daß das, was zur Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit geleiftet ift, nicht zurüds 
gefordert werden Tann. Dies entipricht anderen Vorſchriften, melde für ähnliche Verhältniſſe 
gegeben find (vgl. 88 656 Abſ. 1 Sag 2, 762 Abf. 1 Sat 2), und rechtfertigt ſich durch die 
Erwägung, daß das Gefeg feine Veranlafjung bat, wenn der Schuldner die Folgen des un- 
ſittlichen Geſchäfts auf fi genommen hat, die wieder rüldgängig zu machen. 

ALS Eingehung einer Verbindlichkeit im Sinne der fraglichen Vorſchrift kommt insbefondere 
in Betracht ein abſtraktes Schuldverſprechen, nicht aber die Veftellung einer Hypothek (RG. Bd. 63 
©. 346). 

6. Die Beweislaft ſtellt fi) dahin, daß der Geber, welcher die Leiftung zurüdjordert, den 
Zwed der Leiftung und ben Verfloß gegen ein Verbot oder gegen die guten Gitten zu beweiſen 
hat, daB dagegen der Empfänger, wenn er bie Rüderftattung unter Bezugnahme auf 8 817 Sap 2 
verweigert, darzutun bat, daß auch dem Kläger ein Verſtoß gegen das Geſetz oder die guten 
Sitten zur Laft fällt. 

7. Gegenftaud des Anſpruchs. Der Anſpruch geht nad) Maßgabe der allgemeinen Grund» 
fäpe auf Herausgabe des Erlangten. Hinfihtlih des Umfanges der Haftung gilt aber nad 
8 819 Abf. 2 die Befonderheit, daß der Empfänger vom Empfange der Leiftung an fo haften foll, 
wie wenn ber Anſpruch zu biejer Beit rechtshüngig geworden wäre. 

8. Im bisherigen Rechte wird zum Teil neben der condictio ob turpem causam noch 
eine befondere condiotio ob injustam causam anerlannt (M. II ©. 851). Das Geſetz kennt 
einen ſolchen Anſpruch nicht. In den Fällen, für welche bie condictio ob injustam causam 
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$. 818. Die Verpflichtung zur Herausgabe erftredt fi) auf die gezogenen 
Nugungen ſowie auf dasjenige, was der Empfänger auf Grund eines erlangten 
Rechtes oder als Erſatz für die Zerftörung, Beſchädigung oder Entziehung des 
erlangten Gegenftandes erwirbt. 


Iſt die Herausgabe wegen der Beichaffenheit des Erlangten nicht möglich oder 
ift der Empfänger aus einem anderen Grunde zur Herausgabe außer Stande, fo 
hat er den Werth zu erfegen. 


Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erjate des Werthes ift aus- 
geichloffen, foweit der Empfänger nicht mehr bereichert ift. 


Bon dem Eintritte der Nechtshängigfeit an haftet der Empfänger nad) den 
allgemeinen Vorſchriften. 


beftimmt #ft, wird nad) dem BGB. entweder ein Anfpruc auf Herausgabe der ungeredtfertigten 
Bereicherung oder ein Anſpruch auf Schadenserjag nach Maßgabe der Borfchriften über unerlaubte 
Handlungen in Betracht foınmen. Auch eine befondere condictio furtiva tft dem BGB. unbefannt. 


88 818-820. 

Stieve, Der Gegenftand des Bereicherungsanſpruchs 1899. 

Liegen die Vorausſetzungen ber ungerechtfertigten VBereiherung vor, fo tft der Empfänger 
nad) 8 812 verpflichtet, das Exlangte herauszugeben. Die 88 818—8320 enthalten nühere Bor- 
ſchriften über den Umfang und die Beſchränkung diefer Verpflichtung. Der $ 818 regelt in den 
Abf. 1—3 die Rechtsſtellung des gutgläubigen Empfängers bis zum Eintritte der Rechtshängigkeit 
und beitimmt jodann im Abſ. 4 die Rechtöfolgen, welche fi an den Eintritt der Rechtshängigkeit 
des Bereiherungsanfpruchs fnüpfen. Der 8 819 behandelt den Fall, wenn fi) der Empfänger 
in böfem Glauben befunden Hat, der 8 820 den Fall, daß der Empfänger mit der Möglichkeit 
bes Fehlens des Rechtsgrundes Hat rechnen müſſen. Die Regelung beruft materiell auf dem 
Gedanken, daß der Empfänger dem Benachteiligten alled, was er auf deſſen Kojten direkt oder 
indireft erlangt hat, herauszugeben hat, und zwar entweder in Natur oder, fofern er dazu außer⸗ 
ftande ift, dem Werte nad), daß aber der gutgläubige Empfänger, ber fi auf die Rechtmäßigkeit 
des Ermwerbes verlafien bat, billigerweife nicht direkt gejchäbigt werden darf, und dab deshalb 
bie Verpflichtung des Empfängers wegfallen muß, wenn unb ſoweit er wicht mehr bereichert 
erſcheint. Eine Anderung in ber Rechtslage tritt ein, ſobald der Anfpruch auf Herausgabe rechts⸗ 
bängtg wird. Won biefem Zeitpunft an muß der Empfänger, auch wenn er von feinem echte 
überzeugt ift, mit der Möglichkeit rechnen, dab er ohne Rechtsgrund bereichert ift und ſich dem⸗ 
gemäß verhalten. Er foll deshalb von dieſem Augenblid an nad) den gewöhnlichen Grundfägen 
haften und bat alfo namentlich, flr jedes Verſchulden einzuftehen. Kennt ber Empfänger ben 
Mangel des Rechtsgrundes bei dem Empfang und ift alfo guter Glaube von vornherein aus—⸗ 
geſchloſſen, fo Hat er fo zu haften, wie wenn der Anſpruch fchon zur Beit des Empfanges rechts - 
hängig geworden wäre; gleichzuſtellen ift der al, wenn der Empfänger durch bie Annahme der 
Leiftung gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verftoßen hat. Erfährt der 
Empfänger fpäter ben Mangel bed Mechtögrunbes, fo bat er von der Erlangung ber Kenntnis 
an zu haften, wie wenn ber Anſpruch in diefen Beitpuntte rehtöhängig geworden wäre. Hat 
endlich ber Empfänger mit der Möglichkeit rechnen müſſen, daß der mit einer Keiftung bezweckte 
Erfolg nicht eintreten oder ber Rechtsgrund der Leiſtung megfallen werde, jo mußte er auf die 
Verpflihtung zur Rüdgabe des Erhaltenen gefaßt fein. Hinfichtlich der Erhaltung des empfangenen 
Gegenftanbes foll er deshalb auch in diefem Falle von vornherein zur ordnungsmäßigen Sorgfalt 
verpflichtet fein. 


8818. 


€. 188 7391., 745 bi. 2, 748 Mbf. 3; 118 742 vew. 8 803; III R 802. P.1 €. 150211. 3379, 3557, 
3561, 11883 q.; M. TI €. 836 ff., 851. P. 112.2 6.683, 7027. 


Gegenftand des Bereicherungsanſpruchs. 


1. Herausgabe des Erlangten. Der Empfänger iſt verpflichtet, das, was er auf Koſten 
des anderen erlangt Hat, herauszugeben. Aus den Gegenſtande der Bereicherung ergibt ſich, 
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was der Empfänger im einzelnen zu tun bat, um dem Anfpruche gerecht zu werben. War ihm 
das Eigentum an einer Sache übertragen, fo tft Rückübertragung des Eigentums erforderlich. 
Hatte er nur den Befig erlangt, fo ift der Befig wieder einzuräumen. Sind Rechte an einer 
Sache beftellt oder aufgegeben worden, fo hat der Empfänger diejenigen Handlungen vorzunehmen, 
welche feinerieitd zur Wiederaufhebung oder Wieberheritellung dieſer Rechte notwendig find. Iſt 
eine Verbindlichkeit übernommen, fo bat der Empfänger den Schuldner zu befreien und bie etwa 
ausgeftellten Schuldurfunden zurüdzugeben. Eine aufgehobene Verbindlichkeit ift wieder her⸗ 
äuftellen, eine abgetretene Forderung wieder zurüdzıübertragen. 

Wegen etwaiger. Erfaganfprüde auf Grund von Bermenbungen (vgl. Erl. 5) ſteht dem 
Empfänger ein Zurüdbehaltungsredht zu. Er kann auf biefe Weife auch Befreiung von einer 
eingegangenen Verbindlichkeit erlangen. 

Bet den Beratungen ber zweiten Kommiffion wurde noch darauf Hingemwiejen, daß in vielen 
Fällen der Empfänger mehr erlange, als ber Benachteiligte gehabt Habe; er erlange z. B. dem 
Eigenbefig, während der andere nur den gewöhnlichen Befig gehabt habe, oder er werbe als gut⸗ 
gläubiger Erwerber Eigentiimer der Sache, während der andere nur Beſitz gehabt Habe. Im 
Hinblid auf diefe Fälle war vorgefchlagen zu fagen, wenn jemand „von feiten“ be3 anderen 
etwas erlangt. Die Kommilfion hat aber ben Ausbrud „von feiten“ für bebenklid erachtet und 
geglaubt, daß man die Enifcheidung ber angezogenen Fälle ber Wiſſenſchaft und Praxis überlafjen 
tönne. Die Frage ift zweifelgaft und wird nad) den Umftänden des einzelnen Falles verſchieden 
au beantworten fein. Prinzipiell ift davon auszugehen, daß ber Bellagte nur herauszugeben 
braucht, was er auf Koften des Klägers erlangt hat. Hinzu treten nur nach 8 818 die Nutzungen 
und Surrogate. Auf Koften des Klägers hat der Bellagte nicht erlangt, was der Kläger nicht 
gehabt und daher nicht verloren hat. Hiernach würde der Beklagte dasjenige, was er erlangt, 
nur infoweit herauszugeben haben, als der Kläger es gehabt Hat. Nun aber können die fälle 
fo Itegen, daß eine fo beſchränkte Herausgabe nicht möglich iſt oder daß ber Kläger dadurch doch 
nit in biefelbe Vermögenslage verjegt wird, in welcher er vorher war. In dem erften der ans 
geführten Beiſpielsfälle muß ber Bellagte dem Kläger den Befig wieder einräumen; er braucht 
nicht den Eigenbefig zu übertragen, er kann dies auch gar nicht, denn ob der Kläger Eigenbefiger 
werben wird, hängt von der Abficht ab, in der er den Beſitz ergreift. Der Bellagte muß aber 
ben Befiper in diefelbe Befiglage verjegen, im welcher biefer vorher war und dies ijt nicht 
möglich, wenn ber Beklagte Eigenbefiger bleibt, weil dies bei Herausgabe bed Beſitzes an ben 
Kläger nur in der Urt geſchehen könnte, daß der Kläger mittelbarer Beſitzer für den Beklagten 
würbe. Dadurch wilde aber die Beſitzlage bes Klägerd eine andere werben, wie fie vorher war. 
Der Bellagte muß alfo ben Befig unter Aufgabe feines Eigenbefige® dem Kläger einräumen; 
hierdurch gelangt diefer wieder in die frühere Befiglage. Noch zweifelhafter Liegt die Frage in 
dem zweiten Beifpielsfalle. Mühte der Beklagte das von ihm erlangte Eigentum dem Stläger 
übertragen, fo witrde biefer etwas dadurch erlangen, was er nie gehabt hat. Brauchte der Beflagte 
aber dem Kläger nur den Befig einzuräumen, während er das Eigentum behielte, fo würbe der 
Kläger nicht in dieſelbe, fondern in eine ſchlechtere Lage kommen, als in welcher er vorher ger 
weſen. Er mwürbe bem Eigentumsanfpruche des Bellagten ausgefegt fein und, wenn er biefem 
gegenüber auch noch eine Einrede hätte, fo würde diefe doc verfagen einem Dritten gegenüber, 
welcher in gutem Glauben, etwa durch Auflafjung, wenn es fih um ein Grundftüd handelt, das 
Eigentum erworben Hat. Wollfiändig wiederherftellen ließe ſich die früßere Sachlage in dieſem 
Falle nur dadurch, dab der Beklagte das Eigentum der Sache an ben früheren Eigentiimer, den 
Befig aber an ben Kläger Übertrüge. Dem Kläger aber einen Anfpruc hierauf zu geben, erſcheint 
bebentlich, weil dadurch ber frühere Eigentümer in die Sache ohne feinen Willen hineingezogen 
wird; der Kläger würde dadurch unter Umftänden, z. B. wenn ber frühere Eigentümer unbekannt 
oder nicht aufzufinden ift, feinen Zwed nicht erreichen. Bei diefer Sachlage ift es nicht möglich, 
die frühere Rechtslage zugunften bes Klägers wieberherzuftellen, ohne daß diefem das Eigentum 
ber Sache übertragen wird. Er erlangt dadurch dann freilich, wie oben hervorgehoben ift, mehr 
als er vorher gehabt Hat, aber es ift dies unvermeidlich, weil auf andere Weiſe die frühere 
Rechtslage nicht wieberhergeftellt werden kann. In dem Verhältniſſe zwifchen dem Kläger und 
dem früheren Eigentümer wird dann materiell die Ausgleihung dadurch zu erfolgen Haben, daß 
dem früheren Eigentümer ein Anſpruch gegen den Kläger anf Herausgabe der durch die Erlangung 
bes Eigentums erfolgten ungerehtfertigten Bereicherung zufteht (vgl. von Mayr ©. 596). 

2. Rugungen. Herauszugeben find ferner die von dem Erlangten gezogenen Nußungen. 
Es gehören dazu ſowohl die Natural- wie die Bivilfrüchte und die Vorteile, welche der Gebrauch 
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gewährt (88 99, 100). Der E. I nahm in biefer Beziehung einen anderen Standpunkt ein. Er 
ſchrieb vor, daf die Beſtimmungen über die Verpflichtungen bes Beſitzers gegenüber dem Eigen- 
tümer Anwendung finden follten. Danach würde der Enıpfänger die vor der Rechtshängigkeit 
gezogenen Nugungen nicht herauszugeben, and; deren Wert nicht zu erjegen haben, die ans ben 
Nugungen erlangte Bereicherung wilrde alfo dem Empfänger verbleiben. Die zweite Kommilfion 
dat nicht verfannt, daß diefe Megelung geeignet jet, den Empfänger vor Schaben zu jhüben, 
infofern fie ihm den Beweis erfpare, daß er durch die Nugungen nicht mehr bereichert jei. Sie 
hat aber geglaubt, daß, wenn man das Prinzip annehme, daß ber guigläubige Empfänger mit 
dem Wegfalle der Bereicherung frei werde, es der Billigkeit entipredhe, dem Empfänger grund» 
Täglich die Verpflichtung zur Herausgabe der Nugungen aufzuerlegen, weil fonft der Rüdfordernde 
in ungerechtfertigter Weife benachteiligt werden würde. Die notwendige Einfchräntung ergebe fich 
eben daraus, daß die Verpflichtung mit dem Wegfalle der Bereicherung aufhöre. Die Schwierigkeit 
bes Beweifes, daß der Empfänger durch die Nugungen nicht bereichert jei, bürfe man nicht über- 
ſchätzen; eine verftändige Rechtſprechung werbe gegebenenfalls dem Empfänger den nach den Um: 
ftänden gerechtfertigten Schuß nicht verfagen (P. IT Bd. 2 ©. 710). Man wird in der Tat bei 
Berückſichtigung des legteren Geſichtspunkts in jedem einzelnen Falle zu einem befriedigenden 
Ergebnifje gelangen können. 

Die durch Ziehung der Nugungen entitandenen Koften kann der Empfänger, wie alle 
anderen Verwendungen abziehen, weil ſich die Bereiherung um biefen Betrag mindert. 

Für nicht gezogene Nutzungen braudt der gutgläubige Empfänger keinen Erfag zu 
leiſten. 

Der Beweis, daß Nutzungen gezogen find, liegt dem Rückfordernden ob. 


8. Surrogate. Herauszugeben iſt ferner, was der Empfänger auf Grund eines erlangten 
Nechtes oder als Erfag für die Zerftörung, Beichädigung oder Entziehung eines erlangten Begen- 
ftandes erworben hat. Yuf Grund eines erlangten Rechtes tft z. B. erworben, was durch Ein- 
ziehung einer erlangten Forderung erworben ift; ebenjo, wenn das Eigentum einer Sache erlangt 
iſt, die Hälfte des darin gefundenen Schatzes. Als Erſatz für die Berftörung, Beſchädigung oder 
Entziedung eines Gegenflandes find insbejondere anzufegen die Anfprüche, welche der Empfänger 
wegen ber Beritörung, Entziehung oder Beihädigung gegen einen Dritten erworben hat, fowie 
die Ansprüche auf Verficherungdgelder. Es gilt alfo infoweit das Surrogationsprinzip (vgl. 
8 718 Abſ. 2). Die Verpflichtung zur Herausgabe erftredt ſich aber nicht auf dasjenige, was 
der Empfänger durch Rechtsgeſchaft mit Mitteln des erlangten Gutes erwirbt; inſoweit weicht 
der Bereiherungsanfpruch namentlih vom Erbſchaftsanſpruch (8 2019) ab. Der Benaditeiligte 
kann in Fällen diefer Art nur Erſatz des Wertes der urſprünglich erlangten Gegenftände vers 
langen; a. A. Oertmann II. Aufl. 8 818 Erl.2c, welcher annimmt, daß „auf Grund bes er- 
langten Rechtes“ als erworben zu gelten hat, was durch enigeltlihen Vertrag an feine Stelle 
getreten ift, wie z. B. ber Kaufpreis für einen veräußerten Gegenjtand ober die Sache, welche 
der Empfänger mit dem erlangten Gelde angefchafft Hat. Indeſſen wird man nicht fagen können, 
daß hier ein Erwerb auf Grund bes urſprünglich erlangten Rechtes vorliegt; der Empfänger hat 
vielmehr den Erwerb auf Grund des Rechtes gemacht, welches er dur den mit dem Dritten 
abgeſchloſſenen Vertrag erlangt Hatte. Hätte dad Gefeg die Surrogation in dem von Dertmann 
angenommenen Umfange beftimmen wollen, fo würde es ebenfo mie im {alle des 8 1370 
auch ben Erwerb mit angeführt Haben, ber durch ein Nechtsgeichäft gemadjt fit, das fi) auf das 
Erlangte bezieht. 

Die Verpflihtung des Empfängerd beſchränkt fi) im Falle der Veräußerung eines erlangten 
Gegenftandes auf den Erfag des Wertes (f. Erl. 4). Den über diefen Wert hinaus durch die 
Veräußerung gemachten Gewinn behält der Empfänger. Hat der Empfänger mit bem erlangten 
Gegenſtand eine nicht beftehende Schulb bezahlt und dadurch die condictio indebiti erworben, 
fo dat er nicht diefe abzutreten, fondern er muß den Wert des Gegenftandes erftatten (ſ. Exl. 4; 
a4. von Mayr ©. 601). 

4. Werterfag. Sit die Herausgabe wegen der Beſchaffenheit de Erlangten nicht möglid, 
wie 3. B. in bem Falle, wenn dem Empfänger ohne Rechtsgrund Dienfte geleiftet find, oder it 
der Empfänger aus einem anderen Grunde zur Herausgabe auferftande, wie z. B. beshalb, weil 
er die erlangte Sache verbraucht, verzehrt oder veräußert hat (KG. in Gruch. Bd. 48 ©. 1084), 
fo hat er den Wert zu erfegen. Die Beitimmung beruht auf der Vermutung, dab in den in Be- 
tracht kommenden Fällen regelmäßig der Wert des Erhaltenen in bad Vermögen des Empfängers 
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übergegangen iſt und zur Zeit der Rechtshängigkeit ſich nod darin befindet. Der Empfänger 
wird hierdurch nicht gefährdet, ba er ſich durch den Nachweis befreien kann, baf eine Bereicherung 
nicht eingetreten oder eine eingetretene Bereicherung wieber weggefallen tft. Zu erſetzen ift der 
objeltive Wert. Für die Wertberechmung ift maßgebend derjenige Zeitpunkt, in welchem ber 
Empfänger den Gegenftand, defien Wert er erſetzen foll, erlangt hat (teilweife a. 4. von Mayr 
©. 601). Wenn es ſich um bewegliche Sachen Handelt, jo gilt die Vermutung, bab ber Benad- 
teiligte Eigentiimer der Sache gewefen ift (8 1006); ber Empfänger hat aljo ben Wert des Eigen- 
tums zu erſetzen. 

Hat der zur Herausgabe bes Erlangten Berpflihtete nur den Befig, micht aber das Eigen- 
tum einer Sache erlangt, fo wird er, wenn er dem Befig verloren bat und deshalb ben Befik 
nicht wieder einräumen kann, regelmäßig wegen Wegfalls ber Bereicherung befreit fein. Möglich 
iſt indefien, daß die Bereicherung durch den Berluft des Beſitzes nicht weggefallen ift, fo ins⸗ 
befondere dann, wenn er die Sache gegen Entgelt veräußert hat. Es entfteht dann bie Frage, 
ob der 8 255 Anwendung findet, ob alfo ber Benachteiligte den Erſatz des Wertes ber Sache 
gegen Abtretung ber Anſprüche verlangen kann, die ihm auf Grund feines Eigentums an ber 
Sache zufiehen (f. Erl.1 zu $ 255). Direlte Anwendung findet ber $ 255 nicht; weil er mur 
von dem Falle fpricht, in welchem wegen des Werluftes einer Sache, Schabenserfag zu leiſten tft. 
Eine entſprechende Anwendung auf den Fall, dab wegen des Verluftes einer Sache der Wert 
derfelben zu erſetzen ift, bürfte aber unbedenklich fein. Hat der Benadjteiligte den Erſatz bes 
Wertes erlangt, ohne die ihm auf Grund feines Eigentums zuftehenden Rechte abzutreten, fo kann 
er bie Sache auf Grund feines Eigentums von dem dritten Befiger vinbizieren, fofern diefer nicht 
etwa auf Grund feines guten Glaubens nad) $ 932 das Eigentum erworben hat; ber Dritte kann 
der Eigentumsklage nicht bie Einwendung entgegenfeßen, ba der Eigentümer bereitö Erfag für den 
Verluſt der Sache erhalten Habe. Erlangt nun der Eigentümer die Sache wieber, fo kann es 
jelbftverfländlich gegenüber demjenigen, welcher ihm Erſatz geleiftet Hat, nicht dabei bleiben, daß 
er ſowohl den Erfag des Wertes der Sache als diefe felbit behält. Es fragt ſich aber, ob er 
den Erfag demjenigen, welcher diefen Erſat geleiftet bat, nach ben Vorſchriften der condictio 
ob causam finitam zu erftatten, ober, ob er bad Eigentum der Sache zu übertragen ver⸗ 
pflichtet ift? Diefe Frage wird aus ben in Erl. 3 zu $ 255 bargelegten Gründen in dem 
legteren Sinne zu entſcheiden fein. Nur dann, wenn die Übertragung des Eigentums dem 
dazu Verpflichteten. nachdem er die Sache mwiedererlangt Hat infolge eines von ihm nicht zu 
vertretenden Umſtandes unmöglich geworben ift, werben bie Vorſchriften über gegenfeitige 
Verträge zur entfprehenden Anwendung zu bringen fein; diefe führen dahin, daß derjenige, 
welcher den Erſatz geleiftet Hat, nach 8 323 Abſ. 3 nur bereditigt ift, das Geleiftete nach den 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zuridzuforbern. Hätte 
derjenige, welcher den Befig der Sache ohne rechtlichen Grund erlangt hat, dem Benadhteiligten 
nur für den verlorenen Befig, nicht für die Sache ſelbſt Erſatz geleiftet, jo behält der Be- 
nadhteiligte, wenn er die Sache wiedererlangt Hat, diefe und braucht er den erlangten Erſatz 
nicht zurückzugeben. 

Die Regel des Abſ. 2 gilt auch für den Fall, daß der Empfänger eine Quantität 
vertretbarer Sachen erlangt hat. Der Empfänger bat alſo auch hier, wenn er zur Heraus» 
gabe der urfprünglich erlangten Sachen außerftande ift, lediglich ben Wert zu erſetzen; er ift 
nicht, wie nad) einem Teile des bisherigen Rechtes, verpflichtet, eine gleiche Oxantität von Sachen 
derfelben Art zu erſtatten. 

Der Geihädigte Hat nicht die Wahl, Herausgabe in Natur oder Werterfag zu fordern, 
umgekehrt hat auch der Empfänger nicht die Wahl, das Erlangte in Natur heranszugeben oder 
den anderen mit dem Werte abzufinden, fonbern bie Verpflichtung geht grundfäglid auf Heraus« 
gabe des Erlangten; iſt dieſe aber unmöglich, jo wandelt ſich kraft Geſetzes die Verpflichtung in 
der Weiſe um, daß ber Wert zu erfegen ift. GSelbftverftänblich tft es den Beteiligten uns 
benommen, wenn ein Bereicherungsanſpruch begründet ift, fi) über die Befriedigung bes 
Gläubigerd zu verftändigen. 

5. Beſchraäukung auf bie Bereicherung (Abf. 3). Die Berpflihtung zur Herauss 
gabe oder zum Erfage des Wertes ift ausgeſchloſſen, ſoweit der Empfänger nit 
mehr bereiert iſt. 

Über ben Begriff der Bereicherung und ben Wegfall ber Bereicherung enthält das Geſetz 
teine näheren Beſtimmungen. Die hierher gehörenden Fragen find in der zweiten Kommiffion 
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eingehend erörtert. Schon ber E. I Hatte den im Abſ. 3 ausgefprochenen, bem bisherigen Rechte 
entiprehenden Sag aufgenommen. Es war nun vorgefchlagen, das Verhältnis in anderer Weiſe 
zu geftalten. Es follte nad dem Untrag entſcheidend fein, ob ber Empfänger den erlangten 
Vermögenswert in folder Weiſe verloren hat, daß derfelbe dem Werte nach in fein übriges 
Vermögen verwendet worden tft oder ob eine Wermehrung des Übrigen Vermögens nicht ein» 
getreten ift. Im bem erfteren Falle follten weitere Änderungen, welde im Vermögen des Rüd- 
forderungsberedhtigten eintreten, den Rüdforderungsberechtigten nicht berühren. Bur Begründung 
war darauf Hingewiefen, daB diefe Megelung der Verpflichtung des gutgläubigen Beſitzers gegen- 
über dem Eigentümer entſpreche; bie innere Lage fei, wie vom Antragſteller in eingehender 
Weiſe näher ausgeführt wurde (vgl. B. II 3b. 2 ©. 703), infoweit beim Bereiherungsanipruche 
die gleiche wie beim Eigentumsanfprude. Bon anderer Seite wurde der Vorſchlag namentlich 
aus dem Geſichtspunkte beflirmortet, daß dadurch der Beweis vereinfacht werde und weiter noch 
bemerft, daß fich eine theoretifhe Grundlage für bie vorgefchlagene Behandlungsweife durch ben 
Geſichtspunkt der Erſparnis gewinnen lafje, wie bad von den römiſchen Juriſten geichehen 
fei. Die Kommiffion hat den Antrag abgelehnt. Sie ift davon ausgegangen, daß der Ber 
reicherungsanſpruch nur aus Gründen ber Billigleit gewährt werbe, ba aber eben 

der Anfpruch nicht ſoweit gehen bürfe, daß der Empfänger direlt Schaden erleide. Es könne 
auch Teinen Unterſchied maden, ob ber Wert des Erlangten dem Vermögen des Empfängers 
überhaupt nicht zugute gekommen oder ob er fpäter wieder weggefallen je. Man werde bei 
Halb daran fefthalten müflen, daß ein Müdforderungsaniprud; nur zugeftanden werde, wenn ber 
Empfänger nad feiner ganzen Vermögenslage im Yugenblide der Klage nod bereichert fei 
(®. II 8b. 2 ©. 706). 


Die hervorgehobenen Geſichtspunkte werden bei der Entſcheidung der Ginzelfragen zu 
berüdfichtigen fein. Insbeſondere iſt als leitender Gedanke feftzuhalten, daß ber gutglänbige 
Empfänger duch bie ihm im Gefeg auferlegte Verpflichtung zur Herausgabe der Bereicherung 
feinen Schaden erleiden fol. Im übrigen ift folgendes hervorzuheben: Die Bereicherung fällt 
fort, wenn der erlangte Gegenfland zerftört oder vemichtet wird. Ob der Untergang durch einen 
Zufall oder durch die Handlung eine Dritten oder des Empfängers felbit herbeigeführt wird, 
ift gleichgültig; auf ein Verſchulden des Empfängers fommt es nit an. Hat der Empfänger 
ben erlangten Gegenſtand verbraucht oder verzehrt, fo erſcheint er bereichert infomweit, als ihm 
dadurch Ausgaben, bie er font gemacht Haben würde, erfpart find. Wenn aber der Empfänger 
im Hinblid auf das Erlangte Uusgaben gemacht hat, welche er fonft nicht gemacht haben würde, 
3. B. für eine Vergnügungsreiſe oder befondere Anfhaffungen im Haushalte, fo muß die Bes 
reicherung infoweit als weggefallen gelten. Es macht babet feinen Unterfchied, ob er die erlangten 
Gegenftände direkt verwendet oder die Aufwendungen aus feinem fonftigen Bermögen befiritten 
hat. Fur den Wegfall der Bereicherung, welche ber Empfänger mit Mitteln des erlangten Gutes 
ober durch Erfagftlide erworben Hat, gilt basfelbe, mas von dem Wegfalle ber urſprünglich und 
direft erlangten Bereicherung gefagt ift (a. U. von Mayr S. 619). Der Bereicherungsanſpruch 
ift alfo 3. B. ausgeichlofien, wenn der mit Mitteln des erlangten Gutes augeſchaffte Haushalte- 
gegenftand durch Feuer zerftört wird. 


Die vorftehend entwidelten Säge gelten aud, wenn die Bereicherung in der Begründung 
einer Schuld des Leiftenden gegen ben Empfänger befteht, derart, daß bie am ſich gegenfiber der 
Forderung begründete Einrede ber ungeredhtfertigten Bereicherung wegfällt, wenn der Gläubiger 
im Vertrauen auf das Veitehen der Schuld anderweite Ausgaben gemacht Hat. 


Verwendungen des Empfänger auf bie direkt oder indireft erlangten &egenftände 
mindern bie Bereicherung, auch wenn fie nicht als notwendige oder nüßliche erſcheinen. Einen 
felbftändigen Anſpruch auf Erfag ber Verwendungen Hat der Empfänger nit; übrigens wird 
unter Umftänden, wenn er ohne Berüdfihtigung der Verwendungen das Erlangte vollftändig 
zurückgegeben Hat, eine condictio indebiti begründet fein. Iſt eine Sache herauszugeben und 
ift duch biefe Sache dad Vermögen des Empfängers unmittelbar gefchäbigt, fo ift infomweit 
ein Wegfall der Bereicherung anzunehmen. Zweifelhaft fann fein, ob in Fällen diefer Art, 
wenn ber Rüdforberungsberedhtigte den Erſatz der Verwendungen oder fonftigen Bermögens- 
verminderungen, bis zu deren Erftattung der Empfänger zur Burlidbehaltung berechtigt ift, ver⸗ 
weigert, ber 8 1003 zur entſprechenden Anwendung gebracht werben darf. Namentlich mit 
Nüdfiht darauf, daß Hier dasfelbe praktiſche Bedürfnis wie im alle des $ 1003 vorliegt, 
dürfte die Frage zu bejahen fein. i 
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6. Beweidlaft. Der Beweis, daß die Bereicherung fortgefallen fei, liegt dem Empfänger 
ob; behauptet er insbeſondere, daß er im Hinblid auf die erlangte Bereicherung Ausgaben ge- 
macht habe, welche er fonft nicht gemacht haben würde, fo Hat er ben Kauſalzuſammenhang zu 
beweifen (M. II ©. 838; P. II 8b. 2 ©. 707). Im übrigen trägt die Behauptung des Be— 
Hagten, daß bie Bereicherung weggefallen jet, nicht den Charakter einer Eintede. Der Bes 
reicherungsanſpruch ift vielmehr kraft Geſetzes ausgefchlofien, wenn der Empfänger nicht mehr 
bereichert iſt. Der Fortfall der Bereicherung iſt alfo, wenn er ſich ſchon aus den vom Kläger 
angegebenen Tatſachen ergibt, von Amtswegen zu berüdfichtigen. 


7. Aufrechnung. Wird der Bereicherungsanſpruch zur Aufrechnung bemußt oder wirb ums 
gelehrt gegenüber bem Vereiherungsanfpruch aufgerechnet, jo kann zweifelgaft fein, wie hier ber 
Wegfall der Bereicherung zu berüdfichtigen iſt. Das Geſetz Hat die Entſcheidung der Frage dev 
Wiffenſchaft und Praxis überlaffen (M. II ©. 838). Man wird den Beitpunkt ber Aufrechnungs⸗ 
erflärung als maßgebend anzufehen haben, derart, daß ber Anſpruch in bem Umfange zu be= 
rückſichtigen tft, welchen er in jenem Augenblide gehabt hat (a. U. von Mayr ©. 608, ber ben 
Zeitpuntt für maßgebend Hält, in dem fi die Anſprüche als zur Aufrechnung geeignet 
gegenüberftehen. 


8. Erweiterung ber Haftung des Empfängers von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an. 
Bon diefem Zeitpunkt an haftet der Empfänger für die Erfüllung des Bereiherungsanfpruds 
nad Maßgabe der allgemeinen Grundfäge und kann fi nicht mehr auf einen nad diefem Zeit- 
punft eintretenden Wegfall ber Bereicherung berufen. Bugrunde zu legen ift der Anſpruch, wie 
er nach dem obigen zur Beit ber Rechtshängigkeit befteht, insbeſondere alfo unter Berüdfihtigung 
feiner Verminderung durch den Wegfall einer Bereicherung und des dem Verpflichteten etiva zu= 
ftehenden Zurüuckbehaltungsrechts. 


a) Hat der Empfänger einen beftimmten Öegenftand herauszugeben, fo be= 
ftimmen ſich feine Verpflichtungen zum Schadenserfage wegen Verjchlehterung, Unterganges oder 
einer aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe fowie auf Heraus- 
gabe oder Vergütung von Nugungen und wegen der Anfprücde des Schuldners auf Erfag von 
Verwendungen, nad) ben Vorſchriften, welche für das Verhältnis zwiihen dem Eigentümer und 
dem Befiger von dem Eintritte ber Rechtshängigkeit des Eigentumsanfpruch® an gelten ($ 292). 
Im einzelnen ift folgendes hervorzuheben: 


Der Empfänger ift von bem Eintritte der Rechtshängigkeit an dem Rückforderungsberechtigten 
für den Schaden verantworılid, der dadurch entfteht, daß infolge feines Verſchuldens die Sache 
verſchlechtert wird, untergeht oder auß einem anderen Grunde von ihm nicht herausgegeben werben 
tann (8 989). 

Der Empfänger bat dem NRüdforberungsberechtigten die gezogenen Nutzungen heraus— 
zugeben fowie die Nußungen, welde er nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
bätte ziehen Können, die er aber nicht gezogen bat, fofern ihn ein Verſchulden trifft, Erfag zu 
feiften (8 987). 

Fur Verwendungen kann ber Empfänger, abgefehen von dem Falle des 8 998, nur 
infoweit Erſatz verlangen, als fie notwendige find; bie Erſatzpflicht des Rückforderungsberechtigten 
beftimmt ſich babei nach den Vorfchriften iiber die Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 683, 684); 
Näheres f. in den 88 994—1003. 


b) Hat der Empfänger eine andere Leiftung zu machen, fo gelten für feine Verpflichtungen 
die allgemeinen Vorſchriften über die Verpflichtung des Schuldners hinſichtlich der Erfüllung von 
Schuldverhältnifien. Eine Geldſchuld ift vom Eintritte der Rechtshängigkeit an nad Maßgabe 
bes 8 291 mit vier vom Hundert zu berzinfen. 


©) Durch den bloßen Wegfall der Bereicherung wird ber Empfänger nicht mehr frei. 
Die Rechtsfolgen, welche fi an das Unmöglichwerden der Leiſtung Inüpfen, beftimmen fi nad) 
den allgemeinen Vorſchriften (88 275ff.). 

d) Der Eintritt der Rechtshängigkeit beftimmt ſich nad den Vorfchriften der EBD. 
88 267, 281. 

e) Soweit ſich aus bem Verzuge, der zwar häufig, aber Teineswegs immer mit ber 
Rechtshängigkeit eintritt, be3 Empfängers weitergehende Anſprüche fiir den Müdforberungss 
berechtigten ergeben, bleiben biefelben unberührt; für den Fall unter a tft dies im 8 292 auß- 
drücklich gefagt; für die Fälle unter b ergibt e8 fi} aus den allgemeinen Grundſätzen. 
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8. 819. Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes bei dem 
Empfang ober erfährt er ihn fpäter, fo ift er von dem Empfang oder der Erlangung 
der Kenntniß an zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Heraus- 
gabe zu diefer Zeit rechtshängig geworden wäre. 

Verſtößt der Empfänger durch die Annahme der Leiftung gegen ein gejeß- 
liches Verbot oder gegen bie guten Sitten, fo ift er von dem Empfange der Leiftung 
an in der gleichen Weife verpflichtet. 
a green 8 819. 
€.1 88 741, 744, 745 Wbf. 2, 8.747 Ubi. 2, 5 748 Wbi. 3; II 8 743 vev. 8804; III 5803. PIE. 1527. 
15461, 1550f., ae — 3295, 3506, 3510, 3557, 3561, 6182, 6184, 6186, 11731f., 11883, 11889; 

I 6. 840ff., 845 1f., 8491., 8531. P.I1 8b. 2 ©. 683, TI1f. 

1. Haftung or bösgläubigen Empfängers (Abi. 1). 

a) Der E. I wollte denjenigen, welcher bereit3 beim Empfange ber Leiftung den Wangel 
des Rechtsgrundes gelannt hat, nach den Vorſchriften über umerlaubte Handlungen haften laſſen, 
dagegen denjenigen, welcher naher von dem Mangel bes Rehtägrundes Kenntnis erlangt Hat, 
fo haften lafien, wie wenn ber Anſpruch auf Herausgabe in diefem Zeitpunfte rechtshängig 
geworden wäre. Die zweite Kommiffion hat es für richtiger erachtet, im beiden Fällen den 
Empfänger fo haften zu laſſen, wie wenn der Anfpruch zur Zeit des Empfanges oder bei Er— 
langung ber Kenntnis von bem Mangel des Rechtsgrundes rechtöhängig geworden wäre. Daß 
der Benadjteiligte, wenn fi der Empfänger einer unerlaubten Handlung ſchuldig gemacht hat, 
vollen Schadenserfag verlangen kann, ift als felbftverftändlih angefehen und deshalb nicht 
beſonders ausgeſprochen. 

b) Vorausſetz ung der ſtrengeren Haftung iſt, daß ber Empfänger von dem Mangel des 
Rechtsgrundes Kenntnis gehabt Hat. Das Kennenmüſſen ift Hierbei dex wirklichen Kenntnis nicht 
gleichgeftellt. 

Weiß der Empfänger einer Leiftung, daß der Leiftende feinerjeit3 den Mangel des Rechts- 
geundes kennt, fo darf er annehmen, daß ihm eine unentgeltliche Zuwendung gemacht werden 
fol. Er muß alfo in folhem Falle von der ftrengen Haftung verſchont bleiben. Der €. I Hatte, 
um biefen Gedanken zum Ausdrude zu bringen, bie weitere Vorausſetzung aufgeftellt, daß der 
Empfänger auch gewußt habe, daß ber Leiftende bei ber Vornahme ber Leiftung von bem Mangel 
bed Rechtsgrundes nicht unterrichtet war. Die zweite Kommiſſion hat biefe Borausfegung ge- 
firihen, aber nur, um eine Änderung der Beweislaſt herbeizuführen. Zur Begründung der 
firengeren Haftung genügt hiernach ber Nachweis, dab der Empfänger das Nichtbeftehen des 
Rechtsgrundes gefannt hat. Der Empfänger kann aber die ftrengere Haftung ablehnen, wenn 
ex dartut, daß er angenommen hat, der Leitende kenne ebenfalls ben Mangel des Rechtsgrundes 
und wolle ifm eine unentgeltliche Zuwendung machen. 

0) Wußte der Empfänger beim Empfang einer Leiftung, daß der mit ber 
Leiſtung bezmwedte zufünftige Erfolg unmöglich eintreten könne, daß alfo ein Rechts⸗ 
grund niemals vorhanden fein werde, fo tft ber Empfänger fo zu behandeln, wie wenn er beim 
Empfange der Leiftung den Mangel des Rechtsgrundes gelannt hätte. Zu denken ift z. B. an 
den Fall, daß jemand eine Sache von einem andern laufen will und ben Betrag des Kaufpreifes 
gleichzeitig mit der Veftellung bem anderen Teile einfendet, diefer aber weiß, daß ber Kauf, weil 
die Sache bereit3 untergegangen ift, nicht zuftande tommen kann. Wußte auch der Leifiende bei 
der Leiftung, daß der bezwedte Erfolg unmöglich fei, fo findet nach 8 815 ein Vereicherungs- 
anſpruch überhaupt nicht ftatt. 

2. Haftung des Empfängers im Falle des & 817. Die Vorſchrift des Abſ. 2 entfpricht 
dem biöherigen Rechte. Borausfegung der ftrengeren Haftung ift bier, daß ber Empfänger wußte, 
daß er duch die Annahme gegen ein gefeliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtoßen 
bat. Iſt er davon ausgegangen, daß es fih um eine Zuwendung handle, welche er unbedenklich 
annehmen dilrfe, jo haftet er lediglich nad} den gewöhnlichen Grundſätzen der 88 818, 319 Abſ. 1 
(vgl. Erf. 1 zu 8 817). Die Motive bemerken, daß fi hieran regelmäßig nichts ändern könne, 
wenn er nachträglich erfahre, daß er die Zumendung nicht Hätle annehmen dürfen (M. II ©. 850). 
Richtiger dürfte es aber fein, ihn in folhem Falle von der Erlangung der Kenntnis an der 
fteengeren Haftung zu unterwerfen. Denn, er weiß nun, daß ex ohne Rechtsgrund befigt und 
zur Rüdgabe verpflichtet iſt (vgl. Erl. 1 zu 8 817). 

3. Wegen des Umfanges der Haftung ſ. Exl. zu 8 818. 


24. Titel: Ungerehtfertigte Bereicherung. 88 819, 820. 957 


$. 820. War mit der Leiftung ein Erfolg bezweckt, defjen Eintritt nach dem 
Inhalte des Rechtsgeſchäfts als ungewiß angejehen wurde, fo ift der Empfänger, 
falls der Erfolg nicht eintritt, zur Herausgabe fo verpflichtet, wie wenn der An— 
Spruch auf Herausgabe zur Beit des Einpfanges rechtshängig geworden wäre. 
Das Gleiche gilt, wenn die Leiftung aus einem Rechtsgrunde, defien Wegfall nach 
dem Inhalte des Nechtögefchäfts als möglich angejehen wurde, erfolgt ift und der 
Rechtsgrund wegfällt. 

Zinſen Hat der Empfänger erit von dem Zeitpunft an zu entrichten, in 
welchem er erfährt, daß der Erfolg nicht eingetreten oder daß der Nechtögrund 
weggefallen ift; zur Herausgabe von Nugungen ift er infoweit nicht verpflichtet, 
als er zu diefer Zeit nicht mehr bereichert ift. . 


; & 8%. 
€ 11 8 744 res. 8 805; III 8 804. 9.11 88.2 ©. 683, Ti. 

1. Haftung des Empfängers, wenn ber Eintritt des bezwedten Erfolges nugewiß if. 
Tritt der mit einer Leiſtung bezwedte Erfolg nicht ein, fo haftet der gutgläubige Empfänger nad 
den allgemeinen Vorjchriften des 5 818. Wuhte er beim Empfange der Leiftung, daß der he= 
abfichtigte Erfolg nicht eintreten könne, daß alſo bie Leiflung des Rechtsgrundes entbehre, ober 
erfährt er fpäter, daß ber beabfichtigte Erfolg nicht eingetreten jei, fo haftet er nad 8 819. 
Möglich ift aber auch, daß ber Eintritt des Erfolges zunächit ald ungemwii angefehen wurde und 
in diefem Falle ift es zweifelhaft, wie der Empfänger zu haften hat, wenn ber Erfolg nicht 
eintritt. Im bisherigen Rechte wird die Frage verſchieden beantworte. Der E. I wollte e8 hier 
bei den allgemeinen Vorſchriften bewenden laſſen. Der Empfänger follte danach, bis er von dem 
Nichteintritte des Erfolges Kenntnis erlangt, nur in Höhe der objektiven Bereicherung haften, 
alfo für eine in der Zwiſchenzeit getroffene Verfiigung nicht verantwortlich fein. Diefe Entſcheidung 
berubte nach den Motiven auf der Erwägung, daß der Empfänger, folange er in gutem Glauben 
ift, annehmen darf, bie Boransfegung werbe fich erfüllen; er könne ſich als nichtverantwortlichen 
Eigentümer des Empfangenen betrachten und danach feine Handlungsmeije einrichten (WM. II 
©. 845). Die zweite Kommiffion bat dagegen befchlofien, den Fall im befonderer Weiſe zu 
regeln. Sie ift davon ausgegangen, daß der Empfänger bei einer Lelftung, die um eines 
tünftigen Rechtsgrundes willen, alfo einftweilen auf Grund eines vorläufigen Nechtögrundes er⸗ 
folge, während der Schwebezeit, bis der Eintritt des Mechtögrundes feitftehe, für den Fall bes 
Nichteintritis auf die Verpflichtung zur Rüdgabe des Empfangenen gefaßt und deshalb zur An= 
wendung ordnungsmäßiger Sorgfalt behufs Erhaltung des Empfangenen verpflichtet fein müffe. 
Der Empfänger befinde fi in ganz ähnlicher Lage wie derjenige, welcher beim Eintritt einer 
Bedingung einen Gegenftand herauszugeben habe (8 160), ober wie derjenige, welcher unter 
Vorbehalt des Rücktritis einen Gegenſtand empfangen habe (8 347), oder wie der Käufer, folange 
die Möglicjleit des Rüdtriits wegen Berzugs (3 327) oder die Möglichkeit der Wandelung (8 467) 
beftehe. Die Parteiabficht gehe in den Hier vorausgeſetzten Fällen regelmäßig dahin, ba bie 
Übertragung des geleifteten Gegenftandes nur eine vorläufige fei, zu einer endgültigen aber erft 
mit dem Eintritte des in ber Zukunft liegenden Rechtsgrundes werben ſolle. Die beſchloſſene 
Vorſchrift entfpreche ber in der gemeinrechtlihen Wiſſenſchaft herrfchenden Anfiht (Windſcheid— 
Kipp 8 424 zu Note 3) und mehrfachen Wünfchen der Kritil. Die ftrengere Haftung des Em- 
pfänger8 erſcheine jedoch nur in Anjehung der Erhaltung des empfangenen @egenftandes ſelbſi 
nad der gewöhnlichen Abſicht der Parteien gerechtfertigt, nicht dagegen binfichtlid ber Heraus⸗ 
gabe oder Vergütung von Nutzungen ober bezüglich der Verpflichtung, eine empfangene Geld⸗ 
fumme zu verzinfen. Unzutreffend fei der Einwand, die vorgefchlagene Beſtimmung fei ent 
behrlich, weil ſich gegebenenfall3 bie Verpflichtung des Empfänger zur Anwendung ordmungs« 
mäßiger Sorgfali aus der Vereinbarung der Parteien Herleiten laffe; denn man habe mit dem 
€. I daran feitgehalten, daß im alle der Lelftung zum Bwede eines Tünftigen Erfolges bie 
Anfprüce des Leiftenden auf Rückgewähr ihren Grund nicht im Vertrage, fondern in der une 
gerechtfertigten Bereicherung haben. 

Die verfhärfte Haftung fol nach dem Wortlaute des $ 820 nur dann eintreten, wenn der 
Eintritt des bezwedten Erfolges nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts als ungewiß angefehen 
wurde. Es genügt nicht, daf der Eintritt des bezwedten Erfolges bei der Bornahme des Nechts- 
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geſchäfts objeltiv ungewiß war. Wäre dies bie Abficht geweſen, fo hätte die verihärfte Haftung 
für alle Fälle vorgefchrieben werden müſſen, in welchen fi der Bereicherungsanſpruch auf ben 
Nichteintritt des mit der Leiftung bezwedten Erfolges gründe. Das Gefeg will die verſchärfte 
Haftung aber nur, wenn auch fubjeltiv von ben Parteien der Eintritt des Erfolges als ungewiß 
angefehen wird und ſich die auß dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts ergibt. Es fragt fih nun 
aber, ob diefem Erforderniſſe ſchon dann genügt ift, wenn fi) aus dem Rechtsgeſchäft ergibt, dab 
mit der Leiftung ein Erfolg bezwedt fei, der erft in der Zufunft eintreten fol oder ob erforderlid, 
ift, daß die Parteien fi bet der Leiſtung die Möglichteit des Nichteintritis des Erfolges ver- 
gegenwärtigen und die Vorausſetzung ber firengeren Haftung alfo nicht gegeben ift, wenn die 
Parteien annehmen, daß der Erfolg ficher eintreten werde. Entſcheidet man fi für die lept- 
gedachte Auffaffung, fo würde die Vorausſetzung der verjhärften Haftung z. B. nicht vorliegen, 
wenn ein Vater feiner Tochter, die verlobt ift, in Erwartung ber Eheſchließung eine Ausſteuer 
zum Eigentum überträgt, ober wenn ein Mieter bie Miete für einen fpäteren Zeitraum im 
voraus bezahlt in der Erwartung, daß die Miete auch für diefen Zeitraum noch fortbauern 
werde. Aus dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts ergibt fi in dem erſtgedachten Falle, dab die 
Reiftung die künftige Ehefchließung und in bem zweiten Falle, dab fie die Fortdauer des Miet: 
verhältniffes vorandfept, aber beide Teile nehmen den Eintritt diefer Umftände als ficher an, 
und bie verfhärfte Haftung würde daher nicht eintreten. Bei der erfigedadhten Auffafjung würde 
dagegen in diefen Fällen die verſchärfte Haftung eintreten, weil bie Parteien, obwohl fie an ben 
Eintritt des Erfolges nicht gezweifelt Haben, fi doch nah dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts 
bewußt geweſen find, daß die Leiftung nur Beftand haben folle, wenn ber bezwedte Erfolg 
eintrete. Bei diefer Uuffaffung mwilrde die verjhärfte Haftung faft in allen den Fällen eintreten, 
in welchen fi) der Bereiherungsanfprud auf den Nichteintritt eines bezwedien fünftigen Er- 
folges gründet. Nur in feltenen Ausnahmefällen würde die fragliche Boransfegung nicht zus 
treffen. Diefe Konfequenz der erſtgedachten Auffafjung läßt beren Richtigkeit recht zweifelhaft 
erſcheinen. Trotzdem dürften überwiegende Gründe für fie ſprechen. Nur fie wird den Ger 
danfen gerecht, welche nad) der obigen Darlegung für die Aufnahme des 8 820 maßgebend ges 
weſen find. Nur fie führt zu einfachen und Haren Entfheidungen der einzelnen Fülle, während 
bet der zweitgedachten Auffaffung fehr Häufig Zweifel darüber entitehen werden, ob ſich bie 
Barteien die Ungewißheit des bezwedten Erfolges vergegenwärtigt haben (Windfheid:Kipp 
8 424 Bufop d; a. U. Enneccerus I 8 356 Anm. 4). 

2. Haben die Parteien nad dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts den Wegfall des Rechtz- 
grundes, auf welchem bie Leiftung berußte, als möglich angejehen, fo tritt, wenn der Rechts⸗ 
grund mwegfält, biefelbe Haftung ein, wie in dem in ber Erl. 1 gedachten Falle (Abſ. 1 Sag 2). 
Die Gründe, aus melden die zweite Kommiſſion diefe Vorſchrift aufgenommen Hat, find im 
wejentlichen diefelben wie die in der Erl. 1 angeführten. Die beiden Fälle unterſcheiden fid 
indeſſen dadurch, daß in dem Falle des Mbf. 1 Sag 1 fich regelmäßig ſchon aus der Art des 
bezmwertten Erfolges ergibt, dab die Parteien den Eintritt desſelben als ungewiß angejehen haben, 
während ſich bier auß ber Art des Mechtsgrundes nur felten ohne weiteres ergeben wird, daß 
die Parteien den Wegfall deöfelben als möglich angejehen haben. Es kann dies freilich auch 
bier vorlommen, z. B. wenn bie Leiftung behufs Erfüllung eines auflöfend bedingten oblige- 
torifhen Rechtsgeſchäfts erfolgt. Regelmäßig werben indeiien noch beſondere Umftände hin⸗ 
zutreten müſſen, aus denen fi) ergibt, daß die Parteien bei ber Leiftung an die Möglichfeit des 
Wegfall des Rechtsgrundes der Leiitung gedacht haben. So wird dieß 3.8. niemald aus bem 
Inhalte des Leiftungsgefhäfts allein gefolgert werden künnen, wenn das obligatorifche Rechts⸗ 
geihäft, behufs defien Erfüllung geleiftet wurde, fpäter dadurch mwegfält, dab die Anfechtung 
erfolgt. In einem folhen Falle liegt bie Vorausſetzung des Abſ. 1 Sa 2 nur vor, wenn 
erhellt, daß die Parteien bei der Leiftung an bie Möglichkeit gedacht haben, daß das obligatoriſche 
Rechtsgeſchäft der Anfechtung unterliege und Hieraus nicht etwa ſich zugleich ergibt, daß durch 
die Leiftung auf die Anfechtung verzichtet iſt. Ferner wirh z. B. bie Nüdforberung auf Grund 
des 8 323 Abf. 3 nur dann die Vorſchrift des Abſ. 1 Sa 2 ausgeſchloſſen werben, wenn be 
fondere Umftände vorliegen, aus denen erhellt, daß die Parteien bei ber Bewirkung der Gegen 
leiftung an bie Möglichkeit gedacht Haben, daß die Leiftung unmöglich werbe. 

3. Iſt eine Leiftung zur Erfüllung einer Verbindlichkeit unter dem Vorbehalte gemadt, 
dab nachgeprüft werden folle, ob die Berbindlichteit beftehe, fo fragt e8 ſich, ob in einem 
ſolchen Falle die Borausfegung des Abſ. 1 Gap 1 gegeben ift. Man wird Bier zu unterjcheiden 
haben: Sind die Parteien darüber einverftanden gemwefen, daf bie Leiftung nur eine, porläufige 
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8. 821. Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, kann die 
Erfüllung auch dann verweigern, wenn der Anfpruch auf Befreiung von der Ver- 
bindlichfeit verjährt ift. 


fein folle, fo Hat der Empfänger, wenn ſich bei der nochmaligen Prüfung herausftellt, daB die 
Verbindlichkeit nicht befteht, nad Maßgabe des 8 820 zu haften. Wenn aber der Leiftende 
lediglich einfeitig einen Vorbehalt dahin gemacht Hat, daß er Rüdzahlung nerlangen werde, wenn 
fih das Nichtbeftehen der Schuld Herausftelle, jo braucht der Empfänger darauf feine Riüdficht 
zu nehmen. Er haftet alfo eventuell lediglich nach Maßgabe des 8 818. Hat er das Nichts 
beftehen der Verbindlichteit gefannt, fo tritt die ftrengere Haftung nad) 8 819 ein. 

4. Der Beweis, daß bie Borausfegungen des Abſ. 1 vorliegen, liegt dem Rückforderungs⸗ 
berechtigten ob, wenn biefer die ftrengere Haftung geltend macht. 

5. Der Umfang ber Haftung bed Empfängers beftimmt fi, wenn eine der Voransfegungen 
des Abi. 1 vorliegt, ebenfo, wie wenn zur Zeit des Empfanges der Anſpruch rechtshängig ge⸗ 
worden wäre (f. Erl. 8 zu 8 818). In betreff der Zinfen und Nugungen tritt indeffen die im 
Abf. 2 beftimmte Milderung ein (f. Erl. 1). 


$ 821. 
€. 18684 Mbf. 1: 118 745 ve. 8 806; II 8 805. 9.1 6. 1727 M., 17300, ER 1786; m. 11 €. 081. 
2.18. 1 €, 236; 80.2 €. 510f., 683, 7ISfl.; Bd. 6 6. 200 

1. Einrede gegen ben Auſpruch auf Erfüllung einer ohne rechtlichen Grund eingegangenen 
Berbindlichteit. Wer ohne vechtlihen Grund eine Verbindlichleit eingeht, hat nicht nur einen 
Anſpruch auf Befreiung von ber Verbindlichkeit, ſondern auf Grund diefes Anfpruch auch eine 
Einvede gegenüber dem Anſpruch auf Erfüllung der Verbindlichkeit. Der Einrede würde aber, 
wenn der Anfprud auf Befreiung verjährt ift, die Replik der Verjährung entgegenitehen. Diefem 
unbilfigen .Ergebnifje tritt die Vorfchrift des $ 821 entgegen. Wegen ber juriftiihen Konſtruktion 
ſowie wegen anderer ähnlicher Vorſchriften ſ. Bd. I ©. 368 Erl. 3c zu $ 222. 

2. Beſteht die Leiftung, welche wegen ungeredtiertigter Bereicherung aurüdgefordert 
werden kann, in bem Abſchluß eines gegenfettigen Vertrags, z. B. eined Kaufes, und hat (um 
bei diefem Beiipiele ftehen zu bleiben) ber Käufer, dem das Recht zufteht, die Aufhebung des 
Kaufvertragd wegen ungerechtfertigter Bereicherung zu fordern, bevor er von dieſem Rechte Ge⸗ 
braud gemacht Hat, den gefauften Gegenftand ganz oder teilweife erhalten, fo kann es feinem 
Zweifel unterliegen, daß er, wenn er den Anſpruch geltend macht und infolge davon der Kaufe 
vertrag aufgehoben wird, den erlangten Kaufgegenftand wegen Wegfalld des rechtlichen Grundes 
des Empfanges nad) den Vorſchriſten über die condictio ob causam finitam herauszugeben ver⸗ 
pflichtet ift. Bweifelhaft kann fein, wie das Verhältnis zu beurteilen ift, wenn der Käufer ohne 
den Anfpruc auf Aufhebung des Kaufvertrags geltend zu machen, fi) darauf beſchränkt hat, der 
auf Zahlung des Kauſpreiſes gerichteten Klage die ihm nad; $ 821 zuftehende Einrede entgegen: 
äufegen und bieje Einrede für begründet erfanmt wird. Um diefe Zweifel abzuſchneiden, waren 
in der zweiten Kommiffion verſchiedene Anträge geftellt. Die Mehrheit lehnte diefelben aber ab, 
weil ein befriedigendes Ergebnis auch ohne ausdrüdliche Vorſchrift von ber Wiſſenſchaft und 
Praxis gefunden werden würbe (vgl. RG. Bd. 26 ©. 187). Man ging davon aus, daß wenn 
in einem Falle ber fraglichen Art bem einen Teile, in dem Beifpielsfall alfo dem Käufer, das 
Recht zuftehe, die Leiftung zu verweigern und er von biefem Rechte Gebrauch made, Hiermit 
ohne weiteres der rechtliche Grund für den Empfang bed Saufgegenftanded wegfalle und ber 
Käufer daher zur Herausgabe besfelben nach den Vorſchriften über bie Herausgabe einer = 
gerechtfertigten Bereicherung verpflichtet fei. Es folge dies aus der in dem Weſen bed gegen- 
feitigen Vertrags liegenden untrennbaren Verbindung zwiſchen ben Rechten und Verpflichtungen 
beider Teile. Dieſe Auffaffung wird als richtig anzuerkennen fein. Dan könnte zu bemfelben 
Ergebnifie dadurch gefangen, daß man in ber Geltendmadung der Einrede immer zugleich dag 
Angebot der Aufhebung des Vertrags erblickte; ber Verfäufer würde dann duch die Annahme 
des Angebots bie Aufhebung des Vertrags bewirken. Diefer Umweg dürfte indefien nicht ers 
forderlih, vielmehr die NAuffafjung begründet fein, daß durch die Geltendmachung der fraglichen 
zerftörlichen Einrede, wenn fie fir begründet ertannt wird, ohne weitere der rechtliche Grund 
für das Erlangen des Kaufgegenftandes weggefallen fei. Hieraus ergibt fi dann ferner, daß 
diefelbe Folge eintritt, wenn der Verkäufer den Anipruch auf ben Kaufpreid abgetreten hat und 
die Einrede nun dem neuen Gläubiger entgegengefegt und für begründet erfannt wird. 


960 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


8. 822. Wendet der Empfänger das Erlangte unentgeltlich einem Dritten 
zu, fo ift, ſoweit in Folge deffen die Verpflichtung des Empfänger zur Heraus- 
gabe der Bereicherung ausgefchloffen ift, der Dritte zur Herausgabe verpflichtet, 
wie wenn er die Zuwendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen Grund er- 


halten Hätte. 


4 822. 
€ Il res. 8 807; III 8 806. V.ll 80.6 6. 211f. 


1. Bereiherungsaniprud; gegen einen Dritten. Die Vorſchrift bes $ 822, nad) welder 
der gegen den Empfänger begründete Bereicherungsanſpruch unter ben in bem 8 822 beftimmten 
Borausfegungen gegen denjenigen geht, welchem ber Empfänger das Exlangte unentgeltlich zu- 
gewendet Hat, beruht auf der Erwägung, baf, wenn der Empfänger das Erlangte feinerfeits 
unentgeltlid einem Dritten zumenbet, die Zumendung in den Fällen, in denen der erfie Empfänger 
duch den Wegfall der Bereicherung frei wird, in der Wirklichkeit auf Koften des Benachteiligten 
erfolgt. Die Zuwendung rechtfertigt zwar den Übergang des zugewendeten Gegenftandes aus dem 
Vermögen bes Zumenbenden in das Vermögen des Empfängers, fle rechtfertigt aber nicht bie 
Bereicherung des letzteren auf Koften des Benadhteiligten. 

2. Boransfegungen bed Anſpruchs gegen ben Dritten. 

a) Dem Benadhteiligten muß ein Bereiherungsanfpruch gegen ben erfien Empfänger er- 
wachſen fein. Es tft gleichgültig, auf welchem Grunde der Bereicherungsanipruch beruht; ins⸗ 
befondere gilt die Regel auch fiir die nach 8 816 begründeten Bereicherungsanfprüche (von Mayr 
©. 328). 

b) Der erfte Empfänger muß das Exlangte, zu deſſen Herausgabe er bem Benachteiligten 
verpflichtet ift, dem Dritten unentgeltlich zugewenbet haben. Unter dem „Erlangten“ ift nicht nur 
basjenige zu berfiehen, was ber erite Empfänger urſprünglich erlangt Hat, fondern alles, was er 
dem Benachteiligten nad 8 818 herauszugeben verpflichtet fit, alfo auch die Nupungen und 
Surrogate des Erlangten, ſowie ber nach $ 818 Abſ. 2 heraudzugebende Wert bes Er- 
fangten, foweit der Empflinger dadurch noch bereichert fit (von Mayr ©. 330). Diefe 
Auffaffung geht allerdings über den Wortlaut des Paragraphen Hinaus, dikifte aber der 
Abſicht desjelben entiprehen; jedenfalls erſcheint eine entſprechende Anwendung auf die gedadjien 
Gegenftände gerechtfertigt. Hatte z. B. ber erfte Empfänger das Erlangte veräußert, fo würde 
er nach 8 818 verpflichtet fein, ben Wert bes veräußerten Gegenftandes bis zu dem Betrage des 
durch die Veräußerung erlangten Exlöfes dem Benachteiligten herauszugeben. Wendet der erfle 
Empfänger den Erlös nun unentgeltlid einem Dritten zu, fo erforbert die Konfequenz ber in den 
88 818, 822 zum Ausdrude gelangten Gedanken, baf auch biefe Zuwendung als durch ben $ 822 
mit betroffen angefehen wird, daß alfo der Dritte dad ihm unentgeltlich Zugewendete infoweit 
herauszugeben hat, als es den Wert ber veräußerten Gegenftände nicht überfteigt (Stieve, Gegen— 
ſtand des Bereicherungsanſpruchs ©. 46; Dertmann IL Aufl. Erl. 3 zu 8 822 Nr. 3; 
von Mayr ©. 330; a. U. Cofad $ 168 II 2). Ebenſo wenn der erſte Empfänger das Er 
Iangte behalten, aber im Hinblid auf bie ihm zuteil gewordene Bereiherung dem Dritten aus 
feinem fonftigen Bermögen Zuwendungen gemacht Bat. Zu beachten ift aber hierbei ſtets, daß 
ein Anfpruch gegen den Dritten überhaupt nur begründet ift, wenn und foweit der erfte Empfänger 
duch die Zumenbung an den Dritten feinerjeit frei geworben ift. 

Eofad I 8 168, II 2b will der vechtögeichäftlichen Zuwendung einen nicht rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erwerb gleichftellen, der dem erften Empfänger gegenüber ungerechtfertigt oder gar durch 
eine ımerlaubte Handlung erlangt ift. Dies widerfpricht indeſſen dem Wortlaute bes Geſethes. 
Auch liegt zu einer folhen Erweiterung der Vorjchrift kein Anlaß vor. Denn wenn ber Erwerb 
de3 Dritten ein ungerechtfertigter ift, fo fieht dem erften Empfänger ein Unfpruch auf Heramsgabe 
gegen den Dritten zu; der erfte Empfänger ift inſoweit alſo noch bereichert und haftet inſoweit 
noch dem Benadhteiligten. 

6) Der erſte Empfänger muß durch die Zuwendung an ben Dritten von feiner Berpfltchtung 
frei geworden fein. Dies trifft Dann zu, wenn er die Zuwendung vor dem Eintritte der Rechts- 
hängigkeit des Bereiherungsanfprudh® und ohne daß die Vorausfegungen der verfchärften Haftung 
nad) Maßgabe der 88 819, 820 eingetreten find, vorgenommen hat. EB genügt nicht, daß der 
erfte Empfänger durch die Hingabe au den Dritten zahlungsunfähig geworben ifl. 
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Sünfnndzwanzigfter Titel, 
Unerlaubte Handlungen. 


8. Der Umfang der Haftung des Dritten beftimmt fi nach $ 818. Ex hat danach ind- 
befondere mitheranszugeben die gezogenen Nußungen fowie dasjenige, was er auf Grund eines 
erlangten Rechtes oder als Erſatz für die Zerftörung, Beſchädigung oder Entziehung bes erlangten 
Gegenftandes erworben Hat, ebenjo den Wert ber nicht mehr vorhandenen Gegenftände nad) 
Maßgabe des 8 818. 


Fünfundzwanzigfter Titel. 

Jung, Delitt und Schadensverurfahung, 1897; Lindelmann, Die Schadenserfagpflicht 
und unerlaubte Handlungen nad) dem BGB., 1898; v. Liszt, Pie Deliftsobligationen im Syſtem 
des BGB., 1898; Müller, Der Begriff der unerlaubten Handlung nad) dem BGB. 1900; 
Rümelin, Die Gründe der Schadendzurehnung und die Stellung bes Deutihen BGB. zur 
objeftiven Schadenserſatzpflicht, 1896; derſelbe, Culpa-Haftung und Kaufalhaftung, im Arch. f. 
civ. Br. Bd. 88 ©. 255ff.; derfelbe, Verwendung der Kaufalbegriffe im Arch. f. civ. Pr. Bd. 90 
©. 171ff.; Fiſcher, Der Schaden nad; dem BGB, in Fiſchers Abhandlungen Bd. 11 Heft 1 1903; 
Kann, Klagenmehrheit bei einem Delikt, in Eberings Rechts⸗— und Staatswiffenfchaftlichen 
Studien, 1901 Heft 14; Erome, Der Anfpruh aus Handlungen in Konkurrenz mit anderen 
Anfprüchen aus demfelben Tatbeitande, in DIZ. 1904 ©. 14; Dtto, Unerlaubte Handlungen 
im Sädf. Ar. Bd. 9 ©. 8; du Chesne, Der Schadenderfag bet Verlegung abjoluter Rechte, 
im Sädf. Arch. Bd. 12 ©. 16; Henrici, Vorausſetzungen des Anſpruchs auf Schadenserſatz 
wegen unerlaubter Handlungen in Gruch. Bb. 42 5. 625; Scherl, Über daB Schabenserfag- 
echt nach Deutihem BGB., 1902; Mauczka, Der Rechtsgrund des Schadenserfaged außerhalb 
beftehender Schuldverhältnifie, 1904. 

1. Begriff der unerlaubten Handlung. Die Vorſchriften über die unerlaubten Handlungen 
gehören zu denjenigen RechtSnormen, welche den Zwed Haben, bie Rechtskreiſe ber einzelnen, 
innerhalb deren biefe ihre individuellen Intereſſen verfolgen dürfen, gegeneinander abzugrenzen 
unb ben einzelnen in feinem Rechtskreiſe zu ſchützen. Zur Wahrung feiner Rechte ftehen bem 
Berechtigten zunächſt die Mittel der Selbftvertetbigung und der Selbfthilfe in den vom Geſetze 
gezogenen Schranten zu Gebote. Er kann ferner im alle des widerrechtlichen Eingriffs ver- 
langen, dab der bem Inhalte feines Rechtes widerfprehende Buftand befeitigt wird. Biele Rechte 
und rechtliche Interefien find außerdem noch beſonders durch polizeiliche und ftrafrechtliche Be- 
ftimmungen gefhügt. Ihre Ergänzung finden diefe Rechtsbehelfe und Schupmittel in einem 
privatrehtlihen Anſpruch auf Schadenserfag, welcher dem Verlegten gewährt wird und der dazu 
beftimmt ift, die durch die Rechtsverletzung entflandenen Nachteile auszugleichen. Die hieraus 
erwachſenden Schuldverhältniffe find im fünfundzwanzigften Titel geregelt. 

Bei der formellen Geitaltung der Worfchriften ſchließt ſich das Gefeg ber modernen Auf: 
fafjung an. Nah römiſchem Redjte Hatte nicht jeder dur die Schuld eines anderen Verletzte 
einen Anſpruch auf Schabenserfag. Vielmehr kannte das römiſche Recht nur beftimmte einzelne 
Delikte und nur, wenn der Tatbeftand eines diefer Delikte erfiillt war, ftanden dem Verlegten 
Anſprüche zu. Die neuere Gefeggebung bat dagegen die Erfagpflicht aus Delitten vorwiegend 
auf einheitlicher Grundlage geregelt. Diejer Behandlungsweiie folgend ftellt das BGB. im 8 823 
ein allgemeine8 Prinzip über bie Haftung aus unerlaubten Handlungen auf. Diefes Prinzip 
wird dann in ben folgenden Vorfcriften nad einigen Richtungen Hin ergänzt und mobifiziert, 
teils was die Voraudfegungen, teild was den Umfang und die Art der Durchführung ded Erſatz⸗ 
anfpruchs anlangt. Spezielle Vorſchriften find ferner gegeben über die Haftung für den durch 
Tiere verurſachten Schaden, tiber den Erſatz des Wildſchadens, über den Erſatz des durch Ein« 
fturz eines Gebäudes verurſachten Schaden und über die Haftung von Beamten wegen Zerlegung 
einer Amtspflicht; auch in den Iegteren Fällen finden aber, foweit ſich nit aus den Spezial⸗ 
beftimmungen Abweichungen ergeben, bie allgemeinen Vorſchriften dieſes Titels Unmwendung 
(f. Borbm. 5). 

Das Geſetz begnügt ſich nit damit, nach dem Vorgange bes franzöfiichen Rechtes den Sah 
auszufprechen, dab, wer widerrehtlih aus Vorſatz oder Sahrläffigkeit einem anderen Schaden 
zufügt, diefem zum Erfape des Schadens verpflichtet if. Dan hat es nicht für richtig erachtet, 
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dem Nichter fo weitgehende Befugnifje einzuräumen, wie fie bie Aufftellung eines ſolchen ganz 
allgemeinen Prinzips notwendig mit fi bringt, und die Löſung grundfegender geſetzgeberiſcher 
Fragen ber Rechtſprechung zu überweifen. Vielmehr find bie Borausfegungen der Schabenzerjag- 
pflicht im Gefege felbft genauer begrenzt, um dadurch eine fefte Baſis fiir die Enticheidung des 
einzelnen Falles zu ſchaffen. Das Gefeg geht davon aus, daß die Vorfchriften über unerlaubte 
Handlungen den einzelnen gegen widerrechtliche Eingriffe in feine Rechtsiphäre ſchützen follen. 
Die Rechtsſphäre des einzelnen beftimmt ſich aber teils durch bie in feiner Perſon begründeten 
Nechtsgüter oder Rechte, teils durch diejenigen gejeglichen Borfchriften, welche zum Schutze des 
einen eine Handlung bes anderen verbieten oder gebieten. Dementfpredhend macht der 8 823 
die Schadenserfagpfliht davon abhängig, daß entweder daß Leben, der Körper, die Gefundhelt, 
bie Freiheit, das Eigentum oder ein fonftiges Recht eines anderen verlegt ober daß gegen ein 
den Schuß eines anderen bezwedendes Geſetz verftoßen ift. Der 8 823 wird dann mod) durch 
einige befondere Vorſchriften ergänzt (ſ. 88 824—826). s 

Der Anſpruch auf Schabenserfag fegt in allen Fällen voraus, daf der Eingriff in die 
fremde Rechtsſphäre fich objektiv als ein widerrechtlicher darftellt. Nähere Beftimmungen darüber, 
wann ein Eingriff als widerrechtlich anzufehen iſt, find im fünfundzwanzigften Titel nicht gegeben. 
Die Hierher gehörenden Fragen find alſo nad allgemeinen Grundfägen zu entjheiden (vgl. 
im einzelnen Erl. II 4 zu 8 823). 

Nah der ſubjektiven Seite hält das Geſetz grundſätzlich daran feſt, daß eine Erſatzpflicht 
nur begründet ift, wenn demjenigen, welcher den Schaden herbeigeführt hat, ein Verſchulden trifft. - 
In der Seritit zum €. I war von mehreren Seiten vorgefchlagen worden, das dem bisherigen 
Rechte entiprechende Verfhuldungsprinzip allgemein oder doch in gewifien Grenzen durch das 
Veranlafjungsprinzip zu erfegen. Die zweite Kommiſſion iſt aber hierauf nicht eingegangen. 
Auch in der Reichstagskommiſſion ift ein dahin gehender Antrag abgelehnt. Es würbe nad) der 
dem Geſetze zugrunde liegenden Auffaffung weder der Bollsanfhauung noch ber Gerechtigkeit 
und Billigkeit entiprechen, wern man allgemein ben Rechtsſatz aufftellen wollte, daß auch der⸗ 
jenige erfagpflichtig fein fol, welcher ohne Verſchulden einem anderen widerrechtlich Schaden zufügt. 
Wenn das ältere deutſche Recht die Erfagpflicht Iediglih an die Verurſachung des Schadens 
tnüpft, fo ift darin nicht eine nationale Eigentümlichkeit des deutſchen Rechtes zu fehen, jondern 
es handelt fi dabei um eine Erfheinung, welche fih in allen Rechten einer niederen Kulturftufe 
findet, bei denen der Schuldbegriff noch nicht ausgebildet und der Unterſchied zwiſchen der ver 
ſchuldeten und der nichtverſchuldeten Schadenszufügung noch nicht erfaßt ift. Die Normierung 
des Grundſatzes, daß die Schadenserjagpflict ein Verſchulden vorausſeht, erfcheint dem gegenüber 
ald das Ergebnis einer höheren Kulturentwidlung. Der einzelne braucht bei feinem Tun und 
Laſſen auf die rechtlich geſchützten Intereffen der anderen nur infoweit Rüdficht zu nehmen, als 
er bei Anwendung ordnungsmäßiger Sorgfalt erfennen muß, daß diefelben dadurch gefährdet 
werben können. Wollte man diefen Grundfag aufgeben, fo würde badurch die Bewegungsfreiheit 
des einzelnen übermäßig eingefchränktt werden. Allerdings ift das Berfchuldungsprinzip im der 
neueren Gefeggebung mehrfach durchbrochen und es läßt ſich nicht verfennen, dab in einer Reihe 
von Berhältnifien eine andere Regelung der Erſatzpflicht wünſchenswert erſcheint. Aber das kann 
nicht dahin führen, das Verfchuldungsprinzip ganz zu befeltigen, vielmehr nur dahin, dasfelbe 
in einzelnen Richtungen zu modifizieren. Jedenfalls muß Vorſorge getroffen werden, um eine 
zu weitgehende Belaftung des einzelnen zu verhüten. Da Hierbei auch Maßnahmen in Betradt 
tommen, welche dem öffentlichen Rechte angehören, wie etwa die Zwangsverfiherung der Be 
teiligten, jo iſt es für richtiger erachtet, die Weiterentwidiung des Rechtes auf diefem Gebiet in 
der Hauptſache der Spezialgefeggebung zu überlafſen. Ausnahmsweiſe läßt aber das BGB. mit 
Rüdfiht auf die Interefien des Verletzten und auf die Sicherheit des Verkehrs in einzelnen 
Fällen eine Verſchärfung ber Haftung eintreten, teils fo, daß eine Erfagpfliht auch ohne Ber- 
ſchulden feftgefegt wird, teils fo, daß die Beweislaſt zugunften des Verletzten geändert wird. 
Hiernach iſt die Rechtslage nad dem BGB. im wefentlichen die folgende: Iſt ein Rechtsgut der 
im 8 823 Ubf. 1 bezeichneten Urt oder das Recht eines anderen verlegt, fo iſt Vorausſetzung 
der Erfagpflicht, daß der Täter vorfäglic oder fahrläffig gehandelt Hat (8 823 Abf. 1). IR 
gegen ein den Schup eines anderen bezwedendes Geſetz verſtoßen, fo beftimmt ſich zunächſt nad) 
dem Inhalte dieſes Geſetzes, ob nur ein vorſätzliches oder auch eim fahrläffiges Verhalten die 
Erfagpflicht begrlindet ($ 823 Abſ. 2 Sag 1). Iſt ausnahmsweiſe ein Verſtoß wider das Geſet 
auch ohne Berfhulden möglich, fo tritt gleichwohl die Erfagpfliht nur im Falle bes Berfchuldens 
ein (3 823 Abf. 2 Sag 2). Im Einklange Hiermit ftehen die Vorſchriften, nach welchen eine 
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Haftung audgefchlofien ifl, wenn der Täter wegen eines krankhaften geiftigen Zuſtandes oder 
wegen mangelnder geiftiger Entwidelung für die Handlung nicht verantwortlich gemacht werden 
lann (88 827, 828). In diefen Iegteren Fällen fol aber gleihwohl der Täter verpflichtet fein, 
dem Derlegten den Schaden infoweit zu erjegen, als die Billigleit nach den Umftänden ing» 
befondere nad) den Verhältniſſen der Beteiligten, eine Schadfoshaltung erfordert (8 829). Die 
hierin liegende Erweiterung der Haftung erſcheint namentlih vom fozialen Standpunft aus als 
bebeutfam, indem fie ed ermöglicht in den Fällen, in denen eine wohlfituierte Perſönlichkeit in 
unzurechnungsfähigem Buftand einen minder Bemittelten verlegt Hat, den Schaden auf den 
erfteren abzumälzen und den verlegten Teil vor dem Ruine zu bewahren. Wer einen anderen 
zu einer Verrichtung beftellt, witrde fir den Schaden, den der andere in Ausibung ber Ver- 
richtung einem Dritten widerrechtlich zufügt, nach dem Verjchuldungsprinzipe nur verantwortlich 
fein, wenn ihn ſelbſt bei der Auswahl des Angeftellten oder bei der Beauffihtigung der Arbeit 
ein Verſchulden trifft. Das Geſetz Hält Hieran auch grundfäglich feſt. Aber es ift für billig 
erachtet, daß derjenige, welcher fich fremder Hilfe bedient und dadurch die Möglichkeit der Ber- 
legung geſchaffen hat, einen Zeil der Gefahr trägt. Deshalb läßt das Geſetz eine Verſchiebung 
der Beweislaſt eintreten derart, daf der Geſchäftsherr für den Schaden aufzulommen bat, wenn 
er nicht nachweiſt, daß er bie im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder daß ber 
Schaden au bei Anwendung diefer Sorgfalt entitanden fein würde (8 831). In ähnlicher 
Weiſe ift die Haftung desjenigen geregelt, welcher kraft Gefeges zur Führung der Aufficht über 
eine der Beauffichtigung bedürfende Perſon verpflichtet ift, wenn biefe Berfon einem Dritten 
widerrechtlich Schaden zufügt. Der Aufſichtspflichtige hat für den Schaden aufzulommen, wenn 
er nicht nachweiſt, daß ihm kein Verſchulden trifft oder daß der Schaden auch bei gehöriger 
Aufſichtsführung entftanden fein wilrde ($ 832). Fur den durch ein Tier verurſachten Schaden 
fol derjenige, welcher da8 Tier hält, Erſatz feiften, einerlei ob ihn ein Verſchulden trifft oder 
nicht ($ 833). Ebenfo ift file Wildſchaden in gewiſſen Örenzen von dem Jagdberechtigten Erfag 
zu leiten, ohne daß es auf ein Verſchulden ankommt (8 835). Wird dur den Einfturz eines 
Gebäudes ein Schaden herbeigeführt, fo foll, falls der Einfturz die Folge fehlerhafter Errichtung 
ober mangelhafter Unterhaltung iſt, der Beſitzer des Gebäudes dafür aufkommen, wenn er nicht 
den Nachweis führt, dab ihn kein Verſchulden trifft (3 836). Im eigenartiger Weiſe ift endlich 
die Haftung der Beamten für den buch Verlegung einer Amtspflicht entitehenden Schaden 
geregelt (8 839). Über das Wefen der Verſchuldung find im übrigen im fünfundzwanzigfien 
Titel Beftimmungen nicht gegeben. Inſoweit greifen aljo die allgemeinen Grundfüge Platz 
(ogl. in einzelnen Erl. 114 zu $ 823). Gegen den von bem BGB. eingenommenen Stand⸗ 
punkt erklärt ſich Mauczka, ber die Schadenserfagpfliht aus unerlaubten Handlungen 
auf die Kollifion der Intereſſen zurückführt und die Borfchriften des BGB. durch den ein- 
fahen Satz erfegen möchte (S. 382), „Die Verlegung minderer Interefien dur höhere macht 
erfagpflichtig“. 

2. Zt jemand dur eine unerlaubte Handlung verlekt, jo hat er einen Aniprud) auf 
Schadenderjag. Der Anſpruch trägt einen rein privatrechtliden Charakter. Die firafredhtliche 
Ahndung eines Verbrechens erfolgt lediglich nad Maßgabe des Strafgejegbuds; Privatſtrafen 
find dem BGB. nicht befannt. Für ben Schadenserſatz find bie allgemeinen Vorſchriften 
(88 249 ff.) maßgebend. Der fünfundzwanzigfie Titel gibt in dieſer Beziehung noch einige er- 
gänzende Beftimmungen. Bet einer gegen die Perjon gerichteten unerlaubten Handlung fol fi 
die Verpflichtung zum Schadenderjag auch auf die Nachteile eritreden, welche die Handlung für 
den Erwerb und das Fortlommen des Verlegten berbeiführt (8 842). Wird infolge einer 
Verlegung des Körpers oder der Geſundheit die Erwerbsfähigkeit des Verletzten aufgehoben oder 
gemindert oder tritt eine Vermehrung feiner Bedürfniſſe ein, fo ifl der Schadenserfag regelmäßig 
durch Entrihtung einer Geldrente zu Teiften (8 843). Bei einigen gegen die Perfon gerichteten 
unerlaubten Handlungen foll ferner der Verletzte abweichend von ben allgemeinen Borfchriften 
auch für immateriellen Schaden Erfag beanfpruchen können ($ 847). Weitere Vorſchriften be= 
treffen den Untergang oder die Verſchlechterung einer herauszugebenden Sache (8 848) und die 
Verwendungen, welche der Erjagpflihtige auf eine herauszugebende Sache gemacht Hat ($ 850) 
ſowie die Berzinfung einer an den Verletzten zu zahlenden Geldfumme ($ 849). Beſonders be- 
rüdfichtigt ift auch der Fall, daß der Erſatzpflichtige den Erfap an einen nicht erſatzberechtigten 
Dritten geleiftet, den er in gutem Glauben für den Erfagberechtigten gehalten (ß 851) Bat. Der 
Anſpruch auf Erfag des aus einer unerlaubten Handlung entftandenen Schadens ift im Anſchluß 
an das bißherige Recht einer kurzen Berjährung unterworfen ($ 852); die Einrebe des Ber- 
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legten gegenüber einer durch eime unerlaubte Handlung erlangten Forderung wird für un: 
verjäßrbar erklärt ($ 853). 

Berechtigt, Exrfag zu fordern, iſt nur der unmittelbar durch die unerlaubte Handlung Ber- 
legte. Jedoch wird in efhzelnen Fällen auch britten nur mittelbar gefchädigten Berfonen ein 
Erſatzanſpruch gewährt (38 844, 845). Insbeſondere Hat im Falle der Tötung der Erfagpflichtige 
dritten Berfonen, denen der Getötete kraft Gefeges Unterhalt zu gewähren hatte, durch Gewährung 
einer Gelbrente Erſatz zu leiften. 

Erfagpflichtig ift derjenige, welcher nach Maßgabe der Vorſchriften des fünfundzwanzigfien 
Titels für die unerlaubte Handlung verantwortlich ift. Mittäter, Unftifter und Gehilfen haben 
jeder für fi fir den Schaden aufzutommen (8 830). Sind für den auß einer unerlaubten 
Handlung entftehenden Schaden mehrere nebeneinander verantwortlich, fo haften fie bem Verletzten 
gegenüber grundfäglich als Gefamtfchuldner; über ihre Haftung im Verhältnifie zueinander find 
befonbere Vorfchriften gegeben (3 840). 

8. Einzelne Borjeriften, welche Schuldverhältnifie aus unerlaubten Handlungen be 
treffen, find noch an anderen Stellen des BGB. gegeben. Wer zur Herausgabe eines Gegen- 
ſtandes verpflichtet ift, hat fein Zurlidbehaltungsrecht wegen Verwendungen auf ben Gegenftand 
oder wegen eines Ihm durch diefen verurfachten Schadens, wenn er ben Gegenftand durch eine 
vorfäglich begangene unerlaubte Handlung erlangt hat ($ 273 Abf. 2). Ebenfo Hat der Befiger 
einer Sache, welcher von dem Eigentümer auf Herausgabe der Sache belangt wird, kein Zurld: 
behaltungsrecht wegen Verwendungen, wenn er die Sache durch eine vorjäplih begangene un- 
erlaubte Handlung erlangt Hat (8 1000). Gegen eine Forderung aus einer vorſätzlich bes 
gangenen unerlaubten Handlung iſt die Aufrechnung nicht zuläffig ($ 393). Zu erwähnen ift 
hier auch der Rechtsſatz, daß eine juriftiiche Perſon für den Schaden verantwortlich ift, den der 
Borftand, ein Mitglied bes Borftandes oder ein verfafiungsmäßig berufener Vertreter durch eine 
in Ausführung der ihm zuftehenden Verrichtungen begangene unerlaubte Handlung einem Dritten 
zufügt (88 31, 86, 89). 

4. Die Rechtsfolgen, welche fi an die Verlegung eines obligetoriichen Rechtes durch 
ben Schuldner knüpfen beftimmen fich nicht nach den Vorfchriften bes fünfundzwanzigfien Titels. 
Allerdings ift dies im &efege nicht befonderd hervorgehoben und die Worte „oder ein fonftiges 
Recht“ im 8 823 Abſ. 1 können zu Zweifeln Anlaß geben. Indeſſen entſpricht es der geſchicht⸗ 
lien Entwidelung und der in der Wiſſenſchaft herrſchenden Auffaſſung, dab die Schuldverhält: 
niffe aus unerlaubten Handlungen von den auf Verträgen oder auf fonftigen Gründen beruhenden 
Schuldverhältnifien getrennt gehalten werben, und das Geſetz bat zweifellos an biefer Trennung 
feſthalten wollen. In dieſem Sinne bemerken bie Motive, daß die Verlegung des Rechtes aus 
einem Schuldverhältnis überhaupt nicht Gegenstand der Vorfchriften Über unerlaubte Handlungen 
ift (M. II ©. 727). Die Verpflichtungen des Schuldnerd aus einem vertragsmäßigen oder aus 
einem fonftigen Schuldverhältnifie, welches nicht auf einer unerlaubten Handlung beruht, find 
teils durch die allgemeinen, teils durch die befonderen für das einzelne Schuldverhältnis gegebenen 
Vorſchriften geregelt. Dies gilt namentlich auch von den Änderungen, welde fi an den Ver⸗ 
zug fowie an die mangelhafte Erfüllung oder Nichterfüllung der Berbindlicleit Mnüpfen (RB. 
8b. 51 ©. 369; RG. in DIE. 1905 ©. 746). Über die Frage, ob und in welder Art die Ber 
legung eines obligatorifchen Rechtes durch einen anderen als ben Schuldner möglich ift, und ob 
in einem ſolchen Falle ber Gläubiger auf Grund des 8 823 einen Anſpruch gegen ben Berlegten 
hat f. Exl. II If⸗ zu 8 823. Über die Frage, wie ſich das Verhältnis geftaltet, wenn der Schuldner 
durch diefelbe Handlung das obligatoriſche Recht des Gläubigers und zugleich ein anderes Recht 
ober Rechtsgut des Gläubigers verlegt, f. Erl. 5 Abſ. 2. 

5. Konkurrenz anderer Rechte des Berlegten. Neben dem auf bie Vorſchriften über un- 
erlaubte Handlungen fi) gründenden Anſpruch auf Schadenserfag können für den Verletzten noch 
andere Rehtsbehelfe in Betracht fommen. Iſt ein Hecht verlegt, fo kann der Berechtigte 
Befeitigung des dem Rechte widerfprechenden Zuſtandes verlangen. Beide Anſprüche verfolgen 
infofern dasſelbe Biel, ald aud der Anſpruch auf Schadenserſaß zunädhft dahin geht, dab der 
Buftand Hergeftellt wird, der beftehen wilrde, wenn der zum Erſahe verpflichtende Umftand nicht 
eingetreten wäre. Im übrigen aber beftehen weſentliche Unterſchiede. Der Anſpruch auf Ber 
feitigung ber Beeinträchtigung fegt nur voraus, daß eine objeltin widerrechtliche Störung des 
Rechtes vorliegt und ex geht grumdfägli nur darauf, daß diefe Störung aufgehoben wird. Der 
Anfprud aus einer unerlaubten Handlung fegt dagegen außer der widerrechtlichen Störung 
weiter noch voraus, dab den Täter ein Verſchulden trifft, oder daß doc einer der bejonderen 
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Fälle vorliegt, in denen nach den Vorſchriften des fünfundzwanzigften Titels eine Erſatzpflicht 

auch ohne Verſchulden begründet ift; er reicht erheblich weiter infofern, als ber Verlegte nicht 
nur Befettigung ber Störung, fondern vollen Erfag allen Schadens verlangen kann. Der Be— 
rechtigte Hat bie Wahl, welchen Anfpruc er geltend maden will. Er kann auch zunädit auf 
Bejeitigung der Störung Magen und dann noch, wenn durch die Herftellung des bem Rechte ent— 
ſprechenden Buftandes der ihm entftandene Schaden nicht völlig erjeßt erfcheint, eine Entfhädigung 
in Geld verlangen. Er kann endlich auch beide Klagen miteinander verbinden derart, daß er in 
erſter Linie mit der dinglichen Klage Befeitigung der Störung und daneben Erſatz bed ihm ente 
ftandenen Schadens fordert. Das Verhältnis iſt in dem Iegteren Häufig vorfommenden Falle 
nicht fo zu denken, daß ſich der dingliche Anſpruch, z. B. der Eigentumsanfpruch wegen wider 
rechtlichen Eingriffs (actio negatoria), durch das hinzutretende Verſchulden des Beklagten erweitert 
und daß mit dem Eigentumsanſpruch auch Schabengerfag gefordert wird. Vielmehr find ber 
dinglicde Anſpruch und der auf die unerlaubte Handlung fi ſtiltzende Anſpruch auf Schadens: 
erfag voneinander getrennt zu Halten und jeder für fi) zu prüfen. Von Bedeutung iſt dies 
u. a. um deswillen, weil bie Anſprüche aus unerlaubten Handlungen der Turzen Verjährung von 
drei Jahren unterworfen find. Der Kläger würde ſich auch auf die Klage aus der unerlaubten 
Handlung beſchränken und mit diefer Ratwralreftitution und daneben Erſatz des ihm außerdem 
entftandenen Schadens fordern können. Aber da die Vorausfegungen der dinglichen Klage ein: 
fachere find, fo wird er es meiftens vorziehen, die bingliche Klage und die Schabenserfagllage 
in der angegebenen Weife miteinander zu verbinden. Hinfichtlich des Eigentumsanfpruds wegen 
Entziehung der Sache ſowie hinſichtlich des Erbſchaftsanſpruchs find in den 88 987ff., 2019 ff. 
Sondervorſchriften gegeben. 

Möglich ift, daß diefelbe Handlung die Verlegung eines Schuldverhältnifies und zugleich 
eine unerlaubte Handlung enthält. Dann ijt neben dem Anſpruch aus dem Schuldverhältnig ein 
Anſpruch auf Schabenserfag aus ber unerlaubten Handlung begründet. Die Frage, ob eine 
unerlaubte Handlung vorliegt, ift ohne Rüdficht auf die für das konkurrierende Schuldverhältnis 
geltenden Vorſchriften Tediglih nad den in dem flnfundzwanzigften Titel aufgeftellten Grund⸗ 
fägen zu entfcheiben. Liegen aljo die Vorausjegungen des 8 823 Abſ. 1 oder des Abf. 2 vor, 
fo ift neben bem Anſpruch aus bem Schuldverhältnis ein Anſpruch aus der unerlaubten Handlung 
begründet. Hat z. 8. jemand wiſſentlich ober unmwiffentfich verborbene Nahrungsmittel verkauft, 
fo ftebt dem Käufer nad) ben Grundfägen des Kaufvertrags (88 462, 463) wegen der ntangel= 
haften Lieferung ein Anſpruch auf Wandelung oder Minderung oder, falls der Verkäufer die 
Garantie für gute Befchaffenheit der Ware übernommen oder deren fehler argliftig verſchwiegen 
hatte, auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu. ft aber der Käufer durch den Genuß der 
gelieferten Nahrungsmittel erfrankt, jo kann er daneben, wenn gleichzeitig ein Verftoß gegen das 
Nahrungsmittelgefeg vorliegt, auf Grund des 8 823 Abf. 2 und, wenn ein folder Verjtoß nicht 
vorliegen follte, auf Grund des 8 823 Abſ. 1 Schadenserfag wegen unerlaubter Handlung ver- 
langen, weil ber Verkäufer durch die Lieferung der Nahrungsmittel vorfäglic oder fahrläffig die 
Geſundheit des Käufers widerrechtlich verlegt hat. Wenn für einzelne Schuldverhältnifje 3. B. 
für Schenkung (8 524), Leihe (8 600), unentgeltliche Verwahrung (8 690), die Haftung des Schuldners 
abweichend von den allgemeinen Grundbfägen normiert ift, fo betrifft dies nur bie aus biefen 
Schuldverhältniſſen fi) ergebenden Verpflichtungen des Schuldners, nicht dagegen, wenn unabhängig 
von dem Schuldverhältnifie ber Tatbeitand einer unerlaubten Handlung vorliegt, die Haftung aus 
diefer (a. A. v. Liszt ©. 13). Hat z.B. jemand ein Pferd verliehen, bat mit einer anftedenden 
Krankheit behaftet ift, fo haftet er nach 8 600 aus dem Schuldverhältniffe der Leihe nur, wenn 
er den Fehler arglifttg verſchwiegen bat. Sind aber durch daS geliehene Pferd andere Tiere bes 
Entleihers angeſteckt, fo haftet der Verleiher auch bei geringer Fahrläſſigkeit wegen unerlaubter 
Handlung und zwar nit nur dann, wenn etwa gleichzeitig von ihm gegen geſetzliche Vorfchriften 
über die Abfonderung erkrankter Pferde verſtoßen tft, nad) Maßgabe des 8 823 Abf. 2, fondern 
aud unabhängig Hiervon auf Grund des 3 823 Abſ. 1, weil er durd die Hingabe des erkrankten 
Pferdes das Eigentum bes Entleiher3 an feinen anderen Tieren widerrechtlich verlegt hat. Nur 
in betreff eines dem Entleiher durch die Leibe des erkrankten Pferdes entitandenen Schadens, 
der nicht in der Verlegung eines ber im $ 823 Abſ. 1 bezeichneten Rechtsgüter oder Rechte bes 
fteht, tritt eine Haftung des Verleihers lediglich nach Maßgabe des 8 600 oder des 8823 Abi. 2 
ein. Hat jemand eine Sache unentgeltlich in Verwahrung genommen, fo haftet er, wenn er bie 
Sade vorfäglich oder fahrläffig befhädigt, dem Hinterleger nad Maßgabe des 8 823 Abſ. 2. 
Die Vorſchrift des 8 690, nach welcher der unentgeltliche Verwahrer nur für, diejenige Sorgfalt 
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einzuftehen bat, welche er in eigenen Angelegenheiten anzumenben pflegt, findet mur Anwendung, 
wenn bie Sache ohne eine felbitändige Handlung des Werwahrers lediglich infolge der Nict- 
erfüllung feiner Verwahrungspflicht verdorben oder von einem Dritten beihäbigt worden ift. 
Exfordert die Verwahrungspflicht pofitive Handlungen, z. B. das Einfchließen ber in Verwahrung 
gegebenen Sachen in einen Schrank, fo wird der Verwahrer, auch wenn die Sache bei jolden 
Handlungen beſchädigt ift, nur nad) Maßgabe bes 3 690 zu haften haben; denn es handelt fich 
hierbei nicht um eine felbjtändige Handlung, fondern um Erfüllung der ihm nad dem Ber- 
wahrungsvertrag obliegenden Pflicht. Hätte der Berwahrer dagegen bie Sache in eigenem nterefie 
aus dem Schranke genommen, um fie zu befehen ımd fie dabei fahrläffig befhädigt, fo würde 
er ohne Rüdfiht auf 8 690 nach Maßgabe des 8 823 Abf. 1 haften Windjheid-Kipp II 
©. 888 Nr. ie). Jit bei einem Schuldverhältnifie von den Parteien eine geringere Haftung als 
die gefeßliche vereinbart, jo ift es eine Frage der Auslegung, ob ſich die Vereinbarung nur auf 
die Haftung aus dem Schuldverhältnis oder auch auf die damit konkurrierende Haftung wegen 
unerlaubter Handlung bezieht; zu Beachten ift nur, daß ein Vertrag, durch welden die Haftung 
auch wegen Borfag erlafjen wird, in beiden Richtungen nichtig ift. Selbftverjtändlich fann von 
einer Haftung aus unerlaubter Handlung nicht die Rebe fein, wenn eine Handlung; die an fich 
eine unerlaubte fein wide, durch Vertrag dem Schuldner geftattet ift, wenn z. B. dem Ber: 
wahrer von Geld, der an fi) durch defien Aneignung ſich einer Unterfhlagung ſchuldig machen 
würde, nad) Maßgabe des 8 700 Abi. 1 Sag 2 geftattet ift, dad Geld zu verbrauden (über 
ähnliche Fälle f. Crome in DIE. 1904 ©. 18). Die ganze Frage ift übrigens ſehr beitritten. 

Weun dev Täter dur eine unerlaubte Handlung etwas auf Koften bes Verletzten erlangı 
bat, fo ift neben dem Anſpruch aus der unerlaubten Handlung ein Anſpruch auf Herans- 
gabe des Erlangten nad ben Vorſchriften Über ungeredtfertigte Bereicherung 
begründet. Der Verletzte hat aud Hier die Wahl, melden Anſpruch er geltend machen will. 
Der Erfappflichtige fol Übrigens auch nach der Verjährung des Anſpruchs aus der unerlaubten 
Handlung zur Herausgabe der ungerechifertigten Bereicherung verpflichtet bleiben (8 852). 

Ver zur Abgabe einer Willenserklärung durch argliftige Täufhung oder wider 
rechtlich durch Drohung beftimmt tft, kann die Erklärung anfehten. Liegt der Tatbeftand einer 
unerlaubten Handlung vor, fo kann der Verletzte, auch wenn er von bem Rechte der Anfechtung 
Gebrauch gemacht Hat, Schadenserſatz beanſpruchen, infofern die ihm erwachſenen Nachteile durch 
die Anfechtung nicht ausgeglichen erſcheinen. Der Verletzte iſt aber auch berechtigt, ſtatt von 
dem Anfechtungsrechte Gebrauch zu machen, mit dem Anſpruch aus der unerlaubten Handlung 
von dem Erſatzpflichtigen die Wiederaufhebung ber rechtlichen Wirkungen der Willenserflärung 
und Erſatz des etwaigen fonftigen Schabens zu verlangen. Praktiſche Bedeutung bat dies um 
deswillen, weil das Anfechtungsrecht an eine kurze Präflufivfrift geknüpft if. Regelmäßig wird 
übrigens in dem Verlangen bes Verlegten auf Wiederherſtellung des früheren Buftandes gleid- 
zeitig eine Anfechtungserklärung und andererjeit# in dem Verzicht auf die Anfechtung aud ein 
Verzicht auf den Wiederherftellungsanfprud; zu finden fein (M. II ©. 757). 

6. Das Juſtitut der Onafidelitte ift dem BGB. unbelannt. Allerdings läht das Geſeß 
bei einer Reihe von Rechtsverhältniſſen eine Haftung eintreten, bei denen eine gewifie Ähnlichfeit 
mit unerlaubten Handlungen vorzuliegen ſcheint. In Betracht kommen namentlih die Be 
ſtimmungen über die Haftung des bedingt Berpflichteten, welcher während der Schwebezeit das 
von ber Bebingung abhängige Recht durch fein Verſchulden vereitelt oder beeinträchtigt (8 160), 
über die Haftung für fog. culpa in contrahendo (88 122, 307, 309), itber die Haftung bes @alt- 
wirts für den Schaden, den ein Gaft durch den Berluft ober die Beſchädigung eingebrachter 
Sachen erleidet (8 701), über die Haftung befien, der eine Schuldverichreibung auf den Juhaber 
ohne bie erforderliche ftaatliche Genehmigung in den Verkehr bringt (8 795 Abſ. 3), über bie 
Erfagpfliht beim Bruche eines Werlöbnifies (38 1298-1300), über die Haftung bes uneheligen 
Baterd für Entbindungs= und Wochenbettloften (8 1715) ſowie über bie Haftung des Vormundes 
gegenüber dem Miündel für ben duch eine Pflichtverlegung entitandenen Schaden (8 1833). Auf 
welhen Grund bie Haltung in den verfchiedenen Fällen zurüdzuführen ift, kann dahingeſtelli 
bleiben; die Frage iſt für jedes Rechtsverhältnis befonderß zu prüfen. Unzuläffig aber würde 
es fein, wenn man bie Vorfchriften über unerlaubte Handlungen direlt oder entfprechenb auf 
diefe Rectöverhältniffe anwenden wollte. Neben den für das einzelne Rechtsverhältnis gegebenen 
befonderen Vorſchriften find vielmehr lediglich die allgemeinen für Schuldverhältniffe überhanpt 
aufgeftellten Regeln maßgebend. Die Vorſchriften bes fünfundzwanzigften Titels greifen nur 
Platz, wenn der Tatbeftand einer unerlaubten Handlung im Sinne dieſer Börfchriften] vorliegt. 
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Trifft letzteres aber zu, fo finden fie Antvendung, auch wenn im einzelnen Halle eine Erfagpflicht 
ohne Verſchulden begründet ift (EnneccerusI 8 116 III nimmt in den Füllen der Iegteren 
Art Duafidelikte an); daß die der Auffafjung des Geſetzes entipricht, ift von den Vertretern der 
verbünbeten Regierungen bet den Verhandlungen der RTK. auf Befragen beftätigt (KB. ©. 1995). 
So, ift insbeſondere der Anfprud anf Erfap des dur ein Tier verurſachten Schadens ebenſo 
wie ber Anſpruch auf Erfag von Wildfhaden im Sinne des Gefepes als ein Anſpruch aus 
einer unerlaubten Handlung anzufehen (RG. Bd. 50 ©. 408; Bd. 53 ©. 114; Bd. 58 ©. 335; 
0.9. Müller ©. 44, der den Begriff der unerlaubten Handlungen auf jchuidhaft⸗ rechtawidrige 
Handlungen beſchränkt). 

7. Die Vorſchriften der Reichsgeſetze über Erſatzpflicht und unerlaubte Haudlungen bleiben 
nad EG. Art. 32 unberührt, foweit ſich nicht deren Aufgebung aus dem BGB. oder aus bem 
EG. ergibt (ſ. Exl. zu EG. Art. 32). Insbeſondere find auch die Beſtimmungen über die Buße 
aufrechterhalten. Der &. I hob letzteres beſonders hervor (E. I $ 721); die zweite Kommiſſion 
bat die Beſtimmung im Hinblick auf EG. Art. 32 al entbehrlich geftrihen. In Betracht kommen 
namentlid bie Vorfchriften des HCB. 88 485, 734, des SIEB. 88 188, 231, des Reichshaft⸗ 

pflichtgeſ. v. 7. Juni 1871 mit den Änderungen, welche fi aus EG. Art. 42 ergeben fowie der 

Geſetze über die Kranken-, Unfall-, Invalibitäts- und Altersverſicherung, ferner der Geſetze über 
Urheberrecht, Patente, Marken⸗ und Mufterihug, der KO. 88 29, 42 und bes Gef., betr. bie 
Anfehtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb bes Konturfes, in der Faſſung 
dv. 20. Mai 1898, endlich das Gef. zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes v. 27. Mai 
1896. Über die Fragen, ob und inwieweit ais Haftung auß unerlaubter Handlung auf bie 
Haftung aus $ 1 des Haftpflichtgefeges und infolge der Anfechtung einer Rechtshandlung nadı 
Maßgabe der KO. 88 29ff. und des Anfechtungsgeſetzes eintretende Haftung ſowie was unter 
Klage aus unerlaubter Handlung im Sinne ber CPO. 8 32 zu verfiehen iſt ſ. RG. Bd. 21 
©. 420; Bd. 48 ©. 401; Bd. 50 ©. 408; Bd. 53 ©. 114, 123; Bd. 58 ©. 335; RG. in IW. 
1905 ©. 317; vgl. au Erl. zu 8 840; RG. Bd. 60 ©. 300. 

8. Die EPO. iſt dahiu ergänzt worden, daß in einer Reihe von Füllen derjenige, welcher 
von einem vorläufigen Medtsbehelfe Gebrauch macht, dem anderen den hierdurch entfiehenden 
Schaden erfegen fol, wenn die endgültige Entſcheidung zuungunften be3 Klägers ausfällt (vgl. 
CPO. 88 89, 302, 600, 717, 945; Borbm. vor 8 812. 

9. Borbehalte für die Laudesgeſetzgebung |. im ES. Art. 69—72, 77—79, 105—108. 
Unberüßrt bleiben auch diejenigen Iandesgefeglihen Borfchriften, weldhe im Zuſammenhange mit 
einer anderen ber Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Materie Beftiimmungen über den Erfag eines 
widerrechtlich herbeigeführten Schabens trefien, insbeſondere bei beftimmten Werhältnifien eine 
Erfagpflit unabhängig vom Verſchulden feftfegen, wie dies z. B. beim Bergrechte vorlommt. Zu 
den Materien, welche der Tandesgefeßgebung vorbehalten find, gehört auch das Gefindereht (EB. 
Art. 95 Abſ. 1); jedoch finden die Vorſchriften der 88 831, 840 Abſ. 2 auch im Geſinderecht 
Anwendung (EG. Art. 95 Ab. 2). 

10. Eine Vorſchriſt über internationales Privatrecht enthält Art. 12 bes EG. Danadı 
können aus einer im Auslande begangenen unerlaubten Handlung gegen einen Deutſchen nicht 
weitergehende Anfprüche geltend gemacht werden, als nach den deutfchen Gefegen begrindet find. 

11. Anordnung bes Stoffes. Der 8823 enthält die grundlegende Beftimmung über bie Haftung 
aus unerlaubten Handlungen. Die 88 824—826 fegen eine Erſatzpflicht für einige Fälle feft, welche 
durch den 8 823 nicht gebedt werden. Der 8 824 Handelt von ber fahrläffigen Gefährdung des Kredits 
einer Berfon, der $ 825 von ber Verlegung der Geſchlechtsehre einer Frauensperfon, ber 3 826 
von dem alle, daß jemand in einer gegen die guten Sitten verftoßenden Weife einem anderen 
vorfäglih Schaden zuflgt. Die 88 827, 828 betreffen den Ausſchluß der Haftung wegen Unzus 
rechnungsfähigfeit des Täters, und zwar regelt der 3 827 ben all, dab jemand im Buftande 
der Bewußtlofigfeit oder franfhafter Störung der Geifteßtätigkeit gehandelt Hat, der 8 828 die 
Fälle, daß ein Minderjähriger oder ein Taubftummer einem anderen Schaden zugefügt bat. 
Der 8 829 ergänzt die 88 827, 828 dahin, daß jemand, der auf Grund der gedachten Bor- 
ſchriſten nicht verantwortlich iſt, doch Erfag leiſten fol, foweit dies der Billigfeit entfpricht. 
Der 8 830 handelt von ber Teilnahme mehrerer an einer unerlaubten Handlung, Der 8 831 
regelt die Haftung für Angeftellte und Gehilfen. Der 8 832 normiert die Haftung desjenigen, 
welder die ihm obliegende Auffichtäpflicgt über eine der Beaufſichtigung bebilrftige Berfon 
verlegt hat. Die 88 833—839 geben Spezialvorfchriften für einige befondere Fälle. Die 
88 833, 834 Handeln von ben durch Tiere verurfachten Schaden, der 8 835 insbeſondere von 
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8. 823. Wer vorfäglich oder fahrläffig das Leben, den Körper, die Gejund- 
heit, die Freiheit, das Eigenthum oder ein fonftiges Recht eines Anderen wider⸗ 
rechtlich verleßt, ift dem Anderen zum Erſatze de3 daraus entjtehenden Schadens 


verpflichtet. 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schuß eines 
Anderen bezweckendes Geſetz verftößt. Iſt nad) dem Inhalte des Geſetzes ein Ver⸗ 
jtoß gegen diefes auch ohne Verſchulden möglich, fo tritt die Erfagpflicht nur im 
Falle des Verſchuldens ein. 


dem Erfage für Wildfehaden, die 88 836—838 von dem durch Einſturz eines Gebäudes ver: 
urſachten Schaden, der $ 839 endlich von der Haftung eines Beamten für den durd eine Ver— 
legung einer Amtspflicht entftehenden Schaden. Die 88 840, 841 regeln die Haflung für den 
Fall, daß mehrere für den aus einer unerlaubten Handlung entfiehenden Schaden verantwortlich 
find und zwar ſowohl dem Verletzten gegenüber als auch im Berhältniffe der mehreren Be- 
teiligten zueinander. Die zweite Hälfte des Titels enthält Borfchriften, welche den Umfang 
und die Durchführung des Erſatzanſpruchs betreffen. Die 88 842—847 befafien ſich mit den 
gegen die Perſon gerichteten unerlaubten Handlungen. Der $ 842 erfiredt die Haftung des 
Erfagpflichtigen auf Nachteile, welche für den Erwerb und das Fortkommen des Rerlepten 
entjtehen. Der 8 843 beitimmt, daß in gewiſſen Fällen bei Schädigung der Erwerbsfähigleit des 
Verlegten dur Entrihtung einer Geldrente Erfag zu gewähren ift. Die 85 844—846 handeln 
von den Erſatzanſprüchen britter Perfonen, denen ber Verlegte zur Gewährung de Unterhalts 
ober zur Reiftung von Dienften verpflichtet war. Der 8 847 beflimmt, daß bei gewiflen uner= 
laubten Handlungen auch für immateriellen Schaden Erjag zu leiften ift. Der 8 848 handelt 
von dem Untergang oder der Verſchlechterung einer berauszugebenden Sache, ber $ 849 von ber 
Verzinfung einer herauszugebenden Geldfumme, ber 8 850 von bem Erfage der Verwendungen, 
welche der Erſatzpflichtige auf eine herauszugebende Sache gemacht hat. Der 8 851 berüdfichtigt 
den Fall, daß ber Erfagpflichtige in gutem Glauben an eine nicht zum Erſatze berechtigte Perſou 
geleiftet Hat. Der 8 852 regelt die Verjährung des Anſpruchs auf Erſaß des aus einer uner⸗ 
laubten Handlung entitandenen Schadens. Der 8 855 beftimmt, ba die Einrede gegen eine 
durch eine unerlaubte Handlung erlangte Forderung nicht der Verjährung unterliegen fol. 


$ 823. 
€.18 704; 118 746 Abf. 1, 8 747 res. 8 808; II 8 807. P.1 6. 9621., 2848 1f., 3556, 3560, 11862 g.: 
M.11 6. 724. P.11 88.2 6. 566ff., 6301.; Bd. 6 ©, 200f., 212ff., 321, 323. D. €. 649. RB. ©. 1985. 

Detmold, Der Begriff des Schußgefeges im 8 823 des Bürgerlichen Gejegbudes, im ber 
Feſtgabe dev Göttinger Juriſtenfakultät für Negelsberger 1901 ©. 317; Hellbach, Begehung 
einer unerlaubten Handlung durch Unterlafjung, im Nedt 1904 ©. 100; Niffen, Begehung 
einer unerlaubten Handlung dur Unterlaffung, im Recht 1904 ©. 162; Dertmann, Unter 
laſſungsanſpruche aus unerlaubten Handlungen, in DI8. 1904 ©. 616; derf., Die Verrufserflärung 
(Boyfott) und ihre privatrechtlihen Wirkungen, in BI. f. RAnw. Bd. 72 ©. 274fi.; Lau, Der 
Unterlaſſungsanſpruch aus ben 88 823ff. BGB., in Grud. Bd. 47 ©. 497; Fuld, Unterlaffungs 
tage und Schadenderfagfage, in Sächſ. Arch. Bb. 12 ©. 257; Weißler, Die Legende von dev 
Glaubhaftmachung bei Sreigabeanfprüchen, in DIZ. 1904 ©. 635; Hellwig, Die Stellung bes 
Arztes im bürgerlichen Rechtsleben; Die zivilxechtliche Bedeutung der Geſchlechtskrankheiten, 1901; 
Gumbinner, Schabenserfaganfprüche bei Beſchädigungen durch Fuhrwerke, in DIZ. 1902 ©. 97; 
Kornfeld, Überihreitung ded Züchtigungsrehts; Zum $ 823 BGB., in Friedrichs Blätter 
Bd. 55 ©. 178; Golde, Das Verhältnis der Haftung aus unerlaubten Handlungen zu der 
Haftung für vom Schuldner zu vertretende nachträgliche Unmöglichkeit einer Leiftung, in Bernhöft⸗ 
Binderd Beiträge zur Auslegung bed BGB. 1905 Heft 6 S. 394; Fiſcher, Die Verlegung des 
Gläubigerrechts al8 unerlaubte Handlung nad) bem BGB. 1905. 

I. Entſtehungsgeſchichte ded 8 823. Bei der Auslegung des $ 823 wird mehrfach Veran⸗ 
laſſung vorliegen, auf die Entftefungsgefhichte der Vorſchriften zurüdzugehen. Es erfcheint des: 
halb angezeigt, zunächſt eine Überficht über den Bang der Verhandlungen zur geben, welche zu 
ber jept vorliegenden Faſſung des $ 823 geführt haben. Der E. I Hatte die grundlegenden Be- 
ftimmungen über die unerlaubten Handlungen dahin formuliert: 
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€. 18704. „Hat jemand durch eine aus Borfa oder Fahrläffigkeit begangene wider: 
vechtliche Handlung — Tun oder Unterlaflen — einem anderen einen Schaden zugefügt, 
defien Entftehung er vorausgeſehen hat oder vorausjehen mußte, fo iſt er dem anderen 
zum Erſatze bes durch die Handlung verurfachten Schadens verpflichtet, ohne Unterſchied, 
ob ber Umfang des Schadens vorauszufehen war oder nicht. 

Hat jemand aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit durch eine widerredtlihe Handlung das 

Recht eines anderen verlegt, fo iſt er den buch die Mechtsverlegung dem anderen vers 

urſachten Schaden biefem zu erfegen verpflichtet, auch wenn bie Entjtehung eines Schadens 

nicht vorauszuſehen war. Als Verlegung eines Rechtes im Sinne ber vorftehenden Bor- 
ſchrift ift auch die Verlegung bes Lebens, des Körpers, der Gefundheit, der Freiheit und 
der Ehre anzufehen.” 

Bei der Aufftellung diefer Nechtsfäge ift man nad) M. II ©. 725 davon ausgegangen, daß 
der Begriff der unerlaubten Handlung im Geſetz einheitlich geftaltet werben müſſe. Als un= 
erlaubte Handlung erfheint nad) dem E. I jede aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit begangene wider⸗ 
rechtliche Handlung, durch welde einem anderen Schaden zugefügt wird. Wiberrechtlic ift aber, 
wie die Motive audführen, vor allem das Handeln gegen ein abſolutes Verbotsgeſetz. Wider- 
rechtlich iit ebenfo die Verlegung des einem anderen zufiehenden abjoluten Rechtes. Der erfte 
Fall ſoll duch den Abf. 1 gededt werden, ber zweite Fall iſt im Abſ. 2 beſonders geregelt. Sit 
gegen ein Verbotögejeg verjtoßen, jo ſoll jeder, auch der nur mittelbar Geſchädigte, Schadens⸗ 
erfag forden können. Um jebod) die Haftung des Täters nicht ind Ungemeſſene zu fteigern, ift 
die Erfagpfliht davon abhängig gemacht, daß der Täter den Schaden vorausgeſehen hat ober 
vorausfehen mußte. Iſt das Recht eines anderen verlegt, fo foll der Täter nur dem bireft 
Verletzten zum Schadenserfage verpflichtet fein. Es fol Hier aber nicht darauf anlommen, ob 
bie Entftehung eine Schadens voranszujehen war. Die zweite Kommiffion beſchloß zunächſt 
das Prinzip dahin zu faflen: 

€. II 8 746 Abſ. 1. „Wer vorfäglich oder fahrläfjig ein Recht eines anderen wider 
rechtlich verlegt oder gegen ein den Schuß eines anderen bezwedendes Geſetz verftößt, iſt 
dem anderen zum Erſatze des dadurch entftehenden Schadens verpflichtet. Sit nach dem 

Inhalte des Geſetzes ein Verſtoß gegen dasfelbe auch ohne Verſchulden möglich, jo tritt 

die Exrfagpflicht nur im Falle des Verſchuldens ein.“ 

Hiernad) ift der Grundgedanke bes €. I feftgehalten. Die Haftung des Täters beim Ver- 
ftoße gegen ein Schußgefeb ift aber gegenüber dem E. I eingeſchränkt infofern, als nicht jeder, 
der durch die unerlaubte Handlung geichädigt ift, fondern nur derjenige, zu deſſen Schupe das 
Geſetz beftimmt ift, berechtigt fein fol, Erfag zu verlangen; fie ift erweitert infofern, als es nicht 
darauf ankommen fol, ob der Schaden vorauszufehen war. Der Sap 2 ift von ber Redaltions⸗ 
kommiſſion mit Nüdfiht auf die veränderte Faſſung des Prinzips hinzugefügt; fachlich entipricht 
der darin ausgefprochene Gedanke dem E. I. Der Sap 2 bes E,I 8 704 Abſ. 2 ift geitrichen. 
Es berußte dies auf ber Erwägung, daß es unnötig fei, die Verlegung bes Lebens, bed Körpers 
und der Gefundheit befonderd zu erwähnen, weil ſich binfichtlich diefer Medjtögüiter ber not= 
wendige Schuß ſchon aus Sag 1 ergebe. Das gleiche gelte von der vorfäglichen Verlegung der 
Freiheit oder ber Ehre; wegen ber fahrläffigen Verlegung der freiheit ober der Ehre werde man 
befier fpezielle Borfchriften geben. Es find denn auch befondere Beitimmungen über die fahr: 
läffige Entziehung der Freiheit (E. II 8 747) und bie fahrläffige Schädigung des Kredits (E. II 
8 748 jegt & 824) eingeftellt. Die Redaktionskommiſſion hat dann dem Paragraphen in ber 
oben mitgeteilten Faſſung nocd eine von der Kommilfion bei der Beratung bes Allgemeinen 
Teiles befchlofiene Borfchrifi über den Notftand (E. II 8 746 Ab. 2) Hinzugefügt. Bei der 
zweiten Leſung wurde befchlofien, den Eingang bes €. II 8 746 Abf. 1 dahin zu faflen: 

„Wer vorfäglid oder fahrläffig das Leben, den Körper, die Geſundheit, bie Freiheit, 

das Eigentum oder ein fonftiges Recht eines anderen... . . 

Gleichzeitig wurbe der von der Verlegung der Freiheit handelnde E. II 8 747, ba er durch bie 
erweiterte Faſſung des E. II 8 746 Abf. 1 entbehrlich geworben mar, geſtrichen. Bu ber 
Änderung des €. II 8 746 Abſ. 1 Hat fi die Kommilfion durd; die Erwägung beitimmen 
lafien, daß bei dem Schweigen des Geſetzes Zweifel entftehen könnten, ob bie Verlegung bes 
Lebens und ber anderen beſonders aufgeführten Rechtsgüter al3 unerlaubte Handlung anzujehen 
ſei. Ein Antrag, im €. II 8 746 auch die Ehre zu erwähnen, war nicht geitellt. Inſoweit ift 
es bei dem früheren Befchlufie verblieben. Der vom Notſtande handelnde E. II 8,746 Abſ. 2 
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wurde geſtrichen und dafür ein neuer $ 8188 (der jegige 8 904) eingeftellt. Die Rebaltions- 
tommiifion hat dann der Vorfchrift die jet vorliegende Faſſung gegeben. In ber RTE. wurde 
ſchließlich noch ein Antrag geftellt, welcher eine Schadenserfagpflicht auch fiir unverſchuldete Ber- 
Tegungen einführen ſowie Verlegungen der Arbeitskraft, der Ehre und ber Sittlichkeit den Körper: 
und Eigentumsverlegungen gleichtellen wollte. Der Untrag ift aber abgelehnt. 

Der 8 823 beruht hiernach fachlich auf den Beſchlüſſen der erften und zweiten Kommiffion, 
bie Faſſung auf den Beichlüffen der zweiten Kommiffion. 

II. Boransfegungen ber Haftung aus unerlaubter Handlung nad Abſ. 1. 

1. Ein Rechtsgut oder ein Recht ber im Abſ. 1 bezeichneten Art muß verlegt fein. 
Ein Sag, daß man allgemein für ſchuldhaft verurfachten Vermögensſchaden hafte, ift dem BGB. 
fremd (Seuffü. Bd. 57 ©. 345; RE. Bb.-51 ©. 2; RG. in DIE. ©. 92; RS. Bd. 62 
&. 315; RG. in DIE. 1906 ©. 485; RG. in Gruch. Bd. 50 ©. 965). Eine Bermögens- 
beihädigung, die nicht in ber Verlegung eines der im Mb. 1 beftimmten Rechtsgüter oder 
Nechte befteht, begründet eine Verpflichtung zum Schabenserfage nur dann, wenn die Borans- 
fegungen des Abſ. 2 vorliegen (ſ. unten Erl. II). Bu ben einzelnen im Abſ. 2 bezeichneten 
Rechtsgütern und Mechten tft folgendes zu bemerken: 

a) Dad Leben eined Menſchen ift verlegt, wenn ber Menſch getötet if. Es muß 
alfo ein lebender Menfch vorhanden gemwefen fein. Es genügt nicht, daß eine Leibesfrucht vers 
nichtet oder verlegt ift; denn erft mit der Vollendung ber Geburt entfteht ein rechtsfähiger 
Menſch (Bd. I Erl. 1 zu $ 1; von Liszt, Lehrb. d. Strafrehts 8 80; Olshauſen Kom. 
zum StGB., Erl. zu $ 211). Ein Anſpruch auf Erfag ded durch die Tötung verurfachten 
Schadens kann nur für die Erben des Getöteten und für die mittelbar durch die Tötung Be 
ſchädigten in Betracht kommen. Über das Nähere ſ. Erl. 1, 2 zu 8 844. 

b) Eine Verlegung bes Körpers liegt vor, wenn ein Teil des menſchlichen Körpers 
zerſtört ober beſchädigt wird. (Vgl. wegen der verſchiedenen Anſichten, welche im Strafrecht über 
den Begriff der Körperverlegung aufgeftellt find, v. Liszt, Lehrb. d. Strafr., $ 86 und DIS: 
haufen Kom. z. StGB., Erf. zu $ 223). Auf melde Weife die Körperverlegung herbeigeführt 
wird, ift gleichgültig. Ebenfo fommt es nicht barauf an, ob die Berfegung erheblich oder gering- 
fügig iſt; Erſaß kann aber felbftverftändlich nur verlangt werden, wenn durch bie Verlegung ein 
Schaden herbeigeführt ift. 

0) Eine Verlegung der Befundheit liegt vor, wenn bie inneren Funktionen des 
Körpers zum Nachteile des Verleten geftört werben. In Betracht kommt fomohl bie Störung 
der Törperlichen wie der geiftigen Gefundheit (vgl. v. Liszt, Lehrb. d. Strafr. 8 86 und Ols⸗ 
haufen Kom. 3. StGB. Erl. zu 8 223). Ob bie Verlegung ber Gefundheit dur phyſiſche oder 
ob fie durch pfychiſche Einwirkung herbeigeführt wird, ift gleichgültig. Über Anſteckung durch 
eine an einer anfiedenden Krankheit leidende Perſon ſ. Süchſ. Arch. Bb. 7 ©. 526. 

d) Eine Verlegung der Freiheit legt zunächſt dann vor, wenn jemand eingefperrt 
oder auf andere Weile des Gebrauchs ber perfünlichen Freiheit beraubt wird. In welchen anderen 
Füllen eine Verlegung der Freiheit anzunehmen ift, kann zweifelhaft fein. Man wird zumädjit 
anzunehmen haben, daß das Geſetz den Ausdrud , Freiheit“ jedenfans in demſelben Umfange hat 
gebrauchen wollen, wie er im Sirafgefegbuche verwendet ift. Diefes gibt im achtzehnten Ab⸗ 
ſchnitte, welcher bie Überfchrift trägt „Werbrechen und ergehen gegen bie perfönlihe Freiheit" 
Vorſchriften über den Menſchenraub (88 234, 235), die Entfligrung (88 236—238), die Freiheits⸗ 
entziefung ($ 239), die Nötigung (8 240) und die Bedrohung (8 241). Indeſſen ift diefe 
Aufzählung nicht erſchöpfend. Eine Verlegung der Freiheit wird vielmehr aud dann geahnbet, 
wenn fie in Verbindung mit einem anderen Verbrechen vorfommt, fo z. B. bei den unter An= 
wendung von Gewalt verlibten Sittlichkeitsverbrechen (vgl. v. Liszt, Lehrb. d. Strafe. $ 97, 
Dlshaufen Kom. z. StGB., Vorbm. z. 18. Abſchn.). In allen Fällen, in welchen gegen Bor- 
ſchriften des StGB. verjtoßen wird, ift der Tatbeitand einer unerlaubten Handlung ſchon nad 
8 823 Abſ. 2 gegeben. Die Anführung der Freiheit im Abſ. 1 ift aber dadurd von Bedeutung, 
daß danach auch fahrläffige Entziehung der Freiheit, die durch das StGB. nicht getroffen wird, 
die Verpflihtung zum Schabenserfage wegen unerlaubter Handlung begründen fan. Man wird 
aber noch einen Schritt weitergehen müfjen und eine Verlegung ber Freiheit in allen Fällen 
anzunehmen haben, in welchen jemand in der Verfügung über feine Berfon oder in der freien 
Willensbeftimmung gehindert wird (Dertmann II. Aufl. Erl. 2 zu 8 823; von Liszt, Del» 
Oblig. ©. 24), Eine Verlegung ber Freiheit liegt aljo z. B. vor, wenn arbeitswillige ‚Arbeiter 
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von ftreifenden Arbeitern verhindert werden, bie Arbeit aufzunehmen, oder wenn jemand ver- 
hindert wird, ein beſtimmtes Rechtsgeſchäft ober Rechtsgeſchäfte gewiſſer Art vorzunehmen, 3. B. 
von einer beftimmten Firma zu laufen ober an fie zu verlaufen. Bu beachten tft indeflen, daß, 
um den Anfpruch aus unerlaubter Handlung zu begründen, zu der Verlegung der Freiheit noch 
Hinzutreten muß, daB fie widerrechtlich erfolgt und daß dem Verletzenden Vorſatz oder Fahr⸗ 
läffigfeit zur Laſt fällt. Es fragt fi) insbeſondere, ob jebe Drohung, durch welche jemand zu 
einer Handlung beftimmt oder von einer ſolchen abgehalten werben foll, ald eine widerrechtliche 
Berlegung ber Freiheit angefehen werden muß, oder ob ihr ber Charakter der Widerrechtlichleit in- 
folge befonderer Werhältnifie, insbeſondere infolge des berechtigten wirtſchaftlichen Intereſſen⸗ 
kampfes fehlen kann (f. Erl. II 3). Den Ieptgedacdhten Geſichtspunkt heben aud die Ente 
fcheidungen des RG. Bd. 48 ©. 114 V; Bd. 51 ©. 373; Bb. 58 ©. 24 hervor, während fie 
die Frage dahingeſtellt fein lafien, ob der Begriff der Freiheit in dem oben angegebenen weiteren 
Sinne zu verftehen fei und nur betonen, baß unter ben im $ 823 angeführten fonftigen Rechten 
nicht das Recht auf freie Ausnutzung der Arbeitäfraft mit begriffen jei (KG. Bd. 51 ©. 373). 
In dem bier vertretenen weiteren Sinne wird der Begriff der Freiheit auch in dem 8 123 ver- 
ftanden, nad; welchem jede Willenserflärung anfechtbar ift, zu welcher ber Erklärende widerrechtlich 
durch Drohung beftimmt iſt (ſ. Erl. 3 zu 8 123). 

e) Eine Verlegung des Eigentums liegt vor, wenn ber Eigentümer in feinem Rechte 
beeinträchtigt wird, insbefondere die den Gegenftand des Eigentums bildende Sache zerftört ober 
befchäbigt oder wenn fie dem Eigentümer dauernd oder zeitweilig entzogen wird. Es gehört 
dahin aud der Fall, daß von einem Nachbar in unzuläffiger Weife auf das Eigentum eingemirtt, 
3. B. bie Brauchbarkeit des Grundftüdd durch unzuläffige Immifjion von Geftant zeitweife be= 
einträhtigt wird (NG. Bd. 47 ©. 249, oder daß durch Aufihütten von Schlamm und Erb» 
maſſen, Sand in großer Menge auf das Nahbargrundftüd geweht wird (RG. Bd. 60 ©. 138). 
Nicht als Verlegung des Eigentums an einem Grundftüd aber kann es angefehen werden, wenn 
durd bie Art, in welcher ein Brundftüd benugt wird, eine Gefahr für das Nahbargrundftüd 
entfteht, wenn 3. B. durch den Betrieb einer Fabril auf dem Grundftüde die Gefahr eines 
Brandes oder einer Erplofion eintritt und dadurch ber Wert des Nachbargrundſtücks beeinträchtigt 
wird. Borauszufegen tft dabei nur, daß die Urt der Benugung an fi) erlaubt ift umb nicht 
über bie Grenzen des Grunbftäds hinauswirkt (NG. Bd. 5 ©. 225; Mipr. Bd. 4 ©. 55). Auch 
durch den Betrieb eines Borbells auf einem Grunbftüde wird das Eigentum an dem Nachbar— 
grunbdftüde nicht verlegt (ME. Bd. 57 ©. 239; a. U. Ripr. Bd. 2 ©. 457 und für früheres 
badifches Recht RG. Bb. 38 ©. 379). Das Eigentum an beweglichen Sachen wird 3. B. auch 
dadurch verlegt, daß ein Glänbiger ſolche im Befige des Schuldners befindliche Saden im Wege 
der Zwangsvollſtreckung trog Reklamation des Gläubigers verfteigern läßt (Seuffel. Bd. 56 
©. 353). Someit e8 fih um das Verhältnis bes Eigentümers zu dem Befiger handelt, kommen 
die befouderen flr den Eigentumsanſpruch geltenden Vorſchriften der 88 989ff. zur Anwendung, 
und nur im alle des 8 992, wenn aljo der Befiger ſich durch verbotene Eigenmacht oder durch 
eine firafbare Handlung ben Beſitz verſchafft Hat, haftet er dem Eigentümer nach den Vorſchriften 
über unerlaubte Handlungen (RG. Bd. 56 ©. 313). 

1) Beitritten ift, was unter bem „jonftigen Rechte“ im 8 823 zu verftehen ift. 

a) Unzweifelhaft gehören dahin alle in dem BGB., in ben anderen Reichsgeſetzen und in 
ben unberührt gebliebenen Qandesgejegen anerfannten abjoluten Privatrechte (RG. Bd. 51 ©. 369). 
Es gehören dahin inzbejondere die dinglichen Rechte an fremden Sachen, das Namenrecht (8 12) 
und diejenigen Rechte, auf melde bie Vorſchriften des $ 12 entſprechend anzuwenden find 
(. Bd. 1 Erl.5 zu 812). Es gehören dahin ferner das Firmenrecht (HEB. 8 37), die Urheber» 
rechte und Erfinderrechte jowie die Rechte an Gebrauhsmuftern und Warenzeichen. Die Rechts—- 
folgen, welche fi an die Verlegung der letztgedachten Rechte knüpfen, find indefien durch die bes 
treffenden Reichsgeſetze beſonders geregelt (Borbm. 6 zu biefem Titel). Nicht begründet dürfte 
fein die Annahme eines Rechtes am eigenen Bilde (ſ. Bd. I Erl. 7 zu 8 12; Ripr. Bb. 2 ©. 313; 
vgl. auch RE. Bd. 53 ©. 312). Nah Rſpr. Bd. 12 ©. 110 gehört zu den fonftigen Rechten 
aud) das Recht eines Bauunternehmers, der eine Kefielanlage bereits in ein Gebäude eingemauert 
hat, weil er, wenn er auch nicht mehr Eigentümer dev Anlage fet, doch das Recht Habe, die 
Anlage wieder wegzunehmen und dadurch das Eigentum baran zu erwerben. 

4) Nur wirkliche Nechte, nicht Rechtsgüter find unter „den fonftigen Rechten“ zu verftehen. 
Der Kreis der geſchützten Rechtsgüter ift auf die tm $ 823 befonberS bezeichneten, aljo auf 
Neben, Körper, Gefundpeit, Freiheit beichräntt. Eine Ausdehnung auf andere Rechtsgüter, ins» 
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befondere bie Ehre, iſt unzuläffig. Dies ift freilich beſtritten. Es wird die Anficht vertreten, 
daß die Worte „ober ein fonftiges Recht“ nicht nur auf das Eigentum, fondern auf alle vorher- 
gehenden Worte zu beziehen jeien. Man Hätte aljo das Leben, den Körper, die Geſundheit und 
die Freiheit ebenfo mie dad Eigentum als Rechte anzufehen und die Vorſchrift würde, da die 
einzelnen angeführten Rechte nur als Beiſpiele erjcheinen, auch Anwendung finden, wenn ein 
anderes ähnliches Recht verlegt wird; jo Hahenburg, Boriräge ©. 154; Lindelmann ©. 18; 
von Liszt ©. 22; Kuhlenbeck, 8. d. Band. 5. BGB. II ©. 153; Endemann I 8 200 
Anm. 28; Dernburg II $ 383 II 1. Endemann, Kuhlenbed und Dernburg wollen 
insbefondere die Ehre zu ben Rechten im Sinne bes Abf. 1 redinen, während Lindelmann 
und Liszt dies mit Rückſicht auf die fpezielle Borfchrift des 8 824 und auf die Entfiehungs- 
geſchichte des Geſetzes nicht für zuläffig Halten. Die vorftehend angegebene Auslegung des Abf. 1 
kann indeſſen nicht als richtig anerkannt werden. Zunächſt entfpricht es nicht dem Sprachgebrauche, 
das Leben ober den Körper als ein Recht zu bezeichnen und man wird ſchon deshalb im Zweifel 
nicht annehmen können, daß das Geſetz die Worte in dieſem Sinne gebraucht hat. Weiter kann 
nad der Entftehungsgefchihte der Vorſchrift (f. oben Erl. 1) darüber kein Zweifel obwalten, 
daß ſowohl die zweite Kommiffion als aud die RTK. die Erftredung der Vorſchrift des Abf. I 
auf andere als bie dort angeführten Rechtsgüter Haben ausschließen wollen. Die Ehre wird 
nad Abf. 2 infofern gefhligt, als in ihrer Verlegung ein Verftoß gegen ein ben Schup eines anderen 
bezwedenbes Geſetz liegt. Dies tft der Fall, ſoweit die Verlegung der Ehre gegen bie ftraf: 
rechtlichen Beftimmungen über Beleidigung und Verläumbung verftößt. Befondere Beftimmungen 
zum Schutze ber gefhäftlihen Ehre enthält ferner der 8 824. Eine fahrläffige Verlegung der 
Ehre begründet, abgejehen von ben Füllen bes 8 824, keinen Erſatzanſpruch. Aus der Vorſchrift 
bes 8 824 ergibt ſich übrigens ein weiteres Argument dafür, daß bie Ehre nicht unter 8 823 
Abſ. 1 fällt. Hätte das Gefeg dies angenommen und wäre demnach jede fahrläffige Verlegung 
der Ehre eine unerlaubte Handlung, fo würde es ber Vorfchrift des 8 824 überhaupt nicht bes 
durft haben (vgl. übrigens für bie Hier vertretene Auffafjung Bd. I ©. 56, Vorbm. 4. Auf 
demfelben Standpunkte fiehen RG. Bd. 51 ©. 369; Bd. 56 ©. 271; vgl. indeſſen aud MG. 
Bd. 61 ©. 366). 

Eine Verlegung des religiöfen Gefühle fällt micht unter Abf.1. Auch ein Anſpruch 
auf Grund bes Abſ. 2 tft Hier ausgeſchloſſen, da nur ein immaterieller Schaben in Frage kommt, 
file welchen nach 8 253 kein Erſatz gefordert werben kann. Das gleiche gilt von der Verlegung 
ber Sittlichkeit. Jedoch kann eine Frauensperſon, gegen die ein Verbrechen oder ein Vergehen 
gegen die Sittlichkeit begangen ift oder die durch Hinterkift, durch Drohung oder unter Mißbrauch 
eines Abhängigteitsverhältnifieg zur Geſtattung dev außerehelichen Beiwohnung beftimmt ift, nach 
5 847 Abſ. 2 auch wegen des immateriellen Schadens eine billige Entfhädigung in Geld ver⸗ 
langen. Möglicherweie wird auch, wenn wegen Verlegung des Körpers oder ber Geſundheit 
nad) 8 847 Abſ. 1 Erfag bes immateriellen Schadens gefordert wird, die Verlegung des fitt- 
lien Gefühls zu berüdficätigen jein. 

7) Aus dem unter 8 Geſagten ergibt ſich, daß ein befonderes Recht auf ungehinderte 
freie Verwertung ber Arbeitsfraft nicht befteht. Es greift im biefer Beziehung inbeflen, 
wie unter d bereit8 hervorgehoben tft, die Vorſchrift ein, nach welcher auch die Freiheit zu den 
nad Abſ. 1 gefhügten Rechtsgütern gehört und ihre Berlegung daher, foweit fie widerrechtlich 
ift und vorfäglich oder fahrläffig erfolgt, eine unerlaubte Handlung ift. Dagegen nimmt das 
Reichsgericht in verſchiedenen Entſcheidungen ein befonderes fubjeltives Redt an dem 
bereit8 eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb an (MG. 85.28 ©. 228ff.; 
3b. 51 ©. 369; Wh. 56 ©. 271; Bd. 58 ©. 24; ebenfo Rſpr. Bd. 14 ©. 40; 56; HanfWerßig. 
Bd. 28 ©. 20; nad RG. in DIE. 1907 ©. 65 fol die ärztliche Berufstätigkeit nur dann als ein 
felbftändiger ®ewerbebetrieb angefehen werben, wenn damit der Betrieb einer Brivatkrankenanftalt 
verbunben ift; auch in R®. in DJIZ. 1906 ©. 1027 wird ebenfalls ein felbftändiger Gewerbebetrieb 
zu ben fonftigen Rechten gezählt, die Boykottierung eines Gewerbetreibenden aber deshalb nidyt ald 
unter 8 823 fallend angefehen, weil fie nicht wiberrechtlich fei). In den Gründen, aus welchen die 
Anertennung eines ſolchen Rechtes erfolgt, ſowie in betreff des Umfanges dieſes Mechtes ſtimmen 
die gedachten Urteile indeſſen nicht überein. In dem Urteile Bd. 56 ©. 271 ff. wird nur gefagt, 
daß ein beftehender jelbftändiger Gewerbebetrieb wenigftens infomwelt, als er durch pofitine Ge 
ſetzesvorſchrift, namentlich durch das Geſetz zur Bekämpfung des unlanteren Wettbewerbes d. 
27. Mat 1896 beſonders geſchittzt ſei, als ein wohlerworbenes Recht anzufehen fein möge, ımb 
es wird Hinzugefügt, dab daraus nicht folge, dab jede Störung ober Beeinträchtigung eines 
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anderen in biefem @ewerbebetriebe fi als rechtswidrige, unter $ 823 Abf. 1 BGB. fallende 
Mechtsverletzung bdarftelle. Das ſei namentlich infoweit nicht anzunehmen, als der fragliche Ein: 
griff in Betätigung der dem Gegner ſeinerſeits zuftehenden gewerblichen Handlungsfreiheit und 
in ben Grenzen erlaubter Konkurrenz bzw. Koalition erfolgt ift. Gegen unberechtigte Schädigungen 
ober Störungen anderer in Ausübung bes Gewerbebetriebes gewähre das geltende Recht in dem 
Wettbewerbögejep im 8 823 Abſ. 2 in Verbindung mit den ftrafgefeglihen Normen über Ber- 
letzung ber Ehre und Kreditgefährbung, ſowie in ben 88 824, 826 BGB. in ausreihendem Maße 
Scug. In dem Urteile Bd. 58 ©. 29f. wird dagegen darauf abgeftellt, daß es ſich bei dem 
bejtehenden jelbftändigen Gewerbebetriebe nicht bloß um bie freie Willendbetätigung des Gewerbes 
treibenden Handle, fonbern daß biejer Wille darin bereits feine gegenftändliche Verkörperung 
gefunden habe und dadurch bie feite Grundlage für die Annahme eines fubjeltiven Rechtes an 
dieſem Betriebe gegeben fei. Störungen und Beeinträhtigungen, melde fi unmittelbar gegen 
den Gewerbebetrieb richten, dürften beshalb als eine unter 8 823 Abſ. 1 fallende Rechtsverletzung 
angefehen werben. Hieraus wird danır weiter gefolgert, daß ein derartiger gegen den Gewerbe— 
betrieb felbft gerichteter Eingriff dann vorliege, wenn auf Grund eines angeblich entgegenftehenden 
gewerblihen Schutzrechts bie rechtliche Zuläſſigkeit dieſes Betriebes in beftimmtem Umfange ver- 
neint und deshalb feine Einſchränkung verlangt wird. Die Ausführungen der gedachten Urteile 
durften ſchwerlich genügen, um lediglich auf Grund des felbftändigen Betriebes eines Erwerbs: 
geichäfts ein befonderes fubjeltives Recht zu dieſem Betrieb im Sinne des $ 823 Abf. 1 anzu⸗ 
nehmen. Es iſt nicht abzujehen, weshalb die Betätigung ber mwirtfchaftlichen Freiheit in einer 
beftimmten Richtung ein befonberes fubjeltives Recht begründen fol, obwohl es an einer gejeh- 
lichen Beſtimmung fehlt, durch welche ein ſolches Recht anerlannt wird. Dem Bedürfniſſe des 
Schutzes eined gewerblichen Betriebes dürfte einerjeit8 durch die richtige Anwendung ber über 
den Schuß der Freiheit im 8 823 Abſ. 1 gegebenen Borfchriften, fowie durch die Beſtimmungen 
des 8 823 Abf. 2, der 38 824, 826 und andererſeits durch die Borfchriften des Wettbewerbsgeſetzes 
völlig Genüge geſchehen. Insbeſondere wird: aud die Störung eines Gewerbebetriebes durch 
Geltendmachung eines nicht beſtehenden Schutzrechts als widerrechtliche Verlegung ber Freiheit 
im Sinne des 8 823 Abſ. 1 zu betrachten fein. 

ö) Ob eine Verlegung des Beſitzes einen Unfpruch nad) Ab. 1 begründet, kann zweifelhaft 
fein. Die M. III ©. 110 führen aus: Das Gewaltverbot des $ 814 (ded jebigen 8 858) 
begrünbe für den Inhaber eine abfolut geſchützte Nechtsfiellung; mehr fei nicht zu verlangen, 
um eine Mechtöverlegung im Sinne bes 8 704 Abſ. 2 (des jegigen 8 823 Abſ. 1) anzunehmen. 
Die zweite Kommifftion hat aber einen Antrag, ben Befig in dem (jegigen) $ 823 aufzuführen, 
abgelehnt, weil der Beſitz durch das Verbotögeje des (jeigen) 8 858 genügend geſchützt werde 
und der Anfchein zu vermeiden fei, als Habe das Geſetz die wiſſenſchaftliche Frage nah dem 
Weſen bes Befiges enticheiden wollen. In Bd. III ©. 28 Vorbm. 4 ift ausgeführt, daß vom 
Standpunkte des BGB. die Auffafjung des Beſitzes als eines fubjektiven Nechtes abzulehnen fei. 
Hiernad) fällt eine Verlegung des Beſitzes nicht unter den $ 823 Abſ. 1. In der Fiteratur wird 
dagegen von verſchiedenen Seiten die Anſicht vertreten, daß der Beſitz doch jedenfalls eine Rechts⸗ 
pofitton darftelle und daß dies genüge, um den 8 823 Abf. 1 zur Anwendung zu bringen; jo 
v. Liszt ©. 51; Dertmann II. Aufl. 8 823 Anm. 3d; EnneccerusI 8359 II ic. Die 
Frage dürfte im mwefentlihen nur theoretiihe Bedeutung haben, da, auch wenn man ben Beſitz 
nicht als Recht anfieht, eine ſchuldhafte Verlegung bes Beſitzes doch nach 8 823 Abf. 2 in Ber: 
bindung mit 8 858 eine Erſatzpflicht begründet. Auch in RG. Bd. 59 ©. 326 wird die Frage, 
ob ber Beſitz des Mieters nach 8 823 Abf. 2 gegen widerrechtliche Verlegung geihüßt fei, weil 
fie nur eine theoretifche Bebeutung habe, nicht entfchteben. 

e) Die Berlegung eines obligatorifhen Rechtes füllt regelmäßig nicht unter ben $ 823 
Abſ. 1. Daß der Anſpruch des Gläubigers dem Schuldner gegenüber, wenn biefer gegen bie 
ihm nad dem Schuldverhältnis obliegenden Verpflichtungen verfiößt, nicht nad den Grundſätzen 
über unerlaubte Handlungen zu beurteilen ift, fondern daß die allgemeinen fir Schuldverhältnifie 
maßgebenben Vorſchriften und daneben die etwaigen befonderen für das betreffende Schuldver- 
hältnis gegebenen Vorſchriften Platz greifen, ift bereit3 in den Vorbm. 4 ausgeführt. 

Zweifelhaft und bejtritten aber ift die Frage, ob der 8 823 Abſ. 1 nicht im denjenigen 
Füllen Anwendung findet, in melden ein obligatorifher Anſpruch durch die Handlung eines 
Dritten untergehen oder verlegt werden Tann (f. die Zufammenftellung der Literatur über dieſe 
Trage in RG. Bd. 57 ©. 353). Mittelbar kann dies dadurch gefchehen, daß ein Dritter ben 
Gegenſtand, auf deſſen Leiftung das Schuldverhältnis gerichtet ift, vernichtet; ber Schuldner wird 
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nad; 8 275 infolge der hierdurch eintretenden von ihm nicht verſchuldeten Unmöglichkeit ber 
Leiftung befreit; das Forderungsrecht geht alfo dadurch unter. In verſchiedenen Füllen kann 
ein Dritter auch unmittelbar durch feine Handlung das Erlöfchen des Forderungsrechts bewirken. 
In Betracht kommt in diefer Beziehung insbeſondere die Vorſchrift des $ 407, nach welchem im 
Halle der Abtretung einer Forderung der neue Gläubiger bie von dem Schuldner am den bis: 
berigen Gläubiger bewirkte Leiftung fowie jedes zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen 
Gläubiger in Beziehung auf die Forderung vorgenommene Rechtögeichäft gegen ſich gelten Lafien 
muß. Hierher gehören aud die Fülle, in welchen bie Forderung auß einer Schuldverfchreibung 
auf den Inhaber oder eine Sorderung, für melde ein Legitimationspapier ausgeftellt ift, dadurch 
erliſcht, daß die Leiftung an einen nicht berechtigten Inhaber der Schuldverfchreibung oder bes 
Legitimationspapiers erfolgt. Das Neihsgeriht (RG. Bd. 57 ©. 353) nimmt an, daß im ben 
Fällen biefer Urt der 8 823 Abf. 1 Teine Anwendung findet, daß vielmehr unter dem bort an» 
geführten „Ionftigen echte” ein Forderungsrecht, auch wenn es von einem Dritten verlegt 
werben könne, nicht mit zu verfiehen fei. Als entſcheidend für biefe Auffafjung fieht das RE. 
die Vorſchrift des $ 241 an, nach welcher kraft des Schuldverhältniffes der Gläubiger berechtigt 
ift, eine Leiflung von dem Schuldner zu fordern. Hieraus ergibt ſich indeſſen nur, daß das dem 
Gläubiger kraft des Schuldverhältnifjes zuftehende Recht nur ein Recht gegen ben Schuldner if 
und daher regelmäßig nur von diefem verlegt werben fann. Es würde daraus für fich allen 
nicht gefolgert werben können, daß das Recht des Gläubigers nicht zu den in bem 8 823 Abf. 1 
bezeichneten fonftigen Rechten gehörte; denn es iſt troß feiner relativen Natur ein ſubjektives 
Recht. Daf die Verlegung dieſes Rechtes durch ben Schuldner nicht unter 8 823 Abſ. 1 fällt, 
#ft nur deshalb anzunegmen, weil das Rechtsverhältnis zwifchen dem Gläubiger und dem Schuldner 
einfhließlic der Folgen einer Verlegung bes Nechtes bed Gläubiger dich den Schuldner ers 
fchöpfend in den allgemeinen Vorſchriften über Schulbverhältnifie und in den für die einzelnen 
Schuldverhältniſſe getroffenen Beitimmungen geregelt if. Daß aud bie Verlegung bes Hedhtes 
des Gläubiger dur einen Dritten, ſoweit eine ſolche ausnahmsweiſe möglich ift, nicht unter 
& 823 Abſ. 1 falle, würde nur dann angenommen werben können, wenn auch biefed Berhältnis 
in den allgemeinen Vorſchriften über Schuldverhältnifie feine erſchöpfende Regelung gefunden 
hätte. Dies dürfte aber nicht ber Fall fein. Was zunächſt die oben angeführten Fälle anlangt, 
in welchen eine unmittelbare Verlegung bes echtes bed Gläubigers durch einen Dritten möglich 
it, fo enthalten in dieſer Beziehung bie allgemeinen Vorſchriften über Schuldverhältniffe über- 
haupt keine Veftimmungen. In dem alle des 8 407, in melden das Forberungsrecht bes 
neuen Gläubigers durch die Annahme der Leiftung des Schuldners von feiten des bißherigen 
Gläubigerd oder durch ein zwiſchen diefem und dem Schuldner in Beziehung auf die Forderung 
borgenommenes Rechtsgeſchaft aufgehoben ober verlegt wird, hat ber neue Gläubiger zwar, wenn 
ber Übergang der Forderung dur Abtretung erfolgt ift, Häufig auf Grund des ber Abtretung 
zugrunde liegenden obligatoriſchen Geſchäfts einen Erſatzanſpruch gegen ben bisherigen Gläubiger; 
es ift dies keineswegs aber immer ber Hal, und in ben Fällen bes gefeglichen Überganges der 
Forderung wird der neue Gläubiger lediglich auf Grund dieſes Überganges einen Erſatzanſpruch 
gegen ben bisherigen Gläubiger haben. In Fällen biefer Urt wird der neue Gläubiger nicht 
dur die allgemeinen Vorſchriften über Schulbverhältniffe gefhligt; vielmehr treten Hier die Bor 
ſchriften über ungerechtfertigte Bereiherung und unerlaubte Handlungen ergänzend ein. Durch 
8 816 Abf. 2 wird der Anſpruch bes neuen Gläubigers auf Herausgabe ber von bem bisherigen 
Gläubiger durch die Leiftung des Schuldners erlangten ungerechtfertigten Bereicherung aus: 
drücklich anerfannt. In beiveff des Anſpruchs aus unerlaubter Handlung bedurfte es einer ber 
fonderen Beitimmung nicht, weil in diefer Beziehung die allgemeine Borfchrift des 8 823 Abf. I 
ausreicht. Ebenfo wie in den Füllen des $ 407 Liegt das Verhältnis in den anderen oben an- 
geführten Fällen, in denen eine unmittelbare Verlegung des Rechtes bes Gläubigerd durch einen 
Dritten möglich iſt. Zweifelhaft ift, ob das Verhältnis in den oben angeführten Fällen, in 
welchen nur mittelbar die Verlegung bed Mechtes bed Gläubigers durch einen Dritten möglich 
ift, eine erfchöpfende Negelung bes Verhältnifjes durch bie allgemeine Vorſchrift über Schuld⸗ 
verhältnifie ftattgefunden hat. Für einen Fall diefer Art beftimmt der $ 281, daß ber @läubiger, 
wenn ber Schuldner infolge des Umftandes, welcher die Leiftung unmöglid macht, für dem ge⸗ 
ſchuldeten Begenftand einen Erfag oder einen Erſatzanſpruch erlangt, die Herausgabe bes als 
Erfag Empfangenen oder Abtretung des Erfaganfpruchs verlangen kann. Dur dieſe Be 
ftimmung wird dem Intereſſe des Gläubigerd infoweit Rechnung getragen, da er im alle ber 
mittelbaven Verlegung feines Rechtes durch einen Dritten wenigitens das erlangen kann, was 
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der Schuldner auf Grund des ihm gegen den Dritten wegen Vernichtung oder Bejhädigung des 
gefchuldeten Gegenftandes zuftehenden Anſpruchs verlangen Tann. Der Gläubiger ift indefien 
hierdurch nicht vollftändig geſchützt; denn abgejehen davon, dag fein Recht, von dem Schuldner 
Erſatz oder Abtretung bes Erſatzanſpruchs zu verlangen, durch Bahlungsunfähigkeit des Schuldners 
ober durch andere Umftände iluforifh gemacht werden fann, fo kann das Intereſſe des Gläubigers 
an der Erfüllung ber Verbindlichkeit des Schuldners, von ber biefer burd bie Handlung bes 
Dritten befreit tft, unter Umftänden fi} auf viel mehr belaufen, als ber Erfah des Wertes bes 
Erfaganfpruchs beträgt. Es dürfte deshalb nicht anzunehmen fein, daß das Verhältnis durch 
diefe Beftimmung hat erfchöpfend geregelt und ein Anſpruch des Gläubigerd gegen den Dritten 
wegen unerlaubter Handlung hat ausgeichlofjen werben follen. Daß ein Anſpruch des Gläubigers 
nicht, wie in ber früheren Auflage angenommen wurde, deshalb ausgeſchloſſen ift, weil es fich 
hier nur um eine mittelbare Verlegung bes Rechtes des Gläubigerd handelt, ift in dem oben 
angeführten Urteile des RG. wohl mit Recht angenommen worden. Zu beachten iſt übrigens, 
daß ein Anſpruch des Gläubiger gegen den Dritten wegen unerlaubter Handlung nur gegeben 
ift, wenn den Dritten eine jhuldhafte Verlegung des Rechtes des Gläubigers zur Laft fällt, und 
daß diefe Vorausfegung nur vorliegt, wenn der Dritte das Recht des Gläubigers kannte oder 
tennen mußte. 

2. Die Berlegung eined der im 5 823 Abſ. 1 bezeichneten Rechtsgüter oder Nechte Tann 
ſowohl durch Handlungen ald durch Unterlafjungen erfolgen. Grforberlid tft immer, daß die 
Handlung oder Unterlafiung nad ben Grundfägen über Kauſalzuſammenhang (ſ. Erl. 2b zu 
8.249; vgl. auch RG. in ZW. 1905 ©. 528, 690) als Urſache der Verlegung anzufehen ift. 
(Über Berlegung eines Gewerbebetriebes durch Geltendmachung eines nicht beſtehenden Patentrechts 
oder eines Rechtes auf Warenzeichen ſ. RG. Bd. 58 ©. 24 und RG. in DIE. 1905 ©. 1009). 

Durch Unterlafjung kann eine Verlegung nur dann erfolgen, wenn eine Mechtöpflicht zu 
demjenigen Verhalten beftand, welches unterlafien wurde. Eine ſolche Rechtspflicht kann durch 
befonbere, den Schuß anderer bezwedenden Geſetze begründet fein. Dann ergibt ſich die Haftung 
wegen Unterlafjung direkt aus & 823 Abſ. 2; aber auch wenn folhe befondere Geſetze nicht be- 
ftehen, dürfte allgemein anzunehmen fein, daß berjenige, welcher einen Zuſtand herftellt ober 
aufrechterhält, durch welchen einer der im $ 823 bezeichneten Rechtsgüter oder Rechte gefährdet 
wird, wenn ex bie Gefährlichteit kannte oder kenuen mußte, infoweit, als die billige Rüdfiht auf 
die Interefien anderer es erforbert, verpflichtet ift, die zur Abwendung ber Gefahr erforderliche 
Maßregel zu treffen. Ausdrücklich ausgeſprochen ift diefer Grundfap im BGB. nicht. Nur in 
Anfehung ber Haftung für den durch den Einfturz eines Gebäudes entftehenden Schaden enthält 
das BGB. eine dem Grundſatz entſprechende Vorſchrift. Es fragt fi, ob Hieraus vermöge eines 
argumentum a contrario zu entnehmen iſt, daß jener Grundfag in anderen Füllen nicht gelten 
fol ober, ob man umgelehrt in der Vorjchrift des 8 836 nur eine Anwendung jened Grundſatzes 
zu finden hat, die nur deshalb befonders beſtimmt ift, weil zugleich eine befondere Vorſchrift 
über die Perſon des Erſatzpflichtigen ſowie einer Beftimmung über die Umkehr der Beweislaſt 
zugunften des Verlegten getroffen werben follte. Für die letztere Auffafjung dürften überwiegende 
Gründe fprehen (RG. Bd. 52 ©. 373). Man kann übrigens, wie in dem ebengebadhten Urteile 
berborgehoben ift, auch davon ausgehen, daß bie Herflellung oder Aufrechterhaltung des ges 
fährdenden Buftandes, alfo eine pofitive Handlung, die eigentliche Urfache ber Verlegung bilde. 
Bei diefer Auffafiung muß indeſſen doch immer hinzugefügt werben, daß die Herftellung ober 
Aufrechterhaltung bes gefährdeten Zuftandes nicht fir ſich allein, fondern nur in Verbindung mit 
der Unterlafjung ber zur Abwendung ber Gefahr erforderlihen Maßregeln den Taibeſtand der 
unerlaubten Handlung bildet. Wei ber Anwendung dieſes Grundfages wird in jebem einzelnen 
Sale unter Berlidfihtigung aller Umftände geprüft werben müffen, ob die Unterlaflung ber zur 
Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln als eine Bernachläffigung der im Verkehr 
erforberlihen Sorgfalt in ber billigen Beriülckſichtigung bes Intereſſes Dritter zu betrachten iſt. 
Man wird ſich Hüten müffen, zu große Anforderungen in biefer Beziehung zu ftellen. Aus der 
Praxis mögen folgende Fälle hervorgehoben werben, in denen eine ſchuldvolle Unterlafiung ale 
Urſache einer Verlegung angefehen tft: 

a) Ein morſcher Baum ift auf das Nachbargrundſtück gefallen und Hat dieſes beſchädigt. 
Der Eigentiimer und Beſiher des Baumes wird für haftbar erflärt, wenn nad den Umftänden 
bes Falles angenommen werben muß, daß er bei Anwendung ber im Berker erforderlichen 
Sorgfalt die durch den Baum drohende Gefahr Hätte erfennen und bie zur Abwendung ber Ges 
fahr erforderlihen Maßregeln Hätte treffen müfjen (KG. Bd. 52 ©. 373). 
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b) Ein Eiſenbahnunternehmer tft verpflichtet, eine ihm gehörende und von ihm zu dem | 
Zwede, daß das Publitum nach dem Bahnhofe gelangen künne, gangbar gemachte Straße in 
verfehrsfiherem Buftande zu erhalten, insbefondere auch fie bei der Dunkelheit während ber 
verfehrsüblichen Zeit zu beleuchten. Wegen Unterlafjung der Hierfür erforderlichen Mahßregeln 
Baftet ev dem dadurch Verlegten (RG. Bd. 53 ©. 53). 

0) Wer fein Grundftüd dem öffentlichen Verkehre widmet und es dazu einridhtet, if vers 
pflichtet, dies in einer Weife zu tun, die ben Anforderungen der Verkehrsſicherheit entſpricht und 
fir bie orbnungsmäßige Unterhaltung und die Befeitigung von Verfehrshinderniffen zu forgen. 
Dies gilt insbefondere auch für den Staat und die Gemeinden in Beziehung auf öffentliche 
Wege. Die privatrehtlihe Verpflichtung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß zugleid eine 
öffentlich⸗ rechtliche Pflicht beſteht. Wie weit die Fürforgepflicht geht, läßt fi) nicht allgemein 
beftimmen, fondern ift nad den Umftänden des einzelnen Falles zu entfheiden; insbejondere 
läßt fih nicht allgemein eine Verpflichtung zur Beleuchtung fowie zur Beftrenung bei Glatteis 
ober Schneeglätte aufftellen, vielmehr müſſen auch in diefer Beziehung bie Umftände des einzelnen 
Falles entſcheiden (R®. Bd. 54 S. 53 und bie dort angeführten Urteile; vgl. RG. im Recht 1905 
©. 252; RG. in JW. 1905 ©. 199, 284, 486; OLG. Dresden im Recht 1901 ©. 175, 355; 
Bayer. ObLG. Bd. 3 ©. 760; Rſpr. Bb. 4 ©. 282, Bd. 5 ©. 243; Afpr. Bd. 12 ©. 110: 
RG. Bd. 62 ©. 31; vgl. auch RG. in DIE. 1906 ©. 1262. Nah Rſpr. 14 ©. 43 tritt die 
Haftung für die gefährliche Beſchaffenheit eines Grundſtüds nur ein, wenn die Gefahr im ges 
wößnlihen Laufe ber Dinge leicht überfehen werden kann). 

d) Eine Landgemeinde ift verpflichtet, eine Brüde infoweit genügend zu verwahren, daß fie 
nicht wegen Mangels einer Bordſchwelle und des Mangels einer Schupporriähtung als eine für 
die Paflanten wenigſtens zur Nachtzeit gefährliche Einrichtung angefehen werden muß (RG. 
Bd. 55 ©. 24). 

e) Ein Gaftwirt iſt kraft bes Gefepes (nicht vertragsmäßig) verpflichtet, die Zugänge zu 
feinem Neftaurant in verfehrsfiherem Buftande zu erhalten (RE. Bd. 58 ©. 333; RG. in 
IB. 1901 ©. 768; 1905 &. 45; RG. in Gruch. Bd. 46 ©. 1186; RG. in DIE. 1905 ©. 171; 
vgl. aber auch RG. in DIE. 1905 ©. 122, wo eine veriragsmäßige Verantwortlichkeit des 
Saftwirts für die gefahrlofe Einrichtung feiner Wiriſchaft den Bäften gegenüber angenommen 
wird); RG. in DIZ. 1906 ©. 1261. 

D) Der Poſtfiskus Hat dafür zu forgen, daß die zur Poftanftalt führende Haustüre ſich nicht 
in einem die in ber Poftanftalt verfehrenden Perſonen gefährdenden mangelhaften Zuftande 
befindet (RG. in Gruch. Bd. 45 ©. 891; ebenfo haftet ber Staat für bie verfehrsfichere Ber 
fhaffenheit der Verlehrsräume Rſpr. Bd. 12 ©. 103). 

8) Wer fein Haus dem allgemeinen Verkehr öffnet, ift verpflichtet, für bie Sicherheit des 
Publikums, insbeſondere auch durch orbnungsmäßige Beleuchtung zu forgen (RE. in Seuffl. 
Bd. 55 Nr. 202; RG. in Gruch. Bd. 48 ©. 1102; dgl. au RE. in DIE. 1905 ©. 1121, 
wo ber Haußbefiger, der einen Laden vermietet hat, in ber gedachten Richtung für verantwortlich 
erHlärt wird; Rſpr. Bd. 12 ©. 107). 

h) Über bie Verpflihtung zum Streuen bet Glatteis ſ. XG. in DIEB. 1905 ©. 508; RE. 
in I. 1905 ©. 144; Rſpr. Bd. 12 ©. 108, 109. 

1) Ein Theaterunternehmer Haftel den Beſuchern des Theaters für die Sicherheit des Bu: 
ganges R®. in DIZ. 1907 ©. 481. 

k) Wer eine bewegliche Sache an einer öffentlichen Straße im folder Art aufgeftellt hat, 
daß durch deren Umfallen den Vorübergehenden Gefahr erwachſen kann, ift verpflichtet, die Stand⸗ 
baftigfeit der aufgeflellten Sache regelmäßig zu Tontrollieven (RG. Bd. 59 ©. 203). 

3. Die Verlegung muß wiberreitlih fein. (Bitelmann, Ausſchluß der Widerrechtlichkeit, 
im Arch. f. civ. Pr. Bd. 99 ©. 1ff.) Jede Verlegung eines der im Abf. 1 bezeichneten Rechts⸗ 
güter oder Rechte iſt wiberrechtlich, wenn nicht ein befonderes Verhältnis vorliegt, durch welches 
die Verlegung gerechtfertigt wird. Ausgeſchloſſen ift die Widerrechtlichkeit insbeſondere dann, 
wenn ber XZäter in Selbfiverteidigung oder in Ausübung erlaubter Selbfthilfe gehandelt hat 
(88 227—230); wegen des Notftandes |. Bd. I Erl. 5 zu $ 228. Nicht widerrechilich ift ferner 
eine Handlung dann, wenn fie kraft einer dem Hanbelnden rechtlich zuftehenden Befugnis, 
3. 2. in Ausübung ber elterlichen Erziehungsgewalt oder der Öffentlichen Strafgewalt, vor⸗ 
genommen wird. 
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Die Einwilligung des Berlegten fließt ebenfalls die Widerrehtlichleit aus (vgl. 
Zindelmann, Schadenserfagpfliht S. 77—82; H. Meyer, Lehrb. d. SM. 8 38; v. Liszt, 
Lehrb. d. StR. 8 34 IV und DOlshaufen, Som. 5. StGB., Vorbm. z. Teil 1 Abſchn. 4 Nr. 10 
fowie beſonders Exl. 9 zu 8223 und die dort angegebene Literatur und Entjheibungen; Bitel« 
mann a.a.D. ©. 47ff.; Seydel, Die Einwilligung des Berlegten, 1907). Doch gilt die nicht 
ausnahmslos. Es gibt vielmehr Fälle, in denen txog ber Einwilligung des anderen ein Eingriff 
in defjen Rechtsſphäre unftatihaft erſcheint. Mit Rüdficht auf diefe legteren Fälle hat die zweite 
Kommiffion die Beſtimmung bes E I. 8 706, nad) welcher dem Beichädigten ein Unfprud auf 
Schabenserfag nicht zuftehen follte, wenn er in die [hädigende Handlung eingemwilligt hat, ger 
ftrigen. Es wird aljo für jeden einzelnen Fall zu prüfen fein, ob der Beſchädigte über das 
Rechtsgut oder Recht, um defien Verlegung es fi) handelt, in der Art zu verfügen berechtigt 
ift, daß die betreffende Handlung durch feine Einwilligung den Charakter der Widerrechtlichteit 
verliert. Für einzelne Fälle ergibt fich das Gegenteil unzweifelhaft aus dem Geſetze ſelbſt, fo 
3. B. für ben Fall des 8 825. Die Einwilligung in bie Verlegung eines echtes ift ferner un⸗ 
wirkſam, wenn die Ausübung des Rechtes einem anderen nicht überlafien werden Tann (f. 3. B. 
88 38, 1092), oder wenn fie gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen bie guten Sitten verftöht 
(88 134, 139). Aus dem Ieptgedachten Geſichtspunkt ift insbefondere die Frage zu beurteilen, 
ob bie Einwilligung in bie Verlegung des Lebens, bes Körper, der Gefundheit und der freiheit 
als unwirkfam anzufehen ift (vgl. hierüber befonders Zitelmann a. a. ©. ©. 76). Der Umftand, 
daß bie betreffende Handlung trotz der Einwilligung jtrafbar bleibt, wie z. B. bie Tötung im Falle 
der Einwilligung nad StGB. 8 216, tft für fich allein nicht entjheidend. Über die Einwiligung 
beim Bweitampfe ſ. Zitelmann a. a. O. ©. 695. 

Zweifelhaft ift, ob die Einwilligung als ein Rechtsgeſchäft oder ala eine Rechtshandlung ans 
aufehen ift, auf welche die Vorfchriften über Nechtögeichäfte entfprechend anzuwenden find oder ob fie 
einen ähnlichen Charakter Hat wie etwa die Berzeifung in den Fällen der 88 1570, 2337, 2343 
(f. 8b. IV Erl. 1 zu 8 1570). Die Motive zum E. I jehen die Einwilligung als ein einfeitiges 
Rechtsgeſchäft an (M. II S. 730). Bei den Verhandlungen ber zweiten Kommiffion wurde bieje 
Auffafiung als unzutreffend bezeichnet. Die Einwilligung könne ganz verſchieden zu charakteriſieren 
fein. Daß Schwierigkeiten in diefer Richtung entftehen können, fei nicht zu leugnen, durch einen fo 
allgemeinen Sag aber, wie ihn der 8 706 (E. I) aufftelle, nicht zu ändern (P. II Bd. 2 ©. 578f.). 
Die Auffafjung der Motive dürfte, fofern ſich nicht für einzelne Delikte aus deren Tatbeitand ein 
anderes ergibt, ben Vorzug verdienen. Der allgemeine Grund, aus welchem durch die Einwilligung 
die Verpflihtung zum Schadenserſatz ausgeſchloſſen wird, befteht darin, daß die betreffende Hand» 
lung durch die Einwilligung den Charakter der Widerrechtlichkeit verliert. Diefer Erfolg kann aber 
nur infolge der rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung eintreten. Für die Zälle, in welchen es fich 
um bie Verlegung eines Vermögensrechts Handelt, dürfte dies unzweifelhaft fein. Es wäre wider 
finnig, dem Gefhäftsunfähigen, welcher über eine ihm gehörende Sache nicht verfügen kann, diefe 
Verfügung mittelbar dadurch zu ermöglichen, dab er die Einwilligung zu der Berftörung der 
Sade durch einen anderen wirkfam erteilen könnte. Das gleiche gilt von ber Einwilligung einer 
in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkten Perſon ohne Zuftimmung ihres geſetzlichen Vertreters. Auch 
die Störung oder die Entziehung des Beſitzes verliert nur dadurch den Charakter ber verbotenen 
Eigenmacht, daß fie mit Einwilligung des Beſitzers erfolgt, und auch diefe Einwilligung ift, wenn 
nit als ein Rechtsgeſchäft, fo doch als eine Rechtshandlung anzufehen, auf welche die Borichriften 
über Rechtsgeſchäfte entjprehend Anwendung finden (j. Bb. III Erl. 1a zu 8 858). Derfelbe 
Geſichtspunlt dürfte aber auch für die Fälle, in welchen es ſich um die Verlegung eines Rechts- 
guts der im 8 823 Abſ. 1 gebachten Art oder um den Verſtoß gegen ein Geſetz ($ 823 Abf. 2) 
handelt, dahin führen, die Wirkſamkeit der Einwilligung von ben Erfordernifien einer rechts⸗ 
geſchäftlichen Willenserklärung abhängig zu machen. In dem oben erwähnten Fällen, in welchen 
eine vechtlihe Wirkung an die Verzeihung gefnitpft wird, liegt daß Verhältnis anders. Im 
ihnen handelt es fi um fittlihe Berhältnifie und deshalb kommt es bei ihnen nicht auf einen 
vechtögefchäftlichen, fondern auf einen fittlihen Alt an. In dem Hier fraglichen Falle handelt 
es fi aber um die Widerrechtlichleit und deren Ausſchluß. Nur bie einfeltige rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärung wird zu erfordern fein, nicht ein Vertrag. Dies entipricht dem von dem BGB. 
für die Aufhebung von Rechten an Sachen befolgten Grundſätzen (38 875, 876, 1064, 1255). 
Die Einwilligung des Berlegten kann, wenn er gefchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt ift, in feinem Namen von feinem gefeglichen Vertreter wirkſam erteilt werben. Ob 
diefer die Einwilligung erteilen darj, hängt davon ab, ob fie durch die ihm obliegende Fürforge 
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für die Perſon des von ihm Vertetenen gerechtfertigt wird. Diefer Gefihtspunkt ift insbeionbere 
für die Entfheibung der Frage von Bedeutung, ob ber gefehliche Vertreter die Einwilligung zu 
einer Verlegung des Körper bes Vertretenen z. B. durch eine Operation gegen ober ohne ber 
Willen bes Vertretenen erteilen darf. Die Einwilligung bes Berlegten kann übrigens, wenn fie 
nicht den Erforderniſſen eines Rechtsgeſchäfts entſpricht, dadurch von Bebeutung werben, dab fie 
einen Irrtum des Täters berbeiführt, welcher geeignet ift, fein Verſchulden anszufchließen. Cie 
kann ferner von bem Gefihtspunft aus in Betracht kommen, daß fie als ein mitwirkendes Ber: 
ſchulden im Sinne des 8 254 aufzufafien fit. In ben Fällen der letzteren Art bleibt dem richter 
lichen Ermeſſen die Entfheibung überlafien, ob dadurch die Verpflichtung zum Schadenserfag au⸗ 
gehoben oder gemindert wird. Das hieraus ſich ergebende Reſultat birfte praktifch durchaus 
befriedigend fein. Rechtlich vollftändig befeitigt wird die Verpflichtung zum Schadenserfage durch 
die Einwilligung nur, wenn fie ben Erforbernifien des Rechtsgeſchäfts entfpricht oder wenn infolge 
der Einwilligung das Verſchulden als ausgeſchloſſen anzufehen tit; aber auch wenn dies nidt 
der Fall ift, bleibt dem richterlichen Ermefien auf Grund des % 254 ein fo weiter Spielcam, 
daß danach allen Anforderungen der Billigkeit genügt werden kann. 

In betreff ber von einem Arzte vorgenommenen Operation folgt aus biefen Grumdfägen, 
daß fie nit widerrechtlich ift, wenn fie mit wirkſamer Einwilligung bes Patienten ober befjen 
gefeglichen Vertreters erfolgt. Erfolgt fie ohne eine ſolche Einwilligung, fo enthält fie eine wider: 
etliche Körperverlegung (OLG. Dresden im Sächſ. Arch. Bd. 7 ©. 728). Zweifelhaft if, ob 
ein Arzt, wenn ber Patient fi tm bewußtlofen Buftande befindet, oder fall8 der Batient gefchäfte 
unfähig oder in ber Geſchäftsfähigkeit beſchränkt tft, die Einwilligung des gefeglichen Vertreters 
nit ohne Gefahr fitr die Gefundheit oder das Leben des Patienten abgemartet werden kann, 
eine Operation auch ohne Einwilligung bes Patienten oder feines gefeglichen Vertreters vor- 
zunehmen berechtigt ifl. Gegen die Anficht von Zitelmann a. a. O. welcher die Berechtigung 
be Arztes aus den Vorfchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag ableiten will, ſ. Vorbm. V 
vor 8 677. Dagegen dürfte aus der Stellung, ‘welche bie ſtaatlich approbierten Ärzte Haben, zu 
folgern fein, daß diefe in Fällen der gebadjten Art eine nad) den Brundjägen ihrer Wiſſenſchafi 
notwendige Operation auch ohne Einwilligung des Patienten oder feines gefeglichen Bertreters 
vorzunehmen berechtigt find, ſofern nicht den Umftänden nach angenommen werden muB, daß 
ber Patient oder fein gefeglicher Vertreter, wenn fie imftande geweſen wären, fid rechtzeitig zu 
erllären, die Einwilligung verweigert haben wilden. In Fällen dieſer Art enthält alfo die 
Operation feine widerrechtliche Verlegung des Körpers, und wenn durch die Operation der Tod 
herbeigeführt ift, feine widerrechtliche Berlegung des Lebens. Zum Schabenserfag ift der ſtaailich 
approbierte Arzt aber aud, wenn die gedachten Boraudfegungen nicht vorliegen, nicht verpflichte, 
wenn er das Vorhandenfein jener Borausfegungen aus entfhuldbarem Irrtum angenommen hat 
(f. auch Erl. II,4). Die Haftung eines ftaatlid nicht approbterten Arztes, welcher eine Operation 
vornimmt, beftimmt ſich nach den oben dargelegten allgemeinen Grundfägen. Die ganze Frage 
ift übrigens ſehr befiritten (vgl. insbefondere Rofenberg, im Gerichtsſaal Bd. 62 ©. 62ff. 
Behr, ebenda ©. 416ff.; Brüdmann, in Zeitſchr. f. Strafrechtswiſſenſchaft, Bd. 24 S. 657 ff. 
Flügge, Das Recht des Arztes, 1903; Nabel, Haftpflicht des Urztes, 1904; Hellwig, Stellung 
des Arztes im bürgerlichen Mechtsleben, 1905; Zitelmann a. a. D. ©. 105ff., 76f.; Hamm, 
Operative Eingriffe der Urzte, in DI8. 1907, ©. 447ff.). 

Über bie Wirkung einer nachträglihen Genehmigung einer Verlegung |. Bitelmann 
a. a. O. ©. 120f. 

Eine Verlegung der Freiheit liegt vor, wenn durch Drohung auf die freie Willensbeſtimmang 
einer Perſon eingemirkt wird (f. oben Exl. II 1d; vgl. auch Bd. I Erl. 3 zu 8123). Es fragt 
fi nun aber, wie bereit3 in der Erl. II 1d hervorgehoben ift, ob einer ſolchen Berlegung noch 
infolge anderer als der oben hervorgehobenen Umftände der Charafter der Miderrehtlichkeit fehlen 
tan. Diefe Frage dürfte dahin zu beantworten fein, da auf wirtſchaftlichem Gebiet ein Ber- 
halten nicht widerrechtlich tft, dad ſich lediglich als ein Ausfluß der einem jedem zuftehenden 
wirtfhaftlihen Freiheit und des auf dem mirtichaftlichen Gebiete geftatteten Wettbewerbe barftell. 
In Betracht kommen bier insbeſondere die Streils ber Arbeiter und die Ausfperrungen von feiten 
der Urbeitgeber ſowie bie Drohung mit folhen Maßregeln, welche erfolgen, um auf die Arbeit: 
bedingungen einzuwirlen. Es gehören hierher auch die Bälle, in welchen ein Gewerbetreibender 
einem anderen Gewerbetreibenden gegeniiber die Vornahme von Gefchäften ablehnt oder nut unter 
ungünftigeren Bedingungen wie gegenüber anderen Gewerbeireibenden vorzunehmen bereit fl 
oder mit Maßregeln diefer Art droht, um den anderen Gewerbetreibenden/ zu einem, beftimmten 
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Verhalten in feinem Gewerbebetriebe zu befimmen (Beiipiele f. in RG. Bd. 48 ©. 114 Wr. V; 
Bd. 51 ©. 373; Bd. 56 ©. 271; Hanſeatiſche Gerichtäzeitung Bd. 26 ©. 65). Es fehlt zwar 
an ausdrüdlihen Vorfchriften, welche Maßregeln diefer Urt geftatten. Aber aus der Gefamtheit 
der das wirtichaftliche Leben betreffenden Borjchriften, insbefondere ans der Gewerbeorbnung 
(f. beſonders 88 152, 153) ergibt fi, dab dem Konkurrenzkampf auf dem wirtſchaftlichen Gebiete 
völlige Freiheit gewährt fein fol. Auf diefem Standpunkte ftehen auch die oben angeführten 
Urteile des Reichsgerichts. Sie gehen zwar nicht davon aus, daß Mafregeln ber fraglichen Art 
an ſich eine Verlegung der Freiheit enthalten, laſſen dies vielmehr dahingeftellt. Ste nehmen an, 
daß der Betrieb eines Gewerbes ein felbftändiges unter dem Schuge des 8 823 Abf. 1 ftehendes 
Recht begründen (f. oben Exl. II 1f) und führen aus, daß Maßregeln der fraglichen Art eine 
widerrechtliche Verlegung dieſes Rechtes nicht enthalten. Wenn den fraglihen Maßregeln aber 
der Charakter der Widerrechtlichkeit felbft bei der Aunahme eines durch den Gewerbebetrieb 
begründeten befonderen Rechtes abgeiprochen wird, jo muß dasfelbe auch bann gelten, wenn ed 
fi nad) dem in der Exl. IT 1f vertretenen Standpunkte nicht um bie Verlegung eines befonderen 
Rechtes, fondern um die Verlegung ber allgemeinen freiheit Handelt. Maßregeln der fraglichen 
Art find daher nur dann widerrechtlich, wenn befonbere Umftände hinzutreten, durch welche biefer 
Charakter begründet wird. Dies Aft 3. B. dann ber Fall, wenn auf bie Einftellung ober auf 
die Beſchränkung eines Gewerbebetriebed auf Grund eines dem Kläger angeblich zuftehenden 
befonderen Schutzrechts (3. B. eines Patentrechts oder eines Rechtes auf Warenzeichen) geklagt 
wird, ein ſolches Schußrecht aber nicht befteht (NG. Bd. 58 ©. 24; R®. in DIL. 1905 ©. 1009). 
Die Geltendmadung des nicht beftehenden Schugrecht3 macht hier den Eingriff im die gewerbliche 
Freiheit des anderen Teiles, oder wenn man in dem Gewerbebetrieb ein beſonderes Hecht findet, 
in dieſes Recht zu einem wiberrechtlichen. Widerrechtlich find ferner Maßregeln der fraglichen 
Art, wenn fie gegen bie Vorſchriften des Gefeges zur Bekämpfung bes umlauteren Wettbewerbes 
v. 27. Mat 1896 verftoßen. Gegen den Mißbrauch der geftatteten Freiheit in dem wirtichaftlichen 
Konturrenztampfe ſchutzt die Vorſchrift des 5 826 (f. Erl. 2b zu 8 826). 

Über die Frage, ob die Drohung mit einer Strafanzeige wegen einer unerlaubten Handlung 
widerrechtlich tft, wenn fie lediglich den Zweck verfolgt, Erfaß des durch die unerlaubte Handlung 
erlittenen Schadens oder ein jdhriftliches Bekenntnis der unerlaubten Handlung zu erlangen 
f. Ripr. Bd. 10 ©. 135. 

4. Die Verlegung muß vorfählich oder fahrläffig Kerbeigeführt fein. Vorſatz Liegt vor, 
wenn ber Wille bes Täters auf die Verlegung des fremden Nechtes ober Rechtsguts gerichtet war. 
Es genügt indefjen vegelmäßig, wenn der Handelnde fi} bewußt war, daß feine Handlung oder 
Unterlaffung die Verlegung des fremden Rechtes oder Rechtsguts zur Folge haben könne. Über 
die Frage, ob dies auch dann gilt, wenn die Möglichteit des Eintritts ber Verlegung eine fehr 
entfernt liegende war, und ber Handelnde den Eintritt ald durchaus unwahrſcheinlich angefehen 
batte, |. RG. Bd. 56 ©. 73. Fahrläſſigkeit liegt vor, wenn der Handelnde die im Verkehr er- 
forberlihe Sorgfalt außer acht gelafien hat. Der Täter mußte aljo die Verlegung des Rechtes 
oder Rechtsguts als Folge feiner Handlung ober Unterlaffung vorausfehen (f. Bd. I Borbm. W 
©. 40 und Erl. zu 8 276; vgl. RE. Bd. 12 ©. 191, SeuffA. Bd. 52 Nr. 19; Bd. 53 
R. 227; RG. in BL. f. RAnw. Bd. 72 ©. 24 verneint bie Haftung einer Dorfgemeinde für 
den Zuftand einer Straße, weil ihr nad den Umftänden des alles eine Fahrlöſſigkeit nicht 
zur Laft falle; Hanſeatiſche Gerichtszeitung Bd. 27 ©. 310, über Haftung eines Arztes wegen 
Kunftfehler). Ein Verſchulden ift ausgeſchloſſen, wenn ber Täter die befchädigende Handlung aus 
entf hulbbarem Irrtume für erlaubt gehalten hat; der E. I ſprach bies im $ 707 befonders 
aus, bie zweite Kommiffion hat den Sat für felbftverftändlich erachtet und ihn deshalb geftrichen. 
Entſchuldbar ift der Irrtum, wenn er bei Beobadhtung der tm Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
möglih war. Es macht im übrigen keinen Unterſchied, ob ein Irrtum über Tatſachen ober ein 
Rechtsirrtum vorgelegen hat. Nah RG. in DIZ. 1907 ©. 539 kann der entſchuldbare Irrtum 
über ben Sinn einer Obfervanz oder einer Polizeiverorbnung betr. die Pflicht zum Streuen auf 
der Straße bie Annahme eines Verſchuldens ausſchließen. Dabei wird ausgeſprochen, daß die 
in dem früheren Urteile v. 8. 11. 1906 enthaltene entgegengefegte Annahme nicht aufrecht er- 
halten werde. Nicht in Betracht kommt aber ein Irrtum über die geſetzliche Vorſchriſt des 8 823. 
Die Vorfchrift des 8 231, nach welcher ein Irrtum in dem bort bezeichneten Falle die Schadens» 
erfagpflicht ausfchließt, wird nicht als eine Ausnahme von dem obigen Grundſatz aufzufafien fein, 
indem es fi im Falle des 8 231 nicht um eine Schadenserfagverpflichtung infolge unerlaubter 
Handlung, fondern um eine felbftändige geſetzliche Schadenserſatzverpflichtung handelt! Ein, Ber- 
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ichulden ift ferner ausgejchloffen, wenn der Täter auf rund eines für ihn verbindlichen Bejehls 
gehandelt Hat (M. II ©. 730); jelbftverftändfih bleibt die Verantwortlichkeit deſſen, der den 
Befehl erteilt hat, unberührt. 

Darauf, ob der Schaden vorauszufehen war, kommt ed niht an. Der €. I wollte 
in dieſer Hinficht unterfcheiden. Im allgemeinen follte der Täter verantwortlich fein, wenn er 
bei der Vornahme ber unerlaubten Handlung die Entftehung eines Schadens vorausgefehen hatte 
ober vorausſehen mußte; war dies der Fall, jo follte der Täter dann nicht nur für dem Schaden 
baften, der bem unmittelbar Berlegten, ſondern überhaupt für allen Schaden haften, der ans 
der Handlung entftanden war, ohne Unterſchied, ob der Umfang des Schadens vorauszuſehen 
war oder nit (E. I 8 704 Abf. 1). War aber das Recht eines anderen verlegt, fo follte der 
Täter zum Schadengerfage verpflichtet fein, auch wenn die Entitehung eines Schadens nicht vor: 
auszufehen war (E. I $ 704 Abf. 2). Die zweite Kommiffion bat, wie ſchon oben hervor: 
gehoben, das Erfordernis der Vorausſehbarkeit des Schadens für alle Fälle geftrichen. In dem 
Falle des 8 823 Abſ. 1 wird nur Vorausſehbarkeit der widerrechtlichen Verlegung des betreffenden 
Nechtsguts oder Rechtes, im Falle des 3 823 Abſ. 2 Vorausfehbarfeit des Verſtoßes gegen dad 
betreffende Geſetz gefordert und in beiden Fällen fteht nur dem unmittelbar Verletzten der Ans 
ſpruch auf Schabenserfag zu. 

Der Beweis bes Verſchuldens legt demjenigen ob, welcher den Erfaganfpruch wegen 
unerlaubter Handlung geltend macht. Die äußeren Umftände des Falles können indeflen von der 
Art fein, daß aus ihnen ein Verfchulden ohne weiteres zu entnehmen ift, ſofern nicht bejondere 
Umftände dargetan werden, die bad Verſchulden ausſchließen. 

Aus der Praxis mögen folgende Entfheidungen hervorgehoben werden. Ein Verſchulden 
darf nicht allein ſchon deshalb angenommen werben, weil ein zurechnungsfähiger Menſch in dem 
Augenblide der Gefahr etwas Sachwidriges tut; ed kommt Hier vielmehr auf die Umftände bes 
einzelnen Falles an (RG. Bb. 50 ©. 92). Über die von einem Madfahrer zu beobachtende 
Sorgfalt |. RG. Bd. 48 ©. 343. Zur Annahme einer Fahrläſſigkeit bei Unterlafjung der dem 
Berpflichteten obliegenden Ausbeſſerung der Landitrage genügt e8, wenn der gefahrdrogende 
Buftand ſchon längere Zeit beftanden hat, ohne daß bon dem Berpflichteten etwas zur Befeitigung 
diefes Zuſtandes geſchehen iſt, ſ. RG. in Gruch. Bd. 46 ©. 375. Über die erforderliche Sorgfalt 
in der Erfüllung ber Verpflichtung zum Streuen bei Glatteis f. Ripr. Bd. 5 ©. 240ff.; im der 
Erfüllung zur ordnungsmähigen Beleugtung f. RG. in DIL. 1907 ©. 67. Über Verſchulden 
beim Erzeh in der Notwehr ſ. RO. in ZW. 1902 Beil. ©. 192; Rſpr. Bd. 9 ©. 39; vgl. auch 
Bayr. ObLGS. im Recht 1901 ©. 206; RG. in DIE. 1902 ©. 461; NG. in ZW. 1903 Beil 
©. 125; RC. in DIZ. 1903 ©. 574. Nah RE. in DZ. 1905 ©. 698 handelt fahrläffig, 
wer ein geladenes Gewehr offen ftehen läßt. Uber die Haftung für den durch Automobile an- 
gerichteten Schaben beftehen zurzeit feine befonberen Borfchriften. Aus allgemeinen Grundfägen 
folgt, daß, wenn duch ein Automobil Berfonen oder Sachen verlegt find, der Führer des 
NAutomobils und die nad) 88 830, 831 Haftenden Berfonen zum Erſatze des Schadens verpflichtet 
find, wenn ihnen ein Verfchulden zur Laft fällt (R®. in ZW. 1905 ©. 287). Ob diefe Borand- 
fegung zutrifft, läßt fi mur nach den Umftänden des einzelnen Falles beftimmen. Regelmähig 
dürfte ein Verſchulden fchon darin zu finden fein, daß auf einer öffentlichen Straße fo ſchnell 
gefahren wird, dab dadurch nad; der Natur der Sache eine Gefahr für Perſonen, bie auf der 
öffentlichen Straße verkehren, entfteht. Die eigentümlichen und großen Gefahren, welche durch 
das Fahren auf Öffentlihen Straßen mit Automobilen verbunden find, dürften dahin drängen, 
befondere geſetzliche Vorfchriften über die Haftung wegen des durch fie verurſachten Schadens zu 
geben. Es wird fich dabei einerfeitS um die Frage Handeln, ob die Haftung fiir dem duch den 
Betrieb eines Automobils verurſachten Schaden in ähnlicher Weiſe geftaltet wird wie die Haftung 
für den dur den Betrieb einer Eifenbahn entftandenen Schaden, andererjeit3 aber darum, in 
welcher Weiſe die Perfon des Erfagpflichtigen feitzuftellen oder ob, wenn dies in genügender 
Weife nicht zu erreichen ift, eine Genofjenfchaft aller Automobilbefiger zu bilben und diefe wegen 
eines jeden durch Auiomobile verurſachten Schadens für Haftbar zu erklären ift (vgl. Eger, Die 
Haftpflicht der Automobile, in DIZ. 1904 ©. 192; Hagemann, Zur Haftung für Automobil: 
Ihaden, in DIZ. 1904 ©. 549; Hilfe, Haftpflicht der Kraftfahrzeuge (Automobile, Motor 
wagen) 1900; Meili, Die rechtliche Stellung der Automobile 1902; Berhandl. des 26. Deutigen 
Yuriftentags 1902, Gutachten von Hilfe Bd. 1 ©. 27; Verhandl. der Abteilung Bd. 3 ©. 168. 

Dem Reichstag tft in der Seffion 1906 ber Entwurf eines Geſetzes vorgelegt (Nr. 264 der 
Drudjahen des Reichstags, 11. Legislatur-Periode, II. Seffion 1905/1906), im defien $ 1 im 


25. Titel: Unerlaubte Handlungen. $ 828. 981 


Anflug an bie geſetzlichen Vorſchriften der Haftung der Eifenbahnen beftimmt wird, daß, wenn 
bei dem Betrieb eines Kraftfahrzeugs ein Menſch getötet oder körperlich verlegt oder eine Sache 
beſchädigt wird, der Betrieböunternehmer verpflichtet ift, dem Verletzten den daraus entjtehenben 
Schaden zu erfegen. Es folgen dann Borfchriften über den Begriff des Kraftfahrzeugs. Die 
Erjagpflicht wird ausgeichloffen, wenn der Unfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes Ver— 
ſchulden des Verlepten verurfacht worden ift. Im alle der Beihädigung einer Sache fteht das 
Verſchulden besjenigen, welcher bie tatſächliche Gewalt über die Sache ausübt, dem Verſchulden 
des Verletzten gleih. In dem $ 6 werben dann noch ziwei Ausnahmen von der Erfagpflicht 
beftimmt. Cine Vorſchrift der oben angedeuteten Art über bie Bildung einer Genofienfchaft der 
Automobilbefiger ift in dem Entwurfe nit enthalten. Die Motive heben hervor, daß es in 
betrefj biefer Frage noch weiterer Seftftellungen und Erwägungen bedürfe. Der Gefegentwurf 
wurde von dem Reichstag an eine Kommiſſion verwieſen, iſt dann aber infolge der Auflöfung 
des Reichstags nicht zur Erledigung gelangt. 

Eine Überfiht der vom Bundesrate veröffentlichten Grundzüge betreffend den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen wird gegeben in DIZ. 1906 ©. 750. 

Nicht unbedenklich dürften RC. Vd. 58 ©. 130 und RG. Bd. 63 ©. 374 fein, nad) welchen 
ein Anſpruch wegen Berlegung des Eigentums durch unbefugte Einwirkung auf dasſelbe allgemein 
auch ohne Verfhulden des Einwirlenden anerkannt wird für ben Fall, daß dem Eigentiimer durch 
befondere Geſetze, z. B. buch 8 26 ber GewO., die ihm font zuftehenden Mittel zum Schutze 
feines Eigentums entzogen find. 

III. Borausfegung ber Haftung aus unerlaubter Handlung nad Abf. 2. Eine unerlaubte 
Handlung liegt weiter vor, wenn jemand gegen ein ben Schug eined anderen bezwedendes 
Geſetz verſtößt. 

1. Das Verhältnis des Abſ. 2 zu dem Abſ. 1 iſt jo zu denfen, daß bie beiden Vor—⸗ 
ſchriften fi) ergänzen. Der Rechtskreis des einzelnen Menfchen, welcher gegen widerrechtliche 
Eingriffe geſchützt werden fol, beſtimmt fih nad) der dem Geſetze zugrunde liegenden Auffaſſung 
(®. II Bd. 2 ©. 567) einerſeits durch die.in feiner Perfon begründeten Rechte, anbererfeits 
durch die zu feinem Schutze erlaſſenen Geſetze. ES fol deshalb nicht nur eine Verlegung ber 
im Abf. 1 bezeichneten Rechte und Rechtsgüter, fondern auch die Verlegung eines Schutzgeſetzes 
zum Schadenderfage verpflichten. Nun wird allerdings in vielen Fällen, wenn ein Anſpruch 
nach Abſ. 1 begründet ift, ein folher auch aus Abſ. 2 Herzuleiten fein, jo 3. ®. bet der Tötung, 
bei der Körperverlegung und beim Diebftahl. Es trifft dies indeſſen nicht in allen Fällen zu. 
Der Abſ. 2 geht vielmehr über den Abf. 1 hinaus einmal in der Richtung, daß er noch andere 
Rechtsgüuter und Interefien ſchützt als die im Abſ. 1 bezeichneten, und fodann in der Richtung, 
daß er bie Haftung nad) der fubjeltiven Seite erweitert. Was das erftere anlangt, fo ift darauf 
binzumeifen, daß nad; Abf. 1 ein Erfaganfprucd; nur begründet ift, wenn es fih um die Ver- 
legung eines fubjeftiven Rechtes oder eined der tm Abſ. 1 beſonders bezeichneten Rechtsgüter 
handelt. Nun erfennt aber das Recht noch eine Reihe anderer Intereſſen als ſchutzbedürftig an. 
Auf dem Gebiete des PrivatrechtS wird dieſen Interefien der erforderliche Schu durch ben Abſ. 2 
gewährt. Der Ubf. 2 greift insbeſondere Plag bei einer Verlegung der Ehre, wenn gegen bie 
Beitimmungen des St5B. 88 185ff. verftoßen fit, ebenfo bei einer widerredhtlihen Störung 
oder Entziehung des Befites nach BGB. $ 858 ſowie ferner bei einer Schädigung des Vermögens 
durch Betrug oder durch Erpreſſung. In allen diefen Fällen wilde nad Abſ. 1 ein Anſpruch 
auf Schadenserfag nicht begründet fein. Was die Haftung nad der fubjeltiven Seite anlangt, 
fo wird nad; Ubf. 4 bie ſchuldhafte Verlegung eines fremben Rechtes oder Rechtsguts erfordert, 
nad Abf. 2 dagegen nur ein ſchuldhafter Verſtoß gegen ein Geſetz. Der Täter hätte alfo im 
Falle des Abſ. 1 bei orbnungsmäßiger Sorgfalt vorausſehen müfien, daß eine Rechtsverletzung 
eintreten könne, wennſchon es nicht mefentlih ift, daß er die Perfon bes Verletzten oder ben 
Umfang des Schadens vorausgefehen hat ober vorausjehen mußte, während es im Falle des 
Abſ. 2 nicht darauf ankommt, ob er beitimmte Folgen feines Verhaltens vorausſehen mußte 
oder nicht, fondern nur darauf, ob er in ſchuldhafter Weile das Geſetz übertreten Bat. Von 
Bedeutung ift die Vorſchrift des Abſ. 2 ferner in folgender Beziehung. Der einzelne hat bei 
feinem erhalten auf andere ſoweit Rüdfiht zu nehmen, als es die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt gebietet. Wie weit die im Vertehr erforderliche Sorgfalt reicht, wird vielfach zweifelhaft 
fein, namentlich da, wo ſich eine feſte Sitte noch nicht gebildet Hat. Häufig wird auch das, was 
im Verkehr üblich ift, Hinter dem zurldbleiben, was im Intereſſe der Verkehröficherheit für 
mwünjdenswert erachtet werben muß. Im Hinblide hierauf find zahlreiche gefepliche und namentlich 
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auch polizeiliche Beſtimmungen erlaffen, welche zum Schutze des Publitums beftimmie Maß⸗ 
nahmen gebieten oder verbieten, z. B. vorfchreiben, daß bei Glatteis Aſche zu fireuem ift oder 
daß Treppen zu erleuchten find, oder das übermäßig fchnelle Fahren in Städten oder Dörfern 
mit Strafe bedrohen. Indem ber Abf. 2 einen Verſtoß gegen Vorichriften diefer Art als un— 
erlaubte Handlung charakterifiert, verfchärft er bie Haftung und erleichtert den Verletzten die 
Geltendmachung von Erfaganfprüchen. Es würde ſich zwar bei einigen der in Betracht fommenden 
Fälle ein Anſpruch auch nad Abf. 1 begründen laffen, jo wird man 3. ®. fagen können, daß. 
wer in Städten oder Dörfern übermäßig fehnell fährt, die im Verkehr erforderliche Sorgialt 
außer acht läßt und daß er, wenn infolge bes raſchen Fahrens ein Menſch verlegt ober eine 
Sade beſchädigt wird, nad Abf. 1 haftet. Im anderen Fällen ift e8 aber mindeitens zweifelhaft, 
ob fi ein Anſpruch aus Abſ. 1 herleiten läßt und jedenfalls ift der Beweis fhwieriger, als 
wenn ber Derlegte zur Begründung feines Erſatzanſpruchs nur einen Berfioß gegen ein be- 
ſtimmtes Gefeß nachzuweiſen bat. Wenn hiernach der Abf. 2 nicht als überflüffig gegenüber 
dem Abf. 1 angefehen werden kann, fo wird auc) umgekehrt der Abſ. 1 nicht durch den bi. 2 
gededt; er gewährt vielmehr in anderer Hinſicht einen viel weitergehenden Schutz als der Abſ. 2. 
Nach Abſ. 1 ift bei jeder vorſätzlich oder fahrläffig Herbeigeführten widerrechtlichen Werlegung 
eines Rechtes oder eines der befonder8 angeführten Rechtsgüter ein Erſatzanſpruch begründet. 
Nah Abſ. 2 kann dagegen Schadenserfag nur gefordert werden, wenn ein bejlimmtes Geſeß 
verlegt ift, und es find keineswegs für alle möglichen Fälle Schußgefege erlafien. Beiſpielsweiſe 
find die fahrläffige Verlegung der Freiheit und ebenfo bie fahrläffige Sachbeſchädigung nicht 
allgemein mit Strafe bedroßt. In Fällen der lepteren Art verfagt der Ab. 2; nach Abf. I 
tann dagegen ein Erfaganfpruch geltend gemacht werben. Es zeigt fi alfo, dak die Vorſchriften 
des Abſ. 1 und 2 fich gegenjeitig ergänzen und dab vom Standpunfte des Geſetzes beibe Vor⸗ 
fchriften notwendig find, um einen volftändigen und ausgiebigen Schu gegen widerrechtliche 
Eingriffe in eine fremde Rechtsſphäre zu erreichen. 

2. Ob ein Geſetz den Schnz eined anderen bezwedt, ift auf Grund bes einzelnen @efepes 
felbft zu entfcheiden. Bei einer Reihe von Gefegen Tann es feinem Zweifel ımterliegen, daß fie 
dazu beftimmt find, den Eingriff in eine fremde Nechtsfphäre oder die Verlegung einer Perſon 
bintanzuhalten; dahin gehören alle Beftimmungen des StGB., welche ſich gegen die Verlegung ber 
Rechte oder der Rechtsgüter eines anderen richten. Daß bei folhen Gefegen auch andere Öffent- 
lich⸗rechtliche Geſichtspunkte in Betracht kommen, ſchließt ihren Charakter als Sähupgefege nicht 
aus. Bei vielen anderen geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere bei ſolchen, die im Jntereſſe 
des öffentlichen Wohles und ber Verkehrsſicherheit Handlungen gebieten oder verbieten, fan es 
zweifelhaft fein, ob fie unter die Vorſchrift des Abſ. 2 fallen. Es handelt ſich hier um die Frage, 
ob der Abſ. 2 fih nur auf ſolche Geſetze bezieht, die direft den Schutz des einzelnen bezweden 
oder auch auf ſolche, die zunächſt nur das Intereſſe der Geſamtheit ins Auge faflen, dabei aber 
mittelbar auch den einzelnen zugute fommen. Die letzigedachte weitere Auslegung des Abi. ? 
entfpricht ber herrf enden Auffaffung. Für die engere Auslegung haben ſich ausgeſprochen: 
Lenel in DI8. 1897 S. 400ff.; Lindelmann ©. 24ff.; derſelbe im Arch. f. Bürg. R. Bd. 15 
©. 84ff.; Dernburg I 2 8 383 II 3 und in befonder3 eingehender Weile Detmold ©. 323ff. 
Überiwiegende Gründe dürften für die meitere Auslegung ſprechen. Die Entſtehungsgeſchichte des 
Abſ. 2 bietet zwar fein ficheres Ergebnis. Bei den Beratungen der zweiten Kommiffion wurde hervor 
gehoben, baß gefegliche Vorſchriften, welche im allgemeinen Intereſſe getroffen werden, daneben aber 
den Bwed haben, die einzelnen zu jhilgen, bei der Anwendung des Abſ. 2 nicht in Betracht kommen: 
als Beifpiele aus dem StGB. find dabet genannt dag Verbot des 8 360 Nr. 6, Warenempfehlungss 
farten und andere Drudfahen dem Papiergeld ähnlich herzuftellen und das Gebot des Raupens 
in bem $ 368 Nr. 2 (P. II Bd. 2 ©. 568). Dagegen iſt in der RTK. von den Vertretern ber 
verbündeten Regierungen bemerkt: es fei felbftverftändli, daß ein Gefeg, welches die Geſamtheit 
fügen folle, auch den einzelnen ſchütze, und daß aljo die Verlegung eines folhen Geſetzes nad 
dem (jetigen) $ 823 Abſ. 2 ſchadenserſatzpflichtig mache (KB. ©. 1987). Bei dem hiernach be 
ftehenden Widerfpruche zwiſchen den Verhandlungen der Kommiſſion und den Erflärungen der 
Regierungdvertreter in ber RTK. wird die Auslegung ſich lediglich an den Inhalt und Zwed 
der fraglichen geſetzlichen Borfchrift Halten müfjen. Gegen bie weitere Auslegung wirb nun ind: 
befondere geltend gemacht die große Unbilligkeit, zu welcher die hiernach eintretende weitgehende 
Haftung derjenigen führe, welche fich eines Verſtoßes gegen ein Geſetz der fraglichen Art ſchuldig 
maden (Detmold ©. 329ff., 342ff.). Berner wird gegen die weitere Auslegung das Bedenfen 
geltend gemacht, daß dadurch den Polizeibehörden in nicht zu vechtfertigender Art die Möglichkeit 
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gewährt werde, duch Polizeiverordnung privatrehtlihe Erfagverbindlichkeiten zu begründen 
(©. 344). Detmold will dann noch ferner unterſchelden zwiſchen Verletzungsdelilten und Ge— 
fährdungs- und Polizeidelitten. Bei den erfteren könne neben bem Schutze ber Gefamtheit auch 
der Schuß einzelner bezwedt fein. Zu den Gefegen biefer Art gehörten bie Strafgefege gegen 
Meineid und Urlundenfälfhung, ebenfo auch SIEB. 88 137—139. Deshalb ſei z. B. ein 
Schadenserſatzanſpruch für die Prozeßpartei gegen einen Zeugen begründet, wenn die Partei den 
Prozeß infolge eines fahrläffigen Falſcheids des Zeugen verloren habe. Bei ben Gefährbungs- 
und Polizeidelikten aber fet zu unterſcheiden, ob bie mit Strafe bedrohte Handlung bereit eine 
Richtung gegen eine beitimmte Perſon enthalte oder ob dies nicht der Fall fei. Nur im erfteren 
Falle ſei der 8 823 Abf. 2 anwendbar (S. 350). Er fet alfo z. B. nicht anwendbar auf StGB. 
$ 366 Nr. 2, 4, 8 (übermäßig ſchnelles Fahren, Fahren mit Schlitten ohne Deichjel, Ausgießen 
und Auswerfen von Sachen), wogegen er anwendbar fei auf StB. F 366 Nr. 3, 6 (Hepen 
von Hunden auf Berfonen, Verbot des Vorüberfahrens an anderen Wagen). 

Diefe Gründe dürften fchwerlidh genügen, um die engere Uuslegung bes Abſ. 2 zu recht» 
fertigen. Die Frage, ob das Ergebnis der weiteren Auslegung ein unbilliges fe, hängt davon 
ab, ob man größeres Gewicht auf den Schuß derjenigen Perfonen legt, welche durch einen Ber- 
ftoß gegen ein Geſetz ber fraglichen Art beſchädigt werden ober ob die Rüdficht gegen denjenigen, 
welcher ſich des Verſtoßes ſchuldig gemacht Hat, überwiegt. Läßt fich auch nicht verfennen, daß 
der legtere durch die Haftung, zu welcher bie weitere Auslegung führt, in einzelnen Fällen ſchwer 
betroffen werden Tann, jo Tann dies doch nicht enticheidend fein. Härten können bei jeder Urt 
der Haftung für Schadenserfag vorlommen. Im Zweifel aber wird doch immer bie Müdficht 
auf den Beihädigten ausſchlaggebend fein müſſen. Das Bedenken, welches aus ber Befugnis 
der Bolizeibehörben abgeleitet wird, durch ihre Anordnungen in bie Privatrechtsſphäre einzugreifen, 
mag geeignet fein, die Befugnis der Polizeibehörbe zu beſchränken. Soweit aber bad Geſetz ben 
Bolizeibehörden die Befugnis gibt, Anordnungen der fraglichen Urt im allgemeinen Interefje zu 
erlaſſen, müſſen folde Anordnungen in der bier fraglichen Beziehung diefelbe Wirkung haben 
wie gefeglihe Vorſchriften. Entſcheidend fir die weitere Auslegung dürfte die Erwägung 
fprechen, daß die Gejamtheit doch nur aus allen einzelnen, welche fie bilden, befteht, daß aljo 
ein den Schutz der Geſamtheit bezwedendes Geſetz feinen Zweck nur dadurch erreichen Tann, 
daß die einzelnen geſchützt werden. Bei der engeren Auslegung würden alle Vorfchriften, die 
den Schutz der Geſamtheit bezweden, einen privatrechtlichen Schug überall nit gewähren. Ein 
ſolches Ergebnis dürfte aber weder mit dem Wortlaute noch mit dem Zwecke des Abſ. 2 ver- 
einbar fein. Für die weitere Auslegung hat fi auch mit eingehender Begründung aus— 
gefprochen RG. Bd. 59 ©. 236. Für die von Detmold verteidigte verfchiedene Behandlung 
der Verlegungsdelikte und der Gefährdungs⸗ und Polizeidelifte bietet das Gefeg einen Anhali. 
Selbftverjtändlich ift übrigens, daß in jedem einzelnen Falle der Kaufalzufammendang zwiſchen 
dem Berftoße gegen dad Schußgefeß und dem entftandenen Schaden nachgewiefen werben muß. 
Eine Vermutung fir den Kauſalzuſammenhang befteht nit (R®. Bd. 52 ©. 119; RG. in 
IW. 1902 Beil. ©. 212, 236). 

Im einzelnen ift folgendes zu bemerken: 

a) Die meiften Borfchriften des StGB. find Schutzvorſchriften im Sinne des 
Abſ. 2. Sie Haben aber infofern einen verſchiedenen Charakter, als bie einen nur den Schug 
beftimmter Perfonen bezweden, während andere im Intereſſe der Gefamtheit getroffen find und 
fomit zum Schuge aller einzelnen dienen, die durch den Verſtoß gegen das Geſetz Schaben er⸗ 
leiden. Zu der erfieren Kategorie gehören zunächſt die Vorſchriften über Hochverrat und Landes⸗ 
verrat. Sie find zwar im allgemeinen Intereſſe erlafien, bezweden aber doch nicht den Schutz 
aller einzelnen, welche unter den Folgen des Hochverrats zc. leiden, fondern nur den Schuß des 
Staates felbft. Nur diefem fteht daher gegen den Übertreter ein Erſatzauſpruch auf Grund des 
Abſ. 2 zu. Als den Schutz bes Stanted bezwedend dürften aud die Vorſchriften des StGB. 
über den Widerfiand gegen die Obrigfeit und bie Befreiung von Gefangenen anzufehen fein; 
jedoch bezweden die erfteren zugleich den Schuß ber beteiligten Beamten (Deltmold ©. 348). 
Den Schuß einzelner beftimmter Perſonen bezweden ferner z. B. die Vorſchriften über Diebftahl, 
Unterfchlagung, Betrug (M®. in IW. 1904 ©. 140; OL®. Braunfchweig in DIZ. 1905 ©. 272), 
ebenfo die zum Schutze der Ehre dienenden Vorſchriften ber 38 185—187 GEB. (RG. Bd. 51 
©. 369). Es gehören dahin ferner z. B. die Beftimmungen bed StGB. über das unbefugte 
Eröffuen eines verfchlofienen Briefes (8 299) und das unbefugte Offenbaren von Brivatgeheim« 
niſſen (8 300). 
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Einen allgemeineren Charakter haben dagegen z. B. die Vorſchriften über Urkundenfälſchung 
und falfhen Eid, indem fie den Schuß aller derjenigen bezweden, welche durch die lÜbertretung 
der betreffenden geſetzlichen Vorſchriften Schaden erleiden (RG. Bd. 46 E, 75 für gem. 
Recht; RG. Bd. 59 ©. 236 für das BGB.). Zu derfelben Kategorie gehört eine große Zahl 
der Bolizeidelitte. So 3. B. die Vorfchriften des SIEB. 8 366 Nr. 2—9 (RE. in ZB. 1905 
©. 149); des $ 367 Nr. 8, 12, 14 (RG. Bd. 51 ©. 177); RG. in Gruch. Bd. 46 S. 373, 92; 
RE. in Sächſ. Arch. Bd. 12 ©. 91; Rſpr. Bd. 2 ©. 455, 456; Bd. 5 ©. 373; Bd. 9 S. 3x: 
Seuffü. 2. F. Bd. 25 ©. 282; Seuffel. Bd. 56 ©. 43; OLG. Dresden im Recht 1901 ©. 539.. 
Nicht Hierher gehören dagegen z. B. die Vorfchriften, welche den gewerbsmäßigen Betrieb ber 
Unzucht mit Strafe bedrohen (SIEB. 88 180, 361 Nr. 6). Auf Grund diefer Vorſchriften kann 
der Eigentümer eines Grundjtüds, deſſen Wert durch den Betrieb der Unzucht auf einem Nachbar⸗ 
grundftüde verringert wird, einen Anſpruch auf Schadenderjag nicht erheben, weil die fraglihen 
Vorſchriſten nicht den Zwed haben, das Eigentum zu ſchützen (RG. Bd. 57 ©. 239). 

b) Unter den Abf. 2 fallen, wenn fie gültig erlaffen find, polizeiliche Bor- 
ſchriften, welche den Zweck haben, das Publilum oder gewiffe Kategorien von Berfonen zu 
ſchützen. Cole Borfehriften Haben den Charakter von Rechtsnormen und unter dem Ausdrucke 
„Geſetz“ wird jede Rechtsnorm verftanden (EG. Art. 2). Bolizeivorfchriften, die den gedachten 
Zwed verfolgen, find insbefondere diejenigen, welche die auf der Straße verfehrenden Perſonen 
gegen Beſchädigung zu fügen bezweden, fo z. B. die Vorſchrift, dab bei Belegung einer öffent- 
lien Straße mit Material dieſes Verkehrshindernis befeitigt wird (R®. in Grud. Bd. 45 €. 75 
nimmt in foldem Falle die Haftung der Gemeinde an), ferner eine Polizeiverordnung, welche 
bie Hauseigentümer zum Fegen und Beſtreuen des Bürgerſteiges verpflichtet (RG. in DIZ. 
1902 ©. 321) oder fonftige Anordnungen zum Schuge der auf der Straße verfehrenden Perſonen 
trifft (RO. in DIE. 1902 ©. 92; 1903 ©. 502). Auch eine Bolizeiverordnung, nad) weldher bei 
einer Kleinbahn an gemwifien Etellen geläutet werden muß, wird vom R®. in DIZ. 1904 
©. 865 als eine den Schuß des Publikums bezweckende Vorſchrift angefehen und es wirb daher 
demjenigen, welcher infolge der Nichtbeobachtung diefer Vorſchrift einen Echaden erleibet, ein An= 
ſpruch auf Erſatz dieſes Schadens zugeftanden. 

©) Ob die in anderen Geſetzen als im StÖB. enthaltenen Vorſchriften, durch 
die gewifje Handlungen geboten oder verboten werden, den Charakter von Schußtzvorſchriften im 
Einne des Abſ. 2 Haben, läßt fi nur aus dem Inhalt und dem Zwece der einzelnen Vor— 
fohriften beftimmen. Nicht erforderlich für die Annahme einer Schutzvorſchrift ift, dab eine Strafe 
für die Übertretung der Vorfchrift angedroßt wird. Ein in der Kommiffion geftellter Antrag. 
den Abſ. 2 auf Strafgefege zu befchränfen, wurde abgelehnt. Als Schutzvorſchrift im Sinne des 
Abf. 2 find zum großen Teile die Beftimmungen der Geſetze anzufehen, welche die Verhütung 
von Seuchen bezweden; ebenjo die Gefege, welche verbieten, gewifje Sachen in den Verkehr zu 
bringen. Wenn Detmold (5. 351) annimmt, daß durch die Gefege der letztgedachten Art nur 
der erſte Erwerber der betreffenden Sachen geſchützt werde, der fpätere Erwerber aber nur, wenn 
dies durch befondere Gefege beftimmt ift, 3. 8. durch 8 795 des BGB., fo dürfte dies mit dem 
Zwecke eines Geſetzes der fragligen Art regelmäßig nicht vereinbar fein. Die Vorſchrift des 
$ 795 Ubf. 3, nad) welcher derjenige, welcher ohne ftantliche Genehmigung eine Schulbverjchreibung 
auf den Inhaber in den Verkehr bringt, jedem Inhaber für den Echaden haftet, den diefer infolge 
der Nichtigfeit der Urkunde erleidet, dürfte nicht als eine für diefen Fall gegebene befondere Be- 
ftimmung, fondern als eine nur aus Bmwedmäßigfeitsgründen hervorgehobene Konſequenz bes 
8 823 Abſ. 2 zu betrachten fein. 


ALS gefeglihe Schugporfchriften im Sinne des Abf. 2 dürften auch mande Vorſchriften der 
Gewerbeordnung anzufehen fein, durch welche den Arbeitgebern gewiſſe Verpflichtungen im Interejje 
der Arbeiter auferlegt werben. 

Nah RG. Bd. 59 ©. 49 iſt z.B. ferner die Beitimmung des Genofienfchaftsgefeßes & 69, 
nad) welcher die Aufkündigungserflärung den: Regiftergerichte von dem Vorftande mitgeteilt werden 
fol, als eine folge anzufehen, die nicht nur den Schuß der Genojjenihaftsgläubiger, ſondern 
aud den des ausſcheidenden Genofjen bezwedt. Der Vorſtand Haftet aljo dem legteren nad 
8 823 Abf. 2. 

d) Auch privatrehtlihe Vorſchriften können als Schutzvorſchriften im Sinne bes 
Abf. 2 zu betrachten fein. Hiergegen wird freilich geltend gemacht, daß die privatrechtlichen Bor- 
fchriften den Zweck haben, den Machtkreis des einzelnen zu beſtimmen, nicht aber eine beſondere 
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Beitimmung zu feinem Schuße zu geben. Diejer Einwand ift indeffen nicht begründet, denn es 
ift fehr wohl miteinander vereinbar, daß ein Geſetz zugleich ben Machtkreis des einzelnen beftimmt 
und eine Schutzvorſchrift zu feinen Gunften trifft. Der Abſ. 2 ift aber nicht auf ſolche Geſetze 
beſchränkt, welche nur den Schug der einzelnen bezweden. In der zweiten. Kommiffion wurde 
beſonders hervorgehoben, daß 3. B. der 8 858 des BGB., nad) welchem derjenige, welcher dem 
Vefiger ohne deſſen Willen den Befit entzieht oder ihn darin ftört, widerrechtlich Handelt, unter 
den Abſ. 2 falle. Hierher gehören auch Borfchriften, durch welche dem Inhaber einer gewiſſen 
Bertrauensftellung Pflichten auferlegt werden, nicht nur folhen gegenüber, mit denen er in einem 
obligatorifchen Berhältniffe fteht, fondern auch gegenüber anderen Perfonen, z. B. 88 42, 53 des 
BGB. (Detmold ©. 326). Ferner gehört hierher 3. 8. ber $ 909 des BGB., nach welchem 
ein Grundftitd nicht in ber Weife vertieft werden darf, daß das Nahbargrundftüd die erforderliche 
Stüge verliert (NG. Bd. 51 ©. 177); vgl. ferner BGB. 88 617—619; Hanfeatifche Gerichtszeitung 
Bd. 27 ©. 21; HGB. 8 62. Keine Schugvorfchrift im Sinne des Abf. 2 enthält dagegen nad 
NE. Bd. 53 ©. 312 der 8 832 des BGB., welcher die Haftung auffichtepflichtiger Berfonen be= 
ſtimmt, und ebenfowenig nad) RO. Bd. 63 ©. 324 die Vorfcrift des HGB. 3 249 Abſ 1. über 
die Verpflihtung der Mitglieber des Auffichtsrats. 

6) Nicht ausgeſchloſſen wird der Charakter einer Schupvorfcrift dadurch, daß zu der 
Handlung oder Unterlafjung, welche das Gefeg mit Strafe bedroht, zugleih eine obligatorifche 
Verpflichtung zwifhen beflimmten Perfonen befteht. Schutzvorſchriften folher Art enthalten z. 8. 
die 88 266, 356, 298, 329 des EICB., die Seemannsordnung $ 81. Hierher gehören auch die 
Iandesrechtlihen Vorſchriften gegen Dienftboten, die den Dienft nicht antreten, ſich nach Eingehung 
des Dienftvertragd anderweitig vermieten oder fonft die Dienftpflicht verlegen. Die in ſolchen 
Fällen eintretende Konkurrenz des Anſpruchs aus unerlaubter Handlung mit dem Anſpruch aus 
einem obligatorifchen Verhältnis tft praftiich von Bedentung wegen der Haftung der Anftifter 
und Gehilfen bei der unerlaubten Handlung (Detmold ©. 327). 

f) Aus der Praris mögen außer den bereit3 angeführten Entfcheidungen noch hervorgehoben 
werben: RG. Bd. 63 ©. 53 (unter 8 823 Abſ. 2 fällt nicht die Vorſchrift des Invaliden⸗ 
verfiherungsgefeges, melde den Urbeitgeber verpflichtet, bei der Einziehung der Beiträge der 
Verſicherten mitzuwirken. Sie ift nit zum Schutze der Arbeitnehmer beftimmt, fonbern eine 
Ordnungsvorſchrift, deren Verlegung nur eine Ordnungsſtrafe zur Folge hat); RG. Bd. 63 
©. 110 (wird ein Vertrag, der wegen Betrugs anfechtbar tft, nicht angefochten, fo kann der Bes 
trogene nad) 8 823 Abf. 2 Schadenserſatz verlangen und dieſer Schadenserſatz befchräntt ſich nicht 
auf das negative Intereſſe, vielmehr kann der Käufer Minderung bes Kaufpreifes um foviel ver- 
langen, ald er ohne den Betrug weniger gegeben haben würde); Rſpr. Bd. 14 ©. 39 (dad Verbot 
des Ehebruchs ift ein Schußgefeg im Sinne bes Abf. 2 des $ 823 zugunften des Ehemanng; 
deshalb Erſatzanſpruch des Teßteren gegen den Ehebrecher wegen ber durch die Aufregung über 
ben Ehebruch entftandenen Krankheit des Ehemanns. 

8. Auch im Falle des Abſ. 2 hängt die Erfagpfliht davon ab, daß bie Handlung des 
Täters widerrechtlich iſt. Es ift dies im Gefehe nicht beſonders hervorgehoben. Das Geſetz 
geht davon aus, daß eine Handlung einen Verftoß gegen ein Schußgefeg ber im Abſ. 2 gedachten 
Art nur dann enthalte, wenn fie widerrechtlich ſei. Die Widerrechtlichkeit kann ausgeſchloſſen 
fein entweder infolge allgemeiner Grimdfäge (ſ. Erl. III 2), oder infolge befonderer fih auf das 
beireffende Schußgejeß beziehender Beftimmungen. Eine Beitimmung der letztgedachten Art ent⸗ 
Hält 3. ®. für die ben Schuß ber Ehre beirefjenden Vorfchriften ber $ 193 des StGB., indem 
nad) diefem eine Handlung, welche an ſich den Tatbeitand einer nach $ 186 ftrafbaren Beleidigung 
begründet, nicht widerrechtlich tft, wenn die im $ 293 beftimmten Vorausfegungen vorliegen 
(RG. Bd. 51 ©. 369; vgl. au Nipr. Bd. 14 ©. 41). Iſt gegen ein Strafgeſetz verftoßen, jo 
fommt e8, abgefehen von ben Gründen, welche die Widerrechtlichkeit ausſchließen, nicht darauf 
an, daß eine Beſtrafung bes Täters erfolgt. Der privatrechtliche Anſpruch auf Schadenserfag 
bleibt beftehen, auch wenn bie Beitrafung, etiva wegen Mangels eines Strafantrags ober wegen 
Verjährung, unterbfeibt. 

4. Den Täter muß bei dem Berftoße gegen das in Betradit Tommende Schuhgefe ein 
Berſchulden treffen. Richtet ſich dieſes Gefeg nur gegen vorfäglihe Handlungen, fo tritt eine 
Erfagpflicht nach Abf. 2 nur ein, wenn der Täter vorſätzlich gehandelt Hat. Iſt nach bem In⸗ 
halte des Gefeges ein Verſtoß gegen dieſes auch ohne Verſchulden möglich, wie dies namentlich 
bei Bolizeiverordnungen vorkommt, fo tritt die Erfagpfliht nach Abſ. 2 Sag 2 nur im Falle 
des Verſchuldens ein; das Berihulden umfaßt Borfag und Zahrläffigleit. Nur ber Verſtoß 
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gegen das Schußgefeg muß ein ſchuldhafter fein. In betreff der durch ben Verſtoß verurſachten 
Verlegung eines anderen ift ein befonderes Verſchulden nicht erforberlic. 

IV. Gegenftand des durch 8 828 begründeten Auſpruchs. 

1. Erfag bes dur die unerlaubte Handlung bem Berlepten verurfadien 
Schadens. Der Schaden muß im Falle des 8 823 Abf. 1 mit der Verlegung des Rechtsguts 
ober Rechtes, im Falle des Abſ. 2 mit dem Verſtoße gegen das Schupgefeg im Kaufalzırfammen- 
ange ftehen. Ob ein folder Kaufalzufammenhang befteht, beftimmt ſich nach allgemeinen Grund» 
fügen (ſ. Erl. 2b zu 8 249). Der Beweis bed Kaufalzufammenhanges Tiegt bemjenigen ob, 
welcher ben Erſatz fordert (Beifpiele |. RG. Bd. 8 ©. 167; Bd. 10 ©. 140; Bd. 29 €. 1%, 
139; Seuffü. Bb. 41 Nr. 15. RG. 3b. 58 ©. 24; RG. in Sächſ. Arch. Bb.11 ©. 456; RS. 
8. 52 ©. 119; R®. in JW. 1902 Beil. ©. 212, 236). Zu beachten ift, bak im alle des 
8 823 Abſ. 2 Schadenserfag nur bei Verlegung derjenigen Intereſſen gefordert werben laun, 
deren Schuß das Geſetz beabſichtigt (Hanſeatiſche Berichtszeitung Bd. 24 ©. 223). 

Für die Art und ben Umfang bed Schabenserfages find die allgemeinen Borfchriften der 
88 249ff. maßgebend. Aus der Praxis mag Hier hervorgehoben werben RG. Bd. 54 ©. 137, 
nad) welhem der Schaden nicht einfeitig nur nad ber Höhe ber aus dem Vermögen be 
Beihädigten in das des Schädigers Übergegangene Bermögendvorteile, ſondern nur unter Mus- 
gleihung aller beiderjeitigen aus berfelben Wurzel entiprungenen Vermögensab- und zugänge 
feftgefegt werden kann (vgl. auch RE. Bd. 63 ©. 110). 

Iſt durch eine unerlaubte Handlung ein ben anderen dauernd ſchädigender oder mit Nachteil 
bedrohender Buftand gefchaffen ober ift ducch öffentliche Kundgebungen bie Bedingung einer fort- 
wirkenden bzw. fich erneuernden Benachteiligung gefegt, fo kann ber Verletzte die Befeitigung 
jenes Buftandes und unter Umftänden die Zurüdnahme der Kundgebung oder fonftige Diaks 
nahmen verlangen, welche die ſchädliche Wirkung der Kundgebung zu befeitigen geeignet find 
(RS. Bd. 56 ©. 271). Im Falle einer Beleidigung kann indefien nah RG. Bd. 60 ©. 12 
von dem Beleidigten im Wege bes Zivilprozeſſes nicht auf Widerruf, Abbitte und Ehrenerflärung 
gellagt werden, weil hierin nad) der geihichtlihen Entwidelung und nach dem jegigen Stande 
der Strafgeießgebung nicht eine Ari von Schabenserjag, fondern eine Strafe zu finden jei 
(ogl. auch Ripr. Bd. 13 ©. 294). 

Einige befonbere Vorfchriften über dem Umfang bes Schabenserfages find in den 88 842. 
gegeben. 

Auf den Grad ber Verſchuldung kommt es für bie Höhe des Erſatzanſpruchs nicht an. 
Der Täter haftet in bderfelben Weife, gleihviel, ob er vorſätzlich oder fahrläflig gehandelt Hat. 
(gl. befondere Beftimmungen, welche fit vorſätzlich begangene unerlaubte Handlungen gelten, 
in den 88 393, 1000 Gap 2; vgl. ferner 88 992, 2025.) 

2. Einen Unfpruch auf Unterlafjung einer unerlaubten Handlung gewährt das BGB. nicht 
ausdrüdlih. Im Falle einer Verlegung des Namenrechts, bes Beſitzes, bes Eigentums, des 
Erbbaurechts, einer Grundbienftbarkeit, des Nießbrauchs, einer beſchränkten perjönlihen Dienft- 
barkeit und bed Pfandrechts ergibt ſich ein folder Anſpruch aus ben 88 12, 862, 1004, 1017, 
1027, 1065, 1090, 1227 unter den dort näher bezeichneten Vorausſetzungen. Dasfelbe gilt im 
alle der Verlegung von Patentrechten, von Urheberrechten, von echten aus Gebrauhsmuftern 
und Warenzeichen nad den bierfür geltenden befonderen Gejegen. 

Eine entſprechende Anwendung diefer Grundfäge auf alle abfoluten Rechte dürfte unbedenklich 
fein; fie führt dahin, den Anſpruch auf Unterlafiung nicht von einer unerlaubten Handlung, 
fondern lediglich davon abhängig zu machen, baf objektiv eine Verlegung des in Frage ftehenden 
abfoluten Rechtes ftattgefunden Hat, und daß weitere Verletzungen zu beforgen find. Auf die 
Verlegung der im 8 823 Abf. 1 bezeichneten Rechtsgüter würden die gedachten Grundfäge ohne 
weiteres nur dann entfprechend anwendbar fein, wenn man biefe Mechtögüter als fubjeltive Rechte 
betrachtet. Iſt dieſe Auffaſſung wie oben (ſ. Exl. II 154) darzulegen verſucht iſt, nicht zu 
billigen, fo fragt es fi, ob trogdem ein Anfprud auf Unterlafiung auch bei der Verlegung 
von Rechtsgütern zuzulafien if. Die entiprechende Anwendung der für bie actio negatoria 
geltenden Grundfäße würde dann dahin führen, ben Anfpruch auf Unterlafjung aud bei ber 
Berlegung von Rechtsgütern Iediglih von der Vorausfegumg abhängig zu maden, dab eine 
objektive Verlegung vorliege und daß die Beforgnis weiterer Werlegungen begründet fei; nicht 
aber anf den jubjektiven Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung, alfo ein Verſchulden zu er⸗ 
fordern. Die Konfequenz dürfte dann auch dahin führen, unter ben gleichen Borausfegungen 
auch in ben Fällen bes Abf. 2 einen Anſpruch auf Unterlaffung zuzulaſſen. Ob eine fo weite 
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F. 824. Wer der Wahrheit zuwider eine Thatfache behauptet oder verbreitet, 
die geeignet ift, den Kredit eines Anderen zu gefährden oder fonftige Nachtheile 
für defien Erwerb oder Fortlommen herbeizuführen, hat dem Anderen den daraus 


Ausdehnung zuläfiig ift, erſcheint zweifelhaft. Überwiegende Gründe dürften indeſſen für bie 
Bejahung ſprechen. Denn der den Grundfügen ber actio negatoria in ber Hier fraglichen 
Richtung zugrunde liegende Gedanke, daß der Verlegte nicht nur fr die Vergangenheit, fondern 
auch filr die Zukunft genügenden Schug erhalten ſoll, trifft auch hier vollftändig zu und tft in 
dem Wettbewerbsgefeg in verfchiebenen Richtungen zur Anerkennung gelangt. Im weſentlichen 
auf demfelben Standpunkte ftehen RG. Bb. 48 ©. 114; Bd. 60 ©. 6; RE. in ZW. 1901 
©. 349; 1905 ©. 174; Rſpr. Bd. 2 ©. 482; Bd. 5 ©. 239; OLG. Hamburg in DIZ. 1904 
S. 890. U. N. Dertmann in DIZ. 1904 ©. 616ff., der mur bei der Zerlegung fubjeltiver 
Rechte, zu denen er aber auch ben felbflänbigen Gewerbebetrieb rechnet, einen Anfpruc auf Unter 
er weiterer Störungen zulaſſen will. 

ber den Anſpruch auf Unterlaſſung im allgemeinen |. Eltzbacher, Die Unterlaſſungsklage 
1906, insbefondere ©. 131ff., 150ff.; Lehmann, Die Unterlafjungspflicht Im bürgerlichen Recht 
1906, —— S. 220ff. 

V. Erſatzberechtigt iſt im Falle des Abſ. 1 derjenige, deſſen Rechtsgut oder Recht verletzt 
iſt, im Falle des Abſ. 2 derjenige, befien Schup das Geſetz bezwect, gegen welches verſtoßen ift. 
Die Iegtere Frage ift nad dem Inhalte des einzelnen in Betracht kommenden Geſetzes zu ent- 
fcheiden. Der mittelbar Verletzte hat keinen Erſatzanſpruch. Der E. I wollte im Falle bes 
€. 18 704 Abf. 1 den Täter für allen aus ber unerlaubten Handlung entftehenden Schaden 
haften lafjen. Die zweite Kommiffion hat dies aber nicht für richtig erachtet und deshalb dem 
Abſ. 2 die jegt vorliegende Faſſung gegeben. Es ift unrichtig, wenn aus dem Wortlaute des 
Geſetzes die Folgerung gezogen wird (Cofad $ 164 II 1), daß jeber dur bie unerlaubte 
Handlung Gefchädigte einen Erfaganfprud) geltend machen fünne. Denn, wenn es heißt, bie 
gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schub eines anderen bezwecendes 
Geſetz verftößt, fo Tann das im Yufammenhange mit Abf. 1 ſprachlich nur dahin verftanden 
werden, ber Täter ift dem anderen, nicht irgendeinem anderen, zum Exfage verpflichtet und 
der andere ifı eben berjenige, welchen das in Betracht kommende Geſetz ſchützen will. Hiernach 
fann 3. ®., wenn jemand widerrechtlich getötet ift, die Verfiherungsgefellfchaft, bei welcher der 
Getötete fein Leben verfihert Hatte, auf Grund bes $ 823 teinen Anſpruch wegen des ihr er⸗ 
wachſenen Schadens geltend machen (P. II Bb.2 ©. 571). Über die Zuläffigfeit des Anſpruchs 
einer Ehefrau auf Erſatz der Kurkoſten gegen ben Betriebsunternehmer auf Grund bes Haftpflicht: 
gefeges auch für den Fall, daß ber Ehemann die Kurkoften beftritten hat, |. RG. Bd. 47 ©. 211; 
dgl. auch OLG. Kiel in Schleswig⸗Holſteinſchen Anzeigen 1903 ©. 197. 

In den fällen ber 88 844, 845 räumt das Gefeg ausnahmsweiſe auch den mittelbar 
geihäbigten Perfonen einen Erſatzanſpruch ein. 

VI. Erſatzpflichtig tft derjenige, welcher die unerlaubte Handlung begangen hat. 

Wegen ber Haftung unzurehnungsfähiger Berfonen f. 88 827—8.9, wegen ber Mittäter 
und Teilnehmer f. 3 830, wegen der Haftung für dritte Perſonen |. 88 831, 832, wegen der 
Haftung mehrerer nebeneinander verantwortlicher Perſonen als Geſamiſchuldner |. $ 840. 

VII. Der Anſpruch aus der unerlaubten Handlung ift vererblih und übertragbar. Eine 
Ausnahme gilt in Anfehung bed für beitimmte Fälle anerfannten kg Hasad auf Erſatz bes 
immateriellen Schabens (8 847 Abſ. 1 Sa 2). Einſchränkungen ber Übertragbarkeit ergeben 
fih auch in einzelnen Fällen (88 843, 844) daraus, daß ber Erfaganfpruch ganz ober teifweife 
der Pfändung entzogen ift (CPO. $ 850), woran fi} nad 8 400 bie Folge Inlipft, daB bie 
Übertragbarkeit ausgeſchloſſen tft. 

Der Anſpruch verjährt in drei Jahren (8 852). 

VIIL Über den Wegfall ober bie Minderung des Erſatzanſpruchs im Falle eines mit- 
wirtenden Verſchuldens eines Berlegten ſ. Erl. zu 8 254. 


5 824. 
©. 18 704 Ab. 2 Cat 2; II 5 748 ces. 8 809; III 8 808. 9.1 6.962 1., 2848 1., 3556, 3560, 11862f.; 
M. II 6.724. 9.1188. 2 6, 6371.; 82.6 6. 201. 
Biberfeld, Zur Auslegung des 8 824 BGB., Veitr. z. d. Erl. d. D. R. 8b. 42 ©. 867 ff. 
Kohler, Ach. f. Strafrecht, Bd. 47 ©. 1b0ff. 
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entftehenden Schaden aud) dann zu erfegen, wenn er die Unwahrheit zwar nicht 
fennt, aber fennen muß. 

Durch eine Mittheilung, deren Unwahrheit dem Mittheilenden unbefannt ift, 
wird dieſer nicht zum Schabenserjage verpflichtet, wenn er oder der Empfänger 
der Mittheilung an ihr ein berechtigtes Intereffe Hat. 


1. Gefährdung des Kredits des Erwerber oder des Fortlommens durch Behauptung 
oder Verbreitung unwahrer Tatſachen. Die Ehre gehört nicht zu den Rechtsgütern, welde . 
negen jede vorfägliche oder fahrläffige Verlegung geſchützt werden (f. Erl. II2f 4 zu 8 823). Ein 
Erſatzanſpruch ift vielmehr nad 8 823 nur begründet, wenn gegen ein den Schutz ber Ehre be 
zwedendes Gefeg, insbeſondere gegen die Vorſchriften des StGB. 88 185187 verftoßen ii. 
Die letzteren Beftimmungen richten fi) aber nur gegen eine vorfäglihe Verlegung der Ehre. 
Der $ 824 will nun einen Erfaganfprud unter gewifien Borausjegungen auc wegen fahrläffiger 
Verlegung der Ehre gewähren. Wer durch üble Nachrede einen anderen in feinen Kredit oder 
in feinem Erwerb oder Fortlommen gejhädigt hat, fol zum Schadenserſatze verpflichtet fein, 
aud wenn er nur fahrläffig gehandelt Hat. Um aber den Verkehr nicht allzufehe zu beengen 
und namentlich die Tätigkeit der Auslunftsbureaus nicht lahm zu legen, ift nad) dem Borbilde 
bes $ 193 des StGB. bie weitere Beſtimmung binzufügt, daß durch eine Mitteilung, deren Un— 
wahrheit dem Mitteilenden unbelannt ift, diefer nicht zum Schadenserfage verpflichtet wird, wenn 
er oder ber Empfänger ber Mitteilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe Hat. 

Der 8 824 iſt von der zweiten Kommiſſion eingeftelll. Nach dem E. I bedurfte es Feiner 
befonderen Borfchrift, da biefer im 8 704 bie Ehre unter den allgemein geſchützten Rechtsgütern 
mitauffügrte. Der Abf. 1 lehnt fi an die 88 187,188, der Abſ. 2, wie bemerkt, an den $ 193 
des StGB. an. Bei ber Auslegung des 8 824 werden daher die Rechtſprechung und Literatur 
zu ben gedachten Paragraphen ded StGB. zu berüdfichtigen fein (v. Liszt, Lehrb. des SIR., 
8 9; Olshauſen Kom. z. StGB., Erl. zu 88 187, 188, 193). 

2. Borausfegungen des nach z 824 anftehenden Anſpruchs. 

a) Es muß eine Tatfache behauptet oder verbreitet ſein. Es muß ſich alfo um ein an= 
geblich gefchehenes Ereignis ober um einen angeblih vorhandenen Zuftand handeln; die Abgabe 
eines Urteils ift nicht Behauptung einer Tatſache. Die Tatſache ift behauptet, wenn fie einem 
anderen gegenüber al8 Gegenftand eigenen Wiffend hingeſtellt wird; fie ift verbreitet, wenn 
fie einem größeren Perfonentreife zugänglich gemadt ift. Als Mitteilung einer Tatſache wird 
in RG. Bd. 57 ©. 157 auch die Mitteilung aufgefabt, daß ein Arzt „Arzt für Naturheilverfahren“ 
fei, weil bierin nach der herrſchenden Auffafjung die Behauptung zu finden ſei, dab der Arzt 
nur das Naturheilverfahren anwende. Über die Unanmwendbarfeit des 8 824 auf bie abfällige 
öffentliche Kritik eines fog. Geheimmittels |. RG. Bd. 60 ©. 1ff. 

b) Die Tatfahe muß geeignet fein, den Kredit eines anderen zu fchädigen oder fonftige 
Nachteile für deffen Erwerb oder Fortlommen herbeizuführen. Bet erjterem ift daran 
zu denten, daß das Bertrouen in die Zahlungsjähigfeit erihüttert und dadurch eine Schädigung 
herbeigeführt wird, bei legterem z. B. daran, daß jemand infolge der üblen Nachrede jeine 
Stellung als Beamter verliert oder daß ihm die Erlangung einer Stellung erſchwert wirb oder 
dab das zur Uusibung feined Berufs erforderliche Vertrauen erfchüttert wird (vgl. Biberfeld 
©. 368f.). Beifpiele |. RG. 8b. 56 ©. 271; 8b. 57 ©. 157. 

6) Die behauptete oder verbreitete Tatfahe muß unwahr fein. Diefe Boransfegung wird 
aud dann als gegeben anzufehen fein, wenn die mitgeteilten Tatfahen zwar wahr find, aber 
andere damit in Verbindung ftehende Tatfachen verſchwiegen find und wenn hierdurch die Be 
hauptung oder Mitteilung den unter b bezeichneten Charakter erhält (RG. in Sächſ. Ar. Bb. 15 
©. 611). 

d) Der Täter Hat die Unwahrheit der behaupteten oder verbreiteten Tatſache kennen müſſen. 
Die Fahrläſſigkeit braucht fi nur auf die Kenntnis der Unmahrheit zu beziehen. Nicht erforder 
lich ift, daß ber Täter auch den unter b bezeichneten Charakter der Behauptung oder Mitteilung 
tennen mußte. Der Fall, daß der Täter die Unmwahrheit wirklich, kannte, ift im $ 824 nicht er- 
wäßnt, weil in diefem Falle die Verpflichtung zum Schabenserfage ſich ſchon ans StGB. 55 18u, 
187 in Berbindung mit 8 823 Abf. 2 ergibt. 

3. Der Beweis, dab die in Erl. 2a—d bezeichneten Vorausfegungen vorliegen, liegt dem⸗ 
jenigen ob, weldher auf Grund des 8 824 einen Anſpruch geltend machi. 
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8. 825. Wer eine Frauensperſon duch Hinterlift, durch Drohung oder 
unter Mißbrauch eines Abhängigfeitöverhältniffes zur Geftattuug der außerehelichen 
Beiwohnung beftimmt, ift ihr zum Erfate des daraus entftehenden Schadens ver- 
pflichtet. 


4. Gegenftand des Anſpruchs. 

8) Der Täter bat dem anderen Teile ben durch bie üble Nachrede entitandenen Schaden 
zu erfegen. Ob ber Täter die Entſtehung des Schadens vorausgeſehen Hat, ift gleichgültig. Hin⸗ 
ficätfich der Art und des Umfanges des Schadenserſatzes gelten die allgemeinen Borjchriften 
(88 249f.). Hervorzuheben ift, daß für immateriellen Schaden nach $ 253 fein Erſatz verlangt 
werden kann. Dagegen erftredt ſich nad 8 842 die Erfagpflicht auch auf bie Nachtetle, welche 
die Handlung für den Erwerb ober das Fortlommen bes Verletzten Herbeiführt. Unter Umſtänden 
wird der Berechtigte auch Zurüchnahme der unwahren Behauptung oder fonftige Maßnahmen 
zu verlangen berechtigt fein, melde die Kundgebung außer Wirkſamkeit zu ſetzen geeignet find 
(RG. Bd. 56 ©. 271; 8b. 60 ©. 12). 

b) Dem Berlegten fteht ferner ein Anſpruch auf Unterlafiung der Behauptung oder Ver⸗ 
Breitung zu. Es ſprechen dafür diefelben Gründe, welche für die Zuläſſigkeit eines ſolchen An- 
ſpruchs in den Fällen des $ 823 ſprechen. Zur Begründung des Anſpruchs wird aud hier 
lediglich das Vorliegen bes objektiven Tatbeitandes der im 8 824 bezeichneten unerlaubten Hand» 
lung und die Beforgnis meiterer Berlegungen zu erfordern fein (f. Erl. IV2 zu $ 823; RO. in 
Sädf. Ach. Bd. 15 ©. 209; RC. Bd. 56 ©. 271; Bd. 60 ©. 6). 

5. Der Auſpruch tft nach Abſ. 2 ausgeſchloſſen, wenn die Unmahrheit ber Mitteilung 
dem Mitteilenden unbefannt war und er oder der Empfänger der Mitteilung an ihr ein be= 
rechtigtes Intereſſe hat. Die Vorfchrift entipricht dem $ 193 des StGB. Sie ift aber enger 
gefaßt, weil es fich bei dem 5 824 nur um die üble Nachrede handelt, während ber 8 193 ſich 
auch auf den Fall der Beleidigung bezießt. Huch ift die im 8 193 gebrauchte Wendung vermieden, 
daß der Täter „in Wahrnehmung berechtigter Interefien“ gehandelt habe, vielmehr der Gedanke 
dahin formuliert, daß bei fahrläffiger übler Nachrede eine Erfappflicht nicht entftehen fol, wenn 
der Mittellende oder der Empfänger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat. Durch 
die Faſſung des Abſ. 2 wird zugleich Hargeftellt, daß der Mitteilende wirklich ein berechtigtes 
Interefie haben muß und daß es nicht genügt, wenn er nur glaubt, ein ſolches Intereſſe zu 
haben (RG. Bd. 51 ©. 369). Berechtigte Intereſſen im. Sinne des Abf. 2 find diejenigen, beren 
Wahrnehmung rechtlich erlaubt ift, welche nicht dem Rechte oder den guten Sitten zumiderlaufen. 
Auch die Wahrnehmung fremder Interefien ift in den Grenzen des 8 824 Abſ. 2 geftaitet (RG. 
Bd. 51 ©. 369). Ein berechtigtes Intereſſe des Mitteilenden an der Mitteilung wird z. B. 
dann anzunehmen fein, wenn er zum Zwede feiner Verteidigung, unter Umftänden aud, wenn 
er zum Zwecke der Verteidigung eines anderen gehandelt hat, ein berechtigtes Intereſſe des 
Empfängers 3. B. dann, wenn von einem Auskunftsbureau oder von einer SKrebitvereinigung 
Mitteilungen über die Zahlungsfähigfeit einer Perſon gemacht werden (vgl. Biberfeld ©. 839). 

Der Beweis, daß die im Abſ. 2 beftimmten Worausfegungen des Ausſchluſſes eines auf 
8 824 begründeten Anſpruchs vorliegen, liegt demjenigen ob, welcher ſich barauf beruft. 

6. Die Beſtimmungen bed Geſetzes zur Belämpfung bed unlauieren Weitbewerbes v. 
27. Mai 1896, insbefondere bed & 6, bleiben nad) EG. Art. 32 unberührt. Wegen des Verhält- 
niſſes der Vorſchriften dieſes Geſetzes zu 8 824 vgl. im einzelnen Biberfeld ©. 373ff. 


6 8%. 
€. 11 8 7488 veo. 8 810: II1 8 809. 9.11 36.2 €. 640; 82.6 ©. 604 q. RB. ©. 1985. 

1. Widerrechtliche Beſtimmung zur Geftattung der außerehelihen Beiwohnung. Der 
$ 825 will die weibliche Geſchlechtsehre in befonderer Weiſe jchügen. Nah 8 823 Abf. 2 in 
Berbindung mit StGB. 88 174, 176, 177, 179, 182 ift eine Erfaßpflicht begrlindet, wenn gegen 
eine Frauensperſon ein Verbrechen oder Vergehen wider die Sittlichleit begangen ift. Der $ 825 
gewährt hierüber hinausgehend einer Frauensperfon, welche dur unlautere Mittel zur Ge— 
ftattung der auferehelihen Beiwohnung beftimmt worden ift, einen Anſpruch auf Schadenserſatz, 
auch ohne daß der Tatbeſtand einer ftrafbaren Handlung vorliegt. Die Vorſchrift erweitert alfo 
den 8 823, indem fie unter gewifien Vorausſetzungen auch bie bloße Verführung ald unerlaubte 
Handlung harakterifiert. Die Vorſchrift iſt von ber zweiten Kommiſſion eingeftellt. Der &. I 


990 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


batte einen Deflorationsanfpruc nicht anerkannt (M. IV ©. 914). Er gewährte einen Auſpruch 
wegen Verführung nur nad Maßgabe der allgemeinen Beftimmungen über unerlaubte Hand- 
lungen; wenn übrigens eine der in den 88 176, 177, 179, 182 bes StGB. bezeichneten ſtrai⸗ 
baren Handlungen begangen war, follte der verlegten Frauensperſon auch wegen immaterielen 
Schadens eine billige Entihädigung zugeiprochen werben (E. I 8 728 Abf. 2). Die zweite 
Kommiffion Hat infofern an dem €. I feitgehalten, als fie ebenfalls einen allgemeinen Deflo⸗ 
rationsanfpruch oder Anſpruch wegen Verführung nicht anerfannt hat. Ste hat aber den Ror- 
[lägen der Kritik entfprehend (Bitlg. Bd. 2 ©. 414; Jacubezty ©. 174, 314) einer Frauens 
perfon, melde durch Anwendung Hinterliftiger Kunftgriffe zur Geftattung ber außerehelichen Bei- 
wohnung beftimmt iſt und ebenfo einer unbefholtenen Berlobten, welche ihrem Bräutigam die 
Belohnung geftattet hat, einen Anſpruch auf Erſatz des aus der Beiwohnung entftehenden 
Schadens, und zwar auch des immateriellen Schadens, eingeräumt. Die RIK. hat den Anſpruch 
wegen Verführung unter Anwendung binterliftiger Kunfigriffe bahin erweitert, daß fie einen 
Erſatzanſpruch aud gewährt Hat in ben Fällen, in welchen eine Frauensperſon dur; Drohung 
oder unter Mißbrauch, eines Abhängigkeitsverhältnifjes zur Gejtattung der aufßerehelichen Bei⸗ 
wohnung beſtimmt ift. 

2. Borausſetzungen bes Auſpruchs aus 5 825. 

a) Eine Frauensperfon muß zur Duldung der außerehelihen Beiwohnung 
beftimmt fein. Auf das Alter kommt es nicht an, ebenfowenig auf bie Unbeſcholtenheit; der 
Anſpruch kann vielmehr, wenn die Übrigen VBorausfegungen vorliegen, von jeber Frauensperſon 
geltend gemacht werden. Gegen die Verführung eines Snaben oder eines Mannes wirb fein 
bejonderer Schuß gewährt; Anſprüche können inſoweit nur nad Maßgabe des 8 823 geltend 
gemacht werben. 

b) Die Beftimmung zur Duldung ber außerehelihen Beiwohnung muß ers 
folgt fein. 

a) Entweder durd Hinterlift. Der Ausbrud Hinterlift ift aus dem SIEB. (8 181, 
binterliftige Kunſigriffe“ bei der Kuppelei, 8 223 Körperverlegung „mittel® eines hinterliſtigen 
Überfalig“) entnommen. Man wird unter Hinterlift ein argliftiges Handeln zu verftehen haben, 
welches durch das verftedte, die eigentliche Abficht nicht erkennen lafiende Verhalten des Täters 
befonders gefährlich tft (vgl. Olshaufen Kom. z. St@B., 8 181 Anm. 2b; v. Liszt, Lehrb. 
d. StR., 3 97 Anm. 6). Hinterlift wird z. B. anzunehmen fein, wenn jemand eine Frauens⸗ 
perfon durch die Vorjpiegelung, fie könne durch die Preisgabe einen Angehörigen reiten, zur 
Beimohnung beftimmt; ebenfo, wenn die Beſtimmung durch orfpiegelung einer Ehe erfolgt. 
Zweifelhaft ift, ob hierher aud) der Fall gehört, daß die Beftimmung durch das Verſprechen ber 
Ehe erfolgt, wenn ber Verſprechende das Verſprechen nicht zu halten beabſichtigt (Schollmeyer 
©. 224 Anm.2). In einem folden Eheverfprechen kann eine Verlobung liegen, deren Wirkſamkeit 
durch die Abſicht, dad Verſprechen nicht zu halten, nicht ausgeſchloſſen wird. Weigert der Ver⸗ 
fpredende die Vollziehung ber Ehe, fo Hat die Verführte den Anfpruch auf Schadenserfag nad 
Maßgabe der 88 1298, 1300. Daneben bürfte aber doch, wenn der Verfpredhende von Anfang 
an das Verſprechen nicht zu Halten beabfichtigt und es nur gegeben Hat, um bie Empfängerin 
des Verſprechens zur Duldung der Beimohnung zu beftimmen, eine Beftimmung durch Hinterlift 
anzunehmen fein. Praktifch ift dies von Bedeutung, weil der Anfprud auf Grund des 8 825 
weitergeht, als ber nach den 88 1298, 1300 zuftehende Anſpruch und weil er auch vom einer 
befholtenen Frauensperſon geltend gemacht werben Tann. Auch die Verführung zum Genufie 
beraufhender Getränke kann unter Umftänden den Charakter einer Hinterlift haben. 

4) Oder durch Drohung. Der Begriff der Drohung ijt hier derſelbe wie in 8 123 
(f. Bb. I Erl. 3a zu 8 123; vgl. au) von Liszt ©. 39). 

y) Oder dur Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniffes. Ein folder Liegt 
vor, wenn der Berführer die rechtliche oder tatfächliche Abhängigkeit, in welcher die Frauens⸗ 
perfon ſich ihm gegeniiber befindet, benugt, um fie ſich willfährig zu maden. Daß der Ber 
führten ausdrüdlich Nachteile in Ausſicht geftellt find, falls fie die Beiwohnung verweigere, ift 
nicht erforderlih. Notwendig ift aber, da die Frauensperſon eben durch bie Rüdfiht auf das 
Anhängigfeitsverhältnis zur Duldung der Beiwohnung beftimmt wurde (Ripr. Bd. 3 ©. 210). 
Ein Abhängigfeitsverhältnis im Sinne des 8 823 befteht z. B. zwifchen dem Dienſtherrn und 
dem Dienftboten, ziwifchen dem Urbeitgeber und den Ürbeiterinnen, ziwiichen bem Vormund und 
dem Mündel, zwiſchen dem Arzte uno feiner Patientin, zwiſchen dem Pfarrer und feinem Beicht⸗ 
finde, zwifchen dem Lehrer und feiner Schülerin. 





25. Titel: Unerlaubte Handlungen $ 8%. 991 


8. 826. Wer in einer gegen die guten Sitten verftoßenden Weife einem 
Anderen vorfäglih Schaden zufügt, ift dem Anderen zum Erſatze des Schadens 


verpflichtet. 


6) Der Berführer muB den Borfap gehabt Haben, die Frauensperſon durch bie 
unter b bezeichneten Mittel zur Duldung der Beimohnung zu beitimmen. Nicht erforderlich ift, 
daß der Verführer den durch die Beiwohnung entftehenden Schaden vorausfah oder voraus⸗ 
fehen mußte. 

d) Die Einwilligung der Verführten ſchließt die Widerrechtlichleit der Handlung nicht aus. 


8. Gegenftand bes Auſpruchs ifi ber Erſatz bes der Frauendperfon durch die Beimohnung 
erwachſenen Schadens. Es gelten hierfür die allgemeinen Borfchriften der 88 249ff. des BGB. 
Zu erfegen find hiernach insbeſondere die Koften, welche durch eine infolge der Beiwohnung 
entftehende Schwangerihaft und Entbindung entftehen, ſowie der Schaden, welchen die Frauens⸗ 
perfon durch eine infolge der Beimohmung entftandene Krankheit, z. B. durch Unftedung mit einer 
geſchlechtlichen Krankheit erleidet. Die Verpflichtung zum Schabenserfag erſtreckt fi) aber nach 
$ 842 aud) auf die Nachteile, welche die Beiwohnung für den Erwerb ober das Yortlommen 
der verlegten fyrauensperjon herbeiführt, 3. B. dadurch, daß fie infolge der Schwängerung ihre 
Stelle als Dienftbote verliert. Endlich kann die Verführte nad) 8 847 Abf. 2 auch wegen bes 
Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift, eine billige Entſchädigung in Geld verlangen. 


6 826. 
€18 70; 118 2” tes. 8 811; III 8 810. P. 1 G. 962fl., 3276, iusn:s a. 16 7241. 
2.18.23 57 .; .; 80.6 ©. 2011. ©. 6.649. RB. 6.1 


Kohler, Arc. f. Strafreht, Bd. 47 ©. 150ff.; Dertmann, ——— Handlungen. 
Bemerk. zu 9 826 BGB. in DIEB. 1903 ©. 325; derſelbe, Die Verrufserklärung (Boykott) und 
ihre privatrechtlichen Wirkungen, in BL. ſ. RAnw. Bd. 72 ©. 274ff.; Friedrichs, Über die guten 
Sitten, im Recht 1901 ©. 587; Dernburg, Ausbeutung der Rechtskraft gegen bie guten Gitten, 
in DIS. 1905 ©. 465; Hoeniger, Uusbeutung der Rechtskraft gegen die guten Sitten, in 
DIEB. 1905 ©. 1005; Meyer, Ausfperrung von Arbeitern, im Recht 1904 ©. 357; Brüd⸗ 
mann, Das Reichsgericht und die ſchwarzen Liften, in ZW. 1902 ©. 626; Waffermann, 
Der 8 826 BGB. als Waffe gegen unlauteren Wettbewerb, in Unl. Wettbew. 1904 ©. 1; 
Bels, Inwieweit [hüßt das Wettbewerbsgefeg oder der $ 826 den Fabrikanten gegen Schleuderei? 
ebenda ©. 2; Pland zur Auslegung und Anwendung ded 8 826 bed BGB. in DIE. 1907 
©. 7fi.; Hein, Die Verleitung zum Vertragsbruch nach bürgerlichen Hecht, in Leonharbs 
Stubten 1906 Heft 18. 

1. Borfäglicge gegen bie guten Gitten verſtoßende Schadenszufügung. Der 8 826 enthält 
eine wichtige Ergänzung bed $ 823. Wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
einem anderen vorfäglih Schaden zufügt, fol dem anderen zum Erſatze des Schadens verpflichtet 
fein, auch ohne daß ein Recht bes anderen verlegt oder gegen ein Schutzgeſetz verſtoßen ift. 
Die Vorſchrift ift mit Rüdfiht auf die im Volke herrſchende Auffaffung und die Bedürfniſſe des 
Verkehrs, melde in einer Reihe von Füllen, bie durch den 8 823 nicht gebedt werben, bie Zus 
erfennung eines Erſatzanſpruchs fordern, aufgenommen. Bereits der E. I enthielt eine Vorſchrift, 
welche ſich gegen bie illoyale Schädigung eines anderen richtete. Der 8 805 bes €. I reichte 
aber nicht fomweit, wie ber 8 826. Wer ein befonderes Recht ausübt, follte haftfrei fein, auch 
wenn er aus Schitane handelt, wer dagegen nur kraft feiner natürlichen Freiheit handelt, follte 
zum Schabenderfage verpflichtet fein, wenn feine Handlungsweiſe gegen die quten Sitten verftößt 
und einem anderen zum Schaben gereiht. Die zweite Kommiffion hatte ebenfalls daran feſt⸗ 
gehalten, daß feine Haftung einzutreten habe, wenn jemand in Ausübung eines fubjeltiven Rechtes 
einem anderen einen Schaden zufüge. Der Gefahr bes Mißbrauchs der fubjeltiven Rechte fuchten 
die E. I und II, wie in Bd. I Erl. zu 8 226 näher dargelegt ift, durch befondere Vorſchriften 
bei den einzelnen Mechten entgegenzutreien. Die RTA. hat dagegen beichlofien, die Einfchräntung 
fallen zu lafien. Beitimmend ift dabei gewefen, daß es nicht gebilligt werden könne, wenn jemand, 
ſelbſt in der Ausübung eines formalen Rechtes, einem anderen vorſätzlich in einer gegen bie 
og Sitten verftoßenden Weiſe Schaden zuffige. Über das Verhältnis des 8 226 zu 8 826 f. 

2d. 
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2. Boransfegungen eines Anſpruchs anf Grund des & 826. 

a) Ein Schaden muß einem anderen zugefügt fein. Wegen eines nicht vermögens- 
rechtlichen Schadens fann indeſſen Erfag in Geld nicht gefordert werden (j. Erl. zu $ 33. 
Bei einen: folhen Schaben hat der Verletzte nur einen Anſpruch auf Wiederherftellung bes Zu— 
ftandes, der beftehen würde, wenn ber zum Erfage verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre 
und unter Umftänden einen Anſpruch auf Unterlafjung weiterer Beſchädigungen (f. Erl. 3). 

b) Der Schaden muß vorfäglich zugefügt fein. Der Vorfag muß fi) niht nur anf 
die Vornahme ber Handlung, welche den Echaden zur Folge hat, fondern auf die Zufügumg bes 
Schadens erftreden. Es genügt aber, wenn ber Täter bei Vornahme der Handlung das Be 
wußtſein der Schädigung hat (P. II Bd. 6 ©. 202; NE. Bb. 57 ©. 239; Bd. 58 ©. 214, 393; 
3b. 62 S. 137; Bd. 63 ©. 146). Darauf, ob ber Handelnde den Umfang des Schadens voraus—⸗ 
gejehen hat, kommt es nicht an, ebenſowenig darauf, ob der Handeinde fi bewußt war, daß feine 
Handlung gegen die guten Sitten verftößt (j. Erl. 2e). Der E. I wollte eine Erfagpflicht and 
bei fabrläffig begangenen illoyalen Handlungen eintreten laſſen. Die zweite Kommilfion Hat die 
Haftung auf vorſätzliche Schabenszufügung beſchränkt, ba die fahrläffige Berlegung eines anderen 
durch iNoyale Handlungen nur felten vortommen werde und darin jebenfalls fein jo ſchwerer Ber: 
ftoß gegen die öffentliche Sittlichleit zu finden fei, daß der Geſetzgeber dagegen einzuſchreiten Habe. 

Es madt feinen Unterfhieb, ob der Schaden dur ein Tun oder ein Unterlafien herbei⸗ 
geführt ift. Was letzteres anlangt, fo ift 3. B. daran zu denfen, baß jemand bei einer Bers 
nehmung abfictlih einen Umſtand verſchweigt, um auf dieſe Weiſe eine Verurteilung des An⸗ 
geflagten herbeizuführen (RG. in DIZ. 1906 ©. 370). 

co) Die Schadenszufügung muß gegen die guten Sitten verftoßen. 

«) Was als Verſtoß gegen die guten Sitten anzufehen ift, beftimmt fi im allgemeinen 
nad) denjelben Geſichtspunkten wie bei der Frage, ob ein Nechtögefchäft wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nichtig iſt (ſ. Bd. I Erl. 1 zu $ 138), Es kommt alfo darauf an, mas nad 
dem durchſchnittlichen Geſamtbewußtſein des Voltes als unfittlich angefehen wird. Es darf alie 
weber ein bejonder3 feines Sittlichfeitgefühl zugrunde gelegt, noch auf eine in beftimmten 
Kreiſen eingerifiene Unfitte Rüdficht genommen werben (R®. in IW. 1906 ©. 60). Maßgebend 
muß fein die durchſchnittliche Auffafjung ſittlich gebildeter und anftändig denkender Menfchen. 
Ob hiernady eine Handlung gegen bie guten Sitten verftößt, läßt fi nur unter Berückſichtigung 
aller Umftände des einzelnen Falles beurteilen. 

Aus der Praxis mögen folgende Fälle hervorgehoben werden: NG. Bd. 51 ©. 357; Bb. 53 
©. 171 (Mbfchneiden von Einreden um einen vom Geſetze mißbilligten Bermögensvorteil zu ers 
langen); RG. Bd. 50 ©. 225; Bd. 57 ©. 239 Gordellbetrieb veritößt, ſelbſt wenn er polizeilich 
erlaubt tft, gegen die guten Sitten und verpflichtet zum Schabenserfaß an ben dadurch befchädigten 
Eigentümer eines Nahbargrundftüds, wenn der Schaden vorfäglih [f. Erl. 2b] zugefügt ift); 
RG. Bd. 58 ©. 219 GFortgeſetzte unlautere, Niedrigfeit und Gemeinheit der Gefinnung befundende 
Manipulation, um den Erwerb eines Grundſtücks zu einem Hinter bem wahren Werte zurüds 
bleibenden Preife zu erlangen); R®. Bd. 58 ©. 248 (Anſpruch eines Verlobten gegen den Bater 
der Braut, wenn biefer die Einwilligung zu der Heirat aus verwerflichen Gründen zuridzieht); 
NS. Bd. 58 ©. 393 (unter befonderen Umftänden kann auch ein pactum de non licitando gegen 
die guten Sitten verftoßen); R®. im Recht 1905 S. 472 und in DIE. 1905 ©. 961 (Auslegung 
von Waren in Schaufenftern mit Angaben, die geeignet find, über ben inneren Gejcäftsbetrieb 
zu täufhen); RG. in DIZ. 1905 ©. 1041 (Anſpruch eines Gläubigers gegen ben Fiduziar, der 
vorfägli mit dem Schuldner kolludiert Hat); RG. Bd. 58 S. 356 (exceptio doli gegen einen 
Anfprud aus einer Bürgſchaft, wenn die Übernahme derſelben durch die Teilnahme an der 
Untreue eines anderen, bie als Verftoß gegen $ 826 angefehen wird, herbeigeführt ift); R&. in 
Sädf. Arch. Bd. 15 ©. 698 (ein Gläubiger verftößt gegen die guten Sitten, wenn ein Ehemann 
eine größere, lediglich ihm perſönlich obliegende Schuld ohne Zuftimmung der rau and deren 
eingebrahtem Gute bezahlt und der Gläubiger die Zahlung mit Kenntnis diefes Sachverhalts 
annimmt); RG. in IW. 1905 ©. 369 und in DIB. 1905 ©. 697 (ber Prinzipal oder Dienft» 
here, welcher feinem Angeftellten wiſſentlich ein falſches Zeugnis außgeftellt Hat, haftet dem 
fpäteren Dienftheren, der auf Grund des Zeugniſſes den Angeftellten in Dienft genommen bat, 
wegen des ihm daraus ermwachfenden Schadens); RG. in JW. 1903 Beil. S. 142 (wer wider 
befiereg Wiſſen eine falſche Auskunft erteilt, haftet Dritten, wenn er fi) bewußt mar, daß ber 
Empfänger der Auskunft diefe anderen mitteilen werde); R®. in DIZ. 1904 ©. 553 (die Aus- 
nugung eined Geſchäftsgeheimniſſes von feiten des ausgeſchiedenen Angeſiellten in ſeinem fpäteren 
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eigenen Geſchäfte kann unter Umftänden gegen 8 826 verftoßen; RG. in DIZ. 1907 ©. 481 
(bie Vereinbarung von Hhpothefengläubigern in betrefi des Bietens bei einer Zwangsverſteigerung 
tann, wenn fie den Ausfall von Hypotheken bezweckt, unter 8 826 fallen); RG. Bd. 63 ©. 268 
(wegen argliftiger Täufhung kann nach Ablauf der Anfechtungsrift des 8 124 Rückgängigmachung 
des Vertrags auf Grund der $8 826, 249 nicht mehr gefordert werden); RG. in Gruch. Bd. 50 
©. 968 (bie arglifiige Täufhung desienigen, mit weldem der Täufchende in Unterhandlung wegen 
des Abſchluſſes eines Vertrags fteht, in Beziehung auf einen für diefen Abſchluß oder den Inhalt 
des Vertrags weſentlichen Umſtand ftellt fi) als eine gegen bie guien Sitten verftoßende Handlung 
dar, die den Täufchenden zum Erſatze bes dadurch dem anderen verurfachten Schadens verpflichtet); 
RE. in Gruch. Bd. 50 ©. 971 (dev 8 826 ift auch anwendbar, wenn dur den Erwerb eines 
Grundſtücks der perfünlihe Anſpruch eines Dritten auf Begründung eines dinglichen Rechtes an 
diefem Grundftüde, 3. B. einer Grundgerechtigleit, hintertrieben werden fol); RG. in BI. f. RAnw. 
3b. 72 ©. 112 (die wiſſentliche Verleitung zum Vertragsbruch verftößt nicht ſchlechthin gegen die 
guten Sitten im Sinne bes 8 826. Es ergibt ſich dies ſchon aus 8 154 der GewO.); Hanſeatiſche 
Gerihtözeitung Bd. 27 ©. 288 (Verleitung eines Wertmeifterd zum Kontraltbruch gegen feinen 
Urbeitgeber kann gegen 8 826 verftoßen); RG. Bd. 50 ©. 225 (Betrieb eines Gewerbes mit 
Erplofionsgefahr); RG. Bd. 55 ©. 367 (der Käufer beiteht auf der Erfüllung eines Kaufvertrags, 
obwohl feftiteht, dab der Verkäufer ſich bei der Kalkulation des Preifes geirrt hat); in beireff 
des Iegteren Falles a. U. Ripr. Bd. 4 ©. 204. Nicht angenommen wird ferner ein Verſtoß 
gegen bie guten Sitten in RG. Bd. 58 ©. 214 (Geltendmachung ber Nichtigkeit eines Rechts— 
geſchäfts wegen Formmangels); RG. Bd. 60 ©. 1 (abfällige üffentliche Kritik eines Geheim⸗ 
mittel8); RE. Bd. 62 ©. 137; Rſpr. Bd. 14 ©. 58 (die Annahme der Auflaſſung eines 
Grundftlids, bei welcher der Erwerber mußte, daB fich der Veräußerer dadurch die Erfüllung 
einer ihm gegen einen Dritten obliegenden Verpflichtung zur Übertragung des Grundſtücks 
unmöglich made, kann gegen die guten Sitten verftoßen; gegen die Muffafjung des RG., nad 
welcher ein folder Verſtoß unter der gedachten Vorausfegung immer angenommen zu werden 
ſcheint ſ. Bland in DIE. 1907 ©. 7, der ausführt, daß aud wenn der Erwerber wiſſe, daB 
dem Dritten durch die Auflafiung ein Schaden zugefügt werde, doch nach den Umftänden des 
Zalles, insbeſondere nach dem Zwede, zu welchem die Auflaſſung erfolge, die Annahme gerecht⸗ 
fertigt fein könne, daß ein Verftoß gegen die guten Sitten nit vorliege); RG. in DIL. 1906 
©. 1095 (wiſſentlich unrichtige Auskunft über die Kreditwürdigkeit eines Geſchäfts, wenn ber 
Mitteilende fih au nur der Möglichkeit bewußt war, daß der andere dadurch einen Schaden 
erleiden tönne); RG. in DIZ. 1907 ©. 65 (da8 Verbot eines ärztlichen Vereins an feine Dit 
glieder, mit einem Wrzte zu Tonfultieren und ihn zu vertreien, enthält nur unter befonderen 
Vorausfegungen einen Verftoß gegen die guten Sitten); N®. in EeuffA. Bd. 61 ©. 452 (in 
der Verleitung eines Handlungsgehilfen zum Vertragsbruche liegt nicht immer eine gegen bie 
guten Sitten verftoßende Handlung); R®. in IW. 1906 ©. 16 (Anſtiftung eines anderen zu der 
Verlegung vertragsmäßiger Pflichten oder Teilnahme an einer foldhen Verlegung, wenn fie er- 
folgt, um ſich felbft einen Vorteil zu verihaffen). Vgl. aud RG. Bd. 61 ©. 324; Rſpr. Bd. 3 
©. 242; 8b. 7 ©. 184, 381; Bd. 8 ©. 14ff.; Bd. 11 ©. 324, 327; RG. in DIE. 1903 ©. 128; 
RG. im Recht 1904 ©. 630; 1905 ©. 592; Rſpr. Bd. 4 ©. 54; Bb. 8 ©. 18; Bd. 10 ©. 135; 
NE. in DIZ. 1906 ©. 1025; RG. Bd. 51 ©. 569; Bd. 57 ©. 418; Bd. 60 ©. 94; RG. in 
IW. 1906 ©. 595 Nr. 1; RC. in IW. 1906 ©. 60; Rſpr. Bd. 12 ©. 112; Bb. 12 ©. 113; 
Bd. 13 ©. 394. 

4) Bon befonderer Bedeutung ifl ber 8 826 für Sonkurrenz- und Lohnkampf auf twirte 
ſchaftlichem Gebiet, indem dadurch diefer Kampf in jenen Grenzen gehalten werden fol, welde 
die Rüdfiht auf die guten Sitten gebietet. Der Grundſatz der wirtfchaftlichen Freiheit foll eine 
Einfhräntung nicht bloß dadurch erfahren, daß widerrechtliche Verlegung der freiheit anderer 
zum Schadenserfage verpflichtet, fondern es follen auch ſolche Handlungen, bie nicht widerrechtlich 
find, unzuläffig fein und zum Schadenserfage verpflichten, melde von allen anftändig unb billig 
dentenden Menfchen als den guten Sitten wiberfprechend angejehen werden (NG. Bd. 48 ©. 114). 
Der 8 826 enthält eine allgemeine Ergänzung des Wetibewerbögefeges v. 27. Mat 1896. So— 
weit der darin aufgeftellte Grundfag reicht, finden die befchränfenden Vorſchriften des Wett⸗ 
bewerbägefeges, in®befondere der 8 16, feine Anwendung (RG. in DIE. 1905 ©. 506). 

Aus der Praxis mögen folgende Entſcheidungen hervorgehoben werben, bie auf dem 
oben gedachten Standpuntie fiehen. In RG. Bd. 48 ©. 114 wird als gegen die guten Sitten 
verſtoßend angefehen, wenn eine Dampfichiffsgefelihaft im Konkurrenzkampfe mit anderen Trand» 


994 VII. Abſchnitt: Ginzelne Schulbverhältniffe. 


portunternehmern über eine an bem Unternehmen der Gegner beteiligte Geſchäftsfirma als 
Bivangsmittel die Ausſchließung von ihren allgemeinen Frachtiarifen verhängt. In RE. Bd. 60 
©. 94 wird angenommen, dab ein Verſtoß gegen bie guten Sitten zwar nicht darin zu finden 
fei, daß eine Vereinigung von &ewerbetreibenden die Aufnahme eines Konkurrenten in die Ver- 
einigung ablehne, um diefem die Konkurrenz zu erſchweren, dab aber ein folher Berftoß vorliege, 
wenn eine Bereinigung von @emwerbetreibenden einen Verband von Arbeitnehmern vorfäglih 
dazu beitimme, über einen anberen Gewerbetreibenden bie Sperre zu verhängen, um dieſem 
feinen Gewerbebetrieb unmöglich zu machen ober zu erſchweren; vgl. aud RE. in DIZ- 1%4 
©. 1185 (abfällige Urteile Über einen Konkurrenten, um diefen die Kunden abfpentig zu machen); 
RE. Bd. 56 ©. 271 (eſchränkte Geſchäftsſperre gegen die fog. Schleuberer). 

Im betrefi des Lohnkampfes zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern wird allgemein 
anerkannt, daß ein Etreit der Arbeiter, um beſſere Tohnbebingungen zu erreichen, nicht gegen 
bie guten Sitten verftößt. Dasfelbe gilt von der durch die Arbeitgeber zur Bertelbigung gegen 
einen Streit vorgenommenen Ausfperrung von Arbeitern ſowie von ber Aufforderung an andere 
Arbeitgeber, ftreifende Arbeiter nicht anzunehmen (RG. Bd. 51 ©. 369; Bd. 54 ©. 255; RE. in 
Gruch. Bb. 47 ©. 837). Dagegen wird im RG. Bd. 57 ©. 418 die Ausſperrung eines einzelnen 
Urbeiterd durch einen Wrbeitgeberverband aus ungenügenden Gründen dann als gegen die guten 
Sitten verftoßend angejehen, wenn die Ausſperrung den Umftänden nad; den Arbeiter im weit 
gehendem Make die Erlangung von Arbeit erfchwert. Nicht als gegen bie guten Sitten ver 
floßend wird ferner in ber Hanſeatiſchen Gerichtszeitung Bd. 25 Beibl. S. 301 angefehen, wenn 
organifierte Arbeiter fi) weigern, mit einem nicht organifierten Arbeiter zufammen zu arbeiten 
und dieſen dadurch zum Niederlegen ber Arbeit zwingen (vgl. Afpr. Bd. 13 ©. 394). Rah RE. in 
DI8. 1906 ©. 1027 wird die Boyfottierung eines Gewerbetreibenden von feiten eines Arbeiter 
verbandes, bie zu dem Bwede erfolgte, um die in einem Lohnkampfe mit dem Gewerbetreibenden 
befindlichen Arbeiter zu unterftügen, als ein erlaubtes Mittel in dem Lohnkampfe angefehen 
(ogl. dazu Bland in DIEB. 1907 ©. 7. 

Über Boykottierung einer Gaftwirtihaft ſ. Hanſeatiſche Gerichtszeitung Bd. 28 S. 20: 
Rſpr. Bd. 14 S. 40. Uber Boykottierung von Bierbrauereien, die den Bierpreis erhöht hatten, 
f. Hanſeatiſche Gerichtszeitung Bd. 28 ©. 34. 

y) Die Frage, ob eine Handlung gegen die guten Sitten verftöht, iſt feine reine Tatfrage- 
Die Entſcheidung darüber unterliegt daher der Mevifion (KG. Bd. 48 ©. 114; Bb. 51 ©. 369; 
Bd. 58 ©. 214, 219; RG. in ZW. 1905 ©. 376. 

4) Wird eine Handlung nicht kraft der allgemeinen Freiheit, fondern auf 
Grund eines befonderen Rechtes vorgenommen, fo findet der $ 826 nur banı Ans 
wendung, wenn die Ausübung des echtes nach 8 226 unzuläffig ift, wenn fie alſo nur ben 
Bwed Haben fann, einem anderen Schaden zuzufügen. Die für diefe Auffafiung ſprechenden 
Gründe find im Bd. I Erl.1 zu 8 226 dargelegt. Sie ift mit der oben in Erl. 1 mitgeteilten 
Entſtehungsgeſchichte des $ 826 nicht unvereinbar. Der herrſchenden Anficht entipricht fie indeſſen 
niht und das RG. hat ſich wieberholt dagegen ausgeſprochen (RG. Bd. 48 ©. 114; Bd. 51 
©. 369; Bd. 55 ©. 368; Bd. 56 ©. 271; 3b. 58 ©. 214). Anerkannt wird jedoch, daß es bei 
der Beurteilung der Frage, ob eine Handlung gegen bie guten Sitten verftoße, nicht ohne Be 
deutung fei, ob fie kraft der allgemeinen Freiheit ober auf Grund befonderen Rechtes vor- 
genommen fei. Im legteren Falle werde ein Verftoß gegen bie guten Sitten nicht fo Teicht wie 
im exfteren Falle angenommen werden Können. ; 

6) Auch durch eine Unterlaffung fann die Berpflihtung zum Schadenserfage 
nad 8826 begründet werden. Vorausſetzung tft dabei indefien, daß bie Handlung, welche 
unterlaſſen wurde, nad) den Umftänden des Falles als durch die guten Sitten geboten angefehen 
werden mußte und daß die Unterlafiung mit dem Worfag, einem anderen Schaden zuzuflgen 
(f. oben Erf. b) erfolgte. Hält man bie feft, fo find die Konfequenzen, die fid) aus dem obigen 
Grundſatz ergeben, nicht fo bedenklich, wie von Lis zt ©. 72 anzunehmen fcheint. 

1) Auf Grund des 8 826 kann unter Umftänden auch bie Wirkung eined rechtskräftigen 
Urteils, das durch die Nichtigkeits- ober Meftitutionsklage nicht mehr angefochten werben kann, 
mittelbar befeitigt werden. Vorausfegung hierfür ift, daß die Nechtöfraft des Urteils bewußt 
zu dem Zwecke herbeigeführt ift, um dem, was nicht Recht ift, den Stempel bes Rechtes zu geben. 
Kiegt diefe Vorausſetzung vor, fo fteht der Verufung auf die Rechtskraft bes Urteils eine Eins 
rede auf Grund des 8 826 entgegen (Dernburg in DIZ. 1905 ©. 465; Hoeninger ebenda 
©. 1109; RG. Bd. 36 ©. 249; 3b, 39 ©. 142; Bd. 46 ©. 75 und befonbers RG. v. 14. Oftober 
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1905 in DIR. 1905 ©. 1109; a. %. Hellwig, Klagreht und Klagmöglichkeit ©. 78 Anm. 5; 
Bagenfteher, Zur Lehre von ber materiellen Rechtstraft ©. 396. Noch weiterzugehen und 
den $ 826 allgemein anzuwenden, wenn auf Grund eines redtöfräftigen Urteils wiſſentlich ein 
materiell unbegründeter Anſpruch geltend gemacht wird (jo wie es ſcheint RG. i. St. Bd. 34 
©. 279), dürfte ſich nicht rechtfertigen laſſen. 

3. Gegenftand des Anſpruchs ift der Erſatz des vorfäglich zugefligten Schadens nad Maps 
gabe der 88 249ff. (f. oben Erl. 2a). Die vorbehaftlofe Annahme einer fehlerhaften Sade in 
Kenntnis des Fehlers ſchließt indefien bei argliftigem Verſchweigen des Fehlers von feiten des 
Verkäufers nicht nur den Anſpruch aus dem Kaufe, fondern auch aus unerlaubter Handlung aus 
(RS. Bd. 59 ©. 104). 

Auch auf Unterlaffung eines mit dem 8 826 in Widerfpruch ftehenden Verhaltens kann 
geklagt werden, wenn ein ſolches Verhalten bereit3 erfolgt und die Beſorgnis einer Fortfegung 
desfelben begründet if. Es ſprechen dafür diefelben Gründe, welche für die Zufäffigkeit eines 
Anſpruchs auf Unterlafiung im Falle des $ 823 geltend gemadt find (f. Erl. IV 2 zu 8 823 und 
RG. Bd. 48 ©. 114). 

4. Erſatzberechtigt ift derjenige, welchem vorfäglich der Schaden zugefügt ift. Gleichgültig 
ift, ob eine mittelbare oder unmittelbare Beſchädigung vorliegt. Vorausjegung tft aber immer, 
daß der Täter den Vorſatz (f. Erl. 2b) Hatte, dem Beichädigten den Schaden zuzufügen. Wer 
einen Menſchen tötet oder ein Haus anftedt, haftet 3. B. auf Grund des 8 826 der Berficherungs- 
gejellichaft, die dem durch jene Handlung unmittelbar Beſchädigten Erſatz zu leiften hat, jeden- 
falls nur dann, wenn ex bei feiner Handlung die Abſicht Hatte, die Verſicherungsgeſellſchaft zu 
ſchädigen ober er ſich body bewußt war, daß biefer Erfolg eintreten werde. Wenn man, ab- 
weichend von ber in Erl. I 1fs zu 8 823 vertretenen Unficht, annimmt, daß derjenige, welcher 
durch ſchuldvolle Vernichtung einer geſchuldeten Sache das Forderungsrecht des Gläubigers zum 
Erlöfhen bringt, diefem nicht ſchon nad 8 823 Abſ. 1 haftet, fo wird eine Haftung bdesfelben 
gegenüber dem Gläubiger nad) $ 826 dann als begründet anzufehen fein, wenn er bei der Ver— 
nichtung der Sade den Vorſaß hatte, den Gläubiger dadurch zu beſchädigen. 

5. Erſatzverpflichtet ift derjenige, welcher die gegen den 3 826 verfiohende Handlung oder 
Unterlafjung vorgenommen hat. Anſtifter und Gehilfen Haften nad) $ 830. 


68 827-829. 

Delittsfähigteit. Da das Gefep bet den unerlaubten Handlungen die Haftung grundſätzlich 
von einem Verſchulden des Täters abhängig macht, fo folgt daraus, daß diejenigen Perſonen, 
welchen ihr Verhalten nit als Schuld angerechnet werden kann, von der Haftung frei fein 
möffen. Die Vorausfegungen, unter denen eine Perſon als nicht verantwortlich fir den durch 
ihte Handlungen herbeigeführten Schaden angefehen werden foll, find in den 88 827, 828 näher 
beftimmt. Die Verantwortlichkeit ift nicht von der Geſchäftsfähigkeit abhängig gemadt. Das 
Gefeg ftellt auch keinen allgemeinen Begriff der Deliktöfähigteit auf, fondern es wird die Vers 
antwortlichkeit für die einzelnen in Betracht kommenden Fälle geregelt. Der $ 827 handelt von dem 
Ausſchluſſe der Haftung bei Berfonen, die fi bei der Vornahme der Handlung in einem um- 
zurechnungsfähigen Buftande befunden haben, der 8 828 von dem Ausſchluſſe der Haftung bei 
Berfonen, welche wegen jugendlichen Alters oder als Taubſtumme nicht die zur Erkenntnis der 
Verantwortlichkeit erforderliche Einficht gehabt haben. Ergänzend tritt im 8 829 eine Beſtimmung 
hinzu, wonach ſolche Berfonen, die nad) Maßgabe der 88 827, 828 von der Berantwortlichteit 
frei find, trogdem mit Rückſicht auf bie Billigkeit in gewiſſen Grenzen zum Schadenserſatze 
verpflichtet fein follen. Die Haftung des gejeglichen Vertreters einer deliltsunfühigen Perſon für 
die von ihm ſelbſt im Ausübung jeiner Vertretung vorgenommenen widerrechtlihen Handlungen 
bejtimmt fi nad den allgemeinen Grundſützen. Die deliktsunfähigen Perſonen find ibrerfeits 
für die von ihren gejeglichen Vertretern begangenen unerlaubten Handlungen nicht verantwortlich; 
dies gilt insbeſondere aud, wenn ein Schaden durch Unterlaſſen einer gefeplih gebotenen 
Handlung, 3. B. durch Verabfäumung von Afchefireuen, entitanden ift (vgl. Erl. 2a zu 8 829). 
In denjenigen Füllen aber, in welden eine Erſatzpflicht unabhängig von einem Verfhulden ein⸗ 
tritt, alfo bet dem durch ein Tier herbeigeführten Echaden und beim Wilbfchaden, haften auch 
die dileltsunfähigen Perſonen, ſelbſt wenn fie infolge ihres Buftandes nicht in ber Lage waren, 
den Schaden durch geeignete Maßregeln abzumenden (ebenfo Lindelmann ©. 87; a. A. v. Liszt 
©. 107f.). Über Anwendbarkeit der 38 827, 828 in den Fällen der 88 831, 832, 836 f. Erl. 
au diefen Paragraphen. 
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8. 827. Wer im Zuftande der Bewußtlofigkeit oder in einem die freie 
Willensbeftimmung ausfchliegenden Zuftande Franfhafter Störung der Geiltes- 
thätigfeit einem Anderen Schaden zufügt, ift für den Schaden nicht verantiwort- 
lich. Hat er fich durch geiftige Getränke oder ähnliche Mittel in einen vorüber- 
gehenden Zuftand diefer Art verfegt, fo ift er für einen Schaden, den er in 
diefem Zuftande wiberrechtlich verurfacht, in gleicher Weife verantwortlich, wie wenn 
ihm Fahrläffigkeit zur Laft fiele; die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er 
ohne Verfhulden in den Zuftand gerathen ift. 


Hat eine gefhäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigleit bejchräntte Perſon unter der Bor- 
fpiegelung, daß fie gefhäftsfähig fei, einen Dritten zur Vornahme eines Geſchäfts veranlaßt und 
dadurch einen Schaden herbeigeführt, fo beitinimt fi ihre Haftung nad den Borfcriften der 
88 827—829. 

Die Vorſchriften der 88 827, 828 finden aud in ben Fällen bes 8 276 Anwendung. 

Über die Anwendbarkeit der 38 827, 828 auf daS mitwirtende Verſchulden der Beſchädigten 
im alle des 8 254 f. Erl. 2 Ab. 3 zu 8 254; vgl. auch RG. Bd. 54 ©. 404, 407; Bd. 59 
©. 221; a. A. Pfizer in D38. 1904 ©. 712. Über die Unzuläffigkeit einer entſprechenden 
Anwendung bes $ 829 in den Fällen des 8 254 |. RG. in Sächſ. Ard. Bd. 14 ©. 361. 


8 827. 
€.1 8 708; II 8 750 veb. 8 812; 1IT 8 811. P.I CE. 1000N.; M.ITE.7S1M. P. II 8.2 6.579 ſſ., 590. 

Die Faflung der Vorſchrift fchließt fi) an den 8 5i des StGB. an. Der E. I8 704 
wollte darauf abftellen, ob eine Perſon, während fie des Vernunftgebrauchs beraubt war, einem 
anderen einen Schaden zugefügt bat. Die zweite Kommifjion hat dagegen im Einllange mit 
den zu ben 88 104, 105 gefabten Beſchlüſſen die Vorfchrift dem StBG. angepaßt. Bei der 
Auslegung des 8 827 werben daher die Literatur und Rechtſprechung zu dem 8 51 des StGB. 
heranzuziehen fein (vgl. 9. Meyer, Lehrb. d. Strafr., 8 23; v. Liszt, Lehrb. d. Strafe. 8 37; 
Dlshaufen Kom. z. StB. 8 51 Nr. 7—11, und wegen ber in Betracht kommenden 
mebizintfhen Fragen Cramer, Gerichtliche Piychiatrie 1900 fowie Schulge Ard. f. Bürg. R. 
8b. 17 ©. 89-99). 

1. Nicht verantwortlich für den einem anderen augefügten Schaden ift nach Sag 1 

a) wer im Zuftande der Bewußtloſigkeit den Schaden zugefügt hat. Bewußt⸗ 
lofigfeit liegt vor, wenn das Bewußtjein aufgehoben ift. Es gehören Hierher der Schlaf und 
die Fälle der Schlaftrunfenpeit, Ohnmacht, hypnotiſche Suggeftion und Truntenheit. Im StGB. 
8 51 wird zur Straflofigleit bes Täters erfordert, daß er fid in einem Buftande von Bewußt⸗ 
loſigkeit befunden hat, „durch welchen feine freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war“. Der 
Relativfag ift im $ 827 meggelafien. Trotzdem wird nad dem Grunde ber Borfchrift mit 
v. Liszt ©. 48 anzunehmen fein, daß der Bewußtlofigfeit gleich fteht eine Trübung des Bewußi 
feins, die jo Hochgradig ift, daß der Handelnde nicht mehr weiß was er tut; 

b) wer in einem die freie Willenöbeftimmung ausichließenden Zuſtande frankhafter Störung 
ber Geiftestätigleit ben Schaden zugefügt hat. Ein folder Zuſtand ift nicht nur anzunehmen 
bei ben eigentlihen Geiſteskrankheiten, ſondern aud bei Körperkrankheiten, wenn fie eine por- 
übergehende Störung der Geiftestätigteit zur Folge haben. Die geiftige Störung muß fteis eine 
fo weitgehende fein, daß bie freie Willensbeitimmung ausgeſchloſſen erſcheint (ſ. Bd. I ExL 2 
zu 8 104). 

2. Die Bewußtlofigfeit oder geiftige Störung ınuß zur Zeit der Bornahme ber Handlung 
beftanden haben. Ein Geiftestranker ift aljo für eine Handlung verantwortlid, welche ex in 
einem jog. lihten Zwiſchenraume begangen bat. Es genügt ferner nicht zur Ausſchließzung der 
Verantwortlichkeit, daß der Täter zur Beit der Vornahme der Handlung wegen Geiftestrantheit 
entmünbigt war. Die Entmündigung begründet vielmehr in Unfehung der Delikisfähigkeit mur 
eine tatfächlihe Vermutung für das Vorhandenfein eines krankhaften geiftigen Buftandes. 

3. Ausnahme von ber Regel bes Satz 1. 

a) Hat ſich der Täter durch geijtige Getränke oder ähnliche Mittel (Morphium, Kokain, 
Ather, Opium, Haſchiſch u. dgl.) in einen Zuftand der Unzurechnungsfähigkeit verfegt, jo fol er 
für den Schaden, den er in diefem Zuftande widerrechtlich verurſacht, verantwortlich fein, wie 


25. Titel: Unerlaubte Handlungen. $ 828. 997 


8. 828. Wer nicht das fiebente Lebensjahr vollendet Hat, ift für einen 
Schaden, den er einem Anderen zufügt, nicht verantwortlich. 

Wer das fiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, ift für 
einen Schaden, den er einem Anderen zufügt, nicht verantwortlich, wenn er bei Der 
Begehung der jchädigenden Handlung nicht die zur Erfenntniß der Verantwortlichfeit 
erforderfiche Einficht Hat. Das Gleiche gilt von einem Taubjtummen. 


wenn ihm Fahrläffigkeit zur Laft fiel. Der Täter haftet alfo, wenn zur Erflillung des Tat- 
beftandes einer unerlaubten Handlung Fahrläffigfeit genügt; er haftet nicht, wenn, wie in den 
Fällen des 8 826, Borfag erfordert wird. Doch wird in Fällen der lepteren Art häufig eine 
Haftung nad 8 829 in Betracht kommen. Hat fi der Täter abfihtlih in den Zuftand ber 
Trunkenheit oder Unzurechnungsfähigkeit verfegt, um in dieſem Zuftand eine unerlaubte Handlung 
auszuführen, fo wird er für die dem Vorſatz eniſprechend ausgeführte Handlung in vielen Fällen 
trotz der Unzurechnungsfähigkeit haftbar zu maden fein, wie wenn er vorfäglic gehandelt Hätte 
(fo für das Strafreht H. Meyer, Lehrb. d. StR. 8 23 Anm. 22; v. Liszt, Lehrb. d. StR. 
$ 36 Anm. 3; Olshauſen Kom. zu StB. 8 51 Nr. 11. Wenn v. Liszt, Del.-Oblig. 
©. 50, dem Dertmann IL Aufl. Erl. 2 zu 8 827 folgt, eine folhe Haftung nad dem $ 827 
Sag 2 für ausgeſchloſſen erachtet, fo dürfte died nicht zutreffend fein. Es handelt fi in bem 
bezeichneten alle darum, daß bie Unzurechnungsfähigkeit zur Beit der Vornahme ber Handfung 
überhaupt nicht in Betraht fommt. 

Bei denjenigen Fällen felbſtverſchuldeter Unzurechnungsfähigkeit, welhe nicht durch ben 
Sag 2 getroffen werben, fo 3. ®. bei einer Geiftesfrankheit, welche infolge eines Selbftmord- 
verſuchs eintritt, bewendet es bei den allgemeinen Grundſätzen. 

b) Ausnahme von ber Regel unter a. Der Täter kann für bie im Buftande der Un— 
zurehhnungsfähigleit begangenen Handlungen nad dem Schuldprinzipe nicht verantwortlich fein, 
wenn ex ohne Verſchulden in diefen Zujtand geraten war. Zu denken ift 3. B. daran, daß 
jemand den beraufchenden Charakter eined Getränke, welches er zu fi) genommen hat, nicht 
kannte oder Tennen mußte. Die Sormulierung des Gedankens in einem befonderen Halbjag iſt 
geichehen, um die Beweislaft Marzuftellen. 

0) Beweißlaft. Beruft ſich der in Anſpruch genommene Täter darauf, daß er im Zuſtande 
der Unzurechnungsfähigteit gehandelt Habe, jo Hat er dies zu beweifen. Macht der Berlegte dem⸗ 
gegenüber geltend, daß der Täter ſich felbft in den Zuftand der Unzurechnungsfähigkeit verſetzt 
habe, daß aljo die Ausnahme des Sag 2 Halbf. 1 zutzeffe, jo hat er dies feinerfeit® zu bemeifen. 
Der Verletzte braucht aber nicht darzulegen, daß der Täter ſich ſchuldhafterweiſe in den Zuſtand 
ber Unzurechnungsfähigteit verjegt habe. Der Täter bat vielmehr, wenn die Vorausfegungen 
des Halbſ. 2 vorliegen, zu beweijen, dab er ohne fein Verfchulden im den Zuftand geraten fei. 


5 828. 
@.18 709; 11 8 751 ven. 8 813; III 8 812. P.1 6. 1000M., 3556, 3560, 0184 f.; M. II €. 731 ff. 
9.1186. 2 ©. 5791., 5901. 

Dittenberger, Der Schuß des Kindes gegen die Folgen eigener Handlungen im BGB. 1903. 

1. Kinder, welche das fiebente Lebensjahr nicht vollendet Haben, find nicht beliftsfähig. 
Die Feſtſetzung der Altersgrenze, von der an das Kind als deliktsfähig zu gelten Hat, auf das 
fiebente Lebensjahr, weicht von der des StGB., welches die Strafmündigfeit mit dem vollendeten 
zwölften Lebensjahre eintreten läßt, ab, fteht aber im Einklange mit dem größten Teile des bis- 
berigen Rechtes. Die Regel des Abſ. 1 ift im übrigen eine abfolute; eine Unterfuhung barüber, 
ob ein Kind unter fieben Jahren im einzelnen Falle die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit 
erforderliche Einſicht gehabt Hat, ift ausgeſchloſſen. Es kann aber eine Erfappfliht nad $ 829 
in Frage kommen. 

2. Jugendliche Berfonen, welde das fiebente, aber nicht daB achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, find beliktsfähig. Sie follen aber von ber Verantworilichkeit frei fein, wenn 
fie bei der Begehung ber rechtswidrigen Handlung nicht die zur Erkenntnis ber Berantwortlichkeit 
erforderliche Einficht haben. Diefe Regelung entipricht dem StGB. 5 58, nad) welchem ein An= 
gefhuldigter, der zur Zeit der Begehung der ftrafbaren Handlung das zmwölfte Lebensjahr, aber 
nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, freizufprechen ift, wenn er bei der Begehung ber ftraf- 
baren Handlung bie zur Erkenntnis ihrer Steafbarfeit erforderliche Einficht nicht befaß. ‚Bei ber 

Bland, Kommentar 3. BGB. Bd. I. 3. Huflage. 64 
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8. 829. Wer in einem der in den 88. 823 bis 826 bezeichneten Fälle für 
einen bon ihm verurfachten Schaden auf Grund der 88. 827, 828 nicht verant- 
wortlich ift, hat gleichwohl, fofern der Erſatz des Schadens nicht von einem auffihts- 
pflichtigen Dritten erlangt werden kann, den Schaden infoweit zu erjegen, als die 
Billigkeit nach den Umftänden, insbefondere nach den Verhältniffen der Betheiligten, 
eine Schabloghaltung erfordert und ihm nicht die Mittel entzogen werben, deren 
er zum ftandesmäßigen Unterhalte fowie zur Erfüllung feiner gefeglichen Unterhalts- 
pflichten bedarf. 


Entſcheidung ber Frage, ob die erforderliche Einfiht vorhanden geweſen ift, werden danach die 
auf dem Gebiete des Strafrecht? gefammelten Erfahrungen zu verwerten fein (vgl. H. Meyer. 
Lehrb. d. StR. 8 23; v. Liszt, Lehrb. d. StR. 8 37; Olshaufen Kom. zu StGB. 8 56 Nr. 4. 
Hier ift folgendes Hervorzuheben: Es kommt, wie in den Protofollen der zweiten Kommiſfion 
ausgeführt wird, nicht darauf an, ob ber Täter die Schäblichkeit der Handlung erkannt oder den 
angerichteten Schaden vorausgefehen hat. Der Erkenntnis der Sirafbarfeit im Sinne des StB 
88 56, 58 entipriht vielmehr die Erkenntnis der Verantwortlichteit, d. 5. die Erkenntnis der 
Pflichten, welche das Bufanımenleben der Menſchen im Stante dem einzelnen auferlegt (P. II 
Bd. 2 ©. 583). Der Täter muß bie geiftige Meife erlangt haben, um einfehen zu können, daß 
er widerrechtlich Handelt. Eine befondere fittliche Reife fommt nicht in Frage (RS. Bd. 51 S. 30: 
3b. 53 ©. 157). 

Die Beweislaft geftaltet fi fo, daß der jugendlihe Täter, um ſich von der Berant- 
wortlichkeit zu befreien, darzulegen hat, daß er die erforderliche Einficht zur Zeit der Vornatzme 
der Handlung nicht beſaß (RG. Bd. 51 ©. 30; RG. in JW. 1905 S. 48; NG. in ZB. 1 
©. 581; a. A. von Liszt ©. 111; RG. Bd. 61 ©. 239). 

Liegen die fonftigen Vorausfegungen einer unerlaubten Handlung vor und ift die erforder⸗ 
liche Einfiht des Täters feitgeftellt, fo ift der volle Schaben zu erjegen; das jugendliche Alter 
des Täterd rechtfertigt es nicht, die Höhe des Schadens geringer zu bemefien als in anderen Fällen 

Hat ein Minderjähriger einen anderen borgeipiegelt, daß er voll geihäftsfähig fei und 
ben anderen dadurch zum Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts verleitet, fo richtet fih die Erſatzpflich 
für den etwa entitandenen Schaden nad ben allgemeinen Grundfägen (M. II ©. 733). Ter 
Minderjährige ift alfo, von der Verantwortlickeit frei, wenn er zur Zeit der Begehung der 
Handlung das achtzehnte Lebensjahre noch nicht vollendet hatte und bie zur Erkenntnis ber 
Verantwortlichteit erforderliche Einfiht nicht befaß. 

3. Die Erſtreckung der Vorſchrift des Abſ. 1 Eak 1 auf Taubftumme ift von der zweiten 
Kommiffion beſchloſſen. Sie entfprict der Regelung des StGB. 8 58. 


8 829. 
€. 11 8 752 vev. 8 814; III 8 813. P. 110.2 ©. 580ff.; 3.6 &.219. D. &.649. RB. 6. 19861. 

Heinsheimer, Die Haftung Unzurehnungsfähiger nach 8 829 des BEB., im Arch. f. civ. Pr. 
Bd. 95 S. 234; Schwarg, Das Bilfigfeiturteil bes 5 829 BGB. 1904. 

1. Beſchränkte Haftung unzurechnuugsfähiger Berfonen. In verichiedenen neueren Geſeßen 
ift mehr oder weniger allgemein ſolchen Perſonen, welche wegen Mangels eines Verſchuldens für 
eine objektiv widerrechtliche Schädigung eines anderen nit verantwortlich gemadjt werden Lönnen, 
die Verpflichtung auferlegt, den entftandenen Schaden infoweit zu erfegen, ald dies ber Billigkeit 
entipriht. Die erfte Kommiffion hatte die Aufnahme einer bahingehenden Beſtimmung in da: 
BGB. abgelehnt, weil fie eine folhe Abweichung von dem Berfhuldungsprinzipe nicht für ge 
rechtfertigt erachtet hatte und es namentlich auch für bedenklich Hielt, den Nichter auf die Billig 
keit zu verweifen, ohne ihm irgend eine feite Endſcheidungsnorm an die Hand zu geben (Mt. II 
©. 734). Die zweite Kommiffion bat dagegen geglaubt, dab ed nad der heutigen Bolt?- 
anfhauung geboten fet, in gewiſſen Fällen einen Erſatzanſpruch zu gewähren, auch wenn ein 
Verſchulden ausgefhloffen fe. Man Hat dabei in erjter Linie den Fall im Auge gehabt, da 
eine begüterte Berfon im Buftande der Unzurechnungsfähigteit einer anderen wenig beniittelten 
Perſon einen ſchweren Schaden zufügt. Hier erfordere es die Billigkeit, daß derjenige, welcher 
den Schaden herbeigeführt Habe, den Verlegten entihädige. Die Kommiſſion aber Hat die Bor: 
ſchrift nicht auf dieſen fpezielen Fall beſchränkt, ſondern den allgemeinen Grundfag aufgefiellt, 
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8. 830. Haben Mehrere durch eine gemeinfchaftlich begangene unerlaubte 
Handlung einen Schaden verurfacht, jo ift jeder für den Schaden verantwortlich. 
Das Gleiche gilt, wenn fich nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Betheiligten 
den Schaden durd) feine Handlung verurfacht hat. 

Anftifter und Gehülfen ftehen Mitthätern gleich. 


dab, wenn der objektive Tatbeitand einer unerlaubten Handlung vorliege, der Täter aber beshalb 
dafür nicht verantivortlich fei, weil ihn fein Verſchulden zur Laft falle oder weil er deliktsunfähig 
fei, doch eine beſchränkte Haftung eintritt (E. II 8 752 rev. $ 814). Der Bundesrat hat die 
Vorſchrift auf die Fälle der Delittsunfähigkeit beſchränkt. In biefer Beſchränkung ift die Vor— 
fhrift in das BGB. aufgenommen. 

2. Boransfegungen ber beichränkten Haftung. 

a) Es muß ein Schaden herbeigeführt fein buch eine Handlung, welche den Täter 
nad ben 88 823—826, wenn er nicht beliftsunfähig wäre, zum Schadenserjage 
verpflichten würbe Es muß alſo nicht nur der objektive Tatbeftand einer unerlaubten 
Handlung vorliegen, fondern es muß auch das Verhalten des Täter ein ſolches fein, daß ihm, 
wenn er belittsfähig wäre, Verfhulden zur Laft fallen würde. Zu beachten ift übrigens, dab, 
wenn gegen ein Geſetz verftoßen ift, welches eine beitimmte Handlung, 3. B. das Beleuchten 
einer Treppe gebietet, die Beforgung derartiger Angelegenheiten aber dem geſetzlichen Vertreter 
der deliftgunfähigen Perſon zufiel, nur der gefegliche Vertreter, nicht die vertretene Berfon wegen 
Verſtoßes gegen dieſes Geſetz verantwortlich gemacht werden kann (M. II ©. 734; Lindel- 
mann ©. 110). 

b) Der Täter muß im konkreten Falle nad den 88 827, 828 für den von ihm 
verurfadten Shaben nit verantwortlich fein. 

©) Bon einem auffihtspflihtigen Dritten muß Erfag des Schadens nicht zu 

erlangen fein. Die Erſatzpflicht des Auffichtöpflichtigen ift im 8 832 geregelt. Ob der Erſatz 
deöwegen nicht zu erlangen ift, weil’ die Vorausſetzungen des 8 832 nicht zutreffen oder ob der 
an fi verantwortlihe Auffihtspflichtige im konkreten Falle zahlungsunfähig ift, macht feinen 
Unterſchied. 
. d) Rah den Umftänden des Falles muß es der Billigkeit entſprechen, daß 
der Täter Erſatz leiftet. Bu denken ift namentlich daran, daf der Täter ſich in günſtigen, 
der Verlegte dagegen in ungünftigen Vermögensverbältnifien befindet. Indeſſen können auch 
andere Umftände hierbei in Betracht fommen, z. B. die Urt und Weife, wie die Handlung be— 
gangen ift, oder die größere oder geringere Minderung der Burechnungsfähigfeit. 

6) Dem Täter dürfen nicht bie Mittel entzogen werden, deren er zum 
ftandesmäßtgen Unterhalte fowie zur Erfüllung feiner gefegliden Unterhalts- 
pflichten bedarf. Wegen des ftandesmäßigen Unterhalts |. Erl. zu $ 1610, wegen der ge- 
jeglichen Unterhaltspflicht |. 88 1345, 1351, 1360, 1578ff., 1601 ff, 1700, 1703, 1708ff., 1739, 
1765. gl. wegen des beneficium competentiae auch 8 519. 

3. Die Beweislaſt geftaltet fi jo, daß der Kläger die Vorausfegungen unter Erl. 2a—d 
zu beweifen bat. Sache des Beklagten tft es dagegen darzutun, daß ihm durch die Gewährung 
des Schadenserfages bie Mittel zum ftandesmäßigen Unterhalte fowie zur Erfüllung feiner ge— 
ſetzlichen Unterhaftspfliht entzogen werden würden. 

4. In welchem Umfange Schabenderjag zu leiten if, beſtimmt fi unter Berückſichtigung 
des in Erl. 2 Bemerkten nad; der Billigteit. Es ift micht ausgeſchloſſen, da dem Verletzten 
voller Schadenderfag gewährt wird. Im übrigen find für die Art und Weife des Echadens- 
erfages die allgemeinen Vorſchriften der 88 249 ff. ſowie die befonderen der 88 842 ff. maßgebend. 

5. Eine entiprehende Anwendung des 8 829 in anderen Fällen, in denen die Verants 
wortlichleit des Täters ausgefchlofien ift, etwa weil er ſich in einem entſchuldbaren Irrtume be= 
fand, erfcheint bei dem durchaus fingulären Charakter der Vorſchrift ausgefchloffen; vgl. jedoch 
Borbm. zu 88 827—829 Ubf. 3. soo 


@.18 714; 18 753 vew. 8 815: II 8 814. p.i €. 1019; M.U 6.738. P. I 3.2 6.606. 
Erome, Bon ber, Solidarität ımerlaubter Handlungen, Iherings Jahrb. Bd. 35 ©. 100ff. 
1. In Übereinftimmung mit dem bißherigen Rechte beftimmt bad Geſetz, daß, wenn mehrere 
durch eine gemeinfchaftlich begangene Handlung einen Schaden verurſacht haben, jeder für den 
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Schaden verantwortli fein fol. Die Vorſchrift entipricht der des SIEB. 847, nad welqer. 
wenn mehrere eine ftrafbare Handlung gemeinjhaftlic ausführen, jeder als Täter beftraft wird. 
Es werben deshalb bei ber Auslegung des 8 830 die Literatur und Rechtiprehung zu dem 847 
des StGB. zu berüdfichtigen fein (vgl. H. Meyer, Lehrb. d. StR. 350; v. Liszt, Lehrb. d. 
SIR. 850; Olshauſen, Kom. z. SiGB., Erl. zu 847). Hier ift folgendes hervorzußeben. 
Zur Anwendung des $ 830 Abf. 1 Say 1 ift erforderlich, daß der widerrechtlich herbeigefüßrte 
Schaden duch das ſchuldhafte Zufammenmirken mehrerer verurfadht ift. Gemeinſchaftlichkeit der 
Berurfahung umfaßt ſowohl das bewußte und gewollte Zuſammenwirken mehrerer als and das 
bloß tatfählihe Zuſammenwirken mehrerer, fei e8 mit nachgewiefenem oder nicht nachgewieſenem 
Einzelerfolge der Tätigkeit des einzelnen, als endlih auch das Zuſammenwirken fahrläffiger 
Handlungen mehrerer, aber immer unter der Borausfegung, daß. der eingetretene Schaden ſich 
als das Produkt der Geſamtwirkung der Handlungen ber einzelnen darftellt, aljo jeber ber 
mehreren tatfählich zur Entitehung des Schadens mitgewirkt hat (RG. Bd. 58 ©. 357; «A 
Staudinger Erl. 2 zu 8 830, der eine Mittäterfhaft nur im erſtgedachten Falle annimmt.. 
So ift z. B. wenn zwei Berjonen zufammen einen dritten angreifen und ber eine den dritten 
beſchädigt, ohne ihm gefährlich zu verlegen, der andere dagegen dem dritten eine tötlihe Wunde 
beißringt, auch der erftere fiir den Tod des Verletzten verantwortlich, da fein Handeln, indem 
er ben Ungegriffenen hinderte, fi in ausreichender Weiſe gegen den anderen Angreifer zur 
Wehr zu fegen, den Eintritt des Erfolges mitveranlaßt hat (RG. Bd. 25 ©. 160; ein anderes 
Beifpiel f. RG. Bd. 42 ©. 175). Negelmäßig wird dad Zuſammenwirken ber Beteiligten ein 
bewußtes und gewolltes fein. Denkbar ift aber aud) ein unbeabfihtigtes Zufammenmwirfen. Es 
hat 3. B. jemand eine Grube trog eines polizeilichen Gebots nicht zugededt; ein anderer ftöht 
einen dritten derart, daß diefer im die offene Grube hineinftürzt, umd ſich dabei eine ſchwere Ver⸗ 
legung zuzieht, oder e8 hat jemand entgegen einem polizeilichen Verbot an einen Knaben Schieß⸗ 
pulver verfauft, der Knabe entzündet daS Pulver und ein dritter wird durch die Exploſion verlegt 
(RG. Bd. 33 ©. 348). In Füllen diefer Art wird zu prüfen fein, ob nicht nad) den Grundfägen 
über den Kaufalzufammenhang der Schaden nur als durch den einen ber Beteiligten herbeigeführt 
zu gelten bat. Trifft dies nicht zu, fo dürfte jeder der Beteiligten als verantwortlich anzufehen 
fein (ebenfo für das Strafrecht v. Liszt, Lehrb. d. Stit. 3 50, der weitere Beilpiele anführt 
fowie H. Meyer, Lehrb. d. StR. 8 33 Anm. 7, Olshauſen, Kom. z. SIEB. 347 Nr. 10). 
Die im Strafrechte beftrittene Frage, wie fi) der Mittäter vom Gehilfen unterfcheidet, hat für 
das BGB. feine Bedeutung, da nad) Abſ. 2 Hinfichtlich der privatrechtlichen Haftung Gehilfen ben 
Mittätern gleich ftehen. 

2. Beftritten ift, wie ber Ausdrud „Beteiligte zu verftehen. ift (Dernburg II2 8 386 
Nr. 3; Rümelin, Die Verwendung der Kaufalbegriffe im Strafreht und Bivilreht ©. 174; 
von Liszt ©. 76; Derimann II. Aufl, Erl. zu 8 830; Erome, Syftem II S. 1060; 
EnneccerusI 8 366 Nr. 3a). Nach der Entftehungsgefchichte des Ab. 2 und mit Nüdjicht 
auf 8227 des StGB. wird, um eine Beteiligung im Sinne des Abf. 2 anzınehmen, nur er⸗ 
forderlich fein, daß mehrere Handlungen begangen haben, beren jebe den eingetretenen Schaben 
verurfachen fonnte, und wenn fie dies getan hätte, eine unerlaubte, den Täter zum Schadens- 
erfage verpflichtende Handlung geweſen fein würde, daß eine diefer Handlungen, alſo bie un- 
erlaubte Handlung eines biefer mehreren, ben Schaden au wirklich verurfacht hat, der wirkliche 
Urheber der jhadenftiftenden Handlung aber nicht ermittelt werden kann (RG. Bd. 58 ©. 357: 
Ripr. 8.9 ©. 41). 

Wenn fi nicht ermitteln Jäht, wer von mehreren Beteiligten den Schaben durch ſeine 
Handlung verurſacht hat, ſoll ebenfalls jeder für den Schaden verantwortlich fein. Borans- 
fegung der Haftung ift Hier, daß jeder der Beteiligten duch fein Handeln ben Erfolg herbei- 
geführt Haben Tann und daß nur zweifelhaft ift, welde Handlung kauſal gewejen ill. Gedacht 
tft bei dem Abſ. 1 Sag 2 insbeſondere an den Fall, da bei einem Raufhandel mehrere auf 
einen anderen losſchlagen und von den Schlägen einer den Tod berbeiführt, ohne dak ſich nadı- 
weifen läßt, von wem dieſer Schlag ausgegangen ift (M. II S. 738; P. II Bd. 2 ©. 606). 
Weitere bierher gehörende Fälle ſ. RG. Bd. 16 ©. 144 (Schädigung von Anliegen eines Baches 
durch ſchädliche Abfallwäſſer, welche von verfchiedenen Fabriken in ben Bach geleitet find), Bd. 23 
©. 329 (Verlegung eines Knaben bei einer gemeinſchaftlichen Schlägerei); Seuffl. Bd. 41 Rr. 93 
(Tötung eines Schmugglers durch einen von zwei Schüffen, welche Grenzaufieher abgejeuert 
haben), Bd. 51 Nr. 263 (Tod infolge von Verlegungen, welche mehrere dem Getöteten zugefügt 
Haben); vgl. auch Bd. 47 Nr. 12 (Berlegung einer Grau durch einen von zwei Schüffen, weiche 


u 
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von zwei Jägern, die beide fahrläfftg gehandelt Haben, abgefenert find; nad BGB. dürfte auch 
bier jeder ber beiden Beteiligten als verantwortlich anzufehen fein). 

8. Anftiftee und Gehilfen ſollen Mittätern gleichftehen. Dies entipricht ebenfalls dem 
bisherigen Rechte. Die Ausdrüde „Unftifter und Gehilfe” find in dem Sinne zu verftehen, wie 
die Begriffe im Strafrechte feftgeftelt find. Anftifter tft alfo, wer einen anderen zu der bon dems 
ſelben begangenen unerlaubten Handlung durch Gefchenke oder Veriprechen, durch Drohung, durch 
Mißbrauch des Unfehens oder der Gewalt, durch abfichtlihe Herbeiführung oder Beförderung 
eines Irrtums oder dur andere Mittel vorfäglid beftimmt (SIEB. 8 48). Gehilfe ift, wer 
dem Täter zur Begehung ber unerlaubten Handlung durch Hat oder Tat wifientlich Hilfe geleiftet 
bat (StGB. 8 49). Die ftrafrechtliche Theorie erfordert ſowohl fiir den Anitifter als für dem 
Gehilfen vorjägliches Zufammenmwirten. Dies wird auch fiir die Haftung des Anftifters und Ge— 
hilfen auf Grund des 8 830 zu erfordern fein (a. W. v. Liszt ©. 77; Dernburg II 8 386 
Anm. 2, welche vorfägliches Zuſammenwirken nit erfordern und z. B. annefmen, daß, wenn 
A. den B. beitimmt, ein Gewehr, das beide für nicht geladen Halten, auf den C. abzudrüden 
und hiedurch der E., weil das Gewehr geladen war, verlegt wird, A. als Anftifter haftet. Zu 
beachten ift, daß nach dem StGB. der Gehilfe nur beftraft wird, wenn es fih um ein Verbrechen 
oder Vergehen, nicht aber, wenn es fi um eine Übertretung handelt, während nad 8 830 der 
Gehilfe ſtets verantwortlich iſt, gleichviel um welche unerlaubte Handlung es fi Handelt. 

4. Eine Beſtimmung über die Haftpflicht des Begünftigers oder Hehlers ift nicht für 
erforderlich erachtet. Soweit ſolche Perſonen durch ihre eigene Handlung einen Schaden ver- 
urſacht haben, Haften fie nach den allgemeinen Grunbdfägen. Eine pofitive Beitimmung bes 
Inhalts, daß dritte Perſonen, welche ohne eigenes Verſchulden von dem durch daS Delikt eines 
anderen gezogenen Vorteile Gewinn haben, zum Schadenderjage verpflichtet fein follen, ift als 
zu weitgehend angefehen. Vielfach wird aber in derartigen Fällen ein Anſpruch nad) den Bor: 
ſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung (38 812, 817) begründet fein. 

5. Dem Berlegten gegenüber haften bie nach $ 830 verantwortlien Perjonen ala Ge- 
ſamtſchuldner (8 840). Über das Verhältnis unter ihnen f. Erl. zu 8 840. ; 


88 831, 882. 

Nöldede, Die außerlontrattlihe Haftung für fremdes Verſchulden nad den 38 831, 832 
BEL. in Gruch. Bd. 41 ©. 766ff.; Brüdner, Die privatrechtlihe Haftung für das rechtswidrige 
Verhalten anderer, im Recht 1901 ©. 299 ff., 338ff., 373ff.; Fiſcher, Die nicht auf den Partet- 
willen gegründete Zurechnung fremden Verfchuldens; Werner, Vertragshaftung und außer 
tontraftlihe Haftung, im Recht 1904 ©. 550; Bodenheim, Haftung des Theaterunternehmers 
für Verſchulden des Bühnenkünftlers, in DIL. 1905 ©. 1003; Marcus, Zur Frage ber Haftung 
von Geſellſchaften des Bürgerlichen Nechts für Wettbewerbsdelikte ihrer Gejhäftsführer, in DIZ. 
1906 ©. 78. 

Die 88 831, 832 enthalten Vorfehriften über die Haftung für fremde Handlungen und 
zwar vegelt der 8 831 die Haftung für Ungeftellte und Gehilfen, der 8 832 bie Haftung für den 


durch Verlegung einer Auffichtspflicht entftandenen Schaben. be erſchuldungs e 
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g Recht, bes-preuß. URL, (I 6 88 53, 64f, I BRVèXB)à und das fühl, ©B. ($ 779) In_ 
ee einnehmen. Eine weitergehende Haftung beitimmen das franzöfiihe Recht (c. c. 
art. 1 as ſchweizeriſche Recht (Schweiz. GB. Art. 61, 62). Reichsrechtlich fand ſchon 
vor dem Inkrafttreten des BOB. eine weitergehende Haftung für die unerlaubten Handlungen 
Dritter nach HGB. Art. 451, 452, 756 (jetzt 88485, 486, 734) fowie nad) dem Reichshaftpflicht⸗ 
gefege für die bort bezeichneten Fülle ftatt. Ergänzend traten hinzu die eigenartigen Beftimmungen 
ber Verſicherungsgeſetze. In ber Literatur war eine lebhafte Strömung hervorgetreten, welche 
darauf Hindrängte, die Haftung für fremde Handlungen, namentlich auch des Geſchäftsherrn für 
widerrechtliche Handlungen feiner Angeftellten und Gehilfen zu verfhärfen. Der E. 188 710-712 
hielt indeſſen ſtreng an dem Berfchuldungsprinzipe feft und beftimmte eine Haftung des Aufſichts⸗ 
pflichtigen für die unerlaubten Handlungen der von ihm zu beauffichtigenden Perſon fowie einer 
Haftung des Geihäftsheren für die unerlaubten Handlungen, welche die von ihm zu gewiffen 
Verrihtungen beftellten Perfonen in Ausführung diefer Verrichtungen begangen haben, nur flr 
den Fall, daf dem Auffihtöpflichtigen bzw. dem Gefchäftsheren ein Verſchulden bei der Führung 
der Aufficht oder bei der Auswahl der beftellten Perſon zur Laſt falle. Auch die zweite Kom⸗ 
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8. 831. Wer einen Anderen zu einer DVerrichtung beftellt, ift zum Griage 
des Schadens verpflichtet, den der Andere in Ausführung der Verrichtung einem 
Dritten widerrechtlich zufügt. Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn der Geſchäfts— 
herr bei der Auswahl der beftellten Perjon und, fofern er Vorrichtungen oder 
Geräthichaften zu beſchaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, 
bei der Beichaffung oder der Leitung bie im Verfehr erforderliche Sorgfalt be 
obachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung diefer Sorgfalt entftanden 
fein würde. 

Die gleiche Verantwortlichfeit trifft denjenigen, welcher für den Gejchäfts- 
herrn die Beforgung eines der im Abf. 1 Satz 2 bezeichneten Gefchäfte dur 
Vertrag übernimmt. 


miſſion hat nad) eingehender Beratung beichloffen, prinzipiell daS Verſchuldungsprinzip feftzuhalten, 
der oben gedachten Strömung aber infoweit Rechnung getragen, daß fie die Beweislaft zugunſten 
des Verlegten in der durch bie 88 831, 832 beftimmten Weife änderte. Bel den Beratungen 
waren verfchiedene Anträge getellt, welche eine weitergehende Saftung $ 






dab gewichtige "Gründe dafitr Tp en demjenigen, welder fi fih fremder Hilfe bedient, auch das 
Nifito aufzuerlegen, welches ſich aus der Zubilfenahme fremder Perfonen für Dritte ergibt. Für 
die Ablehnun ae Anträi ie iſt aber in_ber aßgebend geweſen, dei 
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em einzelnen feine unerträglihen Laften auferlegt würden. Durch die Umkehrung der Be: 
weislaft werde immerhin eine nicht unerhebliche Verbefierung der Lage des Verlepten herbei: 
geführt. Der Bundesrat hat den Beſchlüſſen ber zweiten Kommilfion zugeftimmt und ebenfe 
hat die RTK. unter Ablehnung eines entgegenftehenden Antrags fi fir den Standpunft der 
zweiten Kommiſſion entſchieden. 

Die im Geſetze getroffene Regelung beruht nach dem Vorſtehenden nicht auf dem Gedanten, 
daß der Geſchäftsherr oder der Auffichtspflichtige für die von ihren Angeftellten oder ihrer Auf— 
fit unterftellten Perjonen einzuftehen haben, wenn diefe unerlaubte Handlungen begehen. Der 
leitende Gebante iſt vielmehr bev, dab ber Geihäftäpere cbenfo wie ber Auffihtöpflictige tür 
eigenes Verihulben einzufiehen haben. Wenn im 8 831 Abf. 1 Sap 1 ſchlechthin gelagt wird, 

ap der Geihäftsherr ſür feine Ungeftellten haftet, jo hat das bie Bedeutung, daß eine Ber- 
mutung für das Verſchulden bes Geſchäftsherrn aufgeftelt werden foll. Der Sag 2 foll nicht 
fagen, daß ausnahmsweiſe die Haftung fortfällt, wenn der Geihäftsherr den Beweis führt, daß 
ihn kein Verſchulden trifft, fondern er bringt das Prinzip zum Ausdrucke, daß die Erjagpflicht 
überhaupt nicht eintritt, wenn der Schaden nicht auf ein Verſchulden des Geſchäftsherrn zurüds 
zuführen ift. Daß die Vorfchrift In zwei Eäße zerlegt ift, dürfte wohl nur aus redaktionellen 
Gründen geihehen fein; bie Faſſung würde, wenn man beide Säge zu einem zufammengezogen 
hätte, fehr fchwerfällig geworben fein. Ebenfo wie bei $ 831 ift daS Verhältnis in den Fällen 
des 8 832 zu beurteilen. Bei der praftiihen Anwendung der Vorfehriften wird namentlich die 
reichhaltige Judikatur des franzöfiihen Nechtes zu berüdfichtigen fein (vgl. Bahariä-Erome, 
HB. d. franz. CR., Bd. 2 5 447; Denen, Gutachten f. d. 17. Deutihen Juriſtentag, Bd. i 
©. 46ff.); Hierbei ift aber zu beachten, daß das franz. Recht dem Richter erheblich größere 
Sreiheit dem Geſetze gegenüber einräumt, als dies der deutfhen Auffafjung entipricht und daß 
insbeſondere bei der Auslegung be art. 1384 die franz. Rechtſprechung außerordentlich weit gebt. 


$ 831. 
@.188 TIlf.; 118 754 ve. 8 816; III 8 815._P.I 6. 1008f., 1016f., 1171405 M. 11 G. 7361. 
9.1188. 2 6.597. D. 6,6491. BD. €. 1987f. 

1. Boransfegungen der Haftung des Gejhäftäherrn für Schadensinfügung durch Die von 
ihm zu einer Berrichtung beftellten Perfonen. 

a) Es muß Beitellung zu einer Verrihtung ftattgefunden haben. Der Aus: 
drud Verrichtung iſt im weiteften Sinne zu verftehen. ESs fällt darunter jebe tatjächliche und 
rechtliche Handlung. Es kommt nicht darauf an, ob die Handlung gegen Entgelt, oder unent- 
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geltlid vorzunehmen ift, ob es ſich um eine dauernde oder eine vorübergehende Tätigkeit Handelt, 
ob dem Angeftellten eine Vertretungsmacht eingeräumt ift oder nicht. Ebenſo tft es gleichgültig, 
zu weldem Bwede oder auf Grund welden Rechtsverhältnifſes die Beſtellung erfolgt. Der 
andere muß aber zu der Berrihtung beftellt fein. Was darunter zu verftehen ift, kann in 
einzelnen Fällen zweifelhaft fein. Das Gefe Hat wohl in erfter Linte Fälle im Auge gehabt, 
welche bereit im biöherigen Rechte Gegenftand von Erörterungen geweſen find, wie die, daß ein 
Dienftherr dem Dienftboten oder Arbeiter, oder ein Meifter dem Gefellen, oder ein Kaufmann 
dem Gehilfen einen Auftrag erteilt; auch die Beſtellung eines Gefelljchafterd zur Führung ber 
Geſchäfte der Geſellſchaft wird Hierher zu rechnen fein. Da aber eine erſchöpfende Aufzählung 
aller in Betracht fommenden Fälle bei ber Mannigfaltigteit der Lebensverhältniffe nicht angängig 
erfchien, ift die Vorfchrift ganz allgemein gefaßt. Hierbei wird man ftehen bleiben müſſen und 
den 8 831 in allen Fällen anzuwenden haben, in welchen die Beftellung zu einer Verrichtung 
nad) der Auffafjung des Lebens vorliegt. Nicht als Beftellung zu eimer Verrichtung wird es 
hiernach aufzufafien fein, wenn durch ein Rechtsgeſchäft die Verpflichtung zu einer Leiflung 
begrändet wird, zu deren Bewirkung zwar die Vornahme gewiſſer Verrichtungen erforderlich tit, 
die aber unmittelbar in etwas anderem als in der Vornahme diefer Verrichtungen befieht. Wenn 
alfo 3. B. ein nad $ 651 nad den Vorſchriften über den Kauf zu beurteilender Vertrag über 
Lieferung einer Sache vorliegt, die der Verpflihtete aus dem von ihm zu beſchaffenden Stoffe 
herzuſtellen bat, fo hat der Unternehmer zwar die zur Herftellung ber Sache erforderlichen Ber 
richtungen vorzunehmen, er ift aber nicht als zu dieſen Verrihtungen beftellt anzufehen. Im 
übrigen dürfte aber eine Beſchränkung des Begrifis der Veftellung zu einer Verrichtung, wie 
fole 3. B. von Dernburg II 8 387 II 1 in der Art vertreten wird, daß ber zu ber Ver 
richtung Beitellte nach außen bin als Beſorger des ihn Beſtellenden auftritt und als folder im 
Verkehr erſcheint, fich nicht rechtfertigen laffen. Der von Dernburg angeführte Hall, daß jemand 
in einer Fabrik eine Mafchine beftet, ift allerdings nicht als eine Beftellung zu einer Berrihtung 
aufzufafjen, aber nur deshalb, weil dad Geſchäft, wie oben hervorgehoben ift, nicht unmittelbar auf 
Vornahme einer Verrichtung gerichtet ift. Weshalb aber der Auftrag zum Verkauf oder Einfauf einer 
Sache, wenn der Beauftragte den Verkauf oder Einkauf in eigenem Namen abfehließen foll, nicht als 
Beftellung zu einer Verrichtung anzufehen fein follte, ift nad) dem Wortlaute wie nad) dem Zwecke der 
fraglichen Borfchrift nicht abzufehen. Nach RG. Bd. 51 S. 199 foll die Stellung eines Geſchäftsherrn im 
Sinne bes $ 831 der Befteller nur dann haben, wenn er bie erforderlichen Anordnungen für die Aus⸗ 
führung der Verrichtung zu erteilen hat, wenn diefem von bem Beſtellten Folge zu Ieiften iſt, letzterer 
alfo bei der Ausführung der ihm aufgetragenen Handlung von bem Willen bes Beſtellers abhängig tft. 
Sei dagegen von dem Beftellten eine Tätigkeit verlangt, bei deren Ausführung er nad eigenem 
Ermeffen Handeln und basjenige vornehmen folle, was er auf Grund eigener Sachkunde und 
Erfahrung für zwedmäßig erachte, fo babe derjenige, welcher ihn zu feiner Tätigkeit veranlaßt 
babe, in Beziehung auf das auszuführende Geſchäft nicht die Stellung des Geſchäftsherrn. Auch 
die duch biefe Definition verfuchte Beichräntung des Begriffs des Geſchäftsherrn dürfte ſich 
ſchwerlich rechtfertigen laſſen. Eine Tätigfeit, bei welder der Handelnde innerhalb gewiſſer 
Grenzen die Art des Handelns felbft zu beftimmen Hat, iſt doch nicht weniger eine Verrichtung 
wie eine Tätigkeit, bei welcher dem Handelnden ein Spielraum der gedachten Art nicht gelaffen 
ift und weder ber Wortlaut des $ 831 noch der Grund, auf welchem er beruht, geben einen 
Anhalt für die Annahme, dab unter ber Beftellung zu einer Verrichtung die Beftellung zu einer 
Tätigkeit der erſtgedachten Art nicht mit verftanden werben foll. Der Baumeiſter, welcher mit 
dem Bau eines Haufe beauftragt ift, ber Gefellfhafter, welcher mit der Führung der Geſchäfte 
betraut ift, hat Hierbei einen weiten Spielraum für die Art feiner Tätigkeit, und doch tft er gewik 
im Sinne des & 831 als ein zu einer Verrichtung Veftellter anzufehen (vgl. RG. Bb. 32 ©. 35 
und die dort zitierten Entfheidungen). Die Art der Tätigkeit, in welcher die Verrichtung befteht, 
ift von Bedeutung für die Auswahl des zu ber Verrichtung zu Veftellenden und zu ber Beauf- 
fihtigung desfelben, nicht aber für die Frage, ob überhaupt die Beftellung zu einer Verrihtung 
im Sinne des 8 831 vorliegt. Eine Beſchränkung des Begriffs der Beſtellung zu einer Ver— 
tihtung im Sinne des $ 831 dürfte nur aus der Art und Weife abgeleitet werden können, in 
welcher das Verfchuldungsprinzip im Sage 2 zum Wusdrude gebracht ift (f. Erl. 2, 3). Den 
leitenden Gedanken wird man hiernad dahin beftimmen können, daß nur bie Beftellung zu 
folhen Verrichtungen in Frage kommt, bei weldyen die Prüfung der Zuverläffigfett der für die 
Verrichtung zu beitellenden PBerfon in der hier fraglichen Beziehung möglid und nad) der Aufs 
fafjung des gefunden und normalen Verkehrs erforderlich ifl. Hiernach wird z. B. ber 8 831 
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feine Anwendung finden bei ber Beftellung eines Rechtsanwalts zu einem Prozeß ober kei der 
Betellung eined zur Verfteigerung öffentlich ermächtigten Beamten zu einer Berfteigerung, weil 
nad der gefunden Auffaſſung des Verkehrs niemand zugemutet wird, bei der Wahl mmter der zu 
gewiſſen Verrichtungen öffentlich ermächtigten Perſonen nod eine befondere Prüfung bes einzixen 
vorzunehmen. Anders liegt die Sache, wenn jemand eine Prwatperſon mit der Führung eines 
Prozeſſes oder mit der Vornahme des Nechtsgefchäfts beauftragt. Hier hat der Muftraggeker bie 
Berpflichtung, bei der Auswahl des Beauftragten zu prüfen, ob diefer fi zu dem Geſchäft eigne: 
Aus denjelben Gründen wie in dem erſtgedachten alle braucht derjenige, welcher eine auf der 
Straße ftehende Droſchke zu einer Fahrt nimmt, nicht zu prüfen, ob der Kutiher zur Führung 
der Droſchke geeignet ift. Ausnahmsweiſe dürfte indefien dem Fahrgaſt eine Berantwortliätei 
nad 8 831 treffen, werm er erfannte, daß ber Kuiſcher z. B. wegen Betrunfenheit anferftande 
fei, die Drofchle zu leiten (vgl. Nöldede ©. 777). Hat jemand bei einem Fuhrwerfunternehmen 
einen Wagen zu einer Fahrt beftellt, jo braucht er nicht zu prüfen, ob der ihm von dem Umter- 
nehmer zur Fahrt geftellte Kutſcher Hierflir geeignet ſei. Die Verantwortlichkeit hierfür trifft den 
Fuhrwerksunternehmer. Bei der Auswahl des Fuhrwerksunternehmers ſelbſt aber Hat der Beiteller 
die im Verkehr, erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um ber Haftung nad 8 831 zu entgehm 
(vgl. Erf. 2a). Über die Haftung eines Rechtsanwalts für feinen Bureamvorfteher und ſein foniriges 
Berfonal ſ. RE. 3b. 14 ©. 283; Bd. 48 ©. 59. Über die Haftung des Nilitärfisfus fr 
Berfehen eined Offiziers in Ausübung milttärfisfalifcger Anordnungen |. R6. in ZW. Be. : 

Zeil. 109. Über die Haftung eines Theaterbeſihers file die von ihm beftellten Epieler ſ. ion. 
3. 8 ©. 431; Frommherz, Haftung des Theaterunternehmers für Verſchulden des Bühnen- 
Minftlexd, in D38. 1906 ©. 539. Über bie Berantwortlichfeit desjenigen, welcher einen anberen 
zu der Aufnahme einer Photographie, die eine Beleidigung enthält, beauftragt, |. Ripr. Bb. 2 
©. 313. Über die Haftung einer Stadtgemeinde für Angeftellte, die nicht als verfafiungsmäßige 
Vertreter nad 8 31 haften ſ. RG. in Seuffl. Bd. 59 ©. 49. Über ben Ausſchluß der Haftung 
der Poſt für die Poftbebienfteten auf Grund ber befonderen Beftimmungen des Poftgefi von 
1871 f. OLG. Stuttgart in DIZ. 1903 ©. 131; vgl. auch RG. Bd. 19 ©. 101. Über die 
Haftung eines Poſthalters (nicht der Poftvermaltung) für einen Boftillon f. Ripr. Bd. 14 5. 2. 

Fraglich ift, ob der Verlegte, wenn der Gefchäftsherr mehrere Perſonen zu Berrichtungen 
beitellt hat und feftgeftellt wird, daß eine dieſer Perſonen in Ausführung der Berrichtung, zu der 
fie beftellt war, den Schaden verurſacht hat, zur Begründung des Anſpruchs gegen ben Geichäfts- 
herren diejenige Perfon, welche ben Schaden verurfacht hat, fo genau bezeichnen muß, daß über 
ihre Identität kein Zweifel obwalten kann. Die Frage wird mit Rüdfiht auf den dem Geichäfts- 
herrn nad Abſ. 1 Satz 2 zuftehenden Entlaftungshbeweis zu bejahen fein. Diefe Auffafjung teilt 
ein (bislang nicht veröffentlichte) Urteil des zweiten Senats des Oberlanbeögerichts Celle In 
einem Hotel war ein Gaft über eine Klafchentifte, die orbnungsmwidrig in den Gang geftellt war, 
gefallen und dadurch verlegt. Die Kifte konnte, wie von dem Stläger behauptet war, nur von 
einem Angeftellten des Hotels in den Gang geftellt fein. Ungewiß aber war, welcher Angeftellte, 
insbefondere ob ein Hausdiener, ein Kellner ober ein Stubenmädchen die Kifte in den Gang 
geftellt Hatte. Der Beklagte verlangt eine nähere Ungabe darüber. Da der Kläger eine folde 
Angabe nicht machte, wurde bie Klage abgewieſen. 

Über die Sage, ob bie Beftellung durch eim gültiges Rechtsgeſchäft erfolgt fein muß, |. 
unten Erl. 4. 

b) Der andere muß in Uusführung ber ihm übertragenen Verrichtung einem 
Dritten Schaden zugefügt haben. Die fehäbigende Handlung muß alfo, wie bei ber Beratung 
des HGB. Urt. 451 bemerkt ift (Makower, Kom. 5. HGB. $ 485), mit der Ausführung der 
Berrihtung in einem inneren Zuſammenhange ftehen oder wie das Meihögeriht zu bem art. 
1384 co ausführt, in ben Kreis derjenigen Berrichtungen gehören, welde die Ausführung bes 
Auftrags darftellen (RG. Bd. 24 ©. 125). Für einen von dem Angeflellten bei Gelegenheit 
der Ausführung des Auftrags verurfachten Schaden ift ber Geſchäftsherr nicht verantwortlich. Es 
haftet alfo z. B. ein Handwerker, wenn feine Leute bei der Ausführung einer Malerarbeit in 
einem fremden Haufe die Tapeien und Möbel beihmugen, er haftet nicht, wenn fie bei biefer 
Gelegenheit einen Diebftahl begehen. (Staub, Kom. 3. HGB. Exk. zu 8 58 Anm. 27, 8 241 
Unm, 19—21.) Fur die offene Handelögefellihaft Hat das RG. in feftitehender Praxis entfchieden, 
daß die Geſellſchaft für alle ſolche Delikte der vertretungsberechtigten Geſellſchafter Hafte, die in 
einem Bufammenhange mit bem Geichäftsbetriebe der Geſellſchaft begangen werden (RG. Wh. 32 
©. 35 und die dort zitierten Entſcheidungen); dies wird auch bei anderen Befellichaften anzımehmen 
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fein. Über die Haftung einer Firma für den Schaden, welden ein Prokuriſt in Ausführung der 
Verrihtung, zu welcher er Beftellt it, einem Dritten widerrechtlich zufügt |. OLG. Karlsruhe in 
Bad. Ripr. 1903 ©. 62. 

©) Der Schaden muß widerrechtlich herbeigeführt fein. Auf ein Verſchulden ſowie auf 
die Delittsfähigkeit des Ungeftellten kommt e3 nicht an (vgl. RG. im Sächſ. Arch. Bd. 14 ©. 566; 
NG. Bd. 50 ©. 60), denn der Anfpruch gegen den Geſchäftsherrn beruht nicht darauf, daß der 
Gefchäftsherr für ein Verſchulden des anderen einzuftehen hat, fondern darauf, daß ihn felbft ein 
Verfhulden trifft. Daß dies die Auffaflung des Gefeges ift, ergibt fi) auch aus 8 840 Abf. 2, 
welcher von dem alle handelt, daß der andere neben dem Geſchäftsherrn haftet, alfo die Mög: 
lichkeit vorausfegt, daß ber Geſchäftsherr allein haftet. Objektiv muß aber der Tatbeftand einer 
unerlaubten Handlung vorliegen. 

2. Der Geſchäftsherr tft von der Haftung frei, 

a) wenn er bei der Auswahl der beftellten Berfon und, fofern er Bor= 
rihtungen und Geräte zu bejhaffen oder die Ausführung der Verrihtung zu 
leiten bat, bei der Bejhaffung ober Leitung bie im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobadtet hat. Im allgemeinen gentigt der Nachweis einer Sorgfalt, die in dem 
vernünftigen und normalen Verkehre für erforderlich und genligend gehalten wird (RG. im 
Sächſ. Arch. Bd. 12 ©. 631). Der Geſchäftsherr hat alfo immer nachzuweiſen, daß er bei ber 
Auswahl der beftellten Perjon die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet hat. Einen 
weiteren Beweis hat er nur zu führen, wenn ihm im einzelnen alle die Beſchaffung von 
Vorrichtungen oder Gerätichaften oder bie Leitung der Ausführung ber Verrihtung obliegt. Der 
Beweis, daß diefe Vorausfegung vorliegt, trifft denjenigen, welcher die Verantwortlichkeit des 
Gefhäftsheren geltend macht. Wird dieſer Beweis erbracht, fo hat nun der Geſchäftsherr, um 
fi zu befreien, ferner zu beweiſen, daß er bei diefer Beihaffung oder Leitung die im Verkehr 
erforderlihe Sorgfalt angewendet habe. 

a) Welche Unforderungen in betreff der Auswahl der beftellten Perſon an den Geſchäfts⸗ 
heren zu ftellen find, läßt fih nur unter Berüdfihtigung der Umftände des einzelnen Falles 
beftimmen. Der Geſchäftsherr Hat die Tatfachen anzuführen und zu beweifen, welche im einzelnen 
alle jene Annahme rechtfertigen (RG. Bd. 59 ©. 208). Bei Übertragung ſchwieriger, komplizierter, 
verantwortungsvoller Verrihtungen wird ein pofitiver Nachweis zu verlangen fein, baß die be= 
ftellte Perſon die ausreichende fahmännifhe und individuelle Befähigung zu folhen Arbeiten 
befigt. Bei einfaden Verrihtungen genügt regelmäßig der Nachweis, dab die betreffende Berfon 
nad ihrem Alter und Berufe zu der Bornahme der Verrichtung geeignet tft (OLG. Stuttgart in 
DIE. 1903 ©. 35). Im einem Falle der Iegtgedachten Art wird dem anderen Teile ber Beweis 
obliegen, daß befondere Umftände, z. B. Trunfenheit, vorliegen, welche ben Beftellten als nicht 
geeignet eriheinen lafjen. Bei der Beftellung eines Handwerkers zu einer zu feinem Handwerke 
gehörenden Verrihtung wird regelmäßig der Nachweis genügen, daB er ein ordentlicher Hand- 
werter ſei. Ähnlich bei der Beftellung eines Lohnkutſchers zu einer Fahrt. Zur Erbringung 
des erforderlichen Nachweiſes genügt es nicht, daß der Geſchäftsherr felbft eine Perfon fei, zu 
der man als Leiter eined großen Betriebes das Zutrauen haben fünne, daß fie nur geeignete 
Berfonen bei der von ihr vorgenommenen Beltellung Dritter zu beftimmten Verrichtungen aus» 
wählen werde (R®. in hanſeatiſcher Gerichtszeitung Bd. 25 ©. 277). Kommen bei einer Ver— 
richtung Polizeivorfchriften in Frage, jo muß ſich der Vefteller vergewiſſern, oder doch zu ber 
Annahme berechtigt fein, daß der Beitellte diefe kennt und daß anzunehmen ift, daß er fie be— 
folgen werbe (R®. in DIZ. 1903 ©. 502). Bei der Beftellung zum Fahren eines Automobils 
tommen auch moraliihe Eigenſchaften des Führers in Betracht, und der Befteller ift daher von 
ber Haftung nur frei, wenn er auch die Buverläffigkeit bes Führers in dieſer Beziehung mit der 
erforderlihen Sorgfalt geprüft hat (NG. in DIE. 1904 ©. 602). Bei der Beſtellung eines 
Gefellen und eines Lehrlings zu einer Arbeit durch einen Handwerker genligt der letztere regel» 
mäßig feiner Beweispflicht, wenn er die Zuverläffigfeit des Gefellen mit der erforberlihen Auf⸗ 
merffamteit geprüft Hat, fofern nicht zu der Arbeit zwei Perſonen erforderlich waren oder doch 
ber Lehrling als zweiter Arbeiter mit beftelt war (KtG. in Diefenbachs Zeitichr. f. deutſches 
bürg. Recht und franz. Bivilreht Bd. 36 ©. 651). Häufig wird das bisherige Verhalten ber 
zu der Verrihtung Beftellten Perſon einen gentigenden Anhalt für die Geeignetheit geben. So 
wird in ber hanſeatiſchen Gerichtszeitung (Bd. 25 Veibl. ©. 305) angenommen, daß ber Lehrherr 
wegen Sohrläfigleit eines Lehrlings nicht Hafte, wenn der Lehrling ſchon längere Zeit bei ihm 
war umd fi) keine Fahrläſſigkeit Hat zuſchulden kommen laſſen. Über die Haftung eined Baus 
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unternemers für die don ihm beftellten Arbeiter |. RG. in DIZ. 1902 ©. 461. Der Baufer 
haftet nur, wenn ihm bei der Auswahl des Bauunternehmers ein Verſchulden trifft. Nach RE. 
in DIE. 1906 ©. 120b kann der Beweis ordnungsmäßiger Erfundigung über die Qualifilation 
eines beſtellten Kutſchers duch den Beweis erjegt werden, dab aud) bei ordnungsmäßiger Er- 
tundigung die Dualifitation habe angenommen werden dürfen. Nah RG. in DZZ. 1906 
©. 1373 Haftet der Poftfisfus für den Schaden der dur die von einem Poflafiiftenten vor⸗ 
genommene Verlegung eines Telephondrahts über eine elektriſche Leitung entitanden if, weil 
der Boftaffiftent feine geeignete Perfönlichteit fir eine folhe Verrichtung fei. 

A) Ob der Geſchäftsherr Vorrichtungen und Gerätichaften zu beichaffen hat, bejtimmt ſich 
zunächſt nad) dem zwiſchen ihm und der zu der Verrichtung beitellten Perſon beitehenben Ber- 
hältnis. In Ermangelung einer befonderen Verabredung kommt es darauf an, ob mad) der ver: 
nünftigen und normalen Auffafjung bes Verkehrs dem Geſchäftsherrn die Beichaffung oblieg: 
Ob ber Geſchäftsherr die Beihaffung ber zu der Verrichtung beftellten Perſon überlafien bari, 
hängt davon ab, ob die Überlafjung nad) der Urt der Verrihtung und der Perſönlichkeit der zu 
der Verrichtung beitellten Perſon mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt vereinbar ift. Über 
einzelne Fälle |. Ripr. Bd. 4 ©. 57; Bd. 9 ©. 42; RG. Bd. 53 ©. 123. 

y) Eine Verpflichtung des Geihäftshern, bie Verrichtung zu leiten, befteht nicht allgemein, 
fondern nur bei folden Verrichtungen, die nad) ihrer Art und nach der Perfönlichteit der zu der 
Verrihtung beftellten Perſon unter der Leitung des Geichäftsheren vorgenommen zu werben 
pflegen (RG. Bd. 53 ©. 53, 123; vgl. RG. im Recht 1906 ©. 300); 

b) wenn der Schaden aud bei Anwendung der dem Gefhäftsherrn nad 
Erl. 23 obliegenden Sorgfalt eingetreten wäre. Wird diefer Beweis erbradjt, fo ift 
dadurch feitgeftellt, daB ein Kaufalzufammenhang zwifchen bem erhalten bes Geſchäftsherrn und 
dem eingetretenen Schaben nicht beitehe. 

8. Deliktsfähigkeit bes Geihäftsheren. Aus den Erl. 1, 2 ergibt fi, dab dem 8 831 
folgender Gedanke zugrunde liegt. Die durch eine zu einer Verrichtung beftellte Berjon in Aus— 
führung diefer Verrihtung erfolgte objektiv widerrechtliche Schadenszufügung wird ald von dem 
Befteller ſchuldhaft verurfacht angefehen, menn der Schaden dadurch entitanden ift, daß die be— 
ftellte Perfon zu der Verrichtung nicht geeignet war und den Befteller bei der Auswahl diefer 
Perſon ein Verſchulden trifft. Das gleiche gilt, falls der Befteller Vorrichtungen oder Gerät: 
ſchaften zu befhaffen oder die Verrichtung zu leiten Hatte, wenn ber Schaden dadurch entfianden 
it, daß diefe Verpflichtung von dem Beſteller nicht erfüllt wurde und ibn hierbei ein Verſchulden 
teifft. Ein Verfchulden des Beftellers muß alfo vorliegen und zwar im erfteren Falle bei der 
Auswahl ber zu der Verrichtung beitellten Perſon, im zweiten Falle bei der Nichterfüllung der 
ihm in betreff der Beichaffung der Vorrichtungen und Gerätfhaften oder der Leitung ber Ber- 
richtung obliegenden Verpflichtung. Hieraus ergibt fi) dann weiter, daß die Verantwortlichkeit 
des Beſtellers wegfällt, wenn ihm in den gedachten Beitpunften die nad 88 827, 828 erforber- 
liche Delittöfäbigkeit fehlte. Hieran wird auch dadurd nichts geändert, daß das Geſetz im 
Intereſſe des Verletzten die Beweislaſt umfehrt, daß alfo ein Verſchulden des Beſtellers in den 
fraglicden Beziehungen und der Raufalzufammenhang zwiihen diefem Verſchulden und dem ver- 
urſachten Schaden vermutet wird. Der Befteller kann daher die Vermutung in der erfigedachten 
Beziehung auch durch den Nachweis widerlegen, daß er in dem enticheidenden Zeitpunfte nicht 
deliktsfähig gewefen fei. Seine Verantwortlicteit fällt alſo in dem oben gedachten erften Falle 
weg, wenn er bei dev Auswahl ber zu ber Verrichtung beftellten Berfon fih in einem Zuftande 
der Bewußtlofigfeit oder in einem die freie Willensbeitimmung ausfchliegenden Zuftande krank- 
hafter Störung der Geiftestätigkeit befand oder das nad) 8 828 erforderliche Alter noch nicht 
erreicht hat; in dem obengedadhten zweiten Falle, wenn biefe Vorausſetzungen in demjenigen 
Beitpunfte vorliegen, in welchem er die Vorrichtungen oder Gerätfchaften zu beſchaffen oder die 
Verrihtung zu leiten hatte. Auch die Vorichrift ded $ 829 wird zur Anwendung kommen 
müfjen. Der Belteller ift alfo, auch wenn er in den entſcheidenden Zeitpunkten nicht deliktsfähig 
war, unter ben in dem $ 829 beftimmten Worausfegungen nad) Maßgabe der bort getroffenen 
Beltimmungen dem Verlegten zum Erſatze verpflichtet. 

Bar die Beitellung zu der Verrichtung nicht durch den Geſchäftsherrn felbit, fondern durch 
einen gefeglichen Vertreter erfolgt, fo haftet nur der legtere, nicht der von ihm Vertretene. Der 
8 278 findet keine Antvendung, denn es handelt ſich hier nicht um Erfüllung einer obligatorifchen 
Verbindlichkeit, fondern um eine unerlaubte Handlung. Das gleihe muß auch banız gelten, 
wenn es fih um die Beſchaffung von Vorrihtungen und Gerätihaften oder um, die Leitung ber 
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Verrichtung Handelt. War z. B. der Geſchäſteherr nach der Beltellung eines anderen zu ber 
Verrichtung deliktsunfähig geworben, fo iſt er nit nad) $ 831 bafür verantwortlich, daß fein 
geſetzlicher Vertreter die erforderlichen Vorrichtungen und Gerätfchaften nicht beſchafft oder bie 
Verrichtung nicht leitet (a. U. wie es ſcheint Windſcheid⸗Kipp II vor $ 451, Zuſatz Ab). Bei 
einem gewillfürten Vertreter kommt ed darauf an, ob den Geſchäftsherrn bei der Auswahl diejes 
Vertreterd ein Verſchulden trifft. 

4. Rur anf bie Delittsfähigteit, nicht anf bie Geſchäftsfähigkeit des Geſchäftsherrn kommt 
es an. Die Beitellung zu ber Verrichtung braucht fein gültiges Nechtögeihäft zu fein, durch 
welches der Beftellte zu der Verrichtung verpflichtet wurde. Erforderlich tft nur, daß die zu der 
Verrichtung beftelte Perſon auf Grund der Beftellung die Verrihtung vornahm (Windſcheid⸗ 
Kipp II 8 4571, 1a; a. A. Staudinger Erl. 2a 8). Der Geſchäftsherr ift verantwortlich, 
weil er durch die Beftellung einer ungeeigneten Perfon zu einer Verrichtung diefe zu der Vers 
richtung veranlaßte. Er ſetzte dadurch die Bedingung, ohne welde der Schaden nicht zugefügt 
wäre und deshalb haftet er, wenn Ihn Hierbei ein Verfhulden trifft, nah $ 831 wegen un- 
erlaubter Handlung. 

Auch darauf fommt es nicht an, ob der zu der Verrichtung Beftellte bei der Annahme ber 
Beftellung geihäftsfähig war oder nicht; es genügt, daß er auf Grund der Beftellung die Ber- 
richtung vornahm. Daß es auch auf bie Delifisfähigteit des Veitellten nicht ankommt, ift ſchon 
oben hervorgehoben (f. Erl. 1c). Die Erfagpflicht des Geichäftsheren kann gerade dadurch bes 
gründet werben, daß er eine geſchäfts⸗ und beliktsunfähige Perſon zu ber Verrichtung beftellte. 

5. Stegen bie in den Erl. 1—3 bezeichneten Vorausſetzungen vor, fo ift ein ſelbſtändiger 
Anſpruch des Berichten anf Schabenderfag gegen ben Gejhäftsheren begründet. Diehrere 
Beſteller haften, foweit einer von ihnen einen der in Erl. 2 bezeichneten Entlaftungsbeweife für 
ſich zu führen imftande ift, als Geſamtſchuldner. Iſt neben dem Gefhäftsheren auc der zu der 
Berrihtung Beſtellte für den widerrechtlich herbeigeführten Schaden verantwortlih, fo haften 
beide beim Verletzten nah 8 840 Abf. 1 als Gefamtichuldner, im Berhältnifje zueinander Haftet 
aber ber Beftellte nach 8 840 Abſ. 2 allein. 

6. Diefelbe Verantwortlichkeit wie den Geſchäftsherrn ſoll denjenigen treffen, welcher für 
den Geichäftäherrn die Beſchaffung von Vorrichtungen ober Gerätichaften ober bie Beitung der 
Arbeit durch Bertrag übernommen bat. Zu denken iſt z. B. an Betriebsleiter, Bauführer, 
Werkführer, Aufſeher und ähnliche Berfonen, welche in mehr oder weniger weitgehender Weife für 
den eigentlichen Geſchäftsherrn eintreten. Solche Berfonen haften dem Verletzten für die inners 
halb ihres Wirkungskreiſes falenden Handlungen wie ber Geſchäftsherr. Diefer jelbit haftet da- 
neben, kann fid) aber durch den Nachweis befreien, daß er befugt gewefen fei, einem anderen bie 
Verantwortung für die auszuführenden Arbeiten zu übertragen und daß er bei ber Auswahl 
feines Vertreters die erforderliche Sorgfalt beobachtet Habe. Sind beibe, der Vertreter und der 
Geſchäftsherr verantwortlich, jo haften fie nach 8 840 als Geſamtſchuldner (vgl. Erl. zu 8 840). 

Ber die Beſchaffung von @erätfchaften oder die Leitung der Arbeit nicht durch Vertrag, 
fondern als Gejcäftsführer ohne Auftrag übernommen hat, kann nicht aus $ 831 in Anſpruch 
genommen werben. Die Worte „durch Vertrag“ find von der RTK. eingejchoben, un dies außer 
Zweifel zu ftellen. 

Der Beweis, daß ber andere bie Beſchaffung von Gerätſchaften oder die Leitung ber 
Arbeit durch Vertrag Übernommen hat, liegt dem Verletzten ob. 

Daraus, daß ein Vertrag erfordert wird, ergibt ſich, daß Bier abweihend von Abf. 1 
( . Ext. 4) ein gültiges Rechtsgeſchäft vorliegen muß, daß insbeſondere alſo auch in betreff der 
Geichäftsfäßigkeit der Parteien die allgemeinen Grundſätze über Rechtögefchäfte maßgebend find. 
Zweifelhaft ift, ob der Vertrag mit dem Geſchäftsherrn geſchloſſen fein muß oder, ob es genügt, 
daß der Vertrag mit einem beliebigen Dritten gefhloffen wird. Der Abſ. 2 erfordert nur, daß 
für den Gefchäftsheren die Beforgung der fraglichen Geſchäfte durch Vertrag übernommen wird, 
nicht aber, baß die Übernahme durch Vertrag mit dem Geſchäftsherrn erfolgt. Regelmäßig wird 
allerdings das legiere ber Fall fein. Denkbar ift indeffen auch, daß ein Dritter, ohne Vertreter 
des Geichäftsheren zu fein, in deſſen Intereſſe einen Vertrag der fraglichen Art abſchließt und 
es bikrfte fein genügender Grund vorliegen, einem foldhen Bertrage die im Abf. 2 beftimmte 
Wirkung zu verfagen. Hierfür ſpricht auch, daß in dem entfpredhenden Falle des 8 832 Abſ. 2 
(j. El. 5 zu $ 832) ber Vertrag unzweifelhaft nicht mit dem Aufſichtspflichtigen geichlofien zu 
fein braucht (a. U. Staubinger, Erl. 2b, welcher einen Vertrag mit dem Gefhäftsheren erfordert). 
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8. 832. Wer fraft Geſetzes zur Führung der Aufficht über eine Perſon 
verpflichtet ift, die wegen Minderjährigfeit oder wegen ihres geiltigen oder Förper- 
lichen Buftandes der Beauffichtigung bedarf, ift zum Erfage des Schadens ver- 
pflichtet, den dieſe Perſon einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die Erjagpflicht 
tritt nicht ein, wenn er feiner Auffichtöpflicht genügt oder wenn der Schaden auch 
bei gehöriger Auffihtsführung entftanden fein würde. 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die Führung der Auf- 
ficht durch Vertrag übernimmt. 


7. Geſetzliche Vorſchriften für befondere Fälle. Gaſtwirte haften für die von den Güfen 
eingebrachten Sachen nad) Maßgabe ber 88 701, 702. Wegen ber actio de effusis et dejeetis 
f. Exl. zu 8 836. 

Die Haftung ber juriftiiden Berfonen für die vom Borftand, einem Mitgliede bes 
Borftandes oder einem anderen berfaffungsmäßig berufenen Vertreter begangene, zum Eıchadeni 
erfage verpflihtende Handlung ift im & 31 geregelt. Für bie Handlungen derjenigen Perfonen, 
welche ohne verfafiungsmäßig berufene Vertreter zu fein, von der juriftifhen Perfon zur Aus- 
führung einer Verrichtung beftellt find, haftet die juriftiihe Perfon nah 8 831 (ME. Bd. 53 
©. 276). 

Die Vorfchriften des $ 831 gelten nad EG. Urt. 95 aud für das Gefinderedt. 

Die Haftung des Staates, der Gemeinden und anderer Communalverbände für dem von 
ihren Beamten in Ausitbung der dieſen anvertrauten öffentliden Gewalt zugefügten Schaden 
richtel ſich nach den Landeögejegen (EG. Art. 77). 

Unberüßrt bleiben die reihsrehtlihen Vorſchriften, melde die Haftung für frembe 
Handlungen abweichend von den VBeitimmungen des $ 831 regeln. Als ſolche folde find namenis 
Lich zu nennen HGB. 38 429, 606 (Haftung des Frachtführers und des Verfrachters für Frachtgun 
8 456 (Haftung der Eifenbahn für Transporigut), 88 485, 734 (Haftung des Reeders für die 
Sciffsbefagung), ferner bed Binnenſchiffahrtsgeſetzes v. 15. Juni 1895 88 3, 92 (Haftung des 
Schiffseigners für die Schiffsbefagung), 8 58 (Haftung des Frachtführers für Frachtgut), des 
Flößereigeſetzes v. 15. Juni 1895 (Haftung des Eigentümers fir den Floßführer und die 
Floßmannſchaft). 

Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung ſ. im EG. Art. 78, 105—109. Unberühri 
bleiben auch die landesgeſetzlichen Vorſchriften, melde im Zufammenhange mit einer der Landes⸗ 
geſetzgebung allgemein vorbehaltenen Materie, wie z. B. Bergrecht oder Waſſerrecht, die Haftung 
für fremde ‚Handlungen abweichend von bem 8 831 regeln. 


6 8832. 
&18 110; 18 755 ven. A, wu mgsie B.IE. ent: a, 117141.5 MR. II 6. 7341. 
Pl =». ©. 5931. D. €. 650. . 1988. 

Ierufalem, Die — der — — * 8 832 BGB., 1904; Riedel, 
Auffihts: und Erziehungspfliht, in DIE. 1905 ©. 693; Gumbinner, Die Haftpflicht der 
Lehrer, in DIZ. 1901 ©. 430; Winter, Iſt ein öffentlicher Lehrer aus 8 832 BGB. Hafı- 
pflihtig? im Recht 1902 ©. 39, 69; Kühn, Die Fürforgeerziegfung Minderjährige. Die 
Haftpflicht des Lehrers, 1901; Külz, Haftbarkeit des Lehrers bei Ausübung feines Berufes, 1901. 
Schiller, Zur Haftpflicht des Lehrers an deutſchen Bolfsfäulen; d. Wahr, Die Auffichtspflict 
der Eltern, in BI. f. Anm. Bd. 71 ©. 109. 

1. Boransfegung der Haftung des Auffichtöpflichtigen für Schadenszufügung durch die 
feiner Aufficht unterliegenden Perſonen. 

a) Es muß ſich um die Auffiht iiber eine Perſon handeln, die wegen ihrer 
Minderjährigleit oder wegen ihres geiftigen oder körperlichen Zuſtandes der Aufſicht bebari, 
und die Verpflichtung zu der Aufficht Über eine ſolche Perſon muß durch bas Geſetz beftimmt 
fein. Das Geſetz will nur diejenigen Fälle treffen, in denen die Auffichtspfliht wenigftens auch 
den Zweck Hat, Beihädigungen Dritter durch die der Aufficht unterliegenden Perſonen zu ver 
hüten. Diefer Gefichtspuntt teifft allgemein zu bei Minderjährigen. Sie unterliegen ber ge- 
feglihen Auffiht, niht wenn fie der Aufficht bedürfen, fondern weil fie berfelben bebdilrfen 
(RG. Bd. 52 ©. 69). Bei Volljährigen trifft die Worausfegung bed Gefeges nur zu, wenn fie 
wegen ihres Türperlichen oder geiſtigen Zuſtandes der Aufficht bedürfen. 
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Eine gejegliche Auffichtspflicht über Berfonen der gedachten Art liegt nad dem BGB. ob 
dem Inhaber ber elterlichen Gewalt, welhem die Sorge für die Perſon des Kindes zufteht, 
gegenüber dem Kinde (88 1627, 1631, 1634, 1684, 1685, 1699ff., 1719, 1736, 1757, 1765), 
der unehelihen Mutter gegenüber dem minderjährigen unehelihen Kinde (8 1707 Sah 2), dem 
Vormund oder dem Pfleger, welchem die Sorge für die PBerfon bes minderjährigen Miündels 
obliegt, gegeniiber dem Mündel (88 1800, 1794, 1915) dem Vormund oder dem Pfleger eines 
unter Vormundfhaft ftehenden voljährigen Mündels gegenüber biefem nur infoweit, als ber 
Zweck der Vormundfchaft e8 erfordert (88 1901, 1909, 1915) und unter derfelben Borausfegung auch 
dem Pfleger eines nicht unter Bormundfchaft jtehenden Bolljährigen (89 1910, 1915). Dem Ehemanne 
Tiegt eine gefegliche Auffichtspflicht fiber feine Ehefrau, aud) wenn fie miinderjährig oder wegen ihres 
körperlichen ober geiftigen Zuftandes der Aufſicht bedürftig tft, nicht ob. Da für eine minderjährige 
unter elterliher Gewalt ftehende Ehefrau aud dem Inhaber der elterlichen Gewalt nad) 8 1633 
die Sorge für die Berfon nicht zufteht, fo befteht für fie eine gefegliche Aufſichtspflicht überhaupt 
nicht. Liegt die Sorge für die Perſon mehreren ob, wie z. B. in dem Fällen ber 88 1634, 
1676 Abf. 2 Sag 2, 8 1698, jo Haften alle nad Maßgabe des 8 832; im einzelnen Halle 
tommt es indefien darauf an, wer von den mehreren feine Auffichtspflicht ſchuldhaft verlegt hat 
6. Erl. 28, 4). 

b Nach der GewO. in der Faflung v. 1900 88 127, 1278 liegt dem Lehrheren eine geſetz⸗ 
liche Auffihtspfliht über den minderjährigen Lehrling ob und zwar ohne Rüdficht darauf, ob 
er Koft und Pflege von dem Lehrheren erhält (RG. Bd. 52 ©. 69; a. U. Nöldede ©. 782). 
Eine gleiche Auffichtspfliht auch für den Prinzipal gegenüber dem minderjährigen Handlungs 
lehrling auf Grund des 8 76 HEB. anzunehmen, dürfte ſich ſchwerlich rechtfertigen laſſen; denn 
es fehlt Hier eine Vorfchrift, die dem 8 127 der GewO. entipriht, nad welchem dem Lehrheren 
die väterlihe Zucht über den Lehrling zufteht (a. A. Staudinger Erl. II 182). 

Andere Fälle einer gefeglichen Auffichtspflict über Perfonen ber im 8 832 gedachten Art 
tönnen fi) aus ben Landeögefegen ergeben. Regelmäßig wird eine ſolche Pflicht beftehen für 
die Lehrer an öffentlichen Unterrihtsanftalten gegenüber den minberjäßrigen Schülern für die 
Zeit des Unterrichts ſowie für diejenige Zeit, während welcher fih die Schiller, z. B. bei Turn 
fahrten, unter der Leitung und Aufſicht bed Lehrers befinden (Staudinger Erl. II 1a; 
Gumbinner in DIE. 1901 ©. 430; RG. in DIZ. 1906 ©. 544; Rſpr. Bd. 12 ©. 114; 
a. U. Nöldede ©. 782; Winter im Recht 1902 ©. 39). Man wird hier nicht eine aus- 
drüdliche geſetzliche Vorſchrift, dab den Lehrern die Aufſichtspflicht obliege, fordern dürfen; 
regelmäßig wird vielmehr aus bem Zwede und aus dem Bufammenhange der die Unterrichts⸗ 
anftalten betreffenden Borichriften zu entnehmen fein, daß den Lehrern eine Auffichtspfliht ob: 
liegen fol. Auch tm Beziehung auf Voljährige, wegen ihres körperlichen oder geiftigen Zuftandes 
der Aufſicht bedürfende Berfonen werben die Qandesgefege innerhalb ihrer Zuftändigkeit nicht felten 
Vorſchriften der fraglichen Axt treffen, fo 3. B. in betreff der Direktoren der Irrenanftalten und 
ber Arzte an ſolchen Unftalten Hinfichtlich ber in die Anftalt aufgenommenen Kranken. Auch 
aus den landesgeſetzlichen Vorjcriften über das Gefindereht kann ſich eine Aufſichtspflicht der 
Dienſtherrſchaft über dag minderjährige Gefinde ergeben. 

Die Aufficgt Aber andere als die in 8 832 bezeichneten volljährigen Perfonen, wie fie im 
Heeresdienft, im Staate und in ber Kirche, im Verhältniſſe des Worgefegten zu dem Uuter- 
gebenen, im Hausmwefen im Verhältnifie des Hausherrn gegenüber dem Gefinde ftattfindet, Hat, 
auch wenn fie fich auf die gefamte Führung des zu Beauffichtigenden erftredt, nicht den Zived, 
Dritte gegen Beihädigungen zu fhügen, fondern dient grundfäglich anderen Zweden. Um dieſe 
Fälle auszufcheiden, hat die zweite Kommiffion gegemliber dem €. I, welcher auf die Verlegung 
einer geſetzlichen Aufſichtspflicht abflellte, der Vorſchrift die jegt vorliegende engere Faffung ge 
geben. Übrigens kann, wenn bie Vorausſetzungen des 8 832 nicht vorliegen, möglicherweife eine 
Haftung wegen Verlegung einer Auffichtspfliht nad den 88 823, 839 in Frage fommen. 

b) Die der Aufſicht unterliegende Perſon muß einem Dritten widerredtlid 
Schaden zugefügt Haben. Nur auf die objektive Widerrechtlichkeit kommt es an. Verſchulden 
und Deliftsfähigteit der unter der Aufficht ftehenden Perſon find nicht erforderlich KG. Bd. 53 
©. 312; vgl. El. 10 zu 8 831). 

2. Der Auffichtöpflichtige iſt na Abſ. 1 Satz 2 von ber Haftung frei, 

a) wenn er feiner Auffihtspflidt genügt bat. Das Geſetz geht‘ 
auch Hier, wie im alle des 8 831 davon aus, daß der Wuffichtöpflichtige nur wegen 
verſchuldeter Vernachläſſigung feiner Auffihtspflicht haftet; aber es ehrt die Beweislaſt um 
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und begründet dadurch eine Vermutung zugunften des Verletzten. Ob der Auffichtspflidtige 
feiner Aufficht genügt Hat, läßt fih nur unter Berüdfihtigung aller Umftände des einzelnen 
Falles entſcheiden. Selbſtverſtändlich braucht der Auffichtspflichtige die feiner Aufficht unter- 
liegende Perfon nicht immer auf Schritt und Tritt zu begleiten (RG. in ZW. 1905 ©. 21,. 

Bon dem Alter, der Bildung und bem Charakter des zu Beauffichtigenden hängt es ab, inwieweit 
ber Wuffichtspflichtige dem zu Beauffichtigenden freie Bewegung geftatten darf, ob es genügt, 
wenn er ihn zur orbnungsmäßigen Vorſicht ermahnt und anleitet oder ob eine felbftändige 
Kontrolle über die Befolgung der getroffenen Anordnungen erforderlich ifi. Liegt dem Auf 
ſichtspflichtigen zugleich die Erziehung des zu Beauffichtigenden ob, jo wird er fi) Häufig ſchon durch 
den Nachweis entlaften können, daß er den zu Beaufſichtigenden gut erzogen habe (OLE. Ziwei- 
brüden, in Seuffü. Bd. 57 ©. 404; ein elfjähriger Knabe Hatte beim Spielen mit Bohnenftungen 
einem anderen Knaben das Auge ausgeſtoßen. Der Entlafiungsbeweis der Mutter wird als 
duch den Nachweis geführt erkannt, daß die Mutter den Knaben gut erzogen hat und biefer eın 
braver Junge geweſen fei). Das Spielzeug von Kindern haben Eltern infomweit zu beauffichtigen, 
ald dasſelbe von folder Art tft, daß daraus Gefahr für Dritte entftehen kann, und wenn dies 
der Fall ift, je nach den Umftänden ben Kindern die erforderlihen Anweifungen über den Ge— 
brauch des Spielzeugs geben ober diefen Gebrauch; dauernd felbft beauffichtigen oder das Spiel: 
zeug ganz entziehen müſſen (RG. Bb. 50 ©. 60; RG. in JW. 1904 ©. 202). Den Gebraud 
eines Teſchings wird 3.2. der Auffihtspflichtige au einem älteren Knaben ober einem Lehrlinge 
nur geftatten dürfen, wenn er fi) von der Zuverläffigkeit des zu Beauffihtigenden überzeugt 
und den Gebrauch mit der erforderlichen Sorgfalt überwacht (Hanfeatifche Gerihtäzeitung Bd. 24 
Beibl. ©. 250; RO. Bd. 52 ©. 69). Bei dem Entlaftungsbeweije werden umter Umſtändes 
aud die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Auffichtspflichtigen zu berüdfichtigen fein, fo z. B. in 
betxeff der Frage, ob und inwieweit ein Elternteil, der feinem Erwerbe nachzugehen genötigt iſt, 
für die anderweitige VBeauffichtigung der feiner Aufficgt unterliegenden Kinder zu forgen bat 
(RO. in IB. 1905 ©. 21). 

Regelmäßig genügt der Auffichtspflichtige feiner Aufſichtspflicht dadurch, dab er eine zu- 
verläfiige Perſon mit der Aufficht beauftragt (Kſpr. Bd. 2 ©. 458). 

Die Beforgnis der Lehrer, ba ihnen durch 8 832 eine unerträglihe Verpflichung aufs 
erlegt werde, bürfte unbegründet fein. Es wird von ihnen nicht mehr verlangt, ald was fchon 
bisher einem gewiſſenhaften und verftändigen Lehrer zu tun oblag. Nur die Folgen einer 
Pflichtverſäumnis können für fie nad) 8 832 unter Umftänden härter fein, ald nad dem früheren 
Rechte zum Teil der Fall war. In Rſpr. Bd. 14 S. 38 wird übrigens mit Recht angenommen, 
daß die Anffichtspflicht der Lehrer ſich auch darauf erfiree, daß die feiner Aufſicht unterftehenben 
Kinder au dritte Berfonen nicht verlegen; ebenſo nah R®. in DIE. 1907 ©. 657, wo der 
Fall entichteden wird, daß ein Knabe bei einen Schulausflug einem anderen Knaben mit einem 
Puſtrohr ing Auge geſchoſſen und dadurch defien Exrblindung herbeigeführt hat. Nach den Um= 
ftänden des Falles wird angenommen, daß bem Lehrer, unter befien Leitung der Schulausflug 
fattgefunden, eine Vernachläſſigung feiner Aufſichtspflicht zur Laft falle. 

b) wenn der Schaden aud bei gehöriger Auffihtsführung entftanden fein 
würde. Es gilt in diefer Beziehung das in Erl. 2b zu 8 831 Gefagte. 

8. In betreff der Delitisfähigfeit des Auffichtspflichtigen gilt das in Erl. 3 zu 8 851 
Gefagte. Der Auffihtspflichtige tft alfo von der Haftung frei, wenn er in demjenigen Zeitpunkt. 
in welchem feine Aufſichtspflicht eine Tätigkeit erforderte, deliftunfähig war, wenn er alfo 5. ®. 
in diefem Zeitpunkt infolge einer Ohnmacht bewußilos wurde (Ripr. Bd. 12 ©. 115). 

4. Liegen bie in Erl. 1— 3 bezeichneten Borausfegungen vor, jo hat der Berlekte einen 
ſelbſtändigen Anſpruch anf Schabenserjag gegen den Auffichtöpflichtigen. Mehrere Auffichts- 
pflichtige Haften, wenn feiner von ihnen für ſich einen der in Erl. 2 bezeichneten Entlaftungs- 
beweiſe führen fann, dem Verletzten als Geſamtſchuldner. Iſt auch der zu Beaufſichtigende für 
den Schaden verantwortlich, jo haften er und der Auffichtspflichtige dem Verletzten als Gefamt- 
ſchuldner. Im Verhältnis unter ihnen aber haftet der zu Beauffichtigende allein; nur im Falle 
des 8 829 Haftet allein der Auffichtspflichtige (8 840 Abf. 2). 

Über die Frage, ob die Verurteilung des zu VBeauffichtigenden zu einer Buße den Aui— 
fihtspflichtigen von der Haftung gegenüber dem Xerlegten ganz ober teilweife befreit |. Ripr. 
Bd. 4 ©. 244. 

Wegen eines Schadens, ben fi ber zu Beauffichtigende felbft zugefügt hat, haftet der 
Auffichtapflichtige auf Grund des 8 832 nicht. Eine Haftung kann fi) aber im diefer Beziehung 
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8. 833. Wird durch ein Thier ein Menſch getödtet oder der Körper oder Die 
Sefundheit eines Menfchen verlegt oder eine Sache bejchädigt, fo ift derjenige, 
welcher dag Thier Hält, verpflichtet, dem Verleßten den daraus entjtehenden Schaden 
zu erjeßen. 


aus dem für das Verhältnis zwifhen dem Auffichtöpflichtigen und dem zu Beauffichtigenden 
neltenden befonderen Vorſchriften, insbefondere daraus ergeben, daß dem eriteren bie Sorge für 
die Perſon des letzteren obliegt. 

5. Wer die Aufficht durch Vertrag übernommen hat, haftet nah Abi. 2 dem Berlegten 
in gleicher Weiſe wie derjenige, welcher kraft Geſetzes auffichtspflichtig iſt. Die Vorichrift ent⸗ 
ſpricht dem Abſ. 2 des 8 831. Während indeſſen dort erfordert wird, daß die Beſorgung der 
dort bezeichneten Gefhäfte für den Geſchäftsherrn übernommen fei, wird hier nicht erfordert, 
daß die Auffiht für den gejeglih Aufſichtspflichtigen übernommen fel, fondern nur 
ſchlechthin, daß fie iibernommen ſei. Es hat dadurch nah RTK. ©. 1988 zum Ausdrude ge— 
bracht werden follen, daß die vertragdmäßige Übernahme der Auffiht auch erfolgen könne, wenn 
ein gefeglich zur Aufſicht Werpflichteter überhaupt nicht vorhanden fei. Dies kann in Frage 
tommen bei Minderjährigen, wenn diefe vorübergehend eines gefeglichen Vertreter entbehren und 
bei Bolljährigen, die wegen ihres körperlichen oder geiftigen Zuftandes der Aufficht bedürfen, wenn 
die Borausfegungen der Entmündigung oder einer Pflegichaft nad 1910 nicht vorliegen oder die 
Entmündigung oder Anordnung einer Pflegihaft und die Beſtellung eined Bormundes oder 
Pflegers noch nicht erfolgt ift. In betreff des Erforderniſſes des Vertrags gilt hier dasfelbe wie 
im Falle des 8 831 (ſ. Erl. 6 zu 8 831). Hier ift zweifellos, daß der Vertrag nicht mit dem 
Aufſichtspflichtigen geichloflen zu werden braucht, fondern aud mit einem Dritten geſchloſſen 
werden kann, indem ber Vertrag nad dem obigen ja auch in Frage kommen kann, wenn ein 
Auffichtspflichtiger Überhaupt nicht vorhanden ift. Der Vertrag kann hier insbeſondere auch mit der 
ber Aufficht bedürfenden Perfon felbft oder mit Angehörigen oder Freunden berjelben abgeſchloſſen 
werden. Bu denken ijt hierbei 3. B. an Verträge, durch welche ber Vorſteher einer Erziehungs- 
anftalt die Aufficht über ein Kind oder ber Vorfteher einer Heilanftalt die Aufficht über einen 
Kranken übernimmt. Auch die vertragsmäßige Übernahme ber Auſſicht über ein Kind oder einen 
Kranken dur ein Kindermädchen oder einen Krankenwärter kann Hierher gehören. 

Iſt neben demjenigen, welcher durch Bertrag die Aufficht übernommen bat, aud) ein ge- 
jeplich zur Aufſicht Verpflichteter vorhanden, jo haften beide ben Verletzten als Gefamtichuldner, 
der leßtere jedodh nur, wenn er nicht durch den Vertrag, dur welden ein anderer die Aufficht 
übernommen hat, in gentigender Weife feine Auffichtspflicht erfüht hat. Haften beide ala Gejamt- 
ſchuldner, fo ift für das Verhältnis unter ihnen bag zwiſchen ihnen beftehende Vertragsverhältnis 
maßgebend. 

$ 833. 
€.18 734 Abſ. 1; 11 8 756 reb. 8 818; III 8 817. P.1 €. 2873 ff., 35561. 3560, 6199, 6203; 
M.II 6.809. P.1 88.2 ©. 6461; 88. 6 €. 202. D. 6.650. RB. 8.1988. EB. ©. 3060 ff. 

Say, Die Veranwortlichfeit des Eigentümers für feine Tiere, Iherings Jahrb. Bd. 39 
©. 209; derfelbe, Die Begrenzung der Haftung bes Tierhalter, in Gruch. Bd. 48 ©. 511; 
derfelbe, Die Grenze der Verantwortlichkeit für Zierfchaden, in DIZ. 1903 ©. 399; Stieve, 
Die Haftung für Tiere im BGB., 1904; Litten, Die Erjagpfliht des Tierhalter im Redjte 
des BGB., 1905; Schwarz, Die Haftung des Tierhalter8 nad) $ 833 BGB., 1905; Derts 
mann, Bur Frage der Haftung file Tierihäden in DIZ. 1904 ©. 135; Hagelberg, Der 
Begriff des Tierhalter in den 88 833, 834 BGB. 1904; Goslich, Wo liegt die Grenze ber 
Haftung des Tierhalters, in Gruch. 8b. 47 ©. 1; Fleifhauer, Die Haftungdgrenze aus 8 833 
BGB. in Gruch. Bd. 47 ©. 303; Merz, Begrenzung ber Schadengerjagpflicht des Tierhalters. 
Zur Auslegung der 88 833, 847 BGB. in BL. f. Ranw. Jahrgang 67 &. 165; Ewald, Zur 
Auslegung des 8 833 BGB. in der hanſeatiſchen Gerichtäzeitung 1902 Beil. ©. 25; Frande, 
Die Haftung des Tierhalter nach 3 833 BGB. im Ach. f. civ. Pr. Bd. 96 ©. 144; Strauß, 
Gefegliher Schutz für umd gegen die Bienen, in DIZ. 1903 ©. 367; Schneider, Zu 8 833 
BGB. im Recht 1903 ©. 203; Schmoller, Über den Kaufalzufammenhang beim Tierſchaden, 
im Ach. f. cw. Pr. Bd. 98 ©. 1; Kluge, Die vollswirtfchaftlihen Grundlagen für die Haftung 
bes Tierhalters, 1905; Hellwig, Geſetzeskonkurrenz und Tierhaftung, in DIZ. 1906 ©. 1289; 
Gutachten von Marwig und Traeger über die Frage, ob fi eine Änderung des 8.333 em= 
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pfehle, in den Verhandlungen des 28. ,Deutichen Juriftentags Bd. 2 ©. 86, 115; Verhandlungen 
der Abteilung und des Plenums des 28. deutfhen Juriftentags über diefelbe Frage in dem 
Sonderabdrud aus Bd. 3, 1906 ©. 3ff., 65ff.; Lenel, Der neue 8 833 BEB. in DIZ. 1Ws 
©. 626; von Bar, Die Haftung des Tierhalters, in ber Nation, Jahrg. 23 Heft 31 S. 48; 
Hausmann, Findet der 8 833 auf Bazillen Anwendung, in Gruch. Bd. 49 ©. 286. 

1. Entſtehungsgeſchichte der Borihriften über Tierſchaden fowie Anderungsvorſchläge. 
Der 8 833 vegelt die Haftung fiir den durch Tiere angerichteten Schaden in einer von ben all- 
gemeinen Grundſätzen abweichenden Weife. Die Vorfchrift beruht auf dem Gedanfen, daß ber= 
jenige, welcher ein Tier hält, das Riſiko für die Gefahren, melde durch das Tier fiir die Al- 
gemeinheit herbeigeführt werden, übernehmen muß. Bereit im bisherigen Rechte ift mehrjfach 
dem Eigentüner des Tieres eine Haftung für den durch das Tier angerichteten Schaden auf: 
erlegt, ohne Rüdjiht darauf, ob ben Eigentümer ein Verſchulden trifft. Im einzelnen ift aber 
die Geftaltung im bisherigen echte eine ſehr verſchiedene. Der €. I legte demjenigen, weldyer 
ein Tier hält, die Verpflichtung auf, diejenigen Vorfihtsmaßregeln zu treffen, welche erforderlich 
find, um das Tier an Zufügung von Beſchädigungen zu hindern. Wenn dieſe Pflicht verleg: 
wird, follte der Halter des Tieres für den baraus entftandenen Schaden haften. Die zweite 
Kommiffion ift Hierüber Hinausgegangen. Sie hat hinfichtlid der Haustiere daran feitgehalten, 
daß derjenige, welcher das Tier hält, für ben durch das Tier angerichteten Schaden nur ver: 
antwortli fein fol, wenn ihn ein Verſchulden trifft. Sie hat aber zugunften des Berlegten die 
Beweislaſt umgekehrt derart, daß der Halter des Tieres unbedingt für haftbar erflärt wurde, wenn 
er nicht zu beweifen vermochte, daß er ſeinerſeits bie erforderliche Sorgfalt beobadıtet Habe. Für 
andere als Haustiere Hat dagegen die zweite Kommiffion den Grundfag aufgeftellt, daß der Halter 
des Tieres ſchlechthin zu haften habe, auch wenn ihn fein Verfchulden trifft. Die RIE. Hat den 
legteren Grundſatz auch auf die Haustiere erftredt. Die Haftung des Tierhalters als folchen be- 
ſchränkt fi aber immer auf denjenigen Schaden, welcher dadurch entitanden tft, daß durch das 
Tier ein Menſch getötet ober bie Gejundheit oder der Körper eines Menfchen verlegt oder eine 
Sade beſchädigt ift. Neben dem Halter des Tieres foll nad) $ 834 auch derjenige haften, welcher 
die Führung der Aufficht über das Tier vertragamäßig übernommen hat. Er foll ſich aber durch 
den Nachweis befreien können, daß er die erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder daß ber 
Schaden auch bei Anwendung biefer Sorgfalt entftanden fein würde (vgl. auch Borbm. 2 zu 
biefem Titel). 

Die Vorfchriften des 8 833 Haben zu vielen Zweifeln und Bedenten Unlah gegeben. 
Theorie und Praxis find beftrebt geweſen, den & 833 einſchränkend auszulegen. Eine reiche 
Xiteratur (zu ben oben angegebenen Schriften tritt noch eine große Zahl von Differtationen hin⸗ 
zu) iſt darüber erwachſen; das Reichsgericht Hat zu vielen der angeregten Fragen in zahlreichen 
Urteilen Stellung genommen. Daneben wird von vielen Seiten eine Änderung bes 8 833 ver- 
langt. Infolge eines von dem Reichstage beſchloſſenen Antrags, die Regierung um Vorlegung 
eined Geſetzeniwurfs zu erfuchen, durch welchen die Haftung bes Tierhalter in Beziehung auf 
Haustiere eingefhräntt werde, ift dem Reichstag in der Seſſion 1906 (f. Aktenſtücke des Heichs- 
tags Nr. 255, elfte Legislaturperiode II. Seffion 1905/1906) ein Geſetzentwurf vorgelegt worben, 
nad welchem der 8 833 folgenden Bufag erhalten fol: 

„Die Erfappflicht tritt nicht ein, wenn ber Schaden durch ein Haustier verurfacht wird, 
daß dem Berufe, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tierhalter8 zu dienen be— 
ftimmt ift, und entweber ber Tierhalter bei der Beauffihtigung des Tieres die im Ber: 
tehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder der Schaden aud) bei Anwendung diefer Sorg- 
falt entftanden jein würde.“ 

Der Reichstag hat den Entwurf ohne Verweiſung an eine Kommiffion in erfter und zweiter 
Leſung angenommen. Die dritte Lefung bat infolge der Auflöfung bes Reichstags nicht flatt- 
gefunden. Inzwifchen ift von dem Juriftentage die Frage in fehr eingehender Weile erörtert. 
Unter Beridfihtigung der oben angeführten Gutachten bat fi ſowohl die Abteilung als das 
Blenum des Juriftentags nad) einem fehr gründlichen Referate von Enneccerus prinzipiel da» 
gegen er jegt fon eine Anderung des $ 833 vorzunehmen, daneben aber für den 
Fall, daß eine Anderung für erforderlich gehalten werde, die Richtung bezeichnet, in welcher 
dei Änderung zu erfolgen babe. Der mit großer Mehrheit gefaßte Beſchluß lautet dahin: 

a) Es empfiehlt fich, die Worfchrift des 8 833 BGB. aufrechtzuerhalten und von Einzel- 
änderungen in der Erwartung abzufehen, daß die Rechtſprechung zu einer freieren Auslegung 
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der Vorſchrift gelangen werde, welche den Haftungsgrund und die fih daraus ergebenden Be— 
ſchrãnkungen der Anwendburteit berüdfichtigt. 

b) Sollte indes von ben Organen der Geſetzgebung eine alsbaldige geſetzliche Regelung 
der Frage für nötig gehalten werben, fo empfiehlt der Juriftentag: 

4. Die Vorſchrift des 8 833 beizubehalten, 

2. Die Haftung aus $ 833 — unbefchadet der Haftung nah anderen Vorſchriften — nur 
dann audzufchließen, wenn der Geſchädigte der Gefahr der eingetretenen Schädigung infolge einer 
in feinem Snterefje ftattfindenden Verwendung bes Tieres ausgefegt war, 

3. Den Schabenserſatz aus 8 833 bei Tötung und Verlegung einer Perſon nad dem Vor—⸗ 
bilde der 88 3 und 3a des Neichöhaftpflichtgefeges zu befchränten. 

6) Die Unfallverfiherungsgefeggebung iſt auf das bisher nicht verſicherungspflichtige Fahr⸗ 
und Stallperſonal bei Pferdes und Viehhaltung auszubehnen (Verhandlungen bes 28. Deutſchen 
Juriſtentags Sonderabdrud aus Bd. 3 ©. 3ff., 65ff.). Ob der obengebadhte Gejegentwurf troß 
der dagegen geltend gemachten gewichtigen Gründe dem neuen Reichstage wieder vorgelegt werben 
wird, ift zurzeit ungewiß. 

2. Borandfegung der Haftung des Tierhalter if, daß durch ein Tier ein Menſch getötet 
ober der Körper oder bie Gejundheit eines Meuſchen verlegt oder eine Sache beſchädigt if. 

a) Was ein Tier tft, beitimmt fi) nad; den Grundfägen der Naturwifienihaft. Für 
manche Lebeweſen iſt e8 zweifelhaft, ob fie Tiere oder Pflanzen find oder ob fie zu einer 
Zwifchenftufe gehören. Es gilt dies insbefondere von den verſchiedenen Arten der Bazillen. 
Mit Rückſicht auf diefe Unficherheit den 8 833 für unanwendbar auf Bazillen zu erklären, bürfte 
ſich nicht rechtfertigen laſſen. Es wird im einzelnen alle durch wiſſenſchaftliche Sachverſtändige 
feitzuftellen jein, ob die betreffenden Lebeweſen Tiere find oder nit. E8 Tann dahingeſtellt 
bleiben, ob von den gejepgebenden Faktoren bei dem 8 833 aud an Bazillen gedacht ift. Die 
allgemeine Fafſung des $ 833 nötigt dazu, ihn auch auf VBazillen, wenn fie Tiere find, an= 
äzuwenben. Daß im gewöhnlichen Leben mit bem Uusdrude „Tier“ ein anderer Begriff verbunden 
wird als in der Wiſſenſchaft, läßt fich nicht nachweien (a. U. Enneccerus 18 372 12; Dern- 
burg II 8 396 II; Hausmann in Gruch. ©. 286), weil die Bazillen einer willkitrlichen Be— 
wegung nicht fähig ſeien. Auch die Gründe, welde zu der fraglichen Vorſchrift geführt Haben, 
dürften in ſolchen Fällen, in welchen die Haftung für den duch Bazillen zugefügten Schaden 
prattifch wird, zutreffen. Praktiſch wird die Frage wohl nur, wenn in einem Laboratorium 
Bazillen gezüchtet werden und durch fie ein Menſch an feiner Gefundheit Schaden leibet oder 
getötet wird, wenn 3. B., wie dies vorgelommen fein foll, bei der Züchtung von Beitbazillen 
durch fie ein Wärter die Veit befommen Hat. 

Die Vorſchrift des 8 833 gilt für alle Arten von Tieren, fowohl für wilde Tiere als 
für Haustiere. Auch die Bienen fallen unter den Paragraphen. 

Zür den Erſatz von Wildfhaden gibt ber 8 835 befondere Vorfchriften. 

b) Durch das Tier muß ein Menſch getötet oder der Körper oder die Gefundheit eines 
Menſchen verlegt oder eine Sache beſchädigt fein. Bei bem Worte „Durch“ fegen die Verſuche 
ein, den 8 833 einengend auszulegen. Sicher ift wohl, daß der Ausdruck durch das Tier nicht 
in dem Sinne gemeint ift, in weldem man auch davon fpricht, da ein Menſch duch einen 
Stein, der von einem anderen Menfchen geworfen ober von einem Dache heruntergefallen ift, 
verlegt wurde. Soweit daß Tier ohne eigene Tätigfeit lediglich das Mittel geweſen ift, durch 
welches die Verlegung oder Beſchädigung zugefligt wurde, findet der 8 833 feine Anwendung. Wird 
das Tier z. B. von einem Menſchen auf einen anderen Menfchen oder auf eine Sache geworfen oder 
geſchieht die dadurch, daß daS Tier durch ein Erdbeben, einen Sturm ober durch irgendein äußeres 
Ereignis umfäht, fo ift Die Verlegung oder die Beſchädigung im Sinne des 8 833 nit als durch 
das Tier verurfacht anzufehen (NG. Bd. 54 ©. 73; OXLG. Dresden in DIZ. 1904 ©. 703). Er⸗ 
forderlich ift immer eine eigene Tätigkeit ded Tieres. Mit Necht wird aber auch wohl ferner vom 
Reichsgerichte (RG. 8.50 ©. 180, 219; Bd. 54 ©. 73; vgl. auch Rſpr. Bd. 14 ©. 52) angenommen, 
daß eine Verlegung oder Beſchädigung durch das Tier dann nicht vorliegt, wenn es lediglich 
ald Werkzeug in der Hand eines Menſchen gehandelt Hat. Ein Kutſcher leitet ein Pferd. Das 
Tier folgt dieſer Leitung und indem es dies tut, verlegt es einen Menfchen oder beſchädigt eine 
Sade. Es ift Hier zwar die Tätigfeit des Pferdes, welches bie Verlegung oder Beihädigung 
verurfacht, aber dieſe Tätigkeit ift lediglich die Folge ber Leitung durch den Menfchen. Er ift 
es, welcher bie Verlegung oder Beihäbigung verurfacht hat und es tft gleichgültig, ob dag Mittel, 
durch welches dies geſchah, ein tote® Werkzeug, z. B. ein Fahrrad, oder ob es ein lebendes Tier 
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war (vgl. au OLE. Naumburg in Seufff. Bd. 61 ©. 236). Das Reichsgericht geht aber nad 
einen Schritt weiter und nimmt eine Verlegung oder Beihäbigung dur; das Tier aud; baum 
als ausgeſchloſſen an, wenn ein äußeres Ereignis auf den Körper oder die Sinne bed Tieres 
mit einer Gewalt eingewirkt Hat, welcher Tiere der in Frage kommenden Art nad} phyfiologifden 
Gefegen nicht widerftehen fünnen und wenn e3 im Buftand eines ſolchen Zwanges Schaden au 
richtet (RG. Bd. 54 ©. 74; 6.407). Diefe Auffaflung dürfte bebenklic fein. Die phyfiologiicen 
Gefege, welche fir das Verhalten eines Tieres bei ber Einwirkung eines äußeren Ereignifies as’ 
feine Sinne maßgebend find und darüber entiheiden follen, ob das Tier fo handeln mußte, wie 
es getan Hat, laſſen ſich ſchwerlich mit einiger Sicherheit ermitteln. Die inneren Vorgänge, 
welde da® Handeln eines Menſchen beftimmen, find uns bekannt, nicht aber bie inneren Vor⸗ 
gänge in einer Tierfeele. Die fpezifiiche Tiergefahr liegt darin, daß bie eigene Energie bes Tieres 
eine felbfländige Kraft bildet, deren Natur uns nicht in dem Maße befannt ift, daB wir im 
voraus beredinen könnten, unter welchen Vorausſetzungen und in mwelder Art fie wirkfam fein 
wird. Bedient fi ein Menſch zu feinen Zwecken einer Maſchine, die, duch Dampf oder 
Elektrizität getrieben, Bewegungen hervorbringt, fo find diefe Bewegungen berechenbar, weil die 
Gefege befannt find, nach melden bie Kräfte wirken, die die Mafchine bewegen. Bebient ſich 
ein Menſch zu feinen Zwecken aber eines Tieres, fo muß er mit der Möglichkeit rechnen, dab das 
Tier, ohne durch mechaniſche Naturgefege dazu genötigt zu fein, aus eigener Energie Bewegungen 
macht, die ex nicht vorausfehen konnte. Wegen dieſer Unberechenbarkeit der tierifchen Kraft: 
entfaltung foll der dadurch verurfachte Echaben von bemjenigen getragen werben, welcher das 
Tier Hält. Eine Außerung der ſelbſtändigen tieriſchen Energie liegt aber auch dann vor, wem 
äußere Ereigniſſe in ſolcher Art auf die Sinne bed Tieres gewirkt haben, ba das Tier bem 
Reize nicht zu widerſtehen vermochte. Die Wuslöfung der durch diefen Aureiz entfalteten 
tieriſchen Energie, gewiſſermaßen des tieriſchen Entſchlufſes, mag nad) beitimmten Gefegen erfolgen: 
aber abgefehen davon, daß dieſe Geſetze uns wenigſtens im einzelnen nicht befannt find, fo Bleibt 
do immer charakteriftifch für das Tier, daß es durch folhe Anreize zu einer eigenen Kraft: 
entfaltung veranlagt werben kann und unter Umftänden dazu genötigt wird. Dies ift bei einer 
Mafchine niemals der Fall. Wenn ein Pferd von einem Bienenfhwarm überfallen und zerſtochen 
wird und infolge davon um ſich ſchlägt oder ducchgeht, fo wilde dies wohl ein Fall jeim, im 
welchem nad) der Auffafjung des Neichsgerihts anzunehmen wäre, dab das Pferb nad phyfis- 
logiſchen Gefegen dem Anreize zu der non ihm gemachten Bewegung nicht Habe wiberftehen können. 
Aber doch äußert ſich auch in der auf diefe Art verurfachten Bewegung die ſpezifiſche Tiergefabr. 
Hätte eine Maſchine die Dienfte des Pferdes verrichtet, fo würde biefe durch den ſich amf fie 
niederlafjenden Btenenfchwarm zu keiner felbftändigen Bewegung veranlaßt werden. Man wird 
alfo dabei frehen bleiben müſſen, daß ber 8 833 ſowohl feinem Wortlaute wie feinem Grunde nad; in 
allen Fällen anwendbar ift, in welchen das Verhalten bes Tieres auf einer felbftändigen Auferung 
der ſpezifiſchen tieriſchen Energie beruht, und daß Hierin nur dann eine Modifilkation eintritt, 
wenn das Tier Iebiglich der Leitung des Menſchen folgt. Bei der Anwendung der von dem 
Reichsgericht aufgeftellten Grundfäpe ift diefes Übrigens ſehr vorfichtig geweſen und Kat im keinem 
ber zu feiner Entſcheidung gelangten Fälle eine Nötigung des Tieres zu feinem erhalten nad 
phyſiologiſchen Gefegen angenommen. So hat e8 indbefondere in einer Reihe von Fällen am 
erkannt, daß phyſiologiſche Geſetze ein Pferd auch bei dem Eintritte befonderer Ereignifie nicht 
nötigten, ſcheu zu werden und durchzugehen, obwohl das Scheuwerden erfahrungsmäßig in folchen 
Fällen häufig einträte. So vermeint z. B. das RG. Bb. 53 ©. 114ff. das Vorliegen der frag: 
lihen Vorausſetzung, wenn Pferde fcheuen infolge eines über eine Brüde fahrenden Eifenbabnzugs: 
RG. Bd. 54 S. 73ff., wenn ein Pferd infolge des Herabfallens eines Koffers von einem raſch 
vorüberfahrenden Wagen durchgeht und dadurch Schaden anrichtet; Bd. 54 ©. 407ff., wenn bie 
von einem Kutfcher geleiteten Pferde infolge ber plötzlichen Begegnung mit einem Fuge ven 
Bigeunern, Tieren und ſchreienden Kindern fih bäumen und einen Menſchen verlegen; RE®. in 
DIZ. 1905 ©. 361, wenn Pferde infolge des plöglichen Aufflatterns von Wäſcheſtücken ſchenen; 
vgl. ferner RE. in DI8. 1905 ©. 862; RG. in IJW. 1905 ©. 34, 318; Rſpr. Bd. 9 €. 43; 
Bd. 9 ©. 44; RG. Bd. 61 ©. 316; Bd. 60 ©. 65; RG. in DIE. 1906 E. 1025). 
Zweifelhaft erſcheint, wie das Verhältnis zu beurteilen tft, wenn ein Tier von einem 
anderen Tiere angegriffen wird und bei der Abwehr dieſes Angriffs das andere Tier tötet oder 
verlegt. Die von einzelnen für dieſen Fall vorgefchlagene entiprediende Anwendung der Bor- 
fhriften bes 8 227 über Notwehr dürfte ſich bei der Unvergleichharfeit der Menſchen und Tiere 
in der bier fraglichen Beziehung ſchwerlich vechtfertigen laſſen; dagegen ditrften überwiegende 





25. Titel: Unerlaubte Handlungen. $ 838. 1015 


Gründe für die von anderen verteidigte entfprechende Anwendung des 8 254 (f. Erf. 4) ſprechen; 
hieraus mwilrbe dann folgen, daß der Eigentlimer bes angreifenden Tieres von dem Halter bes 
angegriffenen Tiere wegen der von diefem Tiere dem angreifenden Tiere zugefügten Verlegung 
feinen oder body nur teilweifen Schadenderfag verlangen könnte. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß die hier vertretene Anficht in einzelnen Füllen zu Härten 
führt; aber diefe dürften bie unvermeidliche Folge des in dem 8 833 ohne Beſchränkung zum 
Ausdrude gelangten Prinzipe fein, daß der Halter eines Tieres bie aus der befonberen tieriſchen 
Natur für Dritte entipringenden Gefahren zu tragen bat. Der von einzelnen Schriftitellern, 
inöbefondere von Litten und Schmoller, gemachte Verſuch, die Härten durch Anwendung bes 
Prinzips der adäquaten Verurſachung, fei es direkt oder unter gewiſſen Modififationen zu mildern, 
dürfte nicht gelungen fein. Die Grundſätze über den Kanfalzufammenhang (ſ. Erl. 2b zu 8 249) 
finden unzweifelhaft auch auf die Beurteilung der Frage Anwendung, ob die Tötung oder Ver⸗ 
legung eines Menſchen oder die Beichädigung einer Sache im einzelnen Falle durch das Verhalten 
des Tieres verurſacht ift; aber man kann aus biefen Grundſätzen nicht folgern, daß der Halter 
des Tieres nur fiir dasjenige Verhalten bes Tieres einzuftehen habe, was im gewöhnlichen Laufe 
der Dinge voransjehbar war. Für eine ſolche Beſchränkung läßt fi) weder aus $ 833 nod) aus 
allgemeinen Grundfägen ein Anhalt entnehmen (vgl. tm übrigen Exl. 5). 

Aus ber Praxis mögen noch folgende Entſcheidungen hervorgehoben werben: R&. in Gruch. 
Bd. 51 ©. 197 (der Schaden braucht nicht durch das Tier unmittelbar zugefügt zu fein, es 
genügt, wenn der Verletzte die Verlegung durch daß Abſpringen vom Wagen erlitten Hat, fofern 
diefes Abſpringen nach den Umftänden von dem Verlegten als geboten erachtet werben durfte, 
um ſich der Verlegung durch das Ausfchlagen des Pferdes-zu entziehen); RG. in Gruch. Wh. 50 
©. 973 (dat ein Tier ein anderes Tier zu einem ſchadenbringenden Verhalten veranlaßt, fo haftet 
der Halter bes erften Tieres immer, wenn das andere Tier nach mechaniſchen Geſetzen zu feinem 
Verhalten genötigt wurde. Anderenfalls fommt es bei richtiger Antvendung der Grundſäße über 
den KRaufalzufammenhang darauf an, ob mit Wahrfcheinlichkeit anzunehmen war, daß das Ber» 
Halten des zuerft handelnden Tieres Veranlaſſung zu bem ſchadenbringenden Verhalten bes 
anderen Tieres gab); Hanfeatifche Gerichtszeitung Bd. 28 ©. 6 (ein Fall unwiderſtehlicher Gewalt, 
dur den ein ſiillſtehendes vor einem Wagen geſpanntes Pferd durchgeht, wird gefunden in dem 
Anrennen eines anderen Wagens an ben Wagen, vor bem das Pferd geipannt war); Rſpr. 
Bd. 14 ©. 45 (ein Menſch ft verlegt buch das Ausichlagen einer Kuh beim Melten. Dies tft 
dadurch veranlaßt, daß eine Katze, durch das Bellen eines Hundes erfchredt, unter ber Kuh durch⸗ 
lief. Es haften bier ſowohl der Halter der Kuh als ber ber Katze und ber des Hundes, bie 
leßteren beiden, weil durch fie mittelbar der Schaden verurſacht ift, Indem bie Kuh durch ihr 
Verhalten zu dem Ausſchlagen beftimmt worden ift. Alle drei haften als Geſamtſchuldner. Über 
das Verhältnis umter einander entfcheiden die 83 426, 840); Rſpr. Bd. 14 ©. 48 (ein Hunb 
begleitet bellend einen anf einem Fahrrade Fahrenden in folder Art, daß diefer mit Recht beforgt, 
von dem Hunde gebiffen zu werden. Er ſchlägt mit dem Fuße nach dem Hunde, um ihn ab⸗ 
zuwehren, fällt infolge davon aber um und verlegt fi. Der Halter des Hundes wird für haftbar 
erflärt, zu feinen @unften aber der $ 254 angewendet, weil ber Berlegte ungeſchickt verfahren 
bat); Rſpr. Bd. 14 ©. 51 (ein Pferd, das, durch Herabfallen eines Telephondrahtes erſchreckt, 
Schaden anrichtet, kann nicht als durch unwiderſtehliche Einwirkung zu feinen Bewegungen ber 
ſtimmt angefehen werben, deshalb haftet der Halter des Pferdes). 

0) Der Ausdrud „Beſchädigung einer Sade* ift im weiteften Sinne zu nehmen. 
Es gehört dahin z. ®. auch der Fall, daß ein Hund eine Sache verfäleppt hat (v. Liszt, 
Del. Oblig. ©. 108; Iſay ©. 307); Über Tötung und Verlegung des Körpers ober ber Ger 
fundpeit (f. Erl. IT 1b, o zu 8 823). 

8. Die Haftung kann ausgefchloflen werben durch Vertrag zwiſchen dem Tierhalter und 
dem Berlegten oder Beſchädigten. Ein folder Vertrag kann ausdrückich oder ftillfchweigend ges 
ſchloſſen werden. Das letztere ift 3. 8. mit Recht vom RG. Bd. 58 ©. 410 angenommen, wenn 
der Halter eines Pferdes diefes einem Trainer zum trainieren übergibt und biefer babei von 
dem Pferde verlegt wird. Auch wenn ber Halter eines Pferdes biejes einem Hufſchmiede zum 
Beilagen übergeben Hat und der Huffhmied beim Beilagen vom Pferde verlegt ift, ift nach 
RG. Bd. 61 5. 54 zunädfi der zwiſchen dem Halter des Tieres und dem Hufſchmied abs 
geichlofiene Werkvertrag im Betracht zu ziehen und zu prüfen, ob nicht durch diefen der Huf- 
ſchmied die Gefahr übernommen Habe. Immer Stege dem Hufſchmied ber Beweis ob, daß er 
bei dem Beſchlagen bes Pferdes die ihm obliegende Sorgfalt beobachtet habe. Hierher dürfte 
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auch der in RG. Bd. 54 ©. 73ff. eutſchiedene Fall zu rechnen fein, in welchem jemand eisen 
anderen aus Gefälligkeit mit auf feinen Wagen nimmt, daS vor bem Wagen gefpannte Fiert 
dann durchgeht, der Wagen zerbricht und der Nufgenommene hierdurch getötet wird. Das NE 
bat Hier die Haftung des Tierhalter angenommen, ohne in Erwägung zu ziehen, ob micht bei 
einer folchen Aufnahme aus Gefälligkeit die Haftung des Tierhalters für den bei der Fahrt bem 
Aufgenommenen durch das Pferd zugefügten Schaden als ftillfehweigend ausgeichloffen anzu'chen 
fel. Dies dürfte aber nad Treu und Glauben bei einem Verhältniſſe diefer Art regelmäkie 
anzunehmen fein, auch wenn die Parteien nicht befonder8 an die Möglichfeit gedacht haben, ba} 
ein folder Fall eintreten könne. Man wird allerdings erfordern müffen, ba die Parteien dar- 
über einig geweſen find, daß ihr Verhältnis, fomweit feine befonderen Berabrebungen getzofien 
murben, nad) Grundfägen der Billigkeit beurteilt werde. Ob eine hierauf gerichtete Vereinbarung 
als ſtillſchweigend geſchloſſen angefehen werden muß, iſt eine unter Berückſichtigung aller Umftände 
des Falles zu entiheibende Außlegungsfrage. Bei einem Falle der oben gedachten Art, in melden 
die Aufnahme auf den Wagen lediglich aus Gefälligfeit ftattfand, dürfte fie aber im Zweifel zr 
bejahen fein. Sit eine Vereinbarung bes gedachten Inhalts als ſtillſchweigend geſchloſſen anzuiehen, 
fo folgt auß der als maßgebend vereinbarten Rückſicht auf die Billigleit, ba der aus Gefälligleit 
Mitgenommene die ihm bei der Fahrt durch das Pferd drohende Gefahr felbft zu tragen hat. 
Auf diefem Standpunkte fteht aud bie neuefte Entiheidung des RG. in DIZ. 1907 ©. 655; 
ebenfo eine Entſcheidung des OLG. Dresden im Sächſ. Ar. Bd. 15 ©. 536, bei welcher es fd 
um einen Fall Handelte, in welchem mehrere Berfonen eine gemeinſchaftliche Spazierfahrt unten 
nahmen, zu welcher der eine den Wagen, ber andere das Pferd ftellte, und bei diefer Fahrt das 
Pferd durchging und infolge davon derjenige, welcher den Wagen geftellt hatte, verlegt wurde 
(a. A. Hanfeatifche Gerichtszeitung, Beilage 1906 S. 181, in einem ähnlichen Falle; Rſpr. Bb. 14 
©. 49; vgl. auch Eeuffl. Bd. 61 ©. 31). Als ſtillſchweigend ausgeſchloſſen kann die Haftung 
des Tierhalters aber nicht ohne weiteres deshalb angefehen werden, weil der Berlegte als Dienf: 
bote des Tierhalters mit ber Wartung des Tiere beauftragt war (RG. Bd. 50 ©. 244; vgl 
Rſpr. Ob. 3 ©. 288). 

Hellwig hat auf dem Juriftentag und in DIZ. 1906 ©. 1289 bie Anficht vertreten, da 
in allen Fällen der oben gedachten Art nicht ein ftilljhweigender Vertrag über Tragung der 
Gefahr angenommen werden lünne. Es würde bied eine Fiktion, nicht eine aus den Umftänden 
zu fließende Exrmittelung des Vertragswillens fein. Zur Anwendung gebracht werben müßten 
vielmehr die Grundſätze über bie Geſetzeskonkurrenz. Nach diefen müſſe, wenn ein Tatbeſtand 
unter mehrere Gefege falle, und das eine berfelben fich als bie lex specialis darftelle, nut dieſes 
zur Anwendung kommen. In den Fällen der gedachten Art jelen die Grundfäge über ben 
zwiſchen ben Parteien abgeſchloſſenen Vertrag die lex specialis und deshalb allein entjcheidend. 
Hieraus ergebe fih, dab nicht nur in den Fällen, in welden ein Pferd einem Trainer oder 
einem Hufſchmied überlafjen ſei, oder in weldem der Verlegte aus Gefülligleit oder auf Grund 
eines anderen Vertrags auf einem Wagen mitgenommen fei, und bann durch das vorgeipannie 
Pferd verlegt fei, fondern auch in denjenigen Fällen, in denen es fi um die Verlegung eines 
Reitknechts oder einer Viehmagd duch ein ihnen auf Grund ded Dienftvertrags zur Wartung 
überlafjenes Tier handle, nicht der & 833, fondern lediglich die aus dem betrefienden Bertrags- 
verhältnifie fidd ergebenden Grundfäge zur Anwendung kommen müſſen. Gegen diefe Auffafjung 
ift folgendes zu bemerken. Der über die Geſetzeskonkurrenz aufgeftellte Grundjag dürfte im ber 
von Hellwig behaupteten Allgemeinheit ſchwerlich richtig fein. Es wird vielmehr im jedem 
einzelnen Falle nad) dem Inhalte der betreffenden Gefege und ihrem Bufammenhang unter ein: 
ander fowie mit anderen Vorſchriften zu prüfen fein, ob eines der Geſetze ausſchließlich zur An- 
wenbung kommen will, oder ob beide Geſetze nebeneinander zur Anwendung kommen follen. 
Aber ſelbſt wenn der von Hellmig aufgeftellte Grundfag richtig wäre, fo dikrfte fich doch ſchwerlich 
die Annahme rechtfertigen lafien, daß in den Herporgehobenen Fällen die Grundfäge über den 
zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrag die lex specialis gegenüber der Vorſchrift des 8 833 
bilden. Die entgegengefegte Unficht dürfte vielmehr näher liegen. Es wird daher, um ben aus 
der Anwendung bes $ 833 ſich ergebenden unbilligen Härten zu entgehen, nur übrigbleiben, 
duch Auslegen der in Betracht tommenden Verträge unter Berüdfichtigung aller Umftände des 
Sales einen ſtillſchweigenden vertragsmäßigen Ausſchluß der unbedingten Haftung des Tierhalters 
infoweit anzunehmen, als die Rüdficht auf Treu und Glauben es erfordern. Iſt man der An- 
fit, daß dies au in ben Füllen der oben gedachten erften Art nicht zuläffig ift, fo würde ſich 
allerdings wohl die in der Erl. 1 mitgeteilte, von dem Zuriftentag in Nr. 2 anheimgegebene 
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Änderung ber Gejeggebung empfehlen. Der Gang, den die Rechtſprechung bisher genommen 
hat, bürfte aber die Erwartung rechtfertigen, daß eine ſolche Änderung des Geſetzes ſich ala nicht 
erforderlich Herausftellen wird. Zum Schupe bes Stalls und Fahrperſonals dürfte ſich die in dem 
Beichluffe des Juriſtentags unter Nr. 3 anheingegebene Ausdehnung des Unfallverfiherungss 
geſetzes jebenfalls empfehlen. 

Über die Frage, wie ſich da8 Verhältnis geftaltet, wenn ein anderer die Aufſicht über das 
Tier für den Tierhalter durch Vertrag übernommen hat, ſ. Erl. zu $ 834. 


4. Ausgeihlofien oder beſchränkt wird die Haftung nad Maßgabe des 8 254, wenn ein 
Verſchulden des Getöteten, Verlegten oder Beſchädigten mitgewirkt hat (f. Erl. 2, 4 zu $ 254). 
Zu benten tft 3. B. daran, daß der Verlegte das Tier gereizt hat, oder daß er unbefugt ein 
Gehöft betreten hat, obſchon er wußte oder wiſſen mußte, daß er e8 nicht betreten durfte, oder 
daß er eine Warnung nicht beachtet Hat, die er Hätte beachten müflen. In Betracht fommen 
ferner ſolche Fälle, in welchen ber Getötete, Verlegte ober Beichädigte bei bem in Frage fommenden 
Verhalten des Tieres fi unvorfihtig benommen und die zur Abwendung ber Gefahr möglichen 
Maßregeln ſchuldhafterweiſe unterlafien hat (vgl. StB. ©. 3060ff.; Seuffl, Bd. 47 Nr. 28; 
NE. Dh. 51 ©. 275; Bd. 54 ©. 407; RG. in IW. 1903 Beil. ©. 90). Über das Nähere |. 
Erf. zu 8 254. Gegen bie dort vertretene Anficht, die fi, dem RG. anfchliekt, daß eigenes Vers 
ſchulden des Verlegten nicht in Betracht komme, wenn berjelbe delittsunfähig fei, erklären ſich 
Stande ©. 158; Schmoller ©. 53. Die von ihnen geltend gemachten Gründe dürften indefjen 
nur de lege condenda von Bedeutung fein. Auch bie eventuell vertretene entſprechende Ans 
wendung des 8 829 dürfte ſich nicht rechtfertigen laſſen. 

5. Nur für den Schaden haftet der Tierhalter, der infolge der durch das Tier ver 
urſachten Tötung, Verlegung oder Beſchädigung entftanden ift, nicht aber für anderen durch 
das Berhalten des Tieres eniftandenen Schaden. Die Frage, ob die Tötung, Verlegung ober 
Beihädigung durch das Verhalten des Tieres entitanden ift, beſtimmt fih nach den allgemeinen 
Grundfägen über Raufalzufammendang (f. Erl. 2b zu 8 249). Nicht erforderlich ift, daß bag 
Tier felbit unmittelbar die Tötung, Verlegung oder Befhädigung verurſacht Hat; es genligt, 
wenn fein Verhalten als Urſache anzufehen ift (vgl. RG. in Gruch. Bd. 50 ©. 668; Rſpr. 
Bd. 4 ©. 248). Dies wird z. B. anzunehmen fein, wenn die Verlegung durch ben von dem 
durchgehenden Tiere gezogenen Wagen verurſacht ift, ober wenn jemand zur Abwendung der 
von einem Tiere drohenden Gefahr aus freiem Entſchluß eingegriffen hat und dabei ver 
legt ift (RG. Bd. 50 ©. 219). Über den Fall, dab ein Pferd infolge bed Bellens eines 
fremben Hundes durchgeht und dadurch Schaden anrichtet, ſ. RG. in ZW. 1905 ©. 691. Welcher 
Schaden als durch die Tötung, Verlegung ober Beichädigung entftanden anzufehen ift, beftimmt 
fich ebenfalld nach den Grundfägen über den Kaufalzufammenhang. Auf die Urt des Erſates 
finden die allgemeinen Grundfüge über Schabengerfag wegen unerlaubter Handlungen Anwendung. 

Durch das Verhalten des Tieres kann aud) in anderer Urt als durch Tötung, Verlegung 
oder Beihäbigung ein Schaden entitehen, ſo z. B. wenn jemand durch einen bifligen Hund ver- 
bindert wird ein Haus zu betreten und infolge davon außeritande iſt, einer in dem Haufe 
wohnenden Berfon gegenüber rechtzeitig eine rechtsgeſchäftliche Willenderflärung abzugeben, oder 
wenn jemand durch ein Tier verhindert wird rechtzeitig zu einem abgehenden Zuge auf den 
Bahnhof zu kommen und duch die Berfäumung dieſes Zuges Schaben erleidet. In Füllen 
diefer Axt findet eine Berpflihtung zum Schadenserſatze nicht auf Grund bes 8 833, fondern 
nur nad) Maßgabe des 8 823 ftatt. 

6. Erfagpfiiätig if, wer das Tier hält. Was man hierunter zu verftehen Hat, ift zweifel⸗ 
baft und beitritten; fiber bie verfchtebenen Anfichten |. Litten ©. 110ff. Der Ausdruck „Halten“ 
findet fich im preuß ACH. I 6 88 70, 72, ebenfo im fähf. GB. $ 1560. Der code civil art. 
1385 erflärt für verantwortlich le propristaire d’un animal, ou celui qui s'en sert; soit que 
Panimal fut sous sa garde, soit qu’il fut égaré ou 6chappe. Man wird unter ben Halter 
des Tieres im Sinne des 8 833 mweber allgemein den Eigentümer noch den Eigenbefiger, nod 
ben Befiger ſchlechthin, noch den unmittelbaren Befiger verjtehen können. Hätte das Geſetz eine 
biefer Kategorien vor Augen gehabt, fo würde es den nad der Terminologie bes BGB. feſt⸗ 
ſtehenden Ausdruck gebraucht Haben. Daraus, daf dies nicht geichehen ift, läßt ſich mit Sicherheit 
Ihließen, daß daß BGB. das entfcheidende Gewicht nicht auf das Vorliegen einer jener juriftifhen 
Kategorien gelegt hat. Indem das Gefeh denjenigen für erfatpflichtig erklärt, welcher das Zier 
hält, ſtellt es nicht auf einen juriftifchen, fondern auf einen wirtſchaftlichen Begriff ab. Dies 
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entſpricht auch durchaus der ratio des Geſetzes, nach welcher derjenige, welcher wirtſchaftlich bem 
Nupen von dem Tiere Hat, auch die damit verbundenen Gefahren tragen foll. Die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe und die Aufiafiung des Lebens miffen aljo maßgebend fein bei der Beantwortung 
der Frage, unter welchen Vorausfegungen man fagen Tann, dab jemand ein Tier hält. Im 
weſentlichen richtig dürfte hiernach die Entjheidung des RG. Bd. 52 ©. 117 fein, mach welcher 
unter dem alter des Tiere berjenige zu verſiehen iſt, welcher in eigenem Jntereſſe durch 
Gewährung von Obdach und Unterhalt die Sorge für das Tier übernommen hat umd zwar 
nit bloß zu einem ganz vorübergehenden Bwede, fondern auf einen Beitraum von gewiſſer 
Dauer (vgl. ferner RG. Bd. 55 ©. 163; Rſpr. Bd. 9 ©. 42; OLG. Karlörufe in DIZ. 1906 
©. 152; Rſpr. Bb. 9 ©. 42; Bd. 4 S. 246, 248). Aus biefer Begriffsbeſtimmung ergiht 
fih unter anderem, daß, wenn ber Nießbraucher eines Tieres dasjelbe befigt und nutzt, er, 
und nicht der Eigentümer der Halter des Tieres ift, ſowie ferner, daß, wenn ber Eigentlimer und 
Beliger eines Landguts biefes famt Inventar in der Art verpachtet hat, daß er Eigentümer bes 
Inventars geblieben tft, nicht er, jondern ber Pächter derjenige ift, welcher die zu dem Inventare 
gehörenden Tiere hält. In Fällen diefer Art iſt alfo der unmittelbare Befiger nicht ber Eigen- 
tümer oder der mittelbare VBefiger der Halter des Tieres. Andererſeits ift aber, wenn der 
Eigentümer oder Beſitzer eines Tieres dieſes einem anderen in Verwahrung gibt oder es anf 
Hirzere Beit verleiht oder vermietet nicht der unmittelbare Beſitz entſcheidend; biefer flieht dem 
Verwahrer, dem Entleiher oder dem Mieter zu; trogdem find nicht fie Halter des Tieres, ſondern 
der Eigentümer ober der mittelbare Beſitzer. Es läßt fich nicht verfennen, daß bei diefer Aufs 
faffung der Begriff des Halter des Tiered juriftifch nicht ſcharf begrenzt ift und dab in einzelnen 
Fällen Zweifel entſtehen können, ob ein Verhältnis der fraglichen Urt vorliegt. Died ift aber 
die unvermeidliche Folge, wenn das Geſetz auf wirtſchaftliche Begriffe abſtellt. Die Aufgabe, die 
dadurch ben Berichten geftellt ift, im jedem einzelnen Falle unter Berüdfihtigung der Berhälinifie 
zu entfcheiden, ob die Vorausfegungen vorliegen, welche das Geſetz verlangt, ift bier mic 
fchtwieriger wie in vielen anderen Fällen, in denen bie Gerichte darüber zu entſcheiden haben, ob 
wirtihaftlihe Verhältniſſe einer beſtimmten Art vorliegen. 

Solange das Verhältnis fortbeiteht, daS nad bem obigen als Halten bes Tieres an— 
zuſehen ift, wird die Haftung nicht dadurch ausgefchlofien, daB das Tier feiner unmittelbaren 
Gewalt vorübergehend entzogen, ein Pferb ober ein Hund z. B. weggelaufen if. Solange man 
trotzdem noch jagen Tann, daß der bisherige Halter des Tieres dieſes auch jept noch hält, banert 
auch feine Haftung fort. Iſt das Tier aber dauernd feiner Gewalt entzogen, 3. ®. geftoßlen, fo 
Baftet ex nicht mehr, weil er, folange der Verluſt der Gewalt dauert, nach ber Auffafiung des 
Lebens nicht mehr ald derjenige betrachtet wird, welcher das Tier Hält. Die Haftung trifft in 
folhem Falle den Dieb, der das Tier in feinem Intereſſe nupt und für dasfelbe forgt. 

Nicht ausgeſchloſſen wird die Haftung bed Halters dadurch, daß ein Dritter vorübergehend 
wiederrechtlich dad Tier für ſich gebraucht und diefes während der Zeit, in welcher dies geſchieht, 
Schaden verurfaht. In dieſem Sinne hat ba8 RG. Bd. 52 ©. 117 entſchieden. Die einer Ge— 
werkſchaft gehörenden und von ihr gehaltenen Pferde waren von dem Bergverwalter widerrechtlich 
zu einer Fahrt in feinen Intereſſe benugt worden. Bet dieſer Fahrt wurde von den Pferden 
ein Menſch verlegt. Die Gewerkſchaft wird als Halter des Tieres von dem RE. für hafibar 
erklärt. Die Entſcheidung erſcheint hart, dilrfte aber doch richtig fein. Selbſtverſtändlich kann 
die Gewerkſchaft von dem Bergverwalter Erfah verlangen. 

Nicht ausgefchlofien wird bie Haftung bes Halters ferner dadurch, daß er einen anderen mit 
der Beauffichtigung des Tieres beauftragt hat. Der Beauftragte haftet zwar nach 8 834, ſofern 
er nit den dort ihm nachgelafjenen Beweis führen Tann dem Verletten, aber die Haftung des 
Halter bleibt daneben beftehen (f. Exl. zu 8 834). Auch dadurch, daß aus anderen Gründer 
dritte Perfonen zum Erſatze bes Schadens verpflichtet find, den das Tier verurſacht Hat, wird 
die Haftung des Halters nicht ausgeſchloſſen. Sie bleibt z. B. beitehen, wenn ein Dritter 
dem Berlegten beöhalb nach 8 823 haftet, weil er das Tier auf den Berlepten gehept Hat 
oder ſouſt ſchuldhaft das verlegende Verhalten des Tieres veranlaft Hat; jebod tft hier zu be—⸗ 
achten, daß die Haftung des Halters wegfällt, wenn das Tier lediglich als Werkzeug in ber Hand 
des Dritten gehandelt hat (ſ. Erl. 2b). Die Haftung des Halter wird z. B. ferner nicht dadurch 
berührt, daß der Unternehmer einer Eifenbahn nad dem Haftpflichtgefehe für den Schaden Baftet, 
den das Tier baburd) verurfacht Hat, daß es infolge des mit dem Betriebe der Eiſenbahn ver⸗ 
bunbenen Lärmes ſcheu geworben tit und dabet einen Menſchen verlegt Hat (M®. Bd. 53 ©. 114ff.; 
Bd. 58 ©. 335; RG. in Gruch. Bd. 50 ©. 668; vgl. and Erf. zu $ 840). 


An 
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Aus der Praxis mögen noch folgende Fälle hervorgehoben werben. Nach der Hanſeatiſchen 
Gerichtszeitung Bd. 26 ©. 251 tft ein Verein, der eine Hundeausftellung veranftaltet, nicht Halter 
der ausgeftellten Hunde. Nah SeuffA. Bd. 61 ©. 270 ift Halter eines Gemeindebullen die 
Gemeinde, nicht aber diejenige Perſon, welcher der Gemeindebulle zur Wartung und Pflege an⸗ 
vertrant ift. Nach der Hanfeatifhen Gerichtszeitung Bd. 27 ©. 235 ift Halter eines Schweines, 
defien Berfauf auf dem Schlachthofe zu beforgen, die Landwirtſchaftskammer übernommen hat, 
nicht der Eigentümer des Schtweines, fonbern bie Landwirtfhaftsfammer (vgl. Ripr. Bd. 14 ©. 44). 
Rad) Ripr. Bd. 14 ©. 50 iſt ein Schuldner, der einen Hund Hat pfänden lafien und dem der 
Gerichtsvollzieher den Hund zur Aufbewahrung überließ und ber den Hund wie einen ihm ge— 
börenden Hund benußt hat, ift als Halter des Hundes anzufehen. 

Bon befonderer Bedeutung ift die Enſcheidung des RG. Bd. 62 ©. 79. Gie fließt fi 
zwar im allgemeinen der oben mitgeteilten Auffaflung früherer Entiheibungen des RG. über den 
Begriff des Tierhalters an, fügt aber binzu, daß biefer Begriff nach ben Gründen und Bielen 
des 8 833 einer einfchränfenden Auslegung bebürfe. Diefe wird bahin beftimmt, daß als Tier- 
halter im Sinne bes Geſetzes derjenige nicht mehr anzufehen tft, welcher das Tier einem anderen zur 
felbjtändigen Benugung und zur Einftellung in feinen Wirtfhaftöbetrieb wenn auch nur vorüber: 
gehend und nur unentgeltlich überlafien hat, ſofern der andere das Tier in feinem Wiriſchafts⸗ 
betrieb eingeftelt Hat. Diefe Entſcheidung bürfte nicht unbedenklich fein. Wer in feinem Interefie 
einem Tiere Obdach und Nahrung bauernd gewährt, wirb nad; der Auffaffung des Lebens doch 
auch dann noch als Halter des Tiered angefehen, wenn er dasjelbe dadurch nußt, daß er es vor⸗ 
übergehend anderen gegen Entgelt oder auch unentgeltlich zum Gebrauch überläßt. Die Gründe 
und Ziele des $ 833 durften ſchwerlich dahin führen, den Begriff des Tierhalters deshalb aus⸗ 
zuſchließen, weil derjenige, welchem das Tier vorlibergehenb zum Gebrauch, überlaffen ift, das» 
felbe ebenfalls nur vorübergehend in feinem Wirtſchaftsbetrieb eingeftellt Hat. Durch eine ſolche Aus⸗ 
legung wird ber Begriff des Tierhalters ein jo unbeitimmter und ſchwankender, daß ex ber An: 
wenbung in ber Prarxis keinen feiten Anhalt mehr gewährt. 

7. Halten mehrere ein Tier gemeiuſchaftlich, fo Haften fie als Geſamtſchuldner. Es er- 
gibt fi bies aus 3 830 Abſ. 1, ber, wenn auch nicht direkt, fo doch entiprehend anzuwenden 
ift (a. 4. Dernburg II 2 8 396 III, der bie mehreren Tierhalter nach $ 420 nur pro rata 
haften laſſen will); wie bier NG. Bd. 60 ©. 313. 

8. Verhältnis des 5 833 zu den allgemeinen Vorſchriften Über unerlaubte Handlungen und 
über Gefchäftsfähigteit. Die den Halter eines Tieres auf Grund des 8 833 treffende Verbindlichkeit 
wird von bem BGB. als eine Verbindlichkeit aus unerlaubter Handlung behanbelt (f. Borbm. zu 
dieſein Titel). Aus dem Inhalte bes 8 833 felbft ergibt fi indeſſen, daß nicht alle in dem 
fünfundzwanzigften Titel enthaltenen Vorſchriften ber unerlaubte Handlungen auf die den Halter 
eines Tieres treffende Veranttvortlichleit Anwendung finden können. Der Halter haftet unzweifel- 
Haft ohne Rüdficht darauf, ob ihm bei ber durch das Tier verurſachten Tbtung, Verlegung ober 
Beihädigung ein Verfchulden trifft. Die Vorausſehung feiner Haftung befteht lediglich in dem 
Halten des Tieres. Hieraus ergibt ſich, daß auch bie Vorfehriften der 38 827—829 über Delittö- 
fäigfett feine Anwendung finden können. Es fragt fi) aber, ob und inwieweit die allgemeinen 
Vorſchriften über Geſchäftsfähigkelt auf das Halten eines Zieres zur Anwendung zu bringen 
find. Das Halten eines Tieres ift fein Rechtsgeſchäft; es ift aber, da e8 eine Handlung tft, an 
die fich nad) $ 833 wichtige rechtliche Folgen nüpfen, eine Rechtshandlung (ſ. Bd. I ©. 186 
Borbm. X). Aus ber Natur und den Folgen diefer Handlung dürfte ſich ergeben, daß die all» 
gemeinen Vorſchriften über Geihäftsfägigfeit darauf entiprechende Anwendung zu finden haben. 
Der Tatbeftand des Haltend eines Tieres kann von einem Geſchäftsunfähigen durch feine eigenen 
Handlungen nicht begründet werden. Der gefegliche Bertreter eines Geſchäftsunfähigen aber kann 
für diefen ein Tier halten und der Geſchäftsunfähige haftet dann nad) Mafgabe bes 5 833 für 
den durch das Tier verurſachten Schaden. Dasſelbe wird auch für bie in ber Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Perſonen gelten müfjen. Ein Minderjähriger 3. B., der ohne Einwilligung und Ge— 
nehmigung feines gefeplichen Vertreter ein Tier Hält, haftet nicht nad 8 833 für ben durch 
das Tier verurfahten Schaden. Zweifelhaft ift, ob auch die Vorſchriften über Willensmängel 
entfprechende Anwendung finden. Es kann dies z. B. in Frage kommen, wenn jemand wider⸗ 
rechtlich durch Drohung beftimmt ift, ein Tier zu halten. Kann in ſolchem Falle der Halter bed 
Ziered demjenigen gegenüber, welcher nah Maßgabe bes 8 833 durch das Tier verleht ift, die 
in der Haltung bes Tieres liegende Rechtshandlung anfechten? Die Frage dürfte zu bejahen 
fein; fie ift indeſſen praktifh wohl ohne Bedeutung. 
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8. 834. Wer für denjenigen, welcher ein Thier Hält, die Führung der Auf- 
ficht über das Thier durch Vertrag übernimmt, ift für den Schaden verantwortlich, 
den das Thier einem Dritten in der im $. 833 bezeichneten Weife zufügt. Die 
Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der Führung der Aufficht die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei An= 
wendung biefer Sorgfalt entjtanden fein würbe. 


9. Unberührt bleiben nah EG. Art. 89, 107 die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
zum Schutze der Grundftüde und ber Erzeugniffe von Grundſtücken geftattete Pfändung von 
Saden und itber die Verpflichtung zum Erſahe ded Schadens ber durch das Zuwiderhandeln 
gegen ein zum Schuge von Grundftüden erlaffenes Strafgefeg verurfacht wird. 


4 834. 
@.18 734 Ab. 2; l 9J re 84 FA Ye 2.16. 28731., ats 3560, 6199, 6208; 
16.809. PB. 6.646. RB. ©. 1988. 

1. Haftuug — — für ie des Tiered die Führung der Anfficht über 
dad Tier buch Vertrag übernimmt. Die fi auf dieſen Grundfag beziehende — des 
8 834 beruht auf ähnlichen Gründen wie die Vorſchriften der 88 831 Abſ. 2, 832 Abſ. 2. 

a) Vorausfegung der Haftung ft, da jemand für dem Halter des Tieres die Führung 
der Aufficht über das Tier durch Vertrag übernommen bat. Es genügt nidt, daß lediglich in 
befttimmten Beziehungen bie Sorge für das Tier übernommen iſt; vielmehr muß vertragsmäßig 
die Verpflihtung übernommen fein, die Aufſicht über das Tier in der Richtung zu übernehmen, 
daß durch dad Tier ein Schaden der in 8 833 gedachten Art nicht verurſacht wird. Möglich ft, 
daß die Führung der Aufficht nicht ganz allgemein, fondern nur in beftimmten Richtungen über- 
nommen wird; immer aber tft notwendig, daß die Aufficht fi auch auf die Verhütung der 
Zufügung eines Schadens durch das Tier beziehen fol. Eine Verpflichtung diefer Art wird 
3. B. nicht ohne weitere® angenommen werden können bei einem Dienſtknechte, der durch dem 
Dienftvertrag zur Wartung eines Pferdes verpflichtet ift (MG. Bd. 50 ©. 244). Der Bertrag 
braucht indeſſen nicht ausdrücklich auf die Führung der Auffiht gerichtet zu fein; es genügt 
wenn ſich dies nad) Tren und Glauben aus dem Inhalte bes Vertrags ergibt. So wird regel- 
mäßig anzunehmen fein, daß der Berwahrer oder Mieter eines Tieres flir die Daner der Ver— 
wahrung ober Miete die Aufficht über daS Tier in der hier fraglichen Richtung übernommen hat. 

In betreff der Sage, ob der Vertrag mit bem Halter bes Tieres abgeichlofien werden 
muß oder ob er auch mit einem Dritten abgeſchloſſen werben Tann, gilt Hier dasfelbe wie im 
alle des 8 831 Ubf. 2 (f. Erl. 6 zu 8 831). 

Perſonen, welche die Aufficht iiber ein Tier übernommen haben, ohne dazu durch Vertrag 
verpflichtet zu fein, insbejondere Yamilienangehörige des Tierhalters, welche mit der Pflege und 
Auffiht der Tiere befaßt find, haften nit nach $ 834; fie können für einen durch ihr Ber- 
ſchulden herbeigefügrten Schaden nur auf Grund der allgemeinen Borfchriften in Anſpruch ges 
nommen werden. 

b) Die Haftung des Aufſichtspflichtigen tritt nur dann ein, wenn ihn ein 
Verſchulden trifft. Die Beweislaſt ift Hier indefien wie in ben 88 831, 832 zugumften 
des Derlegten umgekehrt. Der Auffichtspflictige haftet, fofern er nicht beweiſt, daß er bie im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder daß der Schaden auch bei Anwendung bdiejer 
Sorgfalt entitanben fein wilrde. 

6) Der Aufſichtspflichtige Haftet nur unter benfelben Borausfegungen und 
in bemfelben Umfange wie der Halter des Tieres, alfo nur für denjenigen Schaden, 
welcher dadurch entftanden iſt, dab durch daS Tier ein Menſch getötet, der Körper oder die Ge— 
fundheit eines Menfchen verlegt oder eine Sache beichädigt ift. 

d) Die Haftung des Halters des Tieres bleibt neben der bes Aufſichts— 
A nr Beide Haften dem Berlegten als Geſamtſchuldner (f. Erl. zu $ 840; 

d. 60 ©. 313). 

2. Über ben Fall, daß der Auffichtspflichtige ſelbſt in einer umter z 838 fallenden Art 
durch das Tier verlegt iſt, enthält der & 834 eine direkte Entſcheidung nicht. Der $ 833 findet 
an fi) auch zugunften des verlegten Aufſichtspflichtigen Anwendung. In bem _Bertrage, durch 
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8. 835. Wird durch Schwarz, Roth-, Elch-⸗, Dam- oder Nehwild oder durch 
Fafanen ein Grundftüd beſchädigt, an welchem dem Eigenthümer das Jagdrecht 
nicht zufteht, fo ift der Jagdberechtigte verpflichtet, dem Verlegten den Schaden zu 
erjegen. Die Erjagpflicht erftredt fi) auf den Schaden, den die Thiere an den 
getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugniffen des Grundſtücks anrichten. 

Iſt dem Eigenthümer die Ausübung des ihm zuftehenden Jagdrechts durch 
das Geſetz entzogen, fo hat derjenige den Schaden zu erjegen, welcher zur Aus— 
übung de3 Jagdrechts nach dem Geſetze berechtigt ift. Hat der Eigenthümer eines 
Grundftüds, auf dem das Jagdrecht wegen der Lage des Grundſtücks nur ge- 
meinfchaftlich mit dem Jagdrecht auf einem anderen Grundftüd ausgeübt werden 
darf, das Jagdrecht dem Eigenthümer dieſes Grundſtücks verpachtet, fo ift der letztere 
für den Schaden verantwortlich. 

Sind die Eigenthümer der Grundftüde eines Bezirkes zum Zwecke der ge- 
meinfchaftlichen Ausübung des Jagdrechts durch das Geſetz zu einem Verbande 
vereinigt, der nicht als folcher haftet, jo find fie nach dem Verhältniſſe der Größe 
ihrer Grundftüde erfagpflichtig. 


welchen jemand die Führung der Auffiht über ein Tier übernommen bat, fann nicht ohne 
weiteres bie Übernagme der Gefahr einer dem Aufſichtspflichtigen ſelbſt durch das Tier zugefügten 
Verlegung der im $ 833 bezeichneten Art gefunden werben. Ob eine folhe Übernahme als 
ſtillſchweigend erfolgt anzufehen ift, Hängt von den Umftänden des einzelnen Falles ab (RG. 
Bd. 58 ©. 410; Erf. 3 zu 8 833). Iſt eine folde Übernahme der Gefahr als nicht erfolgt 
anzufehen, fo behält ber Vertrag, durch welchen bie Führung der Aufficht übernommen wurde, 
doch noch Bedeutung für die Beweislaſt. In RG. Bd. 58 ©. 410 und in RG. in D33. 1905 
©. 963 (vgl. auch RG. in BI. f. RAnw. 1905 Bd. 70 ©. 389) iſt wohl mit Mecdht angenommen, 
daß den Auffichtspflichtigen, wenn der Halter des Tieres geltend mache, da die Verlegung in⸗ 
folge der Nichterfüllung der von dem Auffichtöpflichtigen übernoinmenen Verpflichtung entſtanden 
fei, die Aufllärung des Sachverhalts obliege und daß er beweifen müſſe, daß er bei der Führung 
der Aufficht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet habe oder daß der Schaden auch 
bei Erfüllung dieſer Verpflichtung entftanden fein würde. Führt der Auffichispflichtige dieſen 
Beweis, fo Haftet ihm der Halter des Tieres nad Maßgabe des 8 833. Zweifelhaft ift, ob, 
wenn dem Auffihtspflichtigen ber fragliche Beweis nicht gelingt, die unbedingt die Abweiſung 
des Anſpruchs des Auffihtöpflichtigen gegen dem Halter des Tieres zur Folge haben muß, ober 
ob aud in einem ſolchen Falle die Haftung des Tierhalter an ſich noch beſtehen bleibt und 
das Gericht nur nad) freiem Ermeſſen (CPO. 8 287) zu enticheiden Hat, ob die Haftung auf 
Grund des 8 254 wegen konkurrierenden Verſchuldens bes Auffichtöpflichtigen ganz ober teilwetfe 
ausgefchlofjen if. Das RG. in DIE. 1905 ©. 963 nimmt dad Ietere an. Der Billigleit wird 
meiftens entjprochen; vechtlich aber dürfte die Entiheidung nicht unbedenklich fein. 


$ 835. 

EB TE Ten. 8620: DIE 810. zum *8 ros . 2. 6. 600f. KB. €. 1988R. 

te. ©. 2821 Mf., 3064 ff. 

1. Wildſchaden. Der 8 835 — Beſtimmungen über den Erſatz von Wildſchaden; im 
Zuſammenhange damit ſtehen die Art. 70-72 des EG. Die Vorſchriften beruhen in der Hauptſache 
auf den Befchlüffen der zweiten Kommiffion. Der E. I wollte fid) damit begnügen, Vorbehalte für 
die Lanbesgefeggebung in dad EG. aufzunehmen. Die zweite Kommiffion hat nit verfannt, 
daß ed mißlich fei, wenn man im allgemeinen das Jagdrecht der Landesgeſetzgebung überlafie, 
eine einzelne Materie aus dieſem Gebiet im BGB. zu regeln. Fiir die Aufnahme ber Bes 
ftimmumgen ift aber die Erwägung maßgebend gewejen, daß es dringend wünſchenswert fei, auf 
diefem Gebiete bie Mechtseinheit Herzuftellen und im denjenigen Teilen Deutichlands, in melden 
es bisher an Vorfchriften über den Erfag des Wildſchadens fehlte, reichsrechtlich bie Verpflichtung 
zum Erſatze bes Wildfchadens in gerwifien Grenzen zur Anerlennung zu bringen. Die Kommiifton 
dat deshalb nad) eingehender Beratung für den durch Schwarze, Rot-, Elch⸗/ Dam⸗ ober Reh⸗ 
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wild angerichteten Schaden ben im $ 835 Abſ. 1 enthaltenen Grundſatz aufgeſtellt. Mit Aädjicht 
auf die eigemartigen Berhältnifie der Jagd und des Jagdrechts wurden weiter einige Beſtimmungen 
Hinzugefügt, welche fpezielle Fragen betreffen und ift gleichzeitig eine ganze Reihe von Vorbehalten 
für die Landesgefeggebung in das EG. aufgenommen. Auf diejen Beichlüffen berußte im 
wefentlichen die Regierungsvorlage, die nach lebhafter Diskuſſion vom Reichstag unter Wblehrung 
verſchiedener Änderungsanträge, jedoch unter Ausdehnung der Haftung auf den durch Fafanen 
angerichteten Schaden angenommen wurde. 

Materiell beruft die im Geſetze getroffene Regelung auf bem Gebanten, daß es ber Ge⸗ 
rechtigteit und Billigkeit entfpricht, wenn dem Eigentümer eines Grundſtücks das Jagdrecht oder 
die Ausübung bed Jagdrechts entzogen ift und er fich infolgebeffen felbft nicht gegen die von 
dem Wilde drohenden Gefahren zu fehligen vermag, dem Sagbberechtigten eine Erſatzpflicht für 
den durch das Wild verurfachten Schaden aufzuerlegen. Bei der Ausgeftaltung der Vorſchriften 
im einzelnen ift der Gefichtöpunkt maßgebend geweien, dab die Beitimmungen eingehenb gemng 
fein müßten, um ohne Mitwirkung der Landesgefeggebung in Wirkſamkeit treten zu können, dab 
aber im übrigen ber Landesgefehgehung ein welter Spielraum zur Erweiterung ober Modi 
flatton der Erfagpflicht für Wildſchaden zu gewähren fei. Weiter ift noch bavanf hinzuweiſen 
daß der Anſpruch auf Erfah des Wildfhadend im Sinne bes Geſetzes als ein Anfprucd aus 
einer unerlaubten Handlung zu charafterifieren ift und daß alfo auch bet diefem Anſpruch, ab» 
gefehen von dem Erfordernifie ber Verſchuldung, die allgemeinen Grundfäge über unerlaubte 
Handlungen, insbefondere diejenigen fiber die abgelürzte Verjährung, Anwendung finden (vgl 
Borbm. 6). 

2. Als Schadenwild bezeichnet das Geſetz Schwarz⸗, Rot⸗, Ele, Dame, Rehwild und 
Faſanen. Die Befchräntung der Erfagpfliht auf den durch beſtimmte Arten von Tieren ber 
zeichneten Schaden entfpricht dem im größten Teile von Dentichland bisher geltenden Rechte, 
die nähere Beſtimmung des Schadenmwildes dem preuß. Geſ. v. 11. Juni 1891 und, abgefehen 
von ben Faſanen, dem bayr. Geſ. v. 15. Juni 1850. Für den durch andere Tiere, insbefonbere 
duch Kaninchen und Hafen, verurfachten Schaden kann nad 8 835 kein Erfap beauſprucht 
werben. Unberührt bleiben aber die landesgeſetzlichen Vorfchriften, nad welchen die Verpflichtung 
zum Exfage bes Wildſchadens aud) dann eintritt, wenn der Schaden durch jagbbare Tiere anderer 
Gattungen angerichtet wird (E®. Art. 71 Nr. 1; Bd. VI Erl.1 zu EG. Art. 71). 

Tiere, melde von jemand gehalten werden, fallen nit unter den $ 835. Für 
Schaden, den folde Tiere anrichten, ift nad) 88 833, 834 Erſatz zu leiflen. Ob ein Tier gehalten 
wird, ift nad den Umſtänden bes einzelnen Falles zu enticheiden. Bei Wild, welches ſich im 
einem Gehege befindet, aber übrigens auf ber freien Wildbahn geht, wirb jedenfalls nicht der 
8 833, fonbern der 8 835 anzuwenden fein (B. II Bb. 2 ©. 841). 

3. Zu erjegen iſt der Schaden, der an einem Grunbftüd angerichtet wird. Bu benfen 
iſt hauptfählih an den Schaden, der durch das Abweiden oder Bertreten der Felder entficht. 
In Betracht kommt aber auch jeder andere Schaden, ber durch die Beſchädigung eines Grund⸗ 
ftüd8 verurſacht wird, alfo z. B. auch der durch Umwühlen oder Unterwühlen berbeigeführte 
Schaden. Die Erfagpfliht ſoll ſich weiter erftreden auf den Schaden, ben die Tiere au ben 
getrennten, aber nod nicht eingeernteten Erzengnifien anrichten. Bei der Beratung im ber 
RTA. ift Hierzu von feiten der Vertreter ber verblindeten Regierungen erklärt und vom ver 
ſchledenen anderen Seiten beftätigt, daß die Erzeugniffe auch dann als eingeerntet zu gelten 
haben, wenn fie in Diemen, Feimen, Mieten u. dgl. zufammengebradjt worden find (KB. ©. 1988). 

Unberübrt bleiben bie landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach melden der Wildſchaden, ber an 
Gärten, Obftgärten, Weinbergen, Baumſchulen und einzelftehenden Bäumen angeridjtet wird, 
dann nicht zu erfegen ift, wenn bie Herftellung von Schutzvorrichtungen unterblieben ifl, bie ımter 
gewöhnlichen Umftänden zur Ubwendung des Schadens ausreichen (E®. Art. 71 Rr. 4; |. Bd. VI 
Erl. 4 zu Art. 74). Unberüßrt bleiben aud die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Grund» 
fäge, nach welchen der Wildſchaden feitzuftellen ifi ſowie die landesgeſetzlichen Borfchriften, nad 
welchen der Anſpruch auf Erſatz des Wildfchadens innerhalb einer beitimmten Friſt bei ber zu: 
ftänbigen Behörbe geltend gemadjt werben muß (EG. Art. 70; ſ. 8b. VI Erl. 4, 2 zu Urt. 70). 

4. Eigenes Berſchulden bed Berlekten bei der Eutſtehung des Ehabens if nad 8 254 
au berückſichtigen. Ein Verſchulden des Berlepten Tann z. B. unter Umftänden dann vorliegen, 
wenn er es unterlafien bat, ben Erſatpflichtigen auf einen drohenden beſonders erheblichen 
Schaden aufmerffam zu machen, zu beffen Abwendung der Erſahpflichtige Vorkehrungen hätte 
teefien lönnen. Auch darin Tann ein Verſchulden des Werlepten Tiegen, da er bie Früchte 
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nicht vechtzettig von dem Boden getrennt oder daß er die getrennten Früchte nicht rechtzeitig ein⸗ 
geerntet Hat; ebenfo darin, daß er ein der Beſchädigung durch Wild ausgefegtes Grundſtück mit 
ungewöhnlich wertvollen Früchten beftelli hat, dies wenigſtens dann, wenn er e8 unterlafien hat, 
dem Erfagpflictigen davon Mitteilung zu machen. Zweifelgaft if, ob ein mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden im Sinne des 8 254 andy darin gefunden werden Tann, daß ber Verletzte Schuhe 
vorrichtungen, die er hätte treffen können, unterlafien hat. Regelmäßig wird ein Verſchulden in 
diefer Beziehung nur dann angenommen werden können, wenn durch die Landesgeſehe nad; EG. 
Art. 71 Nr. 4 Schugvorrihtungen vorgefchrieben und biefe unterlaffen find. Unter Umftänden 
wird indeffen, auch wenn ſolche landesgeſetzlichen Vorſchriften nicht beftehen, ein Verſchulden des 
Verlegten darin gefunden werden können, daß er Schugvorrichtungen, die er ohne erhebliche Mühe 
und Koften bätte treffen können, unterlafien bat, insbefondere darin, daß er beftehende Schutz⸗ 
vorrichtungen befeitigt oder nicht ordnungsmäßig unterhalten und dem Erſatzpflichtigen nicht 
wenigitend Anzeige davon gemacht Hat, daß er die Schupvorrichtungen nicht mehr erhalten wolle 
(RG. Bd. 52 ©. 349; Seuffa. Bh. 42 Nr. 190). 

5. Vorausſetzung des Anſpruchs auf Erfag von Wildſchaden if, daß dem Eigentümer 
das Jagdrecht an bem beſchädigten Grundftüde nit zuſteht, oder daß ihm bie Ausübung bes 
Jagdrechts entzogen ifl. Ob biefe Vorausſetzung zutrifft, ift nach den Landesgefegen zu ent⸗ 
ſcheiden. Gedacht fit zunächſt an diejenigen Fälle, in welchen noch ein befonderes bingliches 
Jagdrecht an fremdem Grund und Boden befteht. Zurzeit befteht ein folhes nur in Medien- 
burg. Ferner werben betroffen bie häufigen und wichtigen Fälle der Jagdgemeinſchaften, bei 
denen dem einzelnen Grundbeftger die freie und direkte Ausübung bes Jagdrechts entzogen iſt 
ſowie die Fälle der Jagd-Einfhlüffe und -Anſchlüſſe. Den Fällen, in denen dem Eigentümer 
das Jagdrecht entzogen ift, ftehen nad EG. Art. 72 die Fälle glei, in denen ein bingliches 
aber zeitlich nicht begrenztes Nutzungsrecht an einem Grundſtücke befteht, der Nußungsberechtigte 
aber das Jagdrecht nicht Hat oder an deſſen Ausübung bucch Geſetz verhindert ift (ſ. Bd. VI 
Erl. zu EG. Art. 72). Beſteht lediglich ein obligatoriſches Pachtverhältnis, bei dem ſich der 
Verpächter bem Pächter gegenüber vertragsmäßig die Ausübung ber Jagd vorbehalten Hat, jo 
findet der 8 835 feine Unmwenbung; ein Untrag, welcher bie Vorfchrift auch auf diefe Fülle ers 
ftreden wollte, ift von ber zweiten Kommiffion abgelehnt, weil man e# für bedenklich erachtete, 
über das bisherige Recht, welches hier Leinen gefeglihen Anſpruch auf Erfag des Wildſchadens 
gewährt, Hinauszugehen. Der Pächter kann alfo nur auf Grund des Pachtvertrags Erfag verlangen; 
ob dieſer dahin zu verfiehen ift, daß dem Pächter Erſatz des etwaigen Wildſchadens gewährt 
werden foll, iſt eine Auslegungsfrage. 

6. Erfagpffiätig iſt der Jagoberechtigte. Auf ein Verſchulden kommt es nicht an. Die 
88 827—829 finden feine Anwendung. Der Jagdberechtigte haftet felbft dann, wenn er dur 
die gefeglichen oder polizeilichen Beitimmungen über die Schonzeit zeitweilig verhindert geweſen 
iſt, das Wild abzufhießen und dadurch dem Schaden vorzubeugen. Wer ber Jagdberechtigte ift, 
beftimmt fi) nad) den Landesgeſetzen. Im einzelnen ift hier noch folgendes hervorzuheben: 

a) Dem Verlegten Haftet nur, wer Traft Geſetzes jagdberechtigt ift, alfo nicht der Jagb- 
päcter. Hat ber Jagdberechtigte mit dem Jagdpächter einen Vertrag zugunften Dritter in dem 
Sinne geichloffen, daß der Jagdpächter dem Verletzten direkt haften folle, jo können die Berlegten 
auf Grund des Vertrags den Jagdpäcter in Anſpruch nehmen. Der Jagdberechtigte ann aber 
feinerjeitö den Verlegten nicht an den Jagdpächter verweifen, wenn er mit diefem ausgemacht 
hat, daß der Jagdpächter fiir den Wildſchaden aufzukommen habe. Ob der Jagdberechtigte einen 
Rüdgriff wegen bes von ihm gezahlten Wildfhadens an den Jagdpächter hat, richtet ſich nad 
dem Padtvertrage, 

b) Wird Wildfehaden durch jagbbare Tiere verurfaht, welche aus einem Gehege aus⸗ 
getreten find, fo haftet derjenige, welchem das Jagdrecht an den beſchädigten Grundftüden 
zufland. Unberührt bleiben aber die landesgeſetzlichen Borfchriften, nach welchen in jolden Fällen 
‚ber Eigentümer ober Beſitzer bes Geheges verantwortlich ift (EG. Art. 71 Nr. 2; f. Bd. VI 
Erl. 2 zu EG. Art. 71). x 

0) Bei Jagd⸗Einſchlüſſen und »Anfhlüffen ift nach dem geltenden Landesrechte viel⸗ 
fach entweder ber Eigentimer des umſchließenden ober anfchliehenden Grundſtücks gefeplich zur 
Ausübung der Jagd auf dem anderen Grunditüde bereditigt oder ber Eigentümer diefeß anderen 
Grundſtücks gefeglih verpflichtet, jenem bie Ausübung pachtweiſe zu überlaflen; endlich fommt 
es aud vor, daß ber Eigentümer bes anderen Grundftüds die Wahl Hat, die Jagd ruhen zu 
laſſen oder ihre Ausübung dem benachbarten Eigentümer zu überlafien. Der Abf. 2 trägt den 
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bezeichneten Vorſchriften der Landesgefege gleichmäßig Rechnung. Erſatzpflichtig ift, wenz bem 
Eigentümer die Ausübung des ihm zuitehenden Jagdrechts durch dad Geſet entzogen if, der 
zur Ausiibung des Jagdrechts nad) dem Gefege Berechtigte. Hat der Eigentümer eines Gumb- 
ftld8, auf welhem das Jagdrecht wegen der Xage des Grundſtücks nur gemeinfchaftlicdh mit dem 
Jagdrecht auf einem anderen Grundſtück ausgeübt werben Tann, das Jagdrecht bem Eigentümer 
dieſes Grundſtücks verpachtet, fo ift der letztere für den Schaden verantwortlid. Unberührt 
bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften, nad melden der Eigentümer eine Grunbfiäds, 
wenn das Jagdreht auf einem anderen Grundſtücke nur gemeinfchaftlih mit dem Jagdrecht 
auf feinem Grundftüd ausgeübt werben darf, für den an dem anderen Grundſtück angeridyieten 
Wildfhaden auch dann Haftet, wenn er bie ihm angebotene Pachtung der Jagd abgelehnt hat. 
(EG. Art. 71 Nr. 3; f. Bd. VI El. 3 zu EG. Art. 71.) 


d) Das Rehtsverhältnis ber gemeinfhaftliden Jagdbezirke ift in dem geltenden 
Jagdgeſetzen verſchieden geregelt. Teils find die Grundbefiger zu einem Jagdverbande zuſammen⸗ 
geſchloſſen, bem entweder juriftifhe Perſönlichkeit zufteht oder der den Charakter einer als folde 
nit Haftenden Gefellichaft trägt, teils wird die Gefamtheit ber Grundbefiger durch bie politiſche 
Gemeinde vertreten. Endlich kommt e8 auch bor, daß die politiihe Gemeinde die Nutzungen der 
Jagd direlt fir ſich bezieht. Reichsrechtlich haften in allen dieſen Fällen die Jagdberechtigten 
Unberüßrt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die Gemeinde an Stelle der 
Eigentümer der zu einem Jagdbezirke vereinigten Grnndftiide zum Erſatze des Wildſchadens 
verpflichtet und zum Nüdgriff auf die Eigentiimer berechtigt ift oder an Stelle ber Eigentfimer 
ober des Verbandes der Eigentlimer oder neben ihnen der Jagdpächter zum Erfape des Schabens 
verpflichtet ift (ES. Urt. 71 Nr. 6; ſ. Bd. VI El. 6 zu EG. Akt. 71). 

e) Mehrere Erſatzpflichtige haften als Geſamtſchuldner. Iſt neben dem Jagdberech⸗ 
tigten ein Dritter für den Schaden verantworilich, wie etwa in dem Falle, daß jemand vorfäplic 
ober fahrläffig durch Öffnen einer Umzäunung dem Wilde einen Garten oder ein beftelltes Feld 
zugänglich gemadjt Hat, fo ift im Verhältniſſe des Jagdberechtigten zu dem Dritten der letztere 
allein verpflichtet. Beſondere Fürforge ift im Gefege für die Fälle getroffen, dat das Landes- 
gejeg den Jagdverband mehrerer Grundbeſitzer al Geſellſchaft geftaltet, die als ſolche nicht haftet. 
Hter ſollen die Eigentümer der Grundſtücke nach dem Verhältniſſe der Größe ihrer Grundſtücke 
erfagpflihtig fein und zwar nach $ 840 Abf. 1 auch dem Verletzten gegenüber. Unberührt 
bleiben aber die Iandesgefeglichen Vorſchriften, welche das Verhältnis anders regeln (EG. Art. 71 
Nr. 5; f. Bd. VI El. 5 zu EG. Art. 71). 

H Über den duch Wechſelwild verurfahten Schaden enthält dad BGB. keine Be 
ftimmungen; aufrechterhalten find aber die Iandesgefeglichen Worfchriften, welche in ſolchem 
alle dem Erfagpflichtigen ein Nüdgriffsrecht gegen den Jagdberechtigten desjenigen Bezirkes 
geben, in welchem das Wild feinen Stand hat (EG. Art. 71 Nr. 7; j. Bd. VI Erl. 7 zu EG. 
Art. 71). 

7. Erſatzberechtigt ift jeder unmittelbar durch die Beſchädigung bes Grumditikds Verlepte. 
Regelmäßig wird dies ber Eigentümer fein. Doc kann auch ber Pächter einen Erſatzanſpruch 


geltend maden. 
Zu 88 836-888. 


Die 88 836—838 enthalten Sondervorſchriften über ben durch Einſturz eined Gebäudes 
herbeigeführten Schaden. Naqh allgemeinen Grundfägen würde eine Erfagpflict nur begründet 
fein, wenn jemand den Schaben vorfäglich oder fahrläffig herbeigeführt hat. Hierbei würde 
nah Erl. II 2 zu $ 823 davon auszugehen fein, daß jeder auch für die Beihäbigung anderer 
durch feine Sachen inſoweit zu haften Hat, als er die Beſchädigung bei billiger Veridfichtigung 
der Interefien der anderen und bei Unmendung ber im Verkehr erforderlichen Sorgfalt abs 
zuwenden imftande geweſen wäre (MG. Bd. 52 ©. 373). Der Beweis eines Verſchuldens wird 
aber in vielen Füllen nur ſchwer zu erbringen fein; aud bie Entſcheidung der Frage, wer für 
den Schaben verantwortlich zu machen ift, würde vielfach Zweifeln unterliegen. Im Interefie 
der allgemeinen Sicherheit ift deshalb das Verhältnis nad) dem Vorgange bes bisherigen Rechtes 
befonders geregelt. Das röm. Recht ließ für den durch Einfturz eines Gebäudes verurfachten 
Schaden grundfäglih eine Haftung nur eintreten, wenn bie Vorausfegungen der actio legis 
Aquilise erfüllt waren. Kür gewifle Fälle gewährte aber das röm. Recht mittels ber cautio 
damni infecti einen weitergehenden Schutz. Drohte ein Gebäude oder ein fonftiges auf einem 
Grundſtüuck errichtetes Werk einzuftiirzen, fo konnte der Eigentümer bes Nachbargrundſtücks ſowie 
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8. 836. Wird durch den Einfturz eines Gebäudes oder eines anderen mit 
einem Grundftüde verbundenen Werkes oder durch die Ablöfung von Theilen des 
Gebäudes oder des Werkes ein Menfch getödtet, der Körper oder die Gefundheit 
eines Menſchen verlegt oder eine Sache bejchädigt, jo ift der Beſitzer des Grund- 
ftüds, fofern der Einfturz oder die Ablöfung die Folge fehlerhafter Errichtung 
oder mangelhafter Unterhaltung ift, verpflichtet, dem Verlegten den daraus ent- 
stehenden Schaden zu erjegen. Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn der Beſitzer 


einige andere durch den drohenden Einfturz gefährdete Berfonen von dem Eigentümer bes gefahrs 
drohenden Grundftüds Sicherftellung verlangen, daß er ihnen für ben etwaigen Schaden aufe 
tommen werde. Trat dann der Einfturz ein, fo hatte ber Eigentiimer zu haften, gleichviel ob 
ihn ein Verfhulden traf oder nicht. Die neueren Geſetze haben, abgeſehen vom öfterreih. GB. 
8 343, das Inſtitut der cautio damni infecti nicht übernommen, fonbern in mehr oder weniger 
weitgehender Weife dem durch Einfturz eines Gebäudes Berlegten einen direkten Anſpruch gegen 
den Eigentümer oder Befiger des Grundſtücks gewährt. Der €. I folgte in der Hauptſache dem 
preuß. ALH. (1 8 83 36ff. in Verbindung mit [6 88 10ff.). Er ftellte den Satz auf, daß ber Beſitzer 
eines Grundſtücks verpflichtet fel, dafür zu forgen, daß ein auf dem Grundftüde befindliches 
Gebäube oder fonftiges Werk nicht infolge fehlerhafter Errichtung oder infolge mangelhafter Er- 
Haltung einſtürze. Im alle der Verlegung dieſer Pflicht follte der Beſiher zum Erfage bes 
Schadens verpflichtet fein, welcher einem Dritten aus dem dadurch verurſachten Einfturz entftanden 
iſt (€. I 8 735 Ubf. 4). Ergänzend waren dann einige den jegigen 88 837, 838 entfprechende 
Beitimmungen Hinzugefügt (E. I $ 735 Abi. 2, 3). Im der Kritik zum E. I war von vers 
ſchiedenen Seiten vorgeſchlagen, das Verjhuldungsprinzip hier durch das Reranlaffungsprinzip 
zu erſetzen. Die zweite Kommiifion, bet deren Beichlüfien es geblieben ifl, hat ſich dafür ent» 
fhieden, mit dem €. I an dem Verfuldungsprinzipe feftzuhalten, aber die Beweislaft zugunften 
bes Verletzten zu ändern berart, daß der Erjappflichtige zu haften Hat, wenn ex nicht nade 
weißt, baß er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet Hat. Erſatzpflichtig ſoll nicht 
der Eigentümer des Grunditüds fein, fondern der Eigenbefiger des Grundftüds. Es beruht dies 
auf dem Gedanken, daß nur der Befiger imftande ift, fi) über den Zuſtand des Gebäudes zu 
unterrichten und die erforderlichen Mafnahmen zur Abwehr eines Einfturzes zu treffen. Die 
Haftung bed Beſitzers fol jedoch auch nad der Beendigung des Befiged fortbeftehen, da ihm 
fonft die Möglichkeit gegeben fein würde, fi durch Aufgeben des Befiges ber Verantwortlichkeit 
zu entziehen. Im Intereſſe der Rechtsficherheit beſchränkt jedoch das Geſetz die Haftung eines 
feüheren Befiger auf den Fall, daß das ſchädigende Ereignis innerhalb eines Jahres nach der 
Beendigung feines Beſitzes eingetreten iſt, und fließt fie ganz aus, falls derfelbe den Mangel 
eigenen Verſchuldens oder ein die Haftung eines fpäteren Beſitzers begründendes Verſchulden 
des letzteren nachweiſt. Iſt das fehabenftiftende Bauwerk nicht im Vefige des Eigenbefigerd des 
Grunbftüds, ſondern eine anderen, der es in Ausübung eined binglichen oder perfönlichen 
Rechtes befigt, z. B. eines Erbhbauberechtigten ober eines Pächters, fo trifft die Haftung an 
Stelle bes Eigenbefiger8 biefen anderen (8 837). Neben dem Eigenbefiger haftet in gleicher 
Weiſe, wer die Unterhaltung des Gebäudes oder fonftigen Werkes für denfelben übernommen 
hat und ebenfo, wer verinöge eines ihm zuitehenden Nutzungsrechts, z. B. eines Nießbrauchs 
oder eines Wohnungsrechts, zu der Unterhaltung berpflictet ift (8 838). 

Ihre Ergänzung finden die Vorfäriften der 88 836838 in ber Beftimmung des 8 908, 
nad welder, wenn ein Gebäude einzuſtürzen droht, der Eigentümer des Nachbargrundftüds von 
dem nad) den 88 836—838 Erfappflihtigen verlangen Tann, daß er die zur Abwendung der 
Gefahr erforderliche Vorkehrung trifft. 

% 836. 
€. 18 735 Abl.1; II 8 759 veb. 8 821; III 8 820. ®P.I €. 2884ff., 6199, 6203; M. II €. 814 ff. 
P.1 80.2 6.650. 2. 6.651. KB. €. 1990. 

1. Borandfegungen ber im & 836 beſtimmten Erfagpflicht. 

a) Durch den Einfturz eines Gebäudes oder eines anderen mit einem Örunbs 
ftüde verbundenen Wertes ober durch die Ablöfung von Teilen des Gebäudes 
ober des Wertes muß ein Schaden entftanden fein. Was unter einem Gebäude zu verftehen 
tft, beſtimmt fich nach den Anſchauungen bes Lebens (vgl. 8 648). Bet einem anderen mit einem 


ln 
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zum Bwede der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt be 
obachtet Hat. 

Ein früherer Befiger des Grundſtücks ift für den Schaden verantwortlid, 
wenn der Einjturz oder die Ablöfung innerhalb eines Jahres nach der Beendigung 
feines Beſitzes eintritt, es ſei denn, daß er während feines Beſitzes Die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein fpäterer Beſitzer durch Beobachtung 

dieſer Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können. 

Befiger im Sinne diefer Vorfchriften ift der Eigenbefißer. 


Grundftüde verbundenen Werte Hit zu deuten an Brunnen, Waflerleitungen, Kanäle, Mauern, 
Gerüfte, elektriſche Leitungen ü. dgl.; auch Buben, Karonfield und ähnliche zu vorübergehendem 
Gebrauch errichtete Werke werden hierher zu rechnen fein, ſofern fie mit bem Grund und Boden 
verbunden find (vgl. 8 95 Abſ. 1 Sag 2). Dagegen kommen Pflanzen und Bäume nicht in 
Betracht. Zweifelhaft kann fein, ob ber 8 836 anzuwenden ift, wenn durch Einftiirzen einer 
Band in einem Steinbruch, einer Lehmgrube u. dgf. ein Schaden entfteht; überwiegende Gründe 
dürften regelmäßig fir die Bejahung der Frage rs (Ripe. Bd. 9 ©. 46). Nicht als ein 
Wert im Stimme bes 8 836 wird vom NW. Bd. 60 ©. 138 wohl mit Recht eine Anhäufung 
von Schlamm und Sand angeiehen, die bei bem Ausheben des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals entftanden 
ft; vgl. dagegen Rſpr. Bd. 9 S. 46. Hinfichtlih der Erfappflicht für Befhädigungen, melde 
durch den Bergbau verurjacht mwerden, find bie Vorſchriften der Landesgeſetze maßgebend 
(EB. Art. 67). 

Unter dem Ausdrud „Einfiurz eines Gebäudes ober Wertes oder Ablöfung von Zeilen 
desſelben“ follen alle Fälle mitbegriffen fein, in welchen ein Teil bes Gebäudes oder Wertes ein. 
ftürzt oder zerbricht. Es gehört dahin z. B. das Einbrechen eines Teiles des Fußbodens oder 
der Bimmerdede, bad Durchbrechen eined Ballens, das Zerbrechen einer Fenſterſcheibe 2c., auch 
wenn in folhen Füllen nicht direkt von ber Ablöſung eines Teiles geſprochen werden kann 
(Rfpr. Bd. 4 ©. 286; Bd. 5 ©. 249; Bd. 9 ©. 45; Mb. Bd. 52 ©. 236). Teile eines Ge 
bäubes ober eines fonftigen Wertes find nicht nur die weientlichen Veftandteile, fondern alle 
Beitandteile (dad RG. läßt dies dahingeftellt). Jedenfalls bedarf es feiner feften Berbindung, 
fondern e3 genügt die Einfügung in das Gebäude im Sinne des 8 94 Abſ. 2; fo ift 3. B. ein 
in das Gebäude eingefügter Fenſterladen, auch wenn er Gerausgenommen werben fann, als Teil 
im Sinne des 8 836 zu betrachten (RG. Bd. 60 ©. 421). Dasjelbe gilt von einer Fahnenſtange 
(Ripr. Bd. 12 ©. 277). Nach Rſpr. Bd. 9 ©. 45 findet z. 8. die Vorſchrift au dann An: 
wendung, wenn jemand durch ein morſches Brett eines Gebäudes durchtritt und fi) dadurch ver⸗ 
legt; vgl. ferner Rſpr. Bd. 4 ©. 285 (Einftlirzen einer Dede). 

b) Durch den Einfturz ober die Ablöfung muß ein Menfch getötet, ber Körper oder 
die Geſundheit eines Menſchen verlegt ober eine Sache beſchädigt fein. Im einzelnen 
vgl. Erl. 2a zu 8 823. Nicht erforderlich ift, daß die Tötung, Verlegung oder Beſchädigung 
unmittelbar durch das einftlirzende Gebäude oder durch abgelöfte Teile herbeigeführt iſt. Es ge 
nögt, daß der Einfturz oder die Ablöfung nad ben Grundfägen über Kaufalzufammenbang 
(1. Erl. 2b zu 8 249) als Urſache der Tötung, Verlegung ober Beihädigung anzujehen find. 
Die Borausfegung iſt alfo gegeben, wenn ein Menfch dur das Einbrechen bes Fußboden 
hinabfällt und fi durch den all verlegt (RG. Bd. 52 ©. 236; vgl. auch OL®. Kiel im Recht 
1906 ©. 301). 

Eigenes Verſchulden des Verletzten ift nad 3 254 zu berüdfichtigen. Dieſer Gefichtspuntt 
bürfte z. B. auch dann in Betracht Tommen, wenn ber Mieter eines Gebäudes bie ihm nad 
8 545 obliegende Verpflichtung, dem Vermieter Anzeige von Mängeln der vermieteten Wohnung 
zu machen, fchuldhafterweife nicht erfüllt Hat und dann Infolge eines ſolchen Mangels der Ein- 
ſturz oder die Ablöfung ftattgefunden hat (KRſpr. Bb. 3 ©. 27). 

o) Der Einfturz oder die Ablöfung muß die Folge fehlerhafter Erridtung oder 
mangelhafter Unterhaltung fein. Erforderlich tft alfo einmal, daß das Werk fehlerhaft er- 
richtet oder mangelhaft erhalten war, und fodann, daß der Einfturz infolge dieſes Fehlers oder 
Mangels eingetreten ift. Ob der Einfturz oder bie Ablbſung lebiglich die Folge der fehlerhaften 
Errichtung oder ber mangelhaften Erhaltung geweien ift, oder ob dabei Aufere Ereigniffe, z. ©. 
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ein Windſtoß oder Negengüfle oder das Unfahren bes Gebäudes burd einen Wagen oder bas 
beſonders ftarfe Körpergewicht eines Menfchen, der ſich auf dem einbrechenden Fußboden bes 
megte, mitgewirkt haben, ift gleichgültig, fofern nur anzunehmen tft, daß ber Einfturz ober bie 
Ablöfung ohne die fehlerhafte Errichtung oder die mangelhafte Unterhaltung nicht eingetreten 
wäre, unb dieſe daher nad) den Grundfägen über Kauſalzuſammenhang als bie Urſache des Ein- 
fturzes oder der Ablöfung angefehen werden müſſen (Seuffü. Bd. 57 ©. 104; Rſpr. Bd. 9 
©. 46; Bd. 14 ©. 52f.). Eine Erjagpflicht tft aber nicht begründet, wenn ber Schaden auf die 
Beichaffenheit des Grund und Bodens oder auf ein Naturereignis, wie z. B. ein Erdbeben oder 
einen Bergfturz, zurüdzuführen tft, welchen auch eine fehlerlofe Anlage nicht widerftanden haben 
würde. 


2. Erfagpflidtig if, wer zur Zeit des Unfalls Eigenbefiger bed Grunbftüds if, d. 6. nad 
$ 872, wer das Grundftüd als ihm gehörend beſitzt. Ob der Befiger mittelbarer oder un⸗ 
mittelbarer Beſitzer ift und ob er ſich im gutem oder in böfem Glauben befindet, ift gleichgültig. 
Der Eigentümer haftet als folder nach 8 836 nicht, fondern nur, wenn er Beſitzer iſt. Der Be 
figer haftet prinzipiell nur, wenn ihn ein Verſchulden trifft. Das Gefeg kehrt aber zugunften 
des Berlegten bie Beweislaſt um. Der Vefiger muß daher, um fi zu befreien, beweifen, daß 
er zur Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet Hat (Ubi. 1 Sap 2). 
Diejer Beweis wird, ſoweit es fi um die fehlerhafte Errichtung des Gebäudes ober Werkes 
handelt, regelmäßig dadurch als geführt erachtet werben müſſen, daß ber Beſitzer einen ſach⸗ 
verftändigen und zuverläffigen Baumeifter mit ber Errichtung beauftragt hat (RG. 8b. 37 ©. 198 
für preuß. Recht), und fofern es fi um bie jpätere Einfügung einzelner Teile in das Gebäude 
handelt, dadurch, daB ber Befiger einen geeigneten Sacveritändigen mit ber Einfügung betraut 
hat (Ripr. Bd. 9 ©. 47). Soweit es fih um die Unterhaltung bes Gebäudes ober Wertes 
Handelt, wird der Befiger den ihm obliegenden Beweis regelmäßig durch den Nachweis führen 
fünnen, dab er eine geeignete Berfon mit ber orbnungsmäßigen Unterhaltung beauftragt habe 
und es an ber erforderlichen Überwachung nicht habe fehlen laſſen (Bernburg II2 8 398 IV2; 
Schollmeyer ©. 241; ugl. R&. in Gruch. Bd. 50 ©. 976). 


Zweifelhaft ift die Frage, ob die 88 827, 828 Anwendung finden. Ihre Anwendung 
wirbe bahin führen, daß ber Beſitzer nicht Haftet, wenn er während der Beit, in welcher ihm die 
Anwendung ber im Verkehr erforderlien Sorgfalt zum Zwecke der Abwendung der Gefahr oblag, 
deliktsunſähig war. Die Frage dürfte zu bejahen fein, weil die Haftung des Befigers, wie oben 
hervorgehoben ift, ein Verſchulden vorausfept, und ber 8 836 nur die Beweislaft umkehrt. 
Bei diefer Auffaffung wird man dann aber aud) ben 8 829 anwenden müflen (vgl. Erl. 3 
zu 8 881). 

Hat ber Befiger einen. gefeglichen Vertreter, fo fragt es fi, ob er fir defien Verſchulden 
in der Hier fraglichen Beziehung haftet, ob er alfo, um fich zu entlaften, beweifen muß, daß ſein 
geſetzlicher Vertreter zum Zwecke der Abwendung der Gefahr bie im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
angewendet Bat. In dem falle des 3 831 ift die entiprechende Frage verneint, weil der 8 278 
fih nur auf die Erfüllung obligatorijcher Verpflichtungen beziehe (f. Erl. 3 Abſ. 2 zu 8 831). 
Aus demfelben Grunde findet ber 8 278 auch Hier keine bivelte Anwendung. Für eine ent» 
ſprechende Anwendung dürften Hier aber überwiegende Gründe ſprechen (Windſcheid-⸗Kipp II 
vor $ 451 Zuſatz 4b). In dem Falle des 8 831 Haftet der gefegliche Vertreter, wenn ex bei der 
Auswahl der zu ber Berrichtung beftellten Perſon oder bet der ihm obliegenden Beſchaffung 
der erforderlichen Vorrichtungen und Gerätſchaften und bei der Leitung bie im Verkehr erforder 
lichen Sorgfalt nicht angewendet bat, bem Beſchädigten perfönlih. Hier findet eine ſolche perſön⸗ 
liche Haftung des gefehlichen Vertreters nicht ftatt, weil nur der Befiger dem Beſchädigten haftet. 
Die Borfhriften des 8 836 würden baher in allen Fällen ihren Zweck verfehlen, in denen ein 
Delittsunfähiger ber Befiger fit, wenn man nicht eine Haftung besfelben für das Verſchulden bes 
gefeglihen Vertreter annimmt. Der Ahficht des Geſehes dürfte Hier alfo eine entfprechende An- 
wendung bes $ 278 entiprechen. 


8. Neben demjenigen, welcher zur Zeit des Unfalls Vefiger if, haftet nad Abſ. 2 ein 
früherer Eigenbefiger, wenn der Einfturg innerhalb eined Jahres nach der Beendigung feines 
Beſitzes eingetreten iſt. Daß die legtere Borausfegung vorliegt, hat berjenige zu bewelſen, welcher 
den früheren Befiger in Anſpruch nimmt. Der frühere Vefiper kaun ſich feinerfeits durch den 
Nachweis befreien, daß er während feines Beſitzes bie im Verkehr erforderliche Sorgfalt beob» 
achtet hat oder daß eim fpäterer Befiger durch Beobachtung diefer Sorgfalt die Gefahr, hätte ab⸗ 
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8. 837. Beſitzt Jemand auf einem fremden Grundſtück in Ausũbung eines 
Rechtes ein Gebäude oder ein anderes Werk, ſo trifft ihn an Stelle des Beſitzers 
des Grundſtücks die im 8. 836 beſtimmte Verantwortlichkeit. 


wenden können. Neben dem Beſitzer haftet ferner, wer nad Maßgabe des 8 838 für ben 
Schaden verantwortlich ift. An Stelle des Beſitzers haftet derjenige, welcher nach 8 837 für 
den Schaben verantwortlid ift. Neben ben nah den 58 836-838 erſatzpflichtigen Perſonen 
baftet dem Verletzten endlich auch ein Dritter, welcher nad; ben allgemeinen Grunbfägen für 
den Schaden verantwortlich ift, wie 3. B. der Baumeifter, auf befien Verſchulden der Fehler in 
der Anlage zurüdzuführen ift. Über die Vorausfegung, umter weicher im lehteren Falle bie 
Haftung des Beſitzers wegfällt |. Erf. 2. 

Mehrere Erfagpflichtige haften nad 8 840 Abf. 1 als Gefamtfchuldner. Iſt neben 
denen, die nad) den 88 836—838 zum Erfage bes Schadens verpflichtet find, ein Dritter fin den 
Schaden verantwortlich, fo ift er in ihrem Verhältniſſe zueinander nad 8 840 Abſ. 3 allein 
verantwortlih. (Vgl. Erl. zu 8 840). 

4. Für den Schaden, welcher durch das Herabfallen einer beweglichen Sache entiteht, kann 
Erfag nur nad) den allgemeinen Grundſätzen verlangt werden (f. Erl. II 2 zu $ 823). 

Der €. I enthielt in den 88 729—733 Vorſchriften, welche denen bes röm. Nechtes über 
bie actio de effusis et dejectis nachgebildet waren. Danach follte der Inhaber eines Gebäudes 
für den Echaben verantwortlich fein, der buch Ausgießen oder Auswerſen von Sachen aus dem 
Gebäude oder durch Herabfallen von nicht gehörig befeftigten Sachen entfteht, fofern er bie Perjon 
nit nachweiſt, von welcher die ſchädigende Handlung verübt ijt. Die zweite Lommiſſion hat 
diefe Borfchriften geftrichen, weil ein Hinreihendes Bedürfnis zu Sondervorſchriften bei ben 
heutigen Verhältniſſen nicht mehr vorliege.e Der Inhaber des Gebäudes oder der Wohmung 
wird alfo nur in Anſpruch genommen werden können, wenn ihm gegenüber die Borausfegungen 
des $ 823 oder der 88 831, 832 vorliegen. 

5. Vorbehalte für die Sanbedgefehgebung f. im EG. Art. 105—107. 

Unberührt bleiben auch nach EG. Art. 67, wie bereits oben hervorgehoben iſt, die landes⸗ 
gefeglichen Vorſchriften über den Erſatz des Schadens, welcher dur ben Betrieb des Berg- 
baues entſteht. 

% 837. 
€.18 735 M5[.2; I1 8 760 veu. 8 822; III 8 821. ®P.1 6. 2884ff., 6199, 6203; M.TI E. 814 n. 
B.T1 82.2 6. 65if., 657. 

Befigt jemand anf einem fremden Grundſtück ein Gebände oder ein anbered Wert, fo 
ift der Befiger des Grundfilid® nicht in der Lage, die notwendigen Maßnahmen zur Abwehr 
eines Einfturzes zu treffen. Vielmehr iſt die8 Sache des Beſitzers des Gebäudes. Das Geſetz 
legt deshalb den: letzteren an Stelle bes Beſitzers des Grundftüds die im & 836 beftimmte Ber- 
antwortlichleit auf. 

Die Boransfegung des 8 837 liegt vor, wenn jemand auf Grund eines Erbbaurechts, 
einer Grundbienfibarfeit, eines Nießbrauchs oder einer befchränften perfünlichen Dienftbarkeit auf 
einem fremden Grundſtück ein Gebäude oder ein fonftiges Wert befipt (8 95 Abſ. 1 Sag ?: 
f. 8b. I Erl. 4 zu 8 95). Der 8 837 dürfte weiter auch anwendbar fein im Falle eines 
Überbaues nad) 8 912, obſchon bier fein eigentliches Recht vorliegt. Auch die Fälle gehören 
bierher, in melden auf Grund eines obligatorifchen Rechtes, z. B. eines Miet- oder Padı- 
verhältnifjes, zu einem vorübergehenden Zwecke ein Gebäube oder fonftiges Wert mit einem 
Grundftüde verbunden ift (8 95 Abf. 1 Sag 1; f. Bd. I Erl. 2 zu $ 95), und ſich im Eigen- 
befige des obligatorifch Berechtigten befindet; denn der $ 837 verlangt nicht, dab der Beſitz auf 
Grund eines Rechtes an einem Örundftüde, fondern nur, daß er überhaupt auf Grund eines 
Rechtes ftattfinde. Erforderlich ift immer ein von dem Beſitze des Grundftiidd verichiedener 
Belip des Gebäudes. Der Mieter eines Gebäudes, ber diefes mit dem Grund und Boden, auf 
dem es fteht, befigt, fällt nicht unter $ 837 (RG. Bd. 59 ©. 8). Im anderen als den im $ 95 
bezeichneten Fällen ift dev Eigenbefiger des Grundſtüds auch Eigenbefiger des Gebäudes oder 
fonftigen mit dem Grundftüd verbundenen Wertes und bleibt alfo nad Maßgabe des 8 836 
verantwortlih. Ob der Mieter oder Pächter neben dem Eigenbefißer des Grundſtücks haftet, 
beftimmt ſich nad) $ 838 (vgl. Exl. zu 8 840). 
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8. 838. Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Grund» 
ftüde verbundenen Werkes für den Befiger übernimmt oder das Gebäude oder 
dad Werk vermöge eines ihm zuftehenden Nutzungsrechts zu unterhalten Bat, iſt 
für den durch den Einfturz oder die Ablöfung von Theilen verurjachten Schaden 
in gleicher Weife verantwortlich wie der Beſitzer. 


8 888. 
@.18 735 Us. 3; es mg 822. ®. ea n=.0190. 0908: R.ITE. 814 fſ. 
Bo. 2 6. 651f., 657, 66T. 

In gleiger Weiſe wie — Beſiher haftet für deu durch ben Einſturz eines Gebäudes 
ober fonftigen Werkes oder durch die Ablöſung von Teilen verurſachten Schaden (f. Erl. 
au 8 836): 

1. Wer bie Unterhaltung bes Gebäudes oder Werkes für den Befiger übernimmt. Die 
Übernahme muß durch den Vertrag erfolgt fein. Dies ift in dem 8 838 freilich nicht, wie in 
den entiprechenden Vorfchriften des 8 831 Abſ. 2, bes 8 832 Abf. 2 und bes 8 834 Cap I 
ausdrüdlic beftimmt, dürfte aber trotzdem anzunehmen fein. Die Einfügung ber Worte durch 
Vertrag“ in den gebachten Paragraphen iſt durch die RTK. erfolgt. Es wurde dabei nicht eine 
Anderung, ſondern nur eine Verdeutlichung bes E. III beabſichtigt. Es ſollte klargeſtellt werben, 
daß nur bet einer Verpflichtung des Übernehmers nicht bet einer nur tatſächlichen Übernahine 
durch einen Geſchäftsführer ohne Auftrag die Haftung des Übernehmers begründet werde. Die 
für diefe Beſchränkung, die auch ber Abſicht des €. III entſprach, geltend gemachten Gründe 
treffen vollftändig auch im dem alle bes $ 838 zu. Daß bie fraglichen Worte nicht aud in 
diefem Paragraphen Hinzugefügt find, dürfte nur auf einem Verſehen beruhen. Beabſichtigt ift 
in bem 8 838 in der bier fraglichen Beziehung wohl fiher nichts andered als in ben 83 831, 
832, 834. In betrefi der Frage, ob ber Vertrag mit bem Beſitzer abgefchlofien werden muß 
oder ob er auch mit einem Dritten abgefchlofien werben Tann, gilt Hier dasfelbe wie im Falle 
des 8 831 Abi. 2 (f. Erl. 6 zu $ 831). 

2. Wer das Gebäude ober Wer! vermöge eines ihm zuftehenden Nutzungsrechts zu 
unterhalten bat. Eine ſolche Unterhaltungspflicht liegt dem Nießbraucher nah 8 1041 ob. 
Man wird den Ausdrud „Nutzungsrecht“ aber in einem weiteren Sinne zu nehmen haben 
und hierher auch die Fälle vechnen müſſen, in welchen eine Grunddienſtbarkeit ober eine 
beicgräntte perjönlicde Dienftbarleit befteht und der Berechtigte nach 88 1021, 1090 eine Anlage 
oder nad 8 1093 ein Gebäude zu unterhalten verpflichtet ift. Nicht Hierher gehören ber 
Mieter oder Pächter eines Gebäudes ober Werkes Ihnen fteht zwar ein Nutzungsrecht zu, 
aber fie find nicht vermöge besfelben zur Unterhaltung verpflichtet. Sie Haften daher nur, 
wenn fie nad Maßgabe der Erl. 1 die Unterhaltung bes Gebäudes oder Werkes für ben 
Befiper übernommen haben. 

8, Der nach 8 838 Haftende Tann fi durd ben Nachweis befreien, daß er zum Zwecke 

* der Abwenbung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet babe. Es ergibt 
fi) dies daraus, dab er nur im gleicher Weife wie der Beſitzer Haften foll, diefer ſich aber durch 
den gedachten Nachweis befreien kann. 

4. Die nah $ erfagpflichtigen Perſonen haften neben dem Beſitzer als Geſamt ⸗ 
ſchuldner (vgl. Erl. zu 8 840). Der Befiger haftet indeflen nicht, wenn anzunehmen tft, dab er 
dur ben Vertrag mit demjenigen, welcher nad Maßgabe der Erf. 1 bie Unterhaltung des 
Wertes übernommen bat, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zum Zwecke der Abwendung ber 
Gefahr übernommen hat (f. Erl. 2 zu 8 836). Bweifelhaft ift, ob ber Beſitzer im Falle der 
El. 2 den Nachweis der Beobachtung der im Verkehr erforderlihen Sorgfalt zum Bmede ber 
Abwendung ber Gefahr durch den Hinweis darauf erbringen kann, daß er auf die Verpflichtung 
des Nugungsberechtigten zur Unterhaltung Bezug nimmt. Allgemein dürfte dies nicht anzunehmen 
fein. Es wird vielmehr auf die Umftände bes einzelnen Falles ankommen und babei einerjeits 
auf die Zuverläffigfeit des Nutzungsberechtigten, andererſeits darauf Rüdficht zu nehmen fein, 
ob der Befiger den Nupungsberechtigten, foweit dies nah den Umftänden als durd bie im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt geboten ericheint, zu der Erfüllung der Unterhaltungspfliht an- 
gehalten Hat (Windſcheid⸗Kipp II 8 459 Bufag 6). 
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8.839. Verletzt ein Beamter vorjäßlich oder fahrläffig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtöpflicht, jo hat er dem Dritten den daraus entftehenden 
Schaden zu erjegen. Fällt dem Beamten nur Fahrläffigkeit zur Laft, jo fann er 
nur dann in Anjpruch genommen werben, wenn der Verlette nicht auf andere 
Weife Erja zu erlangen vermag. 

Verletzt ein Beamter bei dem Urtheil in einer Nechtsfache feine Amtspflicht, 
fo ift er für den daraus entjtehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn 
die Pflichtverlegung mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahren zu ver- 
hängenden öffentlichen Strafe bedroht ift. Auf eine pflichtiwidrige Verweigerung oder 
Verzögerung der Ausübung des Amtes findet diefe Vorjchrift feine Anwendung. 

Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn der Verleßte vorfäglich oder fahrläflig 
unterlaffen hat, den Schaden durch Gebrauch, eines Rechtsmittels abzuwenden. 


4 839. 


€. 18 736 Sf. 1, 3; I1 8 762 vew. 8 824; III 8 823. MP. IE. 28911., 3075ff., 6199, 6203, 8276. SA42f., 
8778, 8789, M. II 6.819. P.1I 3b. 2 6. 658ff.; Bb.6 ©. 2021. D. 6. 651f. KB. &. 1991. 
68. 6. 2855 ff., 3067. 


Nöldede, Die zivilrechtliche Haftung des Richter? nad dem BGB., in Gruch. Bd. 4? 
©. 795ff.; Deltus, Die Haftpflicht ber Beamten, nad Reichsrecht ꝛc. 1901; Delius, Die 
Haftpflicht der Beamten unter Berüdfihtigung der neuen Rechtiprehung, in DIE. 1904 S. 525; 
Briefter, Die zivilrechtliche Haftpflicht des Rechtsanwalts und Notare, 1904; Melg, Die 
Beamtenhaftpflicht nach 8 839 BGB., in Roftoder rechtswiſſenſchaftlichen Studien Bd. 2 Heft 3, 1904: 
Dertmann, Die Haftung der Notare, insbefondere nach bayeriihem Rechte, im Zentralblatt 
f. 366. 1904 ©. 771; Oppenhoff, Verantwortlichkeit der Richter aus 8 839 Abf. 2 BGB. in 
DIE. 1902 ©. 480; Grimm, Die Haftung der nicht richterlihen Beamten wegen Berlegung 
der Amtspflicht, im Arch. f. Poſt und Telegraphie 1901 ©. 2f.; Schneider, Die Haltbarkeit 
des fog. Spruchrichters nach dem BGB. ꝛc., im Acc. f. civ. Pr. Bd. 91 ©. 209; Marcus, 
Haftung des Richters und bed beurkundenden Notars für Schabengerfag, in DIL. 1899 ©. 356; 
Bode, Die Haftung des Beamten der FGG. für Verfhulden, im Zentralbl. Bd. 2 ©. 244; 
Rehm, Der Beamtenbegriff des BGB. und feiner Nebengefege, in Hirt Annalen; Murray 
in DIB. 1906 ©. 760, über Zuwiderhandlungen durch Unterlafjung im Einne des $ 339; 
Sofef, Der Schadenserfagberehtigte bei Amtspflichtverlegungen des Beamten, insbefondere des 
Notars, im Arc. f. civ. Pr. Bd. 98 ©. 426. 

1. Haftung der Beamten. Im Hinblid auf die eigenartige Stellung der Beamten ift es 
für erforberlicy erachtet, befondere Vorjchriften zu geben, melde die Erfagpfliht der Beamten 
für eine Xerlegung ihrer Amtspflicht regeln. Nach den allgemeinen Grundſätzen würde ber 
Beamte haftbar fein, wenn er in Ausübung feines Amtes vorfäglich oder jahrläffig in eine 
fremde Rechtsſphäre widerrechtlich eingreift oder ein ben Schug eines anberen bezwedendes Gefeg 
verlegt. Zweifelhaft aber ann die Frage fein, ob ber Beamte wegen jeber Verlegung einer 
Dienſworſchrift bem dadurch Beſchädigten haftet oder ob er ſich dadurch nur der Dienfibehörde 
gegenüber verantwortlich macht, eine Haftung gegenüber dem Beſchädigten aber dadurch nic! 
begründet wird. Um auf diefem Gebiete Nechtsficherheit und Klarheit zu fchaffen, hat das Geſeß 
beftimmte pofitive Borfchriften gegeben, welche ihr Vorbild im bisherigen Rechte finden, im 
einzelnen aber felbitändig ausgeftaltet find. Das röm. Recht enthält feine allgemeinen Bor- 
ſchriften über die privatrechtlihe Verantwortlichkeit der Beanıten; nur gegen den Richter, welcher 
ein ungerechtes Urteil gefällt bat, wirb der dadurch verlegten Partei unter gewifien Boraus- 
fegungen ein Anſpruch auf Schabenserfag gewährt. Auf den legteren Fall beziehen ſich and 
einzelne ältere deutſche Reichsgeſetze. Gewohnheitsrechtlich ift dann diefe fog. Syndikatsklage im 
gemeinen echte weiter ausgebildet und namentlih aud auf andere Amtshandlungen des 
Richters fowie auf die Tätigkeit der nicht richterlihen Beamten erftredt. Indeſſen gehen die 
Meinungen in verfchtebenen Richtungen auseinander, namentlich darüber, ob der Beamte für 
jebes Verſchulden haftet, und ferner darliber, ob er direkt oder nur fubfidiär haftet. Die neueren 
Lanbesgejege haben zum Teil von befonderen Beftimmungen über die Haftung der Beamten 
ganz abgefehen, zum Teil Haben fie fich mit einigen wenigen die allgemeinen Nechtsfäge er- 
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gängenden Vorſchriſten begnigt, zum Teil haben fie, fo insbeſondere das preuß. ALM. (III, 10 
88 88—91, 127—145), die Materie eingehender geordnet. Für bie Reichsbeamten beftimmt das 
RBG. v. 31. März 1873 8 13, daß jeder Reichsbeamte für die Gefegmäßigfeit feiner amtlichen 
Handlungen verantwortlich iſt. Über die weiteren materiellen Boransfegungen ber Haftung, ins- 
befondere über ben erforderlichen Grad ber Verſchuldung und ben Umfang des Schadenserſatzes 
enthält da8 RBG. aber feine Beitimmungen; inſoweit waren bis bahin die Landesgefeße und 
ift jetzt das BGB. maßgebend. Anlangend die Regelung im BGB., fo fiellte der E. I im 
8 736 Abſ. 1 den Grundfag auf: Ein Beamter, welcher die gegenüber Dritten ihm obliegende 
Amtspfliht ans Vorſatz oder Fabrläffigleit verlegt, tft für den Hieraus einem Dritten ent- 
ftandenen Schaden nad) Maßgabe der allgemeinen Vorfäriften über unerlaubte Handlungen ver- 
antwortlih. Im 8 736 Abſ. 2 war bann eine dem jebigen $ 841 entiprechende Vorfchrift hinzu⸗ 
gefügt und im 8 736 Abf. 3 war beftimmt, daß ein Beamter, welcher bei der ihm obliegenden 
Zeitung ober Entſcheidung einer Rechtsfache feine Amtspflicht verlege, für ben Hieraus ent- 
stehenden Schaden nur dann verantwortlich fe, wenn die Pflichtverlegung mit einer im Wege 
des gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlihen Strafe bebroht fei. Die zweite 
Kommiffion Hat nach eingehender Beratung grundfäglic dem E. I zugeftimmt, aber noch die 
Vorſchriften des (jebigen) Abf. 1 Sap 2 umd des Abſ. 2 Sap 2 binzugefligt. Der Bundesrat 
Hat den von ber zweiten Kommiffion abgelehnten Abſ. 3 zugefept. Ausführliche Beratungen iiber 
ben $ 839 haben, dann noch in der RTK. und im Plenum bes Reichstags ftattgefunden. Zu 
einer erheblichen Änderung ber Regierungsvorlage haben fie aber nicht geführt; e& find nur im 
Abf. 2 Sag 1 die Worte „bei der Leitung oder Entiheidung“ erſetzt durch die Worte „bei dem 
Urteil“ und im Abſ. 3 die Worte „vorfäglic oder fahrläffig” eingeſchoben. 

Der 8 839 ftellt das Prinzip auf (Abſ. 1 Satz 1), daß ein Beamter für die ſchuldhafte 
Verlegung einer Amtspflicht, welche ihm einem Dritten gegenüber obliegt, bem Dritten zu haften 
bat. Die Vorfchrift enthält eine Konſequenz des im 8 823 Abf. 2 ausgeſprochenen Grundfages. 
Das Befondere liegt darin, daß ausdrüdtich feftgeftellt wird, daß eine Dienftuorfchrift, durch welche 
dem Beamten eine Verpflichtung nit nur der Dienftbehörde gegenüber, fondern auch 
gegenüber einem Dritten auferlegt wird, als ein den Schuß biefes Dritten bezwedendes Geſetz 
anzufehen ift fowie daß in Fällen dieſer Art einige befondere die Erſatzpflicht mildernde Vor- 
ſchriften gelten. Feſtgehalten wird ziwar nach dem Borgange bes preuß. ALR. an dem Grund- 
fage bes 8 823, daß der Beamte für jedes Verſchulden haftet. Die abfolute Durchführung bes 
Prinzips würde aber nad) der dem Geſetze zugrunde liegenden Auffafjung nicht mır zu einer 
unbilligen Belaftung namentli der unteren Beamten führen, fonbern aud leicht eine über- 
triebene Ängſtlichken der Beamten hinſichtlich der Vornahme ihrer Amtsgeſchäfte bewirken. Eben- 
falls ım Anſchluß an das preuß. Recht tft deshalb bie Haftung des Beamten infofern gemilbert, 
als er wegen fahrläffiger Pflihtverlegung erft dann foll in Anfpruch genommen werben können, 
wenn ber Beſchädigte nicht auf anbere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag (Abſ. 1 Sap 2). Eine 
abweichende Regelung iſt getroffen für die mit der Entfcheidung einer Rechtsſache betrauten 
Beamten. Die Unabhängigkeit der Gerichte und bie Unbefangenheit ber Richter würden beein- 
trächtigt werden, wenn bie richterlihen Beamten fir jedes Verſehen haftbar gemacht werben 
tönnten. Deshalb ift, in der Hauptſache in Übereinftiimmung mit dem preuß. Rechte, vors 
geſchrieben, daß ein Beamter, welcher bei dem Urteil in einer Rechtsſache feine Amtspflicht ver- 
legt, Hierfür privatrechtlih nur dann verantwortlich fein fol, wenn die Pflichtverlegung mit einer 
im Wege bes gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht ift (Abſ. 2 
Sag 1). Die Beftimmung wird übrigens durch den Zufag eingefchräntt, dab fie auf eine pflicht« 
widrige Verweigerung ober Verzögerung der Ausübung des Umtes feine Anwendung findet 
(Abſ. 2 Sap 2); die Grlinde für die Milderung der Haftung treffen Hier nicht zu. Im Einklange 
mit dem fächl. GB. (88 1506, 1507) ſchließt endlich das Geſetz die Erfagpflicht der Beamten 
fowohl in den Fällen des Abſ. 1 als auch in denen bes Abf. 2 aus, wenn der Beſchädigte es 
vorfäglih oder fahrläffig unterlaffen Hat, den Schaden durd den Gebrauch eines Rechtsmittels 
abzumenden (Abf. 3). Ergänzt wird ber $ 839 durch ben 8 841, welder für gemifje Fälle, 
wenn neben dem Beamten ein Dritter für den Schaden verantwortlich ift, in ihrem Verhältnifſe 
zueinander ben Dritten allein für erfagpflichtig erklärt. 

Neben bem 8 839 findet ber 3 823 Anwendung, wenn ber Beamte, ohne in Ausübung 
feiner amtlichen Befugniffe zu handeln, ein Rechtsgut oder ein Mecht der im 8 823 bezeichneten 
Art verlegt. Nimmt der Beamte aber eine Handlung in Ausübung feines Umtes vor, bie ſich 
nur deshalb als unerlaubte Handlung darftellt, weil eine Werlegung der Amtspfliht vorliegt, jo 
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finden, aud; wenn der Tatbeftand des 3 823 gegeben ift, die befonderen Borfchriften des S 839 
Anwendung. 

2. Beamte im Sinne des $ 839 find nur öffentliche Beamte, nicht PrivatSenmte. Des 
BGB. enthält mehrfach Vorſchriften für Beamte (f. 3. B. 88 411, 570, 1315), es definiert aber 
den Begriff ded Beamten nicht. 

Die Entſcheidung darüber, welche Berfonen Beamte find, muß für Reichsbeamte aus dem 
Öffentlichen Reichsrechte (Reichsbeamtengeſetz v. 31. März 1873 88 1, 156), für Landesbeamte 
aus dem öffentlichen Landesreht entnommen werben. In Zweifelefällen kann ber 8 359 des 
StGB., welcher direft nur für das Strafrecht gilt, einen Anhalt gewähren (vgl. Olshaufen 
Kom. z. SIEB. Erl. zu $ 359; Lindelmann ©. 101). Gleichgültig ift, ob der Beamte 
unmittelbar im Dienfte bes Staated oder im Dienfte einer Gemeinde oder einer fonftigen 
Korporation des öffentlichen Rechtes ſieht. Beamte find insbefondere auch die Gerichtsvollzieher 
(f. Erl. 3). Ob die Notare Beamte find, beftimmt fi nach den Landesgefegen; in ben meinen 
deutfchen Staaten Haben fie dieſen Charakter. Zu beachten ijt, daß der 8 839 nur bie von 
einem Beamten, nicht allgemein die von jemand in Ausübung eines Amtes vor⸗ 
genommenen Handlungen betrifft. Es kann banad z. B. für bie von einem Schiedsricher, 
Schöffen oder Gejhworenen in Ausübung ihres Amtes begangene unerlaubte Handlung nid: 
nad 8 839, fondern nur nad) den 88 823 ff. Erfag verlangt werben. Dasfelbe gift vom den 
Handlungen des Beiftandes einer Ehefrau, des Vormundes, bes Mitgliedes eines Familienrats. 
des Teftamentsvollftreders, obwohl auch das BGB. von ihrem Amte ſpricht (88 1694, 1752, 
1799, 1844, 1854, 1862, 1869, 2197, 2201). 

3. Der Beamte haftet, wenn er die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht 
verlegt. Die Umtspflicht beftimmt ſich nach den Vorſchriften des öffentlichen Rechtes. Sie fanz 
ihrem Inhalte nad) derart fein, da der Beamte nur feiner vorgefehten Behörde gegenüber ver 
pflichtet iſt, fo namentlich bei den internen Dienftanweifungen, fie fann aber auch derart fein 
daß ihm auch Privatperfonen gegenüber eine Pflicht obliegt. Ob letzteres zutrifft, läßt fi mr 
auf Grund des einzelnen Rechtsverhältniſſes entſcheiden. Aus ben Beitimmungen bes Ubi. ? 
geht hervor, daß nad) der Auffafiung des Geſetzes dem Prozeßrichter eine Amtspflicht gegenüber 
den Prozeßparteien obliegt. Soweit die das Verfahren betreffenden Geſetze, insbeſondere die 
CPO. Vorſchriften geben, welche die Interefien dritter Perſonen z. B. der Zeugen, der Sad- 
verftändigen und der Rechtsanwälte betreffen, liegt dem Richter auch biefen Perfonen gegenüber 
die Verpflichtung zur Beobahtung folder Vorſchriften ob. Über Haftung bes Verſteigerungs⸗ 
richters wegen fhuldhafter Nichtbeobachtung ber die Verſteigerung betreffenden Borjchriften 
ſ. Ripr. Bd. 4 ©. 286; Bd.5 ©. 210. Das RE. Bd. 32 ©. 390 geht fogar fomweit, den Bor: 
fitenden des Gerichts dem Juſtizfiskus gegenüber für verantwortlich zu erflären, wenn er anf 
Grund de GBG. 8 177 ſchuldhaft eine unrichtige Verfügung (Hier die Aufhebung eines Schöffen- 
gerichtstermins, durch welde dem Fiskus Koiten verurfacht werben) trifft. Ausbrüdlich ift ferner 
in ben 88 1674, 1848, 1872 beftimmt, daß Bormundfchaftsrichter fowie Mitglieder bes Familien⸗ 
rats den Mündeln und Pflegebefohlenen wegen Verletzung ihrer Pflichten nad Maßgabe des 
8 839 Mbf. 1, 3 Haften. Daß auch dem Grundbuchrichter und den bie freiwillige Gerichtsbarkeit 
augsübenden Beamten Amtspflichten gegenüber den Barteien obliegen, kann nicht bezweifelt werben. 
In betreff der. Haftung des Grundbuchrichters ſ. z. B. RG. Bd. 57 ©. 277, wonach der Grundbuch⸗ 
richter den Beteiligten haftet, wenn er bie Vorſchriften der GBO. 8 17 über die Reihenfolge der 
Eintragung von Unträgen ſchuldhaft verlegt (vgl. au RG. Bd. 60 ©. 392). In betrefi der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit ſ. RG. Bd. 58 ©. 296; Rſpr. Bd. 7 ©. 140, nach welchen ein Beamter 
der freimilligen Gerichtsbarkeit, insbeſondere auch ein @emeindevorfteher der ein Zeitament aufs 
nimmt, wenn dieſes wegen Nichtbeobachtung der gefeglihen Formvorſchriften nichtig ift, denjenigen 
Perſonen haftet, welche durch das Teftament bedacht werben follten (Marcus in DIZ.1899 ©. 356). 

Ein Gerichtsvollzieher haftet allen Beteiligten gegenüber wegen ſchuldhafter Verlezung der 
ihm geſetzlich obliegenden Amtspflichten. Dies wird z. B. anerkannt in NG. Bd. 51 ©. 186, 
wonach ber Gerichtsvollzieher dem Schuldner auf Grund bes 8 839 haftet, wenn er entgegen 
der EBD. 8 818 von ben gepfändeten Sachen mehr verfteigert, al® zur Befriedigung des Gläubigers 
erforderlich ilt; in RG. Bd. 51 ©. 258, wonach der Gerichtsvollzieher nad) $ 839 Haftet, wenn 
bei der Zuftellung einer Klage die auf dem Originale befindliche Beſtimmung bes Termins, auf 
der dem Bellagten zugeftellten beglaubigten Abſchrift fehlt; in RG. Bd. 56 ©. 84, wonach der 
Gerichtövollzieher, der im Wege der Zwangsvollfitedung Geld für ben Gläubiger erhalten hat 
und dieſes unterjchlägt, dem Gläubiger nicht nur auf Grund des zwiſchen ihm und dem Gläubiger 
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beftehenden Bertragöverhältnifies, fondern auch auf Grund des 8 839 wegen Berlegung feiner 
Amtspflicht haftet, woraus dann weiter gefolgert wird, dab in Elfaß-Lothringen nad) A®. zum 
BGB. 8 40 auch der Staat dem Gläubiger Haftet; vgl. auch Ripr. Bd. 4 ©. 58; RG. im Sächſ. Arch. 
Bd. 12 ©. 219 und RG. Bd. 16 ©. 397. Nah RC. in DZ. 1907 ©. 427 ift ein Gerichts- 

- vollzieher deshalb, weil er gepfändete Sachen unter dem Schägungswerte verfteigert, regelmäßig 
nicht zum Schadenserfage verpflichtet. Auch die in der Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher 
gegebenen Vorſchriften können, wenn fie das Interefie dritter Berfonen betreffen, eine Umtspflicht 
des Gerichtsvollziehers gegenüber diefen Perfonen begründen (RG. Bd. 51 ©. 258). 

Nach RG. Bd. 56 ©. 215 Haftet ein Zuchthausbeamter dem Sträflinge nad; 8 839 wegen 
ſchuldhafter Vernachläſſigung ber ihm bei der Urbeit ber Sträflinge obliegenden Auffict. 

Über bie Haftung eines Polizeibeamten wegen Verlegung feiner Amtspflicht gegenüber dem 
dadurch Berlegten ſ. RG. Bd. 51 ©. 327; RG. in Gruch. Bd. 46 ©. 1103; Rſpr. Bd. 4 ©. 58. 

Zweifelhaft ift, ob ein Beamter, ber amtlich eine unrichtige Auskunft gibt, obwohl er bazu 
amtlid nicht verpflichtet war, dem Beteiligten nad) 8 839 haftet. Die Frage dürfte zu verneinen 
fein (Delius in DXZ. 1904 ©. 530; a. U. RG. in BI. f. RAnw. Bd. 67 ©. 140). Nach RE. 
Bd. 62 ©. 351 ift ein Erſatanſpruch gegen den Richter begründet, der den Offenbarungseid abs 
nimmt, oßne daß ber Schuldner ein der CPO. 3 807 entiprehendes ordnungsmäßigeß Vermögens⸗ 
verzeichnis vorgelegt Hat. Nah RG. Bd. 60 ©. 321 ift die Beglaubigung einer Urkunde durch 
einen Schiedsmann, ba fie nit zu feinem amtlichen Wirkungstreife gehört, feine Amtshandlung. 

Daß die Notare, wenn fie als folhe Urkunden aufnehmen oder beglaubigen, zu der Ex 
füllung der ihnen hierbei obliegenden Amtspflichten den Beteiligten gegenüber verpflichtet find und 
biefen daher wegen Berlegung ber Amtspflicht nach 8 839 haften, ift unzmeifelhaft. Beſtritten 
aber ift, ob die Notare, wenn fie einem Beteiligten in Weranlafiung der Aufnahme oder Bes 
glaubigung einer Urkunde Rat ober Auskunft erteilen, auch bieferhalb nach 8 839 Haflen 
ober ob in einem folden Falle nur das zwiſchen ihnen und ben Beteiligten ftattfindende 
Bertragsverhältnis in Betracht fommt. Die Frage dürfte mit NG. Bd. 49 ©. 269; ©. 26 in 
legterem Sinne zu entiheiden fein; ebenfo Rſpr. Bd. 12 ©. 115; Rſpr. Bd. 13 ©. 348; a. U. 
Rſpr. Bd. 7 ©. 473; vgl. auch Dernburg II2 8392 IIt. 

Als allgemeine Regel wird man aufftellen können, daß alle die Amtöpflicht der Beamten 
betreffenden geſetzlichen Borfhriften, melde das Interefje Dritter berühren, im Zweifel als Vor⸗ 
ſchriften aufzufaflen find, dur; welche eine Amtspflicht des Beamten auch gegenüber biejem 
Dritten begründet wird. 

4. Der Beamte haftet, wenn er die Amtspflicht vorfäglich oder fahrläffig verleht (vgl. 
Erl. zu $ 823). Darauf, ob die Entftehung eines Schadens vorauszufehen war, fommt es nicht 
an. Cine Fabrläffigkeit kann nicht Daraus allein gefolgert werben, daß ber Beamte objektiv eine 
geſetzliche Vorſchrift verlegt; e8 muß vielmehr erhellen, daß die Nichtanwendung oder bie un= 
richtige Anwendung der gefeplihen Vorſchrift auf einem nicht entf uldbaren Irrtume beruht. 
Dies kann insbejondere dann nicht angenommen werden, wenn der Beamte geſetzliche Vorfchriften, 
deren Auslegung nicht unzweifelhaft ift, unrichtig außlegt (RE. Bd. 59 ©. 381). Über die Frage, 
ob eine Fahrläffigleit des Michterd der freimilligen Gerichtsbarkeit vorliegt, wenn ber Text bes 
Protokolls nicht den amtierenden Richter bezeichnet, |. RG. in SeuffA. Bd. 61 ©. 316 Nr. 175. Die 
unrichtige Beglaubigung einer Duittung begründet eine Haftung des beglaubigenden Beamten nicht, 
wenn dieſer bei der Prüfung der Identität des Unterzeichner der Duittung die erforberlihe 
Sorgfalt angewendet hat (Mipr. Bd. 14 ©. 53). 

Wegen Verlegung der Amtspflicht kann nur der Dritte, dem gegenüber der Beamte ver- 
pflichtet war, einen Erſatzanſpruch geltend machen. Na dem E. I follte der Beamte für allen 
dur feine Pflichiverlegung entitandenen Schaden einftehen alſo auch bem nur mittelbar 
Geſchädigten Haften. Die zweite Kommiffion hat entfprechend den zu $ 823 gefaßten Beſchlüſſen 
(vgl. Erl. V zu 8 823) die Haftung in der angegebenen Weiſe eingeſchränkt. Die Haftung ber 
Beamten für die von ihnen angenommenen Stellvertreter und Behilfen beftimmt fi nad $ 831; 
unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nad) welchen die Beamten in weiterem Um⸗ 
fange haften (EG. Art. 78). 

5. Fällt dem Beamten unr Yahrläffigleit zur Loft, fo haftet er nur ſubſidiär für den 
Fall, baf der Verletzte nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag (Abſ. 1 Sa 2). Es 
macht feinen Unterichted, ob überhaupt fein anderer zum Erſatze verpflichtet ift ober ob ber 
Berlegte keinen Erjag zu erlangen vermag, weil der an ſich Erſatzpflichtige zahlungsunfähig ift. 
Die Beweislaft anlangend, jo beftimmt der Sag 2 eine Ausnahme von der Regel bed Satz 1 
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für den Fall, daß dem Beamten nur Fahrläſſigkeit zur Laft fällt. Die Vorausſetzung dieier 
Ausnahme, alfo dab dem Beamten nur Fahrläſſigkeit zur Laft fällt, Hat erforberlihen Falles 
der Beamte zu beweifen. Dem Verletzten liegt bann der Beweis ob, daß er auf andere Weile 
Erfag nicht zu erlangen vermöge. Wenn EndemannI $ 179 Anm. 7 annimmt, daß der 
Beamte zunächft ben in conereto Haftenden Dritten zu bezeichnen babe und banm erit ber 
Berlegte beweiſen müfle (vgl. aud Lindelmann ©. 101), fo dürfte ſich dieſes meber durch der 
Bortlaut des Sag 2 noch durd) allgemeine Beweisgrundfäge rechtfertigen lafien. Im RE. Bd. 51 
©. 186 wird bie Frage der Beweislaſt unentichteden gelafien, baneben aber mohl mit Recht aus 
genommen, daß die Beſtimmung des Abf. 1 Satz 2 außer Betracht bleibe, wenn die Ber 
Handlungen keine Andeutung geben, daß ein Dritter vorhanden fei, von welchem der Berlepte 
Erfag verlangen könne. 

Dem Beamten kommt die Borfchrift des Abſ. 1 Satz 2 aud dann zuflatten, wenn ber 
Gefchädigte einen Anfpruch gegen einen Dritten hat, dieſen aber durch feine Schuld verloren har 
In Rſpr. 8d.12 ©. 117 wird mit Rüdficht Hierauf erfannt, daß der Anſpruch gegen einen Boi- 
beamten wegen pflichtwidriger Auszahlung wegfalle, wenn der bem @ejhädigten gegen bem Poh- 
fiskus zuftehende Anſpruch durch feine Schuld verjährt fei. 

Sind mehrere Beamte kauſal für den Schaden verantwortlich, jo kann ber Auſpruch des 
Verlegten gegen ben einen berfelben nicht deshalb abgewiefen werben, weil er einen Anſpruch 
gegen den anderen habe. Der Abf. 1 Sag 2 findet alfo infoweit keine Anwendung; vielmehr 
haften die mehreren Berpflichteten nach 8 840 Abf. 1 als Geſamtſchuldner (RE. Bd. 51 ©. 2581. 

. Einjhräntung der Haftung bei Urteilen. Die im Ubi. 1 feftgefegte Haftung wird im 
Abf. 2 eingefchränkt fiir Beamte, welche bei dem Urteil in einer Rechtsſache ihre Amtspflicht verlegt 
haben. Zu benten ift dabei zunächſt an die eigentlichen richterlichen Beamten. Die Vorſchrift 
gilt aber au für alle anderen Beamten, welche, gleichviel ob im Hauptamt oder im Rebenamte, 
bei der Abgabe eines Urteils mitzumirten haben. Es macht ferner keinen Unterſchied, ob es fih 
um eine privatrehtliche oder um eine öffentlichredtliche Angelegenheit Handelt, ob das Urteil von 
einem ordentlichen ober einem befonderen Gerichte gefällt ift. Die Ausnahmebeflimmung des 
Abf. 2 greift aber nur Pla, wenn eine Pflichtverlegung bei einem Urteile vorgelommen ift. Die 
Beſchränkung auf ein Urteil ift ext im Meichstage bei der dritten Leſung beichlofien, währen 
nad den Beſchlüſſen ber zweiten Kommiſſion fowie der RTK. die Beitimmung fih auf alle 
richterlichen Entiheidungen erftreden follte. Ob ein Urteil vorliegt, beſtimmt ſich nach ben Prozeß ⸗ 
geſetzen. Gegen die Beſchränkung auf Urteile im technifch progeffualiihen Sinne fprechen freilich 
fachlich erhebliche Bedenken. Diefelben Gründe, welche für die fragliche Beichräntung bei Urteilen 
ſprechen, dürften auch für andere vichterliche Entfheidungen von Rechtsfragen, insbeſondere für 
ſolche Beichlüffe fprechen, die mit dem Mechtsmittel ber Beſchwerde angefochten werben können. 
Bon vielen Schriftitellern wird deshalb eine ausbehnende Auslegung ber fraglichen Borfchrift im 
der angegebenen Richtung verteidigt (f. 3.8. Dernburg II 28392 III; Endemann I 8 02 
Anm. 5; Delius in DIE. 1904 ©. 531; Oppenhoff ©. 480), Dem Haren Wortlaute der 
fraglichen Vorſchrift und der Entfiehungsgefchichte derfelben gegenüber dürfte eine folde Ans- 
legung aber unzuläffig fein. Die Anderung des in dem E. III enthaltenen Ausdruds „Eni- 
ſcheidung“ in das Wort „Urteil“ läßt keine andere Deutung zu als dab nur Urteile im technijch 
progeffualifchen Sinne getroffen werden follten (ebenjo Ripr. Bd. 4 ©. 286; RG. Bd. 62 ©. 367, 
wo noch beſonders hervorgehoben mwird, daß bie fraglie Vorſchrift auf einen Haftbefehl keine 
Anwendung findet; Enneccerus I $ 365, 2). Hinfichtlich der Entfceidungen, welche nicht Urteile 
find fowie hinſichtlich der Beſchlüſſe und Verfügungen, welche die Leitung bes Verfahrens beireffen, 
bewendet es bei ben allgemeinen Befttmmungen des Ubf. 1. Auf eine pflichtwidrige Verweigerung 
oder Verzögerung ber Ausübung bes Amtes ſoll die Vorſchrift des Abſ. 2 Sag 1 auch dann keine 
Anwendung finden, wenn es fih um ein Urteil handelt. Liegen die Borausfegungen des Abi. 2 
vor, fo haftet ber Beamte nur, wenn die Pflihtverlegung mit einer im Wege des gerichiliden 
Strafverfaßrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht iſt. Dies trifft zu bei Beſtechung 
(StGB. 8 334) und vorfägliher Beugung bes Rechtes (StGB. 3 336). 

7. Eigenes Verſchulden des Berlegten bei der Entitehung bes Schadens würde bereits 
uach der allgemeinen Borfchrift bes 8 254 zu berüdfichtigen fein. Indeſſen würde e8 nad) z 254 
im Ermeſſen bes Richters ftehen, welche Bedeutung dem Umftaude beizulegen jet, da der Ver⸗ 
legte unterlaſſen Hat, ein Rechtsmittel einzulegen. Der Abf. 3 geht hierüber hinaus, indem er 
beittmmt, daß die Erfagpflicht des Beamten überhaupt wicht eintreten fol, wenn ber Verletzte 
vorfäglih oder fahrläffig unterlafien Hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels ab⸗ 
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8. 840. Sind für den aus einer unerlaubten Handlung entftehenden Schaden 
Mehrere neben einander verantwortlich, jo Haften fie, vorbehaltlich der Vorſchrift 
des 8. 835 Abf. 3, ald Geſammtſchuldner. 

ft neben demjenigen, welcher nach den 88. 831, 832 zum Erſatze des von 
einem Anderen verurjachten Schadens verpflichtet ift, auch der Andere für den 
Schaden verantwortlich, fo ift in ihrem Werhältniffe zu einander der Andere 
allein, im alle des 8. 829 der Auffichtspflichtige allein verpflichtet. 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den 88. 833 bis 838 zum Erſatze bes 
Schadens verpflichtet ift, ein Dritter für den Schaden verantwortlich, fo ift in 
ihrem Verhältniffe zu einander der Dritte allein verpflichtet. 


zuwenden. Was unter einem Rechtsmittel zu verftehen ift und ob ein Rechtsmittel zuläffig war, 
beftimmt ſich nad den Prozeßgeſetzen. Borausfegung fir die Anwendung bes Abſ. 3 ift, daß ber 
Schaden durd ein Mechtömittel abgewendet werben konnte. Erforberlich ift ferner, daß der Ver⸗ 
legte vorfäglich oder fahrläffig es unterlafien hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechts⸗ 
mittel8 abzuwenden. Die Vorfchrift findet alfo keine Anwendung, wenn ber Verlegte nad den 
Umftänden des Falles ohne Sahrläffigkeit annehmen burfte, daß der Gebrauch des Rechtsmittels 
keinen Erfolg Haben werde. 

8. Iſt die Pflichtverlezung von einer Kollegialbehörde ausgegangen, fo haften nur bie 
ſchuldigen Mitglieder des Kollegiums (vgl. Nöldede ©. 825ff.). 

9. Mehrere Erſatzpflichtige haften nach 8 840 als Geſamtſchuldner. Wegen des Berhälts 
niffes zu einem Dritten, welcher ben Schaden mit verfchuldet hat, ſ. 8 841. 

10. Eine Haftung des Staates für den Schaden, den Dritte durch die Verlegung ber 
Amtspflit eined Beamten erlitten haben, findet veihsrechtlih nur bet Grundbuchbeamten ftatt. 
Verlegt ein folcher vorfäglih oder fahrläffig die ihm obliegende Amtspflicht, fo trifft den Bes 
teiligten gegemüber die im $ 839 beftimmte Verantwortlichteit an Stelle bes Beamten ben Staat 
oder bie Körperfhaft, in deren Dienft der Beamte ſteht. Das Recht des Staates oder ber 
Körperihaft, von dem Beamten Erfag zu verlangen, bleibt unberührt (EBD. 8 12). Im Übrigen 
bleiben nad; EG. Urt. 77 unberührt die Iandesgefeglichen Borjchriften iiber Haftung des Staates, 
der Gemeinden und anderer Kommunalverbände (Brovinziale, Kreis, Amtsverbände) für den von 
ihren Beamten in Ausübung ber biefen anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden 
fowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche das Recht bes Beichädigten, von bem Beamten 
den Erſat eines folhen Schadens zu verlangen, inſoweit ausſchließen, als ber Staat oder 
der Kommunalverband haftet. 

Soweit ein Beamter den Staat als Subjelt von Privatrechten (ald Fiskus) zu vertreten 
bat, beftimmt ſich die Haftung des Stantes nad) BGB. 88 89, 31. 

11. Unberüßrt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die zur amtlichen 
Seftftellung be3 Wertes von Grundftüden beftellten Sachverſtändigen für den aus einer Ber 
legung ihrer Berufspflicht entftandenen Schaden in weiterem Umfang als nad) dem BGB. haften 
(ES. Art. 79). 

$ 840. 
€. 188 7131. 736 Wbf. 2; II 8 764 ven. 8 826; III 8825. P.I ©. 1008f., 1018f., 2891f., 3075fl., 3556, 
3560, 8275f., 8442 fi., 87781., 8789; M. II —— ar ®.I1 88.2 6. 6051., 646ff., 6511., 657, 663, 

1. Verhältnis mehrerer Erſatzyflichtiger gegenüber dem Verlezten. Im Intereſſe bes 
Berlegten beitimmt das Geſetz, dab, wenn mehrere, für den aus einer unerlaubten Handlung 
entftehenden Schaden verantwortlich find, fie dem Berlegten als Geſamtſchuldner Haften follen. 
Die Vorausjegung, dab mehrere nebeneinander verantwortlih find, trifft in einer Reihe ver⸗ 
ſchiedener Fälle zu. In Betracht kommen babei insbeſondere bie Borichriften der 38 830-834, 
836—838. Im Falle des 8 833 haften mehrere bie das Tier alten, als Gefamtfchuldner 
(f. Erl. 7 zu 8 833); ebenfo im alle des 8 835 mehrere Jagdberechtigte vorbehaltlich der Aus⸗ 
nahmevorſchrift des 5 835 Abf. 3; ferner im alle der 88 836, 837 mehrere die das betreffende 
Gebände gemeinschaftlich befigen. Daneben kann in den Fällen des 3 833 neben dem Tierhalter” 
der Auffichtöpflichtige nach 8 834, in ben Fällen ber 88 836, 837 der nad $ 838 Auffichte- 
pflichtige als Geſamtſchuldner Haften. In allen Füllen biefer Art kann zugleich die Haftung 
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eines anderen auf Grund der 88 823, 830 begründet fein. Unter der Haftung aus unerlaubter 
Handlung tim Sinne bes Abſ. 1 ift auch bie Haftung des Betriebsunternehmers einer Eiſenbahn 
auf Grund des Haftpflichtgefeges & 1 mit zu verſtehen. Iſt alſo z. ®. ein Schaden durch ben 
Bufammenftoß der Wagen von zwei Straßenbahnen Herbeigeführt, fo haftet dem Verlegten ber 
Betriebsunternehmer jeder dieſer Bahnen als Gefamtfhuldner (RG. in DIL. 1905 ©. 8131 
Wichtiger noch iſt, daß, wenn für einen Schaden fowohl der Betriebsunternehmer einer Eifen- 
bahn auf Grund des 8 1 des Haftpflichtgefeged als auch eim Dritter etiva auf Grund der 88 823, 
830 oder auf Grund des 8 833 verantwortlich iſt, eine gefamtfchuldnerifche Haftung aller Ber 
pflichteten eintritt (M®. Bd. 53 ©. 114; Bd. 58 ©. 335; Bd. 60 ©. 300). 

2. Verhältnis mehrerer Erfagpflichtiger untereinander. Haften mehrere als Gefamt- 
ſchuldner, fo find fie nad) der allgemeinen Regel bes $ 426 im Verhältnifie zueinander zu gleichen 
Anteilen verpflichtet. Won diefer Regel gelten aber folgende Ausnahmen, durch welde übrigens 
die 88 421—425 nicht berührt werben. 

a) Wenn jemand nad) Maßgabe der 88 831, 832 fir die widerrechtlichen — 
eines anderen einzuſtehen hat, fo ſoll in ihrem Verhältniſſe zueinander der andere als ber 
eigentliche Täter allein haften (Abſ. 2). 

b) Iſt neben einem Deliktsunfähigen, der nad) Maßgabe bes 8 829 dem Berlepten haftet, 
aud ein Auffihtspflichtiger nad) 8 832 verantwortlich, fo haftet im Verhältniſſe zwifden biefem 
der Auffichtspflichtige allein (Abſ. 2). 

ec) Iſt neben demjenigen, welcher nad; den 88 833—838 zum Erfah eined Schadens ver⸗ 
pflichtet iſt, auch ein Dritter für biefen Schaben verantwortlich, fo Baftet in dem Berhältnis 
unter den Verpflichteten der Dritte allein. Iſt alfo 3. B. jemand von einem Hunde gebiffen und 
und ift dies dadurch verurfadt, dab ein Dritter den Hund auf den Gebiſſenen gehegt Bat, jo 
haften dem Berlegten ſowohl diefer Dritte als auch derjenige, welcher den Hund Hält, in dem Ber- 
hältnis unter den letzteren aber ber Dritte allein. Ebenfo haftet, wenn in ben Fällen ber 
$8 836, 837 ber Baumeiſter, welcher das Gebäude errichtet hat, für ben durch den Einfturz des 
felben entftandenen Schaden verantwortlich ift, neben bem nad) 88 836, 837 Erfaßpflihtigen aud 
ber Baumeifter als Gefamtfchuldner, in dem Verhältnis unter den letztgedachten aber ber Bau⸗ 
meifter allein. 

Der Abf. 3 enthält eine finguläre Vorſchrift, die nur für die Fälle der 88 833—838 gilt. 
Eine Ausdehnung auf andere Fülle einer fog. Gefährdungshaftung, indbefonbere auf den Fall 
des 8 1 des Haftpflichtgefeßes ift nicht zuläffig. Der nach ber letztgedachten Borfchrift neben 
einer nach den 88 833—838 verantwortlichen Berfon Haftende ift vielmehr im Sinne des Abf. 3 
ein Dritter und haftet daher in dem Verhältniffe zu ben nad 88 833—838 verantwortlichen 
Berfonen allein (RG. Bd. 58 ©. 335). So ift 3. B., wenn Pferde infolge des durch eine 
Eifenbahn gemachten &eräufches durcgegangen find und dabei einen Schaden verurfacht Haben, 
in dem Verhältniffe zwiſchen bem Betriebsunternehmer der Eiſenbahn und dem Halter der Pferde 
der erftere allein für den Schaden verantwortlich). 

d) Im Verhältnifie mehrerer Erfagpflichtiger untereinander kann ſich aud, wie burd die 
Worte „foweit nicht ein anderes beftimmt ift“ in dem & 426 hervorgehoben wird, aus bem 
zwifchen ihnen beftehenden befonderen Verhältnis eine von der Megel des 8 426 abweichende 
Verteilung der Erfappflicht ergeben. So wird in den fällen der 83 831 Abi. 2, 832 Abf. 2, 
834, 838 derjenige, welcher vertragsmäßig die Anfficht, Leitung oder Unterhaltung übernommen 
Bat, regelmäßig auf Grund bed Vertrags für ben durch eine Verlegung feiner Auffichtapflicht 
entftandenen Schaden dem anderen Teile aufzulommen haben. Der Nießbraucher eines Gebänbes, 
welcher im Falle des Einfturzes desſelben neben dem Eigenbeſitzer nad $ 838 dem Berlepten 
haftet (f. Erl. 2 zu $ 838), ift nach 8 1042 verpflichtet, dem Eigentümer Anzeige zu madjen, 
wenn eine Vorkehrung erforderlich tft, um eine micht vorhergefehene Gefahr abzuwenden. Verletzt 
er dieſe Verpflichtung ſchuldhaft, fo ift er dem Eigentümer zum Schabenderfage verpflichtet. Er 
ift daher, wenn infolge ber Unterlaffung der Vorkehrung das Gebäude einftürzt und dadurch ein 
Schaben der im $ 836 bezeichneten Art eintritt, für den er und ber Eigentümer, wenn biefer 
Eigenbefiger ift, dem Berlegten als Geſamtſchuldner haften, in dem Verhältniffe zu bem Eigen» 
befiger für biefen Schaden allein verantwortlich. Der Mieter eines Gebäudes haftet nach $ 838 
im Fall edes Einſturzes des Gebäubes den Verlegten nur, wenn er die Auffichtspflict über- 
nommen hat. Er fanır aber auch, wenn er die Aufſichtspflicht nicht übernommen bat, bem in ſolchem 
Falle allein haftenden Eigenbefiger gegenüber zum Schadenserſatze verpflichtet fein, wenn er die ihm 
nad) 8 545 obliegende Anzeigepflicht ſchuldhaft verlegt Kat. Halten mehrere ein Tier ober, befipen 
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8. 841. It ein Beamter, der vermöge feiner Amtspflicht einen Anderen 
zur Gejchäftsführung für einen Dritten zu beftellen oder eine folche Geichäfts- 
führung zu beauffichtigen ober durch Genehmigung von Nechtögefchäften bei ihr 
mitzuiwirfen Hat, wegen Verletzung diefer Pflichten neben dem Anderen für den 
von dieſem verurfachten Schaden verantwortlich, fo ijt in ihrem Verhältniſſe zu 
einander der Andere allein verpflichtet. 


8. 842. Die Verpflichtung zum Schadenserfage wegen einer gegen die Berfon 
gerichteten unerlaubten Handlung erftredt ſich auf die Nachtheile, welche die Hand- 
fung für den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt. ; 


mehrere zufammen ein Gebäude, jo werben fie für dem durch dad Tier oder durch den Einfturz 
des Gebäudes verurfadgten Schaben untereinander regelmäßig nur nad) dem Verhältnis ihrer 
Anteile, nicht zu gleichen Teilen zu Haften haben. 

8. Über den Umfang der zwiſchen mehreren Schuldnern beftehenden Ausgleichnugspflicht 
und über die Art und Weife, In welcher diefelbe geltend zu machen ift, |. Exl. 1 zu 8 426. Die 
Anwendung des 8 426 wird, wenn bie Betriebunternehmer verfchiedener Eifenbahnen dem Vers 
legten nach $ 1 bes Haftpflichtgefeges haften, nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ber eine der 
Betrtebsunternehmer dem Berlegten aud auf Grund eined Vertragsverhältnifies haftet (RG. 
Bd. 61 ©. 56). 

4. Der im Abf. 2 aufgeftellte Grundſatz ift im $ 841 anf einige Fälle des 8889 erftredt 
worden. Eine entſprechende Vorſchrift fit auch im $ 1833 für den Vormund gegeben. 

5. Die Vorſchrift des 8 840 Abf. 2 findet im Geſinderecht Anwendung derart, daß fie 
durch die Landesgefeggebung nicht ausgefchlofien werden kann (EG. Art. 95 Abf. 2). 


8 81. 
6.118 763 veu. 8 825; III 8 824. P. II 38.2 6.659, 663, 8421. RB. ©. 1995. 

1. Reben dem nach $ 839 für einen Schaden verantwortlichen Beamten laun auch ein 
anderer für denfelben Schaden verantwortitä fein. Beide haften dann nad 8 840 Abf. 1 
dem Beichädigten al3 Geſamiſchuldner. In dem Verhältnis unter ihnen haften beide nad) 8 426 
regelmäßig zu gleichen Teilen. Bon biefer Regel macht der $ 841 für den dort bezeichneten Fall 
eine ähnliche Ausnahme, wie in den im $ 840 Abſ. 2, 3 für bie bort beſtimmten Fälle gemacht ift. 

2. Boransiekung ber im 5 841 von ber Regel bes 8 426 gemachten Ausnahme ift: 

a) daß ein Beamter vermöge feiner Amtspflicht einen anderen zur Gejhäftsführung für 
einen Dritten zu beftellen oder eine ſolche Geſchäfisführung zu beauffihtigen oder durch Ges 
nehmigung von Rechtsgeſchäften bei ihr mitzuwirken Kat. Ein Verhältnis diefer Art findet ins⸗ 
befondere ftatt bei dem Wormundidaftsrichter gegenüber dem Inhaber der elterlichen Gewalt, 
dem Beiftande ber Mutter, wenn biefe bie elterlihe Gewalt Kat, bem Bormunde, dem Gegen- 
vormunde und dem Pfleger, bei dem Nachlaßrichter gegenüber dem Nachlaßpfleger und bei bem 
Konkursrichter gegenüber dem Konkursverwalter; 

b) daß ber andere für einen von ihm verurſachten Schaden verantwortlich iſt; 

©) daß der Beamte wegen Verlegung ber ihm nad) a obliegenden Amtspflicht fiir denfelben 
Schaben verantwortlich iſt. Diefe Borausfegung trifft auch zu, wenn der Beamte, weil ihm nur 
Sahrläffigkeit zur Laft fällt, nad 8 839 Abf. 1 Sag 2 nur fubfibiär für den Fall haftet, dab 
er von dem anderen nicht Schabenderfag verlangen kann, weil dieſer zahlungsunfähig fit; dem 
der Beamte haftet auch in diefem Falle, obwohl nur fubfibiär, neben dem anderen ald Gefamt- 
ſchuldner. 

3. Liegen bie in der Erl. 2 bezeichneten Borausfegungen vor, fo haftet in dem Verhältniſſe 
zwiſchen dem Beamten und bem anderen nur der letziere. über die dem Beamten infolge 
dieſes Grundfages zuftehenden Rechte |. Erl. 1 zu 8 426. 


$ 842. 
€ 118 765 veu. 8 827; TII 8 826. ®. II 80.2 6.6351. 


Weinrich, Die Haftpflicht wegen Körperverlegung und Tötung eines Menfchen nad den 
im Deutfchen Reihe geltenden Rechten, 1902. 
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1. Der $ 842 enthält eine Vorſchrift Über den Umfang der Erſatzpflicht bei unerlaubten 
Handlungen gegen bie Perfon. Bei der Buße, welche in den Fällen ber verleumderiſchen Be 
leidigung und ber üblen Nachrede dem Beleidigten zuerfannt werben ann, find nad Etr@8. 
& 188 aud) die nachteiligen Folgen zu berüdfichtigen, welche bie Beleidigung für ben Erwert 
oder das Fortlommen des Beleidigten mit fi bringt. Der 8 842 überträgt biefen Gedanien 
auf den privatrechtlihen Erſatzanſpruch, verallgemeinert ihn aber gleichzeitig in ber Weiſe. das 
bei jeber gegen bie Berfon gerichteten unerlaubten Handlung bie Berpflihtung zum Schadens- 
erfage ſich auch erftreden foll auf die Nachteile, welche die Handlung für den Erwerb oder das 
Foritkommen des Verlegten mit ſich bringt. Die Vorſchrift ift von der zweiten Kommiffion ein- 
geftellt. Der €. I Hatte eine befondere Vorſchrift für entbehrlich gehalten, da bie im & 2 
(jeft $ 287) ber EBD. dem Richter beigelegte Befugnis, nad) freier Überzeugung zu entſcheiden, 
ob ein Schaden entitanden fei und wie hoch ſich ber Schaben belaufe, genlgende Gewähr bir, 
daß der Verletzte ftets zu der gebührenden Entſchädigung gelange (M. II ©. 751). Die zweite 
Kommiffion hat aber, um Zweifel abzuſchneiden und den Verlegten fiher zu flellen, eime ans 
drücliche Vorſchrift für mwünfchenswert erachtet. Aus ber Aufnahme dieſer bejonderen Vorjchrift 
darf aber nicht geſchloſſen werben, daß ein gleicher Auſpruch bei unerlaubten Handlungen, die 
nicht gegen die Perfon gerichtet find, immer ausgefchlofien fei. Der 8 842 enthält ſachlich eine 
Konfequenz der allgemeinen für dem Schadenserfag geltenden Grundſätze. Wird durch eine ın- 
erlaubte Handlung, die nicht gegen die Perfon gerichtet ift, 3. ®. durch die Zerftörung einer von 
dem Verletzten Tonfiruierten Mafchine ein Nachteil für den Erwerb oder das Fortlommen des 
Verlegten herbeigeführt, fo ift auch in einem folden Falle für diefen Nachteil nad Maßgabe der 
allgemeinen Grundſätze Erſatz zu leiften (Dernburg II 8 388 II1). 

2. Eine gegen die Perjon gerichtete unerlaubte Handinug liegt nicht nur ver bei Ber- 
legungen bes Körpers, der Geſundheit ober der Freiheit, fonbern bei allen unerlaubten Handlungen, 
durch welche die Perfönlichkeit als ſolche verlegt wird. Es fallen darunter aljo namentlich and 
die Verlegungen ber Ehre, ſoweit hierdurch nad) $ 823 Abſ. 2 eine Schadenserſatzpflicht begründet 
wird, ferner die Schädigung durch üble Nachrede im Falle bes $ 824, ferner bie Verführung einer 
Srauensperfon nad Maßgabe des 8 825 fowie bie Verbrechen und Vergehen gegen die Sittlichkein 
Aud die Verlegung des Namenrehts ($ 12) fällt unter $ 842. Er findet auch Anwendung, 
wenn in ben fällen ber 88 833, 834, 836—838 eine Perfon verlegt ift. Liber Anwendung bes 
8 842 bei unfittlihen Handlungen gegen ein Kind f. Rſpr. Bd. 12 ©. 119; Bd. 14 ©. 55. 

Borausjegung der Anwendbarkeit des 8 842 ift immer, daß eine unerlaubte Handlung 
vorliegt. Er findet daher menigftens bireft feine Anwendung bei Verlegung vertragsmäßiger 
Verpflichtungen (P. II ®b. 2 ©. 637; Staudinger Erl. 1 zu 8 842; zweifelnd von Thur in 
DIEB. 1901 ©. 426). 

Auf die Verpflichtung zum Schadenserſatz auf Grund bed Haftpflichtgejeßes findet der 
8 842 feine Anwendung. Im allgemeinen wird zwar unter ber Haftung aus unerlaubter 
Handlung au die Haftung auf Grumd des Haftpflichtgefeges mitverftanden (ſ. Exl. 1 zu $ 840). 
Der Umfang und die Art des Schabenserfages wirb aber in ben 88 3, 3a, 7 bes Haftpflidht- 
gefeges in der Faſſung des EG. Art. 42 erichöpfend geregelt. Es wird darin die Verminderung 
der Erwerbstätigfeit berüdfichtigt, der 8 842 bes BGB. aber unter den für anwendbar erklärten 
Vorſchriften des BGB. nicht mit allegiert. Seine Anwendbarkeit muß daher als durch die für 
den Bereich bes Haftpflihtgefeges erfolgte fpezielle Megelung audgeichlofien angefehen werben 
(RS. Bd. 57 ©. 55). 

3. Die Nachteile, welche die gegen die Perſon geriätete Handlung für ben Erwerb sber 
das Fortlommen bed Berlekten herbeiführt, können verfchiedener Art fein. In Betracht kommt 
insbefondere, daß die Erwerbsfähigkeit des Verletzten aufgehoben ober gemindert if oder daß er 
eine Ermwerböftellung verliert ober daß die Ausficht, eine ſolche zu erlangen, infolge feiner Ber: 
unflaltung oder der Echädigung feine® guten Rufes beeinträchtigt ift. Bei Frauen kommt and 
die Minderung ber Ausfict, fi zu verheiraten in Betracht. Soweit ein Schaden ſchon ein- 
getreten ift, würde er bereit nach den allgemeinen Regeln zu erſetzen fein. Die praktiſche Bes 
deutung ber Vorfchrift liegt hauptſächlich darin, daß fie den Michter anweiſt, auch einen Schaden 
zu berüdfichtigen, der zwar jegt noch nicht eingetreten ift und noch nicht ziffernmäßig nachgewieſen 
werden kann, der aber nach menſchlicher Wahrſcheinlichkeit in der Zukunft eintreten wird oder 
eintreten kann. Ob ein folder Schaden entftanden iſt und wie hoch fidh der Schaden befäuft, 
bat das Gericht nad CPO. 8 287 unter Wilrdigung aler Umftände nad freiem Ermefien zu 
entſcheiden. Dabei ift zu beachten, daß es ſich bei 8 842 nur um den Erfag de materiellen 
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8. 843. Wird in Folge einer Berlegung des Körpers oder der Gejundheit 
die Erwerbsfähigfeit des Verlegten aufgehoben oder gemindert oder tritt eine 
Vermehrung feiner Bedürfniſſe ein, jo ift dem Verlegten durch Entrichtung einer 
Geldrente Schadenserſatz zu leiften. 

Auf die Rente finden die Vorfchriften des $. 760 Anwendung. Ob, in 
welcher Art und für welchen Betrag der Grftpihige Sicherheit zu leiften hat, 
beftimmt fich nad) den Umftänden. 

Statt der Rente fann der Verlegte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Der Anfpruch wird nicht dadurch ausgefchloffen, daß ein Anderer dem Ver— 
legten Unterhalt zu gewähren hat. 


Vermögensſchadens Handelt; ob und wieweit für immateriellen Schaben Erfag zu letiten tft, be 
ftimmt fi nad 8 847. 

Auch ein Kind, das noch nicht erwerbsfähig ift, kann einen Auſpruch auf Grund des 8 842 
erheben (OLG. Colmar im Recht 1904 ©. 529). Einer verheirateten Frau fteht wegen Ber» 
minderung ihrer Erwerbsfähigkeit Infolge ihrer Berlegung ein Unfpruch gegen den Verleger nicht 
zu, wenn ihre Erwerbstätigkeit fi auf die Hilfe im Haufe und Geſchäfte des Mannes beichräntt. 
In ſolchem Falle fteht dem Manne ein Anſpruch nad $ 845 zu (RS. Bd. 63 &. 19). Ein 
felbftändiger Unfpruch fteht ber Ehefrau nur infoweit zu, als der von ihr erlittene Schaden nicht 
durch den dem Manne zu leiſtende Erſatz gededt wird (RG. Bd. 47 ©. 84; RG. in IM. 
1905 ©. 341). 

4. Der 5 34 Abſ. 2 kann auch in bem alle bes z 842 zur Auwendung kommen. Dies 
wird in RG. Bd. 60 ©. 147 für den Fall anertannt, daß derjenige, welcher einen Erſatzanſpruch 
wegen einer Nervenkrankheit hat, an welcher er infolge einer Verlegung leidet, ſich weigert, auf 
Verlangen des Erſatzpflichtigen in eine Nervenheilanftalt zur Heilung zu gehen, obwohl dies nach 
ärztlichem Gutachten alt das geeignetite Mittel zur Heilung anzufehen ift und ber Erfagpflichtige 
fi zur Veftreitung ber Koften erbietet. Die Weigerung bes Verlegten hat zugleich eine Um- 
tehrung der Beweislaſt infofern zur Folge, als der Erſatzpflichtige nun nicht zu beweifen braucht, 
daß der Berlegte, wenn er in die Nervenheilanftalt gegangen wäre, geheilt ober gebefiert worden 
wäre, fondern ber Verlegte den Beweis führen muß, daß bie Kur ohne Erfolg geweſen fein 
würde. Diefe Umkehrung ber Beweislaft ift anzunehmen, weil ber Verlegte durch fein Ver⸗ 
ſchulden dem Erfagpflichtigen durch feine ſchuldhafte Weigerung die Möglichteit ber Bemweisführung 
abgefchnitten bat. 

Die Art und Weiſe, wie ber Schaben zu erfegen ift, richtet ſich nach den allgemeinen 
Vorſchriften der 88 249ff.; für einen Teil ber in Betracht kommenden Fälle gibt der 5 843 
Sonderborfäriften. 

5. Die Vorſchriften der 88 842—846 finden entiprechende Anwendung in den Füllen bed 
8 618 Abf. 3. 

8 848. 


€, 18 724 nf. 1,2, 5, 7, 8, 8 726; 11 8 766 vew. 8 828; 1118 827. BI N 56 2829 ff. 
2837, 3556, 3560, 6153, 6164, ker Ar in 118771, 11894 1.5 Taf. 


1. Der 8 843 enthält Vorſchriften über den Erfag des Schadens für deu Fall, daß in- 
folge einer Verlegung des Körpers oder ber Geſundheit bie Erwerbsfähigteit des Verletzten 
beeinträdtigt ober eine Vermehrung ber Bebürfnifie bes Berlegten eingetreten il. Nach ben 
gewöhnlichen Grundfägen würde der Erſatz durch Bahlung einer Kapitalſumme zu leiften fein. 
Die Feftftellung des Kapitalbetrags würbe aber vielfach mit großen Schwierigkeiten verbunden 
fein, da dabei eine Reihe unficherer Faktoren in Betracht kommen und namentlich die Dauer der 
Ermwerböunfähigteit im voraus ſchwer zu beflimmen tft. Auch Liegt die Gefahr vor, dab ber 
Verlegte das Kapital raſch verbraucht und dann doch in eine Notlage gerät, vor der er in feinem 
eigenen und im allgemeinen Intereſſe tunlichſt bewahrt werden muB. Im Einflange mit bem 
bisherigen Rechte, insbeſondere den Vorſchriften des Reichshaftpflichtgeſetzes v. 7. Juni 1871, ift 
deshalb beitimmt, daß der Schadenserjag in Form einer Nente zu leiften if. Wegen ber aud« 
nahmsweiſen Kapitalabfindung f. Erl. 3. i 
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Der 8 843 regelt nur ben Schaden, welcher bur die Minderung ber Erwerbsfähigleit tes 
Verlegten oder eine Vermehrung feiner Bedürfniſſe eingetreten ift. Für ben Erſatz des forjtigem 
Schadens, insbefondere ber Kur⸗ und Heilungstoften, find die allgemeinen Grundfäge maßgebend 
(f. 88 2495). Wieweit für immateriellen Schaden Erſatz verlangt werben fann, beftimmt ſich 
nad 8 847. 

2. Die Verpflichtung zur Gewährung einer Rente hängt bauen ab, ob die Erwerbs 
fähigkeit des Verlegten aufgehoben ober gemindert oder eine Vermehrung feiner Bebürfnifie ein- 
getreten ift. Ob diefe Borausfegung vorliegt, hat das Gericht nad; freiem Ermeſſen zu entfcheiben. 
Hierbet werden die Erfahrungen, welde auf dem Gebiete des Reichsverſicherungörechts gemadi 
find, verwertet werden können (vgl. Handbuch der Unfallverfiherung, herausgegeben von Mu— 
gliedern des Meihsverfiherungsamts, insbefondere Erl. zu $ 5 Nr. 34-41). Die Höhe der 
Rente ift fo zu bemefien, daß die Verringerung des Erwerbes auögeglihen ımb dem Berlehier 
ermöglicht wird, die Mehrausgaben zu beftreiten.. Bei der Bemefiung ber Rente tft zu berüd: 
figtigen, wie fi die Verhältniſſe vorausfihtlih demnächft geftalten werden und wie fie fh 
geftaltet Haben würden, wenn die Verlegung nicht ftattgefunden Hätte (RG. in ZW. 1905 
©. 283; RG. im Sachſ. Ar. 8b. 15 ©. 509; R®. in DIL. 1906 ©. 877). Bu berüdfidztigen 
ift dabei aud, in welhem Maße fi die Erwerbsfäßigfeit bes Verletzten bei zunehmendem Alter 
aud ohne die Verlegung gemindert haben würde (RG. im Sädf. Ur. Bd. 15 ©. 509, 510. 
Bebentlih dürfte es indefien fein, die Rente mit einem beftimmten Lebensjahre des Verletten 
deshalb wegfallen zu lafien, weil anzunehmen fei, daß bei Erreichung diefes Alters die Erwerbs: 
fähigfeit auch ohne die Verlegung völlig weggefallen fein würde (Hanfeatifche Gerichtezeitung Bb. 26 
©. 217). Überhaupt wird in allen Fällen, in denen eine Veränderung ber Verhältmifie im ber 
Zukunft zwar möglich ift, ſich aber auch bei Zugrundelegung normaler Verhältnifie nicht mit 
einiger Sicherheit vorausfehen läßt, wann und wie bie Underung eintreten wird, von der Berũd⸗ 
ſichtigung ber Möglichkeit der Anderung abzufehen fein. In einem folhen Falle find für die Be 
mefjung ber Rente die gegenwärtigen Verhältnifje zugrunde zu legen unb if eine anderweite Be- 
ftimmung der Rente bei dem Eintritt einer Anderung ber Verhältnifje auf dem in der CPO. 8 323 
beftimmten Wege (j. Erl. Ac) vorzubehalten (R®. im Sächſ. Ar. Bd. 15 ©. 511; vgl. indeſſen 
auch RG. in Gruch. Bd. 50 ©. 673: RG. in BL. f. RAnw. Bd. 17 ©. 580; Rſpr. Bd. 14 
©. 57; RG. in Gruch. Bd. 51 ©. 178; Hanſeatiſche Gerichtözeitung Bd. 27 ©. 298). 

In derfelben Art wie die Verminderung ber Erwerbsfähigteit ift bei der Beflimmung der 
Nente die Vermehrung der Bedürfniffe des Verletzten zu berüdfichtigen. Eine foldhe Vermehrung 
der Bedürfnifie kann 3. B. darin beftehen, daß der Verlegte vorübergehend oder dauernd einer 
befonderen Nahrung oder Pflege bedarf oder daß er einen Kurort aufzufuchen genötigt ift, oder 
daß ein künſtliches Glied, eine Krüde oder Bruchband ober dgl. für ihn erforderlich wird. 

Die Rente ift auf je drei Monate im voraus zu zahlen (8 760 Abf. 2). Hat der Berlepte 
den Beginn bes Beitabfehnttts erlebt, für den die Rente im voraus zu entrichten if, fo gebührt 
ihm der volle auf den Zeitabfchnitt entfallende Betrag ($ 760 Abi. 3). 

3. Zür die Frage, ob der Anfprud auf die Rente dadurch wegfällt oder ſich mindert, 
daß der Verlegte infolge der Verlegung zugleich einen Vorteil erlangt hat, find die allgemeinen 
Grundfäge über die jog. compensatio Iucri cum damno maßgebend (ſ. Erl. 3 zu 8 252). Hier 
mag nur folgendes hervorgehoben werden. 

Der Anſpruch des Berlegten auf Gewährung der Rente wird dadurd nicht berührt, daß 
dem Verletzten auf Grund eines Verfiherungdvertrags wegen ber Verlegung ein Anſpruch gegen 
den Berficherer zufteht (OLG. Colmar in Elſaß-Lothring. Zeit. Bd. 28 ©. 471; vgl. auch RE. 
in Seuffl. Bd. 25 5. 154; NG. Bb. 10 ©. 50; Bd. 11 ©. 22; Bd. 34 ©. 10). Ob dem 
Verfiherer ein Anſpruch auf Abtretung bes dem Verletzten gegen ben Urheber der Verlegung 
zuftehenden Erſatzanſpruchs zufteht, beftimmt fi nad dem Verſicherungsvertrage; die Abtretung 
des Anſpruchs auf die Nente unterliegt indefien der fih aus CPO. 8 850 ergebenden Be 
ſchränkung (j. Erl. 4). Anders liegt dad Verhältnis, wenn der Berlegte ein Beamter iſt und 
infofge der durch die Verlegung eingetretenen Unfähigfeit, fein Amt weiter zu führen, fein Amt 
aufgeben muß, damit aber zugleich; einen gejeglichen Anſpruch auf Penſion erhält. In einem 
ſolchen Falle befteht der durch die Verlegung erlittene Schaden nur in der Differenz zwiſchen 
dem Betrage der Penfion und demjenigen Betrage, welchen ex bei Fortführung feines Amtes als 
Gehalt bezogen haben würde. Nach biefem Betrage bemißt ſich alfo bie Höhe der Rente. 

Ausdrüdlid, beſtimmt iſt tm Abſ. 4 des 8 843, daß ber Anſpruch auf die Mente dadurch 
nicht ausgeſchloſſen wird, daß ein anderer dem Berlegten Unterhalt zu gewähren verpflichtet ift. 
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Der kraft des Geſetzes zum Unierhalte Verpflichtete ift aber nach ben für die geſetzliche Unter 
Haltspflicht geltenden Grundſätzen (& 1602) den Unterhalt nur infoweit zu gewähren verpflichtet, 
als der Berechtigte nicht durch die hinzufommende Rente in den Stand geſetzt wird, ſich jelbft 
zu unterhalten. 

4. Folgende prozeſſualiſche Vorſchriften find für den Anſpruch auf bie Rente von Bedeutung. 

a) Der Berlegte kann uach CPO. 3 258 auch in betreff der nad Erlaß des Urteils fällig 
werdenden Renten Stlage auf künftige Entrichtung erheben. Zweifelhaft ift, ob eine ſolche Klage 
auf Leijtung au bann zuläffig ift, wenn die Verpflichtung zu einer küuftigen Leiftung von dem 
Eintritt einer beitimmten Borausfegung abhängig iſt, wenn alfo 3. B. ein noch nicht erwerbs⸗ 
fähiges Kind verlegt ift und die Verpflichtung zur Gewährung einer Rente alfo daber davon ab» 
bängt, ob das Kind, wenn es das Alter erreicht, in welchem e8 ohne die Verlegung erwerbsfähig 
geworden fein würde, infolge ber Verlegung erwerböunfähig oder nur im beſchränkten Maße 
erwerbsfähig ift. Die Frage dürfte zu verneinen fein; denn es handelt ſich Hier nicht um einen 
bereit3 begründeten Anfprud auf eine Leiftung, die nur noch nicht fällig if, fondern um einen 
Anſpruch, defien Entitefung erſt von dem Eintritte der fraglichen Vorausſetzung abhängt. Ein 
Anfprud auf künftige Leiftung ift in einem folden Falle nur zuläffig, wenn die befonderen 
Borausfegungen des $ 259 der CPO. vorliegen. Liegen diefe Borausfegungen nicht vor, fo ift 
nur eine Klage auf Feſiſtellung ber Verpflichtung für ben Fall bes Eintrittö der betreffenden 
Borausjegung zuläffig (OLG. Colmar im Recht 1904 ©. 529). 

db) Rad $ 708 Nr. 6 der EBD. ift das Urteil auf Gewährung einer Nente auch ohne 





Antrag für vorläufig vollſtredbar zu erklären, foweit die Entrichtung fllr bie Zeit nach der Er 


hebung der Klage und für das der Erhebung der Klage vorausgehende letzte Vierteljahr zu er⸗ 
folgen Hat. 

©) Nach 3 323 der EBD. ift, wenn nad) ber Erlafjung bed Urteils auf Gewährung der 
Nente eine weſentliche Änderung derjenigen Verhältnifje eintritt, welche für die Verurteilung zur 
Entrichtung ber Leiftungen, für die Beftimmung der Höhe der Keiftungen oder der Dauer ihrer 
Entridtung maßgebend waren, jeber Zeil berechtigt, im Wege der Klage eine entſprechende Ab- 
änderung des Urteils zu verlangen. Die Klage ift nur infomeit zuläffig, ald die Grüude, auf 
welche fie gejtügt wird, erft nach dem Echlufie der mündlichen Verhandlung, in der eine Er- 
meiterung des Klagantrags oder die Geltendmadjung von Einwendungen fpäteftens hätte erfolgen 
müffen, entftanden find und durch Einfprud nicht mehr geltend gemadt werben können. Die 
Abänderung des Urteils darf nur für die Zeit nach Erhebung der Klage erfolgen. 

Diefe Vorſchriften find von befonderer Wichtigkeit für diejenigen Fälle, in melden bie Rente 
wegen Unüberjehbarteit einer künftigen Anderung ber Berhältnifie unter Zugrundelegung der 
gegenwärtigen Verhäliniſſe feitgeftellt ift. 

d) Rad CPO. 8 850 Abf. 3 tft die Mente der Pfändung nur infomweit unterworfen, als 
der Gejamtbetrag die Summe von fünizehnhundert Mark für das Jahr überfteigt. (Ausnahme 
in Abſ. 4.) Somelt die Forderung der Pfändung nicht unterworfen ift, kann fie auch nicht ab» 
getreten werben (3 400) und ebenfo findet inſoweit eine Aufrechnung gegen bie Forderung nicht 
ftatt ($ 394). 

Bel. auch 3 9a des Gerichtekoſtengeſetzes. 

5. Auf Gidgerheitsleiftung hat ber Verletzte kein unbedingtes Recht. Es foll ſich vielmehr 
nad den Umftänden beftimmen, ob eine folde dem Verpflichteten aufzuerlegen if. Es wird 
hierbei in#befondere auf die Vermögensverhältniſſe des Berpflichteten und darauf antommen, ob 
die Durchführung des Anſpruchs gegen ihn, z. B. weil er feinen Wohnfig im Auslande Hat, mit 
befonberen Schwierigfeiten verbunden ift, Die Art und ber Betrag ber Sicherheit hat bad Gericht 
nad) freiem Ermefien zu beitimmen. Die Vorſchriften der 88 204ff. finden daher nur infomweit 
Anwendung, als bie gerichtliche Entſcheidung dafür Raum läßt. Auf Sicherheitsleiftung Tann 
Übrigens nur erlannt werben, wenn eine Verurteilung zur Leiftung der Rente erfolgt iſt. Iſt 
durch das Urteil nur die Verpflichtung zur Gewährung der Rente feftgeftellt (f. Erl. 2), fo 
darf auf Sicherheitsleiftung nicht erfannt werben. Es ergibt fi) dies daraus, daB nad; dem 
Verhältnis in welchem ber Abf. 1 zu dem Abf. 2 fteht, angenommen werben muß, ba die An⸗ 
ordnung einer Sicherheitleiftung nur für den im Abſ. 1 bezeichneten Fall, alfo für den Fall der 
Verurteilung des Verpflichteten zur Leiftung von Echabenserfag durch Gewährung einer Rente 
zugelafien ift (RG. Bd. 60 ©. 416). 

Fit nicht auf Sicherheitdleiftung ertannt, fo kann ber Verletzte gleichwohl Sicherheitsleiftung 
verlangen, wenn fi die Vermögensverhältnifie des Verpflichteten erheblich verfchledhtert Haben; 
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unter ber gleichen Vorausſetzung kann er eine Erhöhung der in dem Urteile beftimmten Sichecheit 
verlangen (EBD. 8 324). 

6. Statt der Rente Tann ber Berlekte eine Abſindung in Kapital verlangen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt (Abf. 3). Ob letzteres zutrifft, iſt nach den Umftänden des einzelnen 
alles zu beftimmen. Der Grund kann ſowohl in ben Berhältniffen des Berechtigten als andı 
des Erfappflichtigen z. B. darin gefunden werden, daß der Verpflichtete feinen Wohnfig im Aus- 
lande Hat oder nimmt ober daB er geftorben ift und zahlreiche Erben vorhanden find (Ripr. 
Bb. 2 ©. 440). Die Abfindung in Kapital ftatt der Rente kann auch noch nachträglich gefordert 
werden, wenn fpäter ein wichtiger Grund eintritt. Auf ein Verſchulden bes Erfagpflichtigen 
tommt es nicht an (vgl. Erl. 1 zu $ 626). Gegen den Willen des Verletzten kann eine Kapital 
abfindung nicht erfolgen. 

7. Der 8 7 Abſ. 1 bes Haftpflidtgefeges in der Faſſung des EG. Art. 42 enthält in 
betrefi des auf Grund biefes Geſetzes zu entrichtenden Schadens eine dem 8 843 Abf. 1 ent- 
ſprechende Vorſchrift. Auf die hiernach zu gewährende Rente finden nah 8 7 Abf. 2 die Bor- 
ſchriften bes 3 843 Abf. 2—4 Anwendung. Unberührt bleiben bie Borfhriften der Reichsver⸗ 
ſicherungsgeſetze. Wegen bed Werhältniffes der Hentenforderung zu den Anfprüden auf Grund 
der Krantenverfiherung vgl. Erl. 5 zu 8 618. 


48 84-846. 

Grfaganiprüde der mittelbar Berlehten. 

Ein Erfaganfpruh anf Grund einer unerlaubten Handlung fteht prinzipiell mır bem uns 
mittelbar Berlegten zu (f. Erl. 5a zu 8 823). In Anlehnung an das bißherige Recht räumen 
die 88 844, 845 ausnahmsweiſe aus Gründen der Billigkeit auch einigen mur mitielbar &e- 
fchädigten einen Anfprud auf Schadenserfag ein. Im Falle der Tötung follen bie VBerrdigungs- 
toften demjenigen, welcher biefe Koften zunächſt zu tragen Hat, erftattet werben ($ 844 Abſ. 1. 
Im Falle der Tötung fol ferner demjenigen, welchem der Getötete Traft Geſezes Unterhalt zu 
gewähren hatte, für den Wegfall des Unterhalt Exrjap gewährt werben (3 844 Abf. 2); endlich 
follen in einigen Füllen, wenn ber erlebte kraft Gefeges Dritten zur Leiftung von Dienften 
verpflichtet war, die Dritten für die enigehenden Dienfte entſchädigt werden ($ 845). Zlir das 
Exlöfchen eines familienzehtlihen Nupungsrehtd am Vermögen eines Getöteten wird fein Ent- 
ſchädigungsanſpruch gewährt, weil hier dag dem Ehemann oder den Eltern zuſtehende Erbrecht 
Erfag gewährt. Die Vorſchriften der 38 844ff. finden wie die bes & 843 ihre Ergänzung in 
den Beftimmungen ber CPO. 98 258, 323, 324, 708 Biff. 6, 850. 

Die Anſprüche der mittelbar Gefhädigten berußen nicht auf dem Gedanken, dab ihnen 
gegenüber eine felbjtändige unerlaubte Handlung vorliege (vgl. Jacubezty ©. 172%). Db 
dies nicht der Standpunkt des E. I geweien ift, kann dabingeftellt bleiben. Nach dem BGB. 
dagegen wirb anzunehmen fein, daß es fih um eine Nebenwirkung der gegen ben unmittelbor 
Verlegten begangenen unerlaubten Handlung handelt. Die Anſprüche aus den 88 844, 345 ſind 
fomit davon abhängig, daß der Tatbeftand einer unerlaubten Handlung gegenüber dem unmittelbar 
Verlegten vorliegt. Insbeſondere find die ragen der Widerrechilichkeit und des Verfhuldens 
nad) diefem Geſichtspunkte zu entſcheiden; das gleiche gilt von der Frage, welche Bebeutung der 
Einwilligung des Berlegien beizulegen tft (a. W. M.IIS. 730). Ausgeſchloſſen tft daher ins- 
befondere auch im Falle des 8 833, wenn ein Menfch durch ein Tier getötet ift, ein Auſpruch 
der Hinterbliebenen gegen ben Halter bed Tieres, wenn zwiſchen biefem und bem @etöteten 
vor der Handlung des Tieres, welche den Tod Herbeiführte, vereinbart war, baß ber Halter 
des Tieres für den durch das Tier herbeigeführten Schaden nicht haften folle (RG. in 
DIL. 1907 ©. 658; Erl. 3 zu $ 833). Andererſeits kommt es auf ein Verſchulden gegen- 
über den mittelbar betroffenen Perfonen nicht an; die Erfagpflicht tritt kraft Gejepes ein, 
gleichviel ob der Erfagpflichtige die Schädigung bes mittelbar Betroffenen vorausgejehen oder 
gewollt Hat oder nicht. Hat aber bei der unerlaubten Handlung ein Verſchulden bes 
mittelbar Betroffenen mitgewirkt, fo findet der 8 254 Anwendung; denn auch ber mittelbar 
Betroffene tft als VBeichädigter im Sinne des 8 254 anzufehen. Die Verpflihtung zum Erſaße 
des Schadens, insbeſondere auch ber Umfang des zu leiftenden Erſatzes hängt alfo nah Mab- 
gabe bes 8 254 von den dort bezeichneten Umftänden ab (RE. Bd. 55 ©. 25). Über mit: 
wirleudes Verſchulden des unmittelbar Verlegten f. Erl. zu 8 846. Der Aniprud bes mittelbar 
Beichädigten Hat, obwohl er eine unerlaubte Handlung gegen den unmittelbar Berlegten voraus⸗ 
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8. 844. Im Falle der Tödtung hat der Erfaßpflichtige die Koften ber 
Beerdigung demjenigen zu erſetzen, welchem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koften 
zu tragen. 

Stand der Getödtete zur Zeit der Verlegung zu einem Dritten in einem 
Berhältniffe, vermöge deſſen er diefem gegenüber kraft Geſetzes unterhaltspflichtig 
war oder unterhaltöpflichtig werden fonnte, und ift dem Dritten in Folge der 
ZTödtung da Necht auf den Unterhalt entzogen, fo hat der Erfagpflichtige dem 
Dritten durch Entrichtung einer Geldrente infoweit Schadenserſatz zu leiften, als 
der Getödtete während der muthmaßlichen Dauer feines Lebens zur Gewährung 
Des Unterhalt verpflichtet gewefen fein würde; die Vorſchriften des 8. 843 Abſ. 2 
bis 4 finden entfprechende Anwendung. Die Erjagpflicht tritt auch dann ein, 
wenn der Dritte zur Zeit der Verlegung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 





ſetzt doch infofern einen felbftändigen Charatier, als er, wenn er einmal begründet ift, der Ver⸗ 
fügung deö unmittelbar Berlegten entzogen, alfo insbefondere durch einen Vergleich oder Verzicht 
des letzteren nicht berlifet wird; es ift dies als felbftverftändlich betrachtet und deshalb im Geſetze 
nicht beſonders zum Ausbrude gebracht (M. II ©. 773, 79). 


$ 84. 
€. 188 722, 733; 11 8 767 veb. 8 829; TIL 8 828. P.1 €. 2667 ff., 2791ff., 2825 ff., 2836f., 3556, 3560, 
6198 1., 6201, 11877; NM. II &. 773. P.II 8.2 €. 613ff. KB. €. 1995. 

Erfaganfprüde wegen Tötung durch unerlaubte Handlung. 

1. Unter Tötung im Sinne des 8 844 ift jede Handlung zu verftehen, durch 
welche ber Tod eined Menfchen herbeigeführt wird, fofern fie dem Charakter einer unerlaubten 
Handlung gegen den Getöteten hat (ſ. Borbm. zu 88 844—846). Unter unerlaubter Handlung tit 
jede Handlung zu veritehen, melde im Sinne bes fünfundzwanzigſten Titel3 zu den unerlaubten 
Handlungen gehört. Auch diejenigen Fälle gehören aljo hierher, in melden ein Verſchulden des 
Täters nicht erforderlich tft (8 833) oder in welchen ein Verſchulden vermutet wird (88 831, 
832, 836). Bon ftrafgefeglichen Vorſchriften kommen insbefondere in Betracht bie Vorſchriften 
über Mord (SIEB. 8 211), Todſchlag (StEB. 8 212), Tötung auf Verlaugen bes Getöteten 
(StGB. 8 216), fahrläffige Tötung (StGB. 8 222; Rſpr. Bd. 2 ©. 440), auch die Tötung tm 
Zweikampfe gehört hierher, ebenfo die Körperverlegung mit tödlichem Ausgange (StEB. 8 226). 
Denn derjenige, welcher eine unerlaubte Handlung, in dieſem Falle die Körperverlegung, begeht, 
haftet für allen Schaden, der aus der Handlung entfteht, auch wenn er benfelben nicht voraus⸗ 
gefehen hat oder vorausfehen mußte. Vorausfegung ift aber felbftverftändfich, daß ein Kaufal- 
zufammenhang zwiſchen dem fhuldhaften Handeln und dem eingetretenen Erfolge befteht; a. W. 
v. Liszt, Del.-Oblig. ©. 29, welcher bei Körperverlegung mit tödlihem Ausgang und in ben 
Fällen, in denen nad dem StGB. der Eintritt des Todes ftraffhärfend wirft, eine Tötumg nur 
dann annehmen will, wenn im einzelnen Falle der Tod vorausgeſehen oder vorausſehbar war; 
Staudinger Erl. IV zu 8 844, welcher verlangt, daß die Tötung dem Täter zur Fahrläffigkeit 
anzurechnen ſei; ähnlih OLG. Stuttgart im Recht 1905 ©. 194; vgl. auch Rſpr. Bd. 14 ©. 54). 

2. Der Getötete ſelbſt Hat wegen ber Tötung feinen Erfagaufprud gegen bem Täter, 
denn ein Toter kann keinen Anfpruch haben und feine Erben können als ſolche nur einen Anſpruch 
haben, der in der Perfon des Exblaffers bereits entftanden ift; durch die Tötung ift aber in 
der Perfon des Getöteten fein Anſpruch entftanden. Hat aber die in Frage ftehende unerlaubte 
Handlung den Tod nicht fofort zur Folge gehabt, fo kann für den Verletzten ein Erjaganipruch 
nad) Maßgabe der allgemeinen Grundfäge und der 88 842, 843 entftanden fein. In Betracht fommt 
insbefonbere auch ber Anfprud auf Erſatz der Koften der verſuchten Heilung. Ein folder in 
der Perſon bes Verlegten bereit entitandener Anfpruch geht felbitverftändlich auf die Erben des 
Getöteten über (vgl. auch NG. in JW. 1905 ©. 144). 

Der E. I enthielt noch die Beſtimmung ($ 722 Abf. 2), daß, wenn durch ben Tod ein an bie 
Berfon des Getöteten gefnüpftes Vermögensrecht erloſchen oder der Erwerb eines ſolchen Rechtes 
verhindert jet, infoweit der Getötete als in feinem Vermögen beſchädigt angefehen werben fole. 
Bet den Beratungen ber zweiten Kommiſſion waren Anträge geftellt, welche bierliber noch hinaus⸗ 
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gehend eine Erfagpflicht auch wegen Vernichtung der Arbeitskraft feftfegen wollten. Die Kommiijien 
bat diefe Anträge abgelehut und die erwähnte Beſtimmung bes €. I geſtrichen. weil in den 
feltenen Fällen, in denen wirklich der Getötete felbit al3 verlegt erſcheine, ein Erſatzanſpruch 
fon nad} allgemeinen Grundſätzen begründet fei, in ben Fällen dagegen, in denem lediglich bie 
Erben des Berlegten als Geſchädigte in Betracht kämen, keine Beranlafiung vorliege, über die 
Beitimmung der 88 844, 845 binauszugehen. Hieraus ergibt fi, daß die Kommilfion mit ter 
oben dargelegten Auffafiung einverfianden gewefen iſt. In Ermangelung einer befonberen Bor- 
ſchrift ſteht daher den Erben des Getöteten ein Erfaganfprud wegen Wegfalls eines an bie 
Berfon des Betöteten gefnüpften Rechtes, z. B. eines Nießbrauchs oder einer Leibrente nicht zu 
(a. 4. Dernburg 1I 8 391 II 2). 

8. Rach 8 844 Abſ. 1 hat der Erſatzyflichtige im Halle der Tötung bie Koſten der Be- 
erbigung demjenigen zu erfegen, welchem bie Berpflichtung obliegt, diefe Koſten zw tragen. 
Die Koften der Beerdigung hat nad dem Geſetz in erfter Linie der Erbe zu tragen, fubjibiär 
haben die fraft Gefeges zur Gewährung bes Unterhalts verpflichteten Berfonen, bei einem um 
ehelichen Kinde der umeheliche Vater dafür aufzulommen (j. 38 1968, 1580 Abf. 3, 1615 Abſ. 2, 
1713 Abf. 2). Nach dem Wortlaute des 8 844 Abſ. 1 Haben dieſe Perfonen einen Auſpruch 
auf Erfag der Koften der Beerdigung. Es wird alfo vorausgefegt, dab fie diefe Koften be- 
ftritten haben. Aus dem Grunde und Bwede ber Vorſchrift dürfte aber zu folgern fein, daß jie 
von dem Schuldigen auch verlangen können, daß er bie Koften der Beerdigung ſelbſt beftreite 
und fie dadurch von ihrer Verpflichtung befreie. Nur auf die kraft des Gefeges zur Tragung 
der Beerdigumgsfoften Verpflichteten dürfte die Vorſchrift des Abſ. 1 zu beziehen fein, nicht ami 
ſolche Perfonen, welche durch Vertrag bie Verpflichtung übernommen haben (a. A. Staudinger 
Erl. III A, 1b; Schollmeyer ©. 232). 

4. Für den im 8 844 Abſ. 2 beſtimmten Griaganfprud derjenigen, welde infolge ber 
Tötung mittelbar einen Schaden dadurch erlitten, daß fie einen Unterhaltsaniprud gegen den 
Getöteten verloren haben, gelten folgende Regeln. 

a) Erfagberehtigt ift, wer zur Zeit der Verlegung zu dem Getöteten in 
einem Berbältniffe ftand, infolgebefien er kraft Gefeges Unterhalt zu ver: 
langen beredtigt war ober berechtigt werben konnte. Ein Verhältnis diefex Art be— 
fteht zwifchen Ehegatten, zwiſchen Verwandten in gerader Linie und zugunften bes wmeheli 
Kindes gegenüber dem unehelihen Vater (vgl. ferner bie 88 1345, 1351, 1360f., 1578Ff., 1601 ff., 
1700, 1703, 1708ff., 1739, 1765f.). Es kommt nicht darauf an, ob ber Unterhaltsaniprud zur 
Zeit ber Verlegung bereit3 begründet war. Es genligt, wenn zu biefer Zeit das Verhältnis 


bereits beitand, auf Grund defien der Unterhaltsanfprudy entftehen konnte. Treten dann ſpätet 


die Borausfegungen ein, unter welchen der Anſpruch, wenn ber Getötete noch gelebt hätte, emt: 
ftanden fein würde, jo kann von diefer Zeit an der Erſatz gefordert werben (RE. Bd. 33 
©. 279). So kann z. B., wenn zur Begründung des Unterhaltsanfpruhs Bedürftigleit auf 
feiten des Berechtigten erforderlich ift und bie Bebiktftigfeit zur Zeit der Verletzung noch 
nit beftand, fpäter aber eintrat, von dem lepteren Zeitpunkt an Erſatz gefordert werden. 
Dasfelbe gilt, wenn zur Zeit der Verlegung ein näherer Unterhaltspflidtiger als der Ge— 
tötete vorhanden war, diefer aber fpäter wegfällt. Zweifelhaft iſt, ob basjelbe auch dann 
anzunehmen ift, wenn zur Begründung bes Unterhaltsanſpruchs Fühigkeit des Berpflichteten 
zur Gewährung bed Unterhalts erforderlich ift und dieſe Fähigkeit zur Zeit der Verlegung fehlte, 
aber fpüter eingetreten fein würde. Der Zweifel liegt darin, dab nie mit Sicherheit, fordern 
immer nur mit größerer oder geringerer Wahrfcheinlichleit angenommen werben fann, daß der 
Getötete fpäter die Fähigkeit erlangt haben würde, Entſcheidendes Gewicht dürfte indeffen auf 
diefes Bedenken nicht zu legen fein, weil für dem Bier fraglihen Erfaganipruch überhaupt in 
mehrfacher Beziehung z. B. in betreff ber Lebensdauer des Getöteten mit Wahrfcheinlichfeiten 
gerehnei werden muß. Mit Recht iſt deshalb auch vom Bayr. Ob8G. einer Mutter, deren Sohn 
zu einer Zeit getötet ift, in welchem er der Mutter Unterhalt zu gewähren nod nicht imftande 
war, ein Anſpruch auf Erfag gegen den Schuldigen von ber Zeit an zugeftanden, in welchem 
nad) dem regelmäßigen Laufe der Dinge der Sohn, nachdem er Gefelle geworden, imftande ge- 
wefen wäre, der Mutter Unterhalt zu gewähren (Seuffü. Bd. 57 ©. 409). 

Nicht erforderlich ift und genügt andererſeits auch nicht, daß ber Betötete den Unterhalt 
tatfächlich gewährt Hat oder vertragsmäßtg dazu verpflichtet ift. Ein Antrag, aud in Fällen dieſer 
Art den Erfaganfpruch zu gewähren, ift abgelehnt (RTK. ©. 1995; Rſpr. Bd. 2 ©. 440). Das 
eine andere Auffafjung vertretende Urteil in Eeuffü. Bd. 57 ©. 405 bezieht ſich nicht auf 
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8 844, fondern auf einen Fall, in welchem von ber Meebderei Schabenserfag auf Grund des 
HGB. 8 485 geforbert wurde. 

Erſatzberechtigt fol, wenn die übrigen Vorausſetzungen zutreffen, aud fein, wer zur Zeit 
der Verlegung erzeugt, aber noch nicht geboren war; da das Geſetz den allgemeinen Sat 
nasciturus pro jam nato habetur nicht kennt, bedurfte e8 inſoweit einer ausdrücklichen Beitimmung, 
die im Abf. 2 Sag 2 gegeben Hit. Iſt ftreitig, ob die Erzeugung bereit3 zur Zeit ber Verlegung 
erfolgt war, fo Hat das Gericht hierüber unter Berüdfichtigung der Umftände bes Falles nad 
freiem Ermefjen zu entfcheiden; die gefeglichen Borfchriften über die Empfängnißzeit finden feine 
Anwendung (Staudinger Erl. IIIA, 2a). 

Als entſcheidender Zeitpunkt für die Beftimmung des Kreifes der Erſatzberechtigten ift die 
Zeit der Verlegung feitgefegt. Danach tft bie Witwe nicht erfagberechtigt, wenn die Eheſchließung 
erſt nach der Verlegung flattgefunden hat. Ebenfo tft ein Kind, welches von dem Verletzten in 
der Zeit zwiſchen der Verlegung und dem Tode erzeugt ift, nicht erſatzberechtigt. Dasſelbe gilt 
von einem Rinde, welches erft nad} der Berlegung durch nachfolgende Ehe: oder durch Ehelichkeits⸗ 
erflärung legitimiert oder an Kindesſtatt angenommen ift. 

Nur die in dem obigen gedachten Unterhalt3berechtigten, nicht auch andere durch die Tötung 
mittelbar Beichädigte, z. B. die Verſicherungsgeſellſchaft, bei welcher der Getötete fein Leben 
verfihert hatte, Haben einen Erſatzanſpruch (ſ. oben Erl. 2). Ebenfowenig kommt der Anſpruch 
des Beichenkten gegen den Schenfer nad) 8 528 in Betradit. 

b) Borausfegung bes Anſpruchs auf Schabenserfag tft, daß dem Unterhalis- 
berechtigten infolge des Todes das Recht auf ben Unterhalt entzogen ift. Der Anſpruch 
greift alfo nicht Platz, ſoweit bie Erben des Getöteten verpflichtet bleiben, dem Berechtigten Unter 
Halt zu gewähren. Dies trifft zu bet bem Unterhaltsanfpruche des Kindes gegen ben unehelihen 
Vater (3 1712) und des gefchiedenen Ehegatten gegenüber dem für feyuldig erklärten Ehegatten 
($ 1582). Soweit in diefen Fällen der Berechtigte infolge ber den Erben nad) den 88 1712, 
1582 zuftehenden befonderen Rechte weniger erhält, als er von dem @etöteten erhalten haben 
würde, greift die Haftung des Erfappflichtigen nach Maßgabe des 8 844 Abf. 2 Platz. Der Uns 
ſpruch des Unterhaltsberechtigten gegen den Erjappflidhtigen wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß ein anderer dem Berechtigten Unterhalt zu gewähren hat (3 843 Ubi. 4). 

e) Schadenserfag ift inſoweit zu leiften, als der Getötete während der muts 
maßlihen Dauer feines Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet 
gewejen fein würde. Bet ber Feſtſtellung find nicht nur die bereit$ zur Zeit des Todes 
begründeten Unfprüche, fonbern auch die nach menſchlicher Wahrfheinlichleit erſt fpäter eriftent 
werdenden Anſprüche zu berüdfichtigen. Der Erfagpflihtige Hat aber zunädft nur Erfag zu 
leiften, foweit der Getötete feinerjeitS zur Zeit bes Todes zur Gewährung bes Unterhalts vers 
pflitet war. War die Geltendmadhung eines Unterhaltsanfpruchs zur Beit des Todes aus⸗ 
geſchloſſen, etwa weil e8 an bem Erforderniſſe der Bedürſtigkeit fehlte oder weil die Fähigkeit des 
Getöteten zur Gewährung bes Unterhalt erft jpäter eingetreten fein würde, fo kann der Erſatz⸗ 
anfprud) erſt von dem Beitpunft an geltend gemacht werben, in welchem die gedachten Vorauss 
feßungen eingetreten find (a. A. Bayer. ObKG. in Ceuffl. Bd. 57), nad) weldem ſchon vor 
dem Eintritte jener Vorausſetzungen auf Leiftung von dem Zeitpnnft an, in welchem die Voraus⸗ 
fegungen eintreten, geflagt werden kann (vgl. auch OLG. Hamburg in DIZ. 1904 ©. 754). 

Die mutmaßliche Dauer des Lebens bed Verletzten ift nad) der fih aus der Erfahrung 
ergebenden Wahrſcheinlichkeit zu berechnen. Ebenſo find andere Umftände, welche für die Dauer 
des Unterhaltganfpruch® gegen den Getöteten von Bebeutung geweien fein wilden, zu bes 
rüdfihtigen. Dies gilt insbefondere von ber Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten und von 
der Erwerbsfähigleit des Getöteten, fofern die Dauer der Unterhaltspflicht des Getöteten von 
diefen Umftänden abhängig ift. Ebenfo hat die Witwe eines getöteten Ehemanns einen Anſpruch 
nur auf folange, als anzunehmen Hit, baß ber Getötete ihr zur Gewährung des Unterhaltö ver- 
pflichtet gewefen fein wilde. Sie Bat keinen Anſpruch auf Erſatz dafür, dab bie Unterhaltspflicht 
gegenüber den Kindern durch den Tod bes Ehemanns auf fie übergegangen ift (R®. in BL f. 
ARAnw. Bd. 72 ©. 293). Sind die Unterhaltöberechtigten Sinber, fo wird ihnen ber Exfak 
regelmäßig mindeſtens bis zur Vollendung ihres fünfzehnten Lebensjahre zuzuertennen fein (RG. 
in Seuffl. Bd. 60 ©. 357; RG. im Sädf. Arch. Bd. 15 ©. 504; RG. in JW. 1905 ©. 143, 
152; OLG. Hamburg im Recht Bd. 4 ©. 283). Tritt fpäter eine "Beränberung der Verhältnifje 
ein, "po tan nad CRD. 8 323 eine entſprechende Änderung des Urteils verlangt werden. Witrde 
die Unterhaftöpflicht mit einem beflimmien Zeiwpunkt aufgehört haben, wie dies bei dem Unter» 
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8. 845. Im Falle der Tödtung, der Verlegung des Körpers oder ber 
Gefundheit ſowie im Falle der Freiheitsentziehung hat der Erfagpflichtige, wenn 
der Verletzte kraft Gefeßes einem Dritten zur Leiftung von Dienften in deſſen 
Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet war, dem Dritten für die entgehenden Dienfte 
durch Entrichtung einer Geldrente Erſatz zu leiften. Die Vorſchriften des 8. 843 
Abſ. 2 bis 4 finden entjprechende Anwendung. 


Haltsanfpruche des Kindes gegen den uneheltchen Vater bie Regel bildet ($ 1708), fo ift die 
Erſatzpflicht dementſprechend einzufchränten. Ift bie Witwe des Getöteten bie Unterhaltsberedhtigte, 
fo darf der ihr zuzuerkennende Erfag nicht von vornherein auf die Beit bis zu ihrer Wieder 
verheiratung befhräntt werden; die Berüchſichtigung des Einflufjes, welchen die Wiederverheiratumg 
auf den Erſatzanſpruch möglicherweiſe Haben kann, tft vielmehr auf dem durch CPO. 8 323 be 
zeichneten Wege zur Geltung zu bringen (RG. in. ZW. 1905 ©. 143). 

d) Der Beweis, daß die Vorausſetzungen unter a—c vorliegen, ift von demjenigen zu 
erbringen, welcher den Anſpruch geltend macht. 

6) Der Schabenserfaß ift zu gewähren in Form einer Geldrente. Dabei finden bie in 
ben Erl. zu 8 843 näher erörterten Vorfchriften des 5 843 Abſ. 2—4 und bie dort angeführten 
Vorſchriften der CPO. Anwendung. Eine Abweichung greift jedoch infofern Platz, ald der An- 
ſpruch nah CPO. 5 850 Abſ. 1 Ziff. 2 feinem ganzen Betrage nach der Pfändung entzogen ift. 

f) Der Anſpruch auf Grund des 8 844 Abf. 2 Hat nicht den Charakter eines 
Unterbaltsanfpruds, fondern den eines Erſatzauſpruchs. Das Verhältnis ift nicht 
fo zu denfen, daß mit dem Tobe des Verletzten für den wegfallenden Unterhaltsanſpruch gegen 
den Berlegten ein neuer Unterhaltsanfprud gegen den Erfagpflictigen entfteht, jondern jo, daß 
der Erfagpflichtige dem Berechtigten fiir ben durch feine unerlaubte Handlung veranlabten Wegfall 
des Unterhaltsanſpruchs Schadenserfag zu leiften hat (NG. Bd. 55 ©. 24). Aus diefem Eharalter 
des Anſpruchs wird zu folgern fein, daß auf ihn die allgemeinen Grundfäge über die compensatio 
lueri cum damno Anwendung finden. Dies kann in Frage kommen, wenn ber Unterhalt 
berechtigte dadurch, daß er ben @etöteten beexbt, fo viel erlangt, als fein Unterhaltsanſpruch 
gegen ben Getöteten betragen haben würde. In Betracht zu ziehen ift auch fiir den Erfaganfpruch 
der Witwe bes Getöteten der Vorteil, welchen fie dadurch erlangt Bat, daß ihr Vermögen von 
güterrechtlihen Beſchränkungen befreit wurde (RG. in DIE. 1907 ©. 357). 


8 84. 3 
€. 11 8 768 vev. 8 830; III 4 829. P. 118.2 ©. 6311. 


Anſpruch auf Erjag für entgehende Dienfte. 

1. Boransſetzungen des Anfpruds. Der 8 845 Handelt wie der $ 844 von ber Erfaß- 
pflicht fiir Schaden, der nicht dem unmittelbar Verlegten, fondern dritten Perfonen infolge einer 
unerlaubten Handlung erwachſen ift. Im Falle der Tötung, der Verlegung bes Körpers oder 
ber Gefundheit ſowie im Falle der Freiheitsentziehung fol der Erfagpflichtige, wenn ber Berlegte 
kraft Gefeges einem Dritten zur Leiftung von Dienften in defien Hausweien oder Gewerbe ver- 
pflichtet war, dem Dritten für die entgehenden Dienfte durch die Entrichtung einer Geldrente 
Erſatz leiſten. Eine geſetzliche Verpflichtung zu Dienftleiftungen befteht nad) dem BGB. einmal 
für die Ehefrau, welche nad) 8 1356 Abf. 2 zu Arbeiten im Hausweſen und im Geſchäfte bes 
Mannes verpflichtet ift, ſoweit eine ſolche Tätigfeit nach den Verhältnifien, in denen die Ehegatten 
leben, üblich ift, und ferner für das Kind, welches nad) 8 1617, folange e8 dem elterlichen Haus- 
ftand angehört und von den Eltern erzogen oder unterhalten wird, in einer feinen Krüften 
und feiner Lebensftellung entſprechenden Weife den Eltern in ihrem Hausweſen und im 
Geſchäfte Dienfte zu leiften Hat. Durch die Entziehung der Dienfte wird nad) der bem Geſete 
zugrunde liegenden Auffafjung in vielen Fällen eine ähnliche Schädigung herbeigeführt wie durch 
ben Wegfall de3 zum Unterhalte der Familie Verpflichteten. Zu denken ift 3. ®. daran, daß ber 
Bater für den Sohn einen Knecht dingen muß oder da ber Ehemann gezwungen tft, eine Aus- 
hilfe zu nehmen, um an Stelle der Ehefrau den Haushalt zu führen. Es erſcheint als billig, dak 
diefer Schaden in gleicher Weife wie in den Fällen des 8 844 erjept wird. Vorausſetzung der 
Erfagpflicht ift Hier wie im alle des 8 844 immer, dab die Werlegung durch eime unerlaubte 
Handlung im Sinne bes flnfundzwangigften Titels Herbeigeführt ift. Auf die durch das Reiche⸗ 
Haftpflichtgefeß begründete Haftung findet der 8 845 feine Anwendung (RG. Bd. 57 ©. 52). 
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8. 846. Hat in den Füllen der 88. 844, 845 bei ber Entjtehung des 
Schadens, den der Dritte erleidet, ein Verfchulden des Verletzten mitgewirkt, fo 
finden auf den Anfpruch des Dritten die Vorjchriften des $. 254 Anwendung. 


2. Die Beſtimmung bes Schadens, welcher dem Dienftbereitigten durch die Entgehung 
der Dienfte erwächſt, erfolgt nach bdenfelben Grunbfägen, bie für die Ermittelung desjenigen 
Schadens maßgebend find, welcher einem Unterhaltsberechtigten durch den Verluft des Unterhalts 
anfpruch8 erwächſt. Es ift dabei aljo zugrunde zu legen die Zeit, während welcher der Dienft- 
berechtigte wahrſcheinlich die Dienfte bezogen haben würde. Ob er die Dienfte wirklich bisher 
bezogen Hat, iſt gleichgültig (a. 9. Staudinger Erl. 3b zu 8 845); e8 genügt, daß er für die 
Zukunft ein Recht auf die Dienfte haben würde, und daß mit Wahrfcheinlichkeit anzunehmen ift, 
daß und wie lange bie tatfächlichen Verhältniffe, von welchen das Recht auf die Dienfte abhängt, 
fortgedauert Haben würden. Für die Dienfte der Ehefrau kommt alſo die vorausfichtliche Dauer 
ihres Lebens und ihre Fähigkeit, die Dienfte zu leiften, für die Dienfte der Kinder die voraus- 
fichtliche Dauer ber Verhältnifie, von welchen deren Verpflichtung zur Dienftleiitung nad) 8 1617 
abhängt, in Betracht (Kſpr. Bd. 9 S. 49). Der Erfag iſt immer nur für die Dauer des Lebens 
des Berechtigten zuzuerlennen. 

Für die Seftftellung ber Höhe des Schadens werben fi Anhaltspunkte daraus ergeben, 
wieviel ber Gejchädigte für die anderweitige Beichaffung der Dienfte aufwenden muß. Dabei 
wird aber auch zu berüdfichtigen fein, was der Geſchädigte feinerfeits, z. B. dadurch, daß er den 
Unterhalt nicht mehr zu gewähren hat, erſpart. 

3. Im Falle eines mitwirkenben Verſchuldens des — — bei der Verletzung 
findet der 8 254 Anwendung (RG. Bd. 55 ©. 24; vgl. auch Erl. zu 8 846). 

4. Der Erſatz iſt dur Entrichtung einer Geldrente zu leiſten. Auf diefe finden die Bor- 
fhriften bes 8 843 Abf. 2—4 Anwendung (f. Erl. zu 8 843). Die VBeftimmungen ber CPO. 
88 708, 850 gelten indeſſen nicht für die nad 8 845 zu entrichtende Mente und demzufolge 
finden aud die Beftimmungen der 38 400, 394 des BGB. in den Füllen des $ 845 feine Ans 
wendung. 

Tritt fpäter eine Änderung der dem Urteile zugrunde gelegten Verhältniſſe ein, fo kann 
jeder Teil nad; CPO. 8 323 eine entfprechende Anderung des Urteils verlangen. 

5. Iſt die Verletzte eine Ehefrau, fo kann ſich der ihr nad 8 842 zuftehende Anſpruch 
auf Schadenserjag wegen einer durch die Berlegung herbeigeführten Beeinträchtigung ihrer Exwerbs⸗ 
tätigleit dadurch mindern oder ganz wegfallen, daß die Verletzte, wenn die Verlegung nicht ftatte 
gefunden hätte, Doch deshalb nichts Hätte erwerben können, weil fie ihrem Ehemanne Dienite in 
befien Hausweſen oder Gewerbe hätte leiſten müſſen. Der Anſpruch auf Erfag der wegen der 
durch die Verlegung Herbeigeführten Unmöglichteit, diefe Dienfte zu leiſten, fteht nicht der Ehefrau, 
fonbern dem Ehemanne zu. In Fällen diefer Art können alfo möglicherweife nebeneinander ein 
Erfapanfpruc des Ehemanns und ber Ehefrau beftegen (f. Exl. zu 842). Über die prozeſſualiſchen 
ragen, welche im Falle einer folden Konkurrenz be Anſpruchs bes Ehemann und der Ehefrau 
eintreten, f. RG. Bd. 47 ©. 84, 92; RG. in ZW. 1905 ©. 341; 1903 Beibl. ©. 123. 

Ein ähnliches Verhältnis kann eintreten, wenn der Verletzte ein Kind ift, das nad 8 1617 
verpflichtet ift, den Eltern in ihrem Hausweſen und Geſchäfte Dienfte zu leiften. 


$ 846. 
€. 11 8 769 vev. 8 891; 1118 830. P.II Eh. 2 €. 63811. 

Wenn bei der Entftehung des einem Dritten nach ben 88 844, 845 au erfegenden Schadens 
ein Berſchulden bes Berlegten mitgewirkt hat, jo kann es zweifelhaft fein, ob auch dem Dritten 
gegenüber bie Vorſchrift des $ 254 Unmendung findet. Dem Prinzipe, daß die Verpflichtung 
gegenüber dem Dritten nur als eine Nebenfolge ber gegen den Verlehten begangenen unerlaubten 
Handlung aufzufaflen ift, entſpricht es, daß das mitwirkende Verſchulden des Verletzten nad) 
Maßgabe des 8 254 au dem Dritten gegenüber geltend gemacht werben kann. Auch die Billige 
keit fpricht hierfür. Da die Frage indeſſen wegen ber Selbftändigleit des dem Dritten zuftehenden 
Anſpruchs als zweifelhaft angefehen werben kann, fo wird im $ 846 für die Fülle der 88 844, 
845 ausdrücklich bie Anwendung des 3 254 angeordnet (KG. Bd. 55 ©. 24; vgl. auch Rſpr. 
Bd. 2 ©. 440). 
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8. 847. Im Falle der Verlegung des Körpers oder der Gejundheit ſowie 
im Falle der Freiheitsentziehfung kann der Verlegte auch wegen bes Schadens, der 
nicht Vermögensſchaden ift, eine billige Entfchädigung in Geld verlangen. Der 
Anfpruch ift nicht übertragbar und geht nicht auf Die Erben über, es fei Denn, 
daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechtöhängig geworben iſt. 

Ein gleicher Anſpruch fteht einer Frauensperfon zu, gegen die ein Berbrechen 
oder Vergehen wider bie Sittlichkeit begangen ober die durch Hinterlift, durch 
Drohung oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeitverhältnifjes zur Geftattung 
der aufßerehelichen Beimohnung beftimmt wird. 


Daneben ift, wie bereits in den Borbm. vor $ 844 und in Erl. zu $ 844 und in Ex 3 
zu 8 845 hervorgehoben ift, ein mitwirkendes Verſchulden des Driiten (des Unterhaltsberechtigten 
ober des Dienſtberechtigten) nach Maßgabe des 8 254 zu berüdfichtigen. 


8847. 
E.i z 728; II 8 770 rev. * 832; III 8 831. 9.16. 1047 f1., 2024 M., —— su * 8137 f., 11894; 
NRUET9N. 9.1.2 €. 6401.; Bd. 6 ©. 694. 

1. Erſatz immateriellen Schadens. Der 8 847 räumt, — von der allgemeinen 
Regel bes 8 253, bei einer Reihe von unerlaubten Handlungen dem Verletzten das Recht ein, 
auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden tft, eine Entſchädigung zu verlangen. 
Die Vorſchrift findet ihr Vorbild in einigen Beſtimmungen des bisherigen Rechte, geht aber 
über dag gemeine Recht und die meisten anderen Gejege nicht unerheblich hinaus. Das gemeine 
Recht und ihm folgend eine Auzahl neuerer Gefege gewähren im falle der Körperverlefung bem 
Berlegten einen Anſpruch auf fog. Schmerzensgelder. Daneben wird von einzelnen Rechten ein 
Erſatz für immateriellen Schaden bei wiberrechtlicher Freiheitsentziehung zugeftanden. In Betracht 
tommt aud bie im gemeinen Rechte gewohnheitsrechtlich ausgebildete und bemnädjit in die 
meiften neueren Geſetze übergegangene Beitimmung, daß, wenn eine Sörperverlegung eine Ber- 
unftaltung zur Folge hat, welche geeignet tft, die Ausſicht auf das fpätere Forilommen zu be 
einträchtigen, dem Verlegten auch Hierfür Erſatz zu leiften ift. Zwar handelt es fi bei diefer 
Beitimmung, welche in erweiterter Form auch in das BGB. aufgenommen ift (8 842), an fid 
nur um einen wirtfchaftlihen Schaden; in der Praxis ift fie aber vielfach fo gehandhabt, daß 
bei der Sefiftellung ber zu zahlenden Entfhädigung aud ein nichtvermögensrechtlicher Schaden 
berüdfigtigt iſt. In allgemeiner Weife gewährt das franzöfifche Hecht und ihm folgend das 
ſchweiz. GB. Urt. 54, 55 einen Erfag wegen des immateriellen Schadens. Reichsrechtlich hat 
der Gedanke, daß bei ber Entfhädigung bes Berlegten auch ein immateriellee Schaden zu be 
rüdfichtigen ift, infofern Anerkennung gefunden, als bei ber eftftellung der Buße, welche nad 
StGB. z 231 dem Verletzten bei Körperverlegungen zu gewähren tft, nad) der herrſchenden An» 
fiht aud ein anderer Schaben als der Vermögensſchaden in Betracht zu ziehen if. Bei biefer 
Sadlage ift im Hinblid auf die Bedürfniſſe des Lebens und bie in der Redjtsentwidelung hervor⸗ 
teetende Vollsanſchauung ſowie namentlih aud, weil es mwünfchenswert erſchien, inſoweit die 
Beitimmungen des BGB. mit den Grundſätzen des Strafrechts in Übereinftimmung zu bringen, 
im 8 847 Ubf. 1 dem Richter die Befugnis beigelegt, bei einer Verlegung des Körpers oder 
der Gejundheit fowie im Falle der Freigeitsentziehung bem Verlegten auf Verlangen wegen eines 
immatertellen Schadens eine billige Entihädigung in Geld zuzuertennen. Aus ähnlichen Er 
mägungen ift bie Vorfchrift des Abſ. 1 auf die im Abſ. 2 bezeichneten Hülle erftredt. Dagegen 
ift die Exftredung der Vorſchrift auf Ehrverlegungen ſowohl von ber erften als auch vom der 
zweiten und ber Reichstagskommiſſion abgelehnt. 

2. Boransfegung des Auſpruchs auf Erja des immateriellen Schadens ift, daß entweder 

a) dur unerlaubte Handlung ber Körper, bie Gefundheit oder die Freiheit 
verlegt ift. Der Begriff der unerlaubten Handlung ift bier ebenfo wie im alle des $ 845 
in bem weiteren Sinne zu verftehen, in welchem ber fünfundzwanzigſte Titel den Begriff der un⸗ 
erlaubten Handlung verſteht. Es gehört dahin insbefondere auch der Fall bes $ 833 (RE. 
Bd. 50 ©. 244; Apr. Bd. 14 ©. 50). Nach Ripr. Bd. 12 ©. 120 findet der $ 847 keine An⸗ 
wendung gegen denjenigen, welder nur fitr fremdes Verſchulden haftet. Der 8 847 ſpricht von 
Seeifeitgentziehung; es tft darunter aber, ebenfo wie im Falle des 8 823 jede Verlegung 
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ber Freiheit zu verftehen (f. Erl. II 1d zu 8 823; Rſpr. Bd. 7 ©. 156). Auch bei einer gegen 
ein Kind verübten Handlung ber im StGB. 8 176 Nr. 3 gedachten Art findet der 8 847 An⸗ 
wendung (Mipr. Bd. 14 ©. 55); 

b) oder daß gegen eine Frauensperſon ein Verbrechen gegen die Sittlichfeit 
begangen tjt (vgl. 8 823 Abſ. 2). Es gehören Hierher die Fälle der 88 174, 176, 177, 179, 
182 des SIEB. Anderer Anficht ift v. Liszt ©. 41 in Anfehung ber im 8 182 des StGB. 
mit Strafe bedrohten Verführung eines Mädchens unter 16 Jahren, weil dieſe weber unter 8 823, 
noch unter $ 825 des BGB. falle. Die Anficht beruht auf einer unrichtigen Auffafiung bes 
8 823 bes BOB. Der 8 182 SIEB. enthält eine Schutvorſchrift der im 8 823 Abſ. 2 be 
zeichneten Art; 

6) oder daß eine Frauensperſon durch Hinterlift, durch Drohung ober unter 
Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniffes zur Geftattung der außerehelien Bei⸗ 
wohnung beftimmt wird. Es muß alfo der Tatbeitand der im 8 825 bezeichneten unerlaubten 
Handlung vorliegen (f. Erl. zu 8 825). 

Bei anderen al den ımter a—c bezeichneten unerlaubten Handlungen findet ein Anſpruch 
auf Erſatz des immateriellen Schadens nicht ftatt. 


3. Gegenftand des Anſpruchs iſt eine billige Entfhädigung in Geld. Gemeint ift damit, 
daß der Berlegte fir die körperlichen und feelifchen Schmerzen, fiir die Sorgen und ben Kummer, 
welche er infolge der unerlaubten Handlung zu erleiden hat, eine Entihädigung erhalten foll. 
Auf Grund des 8 847 kann alfo 3. B. bei Körperverletzung fog. Schmerzensgeld gefordert, ferner 
kann Erfag verlangt werben für die Werunftaltung, die infolge der Verlegung eingetreten ift 
(DLG. Dresden im Sächſ. Ar. Bd. 6 ©. 464), oder für die Schäbigung des guten Rufes, 
welchen eine Frauensperſon infolge eines ftrafbaren Angriffs auf ihre weibliche Ehre oder infolge 
hinterliſtiger Verführung erleidet. Dabei ift zu beachten, daß flr bie wirtfhaftlichen Nachteile, 
welde fi an eine gegen die Perſon gerichtete unerlaubte Handlung knüpfen, bereit? nach $ 842 
Erſatz zu elften iſt. Bei 8 847 Handelt es ſich dagegen um die tdeelle Schädigung. Der Ber- 
legte fol durch die Zubilligung einer Geldfumme in die Lage verfegt werden, für die Leiden, 
welche er durchgemacht hat oder noch durchzumachen Hat, fi) andere materielle Vorteile zu ver 
ſchaffen und dadurch, ſoweit dies überhaupt möglich ift, den Schaden auszugleichen. A. A. v. Liszt, 
Del.»Oblig., ©. 65, ber, wie e8 ſcheint, die Verlegung des Ehrgefühls und des fittlichen Gefühls 
überall nicht berückſichtigen will; wie Hier jegt au Dertmann II. Aufl. Erl. 3 zu 8 847, 
ber in der erften Auflage lehrte, daß rein moraliſche Gefichtspunkte, wie Schmerzen und Neue 
nad $ 847 nicht im Betracht kommen. Auf dad Wort Schaden darf man nicht entſcheidendes 
Gewicht legen. Nach der Auffafjung bes Lebens würde man aud) die Gewährung von Schmerzens- 
geld, obwohl dies zweifellos unter 8 847 fällt, kaum als Erſatz eines Schadens bezeichnen. 
Das Gefeg hat den Ausdrud „Schaden, der nicht Vermögensſchaden iſt“ im $ 847 hauptſächlich 
besbalb gebraucht, weil es bislang an einem geeigneten anderen Ausdrucke fehlt (vgl. RG. Bd. 8 
©. 117; SeuffA. Bd. 43 Nr. 115). Bei der Bemefjung ber Höhe der Entichädigung nad 
RG. Bd. 63 ©. 104 ift zwar das Vermögen des Erſatzpflichtigen mit in Betracht zu ziehen, 
Fa aber der Umftand, daß er gegen einen ſolchen Schaden verfichert ift; vgl. auch NG. Bd. 63 

©. 104. 

Ein mitwirtendes Verſchulden des Verletzten iſt nach 8 254 zu beridfihtigen. Die Ent 
ſchädigung ift nicht durch eine Rente, ſondern durch Kapttalabfindung zu leiften. Die Beitimmung 
des Betrags der Entſchädigung unterliegt nicht der Revifion (RG. in ZW. 1902 Bell. ©. 47). 

4. Der Anfpruh ans 5 847 flieht nur dem unmittelbar Berlegten zu. Ein Anſpruch 
der Eltern wegen bes Schmerzes über den Verluſt eines Kindes ober ein Anſpruch des Vaters 
wegen Verführung der Tochter ift ſomit ausgefchlofien. 

5. Beſchränkung der Übertragbarkeit und Bererblichteit. Der Anſpruch aus 8 847 Hat, 
tote ſich aus dem Vorftehenden ergibt, einen rein perfönlichen Charakter. Das Gefeg beftimmt 
deshalb, daß ber Anſpruch nicht übertragbar iſt und daß er nicht auf bie Erben übergeht, es 
jet denn, daß er durch Vertrag anerfannt (8 781) oder daß er rechtshängig geworden ift (CPO. 
88 263, 284, 500 Abf. 2; 510 Abi. 2; 693). Die Forderung ift, weil fie nicht übertragbar tft, 
auch nicht der Pfändung unterworfen (EBD. $ 851). Im Hinblid auf diefe Befonderheiten bes 
Anſpruchs wird es fih empfehlen, wenn wegen der unerlaubten Handlung mehrere Anſprüche 
etwa aus 8 842 und aus 8 847 zufammen geltend gemacht werben, in bem Urteile gejondert 
über den Anſpruch ans 8 847 zu enticheiden. 
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8. 848. Wer zur Rückgabe einer Sache verpflichtet ift, die er einem Anderen 
durch eine unerlaubte Handlung entzogen hat, ift auch für den zufälligen Unter- 
gang, eine aus einem anderen Grunde eintretende zufällige Unmöglichkeit der 
Herausgabe oder eine zufällige Verfchlechterung der Sache verantwortlich, es fei 
denn, daß der Untergang, die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe ober bie 
Verſchlechterung auch ohne die Entziehung eingetreten fein würde. 


8. 849. Iſt wegen der Entziehung einer Sache der Werth oder wegen der 
Beichädigung einer Sache die Werthminderung zu erjegen, jo fann der Verletzte 
Binfen des zu erjeßenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, welcher der 
Beitimmung des Werthes zu Grunde gelegt wird. 


6. Auf das Reichshaftpflichtgeſet findet der 8 847 keine Anwendung (RG. Bb. 57 
©. 55). Über die Frage, ob neben der auf Grund des Unfallverficherungögefeges zu g 
Unfallvente auch noch Schmerzensgeld verlangt werben kann, f. die widerſprechenden Entſcheidungen 
in — Bd. 56 ©. 349; Bd. 59 ©. 400; Rſpr. Bd. 13 ©. 15. 
Die Borfäriften der Neichägefege über die Gewährung einer Buße (f. namentlich 
si Er 188, 231) bleiben unberührt. 


5838. 
€.18 716; 118 771 veu. 8 833; III 8 892. P.I S. 1042M., 3274, 11875; M. II €. 140. 
9.1186. 2 6. 607. 


Haftung für den Zufall im Falle der Entziehung einer Ende. Der 8 848 enthält eine 
Abweihung von der allgemeinen Regel des $ 275, daß der Schuldner durch das zufällige Un» 
möglichwerben der Leiftung fret wird. Die Vorfchrift enifpricht derjenigen des 8 287 Sag 2 

Wie der Schuldner, welcher fi in Verzug befindet, während des Verzugs auch ben Bufall 
zu vertreten hat, jo muß auch derjenige, welcher zur Herausgabe einer Sache verpflichtet if, die 
er einem anderen durch eine ımerlaubte Handlung entzogen Hat, für ben zufälligen Untergang 
ober bie aus einem anderen Grunde eintretende zufällige Unmöglichkeit der Herausgabe ſowie für 
die zufällige Verſchlechterung der Sache verantwortlich fein. Denn es tft anzunehmen, daß der 
Bufall die Sache nicht betroffen haben würde, wenn fie dem anderen nicht entzogen wäre. Die 
Wirkungen des Verzugs treten alfo ein, ohne dab es einer Mahnung bedarf (Mipr. Bd. 9 ©. 282). 
Bermag aber ber Erfaßpflichtige den Beweis zu führen, daß der Schaden auch ohne die Entziehung 
eingetreten fein würde, jo ſoll er, wie ber ſäumige Schuldner, im Falle des 8 287 von der 
Haftung für den zufälligen Untergang ober die zufällige Verſchlechterung der Sache frei fein. 

Im einzelnen vgl. Erl. 2 zu 8 287. 


4 849. 
eigrir;u % 772 rev. 8 834; II 2.1 €. 1037, 1m, Ball ass. ar, 3217, 32931. 
6183, 6164, 118751.; „ a 6.7401. 2.19.26. 

Zinspflicht im Falle der Verpflichtung zum Erſatze ed Br — — Sache 
oder der Wertminderung wegen Beſchädigung der Sache. Der 8 849 entſpricht der für den 
Verzug gegebenen gleihartigen Vorſchrift des 8 290. Iſt wegen ber Entziehung einer Sache der 
Wert oder wegen der Beſchüdigung einer Sache die Wertminderung zu erfegen, fo hat der Erſatz⸗ 
pflichtige dem Berlegten nad allgemeinen Grundfägen auch den Schaden zu erftatten, den ber 
Verlegte dadurch erlitten Hat, dab ihm die Nupungen der Sache ganz ober teilweiſe entzogen 
find. Der Beweis dieſes Schadens wilrde aber möglicherweiſe Schwierigleiten maden. Im 
Intereffe des Verletzten ift deshalb beftinimt, daß der Verlegte, ohne daß es bes Nachweiſes eines 
befonderen Schadens bedarf, Zinfen des zu erjegenden Betrags von dem Beitpunlt an verlangen 
Tann, welcher ber Beitimmung des Wertes zugrunde gelegt wird. Sm betreff der einzelnen 
entftehenden Fragen, insbefondere in betreff des Beitpunkts, welder ber Wertberechnung zugrumbe 
zu legen ift, gilt Hier dasfelbe wie im Falle des Verzugs (f. Exl. zu $ 290). Dex Binsfub beträgt 
nad) 8 246 vier vom Hundert. 

Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens, der dem Berlegten buch die Vorent⸗ 
Haltung der Sache entitanben ift, wird durch den 8 849 nicht ausgeſchloſſen. 


25. Titel: Unerlaubte Handlungen. 88 848-851. 1051 


8. 850. Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sache Verpflichtete 
Verwendungen auf die Sache, fo ftehen ihm dem Verletzten gegenüber die Nechte 
zu, bie der Befiter dem Eigenthümer gegenüber wegen Verwendungen hat. 


8. 851. Leiftet der wegen der Entziefung oder Beſchädigung einer beweg⸗ 
lichen Sache zum Schadenserſatze Berpflichtete den Erſatz an denjenigen, in deſſen 
Beſitze fih die Sache zur Zeit der Entziehung oder der Beichäbigung befunden 
Bat, fo wird er durch die Leiftung auch dann befreit, wenn ein Dritter Eigen- 
thümer der Sache war oder ein fonftiges Necht an der Sache hatte, es fei denn, 
daß ihm das Recht des Dritten befannt oder in Folge grober Fahrläffigfeit 
unbefannt ift. 


8 80. 
E.iA z T18; 118 773 ven. 8 8355 a R 834. 9.1 6. 10451. — 3274, 3550, 3559, 4185, 11876; 
1674. 9.19.26. 

Verwendungen auf bie — Sache. 

Nach röm. Rechte konnte derjenige, welcher ſich durch eine unerlaubte Handlung in den 
Beſitz einer fremden Sache geſetzt hatte, für die von ihm auf die Sache gemachten Verwendungen 
feinen Erſatz verlangen. Einige neuere Geſetze haben ſich inſoweit dem röm. Rechte angefchlofien. 
Das BGB. geht aber davon aus, daß eine ſolche Beſtimmung den Charakter einer Straf⸗ 
borfchrift tragen wirde. Da nun im allgemeinen die zivilrechtlihen Strafen befeitigt find, bat 
man es nicht für angemeſſen erachtet, eine derartige Strafvorfchrift aufrechtzuerhalten. Es ift 
vielmehr beftimmt, daß dem Erſatzpflichtigen bem Verlegten gegenüber diefelben Rechte zuftehen 
follen, die der Befiger dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen bat. Es finden alfo 
die Vorſchriften der 88 994—1003 Unwendung (vgl. Erl. zu diefen Paragraphen). 


81. 
@ II 8 774 reb. 8 836; III 8 835. P. U 83.2 ©. 6071. 

1. Der 8 851 enthält eine befondere Vorſchrift augunften bes wegen Entziehung oder 
Beiädigung einer Sache zum Erfage Berpfliähteten, wenn diefer den Erſatz an einen Nichte 
berechtigten leiftet. Wer wegen der Entziehung oder Beihädigung einer Sache zum Schadens 
erſatze verpflichtet ift, Hat den Erſatz zu leiſten an den Verlegten. Dies kann der Beſitzer fein; 
es kann aber auch ein anderer als ber Befiger, insbejondere der Eigentümer ober derjenige fein, 
defien Recht an ber Sache verletzt iſt. Sofern es fi um die Beſchädigung einer unbeweglichen 
Sache handelt, ergibt fi) aus dem Grundbuche, wer der Eigentümer oder Berechtigte iſt. Bet 
beweglichen Sachen aber vermag der Erſatzpflichtige häufig nicht mit Sicherheit feitzuftellen, wer 
der Empfangsberegtigte if. Es könnte ſich alfo das mißliche Refultat ergeben, daß der Erſatz⸗ 
pflihtige, ber in gutem Glauben an einen anjcheinend Berechtigten geleiftet Hat, nachher noch⸗ 
mals an den wirklich Berechtigten zahlen müßte. Nun wird zugunften des gutgläubigen Er» 
werber8 einer beweglichen Sache oder eined Rechtes an einer folhen der Veräußerer der Sache 
ſowie der Beſteller des Rechtes, wenn er im Beſitze der Sache ift, nad) den 88 932, 1032, 1207 
als Eigentümer behandelt und der $ 1006 ftellt zugunften bes Beſitzers einer beweglichen Sache 
allgemein die Vermutung auf, daß er Eigentümer der Sache fei. Der von der zweiten Kommiffion 
eingeftellte $ 851 verwertet den dieſen Borjchriften zugrunde liegenden Gedanken zuguniten 
des Erſatzpflichtigen. Diefer foll, wenn er in gutem Glauben ben Erſatz an denjenigen leiſtet, 
welcher zur Zeit ber Entztehung oder der Beſchädigung der Sache Bejiger derfelben war, von 
feiner Erſatzpflicht frei werben. 

2. Vorausſetzung ber Befreiung des Erſatzpflichtigen if, 

a) daß er an denjenigen den Erfag leiftet, in deſſen Befige ji die Sade 
zur Zeit der Entziehung oder der Beſchädigung befand. Beſtand zu diefer Zeit 
ein mittelbarer und ein unmittelbarer Befig an der Sache, fo wird ber Erfagpflichtige frei ſowohl 
durch bie Leiftung an den unmittelbaren als an den mittelbaren Befiger (vgl. jedoch Erl. 2c); 

b) daß voller Erſatz für die Entziehung oder Beſchädigung geleiftet wird. 
Wird der Erfag nur geleiftet für ein an ber Sache beftehendes Nießbrauch- oder Pfandrecht, jo 





1052 vH. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


8. 852. Der Anſpruch auf Erfah des aus einer unerlaubten Handlung 
entitandenen Schadens verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem 
der Verlegte von dem Schaden und der PBerfon des Erfagpflichtigen Kenntniß 


wird ber Erſatzpflichtige nur befreit gegeniiber dem Nießbraucher oder Pfandgläubiger, wicht 
gegenüber dem Eigentümer; jebod mindert fih der Erfaganfpruch des letzteren, auch wenn im 
Wirklichkeit der Nießbrauch oder das Pfandrecht nicht beftand, inſoweit, als nur dev Wert ber 
Sade nach Abzug der Wertminderung, bie fie infolge des Nießbrauchs oder des Pfandrechts er⸗ 
leidet, in Betracht fomınt. Umgekehrt bleibt der Erſatzanſpruch bed Niekbrauders und Pfand» 
gläubiger8 unberührt, wenn dem Eigentümer der Wert ber Sache nur unter Berüdjihtigung bes 
Nießbrauch⸗ oder Pfandrechts, mit welchem fie belaftet ift, geleiſtet wurde. Gleichgültig iſt. ob 
- der Betrag des geleifteten Erfages dem Betrage des Schadens wirklich entſpricht. Es gemägt, 
daß bei der Leiftung vereinbart war, daß dadurch der ganze Schaden erſetzt werben folle; 

0) daß dem Erfagpflitigen bei ber Leiftung des Erſatzes an den Befiger 
das Recht des Dritten unbelannt war und feine Unkenntnis aud nit auf grober 
Fahrläffigfeit berupte. War ifm das Beftehen eines Niekbrauch- oder Pfaudrechts am ber 
Sache befannt oder aus grober Fahrläſſigkeit unbelannt, jo wird der Erfaganfprud des Nieß— 
brauchers oder Pfandgläubigers durch die Leiſtung an den Befiger nicht berührt. War ihm das 
Recht des Eigentümers bekannt oder aus grober Zahrläffigkeit unbelannt, fo wird der Erfage 
anſpruch des Eigentümers durch die Leiftung an den Befiger, auch wenn diefer Nießbrauchet 
oder Pfandgläubiger war, nicht berührt. 

Die befreiende Wirkung ber Leiftung an den unmittelbaren Befiger wird an fi dadurch 
nicht ausgefchloffen, daß dem Erfagpflihtigen befannt oder aus grober Fahrläſſigkelt unbelannt 
war, daß einem anderen ber mittelbare Beſitz zuftand; denn ber mittelbare Beſiß ift fein Recht 
an der Sache. Megelmäßig wird indefien hieraus folgen, daß dem Erfagpflichtigen bekannt oder 
aus grober Fahrläffigkeit unbelannt war, daß ber Vefiger nicht Eigentümer fei; denn im Falle 
eines mittelbaren Befiges gilt nach 8 1006 Abf. 3 die Vermutung des Eigentums für den mittel» 
baren Beliger. Denkbar ift Indefien auch in einem ſolchen Falle, daß der Erfagpflihtige den 
unmittelbaren Beier ohne grobe Fahrläffigkeit für den Eigentlimer hielt, indem er 3. B. au⸗ 
nahm, daß der mittelbare Beſitzer Niehbraucher fei und ben ihm als ſolchen zuitehenden Beſih 
zeitweife bem Eigentümer überlafjen Habe. 

8. Die Beweislaſt geftaltet fi) fo, daß der Erfagpflictige, wenn er nad) der Leiftung an 
den anfcheinend Berechtigten demnäcfi nochmals von dem wirklich Berechtigten in Anſpruch 
genommen wird, darzulegen hat, daß berjenige, an welden er gezahlt Hat, fich zur Zeit ber 
Entziehung oder Beihädigung im Befige der Sache befunden hat; Sache bed anderen Teiles ift 
e3 bann, nachzuweiſen, daß der Erjappflichtige in böfem Glauben gehandelt Hat. 

4. Berhältnis zwiſchen dem Befiger und dem Berechtigten. Wird ber Erjagpflichtige durch 
die Leiftung an den Nichtberechtigten nad) $ 851 befreit, fo ift der Iegtere zur Deransgabe des 
ihm Gelelfteten an den Berechtigten nach den Vorſchriften Über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung verpflichtet ($ 816 Abſ. 2). 

5. Eine Ausdehnung der Vorſchrift des 8 851 anf andere als bie darin bezeichneten 
Fälle dürfte bei bem fingulären Charakter der Vorſchrift unzuläffig jein. Insbeſondere wird 
derjenige, welcher dem obligatorifch zur Nubung der Sache Berechtigten, 3. B. dem Mieter wegen 
Entziefung oder Beihädigung ber Sache Erſatz zu leiften verpflichtet iſt, nicht dadurch bon feiner 
Verpflichtung befreit, daß er die Xeiftung in gutem Glauben an den früheren Beſitzer der Sache 
bewirkt, obwohl diefer in Wirklichkeit nicht der obligatorifch zu der Nutzung der Sache Berechtigte 
war (a. A. Windſcheid-Kipp II Zufäge vor 8 451 Nr. 6by). 


$ 852. 
@.188 719, 720; yu 8 zu ven. 8 837; III 8 836. ®.1 €. 1051M., 1562, 1564M., 3551, 3554, 35591.; 
©. Tal. P.11 8b, 2 6, 6091.; 32.6 6.205. EB. &, 1995. 

1. Ber un anf Schabenserjag aus einer unerlaubten Handlung im Sinne des 
fünfundzwanzigfien Titels unterliegt einer doppelten Berjährung. 

a) Der Unfprud verjährt in drei Jahren. Die Verjährung beginnt hier aber, ab» 
weichend von bem in 8 198 beftimmten Grundfap, erft von dem Beitpunft an, in welchem der 
BVerlegte von dem Schaden und von der Berfon des Erfagpflichtigen Kenntnis erlangt. bat. 


25. Titel: Unerlaubte Handlungen. 8 852, 1058 


erlangt, ohne Rüdficht auf dieſe Kenntnik in dreißig Jahren von der Begehung 
der Handlung an. 

Hat der Erfagpflichtige durch bie unerlaubte Handlung auf Koften des Ver- 
legten etwas erlangt, fo ift er aucd nach ber Vollendung der Verjährung zur 
Herausgabe nach den Vorfchriften über Die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung verpflichtet. 


Kennen müflen fteht dem Kennen nicht glei). Auf die Kenntnis bes Umfanges des Schadens 
kommt es nicht an. Tritt aber, nachdem ber Werlegte von dem Schaben Kenntnis erlangt Hat, 
ein weiterer Schaben ein, oder erlangt ber Verlegte exit fpäter von einem anderen als ben ihm 
zunäcft befannt gewordenen Schaden Kenninis, fo beginnt die Verjährung des Anſpruchs auf 
Erſatz dieſes anderen Schadens erft von dem Zeitpuntt an, in welhem der Berlegte von diefem 
Schaden Kenntnis erlangt hat (M. II ©. 742; Rſpr. Bd. 12 ©. 32). Wenn z. B. durch eine 
Körperwerlegung ber Berlegte eine äußere Wunde erhalten hat, ihm aber erſt fpäter befannt wird, 
daß ex durch biefelbe unerlaubte Handlung aud einen inneren Schaden erlitten habe, jo beginnt 
die Veriährung des Anſpruchs auf Erſatz des durch dieſe innere Verlegung entitandenen Schadens 
erft von dem Zeitpuntie der Kenntnis dieſes Schadens an. Auch von ber Perſon des Erſatz⸗ 
pflichtigen muß ber Verlegte Kenntnis Haben. Mit Rüdfict hierauf wird in Rſpr. Bd. 12 ©. 105 
ber Fall entfchieden, daß ein Sträfling durch die in einer Strafanftalt von einer Firma aufgeftellte 
gefährliche Fräsmafchine, bei der er beſchäftigt wurde, verlegt ift. E8 wird angenommen, daß 
ber Sträfling einen Erſatzanſpruch gegen bie Firma Hat, daß die Verjährung dieſes Anſpruchs 
aber nicht eher beginnt, als bis der Sträfling von dem Vertrage zwiſchen dem Unternehmer und 
der Strafanftalt Kenntnis erhalten Habe und auch nicht vor dem Zeitpunkt, in welchem buch 
Urteil rechtskräftig entjchteden worden, daß der Sträfling keinen Anſpruch gegen den Fiskus habe. 
Auch die Verjährung der Anſprüche der mittelbar Verlegten (88 844, 845) beginnt erſt mit dem 
Zeitpunft, in welchem die Verlegten von bem ihnen durch die Verlegung erwachſenen Schaden 
Kenntnis erhalten haben. 

b) Der Anfprud verjährt ferner ohne Rüdfiht auf die Kenntnis des Vers 
legten in dreißig Jahren von der Begehung der unerlaubten Handlung an. Auch 
in biefer Beziehung findet alfo eine Abweihung von dem für den Beginn ber Verjährung geltenden 
allgemeinen Grundfage des 8 198 ftatt, als die Verjährung nicht mit der erft durch die Verlegung 
eintretenden Entftehung bes Unfpruchs, fondern ſchon mit ber Begehung der unerlaubten Handlung 
beginnt. In einzelnen Fällen kann es zweifelhaft fein, wann bie unerlaubte Handlung als bes 
gangen anzufehen tft. Im dem Falle des $ 831 dürfte als maßgebender Zeitpunkt nicht dev 
Zeitpunkt anzufehen fein, in weldem der zu ber Verrichtung Beitellte den Schaden zugefügt Hat, 
fondern derjenige Beitpuntt, in welchem ber Geſchäftsherr bei der Auswahl des zu der Berrichtung 
Beftellten oder, fofern ihm bie Beihaffung von Vorrichtungen oblag, Hierbei bie Anwendung ber 
erforderlichen Sorgfalt unterlaſſen hat. In dem Falle des 8 833 wird der Zeitpunkt, in welchem 
durch dag Tier die Verlegung zugefügt wurde, im Falle des 8 835 der Zeitpunkt, in welchem 
duch das Wild der dort bezeichnete Schaden angerichtet ift, ald der maßgebende Zeitpunkt zu 
betrachten fein. In den Fällen der 88 836—838 ift ald maßgebend zu betrachten ber Zeitpunkt, 
in weldem der Erfappflichtige die ihm obliegende Aufmerkſamkeit anzuwenden unterlafien hat 
(teilweife a. U. Staudinger Erl. 2b). Der Zeitpunkt der Begehung der unerlaubten Handlung 
iſt aud für den Beginn der Verjährung der mittelbar Verletzten (88 844, 845) maßgebend, 

2. Die allgemeinen Grundfäge über bie Verjährung der Anſprüche finden aud auf die 
Verjährung der Anſprüche aus unerlaubten Handlungen infoweit Unwendung, als ſich nicht aus 
dem in Erl. 1 Gefagten eine Abweichung ergibt. Insbeſondere wird die Vorſchrift des $ 197 
über die vierjährige Verjäßrung der Unfprüche auf Rückſtände von Renten buch den 8 851 
nicht berührt. 

8. Die ſtrafrechtliche Verjährung kommt bei der Verjährung des privatrechtlichen Anſpruchs 
nicht in Betracht. Es kann alfo vorkommen, daß die Strafverfolgung verjährt ift, während ber 
privatrechtliche Entfhäbigungsanfprucdh weiter befteht, und umgelehrt. 

4. ZR neben dem Anſpruch auf Grund der unerlaubten Handlung ein anderer Auſpruch 
begründet, fo wird diefer legtere Anſpruch ducch die Verjährung des erfteren nicht berührt. Ans 
Bwedmäßigteitsgründen hebt das Geſetz dies Hinfichtlich des Anſpruchs auf Herausgabe der uns 


1054 VII. Abſchnitt: Einzelne Schuldverhältnifie. 


$. 863. Erlangt Jemand durch eine von ihm begangene unerlaubte Handlung 
eine Forderung gegen den Derlegten, jo kann ber Verlegte die Erfüllung auch 
dann verweigern, wenn ber Anfpruch auf Aufhebung der Forderung verjährt ift. 


gerechtfertigten Bereicherung, welcher begründet ift, wenn ber Erſatzpflichtige durch die unerlaubte 
Handlung auf Koften des Verlehten etwas erlangt hat, befonder® hervor. Hinfitlih dieſes 
Vereiherungsanfpruhs bewenbdet es bei ber gewöhnlichen dreibigjährigen Verjährung. Der E. I 
ſchrieb vor, daß hei dem Bereiherungsanfpruche die Borfchriften über die Heransgabe wegen ver- 
werflihen Empfanges Anwendung finden follten. Die zweite Kommiffion Hat bie Worte „wegen 
veriwerflichen Empfanges“ geitrichen einmal aus dem formellen Grunde, weil fie der neuen Faffjung 
der Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung nicht entſprechen und jodanıt, weil in den 
Fällen der Haftung ohne Verſchulden von einem „verwerflihen Empfange” nicht die Rede fein 
tönne. Der Umfang der Haftung beftimmt fi) in bem alle bes Abi. 2 alfo lediglich nach dem 
Vorſchriften der 88 818ff. und die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in weichem der Ans 
ſpruch nach Maßgabe des & 812 entftanden ift. 


8 858. 
€. 118 776 ven. 8 838; II 8 837. P. I MD. 1 6. 236M.; ©». 2 €. 6123, 714 q. 32.6 6. 200. 


Einrede gegen die durch eine unerlaubte Handlung erlangte Forderung nad Verjährung 
des Auſpruchs anf Aufhebung der Forderung. Hat jemand dur eine von ihm begangene 
unerlaubte Handlung eine Forderung gegen den Berlepten erlangt, hat er z. B. den Verlehten 
duch) Betrug veranlagt, ifın ein Schuldveriprechen auszuftellen, fo fteht bem Verlehten 
nit nur ein Anfprud auf Befreiung von ber Verbindlichkeit, fondern auf Grund diefes Ans 
ſpruchs auch eine Einrede gegenüber dem Anfprud auf Erfüllung der Verbindlichteit zu. Der 
Einrede würde aber, wenn ber Anfpruch auf Befreiung verjährt ift, die Replik der Berjäßrung 
entgegenftehen. Diefem unbilligen Ergebniſſe tritt die Vorſchrift des 8 853 entgegen. Wegen 
der juriftifchen Konſtruktion ſowie wegen anderer ähnlicher Borfchriften |. Bd. I Erl. 3e zu $ 222. 

In den Hier in Frage kommenden Fällen wird regelmäßig aud) eine Anfechtung bed ber 
Forderung zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts wach Maßgabe des $ 123 zuläffig fein. Durch 
die Anfehtung fällt die Forderung von felbft weg und es bedarf dann einer Einrede nicht. 
Iſt die Anfechtung aber wegen Ablaufs der Unfechtungsfrift ausgeſchloſſen, fo bat der Schuldner 
nad 88 823, 249 noch den Anſpruch auf Aufhebung des Rechtsgefchäfts und der darauf ges 
gründeten Forderung. Iſt diefer Anſpruch verjährt, fo verbleibt dem Schuldner nod die im 
8 853 beftimmte Einrebe. Die Einrebe ift indeffen nur dann begründet, wenn erhellt, daß der 
Schuldner die Aufgebung des ber Forderung zugrunde liegenden deechtsgeſchäfts, weil basfelbe 
auf einer unerlaubten Handlung berußt, nad 58 823, 249 verlangt. WIN er dagegen das 
Mechtögeichäft beftehen laffen und nur einen Anfprud) auf Erfag des ihm durch den Inhalt bes 
Nechtsgeſchäfts erwachſenen Nachteils verlangen, will alfo z. B. der Känfer einer Sadje, der durch 
Betrug des Berkäuferd zu dem Kaufe beftimmt worden ift, nur Erfag desjenigen Schädens ver, 
langen, welchen er dadurch erlitten hat, daß der Kaufpreis infolge des Betrugs zu hoch beſtimmt 
worden fei, fo handelt es ſich nicht um eine auf das Recht, die Aufhebung des Vertrags zu vers 
langen, gegründete Einrebe, ſondern um bie Geltendmadung eines felbftändigen Schadenserſah⸗ 
anſpruchs und um die Aufrechnung ber ſich hieraus ergebenden Forderung des Verkäufers. 

Der dieſem Schadenserſatzanſpruche zugrunde liegende Tatbeſtand begründet Leine felbs 
ftändige Einrede; ber 8 853 findet daher, wenn der Schabenserjag verjährt ift, feine Anwendung 
(RS. Bb. 60 ©. 294). 
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